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Vorwort. 


Der  Gedanke,  dem  letzten  Willen  einen  nicht  durch  ein 
eigenes  Interesse  beeinflussten,  unparteiischen  Wächter  und 
Vollzieher  zu  geben,  liegt  nicht  so  fern  und  hat  wohl  im  Rechts- 
leben aller  Völker,  bei  denen  die  Verfügung  auf  den  Todesfall 
sich  eingebürgert  hat,  in  irgend  einer  Weise  Vertretung  ge- 
funden. Den  vollkommensten  Ausdruck  für  diesen  Gedanken, 
die  Form,  in  welcher  er  vorwiegend  im  Recht  der  modernen 
Kulturvölker  auftritt,  hat  das  Mittelalter  in  Gestalt  der  „Testa- 
mentsvollstreckung“ geschaffen.  Diese,  im  Kern  germanisch, 
ans  der  germanischen  „Treuhand“  abgeleitet,  hat  in  kanonischen 
und  in  römischen,  bei  der  Romanisirung  hinzugetretenen  Elementen 
die  zweckdienliche  Ergänzung  erhalten.  Alle  drei  Rechte  haben 
sich  hier  einmal  ungezwungen  und,  ohne  dass  das  eine  vom 
anderen  beeinträchtigt  worden  wäre,  zusammengefügt.  Gerade 
dies  verleiht  der  historischen  Forschung  im  Bereiche  der  Testa- 
mentsvollstreckung ein  besonderes  Interesse.  Es  wird  noch 
gesteigert  durch  den  Umstand,  dass  das  Institut  mit  seinen 
Wurzeln  zugleich  in  das  germanische  Sachen-,  Schuld-  und 
Erbrecht  hineinragt.  Die  Treuhand,  namentlich  in  der  Gestalt, 
die  sie  bei  den  Langobarden  erhalten  hat,  zeigt  uns  diese  Theile 
des  Rechtssystems  gewissermassen  auf  einen  engen,  leicht  zu 
übersehenden  Raum  zusammengerückt  und  einem  Zwecke 
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dienstbar  gemacht.  Es  drangt  sich  die  erwünschte  Nothwendig- 
keit  auf,  eine  Anzahl  der  wichtigsten  in  jene  Gebiete  gehörigen 
Fragen  von  einem  Punkte  aus  zu  betrachten,  dabei  die  neuesten 
Forschungen  an  einem  Beispiel  auf  ihre  Richtigkeit  zu  er- 
proben und  sie,  da  es  sicli  liier  um  ein  noch  im  geltenden  Recht 
lebendes  Institut  handelt,  auch  für  die  Dogmatik  fruchtbarer 
zu  machen.  Dies  möge  die  Wahl  des  Themas  und  die  Art 
seiner  Bearbeitung  rechtfertigen! 

Sind  auch  in  der  Arbeit  Belegstellen  aus  den  Urkunden 
in  reichlichem  Masse  wörtlich  angezogen,  so  dürfte  doch  der 
vollständige  Abdruck  einiger  besonders  bezeichnenden  Urkunden 
im  Anhang  dem  Verständnis  förderlich  sein. 

Breslau,  den  14.  Juli  IS95. 


Alfred  Schultze. 
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8 1 

Die  Lehre  von  den  Testamentsvollstreckern  birgt  eine  An- 
zahl ungelöster  Fragen.  Namentlich  hat  man,  wie  auch  die 
Verhandlungen  des  21.  Deutschen  Juristentages1)  zeigen,  sieh 
bisher  nicht  über  die  Grundfrage  nach  der  Rechtsstellung  des 
Testamentsvollstreckers  einigen  können.  Die  Entwicklungs- 
geschichte des  Instituts  ist  für  die  Lösung  noch  lange  nicht 
in  genügendem  Masse  ausgebeutet.  Im  gemeinrechtlichen  Be- 
reich ist  man  rückwärts  nicht  über  den  ausführlichen  Traktat 
des  Durantis  im  Speculum  iuris  hinausgelangt.  Keseler,  der 
für  die  Aufhellung  in  dogmatischer  und  geschichtlicher  Hinsicht 
das  Meiste  gethan  hat,  macht  mit  Durantis  den  Anfang,  „der 
in  dieser  Lehre  auch  für  Bartolus  und  Baldus  die  wichtigste 
Autorität  gewesen  sei“.*)  Die  Sätze  des  Durantis  sind,  wie 
dieser  selbst  mehrmals  zu  erkennen  giebt,  ein  Niederschlag  der 
zn  seiner  Zeit  in  der  gerichtlichen  Praxis  beobachteten  Kegeln. 
Sie  zeigen  das  Institut  in  einem  bereits  weit  fortgeschrittenen 
Grade  der  Entwicklung  und  beweisen  dadurch,  dass  es  damals 
«'hon  eine  reiche  Vergangenheit,  eine  lange  Übung  in  der 
Praxis  hinter  sich  hatte.  Wir  ahnen  auch  einen  Zusammenhang 
mit  der  alten  germanischen,  bis  in  die  lex  Salica  (Tit.  46: 
Affatomie)  hinaufreichenden  Einrichtung  der  Salmannen.  Über 
diese  sind  wir,  was  die  fränkische  Zeit  und  das  Recht  in  Deutsch- 
land anlangt,  durch  Beseler,8)  Joh.  Merkel,4)  Stobbe,5) 

T)  Drucksachen  Bd  1,  S.  1 — 54  und  3,  S.  223—259,  435 — 441. 

*)  Zeitsehr.  f.  deutsches  Recht  9,  S.  157. 

*)  Erbverträge  I,  §§  15,  ltj. 

*)  Zeitsehr.  f.  Rechtsgesch.  2,  S.  146 — 152. 

*)  ebendas.  7,  S.  405  ff. 

Schul*««,  Die  Unffoburdiache  Treuhand.  1 
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Be  wer8)  und  Heusler,7)  ferner  durch  die  Schriftsteller  über 
die  Affatomie  — neuerdings  K.  Schmidt")  — und  über  die 
Vergabungen  auf  den  Todesfall  — namentlich  Hühner8)  — gut 
unterrichtet.  Und  auch  der  Treuhänder  des  deutschen  Mittel- 
alters hat  in  Albrecht's  „Gewere“,10)  in  Pauli's  Abhandlungen 
aus  dem  lübischen  Recht")  und  bei  Stobbe14)  und  Heusler13) 
die  verdiente  Berücksichtigung  gefunden.  Allein  viel  bleibt  zu 
thun  übrig.  Einmal  hat  man  — das  gilt  namentlich  für  die 
fränkische  Zeit  — aus  der  weitverzweigten  Gattung  der  Sal- 
mannen  oder  Treuhänder  den  in  den  Dienst  des  letzten  Willens 
gestellten  nicht  genügend  herausgehoben.  Die  ihn  von  den 
übrigen  Arten  der  Gattung  unterscheidenden  Merkmale,  seine 
Beziehungen  gerade  zum  letzten  Willen  sind  oft  nicht  mit  der- 
jenigen Schärfe  betont  worden,  welche  für  die  Erkenntnis  der 
geschichtlichen  Wurzeln  der  Testamentsexekution  wünschenswert h 
ist.  Sodann  und  vor  Allem  ist  bisher  wenig  geschehen  für  die 
Aufhellung  des  Zusammenhanges  zwischen  der  germanischen 
Lehre  vom  Salmann  oder  Treuhänder  und  der  romanisirten 
Lehre  vom  Testamentsvollzieher.  Daher  kann  noch  einer  der 
jüngsten  Schriftsteller  über  den  Gegenstand")  behaupten,  „von 
irgend  welcher  Einwirkung  deutschen  (richtiger  germanischen) 
Rechts  zeige  sich  bei  Durandus  nirgends  eine  Spur“,  und  „für 
die  verbreitete  Annahme,  dass  aus  dem  Institut  der  Salmannen 
sich  dasjenige  der  Testamentsvollstrecker  entwickelt  habe,  fehle 
es  an  jedem  Anhalt“.  Daher  kommt  es,  dass  für  die  Dogmatik 
des  heutigen  Institutes  die  in  der  Lehre  vom  Haimann  oder 
Treuhänder  enthaltenen  germanischen  Rechtsgedanken  bisher 


“)  Sala  Traditio  Vcstitura  S 71 — 7S. 

’)  Institutionen  des  deutschen  Privat  rechts  I,  § 40. 

*)  Die  Aftatomic  der  lex  Salica  IS9I. 

*)  Die  donatione«  post  obitum  etc  (üierke's  Puters.  Heft  20)  S.  43  ff., 
loa  ff. 

»)  § 23 

”)  III,  §§  10,  17;  dazu  Deseier,  Ztschr.  f.  deutsches  R.  9,  S.  144  11 
lä)  Handbuch  des  deutschen  Privatrechts  V,  § ans. 

,a)  Inst.  II,  $ 202. 

")  (j  oldfeld.  Streitfragen  aus  dem  deutschen  Erbrecht  (Hamburg  1893), 
S.  79  und  8t). 
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noch  (ranz  unverwerttaet  geblieben  sind.14)  Hier  ist  also  eine 
Lücke,  die  dringend  der  Ausfüllung  bedarf,  und  der  Punkt,  wo 
die  vorliegende  Arbeit  einsetzen  will.  ' 

Sie  wählt  sich  zum  Gegenstände  die  Entwicklung  im  lango- 
bardisch  - italienischen  Rechtsgebiet  von  den  ger- 
manischen Anfängen  bis  zu  Durantis  (Ende  des  13.  Jahr- 
hunderts). Für  diese  Wald  sprechen  folgende  Gründe: 

1.  Wenn  die  ganze  Vorgeschichte  der  Lehre  des  Durantis 
anfgedeckt  ist,  so  sind  damit  auch  für  das  deutsche  gemeine 
Recht  und  die  deutschen  Partikulanechte,  die  ans  dem  gemeinen 
Recht  geschöpft  haben,  die  geschichtlichen  Grundlagen  des  In- 
stituts im  Wesentlichen  klargelegt.  Für  die  übrigen  deutschen 
Partikularrechte  dagegen  kann  die  Untersuchung  nur  mittelbaren 
Werth  haben,  da  bei  diesen  die  Nachwirkung  besonderer,  von 
den  langobardisclien  abweichender  Entwicklungselemente  nicht 
ausgeschlossen  ist. 

2.  Für  das  gewählte  Rechtsgebiet  steht  ein  sehr  reich- 
haltiges Urkundenmaterial  zu  Gebote,  das  sich  gleichmässig  über 
den  ganzen  gewählten  Zeitraum  vertheilt  und  dessen  Hebung 
ausserdem  bei  dem  Vorhandensein  grosser  gedruckter  Sammlungen 
flicht  zu  schwierig  ist. 

3.  In  Italien  hat  sich  — wie  in  Frankreich  — , anders 
als  in  Deutschland,  die  Verschmelzung  germanischer  und  römischer 
Rechtsgedanken  allmählich  und  natürlich  vollzogen.  Es  eröffnet 
*ich  daher  hier  ein  tieferer  Einblick  in  die  Art,  wie  durch  die 
Romanisirung  das  germanische  Recht  in  unserer  Lehre  beein- 
flusst worden  ist. 

Indem  die  Untersuchung  die  Geschichte  der  Testaments- 
exekution aufhellt,  verbreitet  sie  zugleich  Licht  über  die  Ge- 
schichte der  an  eine  vorhandene  Person  angelehnten,  fiduziarischen 
(Köhler)1“)  oder  unselbständigen  (Regelsberger)17)  Stiftung. 


a)  Man  vergleiche  z B seihst  Beseler  (Ztschr.  f.  il.  R.  9,  S.  211.), 
der  die  Ableitung  des  Besitzergreifungsrechtes  des  Exekutors  aus  der  Ge- 
»ere  jpg  Salmannes  eiiie  .weit  bergehohe  Begründung“  nennt,  deren  es 
•such  gar  nicht  bedürfe“. 

M)  Archiv  f.  bürgerl.  Recht  3,  S.  2GS  ff. 

”)  Pandekten  I,  § 87. 

1* 
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Denn  beide  Institute,  aus  derselben  Wurzel  licrausgewachsen,"’) 
bleiben  in  Italien  während  der  hier  behandelten  Zeit  eng  mit 
einander  verbunden;  es  macht  keinen  wesentlichen  Unterschied, 
ob  die  Thätigkeit  des  Vollziehers  zeitlich  begrenzt  oder  auf  die 
Dauer  angelegt  ist. 

Mit  unserem  Gegenstände  haben  sich  italienische  Schrift- 
steller nur  beiläufig  befasst.  Pertile  führt  in  seiner  rStoria 
del  diritto  italiano“1®)  die  Entwicklung  von  der  Langobardenzeit 
bis  zur  Neuzeit  durch  und  berücksichtigt  insbesondere  auch  die 
italienischen  Stadtrechte  des  Mittelalters.  Neuerdings  hat 
Palumbo  in  seiner  Schrift  „Testamento  romano  e testamento 
longobardo“*“)  in  den  §§  62 — 64  den  Vollstreckern  des  letzten 
Willens  eine  sich  nur  aut  das  langobardische  Hecht  beschränkende 
Erörterung  gewidmet.  Beide  Schriftsteller  bringen  reiches, 
interessantes  Material  und  schätzenswerthe  Beiträge,  sind  aber 
nicht,  wie  dies  wohl  auch  nicht  in  ihrer  Aufgabe  lag,  erschöpfend 
und  verzichten  auf  den  juristischen  Aufbau  des  Instituts. 


'*)  Etwas  Ähnliches  ist  nach  ihrer  rechtlichen  Bedeutung  die  Beitrags- 
spende  für  einen  gemeinnützigen  Zweck  zu  Händen  eines  Sammlers  oder 
eines  Komitees.  Vgl.  darüber  Kegelsberger  a.  a O.  und  Streifzuge  im 
(iebiet  des  CivUrcchts  in  der  Ciöttiuger  Festgabe  für  Ihering  1HU2,  S.  70  fl'.; 
Krückmann  im  Arcli.  f.  bürgerl.  K.  8.  S.  C,s  fl'.;  liierke,  Deutsches 
Privatrecht  I,  § 80  X.  43.  Auch  nach  dieser  Richtung  kann  die  l'nter- 
snehung  vielleicht  forderlich  sein. 

•*)  § 12.H,  ltd.  IV.  (1874),  S.  31  — »4. 

*”)  Lauciauo  18112,  S.  377 — 334. 
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Erster  Theil. 

Das  langobardisehe  Recht. 

Erster  Abschnitt. 

Die  letztwilligen  Verfügungen  und  ihre  Entwicklung. 

Für  die  richtige  Erfassung  der  Treuhand  zu  letztwilligen 
Zwecken  ist  es  die  erste  Voraussetzung,  dass  wir  uns  über  die 
Natur  der  letztwilligen  Verfügungen  im  langobardischen  Recht 
und  über  die  etwaigen  Wandlungen,  die  im  Laufe  der  Zeit  sich 
hierin  vollzogen  haben,  zuverlässige  Aufklärung  verschaffen. 
Ausführlich  hat  darüber  Palumbo1)  gehandelt.  Seine  Dar- 

legungen, gestützt  auf  eine  umfassende  Kenntnis  der  Quellen, 
sind  sehr  verdienstvoll  und  auch  für  das  Recht  in  Deutschland 
von  hohem  Interesse.  Da  ich  ihm  aber  in  manchen  Punkten, 
darunter  dem  für  unser  Thema  wichtigsten,  nicht  zustimmen 
kann,  ist  hier  eine  selbständige  Untersuchung  über  die  lango- 
bardischen letztwilligen  Verfügungen  nicht  zu  umgehen. 

Der  Gang  der  Rechtsentwicklung  im  Allgemeinen  ist  ein 
ähnlicher  wie  bei  den  übrigen  germanischen  Stämmen:  Zuerst 
nur  ein  auf  Blutsverwandtschatt  gegründeter  Erbgang  von  Rechts- 
wegen: dann  gegen  die  Ausschliesslichkeit  dieses  Prinzips  ein 
langer  und  schwerer  Kampf  zu  Gunsten  der  letztwilligen  Ver- 
tilgungen. Die  mächtigsten  Stützen  in  diesem  Kampfe  sind  in 
Italien  einmal  die  Kirche  und  die  in  ihrem  Banne  stehende 
Gedankenwelt,  ferner  das  Vorbild  des  römischen,  von  der  römischen 
Bevölkerung  des  Langobardenreichs  weiter  angewendeten*) 
Testaments.  Der  Kampf  wird  gleichzeitig  auf  zwei  Seiten  ge- 


>)  a.  a.  O.  Abschnitt  V— IX.  S.  159—37«. 
*1  rgl  1.  90  (91)  Liutprandi. 
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führt.  Auf  der  einen  gilt  es,  dem  alten  nationalen  Recht  die 
geeigneten  Formen  für  die  letztwilligen  Verfügungen  abzu- 
gewinnen; auf  der  anderen  handelt  es  sich  darum,  das  Ver- 
mögen von  der  materiellen  Gebundenheit  an  die  Rechte 
der  Blutserben  möglichst  frei  zu  machen.  Die  folgende  Skizze 
hat  es  nur  mit  der  ersten  Seite  zu  thun.  da  hier  die  Punkte 
liegen,  welche  für  unsere  Hauptaufgabe  von  grundlegender 
Bedeutung  sind. 


§ 2- 

1.  Tliinx  und  Donatio  pro  aninia. 

Die  älteste  langobardische  Rechtsform,  welche  geeignet 
war,  einer  über  den  Tod  hinausreichenden  Bestimmung  auf 
vermögeusrechtlichem  Gebiete  Ausdruck  und  Wirksamkeit  zu 
verleihen,  war  das  Thinx  oder  Gairethinx.1)  Es  ruht  auf  rein 
germanischen  Rechtsgedanken,  ist  noch  seinem  Wesen  nach 
unberührt  von  kirchlichen  und  römischen  Einflüssen,  wenn  auch 
die  gesetzliche  Fassung,  die  es  in  den  cap.  ins  — 174  des  Edictus 
Rothari  erhalten,  mit  der  lateinischen  Sprache  römische  Rechts- 
ausdrücke aufgenominen  hat.  Ursprünglich  ein  familienrecht- 
licher Akt  — Adoption  in  Gestalt  der  altgermanischen  Wehr- 
haftmachung  — , ist  es,  in  die  Sphäre  des  Vermögensrechtes 
gerückt,  für  den  Erbenlosen  zu  einem  Mittel  geworden,  sich  künst- 
lich einen  Leibeserben  zu  schaffen  (adoptio  in  hereditatem.) 
Es  verbindet  sich  nämlich  mit  der  Adoption  die  Übereignung 
des  gesammten  Vermögens  oder  einer  t^uote  an  den  Adoptaudus 
in  Form  der  sachenrechtlichen  (germanischen ) donatio.  Das 
Ganze  stellt  sich  dar  als  eine  Schenkung  des  Vermögens  zu  dem 
Zwecke,  in  dem  Beschenkten  einen  Erben  zu  haben.  Und  da 
die  Schenkung,  wie  überhaupt  die  (germanische)  traditio,  von 
Alters  her  die  Hinzufügung  unmittelbar  dinglich  wirksamer 

*)  Darüber  reiche  Litteratur.  Vgl.  namentlich  rappen  heim,  Laune- 
gild  und  Garethinx  ((jierko’s  Unters.  Heft  11),  Ueusler,  Instit.  11,  § Ui l, 
Schröder,  in  Ztschr.  der  Sav -St.,  Hd.  7,  German.  Abtlil.,  S.  öS  ft.  und  in 
seinem  Lehrbuch  der  deutschen  Rechtsgesch.  (it.  Aufl.)  S.  3&1,  l’alunibo, 
a.  a.  O.  S.  250 — 300  und  jetzt  in  erster  Linie  F.  Schu)ifer,  tliinx  e aflii- 
touiia  (Sq>  Ahdr.  au«  den  Berichten  der  Reale  Accademia  dei  Lincei. 
Roma  1SS2J,  wo  das  Institut  erschöpfend  und  durchsichtig  dargestellt  ist 
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Modalitäten  gestattet,2)  so  wird  es  möglich,  durch  einen  ent- 
sprechenden Vorbehalt  (cap.  173  ttoth.:  „et  dixerit  in  ipso  thinx 
Wmtaib,  idest,  quotl  in  die  obitus  sui  reliquerit“)  die  Wirkungen 
jener  Uebereignung  an  den  Adoptandus  bis  zum  Tode  des 
Adoptans  aufzuschieben.®)  So  liegt  eine  Universalsuccession4) 
begründende  Verfügung  auf  den  Todesfall  vor,  welche  aber, 
anders  als  das  römische  Testament,  in  eiuem  zweiseitigen, 
unter  bestimmten  Formalitäten  öffentlich  — früher  vor  dem 
Volk  oder  König,  dann  wenigstens  „ante  liberos  homines“  (cap. 
172  Roth.)  — abgeschlossenen  Rechtsgeschäft  zur  Erscheinung 
kommt  und  grundsätzlich*)  unwiderruflich  ist. 

Das  Thinx  war  unanwendbar  für  Zuwendungen  einzelner 
Sachen.  Hiertür  gab  es  die  gleichfalls  uralte  donatio  per  laune- 
gild  (cap.  175  Roth.),  das  sachenrechtliche,  in  der  schenkungs- 
weisen  Uebereignung  bestehende,  zweiseitige  Rechtsgeschäft, 
dessen  volle  Wirksamkeit  und  Unwiderruflichkeit  abhing 
von  der  Zug  um  Zug  erfolgten  Hingabe  eines  geringfügigen 
Gegenstandes  als  formellen  Entgelts  seitens  des  Beschenkten 
an  den  Schenker.")  Dieses  Geschäft  kam  in  frühester  Zeit 
sicher  nur  in  der  Weise  vor,  dass  es  bei  Lebzeiten  des  Schenkers 
verwirklicht  wurde,  nicht  als  Vergabung  auf  den  Todesfall.  Für 
eine  solche  liess  das  Prinzip  der  gesetzlichen  Erbfolge  keinen 
Raum.  Der  Grund,  welcher  allein  zur  Zulassuug  der  Erben- 
schaffung mittelst  donatio  per  gairethinx  geführt  hatte,  die 
Erbenlosigkeit,  konnte  ein  gleiches  Abgehen  vom  Prinzip  in 


*1  Hierüber  noch  eingehend  unten  § 11. 

*1  Die  Ansicht  Pappen  lieim's  a.  a.  0.,  8.  47  ff.,  dass  das  Thinx  immer 
diese  Wirkung  gehabt  habe,  also  nur  als  Rechtsgeschäft  auf  den  Todesfall 
vorgokommen  sei,  ist  durch  l’alumbo  a.  a.  O.,  S.  *456—262  und  Schupfer, 
S.  17  ff.  widerlegt. 

«)  Das  Thinx  begründet  immer  eine  Universalsnccession.  Die  früher 
von  Einigen  vertheidigte  Meinung,  dass  es  auch  für.  Schenkungen  einzelner 
Sachen  als  Rechtsgewand  habe  dienen  können,  kommt  gegenüber  den  Aus- 
führungen von  Pappenheim  S.  6'j  ff.,  Heusler  S.  624,  Palumbo  S.  252  f. 
und  264,  Schupfer  S.  Uff.  nicht  mehr  in  Betracht. 

*)  Ausnahme  hei  ingratitudo  des  Thingatus:  cap.  174  Roch.  Von 
Rechtswegen  wird  das  Thinx  beseitigt  durch  Nachgeburt  von  Kindern: 
cap.  171  ibid. 

•i  Val  de  Lievre,  Eannegild  und  Wadia;  derselbe,  Revision  der 
Lanoegildstheorie  in  Ztsclir.  d.  Sav.-ISt , Bd.  4,  (ferm.  Abthl.  8.  15  ff. 
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Bezug  auf  Einzelzn Wendungen  nicht  rechtfertigen.  Dazu 
bedurfte  es  erst  eines  neuen,  gewaltigen  Anstosses.  Er  ging 
von  der  Kirche  aus.  Nach  dem  Tode  des  Königs  Rotlmri  hatte 
der  Katholizismus  unter  den  bis  dahin  arianischen  Langobarden 
mehr  und  mehr  Fortschritte  gemacht,  bis  er  unter  König  Liut- 
prand  endgültig  und  vollständig  siegte.  In  entsprechendem 
Masse  hatten  die  Vergabungen  zu  Gunsten  der  Kirche  zuge- 
nommen/) Mochten  sie  sich  zunächst  auf  launegildsbedürftige 
donationes  inter  vivos  beschränkt  haben,  so  erwachte  doch  bald 
das  Bedürfnis,  auch  auf  den  Todesfall,  unter  Fortbehalt  des 
lebenslänglichen  Genusses,  Zuwendungen  zu  frommen  Zwecken 
machen  zu  können,  ein  Bedürfnis,  für  dessen  Erfüllung  zu  sorgen, 
die  Kirche  selbst  das  lebhafteste  Interesse  hatte,  da  sie  davon 
mit  Recht  eine  allgemeine,  erhebliche  Verstärkung  des  Antriebs 
zu  Seelgiften  erwarten  durfte.  In  solcher  Weise  unterstützt, 
wusste  sich  dieses  Bedürfnis  in  der  That  im  Rechtsleben  Geltung 
zu  verschaffen.  Seit  der  Regierungszeit  Liutprands  (712  — 744) 
wurden,  wie  die  bei  Troya  abgedruckten  Urkunden  ergeben,  in 
stetig  wachsender  Zahl  Vergabungen  an  die  Kirche  in  der  Art 
vorgenommen,  dass  der  Schenker  entweder  zwar  alsbald  voll 
wirksames  Eigenthum,  aber  unter  Vorbehalt  des  lebenslänglichen 
Niessbrauchs  oder  (nach  dem  Vorbild  des  Thinx  lidinlaib)  ein 
von  vornherein  in  seiner  Wirksamkeit,  bis  zu  seinem  Tode  sus- 
pendirtes  Eigenthum  übertrug.’“)  Es  waren  dieselben  beiden  Typen, 
donatio  reservato  usul'ructu  und  donatio  post  obitum, 
wie  sie  uns  auch  bei  den  übrigen  germanischen  Stämmen,  dort 
ungefähr  um  die  gleiche  Zeit  auftauchend,*)  in  reichster  Fülle 
begegnen.1")  Hatten  sie  aber  bei  den  Langobarden,  nicht  anders 

’)  Darüber  eingehend  Palumbo  .S.  276 — 2S5. 

*)  Die  beiden  Fälle  hat  gehen  Miller  in  Ztaclir.  f.  K.  (?.  Bd.  13  S.  Sill 
richtig  gegen  einander  abgogrenzt.  Beispiele  für  donationes  reservato  ttsu- 
fructu : Troya  nr.  620  (74s .,  «er,  (755),  Ci»)  (755\  716  (757),  717  (757), 
SO I (766),  aio  (76‘j),  y 1 1 760)  tt.  a.,  für  donationes  post  obitum:  Troya  nr. 
527  (74o),  603  (747  : „nain  . . . donandi  vendendi  dum  advixero  ...  in  mea 
set  potestate“),  640  <750>,  S67  (767);  K.  F nr.  47  (761  \ tos  (777  n.  a. 

*)  Donatio  reservato  usufructu  schon  in  Markulfi  Forntulae  II.  3 und  6 
(ed.  Zentner)  - Roziere  215  und  218. 

,0)  Für  das  deutsche  Rechtsgebiet  eingehend  behandelt  von  Hiibner 
die  donationes  post  obitum  und  die  .Schenkungen  mit  Vorbehalt  de»  N'iess- 
brauchs  im  älteren  deutschen  Recht  (Dierke  s l'nters.  Heft  26). 
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als  die  vorbehaltlosen  donationes  an  die  Kirche,  ursprünglich 
zu  ihrem  Recht sbestan de  der  Launegildsform  bedurft,  so  änderte 
sich  dies  schon  unter  Liutprand.  Er  beseitigte  im  Jahre  726 
fär  alle  Fälle,  „si  in  ecclesiam  aut  in  loca  sanctorum  aut  in 
exenodochio  pro  anima  sua  aliquit  quiscum([ue  donaverit“,  mochte 
die  Vergabung  inter  vivos  oder  mortis  causa  erfolgen,  die  Noth- 
»endigkeit  jener  Form  (cap.  72  (73)  Liutpr.),  nicht  ohne  dass 
dabei  der  ihr  zu  Grunde  liegende,  tiefeingewurzelte  Onerositäts- 
gedanke  immer  noch  in  dem  Gedanken  an  die  durch  die  Schenkung 
«langte  Anwartschaft  auf  die  himmlischen  Güter  zu  seinem 
Rechte  kam.11)  So  war  die  Donatio  pro  anima  (Liutpr.:  ,.eo 
ijiiod  pro  anima  factum  est“),  die  Seelgift,  als  ein  besonderes,  von 
der  launegildsbedürftigen  Schenkung  losgelöstes  Rechtsgebilde 
entstanden.  Sie  begriff  zunächst  nach  dem  Wortlaut  des  Liutprand- 
schen  Gesetzes  von  Vergabungen  auf  den  Todesfall  nur  solche, 
die  zu  Gunsten  der  Kirchen  oder  frommen  Anstalten  erfolgten. 
Aber  allmählich  fielen  darunter  auch  auf  den  Tod  gestellte 
Vergabungen  zu  Gunsten  von  Laien,  Verwandten,  Freigelassenen, 
Freunden,  anfangs  wohl  unter  der  Voraussetzung,  dass  sie  mit 
Vergabungen  der  ersteren  Art  verbunden  waren,15)  dann  auch 
ohne  dies,  indem  der  Gedanke  lebendig  wurde,  dass  die  Fürsorge 
für  die  Zeit  nach  dem  Tode  schon  an  und  für  sich  selbst  ein 
frommes  Werk  sei.13) 

Für  letztwillige  Verfügungen  standen  also  zu  Gebote  auf 
der  einen  Seite  das  Thinx  mit  dem  Erfolge  der  Universalsuccession, 
auf  der  anderen  die  Donatio  pro  anima  mit  dem  Erfolge  der 
Singularsnccession  in  die  einzelne  geschenkte  Sache.  Unberührt 
von  beiden  Seiten  blieb  der  Fall,  dass  jemand  über  sein  ganzes 
Vermögen  oder  eine  Quote  schenkungsweise  auf  den  Todesfall 


*•)  Val  de  Li£vre,  Launegiid  und  Wadia  S.  10  f. 

1!)  Vgl.  Miller  a.  a.  O.,  S 101,  auch  X.  159.  Ueber  die  Art  dieser 
Verbindung  vgl.  unten  § 4. 

’5)  Vgl.  die  in  C.  0.  u.  COS  (1008)  inserierte  Vergabung  des  Kodelghis 
v-  961  (T.  IV  p.  107  : ,bolo  enim  in  primis  hoc  disponere  et  iudicare  pro 
aniina  mea,  ut  mulier  nomine  lea,  qne  est  commatre  mea  (weil  Rodelghis 
ihren  Sohn  aua  der  Taufe  gehoben  hat),  et  infaul  nlum  filiurn  eins  nomine 
bilantulo  ....  abeaut  ....“,  ferner  Lombarda-Kommentare  ed.  Anschiitz 
p 105  (Albertus  zu  II,  15':  „nisi  pro  anima  sua  alicui  privato  vel 
renerabili  loco  quis  eam  (sc.  donatiouem)  faciat“. 
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verfügen  wollte,  ohne  dem  Beschenkten  die  Stellung  eines 
Leibeserben  zu  geben.  Und  doch  lag  auch  dieser  Fall  nicht 
ausser  Gesichtsweite.  So  mochte  z.  B.  nicht  selten  ein  Geistlicher1  * ) 
die  Absicht  haben,  der  Kirche,  an  der  er  wirkte,  sein  gesammtes 
Gut  zu  hinterlassen.  Hier  war  das  Thinx  mit  seinen  Adoptions- 
formen wenig  am  Platze.  Die  Kirche  als  Adoptivsohn  mit 
allen  Rechten  und  Pflichten  eines  leiblich  gezeugten  Sohnes  zu 
behandeln,  musste  ungereimt  erscheinen,  obschon  in  der  Tliat 
eine  alte  Urkunde  (von  7 1 3) ,s)  darauf  hindeutet,  dass  mangels 
eines  besseren  dieser  Weg  nicht  unbeschritten  blieb.  Die  Ent- 
wicklung drängte  daher  schon  frühe  dahin,  die  Vergabung  des 
ganzen  Vermögens  oder  einer  Quote  an  Kirchen  oder  fromme 
Anstalten  unter  Befreiung  von  der  Thinx  - Form  und  der  mit 
dieser  für  den  Bedachten  verbundenen  Erbenqualität  zuzulassen, 
und  sie  erlangte  dafür  auch  die  Sanktion  des  Edikts  in  eben- 
derselben Vorschrift  des  Königs  Liutprand  (cap.  72  (73)  Liutpr.), 
deren  wir  oben  gedacht  haben  (,,quia  in  loga  sanctorum  aut  in 
exeneodochio  nec  thinx  nec  launegild  impedire  devit“).  Wir 
begegnen  denn  auch  in  der  That  auf  unseren  Wanderungen  durch 
die  Urkundensammlungen  häufig  Gesammt-  oder  Quotenver- 
gabungen auf  den  Todesfall,  und  zwar  in  der  Folgezeit  nicht 
blos  solchen  zu  frommen  Zwecken,  sondern  auch  solchen  zu 
Gunsten  von  Laien,'*)  ohne  dass  des  Gairethinx  Erwähnung  ge- 
schieht, und  ohne  dass  der  Bedachte  als  Erbe,  als  Universal  - 
successor  erscheint.17)  Gesammt-  und  Einzelvergabung  auf  den 

’*)  Brunner.  Deutsche  Rechtsgeschichte  I,  S.  265:  Geistliche  über- 
eignen ererbte  Grundstücke,  ebenso  mithin  einen  solche  Grundstücke  ent- 
haltenden Vermögenskomplex,  nach  ihrem  Geburtsrceht,  auch  wenn  sie  nicht 
nach  diesem,  sondern  nach  römischem  Rechte  leben.  Vgl.  ebendas.  S.  209  f. 

,51  Troja  nr.  394:  „Ecclesia  S.  Petri  quam  mihi  heredem  constitui“. 
Dazu  Schupfer  a.  a.  O.  S.  21.  Der  Ausdruck  „heredis  inatituere“,  in  Be- 
zug auf  das  Thinx  gebraucht,  findet  sich  in  cap.  105  Liutpr. 

'“)  Erweiterter  Begriff  des  „pro  anima  facere“,  vgl.  oben.  Die  in  N.  13 
citirte  Stelle  aus  den  Lombarda-Koinmentaren  bezieht  sieh  gerade  auf  die 
„donatio  universitatis“. 

”)  Beispiele:  Troja  nr.  423  (7 IW.  also  schon  vor  der  lex  72  Liutpr.',  659 
(762,  711  (757,  es  heisst  hier  am  Schluss:  „vel  quidquid  habere  visus  fuero 
vel  uioriens  derclinquo“),  720  (759),  745  (70U),  8U5  (703),  «29  (704  , «90 
(708),  921  (770),  922  (770),  947  (772);  H.  P.  M.  X11L  54  (770:  „per  presentem 
cartolum  confirmo  omnem  adrefacoltatola  (Vermögen  mea  post  obitum  menm, 
in  quod  rclinquero,  ut  stet  iu  supruser.  ecclesia  sancti  Ainurosii  . . .“). 
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Todesfall  waren  damit  in  eine  Linie  gerückt;  für  die  Re.chts- 
virkuug  der  Verfügung  war  es  nunmehr  gleichgültig,  ob  man 
sagte:  „Du  sollst  nach  meinem  Tode  meinen  ganzen  Nachlass 
haben"  oder  unter  Aufzählung  aller  Bestandtheile  des  Vermögens: 
„Du  sollst  nach  meinem  Tode  die  und  die  (einzeln  genannten) 
Stücke  haben“,  wie  denn  auch  die  Urkunden,  die  sich  der 
zweiten  Redeweise  bedienen,  manchmal  nur  durch  beiläufige 
Wendungen  verratheu,  dass  es  sich  um  eine  Vergabung  des  ganzen 
Vermögens  handle.  Beide  Arten  fielen  mithin  gleichmässig  unter 
die  lediglich  eine  Singularsuccession  herbeiführende  Donatio  pro 
anima.  Beide  stellten  sich  als  blosse  sachenrechtliche,  von 
der  Lauuegildsforui  dispensirte  Schenkungen  dar.  Das  Thinx, 
welches  mit  den  sachenrechtlichen  Wirkungen  Adoptions-  und 
Erbrechtswirkungen  verband,  trat  mehr  und  mehr  zurück.  Es 
wurde  nur  noch  da  angewendet,  wo  es  dem  Thinganten  gerade 
um  die  Adoption  zu  thun  war;1*)  auf  dem  Gebiete  der  letzt- 
willigen Verfügungen  war  es  dagegen  durch  die  Donatio  pro 
anima  ersetzt.1“) 

Die  hiernach  das  Eeld  behauptenden  letztwilligen  Saeh- 
vergabungen  waren  als  zweiseitige,  sachenrechtliche  Ueber- 
eignungsgeschäfte  an  und  für  sich  unwiderruflich.  Das  war 
frei  der-  donatio  reservato  usufructu  ganz  selbstverständlich.  Denn 
hier  ging  schon  durch  den  Abschluss  des  Geschäfts  das  Eigenthum 
mit  voller  Wirksamkeit  über.  Es  galt  aber  auch  für  die  donatio 
post  obitum,  ebenso  wie  cap.  174  Roth,  es  für  das  in  diesem 

'-)  Vgl.  die  .Beispiele  bei  Bchupfer^i.  a ().,  S 2»  u 23  f.,  nämlich 
Trum  n.  ‘.r’y  (,770):  „in  Omnibus  vos  mihi  succidatis  tamquam  si  de  semine 
meo  procreati  fuissitis,  et  in  omnia  ....  mihi  hcredes  legitimi  succidatis“, 
Muratori,  Aut.  Ital.  VI  Sp.  405  (7S3):  „sibi  per  cartolam  adoptivuin  filium 
heredem  et  successorem  eonfirmavit“,  C.  C.  nr.  SiiS  (9H4),  400  (9SS),  H75 
(,1014:  „et  Mari  cognato  mcus  que  per  timia  cartula  de  antea  affiliabi  iu 
omnibus  rebus  et  causa  mea  stabile  et  mobile  talem  sortionem,  quäle  et 
ipse  Johannes  clericus  lilio  mens*). 

■*)  Aehnlich  Val  de  Lie  vre,  Ztschr.  d.  Sav.-St.  Bd.  4.  Cf.  A.  S.  2S. 
Anders  sieht  Pal  umho  8.  2K1»  ff.  die  Sh  che  an,  indem  er  die  douationes 
post  obitum  und  die  donatione*  reservato  usufructu  als  moditizirte  Fort- 
setzungen der  thingationes  betrnehtet.  Er  vergisst  dabei  die  dem  Thinx 
wesentlichen  Elemente  der  Adoption  und  der  rniversalsuecession.  Vgl 
über  den  verwandten  Entwicklungsgang  im  deutschen  liecht:  Heuslcr, 

Inst  II,  S.  024—62». 
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Punkt  analoge  Thinx  lidinlaib  ausdrücklich  bestimmt  hatte. 
Denn  war  hier  allerdings  der  Eigenthumsübergang  bedingt,  so 
war  er  doch  einzig  und  allein  durch  den  Tod  des  Schenkers 
bedingt : trat  dieser  ein,  so  erwuchs  dem  Beschenkten  aus  einer 
unentziehbaren  Anwartschaft  ohne  Weiteres  ein  voll  wirksames 
Eigenthum.40)  Indessen  eröffnete  die  donatio  post  obiturn.  im 
Gegensatz  zur  donatio  reservate  usufructu,  durch  ihre  Struktur 
selbst  die  Möglichkeit,  durch  besonderen  Vorbehalt  eine 
Art  Widerruflichkeit  festzusetzen.  Man  brauchte  nur  der  schon 
in  der  Massgabe  ..post  obiturn“  liegenden  Suspensivbedingung 
eine  entsprechende  weitere  Bedingung  ltinzuzufiigen.  Beeinflusst 
durch  das  Vorbild  des  römischen  Testaments  oder,  wie  Palnmbo”) 
will,  der  römischen  mortis  causa  donatio,  hat  in  der  That  die 
langobardische  Hechtspraxis,  anders  als  die  deutsche4’),  schon 
sehr  frühe  und  reichlich  von  jenem  Mittel  Gebrauch  gemacht. 
Es  heisst  in  den  Urkunden: 

„dum  ego  advivere  mernero.  omnis  res  mea  in  mea  sit 
potestate  iterum  judicare.  vindere,  donare  et  in  omuibus 
despensare  qualiter  voluero“ 

oder 

..si  aliter  non  ordinavero  vel  distiibuero  rebns  meis“ 
oder  ähnlich”).  Auf  Grund  eines  solchen  Vorbehalts  konnte  also 
der  Geber  später  eine  widersprechende  Disposition  über  denselben 
Gegenstand  gültig  vornehmen,  dadurch  die  Suspensivbedingung,  von 
der  die  Wirksamkeit  der  ersten  Vergabung  abhing,  zur  Defizienz 
bringen  und  damit  die  erste  Vergabung  selbst  hinfällig  machen. 
Eine  Widerruflichkeit  im  eigentlichen  Sinne  lag  darin  nicht; 


5"'  Die»  har  für  das  deutsche  Recht  gegenüber  Heusler  namentlich 
Hühner  a.  a.  O,  S.  4s — 64  eingehend  und  überzeugend  dargethan.  E*  gilt 
ganz  ebenso  für  das  langobardische  Recht. 

**)  a.  a.  O.  ,S.  204. 

**)  In  Deutschland  verwandte  inan  während  der  fränkischen  Zeit  den 
Vorbehalt  noch  nicht  (Hübner  a.  a.  O.,  S.  04  ; er  wurde  damal»  für  unzu- 
lässig gehalten  Vgl.  da«  unten  in  N 2f>  citirte  Kapitular  Karls  d.  <ir. 
Dagegen  war  er  der  sächsischen  Hechtspraxis  des  späteren  Mittelalters 
durchaus  geläufig:  „Gabe  mit  Unterscheid“;  dazu  vgl.  Heusler  II,  ,S.  634. 

**)  Troja  n.  603  (747'.  640  (750\  723  (759),  742  (760\  809  (764),  «67 
17671;  H.  P.  31.  XIII  36  (7771  und  viele  andere.  Dazu  Schupfer  a.  a.  O., 
S.  42  ff.  und  Pal  um  ho  S.  295  ff. 


Digitized  by  Google 


13 


der  Vorbehalt  war  regelmässig*4)  so  abgefasst,  dass  man  nicht 
einfach  die  Vergabung  zurückziehen  konnte,  sondern  anderweitig 
über  das  Schenkungsobjekt  verfügen  musste. 

Nach  der  fränkischen  Eroberung  suchte  das  Capitulare 
Italicum  Karls  des  Gr.  von  801*’’)  der  langobardischen  Praxis 
in  diesem  Punkte  das  damalige,  den  Vorbehalt  nicht  anerkennende 
fränkische  Recht28)  aufzudrängen.  Aber  der  Versuch  war  erfolg- 
los. Schon  Lothar*2)  Hess  den  Widerstand  im  Wesentlichen 
wieder  fallen.  Der  fragliche  Vorbehalt  blieb  nach  wie  vor  ein 
selten  fehlender  Bestandteil  im  Text  der  langobardischen 
donatio nes  post  obitum.  Die  Lombardakonnnentare  (12.  Jahrh.)2s) 
bestätigen  uns  diesen  Rechtszustand,  Albertus  zu  Tlieil  II 
Tit.  15  der  Louibarda  mit  den  Worten:  „ . . . donator  post 
tingationem  (hier  = donationem)  neque  alienare  neque  pignori 
obligare  potest,  nisi . . . per  sibi  expressam  reservat  am  conditionem, 
id  est  si  expresserit  nisi  mutavero  . . . und  derselbe,  hier  fast 
wörtlich  mit  Ariprandus  übereinstimmend,  zu  Tlieil  II  Titel  18: 
„Set  si  per  aliain  voluntatem  alii  res  ordinatas  iudicaverit,  priore 
valente  voluntate  posterior  nullius  momenti  erit,  nisi  sit  quod 
priori  secundum  legem  imputari  possit.  Et  qui  rerum  suaruin 
ordinationem  facere  velit,  sibi  ordinandi  facultatem  non  tacite  set 
expressim  conservat.  Idem  est  et  in  ecclesia.  Si  vero  nichil 
borurn  impediat,  servanda  erit  ordinatio.“ 

Durch  die  Zulässigkeit  des  Vorbehalts  unterschied  sich  die 
donatio  post  obitum  scharf  von  der  donatio  reservato  usufructu. 
Sie  erschien  darum  und,  weil  sie  schon  an  sich  die  Wirkungen 
der  Veräusserung  in  weiterem  Umfange*11)  bis  zum  Tode  des 
Schenkers  hiuausschob,  den  römischen  letztwilligen  Verfügungen 

“)  Jlir  ist  nur  ein  einziger  Fall  eines  weitergehenden  Vorbehalts  be- 
kannt geworden,  nämlich  in  Ml.  V 8 277  (799):  „Dum  ego  advixero,  omnia- 
<iue  sopra  legitum  in  mea  sit  potestatuiu  faciendi  et  iudicandi  qualiter  vo- 
ller». et  quando  ego  voluero,  baue  vartula  ad  me  revertatur“. 

**)  Liber  Papiensis  Karol.  78  (Boretius,  Capitularia  regum  Fran- 
eoram  I,  p.  205). 

**)  vgl.  oben  N.  22. 

4I)  Capitulare  Italicum  v.  825  in  Lib.  Pap.  Loth  17  (Boretius  I,  p.  32G). 

**)  EiL  Anachütz,  S.  105  und  t09f. 

**)  nämlich  nicht  blos  in  Ansehung  der  Nutznieasuug,  sondern  auch  des 
Eigentbums  selbst. 
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änsserlicli  näher  gerückt  als  die  andere  Rechtsform.  Aber  auch 
sie  ist  in  der  Gestalt,  in  der  wir  sie  bisher  kennen  gelernt 
haben,  nicht  aus  dem  Rahmen  des  germanischen  Rechts 
herausgetreten.  Sie  hat  sich  den  Charakter  einer  durch  sachen- 
rechtlichen Vertrag  zwischen  Yeräusserer  und  Erwerber  zu 
Stande  kommenden  Sachschenkung  bewahrt. 


* 

II.  IMe  lex  <>  Liutprandi  vom  Jahre  7RI. 

Die  bisherige  Darstellung  ist  an  der  schon  int  ersten 
Regierungsjahre  des  Königs  Lintprand  (713)  erlassenen  1.  f, 
Liutpr.  = 1.  2 Lomb.  de  ultimis  voluutatibus  IT,  1 s vorüber- 
gegangen. Dass  diese  eine  grosse  praktische  Bedeutung  während 
der  ganzen  folgenden  Geltungszeit,  des  langobardischen  Rechts 
gehabt  hat,  ersehen  wir  aus  den  zahlreichen  Urkunden,  welche  sie 
ausdrücklich  anziehen.  oder  welchen  sie  ihre  charakteristischen 
Redewendungen  entlehnen.  Worin  bestand  aber  ihre  Bedeutung? 
Welche  Neuerung  führte  sie  ein?  Dies  ist  in  hohem  Grade  streitig 
und  bedarf  der  näheren  Untersuchung.  Die  lex  lautet: 

,.Si  quis  langobardus,  nt  habcns  easns  hmnanae  fragilitatis 
egrotaverit,  quamquam  in  lectolo  reiaceat,  potestatoui 
habeat,  dum  vivit  et  recte  loqui  potest,  pro  anima  sua 
iudicandi  vel  dispensandi  de  rebus  suis,  quid  aut  qualiter 
cui  voluerit:  et  quod  iudicaverit , stabilem  debeat  permanere.“ 

Zwei  Fragen  sind  zu  beantworten: 

1.  ln  welchen  Fällen  gilt  das  Rechtsgebot  der  lex? 

2.  Was  ist  der  Inhalt  des  Rechtsgebotes,  worin  liegt  die 
Aenderung  gegenüber  dem  früheren  Rechtszustand? 

In  ersterer  Hinsicht  wird  die  wohl  auch  kaum  zu  be- 
zweifelnde Thatsache1)  verwerthet,  dass  Liutprand  bei  Abfassung 

der  Vordersätze:  „si  quis egrotaverit“  und  „dum  recte 

loqui  potest“  gewisse  römische  Rechtsausdrücke  im  Auge  gehabt 
hat.  Man  wird  z.  B.  erinnert  an  das  „Sanain  mente,  licet 
aegram  corpore  recte  fransigere  manifestum  est“  in  der  1.  27 


')  Ta  tun  s #ia.  Io  alienazioai  degli  immobili  e gli  oredi  secondo  gli 
antichi  diritti  gormanid  (18*3)  S.  f.;  Paltnnbo  a.  a.  O,  S.  317. 
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C.  de  transactionibus  2,4*),  an  das  „articulate  loqui  potest“  in 
der  J.  2u  § 2 C.  de  testamcntis  6,23,  an  die  typischen  Ein- 
leitungsworte der  römischen  Testamente  aus  früherer  und  da- 
maliger Zeit : „procedens  sanus  sana  mente  integroque  consilio, 
cogitans  conditiones  humanas  etc.“Ä)  Daraus  wird  der  Schluss 
gezogen,  dass  Liutpr  aiul  auch  dasselbe,  was  das  römische  Recht 
mit  diesen  Wendungen,  mit  den  Vordersätzen  seiner  lex  habe 
ausdrüeken,  also  geistige  Verfügungsfähigkeit  und  zwar  — was 
die  Hauptsache  — diese  allein,  nicht  auch  Vollbesitz  der  körper- 
lichen Kräfte,  als  Voraussetzung  der  zu  verleihenden  Befugnis 
habe  bestimmen  wollen.  Er  sage  also:  Auch  auf  den  kranken 
Langobarden  solle,  wenn  er  nur  noch  vernünftig  sprechen  könne, 
ebenso,  wie  auf  den  gesunden,  die  folgende  Satzung  An- 
wendung finden.4) 

Diese  Satzung  selbst  aber  — so  wird  die  Frage  2 beant- 
wortet — habe  sich  gegen  die  alten  volksrechtlichen 
Formen  gerichtet.  Die  Absicht,  die  Verfügungen  zu  frommen 
Zwecken  zu  erleichtern,  habe  den  König  zu  einem  Verstoss 
gegeu  die  Form  Vorschriften  des  alten  Rechtes  bestimmt.  Wie 
weit  dieser  ging,  darüber  sind  die  Ansichten  freilich  verschieden. 
Während  Miller  Befreiung  von  Thiux-  und  Launegildform“), 
aber  Festhalten  an  der  Unwiderruflichkeit  und  Zweiseitigkeit"), 
Savigny  geradezu  Anerkennung  der  römischen  Testamente  im 


*)  Auch  in  Expos.  § 2 zu  1.  0 Liutpr.  wird  die  Uebereinstinunung  mit 
dieser  Stelle  des  Uod.  Just,  hervorgehoben. 

*)  So  wörtlich  das  474  n.  Uhr.  zu  Rarenna  cröffnete  Testament  des 
Constantius  (.Bruns,  Fontes  iuris  romani  antiqui.  Ed.  IV.  S.  230).  In  der 
römischen  Testamentsformel  bei  Markulf  II,  17  (Zeu  m er)  = Roziere  12« 
— Ende  des  7.  Jahrhund.  — lautet  der  Passus:  „sana  mentae  integroque 
consilio,  metuentis  Casus  humnnac  f ragilitatis“.  Vgl.  weitere  Beispiele 
bei  Tainassia  S.  243- und  bei  Stouff.de  formulis  secundum  legem  Romnuam 
a VII®  saeeulo  ad  XII“D>  saeculum  (Parisiis  1890)  S.  31 1 u.  3,  32‘. 

*)  Tamassia  a.  a.  0.,  Palumbo  S.  318  a.  E.;  auch  Beseler,  Erb- 
verträge I,  S.  124:  ,.sie  (die  betreffenden  Verfügungen)  konnten  selbst  noch 
auf  dem  Todbette  gemacht  werden“;  ähnlich  Miller  in  Ztschr.  f.  Rg.  13. 
S 98,  Seal  van  ti  in  Rivista  ital.  per  le  scienze  giuridiehe  13  (.1892),  S.  170  f. 

i)  sodass  in  Liutpr.  72  (73)  — darüber  oben  S.  9 u.  10  — eine  Bekräftigung 
der  1.  0 Liutpr.  läge. 

*)  a.  a.  O.,  S.  98  und  100,  auch  N.  138. 
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Allgemeinen7)  unterstellt,  nehmen  Beseler8)  und  Andere“)  an,- 
dass  dadurch  einseitige  letztwillige  Verfügungen,  aber 
ohne  die  römische  heredis  institutio  — wahrer  Erbe  auch 
weiterhin  immer  nur  der  gesetzliche  Erbe  — , ohne  die  Regel 
„Nemo  pro  parte  testatus,  pro  parte  intestatus  decedere  potest“ 
und  auch  ohne  Herübernahme  aller  römischen  Testamentsfonna- 
litäten,  zugelassen  seien.  Es  ist  nach  der  letztgedachten  Ansicht 
das  „langobardische  Testament“,  das  der  1.  ß Luitpr. 
seine  Entstehung  verdanke,  zunächst  nur  bestimmt  für  letztwillige 
Zuwendungen  an  die  Kirche  oder  zu  frommen  Zwecken,  in  der 
Folgezeit  aber  — und  zwar  schon  ziemlich  frühe  — auch  für 
die  Aufnahme  anderer  Dispositionen,  namentlich  solcher,  welche 
die  Härten  des  germanischen  Successionssystems,  z.  B.  zu  Gunsten 
der  Ehefrau  oder  der  Töchter,  mildern  sollen.  Palumbo  hat 
diese  Ansicht  unter  Heranziehung  eines  reichen  Materials  sehr 
ausführlich  dargelegt.  Ich  glaube  gleichwohl,  ihr  widersprechen 
zu  müssen.  Al.  E.  haben  die  germanischen  Rechtsprinzipien  bei 
den  Langobarden  trotz  ihrer  engen  Berührung  mit  den  Römern 
eine  grössere  Zähigkeit  bewiesen.  Weder  die  1.  ß Luitpr.  noch 
das  spätere  langobardische  Recht  bis  in  das  12.  Jahrhundert 
hinein  hat  die  einseitigen  letztwilligen  Verfügungen  im 
Allgemeinen  oder  grundsätzlich  anerkannt. 

Das  Anklingen  der  1.  t;  an  Stellen  aus  römischen  Testaments- 
gesetzen oder  an  den  römischen  Testamentsstil1")  beweist  noch 
nichts  für  die  Rezeption  römischer  Testamentsprinzipien.  Alit 
dem  römischen  Urkunden  wesen  ist  ein  gut  Theil  römischer 
Rechtsterminologie  bei  den  germanischen  Völkern  eingewandert, 
ohne  dass  doch  die  Rechtssätze  oder  Rechtseinrichtungen,  auf 
welche  sich  die  Ausdrücke  bei  den  Römern  bezogen,  gleichzeitig 

’)  Gesell,  des  rBm.  Hechts  im  Mittelalter  II,  § 7s.  Ebenso  v.  Heth- 
iiiann-H ollweg,  Civilproxess  des  gemeinen  Hechts  in  geschieht!.  Ent- 
wicht. IV,  S.  33&M.  Tamassia,  I.ongobardi,  Franchi  e t'hiesa  romana 
v!8SS)  S.  163  erklärt  sich  „risolutamente"  für  die  Ansicht  Snvigny's;  vgl. 
seine  oben  N.  1 citirte  Schrift  S.  247,  wo  er  aber  darauf  hinweist,  dass  die 
Erbeseiusetznng  nicht  aufgenommen  wurde. 

“)  Erbvertr.  I,  S.  124  ff. 

*)  Lewis,  de  origine  facultatis  heredibns  in  iure  gertnanico  coneessae 
prohibendi  etc.  (1862)  S.  21’;  l'ertile,  Storia  del  diritto  italiano  IV,  § 122, 

S.  13  ff.;  namentlich  Palumbo  S.  314  ff,  322,  357  ff.,  403  ff. 

10)  Oben  S.  14  f. 
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Aufnahme  gefunden  hätten.")  Unter  Beibringung  von  Urkunden- 
belegen, die  sieh  leicht  vervielfältigen  lassen, ,ä)  weist  Stouff1*) 
darauf  hin.  dass  die  aus  dem  römischen  Testamentsstil  stammende 
Phrase  von  der  „humana  ffagilitas“,  die  gerade  in  unserer  lex 
Liutprandi  erscheint,  auch  in  den  die  Stelle  der  Testamente  ver- 
tretenden zweiseitigen  Vergabungen  der  merowingischen  und 
karolingischen  Zeit  fortgelebt  habe.  Aber  Palumbo  (S.  319)legt 
auf  das  in  1.  fi  gebrauchte  Wort  „iudicare“  Gewicht;  er  nimmt 
es  lediglich  im  Sinne  von:  testari,  einseitig  auf  den  Todesfall 
verfügen.  Mit  Unrecht.  Es  kommt  schon  in  Roth.  225  vor: 
„Et  si  (sc.  libertus  fulcfree  factus)  sine  heredes 
(Leibeserben)  mortuus  fuerit,  et  antea  iudicaverit  se 
vivo  res  suas  proprias,  id  est  ande-gauuere  et  ari-gauuere 
(Erwerb  durch  Handarbeit  und  Kriegsdienst"),  secun- 
duui  legem  1 angobardorum,  habeat  cui  donaverit“, 
wo  es  sicherlich  nicht  auf  eine  einseitige  Verfügung  nach  Art 
des  römischen  Testaments,  vielmehr  höchst  wahrscheinlich  auf  eine 
Thingatio  zu  beziehen  ist.  Liutpr.  101  (102)  sagt  in  einem 
Atliem:  „per  cartola  donationis  ....  de  rebus  suis  iudicare“, 
welcher  letztere  Ausdruck  in  Lib.  Pap.  Karol.  78  mit  der 
traditio  in  Zusammenhang  gebracht  ist.  Cartula  oder  pagina 
indicati,  auch  iudieatnm  nennt  sich  sehr  häufig  eine  Urkunde, 
welche  offensichtlich  eine  zweiseitige  Vergabung  betrifft.15) 

*')  Ein  klassisches  Beispiel:  ilie  „Falcidia*  als  der  dem  gesetzlichen 
Erben  krafl  seines  Wartrechtes  verfangene  Theil  des  hausvütcrlichen  Ver- 
mögen*. Vgl.  H.P.  M.  XIII  72  (800),  233  (sc, 4),  ferner  R.  Eoening,  Ver- 
tragsbruch und  seine  Rechtsfolgen  I,  S.  55(1 w,  Tainassi  a,  alienazioni  S.  255  f. 

“)  Mark.  II,  3:  „incertum  humaimc  condicionis  cventum“;  Trova  9 tu 
•Tn):  .cogitans  qnia  humana  fragilitas  .....  dono  trado  atque  concedo  in 
etema  traditione  ...  et  nffero  in  inonasterio  . . .“.  Auch  nach  Pal  um  ho 
(S.  2s»  f.)  seihst  enthält  diese  Erkunde,  die  sich  übrigens  testainentum  nennt, 
eine  zweiseitige  Vergabung.  Vgl.  ferner  Troya  022  (770',  950  (772);  R.  E. 
133  (776:  reine  donatio  a praesenti  die).  140  (785). 

“)  De  formulis  8.  31 a. 

ul  Brunnor,  Landschenkungeii  der  Merowinger  und  der  Agilolfinger 
i.  Sitzgsber.  d.  Berl.  Akad.  1885,  8.  1190'  (Forschungen  zur  Geschichte  d. 
deutschen  und  franziis.  Rechtes.  8.  23  *). 

“)  R.  F.  240  (819),  274  (824:  „do  atque  trado-,  vgl.  die  Vollziehungs- 
formel unten  N.  23).  Die  Erkunden  R.  F.  193(809),  218  (Hin),  228  (817), 
232  («17),  283  (838)  bezeichnen  sich  sogar  in  dieser  Weise,  obwohl  sie  reine 
doualiones  iuter  vivos  enthalten. 

8«*  Halts«,  Die  lengobardlicbe  Treuhand.  2 
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Wenn  nicht  selten  in  den  Quellen,  was  Palumbo  richtig  be- 
merkt, donare  und  iudicare  einander  gegenübergestellt  werden, 
so  bedeutet  dies  nur  den  Gegensatz:  unter  liebenden  — auf 
den  Todesfall  zuwenden,  nicht  auch  den  Gegensatz : zweiseitig  — 
einseitig  verfügen.  Freilich  verwendet  das  langobardische  Rechts- 
latein  zuweilen  das  Wort  „testari“  selbst  mit  seinen  Ab- 
leitungen. So  heisst  es  in  dem  Schlusssatz  der  1.  1 (10)  Aist. 
— vom  Jahre  755  — : „si  decesserit  absque  filiis  filiabus  aut 

intestatim“.  In  den  Urkunden  des  11.  Jahrhunderts  aus  dem 
Regesto  di  Farfa  (Kloster  in  der  Sabina)  nennen  die  letztwillig 
bestellten  Treuhänder  sich  selbst  ..fidei  commissarii  et  testamen- 
tarii1®)  und  ihren  Machtgeber  „noster  testator“17).  Aber  auch 
dies  kann  nicht  entscheiden.  Das  Wort  „testamentuni“  wird  im 
Mittelalter  vielfach  in  der  allgemeinen  Bedeutung  von  „carta“  ge- 
braucht.1*) Und  es  kann  uns  die  Thatsache,  dass  das  Wort  auch  für 
zweiseitige  letztwillige  Dispositionen  zur  Verfügung  stand,  garnicht 
deutlicher  vor  Augen  geführt  werden,  als  durch  eine1*)  jener  Ur- 
kunden, in  welcher  der  Treuhänder  berichtet:  „sum  fidei  commis- 
sarius  atque  testamentarius  per  in  vestimentum  (=  per  investitu- 
ram)  iuvenis  (so  heisst  der  Verstorbene)  germani  mei, — (terra), 
quanta  michi  . . . evenit  per  investimentuin  a . . iuvene  . . V0) 

Wie  steht  es  mit  den  Urkunden  selbst,  welche  von  den  Ver- 
theidigern  des  „langobardischen  Testaments“  als  Beispiele  heran- 
gezogen caler  von  den  Herausgebern  der  Sammlungen  in  den  Ueber- 
schriften  als  Testamente  gekennzeichnet  werden?  Viele  unter 
ihnen,  die  dem  lombardisch-tuskischen  Bereich31)  angehören, 

*•)  Vgl.  z.  B.  Iir.  IIOS  ( 1010),  666  (1013),  «S7  (?),  730  (1039),  SSO  1,1040). 

”)  II.  «S7  (?),  SSO  (1049). 

”)  Brunner,  Zur  Rechtsgesch.  der  römischen  und  germanischen  Ur- 
kunde I,  S.  211.  Man  vergleiche  nur  die  lex  Kibuaria  tit.  59,  1.  wo  vom 
testamentuni  vindicionis  ( venditiouis)  die  Rede  ist. 

>*)  n.  750. 

*“)  Palumbo  weist  endlich  auf  die  Worte  „contra  voluntateui  defunc- 
torum  suorum  parentum  agere“  in  1.3  (12)  AistulÜ  hin.  Aber  unter  ultimae 
voluntates  lassen  sich  auch  zweiseitige  Vergabungen  auf  den  Todesfall  be- 
greifen und  sind  darunter  von  den  Kompilatoren  der  Ixmibardn  begriffen  worden. 
Vgl.  die  Stellung  des  von  traditio  und  investitura  handelnden  Kapitulars  Ludwigs 
des  Frommen  v.  818/819  üb  Pap.  Lud.  Pii  11  (14)  im  Titel  „de  ultimis  vo- 
luntatibus“  (II,  18),  auch  in  den  Lombardu-Kommentaren  die  Worte  des  Alber- 
tus zu  diesem  Titel : „nunc  de  ultime  roluntatis  douat  ionibus  disseramus*. 

ai)  Gegensatz:  Unteritalien  (Bonevent). 
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z.  B.  Troya  nr.  795  (763),  896  (768),  976  (773); 
H.  P.  M.  XIII  nr.  34  (768),  56  (777),  72  (800),  162 
(847),  169  (850),  181  (853),  215  (861),  263  (875), 

270  (877),  527  (928),  931  (997):  Clmrt.  I nr.  133 

(969)  : Ml.  IV1  86  (778),  89  (782), 
enthalten  in  der  vom  Notar  am  Schluss  angehängten  Yoll- 
zielmngsformel  die  Klausel  „post  traditam“  und  widerlegen 
dadurch  schlagend  das  ihnen  zugeschriebene  Testamentsmerkmal 
der  Einseitigkeit.  Denn  nach  den  unanfechtbaren  Darlegungen 
Bruuner's22)  haben  das  „post  traditam“  und  die  dadurch23) 
beurkundete  förmliche  traditio  cartae  von  Seiten  des  Ausstellers 
an  den  Destinatär  nur  bei  zweiseitigen  Rechtsgeschäften 
ihren  Platz : diese  Rechtsgeschäfte  werden  im  Moment  der 
traditio  cartae  und  durch  die  letztere  perfekt.  Anderen  unter 
den  hierher  zu  zählenden  Urkunden  fehlt  freilich  die  Klausel 
„post  traditam“.  Aber  das  ist  kein  Argument  gegen  die  Zweiseitig- 
keit. Denn  nicht  überall  im  ober-  und  mittelitalienischen  Ur- 
kundenbereich und  nicht  von  Anfang  an  ist  die  Klausel,  wie 
überhaupt  die  ganze  Vollziehungsformel,24)  gleich  regelmässig  in 
Gebrauch  gewesen;  so  vermissen  wir  sie  in  den  meisten 

Urkunden  des  Regesto  di  Farfa,  auch  bei  offenbar  zweiseitigen 
Geschäften,  wie  bei  Verkauf,  Schenkung  unter  Lebenden  u.s.  w. 
.Ta  seitist  in  Gegenden  und  Zeiten,  in  welchen  ihre  Anwendung 
die  Regel  bildete,  wurde  sie  hin  und  wieder  von  den  Notaren 
fortgelassen.  In  dem  langobardischen  Rechtsgebiet  Unteritaliens, 


Zur  Rechtsgcsch.  il,  römischen  und  gennanischen  Urkunde  I.  S.  87  ff. 
besonders  97,  99. 

**)  Dass  die  Begebung  der  Urkunde,  auf  die  das  „post  traditam“  an- 
spielt. von  der  Partei,  welche  die  Urkunde  ausfertigen  lässt,  dein  Aussteller, 
ansgebt  und  au  die  Gegenpartei,  tu r welche  die  Urkunde  bestimmt  ist.  den 
Destinatär,  erfolgt,  wird  z.  B.  auch  durch  die  beiden  Vollziehungsformeln 
in  U.P.M.  XIII  nr.  270  (877)  und  in  R.  F.  nr.  274  («24)  bewiesen  Dort 
heisst  es:  „Ego  qui  supra  Amelperti  notarius  haue  paginam  testamenti  et 
indicati  atque  dispositionis  scripsi,  et  postquam  ad  (,  a)  testibus  fuit  rubo- 
rata.  et  ad  ( a)  stiprascripta  doinna  Engilberga  (der  Ausstellerin)  traditus 
complevi  et  dedi“,  hier:  „Ego  Benedictus  notarius  scripsi  et,  postquam  traditn 
est  Fratello  presbitero  et  prneposito  sancti  Valentini  ad  partein  monasterii 
(des  bedachten  Klosters,  also  des  Destinatärs),  complevi  et  dedi“. 

u)  Darüber  Brunner,  Urkde.  S.  79  ff  (Ausbreitung  der  Vollziehungs- 
fonnel  von  Norden  nach  Süden). 
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dem  Herzogthum  Benevent,  wurde  sie  niemals  heimisch.46)  Aber 
es  kommen  uns  da,  wo  sie  feldt,  oftmals  andere  Momente  zu 
Hülfe,  welche  die  Zweiseitigkeit  der  beurkundeten  letztwilligen 
Verfügung  erkennen  lassen.  Manche  Urkunden  berichten  nämlich 
im  Text  selbst  über  die  stattgefundene  Emission  der  carta  vom 
Aussteller  an  den  Destinatär,  so  die  sich  alscartola  judicati,  dotaliuni 
und  deeretionis  ausgebende  Urkunde  Ml.  IV  1 nr.  57  ( 7 63  oder 
764),  ferner  C.  C.  nr.  646  (1012)  und  1377  (1064).  Oder  es  stellt 
an  der  Spitze  des  Textes  der  Name  des  Empfängers  der  carta  als 
Adresse,  so  in  der  von  der  gegnerischen  Meinung  besonders  ver- 
wertheten  Urkunde  H.P.M. XIII  n.  51  (774,  letztwillige  Verfügung 
des  königlichen  Gasinden  Tuido).  Oder  es  findet  sich  an  anderer 
Stelle  eine  Hindeutung  auf  den  — bei  dem  Urkuudungsakt  ver- 
tretenen — Empfänger,  so  in  Troya  *91  (76* : „l’nde  pro  stabili- 
tate  vestra,  suprascripta  uionasteria,  . . . notarium  scribendum 
postulavimus“).  Oder  endlich  es  weist  sich  der  beurkundete  Akt 
als  ein  dinglicher  Vertrag  aus,  welcher  durch  Tradition  (im 
germanisch- recht).  Sinne)  der  Vermögensobjekte,  über  die  letzt- 
willig verfügt  wird,  zu  Stande  kommt,  so  in  den  als  testamenti 
cartula,  testamentum  sich  bezeichnenden  Urkunden  Troya  617 
(748)  u.  984  (773)“)  und  in  H.P.M.  XIII  n.  90  (SU)47)“). 

Danach  ist  die  Annahme  widerlegt  , dass  durch  die  lex  6 
Liutpr.  oder  später  im  langobardischen  Recht  die  einseitige  letzt- 
willige  Verfügung  nach  Art  des  lömischen  Testaments  allgemein 
oder  auch  nur  für  alle  Verfügungen  zu  frommen  Zwecken  an- 
erkannt worden  sei.  — 

Meines  Erachtens  liegt,  der  Fehler  in  der  mit  Unrecht  vom 
Wortlaut  der  lex  abschweifenden  Beantwortung  der  ersten  der 
beiden  oben  (S.  14)  gestellten  Fragen.  Mag  Liutprand  bei 
der  Fassung  der  Vordersätze  an  römische  Wendungen  angeknüplt 
haben,  so  hat  er  doch  nur  für  den  unmittelbarbezeichneten  Fall 


**)  Brunner,  t’rkde.  S.  Hi. 

“)  „tradedi  tibi  eonsobrino  meo“,  „liaec  tradidiuius  iii  praedicto  nioiiaslerio“. 

Hier  steht  neben  der  Unterschrift  des  Ausstellers  der  Passus  „qui 
liac  dispositione  seo  traditione  tieri  rogavil“. 

4H)  Auszuscheiden  sind  die  von  Paluinbo  S.  317  f.  und  340 f.  ver- 
wendeten L'rkunden  Troja  3‘J4  (713)  und  M83  t"73).  Krater»- : Tbiux,  vgl. 
oben  §3  X.  lö.  Letztere:  römisches  testamentum  hologiaphum,  vgl  da- 
zu Troja  S.  705  N.  3. 
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..si  egrotaverit“  Vorsorge  treffen  wollen.  Den  Gesunden 
betrifft  die  ganze  Satzung  überhaupt  nicht:  für  ihn  und  seine 
Verfügungen  lässt  sie  den  früheren  Rechtszustand  unverändert. 
Sie  will  weiter  nichts,  als  dem  Kranken  die  Möglichkeit  sichern, 
auch  seinerseits  der  Seele  ihr  Theil  zu  schaffen.  Deshalb 
sollen  die  tliatsächlichen  und  rechtlichen  Hindernisse,  die  ihm 
bis  daiiin  im  Wege  standen,  fortgeräumt  werden.  Die  t hat- 
sächlichen  Hindernisse:  insofern  ihm  seine  Körperbeschaffen- 
heit oder  die  Nähe  des  Todes  nicht  gestattet,  alle  Erfordernisse 
einer  ordentlichen  Vergabung  auf  den  Todesfall  (oben  § 2)  zu 
erfüllen.  Die  rechtlichen  Hindernisse:  insofern  bisher  die 
rechtliche  Handlungsfähigkeit  durch  Siechthum  gemindert,  ins- 
besondere die  Veräusserung  vom  Siechbett  aus  unwirksam 
war.  Auf  den  letzteren  Punkt  weist  der  Satz:  „quam quam 

in  lectolo  reiaceat“  hin,  der  an  Vorschriften  im  deutschen, 
vornehmlich  im  sächsischen  Rechtsgebiete  gemahnt.4")  Für 
uns  steht  der  erstere  Punkt  im  Vordergründe:  denn  hier  handelte 
es  sich  für  den  Gesetzgeber  darum,  dem  Kranken  — und  zwar 
mir  diesem  — durch  ein  Nachlassen  von  den  ordentlichen  Ver- 
gabungsformen zu  helfen.  N an i8"),  der  allein,  soweit  ich  sehe, 
das  Gesetz  in  solchem  Sinne  anslegt,  will  freilich  die  Erleichterung 
nur  auf  die  Entbindung  von  der  Thinx-Form  bezogen  wissen. 
Ich  meine,  dass  sie  weiter  gegangen  ist  und  sich  auf  alle  Ver- 
gabungen. auch  die  auf  einzelne  Objekte  beschränkten  (bei  denen 
das  Thinx  gar  nicht  in  Frage  kam),  erstreckt  hat.  Alle  diese 
erheischten  an  sich  die  Gegenwart  des  Bedachten,  an  welchen 
der  Geber  bei  Mobilien  den  Besitz  übertragen,  bei  Immobilien 
die  carta  donationis  rechtsförmlich  begeben  musste.  Aber  gerade, 
wo  der  Geber  sterbenskrank  war,  konnte  es  schwer  oder  un- 
möglich sein,  den  Bedachten  noch  rechtzeitig  zur  Stelle  zu 
schaffen.  Darum  gestattete  hier  die  lex  ausnahmsweise, 
von  seiner  Anwesenheit  und  von  der  Besitzeinweisung  oder 
l rkundenbegebuug  abzusehen  und  es  in  der  That  bei  'der  ein- 

*r>  So  wir<l  dieser  Satz  von  Stobbe,  Handbuch  I.  § 41  JJ.  13  (vgl. 
N.  7—9)  nnd  Gier ke,  Deutsches  Privatrecbt  I,  § -15  * verstanden.  Dagegen 
Tatnassia,  alienazioni  S.  242.  Vgl.  über  das  Recht  in  Deutschland  Al  bre  ch  t, 
Uewere  §20  l und  Heusler,  Inst.  II  § 1 15.‘ 

*')  gelegentlich  einer  Rezension  in  der  Rivista  itaiiana  per  le  scienze 
giuridiche,  lid  5 (lass)  S.  273. 
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seitigen  Verfügung  bewenden  zu  lassen.  Oder  es  war  niemand, 
der  zur  ordnungsmässigen  Abfassung  der  carta  im  Stande  oder 
befugt  gewesen  wäre,  (Notar111)  rechtzeitig  mehr  aufzutreiben, 
während  andererseits  Verwandte  oder  Nachbarn  zugegen  waren, 
die  eine  mündliche  Erklärung  des  Sterbenden  entgegennehmen 
konnten.  Dann  sollte  auf  Grund  der  Liutprand'schen  Vorschrift 
ausnahmsweise  die  blosse  mündliche  Erklärung,  wenn  sie 
nur  später  im  Streitfall  durch  das  Zeugnis  jener  Leute  bekrältigt 
wurde,  für  die  Rechtsgültigkeit  selbst  einer  Grnndstücksver- 
gabung  genügen. 

Diese  Auslegung  hat  gute  Stützen : 

].  Eine  ähnliche  Unterscheidung  zwischen  den  letzt  willigen 
Verfügungen  des  Gesunden  und  denen  des  Kranken  findet  sich 
in  eii  em  derjenigen  Fragmente,  welche  als  cap.  7 — 20  in  einem 
Codex  zu  Holkham  enthalten  und  von  Gaudenzi  1*8(1  ver- 
öffentlicht sind.3*)  Mag,  was  streitig,  die  in  diesen  Fragmenten 
überlieferte  Rechtsaufzeichnung  in  Spanien,  im  südlichen  Gallien 
oder  in  Italien  ihre  Heimath  haben,  dem  west-  oder  ostgothischen 
Rechtangehören33),  darin  ist  man  einig:  Sie  enthält  gothisehes 
Recht  Ihr  Einwohner  gothischen  Stammes  und  ist  spätestens  im 
6.  Jahrhundert  entstanden.34)  Cap.  i),  auf  welches  Palunibo 
(S.  30U,  316)  hin  weist,  ohne  es  in  unserem  Sinne  zu  ver- 
werthen,  beginnt  mit  dem  Satze: 

„Si  quis  non  habnerit  filios  legitimes  de  legitima  uxore 
natos  et  habueiit  naturales,  quartam  partem  hereditatis 
suae  liabeat  licentiam  relin quere  naturalibus,3')  si 


" Brunuer.  Urkunde  S.  24  N.  i : Krst  nach  der  fränkischen  Eroberung 
wurde  die  Abfassung  der  Urkunden  Monopol  des  Notars. 

;,i  Ich  benutze  den  Abdruck  Zentners  im  Neuen  Archiv  für  ältere 
deutsche  (ieschichtskuude  lid.  12  S.  3SÜ  ll. 

M)  Vgl.  hierüber  Ze  unter  a.  ».  ().  S.  302  ff,  li ruinier,  1>.  K.  0.  t 
S.  325  ff.  und  neuesten«  Fcderieo  l’atetta  im  Archivin  giuridico  Bd.  53 
(1894)  S.  :i  ff.  (Litteratnrangaben:  S.  3 daselbst'.  Nach  l’atetta  handelt 
es  sich  um  ostgolhisches  Hecht,  und  zwar  um  eine  noch  vor  dem  Kdikl 
Theuderichs  angefertigte  Privatarbeit. 

3I)  Die  Handschrift,  in  welcher  diese  Fragmente  entdeckt  worden  sind, 
ist,  wie  man  allseits  annimmt,  im  1*.  oder  10.  Jahrhundert  von  lango- 
bardischer  Hand  geschrieben.  Vgl  Zeuntcr  S.  3s'J,  Patotta  ,S.  12. 

“)  Anlehnung  an  const.  4 Cod.  Theodos.  de  naturalibus  filiis  IV,  ti. 
Vgl.  Patetta  S.  20. 
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voluerit:  dum  sanus  est,  per  donationis  chartu- 
lam,  aut  morieus  per  testamentum;  . . 

Darin  liegt  ausgesprochen,  dass  man  grundsätzlich  durch 
carta  donationis  — in  der  Form,  die  cap.  15  ibid.  für  die 
Schenkung  von  Liegenschaften  vorsieht,  — von  Todeswegen 
verfügt  und  nur  der  moriens,  der  Sterbenskranke,  sich  der 
Testamentsfomi  wirksam  bedienen,  d.  h.  einseitig  oder  gar  mündlich 
feponiren  kann.  Das  Gesetz  Liutprand’s,  in  der  obigen  Weise 
ansgelegt,  entbehrt  also  nicht  einen  Vorläufer  im  germanischen 
Recht. 

2.  Es  erscheint  bei  der  gleichen  Auslegung  selbst  als  Vor- 
länfer  eines  langobardischen  Gesetzes  der  Folgezeit,  nämlich 
des  letzten  Theiles  der  1.  3 (12)  Aistulfi  vom  Jahre  753. :1®) 
Her  König  will  hier  dem  Herrn  auch  dann,  wenn  bereits  der 
Tod  vor  der  Thür,  noch  die  Möglichkeit  eröffnen,  seine  servi 
zu  vollem  Recht  (fulcfree  und  haamund  — Roth.  224  — ) frei- 
zulassen. An  sich  bedürite  es  dazu  entweder  der  Thingatio 
mit  den  in  Roth.  224  beschriebenen  Förmlichkeiten  oder  der 
Freilassung  vor  dem  Altar  per  manum  sacerdotis  (Liutpr.  23). 
Da  beide  Formen  für  den  im  Siechbett  Liegenden  nicht  mehr 
erfüllbar  sind,  bestimmt  der  König: 

„si  ad  finis  mortis  propei  averit,  . . . et  instituerit,  ut 
post  eius  obitum  per  manum  sacerdote(i)s,  qualem  de- 
signaverit,  circa  sacro  altario  deduci  debeatur:  causa 
miserationis  decrevimns,  ut  sicut  dominus  eorum  preceperit, 
ita  inpleatur,  et  sacerdotes,  quem  designaverit,  eum 
absque  cuiuscumque  contradictionem  absolvat,  et  über 
permaneat.“ 

Es  soll  also  in  solchem  Ausnahmefalle  — nur  in  diesem 
— statt  der  zweiseitigen  Thingatio  oder  traditio  in  manum 
sacerdotis  die  einseitige  Erklärung  des  Freilassungswillens, 
verbunden  mit  der  Benennung  des  Priesters,  ausreichen.  Es 
soll  offenbar'7)  schon  eine  mündliche  Erklärung,  wenn  sie  in 
glaubhafter  Weise  kündbar  wird,  den  designirteu  Priester  zur 
Vornahme  des  Aktes  ermächtigen  wie  verpflichten.  Ja  selbst 


")  Vgl.  unten  § 6 N.  6. 

*’)  Dies  ergiebt  die  Lage  des  Falles,  auch  der  Sinn  der  ganzon  lex; 
vorher  ist  im  (iegensatz  dazu  von  „per  cartola  ordinäre“  gesprochen. 
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die  in  eine  solche  Erklärung  eingeschossenen  Vermögens- 
Zuwendungen  un  den  Freizulasseuden  sollen,  wie  Aistulf  weiterhin 
anordnet,  Bestand  haben:  „Si  vero  aliqnid3')  ei  in  ipso  exito 

suo  donaverit  aut  donare  preceperit,  stabilis  ei  ipsa  donatio 
permaneat.“  Damit  spielt  die  Bestimmung  ganz  auf  das  Gebiet 
der  1.  u Liutpr.  hinüber,  auch  insofern,  als  zur  Begründung  der 
Gedanke  der  .Seelgift  herangezogen  wird  („ipiia  apostolns 
panlus  auctoritas  maxime  ad  doniesticos  fidei  beneficium  praestare 
iubit“).  Sie  stellt  sich  dar  als  Anwendung  oder  Ausdehnung 
der  1.  t>  Liutpr.  auf  den  Pall  der  Freilassung.  Man  darf  deshalb 
den  hier  deutlich  sichtbaren  Gegensatz  zwischen  der  nur  dem 
Sterbenskranken  verstauet en  formlosen  Willenserklärung  und 
der  in  allen  Fällen,  sowohl  dem  Gesunden  als  dem  Kranken, 
offen  stehenden  ordentlichen  Form™)  auch  im  Gesetz  Liutprands 
unterstellen. 

3.  Die  wichtigsten  Belege  bieten  die  Urkunden.  Sie  be- 
richten von  mancher  letzt  willigen  Grundstücksvergabung,  die  im 
Zustande  der  Krankheit  oder  in  Todesnähe  mündlich  ohne 
Beobachtung  irgendwelcher  Förmlichkeiten40)  vorgenommen  ist. 
Sie  flechten  dabei  nicht  selten,  um  auf  die  Rechtsgültigkeit 
einer  solchen  Vergabung  hinzuweisen,  Redewendungen  ein,  die 
aus  der  lex  u Liutpr.  geschöplt  sind,  oder  nehmen  ausdrücklich  aut 
die  letztere  Bezug. 

R.  F.  H4  (Ttiö):  Der  von  seinem  Bruder  zu  Tode 
verwundete  Guino  wendet,  „cum  recte  loqni  potuit“.  dem 
Kloster  Paria  die  Hälfte  seines  Autheils  am  Familien- 


a"  Die  vierte  Prozessformel  hierzu  im  über  l'apieusis  versteht  uuter 
„»liquid“  auch  eine  terra. 

a*)  Vgl.  in  der  ersten  Hälfte  der  I.  (I  Aist,  den  Satz:  „Et  ita 
sancimus,  nt  si  quis  langobardus  per  cartola.  in  sanitatem  aut  egri- 
tudinem  suam,  res  suas  ordinaverit  et  dixerit  eas  habere  loea  venera- 
bilia,  et  familias,  per  que  res  ipsas  excolunlur,  liheras  esse  dixerit“.  Unter 
„ordinäre  per  cartulam“  ist  ein  ordinäre  mittelst  traditio  eartae,  ein  letzt- 
williges Schenken  ohne  thinx  und  latlnegild  im  Sinne  der  I.  7‘J  ,,73)  Liutpr. 
zu  verstehen  (oben  S.  9 f.).  Vgl.  die  erste  I’rozcssfortnel  zu  I.  3 (1-”  Aist.: 
„ecee  carla  libcrtatis,  quam  pater  itius  tniehi  (nätnlieh  dein  früheren  servns! 
dedit“  und  die  formae  10  und  11  des  ('artnlarium  Langobardicntn  mit  der 
Uebcrsehrift  „traditio  eartae  ordina  tiouis",  endlich  unten  S.  14. 

*°)  Keine  bestimmte  Zahl  von  Zeugen. 
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gut  zu  und  weist  seinen  Vater  an,  die  Zuwendung 
durch  Begebung  einer  carta  an  das  Kloster  zu  be- 
kräftigen. Der  Vater  führt  dies  aus,  indem  er  bemerkt: 
„omni  tempore  donum  nostrum  firmuni  et  stabile  per- 
manent, sicut  edicti  pagina  continet.“ 

C.  C.  117  (l»03):  Waimarius,  Fürst  von  Salerno, 

berichtet,  dass  ihn  Angelus,  der  Abt  des  Klosters  des 
hl.  Maximus,  als  er  „iaceret  inbalidant  infirmitatem, 
unde  defunctus  est,  set  tarnen  aduc  recte  sivi  conspicere 
tota  meutern  et  recte  loquere  baluit,“  beauftragt  habe, 
seine  Güter  pro  aninia  in  bestimmter  Weise  zu  ver- 
geben. Da  einer  Urkunde  nicht  gedacht  wird,  so  ist 
zweifellos  der  letzte  Wille  mündlich  erklärt  worden. 
Dasselbe  gilt  von  einer  Verfügung,  die  sich  erwähnt 
findet  in : 

C.  C.  494  (996) : „quoniam  ante  os  aunos. 

quando  ipse  Marinns  iacebat  in  infirmitate,  unde  defunctus 
fuit,  adhuc  recte  loquentem  iudicabit  et  in  manum  illum 
commisit  ipsius  Desigi  de  rebus  sua  venumdandum  et 
debitum  inde  salbandum,  quod  ille  dare  debuit.  Insuper 
et  iudicavit,  etc.“ 

H.  F.  608  (1010):  Der  Erblasser  hat,  „antequam 
de  hac  discederet  luce“,  vor  Zeugen  („nt  plurimis  homi- 
nibus  noturn  est“)  mehreren  Treuhändern  die  Vergabung 
bestimmter  Grundstücke  au  das  Kloster  Farfa  mündlich 
aufgegeben : „sicuti  ex  suo  ...  ore  sancitum  est“, 

„ea  quae  ille  ore  testatus  est  etc.“  Mündlichkeit 
ist  auch  bei  denjenigen  Erklärungen  des  letzten  Willens 
zu  unterstellen,  welche  in  K.  F.  666  (1013),  687 
(?),  880  (1049),  1143  (1095)  mitgetheilt  sind  und 
„quando  ad  exitum  vitae  suae  devenit“,  „ad  exitum 
suum“,  „in  exitu  suo“,  „in  extreme  die  exitus  sui“  ab- 
gegeben waren. 

C.  C.  1022  (1043):  Der  Beweis  einer  mündlichen 

letztw  illigen  Disposition  wird  von  den  Interessenten  durch 
Zeugenziehung41)  gesichert,  nämlich  durch  Vertrag  mit 


*')  Darüber  Urunuer  D.  K Ci.  II  8 392  f. 
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denjenigen,  vor  welchen  die  Erblasserin,  ..quando  ad 
mortem  benit  (=  venit)“,  ihren  Willen  kundgethan  hatte. 

Ein  Placitum  ans  Arezzo  von  107!»,  überliefert  in 
Muratori,  Antiquitates  italicae  medii  aevi  Bd.II  Sp.  7!*1, 
handelt  von  einem  mündlichen4*)  „Testament“,  über  das 
im  Rechtsstreit  Zeugen  vernommen  worden  waren.  Es 
heisst  : „qnod  prefatns  Rainerius  in  qnadam  sna  infir- 

mitate  testauientum  fecerat  ...  Et  testibus  productis, 
in  eoruin  (=  quornm)  praesencia  jam  dictus  Rainerius 
snam  voluntatem  anstenderat.  De  testamento  legiptime 
reddidenmt  testimonium,  et  ita  vero  esse,  ut  Abas  (der 
Vertreter  des  beklagten  Klosters)  . . . affirmaverat.“ 

Wir  haben  auch  Beispiele  für  den  Fall,  dass  zwar  die 
Willenserklärung  des  Kranken  noch  beurkundet,  nicht  aber  die 
Urkunde  an  den  Bedachten  oder  einen  sonstigen  Destinatär 
begeben  wird,  dass  es  also  bei  einer  einseitigen  Erklärung 
verbleibt. 

Hierher  gehören  3 salernitaner  Urkunden  des  Codex 
Cavensis,  nämlich  die  des  presbiter  Rodelghis  von  961, 
inserirt  in  Xr.  (102  (1008)43),  die  des  Boso  von  968  und 
die  des  Johannes  clerieus  von  996,  letztere  beiden  als 
Nr.  257  und  491  der  Sammlung.  Alle  3 Erblasser 
leiten  ihre  Disposition  mit,  der  fast  wörtlich  überein- 
stimmenden Erklärung  ein,  dass  sie  an  einer  Krankheit 
darniederliegen,  die  ihrem  Leben  ein  baldiges  Ziel 
setzen  werde,  dass  ihnen  aber  noch  voller  Verstand  und 
unter  deutlichem  Hinweis  auf  1.  6 Liutpr.  — recte 
loqui  beschieden  sei.  Sie  treffen  dann  eine  Reihe  letzt- 
williger Anordnungen  und  schreiben  gewisse  Befugnisse 
auch  dem  liouio  zu.  „cui  scriptum  iste  in  mann  paruerit“, 
ohne  jedoch  die  Rechtsgültigkeit  der  ganzen  Disposition 
von  der  Begebung  der  Urkunde  abhängig  zu  machen.44) 

“)  Dass  ein  solches  in  Frage  steht,  nimmt  auch  Hübner  an  in  den 
Regesten,  Ztsch.  d Sav.-St.  Bd.  14,  Germ.  Abth.  Anhang  nr.  1477. 

‘•)  Bd.  IV  S.  107  f. 

44)  Auch  Brunner,  Zur  Geschichte  und  Dogmatik  der  Werthpapiere 
in  der  Ztsch.  1'.  Handelsrecht  Bd.  22  S.  516  (Forschungen  S.  öS 5 f ',  welcher 
die  3 Urkunden  als  Beispiele  tur  die  alternative  und  die  reine  Inhaberklausel 
verwertbet,  sieht  darin  Urkunden  Uber  einseitige  Rechtsgeschäfte. 
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H.  P.  II.  Chart.  I nr.  414  (1091)  enthält  ein  Breve4*), 
das  uns  erzählt,  wie  der  presbiter  Arnaldus,  „dum  in 
lectulo  reiacebat“,  [1.  6 Lintpr. !]  vor  Zeugen  „fecit 
reeitare  legere  brevem  recordacionis  qualiter  suam  vult 
ordinäre  substanciam  et  iussit  scriptis  inseri  et  a testibus 
corroborari“,  worauf  seine  einzelnen  Verfügungen  auf- 
gefiilnt  werden. 

In  Ml.  IV*  12«  und  IV-  app.  104  liegen  zwei  Breven 
vor,  die,  1 1 58  an  zwei  auf  einander  folgenden  Tagen 
in  der  Stadt  Lucca  von  verschiedenen  Notaren  abgefasst, 
beide  den  letzten  Willen  der  Wittwe  Pantilia  beurkunden. 
Die  Erklärungen  sind-  im  Zustande  der  infirmitas  abge- 
geben. Während  der  Fertigstellung  des  späteren  Breve 
ist  die  Erblasserin  verschieden  [„infirmitatis  causa  lectulo 
jaeens,  de  qua  mortua  fuit“]. 

In  einem  von  Palumbo*'1)  citirteu  unteritalischen 
Dokument  von  1186  ist  die  Rede  von:  „unum  scriptum 
. . . qualiter  dum  . . . Pandulfus  infirmitate,  qua  de- 
functus  est,  detineretur,  sanae  tarnen  mentis,  rectaeque 
locutiones  extitisset,  coram  Romualdo  iudice  et  aliis 
judicaverat  atque  disposuerat  quod  de  rebus  suis  post 
eius  obitum  fieri  deberet.“ 

Nach  alledem  ist  unsere  Auslegung  der  1.  6 Lintprandi  ge- 
nügend gestützt.  Die  Neuerung  betrifft  uur  deu  Fall  der  Krank- 
heit. Sie  beseitigt  für  diesen  Fall  die  Nothwendigkeit,  die 
ordentlichen  Schenkungsformen  zu  wahren,  nicht  in  der  Art,  dass 
sie  an  deren  Stelle  römische  Testameutsformen  setzt,  sondern 
ohne  solchen  Ersatz  in  der  Art,  dass  sie  schon  der  einseitigen, 
formlosen  Willenserklärung  Rechtswirksamkeit  beilegt.  Der 
Kranke  soll  die  Maqlit  haben,  zu  verfügen  „quid  aut  qualiter 
cui  voluerit“.4’)  Also  an  dieser  Stelle  nicht  mehr  ein  blosses 
Fortentwickeln  langobardischer  Rechtsgrundsätze,  sondern  ein 


M)  Vgl.  Brunner,  Urkde.  S.  16.  Breve  (notitia)  ist  die  schlichte  Be- 
weisnrkunde  im  Gegensatz  zur  Garta,  der  dispositiven  Urkunde. 

a.a.O.  S.  311,  citirt  nach  Ga  udenzi,  1-e  vicemle  del  mumlio  8.10t,  102. 
*’)  Beispiele  dafür,  dass  der  Kranke  sich  der  ordentlichen  Schenkmigs- 
formen  bedient:  Troya  617  (748),  795  (76:t),  909  (769);  H.  1’.  M.  XIII  215 
(661);  C.  C.  75  (872),  624  (,1009). 
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offener  Einbruch  in  das  Volkstracht,  unternommen  zunächst  nur 
im  kirchlichen  Interesse  zu  Gunsten  der  Seeltriften,  später  ver- 
möge der  Erweiterung  des  Seelgiftgedankeus4s)  auch  für  andere 
Verfügungen  nutzbar  gemacht,  die  der  Kranke  noch  in  letzter 
Stunde  treffen  will.**)*’) 

Aber  nur,  wo  und  insoweit  man  mit  den  Mitteln  des  natio- 
nalen Rechts  nicht  auskam,  setzte  man  sich  darüber  hinweg. 
Ich  möchte  deshalb  in  Uebereinstiinmung  mit  NaniM)  annehmen, 
dass  letztwillige  Vergabungen,  im  Zustande  der  Krankheit  aut' 
Grund  der  1.  t>  Liutpr.  formlos  vorgenommen,  wenn  später  der 
Schenker  genas,  in  den  ordentlichen  Formen  wiederholt  werden 
mussten,  um  gültig  zu  bleiben.  Denn,  haben  wir  auch  keinen 
unmittelbaren  Beleg  dafür  in  den  (Quellen,  so  wird  es  doch 
erstens,  worauf  Nani  hinweist,  wahrscheinlich  gemacht  durch 
den  Vergleich  mit  1.  1 9 Liutpr.  Hier  wird  aus  demselben  Gedanken 
heraus,  welcher  der  1.  ti  zu  Grunde  liegt,  dem  Minderjährigen, 
„si  evenerit  egritudo  et  se  viderit  ad  mortis  periculum  tendere“, 
die  ihm  sonst  verschlossene  Befugnis  verliehen,  zu  frommen 
Zwecken  zu  disponiren.'5)  jedoch,  wie  die  zweite  Prozessformel 
zur  1.  l'.i  im  über  Papiensis  zeigt,  mit  der  Wirkung,  dass  die 
Disposition  hinfällig  wird,  „si  convalet  de  ipsa  intirmitate.“ 
Zweitens  lassen  von  den  oben  sub  :t  gedachten  Urkunden 


**)  Oben  § N.  13. 

**)  Vgl.  von  den  oben  eitirten  Urkunden  C.  C.  257  (968),  401  (996), 
494  (996).  602  (1008  bezw.  961),  1022  (1043). 

s0)  in  verwandter  Art  waren  die  Vergabungen  von  Todeswogen  bei  den 
Angelsachsen  geregelt  nach  Brunners  Bericht,  Urkde.  S 199  ff.,  be- 
sonders 201.  ( War  hier  die  formlose  Willenserklärung  auch  über  die  Fälle 

der  Krankheit  hinaus  zugelassen Der  daselbst  S.  199  citirte  Dialogus 
Bgberti  spricht  nur  von  „verborum  novissimorum,  quae  a moricntibus 
fiunt  de  rebus  suis“.)  — Auch  in  Deutschland,  hier  aber  mehrere  Jahr- 
hunderte später,  wohl  erst  in  nachfränkischer  Zeit,  hat  nach  der  Annahme 
Heu  8 1 o r’s,  Inst.  11  § 200  S.  643,  bei  den  Seelgeräthcn  sich  eine  ähnliche 
Entwicklung  vollzogen. 

**)  An  der  oben  X.  30  eitirten  Stelle.  Xani  denkt  allerdings  immer 
nur  an  Xachbolung  der  Thingationslorm. 

**)  Nicht  blos  einseitig  formlos  nach  I.  6 l.iutpr  (so  l’alumbo  S.  321), 
sondern  auch  mittelst  gehöriger  donatio  inter  vivos  oder  post  obitum.  Vgl. 
z.  B.  C.  C.  536  (1000).  Vgl.  noch  Scalvauti  in  der  oben  X.  4 eitirten 
Abhandlung  S.  173  f. 
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diejenigen,  welche  nach  dem  Tode  des  Erblassers  über  seine  letzt- 
willige Disposition  berichten,  alle  bis  auf  eine'”)  deutlich  erkennen, 
dass  der  Erblasser  in  der  Zwischenzeit  nicht  wieder  gesund  ge- 
worden ist.  Einige'4)  unter  ihnen  heben  besonders  hervor, 
dass  er  „in  infirmitate  de  qua  defunctus  est“  disponirt  habe, 
l’nd  von  den  übrigen  Urkunden  lassen  etliche'-')  den  Erblasser 
ausdrücklich  seinen  letzten  Willen  für  den  Fall  des  Hinscheidens 
an  „dieser“  Krankheit  erklären.  Es  ist  also  die  Vermuthung 
berechtigt,  dass  die  Gültigkeit  einer  nach  1.  6 formfreien  Ver- 
gabung nicht  blos  Krankheit  bei  der  Errichtung  als  Hinderungs 
gnind  für  die  Einhaltung  der  ordentlichen  Form,  sondern  auch 
Fortdauer  der  Krankheit  bis  zum  Tode  als  Hinderungsgrund 
für  die  Nachholung  der  ordentlichen  Form  zur  Voraussetzung 
batte. 


§ 


III.  Letztwillige  Vergabungen  an  Mehrere  in  einem  Akt. 


Ein  grosser  Vorzug  der  einseitigen  Verfügung  liegt  darin, 
dass  die  verschiedensten  Anordnungen  zu  Gunsten  der  verschie- 
densten Personen  in  einem  einzigen  Akt  getroffen  werden  können, 
dass  eine  einzige  Schrift  dem  letzten  Willen  erschöpfenden  Aus- 
druck auch  dann  geben  kann,  wenn  die  Bestandtheile  des  Ver- 
mögens in  alle  Winde  zerstreut,  unter  viele  Verwandte,  zahl- 
reiche kirchliche  und  gemeinnützige  Anstalten  vertheilt  werden 
sollen.  Dieser  Vortheil  kam  dem  kranken  Langobarden  zu 


M)  Placitum  in  Muratori  Aut  II  Sp.  791:  „in  quadam  sua  iiifinnitate 
O'Stamentuui  fecerat“.  Es  erhellt  hier  nicht,  ob  der  Erblasser  gerade  an 
dieser  Krankheit  gestorben  ist. 

'*)  Vgl.  C.  0.  117,  494,  Ml.  IV  5 app.  104  und  die  von  Pal  uni  bo  nach 
(iaudenzi  citirte  Urkunde  v.  1180.  Vgl.  auch  Ml.  IV*  app.  98  (1114): 
„eicepto  hona  Ecclesiaruui,  que  predietns  Ugo  coines  ret’utavit  io  intinniiate, 
de  qu»  ioortuus  fuit“. 

“)  C.  C.  557 : „Siiuulque  et  iudicu,  ut  si  de  lianc  infirmitate  fuerit  (=  fuero) 
defunctus,  . . ; Ml.  IV  4 128:  „si  illu  ohiret  de  illa  infirmitate.  quain  tune 

habebat-;  Ml.  IV  4 app.  104:  „volo,  et  ordino  atque  judico,  ut  si  de  lmc  in- 
firmitate. quam  nunc  patior,  niortua  fuero,  . . . ." 
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Statten,1)  welcher,  Gebrauch  machend  von  der  durch  1.  f>  Lintpr. 
gewährten  Formfreiheit,  einseitig  seinen  Willen  den  Nachbarn 
und  Freunden  mittheilte  oder  einem  Notar  zur  Aufnahme  eines 
Breve  in  die  Feder  diktirte.  Er  war  dem  Gesunden  verschlossen, 
der  an  jeden  Einzelnen,  dem  eine  Vergabung  zugedacht  war, 
gesondert  eine  carta  donationis  (hezw.  den  Besitz  des  betreffen- 
den Fahrnisstückes)  tradiren,  also  jeden  Einzelnen  zu  sich  ent- 
bieten oder  ihn  seinerseits  aufsuchen  musste.  Das  konnte  für 
ihn  unter  Umständen  — man  denke  nur  an  die  grundsätzliche 
Unzulässigkeit  der  Stellvertretung  — mit  nicht  geringen  Be- 
schwerden verbunden  sein.  Diesen  auszuweichen,  bog  schon  im 
8.  Jahrhundert  die  Rechtsentwicklung  in  einen  Seitenpfad  ein, 
auf  welchem  sie  der  einseitigen  Verfügung,  sowohl  der  durch 
1.  fi  Lintpr.  zugelassenen  als  dem  römischen  Testament,  um  ein 
erhebliches  Stück  näher  rückte.  Ermöglicht  wurde  dieses  Ab- 
lenken durch  die  im  germanischen  Recht  der  Nebenbestimmung 
beim  dinglichen  Vertrage  gegebene  Bedeutung  und  Ausgestaltung. 

Nebenbestimmungen  bei  Schenkungen  tauchen  im  gesammten 
germanischen  Urkundenbereich  sehr  zeitig  auf.  Sie  sind  häutig 
der  Art,  dass  sie  nicht  dem  persönlichen  Interesse  des  Schenkers 
oder  des  Beschenkten,  sondern  dem  eines  Dritten  dienen.  So 
wird  einer  Kirche  etwas  mit  der  Massgabe  geschenkt,  dass  zu- 
nächst eine  dritte  Person,  die  Gattin,  die  Tochter,  die  Dienerin 
des  Schenkers,  den  lebenslänglichen  Niesslnauch  daran  haben 
soll.  Oder  es  wird  geschenkt  mit  der  Beschränkung,  dass,  falls 
ein  gewisses  Ereigniss  eintritt  (z.  B.  spätere  Wieder verheirathung 
der  Wittwe  oder  Tod  des  zuerst  Beschenkten),  die  Gabe  ohne 
Weiteres  einem  Dritten  zufallen  soll.  Für  die  letztwilligen 
Schenkungen  im  Rechtsgebiet  nördlich  der  Alpen  hat  Hübner*) 
dies  durch  sehr  zahlreiche  Urkunden  belegt.  Die  langobardischen 
Urkunden  weisen  eine  ähnliche  Fülle  von  Beispielen  sowohl  für 
donationes  inter  vivos  als  für  donationes  post  obitum  auf.  ’)  Tn 

')  Vergl.  7.  Ii.  0 ('.  117  (U03).  257  (»68),  602  f»6l);  Mnriit.  Ant  II 
Sp.  7»l  (107»)  „testnmenlum  feeerat,  in  quocuucta  sua  bona  distribnta  . . . 
partein  hercditatis,  ile  qua  controveraia  erat,  preilirto  luonaaterio  Samte 
Flore  judicavit“. 

s)  Die  donationes  post  obitum  S.  67  ff.  und  S 126  fl' 

3)  Beispiele  aus  frühester  Zeit  Troya  603  (747)  (donatio  post  obitum: 
„Et  si  conjuge  mea  Waltrudn  super  me  renianseret  et  lectum  raeum  eusto- 
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allen  solchen  Fällen  soll  dieselbe  carta  mehreren  Rechtsüber- 
tragungen an  verschiedene  Personen  dienen.  Sie  soll  am  gleichen 
Grundstück  sofort  oder  mit  dem  Tode  des  Schenkers  dem  Eineu 
Nießbrauch,  einem  Anderen  Eigeuthnm,  vielleicht  noch  einem 
Dritten  die  Anwartschaft  auf  späteren  Anfall  des  Eigenthums, 
also  suspensiv  bedingtes  Eigenthum,  verschaffen.  Diesen  Erfolg 
herbeizuführen,  wären,  streng  genommen,  drei  Begebungsakte 
nothwendig.  Je  ein  Exemplar  derselben  carta  müsste  jedem  der 
drei  Bedachten  rechtsförmlich  tradirt  werden.  Das  geschieht 
aber  nicht  immer.  Schon  frühe  begnügt  man  sich  mit  einer 
einmaligen  Ausfertigung  der  Urkunde  und  einem  einzigen  Be- 
gebungsakt, für  welchen  man  einen  der  Bedachten  — denjenigen, 
welcher  endgültig  die  Sache  haben  soll  oder  der  Urkunde 
zuerst  benöthigt  sein  wird,  — als  Destinatär  sich  auswählt. 
Aas  diesem  einen  Akt  entspringen  dann  dingliche  Rechte  an 
dem  Gegenstand  der  Uebertragung  nicht  blos  für  den  Empfänger 
der  Urkunde,  sondern  auch  für  die  übrigen  Bedachten.  Die  in  der 
lex  traditionis  enthaltenen  X ebenbestimmungen  wirken  unmittel- 
bar nicht  blos  gegen  den  Gegenpart  des  Tradenten,  insofern 
sie  ihn  beschränken,  sondern  auch  für  die  nicht  beim  Traditions- 
akt betheiligt  Gewesenen,  zu  deren  Gunsten  sie  lauten.4) 

dierit  .....  in  omnibus  rebus  meis  quantum  per  anc  rnrtnlnm  ad 
ecclesia  jndicavi,  domina  et  gobernatrice  usnfruotiiandi  in  ejus  set 
potestatem“).  742  (700)  [d.  p o.:  „Si  .Sindnida  obseqniale  mea  super  deressu 
meo  vixerit.  volo  nt  ....  Iiec  omnia  post  meo  deressu  sit  iu  potestate 
ipsius  Hindrude  nsufruetnando  et  regendo  tantum  ....  et  post  decessu 
ipsius  Sindrude  omnia  sit  in  potestate  Krclrsie  S.  Donati  ...  Kt  si  quis 
de  beredibus  vel  consortes  meos  contra  suprascripta  Sindnida  vel  contra  iilo 
homine,  cui  ipsa  haue  pagina  ad  exigendo  dederet,  et  contra  rectori- 
bus  de  suprascripte  Ecclesie  . . . enusare  . . presupserit  . . «7 1 (7C7), 

»»9  1 708),  ‘90  (708),  910  (770),  922  (770).  Aus  späterer  Zeit  vergl.  C.  C. 
75  (872),  129  (912)  [donatio  inter  vivos:  .in  ecclesia  seti  Mnxsiini  offeroimus 
sub  tali  ordineiu,  nt  si  Joanno  Hlio  meo  . . in  ista  terra  regreasu  fuerit, 
qni  de  sarraeeni  captus  fnot,  . . . istam  . . rebus  mea  . . reberta  in  potes- 
tatem  . . Joanni  Hlio  inenin“);  Codicc  diplomatico  T.audense  cd.  Vignati  I 
nr  30  (1032)  [d.  i.  v.  Wenn  das  in  erster  Linie  bedachte  Kloster  dem  auf- 
gelegten Veräusseinngsverbot  zuwiderhandelt,  s > soll  das  geschenkte  Gut 
an  ein  bestimmtes  anderes  Kloster  fallen:  „wertere  debet  statin)  ad  ino- 
nasterinm  ...“];  H.  P.  M.  Ob.  I 133  (909). 

4)  Die  sämmtlicben  in  N.  3 erwähnten  l'rkuuden  lassen  nicht  erkennen, 
dass  mehr  als  eine  Ausfertigung  hergestellt  worden  und  mehr  als  ein  Tra- 
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An  diesem  Ergebnis  hatte  wolil  A nt  heil  die  germanische 
Anschauung,  welche  den  Verträgen  über  Leistungen  an  Dritte 
unmittelbare  Wirksamkeit  gegenüber  den  Dritten  zuspricht. 
Sie  hatte,  zwar  ihren  hauptsächlichen  Sitz  im  Schuldrecht. 
Immerhin  muss  sie  auch  im  Sachenrecht  lebendig  gewesen  sein. 
Denn  nach  den  Nach  Weisungen  Brunn  er’»*)  verwandte  man 
Exaktions-7)  und  alternative  Inhaberklausel  im  langobardischen 
Rechtsgebiet  [ebenso  im  alamannischen]  auch  zu  dem  Zwecke, 
dass  ein  dingliches  Recht,  das  man  durch  förmliche  traditio 
cartae  an  den  ersten,  in  der  Urkunde  benannten  Destinatär 
übertragen  hatte,  nunmehr  von  diesem  durch  einfache,  form4 
lose  Begebung  der  carta  rechtsgültig  an  einen  Dritten  über- 
tragen werden  konnte.  Also,  der  formelle  dingliche  Vertrag, 
welcher  für  die  Begründung  dinglicher  Rechte  an  Grundstücken 
nothwendig  war,  vermochte  kraft  einer  besonderen  Erklärung 
im  Text  der  carta  seine  Wirkung  über  den  Gegenpart  des  Tra- 
denten  hinaus  auf  Dritte  zu  erstrecken.  Unsere  Fälle  unter- 
scheiden sich  aber  von  diesen  nur  dadurch,  dass  die  Person  des 
Dritten  nicht  noch  in  der  Folgezeit  vom  ersten  Destinatär  durch 
Begebung  der  Urkunde  bestimmt  zu  werden  braucht,  sondern 
vom  Tradenten  selbst  in  der  Urkunde  von  vorn  herein  namhaft 
gemacht  ist. 

Bis  zu  diesem  Punkt  ging  das  langobardische  Recht  Hand 
in  Hand  mit  den  germanischen  Rechten  nördlich  der  Alpen. 
Aber  während  die  letzteren,  soweit  ich  das  zu  überschauen 


ditionsakt  stattgefunden.  I)iu  carta  scheint  mir  z.  B.  liei  Trova  OOS  au 
die  mit  dem  Kigcnthum  bewidmete  Kirche,  hei  Trova  742  dagegen  an  die 
mit  dein  I’susfrukt  bedachte  Hindernd»  tradirt  worden  zu  sein.  So  konnte 
der  Schenker  durch  eine  einzige  traditio  cartae  vermöge  entsprechender 
Fassung  der  lex  donationis  eine  ganze  Reihe  von  Personen  hinter  einander 
zur  Nachfolge  in  das  geschenkte  Gut  berufen  (Ansatz  dazu  in  Troja  *«y). 
Vgl.  das  angelsächsische  Familienfideikommiss  nach  Brunner,  l'rk.  S.  190  ff. 
— Auf  die  Bedeutung  der  lex  traditionis  ist  unten  noch  näher  zuriickzu- 
knuuuen.  (§  II). 

®)  Darüber  insbes.  Brunner,  Ztschr.  f.  U.  K..  Bd.  22  S.  90  ff.  (For- 
schungen S.  54(1  ff.) 

°)  Vgl.  die  von  ihm  am  letztcitirtcn  Orte  S.  107 — 111,  119  f.,  125  f., 
127  f.  (Forschungen  S.  501 — 504,  5CG  f.,  578  f..  57s  f.,  5SI)  besprochenen 
Urkunden. 

’)  Beispiel  für  eine  solche  oben  N.  3 (Troj’a  742). 
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vermag, “)  hier  zunächst*)  stehen  blieben,  ging  ilas  langobardisclie 
Hecht  — die  Nachweise  reichen  fast  bis  zur  Mitte  des  8.  Jahr* 
luuiderts  hinauf  — noch  ein  erhebliches  Stück  weiter.  Bei  den 
bisherigen  Fällen  handelte  es  sich  uni  Verfügungen  zwar  zu 
Gunsten  verschiedener  Personen,  aber  in  Bezug  auf  einen  und 
denselben  Gegenstand,  welcher  an  einen  der  Bedachten  in 
gehöriger  Form  tradirt  war:  die  Verfügungen  zu  Gunsten  der 
übrigen  erschienen  als  ebensoviele  beschränkende  Modifikationen 
dieser  einzigen  rite  vorgenommenen  Tradition  : die  durch  diese 
Tradition  begründeten  verschiedenen  Rechte  standen  zu  einander 
im  Abhängigkeitsverhältnis;  was  dem  einen  fehlte,  war  dem 
anderen  zugehörig:  ihre  Summe  bildete  erst  ein  volles  Eigen- 
tlminsreclit.  Etwas  Anderes  war  es,  wenn  mehrere  selb- 
ständig neben  einander  stehende  Vergabungen,  deren 
jede  nicht  blos  einen  eigenen  Destinatär,  sondern  auch  ein 
eigenes  Objekt  hatte,  in  einer  Urkunde  mit  einander  vereinigt 
wurden.  U nterliess  man  es  hier,  je  eine  Ausfertigung  der  carta 
durch  je  einen  förmlichen  Begebungsakt  in  die  Hand  jedes 
einzelnen  Bedachten  zu  legen,1")  und  Hess  man  anstatt  dessen 
durch  den  Traditionsakt,  der  die  Vergabung  der  Sache  x an  A 
zur  Vollziehung  brachte,  auch  die  Vergabungen  der  Sache  y 
an  B und  der  Sache  z an  C sich  verwirklichen,  so  bedeutete 
das  ein  viel  stärkeres  Abweichen  vom  gewöhnlichen  Wege. 
Trotzdem  ging  das  langobardische  Recht  bei  den  letztwilligen 
Schenkungen  — nur  bei  diesen  — in  der  Tliat  soweit.  Das 
zeigen  uns  zahlreiche  Urkunden  aus  der  Reihe  derjenigen,  welche 
wir  oben  S.  19  f.  als  Urkunden  über  zweiseitige  Vergabungen 
kennen  gelernt  haben: 

Troya  891  (768),  976  (773),  H.P.M.  XIII  51  (774),  162 
(847),  169  (850),  181  (853),  263  (875),  527  (928), 
Ml.  IV*  86  (778)11). 

•)  Eine  eingehende  Untersuchung  habe  ich  darüber  nicht  angestellt. 

*)  Vgl.  unten  N.  14. 

“)  Vielfach  wählte  man  natürlich  dieses,  der  Kegel  entsprechende  Ver- 
fahren. Beispiele:  Troya  906  (709?  702?)  [Eschatokoll] ; C.  C.  1377 
1004)  [„Et  tre»  scripta  unius  tenoris  hoc  quod  ipse  Ademarius  et  alinm 
quod  ipse  Alfanus  et  alterum  ijuod  ipse  Johannes  retinent  tibi  Johanni  no- 
taiio  scribere  precepi-]. 

")  Mehr  als  2 Donatare;  es  wird  aber  nur  die  Begebung  je  einer  Aus- 
fertigung an  die  beiden  Hauptbedachten  erwähnt. 

Schultz«,  Die  lanffobftnlitcbe  Treuhand.  g 
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Aelinlicli  wie  in  römischen  Testamenten  die  Legate,  so  werden 
hier  die  verschiedenen  Einzel  Vergällungen  an  einander  gereiht; 
es  wird  verfügt,  dass  nach  dem  Tode  des  Donators  der  Eine 
dieses,  der  Andere  jenes  Grundstück,  ein  Dritter  den  ganzen 
Komplex  der  nicht  als  Grundstückszubehör  dienenden  Mobilien 
oder  einen  Bruchtheil  dieses  Komplexes  haben  soll:  ja  es 
werden  sogar  in  Troja  891  einzelne  Mobiliarstücke,1-)  Pferde, 
Rinder,  Schweine,  Ziegen,  Becken,  Becher,  Diesem  und  Jenem 
verschrieben.  Und  doch  ist  offensichtlich  die  erwiesener 'müssen 
(oben  S.  1 9 f.)  stattgehabte  traditio  cartae  nicht  allen  Donataren 
gegenüber  vorgenommen.  Man  vergleiche  nur  die  viel  besprochene 
Disposition  des  königlichen  Gasinden  Tuido  (H.P.M.  XIII  51), 
welche  in  der  Adresse  n ur  die  lieiden  an  erster  Stelle  — und  wohl 
auch  am  reichsten  — bedachten  und  bei  dem  Traditionsakt  durch 
den  Bischof  von  Bergamo  vertretenen  Kirchen  angiebt.  Oder 
man  betrachte  den  Schluss  der  mit  der  ]>osl  traditam- 
Klausel  versehenen  Urkunde  H.P.M.  XIII  263,  wo  es  heisst: 

„Hec  omnia  sic  permaneant,  sicut  superius  legitim et 

cuique  hic  aliquid  pertinet,  exempla  levaverit  et  . . . possit  cum 
ipsa  exempla  defendere,  tamquam  per  hoc  autentico“,  wo  die- 
jenigen Donatare,  welche  nicht  zum  Traditionsakt  hinzugezogen 
worden  sind,  auf  die  Möglichkeit  hingewiesen  werden,  sich 
später  zu  Beweiszwecken  Exemplare  von  der  Originalurkunde 
ausfertigen  zu  lassen. 

Getrieben  durch  das  von  der  Kirche  lebhaft  unterstützte 
Streben  nach  Erleichterung  der  letztwilligen  Verfügungen,  das 
Vorbild  des  römischen  Testaments  vor  Augen,  behandelte  also 
das  langobardische  Recht  trotz  des  erheblichen  Unterschieds 
die  zuletzt  erwähnten  Fälle  denjenigen  gleich,  in  welchen  die 
verschiedenen  Verfügungen  mit  den  verschiedenen  Destinatären 
doch  nur  ein  einziges  Objekt  betrafen.  Man  hielt  zwar  für  die 
letztwilligen  Verfügungen  der  Gesunden  an  der  ordentlichen 
Schenkungsform  fest,  aber  man  war  auf  jeden  Fall  zufrieden  mit 
der  einmaligen  Erfüllung  dieser  Form,  der  einmaligen  Tradition 
der  carta,  indem  man  darin  den  Veräusserungswillen  des  Gebers 
bezüglich  aller  in  der  Urkunde  gedachten  Objekte  genügend 


'*)  obwohl  nach  langobardixchem  Recht  einzelne  Mobilien  durch  körper- 
liche Besitzeinweisung  übereignet  werden. 
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ausgedriickt  fand  und  die  Entgegennahme  seitens  eines  der  Be- 
schenkten auch  zu  Gunsten  der  übrigen  in  der  Urkunde  be- 
nannten Donatare  wirken  Hess.’3)  Diese  Auffassung  drängte  sich 
den  Langobarden  um  so  früher  und  leichter14)  auf,  als  ihr  auch 
von  einer  anderen  Seite  her,  nämlich  von  der  1.  6 Liutpr.  aus, 
die  Rechtsentwicklung  entgegenkam.  Denn  obschon  in  Ge- 
mässheit  der  lex  der  Krauke  bei  seiner  Vergabung  an  keine 
Form  gebunden  war,  so  mochte  er  sich  doch,  wenn  es  eben 
anging,  d.  li.  wenigstens  einer  der  Donatare  am  Krankenbett 
zur  Stelle  war,  gern  der  ordentlichen  Form  in  der  Weise  be- 
dienen, dass  er  die  Urkunde  über  seinen  letzten  Willen  an 
jenen  gerade  Anwesenden  reehtsformlich  tradirte.  Ein  Beispiel 
dafür  bietet  H P.  M.  XIII  215  (Stil),  wo  jemand  „quaniquam 
in  lectulo  recumbens  infirmitate  detentus“  neben  einander  die 
verschiedensten,  selbständigen  Dispositionen  für  den  Fall  seines 
Todes  und  des  kinderlosen  Todes  seines  Sohnes  trifft  und  wo 
die  i>ogt  traditam  - Klausel  die  stattgehabte  traditio  cartae 
bezeugt,  ohne  dass  wir  nach  dem  Inhalt  der  Urkunde  Be- 
gebung an  alle  Donatare  annehmen  dürfen.  In  dieser  Form 
konnten  sich  also  die  letztwilligen  Verfügungen  des  Kranken  und 
die  des  Gesunden  begegnen,  jene,  indem  sie  von  der  Formfreiheit 
nicht  vollen  Gebrauch  machten,  diese,  indem  sie  von  der  ordent- 
lichen Form  soviel  nachliessen,  als  mit  einer  äusserlichen  Fest- 
haltung des  Zweiseitigkeitsprinzipes  noch  irgend  verträglich  war. 

S 5. 

IV.  Ergebnisse. 

Wir  fassen  die  Ergebnisse  unserer  bisherigen  Untersuchung 
dahin  zusammen : 

Während  das  altlangobardische  Tliinx  mit  seinen  Adoptions- 
und Erbrechtswirkungen  abstirbt,  erwächst  im  langobardischen 
Recht,  ähnlich  wie  in  den  übrigen  germanischen  Rechten  der 


**)  Der  dispositive  Theil  der  letztwilligeu  Schenkungsurkunde  erhielt 
durch  des  Aneinanderreihen  mehrerer  oder  violcr  selbständiger  Vergabungen 
grosse  Aehnlichkeit  mit  dem  römischen  Testamentätext.  Das  mag  viel  zur 
Annahme  des  .langobardischen  Testaments“  beigetragen  haben. 

'*)  Einen  ähnlichen  Entwicklungsgang,  nur  ein  halbes  Jahrtausend 
später  einsetzend,  deutet  Heuslcr  II  S.  650  f.  für  Deutschland  an. 

8* 
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fränkischen  Zeit,  aus  der  ordentlichen,  zweiseitigen  Schenkung 
die  Vergabung  auf  den  Todesfall  mit  ausschliesslich  sachen- 
rechtlicher Wirkung,  und  zwar  nicht  blos  als  Einzel-,  sondern 
auch  als  Gesammt-  oder  Quotenvergabung,  nicht  blos  als  Ver- 
gabung mit  sofortigem  Uebergang  des  Eigenthums,  aber  unter 
Vorbehalt  des  lebenslänglichen  Xiessbrauchs,  sondern  auch  als 
Vergabung  (post  obitum)  unter  Aufschub  des  EigenthumsBber- 
ganges  bis  zum  Tode  des  Schenkers,  aber  unter  sofortiger  Be- 
gründung einer  festen  Anwartschaft  für  den  Beschenkten  und 
dessen  Erben.  Grundsätzlich  bleibt  die  Vergabung  auf  den 
Todesfall,  bis  auf  das  Abstreifen  des  Launegilds,  den  gewöhn- 
lichen Formen  der  Sachschenkung  unterworfen.  Aber  es  bilden 
sich  nach  3 Richtungen  Besonderheiten  aus: 

1.  Der  post  obitum  Vergebende  kann  sich  das  Recht 
künftiger  anderweitiger  Verfügung  Vorbehalten. 

2.  Mehrere  Vergabungen  an  verschiedene  Personen  können 
in  eine  Urkunde  und  in  einen  einzigen,  gegenüber  einem  der 
Bedachten  vollzogenen  Begebungsakt  zusammengefasst  werden, 
nicht  blos,  wenn  sie  alle  sich  auf  dasselbe  Objekt  beziehen  und 
einander  gegenseitig  bedingen,  sondern  auch,  wenn  jede  ihr  be- 
sonderes Objekt  hat  und  von  den  übrigen  unabhängig  ist. 

3.  Der  Kranke  ist  an  keine  Form  gebunden  ; er  kann  seinen 
letzten  Willen  einseitig  zu  Protokoll  geben,  er  kann  durch  form- 
lose mündliche  Erklärung  sogar  über  Grundstücke  verfügen.  Eine 
solche  Vergabung  bleibt  — wahrscheinlich  — nur  wirksam,  wenn 
der  Krankheitszustand  ununterbrochen  bis  zum  Tode  fortdauert. 

Die  beiden  ersten  Punkte  liegen  im  Rahmen  des  germanischen 
Rechts;  germanische  Prinzipien  (dingliche  Wirksamkeit  der 
in  der  lex  traditionis  enthaltenen  Nebenbestimmungen  — Vertrag 
zu  Gunsten  Dritter)  haben  dabei  eigenartige  Verwendung  ge- 
funden. Im  dritten,  allerdings  nur  für  Ausnahmefälle  geltenden 
Punkt  ist  der  Zusammenhang  mit  dem  nationalen  Recht  gelöst: 
die  alte  Form  ist  beseitigt,  ohne  dass  das  Vacuum  anderweitig 
ausgefüllt  wäre.  Alle  drei  Punkte  sind  im  langobardischen 
Recht  schon  frühe  erreicht.  Bereits  um  die  Mitte  des  s.  Jahr- 
hunderts finden  wir  die  Vergabung  auf  den  Todesfall  fix  und 
fertig  in  derjenigen  Gestalt,  welche  sie  bis  zum  Eindringen  des 
römischen  Rechts  in  die  Praxis,  also  bis  zur  2.  Hälfte  des  12. 
Jahrhunderts,  unverändert  bewahrt  hat.  Hierin  unterscheidet 
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sich  das  langobardische  von  den  germanischen  Rechten  nördlich 
der  Alpen,  namentlich  im  Gebiet  des  heutigen  Deutschlands,  wo 
die  Entwicklung  erst  mehrere  Jahrhunderte  später  und  nicht 
überall  mit  der  gleichen  Stetigkeit  bis  zu  jenen  drei  Punkten 
fortgeschritten  ist.  Der  Grund  ist  einleuchtend.  Gerade  in 
Italien  mussten  die  beiden  Kräfte,  welche  diese  Entwicklung 
veranlasst  und  gefördert  haben,  auf  der  einen  Seite  die  Kirche, 
auf  der  anderen  das  Vorbild  des  römischen  Rechts,  besonders 
rasch  und  lebhaft  wirken.  Aber  auch  für  das  langobardische 
Recht  ist  daran  festzuhalten,  dass  es  nicht  eigentlich  römische 
Testamentsprinzipien  rezipirt  hat,  weder  die  Erbeseinsetzung, 
noch  den  Satz:  „Nemo  pro  parte  testatus  etc.“,  noch  die  allge- 
meine Zulässigkeit  einseitiger  Verfügung,  noch  die  essentielle 
Widerruflichkeit,  auch  nicht  die  römischen  Formalitäten,  weder 
die  Zeugenzahl  noch  die  Verschliessnng  und  Versiegelung  der 
Urkunde.  Das  römische  Testament  war  auch  hier  nur  Vorbild, 
welchem  man  im  praktischen  Ergebnis  nahezukommen 
suchte.  Das  juristische  Mittel  war  entsprechende  Ausge- 
staltung oder,  wenn  man  will,  Abwandlung  nationaler  Rechts- 
gedanken, nur  gelegentlich  (und  da  kraft  gesetzlicher  Neuerung 
und  nur  für  Ausnahmefälle)  ein  Beiseiteschieben  nationalen 
Hechts,  nirgends  Rezeption  fremden  Rechts. 


Zweiter  Abschnitt. 

Die  Treuhand  im  Dienste  des  letzten  Willens. 

« «• 

Vorgeschichte.  Treuhänder  bei  der  Freilassung.  Salmann 
bei  indirekter  Tradition  unter  Lebenden. 

Urtypus  des  germanischen  Treuhänders  ist  der  Salmann, 
„der  die  Tradition,  d.  h.  die  Sale  eines  Gutes  durch  den  Eigen- 
tümer an  den  Destinatär  vermittelnde  und  ausführende  Zwischen- 
mann“ (Heusler)1),  von  dem  als  ältestes  Zeugnis  tit.  46  der 


')  Inst.  I,  S.  215. 
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lex  Salica  berichtet.  Die  Aehnlichkeit  der  fränkischen  Affatomie, 
bei  welcher  der  Salinann  eine  massgebende  Bolle  spielt,  mit 
dem  langobardischen  Thinx  legt  es  nahe,  auch  in  den  vom  Thinx 
handelnden  Stellen  des  Edictus  Bothari  eine  Spur  des  Sal- 
nianns  zu  vermuthen.  In  der  That  hat  man  in  dem  „qui  gisel 
fuerit“  der  1.  172  Both.  eine  solche  Spur  zu  entdecken  ver- 
meint.*) Ob  mit  Beeilt,  ist  zweifelhaft.11)  Jedenfalls  hatte 
dieser  gisel,  wie  aus  der  ganzen  Schilderung  des  Thinx-Aktes 
hervorgeht,  nur  eine  nebensächliche  Funktion  und  ist  nicht  dem 
Salmann  der  Affatomie  an  die  Seite  zu  setzen.  Schon  mehr 
machen  im  Edikt  die  Mittelsmänner  bei  der  Freilassung  von 
sich  reden.  Nach  Both.  224  vollzieht  sich  die  volksrechtliche 
Freilassung  per  gairethinx  in  der  Weise,  dass  der  servus  vom 
Herrn  in  die  Hand  eines  zweiten  freien  Mannes,  von  diesem 
an  einen  dritten  und  von  dem  dritten  an  einen  vierten  „tradirt“ 
wird,  der  ihm  endlich  durch  symbolische  Handlungen  und  Er- 
klärungen die  Freiheit  giebt.  Als  später  König  Liutprand  (in 
den  11.  !)  und  23)  daneben  die  römische  Freilassung  vor  dem 
Altar  einführt,  ist  es  der  den  kirchlichen  Akt  vollziehende 
Priester,  der  in  die  Stelle  des  Mittelsmannes  einrückt,  durch 
dessen  Hände  hindurch  der  servus  freigelassen  wird4),  in  dessen 
Hand  er  zu  diesem  Zwecke  von  seinem  Herrn  „tradirt“  wird.®) 
In  solcher  Funktion  kann  der  Priester  nach  Aist.  3 (12)  zum 
Vollzieher  einer  letzt  willigen  Anordnung  werden,  wenn 
ihn  der  dem  Tode  nahe  Herr,  gleichgültig  in  welcher  Form.*) 
dazu  bestimmt,  nach  seinem  Hinscheiden  die  Freilassung  des 
servus  zu  vermitteln.  Ja,  er  kann  bei  dieser  Gelegenheit,  wie 
dasselbe  Gesetz  zu  erkennen  giebt, :)  zur  Ausführung  einer  letzt- 

*)  Vgl.  Schroeder  in  Ztschr.  d.  Sav.-St„  ltd.  7,  S.  56 f.  („Gerträger 
zu  treuer  Hand“.)  Derselbe,  D.  K.  G.  2.  Aufl  jj  35  3M:  „durch  die  Hand 
eines  Dritten,  der  Speerbiirge  igisel)  genannt  wird.“ 

’)  Schupfer,  Thinx  e affatomia  iS.  1)  sicht  in  dem  gisel  nur  einen 
Bürgen.  Yergl.  auch  Tamassia,  alieuazioni  S.  227. 

4)  „per  mauus  sacerdotis  liberum  dimittere“:  Liutpr.  9 und  Aist.  2 (11). 

*)  -Tradere  sacerdoti  (oder  in  inanum  sacerdotis)  circa  altario  liberum 
dimittendum“ : Aist.  2 (11)  uml  3 (12). 

*)  oben  S.  23. 

')  „Si  vero  nliijuid  ei  in  ipso  exitu  sun  donaverit  aut  donare  pre- 
ceperit“  Das  Letztere  lässt  sich  füglich  nur  von  einer  Anweisung  an 
den  Freilassungspriester  verstehen. 
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willigen  Vermögenszuwendung  an  den  Freizulassenden  be- 
rufen werden.  Es  ist  dies  die  erste  und  einzige  Stelle  im  Edikt 
der  langobardischen  Könige,  wo  von  einem  Treuhänder  im 
Dienste  des  letzten  Willens  die  Rede  ist,  d.  h.  einem  solchen, 
dessen  Rechtsmacht  von  vorn  herein  darauf  angelegt 
ist,  den  Tod  des  Machtgebers  zu  überdauern.8)  Die  Ur- 
kunden beweisen,  dass  man  bald,9)  auch  ohne  sich  in  Krank- 
heitsnöthen zu  befinden,  dann  aber  in  der  ordentlichen  Ver- 
ga'oungsf'orui  durch  traditio  cartae,  seine  servi  zum  Zwecke  der 
Freilassung  vor  dem  Altar  einem  Priester  post  obitum  (im 
technischen  Sinne)1")  übertrug,  so  dass  man  bei  Lebzeiten  sich 
noch  ihrer  Dienste  erfreuen  konnte.  So  heisst  es  z.  B.  in  der 
Urkunde  des  Gasinden  Tuido  vom  Jahre  774  (H.P.M.  XIII  n.  51): 
„Servi  vero  mei  . . . quanticumqne  post  meum 
reliquero  obitum.  . . . volo  atque  instituo,  nt  omuis  fiant 
deducti  erga  altario  (einer  näher  bezeichneten  Kirche) 
per  manus  pontitici  s.  ecclesie  bergomensis,  qui  est  aut 
pro  tempore  fuerit,  et  ab  illo  die  omnis  permaneant  liberi 
et  absoluti,  sicut  a principibus  huius  gentis  catholice 
Langubardorum  in  edicti  pagina  est  institutnm“. 

Sogar  bei  der  Freilassung  zu  minderem  Recht,")  obwohl 
sie,  jedenfalls  zu  Aistulfs  Zeiten  und  später,  ohne  Zwischen- 
männer durch  Begebung  einer  carta  libertatis  an  den  Freizu- 
lassenden und  in  solcher  Gestalt  auch  „post  obitum“  vollzogen 
werden  konnte,1*)  wurde  nicht  selten  ein  Treuhänder  auf  den 
Todesfall  durch  traditio  cartae  bestellt,  so  in  Troya  884  (7ti8): 


*)  Ob  die  Ausübung  der  Rechtsmacht  überhaupt  erst  nach  diesem  Zeit- 
puukt  oder  auch  schon  vorher  bei  Lebzeiten  des  Machtgebers  zugelassen 
ist.  darauf  kommt  weniger  an.  Vgl.  unten  S.  54  f.  In  beiden  Fällen  haben  wir 
es  mit  Treuhand  iin  Dienste  des  letzten  Willens  zu  thun,  im  Gegensatz  zu 
denjenigen  Fällen,  in  welchen  von  vornherein  nur  au  eine  alsbald  inter  vivos 
auszuiibende  Vennittlerthätigkcit  des  Treuhänders  gedacht  ist.  Yergl. 
Heusler  a.  a.  O. 

•)  was  noch  Aist,  2 (11)  vom  Jahre  755  (vgl.  den  letzten  Satz)  ver- 
pönt hatte. 

")  wie  er  für  die  donatione»  post  obitum  oben  8.  8 festgos teilt  ist, 

")  Vgl.  Roth.  224  al.  III  u.  IV,  ferner  Aist.  3 (12):  „et  pertinentihus 
suis  simplicem  Übeltätern  cum  rebus  quibuslihet  donabant“. 

")  Aist.  3 (12). 


Digitized  by  Google 


40 


„Et  volo  nt  (sc.  post  obitum  meum)  omnis  hominis 
meis,  mihi  pertinentis,  vos  (die  Treuhänder)  liveri  .... 
demettere  deveatis,  et  eoruni  c&rtule  absolutionis  erneuere 
diveatis“.13) 

Offenbar  sollte  der  Freizulassende  nicht  schon  bei  Lebzeiten 
des  Herrn,  während  er  noch  als  Sklave  Gehorsam  und  Dienste 
schuldete,  die  (post  obitum  gestellte)  earta  libertatis  in  Händen 
haben  — ein  Grund,  der  in  der  Folge  noch  an  Gewicht  ge- 
wann, als  auch  die  einfache  manumissio  per  cartam  ein  Mittel 
der  Vollfreilassung  wurde,  mit  der  Wirkung  gänzlichen  Los- 
kommens vom  Herrn,  ohne  Zurückbleiben  eines  Patronatrechtes.14) 

Auf  dem  Gebiete  der  Freilassungen  begegnet  hiernach 
der  Treuhänder  sowohl  in  einer  sofoit  inter  vivos  dnrchzu- 
führenden  als  in  einer  dem  letzten  Willen  dienenden  Vermittler- 
rolle. Im  Bereiche  der  Veräusserungen  tritt  er  als  Vermitt- 
ler der  ersteren  Art  nur  ganz  vereinzelt  auf.  Während  in 
anderen  germanischen  Hechten  gerade  diese  Seite  des  Salmann- 
Institutes  besonders  gepflegt,  z.  B.  im  bayerischen  Recht  bei  der 
Grundstficksübereignung  zu  allgemeiner  Bedeutung  („lebendiges 
Grundbuch  des  Gutes“)13)  erhoben  worden  ist.  hat  sie  im  lange- 
bardischen  Recht  keine  irgendwie  andauernde  oder  erhebliche 
Verwerthung  gefunden.  Freilich  sie  schimmert  durch  in  einem 
74J  in  Alifac  (am  Volturno)  ausgestellten  praeceptum"1)  des 
Herzogs  von  Benevent  (Troya  557),  durch  welches  dieser  im 
Aullrage  („secundum  postulacione“.  „seenndum  voluntatem“) 
des  kinderlosen  Sclmltheiss  Sarracenus  dessen  gesammtes  Ver- 


,s ) Auf  ein  solches  Verfahren  ist  wohl  in  dein  t'apilulare  Italieum 
l’ippin's  ;um  7‘JO:  I.L.  I.angob.  IJi jip.  32  [:U))  der  Passus  zu  beziehen;  „De 
tilia  cuius  pal  er  per  in  an  um  erogatoris  omnes  servo*  sttos  iu-sit  tieri 
liberos“.  „Erogator"  ist  einer  der  vielen  langnhardisr  hen  Ausdrücke  für  den 
Treuhänder  zu  letztwilligeu  /wecken. 

14)  Vgl.  H.P.M.  XIII  210  («To  . „omnes  esse  liberi  et  libere  . . . eum 
omni  agnacione  earmn  fulfreales  et  antund*.  Kerner  Forma  « des  t'artular. 
Langoh.  aus  dem  11.  Jahrhundert  [„ainont“  — haamund  in  Koth.  22i|. 

n)  Heusler  Inst.  I S.  222;  vgl.  ßeseler,  Erbvertr.  I S.  272  ff  , Merkel 
in  Ztschr.  f.  R.G.  Bd.  2 S.  ! 10—152  und  Stobbe,  ebenda*,  lid.  7 S.  423—43*. 

“')  Der  König  verüussert  durch  ]iraeeeptum,  ebenso  diu  eine  vicekönig- 
lichc  Stellung  (vgl.  v.  Betliniann-Hollweg,  < 'ivilprozess  Bd.  IV  S.  351) 
einnehmenden  Herzoge  von  Spoleto  und  Benevent.  Vgl.  Brunner.  I rkde. 
S.  130  X.  4 und  die  dort  C'itirten. 
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mögen,  unter  Vorbehalt  des  lebenslänglichen  Xiessbrauchs  für 
ihn  und  seine  Gattin,  an  eine  Kirche  überträgt.  Der  Herzog 
handelt  hier  als  Salmann  inter  vivos,  fast  genau  ebenso  wie  in 
der  fränkischen  Formel  Markul f 1 13  (Roziere  21H),T)  der 
König,  der  dort  in  den  Formen  der  Affatomie  (laisiwerpitio) 
sich  hat  ermächtigen  lassen.  Aber  es  darf  beim  Mangel  weiterer 
Beispiele  in  der  indirekten  Tradition,  wie  sie  die  beneventische 
Urkunde  zeigt,  noch  nicht  etwas  Typisches,  bei  den  Langobarden 
häufig  Geübtes  erblickt  werden.  Es  handelte  sich  wohl  auch  nur 
darum,  den  Herzog  irgendwie  bei  der  Vergabung  mitwirkenzu 
lassen  und  ihr  dadurch  gegenüber  Erben  oder  Dritten  grössere 
Festigkeit  zu  verleihen  — ein  Erfolg,  der  bei  den  Langobarden 
sonst  durch  Einholung  der  königlichen  oder  fürstlichen  Einwilligung 
oder  Bestätigung  angestrebt  wurde."')  Von  einer  indirekten 
Tradition  redet  allerdings  ferner  ein  Kapitular  Ludwigs  des 
Frommen  von  81*  bin,  das  in  den  über  Papiensis  als  1.  11  (14) 
Ludovici  Pii  und  in  die  Lombarda  als  1.  7 de  ultimis  voluntatilms 
II.  18  aufgenommen  ist.  Allein  mit  ihm  hat  es  eine  eigene  Be- 
wandtnis. Zwar  für  das  ganze  Reich  erlassen,  war  es  doch 
auf  Verhältnisse  berechnet,  die  im  Gebiet  des  fränkischeu  Rechts, 
vielleicht  auch  verwandter  Rechte,  nicht  ebenso  im  Gebiet  des 
langobardischen  Rechts  zutrafen.  Es  ermöglichte  die  nach 
fränkischem  Recht  bis  dahin  unzulässig  gewesene  Uebereignung 


'•)  Stolibe,  Ztschr.  f.  K.G.  Brt.  7 S.  423  tnnl  Schöpfer,  thinx  e affa- 
tnmia  S.  34  übersehen,  dass  hier  der  Salmann- König  hei  Lebzeiten  des 
Vergabenden,  nicht  nach  dessen  Tode,  die  Weiterbegebung  an  den  Bedachten 
ausfiihrt.  Vgl.  den  dispositiven  (zweiten)  Theil  des  praeeepmiu : „decerni- 
mus  . . .,  ut  (sc.  der  Schenker)  . . .,  dum  advixerit,  ....  usut'ructuario 
ordine  debeat  possidere;  et  post  eins  discessuin  . . . ille  (der  Beschenkte) 
hoc  habeat  . . .**  Die  Worte:  „post  snum  discessuin1*  im  ersten  Theil  sind 
zu  concessisse  zu  ziehen  und  = post  ohituin  im  technischen  Sinne  (oben 
1 2 S.  *).  Die  Formel,  in  dieser  Weise  richtig  verstanden,  kann  in  der  be- 
kannten. viel  verhandelten  Streitfrage  nach  dem  Anfangszeitpunkt  der  in 
tit.  46  der  lex  Sali  ca  gesetzten  Frist  von  12  menses  gegen  die  namentlich 
von  Heusler  (Inst.  I,  S.  215  und  II,  S.  622)  und  Schupfer  a.  a.  0.  S.  33 
vertheidigte  Ansicht,  dass  die  Frist  vom  Tode  des  Vergabenden  zu  berechnen 
sei,  ins  Feld  geführt  werden.  Vgl.  R.  Schmidt,  Die  Aflütomie  der  lex 
Salica  S.  41  — 43. 

")  Vgl.  z.  B.  Troya  304  (713),  422  0710),  736  (759).  791  (762);  R.F. 
135  (731).  Vgl.  Tamassia  a.  a.  O.  S.  263  f. 
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eines  Grundstücks  ausserhalb  der  Grafschaft,  in  der  dasselbe 
belegen  war,  indem  es  zeitliche  Trennung  der  Traditio  (Sala) 
und  der  Investitura  gestattete.  Der  Veräusserer  sollte  nunmehr 
gegenüber  dem  Destinatär  die  Sala  extra  comitatum  gültig  voll- 
ziehen können  unter  der  Bedingung,  dass  er  dabei  gleichzeitig 
die  später  innerhalb  des  Komitates  von  ihm  oder  seinen  Erben 
dem  Destinatär  zu  ertheilende  Investitur  durch  Bürgenstellung 
und  Selbstbürgschaft  verbürgte.  Das  ist  der  nach  lebhaiter 
Erörterung  durch  Brunner1”)  jetzt  wohl  abschliessend  festge- 
stellte Sinn  des  Originaltextes:40) 

„Quodsi  eodem  tempore  quo  (res)  illas  tradere  vult 
extra  eundem  comitatum  fuerit,  ....  adhibeat  sibi  . . . 
testes  idoueos  ....  et  coram  eis  rerum  suanun 
traditionem  faciat  et  fideiussores  vestiturae  donet, 
qui  ei  qui  illarn  traditionem  accipit  vestitnram  faciat 
....  insuper  et  ipse  per  se  fidemiussionem  faciat 
eiusdem  vestiturae.  ne  heredi  ulla  occasio  remaneat 
lianc  traditionem  immutandi,  sed  potius  necessitas  incumbat 
illarn  perficiendi.'* 

Also  nichts  von  einem  die  Tradition  vermittelnden  Salmann, 
sondern  direkte  Tradition  vom  Veräusserer  an  den  Destinatär! 
ln  dieser  Fassung  passte  das  Kapitular  schlecht  zum  lango- 
bardischen  Recht,  liier  hatte  sich  längst  als  regelmässige  Form 
der  Grundstücksübereignung  die  traditio  cartae  eingebürgert,  in 
der  Art,  dass  schon  allein  au  die  Begebung  der  Urkunde  ohne 
Hinzutritt  anderer  symbolischer  Investiturformen  oder  gar  realer 
Investitur  der  Uebergang  des  Eigenthums  sich  anknüpfte.21) 
Hier  konnte  also  die  Behandlung  der  Tradition  und  Investitur 
als  zweier  getrennter  Akte,  die  beide  für  den  Eigent hums- 
iibergang  nothwendig  waren,  sowie  die  Verbürgung  der  künftigen 
Investitur  garnicht  verstanden  werden.  Man  stutzte  deshalb  in 


’*)  Urkunde  S.  477 — 27!'.  Beispiel  dafür  au»  dem  Jahre  84 :t  bei  Brunner, 
Forschungen  S.  35  X.  7.  Vgl  unter  vielen  anderen  noch  Hensler  Inst.  II, 
8.  71,  72,  Hübner,  donatione*  post  obituin  8.  tut,  Schröder,  I).  it.ti.  § sä 
X.  H.S  ff.  (2.  And.  S.  275  f.) 

*'J  Boretius,  Kapitularien  I,  8.  2S2. 

“j  Brunner,  l'rk.  8.  130  ff. 
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Italien  das  Kapitular  so  zurecht,54)  dass  es  wenigstens  für  die 
dortigen  Verhältnisse  einigen  Sinn  hatte.  Aus  den  fldeiussores 
vestiturae.  den  Investiturbiirgen,  niaclite  man  einen  Salmann, 
Inr  den  der  Ausdruck  „fideiussor“  zuweilen  gebraucht  wurde.43) 
Man  schrieb  :44) 

„Quodsi  etc.  . . . traditionem  faciat  et  fideiussori 
in vesti t uram  donet,  ut  ei  qui  illam  traditionem  ac- 

cepit  investituram  faciat In  super  et  ipse  fide- 

iussor  faciat  eidem  vestituram,  ne  heredi  etc.“ 
Hiernach  dachte  man  sich  den  Vorgang  so:  Der  Verüusserer 
tradirt  extra  eomitatum  in  der  gewöhnlichen  Weise  per  cartam, 
aber  nicht,  wie  nach  dem  Originaltext,  unmittelbar  an  den 
Destinatär,  sondein  an  einen  Treuhänder:  traditio  und  investitura 
werden  gleichbedeutend  genommen.  Der  Treuhänder  soll  der 
Anweisung  des  Veräusserers  gemäss  ittsuper  — das  heisst  hier 
nicht:  sofort,  im  unmittelbaren  Anschluss  an  die  Tradition,  sondern 
ganz  allgemein:  später  — dem  Destinatär  weiter  tradiren,  ohne 
dass  sein  Erbe  die  solchergestalt  vollzogene  (zweite)  Tradition 
angreifen  darf.4*) 

Das  Kapitular  in  der  italienischen  Fassung  handelte  also 
allerdings  von  einer  indirekten  Tradition.  Es  liess  nach  dem 
Wortlaut  seines  Textes  sich  wohl  auch  auf  eine  donatio  inter 
vivos  beziehen,  zu  deren  Durchführung  man  siel,  des  Salmanns 
hätte  bedienen  können.  In  Wirklichkeit  wurde  es  von  den 
Langobarden  nur  auf  letztwillige  Verfügungen  bezogen. 
Das  beweist  seine  Stellung  in  der  Lombarda  im  Titel  „de  ultimis 


5ä)  worauf  bereits  Pertile,  storia  del  diritto  italiauo  IV  § 123  u.  ö 
hingewiesen  hat. 

**)  Vgl.  Heualer,  Instit.  I,  S.  222  ”,  Hiibner  a.  a.  0.  S.  107. 

**)  Liber  Papiensis  ed.  Boretius. 

,s)  Im  Ganzen  übereinstimmend  wird  die  italienische  Fassung  gedeutet 
von  Pertile  a.  a.  O.,  Palumbo  a.  a.  0.  S.  371»,  Schupfer  a a.  0.  S.  37  f. 
— Die  Deutung  wird  bestätigt  durch  die  Randglossen  des  über  Papiensis 
zu  1.  li  (14)  Lud.  Pii  zu  et  fideiussori  „id  est  eni  fidc  committitur“,  zu  ne 
heredi  „scilicet  fideiussi“,  durch  die  Lombarda-Kommentare  zu  II  IS  (ed. 
Anschutz  S.  110)  Aripr.:  „Si  vero  non  sunt  (sc  res  in  eodem  comitatn), 
»dhibitis  testibus  fideicommissario  traditionem  faciet,  et  is  postea  ci  cui 
relictum  est“  (ähnlich  Albertus)  und  endlich  durch  die  Glosse  des  Carolus 
de  Tocco  zu  I.  7 Loinb.  II,  18,  welche  fideiussori  durch  „i.  fideicommissario“ 
erklärt. 
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voluntatibus“.  womit  die  Auffassung  der  Lombarda-Kommentare: 
„cui  relictnm  est*4*)  und  (Albertus)  „Si  quidem,  cum  ordinäre 
voluerit“  und  die  des  Carolus  de  Tocco:  „traditionem  i.  e. 
ordinationem“47)  im  Einklang  stehen.48)  Man  legte  sich  dem- 
nach das  Kapitular  etwa  in  folgender  Weise  zurecht:  Will  jemand 
über  seine  Güter  auf  den  Todesfall  disponiren  und  befindet  er 
sich  daheim,  so  möge  er  die  Güter  unmittelbar  dem  Bedachten 
tradiren  (nach  den  oben  im  ersten  Abschnitt  dargestellten  Regeln) 
und  nicht  erst  einen  Salmann  zuziehen. 4,<)  Ist  er  dagegen  unter- 
wegs. sodass  er  die  unmittelbare  traditio  per  eartam  nicht  vor- 
nehmen kann.  z.  B.  weil  der  Donatar  nicht  zur  Stelle  ist.  so 
tradire  er  an  einen  Treuhänder  mit  der  Auflage  entsprechender 
Weitertradition.  Ich  vermuthe.  dass  man  sich  dabei  nicht  blos 
die  Schenkung,  sondern  auch  die  Betrauung  des  Treuhänders 
als  auf  den  Todesfall  gestellt  dachte,  dergestalt,  dass  der  Treu- 
händer erst  nach  dem  Tode  des  Schenkers  die.  Weitertradition 
vornehmen  sollte.30)  Sei  dem  aber  wie  ihm  wolle:  auf  jeden 
Fall  hatte  das  über  die  Alpen  gewanderte,  auf  fränkische  Ver- 
hältnisse berechnete  und  für  Italien  nur  nothdürftig  zugestutzte 
Kapitular  im  Verhältnis  zum  langobardischen  Recht  keine 
nennenswerthe  Bedeutung. 3I)  und  es  widerlegt  nicht  unsere  Be- 
hauptung, dass  hier  auf  dem  Gebiet  der  Veräusserungen  die 
Verwendung  des  Salmanus  zu  einer  hestimmungsgemäss  alsbald 
inter  vivos  auszuübenden  Vcrmittlerthätigkeit  im  Grossen  und 
Ganzen  unbekannt  geblieben  ist.34)  Dies  letztere  festzustellen, 


**)  Vgl.  die  vorige  Note. 

!:)  Ordinäre  = letzt  willig  schenken  vgl.  oben  § 3 N.  3t». 

**)  reberoinslimmend  Schürfer  a.  a.  O. 

n'i  Lomb.- Komm.  Alb:  corporalem  (im  Sinne  von  iinmeiliatam)  coram 
testibus  stndeat  facere  rerum  traditionem.  „Student",  also  Zuhiilfenahme 
eines  Mittelsmannes  nicht  ausgeschlossen. 

■’")  Also  anders,  als  der  Herzog  in  der  oben  besprochenen  beneventischen 
Urkunde  v.  743. 

”)  Ueber  die  geringe  Kraft  der  Reichskapitularien  gegenüber  dem 
langobardischen  Recht  vgl.  Horetius.  Praefatio  zum  Liber  Papiensis  in 
M.  G.  LI,.  IV  p I,  und  Sohm,  Krank.  Recht  und  riim.  Recht  in  Ztsch.  d. 
Sav.-St.  Bd.  I Herrn.  Abth.  S.  1t»  f. 

3S)  Eine  Ausnahme  macht  das  unten  in  ij  13  dargestellte  Verfahren, 
»ias  aber  ein  künstliches  Erzeugnis  partikulärer  Xotariatspraxis  ist  und  die 
Vergabung  zu  treuer  Hand  hinter  einem  Schein  verkauf  verbirgt. 
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i»t  um  deswillen  nicht  unwichtig,  weil  dadurch  begreiflich  wird, 
dass  bei  den  Langobarden  die  Treuhand  zu  letztwilligen  Zwecken, 
obschon  auf  dem  gemeingermanischen  Boden  des  Salnmnn- 
Institutes  erwachsen,  doch  von  vorn  herein  eine  gerade  ihren 
Zwecken  speziell  angepasste  Ausbildung  erhalten  hat  und  in 
ihrer  rechtlichen  Gestaltung  besonders  eng  an  die  Verfügungen 
auf  den  Todesfall  angeschlossen  ist. 


§ 7- 


Letzt  willige  Treuhand.  Allgemeines.  Anweiiduiigsfälle. 
Gang  der  Untersuchung. 


In  der  Zeit  zwischen  dem  Siege  des  Katholizismus  und  der 
fränkischen  Eroberung  (774),  einer  Zeit,  in  welcher  die  Lango- 
barden aus  den  neuen,  von  der  Kirche  gestellten  Aufgaben  und 
der  näheren  Berührung  mit  der  nunmehr  glaubensverwandten 
römischen  Bevölkerung  und  ihrem  Recht  die  Anregung  zu  frucht- 
barer, rechtsschöpferischer  Thätigkeit1)  gewannen,  in  derselben 
Zeit,  in  welcher  sie,  wie  der  erste  Abschnitt  gezeigt  hat,  die 
Vergabungen  auf  den  Todesfall  mit  allen  charakteristischen 
Merkmalen  entwickelten,  schufen  sie  auch  im  Zusammenhang 
damit  die  Einrichtung  der  letzwilligen  Treuhand.  Schon  während 
dieser  Periode,  also  zweifellos  ohne  eine  Spur  fränkischen  Ein- 
flusses,1) wurden  die  Grundlinien  des  Instituts  festgelegt,  welche 
während  der  ganzen  späteren  Geltungszeit  des  langobardischen 
Rechts,  die  sich  aber  an  der  feineren  Durcharbeitung  der  Ein- 
zelheiten noch  lebhaft  betheiligte,  unverrückt  eingehalten  worden 
sind.  Die  einzige  Gesetzesstelle  aus  dieser  Periode,  die  den 


')  Man  denke  an  die  schon  in  diese  Zeit  fallenden  Ansätze  zum  Werth- 
papier (Exaktions-.  Orderklansei )■  Vgl.  Brunner,  Ztschr.  f.  Handelsrecht 
Üd.  22  S.  G4  ff..  505  ff.  (Forschungen  S.  524  ff.) 

:)  Solcher  Einfluss  lässt  sich  auch  für  die  Zeit  nach  der  fränkischen 
Eroberung  betreffs  unserer  Materie  nicht  nachwcisen,  wie  überhaupt  das 
langobardische  Privatrecht  vom  Frankeurecht  nur  wenig  berührt  worden  ist. 
Vgl.  Sohm  a.  a.  0. 
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Gegenstand  berührt,  ist  die  bereits  oben  (§  *;)  gedachte  1.  3 (12) 
Aistulti  vom  Jahre  755:  es  treten  aus  der  fränkischen  Periode 
noch  2 Kapitularien  hinzu,  ein  nur  für  Italien  von  Pippin  um 
79o  erlassenes  und  ein  Reicliskapitular  Karls  des  Grossen  von 
803:  lib.  Pap.  Pipp.  31  (33)  u.  Karo).  105  (100).  Fernere  Aus- 
kunft bietet  der  über  Papiensis  in  verstreuten  Glossen,  Gerichts- 
formeln und  Stellen  der  Expositio.  Das  wahrscheinlich  aus  der 
ersten  Hälfte  des  1 1.  Jahrhunderts  stammende  Cartulariuin  Lango- 
bardicum  gewährt  in  mehreren  Formularen  wichtige  Aufschlüsse. 
Die  Hauptmasse  des  Stoffs  entnehmen  wir  aber  aus  den  Urkunden, 
die  etwa  um  die  Mitte  des  8.  Jahrhunderts  einsetzen8)  und  in 
reicher  Fülle  sich  auf  die  ganze  Geltungszeit  des  langobardischen 
Rechts,  auch  über  sein  ganzes  örtliches  Anwendungsgebiet  ver- 
theilen und  von  dem  häufigen  Gebrauch  des  Instituts  in  der 
Praxis  beredtes  Zeugnis  ablegen.  Ganz  natürlich  herrschen  die 
Geschäftsurkunden,  diplomata,  vor  den  Urkunden  der  streitigen 
Gerichtsbarkeit,  den  placita,  bei  weitem  vor.  Die  bedeutendsten 
unter  den  gedruckten  Urkundensammlungen,  nämlich  der  Codice 
diplomatieo  longobardo  von  Troja,  aus  den  Historiae  Patriae 
Monumenta:  Chartarum  Tomus  I ti.  II,  sowie  der  Codex  diplo- 
maticus  Langobardiae  in  Tomus  XIII,  die  Mcmorie  e docnmenti 
per  servile  all’  istoria  del  ducato  di  Lucca,  das  Regest«  di  Farfa, 
der  Codex  diplomaticus  Cavensis  (Kloster  La  Cava  bei  Salerno) 
und  die  Sammlung  in  Ficker's  Forschungen  zur  Reichs-  und 
Rechtsgeschichte  Italiens  Bd.  IV,  sind  vollständig  durchgesehen 
worden.  Die  dabei  gewonnene  Ausbeute  bildet  den  Stamm  der 
benutzten  Urkunden,  deren  Zahl  durch  Hinzufügung  gelegentlich 
gefundener  Stücke  aus  anderen  Sammlungen  auf  ungefähr  120 
gebracht  ist. 

Ein  Ueberblick  über  die  A n wendu ngsfälle  der  letztwilligen 
Treuhand,  unter  denen  die  oben  (§  0)  behandelte  Treuhänder- 
schaft bei  der  Freilassung  von  der  nachfolgenden  Darstellung 
ausgeschlossen  sein  soll,  lässt  wiederum,  wie  überhaupt  bei  den 
Vergabungen  auf  den  Todesfall  (oben  §§  2 — 5),  die  Kirche  als 
treibende  Kraft  im  Vordergrund  erscheinen.  Auch  unser  Institut 
dient  in  überwiegendem  Masse  der  Befriedigung  des  Bedürf- 


a)  Die  älteste  der  mir  bekannt  gewordene«  einschlägigen  Urkunden 
datiit  hu»  dem  Jahre  759  Troja  nr.  730  = H.  I’  51.  XIII  19. 
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nisses.  durch  Widmung  von  Vermögensgegenständen  an  die 
Kirche  und  ihre  Diener,  an  die  Armen,  an  gemeinnützige  Unter- 
nehmungen, Herbergen,  Hospitäler  (xenodochia)  der  Seele  ihr 
Theil  zu  schaffen. 

1.  Ans  diesem  Gedanken  heraus  hat  sich  ein  besonderer, 
sehr  häufig  auftretender  Treuhändertypus4)  entwickelt:  Dem 
Vertrauensmann,  zu  allermeist  einem  Kleriker,  werden  Bruch - 
theile  oder  Bestandtheile  des  Vermögens,  manchmal  das  ganze 
Vermögen,  zugewiesen,  auf  dass  er  sie  im  Interesse  des  Seelen- 
heiles des  Schenkers  („pro  animae  eius  mercede“)  zu  frommen 
Zwecken  („pro  sacerdotibus  et  pauperibus“,  „in  elemosina“®)) 
nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  („qualiter  seeundum 
Deum  melius  praeviderit“)  verwende.  Testamente  oder 
Kodizille,  in  welchen  man  ganz  allgemein,  ohne  Namhaftmachung 
bestimmter  Destinatäre,  die  captivi  zum  Zwecke  ihres  Loskaufs 
oder  die  pauperes  zum  Zwecke  ihrer  Unterstützung  als  Erben 
einsetzte  oder  als  Legatare  bedachte,  waren  unter  dem  Einfluss 
der  Kirche  bereits  im  römischen  Reich  während  der  christlichen 
Kaiserzeit  aufgekommen.  Die  Kaiser  Leo  und  Justinian  hatten 
in  mehreren  Konstitutionen,  c.  28,  48  (49)  C.  de  episcopis  1.  3 
und  nov.  131  cap.  11  und  12,  diesen  Verfügungen  volle  Gültig- 
keit zugeschrieben  und  für  ihre  Durchführung,  unter  Bestellung 
des  zuständigen  Bischofs  als  Aufsichts-  und  Vollziehungsbehörde, 
Vorsorge  getroffen.  Um  in  ähnlicher  Weise  die  Möglichkeit 
freier  Verwaltung  und  Verwendung  der  für  piae  causae  aus- 
gesetzten  Vermögensstücke  ihren  Organen  zuzuwenden,  wusste 
die  Kirche  bei  den  Langobarden,  mit  deren  Recht  eine  Ver- 
gabung an  nicht  individuell  bestimmte  Personen  ganz  unverein- 


*)  Troya  nr.  736  (759),  S71  (767),  884  (768),  976  (773);  H.P.M.  X1IT 
«1  (774),  127  (836),  135  (839),  16g  (847),  181  (853),  215  (861),  233  (864), 
243  (867),  601  (952);  Ch.  II  3 (877);  Ml.  IV  1 107  (789),  IV  5 38  (867',  128 
(1158),  IV«  app.  11  (812),  17  (816).  30  (832),  46  (850),  104  (1158),  V« 
238  ( 792),  239  (793).  240  (793),  277  (799),  405  (816),  414  (818),  529  (835), 
532  (836),  609  (844),  645  (847),  667  (849),  V“  1259  (939);  C.  C.  71  (872), 
77  (873),  96  (882).  218  (962),  235  (966),  491  (996),  514  (997),  602  (1008 
bezw.  961:  Tom.  IV  p.  107  sq.),  624  (1009),  675  (1014),  1094  (1047),  1189 
(1053),  1377  (1064);  Reltrani  nr.  18  (1072)  und  viele  andere.  In  mehr 
als  30  von  den  hier  aufgezählten  48  Urkunden  treten  als  Treuhänder  aus- 
schliesslich oder  zugleich  neben  Laien  Kleriker  auf. 

*)  Vgl.  lib.  Pap.  Pipp.  31  (33). 
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bar  war,  das  Mittel  der  Treuhand  in  obiger  Art  mit  Erfolg 
heranzuziehen.  In  dein  solchergestalt  mit  diskretionärer  Rechts- 
macbt  ausgestatteten  Treuhänder,  dem  Dispensator,  Erogator, 
Distributor  im  eigentlichen  Sinne,")  erstand  eine  Kechtsfigur, 
welche  heute  nicht  blos  im  Testamentsvollstrecker,  sondern  auch 
in  dem  Treuhänder  der  fiduziarischen  oder  unselbständigen 
Stiftung7)  und  in  dem  Beitragssammler  oder  dem  Sammelkomitee 
zu  gemeinnützigen  Zwecken“)  fortlebt.  Hier  ist  der  Treuhänder 
nicht  blosse  Zwischen|ierson.  Er  prägt  vielmehr  der  Vergabung 
seinen  eigenen  Willen  auf,  giebt  ihr  erst  den  nothwendigen 
konkreten  Inhalt,  indem  er  die  Person  des  Destinatärs,  den 
Zeitpunkt,  mit  dem  für  diesen  der  Genuss  der  Zuwendung  be- 
ginnen, unter  Umständen  auch  die  näheren  Bedingungen,  unter 
denen  dieser  Genuss  stehen  soll,  nach  freiem  Gutdünken  inner- 
halb des  ihm  gesteckten  Rahmens  bestimmt.  Durch  die  Auf- 
gabe, die  Lücke  im  Willen  des  Gebers  durch  eigene 
Willensbethätigung  zu  ergänzen,  unterscheidet  sich  dieser 
Typus  von 

2.  der  Masse  der  übrigen  Fälle,  in  welchen  der  letztwillige 
Treuhänder  einen  in  sich  vollständigen  und  geschlossenen 
Willen  des  Gebers  über  sich  hat.  Innerhalb  dieser  zweiten 
Kategorie  lassen  sich  für  das  langobardische  Recht  Unter- 
arten auseinanderhalten: 

a.  Das  Dazwischentreten  des  Treuhänders  soll  dem  an  sich 
fertigen  Vergabungswillen  überhaupt  oder  unter  den  gerade  vor- 
liegenden Umständen  die  Durchführbarkeit  verschaffen.  Der 
Schenker  will  z.  B.  post  obitum  jemanden  bedenken,  der  zur 
Zeit  nicht  erreichbar  ist:  er  tradirt  deshalb  das  Schenkgut  einem 
Salmann  mit  der  Anweisung,  es  nach  seinem  Hinscheiden  dem 

*)  Die  Ausdrücke  bezeichnen  aber  häutig  auch  den  letztwilligen  Treu- 
händer in  anderen  Funktionen,  so  «erogator“  den  Treuhänder  bei  der  Frei- 
lassung in  LL.  Laugub.  Pipp.  32  (34)  — vgl.  oben  § 0 X.  13  — , „distributor“ 
den  Tilger  der  Xachlassschulden  in  C.  (>’.  4114  (Bi*6). 

7)  Vgl.  oben  § 1 N.  16  und  17. 

")  Vgl.  die  oben  i:i  § 1 X.  IS  citirton  Schriften.  Kriickmann  in  der 
dort  angeführten  Abhdlg.  S.  OS:  «Aus  dem  römischen  Hecht  lässt  sich 
nichts  entnehmen  und  wir  sind  daher  (!)  gezwungen,  uns  auf  die  Bildungen 
des  heutigen  Lebens  zu  beschränken.“  Vgl.  noch  Bekker,  System  des 
heutigen  Pandektenrechts  JI  $ 112  Beilage  II;  Dernburg.  Pandekten  I 
§ 62*  (3.  Aufl.  S.  147);  Brinz,  Pandekten  2.  Auf!.  III  § 440  a.  E. 


Digitized  by  Google 


49 


Destinatär  weiter  zu  tradiren.®)  Oder  er  will  gewisse  einzelne 
Stücke  seiner  Fahrhabe  für  sich  allein,  nicht  zusammen  mit 
einem  Grundstück,  dessen  Zubehör  sie  etwa  bilden , nach  seinem 
Tode  bestimmten  Personen  zugewendet  wissen:  er  kann  diesen 
Erfolg  durch  direkte  Vergabung  an  sie  nicht  erreichen,  da  ding- 
liche Rechte  an  einzelnen  Fahrnissachen  sich  nicht  ohne 
Besitzübergabe  übertragen  lassen :"*)  dagegen  kann  er  per 
eartam  ohne  Besitzübergabe  sein  ganzes  Vermögen  oder 
sein  ganzes  Fahrnisvermögen  post  obitum  in  die  Hand  eines 
Vertrauensmannes  tradiren,  auf  dass  später  von  diesem  die 
einzelnen  Stücke  seinem  (des  Gebers)  Willen  entsprechend 
vertheilt  werden,11) 

b.  Der  Treuhänder  soll,  obschon  das  letztwillig  Verfügte 
auch  ohne  seine  Intervention  rechtlich  gültig  und  durchführbar 
ist.  doch  seinerseits  zur  grösseren  Sicherheit  die  thatsächliche 
Ausführung  übernehmen.  So  ist  die  auf  dem  Sterbebett  münd- 
lich vor  Zeugen  ausgesprochene  Zuwendung  zwar  rechtsbestän- 
dig: aber  besser  ist  es,  wenn  der  Geber  einem  Treuhänder  das 
Yergabungsobjekt  mit  der  Aufforderung  zuweist,  es  in  der  ordent- 
lichen Weise  durch  carta  an  den  Donatar  zu  tradiren;  denn  dann 
hat  letzterer  eine  Urkunde  als  Beweismittel  und  steht  ungleich 


•)  So  wohl  in  K.  F.  750  flO»9 ),  943  (10*55:  „quomodo  . . . Azo  in- 
vestivit  noa  et  miait  fidei  eommissarios,  nt  nos  . . . facissemus  haue  chiirtiim 
iu  «uprascripta  aeccleaia*);  C.  C.  335  (906):  „iudicabit  et  im  inaniun  mihi 
cniumiaii,  ut  causam  eius  tollere  et  pro  eius  anima  illud  dare  in  eccleaia 
saneti  massimi“,  dazu  vergl.  Brunner  in  Ztschr.  f.  Handelsr.  23  S.  124 
i Forschungen  S.  577  f.). 

■*)  Albrecht,  (.lewere  §20  1;  Franken,  Das  französische  Pfandrecht 
im  Mittelalter  I S.  266—268;  Heasler,  Instit.  II  S.  199;  E.  Huber,  Die 
Bedeutung  der  Gewere  im  deutschen  Sachenrecht  (Festschrift  für  Halle 
1894)  S.  20  “. 

'*)  Vergabung  von  Mohiliarkompl exen  durch  traditio  per  eartam 
post  obitum:  H.P.M.  XIII  51  (774),  127  (836),  135  (839).  162  (847).  181 
(853).  Vgl.  namentlich  in  nr.  127  den  Passus:  „quod  ipse  manihus  suis  non 
dederit  aut  nominative  dare  non  dixerit“,  wo  die  beiden  einzigen  Mittel, 
einzelne  Fahrnissachen  bestimmten  Personen  zuzuwenden,  angegeben  sind, 
nämlich  die  sofortige  körperliche  Besitziibergabe  oder  die  Anweisung  au  den 
Erben  oder  einen  (in  der  oben  im  Text  angegebenen  Al  t herufenen)  Treu- 
händer, nach  dem  Tode  des  Schenkers  die  Sachen  den  Donataren  zu  tradiren. 

Schutts«,  Die  UnjobardUch«  Treuhand.  4 
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günstiger  in  einem  Rechtsstreit.1-)  Oder  jemand  ordnet  eine 
Jahrzeitstiftung  an  und  bewidniet,  anstatt  die  Ausführung  seinen 
Erben  zu  überlassen**),  einen  Treuhänder  mit  einer  Geldsumme, 
die  für  die  regelmässige  Abhaltung  der  Seelenmessen  als  materielle» 
Unterlage  dienen  soll.1*!  Oder  jemand  will  die  Gewähr  haben, 
dass  nach  seinem  Hinscheiden  seine  Schulden  ordnungsmässig 
ans  dem  Nachlass  berichtigt  weiden:  er  übertrügt  daher  seine 
Güter  oder  einen  Tlieil  derselben  auf  den  Todesfall  an  einen 
Vertrauensmann,  damit  dieser  sie  versilbere  nnd  aus  dem  Erlös 
die  Gläubiger  befriedige.15) 

c.  Der  Treuhänder  soll  der  letzt  willigen  Verfügung  ihren 
Bestand  sichern,  nachträgliche  Eingriffe  Dritter  abwehren. 
So  namentlich  Eingriffe  der  gesetzlichen  Erben.  Diese  werden 
sehr  häutig  vom  Donator  für  den  Fall,  dass  sie  die  Kechtsbe- 
ständigkeit  der  Vergabung  (im  Prozesswege)  bekämpfen  oder 
gegen  ihren  Inhalt  zuwiderhandeln  sollten,  mit  einer  bestimmten 
Vermögensstrafe  (compositio)  bedroht;  das  Recht,  die  letztere 
für  die  eigene  Tasche  beizutreiben,  wird  einem  Vertrauens- 
mann zugesprochen,  unter  dessen  Obhut  dadurch  die  Disposition 
gestellt  wird."1)  Auch  gegen  ungerechtfertigte  Einmischung 
weltlicher  oder  geistlicher  Mächte  wird  die  Treuhand  zu  Hülfe 


,ä)  R.  F.  64  (765),  COS  (10IO),  (166  (1013),  6x7  (?),  SSO  (1049).  1143 
(1095);  C.  C.  117  (903). 

,s)  wie  dies  in  (J.  514  (997)  geschieht. 

M)  C.  C.  675  (1014);  „et  i|isi  ilecem  et  octo  nnri  tnri  (süditalische 
Münze:  1 Goldsolidus  = 4 tari)  distribuant  illis  (=  ilii.  die  Treuhänder) 
pro  nieis  snlutis  anime,  et  faciant  mihi  sebtima  et  trentuale  et  centum  dies 
et  animale". 

a)  C.  C 494  (996):  „iudicabit  et  in  mannm  . . . coimuisit  ipsius  Dcsigi 
de  rebus  sua  veuumdandum  et  debitum  iude  salbandum  (=  salvundum  , 
quod  itlo  dare  debuit“;  Ml.  IV  ä app.  9»  (1114):  „judicavit  ct  eonfirmavit 
in  me  (Treuiiänder)  . . . mcdietatem  integram  omni  suaruin  rerum  et  dedit 
nobis  potestatem  ...  ad  vendendum  et  perexolvendum  debitum,  quod  habebat“. 

”)  Troya  S84  (768),  976  (773);  Mi  IV  1 SO  (774),  107  (789),  V*  240 
(793),  277  (799),  405  (8)6),  532  (836);  C.  C.  257  (968),  602  (1008  bczw.  961). 
675  (1014),  797  (1028:  „obligo  ipsa  heredos  meas,  ut  si  aliquit  de  omnia, 
quod  superius  indicabi  et  disposwit,  ali«iuit  exinde  remobere  aut  coutrare 
queäierint  et,  sicut  dictum  cat.  mm  adiinpleburint,  ad  componendum  siant 
obligati  ipsa  eredes  meas  componero  ipsorum  distributores  ineis  ...  20  auri 
solidi  constanlilii  . .“),  1022  (1043),  1094  (1047),  1189  (1053),  1377  (1064). 
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gerufen:  es  findet  sieh  die  letztwillige  Anordnung,  dass,  falls 
der  bedachten  Kirche  oder  geistlichen  Person  eine  übergeordnete 
Macht,  z.  B.  der  Bischof,  das  geschenkte  Gut  entreissen  sollte, 
es  ohne  Weiteres  in  diesem  Augenblick  besonders  bestellten 
Erogatoren  zu  anderweitiger  Verwendung  zufalle.17) 

Mannigfaltig  waren  demnach  die  Zwecke,  welche  mit 
der  letztwilligen  Treuhand  verfolgt  wurden.  Wir  erkennen 
daraus  die  grosse  praktische  Bedeutung,  die  sie  im  langobar- 
dischen  Recht  vom  8.  Jahrhundert  an  hatte.  Die  hier  versuchte 
Gliederung  der  Zwecke  erbringt  Gesichtspunkte,  die  auch  in 
der  Folge  im  Auge  zu  behalten  sind.  Sie  eignet  sich  aber  nicht 
als  Grundlage  für  den  juristischen  Aufbau  des  Instituts.  Dafür 
sind  massgebend  vielmehr  die  juristischen  Mittel,  die  zur 
Erreichung  jener  Zwecke  gewählt  sind.  Es  entsteht  die  Frage 
auf  der  einen  Seite  nach  der  Rechtsmacht  des  Treuhänders, 
auf  der  anderen  nach  dem  Kreis  seiner  Pflichten.  Und  es 
ist  dementsprechend  unser  Stoff  in  zwei  Hälften  zu  theilen,  die 
allerdings  ausserordentlich  ungleich  sind.  Denn  während  die 
zweite  Seite  im  langobardischen  Recht  sehr  zurücktritt  — eine 
eingehendere  Behandlung  wird  ihr  erst  im  kanonischen  Recht 
zu  Theil  — und  in  allen  Fällen  so  ziemlich  das  gleiche  Aus- 
sehen hat,  ist  in  Bezug  auf  die  erste  Seite  die  langobardische 
Rerhtsbildnng  in  hohem  Grade  schöpferisch  und  verwerthet 
germanische  Rechtsprinzipien  in  ergiebigster  Weise.  Hier  zeigen 
sich  denn  auch  so  zahlreiche,  zum  Theil  von  einander  weit  ab- 
weichende Gebilde,  dass  innerhalb  dieser  die  Rechtsmacht  des 
Treuhänders  betreffenden  Abtheilung  selbst  eine  scharfe  Gliede- 
rung notli  thut.  Dafür  kommt  Folgendes  in  Betracht.  Es  leuchtet 
ein,  dass  die  Kompetenz  des  zu  letztwilligen  Zwecken  bestellten 
Treuhänders  ihre  Wurzeln  nicht  in  erbrechtlichen  Grund- 
sätzen haben  kann.  Denn  solche  kennt  das  Langobardenrecht 
nur  für  die  gesetzliche  Erbfolge  und  für  die  künstliche  Schaffung 
eines  Erben  durch  Thinx,  eine  Einrichtung,  die  vor  ihrem  Ab- 
sterben nicht  mehr  mit  der  letztwilligen  Treuhand  in  Ver- 
bindung getreten  ist.  Diejenigen  Verfügungen  auf  den  Todes- 
fall, in  deren  Bereich  die  letztwillige  Treuhand  gross  geworden 
ist,  haben,  wie  oben  der  erste  Abschnitt  gezeigt  hat,  ihren 

«»)  H.  Y.  M.  XIII  233  (»U4J. 

4* 
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ursprünglichen,  Sachenrecht  liehen  Charakter  bewahrt:  nähert  sich 
zwar  die  ].  6 Liulpr.  an!'  dem  Gebiete  der  Form  erbrecht  liehen 
Grundsätzen,  so  gilt  sie  doch  nur  für  Ansnahmefälle  und  hat 
auch  ihrerseits  in  Bezug  auf  die  Kechtswirkungen,Ä)  den  Boden  des 
Sachenrechts  nicht  verlassen.  Mau  darf  daher  in  diesem  Boden 
auch  Wurzeln  der  letztwilligen  Treuhand  vermuthen.  Aber,  wie 
ein  Blick  auf  die  oben  skizzirten  Anwendungsfalle  des  Instituts 
ergiebt,  erstreckt  sieh  häutig  die  Rechtsmacht  des  Treuhänders 
ausserdem  oder  allein  auf  Befugnisse,  die  einem  anderen  Boden, 
dem  Schuld-,  Obligationenrecht,  entstammen.  Wir  haben  mithin 
gesondert  die  sachenrechtliche  und  die  schuldrec.ht liehe 
Koni  petenz  in  je  einem  Kapitel  dieser  Abtheilung  zu  behandeln. 
Und  zwar  muss  sich  die  Sonderung  nicht  blos  auf  Inhalt  und 
Rechtsnatur,  sondern  auch  auf  Gegenstand  und  Art  der  Begrün- 
dung beziehen,  während  diejenigen  Punkte,  welche  für  beide 
Arten  in  gleicher  Weise  gelten,  in  einem  dritten  Kapitel  er- 
örtert werden  sollen. 


Erste  Abtheilung. 

Die  Reehtsmaeht  des  Treuhänders. 

Erstes  Kapitel. 

Die  sachenrechtliche  Zuständigkeit. 

8 8. 

1.  Gegenstand.  Aiifangs/.eitpunkt.  Art  der  Begründung. 

Mit  der  sachenrechtlichen  Kompetenz  begreifen  wir  alle 
Fälle,  in  denen  der  Treuhänder  — vorläufig  noch  dahingestellt, 
(d>  im  fremden  oder  eigenen  Namen  — eine  unmittelbare  Herr- 
schaft über  körperliche  Sachen  hat.  Solche  Herrschaft  findet 
sich  nach  Inhalt  der  Urkunden,  was  den  Gegenstand  anlangt, 


•*)  z,  li.  Vererbung  der  Anwartschaft  auf  Seiten  des  iicdachteu,  der 
noch  vor  dem  Schenker  stirbt. 
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in  verschiedenstem  Umfange.  Sie  betrifft  sehr  häufig  das  ganze 
Vermögen  des  Gebers1)  oder  dieses  unter  Abzug  derjenigen 
Sachen,  über  welche  der  Geber  anderweitig  intra  vivos  oder 
mortis  causa  verfügt  hat,  gleichzeitig  verfügt  oder  etwa  noch 
später  bis  zu  seinem  Tode  verfügt  haben  wird,*)  zuweilen  einen 
Bruchtheil,  z.  B.  die  Hälfte,  des  Vermögens.8)  Es  kommt  auch 
vor.  dass  nur  der  immobiliare  Theil  des  Vermögens,*)  und  in  sehr 
zahlreichen  Fällen,  dass  einzelne  bestimmte  Grundstücke  oder  An- 
theile  an  Grundstücken*)  dem  Vertrauensmann  zugewiesen  werden. 
Manchmal  ist  es  die  ganze  Fahrnis,  über  welche  der  Treuhänder 
die  Verfügnngsmacht  haben  soll,*)  oder  von  derselben  ein  Bruch- 
theil.7) Dagegen  kann  an  einzelnen  Fahrnisstücken  oder  an 
Geldsummen  nicht  ohne  Besitzübergabe  eine  sachenrechtliche 
Herrschaft  übertragen  werden,8)  also  auch  nicht  an  einen  Treu- 


’i  Troya  871  (767:  ros  stia);  >11.  IV*  128  (1158),  IV  3 app.  17  (816), 
30  (832),  104  (1158),  V*  238  (792),  240  (793),  277  (799),  529  (835),  532 
(836),  667  (840);  Il.P.il.  XIII  127  (836.  Aussteller  ist  ein  Kranke:  „singolis 
rr-bus  suis,  qualiter  subter  adnexum  fucrit,  quidquid  justa  sua  lege  dare  vel 
tradere  potuit.  tradavit  in  manum  . . .“),  135  (839),  243  (867),  601  (952); 
R.F.  1143  (1095);  C.  C.  77  (873),  96  (882),  117  (903),  494  (996). 

*)  Troya  884  (768:  .[sij  seculo  isto  recessero,  et  res  mea  a me  iteruin 

injudicata,  vel  non  data  remanseret,  volo,  ut  vos  . . . rindere  divealis  [ = 

eendere  debeatis]  omnis  res  mea  . . .“);  0.  C.  71  (872);  II.l’.M.  XIII  51 
(774);  >11.  IV  1 107  (789). 

»)  Troya  736  (759),  976  (773);  >11  IV5  app.  98  (111 43,  v*  III  (818). 

Vgl.  auch  >11.  IV  1 80  (774),  wo  der  Vater  für  den  Fall,  dass  der  Sohn 

innerhalb  eines  Jahres  sterben  sollte,  die  diesem  verfangene  portio  am 
väterlichen  Gut  (darüber  amen  § 13  N.  20)  zum  Seelenheil  des  Sohnes  einem 
Treuhänder  überträgt. 

‘)  Beitram  18  (1072);  R.  F.  750  (1039). 

•')  Ml.  IV  * 38  (867),  IV*  app.  11  ( 812),  46  (850),  V 3 405  (816),  609 
(844),  645  (847),  V 3 1259  (939);  H F.  M.  XIII  215  (861),  233  (864);  K.  F. 
64  (765),  298  (856),  608  (1010),  666  (1013),  880  (1049);  (J.  C.  602  (961), 
1094  (1047). 

•)  H.  P.  M.  XIII  162  (847:  .De  mobilibus  vero  . . <8  universas  mobilias 
tneas,  uua  cum  annis  ft  brumis,  nee  non  et  caballis  meos  domitns,  non  du- 
mitos  . . quitquit  a die  obitus  mei  reliquero,  volo  ut  omuia  üant  datum  et 
dispensatum  pro  anime  mee  remedium  . . . Fidei  vero  commissarii  mei  hec 
esse  debeant  [es  folgen  die  Namen]  . . .“):  C.  C.  235  (966). 

’)  U.  P.  M.  XIII  181  (853). 

*)  Vgl.  oben  § 7 N.  10. 
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händer  in  der  Weise,  dass  die  Sachen  oder  Gelder  erst  mit 
dem  künftigen  Tode  des  Gebers  in  seine  Gewalt  kommen, 
bis  dahin  beim  Geber  verbleiben.  Hier  lässt  sich  nur  dadurch 
helfen,  dass  ihm  eine  obligatorische  Macht  zu  Theil  wird, 
dass  die  gesetzlichen  Erben  oder  letztwillig  Bedachte  oder 
Schuldner  des  Gebers  von  diesem  zur  künftigen  Leistung  an 
den  Treuhänder  wirksam  verpflichtet  werden.  Das  Mittel  wird 
in  der  That  oft  gewählt,  namentlich  zu  dem  Ende,  dass  der 
Treuhänder  die  auf  solche  Art  ihm  zugewiesenen  Sachen  oder 
Gelder  pro  pauperibus  et  sacerdotibus  verwende.  Hat  er  dann 
vermöge  seiner  obligatorischen  Kompetenz,  wie  sie  in  dem  zweiten 
Kapitel  dieser  Abtheilung  darzustellen  ist.  die  Einziehung  erfolg- 
reich betrieben,  so  bestimmt  sich  die  damit  für  ihn  nunmehr  be- 
gründete sachenrechtliche  Herrschaft  an  den  betrettenden  Objekten 
nach  den  gleichen  Grundsätzen,  wie  die  unmittelbar  durch 
den  Geber  ihm  verschaffte.  Es  gehören  also  von  da  ab  diese 
Fälle  in  den  Rahmen  der  gegenwärtigen  Erörterung.  — 

Die  letztwillige  Treuhand  ist  Treuhand,  bei  welcher  es  von 
vornherein  darauf  abgesehen  ist,  eine  den  Tod  des  Machtgebers 
übeidauernde  Kompetenz  zu  schaffen.  In  der  grossen  Masse 
der  Fälle  ist  diese  Kompetenz  so  bestimmt,  dass  sie  ihre  positive 
Wirksamkeit  überhaupt  erst  von  jenem  Zeitpunkt  an  entfaltet. 
Aber,  wie  bereits  oben  § t;  X.  h angedeutet  worden,  sind  vom 
Begriff  solche  Fälle  nicht  ausgeschlossen,  in  welchen  die  Aus- 
übung der  Kompetenz  seitens  des  Treuhänders  auch  schon  bei 
Lebzeiten  des  Machtgebers  zugelassen  ist.  Die  Urkunden- 
sammlungen, namentlich  die.  Memorie  lucchese,  weisen  solche 
Fälle  auf,  sämmtlich  von  der  Art,  dass  dabei  ein  Dispensator 
im  engeren  Sinne,  d.  h.  ein  Treuhänder  mit  dem  Recht  freier 
Verwendung  der  ihm  überwiesenen  Güter  pro  anima  donatoris, 
(oben  § 7 Ziff.  1)  bestellt  ist: 

Ml.  IV2  ÖS  (8f,7),  IV-'app.  40  (850),  V 4 4U5  (81t!), 
tiO«  (844),  1)45  (H47),  ÖS«  (S;V2),  V :l  125«  (93!*); 
H.  P.  M.XIIl  24.1  («07);  Beltrani  is  (|072|. 

Nach  diesen  Urkunden  soll  nämlich  der  Dispensator  „a  die 
praesenti“,  d.  h.  vom  Tage  der  Vergabung  an.  im  ganzen  Bereich 
seiner  Rechtsmacht  zu  handeln  befugt  sein.  Aber  das  Haupt- 
gewicht liegt  doch  daran!',  dass  diese  Befugnis  über  den  Tod 
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des  Schenkers  hinausreicht.“)  Der  Geber  will  in  erster  Linie 
für  den  Fall  seines  Todes  im  Interesse  seines  Seelenheils 
Vorsorge  treffen  und  nur  in  zweiter  Linie  die  Kompetenz  des 
Vertrauensmannes  auf  die  voransliegende  Zeit  zurlickerstrockt 
wissen,  damit  dieser  eine  sich  vielleicht  gerade  bei  Lebzeiten 
des  Gebers  bietende  Gelegenheit  zu  besonders  heilsamer  Ver- 
wendung des  Vergabungsobjektes  wahrnehmen  könne.  „Et  quan- 
doque  vos  volueritis  tarn  in  vita  mea,  quam  et  post  meo  decessum, 
potestatem  liabeatis  etc.“,  so  heisst  es  fast  übereinstimmend 
iu  Ml.  IV8  ai>p.  40,  V8  fiOil,  68tl.,u)  Die  Kompetenz  ist 
inhaltlich  keine  andere  für  die  Zeit  vor,  als  für  die  nach  dem 
Hinscheiden  des  Schenkers.  Man  darf  nach  alledem  diese  Fülle 
hier  unbedenklich  mit  den  übrigen,  in  denen  der  Treuhänder  erst 
nach  jenem  Zeitpunkt  seine  Thätigkeit  beginnen  soll,  auf  die 
gleiche  Linie  stellen.  — 

Das  Treuhandverhältnis  wird  regelmässig  begründet  durch 
Vertrag  zwischen  dem  letztwillig  Verfügenden  und  dem  von 
ihm  zum  Treuhänder  Erkorenen.  Dieser  Vertrag  stellt  sich 
da,  wo  dem  Treuhänder  eine  unmittelbare  Gewalt  über  körper- 
liche Sachen  zugewiesen  wird,  häutig  schon  durch  seine  äussere 
Erscheinung  als  dinglicher  Vertrag  dar.  Jene  Sachen  werden 
ihm  per  eartam  zu  dem  gewollten  Zweck  übertragen.  Dabei 
ist  ausdrücklich  von  „tradere  res“  die  Rede,“)  oder  es  linden 
sich  dafür  gleichbedeutende  Ausdrücke,  wie  „dare,  confirmare, 
decemere,  judicare,  dispensare  res  in  dispensatorem“  oder  „in 
potestatem  dispensatoris“,18)  diese  zuweilen  iu  derselben  Urkunde 


»1  wie  denn  auch  z.  B.  der  iiu  Jahre  S44  von  Ghiselpert  durch  die 
carta  ML  IV  * 609  zum  Dispensator  erkorene  Priester  Petrus  erst  nach 
d'*m  Tode  des  öhiselpert  im  Jahre  852  das  ihm  zugewiesene  Grundstück 
durch  die  carta  Ml.  IV  4 app.  47  an  die  Kirche  des  hlg.  Cassian  tradirt. 

*")  Auch  in  Ml.  IV  4 38,  V 4 405,  V s 1259  ist  davon  ausdrücklich  die 
Hede,  dass  der  Dispeusator  „tarn  in  vita  quam  post  obitum  douatoris“  soll 
handeln  dürfen. 

Troya  871  (767);  Ml.  IV  * app.  30  (832),  46  (850),  V 4 529  (835), 
645  (8  4 7);  H.  P.  M.  XHI  127  (836),  243  (867);  C.  C.  71  (872),  77  (873),  96 
(882);  Beltrani  18  (1072). 

1t)  Ml.  IV  1 101  (787),  IV4  38  (867),  IV  4 app.  46  (850),  47  (852),  98 
(1114),  V*  238  (792),  609  (844),  645  (847),  667  (849),  689  (852),  Va  1259 
(939);  C.  0.  71  (872);  Beltrani  18  (1072).  Vgl.  uoch  LL.  Langob.  Pipp. 
31  (33):  „si  cui  res  in  elemosina  datae  sunt.“ 
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mit  dem  Wort  „tradere“  verbunden.  Tn  demselben  Rinne  kommt 
im  Codex  Cavensis  die  Wendung  „res  in  manum  mittere 
(committere)“  vor.1*)  Einzelne  Urkunden  des  Regesto  di  Farfa 
aus  dem  11.  Jahrhundert  sprechen  von  der  Investitur,  die 
der  Schenker  dem  Treuhänder  ertheiit  hat.14)  Der  Schenker 
tradirt  an  den  Treuhänder  nicht  hlos  das  fragliche  Grundstück, 
sondern  auch,  wie  das  nach  einer  langobardisclien  Rechts- 
sitte,!>)  bei  Uebeitragnng  dinglicher  Rechte  zu  geschehen 
pfiegt,  seine  eigene  Erwerbsurkunde  und  diejenigen  seiner 
Vorgänger,  soweit  sie  sich  in  seinem  Besitze  befinden.1*)  Er 
wendet,  wenn  er  ein  Franke  ist,  die  fränkischen  Investitursymbole, 
festuca  notata,  Messer,  Scholle,  Zweig  und  Handschuh,  an.1T) 
Der  später,  seit  dem  1 1.  Jahrhundert,  auch  bei  den  Langobarden 
häufiger  werdende  Gebrauch  des  Stabes  als  Investitursymboles 
neben  der  traditio  cartae’1’)  begegnet  in  einer  Urkunde  aus 
Trani  (Apulien)  von  10721*)  auch  bei  Uebertragung  von  Grund- 
stücken an  einen  Treuhänder.  Hier  überall  steht  also  die  Ver- 
tragsnatur des  Geschäfts  wie  die  dingliche  Natur  des  Vertrages 
ausser  Zweifel. 

Nun  giebt  es  freilich  manche  andere  hierher  gehörige  Ur- 
kunde, welche  dies  nicht  so  deutlich  hervortreten  lässt.  Es 
finden  sich  Wendungen,  wie : „statuo.  instituo,  volo,  confirmo, 

'*)  C.  C.  1<»5  ( *04),  114  (9021.  Beide  Urkunden  beziehen  »ich  auf  die 
in  G.  C.  71  (872)  — vgl.  oben  N.  11  — beurkundete  .Traditio“.  Damit  i»t 
nicht  zu  verwechselt]  die  in  den  Urkunden  de»  ( 'odnc  Cavensis  der  späteren 
Zeit  typisch  wiederkehrende  Wendung,  laut  welcher  die  ganze  letztwilligo 
Verfügung  uud  ihr  Inhalt  in  manum  des  Treuhänder»  kommittirt  wird. 
Darüber  unten  § 1« 

'*)  R.  F.  750  (1039;  vgl  oben  S.  IS).  943  (1065:  .Sic  conccdimus  . . . 
quomndo  . . . Azo  investivit  no»  et  misit  fidei  commissario».  ut  . . . fecisse- 
mu»  hanc  chartern  in  suprascripta  aecclesia‘1.  Vgl.  noch  R.  F.  706  (1006): 
„q  uibuscumque  modis  et  fidei  commissi»  nobi»  (den  Treuhändern)  consti- 
tuerunt  (sc.  die  Donatoren),  similiter  ea»  vobis  (den  Destinatären)  . . . tra- 
dimu»  atque  concedimns  “ 

’•')  Darüber  das  Nähere  unten  § 18. 

’*)  Vgl.  Z.  B.  >11.  IV  * 38,  IV  1 app.  46  (850),  V s 609  (814),  645  (847), 
V1  1259  (939);  G.  C.  71  (872:  .omnem  mouimen,  quantucunquc  abuero,  per 
istu  scriptum  ipse  abeatis“). 

”)  H.  P.  M.  XIII  127  (836),  243  (867).  Vgl.  unten  S.  68. 

"’)  Darüber  Köhler,  Beiträge  zur  germani»chen  Privatrechtsgeschichte 
Heft  1 S.  15  N.  1,  Heft  2 S.  25  N.  4 und  S.  41  N.  l. 

’*)  Beltrani  18:  „per  fustem  »eu  et  per  hoc  scriptum  do  atque  trado". 
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nt  sit  res  in  potestate,  ut  deveniat  res  in  potestatem  (dispen- 
satoris),  ut  potestatem  habeat  dispensandi.  ut  dispensare  debeat“ 
oder  „elegere  prevideo  te,  confirmo  in  te,  decerno  in  te,  ut 
potestatem  liabeas  dispensandi  res  meas“  oder  ähnliche.2“) 
Allein  die  Zweiseitigkeit  ergiebt  sich  hier  aus  denselben 
Merkmalen,  welche  oben  (§ 3 S.  lüf.)  allgemein  für  die  Zweiseitig- 
keit der  langobardiscben  letztwilligen  Verfügungen  — gegen 
die  Ansicht  vom  „langobardiscben  Testament“  — angeführt 
worden  sind.  Sie  gilt  auch  im  Hinblick  auf  die  oben  in  § 4 
gegebene  Darstellung  für  die  Fälle,  wo  in  der  Urkunde  neben 
der  Verfügung  zu  treuer  Hand  noch  andere,  unmittelbar  an  die 
Destinatäre  gerichtete  Dispositionen  stehen  und  doch  nicht  erhellt, 
dass  mehr,  als  eine  einzige  Begebung  der  Urkunde  stattge- 
funden. bezw.  dass  bei  dem  einzigen  Begebungsakt  gerade  der 
Treuhänder  der  Gegenpart  gewesen  ist.21)  Für  die  Dinglich- 
keit aber  spricht  es,  dass  Wendungen,  wie  die  hier  in  Frage 
stehenden,  auch  bei  direkten  Vergabungen  mit  offensichtlich 
dinglichem  Charakter  Vorkommen22)  (Einfluss  des  römischen 
Testamentsstils),  ja  dass  manchmal  in  unseren  Urkunden  (über 
Vertilgungen  zu  treuer  Hand)  solche  Wendungen  und  Wendungen, 
die  deutlich  auf  Sachübertragung  hinweisen,  neben  einander  und 
die  einen  für  die  anderen  gebraucht  werden.28) 

In  ihren  Formen  steht  also  die  Zuweisung  von  körperlichen 
Sachen  zu  treuer  Hand  der  Sachschenkung  gleich,  und  zwar  da, 
wo  der  Treuhänder  nicht  vor  dem  Tode  des  Gebers  in  Thätig- 
keit  treten  darf,  der  donatio  post  obitum:24)  denn,  wie  bei  der 

*»)  Troya  736  (759),  S84  (768),  976  (773);  Ml.  IV  ■ 80  (774),  107  (789), 
IV  * app.  11  (812),  17  (816),  32  (834),  V8  238  (792),  277  (799),  285  (800), 
393  (815),  405  (816),  414  (818),  532  (836):  H.  P.  M.  XIII  51  (774),  136 
(839),  162  (847),  181  (853),  215(861),  233  (864),  601  (952)  ; Cb.  II  3 (877 : 
„nos  suas  erogare  res  instituit“). 

J1)  Gerade  den  Treuhänder  wird  man  übrigens  am  ehesten  zum  Be- 
gebungsakt herangezogen  haben. 

*•)  Troya  861  (766:  .Et  volo  ut  portiouem  meam  de  8.  Savino  ...  sit 
in  potestatem  ipsius  Eccl.  S.  Petri“),  921  (770);  H.  P.  M.  XIII  54  (776), 
72  (800),  106  (824)  U.  a. 

»)  Vgl.  z.  B.  Ml.  V*  240  (793),  667  (849);  H.  P M.  XIII  127  (836): 
„Sec  non  eciam  per  snpranominata  traditionis  tradavit  et  dixit  adque  statuit 
et  cnnürmavit,  nt  presenti  diae  o vitus  sui  deveniat  in  potestatem  supra- 
«criptorum  herogatorum  suortim  . 

Jl)  Oben  S.  8. 
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letzteren,  wird  auch  dort  eine  Rechtsmacht  begründet,  deren 
Wirksamkeit  aufgesehoben  ist,  die  suspensiv  bedingt  ist. 

In  den  Ausnahmefallen  der  1.  6 Liutpr.,  wenn  also  der 
letztwillig  Verfügende  siech  darniederliegt,  kann  bei  Begründung 
des  Treuhandverhältnisses  ganz  ebenso,  wie  bei  den  anderen 
Dispositionen,  von  der  Beobachtung  der  ordentlichen  Förmlich- 
keiten abgesehen  werden.  Schon  eine  mündliche  Bitte,  vom 
Kranken  gegenüber  einem  der  am  Bette  Weilenden  ausgesprochen, 
giebt  diesem  letzteren  die  Macht,  nach  dem  Verscheiden  des 
ersteren  über  dessen  Gut  rechtsgültig  zu  verfügen.  Gerade 
der  auf  Grund  des  Liutprand'schen  Gesetzes  seinen  letzten 
Willen  mündlich  Erklärende  sucht  gern,  wie  das  oben  (§  7 
Ziff.  2 b.)  angedeutet  worden,  in  der  Bestellung  eines  Treu- 
händers einen  Ersatz  für  die  mangelnde  Schrift,  eine  Gewähr 
für  die  künftige  thatsächliche  Ausführung  des  Verfügten;  es  be- 
greift sich  daher,  dass  wir  unter  den  oben  in  § 3 (S.  24  ff.) 
herangezogenen  Beispielen  mündlicher  Dispositionen  besonders 
häufig  die  Treuhandbegründung  antreffen.2')  Ferner  kann  — 
unter  den  Voraussetzungen  der  1.  0 cit.  — selbst  eine  einseitige 
(mündliche  oder  schriftliche)  Verfügung  eine  Treuhandgewalt 
über  körperliches  Gut  verschaffen.  Das  wird  durch  die  mehr- 
erwähnte  lex  3 (12)  Aistulfi2®)  bestätigt  („donare  preceperit“), 
auch  durch  Urkunden,  wie  C.  C.  602  (1008  bezw.  961)  und 
namentlich  Ml.  IV2  128  (1158)  und  IV*  app.  104  (1  lös),27)  in 


**)  C.  0.  117  (903:  „rebus  sua  ad  iudicaudnm  milii  [dem  Treuhänder] 
in  mauiim  commisit"),  494  (996);  R.  K.  64  (766),  60S  (1010),  666  (1013),  687 
(?),  8S0  (1049),  1143  (1095)  [„rngare,  deprecari,  supplicare,  committere, 
praccipcre,  ut  . .“]. 

**)  Oben  8.  23  und  3H. 

ä:)  Darüber  oben  S.  26  f.  — In  der  einseitigen  Verfügung  des  Priesters 
Rodelghis  (C.  602)  werden  gewisse  körperliche  Sachen  ad  distribuendum 

ausgesetzt.  Der  distributor  wird  aber  nicht,  mit  Namen  bezeichnet,  sondern 
soll  durch  die  Innehabung  der  Urkunde  bestimmt  werden;  es  ist  die  reine 
Inhaberklausel  („cui  scriptuni  iste  in  mauum  paruerit“)  gewählt.  Hier  hat 
später  der  Papierinhaber  die  sachenrechtliche  Treuhandgewalt  auch  dann, 
wenn  Rodelghis  bei  Lebzeiten  das  Papier  nicht  begeben,  keinen  Begebungs- 
Vertrag  vollzogen  hatte,  dies  kraft  der  Kinseitigkeit  der  letztwilligeu  An- 
ordnung in  (icm&ssheit  der  I.  6 Liutpr.,  nicht  etwa  kraft  einer  im  Wesen 
des  Inhaberpapiers  liegenden  Kreation.  Vgl.  Brunner  Ztscbr.  für  llandelsr. 
22  S.  516  (Forschungen  S.  596)  und  unten  § 17. 
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denen  beiden  die  todkranke  Wittwe  Panfilia  durch  einseitige, 
vor  einem  Notar  verlautbarte  Willenserklärung  ihr  Vermögen 
gewissen  Personen  ad  distribuendum  zuspricht. 

Endlich  kann  das  langobardische  Traditionspapier  mit 
Exaktions-,  alternativer  oder  reiner  Inhaberklausel2*)  für  die 
Begründung  eines  letztwilligen  Treuhandverhältnisses  nutzbar 
gemacht  werden.  Es  lässt  z.  B.  der  Erwerber  eines  Grund- 
stücks oder  ein  Satzungsgläubiger  die  Erwerbs-  oder  Satzungs- 
Urkunde  sogleich  für  sich  oder  denjenigen,  dem  er  die  Urkunde 
ad  exigendum  begehen  haben  wird,  oder  für  sich  oder  den  In- 
haber der  Urkunde  oder  blos  für  den  Inhaber  der  Urkunde 
ausstellen  ;*•)  er  giebt  dann  die  Urkunde  einem  Treuhänder  mit 
der  Beredung,  dass  dieser  nach  seinem  Tode  das  dingliche  liecht 
(Eigenthum,  Satzungsrecht)  zu  Gunsten  eines  bestimmten 
Destinatärs  oder  nach  Gutdünken  zu  frommen  Zwecken  ver- 
werthen  solle.  Hier  erlangt  der  Treuhänder  durch  die  blosse 
Entgegennahme  der  formlos  begebenen  Urkunde  die  unmittel- 
bare sachenrechtliche  Herrschaft  über  die  fraglichen  Objekte. 
Er  braucht  über  die  Vorweisung  des  Papiers  hinaus  bei  der 
Inhaberklausel,  der  alternativen  wie  der  reinen,  überhaupt  keinen 
Beweis  zu  führen,  während  er  allerdings  bei  der  Exaktions- 
klausel30) im  Bestreitnngsfalle  den  Akt,  durch  welchen  er  das 
Papier  und  die  darin  verbrieften  Rechte  vom  ursprünglich  Be- 
rechtigten zu  treuer  Hand  überwiesen  erhalten  hat,  besonders 
darlegen  muss.31) 


**)  nicht  mit  Stcllvcrtretungsklausel,  <la  diese  nicht  für  einen  Brief- 
inhaber passt,  welcher  sein  Hecht  von  einem  Verstorbenen  herleitot:  Brunner 
Zt-chr  a.  a.  O.  .S.  lis  (Forschungen  S.  572). 

**)  Darüber,  dass  dies  möglich,  vgl.  oben  S.  82  und  die  daselbst  in  N.  6 
angeführten  Citate. 

**)  Vgl.  Brunner  a.  a.  O.  S.  111  und  181  (K.  S.  504  und  586). 

5,J  Beispiele  in  den  von  Brunner  a.  a.  <).  S.  108 — 111,  128  und  124, 
125  und  120  (F.  S.  562 — 564,  577  und  578,  578  und  570)  eingehend  be- 
sprochenen l’rkunden  111.  V'  1 424  (819)  [„tu  aut  ille  liomo  cui  tu  haue 
pagina  pro  anima  tua  ad  exigendum  et  dispeusandum  dederis“;  vgl.  nr.  464 
(824) J;  C.  285  (906),  270  (974). 
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II.  Rrrhtsnatur  und  Inhalt  im  Allgemeinen. 

S 9. 

Keim*  Stellvertretung. 

Soweit  dem  Treuhänder  eine  unmittelbare  Gewalt  über 
körperliche  Sachen  znsteht,  hat  und  übt,  er  sie  in  eigenem 
Namen,  zu  eigenem  Recht.  Der  Treuhänder  ist  kein  Stell- 
vertreter.1) 

Dafür  spricht  die  in  § 8 dargelegte  Art  seiner  Bestellung : 
Dinglicher  Vertrag.  Die  Urkunden  legen  ihm  regelmässig 
eine  „potestas-  bei.  was  in  der  langobardischen.  wie  überhaupt  in 
der  germanischen  Urkundensprache  soviel  bedeutet,  wie  „Ge- 
wereV)  Zuweilen*)  erscheint  der  vollere  Ausdruck  „in  jura  et 
potestatem“.  In  H.  P.  M.  XIII  133  (83!*)  verkaufen  die  in  nr.  127 
(836)  von  dem  Franken  l'ngeer  bestellten  Erogatoren.  nachdem 
inzwischen  Ungeer  verstorben,  ein  zu  dessen  Nachlass  gehöriges 
Grundstück  in  langobardischer  Form  durch  blosse  traditio  cartae 
ohne  Anwendung  oder  Erwähnung  der  fränkischen  Investitur- 
symbole. Handelten  sie  bei  diesem  Verkauf  im  Namen  des  Ungeer, 
so  hätten  sie  sich  jener  Symbole  bedienen  müssen.*)  Ferner  ist  der 
Geber  gegenüber  dem  Treuhänder  an  seine  Verfügung  nach 
Alassgabe  des  Inhalts  der  carta  gebunden.  Er  kann  nicht  ohne 
Rücksicht  darauf  die  dem  Treuhänder  verliehene  Kompetenz  rück- 
gängig machen,  nicht  frei  widerrufen.  Nur  genau  ebenso,  wie  es 
oben  (S.  12)  für  die  unmittelbar  zu  Händen  des  Bedachten  selbst 
erfolgte  donatio  post  obitum  nachgewiesen  ist.  kann  er  in  die 
lex  traditionis  einen  als  Bedingung  wirkenden  Vorbehalt  ein- 
schalten, laut  dessen  ihm  später  anderweitige,  widersprechende 
Verfügungen  über  dieselben  Objekte  gestattet  sind.*)  Er  kann 


')  wie  dies  z B.  ti.  Salvioli,  1 titoli  al  portaturc  uella  storia  de! 
diritto  italiauo  [lss.'t]  S.  66  f.  annimmt  („un  procuratore  costituitn  solenne- 
rnente  nei  contratti  di  successione*). 
ä)  Vgl.  Heusler  Inst.  II  S.  17. 

*)  H.  P.  M.  XIII  135  (»39),  233  (Stil). 

*)  Üben  § » N.  17. 

5)  Vgl.  z.  B.  Troya  SS4  (708);  Ml.  IV  1 107  (789:  queeuuque  ad  j=a] 
me  iniudicata  vel  nuudata  [=  non  data]  remanserit);  H.  P.  M.  XIII  135 
(839:  si  aliter  non  remutavero)  und  viele  andere. 


Digitized  by  Google 


(’.l 


sich  ausdrücklich  wohl  auch  Rüekgewähr  der  Urkunde  „quando 
rnlnero“  ausbedingen.®)  Aber  nur  kraft  und  im  Rahmen  eines 
solchen,  die  Rerhtsmacht  des  Treuhänders  inhaltlich  be- 
schränkenden. bedingenden  Vorbehaltes  ist  ihm  ein  erneutes 
Handeln  freigestellt:  jenseits  dieses  Rahmens  steht  ihm  jene 
Rechtsmacht  selbständig  und  unangreifbar  gegenüber.  Daher 
hat  es  einen  guten  Sinn,  wenn  es  z.  B.  in  Troya  976  (773), 
einer  Urkunde  über  Bestellung  eines  Dispensators,  am 
Schluss  heisst  : 

„Et  dum  ego  . . . advivere  meruero,  oninis  res 
mea  in  mea  sit  potestatem  vendendi  (facien)di  quid 
aut  qualiter  volnero  herum  judicandi,  et  ha  ec  mea 
decretio  semper  in  predicto  ordine  firmiter 
pe  rsistat,“ 

oder  in  der  gleichartigen  Urkunde  C.  C.  71  (872): 

„dum  ego  . . . bixero,  in  mea  sit  potestas  faeiendum 
quidquid  boluero.  Kam  pos(t)  meum  transitum  de 
quantum  exinde  non  iudicatum  remanet,  in  integru  in 
tua  sit  potestates  pro  anima  mea  iudicandum  .... 
quomodo  superius  vobis  eos  tradidi,  et  firme  et 
stabilem  ipso  abeatis  et  unc  scriptu  in  supra- 
scripta  rationem  sit  firme.“ 

Das  widerstreitet  aber  der  Annahme  einer  direkten  Stellver- 
tretung, welche  hier  doch  nur  auf  Vollmacht  beruhen  könnte  und 
mithin  freie  Widerruflichkeit  für  den  Machtgeber  als  essentielles 
Merkmal  oder  mindestens  als  naturale  Begleiterscheinung  er- 
fordern würde.’)  Nach  alledem  und  im  Einklang  mit  der 
grundsätzlichen,  wenn  auch  durch  manche  Ausnahmen  durch- 
brochenen, Unzulässigkeit  der  Stellvertretung  im  lango- 

•)  Ml.  V * 277  (799),  citirt  oben  § 2 N.  24. 

7)  Es  spricht  dies  allgemein  gegen  das  Vorliegen  eines  Mandats  Ver- 
hältnisses, das  ja  an  sich  auch  ohne  direkte  .Stellvertretung  in  dem  Sinne, 
das«  der  Beauftragte  als  Eigenthtlmer  der  zugewiuseneu  Objekte  in  eigenem 
Namen  handelt,  denkbar  wäre.  (Kommissionär  des  Handelsrechtes')  — Keine 
direkte  Stellvertretung,  aber  freie  Widerruflichkeit  wird  für  den  Salmann 
de«  fränkischen  Rechts,  bayerischen  Rechts  etc.  von  Heusler  Instit.  I S.  216 
und  Stobbe.  Ztschr.  f.  Rechtsgesch.  Bd.  7 S.  423,  insbes.  für  den  Salmann 
der  Affatomie  von  Richard  Schmidt,  Die  Affatomie  der  lex  Salica 
8. 70  angenommen.  Gegen  den  letzteren  mit  |Recht  Schupfer,  thinx  e 
»ffatamia  S.  34  X.  1. 


Digitized  by  Google 


bardischen,  wie  in  den  übrigen  germanischen  Stammesrechten0) 
müsseu  wir  als  unzweifelhaft  feststellen : Der  langobardische  Treu- 
händer im  Dienste  des  letzten  Willens  hat  eine  selbständige 
sachenrechtliche  Gewalt  über  die  ihm  übet  wiesenen  ( tbjekte  und 
übt  diese  Gewalt  in  seinem  Namen  aus.  Im  Augenblicke  seiner 
Bestellung,  mit  Wirksamkeit  jmst  obitum  dmatoris  oder  zuweilen 
a die  praesenti.  scheidet  aus  dem  Vermögen  des  Gebers  ein 
gewisses,  unten  näher  zu  bestimmendes  (Quantum  von  dinglichem 
Kecht  an  jenen  Objekten  aus  und  wird  ihm.  dem  Treuhänder, 
erworben;  es  findet  eine  wirkliche  Rechtsübertragung  statt; 
der  Treuhänder  wird  Rechtsnachfolger  des  Gebers. 

Nun  findet  sich  allerdings  in  einschlägigen  Urkunden  die 
Ausdrucksweise,  dass  der  Treuhänder  „vice“  donatoris  handeln 
solle.  C.  C.  71  (»72)  enthält  die  Worte:  „omnem  monimen  ( Ur- 
kunde) . . ipse  (sc.  der  Dispensator)  abeatis  in  defensionem,  omnia 
in  bicem  ( vicem)  nostraui  (sc.  des  Donators)  ipso  menatis 
et  contendites,  sicut  rebus  ipsa  vobis  defensetis“.  Aber,  wie 
Brunner®)  und  nach  ihm  eingehend  Hübner10)  nachgewiesen 
haben,  bedeutet  ein  solcher,  bei  gewöhnlichen  Grundstücks- 
übertragungen im  Codex  Cavensis  häufig  vorkommender  Passus, 
dass  der  Tradent  dem  Erwerber  die  Befugnis  einräumt,  die  an 
sich  dem  ersteren  bezw.  seinen  Erben  obliegende  Gewährschafts- 
vertheidigung  seinerseits  zu  übernehmen  mit  Hülfe  der  ihm  zu 
diesem  Zwecke  vom  ersteren  überlieferten  Urkunden:  es  soll 
in  diesem  Falle,  was  früher  unerlaubt,  der  Successor  loco  (rite) 
auctoris  stehen  dürfen.11)  Die  Worte  unserer  Urkunde  deuten 

*)  Vgl.  Brunner,  Ztschr.  f.  Handelsr.  22  8.  MSI  f.  (Forschungen  S.599f.), 
Sohin,  Zur  Geschichte  der  Auflassung,  in  der  Strassburger  Festgabe  für 
Thal  (1879)  8.  ss  Heusler  Instit.  I S.  207  ff.;  richtig  auch  bezüglich  des 
Salmanns  der  Affatomie  K.  Schmidt  a.  a.  ().  S.  S2.  Das  langobardische 
lteelit  ist  iiu  Ausschluss  der  Stellvertretung  besonders  streng  (vgl.  für  den 
Prozess  Ed.  Katchis  I,  3 und  II,  7). 

")  a a.  O.  S.  127  (Forsch.  S.  580  N.  1)  und  Deutsche  Rechtsgeschichte 
Bd.  2 8.  354  ” und  510”  u.  **. 

’")  Immobiliarprozess  der  fränkischen  Zeit  (Gierke's  Filters.  Heft  42. 
1893)  8.  110  ff.,  128  ff. 

“)  Vgl.  z.  B.  die  auf  gewöhnliche  Traditionen  zu  Eigenthum  sich  be- 
ziehenden Urkunden  C.  C.  024  (1009:  „et  <|Uando  . . . boluerit  (sc.  die  Er- 
werber) causare  de  snpradicta  mea  tradictione  et  de  mouimen  inde  conti- 
nentes,  potestatem  abeant  bice  nostra  (sc.  des  Tradenten)  in  Omnibus  inde 
causare  et  finein  facere,  qualiter  boluerit“j  und  754  (1023). 
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also  gerade  auf  ein  zwischen  Geber  und  Treuhänder  obwaltendes 
Auktor-  Suceessor- Verhältnis  hin.  Grössere  Schwierigkeiten 
bereiten  zwei  Urkunden  des  Regesto  di  Farfa,  nr.  66«  (1013) 
nnd  1143  (1095).  Hier  ist  in  beiden  Fällen’*)  seitens  des 
sterbenskranken  Schenkers  an  die  Treuhänder  die  mündliche 
Bitte  ergangen,  bestimmte  Grundstücke  durch  Ausstellung  und 
Begebung  einer  carta  proprietatis  dem  Kloster  Farfa  zu  ver- 
schreiben — eine  Bitte,  welche  die  Treuhänder  nach  dem  Tode 
des  Gebers  vermittelst  jener  Urkunden  erfüllen.  Es  heisst  nun 
dabei  im  dispositiven  Theil  derersteren:  „hac  die  in  vice  eius 
(sc.  donatoris)  damus,  donamus,  cedimus,  tradimns  . . . und 
in  dem  erzählenden  Theile  der  letzteren  Urkunde:  „disposuit 
(sc.  donator)  ut  cartulam  proprietatis  eius  vice  faciamus  de 
rebus  ...  in  monasterio  sanctae  Mariae.“  Danach  fühlen  sich 
allerdings  beide  Male  die  Vertrauensmänner  als  Stellvertreter 
des  Schenkers.  Aber  dies  erklärt  sich  ausreichend  dadurch, 
dass  hier  die  Voraussetzungen  der  1.  6 Liutprandi  gegeben  waren. 
Die  mündliche  Verfügung  des  Todkranken  zu  Gunsten  des  Klosters 
wäre  danach  rechtsbeständig  gewesen  auch  ohne  Mitwirkung 
der  Treuhänder.  Diese  diente  nur  dazu,  dem  Kloster  eine  carta 
über  den  Erwerb  zu  verschaffen.13)  Sie  konnte  entweder  in 
der  Weise  geschehen,  dass  der  Kranke  mündlich  an  die  Treu- 
händer und  diese  per  cartam  an  das  Kloster  tradirten,  oder  in 
der  Weise,  dass  der  Kranke  das  Eigenthnm  durch  mündliche  und 
einseitige  Verfügung  an  das  Kloster  übertrug  nnd  die  Treuhänder 
diese  Verfügung  namens  des  Ersteren  mittelst  traditio  per 
cartam  wiederholten.  Augenscheinlich  dachte  man  sich  hier 
den  Hergang  in  der  zweiten  Art;  darauf  ist  es  zurückzuführen, 
dass  in  dem  einen  der  beiden  Fälle  (R.  F.  1 1 43)  für  die  Tra- 
dition der  Treuhänder  dieselben  Personen  als  Instrumentszeugen 
gewählt  wurden,  welche  bei  der  mündlichen  Verfügung  des 
Kranken  zugegen  gewesen  waren.14)  Handelten  also  auch  in 


**)  Oben  § S N.  25. 

'*)  Vgl.  oben  § 7 Jiiff.  2 b. 

“)  .Jordanis  (der  letztwillig  Verfügende)  in  extremo  die  exitus  sui 
nobis  (den  Treuhändern)  tradidit  (hier  nicht  das  sachenrechtliche  trällere 
re»)  rogando  atque  supplicando  coram  testibus  subscriptis,  et  disposuit, 
nt  cartulam  proprietatis  eius  vice  faciamus  etc.“ 
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unseren  beiden  Fällen  die  Treuhänder  im  Namen  des  Ver- 
storbenen, als  seine  Stellvertreter,  so  batten  sie  doch  einmal 
hier  keine,  für  die  Geltung  des  letzten  Willens  unbedingt  notli- 
wendige  und  entscheidende  Funktion,  und  zweitens  war  hier 
das  Abgehen  vom  Grundsatz  der  Unzulässigkeit  der  Stellver- 
tretung durch  den  für  dergleichen  Ausnahmeiälle  (Krankheit 
des  Verfügenden)  gegebenen  allgemeinen  Dispens  der  1.  ti  Liutpr. 
in  genügendem  Masse  gedeckt.1*) 


» 10. 

Dingliches  Recht  in  dinglicher  Beschränkung. 

Der  Treuhänder  hat,  wie  soeben  nachgewiesen  ist,  kraft 
Rechtsnachfolge  ein  eigenes  dingliches  Recht  an  den  ihm  zuge- 
wiesenen körperlichen  Sachen.  Welcher  Art  ist  dieses  Recht  ? 

Wir  haben  zunächst  einige  Urkunden  herauszuheben,  die 
keinen  Zweifel  daran  lassen,  dass  hier  der  Treuhänder  freies, 
volles  Eigen tlium  hat  und  in  der  Nutzniessung  und  Verfügung 
weder  dinglich  noch  obligatorisch  beschränkt  ist.  Es 
sind  sftmmtlich  Fälle,  in  denen  der  Geber  die  Sachen  im  Interesse 
seines  Seelenheils  nach  freier  Bestimmung  des  Treuhänders  ver- 
wendet wissen  will,  sodass  der  letztere  die  Rolle  des  Dispensa tors 
im  eigentlichen  Sinne  (oben  § 7 Ziff.  1)  hat.  Es  sind  zumeist 
Fälle,1)  in  denen  die  Rechtsmacht  des  Dispensators  schon  a die 
praesenti  bei  Lebzeiten  des  Gebers  wirksam  sein  soll  (oben 
§ S.  541'.).  Aber  es  fehlt  auch  nicht  an  einer  Urkunde,3)  die 


n)  Aehnlich  in  ähnlichem  Zusammenhänge  die  Freisinger  T'rkunde  bei 
Meichelbeck.  Historia  Frisingensis  Tom.  I pars  2 nr.  300  (Sit):  „Pietto 
olini  decreverat  atque  comm  propinqui*  suis  condixerat  tertiam  partein  heredi- 
tutis  propriae  in  loco  . . . tradere  doumi  s.  Mariae.  Nunc  vero  neeessitate 
ccupulsui  etvalida  egritudine  depressus  iiim  dictam  traditionell)  coraui 
multis  in  inanus  proximornm  suoruin  poauit.  i|iioruiu  noiuiua  Milo  ei  Fridu- 
perht,  eo  modo,  si  ipse  ea  egritudine  obisset,  ut  vice  illius  iam  dictam 
traditiunem  perfecissent,  et  coram  istis  testihus  in  altare  s.  Mariae  . . . 
tradidissent*. 

')  Ml.  IV  * app.  46  (S50),  V * 609  (844),  645  (847),  689  (852),  V 3 1259 
(939) ; Beltraui  18  (1072). 

*)  Ml.  V * 240  (793). 
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diese  Wirksamkeit  erst  mit  dem  Tode  des  Sclienkers  eintreten 
lässt.  Das  Kennzeichen  für  diesen  weitesten  Umfang  der 
Reclitsmacht  zu  treuer  Hand  ist  die  Klausel:  „(potentatem  halieasj 
fackndi  exinde  quid  aut  qualiter  vohtnrhr,  die  in  unseren  Ur- 
kunden die  Worte:  „tradere  (dare  etc.)  res“3)  begleitet.  Sie 

gehört  zuui  festen  Bestand  der  mittelalterlichen  Urkundensprache 
und  begegnet  diesseits  wie  jenseits  der  Alpen,  im  7.  wie  im 
13.  Jahrhundert.1)  Sie  bedeutet5)  Einräumung  der  vollständigen 
Verfügungsfreiheit,  Uebertragung  unbeschränkten  Eigenthums, 
eine  Uebereignung  von  solcher  Wirksamkeit,  wie  sie  diejenige 
des  Verkäufers  an  den  Käufer  ist.8)  Im  Einklang  damit  steht 
das  in  der  Urkunde  Beltrani  nr.  18  daneben  verwendete  Wort 
-trasactire“ , das  gleichfalls  hinweist  auf  einen  Anfall  zu  vollem, 
unbeschränktem  Recht,  unter  Ausschluss  jedes  Vorbehaltes.7) 


*)  Diese  Worte  allein  deuten  nur  ganz  allgemein  die  Uebertragung  oder 
Begründung  irgend  eines  dinglichen  Rechtes  an  (Hausier,  Inst.  I S.  219), 
kommen  nicht  Idos  bei  Uebereignung,  sondern  auch  bei  Uebertragung  zu 
Leiherecht,  Pachtrecht,  libellarischem  Recht,  Nutzpfandrecht  etc.  vor.  Vgl.  z. 
B.  Ml.  V * 79  (762),  214  (787),  270  (798);  H P.  M XIII  217  (86t),  64t  (960); 

C.  709  (1018),  710  (1018);  Ficker,  Bd.  IV  nr.  75  (1077).  Wesen  und 
Inhalt  des  übertragenen  oder  begründeten  dinglichen  Rechts  wird  durch  den 
Zusatz  bestimmt,  der  typische  Wortwendungen,  Klauseln  (vgl.  die  Klausel 
im  Text,  ferner:  in  aeterna  traditione,  proprietario,  usufruetuario,  libellario 
nomine,  ad  laborandum  etc ) verwendet  oder  die  Befugnisse  des  Destinatars 
int  Einzelnen  genau  umschreibt. 

*)  Vgl.  Troya  311  (640),  Form.  Andeeav.  nr.  27  (Zcumer)  = Rozierc 
-m‘~i  — Ars  notaria  des  Rainerius  de  Perusio  n.  XIV  (ed.  Gaudenzi 
in  Bibliotheca  medii  aevi  tom.  2 p.  32)  und  dazu  die  von  Rainerius  ver- 
fertigte Verkaufsurkunde  d.  d Bononiae  1221  (ibid.  p.  69). 

*)  Darüber  Brunner,  lauidschenktingeu  in  den  Sitzgsber.  d.  Berl.  Ak. 
1885  S.  1192  X.  1 (Forschungen  S.  25  N.  3).  Zweifelnd  Schroeder,  R.G. 
} 35  X.  101  lind  103  (2.  Aufl.  S.  278).  Jedenfalls  kommt  der  Klausel,  so- 
weit ich  sehe,  in  den  langohardi sehen  Urkunden  durchweg  die  von 
Brnnner  hervorgehobene,  oben  im  Text  wiedergegebene  Bedeutung  zu. 

*)  Vgl.  das  Verkaufsfonnular  im  Cartul.  Luugob.  form.  2:  „quod  dehine 
inantea  a presenti  dio  proprietario  nomine  faciat  ipse  et  sui  heredes  aut 
cui  ipsi  iledcriiit  quiequid  voluerint“. 

’)  Ueber  das  Wort  vgl.  Brunner,  Forschungen  8.  33’  und  Ztschr.  f. 
Handelsr.  22  S 545  1 (Forsch.  S.  623  ').  Vgl  auch  die  Wendung  „tra(»)sado 
fimine“  in  Ml.  1 V - app.  33  (835),  47  (852),  V®  544  (838)  — säinmtlich 
Zuwendungen  inter  vivos  — und  das  Wort  „trasactihum“  in  V 257  908) 
- einer  letztwilligen  Zuwendung 
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Die  Treuhänder  können  also  mit  den  erworbenen  Sachen 
machen,  was  sie  Lust  haben.  Sie  sollen  sie  nach  dein  Wunsche 
der  Geber,  der  in  allen  Urkunden  deutlichen  Ausdruck  ge- 
funden") hat,  als  Dispensatoren,  also  nicht  im  eigenen  Nutzen, 
sondern  zu  frommen  Zwecken,  verwenden.  Sie  sind  jedoch 
nur  moralisch,  in  keiner  Weise  rechtlich  gebunden.  Für  den 
Schenker  und  seine  Erben  ist  weder  ein  Rest  von  dinglichen 
Befugnissen  zurückgeblieben,  noch  ein  obligatorisches  Recht  be- 
gründet, das  4hnen  im  Falle  wünsch  widriger  Verwendung  ein 
Einschreiten  ei  möglichen  würde.  Es  lag  in  dieser  Art  der 
Dispensatorbestellung  eine  ganz  besondere  Yertrauenskundgobung, 
wie  sie  in  Ausnahmefällen,  z.  B.  wenn  ein  Diakon  seinen 
übergeordneten  Bischof  zum  Treuhänder  ernannte  (MI.  V2  240), 
angebracht  war.  — 

In  der  Regel  nahm  man  bei  Uebertragnng  von  körper- 
lichen Sachen  an  einen  Treuhänder  die  Generalklausel  „faciendi 
exinde  quid  aut  qualiter  volueris“  oder  gleichbedeutende.  Wen- 
dungen nicht  in  die  Urkunde  auf.  Der  für  Art  und  Mass  des 
übertragenen  dinglichen  Rechts  entscheidende  Passus  (oben  N.  :$) 
pflegte  nur  die  einzelnen  dem  Treuhänder  zugedachten  Be- 
fugnisse aufzuzählen,  welche,  je  nachdem,  einen  weiteren  oder 
engeren  Rahmen  ausfüllten.  Die  eigentlichen  Dispensatoren, 
Erogatoren,  Distributoren  erhielten  die  Sachen,  wie  es  in  H.  P.  M. 
XIII  i;S5  heisst: 

„potestative  dandum  et  venundandum  cuique  voluerint; 
et  pretinm  exinde  acceptum  dispargantur  sibe  per 
presbiteros,  et  in  elemoneis  pauperum  pro  missas  et 
remedium  anime  meae  (des  Donators)“  — 
eine  Fassung,  die  sich  in  den  anderen  einschlägigen  Urkunden 
in  ähnlicher,  meist  allerdings  stark  abgekürzter  Form  wiederholt. 


")  In  MI  V 2 0S9  uml  VJ  1 259  ist  ausdrücklich  von  „dispensatores“ 
die  Itcde.  In  Ml.  IV  * app.  40,  V ä 240,  009,  045  ist  ein  Schema  verwendet, 
das  im  I'ebrigen  dem  .Schema  jener  beiden  erstgenannten  l'rkunden  ent- 
spricht. In  lieltr.  ls  ist  die  Dispensatorstellung  der  Erwerber  ausser  Zweifel 
gesetzt  durch  die  Wendung:  „res  meas  stabiles  trasactive  vobis  . . . dedi 
pro  atiima  possidendum"  und  durch  das  Fehlen  des  Launcgilds,  das 
sonst,  da  es  sich  um  eine  donatio  a die  praeseuti  handelt  und  die  Erwerber 
Laien  sind,  nicht  hätte  vergessen  werden  dürfen. 
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Sie  wurden  also  berechtigt,  die  Sachen  im  Interesse  des 
Seelenbeiles  des  Schenkers  zu  veränssern,  entweder 
durch  unmittelbare  Schenkung  an  Kirchen,  Anstalten,  Arme 
(dare,  ad  [per]  ecclesiam  facere,  offene)  oder  durch  möglichst 
vortheilhaften  Verkauf  und  Vertheilang  des  erlangten  Preises 
(distribuere,  dispargere,  dispensare).  Zurveilen*)  ging  die  An- 
weisung in  erster  Linie  auf  Verkauf  und  nur  in  zweiter  Linie, 
bei  l'nthunlichkeit  des  Verkaufs,  auf  Oblation  an  loca  venerabilia. 
Auf  die  Verkaufsbefugnis  wurde  überhaupt,  offenbar,  weil  die 
rtattgehabte  Versilberung  eine  freiere,  ausgesuchtere  Ver- 
wendung gestattete,  ein  besonderes  Gewicht  gelegt.  Sie  stand 
auch  dort  im  Vordergrund,  rvo  der  Treuhänder  die  Tilgung  der 
hinterlassenen  Schulden  zu  besorgen  hatte. ,w)  Dagegen  fehlte 
>ie  demjenigen  Treuhänder,  dessen  Gebiet  am  engsten  einge- 
grenzt war,  der  nur  die  an  ihn  tradirten  Objekte  an  die  ihm 
bezeiclmeten  Destinatäre  weiterzutradiren  hatte.") 

In  allen  diesen  Fällen  steht  mithin  nicht  die  volle,  freie 
Verfügungsmacht,  sondern  ein  in  bestimmte  Schranken  gebann- 
tes Veräusserungsreclit  dem  Treuhänder  zu.  Er  nimmt  hier 
im  Verhältnis  zu  der  oben  geschilderten  Rechtsstellung  des 
Dispensators  optirno  jure  eine  Minderstellung  ein.  Aber  worin 
besteht  die  Minderung?  Es  kann  an  dieser  Stelle  noch  unerör- 
tert  bleiben,  ob  hier  der  Treuhänder  obligatorisch  beschränkt, 
dem  Geber  oder  dessen  Erben  oder  sonst  jemandem  kraft 
Privatrechts  obligatorisch  verpflichtet  ist.12)  Es  handelt  sich 
hier  vielmehr  um  die  Frage,  ob  sein  Recht  ein  dinglich 
gemindertes  ist.  Diese  Frage  ist  zu  bejahen.  Schon  dass 
die  lex  traditionis,  douationis,  welche  die  Qualität  des  übertragenen 
und  auf  der  anderen  Seite  erworbenen  dinglichen  Rechts  be- 
stimmt,1®) nur  auf  eiuzelne  Befugnisse  und  eben  nicht  auf  die 
Generalbefugnis  zum  „facere,  quidquid  volueris,“  lautet,  ist 
deutlicher  Beweis.  Andere  Momente  treten  unterstützend  hinzu. 


>)  Troya  884  (768),  Ml.  IV  * 1U7  (780). 

“)  C.  C.  494  (996)  und  Ml.  IV*  app.  98  (1114);  vgl.  oben  S.  50  N.  15. 
")  Beispiele  oben  S.  49  N.  9 und  S.  50  N.  12. 

”)  wie  bei  der  ftdncia  des  klassischen  römischen  Rechts.  Dieser  Punkt 
gehört  in  die  2.  Abtheilung  dieses  Abschnitts  (unten  § 18). 

“)  Vgl.  Brunner,  Landschenknugou  S.  1176*  (Forsch.  S.  5 ’). 

6* 
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1.  Grundstücke  veräussert  in  Italien  der  Langulmrde  durch 
die  blosse  traditio  cartae,  der  Kranke  durch  die  meist  mit  der 
traditio  cartae  verbundene  Anwendung  der  fränkischen  symbo- 
lischen Investitnrformen.14)  Und  zwar  muss  er,  wenn  er  sein 
ganzes  Recht,  wie  bei  Verkauf  oder  gewöhnlicher  Schenkung, 
fornigiiltig  übertragen  will,  dem  Gebrauch  der  Apprehensions- 
symbole  — cultellus,  waso  terrae,  ramus  arboris  etc.  — die 
Auflassungserklärung  in  Gestalt  des  „warpivi  me,  me  in  onini- 
bus  extra  feci,  me  inde  expuli,  me  absacitum  feci“  hinzufügen.“') 
Nun  haben  wir  zwei  Urkunden  aus  Mailand,  H.P.M.  XIII  127 
und  243  (836  und  867), 1B)  inhalts  deren  Personen  fränkischer 
Herkunlt17)  erogatores  bestellen  und  diesen  ihr  Vermögen  über- 
tragen, indem  dabei  zwar  mit  Umständlichkeit  der  Apprehensions- 
symbole,  mit  keinem  Worte  aber  der  Auflassungserklärung  Er- 
wähnung geschieht.  Dies  beweist,  dass  es  sich  hier,  im 
Gegensatz  zu  Verkauf  und  Schenkung,  nicht  um  llebertragung 
des  vollen  eigenen  Rechts,  des  unbeschränkten  Eigenthums, 
handelt,  dass  der  Geber  seinem  dinglichen  Rechte  an  den  tra- 
dirten  Objekten  nicht  gänzlich  entsagt,  sondern  davon  etwas  für 
sich  bezw.  seine  Erben  zurückhält,  dass  also  ein  gemindertes 
dingliches  Recht  den  Erogatoren  erworben  wird. ,s)  Diese  Min- 


“)  Vgl.  Brunner,  Urkde.  S.  104  ff.,  109  und  die  zahlreichen  dort 
citirten  Urkunden,  dazu  noch  R.F  208  (856);  H.P.M.  XIII  759  (975); 
Ml.  V 1 1347  (952),  1073  (983);  Codice  diplomatico  Daudense  1 nr.  22  (991), 
36  (1000),  37  (1051).  Siehe  das  Verkaufs-,  Schenkung«-,  Oblations-,  Tausch- 
forniular  im  Cartular.  Langobard.  form.  2,  4,  12,  15. 

ls)  Brunner,  Ztsehr.  f.  Handelsr.  22  S.  529  (Forsch.  S.  611):  „Bei 
den  nichtlangobardiscben  Stämmen  (in  Italien)  bildet  die  warpitio,  das  se 
exiturn  dicere,  einen  wesentlichen  Bestandtheil  des  Veräusserungsformulars“. 

**)  Ueber  ihre  Fonn  vgl.  Brunner  Urkde.  S.  109  ä. 

>’)  Vgl.  über  diesen  Punkt  betreffs  der  Urkunde  II.  P.  M.  XIII  127: 
Brunner,  D.  B.U.  I S.  271  “ä. 

ls)  Vgl.  Sohm,  Zur  Geschichte  der  Auflassung  (Festg.  für  Thül)  S.  116: 
„Die  blosse  Apprehension  (Investitur)  ohne  Auflassung  lässt  nur  ein  schwächeres 
Recht,  geringer  als  das  Recht  des  bisherigen  Inhabers,  übergehen“.  Der- 
selbe. Frank.  Recht  und  röm.  Recht  S.  34;  Brunner,  Landschenkungeu 
S.  1194'  (Forsch.  S.  28  ’) ; Heusler,  Inst.  II  S.  70  ff.  Vgl.  auch  die  lango- 
bardi sehe  Urkunde  Troja  nr.  897  (768):  „Nihil  mihi  in  suprascripta  loca 
aliquid  reservassem  sunt  professus.  Sed  dico  me  meosque  umni(e)s  exinde 
a presenti  die  foris  exisseut.“  Dazu  Brunner,  Urkde.  S.  134. 
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derung  kann,  wenn  vielleicht  nicht  bei  nr.  127,  wo  post  obitum, 
also  schon  um  deswillen  befristet  bezw.  bedingt,  tradirt  wird 
nnd  dem  Vergabenden  von  der  traditio  bis  zu  seinem  Tode 
Eigenthum  verbleibt,  so  doch  unter  allen  Umständen  bei  nr.  243, 
wo  „a  presenti  die  adimpleto“1")  tradirt  wird,  auf  garnichts 
Anderes  als  auf  das  Wesen  des  Treuhänderrechtes  und  die  Na- 
tur der  Uebertragung  zu  treuer  Hand  znrttckgefiihrt  werden. 
Insoweit  werden  also  die  von  Heus  ler20)  für  die  Rechtsgebiete 
nördlich  der  Alpen  gegebenen  Ausführungen  auch  für  das  lan- 
gobardische  Recht  bestätigt.  Für  dieses  letztere:  denn  sind  auch 
jene  Tradenten  Franken,  so  ist  doch  die  den  Erogatoren  zuge- 
wiesene Kompetenz  eben  die  langobardische  Erogatorkompetenz: 
die  Erogatoren  der  nr.  127,  offenbar  Langobarden,  verkaufen  in 
nr.  133  derselben  Sammlung  ein  Nachlassgrundstück  mittelst  des 
gerade  dem  langobardischen  Recht  eigenthümlichen  Breve  recep- 
torinm31)  (unten  ZifF.  2.). 

2.  Der  Dispensator  im  engeren  Sinne  hat  die  Macht, 
ein  ihm  als  Dispensationsobjekt  zugewiesenes  Grundstück  zu 
trommen  Zwecken  pro  anima  zu  veräussem.  Er  hat  nur  diese 
Rächt.  Verschenkt  er  es  an  einen  beliebigen  Laien,  so  ist  die 
Cebereignung  rechtswidrig;  der  Machtgeber  bezw.  seine  Erben 
können  durch  Klage  gegen  den  Beschenkten  sich  das  Gut  unter- 
winden.  Verkauft  dagegen  der  Treuhänder  das  Gut,  so  ist  die 
Uebereignung,  weil  im  Rahmen  der  übertragenen  Verlugungs- 
macht  liegend,  an  sich  rechtmässig.  Aber  wenn  nun  der  Treu- 
händer den  empfangenen  Kaufpreis  für  sich  verbraucht,  so  ist 
doch  auch  hier  im  Endergebnis  das  Dispensationsobjekt,  ich 
meine  das  Grundstück,  seiner  Bestimmung  untreu  geworden, 
deshalb  rechtfertigt  sich  dann  auch  hier  noch  ein  Angriff  des 
ursprünglichen  Eigenthümers  oder  seiner  Erben  gegen  den  Dritt- 
erwerber  mit  der  Klage:  Mulo  online  jtostridee ! Der  Eigenthü- 


■)  Oben  § * S.  54  f. 

*>)  Instit.  1 S.  218  ff.  — Nur  insoweit!  Die  daselbst  gegebene  nähere 
Erklärung  des  Salmannrechtes  (.als  eines  dinglichen  Hechtes  zu  Vormund- 
schaft) trifft  mindestens  für  den  langobardischen  Treuhänder  nicht  zu. 
Darüber  unten  § 11. 

fl'  Dass  sie  ihrerseits  die  fränkischen  Investitursymbole  nicht  anwenden, 
ist  schon  oben  S.  60  erwähnt  worden. 


i 


•K_A. 
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mer  hat  aus  der  Fülle  seiner  Eigenthumsbefugnisse  am  Grund- 
stück die  Befugnis  zum  Verkauf  u n d zur  Preisdistribution  als 
etwas  Einheitliches  ausgeschieden.  Der  Verkauf  wird  also 
endgültig  rechtsbeständig  erst,  wenn  der  Kaufpreis  seine 
bestimmungsgemässe  Verwendung  gefunden  hat.  Bis  dahin  hat 
der  Käufer  nur  ein  beschränktes  dingliches  Hecht  und  ist  der 
Gefahr  ausgesetzt,  noch  das  Grundstück  im  Falle  der  Untreue 
des  Treuhänders  wieder  einzubüssen  und  sich  lediglich  auf  den 
Gewährschaftsanspruch  gegen  diesen  angewiesen  zu  sehen. 
Lässt  sich  das  Letztere  quellenmässig  belegen,  so  ist  damit  auch 
die  ganze  vordere  Gedankenreihe  bestätigt  und  die  dinglich 
wirkende  Beschränkung  der  sachenrechtlichen  Herrschaft  des 
Treuhänders  zur  Evidenz  dargethan. 

Wir  haben  in  der  That  Belege  in  den  einschlägigen  Ver- 
kaufsurkunden des  lombardisch-tuskischen  Gebietes. 

In  H.P.M.  XIII  nr.  19  (750  — Pavia),1J)  überhaupt  der 
ältesten  unter  den  die  letztwillige  Treuhand  betreffenden  lango- 
bardischen  Urkunden,  unterschreibt  der  verkaufende  Dispensator 
(Bischof  Hippolyt  von  Lodi): 

„Ypolitus  . . . feci  et  . . . manu  mea  eonscribsi  . . . , ex 
pretio  recepi  III  milia  DCCCL  et  contuli  distribui 
pro  anima  Gisulfi  (des  Donators).“ 

Er  bekennt  also  gegenüber  dem  Käufer,  in  der  für  diesen 
bestimmten  und  ihm  tradirten  carta,  dass  er  den  erhaltenen 
Kaufpreis  bereits  bestimm ungsgemäss  verwendet  habe.  Das 
Gleiche  wird  im  Text  selbst  hervorgehoben  bei  den  aus  I.ucca 
stammenden  Verkaufsurkunden:  Ml.  V*  nr.  414  (818),  451  (823), 
541  (838),  799**)  (867).  So  heisst  es  in  der  ersten: 

„Et  recepi  a te  pro  omni  supradicta  res  argentum  bonos 
denarios  libras  tres,  quos  pro  anima  illius  (sc.  dona- 
toris)  distribnere  visus  sttm:  nt  ab  odierna  die  pro 
supradicto  pretio  in  tua  et  de  illo  liomine  sit  potestate. 
cui  tu  eam  dederis  vel  abere  decreveris.“ 

Und  in  der  zweiten  tindet  sich  die  auch  in  den  anderen  ausge- 
sprochene Gewährschaftsablehnung  in  sehr  bezeichnender 


44  j = Troya  nr.  736  = Online  iliplom.  Lauilense  1 nr.  1. 
4S)  = Jll.  IV 4 nr.  3«. 
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Weise  gerade  mit  dem  Hinweis  auf  die  stattgehabte  Preisver- 
theilung  begründet: 

„vobis  exinde  nec  autores  lieque  defensatores  neque 
restauratores  neque  pretium  redditores  esse  non  debe- 
anius;  sed  per  vos  ipsi  eam  vobis  defendere  debeatis  cum 
cartula  ista,  et  cum  suprascripta  cartule  (der  Erwerbs- 
urkunde des  Donators),  sive  et  cum  exemplar  de  ipso 
ejns  jndicato  (der  letztwilligen  Vergabung),  qualiter  me- 
lius potueritis;  eo  quot  presenti  suprascriptum 
pretium  pro  anima  illius  distribuere  visi  sumus 
in  prefinito.“ 

Weil  der  Preis  bereits  bestimmungsgemäss  vertheilt  ist,  läuft 
der  Käufer  nicht  mehr  Gefahr,  künftig  noch  durch  Veruntreuung 
des  Geldes  einem  Angriff  der  Erben  des  Donators  auf  das  Kauf- 
grundstiick  ausgesetzt  zu  werden.  Er  entlässt  deswegen  („eo 
quot“)  die  Dispensatoren  aus  der  Gewährschaftspflicht. 'i4) 

Diese  Urkunden  sind  also  wohl  geeignet,  unsere  Behaup- 
tung zu  stützen:  Der  Dispensator  hat  nur  ein  beschränktes 
dingliches  Recht:  diese  Schranke  wird  durch  den  blossen  Ver- 
kauf noch  nicht  vom  Grundstück  genommen,  überträgt  sich 
vielmehr  auf  den  Dritterwerber,  den  Käufer,  der  ihrer  erst  dann 
ledig  wird,  wenn  die  vom  ursprünglichen  Eigenthümer  in  der 
lex  traditionis  dem  Grundstück  gegebene  Bestimmung  voll  er- 
füllt, der  Kaufpreis  pro  anima  tradentis  verwendet  ist. 

Genügend  sicher-gestellt  war  der  Käufer  mithin  nur  da,  wo 
die  Preisverwendung  vor  seinen  Augen  sofort  beim  Verkaufsschluss 
geschah.  Nur,  wo  der  Dispensator  sich  dazu  verstand,  mochte 


*')  VgL  uuten  N.  i-J.  — Vielleicht  gehört  hierher  auch  Troya  ur.  »97 
(78»,  Ausstellungsort  wahrscheinlich  Brescia).  Danach  verkauft  der  Ala 
Kothari  Grundstücke,  die  ihm  durch  letztwillige  Vergabung  des  Majordomus 
Vualchori  zur  Dispensation  pro  pauperibus  überwiesen  sind,  au  ein  Nonnen- 
kloster in  Brescia,  verspricht  für  den  Fall  künftiger  Eviktion  Uewährschafts- 
lcistuug  in  dupluin  und  schliesst  unmittelbar  daran  die  Worte: 

„et  nihil  mihi  ex  pretium  rei  supraseripte  alujuid  reddore  dixi". 
Darf  man  dahinter  den  Sinn  vermuthen : Muss  ich  auch  im  Eviktiousfall  das 
Doppelte  leisten,  so  soll  mir  doch  nichts  wiedergegeben  werden  von  dem 
Preise,  den  ich  — vor  oder  gleichzeitig  bei  der  Ausstellung  der  Verkaufs- 
Urkunde  — an  die  Armen  vertheilt  habe,  sodass  diese  von  «len  Wirkungen 
der  Eviktion  unberührt  bleiben? 
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er  überhaupt  — wenigstens  der  Kegel  nach  — einen  Käufer 
linden.  Diese  Abhängigkeit  konnte  häutig  der  vollen  Ausnutzung 
der  jeweiligen  Verkaufskonjunkturen  einer-  und  der  jeweiligen 
Preisverwendungsmiiglichkeiten  andererseits  stark  i>n  Lichte 
stellen.  Die  Rücksicht  hierauf  führte  in  Oberitalien  während 
der  ersten  Hälfte  des  tt.  Jahrhunderts  zu  einer  interessanten 
Rechtsbildung,  die  sich  bis  in  das  ll.  Jahrhundert  hinein  be- 
hauptete. Der  Schenker  entband  nämlich  sogleich  bei  der  letzt- 
willigen Vergabung  durch  entsprechende  Fassung  der  lex  tradi- 
tionis2')  für  den  Fall  des  etwaigen  Verkaufs  des  Dispensations- 
objektes den  künftigen  Käufer  von  jener  oben  erwähnten  Schranke 
und  sicherte  ihm  also  von  vornherein  volles  Eigenthum  zu.  das 
ihm  bleiben  sollte,  mochte  später  die  angeordnete  Preisdistribution 
durch  den  Dispensator  wirklich  erfolgen  oder  nicht.  „Sie  illis 
emturibus  finnis  permanent,  tamiuam  si  ego  inet  vivens  legiptima 
cartula  vindicionis  ( venditionis)  emisissem“.3*)  Jetzt  brauchte 
der  Käufer  nicht  mehr  im  eigenen  Interesse  darauf  bedacht  zu 
sein,  dass  der  Dispensator  den  erhaltenen  Kaufpreis  für  die 
Kirche  oder  für  die  Armen  gehörig  verwendete,  ln  den  die 
Erogatorkompetenz  umsehliessenden  Wall  war  an  dieser  Stelle 
Bresche  gelegt.  Aber  man  suchte,  so  gut  es  ging,  die  Lücke 
wieder  auszufüllen.  Diesem  Bestreben  entwuchs  das  „ Breve 
r&xptorium“ , für  dessen  häufige  Anwendung  die  Widmung  eines 
besonderen  Formulars  im  Cartularium  Langobardieum  (erste 
Hälfte  des  1 1.  Jahrhunderts)  beredtes  Zeugnis  ablegt.  Daselbst 
lautet  die  Forma  14: 

„Traditio  brevis  receptorii. 

Petre  (der  Treuhänder),  trade  per  haue  pergamenam 
brevem  receptorium  de  una  pecia  de  terra,  quae  est  in 
tali  loco,  <|uae  habet  coherentias  tales,  que  fuit  iuris 
Martini  presbyteri  (des  Donators),  unde  ipse  Martinas 
presbiter  te  instituit  sunm  erogatorem  ad  venundandum 


*•')  Biese,  für  die  weiteren  Schicksal«'  des  tradinen  Uruudstücks  mass- 
gebend, war  «Br  mannigfaltigsten  Ausgestaltung  fähig  — eine  Eigentüm- 
lichkeit des  germanischen  Rechts  von  weittragender  Uedoutung.  Oben 
S.  80  f.  (auch  X.  I daselbst)  und  unten  $ 11. 

!‘)  So  oder  ganz  ähnlich:  li.  P.  M.  XIII  127  (S8t>),  186  (s:i;>).  2 1 f> 
(SIJ1),  2:13  (Sill),  Uni  (922),  810  (9S3),  870  (992),  »80  (998). 
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ipsani  peciam  de  ten'a,  cni  melius  potuisses,  et  precium 
quod  inde  tulisses  pro  anima  ipsius  äd  egenos  dedisses 
vel  ad  tuum  opus  retinuisses,  ad  Johannem  (den  Käufer), 
ut  faciat  exinde  a presenti  die  propiietario  nomine 
ipse  . . . et  caetera  uti  in  venditione  cum  defensione 
vel  sine  defensione  (formae  2 und  3 des  Kartulars) 
vadunt.“ 

Zwei  uns  in  H.  P.  M.  XIII  133  (839)  und  288  (878)  er- 
lialtene  mailänder  Exemplare  dieser  Urkundengattung,  die  sich 
als  .breve  (is)  receptorium  (ns)“  und  als  „breve  (is)  paratorium 
(us)“  bezeichnen,  ferner  die  den  Dispensator  ausdrücklich  auf  das 
Breve  receptorium  hinweisenden  letztwilligen  Vergabungen  in 
H.  P.  M.  XIII  135  (839),  233  (884),  498  (922),  818  (983), 
868  (992),  870  (992),  die  in  Mailand.  Pavia  und  anderen  ober- 
italienischen Orten  ausgestellt  sind,57)  die  Erwähnung  eines 
.breve  receptario“  als  Erwerbsui  künde  in  Chart.  I 133  (989) 
lind  endlich  mehrere  Randglossen  des  über  Papiensis,  nämlich 
zu  Pipp.  31  (33)28)  und  zu  Wido  6,5fl)  vervollständigen  das 
Material.*0) 

Das  Breve  receptorium  ist  eine  Carta  venditionis.31)  Es 
ist  eine  Carta,  dispositive  Urkunde,  und  nicht,  obwohl  es  sich 
selbst  so  nennt,  ein  Breve  im  technischen  Sinne  — Notitia,  Be- 
weisurkuude,  wie  aus  der  subjektiven  Fassung  der  beiden  uns 
erhaltenen  Exemplare,  aus  dem  Umstand,  dass  Aussteller  und 
Empfänger  der  Urkunde  verschiedene  Personen  sind,  aus  dem 
im  Kartular  auch  hier  vorgesehenen  Formalismus  der  Urkunden- 
tradition und  den  damit  im  Einklang  stehenden  post  traditam- 


Unter  der  in  H P.  M XIII  215  (H61)  nnd  880  (993)  erwähnten 
.cartola  securitatis“  bezw.  „firmitas“  ist  offenbar  auch  ein  breve  receptorium 
zu  verstehen. 

,K)  zu  dem  Wort  „dispenset“  die  Glosse:  .De  hoc  lit  brevis  cum  ven- 
ditione, ut  legitur  in  fonnis  cartarum“.  (11.  G.  LL.  IV  S.  520  Sp.  1.) 

s)  Vgl.  in  der  grossen  Randglosse  die  Worte:  „velmi  si  quis  ita  etc.“ 
(M.  G.  LL.  IV  S.  563  Sp.  1 Zeile  35  ff.)  und  über  einen  weiteren  zum  Ver- 
ständnis dieser  Worte  noth wendigen  Punkt  unten  § 13  X.  io. 

*')  Die  Erwäiinung  iles  breve  recepturium  in  Expos.  § 6 zu  Wido  6 
beruht  aut"  einem  Irrthnm. 

”)  nicht,  wie  Krunner,  Urk.  S.  97  bemerkt,  Quittung  Uber  den  Ew- 
plang  des  zu  vergabenden  Objekts. 
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Klauseln  jener  Ehemplare  unzweifelhaft  hervorgeht.84)  Es  ist  eine 
C'arta  venditionis.  Das  Formular  unterscheidet  sich  vom  ge- 
wöhnlichen Verkaufsformular  einzig  und  allein  dadurch,  dass  an- 
statt der  im  letzteren  enthaltenen  Worte  „de  petia  una  de  terra, 
quae  est  tui  (des  Verkäufers)  jnris“  sich  der  Passus  ein- 
schiebt: „de  una  pecia  de  terra,  quae  fuit  iuris  Martini  pres- 
byteri  (des  Schenkers),  unde  etc.  bis  retinnisses“.  Der  Unter- 
schied bezieht  sich  also  zunächst  auf  das  Recht  des  Verkäufers 
am  Kaufgrundstiick.  Der  verkaufende  Dispensator  hat  nicht 
volles  Eigenthum,  wie  es  beim  normalen  Verkauf  der  Verkäufer 
zu  haben  pflegt.  Sein  Recht  hat  geringere  Qualität,  welche 
die  von  ihm  ausgehende  Verkaufsurkunde  selbst  im  Verhältnis 
zur  gewöhnlichen  carta  venditionis  zu  etwas  Geringerem  macht. 
„Cui  venundaverint,  tantum  (tantum  solo)88)  breve  receptorio 
exinde  emittant“,  sagt  der  letztwillig  Verfügende  bei  der  Fest- 
setzung der  Dispensatorbefugnisse.84)  Aber  diese  Minderqualität 
wirkt  nicht,  wie  früher,  gegen  den  Käufer.  Dieser  erlangt 
jetzt,  wie  wir  gesehen  haben,  sofort,  ohne  dass  die  Distribution 
des  Preises  vorangegangen,  volles  Eigenthum.85)  Es  heisst  von 
ihm  im  Kartular  und  ähnlich  in  den  Urkunden:  „ut  faciat  exindo 
a presenti  die  proprietario  nomine  quiequid  voluerit-.8*)  Die 
Minderqualität  äussert  sich  vielmehr  in  der  Richtung  gegen  den 
verkaufenden  Dispensator  und  zwar  gegen  ihn  als  Empfänger  des 
Kaufpreises.  In  der  Behandlung  des  Preises  liegt  der  Wesens- 
unterschied zwischen  dem  breve  receptorium  und  der  gewöhn- 
lichen carta  venditionis.  Die  letztere  Form  drängt  dem  Käufer 
die  Noth wendigkeit  auf,  das  Geld  an  den  Dispensator  unter 
der  gleichen  Beschränkung  zu  tradiren,  unter  welcher  bis 

■1i)  Vgl.  Brunner,  Urk.  S.  18.  26 f.  1,'eber  Schwankungen  in  der  Be- 
nennung der  Urkunden  vgl.  Brunner  a.  a.  O.  S.  13  N.  l und  19  ff. 

")  tantum  = nur  so  viel  und  nicht  mehr. 

3‘)  H.  P.  M.  XIII  135,  233,  868. 

*■')  Die  Anweisung  an  den  Dispensator,  ein  breve  receptorium  auszu- 
stellen, steht  regelmässig  im  engsten  Zusammenhang  mit  der  oben  S.  72 
Text  zu  X.  26  besprochenen  Zusicherung  des  Schenkers  zu  Gunsten  des  Käufers. 
Vgl.  z.  B.:  H.  P.  M.  XIII  sie  (983):  „et  cui  exinde  breve  receptorio  emiscrint, 
...  sic  sit  illi  lirmuin  et  stabilem,  tnnuiuam  si  ad  (=  a)  me  . . . emissi 
flössen!  . . . .- 

“)  Vgl  oben  S.  65 
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dahin  das  dingliche  Recht  desselben  am  Grundstück  gestan- 
den hat.  Nicht  anders  soll  der  Treuhänder  gestellt  sein,  als 
wenn  ihm  von  Anbeginn  sein  Machtgeber  die  betreffende  Geld- 
summe ad  dispensandum  pro  anima  in  die  Hand  gegeben  hätte. 
Er  gewinnt  darüber  nicht  freie  Verfügungsmacht,  sondern  nur 
die  Befugnis  zur  bestimmungsgemässen  Distribution  — eine 
Beschränkung,  die  freilich  wieder  ihrerseits  die  germanisch- 
rechtlichen  Schranken  der  Mobiliarvindikation  gegen  sich  hat 
und  ferner  durch  die  aus  der  Vertretbarkeit  des  Geldes  sich 
ergebenden  Konsequenzen  bestimmt  wird.87)  In  solchem  Sinne 
muss  er  in  der  Verkaufsurkunde  das  Preisempfangsbekenntnis 
abgeben,  das  ja  darin  als  Voraussetzung  für  den  Eigenthums- 
übergang an  der  Kaufsache ss)  nicht  fehlen  darf.  Und  es  dürfte 
damit  auch  der  Name  „receptorium“,  zumal  da  jenes  Bekennt- 
nis in  unseren  Fällen  immer  an  der  Spitze  der  Urkunde  ge- 
standen haben  mag.8*)  selbst  die  Bezeichnung  „breve“,  wegen 
des  nicht  dispositiven  Charakters  des  Bekenntnisses,  und  die 
richtigere  „brevis  cum  venditione“  (Glosse  zu  Pipp.  31)  aus- 
reichend erklärt  sein. 

Indem  der  Käufer  also  nur  durch  breve  receptorium  unein- 
geschränkter Eigenthümer  des  Kaufgrundstücks  werden  konnte,40) 
wurde  er  gezwungen,  dem  Treuhänder  den  Kaufpreis  unter  der 
dem  Interesse  des  Donators  entsprechenden,  beschränkenden 
Massgabe  zu  tradiren,  und  es  wurde  auf  solchem  Wege  das 
Ziel  erreicht,  zu  welchem  direkt,  ohne  jene  Umschweife,  der 


,r)  Vgl.  unten  S.  nt  f. 

**)  Vgl.  Kollier,  Beiträge  zur  germanischen  Privatrechtsgeschichte 
Heft  t S.  3 N.  1,  Brunner,  Urk.  S.  133 f. 

*)  Das  ist  bei  den  beiden  uns  erhaltenen  Urkunden  11.  P.  31.  XIII  133 
und  268  der  Fall.  Letztere  beginnt:  „Breve  receptorio  qualiter  accepiums 
nos  (es  folgen  die  Namen  der  Verkäufer  unter  ausdrücklicher  Hervorhebung, 
dass  sie  erogatores  sind,)  a te  Petrone  . . . argentum  solidos  decem  tinitum 
pretium  pro  carnpo  petia  una,  qoe  fuit  jura  et  proprietatem  suprascripti 
qoondam  Guadrulli.  quam  nobis  per  simm  ordinatiouem  venundare  statuit“. 

*")  Dass  die  entsprechende  Anweisung  des  Donators  dem  Käufer  nicht 
verborgen  blieb,  dafür  sorgte  die  oben  § 8 N.  10  bereits  angedeutete,  unten 
(§  12j  näher  zu  beleuchtende  Rechtssitte,  wonach  mau  sich  beim  Erwerb 
eines  Grundstücks  die  Krwerbsurkunde  des  Veräusserers  und  diejenigen  seiner 
Vorgänger  ausbändigen  liess.  Vgl.  namentlich  unten  § 12  N.  11. 
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im  gemeinen  Recht  für  ähnliche  Fälle  geltende41)  Satz:  „Pret'mm 
aueeedit  in  locum  rei‘  hinfühlt.4*)  — 

Die  obigen  Darlegungen  zu  1 und  2 machen  es  zweifellos, 
dass  in  den  Noi-maltaHen4")  der  Treuhänder  an  den  ihm  anver- 
trauten Objekten  ein  dinglich  beschränktes  Recht  hat.  Auch 
insoweit  sie  dies  an  sich  nur  für  den  Dispensator  im  eigentlichen 
Sinne  darthun,  sind  sie  doch  zugleich  für  die  anderen  Treuhänder- 
kategorieen  beweisend.  Denn,  was  hier  für  den  in  freierer  Stellung 
Befindlichen  gilt,  muss  um  so  mehr  auf  den  zu  einer  Thätigkeit 
im  engeren  Rahmen  (z.  B.  zur  Tradition  an  einen  vom  Geber  nam- 
haft gemachten  Destinatär)  Berufenen  Anwendung  finden.  Das 
Gegenstück  zur  dinglichen  Beschränkung  auf  Seiten  des  Treu- 
händers ist  ein  Rest  von  dinglichem  Recht  auf  Seiten  des  Gebers 
oder  hier  regelmässig44)  seiner  Erben.  Es  besteht  in  einem  ding- 
lichen Riickforderungsrecht  für  den  Fall,  dass  der  Treuhänder 
in  einer  anderen,  als  der  festgesetzten  Weise  über  den  Gegenstand 
verfügt. 


S 11. 

Eitrcntliiiin  unter  aiifliisender  Bedingung. 

Wie  ist  das  dinglich  beschränkte  Recht  des  Treuhänders 
juristisch  zu  bestimmen?  Zweierlei  ist  denkbar.  Entweder: 


*')  cf.  I.  22  T).  ilc  hcroditatis  petitione  5,  3. 

4-)  Die  Memorie  luechese  enthalten  unter  den  von  Dispensatoren  (im 
engeren  Sinne)  ausgestellten  Verkaufsurkunden  eine  einzige,  die  nicht,  wie 
die  übrigen,  mit  dem  Preisoinpfftiigsbekenntnis  die  Krklärung  der  bereits 
erfolgten  Distribution  des  Preises  verbindet . Dafür  heisst  es  dort:  „pretiuni 
recepi  . . . solid,  viginti  in  pretinito,  quos  pro  animam  ipsius  . . . Aufridi 
presb.  (des  Donators)  diatribuere  cupio“.  (Ml.  V1  642  [rs+7 J).  Da 
aber  auch  in  dieser  Urkunde  der  Dispensator  die  tiewSlirscbaft  ablebnt, 
so  hat  man  sicher  schon  für  den  Augenblick  des  Verkaufsschlusses  den 
Uebergang  des  uneingeschränkten  Eigetithums  am  Grundstück  auf  den 
Käufer  angenommen,  .lene  Erklärung  sollte  dann  offenbar  dasselbe  bedeuten, 
wie  in  Oberitalion  die  Wahl  des  Breve  reeeptorium,  dass  nämlich  der  Dis- 
pensator  seinerseits  am  Kaufpreis  nur  beschränktes  Hecht  erhalte. 

41)  Gegensatz  : Die  am  Eingang  dieses  Paragr.  behandelten  besonderen 
Fälle,  in  denen  ausdrücklich  volle  Verfügungsfreiheit  eingeräumt  ist,. 

44 j Auf  Seiten  des  Gebers  selbt  in  den  S.  54  f.  gedachten  Fällen,  soweit 
sie  nicht  unter  die  in  der  vorigen  Note  berührte  Kategorie  fallen.  Beispiele: 
M).  IV1  3«  (367),  V*  405  (316);  D.  P.  II.  XIII  243  (367). 
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Der  Treuhänder  hat  ein  dingliches  Recht  an  fremder  Sache;  der 
Schenker  oder  seine  Erben  behalten  das  Eigenthum,  bis  es  end- 
gültig dem  Destinatär  der  Schenkung  oder  einem  Käufer  vom 
Treuhänder  verschafft  wird.  Oder:  Der  Treuhänder  erlangt 
das  Eigenthum  und  behält  es,  bis  er  es  in  der  ihm  vom  Schenker 
vorgezeichneten  Weise  zu  Dunsten  des  Destinatärs  oder  eines 
Käufers  aufgiebt;  der  Schenker  oder  seine  Erben  haben  bis 
dahin  ein  dingliches  Recht  auf  eventuellen  Rückfall. 

Hensler1)  entscheidet  sich  in  Bezug  auf  den  deutschen 
Salmann  für  die  erste  Alternative:  Er  stellt  das  dingliche  Recht 
desSalmanns  „gleich  dem  des  Vormunds  am  Mündelgute“;  der 
Salmann  sei  „selber  nur  eine  Art  Vormund“,  er  sei  „Vormund 
über  das  Gut.“  Mag  die  Richtigkeit  dieser  Ansicht,  was  die 
Rechtsgebiete  nördlich  der  Alpen  anlangt,  dahingestellt  bleiben;*) 
jedenfalls  lässt  sich  für  das  Iangobardische  Recht  die  Vormunds- 
eigenschaft des  letztwilligen  Treuhänders  nicht  behaupten. 

Zunächst  zeigt  sich  in  den  Quellen  keine  Spur  davon,  dass 
damals  eine  ähnliche  Auffassung  obgewaltet  habe.  Wir  haben 
zwar  Beispiele  dafür,  dass  Munt  und  Treuhänderrecht  sich  in 
derselben  Person  vereinigen.  So  räumt  in  Troj  a !»08  (7fi9  — Pisa)*) 
Dommolin,  der  im  Begriff  steht,  in  den  Krieg  zu  ziehen,  während 
seine  zurückbleibende,  unverheiratete  Schwester  Austricunda 
ins  Kloster  treten  will,  ihr  die  Befugnis  ein,  nunmehr  unter 
Mitwirkung  des  gleichzeitig  von  ihm  als  „dispensator“  bestellten 
Priesters  Ufrit  über  ihr  erworbenes  Gut  im  Interesse  ihres 
Seelenheils  zu  verfügen : er  verbietet  seinen  Geblütserben,  nach 
seinem  Tode  gegen  solche  Verfügungen  irgend  wie  (kraft 
Mundialrechts)  vorzngehen,  und  belegt  die  Zuwiderhandelnden 


■)  Inst.  I 8.  219  f. 

*)  Ich  glaube,  (lass  sie  auch  dort  nicht  zutrifft.  Hausier  sagt  II  S.  19: 
wI)as  dingliche  Recht  des  Vormunds  an  den  Liegenschaften  des  Mündels  he 
stellt  nur,  insofern  dem  Vormunde  wirklich  die  Gewere,  d.  h.  die  Nutzung  au 
denselben  zukommt“,  während  er  andererseits  (I  S.  219)  behauptet,  dass  der 
Salmann  regelmässig  nicht  die  Nutzungen  des  anvertrauten  Gutes  geniesse. 
Ist  beides  richtig,  so  ist  damit  die  Parallele  zwischen  dem  Salmann  und  dem 
dinglich  berechtigten  Muutinhaber  wieder  in  Frage  gestellt. 

*)  Vgl.  über  diese  Urkunde  Bluhme  in  Ztschr.  f.  R.  G.  11  S.  390  mul 
Rosin,  Die  Fonnvorschrifteu  für  die  Verüusserungsgeschäfte  der  Frauen 
na'-h  langob.  R (Gierke’s  Unters  Heft  8)  S.  3 N.  9. 
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mit  einer  Busse  zu  Gunsten  des  Dispensators.  Und  nach 
C.  C.  494  (996  — Salerno)  hatte  der  sterbenskranke  Marinas 
seinen  Bruder  Desijo  aus  Amalfi  zum  „distributor“  für  den  Ver- 
kauf seiner  Güter  und  Tilgung:  seiner  zahlreichen  Schulden  be- 
stellt : nachdem  er  gestorben,  verkauft  sein  minderjähriger  Sohn 
Ursns.  von  Gläubigern  hart  bedrängt,  zusammen  mit  Desijo 
(„thio4)  et  distributor  meus“)  unter  den  Kautelen  der  1.  1 9 Liutpr.*) 
gewisse  Grundstücke  des  Nachlasses,  um  den  Preis  zur  Schulden- 
tilgung zu  verwenden.  Gewiss  ist  dort  Ufrit,  hier  Desijo  Träger 
einer  dinglichen  Mundialgewalt,  aber  eben  einer  echten  Mundial- 
gewalt,  die  im  ersten  Falle  auf  einer  Verfügung*)  des  früheren 
Muntinhabers  (des  Bruders  als  Geschlechtsvormundes),  im 
zweiten  auf  der  Blutsverwandtschaft  beruht.  Weder  für  den 
einen  noch  für  den  anderen  liegt  der  Grund  dieser  Gewalt 
in  der  Eigenschaft  als  Dispensator,  Distributor.  Diese  letztere 
schreibt  sich  im  ersten  Falle  aus  der  Anweisung  her,  die 
Dommolin  an  Ufrit  erlässt,  die  ihm  übertragene  Munt  nur  zu 
Veräusserungen  pro  anima.  zu  frommen  Zwecken,  zu  gebrauchen; 
die  Munt  selbst  wird  dem  Ufrit  zu  treuer  Haud  ad  dis- 
pensandum  gegeben.  Im  zweiten  Falle  läuft  die  Distributor- 
Eigenschaft  selbständig  neben  der  Munt  her;  sie  ist  dem 
Desijo  zu  Theil  geworden,  damit  er  geeignetenfalls  auch  ohne 
den  Minderjährigen  undohne  die  Kautelen  der  1.  1 9 Liutpr.  den 
Verkauf  vornehmen  könne. 

Aber  es  sind  langobardische  Munt  und  langobardische  Treu- 
hand von  Todeswegen  auf  dem  hier  interessirenden  sachen- 


‘)  = patruus,  Vatersbruder. 

4)  Deutlicher  Hinweis  auf  diese  lex  in  den  Worten:  .per  largietatem 
et  absolutionem  . . . principi,  quein  (=  qui)  nobis  dandum  (d.  h.  zwecks 
Erthcilung  dieser  Genehmigung  nach  causae  cognitio)  direxit  per  ipsuin 
Adenolfus  (um)  iudex  (iccm)“.  Aus  diesem  Passus  ergiebt  sich,  dass  l'rsus 
minderjährig  war.  Der  wunderliche  Zusatz:  .iusta  legem  et  cousuetudo 
nostre  romanorum“  erklärt  sich  durch  die  Bemerkungen  bei  Brunner, 
D.  R.  G.  I S.  257  und  bei  Ficker.  Mitth.  des  Instituts  für  üsterr.  Geschichts- 
forschung, Ergänzungsband  II  (lass)  S.  58  ff. 

®j  Leber  mundium  als  Objekt  letztwilliger  Verfügung  vgl.  Urk.  v.  1036 
bei  Brunner  Ztschr.  f.  llaudelsr.  22  S.  130f.  (Forsch.  8.  582  ff.)  und  l'rk. 
v.  1184  (inserirt  in  einem  Dokument  von  1186)  bei  Palumbo  S.  344  [oben 
§ 3 N.  46], 
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rechtlichen  Gebiete  auch  nicht,  wesensverwandt.  Das  Treu- 
händerrecht ist  hauptsächlich  Yeräusserungsrecht , auf  das 
Yeräussern  als  Endziel  gerichtet;  der  Treuhänder  handelt  bei 
der  Yeräussernng  allein,  selbständig,  ist  nicht  an  die  Mitwirkung 
eines  Anderen  — des  Schenkers  oder  seiner  Erben  — gebunden. 
I>as  dingliche  Recht  des  Mnntwalts  dagegen  ist'  viel  weniger 
auf  Veräusserung,  als  vielmehr  gerade  darauf  gerichtet,  eine 
Yeränsserung  zu  verhindern  oder  unwirksam  zu  machen.  Güter 
des  Minderjährigen  dürfen  nach  langobardischem  Recht  nur  in 
gewissen  Ausnahmefällen  — Lnitpr.  19,  73  [74],  148  [149]  — 
nnter  Einhaltung  besonderer  schützender  Massnahmen,  worunter 
sich  nicht  einmal  muntherrlicher  Konsens  befinden  muss,  veräussert 
werden;  Yeräusserer  ist  der  Minderjährige  selbst.7)  Und  weder 
der  Ehemann  noch  der  Geschlechtsvormund  darf  über  Liegen- 
schaften der  seiner  Munt  unterworfenen  Ehefrau,  Jungfrau  oder 
Wittwe  ohne  deren  Mitwirkung  verfügen.*) 

Der  Vergleich  mit  der  dinglichen  Mundialgewalt  ist  also 
nicht  am  Platze.  Ich  gehe  w'eiter  und  nehme  an,  dass  der 
langobardische  Treuhänder  überhaupt  kein  dingliches  Recht  an 
fremder  Sache,  solidem  Eigenthum,  wenn  auch  beschränktes 
Eigenthum,  hatte. 

Man  vergegenwärtige  sich  den  Entwicklungsgang  des  ger- 
manischen Sachenrechts,  von  welchem  neuestens  Huber,9)  den 
Blick  freilich  in  erster  Linie  auf  das  Recht  in  deutschen  Lan- 
den gerichtet,  in  grossen  Zügen  ein  fesselndes  Bild  entrollt  hat 
— ein  Bild,  das  ich  mit  Sicherheit  im  langoliardischen  Recht 
wiederzuerkennen  glaube.  Am  Eingang  stand  das  Eigenthum 


’)  Kraut,  Vormundschaft  Bd.  2 S.  4 ff.  und  610;  Rive,  Geschichte 
der  deutschen  Vormundschaft  Bd.  1 S.  197  ff.;  Heusler,  Instit.  II  S.  4S7  f. ; 
Schroeder,  I.ehrb.  d.  d.  R.  G.  § 35  sub  V,  2.  Aufl.  S.  313  und  316  a.  B. 

*)  Für  den  Ehemann  ist  1.  22  Liutpr.  entscheidend:  Kraut  a.  a.  O. 
S.  440  ff.;  Schroeder,  Geschichte  des  ehol.  Güterrechts  Theil  I S.  129  18 
und  134  M;  Derselbe,  Dehrb.  § 35  **•  u.  ,K  2.  Aufl.  S.  311;  Rosin  a.  a.  O. 

5.  14.  Bezüglich  des  Geschlechtsvormnndes  vgl.  Schroeder,  Gesch.  d.  eliel. 

6.  Theil  I S.  6”  und  Lehrb.  S.  310  a.  E.;  Rosin  a.  a.  O.  S.  57  *ä. 

"I  Bedeutung  der  Gewere  im  deutschen  Sachenrecht  (Festgabe  für 
Halle)  1S94.  Vgl.  namentlich  die  Zusammenfassung  S.  54  ff.  Hinweise  nach 
der  gleichen  Richtung  auch  bei  So  hm,  Friink.  R und  röm.  R.  S.  40  und 
bei  Brunner.  Dandschenkungen  S.  1197  f.  (Forsch.  S.  32). 
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als  einzige  dingliche  Herrschaft,  identisch  mit  der  im  that- 
sächlichen  Nutzbesitz  sich  äussernden  Gewere  (potestas).  Als 
die  Folgezeit  in  steigendem  Masse  das  Bedürfnis  weckte  nach 
einer  mannigfaltigeren  Gestaltung  der  dinglichen  Berechtigung, 
zumal  an  den  Grundstücken,  trug  man  ihm  zunächst  nur 
Rechnung  in  der  Ausbildung  des  inneren  Verhältnisses 
zwischen  den  mehreren,  nunmehr  in  verschiedenem  Grade  an  der 
dinglichen  Herrschaft  zu  betheiligenden  Personen.  Das  kam 
da,  wo  Privatwillkür  solche  mehrfache  Betheiligung  begründete, 
im  „Geding“  (Huber)  oder,  was  dasselbe  sagen  will,  in  der 
„lex  donationis,  traditionis“  (Brunner)  zum  Ausdruck.  Das 
Geding  konnte  beim  Verkauf  den  Wiederkauf  Vorbehalten  (Ver- 
pfändung), die  l'ebertragung  des  Eigenthums  auf  die  Lebens- 
zeit beschränken  und  bot  überhaupt  Gelegenheit  zur  Festsetzung 
der  verschiedenartigsten  Modifikationen  des  Eigenthums.  Damit 
war  dann  das  dermalige  Eigenthum,  das  immer  noch  mit  der 
Gewere  identisch  blieb,  zu  Gunsten  des  früheren  Eigentümers 
betagt  oder  bedingt,  und  der  letztere  hatte  auf  Grund  dessen 
nach  Inhalt  der  lex  traditionis  ein  dingliches  Rückforderungs- 
recht. Kraft  der  Publizität  — nur,  insoweit  als  diese  vorhanden 
war,  — vermochte  die  solchergestalt  erfolgte  Regelung  über 
den  (inneren)  Kreis  der  unmittelbar  dabei  betheiligt  Gewesenen 
hinaus  nach  aussen  Macht  zu  gewinnen,  jenes  Rückforderungs- 
recht gegen  Dritte  wirksam  zu  werden.  „So  konnte,  sagt 
Huber  (S.  I>2),  die  Rechtsordnung  mit  der  Gewere  als  dem 
einheitlichen  Ausdruck  des  Eigenthums  in  der  Bedeutung  der 
einzig  bekannten  und  anerkannten  dinglichen  Herrschaft  über 
die  Sachen  sehr  wohl  auskommen,“  wobei  freilich  das  Eigen- 
thum „sich  von  demjenigen  des  späteren  und  modernen  Rechts  darin 
unterscheidet,  dass  es  auch  als  bedingt  und  betagt  zugelassen 
wurde.“  Aber  dies  wurde  anders,  als  mit  dem  Beginn  und 
Wachsen  des  Geldverkehrs  bei  den  Grundstücken  neben  und 
abgesehen  von  der  Nutzung  auch  die  Verfügungsmacht 
über  das  Recht  selbst  als  ein  eigener  wirtschaftlicher 
W erth  erschien  und  damit  die  Berechtigung  neben  und 
abgesehen  von  der  tatsächlichen  Herrschaft  als  die 
Hauptsache  hervortrat.  Nun  begannen  sich  Eigenthum  und 
Gewere  zu  zweien.  Die  nuda  proprietas  erhielt  eine  selb- 
ständige Bedeutung.  .Man  erkannte  ein  gegenwärtiges  Eigen- 
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tbnmsrecht  auch  da  au,  wo  die  Nutzung  Anderen  gehörte,  und 
musste  daher  jetzt  das  Recht  auf  die  vom  Eigenthum  getrennte 
Nutzung  als  etwTas  Besonderes,  als  ein  dingliches  Recht  an 
fremder  Sache,  qualifiziren.  Damit  war  der  Weg  freigelegt, 
auf  dem  man  rasch  fortschreitend  dazu  gelangte,  die  verschiede- 
nen Arten  des  dinglichen  Nutzungsrechtes  selbst,  zu 
eigenen  dinglichen  Rechten  an  fremder  Sache  mit  eigenen  Namen 
und  Normen  zu  erheben.  So  entstanden  Leibzucht,  Leihe.  Pacht, 
nutzbare  Satzung  als  selbständige  Kategorieen.10) 

In  diesem  Entwicklungsstadium")  befand  sich  das  lango- 
bardische  Recht  zu  der  Zeit  (Mitte  des  8.  Jahrhunderts),  als 
im  Anschluss  an  die  Vergabungen  auf  den  Todesfall  die  letzt- 
willige Treuhand  entstand.  Schon  jene  Vergabungen  selbst 
zeigten  in  der  einen  ihrer  beiden  Rechtsformen,  der  donatio 
reservato  usufructu,  eine  scharfe  Trennung  zwischen  Eigenthums- 


,#)  Nach  HeuNler  (Instit.  II  S.  l ß f . > wäre  <lt*r  Entwicklungsgang  ein 
anderer  gewesen.  Er  meint  zwar  auch,  dass  im  Anfang  .die  einzelnen 
Sachenrechte  nur  als  verschiedene  Grade  eines  Grundhegriffes  gedacht“ 
waren  Er  nimmt  aber  als  solchen  einen  allgemeinen  Begriff  des  llerrschafts- 
reebtes  über  eine  Sache  an.  ans  welchem  sich  später  als  Modalitäten  neben 
einander  Eigen  thums-,  Leibzuchts-,  Satzungsrecht  entwickelt  hätten. 
Er  hat  in  Folge  dessen  Schwierigkeit,  sich  mit  den  fränkischen  Künigs- 
nrkunden  akzutinden,  in  denen  Schenkung  von  Landgütern  auf  Lebenszeit 
durch  die  Worte  .in  proprictatom  donarc  diebus  vilne  mute*  oder  ähnliche 
ausgedrückt  wird,  während  diese  Erkunden  aus  der  If  ruinier- II  uh  er' scheu 
Ansicht  heraus  — was  später  Leiherecht,  ist  früher  beschränktes,  nämlich 
unvererbliches  und  iinversusset liebes  Eigenthum  — sich  leicht  und  durchaus 
befriedigend  erklären.  Vgl.  Brunner,  Landschenkungen  S.  1 1 UH  ff.  (F. 
8.  34  ff.)  und  Hube  r a.  a.  O.  S.  5»  ,a". 

")  An  das  frühere  Stadium,  wo  das  Eigenthum  das  einzige  dingliche 
Recht  war,  klingt  die  merkwürdige  1.  223  Roth,  an  Danach  fiel  das  zu 
Rachtzweeken  hingegebeue  Grundstück  bei  erbenlosem  Tode  des  Pächters 
ohne  Rücksicht  auf  das  Recht  des  Verpächters  an  die  curtis  regis,  offenbar 
»us  dem  Grunde,  weil  man  damals  den  Pächter  noch  als  Eigenthüiuer,  und 
nicht  schon  als  dinglich  Berechtigten  an  fremder  Sache,  behandelte.  Dass 
nätnlich  in  der  lex  unter  jiruestare  die  Hingabe  eines  Grundstücks  zu 
Pachtzwecken  verstanden  war  und  nicht  die  Hingabe  eines  Gelddarlehns, 
erscheint  mir  mit  Rücksicht  auf  den  Sprachgebrauch  des  Edikts  (vgl  Roth. 
227)  und  der  Erkunden  (vgl.  z.  B.:  R.  F.  239  [«14»))  als  ausgemacht.  Dies 
wurde  auch  nach  dem  Bericht  der  Expositio  (§  3 zu  Roth.  223)  von  den 
.antiqui  judices*  angenommen,  währeud  der  Verfasser  der  Expositio  selbst 
die  gegenteilige  Ansicht  (Gelddarlekn)  vertritt. 

Scholli«,  DU  loogobir! liebe  Treuhand.  6 
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recht  und  dinglichem  Nutzungsrecht.  Usnsfructus  (Leihzucht), 
beneficium,  ius  libellarium  (Pacht),  affiduciatum  (nutzbare 
Satzung)  waren  als  besondere  dingliche  Rechte  an  fremder 
Sache  ausgebildet.  Aber  über  dieses  Stadium  der  Differenzirung: 
der  dinglichen  Nutzungsrechte  hinaus  ist  das  langobardisclie 
Recht  vor  dem  Eindringen  des  römischen  nicht  gelangt.  Das 
Veräusserungsrecht  blieb  an  das  Eigenthum  gefesselt.  Ein 
Veräusserungsrecht  ohne  Eigenthum,  also  von  der  Art,  dass 
der  Nichteigenthümer  einem  Dritten  hätte  Eigenthum  übertragen 
können,  blieb  unverstanden.1*)  Wo  ein  zeitlich  oder  inhaltlich 
beschränktesVeräusserungsrecht  gegeben  sein  sollte,  wurde  dies 
nach  wie  vor  durch  das  Geding,  durch  die  lex  donntionis 
vermittelt.  Der  jeweilig  zur  Veräusserung  Befugte  erschien 
als  Eigenthümer;  derjenige,  zu  dessen  Gunsten  das  Veräusserungs- 
recht beschränkt  war,  hatte  kraft  des  Gedings  entweder,  wenn 
er  der  frühere  Eigenthümer  war,  ein  dingliches  Recht  auf  den 
Rückfall  oder,  was  im  langobardischen  Recht1*)  gleichfalls  schon 
lange  möglich  war,  (Beispiele:  thinx  lidinlaib,  donatio  post  obitum) 
als  künftiger  Erwerber  ein  dingliches  Recht  auf  den  Anfall. 

Es  leuchtet  dies  am  besten  ein  bei  einem  Blick  auf  das 
langobardische  Pfandrecht.  Das  langobardisclie  Recht  kannte 
schon  frühe  neben  dem  Nutzungspfand  (affiduciatum),  häufig  mit 
ihm  verbunden,  eine  Verpfändungsform,  die  dem  Gläubiger  auch 
die  Möglichkeit  einbrachte,  sich  aus  dem  Substauzwei  tli  des 
Pfandgrundstücks  durch  Verkauf  zu  befriedigen.  Allein  diesen 
Erfolg  erreichte  man  nicht  anders,  als  indem  man  bei  Säumnis 
des  Schuldners  das  Eigenthum  des  Grundstücks  selbst  dem 
Gläubiger  anfallen  liess,  der  nun  als  selbstverständliche  Folge 
neben  den  sonstigen  Eigenthumsbefugnissen  auch  die  Verkaufs- 
befugnis gewann  (Verfallpfand).  Man  bewegte  sich  dabei  voll- 
ständig auf  dem  Gebiete  jener  oben  gekennzeichneten  Eigen- 
thumstraditionsgeschäfte,  die  durch  dinglich  wirkendes  Geding, 
lex  traditionis,  in  der  dem  gewollten  Zweck  entsprechenden 


lä)  Natürlich  fand  das  umgekehrte  Verhältnis  — Eigenthum  ohne 
Veräusserungsrecht  — keinen  Anstand. 

”1  da  hier  die  reale  Investitur  schon  lauge  nicht  mehr  nüthig  war 
und  mau  daher  die  blosse  Anwartschaft  als  dingliches  Hecht  übertragen 
konnte. 
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Weise  modifizirt  waren.  Sehen  wir  von  der  uns  an  dieser  Stelle 
weniger  interessirenden,  in  forma  9 des  Cartularium  Langobar- 
Jicum  geschilderten  Art14)  ab,  so  vollzog  sich  die  Verpfändung 
hier  in  der  Weise,  dass  der  Schuldner  für  den  Fall  seiner 
Säumnis  dem  Gläubiger  den  „Anfall“  übertrug,  d.  h.  ihm  durch 
Begebung  einer  bedingten  Verkaufsurkunde  suspensiv  bedingtes 
Eigenthuin  am  Pfandgrundstück  tradirte.  Zahlte  er  zur  Zeit 
der  Fälligkeit  seine  Schuld  nicht,  so  war  in  diesem  Augenblick 
dem  Gläubiger  auf  Grund  des  Gedinges  ohne  Weiteres  das 
Gnmdstück  zu  freiem  Eigenthuin  erworben;  derselbe  konnte 
von  nun  an  damit  machen,  was  er  wollte.15)  Aus  diesem  Rahmen 
trat  man  — und  es  ist  dies  sehr  bezeichnend  — selbst  dann 
nicht  heraus,  als  man  das  Plus,  mit  welchem  der  Werth  des 
Pfandgrundstücks  den  Schuldbetrag  überstieg,  zu  Gunsten  des 
Schuldners  zu  berücksichtigen  begann.  Man  machte  nämlich 
hier  durch  entsprechende  Fassung  der  lex  traditionis  den  Anfall 
des  Grundstücks  an  den  Gläubiger  noch  von  der  weiteren  Be- 
dingung abhängig,  dass  dieser  jene  hyperocha  in  Geld,  gleichsam 
— wie  dies  auch  die  Urkunden  zum  Ausdruck  bringen  — als 
Kaufgeldrest,  dem  Schuldner  vergütete.  Dabei  wurde  die  Höhe 
der  hyperocha  entweder  von  vornherein  festgesetzt,10)  oder  es 
wurde  die  Festsetzung  einer  späteren,  nach  dem  dermaligen  Werth 
durch  Sachverständige  (docti  homines)  unter  Aufsicht  des  Gerichts 
vorzunehmenden  Abschätzung  überlassen.17)  Also  auch  hier,  ob- 
schon im  Interesse  des  Schuldners  unter  stärkerer  Verklausulirung 
des  Anfalls  im  Geding,  doch  schliesslich  volles  Eigenthum  für  den 
Gläubiger;  keine  Loslüsung  des  Veräusserungsrechts  vom  Eigeu- 
thum,  kein  lediglich  nach  der  Veräusserung  zielendes,  dingliches 
Recht  an  fremder  Sache!  Den  mächtigen  Anlauf,  welcher  in 
Deutschland  während  des  späteren  Mittelalters,  veranlasst  durch 


u)  Darüber  unten  § 13  N.  8—10. 

’4)  Vgl.  als  Beispiele;  Ml.  V * 424  (819),  C.  C.  769  (1025),  dazu  Brunner 
Ztscbr.  f.  Handelsr.  22  8.71,  542  ff.  (Forsch.  S.  630,  620  ff.),  Heusler, 
Inst.  II  S.  136  f.,  145. 

*•)  C.  C.  316  (979). 

,r)  Ficker,  Forschungen  IV  nr.  75  (1077)  und  namentlich  nr.  95  (1115). 
Vgl.  auch  die  von  Köhler,  Pfandrecht).  Forschungen  S.  85  f.  und  88  f. 
citirteu  Urkunden  von  809  und  1117.. 

6* 
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die  Bedürfnisse  des  Realkredits,  zur  Anerkennung ,H)  des  Dis- 
traktionspfandes  (neuere  Satzung?11'))  fülirte,  hat  das  lango- 
bardiselie  Hecht  nicht  mein  initgemaclit*0)  und  nicht  mehr  mit- 
niachen  können;  zu  dieser  Zeit  war  bereits  das  römische  Recht, 
mit  der  römischen  Hypothek  auf  den  Plan  getreten. 

Ist  hiernach  im  langobardischen  Recht*1 ) dasjenige  Pfand- 
geschäft. welclies  dem  Gläubiger  den  Verkauf  des  Pfandgrund- 
stücks ermöglicht,  nicht  „aus  der  Kategorie  der  moditicirten 
EigenthumsübertragungsgeschiilVe“  ansgeschieden,  das  dadurch 
begründete  Pfandrecht  nicht  zu  einer  „wirklich  selbständigen 
juristischen  Figur“, **)  zu  einem  besonderen  dinglichen  Recht 
an  fremder  Sache,  gediehen,  so  wird  man  dies  um  so  weniger 
für  das  letztwillig  einen  Treuhänder  zur  Yeräusserung  berufende 
Geschäft  bezw.  für  die  sachenrechtliche  Kompetenz  dieses  Treu- 
händers annehmen  dürfen.  Auch  der  veräussernde  Treuhänder 
wird  dem  langobardischen  Rechtsbewusstsein  nicht  als  ein  Eigen- 
thum übertragender  Nichteigen thümer  erschienen  sein.  Er  hatte 
vielmehr  von  dem  Moment,  in  welchem  seine  Zuständigkeit 
begann,  wirkliches,  gegenwärtiges  Eigen thum.  Die  Tradition 

“)  Vgl.  v Meibom,  Deutsches  Pfandrecht  S.  43.r>  ^verglichen  mit 
S.  '146),  ferner  die  auf  das  Konventionalpfund  bezüglichen  unter  den  Belegen 
bei  Köhler  a.  a.  O.  S.  6 ff.  und  Stobbe,  Deutsch.  Priv.  K.  II  § 107  (2. 
Anti.  S.  SlOf.).  Vgl.  auch  Hcusler,  Inst.  II  S.  131  f.,  14‘J  um  Auf.  und  die 
Rubrizirung  bei  Franken,  Das  französ.  Pfandrecht  im  Mittelalter  I S.  207  f. 

'*)  lieber  die  schwankende  Terminologie  vgl.  Henslerll  S.  144  f. 

w)  Das  „nominative  obligare“  in  Liutpr.  66  (67)  ist  nicht,  wie  Köhler, 
Reitr.  z.  gerat.  l’riv.-K  -Uescli.  Heft  1 S.  16 3 anninuut,  auf  ein  Konrentional- 
dis  t rak  t io  nspfand  zu  beziehen.  Auch  Expos.  § 2 dazu  unterstellt  nur 
ein  Verfall  pfand:  „creditori  proprias  factas,  si  statuto  tempore  redempte 
non  fuerint.“  In  der  I'rk.  Ficker  IV  nr.  Hü  heisst  es  vom  Verfall  pfand: 
„per  hoc  scriptum  specialitor  obligavif. 

!l)  Auch  der  l'unveg  durch  die  Stellvertretung  hindurch  (procurator  in 
rein  suam)  war  ja  im  langobardischen  Recht  nicht  gangbar.  Darüber,  dass 
man  im  älteren  römischen  Recht  wegen  der  Unzulässigkeit  der  .Stellver- 
tretung bei  der  mancipatio  und.  weil  der  Gläubiger,  ohne  selbst  Eigenthiinier 
zu  sein,  nicht  gültig  hätte  tnancipiren  können,  in  Bezug  auf  res  mancipi 
hei  der  Verpfändung  durch  tiducia  verharrte,  vgl.  Oertmaun,  Die  (iducia  im 
römischen  Privatrecht  (1h«io)  S.  164.  — Man  bedenke  übrigens,  dass  das  spätere 
deutsche  Rocht  das  Distraktionspfand  immerhin  nur  in  der  Art  zulicss,  dass 
der  Verkauf  unter  Mitwirkung  der  Obrigkeit,  kraft  gerichtlicher  Ein- 
weisung bezw.  im  Exekutionswege,  erfolgte. 

,sj  Franken,  a a O.  S.  2U3,  204. 
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seitens  des  letzt  willig-  Verfügenden  an  ihn  war  wirkliche  Sach- 
scbenkung,  donatio  post  obitum  (zuweilen  donatio  inter 
vivos).  Daran  kann  uns  der  Umstand  nicht  irre  machen,  dass 
die  Urkunden  in  Bezug  auf  den  Treuhänder  nicht  von  „pro- 
prietas“ , .proprietario  nomine“  etc.  sprechen.  Man  scheint  diese 
Worte  mit  Vorliebe  da  gebraucht  zu  haben,  wo  es  sich  um 
ganz  ungebundenes  Eigenthum  handelte,  wie  in  «ler  gewöhnlichen 
Verkaufsnrkunde  (Cartular.  forma  2).  Sie  fehlen  selbst  in 
denjenigen  oben  (§  10  N.  l und  2)  besprochenen  Urkunden, 
in  welchen  «lern  Dispensator  unzweifelhaft  rechtlich  unge- 
bundenes Eigenthum  beigelegt  wird,  — augenscheinlich  wegen 
der  ihm  aufgelegten  moralischen  Verpflichtung.23)  Anderer- 
seits haben  wir  doch  wenigstens  einen  Anhalt  dafür,  dass  die 
langobardische  Jurisprudenz  den  Treuhänder  als  Eigenthiimer 
betrachtet  bat.  In  einem  Exkurs“)  zu  dem  lteichskapitular 
Karls  des  Grossen  von  803  (=  lib.  Pap.  Karol.  105),  das  in 
seinem  zweiten  Theile  von  einem  auf  den  Todesfall  bestellten 
Salmann  handelt, 2-')erläutert  der  lombardische  JuristUgo(l  l.saec.) 
die  Tradition  an  den  Salmann  mit  den  Worten:  „sub  modo  vel 

ad  tempus  donari.“2®) 

Hat  der  Treuhänder  Schenkungseigenthum,  so  fragt  sich, 
wie  die  oben  in  § 10  festgestellte  dingliche  Beschränkung,  aus 


**)  Bezeichnend  ist  auch  folgender  Passus  in  der  letztwilligen  Vergabung 
des  Gasinden  Tuido  v.  774  (H.  P M.  XIII  51):  „nniversa  mea  substantia 
tnea  (,=  meae)  reservo  potestati  ogo  . . .,  dum  advixero,  ugufructnario 
nomine  vendendi,  donandi.  commutandi.  ordinandi  et  judicandi.  qnia  (=  quid) 
»nt  qnalitcr  voluero.“  Es  handelt  sich  um  donatio  post  obitum  (im  tech- 
nischen Sinne) : Tuido  kehält  bis  zu  seinem  Tode  das  Eigenthnm.  Er  behält 
sogar  kraft  des  ausdrücklichen  Vorbehalts  (oben  S.  12)  das  freie  Verfügungs- 
recht. Nur  insofern,  als  es  nicht  dem  gesetzlichen  Erbgang  verfällt  („qnod 
eiinde  aliter  non  feeero  aut  dedero  vel  judicavero,  omnia  sic  debeat  per- 
manere,  sicut  supetius  est  scriptum“',  ist  sein  Eigenthum  gebunden.  Wegen 
dieses  letzteren  Punktes  allein  aber  heisst  es  „usufructuario“  statt  „pro- 
prietario  nomine“. 

*•)  M G.  LL.  IV  p.  507  n.  61. 

*)  Näheres  darüber  unten  § 17.  Vgl.  vorläufig  Hübuer,  douationes 
post  obitum  S.  62. 

**J  Anders  die  unter  römischem  Einfluss  stehende  Glosse  „tradiderit“  des 
Karolus  de  Tocco  (Anfang  des  13.  saec.)  zu  diesor  Stelle  (=  1.  5 Lornb.  II, 
18):  „non  ut  dominum  eunt  faccret,  sed  ut  potestatem  haberct  distraliendi“. 
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der  dem  Schenker  oder  seinen  Erben  das  eventuelle  dingliche 
Rückforderungsreclit  erwächst,  rechtlich  aufzufassen  ist.  Sie 
entnimmt  ihre  Kraft  aus  der  lex  donationis,  dem  die  Schenkung 
begleitenden  Geding.  Dieses  lautet,  auf  donatio  „ad  dispensan- 
dum  pro  anima,  ad  debitum  solvendum,  ad  tradendum  ad  N.  N.“ 
etc.  und  macht  damit  die  Schenkung  zur  Zwecksc  henkung 
im  germanisch-rechtlichen  Sinne,  wie  sie  Brunner  in 
seinem  Aufsatz  über  „die  Landschenkungeu  der  Merowinger 
und  der  Agilolfinger“17)  überzeugend  dargelegt  hat.  Wie  die 
hier  aus  allen  germanischen  Rechten,  auch  aus  dem  lango- 
bardischen  (Roth.  177  u.  22.‘>)ss),  herangeholten  Belege  erkennen 
lassen,  war  der  germanischen  Schenkung  schon  an  und  für 
sich  selbst  der  Charakter  der  Zweckschenkung  und  im  Gefolge 
davon  die  Tendenz  zum  Rückfall  an  den  Geber  oder  seine  Erben 
eigen.  Um  so  mehr  bewährte  sich  diese  Rückfallstendenz  da, 
wo  der  Schenker  seinerseits  ausdrücklich  der  Schenkung  einen 
bestimmten  Zweck  setzte.  Hier  hatte  die  Zweckbestimmung, 
wofern  nicht  der  Schenker  diese  Folge  durch  besondere  Klausel 
ausschloss  — wie  z.  B.  in  den  oben  (§  10  Anfang)  gedachten 
Fällen  durch  die  Klausel:  „potestatem  habeas  faciendi  quidquid 
volueris“  — . die  Bedeutung,  dass  die  Gabe  im  Falle  der  Nicht- 
erfüllung oder  Vereitlung  des  Zweckes  ohne  Weiteres  wieder 
nach  «ler  Seite  des  Gebers  zurückfiel.  Das  heisst,  juristisch 
betrachtet : Die  Zweckbestimmung  stellte  die  Schenkung  unter 

eine  Resolutivbedingung,  die  dahin  ging,  dass  in  solchem 
Falle  das  übertragene  Recht  erloschen  sein  sollte,  sie  bewirkte, 
dass  von  vornherein  an  den  Beschenkten  nur  resolntiv  be- 
dingtes Eigenthum  überging,  das  alles  auch  dann,  wenn  sie 
nicht  vom  Geber  noch  ausdrücklich  als  derartige  Bedingung 
formnlirt  war.*®)  Es  kommt  daher  auch  für  die  letztwilligen 
Schenkungen  zu  treuer  Hand  nicht  darauf  an,  dass  in  den  ein- 
schlägigen Urkunden,  soweit  ich  sie  durchgesehen,  niemals  die 
Rückkehr  des  Gutes  für  den  Fall  bestimmungswidriger  Ver- 


ä!)  Das  nähere  Citat  oben  S.  17  N.  14.  Vgl.  auch  Brunncr's  Ab- 
handlung „Ueber  den  germanischen  Ursprung  des  droit  de  retour-  (1893) 
in  den  Forschungen  3.  676  ff.  (vgl.  namentlich  S.  732  ff.  daselbst). 

•®)  Landschenkungeu  S.  1189  f.  (Forsch.  S.  22  f.) 

**)  Brunner,  ebendas.  S.  1190  am  Endo  (F.  S.  24). 
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»endung  besonders  ausbedungen  ist.  War  dieser  Passus  ent- 
behrlich. so  begreift  es  sich  gerade  liier,  dass  der  Schenker  ihn 
nicht  in  seine  Urkunde  anfnahm.  Es  mochte  ihm  dann  unan- 
gemessen erscheinen,  gegenüber  den  Männern  seines  V ertrauens, 
zumal  da  sie  meistens  Kleriker  waren,  den  Pall  des  Vertrauens- 
bruchs  und  seine  rechtlichen  Wirkungen  ausdrücklich  hervorzu- 
kehren. Auch  ohne  dies  verschaffte  die  Vergabung  zu  treuer 
Hand  nach  alledem  nur  resolutiv  b edingtes  Eigeuthum.'’0) 
Hie  Bedingung  wurde  existent,  wenn  das  Vergabungsobjekt  dem 
gesetzten  Zweck  entfremdet  oder  der  Zweck  aus  irgend  einem 
Grunde  unerfüllbar  wurde.  Die  Folge  war,  dass  das  Eigenthum 
auf  Seiten  des  Treuhänders  erlosch  und  ohne  jede  Rücktradition 
dem  Geber  oder  seinen  Erben  anfiel,  die  nun  mit  der  dinglichen 
Klage  (Eigenthnmsklage)  das  Gut  wieder  in  ihren  Besitz 
bringen  konnten.31)  Die  Defizienz  der  Bedingung  stellte 
sich  erst  fest,  wenn  der  Treuhänder  das  Gut  an  die  Destinatäre 
schenkte  oder  es  verkaufte,  im  Moment  des  Verkaufsschlusses 
aber  nnr  bei  gleichzeitiger,  bestimmungsgemässer  Verwendung 
des  Kaufpreises  oder  wenigstens  von  vornherein  bedingter 
Tradition  des  Kaufpreises  an  den  Treuhänder  (breve  receptorium). 
Die  Folge  der  Defizienz  war,  dass  der  Geber  oder  seine  Erben 
den  letzten  Rest  ihrer  Rechte  am  Gute  verloren,  der  Dritt- 
erwerber  freies,  uneingeschränktes  Eigenthum  erwarb.  So  gesellt 
sich  die  Treuhand  neben  die  im  germanischen  Sachenrecht  sein- 
zahlreichen  und  mannigfaltigen  Fälle,  in  welchen  die  Bedingung 
unmittelbar  das  dingliche  Recht  selbst,  nicht  blos  das  hieraul' 
gerichtete  Geschäft,  erfasst,  also  allein,  ohne  Hinzutritt  anderer 


*)  Brunner,  a.  a.  0.  S.  1197  (F.  S.  32)  spricht  gelegentlich  von  dem 
befristeten  oder  bedingten  Eigenthuni  des  Salmanns. 

■")  Beispiele  für  diese  Klage  kann  ich  aus  dem  langohardischen  Urkunden- 
bereich nicht  beibringen,  Wohl  aber  gehört  hierher  die  bretonische  Ur- 
kunde nr.  385  des  (Jartnlaire  de  Redon  (vgl.  Hübner,  Immobiliarprozess 
8. 178 f.  und  Brunner,  Forsch.  S.  33).  Hier  klagt  Wordoital  mit  der  Be- 
hauptung, dass  er  dem  Priester  Manwetcn  ein  Grundstück  geschenkt  habe 
mit  der  Massgabe.  dass  dieser  es  nicht  an  einen  Anderen,  als  an  die  ecclesia 
Rufiac,  transl’eriren  dürfe,  während  dies  trotzdem  geschehen  sei.  War  in 
diesem  Falle  vielleicht  auch  die  Weiterübertragung  an  die  Kirche  nicht  der 
«tste  Zweck  der  Schenkung,  Manwcten  nicht  reiner  Treuhänder,  so  macht 
dies  doch  für  den  uns  gegenwärtig  interessirenden  Punkt,  bei  dem  es  allein 
auf  die  verliehone  Rechts  m acht  ankommt,  keinen  Unterschied. 
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Momente,  das  dingliche  Recht  zur  Wirksamkeit  bringt  oder  be- 
seitigt,31) — eine  Erscheinung,  deren  historischen  Grund  wir 
oben  (S.  7‘*  ff.)  kennen  gelernt  haben.  Es  verträgt  sich  mit 
dieser  Auffassung  der  Treuhänderkompetenz  durchaus  das 
Fehlen  des  „se  exiturn  dicere“  in  der  Urkunde  des  Mannes 
fränkischer  Nation  (oben  § 10  Ziff.  l).  Denn  das  ist  nicht  blos 
gerechtfertigt,  wenn  der  Eigenthümer,  ohne  sein  Eigenthum  auf- 
zugeben, nur  ein  dingliches  Recht  an  seiner  Sache  für  einen 
Dritten  begründet,  sondern  auch,  wenn  er,  wie  hier,  zwar  Eigen- 
thnm  überträgt,  sich  aber  durch  Resolutivbedingung  das  Recht 
auf  eventuellen  Rückfall  offen  lässt.  Gerade  „in  dem  Mangel 
der  Auflassung  kommt  der  Vorbehalt  der  Resolutivbedingung 
zum  Ausdruck.“83) 


» M. 

Publizität.  Liegenschaft  und  Fahrnis. 

Die  in  der  schwebenden  Resolutivbedingung  liegende  ding- 
liche Beschränkung  des  Eigenthums  zu  treuer  Hand  konnte 
gegen  Dritterwerber  Wirkung  haben.  Dies  ist  oben  in  § 10 
Ziff.  2 nachgewiesen  worden,  namentlich  ans  der  Rechtslage, 
wie  sie  sich  inhalts  der  (Quellen  bei  dem  Verkauf  des  über- 
wiesenen Gutes  durch  den  Dispensator  (im  eigentlichen  Sinne) 
ergab.  Diese  Wirkung  gegen  Dritte  setzte  Offenkundigkeit 
(Publizität)  jener  dinglichen  Beschränkung  voraus,  ein 
solches  Mass  von  Offenkundigkeit,  dass  jeder  Dritterwerber 
ohne  Härte  der  Beschränkung  unterworfen  werden  konnte, 
gleichgültig  ob  er  im  einzelnen  Falle  wirklich  davon  wusste 
oder  nicht.')  Nun  mögen  auch  die  Langobarden  in  Bezug  auf 


3ä)  Ich  neirnc  für  die  .Suspensivbedingung  als  Beispiele  nur  die  donatio 
post  obituin,  das  Verfallpfand  (oben  S.  82  f.).  den  Rentenkauf  (v.  Schwind 
in  Jhering's  Jahrb.  83  (1894)  S.  20  f.),  für  die  Resolutivbedingung  den  Rück- 
fall bei  den  Leihe-  und  Lehnsverhältnissen,  den  Verkauf  auf  Wiederkauf 
'.Heusler,  Inst.  II  S 79  und  13Hf.).  Vgl.  noch  die  Citate  bei  Köhler, 
Beitr.  z.  gennan.  Pr.  R.  G.  Heft  2 S.  20  X.  2. 

3a)  Ileusler  II  S.  79;  vgl.  Brunner,  Landscheukungeu  S.  1194  1 
(F.  S.  28  *). 

’)  Diese  Bedeutung  der  Publizität  im  germanischen  Sachenrecht  ist 
treffend  gekennzeichnet  von  Huber  in  der  oben  in  § 11  N.  9 citirten  Schrift, 
vgl.  besonders  S.  14,  00  ff. 
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Grundstücke  früher  eine  volksrechtliche  Form  der  Rechts- 
veränderung gekannt  haben,  welche  den  Akt  seihst  ini  Augen- 
blick seiner  Vornahme  den  Volksgenossen  in  genügendem  Masse 
kundthat  (Vornahme  auf  dem  Grundstück,  in  mallo).*)  In  der 
hier  interessirenden  Zeit  war  aber  bei  weitem  vorherrschend 
and  wurde  jedenfalls  bei  den  ordentlichen  Vergabungen  auf  den 
Todesfall,  auch  denjenigen  zu  treuer  Hand,  ausschliesslich  an- 
gewendet die  Form  der  traditio  cartae.:!)  Sie  vollzog  sich  an 
beliebigem  Orte  vor  einem  Schreiber,  später  einem  Notar,  und 
vor  einigen  Zeugen;  dabei  war  also  durch  den  Akt  selbst 
eine  Gewähr  für  ein  ausreichendes  Bekanntwerden  der  Rechts- 
verändernng  nicht  gegeben.  Aber  es  bot  Ersatz  eine  Rechts- 
sitte, die  sich  unter  Benutzung  des  Be  weis  werth  es4)  der 
Urkunde  in  der  langobardischen  Rechtspraxis  entwickelte. 

Jede  Rechtsveränderung  nämlich,  die  vermittelst  traditio 
cartae  stattgefunden  hatte,  war  damit  zugleich  erschöpfend  be- 
urkundet. Ihr  Inhalt  bestimmte  sich  nach  dem  Inhalt  der 


*)  Vgl.  liutpr.  115  (116)  u.  Brunner  in  den  Mitth.  des  lnstit.  für 
österr.  Geschichtsforschung  Bd.  2 S.  13  f. 

*)  Vgl.  Brunner  Urk.  S.  130  ff,  139,  Solim,  Frank.  1t.  u.  röm.  R. 
S.  23  a.  K.  Vgl.  speziell  für  die  donatione»  post  obitum  und  sogar  für  das 
Recht  in  Deutschland  Hübner,  donationes  post  obitum  S.  33  f. 

4)  Denn  die  carta  war  bestimmt,  auch  als  Beweismittel,  nicht  blos  als 
Perfektionsmittel,  zu  dienen  (Brunner  Urk.  S.  97  ff.).  Freilich  wird  neuer- 
dings von  A.  S.  Schultze  in  Grünhufs  Zeitschrift  Bd.  22  S.  10 1 f.  be- 
hauptet, dass  sie  diese  Funktion  im  Prozesse  uicht  habe  erfüllen,  „die  statt- 
gehabte Abgabe  der  darin  bekundeten  Willenserklärung  und  damit  den  Ab- 
schluss des  Rechtsgeschäfts  nicht  habe  beweisen“  können,  weil  sie  der  Schelte 
aasgesetzt  gewesen  sei  und  diese  sowohl  die  formelle  Echtheit  als  die 
materielle  Wahrheit  in  Frage  gestellt  habe.  Aber  das  kann  hier  dahin- 
gestellt bleiben.  Jedenfalls  bot  schon  dio  blosse  Möglichkeit,  eine  Urkunde 
zu  produziren,  für  den  Prozess  einen  Vorzug  in  der  Beweisrolle  (vgl.  Hübner. 
Immobiliarprozess  S.  171  ff.);  ferner  stellte  die  Urkunde  in  dem  Notar  und 
■len  Zeugen,  die  darin  benannt  waren,  Personen  zur  Verfügung,  die,  wenigstens 
nach  dem  langobardischen  Recht  der  fränkischen  Zeit,  für  die  Wahrheit  des 
beurkundeten  Vorgangs  eintroten  mussten  (üb  Pap.  Wido  6.  dazu  Brunner. 
Deutsche  Rechtsgesch.il  S.  425  f);  endlich  hatte  die  Fälschung  für  den 
Notar  den  Verlust  der  Hand  zur  Folge  (Wido  6).  Das  waren  Garantieen. 
die  für  die  Verwendbarkeit  der  Urkunde  zu  dem  oben  im  Text  geschilderten 
Zwecke  vollständig  ausreichteu. 
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carta  und  war  also  für  jeden,  der  in  diese  Einsicht  nahm,  er- 
kennbar. Wer  ein  Grundstück  in  derivativer  Weise  erwerben 
wollte,  erlangte  daher  über  das  Recht  seines  Auktors  dadurch 
sichere  Auskunft,  dass  er  sich  die  carta  vorweisen  liess,  die 
seinerzeit  für  den  Auktor  von  dessen  Vorgänger  ausgestellt 
worden  war.  Es  wurde  sogar  schon  frühe  üblich,  diese  carta 
zur  dauernden  Sicherung  der  Legitimation  sich  mit  dem  Grund- 
stück zusammen  übereignen  zu  lassen,  lind  — das  war  nur 
eine  selbstverständliche  Folgerung5)  — nicht  blos  die  Erwerbs- 
urkunde des  Auktors,  sondern  auch  die  in  dessen  Hand  be- 
findlichen sämmtlichen  Erwerbsurkunden  seiner  Vorgänger.") 
Jetzt  konnte  der  Erwerbslustige  vor  dem  Vertragsschluss  durch 
Einsicht  in  die  ganze,  ihm  vom  Veräusserer  vorzulegende  Reihe 
der  Erwerbsurkunden  sich  über  die  Rechtslage  des  Grundstücks 
vergewissern.  So  wurde  jene  — im  ganzen  langobardischen 
Rechtsgebiet  verbreitete  — Uebung  ein  Mittel,  dem  Immobiliar- 
verkehr die  nothwendige  Publizität  zu  verschaffen.1)  Folgende 
besonders  charakteristischen  Urkunden  mögen  dies  beleuchten: 
Troya  ft  1 4 (771):  „offero  Deo  et  tibi,  Eccl.  S. 

Martini,  ....  cartulam  illam  quam  mihi  fecerunt  et 
contirmaverunt  ....  Ansuartus  et  Ermifridi  et  ...  . 


•')  Der  Auktor,  wenn  er  seine  Erwerbsurkunde  bergab,  hatte  natürlich 
kein  Interesse  mehr  daran,  die  seinerzeit  ihm  eingehändigte  Erwerbsurkunde 
seines  Vorgängers  zu  behalten. 

")  Auf  dieses  Faktum  hat  Brunner  Ztschr.  f.  llaudelsr.  22  S.  70* 
(Forsch.  S.  520  *),  auch  Erkunde  S.  1 1 <>  aufmerksam  gemacht. 

’)  Dieses  Mittel  unterschied  sich  von  der  Gerichtlichkeit  des  späteren 
deutschen  (namentlich  des  sächsischen)  Hechts  dadurch,  dass  es  nicht,  wie 
diese,  auch  rückwärts  wirkte.  Es  machte  nicht  auch  den  neuen  Erwerb 
seitens  des  Dritten  für  die  Inhaber  alter,  früher  begründeter  Rechte 
erkennbar.  Daher  konnte  man  nicht  von  den  letzteren,  wie  im  deutschen 
Recht  (vgl.  Huber  a.  a.  Ö.  S.  15),  verlangen,  dnss  sie  den  dem  neuen  Er- 
werb aubaftenden  Mangel  binnen  der  kurzen  Frist  von  Jahr  und  Tag 
geltend  machten,  und  nicht,  wenn  sie  dies  unterliessen,  auf  ihrer  Seite  Ver- 
schweigung, auf  Seiten  des  neuen  Erwerbers  Heilung  des  Mangels  annelmien. 
Daher  im  langobardischen  Recht  keine  Verschweigung  binnen  Jahr  und  Tag 
und  keine  rechte  Gewere,  sondern  nur  eine  langfristige  Verjährung,  die 
zum  Tlieil  nach  Art  der  römischen  Ersitzung  gestaltet  war.  Vgl.  Roth. 
228,  Grün.  4,  Liutpr.  53  (54),  Aist,  ü (18),  dazu  E.  Hey  mann,  Das  Vor- 
schützen der  Verjährung  (1895)  S.  93—96. 
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una  cum  suprascripta  Eccles.  (diese  Kirche  ist  das 
Traditionsobjekt)  ...  et  cum  omnibus  rebus  ad  eam 
pertenentem.“  Die  Erwerbsurkunde  ist  geradezu  in  den 
Mittelpunkt  der  Oblation  gestellt. 

Ml.  IV4  38  (867):  „Teudilaseius  ....  episcopus  per 
cartulam  pro  anima  sua  remedium  judicavit  et  dispen- 
savit  in  potestate  mea  a)iquanti(a)s  casi(a)s  . . . una  cum 
omni  cartule  et  monimina  ....  (monimen  = Urkunde).“ 
In  C.C.  494  (996)  wird  beim  Grundstücksverkauf 
der  Inhalt  der  „seriptiones  de  ex  eadem  rebus  pertinentem“ 
dargelegt;  dann  werden  diese  „snpradicta  monimina“ 
dem  Käufer  übertragen. 

In  R.F.  667  (1013)  erklären  die  Grundstücksver- 
käufer: „Monimina  . . . nova  et  vaetusta  quae  exinde 

liabemus,  apud  nos  nostrosque  haeredes  reiacent  ad 
conservanda  et  salva  facienda  pro  aliis  immobilibus 
locis  nostris  quae  in  eis  esse  et  continere  videntur,  et 
pro  hoc  eas  minime  tradere  potuirnns.  Sed  si 
tibi  tuisque  snecessoribus  opus  intervenerit,  semper  eas 
pro  vestra  defensione  demonstrare  atque  ostendere  pro- 
mittimus  omni  in  tempore  gratis.“  Die  Nichtübergabe 
der  Erwerbsurkunden  wird  also  hier  besonders  motivirt; 
die  Verkäufer  suchen  dem  Bedürfnis  des  Käufers  Ge- 
nüge zu  tliun  durch  das  Versprechen,  die  Urkunden  im 
Bedarfsfälle  zur  Verfügung  zu  stellen. 

G'.G.  1120  (1049):  Oblation:  „Monimina  que  inde 
habuimus,  tradidimus  ad  confirmationem  . . . .“ 

Beltrani  15  (1053):  „Nam  pro  parte  aliorum  ho- 
minnm  (zum  Schutz  gegen  die  Angriffe  Anderer)  ego  . . . 
per  fustem  (Investitursymbol)  dedi  tibi  . . . iamdicta 
cartula  mea  empcionis  (die  Erwerbsurkunde  des  Ver- 
äusserers)  in  defensionem  cum  integram  potestatem  meam.“ 
Laut  Ficker  IV  95  (1115  Salerno)8)  übergiebt  je- 
maud  bei  Bestellung  eines  Verfallpfandes  an  seinem 
Grundstück  dem  Gläubiger  auch  2 Erwerbsurkunden, 
deren  Rückempfang  für  den  Fall  rechtzeitiger  Schuld- 
zahlung  er  sich  ausbedingt,  während  sie  im  entgegen- 


*)  Dazu  vgl.  Brunner  Ztschr.  für  Handelsr.  22  S.  72  (Forsch  8.531). 
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besetzten  Falle,  ebenso  wie  das  Grundstück,  dem 
Gläubiger  verfallen  sollen.  Fs  soll  dadurch  offenbar 
dem  Schuldner  während  der  Schwebezeit  die  Veräusserung 
des  Pfandgrundstücks,  zu  welcher  er  die  Befugnis  sich 
auch  ausdrücklich  abspricht.  erschwert  und  andererseits 
dem  Gläubiger  vom  Tage  des  Verfalls  an  die  Möglich- 
keit sofortiger  Veränssentng  gewährt  werden.*) 

Wer  also  von  einem  Treuhänder  ein  Grundstück  erwerben 
wollte,  erkannte  sofort  bei  der  Prüfling  der  bis  zu  diesem  herab- 
reichenden Urkunden  die  Treuhänder-Eigenschaft  des  Gegenparts, 
die  Bedingtheit  seines  Eigenthums.  Kümmerte  er  sich  aber  der 
Rechtssitte  zuwider  nicht  um  die  Erwerbsurkunden,  so  lag  dann 
darin,  dass  die  Bedingung,  unvorhergesehen,  auch  gegen  ihn 
ihre  Wirksamkeit  entfaltete,  keine  Härte:  der  ihm  etwa  daraus 
erwachsende  Schade  traf  ihn  nicht  unverschuldet."')  Es  verdient 
Hervorhebung,  wie  jene  Sitte  in  unseren  Fällen  geradezu  ein 
Schutz  gegen  Untreue  des  Treuhänders  war,  insofern  er  fürchten 
musste,  sogleich  bei  dem  Versuch  bestimmungswidriger  Weiter- 
begebung des  Grundstücks  um  seine  Erwerbsurkunde  befragt 
und  dadurch,  dass  man  ihren  Inhalt  prüfte,  entlarvt  zu  werden. 
Das  macht  uns  auch  die  Thatsaehe  begreiflich,  dass  häufig  der 
letztwillig  Verfügende  noch  selbst  an  den  Treuhänder  die  An- 
weisung erliess,  er  möchte  dem  Destinatär  oder  beim  Verkauf 
dem  Käufer  ein  Exemplar  der  letztwilligen  Verfügung  übermitteln. 
So  heisst  es  in  H.P.M.  XIII  233  (864):  „breve  receptorio 
illis  emturibus  emitere  debeat,  et  exeuipla  de  hae  mea  ordinacione 


*1  Vgl.  auch  C.  C.  212  (961)  uud  dazu  ßrunuer  a.  a.  O.  S.  122  f. 
(Forsch.  S.  575  f.). 

I0)  Anders  als  Heusler  1 S.  221.  hält  Huber  a.  a.  O.  S.  61  N.  143 
für  die  fränkische  Zeit  das  dingliche  Rückforderungsrecht  gegenüber  dem- 
jenigen, der  vom  ungetreuen  Salmanu  das  Ci  rundstück  erworben,  für  zweifel- 
haft, Er  würde  das  Fehlen  jenes  Rechtes  in  diesem  Falle  um  deswillen 
nicht  als  regelwidrig  atisebeu,  weil  „das  Oeding  (die  Abrede  des  Vertrauens- 
gebers mit  dem  Salmann)  hier  nicht  offenkundig  zu  sein  pflegte.“  Dieser 
Grund  trifft  für  das  langobanliscbe  Recht  jedenfalls  nicht  zu.  Denn  danach 
ist  die  Vergabung  an  den  Treuhänder  um  nichts  mehr  oder  weniger  offen- 
kundig. als  die  Tradition  zum  Zwecke  der  Verpfändung  u.  s.  w.  Die  Offen- 
kundigkeit des  Gedinges  gegenüber  dem  Dritterwerber  liegt  in  jenem  wie 
in  diesem  Falle  in  der  vom  Donator.  Verpfänder  u.  s.  w.  ausgestellten  Urkunde. 
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ei  dare  debeat.,  uf  sic  illis  eintoribns  firrnis  pennaneat,  tanquam 
si  ego  met  vivens  eorum  legiptima  rartula  vindicionis  emisissem.““) 
Nun  konnten  freilich  Fälle  Vorkommen,  in  denen  dem  Treu- 
händer eine  der  Erwerbsurknnden  fehlte.  Z.  B.  die  Erwerbs- 
urkunde des  Donators,  die  sieb  zur  Zeit  der  Vergabung  in  der 
Hand  eines  Anderen  (eines  Mi  teigen  tliümers)  befunden  .hatte: 
dann  musste  er  sie,  eventuell  im  Prozesswege,  zu  erlangen 
suchen.1*)  Oder  es  fehlte  ihm  seine  eigene  Erwerbsurkunde, 
weil  die  Tradition  an  ihn  auf  Grund  der  in  1,  6 Liutpr.  gegebenen 
Erlaubnis  auf  dem  Sterbebette  mündlich  vollzogen  worden,  oder 
weil  zwar  gehörige  traditio  cartae  an  ihn  erfolgt,  die  Urkunde 
aber  später  verloren  gegangen  war:  dann  musste  er  es  sich 
angelegen  sein  lassen,  womöglich  durch  Beibringung  einer  von 
den  gesetzlichen  Erben  des  Gebers  ausgestellten  Entsagungs- 
(Refutations-)  Urkunde13)  oder  durch  Zeugengedinge14)  oder  in 
ähnlicher  Weise  Ersatz  zu  schaffen. 

Hiernacli  war  im  langobardischen  Recht  die  Zweckbedingt- 
heit des  Eigenthums  zu  treuer  Hand  in  genügendem  Grade 
für  dritte  Erwerber  der  Sache  erkennbar,  um  über  diese  ihre 
Wirksamkeit  erstrecken  zu  können.  Indessen  dies  galt  nur 
tnr  Liegenschaften.  Dem  Fahrnisverkehr1'1)  fehlten,  ebenso 


")  Ebenso  daselbst  nr.  J35  (839),  808  (092),  870  (992);  die  beiden  uns 
erhaltenen  receptorischen  Breven  erwähnen  denn  auch  die  Aushändigung 
eines  solchen  Exemplars  seitens  der  Erogatoren  an  den  Käufer:  ibid.  nr. 
133  (839),  268  (87G). 

,ä)  Ml.  V*  240  (793):  „pro  remedio  anime  mee  venundare  et  dispeusare 
debeatis  portionein  meaiu  de  casis  et  omnibns  rebus  illis,  quas  cum  germanis 
meis  a . . . Teuselino  . . comparavimus ; et  si  aliquid  ex  ipsis  rebus  absque 
aonimine  abemus  que  ( quod.  nämlich  monimen)  mihi  pertinere 
debetur,  vos  et  ipsam  rem  (d.  i.  die  Urkunde)  licentiam  abeatis  requirendi 
et  pro  animn  inea  dispensandi.“  Auch  die  Urkunde  selbst  erscheint  als 
Bispensatiousobjekt;  vgl.  Ml.  V*  405  (816):  „potestate  abeatis  jam  dictis 
casis  et  rebus  ....  uua  cum  ipsam  cartulam  qua  in  me  exinde  emiserunt 
(sc.  die  Rechtsvorgänger),  pro  anime  mee  remedium  vendendi  et  dispensandi“. 

“)  etwa  nach  Art  — mutatis  mutandis  — der  l’rk.  C.  C.  nr.  105  (894). 

«)  Vgl.  C.  C.  1022  (1043). 

“)  Vgl.  zum  Folgenden  die  trefflichen  Ausführungen  von  Heuslor, 
Instit.  I S.  28+  ff.,  IT  S.  -4  ff.  und  von  Huber,  Uewere  S.  to  ff.,  co  f„  welcher 
letztere  in  der  Bedeutung  der  Publizität  den  richtigen  Schlüssel  für  die 
Erkenntnis  des  Gegensatzes  zwischen  germanischem  Immobiliar-  und  Mobiliar- 
Sachenrecht  gefunden  hat 
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wie  in  den  übrigen  germanischen  Rechten,  Vorkehrungen,  die 
einem  die  Uebereignung  beschränkenden  Geding  Publizität  im 
Verhältnis  zu  Dritten  verschafft  hätten.  Er  würde  sie  seiner 
Natur  nach  gar  nicht  vertragen  haben.  Gewiss  war  der  letzt- 
willige Treuhänder  auch  in  Ansehung  der  Mobilien  — mochten 
sie  kraft  einer  das  ganze  Fahrnisvermögen  ergreifenden  donatio 
per  cartam  mit  dem  Tode  des  Donators  unmittelbar  in  seine 
Gewere  gekommen  oder  erst  von  den  gesetzlichen  Erben  oder 
von  Nachlassschuldnern  eingezogen  oder  erst  vermöge  seiner 
Thätigkeit  (Verkauf)  an  Stelle  anderer  Sachen  in  die  Erbschaft 
gelangt  sein1  “)—  durch  die  Zweckbestimmung  rechtlich  gebunden. 
Gewiss  war  er  dinglich  gebunden  und  halte,  wie  an  Grund- 
stücken, nur  resolutiv  bedingtes  Eigenthum.  Wurde  also  die 
Resolutivbedingung  existent,  war  z.  B.  die  Zeit  abgelaufen,  die 
ihm  für  die  Dispensation  gesetzt  war,17)  oder  hatte  er  mit  be- 
stimmungswidriger Verwendung  den  Anfang  gemacht,  so  konnte 
er  auch  auf  Herausgabe  der  Mobilien  mit  der  dinglichen  Klage, 
mit  dem  „Male  online  possides“  angesprochen  werden.  Hatte  er  die 
Mobilien  aber  bereits  an  die  falsche  Adresse  befördert,  so  konnten 
die  Erben  des  Donators  gegen  die  dritten  Besitzer,  selbst  wenn 
sie  beim  Erwerb  die  Sachlage  überschaut  hatten,  nichts  aus- 
lichten.  Der  Grund,  weswegen  bei  Liegenschaften  alle  Dritten 
der  Wirkung  des  Gedings  unterworfen  wurden,  war  hier  nicht 
gegeben.  Da  man  Fahrnis  durch  Entgegennahme  blosser  körper- 
licher Tradition  sollte  gültig  erwerben  können,  so  war  damit 
auch  der  regelmässige  Anlass  und  die  regelmässige  Gelegenheit 
abgeschnitten,  von  einem  Geding,  welches  das  Recht  des  einen 
oder  des  anderen  Vormannes  beschränkt  hatte,  sich  Kenntnis  zu 
verschaffen;  das  Geding  entbehrte  hier  derjenigen  Offenkundig- 
keit, welche  bei  den  Grundstücken  durch  jene  oben  geschilderte 
Sitte  vermittelt  wurde.  Daher  begegnet  denn  auch  in  unseren 
Urkunden  nichts  von  einem  breve  receptorium  oder  dergleichen 
in  Bezug  auf  Mobilien.  Vielmehr  kommt  zuw  eilen  die  verschiedene 
Rechtsstellung,  welche  Liegenschaft  und  Fahrhabe  für  den  Ver- 
kehr des  Treuhänders  mit  der  Aussenwelt  einnehmen,  schon  in 
den  letztwilligen  Verfügungen  innerhalb  der  dem  Treuhänder 


'*)  Oben  § H S.  53  f und  § 10  S.  74  ff. 

’7)  z.  K.  Juhrcgfrist  in  H.  P.  M.  XIII  215  (SOI). 
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ertheilten  Weisungen  zum  Ausdruck.  So  z.  B.  iu  H.P.M.  XIII 
816  (983): 

„statuo,  ut  sint  . . . mei  erogatores  predictis  rebus 
familia  et  mobilia  ad  venundandum  cui  melius  potuerint, 
et  precium  quod  exinde  acceperint,  pro  anima  mea  . . . 
mercedem  distribuant,  ubi  eorum  secundum  Dominum 
melius  aparuerint,  et  cui  exinde  breve  receptorio  emiserint, 
aut  de  ipsa  mobilia  dederint,  sic  sit  illi  firmum  et 
stabilem,  tamquam  si  ad  (=  a)  me  illis  datis  aut  tradetis 
vel  emissi  fuisseut  pro  anima  mea  mercedem.“ 

Waren  die  dem  Treuhänder  anvertrauten  Mobilien  durch 
Veruntreuung  aus  seinem  Besitz  gelangt  und  daher  mit  der 
dinglichen  Rückforderungsklage  „Malo  ordine  possides“  nicht 
erreichbar,  so  trat  an  die  Stelle  eine  persönliche  Schadensersatz- 
klage von  derselben  Art,  wie  sie  gegenüber  dem  ungetreuen 
Depositar  in  einer  Gerichtsformel  des  über  Papiensis  zu  1.  130 
(131)  Liutpr.  (vgl.  auch  diejenige  zu  1.  262  Roth.)  dahin  formulirt 
ist:  „Petre,  te  appellat  Martinus  quod  ipse  tibi  deposuit  tanta 

sua  mobilia  quae  valebant  solidos  XX.“18)  Der  Treuhänder 
hatte  den  Erben  des  Donators  den  Werth  zu  erstatten.  Die 
gleiche  Klageform  drängte  sich  dann  immer  auf,  wenn  die  Fahr- 
nissachen, um  die  es  sich  handelte,  namentlich  Geldstücke, 
wegen  ihrer  fungiblen  Beschaffenheit  und  weil  in  der  Hand 
des  Treuhänders  Vermischung  eingetreten  war,  mit  der  dinglichen 
Klage  nicht  angefasst  werden  konnten.  Sie  kam  hier  also  auch 
gegen  den  noch  im  Besitz  befindlichen  Treuhänder  zur  An- 
wendung, der  etwa  durch  ungenutzten  Ablauf  der  ihm  vom 
Donator  gesetzten  Frist  sein  Recht  verwirkt  hatte. 

8 13. 

Die  germanische  iiducia  im  Gegensatz  zur  römischen  fiducin. 

Man  hat  wohl  dem  germanischen  Salmann,  Treuhänder 
eine  fiduciarische  Gewalt  zugesprochen.1)  Dies  mit  vollem  Recht, 
sofern  mau  den  Gedanken  der  fiducia  im  weitesten  Sinne  fasst: 


'*)  Auf  diese  Formeln  hat  Heusler,  Instit.  I S.  389  f.  hingewiesen 
*)  Beseler,  Erbverträge  I S.  267;  Heusler,  Iustit.  I S.  216;  R. 
Schmidt,  Affatomie  S 82. 


Digitized  by  Google 


96 


Es  wird  jemandem  eine  Rechtsmacht  zu  eigenem  Recht  über- 
tragen, bei  deren  Gebrauch  er  sielt  ganz  oder  doch  zum  Theil 
durch  ein  fremdes  Interesse,  das  des  Gebers  oder  das  eines  Dritten, 
leiten  lassen  soll:  man  erwartet  von  ihm  den  dazu  erforderlichen 
Grad  von  Uneigennützigkeit  und  Treue;  die  Hand,  die  empfangt, 
wird  als  eine  treue  Hand  (ntanus  fidelis)  vermnthet.  Dieser 
Gedanke  kommt  in  Bezug  auf  den  letztwilligen  Treuhänder 
auch  in  Wendungen  der  langobardischen  (Quellen  hier  und  da 
zum  Ausdruck.  So  sieht  die  italienische  Fassung  des  fränkischen 
Reichskapitulars  von  818  819  (lib.  Pap.  Ludovici  Pii  ll  [14)) 
hinter  dem  dort  erwähnten  „fideiussor“  einen  solchen  Treu- 
händer.*) Die  Urkunden  sprechen  von  „res  in  manum  (sc.  fidelent) 
tradere,  mittere,  committere“,3)  von  „ f i d e i commissarii “ ,4)  eine 
Bezeichnung,  die  in  den  einschlägigen  Urkunden  des  Regesto  di 
Farfa  aus  dem  11.  Jahrhundert  regelmässig  wiederkehrt. 

Aber  durchaus  unrichtig  ist  es,  wenn  man  hier  den  alt- 
römischen Begriff  der  fiducia  oder  auch  den  modernen  Begriff 
des  „fiduciarischen  Geschäfts“  unterstellt.'1) 

Bei  der  römischen  mancipatio  „fidi  fiduciae  causa“  erlangt 
der  Fiduciar  ein  (nach  der  dinglichen  Seite)  vollwertiges,  un- 
beschränktes Eigenthumsrecht.  Nur  obligatorisch  ist  er  dem 
Fiducianten  aus  dem  pactum  fiduciae  verbunden.  Wenn  daher 
bei  der  Pfandfiducia  der  Schuldner  zahlt,  so  fällt  nicht  von 
selbst  das  Eigenthum  an  ihn  zurück,  sondern  es  haftet  ihm  der 
Pfandgläubiger  mit  der  obligatorischen  actio  fiduciae  auf  Reinan- 
cipation.  Und  wenn  der  Pfandgläubiger  der  Abrede  zuwider 
die  res  fiduciatia  einem  Dritten  verkauft,  so  wird  der  Käufer 
Volleigenthümer  und  braucht  einen  Angriff  des  Schuldners  nicht 
zu  fürchten.*)  Aehnlichen  Charakter  weist  das  von  unserer 


*)  oben  S.  43. 

•)  SO  H.P.J1.  XIII  127  (*36),  (5.0.  105  (.*04).  114  (902),  117  (903). 

*)  H.  P.  M.  XIII  1*1  (853). 

*)  So  R.  Schmidt  a.  a.  O.  und  llewer  (Sala  Traditio  Veatitura  S.  7tif.), 
die  von  einem  „formellen  Eigenthum“  des  Salmanns.  von  einer  „nach  aussen 
freien  Eigengewere“,  dagegen  einer  „nur  fiduciarischen  Gewalt  im  Verhält- 
nisse zum  Verfügenden“  sprechen.  Ebenso  Schupf  er.  Thinx  e affatoinia 
S.  33  („una  proprictÄ  meramente  formale“)  u.  35,  wo  die  Salmanuhcstellung 
ausdrücklich  der  römischen  fiducia  gleichgestellt  wird. 

*;  Vgl.  Oertmann,  Pie  Fiducia  im  römischen  Privatrecht  S.  162  ff. 
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hentigen  Jurisprudenz7)  so  genannte  „fiduciarische  Geschäft“ 
auf,  bei  welchem  die  Parteien,  uni  einen  beschränkten  wirth- 
schaftliehen  Zweck  zu  erreichen,  einen  in  seinen  Folgen  darüber 
hinausragenden  Rechtsakt  vornehmen  und  den  Ueberschuss  an 
Wirksamkeit  durch  eine  lediglich  unter  ihnen  selbst  wirkende 
Treuabrede  gegenstandslos,  unschädlich  zu  machen  suchen  (Gession 
einer  Hypothek  zu  Pfandzwecken,  Vollindossament  zum  Inkasso). 

Wohl  begegnen  uns  auch  in  der  langobardischen  Rechts- 
praxis ähnliche  Typen.  Einmal  eine  in  forma  Sri)  des  Kartulars 
vorgesehene,  seit  dem  11.  Jahrhundert  in  Oberitalien  ange- 
wandte Art  der  Liegenschaftsverpfändung.  Dem  Gläubiger 
wird  durch  Uebergabe  einer  unbedingten,  den  Pfandzweck  nicht 
erwähnenden  carta  venditionis  unbedingtes,  dinglich  nicht  be- 
schränktes0) Eigenthum  übertragen:  er  verpflichtet  sich  seiner- 
seits durch  Tradition  einer-  separat  ausgestellten  carta  unter 
Strafgeding.  an  den  Schuldner  bei  rechtzeitiger  Befriedigung 
seiner  Forderung  den  Kaufbrief  zerschnitten  zurückzuhändigen 
und  so  das  Eigenthum  am  Grundstück  zurückzutradiren.1®) 
Zweitens  eine  besondere  Art  der  Treuhand  zu  Schenkungs- 
zwecken, namentlich  letztwilligen  Schenkungszwecken,  die  stark 
in  l'ebung  gewesen  sein  muss,  da  sie  sich  in  zahlreichen  ober- 
italienischen Urkunden  aus  dem  9. — 11.  Jahrhnndert11)  findet 
und  den  beiden  einzigen  im  Kartular  enthaltenen  Mustern  für 


»)  Vgl.  z.  B Köhler,  Jahrb.  f.  Dogmatik  Bd.  16  S.  140  ff.  u.  347  ff  , 
Hegelsberger,  Arch.  f.  civ.  Pr.  1hl.  63  S.  172  ff",  und  Pandekten  I § 141, 
III,  A.  S.  618  f.;  Dang,  Arcli.  f.  civ.  Pr.  Bd.  83  8.  330  ff. 

*)  Beispiel:  Chart.  I nr.  240  (1014). 

•)  Insoweit  ist  die  Bemerkung  Brunner’»  in  Ztschr.  f.  Haudelsr.  22 
S.  542  (Forsch.  S.  621),  das»  der  sicherzustellende  Kontrahent  auch  hei  dieser 
Art  der  Sicherstellung  „bedingtes  Eigenthum“  erhalten  habe,  zu  berichtigen. 

w)  Näheres  bei  Val  de  L i e v r c , baunegild  und  Wadia  8.  28  f.  und  bei 
Brunner  a a.  O.  S 71  f.,  516  f.  (Forsch.  S.  530 f.,  624  f.). 

")  H.  P.  M.  XIII  246  (870),  496  (922),  592  (950),  759  U 760  (975), 
»16  (983),  868  (992),  870  (992),  880  (993),  961  (9991,  972  (999),  974  (1000); 
Chart.  I 295  (1034),  329  (1046),  365  (1069),  409  (1089),  421  (1092V,  Chart.  II 
1»  (941),  1O0  (1035),  101  (1035),  125  (1069).  Auf  die  Eigenart  dieser  Ur- 
kunden ist  schon  früher  von  Lupo,  dem  Herausgeber  des  Codex  diplomat. 
Bergom.  (vgl.  H.  P.  M.  XIII  col.  1333  n.  1),  dann  von  Pertile  IV  p.  35, 
Tamassia,  alieuazioni  p.  241  n.  2 u.  von  Palumbo  p.  379  hingewiesen 
worden. 

B o h b 1 1 • * , DU  liBfobtrditcbe  TrtBbud.  7 
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Vergabungen  auf  den  Todesfall,  nämlich  den  forniae  10  und  11, 
zu  Grunde  liegt.  Derjenige,  welcher  schenkungsweise,  inter 
vivos  oder  mortis  causa,  über  sein  ganzes  Vermögen  oder  Be- 
standtheile  desselben  verfügen  will,  überträgt  daran  per  cartam 
venditionis  einem  mindestens  im  Range  eines  presbyter  stehenden 
Kleriker'*)  sofortiges,  (dinglich)  unbeschränktes  Eigenthum. ’") 
Nach  dem  Verkauf,  häutig  noch  an  demselben  Tage14)  unter 
Zuziehung  desselben  Notars,  nimmt  der  Kleriker  als  Eigenthümer 
in  eigenem  Namen  durch  Begebung  einer  carta  die  von  jenem 
Ersten  gewünschte  Vergabung  vor.  Handelt,  es  sich  um  Ver- 
ordnungen für  den  Todesfall,  so  spricht  er  in  der  von  ihm  aus- 
gestellten und  begebenen  carta  ordinationis11)  jenem  Ersten, 
seinem  Verkäufer,  d.  i.  dem  eigentlichen  Schenker,  für  dessen 
Lebenszeit  den  Niessbrauch  an  den  Vergabungsobjekten,  zu- 
weilen auch  ein  mehr  oder  minder  weit  gehendes  Veräusserungs- 
recht**)  zu. 

Dieses  auf  den  ersten  Anblick  höchst  befremdlich  erscheinende 
Schenkungsverfahren  verdient  eine  nähere  Würdigung.  Die 
Treuhand  verbirgt  sich  hier  zwar  hinter  einem  Scheinverkauf. 
Sie  ist  auch  keine  letztwillige  in  dem  oben  § 6 N.  8 (vgl.  dazu 
§ 8 S.  54  f.)  formulirten,  unserer  Untersuchung  zu  Grunde  ge- 
legten Sinne;  vielmehr  ist  hier  der  Treuhänder  von  vornherein 
berufen,  seine  Aufgabe  unverzüglich,  während  der  Vertrauens- 
geber noch  lebt,  durchzuführen.  Aber  es  eröffnet  sich  uns  ein 


'*)  Auch  die  Formulare  des  Kartulars  nennen  einen  presbyter  als  Treu- 
händer. 

'*)  Graf  Atro  salisch-friuikischer  Nationalität  vergisst  in  seiner  l'rkunde 
(H.  I*.  M.  XIII  75»)  auch  nicht  die  Erklärung  „et  me  exindc  expuli,  warpivi 
et  absacito  feei“  hinzuzuftigen.  Gegensatz  gegen  oben  § 10  Zi fl'.  1. 

“)  XIII  810,  870,  SSO,  974;  Uh.  I 366,  431;  Cb.  II  18. 

*5)  So  bezeichnet  in  den  Formularen  des  Kartulars. 

M)  In  XIII  810  u.  870  nur  das  Vorkaufsrecht  des  Erogators,  Dispen- 
sators (brevo  receptorium).  Vgl.  die  Handglosse  zu  Wido  6 (51.  G.  Leg  es 
IV  S.  603  Sp.  1 Zeile  35  ff.):  „veluti  si  quis  ita  rem  ordinaverit,  ut  in  se 
roservet  potestatein  alieuandi  per  breve  receptorium  et  post  per  illud  breve 
alienaverit".  Es  macht  sich  also  hier  der  unumschränkte  Eigentliüiner  zum 
gebundenen  Eigentliiimer  mit  der  blossen  Rechtamacht  eines  Treuhänders. 
In  XIII  808  u.  880  lässt  sich  der  Verkäufer-Schenker  vom  Mittelsmann  für 
die  Zeit  seines  Lebens  das  freie  Veräusserungsrecht  iuter  vivos  und  mortis 
causa  übertragen  (vgl.  oben  S.  86  N.  23). 
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interessanter  Einblick  in  den  auf  dem  Gebiete  der  letztwilligen 
Verfügungen  wogenden  Kampf.  Es  wird  auch  durch  den  Gegen- 
satz das  Wesen  der  normalen  letztwilligen  Treuhand  besonders 
scharf  beleuchtet. 

Das  Verfahren  kehrt  seine  Spitze  gegen  die  gesetzlichen 
Erben.  Daran  ist  kein  Zweifel.1’)  Die  überlebende  Gattin 
soll  dadurch  mehr,  als  das  in  Liutpr.  102  (103)  und  Aistulfl  5 
(14)  festgesetzte  Maximalmasse*)  Töchter,  die  neben  Sühnen 
vorhanden  sind,  sollen  mehr,  als  was  in  Liutpr.  101  (102)  für 
sie  vorgesehen  ist,1*)  erhalten.  Man  betrachte  namentlich  die 
Formel  11  des  Kartulars: 

Martinus  hat  2 Söhne,  Johannes  und  einen  anderen.  Jo- 
hannes will  die  Maria  als  Gattin  heimführen.  Damit  sein  Haus- 
stand wirtschaftlich  gesichert  sei,  soll  er  vom  Vater  die  freie 
Vertugungsinacht  über  seinen  Erwerb  und  ferner  den  Mitgenuss 
an  dem  ihm  verfangenen'11')  dritten  Theil  des  väterlichen  Ver- 
mögens zugewiesen  erhalten.  Aber  auch  für  den  etwaigen 
Wittwenstand  der  Maria  soll  Vorsorge  getroffen  werden.  Sie 
soll  an  jenem  Drittheil  die  morgincap-Quart  auch  für  den  Fall 
erhalten,  dass  Johannes  vor  seinem  Vater  sterben  sollte;  inso- 
weit soll  also  der  Anfall  an  die  gesetzlichen  Erben  des  Vaters 


’’)  Aucli  die  oben  in  X.  11  genannten  Schriftsteller  haben  dies  richtig 
erkannt. 

**)  vgl.  XIII  700  u.  816. 

”)  vgl.  XIII  868. 

**)  Von  zwei  Söbnen  hat  jeder  an  einem  Drittel  des  väterlichen  Ver- 
tnügens  schon  bei  Leteeiten  des  Vaters  ein  unentziehbares  Anwartschaft*- 
recht.  Vgl.  die  Text-  bezw.  Randglosse  des  über  I’apiensis  zu  Roth.  108, 
Hxpositio  § zu  Roth.  160,  Liutpr.  112  (113)  und  Expos.  § 1 dazu,  wo  es 
heisst:  „Lex  hcc  dicens:  si  fuerint  duo  fthi  etc.  dat  intelligi.  patrem  duas 
partes  substautie  eis  debcre.  Usu  et  exemplo  istoruin  duorum  dicitur:  si 
luis  est  patri  unieus  filius,  quod  a reruin  suarum  uicdietate  pater  eum  ex- 
heredare  non  possit : ideoque,  si  ipse  nnicus  filius  uxorem  duxerit,  usu  habetur, 
quod  rerum  suarum  medietatem  per  se  aut  suppositam  personam  pater 
ei  concedit.  Eodemque  modo  si  plures  fuerint,  unicuique  pars,  quc  iuxta 
huius  legis  intellectum  a patre  dcbetnr,  usu  conceditur“.  Vgl.  Troya  805 
(763t,  92t  (770),  947  (772);  R.  F.  64  (765),  183  (806);  Ml.  IV  1 80  (774); 
Brunner  in  den  Mittheiluugen  des  Instit.  für  österr.  Geschichtsforschung 
Bd.  2 S.  10 — 12;  Pappenheim,  Launegild  und  Garethinx  (Gierke's  Unters. 
Heft  14)  S.  61  us»;  Tamassia  a.  a.  0.  S.  220,  221  s,  247,  274;  Palumbo 
S.  302  ff. 

7* 
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(Martinus),  besonders  an  den  zweiten  Sohn,  ausgeschlossen 
werden.  Zu  diesem  Zwecke  will  Martinus  jenes  Drittel,  unter 
alleinigem  Vorbehalt  des  Mitgenusses  bezw.  des  Niessbrauchs 
in  gewissem  Umfange,  jetzt  alsbald  aus  seinem  Vermögen  aus- 
scheiden.  Auf  dass  dies  künftigem  Widerspruche  der  Erben 
um  so  sicherer  Stand  halte,  bedient  er  sich  in  obiger  Weise 
der  Hülfe  des  presbyter  Douiinicus. 

Worin  lag  nun  der  Schutz,  den  das  Verfahren  bieten  sollte? 
Wir  müssen  uns  in  den  Kampf  hineindenken,  der  im  langobar- 
dischen  Recht  während  der  ganzen  Zeit  seiner  Herrschaft 
zwischen  dem  altgermanischen,  schon  bei  Lebzeiten  des  Erb- 
lassers wirkenden  und  seine  Verfügungsbefugnis  beschränkenden 
Anwartschaftsrecht  der  gesetzlichen  Erben  einerseits  und  dem 
von  der  Kirche  mächtig  geforderten  Streben  nach  Gewinnung 
freien  Spielraums  für  die  Verfügungen  pro  anima41)  andererseits 
mit  wechselndem  Erfolge  ausgefochten  wurde.  In  diesem  Kampfe 
hatte  die  letztgedachte  Richtung  schon  im  8.  Jahrhundert  gegen- 
über der  1.  188  Roth,  einen  bedeutenden  Sieg  errungen.  Hatte 
diese  lex  noch  das  ganze  Vermögen  des  Vaters  dem  Anwart- 
schaftsrecht der  Söhne  unterworfen,  so  wurde  nunmehr  durch 
ein  Gewohnheitsrecht,  welches  man  durch  eine  sehr  weitherzige 
Auslegung  der  1.  112  (n:i)  Liutpr.  zu  stützen  suchte,  dem  Vater 
ein  Sohneskopftheil  zur  Verfügung,  auch  über  den  Tod  hinaus, 
freigegeben.24)  Für  den  übrigen  Theil  des  Vermögens  blieb  die 
1.  1 (>8  Roth,  in  Geltung,  die  dem  Vater  nicht  blos  Tbingation 
unter  Erbenschaffung,  sondern  auch  Donation  einzelner  Ver- 
mögensstücke und  anderweitige  Veräusserungen”)  verbot,  aller- 
dings nur  solche  Veräusserungen,  welche  die  Söhne  in  ihrem 
Erbrecht  materiell  schädigten.44)  Verkäufe,  mit  denen  man 
entsprechende  Gegenleistungen  einbrachte,  waren  nicht  betroffen. 
An  diesem  Punkte  setzte  die  gegen  die  erbrechtlichen  Dispo- 


*•)  im  weitesten  Sinne  genommen,  also  unter  Ausdehnung  auf  jedwede 
Fürsorge  fiir  die  Zeit  nach  dem  Tode.  Vgl.  oben  § 2 N.  13. 

**)  Belegstellen  itml  Litteratur  oben  N.  20. 

*’)  Denn  das  „cxbereditare“  der  I.  168  ist.  worauf  Pappenheini  a 
a.  O.  S.  63  f.  hingewicseu  hat,  identisch  mit  dem  .per  cjuodlebet  titulum 
alieuare“  der  1.  170  Roth. 

*‘)  Pappe  «heim  S.  02. 
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sitionsschranken  kämpfende  Richtung  ein.  Sie  muss  auch  hier 
einen  Sieg  davon  getragen  haben.  Dies  beweist  die  spätestens 
aus  derZeit  zwischen  1019—1(37  herrührendeM)  Prozessformel 
des  über  Papiensis  zu  Roth.  169: 

„Petre,  te  appellat  Martinus,  quod  tu  tenes  sibi  ter- 
rani  in  tali  loco  malo  ordine.  — Ipsa  terra  mea  propria 
est:  ecce  carta.  quam  pater  tuus  michi  dedit.  — Si 
nianifestat  de  venditione,  aut  dicat  falsam  aut  taceat. 
Si  nianifestat  de  donatione,  dicat:  contra  legem  est 
ipsa  carta,  quod  pater  meus  uou  potuit  me  dehere- 
ditare.  “ 28) 

Danach  sollte  die  Verkaufsurkunde  des  Vaters,  im  Gegensatz 
zur  Schenkungsurkunde,  gegen  einen  aus  dem  gesetzlichen  Erb- 
recht entnommenen  Angriff  des  Sohnes  gefeit  sein.  Nur  die 
Schelte,  d.  h.  der  erfolgreiche  Protest  gegen  die  Echtheit  oder 
die  Wahrheit  des  beurkundeten  Vorgangs,  sollte  die  Urkunde  aus 
dem  Wege  räumen  können.  Dies  forderte  dazu  auf.  sich  bei 
einer  dem  gesetzlichen  Erbrecht  widerstreitenden  Vergabung  der 
Verkaufs  form  zu  bedienen  in  der  Weise,  wie  es  das  hier  be- 
handelte Verfahren  zeigt.  Und  es  wird  jetzt  die  sonst  nicht 
recht  erklärliche  Thatsache  verständlich,  dass  dieses  Verfahren, 
das  doch  durchsichtig  genug  war,  zu  einem  typischen  werden 
konnte.27)  Der  äusseren  Erscheinung  nach  war  die  Hache  in 

“)  Aus  dieser  Zeit  stammt  der  üb.  Pap.  mit  seinen  Gerichtsfbrmeln 
fBoretius,  Praefatio  § 58,  M.  G.  LL.  IV  p.  LXXXII),  unter  welchen 
natürlich  die  überwiegende  Mehrzahl  schon  lange  vorher  bei  den  Gerichten 
im  Gebrauch  gewesen  war. 

**)  Vgl.  noch  Absatz  3 des  Formeltextes  zu  Liutpr.  56  (57):  „Per  istain 
legem  debemus  intelligere,  quod  horno  qui  habet  filios  potest  vendere  omnes 
res  stias“  und  Expos  § 1 dazu  — In  der  Formel  zu  Liutpr.  10*2  (103)  und 
in  der  ersten  Formel  (in  fine)  zu  Liutpr.  104  (105)  sind  unter  den  ange- 
griffenen Urkunden  m.  E.  cartae  donationis  zu  verstehen. 

*’)  Dass  der  in  der  Urkunde  angegebene  Kaufpreis,  wie  es  ja  sich  von 
selbst  verstand,  vom  Treuhänder  nicht  bezahlt  war,  gab  keinen  Anlass,  die 
Urkunde  als  „falsa“  zu  schelten.  Denn  auch  bei  dem  gewöhnliehe n Verkauf 
war  als  Voraussetzung  für  den  Uebergaug  des  Eigenthums  an  der  Kaul- 
sache das  in  der  carta  enthaltene  Proiseiupfailgsbe  ke  u n t nis  nothwendig 
und  ausreichend.  Es  hatte  jenen  Erfolg  auch  dann,  wenn  der  Preis  in 
Wirklichkeit  noch  nicht  vom  Käufer  beglichen,  sondern  ihm  kreditirt  worden 
war.  Vgl.  Katchis  8 und  dazu  Brunner  Urk.  S.  133  f.  und  Kollier, 
Beitr.  z.  gerat,  l’r.  K.-Gesch.  lieft  I S 3 
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Ordnung:  es  war  nicht  geschenkt,  sondern  verkauft:  damit  war 
jede  weitere  Erörterung  abgeschnitten.  Aber  dieser  formalistische 
Standpunkt,  lange  durch  die  der  individuellen  Verfügungsfreiheit 
günstige  Richtung  gehalten,  unterlag  schliesslich  doch  seiner 
inneren  Schwäche  und  der  Gegenströmung,  die  es  mit  den  alten 
gesetzlichen  Erbanwartschaftsrechten  hielt.  11er  bald  nach  dem 
Jahre  1070*’*)  entstandene  Kommentar  zum  über  l’apiensis,  die 
Expositio,  änderte  in  seinen  Erläuterungen  zu  Roth.  16t)  zwar 
nichts  an  der  Anschauung  jener  Prozessformel,  dass  die  carta 
venditionis  niemals  contra  legem  (d.  h.  der  1.  Itt8  Roth,  zuwider) 
sei,  sprach  indessen  in  § 5 ibid.  den  Söhnen  das  Recht  zu,  die 
fraglichen  Yerkanfsurkunden  als  wahrheitswidrig  zu  schelten: 

„Si  pater  dederit  omnes  res  suas  per  imagina- 
riam  venditionem  causa  exhereditandi  tilium,  nt  filius 
falsam  cartulam  dicat,  aut  taceat:  et  bene  cartulam 
falsa  in  clamare  potest.“ 

Der  hier  für  den  krassesten  Fall  (Verkauf  des  ganzen  Ver- 
mögens) aufgestellten  Ansicht  wird  man  wohl  auch  bei  anderen 
Verkäufen,  die  das  Erbau  wartschartsrecht  der  Söhne  beein- 
trächtigen sollten.  Raum  gegeben  haben.  Jedenfalls  zeigen  uns 
die  Urkundensammlungen,  dass  das  uns  hier  interessirende  Ver- 
fahren, nachdem  es  vorher  typisch  gewesen,  in  der  Zeit  nach 
der  Abfassung  der  Expositio  nur  noch  sehr  vereinzelt  vorkam 
und  bald  — die  letzte,  mir  bekannte,  einschlägige  Urkunde 
stammt  aus  dem  Jahre  1 0t*2  — ganz  verschwand.*“) 

Das  Verfahren  war,  ebenso  wie  jene  mit  einer  unbedingten 
Verkaufsurkunde  operirende  Art  der  Liegenschaftsverpfändung, 
der  römischen  fiducia  und  dem  modernen  fiduciarisehen  Geschäft 


*•1  Boretius,  I.  c.  § 68  p.  LXXXVII 

*•)  Den  Standpunkt  der  Expositio  theilt  auch  noch  die  Glosse  dos 
Karolus  de  Tocco  ad  verb.  „thingare"  in  1.  13  Lomb.  II,  14  ( Roth, 
ltis,  169),  vgl  dazu  die  Gl.  ad  verb.  „vcndidcrit“  in  1.  20  Lomb.  II,  21 
(■  Liutpr.  ;>6  [57]).  Nur  kommt  Karolns  der  die  VerfilgungsfreiUeit  be- 
günstigenden Richtung  insofern  erheblich  entgegen,  als  er  die  donatio  — 
und  damit  erst  recht  jede  venditio  — rei  singularis  zulasst,  also  nur  die 
donatio  omniam  rerum  und  die  „in  fraudem  exhaeredationis“  erfolgte  veuditio 
omuium  rerum  für  unerlaubt  erklärt , 
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analog.90)  Erhielt  der  Käufer  die  Sache  auch  nur  zu  dem  be- 
stimmten Treuhandzwecke,  so  wurde  sie  ihm  doch  pure  verkauft 
und  zu  unbeschränktem  Eigenthum  übertragen,  dergestalt  dass, 
wenn  er  sie  dann  jenem  Zweck  zuwider  verkauft,  vertauscht, 
verschenkt  hätte,  der  neue  Erwerber  volles,  seitens  des  Fiducianten 
unangreifbares  Eigenthum  erlangt  haben  würde.  Ob  der  Fidu- 
ciant  in  solchem  Falle  vom  emptor  fiduciarius  Schadensersatz 
hätte  fordern  können,  das  hing  davon  ab,  ob  die  Treuabrede 
zwischen  beiden  sich  zu  einem  vollwirksamen  obligatorischen 
Nebenvertrage  verdichtet  hatte.  Bei  jener  besonderen  Art  der 
Verpfändung  war  ein  solcher  Vertrag  regelmässiger  Bestandtheil 
des  ganzen  Geschäfts;  er  verschaffte  eine  „actio  tiduciae“.  Bei 
unserem  Trcuhandverfahren  war  er  häufig  überflüssig,  wenn 
nämlich  in  uno  actn31)  der  Fiduciant  dem  Treuhänder  verkaufte 
uud  dieser  die  gewünschte  Vergabung  an  den  Destinatär  vollzog. 
Auch  in  den  übrigen  Fällen  lassen  die  Urkunden  von  einem 
derartigen  Vertrage,  der  nach  langobardischem  Hecht  ein  Formal- 
kontrakt hätte  sein  müssen,  keine  Spur  erkennen.  Es  kann  dies 
vielleicht  seinen  Grund  darin  haben,  dass  man  ihn  auch  hier 
für  überflüssig  hielt  mit  Rücksicht  auf  die  Garantieen,  die  der 
Fiduciar,  ausnahmslos  ein  Kleriker  höheren  Ranges,  Priester  oder 
Bischof,  in  seiner  Person  bot.  — 

Beide  Institute,  sowohl  das  auf  dem  Gebiete  der  Schenkungs- 
treuhand als  das  auf  dem  Gebiete  der  Verpfändung  liegende, 
hatten  nur  eine  territorial  begrenzte  (Oberitalien)  und  nur  eine 
zeitlich  vorübergehende  Geltung,  sie  waren  künstliche  „Erzeug- 
nisse vorgerückter  Notariatspraxis“.34)  Von  ihnen*  unterscheiden 
sich  scharf  in  ihrer  rechtlichen  Struktur  und  durch  ihren  Stand 
mitten  im  frischen  Strome  des  Volksrechts  sowohl  die  normale 
Art  der  Treuhand  zu  letztwilligen  Zwecken  als  die  normalen 


w)  Scho«  Lupo  a.  a.  O.  spricht  zutreffend  vou  einer  „venditio  fiduciaria“. 
£3  ist  liduciarischer  Charakter  mit  Simulation  komhiuirt.  Simulirt  wird 
Verkauf,  das  verdeckte  Geschäft  ist  Schenkung  uud  zwar  fiduciarische 
Schenkung. 

»)  Vgl.  oben  N.  14. 

n)  So  Val  de  Li&vre,  Lauuegild  und  Wadia  S.  52  ‘ iu  Bezug  auf 
die  in  den  italienischen  L'rkundenwerken  sich  findenden  zahlreichen  Schein  - 
geschälte. 
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Arten  der  Verpfändung,  die  nutzbare  Satzung  und  das  üben  in 
§ 1 1 S.  82  f.  beschriebene  Verfallpfand.  Während  dort  eine  den 
Zweck  überschiessende  dingliche  Rechtsuiacht  (volles  Eigenthuui) 
verliehen  wird  und  es  für  diesen  Ueberscbuss  höchstens  einen 
unvollkommenen  obligatorischen  Ausgleich  giebt,  setzt  hier  überall 
die  Zweckbestimmung  als  Geding,  lex  traditionis  von  vornherein 
die  dem  Gegenpart  zugedachte  dingliche  Rechtsmacht  in  ent- 
sprechendem Masse  herab.  Es  wird  nur  ein  bedingtes  dingliches 
Recht,  sei  es  Eigenthum,  sei  es  (bei  der  Satzung)  Nutzungs- 
recht. übergeleitet;  auf  Seiten  des  Tradenten  bleibt  ein  — bei 
Treuhand  und  Verfall pfand  unter  der  umgekehrten  Bedingung 
stehendes  — Eigenthumsrecht  zurück,  das  seine  Herrschaft  nicht 
blos  auf  den  Gegenpart,  sondern  auch  auf  Dritte  soweit  erstreckt, 
als  überhaupt  die  Dinglichkeit  im  Runde  mit  der  Publizität 
nach  germanischen  Grundsätzen  zu  wirken  vermag.  Erst  mit 
dem  Augenblick,  wo  der  gesetzte  Zweck  erreicht  ist  oder  Ge- 
wissheit darüber  erlangt  ist,  dass  er  unerreichbar  oder  gegen- 
standslos geworden,  ersteht  durch  das  juristische  Mittel  des 
Eintreffens  oder  des  Ausbleibens  der  Bedingung  wieder  ein  un- 
beschränktes dingliches  Recht  an  der  Sache  (Eigenthum),  sei 
es  in  der  Hand  des  Veränsserers.  des  Erwerbers  oder  einer 
dritten  Person.  So  sind  hier  bei  allen  drei  Instituten  — der 
letztwilligen  Treuhand,  der  nutzbaren  Satzung,  dem  Verfallpfänd 
— Zweck  und  dingliche  Rechtsmacht  in  glücklicher  Weise  ein- 
ander angepasst.  Vom  Standpunkt  des  Veräusserers  aus  am 
besten  beim  Verfallpfand;  denn  hier  gestattet  die  sachenrecht- 
liche Herrschaft  des  Erwerbers  ein  positives  Einwirken  auf  die 
Sache  selbst  erst  dann,  wenn  der  Schwebezustand  zu  Ende  ist, 
der  Erwerber  die  Sache  endgültig  erlangt  hat  und  es  also  lur 
den  Veräusserer  nichts  mehr  zu  verlieren  giebt : bis  dahin  ist 
jene  Herrschaft  nur  ein  negativ  wirkendes  Anwartschaftsrecht 
(„Anfall“).  Bei  letztwilliger  Treuhand  und  nutzbarer  Satzung 
eröffnet  sich  dagegen  gerade  schon  während  des  Schwebezustandes, 
also  während  noch  das  Interesse  des  Veränsserers  oder  seiner 
Erben  engagirt  ist,  für  den  Erwerber  die  Möglichkeit  zu  positiver 
Einwirkung  auf  die  Sache.  Es  macht  sich  der  Unterschied  der 
Resolutivbedingung  von  der  beim  Verfallpfand  vorliegenden  Sus- 
pensivbedingung geltend.  Der  Veräusserer  hegt  bei  der  Ver- 
äusserung  das  Vertrauen,  dass  der  Erwerber  in  einer  seinem 
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berechtigten  Interesse  nicht  zuwiderlaufenden  Weise  auf  die 
Sache  einwirken  werde.  Es  ist  hier  der  Gedanke  der  fiducia 
lebendig,  im  weitesten  Sinne  genommen,  wie  er  am  Anfang 
dieses  Paragraphen  bestimmt  worden  ist.  Er  kommt,  wie  nach 
Jen  obigen  Nachweisen  bei  der  Treuhand,  so  auch  bei  der  nutz- 
baren Satzung  in  dem  Sprachgebrauch  der  langobardischen 
Quellen  zum  Ausdruck.  „In  fiduciae  nexum  ponerc.  infiduciare, 
opponere  in  aflidueiato,  propter  fidem  tradere“  wird  diese  Art 
der  Verpfandung  in  den  leges  und  den  Urkunden  genannt/13)  Wir 
dürfen  demnach  als  Unterarten  derselben  Kategorie  die  römische 
fiducia  sammt  dem  modernen  fiduciarischen  Geschäft  und  die 
langobardisch  - germanische  fiducia  einander  gegenüberstellen. 
Dort  äussert  sich  die  beschränkende  Wirkung  der  Zweckbestim- 
mung nur  auf  obligatorischem,  hier  schon  auf  dinglichem  Gebiete! 

Dadurch,  dass  hier  die  Zweckbestimmung  von  vornherein 
als  Bedingung  die  Rechtsmacht  des  Empfängers  beschränkt, 
unterscheidet  sich  auch  die  germanische  fiducia  scharf  von  der 
Zuwendung  sub  modo,34)  mit  der  die  Römer  zuweilen  ähnliche 
Resultate,  wie  die  mittelst  der  Treuhand  erreichten,  angestrebt 
haben.  Denn  wie  sehr  auch  die  Ansichten  der  Romanisten 


**;  Roth.  174,  Liutpr.  57  (58),  Liutpraudi  notitia  de  actoribus  regis 
(Je  anno  733)  cap.  5 (M.  G.  LI,.  IV  p.  1*2),  Pactiones  de  leburiis  cum 
Ncapolitani»  factae,  item  consuetudo  leburie  et  pactum  (post  a.  774)  cap.  4 
(M-G.  1.  c p.  213);  Kl.  V*  3S9  (*13),  424  («49);  Ficker  IV  nr.  75  (1077). 
'15b  Val  deBievre,  Launegild  und  Wadia  S.  113  f.  und  Köhler,  Pfand- 
recht!. Forsch.  8.  Sä  ff.,  wo  S.  *3  n.  1,  *4 — sii,  ««  f.,  353  noch  zahlreiche 
andere  langobardische  Urkunden  citirt  sind,  welche  die  Worte  „fiducia,  in- 
fiduciare etc.*  verwenden.  Mag  es  auch  richtig  sein,  was  Val  de  Li  4 vre 
und  Köhler  annehnten,  dass  hier  der  Sprachgebrauch  des  römischen 
Rechts  nachgewirkt  hat,  so  geschah  dies  doch  deshalb,  weil  der  Gedanke 
der  fidu  cia  (in  jenem  weitesten  Sinne),  wie  bei  der  römischen  Pfandfiducia, 
*•  eben  auch  bei  der  nutzbaren  Satzung  zutraf.  Denn  allein  für  diese 
letztere,  nicht  auch  für  das  langobardische  Verfallpfand,  waren  jene  Be- 
zeichnungen gebräuchlich,  ln  dem  Verfallpfand  erblickte  inan  (vgl.  oben 
S-82f)  ein  bedingtes  Verkaufen,  nicht  ein  „Anvertrauen“!  Man  vergleiche 
nur  die  Fassung  der  Urkunde  Ml  V 3 424,  wo  nutzbare  Satzung  und  Ver- 
fsllpfand  mit  einander  verbunden  sind. 

”)  während  z.  B.  bei  Brinz,  Fand.  2.  Aufl.  Bd.  IV  (Lotmar)  § 567 
S-  23i)  3 zwischen  dem  modus  und  dem  römischen  pactum  fiduciae 

' erwandtschaft  angenommen  wird. 
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über  das  Wesen  des  modus  auseinander  gehen,  wie  sehr  es 
namentlich  streitig  ist,  ob  in  der  Verpflichtung  des  Empfängers 
zur  Erfüllung“)  oder  in  dem  Rückforderungsrecht  der  Geberseite 
bei  Nichterfüllung"*)  der  Schwerpunkt  der  Lehre  zu  suchen  ist, 
so  scheint  doch  darüber,  dass  die  Bindung  des  Empfängers  nur 
eine  persönliche  und  keine  dingliche  ist.37)  Einstimmigkeit  zu 
herrschen.  Die  Unähnlichkeit  von  Treuhand  und  modus  betrifft 
aber  auch  den  ganzen  rechtlichen  Aufbau.  Bei  der  donatio 
sub  modo  ist.  juristisch  betrachtet,  die  Zuwendung  an  den  Em- 
pfänger, seine  Bereicherung,  die  ihm  damit  erwiesene  Gunst  die 
Hauptsache;  die  Auflage  tritt  nur  als  Nebenzweck  hinzu,  sodass, 
wenn  sie  in  sich  zusammenfällt,  z.  B.  wegen  Unmöglichkeit  der 
aufgelegten  Leistung,  die  Zuwendung  dadurch  nicht  in  ihrem 
Bestände  berührt  wird.  Bei  der  Treuhand  dagegen  giebt  gerade 
die  Zweckbestimmung  dem  Geschäft,  und  zwar  dem  ganzen  Ge- 
schäft. sein  Gepräge:  auf  ihre  Erfüllung  kommt  alles  an,  nur 
im  Hinblick  auf  sie  erfolgt  die  Zuwendung  an  den  Empfänger. 
Selbst  die  etwa  dem  letzteren  für  die  eigene  Tasche  zugedachte 
Bereicherung38)  ist  nur  Lohn  für  die  vollendete  Erfüllung  und 
wird,  wie  die  ganze  Zuwendung,  mit  der  Unerreichbarkeit  des 
Zweckes  hinfällig.3*) 


» 14. 

111.  Die  saehen  recht  liehe  Zuständigkeit  des  Treuhänders 
in  ihren  einzelnen  Aeusserungen. 

ln  den  §§  fl — 13  haben  wir  bei  Beantwortung  der  Frage 
nach  der  Natur  der  sachenrechtlichen  Kompetenz  des  Treuhänders 
bereits  seine  wichtigsten  Befugnisse,  wie  sie  sich  uns  im  Lichte 
der  Quellen  zeigten,  eingehend  dargestellt.  Es  bleibt  übrig, 


“1  Brinz  a.  a.  0.  S.  230  ff. ; Regelsbergor,  Fand.  1 § 1H6. 

M)  Will  da  ch  eid  I § 9M  Ziff.  2 u.  § 99;  llölder,  I’and  1 § ö4  S.  279  f. 
3')  also  dass  insbesondere  das  Kiiekforderungsrecht  der  Geberseite  nicht 
dinglich  ist.  Vgl.  Regelsberger  a.  a.  O.  § 170  1 (S.  ü20);  Dernburg, 
l’and.  I § 115  b. 

**)  Unten  § 14  N.  17. 

™j  Vgl.  Brunner,  Ijindschenkungen  S.  11711  N.  4 (Forsch.  S.  b X.  3). 
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was  weiter  über  die  einzelnen  Aeusserungen  jener  Kompetenz 
aus  den  Quellen  erhellt  oder  durch  Deduktion  zu  gewinnen  ist, 
mit  den  früheren  Darstellungen  zu  einem  einigermasseu  voll- 
ständigen Bilde  zu  vereinigen.  Dabei  lassen  wir  die  besonderen 
Fälle,  in  denen  der  Treuhänder  volles,  uneingeschränktes  Eigen- 
thum hat,  nämlich  die  beiden  oben  im  Eingang  des  § 10  und 
in  § 13  S.  98  ff.  beschriebenen  Kategorieen,  ausser  Betracht. 

1.  Anwartschaft.  Regelmässig  — Ausnahme  oben  § 8 
S.  54  f.  — soll  der  Treuhänder  erst  nach  dem  Tode  des  Gebers 
seine  Aufgabe  erfüllen  dürfen.  Seine  Rechtsmacht  soll  ihre 
positive  Wirksamkeit  erst  von  da  ab  entfalten.  Sie  ist  ihm 
-post  obitum“  übertragen.  Er  hat  zunächst,  bei  Lebzeiten  des 
Gebers,  nur  suspensiv  bedingtes  Eigenthum  (oben  § 8 S.  58). 
Allein  dieses  giebt  ihm  schon  jetzt  eine  feste  Anwartschaft 
nach  Massgabe  des  Inhalts  der  carta.  Der  Geber  kann  also 
nicht  frei  widerrufen,  vielmehr  nur  im  Rahmen  eines  aus- 
drücklich von  ihm  bei  der  Vergabung  gemachten  Vorbehaltes 
über  die  Vergabungsobjekte  anderweitig  disponiren  (oben  § 9 
S.  so  f.)  Freilich  kann  der  Vorbehalt  den  ganzen  Bestand  des 
Treuhandverhältnisses  selbst  unter  eine  Bedingung  stellen,  z.  B. 
uuter  die  Bedingung,  dass  der  Tod  des  Gebers  gerade  auf  einer 
bestimmten  Reise,  einem  bestimmten  Feldzug  eingetreten  sein 
muss-,  kehrt  dann  der  Geber  glücklich  heim,  so  erlischt  die 
für  den  Vertrauensmann  begründete  Anwartschaft,  ehe  sie  zu 
einem  aktuellen  Recht  gediehen  ist.1)  Und  ebendasselbe  kann 
sich  ergeben,  wenn  eine  im  Krankenbett  gemäss  1.  8 Liutpr. 
ohne  Wahrung  der  ordentlichen  Formen  vorgenommene  Ver- 
gabung zu  getreuer  Hand  durch  die  spätere  Genesung  des 
Schenkers  hinfällig  wird  (oben  § 3 am  Ende  und  § 8 S.  58  f.). 
Aber  ohne  solchen  Vorbehalt  oder  solchen  Hinfälligkeitsgrund 
muss  der  Geber  das  Anwartschaftsrecht  des  Treuhänders  re- 
spektiren;  eine  dessenungeachtet  von  ihm  getroffene  Verfügung 


’)  Hrunotti.  Codice  diplomatico  Toscano  P.  II  T.  l nr.  11  de  anno 
"19  ipag.  234):  „si  michi  omnipotens  dominus  vita  concessere  et  ad  propria 
mea  regressus  fuere,  omnia  sit  in  mea  sit  potestate  in  antea  avendum  iudi- 
candum  faciendum  ijuod  aut  qualiter  michi  placuere“.  Auf  solchen  Fall  spielt 
das  Keicbskapitular  von  »03  (lib.  Pap.  Karol.  lOö)  an.  Vgl.  für  das  deutsche 
Rechtsgebiet  die  Urkunden  bei  Ueusler,  Instit.  I § 49  N.  5. 
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vermag  sich  später  nicht  wider  den  Willen  des  Treuhänders“) 
zu  behaupten. 

2.  Gewere  und  Besitz.  Mit  dem  Tode  des  Gebers  — 
ausnahmsweise  schon  mit  dem  Tage  der  Schenkung  — erlangt 
der  Treuhänder  ohne  Weiteres  gegenwärtiges  Eigenthum. 
Auch  die  Gewere  (potestas)?  Dass  es  ausser  der  traditio 
cartae  nicht  noch  einer  besonderen,  gleichzeitig  oder  später  zu 
vollziehenden  Investiturhandlung  des  Gebers  oder  seiner  Erben 
bedarf,  ist  nach  langobardischem  Hecht  unzweifelhaft.*)  Die 
traditio  cartae  ermächtigt  vielmehr  den  Erwerber,  sofort  oder 
— bei  Uebertragung  des  künftigen  Anfalls  — , wenn  die  Zeit 
herangekommen  ist,  sich  selbst  eigenmächtig  in  den  Besitz  der 
tradirten  Saeiie  zu  setzen.4)  Darauf  werden  z.  B.  in  H.  P.  M. 
XIII  601  (952)  die  auf  den  Todesfall  bestellten  Treuhänder 
noch  ausdrücklich  hingewiesen  mit  den  Worten: 

„Et  ipsis  erogatariis  meis  volo  et  judico,  nt  statim 
post  meum  discessum  sint  potestativis  (befugt)  ad 
tollendum  absque  ulla  conti adictione  de  ullis  pareutibus 
et  heredibus  meis,  nbicnmque  invenerint  post  meum  dis- 
cessum, idsunt  omnibus  mobilibns  et  immobilibus.  tarn 
infra  casa  abitacionis  mee  infra  eadem  civitate  Bergomo 
seu  in  ipso  loco  Canale,  vel  per  alias  loeas,  ad  dandum 
et  distribuendum  pro  anima  mea,  cui  ipse  cum  Deo 
melius  providerint.“ 

Aber  selbstverständlich  ist  ihnen  dies  nur  möglich,  wo  der  Besitz 
durch  den  Tod  des  Gebers  verwaist  und  auch  von  anderen 
Personen,  namentlich  den  gesetzlichen  Erben  des  Gebers,  nicht 
ergriffen  oder  wieder  von  diesen  geräumt  ist.  Wo  das  Gegen- 
theil  der  Fall,  da  müssen  sie  erst  das  entgegenstehende  Hindernis 

*)  Freilich  mochte  dieser  heim  Mangel  eines  eigenen  Interesses  sich 
leicht  bereit  Anden  lassen,  einer  Willenswandlung  des  Schenkers  nachzugeben 
und  durch  seiue  Mitwirkung  die  zweite  Alieuation  von  ihrem  Mangel  zu 
befreien.  Vgl.  Schupfer,  Thim  e affatomia  S.  Hl. 

3J  Dies  nimmt  auch  Sohm,  Kränk.  Recht  u röm.  Recht  N.  36,  37, 

41  an,  obwohl  er  der  Hru  nner’schcn  Ansicht  (zuletzt  l'rk  S.  306),  dass 
eben  in  der  traditio  cartae  die  Investitur  als  symbolische  Investitur  enthalten 
gewesen  sei,  widerspricht  uud  den  Langobarden  gänzliche  L'nbekanntschaft 
mit  der  Investitur  zuschreibt. 

*)  Vgl.  die  von  Brunner,  L'rk.  S.  137  f behandelte,  sehr  anschauliche 
Gericbtsr.rkunde  in  K.F.  151  (79 t ). 
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beseitigen,  unter  Berufung  auf  die  seitens  des  Gebers  an  sie 
erfolgte  traditio  cartae  den  Dritten  mit  der  Klage:  „Malo 

ordine  possides!“  seines  Besitzes  verlustig  machen.  Alles  dies, 
in  die  m.  E.  auch  lur  das  Langobardenrecht  durchaus  zutreffende’') 
Lehre  von  der  Gewere  — nach  der  neuesten  Huber’schen 
Formuliruug  — übersetzt,  würde  folgendermassen  lauten:  Auch 
das  Eigenthum  des  Treuhänders  kommt,  wie  jedes  dingliche 
Recht,  in  einer  Gewere  zur  äusseren  Erscheinung.11)  Jlit  dem 
Eigenthum  wird  zugleich  die  Gewere  für  den  Treuhänder  durch 
die  traditio  cartae  begründet.5 * 7)  Er  hat  die  Gewere  als  gegen- 
wärtige Gewere,  noch  ehe  er  die  Sache  in  Besitz  genommen 
hat,  wenn  und  solange  er  nur  thatsächlich  im  Staude  ist,  sich 
der  Sache  und  der  Nutzung  einseitig  zu  bemächtigen.8)  Steht 
ihm  diese  Möglichkeit  dagegen  nicht  offen,  so  hat  er  blos  die 
Offensiv  Wirkung  der  früheren  Gewere  des  Gebers  für  sich;  er 
muss  dann  erst  mit  deren  Hülfe  die  dermalige  Gewere  des 
Dritten  brechen,  um  seinerseits  zur  vollen,  eigenen  Gewere  zu 
gelangen.9)  Der  Treuhänder  braucht  nicht  immer  im  Interesse 
der  Erfüllung  seiner  Aufgabe  die  Sache  auf  Grund  seiner 
Gewere  thatsächlich  in  seine  Innehabung  zu  nehmen.  Er  unter- 
lässt dies  z.  B.  füglich  dann,  wenn  er  alsbald  das  ihm  tradirte 
Grundstück  bestimmungsgemäss  an  den  Destinatär  weiter  über- 
tragen will.  So  tradiren  in  R.  F.  880  (1049)  die  Fideikom- 
missarien an  das  Kloster  Farfa: 

„totam  terram  . . .,  sicuti  tota  in  integrum  pertinuit 
suprascripto  nostro  testatori  et  ad  manus  suas  hactenus 
usque  in  sunm  decessum  detinuit.“10) 

Selbst  wo  dermalen  ein  Dritter,  Unberechtigter  in  der  Gewere 


5)  Vgl.  oben  § 11  S.  80. 

®)  Huber  S.  28,  r»0;  Be  wer,  Sala  Traditio  Vostitnra  S.  TS.  Mit  Un- 
recht streitet  Heusler,  Inst.  I 8.219  (lein  deutschen  Salmann  für  die 
Regel  die  Gewere  ab. 

*)  Huber  S.  38**:  „Erbschaftsgedinge  geben  die  Gewere  ganz  nach 
den  bei  der  Auflassung  bestehenden  Grundsätzen“. 

*)  Huber  S.  34  f. 

•)  Huber  S.  36,  21. 

“)  Vgl.  auch  R.  F.  70G  (100G),  wo  die  Fideikoinmissarien  „terram  va- 
cautem“  übertragen.  Anders  z.  B.:  R.  F.  608  (1010):  „sicuti  nos  cominis- 
*»rn  habemus,  ita  sit  vobis  tradita  et  donata  ad  babendum,  teneudum“. 
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sitzt,  kann  der  Treuhänder  unter  Umständen  davon  absehen, 
seinerseits  erst  vacua  possessio  zu  schaffen,  und  sich  vielmehr 
begnügen,  jene  aus  der  früheren  Gewere  des  Gebers  restirende 
Offensivmacht  zusammen  mit  dem  Eigenthum  durch  traditio  cartae 
auf  den  Destinatär  überznleiten.11)  Mag  dann  dieser  den  Dritten 
vertreiben!  Ein  Beispiel  zeigt  C.  C.  285  (9i>fi),  wo'*)  der 
Vertrauensmann  der  erhaltenen  Anweisung  gemäss  die  gesammte 
Fahrnis  der  verstorbenen  Wittwe  Radelgrima  der  Kirche  des 
heiligen  Maximus  per  scriptum  zugefertigt  hat  und  die  Kirche 
nun  im  Klagewege  von  dem  Schwiegersohn  der  Radelgrima  die 
Herausgabe  der  angeblich  in  seiner  Gewere  befindlichen  Stücke 
jener  Fahrnismasse  verlangt.1*) 

3.  Nutzung.  Soweit  der  Treuhänder  nach  der  obigen  Auf- 
stellung die  gegenwärtige  Gewere  am  Gut  hatte,  fiel  ihm  da- 
durch selbst  rechtlich  die  Nutzung  des  Gutes  zu.11)  Es  gehörten 
ihm  also  die  Früchte  und  Zinsen  der  Zwischenzeit,  d.  h.  der 
Zeit  vom  Erwerb  der  Gewere  bis  zum  Verlust  der  Gewere  an 
den  Destinatär.  Freilich,  ob  er  diese  Nutzungen  für  sich  behalten 
durfte,  das  hing  vom  Geber  ab.  AVie  dieser  sehr  wohl  ihm 
ein  Grundstück  gerade  nur  zu  dem  Zwecke  überweisen  konnte, 
nach  seinem  Tode  aus  den  künftigen  Nutzungen  eine  Jahrzeit- 
stiftung zu  unterhalten,  so  war  es  nicht  ausgeschlossen,  dass  er 
in  der  lex  donationis  auch  das  Eigenthum  des  Treuhänders  an 
jenen  Früchten  und  Zinsen  der  Zwischenzeit  durch  Zweck- 
satzung beschränkte,  also  z.  B.  sie  gleichfalls  für  den  benannten 
Destinatär  oder  für  die  Distribution  pro  pauperibus  et  sacerdo- 
tibus  bestimmte.  Es  hätte  dann,  wie  dort,  so  auch  hier  der 
Treuhänder  immerhin  die  Nutzungen  kraft  eigener  Gewere  zu 
eigenem  Recht  gezogen;  aber  er  hätte  sie  nicht  für  die  eigene 


")  Huber  S.  20  f. 

'*)  Darüber  Brunner,  Ztschr.  f.  Handelsr.  22  S.  124  (Forsch.  S.  577  f.). 
Anders  Hübner,  Regesten  (Ztschr.  der  Sav.-St.  Bd.  14  G.  A.)  nr.  951, 
wonach  Petrus  als  Salmann  Klüger  sein  soll. 

,a)  Die  Behandlung  der  Frage:  Hat  der  langobardische  letztwillige 
Treuhänder  Besitz  oder  nicht?  ist  ganz  unklar  sowohl  hei  Pertile  IV 
S.  33,  36  als  hei  Palumbo  S.  3S3. 

'*)  So  auch  bezüglich  des  deutschen  Salmanns  Be  wer  a.  a.  0.  (.eine 
eigene  Gewere,  ein  selbständiges  Nutzungsrecht“). 
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Tasche  behalten  dürfen. u)  Unsere  langobardischen  Urkunden 
zeigen  indessen,  dass  die  Donatoren  in  Ansehung  jener  Früchte 
und  Zinsen  der  Zwischenzeit  solche  beschränkende  Bestimmungen 
nnterliessen.  Es  mochte  ihnen  dergleichen  dann,  wenn  der  Treu- 
händer lediglich  den  ihm  namhaft  gemachten  Bedachten  das  Grund- 
stück weiterzutradiren  hatte,  bei  der  Kürze  der  Zwischenzeit  nicht 
verlohnen;  sie  mochten  hier  auch  mit  Recht  vom  Treuhänder 
erwarten,  er  werde  sich  garnicht  erst  t hatsächlich  in  die 
Nutzung  des  Gutes  setzen.'®)  Bei  den  ja  zumeist  an  Kleriker 
erfolgenden  Ueberweisungen  ad  venundandum  et  dispensandum 
pro  anima  dagegen  mochte  es  gerade  im  Willen  der  Geber 
liegen,  mit  jenen  Nutzungen  der  Zwischenzeit  die  Dispensatoren 
selbst  zu  eigenen  Gunsten  zu  bewidmen.17)  Daher  brechen  hier 
zuweilen  die  Urkunden  das  Schweigen  über  den  Punkt  und 
sprechen  ausdrücklich  dem  Dispensator  das  Niessbrauchsrecht  — 
ohne  jede  Zweckbedingtheit  — zu.  So  hat  er  nach  Ml.  V*  799 
(867)=  IV*  38  die  potestas  „abendi  possidendi  lavorare 
faciendi  et  usufrnctuandi  seo  causam  exinde  agendi  et  pro 
anima  ejus  vendendi  et  dispensandi“. 

Ganz  anders  liegt  die  Sache,  wenn  kraft  der  Satzung  des 
Gebers  in  der  Zeit,  w ährend  deren  der  Treuhänder  gegenwärtiges 
Eigenthum  am  Gut  hat,  von  diesem  Eigenthum  ein  selbständiges 
dingliches  Nutzungsrecht  zu  Gunsten  eines  Dritten,18)  z.  B.  eine 
Eeibzucht  für  dieWittwe  oder  Mutter  des  Gebers,  losgelöst  ist. 
So  lange  hat  nur  der  Nutzungsberechtigte  und  nicht  der  Treu- 
händer eine  gegenwärtige  Gewere;  dem  letzteren  kommt  lediglich 
vermöge  seines  Eigenthums  das  Recht  zu,  für  den  Fall  des 
Erlöschens  jenes  Nutzungsrechtes,  z.  B.  des  Todes  der  Wittwe, 


**)  Ich  knnn  daher  Heusler  (Inst.  I S.  219)  nicht  zustimmen,  welcher 
'ieni  deutschen  Salniann  die  Gewere  deswegen  abspricht,  weil  er  damit  das 
in  seine  Nutzung  bekommen,  dies  aber  dem  Willen  des  Tradenten  nicht 
entsprochen  hätte. 

“)  oben  S.  109. 

,?)  Eine  Vergütung  für  den  Treuhänder  kommt  nur  in  H.  P.  M.  XIII 
st  (774)  vor:  „De  rebtts  illis  . . . qni  injndicate  reliquero  et  venundate  per 
pontifice  saucte  bergomeusis  ecclesie  tieri  debit,  volo  nt  exinde  aecipiat  de 
■pso  precio  pontiüce  ipae  pro  fatigio  suo  auri  solidos  numero  50  . . . ,“ 
M)  oben  8.  81  f. 
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die  Gewere  seinerseits  zu  erlangen,  er  hat  in  Bezug  auf  die 
Gewere  den  „Anfall.“'*) 

4.  Verfügung.  Der  Treuhänder  hat  als  Eigenthümer 
das  Verfügungsrecht  über  die  in  seine  Hand  gegebenen  Sachen. 
Aber  er  hat  es  nur  innerhalb  des  ilun  durch  die  Zwecksatzung 
gesteckten  Kähmens.  Dieser  Rahmen  ist  sehr  eng  da,  wo  der 
Treuhänder  blos  bestellt  ist.  um  die  Gabe  sicher  an  einen  vom 
Geber  benannten  Dritten  gelangen  zu  lassen:  hier  erschöpft  sich 
sein  Verfügungsrecht  in  der  Befugnis  zur  schenkungsweisen 
Tradition  an  diesen  Dritten,  wobei  er  die  etwa  vom  Geber  vor- 
gezeichneten Modalitäten  in  der  lex  donationis  auszusprechen 
hat.  Die  Grenzen  sind  erheblich  weiter  gezogen,  wo  der  Treu- 
händer zur  gehörigen  Begleichung  der  Schulden  des  Erblassers 
oder  gar  als  Dispensator  im  eigentlichen  .Sinne  zur  freien  Ver- 
wendung der  Güter  im  Interesse  des  Seelenheils  des  Verstorbenen 
berufen  ist.  Er  kann  bei  der  Oblation  des  Grundstücks  an  eine 
Kirche  zugleich  eine  andere,  von  ihm  auserkorene  Person  mit 
der  Leibzucht,  durch  entsprechenden  Vorbehalt  in  der  Oblations- 
urkunde50),  bedenken. 4I)  Er  kann,  wo  er  zum  Verkauf  ermächtigt 
ist,  vorher  einen  Tausch,  vielleicht  zur  Arrondirung,  vornehmen5*) 
und,  wenn  er  dann  verkauft,  im  Interesse  besserer  Verwerthung 
anderer  Nachlassstücke  besondere  Rechte,  so  z.  B.  einen  „ac- 
cessus“  (Wegegerechtigkeit)  zu  Gunsten  eines  Nachbargrund- 
stücks, sich  reser viren.43)  Er  kann,  „ad  vendendum  (Verkauf 
der  Güter)  et  perexolvendum  debitum“  bestellt,  anstatt  des  Um- 
weges, wenn  der  Gläubiger  einwilligt,  die  Hingabe  von  Nach- 
lassgütern  an  Zahlungsstatt  wählen.54)  Er  kann  in  die  Lage 


'•)  Man  vergleiche  /.  B.  Troya  730  (759)  u.  H P M XIII  135  (»39): 
„Relii|im  vero  medietntem  (le  rebus  meis,  ijod  est  iumovilibus,  eontirmo  nt 
dnm  genetrix  men  Alperga  vixerit  post  meiim  oritum,  in  eiua  sit  potestatem, 
tnntumodo  . . . usufructuario  nomine  ahendum  ....  Post  vero  eins  di- 
cessuin  ad  suprascript  is  herogatoriis  meis  . . . deveuiat  potestatem  venon- 
danduin  . . . .“). 

so)  Vertrag  zu  Gunsten  eines  Dritten:  oben  § 4 S.  30  ff. 

*')  Troya  S71  (7117). 

**)  Troya  «97  (7lis). 

*»)  H.P.M.  XIII  20«  (S7.1). 

*4)  MI.  IV  * app.  9«  (1114).  Es  ist  zwar  hier  die  Rede  von  „vendo 
et  trndo“,  aber  au  Stelle  des  Preisempfangsbekeuntuisses  steht  der  Passus: 
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kommen,  eine  Theilnng  des  Nachlasses  mit  den  in  ihrem  An* 
wartscliaftsrecht  benachtheiligten  gesetzlichen  Erben  des  Gebers 
ausführen  zu  müssen.*1')  Verkauft  er  ein  Grundstück,  so  über- 
trägt er  daran  dem  Käufer  mit  dem  Verkaufsschluss  un- 
eingeschränktes Eigenthum  nur  unter  der  Voraussetzung  gleich- 
zeitiger bestimmungsgemässer  Verwendung  des  Kaufpreises  oder 
der  Ausstellung  eines  breve  receptorium;  andernfalls  steht  des 
Käufers  Eigenthum  unter  der  Bedingung,  dass  in  Zukunft  auch 
wirklich  die  Distribution  des  Preises  nach  des  Gebers  Vorschrift 
erfolgt  (oben  § 10  Ziff.  2).  Tritt  der  Treuhänder  bei  der  Ver- 
fügung aus  dem  ihm  angewiesenen  Bereiche  heraus,4®)  veräussert 
er  insbesondere  an  eine  Person,  die  nicht  mit  der  vom  Geber  ge- 
nannten identisch  ist  oder  nicht  unter  die  vom  Geber  bezeichnete 
Kategorie  fällt,  so  verschafft  er  einestheils  dieser  Person,  so- 
fern sie  der  Einwirkung  der  Publizität  ausgesetzt  ist  (oben  § 12), 
kein  Eigenthum  und  behält  anderentheils  auch  seinerseits  nicht 
das  Eigenthum,  sondern  verliert  es  kraft  des  Eintreffens  der 
vielerwähnten  Resolutivbedingung  an  den  Geber  oder  seine  Erben 
(oben  § 11,  besonders  S.  87.).  Und  es  müssen  diese  letzteren 
erst  durch  langfristige47)  Verschweigung  ihre  dingliche  Rück- 


»Pro  quibus  exinde  recepi  ineriiuiu  uuntilum  a . . pro  libris  trecentis  De- 
nariorum  Incensiuiu  in  prefinito“.  Diese  300  Pfund  stellen  den  Betrag  der 
Naehlasssrbuld  dar.  I)a  die  Uebereiguung  an  Zaldnngsstatf,  für  sich  allein 
betrachtet.  I,eistung  ohne  Gegenleistung  ist,  muss  von  der  Gegenseite  (dem 
Gläubiger)  ein  Latinegild  gegeben  werden  — ein  schöner  Beleg  für  die 
formelle  Onerositütsthenrie  (Val  de  LiOvre  in  Ztschr.  d.  8av.-St.  Bd.  4 
Germ.  Abth.  S.  r>o  ff. ; vgl.  die  daselbst  S.  .Hl  N.  6 Citirten). 

r>)  Ausdrücklich  vom  Geber  ins  Attge  gefasst  in  H.  P.  M XIIT  233 
(804):  »Et  . . si  . . ullns  de  parentibus  nteis  aparuerit,  dicendo  qnod  ego 
aliquid  de  casis  et  rebits  ipsis  pro  falcidie  (vgl.  oben  § 3 Jf.  11)  nomine 
commemorare  delmissim,  tune  volo,  nt  qnanticunque  fuerint,  fiant  divisi  ab 
snprascriptis  oficialis  et  horogatnriis  . . . cum  tantum,  qnantum  cum  lege 
plus  minus  conclandere  potnerit“. 

**)  Das  ist  nicht  der  Fall,  wenn  er  schon  vor  dem  Tode  der  vom  Geber 
mit  der  Leibzucht  bedachten  Wittwe  (obeu  N.  19)  mit  deren  Einwilligung 
den  Verkauf  und  die  Distribution  pro  anima  donatoris  vornimmt:  Troya 
730  (759).  Immerhin  ist  es  bezeichnend,  dass  man  sich  in  dieser  Urkunde 
auch  noch  auf  die  stattgebabte  Zustimmung  des  Königs  beruft : »sttggerente 
. pietate  . . Doiuni  Desiderii  Regig". 

”)  oben  § 12  N.  7. 

Schult*«,  DU  lang obardlaoh«  Troqhand.  jjj 
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forderungskiagt*  verwirkt  haben,  ehe  der  Drill erwerber  oder 
seine  Besitznaclifnlger  in  ihrer  Gewere  sicher  sind. 

5.  Vertretung  gegenüber  Dritten.  Der  Treuhänder 
vertritt  als  Eigenthümer  das  Gut  nach  aussen.  Im  Rechts- 
streit um  das  Gut  ist  er  der  rechte  Kläger  oder  Beklagte.  Er 
hat,  was  die  für  den  Liegenso.haftsprozess  geltende  Ziehung  auf 
den  Gewährsmann**)  anlangt,  die  Rechte  des  Successors  und 
die  Pflichten  des  Auktors,  genau  wie  jeder  Andere  in  der  Reihe 
der  Grundstücksfolger.  Daher  begegnen  auch  in  Bezug  auf  ihn 
die  durch  die  wachsende  Bedeutung  der  Urkunde  herbeigeführten 
Abschwächungen  des  alten,  strengen  Rechts.  In  einer  salernitaner 
Urkunde40)  räumt  der  Geber  dem  Treuhänder  das  Recht  ein,  an 
seiner  Statt  (loco  auctoris)  mit  den  sämmtlichen  das  Gut  be- 
treffenden Urkunden  in  der  Hand  die  Vertheidigung  zu  über- 
nehmen. Und  in  einer  luccheser  cartnla  decretionis“)  lehnt  er 
dem  Treuhänder  gegenüber  unter  Hinweis  auf  die  Uebergabe  der 
cartula  und  seiner  eigenen  Erwerbsurkunde  sogar  die  Pflicht 
ab,  sich  als  Auktor  der  Defension  zu  unterziehen.81)  Es  begreift 
sich,  dass  die  Treuhänder  im  Verhältnis  zu  ihren  Nachmännern, 
also  bei  ihren  Weiterveräusserungen,  sehr  oft  dasselbe  tliaten.84) 
Von  der  prozessualischen  Vertheidigungspflicht  des  Auktors  ist 
seine  materielle  Gewährleistungspflicht,  vom  „defendere“  das 
„restaurare,  restituere“  scharf  zu  unterscheiden.  Dass  der  Geber 
oder  seine  Eiben  im  Falle  der  Eviktion  dem  Treuhänder  hätten 

**)  Darüber  Brunner,  D.  R.  G.  II  8.  öl 5 ff.;  Hübner,  Immobiliar- 
prozess  8.  122 — 131. 

**)  C.  C.  71  («72);  vgl.  dazu  oben  8.62. 

*’)  Ml.  V*  406  («10).  Hier  wird  nämlich  die  Rechtsmncht  zu  treuer 
Hund  „a  die  pruesenti-  verliehen,  vgl.  oben  8.  f>4. 

J1)  Im  lombardisch-tuskischen  Gebiet  hat  man  sich  offenbar  früher  und 
weiter  vom  alten  Recht  (Verbot  des  störe  loco  auctorin ) entfernt,  als  in 
Süditalien. 

“)  Vgl.  Ml.  IV*  101  (787),  IV  1 app.  II  (812),  17  (816),  V*  239  (793), 
253  (796),  414  (818),  4M  (823),  541  (838),  799  (807);  H.  P.  M.  XIII  133 
(839),  20«  («76).  In  den  Urkunden  des  Kegesto  di  Fartä  aus  dem  11.  Jahr- 
hundert versprechen  dagegen  die  Treuhänder  ausnahmslos  den  Destinatären 
noch  ausdrücklich  die  Krfüllung  ihrer  Defensinnspflicht ; vgl.  z.  B.  nr.  oo« 
(1010):  „etiam  si  opns  fuerit.  contra  ornnes  nomine*  nos  stare  una  cum 
haeredibus  nostris  et  dcfendere  promittimus  omni  in  tempore  gratis“,  ferner 
nr.  642  (?),  066  (1013),  687  (?),  706  (1000),  750  (1039),  880  (1049'.  943 
(1005),  1143  (1095). 
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Ersatz  leisten  müssen,  kann  nicht  angenommen  werden;  die 
Folge  der  Eviktion  beschränkte  sich  hier  gewiss  auf  die  That- 
sache,  dass  die  angeordnete  Vergabung  nunmehr  für  den  Treu- 
händer unausführbar  geworden  war.  Zwar  war  durch  Liutpr. 
42  (4:s)  auch  bei  der  donatio  die  Eviktionsverbindlichkeit  vor- 
geschrieben, aber  nur  als  Wirkung  des  Uaunegildempfanges,88) 
also  nicht  mit  Geltungskraft  für  die  als  donatio  pro  anima 
lannegildlose*4)  Vergabung  zu  getreuer  Hand.  Man  darf  sich 
daher  auch  nicht  darüber  wundern,  dass  in  der  Regel  die  Ur- 
kunde des  Gebers  ganz  über  den  Punkt  schweigt.  Um  so  öfter 
findet  er  Erwähnung  in  der  vom  Treuhänder  über  die  Weiter- 
veräusserung  ausgestellten  Urkunde.  Häufig  wird  liier,  gewöhn- 
lich im  Zusammenhang  mit  der  Ablehnung  der  Defensionspflicht, 
die  Ersatzpflicht  ausdrücklich  zurückgewiesen.“)  Manchmal 
macht  sich  jedoch  der  Treuhänder  anheischig,  mit  seinem  eigenen 
Vermögen  für  die  Eviktion  aufzukommen,  und  zwar  nicht  blos 
bei  Verkauf, M)  sondern  sogar  bei  unentgeltlicher  Vergabung  an 
die  vom  Geber  bezeichnte  Kirche.87) 

Aber  auch  abgesehen  von  Defension  und  Restitution  finden 
wir  den  Treuhänder  für  die  Befestigung  des  Rechts  am  Grund- 
stück tliätig.  Er  lässt  sich  und  den  Besitzfolgern  von  dem 
früheren  Eigenthümer,  der  das  Eigenthum  auf  Grund  eines 
Verfallpfandvertrages  zu  Gunsten  des  Donators  verwirkt  hat, 
die  Unterlassung  jedes  Angiitis  bei  Vermeidung  einer  Kon- 
ventionalstrafe versprechen.8“)  Er  extrahirt  solche  Entsagung, 
selbst  nachdem  er  bereits  das  Eigenthum  weiter  übertragen  hat, 
zu  Gunsten  des  Erwerbers.8®)  Er  lässt  bei  der  Weitervergabung 
per  cartarn  an  eine  Kirche  noch  ein  zweites  Originalexemplar 
ausstellen  und  behält  dieses  zurück,  um  damit  ungerechtfertigtem 


M)  Dazn  Val  de  Liivre,  Ztschr.  d.  Sav.-St.  4 G.  A.  8.  52. 

**)  oben  S.  9. 

“)  Ml.  IV  1 101  (787):  „nam  nos  defensores  neque  restauratorea  esse 
non  debeamus*  und  die  weiteren  oben  in  N.  32  aus  den  Ml.  und  H.  P.  M. 
citirlen  Urkunden.  Vgl.  oben  S.  70  f. 

”)  Troya  897  (768). 

*’)  R.  F.  642  (?),  666  (1013),  750  (1039),  943  (1065). 

")  Ml.  V’  464  (824).  verbunden  mit  424  (819). 

*»)  H.  P.  M.  XIII  137  (840). 

8* 
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Zugriff  einer  tler  bedachten  Kirche  übergeordneten  Macht  (des 
Bischofs)  entgegentreten  zu  können,  wie  es  in  der  Urkunde 
heisst:  „pro  cautellam  huius  seruli  nt  in  tali  per  textuni.  sicut 
superius  iudicavimus,  firniis  permanead  roboranda“.40) 


Zweites  Kapitel. 

Die  schuldreehtliche  Zuständigkeit, 

« IS. 

l’eberweisuiig  von  Nnchlassfordcrungeu  und  Begründung 
von  Forderungen  gegen  die  gesetzlichen  Erben  oder  gegen 
letztwillig  Bedachte. 

Um  dem  Treuhänder  körperliche  Sachen  zur  Verwendung 
für  seine  Aufgabe  zu  gewähren,  ist  der  Geber  nicht  auf  den 
direkten  Weg  — Uebertragung  sachenrechtlicher  Herrschaft  — 
allein  angewiesen.  Dieser  Weg  führt  nicht  einmal  (oben  S.  54) 
in  allen  Fällen  zum  Ziele,  nämlich  dann  nicht,  wenn  einzelne 
Fahrnisstücke  oder  Geldsummen  „post  obitum“  zugewiesen  werden 
sollen.  Der  Geber  kann  auch,  und  er  muss  es  in  diesen  Fällen, 
einen  Umweg  einschlagen.  indem  er  andere  Personen  der  Rechts- 
macht des  Treuhänders,  die  dann  eine  schuldrechtliche  ist,  unter- 
wirft. Dies  ist  in  zweifacherWeise  möglich:  erstens  in  der 
Art,  dass  ein  schon  ohne  dies  vorhandenes  obligatorisches  Recht 
in  den  Bereich  des  Treuhänders  gerückt  wird,  zweitens  in  der 
Art,  dass  ein  obligatorisches  Recht  ad  hoc  für  ihn  begründet  wird. 

1.  Durch  Vertrag  entstandene  Schuldforderungen  können 
nicht  vom  Gläubiger  beliebig,  ohne  Rücksicht  auf  den  Willen 
des  Schuldners,  übertragen  werden.  Dies  ist  im  Anschluss  an 
die  Ausführungen  Brunner's1)  für  das  langobardische  Recht 
als  sicher  anzunehmen.  Nur,  wenn  der  Schuldner  von  vorn- 
herein in  der  cautio  zur  Leistung  an  einen  Nachmann  des  ur- 


4")  Clmrt.  II  3 (877). 

')  Ztsclir.  f.  HaniteLr  22  S.  522  ff.  (Forach  S 0'»2  ff.) 
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sprünglichen  Gläubigers  sicli  ausdrücklich  verpflichtet  hat,  lässt 
sich  die  Forderung  unter  genauer  Einhaltung  des  in  der  Klausel 
vorgezeichneten  Weges  an  einen  Anderen  wirksam  überweisen. 
Unter  solcher  Voraussetzung  kann  auch  eine  Ueber Weisung  an 
einen  letztwillig  bestellten  Treuhänder  in  Frage  kommen.  Nur 
muss  hier  von  den  vier  Haupttypen,  in  denen  jene  Klausel  nach 
Brunner's  berühmten  Forschungen2)  auftritt.  die  Stellvertretungs- 
klausel ausscheiden,  da  sie  nicht  für  jemanden  passt,  welcher 
sein  Recht  von  einem  Verstorbenen  herleitet.8)  Von  den  drei 
übrigen  findet  sich  nun  in  der  That  die  Exaktionsklausel  in 
einer  geradezu  auf  einen  Treuhänder  zugeschnittenen  Fassung 
in  einem  luccheser  Schuld-  und  Pfandbrief  von  819,  wo  vom 
Schuldner  neben  dem  ursprünglichen  Gläubiger  für  berechtigt 
erklärt  ist: 

„ant  ille  homo  cni  tu  haue  pagina  pro  anima  tua  ad 
exigendum  et  dispensandum  dederis,  et  ea  nobis  in 
judicio  osti(=  en)derit“.4) 

Handelte  es  sich  hier  zwar  in  erster  Linie  um  das  dingliche 
Recht  aus  Satzung  und  Verfallpfand,  so  wurde  doch  dadurch 
auch  die  Legitimation  zum  Empfang  der  durch  Pfand  gesicherten 
Darlehnssumme  bestimmt.  Jedenfalls  konnte  jener  Passus  gauz 
ebenso  in  einer  einfachen,  nur  ein  obligatorisches  Recht  gebenden 
cautio  Vorkommen.  Aber  eine  solche  spezielle  Fassung  war 
nicht  einmal  nüthig.  Schon  die  blosse  Exaktionsklausel  „cui 
tu  ad  exigendum  dederis“  gestattete  dem  ersten  Gläubiger,  die 
Forderung  auf  den  Todesfall  zur  Einziehung  und  Verwendung 
einem  Treuhänder  durch  carta  judicati  oder  in  einer  sonstigen, 
den  Beweis  sichernden  Form5)  zu  übertragen.  Und  war  in  der 
cautio  gar  die  alternative  Inhaberklausel  „tibi  aut  cui  hoc  scrip- 
tum in  manu  paruerit“  oder  die  reine  Inhaberklausel  „ad  hominem, 
apud  quem  hoc  scriptum  in  manu  paruerit“  enthalten,  so  konnte 
auch  ein  Gläubiger,  der  als  Zweiter,  Dritter,  Vierter  u.  s.  w. 
die  cautio  in  seine  Hand  bekommen  hatte,  durch  ihre  Begebung 
sich  für  die  Forderung  einen  Treuhänder  von  Todeswegen  be- 

*)  a.  a.  O.  S.  103  ff.,  505  ff.  (F.  S.  558  ff.) 

*)  oben  § 8 X.  28. 

4)  XL  V*  424,  darüber  Brunner  a.  a.  O.  S.  108  ff.  (F.  S.  562  ff.) 

5)  oben  § 8 X.  80. 
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stellen,  und  dieser  Treuhänder  war  dann  sogar  im  Verhältnis 
zum  Schuldner  jedes  über  die  Präsentation  des  Papiers  hinaus- 
gehenden Nachweises  enthoben.“)  An  solche,  mit  Exaktions- 
oder Inhaberklausel  versehene  Schuldbriefe  muss  man  denken, 
wenn  in  einer  Urkunde  von  799  ans  Carrara7)  den  Dispensatoren 
neben  einer  Reihe  von  Grundstücken  auch  eine  Forderung  über- 
antwortet wird  mit  den  Worten: 

„Similiter  in  vestra  sit  potestate  deceni  et  septe 
soledos  argento  recollegendum  et  tollendnm  da  Ico  . . ., 
quam  ipsi  mihi  divitum  (=  debitum)  est  dare  . . et 
ipso  . . . pro  remedio  anime  mee  vobis  tradedi  (dies 
deutet  auf  die  Uebergabe  des  Papiers)  recollegendum 
et  dispensandum“, 

und  wenn  in  einer  Urkunde  aus  Eucca  von  800“)  ein  Dispen- 
satür in  Erfüllung  seiner  Aufgabe  unter  Anderem  auch  „eautiones 
causandi  et  ipso  solidos  exigendi“  an  eine  Kirche  schenkt.*) 

Bei  den  auf  Gesetz  beruhenden  deliktischen  Forderungen 
kann  für  die  Uebertragbarkeit  nicht  der  Wille  des  Schuldners 
entscheidend  sein.  Dieser  kann  nicht  darauf  fussen.  dass  er  durch 
seine  Missethat  sich  nur  einem  Bestimmten  habe  verpflichten  wollen. 
Daher  kommt  es  denn  vor,  dass,  ehe  die  Person  des  Delinquenten 
feststeht,  ja  ehe  das  Delikt  überhaupt  begangen  worden,  der 
etwaige  künftige  Wergeidanspruch  einer  Kirche  übertragen.10) 
oder  auch  dass  er  einem  Dispensator  zu  treuer  Hand  überwiesen 
wird,  damit  dieser  die  Busse  im  Interesse  des  Seelenheiles  des 


“)  oben  § 8 N.  30. 

■)  Ml.  V * 277. 

*)  Ml.  V*  285.  Hier  wird  man  Schuldbriefe  mit  Inhaberklausel  unter- 
stellen müssen,  da  sie  vorher  vom  Ueber  zu  dem  Treuhänder  gewandert  sind 
und  nunmehr  von  diesem  zu  einem  Dritten  wandern.  Ein  Beispiel  dafür, 
dass  damals  schon  die  alternative  Inhaberklausel  bekannt  war  — die  erste 
der  von  Brunner  aufgezählten  stammt  erst  aus  dem  Jahre  850  — , bietet 
sich  in  Ml.  IV  1 so  (774):  „vel  de  illis  hoinenis  choruni  haue  cartulam  (= 
cui  haec  cartula)  ad  exigendo  data(s)  fuere“  (nicht:  a te  data). 

•)  Vgl.  auch  C.  C.  797  (1028):  „reeolligant  illut  (nämlich  Geldsummen 
aus  gewissen  verbrieften  Darlehnsforderungen)  ipsi  distributores  mei  . . et 
deant  ilhun  . . . filie  mee  (=  filiis  meis).  faciendum  que  boluerint“. 

I0)  Troya  944  (771)  u.  Ml.  IV  1 118  (797).  Dazu  Brunner  a.  a.  0. 
S.  106  (F.  S.  660)  und  Tamassia,  alienazioni  S.  180. 
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Verletzten  verwende.”)  Ob  sich  das  freilich  die  Sippe  des 
Verletzten  gefallen  lassen  muss,  ist  eine  andere  Frage.  Es 
handelt  sich  hier,  wie  bei  so  vielen  letzt  willigen  Verfügungen, 
um  einen  durch  die  kirchliche  Gedankenrichtnng  der  damaligen 
Zeit  eingegebenen  Vorstoss  gegen  die  alten  Verwandtenrechte, 
dessen  Erfolg  von  der  Energie  des  mit  der  Durchführung  be- 
trauten Klerikers  und  der  Nachgiebigkeit  der  Betroffenen  abhing. 

2.  Die  zweite  der  oben  gedachten  Möglichkeiten  ist  die, 
dass  der  Geber  von  Todeswegen  für  den  Treuhänder  eine  For- 
derung neu  begründet.  Als  zu  verpflichtende  Subjekte  kommen 
die  gesetzlichen  Erben  oder  letztwillig  Beschenkte  in  Betracht. 
Aber  wie  sollen  diese  gefasst  werden?  Die  Urkunden,  bis  auf 
eine  dem  Codex  Cavensis  angehörig,  zeigen  interessante  Lösungs- 
versuche. Unter  diesen  bewegt  sich  einer,  der  durchgreifendste, 
der  in  zwei  zeitlich  und  örtlich  weit  auseinander  liegenden  Ur- 
kunden **)  begegnet,  auf  sachenrechtlichem  Gebiete:  Das  ganze 
dem  Onerirten  bestimmte  Vermögen  wird  post  obiturn  dem  Treu- 
händer ad  dispensandum  zugewendet,  aber  unter  der  Resolutiv- 
bedingung, dass  er  es  dem  Onerirten  herauszugeben  hat,  wenn 
dieser  ihm  binnen  der  festgesetzten  Frist  die  fragliche  Geldsumme 
zahlt.  Ein  anderer  Weg  weist  auf  vertragsmässige  Einigung 
zwischen  Erblasser  und  Erben.  So  überträgt  in  einer  Urkunde 
von  9971*)  die  Wittwe  Giselgarda  ihren  3 Söhnen  unter  Niess- 
brauchsvorbehalt  die  ihr  am  Vermögen  des  verstorbenen  Gatten 
zustehende  Morgincap-Quart ; die  Söhne  verpflichten  sich  dafür 
in  der  strengen  Form  der  Wadiation,  nämlich  unter  Hingabe 
einer  wadia  und  Stellung  eines  Bürgen,  an  den  Dispensator, 
den  die  Mutter  später  noch  ernennen  will,  innerhalb  7 Tagen 
nach  ihrem  Tode  eine  Summe  Geldes  zur  Vertheilung  an  Arme 
und  Priester  zu  entrichten.  Ernennt  in  der  Folge  die  Giselgarda 
den  Dispensator,  so  ist  dieser  aus  dem  wadiirten  Versprechen 
unmittelbar  (Vertrag  zu  Gunsten  eines  Dritten)  obligatorisch 


»)  Troya  976  (77a):  „Quälern  et  licentiam  abeatis  (sc.  der  Treuhänder, 
ein  Priester),  requirendi,  et  exinteudi  (=  exigendi)  et  compositionem  tollendi 
de  raorte  . . . secundum  legem,  quaiiter  melius  potueritis,  et  ea  pro  me 
dispeusare  debeatis  quaiiter  vobis  reete  apparuerit.“ 

'*)  Ml.  V*  2 ,9  (793,  Lucca)  u.  U.  C.  218  (962,  Nuceria). 

«)  0.  C.  614. 
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berechtigt.14)  Aber  wenn  die  Erben  kein  Versprechen  abgeben 
wollen  oder  der  Erblasser  sie  nicht  erst  um  ihre  Bereitschaft 
befragen  will?  Kann  er  ihnen  die  Pflicht  zur  künftigen  Leistung 
an  den  Treuhänder  aufzwingen?  Laut  den  Urkunden  schreiben 
sich  die  Erblasser  in  der  Tliat  solche  Macht  zu.  Sie  scheinen 
sich  dabei  auf  zwei  Punkte  gestützt  zu  haben.  Erstens:  Dass 
die  Erben  für  die  Schulden  des  Erblassers  bis  zum  Belange 
des  Nachlasses,  für  die  per  wadiam  et  fideiussorem  eingegangenen 
darüber  hinaus  hafteten,  war  altlangobardisches  Recht.1')  Ver- 
pflichtete sich  der  Erblasser  nun  dem  Treuhänder  dafür,  dass 
dieser  bei  seinem  (des  Erblassers)  Tode  eine  Leistung  empfangen 
sollte,  so  glaubte  er,  den  künftigen  Uebergang  dieser  Verpflich- 
tung, wie  jeder  anderen,  auf  seine  gesetzlichen  Erben  annehmen  zu 
dürfen.  Zweitens:  In  dem  ganzen  Gebiet  des  germanischen  Rechts 
wurde  bis  in  das  13.  Jahrhundert  hinein  als  Universalmittel 
für  die  Festigung  einer  Verfügung  gegen  etwaige  Angriffe  der 
Erben  oder  gar  Dritter  die  Androhung  einer  Geldbusse  (compositio) 
verwendet.1*)  Davon  machte  man  auch  hier  regelmässig  Ge- 
brauch. Der  Erblasser  legte  seinen  Erben  für  den  Fall  der 
Nichterfüllung  der  Leistung  eine  an  den  Treuhänder  zu  zahlende 
Komposition  auf.  Beispiele  bieten  die  Urkunden  C.  0.  235  (966), 
675  (1014),  797  (1028),  1 1K9  (1053),  1377  (1064).  Bei  C.  0.  235 
ermächtigt17)  durch  offenbar  zweiseitigen  Akt  der  letztwillig 
Verfügende  einen  Treuhänder,  von  der  mit  dem  Niessbraucb 
am  Ganzen  und  dem  freien  Verfügungsrecht  über  die  Fahrnis 
bedachten  Mutter  gewisse  Mobiliarstücke  (3  Pferde,  2 Zugthiere, 


u)  In  0.  C.  624  (lOOU'i  bezahlen  die  von  dun  schwerkranken  Mastalus 
mit  einem  Ilausgruudstück  in  Salerno  beschenkten  Schwestern  Matrona  und 
JBlactula  sogleich  bei  der  Tradition  die  ihnen  vom  Schenker  anferlegte  Summe 
von  8 Uoldtareuen  an  den  mitanwesenden  Distributor. 

'*)  Vgl.  Roth.  174,  362,  385;  Liutpr.  16,  19,  56  (57)  [dazu  die 
zweite  Prozessformel  im  lib  Papi;  Aregis  10;  Lombardakotnmentare  zu 
II,  21;  Stobbc,  in  Bekker's  und  Muther's  Jahrbuch  des  gemeinen  deutschen 
Rechts  Bd.  5 S.  295 — 298;  Pappenheim,  Launegild  u.  Garet  hinx  S.  69—75; 
Schu  pfer,  Thinx  e affatomia  S.  39  f. 

”)  Darüber  das  Nähere  im  folgenden  Paragraphen. 

”)  „tradiderat,  ut  distribnere(t')*,  hier  tradere  nicht  sachenrechtlich 
übertragen,  sondern  allgemein  ermächtigen,  Rechtsmacbt  ertheilen.  Ehen- 
so  in  R.  F.  1143  (1095),  dazu  oben  § 9 N 14. 
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8 Solidi  etc.)  and  von  den  beiden  zum  Eigenthumserwerb  an 
der  Liegenschaftsmasse  berufenen  Schwestern  50  Solidi,  alles 
zur  Distribution  pro  anima,  einzufordern;  „etiam  et  obligaberat 
(sc.  donator)  heredes  suas,  ut  si  eos  remob(=  v)ere  quesierint, 
eompunere  illi,  adbersus  quem  inde  contrare  quesierint,  centum 
solides  costantinos  et  eins  questio  tacita  et  vacua  inde  permane- 
rent.“  In  ähnlicher  Weise  wird  in  C.  C.  675  und  707  den  Treu- 
händern zu  frommen  Zwecken  bezw.  zur  Bewidmung  einer  kranken 
Tochter  des  Erblassers  das  Recht  zugewendet,  Geldsummen  in 
gewissem  Betrage  oder  Nachlassmobilien  in  gewissem  Werthe 
von  den  Erben  herauszuverlangen.  Dass  der  Verfügungsakt 
auch  in  diesen  beiden  Fällen  ein  zweiseitiger  ist,  erhellt  nicht 
mit  Sicherheit.  Man  möchte  es  vielleicht  mit  Rücksicht  auf  den 
Passus  annehmen,  wonach  der  Erblasser  seine  Verfügung  „in 
manum  der  Treuhänder  committit“.1*)  Aber  auch  die  Einsei- 
tigkeit wäre  hier  durch  den  ausdrücklichen  Hinweis  auf  die 
.magna  inflrmitas“  des  Verfügenden,  die  ihm  aber  noch  das 
„recte  loqui“  gelassen  habe,  also  durch  die  Vorschrift  der  1.  6 
Liutpr.  (oben  § 3),  gerechtfertigt.  Mit  voller  Klarheit  ergiebt 
sich  die  Zweiseitigkeit  des  Aktes  bei  C.  C.  1189  und  1377.  Hier 
thut  der  Veriügende  noch  ein  Mehr  im  Vergleich  zu  den  anderen 
Fällen.  Er  schliesst,  um  die  Wirksamkeit  der  eventuellen  Buss- 
ptlicht  der  Erben  zu  erhöhen,19)  mit  den  Treuhändern  einen 
Wadiationsvertrag  ab:  er  reicht  ihnen  eine  wadia  und  stellt 
einen  Bürgen  oder  verpflichtet  sich  doch,  eben  durch  die  Hingabe 
der  wadia,  alsbald40)  einen  Bürgen  zu  stellen.41)  — 

Hat  der  Treuhänder  auf  Grund  der  ihm  nach  Ziff.  1 oder 
nach  Ziff.  2 verliehenen  obligatorischen  Rechtsmacht  körperliche 
Sachen  in  die  Hand  bekommen,  so  ist  ihm  über  diese  eiue 


:f)  Vgl.  unten  § 16  N.  39. 

*)  Vgl.  unten  § 16  N.  37. 

**)  Liutpr.  127  (128):  binnen  3 Tagen.  Vgl.  Val  de  Liivre,  Lauue- 
gild  u.  Wadia  S.  184,  223;  Brunner,  Ztschr.  f.  Handelsr.  22  S.  511  (Forsch. 
8-592!;  Ueusler,  Instit.il  8.  240  f. 

**)  0.  C.  491  (996),  eine  in  Gemässheit.  der  1.  0 Liutpr.  einseitige  Dis- 
position, enthält  eiue  einfache,  nicht  durch  Strafklausel  gesicherte  Auflage 
»#  letztwillig  Bedachte  (nicht  au  die  gesetzlichen  Erben),  dem  Distributor 
'teiiu  Tode  des  Erblassers  eiue  Geldsumme  zu  zahlen. 
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sachenrechtliche  Kompetenz  nach  den  oben  in  §§  8 — 14  ent- 
wickelten Grundsätzen  erwachsen.45)  Er  hat  Eigenthum  unter 
einer  durch  die  Zwecksatzung  des  Donators  bestimmten  Re- 
solutivbedingung. 


8 16. 

Die  Strafklausel  im  Dienste  der  lctztwillieen  Treuhand. 

Wir  haben  im  vorigen  Paragraphen  die  Strafklausel,  d.  h.  die 
Auflage  einer  Busse  (compositio),  als  Sicherungsmittel  für  obli- 
gatorische Berechtigungen  des  Treuhänders  gegen  die  Erben 
kennen  gelernt.  Dieselbe  Klausel  tritt  noch  in  anderen,  sehr 
zahlreichen  Fällen  in  Verbindung  mit  der  letztwilligen  Treuhand 
auf.  Sie  nimmt  einen  wichtigen  Platz  ein  in  der  Entwicke- 
lungsgeschichte der  Testanientsexekution. 

Die  einseitige1)  Strafdrohung,  ausgehend  von  einer  Privat- 
person, mit  dem  Zwecke,  den  faktischen  oder  juristischen  Be- 
stand eines  Werkes  vor  künftigen  thatsächlichen  oder  rechtlichen 
Angriffen  Anderer  zu  schützen,  bildet  eine  Erscheinung  von  univer- 
seller rechtshistorischer  Bedeutung.  Sie  taucht  z.  B.  auf  in 
babylonischen  Verkaufsurkunden  des  6.  Jahrhunderts  vor  Chr., 
in  den  griechischen  und  römischen  Sepulkralmulten  und  in  grosser 
Fülle  in  den  germanischen  und  romanischen  Urkunden  des  früheren 
Mittelalters.4)  Ueber  die  rechtliche  Grundlage  und  die  Bindungs- 
kraft dieser  Strafdrohungen  gehen  die  Ansichten  auseinander.  Die 
einen  (Köhler,  von  Brünneck)  sehen  darin  Bethätigungen 
einer  Privatautonomie,  einer  Selbsthülfe  der  Privaten,  welche 


**)  vgl.  oben  S.  54. 

')  Gegensatz:  die  im  Wege  der  Konvention  gegenüber  dem  Berechtigten 
abgegebenen  Strafversprechen. 

*)  Vgl.  z.  B. : J.  Merkel,  lieber  die  sog.  Sepulkralmulten,  in  der  Göttinger 
Festgabe  für  Ihering  (1892)  S.  83  ff  ; R.  Loening,  lieber  Ursprung  und 
rechtliche  Bedeutung  der  in  den  altdeutschen  Urkunden  enthaltenen  Straf- 
klauseln, als  Anhang  zu  seiner  Schrift  .Der  Vertragsbruch  und  seine  Rechts- 
folgen“ Bd.  I (1876)  S.  534  ff.;  Bluhme  in  Bekker's  u Muther’s  Jahrb.  des 
gern.  d.  Rechte  Bd.  3 (l»59)  S.  207  ff.;  Köhler  in  Ztschr.  f.  vergl.  Rechts- 
wissensch.  Bd  5 (1884)  S.  379  ff.;  derselbe,  Beitr.  z german  l’r.-R -Gesch. 
Heft  2 (1885)  S.  24  a;  von  Brünneck,  Siciliens  mittelalterliche  Stadtrechte 
(1881)  Theil  II  S.  181;  Tamassia,  alienazioni  (1885)  S.  259  ff. ; Hübner, 
donatione«  post  obitum  S.  36  ff. 
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Löcken  der  Rechtsordnung  ausznftillen  suche  oder  sich  zu- 
weilen sogar  wider  ein  zwar  noch  formell  bestehendes,  aber 
vom  Zeitgeist  überwundenes  Stück  der  Rechtsordnung  erhebe. 
Andere  (Doening*))  vermuthen  nur  einen  deklaratorischen 
Charakter:  man  habe  mit  Strafen  belegt,  was  auch  ohnedies  kraft 
objektiven  Rechts  strafbares  Unrecht  gewesen  sei;  höchstens 
für  das  Strafmass  sei  der  Privat wille  als  solcher  entscheidend 
in  Betracht  gekommen.  Nach  Merkel3 4 5 * *)  hat  es  sich  — so 
wenigstens  bei  den  Gräbermulten  — um  eine  beabsichtigte  Nach- 
ahmung der  lex  publica  gehandelt,  um  einen  Akt  der  Privat- 
autonomie, „aber  mit  keinem  anderen  ersichtlichen  Zwangs- 
momente, als  der  ihn  honorirenden  Sitte,“  als  der  Macht  der 
Gewohnheit. 

Die  in  den  langobardischen  Verfügungen  auf  den  Todesfall  ent- 
haltenen Klauseln,  die  auf  die  gesetzlichen  Erben,  wenn  sie  nach 
dem  Tode  des  Erblassers  einen  Angriff  wider  das  Verfügte 
sich  herausnehmen  sollten,  neben  den  Strafen  des  Himmels  eine 
Vermögensstrafe  herabrufen,  fallen  unter  jene  einseitigen  Straf- 
drohungen. Es  liegt,  richtig  angesehen,  die  Sache  nicht  sö, 
dass  der  Erblasser  seinerseits  für  den  Belästigungsfall  die  Zahlung 
einer  Konventionalstrafe  verspricht  und  die  Verpflichtung  aus 
diesem  Versprechen  auf  die  Erben  übergeht.  Man  wird  ferner 
kaum')  in  den  römischen,  erst  von  Justinian  zugelassenen  poetiae 
nomine  relicta  vel  ademta ®)  die  Vorbilder  für  unsere  Klauseln 
erblicken  dürfen;  denn  jene  setzen  voraus,  dass  der  Onerirte 
kraft  Verfügung  des  Testators  zunächst  überhaupt  etwas  aus 
dem  Nachlass  erhält,  während  die  langobardischen  Klauseln  sich 
oft  auch  da')  vorfinden,  wo  von  vornherein  der  ganze  Nach- 
lass einem  Anderen  als  dem  mit  der  Strafe  bedrohten  Erben 
zugewendet  ist,  und  sogar  ausnahmsweise8)  mit  der  Bedrohung 


3)  namentlich  S.  679  ff.,  589  ff. 

S.  131,  133  f. 

5)  wie  dies  Loening  a.  a 0.  S.  556  “ thut;  vgl.  Merkel  a.  a.  0. 
S.  110  m. 

•)  cf.  Pernburg,  Pand  III  § 98  N.  14. 

’)  Vgl.  z B.  Troya  809  (764 J,  884  (768};  Ml.  V»  240  (793)  u.  a. 

•)  Troya  742  (760).  889  (768);  H.P.M.  XIII 243  (867,  ausgestellt  von  einem 
salischen  Frauken:  „qualecuraque  persona  propincus  aut  extraueus“);  C.  C. 
9«  (882:  „heredes  meos  . . . aut  quicumque  komo“).  Vgl.  T amassia  S.  264  '. 
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der  Erben  die  Bedrohung  der  consortes  (Miteigentümer),  parentes 
oder  jedes  beliebigen  dritten  Angreifers  verbinden.  Hier  liegen 
also  in  der  Timt  in  eventum  erlassene  Strafbefehle  der  Erb- 
lasser vor.  Erwägen  wir,  dass  die  geschützten  Verfügungen  in 
erster  Zeit  fast  ausschliesslich,  in  späterer  Zeit  weitaus  über- 
wiegend zu  Gunsten  der  Kirche  oder  frommer  Zwecke  errichtet 
waren  und  auch,  insofern  darin  Laien  bewidmet  waren,  als 
donationes  pro  anima  die  kirchliche  Unterstützung  genossen,") 
so  dürfen  wir  in  der  Kirche  und  ihrem  Einfluss  auf  die  Ge- 
müther  diejenige  Macht  erblicken,  die  nun  auch  der  Durch- 
führung jener  weltlichen  Strafen  günstig  war.10)  Was  bei  den 
Alamannen  und  den  Bajuwaren  mit  der  Zeit  die  volksrechtliche 
Sanktion  errang,11)  das  gab  bei  den  Langobarden,  ohne  sich  zu 
einem  weltlichen  Gesetz  zu  verdichten,13)  als  Macht  der  Ge- 
wohnheit — in  dem  von  Merkel  für  die  Sepulkralmulten  be- 
haupteten Sinne  — der  Privatautonomie  die  nöthige  Grundlage 
und  Stütze,  wenn  es  nicht  vielleicht  zum  Gewohnheitsrecht 
wurde.  Dass  die  Strafdrohungen,  wie  Loening1*)  und  die 
Anderen  mit  Recht  annehmen,  nicht  blos  hohle  Abschreckungs- 
mittel waren,  sondern  dem  Verletzer  gegenüber  mit  Hülfe  des 
weltlichen  Richters  verwirklicht  wurden,  dafür  haben  wir  für 
das  langobardische  Recht  und  unser  spezielles  Gebiet  den  sonst14) 


*)  oben  S.  9. 

w)  Dazu  recht  gut  Tatnassia  S.  *262  ff,  26S. 

")  lex  Alaraannorum  («1.  Lehmann,  älterer  Text)  tit.  I § 2:  „Et  si 
aliqua  persona  aut  ipse,  qui  dedit,  vol  aliquis  de  heredibus  ejus  post  haec 
de  ipsas  res  de  illa  ecclesia  abstrahere  voluerit,  vel  aliquis  homo  qualig- 
cumque  persona  hoc  praesumpsorit  facere,  affcctum,  quod  inehoavit,  non 
obtencat,  et  multa  illa,  quae  carta  contenit,  persolvat  et  res  illas  ex  integro 
reddat.  et  fredo  in  publieo  solvat,  sicut  lex  habet“.  Aehnlich  lex  Baiuw. 
tit  I § 2;  darüber  Bluhme  a.  a O.  S.  222  ff.  u Loening  a.  a.  O.  S.  591  ff. 

Loening's  (S.  593 f.)  Annahme,  dass  es  sich  bei  den  in  N.  11 
citirten  Vorschriften  um  ein  für  das  gesammte  fränkische  Reich  erlassenes 
Kapitular  gehandelt  habe,  dessen  Einfügung  in  die  anderen  Vnlksrechte 
zufälliger  Weise  unterlassen  worden,  ist  unrichtig.  Vgl.  K.  Lehmann  in 
der  Praefatio  zu  seiner  Ausgabe  der  lex  Alamannornm  (11.  (j.  LL.  V,  t 
S tlff).  Auch  tauchen  die  Strafdrohungen  in  den  langobardischen  Erkunden 
schon  geraume  Zeit  vor  der  fränkischen  Eroberung  auf. 

>*)  S.  597  ff. 

’•)  Loening  S.  597  f.,  Merkel  S.  129. 
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vermissten  Beweis  in  C.  C.  797  (1028).  Hier  wird  vom  Prozess- 
gericht gegen  den  gesetzlichen  Erben,  welcher  eine  letztwillige 
Verfügung  als  falsam  schilt,  für  den  Fall,  dass  die  Gegenpartei 
durch  ihren  Eid  sie  als  veram  erhärtet,  auf  die  in  der  Verfügung 
angedrohte  Busse  von  20  Goldsolidi  wirklich  erkannt. 

Aber  sind  die  in  den  langobardischen  letztwilligen  Dispo- 
sitionen gegen  die  Erben  ausgesprochenen  Strafdrohungen  ihrer 
Rechtsnatnr  nach  einseitige  Befehle,  so  haben  sie  sich  äusser- 
lich  doch  aus  den  Vertragsstrafen  heraus  entwickelt.  Ihre 
Wurzeln  liegen,  wie  Loening1*)  zutreffend  ausgeführt  hat,  in 
den  Strafgedingen,  durch  welche  nach  römischem  Vorbild1®)  der 
Verkäufer  für  den  Fall  der  Eviktion  der  Kaufsache  durch  einen 
Dritten  sich  zur  Restitution  des  Duplum  verpflichtete  (Anspie- 
lung darauf  im  letzten  Satz  der  1.  115  [litt]  Liutpr.17)).  Dabei 
pflegte  man  den  Uebergang  dieser  Verpflichtung  auf  die  Erben 
noch  ausdrücklich  in  der  Urkunde  hervorzuheben:  man  gab  die 
Verpflichtungserklärnng  für  sich  und  die  Erben  ab  (in  der 
Weise,  wie  es  im  ersten  Satze  der  1.  7 (16)  Aist,  unterstellt 
ist1")).  Aber  nicht  genug:  der  Verkäufer  bekannte  sich  — und 
damit  ging  man  noch  über  das  römische  Vorbild  hinaus  — zur 
nämlichen  Strafe  auch  für  den  Fall,  dass  er  selbst  sich  zu  einem 
tliatsächlichen  oder  prozessualischen  Angriff  gegen  die  durch 
die  verkaufsweise  Uebereignung  geschaffene  Lage  hinreissen 
liesse,  und  er  rief  auch  hier  als  Träger  einer  gleichen  Ver- 
pflichtung zugleich  seine  Erben  aus.  Er  erklärte  unter  Zu- 
sammenfassung beider  Pönalversprechen: 

„Ende  ispondeo  ego  . . una  cum  meus  heridis,  ut 
si  tibi  (Käufer)  vel  ad  tuis  heridis  intentionare  aut 
retrajere  quesierinuis  ipsa  res  per  qualivet  ingenium, 
et  aduc  vovis  ipsa  ad  (=  a)  qualivet  liomine  defensare 
non  potuerimus;  ispondeo  ego  . . . una  cum  meis  heridis 


"J  S.  544  ff. 

“j  Dig.  ilt*  evictionibus  et  iluplae  atipulatinne  21,  2. 

")  Vgl.  llensler,  Instit.  I S.  228. 

’*)  .Si  quis  langobardus  cum  pontificibus  ....  couvenieutiam  fecerit, 
poena  inter  se  partes  obligaverint  et  lieredes  vel  sueceasoribus  huis  conli- 
(faverint-.  Vgl.  Tamassia  S.  264  ff. 
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componpre  tibi  . . . vel  ad  tuis  heridis  omnia  in  dnplu  . . 
(Troya  nr.  7 4'.»  [7 61  ]).'•) 

Dieselbe  Sitte  bürgerte  sieh  bei  den  Saehsehenkungen  ein ; 
nur  wurde  hier  das  Strafgelöbnis  naturgeinäss  viel  seltener,*0) 
als  bei  den  Verkäufen,  auf  den  Fall  der  Eviktion  gestellt,  blieb 
also  zumeist51)  beschränkt  auf  den  Fall  künftiger  Störung  oder 
Anfechtung  von  des  Schenkers  Seite.  Und  was  für  die  Schen- 
kungen intra  vivos  galt,  wurde  ohne  Weiteres  für  die  donatio- 
nes  „post  obitum“  übernommen.  Auch  wer  letztwillig  schenkte, 
nahm  oft  jene  Strafklausel  in  die  Traditionsurkunde  auf,  nur 
mit  der  sich  von  selbst  ergebenden  Veränderung,  dass  er  Zu- 
widerhandlung und  Busse  ausschliesslich  für  die  Zeit  nach  sei- 
nem Tode,  also  allein  für  seine  Erben,  in  Betracht  nahm.  Dass 
gerade  darin  ein  juristisch  ausserordentlich  bedeutsamer  Unter- 
schied lag,  dass  damit  unter  der  Hand  aus  dem  auf  die  eigene 
Person  berechneten  und  nur  die  Erben  als  Universalsuccessoren 
mitergreifenden  Strafgelöbnis  eine  gegen  die  Erben  gerichtete 
Strafdrohung,  aus  der  Vertragsstrafe  ein  Strafbefehl  in  dem 
oben  erörterten  Sinne  geworden  war,  das  kam  nicht  zum  klaren 
Bewusstsein.  Als  Strafe  erhielt  sich  die  poena  dupli,**)  doch 
kam  hier  nicht  selten  an  ihrer  Statt  eine  bestimmte  Geld- 
strafe53) vor;  berechtigt  zum  Empfang  der  Strafe  war  der  Do- 
natar. 

Da  nach  unseren  Darlegungen  die  Bestellung  eines  letzt- 
willigen Treuhänders  mit  dinglicher  Rechtsmacht  nichts  Anderes 
war,  als  eine  an  den  Treuhänder  vollzogene  Sachschenkung 
post  obitum,  nur  eine  in  besonderer  Art  bedingte,  so  begreift 
es  sich,  dass  auch  dabei  schon  frühe,  noch  vor  der  fränkischen 
Eroberung,  die  Straffestsetzung  Eingang  fand.  In  Troya  97(j 
(773)  heisst  es: 

„Et  quis  de  meis  heredibus  contra  hanc  p(aginam) 
tarn  in  aliquo  agere  aut  causare  vel  disrumpere  presum- 


'*)  Weitere  sehr  zahlreiche  Citate  aus  der  unendlichen  Fülle  von  Bei- 
spielen bei  Loening  S.  546  '\ 

40)  So  z.  B.  in  Troya  754  (761). 

*')  wie  in  Troya  744  (760),  796  (768),  831  (765);  vgl.  Loening  S.  54s  ff 
")  z.  B.  Troya  742  (760),  809  (764),  864  (766),  880  (768). 

**)  z.  B.  Troya  867  (767),  C.  C.  401  (996). 
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serit  per  quofflibet  ingenium,  sit  eomponitums  ipse  he- 
res  meus,  una  cum  suis  heredibns  . . . presbitero  (dem 
Treuhänder)  . . . omnis  suprascripta  res  tripla*4)  . . .““) 
Aber  wie  die  dingliche,  so  schützte  man  dann  auch  die  obliga- 
torische Rechtsmae.ht  des  Treuhänders  durch  solche  Strafklausel 
vor  dem  Angriff  oder  dem  Widerstreben  der  Erben.  Nicht  blos 
die  auf  Nachlassforderungen  sich  erstreckende,“)  auf  dass  z.  B. 
die  Erben  sich  nicht  etwa  einfallen  Hessen,  ihrerseits  diese  For- 
derungen einzuziehen,  sondern  vor  allem  die  gegen  die  Erben 
selbst  begründete  Rechtsmacht;  bildete  doch  in  Bezug  auf  die 
letztere,  wie  wir  oben  (§  15  Ziff.  2)  gesehen,  die  Bussauflage 
geradezu  ein  für  die  Durchführbarkeit  wesentliches  Element.*7) 
Selbst  in  dein  oben  (S.  77  f.)  mitgetheilten  Falle,  wo  jemand 
das  Mundinm  über  seine  Schwester  einem  Priester  zu  getreuer 
Hand  übertrug,  war  der  Strafbefehl  gegen  die  Erben,  die  viel- 
leicht aus  einem  von  ihnen  beanspruchten  gesetzlichen  Mundial- 
recht  den  Anlass  zur  Belästigung  des  Priesters  oder  seiner 
Muntbelbhlenen  nehmen  möchten,  nicht  vergessen;  die  Strafe 
war  dem  Priester  zugedacht.*8) 

Soweit  sie  bisher  erörtert  worden,  hatte  die  Klausel  immer 
nur  die  Bestimmung,  den  Träger  einer  Rechtsmacht  im  Besitze 


**)  Hier  ist,  wie  noch  in  mancher  anderen  Urkunde,  an  Stelle  des 
Duplnm  ein  Triplum  getreten. 

**)  Weitere  Beispiele  Troya  *84  (768);  Ml.  IV  107  (789),  V*  152 
(774),  240  (793),  277  (799),  532  (886);  H.  P.  M.  XIII  243  (867);  C.  C.  71 
(872),  77  (873),  96  (882),  235  (966),  602  (961,  inserirt).  In  den  hier  citirten 
Urkunden  der  Memorie  lucchese  ist  durchweg  das  Zwei-  oder  Dreifache  des 
Objekts,  in  den  Urkunden  des  (3.  C.  durchweg  eine  bestimmte  Geldsumme 
als  Strafe  festgesetzt. 

’•)  VergL  z.  B.  Ml.  V * 277 : „quicuinque  de  heredibns  meis  contra  vos 
. . . dispensatoris  meis  ...  de  suprascripta  res  et  argento  (bezieht  sich 
auf  eine  vorher  den  Treuhändern  ad  recolligeiidum  et  dispensandum  zuge- 
wiesene Forderung)  ...  in  aliquo  exinde  agere  aut  causare  aut  intentionare 
. . . voluerit  . .,  compona(t)  . . . vobis  (den  Treuhändern)  . .“ 

*’)  Vgl.  die  oben  S.  120  f.  besprochenen  Urhunden.  — In  C.  C.  514  (997) 
— oben  S.  119  N.  18  — bekräftigen  die  Erben  die  gegenüber  ihrer  Erblasserin 
übernommene  Verpflichtung  zur  Zahlung  einer  Geldsumme  an  den  Treu- 
händer durch  ein  zu  des  letzteren  Gunsten  abgegebenes  Strafversprechen 
(also  Vertragsstrafe). 

*s)  Troya  908  (769). 
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derselben  dadurch  zu  schützen,  dass  ihm  selbst  das  Recht,  von 
dem  Widersacher  eine  Busse  einzutreiben,  verschafft  wurde. 
Bei  der  letztwilligen  Treuhand  gewann  die  Klausel  noch  darüber 
hinaus  Bedeutung.  Man  sprach  dem  Treuhänder  nicht  blos  be- 
züglich derjenigen  Verfügungen,  welche  ihm  selbst  eine  prinzi- 
pale  Rechtsmacht  verliehen,  sondern  auch  bezüglich  der  in 
ebenderselben  Urkunde  damit  verbundenen  Verfügungen,  welche 
sich  direkt  an  die  Destinatäre  wandten,  mit  welchen  er  also  in 
der  Hauptsache  nichts  zu  thun  hatte,  den  sekundären  Straf- 
anspruch zu.  So  darf  schon  in  Troya  97R  (773)  die  Strafklausel 
dahin  gedeutet  werden,  dass  sie  den  Treuhänder  ermächtigte, 
auch  spätere  Angriffe  der  Erben  gegen  den  der  Witt  wo  des 
Donators  unmittelbar  verschriebenen  Niessbrauch  mit  dem 
Verlangen  der  Busszahlung  zu  beantworten.  Und  in  der  (auf 
Grund  der  1.  6 Liutpr.)  einseitigen  Verordnung  des  Priesters 
Rodelghis  vom  Jahre  96  lä*)  ist,  nachdem  nur  gewisse  Objekte 
einem  Dispensator  zur  Vertheilung  pro  anima,  die  übrige» 
direkt  den  verschiedensten  Personen,  dem  Pathenkind  und  dessen 
Mutter,  der  Nichte,  dem  Neffen  u.  a„  zugewiesen  sind,  die  Straf- 
klausel in  folgender  Weise  abgefasst: 

„et  si  eredes  meas  de  hec  omnia,  quod  superius  legi- 
tur,  quesierit  aliquit  inde  remobere  aut  contrare,  . . . 
siant  obligati  ad  componeudum  ad  illo  hominein,  aput 
quem  scripto  iste  paruerit,  (d.  i.  an  den  Dispensator) 
50  solidos  constantinos.“ 

Ja,  es  finden  sich  Fälle,  in  denen  jemand  nur  mit  dem  sekun- 
dären Pönalanspruch,  dann  allerdings  in  Bezug  auf  den  ganzen 
Inhalt  der  letztwilligen  Disposition,  dagegen  gar  nicht  mit  einer 
prinzipalen  Rechtsmacht  bewidmet  ist.  Beispiele  dafür  bieten 
die  (gemäss  Liutpr.  fi)  einseitige  Disposition  des  Boso  v.  968*°), 
die  (gleichfalls  gemäss  Liutpr.  6)  mündliche  Verfügung  der  Al- 
farana  von  104331)  und  die  zweiseitige  Vergabung  des  Muscus 


**)  inserirt  in  (J.  C.  602. 

®)  C.  C.  257.  Dazu  Brunner.  Ztsclir.  fiir  Handelsr.  22  S.  507  f 
(Forsch.  S.  5KH  f.). 

Slj  ('.  0.  1022. 
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von  101*2. 3S)  Wir  erkennen  daraus,  dass  die  Rtrafklausel  an 
and  tur  sieli  allein  eine  Treuhänderschaft  begründen  konnte, 
eine  Treuhänderschaft  von  anderer,  als  der  bislang  erörterten 
Art,  eine  solche,  welche  nicht  die  Rolle  eines  Zwischenmannes, 
eines  Vermittlers  zwischen  Donator  und  Destinatär  gab,  nicht 
ein  aktives  Wirken  zum  Zwecke  der  Ausführung  gewisser  letzt- 
williger Dispositionen  verlangte,  nicht  eine  eigene  Kompetenz, 
sei  es  eine  dingliche  oder  obligatorische,  zur  Hauptsache  selbst 
verlieh,  sondern  nur  den  letzten  Willen,  dafür  aber  in  allen 
seinen  Theilen,  unter  den  Schutz  des  erkorenen  Vertrauens- 
mannes stellte,  diesen  als  Wächter  über  die  Erfüllung,  als 
Vertheidiger  gegen  feindliche  Angriffe  anfrief  und  ihm  als 
Waffe  zwar  auch  eine  eigene  obligatorische,  aber  eben  nur  eine 
subsidiäre  und  mittelbare  Rechtsgewalt  verschaffte.  Der  Codex 
Cavensis  weist  in  den  Urkunden  des  11.  Jahrhunderts  für  diese 
Interventionstreuhänderschaft,  welche  der  Regel  nach  — die 
für  das  Gegentheil  zuletzt  aufgeführten  drei  Beispiele  bilden 
die  Ausnahme  — mit  einer  zur  Mittlerrolle  ermächtigenden 
Treubänderschaft  in  einer  Person  vereinigt  w ar,88)  eine  typische 
Bezeichnung  auf:  Der  Vei-fügende  „kommittirt“  sich  selbst34) 
oder  das,  w*as  er  verfügt,84)  „in  mannm“  des  Erwählten.88) 
So  sagt  z.  B.  in  C.  C.  1094  die  Erblasserin  im  Eingang:' 

**)  C.  C.  646:  donatio  post  obitiim.  Ich  glaube,  hei  der  hier  zu  dunsten 
des  Hauptbedachten  .aut  cui  scriptio  ista  in  inannni  parucrit"  lautenden 
Bussfest  Setzung  die  Inhaberklausel  auf  einen  Treuhänder  beziehen  zu  sollen. 
Denn  der  Donator  lässt  ausser  detu  fiir  den  Hauptbedaehteu  bestimmten 
Kxeinplar  der  earta  noch  ein  zweites  ausfertigen,  das  er  zunächst  hei  sich 
zurückhält  Durch  Begebung  des  letzteren  würde  er  auf  drund  des  Inhaltes 
der  Bussfestsetzung  später  noch  seiner  Vergabung  einen  Treuhänder  mit 
der  im  Text  gedachten  Kompetenz  verschaffen  können. 

“)  Der  Treuhänder  hatte  z.  B.  daneben  die  Aufgabe,  gewisse  Objekte 
des  Nachlasses  zu  verkaufen  und  den  Preis  an  bestimmte  Destinatare  aus- 
znhändigen,  Geldsummen  von  den  Erben  zur  Distribution  pro  anima  einzu- 
ziehen und  dergl. 

M)  C.  C.  1022:  .cuius  se  in  manum  commisit“. 

»)  C.  C.  675  (1014),  797  (1028),  J094  (1047),  1377  (1064).  — In  C.  C. 
1189  (1053)  sagt  der  Donator  sogar:  „in  manum  me  illut  (das  Verfügte) 
committo  Guisenolü  . . .* 

“)  wohl  zu  unterscheiden  von  dem  „res  in  manum  eommittere“,  was 
die  Vebertragung  einer  dinglichen  Rechtsmacht  über  körperliche  Sachen  zu 
getreuer  Hand  bedeutet.  Vgl  oben  S.  56  N.  13. 

Seholt c«,  DU  UofobordUche  Treuhand.  0 
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„indico  atque  dispono  et  in  mannin  illut  committo  ad 
Mirandu  cognatus  meus  . . . , qnomodo  et  qualiter  post 
meuni  hobitum  de  eausis  nieis  fiad  prehordinatum  et 
exinde  pro  animam  meam  datum.“ 

Dann  folgen  die  einzelnen  Bestimmungen,  denen  der  Satz  sich 
anschliesst : 

„Unde  obligo  lieredes  meos,  ut  si  de  ec  (=  liaec) 
omnia,  ut  superius  disposui  et  iudicavi,  aliquid  exinde 
contradixerit  et  retroare  (=  retrotraliere)  seu  removeve 
illut  quesierit  et  quodrumque  causationes  exinde  pre- 
posnerit,  et  omnia  non  adimpleverit,  sicnt  superius  legi- 
tur,  in  pena  siant  obligat i ille  lieredes  meos,  quia  talia 
aiere  (=  agere)  presumpserint,  ad  componendum  supra- 
dieto  Mirandi,  cui  in  manu  illut  commissimu.s.  . . . 50  auri 
solides  eonstantinianos.“ 

Am  Kode  heisst  es: 

„Unde  pro  omnia,  ut  dictum  est,  adimplendum  . . . 
guadiam  tibi  iamdicto  Mirandi  dedimus  et  mediatorein 
(=  als  Bürgen)  tibi  posuimus  Petrus  clericus.“ 

Damit  die  Wirksamkeit  der  eventuellen  Busspflicht  der  Erben 
verschärft  werde,*’)  wird  also  noch  zwischen  der  Erblasserin 
und  dem  Treuhänder  ein  Wadiationsvertrag  durch  Hingabe  der 
wadia  und  Bürgenstellung  abgeschlossen  — was  an  den  oben 
dargelegten  geschichtlichen  Zusammenhang  des  Strafbefehls 
gegen  die  Erben  mit  der  die  Erben  als  Machfolger  ergreifenden 
Straf konvention  erinnert.*8) 


*’)  sofortige  Vollstreckbarkeit:  Heusler,  bistit.  II  S.  28!»  f.,  vgl. 
Brauner,  Ztsehr.  für  Handelsr.  22  S.  511  u.  518  N.  2 (Forsch.  S.  5!»2  u. 
591  N.  1).  Darüber,  dass  nach  späterem  langobardischem  Recht  die  wadiae 
obligatio  auch  für  nicht  präsente  Verpflichtungen,  ja  auch  für  Versprechen 
noch  zweifelhafter,  ungewisser  Leistungen  zulässig  war,  vgl  Heusler  a a 
1).  S.  242*,  auch  Val  de  Lievre  a.  a.  O.  S.  127  f. 

“)  Wadiation  auch  in  C.  C.  1 ist»  u.  1377  (darüber  oben  S.  121).  — Die 
letztere  Urkunde  lässt  den  fraglichen  Zusammenhang  noch  deutlicher  er- 
kennen; obwohl  in  Wirklichkeit  doch  nur  die  Erben  von  der  Verpflichtung 
getroffen  werden,  heisst  es  dort:  „Et  per  ipsam  guadiam  ipse  Petrus  (der 
Erblasser)  obligavit  se  et  suos  heredes,  . . coinpouere  ipsi  Johanni  (dem 
Treuhänder)  . . . 200  auri  solidos  constantinos“.  Vgl.  auch  C.  C.  646  (1012): 
„componere  obligo  me  et  meos  eredes“, 
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Die  „Commissio  in  mannm“**)  gab  hiernach  dem  Treuhänder 
aucli  insoweit,  als  er  nicht  Salmannsqualität  hatte,  als  er  nicht 
bedingter  Eigentümer  von  Nachlassgegenständen  oder  bedingter 
Gläubiger  von  Forderungen  des  Nachlasses  oder  von  Forderun- 
gen im  Interesse  des  Nachlasses  geworden  war,  eine  Rechts- 
macht gegenüber  den  Erben.  Diese  war  eine  selbständige,  war 
in  eigenem  Namen  auszuüben;  denn  sie  fusste  auf  dem  An- 
spruch, in  eventum  eine  Busse  für  die  eigene  Tasche  eintreiben 
zu  dürfen.  Wollten  die  Erben  ihrerseits  eine  Vorschrift  des 
Erblassers  nicht  erfüllen,  der  Verwirklichung  durch  andere  vom 
Erblasser  dazu  Berufene  sich  widersetzen,  eine  schon  verwirk- 
lichte Verfügung  des  Erblassers  nachträglich  umstossen,  so  war 
es  der  Treuhänder,  der  am  wirksamsten  mahnen  konnte:  Er- 
füllt. gebt  euren  Widerstand  auf,  lasst  von  der  Störung  ab! 
Denn  kamen  sie  seiner  Mahnung  nicht  nach,  so  hatten  sie  seine 
Klage  auf  die  meist  hoch  bemessene  Busse  zu  gewärtigen  und 
wurden,  wenn  sich  ihr  Gebahren  als  ungerechtfertigt40)  heraus- 
stellte und  sie  daher  vernrtheilt  wurden,  damit  keineswegs  der 
Pflicht  ledig,  dem  letzten  Willen  ihres  Erblassers  Folge  zu 
geben.  Die  Busse  hatte  nicht  Reugeld-Charakter41)  und  konnte 

*)  In  säramtlicben  oben  N.  »4  und  35  citirten  Fällen  sind  die  Voraussetzungen 
(schwere  Krankheit,  Todesnühe)  für  die  Anwendung  der  1.  li  Liutpr.  (Dispens 
rem  Zweiseitigkeit  und  Schriftlichkeit)  gegeben.  In  vier  von  diesen  Fällen  voll- 
zieht sich  der  Akt  der  commissio  in  manuni  gleichwohl  sicher  zweiseitig  und 
zwar  dergestalt,  dass  als  Gegenkontrahent  der  Treuhänder  allein  oder  mit 
Anderen  (letztwillig  Gedachten)  zusammen  auftritt : C.  C 1022  — hier  ist  die 
Verfügung  zwar  eine  mündliche,  aber  die  Anwesenheit  des  Treuhänders  wird 
ausdrücklich  erwähnt — , 1094.  11S9,  1377.  Zweifelhaft  ist  die  Zweiseitigkeit 
hei  C.  C.  C75  u.  797;  vgl.  oben  S.  121.  Vielleicht  hat  in  dem  Akt  auch  ein 
formelles  Klement.  Anvertrauen  der  Verfügungs  urkunde,  gelegen;  er  hätte 
dann  in  der  Entwicklung  ein  Zwischenglied  gebildet  zwischen  der  zweiseitigen 
Vergabung  zu  Händen  des  oder  eines  der  Bedachten  (sei  es  auch  nur  eines  be- 
dingt bedachten  Salmann-Trcuhänders)  uud  der  einseitigen,  testamentsähnlicheu 
Verfügung. — Eine  comnu-ndut io  cartue ohne  commendatiorei  schon  in  RF.  98(7771. 

*)  Die  Vertheidigung  ihres  guten  Hechts  (z.  B.  Erbenwartrechts)  konnte 
ihnen  keine  Strafe  zuzieheu.  Freilich  hatte  dieses  selbst  vielfach  mit  oiner 
feindlichen  Rechtsströmung  — vgl  oben  S.  100  ff.  — zu  kämpfen.  Vgl.  auch 
Beseler,  Erbverträge  I S.  52. 

4r)  In  der  oben  auszugsweise  wiedergegehenen  Urkunde  0.  C.  1094  steht 
urfinittelbar  hinter  der  Strafdrohung  der  Passus:  „Kt  quod  superius  disposui 
et  iudicavi,  omni  tempore  firmum  stahilemque  permanead“.  Ebenso  in  den 
übrigen  oben  N.  34  und  35  citirten  Urkunden. 

9’ 
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also  von  dem  im  Ungehorsam  verharrenden  Erben  erneut  ein- 
ge zogen  werden.44)  Behauptete  ein  Erbe,  dass  die  den  letzten 
Willen  verbriefende  Urkunde  unecht  oder  unwahr  wäre,  und 
wollte  er  sie  deshalb  durch  Schelte  aus  dem  Wege  räumen,  so 
musste  er  auch  diesen  Strauss  mit  dem  Treuhänder  ausfechten 
und,  wenn  er  unterlag,  sich  auf  den  Verlust  des  Bussgeldes  ge- 
fasst machen.  Ein  Beispiel  für  einen  solchen  Feststellungs- 
Rechtsstreit  bietet  C.  C.  797. 4S) 

Durch  die  Commissio  in  manum  im  vorstehenden  Sinne  war 
ein  für  die  Entwicklung  der  Testamentsexekution  wichtiges 
Moment  eingeführt  worden.  Verflüchtigte  sich  auch  in  der  nacli- 
bezw.  spätlangobardisehen  Periode  des  mittelalterlich-italienischen 
Rechts  die  Wirksamkeit  und  Klagbarkeit  der  privaten  Straf- 
drohung44) und  in  Folge  dessen  diese  selbst  mehr  und  mehr,  so 
blieb  doch  das  Anvertrauen  des  letzten  Willens  selbst  und  seines 
Inhaltes  zu  getreuer  Hand  in  Uebung45)  und,  unmittelbar  daraus 
abgeleitet,  nun  nicht  mehr  durch  den  Bussanspruch  vermittelt, 
das  selbständige  Recht  des  Treuhänders  bestehen,  den  Erben 
gegenüber  auf  Durchführung  des  vom  Erblasser  Verordneten  zu 
dringen.46) 

•*)  Dfr  Treuhänder  hatte  also  eine  Zwangsgewalt,  vergleichbar  der- 
jenigen, welche  in  und  775  der  deutschen  ( Zivilprozessordnung  bei 

der  Zwangsvollstreckung  zur  Krtvirkuug  von  Handlungen.  Duldungen  und 
Unterlassungen  gegeben  ist. 

*’)  Vgl.  Uber  diese  Urkunde  schon  oben  S 125  Treuhiinderin  ist  hier 
die  Wittwe  des  Erblassers.  welche  zusammen  mit  ihrem  Sohne  ('Huntwalt. !) 
auftritt 

u)  Vgl.  die  Ausführungen  v.  li  r ii  n neck 's  (a.  a.  O.  S.  15t» — lß2)  Uber 
das  Vorgehen  der  sici Machen  Stadtrechte  in  dieser  Richtung. 

*•')  Vgl.  z.  H.  die  Disposition  des  Propstes  der  Kathedrale  zu  Xovara 
vom  Jahre  11S3  in  ('hart.  I nr.  599.  welche,  ohne  dass  eine  Strafdrohung 
vorhergegangen,  mit  dem  Satze  schliesst : „Finne  nutem  dispositionein  et 
ordinationem  maiori  sacerdnti  et  maiori  diacono  et  niainri  subdiacono 
ecelesie  sancte  Marie  pretaxate  eommitto“. 

*•)  Vielleicht  gehört  hierher  schon  R.  K.  700  f lOOti),  wo  die  Treuhänder 
von  ihrem  Machtgeber  berichten:  „Iterum  nobi s enn  sti  tuit. . . .,  ut  nullus 
de  haeredibus  vel  consanguineis  illorum  (des  Machtgebers  und  seiner  Ehe 
trau)  de  oninibus  quae  inferius  scripta  esse  videntur  aliquam  aliqnando  in- 
ferat  molestiam“,  ohne  von  einer  Strafandrohung  etwas  zu  erwähnen. 
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Drittes  Kapitel. 

Die  Vererblichkeit  und  Uebertragbarkeit 
der  Treuhänderbefugnisse.  — Mehrere  Treuhänder. 

8 17. 

Wer  letztwillig  einen  Treuhänder  bestellte,  war  zunächst 
von  der  Vorstellung  beherrscht,  dass  diesem  länger  als  ihm 
selbst  zu  leben  vergönnt  sein  würde,  und  zwar  wenigstens  um 
so  viel  länger,  als  zur  Erfüllung  der  gestellten  Aufgabe  nöthig 
war.  Aber  diese  Erwartung  konnte  getäuscht  werden,  der 
Treuhänder  vor  dem  Machtgeber  oder,  wenn  nach  ihm,  so  doch 
vor  gänzlicher  Durchführung  seiner  Aufgabe  sterben.  Es  konn- 
ten Hindernisse  in  seiner  Person  eintreteu,  vielleicht  Handlungs- 
unfähigkeit oder  weite  Entfernung  vom  örtlichen  Bereich,  in 
dem  er  als  Treuhänder  zu  wirken  hatte.  Wir  dürfen  vermuthen, 
dass  die  Rechtsbildung  für  solche  Fälle  Vorsorge  traf  und  dass 
ihr  Ausgangspunkt  und  Schwerpunkt,  wie  bei  den  meisten  übri- 
gen Beziehungen  des  Treuhandverhältnisses,  während  der  lango- 
bardischen  Rechtsperiode  nicht  in  der  Gesetzgebung,  sondern  in 
den  Festsetzungen  der  Auftraggeber  lag,  dass  wir  also  auch 
hier  im  Wesentlichen  aus  den  Urkunden  unsere  Kenntnis  zu 
schöpfen  haben. 

Zuvor  soll  uns  aber  die  Frage  beschäftigen,  ob  und  unter 
welchen  Voraussetzungen  die  Rechtsmacht  des  Treuhänders,  sei 
es  die  dingliche,  sei  es  die  obligatorische,  bei  seinem  Tode  sich 
auf  seine  gesetzlichen  Erben  übertrug.  Für  die  Bejahung 
spräche,  dass  sie  durchgängig  zu  eigenem  Recht  verliehen  und 
in  eigenem  Namen  auszuüben  war.  Der  Treuhänder  war  ins- 
besondere in  Ansehung  der  ihm  aus  dem  Vermögen  des  Macht- 
gebers überwiesenen  Objekte  wahrhafter  Suecessor  geworden.1) 
Er  hatte  auf  diese  Objekte  durch  die  Ueberweisung  sogar  schon 
hei  I.ebzeiten  des  Schenkers  eine  feste  Anwartschaft5)  erlangt, 
wie  der  Destinatär  der  gewöhnlichen  Vergabung  auf  den  Todes- 
fall, welcher  aus  diesem  Grunde  — darin  besteht  einer  der 

')  Vgl.  oben  S.  62. 

’)  Oben  § U Ziff  1. 
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Hauptunterschiede  vom  römischen  Testamentsrecht  — , wenn  er 
vorverstarb,  auf  seiner  Seite  die  Gabe  weitervererbte.  Allein  der 
Bejahung  widerstrebt  der  tidnciarische  Charakter  des  Rechts- 
verhältnisses. Der  Treuhänder  sollte  von  seinen  Befugnissen 
in  fremdem  Tnteres.se  Gebrauch  machen  und  dabei  besondere 
persönliche  Eigenschaften,  die  man  gerade  bei  ihm  voraussetzte, 
bethätigen.3)  Die  durch  die  Zwecksatzung  aufgelegte  Be- 
schränkung, deren  dingliche  Bedeutung  wir  oben*)  als  eine 
Eigentlnimliclikeit  der  germanischen  tiducia  nachgewiesen  haben, 
musste  daher  auch  bewirken,  dass  die  Rechtsmacht  an  die 
Person  des  auserwählten  Vertrauensmannes  gebunden  blieb. 
In  dem  Augenblick  also,  mit  welchem  ein  Thätigwerden  dieser 
Person  unmöglich  wurde,  erwies  die  vielerwähnte  Resolutiv- 
bedingung ihre  Kraft  und  war  der  von  selbst  sich  vollziehende 
Rückfall  aller  Befugnisse  an  den  Machtgeber  oder  dessen  Erben 
die  nothwendige  Folge.3)*)  Dies  wird  bestätigt  durch  den  zweiten 
Theil  des  in  den  über  Papiensis  — Karo).  105  (106)  — auf- 
genommenen Reichskapitnlars  Karls  des  Gr.  von  803, ;)  wo  da- 
von die  Rede  ist,  dass  jemand  vor  seiner  Ausfahrt  in  den  Feld- 
zug seine  Güter  einem  Salmann  übertragen  hat,  damit  dieser 
sie,  wenn  ihn  draussen  der  Tod  ereile,  in  bestimmter  Weise 
vertheile. *)  Ist  liier  der  gesetzte  Fall  eingetreten,  der  Geber 
im  Felde  gestorben,  aber  auch  der  Salmann  schon  vorher  oder 
nachher  vor  Erfüllung  seiner  Aufgabe  aus  dem  Leben  geschieden. 

*)  oben  § 13  Anf. 

4)  § 13,  iusbes.  8.  106. 

*)  Pcrtile.  storia  del  diritto  ital.  IV’  p.  36  nimmt  Vererblichkeit  der 
dinglichen  Rechte  des  Treuhänders  an  und  beruft  »ich  auf  die  — übrigens 
zahlreichen  — Urkunden,  in  denen  der  Treuhänder  hei  Weiterbegebung  de» 
Objekts  dem  Destinatär  verspricht,  dass  dieser  weder  von  ihm  noch  von 
seinem  Erben  jemals  irgendwelche  Anfechtung  erfahren  werde.  Die 
Erwähnung  der  Erben  bezieht  sich  auf  den  Fall,  dass  diese  unter  der  Be- 
hanptung,  ihr  Erblasser  habe  unbeschränktes,  freies,  nicht  aber  Treuhand- 
Eigenthum  gehabt,  den  Traditionaakt  als  ihren  Erbeuwart  rechten  zuwider- 
laufend bekämpfen  milchten ' 

*)  Bescler,  Erbvertr.  I S.  268  ff.,  283  u.  Stobbe.  Ztschr.  f.  R.  G.  7 
8.  427  nehmen  für  die  Salmannschaft  in  deutschen  Landen  Vererblichkeit 
an  (auch  für  die  von  Todeswegen  begründete?).  Vgl.  aber  bei  Bcseler 
8.  269  das  Erfurter  Statut  von  1306. 

’)  = Boretius,  Kapitularien  I 8.  1 13  f.  = 1.  5 Lombardae  II,  18. 

*)  oben  S.  107,  auch  X.  1 daselbst. 
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so  haben  des  letzteren  Erben  die  anvertrauten  Objekte  nicht 
etwa  bestimmungsgemäss  zu  distribuiren,  sondern  den  Erben  des 
Gebers  aaszuantworten.’)  Freilich  trifft  ein  anderes,  von  Pippin 
um  790  für  Italien  erlassenes  Kapitular  — lib.  Pap.  Pipp.  31 
(33)’°)  — für  einen  Spezial  fall  eine  abweichende  Entscheidung: 
Stirbt  ein  Dispensator  (im  eigentlichen  Sinne)11)  nach  dem 
Geber,  aber  vor  Erledigung  seiner  Funktion,  so  sollen  der 
königliche  Missus  und  der  zuständige  Bischof  zusammen  die 
Dispensation  pro  pauperibus  et  sacerdotibus  in  die  Hand  nehmen 
und  binnen  30  Tagen  zu  Ende  bringen.13)  Auch  hier  also  keine 
Vererbung  auf  des  Treuhänders  Seite,  aber  — und  darin  liegt 
die  Abweichung  — kein  Rückfall  an  des  Gebers  Erben,  sondern 
Eingreifen  eines  ganz  neuen  Elements,  nämlich  der  behördlichen 
Verwaltungsthätigkeit,  und  zwar  zu  dem  Ende,  dass  die  für 
fromme  Zwecke  einmal  ausgesetzten  Güter  diesen  Zwecken 
erhalten  bleiben  — eine  Loslösung  des  Zweckes  von  der  Person. 

War  hiernach  das  Treuhänderrecht  an  sich  nicht  vererblich,13) 

")  „Si  vero  aliquis  alii  res  suas  tradiderit  et  in  hoste  profeetns  fuerit, 
et  Ule  cui  res  traditae  sunt,  interim  mortuus  fuerit,  qui  res  suas  tradiderit, 
cum  reversns  fuerit, ..  . res  suas  recipiat.  Si  autem  ipse  mortuus  fuerit, 
heredes  eius  legitimi  ipsnm  rem  traditam  recipiant“  Dazu  Ariprand: 
.Si  ibi  (=  in  hoste)  mortuus  est  (sc.  donatorj,  heres  eius  recipiat,  si  pro- 
curator  priusquam  traderet  mortuus  fuerit“.  Albertus  ersetzt  den 
letzten  Nebensatz  durch  die  Worte:  „si  premortuus  fuerit  procurator“  und 
fährt  fort : „Et  hoc  quidem  obtinet  in  hoste  et  ubique“.  (Anschütz, 
Lombarda-Konunentare  S.  110,  111.) 

")  = Boretius  I S.  201  Ziff.  8 = 1.  6 Lomb.  t.  c. 

")  oben  § 7 Ziff.  1. 

,3)  „Si  cui  res  in  elemosina  datae  sunt,  et  ipse  mortuus  fuerit  ante- 
quam  eas  dispeuset,  tuue  missus  doiuinicus  uua  cum  episcopo  paruchiae 
ipsius  consideret,  qualiter  in  domni  regis  mercede  (!)  ipsa  elemosina  fiat 
facta,  et  iufra  30  noctes  adimpleta  esse  debeat.“  Vgl.  unten  § 20  N.  18.  — 
Ein  modernes  Seitenstück  hierzu  in  den  §§  514,  516  Tbeil  I Titel  12  des 
Preussischen  Allgem  Landrechts,  wonach  die  Verwaltungsbehörden  befugt 
sind,  auf  Erfüllung  von  letztwilligeu  dem  allgemeinen  Besten  gewidmeten 
Anordnungen  zu  dringen. 

’*)  Demgegenüber  kommt  kein  Gewicht  zu  dem  Kapitular  Ludwigs  des 
Frommen  von  818/819  (lib.  Pap.  Lud.  Pii  11  [14]),  nach  dessen  italienischer 
Fassung  dein  Erben  des  Salmanus  die  Pflicht  obliegen  soll,  die  aufgetragene 
Tradition,  wenn  sie  vom  Salmann  nicht  vollzogen  worden,  nach  dessen  Tode 
seinerseits  zu  vollziehen.  Das  Kapitular  passt  nicht  zum  langobartlischen 
Recht,  ist  nur  nothdiirftig  für  Italien  zugestutzt;  darüber  oben  S.  41  ff. 
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so  konnte  es  doch  durch  die  lex  donationis  ausdrücklich  auf 
die  Erben  erstreckt  werden.  Es  ist  begreiflich,  dass  dies  nur 
in  seltenen  Fällen  geschah,  so  nach  Ml.  IV*  38  (ac,7)  und  1 28 
(1158)  in  Betreff  der  vollen  Rechtsmacht,  nach  Troya  ‘.»76  (773), 
Ml.  V5  277  (799)  und  C.  C.  71  (872)  blos  in  Betreff  des  aus 
der  Strafklausel  sich  ergebenden  eventuellen  Anspruchs  auf 
Busse.14)  Der  Regel  nach  griffen  die  letztwillig  Verfügenden 
zu  anderen  Mitteln,  um  den  Bestand  des  Treuhänderrechts  zu 
sichern,  zu  Mitteln,  die  eine  bessere  Garantie  dafür  boten,  dass 
auch  die  Ersatzmänner  geeignete  Personen  waren.  Man  ver- 
knüpfte die  Dispensatorstellung  gern  mit  einem  bestimmten  höheren 
geistlichen  Amt.  z.  B.  dem  Amt  eines  Bischofs,  Pfarrers  oder 
Klosterabtes,  indem  man  in  der  Urkunde  entweder  von  vorn- 
herein ohne  jede  Nennung  eines  Namens  den  jeweiligen  Amts- 
inhaber, „qui  in  tempore  esset“,  berief1')  oder  den  dermaligen, 
mit  Namen  bezeichnten  Amtsinhaber  betraute  und  den  sich 
von  selbst  vollziehenden  l'ebergang  auf  die  Amtsnachfolger 
(„posteri,  successores“)  verordnet*.18)  Man  schlug  also  dasselbe 
Verfahren  ein,  welches  man  heute  zumeist  bei  Gründung  einer 
unselbständigen  (ftduciarischen)  Stiftung  durch  Anlehnung  der- 
selben an  ein  Amt,  eine  Körperschaft  oder  eine  selbständige  Stillung 
befolgt.17)  Noch  öfter  — manchmal  knmulirte  man  sogar  beide 
Mittel  wurde  es  dem  bestellten  Vertrauensmann  überlassen, 
nötigenfalls  von  sich  aus  llir  einen  passenden  Substituten  zu 
sorgen.  Man  machte  das  Trenhänderrecht  übertragbar.  Dafür 
boten  die  im  ganzen  Bereich  des  Urkundenwesens  üblichen,  das 
verbriefte  Recht  mit  der  Innehabung  des  Papiers  verknüpfenden 
Klauseln1")  eine  treffliche  Handhabe.  Im  8.  und  9.  Jahrhundert 


“)  Oben  § 16. 

>8)  Troya  786  (759),  897  (768);  H.  P.  M XIII  51  (774),  233  (864;  hier 
werden  subsidiär  für  den  Fall,  dass  die  in  erster  Linie  Erkorenen  sammtlich 
gestorben  sind,  die  Inhaber  bestimmter  Aemter  berufen). 

**)  Troya  1>08  (769);  Brunetti,  Cod.  dipl.  Tose.  11  1 nr.  11  (779);  Ml.  V* 
152  (774),  240  (798),  277  (799). 

”)  Vgl  Kollier  im  Arch.  f.  biirgerl.  Recht  Bd.  3 S.  269. 

’•)  Ueber  diese  schon  oben  S.  32,  59,  117  f.  Auch  hier  war  von  den 
vier  Brunner'sehen  Haupttypen  die  Stellvertretungsklauscl  ungeeignet; 
denn  sie  gestattete  nicht  die  Uebertragung  des  Rechts.  Sie  findet  sich 
denn  auch  in  keiner  der  hierher  gehörigen  Urkunden. 
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überwog  die  Exaktionsklausel,  welche  nur  eine  einmalige 
Begebung  des  Papiers  und  damit  nur  eine  einmalige  Ueber- 
tragung’®)  des  Rechtes  zuliess.  Sie  erhielt  in  den  Urkunden 
über  Bestellung  eines  Treuhänders  mehrfach  eine  weitläufigere, 
der  Lage  des  Falles  angepasste  Fassung,  so  in  Ml.  V2  277  (799): 
„et  illis  hominis  cui  vos  hanc  cartula  dederitis  ad  exigen- 
dum  et  res  meam  pro  remedio  animae  meae  dispen- 
sandum.“8®) 

Im  10.  und  11.  Jahrhundert  herrschte  die  Inhaberklausel 
vor,  welche  den  Lauf  des  Papiers  und  damit  des  verbrieften 
Rechts  dui ch  eine  unbegrenzte  Zahl  von  Händen  möglich  machte 
und  die  Geltendmachung  des  Rechts  durch  den  Papierinhaber, 
anders  als  die  Exaktionsklausel,  von  dem  Beweise  des  Erwerbs- 
aktes ganz  unabhängig  stellte.  Sie  wurde  besonders  oft  im 
Fürstenthum  Salerno81)  bei  Verfügungen  zu  getreuer  Hand, 
und  zwar  in  ihren  beiden  Formen  als  alternative  und  als 
reine  Inhaberklausel,  verwendet,  während  die  luccheser  Ur- 
kunden sie  nur  vereinzelt,  und  zwar  allein  in  der  ersteren  Form, 
freilich  in  dieser  schon  im  8.  und  9.  Jahrhundert,8*)  als  Mittel 
für  die  Fortpflanzung  der  Treuhänderkompetenz  gebrauchten. 
Die  alternative  Inhaberklausel88)  erschien  dabei  wohl  auch  ein- 


**)  Dass  die  Exaktionsklaiiscl  nicht  blos  einer  Bevollmächtigung  zur 
Geltendmachung  des  Rechts,  sondern  auch  einer  Uebertragung  des  Rechts 
als  L'nterlage  dienen  konnte,  darüber  Brunner,  Ztselir.  f.  Haudeisr.  22 
S.  118,  öl 7 (Forsch.  S.  ">72,  597).  Ganz  unrichtig  Salvioli.  i ti toi i al 
portatore  S.  65,  66,  87. 

»>  Aehnlich  Ml.  V*  240  (793),  405  (816),  532  (836).  — Die  kurze 
Fassung  findet  sieh  bei  Verfügung  zu  getreuer  Hand  z.  B.  in  den  Urkunden 
Truya  884  (768),  976  (773);  Ml.  IV  ‘ 107  (789),  V * 393  (815),  645  (847); 
C.  C.  96  (882). 

**)  Von  nr.  218  an  enthalten  die  hierher  gehörigen  Urkunden  des 
Codex  Cavensis  fast  ausnahmslos  die  Klausel. 

**)  Vgl.  oben  § 15  N.  8. 

**)  Ich  habe  diese  Klausel  neben  dem  Kamen  des  Treuhänders  in 
folgenden  Urkunden  gefunden:  Ml.  IV  1 80  (774),  IV*  app.  46  (850);  C.  C. 
218  (962),  235  (966),  797  (1028),  1094  (1047),  1189  (1053).  1377  (1064). 
Ein  Beispiel  für  später  wirklich  stattgehabte  Begehung  des  Papiers  und  da- 
mit des  Treuhändei rechts  bietet  C.  C.  235;  darüber  Brunner  a.  a O.  S.  124 
(F.  S.  577  t),  mit  dem  ich  allerdings  in  der  Auslegung  nicht  ganz  über- 
einstimme.  Der  in  der  carta  iudieati  in  erster  Linie  bestellte  und  mit 
Namen  bezeichuete  Treuhänder  Majo  erhielt  m.  E.  in  der  That  die  carta 
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mal  — ähnlich  wie  die  Exaktionsklausel  — in  einem  speziell 
auf  die  Befugnisse  des  Treuhänders  zugeschnittenen  Gewände; 
in  All.  IV  5 app.  4«  (850)  heisst  es: 

„vel  de  illum  homine,  qui  hunc  meuui  judicatum  pre 
manibus  abuerit  ad  exindum  (=  exigeudum)  et  dispen- 
sandum“. 

Die  reine  Inhaberklausel24)  wurde  namentlich  dann  gebraucht, 
wenn  man  zwar  alsbald  seinen  letzten  AVillen  der  Schrill  an- 
vertrauen, aber  die  Auswahl  des  Treuhänders  sich  noch  Vor- 
behalten wollte.  Es  war  das  möglich  bei  einseitigen  Verfugrungen, 
die  unter  der  1.  i>  Liutpr.  standen,**)  oder  bei  zweiseitigen 
Dispositionen  oder  Abmachungen,  in  welchen  ein  Anderer,  als 
der  Treuhänder,  Gegenpart  und  Empfänger  der  Urkunde  war, 
während  ein  zweites  Exemplar  zur  künftigen  Begebung  an  den 
Treuhänder  vom  Erblasser  in  Verwahrung  genommen  wurde.**') 
In  diesen  Fällen  bestimmte  dann  erst  die  Begebung  des  Papiers, 
aber  — und  darin  lag  der  Vorzug  — schon  diese  allein  ohne 
jede  weitere  Formalität,  die  Person  des  Vertrauensmannes. 


aus  iler  Hand  dos  letzt  w illig  verfugenden  Pauferiua;  der  VerfUgungsakt 
spielt«  sieb  als  zweiseitiger  zwischen  Paufcrius  und  Majo  ab  (oben  S.  120  f.). 
Hajo  mag  nun  nach  des  Paufcrius  Tode,  mit  jener  carta  in  der  Hand,  die 
ihm  zunächst  aufgetragenen  Distributionen,  zu  denen  er  allein  berufen 
war  (ohne  Inhaberklausel),  ausgeführt  haben.  Ehe  er  aber  zu  der  erst 
nach  dem  Tode  der  Kadclgrima,  der  Mutter  (nicht  der  Ehefrau!)  des 
Danferius,  vorzunehmenden  Distribution  der  Ucsammtfahniis  gelangte,  machte 
er  von  der  Inhaberklausel  Gebrauch,  welche  der  Erblasser  gerade  nur  für 
diese  in  fernerer  Zukunft  liegende  Distribution  eingeschaltet  hatte,  und  gab 
die  carta  iudicati  der  Kadclgrima.  damit  diese  selbst  — was  sie  daun  auch 
that  — durch  ihre  Begebung  einen  Treuhänder  für  die  Fahrnis  letztwillig 
beriefe  (oben  8.  69).  ich  kann  daher  auch  nicht  die  .Schlussfolgerung 
Brunner's  a.  a.  O.  S.  134,  517  (F.  S.  5so,  598)  billigen,  dass  bei  der 
alternativen  Inhaberklausel  ein  Auslaufen  des  Papiers  aus  der  Hand  des 
namentlich  Genannten  nicht  nöthig  gewesen  sei. 

**)  Sie  findet  sich  im  Dienste  der  letztwilligen  Treuhand  in  0.  C.  218 
(0(12),  257  (9(18),  514  (997),  802  (901,  inserirt),  675  (1014).  Diese  Urkunden 
sind  von  Br  nun  er  a.  a.  O.  S.  505  ff.  (Forsch.  S.  5S6  ff.)  behandelt  uud  hililen 
die  Mehrheit  der  von  ihm  überhaupt  für  die  reine  Inhaberklausel  gefundenen 
Beispiele. 

a)  C.  C.  257  u.  602;  vgl.  oben  S.  26. 

”)  C.  C.  514. 
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Die  besprochenen  Klauseln  beziehen  sich  übrigens  nicht 
immer  auf  alle  in  der  Urkunde  dem  Treuhänder  zugeschriebenen 
Befugnisse.  Zuweilen  bilden  sie  nur  einen  Bestandtheil  der 
StralWausel  (oben  § 1 6).  sodass  allein  dem  eventuellen  Anspruch 
gegen  die  widerspenstigen  Erben  auf  Busszahlung  die  Ueber- 
tragbarkeit  gesichert  war.*5)  Der  Grund  für  diese  Bevorzugung 
des  Bussanspruchs  mag  darin  gelegen  haben,  dass  man  bei 
ihm  auf  eine  längere  praktische  Bedeutsamkeit  rechnen  musste, 
als  bei  den  anderen  Befugnissen;  denn  auch  der  Fall,  dass  die 
Erben  später  noch  in  die  bereits  lange  nach  dem  Willen  des 
Erblassers  geordneten  Verhältnisse  eingriffen,  gab  Anlass  zur 
Bethätigung  jenes  Anspruchs. 

Wo  die  Uebertragbarkeit  gegeben  war,  konnte  der  Treu- 
händer zu  jeder  Zeit  davon  Gebrauch  machen  und  durch  die 
Uebertragung  der  Erfüllung  seiner  Aufgabe  sich  entziehen, 
wenn  man  so  sagen  will,  sein  Amt  niederlegen,  wenn  auch  der 
Machtgeber  bei  der  Bestellung  natürlich  erwartete,  dass  solches 
nicht  ohne  Notli  geschehen  würde.  Wo  dagegen  die  Ueber- 
tragbarkeit nicht  ausdrücklich  im  letzten  Willen  festgelegt  war, 
da  konnte  der  Treuhänder  sich  nicht  der  Bast  in  legaler  Weise 
entledigen.  Er  konnte  nur  durch  Misbrauch  — bestimmungs- 
widrige Verwendung  — oder  durch  Nichteinhaltung  der  zur 
Seltenheit**1)  ihm  vom  Geber  gesetzten  Frist  seine  Kompetenz 
verwirken.  Andernfalls  trat  regelmässig  erst  mit  dem  Tode 
die  Befreiung  ein.  — 

Noch  ein  weiteres  Mittel  stand  zu  Gebote,  um  den  „easus 
humanae  fragil itatis“  in  Bezug  auf  den  Treuhänder  ein  Gegen- 
gewicht zu  geben:  die  Bestellung  mehrerer  Treuhänder.  Es 
war  das  aui  häutigsten  angewandte  Mittel,  das  uns  überhaupt 
wohl  in  der  Mehrzahl  aller  einschlägigen  Urkunden  begegnet. 
Es  wurden  sehr  oft  2 oder  3,  nicht  selten  4,  5,  sogar  fi**) 
namentlich  bezeichnete  Personen  zusammen  berufen.  Dies 
empfahl  sich  ausser  im  Ersatzinteresse  noch  besonders  um  des- 


•’j  Beispiele  bei  Exaktionsklausel:  Troya  884,  Ml.  V1  532.  bei  alter- 
nativer Inhaberklausel:  C.  0.  1094,  1189,  bei  reiner  Inhaberklausel:  C.  C. 
675.  Vgl.  auch  V.  C.  235  u.  dazu  oben  N.  23. 
nj  11.  P.  M.  XIII  216  (Stil):  ein  Jahr. 
n)  Vgl.  z.  B.  Ml.  V*  532  (836). 
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willen,  weil  dadurch  gleichzeitig  eine  gegenseitige  Kontrolle 
der  Mehreren  hei  Ausübung  der  verliehenen  Befugnisse  ange- 
bahnt war.  Ja  es  konnte  daraus  vermittelst  einer  besonderen 
Anordnung  des  Gebers  ein  Ansporn  entstehen  zu  rascher  Er- 
ledigung der  zu  getreuer  Hand  übernommenen  Aufgabe,  eine 
Aushülfe  für  den  dem  langobardischen  Hecht  (vgl.  unten  § IS} 
eigenen  Mangel  an  entsprechenden  Zwangsmitteln. 

Waren  mehrere  Treuhänder  bestellt,  so  hatten  sie  eine 
kollektive  Rechtsmacht  zu  gesammter  Hand.*')  Von  einer 
ideellen  Theilung  im  Sinne  der  römischen  communio  konnte  keine 
Rede  sein;  denn  dabei  wären  gerade  jene  vom  Geber  beab- 
sichtigten Zwecke  unerfüllt  geblieben.  Aber  auch  innerhalb  - 
der  Gemeinschaft  zu  gesammter  Hand  gab  es  für  die  einzelnen 
Treuhänder  keine  Antheilsrechte  irgend  welcher  Art:31) 
denn  neben  dem  Gemeinschaftszweck  waren  Sonderinteressen, 
welche  Schutz  verdient  hätten,  garnicht  vorhanden.  Die  Aus- 
führung der  vom  Geber  gestellten  Aufgabe,  namentlich  die 
Weiterveräusserung  des  anvertrauten  Gutes,  verlangte  grund- 
sätzlich, wenn  nichts  Anderes  festgesetzt  war,  nach  innen 
Willenseinigung,  nach  aussen  gemeinsames  Handeln  aller 
Mittreuhänder.  Dies32)  erhellt  mit  Sicherheit  aus  dem  Umstande, 

*>)  K rück  mann  im  Arcli.  f.  bürg.  R.  Bd.  H S.  97  ff.,  119  ff.  nimmt 
für  die  Mitglieder  des  modernen  Sammelkomitees  (z.  B Wohlthätigkeits- 
komitees),  das  in  den  Kechtsbeziehungen  zum  gesammelten  Vormögen 
mit  dem  Institut  der  Dispensatoren  starke  Aehnliclikeit  zeigt  und  wohl 
auch  mit  ihm  in  historischem  Zusammenhang  steht  (oben  § 7 N.  S),  be- 
dingtes römisches  Miteigenthum  mit  ideellen  Antheilon  an,  gesteht  aber 
Modifikationen  zu  (der  Einzelne  kann  über,  keinen  Vonnögeusbestandtheil 
selbständig  verfügen  — die  durch  Wegfall  eines  Mitgliedes  ausfallende 
Quote  wächst  den  übrigen  Quoten  an),  welche  auf  eine  Gebundenheit  im 
Sinne  der  Gesammtlmnd  hiuweisen.  Gierke,  Deutsches  Privatrecht  I § so 
N.  43  (S.  672)  erklärt  sich  für  eine  Eigenthumsgemeinschaft  zu  gesammter 
Hand,  deren  Träger  aber  nicht  die  Sammler,  sondern  sämmtliche  Beitrag- 
spender seien;  das  Komitee  sei  als  engere  Fersonengemoinsehaft  Geschäfts- 
führerin einer  umfassenden  Personengemeinschaft,  der  jeder  Beitragende 
bei trete. 

*’)  Dass  solche  mit  der  Gemeinschaft  zu  gesammter  Hand  an  sich  nicht 
unvereinbar,  darüber  vgl.  Heusler  I S 238  ff.  u.  Gierke  a.  a.  O.  § 80 
V 3 (S  676  ff.). 

")  Es  ist  die  überhaupt  bei  den  Gemeinschaften  zu  gesammter  Hand 
im  Zweifel  eintretende  Regelung:  Gierke  a.  a.  0.  N.  105  u.  122  (S.  684 
U.  687  f.),  vgl.  auch  N.  126. 
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dass  da,  wo  über  diese  Frage  besondere  Vorschriften  vom  letzt- 
willig  Verfugenden  erlassen  sind,  sie  regelmässig  das  Gegentheil 
— die  Dispositionsgewalt  der  Einzelnen  — bestimmen  und  dann 
anch  stets  von  dem  allein  handelnden  Treuhänder  ausdrücklich 
angezogen  werden.  Wo  dagegen  von  einer  solchen  Anordnung 
nichts  verlautet  und  trotzdem  nur  ein  Einziger  von  den  Mehreren 
handelnd  auftritt,  wird  dies  durch  den  Hinweis  auf  den  Tod 
des  oder  der  Genossen  begründet.  So  berichtet  in  Ml.  IV  2 
app.  11  (812)  der  Priester  Rachiprand,  dass  der  verstorbene 
Priester  Lamprand  ihm  sowie  dem  Kleriker  Willeramus  und 
einem  gewissen  Ghisiprand  bestimmte  Güter  auf  den  Todesfall 
zur  Dispensation  pro  anima  zugeschrieben  habe.  „Defunctis 
vero  — so  heisst  es  weiter  — ipso  Willeramo  clerico  et  Ghisi- 
prando,  ego  . . . .,  qui  ipsum  decretum  pre  manibus  abeo,  se- 
eundum  ejus  bonum  dispositum  per  hanc  cartulam  . . . offero 
Deo  et  tibi  Ecclesie  Beati  Sancti  Juliani  . . . .“.**)  Wir  sehen 
daraus  zugleich,  dass  auch  ohne  entsprechende  Satzung 
des  Gebers  beim  Wegfall  eines  Treuhänders  Rechtsmacht  und 
Ausübung  unverändert  bei  den  übrigen  verbleiben.*1)  Es  kommt 
darin  die  Anwachsungs-Tendenz  der  Gesammthand  zum 
Durchbruch,85)  und  es  findet  gerade  darin  die  Absicht  des  Gebers, 
eine  vorzeitige  Beendigung  der  Treuhandkompetenz  abzuschneiden, 
ihre  Erfüllung.  Wenn  aber  diese  Folge  gelegentlich  doch  noch 
vom  Geber  besonders  ausgesprochen  wird, 

— Ml.  V * 405  (8 lß):  „Et  si  forsitans  quiscunque  de 
vos  (von  den  beiden  zu  Dispensatoren  Berufenen)  antea 
mortuus  fuerit,  quam  ipsis  casis  et  rebus  pro  anima 
mea  dispensata  fiant  . . .,  ille  quis  ex  vos  supervixerit, 


**}  Selbst  in  Ml.  V*  2S5  (800),  wo  zunächst  niitgetheilt  ist,  dass  2 
Irispensatoren  bestellt  sind  mit  Legitimation  für  denjenigen  von  ihnen  beiden. 
Weither  die  earta  iudicati  in  seiner  Hand  lmt.  fährt  der  hier  allein  bandelnde 
erste  Dispensator  fort:  .et  dum  ipse  Deusdedi(t)  presbit.  (d.  i.  der  zweite 
Treuhänder)  m irtuus  fuisse,  ipsum  judieatum  in  integrum  iu  mea  devenit 
potcstatem“. 

M)  Dies  wir!  auch  in  H.  P M.  XIII  2:t:l  (H64)  unterstellt,  vo  nur  für 
den  Fall  ,»i  nee  unus  ex  ipsis  nieis  herogatariis  non  fuerit“  ein  Ersatz- 
mann bestellt  wird. 

“j  Darüber  Housler  I S.  242  ff.,  Gierke  n.  a.  O.  V 6 (S.  690f.j, 
besonders  N.  135 
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eas  in  sua  abea(t)  potestate  avendi  et  . . . pro  anima 
uiea  remedium  dispensari“  — 

so  ist  das  gewiss  ein  schlagender  Beweis  für  die  im  Zweifel 
gegebene  Noth Wendigkeit  des  gemeinsamen  Handelns  aller  Treu- 
liandgenossen.“) 

Aber  diese  Notliwendigkeit  griff  nur  im  Zweifel  Platz. 
Tn  vielen  Fällen  erleichterte  der  Geber  die  Ausübung  der  Treu- 
handbefugnisse  dadurch,  dass  er,  auch  hier  ohne  Unterscheidung 
des  inneren  und  des  äusseren  Verhältnisses,  die  Befugnis  zum 
Handeln  jedem  einzelnen  Treuhänder*7)  verlieh.  Der  Einzelne 
halle  dann  die  Dispositionsgewalt,  aber  fast  ausnahmslos  nicht 
ohne  Weiteres,  sondern  unter  der  Voraussetzung,  dass  er  die  den 
letzten  Willen  enthaltende  carta  judicati  in  der  Hand  hatte. 
Der  Passus  über  die  Legitimation  der  Treuhänder  nahm  die 
Inhaberklausel  auf,  eine  Inhaberklausel  von  besonderer  Art, 
insofern  sie  nicht  jeden  beliebigen  Inhaber  ermächtigte,  sondern 
nur  jeden  Inhaber,  der  einem  bestimmten  engen  Kreis  nament- 
lich aufgefiihrter  Personen  angehörte.'"')  In  Ml.  IV4  21  (830) 

M)  Freilich  findet  »ich  in  den  Urkunden  vereinzelt  der  Fall,  dass  einer 
von  den  mehreren  Treuhändern  nicht  mithandelt  und  doch  kein  (irund  für 
sein  Ausbleiben  angegeben  ist.  so  in  dem  Breve  receptorium,  das  die  iin 
Jahre  830  von  Hungeer  bestellten  Treuhänder  im  Jahre  S.'lii  ausstellen. 
Man  muss  annehmen,  dass  der  fehlende  Vierte  inzwischen  verstorben  ist: 
H.  P.  M.  XIII  133  verglichen  mit  127.  Wenn  später  - ibid  nr.  137  (840)  — 
von  ebendeusellien  Treuhändern  nur  ein  einziger  zu  (luusten  des  Klosters, 
welchem  jenes  breve  receptorium  Hüter  aus  dem  Nachlass  des  Hungeer  ver- 
schafft hat,  ein  Kefutations-  und  Bussgelübnis  entgegennimmt,  so  findet  das 
seine  Erklärung  einmal  darin,  dass  es  sich  nicht  um  eine  Verfügung,  sondern 
um  den  Erwerb  eines  Rechts,  und  zweitens  darin,  dass  es  sich  auch  nicht 
um  den  Erwerb  eines  Rechts  für  die  Treuhänder,  sondern  um  einen  Vertrag 
in  favorem  tertii  handelt 

a7)  Darüber,  dass  dies  mit  der  Oesammthandsgemeinschaft  verträglich, 
Uierke  a.  a.  0.  N.  116  u.  12b.  — Ausnahmsweise  wird  auch  einmal,  solange 
noch  mehrere  vorhanden,  ein  Handeln  dor  Majorität  als  Mindestmass  vor- 
geschrieben, so  in  Ml.  IV  4 128  (1138):  „Et  quicquid  omnis  (=  omues)  vel 
major  pars  illoruin  aut  quicumque  de  eis  aupervixerit  . . . exinde  feceriut, 
tirinum  et  stabile  permanead  semper*. 

**)  Auch  die  unbeschränkte  (alternative  oder  reine)  Inhaberklausel 
kommt  vor,  wo  mehrere  Treuhänder  bestellt  sind.  1)  nn  kann  kraft  der 
blossen  Innehabung  des  Papiers  nicht  Idos  ein  Fremder  (vgl.  oben  S.  137  f. ), 
sondern  auch  Einer  unter  den  Treuhändern  selbst  für  sich  allein  die 
Legitimation  haben  Dies  erklärt  z.  B.,  dass  nach  C.  0.  707  (1028)  in  dem 
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begründet  z.  B.  einer  von  5 Treuhändern  sein  alleiniges  Auftreten 
mit  dem  Vortrag: 

„per  su um  jndicatnm  (sc.  donator)  decrevit  . . ut  post 
ejus  decesso  quis  ex  nohis  dispensatonbns  ejus  tum  toti 
insinml  quam  et  duo  aut  unum  ex  nohis,  <jtii  prinrns 
post  ovitnm  ejus  parat  ns  fuisset,  et  judicato  ipso  pre 
manibus  abentes  potestatein  aberemus.“ 

Oder  in  Ml.  IV1  107  (789)  bestimmt  der  letztwillig  Verfugende: 
„Et  taliter  volo.  ut  quis  de  vobis  dispensatoribus  meis 
plus  celeriter  pro  anima  meam  dispensare  potuerit  et 
hoc  decretnm  pre  manibus  abuerit,  licentiani  abeat, 
et  qualiter  dispensaverit  istavili  ordinem  permanent.“**) 
Solche  Inhaberklausel  empfahl  sich  zunächst  schon  wegen  der 
Unentbehrlichkeit  der  Urkunde  für  den  disponirenden  Treuhänder 
im  Verhältnis  zu  seinem  Gegenkontrahenten,  z.  B.  demjenigen, 
welcher  das  ad  venundandum  et  dispensandum  überwiesene 
Gut  kaufen  wollte.  (Oben  § 12).  Ferner  war  dadurch  dem 
letzt  willig  Verfügenden  und  nachher  der  Gesammtheit  der  Treu- 
händer ein  angemessener  Einfluss  auf  die  Besetzung  der  Voll- 
zieherrolle eingeräumt.  Denn  von  vornherein  bei  der  Ernennung 
konnte  einer  der  Ernannten  durch  Empfang  der  carta  iudicati 
auf  den  ersten  Platz  gestellt  werden ; fiel  er  später  fort,  so 
hatten  die  in  der  Treuhändergenieinschaft  Verbleibenden  Gelegen- 
heit, ihrerseits  einen  von  den  Ihrigen  durch  Aushändigung  der 
Urkunde  als  Oberhaupt  zu  wählen,  sodass  dieser  dann  nach 


Rechtsstreit  um  die  carta  iudicati  nur  die  eine  der  beiden  bestellten  Treu- 
handspersonen, die  Wittwe  des  Gebers,  für  die  Urkunde  einsteht.  Vgl. 
ferner  C.  C.  675  (1014),  1189  (1053).  Die  Exaktionsklausel  ermöglicht 
dagegen  nur,  dass  alle  Treuhänder  zusammen  ihre  Berechtigung  oder  die 
Ausübung  derselben  einem  Anderen  (auch  Einem  unter  ihnen  selbst)  unter 
Uebergahe  der  Urkunde  übertragen;  sic  genügt  nicht,  um  unmittelbar, 
ohne  dass  später  eine  solche  Uebertragung  stattfindet,  jeden  Einzelnen  von 
den  Treuhändern  zum  Handeln  zu  ermächtigen.  Daher  hat  neben  ihr  der 
im  Text  beschriebene  Passus  seine  selbständige  Bedeutung,  vgl.  Ml.  IV  1 
107  (789)  u.  V * 277  (799). 

*•)  Aehnlich:  Ml  IV”  22  (834);  IV1  app.  32  (834),  98  (1114,  schon 
citirt  bei  Brunner.  Ztschr.  für  Handelsr.  22  8.  110*  [Forsch.  8.504']); 
V*  239  (793),  253  (796).  277  (799),  285  (800),  377  (811),  532  (836),  627 
(846),  667  (849),  689  (852).  1269  (939). 
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Belieben  allein  bandeln  oder  die  Anderen  zur  Mitwirkung  heran - 
ziehen  konnte.  Freilich  wenn  der  Geber,  wie  in  den  beiden 
oben  citirten  Urkunden  und  in  manchen  anderen,40)  dem  zuerst 
zur  Ausführung  Bereiten  den  Vorzugsplatz  zuwies,  so  durfte 
dieser  von  jedem  nicht  in  gleichem  Masse  bereiten  Genossen, 
der  die  Urkunde  hatte,  ihre  Herausgabe  verlangen.  Gerade 
eine  derartige  Festsetzung  war  im  Stande,  die  oben  angedeutete 
Wirkung  hervorzubringen,  nämlich  unter  den  Treuhändern  den 
Wetteifer  in  rascher  Vollziehung  des  letzten  Willens  anzuregen, 
dem  jeweilig  Fleissigsten  ein  Uebergewicht  über  die  Anderen  zu 
verschaffen. 


Zweite  Abtliellung. 

Die  Reehtspflichl  des  Treuhänders. 

8 is. 

Mit  schöpferischer  Kraft  hatte  die  langobardische  Rechts- 
bildung  die  eine  — wichtigere  und  nächstliegende  — Seite  des 
Treuhandverhältnisses,  die  Rechtsmacht  des  Treuhänders,  all- 
mählich zu  einem  harmonischen,  bis  in  die  Einzelheiten  fein 
ausgeführten  und  zweckentsprechenden  Bau  ausgestaltet.  Ein- 
heimisches Material  hatte  die  Bausteine  geliefert ; es  war  von 
den  verschiedensten  Lagerstätten  hergeholt  worden.  Dabei 
war  man  haushälterisch  damit  umgegangen.  Der  Treuhänder 
hatte  nicht  mehr  Rechtsmacht  erhalten,  als  er  für  die  ihm  vor- 
geschrieheuen  Zwecke  bedurfte:  jenseits  dieser  fand  er  keinen 
Raum  für  sich  bereitet.  Durch  solche  Umgrenzung  seiner  Be- 
fugnisse hatte  man  die  schädlichen  Wirkungen  eines  etwaigen 


40)  Aebnlirh  die  von  lies  el  er,  Erbvert.  I S.  2*3  citirte  Fnldaer  Ur- 
kunde in  Scbannat,  rorpila  traditionum  Fuldenxium  nr  1136  (circa  1145): 
„et  si  quis  eoruin  triuin  prior  de  inorte  illins  cerlus  etüceretur.  statim  et 
aliis  nescientibu»  delegaret  (bezieht  sich  auf  die  vorn  Geber  vorgeschriebene 
Tradition),  et  alii  boc  factum  pro  rato  ducerent“. 
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thatsächlichen  Misbrauchs  nacli  Möglichkeit  abgeschwächt. 
Wie  aber  stand  es,  wenn  er  in  gänzlicher  Unthätigkeit  ver- 
harrte? Wie  war  es  im  langobardischen  Recht  mit  dem  Rechts- 
zwang bestellt  zum  Vorschrift smässigen  Gebrauch  seiner  Be- 
fugnisse, zur  Erfüllung  der  Zwecke,  um  deren  willen  allein 
sie  erlangt  waren?  Traf  den  Treuhänder  eine  schuldrecht- 
liche Verbindlichkeit? 

Eine  solche  wird  für  den  deutschen  Salmann  von  der  Mehr- 
zahl der  Schriftsteller')  behauptet.  In  der  That  sind  auch  hier- 
für Urkunden  beigebracht,  die  von  einem  „fide  promittere“  und 
dementsprechend  von  einem  „fidem  suam  absolvere“,  von  einer 
„sponsio“  des  Salmanns  handeln  oder  gar  von  einem  eidlichen 
Versprechen,  den  Auftrag  zu  vollziehen.  Heusler  gründet 
darauf  die  Annahme,  es  sei  dem  die  Treuhand  begründenden 
Vertrage  ein  obligationenrechtliches  Element,  das  in  die  streng 
verpflichtende  Form  der  fides  facta  gekleidete  Versprechen  des 
Salmanns,  wesentlich  gewesen,*)  und  daher  habe  der  Salmann 
„tidelis  manus“  geheissen,  lind  Stobbe  wie  Bewer  betrachten 
es  als  unzweifelhaft,  dass  der  (namentlich)  Bedachte  nach  dem 
Tode  des  Vergabenden  eine  Klage  auf  A'ollziehung  der  letzt- 
willigen Disposition  gehabt  habe.“)  Ich  habe  für  den  lango- 
bardischen  letztwilligen  Treuhänder  vergeblich  nach  einer  Be- 
stätigung gesucht.  Die  Urkunden  zeigen  davon  keine  Spur. 
In  den  sehr  zahlreichen  cartae,  durch  welche  die  Treuhänder 
bestinimungsgemäss  die  ihnen  anvertrauten  Gegenstände  weiter- 
begeben, weisen  sie  immer  nur  hin  auf  den  ihr  Recht  zur 
Tradition  begründenden  Vergabungsakt  des  Machtgebers,  nie- 
mals auf  eine  ihrerseits  übernommene  Verpflichtung.  Sie 
handeln  nicht:  „iuxta  sponsionem  suam“,  sondern:  „sicuti  ab  eo 


’)  Beseler,  Erbvertr.  I S.  200  f.,  281  ff.;  Merkel,  Zlschr.  für  Redits- 
geseb.  2 S.  147;  Stobbe,  ebenda  7 S.  420;  Bewer,  Sali*  Traditio  Vestitura 
S.  77  N.  8;  Heusler,  Iustit.  I S.  22t. 

*)  Dagegen  in  Bezug  auf  die  Affatomie  R.  Schmidt,  Affatoinie  der 
lex  Salica  S.  81  f. 

*)  Unter  Berufung  auf  Meichelbeck,  Historia  Frisingensis  Toin.  I 
pars  2 nr  308  (814)  und  Dronke,  Codex  diplomaticus  Fuldensis  nr.  228 
(806).  Dazu  die  von  Beseler  a.  a.  O.  S.  283  N.  11  citirte  Urkunde  von 
1 162  aus  dem  Chronicou  Reicherspergeuse  (Du  Ca u ge  ad  verb.  „mediatnres“). 

Schult*«,  Dl«  lnofobtrdlftcb«  Treuhand.  10 
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(=  a donatore)  sancitnm  est“,4)  „secundum  eius  bonum  dispo- 
situm“,5)  „eins  dispositionem  attendentes  et  iuxta  ipsuni  scriptum“ 
(damit  ist  die  Urkunde  über  die  Vergabung  zu  getreuer  Hand  ge- 
meint),") „secundum  eius  traditionem“,’)  „iuxta  eius  institutionem“.®) 
In  dem  einzigen  mir  untergelaufenen  Falle,  in  welchem  die  über 
die  letztwillige  Verfügung  ausgestellte  Urkunde  den  Treuhänder 
als  solchen  redend  aufführt,  lässt  sie  ihn  nur  sagen,  dass  er 
die  den  beiden  Bedachten  vom  Schenker  auferlegte  Summe 
(vgl.  oben  § 15  N.  14)  annehme,  um  sie  pro  anima  zu  dis- 
tribniren :")  dagegen  verlautet  nichts  von  einer  dem  Disponiren- 
den  gegenüber  abgegebenen  eigentlichen  Verpflichtungserklärung. 

Nehmen  wir  einmal  an,-  der  Treuhänder  habe  zur  Erfüllung 
seiner  Aufgabe  kraft  Privatrechts  verbunden  werden  sollen;  in 
welcher  Weise  hätte  dies  geschehen  müssen?  Nach  germanischem, 
lür  das  langobardische  Keclit  mit  Sicherheit  zutreffendem  Grund- 
sätze1*) begründete  die  blosse  Willensübereinkunft,  der  Konsen- 
sualvertrag, noch  keine  Schuldverbindlichkeit.  Es  musste  zu 
dem  Leistungsversprechen  ein  weiteres  Moment  hinzutreten,  das 
in  einer  Vorleistung  des  Gegenkontrahenten  (Realkontrakt)  oder 
in  einer  das  Versprechen  einkleidenden  Förmlichkeit  (Formal- 
kontrakt)  bestanden  haben  kann.  Ob  nun  das  Recht  der 
fränkischen  Zeit  wirklich  den  Realkontrakt  in  diesem 
(römischen)  Sinne  gekannt  hat,  ist  sehr  zweifelhaft.11)  Insbe- 


‘)  K.  F.  608  (1010). 

‘)  Ml.  IV*  app.  11  (812),  17  (MIC),  32  (834),  47  (852);  V*  238  (792), 
239  (793),  253  (790),  377  (811),  414  (818),  1259  (939). 

«)  R.  F.  298  (850). 

■)  Ml.  IV*  app.  30  (832);  V*  629  (835). 

*)  Troya  736  (769). 

*)  C.  024  (1009):  „inter  quos  ibidem  aderad  ipsmn  Ligori  (der  Treu- 
händer), qui  dixit,  ut  ille  recipere  ipsi  octo  lari  ab  ipso  sororis,  ut  illis 
(=  illos,  d.  li.  die  Geldstücke)  dare  pro  illius  anima“.  Die  sorores,  und 
niebt  der  Treuhänder,  sind  hier  die  Empfänger  der  Vergabungsurkunde. 

,0)  Zum  Folgenden:  Solim,  Recht  der  Eheschliessung  (1876)  S.  24  ff., 
34  ff.;  Stobbe,  Ztscbr.  f.  R <i.  13  S.  209  ff.;  Brunner,  Ztschr.  f.  Handelsr. 
22  S.  54s  ff.  (Forsch.  S.  020  ff  );  Franken,  Franzos.  Pfandrecht  S.  43  f., 
211  ff.,  241  ft'.;  Heusler,  Instlt.  11  S.  228  ff.,  2401'.,  253  ff.;  Nissl,  tferichts- 
stand  des  Clerus  im  fränk.  Reich  S.  189  ff.;  Schroeder,  Deutsche  R.  G. 
§ 11  *’  u.  § 35  ns  ff.  (2.  Auft.  S.  01,  289  f.). 

")  Dagegen  namentlich  Nissl  a.  a.  O.  u.  Schroeder  S.  289.  Heusler 
S.  247  nimmt  nur  einen  Realkontrakt  in  solchem  Sinne,  das  üelddarlehn,  an. 
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sondere  dürfte  die  Annahme  Solim's,  dass  der  germanische  Kauf 
ein  solcher  Realkontrakt  gewesen,  nicht  zu  billigen  sein.  Der 
Kauf  blieb  vielmehr  lange  Baarkanf,  Zug  um  Zug  erfüllter 
Vertrag.  Und  als  später  auch  der  Kreditkauf  aufkam,  empfing 
das  Preiszahlungsversprechen  Bindungskraft  erst  ans  der  ihm 
selbst  gegebenen  Form  (Wadiation),  nicht  schon  aus  der  Vor- 
leistung des  Verkäufers.  Der  Kreditkauf  war  Formal-,  nicht 
Realkontrakt.12)  Das  wird  für  das  langobardische  Recht  durch 
Ed.  Ratchis  8 bestätigt.  Was  beim  Kauf  galt,  muss  ebenso 
bei  den  übrigen  Verträgen,  bei  denen  einer  gegenwärtigen 
Leistung  der  einen  Seite  eine  künftige  Gegenleistung  der  anderen 
Seite  zu  entsprechen  hatte,  gegolten  haben.  So  wurden  bei 
der  langobardischen  Libellarleihe  (Pacht)  zwei  libelli  ansge- 
wechselt; es  kam  also  auch  das  Zinszahlungsversprechen  durch 
rechtsförmliche  traditio  cartae  zu  Stande.13)  So  wurde  ferner 
bei  der  durch  Uebergabe  einer  unbedingten  carta  venditionis 
vollzogenen  Liegenschaftsverpfändung  (oben  S.  U7)  das  obliga- 
torische Versprechen  künftiger  Rücktradition  durch  den  Pfand- 
gläubiger mittelst  Begebung  einer  contraearta  erklärt.  Folglich 
wird,  wenn  man  etwa  diesen  Verträgen  den  zwischen  dem 
Schenker  und  dem  Treuhänder  geschlossenen  an  die  Seite  setzt 
und  hier  in  der  Vergabung  zu  getreuer  Hand  die  Vorleistung, 
in  der  künftigen  Verwendung  des  Gutes  die  Gegenleistung  er- 
blickt, dadurch  für  die  Annahme  einer  Schuldverbindlichkeit  des 
Treuhänders  doch  nichts  gewonnen.  Ein  Real  kontrakt  im 
obigen  (römischen)  Sinne  lag  nicht  vor.  In  der  Vorleistung 
des  Schenkers  konnte  das  auf  die  Gegenleistung  gerichtete 
Versprechen  des  Treuhänders  keine  Deckung  für  seine  Form- 
losigkeit finden.  Also  blieb  nur  der  Weg  des  Formal- 
kontraktes. Der  Treuhänder  musste,  um  schuldrechtlich 
gebunden  zu  sein,  ein  recktsförmliches  Versprechen  abgeben, 
welches  dann  auch  dem  benannten  Dritten  ein  unmittelbares 
Klagerecht  auf  die  Leistung  verschafft  hätte.14)  Als  Formen 
standen  die  Wadiation,  die  als  fides  facta  für  den  deutschen 


")  So  die  in  N.  lt  Citirten,  besonders  Heusler  S.  253  ff.,  257. 

’*)  Roth.  227  u.  Cartular.  Langob.  forma  7 : .Traditio  libellorum'*. 
Vgl.  Schroeder  § 35  N.  150  a.  E. 

“)  Vertrag  zu  dunsten  eines  Dritten. 
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Salmann  von  H e u s 1 e r in  der  Tliat  unterstellt  wird,  oder 
die  Begebung  einer  carta  zu  Gebote.  Aber  so  oft  der  Treu- 
händer in  unseren  Urkunden  als  Empfänger  einer  carta  oder 
wadia  auftritt,  nirgends  ist  er  mir  bei  dem  Ernennungsakt 
in  der  Rolle  eines  Gebers  von  carta  oder  wadia  begegnet.  Ich 
möchte  daher  annehmen,  dass  man  bei  den  Langobarden  auf 
jegliche  obligatorische  Bindung  des  Treuhänders  verzichtete  und 
sich  mit  der  blos  negativ  wirkenden  dinglichen  Beschränkung 

— Verwirkung  des  anvertrauten  Gutes  bei  bestimmungswidriger 
Verwendung  — zufrieden  gab. 

Vielleicht  darf  ein  Beleg  in  den  zusammengehörigen  Ur- 
kunden K.  F.  229  (817)  und  239  (819)  erblickt  werden.  Nach 
der  ersteren  verspricht  in  Spoleto  Johannes  dem  Vogt  des 
Klosters  Farfa,  das  nächste  Mal,  wenn  er  nach  Beate  kommen 
werde,  gewisse  in  finibus  Reatinis  belegene  Güter  seines  ver- 
storbenen Schwagers  Leo  im  Interesse  seines  eigenen  Seelenheils 
und  desjenigen  des  Leo  und  seiner  Gattin  dem  Kloster  per  cartam 
zu  übertragen.  Er  verpflichtet  sich  unter  Wadiation  — Hingabe 
der  wadia  und  Stellung  eines  Bürgen  — , anderenfalls  an  das 
Kloster  „auri  solidos  mancosos  centum“  als  Busse  (Reugeld)'*)  zu 
zahlen.  Mittelst  der  Urkunde  nr.  239  führt  er  zwei  Jahre  später 
in  Reate  die  versprochene  traditio  per  cartam  aus.  Dass  Johannes 
von  Leo  letztwillig  zu  getreuer  Hand  bewidmet  worden  war,  kann, 
obwohl  es  nicht  ausdrücklich  gesagt  ist,  kaum  zweifelhaft  sein. 
Wahrscheinlich  ging  schon  sein  Auftrag  dahin,  die  betreffenden 
Güter  dem  Kloster  Farfa  zu  verschreiben.  Daraus  war  aber 
gegenüber  dem  Kloster  noch  keine  rechtliche  Verpflichtung  er- 
wachsen. Diese  begründete  das  Kloster  selbst  erst  jetzt,  nach 
dem  Tode  des  Leo,  indem  es  den  Treuhänder  Johannes  zur  Abgabe 
eines  rechtsformlichen,  streng  bindenden  Versprechens  in  die  Hand 
des  Klostervogtes  zu  bestimmen  wusste.  Dabei  erstreckte  sich 

— für  unsere  Frage  bezeichnend  genug  — die  Bindungskraft 
des  Versprechens  nicht  einmal  auf  die  Ausführung  der  Tradition 
selbst,  sondern  nur  auf  eiue  Busszahlung  für  den  Fall  der 
Nichtausführung.'8) 

“)  Vgl.  Brunner,  Urk.  S.  270  N.  1. 

”*)  Brunner  a.  a.  Ö.  scheint  anziinelimen,  dass  ein  direkt  auf  Tradition 
einer  Liegenschaft  gerichtetes  pactum  de  donando  nach  laugobardischein 
Kecht  Überhaupt  nicht  verbindlich  gewesen  sei.  Ist  dies  richtig,  so  werden 
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Es  war  hiernach  der  endliche  Destinatär  in  ähnlicher  Lage, 
wie  der  Bedachte  beim  altrömischen  Fideikommiss,  von  dem  die 
Quellen'7)  sagen: 

„Et  ideo  fideicommissa  appcllata  sunt,  quia  nullo 
vineulo  iuris  sed  tantum  pudore  eorum,  qui  rogabantur, 
continebantur.“ 

Nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  beim  Fideikommiss  das  Hinder- 
nis, das  einem  Rechtsanspruch  des  Destinatärs  entgegenstand, 
im  objektiven  Recht  gegründet  und  mit  den  vorhandenen  Mitteln 
der  Rechtspflege  nicht  zu  überwinden  war,18)  während  bei  der 
langobardischen  Treuhand  von  Todeswegen  das  objektive  Recht 
mit  seinen  Grundsätzen  über  die  Verträge  zu  Gunsten  Dritter 
die  Schaffung  eines  Klagerechtes"*)  für  den  Bewidmeten  dem 
Geber  schon  möglich  gemacht  hätte  und  nur  tatsächlich 
diese  Möglichkeit  ungenutzt  blieb.  Freilich,  sie  bestand  nur  da, 
wo  der  Geber  von  vornherein  eine  bestimmte  Person  als  Desti- 
natär bezeichnen  wollte,  nicht  in  den  Fällen,  in  denen  erst 
später  der  Treuhänder  als  Dispensator  im  eigentlichen  Sinne 
„qualiter  secundum  Deum  melius  praeviderit,“  die  Nehmer  der 
Gabe  zu  bestimmen  hatte.  Nun  bildeten  gerade  die  letzteren  Fälle 
die  überwiegende  Mehrzahl;  die  Vergabung  ad  dispensandum  pro 
pauperibus  et  sacerdotibus  war  eine  besonders  beliebte  Art  der 
Seelgift.  Es  ist  nicht  unwahrscheinlich,  dass  dieser  Umstand 
zur  Vernachlässigung  der  Pflicht-Seite  des  Treuhandverhältnisses 
im  langobardischen  Recht  beigetragen  hat.  Eine  obligatorische 
Pflicht  zur  Erfüllung  der  übernommenen  Aufgabe  gegenüber  den 
gesetzlichen  Erben  des  Gebers  zu  begründen,  lag  ja  im 


unsere  obigen  Ausführungen  noch  durch  ein  weiteres  Moment  bestätigt. 
Dann  hätte  der  ein  Grundstück  zu  getreuer  Hand  Vergällende  den  Treu- 
händer auf  keinen  Fall  anders,  als  dadurch,  dass  er  ihn  ein  rechtsfdrmliches 
Bussgelöbnis  abiegen  liess,  binden  können.  Von  einer  vom  Treuhänder 
zu  zahlenden  Busse  ist  aber  niemals  die  ltede.  Eine  Strafdrohung  des 
Schenkers  gegen  den  Treuhänder  (im  Sinne  der  oben  § 10  besprochenen 
Strafklauseln),  die  vielleicht  auch  in  Frage  kommen  könnte,  findet,  sich 
nirgends. 

”)  § 1 Inst,  de  fideicommiäs.  hereditat.  2,  23.  Ueber  das  altrömische 
Fideikommiss  vergi.  z.  B.  Sohm,  Institutionen  § 102  II;  Fr.  X.  Bruckner, 
Zur  Geschichte  des  Fideikommisses,  München  1893,  S.  1 — 11. 

")  Bruckner  S.  lOf. 

“)  Mindestens  auf  Busse.  Vgl.  oben  N.  16. 
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Hinblick  auf  die  entgegengesetzte  Richtung  ihres  Interesses  gar 
kein  Anlass  vor.90) 

Dazu  trat  noch  ein  Weiteres.  Man  wählte  zu  Treuhändern 
mit  Vorliebe  Kleriker.  Boten  diese  einerseits  durch  ihren 
Staud  erhebliche  Garantieen,  so  mochte  man  sie  andererseits 
bei  der  ehrfürchtigen  Scheu,  die  man  vor  der  Kirche  und  ihren 
Dienern  hatte,  nicht  gern  einer  den  Vorwurf  des  Treubruchs  ent- 
haltenden gerichtlichen  Klage  aussetzen.91)  Man  wusste,  dass 
für  sie  die  Erfüllung  der  übernommenen  Aufgabe,  namentlich 
wenn  es  sich  um  Verfügungen  zu  frommen  Zwecken  handelte, 
Berufspflicht  war,  und  durfte  auf  die  beaufsichtigende  Für- 
sorge der  geistlichen  Oberen  rechnen.  Selbst  die  weltliche  Ver- 
waltungsbehörde, den  Missus  dominicus,  hatte  ja  das  weltliche 
Recht  (wenigstens  unter  den  Karolingern)  zur  Thätigkeit  im 
Interesse  jener  gemeinnützigen  Verfügungen  herangezogen;  Missus 
und  Bischof  sollten  nach  dem  oben  § 17  (S.  1H5)  erwähnten 
Kapitular  Pippins  aus  der  Zeit  um  700  für  den  vor  vollendeter 
Dispensation  gestorbenen  Treuhänder  eintreten  und  ihrerseits 
dispensiren.  Es  lässt  sich  annehmen,  dass  der  Bischof  auch 
gegen  Säumnis  oder  Untreue  des  Treuhänders  vorging,  zum 
Mindesten  dann,  wenn  der  letztere  ein  Kleriker  und  die  aus- 
zuführende Verfügung  eine  Seelgift  war. 

Ob  und  wie  dies  geschah  und  inwieweit  sich  darüber  Rechts- 
sätze herausbildeten,  bedarf  einer  näheren  Untersuchung.  Denn 
das  ist  ein  für  die  Entwicklungsgeschichte  unseres  Instituts 
wuchtiger  Punkt.  Er  liegt  aber  in  einem  anderen,  als  dem  bis- 
her durchsuchten  Gebiete,  führt  uns  vom  langobardischen  Recht 
zum  kanonischen  Recht  und  durch  dieses  hindurch  zum  romani- 
sirten  Recht  Italiens. 


m)  worauf  Heseler,  Erbv.  I 8.  282  a.  E.  mit  Recht  hingewiesen  hat. 
-')  wenn  auch  für  diese  Klage  als  eine  Klage  .de  persona“  seit  dem 
L'apitulare  Mantuanum  v.  787  ('=  üb.  Pap.  Karo).  08  [00])  der  Gerichts- 
stand vor  dem  Bischofsgericht  begründet  gewesen  wäre.  Vgl.  Nissl,  Der 
Gerichtsstand  des  Clerus  im  fränkischen  Reich  S.  20.5  ff.  u.  Schröder, 
Lehrbuch  d.  d.  R.  G.  § 2b  2.  Aull.  S.  182.  Immerhin  war  das  Bischofs- 
gericht öffentliches,  die  Stelle  des  Volksgerichts  vertretendes  Gericht. 
Nissl  S.  22«  ff. 


Digitized  by  Google 


Zweiter  Theil. 

Das  kanonische 

und  das  romanisirte  Recht  Italiens 
bis  zum  Ende  des  13.  Jahrhunderts 
(Durantis). 


Erster  Abschnitt. 

Das  kanonische  Recht. 

8 l». 

Letzter  Wille  und  letztwilllee  Treuhand  im  Verhältnis 
zur  Kirche  und  ihren  Organen. 

Die  Kirche  hatte,  wie  wir  im  ersten  Theil  gesehen  haben, 
auf  die  Entstehung  und  Ausgestaltung  der  letztwilligen  Treuhand 
im  weltlichen,  langobardischen  Recht  einen  bestimmenden  Ein- 
fluss ansgeübt.  Es  bot  sich  ihr  aber  auch  — was  bereits  am 
Ende  des  vorigen  Paragraphen  berührt  ist  — Gelegenheit,  ihrem 
Schützling  unmittelbar  helfend  zur  Seite  zu  stehen.  Zunächst 
nämlich  während  der  langobardischen  Rechtsperiode  (bis  zum 
12.  Jahrhundert),  nicht  durch  Rechtschaffung  und  Recht- 
sprechung,1) sondern  nur  durch  Eingreifen  im  Verwaltungs- 


')  Vor  dem  12.  Jahrhundert  wurden  in  Italien  C'ivilsschen,  bei  welchen 
der  Beklagte  oder  auch  beide  Parteien  geistlichen  Standes  waren,  vorwiegend 
vor  den  weltlichen  Gerichten  zur  Entscheidung  gebracht : Ficker,  Forschungen 
zur  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  Italiens  III  S.  283.  Vgl.  auch  v.  Beth- 
mann-Hollweg,  Civilpr.  d.  gern.  R.  in  geschichtl.  Entwickl.  V S.  395  f. 
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und  Disciplinarwege.  Wenn  ein  Kleriker  Treuhänder  war, 
so  konnte  er  zur  Ausführung  der  übernommenen  Aufgabe  von 
seinem  geistlichen  Oberen,  geeignetenfalls  durch  kirchliche 
Censuren,  angehalten  werden.  Während  er  mit  seiner  Rechts- 
macht, den  Befugnissen  über  die  anvertrauten  Güter,  den  Rechten 
gegen  Erben  und  Erbschaitsschuldner,  unter  dem  weltlichen 
Gesetz  stand,  so  wachte  der  kirchliche  Arm  darüber,  dass  er 
von  dieser  Rechtsmacht  nun  auch  wirklich  den  gewünschten 
Gebrauch  machte.  Die  Expositio  zu  Aist.  .‘5  (12)  sagt  von  dem 
Priester,  den  der  Erblasser  in  Todesnähe  durch  einseitige  Er- 
klärung dazu  bestimmt  hat.  nach  seinem  Tode  seine  Hörigen 
vor  dem  Altar  freizulassen*):  „Si  presbiter,  cui  defunetns  com- 
misit,  servum  libertäre  noluerit,  usu  et  iustitia  debet  ab  episcopo 
coerceri“.  In  den  häufigen  Fällen,  wo  der  zum  Treuhänder 
erkorene  Kleriker  vom  Schenker  ermächtigt  war.  pro  pauperibus 
et  sacerdotibus  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  zu  dispensiren, 
war  dem  übergeordneten  Bischof  als  dem  obersten  Leiter  auch 
des  Armenwesens  der  Diöcese  die  Möglichkeit  weitgehender 
Beaufsichtigung  und  Beeinflussung  der  Dispensationsthätigkeit 
gegeben.  Er  konnte  durch  entsprechende  Anweisungen  die 
innerhalb  seiner  Diöcese  auf  solche  Weise  zur  Verfügung  ge- 
stellten Güter  nach  denjenigen  Stellen  hinlenken,  die  ihrer  am 
meisten  bedurften,  er  konnte  dadurch  Plan  und  Ordnung  in  die 
Dispensation  hineinbringen.*)  Manchmal  mögen  die  Bischöfe 
sogar  darüber  hinausgegangen  sein  und  selbst  die  etwaigen 
speziellen  Anordnungen  des  Schenkers  nicht  als  Schranken  ihrer 
Leitungsbefugnis  betrachtet  haben.  Denn  nicht  selten  begegnen 
in  den  langobardischen  Vergabungsurkunden  ausdrückliche  Ver- 
wahrungen des  Schenkers  gegen  U ebergriffe  des  Bischofs.4) 

Die  Einwirkung  der  Kirche  auf  das  Institut  der  letzt- 
willigen  Treuhand  verstärkte  sich  in  bedeutendem  Masse  seit 


J)  Darüber  oben  S.  23  u.  38. 

*)  Vgl.  hierzu  Lupo,  Codex  diplomatieus  civilalU  et  eeclesiae  Bergo- 
niati»  Sp.  542  f.  snb  nr.  XXIil  u.  Pal  um  bo  a.  a.  O.  S 3s9.  (ierade  darum 
war  diese  Art  der  fieelgift  von  der  Kirche  besonders  gern  gesehen.  Vgl. 
oben  § 7 Ziff.  1. 

4)  H.  P M.  XIII  233  (804) ; Chart  I nr.  133  («09),  II  3 (877).  Vgl. 
nuten  N.  11. 
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dem  12.  Jahrhundert,  als  mit  dem  Wachsthnm  der  kirchlichen 
Macht  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  und  Gesetzgebung 
immer  weitere  Kreise  von  Personen  und  Gegenständen  in  ihren 
Bereich  hineinzog.  Denn  hiervon  wurden  auch  die  Verfügungen 
auf  den  Todesfall  betroffen,  denen  im  über  Extra  ein  ganzer 
Titel:  „de  testamentis  et  nltimis  voluntatibus  3,  26“  gewidmet 
ist.  In  erster  Linie  die  „testamenta  ad  pias  causas“,  für 
welche  schon  Alexander  III  in  einer  zwischen  11S8  und  1170 
erlassenen  Dekretale  (cap.  1 1 X.  h.  t.)9)  die  ausschliessliche 
Geltung  der  „decretorum  statuta“  in  Anspruch  nahm,9)  daneben 
aber  auch  die  übrigen  letztwilligen  Verfügungen.  So  wurde 
im  Gegensatz  zu  den  römischen  Testamentsformen  allgemein7) 
eine  erleichterte  Form,  Errichtung  vor  dem  Pfarrer  und  zwei 
oder  drei  Zeugen,  zngelassen  und  den  Verfügungen  zu  frommen 
Zwecken,  mindestens  für  den  Fall  der  Errichtung  in  Todesnähe, 
vollständige  Formfreiheit  gewährt")  — Sätze,  die  stark  an  lango- 
bardisches  Recht  erinnern.“)  So  wurde  ferner  durch  eine 
Dekretale  von  Innocenz  III  aus  dem  Jahre  1202  (cap.  13  h.  t.) 
es  für  eine  gültige,  die  Intestaterbfolge  ausschliessende  Anordnung 
erklärt,  wenn  jemand  „extremam  voluntatem  in  alterius  dispo- 
sitioneni  committit“  — eine  Bestimmung,  die  in  Italien  richtiger- 
weise anf  die  Bestellung  eines  Dispensators  für  das  ganze 


*)  Vgl.  den  vollständigen  Wortlaut  bei  Schulte,  über  die  Testamenta 
ad  pias  causa»  in  Ztschr.  fiir  ( Svilrecht  und  Prozess,  Neue  Folge  Bd.  8 S.  106. 

•)  Vgl.  Schulte  a.  a.  O.  S.  170. 

’)  c.  10  X.  h.  t.  Darüber  Schulte  S.  201  IV. 

*}  c.  4 X.  h.  t.:  „<|uod  moriens  uxor  . . eoncham  argenteam  nudis 
verbis  iussit  venundari,  et  suis  dari  libertis,  et  scutellam  argenteam  cuidam 
monasterio  reliquisse*.  Nach  Soli  ulte  S.  IHoff.  ist  Formfreiheit  auch  in 
cap.  lt  eod.  unterstellt. 

•)  Vgl.  Louibarda- Kommentare  zu  II,  15  (Anschiitz  S.  105)  und 
Lintpr.  0,  dazu  oben  § 3.  An  das  Liutprand'sehe  Gesetz  gemahnt  auch 
cap.  8 X.  h.  t.:  „Viventes  . . et  sui  compotes  moderate  valent  alii|Ua  de 
boni»  ipsis  non  ratione  testaincnti,  sed  eleemoäjnae  int  ui  t u erogare  in  aegri- 
tndine  constituti* ; vgl.  dazu  Innocentins  IV  ad  verb.  , erogare*:  .etiam 
possunt  in  morte,  et  potest  fieri  haec  donatio  sine  traditione  et  successor 
tenebitur“.  Die  Wortwendungen  jenes  Gesetzes  finden  sieh  noch  in  späteren 
Testamenten,  vgl.  z B.  CV>d.  dipl.  Padovano  Parte  II  nr.  849  (1 104):  „Man- 
fredinus  marchio  iacens  in  lecto  suo  quia  intirmus  erat  sed  adhuc  recte 
loquens  . . . .* 
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Vermögen  bezogen  wurde,10)  also  nnr  dasjenige  aufrecht  hielt, 
was  längst  im  langobardischen  Recht  anerkannt  gewesen  war. 
So  wurde  es  endlich  mit  voller  Schärfe  als  Rechtssatz  proklamirt, 
dass  der  für  den  Verstorbenen  zuständig  gewesene  Bischof  kraft 
seines  Amtes,  ohne  Ermächtigung  von  Seiten  des  Testators,  sogar 
gegen  dessen  ausdrücklich  erklärten  Willen,11)  gleichgültig  ob  es 
sich  um  Zuwendungen  zu  frommen,  gemeinnützigen  Zwecken  oder 
um  andersartige  Zuwendungen  oder  Verordnungen  handelte,  der 
Defensor  des  letzten  Willens  sei  und  nötigenfalls  auf  dem 
Zwangswege  für  die  gehörige  Erfüllung  zu  sorgen  habe  (cap.  3, 
fi,  17,  1«  X.  h.  t.).14)  Seine  Zwangsgewalt  sollte  er  danach 
gegen  die  Erben  richten,  ja  ihnen  sogar  (cap.  fi)  zu  diesem 
Zwecke  „omnem  rem,  quae  eis  relicta  est,  canonice“  interdiciren 
dürfen.1*)  Ebenso  sollte  er  gegen  die  executores  ultimae 
voluntatis,  wie  die  Treuhänder  zu  letztwilligen  Zwecken  im 


1#)  Innocentius  IV  in  cap.  18  eit.  ad  verb.  „alterius“:  „ideo  credimus 
hunc  reputari  testatum  decedere,  quia  per  haec  verba  extrema  ro/unlalem 
iiittmi  committo  tlixpoxitioiü  talix  et  intelligitur  voluisse,  qaod  omnia  sua 
pauperibus  et  in  pias  eausas  expendantur*.  Ebenso  Hostiensis,  Lectura 
in  cap.  13  ad  verb.  „intestatus“.  Vgl.  dazu  den  sehr  ausführlichen  Exkurs 
in  Glück's  Pandektenkommentar  Theil  34  S 3 ff.,  wo  aber  irrigerweise  be- 
hauptet wird,  die  Gewohnheit,  einem  TreuhSnder  das  ganze  Vermögen  zur 
freien  Verwendung  pro  anima  zu  überweisen,  sei  ausschliesslich  von  Geist- 
lichen geübt  worden  Vgl.  ferner  Beseler,  Ztschr.  f.  deutsches  Recht 
Bd.  9 S.  193,  Schulte  a.  a.  0.  S.  819  f. 

")  cap.  17:  , licet  etiam  a testatoribus  id  confingeret  interdiei“.  Dieser 
Passus  ist,  wie  die  vorhergehenden  Worte,  aus  einer  Novelle  Justinians 
(Nov.  131  cap.  XI  § 3 cd.  Schoell)  entnommen,  welche  sich  freilich  nur  auf 
Zuwendungen  pro  redemptione  captivorum  aut  alimentis  paupernm  bezieht. 
Vgl.  Hostiensis,  Lectura  in  cap.  17  ad  verb.  „licet*.  Die  Dekretale 
wollte  vielleicht  damit  jene  (oben  N.  4J  berührten  Verwahrungen  treffen. 

'*)  Glossa  ordinaria  des  Bernardus  Parmensis  in  cap.  fi  „ab 
episcopo“;  Innocentius  IV  in  cap.  3 „Per  tc“ : „defensio  testamentorum 
ad  episcopum  pertinet,  maxiine  quoad  pias  eausas.  idem  videtur  etiam  in 
non  piis,  pnblicatio  autem  fieri  non  debet  apud  episcopum“.  Ebenso  Hos- 
tiensis, Lect.  in  cap.  3 „secundmu  piissimas“.  Der  letztere  lost  den 
Widerspruch  mit  can.  6 Dist.  88  („Episcopus  tuitionem  testamentorum  non 
suscipiat“)  durch  den  Satz:  „ad  tuitionem  testamenti  non  debet  episcopus 
assumere  partes  advocati“. 

”)  Einschränkend  Glossa  ordinaria  in  cap.  6 „interdicatur“  („et 
praevalet  lex  in  hoc  casu  canoni").  Cap.  6 enthält  einen  Mainzer  Eonzilien- 
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kanonischen  Recht  genannt  wurden,  vorzugehen  befugt  sein. 
Die  einschlägigen  Dekretalen  Gregor ’s  IX  aus  der  Zeit  zwischen 
12*27  und  1234  lauten: 

cap.  1 7 X h.  t. : „Tua  nobis  fraternitas  intimavit,  qnod 
nonnulli,  tarn  religiosi  quam  clerici  saeculares  et  laici, 
pecuniam  et  alia  bona,  quae  per  manus  eonim  ex  testa- 
mentis  decedentium  debent  in  usus  pios  expendi,  non 
dnbitant  aliis  usibus  applicare.  Quum  igitur  in  Omni- 
bus piis  voluntatibus  sit  per  locorum  episcopos  provi- 
dendum,  nt  secundum  defuncti  voluntatem  universa 
procedant,  licet  etiam  a testatoribus  id  eontingeret 
interdici,  mandamns,  quatenus  exsecutores  testamentorum 
huiusmodi,  ut  bona  ipsa  fideliter  et  plenarie  in  usus 
praedictos  expendant,  monitione  praemissa  compellas“. 

cap.  19:  „Joannes  clericus  et  P.  laicns,  exsecutores 
ultimae  voluntatis  O.  clerici  S.  Crucis,  qui  venerabilibus 
et  piis  locis  de  bonis  suis  in  ultima  voluntate  legavit, 
mandans  insuper,  satisfieri  creditoribus  per  eosdem,  post 
mandatum  susceptum  per  dioecesanum  cogi  debent  testa- 
toris  explere  ultiraam  voluntatem“.14) 

Auf  diesen  beiden  päpstlichen  Gesetzen  bauten  die  Kanonisten 
ihre  Lehre  von  den  Testamentsexekntoren  auf.  Sie  nahmen 
dabei  das  römische  Recht  zu  Hülfe,  namentlich  die  von  den 
letztwilligen  Bestimmungen  zu  Gunsten  der  captivi  und  panperes 
handelnden  Konstitutionen  der  Kaiser  Leo  und  Justinian  in  c. 
28  und  48  (49)  C.  de  episcopis  et  clericis  1,3  und  in  Nov.  131 
cap.  11  und  12.,#)  So  begegneten  sie  sich  mit  den  Kommen- 


beschluss, der  in  die  Kapitularicnsainmlung  de»  Benedictus  Levita  als 
Additio  III  cap.  87  (M.  Cr.  LI..  II  Pars  2 p.  143)  aufgeuoramcn  ist  und  die 
frühen  Aspirationen  der  Kirche  auf  ausschliessliche  Gerichtsbarkeit  in  Sachen 
des  letzten  Willens  darlegt.  Darüber  Solim  in  Ztschr.  für  Kirchenrecht  9 S.  199. 

M)  Aehnlichen  Inhalts,  zum  Theil  mit  ausführlicherer  Regelung:  Konzil 
von  Tours  v.  1236  cap.  7 u.  Konzil  von  CVorcester  v.  1240  cap.  49  (Mansi, 
Sacr.  conc.  nova  et  ampl.  collect.  Ud.  23  Sp.  413  n.  541),  welche  beide  aber 
wegen  ihres  ausseritalischen  Anwendungsgebietes  hier  nur  vergleichsweise 
herangezogen  werden  können.  Vergl.  auch  die  Verordnung  des  Bischofs 
von  Verden  von  1297  (Kraut,  Grundriss,  6.  Aufl.  (Frcnsdorff)  § 159 
nr.  1;  Stobbe,  Handbuch  V § 308  q. 

“)  Vgl.  oben  § 7 Ziff.  1. 


Digitized  by  Googl 


156 


tatoren  des  römischen  Rechts,  den  Legisten,  die  ihrerseits  wieder 
die  kanonischen  Satzungen,  in  erster  Linie  jene  beiden  Dekre- 
talen,  heranzogen.  Beide  Gruppen  von  Schriftstellern  vereinigten 
sich  schliesslich  auch  äusserlich  in  Durantis,  der  mit  dem 
seinem  Speculnm  iuris  einverleibten,  sehr  ausführlichen  Traktat 
„de  ultimarum  voluntatum  executoribus“,1*)  wie  oben  in  der  Ein- 
leitung (S.  1)  bereits  angedeutet  worden  ist,  der  Lehre,  eine  ab- 
schliessende, in  der  Folgezeit  der  Hauptsache  nach  festgehaltene 
Fassung  gegeben  hat.  Wir  können  darum  die  Ausführungen 
beider  Gruppen  ununterschieden  verwerthen  und  wollen  zunächst 
uns  anf  diejenigen  beschränken,  welche  die  Beziehungen  der 
kirchlichen  Organe  zu  den  letztwillig  bestellten  Treuhändern, 
also  den  im  eigentlichen  Sinne  kanonistischen  Theil  der 
Lehre,  zum  Gegenstand  haben.  Dieser  Theil  liegt  im  Grossen 
und  Ganzen  ausserhalb  des  Bereiches,  in  dem  wir  uns  bei  der 
Darstellung  des  langobardischen  Rechtes  bewegt  haben;  er  be- 
rührt an  sich  die  früher  entwickelten  langobardischen  Normen 
nicht  und  darf  daher  uns  schon  hier  beschäftigen,  ehe  noch  die 
durch  den  Einfluss  des  römischen  Rechtes  herbeigeführten  Ver- 
änderungen unseres  Instituts  dargelegt  sind. 


ft  20. 

IMe  bischöfliche  Leitunsrs-  mul  Zwanffsgcwnlt  in  ihren 
einzelnen  Aeusserunsen. 

Der  Grundgedanke,  dass  der  Bischof  oberster  Hüter  und 
Vollzieher  des  letzten  Willens  ist,  äussert  sich  da,  wo  der  Erb- 
lasser einen  Treuhänder  bestellt  hat,  nach  zwei  Richtungen: 

1.  Der  Bischof  hat  zu  sorgen,  dass  der  Treuhänder  seine 
Aufgabe  gehörig  erfülle. 

2.  Er  hat  bei  Wegfall  des  Treuhänders  Ersatz  zu  schaffen. 

Zu  1.  Der  Treuhänder  kann  zwar  — Ernennung  in  einer 

einseitigen  Verfügung  nach  Art  des  römischen  Testaments  vor- 
ausgesetzt — nicht  zur  Uebernahme  der  zugewiesenen  Aufgabe, 
wohl  aber  zur  Durchführung  der  einmal  übernommenen  Aufgabe 

'•)  Lib.  II  partic.  II  tit,  „de  instnimeutoram  editione“  § 13  „None 
vero  aliqua“.  — Jo  hau  ne»  Andreae  nennt  diesen  Traktat  in  seiner  ein- 
leitenden Additio  „generalissimus  et  utrique  iuri  et  foro  communis". 
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durch  den  Bischof  gezwungen  werden.1)  Die  Uebernahme  kann 
„tacite“  durch  Vornahme  einer  Vollziehungshandlung,  Zahlung 
eines  Legats,  Tilgung  einer  Nachlassschuld  u.  s.  w.,  erfolgen.*) 
Der  Treuhänder  muss,  mindestens  dann,  wenn  er  executor  uni- 
versalis  ist,  d.  li.  die  ganze  Erbschaft  in  seiner  Gewalt  hat, 
keinen  Erben  neben  sich  hat  (unten  § 23),  — nach  dem  Beispiel 
des  Bischofs  in  c.  28  § 2 C.  1,3  — ein  Inventar  errichten3). 
Können  die  mehreren  ernannten  Treuhänder  über  eine  zu  er- 
greifende Massregel  sich  nicht  einigen,  auch  nicht  zu  einem 
gültigen  Mehrheitsbeschluss*)  gelangen,  oder  hat  der  Erblasser  ge- 
wisse Unklarheiten  zurttckgelassen,  z.  B.  dadurch,  dass  er  die 
als  Destinatärin  bestimmte  Kirche  nicht  genau  genug  bezeichnet 
hat,  so  ist  die  Entscheidung  des  Bischofs  einzuholen.5)  Diesem 
steht  es  zu,  am  Schlüsse  Rechnungslegung  über  die  ordnungs- 
mässige  Ausführung  des  Auftrages  zu  verlangen;  er  kann  da- 
bei unter  Berücksichtigung  der  Person  des  Treuhänders  und 
der  Art  seiner  Geschäfte  nach  billigem  Ermessen  sich  mit 
einer  eidlichen  Bekräftigung  zufrieden  geben  oder  schriftliche 
Rechnungslegung  oder  vollen  Beweis  unter  Heranziehung  von 
Zeugen  erfordern.  Selbst  die  ausdrückliche  Erklärung  des 
Testators,  dass  er  die  Rechnungslegung  erlasse  oder  verbiete, 


')  cap.  19  cit  : „post  mandatnm  susceptum“;  Glossa  ord.  hierzu; 
Hostiensis,  I.ect.  ad  und.  verba;  Jacobus  de  Arena,  Distiuctioues 
super  Codice  in  c.  uulli  (88)  C.  1.  3 nr.  10;  Durantia  1.  c.  ur.  57,  der  sich 
dabei  an  Goffredus  de  Trano  auschliesst,  aber  doch  auch  von  Andereu 
berichtet,  die  wenigstens  bei  den  relicta  ad  pios  usus  den  ernannten  Treu- 
händer wegen  des  favor  religionis  de  canouica  aequitate  als  verpflichtet  zur 
Annahme  ansehen.  Roffredus  Epiphanii  (Citat  unten  § 28  N.  6)  — 
im  Anschluss  an  Nov.  Just.  131  c.  11  — , Petrus  de  Boateriis,  Expos, 
zur  Summa  Rolandini,  c.  I,  Venditio  facta  a commissariis.  nr.  V ' (Lugd. 
1559  p.  95  i.  fl.)  und  Petrus  de  Uuzoln,  Additiones  zur  Summa  Roland. 
(Bononiae  1478)  fol.  35  col  8,  fol.  37  col.  1 sprechen  sich  sogar  für  die 
Annabmepflicht  in  allen  Fällen  aus.  Vgl.  Beseler,  Ztschr.  f.  deutsches 
Recht  Bd.  9 S.  182.  — Nach  Innocentius  IV  in  c.  17  cit.  „compellas“  und 
Jacobus  de  Arena  nr.  14  verliert  der  Treuhänder  durch  die  Verweigerung 
der  Annahme  jeden  ihm  etwa  vom  Erblasser  zugedachten  Vortheil. 

*)  Innocentius  IV  in  c.  19  „susceptum“  u.  Hostieusis  1.  c. 

*)  Jacobus  de  Arena  nr.  18;  Durantis  nr.  46. 

*)  Wenn  nur  zwei  vorhanden,  ordnet  ihnen  zunächst  der  Bischof  einen 
Dritten  bei.  Vgl.  Dura  n tis  nr.  63;  Petrus  de  Boateriis  1.  c.  nr.  V8(p.90). 

*)  Durantis  nr.  13  in  fin , 63,  64. 
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hindert,  obschon  sie  der  Rege)  nach  von  einer  „scrupulosa  in- 
quisitio  quoad  liegligentiam“  abhalten  soll,  doch  nicht  den 
Bischof  daran,  den  ihm  etwa  verdächtig  gewordenen  Treu- 
händer zur  Rechenschaft  zu  ziehen;  „non  ergo  est  verisimile“, 
sagt  Hostiensis,  „supradictam  clausulam  in  enervationeni 
vel  elusionem  voluntatis  sue  vel  in  preiudicinm  episcopi  appo- 
suisse,  sed  uiag-is  fide  utriusque  (des  Treuhänders  und  des 
Bischofs)  uti  voluisse.“*)  Der  Treuhänder  soll  nicht  in  der  Er- 
ledigung seiner  Aufgabe  säumen,7)  sondern  Alles  binnen  einer 
angemessenen  Frist  zu  Ende  bringen.  Wie  lang  diese  zu  be- 
messen, darüber  gehen  die  Ansichten  aus  einander.  Mehrfach 
findet  sich,  in  offenbarem  Anschluss  an  die  c.  28  § 2 0.  1,3 
(vgl.  auch  cap.  3 X.  h.  t.),8)  die  Jahresfrist  erwähnt,  die  von 
dem  Empfang  der  zu  distribuirenden  Objecte  laufen  soll.*)  < Klei- 
es wird  aus  Nov.  131  cap.  11  § 1 die  Frist  von  6 Monaten 
ab  insinuatione  testamenti  herübergenommen  oder  endlich  Alles 
dem  Arbitrium  des  Bischofs  anheimgegeben. '")  Ist  der  Treu- 
händer säumig  oder  lässt  er  es  überhaupt  in  irgend  einem  Punkte 
an  sich  fehlen,  so  soll  der  Bischof  von  Amtswegen")  gegen  ihn 

•)  Am  eingehendsten  Hostiensis,  Lectura  in  cap.  17  cit.  ad  verb. 
„Licet  etiaiu  a testatoribus“.  Ferner:  Glossa  ordinaria  des  Accarsius 
in  c.  28  C.  1,  3 „licentiam“  und  in  c.  HO  C.  de  donationibus  8,  53  (54) 
„saerauientum“;  .lacobus  de  Arena  ur.  28,  29;  Purautis  nr.  20,  47.  4». 
Vgl.  auch  Beseler  a.  a.  U.  S.  221. 

*)  Vgl.  das  oben  § 19  N.  14  citirte  Konzil  von  Worcester:  „praeoipi- 
inus,  ut  testamenta,  quoruiu  executionem  in  se  coiumissnrii  susceperiut, 
celeriter  cxcyuantur“. 

s)  So  richtig  auch  Goldfeld  (Citat  oben  § 1 N.  14)  S.  101  3'.  Es 
liegt  nicht,  wie  Pertile,  storia  T.  IV  p.  38  anninunt.  eine  Keminiscenz 
an  die  bei  der  Affatoinie  der  lex  Salica  gegebene  Frist  von  12  incnses  vor. 
Diese  wurde  auch  richtiger  Ansicht  nach  garnicht  vom  Tode  des  Vergebenden, 
sondern  schon  von  dem  Augenblick  der  Vergabung  selbst  an  gerechnet.  Vgl. 
oben  S.  4t  N.  17.  Ausserdem  ist  von  dieser  Frist  als  einer  gesetzlichen  bei 
den  langobardischen  Vergabungen  zu  getreuer  Hand  nichts  zu  spüren. 

°)  Gloss.  ord.  in  c.  28  C.  1,  3 „anni  spatium“;  Jacobus  de  Arena 
ur.  14;  Durantis  ur.  89.  — In  Chart.  II  nr.  1059  (1161)  u.  Cod.  dipl. 
Padovano  II  nr.  809  (1165)  ist  1 Jahr  als  Exekntionsfrist  vom  Erblasser 
verordnet,  in  Chart.  II  nr.  279  (1156)  l*/t  Jahr. 

,0)  Durantis  ibid. 

'*)  Der  Anstoss  kann  natürlich  von  den  Bethciligten  ausgehen,  so  z.  B. 
von  dem  Destinatär  oder  von  einem  der  mehreren  Treuhänder,  der  durch 
die  Nachlässigkeit  eines  Genossen  behindert  wird : Durantis  nr.  13,  39,  58. 
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vorgehen.  Er  hat  mit  einer  „monitio“  einzusetzen,”)  welche 
nacli  dem  Vorbild  der  Nov.  131  cap.  11  § 3 unter  Gewährung 
einer  ausreichenden  Zwischenfrist  mindestens  noch  einmal  zu 
wiederholen  ist.13)  Ist  sie  fruchtlos,  so  darf  er  zu  seinen  geist- 
lichen Zuchtmitteln,  excommunicatio,  suspensio,  interdictum, 
greifen  oder,  wenn  er  dies  vorzieht,  weltliche  Beugungsmittel, 
mulcta  indicta,  pignoris  captio  et  distractio,  personae  detentio, 
unter  Anrufen  des  bracchium  saeculare  zur  Anwendung  bringen.14) 
Dabei  soll  de  plano,  ohne  die  gewöhnlichen  Prozessformen,  ohne 
libelli  datio  und  litis  contestatio,  verfahren  werden.15)  Ist  auf 
solche  Weise  eine  Nachholung  der  bisher  versäumten  Handlung, 
ein  Ausgleich  oder  eine  Vergütung  für  pflichtwidrig  unter- 
nommene Handlungen1*)  nicht  zu  erzielen,  ist  der  Treuhänder 
„ornnino  contumax“  oder  wird  er  „suspectus“,  so  hat  der  Bischof 
das  Recht  der  Absetzung  (remotio),  welche  er  auch  ohne  An- 
trag, ohne  Ankläger  aussprechen  darf.17) 

Zu  2.  Ist  oder  wird  der  Platz  des  vom  Erblasser  be- 
stellten Treuhänders  frei,  so  wird  er  ohne  Weiteres  durch  den 
Bischof  selbst  als  den  „legitimus  exeentor“  eingenommen.  Dieser 
Satz,  von  welchem  bereits  eine  ganz  vereinzelte  Anwendung 
inmitten  des  langobardischen  Rechts  uns  begegnet  ist,18)  wird 
von  den  Kanonisten  und  Legisten  in  Anknüpfung  an  die  mehr- 
fach citirten  römischen  Quellenstellen  und  an  cap.  3 X.  h.  t. 
mit  Energie  vertreten.’*)  Die  Hanptfälle  sind  Tod  und  unüber- 


,!)  cap.  17  cit. : „monitione  praemissa  compellas*.  Glossa  ord.  dazu; 
Durantis  nr.  54. 

**)  Hostiensis  in  cap.  17  „monitioue". 

“)  Hostienais  in  cap.  17  „compellas“ ; Jacobus  de  Arena  ur.  14; 
Durantis  nr.  5S. 

“)  Durantis  nr.  58. 

'*)  Durantis  nr.  55:  „Kodein  modo  poteat  episcopus  eum  cogere  ex 
officio  auo,  ut  emendet,  ijuae  male  egit“. 

ir)  Glossa  ord.  in  cap.  17  „piis  voluutatibus“ ; Innocentiua  IV  in 
cap.  17  „compellas“;  Hostienais  in  cap.  17  „licet.*;  Jacobus  de  Arena 
nr.  14  in  fin.;  Durantis  nr.  55:  „Porro  suspectus  potest  per  iudicew  etiam 
absque  accuaatore  removeri,  ad  instar  tutoria“. 

••)  1.  Pap.  Pipp.  31  (33).  Vgl.  oben  S.  135  u.  150. 

**)  namentlich  von  Hostienais  in  cap.  19  „executores“.  wo  es  heisst: 
„ideo  videtur  dicendum  iudistincte  (mag  es  sieb  um  VerfUgungeu  zu 
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windliclie  Nachlässigkeit  des  Exekutors.  Der  Tod  des  allein 
bestellten  Exekutors  wirkt,  wenn  nicht  das  zu  vollziehende 
Testament  ausdrücklich  anders  verfügt,  keinen  Uebergang  der 
Rechte  und  Pflichten  auf  seinen  Erben,*®)  auch  keinen  Anfall 
an  den  Erben  des  Machtgebers*1),  sondern  Succession  des  Bischofs 
in  locum  executoris,4*)  während  der  Tod  eines  von  mehreren 
Treuhändern  grundsätzlich  Macht  und  Pflicht  auf  die  übrigen 
konzentrirt. 4S)  Gehöriger  Mahnung  ungeachtet  anhaltende 
Säumnis  des  Exekutors  berechtigt  den  Bischof,  seinerseits  die 
zu  distribuirenden  Objekte  an  sich  zu  ziehen,  «lies  auch  ohne 
dass  alle  oben  aufgezählten  Zwangsmittel  erschöpft  sind  oder  es 
zu  einer  förmlichen  Absetzung  gekommen  ist.44)  Das  Gleiche  ist 
schliesslich  lur  alle  Fälle  rechtens,  „si  executor  impotentia  iuris 
vel  facti  impeditus  nequit  exequi.“44)  Es  ist  selbstverständlich, 
dass  der  Bischof  liier  überall  nicht  selbst  zu  handeln  braucht, 
sondern  eine  andere  Person  als  Exekutor  bestellen  darf. 


frommen  oder  zu  irgeud  welchen  anderen  Zwecken,  z.  B.  zu  Gunsten  von 
Verwandten,  handeln)  quod  secundum  canoncs  (im  Gegensatz  zu  den  leges, 
die  nur  von  piae  causae  sprechen)  tales  executores  . . . agere  possunt  in 
his  quc  spectant  ad  executores  (soll  heissen:  executionem)  ultimc  volunlatis. 
Et  insuper  ipsis  negligentibus  dyocesanus  hoc  exequi  debet“. 

*”)  Vgl.  oben  §17.  Vgl.  Jacohus  de  Arena  nr.  23,  Petrus  de 
t'nzola  I.  c.  fol.  35*  col.  2 sq , auch  Durantis  nr.  81,  der  allerdings  nicht 
in  bestimmter  Welse  Stellung  nimmt  Unter  den  von  ihm  angeführten  An- 
sichten befindet  sich  auch  die  von  Petrus  de  Boateriis  1.  c.  nr.  V 1t 
(p.  97)  getheilte,  dass  nämlich  die  vom  Treuhänder  angefangene  Exekution 
durch  seinen  Erben  zu  vollenden  sei. 

*')  Durantis  nr.  51. 

**)  Durantis  nr.  7,  51. 

*3)  Durantis  nr.  IS,  49,  50.  Vgl.  oben  S.  141. 

**)  Glossa  ord.  incap.  17  „uionitione“ ; Innocentius  IV  in  c.  17  „com- 
pellas“;  Hostiensis  in  c.  17  .licet“  und  in  c.  19  .executores“;  Durantis 
nr.  1,  13. 

**)  Durantis  nr.  40. 
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§ 91. 

l'rbergang  der  Leitung*-  und  Zwangsgewalt  auf  weltliche 

Behörden. 

Wesen  und  Bedeutung  der  kanonischen  Kcchtshlldung. 

Vorstehende  Rechtssätze,  ein  Erzeugnis  kanonischer  Rechts- 
bildung, fanden,  wie  sie  in  die  weltliche  Litteratur  der  Legisten 
aufgenomuien  und  dort  weiterentwickelt  wurden,  auch  Eingang 
in  die  weltlichen  Partikularrechte.  Nur  wurde  hier  nicht  selten 
der  Bischof  in  seiner  Aufsicht«-  und  Leitungsfunktion  durch  die 
weltliche  Obrigkeit  abgelöst,  dies  je  nach  dem  Masse,  in 
welchem  die  letztere  sich  die  Gerichtsbarkeit  in  Sachen  der 
ultimae  voluntates  gewahrt  oder  wiedergewonnen  hatte.  Durantis 
selbst  trug  in  seinem  Traktat  diesem  Umstand  dadurch  Rech- 
nung, dass  er,  wie  bei  der  Feststellung  des  Gerichtsstandes  für 
die  auf  die  Exekution  der  Testamente  bezüglichen  Klagen1), 
so  auch  bei  der  Behandlung  mancher2)  im  vorigen  Paragraphen 
gedachten  Aufsicht«-  und  Leitungsbefugnisse  gegenüber 
den  Treuhändern  neben  dem  Bischof  den  iudex  saecularis  oder 
civilis  als  zuständige  Behörde  bezeichnete.*)  Zumal  in  den  ita- 
lienischen Städten  mit  ihrer  im  12.  und  13.  Jahrhundert  mächtig 
aufblühenden  Rechtsverwaltung  wurde  auf  unserem  Gebiete  das 
Regiment  des  Bischofs  in  wachsendem  Umfange  durch  das  der 
Stadtobrigkeit  ersetzt. 

Das  spiegelt  sich  in  interessanter  Weise  in  dem  Stadt- 


>)  nr.  4r. 

s)  z.  B.  in  nr.  I,  &»,  57,  »9.  Vgl.  nr.  «6:  „Scd  uunquid  iudex  se- 
cularis  in  praedictis  casibus  poterit  id  iuiplere?  Kt  videtur,  quod  sic:  <|iiia 
parem  potcstatcin  cum  cpiscopo  in  bis  habere  videtur.  Dicit  l’bertus  de 
li o b i o (Legist  aus  der  Zeit  zwischen  1214  u.  1245:  Savigny,  Gesell,  des 
rüm  R.  im  Mittelalter,  2.  Ausg.  V S.  143  ff.)  primo  loco  id  spectare  ad 
episcopum:  quo  deficiente  ille  exoquetur“. 

*)  Aehnlich  stellt  Beaumanoir,  Les  contumes  de  Beauvoisis  (Ent- 
stebungszeit  ca  1283)  (od.  Beugnot)  T.  I ch.  18  (S.  178  ff.),  wo  die  kanonischen 
Rechtssätze,  wie  sie  oben  dargestellt  sind,  sich  im  Wesentlichen  wieder- 
linden, den  Seigneur,  den  weltlichen  Gerichtsherrn,  neben  den  Bischof.  Vgl. 
darüber  Le  Kort,  des  exccuteurs  testamentaires  (1878)  S.  27  ff.  und  E. 
Glas  so  n in  der  Nouvelle  Revue  bistoriqne  de  droit  frangais  et  etranger 
Bd.  IG  (1892)  S.  786  f. 

S c h u 1 1 s « f Di«  lnnffobardltcb«  Treuhand.  1 1 
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recht  von  Pisa  wieder.*)  Es  macht  den  „distributores  vel  qui 
vulgo  fideicommissarii  dicuntur“  zur  Pflicht,  binnen  Jahresfrist 
den  Willen  des  Verstorbenen  zu  erfüllen,  verbietet  ihnen,  wenn 
mehrere  zusammen  ernannt  sind,  unter  Androhung  einer  an  die 
Kommune  zu  zahlenden  hohen  Geldstrafe,  „de  bonis  defuncti 
divisionem  inter  se“  vorzunehmen,  befiehlt  ihnen  bei  Uneinigkeit 
ein  Angehen  der  „iudices  curiae  legis“,  welche  „prout  bono  et 
equo  convenit,  de  plano  . . . remota  appellatione“  zu  ent- 
scheiden haben.  Während  nach  der  ersten  uns  erhaltenen  Re- 
daktion von  1 233  der  Erzbischof  von  Pisa  ausschliesslich  die 
Funktion  hat,  dem  Treuhänder  im  Falle  gewisser  Verwandtschafts- 
beziehungen zum  Verstorbenen  einen  zweiten  Treuhänder  bei- 
zuordnen, und  während  nach  der  Redaktion  von  1 248  wenigstens 
Erzbischof  oder  iudices  curiae  sowohl  hierzu  berufen  sind  als  auch 
zur  Ernennung  eines  Ersatzmannes  für  den  Treuhänder,  der  ver- 
storben, verzogen,  rechtlich  zur  Uebernahme  unfähig  ist  oder 
sie  verweigert  oder  die  vorgeschriebene  Inventarisirung  inner- 
halb 2 Monate  nicht  vorgenommen  hat,  so  sind  nach  der  Re- 
daktion von  1281  alle  diese  Funktionen  den  iudices  curiae  aus- 
schliesslich Vorbehalten.')  Während  ferner  nach  jener  ersten 
Redaktion  dann,  wenn  „paupeiibns  vel  alias  incertis  personis 
vel  locis“  etwas  hinterlassen  ist,  die  kirchlichen  Organe  die 
Stelle  des  vom  Testator  nicht  ernannten  oder  zwar  ernannten, 
aber  über  ein  Jahr  säumigen  Treuhänders  vertreten  sollen,  ist 
diese  Vorschrift  durch  die  Reformation  von  1281  beseitigt.8) 
Im  Jahre  128U  endlich  wird  es  ganz  allgemein  ausgesprochen, 
dass  die  „iudices  omnes  pisane  civitatis  et  districtus“  für  die 
Erfüllung  der  „voluntates  legitimae  defunctorum“  „ex  officio  suo“ 
zu  sorgen  und  insbesondere,  wenn  es  sich  um  Verfügungen  zu 
Gunsten  von  kirchlichen  Anstalten  oder  Personen  handelt, 

‘)  Perti  le,  storia  IV  S.  36  ff.  hat  auf  die  in  unsere  Lehre  einschlageDdeu 
Satzungen  dieses  Stadtree, hts  hingewiesen.  Ausg.  Bonaini  Bd.  II  (1870) 
S.  643  ff.:  Constitutum  legis  Pisanae  civitatis  in  der  Fassung  der  Jahre  1233, 
1242,  1248,  1259,  1271,  1281;  Bd.  I (1854)  S.  55  ff. : Breve  Pisani  communis 
de  anno  1286. 

s)  Aehnlich  werden  in  Lübeck  während  des  14.  Jahrhunderts  Ersatz- 
männer für  verstorbene  Testamentsvollstrecker  vom  Rath  bestellt;  darüber 
vgl.  Pauli,  Abhandlungen  aus  dem  Lübischen  Rechte  III  S.  325  N.  296. 

*)  Vgl.  zumVorstehenden  Const.  legis,  Cap.  31  „de  ultimis  voluntatibus“ 
U.  Cap.  32  (S.  758,  762 — 766). 
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.absque  strepitu  iudicii  et  absque  lite  seu  molestia,  die  feriato 
et  non  feriato“  zu  verfahren  haben.7) 

Auch  die  Statuten  von  Venedig  von  1242  legen  die  Auf- 
sicht über  die  letztwillig  bestellten  „commissarii“  — das  ist  der 
dort  nnd  auch  zumeist  in  der  damaligen  weltlichen  Praxis  für 
die  Treuhänder  gebrauchte  Ausdruck8)  — in  die  Hände  der  welt- 
lichen Gewalt.  Sie  gebieten  dem  Notar,  welcher  das  Testament 
angefertigt  hat,  binnen  8 Tagen  nach  dem  Begräbnis  des  Testators 
dem  Kommissar  seine  Berufung  anzuzeigen,  sie  ordnen  an,  dass  der 
letztere  binnen  90  Tagen  seit  dem  Begräbnis  die  Ausführung 
seiner  Aufgabe  in  Angriff  zu  nehmen  habe,  widrigenfalls  Ablehnung 
der  Uebernahme  unterstellt  werde,  sie  berufen  für  den  Fall  der 
Ablehnung  oder  vorzeitigen  Todes  des  Kommissars  die  Verwandten 
des  Testatore  nach  Gradesnähe9)  und  geben  den  „iudices  nostri“ 
(es  spricht  der  Doge)  das  Recht  und  die  Pflicht,  solche  Kom- 
missarien,  die  einmal  angenommen  haben,  aber  nunmehr  bei  der 
Administration  nachlässig  sind,  durch  Vermögensstrafen  in  arbi- 
trärer Höhe  zur  Erfüllung  ihrer  Pflicht  zu  zwingen.10) 

Ist  hiernach  in  diesen  Statuten  die  letztwillige  Treuhand 
der  kirchlichen  Sphäre  wieder  entrückt,  so  sehen  wir  doch 
andererseits  die  oben  entwickelten  kanonischen  Rechtssätze  fast 
durchweg  rezipirt.  Der  leitende  Gedanke  eines  Eingreifens 


0 Breve  Lib.  I cap.  180  „de  testamentis  cxecutioni  mandamlis  etc.“ 
(8.  248  f.). 

')  Petrus  de  Unzola  1.  c.  fol.  33*  col.  2:  „iaturn  talem  canoniste 
appellant  executorcm  testamenti  . . . bononiensea  tarnen  vulgo  cum  appellant 
cnnituissarium“. 

•)  Parallele  im  auglonormannischen  Hecht,  das,  wenn  der  Testator 
keine  Exekutoren  ernannt  hat,  die  Verwandten  mit  der  Vollziehung  des 
Testaments  betraut:  Glanvilla  (Ende  des  12.  Jahrlmnd.),  Tractatus  de 
legibus  et  conauetudiuibus  Angliae  T.i b.  VII  Cap.  G (ed.  Phillips,  Engl. 
Reichs-  und  Rechtsgeschichte  Bd.  II  Anhang). 

■*)  Statuta  Venotiarum  IV  17,  18,  19;  VI  49.  Vgl.  aus  dem  14.  Jahr- 
hundert: Statuta  civitatis  Mutine  von  1327  lib.  III  rühr.  48,  wonach  bei 
letztwilligen  Zuwendungen  pro  salute  animarum  der  Gerichtsstand  vor  dem 
Podestä  und  seinen  iudices  begründet  und  hier  „snmmarie  . . . sine  dationo 
libelli  et  litis  contestatione“  zu  verfahren  ist,  und  Statuti  di  Roma  von 
1363.1369  lib.  I tit.  99,  wo  den  executores  Ultimatum  voluntatum  der  Bei- 
stand des  Senator  und  seiner  curia  zugesichert  wird.  Vgl.  auch  noch  die 
bei  Pertile  a.  a.  0.  S.  40  N.  39  citirten  Statuten. 

11* 
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der  Obrigkeit  im  Interesse  der  Durchführung  der  letztwilligen 
Verfügungen  ist  mit  seinen  Konsequenzen  übernommen.  — 

Was  bedeutete  die  kanonische  Rechtsbildung  ihrem  juris- 
tischen Gehalt  nach  für  das  Institut  der  letztwilligen  Treuhand? 
Inwiefern  wurde  dieses  dadurch  innerlich  umgestaltet?  Zunächst: 
Die  Rechtsmacht,  insoweit  sie  für  den  durch  den  Erblasser  be- 
rufenen Treuhänder  begründet  ist  und  so  lange  sie  bei  diesem 
verbleibt,  wird  von  der  Neuerung  nicht  betroffen,  weder  in  ihrem 
Rechtsgrunde  noch  in  ihrer  Rechtsnatur  noch  in  ihrem  Umfange. 
Anders  die  Rechtspflicht  des  Treuhänders.  Hier  setzt  die 
Amtstätigkeit  der  öffentlichen  Behörde  ein.  darauf  gerichtet, 
dass  der  vom  Erblasser  mit  der  Schaffung  jener  Rechtsmacht 
erstrebte  Zweck  auch  wirklich  erreicht  werde.  Das  öffentliche 
Recht  stellt  sich  in  den  Dienst  des  an  und  für  sich  auf  dem 
Gebiete  des  Privatrechts  liegenden  Zwecks  — ein  echt  kano- 
nisches Moment!11)  Für  den  Treuhänder  wird  die  Erfüllung  der 
einmal  übernommenen  Aufgabe,  der  gehörige  Gebrauch  der  ihm 
durch  den  Erblasser  verliehenen  privatrechtlichen  Rechtsmacht 
zur  öffentlich-rechtlichen  Pflicht.  Das  wird  aber  auch  für 
das  Privatrechtsgebiet  bedeutsam.  Wo  jedem  beliebigen  Inter- 
essenten die  Möglichkeit  offen  steht,  das  officium  iudicis  in  der 
Richtung  gegen  den  Treuhänder  anzuregen.  ist  kein  weiter  Schritt 
bis  zu  dem  Zugeständnis,  dass  jeder  beliebige  Interessent  seiner- 
seits direkt  im  Wege  der  ordentlichen  Klage  des  Civilprozesses 
gegen  den  Treuhänder  Vorgehen  könne.  In  der  That  wird  von  den 
Schriftstellern  der  damaligen  Zeit  im  Zusammenhang  mit  der 
Statuirung  des  Offizialzwanges  zugleich  die  Verfolgung  des 
Treuhänders  im  Parteienprozess  im  weitesten  Umfange  freige- 
geben;12) ja  es  taucht  sogar  der  Gedanke  der  Popularklage  gegen 

")  Interessant  ist,  wie  die  damalige  Litteratur  dabei  den  Schlusssatz 
der  1.  50  D.  de  hereditatis  petitione  5,  :l  verwerthet:  „quam vis  enim  stricto 
iure  nulla  tenenntur  actione  heredes  ad  luonumeutmn  facieudum,  tarnen 
principali  vel  pontificali  nnctoritate  compelluntur  ad  obsequium 
supremac  volnntatis“.  Vgl.  z.  I!.  Hostiensis,  lectura  in  cap.  17  X U.  t. 
ad  verb.  „per  locoruin  episcopos*  und  „lieet  etiam  a testatoribus“.  An 
letzterer  .Stelle  spricht  der  Verfasser  gelegentlich  der  Erwähnung  der  Pflicht 
zur  Rechnungslegung  von  „ins  publicum,  quod  nemo  remitiere  potest“. 

13)  Dura ntis  nr.  59:  .Ex  praemissis  satis  patet,  quod  executor  con- 
veniri  potest  a legatariis  vel  ab  episcopo  vel  ab  ecclesia  vel  a pauperibus 
vpl  a quocunque,  cui  legatum  sit,  ut  exequatur  defuueti  volunt&tem“. 
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den  Treuhänder  aus  Legaten  ad  pias  causas  auf.13)  Es  entsteht 
so  auf  Seiten  des  Treuhänders  eine  dem  langobardischen  Recht 
unbekannt  gewesene  privatrechtliche  Pflicht  im  Verhält- 
nis zu  (len  Erben  und  Destinatären  zur  gehörigen  Ausführung 
der  letzt  willigen  Verordnung,  nämlich  eine  solche,  welche  nicht 
erst  aus  einer  obligationenrechtlichen  Verpflichtungserklärung 
des  Treuhänders  entspringt,  sondern  unmittelbar  mit  der  Ueber* 
nähme  der  angetragenen  Rechtsmacht  kraft  der  dieser  letzteren 
eigenen  Zweckgebundenheit  gegeben  ist.  Immerhin  dürften 
dabei  auch  römische  Rechtsgedanken  mitgewirkt  haben.  Es  ist 
daher  im  nächsten  Abschnitt  (§  27)  noch  darauf  zurückzukommen. 

Indessen  die  Einwirkung  der  kanonischen  Sätze  geht  noch 
weiter.  Insofern,  als  sie  das  Einrücken  eines  Anderen  in  die 
Stelle  des  abgesetzten,  verstorbenen,  verhinderten  Treuhänders 
versehen.")  greifen  sie  auch  in  den  die  Rechtsmacht  betreffen- 
den Tlieil  der  Lehre  ein.  Nur  für  die  von  ihm  Berufenen  hat 
der  Erblasser  die  Rechtsmacht  zu  treuer  Hand  aus  dem  Komplex 
der  von  ihm  vererbten  Rechte  ausgeschiedeu.  Wenn  andere 
Personen,  au  die  und  an  deren  Vertrauenswürdigkeit  er  gar- 
nicht  gedacht  hat,  ja  wenn  selbst  solche,  die  er  ausdrücklich 
ausgeschlossen  hat,15)  jene  Rechtsmacht  in  der  Folge  er- 
langen, so  lässt  sich  das  im  Grunde  mit  dem  Institut  der 
Treuhand  nicht  mehr  vereinigen.  Das  ihm  wesentliche  per- 
sönliche Element  tritt  hier  hinter  dem  durch  die  Behörde 
krall  öffentlichen  Rechts  getragenen  Zweckgedanken  zurück. 
Der  von  Rechtswegen  oder  kraft  behördlicher  Bestellung  Ein- 
tretende kann  füglich  nicht  mehr  als  Treuhänder  betrachtet 
werden.  Privatrechtlich  lässt  sich  seine  Rechtsmacht  nur  ent- 
weder in  der  Weise  konstruiren,  dass  man  Originärerwerb  zu 
eigenem  Recht  genau  in  dem  Umfang  der  Treuhänderrechte 
kraft  Gesetzes  oder  obrigkeitlicher  Ermächtigung  — Devolution 
— annimmt,  oder  in  der  Weise,  dass  man  von  dem  Wegfall 
des  durch  den  Erblasser  berufenen  Rechtsträgers  eine  Verselb- 

”)  von  Durantis  nr.  OG  verworfen. 

’4)  Den  ersten  .Schritt  in  dieser  Richtung  hatte  schon  uni  das  Jahr  <90 
dag  Kapitularl’ippin's  (lib.Pap.  Pipp.  31  [38])  gemacht;  darüber  vgl.  oben  S.  135. 

u)  cap.  17  X h.  t.;  oben  § 19  X.  11.  — Aus  späterer  Zeit  ein  gutes 
Beispiel  für  Verwahrung  gegen  Eingreifen  des  Bischofs  in  Verci,  Storia 
della  Marca  Trivigiana,  doc.  nr.  1401  de  a.  1348  (Bd.  12  S.  103). 
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ständigung  der  Treuhänderrechte  datirt,  nunmehr  ein  Zweck- 
vermögen  olme  persönlichen  Rechtsträger,  ein  abgesehen  von 
seiner  vorübergehenden  Dauer  mit  der  selbständigen  Stiftung 
vergleichbares  Gebilde  unterstellt  und  in  der  Behörde  bezw. 
in  dem  von  ihr  Eingesetzten  nur  ein  Vertretungsorgan 
erblickt. 

Die  Stellung  der  Obrigkeit  zum  Treuhänder  nach  kano- 
nischen Rechtsgrundsätzen  hat  starke  Verwandtschaft  mit  der 
Stellung  der  Vormundschaftsbehörde  zum  Vormund.  Es  war 
durchaus  richtig,  wenn  die  Schriftsteller  des  13.  Jahrhunderts 
bei  der  Entwicklung  unserer  Lehre  sich  insoweit  an  die 
Lehre  von  der  Vormundschaft  anlehnten  und  manchen  Einzel- 
satz daraus  herübernahmen.'*)  Aber  der  Vergleich  darf  nicht 
dazu  führen,  den  Treuhänder  auch  da,  wo  nicht  seine  Stellung 
zur  Aufsichtsbehörde  in  Frage  stellt,  wo  er  vielmehr  auf  rein 
privatrechtlichem  Boden  von  seiner  Rechtsmacht  Gebrauch 
macht,  wie  einen  Vormund  zu  behandeln : er  bevormundet  nicht, 
er  wird  nur  bevormundet  oder  dem  Vormund  gleich  beaufsichtigt. 
Es  war  daher  wiederum  richtig  — was  Beseler':)  „merkwürdig“ 
erscheint  — , dass  jene  Schriftsteller ,s)  bei  der  Bestimmung 
der  Treuhänderstellung  im  Allgemeinen  die  Analogie  der  Vor- 
mundschaft ausser  Ansatz  Hessen.  Später  hat  man  eine  solche 
Verallgemeinerung  nicht  gescheut;  sie  hat  in  der  Dogmenge- 
schichte der  Testamentsexekution  noch  eine  bedeutende  Rolle 
gespielt,'*)  wobei  freilich  für  Deutschland,  namentlich  für  das 
sächsische  Gebiet,  die  Möglichkeit,  dass  noch  andere  Momente 
eingewirkt  haben,  dahingestellt  bleiben  soll;  sie  mag  mit  schuld 
daran  sein,  dass  das  Institut  in  der  Doktrin  vielfach  ein  so 
fremdartiges  Gesicht  angenommen,  namentlich  dass  der  Gedanke, 
der  Treuhänder  handle  als  Stellvertreter,  hat  aufkommen  können. 


,a)  Vgl.  die  bei  Be  sei  er,  Ztschr.  für  deutsches  Recht  9 S.  159  aus 
Durantis  angeführten  Beispiele. 

”)  a.  a.  0. 

nanientlie.h  auch  Durantis  nr.  69 ff. 

*"i  Vgl.  Beseler  a.  a.  0.  S.  159 — 162. 
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Zweiter  Abschnitt. 

Das  romanisirte  Recht. 


8 22. 

Testament  und  Treuhand. 

Die  Romanisirung  des  Rechts  während  des  12.  Jahrhunderts 
schaffte  allenthalben  in  Italien  unter  Verdrängung  der  lango- 
bardischen  Vergabung  auf  den  Todesfall  dem  römischen  Testa- 
ment Eingang.  Zwar  wurden  nicht  überall  die  römischen 
Förmlichkeiten  übernommen:  in  vielen  Städten  blieb  man  bei 
den  durch  das  kanonische  Recht  gebilligten,')  geringeren  Form- 
erfordernissen der  Vergabung  auf  den  Todesfall  stehen.2)  Wohl 
aber  erlangten  die  drei  Grundelemente  des  Testaments  — 
unverzichtbare  Widerruflichkeit,  Einseitigkeit  der  Errichtung, 
Erbeseinsetzung  — allgemeine  Anerkennung.  Es  konnte  sich 


’)  oben  § 19  N.  7 u.  8. 

*)  Const.  legis  Pisanae  civit.  v.  1233  c.  31  (ed.  Bonaini  II  S.  756  f.): 
»De  ultimis  voluntatibus  per  legem  romanam  iudicetur;  eo  excepto  ...  et 
remota  sollempnitate  testium,  sigillorum  et  testium  rogationis  et  subscriptioue 
testium  et  testatoris.  ita  tarnen  ut  tre.»  (nach  der  Reformation  v.  1281; 
quinque)  intersint  et  illi  sufficiant,  in  qno  munero  non  eomputetur  notarius“. 
Liber  consuetudinum  Mediolani  v.  1210  tit.  19  (ed.  Berlan  1808  S.  30): 
»qualibet  ultima  voluntas  duobus  testibus  ndhibitis  vicem  testamenti  obtinet 
. . . Item  non  desideratur  scriptura  vel  subscriptio  testium  seu  signaeula 
in  Ultimi»  voluntatibus  iure  nostrae  consuetudinis“.  Statuta  communitati» 
Novariae  v.  1277  cap.  262  (ed.  Ceruti  1879):  „quilibet  maseulus  haben» 
personam  testandi  possit  testari  cum  tribus  testibus  et  valeat“.  Man  ver- 
gleiche damit  Lnmbarda-Kommentare  zull,  15:  »aut  enim  (sc.  donatio) 
universitatis  fit,  que  ....  coram  testibus  fieri  debet  . . . testibus  dico 
tribus  vel  duobus“.  — PertilelV  S.  28  nimmt  mit  Unrecht  ursprüngliche 
Rezeption  der  römischen  Zeugenziffer  (7  oder  5)  und  spätere  Herabsetzung 
in  Folge  des  kanonischen  Kinflusses  an;  es  hängt  dies  mit  der  oben  (§  3) 
widerlegten  Meinung  zusammen,  dass  schon  die  lex  6 Liutpr.  das  Testament 
eingefübrt  habe.  Vgl.  das  vor  Erlass  der  Dekretale  Alexander’»  III  (cap.  10 
X h.  t.)  — oben  § 19  N.  7 — im  Jahre  1105  vor  dem  Pfarrer  und  Notar 
Blasius  und  2 Zeugen  errichtete  Testament  in  Cod.  diplom.  Padovatio  II  nr.  809. 
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fragen,  oh  die  letztwillige  Treuhand,  die  aus  der  grundsätzlich 
unwiderruflichen,  zweiseitigen,  nur  Singul arsuccession  lierbei- 
fiihrenden  Sachsdienkung  herausgewachsen  war,  auf  dem  frem- 
den Boden  des  Testaments  noch  die  Bedingungen  für  eine 
gedeihliche  Fortexistenz  finden  würde.  Das  römische  Recht3) 
hafte  ja,  wenn  auch  hier  und  da  in  den  Quellen  vereinzelte 
entfernte  Berührungspunkte  sich  zeigten,  im  Grunde  nichts 
Aehnliches  aufzuweisen.4)  Die  Geschichte  hat  dessenungeachtet 


s)  wenigstens  das  hier  alleiu  belangreiche  Recht  des  Corpus  iuris. 
Inwieweit,  vielleicht  zufolge  hellenischer  Einflüsse  (vgl.  das  Ci  tat  bei 
Goldfeld,  Streitfragen  aus  dem  deutschen  Erbrecht  [1893]  S.  81  X.  17), 
in  gewissen  Gebieten  des  römischen  Reichs  ein  unserer  Testamentsexekution 
verwandtes  Institut  in  die  Praxis  Eingang  gefunden  hat,  kann  hier  dahin- 
gestellt bleiben.  Vgl.  noch  den  seiner  Bedeutung  nach  recht  zweifelhaften 
..irhporo;"  im  Kodizill  zum  Testament  des  Oaius  Longinus  Castor  von 
189  194  nach  Chr.  aus  dem  mittleren  Aegypten  (Berliner  ägvpt.  Museum 
P.  7890) ; darüber  Monimsen,  Sitzgsber.  der  Berliner  Aknd.  1894  S.  52  f. 
und  Collinet  in  der  Xouvelle  Revue  historiyue  Bd.  18  S.  581  f. 

')  Die  c.  28,  48  (49)  C.  de  episcopis  l,  3 und  die  Xov.  131  cap.  11, 
an  welche  vornehmlich  die  Lcgisten  ihre  Lehre  von  den  Testamentsexekutoreu 
anlehnten,  hatten  es  mit  dem  Fall  zu  fhun,  dass  ganz  allgemein  die  captivi 
oder  die  pauperes  als  Erbeu  eingesetzt  oder  als  Legatare  bewidmet  waren, 
und  trafen  Anordnungen  über  die  praktische  Verwirklichung  dieser  für  zu- 
lässig erklärten  Erbeseinsetzungen  und  Vermächtnisse,  ohne  die  hierfür 
herangezogenen  Personen  anders,  denn  als  Vertreter  der  Destinatäre,  zu 
behandeln  (vgl.  oben  § 7 Ziff  1).  Gierke.  Das  deutsche  Genossenschafts- 
recht III  S.  119**  bezieht  auf  diese  Personen  selbst  die  Erbeseinsetzung 
oder  legntarische  Bewidmung,  die  mit  einem  Modus,  eben  zu  Gunsten  der 
pauperes  oder  der  captivi,  belastet  gewesen  sei,  während  Brinz,  Pandekten, 
2.  Aufl.  III  S.  611’,  der  hier  vertretenen  Ansicht  näher  stehend,  Ansätze 
zu  einem  „ Zweckvermögen“  annimmt.  Xach  Goldfeld,  a.  a.  O.  S.  79  f. 
sollen  jene  römischen  Stellen  in  der  Timt  bereits  Ansätze  unserer 
Testamentsexekution  enthalten;  er  findet  darin  die  .Bestellung  von 
Uüiversalexekutoren  mit  erbenähnlicher  Gewalt“  vorgesehen  und  meint,  in 
Cnbekanntschaft  mit  der  ganzen  langobardischen  Vorgeschichte  unseres 
Instituts,  dass  dieses  letztere  in  der  Hauptsache  dem  Einfluss  gerade  jener 
und  noch  einiger  den  Digestcn  ungehörigen  (a.  a.  U.  S.  79  w)  Stellen,  also 
römischem  Einflüsse,  seine  Entwicklung  verdanke  (oben  § 1 X.  14).  Die 
folgende  Darstellung  wird  seine  Annahme  widerlegen  und  beweisen,  dass 
die  italienischen  Schriftsteller  des  13.  Jahrhunderts  die  gedachten  Stellen 
vielmehr  zu  dem  Zwecke  heranzogen,  um  das  in  der  Praxis  Vorgefundene 
langobardische  Institut  im  römischen  System,  an  das  sic  sich  gebunden 
hielten,  unterzubringen.  Dass  die  Treuhand  hierbei  neben  einigen  Hemmungen 
auch  in  einigen  Punkten  Förderung  erfahren  hat,  ist  gewiss.  Das  spätere 


Digitized  by  Google 


169 


jene  Frage  schlank  bejaht.  Die  Treuhand  biisste  nicht  das 
Geringste  von  ihrer  Lebenskraft  ein.  ihre  Anwendung  in  der 
Praxis  blieb  ungemiudert.  Das  haben  wir  schon  aus  der  im 
vorigen  Abschnitt  behandelten  Gesetzgebung  und  Litteratur 
entnehmen  können.  Es  wird  bekräftigt  durch  die  einschlägigen 
Testamentsurkunden  des  12.  und  13.  Jahrhunderts,  endlich  durch 
die  ausdrücklichen  Zeugnisse  des  Rol'fredus  Epiphanii*)  und 
des  Jacobus  de  Arena.")  Die  letztwillige  Treuhand  wurde 
zur  Testamentsexekution. 

Dies  konnte  nicht  geschehen,  ohne  dass  sie  an  mancherlei 
Punkten  Veränderungen  erfuhr.  Am  wenigsten  wirkte  von  jenen 
drei  Grnndelementen  des  römischen  Testaments  die  Widerruf- 
lichkeit ein.  Denn,  war  auch  der  prinzipielle  Standpunkt 
dem  früheren  (langobardisehen)  direkt  entgegengesetzt,7)  so  war 
doch  bei  den  Vergabungen  auf  den  Todesfall  in  Italien  seit 
frühester  Zeit  der  Vorbehalt  künftiger  anderweitiger  Disposition 
in  häufigem  Gebrauch  gewesen")  und  so  die  grundsätzlich  schon 
bei  Lebzeiten  des  Schenkers  für  den  Treuhänder  bestehende 


römisoh-byzantiuisclie  Recht,  auf  das  sich  Goldfeld  (S.7&,80) 
gleichfalls  beruft,  hat  zwar  auf  Antrieb  der  Kirche  eine  Art  „Testaments- 
exekution“ geschütten,  hat  es  aber  nach  dem  Zeugnis  des  besten  Kenners, 
K.  E.  Zachariä  von  Liugeuthal  (Geschichte  des  griechisch-römischen 
Hechts,  3.  Aufl.  S.  Iö5),  nur  zu  einer  „sehr  mangelhaften  Ausbildung  des 
Instituts“  gebracht,  ist  „auf  halbem  Wege  stehen  geblieben“.  Es  fehlte  ihm 
das  juristische  Mittel  der  Treuhand,  dessen  grosse  Bedeutung  dadurch 
von  Neuem  klar  wird! 

s)  Tractatus  libellorum,  Super  iure  civili,  Bars  IV,  Ruhrica  De  actione 
ex  teslamento,  Quaestio  Item  quid  crit  (Ausg.  Speyer  1502  fol.  83*  col.  2): 
„sepe  contingit  . . . hane  qnaestionem  de  facto  tractavi“.  Weiterhin 
wird  berichtet,  dass  der  „distributor“  in  Apulien  „epitropos“  genannt  werde. 
In  der  That  heisst  es  in  einer  l'rknnde  aus  Trani  von  1138  (Beltrani  nr.  32) 
mit  Bezug  auf  letztwillige  Treuhänder:  „qttos  mihi  epitropos  constituo“. 

*)  1.  c.  princ. : „Quin  commissariorum  frequens  et  utilis  est  tractatus“. 

*)  Petri  exceptioncs  legttm  Romanorum  lib.  I cap  11  (ed.  Savigny, 
Gesch  des  röm.  R.  im  Mittelalter  II  Arth.  I A):  „Posterius  testamentuin 
et  legatum  et  tideicommissum  ac  posterior  donatio  causa  mortis  rata  sunt  : 
quia  in  ultintis  voluntatibus  vel  dispositionibus  bonorum  semper  posteriores 
voluntates,  conceptae  legitime,  intirmant  et  (r)evocant  anteriores“  — ver- 
glichen mit  Bomb. -Komm,  zu  II,  1« : „priorc  valente  voluntate  posterior 
nullius  momenti  erit  ...  Et  qtti  rerunt  suarunt  ordinationeui  facere  velit, 
sibi  ordinandi  facultatcm  nou  tacite  set  expressim  conservat“. 

»)  oben  § 2 S.  1 1 ff. 
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Anwaltschaft  auf  die  Treuhandsobjekte  stark  durchlöchert  wor- 
den,®) so  dass  ihre  gänzliche  Beseitigung  im  praktischen  Ergeb- 
nis nicht  viel  bedeutete.  Von  grösserer  Tragweite  war  die 
Einseitigkeit  der  Errichtung.  Diese,  früher  nur  ein  Noth- 
behelf  in  den  Ausnahmefällen  der  1.  6 Liutprandi1*)  und  auch  in 
solchen  Fällen  gerade  bei  der  Bestellung  eines  Treuhänders 
nach  Möglichkeit  vermieden.11)  löste  unser  Institut  vom  Sachen- 
recht los  und  verpflanzte  es  auf  den  Boden  des  Erbrechts.  Das 
hatte  namentlich  zwei  Wirkungen.  Einmal  wurde  die  vollstän- 
dige Begründung  des  Treuhandverhältnisses  noch  von  einem 
nach  dem  Tode  des  Erblassers  liegenden,  nach  erbrechtlichen 
Grundsätzen  zu  beurteilenden  Moment,  der  einseitigen  Annahme 
auf  Seiten  des  Berufenen,  abhängig.  Ferner  wurde  die  Stellung 
des  Treuhänders  zu  den  vom  Erblasser  namentlich  bezeichneten 
Destinatären  der  in  die  treue  Hand  gelegten  Zuwendungen, 
also  zu  den  dadurch  materiell  und  in  letzter  Linie  Bedachten, 
den  eigentlichen  Legataren,  verschoben.  Diese  schöpften  jetzt 
auch  ihrerseits  unmittelbar  aus  der  einseitigen  letztwilligen  An- 
ordnung ein  gewisses  Mass  von  Berechtigung,  das  sie  zu  dem 
Treuhänder  in  ein  eigentümliches,  von  dem  früheren  abweichen- 
des Verhältnis  setzte.  Am  tiefsten  schnitt  die  Erbeseinsetzung 
in  unsere  Lehre  ein.  Es  bestand  jetzt  die  Möglichkeit,  sich 
letztwillig  einen  Erben  zu  schaffen,  wobei  freilich,  entgegen  der 
römischen  Auffassung  und  getreu  dem  bisherigen  Entwicklungs- 
gang der  letztwilligen  Verfügungen,  die  Zuwendung  pro  anima, 
also  eine  Einzelzuwendung,  ein  Legat,  nicht  aber  die  heredis 
institutio,  als  „caput  et  fundamentum  testamenti“  betrachtet 
wurde12)  War  nun  von  jener  Möglichkeit  Gebrauch  gemacht, 


*)  oben  § 14  Ziff.  1. 

*•)  oben  § 3. 

")  oben  § 7 Ziff.  2 b,  § * S.  SS. 

**)  Vergl.  das  Formularium,  welches  G.  B.  Palmieri,  Ajipnnti  e docu- 
meuti  per  ta  storia  dei  glossatori  I (1892,  Bologna)  als  „Yrnerii  Formularium 
tabellionum  saeculnXHI  ineuntc  in  novain  forniam  redactum“  herausgegeben 
bat  (schon  früher  in  Bibliotheca  iuridica  medii  aevi  Vol.  I [Ihks]).  Seine 
sorgfältigen  Untersuchungen  machen  die  Richtigkeit  dieser  Namengebung 
in  hohem  Grade  wahrscheinlich.  Jedenfalls  ist  das  Werk  das  älteste  der  uns 
überlieferten  Werke  über  die  Xotariatskunst.  Es  wird  darin  im  Liber  III 
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so  erwuchs  dem  im  Testament  bestellten  Treuhänder  ein  ehe- 
mals nicht  vorhandener  Konkurrent.  Nach  langobardisehem 
Recht  hatte  der  Erbe  als  geborener  Erbe  abseits  des  letzten 
Willens  und  im  Gegensatz  zu  ihm  gestanden;  er  war  für  seine 
Ausführung  nur  insofern  in  Betracht  gekommen,  als  etwa 
gegen  ihn  ein  Recht  auf  Leistung  für  den  Treuhänder  be- 
gründet worden  war.1*)  Jetzt  nahm  nach  römischen  Prinzipien 
der  Erbe  als  Testamentserbe  seinen  Platz  ein  im  Bereiche  des 
letzten  Willens;  er  war  berufen,  die  volle  Rechtsmacht  des 
Testators  zu  übernehmen,  sie  nach  dessen  Anordnungen  zu  ge- 
brauchen, das  Testament  seinerseits  auszuführen.  Ja  sogar, 
wo  der  Erblasser,  ohne  einen  Erben  einzusetzen,  letztwillig 
durch  Testament  oder  Kodizill  (ein  Unterschied  zwischen  beiden 
bestand  nicht)  verfügt  hatte,14)  wurde  jetzt,  im  Anschluss  an 


(S.  ss  a.  E.,  89)  fiir  die  Anfertigung  der  Testamente  eine  Anweisung  ge- 
geben, in  der  es  hcist: 

„ln  primis  <|iiid  pro  animn  sua  dari  iusserit  proponat,  quin  aniraa 
est  plus  ipiam  corpus,  et  quihus  locis  et  personis  legari  voluerit 
nominet,  quid  et  quantum;  deindo  instituat  commissarios  qui  sint 
solliciti  circa  funus  et  aepulturam  et  disponant  ea  qtiae  designaverit 
pro  anima“ 

•*)  oben  § 15  Z iff.  2. 

'*)  Vergl.  das  Statut  von  Pisa  v.  1233  (a.  a.  O.) : „eo  remoto,  ut 
quia  non  fecit  heredem  vel  euni  non  rogavit,  voluntas  defuncte  persone  non 
deficiat“.  Statuta  Niciae  (Nizza)  [H.  P.  M.  Legos  municipales  p.  56]:  „Si 
quis  contemplatione  nltiniae  voluntatis,  qui  teatamentum  facere  possit,  rcrum 
suarutu  feccrit  dispositionein,  licet  institutiones  vel  substitutiones  socuudum 
lege»  non  fecerit,  dispositiones  illas  firuias  habelio“.  Beispiele  aus  den 
Urkunden:  üeltrani  nr.  32  (113S);  Codice  diplotn.  Padovano  de  a.  1101 
bis  1183  P.  II  nr.  SC»  (1165);  Chart.  I 550  (1170),  599  (1183),  665  (1193), 
II  821  (1160),  1059  (1161);  Fantnzzi,  Jlonum  Ravennati  II  100  (1218), 
in  welcher  letzteren  Urkunde  die  in  der  Vollzielmngsformcl  des  Notars  ent- 
haltene Klausel  „post  traditam“  nicht  mehr,  wie  früher  (vgl.  oben  S.  19), 
auf  eine  stattgehabte  Tradition  der  Urkunde  vom  Aussteller  an  den  Desti- 
natär hinweist,  also  Zweiseitigkeit  des  Ueschüfts  andeutet,  sondern  sich  auf 
einen  Traditionsakt  des  Notars  bezieht  — vgl.  (Jod.  dipl.  Daudense  II 
nr.  97  (1181)  u.  385  (1283:  „Ego  . . notarius  . . hoc  tcstanientum  tradavi 
et  scripsi“).  — Roffredus  a.  a.  O.:  „sepe  contingit  quod  aliquis  non  in- 
stitnit  heredem  se<l  tarnen  rcliquit  legata:  puta  in  codicillis,  in  quibus  rcli- 
qnit  aliquem  distributorem  per  quem  vult  ornnia  legata  solvi“. 
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die  römische  Lehre  vom  lutestatkodizill,")  zugleich  unter  dem 
Kinfluss  des  kanonischen  Rechts.1*)  der  Intestaterbe  als  der  für 
die  Durchführung  des  letzten  Willens  Kompetente  angesehen. 
Trotzdem  behauptete  sich,  wie  erwähnt,  die  Treuhand.  Ihre  Brauch- 
barkeit bewährte  sich  immer  noch,  sobald  der  Vollzug  einer  Ver- 
fügung einen  bei  dem  Testaments-  oder  Intestaterben  nicht  voraus- 
gesetzten Grad  von  Sachkunde  und  Vertrauenswürdigkeit  erheischte, 
wie  namentlich  der  Vollzug  der  nach  wie  vor  sehr  häufig  verkom- 
menden Seelgift  in  blunco,  „pro  pauperibus  et  sacerdotibus“.*7)  Sie 
empfahl  sich  noch  mehr  da.  wo  man  vom  Erben  geradezu  die 
Gegnerschaft  gegen  eine  Verfügung  erwarten  und  daher  auf 
eine  besondere  Sicherung  der  letzteren  Bedacht  nehmen  musste: 
in  dieser  Hinsicht  hatte  sich  ja  die  Lage  im  Vergleich  mit  dem 
früheren  Verhältnis  zum  Blutserben  kaum  gewandelt.18)  Es 
standen  sich  also  jetzt  in  Ansehung  der  Testamentsvollziehung 
Treuhänder  und  Testaments-  oder  Intestaterbe  als  Konkurrenten 
gegenüber.  Diese  Konkurrenz  in  richtige  Bahnen  zu  lenken, 
das  Verhältnis  zwischen  den  beiden  zu  regeln,  das  wurde  die 
wichtigste  und  schwierigste  der  neuen  Aufgaben,  welche  die 
Romanisirung  der  Rechtsbildung  auf  unserem  Gebiete  stellte. 


'*)  Vjel.  z.  B.  § I Inst,  de  codicillis  2,  26:  ,sed  et  intestatus  quis 
decedens  fideicominittere  codicillis  potest“. 

'“)  nach  welchem  der  Bischof  die  Erben,  ohne  dass  zwischen  Testaments- 
und Intestaterben  unterschieden  wird,  zur  Erfüllung  des  letzten  Willens 
zwingen  kann  und  soll:  cap.  3 u.  6 X h.  t.  Oben  S.  154. 

I?)  Vgl.  Formulnrium  tabellionnm  ed.  Palmieri,  Eib.  III  (S.  91), 
wo  im  Testamentsformular  nach  mehreren  Zuwendungen  an  bestimmte 
Kirchen  und  Anstalten  fortgefahren  wird:  „reliquos  vero  den.  [=  donarios] 
(d.  i.  der  Rest  der  im  Anfang  pro  anima  ausgeworfenen  Gesammtsuinine) 
volo  expendi  a commissariis  rneis  uhi  melius  et  utilius  Visum  fuerit  pro 
anima  tnea  circa  fnnus  et  sepnlturam  meam,  et  iuter  ecclesias  et  sacerdotes 
et  pauperes,  et  loca  religiosa  et  etiam  pro  missis  canendis“.  Ebenso  das 
von  1214  datirte  Testamentsformular  der  Ars  notaria  des  Raineriua  de 
Pernsio  nr.  CII  (ed.  Uaudenzi  in  Biblioth.  iuridica  medii  aevi  Vol.  II 
p.  50)  und  des  Kolandiuus  Passngerii  Summa  artis  notariae,  cap.  VIII, 
Forma  brevis  testamenti  (Ausg.  Lugduni  1559  S.  483).  Vgl.  die  Urkunden: 
Cod.  diplom.  Padovano  II  8 49  (1104);  Chart.  II  279  (115ti),  28»  (1156), 
824  (11 00 J ; C'od.  diplom.  I.audense  II  »so  1283);  Fantuzzi,  Monum. 
Ravennati  III  24  (1132),  32  (1178,. 

Vgl.  hier.u  noch  Beseler  a a.  O.  S.  15(1  f. 
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Hier  liegt  zugleich,  wie  bekannt,  der  Anlass  für  die  Verwirrung, 
«eiche  in  die  Lehre  von  den  Testamentsexekutoren  später 
liineingekommen  und  noch  heute  in  Deutschland  nicht  beseitigt 
ist,  und  für  die  Verkümmerung,  welche  das  Institut  später  bis- 
weilen erfahren  hat.  Für  uns  dürfte  es  deshalb  von  besonderem 
Interesse  sein,  zu  sehen,  wie  man  sich  in  Italien  mit  jener 
Aufgabe  abgefunden  hat  während  einer  Zeit,  in  der  die  ur- 
sprüngliche, langobardische  Regelung  noch  lebhaft  nachgewirkt 
haben  muss. 

Da  wir  der  Meinung  sind,  dass  das  Institut  in  seinem 
Kern  dasselbe  geblieben  ist,  und  da  es  uns  gerade  darauf  an- 
kommt, die  Zusammenhänge  zwischen  der  früheren,  langobardi- 
schen  und  der  neueren,  romanisirten  Lehre  aufzudecken,  so 
wollen  wir  bei  der  folgenden  Darstellung  auch  die  früher  er- 
probte Eintheilung  (Rechtsmacht  — Rechtspflicht)  beibehalten. 


Eratea  Kapitel. 

Die  Rechtem  acht  des  Treuhänders. 

8 •«. 

Der  Treuhänder  über  den  ganzen  Nachlass 
ohne  Erben  zur  Seite. 

In  der  langobardischen  Rechtsepoche  war  die  Zuweisung 
des  ganzen  Nachlasses  an  einen  Treuhänder  nichts  Seltenes  ge- 
wesen.’) Dieser  Fall  hatte  jedoch  im  Verhältnis  zu  den  übrigen, 
in  denen  ein  Brnchtheil  des  Nachlasses  oder  nur  bestimmte 
einzelne  Gegenstände  in  die  treue  Hand  gelegt  waren,  keine 
Besonderheit  für  die  juristische  Betrachtung  dargeboten  — dies 
deshalb,  weil  in  dem  ersten  Fall  genau  wie  in  den  letzteren 
die  Rechtsmacht  des  Treuhänders  eine  rein  sachenrechtliche 
war  und  hier  wie  dort  in  gleicher  Weise,  mit  lediglich  quanti- 


•)  Oben  § 8 N.  1 


Digitized  by  Google 


174 


tativem  Unterschiede,  die  gesetzlichen  Erben  ausschloss.  In 
dem  romanisirten  Recht  hingegen  war,  wie  im  vorigen  Para- 
graphen angedeutet  worden  ist,  die  Treuhänderschaft,  anf  testa- 
mentarisch-erbrechtlichen  Boden  gerückt  und  durch  das  Vorhanden- 
sein eines  mit  dem  Treuhänder  konkurrirenden  Erben  stark  be- 
einflusst. Hier  konnte  nun  gerade  in  jenem  Falle,  wo  der 
Treuhänder  distributor  omnium  bonorum  war.  die  Konkurrenz 
eines  Erben  ganz  ausgeschlossen  sein,  dann  nämlich,  wenn  das 
Testament  keine  Erbeseinsetzung  enthielt,  sondern  den  ganzen 
Nachlass  in  Vermächtnissen  erschöpfte,  die  vom  Treuhänder 
berichtigt  werden  sollten.'2)  Streng  genommen  hätte  hier  zwar 
der  gesetzliche  Erbe  Repräsentant  des  Erblassers  sein  müssen.*) 
Aber  man  Hess  ihn,  da  er  materiell  leer  ausging,  und  da  auf 
der  anderen  Seite  der  alte  langobardische  distributor  omnium 
bonorum  als  Vorbild  vor  Augen  stand,  ganz  zurücktreten,  also 
eine  Erbenkonkurrenz  überhaupt  nicht  aufkommen.  So  nach  der 
einhelligen  Lehre  der  damaligen  Schriftsteller.4)  So  mit  voller 
Schärfe  im  Pisaner  Stadtrecht  von  1233  ausgesprochen.*) 

*)  limpiel«:  Beltrani  »r.  82  (118«,  Trani  in  Unteritalien);  Cod. 
diplom.  Padovano  II  nr.  869  (1165);  Hortzschansky  nml  Perlbaeb, 

I.ombard.  Urk.  (Halle  1890)  nr.  42  (1180,  Cremona):  „Insuper  volo  fnnus 
meum  honeste  et  decenter  dnci  et  fieri  et  in  ipsum  expendi  secunduiu  dis- 

pensationem  presbyteri  Alberti  et  magistri  Hosonis  et  magistri  Ducis,  per 

quorum  manurn  volo  oinnia  moa  legata  prestari  et,  quicquid  a legatis 
supcrerit,  volo  eoruin  arbitrio  dispensari  et  tribni  pro  anima  mea  pauporibua 
et  ecclosiis  et  in  alias  pias  causas*;  die  liier  vorausgebende  Einsetzung  des 
Kapitel«  zum  Erben  ist  nur  eine  ltedeiisart.  Ferner:  Fantuzzi,  Monum. 
Ravenn.  II  100  (1218). 

*)  Vgl.  Pertile  S.  15,  16  N.  11  u.  12. 

*)  Vor  allem  Roffredus,  1.  c.  und  in  der  folgenden  ((uaestio  Seil  ui 
tat  loco  heredis  (fol.  84  eol.  1),  namentlich  . si  distributor  uec  ageret  nee 

conveniretur  et  bereditas  esset  in  nominibus  . .,  iam  nullus  esset  qui  con- 

veniret  debitores  hereditarios,  quod  esset  iniquum*.  Innoceutius  IV,  in 
c.  10  X h.  t.  ad  verb.  „suis  propriis  creditoribus“ : .et  si  nullus  sit  luteres, 
tarnen  ipse  cni  commissum  est,  quod  omnia,  quae  habet,  dispenset  in  pias 
causas,  potest  totam  haereditatem  vendicare“.  Hostie nsis,  Lectnra  in 
c.  19  ad  verb.  „exocutorcs“.  Durantis  nr.  2,  10,  vgl.  nr.  24  („cum  nemo 
sit  baeres“). 

?l)  a.  a.  O.:  „nec  berede«  qui  ab  iutestato  successuri  sunt,  quibus  legittima 
non  debetnr,  ad  liuius  defuncti  successionem  hereditario  iure  ullam  habeaut 
Petitionen!,  cum  omnia  distribuit  (sc.  testator)  vel  distribuenda  comuiisit, 
sed  ipsis  distributoribus  . . . bonorum  defuncti  petitio  tamquam  heredibus  detur". 
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Der  Treuhänder  über  den  ganzen  Nachlass,  bestellt  in  einem 
r Testament  ohne  Erbeseinsetzung,  wurde  daher  als  eigener 
Typus,  als  executor  universal«*)  oder  generalis7),  den  übrigen 
Treuhändern,  welche  neben  sich  einen  Erben  hatten,  gegenüber- 
gestellt. 

Das  war  in  zweifacher  Hinsicht  erheblich.  Denn  erstens 
blieb  bei  diesem  Typus  der  Zusammenhang  mit  dem  alten  Hecht 
besonders  gut  gewahrt,  und  das  gereichte  der  ganzen  Lehre 
zum  Vortheil.  Zweitens  wurde  die  Gelegenheit  geboten  und 
ergriffen,  bei  Ausgestaltung  des  gedachten  Typus  die  Lehre  um 
einen  weiteren  Schritt  vorwärts  zu  bringen.  Da  ein  wahrer 
Erbe  hier  nicht  vorhanden  war,  so  konnte  man  den  Treuhänder 
in  die  Stelle  des  Erben  einrücken  lassen.  Das  wurde  in 
der  That  nicht  blos  in  der  Litteratur®),  sondern  auch  in  der 
Gesetzgebung“)  ausdrücklich  ausgesprochen10).  Es  lag  ganz 
im  Sinne  des  alten  Hechts,  das,  wie  wir  gesehen,  dem  Treu- 
händer ein  (durch  die  Zweckbestimmung  resolutiv  bedingtes) 
Eigenthumsrecht  zugeschrieben  hatte.  Es  bedeutete  ihm  gegen- 
über einen  Fortschritt,  weil  es  eine  freiere  Behandlung  der 
Rechtsmacht  des  Treuhänders  ermöglichte.  Man  brauchte  diese 
nun  nicht  mehr  im  Testament  nach  ihren  einzelnen  Bestand- 
, theilen  zu  bestimmen.”)  Durch  Heranziehung  der  Sätze  über 
den  mit  Legaten,  insbesondere  den  mit  einem  Universalfldei- 
kommiss  belasteten  Erben  konnte  für  sie  ein  gesetzlicher 
Umfang  herausgebildet  werden.  Es  brach  sich  der  Gedanke 
Bahn,  dass  der  Universalexekutor  zu  einer  Verwaltung  und 
Regulirung  des  Nachlasses  zum  Zwecke  möglichst  vol  1 - 


•)  So  DurantU  nr.  28. 

’)  So  C'onst.  legis  Fisanae  civit.  c.  32,  Additio  v.  124s  (S.  705).  — 
Vgl.  Beseler  a.  a.  O.  S.  158  w und  Goldfeld  S.  79.  die  beide  richtig  aus 
dem  Traktat  des  Durantis  diese  Distinktion  herausgelesen  haben. 

*)  Vgl.  namentlich  die  eingehende  Durchführung  des  Vergleichs  zwischen 
diatributor  oninium  und  heres  bei  Roffredus  in  den  beiden  citirten  t(uä- 
stionen  («est,  habetur  loco  bercdisuJ,  ferner  Durantis  nr.  25,  27,  28,  72- 

*)  Vgl.  die  oben  N.  6 citirte  Stelle  des  Pisaner  Stadtrechts:  „tain- 
quarn  heredibus*. 

w)  Vgl.  noch  Beselera.  a.  0.  Aohnlich  für  das  Uibische  Recht:  Pauli’ 
Abhdl.  III  S.  330. 

")  Ueber  Ansätze  zu  einer  freieren  Behandlung  schon  im  laugobardischen 
Recht  vgl.  oben  § 14  Ziff.  4. 
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ständiger  Durchführung  des  letzten  Willens  berufen  sei 
und  dass  ihm  daher  alle  dafür  nöthigen  und  dienlichen  Befug- 
nisse zu  geben  seien.  Auf  solche  Weise  wurde  das  passende 
Gegenstück  geschaffen  zu  der  im  vorigen  Abschnitt  gekenn- 
zeichneten kanonischen  Rechtsbildung.  Stellte  sich  diese  die 
Aufgabe,  den  Endzweck  des  Institutes  mit  den  Mitteln  des 
öffentlichen  Rechts  im  Gebiete  der  Pflichten  des  Treuhänders 
(Inventarerrichtung,  Rechnungslegung  etc.)  zu  sichern1*),  so 
förderte  die  privatrechtliche  Entwicklung  den  gleichen  Zweck 
im  Gebiete  der  Rechtsmacht  des  Treuhänders  durch  Aufnahme 
und  Ausgestaltung  jener  Idee  der  Güterverwaltung. ,s) 

Die  Anwendung  dieser  Prinzipien  gab  der  Rechtsmacht 
des  Universalexekutors  im  Einzelnen  folgendes  Ansehen: 

Der  Rechtserwerb  dürfte  sich  für  den  Treuhänder,  unbe- 
schadet der  Möglichkeit,  ihn  durch  Ablehnung  der  Treuhänder- 
schaft und  der  damit  verbundenen  Pflichten14)  wieder  rück- 
gängig zu  machen,  schon  mit  dem  Tode  des  Erblassers  ohne 
Weiteres  vollzogen  haben.  Dies  möchte  ich,  wenn  mir  auch 
keine  Belege  zu  Gebote  stehen,  daraus  entnehmen,  dass  schon 
die  römische  Lehre  von  dem  Erbschaftserwerb  durch  aditio 
hereditatis  nur  vereinzelt  und  abgeschwächt  in  die  italienischen 
Partikularrechte  des  Mittelalters  Aufnahme  fand14),  dass  um  so 
weniger  Veranlassung  war,  sie  auf  den  Testamentsexekutor, 
der  doch  nur  tamquam  heres  war,  zu  übertragen,  dass  vielmehr 


’*)  Vgl.  namentlich  oben  S.  1G4  f. 

'*)  Freilich  wurde  dadurch  ein  Grund  mehr  gelegt  für  die  spatere 
Abirrung  in  den  ltereich  des  tutor,  procurator.  Vgl.  Jacobui  de  Arena 
nr.  IS:  Verkaufshcfugnis  des  distributor  omnium  ohne  Ermächtigung  des 
Testators  .ad  instar  procuratoris  habentis  liberum  et  generalem  adminis- 
trationem“ ; Durantis  nr.  :tt:  „legitima  administratio  ad  instar  tutoris“. 
Vgl.  oben  § 21  a.  E.  — Der  Ausdruck  „procurator“  kommt  übrigens  auch 
für  den  in  fremdem  Interesse,  aber  in  eigenem  Namen  handelnden  Saluiann 
in  den  bombardu-Kommentaren  zur  Erklärung  der  1.  5 bomb.  II,  IS  (=  lib. 
Pap.  Karol.  105  [106])  vor:  „(Albertus)  Si  ergo  in  koste  profecturus  re  rum 
suarum  administrafionein  id  est  ordinationein  alieui  dodit,  valerc  debet,  si 
ille  in  hoste  deeesserit  et  procurator  res  donatariis  distribuerit  etc.“ 
(vgl  oben  § 17  N.  9).  Petrus  de  Boateriis  1.  c.  nr.  I (p.  93):  „et  ap- 
pellari  etiam  potest  procurator  . . . ijuia  habet  negotia  animao  procura  re-‘. 

**)  Oben  § 20  N.  i. 

“)  Pertile  IV  S.  118ff.  und  die  dort  angeführten  Stadtrechte. 
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hier  wenigstens  insoweit  (über  den  gänzlichen  Fortfall  der  An- 
wartschaft vor  dem  Tode  des  Erblassers  vgl.  oben  § 22)  der 
alte  Rechtszustand,  wie  er  bei  der  Vergabung  zu  getreuer  Hand 
post  obitum  gewesen  war,  sich  aufrecht  erhielt.  Der  Distributor 
konnte  sich  in  den  Besitz  des  Nachlasses15*)  setzen  und  von  jedem 
fremden  Besitzer  seine  Herausgabe  durch  hereditatis  petitio, 
vindicatio  erzwingen.  Dies  wurde  zwar  von  manchen  der  da- 
maligen Schriftsteller'*),  die  ohne  direkten  Quellenbeleg  nicht 
auskommen  zu  können  vermeinten , nur  für  den  Fall,  dass  der 
ganze  Nachlass  in  pios  nsus  verwendet  werden  sollte,  im  An- 
schluss an  die  c.  28  und  c.  48  (49)  C.  1,317)  ausgesprochen.18) 
Aber  Rofi'redus.  der  sich  gerade  rühmt,  die  Frage  der  Rechts- 
stellung des  Universalexekutors  „de  facto“,  also  für  einen  Fall 
der  Praxis,  behandelt  zu  haben,'®)  weiss  von  solcher  Beschrän- 
kung nichts  und  sagt  ganz  allgemein,  dass  jener  Distributor 
die  Klagen  des  Erben  als  „utiles“  habe.40)  Hostiensis  be- 
kämpft die  Beschränkung  ausdrücklich,  indem  er  sich  auf  das 
cap.  19  X.  h.  t.,  das  von  dem  Treuhänder  auch  die  Befriedi- 
gung der  creditores,  also  etwas  nicht  den  piae  causae  Zu- 
gehöriges, verlange,  und  auf  die  Thatsache  beruft,  dass  man 
einem  Universalexekutor  doch  auch  Zuwendungen  an  affines 
und  cognati  in  die  Hand  gebe-,  „ideo  videtur  dicendum  in- 
distinete  quod  secundum  canones  tales  executores  et  contra 
heredes,  si  sint,  et  etiam  contra  omnes  alios  agere  possunt  in 
his  que  spectant  ad  executores  (soll  heissen:  executionem)  ultime 

,J*)  auch  in  den  Besitz  der  die  NachlassgruudstUekc  betreffenden  Ur- 
knttden.  So  sagt  in  Fantuzzi,  Monum  Ravenn.  II  100  (121«)  der  Testator: 
.et  volo  quod  caasa  cum  Omnibus  instrumentis  nieia  quam  habet  Albertus  de 
Forunqiopulo  in  deposito  deveniat  in  mnnibns  meorum  fideieommissarioritm. 
Et  ipsi  dent  ea  illia  quibus  podere  (Grundbesitz,  Du  fange)  meum  superiua 
legavi“. 

’•)  Innocentius  IV  in  c.  19  ad  verb.  „suis  propriis  creditoribus“ ; 
Jacobns  de  Arena  nr.  10.  Vgl.  Durantis  nr.  10,  24. 

17)  die  gelbst  nicht  einmal  passten,  vgl.  obeu  § 22  N.  4. 

M)  Beispiel  für  einen  solchen  Prozess  der  ad  pios  usus  bestellten 
Univorsalexekutorcn  in  der  von  Friedberg  in  seiner  Ausgabe  des  Corpus 
iuris  canonici  als  Note  zn  c.  1 in  VI  to  de  testamentis  :t.  1 1 abgedrnckten 
decr.  de  extrav.  Innoe.  IV  „Johannes  Fraiapane“. 

Citat  oben  § 22  X.  *. 

*°)  Dieser  ganze  Passus  des  Roffredus  ist  wörtlich  von  Durantis 
in  nr.  27  u.  20  aufgenommeu. 

üchultic,  Dl«  laagobardUcbe  Treuhand.  12 
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voluntatis“.21)  Endlich  gesteht  auch  das  mebrerwäbnte  Pisaner 
Stadtrecht  den  Universalexekutoren  unterschiedslos  die  „bonorum 
defuncti  petitio“  zu.2*)  In  der  Kompetenz  unseres  Treuhänders 
lagen  die  Klagen  gegen  die  Elbschaftsschuldner,  nach  Rof- 
fredus2®) wiederum  als  „utiles“,  ohne  dass  es  einer  Spezial- 
ermächtigung im  Testament24)  bedurfte.  Umgekehrt  waren 
gegen  ihn  die  Klagen  der  Erbschaftsgläubiger  gegeben,  wie  er 
denn  auch  bei  der  Verwendung  der  Aktiva  selbstverständlich 
mit  der  Berichtigung  der  Schulden  zu  beginnen  hatte.2*)  Nach  des 
Durantis2®)  Bericht  hielt  man  unter  den  Treuhändern  gerade 
den  bonorum  universornm  distributor  für  befugt,  sich  im  Prozess 
mit  dem  Gegner  zu  vergleichen  oder  einen  Scbiedsvertrag  al>- 
zuschliessen,  auch  wenn  er  sich  nicht  auf  eine  ausdrückliche 
Erlaubnis  des  Testators  berufen  konnte.  Hatte  ferner  Roffredus 
noch,  vielleicht  in  Erinnerni  g an  den  langobardischen  Rechts- 
gebrauch, sich  gescheut,  direkt  aus  der  Qualität  als  quasi  lieres 
ein  Alienationsrecht  herzuleiten2:),  so  wurde  diese  Konsequenz 
kraft  der  fortschreitenden  Idee  der  Güterverwaltung  von  den 
Späteren  gezogen  und  alsbald  auch  in  richtiger  Weise  mit 
Rücksicht  auf  den  Zweck  der  Verwaltung  begrenzt:  „non  . . . ut 
ea  (sc.  bona)  in  alios  usus  convertat  vel  etiam  sine  caussa, 


*')  Citat  oben  § 20  N.  1 U. 

**)  Citat  oben  N.  5.  — Vgl  fiir  die  spätere  Zeit:  Stat‘.  di  Roma 
v.  1363/1369  Lib.  I tit.  99,  wo  ganz  allgemein,  ohne  dass  auf  das  Vorbanden- 
sein oder  Nicbtvorliandenaein  eines  konkurrirenden  Krben  Gewicht  gelegt 
wird,  in  Bezug  auf  die  „executores  nltimarum  voluntatum  tarn  pro  relietis 
pro  anima  quam  pro  aliis  quibuscuiuquo  legatis“  verordnet  wird,  es 
solle  ihnen  durch  die  „curia“  gegen  „onuies  personas  detinentcs  de  bouis 
testatoris“  mittelst  Rinweisung  geholfen  werden. 

-*)  ebenso  wörtlich  Durantis  nr.  28. 

14)  Freilich  wurde  solche  nicht  selten  im  Testament  ausdrücklich  aus- 
gesprochen, vgl.  z.  B.  l'rk.  aus  Trani  v.  1198  Heitrem  nr.  32). 

Vgl.  cap.  19  X h.  t.,  dazu  Innocentius  IV  in  c.  19  „suis  propriis 
creditoribus“ : „sed  haereditas  intelligitur  detracto  aere  alieno  ....  oportet 
eum  primo  solvere  debita“.  Vgl.  ferner  Roffredus  und  Durautis  1.  c. 

M)  nr.  42. 

*’)  „In  hoc  tarnen  non  est  heres  . . . Item  quantuni  ad  hoc,  ut  non 
possit  vendcre  vel  distrabere“.  Kr  zieht  eine  römische  (Quellen- 
steile  an:  die  nicht  im  geringsten  hierher  gehörige  I.  9 I).  de  alimentis 
vel  cibariis  legatis  34,  1. 
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alias  enim  bene  potest,  puta  ut  pecnnia  in  solutione  legatorum 
convertatur,  si  aliter  satisfieri  non  potest“  (Durantis).*8) 

War  der  Nachlass  regulirt.  so  war  der  Treuhänder  berufen, 
ihn  nach  den  Anordnungen  des  Testaments  zu  distribuiren.  Die 
im  Testament  benannten  Destinatäre  hatten  vom  Treuhänder 
die  Ausantwortung  ihrer  Reichnisse  zu  erwarten.  Ob  und  mit 
welchen  Mitteln  sie  gegen  ihn  die  Erfüllung  durchsetzen  konnten, 
ist  an  dieser  Stelle  nicht  zu  erörtern.  Wohl  aber  drängt  sich 
hier  die  Frage  auf,  ob  und  inwieweit  sie  schon  vorher  neben 
ihm  eine  Rechtsmacht  in  Bezug  auf  die  ihnen  im  Testament 
zugedachten  Gegenstände  hatten,  wenn  diese  individuell  be- 
stimmte körperliche  Sachen  oder  Forderungen  waren.  Bei 
der  langobardischen  Vergabung  zu  getreuer  Hand  wrar  davon 
keine  Rede  gewesen.  Einzig  und  allein  aus  der  getreuen  Hand 
hatten  sie  jene  Gegenstände  erwerben  können.  Vor  der  vom 
Treuhänder  als  einem  wahren  Zwischenmann  vollzogenen  Ueber- 
tragungshandlung  hatte  kein  Rechtsband  sie  mit  dem  geschenkten 
Gut  verknüpft.  Das  war  in  Folge  der  Einführung  des  römischen 
Testamentsrechtes,  wie  oben  angedeutet  (§  22  S.  170),  anders 
geworden.  Jetzt  erwuchs  ihnen  als  Legataren  an  den  ver- 
machten Sachen  oder  Forderungen  des  Nachlasses  Eigenthum 
oder  Gläubigerrecht  unmittelbar  ohne  eine  Uebertragungshandlung 
des  Distributors.  Ihre  Rechtsmacht  begegnete  sich  mit  der  die 
Vertretung  des  ganzen  Nachlasses  in  sich  schliessenden  Rechts- 
macht des  Distributors.  Nach  der  Formel  „distributor  est  loco 
heredis“  musste  die  Lösung  dieselbe  sein,  wie  im  Verhältnis  der 
Legatare  zum  wahren  Erben,  d.  h.  sie  durften  nicht  eigenmächtig, 
ohne  Bewilligung  des  Treuhänders,  sich  in  den  Besitz  der  Sachen 
setzen  oder  von  ihrem  Gläubigerrecht  gegen  die  Erbschafts- 
schuldner Gebrauch  machen.  Wohl  aber  konnten  sie  vindiciren, 
wenn  der  Distributor  die  im  fremden  Besitz  befindlichen  Sachen 
seinerseits  zum  Nachlass  zu  ziehen  unterliess  oder  gar  sie  aus  dem 
Nachlass  heraus  zu  Unrecht  an  fremde  Personen  veräussert  hatte.21’) 


**)  nr.  31.  Vgl.  Jacob us  de  Arena  nr.  18:  „potest  ad  instar  pro- 
cuTatoris  babentis  liberam  et  generalem  administrationem“.  Tn  Stat.  di 
Pisa  v.  1233  wird  die  Befugnis  zu  „alienationes  bonorum  defuncti,  quas 
iieri  opportet*  (S.  702)  vorausgesetzt. 

”)  Vgl.  Deruburg,  Fand.  III  § 99  Ziff.  1 n.  § 112  Ziff.  1. 

12* 
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Richtig  sagt  Hostiensis:*0)  „Sed  quid  si  legatarius  dicat  . . . 
executoribus  quod  agant  contra  illum  qui  iniuste  tenet  id  quuil 
relictum  est.  Et  executores  nolunt  liunc  laborem  subire?  ....  Si 
. . . (sc.  testator)  legavit  rem  suam  propriam,  a quocunqae 
possideatur,  . . . transit  dominium  ad  legatarium.  Vendicet  ergo 
ipsarn  legatarius.“ 

Schwierigkeit  bereitete  der  Doktrin  die  Frage:  Kann  der 
Distributor  bei  Ausübung  seiner  Befugnisse  sich  eines  Stellver- 
treters (procurator)  bedienen?  Zwar  das  erschien  nicht  zweifel- 
haft,  dass  er  im  Stande  war,  die  Ausfolgung  der  von  ihm  be- 
zeichneten  Gegenstände  oder  Summen  an  die  von  ihm  bezeich- 
neten  Destinatäie  durch  einen  Anderen  (als  Gehülfen)  vollziehen 
zu  lassen,  und  ebensowenig  war  darüber  zu  streiten,  dass  er,  wo 
ihm  freier  Spielraum  für  die  Bestimmung  der  Destinatäre  ge- 
lassen war,  diese  Bestimmung  nicht  dem  Arbitrium  eines  Anderen 
überlassen  konnte.31)  Wohl  aber  waren  die  Ansichten  darüber 
verschieden,  ob  er  in  der  Lage  wäre,  einen  procurator  ad  agen- 
dum  für  die  Anstellung  der  von  ihm  zu  erhebenden  Klagen  zu 
bestellen.  Dieser  Streit  rührte  die  Grundfrage  auf : Klagt  der 
Distributor  suo  nomine  oder  klagt  er  selbst  als  Stellvertreter, 
procurator?  Denn  letzterenfalls  hielt  man  ihn  ausser  Stande,  ohne 
Ermächtigung  des  Geschäftsherrn  einen  Substituten  ad  agendum 
anzunehmen.3*)  Durantis88)  weist  auf  das  Hauptargument 
gegen  die  fragliche  Befugnis  hin,  dass  nämlich  der  Distributor 
„non  sit  commodum  habiturus“  und  deshalb  „propria  caussa 
dici  non  potest“,  und  berichtet  uns  über  eine  Ansicht,  welche 
aus  der  für  das  Klagerecht  des  Distributors  massgebenden 
c.  28  C.  1,8  entnehme,  dass  ihm  dieses  Recht  „non  suo  nomine 
seu  ex  sua  persona,  sed  illorum,  inter  quos  distribuendum  est“, 
zustehe.*4)  Er  selbst  aber  entscheidet  sich  für  das  Klagerecht 
suo  nomine  hauptsächlichlich  auf  Grund  der  Formel:  „commissarius 
est  loco  haeredis“.“)  Im  Ergebnis  damit  übereinstimmend,  sucht 

**)  in  cap.  17  X h.  t.  ad  verb.  „que  per  manus  eorum“. 

3I)  Durantia  nr.  25. 

*ä)  Vgl.  1.  8 § 3 P.  mandati  vel  contra  17,  l u.  1.  4 § 5 D.  de  appel- 
lationibus  49,  1. 

“)  nr.  SB. 

Jl)  Pie  c.  2S  cit.  gestattet  allerdings  solchen  Schluss  loben  § 22). 

*5)  Ebenso  I'etrus  de  Unzola  in  seinen  Additionen  zu  Kolandinus. 
Ausg.  v.  147»  toi.  3ii  col.  1:  „sed  nunquid  coiniuissarius  poterit  ante  litem 
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Jacobus  de  Arena,  der  jedoch,  wie  oben  erwähnt,  das  Klage- 
recht nur  dem  commissarins  ad  pias  causas  zugestellt,  jenes 
Hauptargninent  der  Gegner  durch  die  — mehrfach  bei  ihm 
wiederkehrende  — charakteristische  AVendung  zu  entkräften: 
.propter  hierum  quod  sentit  in  pie  agendo  procuratorem 
constituit“.*®)  Er  meint  also:  Allerdings,  die  Parteistellung  setzt 
ein  „commodum.  hierum,“  ein  eigenes  Interesse  voraus,  ein 
solches  liege  aber  hier  vor,  es  liege  in  der  Befriedigung,  die  der 
Distributor  darin  finde,  dass  er  bei  der  Ausrichtung  des  vom 
Testator  gewollten  frommen  Werkes  thätig  sei.  In  diesem  Ge- 
danken ist  ein  gesunder  juristischer  Kern  zu  erblicken.  Das 
eigene  Interesse  braucht  nicht  immer  ein  eigene-;  A7er mögen s- 
Interesse  zu  sein.  Es  kann  sich  auch  einmal  erschöpfen  in  dem 
Interesse  an  der  Erfüllung  einer  Rechtspflicht,  der  man  durch 
Führung  des  Prozesses  nachkommt,  während  der  erstrebte  wirt- 
schaftliche Erfolg  für  eine  andere  Tasche  bestimmt  ist,  ein  Anderer 
das  Vermögensinteresse  am  Ausgang  des  Prozesses  hat.ÄT) 

Mit  Rücksicht  darauf,  wie  überhaupt  auf  die  ganze  oben  ge- 
schilderte Ausgestaltung  seiner  Rechtsmacht,  ist  also  für  den 
Distributor  omnium  des  romanisirten  Rechts  ganz  ebenso,  wie  dies 
für  den  langobardischen  Treuhänder  zu  geschehen  hatte  (oben 
§ ti),  der  Gedanke,  dass  er  in  fremdem  Namen,  als  Stellvertreter 
handle,  mit  Entschiedenheit  abzuweisen.  Auch  er  ist  selb- 
ständiger Rechtsträger  — darin  bewährt  sich  fortdauernd  das 
Moment  der  Fiducia  (oben  § 13)  — , auch  er  ist,  gleich  dem 
wahren  Erben,  Eigent hiimer  des  Nachlasses.  Sein  Eigenthum 
ist  durch  die  Zweckbestimmung  beschränkt,  um  deren  Willen 
der  Nachlass  in  seiner  Hand  einer  besonderen  Verwaltung 

contestatam  in  casibus  in  qaibus  competit  actio  procuratorem  t'aeere?  quidam 
diennt  quod  nou  sicut  nec  tutor  nee  curator  nec  etium  procurator.  Alii 
tarnen  dicunt  quod  potest  quia  non  alieno  nomine  prorsus  agit.  sed  quo- 
dammodo  suo  et  suam  actionem  habet  per  quam  distribuenda  petit“. 

**)  1.  c.  nr.  17;  vgl.  nr.  16:  „nam  et  tune  lucrari  videtur  ex  isto  tali 
relicto  seil,  in  pie  distribuendo*,  ähnlich  nr.  14.  — Nach  dem  Breve  l’isani 
communis  v.  1286  (Bonaini  I p.  248)  können  die  Jlinoriten  und  Prediger- 
mönche  trotz  ihrer  Mönchqualität  „tideicommissarü  et  distributores  bonorum 
et  indiciorum  det'unctorum*  sein  und  „per  ae  et  eorurn  procuratores  vel 
»indicos  petere  et  exigere  de  bonis  et  bona  defunctorum“. 

*’)  So  bezüglich  des  Konkursverwalters  0.  Fischer,  Recht-  und  Rechts- 
schutz (Bekkor  u.  Fischer,  Beiträge,  Heft  6)  S.  45  und  nun  auch  Eiitseh. 
des  Reichsgerichts  Bd.  29  ü 36. 
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unterliegt,  zum  Sondervermögen  wird.  Die  Beschränkung 
wirkt  gegen  Dritte.  Die  Belege,  die  in  dieser  Hinsicht  aus 
der  Litteratur  und  dem  Qnellenmaterial  unserer  Epoche  (1150 
bis  Durantis)  im  folgenden  Paragraphen  für  die  Spezialexekution 
beigebracht  werden  sollen,  haben  volle  Beweiskraft  auch  für  die 
Universalexekution,  da  ja  insofern  zwischen  beiden  Fällen  kein 
Unterschied  besteht.  Gegenstände  des  Nachlasses,  die  der 
Distributor  durch  Veruntreuung  an  Dritte  bringt,  können  also 
diesen  wieder  entrissen  werden.  Ob  durch  dingliche  Klage, 
wie  im  langobardischen  Recht  (oben  §§  10,  11),  könnte  freilich 
bei  der  Abneigung  des  römischen  Rechts  gegen  ein  bedingtes 
oder  betagtes  Eigenthum  zunächst  zweifelhaft  erscheinen. 

Es  ist  indessen  daran  zu  erinnern,  dass  das  römische  Recht 
der  (späteren)  Kaiserzeit  an  manchen  Punkten  zu  einem  ähn- 
lichen Ergebnis  vermittelst  gesetzlicher  Veräusserungsverbote 
gelangt  ist : so  zur  Sicherung  der  Dos3“)  und  der  Vermächtnisse, 
insbesondere  auch  des  Universalfideikommisses.40)  Gerade  dem 
letzteren  ist  unsere  Universalexekution  nahe  verwandt.  Römisch 
gedacht,  lässt  sich  jetzt,  wie  dort  gegenüber  dem  Fiduciarerben, 
so  hier  gegenüber  dem  Universalexekntor  ein  gesetzliches  Ver- 
äussernngsverbot  mit  absoluter  Wirksamkeit  unterstellen,  der- 
gestalt, dass  jede  nicht  in  den  Rahmen  der  Verwaltung  und 
Distribution  fallende  Veräusserung  — „aliis  usibus  applicare“ 
im  Sinne  des  cap.  17  X.  h.  t.  — nichtig  ist  und  das  so  Ver- 
äusserte  gegen  den  Dritterwerber  vindicirt  werden  kann.  Nach 
allem  ist  anzunehmen,  dass  auch  im  romanisirten  Recht  die 
Zweckbeschränkung  als  dingliche  Eigenthumsbindung  sich  er- 
halten hat. 

Nur  in  Bezug  auf  die  Frage  des  Rückfalls  hat  sich  die 
Lage,  wesentlich  auch  in  Folge  der  kanonischen  Rechtsbildung, 

**)  Waren  im  Testament  individuell  bestimmte  Naehlasssachen  be- 
stimmten Vermächtnisnehmern  zugedacht,  so  hatten  diese  gegen  Dritte,  an 
die  der  l'niversalexekutor  in  Verkennung  seiner  Pflicht  jene  Sachen  ver- 
äussert  hatte,  das  Vindikationsrecht  kraft  ihres,  unmittelbar  durch  das 
Testament  erlangten  Eigenthums  (oben  S.  179).  Hier  kam  es  auf  die  im 
Text  behandelte  Frage  garnicht  erst  an. 

”)  tit.  D.  de  fundo  dotali  23,  5;  c.  30  C.  de  iure  dotium  ö,  12. 

40)  c.  3 2 — 4 C.  communift  de  legatis  6,  43.  Dazu  Dernburg, 

Paud.  III  § 120;  Windacheid,  Pand.  III  § 04 s Ziff.  4 und  § OGö K verb. 
mit  1 § 172  a. 
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gegen  früher  einigermassen  verschoben.  Zwar  kehrt  in  einem 
Falle  das  Gut  nach  wie  vor  zur  Geberseite,  zu  den  Erben  des 
Testators,  zurück,  dann  nämlich,  wenn  der  Zweck,  der  ihm  im 
Testament  gesetzt  war,  unerfüllbar  geworden  ist.  „Quaeritur 
quis  debeat  — sagt  Petrus  de  Boateriis41)  — habere  legata, 
quae  legatarii  non  recipiunt,  an  commissarii,  an  haeredes  testa- 
toris?  certe  dico  quod  haeredes  testatoris  debent  habere.  Nam 
commissarii  non  debent  aliquod  hierum  ex  eornm  officio  sentire.“ 
Dagegen  hat  ein  der  Anordnung  des  Testators  zuwiderlaufendes 
Verfahren  des  Distributors,  namentlich  die  Veräusserung  des 
Gutes  an  einen  unberufenen  Dritten,  nicht  mehr,  wie  im  lango- 
bardiseben  Recht,  die  gleiche  Wirkung.  Das  Gut  wird  dadurch 
nicht  von  der  Zweckbestimmung  frei  und  dem  gewöhnlichen 
Erbgang  erschlossen.  Es  bleibt  auch  dann  dem  durch  den 
letzten  Willen  gesetzten  Zweck  erhalten;  das  Vindikations- 
recht kommt  den  zur  Verwirklichung  des  letzten  Willens  be- 
rufenen Organen  zu.  Ja  man  wird  jetzt  nicht  einmal  das 
Eigenthum  des  Distributors  in  solchem  Falle  als  ohne  Weiteres 
verwirkt  betrachten,  vielmehr  diese  Folge  erst  an  eine  durch 
Richterspruch  oder  Verwaltungsakt  der  Behörde  vollzogene45) 
Absetzung  knüpfen  dürfen.  Die  das  Eigenthum  des  Distri- 
butors beschränkende  Resolutivbedingung  ist  jetzt  nicht 
mehr  auf  die  zweckwidrige  Veräusserung,  sondern  auf  die  Ab- 
setzung gestellt.  So  lange  diese  nicht  erfolgt  ist,  kann  und 
soll  — wenn  nöthig  angetrieben  durch  die  Obrigkeit  — der 
Distributor  selbst  das  zu  Unrecht  vergebene  Gut  vindieireu  und 
dadurch  rem  integrant  schaffen.  Erst,  wenn  der  Fall,  was  na- 
türlich nicht  bei  jeder  Zweckverletzung  geschehen  muss,  zur 
Absetzung  geführt  hat,  erwirbt  die  Obrigkeit  oder  der  von  ihr 
an  die  Stelle  des  Treuhänders  Gesetzte  Eigenthums-  und  Vin- 
dikationsrecht.43) 


41)  1.  c.  nr.  V G (p.  96). 

4S)  Sic  braucht  aber  nicht  formell  und  ausdrücklich  ausgesprochen  zu 
sein.  Es  genügt  auclt,  wenn  die  Behörde  von  sich  aus  einen  den  Distributor 
verdrängenden  Ycrwaltungsakt  vorgenommen  hat.  Vgl.  oben  § 20  N.  24. 

“)  Durantis  nr.  1:  „qui  (sc.  executor)  si  sic  monitus  nolit  exequi, 
perdit  lucrnm,  quod  ex  ipsa  ultima  voluntate  habiturus  erat:  et  tarn  illud 
luerum,  quam  etiain  relictum,  quod  per  eum  distribuendum  fuerat,  cum 
fructibus  et  augmentis  medii  temporis  episcopus  vendicabit“. 
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Biese  Ausführungen  erleiden  eine  Einschränkung  insoweit, 
als  Spezieslegate  zu  Gunsten  bestimmter  (nicht  erst  vom  Distri- 
butor zu  bestimmender)  Personen  vorliegen.  Denn,  da  diese 
hier  an  den  ihnen  vermachten  Gegenständen  von  vorn  herein 
und  unabhängig  vom  Distributor  Eigenthum  erwerben,  so  kann 
der  letztere  in  keinem  Augenblick  daran  Eigenthum  haben.  Es 
steht  ihm  insoweit  nur  eine  erbreclitlich-dingliche  Dispositions- 
gewalt an  fremder  Sache  zu.  Sie  entspricht  einerseits  der 
Dispositionsgewalt  des  Erben  über  die  in  gleicher  Weise  ver- 
machten Xachlasssaehen  gleicher  Beschaffenheit  (rei  petit io 
gegen  Dritte,  interdictum  quod  legatorum  gegen  den  Legatar, 
Recht  zur  Veräussernng.  wenn  die  Befriedigung  der  Erbschafts- 
gläubiger es  nöthig  macht).  Sie  ist  andererseits  genau  nach 
den  nämlichen  Grundsätzen,  wie  das  Eigenthumsrecht  des  Treu- 
händers, durch  den  Zweck  der  Testamentsexekution  (Durch- 
führung des  letzten  Willens)  beschränkt  und  bedingt. 


S *4. 

Der  Vollzieher  einzelner  letztwilliger  Bestimmungen 
und  sein  Verhältnis  zu  den  Erben. 

Wie  früher,  so  war  auch  jetzt  der  Fall  häufig,  dass  der 
Erblasser  nur  einzelne  Theile  seines  Nachlasses  oder  seines 
letzten  Willens  unter  die  Obhut  eines  Treuhänders  stellte.  So 
fast  regelmässig  die  Seelgiften,  mochten  sie  nun  bestimmte  Nach- 
lasssachen (z.  B.  Grundstücke,  werthvolle  Mobiliaratttcke)  zum 
Gegenstand  haben  oder  als  Summenvermächtnisse  dem  Nachlass 
aufgelegt  sein.1)  Oder  die  Schuldentilgung  oder  die  Restitution 
der  male  ablata,  d.  h.  dessen,  was  der  Erblasser  bei  Lebzeiten 


’)  Vgl.  die  Citatc  oben  § 22  N.  17,  ausserdem  das  zweite  Testaments- 
formular  — nr.  CIll  — des  Jtaineriu»  de  Perusio  a.  a.  0.  und  die 
Forma  testamenti  couditiouos  et  dispositiones  varias  contiueutis  des  Rolan- 
ditius  a.  a.  ().,  endlich  noch  Chart.  IL  507  (1157),  001  (1158),  605  (1158). 
Vgl.  auch  die  von  itainerius  de  Perusio  als  Notar  1288  in  Bologna 
ahgefasste  l'rkuudc  iu  dem  Appendix  zu  seiner  Ars  uotaria  cd.  tiaudenzi 
nr.  V |a.  a.  O.  S.  71):  „comiuissaiii  . . . specialiter  ad  . . . dotnum  veu- 
deudam  et  pretiuui  ipsius  pro  eius  anima  persolrendnin*. 
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dem  kirchlichen  Verbote  zuwider  an  Zinsen  oder  sonst  zu  Un- 
recht Anderen  abgenommen  hatte.4)  Hier  konnte  nicht  die  Rede 
sein,  den  Treuhänder  „loco  heredis“  zu  behandeln.  „Porro 
si  sit  exeeutor  — sagt  Durantis4)  — non  ad  omnia  sive  non 
universalis.  sed  aliquorum  bonorum  tantum  et  in  testamento  sit 
haeres  institutus,  tune  indubitate  talis  non  habetur  loco  haeredis.“ 
Denn  hier  waren  wahre  Erben  vorhanden,  die  sich  nicht  ver- 
drängen Hessen:  Testamentserben  oder  — beim  Intestatkodizill 
— lntestaterben.4)  Diese  hatten  den  Erblasser  im  vollen 
Bereich  seiner  Rechtsmacht  zu  repräsentiren.  Auch  das  Theil- 
gebiet,  in  dem  der  Treuhänder  zu  wirken  hatte,  war  ihrer  uni- 
versellen erbrechtlichen  Gewalt  grundsätzlich  nicht  verschlossen. 
Der  Treuhänder  war  also  hier  nicht,  wie  nach  langobardischem 
Recht,  Alleinherrscher  auf  seinem  Gebiete.  Es  bedurfte,  wie 
dies  bereits  oben  (§  22)  angedeutet  ist,  einer  Grenzregulirung 
zwischen  seiner  und  der  Erben  Rechtsmacht. 

Nach  römischem  Recht  gilt  das  Prinzip:  Das  Testament 
wird  hinfällig  (destitutum),  wenn  der  eingesetzte  Erbe  nicht 
Erbe  wird,  also  insbesondere  dann,  wenn  er  die  Erbschaft  nicht 
an  tritt;')  folglich  ist  der  Erwerb  irgend  eines  Rechts  aus  dem 
Testament  durch  den  Antritt  der  Erbschatt  seitens  des  heres 


•)  Vgl.  Formulariuin  tabcllionum  eil.  Palmieri  Lib.  I (S.  4S)  u.  die 
in  voriger  Note  citirte  Forma  des  Kolandinus:  „In  primis  quidem  dis- 
postiit,  voluit  et  mandavit,  quod  omnia  a so  accopta  et  babita  per  usurariam 
pravitatem  aut  aliam  quamennque  illicitam  et  iudebitam  exactionem  seu 
retentionem  restituantur  et  solvautur  ....";  Durantis  nr.  73  sieht  in  der 
Ermächtigung  _ad  fortisfaeta  emendanda“  auch  die  Ermächtigung  zur  Tilgung 
der  beim  Tode  des  Testators  bereits  fälligen  Schulden.  Vgl.  Fantuzzi, 
Munum.  Ravenn.  III  33(1178).  In  Chart  II  601  ( I lös'  legt  die  Erblasserin 
in  erster  linie  den  eingesetzten  Erben  '^Söhnen)  die  Pflicht  zur  Bezahlung 
der  näher  angegebenen  Schulden  auf;  für  den  Fall,  dass  sie  sich  der  Er- 
füllung dieser  Pflicht,  entziehen  sollten,  wendet  sin  ihnen  nur  den  Pflicht- 
rheil  zu  und  ermächtigt  die  Koinmissnrien,  den  Nachlass  zu  versilbern  und 
daraus  die  Schulden  zu  tilgen. 

3)  nr.  28. 

*)  Dur.  n.  32:  „Quid  si  non  ad  universa,  sed  dumtaxat  ad  aliqua 
bona  eroganda,  haerede  ex  testamento  vel  ab  intestato  succedente,  consti- 
tutus  est  . . .“;  ähnlich  nr.  73. 

1.  9 D.  de  testameutaria  tutela  26,  2 : „Si  nemo  hereditatem  adierit, 
nihil  valet  ex  his,  quae  testamento  scripta  sunt“. 


Digitized  by  Google 


1 HG 


institutus  bedingt.  Die  Anwendung  dieses  Prinzipes  auf  unseren 
Treuhänder  würde  dazu  führen,  auch  die  Entstehung  seiner 
Befugnisse  von  dem  Eintritt  jenes  Ereignisses  abhängig  zu 
machen  — ein  Ergebnis,  welchem  nach  des  Durantis®)  Bericht 
Ubertus  de  Bobio  ausdrücklich  zugestimmt  hat.  Die  italienische 
Praxis  ist  darin  sicher  nicht  nachgefolgt.  Konnte  das  Testament 
des  Mittelalters  von  vornherein  ganz  der  Erbeseinsetzung  er- 
mangeln, so  war  es  auch  nicht  in  seinem  Bestände  mit  der 
darin  etwa  ausgesprochenen  Erbeseinsetzung  verknüpft.  Ferner 
war,  wie  wir  oben  (§  23  N.  15)  bemerkt  haben,  die  römische 
Lehre  von  dein  Erbschaftserwerb  durch  aditio  hereditatis  in  den 
meisten  Gegenden  überhaupt  nicht  rezipirt  worden.  Und  end- 
lich hätte  das  Ergebnis  schlecht  gepasst  zum  kanonischen  Hecht 
mit  seiner  Werthschätzung  der  Seelgiften  und  seinem  Bestreben, 
dem  letzten  Willen  nach  Möglichkeit  Geltung  zu  verschaffen. 
Der  Spezialexekutor  erwarb  daher  — die  Möglichkeit  freilich 
nicht  ausgeschlossen,  dass  trotz  alledem  eine  dem  römischen 
Recht  sich  nähernde  Regelung  hier  und  da  Eingang  fand  — 
ebenso,  wie  der  Universalexekntor,  die  für  ihn  bestimmten  Rechte 
unmittelbar  aus  dem  Testament,  unabhängig  von  dem  Erwerb 
der  Erbschaft  seitens  des  eingesetzten  Erben.7)  Nur  durfte  er 
natürlich  nicht  der  Regulirung  des  Nachlasses  vorgreifen,  sondern 
musste  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  jemand  und  wer  end- 
gültig Erbe  geworden,  abwarten. 

War  ein  Erbe  vorhanden,  so  hatte  der  Exekutor  gegen  ihn 
ein  klagbares  Forderungsrecht  auf  Hergabe  der  zur  Erfüllung 
seiner  Aufgabe  erforderlichen  Mittel  aus  dem  Nachlass.  Hier 
taucht  dieselbe  Streitfrage  auf,  die  uns  oben  in  Ansehung  des 
Universalexekutors  begegnet  ist:  ja  sie  wird  von  den  Schrift- 
stellern gerade  in  Bezug  auf  den  Spezialexekutor  und  sein 
Verhältnis  zum  Erben  in  erster  Linie  erörtert.  Für  die  Be- 


*)  nr.  61. 

;)  Durantis  nr.  60,  61  entscheidet  sich  nicht  in  bestimmter  Weise, 
theilt  uns  aber  unter  Anderem  auch  eine  Ansicht  mit,  wonach  Kxekutor 
oder  Legatare  im  Falle,  dass  der  eingesetzte  Erbe  nicht  autreten  wolle, 
gegen  diesen  oder  jeden  sonstigen  Besitzer  des  Nachlasses  klagen  könnten, 
„ut  tradat  vel  solvat  eis  singula  legatau.  Vgl.  dazu  die  Additionen  des 
Joannes  Androae  ad  verb.  „posse“  u.  „a  Titio“. 
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jahung  des  Klagerechts  bei  Bestimmungen  ad  pias  causa«  müssen 
wiederum  die  c.  28  und  48  (49)  C.  1,  3 sowie  die  Nov.  131 
herhalten.  Bei  den  übrigen  unter  die  Obhut  des  Exekutors  ge- 
stellten Verfügungen  des  Erblassers  vermag  man  dagegen  über 
die  1.  80  (78)  § 1 D.  ad  sc.  Trebellianum  36,  1 nicht  hinweg- 
zukommen. Diese  unterstellt  den  Fall:  Jemand  hat  den  von 
ihm  7. u Erben  eingesetzten  Söhnen  als  Fideikommiss  aufgelegt, 
den  ganzen  Nachlass  pro  deposito  zwei  bestimmten  Vertrauens- 
männern einzuhändigen,  damit  er  von  diesen  aufbewahrt  und  den 
Enkeln  des  Erblassers  bei  Vollendung  des  25.  Lebensjahres 
heransgegeben  wrerde.  Da  hier  den  Vertrauensmännern  die  Klage 
gegen  die  Erben  aus  dem  Fideikommiss  abgesprochen  wird,  so 
glauben  unsere  Legisten  und  Kanonisten  das  Gleiche  für  die 
Testamentsexekutoren  ad  non  pias  causas  annehmen  zu  müssen. 
Sie  finden,  wie  bei  jenen,  so  bei  diesen  den  Grund  darin,  dass  sie 
blosse  ministri,8)  Durchgangspersonen  seien,  keinen  eigenen  Vor- 
theil (commodum)  zu  verfechten  hätten  (vergl.  oben  § 23  S.  180). 
Hieraus  entnehmen  sie  andererseits  wieder  ein  Mittel,  um  den 
Ueberliefer ungen  des  alten  Hechts  und  den  Bedürfnissen  der  Praxis 
einigermassen  entgegenzukommen.  Wenn  der  Erblasser  nur  das 
Geringste  dem  Testamentsexekutor  selbst  für  die  eigene  Tasche 
ausgesetzt  hat,’1)  dann  ist  dieser  nach  ihrer  Ansicht  nicht  mehr 
blosser  minister,  sondern  „minister  et  legatarius“  und  soll  Alles  (!), 
was  das  Testament  an  Gegenständen  oder  Geldbeträgen  unter 
seine  Verfügung  stellt,  gegen  den  Erben  einklagen  können.  Ja 
sogar,  wenn  der  Erblasser  das  nicht  will,  soll  er  doch  im  Stande 


*)  Vgl.  1.  17  pr.  D.  de  legatis  II. 

")  Das  ist  die  Ausnahme  Beispiele  dafür:  Chart.  I 550  (1170:  „Sin- 
guli  autem  istorum  tri  um  dominorum  5 solides  sibi  retineant“) . Fantuzzi, 
Monum.  Ravenn.  II  129  (ISIS:  „Item  relinquo  Domino  Presbitero  Guidoni 
pro  suo  labore  20  sol."1);  Verci  nr  1461  (134h)  [Citat  oben  S.  165  X.  15J. 
Vgl.  oben  § 14  X.  17.  Odot'redua,  Lectura  in  c.  2H  C.  1,  3 (foL 
29»  col.  2):  „apnd  nos  regulariter  non  invenietis  tcstamentnm  quin 
testator  relinquat  fideicommissariis".  Wo  der  Testator  solches  nicht  aus- 
drücklich festgesetzt  hat,  giebt  es  keine  Vergütung  für  den  Treu- 
händer: Hostiensis,  Lectura  in  cap.  17  X h.  t.  ad  verb.  „aliis  usibus“. 
Das  Pisaner  Stadt  recht  von  1233  bestimmt  aber  für  denjenigen,  welcher 
an  Stelle  des  fehlenden  oder  weggefallenen  Exekutors  bei  Nichteinschreiten 
des  Bischofs  seinerseits  freiwillig  der  Aufgabe  der  Exekution  sich  unterzieht, 
die  .vigesima  pars  relicte  quantitatis  vel  rei“  (a.  a.  0.  8.  764  a.  E.). 
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sein,  durch  ausdrückliche  Ermächtigung10)  dem  Exekutor 
das  Klagerecht  zu  verschaffen.  Liege  aber  keine  dieser  beiden 
Ausnahmen  vor,  so  müsse  sich  der  ad  non  [das  causas  bestellte 
Treuhänder  gedulden,  bis  der  Erbe  freiwillig  ihm  das  für  die 
Exekution  Xötldge  gewähre  oder  bis  von  den  materiell  Be- 
dachten, den  endlichen  Destinatären,  ihm  zur  Anstellung  der 
Vermächtnisklage  gegen  den  Erben  Vollmacht  ertheilt  werde.11) 
Dass  es  dieser  Doktrin  mit  ihren  gekünstelten  Distinktionen  und 
Exceptionen  nicht  gelungen  ist.  im  Rechtsleben  Wurzeln  zu 
schlagen,  ist  mehr  als  wahrscheinlich.  Das  oft  erwähnte  Pisaner 
Stadtrecht'*)  weiss  ebenso  wenig,  wie  beim  l'niversalexekutor,13) 


Durantis  nr.  12  giebt  für  diese  Ermächtigung  ein  Formular,  das 
von  Boseler,  Ztsehr.  f.  d.  R 9 8.  158  abgedruekt  ist.  Es  spricht  dem 
Exekutor  die  Befugnis  zu:  „exigendi,  petendi  et  reeipiendi  ab  haeredibus 
. . . sufficienteni  et  integram  peeuniani  pro  praedictis  . . . exequcndis:  et 
contra  eos  habeat  caussam  agendi  et  ipsos  cum  effectu  convcniendi*  und 
gemahnt  mit  dem  sich  anschlicssendeu  l’assus:  „nlioquin  (wenn  die  Erbeu 
nicht  freiwillig  leisten)  poenae  nomine  eos  danuiavit  (sc.  testator)  in  decem, 
ipsi  executori  proprio  nomine  recipienti  legati  nomine  applic&udis  ...  et 
praedicta  . . . nibilominus  executioni  mandari  praecepit“  an  die  oben  in  § 15 
ZilT.  2 und  § IG  besprochenen  Strafklauseln  des  langobardischen  Rechts. 
Vgl.  ein  weiteres  ähnliches  Formular  bei  Durantis  1.  c.  § 12  Compendiose 
(Ueberschrift : „Testaments  qualiter  impugneutur")  nr.  36  (8.  326  8p.  1.): 
„Liceat  quoque  eis  agere  et  facere  procuratorem  et  actorem,  qui  contra 
baeredes  meos  agat,  ad  omnia,  quae  dicta  sunt,  exequenda:  et  ad  poenain 
testamenti  petendam  et  damna  et  expensas  a meis  haeredibus  exigendas“.  — 
Nicht  mit  Unrecht  macht  Joannes  Andreac  in  seinen  Additionen  zu 
Durantis  nr.  12  verb.  „testamenti"  und  nr.  16  verb.  „Titio  decem"  der 
Lehre  den  Vorwurf  <ler  Inkonsequenz.  Habe  der  Exekutor  gegen  die  Erben 
keine  Klage,  so  könne  das  auch  der  Testator  nicht  ändern.  Nur,  wenn  der 
Exekutor  wirklicher  Legatar  mit  der  Auflage  der  Restitution  des 
Ganzen  sei,  sodass  er  bei  Wegfall  des  endlichen  Destinatärs  die  Zuwendung 
für  sieh  gewinne,  dürfe  man  ihm  das  Klagerecht  zusprechen. 

")  Die  Lehre,  wie  sie  im  Text  vorgetragen  ist,  wird  vertreten  von 
Iunocentius  IV  in  cop.  19  X h.  t.  „suis  propriis  creditoribus",  der  Glossa 
ordinaria  in  c.  28  C.  1,  3 „licent.iain“  und  in  1.  78  (80)  § 1 D.  36,  1 
„non  posse“,  Odofredus  in  c.  28  C.  1,  3 (fol.  29,  29 v),  Jacobus  de 
Arena  1.  c.  nr.  11,  Durantis  nr.  12,  16,  Petrus  de  Unzola  1.  c.  fol.  34 
col.  2,  Petrus  de  Boateriis  1.  c.  nr.  IV  (p.  95). 

'*)  Hat  es  auch  zunächst  die  Klagen  gegen  dritte  Besitzer  im  Auge 
(unten  N.  25),  so  muss  doch  das  Gleiche  — die  unterschiedslose  Behandlung  — 
erst  recht  für  das  Verhältnis  des  Exekutors  zu  den  Erben  gelten. 

”)  oben  )j  23  N.  22. 
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hier  etwas  von  allen  diesen  Unterscheidungen;  desgleichen  die 
Statuten  von  Venedig  aus  dem  Jahre  1242.'4)  Ein  Kontu- 
mazialurtheil  des  geistlichen  Gerichts  zu  Ravenna  von  1289’*) 
erkennt  denn  auch  auf  die  Klage  der  Testamentsexekutoren  eines 
gewissen  Saracenus  de  Aunestis  gegen  dessen  Erben  bezw.  Erbes- 
erben in  Gemässheit  des  Testaments  auf  Zahlung  von  1150  Pfund 
Geldes,  ohne  dass  auf  die  Art  der  vom  Testator  gesetzten  Ver- 
wendungszwecke, ob  piae  causae  oder  nicht,  irgendwie  hinge- 
wiesen wird.  Das  Richtige  trifft  wiederum ■*)  Hostiensis,  wenn 
er  sich  von  den  römischen  Quellenstellen  freimacht  und  unter 
Berufung  auf  die  sich  offenbar  an  die  Praxis  anlehnenden  kano- 
nischen Satzungen  dem  Testamentsvollzieher  ganz  allgemein,  mit 
Einschluss  aller  Fälle  der  Spezialexekution,  das  Klagerecht 
gegen  den  Erben  einräumt. 

Jeder  Exekutor  konnte  also  nach  dem  in  Wirklichkeit 
geltenden  Recht  die  für  die  Durchführung  seiner  Aufgabe 
nöthigön  Objektei:)  vom  Erben  aus  dem  Nachlass  herausverlan- 
gen. Er  musste  aber  auch  an  den  Erben  sich  halten,  durfte 
ihn  als  den  Repräsentanten  des  Erblassers  und  den  Verwalter 
und  Liquidator  des  Gesammtnachlasses  nicht  übergehen,  nicht 
sich  eigenmächtig  in  den  Besitz  von  Nachlasssachen  setzen.’") 
Andererseits  sollte  er  gegen  schädliche  Unterlassungen  oder 
widerrechtliche  Verfügungen  des  Erben  nicht  weniger,  als  ein 
Vermächtnisnehmer,  geschützt  sein.  Die  Doktrin  schrieb  ihm 
daher  das  von  Justinian  in  c.  1 C.  communia  de  legatis  0,  43 
dem  Legatar  gewährte  stillschweigende,  gesetzliche  Pfandrecht 

“)  III  62  und  VI  50. 

,J)  Fantuzzi,  Monuni.  Ravenn.  IV  110. 

'*)  Oben  8.  177.  Vgl.  auch  Hostiensis,  Lect.  in  cap  17  X h.  t. 
„que  per  manus  eorurn“:  „Possunt  aulem  tales  (executores)  tarn  contra  heredes 
quam  alios  aetiones  movere“. 

”)  So  konnte  z.  B.  auch  der  zur  Sorge  fUr  die  Schuldentilgung  herufene 
Exekutor  vom  Erben  nicht  blos  die  direkte  Zahlung  au  die  Gläubiger,  sondern 
anstatt  dessen  die  Hergabe  der  erforderlichen  Geldmittel  an  ihn  (den  Exekutor), 
damit  er  seinerseits  zu  zahlen  im  Stande  sei,  im  Klugewege  erwirken. 
Burantis  nr.  73:  „possit  agere  contra  haeredem,  ut  solvat  vel  sibi  pe- 
cuniam  tradut  ad  solvendum“. 

'*)  Durautis  nr.  57  a.  E.:  „Item  dicunt  quidam,  quod  propria  auetori- 
tate  potest  accipere  res  legatas  ....  Argument,  tarnen  contra  quod  non 
possit,  nisi  sibi  tradantur“.  Unrichtig  aber  ist  es,  diese  Lösung,  wie  Du- 
rantis  es  thut.  auch  auf  den  Universalexekutor  (oben  $ '23)  zu  erstrecken. 
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an  allen  Nachlasssachen,  also  die  actio  hypothecaria  ntilis  zu,’9) 
während  die  Statutarrechte,  noch  an  dem  germanischen  Grund- 
sätze der  Spezialität  des  Pfandrechts  festhaltend,  hierin  nicht 
überall  nachfolgten.  „Si  tarnen  fuerit  specialis  tideicommissarius 

— heisst  es  im  Pisaner  Stadtrecht  nach  der  Redaktion  von 
1248  — ad  quantitatem  certam  distribuendam  relictus  eins 
arbitrio,  appareat  lieres  (soll  der  Erbe  als  Kläger  gegen  dritte 
Besitzer  auftreten),  et  non  talis  tideicommissarius  possit  agere 
ypothecaria  contra  deteniptatorem  bonorum  defuncti.“ 

Wie  die  Formulare  in  den  Werken  über  die  Notariats- 
kunst*0) zeigen,  konnte  aber  in  der  Tliat  durch  eine  besondere 
Klausel  des  Testaments  der  Spezialexekutor  gegenüber  dem 
Erben  ganz  unabhängig  gestellt  werden.  Der  Testator 
konnte  dem  ersteren  eine  unmittelbare,  offenbar  dingliche 
Gewalt  über  den  Nachlass  zu  dem  Zwecke  und  mit  dem  Erfolge 
zuwenden,  dass  er  beliebige  Stücke  daraus  sofort  „sua  authori- 
tate“,  ohne  erst  gegen  den  Erben  Vorgehen  zu  müssen,  nach 
seiner  freien  Wahl  an  sich  zu  ziehen,  sie  zu  versilbern  und  den 
Erlös  zur  Ausrichtung  der  ihm  übertragenen  Aufgaben  zu  ver- 
wenden befugt  war.  Hier  sollte  also  im  Interesse  schleuniger 
und  ungestörter  Durchführung  der  angeordneten  Spezialexekution 
der  Erbe  ganz  abseits  bleiben. Sl)  Nur  erhob  sich  die  Frage, 

**)  Jacohus  de  Arena  nr.  IS:  ,St>d  nunqnid  huie  cominissario  dabitur 
actio  contra  rem  defnncti  in  extraneum  possessorem '?  . . . Si  vero  aliquis 
esset  scriptus  lieres:  tune  ageref  (sc.  cninmissarius)  hypothecaria  utili,  que 
coinpetit  occasione  legatorum“.  Durantis  nr.  17. 

*°)  Foriniilarium  tabclliotmni  ed.  Palmieri,  Lib.  III  (S.  91  f.); 
Raincrii  de  Pernsio  ars  notaria  nr.  CH;  Rolandini  summa  artis  no- 
tariao,  cap.  VI  TI,  Forma  testamenti  conditiones  etc  : „dans  eis  et  cuilibet 
coruin  plcnam  licentiam  et  liberani  potestatem,  ut  sine  contradictione  haere- 
dum  eius  (sc.  testatoris)  aut  alterius  personae  possint  sua  aut  hori  täte 
de  bonis  ipsius  testatoris  et  de  quibus  ipsi  voluerint  vendere,  alienare 
et  obligare  pro  praedictis  restitutionibus  faciendis  et  dictis  legatis  animae 

— es  handeR  sich  nur  um  Ueldlegate  — solvendis  et  pro  praedictis  omnibus 
et  singulis  exeqneudis“.  Vgl.  das  entsprechende  Verkaufsformular  bei 
Kolandinus,  cap  I.  Venditio  facta  a commissariis  (1.  c p.  9-2). 

*')  Vgl.  die  charakteristische  Testameutsurkunde  Fantuzxi,  Monum. 
Ravenn.  III  32  (1178):  „instituo  fideicommissarios  meos  ...  ad  dandum 
et  distrilmendum  post  meum  obituin  pro  anima  niea  de  meis  bonis  200  lib. 
Luc.  ...  et  pro  predictis  200  libris  inveuiendis  habcant . . . ddeicommissarii 
mei  pleuaui  potestatem  si  postumum  masculum  habuero  ponendi  in  pignus 
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ob  ihm  wenigstens  der  V erkauf  rechtzeitig  zu  denunziren  war, 
eine  Frage,  die  Petrus  de  Unzola2*)  unter  der  Voraussetzung, 
dass  der  Testator  keine  abweichende  Bestimmung  getroffen,  für 
das  Bologneser  Stadtrecht  bejaht.21) 

Anders,  als  die  bisher  besprochenen,  lagen  die  Fälle,  in 
denen  dem  Exekutor  individuell  bestimmte  Objekte  des  Nach- 
lasses für  seine  Aufgabe  im  Testament  zugewiesen  waren.24) 
Waren  es  körperliche  Sachen,  so  hatte  er  darauf,  neben  der 
persönlichen  Klage  gegen  den  Erben,  eine  actio  in  rem.25) 
Waren  es  Erbschaftsforderungen,  so  hatten  diese  für  ihn  mit 
Rücksicht  auf  das  damals  geltende  kanonische  Zinsverbot  nicht 
schon  als  angelegte  Kapitalien  ihren  Werth.  Er  hatte  vielmehr 
nur  an  den  geschuldeten  und  durch  Einziehung  zu  erbringenden 
Vermögens  weit  heil  selbst  ein  Interesse.  Es  begreift  sich  daher, 
dass  man  in  Ansehung  der  Klage  aus  dem  Forderungsrecht  dem 
Erben  die  Priorität  liess  und  nur,  falls  dieser  nicht  klagen 
wollte,  also  subsidiär,  dem  Exekutor  die  actio  gab.28)  Anderer- 
seits war  der  Erbe  nach  des  Durantis27)  Ansicht  gegenüber 


tantam  de  meo  . . . qui  (==  ut)  tollant  inde  200  lib.  Luc.  Si  feinina  fuerit 
(nämlich  das  etwa  uachgelmrcne  Kind),  habest  (=  ant)  plenam  potestatem 
vendidi  (=  vendendi)  tantrnn  de  meo  quod  accipiant  inde  200  lib.  Luc.". 

**)  1.  c.  fol.  30  * col.  2 : „urbanum  tarnen  erit  denunciare.  De  statuto 
tarnen  civitatis  bononien.  hoc  expeditum  est  quia  comniissarii  habent  necesse 
denunciare  per  tempus  in  dicto  statuto  tenninatum". 

**)  Die  Kechtsmacht  des  Spezialexekutors  nähert  sich  liier,  da  sie  sich 
zunächst  über  den  ganzen  Nachlass  erstreckt,  stark  der  im  folgenden  Para- 
graphen zu  berührenden  Kechtsmacht  des  Universalexekutors,  der  einen 
Erben  neben  sich  hat. 

14)  Vgl.  z.  B.  Fommlarium  tabellionum  ed.  Palmieri,  Lib.  I (S.  4S): 
„Nos  . . . cominissari  condam  Gai,  quia  delito  tali  tenebatur,  iussit  in  suo 
testamento  vineam  suam  de  Muratellis  vendi  et  domum  talem“.  ferner  die 
oben  in  N.  1 citirte  Bologneser  Urkunde  von  1238. 

“)  So  Pisaner  Stadtrecht  v 1233  (a.  a.  O.  S.  758),  freilich  unter 
Ertheilung  eines  Vorzugsrechtes  an  die  schliesslichen  Destinatäre  (vergl. 
unten  S.  198);  Durantis  nr.  17,  dieser  natürlich  gemäss  der  oben  dar- 
gestellten Doktrin  lediglich  für  den  „minister  et  legatarius  “,  d.  h.  den 
Exekutor,  der  dabei  auf  Grund  des  Testaments  eiuen,  wenn  auch  nur  ganz 
unbedeutenden,  eigenen  Vortheil  verficht. 

•*)  Durantis  nr.  23,  der  als  Gewährsmänner  Azo,  Ubertus  de 
Bobio,  Roffredus  und  Bulgarus  anführt. 

•:)  nr.  38. 
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dem  Exekutor  nicht  zur  Klage  verpflichtet:  er  hatte  nur  auf 
Verlangen  den  Uebergang  des  Einziehungsrechtes  noch  durch 
formelle  Cession  an  den  Exekutor  zu  bekräftigen.  Dass  aller- 
dings dem  letzteren  durch  ausdrückliche  Vorschrift  des  Testa- 
ments auch  allein,  unter  Ausschluss  des  Erben,  die  potestas 
exigendi  zugewendet  werden  konnte,  lässt  sich  nicht  bezweifeln. 
Soweit  nach  alledem  das  Einziehungsrecht  des  Treuhänders 
reichte,  war  auch  der  Erbschaftsschuldner  im  Stande,  durch 
freiwillige  Zahlung  an  ihn  sich  seiner  Schuld  zu  entledigen.4*) 
Hiernach  konnten  die  verschiedensten  Berechtigungen,  ding- 
liche — obligatorische,  dem  Spezialexekutor  zustehen.  Es  waren 
im  Grossen  und  Ganzen  dieselben,  wie  sie  uns  schon  im  lango- 
bardischen  Recht  begegnet  sind.  Nur  war  die  Verschiedenheit, 
der  ehedem  aus  zerstreuten  Theileu  des  Sachen-  und  des 
Schuldrechts  hergeholten  Begründungsformen  gewichen  vor  der 
nunmehr  in  der  einseitigen  testamentarischen  Anordnung  ge- 
gebenen einheitlichen  Erbrechtsform.  Und  es  waren  damit 
namentlich  auch  die  Schwierigkeiten  fortgefällen,  die  früher  mit 
einer  obligatorischen  Bindung  der  Erben  gegenüber  dem 
Treuhänder  verbunden  gewesen  waren  (oben  § 15  Ziff.  2). 
Dies  bewirkte  eine  Verlegung  des  Schwerpunktes  von  der 
dinglichen  nach  der  obligatorischen  Seite.  Hatte  man 
vormals  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle  dem  Treu- 
händer bestimmte  Nachlasssachen,  sehr  oft  mit  dem  Auftrag, 
sie  zu  versilbern,  überwiesen,4“)  so  waren  jetzt  die  Fälle  häu- 
tiger. in  denen  man  dem  Nachlass  die  Zahlung  von  Geldsummen 
an  den  Exekutor  auflegte,  wenn  auch  freilich  solcher  Geld- 
forderung nicht  selten  eine  dingliche,  zur  Sicherung  dienende 
Gewalt  in  der  oben  beschriebenen  Weise  beigeordnet  wurde. 


*•}  Dies  int  auch  die  Meinung  desPnrantis  nr.  36,  die  von  Beseler 
a.  a.  O.  S.  2is  144  nicht  richtig  wiedergegebou  wird. 

*")  Natürlich  kamen  solche  Fälle  auch  jetzt  vor.  Vgl.  das  oben  X.  2t 
citirte  Verkaufsformular  im  Formulnrium  tabellionum  cd.  Palmieri,  die 
Verkaufsformulare  in  der  Ars  notaria  des  Kainorius  de  l’erusio  nr.  1,1  V 
u.  LV,  ferner  die  oben  X.  1 citirte  Urkunde  aus  der  Feder  des  Kainerius 
und  das  Beispiel  bei  Purantis  nr.  32:  „Tale  praedium  pro  anima  mea 
relinquo.  volens  et  praecipions  illud  vendi  et  pretinni  pauperibus  dari,  et  ad 
boc  exequendum  talem  facio  executorem“. 
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Im  Uebrigen  kam  hier  Alles  nach  wie  vor  — im  Gegensatz 
zur  Universalexekution  (oben  § 23)  mit  ihrer  Formel  „loco 
heredis“  — auf  die  Festsetzungen  des  einzelnen  Testamentes 
an.  Soweit  nicht  der  allerdings  benigne  zu  interpretirende 
Wille  des  Testators  auf  eine  Befugnis  hindeutete,  war  sie.  dem 
Spezialexekutor  zu  versagen;  die  Kechtssphäre  des  Erben  blieb 
insoweit  unberührt.  So  sollte  dies  ganz  folgerichtig  z.  B.  von 
der  Befugnis  zu  selbständigen  Vergleichen  und  Kompromissen 
in  den  Streitsachen  gegen  den  heres  oder  den  debitor  heredi- 
tarius,80)  von  der  Befugnis  zum  Anerkenntnis  im  Prozess81)  und 
von  dem  Recht  zum  Verkauf  der  in  die  Herrschaft  des  Exe- 
kutors gelangten  Nachlasssachen8*)  gelten. 

Sollen  wir  nun  die  Rechtsmacht  des  Spezialexekutors 
juristisch  bestimmen,  so  kann  es  zunächst  auch  hier  nicht 
zweifelhalt  sein,  dass  sie  eine  Rechtsmacht  in  eigenem  Namen 
war.  Es  gilt  Alles,  was  in  dieser  Richtung  oben  (S.  180  f.) 
für  den  Universalexekutor  dargelegt  worden  ist.  Es  wird  be- 
stätigt durch  die  Ausdrucksweise  der  Notariatsformulare,  die 
z.  B.  von  „omni  iure  et  actione  et  usu  seu  requisitione  nobis 
(sc.  den  Treuhändern)  ex  ea  re  competente“  oder  von  „secun- 
dum  ius  quod  habemus“38)  sprechen.  Es  wird  von  den  Schrift- 
stellern stillschweigend  anerkannt,  wenn  sie  sich  in  die  Be- 
handlung der  Frage  einlassen,  ob  der  verkaufende  Exekutor 
mit  seinem  eigenen  Vermögen  für  die  Eviktion  der  verkauften 
Nachlasssache  einzustehen  habe.34)  Es  wird  namentlich  von 


®)  Du  rantis  nr.  42. 

*•)  Stat.  Venet.  VI  50;  „saticiinus,  quod  comniissarii  decetero  in 
placitis  et  questionibus  conimissariaruin  suarntn  non  possint  aliquant  gen 
tentiam  de  roluntate  accipere,  nec  propterea  in  suis  bonis  vel  connnisaari- 
aruut  ad  aliquant  penam  (offenbar  ist  an  die  poenae  (entere  litigantium  ge- 
dacht) eadant“. 

M)  Durantis  nr.  32;  Jacobns  de  Arena  nr.  18. 

**)  So  das  Formular  nr.  LV.  des  Rainerius  de  Perusio. 

M)  Die  Frage  wird  natürlich  verneint  für  den  Fall,  dass  der  Exekutor 
die  Gewährleistungspflicht  nicht  ausdrücklich  übernommen  hat:  Petrus  de 
U nzol a 1.  c.  fol.  37  col.  1 und  Pc  tru s de  Bo a teri is  1.  c nr.  V 9 (p.  96). 
Vgl.  oben  S.  114  f.  Ein  Fall  der  Uebernahwe  in  Fantuzzi,  Mouum.  Kavenn 
IV  nr.  143  (1295). 

Schul'  IC,  Dt«  lauf obitrdluche  Treuhand.  1 3 
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Durantis®*)  ausdrücklich  mit  voller  Schärfe  und  durchschla- 
genden Gründen  vertreten.  Wenn  der  Exekutor  procurator, 
sei  es  auch  des  Erblassers,  wäre,  dann  könnte  er  nicht  — so 
sagt  der  Speculator  — „contra  haeredem  agere,  sicut  facit,  quia 
haeres  et  defunctus  eadem  persona  censetur.  At  absurdum 
esset,  quod  contra  dominum  procurator  agere  posset.“  Ferner 
könnte  dann  „ab  haerede  eodemque  domino  eius  officium  re 
integra  revocari,  et  sic  esset  in  haeredis  potestate,  defuncti  vo- 
luntatem  impedire:  quod  dicere  est  absurdum,  cum  ad  eam 
implendam  sit  ipse  cogendus.“  **)  Die  Rechtsmacht  des  Exe- 
kutors war  also  eine  selbständige,  vom  Erben  unabhängige. 
Soweit  sie  reichte,  durfte  sich  der  Erbe  nicht  einmischen.37) 

Aber  sie  war  im  Vergleich  mit  der  Kompetenz  des  lango- 
bardischen  Treuhänders  inhaltlich  beschränkter,  insofern  sie  bei 
der  Romanisirung  durch  die  ihr  nunmehr  entgegengestellten  Erben- 
rechte (man  denke  nur  z.  B.  an  die  Befugnis  des  Erben,  die 
Nachlassmittel  zur  Deckung  der  Nachlassschulden  heranzuziehen,) 
mancherlei  Einbusse  erlitten  hatte.  Es  handelte  sich  jetzt  darum, 
gerade  diesem  Punkt  bei  Bestimmung  ihrer  Natur  Rechnung 
zu  tragen.  Das  wurde  auch  von  den  Schrittstellern  versucht. 


“)  nr.  70,  worauf  bereits  Beseler  a.  a.  O.  S.  159  hingewiesen  hat. 

M)  Mit  derselben  Schürfe  drückt  «ich  Petrus  de  Unzola  aus:  „ (fol 
55  » col.  1)  quia  uon  omnino  sunt  coumiissarii  procuratores,  ymo  in  multia 
differunt,  (fol  35  T col.  2)  quia  isti  commissarii  non  sunt  omnino  similes  pro- 
curatorihus,  (fol.  30  col.  1)  quia  non  alieno  nomine  prorsus  agit,  sed  quodam- 
modo  suo  et  suam  actionem  hallet  per  quam  distribuenda  petit.“  Vgl.  die 
ühuliche  Wendung  bei  Beaumuuoir,  Cout.  de  Bcauvoisis  ch.  XU  nr.  2. 
(ed.  Beugnot  T.  I p.  179),  wo  das  klagbare  Recht  des  Testamentsexekutors, 
vom  Krbcn  die  saisiue  des  biens  zu  verlangen,  mit  den  Worten  begründet 
wird:  „ear  mout  seroit  perilleuse  coze  sc  li  testamont  estoient  empeecid  on 
detriO  par  les  oirs  de  eix  qui  los  testamens  font“. 

*7)  Vgl.  Jacobus  de  Arena  nr.  1».  19,  wo  die  Frage:  „Quid  si  tes- 
tator  reliuqueret  100  pro  anima  sua  in  dispositioue  talis,  lieres  vult  ad  es  so 
quando  disponit:  uunquid  debcbit'f"  verneint  wird.  Freilich  scheint  Durantis 
nr.  ti2  für  den  Fall,  dass  der  Krbc  sich  die  Distribution  zu  Unrecht  ange- 
masst  und  sine  executore  durcbgcfiihrt  hat,  aus  Zweckmässigkeitsgründen 
die  Losung  zu  empfehlen:  man  solle,  wenn  nur  der  Erbe  „bene  ordinavit  et 
distribuit“.  vor  dem  fait  accompli  sich  beugen  und  nicht  von  dem  Erben 
eine  nochmalige  Zahlung  oder  Tradition  (jetzt  an  den  Exekutor)  ver- 
langen. 
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Zumeist  nicht  mit  grossem  Erfolge.  Denn  auf  die  am  eifrigsten8'') 
erörterte  Frage,  ob  eine  actio  utilis,  eine  actio  ex  testamento, 
eine  actio  in  factum,  eine  condictio  ex  lege  Nulli  (-28  C.  1,  3) 
oder  eine  petitio  ex  pontificali  auctoritate  oder  ex  officio  iudicis 
die  passende  Klagform  wäre,  kam  im  Grunde  nicht  viel  an. 
Immerhin  finden  wir  Durantis**)  auf  der  richtigen  Fährte. 
Er  legt  au  entscheidender  Stelle  der  Konstruktion  des  ganzen 
Rechtsverhältnisses  den  auch  sonst  für  den  Aufbau  im  Einzelnen40) 
verwerteten  Gedanken  zu  Grunde: 

„iste  est:  minister  legatarius  vel  fideicommis- 
sarius“.4‘) 

Wie  der  Universalexekutor  die  Stellung  eines  Eiben,  so  hat  der 
Spezialexekutor  die  Stellung  eines  Legatars:  Er  hat  das 

Eigenthum  und  das  Gläubigerrecht  des  Legatars,  also 
mit  dem  einem  solchen  durch  die  Erbenrechte  ge- 
zogenen Schranken.  Aber  er  ist  minister  legatarius:  Er 

hat  das  Eigenthum  und  Gläubigerrecht  in  fremdem  Interesse, 
zn  treuer  Hand.  Das  deutet  auf  die  Zweckbeschränkung, 
die  wir  aus  dem  langobardischen  Recht  kennen  und  auch  schon 

*’)  Vgl.  Glossa  ord  in  e.  28  C.  1,  3 ad  „licentiam“;  Odofredus  an 
der  oben  N.  11  citirten  Stelle;  Jacobus  de  Arena  nr.  15;  Durantis 
nr.  17;  Petrus  de  Unzola  1.  c.  fol.  35  eol.  2. 

**)  Dass  er  bei  seinen  Ausführungen  über  die  Testaraentsexekutoren 
sehr  stark  einem  von  ihm  nicht  citirten  Traktat  dos  Joannes  Rlancus 
aus  Massilia  nacligegangen  ist,  wie  uns  die  erste  Addition  des  Joannes 
Audreae  zum  § 13  ad  verb.  „disputemus“  berichtet  ^„nimis  grande  furtum“), 
kann  für  uns  gleichgültig  sein. 

*°j  Vgl.  obon  N.  19. 

41)  nr.  71.  Vgl.  auch  nr.  17:  „actio  ex  testamento,  cum  tanquam  lega- 
t&rius  vel  fideicommissarius  sit*.  Ich  stimme  also  nicht  mit  He s eler  a.  a. 
0.  S.  159  überein,  welcher  darin  nur  die  wenig  bedeutende  Betonung  einer 
gewissen  Aehnlichkeit  zwischen  dem  Exekutor  und  dein  Legatar  erhlickt 
(ioldfeld,  a.  a.  O.  S.  77  f.  übersieht  den  oben  im  Text  wiedergegebeuen 
Satz  des  Durantis,  welcher  den  Schluss  seiner  theoretischen  Deduktion 
über  den  Spozialexekutor  bildet,  ganz  und  gar  und  nimmt  nur  die  unmittel- 
bar vorausgehende  Polemik  gegen  die  Annahmo  eines  gewöhnlichen 
iriimischen)  Legats  oder  Fideikommisses  in  Betracht.  Freilich  schreibt  die 
von  ihm  benutzte  Ausgabe  Basileae  1563,  wie  Lugduni  1556  und  Basileae 
1574:  „et  iste  est  minister,  legatarius,  vel  fideicommissarius“.  Wie  oben 
im  Text:  Patavii  1479,  Nurenibergo  i486,  Venetiis  1491  u 1501,  Lugduni 
1538,  1539,  1543,  Francofurti  1592,  1612.  Ganz  vereinzelt:  Lugduni  1504 
(,et  iste  est  minister  et  non  legatarius  vel  fideicommissarius“). 

13* 
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in  der  durch  die  Romanisirung  und  die  kanonische  Rechtsbildung 
herbeigeführten  Wandlung  in  Bezug  aut  den  Universalexekutor 
(oben  S.  181  ff.)  näher  bestimmt  haben.  Aus  der  Zweckschenkung 
ist  ein  Zweckvermächtnis  geworden.  Dem  Spezialexekutor 
sind  andere,  als  die  ihm  durch  den  Willen  des  Testators  vor- 
gezeichneten Verfügungen  mit  der  Wirkung  verboten,  dass  sie, 
wenn  trotzdem  vorgenommen,  nichtig  sind  und  für  Dritte  keine 
Rechte  begründen. 

Gerade  für  die  Wirksamkeit  der  Zweckbeschränkung  gegen 
Dritte  haben  wir  hier,  bei  dem  Spezialexekutor,  einen  vor- 
trefflichen Quellenbeleg,42)  der,  wie  kein  anderer,  den  innigen 
Zusammenhang  des  romanisirten  Rechts  mit  dem  langobardischen 
auf  unserem  Gebiete  vor  Augen  führt.  Wie  wir  oben  (S.  70  f.) 
gesehen,  nahm  die  Yerkaufsnrkunde  des  langobardischen  Dis- 
pensators in  das  Preisempfangsbekenntnis  zugleich  die  Erklärung 
auf,  dass  der  Preis  bereits  der  Bestimmung  des  Gebers  ent- 
sprechend distribuirt  sei.  Und  in  dem  „Breve  receptoriuni“ 
(oben  S.  ~2  ft.)  bekannte  wenigstens  der  Dispensator  gegenüber 
dem  Käufer,  dass  er  den  Kaufpreis  zu  dem  Zwecke,  ihn  künftig 
nach  der  Anordnung  des  Verstorbenen  zu  verwenden,  an  sich 
genommen  habe.  Beides  erfolgte,  tun  das  Eigenthum  des  Käufers 
an  dem  Kaufgrundstück  der  auflösenden  Wirkung  einer  etwaigen 
späteren  Veruntreuung  des  Kaufgeldes  von  Seiten  des  Dispensators 
zu  entziehen.  Beides  bewies  schlagend  die  Dinglichkeit  der  auf  dem 
Treuhandeigenthum  lastenden  Zweckbeschränkung.  Nun  zeigt  in 
der  Epoche  des  romanisirten  Rechts  die  Verkaufsurkunde  des  Spe- 
zialexekutors  die  gleiche,  fast  bis  aufs  Wort  gleiche  Fassung,  na- 
mentlich auch  jenen  bezeichnenden  Anhang  zum  Preisempfangs- 
bekenntnis. So  zunächst  — daraus  erhellt,  dass  diese  Fassung 
auch  damals  die  regelmässig  angewendete  war  und  blieb  — das 
entsprechende  Formular  aller  drei  von  mir  benutzten  Notariats- 
werke, nämlich  des  von  Palmieri  auf  Irnerius  zurück- 
getiihrten43)  Formularium  tabellionum,44)  der  Ars  notaria 
des  Rainerius  de  Perusio48)  und  der  Summa  Rolandini.4®) 

4*)  Er  hat  auch  fürdeu  rniversalexekutor  Beweiskraft;  vgl.  oben  S.  182. 

")  oben  § 22  N.  12. 

44)  Kd.  Palmieri  Lib.  I p.  48. 

“)  nr.  UV  u.  LV  (I.  c.  p.  42, 43). 

4,1J  Cap.  I.  „Yenditio  facta  a cowmissiariis“  (1.  c.  p.  92). 
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So  ferner  eine  von  Rainerius  in  Ausübung  seiner  Praxis  1238 
abgefasste  Urkunde.47)  Während  in  jenem  ersten  Forniularium, 
dem  ältesten  unter  den  drei  genannten,  die  zur  Tilgung  einer 
Xachlassschuld  bestellten  Spezialexekutoren  verkaufen  und 
tradiren 

.pro  tali  pretio  quod  recepimns  et  in  tali  debito  de- 
functi  solvimus“, 

heisst  es  bei  Rolandinus  (und  änhlich  im  Formular  und  in 
der  Urkunde  des  Rainerius): 

„pro  pretio  100  lib.  Bono.,  quod  pretium com- 

missarii  confessi hiermit  se  ab  ipso  emptore 

habnisse  et  recepisse.  dandnm  et  solvendum  in 
satisfactionem  et  solutionem  legatorum  animae 
Ant.  (des  Testators) “ 

Also  beide  Formen  linden  sieh  wieder,  sowohl  die  ältere,  strenge, 
als  die  jüngere,  abgeschwächte  des  Breve  receptorium ! Noch 
besonders  deutlich  spricht  die  Urkunde  von  1238,  wenn  darin 
der  Käufer  unter  Anderem  die  Zusicherung  erhält,  dass  er 
später  wegen  bestimmungswidriger  Verwendung  des  Kaufpreises 
keine  Anfechtung  erfahren  werde.  So  wenigstens  dürfte  wohl 
der  Passus: 

„Renuntiantes  . . . in  dict am  causam  non  conversi 
dicti  pretii  exceptioni“ 

zu  verstehen  sein.  Demnach  ist  die  Wirksamkeit  der  Zweck- 
beschränkung gegen  Dritte  für  das  romanisirte  Recht  in  gleicher 
Weise  wie  für  das  langobardische,  dargcthan,  mag  auch  in  der 
Folgezeit  die  ungewöhnlich  weite  Erstreckung  derselben,  eben 
auf  den  Käufer,  fortgelällen  sein.4") 

Der  Spezialexekutor  hatte  also  Eigenthum  und  Gläubiger- 
recht eines  Legatars  mit  der  durch  den  Treuhandgedanken  ge- 
gegebenen.  gegen  Dritte  wirksamen  Zweckbeschränkung.  Un- 
erreichbarkeit des  Zweckes  hatte,  wie  beim  Universalexekutor,4*) 
den  Rückfall  an  die  Erben,  Absetzung  den  Anfall  an  die 
Obrigkeit  bezw.  den  von  ihr  bestellten  Ersatzmann  zur  Folge. 

*')  Appendix  zur  Ars  uotaria,  iustruin.  V ft.  c.  p.  71). 

*')  So  fehlt  in  der  von  Testamentsexekutoreu  ausgestellten  Verkaufs- 
arkunde  in  Fantuzzi,  Honum.  Kavenn.  IV  US  (1296)  überhaupt  jeder  Hin- 
weis auf  deu  dem  Kaufpreis  gesetzten  Verwendungszweck. 

**)  oben  S.  ls:t. 
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Nur  in  einem  Falle  war  die  Rechtslage  eine  andere,  dann 
nämlich,  wenn  Spezieslegate  zu  Gunsten  bestimmter  Personen 
dem  Spezialexekutor  unterstellt  waren.  Dann  erwarben  die 
ersteren  unabhängig  von  dem  letzteren  unmittelbar  auf  Grund 
des  Testaments  iure  legati  das  Eigenthum  an  den  ihnen  ver- 
machten Nachlasssachen,  das  Gläubigerrecht  an  den  ihnen  ver- 
machten Naclilassi'orderungen.  Es  galt  dasselbe,  was  oben 
fS.  1*4)  für  den  gleichen  Fall  in  Bezug  auf  den  Universal- 
exekutor ausgeführt  ist.  Die  Macht  des  Treuhänders  sank  zu 
einer  Dispositionsgewalt  an  fremden  Sachen  oder  Forderungen4") 
herab,  die  ihm  jedoch  — etwa  dem  Recht  des  Pfaudgläubigers 
vergleichbar  — immer  noch  in  eigenem  Namen,  nicht  in  dem- 
jenigen der  Destinatäre,  zustand  und  in  der  obigen  Weise  be- 
schränkt oder  bedingt  war.  Ja  nach  dem  Pisaner  Stadt- 
recht  von  1233 M)  wurde  sie,  insofern  es  sich  um  das  Klage- 
recht gegen  dritte  Besitzer  handelte,  in  solchem  Falle  zu  einer 
subsidiären  Gewalt: 

„In  petitione  tarnen  speciei  legate  ....  fideicommissario 

seu  distributori  bonorum  defuneti  legatarius  preferatur.“ 


* 25. 

Fortschritt  in  der  Rcehtsentwieklung:  I niversalexckutor 
an  der  Seite  eines  Erben. 

Beide  in  den  §§  23  und  24  geschilderte  Treuhändertypen 
standen  ausschliesslich  im  Dienste  von  Legaten  oder  legatähn- 
lichen Zuwendungen.  Immer  handelte  es  sich  um  ein  „solvere 
legata“  oder  ein  „distribuere  bona“  unter  Andere,  als  die  Erben,1) 
um  eine  der  Fürsorge  des  Treuhänders  anheimgegebene  Aus- 
scheidung von  Nachlasswerthen  aus  der  Rechtssphäre  der 
Erben.  Der  Universalexekutor  entzog  den  ganzen  Nachlass  den 


“’J  Vgl.  <lir  oben  S.  85  X.  26  citil'te  Glosse  des  Carolus  de  Tocco 
(Anfang  des  13.  Jalirh.)  zur  1.  5 Lomb.  II,  IS:  „non  nt  dominum  eum  faceret, 
sed  ut  potestntem  haberet  distrabendi“. 

51)  a.  a.  O.  (S.  lös). 

')  Man  vergleiclie  nur  die  am  Anfang  des  I)  ura  nt  i s'sclien  Traktates 
stehenden  Erörterungen  (ur.  2 — 12). 
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Erben  und  brauchte  sich  weiterhin  um  diese  garnicht  mehr  zu 
kümmern.  Der  Spezialexekutor  hatte  die  Ausscheidung  einzelner 
Bestandtheile  des  Nachlasses  zu  bewirken  und  richtete  seine 
Thätigkeit  geradezu  gegen  die  Erben.  Bezeichnend  in  dieser 
Hinsicht  war  die  Behandlung  der  durch  das  Testament  einem 
Spezialexekutor  zugewiesenen  Aufgabe,  die  Tilgung  der  Nach- 
lassschulden zu  besorgen.  Diese  Bestimmung  erschien  nicht  etwa 
als  eine  Begünstigung  des  Erben,  der  seinerseits  von  der  East 
der  Regulirung  befreit  werden  sollte:  als  Destinatäre  wurden 
vielmehr  die  Erbschaltsgläubiger  angesehen,  deren  Befriedigung 
durch  die  Trenhänderbestellung  gesichert  und  von  den  Ent- 
schlüssen des  Erben  ganz  unabhängig  gemacht  werden  sollte.1) 
Das  Treuhandverhältnis  stand  also  in  jenen  beiden  Typen  immer 
noch  auf  demselben  Boden,  in  welchem  es  zuerst  während  des 
8.  Jahrhunderts  Wurzeln  geschlagen  hatte,  auf  dem  Boden  der 
die  Erbenrechte  verdrängenden  donatio  pro  anima.  Wurde  doch 
selbst  für  den  soeben  gedachten  Auftrag  zur  Schuldentilgung 
von  Dnrantis8)  auch  ein  religiöses  Moment  („ad  fortisfacta 
emendanda“  — Sündenausgleich)  herangezogen. 

Es  tauchten  indessen  schon  damals  Ansätze  auf  zu  einer 
andersartigen  Verwendung  des  Instituts,  bei  welcher  der  Treu- 
händer nicht  blos  als  Gegner,  sondern  auch  zum  T heil  als  Fr  e und 
des  Erben  in  Thätigkeit  trat,  bei  welcher  seine  Rechtsmacht 
nicht  blos  den  Interessen  fremder  Destinatäre,  sondern  auch 
denjenigen  des  Erben  selbst  diente,  bei  welcher  nicht  blos  die 
gänzliche  und  endgültige  Entfernung  von  Nachlassstücken  aus 
der  Rechtssphäre  des  Erben,  sondern  auch  eine  dem  Erben 
günstige  Behandlung  des  Nachlasses  oder  von  Nachlasswerthen, 
die  dem  Erben  verbleiben  sollten,  die  Aufgabe  des  Treuhänders 
bildete.  Das  war  insbesondere  dann  der  Fall,  wenn  im  Testa- 
ment ein  Erbe  eingesetzt  und  dennoch  der  ganze  Nachlass 
unter  eine  treue  Hand  gestellt  war,  sodass  die  Sache  anders 
lag,  als  beim  Distributor  omnium  (§  23).  Durantis  unterstellt 


s)  Vgl.  die  Citate  oben  -t  N.  2.  Die  Klage  des  Gläubigers  gegen 
den  Treuhänder  tDurautis  nr.  73)  ist  daher  in  diesem  Falle  (Spczial- 
exekution)  aus  dem  Gesichtspunkt  der  legatähnlichen  Jiewidmung  zu  er- 
klären (vgl.  unten  $ 27  N.  9.) 

3)  Citat  oben  jj  24  N.  2. 
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vielleicht  diesen  Fall,  indem  er  gelegentlich  die  Frage  aufwirft : 
Wie  ist  es  zu  halten,  wenn  der  Testator  jemanden  zum  Exekutor 
ernennt,  ihm  „nihil  officii  committens  expresse?“  und  diese  Frage 
unter  der  Voraussetzung,  dass  ein  Erbe  hinterlassen, 
gemäss  einer  „c o n s u e t u d o g e n e r a 1 i s“  dahin  beantwortet : „intelli- 
gatur  constitutus  ad  omnia.  quae  pertinent  ad  officium  praedic- 
torum  (sc.  executorum“).4)  Sicher  ziehen  denselben  Fall  die  Vene- 
tianischen  Statuten  von  1242  mit  in  den  Bereich  ihrer 
Satzungen  über  die  Testamentskommissarien. ')  Beispiele  aus  der 
Praxis  fehlen  nicht.*)  In  solchen  Fällen  war  der  Treuhänder 
nicht  gleich  dem  Spezialexekutor.  Denn  seine  Rechtsmacht 
war  nicht  auf  Theile  des  Nachlasses7)  oder  des  letzten  Willens 
beschränkt;  sein  Beruf  erschöpfte  sich  nicht  in  der  Stellung 
eines  minister  legatarins.  Er  hatte  vielmehr  die  volle  Reehts- 

4)  nr.  2.  Der  dort  gebrauchte  Ausdruck  „gardiator“  ttir  executor  ist 
nach  des  Durautis  eigener  Bemerkung  (nr.  1)  provenijalisch. 

•')  Statuta  Venetiarum  11t  7:  „Sed  si  minor  habet  tutorem  vel  fuerit, 
sub  commissario  constitutus,  si  potestatcm  habet  per  testaiuentum  dividendi, 
ipse  dividet  sine  iudice.  Scd  si  non  habet  potestatem  et  proclnmatur  ail 
divisionem  ab  alio,  fiat  divisio  cum  iudice,  ut  dictum  est.  Ipse  autem 
commissarius  vel  minor  non  potest  petere  divisionent,  nisi  in  testamento  sit 
ei  eoncC8suin  . . . .*  Es  handelt  sich  liier  um  Theilung  unter  den  Erben. 

"1  Vgl.  das  Testament  des  Thomas  von  Savoyen  v.  124«  in  Joh.  Christ. 
LUnig.  Codex  Italiae  diplomaticus  Bd.  III  Sp.  929  ff.  und  das  Peters  II 
von  Savoyen  von  1255  in  Chart.  II  nr.  1919.  In  detn  letzteren  gesellt  der 
Testator  den  beiden  eingesetzten  Erben  2 andere  Personen,  einen  Geistlichen 
und  einen  Ritter,  bei  und  beruft  alle  vier,  so  jedoch,  dass  schon  zwei  von 
ihnen  ohne  die  anderen  verfügungsberechtigt  sein  sollen,  zu  „executores 
huius  mee  ultime  voluutatis“  mit  der  „plena  et  libera  potestas  solveudi  debitn 
moa,  paeificandi  clamores  meos  et  satisfaeiendi  de  servitiis  familie  mee  et 
de  meis  cleemosynis  et  legatis“.  Vgl.  ferner  Fantuzzi,  Monutn.  Ravenn.  III 
108  (1316).  wo  der  Testator  Erben  einsetzt,  daneben  aber  „ad  predicta 
omnia  exequenda  . . . coinmissarios  et  dicti  sui  testamenti  executores“  be- 
stellt mit  umfassendster,  auf  Besitz  und  Verfügung  jedweder  Art  sich  er- 
streckender Rechtsmacht  über  den  ganzen  Nachlass  („generale  mandatum 
cum  plena  et  libera  administrntione“)  und  jeden  Eingriff  der  Erben  oder 
Vermächtnisnehmer  in  diese  Rechtsmacht  mit  der  Strafe  des  Ausschlusses 
von  dem  Nachlass  bedroht.  Auch  Verci  1.  c.  nr.  659  h (1301)  u.  1161  (1348) 
[Bd.  6 S.  96  u.  Bd.  12  S.  106], 

7)  Die  zur  besseren  Durchführung  seiner  Aufgabe  dem  Spezial- 
exekutor  hin  und  wieder  gegebene  Gewalt  über  den  ganzen  Nachlass 
zeigte  bereits  einen  Ansatz  zu  der  hier  gedachten  Treuhänder-Rechtsmacht. 
Vgl.  oben  jj  24  N.  23. 
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macht  des  Universalexekutors,  wie  wir  sie  oben  (§  23)  kennen 
gelernt  haben:  eine  Verwaltungskompetenz  von  gesetzlichem 
Umfange,  die  alle  für  die  Durchführung  des  ganzen  Testaments 
erforderlichen  und  dienlichen  Befugnisse  in  sich  schloss.  Aber 
er  stand  nicht  loco  heredis.  Denn  der  Platz  des  Erben  war 
bereits  besetzt:  in  der  Person  des  eingesetzten  Erben  war  ein 
Rechtsträger,  ein  Eigentümer  für  den  ganzen  Nachlass  vor- 
handen. Der  Treuhänder  konnte  deshalb  hier  nicht,  gleich  dem 
Distributor  omnium,  Eigentümer  des  Nachlasses  sein.  Seine 
Berechtigung  musste  sich,  wie  in  den  Fällen  der  §§  23  und  24 
(S.  184  u.  138)  partiell  in  Folge  der  Konkurrenz  der  Spezies- 
legatare, so  hier  allgemein  zu  einer  erb  rechtlich-ding- 
lichen Dispositionsgewalt  an  fremder  Sache  herab- 
mindern, auch  hier  ohne  dass  sie  an  ihrem  Inhalt,  an  ihrer 
Selbständigkeit  — er  hatte  hier,  einzig  und  allein  das  Testament 
als  Richtschnur  über  sich,  die  beiden  gegensätzlichen  Interessen, 
sowohl  das  der  Legatare  als  das  des  Erben,  gleichmässig  zu 
vertreten")  — oder  an  ihrer  Zweckgebundenheit  irgend  etwas 
einbüsste.  Nur  insoweit,  als  im  Testament  gewisse  Nachlass- 
werte  dem  Exekutor  verschrieben  waren  zur  Erfüllung  eines 
dauernden  Zweckes  oder,  wie  bei  den  Seelgiften  pro  pauperibus 
et  sacerdotibus  zur  Verwendung  für  wohltätige  Zwecke  nach 
seinem  diskretionären  Befinden,  erhielt  er  daran  mit  der  Aus- 
scheidung aus  dem  Nachlass  (zweckbedingtes)  Eigenthum.  Hier 
war  also  der  Punkt,  wo  der  Treuhänder  zu  Stiftungszwecken 
(unselbständige,  fiduziarische  Stiftung)  oder  im  Dienste  eines 
nicht  auf  die  Dauer  angelegten  gemeinnützigen  Zweckes  (diesem 
Typus  entspricht  der  moderne  Einsammler  von  Beiträgen'1))  von 
dem  Vollzieher  des  letzten  Willens,  mit  dem  er  bis  dahin  stets 
znsammengegangen  war.  sich  lostrennte:  dort  zweckgebundenes 
Eigeuthum  — hier  zweckgebundene  dingliche  Dispositionsgewalt 
ohne  Eigenthum. "*)  — 


*)  Zu  diesem  Behufe  gebührte  ihm  neben  der  dinglichen  Klage  wohl 
auch  eine  persönliche  Klage  gegen  den  Erben  nach  Art  der  dem  Spezial- 
exekutor  zugesprochenen  (oben  S.  ISO  ff  j, 

•)  Oben  § 7 Ziff.  t. 

Noch  für  eine  weitere  Treuhänderart  hatte  das  langobardisehe  Recht 
den  (irund  gelegt:  für  den  Interventionstreuhänder,  denjenigen, 


Digitized  by  Google 


202 


8 2«. 

Vererblichkeit.  — l'obertrairbarkeit.  — Mehrere 
Treuhänder. 

Die  Komanisirung  hat  diese  Punkte  nur  in  untergeordnetem 
Masse  berührt.  Die  Grundsätze  des  langobardischen  Rechts, 
oben  in  § 17  namentlich  durch  Rückschluss  aus  dem  Inhalt  der 
Urkunden  zu  Tage  gefördert,  finden  wir  wieder  in  der  Doktrin 
und  Gesetzgebung  unserer  Epoche,  als  Normen  formulirt  und 
ins  Einzelne  zergliedert,  zum  Theil  dem  Zeitgeist  gemäss  in 
unfruchtbare  Kasuistik  aufgelöst. 

Der  Tod  des  Exekutors  bringt,  wenn  nicht  einmal  zur 
Seltenheit  das  Testament  anders  verfügt  hat,  die  Rechtsträger- 
schart zu  treuer  Hand  nicht  in  Erbgang.1)  Der  Exekutor  kann 
auch  unter  liebenden  nicht  darüber  verfügen.3)  Nur  eine.  Spezial- 
ermächtigung des  Testators  vermag  ihm  die  Uebertragung  an  einen 
Anderen  zu  ermöglichen,  wobei  jedoch  natürlich  das  Testament 
nicht,  wie  früher  die  Vergabnngsurkunde,  als  Traditionspapier 
verwendbar  ist.  Dagegen  lässt  sich  die  Rechtsträgerschart  nach 


welcher  »ich  nicht  materiell  einzumisehen,  den  letzten  Willen  nicht  selbst 
zu  Vollstreckern  sondern  nur  über  die  Vollstreckung  seitens  der  dazu  Be- 
rufenen (Erben  — Legatare)  zu  wachen  und  zu  diesem  Ende  gegen  sie  ein 
selbständiges  Klagerecht  auf  Etfüllung  ihrer  Pflichten  hat.  Oben  § 10 
S.  129  ff.  Auf  diese  Trenhänderspezies  spielt  Petrus  de  Boateriis  1.  c. 
nr.  I (p.  93)  an  mit  dem  Satze:  „Commissarius  dicitur,  cui  post  obituni 
examen  rerum  agendarum  vel  ipsne  res  agendae  relinquuntnr“.  Zu- 
weilen wurde  dem  Vollstreckungstreuhänder  neben  seinem  Vollstreckungs- 
recht jenes  Iuterventionsrocht  zugesprochen,  so  nach  Durantis  nr.  73  dem 
ad  debita  solvenda  bestellten  Exekutor:  oben  tj  21  N.  17.  Vgl.  Bcseler 
a.  a.  0.  S.  203 

')  Vgl.  oben  § 20  Ziff.  2 und  die  Citate  in  N.  20  daselbst,  ferner  Stat. 
Venet.  IV  23:  „Kam  et  commissarie  alicui  dimisse  nullus  succedere  debet". 

*)  Vgl.  die  seltsame  Vorschrift  in  Stat.  Venet.  IV  21:  „Sancimus, 
ut  nullus  commissarius  pignorare  possit  ad  mini  s t ra  t i onem  commissarie, 
et  si  fecerit  non  tencat  pignoratio“.  Ein  interessantes  .Seitenstück  im  Er- 
furter Stadtrecht  von  130B  Art.  39  (in  Walch's  vermischten  Beiträgen  1 
S.  11«),  wonach  den  Privatgläubigcrn  des  Salmannes  gestattet  ist.  das  Treu- 
handgut zu  frohnden.  Hierüber  Alhrecht.  (lewere  N.  «93 ; Bcseler, 
Erbvertr.  1 8 209  f.;  Bewer,  Salu  Traditio  Vestitura  S 70. 
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wie  vor  mit  einem  Amt  dergestalt  verkuilpfen,  dass  sie  beim 
Ausscheiden  des  alten  ohne  Weiteres  auf  den  neuen  Amtsinhaber 
übergeht.3)  Ein  Uebergang  kraft  Devolution  ist  durch  die  oben4) 
geschilderte  kanonische  Rechtsbildung  eingeführt  worden. 

Die  Rechtsverhältnisse  einer  Mehrzahl  von  Testaments- 
exekntoren  linden  in  der  Litteratur,  wie  bei  Jacobus  de  Arena 
uud  Durantis,  und  in  der  Gesetzgebung,  wie  in  den  Stadt- 
rechten von  Pisa  und  Venedig,  eingehende  Erörterung  und 
Regelung.5 *)  Als  leitendes  Prinzip  können  wir  wiederum  die 
Gesammthand  erkennen.  Die  Exekutoren,  welche  die  zu 
administrirenden  Güter  unter  sich  reell  theilen,  werden  in  Pisa®) 
mit  einer  hohen,  ans  Stadtärar  zu  zahlenden  Geldstrafe  belegt. 
Im  Zweifel  ist  gemeinsames  Handeln  Aller  nothwendig.  Stirbt 
einer  von  ihnen,  so  konzentriren  sich  die  Treuhänderrechte  auf 
deu  oder  die  Uebrigen.  „Distribut io  alteri  accrescat  altero 
mortuo“,  sagt  Durantis.7)  Gleichgestellt  wird  — und  darin 
liegt  eine  aus  der  Romanisirung  (Einseitigkeit  der  Berufung 
des  Treuhänders)  sich  ergebende  Neuerung8)  — der  Fall,  dass 
einer  von  den  Exekutoren  die  Uebernahme  der  Treuhäuderschaft 
ablehnt.  „Decernimus  ergo  — heisst  es  z.  B.  in  den  Statuten 
von  Venedig  (IV  17)  — ut  si  quis  plures  commissarios  sibi 
ordinaverit  et  unns  vel  plures  ex  eis  tenuit  vel  renuerit  intro- 
mittere  commissariam,  reliqui  intromittere  possint,  et  comrnu- 
nem  administrationem  facere  possint  et  debeant  in  omnibus 
bonis  defuncti.“  Als  ein  solches  Ablehnen  wird  dort  auch  ein 
„non  intromittere“  binnen  der  dort  vorgesehenen  Frist  von 
!>0  Tagen  angesehen.9)  Gleichgestellt  wird  ferner  der  Fall,  dass 

3)  In  dieser  Hinsicht  spitzfindige  Distinktionen  für  die  Interpretation 
des  letzten  Willens  hei  .lacobns  de  Arena  nr.  21  n.  Durantis  nr.  82. 

0 § 20  Ziff.  2,  § 21  (S.  105  f.) 

s)  Vgl.  Stat.  Pis.  a.  a.  O.  S.  702,  703  (Reform,  v.  1281),  764;  Stat. 
Vcnet.  IV  17,  23,  VI  49;  Ja c.  A re.  nr.  26,  27;  Dur.  nr.  12,  13,  49,  50,  52 — 54. 

*)  a,  a.  O.  S.  702. 

’)  nr.  50,  vgl.  auch  nr.  13.  Petrus  de  Unzolaa.  a 0.  fol.  36  col.  1 
..Sed  verius  videtur  in  predicto  caau  quod  aliis  doctoribus  placet.  seilicet 
quod  alter  commissarius  supervivens  possit  totem  negociuni  executioni  inan- 
dare*.  Ebenso  Petrus  de  Hoaleriis  1.  c.  nr.  V 7 (p.  96),  freilich  nicht 
aus  prinzipiellem  Grunde,  sondern  weil  „hoc  fit  favore  ultiume  voluntatis“. 

")  oben  § 20  Ziff.  1 um  Anf. 

“)  oben  S.  103. 
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einer  der  Mehreren  durch  lange  Abwesenheit  am  Handeln  ver- 
hindert ist.  Endlich  nach  dem  Pisaner  Stadtrecht  (Ref.  v.  1281 ) 
auch  der  Fall,  dass  er  den  Anordnungen  der  Aufsichtsbehörde 
nicht  nachkommt.10)  während  in  Venedig  von  der  Betheiligung 
des  Nachlässigen  nicht  abgesehen,  sondern  gegen  ihn  auf  Be- 
schwerde der  Uebrigen  richterlicher  Zwang  angewendet  wird: 
„iudices  . . . possint  et  debeant  tales  commissarios  compellere  ad 
administrandum  cum  aliis,  sub  illis  ]tenis  de  propriis  bonis,  infra 
illos  terminos,  que  et  qui  sue  discretioni  vel  maiori  parti  eorum 
(sc.  iudicum)  convenientiores  apparebunt“.  (VI.  49.)11)  Abge- 
sehen von  den  angeführten  Fällen  bedarf  es  also  der  Mitwirkung 
aller  Berufenen,  damit  eine  gültige  Rechtshandlung  im  Rahmen 
der  Treuhandkompetenz  zu  Stande  kommen  kann.12)  Bios  für 
die  Prozessfiihrung,  sowohl  auf  der  klagenden  als  auf  der  be- 
klagten Seite,  räumt  das  Pisaner  Recht  eine  Erleichterung  ein.11) 
Danach  darf  schon  einer  von  den  Treuhändern  „in  solidum 
agere  et  respondere“,  wenn  er  den  übrigen  durch  Streitver- 
kündung Gelegenheit  zum  Beitritt  giebt:  andernfalls  gilt  seine 
Prozessführung,  Confessio  und  Urtheil  nur  für  ihn  selbst,  „ac 
si  pro  virilibus  tantum  partibus  predictum  officium  eis  tcsta- 
tor  commisisset.“ 

Wie  wir  schon  aus  dem  letzten  Satz  ersehen,  konnte  das 

0 

Verhältnis  zwischen  den  mehreren  Treuhändern  auch  in  anderer 
Weise  geordnet  sein.  Denkbar  war  sogar,  wie  gerade  jener 
Satz  zeigt,  eine  Veitheilung  nach  ideellen  Kopfteilen,  Doch 
dürfte  diese  unpraktische14)  Regelung  vom  Testator  wohl  kaum 


'")  Dieser  Fall  ist  in  cap.  2 § 1 in  VI  <»  de  testametitis  :s  11  (Bonifacius 
VIII)  noch  erweitert:  ,Sane,  pluribus  a testatore  simpliciter  exsecutoribus 
deputatis,  uno  eorum  inortuo,  vel  in  remotis  agente,  aut  id  exsoqui  forte 
nol eilte,  ne  Toliintatem  testatoris  impediri  vel  niiniuni  ilifferri  contiugut, 
poterit  alius,  uisi  testator  aliud  expresserit,  officium  exsecutionis 
imune  tae  liliere  adimplere“.  Damit  ist  freilich  das  Prinzip  fast  ganz  uni- 
gedreht.  Nach  dem  Bericht  des  Petrus  de  Unzola  fol.  45  * col.  2 sprachen 
sich  einige  seiner  Zeitgenossen  geradezu  für  das  Solidarprinzip  als  ge- 
setzliches Prinzip  aus. 

“)  Du  ran  t.i  s n.  54 : „l’otest  eliam  dici,  quod  cogetur  cum  altero  exequi*. 

1S)  Bei  Uneinigkeit  Eingreifen  der  Obrigkeit  : oben  § 20  N.  4,  5 und 
§ 21  S.  162. 

’3)  Vgl  oben  !j  17  36. 

'*)  Vgl.  oben  S.  Ho. 
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jemals  gewählt  wurden  sein,  vielmehr  nur  einen  partikulargesetz- 
lichen  Nothbehelf  für  gewisse  Ausnahmefalle"')  gebildet  haben.19) 
Eher  mag  das  Testament  hin  und  wieder  die  Treuhandbefug- 
nisse gegenständlich  vertheilt,  vielleicht  dem  Einen  die  Ein- 
ziehung der  Forderungen,  dem  Anderen  den  Verkauf  der  im 
Nachlass  befindlichen  Sachen  zugewiesen  haben,  sodass  die 
Sache  so  lag,  als  ob  mehrere  selbständige  Exekutionen  an- 
geordnet wären  — worauf  wohl  Durantis17)  hindeutet,  wenn 
er  für  den  Fall,  dass  die  Exekutoren  „disiunctim  sive  in  partes 
constituti  sunt“,  die  Akkrescenz  ausschliesst.  Sehr  häufig 
stellte  dagegen  der  Erblasser  die  Ausübung  der  zu  treuer  Hand 
verliehenen  Rechtsmacht  unter  das  schon  in  den  Urkunden  der 
langobardischen  Epoche  stark  angewendete1'')  Solidarprinzip: 
Jeder  Einzelne  oder  eine  bestimmte  Anzahl  unter  den  Be- 
rufenen sollte  ohne  die  Anderen  in  vollem  Umfange  zu  handeln 
befugt  sein.111)  Auch  in  entgegengesetzter  Richtung  konnte  der 
Testator  ändernd  eingreifen.  Er  konnte  — eine  Möglichkeit,  die 
Jacobus  de  Arena40)  behandelt,  — das  Gesammthandprinzip 
noch  durch  Ausschluss  der  Akkrescenz  verschärfen,  also  anordnen, 
dass  unter  allen  Umständen  die  beiden  Berufenen  zusammen 
handeln  sollten.  Dann  „uno  deficiente  vel  se  excusante  alter 
nihil  jwterit  ....  et  tune  recidit  potestas  in  episcopum.“ 


,4)  Vgl-  ausser  dem  letzten  Citat  aus  dem  Pisaner  Stadtrecht  noch 
Stat.  Venet.  IV’  17  a.  K. : .Kt  si  quidaiu  de  eoiumissariis  . . . infra  dictum 
tempus  90  dierum  introiniserit,  alii,  utius  vel  plures,  cessaverint,  illo  vel 
illi.  qui  intromiserunt  vel  intromisit,  non  adininistrent  vel  administret,  nisi 
pro  parte  sua:  post  illud  autem  tempus  totain  administrabit“. 

**)  Petrus  de  Unzola  fol.  35*  col.  1 in  fine  theilt  allerdings  mit,  dass 
dies  auch  von  einigen  Theoretikern,  deren  Ansicht  er  selbst  nicht  zu  theilen 
scheint,  im  Zweifel  angenommen  wurde. 

,!)  nr.  50. 

»»)  Oben  S.  142  ff 

’*)  Duranti  s nr.  50,  auch  53;  Petrus  de  Unzola  1.  c.  fol.  35*  col.  1 ; 
■lac.  Are:  „testator  voluit,  queinlibet  insolidum  gcrere“,  .die  unnm  solum 
posse  erogare  et  erit  melior  conditio  oceupantis“.  Vgl.  das  weitläufigere 
Testamentsformular  des  Rolandinus  (oben  tj  24  N.  20  citirt):  .dans  eis  et 
cuilibet  eorum  plenam  liccntiam  etc.*,  auch  die  Urk.  Chart.  II  nr.  1919 
(oben  $ 25  N.  0),  Fantuzzi.  Monum.  Ravenn.  III  108  (1316),  Verci  nr.  659  b 
(1801)  [Bd.  6 S.  96], 

®)  nr.  26  (statt  „voluit“  muss  es  hier  „noluit“  heissen).  Der  Fall 
lässt  sich  mit  der  modernen  Kollektiv-Prokura  vergleichen. 


Digitized  by  Google 


200 


Zweites  Kapitel. 

Die  Rechtspflicht  des  Treuhänders. 

8 -2:. 

Das  kanonische  Recht  hatte,  den  Zweck  der  Treuhand,  dass 
durch  sie  der  letzte  Wille  Wirklichkeit  werde,  mit  voller  Schärfe 
betonend,  für  den  Treuhänder  eine  öffentlich-rechtliche  Pflicht 
geschaffen,  die  einmal  übernommene  Aufgabe  gehörig  zu  erfüllen. 
Dies  war  mit  dem  dazu  gehörigen  System  von  Rechtssätzen 
und  Einrichtungen  in  das  weltliche  Recht  übergegangen.  Es 
musste  — in  der  Weise,  wie  das  oben  (S.  lf.4  f.)  dargelegt 
ist,  — auch  auf  das  Privatrecht  einwirken.  Die  öffentlich- 
rechtliche  Pflicht  des  Treuhänders  musste,  in  Beziehung  ge- 
bracht zu  den  interessirten  Privatpersonen,  aus  sich  heraus  eine 
privatrechtliche  Pflicht  hervorbringen,  um  so  eher,  als 
dieser  Entwicklung  das  römische  Testamentsrecht  weit  ent- 
gegenkam. Denn  danach  war  der  Erbe  der  Repräsentant  des 
Erblassers  und  des  letzten  Willens.  War  er  nun  zwar 
durch  den  Exekutor,  den  er  neben  sich  zu  dulden  hatte,  (§§  24, 
25)  soweit,  als  dessen  Rechtsmacht  reichte,  zurückgedrängt,  so 
liess  sich  doch  leicht  aus  jener  Stellung  für  ihn  die  Berechti- 
gung herleiten , gegen  den  Exekutor  auf  einen  dem  letzten 
Willen  entsprechenden  Gebrauch  seiner  Rechtsmacht  zu  dringen. 
Den  Legataren  erwuchs  nach  römischen  Grundsätzen  unmittelbar 
aus  dem  Testament  eine  Klage  gegen  den  Erben  auf  Erfüllung 
der  Vermächtnisse.  War  dieselbe  Klage  gegenüber  dem  Uni- 
versalexekutor (§  23)  schon  wegen  seiner  Erbenähnlichkeit  ge- 
rechtfertigt, so  war  sie  doch  auch  gegenüber  den  anderen  Exe- 
kutoren  am  Platze,  da  sonst  durch  die  Einschiebung  der  Treu- 
hand die  Rechtslage  der  Legatare,  anstatt  verbessert,  ver- 
schlechtert worden  wäre.  Die  privatrechtliche  Verpflichtung 
des  Treuhänders  gegen  die  Erben  und  gegen  die  Legatare  oder 
Destinatäre,  wie  sie  in  der  Litteratur  unserer  Epoche  dnrchweg 
deutlich  entgegentritt,  war  folglich  vom  Standpunkt  des  Civil- 
reclits  aus  der  Zweckgebundenheit  der  Treuhänderstellung  einer- 
seits und  aus  der  Recht  schaffenden  Kraft  des  römischen  Testa- 
ments andererseits  zu  rechtfertigen.  Sie  reichte  mit  keiner 
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ihrer  Wurzeln  in  das  Gebiet  des  römischen,  obligationenrecht- 
lichen  Mandats.  Nur  vereinzelt  wurde  hier  und  davon  einem 
Mandat  des  Exekutors  gesprochen,  wie  in  cap.  19  X h.  t.:  die 
regelmässige  Bezeichnung  für  den  Inbegriff  seiner  Pflichten 
(auch  Rechte)  war  „officium“.1)  Die  Klage  gegen  ihn  wurde 
als  condicto  ex  lege  28,  C.  1,3,  petitio  ex  officio  iudicis,  actio  ex 
testamento  oder  actio  in  factum,*)  niemals,  soweit  ich  sehe,  als 
actio  mandati  (directa)  charakterisirt. 

Die  persönliche  Verpflichtung  war  also  jetzt,  anders  als  in 
der  langobardischen  Periode  (oben  § 18),  die  nothwendige 
und  selbstverständliche  Kehrseite  der  Rechtsmacht  des  Treu- 
händers. Der  Zweck  der  Treuhand  war  jetzt  nicht  blos  durch 
die  das  Merkmal  der  germanischen  fiducia  bildende  dingliche 
Beschränkung  der  Rechtsmacht,  sondern  auch  durch  die  per- 
sönliche Bindung  ihres  Trägers  geschützt.  Es  bedurfte  gar- 
nicht  einer  ausdrücklichen  Uebemahme  der  Verbindlichkeit. 
Sie  erwuchs  in  dem  Augenblicke,  wo  der  Exekutor  den  Willen 
bek'nndete,  die  ihm  erworbene  Rechtsmacht  zu  behalten,  also 
namentlich,  sobald  er  von  ihr  irgend  einen  erkennbaren  Gebrauch 
machte.3)  Gegenstand  der  Verpflichtung  gegen  den  Erben 
war  die  ordnungsmässige  und  rechtzeitige  Durchführung  des 
letzten  Willens  im  ganzen  Treuhandbereich.  Der  Erbe  konnte 
also  seinerseits  (neben  und  abgesehen  von  der  Aufsichtsbehörde) 
am  Anfang  die  Errichtung  des  Inventars  — da,  wo  sie  vor- 
gesehen war4)  — und  am  Schluss  Rechnungslegung,  ferner 
in  Ausnahmefällen,  wenn  der  Exekutor  suspekt  wurde  oder 
verarmt  war,  bei  der  Aushändigung  von  Nacldasssachen  an  ihn 
cautio  de  implenda  voluntate  defuncti*)  verlangen.  Er  konnte 

')  z.  B.  Jacobus  de  Arena  nr.  14:  „est  officium  coiumissarii  disponere 
et  distribuere  etc.“  „Sed  quid  si  suscepto  tali  officio  non  vult  illud  «xpücare 
etc.“  Sehr  oft  Durantis  nr.  2,  3,  12,  13,  44,  49,  57,  69,  70,  81,  90. 
Ferner  Fautuzzi,  Minium.  Kavenn.  III  108  (1816). 

*)  Roffreduä  a.  a.  O.;  Glossa  ord.  in  c.  28  C.  1,3  „licentiani“ ; 
Durantis  nr.  39,  55,  68. 

ä)  oben  § 20  N.  2. 

4)  oben  § 20  N.  3 u.  § 21  S.  162. 

4)  Hostieusis  in  c.  17  „que  per  manu»  eornm“;  Glossa  ord.  1.  c. 
(„persona  est  suspecta  vita  et  moribus  et  quia  non  possidet  iniraobilia“); 
Jacobus  de  Arena  nr.  13;  Durantis  nr.  18;  Petrus  de  Unzola  1.  c. 
fol.  34*  col.  1. 
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bei  Säumnis  auf  die  Erledigung  der  Testamentsexekution 
dringen,")  bei  drohender  Misvcrwaltung  oder  Untreue  vorbeugende 
Rechtsmittel  ergreifen,5)  endlich  „propter  dolum  vel  culpam  vel 
fraudem  in  ipsa  administratione  commissam“  die  Schadensklage 
anstrengen.8)  Gegenstand  der  Verpflichtung  gegen  die  Desti- 
natäre”) war  die  ordnungsmässige  und  rechtzeitige  Ausrichtung 
der  zu  ihren  Gunsten  vom  Testator  getroffenen  Anordnungen. 
Sie  konnten  vom  Exekutor  Herausgabe  der  ihnen  vermachten 
Nachlasssachen,  auch  der  dazu  gehörigen  Dokumente,10)  Zahlung 
der  ihnen  legirten  Summen  fordern")  und  selbst  die  Anwendung 
der  ihm  gegen  Erben  oder  Erbschaftsschuldner  zustehenden, 
aber  von  ihm  unbenutzt  gelassenen  Rechtsmittel  im  Klagewege 
erwirken.1*)  Der  Exekutor  war  also,  soweit  seine  Gewalt  über 
den  Nachlass  reichte,  im  Prozesse  auch  passiv  legitimirt. 
Allein  er  konkurrirte  darin  mit  dem  Erben.  Die  Destinatäre 
konnten  an  seiner  Statt  unmittelbar  den  Erben  beklagen.  rEst 
enim,  nt  videtur,  — sagt  Durantis13)  — in  ipsorum  optione, 
quem  eorum  malint  convenire,  scilicet  an  haeredem,  ....  vel 
executorem.“ 


•)  Durantis  nr.  59. 

’)  Durantis  nr.  65:  „si  executor  male  distrihnit  scu  dividit,  haerea 
vel  episcopus  et  etiain  legatarii  poterunt  distrilmtionciu  seu  diviainneni  hltiug 
itnpedire“. 

•)  Durantis  nr.  55. 

•)  Zu  diesen  zählten  im  Falle  der  zum  Zwecke  der  Tilgung  der 
Nachlassschulden  angeordneten  Spezialexekution  auch  die  Erbschaftsgläubiger: 
Durantis  ur.  73.  Oben  § 25  N.  2. 

,0)  Durantis  n.  30. 

’*)  Durantis  n.  58;  Gl.  ord.  in  c.  28  C.  1,3  „licentiam“:  „et  idem 
auxilium  habet  ille,  cui  eat  relietum,  ut  xenodochium.  contra  episcopum  rel 
designatatn  personam“. 

"J  Durantis  n.  39:  „vel  forte  legatarii  agent  contra  illutn  (sc  exe- 
cutoreiu)  condictione  ex  leg«  illa  (28  0.  1,3)  vel  officio  iudicis.  ut  ugat“. 

”)  nr.  39.  Ebeuso  Petrus  de  Unzola  I.  c.  fol.  35  col.  2.  Vergl 
Goldfeld,  a a.  O.  S.  97  N 30. 
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Schluss. 

8 28. 

Rückblick. 

Die  Entwicklung  der  letzt  willigen  Treuhand  während  des 
halben  Jahrtausends  von  den  Langobardenkönigen  bis  zu 
Durantis  zeigt  uns  das  Hild  eines  ruhig  tliessenden  Stromes, 
der  durch  die  Aufnahme  kräftiger  Nebenflüsse  stetig  an  Breite 
und  Tiefe  zunimmt,  ohne  dadurch  sich  von  der  anfangs  einge- 
schlagenen Richtung  abdrängen  zu  lassen.  Denn  dies  hat  selbst 
der  bedeutendste  unter  den  Zuflüssen,  derjenige,  welcher  die 
römischen  Rechtselemente  zuführte,  nicht  zu  Stande  gebracht. 
Das  römische  Testament  und  der  römische  Gedanke,  dass  der 
Erbe  Träger  des  letzten  Willens  sei,  haben  die  Entwicklung 
nicht  unterbrochen  oder  aus  ihrer  Bahn  getrieben,  vielmehr  ihr 
gut  Theil  zur  Vervollkommnung  des  Instituts  beigetragen.  Zwar 
betrachtete  es  die  italienische  Doktrin  des  13.  Jahrhunderts  als 
ihre  Aufgabe,  auch  die  Treuhand  in  den  Rahmen  des  römischen 
Rechts  einzuspannen.  Sie  hielt  aber  dabei  bis  auf  einige 
Punkte')  ihre  Deutung  der  Quellen  im  Einklang  mit  den  im 
praktischen  Rechtsleben  Vorgefundenen  Bedürfnissen  und  Tliat- 
beständen,  und  es  hatten  darunter  die  Quellen  weit  mehr  zu  er- 
dulden — was  wurde  z.  B.  nicht  alles  aus  der  c.  *28  ('.  de 
episcopis  et  clericis  1,  3 hergeleitet?  — als  die  in  der  Treu- 
hand seit  der  langobardischen  Zeit  wirkenden  Rechtsgedanken. 
Gerade  die  Thütigkeit  der  Legisten  auf  unserem  Gebiete  kann 
als  ein  treffliches  Beispiel  dafür  gelten,  dass,  was  man  damals 
an  „Umdeutungen  der  Quellen“  leistete,  vielfach  „nicht  zufällige 
Misverständnisse,  sondern  geschichtlich  bedingte  Irrthümer  waren, 
die  auf  der  inneren  Nothwewligkeit  der  Anpassung  beruhten.“8) 

Die  Treuhand  würde  vielleicht  nicht  eine  so  ruhig  und 
ungestört  fortschreitende  Entwicklung  erfahren  haben,  hätte  ihr 
nicht  ununterbrochen,  als  ein  bei  allen  Veränderungen  des 
Rechts  sich  stets  gleich  bleibender  Faktor,  die  Kirche  mächtig 


')  vgl.  namentlich  oben  iS.  177  n 17Sf.  (Klagereclit  des  Exekutors). 
*)  Satz  aus  (Mcrke'a  Deutschem  Privatrocht  (I  S 14). 

Schult»«.  Dki  langohftrdiftcbc  Treuhand.  14 
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helfend  zur  Seite  gestanden.  Denn  die  im  letzten  AVillen  lie- 
genden Seelgiften  zu  erleichtern  und  zu  sichern,  war  die  Treu- 
hand entstanden,  und  dies  war,  obwohl  sie  bald  in  steigendem 
Masse  auch  den  anderen  Bestimmungen  des  letzten  Willens 
dienstbar  wurde,  während  des  ganzen  hier  behandelten  Zeit- 
raums ihr  oberster  Beruf  geblieben.  Deshalb  hatte  die  Kirche 
ihr  Interesse  niemals  erlahmen  lassen.  Sie  bethätigte  es,  wie 
wir  gesehen  haben,  indem  sie  der  weltlichen  Rechtsbildung 
immer  wieder  das  Ziel  wies,  auf  welches  hinzusteuern  war,  in 
der  Bliithezeit  des  kanonischen  Rechts  zugleich  dadurch,  dass 
sie  diesem  Ziele  selbst  mit  eigenen  Satzungen  und  Einrichtungen 
nachging.  Es  war  also  derselbe,  feste,  den  Wandel  der  Zeiten 
überdauernde  Zweck,  welcher  aus  den  vorhandenen  Kräften 
des  jeweilig  geltenden  Rechts  die  geeignetsten  heranzog  und 
die  hierbei  erprobten  Kräfte,  so  lange  sie  nicht  durch  geeignetere 
sich  ersetzen  Hessen,  mit  Zähigkeit  festhielt.  So  haben  lango- 
bardisch-germanisches,  kanonisches  und  romanisirtes  Recht  der 
Lehre  von  der  letztwilligen  Treuhand  unverlierbare  Bestand- 
tlieile  zugellihrt. 

Grundlage  und  Kern  waren  und  blieben  Gedanken  des 
langobardisch-germanischen  Sachenrechts.  Man  übertrug 
dem  Vertrauensmann  Eigenthum  an  den  Sachen,  über  die  er 
nach  dem  Willen  des  Gebers  walten  sollte.  Damit  war  der 
wichtigste  Punkt  getroffen:  Der  Vertrauensmann  hatte  eine 
selbständige,  allen  Dritten,  namentlich  den  Erben,  gegenüber 
Stand  haltende  Macht  gewonnen,  er  war  Träger  eigenen  Rechts 
in  fremdem  Interesse,  wahrer  Treuhänder  geworden.  Die  An- 
passungsfähigkeit der  lex  traditionis  ermöglichte  es  aber,  das 
Eigenthum  des  Treuhänders  von  vorn  herein  in  der  dem  Zweck 
seiner  Bestellung  entsprechenden  Weise  zu  beschränken  mit  dem 
Erfolge,  dass,  soweit  die  Publizität  reichte,  jeder  spätere  Dritt- 
erwerber  diese  Beschränkung  gegen  sich  gelten  lassen  musste. 
Das  Eigenthum  wurde  also  unter  eine  Resolutivbedingung  ge- 
stellt, das  auflösende  Ereignis  in  später  eintretender  Unerfüll- 
barkeit jenes  Zweckes  oder  in  zweckwidrigem  Gebrauch  des 
Eigenthums  gefunden.  Die  Beschränkung  brauchte,  um  derge- 
stalt zu  wirken,  nicht  ausdrücklich  als  Resolutivbedingung  gefasst 
zu  sein.  Denn  da  die  Tradition  hier  für  den  Tradenten 
Schenkung  war.  so  wohnte  dem  übertragenen  Eigenthum 
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kraft  eines  alten  gemeingermanischen  Prinzips  schon  von  selbst 
die  Tendenz  inne,  an  die  Seite  des  Schenkers  zurückzufallen. 
Es  genügte  daher  die  blosse  Aufnahme  des  Zwecks  .in  die  lex 
traditionis.  um  jene  Resolutivbedingung  in  Kraft  zu  setzen.  Die 
Bestellung  des  Treuhänders  war  also  Zweckschenkung  im 
Sinne  des  germanischen  Rechts;  von  anderen  Zweckschenkungen 
unterschied  sie  das  Treuhand-Element,  der  Umstand,  dass  die 
Zweckauflage  die  ganze  Schenkung  absorbirte,  dass  sie  dem 
Beschenkten,  d.  h.  dem  Treuhänder,  — wenigstens  grundsätz- 
lich — keinen  eigenen  Vortheil  übrig  Hess.  Diese  Zweck- 
schenkung zu  getreuer  Hand  war  dazu  angethan,  sowohl  einer 
zeitlich  begrenzten,  als  einer  auf  die  Dauer  angelegten,  sowohl 
einer  alsbald  bei  Lebzeiten  des  Schenkers,  als  einer  erst  nach 
seinem  Tode  in  Angriff  zu  nehmenden  Aufgabe  zu  dienen. 
Insofern  das  Letzte  zutraf,  war  sie  zugleich  Vergabung  auf  den 
Todesfall  (donatio  post  obitum).  Insofern  kam  sie  bei  der  Ro- 
manisiiung  mit  dem  Testament  in  Berührung.  Sie  wurde 
Zweckvermächtnis  zu  getreuer  Hand.  Tn  demjenigen  Umfange 
aber,  in  welchem  das  Testament  an  den  unter  die  treue  Hand 
gestellten  Nachlassgegenständen  für  die  Erben  oder  für  die 
endlichen  Destinatäre  als  die  eigentlichen  Legatare  ein  Eigen- 
thumsrecht begründete,  musste  das  Eigcnthum  des  Treuhänders 
weichen.  Allein  die  Selbständigkeit  und  Dinglichkeit  seiner 
Rechtsmacht  einerseits  und  die  Zweckbedingtheit  derselben 
andererseits,  also  die  wichtigsten  Errungenschaften  der  lango- 
bardisch-germanischen  Rechtsbildung,  blieben  durchweg  bestehen. 

Die  Ausgestaltung  der  Pflichten  des  Treuhänders  war  das 
Verdienst  des  kanonischen  Rechts.  Ohne  dass  es  auf  einen 
besonderen  Verpflichtungsakt  ankommen  sollte,  wurde  eine 
persönliche  Rechtspflicht  zur  Erfüllung  der  gestellten 
Aufgabe  unmittelbar  aus  der  Zweckbedingtheit  der  Rechtsmacht 
zu  treuer  Hand  hergeleitet  und  zeitlich  an  die  Uebernalime  dieser 
Rechtsmacht  geknüpft.  Zunächst  vermittelst  der  Einrichtung  einer 
behördlichen  Kontrolle  eine  öffentlich-rechtliche  Pflicht,  dann  aber 
auch  als  Niederschlag  derselben  eine  privatrechtliche  Pflicht 
gegenüber  allen  an  der  Erfüllung  der  Treuhandaufgabe,  an  der 
Vollziehung  des  letzten  Willens  Interessirten.  So  wurden  Inventar- 
errichtung, Rechnungslegung,  zeitige  Inangriffnahme  und  schnelle 
Erledigung  der  Exekution,  strenge  Befolgung  der  Anordnungen 

14* 
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des  Testators  zu  erzwingbaren  Pflichten  gemacht,  und  es  wurde 
die  Möglichkeit  geschaffen,  den  Säumigen  oder  Pflichtvergessenen 
seiner  Rechtsmacht  zu  entsetzen.  Dabei  wurde  das  Treuhand- 
gut noch  fester  an  die  im  letzten  Willen  gegebene  Zweck- 
bestimmung gebunden,  insofern  der  Fortfall  des  Treuhänders 
nicht,  wie  nach  langobardischem  Recht,  den  Rückfall  des  Guts 
in  den  freien  Erbgang,  sondern  das  Einrücken  anderer  Personen 
in  die  Stelle  des  Treuhänders  zur  Folge  hatte. 

Die  Romanisirung  gab  dem  Institutut  im  Testament 
eine  einheitliche,  erbrechtliche  Grundlage.  Die  lango- 
bardische  Treuhand  war  auf  dem  Boden  des  Sachenrechts  ent- 
standen. Sie  hatte  dann  auch,  nicht  ohne  Schwierigkeit  und 
nur  an  vereinzelten  Stellen,  im  Obligationenrecht  Terrain  ge- 
wonnen. Eine  Anzahl  von  Befugnissen  mit  eigenen,  von  ein- 
ander abweichenden  Begründungsformen,  nur  durch  den  Zweck 
geeinigt,  hatte  sich  so  in  der  Rechtsmacht  des  Treuhänders 
zusammengefunden.  Jetzt,  nach  der  Romanisirung,  galt  für  sie 
alle  die  gleiche  Begründungsform,  die  einseitige  testamen- 
tarische Anordnung,  und  es  konnte  deshalb  auch  die  obli- 
gatorische Seite  der  Treuhandkompetenz  sich  nunmehr  viel 
freier  und  ergiebiger  entfalten.  In  Verbindung  damit  stand 
eine  weitere  Errungenschaft:  die  Ausbildung  der  Universal- 
exekution.  Zunächst  ohne  die  Konkurrenz  eines  Erben  und 
daher  seinerseits  einem  Erben  gleichgestellt,  erlangte  der  Uni- 
versalexekutor eine  Verwaltungsmacht,  die  präsumtiv,  also  so- 
weit sie  nicht  durch  den  Testator  ausdrücklich  eingeschränkt 
war,  alle  für  die  Durchführung  des  letzten  Willens  nüthigen 
und  dienlichen  Befugnisse  umfasste.  Die  Folgezeit  gestand  die 
Möglichkeit  einer  gleichen  Rechtsstellung  auch  in  dem  Falle 
zu,  dass  Erben  vorhanden  waren.  Dem  Testator  wurde  also 
die  freie  Wahl,  ob  er  den  Erben  einen  Universalexekutor  oder 
nur  für  einzelne  bestimmte  Nachlassgeschäfte  einen  Spezial- 
exekutor zur  Seite  setzen  wollte.  Die  letztwillige  Treuhand 
hatte  einen  Grad  der  Vielseitigkeit  und  Anpassungsfähigkeit 
erreicht,  der  ihre  Verwendung  unter  den  verschiedensten  Vor- 
aussetzungen gestattete. 
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1. 


Verkauf  durch  den  letztwllligcn  Treuhänder. 

Jahr:  759,  Ausstellungsort:  Pavia.1) 

Codice  diplomatico  Laudense  I nr.  1 = Muratori,  Anti- 
fiuitates  italicae  medii  aevi  III  col.  555  sq.  = Historiae 
patriae  monumenta  XIII  nr.  19  = Troya,  Codice  diplo- 
matico longobardo  V nr.  736. 

In  nomine  domini  nostri  Ihesu  Christi,  manifeste  profeteor 
ego  Aepholitus  humelis  episcopus  sanctae  catholicae  Laudinsis-) 
ecclesiae  quoniam  ante  hos  annos  b(one  memoriae  Gisnl)fus 
strator  per  cartulam  dispositionis  suae  statuerat,  ut4)  medietatem 
ex  omnibus  rebus  eius  quidquid  per  singula  loca  habnerit4)  post 
ipsius  ovitum  . . . .*)  fieri  deberent  per  manus'1)  pontefici  lau- 
densi  qui  in  tempore  essit,7)  et  statuerat,  ut  ipsis  rebus  qui 
venundatis  iieris)  . . .")  eius  Radoara10)  adviverit  usufructuario 
nomine  in  eius  essent  potestatem:11)  nunc  autem  suggerente 
hac  plurinium  postolante  ipsa  Radoara  jiietate  praecellentissimi 
domini  Desiderii  regis,'-)  ut  ex  ipsas  res  venundare  deberemus, 
id  est  medietatem  de  curte  in  loco  <jui  dicitur  Alfiano  sine  quali- 
cumque  tarditate,  et  praetium  ipsum  acceperenms,  et  iuxta  in- 
stitutionem  iocali  eius14)  quondam  Gisulfi  Christi  pauperibus 
de  presenti  distribueremus14)  quatinus  sine  aliqua  offensione 
ipsa  eius  aelimosina  ad  requiem  vel  refrigerium  animae  eins 
citius  occurere  possit ideoque  manifeste  profeteor  ego  qui 
snpra  Aepholitus  episcopus  iuxta  institutionem1“)  eiusdem  Gi- 
sulfi, a«lstante  et  postulante  suprascripta  Radoara  in  presentia 

’)  S.  4(5  — 4)  Laus  Pompeia  = Jjodi  iu  Oberitalieu.  — *)  S.  57  **. 

4)  S.  53  *.  — »)  Lücke.  — •)  S.  47  *.  — ■)  S.  136  “.  — 8)  S.  66  f.  — »)  Lücke. 
»)  Die  Wittwe  des  Gisulfus.  — ")  S.  112  — '*)  S.  41  ‘\  — 13J  = ihres 

batten.  — «*)  S.  67.  — “J  S.  113  ",  — “)  S.  146  8. 
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veneravilium  sacerdotum  atque  inlnstrium  Iudicum  vel  etiam 
germanis17)  suprascriptae  Radoare  nee  non  et  relicorum  novilium 
qui  subter  subscripturi  vel  confirmaturi  sunt  accepissem  et  accepi 
a te  Guideris  reetore  monasterii  sanctae  Dei  genitricis  Mariae 
situni  intra  eiyitate  Brexiana1")  ex  sacolo  praedicti  monasterii"*) 
auri  solidos  novos  pretestatos  acoloratos  pensantes  nomero  trea 
milia  octingentos  quinquagenta  tinitum  pretium*0)  pro  medietatem 
ex  rebus  illis  predicti  Gisulli  quas  liabere  vedebatur  in  iani  tato 
tiuulo  Alliano  auteposito  teetora  quae  intra  ipsam  domum  col- 
tileni  posita  sunt  et  quinquagenta  iitges  terra  quas  Arioald  ger- 
nianus  suprascriptae  liadoarae  emere  debit  de  illa  petia  qui 
dicitur  da  campo  prope  riaticto,  nam  aliud  omnia  ed  in  omnibus 
tarn  terras  ad  ipso  peculiare  pertinentes  quanuiue  et  casas 
massaricias  una  cum  aediliciis  de  casis  massariciis  seu  clausuras 
cum  campis  pratis  pascuis  vineis  silvis  astalariis  rivis  atque 
paludibus  coltis  et  incoltis  movilibus  et  inmovilibus  quidquid  ad 

ipsa  medietatem  pertinere  vedetur *')  Ego  prae- 

t'atus  Aepolitus  episcopus  in  snprascritto  monasterio  pro  iam 
dictis  triamilia  et  octingentos  quinquagenta  solidos  secundum 
a nobis  vel  a Theutpald  et  Magipert  seu  Arioald  Teutpert  et 
Benenigno  res  ipsas  apretiatas  sunt**)  contradedemus  et  venun- 
damus  ita  ut  amodo  in  iura  et  potestate  iam  fati  monasterii 
predieta  medietas  ex  suprascriptis  rebus  in  fundo  Alliano  da 
parte  occidente  ex  omnibus  et  integrum  omni  in  tempore  qua- 
liter  superius  contenentur  adnexa  permaneat  anteposito  ut  dictum 
est  suprascriptas  quinquagenta  iuges  et  teetora  domo  coltile  seu 
servos  et  ancellas  vel  peculia  de  intra  ipso  domum  coltilem  atque 
servos  et  ancellas  de  massaricias  casas,  et  pro  perennem  securitatem 
atque  firmitatem  prael'ati  monasterii  presentem  cartolam  manifesta- 
tionis  inibi  emisemus*1)  et  exemplar  de  suprascripto  eiusdem  Gisulti 
iudicatum24)  sub  fedei  puritatem  transcriptum21')  contulemus  pro 
defensi  atque  integram  securitatem*'1)  quatinus  ab  bac  die  se- 
curiter  res  ipsas  predictus  sanctus  monasterius  possedeat  et  per- 


”j  S.  7‘J  — '*)  Brescia.  — '”)  Das  Kloster  ist  Käufer.  — w)  S.  101  *!. 

*')  Es  folgt  nähere  Beschreibung  dos  Kanfgutes,  zum  Theil  unter  Wieder- 
holung des  vorher  tiesagten.  — ii)  Das  erinnert  an  Aiet.  7 (lti).  — -*)  tra- 
ditio cartae  S.  1!*.  — *‘)  S.  17  °.  — 1J)  = gewissenhaft  abgeschriebeu. 
••j  S.  92. 
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enniter  ad  sua  iura  defendat  et  vindecit  et  nihel  amodo  ex 
pretinm  rerum  suprascriptarum  nobis  vel  de  posterioribus  meis 
aliquid  reddeveri  dico,  quam  igitur  manifestationis  paginam 
Audonem  notarium  regis  rescrivere  conrogavemus  in  qua  subter 
110s  manibus  nostris  propriis  subscripsemus  et  his  corum  superius 
memojiam  fecimus  tradedemus  subscrivendum.  Facta  cartola 
manifestationis  tempore  domnorum  Desiderii  et  Adilchis  excellen- 
tissimis  regibus  anno  regni  eorum  Christo  protegente  tertio  et 
prinio,  septimadecima  die  mensis  septembris,  indictione  tertia- 
decima.  Actum  Ticino*7)  feliciter. 

t Ypolitus  ego,  licet  indignus  per  Dei  gratiam  episcopus, 
Rodoara  deo  dicata**)  snpplicante  regie  potestatis  pro  venun- 
datione  terrole  quod  ei  vir  suus  post  eius  ovitum*®)  concessit 
teste«  manu  mea  conscribsi  cum  sacerdotes  fideles  ex  pretio 
recepi  III  milia  DCCC'L  et  contnli  distribui  pro  anima  Gisulfi 
stratoris.*0) 

•Signum  + manu«  Radoare  religiosae  feminae  qui  lianc  cartola 
per  postulationem  suprascripti  principis  suprascripto  pontefice 
fieri  conrogavit. 

t In  Christi  nomine.  Benedictus  u.  u.  archidiaconus  rogatus 
ad  Radoara  ex  iussione  domno  ypolito  episcopo  subscripsi. 
t In  Christi  nomine.  Justus  presbiter  in  haue  cartola  ru- 
gatus  ad  Radoara  ex  iussione  domno  Ypolito  episcopo  subscripsi. 
t In  Christi  nomine.  Ego  Grecorius  indignus  diaeonus  in 

hanc  cartola  rocatus  ad  Radoara  ex  iosione  domni  meo  Ypolito 
episcopo  subscripsi. 

Signum  + manus  Concesso  germano  suprascripte  Radoare  con- 
sentienti. 

t Arioald  um  huic  cartole  manefestationis  rogatus  ad  Aepolito 
episcopo  et  Radoara  germana  mea  consenciens  subscripsi  qui 
me  presente  confermaverunt  et  trea  milia  oetingentos  quinqua- 
genta  solidos  ipse  episcopus  accepit. 

f Ego  Thueotpald  in  Dei  nomine  gastaldus  uhic  cartole  mani- 
festationis rocatus  a Aepolito  episcopo  et  Radoara  testis  sub- 
scripsi qui  me  presente  confirmaverunt  et  subrascriptos  solidos 
ipse  episcopus  accepit. 


*’)  Pavia.  — ls)  Die  Wittwc  ist  ins  Kloster  getreten.  — *»)  donatio 
„post  obitum“ : S.  8.  — *°)  S.  70  f. 
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t Ego  Alchis  u.  nt  huic  cartule  manifestationis  rogatus  ad  Epo- 
litus  episcopus  et  Radoara  socera  mea  consinsi  qui  mi  presente 
confirmavirunt  et  suprascriptus  solidos  ipse  episcopus  accipet. 
t Ego  Teopert  huic  cartole  manefestacionis  rogadus  ad  Epolido 
episcopo  et  Radoara  testis  subscripti  qui  me  praesente  confer- 
mavernnt  et  suprascriptos  solidos  ipse  episcopus  accepit. 

Ego  qui  supra  Audo  liotarius  regis  scriptor  ltuius  cartule 
post  rovorata  et  tradita")  complevi  et  dedi. 


Vergabung  zu  getreuer  Hand. 

Jahr:  773.  Ausstellungsort:  Lncca. 

Troya  V nr.  976  = Memorie  e documenti  per  servil  e 
all'istoria  del  ducato  di  Lucca  IV1  nr.  76. 

+ In  Dei  nomine. 

Regnante  Doniuo  nostro  Desiderio  Rege,  et  filio  ejus  Domnus 
nostro  Adelchis  Rege,  anno  regui  eorurn  septimodecimo,  et 
quartodecimo,  tertiodecimo  Kalendas  Magias,  per  indictionem 
undecimam. 

Manifestum  est  mihi  Serbulo,  tilio  qd.  Aurimi,  quia  per 
haue  cartulam  elegere  prevideo  te1)  Rachnlum  Presbiterum 
Ecclesie  Beati  Sancti  Coluntbani,  ut  post  meum  decessum  . . .*) 
tuam,  et  ille  horao,  cui  istani  cartulam  ad  exigendum  dederis,8) 
potestatem  habeatis  vendere,  et  dispensare4)  medietate  ex  omni 
re  mea'')  pro  ariime  meae  remedio,  qualiter  secundum  Deum 
melius  previderitis,*)  tarn  mobile  rem,  quam  et  inmobile,  simul 
et  notrimina  mea  majora  et  minora  in  prefinito  pro  aninta  mea 
despensare  debeatis,  Reliquunt  vero  medietatem  reut  nteam  sit 
in  potestatem  conjugi  meae  Teusprandae  si  lectum  meum  custo- 
dierit,  de  me  tidem  maritalis  observaverit,  usumfructuandi,  le- 
gendi, et  imperaudi. 

Post  vero  ejus  decessum,  aut  si  sibi  alium  maritum  copu- 
laverit,  sit  ipsa  re,  qnam  ei  ad  usumfructuandum  dedi,  in 

»')  S.  19.  — >)  S.  67  **.  — 4J  Lücke.  — ’)  S.  137  — *)  S.  67.  — 5J  S.  53  ». 

")  S.  47. 
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suprascripta  Dei  Ecclesia  Sancti  Columbani  pro  animae  meae 
remedio  in  integrum.7) 

Quidem  et  licentiam  abeatis  requirendi,  et  exintendis)  et 
compositioneni  tollendi  de  morte”)  . . secundum  legem,  qua- 
liter  melius  potueritis,  et  ea  pro  me  dispensare  dcbeatis  qualiter 
vobis  recte  apparuerit. 

Et  quis  de  meis  heredibus  contra  hanc  p . . . .")  tarn  in 
aliquo  agere,  aut  causare.  vel  disrumperere  presumserit  per 
quodlibet  ingenium,  sit  componiturus1*)  ipse  lieres  meus,  una 
cum  suis  heredibus  . . . ,11)  Presbitero,  vel  eidem  homini,  cui 
tu  hanc  cartulam  ad  exigendum  dederis,14)  aut  ejus  heredibus, 1Ä) 
vel  Rectoribus  suprascripte  Dei  Ecclesiae,  omnis  suprascripta 
res  tripla48)  me  . . , quide17)  loco,  sub  extimatione  qualis 
tune  fuerit.,s) 

Et  dum  ego  qui  supra  Serbulus  advivere  meruero,  omnis 
res  mea  in  mea  sit  potestatem  vendeudi  ....  di  quid,  aut 
qualiter  voluero  iterum  judicandi,“')  et  haec  mea  decretio  semper 
in  predicto  ordine  flrmiter  persistat.*") 

Et  pro  confirmatione  Rachi  . . . Clericum41)  scribere  rogavi. 
Actum  Luea. 

Signum  f mauus  Serbuli  qui  haue  cartulam  tieri  rogavit. 

Signum  + manus  Mauri  de  Apolia  testis. 

Signum  f ms.  Persuli  Calderarii  testis. 

Signum  f ms.  Atriperti  testis. 

Signum  f ms.  Gumpuli  filio  qd.  Rottelmi  testis. 

Signum  f ms.  Asperti  testis. 

f Ego  Alperto  Munitario  rogatus  ec. 

t Ego  Ospert  filiu  Asprand  Auriferi  rogatus. 

Ego  Rachiprandus  der.  post  traditam44)  complevi,  et  dedi. 

•)  S.  30  f.  — ')  = exigendi.  — "J  S.  11!)  Lücke.  — *')  Lücke. 

iäj  8 60  >«,  12Ü  f.  — '»)  Lücke.  — UJ  S.  137  J".  — 15)  S.  136  “.  — “)  S.  127  ». 
,;j  = in  ferquido  = in  simili,  vgl.  Roth.  147.  — ‘"J  8.  12S.  — **_)  S.  12  f., 
60  \ 107.  — *>)  8.  61.  — *•)  S.  22  “.  — 11 ) 8.  19. 
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3. 

Vergrabung  zu  getreuer  Hand. 

Jahr:  839,  Ausstellungsort:  Mailand. 

Historiae  patriae  monumenta  XIU.  nr.  135. 

t In  Christi  nomine.  Hludowicus  et  Hlutharius  divina  hordinante 
providentia  imperatores.  anni  intperii  eorum  vigesimo  sexto  et 
vigesimo,  mense  augusto,  indictione  secunda.  Vobis  viris1)  ulest 
Rachinpertus  v.  v.  archipresbiter  sancte  mediolanensis  ecclesie, 
et  Rumoaldo  item  presbiter,  quas  per  presente  eartulam  pro 
Dei  amore  statuo  adque  contirmo  essint  hirogatariis*)  meis.  vel 
cuique  aut  (jualiter  snbter  commoravero,*)  vel  meae  suggesserit 
voluntatis.  Ego  in  Dei  nomine  Teutpaldo,  filius  hone  memorie 
Adroaldi  de  villa  Noniani,  presens  presentibus  dixi:4)  Dominus 
nmnipotens  animam  quam  condedit , ad  Studium  salutis  semper 
invidat,  ideoqne  ego  qui  supra  Teutpald  manifestum  abeo  legibus 
vivens  Langobardorum.  et  sine  tilio  vel  tilia  legitimo  esse  in- 
venio:  pro  ideo  primis  omnium  volo  adque  instituo,  et  per  pre- 
sente cartula  hordinationis  meae  contirmo,  uts)  presenti  diae 
ovitus  meis,  si  sine  tilio  aut  tilia  legitimo  mortno  fuerit,  et  aliter 
non  remutavero,*)  tune  volo  ut  presenti  diae  post  meo  dicessum 
deveniat  in  jura  et  potestatem7)  suprascriptorum  lierogatariis  meis 
Omnibus  movilibus  rebus,*)  quidquid  a diae  ovitus  meis  reliquero, 
et  jure  pertinente  inventum  l'uerit,  una  cum  medietatem  de  Om- 
nibus rebus  meis  tarn  casis,  edificiis,  areis,  curtes,  ortos,  usis 
aquarum,  clausuris,  campis,  pratis.  paseuis,  vineis,  silvis,  tarn 
in  ipso  loco  et  fundo  villa  Noniani,  vel  per  aliis  singolisque  locis 
positis  meo  jure  pertinente,  ut  dictum  est;  ipsa  movilias  ex  in- 
tegrum’1) cum  medietatem  de  inmovilibus  rebus  meis  deveniat  in 
potestatem  suprascriptorum  herogatoriis  meis  potestative  dandum 
et  venundandum  cuique  voluerint;  et  pretium  exinde  acceptum 
dispargantur  sibe  per  presbiteros,  et  in  elemoneis  pauperum  pro 
missas  et  remedinm  anime  meae  seo  parentorum  meorum,10)  ut 

’)  Adresse,  Empfänger  der  cartn:  IS.  20.  — a)  S.  48.  — ’)  = eommemora- 
vero.  — 4J  Vgl.  Brunner,  Urkunde  S.  21,  US.  — ')  ,S.  57  **.  — •)  S.  12  f.,  60  5, 
107.  — ■)  S.  60  3.  — >)  S.  53  «.  — ")  S.  40  — *»)  S.  47,  66  f. 


Digitized  by  Google 


221 


nobis  proficiat  ad  salutem.  Reliqua  vero  medietatem  de  rebus 
meis,  qod  est  in  niovilibus,  confirmo  ut  dum  genetrix  mea  Alperga 
vixerit  post  meum  ovituni,  in  ejus  sit  potestatem,  tantumodo  dum 
vivit,  usufructuaiio11)  nomine  abendum,  et  faciendum  de  ipsum 
usufruetum  pro  mea  et  sua  animam  legibus  qod  voluerit  a meo 
jure  firmatum.  Post  vero  ejus  dicessum  ad  suprascriptis  liero- 
gatoriis  meis,  vel  cui  ipsis  herogatoriis  meis  statuerit,  deveniat 
potestatem14)  venundandum,  et  pretium  exinde  acceptum  pro 
anime  nostre  remedium  dispargendum : et  si  hoc  pervenerit,  cui 
ipsis  lierogatariis  rebus  meis  venundaverint,  tantum’*)  breve 
receptorio14)  exinde  emittat,  et  exempla  de  presente  mea  liordi- 
nationis1®)  dare  debeat,  et  sic  illis  emtoribus  firmis  permaneat, 
tamquam  si  ego  me  (t)  vivens  exinde  legitima  cartulam  vindi- 
tionis  emissi.18)  Nam  dum  ego  qui  supra  Teutpald  vixero, 
omnia  in  mea  reservo  potestatem  faciendum  et  judicandum  comodo 
aut  qualiter  voluero,  et  si  aliter  non  remutavero,  omnia  et  in 
«mnibus  post  meo  ovitum  in  eo  hordinem,  qualiter  supra  statui, 
justa  lege  firmis  et  stabilis  debeat  permanere,17)  quia  in  omnibus 
sic  decrevit  mea  bona  voluntas.  Actum  Mediolani. 

Signum  + manus  Teutpaldi,  qui  liac  cartulam  hordinationis  fieri 
rogavit,  et  ei  relecta  est. 

t Ego  Rachibertus  de  Cuciaco  in  lianc  hordinacione  rogatus 
ad  Teopaldo  testis  subscripsi. 

t Ego  Anselmus  de  Cavaliaco  in  lianc  hordinacione  rogatus  ad 
Teupaldo  testis  subscripsi. 

t Ego  Petripert  tilio  conda  Petri  munetario  in  lianc  hordinacione 
rogatus  ad  Teupaldo  testis  subscripsi. 

Signum  f manus  Dominici  monetario  civitatis  Mediolani  teste. 
Signum  f manus  Ariberti  filii  suprascripto  Dominici  monetario 
teste. 

f Ego  Ambrosius  scriptor  hujus  cartule  hordinationis  rogatus 
ad  suprascripto  Teutpaldo  post  rovorata18)  complevi  et  dedi. 


>•)  S.  30  f.  — S.  112  •*.  — ,3J  8.  74  S3U.34.  _ >*)  s.  72  ff.  — “)  8.  92  f. 
«)  S.  72  — '’j  8.  61.  — •»)  S.  19  « 
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4. 

Vergabung  durch  den  Treuhänder  an  den  ihm  bezelchneten 

Destinatar. 

.Talir:  1049,  Ausstellungsort : Rom. 

Regesto  di  Farfa  IV  nr.  880. 

In  nomine  Domini  IJei  Salvatoris  nostri  Ihesu  Christi. 
Anno  primo  pontificatus  domini  nostri  leonis  noni  papae.  Et 
imperantis  domini  nostri  heinrici  a deo  coronati  magni  impera- 
toris  anno  III".  Indictione  III,  Mense  octobris,  Die  XIIII. 
Certnm  est  nos  franconem  nobilein  virnm  et  qui  vocatur  de 
domina  rosa,  seu  guidonem  item  nobilein  virnm,  ambos  socios') 
de  subscripta  re  et  fidei  commissarios4)  atque  testamentarios8) 
cuiusdam  ioliannis  muti  bonae  memoriae,  qui  ad  se  in  exitu  suo 
nos  venire  iussit,4)  et  coram  testibus  depraecatus  est  atque  sup- 
plicavit6)  ut  subscriptam  terram  post  diem  transitus  sni  per 
chartam  donationis  eoncessissemus  atque  confirmaremus  pro  anima 
snpraseripti  nostri  testatoris*)  in  subscripto  monasterio.7)  A 
praesenti  enitn  die  pro  eius  anima  donamus  cedimus  tradimus 
et  irrevocabiliter  largimur,  propria,  spontanea  nostraque  volun- 
tate  vobis,  domne  Berarde  domini  gratia  vir  venerabilis  praesbiter 
et  monache  atque  eximie  abba  monasterii  sanctae  dei  genitiicis 
semperque  virginis  Mariae  dominae  nostrae,  quae  ponitur  in  ter- 
ritorio  sabinensi  iuxta  montem  in  acutiano  in  loco  qui  appellatur 
pharpha,  vestrisque  successoribus  in  perpetuum,  et  per  te  in 
cunctis  aliis  praesbiteris  et  monachis  qui  in  ipso  monasterio 
modo  ordinati  sunt  et  usque  in  perpetuum  intraverint,  nt  in 
usu  et  salario  vestro  vestrorumque  successornm  sit  et  in  po- 
testate,  pro  dei  omnipotentis  amore  mercedeque  et  redemptione 
animae  suprascripti  nostri  testatoris.  Proinde  remuneramus  et 
donamus  in  suprascripto  monasterio  et  vobis:  Idest  totani  terram 
cum  vineis  et  silvis,  domibus,  hortis,  arboribus  pomorum  et  cae- 
teris  pomiferis  fructiferis  vel  infructiferis,  diversique  generis, 
tarn  in  montibus  qnamque  in  planietilus  appendicibusque  suis, 
sicuti  tota  in  integrum  pertinuit  suprascripto  nostro  testatori, 

')  S.  HO.  — *)  S.  9ß.  — *)  S.  18  — •)  s.  2r>.  — r')  S.  58  “.  — S.  18  w, 
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et  ad  manus  snas  hactenus  nsque  in  suuni  decessum  detinuif) 
in  subscriptis  locis,  nomine  serranus  et  verrucule  atque  cavalta, 
vel  si  quibus  aliis  vocabulis  mmcupantur.®)  Exceptamus  de  ipsa 
terra  unum  casalem  qualem  socer  nostri  testatoris  tollere  voluit.10) 
Et  alium  dimidium  casalem  in  sancta  Maria  a via  lata.  Et 
quartum”)  quod  noster  testator  dedit  ad  suam  coniugem.  Tota 
in  integrum  alia  volumus  ut  sint  omnia  in  suprascripto  monasterio 
pro  anima  nostri  testatoris.  Iuris  cui  existens,  sic  in  integrum 
quotnodo  quondam  noster  testator  nobis  commisit  atque  disposuit, 
ita  nos  in  suprascripto  monasterio  coneedimus  atque  contra- 
dimus  sicnti  superius  legitur.  Ut  a praesenti  die  babeatis  in 
suprascripto  monasterio,  teneatis,  possideatis  et  fruamini,  ad 
nsum  et  salarium  vestrum  vestrorumque  successorum  sit  et  po- 
testatem.  Et  numquam  a nobis  neque  ab  haeredibus  nostris  neque 
a nobis  submissam  magna  parvaque  persona  vobis  contradi- 
cantur.  Etiam  si  opus  l'uerit  contra  omnes  homines  stare  nos 
una  cum  haeredibus  nostris  et  defendere  promittimus  omni  in 
tempore  gratis.1*)  Et  haec  omnia  adimplere  promittimus.  Kam, 
quod  absit,  si  contra  liaec  quae  superius  notata  sunt  vel 
ascripta  leguntur,  agere  praesumpserimus  et  cuncta  non  obser- 
vaverimus,  tune  datnros  nos  promittimus  una  cum  haeredibus 
nostris11')  vobis  vestrisque  successoribus  ante  omne  litis  initium 
(toenae  nomen  auri  cocti  libram  I.14)  Et  post  poenain  absolutam 
manentem  huius  chartae  maneat  firmitas.1*)  Quam  scribendaui 
rogavi  iohannem  scriniarium  sanctae  romanae  aecclesiae.  Signa 
t f manuum  suprascriptorum  franconis  et  guidonis  nobilium  et 
fidei  commissariorum  atque  rogatorum.  f Iohannes  nobilis  vir 
de  duranto.  + Rainerius  nobilis  vir  germanus  eius.  f Uperinus 
nobilis  vir  de  bonizo  oricluto.  + Leo  vir  magnificus  de  azo  de 
spampino  vocatus.  f Stephanus  vir  magnificus  de  iolmnne  de 
polla  vocatus.  f Ego  iohannes  scriniarius  sanctae  romanae 
aecclesiae1®)  complevi  et  absolvi. 

*)  S.  109.  — *)  S.  53  \ — *•)  S.  1 12.  — ")  Morgincap,  vgl.  z.  B.  Liutpr.  7. 
“J  S.  114  — ,:1)  S.  134  ».  — “J  S.  126.  — "')  Vgl.  S.  131  *>.  — ■*)  s.  19. 
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5. 

Letzt  willige  Verfügung.  Rechtsstreit  um  Ihre  Keilt  heit 
zwischen  Treuhänder  und  Erben. 

Verwirkung  der  anged  rollten  Strafe. 

Jahr:  1028,  Ausstellungsort:  Salenio. 

Oodex  dipiomaticus  Cavensis  V nr.  797. 

f In  nomine  domini,  deeimo  anno  principatus  domni  nostri  guai- 
mari  tilii  domni  guaimari  gloriosus  princeps,  mense  ianuarius, 
undecima  indictione.  Ante  me  ragemprandus  iudex  coniunti  sunt 
petrus  filius  iaquinti  de  correiano  et  mulier  nomine  cara,  que 
fuit  uxore  ipsius  iaquinti  et  est  matrinea  ipsins  petri,  una  cum 
ipsa  cara  esset  amato1)  filio  suo  et  filio  predicti  iaquinti,  et  ipse 
petrus  filius  fuit  sice  anteriore  uxore  ipsius  iaquinti,  et  per  ipsi 
rnater  et  filius  ostensum  est  unum  scriptum;  et,  dum  illnm  tele- 
gere  fecimus,  continebad: 

in  nomine  domini  anno  tricesimo  quarto  principatus  domni 
nostri  guaimari,  et  quarto  anno  domni  guaimari  eius  tilii,  gloriosi 
principibus,  mense  aprilis,  quinta  indictione.  declaro  ego  iaquin- 
tus  filius  petn  de  coireiano  a mangna  infirmitate  esse  deprensu, 
in  lectulo  meo  iacente  aduc  recte  loquente,*)  cogitabi,  ne  subito 
die  mortis  mihi  ebeniad,  et  rebus  et  causam  meam  iniudicatam 
relinquam,  et  palamfacio  abere  tres  tilii,  unum  nomine  petrus 
que  genuit  in  sicaita  que  fuit  priore  uxore  mea,  et.  ipsi  alii  qui 
sunt  tilii  de  ista  uxore  mea,  que  modo  abeo  nomine  cara,  unum 
de  ex  illi  nomine  amatulo  et  alium  nomine  risnlo,  similiter  et 
abeo  due  filie  de  ista  uxore  mea  nomine  gemma  et  dibitia.  In 
primis  iudico  et  statuo,  ut.  ipsa  uxore  mea  tollant  et  abeant 
usumfructum  super  suum  morgincap.  de  quantum  per  legem3) 
ei  iudicare  et  relinquere  potuero,  in  casis  mee  diebus  bite  sue 
residendum,  et  rebus  mea  frudiandum,  et  de  ipso  frndium  facien- 
dum  omnia  que  boluerit;  et  si  nubserint  vel  mortua  fuerint,  ipsum 
usumfructus  perbeniant  ad  potestatem  ad  ipsa  eredes  meas,  facien- 
dum  que  boluerit;  seu  et  palamfacio,  quoniam  ipsius  petri  filio 

')  als  Muntwalt  seiner  Mutter:  S.  188  4*.  — Lintpr.  C:  S.  14  ff. 
Zweifel  Uber  die  Zweiseitigkeit  der  liier  vorliegenden  Verfügung:  8.  121, 
131“,  27*’.  — *)  Liutpr.  7,  102  (103). 
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mens  dedit  sortione  de  omnis  mea  hanimalia  et  de  casa  et  de 
organea,  postquam  ei  uxore  dedi*):  ad  ipse  filie  me  indico,  ut 
dentur  ipse  tres  filii  tnei  vel  eorum  eredes  ad  ipsa  filia  mea, 
qui  est  infirma,  si  non  maritaberit,  diebus  bite  illius  per  omnis 

annnm  sex  tcrtiaria  de  granum,  et  nimm  tertiario  de  legutnen •) 

Ipsa  iialia  filia  mea  dentnr  ipsi  filii  mei,  quando  se  maritaberit, 
caldara  frexoria,  catena,  petine  da  linnm;  et  relinquo  ipsorum 
filie  mee  ana  quinqne  solidi,  et  genca  una,  et  uno  asino  abeant 
ipsi  infantnli  filii  mei  communiter  cum  ipse  filie  mee  et  uxore 
mea,  et  iudico  pro  mea  hanima  solidos  sex  quod  relinquo  ipsius 
nxori  mee,  et  de  ipsi  solidi  quod  dare  debent  pro  mea  hanima®), 
deant  exinde  ad  ipsa  filia  mea  infirma  tari  quatuor  super  ipso 
aliut,  quod  superius  ei  iudicabit,  et  relinquo  ipsius  cas(r)e  uxori 
mee  solidos  octo  qui  sunt  propri  eins,  quod  tulit  de  quarta  sua, 
quod  ei  pertinuit  da  lialio  viro  eins  qui  abuit  ipse  petrus  filius 
meus,  tollant  ante  Sorte  quarta  qui  fuit  de  genetrice  eius.  Ec 
omnia.  sicut  superius  iudicabit,  in  manum  illum  commisit7)  ale- 
xandri  germani  mei  et  ipsius  eure  uxori  mee,  de  qua  ego  superius 
dictus  iaquintus  obligo  ipsa  heredes  meas,  ut  si  aliquit  de  omnia, 
quod  superius  iudicabi  et  disposuit,  aliquit  exinde  remobere  aut 
contrare  quesierint  et,  sicut  dictum  est.  non  adimpleberint,*)  ad 
componendnm  siant  obligati“)  ipsa  eredes  meas  componere  ipso- 
rnm  distributores10)  meis,  vel  cui  unc  scriptum  in  manum 
paruerit,1')  biginti  auri  solidi  constantini,1*)  et,  sicut  superius 
legitur,  firmiter  permanerent-.18)  verumtamen  memoramus,  quoniam 
de  ipso  pretium  ipsius  care  uxori  mee  datum  inde  abeo  ad  prode 
marie  filia  iohanni  bocalupo  de  correiauu  tari  quatuordeciui,  sicut 
ipso  brebem  continet,  qui  scriptum  est  per  ademmari  notarium, 
et  per  alium  brebem  datim  exinde  abeo  disigi  filio  mari  de  ipso 
locum  tari  alii  decem,  scripto  brebem  ipsum  per  dauferi  notarium, 
et  duo  alii  brebri,  quod  illa  prestabi  de  ipso  pretium  in  suo  nomine 
quod  toti  supradicti  brebri  fuerunt  de  ipso  pretio  suo,  quod 
tulit  de  quarta  sua  de  alio  viro  suo,  et  ipso  pretium  quod 
dare  dixit  ipsorum  filie  mee,  sicut  supra  legitur,  recolligant  illut 


4)  8.  99  *®.  — *)  Folgt  weitere  Aufzählung  der  fiir  die  kranke  Tochter 
bestimmten  jährlichen 'Leistungen.  — ®)  S.  47  *.  — ’)  S.  129  *\  tat  **.  — s)  S. 
120  f.  — *)  S.  50  122  ff.  — “)  S.  48  • — ")  S.  137  *3,  142  “ — lä)  S.  127  “. 
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ipsi  distributores  uiei,  seu  cni  unc  scriptum  in  manum  paruerit, 
et  deant  illum  ipsorum  tilie  mee,  faciendum  que  boluerint,'4)  et 
taliter  scribere  rogabimus  te  dauferius  notarius,  actum  salerno. 
Ego  mirandus  notarius  me  subscripsi.  Ego  radeghisi  notarius 
me  subscripsi. 

Et  cum  t'uit  relectum  supradictum  scriptum,  dixit  ipse  petrus 
falsum  esset:  ipsi  mater  et  tilio  dixerunt  beracem  esset:  unde 
inter  eis  iudicabit  et  utrisque  illis  guadiare  fecit,  ut  ipse  petrus 
parare  sancta  dei  evbangeiia,  et  ipsa  mater  et  tilio  secundum 
legem  ipsum  scriptum  adberarent,  et  ubi  taliter  illum  adbera- 
berint,  tue  ipse  petrus  presens  componat  ipsorum  mater  et  tilio 
ipsi  bigiuti  solidi  constantini,  que  ipso  scriptum  coutinet;,&)  unde 
ipsa  mater  et  tilio  posuerunt  mediatorem  alexandro  tilio  ciceri, 
et  ipse  petrus  posuit  ei  mediatorem  muscato  tilio  predicti  ciceri. 
Et  pro  parte  ipsorum  mater  et  tilii  scribere  fecimus  te  iaquin- 
tus  notarius. 

f Ego  qui  supra  ragemprandus  iudex. 


t». 

Testament  mit  Krbeneinsetzung  und  Bestellung  von 
l'niversalexekutoren. 

.lalir:  1316,  Ausstellungsort:  Villa  Alture  im  Distrikt  von 

Ravenna. 

Fantuzzi,  Monunienti  Ravennati  Hl  nr.  10s. 

In  Christi  Nomine  etc.  Ind.  XIV.  Nobiiis  Miles  Dominus 
Lambertus  filius  quondam  Egregii  Miiitis  Domini  Guidonis  qnon- 
dam  Domini  Lamberti  de  Polenta  sanus  mente  licet  corpore 
Langnens,  volens  dispositioni  Bonorum  suorum  salubriter  pro- 
videre,  presens  testamentum  nuncupativum  sine  scriptis  facere 
procuravit.  In  quo  quidem  reliquit  pro  Anima  sna1)  de  Bonis 
suis  post  hobitum  suum  centum  libras  Rav.  de  quibus  reliquit 
Decimum  Ecclesie  majori  de  Rav.  pro  absolutioue  Decimarum. 
Item  de  predictis  100  libris  voluit  et  mandavit  tieri  expensas 
necessarias  circa  obsequias  funeris  et  sepolture  sue  quam  quidem 

S.  1 IS  ”,  — S.  125,  132  *».  — *j  s.  liu 
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sepulturam  sibi  clegit  si  in  Civ.  Kavcnne  vel  alibi  in  Provincia 
Roman.  vel  in  Civitate  Bonon.  moreretur  apud  Ecclesiam  Ca- 

nonieae  S.  M.  in  portu  foris  Rav -)  Item  reliquit 

de  aliis  suis  bonis,  Conventni  Fratrum  Minorum  de  Ravenna 

25  üb.  Rav.  ut  ipsi  pro  Anima  sua  teneant 

3)  Item  reliqnit  de  aliis  suis  Bonis  100  üb.  Rav.  dandas 

illis  Personis  quas  nominavit  et  dixit4)  ser  loanni  Tabbelüonis 
Comissario*)  suo.  Et  ad  pred.  omnia  exequenda  et  executioni 
mandanda  suos  Commissarios  et  dieti  sui  Testamenti  Executores®) 
constituit  et  deerevit  Priorein  Conventus  Fratrum  Predicatorum 
de  Rav.  qui  nunc  est  ve!  per  Tempora  fuerit,7)  Guardian  ns 
conventus  Fratrum  minorum  de  Rav.  qui  nunc  est  vel  per  Tem- 
pora fuerit,  Dominum  Presbiternm  Guidonem  Rectorem  Ecclesie 
Sauctorum  Fabiani  et  Sebastiaui  et  Ser  Ioannem  Tabellionem  de 
Rav.  et  quendibet  eorum  si  omnes  vixerint  tempore  mortis  sne, 
alias  viventes  dictum  officium*)  exequantur  et  exequi  possint, 
coucedens  ipsis  Commissariis  suis  et  cuilibet1’)  eorum  plenam 
et  liberam  potestatem  et  mandatum  quod  ipsorum  authoritate"’) 
accipiant  et  accipere  possint  Equos  et  Equas  suas  Pecudes  et 
Anna  et  aüa  Bona  sua  mobilia  et  immobilia  et  se  moventia  de 
quibus  voluerint  et  ipsa  Bona  vendere  distrahere  allienare  obli- 
gate de  pretio  convenire  illud  recipere,  Possessionem  tradere, 
et  de  ed(v)ictione  cavere,  et  ob  id  certa  Bona  obligate  et  omnetn 
in  eis  et  super  eis  contractum  facere  et  perficere  quemadmodum 
ipse  vivens  facere  posset  pro  pred.  Omnibus  et  singuüs  exe- 
quendis  nec  non  dans  et  tribuens  eisdem  super  Omnibus  et  sin- 
gulis  supradictis  Generale  mandatum  cum  plena  et  libera  ad- 

ministratione u)  In  Omnibus  autem  aliis  suis  Bonis 

Mobilibus  et  Imntobilibus  se  moventibus  superius  non  judicatis, 
juribus  et  actionibus  suis  ubicunque  positis  et  ad  eam  pertinentibus, 
expectantibus  quoquo  modo  vel  jure,  filios  suos  Masculos  si  qui 

nascentur  tempore  vite  ipsius  testatoris,  vel 1S)  per- 

venientes,  nascentes  ex  d.  vel  alia  Legittima  Uxore  sua  sibi 


*)  Folgen  Bestimmungen  über  das  Begräbnis.  — 3)  Weitere  sehr  zahl- 
reiche Ueldverniächtnisse  an  kirchliche  Anstalten  n.  dergl.  — 4)  S.  172  11 . 
*)  S.  163  ".  — *)  S 154  f.  — 7)  s.  203  a.  — »)  S.  207  — •)  S.  205  l".  — ,0)  S.  177, 
200*,  201.  — ”)  Folgen  weitere  Legate. — **)  Lücke. 
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Heredes  Equis  portionibus  instituit ’*)  Et  voluit 

et  mandavit  quod  lieredes  sui  vel  quicumque  alii  non  possint 
modo  aliqno  sive  jure  inquietare  vel  molestare  vel  impedimentum 
aliquod  prestare  imblice  vel  occnlte  aliqua  causa  vel  ingenio 
Comuiissariis  suis  predictis  quando  pure  et  libere  dictum  officium 
possint  exequi  et  execntioui  mandare  et  si  aliqui  d.  Gommissa- 
rios  suos  in  executione  d.  testamenti  quomodolibet  impedierint 
molestaverint,  vel  inquietaverint,  quominus  d.  Officium  libere 
exequantur,  ipsos  et  quemlibet  eorurn  impedientes  molestantes 
aut  inquietantes  d.  suos  Commissarios  ex  tune  hereditate  et 
legatis  in  eo  testam.  relictis  privavit,  et  sicut  indignos  cassavit 
eos  et  quemlibet  eorurn  a parteeipatione  d.  liereditatis  et  d. 
Eegatorum  ita  quod  de  Bonis  suis  nihil  possint  percipere14)  et  ex 
tune  in  eo  casn  instituit  sibi  heredes  in  duabus  partibns  Bono- 
rum que  ex  successione  vel  hereditate  aut  ex  legatis  deberent 
vigore  d.  Testamenti  pertinere  ad  inquietantes  molestantes  vel 
impedimentum  prestantes  suis  comissariis  snpra  dictis  paupercs 
Christi  de  Rav.  qttos  dixerint  et  nominaverint  Commissari  sui 
pred.,  et  Conventum  Fratrum  Predicatorum  de  Rav.  in  tertia 

Parte  predictorum  Bonorum ,Ä) 

Actum  in  Villa  Alture  distiictus  Rav.  in  Domo  seu  Tumba  d. 
Domini  Lamberti  posita  in  d.  Villa  presentibus  Domino  Fillippo 
Rectore  Ecclesie  S.  Sixti  de  Santerno.  Magistro  Pellegrino  Me- 
dico.  Magistro  Franciscbino  de  Imola  Medico,  Magistro  Compagno 
de  Ferraria  Medico,  Cambio  de  Artusinis  Not.,  Dom.  Bonetti, 
Boletta  de  Ugulis,  Mezzofilio  Philippi  de  Ferraria,  et  aliis  tes- 
tibns  ad  hec  vocatis  et  rogatis  a d.  testatore. 

Ego  Guido  Ravaldus  Rav.  Imp.  auctoritate  Notarius  pre- 
dictis omnibus  presens  fui  et  ut  superius  legitur  rogatus  a dicto 
testatore  subscripsi  et  publicavi. 
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Vorwort. 

Diese  Abhandlung  entstammt  einem  Winke  Brunners  im 
rechtshistorischen  Seminar  der  königlichen  Universität  in  Berlin 
zu  Weihnachten  des  Jahres  1890,  der  auch  die  Güte  hatte,  in 
seiner  Deutschen  Rechtsgeschichte  Bd.  II  S.  543  N.  41  darauf 
Vzu  verweiseu.  Sie  wurde  zwar  sofort  in  Angriff  genommen, 
aber  durch  anderweitige  Studien,  durch  Berufsgeschäfte  und 
Krankheit  aufgehalten,  ja  vielfach  unterbrochen.  Diese  Um- 
stände und  die  beschränkten  Verhältnisse  unserer  Prager  k.  k. 
Universitätsbibliothek  mögen  manchen  Mangel  entschuldigen. 
Die  Fülle  des  Dankes,  den  ich  inzwischen  meinen  Berliner 
Lehrern  Brunner  Gierke  und  Zeumer,  aber  auch  meinen 
Freunden  Heusler  Hübner  und  Stutz  schuldig  geworden  bin, 
darf  an  der  Spitze  einer  so  geringen  Arbeit  nur  angedeutet,  nicht 
ausgesprochen  werden,  da  feiner  stehende  Leser  nur  die  direkten 
Einwirkungen  hierauf  würdigen  können  und  wollen.  Unmöglich 
kann  ich  aber  unerwähnt  lassen  das  ausserordentliche  Entgegen- 
kommen der  vaterländischen  k.  k.  Unterrichts-  und  Finanz- 
verwaltung, die  mir  erst  den  Anschluss  an  die  Lehrer  und 
Freunde  ermöglichten. 

Unsern  Gegenstand  behandeln:  Für  die  mittelalterliche 
Blütezeit  unseres  Rechts  Rieh.  Eduard  John,  Das  Strafrecht 
in  Norddeutschland  zur  Zeit  der  Rechtsbücher  (1858)  S.  2ö8 
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bis  293;  für  die  fränkische  Periode  Heinrich  Brunner, 
Deutsche  Rechtsgeschichte  II  S.  541 — 543;  das  ältere  lango- 
bardische  Recht  untersucht  Giacomo  Blandini,  II  delitto  e la 
pena  nelle  leggi  langobarde,  Catania  1890  S.  35 — 37;  dasselbe, 
insbesondere  aber  die  mittelalterlichen  Gestaltungen  Pertile, 
Storia  del  diritto  italiano  Band  V (1876)  S.  111  ff.  250.  Moderne 
Zwecke,  doch  unter  ausführlicher  Berücksichtigung  der  histori- 
schen Grundlagen  verfolgen  Hugo  Heinemann,  Die  Lehre 
von  der  Idealkonkurrenz,  Berlin  1893  S.  30  f.  und  Friedrich 
Wachenfeld,  Theorie  der  Verbrechenskonkurrenz,  Berlin  1893 
S.  2 f.  Vgl.  auch  die  Kompendien  des  modernen  Strafrechts, 
z.  B.  Feuerbach-Mittermaier  (1840)  S.  187  ft.,  Wächter 
(1881)  S.  280  ff.  Ein  kurzes  Streiflicht  auf  unsere  Frage  wirft 
Richard  Schroeder,  Lehrbuch  der  deutschen  Rechtsgeschichte, 
II.  Auflage  1894,  S.  342  und  Heinrich  Siegel,  Deutsche 
Rechtsgeschichte,  III.  Auflage  1895,  S.  507  f.  Selbstverständlich 
finden  sich  reiche  Bemerkungen  verstreut,  besonders  bei  dem 
Altmeister  des  germanischen  Strafrechts  Willi.  Eduard  Wilda, 
Das  Strafrecht  der  Germanen  1842,  bei  Osenbrbggen,  Straf- 
recht der  Langobarden  1 863  und  sonst.  Für  das  römische  Recht 
wurde  besonders  Rein,  Das  Criminalrecht  der  Römer  von  Roinu- 
lus  bis  auf  Justinianus  1844,  herangezogen. 

Eigentliches  Untersuchungsgebiet  sind  die  westgermanischen, 
das  heisst  die  deutschen  Volksrechte.  Dabei  kann  aber  das 
west-  und  ostgotische,  sowie  das  burgundiscbe  Recht  nicht  um- 
gaugen  werden;  die  skandinavischen  Quellen  mussten  leider  so 
gut  wie  unberücksichtigt  bleiben.  Gelegentlich  wird  auch  auf 
die,  Kapitularien,  auf  jüngere  angelsächsische  und  anglonorman- 
nische  Quellen,  auf  langobardisches  Recht  der  fränkischen  und 
der  naohfränkischen  Zeit,  sowie  auf  die  deutschen  Rechtsbücher 
des  Mittelalters  ein  Blick  gew'orfen.  Au  Quellenausgaben  wurden 
benützt:  für  die  Lex  Salica  die  von  Hessels  und  die  von 
Behrend-Boretius;  für  die  Lex  Ribuaria  und  die  Ewa  Cha- 
ma worum,  den  Pactus  und  die  Lex  Alamannorum,  die  Leges 
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der  Baiern,  Friesen,  Sachsen,  Anglowamen,  Burgunder,  für  die 
Edikte  des  Ostgoten  Theuderich  und  der  Langobardenkönige, 
für  die  Capitula  Remedii  und  die  Kapitularien  die  Ausgaben 
Sohras,  K.  Lehmanns,  Merkels,  der  von  Riehthofen, 
vonSalis',  Bluhmes,  Haenels,  Pertz’,  Boretius',  Krauses, 
in  den  Monumenta  Germaniae  Leges  (M.G.  LL.);  für  die  Lex 
Frisionum  auch  noch  die  Rekonstrukzion  Federico  Patettas 
in  La  Lex  Frisionum,  Studii  sulla  sua  origine  e sulla  critica 
del  testo,  Separatabdruck  aus  den  Memorie  della  Reale  Accademia 
delle  Scienze  di  Toriuo  Serie  II  Tom.  XLIII  1892;  für  die 
Leges  Wisigotorum  der  Abdruck  in  Walters  Corpus  iuris  ger- 
manici  und  Karl  Zeumers  Leges  Visigothorum  antiquiores 
1894.  Für  das  altenglische  Recht  wurden  Reinhold  Schmids 
Gesetze  der  Angelsachsen  1858  (dessen  Orthographie  womöglich 
beibehalten  wird),  für  das  jüngere  Langobardenrecht  die  Aus- 
gaben von  Boretius  und  Blnhme  in  den  M.G.,  sowie  von 
Anschütz  (Die  [sog.]  Lombardakommentare  des  Ariprand  und 
Albertus  1855  und  die  Summa  legis  Langobardorum  aus  dem 
XII.  Jahrh.  1870)  zu  Grunde  gelegt.  Der  Sachsen-  und  der 
Schwabenspiegel  sind  nach  Homeyer  und  Lassberg  zitiert. 
Als  sehr  wertvoll  erwies  sich  Rudolf  Hübners  Regesteu- 
Sammlung  der  Gerichtsurkunden  der  fränkischen  Zeit,  nach  deren 
Nummern  vielfach  angerufene  Urkunden  bezeichnet  werden,  wenn 
die  Angabe  der  Originallündstelle  zu  weitläufig  gewesen  wäre. 
Ein  ausführliches  Stellenregister  wird  am  Schlüsse  beigegeben. 

Von  den  in  einer  gegenseitigen  Beziehung  zu  einander 
stehenden  Stellen  der  nachfolgenden  Untersuchung  selbst  vrerden 
auch  die  Textstellen  nach  den  ihnen  entsprechenden  Notenziffern 
zitiert. 

EingetheiJt  wurde  der  Stoff  in  zwei  Abschnitte,  deren 
erster  mit  der  Frage  nach  der  Deliktseinheit  und  -Mehrheit, 
deren  zweiter  mit  der  Frage  nach  der  Behandlung  der  Ver- 
brechenskonkurrenz sich  beschäftigt.  In  dem  ersten  Abschnitte 
konnte  eine  weitgehende  Zersplitterung  von  unserer  heutigen 
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Auffassung  als  einheitlich  erscheinenden  Tlmtbeständen  hervor- 
gehoben, das  Verhältnis»  eines  Delikts  zu  dessen  Erfolg,  das 
Verhältniss  von  Versuch  und  vollbrachter  Missethat.  das  fort- 
gesetzte Verbrechen,  die  Verletzung  mehrerer  Privaten  sowie 
die  durch  Knmulazion  von  Busse  im  E.  S.  und  Brüche  zu  Tage 
tretende  Verletzung  des  Privaten  und  der  öffentlichen  Ge- 
walt. endlich  der  Unterschied  zwischen  idealer  und  realer  Ver- 
brechensmehrheit ins  Auge  gefasst  werden.  Der  zweite  Abschnitt 
zeigt,  dass  konkurrierende  Bussen  untereinander  (ev.  beschränkt) 
gehäuft  wurden;  dass  in  einer  bedeutenden  Gruppe  von  Volks- 
rechten. die  zudem  noch  durch  den  Gang  der  geschichtlichen 
Ereignisse  dominierend  wurden,  die  Todesstrafe  konkurrierende 
Bussen  absorbierte;  er  zeigt  feiner  das  Verhalten  der  Leibes- 
strafen, der  Verbannung  und  Verknechtung  bei  Verbrechens- 
konkurrenz.*) 

Prag,  am  Skt. -Johannistage  lHfljj. 


Das  wertvolle  Buch:  The  liistorv  of  english  law  hefore  the  tiine  of 
Edward  I by  Sir  Frederick  Pollock  and  Fredcrick  William  Maitland. 
II  volumes,  Cambrigde  lS'Jö,  konnte  leider  nicht  mehr,  als  in  den  letzten 
Bogen  geschehen  ist.  benützt  werden. 
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Erster  Abschnitt. 

Verbrechenseinheit  und  Verbrechens- 
mehrheit. 


A.  Atomisierung  des  Thatbestandes. 

§ 1.  Allgemeines. 

Die  Auffassung  unserer  Quellen  betreffend  die  Einheit  oder 
Mehrheit  von  Verbrechen  ist  von  der  heutigen  weit  verschieden. 
Die  Neigung,  sich  an  das  Thatsächliche,  sinnlich  in  die  Augen 
Fallende  zu  halten,  führt  zu  einer  weitgehenden  Atomisierung 
des  Thatbestandes.  Wo  wir  einen  Gesamterfolg  ins  Auge 
fassen  und  als  ein  Delikt  der  Bestrafung  unterziehen,  bleiben 
die  Alten  vielfach  bei  der  Mehrheit  der  getrennt  sich  der  äusseren 
Anschauung  bietenden  Einzelerfolge  stehen  und  müssen  diese 
dann  als  Verbrechensmehrheit  behandeln.1)  Unserer  vereinigen- 
den Vorstellung  erscheint  dies  als  eine  Spaltung  des  objek- 
tiven Thatbestandes.  Ausserdem  wird  aber  auch  noch  zuweilen 
eine  besondere  Vermessenheit  der  That  als  selbständiges  Ver- 
brechen bestraft  und  damit  das  Zusammentreffen  des  objektiven 
mit  einem  besonderen  subjektiven  Thatbestand  als  Verbrechens- 
konkurrenz angesehen.5)  Im  Einzelnen  ist  freilich  das  Mass 

')  Vgl.  Blandini  S.  35.  Brunner  It.  G.  II  S.  611.  "Wachenfeld 
S.  2f.  Hierüber  bandelt  § 2—5  dieser  Untersuchung. 

*)  $ U dieser  Abhandlung.  Vgl.  Blandini  a.  O.,  der  allerdings  nur 
an  die  kumulative  Bestrafung  von  Versuchshandlungcii  und  Ausführungs- 
handlungen  denkt.  Vgl.  hierüber  nuten  jj  7. 

Sobreuer.  Die  Debendluiig  der  Verbrechcnakonkurrem.  1 
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der  Zersplitterung  sehr  verschieden.  Im  Nachstehenden  sollen 
die  wichtigsten  Fälle  des  volksrechtlichen  Strafrechtslebens  in 
dieser  Hinsicht  durchgegangen  werden. 


§ 2.  IMo  Körperverletzung.*; 

Aus  den  Bnsskatalogeu  unserer  Volksrechte,  nach  denen 
jede  Art  von  Wunden  ihre  besondere  Busse  hat,  ergiebt  sich 
als  Prinzip,  dass  mehrere  verschiedenartige  Wunden  als  ebcn- 
soviele  Delikte  anzurechnen  sind.1)  Dies  wird  auch  wiederholt 
ausdrücklich  ausgesprochen.*)  Vereinzelt  ist  die  Bestimmung 
der  anglonormannischen  sog.  Leges  Henrici,  dass  bei  Kon- 
kurrenz von  Blut-  und  Blauwunden  nur  die  ersteren  zu  büsseu 
seien.*) 


•)  J.  Grimm  RechUaltwrtbtimer  S.  628  ff.  Wilda  S.  729  ff.  Osen- 
brüggenS.  72  ff.  Pertile  V S.  112.  L.  Günther:  Ueber  die  Hauptstadieu 
der  geschichtlichen  Entwicklung  de»  Verbrechens  der  Körperverletzung  und 
seiner  Bestrafung.  Erlangen  1884.  S.  42  ff.  Richard  Schröder*  S.  337. 
Brunner  K.  G.  II.  S.  634  ff. 

’)  Vorausgesetzt,  das»  nicht  dadurch  ein  Verbrechen  höherer  Kategorie: 
eine  schwere  Verwundung  oder  der  Tod  eintritt.  Vgl.  $ 7. 

*)  lau.  123  verlangt  für  einen  Leibesbruch  (ponderositas)  das  halbe 
Wergeid  und  daneben  besondere  Bussen  für  konkurrierende  plngae  und  feritae. 
Vgl.  über  diese  Stelle  $ 7 N.  7.  14.  Lex  Alain.  XI:  Si  quis  episcopnru 
aliquant  iniuriam  fecerit  vel  placaverit  vel  fustaverit  vel  mancavcrit,  omnia 
triplicitcr  comp.  XXVIII  2:  . . quidquid  ei  fecerit  semper  tripliciter  enm 
comp.  (3):  . . omnia  . . comp.  Lex  Baiuw.  II  4:  Et  quis  ibi  percussiones 
aut  plagas  aut  homicidium  fecerit,  comp,  sicut  in  lege  habet.  II  10:  quic- 
quid  ibi  factum  fuerit  omnia  secundum  legem  comp.  Lex  Kris.  XVII:  novies 
damnum  qnod  effecit  Componero  cogatur.  Vgl.  „Klfrcd  23  § 2 : Gif  se  bund 
ma  misdasla  gcwyrce  (and  be  hine  htebbe)  böte  be  fullan  vvere  swä  dolgböte 
swä  be  wyree.  Jilfr.  36  Pr. : Gif  mon  cierlisene  mon  gebinde  unsvunigne, 
geböte  mid  10  soill.  (§  4.):  Gif  he  hine  tö  preöste  bescire  unbundeune,  mid 
30  scill.  geböte.  (§  6.):  Gif  he  hine  gebinde  aud  ponne  tö  preöste  bescire 
mid  LX  (Cod.  B.  sixtig,  Uberschrieben  fcö wertig;  Vetus  versio  allerdings 
wieder  GO)  scill.  geböte. 

*)  Leges  Henr.  94  jj  2 unten  in  N.  62.  Vgl.  hiezu  auch  unten  $ 12 
N.  10:  In  Lex  Fris.  XXII:  75  handelt  es  sich  dagegen  blos  um  vulnera. 
Vgl.  dazu  unten  S.  10.  Etwas  ähnliches  bietet  aber  das  langobardische 
Edikt,  wonach  stets  nur  drei  plagac  auch  wenn  sie  verschiedenartig  sind 
gebüsst  werden  sollen.  Siehe  unten  S.  6 ff.  und  jj  7 N.  14. 


Digitized  by  Google 


3 


Aber  auch  mehrere  gleichartige  Verletzungen  (mehrere 
Schläge,  oder  mehrere  Wunden,  Verstümmelungen  oder  Läh- 
mungen) sollen  im  Allgemeinen  nach  ihrer  Zahl  vergolten  werden. 
Doch  wird  mitunter  eine  obere  Grenze  gesetzt,1)  von  der  an 
die  Zahl  dieser  Verletzungen  gleichgiltig  ist,  die  weiteren  Bussen 
absorbiert  werden;  die  Gesamtbnsse  hat  von  da  an  den  Charakter 
einer  Pauschal busse,  die  eine  variable  Wundenmehrheit  zu  einer 
Verbrechenseinheit  zusammenfasst.  Oder  aber  es  tritt  eine 
solche  Pauschalbehandlung  gleich  von  vornherein  ein. 

1.  Blau-  und  Blutwunden.*)  Nach  der  Lex  Salica") 
sollen  für  jeden  Stockhieb,  der  eine  Blauwunde  zur  Folgt“  hat. 


*)  Wilda  S.  769.  Grimma  Bemerkung  (R.  A.  S.  629):  „Geschahen 
auch  mehr  Schläge  und  Wunden,  so  wurden  doch  nur  drei  berücksichtigt“, 
ist  nicht  ganz  genau.  — Auch  hier  ist  übrigens  auf  die  natürliche  Grenze  der 
Häufung  durch  Eintritt  eines  höheren  Delikts  aufmerksam  zu  machen. 
Das  römische  Recht  gab  dem  Verletzten  eine  Klage  auf  Pauschalbusse: 
die  actio  iniuriarum  nestimatoria.  Windscheid,  Lehrbuch  des  Pandekten- 
rechts Bd.  II  § 472  N.  2 ff. 

*)  Wilda  S.  736.  765  ff.  Vgl.  Venn.  Ssp.  IV  5.  8.  Wert  eyme  mer 
wunden  vorwundet  wen  eyne,  nlso  mancig  wunde  kamphir  ist,  also  inang 
mal  rauz  her  sich  entschuldigen  selbsobende.  Landrecht  der  sieben  Freien 
(Grimm  'Weistbümer  Thl.  III  S.  69  al.  11):  Item  so  einer  dem  anderen 
wundet,  so  manche  wunde  so  manche  V mark.  John  a.  O.  S.  272.  — Brün- 
ne r Schöffenbnch  (R  ö g s 1 e r)  Nr.  267 : De  emendis  plaganun  vulgariter  dictarum 
„blabschleg“.  Sententiatum  est  in  < “hremsir,  quod  plaga,  quae  signum  tlaveum 
. . . ostendit,  iudici  solvitur  talentuni  et  percusso  duo;  et  quod  sunt  plagae 
numero  totiens  solvitur  emenda  pracdicta.  Die  Spiegel  enthalten  keine  be- 
stimmten Busssätze  (Günther  a.  O.  S.  101)  und  auch  nicht  Vorschriften 
über  Kumulazion  derselben.  Ssp.  I 68  Jj  2:  to  beterende  na  rechte.  II  16 
Jj  8:  na  siner  bord.  Doch  bildet  die  „Busse“  des  Thätcrs  das  Maximum: 
Richtsteig  Ld.R.  38  Jj  4:  (die  Klage  geht  auf  20  Mark  = 400  Schillinge 
cf.  Ssp.  III  46  Jj  1)  . . . swere  frilike  up  mi,  wen  du  hefst  nicht  vorboret 

wen  dine  bute  unde  nene  bute  höret  hoger,  wen  uppe  drittich  scillinge 

(Vgl.  Ssp.  LH  45  Jj  1 cit.)  Jj  5:  . . Spreket  he  (Kläger)  dat  he  fordere  (20 
Mark)  dor  der  siege  willen,  so  vrag  oft  tu  an  slegeu  dat  gelt  vorboren 
muchtest.  So  vintme  du  ne  mögest,  unde  vunde  me  di  anderes,  sceldet 

vrileken.  Nach  Swsp.  (Lasaberg)  111.  176  b.  201  a.  sollen  die  Wunden 

pauschal  vergolten  werden. 

*)  Wilda  8.  756.  L.  Sal.  17:  6:  usque  tres  colpos  semper  per  unum- 
quisque  iecto  3 sol.  17:  8:  Si  quis  de  ciauso  pugno  alio  percusserit  . . . 
sol.  novem  culp.  iud.  Ita  ut  per  singulos  iectos  temos  sol.  reddat.  Die 
Hss.  der  HI.  Klasse  setzen  sogar  blos  die  Gesamtbusse  (sol.  VI  daselbst 
ist  wohl  aus  Vini  zu  erklären).  Ebenso  Recap.  A.  10. 

r 
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sowie  für  jeden  Faustschlag  3 Schilling*1  gezahlt  werden.  Es 
sind  aber  nicht  mehr  als  drei  Schläge  zn  Wissen:  die  Busse  von 
ü Schillingen  gilt  dann  als  Pauschalbusse  für  das  Blauprügeln. 
Einen  ähnlichen  Ucbergang  von  Einzelbnssen  in  Pauschalbussen 
bietet  das  Kecht  der  ribuarischen  Franken.  Nach  der  Lex 
Ribuaria7)  soll  für  jede  Blauwunde  ein  Schilling,  für  3 oder 
mehr  Schläge  aber  sollen  im  Ganzen  immer  nur  drei  solidi  ge- 
golten werden.  Das  Kapitular  zur  Lox  Ribuaria  ändert  diese 
Bestimmung,  indem  es  eine  Busse  von  15  Schillingen  festsetzt. 
Diese  ist  wohl  eine  Pauschalbusse.*)  Die  Blutwundenbusse  be- 
trägt in  der  Lex  Salica  15  Schillinge:®)  ihr  entsprechen  in 
der  Lex  Ribuaria  18"’)  und  diesen  wieder  bei  den  ribuarischen 
Ohamaven  12  solidi  neben  dem  allerdings  verschiedenen  fixen 
l'redns  von  4 Schillingen.")  Diese  Busse  ist  eine  bei  Mehrheit 
von  Hieben  ohne  Beschränkung  zu  kumulierende  Einzelbusse, 
keine  Pauschalbusse.  Das  ergibt  die  Bestimmung  der  Lex  Ri- 
buaria, wonach  durchgehende  Stichwunden,  die  ja  eine  doppelte 
Blutwunde  darstellen,  mit  3G  Schillingen  zu  gelten  sind.'5) 
Das  verwandte  Volksrecht  der  Anglowarnen  hat  für  Blau- 
wie  für  Blutwunden  die  Buss«'  von  10  solidi.’8)  Diese  sind,  so- 
fern es  sich  um  trockene  Schläge  handelt,  entsprechend  der  Busse 
des  ribuarischen  Kapitulars  als  Pauschalbusse  anzusehen. M) 
Dasselbe  gilt  aber  auch  bezüglich  der  unvermittelt  angereihten 
Blutwundenbusse;  dies  bestätigt  der  Umstand,  dass  für  einen 


f)  I..  Rill.  1.  Si  quin  iugenuus  ingenuum  ictu  percusserit,  sol.  1 cnlp. 
iml.  (Vgl.  GS:  4.).  Si  bis,  2 sol.;  si  Irr,  3 sol.  culp.  iuil.  — 19:  1:  iugenuus 
servo  . . . usque  ternoi  colpus  singulos  sol.  coiip.  (3):  servns  hoinine  regio 
aut  ecclesiastico  vel  Franco  . . per  ternos  ictos  3 sol.  roup.  bedeutet  wohl 
dasselbe;  arg  20;  1 mit  2.  Ebenso  12:  2,  wo  es  bloss  licisst : 3 sol.  culp.  ind. 

“j  Cap.  legi  Kib.  addit.  v.  .1.  so3  e 1 (I  117):  Si  qui»  iiigetiuus  in- 
geiimmi  ictu  percusserit  lf>  sol.  conp.  Vgl.  aber  auch  unten  X.  37. 

")  L.  Sal.  17:  f>. 

L.  Kib.  2. 

")  Ewa  Chain.  18.  I>ie  Cliainaven  sind  Kibnarier:  Hrunncr  R.  G. 
I 353. 

lä)  L.  Kib.  4.  Siehe  unten  X.  7G.  — V i I d a S.  75G:  „für  jede  einfache, 
blutende  Wunde“  15  (18)  sol.  Günther  a.  <J.  S.  Gl. 

’*)  L.  Angl,  et  Wer.  4—7:  „ictu  percusserit;  sanguinis  eflfusio  . . . 
conponatur.  Nach  Wild«  S.  755:  „für  jeden  Schlag,  wie  für  jede  Wunde.“ 
"j  Die  10  Schill,  sind  Busse  ohne  fredus.  Brunner  K.G.  II  636.  X.  72. 
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Stich  durch  den  Schenkel  oder  Arm,  also  für  doppelte  Blut- 
wunde, wie  für  einfache  sanguinis  effusio  d.  h.  mit  10  Schillingen 
gebüsst  werden  soll.1') 

Die  Langobarden  kumulieren  für  Schläge  und  Wunden1*) 
Eiuzelbussen,  aber  auch  nur  bis  zu  einer  oberen  Grenze.17) 
Xach  Rotharis  Edikt  wird,  wenn  der  Verletzte  ein  Freier,  ein 
aldius  alienns  oder  ein  (fremder)  servus  ministcrialis  ist.  jeder 
Schlag  mit  3 bezw.  1 solidus  angerechnet.  Von  4 Schlägen 

aufwärts  tritt  aber  immer  die  Gesamtbusse  von  12  bezw.  4 
solidi  ein.1*)  Dasselbe  Prinzip  der  beschränkten  Knmulazion 
gilt  wohl  auch  f ür  Faustschläge  und  Backenstreiche. '*)  Ist  der 
Verletzte  ein  servus  rusticanus,  so  ist  ein  Schlag  mit  1 s solidus 
zu  bfissen;  mehrere  Schläge  sind  im  Ganzen  mit  2 Schillingen 
zu  gelten.*0)  Hier  tritt  also  die  Pauschalierung  früher  eiu. 

’5)  L.  Angl,  et  Wer.  11.  Betreffend  die  radikale  Pausehalirnngstendenz 
des  thüringischen  V.  R.  vgl.  auch  unten  N.  95. 

“)  i’iir  den  Begriff  der  plaga  ist  insbesondere  auch  von  Bedeutung 
Ko  101:  plagam  intra  capso  aut  sagitta  inieeta  aut  cum  qualebit  anna. 
Für  die  feritae  vgl.  die  Formel  zu  Pap.  Ro  43:  tecisti  ei  4 feritas  ejuae 
appameriut  lividae  et  inflatae.  (Aehnlicb  Ssp.  I 6h.)  Fenier  Expositio  eod. 
(§  2):  Vulnus  in  hac  lege  non  proprie  dicitur  sed  pro  inliatura.  Liu.  123: 
ut  per  ipsas  feritas  ponderosus  cffecti  fuerint.  Vgl.  Osenbriiggen  a.  0. 

”)  Wilda  S.  756.  Osenbriiggen  S.  72.  RrunnerR.tr.  II  S.  542. 
Audi.  33. 

">)  Ro  43:  si  vero  amplius  duraverit,  feritas  non  numerontur  et  sit 
sibi  contemtus.  Ro  77.  Die  spatere  Igb,  Jurisprudenz  knüj»l'te  an  unsere 
Stelle  eine  recht  müssige  Streitfrage.  Vgl.  Siegel  S.  B.  der  kais.  Akademie 
der  Wissenschaften.  Phil. -hist.  Kl.  Wien  1862  S.  170.  171,  wo  jedoch  ein 
Druckfehler  zu  korrigieren  ist;  S.  171:  „Er  ( Ariprand)  ist  der  Meinung,  dass 
mehr  als  eine  Wunde  [lies  4 Wunden]  (feritae)  niemals  gezahlt  werden“. 
Die  Glosse  zu  I.  3 Lomb.  I 6 ad  v. : „non  numereutur“  (bei  Anscbütz:  Die 
Izmibardnkommentare  XXIV  X.  1)  sagt:  Intelligas  in  eodem  membro  sceun- 
dum  ijiiosdam,  secundum  Ariprandum  in  toto  corpore,  und  Albert  I 6.  (An- 
scbütz a.  O.  S.  21.  22)  führt  aus:  Si  vero  plures  fuerint  (seil,  feritae) 
non  numerentnr  etsi  per  diversa  fiant  membra  secundum  Ariprandum.  Sed 
Albertus  dicit,  quod  4 tun  tum  in  uno  membro  componantur,  set  si  per  diversa 
membra  plures  facto  fuerint,  ouincs  ntimerentur  et  conponantur,  sicuti  de 
plagis  que  si  per  diversa  membra  iiant,  omnes  mnnerentur  et  conponantur. 
Eine  solche  Unterscheidung  ist  bei  den  feritae  ganz  unbegründet. 

’")  Ro  44.  vgl.  I*  Sal.  17:  8 oben  S.  3 N.  6. 

*°)  Ro  125:  pro  unam  feritam,  id  est  pulshihi,  si  vulnus  aut  iibor 
apparuerit,  eonponat  soiido  medio;  si  vero  usque  quattuor  feritas  tüerit,  con- 
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Ebenso  wie  die  Sehläge  werden  auch  die  plagae  gezählt,  aber 
— wenn  sie  einem  Freien  zugelugt  wurden  — nur  bis  zur 
Dreizahl.  So  bestimmt  generell  Rothari  cap.  61.41)  Doch  ist  es 
nothwendig,  die  Tragweite  dieser  Bestimmung  genauer  zu  be- 
trachten. Das  Kapitel  bezieht  sich  jedenfalls  auf  die  plagae  in 
facie,  in  naso,  in  aurem,  intra  capsum,  in  coxa  und  wohl  auch 
aut  das  brachinm  transforatnm  oder  punctum  et  non  transforatum : 
von  diesen  Verletzungen(plagae)  werden  nur  drei  gebüsst.  Die  Be- 
stimmungen des  Edikts  über  diese  Wunden  bilden  eine  geschlossene 
Kette,  c.  54—60,  an  die  sich  unser  Kapitel  61  unmittelbar  an- 
schliesst.  Die  darin  abgehandelten  Delikte  machen  aber  auch  in- 
haltlich eine  besondere  Gruppe  aus:  nämlich  blos  einfache  Verwun- 
dungen. Ihnen  stehen  dann  im  Edikt  c.  48 — 53  Verstümmelungen 
gegenüber.  Innerhalb  dieser  Reihe  ist  nun  für  dentes  priores  und 
maxillares  (e.  51 — 52)44)  ein  anderes  Prinzip  aufgestellt:  das- 
selbe wie  es  für  Verstümmelungen  und  Lähmungen  in  c.  62—73 
gilt,  nämlich  das  der  unbeschränkten  Busseitkumulaziou.23)  Die 
in  Rothari  c.  61  angeordnete  Absorpzion  gilt  also  nur  für  die 
in  c.  54 — 60  autgeziihlten  Wundbussen,  dagegen  nicht  auch  für 
die  in  c.  48 — 53  und  c.  62 — 73  normierten  Verstümmelungs- 
und  Lähmungsbussen.44)  Hiemit  wäre  der  Umfang  des  Begriffes 


ponat  aol.  2;  amplius  si  fuerit  non  mmieretur.  Infolge  des  Anschlusses 
an  Ko  4:1  und  77  findet  sieh  hier  eine  schwerfällige  juristische  Konstrukzion. 
Krst  von  4 Schlagen  aufwärts  soll  hier  wie  dort  Absorpzion  eintreteu.  Für 
2 — 4 Schläge  dagegen  wird  eine  nach  dein  Prinzips  von  Ko  43.  77  für  einen 
Satz  von  vier  Schlägen  entwickelte  Pauschalbusse  angesetzt;  es  wird  nicht 
etwa  von  2 Schlägen  aufwärts  absorbiert,  denn  die  Busse  beträgt  ja  vier 
mal  \'t  sol.  Vgl.  unten  § 12  X.  6. 

5,J  Ko  01 : Si  plures  plagas  fuerent,  usque  ad  3 tantumiuodo  numerentur 
et  per  unatmiuainque  plagaui  conponuntur  nt  supra;  nam  si  amplius  fuerent, 
non  componantur. 

lä)  Siehe  unten  X.  92. 

Das  Edikt  geht  bei  der  Anordnung  der  Körperverletzungen  in  der 
Weise  vor,  dass  es  mit  den  Kopfwunden  beginnt  und  nach  abwärts  fort- 
schreitet. Dabei  werden  Wunden  im  E.  S.,  Verstümmlungen  und  Lähmungen 
nebeneinander  anfgezählt,  doch  lassen  sich  die  im  Texte  horvorgohobeuen 
Gruppen  bilden. 

lf)  Die  sog.  Lombardakommentare  beziehen  Ko  01  nur  auf  Verwundungen 
desselben  Kürperthcils.  Ariprand  1 7 (An schütz  S.  22):  Si  plage  fuerint 
facte  in  eodem  membro  ita  numerentur  ut  lex  precipuerit.  Si  in  diversis 
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plagao  in  c.  61  festgestellt.  Unser  Kapitel  bezieht  sich  auch 
nicht  unmittelbar  auf  die  in  Rotharis  c.  46  und  47  behandelten 
Kopfhiebe.  Doch  ist  dort  innerhalb  gewisser  Grenzen  dasselbe 
Prinzip  durehgeführt.  Hieher  gehört  nur  die  Bestimmung,  dass 
von  Hautwunden,  die  durch  das  Haar  bedeckt  sind,  höchstens 
drei  mit  je  6 Schillingen  gebüsst  werden.“)  Als  Hautwunden 
gelten  wohl  auch  Wunden,  aus  denen  nur  geringe  Knochen* 
theilchen  abgesplittert  werden.*®)  Innerhalb  der  erwähnten 
Dreizahl  dürften  auch  Knochenwunden  im  technischen  Sinne, 
die  wegen  Erschöpfung  des  Maximums  von  36  Schillingen  an 

merabris,  quantecunque  fnerint  numerabuntur.  Ebenso  fast  wörtlich  Albertus. 
Desgleichen  die  Glosse  zu  L.  Papiensis  Ro  43  in  cod.  4:  Si  in  uno  raern- 
bro  fecerit  3 plagas,  onines  emendentnr.  Auch  hier  (vgl.  oben  N.  18)  dürfte 
diese  Unterscheidung  nicht  am  Platze  sein. 

**)  Ro  46:  Si  quis  alii  plagam  in  caput  fecerit,  ut  cutica  tanturn  rum- 
patur,  quod  capilli  cooperiunt,  conp.  sol.  6;  si  duas  plagas  fuerint,  conp. 
sol.  12:  si  usque  3 fuerint,  conp.  sol.  18;  si  vero  amplius  fuerint,  non 
nuiiKTentnr,  uisi  istas  3 conpnnantur. 

u)  Ro  47  im  Gegensatz  zu  Ro  46  gilt  ja  nur  für  ossa  sonantia.  Vgl. 
N.  61.  Allerdings  wird  diese  Interpretnzion  von  einer  Glosse  (textui  inserta) 
zu  Ko  47  mit  den  Worten  abgethau:  Si  vero  os  tale  egreditnr  emendabitur 
ut  plage  secundum  asinos  (Sehulwitz  für  antiqtios:  Rrunner  K.  G.  I 390 
Anm.  9).  Vgl.  auch  die  Glosse  zu  „unum  os“:  ex  duobus  vel  ex  tribus  ma- 
nente  sola  poena  primi  ossis  seiuper  et  si  non  inveniatur  os  tale,  licet  plura 
sint.  Wilihelm us  dagegen  vertritt  die  im  obigen  Texte  vorgetrageno  Aus- 
legung. Doch  hat  sich  eine  zwischen  der  Anwendung  von  Ro  46  und  47 
vermittelnde  Praxis  herausgebildet.  Expositio  $ 4 zu  Ro  47:  Queritur,  si  quis 
aliurn  in  capite  plagaverit  et  talia  ossa  inde  exierint,  que  sonum  super  scutum 
facere  non  possint,  vel  si  os  tautum  scissnm  fuit;  quid  inde  fieri  debeat? 
— Dicit  Vilihelmus  eundnm  per  snprascriptam  legem  que  est ; „Si  quis  alii  in 
capite  plagam  fecerit  etc.“  (Ro  46),  cum  lex  ista  uichil  inde  dicat.  Sed  alii 
dicunt,  per  lcgein  illain  eundura  esse,  ita  ut  per  utramque  (Ro  46  und  47)  eat, 
ut  non  solum  6 solidi  conponantur  nec  ex  toto  12.  (Glosse  in  den  codd.  Palat. 
772  und  Vatic.  3845:  sed  ex  arbritrio  novem  solidi,  media  via  electa,  et  hoc 
benigna  interpretatione  Ugonis).  ijuod  non  a legibus  habent,  sed  ex  ar- 
bitrio.  Dieser  praktische  Ausweg  ist  auch  von  den  lannbardakommcntaren 
rezipiert  worden : Sed  si  tale  os  sit,  quod  sonnrn  facere  non  possit,  eonponat 
sol.  9,  quasi  media  via  quodammodo  electa  et  nichil  pro  plaga,  cum  rnaius 
trahit  ad  se  minus:  Ariprand  I 7 (S.  22).  Ihm  folgt  (vgl.  Anschütz 
a.  0.  S.  X)  Albertus  daselbst:  . . . quasi  media  via  electa  quodammodo 
in  osse  sonauti  et  plaga  . . . cum  maior  compositio  ad  se  minorem  trahat. 
Dass  nach  Albertus  der  Knochen  über  einen  blos  9 Fuss  (statt  12  Fuss 
des  Edikts)  breiten  Weg  geworfen  am  Schilde  erklingen  soll,  ist  wohl  nur 
ein  äusserlicher  durch  die  Neunzahl  der  solidi  veraulasster  Irrthum. 
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Knochenwundbussc  nicht  mehr  nach  Rothari  c.  47  zu  gelten 
sind,  als  Hautwunden  nach  Rothari  c.  4t>  angerechnet  werden.57) 
Bei  Verletzungen  von  Unfreien  hört  die  Kutnulazion  der  Blut- 
wundbussen früher  auf,  dafür  tritt  der  Ersatz  der  verlorenen 
Arbeitszeit  und  des  Arztlohnes ts;  hinzu.  Von  einfachen  Kopf- 
wunden sollen  höchstens  zwei  mit  je  2 bezw.  1 Schilling  gebüsst 
werden,  jenachdem  der  Verwundete  haldius  oder  servus  ministe- 
rialis  bezw.  servus  rusticanus  ist.**)  Dieselbe  Beschränkung 
der  Kuniulazion  auf  die  Zweizahl  tritt  dann  wohl  auch  bei  den 
anderen  plagae  ein;  das  Edikt  enthält  hierüber  keine  Bestim- 
mung.*0) — Ausser  diesen  Verletzungen  zugefügt  im  Affekte, 
subito  surgente  rexa  behandelt  Rothari  auch  noch  das  Durch- 
priigeln  in  dolosem  Ucberfall  und  setzt  hierauf  von  vornherein 
eine  Pauschalbusse. :") 

Andere  Rechte  kumulieren  für  Blau-  wie  für  Bluthiebe 
Einzelbussen  ohne  Beschränkung.  So  das  alamannische  und 
bairische  Recht.35)  Die  niedrigen  Busszahlen  (1  bezw.  I1  s 
Schill,  bei  Freien)  berechtigen  hier  zur  Annahme,  dass  es  sich 
dabei  nicht  um  Pauschalbnssen  handelt.  Für  das  bairische  Recht 
kommt  noch  die  Bestimmung  in  Betracht,  dass,  wer  einen  Knecht 


*’)  Kn  47  wird  nur  die  weitere  Zählung  von  K nochensplittern  aus- 
geschlossen. Ebenso  dürften  auch  Bussen  für  einfache  Hautwunden  trotz 
Erschöpfung  des  Hüchstbetrages  für  Knochensplitter  und  zw.  bis  zur  Drei- 
zahl zu  kumulieren  sein.  Auf  diese  Weise  ergibt  sich  tür  Kopfwunden  ein 
Maximum  von  3 X 6 -|-  3 X '-  *ol.  11,1  Busse.  Das  Prinzip  des  c.  CI  gilt 
also  in  seiner  Allgemeinheit  auch  in  Ko  40  und  47  nicht  bis  in  seine 
iiussersfen  Konsequenzen.  Die  Absplitterung  von  Knochen  wird  eben  als 
eine  Art  Verstümmlung  behandelt, 

ss)  Vgl.  bes.  Ro  12«.,  ferner  unten  X.  104. 

**)  Ro  78  . . . plagaverit  in  caput  ut  ossa  non  ruiupantur,  pro  uua 
plaga  dit  sol  2;  si  2 plagas  fecerit,  dit  sol.  4,  excepto  operas  et  mercedes 
medici;  si  vero  amplius  plagas  capitis  fecerit,  non  numerentur.  Ro  103. 

*’)  Unbeschränkte  Kuniulazion  kann  nicht  angenommen  werden,  denn 
es  wird  die  Dreizahl  in  Ro  46.  47  Itir  gleiche  Verletzungen  Unfreier  herab- 
gesetzt : Ro  78.  79.  103.  Mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Kliochenwundeu 
nicht  in  die  plagae  eingereiht  werden  (vgl.  X.  27),  ist  als  Kumulazionsgrenze 
für  plagae  an  Unfreien  die  Zweizald  der  Einzahl  vorzuziehen. 
sl)  Ro  41.  352.  cf.  Katchis  7.  Siehe  S 6 X.  64  ff. 

•’*;  Lex  Alam.  57:  1,2.  Pactus  Alam.  V 1,6.  (in  S 6 X.  57.  66.)  Lex 
Bai.  IV  1,2.  V 1,2.  VI  1.2. 
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halb  tot  geprügelt  hat,  4 Schillinge  zu  Wissen  habe.3-’)  Das 
ist  die  Busse  für  Hrevavunt.  Sie  entspricht  der  zwöllfachen 
Beulenschlag-  oder  der  achtfachen  Blutrunstbusse.  Dieses  Yer- 
hältniss  trifft  auch  beim  Freien  und  vielleicht  auch  beim  frilaz 
zu.34)  So  ergiebt  sich  allerdings  eine  obere  Grenze  für  die 
Häufung  unserer  Wundbussen.  Allein  diese  Grenze  ist  nur  eine 
tliatsächliche:  nach  so  viel  Hieben  wird  der  Geschlagene  schon 
hrevavunt,  semivivus35)  sein,  so  dass  dieses  letztere  Delikt  — 
und  nicht  die  Hiebe  — in  Betracht  kommen  wird.  In  keinem 
Falle  bleibt  die  Kumulazion  bei  der  Drei-  oder  Vierzahl,  wie 
in  den  vorgenannten  Volksreehton  stehen.30)  Dasselbe  gilt  wohl 
von  den  Sachsen.  Thre  Wundbussen  dürften  kaum  Panschalbnssen 
sein.37)  Für  deren  Häufung  aber  findet  sich  nirgend  eine  obere 
Grenze  angegeben. 

Eigentümliche  Bestimmungen  über  die  Bnssabgrcnzung 
haben  die  Friesen.  In  Mittelfriesland  ist  der  verhäJtniss- 
mässig  geringe  Satz  von  1 s Schilling38)  für  jeden  trockenen 
Schlag  ohne  Beschränkung  besonders  zu  zahlen.  Und  ähnliches  gilt 
für  qualifizierte  Blutwunden:  Ein  Hieb  über  das  Gesicht  der  die 
3 Stirnfalten,8®)  die  Braue,  das  obere  und  das  untere  Augenlid4") 
dnrchliaut,  erscheint  entsprechend  diesen  Verletzungen  als  Kon- 


“)  L.  Baiuw.  VI  5:  et  si  cum  (ilen  Knecht)  tantum  cederit  et  turna- 
verit,  us«|ue  dum  eum  semivivum  rclinquat,  hoc  cum  4 sol.  conp. 

M)  L.  Bai.  V 2 sind  vielleicht  statt  „K 1 ä“  fl  saigae  zu  nehmen.  Doch 
haben  „9“  blos:  A.  3 (korrigiert  in  s)  D 2.  E m,  io. 

“)  Vgl.  inunwan  L.  Bai  IV  17,  19 — 22;  dazu  unten  § 7 N.  8. 

*•)  Das  alamannische  Recht  hat  noch  keine  allgemcini'  Lebensge- 
fährdungsbusse  Hrevavnnt  ist  da  nur  die  Verletzung  der  inneren  Organe 
durch  Hieb  oder  Stich,  eine  Leibwnnde.  Pactus  Alain.  II  11,  12.  Lex 
Alam.  57:  55 — 57.  Vgl.  Willi a 739. 

57)  Lex  Saxon.  1 : De  ictu  nobilis  30  sol.  . . , (2):  Livor  et  tuinor 

«0  sol.  . . (3j  : Si  sanguiuat  120  sol.  . . Siehe  aber  auch  Brunner  R.  (L  II 
S.  030  N.  79  wo  diese  Bussen  mit  der  des  Cap.  Legi  Rib.  aild.  c.  1 (oben 
X.  8)  zusaimnengestellt  werden.  Livor  et  tumor  eines  über  kostet  nach 
Lex  Sax.  10  Schillinge,  ebenso  wie  nach  dem  Kapitular.  wo  der  freilus  ab- 
zurechnen ist;  dort  ist  die  Busse  aber  eine  Pauschalbusse. 

M)  Wilda  S.  757.  I*ex  Kris.  XXII.  3.  Vgl.  aber  auch  Add.  III  42,  43. 

Add  III  2n : Rugas  frontis  tres  si  in  transversum  ineisa  fuerint, 
ter  12  sol.  conponantur;  (21  : si  una  tcr  4 sol.  Nach  Lex  Pris  XXII 
11—13  betragen  die  Bussen  2,  t,  2 Schillinge. 

“')  Nach  Lex  Fris.  XXII  14,  15  je  2,  nach  Add.  III  15, 19  je  12  Schill. 
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kurrenz  von  6 Delikten,  deren  jedes  besonders  zu  büssen  ist. 
Für  unqualifizierte  Blutwunden  gilt  aber  eine  Besonderheit. 
Nach  der  Lex  Frisionum41)  werden  die  Bussen  hiefür  höchstens 
verdoppelt;  von  dreien  an  werden  die  Wunden  nicht  mehr  ge- 
zählt, sondern  gemessen.  Dabei  ist  zu  unterscheiden:  Wunden, 
die  (in  beliebiger  Anzahl)  mit  einem  Hieb  beigebracht  sind 
(also  bei  idealer  [im  engsten  Sinne]  Verbrechenskonkurrenz) 
werden  je.  nach  ihrer  Gesamtlänge  bis  zum  Ausmass  einer 
grossen  Elle45)  gebüsst;  es  tritt  also  auch  hier  eine  Wunden- 
anrechnung mit  oberer  Grenze  ein.48)  Von  mehreren  Wunden 
dagegen  die  von  mehreren  Hieben  herrühren  (also  nach  der 
atomisierenden  Anschauungsweise  der  Volksrechte  bei  realer  Ver- 
brechenskonkurrenz) wird  nur  die  längste  gebüsst,  die  Bussen  für 
die  anderen  werden  also  absorbiert.  — Nach  der  Additiosapientum44) 


")  Lei  Fris.  XXII  75:  Vulnera  tria  vel  quatuor  vel  eo  amplius  Uno 
ictu  facta  ntensurantur,  et  quod  ooruut  fuerit  longitudo,  compositio  persolvatur. 
Si  vero  t ria  vel  quatuor  vel  quotlibet  vulnera  totidem  ictibus  l'uerint  facta, 
quoil  ex  his  maximum  fuerit,  iuxta  sui  longitudinem  componatur;  caetera 
vero  remancant.  Diese  letzten  Worte  bedeuten  nicht  etwa,  dass  cs  bezüglich 
der  übrigen  Wunden  bei  der  Düsse  von  1a*x  Kris.  XXII  4.  5 verbleibe,  son- 
dern dass  diese  anderen  Wunden  busslos  bleiben,  so  dass  die  Stelluug  des 

Thätcrs  bei  einer  Mehrheit  von  Hiebeu  günstiger  ist,  als  wenn  eilt  gleiches 
Ausmass  von  Wunden  durch  einen  Hieb  herbeigeführt  worden  ist.  Dies 
ergibt  die  in  der  unter  X.  44  folgenden  Anmerkung  angeführte  Stelle  der 
Additio,  wo  der  Beklagte  bestreitet,  mit  einem  Hieb  so  viele  Wunden 
geschlagen  zu  haben,  der  Verletzte  aber  schwört,  dass  diese  Wunden  auf 
einen  Hieb  zurückzuführen  seien.  Vgl.  auch  die  Bedeutung  von  „retnanere* 
in  den  sog.  laigis  Henrici  94  )j  2.  (oben  X.  3.  ferner  unten  X.  52  und  S 12 
X.  lo).  87  $ 6.  So  auch  v.  Richthofen  M G.  Ui.  III  S.  G80  X.  7. 
Brunner  R.  G.  II  543.  — Vgl.  auch  noch  unten  S 10  X.  10. 

“)  Lex  Fris.  XXII  70:  Quod  plene  (=  pleni)  cubiti  . . . fuerit,  24  sol. 

conponatur;  quod  supra  est  non  conponitur.  Vgl.  Wilda  S.  735  X.  4. 

4:1)  Der  Thatbestand  wird  hier  allerdings  vereinigt,  indem  die  Wunden 
nicht  einzeln  und  auch  nicht  entsprechend  einer  Mehrheit  von  Längenein- 
heiten gebüsst  werden  sollen;  doch  gelangt  (innerhalb  der  Begrenzung)  jede 
Wunde  zur  strafrechtlichen  Vergeltung. 

**)  Add.  III  a.  49:  Si  quis  alii  duo  aut  tres  aut  eo  amplius  vulnera 
uno  ictu  intulerit  et  negare  voluerit,  quod  uno  ictu  tot  vulnera  fecisset, 
liccat  ei  qui  vulneratus  est  — sacramentum  peragere,  quod  tot  vulnera 
uno  ictu  ei  fuisseut  illata,  et  comp,  iuxta  quod  vulneris  fuerit  magnitudo: 
unuuiquodque  vulnus  secundum  suam  longitudiucm  componeudum  est. 
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werden  diese  (unqualifizierten)  Wunden  überhaupt  nicht  gezählt, 
sondern  schon  von  der  Zweizahl  an45)  und  zwar,  wenn  sie  von 
einem  Hiebe  herrühren,  ohne  Beschränkung  auf  ein  Maximum4®) 
nach  ihrem  Gesamtausmass  gebüsst.  Bei  einer  Mehrheit  von 
Hieben  werden  wie  nach  der  lex  durch  die  Busse  für  die  längste 
Wunde  die  Bussen  der  übrigen  absorbiert.47)  — Auch  nach  dem 
Rechte  der  West-  sowie  der  Ostfriesen  werden  die  besprochenen 
Wunden  nicht  gezählt,  sondern  (nach  Zollen)  gemessen;  die 
Gesamtbusse  darf  aber  nicht  mehr  betragen  als  das  Wergeld- 
simplum  von  53 V8  Schillingen.48) 

Im  altkentischen  Recht  wird  jede  Blauwunde  mit  20 
oder  30  scmtt,  jenachdem  sie  verdeckt  oder  sichtbar  ist,  ebenso 
jeder  blutige  Hieb  und  jeder  Stich  besonders  gegolten.4")  Die 
Busse  für  einzelne  Stichwunden  wird  aber  wiederum  nach  ihrer 
Tiefe  bemessen  mit  der  Beschränkung,  dass  nicht  mehr  als  drei 
Zoll  gebüsst  werden  sollen®".)  Erst  in  den  anglonormanni- 
schen  sog.  Leges  Henrici  findet  sich  für  trockene  Schläge  die 

“)  arg.  v.  „duo*.  Dafür  spricht,  auch  das  jeweilige  Miudeslausmass 
der  messbaren  Wunden.  Nach  der  Lex  Fris.  XXII  06  beträgt  dieses  etwa 
Vt  kurze  Spanne;  die  Gesamtlänge  zweier  geringeren  Wunden  wird  sehr 
leicht  dieses  Minimum  nicht  erreichen;  diese  werden  dann  durch  Bussen- 
kumulazion  vergalten.  Die  Additio  III  a.  öü  hingegen  berücksichtigt  schon 
Wunden  von  der  Länge  des  äussersten  Zeigetingergliedes  (vgl.  Wilda  736.); 
die  gedachten  2 Wunden  können  hier  schon  sehr  wohl  nach  ihrem  wenn 
auch  sehr  geriugen  Gesamtmasse  gobiisst  werden. 

w)  Add.  III  58 : Si  longius  fuerit  (als  eine  grosse  Spanne)  iterum 
ad  indicis  articnlos  recnrrat  et  metintur  et  sicut  superius  adiiciatur  et  soli- 
dorum  compositio. 

4’)  Siehe  N.  41. 

*»)  Add.  III  58  (Zusatz):  Apud  occidentalcs  Fresiones  . . . <juod  uu- 
ciarum  fuerit  longitudo  vulneris,  tot  solidonun  eompositione  persolvitur; 
donec  ad  53  sol.  perveniat  et  unum  tremissem  . . . Similiter  inter  Wisuram 
et  Laubachi.  Vgl.  v.  Richthofen  M.  G.  LL.  III  S.  688  N.  7 ü.  Brunner 
R.  G.  II  542  f. 

**)  JCdelb.  60:  gehwilc  20  sctetta  geböte.  (67):  Gif  man  theöh  thurhstingd, 
stice  gehwilc  6 scill.  (48) : Gif  nasu  (selcor)  sceard  weord,  gehwilc  6 scill. 
(vgl.  56)  geböte. 

®°)  Aidelb.  67  cit.  fährt  fort:  Gife  ofer  yuce,  scilling;  set  twäm  yncum, 
twegen;  ofer  thry,  III  scill.  Diese  Grenze  (3  Zoll)  hat  auch  eine  faktische 
Bedeutung;  der  Stich  kommt  dann  leicht  auf  der  anderen  Seite  wieder 
heraus,  und  ist  dann  als  durchgehender  Stich  mit  6 Schill,  zu  büssen.  Vgl. 
unten  N.  80. 
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Dreizahl  als  obere  Grenze  der  Bussenhänfting.51)  Blutige  Hieb- 
wunden werden  im  anglonormannischen  Rechte  gemi'ssen.  Naeli 
einer  Bestimmung  Wilhelms  sollen  nämlich  für  jeden  Zoll  4 
oder  8 Pfennige,  nach  den  sog.  Logos  Henrici  5 oder  10  Pfen- 
nige gebiisst  werden,  jenachdem  die  Wunde  sichtbar  oder  be- 
deckt ist.  Aehnliches  scheint  aber  auch  schon  nach  dem  ge- 
meinen Recht«1  Alfreds  gegolten  zu  haben.5*) 

Die  Burgunder  und  Westgoten  vervielfachen  bei  einer 
Mehrheit  von  Schlägen  die  Grundbusse  ohne  Einschränkung.5®) 
Mehrere  Blutwunden  behandeln  die  letzteren  nach  demselben 
Prinzip,54)  während  die  Burgunder,  wie  es  scheint,  «*ine  Pauselial- 
busso  von  15  Schillingen  eintreten  lassen.'5) 

•1.  Knoeheiiwuiideii.'5)  Das  friesische  und  das  angel- 
sächsische Recht  verordnet  die  Zählung  der  auch  gelegent- 
lich einer  Wunde  gebrochenen  Knochen:  jeder  der  Armknochen 
muss  besonders  gebiisst  werden.  Ebenso  ist  bei  Kopfbieben 


•”)  1/eges  Herr.  9 4 § l : Qui  aliquem  ita  verhtraverit.  ul  saiigninem  eins 
non  effnndat,  qiiotlibct  ictus  ei  def,  3 solunimodo  ictus  per  legem  euiendet, 
singulura  5 den  f=  1 sol.  ef.  c.  93  (j  3),  i|U»  1 ost  in  summa  15  den. 

**)  Willi.  I 10  § 1 . . . el  vis  en  ileseouvert  al  pouz  tuteveies  S den., 

n en  la  teste  u en  auter  1 in  n eie  seit  coverte  al  pouz  tuteveies  1 den. 

E de  tanz  os  cum  f oin  trait  de  ln  plnie,  al  ns  tuteveies  4 den.  (Ueber 
diesen  letzten  Satz  vgl.  unten  X.  07.  — Henr.  94  § 2.  Qui  vulnus  alicui 
faciet  ac  sanguincin  emendet  boc  per  uneias  ad  singulas  f>  den.  in  cooperto; 
in  nudo  pro  singulis  unciis  10  den.;  et  remanent  de  caecis  ictibus  et  blin- 
dintis.  Ueber  die  letzten  Worte  siebe  oben  X.  3 und  unten  $ 12  X.  10.  — 
.iKlfr.  45.  = Henr.  93  $ 3 (enthält  jedenfalls  eine  untere  Grenze  fiir  die 
Busswiirdigkeit  der  Wunde;  kleinere  Kratzer  sollen  nicht  gebiisst  werden; 
vgl.  ,KdeIli  07  in  X.  50.  Wilda  S.  735.) 

M)  Lex  Hnrg.  V 1 : per  singulos  ictus  singulos  solides  solvat  et  multam 
in  dominico  ioferat  sol.  6:  ferner  V 2,  3,  7.  EX XVI  1 — I.ex  Wisig.  VI 
4:1:  (Chind.)  pro  libore  det  sol.  5.  Xach  VI  4:  3 (Chind , bei  Zeumer 
S.  ISS  Zeile  30  ff.)  soll  der  Freie,  der  im  Zorne  jndignans)  einen  Knecht 
blutig  oder  blau  geprügelt,  hat  (ut  sanguis  vel  libor  appareat),  per  singnlas 
percussiones  singulos  solidos  dem  Herrn  des  Misshandelten  biissen.  Vgl. 
Dahn,  Westgotische  Studien  S.  220  Xr.  IX 

**)  Lex  AVisig.  A"I  4 1 cit . : pro  eilte  rupta  sol.  10,  pro  plaga  usque 
ad  ossmn  20.  Diese  Bussen  werden  summiert,  wie  in  X.  53. 

“)  (Vl  I.ex  15g.  XI.  XXXVII.  XLVIII.  XCIII.  Vgl.  unten  X.  89. 

’*n)  Wilda  S 742  ff.  Daselbst  insbes.  auch  nordische  Quellen. 
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der  Bruch  je  einer  Schädelplatte  nach  jEdelbirht  mit  10,  nach 
iElfred  mit  15  Schillingen  zu  gelten.*’) 

Besondere  Berücksichtigung  linden  auch  vielfach  die  aus 
einer  Wunde  abgegangenen  oder  lieransgenonimenen  Knochen- 
splitter: alle  oder  eine  bestimmte  Anzahl  sollen  je  besonders 
vergolten  werden.  Einige  Rechte  verlangen  ausserdem  neben 
einer  Knochenbusse  auch  noch  die  Zahlung  einer  Wundbusse. 
In  der  Lex  Salica  wird  bei  einer  blutigen  und  beinschrötigen 
Verwundung  am  Kopfe  das  Blutvergiessen  (die  Blutwunde)  mit  15 
und  werden  daneben  besonders  H (oder  mehr)  Knochensplitter  mit 
HO  Schillingen  angerechnet 3V)  Bei  den  Friesen  werden  die 
aus  einer  Wunde  abgegangenen  Knochensplitter  bis  zur  Drei- 
zahl mit  4,  *2  und  1 sol.  vergolten.5*)  Auch  hier  tritt  wohl 
diese  Knochenbusse  zur  Wundbusse  hinzu.  Die  Lex  R ibuaria 


4:)  L.  Fris.  Adil.  III  27:  Os  quodcunque  ferro  praecianm  fuerit,  tcr  4 
sol.  conponntur.  Lex  Fria.  XXII  20:  Si  infrit  cubitum  unum  oaainm  con- 
fractuni  fuerit,  0 sol.  conp.  (20) : Si  utraque  oaaa  fracta  fuerint  12  sol.  cotip. 
(24):  JK I f r.  54.  Gif  se  earin  liid  forad  bnfan  clmbogan  (Oberann'',  thfir 
sculon  16  ac.  tü  böte.  (55.):  Gif  th&  earmscancan  beöd  bögen  foradu,  siö  böt 
bid  30  sc.  Pseudoll.  Knnnti  c.  18.  19.  Leg.  Henr.  93  $ 13,  14.  Vgl.  ferner 
.Edelb.  30.  Gif  siö  nterrc  liion  gebrocen  weorded,  10  sc.  geböte.  (37.):  Gif 
bütü  sie«  20  sc.  geböte.  2Elfr.  44:  Pr.  $ 1.  Leg.  Henr.  93  tj  2. 

*•)  Lex  Sal.  17:  3.  Codd.  (2)  3,4:  in  eaput  plagaverit  sic  ut  sanguis 
ad  terram  cadat  16  sol.  c.  i.;  et  si  exinde  trea  ossa  . . . exierinl  30  (cod. 
4:  „42“,  richtig  45  sol.,  also  die  Summe)  sol.  c.  Codd.  1,  5,  6,  10,  Eni.  ist  die 
Blutbusse  von  16  Schill,  zu  der  daselbst  genannten  Kuochenbusse  von  30 
■Schill,  zu  ergänzen.  Dasselbe  gilt  wohl  auch  von  den  Handschriften  der 
dritten  Klasse,  wo,  wie  es  scheint,  irrthiimlich  (arg  L Sal.  cod.  7.  9.  II. 
G.  H.  Tit.  22:  2.  Hesseis  col.  105)  die  eigentliche  Bestimmung  über  die  Blut- 
wnuden  ausgefallen  ist.  (l’od.  8 hat  mit  seinen  Scbwesterltss.  die  Be- 
stimmung über  die  Knocbenbusse  gemeinsam,  von  da  an  bringt  er  [von 
späterer  Hand  herrübrend:  Hessels  col.  105  zu  Codd.  7 — 9 Tit.  21.  3]  die 
Kmendata.)  — Wenn  das  Hirn  liervorquillt  tritt  eine  weitere  Busse  von  15 
Schill,  hinzu:  § 4,  6 (cod.  6,  0,  10)  $ 3,  4 (Km.)  ln  Summa  = 02  1 .,  (?) 
Schill.  Wilda  S.  714  N.  2 erschliesst  jedoch  lediglich  aus  der  Emendata: 
je  15  Schill,  für  die  Wunde,  für  das  tiefe  Eindringen  derselben  und  für 
die  3 Splitter  (diese  zu  5 Schill.). 

**)  Lex  Fris.  XXII  71:  Si  do  vuluere  os  exierit  tuutac  magnitudiuis 
• . . klingend)  ...  4 sol.  conponat.  (72) : Si  2 ossa  exierint  2 solidi 

adiciantur  i.  e.  0.  (73.):  Si  3 exierint  unus  solidus  adicitnr.  (74.)  Add.  III 
24:  unum  ter  4 solidis  conp.,  aliud  ter  duobns,  tertii  m ter  uno  solido. 
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kumuliert  die  Bussen  für  klingende  Knochensplitter  ohne  Ein- 
schränkung, setzt  aber  für  den  ersten  Splitter  die  Busse  von 
36,  für  jeden  folgenden  aber  nur  von  1 Schilling  an.  Von  den 
36  Schillingen  entfällt  die  eine  Hallte  für  den  Splitter,  die  an- 
dere für  die  sanguinis  effusio.®“)  Das  langobardische  Edikt 
häuft  die  Bussen  für  klingende  Knochen  aus  einer  Kopfwunde 
eines  Freien  bis  zur  Dreizahl  (3X12  sol.)*1)  ohne  aber  daneben 
eine  besondere  Wundbusse  zu  verlangen.**)  Hervorzuheben  ist, 
dass  nach  Rotharis  c.  47  nur  die  Knochenplitter  (ossa)  und 
nicht  die  Knochenwunden  gezählt  werden  sollen;**)  3X12  Schil- 
linge ist  das  Maximum  für  die  Knochenbusse.®4)  Bei  Unfreien 
wird  nur  ein  Splitter  gebüsst.*4)  Das  angelsächsische  Recht 

*’)  Lex  Kib.  f>8:  l:  Si  qttis  . . plagntus  fuerit  et  ossus  eximle  exierit, 
qui  . . . sonaverit,  86  sol.  factus  (die  ganze  That,  nicht  ossus  vgl.  plag» 
in  68:  3.)  ei  culp.  iud.  (2.):  Si  autein  plura  ossa  exierint,  pro  unumquemquc 
sonaute  solidus  addatur.  Knochenbrucii  ohne  sanguinis  effusio  kostet  18 
Schill.  (Rib.  68  : 4),  mit  sanguinis  effusio  18  Schill,  mehr  (Rib.  3.  2). 

•*)  Ro  47  : Si  quis  alinm  plagaverit  in  caput  nt  ossa  rumpantur,  pro 
nno  osso  coup-  sei.  12;  si  2 fuerint  conp.  sol.  24;  si  3 ossa s fuerint,  conp. 
sol.  36;  si  super  fuerint  non  numerentnr  (Subjekt  ist  ossa  1).  Sic  ita  nt  unus 
ossus  tales  inveniatur  qui  . . sonnin  in  scntum  facere  possit  . . . 

«)  Ro  46:  47  = 55:  41*  = 66.  53. 

M)  So  auch  die  Expositio  S 1 z«  Ro  47  : tjuod  dicit:  „si  plures  fuerint  non 
numerentnr,®  de  ossibus  intellegere  debemus  et  non  de  plagis,  nt  quidam  dice- 
hant.  Die  letztere  falsche  Ansicht  findet  sich  in  der  Ekloge  II  8:  ei  nl.etov 
exjtv  il  ttXr^al  pij  'j/tjtftjfoliouxv.  Ebenso  hei  Itonifilius:  „quod  si  plage 
plures  fuerint  quam  una  non  debero  nnmerari“;  gegen  ihn  Vilihel  mus:  „quia 
lex  non  ideodixit:  „„et  si  superfuerint  non  numerentur““,  quod  respicerct  ad 
plagas,  sed  tantum  ad  ossa,  scilicet  si  plura  essent  i|uaiu  tria  non  deberent 
numerari : $ 3 der  Expositio  zu  Ro  47.  Richtig  unterscheiden  diesbezüglich 
die  Lombardakommentare  I 7 : Si  plage  fuerint  facte  . . Si  os  fuerit  ruptuin 
tale  quod  sonum  facore  possit,  conp.  ut  lex  (Ro47)  precipit.  Vgl  aber  N.  26. 

•*)  Anders  Vi  übel  mus  in  der  angeführten  Stelle  der  Expositio:  Et 
licet  hec  lex  non  loquatur  nisi  de  una  sola  plaga  (cs  heisst  aber  allgemein 
plagaverit  nicht  plagatn  fecerit),  ex  qua  3 ossa  exierint,  taineu  per  simili- 
tudinem  unius  debemus  iutelligerc  de  aliis  duabus,  quod  videri  iu  cornpo- 
sitionibus  illis  ubi  dicit:  „Si  plures  plage  fuerint,  usque  tres  tantnmmodo 
numerentur®  etc.  (Ro  61,).  Er  spricht  sich  also  für  die  Russe  von  höchstens 
3 X 36  Schill,  aus.  Die  Formel : feeisti  ei  plagam  unam  in  caput  unde 
exierint  3 ossa  scheint  den  Standpunkt  Wilhelms  zu  theilen. 

“)  Ro  76:  ut  ossa  rumpantur  unum  aut  plures,  conp,  sol.  4,  exc. 
opera  s et  merc.  mcd.  Ro  103. 
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verlangt  für  jeden  Knochen  15  Schillinge  ohne  Begrenzug,  aber 
auch  andererseits  ohne  Aufschlag  einer  besonderen  Wundbusse.®®) 
Nach  den  anglonormannischcn  Gesetzen  Wilhelms  des 
Eroberers  ist  dagegen  nicht  nur  jeder  Splitter  (ohne  Beschrän- 
kung) mit  4 Pfennigen,  sondern  daneben  noch  die  Wunde  .be- 
sonders zu  gelten.07)  Im  bairischen  Recht  wird  für  die 
Splitter  eine  Pauschalbusse  normiert,  diese  aber  mit  einer  Wund- 
busse kumuliert.  Wenn  nämlich  der  Verletzte  ein  Freier  ist, 
soll  für  eine  beinschrötige  Wunde  am  Kopfe  oder  am 
Oberarm  Wundbusse  und  Knochenbusse  von  je  t>  Schillingen 
gezahlt  werden.08)  Einem  frilaz  sind  3 Schillinge  zu  gelten; 
davon  ist  die  eine  Hälfte  Wund-,  die  andere  Hälfte  Knochen- 
busse. Fiir  die  gleiche  Verletzung  eines  Knechtes  werden  1 1jt 
Schillinge  gebüsst:  davon  entfällt  1 Schilling  auf  die  Wund-, 
*/j  Schilling  auf  die  Knochenbusse.60)  Ebenso  lässt  sich  viel- 
leicht auch  die  sächsische70)  Busse  von  240  Schillingen  für 
Kuochenbrucli  in  120  Schill.  Blutwundenbusse  und  120  Schill, 
für  den  zersplitterten,  gebrochenen  Knochen  zerlegen. 

Die  Anglowarnen,  Alamannen,  Westgoten  und  wohl 
auch  die  Burgunder  haben  keine  besondere  Knochen-,  sondern 
eine  einheitliche  Knochenwuudbusse.71) 

**)  ./El fr.  70:  Gif  nion  ödrum  rib  forsleR  binnan  gehälre  byde,  gesclled 
10  scill.  to  böte;  gif  siö  byd  sie  töbrocen  and  mon  bau  of-Adö,  geselle  15 
sciil.  tö  böte  (=  Schmid  Anhang  XX  34  Leg.  Henr.  93  30).  74:  15 

Schill,  fiir  einen  Knochen  ans  der  Schulter  ( Leg.  Heur.  93  )j  34).  Fiir  die 
Zählung  der  Knochen  .E 1 f r.  44  Pr  J I (Oben  X.  57):  1 Knochen  15,  2 
Knochen  30  Schill.  Pie  Blntwunde  ist  dabei  schon  berücksichtigt,  aber 
nicht  durch  eine  besondere  Busse,  da  für  2 Knochen  30  und  nicht  etwa  25 
Schill,  gezahlt  werden.  Vgl.  auch  .Elfr.  44  mit  45. 

•’_)  Siehe  oben  N.  52. 

®s)  Nach  Lex  Baiuw.  IV  4 sind  für  keitolskeui  6,  für  palcprost  eben- 
falls 0 sol.  zu  zahlen.  In  IV  5 wird  die  Busse  für  ossa  de  plaga  de  capite 
vel  de  brachio  supra  cubito  ebenfalls  mit  6 Schill,  angesetzt.  Nun  müssen 
doch  beinschrötige  Kopfwunden  bezw.  Wunden  aus  denen  Knochen  abgehen 
wobei  pellis  frangitur  höher  gebüsst  werden  als  Hautwunden  oder  palcprust. 
— Die  Knochen  werden  nicht  gezählt:  IV  5:  ossa  tnlerit.  VI  4:  fracturas 
ossuum  tollat. 

*>)  Lex  Bai.  V 4 mit  V 3.  — VI  4 mit  3.  Die  Bussen  sind  hier  nicht 
zu  addieren,  sondern  zu  zerlegen;  arg.  IV.  5:  ossa  tulerit  de  plaga,  dagegen  V 
4.  VI  4:  talem  plagam  fecerit,  ut  . . . 

™)  Lex  Sax.  5 mit  3.  vgl.  unten  N.  77. 

’*)  Lex  Angl,  et  Werin  8:  Os  fractum  adalingo  DO  sol.  conpouatur  . . 
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3.  Stich wunden.  Verletzt  ein  Stich  mehrere  Glieder,  so 
muss  für  jedes  besonders  gcbüsst  werden.  So  bestimmt  die 
Lex  Alamannornm  und  nach  ihr  einige  Formen  der  Lex 
Baiuwariorum  ausdrücklich  von  einem  Stich,  der  durch 
beide  Schenkel  hindurchgeht.7*)  Nach  der  Lex  Frisionum  soll 
ein  Pfeilschuss  durch  beide  Schenkel  und  den  Hodensack  mit 
15  Schillingen,  nämlich  mit  zweimal  t;  Schillingen  für  die  beiden 
durchstochenen  Schenkel  und  3 Schillingen  für  die  Verletzung 
des  Hodensacks  gegolten  werden.  Für  einen  Stich  durch  die 
Nase  sind  gleichfalls  15  Schillinge:  je  t;  für  die  beiden  Nasen- 
flügel und  3 für  die  innere  Nasenwand  zu  zahlen.  Dasselbe 
Prinzip  hat  die  Additio:  für  jedes  der  3 Wundlüeher  sind 
12  Schillinge  zu  entrichten.  Nach  den  iudicia  Saxmundi  scheint 
die  Verletzung  des  mittleren  Knorpels  nicht  gebttsst  zu  werden; 
für  jeden  Nasenflügel  aber  sind  18  (?)  Schillinge  zu  gelten.  Die 
Busse  eines  Stiches,  der  durch  beide  Wangen  hindurchgeht  und 
dabei  die  Zuuge  verletzt,  beträgt  in  Friesland  15  Schillinge: 
für  jede  Wange  t>,  für  die  Zunge  3 solidi.78)  ln  Keilt  bestimmt 

vgl.  10:  Corpus  traDspuuctuin  similiter.  1'.  Alain.  1 3:  eaput  fraugit,  sic 
nt  ossus  . . . tollatur  . . . solvat  sol.  0.  (4) : Si  talis  colpus  fuerit,  nt  de 
capite  ossus  radatur  et  frangit,  solvat  sol.  [:ij  . . I.ex  Alain.  LVII  3,  4. 
vgl.  5,  wo  auf  den  einen  klingenden  Knochen  der  Nachdruck  gelegt  wird, 
während  doch  mehrere  aus  der  Wunde  heransgenommen  wurden.  — Lex 
Wisig.  VI  4.  1 : (Chind.)  . . . pro  osso  fracto  (also  nicht  hlos  fiir  einen  von 
den  mehreren  Splittern)  sol.  100.  Vgl.  Wilda  S.  760.  Dahn,  Westgot. 
Studien  S.  176.  220.  — Das  bürg.  K.  weist  desfalls  nur  Bestimmungen  über 
Knochenbruch  auf  (Lex  Burg.  4S.  03',  so  dass  inan  annehmen  kann,  die 
Splitter  seien  nicht  berücksichtigt  worden. 

n)  Pactus  Alain.  II  7 : . . . si  coxa  transpuncta  fuerit,  solvat  sol.  C. 
Lex  Alam.  LVII  60:  si  . . . amhas  coxas  uno  iectu  transpunxerit,  eum  12 
sol.  coup.  (61.):  Bi  auteln  duabus  vicibus  similiter.  Vgl.  iiuteu  10  N.  6. 
Lex  Baiuw.  XII  17  (Textil)  . . super  genucla  (transpunxerit)  6 sol.  conp. 
Et  si  uno  iecto  ambas  coxas  transpunxerit,  12  sol.  conp. 

Lex  Eris.  XXII  »6:  ()ui  utramque  coxam  cnm  folliculo  testium 
telo  traiecerit  similiter  15  sol.  conp.  (84)  coxam  — transpunxerit,  6 sol.  cp. 
— XXII  16:  Si  nasum  transpunxerit  15  sol.  coup.  Der  Nasenflügel  hat 
dieselbe  Busse  wie  die  Wange  (arg.  Add.  III  11  mit  14),  also  6 Schill. 
Lex  Fris.  XXII  18.  — Add.  111  11:  Si  nasus  una  parte  perforatus  fuerit, 
ter  4 sol.  cp.  (12.)  Si  et  cartilago  perforata  fuerit  ter  8 sol.  cp.  (13.)  Si 
etiam  ex  altera  parte  teluin  exierit,  ita  ut  tria  foramina  facta  sint,  ter  12 
sol.  eomponanttir.  Add.  III  63:  (Saxm.)  Si  nasum  transpunxerit  ter  12  sol. 
,64).  Si  iinain  parietem  transpunxerit  [ter  ?]  6. — Lex  Fris.  XXII  (86.)  Qui 
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iEdelbirht  die  Busse  von  3 oder  6 Schillingen,  jenachdcm  blos  die 
eine  oder  beide  Wangen  durchstochen  wurden.74) 

Zuweilen  wird  sogar  ein  durchgehender  Stich,  der  nur  ein 
Glied  verletzt,  da  er  äusserlieh  zwei  Wundöffnungen  hinterlässt, 
als  Konkurrenz  von  2 Stichwunden  gebüsst.75)  Die  lex  Ri- 
buaria  setzt  hieflir  36  solidi,  d.  i.  die  doppelte  Blutwunden- 
bnsse  an7")  und  ebenso  kann  die  sächsische  Busse  von  240 
Schillingen  für  das  Durchstechen  des  Leibes,  eines  Schenkels 
oder  Armes77)  als  Busse  für  zwei  Stichwunden  erklärt  werden. 
Die  Alamannen  verdoppeln  bei  durchgehenden  Leibwunden  die 
Busse  von  12  Schillingen  für  hrevavunt  und  bei  Stichen  durch 
den  Oberarm  oder  Oberschenkel  die  einfache  Stichbusse  von 
3 solidi.7*)  Im  Edikt  Rotharis  beträgt  die  Busse  für  einen 
Stich  durch  den  Arm  oder  Schenkel  das  Doppelte  derjenigen 
für  eine  schlichte  Stichwunde.7*)  Das  gleiche  Prinzip  findet 
sich  in  England.  Alfred,  die  sog.  Leges  Henrici  und  noch 
strikter  die  Pseudoleges  Kanuti  verordnen  für  Bauch  wunden: 
Wenn  die  Wunde  durchgeht,  sollen  für  jeden  Mund  20  (30) 
Schillinge  gezahlt  werden.  Die  Busse  für  einen  Stich  in 
die  Lenden  bestimmt  Alfred  auf  15,  wenn  der  Stich  aber 


maxillas  utrasque  cum  lingun  sagitta  v<*I  quolibet  telo  translixerit,  15  so), 
cp.  (18.)  Si  maxillam  incidnrit  6 gol.  cp.  Vgl.  Saxm.  7 (Add.  III  l!5.)  Si 
unam  maxillam  transp.  [ter  ?]  6 sol.  Vgl.  Wilda  S.  365.  742. 

74)  jEdelb.  46.  Gif  hit  sio  an  hleore  3 scill.  gebete.  (47.)  Gif  bütü 
thyrele  sien,  6 »cill.  gebete.  Wilda  a.  O. 

7J)  Wilda  S.  741  f.  Vgl.  Suncsen  V 30:  twa  munä ; V 23:  doppelte 
Busse  bei  tiefen  Wunden  und  solchen,  ubicumque  teluin  ita  pertransit,  . . . 
quod  in  canie  duas  facit  nperturas,  bei  Wilda  S.  737.  Jydske  Lov.  III  30. 
bei  Wilda  S.  741. 

M)  Rib.  4 mit  2.  Vgl.  oben  N.  12. 

”)  Lex  Sax.  5 mit  3.  Auch  die  daselbst  angesetzte  Busse  von  240 
Schill.  fUr  wlitiwam  ist  eine  verdoppelte  Blutwundbusse  (Vgl.  Wilda 
746),  so  dass  auch  die  anderen  mitgenannten  Bussen  (für  perforatio  und  os 
fractum,  siehe  oben  N.  70.)  zerlegt  werden  dürfen. 

”)  I.ex  Alam.  LVH  55  mit  56.  — Pact.  Alam.  II  5,  7 mit  9, 10.  Kür 
minderbedeutende  (vgl.  P.  Al.  II  13.  Lex  Al.  LVII  36,  36.)  Stiche  in  den 
Unterarm  oder  Unterschenkel  bleibt  die  einfache  Stichbusse  stehen:  l’actus  II 
6, 8.  Lex  LVII  32.  63.  — Vgl.  Lex  Kris.  XXII  84  und  Add.  III  61  mit 
Add.  HI  62. 

»)  Ro  57,  58,  60. 

Behrener,  Behandlung  der  Verhreebeaskonkurrea*.  2 
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durchgeht,  auf  HO  Schillinge.  Und  ebenso  ist  wohl  auch  JEdelbirhts 
Busse  von  6 Schillingen  für  das  Durchstechen  eines  Schenkels 
in  2X3  Schillinge  für  die  beiden  Oeffnungen  zu  zerlegen.’*0) 

4.  Verstümmelungen.”1)  Auch  mehrfache  Verstümmelung 
wird  prinzipiell  als  Verbrechenskonkurrenz  angesehen  und  durch 
Bussenkumulazion  vergolten;  jedes  Glied  hat  seine  eigene  Busse. 
Ausserdem  wird  eine  solche  Häufung  wiederholt  ausdrücklich 
angeordnet.  Nach  Rotharis  Edikt  soll  für  ein  Auge,  eine 
Hand,  einen  Fuss  bei  Freien  wie  bei  Unfreien  das  halbe  Wer- 


“*)  JKIfr.  er.  . . Gif  thnrhwund  bi<!,  »t  gehwtederum  müde  20  scill.  = 
Leg.  Henr.  93  S 20:  ad  utrumque  os  20  sol.  — Pseltdoleges  Kanuti  c.  25 
(Schmid  Anh.  XX  S.  427),  wo  für  einfache  Wunde  30.  für  dnrcligeher.de 
Wunde  2X30  Schill,  angeordnet  werden,  während  die  Vorgenannten  für  die 
erstere  Wnnde  30,  für  die  letztere  2X20  verlangen  — .KI fr.  07,  übernommen 
Leg.  Henr.  93  § 27.  — .Kdelb.  07  siehe  oben  N.  49.  50. 

9I)  Wilda  S.  700  ff.  Ssp.  II  16  jj  5:  Den  mund,  nase  nndc  ogen, 
tnnge,  oreu  unde  des  mannes  gemechte,  unde  hende  nude  vote,  dirreiewelk, 
wirt  die  man  dar  an  gelernt  unde  sal  man't  ime  beteten,  man  mut  it  imo 
gehlen  mit  enotne  halven  weregelde.  tj  0:  Jewelk  vinger  unde  ten  hevet 

sine  stmderliken  bute,  na  deme  dat  ime  an  deine  weregelde  gehöret  sine 
tegede  del.  (Vgl.  Anhang  zu  Magdeburger  Fragen  F.  550  S.  1 bei  John 
a.  O.  S.  270  f.  unten  S >0  N.  27.;  $ 7:  Die  wile  die  man  nicht  ne  stirft, 
fvgl.  unten  SIN.  3.)  svo  dicke  man  ine  lernet  in  ener  dat,  matt  betöret 
enie  mit  enerne  halven  weregelde  (Handlösung:  Ssp.  II  10  S 2?).  Iietr. 
die  Fortsetzung  siehe  unten  S 10  X.  9.  Vgl.  Böhme  Schöffenspr.  S.  tos  al.  2 
daselbst.  Nach  dem  Schwabenspiegel  tritt  die  Talion  des  mosaischen 
Rechtes  ein : Swsp.  (Lasslig.)  1 70  a.  wobei  gegen  G ü n t h e r a.  ( ).  S.  99  Text  zu 
N.  102  darauf  zu  verweisen  ist,  dass  es  ,suz*  (und  nicht  „fuoz“)  wirt  ver- 
derbet heiSBt.  170b.  Doch  kann  auch  auf  Busse  geklagt  werden  170  a: 
wellent  aber  die  phenningc  nemen  den  der  schade  gesebiht.  daz  tuon  si  wol, 
daz  staut  an  in  und  niut  an  den  rillt  er.  (Vgl.  Günther  S 98.  Fernerjura 
originnlia  Wenzels  I f.  Brünn  v.  J.  1243  c.  8.  (Rössler  Rechtsdenkmäler  II 
S.  345.):  Si  . . . denarios  habere  nou  poterit,  . . . oculum  pro  oculo  u.  s.  w.J 
Da  wird  dann  kumulirt. : (170  a)  do  hocret  uuibu  iegelichen  vinger  und  zehen 
ein  suuderlichiu  buoze.  Vgl.  BrUnner  Schöffenbuch  Nr.  208,  718  und  729 
in  § 7 N.  7.  dazu  die  angef.  Jura  originalia  c.  9.  Während  nach  dom  Ssp. 
nur  eine  Hand  verwirkt  wird,  werden  nach  süddeutschen  Rechten  dem 
Talionsprinzip  entsprechend  ev.  beide  Hände  abgchaucn:  Swsp.  Cod.  Guelf: 
leinet  er  jenen  an  in  paiden,  man  sol  ine  paide  heut  abslnhen;  siehe  lläberliu: 
Juris  criminalis  ex  speculo  saxonico  et  suevico  adnotatio,  Halle  1837  S.  37. 
Ruprecht  v.  Freising  I 113:  lernt  er  in  an  paiden  armen  oder  fiiesseu, 
man  sol  im  paid  bennt  abslahen  Günther  a.  O.  S.  94  N.  81. 
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geld  gezahlt  werden.  Ein  italienisches  Kapitnlar  Karls  des 
Grossen  enthält  nun  die  klare  Bestimmung,  dass  für  Augen, 
Hände,  Füsse,  Hoden  das  halbe  oder  aber  das  ganze  Wergeid 
zu  zahlen  sei,  jenachdem  der  Verstümmelte  eines  einzigen  oder 
eines  Paares  dieser  Doppelglieder  beraubt  worden  ist.81)  Ebenso 
legt  die  Lex  Saxonum  demjenigen,  der  einem  Anderen  ein 
Auge  ausgeschlagen,  ihn  an  einem  Ohr  taub  gemacht,  ihm  eine 
Hand,  einen  Fuss  abgehauen,  einen  Hoden  ausgeschnitten  hat, 
die  Zahlung  des  halben  Wergeides  von  720  Schillingen,  für  ein 
Gliederpaar  aber  die  Busse  des  vollen  Wergeides  von  1440 
Schillingen  auf.88)  Nach  der  Lex  Frisionum  soll  für  einen 
Hoden  das  halbe,  für  beide  das  volle  Wergeid  gezahlt  werden.84) 
Das  ribuarische  und  alamannische  Volksrecht  bietet  aus- 
drückliche Bestimmungen  über  die  Häufung  der  Zehenbnssen,8*) 
das  bairische,  sächsische,  friesische  und  angelsächsische 


M)  Ro  48.  81.  105.  — 02.  88.  113.  — 08.  95.  119.  — Cap.  Italic.  V. 
J.  801  c.  5.  (I  205.)  Si  <|uis  alterum  praesumptive  sua  sprinte  enstraverit 
et  ei  ambos  tosticulos  ampntaverit,  integrum  wirigiidum  sntirn  (des  Vorletzten) 
inxta  conditionem  personae  conp.  . . si  unum  tcsticulum,  medietatem  solvat. 
Hoc  de  ocnlis.  inanibiis  ct  pedibus . . sancimus,  nt,  si  nimm  eorum  abscisum 
fuorit,  medietas  wirigildi,  si  ambo,  integritas  pro  facti  emendatione  conpo- 
natnr.  Vgl.  Osenbrüggen  Strafrecht  dor  Lgb.  S 73.  Brunner  R. G.  II 
030  N.  72.  Ueber  Ro  377  siche  unten  § 10  N.  13.  § 19  N.  92. 

“•)  Lex  Sax.  11.  Qui  oculnm  nnum  excusserit,  720  sol.  cp.;  si  ambos 
1440  sol.  cp.  Similiter  de  nun  aure  vel  ambabus  . . . Similiter  de  manibus, 
de  pedibus,  de  testiculis  si  unum  abscisum  fuerit  720  sol.,  si  ambo  1440  sol. 
cp  Brunner  a.  O.  Vielleicht  gehört  hierher  auch  yKdelb.  87.  Dies  ist 
der  Fall,  wenn  man  sich  nicht  entschliesst,  .and“  für  .oder“  zu  nehmen. 
Siehe  unten  N.  101. 

81)  Lex  Fris.  XXII  58.  Si  unum  testiculum  excusserit,  dimidium  werc- 
giidum,  si  ambo  totuin  cp.  Auch  nach  Add.  III  00  ist  in  Wcstfrieslaud  für 
beide  Hoden  das  volle  Wergeid  zu  zahlen.  Betr.  Add.  III  58  (Zusatz)  siehe 
unten  N.  97.  — Sonst  kommt  als  Beweismittel  noch  in  Betracht,  dass  die 
Bussen  allgemein  für  das  eine  Glied  angesetzt  werden.  Direktere  Hinweise 
auf  die  Kumulazion  bieten  noch:  Lex  Baiuw.  IV  9.  V 0.  VI  0 mit  XIV  8: 
Si  quis  alieuius  cavallum  etc.  uno  oculo  excusserit;  ACIfr.  40:  Ader  eure. 

**)  Lex  Rib.  5:  9 : Si  articulum  quaiemennque  amputaverit,  30  sol  e.  i. 
Zusammengchaiten  mit  5;  7 ergibt  dies  auch  die  Kumulazion  der  Finger- 
bussen, da  nicht  angenommen  werden  kann,  dass  ausser  Daumen  und  Zeige- 
finger die  anderen  3 Finger  ungebüsst  blieben.  — Lex  Alam.  LVII  04: 
articulus  prior  . . 0 sol.  . . (05.)  Illi  alii  articuli  si  abscisi  fuerint  toti 
nnusquisque  cum  3 sol. 

2* 
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auch  noch  der  Fingerbussi'H.*8)  Die  Summe  der  letzteren  macht 
bei  den  Thüringern,  im  Paetus  Alamannorum,  im  bairi- 
schen und  altkentischeu  Recht  die  Handbusse  aus,ST)  wäh- 
rend die  Langobarden  und  Friesen  daneben  auch  noch  die 
palma  berücksichtigen.88)  Die  Summe  der  Zehenbussen  bleibt 

**)  Le*  Baiuw.  IV  11:  Si  quis  alicuius  policem  absciderit,  cum  12  sol. 
cp.  Et  si  proximum  a police  Tel  minimum  absciderit,  cum  9 sol.  cp.,  unum 
sic  et  alium  sic.  Illos  medianos  duos  digitos  cum  10  sol.,  uno  cum 
ft  et  alio  cum  ft.  Vgl.  V 7 uud  VI  7 iu  N.  87.  — Betr.  die  Zeheu  sagt 
Lex  Bai.  XII  17  (Text  II):  Si  quis  nrtirulas  absciderit,  cum  0 sol.  cp.  — 
Lex  Sax.  13:  Medius  et  mcdicus  uterque  120  sol.  . . . tres  articuli  medii 
medietate  coupositionis  medici  et  medii  digitorum  couponantur.  — Lex  Kris. 
XXII  28 — 32  setzt  als  Fiugerbussen  au:  13  ' 7,  6*',.  8,  6 sol.  (33.):  Si 

totos  5 digitos  absciderit  41  sol.  cp.  Nach  Add.  II  2 — 5 l>etragen  die 
Fingerbussen:  22  ' 6,  4 ’/«,  7,  ft  Schilt,  wobei  ausdrücklich  gesagt  wird, 

der  Daumen  sei  so  zu  büssen,  sicut  4 digiti,  si  omnes  abscindantur. 
Vgl.  noch  Lex  Fris.  XXII  62  mit  63.  — .Ed  eil».  70.  71:  /Et  thüm  ödrum 
täum  gehwilcum  healfgelde,  ealawä  ict  thüm  tingrum  vs  ewiden.  Vgl. 
/Edelb.  ftft.  Mt  thüm  neglum  gohwylcum  scilling.  Vgl.  „Edelb.  72. 

,7)  Lex  Angl,  et  Worin.  19  ff.:  pollicom  33 ' 3 sol.;  iudicem  et  impudicum 
similiter;  si  medicum  et  minimum,  similiter;  also  zusammen  3X33  1 .,  = 100 
Schill.,  dasselbe  wie  in  c.  15  für  die  Hand.  — Paetus  Alam.  II  16  ff.  verlangt 
12,  10,  3,  ft,  10  Schill.  Iu  Summa  gleich  40  Schill.  = der  Haudbussr  in 
Paetus  Al.  II  24.  — I/ex  Baiuw.  IV  11  (N.  86):  1 2 — 9 — (-9— f- 5 -|-B  = 40  sol. 
Vgl.  IV  9.  Nach  dem  Schema  von  Lex  Bai.  IV  1 1 ist  auch  V 7 zu  inter- 
pretieren: Si  quis  alicui  (einem  frilaz)  policem  absciderit,  cum  6 sol.  cp 
Ad  proximum  a police  et  minimum  digitum  cum  solido  et  seini  cp.  (=  1 1 
-(— 1 *.  4).  Ad  medianos  duos  cum  solido  cp.  (=  1 s).  Die  Summe  Ton  10 

Schill,  ergibt  die  Handbusse  in  V 6.  Dagegen  übersteigt  in  VI  7,  auch  wenn 
man  liest:  policem  . . . cum  4 sol.  cp.  Ad  proximo  a police  et  minimum 
cum  2 sol.  cp.  (=  1-f-l)  et  medios  cum  (uno)  solido  (=  ’/,  — |—  */,)  cp.  (statt 
cum  sol.  et  semis  cp.),  eine  Lesart,  der  allerdings  nur  die  Hss. : A 3,  E 1, 
3 — 6,  8,  10,  11,  F tE  12)  entsprechen,  die  Summe  von  7 Schill,  die  Hand- 
busse des  Knechtes  (VT  6)  von  6 sol.  — .Edelb.  54  hat  20  -j-  9 (nicht  8; 
Z*  V S.  iS  19)— 4 — J-  6 — J—  1 1.  Die  Fuss-  und  daher  wohl  auch  die  Haudbusse 
beträgt  nach  c.  69:  50  Schill. 

ss)  Die  Summe  der  5 Fingerbussen  beträgt  bei  freien  Langobarden  70 
sol.;  es  bleiben  also  noch  5 sol.  von  der  Handbus.se  übrig.  Vgl.  Ko  63 — 67. 
89—93.  114 — 118  — Die  Summe  der  friesischen  Fingerbussen  macht  41 
Schill,  aus;  Lex  Fris.  XXII  28— 33  (siehe  N.  86).  34:  Palma  manus  abscissa  4 
sol.  conponatur.  (27.):  Si  manus  in  ipsa  iunctura,  qua  brachio  adhaeret,  ab- 
scissa fuerit,  45  sol.  cp.  Nach  Add.  II  6 ist  für  abscissio  palmar  4 sol.  zu 
zahlen,  und  ausserdem,  si  manus  abscissa  terram  cadens  tetigerit,  ipse  Casus 
mit  weiteren  4 Schill,  zu  gelten.  Dies  zu  den  Fingerbussen  (45  Schill., 
siehe  N.  86)  hinzugezählt  ergibt  53  Schill,  (v.  Kichthofen  M.  G.  LL.  III 
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mit  Ausnahme  der  fränkischen  Rechte  (Lex  Salica  und  Ribnaria) 
und  der  Lex  Wisigotorum  stets  unter  der  Fussbusse, “*)  was  sich 

S.  638  X.  36  bringt  SS  als  die  Summe  heraus  [?])  entsprechend  der  Hand- 
busse von  33  1 a Schill,  nach  Add.  IT  1.  In  diesem  Sinne  dürfte  mit  v. 
Richthofen  Add.  II  l zu  restaurieren  sein,  was  wohl  am  einfachsten  durch 
Einschiebung  eines  .bis“  geschieht  (2X'2">  sol.  5 d = 2X26*  , sol.  = 53‘  , 
sol.)  Fed.  Patetta:  La  Lex  Frisionum,  Turin  1892  S.  47.  S4  liest  Add.  II  1 : 
45  sol.,  also  entsprechend  der  Summe  der  Fingerbussen,  weil  hier  die  Hand- 
busse sonst  hoher  wäre  als  die  Summe  der  einzelnen  Theile.  Das  ist  nach 
unserer  Zählung  nun  nicht  der  Fall.  Ausserdem  ist  die  von  Patetta  suppo- 
nierte  Umbildung:  XXXXV — XXV  et  V — XXV  sol.  et  V den,  sowie  die 
seiner  Interpretazion  entsprechende  Streichung  von:  id  est  53  sol.  et  tremisse 
in  Add.  III  I (bei  ihm  S.  85  c.  II)  trotz  seiner  Ausführungen  auf  S.  47 
bedenklich.  Ph.  Heck,  Die  altfriosische  (Terichtsverfassung  (1894)  tj  21 
X.  93  hält  an  dem  Herold'schen  Texte  der  Add.  II  1 (25“  , sol.)  fest  (ebenso 
R.  Be  wer  Z*  XIII  loof.),  weil  es  sich  um  die  Busse  der  blossen  Hand  gegen- 
über der  des  Armes  handle.  .Ex  toto“  in  Add.  III  l bedeutet  aber  nichts 
anderes  als  „totus“  in  Lex  Fria.  XXII  62  (cf.  63).  Vgl.  auch  „nt  inanus“,  das 
klar  auf  Add.  II  1 verweist.  Die  Busse  von  53'/,  Schill,  in  Lex  Fris.  XXII 
77,  79  kann  nicht  mit  Heck  a.  O.  als  */,  des  Ethelingswergeldes  aufgefasst 
werden,  da  sämtliche  Bussen  dieses  Titels,  wie  am  Schlüsse  gesagt  wird,  „ad 
liberum  hominem  pertinent“.  Dann  wird  aber  auch  schwerlich  der  Betrag 
von  53  '/,  Schill,  (mit  Heck)  hier  sowie  in  Add.  III  1 zu  verdreifachen  sein, 
da  sonst  das  volle  Wergeid  erreicht  wird.  — Betreffend  die  anderen  Rechte, 
wo  die  Summe  der  Fingerbussen  die  Handbusse  übersteigt  siehe  N.  100. 

w)  Die  Differenz  zwischen  der  Fussbusse  und  der  Summe  der  Zeheu- 
bussen  beträgt:  Beim  freien  Langobarden  75 — 30  = 45  sol.,  beim  rainisterialis 
25  (12*/,) — 10  = 15  (21/,)  sol.,  beim  rusticanus  8 — 5 = 3 sol.  Ho  68 — 73. 
95  (130,  131)  — 100.  119  (134)  — 124.  Beim  Alamannen  40  — 18  — 22  sol. 
Pactus  Alani.  II  25  ff.  Lex  Alam.  LVII  64 — 66.  Vgl.  den  Zuschlag  für 
den  Unterschenkel  mit  10,  für  den  Oberschenkel  mit  30  Schill.  Lex  Alam. 
LVII  67.  68.  LXXXVII  1.  Das  Abhackcn  sämtlicher  Zehen  wird  nur  etwas 
geringer  gebüsst  als  eine  leichte  Lähmung  des  Kusses  in  Pactus  II  25:  . . 
si  mancat  , . sol.  20.  Bei  den  Baiern:  40  — 30  10  Schill.  Lex  Baiuw. 

XII  17  (Text  II)  in  X.  «6.  Bei  den  Friesen  nach  Lex  Fris.  XXII  62,  63:  45  — 

30  = 15  sol.  Xach  der  Add.  III  1 — 4:  53',  (vgl.  N.  88)  — * 22  ’/,  - 

31  1 „ sol.  Bei  einem  sächsischen  Kdeling:  720  — 390  330  Schill.  Lex 

Sax.  11,  13;  die  läihmung  kostet  360  Schill.  Daselbst  c.  12.  Xach  Aidelb. 
70,  71 : 50  — 25  - - 25  Schill.  Xach  Ailfr.  71,  64:  66  sh.  6 V,  ^ — 65  sh.  1 sh. 
C'/j-v)-  Leg.  Henr.  93  )j  23,  31  ( Ai lfr„  nur  grosse  Zehe  20  statt  30 

Schill.)  66  sh.  6'/»  — 55  sh.  11  sh.  6 1 , /5|-  — Xach  Lex  Angl,  et  Werin. 

22  kosten  1 — 5 Zehen  immer  nur  30  Schill,  gegenüber  einer  Fussbusse  von 
100  Schill,  (c.  15).  Xach  Lex  Burg.  11,  48,  93:  75 — 15  (als  Pauschalbusse!) 

= 60  Schill.;  diese  sind  aber  nicht  als  Metatarsusbusse  anzusehen.  Mass- 

gebend ist  hier  der  Erfolg:  für  certa,  evidens  debilitas  das  halbe  Wergeid, 
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mit  der  Bedeutung  des  Fussolilentheils  (Metatarsus)  erklärt. 
Nach  der  Lex  Alamannorum,  bei  den  Friesen  und  Sachsen 
zerfallt  auch  noch  jede  Fingerbusse  in  die  Bussen  für  die  ein- 
zelnen Fingerglieder  (Phalangen). lw)  Bei  den  Friesen  und 
wohl  auch  bei  den  Alamannen  erscheinen  die  Zehenbussen 
als  Summe  der  Zehengliederbussen.®1)  — Ausdrückliche  Be- 
stimmungen über  die  Häufung  von  Zahnbussen  enthalten  die 
Gesetze  der  Langobarden,  Alamannen,  Baiern,  Friesen, 
„Hdelbirhts  und  Chindaswinths.®*) 

sonst  die  l’auschalbusso  von  15  Schill.  Vgl.  oben  N 55.  — I)io  Lex  Wisig. 
VI  4 : 3 (Cbind.  Zcumer  S.  1*7  Zeile  32)  hat  dagegen  eine  Kussbusse  von 
100  und  die  Zehenbussen  von  CO,  40,  30,  20,  10  sol.  1 >ie  l,ex  Salica  29  ver- 
langt für  den  Kuss  loo,  fiir  die  Zehen  50-(-36-|-50  135  Schill,  (cod.  1. 

125  Schill.  Kmendata).  Die  Lex  Kibuaria  V 8,  9 für  den  Kuss  loo,  für  die 
Zehen  5X36  Schill. 

®°)  Nach  Lex  Alain.  LVII  41  ff.  entfällt  auf  das  erste  und  zweite  Kinger- 
glied  je  ' 4.  auf  das  dritte  sowie  auf  jedes  der  beiden  Daumenglieder  die 
halbe  Kingerbusse.  Vom  kleinen  Kinger  wird  c.  52  nur  gesagt:  ita  solvatur 
ut  pollex;  das  gilt  aber  wohl  nur  von  der  Busse  des  ganzen  Kingers;  die 
Bussen  für  die  Phalangen  sind  wohl  wie  bei  den  dreigliedrigen  Kingern  zu 
entwickeln.  Nach  dem  Pactus  II  17,  19,  22  mindert  nur  der  Verlust  des 
ersten  Gliedes  die  Kingerbusse  (und  zwar  in  unstetem  Verhältnis).  — Die 
friesische  Add.  II  7—9  verlangt  je  ein  Drittel  (beim  Daumen  1 .„  1)  die  Lex 
Sax  13  je  1 ,.  resp.  die  Hälfte  der  Kingerbusse.  — Vgl.  auch  noch  die 
Glosse  zu  Ro  03  (cod.  4):  Et  si  aliqua  pars  digiti  vel  ungula  plagata  fuerit 
vadat  per  damnnm  secundum  Walcausam. 

**)  Legis  Kris.  Add.  III  5 — 7.  Pactus  Alam.  II  26  ist  die  Busse  der 
grossen  Zehe  (6  Schill.)  das  Doppelte  der  Busse  für  das  eine  Glied.  Lex 
Alam.  LVII  65  „toti“  (oben  N.  85)  weist  auf  eine  Auflösung  der  Zehen, 
busse  in  i + 1+1  (resp.  3+3)  sol  hin. 

"*)  Ro  51  : Si  quis  alii  dentem  excusserit  qui  in  risu  apparit,  pro  nno 
deuteln  dit  sol.  16;  si  duo  aut  atiiplius  fuerint  in  risu  apparentis  per  hoc 
nuinero  conponantur  et  adpretietur.  Diese  letzten  Worte  bedeuten,  es  solle 
nach  der  Zahl  der  Zähne  die  Busse  vervielfacht  werden  und  nicht  etwa 
dass  mit  dem  nuinerns  von  16  Schill,  die  ganze  Sache  abgethan  sei.  Vgl. 
auch  Ro  52:  Si  quis  alii  dentem  maxillarcm  ununi  aut  plures  excusserit 
per  unum  dentem  dentem  cp.  sol  8.  wo  unbeschränkte  Kumulazion  verordnet 
wird.  Die  Busse  von  16  Schill,  ist  aber  nichts  anderes  als  die  wegen  Sicht- 
barkeit der  Wunde  verdoppelte  8-Scliilliugbussc.  Keiner  Ro  85:  ...  hal- 
dium  aut  ministerialem  dentem  excusserit  unum  aut  plures  in  risu  apparentes, 
pro  unum  dentem  cp.  sol.  4;  si  plures  fuerint.  per  hoc  noiniro  conponantur. 
Ro  86.  109.  Die  Absorpzion  hingegen  wird  angeordnet  mit  den  Worten  non 
numerentur  (Ro  43.40.47.77.  78  usw'.  l,  non  conponantur  (Ro  61).  unum  aut 
plures  conpouat  sol.  4 (Ro  79.  103).  Vgl.  auch  Ekloge  II  12  ( Ro  51) 
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Doch  giebt  es  auch  wieder  Fälle,  wo  für  mehrfache  Ver- 
stümmelung eine  Pauschalbusse  eintritt.  Aeltere  Textformen 
der  Lex  Salica  fassen  das  gleichzeitige  Abhauen  des 
Mittel-,  Gold-  und  kleinen  Fingers  (resp.  der  entsprechenden 
Zehen)  oder  aber  zweier  davon  als  einheitliches  Delikt, 
dessen  Busse  in  keinem  razionalen  Verhältnis  zu  den  Bussen 
der  einzelnen  dieser  Finger  (Zehen)  steht,  während  jüngere 
Texte  allerdings  darin  eine  Konkurrenz  ebensovieler  Ver- 
stümmelungen sehen,  die  durch  Bussenhäufung  zu  sühnen  ist.*®) 
Aehnlich  ist  auch  nach  jüngerem  salfränkischen  Recht  die 
Entmannung  sowie  das  Abschneiden  der  Ruthe  mit  je  100 
Schillingen,  das  Abschneiden  aller  Geschlechtstheile  mit  200 
Schillingen  zu  büssen,  während  das  altsalische  Recht  im  letzt- 
genannten Falle  wohl  keine  Verbrechenskonkurrenz,  sondern 
von  vornherein  das  mit  einer  Busse  von  200  Schillingen  be- 
legte Delikt  der  Kastrazion  sieht.®4)  Die  Anglowarnen,  bei 
denen  wir  auch  schon  für  Blau-  und  Blutwunden,  für  Stiche  und 
Knochenwunden  Pauschalbussen  konstatieren  konnten,  verlangen 
für  die  Doppelglieder  (Augen,  Uhren,  Hände,  Ftisse.  Hoden) 
dieselbe  Busse  für  beide  wie  für  eines.  Ebenso  für  den  Zeige- 
und  Mittelfinger,  für  den  Gold-  und  kleinen  Finger.  Bezüglich 
der  Zehen  kommt  es  sogar  auf  die  Zahl  überhaupt  nicht  au.®4) 

. . ii'y  Suo  7 Tot I;  tpavoiaiv  to  vl/ojTl.  8ta  -o'Sto'j  toü  äptBpoü  ^Tjpuo'joftti). 
(13  = Ro  52):  . . ?i'  Ivöi  txdorou  vopiajcaTa  ötcru».  Sii  per  geht 

auf  die  Zahl  der  Deliktseinheiten  nicht  auf  die  Busse.  — Lex  Alam.  LV1I 
23 : De  alias  vero  . . unnc)uem<|uc  cum  solido  uno  cp.  Vgl.  dazu  aber  noch 
X.  90  nnd  $ 10  X.  12.  — Lex  llaiuw.  IV  10  . . oinnern  unum  cum  6 sol. 
cp.  — Lex  Kris.  XXII  19:  Si  unum  dentein  de  anterioribus  excusserit  2 sol. 
cp.  Ebenso  20.  21.  — ,Kdelb.  51.  .Et  thäm  feöwer  töduin  fyrestum  tet  ge- 
hwylcnm  0 scill.  etc.  cf.  .El fr.  49.  Legcs  Henr.  93  S 0.  — Lex  Wisig.  VI 
4;  3 (Zentner  S.  IST  Zeile  33  f.)  l*ro  singulis  aut  cm  excussis  dentibus 
duodeui  sol.  conponantur. 

M)  Lex  Sal.  29:  6:  tres  si  pariter  in  unum  icc.tum  inciderit,  sol.  50  culp. 
iud.  (7.) : Si  duos  excusserit  sol.  35  culp.  iud.  (8.) : Si  vero  unum  inciderit 
sol.  30  c.  i.  (Cod.  1,  ähnlich  cod.  3.  Cod.  2 hat  hierüber  nichts.)  Zur 
zweiten  Gruppe  gehören:  cod.  4 (wo  c.  7 statt  9 wohl  15  Schill,  zu  lesen 
ist;  oder  9 sol.  als  medicatura?),  5,  6,  7 — 9,  Her.  Einend.  — Vgl.  hierüber 
auch  unten  jj  10  X.  11. 

M)  Lex  Sal.  29:  18  (cod.  5 ff.).  Septem  Causas  V 5.  — Lex  Sal.  29:  9 
(cod.  1—4).  104. 

•*)  Vgl.  oben  N.  13 — 15.  71.  I.ex  Angl,  et  Wer.  12:  Oculus  uuus  vel 
ambo  excussi  Adalingo  300  sol.  conponantur  (13):  libero  100  sol.  (Brunner 


Digitized  by  Google 


24 


Nach  der  Lex  Alamannorum  werden  zwei  Schneidezähne  mit 
einem  Hiebe  herausgeschlagen  wie  ein  einziger  vergolten.*8) 
Für  die  friesischen  Seitenlande  vermutet  Brunner  eine  Be- 
schränkung der  Kiunulazion  der  Hand-  und  Fussbussen  auf  das 
Wergeldsimplum  von  5B1  Schill.*7) 

Wir  haben  nun  im  salischen,  langobardischen  und  sächsi- 
schen Recht  eine  Häufung  von  Verstümmelungsbussen  bis  zum 
Betrage  des  vollen  Wergeides  gefunden.  Eine  Beschränkung 
der  Gesamtbusse  für  Verstümmelung  auf  den  Betrag  blos  einer 
Verstümmelnngsbusse,  also  für  gewöhnlich  des  halben  Wergeides, 
wie  sie  nachmals  der  Sachsenspiegel**)  aufweist  und  zu  der  wir 
Ansätze®“')  bei  den  Thüringern  und  vielleicht  auch  bei  den  Friesen 
bemerken  konnten,  muss  also  im  Allgemeinen  ausgeschlossen 
werden.  Hingegen  bleibt  aber  die  Frage  offen,  ob  nicht  das 
volle  Wergeid  eine  solche  Höchstbusse  für  Verstümmelungen, 
die  einer  Person  in  einer  That  zugefügt  worden  waren,  abgegeben 


R.G.  II  S.  086.  N.  72  (14):  . . . auris  similiter  . . . (16):  manus  vel  pes 
abscisus  siniiliter  . . . (10.):  Qui  adalingo  unmu  vel  ambos  testicnlos  ex- 
cusserit  800  sol.  cp  (17.):  si  libero  100  sol.  cp.  . . . Für  die  Absorpzion 
auch  Gaupp,  Das  alte  Gesetz  der  Thüringer  8.330,  Wilda  S.  703,  nach 
v.  Richth  ofen  zn  dioser  Stelle  auch  Gaupp  Lex  Franc.  Chain.  (1885)  S.  09., 
Davou  d-Oghlou , Histoire  de  la  lOgislation  des  anciena  Germains  II 
(1845)  S.  196.  Von  Rieht  liefen  selbst  ist  für  Kiunulazion.  Betr.  die 
Finger  und  Zehen  siehe  oben  N.  87.  89. 

M)  Lex  Alam.  LVII  20:  Si  . . uno  hictu  duos  dentes  süperiores  primas 
excusserit,  cum  0 sol.  cp.  (21.):  Et  sivis  una  de  ipsas  duas  excusserit,  et 
sic  cum  6 sol.  cp.  Analog  auch  LVII  24.  25.  Siehe  aber  auch  oben  N.  92 
und  S 10  N.  12. 

”7)  Brunner  R.G.  II  S.  543  N.  37  auf  Grund  des  Zusatzes:  Similiter 
manuin  ac  pedem  bei  Add.  III  58.  Es  trägt  sich  dann  nur,  wie  die  Stelle 
mit  III  60  (siehe  oben  N.  84)  zu  vereinigen  ist,  Wilda  S.  759  N.  3 findet 
das  volle  Wcrgeld  als  Maximum ; doch  ist  nur  vom  Wergeldsimplum  die 
Rede.  Patetta:  La  Lex  Frisionum  S.  51.  52.  87  schlägt  vor  den  Zusatz 
zu  Add.  III  59  zu  ziehen,  womit  er  dann  eine  ganz  andere  hier  nicht 
interessierende  Bedeutung  erlangt  (die  25  sol.  sind  daselbst  wohl  in  .bis 
25  sol.  et  6 den.“  zu  restaurieren.  Vgl.  oben  N.  88.)  Von  Richthofcn 
M.  G.  LL.  III  S.  688  N.  10  belässt  den  Zusatz  an  jener  Stelle,  versteht  aber 
darunter,  in  den  Seitenlanden  solle  Hand  und  Fuss  ebenso  gebüsst  werden 
wie  in  Mittelfriesland  (III  1,  II  l)  nämlich  mit  je  53  1 , Schill. 

**)  Ssp.  II  IG  Jj  7.  Siebe  oben  N.  81  unten  § 10  N.  9. 

**)  Blosse  Ansätze,  denn  wenn  Jemand  an  zweierlei  Doppelgliodern  ver- 
stümmelt wird,  so  ist  doch  wohl  die  Busse  zu  verdoppeln. 
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habe,  so  dass  mail  dann  hier  wenigstens  zur  Vereinigung  des 
Deliktsthatbestandes  gekommen  wäre.  Für  die  gegenteilige 
Meinung  kann  auf  jene  Rechte  hingewiesen  werden,  wo  die 
Summe  der  Finger-  oder  der  Zehenbussen  die  Hand-  bezw. 
Fussbusse  übersteigt.  Dabei  darf  aber  nicht  übersehen  werden, 
dass  die  Bussenhäufung  meist  eine  natürliche  Grenze  findet. 
Fasst  man  nämlich  reale  Verhältnisse  ins  Auge,  so  muss  man 
bemerken,  dass  ein  Abschlagen  aller  fünf  Finger  einer  Hand 
nicht  leicht  vorgekommen  sein  mag.  Die  vier  Finger  mit 
Ausschluss  des  Daumens  oder  der  Daumen  und  Zeigefinger 
dazu  höchstens  noch  der  Mittefinger  dürften  die  zwei  Maximal- 
gruppen gewesen  sein:  denn  dann  entsinkt  ja  dem  Kämpfer  die 
Waffe,  er  kann  den  wunden  Arm  nur  noch  znm  Führen  des 
Schildes  gebrauchen,  um  den  Gegner  mit  dem  linken  Arm  an- 
zurennen: der  ehrliche  Kampf  hat  ein  Ende.  Sollte  am  Wehr- 
losen noch  ein  weiteres  raffiniertes  Abschneiden  der  einzelnen 
Finger  stattfinden,  so  wäre  die  höhere  Busse  nur  gerechtfertigt. 
In  unseren  Normalfallen  beträgt  aber  die  Gesamtbusse  nach  der 
Lex  Salica  höchstens  85  bezw.  85  oder  115  Schillinge  gegen- 
über einer  Handbusse  von  100  Schillingen;  nach  der  Lex  Ala- 
mannorum  36  bezw.  22  oder  28  Schill,  gegenüber  einer  Hand- 
busse von  40  Schill.;  nach  der  Lex  Saxonmn  660  bezw.  540 
oder  660  Schill,  gegenüber  einer  Handbusse  von  720  Schill.; 
bei  Hilfred  51  bezw.  45  oder  57  Schill,  gegenüber  einer  Hand- 
bnsse  von  66  sh  6'  a d;  bei  den  Westgoten  100  bezw.  00  oder 
120  gegenüber  einer  Handbusse  von  100  Schillingen.1"')  Die 
Summe  der  Fingerbussen  bleibt  also  thatsächlich  stets  hinter 
der  Handbusse  zurück.  — Bei  den  Zehen  ist  es  eher  möglich,  dass 
alle  auf  einmal  abgehauen  werden;  da  übersteigt  aber  nur  in  der 

,<K>)  Lex  Sal.  21»;  die  Lex  scheint  aber  nur  au  Gruppen  von  Daumen 
und  Zeigefinger  oder  der  anderen  3 Finger  zu  denken.  Bei  dieser 
Gruppierung  erledigen  sich  auch  die  Bedenken  die  Lex  Rib.  V 5,  7 macht, 
indem  nur  Bussen  von  86  und  108  Schill,  erreicht  werden.  Lex  Alam.  LVII 
42,  45,  48,  61,  52  betragen  die  Fingerbussen  12,  10,  6,  8,  12  Schill.  Diese 
Xcuredakzion  gegenüber  dem  Pactus  (siehe  N.  87.)  erklärt  sich  ans  der 
Rncksichtsnalime  aut  die  einzelnen  Fingergliederbussen  (siehe  X 90);  die 
Hand-  bezw.  Unteranubussc  |Pactus  II  24  (oben  X.  87.)  Lex  Al.  LVII  39] 
ist  dagegen  als  Wergeidquote  stehen  geblieben.  Lex  Sax.  13.  JE  1 fr.  66 — 60. 
Lex  Wisig.  VI  4.  3.  (Zcumer  S.  187  Zeile  27  ff  ).  Vgl.  oben  X.  89;  da- 
selbst auch  das  burgundische  Recht. 
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Lex  Wisigotorum,  Salica  und  Ribuaria  die  Summe  der  5 Zehen- 
bussen die  Fussbusse.  — Die  Wahrnehmung,  die  sich  uns  hier 
aufgedrängt  hat.  wird  auch  bei  der  Beantwortung  der  Frage  nach 
der  Kumulazion  mehrerer  Wergeidquoten  zu  verwerten  seiu. 
Prinzipiell  unbegrenzt  wird  diese  doch  in  den  allermeisten  Fällen 
thatsächlich  mit  der  Vergeltung  zweier  Glieder  ihr  Ende  er- 
reicht haben.  Unwürdiges  Verstümmeln  aber  trifft  höhere  Busse 
— geradeso  wie  die  hinterlistige  Mordthat.  Dabei  ist  ehen  zu 
bedenken,  dass  mit  dem  Wergeide  ein  ehrlich  Gefällter  der 
Sippe,  also  dritten  Personen,  vergolten  wird,  dass  hingegen  die 
Busse  für  die  raffinierte  Verstümmelung  dem  unmittelbar  Ver- 
letzten zu  zahlen  ist.  Als  weiterer  Umstand,  der  eine  natür- 
liche Grenze  der  Wergeldquotenhäulüng  bedingt,  ist  auch  anzu- 
führen, dass  als  Folge  mehrfacher  Verstümmelung  leicht  der 
Tod  eintritt,  so  dass  dann  aus  diesem  Grunde  blos  das  einfache 
Wergeid  zu  zahlen  ist.101) 

5.  Der  Ersatz  der  Heilungskosten10*)  wird  bisweilen  als 
besonderer  Zuschlag  genannt.  Die  lex  Salica  hat  bei  schweren 
Wunden  hierfür  eine  feste  Taxe  von  '.i  Schillingen.“”')  Nach  dem 
langobardischen  Edikte  schätzen  Sachverständige,104)  nach 
dem  anglonormannischen  Rechte  Wilhelms  des  Eroberers 
liquidirt  der  Verletzte  (unter  Billigkeitseid)  die  Kurkosten. ,05) 
Das  altkentische  Recht  dagegen  scheint  sie  in  die  Busse  (die 
dadurch  erhöht  wird)  einzubeziehen.1*®)  Bei  den  Westgoten 

lcl)  Vgl.  oben  X.  1.  4 und  unten  Jj  7.  Verwandt  hiermit  ist  die  ratio 
die  möglicherweise  in  „Edelb.  c.  SJ  zu  Grunde  liegt.:  Gif  osnos  eäge  and 
foot  of  weorded  äslagen,  ealne  weorde  hiue  forgelde.  Nimmt  mau  „and“ 
mit  Schmid  für  „oder“,  so  lässt  sich  sagen,  dass  auch  bei  Konkurrenz 
beider  Delikte  nicht  mehr  als  der  Wert  gezahlt  worden  sei.  Der  Esne  ist 
wertlos,  wenn  er  ein  Auge,  ein  Bein  oder  Beides  verliert. 

**)  Wilda  S.  751»  f.  BrunnerRG.  II  013  f.  Swsp.  201.  Mos.  II.  81:  19. 

"I:l)  Sal.  17:  4 bei  Brust-  und  Unterleibwunden.  104  bei  Entmannung. 
Kee.  B.  12.  Brunner  K.  G.  II  614  Anm.  4.  Lex  Sal.  29:  7,  cod.  4, 
Hessels  col.  175  bei  Verstümmlungen  (?). 

""1  Bei  Unfreien;  da  kommt  auch  noch  der  Ersatz  der  operae  hinzu. 
Vgl.  Brunner  a.  O.  Osenbriiggen  S.  74. 

Willi.  I 10.  Pr.  Si  hom  t'ait  plaie  en  auter  e il  deive  faire  les 
ameudes,  primereiment  lui  rendc  sun  lecheof  im  lat.  Text  lichfe,  richtig 
lic-feoh). 

I'w)  „Edelb.  02.  Gif  man  gegemed  weorded  30  seill.  gebete.  Nach  c.  01 
beträgt  die  Busse  für  Bauchwunden  12  oder  20  Schill.  Mit  Rücksicht  auf 
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besorgt  der  Verletzer  selbst  die  Heilung  des  misshandelten 
Knechtes.'"7) 


§ 3.  Der  Vcrm&gensschadc.*) 

Bei  der  Behandlung  des  Vermögensschadens  schlagen  die 
Volksrechte  drei  Wege  ein.  Entweder  sie  treffen  den  durch 
eiu  Delikt  herbeigeführten  Schaden  ohne  Rücksicht  auf  seine 
Höhe  durch  eine  einzige,  — l'auschalbusse.  Oder  aber  sie  be- 
stimmen für  gewisse  Schadeneinheiten  Pauschalbussen,  Einzel- 
taxen, die  im  konkreten  Fall  je  nach  der  Zahl  der  Schaden- 
einheiten zu  vervielfachen  sind.  Oder  endlich  sie  schmiegen  die 
Busse  vollständig  dem  konkreten  Schaden  an,  indem  sie  ein 
vielfaches  desselben  verlangen:  solche  Bussen  können  wir  Pro- 
porzionalbussen  nennen.  Durch  die  erste  dieser  Arten  von 
Busseu  wird  der  gesamte  Schade  als  Einheit  erfasst,  während 
er  beim  System  der  Einzeltaxen  und  der  Proporzionalbusse1)  in 
eine  Mehrheit  von  Einzelschaden  zerlegt  wird. 

Im  Einzelnen  bietet  sich  auch  hier  dem  Ueberblick  ein 
recht  buutes  Bild  dar.  Nur  die  Lex  Salica  und  in  der  Haupt- 
sache auch  die  Lex  Ribuaria  bekennen  sich  ausschliesslich  zum 


Jas  Verhältnis»  der  Busszahlen  ist  nicht  anzunehmen,  dass  die  recht  hoho 
Busse  des  c.  62  kumuliert  wird,  umsoweniger  als  auch  c.  63  demjenigen  der 
cearwund  (siehe  unten  $ 7 N.  io)  wird,  gleichfalls  eine  Busse  von  30  (nicht 
3 vgl.  Z!  V 219)  Schillingen  zuspricht.  Pactus  Alain.  I 1.  Lex  Al.  LVI1 
3 ff.  und  l,ex  Baiuw.  IV  4,  5 erwähnen  zwar  ärztliche  Behandlung,  aber 
keinen  Arztlohu. 

m)  Lex  Wisig.  VI  4.  9 in  Anmerkung  am  Endo  des  S 6 N.  25. 

*)  Wilda  S.  S59 — 940.  Schröder  K.  G.  S.  337  ff.  H.  G.ä  S.  344  ff. 
Glasson  Histoire  du  droit  et  des  institutions  de  la  France  III  (1889) 
S.  566  ff.  Brunner  R.  G.  II  637  ff. 

’)  Brunner  R.  G.  II  543  N.  41.  Die  Ewa  Chamaw.  24  hat  für  Dieb- 
stahl das  Xeungeld,  fasst  aber  die  Entwendung  mehrerer  Sachen  als  mehr- 
faches latrocinium  (de  unoquoque  latrocinio)  auf.  Eigeuthümlich  ist  die 
Konstrukzion  des  Einbruchdiebstahls  daselbst  c.  20:  einerseits  Pauschalbusse 
i.Hand-,  Fass-,  Augenlösung)  also  i sofern  Deliktseinheit,  daneben  aber  de 
unaquaque  re  je  ein  besonderer  fredus  (mehrfacher  Friedensbruch).  Siche 
S 10  X.  25.  — Aregis  c.  11  ...  per  unumquoque  lignum  . . . novem  ligna 
conponat 
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Prinzip  der  Pauschalbussen ; die  anderen  Volksrechte  bevorzugen 
das  System  der  Proporzionalbussen. 

Die  lex  Salica  sieht  im  Diebstahl  mehrerer  gleichartigen 
Sachen  nur  ein  Verbrechen.  Sie  bildet  für  Diebstahl  gewisser 
Sachen  Mengengruppen  und  droht  darnach  sprunghaft  abge- 
stufte, nicht  auf  Kumulazion  von  Einzeltaxen  zuriickfiihrbare 
Bussen  an.  Diese  sind  Pauschalbussen,  da  sie  für  eine  variable 
Anzahl  von  Einzelthatbeständen  immer  gleich  bleiben.  So  wird 
auf  Diebstahl  von  1 — 2 Schweinen  die  Busse  von  15,  auf  Dieb- 
stahl von  3—49  Schweinen  die  Busse  von  35,  auf  Diebstahl 
von  50  oder  mehr  Schweinen  die  Busse  von  fi2'/2  Schillingen 
geseszt.2)  Bei  Herdendiebstahl  tritt  schon  von  25  Stück  auf- 
wärts die  Busse  von  62'  Schillingen  ein;3)  für  geringere  Herden 
sind  wahrscheinlich  35  Schillinge  zu  zahlen.4)  — Für  einen 
Ochsen  sind  35,  für  eine  Kuh  30, s)  für  mehrere  (bis  24)  Rinder 
35  Schillinge*)  zu  gelten-,  wer  25  Stück  Rindvieh  oder  mehr 
gestohlen  hat,  verwirkt  02’  2 Schillinge,7)  und  ebensoviel,  wer 
eine  ganze  Herde  gestohlen  hat,  selbst  wenn  diese  nur  aus  12 
Stücken  bestand.9)  Die  Busse  von  35  solidi  gilt  also  für  Dieb- 


*)  l,ex  Sal.  2:  5 — 7,  16,  Brunner  R. G.  11  643.  Aelmlich  auch  für 
Schöpsendiebstahl  Lex  Sal.  Tit.  4. 

*)  Lex  Sal.  2:  14.  Brunner  lt.  G.  II  S.  645  N.  66  vermutet  für  Dieb 
stahl  einer  Herde  von  60  Schweinen  die  Todesstrafe.  Eine  Analogie  böten 
die  Bussen  filr  Heimsuchung.  Siehe  unten  $ 4 N.  2,  3 und  die  Bestimmungen 
über  die  Brandstiftung  bei  Herold  Lex  Sal.  19:  8,  9 (Hessels  col.  97). 
Ueber  todeswürdigen  handhafteu  Diebstahl  im  salischen  Recht  siehe  Brunner 
R.G.  II  642  f. 

*)  Da  liegt  kein  Herdendiebstahl  im  technischen  Sinne,  soneati  vor. 
vgl.  auch  N.  6. 

5)  Lex  Sal.  3:  3 in  den  verschiedenen  Hss. 

a)  Der  Diebstahl  einer  vacca  cum  votello  kostet  35  Schill.  (Lex  Sal. 
3:  3),  einer  vacca  allein  80,  eines  vetellus  lactans  3 sol.,  die  Gesamtbusse 
überst  eigt  hier  also  die  Summe  der  Einzelbussen.  35  Schillinge  ist  aber 
auch  die  Busse  für  12 — 24  Rinder,  sofern  diese  nicht  die  ganze  Herde  aus- 
machen. Lex  Sal.  3:  18  codd.  5 ff.  In  beiden  Fällen  handelt  es  sich  also 
eigentlich  um  Diebstahl  mehrerer  animalia. 

:)  Lex  Sal.  3:  7.  Dass  es  sich  um  wenigstens  25  Rinder  handelt, 
beweisen  die  codd.  2 ff.,  die  Vergleichung  mit  la-x  Sal.  3:  6 und  die  Analogie 
der  Bestimmungen  über  Schweine-,  Ziegen-  und  Bienendiebstabl. 

*)  Lex  Sal.  3:  6.  Brunner  R.  G.  II  S.  645  N.  66  vermutet  für  Dieb- 
stahl einer  Herde  von  25  Rindern  die  Todesstrafe.  Siehe  oben  N.  3. 
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stahl  von  1—25  oder  wenigstens  12  Rindern;  demgemäss  aber 
zufolge  Tit.  X.  der  Lex  vielleicht  auch  für  (einmaligen)  Dieb- 
stahl eines  oder  mehrerer  Knechte.9)  Die  Busse  für  1 — 3 Ziegen 
beträgt  3,  für  3 oder  mehr  Stücke  15  Schillinge,  für  1—6 
Bienenstöcke  15,  für  7 oder  mehr  Stöcke  45  Schillinge.10)  — 
In  vielen  anderen  Fällen  finden  sich  nur  Bussen  für  Diebstahl 
von  Einzelstücken.  Der  Diebstahl  einer  Mehrheit  mag  da 
praktisch  vielfach  gar  nicht  in  Betracht  gekommen  sein;  z.  B. 
wenn  es  sich  um  den  Gemeindestier,  um  einen  Hund,  um  einen 
gezähmten  Hirsch  u.  dgl.n)  handelt.  Aber  immer  lässt  sich  das 
nicht  behaupten;  so  z B.  nicht  für  den  Diebstahl  von  Geflügel, 
von  Obstbäumen  und  älinl.  Es  scheint  nun,  dass  die  tür  die 
Einheit  gesetzten  Bussen  da  auch  für  die  .Mehrheit  als  Pauschal- 
bussen gelten.  So  wird  z.  B.  für  eine  Gans  oder  eine  Ente 
die  Busse  von  3 Schillingen  bestimmt.14)  Es  ist  nun  nicht  gut 
denkbar,  dass  man  für  3 Gänse  ü sol.  gezahlt  hätte,  während 
die  Busse  für  1 — 3 Ziegen  3 Schillinge  betragen  hat.  Es 
scheint  somit  z.  B.  die  Bestimmung:  „Si  quis  ansare  iüraverit 
sol.  3 c.  i.“  analog  verstanden  werden  zu  müssen  wie  ander- 
wärts z.  B.  „Si  quis  anniculum  . . . berbicem  furaverit,  sol.  3 
culp.  iud.“,  nämlich  im  Sinne  von  „einem  oder  mehreren  Stücken“.18) 
Für  Schöpse  fangt  nun  von  der  Dreizahl  eine  höhere  Busse 


*)  Brunner  R.  G.  I 8.  232  X.  4.  II  S.  614  und  in  Berliner  8.  B. 
1890.  S.  629  N.  3 Forschungen  zur  Geschichte  des  deutschen  und  fran- 
zösischen Rechtes  (1894)  S.  &06  X.  1 (ihm  folgt  Leseur  in  der  Nouvelle 
revue  historique  de  droit  franeais  et  etrauger  1888  8.  673  X.  3)  erklärt  die 
Busse  von  35  sol.,  die  nach  Lex  Sal.  10  für  einen  gestohlenen  Knecht  zu 
zahlen  ist,  als  dreifachen  Sachwert  des  Unfreien.  Diese  Busse  müsste  dann 
je  nach  der  Anzahl  der  gestohlenen  Knechte  vervielfacht  werdon.  Diese 
Auffassung  ist  nicht  ohne  Bedenken.  Das  salische  Recht  kennt  sonst  nirgends 
Proporzionalbussen  (Vgl.  unten  X.  73.).  Ferner  ist  die  Busse  von  30  oder  35 
Schill,  für  unser  Delikt  doch  wohl  excepto  capitale  et  dilatura  zu  oerstehen. 
Lex  Sal.  ln:  1 (codd.  4 ff.);  35:  6,  7.  Vgl.  auch  Lex  Sal.  (Hessels)  ,83. 
(Unten  $j  19  N.  9)  und  25:  7;  ferner  das  Rechtssprichwort:  Thcotascaga  is 
malatascaga,  amba  tascaga  amba  othonia  — für  Kuhdiebstahl  treten  aber 
I’auschalhusseu  ein.  Ueber  Theotascaga  vgl.  Brunner  lt.  G.  II  8.639. 
Vgl.  aber  auch  noch  unten  j|j  10  X.  19. 

»)  Lex  Sal.  Tit.  5.  Tit.  8. 

'*)  Lex  Sal.  3:  6,  6.  33:  2,3. 

“)  Lex  Sal.  7:  4. 

“)  Oben  X.  2. 
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an,  während  für  unsere  Fälle  auch  eine  noch  höhere  Anzahl 
unberücksichtigt  bleibt.  Aehnlich  bedeutet  auch  Lex  Sal.  2 : 
1 6 : „Si  vero  50  porci  fuerint  imbulati“  50  oder  mehr 

Schweine.  Dazu  kommt  noch  die  folgende  Erwägung.  Für 
Diebstahl  oder  für  das  Abschneiden  eines  Obstbaumes  sollen 
3 oder  15  sol.  gezahlt  werden,  jenachdem  der  Baum  in  oder 
neben  dem  Hofe  oder  im  Garten  steht.14)  Der  Schade  ist  aber 
in  beiden  Fällen  derselbe.  Andererseits  werden  bei  viel  gerin- 
gerem Schaden,  nämlich  für  das  Abschneiden  von  Obstbaum- 
reisern ebenfalls  3 oder  15  Schillinge  verlangt,  jenachdem  der 
beschädigte  Baum  in  einem  Garten  steht  oder  nicht.18)  Auch 
in  diesem  zweiten  Fall  ist  der  Schade  beide  Mal  der  gleiche. 
Die  Busse  basiert  da  also  gar  nicht  direkt  auf  dein  Schaden,  son- 
dern sie  ist  eher  eine  Art  Iniurienbnsse.  (Hof-,  Garten-)  Friedens- 
busse, während  dem  eigentlichen  Schaden  durch  Ersatz  von 
capitale  und  dilatura  Rechnung  getragen  wird.18)  Denselben 
Charakter  dürften  nun  auch  die  Bussen  für  die  erwähnten  ge- 
ringeren Hausthiere  haben.  Dass  unsere  Diebstahlsbussen  keine 
blossen  Einzelbnssen  sind,  zeigt  ferner  Folgendes.  Für  einen 
taurus  qui  gregem  regit  sollen  45,  für  eine  Herde  von  12  Rin- 
dern 62 Schillinge  gezahlt  werden.17)  Bei  Konkurrenz  werden 
diese  Bussen  nicht  kumuliert.  Dies  ergeben  die  analogen  Be- 
stimmungen über  Pferdediebstahl.  Die  Busse  für  einen  Hengst 
beträgt  45,  für  einen  solchen  samt  einer  Herde  von  12  Stuten 
62'/,  sol.18)  — d.  i.  die  Busse  für  (mittleren)  Herdendiebstahl. 
— Aus  diesem  Charakter  der  Diebstahlsbusse  können  wir  aber 
noch  weiter  folgern,  dass  auch  für  einmaligen  Diebstahl  von 


")  Lex  Kal.  7:  II,  12  (codd  5 ff.  Ht-ssols  Spalte  41);  vgl.  27:  10.  11 
(eodd.  & ff.  Hess.  Sp.  149). 

,s)  l>ex  Sal.  27:  8 mit  9 (codd  off  Hessels  Sp.  149). 

'*)  Arg.  I,ex  Sal.  27 : 0:  Si  quis  in  orto  alieno  in  fnrtnm  ingressns 
fnerit,  excapto  cap  et  dil.  . . . sol.  15  c.  i Die  Dodd.  5,6  haben  aus- 
drücklich: furaverit  vel  in  furtum  ingressns  fuerit.  Vgl.  27:  7:  Si  quis  in 
napina,  in  favaria,  in  pissaria  vel  in  lenticlaria  in  furtum  ingressus  fuerit 
. . . sol.  8 e.  i.  Lex  Sal  2:  1 — 8 (codd.  5 ft'.):  porccllum  lactantem  de 
chranne  prima  aut  de  mediana  . . . sol  3;  in  tertia  ebranne  sol.  15;  de 
sute  et  clavem  habuerit  sol.  45  c.  i.  Man  vergleiche  hiemit  die  ribuarischen 
Bestimmungen  Uber  Diebstahl  von  verwahrtem  Vieh.  $ 6 N.  28. 

•’)  Lex  Sal.  3:  4,6. 

>')  Lex  Sal.  38:  2,  3,4. 
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z.  B.  Hahn,  Henne  (Hühnern),  Gänsen  und  Enten  (alles  zu- 
sammen) im  Ganzen  nur  eine  Busse  von  3 sol.  als  Gefliigel- 
diebstahlsbusse  verwirkt  worden  sei.  — Ebenso  ist  die  Busse 
für  Wild-  und  Fischdiebsthal,"1)  für  Diebstahl  von  Getreide  aus 
einer  Mühle,80)  für  diebisches  Abweiden,  Abmähen,  Abholzen 
oder  Baumschälen,  für  Frucht-  oder  Holzdiebstahl81)  eine  Pauschal- 
busse. Für  Fruchtdiebstahl  (Flachs  und  sonstige  Feldfrüchte, 
Heu,  Wein)  werden  Mengengruppeu  gebildet.82)  — Endlich  ist 
auch  die  Diebstahlsbusse  da,  wo  sie  sich  nach  dem  Werte  des 
Gestohlenen  bestimmt,**)  eine  Pauschalbusse.  Statt  der  Mengeu- 
grnppen  finden  sich  da  Wertgrenzen.  — Auch  für  Raub  ist  eine 
Pauschalbusse  gesetzt;84)  einmal  begegnen  wir  auch  der  Rück- 
sichtnahme auf  die  Menge  des  Geraubten  durch  Emporschnellen 

>”)  Lex  Sal.  88:  1.  Si  quis  de  divcrsis  vcnationibus  furtum  fc- 
ecrit  et  eelaverit  praeter  cap.  et  dil.  sol.  48  c.  i.  Quia  (quae)  lex  de  veua- 
tionibus  et  piscationibus  observare  convenit. 

*’)  Lex  Sal.  22. 

Sl)  Lex  Sal.  27:  5,  S— 17.  S4. 

«)  Lex  Sal.  27:  8,9;  10,11;  12,18. 

-J)  I,ex  Sal.  11  vgl.  12.  Dazu  Brunner  R.  ft.  II  010  N.  25. 

sl)  Die  Lex  Sal.  bat  eine  Raubbnsse  von  30  Schill,  (vgl.  Brunner 
R.  G.  II  048),  die  aber  nur  für  eine  bestimmte  Art  geringeren  Raubes  ein- 
zutreten scheint,  fiir  den  Raub  ohne  eigentlichen  Ueberfall:  Lex  Sal.  01:  1 
de  nianum  suam;  ad  ira  (codd.  7—0);  per  iraenndinm  (iram  eod.  B.)  eodd. 
ö.  II.  Diese  Busse  ist  nicht  identisch  mit  der  des  Titels  35:  2,  wornach 
für  grossen  Raub  (von  über  40  Denaren)  an  einem  Knecht  begangen  30 
Schill,  gezahlt  werden  sollen,  während  nach  Tit.  35:  3 kleiner  Raub  an 
demselben  mit  15  Schill,  zu  biissen  ist.  Der  Raub  an  einem  unselbständigen 
Knecht  gilt  mehr  als  Vermiigensdelikt ; daher  die  Unterscheidung  von 
grossem  und  kleinem  Raub,  die  beim  Raub  an  einem  Liten  (35:  4)  nicht 
mehr  gemacht  wird.  Sic  wird  also  umsoweniger  Platz  greifen,  wenn  ein 
Freier  beraubt  wurde.  Ferner  muss,  wenn  der  Raub  an  einem  niedriger 
stehenden  Knechte  schon  mit  30  Schill,  gebiisst  wird,  dasselbe  Verbrechen 
an  einem  Freien  begangen  höher  gebüsst  werden,  wie  ja  schon  auf  den  Raub 
an  einem  Liten  (35:  4)  die  Busse  von  35  Schill,  gesetzt  wird.  Diese  letztere 
scheint  der  aus  Lex  Sal.  14:  3 Si  — francus  roinano  expoliaverit  sol.  35 
(cod.  1;  die  übrigen  codd.  haben  „30“)  culp.  iud.,  die  einen  Schachraub  be- 
trifft, zu  entsprechen.  Vgl.  $ 0 N.  50  ff.  Wir  müssen  daher  aus  den  Be- 
stimmungen Tit.  35:  2,4  scbliessen,  dass  Lex  Sal.  Gt:  1 eine  geringere  Art 
von  Raub  behandelt,  — Viel  eher  lässt  sich  eine  Verwandtschaft  unserer 
Busse  (01:  1)  mit  der  gleichen  Busse  in  I,.  Sal.  37:  3.  55:  0 (codd.  5 ff.) 
annehmen.  Charakteristisch  ist  jedenfalls,  dass  kein  Uebe:fall  vorliegt. 
Vgl.  Wilda  S.  911  über  handran. 
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der  Busse.*")  — Und  ähnlich  hat  auf  die  Bi  andscliadenbusse  die 
Höhe  des  konkreten  Schadens  keinen  Einfluss:  für  ein  Wohn- 
haus, für  einen  Speicher  mit  Getreide,  für  einen  Stall  mit 
Schweinen  oder  Rindvieh  sind  stets  62*/,  sol.  zu  Missen,  gleich- 
gültig wie  viel  der  Schade  beträgt,  excepto  capitale  et  dilatura.*0) 
Die  Busse  für  das  Verbrennen  einer  Hürde  beträgt  lf>  Schill, 
ohne  Rücksicht  auf  den  wirklichen  Schaden.*’)  — Dagegen  muss 
wohl  für  Diebstahl  ungleichartiger  Sachen,  z.  B.  von  Schweinen 
und  Geflügel,  oder  für  das  Verbrennen  eines  Wohnhauses,  eines 
Speichers  u n d eines  Viehstalles  Bussenkumulazion  und  daher 
Verbrechenskonkurrenz  angenommen  werden,  weil  eben  auf  jedes 
eine  besondere  Busse  gesetzt  ist.  Einen  Anhaltspunkt  bietet 
die  Bestimmung,  dass,  wer  einen  Knecht  oder  eine  Magd  ge- 
stohlen bat,  die  einiges  von  den  Sachen  ihres  Herrn  mitge- 
nommen haben,  sowohl  die  Busse  für  Knechtsdiebstahl  als  auch 
15  Schillinge  für  die  mitgenommenen  Sachen  zahlen  muss.*s) 
Die  salischen  Diebstahls-,  Raub-  und  Brandschadeubussen  er- 
scheinen somit  weniger  als  eigentliche  Sachschadenbusseu,  denn 
als  Bussen  für  die  durch  die  betreffenden  Delikte  zu  Tage  tre- 
tende Praesumpzion.**) 

“)  Lex  Sal.  35:  2,3. 

M)  Lex  Sal.  16:  1 — 4.  li  lassen  a.  O.  S.  571  findet  es  curieux.  — 
que  cette  loi  met  sur  la  imune  ligne  l’incendie  d'une  maison  habitöe  et 
celui  d'nne  grange  avee  la  recolte  qui  s'y  trouve  ou  celni  d'une  löge  5 
porcs  on  eelui  d'une  ötalde  Ob  das  eine  oder  das  andere  mehr  wert  sei, 
möge  dahingestellt  bleiben ; in  Betracht  kommt  nicht  so  sehr  der  Schade 
als  die  praesutr.ptio.  Konkurrierende  Lebensgeführdnng  oder  Tötung  hat 
weitere  Busse  von  62  1 .,  oder  200  Schillingen  zur  Folge.  Siehe  unten  § 4 
N.  18.  Für  völliges  Ausbrennon  nennt  Herold  (oben  N.  3)  die  Halstaxe 
— Dieselbe  Fauschalbusse  von  62  ’/*  Schill,  wie  für  Brandstiftung  findet 
sich  auch  für  den  (geringeren)  Uesamtschaden  bei  der  Heimsuchung.  Siehe 
unten  § 4 N.  2.  Vgl.  auch  § 6 N.  44. 

*’)  Lex  Sal.  16:  5. 

«)  I.ex  Sal.  10:  1,2. 

*•)  Vgl.  § 6.  Betreffend  die  Diebstahlsbussen  verweist  Brunner  R. 
G.  II  S.  543  N.  40  darauf,  dass  sie  als  Redempzionstaxen  fiir  kleinen, 
grossen  und  ausgezeichneten  Diebstahl  zu  fassen  seien  Wir  haben  es  dann 
mit  einer  kleinen,  grossen  oder  ausgezeichneten  Injurie  zu  thun.  Betreffend 
die  Zurückführung  der  Diebstahlsbussen  auf  peinliche  Strafen  siehe  Brun  - 
uer  R.  G.  II  S.  644  ff.  Eine  solche  gestatten  wohl  auch  andere  Bussen. 
Zu  weit  geht  Fustol  de  Coulanges : Rechercbcs  sur  quelques  problemes 

d'bistoire  S 475  ff.  insbes.  482.  Siehe  unten  jj  18. 
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Eine  fast  noch  strammere  Zusammenfassung  des  Tliat- 
bestaudes  bei  Vermögensschaden  findet  sich  in  der  Lex  Ri- 
buaria.  Diese  setzt  unter  die  Strafe  des  einfachen  oder  des 
dreifachen  Wergeides  des  Thäters  die  nächtliche  Brandstiftung,80) 
den  schlichten  und  den  Herdendiebstahl,81)  den  Schaden  in  messe 
vel  qualibet  clausura,  wenn  der  Thäter  leugnet,8*)  den  Raub  an 
einem  bestatteten  Leichnam,  unter  die  Pauschalbusse  des  halben 
Wergeides  den  Leichenraub,  wenn  der  Tote  unbcstattet  war.88) 
Für  Entwendung  von  Wild,  Fischen,  Holz,  für  Pfandkehrung, 
für  nennenswerte  Beschädigung  eines  Zaunes,  für  Schaden  durch 
Fahren  über  ein  Feld  sind  15,84)  für  ungerechtfertigte  Exeku- 
zionsbetreibung  45  Schillinge85)  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  des 
Schadens  zu  büssen.  Dass  auch  hier  die  im  Diebstahl  liegende 
Iniurie  und  nicht  der  Schade  als  solcher  getroffen  werden  soll, 
wird  gelegentlich  ausdrücklich  ausgesprochen:  die  Busse  für 
Wild-,  Fisch-  und  Holzdiebstahl  werde  geringer  angesetzt,  quia 
non  hic  re  possessa  sed  de  venationibus,  de  ligna  agitur.8*) 
— Nur  für  Schweine-,  Schöpsen-  und  Bienendiebstahl  finden 
sich  in  einer  Handschrift  Proporzionalbussen,  nämlich  der  drei- 
fache Ersatz.8’)  Die  Ewa  Chamaworum  hat  unter  Umständen 
für  den  Diebstahl  (nämlich  wenn  er  mit  Einbruch  konkurriert) 
die  Pauschalbusse  des  Viertelwergeides.88) 


»)  Lex  Rib.  17:  1,2.  Vgl.  S.  51  N.  22.  S *2  N.  64.  $ 14  N.  4. 

»>)  Lex  Rib.  18:  1,  2,  3.  29.  42:  2.  Vgl.  Brunner  R.  G.  II  S.  642. 

646  N.  66.  Ferner  unten  S 12  N.  55.  $j  14  N.  7. 

**)  Lex  Rib.  «2 : 1 . 

M)  Lex  Rib.  54.  85.  Vgl.  S.  64  N.  44.  S U N.  6.  § 12  N.  53. 

M)  Lex  Rib.  42.  76.  82:  2.  43.  44. 

»)  Lex  Rib.  84. 

**)  Lex  Rib.  42:  1.  76.  Vgl.  Brunner  R.  G.  II  639.  Die  Busse  von 

45  oder  30  Schill,  für  einen  gezähmten  Hirsch  (Lex  Rib.  42:  2,3)  erklärt 

Brunner  R.  G.  II  S.  644  N.  59  als  ursprüngliche  Werttaxe.  Ks  ist  aber 
wohl  nicht  ausgeschlossen,  dass  diese  Bussen,  die  ja  aus  der  Lex  Saliea 
(Tit.  33)  stammen  (Brunner  R.  G.  I S.  305),  reine  Bussen  sind,  neben 
denen  noch  cap.  und  dil.  besonders  zu  ergänzen  ist.  1-ex  Rib.  42  : 1 ent- 
spricht der  I,ex  Sal.  3.::  1,  lässt  aber  das  cap.  und  die  dil.  weg. 

,T)  Lex  Rib.  42:  4—6  cod.  A.  5.  Daneben  sind  noch  feste  Bussen  von 
12,6,3  Bchill.  für  den  Rinbruch  zu  zahlen.  Vgl.  jj#  H.  28  S.  61. 

**)  Ewa  Chamaw.  20.  Brunner  R.  G.  II  S.  616.  Vgl.  Unten  § 6 
N.  29  S.  61. 

behr«u«r.  Behandlung  der  Verl>reoheo»kunkurrenx.  3 
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Audi  die  anderen  Volksrechte  erfassen  vielfach  den  durch 
eine  Handlung  einer  Person  zugefügten  Schaden  als  Einheit,  in- 
dem sie  ihn  unter  eine  Pauschalbusse  stellen.  Nach  dem  Edikt 
Rotharis  sollen  z.  B.s“)  für  Diebstahl  von  mehr  als  3 Trauben,40) 
von  mehr  als  3 oder  4 Rebenstützen,41)  für  grössere  Beschädi- 
gung eines  Zaunes4*)  immer  nur  6,  für  geringere  Beschädigung 
des  letzteren  soll  ein,43)  für  Fischdiebstahl44)  sollen  stets  3 Schil- 
linge gebüsst  werden.  Die  Busse  für  die  Zerstörung  einer 
Mühle  oder  Schleuse  beträgt  ohne  Rücksicht  auf  den  konkreten 
Schaden  12,4S)  die  Busse  für  Blut-  oder  Reraub,46)  für  Aus- 
graben von  Grenzsteinen45)  stets  KO  (40)  solidi.  Auch  nach  dem 
Pactus  Alamannorum  steht  der  Blut-  oder  Reraub  unter  einer 
festen  Pauschalbusse,  nämlich  von  40  Schillingen.48)  Die  Lex 
Alamannorum  verlangt  für  Brandschaden  neben  dem  Ersätze 
alles  dessen,  was  verbrannt  ist,  eine  fixe  Busse  je  nach  dem 
Range  des  niedergebrannten  Gebäudes;4*)  ebenso  das  bairische 


s*)  Vgl.  Osenbrilggen  Strafrecht  der  Langob.  S.  127  ff.  131  f.  135. 
136  und  sonst. 

4")  Ro  290 : . . . super  (vgl.  Gierke  der  Humor  im  deutschen  Recht 
S.  15  N.  19.  Rrunner  R.  G.  II  S.  641.)  tres  uvas  . . sol.  6;  nam  si  usque 
tres  tulerit  nulla  sit  illi  culpa. 

4I)  Ro  292 : Si  . . aminicula  tulerit  super  tres  aut  quatuor  cp.  sol.  6. 
Vielleicht  sind  auch  die  6 Schillinge  für  einen  palus  de  vite  (Ro  293) 
Pauschalbusse  für  einen  oder  mehrere  Pflöcke  überhaupt. 

4S)  Ro  285 : Sqs  sepem  alienam  ruperit.  . . . 

4a)  Ro  286:  Sqs  axegias  de  sepe  . . . una  aut  duas  tulerit,  cp.  sol.  uno. 

4<)  Ro  299:  Sqs  retes  alienas  aut  nassas  levaverit  aut  in  piscaria 

aliena  pisces  tulerit,  cp.  sol.  3.  Die  Stelle  zeigt,  dass  hier  der  Fischdieb- 
stahl  ebenso  wie  dies  von  den  Saliern  und  Rjbuariern  (oben  \\  19.  34.)  be- 
hauptet wurde,  mehr  als  Fischereistörung  erschien. 

*•')  Ro  150:  Si  quis  molinum  alterius  cappelaverit  aut  sclusa  ruperit 
. . . cp.  sol.  12  illi  cuius  molinus  esse  invenitur. 

u)  Ro  14.  16.  Osenbrilggen  S.  151.  Vgl.  aber  auch  unten  <j  12  N.  88. 

4:)  Ro  236.  237.  Vgl.  238.  239. 

4’)  Pactus  Alam.  II  44.  Die  lex  Alain.  48  behandelt  den  mit  Mord 
konkurrierenden  Hlutraub  als  Diebstahl;  sonst  gilt  er  vielleicht  als  Raub. 
(?).  Betreffend  den  Reraub:  Pactus  AI.  II  43.  Dazu  unten  S.  65  N.  47 — 49. 

4”)  Lex  Alam.  76:  1:  . . . ornnia  quid  ibidem  arserit  similem  restituat 
et  supcT  haec  40  sol.  cp.  Bei  Gebäuden  niederen  Ranges  12,  6,  3 Schill. 
Lex  Alam.  76:  2.  77.  Brunner  R.  G.  II  S.  656  N.  20. 
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Recht  für  das  Wüsten  eines  Hauses.80)  Die  Ostfriesen  haben 
eine  feste  Raubbusse  von  48  oder  36,  24  oder  12  Schillingen,  je 
nach  dem  Stande  des  Beraubten.81)  Auch  daswestgotische  Recht 
weist  eine  Fülle  solcher  fixen  Bussen  auf.84)  — Solche  Pauschal- 
bussen lassen  sich  zum  Theil  als  Ledigungstaxen,  zum  Theil 
als  Unehren bussen  autfassen  und  so  mit  den  anderen  Bussen 
in  ein  Verhältniss  der  Vergleichbarkeit  bringen. 

Wir  begegnen  aber  auch  Beispielen  einer  ähnlichen  Zer- 
splitterung des  Thatbestandes,  wie  wir  sie  bei  den  Körperver- 
letzungen gefunden  haben.84»)  Durch  Häufung  von  Einzeltaxen 
strafen  einzelne  Rechte  den  Schaden  der  durch  Thiere  ent- 
standen ist  Nach  dem  Edikt  Rotharis  soll  bei  Feldschaden, 
durch  boshaftes  Eintreiben  von  Vieh  verursacht,  für  jedes  Vieh- 
haupt ein  Schilling  gegolten  werden.83)  Das  burgundische 
Recht  verlangt  bei  Betreffen  (fremder)  Rinder,  Pferde  oder  Esel 


w)  Siehe  unten  N.  6s. 

M)  Lex  Kris,  9:  14  ff.  Brunner  R.  (1.  II  S.  64s  N.  92  nimmt  für  den 
nobilis  eine  Busse  von  4s  Schill,  an.  Die  Lex  sagt:  (Jj  14):  . . . libcro 
abstulerit  ...  24  sol.  . . . (15.):  . . . uobili  . . . medietate  maiore  coin- 
positione  . . . (16.):  Inter  (Fatetta:  .contra?“)  litos  . . . medietate  minori 
compositione  ...  I)a  aber  Tit.  XXII  a.  K.  „tertia  parte  niaior“  ein  Ver- 
hältnis von  8:  2 bedeuten  dürfte  (so  auch  Heck,  Afries.  Ger.  Verf.  8.  235 
N.  20  gegen  Patetta  S.  51).  so  kann  hier  mit  Rücksicht  auf  die  ost- 
friesischen  Wergeidstrafen  sehr  wohl  ein  Verhältnis  von  4:2:1  gemeint  sein. 

**)  Vgl.  Dahn,  Westgotische  Studien  S.  I7sf.  Zum  Beispiel  I,ex 
Wisig.  VIII  3 : 6 (Ant.);  dazu  Dahn  a.  0.  S.  212  X.  1. 

sä*)  Eine  interessante  Parallele  bietet  das  böhmische  Feldschutzgesetz 
vom  12.  Oktober  1S76  L.  G.  Bl.  No.  76.  Nach  diesem  hat  der  Feldfrcvler 
ausser  dem  Schadenersatz  noch  ein  Strafgeld  an  die  Gemeindearmenkasse 
zu  zahlen.  Bei  Viebschaden  gibt  es  nun  besondere  Taxen,  die  je  nach  dir 
Gattung  und  Stückzahl  des  schädigenden  Viehs  — in  einzelnen  schwereren 
Fällen  verdoppelt  — zu  entrichten  sind.  Z.  B.  für  je  ein  Stück  Pferd, 
Maulthier  oder  Esel  1 Ü.,  Rind  60  Kr.,  Schwein  oder  Ziege  30  Kr.  u.  s.  w. 
Ebenso  sollen  je  nach  der  Anzahl  der  vom  Vieh  beschädigten  Bäume  und 
Xutzungssträucher,  der  ausgerissenen  Baumpfäblo  bestimmte  Geldstrafen  ge- 
häuft werden.  In  keinem  Falle  darf  aber  die  aus  der  Summe  der  einzelnen 
Beträge  sich  ergebende  Geldstrafe  für  denselben  Straffall  den  Gesamtbetrag 
von  40  fl.  überschreiten.  Eine  freundliche  Bemerkung  meines  Bruders,  des 
H.  Dr.  Zdenko  Schreuer,  K.  K.  Statthaltereikouzipisten  in  Karlsbad. 

M)  Roth.  344:  per  caput  solidum  unum  oxcepto  damnurn.  Ebenso 
Roth.  345. 

3* 
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in  einem  Weinberge,  auf  einem  Felde  oder  Wiese  für  jedes 
Thier  einen  tremissis  odereinen  solidus.54)  Beiden  Westgoten 
zahlt,  wer  absichtlich  (volnntarie)  Vieh  in  einen  Weinberg  oder 
in  einen  bestellten  Acker  getrieben  hat,  dem  Grundeigenthümer 
ausser  dem  Schadenersätze  pro  caballis  aut  bnbus  per  singula 
capita  singulos  solidos,  per  minora  vero  capita  singulos  tremisses.55) 
Bei  Vernichtung  der  Heumahd  durch  Eintreibung  von  Vieh  ist 
pro  duobus  capitibus  I sol.  bezw.  1 tremissis  zu  Wissen  und  das 
Heu  nach  Schätzung  zu  ersetzen.5*)  Kür  das  böswillige  (studio 
pervadendi)  Einackern  von  Hainen  oder  für  das  Ausgraben  von 
Grenzsteinen  bestimmt  die  Lex  Wisigntoruin  und  nach  ihr  die  Lex 
Baiuwariorum  jo  eine  Busse  von  30  resp.  6 Schillingen  per 
singula  signa  vel  not  us  vicinos  ohne  jede  Beschränkung.51)  Ebenso 
wird  vielfach  der  Baumfrevel57,)  behandelt.  Nach  Kotharis 
Edikt  beträgt  die  Busse  für  jeden  beschädigten  (gehegten)  Baum 
*/„,  1 oder  3 solidi. 5H)  In  Burgund  ist  für  jeden  fruchttragen- 
den Waldbaum,  für  jede  Tanne  oder  Pinie  1 sol.  zu  Wissen.5”) 
Bei  den  Westgoten  soll  der  Herr,  dessen  Knechte  einen  Wein- 
berg geplündert  haben,  für  je  6 Weinstöcke  1 Schilling  zahlen.80) 
König  JElfred  verordnet  für  jeden  (fremden)  grossen  Baum, 


M)  Lex  Burg.  S9:  4.  97:  4. 

“)  Lex  Wisig.  VIII  3:  10  (Antiqua). 

**)  Lex  Wisig.  VIII  3:  12  (Ant.) 

S!)  Lex  Wisig.  X 3:  2 (Ant.)  Lex  Baiuw.  12:  t Vgl.  Dalm,  West- 

got.  Stnd.  S.  211  X.  II.  Die  Burgunder  (55:  6,  7)  haben  dagegen  die 
Bauscbalbusse  des  lösbaren  Handverlustes,  die  Langobarden  (Etotb.  230 — 239) 
die  l'auschalbusse  von  so  (40j  Schill.  Vgl.  oben  X.  -17.  Wilda  S.  925. 
Zentner  Lege»  Visigothoruin  S.  2ss  X.  1. 

Vgl.  Holzgericlit  zu  Godelslieiin  (Grimm  Weisthümer  Tbl.  III 
8.  77  al.  4|,  vonu  idereiu  »tam  fuinff  tnarck  und  deut  riehler  fuinff  scltil- 
linge.  Vgl.  aber  nueli  das  Magdeburger  Sehöffenurtbeil  in  dem  Codex 
A.  7«  des  kgl.  Archiv*  zu  Königsberg:  VUrbas  habit  Ir  uns  gefragit,  ab 
eyn  man  lioltz  hauvvel  in  des  anderen  Walde,  Es  sey  ein  Holz  adir  ein 
fudir  adir  mee,  ab  her  sal  iczlichen  staut  sunderlich  vorbussin.  Hierauf  wird 
liecht  gesprochen,  der  Verklagte  solle  dem  Eigeuthümer  so  oft  biissen,  als 
er  Holzdiebstahl  begangen  hat,  aber  nicht  für  jeden  Stamm  besonders. 
John  S.  288. 

M)  Kotli.  300:  per  arborem  tremisses  duos  301.  302. 

“)  Lex  Burg.  28:  2. 

**)  Lex  Wisig.  VIII  3 : 5. 
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der  niedergebrannt  oder  gelallt  wurde,  ausser  einem  wite  von 
30  eine  Busse  von  5 Schillingen,  für  jeden  geringeren  Baum 
von  5 Pfennigen.®*) 

Doch  tritt  auch  hier  mitunter  das  Bestreben  zu  Tage,  die 
Gesamtbusse  auf  ein  bestimmtes  Maass  einzuschränken.  Nach 
dem  altwestsächsischen  Rechte  Ines  tritt  beim  Abhauen  von 
3 Bäumen  aufwärts  die  Absorpzion  weiterer  Bussen  ein,  weil 
die  That  keine  geheime  war;  für  das  (heimliche)  Verbrennen 
dagegen  ist  neben  dem  wite  von  60  für  jeden  Baum  ohne  Be- 
schränkung die  Busse  von  60  Schillingen  zu  gelten.*4)  Die  Lex 
Baiuwarioritm  verlangt  für  jeden  Baum  eine  besondere  Busse.*®) 
Für  Schaden  an  Waldbäumen  wird  aber  die  Kumulazion  be- 
schränkt; es  sollen  neben  dem  vollen  Ersatz  höchstens  noch 
6 Schillinge  an  Busse  gezahlt  werden,  gleichgiltig  wie  viel 
einzelne  Baumverletzungen  darunter  fallen.®4)  Für  die  werth- 
volleren Obstbäume  gilt  diese  Beschränkung  nicht.**)  Beim 
Wüsten  (Einreissen  und  wohl  auch  Verbrennen)  eines  Hauses 
werden  in  Baiern  für  jeden  Bestandteil  des  Gebäudes  besondere 
Bussen  angesetzt  und  wird  deren  Kumulazion  ausdrücklich  ver- 
ordnet. Doch  hat  diese  in  der  Busse  des  Firstfalles,  d.  i.  in 
einer  je  nach  dem  Range  des  Hauses  abgestuften  Busse  für 
Giebelstnrz  ihre  obere  Grenze:  für  jedes  zerstörte  Gebäude  wird 


*')  AClfred  12.  Knut  III  (2S.)  29  verlangt  für  gewisse  Bäume  praeter 
fractionem  regalis  ehaceae  20  Schill.  (Pausehaibusse  oder  Einzeltaxe?) 

**)  Ine  43  Pr.  § 1 . . . forgielde  3 treöwa  ade  mid  30  scill.  Ne  dcarf 

he  hiora  nüi  geldan,  wsere  hiora  swä  fela  swä  hiora  wsere,  forthdu  sifl  a>sc 

bid  raelda  nahes thenf.  Vgl.  Brunner  R.  G.  II  S.  638  X.  S. 

•*)  Lex  Baiuw.  22:  1:  unaquaijue  arbore  eum  sol.  uno  cp.  (3  siche  N. 
04).  4 : tremisse  per  singulos  arbores.  0. 

w)  Lex  Baiuw.  22:  2:  Si  «juis  nliena  neinora  reciderit.  . . . (3.):  Et 

si  amplius  usi|uc  ad  mmieruin  6 per  singulos  singuli  solido  (conponat)  res- 

tituat,  deinde  arboruin  numerositatem  restituere  cogatur.  (4.) : De  favis 

vero  tremisse  et  simile  restituendi  censemus  usque  ad  uumerutu  0 solidorum 
per  singulos  arbores  i.  e.  1«  et  si  amplius  damnum  infert,  non  eogatur  cou- 
ponere,  nisi  numerum  restituendi.  0.  7. 

®*j  Denn  Lex  Baiuw.  22:  1 wird  von  einem  Kall  gesprochen,  wo  min- 
destens 12  Obstbäume  verdorben  werden.  Diese  besonders  hohe  Zahl  ist 
dann  der  Grund  für  eine  besondere  Zusatz-(Praosumtions-)busse. 
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höchstens  der  Betrag  dieser  Busse  gezahlt.®*)  Und  so  wohl  auch  bei 
Brandstiftung.  Die  Bussen  für  die  einzelnen  Bestandteile  des 
Hauses  sind  wohl  dieselben  wie  bei  der  Wüstung  und  ebenso  wie 
dort  zu  kumulieren  ;"7)  aber  auch  hier  dürfte  die  Busse  für  den  First- 
fall die  obere  Grenze  bilden,  die  anderen  Bussen  absorbieren."") 


**)  Lex  Baiuw.  10:  5 — 14.  Ilias  alias  colnranas  . . . cum  singulo  solido 
conp.  (11.).  Trabes  vero  singuli  cum  3 sol.  cp.  (12.).  Cetera«  vero  id  cst 
asseres,  laterculi,  axes  vel  quicquid  in  aedificio  coustruitur  singula  cum 
singulis  sol.  conp.  Et  si  uua  persona  hacc  omnia  cnmmiserit  in  altcrius  aedi- 
ficio (Singular!),  amplius  non  cogalur  solvere,  quam  culminis  deiectione  vel  ea 
quac  maiora  huius  commiserit  criininis;  minora  liuius  personae  non  secun- 
tur,  nisi  tantum  restituendi  secunduiu  legem  (14).  Merkel  M.  l>.  LL.  III 
S.  309  X.  10  bat  bereits  auf  diesen  Absorpzionsfall  bingewioaen.  Betreffend 
Liutpr.  131,  das  er  heranzieht,  siehe  §6  N.  27  S.  00.  Ueber  die  Bussen  für 
den  Giebeleinsturz  sowie  deren  Kumulazion  handelt  die  Lex  Baiuw.  unter 
den  Bestimmungen  über  die  Brandstiftung  siehe  N.  68. 

*:)  Lex  Baiuw.  10:  4:  Si  autcm  ignem  posuerit  in  domum  ...  et  non 
perarserit  et  a familiis  liberata  fuerit  . . non  conponat.  (also  Busse,  nicht 
Ersatz)  amplius  nisi  tantum  quantum  iguis  consumpsorit. 

•*)  Die  Bussen  für  den  Firstfall  betragen  40,  12,  0,  4,  3,  l (L.  Bai. 
10:  1—4)  24  (dasst.  1:  6)  Schillinge.  — Gegen  die  Annahme  der  Absorpzion 
künnte  angeführt  werden:  Lex  Bai.  10:  1:  imprimis  . . omnia  aedificia 
cp.  . . Tune  domtii  cultnen  cum  40  sol  cp.  Dazwischen  steht  aber:  Et 
quanti  liberi  . . evascrint,  so  dass  sich  rtunc  etc.“  daran  anschliesst.  Das 
Kapitel  handelt  nur  vom  Verbrennen  des  ganzen  Hauses,  omnia  aedificia 
cp.  drückt  dasselbe  aus  wie  domui  culmen  cp.  Die  Bestimmungen  über 
Wüstung  und  Brandstiftung  werden  in  der  Lex  gar  nicht  so  streng  ge- 
schieden wie  es  nach  10:  5 scheinen  könnte.  Die  Bussen  für  den  Firstfall 
finden  sich  nur  unter  den  Bestimmungen  über  die  Brandstiftung,  die  für  die 
Hausestheile  nur  unter  den  Bestimmungen  über  die  Wüstung.  Vgl.  auch 
noch  10:  2:  De  mita  . . si  — detegerit  vel  incenderit.  (3.) : Sqs  desertaverit 
aut  culmen  eiecerit  — et  restituat  dissipata  vel  incensa.  Die  Absorpziou 
beweist  auch  Lex  Bai.  1:0:  Sqs  res  ecclesiae  igne  cremaverit,  — über 
honio  cp.  hoc  secundum  legem.  Id  est  imprimis  40  (00)  sol.  . . . propter 
praesumptionem,  quare  taüa  ausus  fuit  facere  (Das  ist  der  fredus  bezw. 
bannus,  nicht  wie  Merkel  M.  G.  LL.  III  272  N.  20  annimmr  eine  Busse 
an  die  Kirche:  , Propter  praesumptionem“,  auf  das  er  hinweist,  motiviert 
Lex  Bai.  9:  4 den  fredus).  Posten  omnem  culmen  quod  in  illo  incendio  ceci- 
dit  cum  24  sol.  cp.  et  quicquid  ihi  arserit  omnia  similia  restituat.  Der 
Sachschaden  bei  der  Brandstiftung  und  der  bei  der  Wüstung  wird  straf- 
rechtlich gleich  behandelt. 
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Mehrfacher  Firstfall  ist  aber  mehrfach  zu  Wissen:**)  verbrannter 
Hausrath  wird  blos  einfach  ersetzt.70) 

Auch  solche  Einzeltaxen71)  finden  sonstige  strafrechtliche 
Analoga,  namentlich  in  deu  Wundtaxen.  — Ganz  spezifisch  aber 
auf  den  Sachschaden  zugeschuitten  sind  die  Proporzinalbussen, 
nmltipla  des  Deliktschadens.  Sie  repräsentieren  ein  unbeschränktes 
Kumnlazionsprinzip7'2)  Alle  Volksrechte,  mit  Ausnahme  des 
salischen,  weisen  solche  Bussen  auf.73) 


"i  I/ox  Baiuw.  10:  1:  omnia  aediiicia  cp.  (3.  4.  a.  E.) : uniuscuisque  flrst- 
falli.  14  (N.  00).  1 : 6 (N.  6s):  ornnem  culmen. 

w)  Lex  Bai.  10:  1 ot  quiequid  ibi  arserit  restituat  unaquaque  subieetalia 
(2)  . . parilia  reatituantur.  (3)  und  1:  6 (in  N.  68):  restituat. 

”)  Hierher  gehört  auch  noch  die  westgotische  Busse  von  je  einem  tre- 
missis  für  jeden  Zaunpfahl  aus  einem  fruchtbedeckten  Garten  oder  Feld  (per 
singulos  palos  singulos  tremisses.  Lex  Wisig.  VIII  3:  7.  Dahn  AVestgot. 
Stud.  S.  212.  Ebenso  auch  Lex  Burg.  27:  1)  neben  dem  Ersätze  etwaigen 
Schadens  an  Früchten ; die  Busse  von  je  einem  Schill,  für  die  Benutzung 
fremder  Thiere  zum  Dreschen  (per  siugula  eapita  sing.  sol.  I*ex  Wisig.  VIII 
4:  10.  Dahn  S.  211  N.  4) ; die  Bussen  für  Diebstahl  von  Glocken  der 
Herdenthiere  (arg.  tremisses  singulos  VII  2:  11  Dahn  S.  210);  die  Bussen 
fiir  Misshandlungen  von  Thieren,  wie  sie  nachbarliche  und  Weideverhältnisse 
leicht  mit  sich  bringen  (VIII  4:  11,  26.  VIII  3:  15.  Dahn  S.  211  N.  4. 
Brunner  R.  G.  II  532);  die  Busse  von  3 Schill,  für  jeden  Tag  und  jede 
Nacht,  wo  ein  fremder  Knecht  unschuldig  eingesperrt  wurde  (VI  4:  3.  [Z  c u m e r 
S.  188  Z.  23  ff.]  Dahn  S.  227.  Vgl.  Lübisches  Recht  III  359:  Wenn  der 
Gläubiger  den  Schuldner  über  den  Gerichtstag  hinaus  in  Haft  lässt,  he  schal 
dar  umme  wedden  12  sz.  und  het  (let)  he  ene  anderwerven  sotten  over  ding 
nacht,  he  schal  over  wedden  12  sz.  unde  let  he  ene  tho  den  drudden  male 
sitten  over  ding  nacht,  dat  schal  he  beteren  mit  12  sz.  . . . Daselbst  II 
180  : Set  en  man  den  anderen  in  dat.  yseren  umme  sake  de  eme  in  dat 
lif  ofte  an  sine  sunt  gheit  ne  mach  ene  de  cleghere  nicht  vorwinuen  also 
dicke  alse  men  ene  up  unde  to  slutet  sint  dat  wedde  sestich  schitlinghe. 
John  S.  289);  die  Bnsse  von  1 Sol.  oder  1 Trem.  die  neben  dem  Schaden- 
ersätze fiir  Entwendung  von  Wasser  aus  grossen  oder  kleinen  Ijeitungeu 
von  4 zu  4 Stunden  zu  zahlen  ist,  (VIII:  4 : .31);  die  Busse,  die  der  säumige 
sagio  an  die  beschädigte  Partei  je  nach  der  Höhe  der  causa  und  zwar  per 
singulas  uncias  singulos  sol.  pro  sua  tarditate  zu  zahlen  hat  (II  t:  24:  Dahn 
S.  240) ; die  Busse  für  offenbar  ungerechtfertigte  Vorladung  vor  Gericht  (II 2: 6). 

:J)  Siehe  oben  N.  1. 

’*)  Auch  nordische  Rechte.  Vgl.  z.  11.  die  Diebstahlbussen  Brun- 
ner R.  G.  II  643,  Ed.  Theodorici  2.  3.  56.  57.  (Das  Vierfache  für 
repetundae  und  für  Abigeat)  c.  97  (Doppelersatz  fiir  Brandschaden).  Ueber 
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Anmerkung. 

Einen  Beleg  für  den  letzten  Satz  des  eben  abgeschlossenen 
Paragraphen  bietet  auch  das  westsächsische  und  sodann  gemein- 
altenglische Itecht  in  der  Bestrafung  des  Diebstahls.  Diesen 
Punkt  betreffend  gehen  aber  die  Meinungen  auseinander.  Wilda1) 
verweist  auf  die  Anordnungen  jErtelreds  und  Knuts,  wonach 
„der  Dieb  als  Diebstahlsbusse  (theofgylde)  dem  Kläger  zwei- 
fachen Ersatz  (twygylde),  als  Gewette  aber  sein  Wergeid“ 
zu  zahlen  hat.  Ihm  folgt  auch  Schroeder*)  und  Brun- 
ner,8) der  auch  noch  Ines  c.  43  Pr.  und  § 1 anführt.  — 
Konrad  Maurer4)  hält  sich  an  jene  Bestimmungen  unserer 
Quellen,  wo  vom  Diebe  gesagt  wird,  er  habe  ängilde  zu  büssen, 
und  behauptet,  das  ängild  habe  sowohl  Ersatz  als  eiue  private 
Diebstahlsbusse  in  sich  begriffen.  — Gegen  ihn  wendet  sich 
Rcinh.  Sehmid,*)  der  ansführt,  das  ängild  bedeute  blos  das 
einfache  Ersatzgeld  und  nur  dieses  habe  der  Dieb  nach  den 


die  ealisebe  Kusse  fiir  theofaseaga  siehe  oben  X.  lJ.  Lex  Sal.  40:  10  (cod.  2 
Hessels  Spalte  24»)  ist  wahrscheinlich  ein  rlimisehrechtliehes  Einschiebsel. 
So  hm.  Die  fränkische  Reichs-  und  Gerichtsverfassung  S.  22f>.  Die  Hs. 
stammt  aus  Tours.  — Die  geschichtliche  Logik  drängt  aber  zur  Annahme, 
dass  auch  die  Salier  solche  Proporzionalbussen  gekannt  haben,  die  indessen 
durch  das  System  der  Fanschalbussen  verdrängt  worden  seien,  ein  Prozess 
wie  ihn  vielleicht  die  Lex  Ribuaria,  die  beiderlei  Arten  von  Bussen  auf- 
weist, noch  vor  seiner  Vollendung  zeigt.  Eine  Erklärung  böte  die  Annahme 
es  hätten  die  peinlichen  Strafen  überhand  genommen  und  die  Proporzional- 
bussen absorbiert.  Vgl.  II.  Abschnitt  B.  insbes.  die  nachmalige  Absorpzion 
des  ahtogiid  bei  den  Langobarden  § 21  N.  13  ff.  Gelegentlich  findet  sich 
aber  auch  ein  umgekehrter  Weg;  vgl.  die  Behandlung  des  Blutraubes  im 
Factus  und  in  der  l^x  Alam.  oben  N.  48;  im  späteren  langobardischen 
Recht  unten  § 12  N.  88. 

■)  Strafrecht  S.  897.  ^Edelr.  I 1 Vj  5.  Knut  II  30  § 3.  Siehe 
unten  § 15  N.  27. 

*)  Lehrbuch  der  deutschen  Rechtsgeschichte  S.  337  N.  35.  RG.*  S.  345 

a)  Deutsche  Kechtsgeschichte  II  S.  043.  64«. 

4J  In  der  Kritischen  Ueberschau  der  deutschen  Gesetzgebung  und 
Rechtswissenschaft  (Kr.  Ü.)  II  S.  32. 

■')  Gesetze  der  Ags.  G 1 ossa r v.  ängild  S.  680.  531.  Vgl.  auch  unter 
„Diebstahl“  S.  550  3 a.). 
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ausserkentischon  Gesetzen  dem  Bestohlenen  zu  leisten;  „nnr  bei 
Diebstählen  in  gefriedeten  Zeiten  („Elfr.  5 § 5 vgl.  Knut  II;  47) 
und  wenn  Jemand  den  Diebstahl  ableugnet  und  beim  Ordal 
schuldig  gefunden  wird,  solle  die  Busse  ein  doppelte  sein. 
(JEdelr.  I.  1 § 5,  Knut  II.  30  § 3 mit  „Edelr.  III.  4.  Anhang  II. 
(richtig  I)  4 und  6).“ 

Der  von  Sclimid  herangezogene  allerdings  qualifizierte  Fall 
JSlfr.  5 § 5 mit  Knut  II:  47.  wonach  für  Diebstahl  in  gefriedeten 
Zeiten  twyböte  zu  gelten  ist.  kann  nicht  in  seinem  Sinne  aus- 
gelegt werden.  „Twyböte“  bedeutet  immer  eine  doppelte  Busse, 
ein  doppeltes  Strafgeld,  setzt  also  ein  solches  schon  voraus  — 
im  Gegensätze  zu  „twygilde“  als  dem  duplum  eines  capitale  d. 
h.  für  gewöhnlich  dem  capitale  und  dessen  alterum  tantum  als 
Busse.6)  So  lässt  sich  denn  gerade  aus  diesem  Zitat  ein  Beleg 
gegen  Schmids  Lehre  gewinnen.  Auch  Schmids  Auffassung  von 
zEftelr.  I.  § 5 = Knut  II.  30  § 3 ist  unrichtig.  Der  Sachfällige 
hat  hier  allerdings  doppelt  zu  leisten,  aber  nicht  in  Folge  einer 
Verschärfung,  sondern  in  Folge  einer  Strafmilderung,  nämlich 
der  Achtlösung.  Die  Verschärfung  gegenüber  dem  schlichten 
Diebstahl  liegt  schon  darin,  dass  er  Wergeid  statt  wite  zahlen 
muss.5)  Was  das  ängild  anbelangt,  so  bedeutet  dieses  aller- 
dings nur  den  einfachen  Ersatz,  wie  Sclimid  richtig  gegen 
K.  Maurer  ausführt,8)  allein  jene  Stellen,  nach  denen  der  Be- 


•)  Vgl.  JSdelb.  1.  4.  7«.  90.  mit  2.  3.  H6.  All  fr.  40  $ 1.  — In 
JE  (1  e 1 r.  III  4 $ ist  in  dein  twygilde  natürlich  kein  Ersatz  inbegriffen. 
Bei  Knnt  II  47  (twybete)  handelt  es  sich  durchweg  um  Bussdelikte. 

;)  Näheres  über  diese  Stellen  sowie  über  die  von  Schmid  a.  0.  ge- 
brachten: J5delr.  II I 4 und  Anhang  I 4,  6,  von  denen  die  erstere  für 
diese  Frage  nichts,  die  beiden  letzteren  aber  gerade  gegen  Schmid  be- 
weisen unten  N.  10  und  § 16  N.  27.  29. 

6)  Nach  Ine  22  zahlt  der  Herr  dessen  Dienstmann  gestohlen  hat  nur 
das  ängild  (kein  wite.  Vgl.  K.  Maurer  a.  O.  Brunner  E G.  II  r»52). 
Dass  dieses  nur  der  einfache  Ersatz  ist,  und  nicht  auch,  wie  K.  Maurer 
a.  O.  N.  3 will,  zugleich  die  Busse  enthält,  zeigen  die  weiteren  Worte:  and 
ne  sie  him  (dem  gcneät)  nö  tby  thingodre;  der  Dieb  soll  damit,  dass  das 
ängild  gezahlt  wird,  nichts  gewonnen  haben,  sondern  busspflichtig  sein:  Ye- 
tus  versio:  non  sit  ei  in  aliquo  remissius  wie  .Edelst.  II  1 § 1:  ne  beo  thäm 
theüfe  nä  tlu"  gethingodre.  (Schmid:  abgedungen'fj.  — Der  von  Schmid 
S.  531  angeführte  Passus  (Edg.  III  7):  (iylde  man  tliäm  teönde  his  ceäp- 
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stöhlen»'  nur  das  ängild  erhalten  soll,  geben  ihm  für  die  ent- 
fallende Busse  eine  andere  Genugtuung,  nämlich  die  Friedlosig- 
keit oder  eine  sonstige  peinliche  Strafe  des  Verbrechers.8*) 
Hiermit  fällt  also  die  ganze  Unterlage  der  Schmidschen  Theorie. 

Hingegen  finden  sich  deutliche  Hinweise  darauf,  dass  nach 
den  ausserkentischen  Rechten  für  den  schlichten  Diebstahl  neben 
der  Erstattung  ebensoviel  als  Busse  zu  zahlen  gewesen  sei. 
Hierher  gehört  vor  allem  die  bereits  von  Brunner  herange- 
zogene Stelle  Ines:  Der  Werth  eines  Baumes  wird  mit  30  Schil- 
lingen angesetzt;  für  das  Verbrennen  eines  solchen,  das  als 
Diebstahl  gilt,  sind  neben  dem  vollen  wite  von  60  noch  weitere 
60  Schillinge,  also  das  Doppelte  des  Werthes,  an  den  Ge- 
schädigten zu  entrichten.  Auch  in  der  Einleitung  zu  JKlfreds 
Gesetzen,9)  der  allerdings  keine  gesetzliche  oder  doch  eine  ge- 


g v Id  ängyldes,  an  dessen  Stelle  Knut  II  25  einfach  his  ceäpgyld  setzt, 
zeigt  zugleich,  dass  nnser  ängild  nicht  wie  das  langobardische  ahtogild  als 
einfache  Geltung  neben  dem  Ersätze  gefasst  werden  darf.  Ine  5ti  heisst 
ängild  sogar  Rückerstattung,  Zurückgabe  in  natura  (nicht  wie  Schmid 
ausführt  wyrd,  pretium:  das  „wvrde“  des  (’od.  li.  ist  wohl  aus  Ine  55 
herabgeglitten);  vgl.  auch  noch  die  von  Srhmid  hervorgehobene  Vet.  v. 
die  ängild  mit  semel  reddat,  restituat  übersetzt.  Ueber  K.  Maurers 
Stellen:  1.)  Judicia  civitatis  T.undoniae  6 § 4 siehe  Schund  a.  O.  S.  531 
und  S.  163  f.  zu  Jüdelst.  VI  6.  2.)  Edgar  III  7 kurz  vorher.  Man  kaun 
aus  dieser  Stelle  nicht  mit  K.  Maurer  schliessen,  dass  das  ängyld  „ge- 
wöhnlich höher  zu  sein  pflegt"  als  das  ceäpgyld;  sie  verlangt  nicht  „das 
ceapgyld  bis  zum  Betrage  des  ängylds*,  sondern  wird  wörtlich  und  dem 
Sinne  nach  richtig  von  der  Vetus  versio  wiedergegeben  mit:  reddatur  re- 
petenti  capitalc  suum  semel.  Vgl.  die  Konstituzion  Wilhelms  I.  bei 
Stubbs,  Select  Charters  of  english  constitutional  history  S.  83  f.  c.  8:  . . . 
videant  plegii  ut  simpliciter  solvent  quod  calumuiatum  est  . . reddatur  de 
rebus  hominis  illius  qui  venire  noluerit  quod  calumniatum  est,  quod  dicitur 
ceapgeld  ...  In  der  Ueberarbeitung  bei  Schmid  S.  364  ff.  (=  Wilhelm 
III  14)  fehlt  das  „simpliciter".  — Gegen  die  von  K.  Maurer  a.  O.  S.  32 
X.  6 ausgesprochene  Vermutung,  dass  die  Ine  55.  58.  59.  Eadg.  Hundr. 
(-  Eadg.  I bei  Schmid)  $ 8 erwähnten  Zahlungen  (z.  B.  oxan  horn  bid  X 
pjeninge  weord)  böt  und  ceapgild  umfassen,  spricht  I ne  43  Pr.  mit  § 1.  — 
Ine  56  erwähnt  überhaupt  keine  Zahlungen. 

■»)  Vgl.  unten  S 15  X.  14  ff.  S 22  N.  30  ff. 

*)  „Elfr.  Einl.  c.  24.  Gif  hwä  forstele  Adres  oxan  . . . seile  (wegen 
wid  and  feöwer  sceap  wid  Anum.  Moses  II  22:  1 verlangt,  fünf  Ochsen. 
AClfr.  Einl.  c.  28.  Vgl.  Moses  II  22:  7 ff. 


Digitized  by  Google 


43 


wisse  interpretative  Bedeutung  zukommt,  finden  sich  Stellen  ans 
dem  Exodus,  nach  denen  gestohlenes  Gut  mehrfach  und  zwar 
vorwiegend  doppelt  zu  gelten  ist.  Nach  der  gersednes  betweox 
Dünsetan10)  soll  der  Engländer,  der  gegenüber  einem  Walen  — 
oder  umgekehrt  — sich  von  der  Diebstahlsklage  nicht  reinigen 
kann,  nur  einfachen  Ersatz  leisten,  „das  andere  Geld  aber  nicht, 
noch  auch  das  wite.“  Gerade  diese  Ausnahme  weist  direkt 
darauf  hin,  dass  im  Rechtsverkehr  unter  Einheimischen  auch 
noch  ein  seftergild  an  den  Bestohlenen  zu  zahlen  war,  wie  auch 
nach  c.  6 derselben  Satzung  der  Inländer,  der  an  dem  Ver- 
brechen des  Ausländers  theil  genommen  hat  — eben  nach  seinem 
einheimischen  Rechte  — zweifach  gelten  und  wite  zahlen  soll. 
Auch  der  Reichstagsschluss  von  Greatly11)  behandelt  die  doppelte 
Geltung  als  etwas  selbstverständliches.  Was  der  Hörige  ge- 
stohlen hat,  soll  man  einfach  ersetzen,  ausserdem  soll  er  aber 
gegeisselt  werden  oder  aber  man  soll  „das  andere  Geld“  zahlen 
und  daneben  noch  das  (halbe)  wite.  Ferner  gilt  wer  ohne  das 
vorgeschriebene  Zeugniss  Gut  gekantt  hat.  im  Anefangprozess 
unter  Ausschluss  des  Gewährszugs  als  sachfällig  und  als  solcher 
als  Dieb.12)  Nach  einer  Bestimmung  Knuts13)  hat  er  nun  dem 
Eigenthümer  sein  Gut  nebst  einem  aeftergild  zurückzugeben  und 


w)  Schmid  Anhang  I c.  4.  Theäh  ipt  atmltyhtlan  lad  teorie,  ACugliscan 
odde  Wiliacan,  gylde  ängyldes  tbiet  ho  mid  beled  wies.  Times  Odres  gvldes 
nän  thing,  ne  th*s  wites  thd  nui.  c.  6.  . . . ielc  the  gewita  oddo  gewyrhta 
(V.  v.  cooperana)  si,  th;er  ütlendisc  mau  inlendiacan  deric,  gelädic  tlnere 
midwiste  be  thies  orfos  weorde  . . . Gif  tbeos  läd  teorie,  gylde  twygylde 
and  hläforde  bis  wite. 

”)  Adelst.  II  19  . . gif  he  (theftwman)  fftl  wurde  mt  thäm  ordäle, 
th<et  man  gulde  thset  ceäpgild  and  swinge  hine  man  thriwa,  odde  thset  öder 
gild  aealde,  and  sv  th*t  wite  be  healfum  wurde  set  thäm  theöwum.  — Eben- 
so deutet  das  theöfgild  bei  Aidelr.  I 1 S 2 und  III  4 auf  eine  Diebstahls 
busse.  Näheres  über  diese  Stellen  S IS  X.  27.  29.  jj  22  X.  42. 

**)  Vgl.  z.  ß.  ^Edelr.  II  9 Jj  3.  Schröder  R.  G.  3 P.  SOS  N.  117. 
Brunner  R.  G.  II  507.  508. 

I3)  Knut  II  24  tj  1.  And  gif  hit  (die  angeschlagene  Sache)  man 
thonne  befö  aud  he  thyllice  gewitnysae  (von  4 Männern  cf.  Pr.  daast.)  mebbe, 
ne  beö  thser  nän  tcäm  ac  ägife  man  thäm  ägenfrigean  bis  ägen  and  thret 
seftergyld  (V.  v.  secundam  aolutfonem),  and  tlnet  wite  thäm  the  hit  äge.  (,'od. 
Colb.  . . . reddatur  calumpuianti  (juod  suum  eat  aut  valens  et  insuper  iterum 
tantum  valena,  et  forisfacturam,  ijui  eam  iuatc  habere  debet. 
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dem  wite-Berechtigten  die  Wette  zu  zahlen.  ITnd  ähnlicher 
Weise  wird  es  auch  in  den  Gesetzen  Wilhelms  I.H)  als  inerki- 
sches.  dänisches  und  westsächsisches  Recht  geschildert,  dass  der 
um  Gut  Angesprochene,  der  weder  einen  Gewährsmann  noch 
Zeugen  hat.  „erstatten  und  Wissen“  sowie  seinem  Herrn  das 
Wergeid  als  Gewedde  zahlen  solle. 

Bedenken  erregen  könnten  noch  Stellen  wie  Ine  35  § 1, 
46,  53,  28.  Die  Eidesstärke  hängt  nämlich  von  jenem  Betrage 
ab.  um  den  es  sich  handelt.1')  Bei  Ine  und  JBlfred  insbesondere 
wird  sie  durch  eine  der  Stimme  der  eiugeklagten  Schillinge  genau 
entsprechende  Anzahl  von  hiden  ausgedrückt1*)  Nach  Ine  35 
§ 1 nun  kann  sich  der  als  Gewährsmann  im  Anefangstritt  An- 
gerutene  durch  einen  dem  wite  und  dem  Werte  des  Gutes  ent- 
sprechenden Eid  von  der  Gewährschaft  freischwören,  sie  ab- 
lehnen.,7)  Das  punctum  litis  sind  aber  hier  die  Folgen  des 
Diebstahls.18)  Nach  Ine  46  soll  sich  der  des  Diebstahls  oder  der 


u)  Wilh.  I 21.  Be  entercement  de  vif  aveir.  § -•  E s'il  (der  An- 
gesprochene, ki  l'avera  entre  mains  Pr.  dasst.)  ne  pot  guarant  (§  1)  ne 
testimonie  aveir  si  perderad  e parsondrad.  e pert  sun  aveir  (Ing. 
und  A.  .wcrre“)  vers  sun  seinur.  Ceo  est  en  Merchenelahc  e en  Deno- 
lahge.  En  Westsexenelahge  ne  voehcrad  il  mie  sun  guarant,  devant  iceo 
qn’il  seit  mis  en  gage.  Wilh.  III  10:  Interdicimus  etiam,  ut  nulla  viva 
pecunia  vendatur  aut  ematur  nisi  intra  (Stubbs,  Selcet.  Charters  S.  S4 
nach  dem  textus  ltoffensis  aus  der  Zeit  Heinrichs  I.:  „intra“)  civitates 
et  hoc  ante  tres  tideles  testes,  uec  aliquant  rem  vetitam  („vctustam*  Stubbs) 
sine  tideiussore  et  waranto.  Quod  si  aliter  fecerit,  solvat  et  persolvat 
et  postea  forisfaeturani.  Betreffend  solvat  et  persolvat,  perderad  e parsou- 
drad.  ersteres  als  Restitution  letzteres  als  Busse  vgl.  auch  unten  $ 10  N.  36. 
Daher  ist  auch  die  Uebersetzung  Schmids  zu  Wilh.  I.  21  jj  2 : „verliere  er 
(das  in  Anspruch  genommene  Vieh)  und  zahle  Wette  und  verliere  seine 
Were  an  seinen  Herrn"  unrichtig.  — Wie  leicht  übrigens  diese  Busse  un- 
erwähnt bleibt,  ersieht  man  aus  Wilh.  I.  45,  wo  in  demselben  Falle  blos 
gesagt  wird,  dass  der  Beklagte  chatel  und  forfait  zu  entrichten  habe. 

’4)  Schröder  R.  G.  * S.  84.  354.  Von  Amira:  .Recht“  in  Pauls 
Grundriss  der  germanischen  Philologie  S.  104.  Brunner  R.  G.  II  387. 

“)  Schinid  a.  O.  S.  565  f. 

’•)  Ine  35  tj  l.  Gif  mon  tö  thfim  men  feob  getönte,  the  liis  1er  öd- 
swaren htefde  and  «ft  ödswerian  wille,  ödswerige  be  thäm  wite  and  be  th«s 
feos  wyrde.  . . 

Vgl.  ACdelr.  11  9 § 2,  3.  Schroeder  R.  G.*  S.  368.  Brunner 
R.  G.  II  S.  506. 
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Hehlerei  Angeklagte  mit  ßO  hiden1®)  entreden.  Auch  bei  Ine  53 
schwört  sich  der  Angesprochene  mit  einem  Eide  von  blos  60 
hiden,  dahingehend,  dass  die  tote  Hand  (der  tote  Gewährsmann) 
ihm  den  angeschlagenen  Knecht  verkaufte,  aus  dem  im  Anefang 
liegenden  Vorwurfe  eventuell  der  Dieb  zu  sein  heraus  und  gibt 
dem  Kläger  den  Mann  zurück.**)  Dabei  wird  ausdrücklich  her- 
vorgehoben, er  habe  mit  dem  Eide  das  wite  abgewendet;  dass 
er  auch  einer  Diebstahlsbusse  ledig  geworden  wäre,  wird  nicht 
gesagt.  Nach  Ine  28  verwirkt  der  Begünstiger  eines  Diebes 
das  wite  (§  1),  kann  sich  aber  nach  Massgabe  des  Gutes  und 
des  wite  reinigen  (§  2).21)  In  allen  diesen  Stellen  fehlt  jeglicher 
Bezug  auf  die  Busse.  Doch  ist  in  einem  Theil  derselben  (Ine 
46,  28  § 1)  auch  das  capitale,  das  zweifellos  in  Betracht  kam, 
nicht  erwähnt,  sondern  wie  so  oft  die  besondere  Rücksicht  nur 
dem  wite  zugewendet. **)  Und  daher  erklärt  sich  wohl  auch  die 
Ausserachtlassung  der  Busse  bei  Ine  53,  wo  man  deren  Her- 
vorhebung mit  Bestimmtheit  erwarten  sollte.  Zur  Beseitigung 
aller  Zweifel  möge  auf  die  bereits  herangezogene211)  gerasdnes 
betweox  Dftnsetan  hingewiesen  werden,  wo  — dem  Wortlaute 
nach  — vom  Beschuldigten  nur  ein  Eid  be  thes  orfes  weorde 
verlangt  wird,  bei  dessen  Misslingen  aber  doppelt  zu  gelten  und 
wite  zu  zahlen  ist. 


’•)  Ine  40  . . . thonne  sceal  he  be  60  hyda,  (V.  v.  „i.  e.  per  0 homiues") 
onsacan  thserc  thiOfde.  . . 

*°)  Ine  60  ...  and  cyde  on  thäm  äde  he  00  bida,  timst  siü  deäde  hond 
hine  (den  Knecht)  liim  sealde.  Thonne  hsefd  he  tbeet  wite  äfylled  mid  thv 
äde,  and  ägife  thäm  ägendfriü  thone  monmiu  . . . 

-')  Ine  2S  jj  l.  Gif  he  (der  gefangene  Dieb)  thonne  ödierne  and  orige 
weorde,  donne  bid  he  (der  Diebesfänger  und  -Verwahrer)  wites  scyldig.  jj  2. 
Gif  he  (der  Letztere)  onsacan  wille,  dö  hc  tluet  he  thäm  feo  and  be  thäin 
vite.  Schmiß  übersetzt  „orige  weorde“  mit  „es  wird  offenbar“.  Wenn 
schon  orige  gleich  ist  or-rige  = in-iunctus,  so  gibt  dies  einen  ganz  guten 
Sinn;  wozu  der  Sprung  zu  „apertum“? 

«)  Wilda  S.  465. 

**)  Oben  N.  10. 
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4.  Komplizierten*  TliatbestXnde.*) 

Wie  die  Behandlung  dieser  einfachen  ist  auch  die  kom- 
plizierterer Thatbestände  sehr  mannigfaltig:  sie  werden  bald  als 
ein  Delikt,  bald  als  Verbrechensmehrheit  gefasst. 

Bei  der  Heimsuchung')  greift  die  Lex  Sali  ca  je  eine 
Mehrheit  von  Gewaltthätigkeiten  zu  einer  Verbrechenseinheit 
zusammen  und  setzt  diese  je  unter  eine  Pauschalbusse.  Für 
die  einfache  Heimsuchung  zahlt  jeder  Theilnehmer  i S2'/s  solidi. 
Darunter  fallen  auch  schon  geringere  persönliche  Gewaltakte 
und  Vermögensschädigungen,  namentlich  geringerer  Kaub.*) 
Wer  aber  dabei  die  Thür  erbrochen,  Hunde  erschlagen,  Menschen 
verwundet  oder  einen  Wagen  voll  Beute  weggeführt  hat  (der 
Hauptthäter),  soll  200  Schillinge,®)  also  das  dreifache,  das  Wer- 
geid bilssen.  Die  begangenen  Gewalttaten  werden  nicht  be- 
sonders gebiisst;  dies  beweist  die  blos  einfache  Restituzions- 


*)  Hier  wird  lediglich  das  Zusammentreffen  mehrerer  greifbaren  straf- 
baren Erfolge  (Todschlag,  Wunden  und  Sachschaden)  ins  Auge  gefasst. 
Betreffend  die  weitere  Konkurrenz  eines  besonderen  Friedensbruches  siehe  § 6. 
')  Wilda S.  962  ff.  Brunner  RG.  II  S.  651  ff.  Scliroeder  RG.  * S.  345. 
-)  Lex  Sal.  14:  6:  Si  quis  Villa  aliena  adsalierit,  quanti  in  eo  con- 
tubernio  probantur  . . sol.  66  c.  i.  Vgl.  42:  5.  Si  quis  villatn  alieuani  ex- 
pugnaverit  et  res  ibi  nivaserit  . . sol.  63  c.  i.  (.Aus  „et  resu  wird  im  Ver- 
lauf der  handschriftlichen  Entwicklung:  „et  tres“,  hei  Herold  „cum  tribus“. 
Septem  causas  IV  4 : Sqs  villam  alienam  invascrit.  62  1 r Schon  hier  ist  ein 
nicht  besonders  zu  büssender  Vermögensschaclen  inbegriffen.  Vgl.  die  Be- 
stimmungen über  Brandstiftuug,  Lex  Sal.  16:  1 — 4 unten  N.  16  und  oben 
tj  3 N.  26.  Ebenso  Fallt  darunter  das  Blauprügeln  vgl.  |j  C N.  51  und  e 
contrario:  „homines  plagaverit“  in  der  folgenden  Anmerkung.  — Die 
Busse  entspricht  eiuer  Handredempzioustaxe;  vgl.  Brunner  R.  G.  II  S.  620. 
635.  644.  Ferner  oben  § 3 N.  29,  unten  tj  6 N.  31.  4 t.  So  auch  in  Baieru 
und  Friesland;  vgl.  Brunner  11.  G.  II  653  f. 

a)  Lex  Sal.  14:  6 (codd.  5 ff.):  Sqs  villam  ..  adsalierit  et  ibidem  ostia 
fregerit,  canes  occiderit  vel  homines  plagnvciit  aut  in  carro  »liquid  exinde 
duxerit  . . . sol.  200  c.  i.  (et  quiequid  inde  abstulerit  in  locutn  restituat. 
Emend.)  14:  7 (codd.  5 ff.):  (juiequid  ibidem  preserit  in  loco  restituat  . . . 
Die  Busse  ist  eine  Halslösungstaxe.  Siehe  Brunner  K.  G.  II  S.  653. 
Vgl.  unten  § 6 S.  31.  44.  jj  12  N.  51.  jj  14  N.  1. 
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pflicht  desjenigen,  der  etwas  mitgenommen  hat.  Wurde  aber 
aucli  noch  ein  Mensch  erschlagen,  so  wird  das  (Sfaclie)  Wergeid 
für  ihn  kumuliert.4)  Eine  Zusammenfassung  des  Thatbestandes 
selbst  bei  Todschlag,  bietet  das  ribuarische  Volksrecht.  Der 
Unternehmer  verwirkt  das  dreifache,  die  Todschläger  je  das 
einfache  Wergeid,  die  Folger  je  90  oder  15  Schillinge.  Eine 
besondere  Busse  für  die  Plünderung  wird  nicht  gezahlt,  die  Beute 
ist  blos  einfach  zu  ersetzen.5)  Bei  den  Langobarden  fallen 
Verwundungen  und  Zerstörung  des  Daches  eines  bewohnten 
Hauses  (Firstfall !)  unter  die  Strafe  des  haritraib;  Todsclilag 
und  Brandstiftung  sind  dagegen  besonders  zu  büssen.®)  Die 


*)  F-ex  Sal.  42:  1—4.  Septem  ('au«.  VII  6.  Rec.  Lg.  Sal.  B.  31  (dazu 
Brunner  R.  G.  II  S.  57 1 . 582  N.  14.  22«  N.  1<;  gegen  Soliin,  l’rozesa  der 
Lex  Salica  S.  1 55  und  Waitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte  II  2.  S.  16C) 
mit  Lex  Sal.  42:  5.  Dass  cs  sich  hier  um  das  Wergeid  des  Opfers  (so  auch 
Wilda  S.  959)  und  nicht  des  Thäters  handelt,  ergibt  insbesondere  Lex 
Sal.  42:  3.  43.  Vgl.  Lex  Sal.  Iß:  1 unten  N.  18.  Das  dreifache  Wergeid 
wird  eventuell  dreimal  gezahlt;  von  den  weiteren  Folgern  biissen  drei  je 
mit  90,  drei  je  mit  45  Schill.  Diese  Busszahlen  sind  das  dreifache  derjenigen 
in  Lex  Sal.  43:  3 bei  Bandentotschlag  foris  casa. 

*)  1/ex  Rib.  64:  . . et  quicquid  ibidem  talaverent  restituant.  Wilda 
S.  616.  Hier  müssen  die  Wergeidbussen  trotz  (sehr  freien!)  Anschlusses 
an  die  Lex  Salica  als  Halslösungsgelder  erklärt  werden.  Das  triplicem 
weregildum  bedeutet  hier  wie  in  lex  Rib.  63:  2 das  Wergeid  des  Thäters. 
Vgl.  Lex  Rib.  17.  18.  Ferner  unten  S 6 N.  32.  44.  (ij  14  N.  5 und  die 
Bestimmungen  über  das  consilium  mortis  in  Lex  Wisig.  VI  5:  12.  Chind., 
die  eine  auffallende  Aebnlichkeit  mit  Lex  Rib.  64  zeigen:  qui  fortasse  per- 
cusserint  aut  quocunque  hictu  homiucm  iuterfeceriut  mortc  damnandi  sunt 
(Chind.)  — et  quanti  ei  sanguinem  funderent  unusqnisque  weregildum  eum 
conponat  (L. Rib.).  Wilda  S.  968  sieht  darin  die  Mordbusse,  also  das  (erhöhte) 
Wergcld  des  Opfers;  es  fehlt  aber  doch  die  Heimlichkeit.  — Zu  beachten 
ist  ferner,  dass  auch  die  uicht-wergeldpflichtigon  Theilnehuior  lediglich  ein- 
fachen Schadenersatz  leisten;  auch  bezüglich  ihrer  erscheint  der  Thatbestand 
zu  einer  Deliktseiuheit,  praesumptio  zusammcngefasst.  Vgl.  jj  6 N.  32. 
jj  12  N.  54.  § 14  N.  5. 

°)  Ro  19:  Sqs  pro  iniuria  sua  vindicanda  super  qiiemcumque  cum  mano 
annata  cocurrerit  aut  exercitum  usque  ad  quattuor  homines  in  vico  intra- 
verit,  ille  prior  pro  inlecita  praesumptionem  moriatur  aut  certe  conponat 
sol.  9<»,  medictatem  regi  et  medietatem  cui  iniuria  inlata  fuerit.  Set  et 
illi  qui  cum  ipso  fuerint  si  liberi  sunt  unusquisque  80  sol.  conponat,  medie- 
tatem regi  et  medietatem  cui  iniuriam  passum  est:  excepto  si  in  ipso  vico 
casas  incenderint  aut  hominem  occiseriut,  secundum  qualiter  adpreciatum 
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Hochbusse  von  9<>0  Schillingen  (Todesstrafe),  die  auf  haritraib 
gesetzt  ist,  spielt  hier  dieselbe  Rolle  wie  die  geringeren  Russen 
von  Hü  sol.  für  die  freien  Theilnehmeiy)  nämlich  die  einer 
Pauschalstrafe  für  Gewaltthätigkeiten,  ausgenommen  Brand- 
stiftung und  Todschlag.  Diese  Einbeziehung,  insbesondere  der 
Wunden  in  den  Gesamtthatbestand  ist  nicht  schwer  zu  erklären; 
dazu  ist  ja  die  Schar  ansgezogen:  um  Schimpf  und  Wunden  zu 
rächen.  So  weit  aber  auch  nur  soweit  reicht  hier  der  Iniurien- 
dolns  und  der  Iniurienthatbestand.  Nicht  weiter  beim  concilins 
rusticanorum.8)  Die  Tötung  ist  jedenfalls  nicht  inbegriffen,  da 
ausdrücklich  gesagt  wird,  dass  die  eine  Hälfte  der  Iniurienbusse 
von  uoo  bezw.  40  sol.  dem  Verletzten  selbst  gezahlt  werden 
soll.  Geringer  ist  hingegen  der  Umfang  der  iniuria  bei  der 
verwandten  seditio  rusticanorum.®)  Der  Herr  will  seinem  auf 
einem  Vorwerk  sitzenden  Hübner  ein  Wirtschaft sstüek  (einen 


fuerit  ita  conponatur  illi  cuiuscasas  inceusasaut  parentes  aut  servus  occisus 
fuerit  Dass  die  Hochbussc  nicht  auch  die  Strafe  für  die  Tötungen  begreift,  geht 
auch  daraus  hervor,  das»  der  1‘riratantheil  daran  ei  cui  iniuria  inlata  fuerit 
gezahlt  werden  soll;  der  Ueberfallene  kann  also  nicht  als  getütet  gedacht 
»ein.  Vgl.  Ko  17.  18.  — Ko  379  . . . Naui  si  casa  ubi  habitarur  distur- 
baverit  cp.  sicut  in  hoc  edicturn  legitur,  aratraibus  (sol.  900:  todex  Caveusis). 
Vgl.  üsenbriiggen  Strafr.  d.  Lgb.  S.  139  fl',  insbesondere  aber  Brunner 

R.  ü.  II  673  N.  55.  S.  652  N.  11.  13.  Fenier  unten  S 6 N.  42.  $ 16  N.  1. 
10.  S 12  N.  60.  87.  üsenbriiggen  a.  O.  S.  38  nimmt  mit  Kecht  Kunm- 
laziou  der  Bussen  für  Tötungen  und  Brand,  mit  Unrecht  aber  auch  der 
Wuudbussen  au.  Aehnlich  auch  Wilda  S.  953.  — Bei  Ariprand  (S.  40) 
erscheint  die  Hochbusse  als  prinzipale  Strafe:  conp.  . . . aut  moriatur. 

’)  Wenn  sich  auch  Unfreie  bethoiligeu,  ist  zu  unterscheiden,  ob  sie 
einen  selbständigen  Dolus  haben  oder  blos  Werkzeuge  sind.  Im  ersten 
Falle  sind  nach  Ko  279  für  jeden  40  Schillinge  zu  zahlen:  vgl.  ülossa  iu- 
scripta  zu  .uuusquisque  80“  (Ko  19):  servus  40  sei.  per  Ko.  279.  Lom- 
bardakommentare  S.  40:  servi  nomine  dominus  40  sei.  cp.  im  zweiten  Falle 
wäre  gemäss  Bo  249  vorzugehen:  Kt  si  servi  dominum  secuti  fuerint,  in 
conpositione  domini  conpotentur;  culpa  onim  dominus  fccit  nam  non  servus. 
Vgl.  Osenbrüggen  S.  3». 

’)  Ro  279.  Bi  servi  id  est  coucilius  manu  armata  in  vico  intraverint 
ad  nialum  faciendum  . . . medietatem  cui  iniuria  inlata  est.  Osenbrüggen 

S.  39.  Vgl.  Brunner  K.  G.  II  S.  651  N.  5.  Ferner  unten  Jj  6 N.  42. 
$ 16  N.  1.  12. 

*)  Ro  280.  Osenbrüggen  B.  39.  Vgl.  § 6 N.  42.  $ 16  N.  3.  13. 
jj  12  N.  63.  Betreffend  einen  solchen  Hübner  vgl.  Brunner  R.  G.  I S.  232. 
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Knecht,  ein  Stück  Vieh)  entziehen.  Dagegen  rotten  sich  mehrere 
Leibeigene  zusammen,  um  ihn  oder  seinen  Vertreter  daran  zu 
hindern.  Alles,  aber  auch  nur  das,  was  in  die  Ausführung 
dieser  Handlung  fällt,  ist  hier  die  ininria  und  wird  durch 
Bestrafung  des  Anführers  mit  Tod  oder  Wergeid,  jedes 
anderen  Tumultuanten  mit  12  Schillingen  getroffen.  Was 
darüber  hinausgeht,  also  namentlich  auch  schon  Verwundun- 
gen1") des  sein  Recht  ausübenden  Herrn,  ist  als  besonderes  Delikt 
vom  Schuldigen  besonders  zu  büsseu.  Dem  entspricht  es  auch, 
dass  die  Iniurienbusse  hier  kleiner  ist  als  in  den  vorher  be- 
sprochenen Fällen.  Die  anderen  Volksrechte  kennen  eine  solche 
Zusammenfassung  der  bei  der  Heimsuchung  begangenen  De- 
likte nicht.  Bei  den  Friesen,")  Alamannen,12)  Baiern,13) 


M>)  ...  Et  8i  ille  qui  rem  suam  qoaerere  aut  exegere  videtur  ab  ipsis 
rusticis  feritas  aut  plagas  facta  bahuerit  sicut  superius  (Ko.  43  ff.)  statutum 
est  ei  conponatur;  nam  pro  praesumptione  tantuiu  poena  suprascripta  pati- 
antur.  Vgl.  Ariprand  — Albertus  S.  41.  . . exccpta  plagarum  cou- 
positione  si  feceriut  vel  liomicidium  vel  aliud  damnuni  quod  soiupcr 
uecesse  babeut  couponere.  Auch  hier  (Ro  *280)  ist  der  Verletzte  als  Per- 
zipient der  (halben)  Iniurienbusse  gedacht  — ein  weiteres  Argument  für 
den  Ausschluss  der  Tötung. 

■*)  Lex  Fris.:  17:  4:  . . . damnunt  ...  in  duplo  emendetur.  Damnum 
bedeutet  jedenfalls  Sachbeschädigung:  das  Zerschlagen  von  Thttren,  Ein- 
richtungsstücken, Tötung  von  Hunden  tt.  s.  w.  Vielleicht  begreift  es  auch 
den  Kaub.  Dieser  ist  jedenfalls  auch  schon  nach  Lex  Fris.  8 : 1 mit  dem 
zweifachen  Ersatz,  also  Busseiikuniulazion  zu  gelten.  Wunden  (die  viel- 
leicht ebenfalls  unter  dumtium  fallen)  und  Todschlag  sollen  aber  nicht  ab- 
sorbiert sein;  sie  werden  daneben  (eiufaeh  oder  erhöht)  gebüsst;  arg.  Add. 
I:  1,  2.  Lex  Fris.  17:  1 — 3,  ferner  Tit.  7 und  8.  Vgl.  noch  unten  jj  6 
N.  39.  — Nach  Brunner  K (L  II.  8.  (552  N.  11  wird  in  Ostfriesland  neben 
der  Heiuisuchungsbussc  [weregildum  (resp.  12  Schill,  von  Seiteu  der  Folger) 
ad  partem  regis]  die  konkurrierende  Verwundung,  der  Kaub  und  die  Sach- 
beschädigung nicht  besonders  gebüsst.  Die  Stelle  lautet:  Ultra  Laubachi 
vero  in  siutplo.  Vielleicht  ist  aber  für  Kaub  wie  bei  Lex  Fris.  8:  1 Zusatz 
für  Ostfricsland  noch  eine  Busse  von  18  oder  30,  21,  12  Schillingen  aus  Lex 
Fris.  9:  14  ff.  zu  ergänzen  (vgl.  oben  S.  35  N.  51).  Wunden-  und  Tod- 
schlagsbusseu  werden  jedenfalls  (in  simplo)  kumulirt. 

'*)  Der  Todschlag  neunfach  (Lex  Alain.  44:  2.  Wilda  S.  954.  958), 
alles  übrige  einfach.  Die  geringe  Heimsuchuugsbusse  von  0 oder  12  Schill. 
(Pactus  Alant.  5:  3,  dazu  Lex  Alant.  9.  lü.)  trifft  nur  das  „intrare“.  Vgl.  auch 
noch  die  Anreihutig  von  Lex  Alant.  1 1.  12  an  9.  10.  Ferner  unten  JON.  39. 

u)  Lex  Baiuw.  4:  23  erklärt  keriraita  nur  als  das  Einscltliessen  mit 
42  Schilden  nebst  Bcschiesseu  des  Hofes.  Die  keimzuht  unterscheidet  sieh 

Sebreuir,  Di«?  Uehundlung  der  Ycrbrechcnskunkurreni.  4 
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Anglowarnen,14)  Angelsachsen,15)  Westgoten1®)  ist  Tod- 
schlag, Verwundung,  Sachschaden,  die  bei  einer  Heimsuchung 
begangen  wurden,  stets  besonders  zu  büssen. 

Auch  bei  der  Itrandstiftumr1  T)  kann  sich  mehrfache  Ver- 
letzung ergeben.  Nach  salischem  Recht  erhält  der  Eigenthihncr 
(tir  das  angezündete  Hans  62"ä  Schillinge,  die  Geretteten  für 
die  Lebensgefährdung  und  den  Sachschaden  jeder  ebensoviel;  für 
jeden  Uuigekommenen  ist  ausserdem  das  Wergeid  zu  zahlen. 
Nach  der  Lex  Baiuwariorum  ist  gleichfalls  neben  der  Brand- 
schadenbusse (für  Firstfall  oder  theil weises  Abbrennen)  jedem 
Freien,  derentkommen  ist, die  Wund-  oder  Lebensgefahrdungsbusse, 
für  jeden,  der  dabei  das  Leben  verloren  hat,  das  Wergeid  zu  ent- 
richten.'“) Auch  im  friesischen  Recht  wird  wohl  die  Busse  fin- 
den sachlichen  Brandschaden  (das  duplum)  mit  der  Busse  für 


hievon  nur  <lureh  eine  geringere  Anzahl  von  Thcilnehinern:  Lex  Bai.  4:  24. 
Es  müssen  also  alle  Gewalttlmtigkeiten  besonders  gebiisst  werden. 

“)  l/‘x  Angl,  et  Werin.  50:  l)ui  älterem  iufra  septa  propria  occiderit 
in  tripluiu  couponat  vel  quiequid  damni  ihi  comuiiserit  triplicitcr  emendet. 
Wilda  S.  95s.  Vgl  unten  )j  C N.  38.  40. 

“)  JEdelb.  5.  «.  17  mit  2:  für  Verletzung  des  Friedens  auf  der  Fahrt 
zur  königlichen  Pfalz  twybnto  and  cj'ninge  50  scillinga ; sonst  tritt  einfache 
Busse  für  die  materiellen  Delikte  nebst  Busse  für  Hausfriedensbruch  und 
wite  ein.  Weitere  Stellen  hei  Schrnid  S.  635  v.  ntundbryce.  Wird  der 
Hausfriedensbruch  als  Achtsache  behandelt,  so  werden  allerdings  die  kon- 
kurrierenden Bussen  absorbiert.  Vgl.  z.  B.  ACdelr.  VIII:  1 ff.  Dazu 
unten  Vj  14. 

'*)  Lex  Wisig.  VI:  4:  2.  Raub  ist  elffach  zu  ersetzen,  damit  werden 
jedenfalls  die  Strafen  für  Verwundungen  kumuliert.  Auf  Tötung  steht  ab- 
sorbierende Todesstrafe.  Vgl.  unten  Vj  G N.  34.  $ 14. 

,!)  Wilda  S.  940  ff  Brunner  R G.  II.  S.  051  ff.  Schroeder  R.G.  • 
S.  345  f. 

'*)  Lex  Sal.  10:  1,  2 und  § 3 N.  20.  jj  8 N.  0.  Brunner  R.G.  II. 
050  N.  18.  Diejenigen  qui  evaserint  erhalten  (Herold,  Einend.)  nur  den 
einfachen  Ersatz  der  darinnen  verbrannten  Habe. 

“*)  Lex  Baiuw.  10:  1 : Et  quanti  liberi  nudi  evaserint  de  ipso  in- 
cendio,  unumquemque  cuiu  sua  lirevavunti  cp.  ...  (4.):  unumquemque  de 
liberis  cum  sua  hrevavuuti  cp . eo  quod  illos  inuuwun  quod  dicunt  in  despe- 
rationein  vitac  fecerit  (also  nicht  wie  Wilda  S 942  hinzufügt  für  die  Be- 
leidigung). 1:  6:  . . et  quanti  homines  ibi  intus  fuerint  inlaesi  de  incendio 
evaserint,  unieuique  cum  sua  hrevavuuti  cp  ; et  si  ibi  aliquis  lacsus  fuerit 
vel  tuortuus,  ac  si  ipse  cum  propria  manu  fecerit,  sic  secundum  personam 
uninseuiusque  cp. 
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den  Tod  der  dabei  zu  Grunde  Gegangenen  kumuliert.5")  Das- 
selbe muss  für  das  alamannische  Recht  angenommen  werden; 
die  mit  Brandschaden  konkurrierende  Tötung  gilt  hier  wahr- 
scheinlich als  Mord.*’)  Die  Lex  Ribuaria  hingegen  setzt  den 
Gesamterfolg  einer  Brandstiftung:  Sachschaden  und  Menschen- 
tod unter  die  Pauschalbnsse  von  600,  für  den  knechtischen  Thäter 
von  36  Schillingen;  daneben  ist  nur  capitale  und  dilatura  zu 
zahlen.5*)  Die  Lex  Saxonum  hat  den  Tod  als  Pauschalstrafe.**) 
Unklar  ist  das  Verhalten  des  langobardi  sehen  Rechts.54)  Rothari 
verlangt  dreifachen  Schadenersatz.  Liutprand  setzt  aber  auch 
eine  Busse  von  !)00  Schillingen  voraus;  wahrscheinlich  entspricht 
diese  der  Busse  für  haritraib,  neben  der  dann  das  Einäschern 
und  die  konkurrierende  Tötung  besonders  zu  gelten  sind. 


*")  Lex  Fris.  7 : 1 : . . . ipsam  ilomum  et  quiequid  in  ea  concrematmn 
est  in  duplo  cp.  (2):  . . . cp  cum  novies  . . . Dies  Letztere  bedontet  das 
neunfache  Wergeid;  Brun n e r R.  G.  It.  S.  657  N.  25.  Rud.  Bcwer, 
Die  Todscblagssühne  in  der  Lex  Frisionum  in  Z 1 XIIJ.  S.  115,  sieht  hierin 
nur  das  dreifache  Wergeid.  Dagegen  spricht  die  Verneunfachung  des  fredus, 
die  im  Zusätze  für  Ostfrieslaud  ausdrücklich  vorgeschrieben  wird. 

*')  Lex  Alam.  76.  77.  behaudelt  nur  den  Brandschaden.  Brunner 

R.  G.  II.  S.  656  N.  20.  Betreffend  die  Tötung  vgl.  Lex  Alam.  69.  44. 

**)  Lex  Rib.  17:  l.  Si  quis  horainem  per  noctem  latenter  incenderit, 
600  sol.  c.  i.  et  insuper  damno  et  dilaturn  restituat  . . . (2):  . . . servus  . . 
:i6  sol.  c.  i.  et  insuper  damno  et  dilatura  restituat  . . . Brunner  R.G.  II. 

S.  655  X.  7.  656  N.  19.  Vgl.  oben  $ 3 N.  30.  Die  Zusammenfassung  er- 
klärt sich  daraus,  dass  die  Busse  eine  Ualslösungsgebülir  ist,  die  an  Stelle 
der  alle  anderen  Bussen  absorbierenden  Todesstrafe  eintritt  (vgl.  unten  § 12 
X.  54.  § 14  X.  4.)  Mit  Rücksicht  darauf  ist  wohl  auch  — gemeinsame 
Klage  vorausgesetzt  — der  Ausfall  weiterer  Bussen  etwa  für  mehrere 
Menschenleben  anzunehmen. 

!S)  Lex  Sax.  38.  Qui  domum  alteriua  vel  noctu  vel  interdiu  suo  tan- 
tum  consilio  volens  incenderit,  capite  puniatur.  Brunner  R.  G.  II.  656  N.  16. 

ä‘)  Roth.  146.  De  incendio.  Si  quis  casam  aliennm  asto  animo,  quod 
est  volontarie,  incenderit,  in  treblum  restituat  ca,  quod  est  sibi  tertia  . . . 
cum  omnem  . . . quidquid  intus  crematus  fuerit  . . 149.  Liutpr.  72.  Si  quis 
über  homo  ad  alium  liberum  hominem  consiliuin  dederit  . . rasa  altcrius  in- 
cendcre  ubi  homo  cum  rebus  suis  inbabitat  (Vgl.  Ro  379  oben  N.  6.),  aut 
mnlierem  alienam  vel  puella  tollere  vel  rapere  . . cp.  pro  ipso  inleeito  con- 
silio . . sol.  100:  ita  sane,  nt  inter  ista  capitnla,  quac  dixiinus,  unde  con- 
positio  datur  per  ipsum,  qui  ipsum  malum  agit,  sol.  900,  ipsc  eonsiliator 
conponat  sol  100  . . . Die  spätere  Jurisprudenz  gab  dem  Beschädigten  ein 
Wahlrecht  auf  das  triplnm  oder  300  Schill.:  Loinbardakommeutare  S.  19;  dazu 
Osenbrüggen  S.  155.  Bruuner  R.  G.  II.  S.  657. 

4* 
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§ 5.  IM**  Tötung  einer  Schwangeren. 

Als  Spaltung  des  Thatbcstandes  erscheint  d*'r  uiodemen  Auf- 
fassung auch  die  Art  und  Weise,  wie  unsere  Quellen  die  Tötung 
einer  Schwangeren  samt  der  Frucht  ihres  Schosses  behandeln. 
Sowohl  die  Mutter  als  auch  das  Ungeborene  ist  besonders  zu 
bttssen.1) 

Nach  altsalischem  und  ribuarischem  Recht  sind  für  die 
herbeigeführte  Abtreibung,  durch  welche  der  Tod  der  Schwangeren 
erfolgt,  700  Schillinge  zu  zahlen*):  das  ist  das  Wergeid  der  mann- 
baren Frau  von  600;l)  und  das  des  infaiis  von  100  Schillingen.4) 


')  Vgl.  Wilda  S.  718  ff.  Omaner  R.G.  II.  S.  641  f.  680. 

ä)  Lex  Sal.  24:  3 eodd.  1.  2 (beide  haben  die  richtige  Denarzahl,  aber 
eine  unrichtige  Schilliugszahl : DCCC.)  cod.  3 (c.  5 b.  t.  Hessels  col.  120. 
Tit.  41:  18  (ebenfalls  Hessels  col.  12<‘J:  für  die  Mutter  600,  (17.):  für  das 
Kind  100  Schill.  Kbcnso  Scpt.  C'nus.  VII.  2 mit  V.  3)  codd.  4,  5,  0 (statt 
CCO  ist  zu  lesen  DCC)  codd.  7 — 0,  I! — H (aus  VC  CC  = DCC  wird  in 
codd.  8,0,  R— H gleichfalls  (VC)  Einend.  Hecap.  A.  29.  R.  32.  — Lex  Rib. 
36:  10:  Si  quis  partum  in  feminam  interficerit  ...  bis  quinquagenos  sol. 

culp.  iud.  Quod  si  matrem  cum  parto  interficerit,  septingenus  sol.  culp.  iud. 

3)  Lex  Sal.  24:  0.  Ferner  Codicis  3 Tit.  41:  18  cit.  Septem  Caus. 
VII.  3.  Lex  Rib.  12:  1. 

*1  Lex  Sal.  24:  4.  Ferner  Codicis  3 Tit.  41:  17  cit.  Sept.  Caus.  V. 
3.  — Die  Ileroldina  (Tit.  2::  4,  6 Hessels  Spalte  124)  setzt  einmal  für 
das  gesamte  Delikt  die  alte  Russe  von  700  Schillingen,  verlangt  aber  für 
die  selbständige  Tötung  des  partus  200  Schill.  Tit.  75:  1 (Hessels  Ex- 
travag. A.  6)  hat  sie  für  die  Mutter  600,  für  die  männliche  Geburt  eben- 
falls 600  Schillinge.  Für  die  weibliche  Geburt  wären  also  200  Schill,  zu 
zahlen;  vgl.  Tit.  75  cit.  jj  2.  Tit.  48:  4 cod.  2.  Hessels  Spalte  128  und 
die  folgenden  Parallelstellen  Wenn  wir  von  der  zuerst  genannten,  alten, 
nicht  hereinpassenden  Russe  von  700  Schill,  absehen,  so  besteht  der  Unter- 
schied zwischen  dem  Heroldinischen  und  den  anderen  Texten  nur  darin,  dass 
der  erstere  für  den  partus  das  volle  Wergeid  fordert.  Aclinlich  ist  wohl 
auch  eine  der  Lex  Salica  handschriftlich  angehängte  Novelle  zu  interpretieren : 
Hessels  Lex  Sal.  76:  5 — 8 (=  Rohrend- Rorc  t ins  Cap.  I.  c.  11  § 5 ff,  . 
Für  die  männliche  Frucht  werden  da  600,  für  die  Mutter  900  oder  aber, 
wenn  sie  in  verburn  regis  war.  1200  Schill,  verlangt.  Die  2400  Schillinge, 
die  zu  zahlen  sind,  si  vero  infans  puella  est  qui  excutitur  ist  wohl  die 
Rus-e  von  1200  sol.  für  die  Mutter  und  1200  sei.  für  die  Tochter. 
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Die  jüngsten  Textformen  der  Lex  Salica*)  behandeln  denselben 
Thatbestand  anch  bei  Zngthieren  in  der  gleichen  Weiset  für  das 
trabattere  sind  15,  wenn  aber  das  Mutterthier  zu  Grunde  ge- 
gangen ist,  weitere8)  30  Schillinge  zu  gelten.  Das  alaman- 
nische  Recht  bestimmt  ein  selbständiges  Wergeid7)  für  den 
partns.  Da  die  Ausdehnung  des  letzteren  Begriffs  bis  auf  das 
neuntägige  Kind  auf  fränkischen  Ursprung  (oder  Verwandtschaft) 
hin  weist  und  die  Alamannen  für  Todschlag  immer  noch  am  Wer- 
geidsystem festhalten,  so  ist  auch  hier  die  Kumulazion  beider 
Wergeider  anzunehmen:  — geradeso  wie  beim  Frauenräuber,  der, 
wenn  die  Entführte  bei  ihm  verstirbt,  bevor  er  sie  von  ihrem 
Mnndwalt  (dein  rechtmässigen  Ehegatten  oder  dem  Vater)  in  der 
gesetzlichen  Weise  an  sich  gebracht  hat,  ihr  Wergeid  (400  solidi) 
und  für  jedes  vor  dem  Mundkauf  verstorbene  Kind  dieser  Raub- 
ehe dessen  Wergeld  zahlen  muss.8)  Die  Langobarden  ver- 
langen für  die  Tötung  einer  Schwangeren  und  ihrer  Leibesfrucht 
ausser  dem  Wergeide  der  Mutter  noch  deren  halbes  Wergeld 
für  das  Kind,*)  vElfred  ausser  dem  Wergeide  der  Mutter  noch 


•')  Die  dritte  Familie  und  die  Emendatn.  Tit.  62:  6 (codd.  7 ff. 
Hessels  Spalte  222  ff.):  Si  quis  iumenta  alietia  trabatterit  et  cvaserit  . . 
so).  15  culp.  iud.  (7.):  Si  exinde  mortua  fuerit,  . . . sol.  30  c.  i.  excepto 
cap.  et  del. 

*)  arg.  Lex  Sal.  38:  5 (codd.  2 ff.  Hessels  Spalte  21») : Si  quis  e<|ua 

(iumentum)  pregnante  furnverit,  . . . sol.  45  culp.  iud.  excepto  cap.  et  dil. 

7)  Pactus  Alant.  II.  30  (mit  11)  = Lex  Alam.  70.  Auch  die  12 

Schill,  der  Lex  Alam.  H8  werden  wie  ein  Wergeld  des  Ungeborenen  (nicht 

wie  eine  Wundbusse  der  Mutter)  behandelt,  da  sie  ja  (iir  Frühgeburten 
weiblichen  Geschlechts  zn  verdoppeln  sind.  Vgl.  Brunner  R.  G.  II.  S.  614 
N.  ».  Der  heil.  Pirmin,  der  Apostel  der  Alamannen,  erklärt  den  abortus 
als  Todschlag:  . . . mutier  que  hoc  fecerit,  quantosennque  parere  potuit, 
tantorum  bomicidiorum  se  renm  cognoscat  esse.  S.  Pirminii  libellus  bei 
Mabillon,  Analecta  vetera  ed.  1723  S.  69.  zitiert  bei  Merkel  M.  G.  LL.  III. 
zu  Lex  Baiuw.  VIII.  1t». 

»)  Lex  Alam.  50:  1,  2.  63:  2. 

•)  Ro  75 : Si  infans  in  utero  matris  suae  noleudo  occisus  fuerit  . . . 
si  ipsa  mulier  libera  est  et  evaserit,  adpraetietur  ut  libera  secundum  uobili- 
tatem  suam,  et  medietatem  quod  ipsa  valuerit,  infans  ipso  conponatur. 
Kam  si  mortua  fuerit,  conponnt  eam  secundum  generositatem  suam,  excepto 
quod  in  utero  eius  inortnum  fuerit,  ut  supra  cessante  faiila,  eo  quod  noleudo 
fecit.  Vgl.  Brunner  R.  G.  II.  S.  541  f.  615  K.  14.  Bei  absichtlicher 
Missethat  wäre  noch  die  Iniurienbussc  von  900  Schillingen  zu  kumulieren. 
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das  halbe  Wergcld  des  Vaters  für  den  Ungeborenen. ,#)  Dasselbe 
Prinzip  haben  auch  die  anglonormannisehen  Leges  Henrici. lI) 

Zweifelhaft  ist  die  Auffassung  des  westgotischen  und  des 
bairischen  Rechtes.1*)  Wenn  die  Schwangere  stirbt,  gilt  der 
Thäter  als  homicida.  Für  eine  blosse  Fehlgeburt  wird  eine 
Busse  bestimmt,  die  als  Wergeid  der  reifen  oder  unreifen  Frucht 
anzusehen  ist.  Der  letztere  Umstand  spricht  allerdings  für  eine 
der  vorher  behandelten  Rechten  entsprechende  Grundanschauung: 
wenn  auch  die  Mutter  stirbt,  so  liegen  zwei  Todschlagssachen 
vor.  Dazu  stimmt  aber  nicht  recht  die  Fassung  der  Stelle,’3) 
die  berechtigt,  in  der  Abtreibung,  die  zugleich  den  Tod  der 


Siehe  $ fi  N.  09.  Anders  Albertus  S.  28:  . . si  voleudo,  totum  guidrigild 
exigatur  ab  ipso.  Bezüglich  Unfreier  sagt  Ro  334:  Si  quis  percusserit 
ancilla  gravida  et  avortum  feeirit,  ronp.  sol.  3.  Si  autem  ex  ipsa  percussura 
mortua  fuerit,  corp.  eam,  simul  et  quod  in  utero  eins  mortuum  est.  Der 
Thäter  verwirkt  das  Wergeid  der  ancilla  und  3 sol.  für  den  abortus. 
Handelt  es  sich  um  eine  trächtige  Kuh  oder  Stute,  so  ist  ausser  dem  tre- 
missis  resp.  solidus  für  den  abortus  das  getötete  Mutterthier  lediglich  zu 
ersetzen  (reddat  eam  Ro  332.  333).  Ko  334  liegt  dagegen  eine  Bussen- 
häufung  vor.  Die  beiden  Fälle  sind  also  nicht  gleichgestellt  wie  Osen- 
brüggen  S.  71  meint. 

,0)  .El fr.  9 Pr:  Gif  mon  wlf  mid  bearne  ofslea,  tlionue  thiet  bearn 

iu  hire  sie,  forgielde  thone  wifman  fullan  gielde  and  thiet  bearn  be  tliaes 
fiedrencnösles  were  healfan  gelde. 

")  Leg.  Henr.  70  Vj  14:  Si  praegnans  occidatur  et  puer  in  ea  vivat, 
uterque  pleua  wera  reddatur.  Si  nomlum  vivus  sit,  dimidia  wera  solvatur 
parentibus  ex  parte  patris.  De  manbota  vero  ntriusque  vel  alterius  domino 
iure  conveuiat, 

lä)  Lex  Wisig.  VI.  3:  2 (Ant.):  Si  quis  midierem  gravidam  percusserit 
quocumque  hietu  aut  per  aliquant  hoccasionem  mulicrem  ingenuam  abortare 
fecerit.  et  exinde  mortua  fuerit,  pro  homicidio  puniatur.  Si  autem  tantum- 
modo  partus  excutiatur  et  mulier  in  nullo  debilitata  fuerit  . . .,  si  formatum 
infantem  extinexit,  150  sol.  reddat;  si  vero  informem,  10<t  sol.  pro  facto 
restituat.  Lex  Baiuw.  8:  19:  Si  quis  tnulieri  coitn  (ictu)  quolibet  avorsum 
fecerit,  si  mulier  mortua  fuerit.  tamquam  homicida  teneatur.  Si  autem 
tantum  partus  extinguitur:  si  adnuc  partus  vivus  non  fuit,  40  sol.  cp.;  si 
autem  iam  vivus  fuit.  wirgelt  persolvat.  lieber  die  Art  und  Weise  der 
Abzahlung  dieser  Busse:  Lex  Baiuw.  8:  20.  Brunner  R.  ü.  1:  S.  315 
N.  11.  Vgl.  Wild  a S.  720  N.  1. 

’3)  Der  zweite  Satz  (Si  autem  . . .)  bildet  einen  Gegensatz  zum  ersten. 
Eine  lnterprctazion  des  .tamquam  homicida“  und  dos  „pro  homicidio“  als 
pro  duobus  homicidiis  wäre  gesucht  und  durch  absorptive  Funkzion  der  ev. 
Todesstrafe  kaum  zu  rechtfertigen. 
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Mutter  zur  Folge  hat.  eine  Verletzung  mit  tätlichem  Ausgange, 
also  nur  ein  Delikt,  einen  Todschlag  zu  sehen.  Diese  zweite 
Interpretazion  würde  aber  der  römischen,14)  noch  mehr  aber  der 
mosaischen14)  Auffassung  des  Abortus  entsprechen.111) 


14)  Diesem  ist  der  partus  blos  „mulieris  portio  Tel  viscerum“  (1.  t $ l 
D 25.  4.),  deren  Abtreibung  — gewiss  im  Zusammenhänge  mit  dieser  Grund- 
anffassung  — erst  unter  Septimius  Severus  und  dessen  Sohn  Antonin 
unter  Strafe  gesetzt  wurde  (Marcian  1.  4 D.  47  11.).  Aber  auch  da  er- 
scheint die  Abtreibung  immer  noch  als  Körperverletzung  der  Schwangeren: 
Ulpian  1.  8 D.  48.  8:  si  mulierem  visceribus  suis  vim  iutulisse  constiterit. 
Stirbt  die  Frau,  so  hat  derjenige,  der  ihr  das  Abortivmittel  gegeben  hat, 
nur  einen  Todschlag  begangen.  Paulus  1.  38  § 5 D.  48.  19  (=  Ree. 
Sent.  V:  23:  14):  Qni  abortionis  aut  amatorium  poculum  dant,  — himii- 
liores  in  metallnm  dnmnantur,  honestiores  in  insulnm  amissa  parte  bonorum 
relegantur.  Quodsi  eo  mulier  (die  Schwangere  oder  Geliebte)  aut  horno 
perierit,  summo  supplicio  afficiuntur.  „Homo"  bedeutet  hier  den  Manu,  der 
den  Liebestrank  i poculum  amatorium)  erhalten  hat,  und  nicht  etwa  die  Leibes- 
frucht; die  Tötung  der  Leibesfrucht  wird  ja  im  ersten  Satze  behandelt.  Vgl. 
auch  1.  9 § 1 I).  35.  2 partus  nondum  editus  horno  non  recte  fnisse  dicitur. 
Siehe  Wilhelm  Rein,  Das  Kriminalrecht  der  Römer  (1844)  S.  445 ff.  — 
,s)  2 Mos.  21:  22:  Si  rixati  fuerint  viri  et  percusserit  quis  mulierem 
praeguantem,  et  abortivum  quidem  fecerit,  sed  ipsa  vixerit.  subjacebit  damno 
quantura  maritus  mulieris  expetient  et  arbitri  iudicaverint.  (23.) : Si  autem 
mors  eius  fuerit  subsecuta,  reddet  auimam  pro  a n i in  a (Singular !).  Würde  das 
mosaische  Recht  auch  die  Tötung  des  partus  als  Todschlag  fassen,  müsste 
es  auch  schon  im  ersten  Falle  animam  pro  anima  verlangen. 

'*)  Wilda  S.  722  stellt  die  Vermutung  auf,  dass  das  alamannische 
und  bairische  Recht,  die  Herbeiführung  des  Abortus  ursprünglich  nicht  als 
Tötung  des  Kindes  sondern  als  Unrecht  überhaupt  behandelt  hätten,  so  dass 
der  Zusatz  über  das  Wergeid  des  partus  jüngeren  Datums  sein  müsste  (?) 
und  für  blossen  Abortus  ursprünglich  nur  12  Schill,  gezahlt  worden  waren. 
Merkel  M.  G.  LL.  III  S.  301  N.  48.  verweist,  betreffend  die  Russe  von 
12  Schill.  (Lex  Baiuw  8:  20).  auf  Lex  Baiuw.  4:  22.  Diese  wären  also 
eine  Busse  für  Lebensgelahrdnng  der  Mutter  Die  weiteren  Zahlungen  in 
Lex  Baiuw.  8:  20  von  jährlich  einem  solidus  stünden  dann  vielleicht  ledig- 
lich iu  irgend  einer  Beziehung  zum  Seelenheil  des  ungetanften  also  von 
der  Erbsünde  noch  nicht  gereinigten  Kindes  (etwa  Messgelder).  Vgl. 
Tit.  8:  21.  Bei  dieser  Auffassung  wäre  gleichfalls  die  Konkurrenz  der  Ab- 
treibung mit  dem  Tode  der  Frau  nur  e i u Delikt,  nämlich  schwere  Ver- 
wundung mit  tötlichem  Ausgange  und  somit  nur  als  ein  Todschlag  zu 
biissen;  vgl.  $ 7.  Die  Eliminierung  des  Partuswergeides  in  Lex  Baiuw.  8: 
19  ist  aber  sowohl  aus  inneren  Gründen  (die  Behandlung  der  Abtreibung 
als  Todschlag  des  Kiudes  ist  geraeingermanisch)  als  aus  dem  äusseren 
Grunde  der  Entleimung  aus  lex  Wisig.  VI:  3:  2 uuthunlich. 
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Die  dargestellt«'  mosaikartige  Behandlung  trifft  aber  nicht 
blos  den  objektiven  Thatbestand.  Oft  wird  ein  Delikt,  das  durch 
einen  besonderen  Dolns,  eine  besondere  Vermessenheit  eharakteri- 
sirt  ist,  als  Konkurrenz  zweier  Verbrechen  aufgefasst:  des  schlich- 
ten. des  Erfolgdeliktes  und  einer  besonderen  praesumptio,  Iniurie, 
eines  besonderen  Priedensbrnchs,  wofür  dann  zu  der  Erfolgbusse 
eine  besondere  Ininrienbusse  zugeschlagen  wird.’)  Daneben  findet 
sich  aber  wieder  Zusammenfassung  des  Gesamtthatbestandes  zu 
<‘in«'m  einzigen  (praesumptiven)  Verbrechen. 

Den  Eliibruchdiebstahl  z.  B.  behandelt  die  Lex  Salica 
als  Verbrechenseinheit.*)  Si<‘  bespricht  in  einem  besonderen 
Titel3)  den  Diebstahl  an  Sachen,  die  strafrechtlich  nur  nach 


•)  Pie  in  der  nachfolgenden  Darstellung  auL.uweisenden  Fälle  der 
Kumnlazion  von  Praesumpzionsbnssen  mit  Erfolgbussen  widerlegen  die  Be- 
hauptungen von  Bar's,  Geschichte  des  ileutsclien  Strafrcehts  S.  Mi  ff.  Ge- 
wiss „qualifiziert  der  Bruch  eines  besonderen  Friedens“  oft  „nur  das  sonst 
schon  existierende  Unrecht das  ist  in  jenen  Fällen,  wo  wir  eine  Erhöhung 
der  normalen  Busse  antreffen  Wo  aber  statt  dessen  eine  Praesumpzions- 
busse  zugeschlagen  wird,  erscheint  tlmtsächlich  der  Bruch  eines  besonderen 
Friedens  als  ein  besonderes  Delikt  angeschlagen.  Dieses  besondere  Delikt 
ist  eine  Injurie,  die,  ein  lebhaftes  Rechtsgefiihl  vorausgesetzt,  durchaus 
nicht  als  formales  Verbrechen  gefasst  zu  werden  *h raucht  Wenn  Jemand 
heute  in  einem  formalen  Delikt  etwa  eine  Verletzung  der  staatlichen 
Autorität  als  solcher  findet,  so  mag  das  recht  formal  und  empfindungslos 
gedacht  sein.  Wenn  man  sich  aber  mit  der  germanischen  Rechtsanschauung 
über  die  blos  mechanischen  Zusammenhänge  erhebt  ohne  sich  andererseits 
in  die  Luftschlösser  der  reinen  Begriffe  zu  verlieren,  wenn  man  dem  warmeu 
Leben,  das  nicht  nur  denkt,  sondern  auch  fühlt  und  will.  Rechnung  trägt, 
so  wird  sich  wohl  eine  materielle  Injurie  leicht  nachweisen  lassen.  Der 
Schlag,  den  ein  Glied  erhält,  durchzuckt  den  ganzen  Körper  und  die  Seele 
mit  allen  ihren  Potenzen.  Voraussetzung  ist  freilich,  dass  man  es  nicht 
mit  einer  laiche  zu  thun  hat. 

*)  Vgl.  Brunner  R.  G.  II.  S.  «46  70. 

3)  Lex  Sal.  Tit.  11.  cf.  Tit.  12.  Vgl.  S.  31  N.  23. 
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ihrem  Werte  angeschlagen  werden.  Befanden  sie  sich  ausser* 
halb  des  Hauses,  so  gilt  es  als  kleiner  Diebstahl,  wenn  der 
Wert  des  Gestohlenen  zwischen  zwei  Denaren  und  einem  Schil- 
ling beträgt.  Diebstahl  von  Sachen  im  Hause  gilt  aber  als  durch 
eine  efiractura  ausgezeichnet.  Von  dieser  werden  nun  zwei  Fälle 
unterschieden:  Ein  schwerer,  wenn  der  Dieb  das  Schloss  am 
Hanse  erbrochen  oder  mit  einem  Dietrich  geöffnet  hat  — da 
kommt  es  auf  den  Wert  des  Gestohlenen  gar  nicht  an;4)  ein 
leichterer  Einbruchdiebstahl,  ohne  die  erwähnte  Qualifikazion5) 
— da  werden  der  Kategorie  des  kleinen  Diebstahls  die  engen 
Schranken  zwischen  zwei  und  fünf  Denaren  gezogen.®)  In  den 
Sankzioncn  der  Diebstahlsfalle  weichen  die  Handschriften  stark 
von  einander  ab.  Codex  1,  3 — fi  und  Emendata  bestimmen  für 
leichteren  Einbruchdiebstahl  (blos  de  intus  casa)  von  2 — 5 din. 
die  Busse  von  1 5 7)  bezw.  30®)  Schillingen,  von  5 Denaren  auf- 
wärts die  Busse  von  35  Schillingen.  D.  h.  Diebstahl  de  intus 
casa  wird  schon  von  fünf  Denaren  aufwärts  mit  der  höheren 
Busse  des  § 2 getroffen.  Diese  Bussen  sind  einheitliche  Ganze, 
sie  lassen  sich  in  keiner  Weise  in  Einbruchs-  und  Diebstahls- 
busse zerlegen.  Bei  Diebstahl  mit  schwerer  Effraktur  tritt  (nach 
codd.  1,  3 — G,  Em.)  die  gleichfalls  einheitliche  noch  höhere  Busse 


*)  Ein,  wenn  auch  noch  so  geringer,  Diebstahl  muss  aber  vollbracht 
sein,  da  sonst  nicht  45  sondern  30  Schillinge  verwirkt  werden.  Lex  Snl. 
11:5  „aliquid  tulerit*  mit  G. 

*)  Lex  Sal.  11:3:  als  Gegensatz  zu  de  foris  casa  (Lex  Sal.  11:1,  2.) 
de  intus  casa  (Herold,  vgl.  casam  effregerit  der  Einend.).  Vgl.  Lex 
Sal.  8:  3:  fori»  t inet  um  gegensätzlich  zu  8:  2,  4 (Herold,  Kniend.):  sub 
tecto  ot  sub  clavo.  Lex  Cbamaw.  25:  Quicquid  in  casa  furaverit. 

*)  Ueber  Codex  2 weiter  unten  S.  58  f.  Codex  3.  4 haben  als  obere 
Grenze  50  din.  (cod.  4 fehlerhaft  50  porcos).  Diese  Ziffer  ist  unrichtig, 
weil  dann  der  Einbrndisdicbstahl  milder  behandelt  würde  als  der  schlichte 
Diebstahl. 

’)  $ 3 cod.  1.  Dieser  Jj  geht  da  ein  Stück  parallel  mit  $ 2,  wo  Dieb- 
stahl de  foiis  casa  von  2 den.  aufwärts  auch  schon  mit  einer  Busse  von 
15  Schillingen  belegt  wird.  Er  hat  aber  eine  selbständige  Bedeutung: 
nämlich  eine  untere  Wertgrenze  tür  die  Strafbarkeit  des  leichteren  Einbruch- 
diebstalils  zu  setzen,  während  eine  solche  für  schweren  Einbruchdiebstahl 
des  § 5 nicht  besteht. 

*)  S 3 codd.  3— G.  Einend.  Cod.  4.  ist  zu  emendieren:  1200  den.  = 
XXX  (statt  XXXV)  sol. 
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von  45  Schillingen  und  zwar  ohne  jede  Wertgrenze  ein.*)  I)if* 
Handschriften  der  dritten  Familie  bieten  einen  Text,  der  dio 
leichte  Effraktur  der  schweren  gleichstellt  und  dem  entsprechend 
jeden  auch  noch  so  geringen  Diebstahl,  der  dabei  begangen  wird, 
mit  einer  Busse  von  45  Schillingen  belegt.10)  Herold  scheint 
aus  verschiedenen  Handschriften  nicht  zusammen  Passendes  zu- 
sammengestellt zu  haben.11)  Der  misslungene  schwere  Einbruch- 
diebstahl soll  nach  sämtlichen  Handschritten  (ausser  cod.  2)  mit 
30  Schill,  propter  effraetnram  tantum  gebüsst  werden.1*)  Damit 
ist  aber  nicht  gesagt,  dass  die  Busse  von  45  Schillingen  für  den 
vollbrachten  Diebstahl  mit  schwerem  Einbruch  in  eine  solche  von 
30  Schill,  für  den  Schlossbruch  und  von  1 5 Schill,  für  den  Dieb- 
stahl zerfalle.  Dies  zeigt  die  Bestimmung.1*)  dass  für  ein  Boot 
15,  wenn  es  aber  mit  einem  Schlüssel  versperrt  war,  35  Schil- 
linge, also  eine  aus  der  1 5-Schillingbusse  nicht  abzuleitende 
Komposizion  gezahlt  werden  soll.  Die  Worte  pro  effractura  tan- 
tum bedeuten  soviel  als:  „für  das  blosse  Versuchsdelikt,“14),  wie 
olt  pro  sola,  ipsa  praesumptione  in  der  Lex  Wisigotorum  und 
Burgundionum.1*)  Die  45  Schillinge  sind  also  nicht  auf  Bussen- 
kumulazion  zurückzuluhren,  sie  bedeuten  eine  Verschärfung  der 
Busse  wegen  höherer  Strafbarkeit  des  einen  Delikts.18).  M.  a.  W. 
Diebstahl  mit  elfractura  ist  ein  selbständiges  Praesumptivdelikt, 
keine  Verbrechenskonkurrenz.17)  Eigenthiimlieh  verhält  sich 


*)  Siehe  oben  N.  4.  — Jj  5 cod.  3 muss  XLV  (statt  XI. J cod.  4,  6: 
1S00  den.  XLV  (statt  LXV  bezw.  XL)  sol.  gelegen  werden. 

,0)  Lex  Sal.  12:  3 (codd.  7 — 0.  Hessels  Spalte  69). 

**)  Lex  Sal.  12:  3—5  (cod  10  Hessels  Sp.  70). 

,f)  Lex  Sal.  11:  6.  Cod.  4 ist  zu  emendieren:  1200  den.  30  (statt 
35)  sol. 

’•)  Lex  Sal.  21:  2,  3. 

**)  Vgl  Brunner  R.  Ö.  II.  563. 

,s)  Siehe  unten  X.  18—22. 

“)  Ebenso  wie  beim  Bienendiebstahl  die  Busse  von  15  Schill,  für  1 — 6 
Stöcke  (foris  tccto)  auf  45  Schill,  erhöht  wird,  wenn  de  intro  clave  ge- 
stohlen wurde  oder  wenn  der  Dieb  den  einzigen  vorhandenen  Bienenstock 
oder  wenn  er  7 oder  mehr  Bienenstöcke  entwendet  hat.  Lex  Sal.  8 vgl. 
S 29  X.  io. 

’7)  Dies  stimmt  vollständig  mit  dem  überein,  was  im  jj  3 über  die 
eigenthümliche  Behandlung  des  schlichten  Diebstahls  bei  den  Salfrauken  ge- 
sagt wurde.  Es  wird  nicht  der  Diebstahl,  die  Verwügeusentziehung  als 
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Codex  2.  Er  scheint  zu  bestimmen:  Bei  leichter  effractura 
kommt  es  auf  die  Geringfügigkeit  des  Diebstahls  nicht  an.  So- 
gar wenn  dieser  misslingt  (?),  sind  30  sol.  zu  zahlen.  Erst  von  5 
Denaren  aufwärts  wird  der  Diebstahl  und  zwar  durch  Aufrech- 
nung von  15  Schill,  in  Anschlag  gebracht.  Vielleicht  sind  aber 
die  Busssätze  umzustellen:  die  Busse  aus  § 4 nach  § 3,  die  aus 
§ 3 nach  § 6,  die  aus  § t;  nach  § 4.  Dadurch  wäre  eine  Gleich- 
namigkeit mit  cod.  1 hergestellt.  Bei  schwerer  Effraktur  ist 
aber  jedenfalls  das  Knmulazionsprinzip  wieder  verlassen : der  voll- 
brachte Einbruchdiebstahl  soll  mit  45,  der  misslungene  mit  35 
Schill,  gebüsst  werden.  Diese  Bussen  stehen  einander  unver- 
wandt gegenüber.  — Auch  das  westgotische  und  burgundische 
liecht  sieht  im  Einbruchdiebstahl  eine  Deliktseinheit.  Die 
Bussen,  die  sich  da  für  den  Bruch  der  fremden  Were  finden, 
gelten  blos  für  das  Versuchsdelikt  und  sind  bei  Vollbringung 
nicht  zu  kumulieren.  Die  Lex  Wisigotorum ,H)  bestimmt  für 
Immeudiebstahl.  si  nihil  exinde  (nämlich  für  ex  apiario)  abstulerit, 
propter  hoc,  quod  ibidem  conpreheusus  est,  3 sol.  solvat  et  50 
flagella  suscipiat.  Ceterum  si  abstulerit,  novecuplum  cogatur 
exolverc  et  predictum  numerum  flagellorum  excipiat.  Nach 
burgundischem  Recht  sollen  für  das  dolose  Betreten  eines 
Weinberges  bei  Tag  3 sol.  gebüsst  werden;1*)  wer  dagegen 
Pferde  oder  Rinder  eingelassen  hat,  büsst  lediglich  für  jedes 
Viehhaupt  mit  1 Schill,  ohne  Aufschlag  der  Praesumpzionsbusse.4*) 
Für  das  gewaltthätige  Betreten  eines  Gartens  soll  pro  ipsa  prae- 
sumptione  an  Busse  3 und  an  multa  t;  Schillinge  gezahlt  wer- 
den.41)  Wer  aber  dabei  gewaltsam  etwas  wegnimmt,  leistet  blos 
den  neunfachen  Ersatz  (neben  einem  Friedensgclde  von  6 Schil- 
lingen).44) — Auch  das  langobardische  Recht  scheint  dieses 

solche  gestraft  uml  daun  eine  besondere  Busse  für  die  effractura  zugeschlagen, 
sondern  der  ganze  Thatbestand  immer  nur  als  eine  grössere  oder  geringere 
praesumptio  ins  Auge  gefasst. 

'*)  Lex  Wisig.  VIII:  6:3.  I)  a li  n Westgot.  Studien  S.  210. 

w)  I^ex  Burg.  27:  7.  103:  1. 

*“)  Lex  Burg.  27:  4.  Vgl.  oben  S.  36  N.  54. 

4I)  Lex  Burg.  25:  1 : De  furtis  et  violentiis.  . . violenter  ingressus  . . 
pro  ipsa  praesumptioue  . . sol.  3 et  multae  nomine  sol.  6. 

**)  Lex  Burg.  9 : De  inlatis  violentiis.  Si  . . per  vira  aliquid  ab- 
stulerit usque  ad  pullum  in  novigildo  . . . iubemus  exsolvere.  Praesumptio 
bezeichnet  da  immer  blos  das  Versuclisdelikt. 


Digitized  by  Google 


ßO 


System  der  Deliktseinheit,  des  praesumptiven  Diebstahls  gekannt 
zu  haben.  So  soll  z.  B.,  wer  aufgeschichtetes  Holz,  sei  es  im  Hofe 
oder  Bauholz,  von  der  Strasse  oder  sonst  aus  einem  Holzstoss  über- 
haupt stiehlt,  ti  solidi  zahlen:  handelt  es  sich  dagegen  um  Holz, 
das  im  Walde  zerstreut  ist.  so  ist  mit  dem  Xenngelde  zu  bilssen.**) 
Die  Schichtung  begründet  hier  also  die  besondere  Pauschalbusse, 
bei  der  die  Menge  des  gestohlenen  Holzes  nicht  in  Betracht 
kommt.  Eine  gleiche  Busse  ist  auch  für  das  Betreten  eines 
fremden  Gartens  ad  furtum  faciendum  zu  zahlen;24)  ob  bei  voll- 
brachtem Diebstahl  eine  besondere  Diebstahlsbusse  kumulirt  wird, 
ist  mit  Rücksicht  auf  den  vorhergehenden  Fall  zweifelhaft.  Nicht 
kumuliert  wird  auch  die  Bnssc  für  eurtis  ruptnra.*8)  Tn  einem  ver- 
wandten Fall  wird  zwar  eine  ähnliche  Busse  zum  Nenngeld  hin- 
zugeschlagen:28) spätere  Aussprüche  nehmen  aber  ausdrücklich 
beim  Zusammentreffen  von  Diebstahl  mit  Bruch  dcrWere  Ver- 
brechenseinheit an.27)  — Die  Ewa  Chamaworum  und  eine  Hand- 


,r)  Ro  283 : Si  quis  de  lignamen  adnnatum  in  eurte  etc.  furavcrit, 
cp.  sol.  6 ; si  autern  in  silva  dispersum  fuerit  et  furavcrit,  cp.  in  actogild. 
Ro  281  : Si  quis  de  lignario  altcrius  lignuni  furavcrit,  cp.  illi  euius  lignarius 
fuerit  sol,  ti. 

u)  Ro  284:  Si  quis  in  orto  altcrius  introicrit  aut  salierit  ad  furtum 
faciendum  cp.  sol.  ti  . . . Dazu  Ro  29«:  Sqs  super  tres  uvns  . . . tulerit, 
cp.  sol.  6;  Vgl.  S.  34  N.  40. 

Ro  277.  278  verlangen  Gewalt.  Ebenso  Osenbriiggen  Strafrecht 
der  Langob.  S.  II.  lit.  b.  Dagegen  Ro  380:  occnlte  tulerit.  Ebeuso  Liu. 
131.  Albert  II.  27  (siehe  N.  27.) 

48 ) Ro  244:  Für  das  unerlaubte  Einsteigen  über  die  Stadtmauer  sind 
20  (10)  Schill,  au  den  König  zu  zahlen.  Et  si  furtum  fecerit  sicut  in  hoc 
edictum  legitur  poena  furti  cp. 

*7)  Liu.  131  schliesst  die  Kumulazion  der  beiden  Russen  aus,  denn 
sonst  könnte  er  das  Argument : non  possumus  in  unam  causam  duas  calum- 
nias  imponere  nicht  für  ausreichend  erachten,  um  die  Anefangsklage  dem 
bestohlenen  Treuhänder  und  nicht  dem  Eigeuthümer  zuzusprechen.  Es 
wären  eben  2 causae  vorhanden.  Albertus  II  27  (127  f.) : Cum  euim  für 
rem  alieuius  clam  amovet.  etsi  eins  domnm  mmpat,  non  dicitur  eurtis  rttp- 
turam  facere  neqne  duo  delicta  committere.  Es  scheint  aber,  dass  die  Stelle 
Liutprands  den  I.ombarda- Juristen  Schwierigkaiten  macht.  Jedenfalls 
ist  damit  die  ideale  Verbrechenskonkurretiz  nicht  im  allgemeinen  abgelehnt 
und  daher  die  Eemerkung  Schröders  R.  G.  * S.  342  N.  74  nur  mit  dieser 
Heschränkung  zu  verstehen. 
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Schrift  des  ribnarischen  Volksrechts  sehen  dagegen  im  Einbruch- 
diebstahl eine  Verbrechenskonkurrenz.  Die  letztere  verlangt  für 
Schweine-,  Schöpsen-  und  Bienendiebstahl  dreifachen  Ersatz  und 
daneben  eine  fixe  Busse  von  12  Schill.,  wenn  de  sote  oder  de 
appiario,  von  6 Schill,  wenn  de  ovile,  von  3 Schill,  wenn  blos 
de  campo  gestohlen  wurde.  Diese  festen  Bussen  sind  besondere 
Einbruchs-,  Friedensbussen.58)  Bei  den  chamawischen  Franken 
ist  bei  Einbruchdiebstahl  für  den  Diebstahl  mit  einem  Wergeld- 
viertel  (oder  statt  dessen  mit  Hand,  Fuss  oder  Auge),  für  den 
Einbruch  in  ein  Hans  mit  12,  8,  4 oder  2 Schillingen,  in  einen 
Hof  l.  it  6 und  dann  wohl  auch  mit  4,  2,  1 Schill,  nach  dem 
Stande  des  Bewohners  zu  büssen.4'1)  Ebenso  kann  nach  alt- 
kentischem  Recht  zu  dem  dreifachen  Ersatz  für  den  Diebstahl 
noch  eine  Busse  für  den  Bruch  oder  für  das  Uebersehreiten  des 
Zaunes  hinzutreten.8®) 

Auch  die  Heimsuchung  kommt  nach  salischem,  ribuari- 
schom  und  westgotischem  Recht  nicht  durch  eine  Zusatzbusse 
zur  Anrechnung.  Die  Lex  Salica  hat  hiefür  je  nach  dem  Um- 
fange der  dabei  begangenen  materiellen  Verbrechen  die  Bussen 
von  62 */*  oder  200  Schillingen  als  Hand-  oder  Halslösung.  Der 
in  Heimsuchung  begangene  Todschlag  wird  durch  dreifaches 
Wergeid  des  Erschlagenen  und  nicht  etwa  durch  Aufschlag 
einer  besonderen  Heimsuchungsbusse  vergolten.81)  Auch  die 
Lex  Ribuaria  fasst  Heimsuchung  und  die  dabei  begangenen 
Delikte  unter  einer  Gesamtbusse  zusammen.**)  Nach  west- 
gotischem Recht  gilt  das  Aussperren  des  Hausherrn  aus  seinem 


*•)  Lex  Rib.  42:  4:  Si  quin  de  sote  porcum  furaverit,  12  sol , et  si  de 
camp»,  ::  sol.  culpabilis,  et  quod  furaverit  in  triplo  conponat.  Ferner  5.  C. 
h.  t.  Diese  Bestimmungen  enthält  blos  codex  A.  6.  Brunner  R.  G.  II. 
8.  044  N.  49  vermutbet  in  diesen  festen  Bussen  Friedensgelder. 

**)  Lex  ühamaw.  19 — 23.  Vgl.  Brunner  R.  G.  II.  S.  646.  Siehe 
auch  unten  N.  41. 

M)  ,Edelb.  17.  27.  29.  28:  Gif  man  inne  feoh  genimed,  so  man  III 
gehle  gebet».  Nach  Jidelb.  9 ist  auch  schon  schlichter  Diebstahl  dreifach 
zu  büssen,  so  dass  die  Bussen  aus  ASdelb.  17.  27.  29  hier  kumuliert  werden 
müssen. 

*J)  Siehe  J 4 N.  2,  3,  4 S.  40  f.  Vgl.  unten  N.  44  und  Jj  14  N.  1. 

»äj  Siehe  oben  §4  N.  5S.47.  Vgl.  unten  N.  44.  S 12  N.  54.  $ 14  N.  6. 
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Gehöfte  (für  den  Haupttliäter)  als  Landraub,  invasio®*)  und  ist 
mit  dem  doppelten  Ersätze  zu  büssen.  Mobilien,  die  dabei  ge- 
raubt  wurden,  sind  elf  fach  zu  ersetzen;34)  die  Konkurrenz  mit 
der  Heimsuchung  gelangt  hier  in  der  höheren  Busse  zum  Aus- 
druck.3') Die  besondere  Praesumpzionsbusse  von  30  sol.  zahlen 
nur  diejenigen,  die  nicht  (für  eigene  Rechnung)  betheiligt  sind, 
also  weder  Landraub  noch  direptio  (auf  eigene  Rechnung)  be- 
gangen haben.  Ebenso  bei  geringerem  Hausfriedensbruch 
ohne  planroässige  Zernierung.“®)  Wer  geraubt  hat,  hat  nur 
elffach  zu  ersetzen;  wer  nicht  geraubt  hat,  zahlt  die  Prae- 
sumpzionsbussc  von  10  Schill.  Handelt  es  sich  dabei  um 
Tötung,  so  ist  schon  durch  den  Versuch,  die  praesumptio,  das 
Leben  des  handhalten  Verbrechers  verwirkt,  so  dass  es  hier  zu 
einer  Kumulaziou  überhaupt  nicht  kommen  kann.*7)  — Bei  den 
Anglowarnen,  Alamannen  und  Friesen  gilt  der  mit  Heim- 
suchung begangene  Todschlag  als  ein  (höheres)  Verbrechen,  in- 
dem er  mit  dem  dreifachen118)  bezw.  neunfachen*®)  Wergeid  ge- 

M)  Also  als  selbständiges  Delikt.  Lex  Wisig.  VIII:  1:  4:  contnissor 
sceleris  datnnum  invasionia  incurrat.  VIII:  1:  2.  Vgl.  Dahn,  Westgot. 
Studien  S.  183.  287. 

»*)  Lex  Wisig.  VIII:  1:  0,  10.  Vgl.  VI:  4:  2.  Dahn  a.  0.  S.  211 
N.  10.  — In  Lex  Wisig.  VIII:  1:  5 werden  Immobilien  und  Mobilien  nnr 
doppelt  restituiert;  da  handelt  es  sich  blos  um  verbotene  Selbsthilfe. 

*■')  Raub  in  itinere  vel  in  opere  rusfico  ist  nur  vierfach  zu  büssen; 
Lex  Wisig.  VIII:  1:  12. 

“)  Lex  Wisig.  VI:  4:  2.  si  . . . rapuerit,  undecupli  satisfactione  que 
levabit  cogatur  exolvere  . . Et  si  aliquid  . . dainni  non  fcccrit  . . . pro  eo 
quod  ingressus  fuerit  io  sol.  Hier  genügt  auch  ein  einzelner  Thäter:  Si  quis 
evaginato  gladio  . . intraverit.  Vgl.  auch  VI:  4:  0.  — VIII:  1 : 4 dagegen 
setzt  begrifflich  eine  organisierte  Mehrheit  voraus:  „incluserit“.  Dahn  a.  O. 
S.  168:  „für  anderen  im  Hause  angericlitetcn  Schaden  hat  er  einfach  zu 
komponieren“  ist  ein  offenbarer  Druckfehler 

”)  Lex  Wisig.  VI:  4:  2:  continuo  et  ipse  moriatur.  cf.  Dahn  a.  O. 
S.  168.  Vgl.  die  Strafe  des  blossen  Consilium  mortis  (Stäupung  und  Busse 
von  50  Schillingen)  und  des  Bandentodscblags  in  Lex  Wisig.  VI;  6:  12. 
Chindasw.  (Zeumer  S.  197.  Zeile  33  ff.  unten  § 7 N.  38.)  Dieser  Fall  ist 
also  den  von  Brunuer  R.  G.  II.  S.  559  S.  1 2 angeführten  nnzureihen. 
— Vgl.  noch  unten  N.  66  a. 

**)  Lex  Angl,  et  Werin.  50.  Siebe  S.  60.  N.  14.  Brunuer  R.  G.  II, 
S.  582  N.  14. 

")  Lex  Alain.  44.  Siebe  S.  49  N.  12.  Wilda  S.  955  sagt:  „quali- 
fizierte Heimsuchung“  (ähnlich  auch  S.  958);  richtiger  wäre,  durch  Heim- 
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sühnt  wird.  Dagegen  wird  bei  den  genannten  und  in  Baiern 
zu  den  Bussen  für  Wunden  und  Sachschaden  eine  besondere 
Busse  für  die  konkurrierende  Heimsuchung  als  solche  zugeschla- 
gen.40) Die  Ewa  Ch am a worum  setzt  gleichfalls  für  Hausfriedens- 

snchuug  qualifizierter  Todschlag.  Dieses  neunfache  Wergeid  kann  nicht 
mit  Wilda  S.  958  als  Mordbusse  bezeichnet  werden,  da  ja  die  Praesuinpzion 
nicht  in  der  Heimlichkeit  liegt.  — Lex  Fris.  Add.  1 : 1 hat  nur  neunfachen 
fredus,  ohne  ein  Wergeid  zu  nennen.  Brunner  H.  (i.  II.  8.  582  Anm.  14. 
Es  handelt  sich  da  aber  um  einen  Befehdeten;  vgl.  Bruuner  R.  O.  II. 
528  Anm.  4.  In  Lex  Fris  17:  4 (vgl.  hiezu  oben  8.  49  N.  lt.)  ist  wohl 
kaum  an  Todschlag  zu  denken:  arg.  ei.  cui  dnmnum  . . . illatum  est  . . . 
cmendetur;  der  Verletzte  bleibt  also  am  Leben.  Fenier  entspricht  auch 
das  Friedensgeld  (weregildum)  nicht  dem  in  Add.  I:  1,  und  es  ist  nicht 
anznnehmen,  dass,  wer  grundlos  Jemanden  in  seinem  Hause  getötet  hat 
einen  geringeren  fredus  zu  zahlen  habe,  als  wer  dies  in  rechter  Fehde  ge- 
than  hat.  Nach  L.  Fris.  7 und  Analogie  von  17:  2,  3 (gerechtfertigt  durch 
Add.  I:  1)  darf  wohl  neunfaches  Wergeid  vermuthet  werden.  Vgl.  S.  61 
N.  20  und  auch  die  Anmerkung  am  Ende  dieses  $ N.  16. 

*")  Lex  Angl,  et  Worin.  57  : tjui  domum  alterius  collecta  manu  hosti- 
liter  circumdederit,  trium  primorum  qui  fuerint  uuusquisque  sol.  60  cp.,  et 
rei  similiter;  de  ceteris  qui  eos  secuti  sunt  sol.  10  unusquisque,  et  in  bannum 
regis  sol.  60  be:  andelt  nur  das  Einschliessen  Die  Busse  beträgt  60  Schill, 
als  compositio  und  60  Schillinge  als  Hann  für  die  drei  Hauptthäter,  10 
Schill,  (vgl.  Lex  A.-W.  53)  und  den  Königsbann  für  die  Folger.  Diese 
Bestimmung  ist  mit  Lex  A.-W.  50  (oben  N. 38  und  S.  50  N.  14)  zu  kombi- 
nieren. Handelt  es  sich  nur  um  Todschlag,  so  fällt  jedenfalls  der  Bannus 
weg,  da  in  dem  dreifachen  Wergeid  = 600  Schill,  (cf.  Lex  A.-W.  1.  2.  48) 
bereits  120  Schillinge  als  (höheres)  Friedensgeld  enthalten  sind  (vgl.  Brun- 
ner R.  G.  I.  S.  226.  N.  11.  Ferner  unten  § 10  N.  29.);  ebenso  entfällt 
auch  die  Heimsuchungsbusse  von  60  Schill,  da  der  <)ualifikazion  bereits 
durch  Verdreifachung  des  Wergeides  Rechnung  getragen  ist.  Vom  Schaden 
der  dabei  angerichtet  wird,  heisst  es  c.  50  cit.:  quiequid  damni  ibi  com- 
miserit  tripliciter  emendet  Damit  ist  wohl  blos  dreifacher  Ersatz  gemeint. 
Ein  solcher  findet  sich  bei  nächtlicher  Brandstiftung  (Lex  A.-W.  43;  dam- 
num  triplo  sarciat)  und  Diebstahl  insbes  auch  einer  eingepferchten  Stuten- 
herde (Lex  A.-W.  36 — 38);  es  ist  also  in  der  Heimsuchungsstelle  (c.  60) 
blos  einfache  und  nicht  dreifache  Busse  (wie  von  Richthofen  M.  G.  LL. 
V.  S 137  Anm.  15  will)  gemeint.  (Auch  von  Richthofens  Zusammen- 
stellung verdreifachter  Bussen  a.  Ü.  S.  136  Anm.  11  ist  nicht  ganz  richtig. 
Lex  A.-W.  35.  37.  38.  43.  sprechen  von  dreifachem  Ersatz  nicht  von  drei- 
facher Busse).  Der  mit  Schaden  konkurrierenden  Heimsuchung  wird  bei 
Zusammentreffen  mit  Todschlag  in  der  erhöhten  TodschlBgsbusse  (c.  60 
allein),  ohne  den  Letzteren  durch  den  Aufschlag  der  Heimsuchungsbusse 
von  60  (10)  Schill,  nebst  Königsbanu  Rechnung  getragen,  (c.  50  mit  57.) 
Da  ferner  Wunden  in  den  Thatbestand  der  Heimsuchung  nicht  einbezogen 
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bruch  mit  Entwendungen  zweierlei  Bussen  fest.41)  Umgekehrt  gilt 
bei  den  Langobarden  Todschlag  oder  Brandstiftung  begangen 
mit  haritraib  als  Verbrechensmehrheit,  während  die  konkurrieren- 
den Wunden  und  Vermögensschaden  zu  einem  einzigen  (prae- 
sumptiven)  Delikt  vereinigt  sind.42) 

Der  Heimsuchung  mit  Kaub  verwandt  ist  die  Ausräubung 
eines  bestatteten  Leichnams.43)  Die  Franken  setzen  hie- 
tür  eine  Pauschalbusse  von  200  Schillingen,44)  die  Langobarden 
die  Hochbusse  von  900  soIidi,43)  die  Baiern  und  Friesen  fassen 


■find,  müssen  sie  jedenfalls  neben  dieser  besonders  (einfach?  c.  53  mit  57) 
gciiüsst  werden.  Vgl.  $ 9 X.  36.  37.  S U»  N.  29.  — Itetr.  die  aluniannischc 
Husse  für  „intrare  contra  legem*  siebe  oben  8.  49  X.  12.  lieber  Friesland 
und  Bniern  vgl.  daselbst  N.  11.  13. 

4I)  Ewa  Chamaw.  19  ff.  Die  Hestimmungen  können  ebensogut  wie 
auf  Einbruchdiebstahl  (vgl.  oben  S.  29)  auch  auf  Heimsuchung  mit  Kaub 
bezogen  werden. 

«j  Vgl.  oben  S4  N.6— 9 8.  47  f.  $ 12  X.  63.  «7.  $ 1«  X.  lsff.  Wilda 

S.  956  X.  2 reiht  mit  Unrecht  Ko  19  an  Lex  Fris.  17.  4.  --  Xeben  der 

seditio  rusticanorum  sind  auch  schon  Wunden  besonders  zu  Missen.  Siebe 
oben  § 4 X.  8.  9.  Ferner  § X.  60.  § 16.  X.  3.  13. 

43)  Wilda  S.  975  ff.  Brunner  K ü.  II.  S.  Cs 4.  Schröder  K.  G.  e 
S.  344  X.  sf. 

**)  l.ex  Sal.55:  1;  61:  2 mit  15:  1 codd.  2 ff.  Hessels  Spalte  33  ff. 
und  55:  2.  Lex  Kib.  54:  1;  85:  I mit  54:  2;  35:  2.  Brunner  a.  O. 
X.  43.  61.  Auch  liier  sind  die  Bussen  von  62  1 ; (L.  Sah),  60  oder  too 
(I,  Kib.)  und  2oo  Schill,  als  Hand-  und  llalslösmigstnxen  zu  verstehen. 

Vgl.  oben  X.  31.  32.  S.  33  X.  33.  )j  12  X.  53.  Jj  14  X.  3.  Vgl.  das  ala- 

mannischc  Kecht  unten  X.  47. 

41)  Ko  15.  Osenbrtiggen  S.  152.  154  Unter  die  Hochbusse  fallt 
da  ebenso  wie  bei  haritraib  der  begangene  Kaub.  Dass  hier  keine  Kaub- 
busse kumuliert  wird,  ergibt  die  Fassung  von  Ko  15:  sepulturam  . . . ruperit 
et  corpus  expoliaverit  aut  foris  iactaverit  . . Dazu  Gr  im.  3:  dominus  eins 
reddat  et  conpomit  . . sol.  GO  u.  s.  w ; nur  die  Jlochbusso  ist  von  Grim- 
vaid  herabgesetzt  worden,  die  anderen  Bussen  sind  aufrecht  geblichen  (so 
das  Wergeid  neben  der  geminderten  Mordbusse;  vgl.  \ 12  X.  67  ff.\  eine 
besondere  Kaubbusse  müsste  hier  auch  stellen  geblieben  sein.  So  lautet 
denn  auch  die  Formel:  rupisti  sepulturam  ...  et  corpus  expoliasti  aut 
foras  iactasti.  Vgl.  )j  2 der  Expositio  zu  Ko  15  am  Ende,  wo  allerdings 
direkt  eine  andere  Frage  behandelt  wird.  (Betreffend  die  Kumuluzion  der 
Immunitätsbusse  von  000  Schill,  siehe  unten  $ 12  X.  39).  Vgl.  noch  die 
Pauschalbussc  von  900  Schill.,  die  ohne  Kiicksicht  auf  die  Höbe  des  Schadens 
für  unerlaubte  Pfändung  von  Stuten-  und  Schweineherden  in  Ko  249  an- 
gedroht wird. 


Digitized  by  Google 


65 

sie  als  blossen  Diebstahl.45)  Das  alainannisclie  Recht  hingegen 
sieht  darin  eine  Konkurrenz  von  Reraub  und  Grabschändung. 
Die  Lex  Alamannorum  verlangt  neben  dem  Neungelde  für  den 
ersteren  noch  40  Schill,  (bei  Frauen  80,  bei  Unfreien  12  sol.) 
für  die  letztere.47)  Der  Pactus  hat  für  beide  Verbrechen  zu- 
sammen die  Busse  von  80  Schillingen;4*)  diese  ist  zu  erklären 
aus  der  Kumulazion  von  40  Schillingen  für  die  Grabschändung 
mit  weiteren  40  Schillingen  für  den  Reraub  (wie  für  den  Blut- 
raub).4®) — Für  Schachraub  verlangt  die  Lex  Salica  62 ’/* 
Schillinge;50)  damit  dürfte  sowohl  Ueberfall51)  als  Raub  getroffen 
sein.5*)  Das  langobardisehe  Recht  scheint  dagegen  mit  dem 


la)  Lex  Baiuw  19:  4.  L.  Fris.  Add.  III.  75. 

47)  Lex  Alam.  49:  1 : Si  quis  liberum  de  terra  exfodierit,  quidquid 
ibi  tullit,  novigeldos  restituat  et  cum  40  sol.  cp.  . . . 2.  Wilda  S.  978. 
Brunner  Jt.  O.  II.  S.  684  X.  52.  Vgl.  oben  S.  84  X.  48. 

Pactus  Alam.  II:  43:  Kt  cuicunque  mortuo  . . . aliquid  tollatur  aut 
involatur,  de  fossa  ubi  reponatur  exfoditur  et  expoliatus  fuit,  quod  ibi  tullit 
reddat  et  80  sol.  solvat. 

*’’)  Pactus  Alam.  II:  44 

M)  Lex  Sal.  14:  1:  Si  quis  hominem  ingenuum  in  superventum  ex- 
poliaverit  . . .,  sol.  63  culp.  iud.  Brunner  R.  G.  II.  S.  649  X.  96. 

*')  Darunter  fallt  jedenfalls  auch  das  Blauprügeln.  Brunner  R.  G.  II. 
S.  564  X.  35.  Vgl.  oben  S.  46  X.  2 und  unten  X.  56. 

M)  Nach  Brunner  R. G.  IT.  S.  649  N.  97  wäre  der  Raub  auf  Grund 

Ton  Lex  Sal.  17:  9 mit  30  Schill,  besonders  zu  biisaen.  Dagege  i scheint 
schon  L.  Hai.  61:  2 zu  sprechen,  wornach  fiir  Raub  an  einem  Toten  oder 
Lebenden  blos  62 ’ e Schill,  gezahlt  werden  sollen  Vgl.  L.  Sal.  55:  1,  ferner 

14:  1 in  X.  50.  v.  „expoliaverit“.  14:  2.  Dazu  kommt  noch  die  folgende 

Erwägung.  Xach  Lex  Sal.  35:  4 ist  vollbrachter  Raub  an  einem  Liten  mit 
35  Schill,  zügelten.  Diesen  entsprechen  aber  die  35  Schill,  in  Lex  Sal.  14:  3 
für  den  Rauh  an  eiuem  Römer.  Der  freie  Franke  erhält  die  doppelte  Busse  ; 
das  sind  die  62'/*  Schill,  in  L.  Sal.  14:  1,  mit  denen  somit  der  Kaub  ge- 
troffen erscheint.  Diese  Busse  wird  aber  auch  gezahlt,  wenn  der  Raub  miss- 
lingt: L Sal  17:  9.  Der  Zusatz  hiebei  in  den  codd.  5,  6 (vgl.  Herold) 
dürfte  nur  eine  Xotiz  aus  L Sal.  61:  1 sein,  worauf  schon  die  Malbergische 
Glosse  barauuano,  chaerocno,  choreno  hinweist.  Die  Einendata,  die  auf  der 
eben  erwähnten  Textsippe  beruht,  hat  die  scheinbare  Iiiknnzinnitnt  der  beiden 
ihr  vorliegenden  Paragraphen  in  der  Weise  beseitigt,  dass  sie  die  Bussen  ver- 
tauschte — allerdings  im  Widerspruch  mit  L.  Sal  15:  I (Einend.)  H essels 
Spalte  80.  An  eine  Kumulazion  beider  Bussen  scheinen  die  Hss.  nicht  ge- 
dacht zu  haben.  Vgl.  Lox  Rib  54:  1 mit  2;  dazu  85:  2 in  § 14.  X.  6.  — 
Wir  können  also  auch  hier  sagen:  Xicht  der  vermögensrechtliche  Schade, 
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Noungelde  für  den  Raub  noch  eine  Busse  für  walapaus  von  80 
sol.5*)  oder  für  Wegwehrung  von  *20  (noo)  Schillingen  zu  kumu- 
lieren.44)— Ob  die  salischeund  ribuarische55)  Busse  von  15 
Schill.  (45  sol.  für  Frauen)  für  Wesrsperre  oder  Stossen  mit  den 
Wnndbussen  kumuliert  worden  sei,  mag  dahingestellt  bleiben. 
Meist  wird  bei  solcher  Konkurrenz  die  Absicht  auf  Tötung  oder 
Raub  eine  Busse  von  f>2'  s Schill,  nach  sich  gezogen  haben.4*) 
Mit  dieser  höheren  Busse  ist  jedenfalls  auch  schon  das  Blau- 
prügeln getroffen.  Die  Schwaben,1”)  Baiern,58)  Friesen5*)  und 


sondern  die  im  Knuli  liegende  iniurin.  praesttmptio  bildet  das  Delikt  — Für 
.Schachraub  an  einem  liomo  migrans  werden  ebenfalls  62'  ..  Schill.,  wenn  er 
aber  ein  kgl.  pracceptum  hat,  200  Schill.  (Wergeid  des  Thäters ) gezahlt. 
Lei  Sal.  14:  4 codd.  5 ff.  Vgl.  S 1«  X.  52.  Jj  14  N.  2. 

•»)  Ko  31.  Brunner  R.  G.  11.  S.  049.  Vgl.  Ko  253.  Liu  35.  40.  151. 
uuteu  S 1‘2  N.  80. 

M)  Ueber  wegwori  (Ko.  26.  27)  als  Raubversuch  vgl.  Brunner  R.  G. 
II.  S.  563.  cf.  Lex  Alton.  58  in  N.  57  und  L.  Kris.  Add.  III  b.  (X.  59). 

“)  Lex  Sal.  31 : 1,  2:  de  via  sua  ostaverit  aut  inpinxerit.  Lex  Rib.  80: 
de  via  sua  ostaverit  . . . viam  suain  unm  anua  eontradixisset. 

•'*)  Nach  Lex  Sal.  17:  1 und  9.  Sept.  ('aus.  IV:  2.  Dazu  Brunner 
II.  564  N.  35  (siehe  oben  N.  51)  und  vgl.  die  via  lacina  in  Lex  Sal.  14: 
4 codd.  5 ff. 

67)  Lex  Alain.  58:  Sqs  über  liberum  in  via  inanus  iniecerit  contra  lege 
et  eurn  via  contradixerit  aut  aliquid  ei  tollere  voluerit  cum  6 sol.  cp  Pactns 
Alant.  V.  ft:  Si  porcarins  legatus  de  via  ostatus  vel  (=  et)  battutus 
fuerit,  sic  nt  duo  teuent  et  tertius  percutit,  11  (—  3 X 3 aus  Pactns  II.  52) 
sol.  cp.  Et  de  reliquo,  quod  ei  fietur  conp.  ei  in  triplo  . . . Die  Weg- 
wehrung  begreift  hier  nuch  Blauwunden;  anders  bei  Freien:  arg:  Höhe  der 
Bussen  und  Darstellung  des  Tlmtbestandes.  Vgl.  noch  N.  66. 

M)  Lex  Baiuw.  4:  3:  Si  in  eum  contra  legem  manus  iniecerit  . . (in- 
fanc)  ...  3 sol.  donot.  Darauf  folgt.  (4:  4)  die  Aufzählung  von  adargrati 
u.  s.  w.  Diese  Verletzungen  sind  deshalb  sowie  wegen  der  Höhe  ihrer 
eigenen  Bussen  nicht  inbegriffen.  Zufolge  Lex  Baiuw.  5:  3 ist  aus  dem  Be- 
griffe des  infanc  schon  jede  Verwundung  ausgeschlossen,  wegen  deren  ärzt- 
liche Hilfe  in  Anspruch  genommen  wird  (inlänc  ...  vel  si  eum  plagaverit 
quod  per  hoc  medicum  requirat).  Da  der  iufauc  nur  im  rnauus  inicere  be- 
stehen soll,  sowie  mir  Rücksicht  auf  die  Höbe  der  resp.  Bussen  darf  wohl 
auch  der  Ausschluss  von  Blau-  und  Blutwunden  aus  diesem  Begriffe  an- 
genommen werden.  Vgl.  auch  X.  57. 

*•)  Lex  Fris.  Add.  III b.  Der  Thatbestand  stimmt  fast  wörtlich  mit 
dem  der  Lex  Alant.  58  (oben  N.  57)  überein:  v.  Kichthofen  M.  G.  LL.  III. 
S.  692  X.  46. 


Dkjitized  by  Google 


67 


Langobarden*0)  verlangen  Wundbussen  und  eine  Busse  für  die 
praesumptio  der  Wegsperre  bezw.  des  einfachen  zu  Boden  Wer- 
fens oder  des  blossen  Stossens.  Verwandt  ist  die  alamannisclie,®1) 
friesische*2)  und  langobardische*2)  Busse  für  marahworf  die 
ebenfalls  mit  den  Wundbussen  kumuliert  wird.  Andererseits  wird 
aber  wiederbei  den  Langobarden  das  schimpfliche l'ebcrfallen 
und  Uurehprügelii  eines  Freien  als  ein  Delikt  unter  die  Pauschal- 
busse des  halben  Wergeides  gesetzt*4)  und  für  dieselbe  Hand- 
lung begangen  an  einem  höher  gestellten  Schweinehirten  die 
einheitliche  Busse  von  20  Schillingen  angeordnet.  **)  Einen 


m)  Ro  27 : . . . 20  sol  pro  oo  quod  autestetit  cp.  et  plagas  aut  feritas 
...  cp.  Auch  die  Hocbbusse  für  Wegwehrung  gegenüber  einer  Frau 
(Ro  26)  ist  eventuell  mit  Wundbussen  zu  kumulieren.  Siebe  § 12  N.  74  ff. 

**)  Lex  Alam.  59 : Si  quis  über  liberum  in  via  de  cahallo  iectaverit  et 
cum  tnllerit.  et  statim  reddit  in  loco  (also  eigentlich  blos  raubliche  Nutzung), 
addat  ei  consimilem  et  12  sol.  Der  Pactus  III:  22  bat  für  das  blosse  Herab- 
werfen  G Schillinge.  Die  doppelte  Erstattung  ist  die  gewöhnliche  Strafe  des 
Raubes  (Brunuer  R.  0.  II.  S.  048.  N.  89,  dazu  noch  Pactus  V.  7a:  Sqs 
pecum  manualcm  occiderit  ...  6 sol.  conp.  Si  furatus  fuerit  3 iol.  (Wert- 
taxe als  Ersatz)  solvat  ot  quantum  iurat  quod  valnit  octogildns  conponat). 
Warum  die  fixe  Busse  des  Pactus  in  der  Lex  verdoppelt  worden  sei,  ist 
nicht  klar.  Wilda  8.  77»  N.  3 lässt  cs  unentschieden,  ob  „hier  die  12  sol. 
die  Busse  für  das  Herabwerfen  oder  für  beide  widerrechtliche  Handlungen“ 
(?)  seien. 

•*)  L Fris.  Add.  IV:  quasi  eum  fuste  percussisset  sol.  cp.  „Eine 
auffallend  niedrige  Busse“,  bemerkt  Wilda  S.  780.  v.  Richthofen  M.  G 
LL.  III.  S.  693  N 4»  meint  dagegen,  der  Thntbcstand  sei  ein  anderer  als 
in  Ro  30  (?)  und  Lex  Alam.  59. 

M)  Ro  30:  . . . 80  sol.  ei  cp.;  et  si  aiiquam  lesionem  ei  fecerit  ...  cp. 
Vgl.  S 12  N.  87. 

•*)  Ro  41.  Brunner  R.  G.  II  S.  674.  Vgl.  Glossa  inserta  ad  Ro  41: 
Si  tantae  fuerint  plagae  qualiter  compositio  fuerit  maior  quam  medietas 
widrigildi,  vadat  per  plagas  secundum  vl.  (Wal causam)  et  in  electione  passi 
sit;  si  vero  minus  per  lmuc  legem  vadit.  In  der  Expositio  wird  die 
Meinung  der  antiqui  reprobiert,  die  für  die  Busse  des  c.  41  turpiter  tenere 
et  battere  verlangten  und  die  Konjektur  anfgestellt,  die  Ediktstelle  hätte 
ursprünglich  „turp.  eum  teu.  vel  battiderit“  gelautet  (?).  — Vgl.  auch  noch 
Sicardi  pactio  c.  12:  . . . ()uod  si  mnnum  super  cum  (accionarium)  miserit 
conponat  sol.  100. 

")  Ro  352:  Sqs  porcario  . . . battedorit  . . . conp.  sol.  20.  Tantum 
eit  ut  porcarius  ipso  ferita  prius  non  faciat  aut  scandalum  committat;  nam 
si  fecerit,  plagas  aut  feritas  arbitrentur  et  conponantur.  Der  Schlusssatz: 

5* 
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parallelen  Fall  bietet  auch  der  alamannische  Pactus."*)  — Als 
praesumptio  wird  auch  das  Seliw  crt/.iickeii  erwähnt.  Nach  West- 
gotenrecht6*») hat  derjenige,  der  zuerst  vom  Leder  gezogen, 
dem  anderen,  wenn  dieser  unverletzt  geblieben  ist,  10  Schillinge 
zu  büssen:  hätte  er  ihn  aber  verwundet,  so  verfällt  er  der  Strafe 
der  praesumptnosen  Verwundung,  das  ist  mit  wenigen  Ausnahmen 
der  Talion  oder  deren  Lösung  nach  Schätzung  des  Misshandelten 
— - ohne  Kumulazion  der  Pracsumpzionsbusse.  So  auch  in  Sa e Il- 
sen.66b)  Bei  den  Burgundern"6«)  soll  für  das  Schwertzücken  eine 
uiulta  von  1 i sol.  für  den  Friedensbruch,  für  wirkliche  Verwun- 
dung aber  an  Friedensgeld  ebensoviel  und  daneben  Wundbusse 
an  den  Verletzten  gezahlt  werden.  Das  englische  Kecht"M)  ver- 


Tantuin  est  etc.  drückt  dasselbe  Erfordernis»  aus  wie  Ko  41:  insidiatus  . . . 
cum  virtute  aut  solatio  vedens  euin  imparatum  etc.,  nämlich  die  vollständige 
Schuldlosigkeit  des  Geprügelten,  die  Vermessenheit,  praesumptio  des  Thiiters. 
Der  Beistrich  ist  daher  hinter  fecerit  und  nicht,  wie  Bl  uh  nie  es  thut,  hinter 
feritas  zu  setzen.  Ist  der  Geprügelte  nicht  schuldlos,  hat  er  den  Streit  an- 
gefangeu,  so  liegt  keine  praesumptio  auf  thätcrischer  Seite  vor  und  es  tritt 
statt  der  l’auschalbusse  die  Kumulazion  von  Wundhussen  ein.  Vgl,  Ko  353: 
Si  duo  porcarii  inter  se  battederint  . . . plagas  aut  feritas  conponatur;  nam 
alia  culpa  non  requiratur.  Aus  diesen  letzten  Worten  kann  nicht  geschlossen 
werden,  dass  die  20  .Schill,  des  cap.  358  ein  Zusatz  zur  Wundbusse  seien, 
der  in  cap.  353  weggefallen  wäre  ( wie  etwa  bei  ähnlicher  Dikzion  in  Ko  378 ; 
dazu  unten  jj  12  N.  75.);  sie  könnten  dann  unreine  Busse  für  Wegwehrung 
sein,  und  diese  betragt  bei  Freien  20  Schillinge  (Ko  27). 

M)  Pactus  Alaun  V:  5.  Siehe  oben  N.  57. 

•**)  Lex  Wisig.  VI:  4:0  Chds:  . . . quamlibet  non  percusserit,  10  tarnen 
solides  ei,  quem  percutere  voluit,  pro  presumptione  sola  dare  cogendus  est. 
Vgl.  VI:  4:  2 (Ant.j:  et  si  aliquid  in  domum  quam  ingressus  fuerat  (nämlich 
i vaginato  gladio  vel  quolibet  genere  armorum  munitus)  damui  non  fecerit, 
nec  aliquid  subtraxerit  pro  eo  quod  ingressus  fuerit  10  sol.  cogatnr  donare 
et  lOo  flagellis  publice  verberetur.  Siehe  oben  S.  02  N.  30. 

**”■)  Lex  Sax.  «:  <)ui  gladio  stricto  super  alterum  cucurrerit,  et  retentus 
ah  alio  fuerit,  12  sol.  cp.  . . . mit  0:  Si  gladio  vestem  . . . alterius  inciderit 
30  sol.  cp.  . . . Die  Strafe  des  Ssp.  I.  02  $ 2 (vgl.  Gosl.  Stat.  S.  34  Z.  30. 
Venn  Ssp.  IV.  35.  l.  bei  John  S.  157):  „dat  svert  sal  des  riehteres  sin“ 
ist  vielleicht  kumuliert  worden. 

“<'<')  Lex  Burg.  37 : Quicumquc  spatam  . . eduxerit  ad  percutiendum 
alterum  et  non  percusserit,  inferat  multae  nomine  sol.  12;  si  percusserit,  in- 
ferat  similiter  solidos  12  et  de  inflicto  vnlnere  indicetur. 

““.t)  -El fr.  38.  lue  0.  Ueherhaupt  Schmid  S.  580  v:  fyhtwite.  Aber 
auch  hier  handelt  es  sich  um  wite,  nicht  um  bflt. 
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langt  für  das  Fechten  ein  besonderes  wite  (fyhtwite,  blodwite), 
ausserdem  ev.  noch  eine  Busse  für  die  Verletzung  des  Hausrechts. 

Auch  bei  Mord®5)  und  FrauentiHung®8)  liegt  eine  be- 
sondere praesumptio  vor.  Diese  Delikte  werden  von  den  Volks- 
rechten als  einheitliche  Verbrechen  behandelt.  Nur  die  Lango- 
barden spalten  den  Thatbestand.  indem  sie  das  einfache  Wergeid 
und  daneben  die  Praesumpzionsbusse  von  900  Schillingen  ver- 
langen.”9) Der  vermosscntliche  TodscliIHsrcr  verwirkt  nach 

Wilda  S.  706  ff.  Brunner  R.  U.  II.  S.  627  ff.  S.  629  N.  13: 
Bei  den  Friesen  Sfaches  (9faches?  vgl.  N.  39,  $ 12  N.  36.)  sowie  die  wohl 
alamannische  Vorlage  Wergeid. 

•*)  Nicht  allgemein;  vgl.  Wilda  S.  571.  Brunner  R.  G.  II.  S.  614  ff. 

*")  Ro  14.  Vgl.  auch  lex  Baiuw.  19:  2;  dazu  lirunner  R.  Ci.  II  S.  629 
N.  16.  Ro  2oi.  378.  Siche  unten  § 12  X.  61.  67  ff.  74  ff.  Fine  Verwand- 
schaft zeigt  die  I.ex  Saxonum  19:  Für  den  Gemordeten  ist  zunächst  das 
einfache  Wergeid  zu  zahlen,  zn  3 vom  Thäter,  zu  1 3 von  dessen  Sippe. 
Dazu  kommt  noch  das  8 fache  Wcrgeld  vom  Mörder  (Praesumpzionsbusse) 
oder  im  Falle  der  Nichtzahlung  die  Fehde  blos  gegen  ihn  und  seine  Söhne. 
Vgl.  Wilda  S.  394  f.  v.  Richthofen,  Zur  Lex  Saxonum  S.  248.  Der- 
selbe 31.  G.  LL.  V.  S.  59  N.  52.  Brunner,  Sippe  und  Wergeid  in  Z3  111 
(1882)  S.  11.  R.  G.  I S 221  N.  23.  — Wir  finden  bei  den  Langobarden  auch 
die  Häufung  einer  Busse  von  20  sol.  für  anagrip  mit  einer  gleichen  propter 
faidam.  Es  scheint,  dass  die  erstere  für  rechtswidrigen  Beischlaf  an  einem 
Frauenzimmer,  also  für  die  Schwächung  als  solche  (pretium  pudicitiae  s. 
huniiliationis  der  Bussbücher  Schröder  R.  G. 3 S.  337  N.  40)  gezahlt  wird, 
die  letztere  aber  dann  hinzutritt,  wenn  eine  Verletzung  des  im  3Iundium 
gelegenen  Verlobungsrechtes  konkurriert.  Osenbriiggens  (S.  98  f.)  auf 
Uloss.  3Iatr.  zurückgehende  (wörtliche)  Auffassung  des  anagrip  als  „die 
unrechtmässige  geschlechtliche  Berührung  einer  Frau“  scheint  mir  zu  schwach 
zu  sein.  Ferner  ist  zu  bemerken,  das  anagrip  allein  immer  Einwilligung 
der  Frau  voraussetzt.  Ro  188:  ad  mari tum  ambolaverit.  Ro  189:  voluntariae 
foruicaverit  cum  libero  botnine.  Ro  19«* : illa  tarnen  consentiente.  Ro  214: 
duxerit  uxorem.  Fehlt  es  au  dieser  Einwilligung,  so  ist  die  Hoehbusse  für 
ininria,  violentia  zu  zahlen.  Ro  26  186.  187.  191.  Die  20  sol.  propter  fai- 
dam werden  nur  gezahlt,  wenn  auch  eine  Ehe  beabsichtigt  war.  Ro  188  im 
Gegensätze  zu  Ro  189.  Ro.  190.  214.  Wilda  S.  815  beruht  (gegenüber 
Osenbriiggen  S.  9«  N.  30  und  S.  112:  „Anagrip  kommt  nie  ohne  Ver- 
bindung mit  faida  vor“)  auf  dem  richtigen  Text  von  Ro  189;  die  Worte:  „et 
propter  faida  alios  20“  sind  hier  (sie  linden  sich  nur  in  Codex  2)  erst  durch 
eine  spätere  Hand  hinzugefiigt.  Seinen  Vermuthungen  S.  816,  dass  diese 
20  Schillinge  vielleicht  den  fredus,  noch  eher  aber  eine  blosse  Verdopplung 
der  Busse  bedeuten,  ist  wohl  nicht  zuzustimmen;  sie  scheinen  durch  die  Ver- 
brechenskonkurrenz gerechtfertigt  Zwei  verschiedene  Iniurien  werden  durch 
Bussenhäufung  gebüsst.  Vgl.  z.  B.  auch  den  Zusatz  einiger  Hss.  am  Ende 
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Liutprand  neben  dem  Wergeid  des  Toten  noch  zur  Strafe  für 
die  praesumptio  den  Rest  seines  Vermögens,  wie  jede  Busse  zur 
Hälfte  an  den  König,  zur  Hälfte  an  die  verletzte  Sippe.50)  Hier 
ist  aurh  die  Busse  von  80  ( 40)  solidi  anzureihen,  die  der  haml- 
liafte  Dieb  neben  dem  Neungeld  zu  entrichten  hat.  Sie  ist  eine 
Halslösungsgebühr  und  Praesumpzionsbusse,  ebenso  wie  die  Hoch- 
busse des  Mörders  oder  der  vom  vermessentlichen  Todschläger 
verwirkte  Vermögensrest.51) 


Anmerkung.1) 

Ein  allgemeines  Prinzip,  wonach  die  Volksrechte  bei  Ver- 
letzung eines  höheren  Friedens  zur  Vervielfachung  der  Erfolg- 


von  Lex  Wisig.  XII:  2:  Tit.  I:  7 (Walter  Corpus  iuris  germanici  I S.  669): 
Si  quis  aliquem  honiiuera  ingeuutiui  pedibus  traxerit  siue  culpa  aut  subgita- 
verit  aut  capillos  capitis  abstraxerit,  si  milius  livor  apparuerit,  pro  singulis 
obiectionibus  quae  superius  contiueutur  . . 5 sol.  reddat  cui  iniuriam 
fecerit.  Wilda  S.  778  N.  4 ex  pag.  777. 

w)  Liu  20.  Näheres  siehe  unten  § 16  N.  3 ff.  Vgl.  ferner  Ito  376 
(unten  S 9 N.  59):  Wer  eine  fremde  Magd  im  Irrwahn,  sie  sei  eine  Hexe, 
getötet  hat,  soll  ausser  ihrem  Wergeid  (Vgl.  Ro  129)  noch  pro  culpa  too 
bezw.  60  sol.  zahlen.  Betreffend  Ro  374  siche  jj  n X.  26.  jj  9 X.  37.  59. 

”)  Ro  253.  254.  32.  33.  Sie  ist  ebenso  wie  diese  zwischen  dem 
Könige  und  dem  Verletzten  zu  theilen.  Hiefür  auch  Osenbrüggen 
S.  27  mit  Verweisung  auf  S.  120  ff.,  wegen  ihres  „Eutsteliungsgruudes“ 
(?).  Die  Theilung  der  so— (40-)Schillingbusse  wird  ausdrücklich  ausge- 
sprochen in  Ro  23S.  249.  279.  In  Ro  257  wird  unsere  Busse  mit  der  zu 
theilendcn  Hochbusse  kompensiert;  uurichtig  bezeichnet  sie  daher  Blan- 
dini,  II  delitto  e la  pena  S.  37  X.  1 als  pnbblica  pena.  Vgl.  über  diese 
Busse  noch  jj  12  X.  79  ff.  — Eiue  solche  Praesumpzionsbusse  sind  auch 
die  20  Schill,  an  die  kgl.  Kammer  die  nach  Ro  266  (vgl.  Osenbrüggen 
S.  45)  der  Fährmann  (neben  dem  Achtgclde,  bezüglich  dessen  aber  adunatio 
gestattet  ist)  zu  zahlen  hat,  der  einen  Hieb  sciens  transposuerit  cum  aliquas 
res  furtivas.  In  Ko  267  hat  der  Fährmann  ausser  den  20  sol.  pro  culpa 
nur  einfachen  Ersatz  zu  leisten,  weil  der  Diebstahl  des  Knechtes  an  seinem 
eigenen  Herrn  nicht  mit  dem  Achtgclde  gebilsst  wird.  In  Ro  262  haftet 
nämlich  derjenige,  dem  ein  diebischer  Knecht  das  gestohlene  Gut  zur  Auf- 
bewahrung gegeben  hat,  pro  furtum  deshalb,  weil  er  den  Besitz  abläuguef, 
also  aus  seinem  eigenen  Delikte. 

■)  Während  es  in  ziem  eben  beendigten  jj  darauf  anknm,  zu  zeigen, 
wie  derselbe  Thatbestand  bald  als  Einheit,  bald  als  Verbrechenskonkurrenz 
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busse  oder  aber  zum  Aufschlag  einer  Praesumpzionsbusse1) 
greifen,  lässt  sich  nicht  aufstellen.  Die  Lex  Salica  und  zum 
grössten  Theil  auch  die  Lex  Kibnaria  schlagen  den  ersten  Weg 
ein.  Ausser  den  im  eben  abgeschlossenen  Paragraphen  auf- 
geführten Fällen  wäre  etwa  noch  zn  vergleichen:  die  Tötung 
des  unmündigen  und  des  noch  nicht  wehrhaften  Knaben;3)  die 
Tötung  oder  Entmannung  eines  königlichen  Dienstmannes.4) 
Auch  die  halben  Wergeider  (100  sol.)  in  Lex  Rib.  9,  10  für 
einen  horno  regius  oder  ecclesiasticus  sind  vielleicht  durch  Ab- 
rundung von  3 X 36  Schillingen  zu  erklären.  Desgleichen  sind 
die  ribuarischen  Wergeider  von  Geistlichen  einheitliche  Bussen.1') 
Für  Wegwehrung  gegen  eine  Frau  sind  nach  der  Lex  Salica 
45  sol.,  also  das  Dreifache  der  Busse  für  Wegsperre  gegen  einen 
Mann  zu  zahlen.8)  In  demselben  Verhältniss  stehen  die  Bussen 
für  einander  entsprechende  Verbalinjurien.  ^ Die  Busse  von  200 
solidi  für  Xothzucht  au  einer  Braut,  quae  druchte  ducitur  ad 
maritum,  ist  das  Dreifache  der  schlichten  Nothzuchtbusse  von 
62’  * Schillingen.8)  Der  Ueberfall  eines  horno  migrans  kostet 
62’  s , wenn  dieser  aber  ein  königliches  praeceptum  hatte,  200 
Schillinge.  ®)  Die  Busse  von  200  Schillingen  für  (qualifizierten) 
Mordversuch ,#)  erscheint  als  das  Dreifache  der  schlichten  Lebens- 
gefährdungsbusse. — Bei  Verletzung  mehrfachen  Friedens  wird 
dann  die  Grundbusse  mehrmal  verdreifacht,  so  dass  die  Straf- 


behandelt wird,  soll  in  dem  Folgenden  ein  flüchtiger  l'eberblick  über 
die  einzelnen  Volksrechte  als  solche  gegeben  werden  mit  Rücksicht 
aut'  die  darin  vorgenommene  Zusammenfassung  oder  Spaltung  praesumptuoscr 
Thatbestände.  Dabei  werden  einige  Quellenbelege,  die  den  $ 6 überlastet 
hätten  (ohne  Anspruch  auf  Vollständigkeit)  nachgetragen. 

s)  Jletrefl'eud  die  Konkurrenz  von  Verletzungen  eines  Anderen  als  des 
durch  das  Verbrechen  unmittelbar  Betroffenen  siehe  Jj  s.  9. 

*)  Lex  Sal.  24:  1,  2.  Brunner  R.  (4.  II.  S.  615. 

*)  Lex  Sal.  54:  1 — 3.  4t:  3,  5 mit  6.  104:  2 mit  1.  Brunner  R.  (i.  I. 

• S.  252.  Lex  Rib.  11.  14:  l.  53. 

»)  Lex  Rib.  36:  5—9. 

*)  Lex  Sal.  31:  2 mit  1.  Vgl.  $ 6 X.  55.  S.  66. 

7)  Lex  Sal.  30:  1,  7 mit  3.  L'eber  cenitus  u.  ähnl.  sielm  Hessels 
Glossar,  Kern  bei  Hessels  S 17L  Brunner  R.G.  II.  S.  672  X.  4.  6. 

")  Lex  Sal.  13:  14  codd.  5 ff.  25 : 1.  Vgl.  Brunn  er  R.  G.  II  S.  534  X.  27. 

*)  Lex  Sal.  14:  1,  4,  5,  siehe  jj  6 X.  52  a.  E.  S.  66. 

*°)  Lex  Sal.  98.  Brunner  R.G.  S.  560  X.  10. 
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summen  mitunter  ungeheuerlich  Anwachsen.  Ffir  Tötung  eines 
antrustio  in  Konkurrenz  mit  Haus-  oder  Heerfriedensbrueh  sind 
3 X 3 X 200  Schillinge  zu  zahlen.")  Ebenso  für  Mord,  be- 
gangen im  Heere,  an  einer  Frau,  an  einem  Knaben,  Bischof 
oder  königlichen  Dienstmann.12)  In  der  Lex  Hibuaria  findet  sich 
eine  Abweichung  von  diesem  Prinzip  der  Verbrechenseinheit 
nur  beim  Einbruchdiebstahl.13) 

Schon  die  Lex  Chamaworum  hat  aber  beide  Systeme,  das 
der  Deliktseinheit  und  das  der  Konkurrenz  mit  einer  besonderen 
Praesumpzion  in  voller  Entfaltung  neben  einander.  Das  erste  re 
gilt  da  für  Wergeider,14)  das  zweite  für  geringere  Bussen.1') 
Auch  andere  Volksrechte,  das  langobardisclie  ausgenommen,  haben, 
soweit  es  sich  um  Todschlagsfälle  handelt,  wie  dies  bereits  bei 
der  Heimsuchung,  Frauentötung  und  beim  Mord  zu  bemerken 
war,  das  System  der  Verbrechenseinheit,  während  sonst  die  dies- 
bezügliche Entscheidung  schwankt;  jedenfalls  ist  neben  auto- 
chthonen  Prinzipien  auch  fremder,  insbesondere  fränkischer  Ein- 
fluss in  Rechnung  zu  ziehen.  Diesbezüglich  wäre  noch  Einiges 
hinzuzufügen:  Todschlag.  Wunden  und  Diebstahl  im  Heere  be- 
gangen, belegen,  wie  die  fränkischen  Rechte,  das  alamaunische, 
sächsische  und  friesische  Volksrecht  mit  vervielfachter 
Busse,1®)  während  die  Langobarden  eine  Verbrechenskonkurrenz 
annehmen.  In  Baiern,  Sachsen,  Thüringen  wird  das  Wer- 
geid für  Angehörige  höherer  Stände  verdreifacht,  in  England 
versechsfacht.17)  Frauenverletzungen  werden  bei  den  Schwa- 


**)  Lex  Sal.  42:  1 mit  2.  «3:  1 mit  2. 

•*)  Lex  Sal.  41:  4.  42:  1.  103:  2 [in  Cod.  1 ist  vor  Dl’OC  das  31  aus- 
gefallen.] Sept.  Caus.  VIII.  Brunner  R Ci.  II.  S.  «20  N.  13. 

'*)  Sielie  Jj  6 N.  2S.  S.  61. 

“)  Kwa  Chnm.  8.  7.  S.  o. 

’4)  Daselbst  c.  19  ff.,  oben  § 6 N.  29.  S.  61. 

■•)  Lex  Alam.  25.  26.  Arg.  Lex  Sax  37.  Brunner  R.  Ci.  II.  S.  583. 
X.  22.  (Verdreifachung).  Lex  F'risiomun  17:  1:  novies  daninum  . . . con- 
ponere  cogatur,  et  . . novies  fredam  . . nach  Brunner  a.  O.  X.  23  neunfaches 
Wergeldsiniplum  (?  vgl.  nuten  N.  19  und  $ 6 X.  39)  und  Friedensgeld. 
Ko.  6.  8.  17.  18.  36  ff.  Liu.  35. 

*’)  Lex  Bai.  III:  I,  2.  Lex  Sax.  14;  dazu  Brunner  R.  Ci.  I S.  225. 
Lex  Angl,  et  Werin.  I.  2:  Für  einen  ndalingus  600,  fiir  einen  Freieu  200 
Schill.  Sehuiid,  Ciesetze  der  Angelsachsen  S.  «75.  Dasselbe  Prinzip  hat 
aber  auch  Liu  62! 
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ben,  Baiern,  Sachsen  wie  im  fränkischen  Rechte  mit  ver- 
vielfachter Wundbusse,  bei  den  Langobarden  hingegen  durch 
Aufschlag  der  Hochbnsse  für  die  konkurrierende  iniuria  de  mu- 
liere  libera  gebüsst. ,8)  In  Friesland  wird  für  Todschlag  in 
curte  ducis.  in  ecclesia,  in  atrio  ecclcsiae,  für  Tötung  eines  le- 
gatus  regis  vel  ducis  Wergeid  und  fredus,  werden  ferner  für 
alle  Delikte,  die  Jemand  bei  Gelegenheit  eines  Streites  begeht, 
den  er  im  Heer  erregt  hat,  Bussen  und  Fl  iedensgelder  vernenn- 
facht. ,0)  Dem  entsprechend  ist  vielleicht  auch  bei  Vervielfachung 
des  Wergeides  wegen  höheren  Standes  des  Erschlagenen  der 
fredus  von  30  sol.  ebenfalls  mehreremal  zu  zahlen.  In  einem 
Falle  wird  dergleichen  ausdrücklich  gesagt.  Der  Frauenräuber, 
der'  das  Mädchen  entehrt  und  verstösst,  soll  ihr  Wergeid  einmal 
an  sie,  einmal  an  den  König  (liedns),  einmal  an  den  Mnndwalt 
zahlen,  sive  nobilis  (also  ein  multiplem)  sive  libera  fuerit.40) 
Dagegen  wird  für  Heimsuchung,  Wegsperre,  marahworf  wie  schon 
bemerkt,  eine  besondere  Zusatzbusse  neben  der  Wund-  ev.  Sach- 
schadenbusse verlangt.21)  Beide  Systeme  finden  sich  ferner  bei 
den  Westgoten.  Vermessentlicher  Todschlag,  malitiose  Ver- 
wundung, Vermögensschaden  durch  Heimsuchung  oder  Eiubruch- 
diebstahl  bilden  selbständige,  einheitliche  praesumptuose  Delikte. 
Daneben  treffen  wir  aber  wieder  Fälle  von  Kumulazion  von 
Wund-  oder  Vermögenschadenbussen  mit  besonderen  Praesump- 
zionsbussen.  So  werden  bei  lebensgefährlicher  Verletzung  eines 
Freien  durch  einen  Freien  zu  der  Wnndbusse  noch  20  Schillinge 
für  die  Lebensgefährdung  zugeschlagen.24)  Diese  letzteren  sind 


**)  Paetus  Alam.  II : 44,  45  mit  47,  48.  V:  1.  Lex  Alam.  45  mit  46.  47.  48. 
4t*.  59.  fc8.  Brunner  K.  ü.  II.  S.  614  X.  8.  Lex  Bai.  IV.  29.  Lex  Sax. 
15.  Brunner  a.  O.  S.  615  N.  12.  Betreffend  die  Langobarden  $ 12  X.  74  ff. 
,s)  Lex  Fris,  17:  2;  dazu  oben  X.  16  und  tj  6 X.  89  S.  63. 

“)  Lex  Kris.  9:  8,  9;  siehe  unten  $ 8 X.  14  8.  90. 
u)  S 6 X.  40.  59.  62  8.  64  ff. 

!i)  Lex  Wiaig.  VI:  4:  8.  Antiqua:  Si  quis  ingenuus  ingonuo  vulnus 
infixerit  . . . et  si  evaserit  vulneratus  pro  sola  presumptione  dcl  sol.  20  . . . 
et  extra  hoc  conpositionem  vulneris  inplere  cogatur,  sicut  a iudicibus  t'uerit 
esrimatum.  Vgl.  Wilda  S.  759:  „für  die  Verunrechtung  an  sich,  ohne 
dalei  weiter  den  zugefiigten  Schaden,  den  verursachten  Schmerz  in  Betracht 
zu  ziehen-1.  Dahn  Westgot.  Stud.  8.  170  X.  15.  Die  Salier  und  Baiern 
fassen  dagegen  die  Iajbensgefährdung  als  ein  Pauschaldelikt  ; siehe  § 7 X.  8. 
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nach  westgotischer  Auffassung;  keine  Erfolg-,  sondern  eine  Prae- 
sumpzionsbusse;  docli  ist  der  Dolus,  mit  dein  die  Stelle  rechnet, 
geringerer  Natur.  Reine  Bosheit,  malitia  ist  ausgeschlossen,  da 
ja  die  Wundbussensumme  durch  richterliche  Schätzung  bestimmt 
werden  soll.3*)  Es  wird  vielmehr  eher  eine  ehrliche  Schlägerei  vor- 
ausgesetzt, dabei  aber  doch  wegen  der  Grösse  des  Erfolges  ein 
Exzess  über  diese  normale  Feindschaft  hinaus  angenommen  und 
unter  besondere  Busse  gestellt.44)  Dasselbe  gilt  für  schwere 
(lebensgefährliche?)Verletzung  eines  Unfreien  durch  einen  Freien.**) 
Die  Wunden  werden  wie  die  im  gerechten  Affekte  zugefügten 
nach  richterlicher  Schätzung  gebüsst.4®)  der  Thäter  hat  durch 
(provisorische)  Leistung  eines  Ersatzsklaven  und  Heilung  des 
Verwundeten  den  beschädigten  Herrn  völlig  schadlos  zu  halten, 
ausserdem  aber  für  den  Imsonderen  Mutliwillen  (tomeritas,  nicht 
malitia),  der  zu  schwerer  Verletzung  geführt  hat.  eine  Prae- 
sumpzionsbusse  von  10  Schillingen  zu  zahlen.*’)  Desgleichen 
bei  der  Pfandkehrung.  Der  Thäter  hat  die  Injurienbusse  von  5 
(8)  Schill,  zu  zahlen  und  ausserdem  den  Feldschaden,  den  das 
geschüttete  Vieh  gemacht  hat,  doppelt  zu  ersetzen. 4S)  Doppel- 


*’)  Im  Gegensatz^  zu  Lex  Wisig.  VI:  4:  3. 

*')  Der  Ansicht  Dahns  a.  O.  S.  176,  es  handle  sich  hier  um  »ge- 
ringere Verletzungen“,  kann  nicht  zugestimmt  werden;  es  handelt  sich  um 
tiltliche  oder  lebensgefährliche  Verletzungen. 

“)  Lex  Wisig.  VI:  4 : 9.  (Ant.):  Si  quis  ingenuus  servuin  alieuum  volens 
debilitaverit,  alterum  paris  meriti  servum  domino  eius  dare  non  moretur. 
lllum  vero  debilem  suo  istudio  et  surntu  ad  curandum,  duner  recipiat  sani- 
tatem,  retineat  (siehe  oben  S.  27  X.  107).  Postca  vero,  si  sanari  potuerit, 
pro  vulnere  conpositio  detur,  ut  iustum  visum  fuerit  iudicanti.  . . . Insuper 
autem  pro  facti  temeritatc,  ut  cedem  evadat,  pro  eo  quod  servum  alienum 
vulnerarc  presumsit,  10  sol.  domino  servi  persolvat. 

**)  Lex  Wisig.  VI:  4:  8;  Zeumer  S.  1H8  Zeile  30  ff. 

*7)  Hei  leichteren  Verletzungen  wird  wohl  der  Mutbwille  nicht  besonders 
angerechnet. 

**)  Lex  Wisig.  VIII : 3:  14.  (Ant.):  . . . B sol.  qui  iniuriam  pertulit 
consequatur  et  preterea  duplutn  damnum  ille  qui  abstulit  reddere  con- 
pellatur.  An  sieh  ist  der  nicht  praesumptuose  Feldschaden  nur  einfach  zu 
ersetzen:  VIII:  3:  11,  13.  Vgl.  auch  noch  VI:  4:  4:  fiir  W'egwehruug 
5 sol.  pro  iniuria.  Dahn  a.  O.  S.  227.  16s.  Das  damnum  der  1.  14  cit. 
besteht  darin,  dass  die  Pfandkehrung  den  Feldeigenthiimer  um  sein  Pressions- 
und  Beweismittel  (Dahn  a.  O.  S.  »5.  Brunner  lt.  <i.  II.  S.  534  f.)  und 
dadurch  um  deu  Schadenersatz  bringt. 
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orsatz  und  Iniurienbusse  trifft  ferner  denjenigen,  der  unbefugt 
ein  Richteramt  ausübt  und  dabei  eine  Partei  schädigt.2®)  Häutig 
gelangt  das  Vorhandensein  einer  besonderen  Praesumpzion  zum 
strafrechtlichen  Ausdruck  durch  die  Kumulazion  einer  Prügel- 
strafe. Wer  z.  E.  einen  gefangenen  Verbrecher  befreit,  soll  pro 
sola  praesumptione  100  Streiche  erhalten  und  den  Flüchtigen  wie- 
der stellen.  Kann  er  dies  nicht,  so  trifft  ihn  auch  noch  die  Diebs- 
bnsse  und  -Strafe  (Macher  Ersatz  und  weitere  (?)  100  Streiche).3") 
Ferner  bei  Gewaltthfttigkeiten,  die  von  einem  Knechte  begangen 
werden.  Ein  Knecht,  der  einen  Freien  lebensgefährlich  ver- 
wundet hat,  erhält  200  Streiche  für  die  Praesumpzion ; daneben 
zahlt  der  Herr  die  Wundbusse  nach  richterlicher  Schätzung.31) 
Bios  200  Hiebe  dagegen  erhält  der  Knecht,  der  einen  Freien 
bindet.34)  Die  Wundbusse  erscheint  als  die  Erfolgbusse,  zu  dieser 
tritt  (im  ersten  Falle)  Praesumpzionsstrafe.  Bei  der  iniuria  des 
Bindens  fehlt  es  an  der  Konkurrenz  eines  greifbaren  Erfolges; 
da  wird  nur  die  Praesumpzionsstrafe  verwirkt.  Aehnlich  wenn 
ein  Knecht  seinesgleichen  misshandelt.  Für  Schläge  und  Ver- 
wundungen im  Streite  ist  Busse  zu  zahlen  und  erhält  ausserdem 
der  Thäter  eine  Tracht  von  50  Streichen.33)  Es  gilt  — dem 
niederen  Stande  der  Betheiligten  entsprechend  — schon  als  Prae- 
sumpzion, wenn  ein  Knecht  mit  einem  anderen  überhaupt  Händel 
antangt.  Für  Lebensgefährdung  kommen  weitere  50  Schläge 
hinzu.34)  — Am  weitesten  stellt  sich,  was  die.  Spaltung  prae- 


I<ex  Wisig.  II:  1:  16  (Chds.):  si  solum  contumeliam  vel  iniuriam 
fecerit.  libram  auri  coactus  exsolvat;  si  vero  rem  aliquam  temeranter  ab- 
stulerit  . . tantundein  cum  eadem  rem  . . . restituat, 

**)  Lex  Wisig.  VII : 2:  20  f,Ant.):  pro  sola  presumtionem  100  flag. 
suscipiat  ...  Si  autem  für  inventus  non  fuerit,  . . . penam  furis  perferat 
et  tantum  de  suo  ipse  conponat,  quautum  für  . . . satisfacere  potuerat. 
Dahn  a.  O.  S.  237  f.  Vgl.  VIII:  3:  14,  wo  die  5 sol.  des  Pfandkehrers 
durch  50  Streiche  (neben  dem  duplum  damnum),  VI:  4:  8,  wo  die  20  sol. 
für  Lebeusgefahrdung  durch  200  Streiche  ersetzt  werden. 

’*)  Lex  Wisig.  VI:  4:  10. 

**)  Lex  Wisig.  VI:  4:  3.  Zeumer  S 188  Zeile  13f. 

1.  3.  cit.  Zeumer  S.  188  Zeile  37  ff. 

M)  Lex  Wisig.  VI:  4:  11.  (Ant.):  „debilitatio“.  I)ahu  S.  227.  Betreffend 
die  Schadloshaltung  ist  wohl  mit  Dahn  anzunehmen,  das  Subjekt  wechsle 
in  dem  Satze  „servum  usurpet“.  Vgl.  aber  auch  1.  3 cit.  Walter  C. I.  Ci. 
S.  548  Zeile  1.  Zeumer  S.  188  Zeile  5:  „cum  eodem*. 
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sumptuoser  Thatbestände  anbelangt,  nach  dem  Gesagten  das 
langobardische Edikt;  es  kennt  nur  wenige  praesumptuose Ver- 
brechen. 


B. 

ft  7.  Verbrechenselnhelt  trotz  mehr  rachen  Thatbestandes. 
— Versuejh  lind  vollbrachtes  Delikt.  — Das  fortgesetzte 

Verbrechen. 

I.  Verbrechenseinheit  wird  angenommen,  wenn  zwar  meh- 
rere verbrecherische  Thatbestände  vorliegen,  von  denen  aber  der 
eine  blos  als  Folge  der  (des)  anderen  erscheint.')  In  diesem 
Falle  wird  nur  der  letzte  Erfolg  gebimst;  die  übrigen  That- 
bestände, die  sich  nur  als  Vorstufe  hiezu  darstellen,  werden  nicht 
abgesondert  der  Bestrafung  unterzogen. 


’)  Massgebend  ist  das  Verhältnis»  der  Thatbestände,  wie  es  sich  der 
naiven,  formalistischen  Betrachtung  bietet.  Blandini  a.  O.  S.  36  fasst  die 
Absicht  des  Missethäters  ins  Auge  und  bespricht  die  Behandlung  des  Falles, 
quando  si  commette  un  reato  eome  mezzn  a consumarne  an  secondo.  Dabei 
denkt  er  an  die  Verletzung  eines  besonderen  Friedens  als  Mittel  zu  einem 
anderen  Verbrechen  tpereossa,  ferita,  oroicidioX  Eine  solche  subjektivistisclie 
Konstrukziou  muss  für  unseren  Quelleubereich  vollständig  fallen  gelassen 
werden.  Ausserdem  erscheint  der  konkurrierende  Friedensbruch  nicht  als 
(beabsichtigtes!)  Mittel  für  die  Wunde  u.  s.  w.,  sondern  als  deren  Begleit- 
erscheinung, Reffezwirkung.  Die  Behandlung  solcher  Fälle  ist,  wie  gezeigt 
verschieden;  bald  wird  eine  l’raesuinpzionsbusse  kumuliert,  bald  ein  beson- 
deres praesumptuoses  Delikt  konstruiert,  — und  zwar  auch  bei  den  Lango- 
barden (z.  B.  haritraib,  Tötung  Adeliger,  was  Blandini  übersieht),  wenn 
auch  das  Edikt  Spaltungen  von  praesumptio  und  Erfolg  bes.  zuneigt.  Pertile, 
Storia  del  diritto  italiano  V.  S.  111  will  (für  das  spätere  lgb.  Recht)  Ver- 
brechenseinheit dort  konstatieren,  wo  mehrere  Handlungen  wohl  per  se  di- 
versi  reati  bilden,  aber  solche  sind,  che  erano  compiti  ad  un  medesimo  tempo 
per  l'esecuzione  d'un  solo  delitto,  cui  i singoli  serviano  di  tnezzo,  come  a 
mo  d’esempio  la  delazione  dartui  proibite  e i ferimenti  in  un  omicidiu  Was 
das  Verhältnis«  von  Wunden  und  Tod  anbelangt,  siebe  N.  S ff.  Betreffend 
aber  das  Tragen  verbotener  Waffen,  so  dürfte  dem  altlangobardisehen 
Ediktsrechte  doch  eher  die  Kumulazion  einer  Busse  etwa  für  scandalum 
oder  dergl.  entsprechen. 
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Wenn  der  Verletzte  den  Wunden  erliegt,5)  so  hat  der  Thäter 
nur  Wergeid  und  nicht  auch  Wundbusse  zu  zahlen.5)  Das 


*)  Für  das  römische  Recht  sagt  Ulpian  in  1.  2 § 4 T)  47:  1:  Si  quis 
subreptnm  (nämlich  hnmincm ) Aagello  ceciderit,  duabtis  actionibus  tenetur: 
furti  et  iniuriarum;  et  si  forte  hunc  eundem  occiderit,  tribus  actionibus 
tenebitur.  Hier  dürfte  cs  sich  indessen  um  reale  Konkurrenz  handeln  Dass 
die  Römer  bei  einer  Tötung  durch  Verwundung  ein  Delikt,  einfachen  Tod- 
schlag annahmen,  scheint  jj  1 1 c.  zu  ergeben,  der  im  Gegensätze  zuiu  jj  4 
cit.  gegen  denjenigen  qui  hominem  subripuit  et  occidit  (jedenfalls  durch  Ver- 
wundungen ) blos  die  actiones  furti  und  legis  Aquiliae  gibt.  .So  sagt  auch 
die  Glosse  zu  $ 1:  ex  intervnllo  et  sic  intervenit  separatio  delictorum:  et 
alias  si  piura  vulnera  intuleris  et  ex  ultimo  sit  inortuus,  non  teneris  nisi  ut 
occisor.  Heinemann  S.  19ff.  Anders  Wachenfols  S.  2.  Allerdings  ist 
wohl  vorausgesetzt,  dass  der  Tod  in  continenti  erfolgt,  während  germanische 
Rechte  noch  eine  kritische  Zeit  gestatten,  innerhalb  deren  es  sich  entscheidet, 
ob  Wundbusse  oder  Wergeid  gezahlt  wird.  — Vgl.  noch  Karpzow  Practica 
rerum  criminalium  P.  III.  qu.  132  nach  Fariuacius:  . . . veluti  in  vulnerante 
et  occidente,  qui  solurn  puniri  debeat  de  homicidio  et  non  de  homicidio  et 
vulnere  simul  (entlehnt  aus  Wachenfels  S.  5). 

*j  Brunner  R.  G.  II.  S.  630  N.  20.  Vgl.  Wilda  S.  680.  Ssp  II.  16 
$ " (oben  S.  18  JJ.  81 ) schliesst  bei  Tod  in  Folge  von  Verstümmlungen  die 
Verstümmlungsbussen  aus.  Vgl.  Ssp.  I.  68  $ 4 : Ano  vleischwunde  mach  ok 
en  mau  den  anderen  doden  oder  lernen  mit  siegen  oder  mit  stoten  oder  mit 
werpene  unde  anders  to  maueger  wis,  dar  he  sine  hant  oder  sinen  lif  an 
verhöret.  Ssp.  III.  31  § 3:  Svc  den  anderen  . . . wandet  oder  sleit  ane 
dotslach  unde  ane  lemesle.  sinen  erven  ne  lievct  he  dar  uiniue  nicht  to  ant- 
werdene,  of  he  stirft  na  der  jartale  . . . Swap.  Dassberg  290:  Swer 
den  andren  . . . wandet  oder  in  sicht  ane  den  tot  slag  und  ane  lerne,  und 
er  liut  iuber  daz  iar  an  der  wunden  und  er  stirbet  nach  dem  iare  und 
haut  sin  erben  der  clage  begunnen  oder  er  selbe  innerhalb  dem  iare,  er 
muoz  . . dar  umbe  autwiurten  sinen  erben  und  wen  sol  in  rihten  hin  ze 
dem  schuldigen  als  umbe  den  tot  slag.  201  *.  Disiu  wort  sprach  got  selbe 
wider  Moysen  . . . Swer  sinen  kneebt  und  sine  dime  sieht  mit  ruoten  undo 
sterbent  si  im  under  den  handen,  er  ist  dez  todez  schuldig.  I.ebent  aber 
si  darnach  über  einen  tag  . . er  ist  dez  niut  schuldig.  2.  Mos.  22:  20, 
21.  — Brünner  Schöffenbuch  N.  724  (Rössler  II.  S.  330):  Vulneratus 
ambulans  et  tandem  moriens  non  emendatur  ut  occisns  . . . Si  vulneratus 
per  plateas  et  ecclesias  more  sani  hominis  sine  baculo  per  Scabinum  visus 
fuerit  ambulare,  tandemque  ante  quacrimoniam  eiusdem  vulnerationis  iustiti- 
aliter  discussam  moriatur,  reus  non  pro  homicidio,  sed  tanfum  pro  vulnere 
respondebit  ipso  iure.  Vgl.  Osonbrüggen,  Altdeutsches  und  neudeutsches 
Strafrecht,  Ztschrft.  f.  R.  G.  I.  402.  Daselbst  auch  über  die  sog.  „Leistung“, 
v.  Amira,  Altschwedisches  Obligaziouenrecht  8.  714  N.  2 und  bes.  3 über 
das  Stadtrecht  von  Visby,  Hamburg  ai.  1270,  1292  und  den  bieerköa  rsetter. 


Digitized  by  Google 


78 


langobardische  Recht  bestimmt  für  die  Annahme  eines  solchen 
Kausalnexus  die  kritische  Zeit  von  einem  Jahr  und  verordnet 
ausdrücklich,  dass  die  bereits  gezahlten  Wundbussen  bei  der 
Wergeidzahlung  abzuziehen  seien.4)  Auch  die  Volksrechte  der 
Alamannen,  Baiern,  Friesen  und  Westgoten5)  scldiessen 
bei  Wergeldzahlung  für  den  an  der  Wunde  Gestorbenen  aus- 
drücklich die  Entrichtung  von  Wundbussen  aus.*) 


4)  Ko  74 : Kt  si  contigerit  de  ipsas  plagas  intra  anni  spatinm  qni 
plagatus  est  rnori,  tune  ille  qui  eiun  plagavit  conponat  qualiter  iu  angar- 
gatlmngi.  127:  . . . medietatem  pretii  de  plaga  dominus  accipiat;  reliqua 
vero  medietas  suspendatur  dum  usque  cognoscitur,  si  intra  anni  spatinm 
potest  de  ipsis  plagis  evadere  . . . si  de  ipsas  plagns  mortuus  fuerit 
intra  anni  spatium  . . . dumino  conponat  ur ; et  quod  pro  plaga  accep- 
tnm  est,  in  ipsa  summa  coupositiouis  mortui  reputetur.  Osenliriiggen 
Strafrecht  der  Lgb.  S.  Gof.  Pertile  V.  S.  57«  X.  40.  Brunner  a.  O. 
Vgl.  auch  noch  Lin.  18s  unten  in  X.  35;  ferner  filr  die  spätere  Zeit  Stat. 
Eporediae:  Si  occasioue  dietorum  casuum  (percosso  ferite  e simili)  aliquis 
moretur  solvat  lihras  150  (das  langob.  Wergold).  Kigenthiiiulich  bestimmt 
das  Statut  von  Itiva  v.  J.  1274  c.  5 : Si  percussus  periorit  vulnere,  male- 
factor  postAin  vulneris  pecuniariam  (25  libr.)  conununi  emendot,  et  I). 
opiscopus  ad  eius  voluntatem  enm  puuiat  civiliter  et  corporaliter  prout  sibi 
videbitur.  Wiederholt  dasst.  c.  0.  7.  13.  Pertile  a.  ().  S.  574.  — • Die 
kritische  Zeit  wird  von  den  Statuten  kürzer  normiert;  so  z.  B.  vom  Stat. 
Lucae  auf  20  Tage:  praesuinatur  et  dieatur  mortuus  de  dictis  vulneribus. 
Pertile  a.  O.  N.  47.  Das  alte  Edikt  stellt  eine  solche  Praesumpzion  nicht 
auf,  es  verlangt  wirkliche  Ursächlichkeit;  Osenbrüggen  a.  O. 

5)  Arg.  Alternative:  aut  occidcrit  aut  ille  vivens  evaserit  et  placatus 
fuerit  in  tax  Alain.  2H:  2.  Ferner  e contrario  Lex  Alain.  57:  OS:  Si  a 
coxa  sursum  abscisns  fuerit  et  eximle  vixerit,  so  sol.  cp.  — In  Baiern  e 
contraiio  Lex  Baiuw.  4 : 22:  für  das  Keichen  eines  (Jifttranks:  si  evaserit 
cum  12  sol.  cp.  — In  Friesland  Arg.  Lex  Fris.  14:  3:  ...  tune  umun  . . . 
vcl  quotlibet  fuorint,  qui  enm  qui  occisus  est  vulneraverunt,  de  homicidio 
interpellat.  Die  Klage  geht  nur  auf  das  Wergeid.  — Auch  in  Lex  Sal. 
43:  3 werden  zwar  ausdrücklich  die  Wunden  gezählt  aber  nur  Wergeid 
gezahlt.  — Ijex  Wisig.  VI:  4:  «.  Ant. : Si  quis  ingenuus  ingenno  vulnus 
infiierit  ita  ut  continuo  qui  vulneratus  fuerat  moriatur,  percussor  pro  homi- 
cidio puniatur.  Et  si  qui  percussus  fuerat  statim  non  extinguntur,  percussor 
deputetur  in  carcerem  aut  certe  sub  fideiussore  habeatur  . . Eine  kritische 
Zeit  wird  hier  nicht  bestimmt. 

*)  Neben  einander  bestehende  Wunden  und  Todschlag  sind  dagegen 
kumulativ  zu  büssen:  z.  B.  Liu.  134  ut  plagas  et  feritas  aut  hominem 
mortuum  cp.  „Aut“  ist  hier  nicht  alternativ.  Lex  Alam.  25:  2.  33.  Lex 
Baiu.  II:  4.  10.  Lex  Angl,  et  Werin.  c.  50  (oben  S 50  N.  11). 
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In  gleich  alternativem  Verhältnisse  stehen  die  Bussen  für 
schlichte  Wunden  zu  denjenigen  für  Lähmungen  und  Verstümm- 
lungen: die  Busse  für  die  Wunde  wird  durch  die  Busse  für  die 
bewirkte  Lähmung  oder  Verstümmlung  ausgeschlossen.7)  Ebenso 
sind  neben  der  spezifischen  I >ebensgefährdungsbnsse  des  bairischen 
und  salischen  Rechts  keine  Wnndbussen  zu  zahlen.  Die  Lex 
Wisigotorum,  die  hier  Häufung  verlangt,  fasst  die  Lebensgefähr- 
dungsbusse nicht  als  Erfolg-,  sondern  als  Praesumpzionsbusse 
auf.*)  Hinterlässt  die  Wunde  eine  Verunstaltung  oder  ein  Schwin- 


’)  Ro  56.  5B  (si  resolidaverit)  mit  49.53.  UZ:  ...  Et  si  ipsa  ruptura 
intra  anni  spatium  sanas  factas  non  fuerint,  et  ad  pristinam  non  redierit 
aanitatem,  1 , quod  ipse  valuerit  . . cp.  Das  Verfahren  dea  cap.  127 
(oben  N.  4)  wird  auch  für  den  Fall  von  dubietas.  quod  citiua  sanari 
non  poasint  angeordnet.  Ro  3S4  bestimmt  Russen  de  brachio,  coxa  seu 
tibia  rupta.  Si  vero  semus  aut  clodua  fuerit,  conponat  sicut  in  hoc 
edictum  legitur  (Ro  62.  6H.)  quartam  partem  pretii.  Demgemäss  dürfte 
auch  Liutprand  c.  123:  . . per  ipsas  feritas  ponderosfts  effecti  fuerent  . . 
conp.  medietatein  pretii  ipsius  masculi  . . . ; cxcepto  si  plagas  aut  feritas 
fecerit,  conp.  sicut  anterior  edicto  legitur  und  c.  124  dahin  au  interpretieren 
sein,  dass  die  besonders  zu  büssenden  plagae  und  feritae  nicht  diejenigen 
sind,  die  die  Hernie  verursacht  haben.  Osenbrüggeu  S.  46.  75  spricht 
9ich  da  nicht  klar  aus.  — Lex  Alam.  67:  62:  plagavcrit,  ita  ut  claudns 
permaneat  . . (tautragil)  . . cum  12  sol.  cp.  — Lex  Fris.  XXII:  1,  2,  76, 
78,  79.  Add.  III:  8,  46.  — Lex  Sax.  12.  — Ijex  Angl,  et  Wenn.  24.  — 
iKlfr.  75.  77.  Vgl  überhaupt  Wilda  S.  760 ff.  Brunner  R.G.  II.  S.  635 f. 
— Ssp.  I.  6»  § 4 ane  vleischwnnde  lernen  oben  N.  3.  Brünner  Schöffen- 
bnch  No.  718  (Rössler  II.  S.  328)  Item  in  uuo  membro  tantum  unus  de- 
fectus  vulgariter  dictus  leem  accusari  potest,  quamvis  idem  meiubrum  pluri- 
bus  vulneribus  sit  vulneratum.  Unde  vnlneratus  in  pede,  si  vulnus  in  leem 
eonvertatur,  non  potest  ratioue  quinque  pedicarum  vulnerantem  de  quinque 
leem  accusare.  Secus  autem  esset  si  quaelibet  podica  vulnus  haberet, 
quod  in  idem  converteretur.  Item  si  dubium  est  de  vulnere,  utrum  trans- 
actis  6 bebdomadibus  conversum  sit  in  leem  vel  non,  si  petit  vulneratus, 
vulnus  est  induciandum  per  annum,  quo  ünito  si  in  leem  non  est  conversum 
reus  pro  ipso  sicut  pro  vulnere  simplici  respondebit.  No.  729  (Rössler 
S.  332):  ...  in  seennda  vero  manu  inventum  est  vulnus  minus,  de  quo 
tantum  duo  digiti  in  leem  fuerunt  conversi  . . . duo  minora  leem  sunt  accu- 
sanda  ...  Et  licet  supra  . . . scribatur,  quod  in  uno  membro  tantum  unus 
defectus  dictus  leem  accusari  potest,  quamvis  idem  meinbrum  pluribus  sit 
vulneribus  vulneratum,  tarnen  quandoque  etiam  viceversa  ex  uno  vulnere 
plura  leem  in  membris  pluribus  . . accusantur  . . . 

*)  Brunner  R.G.  II.  S.  562.  620.  Oben  S.  9 N.  33  ff.  und  Anmerkung 
am  Ende  des  jj  6 N.  22  S.  73. 
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den  des  Gliedes,  so  verlangen  Schwaben,  Thüringer,  Sachsen. 
Angelsachsen  und  Langobarden  im  Ganzen  nur  eine  (aber 
höhere)  Busse.®)  Eine  unheilbare  Wunde  gilt  dem  salischen, 
englischen,  langobardischen  Recht  als  Verbrechenseinheit.10) 
Eigenthümlicher  Weise  verlangen  aber  die  Friesen  für  Verun- 
staltung, Gliederschwund,  Unheilbarkeit  (pro  vulneris  apertione) 
eine  besondere  Busse  als  Zuschlag  zur  Wundlmsse.11) 

Erklärlicher  ist  schon  eine  Spaltung  des  Gesaintthatbestandes, 
wenn  der  eine  Theil  desselben  einen  nothwendigen  Durchgangs- 
punkt, aber  nicht  die  causa  für  den  anderen  Theil  abgibt.  So 
wird  z.  B.  bisweilen  bei  Knochenwunden  je  eine  besondere 
Wund-  und  eine  besondere  Knochenbusse  gefordert.11)  Hohl- 
wunden erscheinen  der  Lex  Frisionum18)  als  Summe  der  ein- 
fachen oberflächlichen  Wunde  und  ihrer  Fortsetzung  im  Innern, 
nämlich  des  durch  sie  angerichteten  Leibschadens.  Zur  Wund- 
bnsse  tritt  noch  eine  Busse  von  4 Schillingen,  wenn  aus  der 
Wunde  die  Lunge  heraustritt;  von  8 Schillingen,  wenn  der 
Athem  durch  die  Wunde  entweicht:  von  4 Schillingen,  wenn 
die  Eingeweide  hervorquellen;  von  f>  Schillingen,  wenn  ein 


")  Wilda  S.  740  fl'.  Lex  Alam.  57:  27,  37,  38.  Lex  Angl,  et  Werin.  23. 
Lex  Sax.  5.  ACdelb.  56  mit  46—49.  Ro  51.  52. 

,0)  Lex  .Sal.  17:  0 mit  7 (codd.  5 ff.).  -Edelb.  03:  Gif  man  eearwund 
sie  30  (siehe  Zä  V.  S.  219)  scill.  gebütc.  S.limid  übersetzt  nach  Grimm 
„eearwund“  mit  „bettwund,  bettlägerig“.  Vielleicht  ist  es  aber  die  Wunde, 
dio  „curain,  moerorem“  bereitet,  da  sie  semper  currit  et  ad  sanitatem  non 
pervenit  (Lex  Sal.  cit.) ; vgl.  oben  S.  27  N.  106.  -Lltr.  75  (=  Scliiuid  An- 
hang XX:  38.  = Leg.  Henr.  93  )j  34.  35).  77.  Ro  112.  3S4.  oben  in  N.  7. 

")  L.  Fris.  Add.  III:  10  sagt  im  Anschluss  an  die  Gesichtswunden, 
für  die  au  sich  12  Schill,  gebüsst  werden  sollen:  Si  ex  percussione  deformitus 
faciei  illata  fuerit  . . (wlitiwam)  . . ter  4 sol.  cp.  Betreffend  andere  Wun- 
den: c.  34.  35  daselbst.  — luditia  Wleuiari  I.  2.  . . pro  vulneris  apertione 
totideiu  sol.  cp.  quod  pro  ipso  vulnere  composuit.  Ebenso  3.  Dazu  Add. 
III.  45.  Lex  Fris.  XXII.  47. 

’*)  Vgl.  oben  jj  2 N.  58  ff.  S 13  ff. 

**)  Lex  Fris.  XXII:  56.  Si  botellus  de  vulnere  proccsserit,  ...  4 sol. 
supra  eompositionein  vulneris  eomponat.  . . Ebenso  59.  80.  81.  Eine  pe- 
dantisch sinnliche  Auffassung  hat  hier  über  die  Einsicht  in  den  Kausalnexus 
den  Sieg  davongetragen.  — Diesem  Vorgänge  verwandt  ist  das  Messen  der 
Wuudtiefe  in  England:  oben  $ 2 N.  40  ff.  S.  11. 
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Hoden  durch  die  Wunde  heraustritt,  aber  wieder  zurückgedrängt 
wird.1*)  — 

II.  Als  Vorstufe  eines  verbrecherischen  Erfolges  erscheint 
auch  der  Versuch.1®)  Der  allgemeine  Begriff  eines  solchen  ist 
den  Volksrechten  fremd.  Was  wir  heute  als  Versuch  bezeichnen 
und  bestrafen,  ist  den  Alten  entweder  straflos  oder  aber  ein 
selbständiges  vollbrachtes  Delikt.  Dem  entsprechend  findet  sich 
auch  keine  einheitliche  Behandlung  des  sog.  vollbrachten  Deliktes 
im  Verhältnisse  zum  strafbaren18)  Versuch.  Inhaltlich  haben 
beide  einen  Theil  des  Thatbestaudes  gemeinsam.  Der  Thatbestand 
des  Versuchs  bildet  einen  Theil  desjenigen  beim  vollbrachten 
Delikt.  Das  letztere  weist  somit  über  den  Versuch  hinaus  ein 
Plus  auf.  Die  Gemeinschaft  beider  aber  gelangt  in  verschiedener 
Weise  zum  legislativen  Ausdruck.  Entweder  das  Gesetz  kennt 
neben  dem  Versuchsdelikte  ein  selbständiges  vollbrachtes  Delikt, 
in  dem  der  Thatbestand  des  ersteren  enthalten  ist  und  bestraft 
wird.  Das  ist  vor  Allem  dort  der  Fall,  wo  das  vollbrachte 
Delikt  sich  als  Erfolg  der  als  Versuchsdelikt  konstruirten  Hand- 
lung erweist.  Die  Handlung,  die  eine  schlichte  Wunde  oder 
Lebeusgefährdung  zur  Folge  hat,  kann  ein  Tötungsversuch  sein. 
Sie  wird  gemäss  den  verschiedenen  positiven  Bestimmungen  nach 
ihrem  Erfolge  als  Wunde,  als  Lebeusgefährdung  bestraft.  Wenn 
aber  der  Verletzte  erliegt,  wenn  der  ins  Wasser  Geworfene  er- 
trinkt,17), der  Vergiftete  stirbt,1*)  der  in  dem  angezündeten  Hause 
Schlafende  verbrennt,10)  so  ist  nur  die  Tötungsbusse  zu  zahlen.*") 


u)  Wirklich  konkurrierende  Verstümmelungen  und  Wunden  werden 
kumulativ  gebüsst : Liu.  123.  124,  oben  in  X.  7.  Eine  Absorpzion  der  Bussen 
für  die  letzteren  durch  die  für  die  ersteren,  wie  sie  Wilda  S.  761  in  K. 
Waldein.  Själlandske  Lov.  II.  c.  23  (p.  561)  nachweist,  kennen  unsere 
(Quellen  nicht. 

’5)  Vgl-  Wilda  S.  698  ff.  Brunner  K.  G.  II.  S.  55S  ff.  Auch  Schrö- 
der R.  G.s  S.  342.  Siegel  R.  G.  S.  507.  Pertile  V.  S 72  ff.  Blandini 
S.  24  ff. 

“)  Das  vollbrachte  Delikt,  dessen  Versuch  nach  volksreehtlicher  An- 
schauung noch  straflos  ist,  fällt  aus  dem  Kreise  unserer  Betrachtung. 

”)  Brunner  R.  G II.  S.  559  f 

ls)  Brunner  R.  G.  II.  S.  561  f.  679  und  unten  N.  24  ff. 

w)  Lex  Sal.  16:  1.  I,ex  Baiuw.  10:  l ff. 

”)  Vgl.  auch  das  Fortschreiten  der  Handlung  in  den  unten  N.  41  rnit- 
getlieilten  Fällen.  Ferner  auch  Ro  37—40.  382,  wo  gleichfalls  bei  voll- 

Sebreoer,  Die  Behandlung  der  Yerbrechenekonkurrenz.  ö 


Digilized  by  Google 


82 


Aber  aucli  dort,  wo  sich  das  Yersnchsdelikt  als  eine  besondere 
praesumptio,  das  vollbrachte  Delikt  als  entsprechendes  Prae- 
sumptivdelikt  darstellt,  ist  eine  Konkurrenz  von  Versuchs-  und 
vollbrachtem  Delikt  begrifflich  ausgeschlossen.  Sofern  dies  aber 
nicht  der  Fall  ist,  erscheint  das  von  uns  sog.  vollendete  Ver- 
brechen als  Konkurrenz  zweier  Thatbestände : der  praesumptio, 
die  an  sich  auch  Versuchsdelikt  sein  könnte  und  des  Erfolg- 
delikts. So  kennt  z.  B.  das  salische  Recht  eine  Busse  pro  effrac- 
tura  tantum,  die  aber  bei  vollbrachtem  Einbruchdiebstahl,  der 
ein  besonderes  praesumptnoses  Delikt  bildet,  nicht  kumulirt  wird, 
während  die  Chainawen  und  zum  Theil  vielleicht  auch  die  Rilmarier 
zu  einer  Busse  für  schlichten  Diebstahl  noch  eine  Einbruchsbusse 
hinzuschlagen.  Ebenso  wird  — wrie  gezeigt  — z.  B.  die  Busse 
für  Heimsuchung  oder  räuberischen  lleberfall,  die  ja  ebenfalls 
Versnchsdelikte  sein  können,  bald  mit  Bussen  für  vollbrachte 
Gewaltthätigkeiten  kumulirt,  bald  nimmt  sie  die  letzteren  in  sich 
auf,  so  dass  das  vollbrachte  Delikt  als  Verbrechenseinheit  er- 
scheint. **) 

Eine  Vorstufe  des  vollbrachten  Deliktes  ist  auch  das  lango- 
bardische  consilium  mortis.**)  Jeder  consiliator  zahlt  20  solidi;  der- 
jenige aber,  welcher  die  Töt  ung  vollbracht  hat,  das  Wergeid  des  Ge- 
töteten und  nur  dieses  allein,  nicht  etwa  auch  noch  die  Busse  für 
das  consilium  mortis  daneben.83)  — Als  parallel  werden  behandelt 
die  Vorbereitungen  zum  Giftmord;  das  blosse  Bereiten  des  Giftes 


brachten)  Delikt  nicht  die  Versuehsbusse  (cf.  Blandini  8.  26.  27),  sondern 
eine  andere,  höhere  l’rnesumpzionsbusse  mit  der  Wundbusse  kumuliert  wird. 

31)  Siehe  oben  $ 6. 

sä)  Wilda  8.  6*.iy.  Osenbrüggen  S.  86  ff.  40  f.  Pertile  V.  S.  73  f. 
Brunner  R.  (>.  II.  568f.  Blandini  S.  27  stellt  die  80-(4U-)solidi-Bu8se 
für  nächtlichen  Einbruch  (Ho  82.  83)  und  die  Busse  für  consilium  mortis 
ohne  weiters  neben  einander.  Dass  sie  nicht  gleichwertig  sind,  ergibt  der 
Umstand,  dass  die  erstere  bei  Vollbringung  kumuliert  wird,  die  letztere  da- 
gegen nicht.  Die  SO-Schilliugbusse  hat  nicht  den  Charakter  einer  Strafe 
für  blosse  minaccia  di  un  malo  imminente,  da  sie  auch  bei  vollbrachtem 
Diebstahl  gezahlt  wird. 

**)  Ro  11:  . . . et  si  ex  ipso  cousilio  mortuus  fnerit,  tune  ille  qui  bomi- 
cidu  est  cp.  ipsum  mortuum  sicut  adpraetiatus  fuerit.  id  est  wergild.  Ro  12 
blisst  der  Theilnehmer  am  Todschlae.  falls  er  sich  nicht  von  aller  Schuld 
reinigt,  entweder  den  Todschlag  oder  das  consilium.  — Der  obigen  An- 
sicht ist  auch  Hunifilius  in  § 4 der  Expositio  zu  Ro  12. 
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in  mörderischer  Absicht  wird  wie  das  consilimn  mortis  mit  der 
Busse  von  20  Schillingen  belegt. **)  Hat  aber  der  Giftmischer 
seinem  Opfer  das  Gift  bereits  eingegeben,  doch  ohne  Erfolg 
(delit  manque),  so  hat  er  das  halbe  Wergeid  des  Gefährdeten 
zu  büssen.  *■')  Für  vollbrachten  Giftmord  zahlt  er  das  ganze 
Wergeid  des  Getöteten.*®)  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass 
diese,  drei  Bussen  sich  gegenseitig  ausschliessen.*7)  — Das  Con- 
silium entspricht  etwa  einem  offenbaren,  greifbaren  Beschluss 
des  Deliktes;  „qui  mortem  alterius  consiliatus  est,“  heisst  soviel 
als:  „der  ihm  den  Tod  offenbar  zugedacht,s) hat.“  Unter  diesen 
sehr  weiten  Begriff  fallen  Vorbereitungshandlungen,  Versuch, 
aber  auch  Anstiftung,  Komplott.49)  Das  vollbrachte  Delikt  nun 
scliliesst  diesen  Beschluss  begrifflich  in  sich  ein;  es  liegt  dann 
nicht  Konkurrenz  von  Consilium  und  Ausführung  vor.  — Dieser 
Auslegung  scheint  eine  Bestimmung  Liutprands  zu  wider- 
sprechen.*0) Eine  Schar  von  Dorfgenossen  vereinigt  sich,  um 
in  gewaltsamer  Selbsthilfe  einem  der  Ihren  beizustehen  und  einen 
Anderen  aus  seinem  Grundstücke  zu  vertreiben.  Bei  der  aus 
diesem  Anlasse  entstandenen  Schlägerei  (scandalum)  verwunden 
oder  töten  sie  Jemanden.  Ausser  den  Wundbussen  oder  dem 
Wergeid  soll  nun  jeder  von  den  Angreifern  pro  inlecita  pre- 
sumptionem  20  sol.  au  den  Besitzer,  gegen  den  der  Anschlag 
gerichtet  ist,  zahlen.  Als  legislatorische  Begründung  wird  Prä- 
venzion angegeben.“1)  Dabei  wird  aber  zugleich  eine  Anlehnung 
des  Falls  an  bereits  bestehende  Strafrecht;  institute  gesucht,  und 
nachdem  mehrere  juristische  Konstrukzionen  verworfen  w'orden, 


**)  Ho  139:  Sqs  . . . venenuin  tetnperaverit  et  atii  ad  bivendum  dare 
votucrit,  cp.  sol.  20,  stellt  illo  qui  do  inorte  alterius  consiliatus  fuerit. 

“)  Ro  UO. 

**)  Ro  141. 

*’)  So  auch  Osenbriiggen  S.  37:  „Das  ent  sprechende  Kort  schreiten 
der  Rechtsfolgen  nach  c.  139—141  ist:  Busse  von  20  sol.,  das  halbe  Wer- 
geid, das  ganze  Wergeid  “ 

*•)  Ausser  dem  Wortsinn  von  consilium  vgl.  noch  Ro  139:  venenuin  . . . 
dare  voluerit. 

“)  Ro  I : cogitaverit  aut  consiliaverit.  2.  10—12.  139.  202.  Liu.  21. 
72  (138).  Vgl.  Wilda  S.  599  f üher  nith.  Brunner  R.  GL  a.  0.  und  S.  567. 

*°)  Liu.  134.  Osenbrüggeu  S.  39.  139. 

”)  Uoc  autem  ideo  statuimus,  ut  nnllus  presuinat  malas  causas  . . . 
excitare  aut  facere. 

8* 
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einer  solchen  an  das  Consilium  mortis  — wegen  angenommenen 
dolus  eventualis  — der  Vorzug  gegebeu.  ”3)  Nach  der  Stelle 
Liutprands  tritt  nun  allerdings  die  Busse  von  2o  Schill,  eventuell 
auch  neben  das  Wergeid  für  den  Erschlagenen.  Allein  die 
eigentlich  juristische  Konstrukzion  Liutprands  ist  verfehlt.  Es 
darf  der  Unterschied  nicht  übersehen  werden,  der  zwischen 
unserem  Fall  und  dem  eigentlichen  Consilium  mortis  besteht. 
Dieses  setzt,  wie  aus  allen  anderen  Stellen  hervorgeht,  ganz 
bestimmten  dolus  determinatus  voraus.  Die  Busse  von  20  sol. 
ferner  müsste  beim  echten  Consilium  mortis  nothwendig  der  Sippe 
des  Erschlagenen  zukommen;  hier  lallt  sie  dagegen  prinzipiell 
an  Jemand  Anderen;  sie  entspricht  noch  am  ehesten  der  Busse 
für  seandalum  oder  dergl.  Unsere  Stelle  spricht  übrigens  nur 
von  einem  Anlehnen*4)  an  das  Consilium  mortis,  es  ist  ihr 
mehr  um  die  materielle  als  um  die  juristisch  formelle  Recht- 
fertigung der  Busse  von  20  sol.  zu  thun.  In  ihrem  disponirenden 
Tlieil  sagt  sie  überhaupt  nur,  die  Busse  sei  pro  inleeita  pre- 
sumptionem  zu  zahlen;44)  sie  sieht  sich  veranlasst,  diese  Busse 
noch  besonders  legislatorisch  mit  der  Verfolgung  eines  be- 
stimmten Strafzweckes  zu  motiviren;  sie  deduzirt  sie  nicht 
juristisch  aus  dem  Begrift  des  Consilium  mortis  durch  juristische 
Snbsumpzion  des  behandelten  Falles  unter  dieses  bereits  be- 
stehende Rechtsgebildc;  m.  a.  W.  sie  nimmt  in  unserem  Falle 
nicht  das  Delikt  des  Consilium  mortis,  sondern  ein  besonders  mit 


H)  Vei worfen  wird  die  Analogie  (adsimilare)  de»  ariscild  (=  liaritraib 
Ro  19?  Vgl.  Brunner  R.  G II.  S.  570.  673.),  conciliu»  rusticanorum  Jto 
279)  und  »ed.tio  rusticanorum  (Ro  280);  diese  sind  mit.  lösbarer  Todesstrafe 
bezw.  Busse  von  SO  (40)  oder  12  Schillingen  bedroht.  Sodann  heisst  es: 
Et  plus  congruum  tiobis  paruit  esBe  de  Consilium  maluin,  id  est  de  consilio 
mortis.  Quia  quando  se  tollegunt  et  super  alias  vadunt  pro  peccatis  ad  id 
ipsutn  vadunt  ut  malum  faciaut,  aut  si  Casus  evenerit  hominem  occidant  et 
plagas  aut  feritas  faciant:  ideo  . . . adsimilavimus  causam  istaui  ad  Con- 
silium mortis,  (juod  sunt  . . . solidi  20.  Es  hnndelt  sich  also  mehr  um 
die  20-Sehillingbusse  als  um  die  Konstrukzion  des  Falls. 

”)  „adsimilare“  siehe  N.  32.  Ein  Beispiel  besonders  gewagter  Au- 
lehnuug  bietet  Liu.  130.  Dort  wird  von  einer  Ehefrau,  die  sich  von  ihrem 
Gatten  hat  verkuppeln  lassen,  gesagt  : in  seandalum  cocurrere  visa  est,  nm 
die  Zahlung  des  blos  einfachen  Wergeides  zu  motivieren.  Seandalum  ist 
aber  terminus  teehniens  für  Schlägerei,  ubi  viri  litigant.  Vgl.  iusbes.  Ro  378. 
3I)  Diese  Busse  wäre  eher  an  Ro  3 t.  277  anzureihen  gewesen. 
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ihm  gleich  strafbares  Verbrechen  an.  welches  dann  allerdings 
mit  dem  Todschlage  konkurrieren  kann.  — Einen  weiteren  Beleg 
dafür,  dass  die  Busse  für  homicidium  die  für  consilium  aus- 
scldiesst,  liefert  Liutprand  selbst  an  einem  anderen  Orte.  35) 
Jemand  dringt  durch  Zureden  und  Drohungen  auf  einen  Selaven 
derart  ein,  dass  dieser  seinen  eigenen  Herrn  tötet.  In  dem 
darüber  verhandelten  Prozesse  ist  nun  auch  die  Ansicht  ver- 
treten worden,  der  Anstifter  dieses  Todschlags  habe  blos  20 
Schillinge  für  das  consilium  mortis  zu  zahlen.  Liutprand  und 
seine  Richter  entscheiden,  hier  liege  kein  consilium  mehr,  dessen 
Ansgang  ungewiss  sei,  vor,  sondern  wirklicher  Todschlag.  Der 
„Anstifter“  habe  hier  daher  nicht  das  consilium  mortis,  sondern 
den  Todschlag  zu  büssen. 3<1)  Die  beiden  Bussen  schliessen  sich 
also  — sofern  es  sich  um  denselben  Thäter  handelt  — ebenso 
wie  die  ihnen  entsprechenden  Delikte  aus.37)  Dasselbe  gilt  vom 
consilium  homicidii  des  Westgotenrechts. SN) 


**)  Liu.  13«.  . . . Ille  auteni  puer  suasus  ab  ipso  intravit  in  causam 
ipsam  malatn,  et  liisilern  qui  cmn  sunserat  in  tantam  tnalitiam  perductus  est, 
ut  aetiam  praesentaliter  <1>  erit  . . . puero:  „Feri  ipsum  ilominum  tunm“, 
et.  ipse  (puer)  . . feritnm  fecit,  et  iterom  dixit  ei  (der  Anstifter):  „Feri  eum 
adhuc,  nam  si  non  eum  feriveris,  ego  te  ferire  habeo  . . . puer  . . fecit  . . 
domino  suo  alteram  feritam  et  mortuos  est.  Osenbriiggen  S.  43 f.  Pertile 
V.  S.  95  sieht  hier  irrthümlieh  ( „aervum  alienum'“)  einen  „commaudo  del 
proprio  padrone.“ 

*•)  . . volebat  aliquis  dicere,  qnod  tantum  deverit  conponere  his  qui  . . 
suasit  . . qnantum  edictus  anterior  contenit  de  consilio  mortis.  Sed  nobis 
et  nostris  iudicibus  hoc  nullo  modo  placuit,  quoniam  consilium  mortis  in 
occulte  tiet  concinatum  et  aliquotiens  perficitur  et  aliquotiens  non  perficitur: 
nam  hoc  humicidium  presentaliter  factum  est,  et  nos  non  dicemus  esse  con- 
silium . . . Ideoque  non  conponat  consilium  mortis,  sed  conponat  sicut 
nns  nostro  tempore  in  edictum  adiiximus  (Liu.  20.  21) 

*7)  Es  ist  also  nicht  ganz  zu  billigen,  wenn  Osenbriiggen  S.  37  an 
das  consilium,  dessen  Verhältnis»  zur  Busse  des  vollbrachten  Todschlags 
(Vergiftung)  er  eben  ganz  richtig  praezisirt  bat,  ohne  weiteres  „als  ver- 
wandten Begriff“  die  praesumptio  (z.  B.  Ro  280),  die  gerade  im  lgb.  Reeht 
meist  durch  eine  Zuschlagsbusse  geahndet  wird,  anreiht. 

“)  Lex  Wisig.  VI : 5:  12  Chds. : . . . Nam  si  iugenui  quilibet  ex  co- 
muni  consilio  homicidium  perpetrare  deliberaverint,  illi  qui  fortasse  per- 
cusserint  aut  quocnmque  hictu  hominem  interfecerint,  morte  damnandi  sunt. 
Illi  vero  qui  cum  eis  cousilium  habuisse  repperinntur,  quamvis  non  percus- 
serint,  propter  inimicum  tarnen  consilium  (200)  hictus  . . passuri  sunt;  ad- 
que  insuper  proximis  occisi  parentibus  50  sol.  cp.  conpellantur.  (Ze  umer 
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III.  Endlich  ist  zu  erwähnen  das  fortgesetzte  Delikt.  Was 
wir  heute  so  bezeichnen,  wird  verschieden  konstruiert.  Mehrere 
Schläge  bilden,  wie  wir  gesehen  haben,  vielfach  eine  Verbrechens- 
konkurrenz.3®) Ebenso  eine  Flut  von  Schimpfworten.40)  — Da- 
gegen dürften  gewisse  Reihen  unzüchtiger  Handlungen  in  der 
jeweilig  schwersten,  insbesondere  aber  in  der  Schwächung  auf- 
gehen.41)  — Fortgesetzter  widerrechtlicher  Beischlaf  wird  nicht 
als  solcher  juristisch  ins  Auge  gefasst;  es  muss  wohl  unterschieden 
werden.  Wiederholte  Nothzucht  dürfte  Bussenkumulaziou  zur 
Folge  gehabt  haben.  Sie  erscheint  überhaupt  als  fortgesetztes 
Verbrechen,  bei  dem  wir  immer  einen  Zusammenhang  der  Hand- 
lungen verlangen,  selten  praktisch.  Gewaltsame  Detenzion  des 
Frauenzimmers  zu  längerem  Zusammenleben  erscheint  meist  als 
Frauenraub. 4I)  Dieser  sowie  die  verwandte  sog.  Entführung 
im  deutschrechtlichen  Sinn  besteheu  in  der  Verletzung  der  Munt 
durch  widerrechtliche  Vorenthaltung  des  Weibes;4*)  hier  kommt 


S.  197  Zeile  33  ff.)  Das«  die  consilium-Busse  nicht  etwa  im  ersteren  Falle 
absorbiert  sei,  zeigt  die  (alternative)  Fassung  der  Stelle.  Vgl.  noch  S.  47  N.  5. 

w)  Oben  § 2.  Pertile  V.  S.  1 1 1 sagt  daher  nicht  ganz  genau,  es 
würden  bei  Verbrechenskonkurrenz  die  Strafen  kumuliert,  purch£  i fatti  che 
gli  venivano  imputati  non  fossero  atti  continuativi  d un  unico  delitto,  come 
il  ripetuto  commercio  in  una  relazioue  adulterina  o incestuosa  (über  diese 
im  Folgenden).  Es  muss  im  Einzelnen  untersucht  werden,  wie  weit  ein  fort- 
gesetztes Delikt  als  Einheit  angesehen  wird.  Vgl.  z B Ro  43  ff.  einerseits, 
und  Ro  41,  352,  853,  Ratchis  7 andererseits.  Allerdings  betreffen  I’er- 
tiles  Ausführungen  vorzüglich  das  spätere  Recht. 

4u)  Einzelne  Schimpfworte  haben  (ähnlich  wie  die  Schläge)  je  eine  he 
sondere  Russe,  was  auf  Kuinulazion  hindeutet  (?).  Dagegen  zusammen- 
fassend: Hlftdh.  and  F.idr:  II:  mid  bismser-wordum  scandlice  grete  . . dazu 
noch  c.  12. 

4t)  So  das  breöst  gofün  im  oferweorpan,  dieses  wieder  im  gelueman  in 
All  fr.  11,  die  einzelnen  denudationes  unter  einander  und  zusammen  im  for- 
nicare  contra  voluntatem  in  Lex  Al-un.  56,  horcrift,  himilzorunga,  walcwurf 
u.  s.  w.  in  Lex  Baiuw.  VIII:  3 ff.,  1,  das  stringere  in  Lex  Sal.  20.  cf.  70, 
Rib.  39.  Fris.  22:  *8,  ho.  Vgl  Wilda  S.  7H3f,  Es  legt  sich  dies  schon  da- 
durch nahe,  dass  diese  Handlungen  meist  strafbaren  Versuch  enthalten  (vgl. 
Brunner  R.  G.  II  S.  650  ff.  075)  und  dass  sie  neben  der  vollbrachten  Un- 
that  schon  ihrem  Thatbestande  nach  nicht  leicht  als  besondere  l’raesumpzion 
angesehen  werden  können.  Vgl.  oben  N.  20. 

«)  Vgl.  Brunner  R.  G.  II.  S.  000. 

**)  Daselbst  S 607.  071. 
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also  der  Beischlaf  als  solcher  nicht  in  Betracht.  Auch  der  Ehe- 
bruch und  die  Blutschande  begreift  ebenso  wie  einen  einzelnen 
Akt  auch  dauernde  Verhältnisse,44)  gilt  also  durchweg  als  Delikts- 
einheit; die  Lex  Alamannorum  trägt  allerdings  der  Dauer  der 
Gemeinschaft  durch  Verschiedenheit  der  Busse  Rechnung.45) 
Auch  die  fortgesetzte  Unzucht  wird  als  Einheit  gefasst.4*) 


C.  Verletzung  mehrerer  Personen  durch  eine 

Handlung. 

§ 8.  Mehrere  Privatverletzte. 

I 

Der  Gesichtspunkt  der  Genngthunng,1)  der  unser  Strafrecht 
beherrscht,  verlangt,  dass  bei  Verletzung  Mehrerer  durch  eine 
verbrecherische  Handlung  mehrfache  Busse  gezahlt,  also  Ver- 

41 ) Daselbst  S.  662.  663.  Pertile  a.  O.  (oben  N.  39). 

4ä)  Lex  Alam.  50.  46.  Brunner  R.  G.  II.  S.  664  X.  45. 

**_)  Lex  Sal.  25:  i:  ex  ipso  crimine  aucilla  mortua  fuerit  lässt  auf  eiu 
längeres  Verhältniss  sckliesseu;  ebenso  die  Anreibung  von  in  coniugium 
sociare  (Lex  Sal.  25 : 9)  mit  derselben  Busse.  Die  Ia>x  Fris.  9 : 3 ff.  be- 
rücksichtigt ausführlich  die  Zahl  der  vorbergegaDgeneu  Stupranten  (Brun 
ner  R.  G.  II.  S.  661  N.  22),  aber  nicht  die  Zahl  der  Akte  eines  und  des- 
selben Thäters.  Aehniich  auch  AClfr.  11:  2,3. 

Es  empfiehlt  sich  nicht,  wie  dies  z.  B.  Ile  ine  mann  a.  O.  S.  30 
thut,  hier  von  einer  privatrcchtlicben  Auffassung  zu  sprechen,  da  hiebei  der 
Begriff  des  Privatrechtes  über  den  normalen  Rahmen  hinaus  gespannt  werden 
muss.  Selbst  das  Kompositionensystem  lässt  sich,  ohne  den  Dingen  Gewalt 
anzuthun,  nicht  hineinbringen.  Die  Busse  ist  keine  Entschädigung  im  Sinne 
des  Privatrechts.  Vgl.  insbesondere  auch  noch  unten  }j  1H  N.  24.  Hält  man 
an  der  doktrinären  Zweitheilnng  des  römischen  Rechtes  in  öffentliches  und 
Privatrecht  fest,  so  gehört  unser  Strafrecht  eigentlich  Beiden  an.  Bei  den 
Bussdelikten  geht  dies  aus  der  alten,  ursprünglichen  Zweitheilnng  der  Bussen 
zwischen  dem  Privatverletzteu  und  dem  Könige  oder  der  Gemeinde  hervor. 
Siehe  unten  $ 9.  Bei  den  Achtsachen  schafft  die  Friedlosigkeit  des  Ver- 
brechers zugleich  dem  Privatverletzten  (ev.  auch  noch  der  Gottheit)  die  ge- 
bührende Genugthuung,  wenn  nicht  gar  noch  dem  Betroffenen  eine  besondere 
Busse  zu  zahlen  ist.  Näheres  hierüber  unten  §§  17.  18  19. 
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brechenskonkurrenz  angenommen  werde.4)  Selbst  das  salische 
Recht,  das,  wie  sich  schon  aus  dem  bisher  Gesagten  ergibt,  am 
strengsten  an  der  Einheitlichkeit  des  Deliktes  festhält,  gewährt 
in  solchen  Fällen  Jedem  der  Mitbetroffenen  eine  besondere 
Busse.  Ein  sehr  altes  Kapitnlar  zur  Lex  Salica  bestimmt, 
dass,  wer,  sei  es  auch  nur  das  Dach  eines  Anderen,  mit  Steinen 
beworfen  hat,  flir  den  darin  enthaltenen  Schimpf  Jedem  der 
Freien,  die  in  dem  Hause  waren,  15  Schillinge  zahlen  solle.3) 


*)  So  auch  zur  Zeit  der  Rechtsbücher:  John  S.  27!»  ff,  insbes  .:  Ssp. 
II.  34  § 1 : Sve  so  enes  mannes  knecht  sleit  etc.  ...  na  rehte  sal  he  en 
beiden  bute  geven.  Uebernommen  Swsp.  Lassberg  litt.  — Ssp.  II.  12  5. 

Die  dat  ordel  schilt,  ne  vulkumt  he's  nicht,  he  mut  dar  utnme  geweilden 
deme  richtere  unde  jeneme  sine  bute  geven,  des  ordel  he  besculden  hevet . . . 
Dazu  Weichbild  art.  15  Jj  6 : ...  he  gift  deme  scepen  sine  bute  die  dat 
ordel  gevunden  hevet  unde  weddet  deme  richtere  en  gewedde  of  man  dat 
ordel  beschilt  ir  die  volgo  dar  over  gat.  (Jet  aver  »lie  volge  dar  over,  so 
gift  man  jewelk  eine  scepen  sine  bute  die  des  ordeles  gevolget  liebbeu 
und  deme  richtere  also  mannich  gewedde  $ 0 Wirt  aver  to  halle  gesculden 
und  man  des  ordeles  ok  to  meideburch  tüt  unde  man  dat  ordel  ok  dar  be- 
scilt,  so  gift  man  beide  bute  und  gewedde  to  meideburch  und  to  halle. 
(Reale  Konkurrenz.)  — Magdeb.  Fragen  I.  1 19:  Wenn  Jemand  Raths- 
männer hei  der  Ausübung  ihres  Amtes  schilt,  das  Schwert  gegen  sie  zieht 
n.  dgl.,  der  soll  je  das  verbüssen,  einem  jeglichen  mit  So  Schill.  . . . 
Auch  mögen  die  andere,  die  in  den  Zeiten  Ratmanne  sind,  den  darnmb  be- 
schuldigen, das  er  jhn  das  in  schmacheit  gethan  hab.  Bekent  er  es,  so  soll 
der  einem  jetzlichen  Kat  manne  die  jhn  beschuldigen  auch  30  Schill, 
geben  und  dem  Richter  so  manich  gewet  als  maniche  buss.  So  auch  Magde- 
burger Schöffenurtheil  (bei  Walch,  Vermischte  Beiträge  zu  dem  deutschen 
Recht  Thl.  VIII.  S.  2.37  ff,  gleichfalls  bei  John  a 0.):  Szo  dann  ge- 
dachter burger  in  offener  zcecheu  unnd  Inrhawse  Kueh  hem  des  Raths  und 
Reihe  Also  das  jr  diebe  sein  soldet  Semptlich  an  Ewern  Ehren  vor- 
letzt ...  so  wehr  er  auch  derhalbenn  cynem  jtztlichen  hem  uff  an- 
gesatzte  buss  unnd  »lern  Richter  mit  sso  vil  wetten,  dasselbige  czuor 
bussen  pflichtig.  — Wer  das  vom  Lübi sehen  Rath  Jemandem  gewährte  freie 
Geleit  bricht,  he  schal  dar  utnme  wedden  tein  mark  sulvers  unde  ieweliketne 
ratmanne  tein  Schillinge  unde  deme  de  ghcleidet  was  sestech  Schillinge: 
Liibisches  Recht  II.  57.  — Vgl.  auch  noch  Brtinuer  Schöffenbuch  Xr.  727 
(Rössler  II.  S.  331).  — Betreffend  das  mehrfache  Gewedde  siehe  unten 
$ 10  N.  49. 

a)  Lex  Sal.  97 : . . . pro  illius  contumeün  aut  aliorutn  ingenuornm 
sicut  (=  si  cum  cod.  2.)  ipso  alii  fuerint  per  unaquaeque  persona  15  sol. 
c.  i.  Vgl.  Brunner  R.  G.  II.  S.  675.  Die  15  Schillinge  sind  die  gewöhn- 
liche kleinere  Injurienbusse.  Brunner  a.  O.  S.  672. 
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Nach  jüngeren  Texten  der  Lex  selbst  muss,  wer  eine  fremde 
Braut  durch  Raub  zu  seiner  Gattin  gemacht  hat,  ausser  der  Raub- 
busse an  deren  Sippe  noch  dem  Bräutigam  eine  Injurienbusse 
von  15  Schillingen  entrichten.4)  Hieher  gehört  wohl  auch  die 
bereits  altsalische  Bestimmung,  dass  für  Getreidediebstahl  aus 
einer  Mühle  sowohl  dem  Müller  als  auch  dem  Eigenthümer  des 
Getreides  mit  15  Schillingen  zu  büssen  ist.*)  Bei  der  Brand- 
stiftung erhält  der  Hausherr  sowie  jeder  Gefährdete  62  ' 4 sol. 
und  die  Sippe  eines  jeden  Verbrannten  dessen  Wergeid.*)  Da- 
neben stellt  sich  aber  allerdings  die  Bestimmung,  dass,  wer  bei 
einer  Heimsuchung  homines  plagaverit  200  Schillinge  zu  zahlen 
habe;  von  einer  separaten  Befriedigung  der  Verwundeten  ist 
hier  keine  Rede.7)  Nach  der  Lex  Ribuaria  zahlt  der  Un- 
gehorsame, der  auch  nach  der  siebenten  Mannitio  vor  Gericht 
nicht  erscheint,  an  jeden  der  7 Rachineburgen  15  und  an  den 
Kläger  45  Schillinge.*)  Wegen  rechtswidriger  perforatio  biisst 
der  Scheltende  sowohl  dem  Schreiber  als  auch  jedem  Zeugen 
der  angefochtenen  Urkunde.'1)  — Aehnlich  wie  die  Salier  ge- 
währen auch  die  Langobarden,10)  Kenter11)  und  West- 


4)  Lex  Sal.  13:  13  (codd.  5,  6,  10.  Eid.).  Recap.  A.  12.  Brunner 
a.  O.  S.  670.  Wilda  S.  849  ff.  Vgl.  auch  Cap.  legg.  add.  v.  J.  818  9 c.  9 
(I.  282)  unten  J H)  N.  26. 

h)  Lex  Sal.  22.  Brunner  R.G.  S.  6s2  X.  17.  Die  eigentliche  Dieb- 
stahlsbnsse  steht  dem  Müller  zu  (vgl.  Brunner  a.  O.  S.  509.);  sie  wird 
auch  an  erster  Stelle  genannt.  Die  Busse  des  Getreideeigenthümers  ist  eine 
Injurienbusse,  wie  die  des  Bräutigams  in  X.  4. 

®)  Lex  Sal.  16:  1.  Siehe  oben  4 X.  18  S.  60. 

’J  Lex  Sal.  14:  6 codd.  5 ff.  Her.  und  Ern.  Q haben  hominem  plaga- 
verit. Siehe  oben  Jj  4 X.  3 S.  46  und  unten  )j  12  N.  f l und  $ 14  X.  1. 

*)  Lex  Rib.  32:  3:  ...  ad  7 raginburgiis  unicuique  15  sol.  et  ei  qui 
causam  sequitur  45.  Vgl.  hiezu  Brunner  R.G.  II.  S.  335.  337  N.  32. 

®)  Lex  Rib.  59:  3.  58:  5.  Brunner  R G.  II.  S.  422  X.  14. 

,0)  Ro  191 : parentibus  . . sol.  900  (mit  dem  Klinige  zu  theilen),  et 

mundium  eius  si  convenerit  läciat.  Spunso  autem  in  cuius  turpe  aut  deri- 
siculum  egit,  cp.  dupla  meta  quantum  dictum  (st  in  diae  illa  quando  tabula 
firmata  fuerat  . . Vgl.  Brunner  R.G.  II  3.  670 f.  Wilda  S.  851.  Auch 
noch  unten  $ 12  X.  66. 

")  aEdelb.  82:  Gif  man  rnregd-  man  nede  genimed,  tham  ägende  50 
scillinga  and  »ft  set  thäin  ägende  sinne  willan  »t  gebicge.  83 : Gif  hiö 
ildrum  m»n  in  sceat  bewyddod  si,  20  scill.  geböte.  „Xöde  genimed“  be- 
deutet nicht  wie  Wilda  S.  837  X.  2 anninuut,  „uöthigt",  nothziichtigt. 
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goten”)  dem  durch  Raub  seiner  Braut  verletzten  Bräutigam 
eine  besondere  Unehrenbusse;  in  Sachsen”)  erhält  ausserdem 
noch  die  Mutter  einen  gleichen  Betrag  wie  der  Muntwalt  und 
der  Bräutigam,  wenn  die  Geraubte  von  ihr  behütet  war.  — 
Wenn  der  Frauenräuber  die  Geraubte  entehrt  und  verstösst, 
so  liegt  nach  friesischem  und  kentisehem  Recht  Konkurrenz 
von  Frauenraub  und  Nothzucht  vor.  Nach  dem  ersteren”) 
hatte  der  Verbrecher  dreimal  das  Wergeid  der  Entehrten  zu 
zahlen:  einmal  an  sie  selbst,  einmal  an  ihren  Muntwalt  und 
einmal  als  Friedensgeld  an  den  König.  Die  Zahlung  an  den 
Muntwalt  ist  eine  Busse  für  Fraueuraub,  die  an  das  Mädchen 
ist  die  Nothzuehtsbusse.  Dies  ergiebt  eiu  Vergleich  mit  der 
Bestimmung,  ”)  dass  für  den  Raub  einer  fremden  Ehefrau  (zum 

sondern  .mit  Gewalt  nimmt,  gewaltsam  entführt;*  vgl.  Brunner  H.  G.  II. 
S.  6G7  N.  13.  Cf.  auch  noch  Jilfr.  11  $ 1.  Gif  he  bie  ofer-  weorpe  and  . . 
(Jj  2.)  mid  gehteme.  25.  tö  ncdbwmde  gethreähted,  tö  nMlnemde  genede 
Es  kann  daher  nicht  gesagt  werden  (Wilda  S.  831),  dasH  mit  der  Bezeich- 
nung nydbieme  = Nothzucht  auch  nydnseme  als  gleichbedeutend  gesetzt 
werde.  Siehe  auch  Schmids  Anmerkung  zu  Knut  II.  62,  wo  auf  I,eg. 
Henr.  10  $ 1 verwiesen  wird.  Wilda  stellt  S.  844  N.  1 richtig  Jidelb. 
81  (=  82  bei  Schmid,  2.  Aufl.)  mit  Ro  187  zusammen,  wo  doch  ausdrück- 
lich vom  Frauenraube  die  Rede  ist  (violento  nomine  tulerit  uxorem)  spricht 
aber  im  Texte  wieder  vom  (Frauenräuber  und)  Nothziichter.  Fiir  Frauen- 
raub spricht  auch  das  Abkaufeu  der  Jungfrau  in  ,F. de  1 b.  82. 

'•)  Ijex  Wisig.  III:  3:  5 (Ant.):  Si  alienam  sponsern  quicumque  ra- 
puerit,  de  raptoris  ipsius  facultatibus  medietatem  puelle  alia  vero  medietatem 
sponso  iubcmus  addici  . . . Betreffend  das  folgende  der  Stelle  siehe  unten 
§ 12  N.  98. 

'*)  Lex  Saxou.  49:  Qui  filiant  ab  alio  desponsatam  rapuerit,  300  sol. 
patri  puellae,  300  sponso  cp.,  et  insuper  300  solidis  emat  eam;  et  si  cum 
inatre  euntem  in  via  rapuerit,  ctiam  et  matri  300  sol.  cp. 

u)  Lex  Fris.  IX:  8:  Sqs  puellam  virginem  rapuerit  et  violatam  di- 
miserit  cp.  ei  weregildum  eius,  sive  nobilis  sive  libera  fuerit,  ad  satisfactio- 
nem,  et  ad  partem  regis  similiter.  (9.)  Tertium  weregildum  patri  sive  tutori 
puellae.  Dazu  Patetta.  La  lex  Frisionum  S.  30.  Brunner  R.  G.  II.  609. 

“)  Leg.  Fris.  Add.  III.  70:  Sqs  über  uxorem  alterius  contra  legem 
tulerit,  reddat  eam  et  facinus  ter  53  sol.  et  tremissem  cp.  et  pro  l'reda  ad 
partem  regis  weregildum  suum.  Dazu  ist  zu  bemerken,  dass  in  Friesland 
das  weibliche  und  männliche  Wergeid  gleich  ist.  Add.  V.  Brunner  II. 
S.  015  N.  13.  Vgl.  zu  unserer  Stelle  noch  unten  S 1*  X.  30.  — Lex  Fris. 
IX:  1.  2 ist  mit  Wilda  S.  812  und  Brunner  R.  G.  II.  S.  060  N.  11  auf 
das  unzüchtige  Weib  (.libera,  lita'j  nicht  mit  v.  Richthofcn,  Zur  Lex 
Saxonum  S.  280  auf  den  Verführer  zu  beziehen. 
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Zwecke  dauernder  Gemeinschaft)1®)  je  ein  Wergeid  einerseits 
als  Busse  und  andererseits  als  fredus  zu  zahlen  ist.  Die  Hand- 
lung des  Frauenraubes  (aus  der  Muntschaft)  ist  in  beiden  Fällen 
dieselbe;  sie  wird  auch  mit  derselben  Busse  getroffen.17)  Wäh- 
rend aber  die  Rückstellung  der  geraubten  Ehefrau  an  ihren 
Gatten  Rechtspflicht  ist,  ist  die  Yerstossung  der  durch  Frauen- 
raub Erworbenen  ein  besonderes  Verbrechen  gegen  diese,  das 
mit  Rücksicht  auf  die  angewendete  Gewalt,  welche  dann  doch 
nur  zur  momentanen  Geschlechtsgemeinschaft  geführt  hat,  als 
Nothzucht  erscheint.1")  Wie  das  friesische  verhält  sich  auch 
das  kentische  Recht:  für  das  Verstossen  der  Geraubten  ist 
noch  eine  besondere  Nothzuchtsbusse  zu  zahlen.1")  Bringen  wir 


'")  Arg.:  „uxorem  alterius  tulerit;“  ferner  „reddat,“  woraus  zu 
schliessen  ist.  dass  der  Missetiiäter  die  Geraubte  behalten  will. 

”)  Lex  Fris.  TX : 1 1 bat  eine  Busse  von  lediglich  20  Schill.,  Bi  liberatn 
foeminam  extra  voluntateui  parentum  eins  etc.  ad  uxorem  duxerit.  Brunner 
R.  G.  II.  S.  669  und  Dargun,  Mutterrecht  und  Kaubehe  S.  112  beziehen 
die  Stelle  allgemein  auf  Frauenraub.  £s  scheint  aber  eher  ein  gelinderer 
Fall  von  Entführung  angenommen  zu  sein,  arg. : „extra“  nicht  „contra“ 
voluntatem,  ferner  uxorem  „duxerit“  nicht  „tulerit“.  Auch  Wilda  S.  847 
spricht  in  diesem  Falle  nur  von  Entführung  im  Gegensätze  zu  Nothzucht 
und  Frauenraub.  Patetta  a.  O S.  86  verweist  auf  die  20-Schillingbussen 
liir  anagrip  und  faida  im  Lgb.  Edikt.  Nach  unseren  ooigeu  Ausführungen 
(S.  69  N.  69)  würde  die  friesische  der  laugobardischen  faida-Busse  entsprechen. 
Von  Richthofen  a.  O.  S.  286  fasst  sie  als  „Zugabe“  an  den  Muntwalt 
im  Falle  von  Lex  Fris.  IX:  8,  9. 

’*)  Wilda  8.  842.  847  fasst  Lex  Fris.  IX:  8,  9 als  blosse  Nothzucht 
und  kommt  daun  zu  der  befremdenden  Erkläruug,  dass  für  Frauenraub  (2 
Wergeider)  weniger  gezahlt  werde  als  für  (schlichte)  Nothzucht  (3  Wer- 
gelder). 

**)  zEdelt.  84:  Gif  gieganc  (nach  LiebermannZ*  V.  S.  219  gen- 
ganc,  wie  auch  G ri mm  vorschlägt)  geweorded  35  scill.  and  cyuinge  15  scill. 
Nach  Grimm  (Gütting.  gel.  Anz  1841  8.357.  3 xu.  Z.  f.  d R V.  S.  10),  der 
auf  Lex  Burg.  12:  4 verweist  = si  (rapta)  revertitur  (ad  patrem)  Dies 
entspricht  vollständig  dem  obigen  „si  ...  violatam  dimiserit“  der  Lex  Fris. 
IX:  8.  zKdelb.  84  ist  dann  zu  kombinieren  mit  82.  83.  Siche  Brunner 
R.  U.  II.  S.  669  N.  31.  Anders  Grimm  a.  0.:  Der  Vater  erhalte  statt  der 
50  Schill,  des  cap  82  nur  35  Schill.,  weil  er  seine  Tochter  wieder  hat,  der 
Räuber  aber  zahle  im  Ganzen  50  Schill.,  um  keinen  Vortheil  zu  haben 
Dagegen  erhebt  schon  Schmid  Bedenken.  Wilda  S.  837  N.  2 übersetzt 
gtegauc  mit  „schwanger“.  Da  aber  c.  82  und  83  nicht  Nothzucht,  sondern 
ehrlichen  Frauenraub  zum  Zwecke  ehelicher  Gemeinschaft  behandeln,  so 
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die  Restitiizionspflielit,,°)  die  das  sächsische  Volksrecht  be- 
züglich des  geraubten  Mädchens  statuiert,  in  Anschlag,  so  können 


gibt  dies  keinen  rechten  Sinn;  denn  dazu  hat  ja  der  Räuber  das  Mädchen 
bezw.  die  Braut,  geraubt,  um  sich  Erben  zu  zeugen.  Vgl,  noch  Schmid 
Ges.  d.  Ags.  S.  9,  der  die  Frage  oflen  lässt.  — Die  Xothzuchtsbusse  wird 
an  die  misshandelte  Frau  gezahlt;  arg.:  All  fr.  II:  hi  re  geböte,  das  wohl 
auch  für  die  folgenden  SS  gilt.  Siehe  auch  Vetus  versio  zu  S 2 (Bromton): 
emeudat  ei. 

*')  Lex  Sax.  40;  Uxorem  dncturus  900  sol.  det  parentibus  eins;  si 
autem  sine  voluntate  parentum  puella  tarnen  consentiente  ducta  fuerit.  bis 
300  sol.  parentihus  eius  cp.;  si  vero  nec  parentes  nec  puella  consenserunt, 
id  est  si  vi  rapta  est.  parentibus  eius  :ioo  sol.,  puellae  '240  sol.  cp.,  eamque 
parentibus  restituat.  Wilda  341.  Brunner  R.  0 II.  S.  669  f.,  gegen 
v.  Richthofen,  Zur  Lex  Saxomun  S.  2«6  ff.,  der  die  Entführungsbusse  von 
300  Schillingen  in  ein  Wergeid  von  240  und  ein  Friedensgeld  von  60  Schil- 
lingen zerlegt.  S.  zu  dieser  Stelle  auch  noch  unten  § 12  X.  35.  Diese 
Restituzionspflieht  scheint  selbst  gegenüber  dem  friesischen  und  kentiscben 
Recht  keine  Besonderheit  zu  sein.  Dort  muss  eine  nachträgliche,  wenn  viel- 
leicht auch  passive  Zustimmung  der  Frau  angenommen  werden,  da  sie  durch 
die  Verstoss u ng  verletzt  erscheint  Nachträgliche  Zustimmung  der  Frau 
berücksichtigt  Knut  II.  73  tj  2.  Nach  (viel)  späteren  Quellen  macht  eine 
solche  den  Frauenraub  ganz  straflos.  Vgl.  z.  B.  Oude  friesche  wetten  40. 
4t.  bei  Grimm,  RechtsalterthUiner  S.  410.  Genau  so  in  flandrischen  Keuren 
und  von  daher  (Tomaschek,  Deutsches  Recht  in  Oesterreich  S.  so  ff.)  in 
mährischen  Rechts(|uellen.  Vgl.  Tomaschek  S.  142.254.  Daselbst  Iglaoer 
Stadtrecht  c.  62.  Brunner  Stadtreeht  aus  dem  Anfänge  des  XIV.  Jh.  c.  101 
(Rössler  II.  S.  365).  Ob  solches  aber,  wie  Dargun  a.  O.  S.  112  für  das 
friesische  Recht  postuliert,  auch  schon  für  das  älteste  geschichtlich  in  Frage 
kommende  Recht  gegolten  bat.  ist  doch  wohl  zweifelhaft.  Sein  Schluss  aus 
der  Fremdartigkeit  des  Busssatzes  der  Lex  Fris.  IX:  11  (cf.  obenN.  17)  auf  die 
frühere  Busslosigkeit  der  Entführung  und  des  Raubes  ist  nicht  konklndcnt. 
Es  bleiben  also  nur  die  Aussprüche  späterer  Quellen,  die  aber  vielleicht 
durch  Steigerung  der  Selbständigkeit  der  Frau  und  folgeweise  Abschwächung 
des  mundiitms  zu  erklären  sind,  wie  sie  im  deutschen  Recht  in  wohlthätig- 
fortschritt, liebem  Sinn  unter  kirchlichem  Einflüsse  (vgl.  Brunner  R.  G.  II. 
S.  670),  ebenso  aber  auch  äusserlich  parallel,  jedoch  in  destruktiver  Weise 
im  römischen  Recht  unter  der  Einwirkung  des  plebeischen  Liberalismus  und 
des  Kapitalismus  (vgl.:  das  trinoctium  der  zwölf  Tafeln  nndGellius  Noct. 
Att.  17:  21:  Anno  post  Rom.  cond.  519  Sp.  Oarvilius  Ruga  primus  . . . 
divortium  cum  uxore  fecit;  Esmarch,  rtlm.  Rechtsgesehichtc  2.  Aull.  S.  106) 
sich  entwickelt  hat.  Uebrigcns  hat  auch  — wenigstens  lokal  — die  Ent- 
führung für  beide  Theile  strafrechtliche  Folgen  gehabt.  Wir  erfahren  z.  B. 
aus  dem  Briinner  Schöffenbuch  Nr.  513  (Rössler  II.  S.  237.),  dass  solche 
auf  Verführung  weiblicher  Einfalt  gegründete  eigenmächtige  Frauenemanzi- 
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wir  auch  hier  eine  Parallele  finden.  Für  die  schlichte  Ent- 
führung (sine  voluntate  parentum,  puella  tarnen  consentiente) 
sollen  den  Verwandten  300  Schillinge  gebüsst  und  — da  die 
Frau  in  diesem  Falle  nicht  herauszugeben  ist  — weitere  300 
Schillinge  als  Kaufpreis  erlegt  werden.  Hat  sich  aber  das 
Mädchen  gesträubt,  so  ist  auch  noch  an  sie,  die  Geraubte,  der 
gegenüber  die  Handlung  als  Nothzncht  erscheint,  eine  besondere 
Busse  von  240  Schillingen  (entsprechend  dem  Wergeide  des 
freien  Thäters)  zu  zahlen.  — Die  Alamannen  verlangen  neben 
Busse  und  Friedensgeld  für  die  materielle  That  als  solche  bei 
konkurrierender  Verletzung  des  kirchlichen  Asylrechts*1)  oder 
bei  Diebstahl  oder  Kaub  in  der  Kirche*1)  die  (dreifache)  In- 
jurienbusse von  36  Schillingen,  bei  Todschlag  in  der  Kirche  eine 
Busse  von  40  Schillingen  an  die  entweihte  Kirche.**)  Die 
Langobarden  setzen  neben  die  Wundbussen  an  den  Verletzten 
eine  besondere  Busse  für  konkurrierendes  scandaluni  in  ecclesia 
an  die  entweihte  Kirche,14)  für  konkurrierende  Störung  des 
Königs-  bezw.  Gemeindefriedens  an  das  palatium  regis.*5)  Bei 

pation  weder  den  Frauen  noch  der  Gesellschaft  ein  besonderes  Glück  ge- 
bracht habe,  weshalb  inan  sich  denn  entschloss,  nach  altem  Brauch  (Sta- 
tuta . quondam  edita)  den  Schwcrenüther  samt  seiner  romantischen  Gnttin 
für  60  Jahre  aus  der  Stadt  zu  jagen. 

*’)  Lex  Alain.  III.  3 (Brunner  R.  G.  II.  S.  610  X.  13)  erwähnt  zwar 
nur  die  Busse  an  die  Kirche  und  das  Friedeusgeld  (40,  60  Schill.);  vgl. 
unten  S 9 N.  6.  Was  dann  auf  das  abstrahere  folgt,  ist  besonders  zu  biissen. 
Vgl.  Lex  AJam.  44. 

**)  Lex  Alam.  V.  (codd.  A.):  Si  quis  autem  raptor  res  in  ecclesia 
coimnendatas  alicuius  infra  ianuas  ecclesiae  vim  abstraxerit  et  tulerit,  liominc 
cui  lüerunt  sicut  lex  habet  ita  solvat;  iniuriain  autem  ecclesiae  quod  raptum 
fecit,  36  sol.  (vgl.  Pactus  V:  3.  Lex  9.  10.  20)  conponat.  Vgl.  Codd.  B V 
1.  2.  Brunner  R.  G.  II.  S.  581  X.  3.  4.  Wilda  S.  249  scheint  die  ein- 
fache Raubbusse  als  willkürlich  anzusehen.  Vgl.  X.  23. 

*a)  Lex  Alam.  IV : . . . ipsain  ecclesiam  quod  polluit  cum  40  sol.  cp., 
et  fiscus  fredum  adquirat,  parentibus  autem  legitimum  wirigildum  solvat. 
Brunner  R.  G.  II.  S.  681  X.  6.  S.  610  N.  13.  Wilda  S.  249.  Es  besteht 
kein  Grund,  das  Wergeid  zu  verdreifachen,  wie  Wilda  a.  0.  Anra.  l will; 
denn  die  Missethat  contra  ecclesiam  (vgl.  Lex  Alam.  20)  wird  besonders  ge- 
golten. Vgl.  X.  22  und  unten  X.  26. 

w)  Ro  35 : . . . 40  sol.  ipsius  venerabilis  loci  sit  culpabilis  excepto  plagas 
aut  feritas  cui  fecerit.  Vgl.  Brunner  R.  G.  II.  S.  681  X.  4.  6. 

“)  Ro  37—40.  Vgl.  Brunner  a.  O.  S.  46  X.  23.  cf.  Liutpr.  35 
(darüber  § 16). 
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Tötung  oder  Misshandlung  eines  actor  oder  sculdahis  in  der  Aus- 
übung seines  königlichen  Dienstes  sind  80  Schillinge  an  den 
König  mit  der  Privatbusse  zu  kumuliren.**)  In  England  wird 
bei  Händeln  in  fremdem  Hause  ausser  der  Busse  für  Todschlag, 
Wunden  oder  Schimpf  an  den  Verletzten  nebst  wite  eine  be- 
sondere Busse  an  den  Hausherrn,  sei  er  nun  ein  Freier,*7)  der 
König,*8)  eine  Kirche")  oder  ein  Kloster'10)  verlangt.  Auch 
erhält  der  König,  der  ealdorman,  der  königliche  Oberförster,  in 
dessen  Gegenwart  gefochten  wurde,31)  ferner  der  Herr,  dessen 
Manu  erschlagen  wurde,  für  die  ihn  dadurch  treffende  Missachtung 
eine  besondere  mit  der  eigentlichen  Deliktbusse  konkurrierende 
Injurienbusse.**)  Bei  Bürgschaftsbruch  ist  ausser  der  gewill- 
kürten oder  Verbrechensbusse  an  den  unmittelbar  Verletzten 
anch  noch  dem  Bürgen  besonders  zu  gelten.33) 


**)  Ko  374 : . . . pareutibus  . . conponatnr,  excepto  in  oirtein  regia  cp. 

. . . sol.  so  . . . Pertile  V.  S,  201  N.  43  Vgl.  unten  § 0 X.  37.  39. 

,7)  xEitelb.  13.  25.  H 1 A <t h and  Eädr.  11 : scilling  thäm  tbe  tätet  flet  «ge, 
and  6 scill.  tbäm  the  he  thiet  Word  tö-geewiede,  and  cyninge  12  scill.  — 12. 
13.  14.  Ine  6 S 2 ff. 

**)  iEdelb.  5.  Ine  6 Pr.  AOlfr.  7 Pr.  $ 1.  Vgl.  liiezu  auch  unten 
S 14  N.  14. 

*•)  d e 1 r.  VIII:  2,  3,  4:  betau  man  georne  be  tbäm  tbe  seö  dted 

si  . . .;  . . i«fre  terest  thone  gridbriee  intö  thäre  circan  . . . Knut  I:  2,  3. 

*’)  Ine  0 S 1.  -tElfr.  2 J 1. 

’*)  iEdelb.  2 mit  3.  — J5lfr.  3s.  Gif  mon  beforan  cyninge»  ealdormen 
on  gemdte  gefeohte,  bäte  wer  and  wite  . . and  beforan  tbäm  120  scill.  tbäm 
ealdormen  tü  wite.  — Knut  III.  17.  18.  Dazn  unten  jj  12  X.  38. 

M)  Pie  manböt;  siehe  Schmid  S.  628  f.  Vgl.  die  häd-böt  Schmid 
Anh.  IX.  iKdelr.  VIII:  33,  34.  Eadw  and  Guthr.  12.  Knut  II.  40,  42,  49. 
I.eg.  Henr.  G6  JJ  3.  — Anzumerken  ist  nebenbei,  dass  das  fulbryce  in  Anh.  IX. 
c.  4 — 8 einerseits  und  sämbryce  in  c 9 andererseits  eine  andere  l'ebersetzung 
des  sonst  nicht  hieher  gehörigen  Knut  II.  c.  61  verlangen,  als  sie  Schmid 
gegeben  hat.  Gridbryce  fulwyrce  heisst  da  offenbar  eine  Tötung,  sämwyrce 
eine  sonstige  Verletzung;  ein  Gegensatz,  wie  er  auch  anderwärts  platzgreift. 
jEdelr.  III:  1.  VIII.  1—3  mit  4.  K nut  I:  2 mit  3.  — Vgl.  auch  zElfr.  8. 
Ferner  die  cyneböt,  die  an  das  Volk  neben  dem  Wergeide  des  Königs  an  die 
Sippe  zu  zahlen  ist.  Schmid  Anh.  VII:  2.  Kemble,  Sachsen  in  Eng- 
land II.  S.  24. 

**)  Ine  31.  Gif  mon  wif  gebycgge  and  siö  gyft  ford  ne  cume,  ägife 
thiet  feoh  and  forgielde  and  geböte  tbäm  byrgean.  ...  iE  lfr.  I § 2,  8 . . 
bete  thone  borgbryce  swä  bim  ryht  wisie  and  thone  wed-bryce  swä  bim 
scrift  scrife.  — »E  e 1 f r.  3 handelt  von  Verbrechen:  Gif  hwä  cyninges  borg 
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Ist  dagegen  nur  ein  Verletzter  vorhanden,  so  wird  bisweilen 
aus  diesem  Grunde  blos  ein  Delikt  angenommen.  So  ist  nach 
alamannischem  Rechte  Diebstahl  von  Kirchengut  oder  die 
Tötung  eines  Kirchenknechtes  dreifach  zu  gelten;  eine  Zer- 
legung in  schlichten  Diebstahl  oder  Todschlag  und  Kirchen- 
friedensbruch findet  hier  nicht  statt.31)  Ebenso  erhält  der  Herzog, 
wenn  ihm  etwas  gestohlen  worden  ist,  nur  eine  Busse,  das  drei- 
fache Neungeld,  und  keinen  fredus  daneben,  quia  res  dominicas 
sunt  et  tripliciter  conponuntur.8®)  Und  ähnlich  scheinen  einige 
Bestimmungen  der  Lex  Sali  ca  mit  Rücksicht  darauf,  dass  nur 
ein  Verletzter  vorhanden  ist,  den  fredus  auszuschliessen,  wenn 
der  zum  Bezüge  desselben  berechtigte  König  selbst  Privatver- 
letzter ist.  So  sind  für  Unzucht  mit  einer  königlichen  Magd 
30,  sonst  15,88)  für  einen  Hengst  oder  Stier  des  Königs  90, 
sonst  4 587)  Schillinge  zu  zahlen.  Diese  höheren  Bussen  lassen 
sich  entsprechend  dem  fränkischen  Verdreifachungsprinzip  als 
das  Dreifache  der  gewöhnlichen  Bussen  mit  Ausschluss  des 
fredus  erklären.88) 


äbreee  geböte  thone  tyht  swa  bim  ryht  wisie  and  thses  borge»  bryce  rnid  5 
pundum  m®rra  psenningn  Knut  IT:  58.  — Soweit  S chmid  Glossar  „borh- 
bryce“  dahin  erklärt,  es  sei  nicht  davon  die  Rede,  dass  ein  Bürge  dem  un- 
getreu  wird,  wozu  er  sich  verpflichtet  hat,  sondern  von  Verletzung  der 
Rechte,  die  durch  Bürgen  zugosichert  sind  und  bei  denen  also  die  Verletzung 
den  Bürgen  betrifft,  lässt  sich  ihm  vollständig  zustimmen.  Doch  fällt  es 
schwer,  mit  ihm  immer  an  ein  plegium  de  iudicio  sisti  zu  denken;  oft  liegt 
eine  gewöhnliche  Schuldbürgschaft  vor.  Schmid  scheint  liier  zu  sehr  von 
seiner  Stollung  in  der  Frage  der  Rechtsbürgschaft  (Schmid  S.  644  ff.)  be- 
fangen zu  sein. 

“)  Lex  Alam.  6:  Sqs.  res  ecclesiae  furaverit  ...  3 novigildos  solvat 
. . (7.4:  Sqs.  servum  ecclesiae  occiserit  in  tiiplum  cp.,  sicut  solent  servi 
regis  ita  solvatur,  i.  e.  45  sol.  Brunner  R.  O.  II  54  N.  30.  Wilda 
S.  249  N.  1.  Vgl.  oben  N.  22.  23. 

“)  Lex  Alam.  31  Vielleicht  gehört  hieher  auch  Lex  Baiuw.  II:  G 
(vgl.  unten  $ 22  N.  54),  wornach  für  Diebstahl  im  Heer  nicht  eine  Bussen- 
sumine.  sondern  nur  eine,  aber  höhere  Busse  (schwere  Leibesstrafe)  verwirkt 
wird.  Vgl.  auch  CJörlitzer  Rechtsbnch  33  $ 3 : Alleine  werdin  nndir  wilen 

zwein  richtarin  zwei  gewette  umbe  eine  schult  gegebin,  dar  ummc  ne  volgin 
einem  man  zwo  buoze  nicht  umrne  eine  schult, 

**)  Lex  Sal.  25;  4 mit  3. 

,7)  Lex  Sal.  38;  4 (codd.  5.  6.  10.  Em.).  — 3:5  (codd.  5.  6.  10.  Em.). 

**)  Brunner  R.  ö II.  S.  44  N.  13  fasst  sie  als  „das  doppelte  der 
gewöhnlichen  Busse“.  Die  oben  vorgeschlagene  Auffassung  würde  dem 


Digitized  by  Google 


9fi 


§ 9.  Busse  und  Friedensgeld. 

Da  innerhalb  des  Komposizionensystems  durch  die  Theilung 
der  Busse  zwischen  dem  Privatverletzten  und  dem  Fiskus  die 
doppelseitige  Natur  der  meisten  Verbrechen  als  Verletzungen 
des  Privaten  sowohl  als  des  Staates  zu  greifbarem  Ausdrucke 
gelangte,  so  ergab  sich  die  Neigung,  jedes  dieser  Verbrechen 
als  eine  Deliktsmehrheit  anzusehen.  Busse  im  engeren  Sinne 
und  Friedensgeld,1)  deren  jedes  bei  Tacitus  noch  als  pars  multae, 


fränkischen  Preizahlsystem  (vgl.  Verdreifachung  der  Bussen,  insbes  Extrav. 
A.  6.  Hessels  Spalte  120:  causae  vero  dominicae  in  triplo  conpomintur 
Brunner  R.  G It.  S -14  N.  14;  Preitheilung  des  Wergeids  und  in  ge- 
wissem Sinne  auch  der  Bussen)  ebenso  entsprechen  wie  die  Verdoppelung 
der  Bussen  für  causae  regales  bei  den  Iamgobarden : Brunner  a.  O.  \.  12. 
Dazu  Ro  369,  Pertile  a.  O.  V.  S.  810.  N.  24.  l’eber  die  Trennung  von 
Busse  und  Friedensgeld  in  der  Lex  Salica  siehe  unten  $ 9.  X.  27. 

’)  Vgl.  Wilda  S.  225  ff.  264  ff.  438  ff.  Wai  t z,  Peutsche  Verfassungs- 
geschichte I.  (2te  Aull.)  S.  HUI  ff.  Sohm,  Fränkische  Reichs-  und  Gerichts- 
verfassung (R.  G.  Vfg.)  S.  107  ff  Konrad  Maurer  in  der  Kritischen 
Ueberschau  der  deutschen  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft  III.  8.  46. 

R.  Schroeder  Rechtsgesehichte  s S.  71.  7s.  335.  Von  Amira,  „Recht*  in 
Pauls  Grundriss  der  germanischen  Philologie  S.  179  f.  Brunner  R.  G.  I. 

S.  164  f.  II.  S.  621  ff.  Mit  Unrecht  sagt  von  Bar,  Geschichte  des  deutschen 
Strafrechts  S.  58:  „Abgesehen  von  den  speziell  gegen  den  König  oder  das 
Gemeinwesen  gerichteten  Handlungen  ist  — das  Verbrechen  — nicht  Bruch 
des  gemeinen,  sondern  Bruch  des  Friedens  mit  dem  Verletzten“.  Durch 
das  Verbrechen  wird  nicht  nur  der  Friede  mit  dem  Verletzten  gebrochen, 
sondern  auch  der  Friede  des  Verletzten,  der  friedliche  Rechtszustand 
desselben,  also  nicht  blos  ein  Privat-,  sondern  auch  ein  sozial  gewährleistetes 
Verhältnis  gestört.  Wenn  auch  „um  die  Verletzung  Einzelner  sich  das  Ge- 
meinwesen nicht  kümmerte“,  (Bar  nach  Sickel,  Geschichte  der  deutschen 
Staatsverfassung  Abth.  I.  Der  deutsche  Freistaat  8.  149  ff.  ),  so  war  doch 
die  Fehde  des  Verletzten  sein  Recht,  nicht  blos  eine  faktische  Reakzion. 
Der  Verbrecher  hat  (allerdings  nur  dem  Einzelnen,  dem  Verletzten  und 
seiner  Familie  gegenüber)  den  Flieden  verwirkt,  aber  nicht  nur  faktisch 
sondern  auch  rechtlich;  die  Fehde  ist  ein  Rechtsinstitut.  Geradeso  wie  die 
sonst  begründete  Bussberechtigung  des  Privatverletzten  in  unseren  Volks- 
rechten zumeist  absorbiert  wird,  wenn  das  Verbrecheu  aus  besonderen 
Gründen  der  Todesstrafe  uuterliegt  (vgl.  unten  § 18),  so  findet  andererseits 
auch  der  Staat  sich  zufriedengestellt,  wenn  der  Verletzte  durch  sonst  ver- 
botene Angriffshandluugen  seine  Satisfakzion  sucht  — ohne  dass  mau  in 
dem  einen  oder  dem  anderen  Falle  sagen  könnte,  nur  der  Staat  oder  uur 
der  Private  wäre  als  verletzt  auzusehen. 
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als  Tlieil  eines  Ganzen  erscheint,  werden  zu  selbständigen  Bussen 
konkurrierender  Delikte:  einmal  als  coinpositio,  faidus  für  die 
Privatverletzung  und  sodann  als  Strafe  xav'  i&r/rp,  wite  (ags. 
bürg.),  niulta  (bürg.),*)  als  coinpositio  fisco  debita  für  den  damit  zu- 
sammentrefFenden  Friedensbruch  (daher  fredus,  poena  pacis,  ags. 
fridesböt),  die  Verletzung  des  (sog.  objektiven)  Rechtes  (lahslit).*) 


*)  Vgl.  auch  Cap.  Saxon.  v.  J.  797  c 4 (I.  71):  pro  wargida;  dazu 
Brunner  R.  G.  I.  S.  227  (N.  14.).  172.  Wilda  S/461.  Schröder  a.  O. 
79  N.  52. 

*)  Das  Friedensgeld  hat  schon  als  pars  niultae,  wie  die 
compositio  im  engeren  Sinne  für  den  Verbrecher  den  Charakter 
einer  Strafe,  fiir  den  Verletzten  (Staat)  den  einer  Sühne.  Vgl. 
Waitz,  Das  alte  Recht  der  salischeu  Franken  S.  192:  „Friedensgeld  . . . 
als  Sühne  für  den  durch  das  Verbrechen  begangenen  Friedensbruch“.  Waitz, 
Verfassnngsgeschichte  cit  I.  S.  30« : „zur  Herstellung  des  Friedens“.  Da- 
selbst S.  410:  Nicht  als  Belohuuug  für  den  Friedensstifter  (Kemble  Saxons 
in  England  I.  S.  270  fasst  cs  als  „remuneration“  für  dop  Staat  als  von  den 
Parteien  gewählten  „arbitrator“.  Dagegen  auch  Maurer  Kr.  Ü.  III.  S.  32  N. 
— Siegel,  Geschichte  des  deutschen  Geiichtsverfahrens  S.  27  f. : für  die 
Rückgabe  des  Friedens  gibt  der  Befehdete  eine  Gabe  an  Diejenigen,  durch 
deren  Vermittlung  und  Schiedsspruch  die  Sühue  zu  Stande  gekommen),  noch 
als  Entschädigung  für  den  durch  den  Friedensbrach  zugefügten  Schaden 
(Bühlau  Novae  constitutiones  S.  72,  wie  Wa  i tz  zitiert)  kannesangesehen 
werden;  zweifelhaft  mag  es  sein,  ob  als  Preis  für  den  wieder  zu  erlangenden 
Frieden  oder  als  Sühne  für  den  gebrochenen  Frieden  (Wilda  S.  439. 
Küstlin.  Z.  f.  deutsch.  Recht  XIV*  (1853)  S.  388  N.  128.  — v.  Woringen, 
Beiträge  zur  Geschichte  des  deutschen  Strafrechts  S.  103  ff,  wie  Waitz 
zitiert).  — Gierke,  Das  deutsche  Genossenschaftsrecht  I.  S.  31:  „Da  in 
und  mit  jedem  einzelnen  Frieden  zugleich  der  sie  alle  umfassende  Volks- 
friede gebrochen  ist,  verlangt  sie  (die  Völkerschaft  als  Friedensgenossen- 
schaft) vom  Missethäter  . . . dass  er  auch  den  Volksfrieden  sühne  und  des- 
halb neben  der  Familien-  oder  Geschlechtsbusse  ein  Friedensgeld  an  die  . . 
Gesamtheit  entrichte.“  Vgl.  Sohm  a.  O.  S.  108:  „für  die  Verletzung  des 
objektiven  Rechtes“.  Auch  Glasson,  Histoire  du  droit  et  des  institutions 
de  la  France  III.  S.  526  sagt:  c'etait  une  rentable  peine  . . une  amende  . . 
Ebenso  S.  541.  Dagegen  wird  ausser  von  Kemble  und  Siegel  a.  O.  auch 
von  Bar  a.  O.  S.  54  f.  die  Ansicht  vertreten,  das  Friedensgeld  sei  eine 
Gebühr  für  den  Staat  als  Friedensstifter  gewesen.  Zuzugeben  ist  dem 
Letzteren  gewiss,  dass  nicht  jedes  Verbrechen  Brach  des  allg.  Friedens  sei. 
Wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  fällt  aber  auch  das  Friedensgeld  weg;  siehe 
N.  4.  — Die  Berufung  auf  Cap.  Ticin  a.  aoi  n.  24  (I’crtz  S.  86)  = Lex 
Rib.  89  hat  eine  sehr  schwache  Beweiskraft;  es  heisst  da  allerdings:  . . . 
Fretmn  autem  non  illi  iudici  tri  bunt  cui  culpa  commisit;  sed  illi  gui  solu- 

bahrouer,  Bubandlun*  der  Verbreobtnebonkurrcnr..  7 
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Fehlt  es  an  diesem  zweiten  Delikte,  dem  Friedensbruche,  näm 


cioneiu  recipit  . . . Aber  es  wird  hinzugetügt:  ut  pax  perpetua  stabilis 
pertnaneat,  also  als  Preis  für  den  Frieden.  Die  Zuweisung  des  Friedens- 
geldes an  den  Prozessrichter  kann  die  verschiedensten  Gründe  haben;  so 
i nsbes.  auch  die  Einheit  der  fränkischen  Busse,  des  Prozesses  u.  A.  Auch 
ist  zu  bemerken,  dass  der  fredus  eigentlich  an  den  Fiskus  gezahlt  wird,  von 
dem  dann  der  Graf  seinen  Theil  (allerdings  als  Amtsgebühr)  erhält.  — 
Von  Bars  weiteres  Argument,  .dass  nach  uraltem  und  bis  in  das  späteste 
M.  A.  erhaltenem  Rechtssntze  der  Richter  das  Friedensgeld  . . nur  an- 
nehmen darf,  wenn  zuvor  die  satisfaetio  oder  compositio  dem  Verletzten 
bezahlt  ist“,  ist  äusserlich  und  innerlich  wertlos.  Lei  Sal.  50:  8:  si  tarnen 
fritus  iam  ante  de  ipsa  causa  non  fnit  solutus  ist  älter  als  die  von  Bar 
gebrachte  lex  Rib.  89.  Rrünner  Stadtr.  S 41  (richtig  wohl  49  ff.'i  bei  Rüssler 
II.  S.  358:  czelien  marcli  um  den  wunden  und  czwai  dem  lichter  und  ainen 
mark  der  stat  u.  Aehnl.  beweist  nichts.  Briinner  Schöffenbuch  Xo.  245: 
Emendas  iudicis  praecedere  debet  satisfaetio  laesi  etc.  ordnet  allerdings  die 
Vorauszahlung  der  Privatbusse  ausdrücklich  an.  Aber  aus  dieser  Voraus- 
zahlung selbst  ergibt  sich  nichts.  Der  Gerichtsherr  soll  die  emenda,  also 
seine  Busse  (nicht  Sportel I erst  erhalten,  wenn  der  Privatverletzte  sein 
Recht  und  seine  Busse  voll  erhalten  hat.  Damit  wird  oben  eine  Pression 
geübt,  dass  Recht  gesprochen  werde  und  ferner  dem  öffentlich-rechtlichen 
Charakter  der  Emenda  Rechnung  getragen:  in  emendis  . . gratiosins  et 
heuignius  est  agendum  (No.  24  t»  daselbst);  der  Privat  verletzte  soll  unter  alten 
Umständen  befriedigt  werden,  der  Richter  mag  ev.  eineu  Ausfall  erleiden. 

— Den  bannus  lässt  von  Bar  S.  f>7  als  Strafe  für  die  Verletzung  des 
Königs  gelten.  Nun  gilt  aber  der  bannus  als  eine  dem  fredus  inhaltlich 
gleiche  Gebühr,  vgl.  z.  B.  Ij«x  Sal.  13:  0:  fritus  exinde  . . sol.  C8  est.  — 
.Dass  endlich  der  fredus  oder  später  die  Wette  nicht  gezahlt  wird,  wenn 
öffentl.  Strafe  eintritt  (Ssp.  III.  öO.  Swsp.  170  [Lassüg,]),“  erklärt  sich 
daraus,  dass  beide  die  Strafe  für  denselben  Bruch  des  Friedens  sind  Neman 
ne  wedelet  umme  ene  sake  tvies.  Vgl.  Gierke  a.  O.  I.  S.  3t  N.  17:  .Nicht 
wie  Grimm  R.  A.  S.  080  annimmt,  der  Gegensatz,  sondern  der  Keim 
der  üff.  Strafe  ist  die  Busse,“  Gegen  das  angeführte  Argument  v.  Bar's 
spricht  ausdrücklich  die  wiederholte  Häufung  von  Busse  und  Prügelstrafe. 
Siehe  Sj  22  N.  47  ff.  Du  erhält  der  Private  die  compositio,  der  Friede  wird 

— um  mit  v.  Bar  zu  sprechen  — vermittelt,  und  trotzdem  erhält  der  Fiskus 
keine  Maklergebühr.  — Dass  das  Friedensgeld  zugleich  auch  die  Fun  k- 
ziotien  einer  Gebühr  habe,  ist  damit  nicht  ausgeschlossen  : Vgl.  z.  B.  den 
Charakter  des  Wergeids  (unten  % 18.  lil  N.  0 ff.  01*  ff.),  die  Verzugsbussen 
beim  salischen  Betreibuugsverfähren  (auch  heute  haben  .V  0ige  Verzugszinsen 
mit  Rücksicht  auf  den  niedrigen  Zinsfuss  des  Geldmarktes  einen  Ersatz-  und 
Strafcharakter).  Ueberhaupt  gehen  die  Begriffe  Bussschuld  und 
Zivilschuld  im  älteren  Recht  mehr  in  einander  als  es  unserer 
heutigen  Anschauung  entspricht.  Vgl.  unten  $ 18,  insb.  N.  24  $ tu 
cit.  jj  15  N.  35.  Nach  Brunner  a.  0.  war  das  Friedensgeld  ursprünglich 
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lieh  bei  absichtsloser  Missethat,  so  fallt  auch  das  Friedensgeld 
weg.4) 

Bei  den  Alamannen  und  Baiern,  bei  den  Sachsen,  Friesen 
und  Angelsachsen  hat  sich  das  Friedensgeld  zu  einer  selbständi- 
gen, festen  Busse  entwickelt,  deren  Androhung  vom  Gesetze 
gelegentlich  besonders  motiviert  wird.®)  Die  lex  Alamannorum 
sagt  von  demjenigen,  der  wegen  Verletzung  des  Asylrechtes  an 
die  Kirche  36  und  als  fredns  40  Schillinge  verwirkt  hat.  aus- 
drücklich. er  habe  die  erste  Busse  wegen  Missachtung  der  Kirche 
und  Gottes,  die  zweite  wegen  Gesetzesübertretung  zu  zahlen.8) 


ein  Preis  für  das  Eingreifen  der  öffentlichen  Gewalt  in  die  Wiederherstellung 
de»  Friedens,  der  bei  aussergerichtlicher  Sühne  nicht  gezahlt  wurde;  in  der 
Zeit  der  Volksrechte  wurde  es  aber  zu  einer  Strafsumme,  die  wegen  Ver- 
letzung der  Rechtsordnung  zu  entrichten  war.  (Hiefür  auch  Siegel,  Deutsche 
Rechtsgeschichte  [1895]  S.  497).  Mit  dieser  Unterscheidung  ist  wohl  die  Frage 
gelöst;  nur  darf  wohl  hinzugefügt  werden,  dass  eine  Vermittlungsgebühr, 
die  vom  .Schuldigen  über  Klage  des  Verletzten  gezahlt  wird,  auch  schon 
einen  poenalen  Charakter  in  sich  trägt.  Umgekehrt  meint  Schroeder  R.  G.1 
S.  332  N.  JO,  erst  in  der  fränkischen  Zeit  sei  der  fredus  aus  einem  Friedens- 
preis oder  Strafgeld  eine  Vermittlungsgebühr  geworden.  ;Dagegen  auch 
ausdrücklich  v.  Amira  a.  O.  S.  179.  Vgl.  auch  noch  unten  X 5,  ferner 
fredus  als  Halslösung  bei  den  Oberdeutschen:  Brunner  R.  G.  III  S.  B22  f.) 
Inder  zweiten  Aull.  S.  79:  „ ursprünglich  wohl  eine  Gegenleistung  für  die 
mit  der  gerichtlichen  Friedewirkung  ausgesprochene  Aufhebung  der  Fehde.“ 
— Wir  sehen  also  das  Friedensgeld  der  Volksrechte  als  Strafe  resp.  Sühne 
an.  Wenn  es  von  den  Quellen  gelegentlich  als  Friedenspreis  erklärt  wird 
(vgl.  z.  B.  lahceap  unten  jj  18  X 10  ff.  und  die  Ausführungen  daselbst 
N.  1.  20),  so  bedeutet  dies  eben  auch  nichts  anderes;  die  Busse  (im  E.  S.) 
ist  auch  ein  Preis  für  den  Frieden  an  den  Privatverletzten.  Und  dass  eine 
Zahlung  als  Friedenspreis  fungiren  kann,  liegt  wieder  darin,  dass  sie  als 
Strafe  des  Missethäters  und  als  eigener  Vermögensvort.heil  den  Verletzten 
versöhnt. 

4)  Wilda  S.  406  X.  1.  S.  549.  Solim  R.  (7.  Vfg.  S.  10t*  X.  18.  Schroe- 
der R.  G.1  S.  345.  v.  Amira  .Recht“  S.  172.  Brunner  R.  G.  I S.  165. 

II.  S.  546  X.  8.  S.  547.  552.  557  X.  81.  Ein  Gegenstück,  wo  die  Busse  weg- 

fällt, nur  Friedensgeld  zu  zahlen  ist,  bietet  Isjx  Rib.  23.  unten  X.  28.  Deg. 
Fris.  Add.  I:  1,  2 unten  X.  21.  Lex  Burg.  37  oben  Jj  6 N.  66c. 

*)  Wilda  S.  449  ff.  Rohm  S.  108  X.  17.  Brunner  R.  G.  I.  S.  165 

II.  8.  621  ff  Betr.  die  Sachsen  siehe  oben  X.  2.  Vgl.  Ssp.  I.  53  § 1. 

Sohm  a.  0.  S.  113  X.  38. 

•)  Lex  Alam.  III:  8:  . . . quare  (1.)  contra  legem  fecit  et  (2.)  ecclesiac 
honorem  non  inpendit  et  Dei  reverentiam  non  habuit.  Vgl.  XXXIV:  1: 
wirigildum  suum  duci  cp.  quare  contra  legem  fecit.  Vgl.  oben  Jj  8 X.  21  S.  93. 

7* 
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Dieser  Auffassung  entsprechend  erscheint  dann  ein  Todschlag  in 
der  Kirche  als  ein  Zusammentreffen  dreier  Delikte,  für  welche 
dreierlei  Bussen  zu  zahlen  sind:  40  sol.  an  die  entweihte  Kirche, 
40  (60)  sol.  au  den  Fiskus  und  das  Wergeid  an  die  Sippe  des 
Erschlagenen.7)  Für  Diebstahl  oder  Raub  in  der  Kirche  sind 
dann  ebenfalls  3 Bussen  verwirkt:  die  Diebstahls-  oder  Raub- 
busse an  den  Geschädigten,  36  sol.  für  die  iniuria  ecc.lesiae  und 
12  sol.  an  den  Fiskus  als  Friedensgeld.*)  Bei  den  Baiern 
wird  der  fredus  besonders  gewettet")  und  legislatorisch  als 
Strafe  einer  konkurrierenden  praesumptio,1®)  stultitia")  oder  mit 
den  Worten  cur  contra  legem  fecit19)  begründet.  Die  Angel- 
sachsen bezeichnen  eine  bestimmte  Art  des  wite  als  oferhyrnes 
(overseunessa),  fassen  sie  also  als  Busse  für  eine  Missachtung 
obrigkeitlichen  Befehls. *3) 

Diese  Selbständigkeit  der  beiden  Theile  der  Gesamtbusse 
kommt  auch  darin  zum  Ausdruck,  dass  gelegentlich  der  eine 
Theil  ohne  den  anderen  erhöht  wird.  So  lindet  sich  in  der  Lex 
Alamannorum  bei  Diebstahl  oder  Raub  von  res  in  ecclesia 
commendatae  für  die  Kirche,  die  ja  einen  höheren  Frieden  ge- 
niesst,  eine  Verdreifachung  der  Injurienbusse  von  12  Schillingen, 
für  den  Fiskus  aber  nur  der  kleine  fredus  von  12  Schillingen, 
ebenso  wie  für  den  Geschädigten  die  einfache  Busse.14)  Dasselbe 
gilt  vielleicht  auch  bei  geringeren  Verletzungen  von  Frauen: 
nur  die  Bussen  sind  zu  verdoppeln,  nicht  auch  das  Friedens- 


’)  Lex  Alain.  4 oben  jj  8 N.  23  S.  93. 

*)  Lex  Alam.  5 oben  jj  S N.  22  u.  Brunner  K.  (1.  II  S.  622  N.  52. 

*)  Lex  Baiuw.  I:  6.  II:  14.  Brunner  R.  G.  I S.  227  N.  12. 

w)  Lex  Baiuw.  I:  6.  VIII:  7.  IX:  4.  Vgl.  auch  liennanni  Altahensis 
Cod.  Mouac.  tabular.  fol.  69  (zitiert  v.  Merkel  M.  G.  LL.  III.  S.  273): 
Fredum  dicitur  pena  vel  conpoaitio  (watlium)  alieuius  culpe. 

**)  Lex  Baiuw.  II:  10. 

,4)  Lex  Baiuw.  VII:  4.  XXII:  1. 

,s)  Vgl.  Schmid,  Gesetze  der  Angelsachsen  S.  638.  641.  Die  ofer- 
hyrncs  ist  ein  Seitenstück  des  fränkischen  Banns:  v.  Amira,  „Recht“  S.  ISO. 
Brunner  R.  G.  II.  S.  35  X.  4,  — Instruktiv  ist  Leg.  Henr.  HO  Jj  1 : . . si 
accusato  coutrauiaudet  et  iustitiam  praetermittat  overseunessae  culpa  sit 
Si  soli  iustitiae  contraraandet,  causam  suam  perdet.  61  § 1 : . . . qui  sine 
legitima  ratione  remanserit  — , causam  suam  perdat  et  overseunessam  domini 
emendet. 

'*)  Lex  Alam.  5 eit.  (N.  8). 
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geId.1A)  In  Baiern  schwankt  die  Busse  für  Brandstiftung,  wenn 
das  angeziindete  Hans  nicht  völlig  niedergebrannt  ist,  je  nach 
dem.  was  die  Flamme  verzehrt  hat,  der  fredus  bleibt  aber  fest: 
ducalis  vero  disciplina  integra  permancat.1*)  Für  das  Niede.r- 
brennen  von  Kirchengut  sind  nach  der  Lex  40  Schillinge  als 
fredus  zu  zahlen;  durch  das  Kapitularienrecht  trat  an  deren 
Stelle  ohne  weiteres  der  bannus.17)  Wer  am  Hofe  des  Herzogs 
einen  Streit  erregt,  büsst  die  begangenen  Gewaltthätigkeiten  nur 
einfach,  zahlt  aber  daneben  auf  alle  Fälle  das  höhere  Friedons- 
geld  von  40  Schillingen.1®)  Der  Urheber  eines  Streites  (mit 
tötlichem  Ausgange)  im  Heere  hat  gleichfalls  die  einfachen 
Bussen  für  Wunden  oder  Todschlag,  aber  das  hohe  Friedensgeld 
von  600  Schillingen  zu  zahlen. 1B)  Todschlag  in  der  Stadt,  Burg 
oder  in  einem  Hause,  die  durch  die  Anwesenheit  des  Bischofs 
besonders  befriedet  sind,  wird  in  Churrätien  mit  dem  einfachen 
Wergeide,  daneben  aber  mit  einer  Brüche  von  60  Schill,  ge- 
golten.5“) Die  Friesen  verneunfacheu  bei  Todschlag  oder  Ver- 
wundung eines  Befehdeten  in  der  Kirche,  im  eigenen  Hause, 
auf  dem  Kirch-  oder  Dingwege  blos  den  fredus  — weil  die 
Tötung  oder  Verwundung  in  rechter  Fehde  als  solche  straflos 
ist.51)  In  West-  und  Mittelfriesland  wird  schlichter  Raub  mit 
Doppelersatz  und  einem  Friedensgelde  von  12  sol.  gebüsst:55) 
hei  Heimsuchung  (Umzingelung  collecta  mann)  aber  tritt  an  die 


•*)  Lex  Alam.  40  mir  45.  In  iler  letzteren  Stelle  entspricht  der  Busse 
von  40  wahrscheinlich  ein  fredus  von  1*2  Schill.  In  der  enteren  Stelle  wird 
nun  die  Busse  auf  SO  sol.  erhöht,  das  Friedensgeld  aber  wie  in  c.  45  nicht 
erwähnt;  es  bleibt  also  unverändert.  Den  200  Schill,  in  c.  45  entsprechen 
dagegen  400  Schill,  in  c.  46,  worin  neben  der  Busse  auch  das  Friedensgeld 

auf  80  Schill,  verdoppelt  ist.  Vgl.  ferner  Lex  Alam.  47. 

“j  Lex  Bai.  X:  4.  Wilda  S.  463. 

,7i  Lex  Bainw.  I:  6.  Vgl.  oben  S.  an  X.  68.  (Jap.  ad.  leg.  Baiuw.  add. 
Sol — 813  c.  1.  2 (T  157  f. ).  Vgl.  Sumnmla  de  bannis  c.  I.  6.  (I.  221). 

‘“1  Lex  Baiuw.  II:  10.  Brunner  R . G.  II.  S 46  X 26. 

,0)  Lex  Baiuw.  II:  4 fvgl.  Brunner  R.  G.  II.  S.  5*4) . . . perenssiones 

. . . plagas  . . . homicidium  conponat  sicut  in  lege  habetur  unienique  secun- 
dnm  suam  genealogiam. 

*)  Cap.  Kemedii  c.  3.  Brunner  K.  U.  II.  S.  47  X.  29. 

Lg.  Fris.  Add  I:  1.  2.  Vgl.  Brunner  R.  G.  II.  S.  527  f.  Vgl. 
oben  $ 6 X.  39  S.  63. 

äl)  Lex  Fris.  8.  Wilda  S.  914  X.  2.  Brunner  R.  G.  II.  S.  648.  X.  »0. 


Digitized  by  Google 


102 


Stelle  des  letzteren  für  den  Anführer  dessen  Wergeldsimplum.’8) 
Durch  Aufnahme  unter  die  Bannfalle  erscheint  in  Thüringen 
bei  der  Heimsuchung  und  Brandstiftung  die  einfache  volksrecht- 
liche Busse  (dreifacher  Ersatz)  beibehalten  und  das  Gewedde 
zum  Betrage  des  Königsbanns  erhöht.-4) 

Aber  auch  bei  den  Franken  löst  sich  das  Friedensgeld  zu 
eigenem  Leben  ab.  Bei  den  Chamaven  findet  sich  neben  kleineren 
Bussen  (im  Gegensatz  zu  den  Wergeidern)**)  ein  fester  fredus 
von  4 Schillingen.**)  Bei  den  Salfranken  erscheint  auch  schon 
in  merowingischer  Zeit  gelegentlich  die  Gesamtbusse  als  Summe 
von  fredus  und  faidus*7)  und  auch  sonst  geht  bei  Saliern  und 
Ribuariern  der  fredus  zuweilen  seine  eigenen  Wege.**)  — Das 

**)  Lex  Kris.  17:  I.  Wilda  S.  950  X.  2.  Brunner  K.  <i.  II.  S.  054. 

**!  Lex  Angl,  et  Wenn.  57  (siehe  oben  S.  68  X.  40 . 43:  daintmm  triplo 
sarciat  et  in  fredo  sol.  00.  Wilda  S.  914.  Brunner  R.  tt.  II.  S.  657 
X.  23.  S.  39.  Neuen  der  Diebstahlsbusse  (ebenfalls  dem  dreifachen  Ersatz) 
wird  nur  ein  fredus  von  7 oder  12  Schillingen  gezahlt.  Ijex  Angl.  Wer. 
37.  38.  Brunner  a.  O.  S.  023  N.  56.  S.  620.  N.  22.  Wilda  S.  402  N.  2. 
Beim  Frauenrauh  ist  eine  solche  einseitige  Erhöhung  nicht  eingetreten; 
vielleicht  in  Folge  konservativen  Festhaltens  an  der  Wergehlziffer  von  2UO 
Schillingen,  die  Privatbusse  und  Frietlensgeld  in  sich  zusainmenfasst. 

*'•)  1'ehrigens  haben  auch  die  Alamannen.  Baiern,  Thüringer.  Angel- 
sachsen Wergeidsätze,  die  auf  dem  200-Schillingfuss  beruhen.  Vgl.  unten 
S 10  N.  23  S.  110. 

**)  Solim  K.ti.Vfg.  S.  los  X.  17.  Brunner  1t.  Ci.  II.  S 022.  Seine 
Selbständigkeit  zeigt  I s>x  Chamnw  21—23,  wo  die  Injurienbussen  nach  den 
Ständen  abgestuft  werden  (s,  4,  2 sol.),  aber  immer  derselbe  fredus  (4  sol.) 
bleibt.  Vgl.  c.  24 — 29.  31.  33:  (|nici|uid  contra  rectum  fecerit,  cum  4 sol. 
in  fredo  dominico  conponere  faciat. 

,!)  Lex  Sal.  35:  6 (Hessels  Spalte  66):  Sys  vasso  ad  ministerium 
etc.  furaverit  aut  occiderit  sol.  30  enlp  ind.  (capitalej  7:  Inter  freto  et 
faido  sunt  sol.  45,  exc.  cap.  et  dil.  In  summa  (fredus,  faidus,  capitnle) 
sunt  simul  sol.  75.  Vgl.  Brunner  R.  ö.  1.  S.  235  X.  24.  Pactus  pro 
tenore  pacis  c.  12:  iuxta  muduin  culpae  inter  freto  et  faido  conpensetur. 
M.G.  Dipl.  No.  06  v.  J.  093  (Hübner  Regesten  Xo.  3a):  ut  in  exfaido  et 
fredo  sol.  15  pro  ac  causa  fidem  facere  debirit,  und  gegen  Ende:  et  ipsos 
10  sol.  (die  Busse  selbständig),  ijuod  . . ad  partem  ipsius  Chr.  tidem  fecit. 
Vgl.  Sohm,  H.  (i.  Vfg.  S.  107  X.  10.  S.  170  X.  103.  S.  171  X.  108. 
Brunner  R.  (S.  II.  S.  622  X.  49. 

**)  Lex  Sal.  13:  6 (selbständiges  Emporschnellen  des  lreduB).  50:  3: 
. . . si  tarnen  fritus  iam  ante  de  ipsa  causa  non  fuit  solutus.  92:  sol.  20 
culp.  iud.;  preter  graphione  sol.  10  solvat,  [/ex  Rib.  89  oben  N.  3.  Lex 
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fränkische  Königsrecht  schuf  den  bannus,88)  eine  feste  Busse  für 
die  Uebertretung  eines  königlichen  Verbots.  Der  bannus  schliesst 
den  fredus  aus.80)  Wo  der  bannus  an  die  Stelle  des  volksrecht- 
lichen fredus  tritt,  liegt  nun  Konkurrenz  des  volksrechtlichen 
Privatdelikts  mit  Ungehorsam  gegen  den  König  vor.81)  Dies 
bedeutet  aber  einen  starken  Bruch  mit  der  altfränkischen  Auf- 
fassung, dass  eine  Handlung  selbst,  wenn  sie  einen  besonderen 
Frieden  verletzt,  sich  (äusscrlick)  nur  als  ein  Delikt  darstelle.88) 


Kib.  23 : Quoil  si  servus  servo  hictu  utio  vel  duobus  sen  tribus  percusserit, 
nihil  est  (ist  bugslos.).  Sed  tarnen  propter  pacis  Studium  trcmisse  (= 
fredus,  arg.  Lex  ltib.  I.)  ep.  Geradeso  wird  auch  Lex  Rib.  35:  3 der  (selb- 
ständige)  Königsbann  ohne  die  Frauenraubbusse  verwirkt.  Vgl.  noch  M.G. 
Dipl.  No.  «6  Ende  cit.  (N.  27)  u.  Lörsch -Schröder,  Urkunden  No.  tu  S.  45 
v.  J.  «62  (Hübner,  Regesten  No.  359):  unusquisque  cp.  sol.  10,  et  quid- 
quid  ibidem  ad  iudices  legibus  tinitnm  fuerit,  de  hac  causa  sic  vonsistat. 
Sohin.  R.  G.  Vfg.  8.  170  N.  105,  dem  aber  wohl  nicht  zuzustimmen  ist, 
wenn  er  hier  anmerkt:  „Nach  Lex  Sal.  53  ist  die  Busse  von  15  sol.  die 
niedrigste,  von  welcher  ein  fredus  errichtet  wird.“  Thevenin:  Textes  . . . 
No.  114  S.  1 CH  v.  J.  «93  (Hübner,  Regesten  No.  441):  et  duas  partes 
wadiavit  et  tercia  in  fredo  de  ipsa  lege.  Brunner  R.  G.  II.  S.  022  N.  19. 
Sohm  a.  O.  8.  los  N.  17.  Cap.  missortun  v.  J.  «02  unten  in  jj  22  N.  50. 

w)  Vor  Allem  Sohm  a.  O.  und  Brunner  R.  G.  II  8.  34  ff. 

“)  Näheres  hierüber  unten  $ ION.  50  ff. 

”)  Adnuntiatio  Hludowici  apud  Conflucntes  v.  J.  860  e.  7 (II.  158): 
bannimus  ex  Dei  et  nostro  verbo,  ut  nullus  hoc  . . agere  praesumat.  Et  si 
quis  hoc  praesumpserit,  (1.)  secundum  legem  et  (2.)  sicut  in  capitularibus 
progenitorum  nostrorum  continetur,  si  hoc  emendare  cogatur.  Sohm  R.  G. 
Vfg.  S.  110  N.  23.  Vgl.  Adnuntiatio  Karoli  daselbst  c.  8 (II.  156):  sicut 
ecclesiasticae  et  chrisrianae  leges  atque  progenitorum  nostrorum  capitula 
continent.  Summa  capituloruin  Cond  v.  .1  «60  c.  4 (II.  299).  Adnuntiatio 
illornin  c.  6 (II.  300).  Cap.  legg.  add.  «18/9  c.  9 (I.  282):  Spotiso  vero  legem 
suam  cp.  et  insuper  hannum  nostmm  . . . solvat.  Sohm  a.  O.  S.  llü  N.  24. 
Cap.  cit.  c.  4 ...  bannum  nostrum.  id  est  60  sol.,  in  triplo  cp  ; et  si  invitam 
eam  duxerit  (zweites  Verbrecheu)  legem  suam  ei  cp.  Sohm  n.  O.  und 
8.  105  N.  «.  Cap.  Pippini  v ,J.  7«2 — 786  c.  10  fl  193):  . . et  qui  ex  ipsis 
peregrinis  ansus  fuerit  occidere,  60  sol  cp.  in  palatio  nostro.  Insuper  con- 
positio  illa  de  ipso  hoiuicidio  conponatur.  cui  legibus  lendo  ipso  pertinuerit 
und  Cap.  Karls  d.  Gr.  «io.  «II  (?)  c.  2.  (I.  160):  secundum  legem  et  ewam 
Uli  cuius  doraus  fuerit  infracta  et  spoliata  in  triplum  cp.  et  insuper  bannum 
dominicum  solvat.  Sohm  a.  O.  8.  111  N.  24. 

;1*)  Vgl.  oben  S 6 und  Anmerkung  an  dessen  Ende  Ferner  ist  zu  be- 
achten, dass  nach  der  Lex  Salica  einer  Gliederstrafe  eine  einheitliche  Kom 
posizion  bestehend  aus  Busse  im  E.  S.  und  Friedensgeld  entspricht,  während 
nach  Kapitularienrecht  (Ausegisi  Appendix  11  35)  blos  an  8telie  des  Ge- 
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Wie  schon  in  alter  Zeit  bei  Verletzung  mehrerer  Privaten,*®) 
werden  jetzt  auch  hier  zwei  selbständige  Bussen  fällig.  Statt 
des  alten  Prinzips  der  Verdreifachung  der  Gesamtbusse  wegen 
Verletzung  eines  höheren  Friedens  findet  sich  jetzt  Kumulazion 
der  einfachen  oder  dreifachen  alten  volksrechtlichen  Privatbusse 
mit  einem  höheren  Gewedde,  dem  bannus.  Schon  nach  der  Lex 
Salica  ist  für  Kaub  einer  im  Königsfrieden  stehenden  Frau  neben 
der  einfachen  Privatbusse  von  ca.  45  Schillingen  die  Brüche  von 
62 */*  Schillingen  zu  zahlen.84)  Ebenso  tritt  später  zu  der  alten 
Busse  des  Brautraubes  von  */#  X 62 1 a Schillingen  nach  der  all- 
gemeinen Bannung  dieser  Verbrechen  seit  Ludwig  I.  die  Bann- 
busse hinzu,  während,  wie  bereits  bemerkt  wurde,  die  Lex  Salica 
bei  dem  gleich  schweren  Delikt  der  Nothzncht  der  konkurrieren- 
den Verletzung  des  Friedens  des  Hoch zeits weges  durch  Verdrei- 
fachung der  Raubbusse  von  62'/2  auf  200  sol.  Rechnung  trägt.3*1) 
Dasselbe  muss  auch  im  Geltungsgebiete  der  Lex  Ribuaria  ein- 
getreten sein.  Nach  der  Lex3“)  verwirkten  bei  einer  Heim- 
suchung von  den  Folgern  die  drei  priores  je  90,  die  übrigen  je 


weddes  neben  die  Busse  eine  besondere  Gliederstrafe  treten  kann.  Vgl. 
unten  $ 22  X.  47  ff. 

")  Siebe  oben  s. 

M)  Lex  Sal.  13:  4,  0.  Vgl.  Wilda  S.  4SI,  dazu  Solim  a.  O.  S.  1<>9. 
Brunner  K.  G.  II.  S.  008  N.  Iß.  S.  37  S.  21.  I.  S.  147.  — Die  Gesamt- 
busse für  unqualiiizierten  Frauen  raub  beträgt  c>2  1 , sol.;  * davon  sind  41  *,  „ 
sol.  Die  Busse  von  C>2  1 , sol.  ist  aber  vermutlich  als  ' des  Wergeides 
aufzufassen  (Brunner  R . G.  II.  S.  018  N.  2*.  S.  t!2o.);  davon  sind  * „ 
des  Wergeides,  also  44  */„,  rund  45  sol.  Die  eigentliche  salische  Busse  [im 
weiteren  Sinn]  von  45  Schill,  ist  nach  Brunner  H.  G.  II.  S.  (118  nicht  als 
Wergeidquote  anzusehen,  sondern  in  die  dekadische  Reihe  der  Busszahlen 
einzustellen.  Da  aber  die  Busszahlen  des  Dezimalsystems  in  der  Lex  Salica 
nach  Brunner  a.  O.  auf  der  Grundzahl  15  beruhen  und  diese  wieder  sich 
als  1 .,  der  Busse  von  15  sol.  darslellen  lässt,  so  scheint  die  Vermutung 
begründet,  dass  die  ganze  dekadische  Reihe  der  salischen  Busszahlen  auf 
das  Wergehl  zurücktühre,  das  entsprechend  der  Herrschaft  der  Dreizahl  in 
diesem  Volksrechte  durch  fortgesetzte  Dreitheilung  diese  Grundzahl  von 
15  Schillingen  = V,  . *'»  200  Schillinge  ergeben  habe. 

*)  Cap.  legg.  add.  v.  J.  818  9 c.  9 fl.  282)  mit  Lex  Sal.  13:  10  (codd. 
5.  il.  10.  Km.).  Brunner  R.  G.  II.  S.  070.  Vgl.  auch  Cap.  cit.  c.  4 in 
X.  31  über  den  Raub  einer  Witwe. 

*”)  Lex  Rib.  04. 
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15  Schillinge,  wovon  */8  dem  Verletzten,  */,  als  fredus  dem 
Fiskus  zufiel.  Wie  sich  die  Sache  nach  der  Bannuug  der  Heim- 
suchung gestaltet  hat,  berichtet  iuiplicite  das  Volksrecht  der 
Anglowamen,37)  das  seine  ribuarische  Vorlage  in  der  Modifikazion 
wiedergibt,  dass  die  Theilnehmer  je  60  bezw.  10  Schillinge,  also 
die  einfache  Privatbusse  an  den  Verletzten  und  ausserdem  je 
60  Schillinge  als  Bannbusse  zu  zahlen  haben.  Dreifache  Privat- 
busse in  Kumulazion  mit  dem  einfachen  bannus  verlangt  das 
fränkische  Kapitularienrecht  z.  B.  für  Verletzung  des  königlichen 
Pfalzfriedens,*8)  des  Heer-31’,)  oder  Hausfriedens40)  durch  Raub 
oder  für  Verwundung  von  Klerikern  in  der  Kirche.*') 

Gross  ist  die  Selbständigkeit  des  Friedensgeldes  bei  den 
Langobarden.  Es  bildet  da  zwar  sehr  oft  die  Hälfte  der  ge- 
setzlichen Busstaxe;*2)  allein  daneben  finden  sich  Stellen,  die  es 
selbständig  neben  der  Busse  ansetzen:  im  gleichen  Betrag  mit 
dieser,  aber  auch  als  feste  Summe,  die  mit  der  Busse  nicht  in 


S7)  Lex  Angl.  et  Werin.  57  (oben  S.  63  X.  40.)  Dazu  Brunner  R.G. 
II.  S.  39  N.  33.  Wilda  S.  938. 

**)  Karlomanni  Cap.  Veruense  v.  ,T.  884  c.  2 (II.  372):  tripla  cotnpo- 
gitione  peracta  cum  dominien  bnnno  Brunner  R.  (4.  II.  S.  47  X.  32. 

*)  Kör  widerrechtliches  Fouragieren  der  Kriegsleute:  Ansegisus  III: 
66  = Cap.  Karoli  H.  v.  J.  810,1  (?)  c.  1.  (I.  160).  Brunner  R.  O.  II. 
S.  684  X.  28.  In  der  constitutio  de  expeditione  Beneventana  v.  J 866  c.  9 
(II.  96)  wird  dreifache  Busse  und  Ilarmschar  für  Freie,  für  Unfreie  Stäupung 
und  einfacher  Ersatz  angedroht,.  Vgl.  Brunner  R.G.  II.  S.  684  X.  29.  30. 
Xach  Cap.  hei  Boretins-K rause  II.  S.  290  c.  10,  und  Cap.  daselbst  II. 
S.  300.  E.  c.  2 (Benedietus  l/evita  I.  c.  341)  ist  in  beiden  Fällen  nur  der 
Ersatz  zu  leisten;  der  Freie  zahlt  daneben  den  Bann,  den  Knecht  trifft  die 
Todesstrafe. 

*•)  Cap.  Carisiaecnse  v.  J.  857  c.  8 ;II.  290).  Cap.  post  Conventuni 
Confluentinum  v.  J.  860  E.  c.  .:  (II.  300  . Anseg.  III:  05.  — In  weiterer 
Verallgemeinerung  für  Raub  .infra  rpgnuin“  Cap.  Caris.  cit.  c.  lt  (II.  291.). 
Op.  post  Conv.  Confl.  cit.  E.  c.  1.  (II.  300).  Benedietus  Levita  II:  383. 

*’)  Capp.  legg.  add.  v.  .1.  818  9 c.  2 (I.  281)  cf.  Brunner  R.  G.  II. 
S.  47  X.  33. 

4i)  Vgl.  Ficker.  Forschungen  zur  Reichs-  und  Rechtsgeschichte 
Italiens  I.  S.  65.  63  X.  3.,  wo  sogar  der  fränkische  Königshann  von  60 
Schillingen  getheilt  wird.  S.  35.  77.  Brunner  R.G.  1.  S.  165.  II.  S.  622: 
.Die  Tangobarden  theilten  die  ganze  Komposizion  zu  gleichen  Hälften 
zwischen  dem  Könige  und  dem  Verletzten*.  Sohrn  R. G.  Vfg.  S.  108  X.  17 : 
.Die  Lgb.  haben  das  Prinzip  der  Halbtheilung.“ 
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geregeltem  Verhältnisse  stellt.*3)  Zudem  wird  häufig  gar  kein 
Friedensgeld  gezahlt.  Schon  Wilda44)  hat  darauf  hingewiesen, 
dass  nicht  alle  Bussen  zwischen  dem  Könige  und  dem  Privat- 
verletzten zu  theilen  sind:  in  einigen  Fällen  musste  nämlich  die 
Hochbusse  dem  König  allein  bezahlt  werden.  Doch  da  handelt 
es  sich  blos  um  Verbrechen  gegen  das  öffentliche  Recht.  Bei 
Grabschändung  fiel  die  Hochbusse  aber  zur  Gänze  an  die  Sippe. 
Bei  Wunden  und  dergl.  soll  ferner  ein  festes  Friedensgeld,  regel- 
mässig von  12  Schillingen,  gezahlt  worden  sein.4')  Die  Summen 
aber,  auf  die  Wilda  verweist,  sind  kein  Friedensgeld  im  E.  S. 
für  schlichte  Verwundungen  subito  surgente  rixa.  sondern  be- 
sondere Bussen  für  konkurrierende  Verletzung  des  besonderen 
Königs-  oder  Gemeindefriedens  durch  Erregung  eines  scandalum.4*) 
Auch  ist  es  nicht  richtig,  wenn  Wilda  anderwärts47)  sagt,  bei 
der  nicht  ausgezeichneten  Tötung  eines  Langobarden,  dessen 
Wergeid  150  Schillinge  betrug,  seien  300  Schillinge  zu  bezahlen 
gewesen.  Dasselbe  wie  Wilda  ist  im  Wesen  auch  Osen- 
brüggen  entgegenzuhalten.  Dieser  fasst  als  Friedensgeld  den 
„für  den  König,  ad  palatium  regis,  abgesonderten  Theil  der 
Komposizion,  am  häufigsten  die  Hälfte  des  Ganzen“,  und  be- 
merkt, dass  als  Grund  dieser  Zuwendung  an  den  König  prae- 


4J',  Liu.  27:  iudex  cp.  iili  qui  causam  suam  rcclamavit  sol.  20  et  regi 
alins  20.  Wenige  Zeilen  weiter  wird  von  demselben  Delikt  gesagt:  cp. 
sicut  supra  dictum  eat  sol.  40  medietatem  regi  et  medietatem  ei  qui  causam 
suam  reclamavit.  Vgl.  Diu.  25 : Fiir  Rechtsweigernng  cp.  ei  qui  causam 
suam  reclamavit  ipsc  sculdahis  sol.  numero  tl  et  iudici  suo  similitcr  sol.  0.  Der 
rechtswcigernde  iudex  zahlt  illi  qui  reclamavit  sol.  numero  12,  daneben  aber 
jedenfalls  12  (oder  20)  Schillinge  an  den  König.  Kann  er  nicht  entscheiden 
und  schickt  er  die  Parteien  auch  nicht  binnen  12  Tagen  zum  König,  tune 
cp.  ipse  iudex  sol.  numero  12  et  regi  sit  culpavelis  sol.  20.  Ferner  Liu. 
26.  Pertile  V.  S.  214  N.  37  meint  also  mit  Unrecht,  hier  seien  ledig- 
lich Bussen  an  den  direkt  Verletzten  verwirkt.  — Eine  Verdopplung  liegt 
wohl  auch  vor  Ko  20:  20  sol.  cp.  regi  et  duci  suo,  und  Ro  21:  dit  regi  et. 
duci  suo  sol.  20  ( je  20  Schill.).  Ebenso  Ko  22.  25:  regi  et  cui  causa 
est  sol.  20. 

«)  S.  404  ff. 

*■')  Wilda  S.  465  führt  an  Ko  37.  39.  Zu  diesen  gehören  auch 
Ro  3«.  40. 

*•)  Vgl.  oben  $ K N.  24  fl'.  S.  93. 

*’)  8.  426.  Siehe  unten  X.  .'>5  ff. 
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sumptio  oder  cnlpa  bezeichnet  werde.48)  Davon  ist  nnr  so  viel 
richtig,  dass  als  Friedensgeld  im  eigentlichen  Sinn  der  alten 
pars  multae  sehr  häutig  die  Hälfte  der  angesetzten  Komposizion 
abgetrennt  wird.  Allein  gerade  diese  Hälfte  wird  nie  als  Busse 
für  eine  besondere  praesumptio  oder  culpa  bezeichnet.  Anderer- 
seits gibt  es  zahlreiche  Praesumpzionsbnsscn,  die  zwischen  dem 
Könige  und  dem  Verletzten  zu  theilen  sind,  die  also  nicht  als 
Friedensgeld  bezeichnet  werden  können  und  daher  auch  nicht 
gestatten,  in  allen  Zuwendungen  pro  praesumptione  Friedens- 
gelder im  technischen  Sinne  zu  sehen.  Ausserdem  wird  in  vielen 
Fällen  für  den  König  weder  eine  Quote  der  Busse  abgesondert, 
noch  auch  ihm  eine  Extrasumme  neben  der  Busse  zugewiesen. 
Mit  Unrecht  behauptet  daher  Schröder,4*)  alle  Busssätze  des 
Edikts  seien  inter  fredo  et  faido  zu  verstehen.  — Pertile  lehrt,80) 
anfänglich  seien  die  Bussen  nur  dem  Privatverletzten  zugekom- 
men; erst  mit  der  Erstarkung  der  königlichen  Gewalt  sei  viel- 
fach die  Halbtheilung  der  Bussen  eingeführt  worden.  Ihm  folgt 
Blandini,41)  der  austührt,  dass  in  der  grössten  Anzahl  von 
Fällen  bei  den  Langobarden  kein  Friedensgeld  gezahlt  worden 
sei;  nur  bei  einer  geringeren  Gruppe  von  Verbrechen  habe  die 
soziale  Auffassung  des  Deliktes  durch  Halbtheilung  der  Bussen 
zwischen  dem  Staate  und  dem  Verletzten  Eingang  gefunden. 
Vor  Allem  habe  der  Fiskus  regelmässig  bei  Todschlag  keinen 
Antheil  am  Wergeid  gehabt,  das  heisst  offenbar:  keinen  fredus 
erhalten.  Blandini  führt  hiefur  Stellen  an.  wo  die  Verpflichtung 
Wergeid  zu  zahlen  mit  den  Worten  ausgedrückt  ist:  conponat 
ipsum  mortuum  sicut  adpraetiatus  est  und  ähnlich.48)  Dass  bei 
dem  adpretiare  an  völlig  freie  Uebereinkunft  der  Parteien  ge- 
dacht wäre,  wie  er  anderwärts43)  sagt,  ist  falsch:  die  Formel 
bedeutet  nur,  dass  der  Tote  nach  seinem  Stande  eingeschätzt 


4’)  Osenbrüggen  8.  !).  25. 

*”)  Scbroeder  R.  G.1  8 332.  Aehulich  auch  R.  G.’  8 335. 

Pertile  V.  8.  214. 

M)  Blandini  a.  O.  8.  62  f. 

M)  „Ro  11.  14.  19.  41.  74.  75.  143.  326.  3S7.  ecc.  Liutpr.  20.  62. 
lis  ecc.“  Blandini  a.  O.  N.  1. 

“)  Blandini  S.  64.  Auch  Pertile  V.  8.  193  spricht  sieb  gegen 
die  Abschätzung  des  Wergeides  durch  Sachverständige  von  Fall  zu  Fall  aus. 
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werden  solle.'4)  Die  Summe  aber,  die  mit  der  Formel  gemeint 
ist,  beträgt  für  den  Gemeinfreien  150  Schillinge.  Dies  sagt 
ausdrücklich  Liutprand  c.  62:  quomodo  sit  ipsa  qualitas  consi- 
deranda  . . . minima  persona  . . . 150  sol.  conponatur.  Für 
Rotharis  Zeit  ergibt  sich  dies  aus  der  Bestimmung  über  un- 
gewollte Frauentötung;  da  wird  eine  völlig  inhaltsgleiche  Formel 
angewendet:  conponat  eam  secundum  generositatem  suam,''')  und 
das  bedeutet  hier  bekanntlich  das  Wergeid  ohne  Friedensgeld. 
Dass  aber  selbst  bei  beabsichtigter  Tötung  eines  Mannes  blos 
150  Schillinge  ohne  Aufschlag  eines  gleich  hohen  Friedensgeldes 
gezahlt  worden  seien,  zeigt  die  Bestimmung  über  Tötung  mit 
haritraib:  secundum  qualiter  adpreciatum  fuerit  ita  conponatur 
illi  cuius  (casas  incensas  aut)  parentes  aut  servus  occisus 
fuerit;“)  nur  die  Privatbusse  soll  gegolten  werden.  Noch  ent- 
schiedener für  unser  Beweisthema  spricht  die  Ediktstelle  über 
die  Tötung  eines  sculdahis  oder  actor  in  Ausübung  des  könig- 
lichen Dienstes :’,:)  adpretietur  pro  libero  hominem  ...  et 
parentibns  legitimis  conponatur;  daneben  erhält  der  Fiskus 
blos  80  Schillinge,  wiewohl  ein  besonderer  Königsfriedensbruch 
vorliegt.  Auch  bei  der  Neuregelung  des  Todschlagsverbrechens 
durch  Liutprand  kommt  als  Tötungsbusse  nur  die  alte  Wer- 
geidsumme in  Betracht:  erst  bei  konkurrierender  praesumptio 
tritt  (ev.)  eine  zwischen  der  verletzten  Sippe  und  dem  Könige 
zu  theilende  Busse  (der  Rest  des  Vermögens  des  humicida) 
hinzu.“)  Auch  die  knechtischen  Wergeider  fallen  zur  Gänze 
an  den  verletzten  Herrn  ohne  dass  ein  besonderes  Friedens- 
geld hinzuträte.")  Dasselbe  gilt  dann  auch  von  den  Bussen 


M)  Arg.  Ro  14:  si  servus  aut  libertus,  cp.  ipsnm  nt  adpmetiatus  fuerit. 
48.  74  : secundum  qualitatem  pcrsonae  = Ro  75:  secundum  generositatem 
suam.  19s:  secundum  narionem  suam.  374:  adpretietur  pro  libero  hominem. 
378:  secundum  nobilitatem  suam.  Liu.  62  oben  im  Text.  Notabene  alles 
Stellen,  die  Blandini  selbst  S 54  N.  1 anführt,  zugleich  seine  einzigen 
Belege.  Vgl.  Pertile  V.  S.  193  N.  13.  14. 

“)  Ro  75. 

**)  Ro  19.  Hier  könnte  obiieiendo  ("irrig)  auf  das  hohe  Friedensgeld 
von  450  .Schill,  von  der  haritraib-Busse  verwiesen  werden. 

M)  Ro  374;  siehe  oben  S.  94  N.  26  und  unten  N.  69. 

M)  Lin.  20,  siche  oben  S.  70  N.  70  und  unten  § 16  N.  3 ff. 

*“)  Ro  374:  conponatur  pro  liberum  hnmineiu  aut  secundum  nationem 
suam.  sicut  in  hoc  edictutn  constitutum  est;  cxcepto  in  curtera  regis  pro 
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für  Wunden ,®°)  für  verschiedene  Injurien®1)  und  Vermögens* 
schaden.®2)*"’)  Bei  Frauentötung  wird  dagegen  neben  der 
zwischen  dem  Könige  und  dem  Verletzten  zu  (heilenden  Hoch- 
busse nicht  nur  das  Wergeid  im  E.  S.,  sondern  auch  ein  gleich 
hohes  Friedensgeld  gezahlt.*4)  Ebenso  erhält  aber  auch  für 

culpa  sol.  so.  Der  Tlieil  des  Kapitels  bezieht  sich  zwar  nur  auf  das  Durch- 
prügeln oder  iiiuden ; es  ist  aber  der  erste  von  der  Tötung  bandelnde  Tlieil 
desselben  jedenfalls  sinngemäss  zu  ergänzen.  Ko  370  (vgl.  oben  S.  70  X.  701 
cp.  pro  statum  eius  sol.  (>o  (vgl  Ro  1 20),  et  insuper  addat  pro  culpa  sol_ 
100.  med.  regi  et  mcd.  cuius  lialdia  fuerit.  Si  autem  ancilla  fuerit,  cp.  pro 
statu  eius  ut  supra  (Ko  180 — 136)  constitutum  est  . . et  insuper  pro  culpa 
sol.  6<i  med.  regi  et  med.  cuius  ancilla  fuerit. 

“)  Ko  41.  43.  44.  62.  63.  wird  von  der  ganzen  Wundbusse  gesagt:  ei 
(dem  Verletzten)  couponat.  Ko  35.  40:  plagas  aut  feritas  cui  fecerit  cp. 
Ein  weiteres,  der  Wundbusse  gleiches  Friedensgeld  wird  aber  durch  Ko 
37 — 40  ausgeschlossen.  Für  scandalum  »in  alia  civitatem“,  also  für  die 
Verletzung  eines  besonderen  Friedens  siud  nämlich  neben  der  Wundbusse 
bloss  12  (6)  Schillinge  zu  zahlen:  bei  Verletzung  des  gemeinen  Friedens 
aber  würde  dann  das  Friedensgeld  sehr  oft  weit  mehr  betragen. 

“)  Bei  Wegwehrung  gegenüber  einem  freien  llann  Ro  27 : ei  cp.;  gegen- 
über einem  oder  einer  Unfreien  Ro  2«:  domino  eius  cp  Für  scandalum 
in  ecclesia  Ko  35:  40  sol.  ipsius  veuerabilis  loci  sit  culpavelis  . . . 
predicti  40  sol.  in  sacro  altario  ponantur,  ubi  iuiuria  facta  est.  Kür 
walopaus  Ko  31;  60  sol.  ei  cp.,  ferner  Liu.  125:  cp.  ad  mundoald  eius 
sol.  HO.  Ein.  134:  sol.  20  ad  illam  partem  t|ui  in  campum  etc.  suum  la- 
borem  faciebat.  Liu.  135:  cp.  eidem  fein  ine  cui  talem  turpitudinem  fecit 
ipse  wirigild  suum.  Für  injuriöse  Vermögensdelikte:  Ko  15:  tur  Grabschän- 
dung 900  sol.  parentibus.  Ro  16:  für  rairaub  pare nt ibus  mortui  sol.  80. 

**)  Bei  Brandschaden  Ro  19:  iili  cuius  casas  . . incensas  fuerit.  Ko 
146.  149:  in  treblum  restituat.  Bei  Diebstahl  vom  Noungeld:  reddat:  . . . 
Ro  253.  254.  257.  260.  262.  815.  316.  restituat:  Ro  255.  Vgl.  Rn  259:  Der 
Herr,  der  seinen  Knecht  zu  dem  begangenen  Diebstahl  angestiftet  hat,  sibi 
nonum  cp.  et  alterum  tantum  in  curtem  regis  persolvat  <)uia  inhonestum  esse 
videtur  etc.  ut  homo  über  se  iu  furtum  debeat  miscere  aut  consensum  pre- 
bere;  da  wird  die  Zahlung  des  alterum  tantum  des  Achtgeldes  an  den 
Fiskus  neben  der  Busse  durch  besondere  Rücksicht  als  besondere  Strafe  be- 
gründet. Von  den  fixen  Diebstahlsbussen  Ro  315.  316.  340.  Bei  Tötung 
einer  trächtigen  Kuh  oder  Stute  Ro  332.  333  reddat, 

**)  Merkwürdig  ist,  dass  auch  die  Friesen  bei  den  Wundbussen  kein 
Friedensgeld  erwähnen.  Ein  solches  ist  erst  aus  Add.  1 : 2 zu  ersc  hü  essen. 
Hiezu  Wilda  S.  265.  45H. 

**)  Die  zu  theilende  Busse  für  Tötung  einer  freien  Frau  beträgt  1200 
Schillinge.  Ro  200.  201.  Diese  zerfallen  in  900  Schill,  für  die  iniuria  de 
uiuliere  libera  und  300  als  Wergeid;  arg.  Ro  37«.  Wilda  S.  426.  Vgl. 
unten  § 12  X.  77. 
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Wegsperre,  die  gegen  eine  Frau  begangen  wird,  der  Fiskus 

— im  Gegensätze  zu  dem  Fall,  wo  ein  Mann  der  Verletzte 
ist  — die  Hälfte  der  Gesamtbusse.®®)  Es  scheint  darnach,  dass 
die  Frau  noch  einen  ganz  besonderen  Frieden  genossen  habe. 

Auch  den  Westgoten  und  Burgundern  erscheint  der  durch 
ein  Delikt  begangene  Friedensbruch  als  besonderes  Verbrechen. 
Die  ersteren  setzen  hierauf  gewöhnlich  die  Prügelstrafe,  doch 
finden  sich  auch  besondere  Friedens*(Injurien-)gelder.*®)  Die 
Burgunder  haben  das  vollständig  entwickelte  Institut  der  selb- 

“)  Ro  26  mit  27.  — Ob  wohl  auch  Wundbussen  gegenüber  einer  freien 
Frau,  die  ihre  Ehre  nicht  verwirkt  bat,  durch  Aufschlag  eines  Friedensgeldes 
(neben  der  Hochbusse)  verdoppelt  werden?  Si  in  scnndaluni  cocurrerit.  ist 
nur  einfache  Busse  ohne  Friedenageld  zu  zahlen,  taniquam  si  in  fratrem 
ipsiua  mulieris  perpctrat um  fuisset  (Ro  378) ; vgl.  auch  noch  Liu.  146  mit 
Ro  42;  und  liu.  123,  dazu  unten  § 12  N 75.  — Hier  ist  noch  anzumerken 
Liu.  72  (vgl.  oben  S.  51  N.  24)  und  Siegel,  Lombardakommentare  S.  6 f . 
Brunner  R.  G.  II.  S.  56«  N.  15.  Osenbrttggen  a.  O.  42  f.  Pertile 
V’.  S.  K4  f.  Es  soll,  wenn  die  Deliktsbusse  300  resp.  unter  800  Schill,  be- 
trägt. der  Anstifter  (consiliator)  50  resp  40  Schill,  zur  Hälfte  an  den 
König,  zur  Hälfte  an  den  Verletzten  zahlen.  Es  fragt  sich,  wie  dies  mit 
den  20  Schillingen  Rothnris  (c.  io  ff.)  für  consilium  mortis  (vgl.  oben  $7 
N.  22)  zu  vereinigen  sei.  Nimmt  mau  an.  dass  dort  weitere  20  Schillinge 
als  Friedensgeld  aufzuschlageu  seien,  so  dass  beide  Bussbestimmungen 
identisch  wären,  so  würde  das  auf  ein  Wergeid  von  unter  300.  also  von 
150  Schill,  somit  auf  Ausschluss  dos  Friedensgcldcs  beim  Wergeid  hin- 
woisen.  ITnd  andererseits  würde  ein  Wergeid  von  300  Schill,  nach  der  Stelle 
Liutprands  eine  consilium-Busse  von  25 -f- 25  sol.  verlangen. 

“)  Bei  Ungohorsain  gegen  eine  richterliche  Vorladung:  pro  dilatione 
sola  5 auri  solidos  petitori  et  pro  coutemtu  5 alios  iudici  coactus  exsolvat; 
Lex  Wisig.  (Ohind.)  II:  1:  17  Zeumer  S.  4«.  — Wer  einen  gefangenen 
Verbrecher  länger  als  einen  Tag  und  eine  Nacht  bei  sich  einschliesst,  hat 
pro  sola  praesumptione  5 Schill,  an  den  iudex,  ist  der  Gefangene  aber  eine 
persona  honestior,  10  Schillinge  und  zwar  zur  Hälfte  an  den  iudex,  zur 
Hälfte  an  den  Verletzten  zu  zahlen:  Lex  Wisig.  VII : 2:  22  (Ant.).  Bei  ge- 
ringeren Leuten  gilt  dies  nicht  als  besondere  iniuria.  da  wird  nur  der  Ein- 
griff in  die  Befugnisse  des  iudex  gebüsst.  Anders  Dahn,  Westgot.  Studien 
S.  238  N.  3.  (Betr.  die  Verwahrung  fremder  Knechte  Lex  Wisig.  VI:  4:  8 
Zeumer  S.  1«8  Z.  28  ff.)  — Ebenso  hat  (in  Diebstahlsaaehen,  nach  Tod. 
Card,  hei  jedem  crimen  [Dahn  a.  U.  S.  260])  fiir  Taidigung  nach  erhobener 
Anklage  jede  der  beiden  Parteien  pro  praesumptione  sna  5 sol.  zu  zahlen. 

— S.  auch  L.  Wisig.  VIII:  6:  2.  — Die  Behauptung  Dahns  a.  O.  S.  176: 
«Ein  Friedensgeld  an  den  Fiskus  neben  der  Komposizion  kennt  die  Lex 
Wisigotorum  nicht,  sondern  statt  dessen  öffentliche  Strafo“,  hat  also  keine 
allgemeine  Geltung. 
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ständigen  Multen.  Ist  die  Handlung  beim  blossen  Friedens- 
biuche  stehen  geblieben,  ohne  dass  es  bis  zur  Privatverletzung 
gekommen  wäre,  wie  beim  blossen  Schwertziicken,  so  ist  nur 
die  inulta  verwirkt:  konkurriert  aber  Friedensbruch  und  Privat- 
verletzung, so  ist  Busse  und  uiulta  zu  zahlen.87) 


D. 


§ 10.  Reale  und  Ideale  Yerbreohenskonkurrenz. 


Die  Eingangs1)  erwähnte  Neigung  des  altdeutschen  Rechts, 
sich  an  das  unmittelbar  sinnlich  Wahrnehmbare  zu  halten,  hat 
noch  eine  weitere  Eigentümlichkeit-  zur  Folge.  Das  alte 
Strafrecht  legt  vor  Allem  auf  den  verbrecherischen  Erfolg,  auf 
die  Verletzung,  und  ei-st  in  zweiter  Reihe  auf  die  Handlung 
Nachdruck:  für  die  Verletzung  soll  der  Betroffene  Satisfakzion 
erhalten.*)  Diesem  Standtpunkte  entspricht  es,  dass  in  einer 
Mehrheit  von  Verletzungen  regelmässig  eine  und  dieselbe  Art 
von  Verbrechenskonkurrenz  gesehen  wird,  gleichgiltig  ob  diese 
Verletzungen  durch  eine  oder  durch  mehrere  Handlungen  her- 
vorgerufen werden.  Der  Unterschied  zwischen  realer  (mehr- 
thätiger)  und  idealer  (einthätiger)  Verbrechensmehrheit  hat  für 
diese  Zeit  eine  geringere  Bedeutung,  als  dies  heute  bei  ge- 
änderten Verhältnissen  der  Fall  ist.  Einige  Beispiele  dürften 
zum  Belege  genügen.  Für  die  Tötung  einer  Schwangeren  ist 
gemeiniglich  das  Wergeid  der  Mutter  und  der  Frucht  ebenso  zu 
zahlen,  wie  wenn  die  Frucht  besonders  und  die  Mutter  besonders 
getötet  worden  wäre.8)  Auch  sonst  ist  für  mehrere  Tötungen, 
gleichgiltig,  ob  sie  ideal  oder  real  konkurrieren,  mehrfaches  Wer- 


8I)  Wilda  8.  450.  Borg.  37  oben  Sj  6 N.  00  c 8.  6s. 
■)  Oben  $ 1. 

*)  Vgl.  oben  § 8 N.  1 S.  S7. 

*)  Näheres  siehe  oben  Jj  6 S.  52  ff. 
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geld  zu  zahlen.*)  Für  Mord  mit  Blutraub  verlangen  die  Lango- 
barden und  Alamannen  die  Mordbusse  (900  Schillinge  nebst 
Wergeid  resp.  neunfaches  Wergeid)  und  die  Blutraubbusse  (hü 
resp.  40  Schillinge)  geradeso  wie  für  Mord  in  realer  Konkurrenz 
mit  Beraub.1')  Bei  den  Letzteren  wird  auch  die  Ausräubung 
eines  bestatteten  Leichnams  ebenso  behandelt  wie  Grabschändung 
und  davon  getrennt  begangener  Blutraub.*)  Wer  in  fremdem 
Grund  einen  Graben  zieht  hat  hielur  nach  dem  langobardischeu 
Edikt  fi  Schillinge  und  für  den  dabei  verursachten  Schaden  an 
Reben  und  Bäumen  weitere  Busse  zu  entrichten  wie  wenn  er 
diesen  doppelten  Schaden  durch  getrennte  Handlungen  ver- 
ursacht hätte.7)  Es  macht  ferner  im  salischen  und  langobar- 
dischen  Recht  keinen  Unterschied,  ob  Brandstiftung  und  Tod- 
schlag real  konkurrieren,  oder  ob  einfach  durch  Auzünden  eines 
Hauses  mehrere  Personen  zu  Grunde  gehen.*) 

Ganz  bedeutungslos  ist  aber  der  Unterschied  zwischen  realer 
und  idealer  Verbrechensmehrheit  doch  nicht.*)  Der  Umstand, 


*)  Lex  Sal.  16:  1,  oben  S 8 N.  6.  S.  89.  Lex  Alain.  79:  Si  quis  ali- 
quam  clausuram  in  nquam  fecerit  et  ipsa  aqua  inttaverit  et  in  hoc  aliquis 
pecus  alicuius  negaverit  vel  faraulus  vel  infang,  quidquid  ibi  negavit  similem 
reatituat,  unicuique  (codd.  13.  fast  ausnahmslos  unumquodquo  oder  ähnl  ) 
sei'undnm  legem  auatn  cp.  Iufans  bedeutet  liier  mit  Kiickaicht  auf  .siuiilem 
reatituat“  wohl  wie  sonst  oft  puer  (vgl.  auch  das  französische  gar<;on)  einen 
Unfreien.  Vgl.  Brunner  R G.  I.  S.  76  N.  87.  S.  234  N.  17.  — Mehrere 
Tötungen  in  einer  Rauferei:  Lex  Alain.  2f>:  2:  Kt  illi  alii  (.siehe  unten  S 14 
X.  10.)  qui  ibi  aliquid  coiniuiserunt  etc.  omnia  . . solvat.  Lex  Bainw.  II.  4. 
10.  Judicatum  regium  unten  X.  57.  Ro  19  conpunatur  illi  cuius  casas  in- 
censas  aut  parentes  aut  servus  occisus  fuerit. 

*)  Ro  14.  16.  (Vgl.  unten  $ 12  X.  88.)  Brunner  R.  G.  II.  S.  683  f. 
Wilda  S.  976.  977.  Osenbriiggen  a.  O.  S.  151  ff.  Lex  Alam.  4s.  Vgl. 
ferner  auch  die  Behandlung  eines  Stichs  durch  beide  Schenkel  etc.  oben 
S 2 N.  72  ff.  S.  16. 

*)  Pactus  Alam.  II.  43.  44.  Lex  Alain.  49.  Oben  $ 6 N.  47  ff.  S.  65. 

J)  Liu.  150:  Sqs  fossatum  in  viain  fecerit  et  ipso  loco  sno  provare 
non  potncrit,  cp.  sol.  6 (so  schon  Liu.  46)  et  ipsum  fossatum  restaurit  et 
ilamuum  si  iu  vitis  aut  in  arboris  ipsum  fossatum  cavandum  fecit,  cp.  sicut 
auterior  edictus  contenit  (Ro  294.  300.)  Vgl.  Osenbrüggen  a.  O.  S.  138. 

*)  Lex  Sal.  16.  Ro  19  oben  X.  4. 

*)  Wie  Blandini  a.  O.  S.  36  annimiut;  vgl.  unten  X.  14.  Auch 
He  ine  mann  a.  O.  S.  30  sagt  mit  Unrecht:  „Es  war  natürlich,  dass  dem 
Thäter  so  viele  Strafen  auferlegt  wurden  als  er  Rechte  verletzt  hatte,  ohne 
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dass  mehrere  Delikte  in  einer  Tliat  begangen  wurden,  wirkt  bis- 
weilen mildernd,"’)  indem  er  eine  Einschränkung  der  Bussen- 
kumulazion  zur  Folge  hat.  Aeltere  Texte  der  Lex  Salica  setzen 
auf  das  gleichzeitige  Abhauen  des  Mittel-,  Gold-  und  kleinen 
Fingers  (resp.  der  entsprechenden  Zehen)  oder  aber  nur  zweier 
davon  eine  viel  geringere  Busse,  als  sie  durch  Häufung  der 


dass  es  auf  die  Einheit  oder  Mehrheit  der  Handlungen  unkoininen  konnte.“ 
Viel  schwächer  sagt  John  a.  O.  S 891,  auf  den  sich  Heinemann  beruft: 
,3.)  Eine  Unterscheidung  zwischen  conc.  del.  realis  und  couc.  del.  idoalis  ist 
dem  älteren  Hechte  fremd.  4 ) Diejenigen  Fälle,  welche  heutzutage  noch 
regelmässig  zum  conc.  del.  idealis  gerechnet  werden,  fasste  das  ältere 
deutsche  Recht  regelmässig  nicht  als  eine  Rechtsverletzung,  sondern  als 
eine  Mehrheit  von  Rechtsverletzungen  auf“.  Nach  >Ssp.  II.  10  tj  7 (oben 
S.  IS  N.  Sl)  werden  ideal  konkurrierende  Verstümmlungen  eines  Mannes  im 
(tanzen  nur  mit  einer  Wergeidhälfte  gegolten.  (So  weit  gehen  unsere. 
Quellen  nicht;  vgl.  oben  S.  24  ff.;.  Svo  dicke  man  aver  eiten  lurnen  man 
anderwerve  leinet  in  enem  anderen  lede  (ein  Glied  wird  uur  einmal  ver- 
golten vgl.  das.  $ UJ,  also  dicke  sal  man  eine  beteren  mit  eme  halveu 
weregelde.  Ist  das  Glied  schon  einmal  vergolten  worden,  so  wird  für  neue 
Verletzung  (von  einer  Läbmung  kann  da  eigentlich  nicht  mehr  gesprochen 
werden)  nur  die  Unehrenbusse  des  Verletzten  gezahlt.  Ssp  II.  10  § 9. 
II.  20  § 2.  Glosse  hiezu  (bei  Wilda  8.  341):  „Die  andere  Sache  ist,  dass 
man  Russe  gibt  zu  einer  Hekeuntnis,  dass  der,  der  sie  gibt,  unrecht  gethan 
habe  an  dem,  dem  er  die  Russe  gibt“.  Vgl.  ferner  Rühme  Schiiffenspr. 
S.  108  al.  2 (bei  John  a.  0.  S.  271):  Wurden  eime  manne  drei  czeiue  mit 
eime  stose  usgestosen  und  mit  eime  steime  usgeworffen  adir  mit  eime  slage 
usgeslagin,  das  ist  doch  nicht  wenne  eine  blutrunst  wunne  das  in  eiuer  tat 
gesehen  ist. 

w)  Dieses  Prinzip  entspricht  auch  der  communis  opinio  der  modernen 
Rechtslehrer  (Siehe  Heinemann  a.  O.  8.  1.  Wachenfeld  a.  O.  8.  57.), 
die  trotz  Einheit  der  Handlung  eine  Deliktsmehrheit  annimmt,  in  der  ersteren 
aber  einen  Milderungsgi  und  sieht.  Sie  dürfte  auch  der  allgemeinen  Rechts- 
anscbauuug,  die  beim  Delikt  weder  blos  die  Handlung  noch  auch  anderer- 
seits blos  den  Erfolg  ins  Auge  fasst.  Genüge  leisten.  Der  vorwiegend 
öffentlich-rechtliche  Standpunkt  des  heutigen  Strafrechts  muss  allerdings 
das  Gewicht  der  durch  die  Mehrheit  der  Privatverletzungen  bedingten  Ver- 
brechensmehrheit mindern.  — Eigentümlich  verhält  sich  das  friesische 
Volksrecht.  Dort  werden  umgekehrt  mehrere  Wunden,  die  vou  einem  Hieb 
herrühren,  strenger  gebüsst,  als  wenn  sie  durch  mehrere  Hiebe  herbeigeführt 
worden  wären.  Siehe  oben  §2  N.  41  ff.  S.  10.  — Einen  anderen  Sinn  hat  es, 
wenn  in  Ro  37  — 40  die  Russe  für  scandalum  bei  (idealem)  Zusammentreffen 
mit  plagae  oder  feritae  erhöht  wird.  Da  erscheint  das  scandalum  als 
solches  viel  schwerer  als  wenn  es  ohne  Verwundung  abläuft. 

Sehrauar,  Dia  Behandlung  dar  Verbre-h-nefconharranz.  fi 
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Einzelbusspii  «ich  ergeben  würde.")  Und  ähnlich  werden  auch 
nacli  dem  schwäbischen  Volksrechte  zwei  Schneidezähne,  mit 
einem  Hiebe  herausgehauen,  nicht  durch  Busseiikumulazion,  son- 
dern wie  ein  einziger  Zahn  vergolten.14)  Bei  den  Langobarden 
kostet  das  Herausschlagen  beider  Augen,  je  nachdem  es  durch 
eine  oder  durch  zwei  Handlungen  geschah,  das  einfache  oder 
das  : bezw.  I1.,  fache  Wergeid.1,1)  Und  die  wiederholt  vor- 

kommenden Beschränkungen  in  der  Häufung  von  Bussen  für  Wun- 
den. für  Vermögensschaden  sind  wohl  ebenfalls  durch  die  Rück- 
sicht auf  die  Einthätigkeit  der  Verbrechenskonknrrenz14)  zu  er 
klären:  es  sollte  eine  Pauschalbusse  für  das  einmalige  Durcli- 
priigeln,  für  das  Niederbrennen,  für  den  Baumfrevel  u.  s.  f.  ge- 
schaffen werden. 

Es  muss  aber  nun  auch  umgekehrt  gesagt  werden:  wo  eine 
Pauschalbusse  eine  variable  .Mehrheit  von  Verbrechen  in  sich 
schliesst,  ist  dies  nur  insoweit  der  Fall,  als  diese  Unthaten 
wirklich  in  idealer  Konkurrenz  begangen  wurden,  während  Ver- 
letzungen. die  an  sich  unter  diese  Busse  fallen  könnten,  getrennt 
begangen,  besonders  gebüsst  werden  müssen.  So  begreifen  z.  B. 
die  salischen  und  ribuarischen  Bussen  für  Heimsuchung,  die 
langobardischen  Bussen  für  liaritraib1®)  höchstens  nur  solche 
Gewalttätigkeiten,  die  bei  der  einen  Heimsuchung  begangen 
wurden.  So  erstreckt  sich  die  langobardisehe  Busse  für  das 
schimpfliche  Ueberfallen  und  Durchprügeln  eines  Freien  ’“)  nicht 


’•)  Siehe  oben  § 2 N.  93  S.  2.'). 

ia)  Siehe  oben  jj  2 N.  96.  92. 

•*)  Ho  377:  Si  quis  hominem  liberum  unuin  oculum  habentein  ipsnm 
excusserit.  duas  partes  pretii  ipsius  qrod  adpretiatus  fnerit  si  eura  occidissit 
conponat.  Si  autem  haldium  aut  servum  alienum  unum  oculum  habeutem 
ipaum  excuaserit,  cp.  cum  pro  mortuo.  Das  erste  Auge  kostet  das  halbe 
Wergeid:  Ko  4«.  st.  lob.  Beide  Augen  aut  einmal  kosten  das  ganze  Wer- 
geid; siehe  oben  $ 2 N.  «2. 

u)  Vgl.  die  Zusammenstellung  unten  $ 12  N.  2 ff.  Unzulänglich  siud 
die  Bemerkungen  lllandinis  S.  37:  utt  limite  insormolttabile  al  cumtUo 
materiale.  Durch  den  Begriff,  der  sich  auch  anderwärts  lindenden  Pauschal- 
buasen  aus  Rücksicht  auf  die  Einthätigkeit  der  Verbrechenskonkurrenz  wird 
der  Widerspruch  zwischen  der  equitä  und  dem  concetto  primitive  che  tutto 
quanto  il  danno  effettivamente  recato  debba  avere  un  compeneo  gelöst. 

“)  Vgl.  oben  jj  4 N.  1 ff.  S.  46  ff.  $ 6 N.  31  ff.  S.  61. 

“)  Vgl.  oben  jj  6 N.  64  ff.  S.  67. 
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auf  Schläge,  die  ihm  etwa  ein  zweitesmal  zugefügt  worden  sind. 
Die  salischen  Diebstaldsbussen , die  wir  als  eine  Art  Friedens- 
bussen kennen  gelernt  haben, ,J)  gelten  wohl  schon  aus  diesem 
Grunde  je  nur  für  einmaligen  Diebstahl. 

Das  Satisfakzionsprinzip  des  alten  Strafrechts  verlangt  aber 
auch,  dass  jeder  Verletzte  Genugthuung  erhalte.  Es  wurde 
schon  oben IS)  darauf  hingewiesen,  dass  eine  Mehrheit  von  Ver- 
letzten eine  Verbrechenskonkurrenz  begründe.  Dieses  Prinzip 
muss  sich  auch  hier  wieder  rücksichtlich  der  Milderungen,  welche 
die  Einthätigkeit  zur  Folge  hat,  äussern.  Voraussetzung  für 
diese  Milderungen  muss  sein,  dass  nur  Einer  verletzt  worden 
ist.  Die  Bussansprüche  Mehrerer  stehen  strafrechtlich  und  pro- 
zessualisch ausser  Zusammenhang;  die  Forderung  des  Einen 
kann  daher  auf  die  Forderung  des  Anderen  keinen  Einfluss 
haben.  Es  kann  also  z.  B.  die  gewöhnliche  Einschränkung  der 
Wundbussenhäufnng  etc.,  wo  eine  solche  üblich  ist,  bei  einer 
Verwundung  Mehrerer  nicht  platzgreifen.  Die  Verletzung  Meh- 
rerer wird  behandelt  wie  eine  reale  Verbrechenskonkurrenz. 

Es  ist  ferner  Voraussetzung  der  Pauschalbusse  ( Einschrän- 
kung der  Bussenhäufung)  für  Vermögensschaden,  dass  der  be- 
schädigte Güterkomplex  eine  Einheit  bilde:  Ein  Haus,  das  nieder- 
gebrannt  wird,  einen  Wald,  der  beschädigt  wird,  verlangt  das 
bairische  und  angelsächsische  Recht,  einen  Sch weinediebstahl, 
einen  Geflügeldiebstahl  die  Lex  Salica,  einen  Fischdiebstahl 
das  langobardische  Edikt.19) 

Der  Unterschied  zwischen  realer  und  idealer  Verbrechens- 


,7)  Vgl.  oben  j|  3 N.  2 ff.  S.  28  ff. 

§ 8.  !),  Vgl.  Lex  Hai  uw  10:  14:  Et  si  una  persona  liaec  omni« 
commiserit.  in  alterin s aediticio  (Singular)  etc. 

“)  Vgl.  Lex  Baiuw.  10:  1:  omnia  aedificia  cp.  10:  3:  uniuseuiusque 
ftrstfalli  10:  4:  am  Ende.  1:  li:  omnera  culmcn.  10:  14  (in  N.  18).  22:  2: 
Si  quia  aliena  neraora  reciderit  (es  wird  also  die  Waldbeschädigung  ins 
Auge  gefasst).  Ebenso  Ine  43:  Be  wudabsemette.  Betreffend  die  Lex 
.Salica  und  das  lgb.  Edikt  oben  $ 3 N.  17  ff.  insbes.  28.  38  ff.  Das  Er- 
fordernis der  Einhoit  trotz  äusserlicher  Mehrheit,  der  Beschädigungen  be- 
rechtigt zu  starken  Zweifeln  gegen  die  oben  S 3 N.  !•  angeregte  Vermutung, 
dass  für  mehrere  Knechte  wie  für  mehrere  Ochsen  immer  nur  eine  Busse 
gezalilt  worden  sei.  Es  fragt  sich,  ob  der  Knecht  trotz  seiner  geringeren 
Stellung  als  Herdenthier  betrachtet  wurde. 
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konkurrenz  zeigt  sich  aber  auch  bei  der  Zahlung  des  Friedens- 
geldes. Einthätige  Verbrechensniehrlieit  verlangt  doch  nur  ein 
Friedensgeld,  sie  gilt  als  ein  Friedensbruch.  Nicht  immer. 
Ueberall  dort,  wo  das  Gewedde  eine  Quote  der  Komposizion 
bildet,  zieht  die  Bussenkumulazion  auch  eine  Häufung  der  Frie- 
densgelder nach  sich.  Der  Unterschied  zwischen  realer  und 
idealer  Konkurrenz  ist  hier  nur  insofern  von  Belang,  als  er  auch 
auf  die  Bussenhäufung  von  Einfluss  ist.40)  Das  ist  durchgehends 
der  Fall  bei  denRaliern  nndRibuariern:s,)dieZahlung  mehrerer 
Wundbussen  z.  B.  enthält  zugleich  die  Zahlung  mehrerer  fredi. 
Ebenso  bei  den  Langobarden,44)  soweit  das  Friedensgeld  als 
Hälfte  der  compositio  erscheint.  Häufung  von  Friedensgeldern 
trotz  blos  idealer  Verbrechensmehrheit  gilt,  ferner  bei  der  Knniu- 
lazion  von  Wergeidern  im  H a m a 1 a n d e,  in  T h ü r i n g en,  S c h w a b e n 
undBaiern,  da  die  bezüglichen  Kechtssamnilungen  Wergeidansätze 
von  200  resp.  bei  Vervielfachung  von  400  oder  600  Schillingen 
aufweisen.4*)  Damit  erscheint  auch  immer  die  entsprechende 
Brüche  vervielfacht.  Wegen  dieses  engen  Zusammenhanges  ist 
dann  wohl  auch  bei  Häufung  von  Wergeidern  für  ideale 
Verbrechenskonkurrenz  zugleich  Kumulazion  der  entsprechenden 
Friedensgelder  anzunehmen.  Desgleichen  auch  bei  den  Friesen, 
wo  trotz  voller  Selbständigkeit  der  Brüche  neben  neunfachem 
Wergeid  ein  neunfacher  fredus  verlangt  wird.44) 

Parallelen  finden  sich  aber  auch  für  das  kleine  selbständige 
Friedensgeld.  Nach  der  Ewa  Chamaworum  ist  für  schlichten 
Diebstahl  das  Neungeld,  für  Einbruchdiebstahl  eine  Gliederstrafe 


*°)  So  beträgt  z.  B.  die  Komposizion  für  mehr  als  S also  etwa  für  5 
ideal  konkurrierende  Hlaukiebe  nach  der  Lex  Suliea  (17:  0)  0 Schillinge  an 
Privatbusse  und  3 Schillinge  an  fredus.  Fiir  ebenfalls  5 real  konkurrierende 
Blaubiebo  sind  aber  10  Schill  als  Privatbusse  und  5 Schill,  als  Friedensgeld 
zu  zahlen. 

*‘)  Brunner  R.  G.  II  S.  021  f.  und  oben  S 9 N.  25  ff.  S.  102. 
ä!)  Ro  200.  201.  378.  Siebe  oben  $ 9 N.  04.  05.  S.  109  f. 

,ä)  Ewa  Cham.  4.  3.  7 — 9.  Lex  Angl,  et  Werin.  2.  40.  mit  1 : 4s.  Lex 
Alant.  12.  40.  50.  51.  53:  2 mit  Pactus  Alant.  II.  30.  39.  Lex  Baiuw.  IV: 
2».  29.  (2  X 2 X RIO)  einerseits  mit  II:  4 (Brüche  von  OOO  Schill 
Brunner  R.  G.  II.  S.  583).  III:  I,  2 (Wergold  der  Mitglieder  des  Herzogs- 
geschlechtes und  adeliger  Geschlechter).  Vgl.  Brunner  R.  ü.  I 248  N.  5. 
“)  Lex  Fris.  17:  2,  3 
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oder  deren  Lösungssumme  und  daneben  für  jede  gestohlene  Sache 
ein  fredus  von  4 solidi  verwirkt.  Dazu  kommt  fiir  den  Einbruch 
als  solchen  (nur)  eine  Busse,  und  wieder  ein  weiterer  beson- 
derer fredus.*'')  Ein  Kapitular  Ludwigs  des  Frommen  legt 
dem  Räuber  einer  fremden  Braut  nebst  der  Busse  an  den 
Bräutigam  eine  besondere  Busse  für  den  Frauenraub  und  fiir 
jede  mitgenommene  Sache  au  den  Mundwalt  auf.  Daneben  ist 
für  jede  dieser  Sachen  ein  besonderer  fredus  zu  zahlen,  so  dass 
selbst  wenn  der  Mundwalt  die  Busse  nicht  einklagt,  der  Graf 
die  Friedensgelder  fiir  jedes  Stück  besonders  eintreiben  soll.*®) 

Die  überwiegende  Mehrzahl  der  Volksrechte  setzt  aber  bei 
einthätiger  Verbrechensmehrheit  nur  einen  fredus  an.  findet  darin 
also  nur  einen  Friedensbrnch.*5)  Die  Thüringer  haben  für  Dieb- 
stahl von  Schweinen  und  von  weiblicher  Gerade  dreifachen  Er- 
satz und  ein  einziges  festes  Friedensgeld  von  7 oder  12  Schil- 
lingen.-*) Desgleichen  ist  wohl  auch  ihre  Bestimmung  über 

**)  Ewa  CliAm.  20 : Si  . . . curtem  infregerit  sol.  6 cp , in  domlnlco 
sol.  4.  Suam  lnamun  etc.  pro  qnarta  partc  de  »na  leode  et  in  fredo  semper 
de  unaquaque  re  sol.  4 (24):  . . 9 geldos  couipoiiere  faciat  et  de  nnoqnoque 
latrocinio  in  dominico  fredo  sol.  4.  Vgl.  oben  <j  3 X.  1 S.  27. 

-#)  t'ap.  legg.  add.  v.  J.  SIS  9 c.  9 (I.  282):  Si  quis  sponsam  alienam 
rapuerit  aut  patri  eius  aut  ei  qui  legibus  eius  dcfensor  esse  debet  cum  sua 
lege  eam  reddaf,  et  i)uicquid  cum  ea  tulerit,  semotim  unamquamque  rem 
secuudum  legem  redlat.  Et  si  hoc  defensor  eins  perpetrari  consenserit  et 
ideo  raptori  nihil  quaerere  voluerit,  comes  9ingulnriter  de  unaquaqne 
re  freda  nostra  ah  eo  exactare  faciat.  Sponso  vero  legem  suam  componat 
et  insuper  bannum  nostrum,  id  est  00  sol.,  solvat.  Vgl.  Wiida  S.  470  X.  t. 
Sohin  B.  G.  Vfg.  S.  109  X.  19  und  S.  in  X.  25.  26  nimmt  „freda  nostra* 
unrichtig  als  bannus.  S.  unten  X.  5t.  — Cf.  auch  L.  Sal.  10:  2 oben  S.  32. 

,:J  Vgl.  auch  Anhang  zu  Mngdeb. Fragen  F.  550  S.  1 (bei  John  a.  0. 
S.  27o  f.).  So  aber  einem  Menschen  einer  oder  mehr  Finger  oder  zeeu  ab- 
gehawen  u.  s.  w.  würden,  in  dem  falle  ist  der  theter  schuldig,  ein  jegliche 
zelie,  fiuger  oder  zahn  mit  dem  zellenden  teil  eines  wergelts  dem  beschodigten 
zu  verbüssen,  und  in  allen  unnd  jeglichen  obangezoigten  feilen  mus  er  dem 
richtcr  mit  dem  liiichsten  gewette  abtrag  thun  . . John  S.  272:  „nur  eins 
aber  doch  das  höchste  Geweddc“.  Anders  lirünner  Schöffenbuch  Xr.  265: 
rescriptum  fuit  quod  pio  depilatione  iudici  5 grossos  -et  depilato  tolidem  pro 
percussione  vero  iudici  10  et  percusso  20  grossorum  pragensinm  pro  emenda 
sunt  solvenda.  Xr.  267:  et  quod  (=  quot)  sunt  plagae  numero,  totiens 
solvitur  emenda  prelicta. 

"’)  Lex  Angl,  et  Wenn.  37.  38.  Brunner  R.  G.  II.  S.  623  X.  56. 
Wiida  S.  89S  N.  2. 
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Tötung  innerhalb  der  eigenen  vier  Pfähle  mit  Sachschaden  da- 
hin zu  interpretieren,  dass  da  nur  ein  fredus  von  3 X 40  **) 
Schillingen  neben  dem  dreifachen  Wergeid  von  3 X 160  solidi 
und  dem  dreifachen  Schadenersatz  zu  zahlen  kommt.  Dem  ent- 
sprechend dürfte  dann  auch  bei  Frauenranb30)  ausser  der  Busse 
von  200  sol.,  die  zwischen  dem  Mundwalt  und  dem  Fiskus  in 
160  und  40  Schillinge  getheilt  wird,31)  für  jede  geraubte  Sache 
nur  die  Privatbusse  vou  10  Schillingen,  nicht  auch  noch  eine 
besondere  Brüche  gezahlt  worden  sein.**)  Bei  den  Schwaben 
entspricht  gleichfalls  der  Proporzionalbusse  für  Diebstahl  und 
Raub  immer  nur  dieselbe  Brüche,  nämlich  12  solidi:**)  selbst 
bei  Diebstahl  in  curte  regis  wird  der  normale  selbständige  fredus 
nicht  wie  die  Privatbusse  verdoppelt,  sondern  durch  einen  einzi- 
gen, neuen,  höheren  fredus  von  40  Schillingen  ersetzt.**)  Für 
Tötung  in  der  Kirche  ist  ausser  dem  Wergeid  und  der  Busse 
für  das  Sakrileg,  für  Diebstahl  oder  Raub  von  res  in  ecclesia 
commendatae  ausser  der  Privatbusse  an  den  Geschädigten  und 
der  Injurienbusse  von  36  Schill,  an  die  Kirche  immer  nur  ein 
Friedensgeld  zu  zahlen.*')  Auch  die  Baiern  und  Sachsen 
haben  eine  gleitende  Diebstahlsbusse,  das  Neungeld,  und  daneben 
stets  nur  einen  fredus:  die  ersteren  von  12,  die  letzteren  nach 
dem  Stande  des  Thäters  abgestuft  von  12,  6 bezw.  4 solidi.**) 
Und  der  Urheber  eines  Streites  im  Hause  des  Herzogs  büsst 
nach  der  Lex  Baiuwariorum  alle  vorgefallenen  Verletzungen, 
zahlt  aber  nur  einen  fredus  von  40  Schillingen.*7)  Ebenso  wird 
für  Brandstiftung  an  Kirchensachen  nur  ein  Friedensgeld  ohne 


**)  Lex  Angl,  et  Worin.  &0  (oben  S.  50  N.  14)  jj  6 N.  38.  40  S.  62  f. 

*')  Lex  Angl,  et  Wenn.  40:  ()ui  liberal»  feminam  rapuerit.  reddat  eam 

cum  sol.  200  et  quiequid  cum  ea  tulerit  restituat  addens  ad  unamquamque 

rem  sol.  10.  Wilda  S.  841.  Brunner  R.  (}.  II.  S.  06s  X.  24. 

**)  Brunner  R.  G.  II.  S.  40  X.  37. 

”)  Der  Inhalt  dieser  Stelle  ist  also  insoweit  von  dem  sonst  sehr  nahe 
stehenden  Cap.  ai.  818/!)  c.  9 (siehe  oben  X.  26)  verschieden. 

")  Lex  Alam.  V:  2. 

**)  Lex  Alam.  30. 

“)  Lex  Alam.  4.  5:  1,  2. 

M)  Lex  llaiuw.  IX:  1,  14.  Vgl.  II:  12:  1 mit  2.  Lex  Sax.  36.  Brnn- 
ner  It.  (i.  I.  S.  227  X.  14. 

”)  Lex  Baiuw.  II:  10.  Brunner  1t.  (i.  II.  S.  46  X.  26. 
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Rücksicht  auf  die  Zahl  der  zu  Wissenden  Firstfälle  angesetzt.88) 
In  England  besteht  die  Gesamtbusse  für  mehrere  Bäume  aus 
der  Kumulazion  der  einzelnen  Baumbussen  mit  nur  einem  wite.8*) 
Für  Todschlag  oder  sonstigen  Friedensbruch  innerhalb  der  Kirchen- 
mauern wird  — sofern  es  überhaupt  zur  Busse  kommt  — nur 
eine  Brüche  an  den  König  neben  der  Busse  au  die  Kirche  und 
der  Raub-  bezw.  Wundbusse,  dem  Wergeid  und  der  manböt 
gezahlt.40)  Dasselbe  Prinzip  scheint  in  Friesland  gegolten  zu 
haben.  Für  Brandstiftung  ist  doppelter  Ersatz  und  für  (ideal) 
konkurrierenden  Todschlag  das  neunfache  Wergeid  des  Toten 
zu  zahlen.4')  Ein  Zusatz  fügt  hinzu,  dass  in  Ostfriesland  das 
neunfache  Wergeldsimplum  des  Thäters  als  Friedensgeld  ver- 
wirkt worden  sei.  Dem  entspricht  dann  wohl  in  West-  und 
Mittelfriesland  ein  fredns  von  9 X 30  Schillingen.42)  Trotz  der 
Verbrechensmehrheit  wird  also  nur  eine  Brüche  entrichtet.  Auch 
für  mehrere  ideal  konkurrierende  Wunden  dürfte  blos  ein  Frie- 
densgeld fällig  geworden  sein.  Für  die  Verwundung  eines  be- 
friedeten faidosus  soll  nämlich  im  Ganzen  nur  einmal  der  neun- 
fache fredus  (9  X 12  sol.)  gezahlt  werden.  Allerdings  sind  hier 
die  Wunden  busslos.48)  Bei  Hausfriedensbruch  gegen  einen  nicht 
Befehdeten  aber  sollen  sie  doppelt  gebüsst  werden;  daneben  wird 
nun  blos  die  einfache  Brüche  (Wergeldsimplum  bezw.  12  Schil- 
linge) angesetzt.44)  Auch  die  Burgunder  kumulieren  bei  ein- 
thätiger  Verbrechenskonkurrenz  die  Friedensgelder  nicht.  Die 
Bussen  für  mehrere  Schläge  oder  Wunden  werden  gehäuft,  da- 
neben aber  immer  nur  eine  multa  gezahlt.4')  Für  Diebstahl 
wird  dreifacher  Ersatz  einer  jeden  gestohlenen  Sache,  aber  im 


**)  Lex  Baiaw.  I:  0,  siehe  oben  § 3 X.  OK  S.  38. 

®)  All  fr.  13.  Vgl.  oben  jj  3 N.  01  S.  37. 

4°)  A.delr.  VIII:  1—4.  Knut  I.  2,  3 Pr.  unten  $ 14  X.  18. 

Lex  Fris.  7:  1,  2. 

41)  Lex  Fris.  io.  17.  Add.  I:  1. 

**)  Add.  I:  2 Dazu  oben  § 0 X.  39  S.  03. 

44l  Lex  Fris.  17:4. 

4,''l  Arg.  Lex  Burg.  r>:  4 Si  qnis  ingeuuum  homiuem  per  capillos  corri- 
puerit.  si  uua  manu,  2 sol.  inferat,  si  utraque,  so).  4;  multae  autem  nomine 
sol.  6.  Dazu  5:  1 —3.  Die  Busse  ändert  sich,  die  multa  bleibt.  Vgl  auch 
Lex  Burg.  37  (oben  Jj  0 X.  60c). 
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Ganzen  nnr  ein  Friedensgeld  verlangt.4®)  Raub  mit  Schlägen 
wird  durch  eine  Mehrheit  von  Bussen  mit  nur  einem  Friedens- 
gelde  vergolten.47)  Aehnlich  lässt  endlich  auch  die  Lex  Wisi- 
gotornm  trotz  mehrfacher  Proporzioualbnssen  die  dem  fredus 
entsprechende  Strafe  nur  einmal  vollziehen.48) 

So  bei  einthätiger  Konkurrenz.  Bei  realer  Verbrechens- 
mehrheit dürfte  mehrfaches  Friedensgeld  gezahlt  worden  sein. 
Am  sichersten  scheint  diese  Annahme  für  den  Fall,  dass  für 
jedes  Delikt  ein  besonderer  Prozess  angestellt  wurde:  jede  der 
besonders  eingeklagten  Bussen  hat  dann  eine  besondere  Brüche 
zur  Folge.  Der  Umstand,  dass  etwa  nur  ein  Privatverletzter 
vorhanden  ist,  kann  daran  wohl  nichts  ändern.  Aber  auch  wenn 
mehrere  nicht  konnexe  Bussansprüche  in  einem  einzigen  Prozess 
eingeklagt  wurden  — vorausgesetzt,  dass  dies  überhaupt  zulässig 
war  — wird  Häufung  von  Friedensgeldern  anznnehmen  sein. 
Es  ist  schwer  denkbar,  dass  mehrere  real  konkurrierende  Ver- 
brechen zu  einem  Friedensbruch  zusammengezogen  worden  wären. 
Geradeso  wie  es  da  eine  Beschränkung  der  Bussenhäufung  nicht 
gibt,  so  besteht  auch  kein  Grund,  die  Friedensgelder  nicht  ohne 
weiteres  zu  kumulieren.4®) 


«)  I*x  Burg.  70:  2.  3.  4:  3.  <53.  01. 

45)  Lex  Burg.  7(5:  . . ut  quicunque  . . pueros  nostros  ccciderit  et  in- 
solenter abstulerit  :,R»ubl  . . . tripla  satisfactione  teneatnr  obnoxius,  hoc 
est : nt  per  singulos  ictus  . . . temos  solides  . . . eogatur  exsolvere.  Ea 
etiara  qnae  fucrint  violenter  erepta.  tripla  novigildi  solutione  reddantnr,  ita 
ut  multam  nobis  debitam  praesumptores  solvant. 

«•>)  Z.  B.  Lex  Wisig.  VII:  2:  13,  14. 

4*)  Auch  der  fiskalische  Gesichtspunkt  dürfte  in  Betracht  kommen. 
Direkte  Belege  stehen  mir  nicht  zu  Gebote.  Leber  die  Knmulazion  von 
Bannbnssen  bei  realer  Verbrechensmehrheit  siehe  unten  N.  57.  Leber  die 
die  Klagenhäufnng  siehe  <j  12  X.  96  ff.  — Der  Sachsenspiegel  stellt  deu 
Satz  auf:  Neman  ne  weddet  umine  ene  sake  t.vies  ausser  bei  gleichzeitiger 
Verletzung  geistlichen  und  weltlichen  Recht»,  wo  zwei  verschiedene  Obrig- 
keiten verletzt  sind:  Ssp.  .1:  53  jj  4.  Ssp.  Lehnr.  69  § 11.  12.  Auch  Ssp. 
III:  32  § 10.  Vgl.  hiezu  John,  Das  Strafrecht  in  Norddeutschland  I. 
S.  268  ff.  Die  Beleidigung  Mehrerer  durch  eine  Handlntig  gilt  nach  dem 
sächsischen  Rec'  te  des  Mittelalters  wie  schon  in  unserer  Periode  als  reale 
Verbrechenskonkurrenz;  sie  verlangt  mehrfaches  Gewedde.  Siehe  oben  N.  18 
und  J * N.  2.  Die  unrechtmässige  Schelte  im  Lehnsgericht  zieht  aber  zwar 
mehrfache  Busse  (an  den  Finder  und  an  jeden  Folger)  doch  nur  ein  Ge- 
wedde an  den  Herrn  nach  sich:  Ssp.  Lehnr.  69  § 11  eit. 
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Ist  ein  Verbrechen  zugleich  Bannfall,  so  wird  nur  bannus 
oder  nur  fredus  gezahlt,  je  nachdem  welcher  von  Beiden  einen 
höheren  Betrag  ausmacht.50)  Für  unsere  Frage  ergibt  sich 
daraus,  dass  hier  nur  ein  Friedensbruch,  keine  Konkurrenz,  an- 
genommen wird.  Dies  gilt  aber  nur  soweit,  als  der  Thatbestand, 
den  der  eine  und  der  andere  treffen  soll,  wirklich  derselbe  ist. 
Was  darüber  hinausgeht,  gilt  als  konkurrierender  Friedensbruch; 
dann  wird  wieder  fredus  und  bannus  kumuliert,  wie  sonst  mehrere 
fredi  unter  einander.  Dies  bezeugt  das  bereits  erwähnte  Kapi- 
tular  Ludwigs  des  Frommen,  welches  bei  idealem  Zusammen- 
treffen von  Frauen-  mit  Sachenraub  für  jede  der  geraubten  Sachen 
einen  besonderen  fredus,  für  den  Frauenraub  aber  noch  den 
Königsbann  fordert.  Der  letztere  ist  hier  an  die  Stelle  eines 
fredus  von  einem  AVergelddrittel  getreten,  hat  also  diesen,  aber 
auch  nur  diesen  fredus  verdrängt.51)  Die  Substituzion  des  fredus 
durch  den  Königsbann  tritt  ferner  nur  dann  ein,  wenn  beide  an 


w)  Wilda  S 409  f.  (Gegen  v.  Woringen,  Beiträge  zur  Geschichte 
des  deutschen  Strafrechts  S lßs.  Diesen  selbst  konnte  ich  mir  nicht  be- 
schaffen.) 404  X l.  477.  481  ff.  Vgl.  Ficker,  Forschungen  zur  Reichs-  und 
Rechtsgeschichte  Italiens  I.  S.  05 ff,  der  aber  die  Frage,  ob  der  Königsbann 
neben  das  langobardische  Friedcnsgeld  oder  statt  dessen  eingetreten  sei, 
unentschieden  lässt.  Sobm  R G.  Vfg.  S.  102  ff.  109.  112f.  (Ssp.  I.  53 
§ 4 eit.)  von  Amira:  „Recht“  S.  18o  Schröder  Rechtsgeschichte ’ S.  342 
X.  07.  Brunner  R.  G.  II.  S.  39  f 643.  023.  Vielleicht  tritt  diese  Ab- 
sorpzion  auch  ein  im  Cap.  missorum  in  Theodonis  villa  datum  II.  generale 
v.  J.  805  c.  5 (I.  123);  siehe  unten  § 22  X.  47.  Jedenfalls  gehört  hierher 
aber  Ansegis.  App.  II.  35  (unten  $ 22  X.  48\  wo  das  selbständige  sächsische 
Friedensgeld  dnreh  den  Bann  ersetzt,  ist.  — Das  thüringische  Recht  c.  50 
verlangt  dreifaches  Wergeid  (3  X so!.),  daher  tritt  hier  nicht  die  Bann - 
busse  ans  c.  57  ein.  Vgl.  oben  X.  29  und  S.  50  X.  14.  S.  63  X.  40.  Betreffend 
die  Heimsuchung  als  Bannfäll  vgl.  auch  schon  Lex  Sal.  14:  6 coil  5 ff 
(oben  § 4 X.  3),  dann  Cap.  (I.  224)  c.  7,  (II.  212)  c.  3.*  Brunner  R.  G. 
II.  S.  652.  — Vgl.  auch  Cap.  I.  197  c.  8,  dazu  unten  § 20  X.  34. 

41)  Cap.  v.  J.  818  9 c.  9 cit.  in  X.  20.  Unrichtig  ist  die  Interpretazion 
Sohms  R.G.Vfg.  S.  109  X.  19  111  X.  25  (gegen  Wilda  S.  470  X.  1), 
als  ob  hier  nur  der  bannus  gezahlt  worden  wäre.  Das  Kapitular  erwähnt 
ausdrücklich  sowohl  den  bannus  als  die  freda  nostra  de  unaquaque  re.  Freda 
nostra  wird  hier  also  nicht  mit  bannus  verwechselt.  Daher  richtig  Brun- 
ner R.  G.  II.  8.543:  „der  bannus  pflegte  das  volksrechtliche  Friedensgeld 
zu  absorbieren.* 
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dieselbe  Person  zu  fallen  hätten.  Wo  nicht,  wo  also  Mehrere 
als  verletzt  gelten,  da  wird  entsprechend  der  Anschauung,  die 
wir  auch  bei  den  Bussen  gefunden  haben,  eine  Verbrechens- 
konkurrenz angenommen,  da  werden  fredus  und  bannus  gehäuft. 
So  in  demselben  Kapitular  Ludwigs  des  Frommen,  das  tur  Blau- 
oder Blutigprügeln  eines  Geistlichen  in  der  Kirche  Busse  an  den 
Geschlagenen,  fredus  an  die  Kirche  und  bannus  an  den  Kaiser 
auferlegt.**) 

Die  Einthätigkeit  der  Verbrechenskonkurrenz  kann  wohl 
auch  ebeuso,  wie  dies  beim  fredus  der  Fall  ist,'5)  für  die  Zah- 
lung des  bannus  von  Bedeutung  sein.  So  lässt  sich  annehmen, 
dass  bei  einer  Brandstiftung,  wenn  auch  mehrere  Gebäude  ein- 
geäschert wurden,  doch  nur  einmal  der  Königsbann  verwirkt  war. 
So  in  Baiern  bei  Brandstiftung  an  kirchlichen  Gebäuden.*4)  Nach 
einigen  Texten  der  Lex  Älamannorum**)  zahlt  der  Erreger 
des  Streites  in  curte  ducis  nur  einmal  fiO  Schill,  und  daneben 
tür  jedes  Delikt  dreifache  Busse.  Es  liegt  da  eben  nur  eine 
Bannübertretung  vor.  Dagegen  dürfte  derjenige,  der  etwa  Heim- 
suchung verübt  und  dabei  zugleich  eine  Frau  geraubt  hat,  dop- 
pelte Bannbusse  verwirkt  haben.  Da  sind  zwei  verschiedene 
Verbote  übertreten  worden.**)  Häufung  von  Bannbussen  bei 


**)  Cap.  v.  ,1.  »18  9 eit.  c.  2 (I.  2H1):  Sanguinis  effusio  in  ecclesiis 

facta  cum  fuste,  si  preshiter  fuerit,  triplo  couponntur:  iluas  partes  eitlem 
preabitero.  tertia  pro  frcilo  ntl  ecclesiam,  insuper  bannus  noster.  Similiter 
de  diaenno  etc.  Vgl.  Sobm  R.  G.  Vfg.  S.  109  N.  19.  Hier  ersetzt  aber 
der  an  die  Kirche  ilbergrgangene  Fredus  eine  sonst  zu  zahlende  Iniurien- 
busse  (vgl.  Lex  Altun.  4.  5.),  welche  letztere  aber  nicht  mit.  Wild a S.  1(1 
N.  1 als  fredus  anzusehen  ist. 

“)  Siehe  oben  N.  27  ff. 

M)  Lex  tiaiuw.  I:  6 (oben  S.  4»  N.  68}  nach  einigen  Hai. 

**)  Lex  Alain.  33.  30  (codd.  A.  ausser  1.  4.  12.  B.  ausser  1.  11. 
12)  31:  2. 

w)  Vgl.  die  Häufung  von  fredus  und  bannus  N.  51.  52.  cf.  Wormser 
Hofrecht  v.  ,1.  1024  c.  32  bei  Weiland  Constitutionei  M.G.  LL.  Sectio  IV. 
I.  S.  642  f.,  womach  der  Frauenräuber  für  die  geraubte  Frau  dreifache  Busse 
zu  gelten  und  die  geraubten  Sachen  dreifach  zu  erstatten  hat,  gehäuft  mit 
der  Zahlung  des  Bischofsbanns  und  zwar  je  für  die  Frau  und  für  jede 
Sache  besonders.  Dazu  Arnold  Vorfassungsgeschichte  der  deutschen  Frei- 
städte I.  S.  46  (zitiert  bei  Sohin  R.  G.  Vfg.  S.  113  N.  37):  der  Graf  von 
Wormsgau  erbebt  schon  im  Beginne  des  11.  .1h,  (1014)  von  kleinen  wie  von 
grossen  Vergehen  das  (iewedde  von  60  Schill.  Auch  unten  )j  22  N.  47  ff. 
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realer  Verbrechensmehrheit  findet  sicli  in  einem  königlichen  Ur- 
tlieil:47)  Jemand  der  Anstifter  eines  doppelten  Todschlags  und 
auch  noch  selbst  Mörder  ist,  muss  ausser  der  Busse  für  jeden 
Toten  auch  noch  für  jedes  der  drei  Verbrechen  besonders,  also 
dreimal  den  bannus  zahlen. 

*’)  Imlicatum  regium  v.  J.  774 — S14  (Cap.  I 267):  . . et  bannum 
iioatrum  ad  onmia.  Nach  Boretius:  „ante  regem  Italiae  imlicatum  esse 
videtnr'.  Ihm  folgt  Hübner  Hegesten  II.  Nr.  693.  Die  niedrige  Mordbusse 
(vgl.  Brunner  R.  G.  II  S.  629)  dürfte  auf  fränkisches  Recht  hinweisen. 
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Zweiter  Abschnitt. 


Die  strafrechtliche  Behandlung1  der  Yer- 
breehenskonkurrenz. 

$ 11.  Einleitung. 

Es  ist  nunmehr  die  Frage  zu  behandeln,  wie  einer  solchen 
Mehrheit  von  Verbrechen,  begangen  durch  eine  Person,  straf- 
rechtlich Rechnung  getragen  werde.  In  dieser  Beziehung  hat 
die  Geschichte  des  Strafrechts  dreierlei  Prinzipien  gezeitigt:  das 
Kumnlazionspriuzip,  das  Absorpzionsprinzip  und  als  Uebergang 
zwischen  diesen  beiden  das  sog.  Strafschärfungsprinzip  — je  nach 
dem  gegenseitigen  Einflüsse  der  mehrfachen  der  Verbrechens- 
konkurrenz entsprechenden  Strafen,  wie  er  in  der  Gesamtstrafe 
der  ganzen  Deliktsmehrheit  zum  Ausdrucke  kommt. 

Mit  Rücksicht  auf  das  Strafensystem  des  in  dieser  Unter- 
suchung in  Betracht  gezogenen  Quellengebietes')  empfiehlt  es 
sich,  die  Gesamtheit  der  Verbrechens-  resp.  Strafenkonkurrenzen 
in  nachstehende  Gruppen  zu  bringen: 

A. )  Das  Zusammentreffen  mehrerer  Bussdelikte.5) 

B. )  Das  Zusammentreffen  von  Buss-  mit  Achtsachen.  Dabei 

wird  die  aus  der  ursprünglichen  Friedlosigkeit  abge- 
zweigte Todesstrafe  sowohl  als  Vermögensverwirkung 
mit  behandelt  werden  müssen.*) 

*)  Brunner  H.  CS.  II.  S.  58f>  ff. 

’)  Unten  $ 12. 

*)  Unten  jj  18 — 21. 
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C. )  Die  Funkzion  der  Leibesstrafen,4)  sowie 

D. )  der  Verbannung  und  Verknechtung“)  bei  einer  Ver- 

brechenskonkurrenz. 


A. 

$ 12.  Konkurrenz  von  Bussdelikten . 

Im  ersten  Abschnitt  waren  wir  darauf  angewiesen,  (haupt- 
sächlich) aus  der  Kumulazion  von  Bussen  zu  erschliessen,  dass 
ein  Thatbestand  vom  Gesetze  als  Verbrechenskonkurrenz  auf- 
gefasst werde.  Hier  können  wir  den  Satz  hinstellen,  dass  im 
Allgemeinen  konkurrierende  Bussen  zu  häufen  sind.  Das  Zu- 
sammentreffen von  Bussdelikten  hat  im  Allgemeinen  Bussen- 
häufung  zur  Folge.1)  Wir  haben  dies  bei  den  Bussen  für  Tod- 
schlag, Wunden,  Sachschaden,  bei  den  Bussen  für  die  Verletzung 
des  gemeinen  und  dos  besonderen  Friedens  gesehen. 

Gelegentlich  findet  aber  diese  Kumulazion  eine  Grenze. 
In  einem  für  die  Rechtslogik  natürlichen  Sinne  ist  dies  dann 
der  Fall,  wenn  durch  die  Mehrheit  der  einzelnen  Verbrechen 
ein  Resultat  herbeigeführt  wird,  das  selbst  wieder  als  ein  höheres 
Delikt  unter  besondere  Strafe  gesetzt  ist.  So  z.  B.  wenn  der 
Verletzte  in  desperationem  vitae  kommt  oder  den  Wunden  er- 
liegt. Hieher  gehört  auch  die  bairische  Busse  des  Firstfalls, 
wenn  das  ganze  Haus  dem  Erdboden  gleich  gemacht  worden 
ist.4)  Ausserdem  wird  aber  zuweilen  durch  positiven  Spruch 
der  Rechtsordnung  der  Häufung  von  Einzeltaxen  ein  Ziel  ge- 
setzt. Dies  geschieht  theils  in  der  Weise,  dass  nur  eine  be- 


*)  Unten  $ 2 2. 
s)  Unten  $j  23. 

')  Brunner  R. Q.  II  S 541  ff.  Siegel  K.  U.:l  S.  f>o7.  Schroetter 
K <i  (2.  Aufl.i  S.  842.  Vgl.  Kichtstcig  IAr  16  0 am  Ende:  Vindet 

mct  aver  vor  twe  broke,  so  mut  he  twies  buten  . . . John  S.  20«. 
Pertile  a.  O.  V.  S.  111  verweist  bezüglich  der  regola,  che  gli  si  dovesse 
irrogarc  il  castigo  di  ciascuno  (nämlich  dolitto)  auf  Ko  1«.  27.  SO.  34. 
37 — 40.  2»0.  Liu.  184.  141.  Vgl.  hiezu  unten  N 60  ff.  und  $ 16. 

*)  Vgl.  oben  $ 2 N.  1.  4.  $ S N.  60.  66.  $ 7. 
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schränkte  Anzahl  von  Del iktseinheitcn  berücksichtigt 
wird.  So  werden  bei  den  salischen  und  ribuarisclien  Franken, 
sowie  in  den  Leges  Henrici  nur  3.  bei  den  Langobarden  (so- 
fern es  sich  uui  Freie,  Aldien  oder  Ministerialen  handelt)  4 trockene 
Schläge  gebüsst.  Von  Blntwunden  sollen  bei  den  Letzteren  höch- 
stens 3,  bei  Verletzung  Unfreier  nur  2 vergolten  werden.®)  Die 
Zahl  der  zu  vergütenden  Knochensplitter  wird  bei  den  Saliern, 
Friesen  und  Langobarden  auf  3 festgesetzt,®)  In  Kent  wird 
ein  Stich  in  den  Schenkel,  der  mehr  als  3 Zoll  tief  geht,  immer 
nur  mit  3 Schillingen  bezahlt,®)  ein  weiterer  Aufschlag  findet 
nicht  statt.  Wer  einen  servus  rusticanus  geprügelt  hat,  soll 
nach  Rotharis  Edikt  für  einen  Beulenschlag  '/,  Schilling,  für 
2—4  feritae  2 Schillinge  btissen;  weitere  Prügel  werden  nicht 
gezählt.®)  Nach  dem  altwestsächsischen  Rechte  Ines  werden 
von  Bäumen  mit  der  Axt  gefallt  nur  3 angerechnet.7)  Mitunter 
wird  die  Bussenkumulazion  nur  bis  zu  einer  Höchstziffer 
zugelassen.  In  den  friesischen  Seitenlanden  hört  die  Häufung 
der  Blutwundenbussen  bei  der  Summe  von  53*/g  Schillingen,  dein 
Wergeldsimplnm,*)  in  Baiern  die  Häufung  der  Einzeltaxen  für 
zerstörte  Bestandtheile  eines  Hauses  bei  der  Busse  des  First- 
falls, für  gefällte  Waldbäume  mit  der  Summe  von  6 Schillingen, 
gleichgiltig,  wie  viel  einzelne  Baumbussen  in  concreto  darunter 
fallen,  auf.®)  Ganz  vereinzelt  steht  endlich  die  Bestimmung  der 
sog.  Leges  Henrici  da,  wonach  bei  Zusammentreffen  von  Blut- 
und  Blauwunden  nur  die  ersteren  zu  büssen  sind,  also  von  zwei 
Deliktsarten  blos  die  schwerere  in  Betracht  kommt.10) 
Diese  Fälle  von  positiver  Schranke  für  die  Bussenhäufung  sind 
nicht  allzu  zahlreich.  Es  ist  ihnen  allen  eigenthümlich  — und 
darauf  ist  schon  hingewiesen  worden  u)  — dass  sie  immer  nur 
die  einthätige  Verletzung  einer  Person  und,  soweit  es  sich  um 
Sachschaden  handelt,  die  Verletzung  einer  als  Einheit  ge- 

*)  Siehe  oben  $ 2 N.  8 ff.  16  ff. 

*)  Oben  S 2 N.  58  ff. 

*)  Oben  S 2 N.  50.  Vgl.  mich  das  friesische  Hecht  dosclbüt  N 43.  43. 

*)  Oben  S 2 N.  20. 

’)  Oben  S 3 N.  62. 

*)  Oben  S 2 N.  48.  87. 

•)  Oben  $ 3 N.  64  ff.  S.  37. 

,0)  Oben  S 2 N.  8. 

“)  S.  oben  § 10  X.  9 ff  S.  112  ff. 
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fassten  Gruppe,  eines  Güterkomplexes,  zur  Voraussetzung  haben. 
Der  thatsächliche  Erfolg  - der  hier  vorgeführten  Bussenabsorpzion 
ist  stets  der,  dass  von  einer  gewissen  unteren  Grenze  an  der 
Thatbestand  nicht  mehr  in  niedere  Einheiten  zersplittert  sondern 
als  ein  Gesamterfolg  und  zwar  mit  einer  Pauschalbusse  bestraft 
wird.  Dass  die  Schaffung  einer  solchen  Pauschalbusse,  die 
in  einem  vernünftigen  Verhältnisse  zur  Höhe  der  anderweitigen 
Strafsatzungen  stehen  müsse,  auch  wirklich  beabsichtigt  wurde, 
darauf  weisen  mannigfache  Umstände  hin.  Schon  die  ziffer- 
mässige  Ansetzung  einer  oberen  Grenze  für  die  zu  häufenden 
Bussen  verbietet  der  Grund  für  die  Beschränkung  der  Kumulazion 
im  Wesen,  in  der  Auffassung  der  konkreten  Bussen,  um  die  es 
sich  handelt  oder  gar  der  Busse  als  solcher  zu  suchen.  Und 
nun  gar  beim  Eingehen  auf  die  einzelnen  dieser  Fälle  tritt 
der  angegebene  praktische  Zweck  hervor.  Die  Bestandteile  des 
Hauses  sollen  nicht  höher  als  das  ganze  Haus,  ein  blosses  Blutig- 
hauen nicht  höher  als  eine  schwere  Verstümmlung  gebiisst,  die 
Busse  tür  einen,  grossen  Waldfrevel  soll  ein  für  allemal  fest- 
gesetzt werden.  Einen  interessanten  Einblick  und  zugleich 
Beleg  tür  die  als  Grund  der  Kumulazionsbeschränkung  behauptete 
Absicht  bietet  die  bereits  angeführte  Stelle  aus  dem  langobardi- 
schen  Edikt  über  das  Prügeln  eines  servus  rusticanus.  Die 
Busse  von  2 Schillingen  für  2—4  Beulenschläge  genau  ent- 
sprechend einem  Satze  von  4 Schlägen  ist  eine  Pauschalbusse; 
sie  gilt  aber  nicht  nur  für  2—4,  sondern  auch  für  5 und  mehr, 
also  überhaupt  für  mehrere  Schläge.  Die  Pauschalierung  ist 
hier  nicht  wie  sonst  einseitig;  die  Busse  erscheint  da  als  ein 
Mittel,  ein  Durchschnitt,  bei  dem  — gegenüber  reiner  Kumulazion 
— Sätze  vou  2 oder  3 Schlägen  zu  hoch,  Sätze  von  5 oder  mehr 
Schlägen  zu  niedrig  gebiisst  weiden.  Die  Intenzion,  eine  Pauschal- 
busse, festzusetzen,  geht  auch  aus  jenen  Fällen  hervor,  wo  tür 
die  gleichen  Thatbestände,  wie  die  angeführten,  eine  solche  gleich 
von  vornherein  normiert  wird.  Nach  dem  Kapitular  zur  Lex 
Ribuaria  ist  eine  Mehrheit  von  Blauwunden  nach  der  Lex 
Burgundionum  von  Blutwunden,  nach  dem  thüringischen  Volks- 
recht von  Blau-  oder  Blutwunden,  je  mit  derselben  Busse  zu 
sühnen  wie  die  einzige  Wunde.**)  In  Mittelfriesland  wird  von 


”)  S.  oben  $ 2 X.  8.  56.  13  ff. 
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mehreren  Blutwundeii,  die  von  ebensoviel  Hieben  herrübren,  nur 
eine,  die  längste,  berücksichtigt.11)  Im  bairischen  und  sächsischen 
Hechte  findet  sich  eine  solche  Pauschalbusse  tlir  Knochensplitter.14) 
Die  Anglowarnen  verlangen  für  beide  Augen,  Ohren,  Hände, 
Fttsse,  Hoden,  für  den  Zeige-  und  Mittelfinger,  für  den  Gold- 
und  kleinen  Finger,  für  mehrere  Zehen  stets  nur  dieselbe  Busse 
wie  für  einen  dieser  Körpertheile.  In  Schwaben  werden  zwei 
Schneidezähne,  mit  einem  Hieb  herausgeschlagen,  wie  ein  einziger 
gebfisst.  '■')  Auch  für  Vermögensschaden  finden  sich  allenthalben 
Bussen,  die  ebenso  für  eine  wie  für  mehrere  Schadenseinheiten 
gelten."1)  Ausser  diesen  ist  ferner  namentlich  noch  auf  die  Be- 
handlung der  Heimsuchung  im  salischen,  ribuarischeu  und  laugo- 
bardischen  Hecht  hinzuweiseu,  deren  Bussen  für  höchst  variable 
Thatbestände  berechnet  sind.17) 

Wichtig  ist  endlich  auch  die  Durchschnittsbehandlung  in  der 
Lex  Salica  bei  gleichzeitigem  Abhauen  des  Mittel-,  Gold-  und 
kleinen  Fingers  (resp.  der  entsprechenden  Zehen)  oder  aber 
zweier  davon.  Die  Gesamtbusse  ist  hier  zwar  höher  als  jede 
der  Einzelbussen,  aber  geringer  als  die  Summe  der  letzteren. '*) 
Dies  läuft  auf  eine  Strafschärfung  hinaus.  Der  Grundgedanke 
ist  hier  offenbar  der,  dass  reine  Kumulazion  zu  hart,  reine  Ab- 
sorpzion  zu  milde  strafen  würde;  darum  wird  eine  dem  Gesamt- 
erfolge — unter  Rücksicht  auf  die  Höhe  der  anderen  Bussen  — ent- 
sprechende Gesamtbusse  angesetzt. I#) 

Ein  Kapitular  Karls  des  Grossen  beschränkt  die  Haftung 
des  Herrn  für  Missethaten  seines  Knechtes  auf  den  Betrag  des 
Freienwergeldes.*“)  Der  Grund  dieser  Beschränkung  liegt,  wie 

,s)  8.  oben  S 2 N.  44.  47. 

'*)  S.  oben  § 2 N.  «8—70.  Ferner  daselbst  N.  71. 

S.  oben  2 N.  05.  0«. 

'")  Näheres  oben  $ 3. 

”)  8.  oben  S 4 N.  I ff  Vgl.  ferner  dio  sali  sehe  Busse  für  Lebens- 
gefährdung  bei  der  Brandstiftung  und  die  ribuarische  Brandstiftungsbusse 
daselbst  N.  17.  22. 

•"J  8.  oben  Jj  2 N.  93. 

■*)  Eine  eigeiithinnliclie  potenzierte  Strafschärfung  bietet  .El fr.  35 
l’r  S 4.  « (olieu  S 2 N.  2)  wenn  man  die  tlir  § ti  cit.  vorgeeclilageno  Les- 
art feuwertig  für  «0  nicht  akzeptiert. 

*')  Cap.  v.  J.  803  - 813  c.  1 (1.  143):  compoimt  quiequid  ille  fecit  us- 
que  ad  super  pleimw  leudem  liberi  hominis;  quiequid  super  hoc  fuerit,  in 
regis  iudilio  esse  videtur. 
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Brunner  bemerkt  hat,1")  darin,  dass  lediglicli  unter  dieser 
Sankzion  der  Herr  zur  Stellung  des  Verbrechers  vor  Gericht 
verpflichtet  ist,  so  dass  es  unbillig  und  unpraktisch  wäre, 
ihn  dafür,  dass  er  dieser  Rechtspflicht  nachkouimt,  der  Ge- 
fahr einer  höheren  Busse  auszusetzen.  Ob  auch  die  Bestim- 
mung Eadgars  (5*59 — 975)  vom  Konzil  zu  Andover,  nämlich: 
bei  keiner  busswürdigen  Tliat  solle  man  mehr  verwirken  als  sein 
Wergeid,“)  eine  Beschränkung  für  die  Bussenkumulazion  ent- 
halte, ist  fraglich.  Das  Gesetz  spricht  nur  von  einer  Missethat. 
Jedenfalls  ist  nur  an  das  wite  gedacht.**)  *') 

Soweit  nicht  derartige  ausdrückliche  Beschränkungen  (Modi- 
fikazionen)  sich  finden,  tritt  aber  die  Kumulazion  der  Bussen  ein, 
selbst  wenn  dadurch  scheinbar  irrazionelle  Gesamtbussen  erreicht 
werden  sollten.  So  fst  bereits  ausgeführt  worden,**)  dass  ins- 
besondere die  Häufung  von  Verstüminlungsbussen,  selbst  bei 
idealer  Konkurrenz  von  Verletzungen  einer  Person,  sofern  nicht 
thatsächlich  ein  selbständiges  höheres  Delikt,  etwa  eine  höhere 
Verstümmlung  oder  der  Tod  des  Verwundeten  eintritt.  weder 
bei  einer  höheren  Verstümmlungsbusse  noch  auch  beim  Wergeide 
Halt  macht.  Es  kann  die  Gesamtbusse  für  mehrere  Finger  oder 
Zehen  die  Hand-  bezw.  Fussbusse,  die  Gesamtbusse  für  mehrere 
schwerere  Verstümmlungen  das  Wergeid  des  Verletzten  über- 
steigen. 


*')  Berliner  Sitzungsberichte  1890  8.  821  N.  ft  = Forschungen  S.  496 
N.  2 unter  Verweisung  auf  Decr.  Child.  H.  v.  J.  596  c.  10.  Vgl.  Brunner 
R.G.  II.  S.  278  N.  12.  S 551  N.  1 S.  1SC  N.  13. 

**)  Radgar  III:  2:  . . . Gif  thset  riht  tu  hctig  sy,  söce  siddan  thä 
lilitninge  tu  thäin  cyngc  and  set  näiiuin  bötwyrdum  gylte  ne  forwyrce  man 
märe  thonne  bis  wer. 

*•}  Vgl.  K.  Maurer  Kr.  Ü.  III.  S.  56.  Feber  hötwyrde  siehe  unten 
S 18  N.  12.  Dass  bei  busswiirdigen  Thaten  in  summa  auch  mehr  gezahlt 
werden  kann  als  das  Wergeid  zeigt  Kadg  II.  4 $ 1.  Fenier  z.  B.  -Kl fr. 
7 jj  1.  JCdelr.  I IS5- 

*')  Keine  Ahsorpzion  bedeutet  die  Vorschrift  der  Lege«  Henrici  5 1 0 : 

. . . <|uotiens  clericis  ab  accusutoribus  multa  crimina  objiciantur  et  unum 
ex  hiis  de  quo  prius  egerint  probare  non  valuerint,  ad  caetera  non  ndmittan- 
tur.  = Bened.  I-evita  III:  100.  Die  Bussansprüche  erlöschen  hier  nicht 
durch  die  Ahndung,  sondern  gerade  durch  die  Nichtbestrafung  des  einen 
Verbrechens. 

*»)  Oben  S 2 N.  98  ff.  S.  24  ff. 

Sehreotr,  Di«  B«b«odtang  der  Varbrecheoekonkurrcnr.  9 
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Fraglich  ist  es  aber,  ob  eine  Häufung  von  Bnssverbrechen 
unter  Entstände»  nicht  etwa  statt  der  Hussenkuniulazion  resp. 
alternativ  mit  dieser  die  Todesstrafe  nach  sich  ziehe.  Uie  Ewa 
Chamaworum  unterwirft  nämlich  denjenigen,  der  de  septem 
latrociniis  überführt  ist,  einem  Feuerordal,  von  dessen  Ausgang 
die  Buss-  oder  Todeswürdigkeit  des  Verbrechers  abhängt.*®) 


**)  Ewa  Ghamaw.  4H : Si  für  de  7 latrociniis  comprobatns  fuerit.  exiet 
ad  iudicium.  Si  ibi  inerndorit.  tradaiit  cum  ad  luortcm.  Kt  pusteatjuam  ad 
iudiciuui  ambulaverit,  si  ibi  non  incendcrit,  tune  liceat  siio  seniori  wadio  *uo 
illnm  adhrammire  et  pro  eo  emendare  [ac  de  inerte  libernre  cod.  1].  Die 
Auslegungen  dieser  Stelle  gehen  auseinander.  Eichhorn,  Deutsche  Staats- 
und  Rechtsgeschichte  I.  $ 20«  N.  g.  interpretiert:  .Wer  durch  ein  Gottes- 
urtheil  sich  von  dem  ihm  angeschuldigten  wiederholten  Diebstahl 
reinigt,  darf  dann  wegen  des  erw  iesenen  früheren  die  Busse  erlegen; 
wenn  der  Herr  diese  nicht  bezahlt,  so  tritt  Todesstrafe  ein  “ Er  sieht  also 
in  dem  Feuerordal  ein  Beweismittel,  durch  welches  sich  der  Inkulpat  von 
dein  einen  (dem  achten?  arg.  .erwiesenen  früheren“)  Diebstahl  reinigen 
kann.  Gelingt  ihm  dies,  ist  er  also  nur  eines  siebenfachen  Diebstahls  über- 
führt, so  hleibt  es  bei  der  Bnssenkumnlazion.  Das  Hinzntreten  der  Klage, 
ausser  7 bereits  erwiesenen  Diebstählen  einen  achten  begangen  zu  haben, 
hat  zur  Folge  die  Erschwerung  des  Beweises  und  iui  Falle  der  Saehlällig- 
keit  auch  die  Erschwerung  der  Strafe.  lieber  den  Ausschluss  der  Bussen 
neben  der  Todesstrafe  siehe  unten  S 14  N.  8.  jj  20  N.  55.  Eichhorn  sieht 
in  unserer  Stelle  jedenfalls  eine  Verbrechenskonkitrrenz,  da  er  annimmt,  die 
früheren  Delikte  seien  noch  nicht  gebttsst,  so  dass  deren  urtheilsiniissige 
Strafe  durch  den  Ausfall  des  achten  Diebstahlprozesses  noch  beeinflusst 
werden  kann.  Gegen  die  Auffassung,  der  Dieb  solle  sich  durch  Drdal  von 
einem  achten  Diebstahl  reinigen,  hat,  schon  Brunner  auf  den  Wortlaut  der 
Stelle  hingewiesen.  — Auch  von  Amira  in  den  Gotting.  Gel.  An*.  1888 
S.  53  (gegen  Brunner)  sieht  in  dem  Ordnl  ein  Beweismittel  für  den  achten 
Diebstahl,  je  nach  dessen  Ausfall  dieser  eine,  der  achte  Diebstahl  mit  Busse 
oder  Todesstrafe  gesühnt  wird.  Er  findet  also  in  unserer  Stelle  keine  Ver- 
brechenskonkurrenz. sondern  Rückfall.  Ihm  folgt  Sch roe der  R.  G.  2.  Anti. 
S.  74  f.  N.  21.  — Gau  pp  I,ex  Franc,  ('harn.  8.  71  und  Brunner  R.  G.  I. 
8.  178  N.  52  und  55*  XI  8.  73  N.  1 (vgl.  auch  R.  G.  II.  S.  4««  N.  2)  sehen 
in  dem  Feuerordal  ein  Orakel,  das  bestimmen  soll,  ob  der  schuldige  Dieb 
getötet  werden  oder  aber  mit  Busszablting  davonkmnmen  solle.  ( Vgl.  auch 
noch  Eadw  & Gutlir.  10;  ferner  die  Bestimmungen  der  Sladtreehtc  von 
Schleswig  |art.  73),  Flensburg  | art.  91],  Apenrade  [art.  93],  wornacb  der 
Diebstahl  anf  einem  Schiffe  mit  Aussetzung  auf  einer  wüsten  Insel  mit 
Speise  auf  drei  Tage,  Zunder  und  einem  glühenden  Eisen  bestraft  wird,  bei 
KOstliu,  Der  Diebstahl  nach  dem  deutschen  Recht  vor  der  CCC  in  der 
Kr.  Ü.  III.  S.  180  N.  1.  Aehnlich  auch  die  WeisthUmer  bei  Gierke, 
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Vielleicht  ist  an  unserer  Stelle  an  eineu  criminosus,  famosus  zu 
(lenken;  als  solcher  erschiene  hier  derjenige,  der  de  septem  la- 
trociniis  cuuiprobatus  ist.  Auch  der  malus  homo  des  Edictum 
G'hilperici,  der  criminosus  der  Decretio  Childeberti  II.,  der  fa- 
mosus  des  Capitulare  Karoli  M.  de  latronibus  ist  ein  Mann, 
dem  eine  Keihe  noch  ungebiisster  Missethaten  zur  Last  fällt.*7) 
Sehen  wir  von  den  Nuancen  der  einzelnen  dieser  Hilfsstellen  ab, 
so  tritt  als  durchgehender  Faden  die  Entwicklung  hervor,  dass 
der  mehrfache  notorische  Uebeltliäter  zunächst  ziemlich  sum- 
marisch dem  Galgen  überliefert  wird,  nach  dem  karolingischen 
Kapitular  aber  mit  Busszahlung  davon  kommen  kann  — eine 

Humor  im  deutschen  Recht  8.  lGt'.).  Heide  lassen  es  dahingestellt,  ob  hier 
Verbrechenskonkurrenz  oder  Rückfall  vorliege  (Gaupp:  „der  7 Diebstähle 
begangen  zu  haben  überführt  ist“);  der  Wortlaut  der  Stelle  spricht  eher  für 
eine  Verbrechenskonknrrenz.  Vgl.  jedoch  auch  Cap.  Harist.  v.  J.  77U  c.  23: 
(I.  51)  unten  in  § 20  N.  öS  ff. 

*7)  Ed.  Chilp.  c.  8:  Et  si  liotuo  malus  fuerat  qni  male  facit  et  si  res 
non  habet  unde  sna  mala  facta  conponat  . . . cui  malutn  fecit  tradatur 
in  manu  et  faciant  exinde  qnod  volnerint  (nämlich  die  mehreren  Be- 
schädigten. Die  letzten  Worte  bedeuten  nicht  Schuldknoehtschaft  wie  von 
Bethman n -Holl weg  üivilprozess  IV  S.  523  meint;  vgl.  Brunner  R.0. 
II.  8.  464).  c.  10  . . . malus  homo  qni  male  in  pago  faciat  et  non  habeat 
nbi  consistat  (der  daher  nicht  inanniert  werden  kann;  vgl.  Brunner  R.  G. 
II.  S.  334)  . . . tune  agens  i 1 1 e et  cui  malum  fecit  (sämtliche  Verletzte) 
nobiacum  adcusent.  — Dccr.  Child.  II.  c.  7.  «.  das  Wort  „criminosus“ 
deutet,  auf  mehrfaches  Verbrechen.  — Cap.  Kar.  M.  de  latr.  v.  J.  804 — 813 
(I.  180)  c.  2:  famosus  als  Gegensatz  zu  dictus.  c.  8:  conponBt  omnia  unde- 
cunque  reprobatus  faetns  fuerit,  nisi  forte  eveniat  ut  dignus  sit  inorte 
Diese  letzten  Worte  können  sich  nicht  auf  einen  bandhaften  Dieb  beziehen, 
denn  diesem  steht  weder  Eid  noch  Kampf  zu.  Das  Kapitel  betrifft  also 
sowohl  den  dictus  als  den  famosus  latro.  Wo  die  Grenze  zwischen  Bussen- 
kumiilazion  und  Todesstrafe  sei,  wird  nicht  gesagt.  Heber  den  famosus  zu 
vgl.  noch  Brunner  R.  G.  II.  S.  4«ü  f.  Im  Brilnner  Schöffenhuch  Xo.  554 
findet  sich  die  Anklage:  petivit  alios  duos  capi  quia  essent  terrae  et  homi- 
nibus  nocivi  et  equos  in  Moravia  snbtractos  doducerent  Ungariam  ad  ven- 
dendum.  Vgl.  daselbst  No.  539:  Ein  abgewiesener  Freier  rächt  sich  an  dem 
begehrten  Mädchen  durch  Verwundungen  und  andere  Misshandlungen. 
Rescriptum  est:  Cum  crescente  delicto  crescere  debeat  et  poena,  cum  etiam 
plnra  dclicta  secundum  iuris  formam  pluribns  vindictis  debeant  vindicari  und 
mit  Rücksicht  auf  die  hes  Roheit  solle  er,  wie  ein  uiortificator,  geschleift 
und  zu  Tode  gemartert  werden.  — Vgl.  nunmehr  auch  von  Zallinger, 
Das  Verfahren  gegen  die  Inndschädlichen  Leute  iti  Süddeutschland  (Inns- 
bruck 1895)  intb.  S.  9 X 1.  4.  S.  15  f. 

9* 
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durchaus  unauffällige  Abschwächung.**)  Die  Ewa  Chama- 
worum  fallt  nun  zeitlich  kurz  vor  das  karolingische  und  hinter 
die  beiden  merovingischen  Kapitularien.  Unsere  Bestimmung 
ist  daher  denn  auch  milder  als  die  der  letzteren:  den  für  de 
septem  latrociniis  conprobatns  kann  noch  ein  Ordal  (Orakel) 
vom  Tode  retten,  aber  nur  wenn  er  es  glücklich  besteht.**) 
Nach  dem  Capitulare  de  latronibus  andererseits  kann  der  beim 
Ordal  (Beweis)  Unterliegende  immer  noch  unter  Umständen 
zur  Busse  zugelassen  werden.  Diese  Zusammenstellung  ergibt, 
dass  eine  grössere  Mehrheit  von  Diebstählen,  die  an  sich  Buss- 
delikte wären,  nicht  durch  Bussenhäufung,  sondern  durch  die 
Todesstrafe  geahndet  wird.  Verwandt  — wenigstens  begrifflich 

— scheint  auch  der  angelsächsische  tiht-b.vsig  zu  sein,  der  accu- 
sationibus  iufamatus,  ein  mehrfacher  Delinquent,  sei  es  nun,  dass 
ihm  eine  Verbrechenskonkurrenz  oder  aber  Rückfall  zur  Last 
fällt.  Die  einen  solchen  treffenden  Rechtsfolgen  bestehen  im 
Wesen  darin,  dass  er  sich  nur  durch  Ordal  reinigen  kann  und 
dass  er,  wenn  ihm  dies  nicht  gelingt,  statt  der  gewöhnlichen 
Deliktsbusse  der  (eventuell  lösbaren)  Friedlosigkeit  bezw.  einer 
Abspaltung  derselben  verfallt.8  ) Nach  dem  Dargestellten  wird 
sich  der  Satz  kaum  ab  weisen  lassen,  dass  gehäufte  Missethat 

— und  zwar  handelt  es  sich  immer  um  Diebstahl  — früher 
oder  später  zur  Acht  führe.  Dieser  Rechtssatz  erscheint  aber 
als  eine  königsrechtliche  Neuerung.  Dies  ergeben  nicht  nur  die 
Fundstellen,  sondern  auch  das  mit  ihm  verwachsene  Offizial- 


*')  Audi  bei  einfachem  Diebstahl,  sowie  beim  Rückfall  tritt  Ab- 
schwächung ein:  (Jap.  Harist,  v.  J.  7IU  c 23  (I.  öl)  uuten  S 2°  N.  58  ff. 
Brunner  R.  G.  IT.  S.  643  N.  43. 

**)  Die  Totleast  rafe  kommt  also  erst  dann  in  Betracht,  wenn  es  sich 
um  sieben  Diebstähle  handelt;  ausserdem  müssen  diese  Diebstähle  be- 
wiesen sein.  arg.  v.  „comprobatus“.  Das  Ed.  Chilp.  c.  10  eit.  hat  nur 
adcuseut.  Die  Decr.  Child.  II.  c.  8 nur  (eidlich)  dixerint.  Dies  entspricht 
etwa  dem  reprobare  des  Cap.  de  latr.,  das  von  eonprobare  = secundnin 
legem  adprobare  ausdrücklich  unterschieden  wird. 

*’)  Vgl.  iSchmid  Ges.  der  Angelsachsen  S.  662.  v.  „tihtbysig“ ; ferner 
den  Erlass  Knuts  (mit  Stubbs,  Select  Charters  of  english  constitutional 
history  S.  75  wohl  ins  Jahr  1020  zu  setzen)  publiziert  von  R.  l’auli  in  een 
Forschungen  zur  dtsch.  Geschichte  XIV  (1874)  S.  394:  nelle  betan  and 
geswican. 
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verfahren.  Auf  diesen  Ursprung  dürfte  auch  das  besprochene 
Schlusskapitel  der  Ewa  Chamaworutn,  deren  Entstehung  ja 
bereits  in  eine  Zeit  blühenden  Königsrechtes  fallt,  zurückzuführen 
sein.  Das  Kapitel  ist  nicht  volksrechtlicher  Natur. 

Eine  besondere  Art  der  Bussen  bilden  die  Lösungstaxen.31) 
Auch  diese  absorbieren  konkurrierende  Bussen  nicht,  und  zwar 
selbst  nach  jenen  Rechten  nicht,  welche  der  Todesstrafe  eine 
absorptive  Funkzion  zuschreiben. 3a)  Nach  der  Lex  Alanian- 
norum  soll,  wer  innerhalb  der  Provinz  herzogliches  Gut 
ausraubt,  dieses  dreifach  erstatten  und  ausserdem  mit  seinem 
eigenen  Wergeide  dem  Herzoge  büssen.33)  In  Baiern  zahlt 
der  Anstifter  einer  Schlägerei  im  Heere,  bei  der  es  Tote  ge- 
geben hat,  ßOO  Schillinge  und  büsst  ausserdem,  wie  jeder  Be- 
theiligte, Verwundungen  und  Todschlag,  die  ihm  zur  Last  fallen.34) 

**)  1'eber  deren  Charakter  vgl.  Brunner  R,  Ci  IF  8.  616.  Ihre  Be- 
handlnng  setzt  eigentlich  die  der  Todesstrafe  voraus,  weshalb  hier  vielfach 
auf  die  hierüber  handelnden  späteren  Paragraphen  verwiesen  wird.  Doch 
erscheint  die  Anreihung  der  Resultate  an  die  Besprechung  der  Bussenkon- 
knrrenz  empfehlenswert.  — Das  Augenmerk  ist  hier  vorzüglich  auf  die 
Halslilsungstaxen  gerichtet  — wegen  ihres  Gegensatzes  zu  der  absorptiv 
wirkenden  Todesstrafe.  Die  l.eibesstrafen  haben  diese  absorptive  Wirkung 
nicht,  ausser  höchstens  insofern  als  das  einfache  Verbrechen  als  Konkurrenz 
eines  privaten  nnd  eines  öffentlichen  Deliktes  aufgefasst  wird  (doch  siehe 
näheres  unten  § 22).  Die  Gebühren,  die  für  deren  Ledigung  gezahlt  werden, 
haben  selbst  in  diesem  Falle  keine  absorptive  Funkzion : sie  werden  entweder 
zwischen  dem  Verletzten  und  dem  Fiskus  getheiit  (z.  B.  die  salischcn  Dieb- 
stahlsbusscn)  oder  aber  mit  einer  Busse  resp.  einem  Friedensgelde  kumuliert 
(z.  B.  Lex  Burg.  102.  Lex  Fris.  III:  8.  X.  .(Elfr.  6).  Näheres  unten  S 22. 

**)  Das  sind  sämtliche  (Quellen  unserer  Gruppe  mit  Ausnahme  des 
altkentischen  und  des  latigobardischen  Rechts.  Siehe  unten  § 14  ff. 

**)  Lex  Alam.  34:  1:  ...  omnia  tripliciter  restituat  et  insuper  wiri- 
gildum  suura  (=  160  nicht  200  Schill.?  Cf.  Pactus  Alam.  II:  36.  latx 
Alam.  16.  45  [widrigildum  i.  e.  bis  HO  sol.].  60.  Vgl.  Brunner  R.  G.  I. 
S.  24K)  dnei  conponat  i|uare  contra  legem  fecit. 

**)  Lex  Baiuw.  II:  4:  Si  quis  in  exercitu  . . . scandalum  excitaverit 
infra  propria  hoste  et  ibi  homines  mortui  fuerint,  cp.  in  publico  600  sol. 
Et  quis  („quisquis“  Codd.  B.  3 — 5,  sowie  die  Mehrzahl  der  Hss.  der  ITT. 
Klasse)  ibi  aut  percussiones  aut  plagas  aut  homicidium  fecerit,  cp  sicut  in 
lege  habet  unieuique  secundum  gencaloginm.  Et  ille  homo,  qui  haec  com- 
misit  benignum  imputet  regem  vel  ducem  suum  si  ei  vitam  concesserint. 
Die  600  Schillinge  sind  also  Halslösung;  ebenso  wie  die  600  Schillinge  des 
Hauptmanns  und  die  200  Schillinge  der  Folger  bei  einer  seditio  contra  ducem 
in  Lex  Bai.  II:  3.  Vgl.  Brunner  R.  G.  II.  S.  583.  Wilda  S.  230f„ 
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Die  Lei  Saionum  kumuliert  mit  «lern  an  die  Geraubte  ver- 
wirkten Wergeide  des  Frauenräubers  (240  Schill.)  eine  Busse 
von  300  Schillingen  an  die  Sippe  der  Frau.34)  Tn  Friesland 
zahlt  der  handhafte  Dieb  an  den  König  sein  Wergeid,  löst  die 
durch  (prozessualen)  Meineid  verwirkte  Hand  mit  »io  Schillingen 
und  gilt  das  alterum  tantmn  des  Gestohlenen  als  Diebstahls- 
busse.3*)  In  England  wird  das  Wergeid  des  Kirchenfriede- 
brechers, dem  Hauptlösnng  gestattet  wird,  mit  mnndbryee  an 
die  Kirche,  Wergeid  an  die  Magschallt  und  manböt  an  den  Herrn 
des  Erschlagenen  nebst  fyhtwite  an  die  öffentliche  Gewalt  kumu- 
liert.37) Für  Fechten  in  des  Königs  Haus  Wisst  der  nicht  liand- 


dom  allerdings  nicht  beicnstimmen  ist,  wenn  er  die  600  bezw.  800  Schill, 
als  fränkisches  Wergcld  erklärt  (S.  840  N.  8 richtig  3\  Vgl.  Brunner 
K.  G.  1.  S.  226.  Dass  nicht  etwa  ausser  den  genannten  Bussen  auch  noch 
das  Beben  verwirkt  ist,  ergibt  Lex  Baiuw.  II:  1. 

“)  ls.'x  Saxonum  41.  Oben  8.  02  X.  20.  Ueber  die  Tiltung  des  Krauen- 
räubers  durch  die  Geraubte  im  ribuarischen  Hecht  siehe  fs«x  Kib.  58:  18. 
Brunner  K.  G.  II.  8.  668  X,  2».  — Die  300  8chili.  au  die  Sippe  sind 
reine  Busse  nicht  Ersatz,  weil  die  Krau  zuriirkgegeben  werden  muss. 

u)  Is:x  Kris.  III:  8:  Si  quis  in  fnrto  depraehensus  fuerit  et  ab  ipso 
qui  nun  depraeliendit  furti  arguatur  et  negaverit,  iuret  uterque  solns  et  ad 
examinationein  lerventis  aqttae  iudiciu  dei  probandus  accedat.  Si  ille  qui 
für  esse  dicitur  fuerit  convictus  cp.  weregildum  suum  ad  parteui  regia  et 
manum  Co  so),  redimat  et  in  sirnplo  furti  conpositionem  exsolvat.  Da  es 
sieb  uui  einen  handhaften  Dieb  handelt,  so  ist  wohl  unter  weregildum  das 
volle  Wergeid  (nicht  blos  das  simplnm)  xn  verstehen;  vgl.  Lex  Kris  V:  1, 
2.  (Brunner  R.  G.  1.  8.  343  N.  8 denkt  hier  (?  Lex  KriB.  111.  überhaupt) 
nur  au  das  Wergeldsimplutu.  Vgl.  jedoch  aucli  oben  6 N.  30.  67  und 
unten  $ 22  N.  55.]  Die  sirapla  coinpositio  ist  sodann  mit  Patetta,  La  lex 
Kris.  8.  3 t mit  Rücksicht  darauf,  dass  sich  die  gestohlene  Sache  bereits  in 
den  Händen  des  Bestohieneu  befindet,  als  reine  Busse  zu  nehmen.  Anders 
Wilda  8.  460  X.  8.  Die  Batet. ta-sche  lnterpretazion  entgeht  auch  der 
Inkonvenienz,  dass  hei  den  Ostfriesen  der  Diebstahl  gelinder  behandelt  wur- 
den wäre  als  der  Raub,  für  den  zum  Ersatz  noch  eine  Busse  von  48  oder  36,  24 
bezw.  12  Schill,  hinzutritt;  vgl.  oben  8.  35  X.  51.  — Xach  friesischem  Recht 
ist  ferner  die  geraubt«  Ehegattin  zuriickzugelten  und  die  Tliat  mit  s 

Schill,  nebst  dem  Wergeid  als  fredns  zu  bfissen:  Add.  111:  76.  Die  160 
Schillinge  sind  nach  Brunner  R G.  II.  8.  664  X.  43  das  Wergeid  des 
Verbrechers.  Wir  lassen  sie  oben  8.  Oo  X.  15  als  Wergeid  der  Krau  und 
das  „weregildum  sunm“  als  volles  Wergeid. 

a:)  Siebe  unten  S 14  X.  13  Konr.  Maurer  Kr.  I . III.  8.  56  X.  6 
bemerkt  zu  vKdelr.  VIII:  2.  u.  Knut  II:  2:  „dass  neben  der  für  das  Ab- 
kaufen der  Strafe  gegebenen  Summe  recht  wohl  auch  noch  ein  weiteres  wite 
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hafte  Thftter  mit  seinem  Wergeide  an  den  König  als  Hausherrn 
und  mit  Todschlags-  und  Wundbussen  an  die  Verletzten  sowie 
mit  fylitwite  oder  blodwite.3*)  Der  zur  Lösung  zugelassene  Dieb 


wie  eine  böt  stehen  kanu;  wenn  nämlich  die  Tliat  neben  dem  gewöhnlichen 
Landfrieden  zugleich  noch  einen  besonderen  höheren  Frieden  verletzt  hat, 
kann  die  Strafe  und  dercu  Abkauf  sich  auch  wolil  nur  auf  den  letzteren 
beziehen,  so  dass  die  mit  Rücksicht  auf  den  erstereu  zu  entrichtende  Kom- 
posizion  doch  noch  stehen  bleibt,“  Er  verweist  weiter  auf  .KI  fr.  6.  7.  Aus 
demselben  Gesichtspunkt  sollen  sich  auch  die  Bestimmungen  in  Al d e I r 111: 
3 und  8 erklären.  Dagegen  ist  zu  bemerken,  dass  neben  der  Todesstrafe 
die  Busse  nicht  stehen  bleibt.  Vgl.  hiezu  Jj  14  insbes.  N.  13.  cit.  14. 
(.Elfred  7.  eil.).  § >».  Betr.  .Kelfr.  6 cit.  siehe  unten  § 32  X.  42.  57, 

**)  Siehe  unten  $ 14  X.  14.  Die  Worte  swä  wer  swä  wite  in  A& 1 f r, 
7 Jj  l bedeuten  nicht  blos  das  Friedensgeld,  das  ja  auch  je  nach  der  That 
in  Wergeid  oder  wite  bestehen  kann  (vgl.  Ine  7 Fr.  14.  15.  Eadg.  II:  4 Jj  1. 
Wilda  8.  14!)  ff.  insbes.  452),  denn  eine  Wergeidzahlung  kommt  hier  schon 
vor.  Dio  Wendung  ist  eiu  praegnanter,  alliterierender  Ausdruck  für  (Tod- 
scblags-)Wcrgeld,  Wundbusse  und  Friedeusgeld.  So  bedeutet  wer  and  wite 
in  JCelfr  2!) — 31  immer  die  Todschlagsbusse  und  Wette;  vgl.  l’seudo- 
leges  Kanuti  (Scbmid  a.  O.  Anhang  XX)  c.  5,  6.  7.  8.  I.eg.  Hcnr.  87  JJ  4,  7. 
Dasselbe  muss  auch  in  .Kol fr.  38  der  Fall  sein.  In  ausgedehnterer  Form 
sagt  lfr.  42  § 4:  gielde  swä  wer  swä  wunde  swä  ho  gewyrce  and  wite; 
vgl.  Leg.  llenr.  8.3  JJ  3.  Die  kürzere  Wendung  aber  mit  audereu  Koujunk- 
ziouen  bietet  .El fr.  2 $ 1,  wo  es  von  Todschlag,  Fesseln  oder  Wunden 
heisst:  bete  tbära  leghwele  mid  ryhte  theödscipe  ge  mid  were  ge  mid  wite. 
Die  stabreimende  Formel  erhält  sich  selbst  dort,  wo  sic  nicht  verstanden 
wird:  K nut  111:  17:  „l'ero  et  Fite*  in  Spei  maus  Glossarium  archaeologicum 
ist  mit  Scbmid  zu  omendieren  in  „were  et  wite“  und  zwar  in  demselben 
Sinn  wie  in  .El fr.  cit  als  dessen  Abbild  unsere  Stelle  anzusehen  ist  (.Elfr. 
38  cit.  Vet.  versio:  Sqs  coram  aldermauno  regis  pugnet  in  placito,  emendet 
weram  et  witam  sicut  rectum  sit  et  super  hoc  120  sol.  |tbäin  ealdorinen 
ags.  Text]  ad  witam  — entspricht  Knut  cit. : Sqs  autem  contra  primarium 
[richtig  wohl  coram  primarin  arg.  Knut  111.  15,  wo  ilie  direkten  Gewalt- 
tätigkeiten gegen  einen  solchen  primarius  viel  strenger  bestraft  werden. 
Vgl.  auch  oben  S.  !)4  X.  31]  pugnaverit,  in  plito  [schon  von  DuCauge  er- 
klärt mit  „in  placito“;  wohl  nur  eiu  handschriftlicher  Fehler.  Schmids 
Ersetzung  durch  ags.  wlite  ist  daher  zu  verwerfen]  emendet  seeundum  sui 
ipsins  quoil  Augli  Were  ct  Wite  dicunt,  et  solvat  primario  4«)  sol.).  Vgl. 
auch  noch  das  were  und  wite  in  den  angeführten  vom  Verfasser  unserer 
Constitntiones  de  foresta  stark  benützten  (Liebermann  Z*  XV.  8.  174 
X.  D beruft  sieh  hiefiir  auf  Transactions  llistor.  soc.  181)3  S.  101.)  Institut« 
(Pseudolcges)  Konti.  — ln  Eadw.  and  Guthr.  3 Pr.  (cf.  6 JJ  5)  dürfte  da- 
gegen swä  be  were,  swä  bo  wite,  swä  be  labslitte  die  Alternative  verschie- 
dener Friedensgelder  bedeuten.  Auch  ./Edelst.  II:  1 Jj  4 gebraucht  die 
Konjunkzion  swä-swä  in  disjunktivem  Sinn.  Scbmid  übersetzt  konjunktiv. 
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oder  Räuber  zahlt  ausser  seinem  Wergeide  an  die  Obrigkeit 
den  doppelten  Ersatz  des  gestohlenen  Gutes  an  den  Kläger.®*) 
Der  zum  zweitenmal  mit  der  Zahlung  des  Petespfennigs  Säumige 
wird  zur  Halslösuug  zugelassen  und  muss  daneben  Schuld  und 
Saumsalbusse  nach  Rom  tragen.40)  Mehr  Schwierigkeiten  bietet 
die  Bestimmung  der  Iudicia  civitatis  Lundoniae,40*)  wornach  der 
beim  Ordal  überwiesene  (rückfällige)  Dieb  der  Todesstrafe  ver- 
fällt, ausser  wenn  ihn  die  Magschaft  oder  der  Herr  mit  seinem 
Wergeide  und  dem  „vollen  eeapgild“,  also  nicht  etwa  dem  twy- 
gild  auslöst.  Wir  müssen  uns  hier  die  eigenthümliche  Behand- 
lung des  Diebstahls  in  der  genannten  Rechtsquelle  vergegen- 
wärtigen. Der  Bestohlene  erhält  von  der  Gilde,  die  sich  die 
Aufgabe  stellt,  zu  forgieldan  th:et  yrfe  the  sythlan  genumen 
wa,re4,H’)  den  Ersatz  nach  einer  festen  Taxe.4#c).  Damit  scheidet 
er  aber  aus  dem  unmittelbaren  strafrechtlichen  Verhältnisse  zum 
Diebe  vollständig  aus.404)  Dadurch  allein  könnte  schon  das 
Fehlen  der  Busse  an  unserer  Stelle  gerechtfertigt  erscheinen, 
denn  dann  fehlt  es  für  eine  solche  eigentlich  an  der  Grundlage. 
Dazu  kommt  noch,  dass  an  der  Verfolgung40')  und  Justifizierung 
des  Diebes  neben  dem  königlichen  Gerefeu  die  Genossenschaft 


*)  Siehe  unten  N 40*  ff.  und  $ 15  N.  27.  30.  In  Willi.  T:  3 (da- 
selbst X.  38)  siud  die  20  Schillinge  pur  la  teste,  neben  denen  einfacher  Er- 
satz zu  leisten  ist,  nicht  Halslösung,  denn  der  Missethäter  ist  timt  sächlich 
friedlos. 

40)  Siehe  unten  fj  15  X.  34.  35 

40*)  JE d eist.  VI:  1 § 4:  . . tha>t  hine  mau  slea,  butoo  tliä  magas  odde 
sc  hläford  hine  ütniman  willan  be  bis  wcro  and  bc  futlan  cettpgilde  and 
eftc  hine  on  borh  gehabban  syddan. 

«"b)  .Edelst.  VI:  2. 

*%)  .Edelst.  VI:  6.  Konrad  Maurer  Kr.  f.  I:  04 

4*‘l)  Haber  wird  ihm  die  Theilnahme  an  der  Verfolgung  des  Diebes  be- 
sonders aufgetragen  urd  praemiiert.  .Edelst.  VI:  7:  se  the  ähte  thset 
yrfe  the  wä  fore  gildad  ne  forliete  he  thä  sescan  (inquisitioneiu  Vet.  vers.l 
be  üre  oferhymease  and  thä  mynegunge  thärmid  öd  tbiet  wo  tö  tlnim  gildc 
cuman  and  w#  thoune  eAc  him  bis  geswinces  gethancedon  of  ürum  gennennm 
feö  be  thtem  the  seö  fiere  wurde  wsere,  thy  less  seö  mynugung  forlasge. 
Der  Bestohlene  ist  nur  in  seiner  Eigenschaft  als  Gildegenosse  betheiligt; 
vgl.  c.  3:  letnrum  gennemim  spriece,  Vet.  versio,  de  nostra  communi  locutione. 

40 'J  Vgl.  X.  40  d.  Diese  Verfolgung  fliesst  mit  der  allgemeinen  durch 
die  Gerätschaft  in  Eins  zusammen.  I nter  Umständen  verbünden  sich  meh- 
rere Gerätschaften : vgl.  c.  8 jj  2.  3.  4. 
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als  solche  betlieiligt  ist.  Sollte,  wie  es  ja  regelmässig  in  unseren 
Quellen  der  Fall  ist,  auch  hier  das  Gut  des  todeswürdigen  Ver- 
brechers verwirkt  sein,4#f)  so  würde  die  Gilde  durch  eine  ähn- 
liche Antheilnahme  daran,  wie  dies  beim  handhallten  Diebstahl 
festgesetzt  wird,  ihre  besondere  strafrechtliche  Befriedigung 
finden.  Ausserdem  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  sie  an  der 
Halsledigungsgebühr  partizipiert.40*)  Das  Fehlen  des  „anderen 
Geldes“  findet  also  immerhin  besondere  Erklärungen.  — Als 
eine  Art  Halsledigung  fungiert  in  England  auch  die  Kerker- 
strafe,41) bei  der  wieder  nach  einer  gewissen  Zeit  (nach  40  oder 
1*20  Nächten)  weitere  Auslösung  durch  120  Schillinge  (wohl  als 
oferhyrnes)  gegen  Bürgenstellung  gestattet  wird.4*)  Auch  diese 
kombinierte  Freiheits-  und  Geldstrafe  wird  mit  der  Busse  lur 
das  begangene  Verbrechen  kumuliert.  Ausdrücklich  verordnet 
das  Konzil  von  Greatlv,  dass  Zauberer  (Giftmischer,  Mörder) 
1*20  Nächte  im  Kerker  verbttssen  sollen,  dann  aber  von  ihren 
Magen  gegen  Zahlung  von  120  Schill,  an  den  König  und  des 
Wergeides  an  die  Sippe  des  durch  die  Hexenkünste  Getöteten 
und  Bürgschaft  für  künftiges  Wohlverhalten  ausgelöst  werden 
können.43)  Aehnliehes  gilt  auch  von  Dieben:  auch  da  muss  die 


*"0  Vgl.  iusbes.  JCdclst.  VI:  1 § !.  Auch  der  Umstand,  dass  sich  der 
Verbrecher  nicht  selbst  löst,  sondern  von  Anderen  gelöst  wird,  spricht  für 
Vermögensverwirkung. 

*•*)  arg.  ..Edelst.  VI:  1 $ 1:  thaet  we  hine  ofslean  and  niman  . . . 

*')  Ueber  die  Kerkerstrafe  siehe  Sc  hrnid  a.  O.  S.  657.  Als  Surrogat 
der  Todestrafe:  Schrnid  a.  0.  Anhang  IV:  16:  And  gif  forworht  man 
fridstöl  gesdee  and  thurb  thaet  feorh  gevrne,  thonne  si  threöra  An  for  lös 
feore,  bute  man  bet  geilrian  wille:  wergild,  ece  thedwet,  hengenwitnung. 
Vgl.  Brunner,  Abspaltungen  der  Friedlosigkeit  Z * XI  (1890)  S.  82. 

4*)  ..Edelst.  II:  1 jj  3.  6 I’r.  § 1.  7.  VI:  12  Jj  1,  2.  Die  Kerkerstrafe  ist 
nicht  blos  Sicheningsmittel,  und  /.war  nicht  allein  deshalb,  weil  die  Haft- 
dauer ausgemessen  ist  (Sclimid  a.  O.  8.  657).  Sie  mindert  auch  die  ver- 
wirkte Halslösungsgebiihr  zu  der  nächst  niederen  (vgl.  Wilda  S.  452.  R. 
Sclimid  S.  679  v.  „wite“)  Brüche  von  120  Schill,  und  erscheint  auch  ihrem 
Inhalt  nach  als  Strafe:  jElfr.  1 jj  2:  beii  40  nilita  on  carcerne  . . tlirö- 
wige  tha-r  swil  biscep  him  scrife  . . . Vgl.  auch  noch  Sclimid  S.  609  v. 
„bengen“. 

M)  Adelst..  II:  6 jj  1:  . . . tlnet  he  beit  120  nilita  ou  carcerne;  and 
nimen  thä  niagas  hine  siddau  itt,  and  gesyllan  tliäiu  cynge  120  scill.,  and 
forgyldan  thone  wer  bis  niagum  and  gangon  him  on  borh  thiet  he  iefre 
swylces  geswice. 
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Diebstalilsbus.se  kumuliert  werden.44)  Das  thüringische  Volks- 
reclit  häult  das  für  Frauenraub  verwirkte  Wergeid  des  Thäters 
mit  Bussen  für  die  zugleich  entwendeten  Gegenstände.48) 

Nach  der  Lex  Burgundiouum  löst  sich  der  Verbrecher 
entweder  mit  der  schlichten  Busse4*)  oder  mit  einer  Ledigungs- 
taxe.47)  Nur  der  letztere  Fall  kann  als  eigentliche  Kedempzion 
gelten.  Die  Lösungsgebühr  füllt  als  Pauschalbusse  für  die  ur- 
sprünglich durch  die  peinliche  Strafe  getroffene  ideale  Verbrechens- 
konkurrenz zur  Gänze  dem  Verletzten  zu;  mit  ihr  wird  ein 
fredus  oder  bei  knechtischer  Missethat  an  dessen  Stelle,  die 
Prügelstrafe  kumuliert.*')  Die  Redenipzioustaxe  wirkt  also  an 
sich  nicht  absorptiv,  doch  erfasst  sie  allerdings  wie  die  ihr  zu 
Grunde  liegende  peinliche  Strafe  je  einen  Typus  idealer  Ver- 
breeheusmehrheit.4*)  Denselben  Charakter  hat  auch  die  frän- 


“)  „Edelst,  II;  7:  gebriuge  man  hy  011  carcerno  and  man  Uy  döu  üt, 
»w&  hit  her  befornu  gecwedon  in.  Jodelst  VI:  12  jj  1:  And  gif  he  (Imune 

on  iiaud  gäu  wille,  tliuuue  du  liiue  man  on  carccru,  #wi  iiit  ict  Ureatanlea 

gecweden  Wien  amt  liiue  bo  iliam  ylean  lysige. 

45)  Vgl.  oben  S.  US  N.  30.  unten  )j  14  N.  0. 

4Ä)  Lex  Burg.  70:  2:  Do  bis  vero  cauais  unde  lioiuiuem  mori  iussimus, 

si  in  eccle.nium  fugerit  redimat  so  secumlnni  fonimm  preti  coustitnti  ab  n 
cui  furtum  fecit  ot  inferat  inultae  noiuino  sol.  12.  — 103:  <>:  ut  «>1  redi- 
mendtitu  so  12  solidos  illicuiusviuea  cst  cogatur  exsolvoro  ot  in  ul  tat* 
nomine  sol.  6. 

*3)  Lex  Burg.  56:  6:  TVrininum  vero  si  iugouuus  evcllere  aut  con- 
fringere  praosunipserit  mauus  ineisiutie  damnetur  . . . (7.):  Si  voro  dobili- 
tatein  nimm  . . . rodiincre  voluorit  mcdiotalom  pretii  sui  solvat.  Das  balbe 
Wergeid  ist  die  Anubusso:  l.ox  Burg.  11:  1.  — 102:  1:  (juicumque  Judaous 
iu  Chrintianuui  inamiu  praosumpaerit  mitten:  etc.,  ut  manus  iuoisione  dam- 
ueiur.  (2.):  cfimd  si  voluorit  manum  suam  rodimere  76  sol.  oaiu  iuboinus 
rodimere  et  multae  nomine  sol.  12.  ferner  02:  4 — •>.  103:  5. 

*•)  Iax  Burg.  70:  2.  103:  6.  102:  2.  92:  5:  (juod  si  dominus  sorvi 
voluorit  ouiii  de  niorto  redimcrc,  10  10,  Iti)  sol.  iuboinus  sorvinn  ipsum  redi- 
liiere.  (0.):  .1  ub.-mtis  etiani,  ul,  postquam  a iudieo  sorvns  ipso  domino  traditus 
fuerit,  loo  fustiuni  ictus  sorvus  ipse  accipiat  ut  postiuodnm  uec  alteri  iu- 
iuriaui  faciat  ms:  domino  suo  dainnuui  inforat.  103:  6:  l)uod  si  dominus 
eins  voluerif  emu  rodimere  (von  der  Todestrafe  103:  4)  baboat  liborain 
potostatem  ila  ut  postquam  eum  mliinorit  15n  fustiuni  ictus  accipiat,  ita 
nt  uec  ille  ne«;  aliorum  servus  hoc  illis  facere  dclcctet.  Für  den  Anfall  dor 
llalslüsungsgebillir  an  den  l’rivatverlet/.ten  siebe  nocli  62  : 3.  I. 

4”)  Vgl.  Lex  Burg.  102  cit.  Für  die  Halslüsungsgebtthr  fehlt  es  hier 
allerdings  an  einem  direkten  Belege. 
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kische  Lösungstaxe.  Sie  trifft  ev.  als  Pausehaibusse  eine  Gruppe 
von  verbrecherischen  Erfolgen,  die  im  konkreten  Pall  statt  mit 
Bussenkumulazion  mit  lösbarer  Todesstrafe  bedroht  sind.“)  Das 
einfache  oder  erhöhte  Wergeid  des  Thäters  ist  die  alleinige 
Busse  für  Heimsuchung,  Verwundungen  und  Raub,51),  für  In- 
fidelität,  Ueberfall  und  Raub,51)  für  Grabschändung  und  Leicheu- 
raub,58)  für  nächtliche  Brandstiftung  oder  Heimsuchung  mit 
Tötung  eines  Menschen,54)  für  Herdendiebstahl.5')  Soweit  die 
peinliche  Unterlage  dieser  Gebühren  reicht,  sind  Bussen  aus- 
geschlossen;55*) konkurrierende  Bussdelikte,  die  über  den  Tliat- 
bestaud  der  Achtsache  hinausgehen,  werden  dagegen  besonders 
gebüsst.  Mit  dem  Wergeide  des  friedlosen  Kontumax  werden 
Bussen  für  das  eiugeklagte  Verbrechen  mul  für  die  konkurrieren- 
den Säumnisdelikte  gehäuft:58)  vom  Frauenräuber  wird  Wergeld 
nebst  Bussen  für  weitere  Entwendungen  verlangt;57)  (schlichter) 
Todschlag  in  der  Kirche  wird  mit  der  Immunitätsbusse  (einer 


**)  Kiiif  fränkische  Eigenthiimlicbkeit  ist  es.  dass  selbst  bei  ausge- 
sprochener Privatverletzuug  (siche  X.  öl  ff.)  uur  das  Wergeld  von  200  Schill, 
gezahlt  wird.  Diese  werden  aber  zwischen  dein  Fiskus  uud  dem  Privaten 
gctheilt,  daher  für  diesen,  soweit  es  sieh  blos  tun  Konkurrenz  mit  dem  ge- 
meinen Friedensbruch  handelt  nicht  eiuu  besondere  Kusse  augeseizt  wird. 
Anders  im  englischen  Rechte,  wo  die  200  Schill,  ganz  als  wite  behandelt 
werden;  siehe  oben  X.  37  ff. 

5I)  Lex  Sal.  14:  6,  7 siche  S.  46  X.  3.  Jj  14  X.  1. 

**)  Ijex  Sal.  14:  4 codd.  ö ff.  S.  00  X.  52.  Jj  14  N.  2. 

u)  Im  salischt-u  und  ribuarisebun  Recht;  siehe  S.  33  X.  33.  S.  04 
X.  14  S H X.  3.  0. 

M)  Nach  ribuarischem,  nicht  auch  nach  salischem  Recht;  siehe  oben 
S.  33  X.  30.  S.  51  X.  22  u.  Jj  14  X.  4.  — 8.  47  X.  4.  5.  8.  61  X.  31.  32. 
$ 14  X.  5. 

“)  Siehe  8.  28  X.  3.  8.  8.  33  X.  31.  Jj  14  X.  7. 

“*)  Etwas  ähnliches  bieten  auch  die  geringeren salischen  Diebstahlsbussen. 

**)  Siehe  unten  Jj  20  X.  13.  17. 

*’)  Cap.  legg.  add.  v.  J.  His  t)  c.  0 (I.  282)  siehe  oben  8.  117  X.  26. 
So  vielleicht  auch  nach  ribuarischem  uud  ciinmavischem  Recht:  Lex  Rib. 
34:  1,  2.  Ix'x  Cham.  47,  wo  lediglich  vom  Frauen-(Bi  aut-)raubc  und  vom 
Wergeld  dos  Thäters  ilie  Rede  ist.  Dabei  muss  berücksichtigt  werden, 
dass  hier  auf  eine  alte  Vereinigung  des  Thatbestandes  unter  der  Todes- 
strafe nicht  leicht  znrückgegangen  werden  kann,  weil  die  strenge  Be- 
strafung des  Franenranbs  erst  neueren  Datums  ist;  vgl.  Brunner  II.  (i.  II. 
8.  068  f. 
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Ha)slösungsgebiihr),ÄS)  dem  Königsbunu  nnd  dem  Wergeid  an 
die  Sippe  der  toten  Hand  gebüsst.'"') 

Diese  Kumulazion  der  Lösungstaxen  und  Bnssen  neben  ab- 
sorptiv  wirkender  Acht  erklärt  sich  daraus,  dass  eben  die  Zah- 
lung eines  Geldbetrags  nicht  die  allsiihnende  Wirkung  hat  wie 
die  Todesstrafe.  Bei  Buss/.ahlungen  bedarf  nach  dem  bisher 
angeführten  die  Absorpzion  immer  einer  besonderen  Motivierung. 
In  den  aufgezählten  Absorpzionsfallen  des  burgundischen  und 
insbesondere  des  fränkischen  Rechts  ist  es  die  seinerzeitige  Ver- 
einigung der  betreffenden  Deliktsmehrheiten  durch  die  Todes- 
strafe, die  nach  Zulassung  der  Redempzion  in  der  Weise  zum 
Ausdrucke  gelangt,  dass  tlir  die  fraglichen  Verbrechenskonkur- 
renzen die  Lüsungstaxe  als  Pauschalbusse  angesetzt  wird.  Ein 
Absorpzionsprinzip  hinsichtlich  der  Ledigungsgebühr  kann  daraus 
nicht  abgeleitet  werden  — umsoweniger,  als  auch  das  lango- 
bardische  Recht,  dem  die  prinzipielle  Absorpzion  von  Bussen 
durch  die  Todesstrafe  unbekannt  ist,  solche  typische  Absorp- 
zionsfälle  auf  weist.  So  schliesst  die  Lösungstaxe  für  haritraib 
oder  concilius  rusticanorum  *°)  bereits  die  Strafe  für  Wunden 
nnd  Sachschaden  ausser  Brandstiftung  ein.  Die  Ledigungsgebühr 
für  seditio  rusticanorum  oder  für  iniuria  de  muliere  libera  ab- 
sorbiert Bussen  für  geringere  Realinjurien.*1)  Das  Gewöhnliche 
ist  aber  auch  hier  die  Häufung  von  Lösungstaxe  und  Busse. 
König  Liutprand  bestimmt  in  seinem  Edikte  ausdrücklich  die 
Kumulazion  des  ahtogild  für  Vermögensschaden  mit  dem  Wer- 

M)  Brunner  R.  0.  II.  8.  297. 

M)  Nach  Cap.  cit.  c.  1 (I.  281)  zahlt  der  Thäter  zwar  nur  600  Schill, 
an  die  Kirche  nnd  den  Künigsbann;  ia  vero  qui  interfectus  esl  ahsqne  cnn- 
positione  iaceat.  F.s  entfällt  also  das  Wergeid  flir  den  Erschlagenen  (cf. 

eodem  c.  7),  aber  doch  wohl  nur  weil  dieser,  der  den  Flüchtigen  in  die 

Kirche  verfolgt  hatte,  als  Friedloser  gefallen  ist.  Das  Cap.  pro  lege  hab. 
Wonnat.  v.  J.  829  c.  1 (II.  18)  hält  diesen  Standpunkt  nur  dann  fest, 
wenn  der  getütete  Verfolger  den  Streit  begonnen  bat.  War  der  Verfolgte 
(Sieger'  auctor  rixae,  also  der  erschlagene  Verfolger  der  ursprünglich  An- 
gegriffene, so  muss  der  erstcre  das  Wergeid  zahlen.  Siehe  Brunner  R.O. 
II.  8.  632.  Krause  Kapitularia  II,  18  N.  2.  Soweit  also  in  den  ange- 
führten Fällen  das  Wergeid  nicht  gezahlt  wird,  ist  es  eben  nicht  verwirkt, 
aber  nicht  etwa  absorbiert.  Vgl.  auch  noch  $ 1 4 N.  2. 

•*)  Siehe  unten  N.  73.  Jj  16  N.  1.  Oben  S.  64  X.  42.  S.  47  N.  6 ff. 

••)  Siehe  unten  X.  74  ff.,  oben  S.  48  f.  S.  67. 
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gelde  der  Theilnelimer  an  einem  Auflauf;*4)  doch  scheint  hier 
das  Wergeid  bereits  eine  eigentliche  Busse  zu  sein,  da  keine 
Todesstrafe  daneben  angedroht  wird.  Durchschlagend  ist  aber 
die  Bestimmung  Rotharis,  wornach  der  Anführer  einer  seditio 
rusticanorum  sterben  oder  sein  Leben  mit  seinem  Wergeide  lösen, 
daneben  aber  auch  noch  die  verwirkten  Wundbussen  zahlen 
soll.*3)  — Unter  die  Lösungsbussen  gehört  auch  die  Igb.  Hochbnsse 
von  iiOO  Schillingen.  Sie  ist  ihrer  Entstehung  nach  wahrschein- 
lich das  dreifache  Wergeid, *4)  womit  der  Thäter  den  verwirkten 

•*)  Liu.  35.  Siehe  unten  Jj  16  X.  15.  Busse,  nicht  mehr  Lösungstaxe 
ist  die  Zahlung  des  diätetischen  Wergeides  an  das  palatium  regis,  die  in 
Liu.  110  mit  der  Konvenzionalstrafe  kumuliert  wird.  (Zu  dieser  Stelle  vgl. 
Osenbrüggen  a.  U.  S.  106  f.)  — Ebenso  in  Kntchis  c.  1,  worimch  der 
Recht  weigernde  iudex  sein  Amt  verliert  und  an  den  Kiiuig  sein  Wergeid, 
an  die  l’artei  die  alte  Busse  der  Recht «Weigerung  (20  sei.)  zahlt.  Die  alte 
an  den  König  verwirkte  Busse  von  20  sol.  (Ho  25.  150.  Liu.  25 — 27.  Vgl. 
Osenbrüggen  a.  O.  S.  57)  wird  hier  auf  den  Betrag  des  Wergeides  er- 
höht. Das  Kapitel  gehört  nicht  zum  Körper  des  Edikts:  Brunner  R.G.  I. 
S.  372.  Anders  verhält  sich  (Osenbrüggen  S.  50)  das  ins  Edikt  aufge- 
tioinmene  Kapitel  10:  iudex  cp.  wirigild  suurn,  medietatem  regi  et  niedie- 
tateui  ei  cui  iustitiam  denegavit,  et  honore  suo  amittat.  Hier  ist  die  ganze 
alte  Busse  von  20-|-20  Schillingen  durch  die  Wergcldzahlung  ersetzt.  — 
Auch  das  Wergcld  das  Ratchis  c.  7 für  grobe  Missachtung  des  königlichen 
Befehls  (vgl.  Ro  17,  18)  nebst  Busseu  fiir  Wunden  und  Todschlag  auferlegt 
ist  Busse.  Die  Stelle  lautet:  ...  et  si  über  fuerit  (der  Misshandelte) 
wirigild  suo  ep.  regi  si  eum  Imttedrit,  et  ei  cp.  sicut  ad  liberum  hominem 
(nach  Ko  41,  da  es  sich  um  einen  Ueberfall  handelt).  Kam  si  ipsum  occi- 
dcrit,  pro  hoc  capitulum  sicut  supra  legitur  (Liu.  20)  cp.  mortem  illius  simul 
et  wirigild  suo  regi  pro  praesumptionem.  Vgl.  $ 17  X.  16  und  Brunner. 
Abspaltungen  der  Friedlosigkeit  Z 1 XI.  (1800)  S.  05  X.  2 ff.  — Interessant 
ist  auch  die  Umstellung  des  morintur  aut  cp.  aus  Ro  10  und  des  aut  occi- 
datur  aut  redimat  animam  suam  quantum  adpretiatus  fuerit  aus  Ro  280  in 
Aripr.  — Alb.  S.  40.  41  siehe  S.  48  X.  6.  § 16  X.  13. 

“)  Ro  280.  Siehe  S lü  X.  >3.  S.  48  f.  S.  64  X.  42. 

**)  Wilda  S.  465.  Schrocder  R.  G.*  S.  337  N.  40.  Ucber  3(K> 
Schill,  als  Igb.  Wergeid  mit  Einrechnung  des  Ericdensgi ldes:  Wilda  S.  425. 
Brunner  R.  G.  I.  S.  227.  Vgl.  aber  auch  oben  S.  105 ff.  insbes.  N.  54  ff. 
betreffend  das  Friedensgeld.  Osenbrüggen  S.  21  sagt  dagegen:  „eine 
Verdoppelung  oder  Verdreifachung  des  Wergeides  kommt  im  Igb.  R.  nicht 
vor.*  Auch  Brunner  R.  G.  II.  S.  509  sieht  in  der  Hochbusse  nicht  das 
Wergeid,  sondern  „eine  für  diesen  Zweck  besonders  festgesetzte  Taxe“.  — 
Als  mehrfaches  Wergcld  des  Verletzten  knun  unsere  Summe  nicht  gefasst 
werden,  weil  heim  Mord  des  Freien  wie  des  Knechtes  derselbe  Betrag  (nebst 
dem  für  Beide  verschiedenen  Wergeide)  zu  zahlen  ist;  siehe  unten  X.  67  ff. 
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Hals  löst.*')  Auch  sie  wird  uiit  anderen  Hussen  kumuliert. **) 
Auf  Mord  ist  die  Hochbusse  gesetzt;  dazu  tritt  noch  das  Wer- 
geid bezw.  der  Wert  des  Getöteten.  Dies  hat  bereits  Wilda 
behauptet  und  durch  Hinweis  auf  Kotharis  c.  200.  201.  37«. 
höchst  wahrscheinlich  gemacht.*7)  Ihm  schliesst  sich  auch 
Brunner  an.**)  Dagegen  lehrt  Osenbrüggen,*8)  gestützt  auf 
Kotharis  c.  14,  dass  die  Mordbusse  blos  900  Schillinge  be- 
trage — ohne  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  des  persönlichen 
Wertes  des  Getöteten.  Die  nachstehenden  Betrachtungen  dürften 
die  erste  Ansicht  bestätigen.  In  Roth.  c.  370  wird  dem  Morde 
gegenüber  den  anderen  Hochbusssachen  (Ro  371)  eine  abge- 


•*)  Die  Hochbussc  wird  oft  alternativ  mit  der  Todesstrafe  angedroht. 
Ro  5.  19.  249.  279.  Osenbrüggen  a.  O.  S.  25.  2s.  45.  Ferner  Ro  15 
mit  Lex  Sat.  55:  2.  Auch  sie  wird  zur  Russe  im  G.  S,  indem  sie  schon 
im  Gdikt  selbst  alleiu.  ohne  Alternative  der  Todesstrafe  angedroht  wird. 
Vgl.  auch  S ;1  der  Kxpositio  zu  Ro  1«:  (ptod  dich : „900  sol.  ait  rulpabilis“ 
antiqui  iudices  dicebant,  ruptum  esse  a capituln  Karoli  quod  est : _Si  quis 
super  missutu  dominicum“  etc.,  cum  dich:  „de  vita  cp.“  Dies  sei  aber  nicht 
richtig,  die  Fälle  seien  verschieden  (siehe  unten  $ 17  X.  21 — 23).  Würden 
die  antiqui  und  die  Gxpositio  die  llochbusse  noch  als  Lösungstaxe  ansehen. 
so  müssten  sie  Ko  13  und  das  zitierte  Kapitular  ganz  anders  in  Ginklang 
bringen.  Doch  musste  gerade  die  Hübe  des  Betrags  (vor  Gntwicklung  der 
Schuldknechtschaft  vgl.  hiezu  Brunner  Abspaltungen  Z*  XI  8.  94  insbes. 
X.  4;  ferner  auch  die  Lombardakommentare  8.  41».  41  oben  X.  »12)  ihren 
t'rsprung  recht  oft  in  Griunerung  bringen. 

M)  Kuuiulazion  mit  einer  Konvenzionalstrafe  Ko  191  mit  187  (vgl. 
oben  8. 89  X.  io).  Osenbrüggen  S.  111.  Betreffend  Ro  15  siehe  S.  »14  X.  45. 

•7)  Ro  14:  De  morli.  Sqs  liomicidium  in  absconse  penetraverit  in  barone 
libero  aut  servo  vel  auciila  et  unus  fuerit  aut  duo  tantum  qui  ipsum  homi- 
cidium  fecerint  900  sol.  oonponat.  Si  voro  pluros  fuerint,  si  ingenuus  qna- 
liter  in  angargnthungi  ipsum  homicidium  conponat;  si  autem  libertus  con- 
ponat  ipsum  ut  adpraetiatus  fuerit.  — Wilda  S.  425  X.  1.  8.  714.  Seiner 
Grklärttng  von  Ko  14  auf  S.  714  X.  1 ist  wohl  die  Ösen  brüggon— Bru  n - 
n ersehe  vorzuziehen.  Gitie  (tlossa  adscripta  im  cod.  3 zu  „aut  duo  tan- 
tuui“  sagt:  t|uia  rnortli  non  fit  a duobus  inantea  secundum  Rntharem.  Be- 
treffend die  Bedeutung  des  „absconse“  ist  zu  vergleichen  Ko  32:  ut  liomo 
noctis  tempore  in  onrtetn  alienam  silentium  aut  absconse  ingrediatur.  Ro 
172:  non  absconse  sed  ante  liberos  homines  . . gairetbinx  faeiat.  Lin.  114. 
Die  Lomliardakomtuentare  S.  2(1  behandeln  den  Mord  wie  den  praesuniptiven 
Todschlag  Liutprands  (c.  21). 

**)  Brunner  K.  fl.  II.  8.  »129  N.  17. 

*’)  Osenbrüggen  a.  O S.  62  f.  8o  auch  Sohroed  er  R.  (i.ä  S.  344. 
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sonderte  Stellung  angewiesen,  indem  beim  Mord,  begangen  durch 
einen  königlichen  Unfreien,  Todesstrafe  des  Verbrechers  und 
Wergeldzahluug  verhängt  wird,  während  bei  den  iibflgen  Hocli- 
bnsssaclien  nur  der  unfreie  Thäter  sein  Leben  verwirkt,  die 
königliche  Kasse  aber  ohne  Schaden  davonkommt.  Gemeinsam 
beiden  Bestimmungen  ist,  dass  die  Hochbusse  ganz  ausfällt  bezw. 
durch  den  Tod  des  Verbrechers  ersetzt  wird.  Beim  Mord  bleibt 
dabei  aber  die  zu  kumulierende  Todschlagsbusse  stehen.  Aller- 
dings kann  auch  neben  der  Hochbusse  für  die  iniuria  de  midiere 
libera  eine  Wund-  oder  Todschlagsbusse  (Wergeid)  in  Betracht 
kommen,70)  trotzdem  dass  dieses  Verbrechen  in  Ko  :t71  genannt 
ist.  Diese  Bussen  sind  gewiss  auch  da  besonders  zu  gelten. 
Es  wird  aber  hierauf  kein  Bedacht  genommen,  weil  dieses  Zu- 
sammentreffen eine  zufällige  Möglichkeit  ist,  während  zum  That- 
bestand  des  Mordes  immer  auch  die  Tötung  gehört.  Die  Kuinn- 
lazion  der  Hochbusse  mit  dem  Wergeide  des  Gemordeten  lässt 
sich  auch  aus  Grimoalds  Reform  erschlossen. 7I)  Die  Haftung 
des  Herrn  für  Hochbusssachen,  die  sein  Knecht  begangen  hat, 
wird  da  auf  60  (eigentlich  80)  Schillinge  herabgesetzt.  Dies 
allein  kann  unmöglich  die  neue  Mordbusse  sein,  da  doch  sonst 
der  Herr  für  schlichten  Todschlag,  begangen  durch  seinen  Knecht, 
das  volle  Wergeid  zahlen  muss.7*)  Nicht  nur  bei  Mord  erscheint, 
die  Hochbusse  in  Gesellschaft  anderer  Bussen.  Mit  der  Hoch- 
busse lür  haritraib  werden  Bussen  für  Todschlag  und  Brand- 
schaden kumuliert.7*)  Die  gleichfalls  unter  die  Hochbusse  ge- 
stellte iniuria  de  muliere  libera  begreift  jede  Verletzung  des 
Frauenfriedens  durch  Thätlichkeiten;74)  Stusse,  Wunden  und 


’“)  Sieht?  nuten  X.  74  ff. 

’•)  Siehe  unten  tj  19  X.  66  ff.  $ 17  X.  So. 

M)  Von  dem  nnr  iler  Wert  des  ausyeliefertm  Knechtes  abgezogen 
wird.  Nähere»  unten  Ij  lö  N.  49.  50. 

”)  Siehe  unten  fj  16  X.  1 0 f. 

!*)  Osenbriiggen  S.  46.  79  f.  Brnnner  R.(t.  II.  S.  674  f.  Scliroe- 
der  R.  G.  (2.)  S.  335  X.  28.  Ro  26:  Si  <|ttis  mnlieri  libere  ant  pnellae  in 
via  so  anteposnerit,  ant  (verallgemeinernd)  aliqua  iniuria  intnlerit,  9(»o  md. 
cp.,  1 j regi  et  1 ä cui  ipsa  iniuria  inlata  t'uerit  aut  mundius  de  ea  perle- 
nuerit.  Lombardakoniinentare  S.  39:  re  non  verhi»  iniuria.  Kür  iniuria 
verbis  20  Schill.:  Ro  19».  Daau  Brunner  R. G.  II.  S 673  X.  10.  Wilda 
S.  780  X.  1 führt  1200  sol  als  Busse  au.  Es  werden  Thätlichkeiten  er- 
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Todsclilag  sind  aber  ausserdem  besonders  zu  gelten.  Rot  har  i 
erklärt  ausdrücklich,  dass,  wenn  die  Frau,  die  zu  einem  Männer- 
streite lieÄngelaufen  ist.  verletzt  oder  getötet  wird,  nur  die  ein- 
fache Wundbusse  oder  das  einfache  Wergeid  zu  zahlen  sei;  die 
weitere  Ininrienbusse,  die  miiij  Schillinge  betrage,  solle  entfallen, 
weil  die  Frau  sich  unweiblich  benommen  habe.7')  Und  Liutprand 


fordert,  doch  dürfen  sie  nicht  ins  Stosson  ausarten,  sonst  ist  noch  die  Busse 
von  0 oder  3 sol.  zu  entrichten:  Arg.  Ro  37s,  3s2.  Vgl.  noch  noch  I,iu. 
125  iiu  Folgenden;  ferner  Aistulf  15  (dam  Brunner  R.  G.  IT.  S.  07.5). 
Unzüchtige  Griffo  gegenüber  einer  Ehefrau  behandelt  Liu.  121.  Der  Thäter 
soll  dem  Ehegatten  mit  seinem  eigenen  Wergeide  bttsten  (vgl.  Brunner 
Abspaltungen  Z*  XI  S.  95).  Hier  scheint  Zustimmung  der  Frau  vorzuliegen 
(so  auch  OsenbrUggen  a.  O.  S 101  f.):  arg.  .conversari“  („cum  eonsensuiu 
ipsius  mnlieris-  kann  allerdings  auch  auf  „turpo  esse  potest"  bezogen  wer- 
den; vgl.  dazu  noch  das  bedingte;  „Si  vero  ipsa  mulier  . . consentiens 
fuerit“),  also  keine  iuiuria  de  mutiere  libera.  Mehr  um  turpitudo  als  um 
iniuria  handelt  es  sich  in  I.iu.  125  (Busse  so  Schill.)  u.  135  (Wergeid  des 
Tbäters).  lieber  anagrip  siehe  oben  S.  09  X.  09.  Auf  blosse  Entführung 
ohne  die  Absicht  auf  Ehe  oder  (wohl  auch)  geschlechtlichen  Missbrauch  setzt 
Liu.  94  die  Busse  von  «0  sol.  für  den  Anführer,  von  20  sol.  für  jeden 
Folger. 

”)  Osenbrüggen  S.  40.  Ro  37»;  Si  mulier  libera  in  scandalnm 
cocurrerit,  uhi  viri  litigant,  si  plagaiu  aut  feritam  facta  hahuerit,  aut  forsitan 
inpincta  fuerit  (vgl.  Ro  382)  aut  ocoisa,  adpretietur  secundutn  nobilitatem 
suam  et  sic  conpot.atnr,  ramquaui  si  in  fratrem  ipsius  mulieris  perpetratum 
fiiisset;  nam  aiia  culpa  pro  iniuria  stia,  unde  900  sol.  iudicantur,  non  rc- 
<|uiratnr,  eo  quod  ipsa  ad  litem  cocurrit,  qnod  inhonestuiii  est  mnlierihus 
facere.  Vgl.  Liu.  141  am  Ende.  Aus  demselben  Grund  entfällt  die  In- 
iurienbusse  auch  für  die  handhafte  Diebin;  Ko  257  vgl.  unten  $ 17  N.  24. 
Ebenso  in  Liu.  140.  Die  Busse  von  100  Schill.,  die  hier  für  das  Binden 
einer  Frau  bei  Gelegenheit  der  Pfändung  für  Feldschaden  angesetzt  wird, 
sind  die  */,  des  Wergeids,  womit  schon  nach  Ro  42  das  ungerechtfertigte 
Binden  eines  Mannes  zn  gelten  ist.  Die  Ininrienbusse  von  900  sol.  (und 
auch  das  Friedensgeld?)  fällt  hier  aus  demselben  («runde  weg,  wie  bei  der 
handhaften  Diebin:  die  Fran  sollte  »ich  nicht  in  diese  Gelegenheit  begeben. 
Anch  in  Liu.  123  (vgl.  oben  S.  79  X.  7)  sind  für  Frauen  dieselben  Wund- 
bussen zu  zahlen  wie  für  Männer,  weil  die  Frauen  .in  scandalnm,  uhi  veri 
litigant",  gekommen  sind  Eine  sehr  gewagte  Anlehnung  an  Ro  378  findet 
sich  in  Liu.  130.  Die  Ehefrau,  die  sich  von  ihrem  Manne  verkuppeln  lässt, 
soll  getötet  werden.  Der  kupplerische  Ehegatte  soll  ihren  Verwandten  für 
sie  das  Wergeid  zahlen,  tamquam  si  in  scandalnm  cocurrero  visa  est,  quando 
ad  hoc  malum  ponitrandum  accessit;  quia  in  maiorem  scandalnm  enrrere  mm 
potuit,  quando  se  ad  uiortem  trazit.  Vgl.  S.  84  X.  33. 
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verordnet,  dass  für  Weiber,  die  sicli  grober  Ausschreitungen 
schuldig  gemacht  haben,  weder  die  ihnen  sonst  gebührende  In- 
iurienbusse  noch  auch  Wundbusse  oder  Wergeid  zu  zahlen  sei;7®) 
er  denkt  also  nicht  an  Absorpzion  der  letzteren  durch  die  Un- 
ehrenbusse.  Hat  aber  die  Frau  ihren  besonderen  Frieden  nicht 
verwirkt,  so  sind  für  deren  Tötung  1200  Schillinge,  d.  i.  die 
Iniurienbusse  von  900,  und  das  Wergeid  (nebst  Friedensgeld) 
von  800  sol.  zu  entrichten.”)  Ebenso  häuft  eine  spätere 
Quelle  die  Hochbusse  für  Brautraub  mit  dem  Achtgelde 
für  die  mitgenommenen  Sachen.7®)  — Eine  Hauptlöse  ist 
ferner  noch  die  80  (40)-Schillingbnsse7*)  für  handhatten  Dieb- 

*)  Liu.  Hl:  . . . ut  si  amodo  mulicrea  hoc  facere  . . . presumpsorit, 
primum  omnium  deceniimus,  ut  si  aliqua  iniurin  aut  obprobium,  aut  plagas 
aut  feritas  aut  mortem  ibi  acceperint,  nihil  ad  ipsas  midieres  aut  ad  viros 
aut  ad  mundoald  earum  conponant  Uli  qni  so  defendendmn  eis  aliqua  fecerint 
lesionem  aut  internicionem. 

”)  Wilda  S.  424  f.  465.  Schroeder  R.  (i*  S.  335  N.  2«.  Ro  200: 
•Si  maritus  uxorem  suam  occiderit  immerentem  . . cp.  sol.  1200,  '/t  . . , 
parentibus  ...  et  */4  regi  . . . Ro  201:  Sqs  pnellam  aut  mulierem  liberam 
per  qualibit  occasionem  occiderit,  zahlt  dieselbe  Hasse;  sic  tarnen  si  a s t o 
auirno  id  est  volontariae  occiserit.  Vgl.  Ro  75  oben  S.  53.  Unrichtig  ist 
die  Auffassung  Osenbrilggens  S.  40:  .die  Komposizion*  sei  hier  .um  ein 
Dritttheil  höher  als  die  Mordbusse“.  Desgl.  Bl  and i ui  s S.  55:  4 fache«  Wergeid. 

”)  Summa  legis  Langobarden  um  XXIII  (Anschütz  S.  38):  Sed  si 
«ponsam  alienam  quis  rapuerit  invitia  parentibus  900  sol.  cp.  et  unamquam- 
que  rem  quam  cum  ea  tulit,  in  octogild  reddet,  ■/»  parentibus  et  '/*  regi  et 
insuper  spouso  duplam  metam  et  banuum  io  palatio.  Die  Stelle  ist  eine 
langobardisclie  Verarbeitung  des  Cap.  legg.  add.  v J.  818/9  c.  9 (I.  282), 
siehe  oben  N.  67,  auch  N.  45. 

n)  Was  die  verhältnissmässigc  Geringfügigkeit  der  Busse  betrifft,  so 
wäre  hier  an  den  englischen  healsfang  zu  erinnern,  der  z.  B.  bei  Wihtrsed 
c.  12  zur  Strafe  des  Götzendienstes  neben  der  Verinögensverwirkung  au- 
gedrobt  wird.  In  dieser  Stelle  kann  der  Halsfaug  nicht  wie  sonst  (vgl.  K. 
Maurer  Kr.  Ü.  III.  49.  Schmitt  Ges.  d.  Ags.  S.  007  f.  Brunner  R.U. 
I.  S.  161.  219)  die  als  praecipuum  an  den  nächsten  Magen  zu  zahlende 
Quote  des  Wergeids  ('/io)  bedeuten.  Der  Ausdruck  dient  hier  wie  so  oft 
der  Ausdruck  .Wergeid“  nur  zur  Bezeichnung  eines  bestimmten  Geld- 
quantums (vgl.  vEdelr.  VI:  51).  Die  Wirkung  mag  übrigens  auch  hier 
ebenso  geweseu  sein  wie  beim  Halsfaug  in  seiner  gewöhnlichen  Funkzinn: 
Einstellung  aller  Feindseligkeiten  gegen  den  Missethäter,  Frieden,  kurz 
Lösung  des  Halses.  — Umgekehrt  findet  sich  wieder,  dass  die  verwirkte 
Zunge  mit  dem  Wergeide  gelöst  wird:  Kadg  III:  4.  Knut  II:  16:  butou 
he  hi  ne  mid  his  were  forgilde ; Vet  versio:  nisi  redimat  se  wera  sua. 

Sebrsasr,  Dl«  Behsndlunir  der  Verbrochenekonkarrrnr.  10 
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stahl,'*0)  für  nächtliches  Einschleichen  (Diebstahlsversuch), *') 
Grenzfrevel, ss)  Pfändung  von  Schweineherden,  lmritraib,  concilius 
rusticanorum,8®)  Ausräubung  eines  Toten  (Blut-  oder  Beraub). SJ) 
Mit  ihr  identisch  ist  die  von  Grimoald  an  Stelle  der  Hochbusse 
für  knechtische  Missethat  eingelührte  Busse  von  80  resp.  nach 
Abzug  des  Sklaveuwertes  von  60  Schillingen.'*4)  Auch  diese  ge- 
ringere Halslösungstaxe  wird  mit  anderen  Bussen  kumuliert.  So 
beim  handhalten  Diebstahl  und  wohl  auch  bei  Raub  mit  walopaus 
mit  dem  Aclitgelde,s#)  bei  haritraib  und  concilius  rusticanorum 
mit  dem  Wergeid  und  der  Brandschadenbusse. s:) 

Die  Langobarden  häufen  auch  mehrere  Halslösungsbussen 
(auch  Hoclibussen)  mit  einander.  Das  Edikt  kumuliert  mit  der 
Mordbusse  die  Busse  für  Blutraub,*8)  die  spätere  Jurisprudenz 


Anders  allerdings  K.  Maurer  Kr.  f.  III.  58  N.  5.  der  die  Stellen  anstands- 
los au  .Kl  fr.  32:  . . . hie  (»eil.  tungan)  mou  be  thüm  wo  re  geeahtige. 
secundunt  wernrn  eius  appretiabitur  (Vet.  vers.)  anreibt.  Vgl.  noch  unten 
Jj  17  N.  25. 

“1  Vgl.  Wilda  S.  872.  Osenbrüggcn  S.  119  ff.  llrunner,  Ab- 
spaltungen Z5  XI.  S 93.  Ho  253;  cp.  . . sol.  80  aut  animae  suae  iucurrat 
periculum;  ferner  v.  „fegangit.*  Ro  254:  cp. . . sol.  40  aut  occidatur.  I,iu. 
64.  147.  Vgl.  Ho  258.  Uriin.  9. 

**)  Ko  32:  dit  pro  sc  80  sol.  (33.):  liboret  se  cum  40  sol.  Osen- 
brüggen  a.  O.  S.  121. 

*»)  Ko  238  mit  239. 

Ko  249.  — 19.  279.  Es  ist  da  zu  berücksichtigen,  dass  für  den 
Anführer  Todesstrafe  oder  900  sol.  angesetzt  ist. 

**)  Ko  14.  16.  Vgl.  noch  Ro  30.  31.  • 

“)  (iriui.  3.  Siehe  Jj  19  X.  54  ff.  Kerner  oben  X.  71;  auch  $ 17  X.  20. 

*•)  Siehe  Ro  253:  furtum  ipsum  sibi  nonuiu  reddat  et  cp.  . . sol.  80  . 
sowie  die  weiteren  in  N.  80  angeführten  Stellen.  Ferner  $ 16  N.  9.  — Ro 
31;  dazu  S 6 X.  53  S.  66. 

*’)  Ro  19:  . , .80  sol.  cp.  . . . excepto  si  . . casas  incenderint  aut 

hominem  occiserint  . . conponatur.  Vgl.  Jj  4 N.  6.  § 6 X.  42.  $ 16  X.  1.  8. 

Ferner  Ko  30  : 80  Schill,  ftir  marahworf  mit  Wundbussen  im  Gegensätze  zu 
Ko  41.  352.  353;  dazn  oben  Jj  6 X.  63  ff.  S.  67. 

**)  Ro  14  (siehe  N.  67)  fügt  zu  den  Bestimmungen  Uber  Moni  hinzu: 
Et  si  expolia  de  ipso  niortuo  tnlerit.  id  est  plodraup,  cp.  80  sol.  Die  Busse 
ist  dieselbe  wie  für  Kairaub.  Nachmals  wurde  für  deu  konkurrierenden 
Blutraub  das  Achtgeld  gebüsst.  Eine  Glosse  zu  „et  si  spolia*  verweist  auf 
lju.  151,  und  eine  andere  sagt  et  si  spolia  de  ipso  mortuo  quis  tulerit  id 
est  pluderap  cp.  in  actugild.  Siehe  auch  $ 3 der  Expositio  zu  Ko  14:  In 
hoc  quod  dicit  hec  lex:  „et  si  spolia  ...  cp.  sol.  80*  rupta  est  a lege 
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mit  der  Hochbusse  für  Grabschändung  die  Busse  von  600  Schil- 
lingen bei  konkurrierender  Verletzung  einer  Immunität.8*)  Die 
Expositio®0)  geht  gelegentlich  einmal  davon  aus,  dass  für  zwei 
Hochbusssachen  (eines  Knechtes)  eigentlich  doppelt  gebüsst.  wer- 
den sollte;  nur  durch  die  Auslieferung  des  Knechts  ad  occiden- 
dum  (zufolge  Grimoald  c.  3)  werde  dies  unmöglich.  Beim 
freien  Thäter  fällt  dieser  Absorpzionsgrnnd  hinweg. 

Nicht  mehr  Busse,  sondern  gesetzlich  fixiertes  Ersatzgeld 
ist  die  dilatura.®1)  Sie  wird  mit  Bussen  und  mit  peinlichen 
Strafen  kumuliert.**)  Nach  der  Ewa  Chamaworum  wird  auch 
bei  idealer  Verbrechcnskonknrrenz  für  jedes  gestohlene  Stück 
eine  besondere  wirdira  gezahlt.*3)  Die  Lex  Salica  verlangt 
fiir  Thatbestände,  die  sie  als  Verbrechenseinheit  fasst,  auch  nur 
eine  dilatura,  selbst  wenn  diese  Thatbestände  (nach  anderen 
Rechten)  in  mehrere  Deliktseinheiten  sich  auflösen  liesseu.  Bei 


Liutpr.  (151):  „Si  quis  porcos“,  die  sagt,  cp.  eum  in  actugild  sicut  qui  res 
alienas  malo  ordine  tulit.  Sed  ita  salvatur  a quibusdara:  dicitur  illani  legem 
non  spexisse  ad  alias  leges,  nisi  in  quibns  pena  specialis  non  dicta  est  ut 
liic  est.  Quae  salvatio  [„non“  von  einer  zweiten  Hand  hinzugefiigt]  landatur. 
Dazu  $ 2 der  Expositio  zu  Ro  16,  wo  dieselbe  Streitfrage  beim  Rairaub 
erwähnt  wird,  und  von  der  neueren  Interprctazion  gesagt  wird:  et  salvari 
potest  eo  ordine  quo  alias  inde  salvamus.  Auch  die  rjombardakoinmenlare 
S.  35  schwanken  zwischen  der  fixen  Patiscbalbusse  von  80  Schill,  und  dem 
Aclitgelde.  Kumulation  der  Mordbusse  (neunfaches  Wergeid)  mit  der  Russe 
fiir  Reraub  (Neungeld)  hat  auch  die  Lex  Alam.  48;  da  haben  aber  die 
Russen  einen  anderen  Charakter,  sie  sind  keine  Lüsungstaxen,  sie  sind 
nicht  einmal  Praesumpzionsbussen.  — Vgl.  auch  Gl.  zu  Ro  16. 

**)  Glossa  inscripta  zu  Ro  15:  Si  sepulturam  in  eiuunitate  episcopatus 
vel  abbaciae  fregerit,  900  sol.  parentibus  vel  corti  regis  (vgl.  Ro  15  am 
Ende)  cp.  et  600  sol.  ad  ccclesiam  tribuat.  1 der  Expositio  zu  Ro  15 
sagt,  die  antiqui  hätten  behauptet,  Ro  15  sei  durch  Karl  den  Grossen  (siehe 
Cap.  I.  1 13  u.  oben  N.  58.  59)  aufgehoben  worden,  sed  ita  salvari  potest 
ut  per  lianc  e t per  illam  nos  ire  oportere  intelligamus. 

*>)  $ 9 der  Expositio  zu  Grimoald  3;  siehe  unten  $ 21  N.  12. 

»')  Brunner  R.G.  II.  S.  626.  Schroeder  R.  G.*  S.  338  N.  43. 

**)  Mit  Bussen:  vgl.  z.  R.  Diebstahlsbussen  der  Lex  Salica;  Lex  Rib. 
17.  18;  Ewa  Cham.  26.  27.  Lex  Angl,  et  Werin.  37.  38.  Mit  der  Todes- 
strafe siehe  unten  $ 18  N.  33.  $ 20  N.  10;  mit  Leibesstrafen  Lex  Sal.  12: 
1,  2. 

•*)  Ewa  Chamaw.  25  setzt  fiir  einzelne  Stücke  je  eine  besondere  Taxe 
an;  für  Schweine,  Schöpse,  Ziegen  und  Jungvieh  soll  aber  immer  je  */,  dos 
Wertes  gezahlt  werden. 

10* 
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Verbrechenskonkuirenz  im  Sinne  der  Lex  dürfte  auch  mehr- 
fache wirdira  fällig  werden.*4)  Bei  den  Thüringern  scheint 
die  delatura  mit  dem  fredus  zusammenzugehen.  Sie  ist  daher 
wohl  nur  bei  mehrfachem  fredus  auch  mehrfach  zu  leisten.“4) 

Die  vom  materiellen  Rechte  geforderte  Bussenkumnlazion 
kann  prozessrechtlich  entweder  in  einem  Verfahren**)  oder 
aber  durch  sukzessive  Einklagung  angesprochen  werden.  Sie  wird 
dann  jenaehdem  in  einem  oder  mehreren  Urtlieilen  auferlegt. 
So  weit  ist  die,  Sache  ziemlich  einfach.  Im  Falle  von  Zahlungs- 
unfähigkeit des  Bussschuldners  tritt  aber  eine  Komplikazion  ein. 
Ein  Gesetz  Chindas  winths"7)  enthält  die  Bestimmung,  dass  von 

,l)  z.  B.  l*ex  Sal.  2:  7:  Si  vero  3 aut  ainpiius  (porcos)  imbulaverit, 
sol.  35  excepto  Kapitale  et  dilatura.  — Extravag.  A.  VI.  (Hessels  Herold 
Lex  Sal.  79):  für  den  gesamten  Blutrnub  je  nach  dem  Stande  des  Opfers  .HO 
oder  16,  .de  turtibus  vero  aliia",  also  fiir  jedes  furtum  firn  Sinne  der 
Lex)  7 Schill. 

M)  \jfx  Angl,  et  Wenn.  37:  t|ui  serofas  6 cum  verre,  quod  dicunt 
sonest,  furatus  est,  in  triplum  conponat  et  delaturam  sol.  7 et  in  freda 
totidem.  38:  (pii  ornamenta  umliebria,  quod  rhedo  dicunt,  furtu  ahatulerit 
in  triplum  conponat,  delaturam  12  sol.  et  in  freda  aimiliter.  I'eber  den  fre- 
dus vgl.  JJ  10  N.  28  ff.  Allgemein  scheint  also  die  dil.  nach  dem  fredus  sich 
zu  richten. 

**J  Die  Frage  der  eigentlichen  prozessualen  K lagen häufung  (also  z. 
B.  ob  die  mehreren  durch  eine  Brandstiftung  Geschädigten  nach  Lex  Sal. 
16:  I etwa  in  gemeinsamer  Klage  auftreten  können)  bleibt  hier  uneriirtert. 
Busse  und  Friedensgeld,  die  wohl  zwei  besondere  Ansprüche  aus  einer  idea- 
len Verbrechensmehrlieit  sind  und  mitunter  sogar  besonder*  gewettet  wer- 
den (siehe  oben  $ 9 X.  !>),  werden  doch  nur  mit  einer  Deliktsklage  geltend 
gemacht.  Auf  Cap.  Theod.  a.  805  c 5 (Wergeid,  Meineid,  Königsbann  siehe 
unten  <(  22  N.  40)  und  Ssp.  I:  63  $ 1:  ...  Disse  drü  uiigerichte  (ideale 
Konkurrenz  von  Friedensbruch,  Wunde  und  Kaub)  sal  he  to  male  klagen 
verweist  Siegel  K.  (4.*  S.  608  N.  1.  Auf  das  erstgenannte  Kapitular  auch 
Schröder  R.  O.*  S.  312.  Vgl.  auch  Briinner  Schöffenhuch  No.  304.  605. 
606  und  unten  $ 21  N.  2.  Cf  Feuerbach,  Mittermaier  und  Wächter 
a.  O.  (oben  Vorwort).  Eine  objektive  Klagenhäufung  enthält  Lex  Sal.  52 
Absatz  5:  super  debitum  ...  et  super  illos  9 sol.  . . sol.  15  culp.  lud.  . . 
Vgl.  auch  T.ex  ßib.  32:  3.  Subjektive  Klagenhäufung  zeigt:  Ed.  Chilp.  e.  8 
täeiant  exinde  quod  volueriut.  c.  10:  agens  illc  et  cui  malum  fecit  nobis- 
cum  adcusent.  Vgl.  Ewa  Cham.  48  in  X.  26  ff.  Lex  Wisig  6:  G:  5 in 
N.  97.  08.  Cap.  de  latrou.  V.  J.  8U4 — 813  c.  3 (I.  180). 

*’)  Lex  Wisig.  5:  6:  5 (vgl.  von  Meibom,  Das  deutsche  Pfandrecht 
S.  455.  Dahn,  Westgot.  Stud.  S.  256):  Si  una  persona  plurimis  rea  vel 
debitrix  maneat,  qni  prior  in  petitione  precesserit  et  aut  per  placitum  aut 
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einer  Mehrheit  von  Bnssberechtigten  derjenige,  der  den  Anderen 
mit  Klage  und  Urtheil  zuvorkommt,  vor  ihnen  und  ohne  Rück- 
sicht auf  sie  befriedigt  werde.  Auf  diese  Weise  kommt  die 
Unzulänglichkeit  der  Masse  zunächst  gar  nicht  in  Betracht. 
Erst  derjenige  von  den  nach  einander  klagenden  Gläubigern,  der 
in  dem  für  ihn  übrig  gebliebenen  Vermögensreste  keine  Be- 
friedigung mehr  findet,  erhält  den  Thäter  samt  seinem  ganzen 
Vermögensreste  als  Schuldknecht.  Hier  findet  also  die  Bussen- 
häufung  ihre  natürliche  Grenze.  Klagen  mehrere  Verletzte  zu 
gleicher  Zeit"*)  ihren  dem  Gesamtanspruche  gegenüber  zahlungs- 
unfähigen Bussschuldner,  so  soll  ihnen  das  Vermögen  und  die 
Person  des  Verbrechers  zur  Gemeinschaft  pro  parte  rata  ein- 
geantwortet werden.  Hier  wird  also  das  Prinzip  der  Bussen- 
kumulazion  strikt  durchgeführt,  indem  alle  Gläubiger  zum  Zuge 
gelangen:  doch  erleidet  jeder  der  Forderungsberechtigten  de  facto 
einen  Abstrich  an  seiner  Forderung.  Auch  für  die  anderen 
Rechte  ist  anzunehmen,  dass  bei  sukzessiver  Klagenanstellung 
die  vorausklagenden  Gläubiger  ohne  Rücksicht  auf  etwaige 
Nachfolger  ihre  Befriedigung  erlangen.  Da  wird  die  Insolvenz 
erst  in  einem  späteren  Stadium  praktisch,  und  erst  dann  bricht 
die  Bussenhäufung  ab,  indem  nunmehr  der  Zahlungsunfähige  zum 


per  probationein  sive  per  professionell!  eius  euin  sibi  reum  vel  debitorem 
esse  doouerit,  ipsi  nihilliominus  aut  iuxta  qualitatcm  debiti  satisfacere  con- 
pellendu*  est  vel  damnandus  a iitdice.  Betreffend  die  Verknechtung  des 
insolventen  Buasschuldners  siehe  Lex  Wisig.  7:  5:  2 (Chds.) ; 7:1:  1 in  N.  08. 

•*)  Lex  Wisig.  5:  6:  a cit.:  Quod  si  quibug  reus  vel  debitor  manet 
uno  eodenuiuo  tempore  contra  eum  agere  ceperint,  secundum  quantitatem 
debiti  vel  reatus  aut  reddat  omnibus  aut  oinnibus  addicendus  est  serviturus. 
Querere  tarnen  a iudiee  ad  liquidum  oportebit.  cui  tnagis  reus  vel  debitor 
maneat,  ut  ipsi  niaiorem  partem  reddi  precipiat;  et  ile  reliquo  quod  de  facul- 
tate  rei  vel  debitoris  remanserit,  <iunntum  reddatur  ceterit  iudex  ipse  mani- 
feste perpendat.  Ccrto  si  non  fuerit,  undo  conpositio  exolvi  debeat,  cum  id 
saltim  quod  videtur  habere  pro  debito  vel  reatu  perpetim  serviturum  iudex 
petentibus  t rädere  non  desistat.  Vgl.  lex  Wisig,  7:  t:  1 Aut.:  Quod  si 
isdem  ingenuus  unde  conponere  non  habuerit  et  ei  i|uem  infamare  temtavit 
et  ei  eui  mentitns  est,  pariter  serviturus  tradatur.  Lex  Wisig.  3:  3:  5 
Ant.  Das  Vermögen  des  Brauträtibers  verfallt  zur  Hälfte  der  Braut,  zur 
Hälfte  dem  Bräutigam  (siehe  oben  S.  00  N.  12):  Quod  si  minimam  aut  nullam 
habeat  facultatem,  his,  quos  supra  memoravimus  cum  omnibus  que  habuerit 
tradatur  ad  integrum  ita  nt  vendito  raptore  de  eius  pretium  eqnalcs  haheunt 
portiones.  Vgl.  Dahn  Westgot.  Stud.  S.  182.  200.  201  N.  6. 
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Ersatz  der  Busse  seinem  Gläubiger  verknechtet  wird.  Diese 
Knechtschaft  ist  nach  langobardischem  Recht  bei  Bussen  unter 
20  Schillingen  zeitlich  beschränkt;  der  Schuldner  hat  lediglich 
die  Busse  abzudienen.  Dann  ist  er  frei  und  es  köunen  weitere 
Gläubiger  gegen  ihn  auftreten.  Für  Bussen  über  20  Schill,  ist 
die  Knechtschaft  dauernd;  da  muss  dann  der  Herr  für  seinen 
Schuldknecht  den  nachfolgenden  Gläubigern  antworten,  wie  wenn 
die  Missethaten  des  Letzteren  schon  zur  Zeit  der  Knechtschaft 
begangen  worden  wären.*®)  Aehnlich  auch  bei  den  Angel- 
sachsen.100) — Ebenso  dürfte,  wie  im  westgotischen  Recht,  wenn 
die  Insolvenz  einer  Mehrheit  von  Ansprüchen  gegenüber  zu  Tage 
kommt,  der  Schuldner  den  Gläubigern  zur  Gemeinschaft  ver- 
knechtet werden."”)  — Wo  nicht  exekutive  Verknechtung,  son- 
dern Preisgabe  eintritt,  erfolgt  diese  an  den  einen  oder  an  die 
mehreren  gemeinsam  klagenden  Gläubiger.10*)  Dabei  werden, 
sofern  der  Todesstrafe  eine  absorptive  Funkzion  zukommt,  die 
weiteren  Bussansprüche  absorbiert. ,os)  Doch  wird  gelegentlich 
der  Schuldner  vor  der  Ueberant wortung  ausgeboteu. "”)  Da 
kann  denn  auch  einer  von  den  praeklndierten  Gläubigem  gegen 
vollständige  Auszahlung  der  Vorauskläger  den  Missethäter  zu 
vertragsmässiger  Schuldknechtschaft  an  sich  bringen,  so  dass 
die  Bussenkumulazion  resp.  die  individuelle  Befriedigung  der 
Strafansprüche  in  dieser  modifizierten  Weise  noch  einen  Schritt 
weiter  realisiert  wird. 


Ueber  die  exekutive  Verknechtung  siehe  unten  $ SS  X.  15  ff. 

I#0)  Siche  unten  S 2:5  X.  is. 

101 ) Vgl.  die  Urkunde  des  Codex  Uavensis  Nr.  106  v.  J.  *94  unten 
S 23  N.  16. 

,0*1  Vgl.  c.  8 des  Ed.  Chilp.  oben  in  N.  96. 

,os)  Denn  die  Preisgabe  ist  Friedlosigkeit.  Brunner.  Abspaltungen 
7j  ’ XI.  8.  92.  R.  G.  II.  S.  477.  Daher  erklärt  der  $ 9 der  Expositio  zu 
Lib.  Pap.  Grim.  S hinten  in  Vj  21  N.  12),  dass,  wenn  ein  Knecht  wegen 
einer  Hochbusssache  (nach  Grim.  .'!)  ad  occidendum  ansgelicfert  worden  ist, 
ein  konkurrierender  gleichfalls  Hochbussberechtigter,  der  sich  jetzt  erst 
meldet,  leer  ausgehe. 

m)  Lex  Sal.  58.  Greg.  Ttiron.  Hist,  traue.  VI:  36.  Ed.  Vhilp.  c.  8. 
Brunner  R.  G.  II.  S.  477  f.  Auch  sonst  ist  cs  denkbar,  dass  der  nach- 
folgende Gläubiger  dem  Verbrecher  die  ihm  fehlende  Busse  oder  Lilsungs- 
sumine  gegen  Selbstverkneehtung  vorschiesst. 
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B.  Konkurrenz  von  Buss-  und  Achtsachen. 

$ IS.  Vorbemerkungen. 

Der  Busse  ist  es  eigentümlich,  (lass  sie  nur  demjenigen 
Satisfakzion  verschafft,  dem  sie  ausgezahlt  wird.  Als  Konsequenz 
dieser  Grundansehanung  hat  sich  die  Kumulazion  der  Bussen 
bei  Verletzung  Mehrerer,  deren  eklatantesten  Fall  die  Häufung 
der  Busse  im  E.  S.  mit  dem  Friedensgelde  resp.  die  Spaltung 
der  Gesamtkomposizion  in  diese  beiden  Theile  bildet,  ergeben. 
Anders  ist  es  bei  der  Friedlosigkeit.  Durch  die  Tötung  eines 
Friedlosen  wird  mit  einem  Schlage  dem  in  der  Acht  liegenden 
Racherechte  Aller  Genüge  gethan:  die  Todesstrafe  hat  also  in- 
sofern eine  allgemein  expiatorische  Funkzion.  Doch  muss  hier 
eine  Einschränkung  gemacht  werden.  Konkurrierende  Bussen 
anlaugend,  wird  die  nachfolgende  Untersuchung  zeigen,  dass  in 
einer  grossen  Gruppe  von  Volksrechten,  nämlich  bei  den  West- 
goten, Burgundern,  Franken,  Thüringern,  Sachsen, 
Friesen,  Schwaben  und  Baiern  Bussansprüche  durch  zu- 
sammentreffende Friedlosigkeit  (Todesstrafe)  durchweg  absorbiert 
werden.1)  Als  Erklärung  hievon  wird  sich  ergeben,  dass  die 

')  Vgl.  Ssp.  III:  50:  Svar  die  düdesche  mau  sinen  lif  oder  sine  bant 
verwercht  mit  ungerichte,  he  lose  se  oder  ne  du,  dar  ne  dar  he  geveu  noch 
gewedde  noch  hüte  to.  So  weit  gehen  die  Volksrechte  nicht.  Bei  blossen 
Leibesstrafen  und  bei  Redempzionstaxen  tritt  wegen  Verbrechenskonkurrenz 
Kumulazion  vou  Bussen  ein.  Die  Todesstrafe  aber  hat  in  unserer  Gruppe 
eine  absorptive  Funkziou.  Oer  Schluss  Siegels,  Deutsche  ,R.  G.s  S.  489 
X.  2 aus  dem  Decretum  imperatoris  lienrici  v.  J.  1024  (dazu  unten  § 22 
X.  50)  auf  Kumulazion  bei  Verbrechenskoukurretiz  geht  daher  zu  weit. 

Dagegen  verweist  Köstlin,  Der  Diebstahl  nach  dem  deutschen  Recht 
vor  der  Karolina  in  Kr.  Ü.  III.  S.  184  X.  3 auf  Kumulazionsfällc : Swsp.  42: 
Vnd  ist  der  strazroup  fiunf  Schillinge  wert,  so  sol  man  den  strazrouber 
heuchelt  . . . Vnd  hat  der  strazrouber  den  strazroup  vertäu,  er  muoz  in 
zwivalt  gelten,  vnd  hat  mnn  in  benotet  er  muoz  in  aber  zwivalt  gelten  ob 
er  ioch  gar  da  ist.  [liier  ist  es  aber  nicht  ausgeschlossen,  dass  der  erste 
und  der  zweite  Passus  verschiedene  Fülle  behandelt  (handhafto  Timt,  auch 
Rückfall  — schlichte  That.)}.  Das  ältere  Recht  vou  München  VII:  t>5 
konnte  ich  nicht  einsehen,  doch  hat  der  Rechtsbrief  Herzog  Rudolfs  I.  vom 
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dem  Verletzten  sonst  in  Form  der  Busse  zukommende  Satis- 
fakzion  in  solchen  Fällen  durch  den  Vollzug  der  Todesstrafe 
verschafft  wird.  Eine  zweite  Gruppe  von  Rechten  dagegen 
lässt  neben  dem  Vollzug  der  Todesstrafe  konkurrierende  (Er- 
folg-)Bussen  auszahlen.  Hieher  gehören  das  ostgotische  und 
das  langobardische  Edikt,  die  kentischen  Gesetze  und  auch 
nordische  Rechte.  Die  Todesstrafe  hat  da  nicht  den  all- 
gemein satisfaktoi  ischen  Charakter;  der  Privat  verletzte  hat  das 
Recht,  eine  besondere  Form  der  Genugtuung,  nämlich  die  Be- 
friedigung durch  eine  Geldbusse  zu  fordern.  Aber  das  muss 
gleich  hier  hervorgehoben  werden,  dass  auch  in  den  Rechten 
dieser  zweiten  Ordnung  die  Busse  nicht  einen  — wie  wir  sageu 
würden  — zivilen,  sondern  einen  poenalen  Charakter  hat,  dass 
sie  nicht  den  Zweck  der  Entschädigung,  sondern  den  der  straf- 
rechtlichen Satisfakzion  über  den  Ersatz  hinaus  verfolgt.  So 
weit  dieser  nicht  neben  der  Busse  besonders  angesetzt  wird, 
erscheint  die  Ausgleichung  des  in  verbrecherischer  Weise  ver- 
ursachten Vermögensschadens  lediglich  als  eine  Reflexwirkung 
der  Busse.  Nur  ist  in  den  Fällen  der  ersten  (Absorpzions-) 
Kategorie  der  poenale  Charakter  der  Busse  insofern  reiner,  als 
diese  mit  den  peinlichen  Strafen  gewissermassen  als  kommen- 
surabel angesehen  wird. 


19.  Juni  1-94  (üenglcr,  Deutsche  SUdtrochte  des  M.  A.  .S.  293  ff.)  eher 
das  Absorpzionspriuzip  $ 20:  Stirbet  aber  der  wunt,  so  sol  sich  der  Statrihter 
vnderwinden  sines  (Thüters)  libes  vnd  sincs  gvotes  vtis  ze  behalten.  $ 29:  Swer 
angesprochen  wirt  vmb  ein  grozzez  dinck,  daz  vf  den  tot  gezivht  . . . mag 
er  sich  also  niht  bereden  so  sol  er  schvldig  sin  dem  geriht  (der)  bvozz 
(peinl.  Strafe),  die  vber  solhe  tat  gesetzzet  ist,  vnd  sol  och  die  sazehant 
leiden.  — lhmsc  wird  nicht  erwähnt.  — Die  älteste  Keure  der  Städte  CI  ent, 
Brügge,  Ypern  und  Audenarde  von  1172,  1176,  HS9,  1190  art.  18  (War«- 
könig,  Flandrische  Staats-  und  Hechtsgeschichte  I.  Anh.  S.  35)  scheint  mir 
ausdrücklich  das  Absorpzio:  s,>rinzip  auszusprechen:  cuiuscunquc  forisfacti 
sc  reum  fecerit,  non  araplius  quam  60  üb.  «mittet:  uisi  . . convictus  fuerit 
. . . de  homicidio:  quod  si  quis  hominem  occiderit  caput  pro  capite  dabit 
et  omnia  sua  bona  . . Comitis  ernut  . . . Die  Keure  für  db  Vorstädte  von 
Gent  v J.  1244  Jj  6.  8.  (Warnkönig  a.  O.  II.  l Anh.  S.  45)  kumuliert 
allerdings  60  Pfund  (Gewedde!)  mit  der  Todesstrafe.  Vgl.  aber  hiezu  unten 
§ 18  N.  36.  37.  — Die  kursäch-ischc  Praxis  erkannte  .noch  im  17.  Jh.  ein 
Wergeid  nicht  zu,  wenn  der  Verurthcille  Todesstrafe  erlitt“  — im  Gegen- 
satz zu  Italien;  vgl.  v.  Bar  S.  56  N.  246. 
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I.  Ideale  Verbrechenskonkurrenz. 

a.)  $ 14.  Absorpzioti  «1er  Buss«'  «lurch  die  Friedlosigkeit 

(Todesstrafe). 

Eine  Gruppe  von  Volksrechten  weist  durchgehend  Fälle 
idealer  Verbrochensmehrheit  auf,  bei  denen  in  der  Todesstrafe 
tur  die  eine  die  Bussen  für  die  anderen  Missethaten  aufgehen. 
Die  Busse  von  200  Schillingen,  die  das  salische  Recht  bei 
Zusammentreffen  von  Heimsuchung,  Verwundungen  und  Raub 
verlangt,’)  ist  offenbar  die  Gebühr  für  die  Lösung  des  durch 
die  Heimsuchung  verwirkten  Halses.  Dass  daneben  die  kon- 
kurrierenden Wunden  und  Raub  nicht  besonders  zu  büssen  sind, 
erklärt  sich  daraus,  dass  sie  von  der  ursprünglichen  effektiven 
Todesstrafe  absorbiert  wurden.  Und  ebenso  wie  die  Wergeid- 
busse für  den  Ueberfall  eines  mit  einem  königlichen  Geleitbrief 
ausgestatteten  homo  migrans*)  trifft  auch  die  ihr  zu  Grunde 
liegende  Todesstrafe  nicht  nur  die  Infidelität  des  Verbrechers, 
sondern  auch  den  konkurrierenden  Ueberfall  und  eventuellen 
Raub  und  Verwundungen.  Die  Acht  (beziehungsweise  die 
Ledigungsgebüiir)  des  Grabschänders  sühnt  zugleich  den  etwa 
begangenen  Leichenraub.*)  Nach  der  Lex  Ribuaria  büsst, 
wer  durch  nächtliche  Brandstiftung  einen  Menschen  getötet  hat, 
lediglich  mit  einer  Halslösnngstaxe,  der  konkurrierende  Sach- 
schade  wird  nur  durch  Zahlung  des  oapitale  uud  der  dilatura 
vergolten.*)  Ebenso  ist  wohl  auch  bei  der  Heimsuchung,  wo 
ein  Mensch  erschlagen  wurde,*)  die  Busse  des  Anführers  (600 
Schill.)  und  derjenigen,  die  Blut  vergossen  haben  (jeder  zahlt 


>)  Siehe  oben  $ 4 X.  3 S.  46.  $ 12  N.  51  S.  139. 

äJ  Vgl.  $ 6 N.  52.  Anmerkung  am  Ende  de»  $ 6 X.  9.  $ 12  X.  52.  VgU 

dagegen  Cap.  legg.  add.  v.  J.  hi.h  <i  c.  1 (I.  2S1)  und  Wonnat.  pro  lege 
hab.  v.  J.  829  c.  1 (II.  18)  oben  $ 12  N.  59  8.  140. 

*)  Vgl.  oben  § 6 X.  44  S.  64.  $ 12  X.  53  S.  139. 

4)  Vgl  «j  3 X.  30.  (j  4 X.  22.  § 12  N.  61."  Lex  Saxon.  38  oben  in 

8 4 X.  23  s.  51. 

»)  Oben  S I N.  6.  S 6 N.  32.  $ 12  H.  54  S.  139. 
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200  Schill.)  als  Halslösung  zu  fassen,  der  eine  alle  Busse  aus- 
scbliessende  Todesstrafe  zu  Grunde  liegt.  Wer  eineu  bestatteten 
Leichnam  ausraubt,  hat  lediglich  das  verwirkte  Leiten  mit  dem 
Wergeide  zu  lösen  und  für  den  Haub  nur  capitale  und  dilatura 
zu  leisteu,  während  doch  der  schlichte  Reraub  schon  mit  60 
resp.  100  Schill,  gebüsst  werden  soll.8)  Der  Herdendieb  zahlt 
je  nach  seinem  Stande  600,  36  oder  100  Schillinge  als  Ledigung 
des  verwirkten  Lebens  und  daneben  nur  noch  capitale  und  dila- 
tura. 73  So  müssen  aber  auch  durchweg  die  eigentlichen  Bussen 
ausgefallen  sein,  als  statt  dieser  Redempzionstaxen  noch  die 
Todesstrafe  (Acht)  üblich  war;  es  müsste  sonst  neben  jede  solche 
Lösuugsgebühr  auch  noch  die  konkurrierende  Deliktsbusse 
treten.")  Bei  den  Anglowarnen  scheint  die  Todesstrafe  des 
handhatten  Diebes  die  Diebstahlsbusse  (dnplum,  das  neben  dem 
Ersätze  zu  zahlen  ist),  zu  absorbieren.*)  Bei  den  Schwaben 
verwirkt,  wer  im  Heere  eine  Rauferei  erregt,  bei  der  Jemand 
erschlagen  wird,  sein  Leben  und  Vermögen.  Bussen  für  Tod- 
schlag, Wunden,  Sachschaden  fallen  aus:  nur  die  übrigen  Theil- 
nehmer  zahlen,  wenn  sie  etwas  verbrochen  haben,  dafür  (die 
dreifache)  Busse.1”)  Dieselbe  Absorpzion  der  Bussen  wird  auch 


•)  Vgl.  S 3 x.  33.  s 6 N.  4t.  s 18  N.  53S.  130.  Daher  wird  in  Lex  Rib. 
54:  2 der  konkurrierende  Kaub,  dessen  Russe  (loo  Schill. ) ebeu  absorbiert 
wird,  gar  nicht  genannt.  Die  Russe  von  l.ex  Rib.  54:  1 ist  nicht  etwa 
mit  der  von  c.  54 : 2 in  kumulieren.  Siehe  L.  Rib.  85 : 2. 

’)  Siehe  oben  $ 3 X.  31  S.  33.  S 12  N.  55  S.  139. 

")  Die  Absorpzion  im  ehamawischen  Recht  ergibt  »ich  a maiori  der- 
jenigen bei  realer  Yerbrecbenskoukurrenz.  Siehe  über  diese  unten  S 20  N.  55. 
Ueber  Ewa  Cliamaw.  47  uud  Lex  Rib.  34:  1,  2 siehe  oben  Jj  12  X.  57. 

**)  Lex  Angl,  et  Weriu  39:  furem  credi  iusto  occisum;  mit  der  Tötung 
scheint  d<  r handhafte  Diebstahl  in  seiner  Totalität  getroffen  zu  sein.  (Das 
lgb.  Edikt  z.  R.  Ro  32.  33.  253.  251  trifft  damit,  lediglich  die  Praesumpzion). 
Rei  Lösung  des  Halses  werden  konkurrierende  Russen  kumuliert.  Siehe 
oben  $ lg  X.  45  S.  138. 

'")  Lex  Alnm.  25:  I:  De  bis,  qui  in  exereitu  litem  eommiserint  . . et 
aliqui  ibi  occisi  fuerint.  ipse  bonio,  qui  hoc  commiserit  aut  vitam  perdat  aut 
in  exilium  exeat  et  res  eins  infiscentur  in  publico.  (2.):  Et  illi  alii  (so  ist 
wobt  mit  den  meisten  und  besten  llss  Matt  „aliqui*  des  K.  Leli  in  an n 'sehen 
Textes  nach  blos  codd.  8.  9.  10.  12  zu  lesen;  vgl.  z.  B.  Illi  alii  articuli 
in  Lex  Alam.  57:  65,  et  illi  alii  bauniun  eomponant  in  Memoria  Olonu.  v. 
J.  822  3 c.  4.J  qui  ibi  »liquid  commiscrunt  aut  fecerunt  omuia  sicut  lex  habet 
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iu  dem  Falle  eintreten,  wenn  der  Verräther,  der  fremdes  Volk 
in  sein  Vaterland  zu  Beute  und  Brandschatzung  gerufen  hat, 
dafür  friedlos  gelegt  wird.  Sein  Leben  ist  verwirkt,  sein  Ver- 
mögen wird  konfisziert ; die  etwa  von  ihm  Geschädigten  werden 
leer  ausgehen. ")  In  Baiern  wird  der  grosse  handhafte  Dieb- 
stahl, in  Sachsen  jeder  grosse  Diebstahl  statt  mit  einer  Bussen- 
liäufung  (dem  Neungeld  resp.  Achtgeld)  mit  dem  Tode,  neben 
dem  nur  einfacher  Ersatz  zu  leisten  ist,  bestraft.1*)  In  Eng- 
land droht  König  Aid el red  und  nach  ihm  Knut  bei  Todschlag 
innerhalb  der  Kirchenmaueru  für  die  schwere  Verletzung  des 
Kirchenfriedens  allein  die  Friedlosigkeit  an.  Diese  absorbiert 
die  konkurrierenden  Bussausprüche:  denn  erst  wenn  der  König 
im  Gnadenwege  die  Lösung  gestattet,  soll  der  Missethäter  sein 
eigenes  Wergeid  für  den  durch  Cristes  äbilgd  verwirkten  Hals 
au  den  König  und  an  Christus  zahlen  und  ausserdem  die  kon- 
kurrierenden Delikte  des  Kirchenfriedensbruchs  mit  des  Königs 
vollem  mundbryce  an  die  Kirche,  des  Todschlags  mit  Wergeid 


tripliciter  solvat.  Zur  Bekräftigung  der  liier  gelieferten  Auffassung  vgl. 
man  noch  die  Verschiedenheit  der  Dikzion  in  Lex  Alain.  33,  wo  die  Kumu- 
lazion  angeordnet  wird:  quidquid  ibi  factum  fuerit  per  concursuni  eiua 
qualiscunque  boinu  ncglcxerit  . . . tripluin  cp.  Ille  (der  Urheber)  . . . 
60  sol.  in  publ.  cp.  . . . Zu  der  Stelle  AVilda  S 210. 

")  Lex  Alnui.  24:  . . . aut  vitam  perdat  aut  in  exilio  exeat  ubi  dux 
miaerit  et  res  eius  infiscentur  in  publico.  Vgl.  hiezu  Wilda  S.  985.  Be- 
treffend die  in  beiden  Stellen  (Lex  Alam.  21  und  25)  erwähnte  A’erbannung 
siehe  § 23  N.  5. 

’*)  Tvex  Bai.  9:  8:  secundum  legem  vindicta  subiaceat,  et  ut  ei  qui 
perdidit  in  simplo  conponat  (über  das  AVeitere  dieser  Stelle  siehe  unten 
Jj  21  N.  8).  Merkel  M.  G.  LL  III.  S.  304  X.  7.3  meint,  die  Todesstrafe 
wäre  vielleicht  nach  Art  des  langob.  Kd.  Ko  253  und  der  Lex  AVisig.  7 
1 : 5 mit  der  Busse  zu  verbinden,  ohne  sich  weiter  hierüber  auszulassen. 
Die  vorgeschlagenen  zwei  Arten  der  A'erbindung  zu  vereinigen  ist  aber  un- 
möglich. Ko  253  wird  die  Todesstrafe  mit  dem  Xoungelde  kumuliert;  siehe 
unten  § 16  X.  9.  Lex  AVisig.  cit.  schliesst  dagegen  Busse  neben  der  Todes- 
strafe aus;  siehe  unten  § 15  X.  41  ff.  (Lex  AVisig.  7:  2:  13  enthält  über- 
haupt keine  Todesstrafe).  In  Merkels  Abhandlung  im  Archiv  für  ältere 
deutsche  Geschichtsforschung  XI.  8.  663  kommt  hierüber  nicht«  vor.  In 
M.  G.  LL.  III.  289  X.  52  zu  I.cx  Bai  III:  2 (vgl.  unten  S 15  X 13)  spricht 
sich  Merkel  entschieden  llir  die  Absorpziou  aus.  — Xicht  handhaft  er  Dieb- 
stahl: Lex  Bai.  9:  1,  6.  Brunner  R.  G.  II.  S.  642  X.  37.  S.  644  N.  54. 
— Lex  Saxon.  30.  81.  Sieho  $ 15  N.  8.  Brunner  K.  G.  II.  S.  645. 
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an  die  Magschaft  und  manböt  an  den  Heim  des  Erschlagenen 
büssen  und  an  die  öfientlicbe  Gewalt  des  fylitwite  entrichten.18) 
Wer  in  des  Königs  Halle  ficht  oder  seine  Waffen  zieht  und 
auf  handhafter  That  gefangen  wird,  hat  nach  JSlfred  sein 
Leben  an  den  König  also  zur  Strafe  für  den  Bruch  des  Königs- 
pfalzfriedens  verwirkt.14)  Dass  hier  Busse  ausgeschlossen  sei, 
ergibt  sich  aus  der  weiteren  Bestimmung,  dass  bei  nicht  hand- 
hafter That  der  Verbrecher  sein  Leben  mit  seinem  Wergeide 
lösen  und  je  nach  seiner  Schuld  (Todschlag,  Wunden)  Busse 
und  wite  zahlen  sollte.  Und  ebenso  ist  auch  schon  nach  Ine 
für  dasselbe  Delikt  erst  im  Falle  königlicher  Begnadigung  des 

•*)  -iKdelr.  VIII  (Constitntio  anni  1014)  c.  l:  ...  gif  scfre  tenig  man 
hconanford  Godau  ciricgrid  swä  Abroce,  thiet  he  binnon  ciricwagum  limnslaga 
weorde,  thonne  si  thiet  bötleAs  and  ehte  his  tele  tbAra  tlic  Godes  frö.md  si, 
huton  tlia't  gewurde,  thiet  he  thnnon  (erberste  and  swA  deöpe  fridsöcne  ge- 
söce  thiet  se  cyningc  bim  thurieh  tht  teores  geunne.  wid  ftilre  böte  ge  wid 
Uod  ge  wid  men  (=  Knut  I.  2 § 3)  c.  2:  And  tlnet  is  thonne  lerest,  thiet 
he  bis  Agemie  wer  gesylle  tliAm  cyninge  and  Criste  and  mid  thAm  hinc  sylfne 
inlagige  tö  böte,  forthäm  cristen  cyniug  is  Cristes  gespelia  geteald  on  cristenre 
thöode,  and  he  secal  Cristes  äbilgde  wrecan  swide  georne  (cf.  Knut  I.  2 § 4) 
c.  3.  And  gif  hit  thonne  tö  böte  gegA  and  se  cyngc  thiet  gethafige,  thonne 
bete  man  thiet  ciricgrid  intö  tlnere  circan  be  thtes  cyninges  fullan  mund- 
bryce  (Leg.  Henrici  II  $ t:  V libras),  and  thA  mynster-clensunge  begite, 
swä  tlnertö  gcbyrige:  (and  icgder  ge  miegböte  ge  manböt«  fullice  geböte: 
Knut);  and  wid  God  hüru  thingian  georue  (cf.  Knut  I 2 $ 4).  Aufgenom- 
nien  in  f.eg.  Henr.  11  jj  1.  7!l  § 5:  postea  werft  parentiuus,  manbota  domino, 
wita  cui  proveniet.  Uebcr  den  allmiililigen  Uebcrgang  der  Strafgelder  vom 
König  au  die  Landesherren  siehe  Konr.  Maurer  Kr.  Ü.  II.  S.  öl  ff.;  Uber 
den  Stand  der  Zersetzung  zu  Knuts  Zeit  daselbst  S.  öftf.  nach  Knut  II: 
12— IS.  Vgl.  Hoaumanoir  XXX:  2 (Beugnot  I.  S.  412),  wornach  jeder 
Mörder  u.  s.  w.  doit  estre  t ruinös  et  pendus,  et  si  meffct  tout  le  sion  tiuaiitjucs 
il  a vaillant  et  vicnt  lc  forfeture  au  segueur  desoz  gui  il  est  trouvös  . . . 
(Vgl.  S iS  X.  37.  36.)  — Konkurrierende  Einziehung  des  Vermögens  be- 
zeugt Knut  I:  2 S - und  Sch  mid  a.  O.:  Anhang  IV:  9.  Vgl.  Log.  Henr. 
13  § 1 (ntlagaria).  — Betreffend  die  Kumutazion  mit  der  Lösungstaxe  siehe 
oben  S 12  S.  37  S.  134. 

14)  M 1 f r.  7:  Gif  hwA  in  cyninges  healle  gefeohte  odde  his  wa>pn  ge- 
hrede and  hine  mon  gefö.  sie  thiet  on  cyninges  döme  swA  deAd  swä  lif  swa 
hc  hiw  forgifan  wille  $ 1:  Gif  he  losige  and  hine  mon  cft  gefö  forgielde 
he  hine  selfa  be  his  wrrgilde  and  tlione  gvlt  geböte  swä  wer  swä  wite  swä 
he  gcwyrht  Age.  Leber  swA  wer  swA  wite  siehe  oben  S.  13ö  N.  38.  Nach 
keutisebem  Hecht  ist  die  That  nicht  busslos:  .Edelb.  5.  Siehe  oben  S.  94 
N.  28.  Vgl.  noch  unten  <j  1*  N.  13. 
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Missethäters  Busszahlung  an  die  Verletzten  eingetreten. ,5)  Wer 
durch  Gift  oder  Zauberei  Jemanden  umbringt,  hat  — bei  offen- 
barer That  — sein  Leben  verwirkt.  Er  wird  der  Sippe  der 
toten  Hand  ausgeliefert.  Gelingt  es  ihm  aber  von  dieser  oder 
vom  Könige  Gnade  zu  finden,  so  muss  er  Wergeid,  wite,  man- 
böt  zahlen,  kurz  allen  Verletzten  Genugthuung  leisten.1*)  Eben- 
so wenn  der  Verbrecher  erst  beim  Ordäl  schuldig  befunden 
wird.  Er  kann  da  nach  einer  Bestimmung  des  Konzils  von 
Greatly17)  nach  Abbüssnng  einer  120-tägigen  Kerkerstrafe  von 
seinen  Magen  gegen  Zahlung  von  120  Schillingen  an  den  König 
und  des  Wergeids  an  die  Magschaft  des  Toten  (gegen  Bürg- 
schaft) ausgelöst  werden.  Die  Kerkerstrafe  mit  Zahlung  von 
120  Schillingen  ist  aber  eine  Art  Halslösung.1*)  Auch  hier 
findet  sich  also  Preisgabe  mit  Bussenabsorpzion  einerseits,  Hals- 
lösung nebst  Bussen  andererseits.  Und  ähnlich  ist  es  jedenfalls 
auch  beim  Morde  gewesen.  Der  offenbare  Mord  ist  eine  buss- 
lose Missethat.1*)  Der  friedlose  Mörder  wird  den  Magen  des 
Getöteten  zum  Vollzüge  der  Todesstrafe  ansgeliefert.  Sind 
keine  Magen  da,  so  sorgt  für  die  Bestrafung  der  König.40). 

“)  Ine  G mit  5.  Au  die  Stelle  der  eventuell  dnreli  lahceäp  erkauften 
Gnade  des  Königs  tritt  in  Ine  5 die  Wirkung  des  Asyls.  Dazu  vgl.  aber 
auch  noch  unten  § 18  N.  13. 

“1)  -Edelst  II:  G Pr.  . ..  thset  he  boü  bis  feores  seyldig.  I<eg.  Hen- 
rici  71  Jj  1:  factum  mortiferum  et  nnllo  modo  redimcndum  . . Rcddatur  . . . 
parentibus  et  amicis  interfecti  ut  eoruin  niiHoricordiam  aut  iudicium 
sentiat,  quibus  ipse  non  pepercit.  Si  res  in  compellatione  sit  et  emundatione 
misevcniat  epiacopi  iudicin  reservetur.  Et  ai  beneficio  legis  ad  mieericordiam 
vel  concordiam  (Aussöhnung  mit  der  verletzten  Sippe,  daher  wohl  auch  bei 
deren  miserieordia  im  Falle  offenbarer  That)  protrahatur  de  wera  mortui 
plene  satisfaciat  et  witarn  et  manbotam  et  omnibus  rite  pacatis  plegios  Ic- 
galitatis  deineeps  inveniat. 

*’(  Jodelst.  II : 6 Jj  1,  oben  jj  12  X.  43  S.  137.  Siehe  Leg.  Henr.  71 
S 1 in  N.  16. 

>»)  Siehe  oben  S 12  N.  41  ff  S.  137. 

••)  Knut  II:  64.  Vgl.  Leg.  Henr.  76  jj  1.  .f'.here  mord  = open 
mord  = so  aufgedeckt,  .dass  keine  compeilatio,  von  der  eine  Reinigung 
möglich  ist,  nothwendig  wird“;  Schmid  S.  633  gegen  Price.  Vgl.  die  offen- 
bare Ueberwoisung  des  Diebes  in  der  Urkunde  bei  Kemble  Diplom.  Nr.  328 
(cf.  unten  jj  18  N.  84),  ferner  -Edelst.  II:  6:  thset  he  his  (L.  „his“)  set- 
sacan  ne  mibte.  — Ueber  busslose  Thaten  vgl.  jj  18  N.  12  ff. 

*°)  Knut  II:  56:  ftgife  man  magum  thonc  banan.  Leg.  Henr.  92  jj  16: 
De  confeeso  autem  vel  convhto  faciendum  est,  ut  reddatur  (von  der  iustitia 
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Der  Mörder  kann  sich  aber  an  die  Gnade  des  Königs  wenden 
und  dieser  ihm  Frieden  verleihen,*1)  doch  nur  gegen  Abfindung 
der  Frivatverletzten,  also  wieder  gegen  Zahlung  von  Wergeid 
wite  und  manböt.**)  Bei  todeswördigeni  Diebstahl  entfällt 
gleichfalls  Busse  und  wite;  nur  das  ängild  ist  da  zu  leisten.“) 
Die  Burgunder  setzen  auf  vermessentliche  Tötung  die  Todes- 
strafe,*4) auf  Raub  die  neunfache  Geltung  nebst  einem  Friedens- 
gelde.*')  Für  Raubmord  aber  ist  nur  das  Leben  verwirkt;  die 
gemachte  Beute  ist  lediglich  zurückzugeben  bezw.  einfach  zu 
ersetzen.**)  Der  Richter,  der  ein  gesetzwidriges  Urteil  ge- 
sprochen hat,  zahlt,  wenn  dies  ohne  Bestechung,  sondern  nur 
aus  Unwissenheit  oder  Fahrlässigkeit  geschehen  ist,  an  den 
Fiskus  30  Schillinge.*1)  Ist  er  auch  noch  bestochen  worden, 

regis,  (Ina.  jj  3)  parcntibus  interfecti,  misericordiam  enrum  subiturus  qnibus 
nullam  exhibuit;  si  parcntes  non  habest  faciat  inde  rex  iustitiarn  suam. 

**)  Nach  .Edel r.  VI:  36  dürfen  mordwyrbtan  . . . oddc  ®bere  man- 
slagan  beim  Kiinige  als  Friedenabitter  (fridbenan)  erscheinen;  vgl.  auch 
Log.  Henr.  92  jj  7 in  N.  22. 

**)  Ed.  Conf.  18  jj  2 in  §15  N.  39.  Log.  Henr.  92  §7:  Et  licet 
malefactor  regem  requirat  ut  vitam  et  meinbra  recipiat,  nihilominus  murdrum 
solvatur  sicut  diximus.  Allerdings  wird  infolge  der  scharfen  Behandlung 
des  Mordes  im  anglonormannischen  Recht  (cf.  Schrnid  a.  O.  S.  633;  auch 
Ilialogus  de  Scaccario  1 : 10)  wenn  der  Mörder  binnen  7 Tagen  von  der 
Aufdeckung  des  Mordes  (Legen  Henr.  92  jj  3)  dem  Könige  nicht  gestellt 
wird  trotz  Friedlosigkeit  des  Mörders  von  der  Hundertschaft  auch  schon 
6 Mark  Silber  an  die  Sippe  der  toten  Hand  und  40  Mark  an  den  König  ge- 
zahlt: lieg.  Henr.  91  jj  1.  Wird  der  Mörder  aber  innerhalb  der  7 Tage  dem 
Könige  gestellt  ad  quod  instum  fuerit  perferendum.  so  tritt  keine  llusszahlung 
ein.  Die  Magschaft  findet  ihre  Befriedigung  entweder  dadurch,  dass  ihr  der 
Mörder  ausgeliefert  wird  bezw.  dass  sio  ibu  eigenmächtig  tötet  (Leg,  Henr. 
92  § 3)  oder  aber  durch  Busszahlung.  Vgl.  noch  § 18  N.  43. 

*•)  Siehe  § 13  N.  16  ff.  l'eber  die  Proporzionalbussc  als  Anzeichen  der 
Verbrechenskonkurrenz  siehe  oben  jj  3. 

**)  Lex  Burg.  2:  1.  29:  1.  Schröder,  Rechtsgeschichte  * S.  344 
N.  83.  Brunner  K.G.  II.  S.  631 . Vgl.  unten  Jj  15  N.  55.  56. 

**)  Lex  Burg.  9.  70:  4.  cf.  76:  2.  Wilda  S.  914.  Brunner  R.G.  II 
S.  648. 

**)  Lex  Burg.  29:  1:  Si  quis  superventu  aut  latrocinii  scelere  negoeia- 
toreiu  aut  aliquem  aliuin  oeciderit.  occidatur;  ita  ut  si  ea  quae  abstulit  non 
potuerint  inveniri  in  simpluin  de  suis  facultatibus  reformetur.  Brunner 
R.  G.  n.  S.  684  N.  47. 

*7)  Prima  constitutio  11:  Si  quis  . . . iudicum  . . . per  simplicitatem 
aut  neglegentiam  praeventus  forsitau  non  ea  quae  leges  continent  iudicabit 
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so  soll  er  zur  allgemeinen  Abschreckung  hingericlitet  werden, 
sein  Vermögen  aber  unversehrt,  also  ohne  Abzug  der  erwähnten 
30  solidi,  an  die  Erben  übergehen.*®)  Die  Lex  Wisigotorum 
verordnet  für  schweren  Hausfriedensbruch  (mit  Todschlag)  die 
Todesstrafe.  Damit  fallen  alle  Bussen  aus.  Nur  wenn  keine 
culpa  criminalis  vorliegt,  soll  Bussenkumulazion  eintreten.’*) 
Auch  in  der  Bestimmung,  die  bei  Tötung  einer  Schwangeren 
keine  Busse  für  die  Frucht  erwähnt,  kann  eine  Absorpzion  der 
letzteren  durch  die  Friedlosigkeit  des  Frauentöters  gesehen 
werden.3") 


§ 15.  Fortsetzung. 

Als  ideale  Verbrechenskonkurrenz  erscheint  der  germanischen 
Auffassung  auch  das  normale,  einfache  Verbrechen,  insofern  als 
es  gleichzeitig  den  Staat  und  den  Privaten  verletzt.1)  Wieder- 
holt wird  nun,  im  Falle  als  ein  Verbrechen,  das  sonst  mit 
Busse  und  Friedensgeld  zu  sühnen  ist,  aus  besonderen  Gründen 
peinlich  gestralt  werden  soll,  durch  die  Todesstrafe  jede  Buss- 
zahlung ausgeschlossen.*)  Im  salischen  Rechte  wird  der 


et  a corruptione  aücnus  est,  30  so).  ge  noverit  solvituruiu.  Vgl  Lex  Burg. 
90:  2.  Brunner  K. O.  II.  S.  360 f 

M)  Prim«  const.  6:  . . corruptus  contra  lege»  nostras,  aut  etiam  iuste 
iudicans  (also  glcichgiltig  ob  mit  der  Bestechung  auch  eine  Rechtsbeugung 
konkurriert  oder  nicht)  . . . praemiuiu  convictus  fuerit  accepisse  ad  exemplum 
unmium  prohato  crimine  capite  puniatur.  ita  ut  facultatem  eins  in  quo  vena- 
litas  vindicatur  a tiliis  aut  legitimis  heredibus  suis  quae  in  ipso  puuitn  est 
culpa  non  auferat  Ueher  Diebstahl  siehe  jj  15. 

**)  Lex  Wisig.  VI:  4:  2:  . . . coutinuo  et  ipso  moriatur.  Qnod  si  non 
criminalem  culpain  admiserit,  secundum  legum  onlincm  conponere  non  moretur 
iuxta  quod  damnum  in  ca  domo  fecerit.  Raub  ist  dann  elffach  also  durch 
Hussenkumuiazion  (siehe  oben  S.  27  N.  1.  S.  62  N.  36)  zu  biissen. 

**)  Ueher  die  Behandlung  dieses  Verbrechens  bei  den  Westgoten  und 
sodann  in  Iiaiorn  siebe  oben  J 5 S.  54  f. 

')  Siehe  oben  jj  9. 

*)  Betreffend  den  Fall  handhaftcr  That  vgl.  Brunner,  Abspaltungen 
der  Friedlosigkeit  Z * XI  ( 1 890)  S.  79:  .Als  Strafe  wird  die  Todesstrafe 
verhängt  auch  bei  Verbrechen,  welche  sonst  nicht  mit  dem  Tode  sondern 
in  anderer  Weise  etwa  dnreb  Busszahlung  gesiilmt  werden,  eine  strafrecht- 
liche Eigentümlichkeit,  die  sich  nur  daraus  erklärt  dass  die  Handliaftigkeit 
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Frauenräuber  je  nach  seinem  Stande  ev.  nach  dem  der  Ge- 
raubten mit  einer  Busse  oder  am  Leben  gestraft.*)  Die  De- 
cretio  Cliildeberti  schliesst  bei  vermesseiitlichem  Todschlag  aus- 
drücklich die  Busse  durch  die  Todesstrafe  aus:  vitae  periculum 
feriatur,  nam  non  de  precio  redemptionis  se  redimat  aut  con- 
ponat.1)  Nach  dem  Pactus  pro  tenore  pacis  ist  die  Strafe  des 
handhaften  Diebes  der  Tod  oder  die  Zahlung  einer  Halslösungs- 
taxe, eine  Busse  wird  nicht  genannt.*)  Beim  knechtischen 
Dieb  unterscheiden  karolingische  Kapitularien  zwischen  Buss- 
und todeswürdiger  That:  bei  dieser  wird  keine  Busse  gezahlt, 
während  bei  der  ersteren  der  Heir  für  die  Busse  zu  sorgen 
hat.*)  Nach  der  Lex  Ribuaria  geht  das  Vermögen  des  Diebes, 
der  gehängt  wurde,  voll  auf  die  Erben  über;  nur  capitale  und 
dilatnra,  nicht  auch  Busse  sollen  sie  zahlen.7)  In  Sachsen  ist 
todeswürdig  z.  B.  der  Diebstahl  eines  Bienenstocks  infra  septa; 
ein  Bienenstock  extra  septa  hingegen  ist  neunfach  zu  ersetzen.8) 
Derselbe  Gegensatz  findet  sich  auch  jenachdem  der  Wert  des 


als  solche  friedlos  lunchte  und  die  Bestrafung  den  Thäters  sich  als  eine 
Vollstreckung  der  Friedlosigkeit  da>atcllt.*  Vgl.  K Maurer,  Kr.  III. 
S.  56  N.  5.  Es  ist  hinzuznfugen,  dass  die  Acht  als  Strafe  der  Handlmflig 
keit  nicht  immer  schon  die  Busse  für  das  materielle  Delikt  absorbierte; 
siehe  $ 16  N.  9. 

*)  Lex  Salica  13:  7:  Si  vero  puer  regi  vel  litus  ingenuaiu  feminam 
traxerit  de  vita  culp.  esse  debet.  Der  freie  Tbäter  zahlt  blos  Busse:  Lex 

Sal.  13:  1 — 5.  Vgl.  das.:  92:  1,  2 mit  3.  Ferner  Tit.  71  (dazn  Brunner 

R.  G.  II.  S.  507  N.  9.  S.  069  N.  27):  morte  damnentur  et  res  ipnorum  tiscus 
adquirat;  für  eine  Busse  ist  hier  gar  kein  Platz. 

*)  c.  5 (I.  16).  Vgl.  auch  noch  c.  4 in  S 18  N.  54. 

*)  c.  2 (I.  4f.):  . . latro  redimendi  se  habest  facultatem  . . . si  non 
redimitur  vita  carebit.  Vgl.  c,  6 iu  Sj  in  N.  64 

*)  Cap.  Karoli  M.  do  latronibus  v.  J.  «04—813  c.  7 (I.  181):  serrus 

. . . ad  excusandum  aut  emendandum  iudicatus  einerseits  — morte  dignus 

andererseits,  c.  6 iu  jj  18  N.  53.  Cap.  logg.  add.  v.  .1.  Hl*  9 c.  15  (I.  2*4): 
dominus  eius  pro  eo  emendet  aut  euin  excuset.  nisi  täte  furtum  perpetratum 
habest,  propter  quod  ad  subplicium  tradi  debeat.  Vgl.  dazu  Brunner 
R.G.  II.  S.  278.  Leseur,  Des  consequences  du  delit  de  lesclare  in  der 
Nouvelle  revue  historique  de  droit,  frani.ais  el  etranger  v.  J.  1888  S,  706  ff 
7)  Lex  Rib.  79:  Si  quis  homo  propter  furtum  . . penditus  fuerit  . . . 
omues  res  suas  heredes  possedeant,  exceptis  capitale  et  dilatura  in  loco 
restitnant.  Vgl.  unten  jj  is  N.  33.  39.  40. 

*)  Lex  Sax.  30:  capite  puniatur.  31:  novies  conponatur 
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Gestohlenen  mindestens  drei  Schillinge  oder  aber  darunter  be- 
trägt.*) Für  qualifizierten  Todschlag  wird  die  Todesstrafe  an- 
gedroht,  während  schlichter  Todschlag  oder  selbst  qualifizierte 
Verwundung  mit  Busse  und  Friedeusgeld  (ev.  bannus)  belegt 
wird."’)  Der  asylflüchtige  Verbrecher  rettet  Leib  und  Leben 
aber  nur  gegen  Busse  und  Verbannung;")  auch  hier  bildet 
peinliche  Strafe  und  Busse  einen  Gegensatz.  In  Friesland 
ist  Pferde-,  Ochsen-  und  Einbruchdiebstahl  statt  mit  dem  doppelten 
Ersatz  mit  dem  Halse  zu  büssen.1*)  Das  Baiernrecht  be- 
stimmt, dass  der  Ehebrecher  der  mit  dem  fremden  Weibe  im 
Bett  erschlagen  wird,  hiemit  seine  Missethat  gebüsst  habe, 
während  er  sonst  das  Wergeid  der  Frau  also  das  duplurn  seines 
eigenen  Wergeides  zu  zahlen  hätte.'3)  Und  ebenso  wird  das 


“)  Lex  Sri.  36.  36,  siche  § 14  N.  12. 

w)  Lex  Sax.  23 : Wer  jemandem  auf  dem  Kircliwege  Befindlichen  in- 
sidias  posuerit  euim|ue  occiderit,  eapite  punintur;  8i  non  occiderit,  tarnen  in- 
sidias  fecerit  baunuin  aolvat  de  reliquis  (nach  Gaupp,  Kocht  der  alten 
Sachsen  S.  126.  198.  Kinschiebsel).  Dazu  Lex  Sax.  37:  Wer  einem  auf 
dem  Heer-  oder  Pfalzwege  Befindlichen  etwas  übles  anthut,  in  triplo  con- 
ponat.  Cap.  de  partibus  Sax.  c 26. 

”)  Cap.  de  pari.  Sax.  v.  J.  782  c.  2 (I.  68):  Si  quis  confugiam  fecerit 
in  eeclesiam  . . . paceni  babeat  usque  dum  ad  placitum  praesentetur; 
et  propter  honorem  Dei  etc.  concedatur  ei  vita  et  oinnia  membra.  Gmendet 
autein  causam  in  quantum  potuerit  et  ei  fuerit  iudicatum  et  sic  ducatur  ad 
praeseutiam  domni  regia  et  ipse  eutn  mittat  ubi  clcmeutiae  ipsiua  placuerit. 
Auch  in  cap.  14  tritt  wohl  Busszahlung  hinzu;  sie  wird  auch  schon  von  der 
daselbst  angeordneten  poenitentia,  die  nach  christlichen  Grundsätzen  auch 
Wettmachuug  des  Schadens  verlangt,  postuliert. 

**)  Leg.  Fris.  Add.  I:  3:  Si  quis  caballum  furaverit  aut  bovetn  aut 
screonam  effrcgerit  capitali  sententiu  puniatnr  vel  vitam  suam  pretio  redi- 
mat.  Brunuer  K.  ü.  II.  S.  646  N.  68.  Bei  Lösung  der  Todesstrafe  muss 
aber  ausser  dem  Kraatz,  der  in  beiden  Fällen  zu  ergänzen  ist,  noch  die  Busse 
des  alterum  tanturn  gezahlt  werden;  siehe  oben  jj  12  N.  36  S.  134.  Ueber  den 
poenal-aatisfaktorischen  Charakter  der  Acht  in  Friesland  vgl.  noch  unten 
jj  19  N.  18  ff.  § 20  N.  53,  über  den  Tod  im  Zweikampf  siehe  unten  § 18  N.  56. 

'•)  Lex  Baiuw.  8:  1:  ...  cum  werageldo  illius  uxoris  (siche  Lex  Bai. 
4;  29.  Brunner  K.  G.  II.  8.  014  N.  9.  Wiida  a.  0.  S.  571)  contra  ma- 
ritum  conponat.  Et  si  in  lecto  cum  illa  iuterfectus  fuerit,  pro  ipsum  con- 
positionem  quod  debuit  solvere  marito  eius  in  suo  scelere  iaccat  sine  vindicta. 
Vgl.  Brunner  R.  G.  II.  S.  663 f.  Wiida  S.  827.  Der  letztere  verweist 
auf  die  lesart:  „cum  suo  weregildo  i.  e.  ICO  sol.“  und  scheint  hier  eine 
Ausnahme  von  der  sonstigen  Verdopplung  des  Wergeides  bei  Frauen  zu 

Sekrewer,  Bebeadlung  der  Verhreebeoskonkurroox.  11 
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Wergeid  des  Herzogs  absorbiert,  wenn  der  Verrätlier  an  Hals  und 
Gut  gestraft  wird.  Solche  Absorpzion  findet  sich  auch  im  angel- 
sächsischen (ausserkentischen)  Recht.  Schlichter  Diebstahl 
wird  da  mit  dem  doppelten  Ersätze14)  nebst  wite14)  gebüsst. 
Bei  todeswürdigem  Diebstahl1*)  aber  fällt  Busse  und  wite  aus, 
es  wird  nur  einfacher  Ersatz  geleistet.  Die  iudicia  civitatis 


befürworten.  . Die  angeführte  I.esart  haben  aber  nur  die  Ilse  E.  F.  (vgl. 
noch  Brunner  R G.  II.  S.  670  X.  37),  so  dass  hierauf  nichts  gebaut,  wer- 
den darf.  Vgl.  noch  (ausser  den  von  Wilda  angeführten  cc.  8:  10,  12)  Ia-x 
Bai.  8:  2 (unten  § 19  X.  37):  coniugis  weragelti.  Der  allsühnende  Charakter 
der  Todesstrafe  und  die  hiedurch  begründete  Absorpzion  der  konkurrierenden 
Bussen  beseitigt  die  Bedenken  gegen  die  Kompeusazion  des  I^bens  eines 
Mannes  mit  dem  Frauenwergeid.  Leseur  a.  O.  S.  625  nimmt  fälschlich 
das  Wergeid  der  Frau  mit.  160  Schill  an.  — Betreff  nd  den  Herzogsmord 
sagt  Lex  Baiuw  II:  2:  Si  quis  ducem  nimm  occiderit,  anima  illins  pro 
anima  eius  mortem  quam  intulit  recipiat,  et  res  eins  infiseentur  in  publico 
in  sempiternum.  Die  That  ist  bussloss;  anima  pro  anima  (wie  in  8:  1 pro 
enupositionem  iaccat  sine  vindicta;  vgl.  dagegen  $ 19  X 37)  und  als  Konse- 
quenz der  Acht  Konfiskazion.  Dioselbe  Strafe  ist  auch  schon  auf  den  Ver- 
such gesetzt  Lex  Bai.  II:  1 : Wer  contra  ducem  . . de  morto  eius  consiliatua 
fuerit  ...  in  ducis  sit  potestate  hnmo  iile  et  vita  illins  et  res  eius  infis- 
centur  in  publico.  Lex  Baiuw.  III:  2 nennt  nun  freilich  ein  Wergeid  des 
Herzogs:  Ducem  vero  cum  900  sol.  cp.  parenlibus  aut  regi  si  parentes  non 
sunt  et  seenndum  boc  edictuin  baec  alia  eonpositio  sequatur,  qualiter  parentes 
eius  conponi  solent.  Ita  si  duci  aliquid  accesserit  a coaequalibus  suis,  sic 
eum  conponere  debet.  Wie  Merkel  in  seiner  Ausgabe  der  Lex  bemerkt, 
will  Petigny  in  der  Revue  historique  de  droit  franyais  et  etranger  II. 
S.  341  f.  (dessen  Abhandlung  ich  mir  nicht  beschaffen  konnte)  dieses  Wer- 
geid mit  der  Todesstrafe  kumulieren.  Dem  widersprechen  aber  nicht  nur 
die  anderen  I’arallelstellen  der  Lex  sondern  auch  Lex  Bai.  II:  1,  2.  wie  sie 
oben  interpretiert  wurde.  In  III:  2 ist  daher  mit  Brunner  R.  G.  I.  8.316 
N.  15  an  Fälle  zu  denken,  wo  die  Todesstrafe  nicht  vollstreckt  wurde.  So 
hat.  auch  schon  Gaupp  in  der  Allg.  Halleschen  Litteraturzeitnng  v J. 
1849  8.  909  daran  gedacht,  dass,  wenn  ein  coaequalis  den  dux  tötet,  nur 
Wergeid  verwirkt  sei,  während  M erkel  im  Archiv  der  Gesellschaft  für  ältere 
dentsebe  Geschichtskunde  XI  8.  647  f.  bei  den  coaequales  nur  an  Verwun- 
dungen des  Herzogs  denken  will  und  eher  eine  zeitliche  Verschiedenheit 
der  Titel  II. 'und  III  anzunehmen  geneigt  wäre.  Dagegen  vgl.  Brunner 
a.  O.,  der  eine  ähnliche  Antinomie  der  Lex  Alain.  24  und  11:  2 hervorhebt. 
In  seiner  Ausgabe  der  I,ex  ist  auch  Merkel  für  die  Absorpzion. 

**)  Siehe  die  Anmerkung  am  Ende  des  $ 3 S.  40  ff. 

“)  l’eber  das  wite  bei  Diebstahl  siehe  Schmid  a.  O.  S.  557. 
w)  Siehe  Brunner  R.  G.  II.  8.  642  X.  35.  36. 
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Lundoniae17)  bestimmen  im  Anschlüsse  an  die  Bestimmungen 
von  Greatly,18)  dass  mau  den  Deliktsmündigen  (d.  i.  über  12 
Jahre  Alten),  der  einen  grossen  Diebstahl  (über  12  Pfennige 
wert)  begeht,  töten  und  ihm  alles,  was  er  hat,  nehmen  solle. 
Daraus  wird  vor  Allem  das  ceapgyld  genommen,  vom  Reste 
erhält  die  unschuldige  Ehefrau1*)  die  eine  Hälfte,  die  andere 
Hällte  der  König  und  die  Bürgengenossenschaft.  Die  constitutio 
de  li undradis*0)  verordnet,  dass  das  Vermögen  des  friedlosen 
Diebs  zwischen  der  Hundertschaft  und  dem  hläford  zu  theilen, 
vorher  jedoch  dem  Bestohlenen  das  ceapgyld  auszuzahlen  sei. 
Die  Acht  verhängt  König  Eadgar  — und  ihm  folgt  Knut*1)  — 
unter  gewissen  Voraussetzungen  auch  über  den  Beklagten  der 
vor  Gericht  nicht  erscheinen  will.  Man  soll  sich  seiner  lebendig 
oder  tot  bemächtigen.  Von  seinem  Vermögen  erhält  der  Kläger 
sein  „ceapgyld  angyldes“,  d.  h.  den  einfachen  Ersatz;  der  Rest 
wird  zwischen  dem  hläford  und  der  Hundertschaft  getheilt. 
Dies  gilt  insbesondere  auch  für  den  Dieb  der  sich  dem  Gerichte 
entzieht,  wie  ja  Wilhelm  (I:  47)  der  die  Stelle  im  Wesen 
übernimmt,  hier  ausdrücklich  vom  Diebe  spricht.  In  gleicher 
Weise  verordnet  Wilhelm**)  auch  für  den  handhaften  Dieb 

■7)  ./Edelst.  VI:  1 1:  ...  tbiet  wö  hine  ofslean  and  niman  «all 

tilget  he  äge,  and  niman  serest  thiet  ceapgyld  of  tliäm  yrfe,  and  diele 
man  syddan  thone  ofereäcan  on  II,  mnne  diel  tliäm  wife  gif  hoö  diene  »y 
. . . and  tlnet  öder  on  II;  tö  henlfum  fö  ae  cyng  tö  healfum  (ae)  geröfscipe 
(Thorpe  emendiert:  geferscipe;  Vetus  versio:  societas.  Hier  nimmt  die  Ge- 
noaaenscliaft  statt  des  Bestohlenen  das  ce&pgyld).  Vgl.  oben  S.  136  f. 

>»)  Adelst.  II:  1,  20  § 3—6. 

”)  Vgl-  Irie  1-  5T-  Knut  II:  76.  Edw.  Conf.  19. 

“)  Eadgar  I:  2:  ...  dö  tliäm  theöfo  his  ribt  swä  hit  mr  Eädmundes 
ewide  wies  (Eadm.  III:  2:  Friedlosigkeit)  and  aylle  mou  tlnet  ceapgyld  thäm 
the  tbiet  yrfe  äge.  and  diele  man  tbaet  oder  etc.  Vgl.  Brunner,  Ab- 
spaltungen Z s XI  S.  66  N.  ?. 

**)  Eadg.  III:  7:  And  se  the  tihtbysig  sy  and  folce  ungetrywe  (vgl. 
K.  Maurer  Kr.  Ü.  III.  S.  36  ff.  u.  oben  8.  131)  and  tliäs  gemöt  forbüge 
tiirywa,  tbonne  sce&wige  man  of  thäm  geinöte  thä  the  him  tö-ridan  and  finde  him 
tlionnc  gyt  borb  gif  he  nnege;  gif  he  nemaege  gewylde  man  hine  swadorman 
ma*ge.  swä  cucene  swä  deüdnc  and  niman  eal  tlnet  he  äge;  and  gylde  man 
tliäm  teönde  his  ceapgyld  angyldes,  and  fö  se  hläford  elles  tö  healfan, 
tö  healfan  tlnet  hundred.  — Knut  II:  25. 

**)  Willi.  I:  27:  Si  larrecin  est  truvtsd,  en  ki  terre  que  ceo  seit,  e le 
lamm  ovoc,  li  seinur  de  la  terre  o la  femme  averunt  la  meit«  del  aveir  al 
larrun  e les  chaleniurs  lur  chatel,  s'il  le  trovent  . . . 

11* 
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Yermögenskonfiskazion  jedoch  unter  Abfindung:  der  Frau  und 
Befriedigung  des  Bestohlenen:  dieser  möge  die  gestohlene  Sache 
nehmen,  wenn  er  sie  findet.  Persönliche  Friedlosigkeit  ist  hier 
hinzuzudeuten.*3)  Cßapgyld,  capitale,  cliatel**)  entspricht  nun 
vollständig  dem  capitale  der  Lex  Salica:  es  bedeutet  die  ge- 
stohlene Sache  oder  deren  Wert.  Wird  also  der  Dieb  wegen 
Handhaftigkeit  oder  Kontumaz  friedlos,  so  erhält  der  Bestohlene 
im  Gegensätze  zum  schlichten  Diebstahl4'1)  keine  Busse,  sondern 
nur  den  einfachen  Ersatz.*®)  Wenn  es  dagegen  zur  Lösung  der 
Acht  kommt,  muss  ausser  dem  Ersatz  noch  ebensoviel  als  Busse 
an  den  Bestohlenen  gezahlt  werden.  Am  deutlichsten  zeigt  dies 
eine  Bestimmung  .Edel red s,  die  auch  von  Knut  übernommen 
wird:*7)  Der  durch  Ordal  überwiesene  Dieb  soll  dem  Kläger 

**)  Arg.  Leg.  Henr.  IS  $ I,  3. 

**)  Schmitt  a.  O.  S.  543.  — Dem  afrz.  cliatel  bei  Wilb.  I:  37  ent- 
spricht in  der  lateinischen  Veraion : .rem  sibi  furatam“.  Sonst  wird  es  auch 
durch  capitale  wiedergegeben  Bei  Jodelst.  II:  19  wird  ceäpgild  und  thast 
öder  gild  gegenüber  gestellt.  Vgl.  auch  noch  Eadg.  IV:  11:  thaes  orte» 
ceäpgild. 

*5)  Zu  widersprechen  scheint  noch  Eadg,  IV:  11:  Wer  lügenhafter 
Weise  behauptet,  ein  Stück  Vieh  mit  dem  vorgeschriebenen  Zeugniss  ge- 
kauft zu  haben,  soll  wie  ein  Dieb  Lehen  und  Out  verlieren  and  healde  se 
landhlüford  th*t  forstolene  orf  and  thtes  orfes  ceäpgyld,  öd  tluet  se  ägen- 
frigea  thtet  geftesige  and  mid  gewitnesse  bim  tlnet  orf  geAhnige.  Der 
Eigenthümer  selbst  erhielt  hier  aber  doch  nur  da«  Vieh  und  nicht  auch 
dessen  ceäpgild.  In  der  von  Liebermann  nach  einer  Hs.  des  XI.  Jahrh. 
mitgetheilten  Vetus  versio  wird  dieses  ceäpgild  überhaupt  nicht  erwähnt. 
Zs  V.  S.  21 S:  At  si  demum  (nccessitate  compulsus  aliquem  supradictorum) 
testificatur,  idque  fort  falsum  reperitur  fadque  diaoscitur),  uiortis  reus  affectus 
(sine  dilatione)  capitali  sententia  puniatur  (et  in  verticem  ipsius  iniquitas 
eius  convertatur  cf.  Psalm  7:  17).  Furtum  igitur  il  1ml  sub  pntestate  domiui 
rus  (supradictum)  habend«  transeat,  quoadusque  possessor  (cui  fucrat  hoc 
ablatum  tali  frnude,  ultronens  adveniat)  sibiique)  illa  vendicundo  qnod  suum 
est  cum  iurisiuiandi  sacramento  (Lesefehler:  agenfrige  ad  statt  ägeufrigea 
tb[iet])  recipiat.  Das  Fehlen  des  capitale  ist  umso  bemerkenswerter,  als 
die  I’ebersetzung  sonst  zahlreiche  Zuthaten  (die  eingeklammertcn  Stellen) 
aufweist.  Vielleicht  bedeutet  das  „and"  des  ags.  Textes  soviel  als  .be- 
ziehungsweise, oder“;  vgl.  .Edelb  y. 

“)  So  wohl  auch  schon  nach  Ine  12.  16.  (20.)  31.  35  Pr.  Eine  Busse 
wird  da  nirgend  erwähnt. 

**)  jEdelr.  I:  1 $ 5:  Gif  he  (der  Beklagte)  thotiue  fül  wurde  let  thätu 
forman  cyrre,  böte  thäm  töonde  twygylde  aud  thäm  bläforde  bis  were  („the 
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doppelt  ersetzen  und  dem  Herrn,  der  zum  Bezüge  des  wite  be- 
rechtigt ist,  sein  Wergeid  zahlen.  Wird  er  zum  zweitenmale 
beim  Ordal  sachfällig,  so  soll  er  nicht  zur  Busse  zugelassen, 
sondern  nach  zEttelred  getötet,  nach  Knut  verstümmelt  wer- 
den. In  diesem  zweiten  Falle  ist  also  die  Friedlosigkeit  (Todes- 
strafe, Verstümmlung)  unlösbar;  zum  erstenmal  hingegen  kann 
sich  der  Dieb  lösen:  durch  Zahlung  des  Wergeides  (also  nicht 
des  blossen  wite  wie  beim  schlichten  Diebstahl)  an  die  Obrigkeit 
und  der  vollen  Busse  an  den  Bestohlenen.  Entläuft  der  Dieb 
vor  dem  Ordal,59)  so  erhält  der  Kläger  vom  Bürgen  nur  das 
einfache  ceapgyld  — denn  der  Dieb  ist  jetzt  friedlos.  Mit  diesen 
Prinzipien  ist  auch  eine  zu  Wantage*®)  für  dänisches  Gebiet 


his  wites  wyrde  sy“  add.  Knut).  — (Uebereinstimmend  Knut  II:  SO  § 3). 
$ C : And  set  thäm  Adran  cyrre  ne  sy  theer  min  Ader  bAt  butan  thtet  heäfod. 
Knut  II:  SO  § 4:  ...  buton  tluet  man  ceorfe  bim  thä  handa  of  odde  thä 
fet  odde  ajgder  be  thätn  the  soA  dted  sy.  $ 5:  Bei  weiterem  Rückfall  treten 
weitere  Leiöesstrafen  ein’  (Verlust  der  Augen,  der  Nase,  dor  Ohren,  der 
Oberlippe,  Inettian).  Die  Worte:  gif  be  tlionne  gil  märe  weorc  geworbt 
hsebbe  bedeuten  wohl  weiteren  Rückfall,  nachdem  ihm  wegen  des  ersten 
Rückfalls  Hände  etc.  je  nach  der  That  abgehauen  worden  sind  (thonne!), 
nicht  .ein  noch  grösseres  Verbrechen“  wie  Schmid  a.  0.  und  K.  Maurer 
Kr.  l".  III.  58  übersetzen.  Die  Vet.  versio  sagt:  Et  si  adhuc  umplius 
peccaverit.  Auf  .grössere  Verbrechen“  ist  schon  in  $ 4 Bedacht  genommen : 
be  tliäm  the  seA  daai  sy.  Mära  heisst  nicht  blos  grösser,  sondern  auch 
mehr,  also  hier  etwa  .ein  weiteres  Verbrochen.“ 

**)  jEdelr.  I:  1 ij  7:  gilde  se  borh  thäm  teAnde  his  ceäpgyld  and 
thäm  hläforde  his  were  (das  letztere  als  borhbryce  vgl.  .Edel r.  I:  1 § 10, 
tl.  Knut  II:  31  Pr.  S >•)  Aehnlich  Knut  II:  30  jj  6.  — Betreffend  den 
flüchtigen  Dieb  vgl.  .Edelr.  I:  1 § 9:  beö  se  theAf  litlah  wid  eall  folc  = 
Knut  II:  30  § 8.  cf.  .Edelr.  I:  t § IS.  Knut  II:  31  $ 2.  Leg.  Henr. 
41  § ß:  si  accusetur  et  aufugiat,  reddat  dominus  eius  regi  weram  illius 
hominis  ...  et  qui  fugit  utlaga  sit.  Willi.  I:  52:  wenn  der  Dieb  während 
der  Klage  flieht,  zahlt  der  Herr  sein  Wergeid  c eil  soit  utlage.  Ferner 
.Edelst.  II:  1 § 1.  II:  20  § 8.  Leg  Henr.  53  § I.  Das  vom  Landherrn 
zu  zahlende  Wergeid  ist  also  keine  Halslösung. 

**)  .Edelr.  III  3:  . . . ®lc  rihtbysig  man  gange  tö  thryfealdan  ordälo 
odde  (aus  Versehen  von  Schmid  mit  .und“  übersetzt)  gilde  feAwergilde. 
(4.):  Gif  se  hl&ford  thonne  hine  l&dian  wylle  . . .,  tluet  he  nmfre  theAfgild 
ne  gulde  siddan  thmt  gemöt  was  on  Bromdune  ne  he  betih(t)lod  nmre, 
gange  tö  änfealdum  ordäle  odde  gilde  III  gylde.  $ 1 : Gif  he  thonne  fül 
beA,  slea  man  hine,  thset  bim  forberste  se  sweora,  and  gif  he  theet  ordäl 
forbüge,  gilde  ängilde  thäm  ägcnan  friäu  and  landrican  20  Aran,  and  gä 
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erlassene  Verordnung  .Eitelreds  zu  erklären.  Der  beim  Ordal 
sachföllige  Dieb  soll  schon  beim  erstenmale  erschlagen  werden 
(c.  4 § 1).  Versucht  der  Dieb  dem  Ordal  auszn weichen,80)  so 
erhält  der  Eigenthümer,  der  durch  das  Hinziehen  der  Sache  nicht 
geschädigt  werden  soll,  sofort  als  Folge  der  Sänmniss  des  Be- 
klagten sein  äugyld,  den  einfachen  Ersatz,  und  der  Letztere 
muss  doch  zum  Ordale  (§  1 cit.)  d.  h.  der  Friedlosigkeit  ent- 
gegengehen. Und  umgekehrt  verliert  der  Eigenthümer,  der  das 
Ordal  zu  hintertreiben  sucht  (c.  4 § 2),  seinen  Anspruch  selbst 
auf  Ersatz.  Der  Dieb  ist  aber  trotzdem  verpflichtet,  um  dem 
obrigkeitlichen  Strafanspruch  zu  genügen,  sich  dem  Ordal  zu 
unterziehen  oder  sich  hievon  durch  Zahlung  des  doppelten  Wertes 
der  eingeklagten  Sache  an  die  Obrigkeit  zu  lösen;  misslingt  ihm 
diese  Reinigung,  so  geht  es  ihm  natürlich  wieder  an  den  Hals. 
Der  Beklagte  kann  aber  auch  gleich  von  vornherein  durch  vier- 
fache oder  dreifache  Geltung  den  ganzen  Prozess  samt  dem  Ordal 
abwendeu  (c.  3.  4,  Pr.);  dieser  Betrag  ist  wohl  zwischen  Obrig- 
keit und  Kläger  zu  theilen.8')  Xicht  ausgeschlossen  ist  dabei, 
dass  der  Kläger  nur  den  einfachen  Ersatz  erhält,81)  wiewohl 
der  Beklagte  nicht  friedlos  wird;  doch  ist  zu  bedenken,  dass  es 
sich  dann  um  einen  Vergleich  vor  dem  Strafprozesse  und  nicht 
um  die  Verurtheilung  des  überwiesenen  bezw.  Lösung  des  zur 
Friedlosigkeit  verurtheilten  Diebes  handelt.38)  — Einen  weiteren 
Beleg  für  die  Absorpzion  der  Busse  durch  konkurrierende  Fried- 
losigkeit liefern  die  Bestimmungen  Eadgars  über  den  Peters- 


eft tfi  tliflm  ordäle.  jj  2:  And  gif  se  agena  frigea  nette  tlnet  ordal  gesdeean 
(V.  v.  nolit  ad  ordalium  videndum ; vgl.  c.  8),  gilde  20  öran  and  sy  his 
»piece  forloren  (ef.  .Kl  f r.  22)  and  he  (der  Beklagte)  theäh  gange  tliäm 
landriean  tö  ordale  odde  Ägife  twygilde.  Die  Bussen  von  20  ör  = 60 
Schill,  in  c.  4 § I,  2 sind  Wetten  für  prozessuale  Säumnis. 

*’)  Der  ordal  flüchtige  Dieb  wird  wohl  ebenfalls  fried'os.  Der  Bürge 
hat  nach  dem  Beschluss  von  Woodstock  (als  borhbrvee)  dessen  Wergeid 
zu  entrichten,  didelr.  III:  6. 

*')  arg.  t t $ 2. 

"1  arg.  c.  4 § 2,  wo  die  Obrigkeit  für  die  Lösung  vom  Ordal  das 
twygyld  erhält. 

M)  Auch  bei  ACdelst  II:  21  dingt  derjenige,  der  sich  vom  Ordal  los- 
kaufen will  nur  um  das  cedpgyld.  Dass  der  Kläger  bei  einem  Vergleich 
von  seinem  behaupteten  Rechte  auf  Busse  absteht,  liegt  ziemlich  nahe,  um- 
somehr als  ja  seine  Rolle  zweischneidig  ist:  vgl.  .El fr.  22. 
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Pfennig.  Wer  diesen  nicht  an  Petri  Messetag  entrichtet,  zahlt 
au  den  Küuig  das  erste  Mal  120,  das  zweitemal  200  Schil- 
linge;*4) ausserdem  hat  er  aber  beidemal  die  Schuld  nebst  Busse 
von  30  Pfennig  nach  Rom  zu  tragen.  Beim  drittenmal  aber 
verliert  er  alles  was  er  hat  — eine  Busse  wird  da  nicht  er- 
wähnt. Bei  diesem  zweiten  Rückfall  wird  der  Verbrecher  näm- 
lich ett'ektiv  friedlos. **)  — In  gleicher  Weise  wie  beim  Diebstahl 
wird  auch  beim  Raub  die  Konkurrenz  von  Friedlosigkeit  und 
Busse  behandelt.  Der  Beraubte  erhält  — sicher  nach  späterem 
Recht  — neben  Erstattung  auch  noch  ebensoviel  als  Busse.*8) 
Nach  einer  Bestimmung  Knuts  soll  der  König  das  Wergeid 
des  Räubers  haben.  Dies  dürfte  schon  auf  eine  Ualslösung,  so- 
mit auf  einen  Raubfall,  der  mit  Acht*’)  bedroht  ist,  hinweisen, 


M)  Eadg.  II:  4.  Die  200  Scliill.  sind  das  Wergeid  (vgl.  Wilda  S.  452) 
und  zwar  als  Ualslösung:  arg.  N.  35. 

**)  Arg.  Knut  II:  4S  Jj  3.  Leg.  Henr.  11.  Jj  11,  12.  lieber  die  mora 
als  vituperium  und  Friedensbrueh  vgl.  Brunners  Besprechung  vou  Select 
Pleas  in  mansorial  and  otber  seignorial  Courts  I.  Kd.  F.  W.  Maitland 
1889  in  Z 8 XV.  S.  185  f. 

M)  Ine  10  kennt  nur  Restituzion  und  wite:  Agile  he  thone  reAfläc 
and  geselle  60  scill.  tö  wite.  Brunner  R.  G.  II.  S.  048  N.  91.  Doch  hat 
schon  die  (alte,  vgl.  Schrnid  S XXXVII)  V.  v.  reddat  ipsam  robariam  et 
persolvat  et  euieudct  60  sol.  pro  wita.  Vgl.  auch  Ine  9:  Gif  hwä  wrace 
dü  serthon  he  him  rihtes  bidde  thmt  he  bim  onnirne  Agife  and  forgielde  and 
gebtRe  mid  30  scill.;  die  V.  v.  hat  hier  allerdings  wieder  blos:  reddat  et 
emendet.  Jedenfalls  bestimmt  aber  Knut  II:  63  ausdrücklich:  Gif  hw& 
reAfläc  gewyrce,  agife  and  forgylde  and  beö  bis  wores  scyldig  wid  thone 
cyuingc.  V.  v. : reddat  et  persolvat  et  werae  suae  reus  sit  erga  regem. 
Vgl.  oben  Anmerkung  aui  Ende  des  $ 3 N.  14  S.  44.  Uebcr  die  Ausgleichung 
des  Raubes  und  des  Diebstahls  in  West-  und  Mittelfriesland  (Lex  Fris.  8 
u.  Add.  9)  und  in  den  Kapitularien  Brunner  R.  0.  II.  S.  648.  649.  Ferner 
unten  N.  38. 

”)  Kemble,  Sachsen  in  England,  II.  S.  48  verweist  auf  eine  Urkunde 
(Keinble  Cod.  dipl.  Nr.  1258),  wo  der  Sheriff  von  Keilt  die  Güter  einer 
(im  Jahre  966)  wegen  reAfläc  an  Grundstücken  verurtheilten  Edelfrau  für 
den  König  einzieht.  Von  eigentlichem  reAfläc  an  Grundstücken  spricht  aber 
die  Urkunde  nicht.  Es  heisst  nur:  Snodinglandes  landbäc  da  da  preostas 
forstcelon  thärn  biscope  . . . and  gesealdan  hco  »Elfrice  »Escwynne  sunu  wid 
fco  dearnunga.  And  häo  JSscwyu  . . . soalde  häo  :er  diderin.  Thä  geäcsode 
se  biscop  d*t  dä  bec  forstolene  wseron,  bted  dära  bäca  thä  georulice.  Under 
thäm  dä  gewätt  .Elfric  and  he  (der  Bischof)  b»d  thä  läfe  syddan  öd  man 
gerehte  . . . dsrc  stowe  and  thäm  biscope  dä  forstolenan  bec  Snodiglandes 
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umsomehr,  als  ältere  Stellen  für  schlichten  Raub  nur  »las  ge- 
wöhnliche wite  von  fiO  Schill,  kennen.  Wir  hätten  dann  auch 
bei  Halslösung  volle  Busse.  Eine  spätere  Bestimmung,  die  so- 
wohl Diebstahl  als  Raub  umfasst,  verordnet,  dass  der  Bürge  flir 
den  friedlosen,  flüchtigen  Missethäter  an  den  Verletzten  das 
einfache  capitale,  ausserdem  aber  auch  noch  *20  Schilinge  für 
dessen  Kopf  zahlen  soll.  Gelingt  es  ihm  aber  binnen  Jahr  und 
Tag  den  Verbrecher  vor  Gericht  zu  stellen,  so  erhält  er  die 
*20  Schillinge  vom  Kläger,  der  sie  ja  doch  nur  als  Ersatz  dafür 
und  für  den  Fall  haben  soll,  als  dem  Diebe  oder  dem  Räuber 
sein  Recht  nicht  geschieht,88)  zurück.  Es  wird  also  auch  hier 
die  Busse  durch  die  Todesstrafe  ausgeschlossen.  — Eine  Er- 
höhung des  gemeinen  Fliedens  tritt  durch  besondere  unmittelbar 
königliche  Befriedung  ein.  Wer  einen  solchen  Frieden  (cyninges 
handgrid)  bricht  (nicht  blos  durch  Todschlag),  verwirkt  hiefür 
nicht  das  wite,  sondern  begeht  eine  busslose  Missethat.  Er  ver- 
liert zur  Strafe  für  diesen  Königsfriedensbruch  an  sich  Land 
und  Leben,  ausser  wenn  sich  der  König  seiner  erbarmen  will;8®) 


and  böte  srt  thuere  tliyfde  . . . ThA  sind  tliiira  wideran  (Kenible,  Sachsen 
da>re  wydewan)  äre  on  dies  ringe*  handa  ...  Es  handelt  sich  also  eigent- 
lich um  Diebstahl  von  Landbiichern,  wenn  auch  andererseits  der  Besitz  der 
Landhiicher  dingliche  Wirkung  bezüglich  der  Grundstücke  hat.  Siche  Brun- 
ner. Zur  Rechtageschichte  der  riitniaehen  und  germanischen  Urkunde  S.  183  f. 

**)  Wilh.  I:  3.  La  cnstume  cn  Merchenelahe  est:  si  auenns  est  apele 
de  larrecin  u de  roberie  et  il  seit  plevi  a venir  devant  justise  e il  a'en  fuie 
dedenz  sun  plege,  il  averad  terme  un  rncis  e un  jur  de  «guerro  le;  . . e s il 
ne  l'pot  truver,  si  jurra  . . (dass  er.  der  Bürge  ganz  unbetheiligt  sei)  § 1. 
Dune  rendrad  le  chatel  dunt  il  est  realer  e 20  aouz  pur  la  teste.  . . . 
§ 2:  E en  Westsexenelahe  ...  20  aol.  al  damit'  pur  la  teste.  . . . 
Jj  3:  En  Denelahe  . . . les  20  aol  pur  la  teste.  ...  S 4:  K s'il  pot 
dedenz  un  an  e un  jur  truver  le  larrun  e amener  a justiae.  si  lui  rendra 
eil  les  20  so!.,  kis  averad  oud  si  n'ert  leite  la  justise  de  l’larrun. 

*)  2Edelr.  III:  1.  Knut  I:  2 jj  2,  3.  Leg.  llenr.  12  Jj  1.  13  § I. 
Anh.  IV:  9.  Dieser  Friede  wird  gleichgestellt  demjenigen  innerhalb  der 
Kirchenmauern  schon  bei  Eadw  und  Guthr.  I.  JCdelr.  VI:  14.  Knut  cif.. 
Anh.  IV:  2.  Vgl.  oben  S 14  N.  13  S.  tbfi.  — Ob,  ev.  gegen  welches  Entgelt 
der  KHnig  den  Verbrecher  begnadigt,  hängt  von  seiner  Willkür  ab ; er  kann 
dies  aber  nur  thnn  gegen  Busszahlttng  an  die  Privatverletzten,  so  dass  sich 
stets  Besserung  und  peinliche  Strafe  gegenüber  stehen.  Vgl.  auch  noch  die 
generelle  Bestimmung  der  Leges  Edw.  Conf.  I*  (Cod.  Ilarleiauus):  Tarnen 
si  aliquis  foriafactua  requisierit  misericordiam  eius  (acil  regis)  timore  mortis 
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erst  dann  tritt  wieder  Bnssenhäufung  ein.  — Anch  eine  ganz 
allgemein  gehaltene  Stelle  Ines  zeigt  die  Alternative  zwischen 
peinlicher  Strafe  und  Busse  in  unserem  Quellenkreis:  Wer  sich 
in  eine  Kirche  flüchtet,  rettet  sein  verwirktes  Leben ; dafür  soll 
er  aber  biissen,  wie  ihn  das  Recht  weist.4®)  — Wie  in  den  vor- 
genannten Quellen  wird  auch  bei  den  Westgoten  die  Busse 
durch  konkurrierende  Todesstrafe  absorbiert.  Eine  Antiqua 
macht  ganz  allgemein  die  folgende  Unterscheidung:  Entweder  hat 
der  Verbrecher  durch  seine  Missethaten  das  Leben  verwirkt  oder 
aber  er  ist  blos  bnsspflichtig.  Im  letzteren  Falle  soll  er  gelten 
oder  — wenn  er  zahlungsunfähig  ist  — als  Schuldknecht  aus- 
geliefert werden.41)  Und  speziell  beim  Diebstahl  und  Raub  wird 
neben  der  verwirkten  Todesstrafe  keine  Busse  erwähnt.45)  Im 
Falle  eines  plagiums  gesteht  die  Lex  nur  alternativ  die  Preis- 
gabe des  Thäters  oder  das  (ev.  halbe)  Wergeid  für  den  Ent- 

vel  metnbrornm  pro  forisfacto  suo.  potest  «*i  coudonare,  si  placct,  Inge  suae 
dignitatj*.  Et  ipse  cui  fecerit  iniuriniu  faciat  rectum,  cui  prius  forisfecerat, 
in  quantum  poterit  complere,  et  inveniat  fideiussores  de  pace  et  legalitate 
tenenda.  Quod  si  non  poterit  (lloveden:  Si  fideiussores  vero  defecerint), 
exulabit  a patria.  S 1:  Habet  etiam  rex  aliam  potestatcni  misericordiae 
suae  super  eaptivos:  quod  nbicunque  venerit  in  civi taten:  . . . si  captivus 
ibi  fuerit,  potest  euin  solvcre  a captione:  ipse  tarnen  liberatus  faciat  rectum 
cui  forisfecerit  pro  omni  posse  suo.  $ 2:  Murdritor  autem  vel  traditor  si 
rex  coudonaverit  eis  vitam  vet  membra,  »errat a lego  (—  gegen  Buss- 
zahluug;  vgl.  „lex“  in  l.ex  Sal  und  Hib.  im  Glossar  bei  Hessels  resp. 
Zentner)  nullo  modo  remanebnnt  in  patria  . . . Hei  diesen  schweren  Ver- 
brechen (Mord  und  hlafordsearu)  genügt  nicht  Bürgenstellung.  sondern  die 
Begnadigung  erfolgt  nur  gegen  Busse  und  Verbannung.  Vgl.  auch  noch 
§ 14  N.  22  S.  1 58  und  S *3  N.  13. 

*°)  Ine  6:  Gif  hwä  sie  deädes  scyldig  and  he  cirican  geierne  hsebbe 
his  feorh  and  bete  swA  bim  rillt  wisie. 

4I)  Lex  Wisig.  VII:  t:  5:  Quicumque  aecusatur  in  criminc  id  cst  vene- 
ficio,  maleflcio.  furto  aut  quibuscunque  factis  inlicitis  ...  Et  cum  agno- 
verint  crimen  admissnm  reum  comos  aut  iudex  conprehcndnt;  et  si  capitalia 
nou  admiserit,  tune  ei  cui  reus  est  aut  conponere  conpellatur  aut  si  non 
habuerit  unde  conponat  serviturus  ei  tradatur  . . . 

4ä)  I,ex  Wisig.  VII:  2:  4.  15.  lfi  (Antiquae,  davon  die  letzte  in  I,ox 
Bai.  9:  5 aufgenommen).  VIII:  1:  13  (Ant.).  Vgl.  Zentner,  Leges 
Visigotorum  antiquiores  S.  211  N.  3.  Vgl.  auch  VII:  I:  4 (Ant.):  . . . si 
tarnen  domino  rei  conpositio  fuerit  cxsoliita.  Si  antcin  talis  sit  fortasse 
condicio  ut  neccsse  sit  illum  qui  für  probatur  occidi  ...  Cf.  Dahn,  West- 
got  Stud.  S.  2G2. 
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führten  der  verletzten  Sippe  als  Genugth  nutig  zn.4fl)  Beim  Ver- 
wandtenmord44)  — und  vielleicht  auch  sonst  beim  homicidium  vo- 
luntarium45)—  wird  allerdings  mit  der  Todesstrafe  des  Verbrechers 
die  Verwirkung  seines  Vermögens  an  die  Sippe  der  toten  Hand 
gehäuft.  Aber  dieser  Vermögensanfall  ist  nicht  als  Busse  fiir 
den  Todschlag  zu  fassen;  als  solche  müsste  das  Wergeid  ein- 
treten.4*)  Er  ist  vielmehr  eine  Anklageprämie,47)  die  der  König, 
an  den  eigentlich  das  Gut  des  Friedlosen  zu  beliebiger  Ver- 
gabung49) angefallen  ist,  gewährt  und  wird  im  späteren  Rechte 
wieder  zu  Gunsten  der  natürlichen  Erbfolge  beseitigt.4®)  — Nach 


*3)  Lex  Wisig.  VII:  3:  3 (Ant.):  ut  illi  occidendi  aut  vcndendi  eum 
habeant  potestatein,  aul  »i  volueriut  conpositionem  homicidii  ab  ipso  plagia- 
tore  consequantur  id  eat  >oi.  300,  quia  parentibus  venditi  aut  plagiati  non 
leviua  esse  potest,  quam  si  homiddium  flösset  admissum.  Dahn  a.  0. 
S.  228.  205.  Die  letzten  Worte  weisen  deutlich  auf  das  Momeut  der  Ge- 
nugtuung hin;  ebenso  das  fiir  dasselbe  Verbrechen  gebrauchte  Wort  „in- 
juria“ in  VII : 3:  6 (Ant.).  Siehe  unten  $ 18  N 22. 

**)  Lex  Wisig.  VI:  5:  17  (Chind.):  coufestim  conprehensus  a iudice  ea- 
dem  inorte  puniatur  . . . omnis  pnrricide  (wenn  er  kinderlos  ist)  hereditas 
ad  heredes  propinquos  occisi  pertineat.  Si  vero  tilios  . . . hahuerit,  medietas 
facultatis  eins  filiis  occisi  proliciat  et  medietas  tiliis  parricide  . . . Quod  si 
neque  parricida  neque  occisus  filios  reliquerint,  tune  omneu  l'acultatein  parri- 
cide parcutes  occisi  aut  propingni  sibimet  . . . vindicabunt  vel  proxinii  qui 
mortem  eins  ulcisccndam  iustitucrint.  Vgl  Lex  Wisig.  VI:  6:  18 
insbes.:  Nam  homicida  nec  facultatibus  suis  liberatus  utetur,  etiam  si  peuam 
mortis  evadere  merentur.  Brunner  K.  ö II  S.  033. 

*■')  Lex  Wisig  VI:  5:  14  (Chind.)  facnltates  sane  eius  qui  pro  stto  cst 
scelere  puniendus  non  aute  cuiquam  lmsurpare  couceditur,  nisi  per  iudicium 
ultionis  ex  lege  seutentia  detur. 

*•)  Wie  dies  bei  den  Langobarden  (Liu.  20)  der  Fall  ist.  Siehe  unten 
ji  10  N.  3 ff.  S.  174. 

4T)  Lex  Wisig.  VI:  ft:  14  cit.,  15,  17  cit.  (N.  44).  Schon  die  Ein- 
führung einer  solchen  Anklagepraemie  deutet  anf  den  Mangel  einer  Wergeld- 
zahlung  hin;  die  proximi  wären  wohl  sonst  ad  querendam  defuncti  mortem 
nicht  tepidi,  wie  sie  lex  lft  cit.  hinstellt. 

**)  Vgl.  unten  $ 20  N.  tu. 

w)  Eine  in  zwei  Dss.  als  Zusatz  zu  Lex  Wisig.  XII:  2 enthaltene 
Bestimmung  Wambas  (Walter  Corpus  iuris  genn.  I.  8.  068)  sagt : Supcriori 
lege  antiqua  censuit  institutio,  ut  quicunque  volens  homicidium  perjietraverit, 
cum  omnibus  rebus  suis  in  parentum  Tel  propinquorum  heredum  defuncti 
iure  maneat  serviturus.  (Eine  vielleicht  auf  kirchlichen  Einfluss  zurückzu- 
führende  Milderung  des  alten  Hechts  arg.  Lex  Wisig.:  VI:  5:  16  Chds.) 
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der  Lex  Burgundionum  sind  geringere  Diebstähle  mit  drei- 
fachem Ersatz  und  einem  Friedensgeld  zu  Wissen. 4ft)  Für  grösseren 
Diebstahl  dagegen  oder  für  sollicitatio  eines  Knechtes  wird  die 
Todesstrafe  angedroht,41)  neben  der  der  Beschädigte  aus  dem 
Vermögen  des  Verbrechers  nur  den  einfachen  Ersatz  nach  einer 
gesetzlichen  Werttaxe  erhalten  soll;  Busse  und  multa  fallen 
aus.49)  Der  Freie,  der  bei  Tag  in  einen  Weinberg  einbricht, 
hat  für  das  unbefugte  intrare  drei  Schillinge  an  den  Verletzten 
und  zwei  Schillinge  als  multa  zu  zahlen.  Der  nächtliche  Ein- 


Nos  tarnen  sanc-imus.  . . . si  volens  nur  nolens  lioiniciilium  perpetraverit,  . . 
ip«e  in  potestatem  parentum  Tel  propiuquorum  de tunet  i tradatur  (seil,  servi- 
tnrua?),  facultates  tarnen  eins  filii  vel  liaercdes  scelus  perput  rautis  accipiant. 
— Dahn  a.  O.  geht  bei  Besprechung  des  Todschlngs  und  des  Verwandten- 
niordes  (S.  228.  2291  auf  diese  (venniigensrechtliche)  Keclitsfidge  nicht  ein, 
und  auf  S.  208,  wo  er  .das  Schicksal  des  Vermögens  des  Hingerichteten* 
im  allgemeinen  behandelt,  zieht  er  unsere  Stelle  nicht  in  Betracht  Auf 
S.  205  ( .Akkusazionspflicht  der  Erben“)  sieht  er  in  1.  14  Wisig.  VI:  & cit. 
„nur  die  selbstverständliche  Bestimmung,  dass  auf  des  homicida  Vermögen 
erst  nach  durchgefiihrter  Untersuchung  und  gelalltem  Unheil  gegriffen 
werden  darf“.  Er  nimmt  also  doch  auch  hei  schlichtem  Todschlag  Ver- 
wirkung des  Vermögens  an  die  Sippe  der  toten  Hand  an. 

*“)  Lex  Burg  4:  3:  . . . porcum,  uvein.  apem.  capram  ...  in  triplum 
solvat  secundum  formam  pretii  constituti  et  niultae  nomine  sol.  12,  id  est 
pro  porco  sol.  1 u.  s.  w.  . . . pretia  vem  haec  in  triplum  solvaiitur.  Fenier 
Tit.  03.  Wilda  S.  808.  Schrocder  K.  <>  - S.  :I4.">,  Brunner  11  (1. 
II.  S.  643. 

sl)  Wilda  8.892.  895.  Schroeder  !{.<•-  S 345  X.  si.  Brunner 
R.  G.  II.  S.  645. 

**)  Dex  Burg.  4:  1:  Quicumquc  uiaticipinm  .llii-iinm  sollicitaverit.  ea- 
ballum  quoque,  equatn,  bovem  aut  vaccam  . . iugeimus  turto  auferre  prae- 
sumpserit,  occidatur;  et  de  occisi  facultatihus  is  qui  perdidit  superius  e.m- 
prehensa  mancipia  atque  aninmlia  apnd  sollicitatorem  am  furem  si  non 
potnerit  invenire,  in  simplum  recipiat ; hoc  est  pro  mancipio  sol  25  . . pro 
eqna  sol.  3,  pro  boxe  sol.  2,  pro  vacca  sol.  l Der  Bestohlene  erhält  also 
für  die  gestohlene  Kuh,  wenn  sie  nicht  gefunden  werden  kann,  nur  einen 
Schilling,  für  ein  entwendetes  Schwein  hingegen  3 Schillinge  Die  Aus- 
gleichung dieses  Missverhältnisses  kann  nur  in  der  Satisfakzion  gefunden 
werden,  die  ihm  die  Hinrichtung  des  Verbrechers  gewährt  Auch  in  I.eg. 
Burg.  Extrav.  19:  2 erhält  der  Vorletzte  keine  Busse:  Si  voro  eriminosus 
ioventus  fuerit  (nämlich  als  Pferdedieb  ■»ler  Einbrecher)  inerte  poenam  vel 
tormenta  suscipiat  quae  meretur  et  res  illius  ah  bis  qui  cum  ceperunt  prac- 
sumantur. 
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brecher  hingegen  kann  als  Friedloser  (bnsslos)  erschlagen  wer- 
den: von  Busse  und  multa  ist  keine  Rede.**)  — Besonders 
qualifizierte  Verletzungen  werden  nicht  durch  Wnndbussen,  son- 
dern lediglich  durch  Todes-  oder  Gliederstrafe  geahndet.  Ein 
.Jude,  der  einen  Christen  schlägt,  soll  die  Hand  verlieren:  ver- 
greift er  sich  an  einem  Geistlichen,  so  soll  er  den  Tod  erleiden 
und  sein  Vermögen  an  den  Fiskus  verwirkt  haben.  In  keinem 
Falle  erhält  der  Verletzte  eine  Busse.*')  Die  Strafe  des  ver- 
messentlichen  Todschlags  ist  nicht,  wie  die  des  schlichten,  Busse 
und  Friedensgeld,**)  sondern  — und  zwar  allein  — die  Todes- 
strafe.**') Auch  bei  todeswürdigen  Verbrechen  eines  Knechtes 
zahlt  der  Herr  nur  den  Ersatz. *T)  Die  Preisgabe  des  Frauen- 
ränbers,  der  die  Busse  (9-  bezw.  6 Faches  Wergeid  der  Geraubten) 
und  multa  (12  Schill.)  nicht  zahlen  kann,  gilt  als  Ersatz  dieser 
Bussen.*") 


b)  $ HL  Kiiniula/.ioii  der  Kusse  mit  Friedlosigkeit  (Todes- 
strafe). 

Die  aulgetülnten  Fälle  der  Absorpziou  sind  nicht  ohne 
prinzipielle  Grundlage.  Keines  der  bisher  angeführten  Volks- 
rechte erwähnt  nämlich  überhaupt  je  eine  Häufung  von  Todes- 
strafe mul  Busse.  U eberall  steht  da  die  Todesstrafe  und  die 

M)  Lex  Borg.  27:  7.  103:  l,  2. 

M)  Lex  Burg.  102:  l,  8.  Betreffend  102:  2 siehe  $ 22  X.  45.  61.  Vgl. 
S.  188. 

M)  Lex  Burg.  2:  2.  40:  4.  50:  4.  Brunner  K G.  I S.  227. 

M)  Lex  Burg.  2:  1:  non  aliter  admissum  crimen  quam  sanguinis  sui 
effusione  cp.  Brunner  R.  G.  II.  S.  030  f. 

*’)  Lex  Burg.  4 : 2.  7.  77.  Vgl.  auch  die  Alternative  zwischen  der 
Todesstrafe  des  verbrecherischen  Knechtes  einerseits  und  deren  Lösung  durch 
einen  von  seinem  Herrn  zu  zahlenden  Geldbetrag  nebst  Strafe  deB  Unfreien 
andererseits  in  Lex  Burg.  92:  4,  5,  6.  108:  4,  5.  Dazu  unten  § 23  X.  01. 

Lex  Burg.  12:  l,  2,  3.  Wilda  S.  836.  847  beruht  auf  einem  un- 
vollständigen und  unrichtigen  Text;  vgl.  von  Salis  in  seiner  Ausgabe  der 
l,ex  in  M.G.  LL.  S.  I.T.  II.  I S.  51  X.  und  über  die  Varianten  zu  Lex 
Bg.  12:  2.  — Brunner  K.  G.  II.  S.  Ofls  X.  20.  I.  S.  162  u.  Abspaltungen  in 
Z4  XI  S.  96.  Scbroeder  K,  G.1  S.  7s  X.  29.  Siegel,  Gerichtsverfahren 
S.  9.  — Uebor  den  Tod  im  Zweikampf  siehe  § 18  X.  57  f. 
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Busse  in  einem  alternativen  Verhältnis.  Die  Todesstrafe  schliesst 
die  Busse  aus:  ihr  wird  in  diesen  Hechten  eine  absorptive  Funk- 
zion beigelegt.  Auf  einem  prinzipiell  verschiedenen  Standpunkte 
stehen  die  Langobarden,  wohl  auch  die  Kenter,  sowie  nordische 
Germanen. 

Auch  bei  den  Langobarden  findet  sich  zwar  gelegentlich 
eine  Verbrechensmehrheit  zu  einer  Einheit  zusammengefasst  und 
unter  die  einheitliche  Todesstrafe  gestellt.  Die  Todesstrafe  für 
haritraib  und  concilius  rusticanorum  absorbiert  konkurrierende 
Bussen  für  Wunden  und  Sachschaden  ausser  Brandstiftung:  die 
Todesstrafe  für  seditio  rusticanorum  (dagegen  nur)  die  Busse 
für  ganz  geringfügige  Iniurien.1)  Ist  hier  die  Absorpzion  schon 
von  vornherein  und  zwrar  fallweise  beschränkt,  so  lässt  sich  für 
das  langobardische  Recht  auch  noch  allgemein  der  Satz  auf- 
stellen, dass  von  solchen  typischen  Ausnahmsfällen  abgesehen 
das  Wergeid  (als  Todschlagsbusse),  das  ahtogild  sowie  das  duplum 
(für  Brandschaden)  mit  konkurrierender  Todesstrafe  (Friedlosig- 
keit) kumuliert  wird.*)  Einen  durchschlagenden  Beleg  liefert 
die  Bestimmung  Liutprands  über  Todschlag.  Schlichter  Tod- 
schlag  soll  mit  dem  Wergeide  gebilsst  werden.  Daueben  wird 
aber  die  Kategorie  des  vermessentlichen  Todschlags  mit  ver- 


')  Vgl.  oben  S.  47  f.  S.  64  X.  42.  $ 12  X.  60  S.  140. 
s)  Pertilc  a.  O.  V.  S.  112  spricht  sich  ganz  allgemein  für  das  Ku- 
mulazionsprinzip  aus:  la  mnssinia  che  . . . si  dovessero  intliggere  tutte  Io 
pene  pnrchi  fossoro  esequibili : massimn  ehe  risale  nientemeuo  che  all' epoca 
longobardica  (vgl.  oben  S.  125  N.  1).  Das  Kumulazionsprinzip  soi  hier  im 
Mittelalter  allerdings  von  der  Praxis  verlassen,  von  der  Theorie  und  Ge- 
setzgebung aber  fcstgehalten  worden.  S.  260  X.  1 meint  er  nicht  absoluten 
Ausschluss  der  liusse  durch  die  Todesstrafe,  wenn  er  von  dieser  sagt  : 
„alteraativamcnte  colla  pena  peenniaria.  Ro  249.  253.  268.  280.“  — Die 
langobardischen  Praesumpzionsbussen  dürften  aber  von  der  Todesstrafe  ab- 
sorbiert worden  sein.  Hiefür  spricht  ihre  enge  Verwandtschaft  mit  den  Ledi- 
gungstaxen  und  der  Todesstrafe  selbst,  mit  denen  sie  eine  besondere  Gruppe 
von  Strafen,  derjenigen  die  pro  culpa  angedroht  werden,  ausmachen.  Vgl. 
auch  die  Eintheilnng  des  Edikts:  Ro  369:  omnes  vero  regales  causas,... 
unde  conpositio  expectatur  aut  culpa  queritur  . . . Die  passive  Erblich- 
keit bei  natürlichem  Tode  des  Verbrechers  (siehe  unten  § 18  X.  38),  sowie 
die  Kumulazion  mit  der  Todesstrafe  wird  nur  bezüglich  der  oben  im  Texte 
genannten  Erfolgbussen  ausgesprochen. 
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schärfter  Strafe  eingeführt.5)  Da  ist  vor  Allem  das  Wergeid 
an  die  Sippe  der  toten  Hand  zu  zahlen.  Bleibt  ein  Rest,  so 
wird  er  nach  dem  allgemein  für  Bussen  bestehenden  Schlüssel 
zu  gleichen  Theilen  zwischen  der  verletzten  Sippe  und  dem 
Fiskus  getheilt.  Dies  ist  offenbar  die  Busse  für  die  prae- 
sumptio.4)  Von  einer  anderen  Seite  besehen  bietet  sich  folgendes 
Bild:  Das  gesamte  Vermögen  ist  verwirkt-,  daraus  wird  zunächst 
die  Busse  ausgezahlt,  der  Rest  wird  zwischen  dem  Könige  und 
dem  Verletzten  getheilt.5)  Die  Aehnlichkeit  mit  dem  Vorgänge 
bei  der  Befriedigung  des  Klägers  aus  dem  friedlosen  Vermögen 
nach  den  nordischen  Rechten  schlägt  in  die  Augen.*1)  Bleibt 
dagegen  nach  Auszahlung  des  Wergeides  von  dem  verwirkten 
Vermögen  nichts  mehr  übrig  (oder  reicht  das  Vermögen  nicht 
einmal  zur  Wergeldzahlung  hin),  so  ist  der  Todschläger  der 
Sippe  des  Erschlagenen  preiszugeben.7)  Von  der  Friedlosigkeit 
hat  sich  hier  die  Vermögensverwirkung  abgespalten;  diese  wird 
zunächst  angedroht,  eventuell  kommt  die  Todesstrafe  hinzu.  Das 
Wergeid  ist  (soweit  es  natürlich  faktisch  möglich  ist)  unbedingt 
zu  zahlen;  diese  Busse  wird  mit  der  Vermögensverwirkung  wie 
mit  der  Todesstrafe  kumuliert.  Aehnliches  hat  schon  früher 
beim  Verwandtenmord  gegolten.  Der  Thäter  verwirkt  das 
Leben  und  seine  Erben  zahlen  das  Wergeid  an  die  Magschatt 


’_)  Lin.  20.  Brunner  R.  G.  II.  S.  880 f.  Al*  Beispiel  der  Anwendung 
dieses  Gesetzes  zitiert  Pertile  a 0.  V.  8.  572.  Reg.  Farfense  144. 

4)  Vgl.  Liu.  17  nuten  N.  S.  Von  den  Lombardakomroentaren  wird 
unch  Liu.  20  auch  der  Mord  behandelt,  so  dass  die  alte  Prnestirapzionsbusse 
von  900  Schill.  (Ro  14)  durch  den  Vermügensverlust  ersetzt  erscheint.  Vgl. 
hiezu  oben  § 12  N.  67  ff.  S.  142. 

*)  Vgl.  Konstituzion  Heinrichs  III.  v.  J.  1052  (Pertz  II.  42,  Wei- 
land S.  100  f.  — Lib.  Pap.  Heinr.  II.  3):  der  Giftmischer  verliert  sein  be- 
wegliches und  unbewegliches  Vermilgen;  davon  sollen  10  Pfund  Gold  als 
widrigild  an  die  Sippe  der  toten  Hand,  von  dem  Rest  die  eine  Hälfte  an 
die  Erben,  die  andere  Hälfte  an  den  Fiskus  kommen 

®)  Vgl.  unten  Anmerkung  am  Ende  des  Jj  20.  Es  ist  dies  eine  weitere 
Parallele  des  langobardischen  mit  den  skandinavischen  Schwesterrechten, 
ausser  den  von  Brunner  R.  G.  I.  S.  16*  N.  14  aufgezählten. 

!)  Etwas  ähnliches  bietet  die  (Irägiis ; vgl,  Wilda  S.  301  N.  2:  die 
dreijährige  Verbnunung  ging  ...  in  die  Friedlosigkeit  über,  wenu  der 
Schuldige  nicht  zugleich  an  den  Verletzten  die  Busse  oder  den  Schaden- 
ersatz, zu  deren  Entrichtung  er  verbunden  war,  bezahlen  konute. 
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des  Erschlagenen.8)  Bei  liandliaftem  Diebstahl  wird  das  Neun- 
geld mit  der  Todesstrafe  des  handhaften  Diebes  kumuliert.* * **))  Es 
ist  daher  auch  Rotharis  Bestimmung  über  haritraib10)  dahin  zu 
fassen,  dass  das  Wergeid  für  konkurrierenden  Todschlag")  oder 
das  triplum  für  konkurrierenden  Brandschaden  eventuell  auch 
mit  der  Todesstrafe  des  Anführers  bei  der  Heimsuchung  zu 
häufen  ist.  Dasselbe  muss  dann  auch  vom  concilius  rusticanorum 
gesagt  werden,1*)  wiewohl  das  Edikt  an  der  bezüglichen  Stelle 
überhaupt  keine  Konkurrenzbussen  erwähnt.  Im  Einklänge 


*)  Liu.  17.  Die  Kumulaziou  <ler  Wergeldzalduug  mit  der  Todesstrafe 
tritt  jedenfalls  auch  schon  nach  Ko  163  ein;  Diutprand  will  mir  bezüglich 
der  Erbfolge  Bestimmungen  treffen.  Die  Expnsitio  (J(  8)  fasst  wohl  nicht 
mit  Unrecht  den  neu  statuierten  Erbanfall  als  eine  Art  I'raosumpzionsbusse 
auf:  wenn  einer  der  zum  Nachlasse  berechtigten  Hriider  vor  der  Klage  stirbt, 
so  akkresziert  sein  Anspruch  nicht  den  anderen  Brüdern,  und  wenn  alle  ge- 
storben sind,  so  fällt  das  Vermögen  des  Mörders  nicht  an  ihre  Erben,  i|ttia 
non  solum  de  hoc  verum  et  de  ceteris  homicidiis  et  in  iuiurii»  omnibus  si 
ante  appellatiouem  hi  <jui  appellnti  sunt  ( = die  Klageberechtigteu) 
obierunt  eoruin  heredibus  conpositio  que  in  lege  precipitur  non  deveniat. 
Vgl.  unten  $ 18  N.  38.  $ 19  N.  86. 

*)  Ro  253:  furtum  ipsiim  sihi  nonum  reddat  et  cp.  pro  tnli  culpa  sol. 
SO  aut  animae  suae  incurrat  periculum.  Ro  254 : furtum-sibi  nonum  reddatnr, 
excepto  cp.  pro  culpa  sol.  40  aut  occidatur.  Diu.  147:  sint  tiganges  . . . 
et  postea  ipsnm  furtum  ei  cp.  sicut  lex  est  et  edietns  contenit.  Brunner 
R.  G.  II.  S.  642  N.  34  nimmt  Absorpzion  an:  „Der  Dieb  ...  ist  dem  Tode 
verfallen,  kann  aber  seitRothari  sein  Leben  um  so  solidi  aitslilsen.  indem 
er  damit  das  Recht  gewinnt,  den  Diebstahl  durch  neunfachen  Ersatz  der 
gestohlenen  Sache  zu  bllssen  “ Erscheint  dabei  etwa  an  Gleichheit  mit  dem 
englischen  lah-ceap  (siehe  unten  tj  t » X.  12  ff.  insbes.  16)  zu  denken.  Osen- 
briiggen  118  f.  dagegen  tlieilt  die  Bestimmungen  von  Ko  253  in  zwei  Tbeile: 
a)  sibi  nonum  reddat  : b)  cp.  . . . sol.  80  aut  animne  suae  incurrat  periculum 
Aus  dieser  Theilung  ergibt  sich  aber  die  Ktmiulazion  ibs  Xeungeldes  mit 
der  Todesstrafe  Diese  Theilung  wird  durch  Ko  254  und  Diu.  1 17  eit.  ge- 
rechtfertigt. Vgl.  auch  noch  die  parallele  Dikzion  in  Ko  m.  279.  280; 
darüber  im  Folgenden. 

**)  Ro  19  in  § 4 N.  6;  siehe  oben  X.  I.  Die  Worte  excepto  si  . . . 

casas  incenderint  aut  hominem  occiseriul onponattir  sind  also  auch  auf 

den  Hauptmann  zu  beziehen.  Dreifachen  Ersatz  für  Braiidschnden  verordnet 
Ro  146;  hiezu  vgl.  oben  jj  4 X.  24  S.  51. 

")  Adunatio  mohrerer  Theilnehtner  gestattet  Ko  12. 

**)  Ro  279.  Vgl  oben  S.  48  N.  8.  Jj  6 X 42  S.  04, 


damit  ist  dann  auch  bei  der  seditio  rusticanorum  '*)  der  Zusatz 
über  den  Zuschlag  der  Wundbussen  auf  den  mit  dem  Halse 
(oder  dessen  Lösung)  haftenden  Rädelsführer  zurückzubeziehen. 
Wenn  bei  haritraib  die  Wunden  nicht  besonders  gebüsst  werden, 
so  liegt  der  Grund  nicht  in  einer  prinzipiellen  Absorpzion  der 
Wundbussen  durch  die  Todesstrafe  ;14)  wir  haben  es  da  nur  mit 
einem  typischen  Absorpzionsfall  zu  tliun.  Was  bedeutet  nun  die 
Bestimmung  Liutprands  über  Aufruhr?1')  Der  Hauptmann 
verwirkt  das  Leben,  sein  Vermögen  wird  zur  Ganze  konfisziert. 
Nur  von  den  Theilnehmern  wird  die  Kumulazion  des  ahtogild 
mit  ihrem  an  den  Fiskus  zu  zahlenden  Wergeide  erwähnt.  Der 
Wortlaut  der  Stelle  gestattet  also  nicht,  die  Häufung  dieser 
Busse  auch  beim  Anführer  anzunehmen. ,#)  Eine  (allerdings 
schwache)  Stütze  für  die  Absorpzion  der  Bussen  des  Haupt- 
mannes bietet  die  Nichthaftung  des  Fiskus  bei  erblosen  Ver- 
lassenschaften.17)  Vielleicht  liegt  auch  unserer  Bestimmung  ein 


'*)  Ro  280.  Vgl.  oben  8.  48  f.  S 6 N.  42.  $ 12  N.  62.  63  S.  141.  Die 
Lombardakonunentare  (S.  41)  lmben:  aut  guidrigilt  suum  det  aut  luoriatur 
(Umstellung  gegenüber  dein  Edikt!).  Rai  sequuntur  12  sol.  singuii  cp.  ex- 
cepta  plagarum  conpositione  u.  s.  w.  (siehe  S.  4U  N.  10).  Vielleicht  ist  vor 
„excepta*  ein  Punkt  zu  setzen. 

**)  Auch  dio  blos  husBpflichtigen  Folger  zahlen  ja  keine  Wundbusscn. 

**)  Liu.  36:  ille  qui  in  capnt  fuerit  aiiime  sue  iucurrat  incurrat  peri- 
culuni  et  otnnes  res  eius  ad  puplicum  deveniant;  reliqui  autem  . . . uuus- 
quisque  cp.  in  pulatio  wirgild  suum.  Et  si  c&sam  cuiuscuiuque  bluttaveriut 
n.  s.  w.  cp.  otnnes  res  ipsas  cui  eas  tulerit  in  actogild  et  wirigild  suuiu  . . . 
cp.  in  palatio  Osenbrüggon  S.  63  f.  Vgl.  oben  $12  N.  62  S.  141.  Die 
Loinbardakommentarc  (S.  43)  erwähnen  konkurrierende  Delikt»  nicht. 

,e)  Von  den  Formeln  legt  keine  dem  Hauptmann  auch  noch  einen 
Sachschaden  zur  Last. 

,7j  Nach  Ro  223  haftet  der  König  auch  nicht  gegenüber  zivilrechtlichen 
Ansprüchen  (donatuui,  praestitum),  quia  postquatn  ad  manuin  regis  pervenit, 
terminum  posuit  et  sine  debitum  aut  aliquant  repetitionein  cccidit.  Dies 
ist  gewiss  ein  Unterschied  gegenüber  dem  Privaten,  der  selbst  für  gewisse 
Bussen  seines  Erblassers  mit  dessen  Vermögen  aufkommen  muss;  vgl. 
unten  $ 18  N.  38.  Doch  scheint  hier  nicht  prinzipiell  die  Haftung  aus 
geschlossen  (so  Stobbe,  Leber  das  Eintreten  des  Erben  in  die  obli- 
gatorischen Verhältnisse  des  Erblassers  nach  deutschem  Recht  in  Jahrb 
des  gern,  dtsch  Rechts  herausgeg.  v.  Uekker.  Rüther  und  Stobbe  V. 
(1862)  S.  208  N.  3.  Lewis,  Die  Singularsukzessiou  des  Erben  in  die 
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Privileg  des  Staatsschatzes , dem  ausnahmsweise  durch  ein 
schweres  öffentlich  rechtliches  Verbrechen  das  gesamte  Ver- 
mögen verfallen  ist,  zu  Grunde:  nicht  die  satisfaktorische  Idee 
der  Todesstrafe,  sondern  die  Praeponderanz  des  Fiskus  schliesst 
hier  die  Privatbusse  aus.ls) 


Obligationen  des  Erblassers  nach  deutschem  Recht  (1  »04 1 S.  Ist  N.  S. 
Scbroeder  R.  G.*  S 328  N.  362),  sondern  nur  durch  Versäumung  einer 
Praeklusivfrist  zur  Anmeldung  der  Forderungen  (Verschweigung,  vgl.  Gierkc 
D.  P.  R.  I.  S. 311.  332)  ausgefallen  zu  sein;  vgl.  Zopf!,  R.G,  III.  S.  239.  Ob 
Bussen  von  der  Anmeldung  ausgeschlossen  waren,  ist  fraglich.  Liu.  17  enthält 
einen  Fall,  wo  dem  König  (verwirktes)  erbloses  Gut  nach  einem  Verbrecher 
(Brudermörder)  anfällt,  ohne  sich  über  die  für  den  Erben  ausdrücklich  sta- 
tuierte Wergeldzahltmg  auszusprechen.  Lösnngsbusseti  dürften  nach  Analogie 
von  Ro  370 — 372  ausgeschlossen  sein.  Oh  wohl  auch  Wergold  und  ahtogild  1 
Vgl.  Ro  370.  372,  373.  Ferner  385.  — I'ehnr  die  gewöhnlich  mir  parzicllo 
Verwirkung  des  Vermögens  an  den  König  siehe  unten  \ 21  X.  1 1. 

")  Beachtenswert  ist,  wie  sich  die  langobardiseheti  Juristen  anderwärts 
mit  der  Konkurrenz  von  Konfiskazion  und  Bussen  ahünden.  Nach  l.ih.  Pap. 
Heinr.  I.  2 (=  Const.Ueinr.il.  v.  J.  1019  c.  2 (Portz  II.  38,  Weiland  I 
64]  = Lib.  Pap.  Hloth  59  = (Jap.  Hltidow.  l’ii  Worin  pro  lege  halt.  v.  J.  »29 
c.  2 [Krause  II.  18])  wird  das  Vermögen  des  Verwnudtenmördcrs  koiifis- 
ziert  und  er  öffentlicher  Busse  unterworfen  ( vgl  Brunner  R.G.  II.  S.  633 
N.  50  ff.).  Da  ergibt  sich  eine  Kollision  des  fränkisch-deutschen  Absorpzions- 
und  des  langobardischen  Kumulazinits-Systeius.  Die  Kxpnsitio  zu  Liu.  17 
hilft  sich  dadurch,  dass  sie  für  die  Anwendung  des  Kapitttlars  die  darin 
genannte  cupiditas  rerunt  als  besonderes  Motiv  für  die  Misscthat  verlangt. 
In  den  Formeln  klagt  einmal  der  advocatu*  de  parte  publica,  einmal  der 
Bruder  wegen  des  Vaterraordes.  Eine  Formel  sagt  nun:  l’oemi  vero  imminet 
utrisque  talis:  advocato  victo  tit  mauuin  perdat  aut  redimut  et  propimiuo 
similiter;  appellato,  ut  non  liabeat  liereditatcm  interfecti.  suam  quidem 
perdat,  bannnm  solvat,  manum  amittnr  aut  reditnat  i e nt  widrigilt  tribuat 
et.  . . . poenitentine  subdetur.  liier  wird  also  in  ganz  missverständlicher 
Weise  das  Wcrgeld  als  Handlüsung  mit  dem  Vermögensverluste  kumuliert 
nnd  ausserdem  noch  die  Zahlung  des  Königsbanns  verlangt.  Ob  diese 
Summe  aus  dem  verwirkten  Vermögen  oder  anderswoher  genommen  wird, 
ist  nicht  gesagt.  Wird  der  Thäter  lediglich  illierschworen.  so  soll  die  Wer- 
geldzahlung  ausfallen:  si  vero  advocatus  vel  pavens  inraverit  et  teils  se 
ptirificare  ausus  non  fuerit  tune  supradictam  poenatn  snstineat  praeter  widri- 
gild.  Das  letztere  ist  hier  nicht  etwa  absorbiert,  sondern  entfällt,  da  es  als 
Strafe  für  den  Heineid  des  im  Zweikampfe  I tu  erliegenden  gedacht  ist.  Zur 
Aufklärung  des  hervorgehobeneu  Missverständnisses  ist  wohl  Uh.  Pap. 
Heinr.  I cit.  3 in  Betracht  zu  ziehen:  für  Todschlag  infra  treiivam  vel 
datum  pacis  osculum  soll  der  convictus  die  Hand,  qua  homicidium  fecit  ver- 
lieren. Die  Formel  hiezu  (die  gelegentlich  auch  auf  die  zu  Lib.  Pap.  Ileinr.  I. 

flehreuer,  Die  Behandlung  der  Verbrocbt-nffkoiikurren/.  l*j 
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Wie  die  Langobarden,  so  kumulieren  auch  schon  ihre  Vor- 
gänger auf  italischem  Boden,  die  Ostgoten,  Todesstrafe  und 
Busse:  Der  Herdendieb  soll  mit  dem  Schwerte  gerichtet  werden, 
daneben  erhält  der  Geschädigte  den  vierfachen  Ersatz.1®) 

Auch  nach  kentischem  Rechte  dürfte  der  Bestohlene  trotz 
Friedlosigkeit  des  Diebes  seine  volle  Busse  erhalten  haben. 
König  zEdelbirht  bestimmt,  der  Freie,  der  einen  anderen 
Freien  bestiehlt,  solle  dreifach  büssen  und  daneben  an  den 
König  (je  nach  der  That)  wite  oder  alles  Gut  verwirkt  haben.*0) 
Lebensverwirkung  findet  sich  allerdings  erst  bei  Wihtraed*1) 
erwähnt,  sie  ist  aber  wohl  auch  in  unserer  Stelle  zu  ergänzen. 


c)  § 17.  Erklärung. 

Forschen  wir  nach  einer  Erklärung  für  die  bisher  dar- 
gestellten Thatsachen,  so  werden  vor  Allem  sämtliche  Bussen 
in  zwei  Gruppen  getheilt  werden  müssen:  in  die  Lösungstaxen 
und  in  die  echten  Bussen.’) 

Eine  Lösungsgebühr  ist  schon  ihrem  Begriffe  nach  neben 
der  Friedlosigkeit,  für  deren  Abwendung  sie  eben  gezahlt  wer- 
den soll,  unmöglich.  Dieses  Verhältnis  bleibt  aber,  wenn  sich 
im  Lauf  der  Zeit  die  Ledigungstaxe  in  eine  echte  Busse  ver- 


2 verweist)  sagt  hier:  Poena  vero  utrisqne  imminet;  appellatori  vero  si 
victUH  fuerit  ut  manum  perdat  aut  redimat;  appellato  nt  hannum  solvat 
manum  perdat  et  homicidium  secundmn  legem  emendet.  Schon  das  Kapitular 
ron  Diedenhofen  v.  J.  805  c.  5 (I.  123)  = Lib.  Pap.  Kar.  M.  20  ver- 
orduete  in  einem  gleichen  Pall  die  Zahlung  des  Wergeides,  des  Königsbauna 
und  Verlust  der  meineidigen  Hand;  vgl.  jj  22  X.  47.  — Weitere  Fälle  der 
Kollision  des  fränkisch-deutschen  Absorpzionss.vstems  mit  dem  laugobardischen 
Kumulazionssystem  sieho  in  § 17  X.  21  ff.  und  insbesondere  § 22  X.  12  ff. 

**)  Ed.  Tkeod.  56:  Abactor  auiinalium  . . . gladio  puniatur  et  in  qua- 
druplura  amittentis  dämmt  de  eius  substantia  consulatur.  Geringerer  Vieh- 
diebstahl wird  nur  4 fach  gebiisst : c.  57.  Das  römische  Recht  hat  hier  keine 
Kumulazion:  Paulus  R.8.  V:  18  § 1.  2.  Dig.  47:  14:  1;  vgl.  Rein,  Das 
Kriminalrocht  der  Römer  8.  323  ff.  auch  255:  „Diebstahl  nicht  zweimal  zu 
strafen  (mit  actio  furti  und  extroord.)  . . . Dig.  47:  2:  56  § 1,  94“. 

*“)  jKdelb.  9;  dazu  .Sclnnid  a.  O.  8.  656  f. 

**)  Wihtr.  26.  Brunner  R.  G.  II.  S.  642  X.  36. 

*)  Brunner  R.  G.  II.  8.  616. 
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wandelt  hat.  Nachstehende  Beispiele  zeigen  dies  deutlich.  Nach 
altsalischem  Rechte  ist  der  Grabräuber  friedlos.  Auf  Antrag 
der  verletzten  Sippe  kann  er  aber  gerichtlich  in  den  Frieden 
wieder  eingesetzt  werden;  da  soll  er  dann  200  Schillinge  zahlen.*) 
Diese  Gebühr  hat  also  den  Charakter  einer  Halslösung  und  tritt 
nicht  etwa  als  Busse  für  Grabschändung  neben  der  Friedlosig- 
keit ein.’)  Die  Redempzion  des  Verbrechers  hängt  von  der 
Sippe  und  vom  Gerichte  ab;4)  es  ist  daher  anzunehmen,  dass 
die  200  Schillinge  zwischen  Beiden  zu  theilen  sind  und  zwar 
nach  dem  allgemeinen  salfiränkischen  Schlüssel  von  2 : l.s)  Die 
durch  Grabschändung  verletzte  Sippe  kommt  also  nur  dann  zu 
einer  Busse,  wenn  die  Friedlosigkeit  des  Missethäters  gelöst 
wird.  In  der  späteren  Entwicklung  erscheint  dann  die  Gebühr 
von  200  Schill,  als  reine  Busse:  mit  ihr  alterniert  die  Fried- 
losigkeit.*) Auf  dieser  Entwicklungsstufe  steht  auch  die  ein- 
schlägige Bestimmung  des  ribuarischen  Volksrechts. ’) 

Ein  weiteres  Beispiel.  Wer  eine  gerichtliche  Auspfändung 
beantragt,  hat  sein  Leben  und  sein  Vermögen  für  die  Recht- 
mässigkeit der  Pfändung  einzusetzen.8)  Opponiert  der  Exekut 

*)  Lex  Sal.  56:  2:  wargus  sit  usque  in  die  illa  quam  ille  cum  parenti- 
bus  ipsius  defuncti  conveniat  et  ipsi  pro  cum  rogare  debent  ut  ille  inter 
bomines  liceat  accedere  . . . 3 : Ipse  vero  qui  hoc  admisisse  probatur  . . . 
aol.  200  cnlp.  iud.  Wilda  S.  278  ff.  977.  Waitz,  Das  alte  Recht  der  sal. 
Franken  S.  201.  Schrilder  R.G.*  S.  73.  Brunner  R.  G.  I.  S.  166  N.  4. 
S.  172  X.  26.  II.  S.  684. 

*)  Das  Hausungsverbot.  eine  Konsequenz  der  Friedlosigkeit,  besteht 
nur  so  lange,  antequam  conponat. 

4)  Die  verletzte  Sippe  kann  sich  nicht  eigenmächtig,  einseitig  mit  dem 
Verbrecher  abfinden,  sondern  sie  muss  rogare,  nnd  zwar  nach  codd.  7 — 9 ad 
iudicem.  Brunner  R.  G.  II.  S.  592  N.  11.  Das  Erfordemiss  des  rogare 
rechtfertigt  auch  die  Auffassung  Wildas  S.  279,  dass  die  Zulassung  des 
Verbrechers  zur  Sühne  von  der  Willkür  der  beleidigten  Blutsfreunde  ab- 
bing  (allerdings  nicht  allein;  vgl.  unten  jj  18  X.  9.  10.  16)  und  Brunners 
R.G.  LS.  172  N.  26,  dass  die  Sühne  nicht  ein  Recht  des  Thäters  sei. 

>)  Wie  die  Diebstahlsbussen,  die  ja  auch  Redempzionstaxen  sind;  vgl. 
Brunner  R.  G.  II.  S.  644  f. 

*)  Lex  Sal.  16:  1 (codd.  2 ff.  Hessels  Spalte  83  ff.). 

*)  Lex  Rib.  54:  2.  85:  2:  200  sol.  . . culp.  iud.  vel  wargus  sit  usque 
ad  parentibus  satisfecerit. 

*)  Lex  Sal.  60:  3:  super  me  et  furtuna  mea  pono  . . . Ed.  Cbilp.  c.  8 
(I.  9):  cum  fistuco  mittat  super  se.  Sohm,  Prozess  der  Lex  Salica  S.  168  ff. 
Bethmann-Hollweg,  Civilprozess  IV.  S.  516.  Bru nner  R.G.  II.  S.  454. 

12* 
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und  ist  seine  Pfandwehrung  gerechtfertigt,  so  sind  diese  ver- 
fallen. Die  Entscheidung  über  den  Opposizionsstreit  steht  dem 
Königsgeriehte  zu.'1)  Dort  wird  nun  die  Zulassung  des  schuldi- 
gen Exequenteu  zur  Ledigung  üblich.10)  Die  Lösungsgebühr 
(200  Schill.)  verwandelt  sich  in  eine  Busse.11)  Sie  ist  zwischen 
dem  Beschädigten  und  dem  Fiskus  im  Verhältnisse  von  2 : 1 zu 
theilen.1*)  Wird  aber  die  Friedlosigkeit  nicht  abgelöst,  sondern 
vollzogen,  so  bleibt  es  auch  bei  der  alten  Vermögensverwirkung. 
Der  Beschädigte  erhält  dann  keine  Busse. 

Dasselbe  gilt  sodann  auch  bei  blosser  Todesstrafe.  Der 
Graf,  der  mehr  gepfändet,  als  ihm  rechtlich  erlaubt  ist,  soll 
sich  mit  seinem  AVergelde  lösen  oder  am  Leben  gestraft  wer- 
den.18) Dieses  Wergeid  wird  jedenfalls  wie  die  200  Schill.,  das 
Wergeid  desjenigen,  der  gralionein  iniuste  ad  res  alienas  tollen- 
das  invitat,  zwischen  dem  Verletzten  und  dem  Fiskus  getheilt,14) 
so  dass  der  Erstere  bei  der  subsidiären  Hinrichtung  des  Schuldi- 
gen leer  ausgeht. 

ln  allen  diesen  Fällen  ist  die  Busszahlung  von  vornherein 
von  dem  Umstande  abhängig,  dass  der  Verbrecher  nicht  hin- 
gerichtet wird;  sie  zessiert  also  mit  dem  Eintritte  der  Todes- 
strafe. Aehnlieh  dürfte  cs  sich  auch  mit  den  Bussen  verhalten 


")  Bruuner  R.  G.  II.  S.  138.  456. 

w)  Lex  Sal.  51:  l hat  nur:  „sol.  200  culp.  iud.“  Ebenso  erwähnt  das 
Ed.  Chilp.  die  Todesstrafe  nicht. 

**)  So  lim  Prozess  d.  L.  Sal.  S.  170:  .Strafe  des  eigenen  Wergeldes, 
also  ( vgl.  Lex  Sal.  58)“  (?)  .falls  das  se  rediinere  ausbleibt  die  Todesstrafe“ 
Be t hinan n - 11  o II weg  a.  O.  S.  517:  „ Kusse,  die  seinem  Wergcldc  gleich- 
kommt, womit  er  also  gleichsam  sein  Leben  erkauft".  Brunner  R.  G.  II. 
S.  454  N.  10:  .Busse,  die  sich  als  Lösung  verwirkten  Lebens  darstellt“. 

,ä)  Nach  dem  Ed.  Chilp.  c.  8 (I.  9)  hat  der  Graf  und  der  Exequeut 
die  Btrudis  zu  restituieren  und  der  letztere  dem  Geschädigten  Busse  zu 
zahlen : .et  ille  qui  male  invituvit  solvat  cui  res  fucrunt*.  Gemeint  sind 
die  200  Schill,  der  Lex  Sal.  öl:  1,  von  denen  aber  natürlich  */»  «1*  fredus 
an  den  Fiskus  lallt.  Vgl.  Brunner  R.  G.  II.  S.  456. 

,J)  Brunner  K.  G.  II.  S.  78.  155.  Lex  Sal.  51:  2:  aut  se  redimat 
aut  de  vita  conponct.  Herold:  wereguldum  suum  redimat  aut . . Dasselbe  gilt 
auch  vom  Grafen,  der  eigenmächtig  eine  Pfändung  vornimmt.  Brunner 
a.  O.  So  hm  a.  O.  S.  174.  204. 

’*)  Arg. : Zusammenstellung  beider  Bestimmungen  in  einem  besonderen 
Titel.  Cf.  auch  Chloth.  II.  ed.  v.  J.  614  c.  12  (I.  22)  Cbloth.  II.  praeceptio 
V.  J.  584—628  C.  6 (I.  19). 
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haben,  die  sich  als  Redempzionstaxen  für  Leibesstrafen  darstellen 
oder  darauf  zurückgehen.  Handlösung  ohne  Halslösung  ist  wenig 
wert. 

Lösungsbussen  kennt  aber  auch  das  laugobardischeRecht.15) 
Sie  kommen  auch  da  niemals  neben  der  Todesstrafe  vor.  Auch 
nicht  nach  der  schon  oben  berührten  Bestimmung  des  Königs 
Ratchis.'6)  Für  grobe  Missachtung  des  königlichen  Befehls  soll 
nämlich  der  Thäter  sein  eigenes  Wergeid  an  den  Fiskus  zahlen. 
Hat  er  aber  den  Gegner,  der  ihm  den  Königsbrief  überbrachte, 
getötet,  so  soll  er  daneben  in  der  früher  im  Edikte  verordnten 
Weise  diesen  Todschlag  büssen.  Die  hier  bezogene  Ediktsstelle 
ist  Liutprands  c.  20.  Dieses  behandelt  zwei  Arten  des  Tod- 
schlags: den  schlichten  und  den  vermessentlichen.  In  unserer 
Stelle  dürfte  an  den  letzteren  gedacht  sein,  für  den  allerdings 
unter  Umständen  auch  die  Todesstrafe  eintritt,  aber  doch  nur 
dann,  wenn  das  Vermögen  des  Missethäters  gar  nicht  oder 
höchstens  zur  Bezahlung  des  Wergeids  für  den  Erschlagenen 
ausreicht.  Danu  kann  aber  auch  keine  Busse  mehr  für  unsere 
Verletzung  des  Königs  gezahlt  werden.17)  — In  diese  Kategorie 
gehört  auch  die  langobardische  Hochbusse  von  900  Schill.,  die 
ja  mehreremal  als  Ersatz  der  Todesstrafe  erwähnt  wird;"“)  ferner 
die  Busse  von  80  (für  Unfreie  von  40)  Schill.,  die  wiederholt 
als  Halslösungsgebühr  fungiert."1)  Die  Busse  von  t>0  eigentlich 
80  Schill.,  womit  Grimoald  die  bis  dahin  auch  bei  Sklavendelikten 
gezahlte  Hochbusse  ersetzt,  ist  mit  dieser  80 -Schillingbusse 
identisch.40)  Einen  Anhaltspunkt  für  die  Absorpzion  dieser 
Bussen  durch  konkurrierende  Todesstrafe  bieten  Stellen  der 


'»)  Vgl.  $ 12  N.  60  ff.  s.  140  ff. 

*•)  Rat.  7 oben  § 12  N.  62.  Die  Stelle  ist  missverstanden  von  $ 3 der 
Expositio  hiezu  (Lil).  Pap.  Rat.  3):  T.iutprandi  lex  <|uae  est : „Si  quis  über 
homo  se  dcfcndendum“  partim  ab  hac  lege  ruptn.  que  solum  widrigild  cnin- 
ponere  inbet  homicidam  (?)  nulla  posita  diffcrentia  iitrum  an  se  defendendo 
aut  super  eum  ambulando  ipse  sit  homicida.  a l.otliarii  eapitulo  quod  est 
.De  homicidio“  (Pap.  Loth.  92  = Cap  ai.  *50  c.  ft  [Krause  II. '.'1.  Pertz 
435])  partim  predicfam  huins  legis  iuesionem  corrumpente  est  aflirmata. 

”)  Vgl.  oben  S 16  N.  3 ff.  S.  174. 

,#)  Siehe  oben  S 12  N.  64.  65  S.  142  f. 

•*)  Siehe  oben  S 12  N.  80  ff.  S.  146. 

*°)  Siehe  oben  § 12  N.  71.  85  und  unten  jj  19  N.  54  ff. 
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Expositio  zum  Liber  Papiensis.*1)  Die  Bestimmung  des  Edikts, 
nämlich  Hochbusse  für  den  Ueberfall  desjenigen,  der  sich  zum 
Könige  begibt,  wurde  nach  der  Meinung  der  antiqui  durch  die 
von  Karl  dem  Grossen  **)  fllr  den  Ueberfall  eines  Missus  an- 
geordnete Todesstrafe  aufgehoben,  und  auch  die  Expositio  schliesst 
die  Kumulazion  beider  Gesetzesbestimmungen,  also  die  Häufung 
der  Todesstrafe  mit  der  Hochbusse  aus,  wiewohl  eine  ideale 
Konkurrenz  beider  Delikte  vorliegt.*3)  Was  von  den  Hoch- 
bnssen  gilt,  gilt  auch  von  den  erwähnten  Achtzigschillingbussen. 
Wie  weit  die  Verwandschaft  beider  geht,  zeigt  u.  A.  schlagend 
die  Bestimmung,  die  von  einer  freien  Diebin  durch  die  Verfestung 
erlittene  Iniurie  (Hochbusssache)  solle  die  von  ihr  verwirkte 
Fehgangsbusse  (80  Schill.)  wettmachen.*4)  Hier  wird  also  eine 
U00-  und  eine  80-Schillingbnsse  durch  Vermittlung  der  beiden 
zu  Grunde  liegenden  Todesstrafe  kompensiert. 

Auch  in  Kent  dürfte  der  Halsfang,  dessen  Kumulazion  mit 
Vermögensverlust  Wihtraed  für  Götzenopfer  anordnet,  ein  Er- 
satz der  Todesstrafe  und  nicht  deren  Verschärfung  sein.*®) 


§ 18.  Fortsetzung. 

Aber  nicht  blos  Lösungstaxen,  auch  echte  Bussen  gehen 
ja  in  der  Friedlosigkeit  auf.  Diese  Absorpzion  scheint  ihre  Er- 
klärung in  dem  satisfaktorischen  Charakter  der  Bussen  einerseits 


")  § 3 der  Expositio  zu  Ro  18:  Quod  dicit:  .900  sol.  sit  culp.“  anti- 
qui  iudices  dicebant  ruptam  esse  a capitulo  Caroli  quod  eat:  „ai  quia  super 
missum  dominicum*  et  cetera,  cum  dicit:  „de  vita  cp.‘  Sed  non  bene  dice- 
bant: ille  enim  ibat.  per  missaticum  iniunctum  a rege  per  suaro  utilitatem 
et  ita  salvatur 

**)  Lib.  Pap.  Kar.  M.  29  = Cap.  v.  J 810.  811?  = Auseg.  III:  fit. 

**)  Die  Expositio  erkennt  allerdings  die  ideale  Konkurrenz  nicht  an. 

u)  Ro  257:  furtum  quod  fecerit  sibi  nonum  cp.;  nam  alia  culpam  non 
requiratur,  pro  eo  quod  iniuria  passa  est;  sed  vitium  suum  reputet  qui  opera 
indecentem  facere  temptavit.  In  I,iu.  14fi  dagegen  werden  die  6 Schill,  von 
der  durch  die  Fesselung  der  Frau  verwirkten  100-Schill. -Busse  abgezogen. 
Bei  dolus  dca  Mundwalls  aber  sowie  im  Falle  Ro  378  verwirkt  die  Frau 
die  Iniurienbusse  vollständig.  Vgl.  hiezu  noch  $ 12  N.  75  S.  1-44. 

“J  Wihtr.  12.  14.  Für  die  Absorpzion  des  Halsfangs  durch  Istndflüchtig- 
keit  des  Verbrechers  Brunner.  Sippe  und  Wergeid  in  Z*  III.  S.  17. 
Vgl.  auch  oben  $j  12  N.  79  S.  145. 
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und  der  Todesstrafe  andererseits  zu  finden.  Die  Genngthuung, 
die  sonst  die  Bussenhäufumr  gewährt,  wird  und  zwar  in  er- 
höhtem Masse  — mit  einem  Schlage  sämtlichen  Verletzten  durch 
die  Todesstrafe  verschallt. 

Viele  Bussen  zunächst  erscheinen  historisch  als  compo- 
sitiones,  als  Sühngelder.  die  behufs  Beilegung  der  Fehde  an 
die  verletzte  Partei  gezahlt  wurden.1)  Konkurrenz  von  Todes- 
strafe und  Busse  geht  liier  also  geschichtlich  zurück  auf  Kon- 
kurrenz von  Friedlosigkeit  und  Fehde.  Die  Friedlosigkeit  ent- 
hält aber  die  Fehde.  Die  Erweiterung -i  der  Fehde  zur  Acht, 
die  Befriedigung  des  Feluleanspruchs  im  Wege  der  allgemeinen 
Jagd  nach  dem  Verbrecher  wird  besonders  anschaulich  aus  einem 
Gesetze  König  Eadmunds.  Der  Sippe  des  Todschlägers  wird 
es  freigestellt,  diesem  allein  die  Abfindung  mit  dem  Fehde- 
berechtigten zu  überlassen,  doch  muss  sic  sich  von  dem  Thäter 
vollständig  zurückziehen.3)  Wenn  aber  trotzdem  einer  aus  der 
Magschaft  den  verwandten  Todschläger  beherbergt,  so  verwirkt 
er  sein  Vermögen  an  den  König  und  ist  der  Todschlagsfehde 
der  verletzten  Sippe  ausgesetzt.4)  Der  Verbrecher  muss  da 
trotz  und  neben  der  Konfiskazion  die  Fehde  tragen  oder  ab- 
kaufen. Neben  der  Konfiskazion  tritt  die  Befehdung  deutlich 


')  Brunner  R.  G.  I.  ICO  fl  TI.  612  ff.  Wilda  weist  auf  S.  :il5  mit  Un- 
recht die  Formulierung  als  „Abkaufcn  der  Feinte“  ab.  Sie  ist  queUenmiUdg: 
Ine  74  § 2:  ftehde  of&cdapian . I.egcs  Etlw.  fünf.  12  $ 6:  biege  spere  of 
side  odde  bere.  Ferner  auch  die  Ulte  friesische  Kiire  hei  v.  Kicht holen 
8.24/5:  alle  Frisa  mugun  hiara  Icitha  niith  tlta  fia  cäpia  (zitiert  beiGierke 
Das  deutsche  Genossenschaft  «recht  I.  S.  :>2  N 20  j.  Vgl.  v.  Amira,  Hecht 
in  Fanls  Grundriss  der  gertn.  Philologie  S.  17'.'.  .Sie“  (die  Iltisse ) .stellt 
den  gesetzlichen  Preis  dar,  um  wichen  der  Krieile  für  seinen  Brecher  käuflich 
ist“.  Allerdings  ist  diese  Formulierung  nur  ein  Bild,  keine  genaue  Er- 
klärung. Sie  bezeichnet  in  sprichwörtlicher  Kürze  das  Resultat  des  ganzen 
Versöhnungsverfahrens.  Dass  eine  Geldsumme  als  Preis  für  den  Frieden 
fungieren  kann  ist  nur  daraus  zu  erklären,  dass  sie  einen  Schaden  und  eine 
Demiithignng  flir  den  Verbr  eher  und  dadurch  sowie  als  Vermögenszuwaclts 
eine  Genugthuung  für  den  Verletzten  darstellt.  Vgl.  oben  S !•  X.  :i  S 07  fl 
insb.  99;  unten  N.  24.  25. 

*)  Dieses  Wort  wird  hier  natürlich  im  Sinne  begrifflicher,  nicht  liisinri- 
scher  Konstrukzion  genommen. 

*)  Eadm.  II:  1;  dazu  K.  Maurer  Kr.  i'.  I.  60.  III.  4 
•)  a.  O.  S !:  - • • bce  he  scyldig  ealles  tlues  the  he  äge  wid  tlione 
cyning  and  Wege  thä  fsehde  wid  tlta  mtegde  . . Ferner  daselbst  |‘r. 
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hervor.  Das  Gesetz  bestimmt  aber  weiter,  dass,  wenn  von  der 
verletzten  Sippe  einer  Hache  nimmt  an  einem  Anderen  als  dem 
rechten  Tliäter,  ihn  neben  Konfiskazion  die  Fehde  des  Königs 
und  aller  seiner  Freunde  treffen  solle.-'')  Die  persönliche 
Seite  der  Acht  wird  hier  als  Fehde  des  ganzen  Volkes  be- 
zeichnet. In  dieser  allgemeinen  Verfolgung  ist  auch  die  kon- 
kurrierende Fehde  der  Privatverletzten  enthalten,  sie  hebt  sich 
nur  nicht  besonders  unterscheidbar  ab.*) 

Die  Strafe  der  Acht  enthält  aber  — selbst  in  ihrer  per- 
sönlichen Seite  — noch  mehr  als  die  blosse  Vermehrung  der 
Feinde  des  Missethäters.  Die  Fehde  ist  nur  ein  Recht  und 
nach  heidnischer,  durch  das  Christenthum  nur  langsam  ausge- 
merzter Anschaunnghöchstens noch  sittliche Pflichtdes Verletzten.7) 


h)  Eod.  S 3:  . . . sy  ho  gefall  will  tlione  eyniug  and  will  eallc  his 
frynd,  and  tholige  ralles  th®s  thr  he  %e ; vgl.  Kadiu.  III:  2:  i|ui  aliquem 
infaidiabit  qui  in  ca  quaestione  fuerint  (nämlich  beim  Habhaft  werden  des 
Hiebes)  den  trifft  nicht  blos  die  sonst  eiutretende  Fehde,  sondern  sit  inimicus 
regis  et  omnium  amicorum  eornm.  Vgl.  Cap.  I.  217  c.  7:  nobia  et  populo 
nostro  inimicus  atnotetur  für  Erhebung  der  Fehde  wegen  eines  friedlos  Ge- 
falleuen;  Brunner  R.  G.  II.  8.  65  X.  47.  Ein  Mittelding  zwischen  Infideli- 
tät  und  Genossenverletzung  ist  ldäfordsearu  au  Herren  niederen  Standes. 

*)  Umgekehrt  sagt  eine  Stelle  der  Lex  Burg.  (2 : 7)  indirekt,  dass  durch 
die  Tötung  des  Verbrechers  von  Seiten  der  ihn  befehdenden  Sippe  zugleich 
auch  dem  königlichen  Willen,  der  die  Verbrecher  zu  vernichten  gebietet 
entsprochen  wird:  ut  iuterfecti  parentes  nullam  nisi  homicidam  persequendum 
esse  coguoscaut,  quia  sicut  criminosum  iubemus  extingui  . . . 

*)  Wilda  S.  170  ff.  Waitz.  Verfassungsgeschichte  I (Zweite  Aull.) 
S.  401  f.  Pertile  a.  O.  V.  S.  1 ff.  Brunner  K.  G.  1.  S 86  X.  2t.  S.  160 
N.  IS.  S.  161  X.  27.  Brunner,  Ueber  absichtslose  Missethat,  Berliner 
Sitzungsberichte  1800  S.  *33.  834.  Derselbe,  Abspaltungen  Z*  XI  S.  63 
(X.  7)  f.  Ebenso  Forschungen  S.  446.  510.  Schroeder  spricht  sich 
R.  G.1  S.  72  f.  für  eine  rechtliche  Pflicht  der  Verwandten  des  Getöteten  aus. 
Tacitus  Germania  c.  21,  worauf  er  verweist:  Snscipere  tarn  inimicitias  seu 
patris  seu  propinqui  quam  amicitias  necesse  est,  scheint  mir  doch  nur  an 
eine  sittliche  Pflicht  zu  denken.  So  auch  v.  Bar,  Geschichte  des  deutschen 
Strafrechts  (1882)  S.  52  X.  240.  — Auch  das  alte  Testament  kennt  die 
Pflicht,  das  Land,  das  durch  der  Unschuldigen  Blut  verunreinigt  wird,  durch 
das  Blut  des  Todschlägers  zu  reinigen.  4.  Mos.  35:  33.  (v.  Bar  a.  O.  S.  5 
X.  8).  Das  Xeue  Testament  scldiesst  diese  Anschauung  durch  den  (stell- 
vertretende Genügt liuung  gewährenden)  Tod  des  Heilandes  ab.  Vgl.  Ev. 
Joh.  1:  20:  Ecee  agnus  Hei,  ccce  qui  tollit  peccatum  mundi.  1.  Tim.  2:  5, 
6:  . . . Christus  Jesus  qui  dedit  redemptionem  semetipsuin  pro  omnibus. 
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Die  Verfolgung  des  Friedlosen  ist  aber  Rechtspflicht,* *)  ein  Söhne- 
vertrag ist  also  ausgeschlossen.  Damit  entfällt  jede  Busszahlung: 
Ein  Abkaulen  der  Fehde  hat  von  Seiten  des  Verbrechers  keinen 
Sinn,  denn  dann  bliebe  er  ja  noch  fär  alle  Anderen  vogelfrei; 
es  ist  sogar  unzulässig,  denn  auch  die  verletzte  Sippe  hat  die 
Verpflichtung  wegen  der  konkurrierenden  Achtsache  allein  den 
Friedlosen  zu  befehden.*)  Darum  verlangt  die  Lex  Salica,  um 
die  Ausgleichung  der  Meinthat  durch  Busse  herbeiz n führen,  dass 
die  Sippe  des  ausgeraubten  Toten  nach  vorausgegangenen  Vor- 
verhandlungen bei  Gericht  um  die  Befriedung  des  wargus  bitte; 
die  Gewährung  dieser  Bitte  erfolgt  iu  der  Weise,  dass  dem 
Missethäter  gestattet  w'ird,  durch  Erlag  des  eigenen  Wergeides 
den  Frieden  mit  der  Gesamtheit  und  mit  der  bisher  feindlichen 
Sippe  zu  gewinnen.1*)  Im  englischen  Recht  erfolgt  die  Buss- 
zahlung des  Geächteten,  erst  wenn  er  durch  Asyl  oder  könig- 
liche Gnade  (ev.  gegen  lahceap,  inlagatio)  den  allgemeinen  Frie- 


Joh.  3:  16  ff.  11;  50.  1.  Joh.  2:  2.  4:  14.  Kom  5:  6 ff.  2.  Cor.  5:  14  ff. 

Mal.  IS;  11.  Praktischer  Fall:  Leviticus  20:  10  aufgehoben  in  Joh.  8:  5 ff. 
(Ehebrecherin).  In  der  geschichtlichen  Erscheinung  des  germanischen 
Christenthums  lebt  sie  mit  so  vielen  Resten  der  vorchristlichen  Gedanken- 
welt noch  lange  weiter;  siehe  Brunner  R.  G.  II.  S.  587  f.  Wilda  S.  588ff. 
Vgl.  auch  noch  3.  Mos.  24:  20.  2.  Mos.  21:  24.  5.  Mos.  19:  21  mit  Ev. 

Matth.  5:  38  ff. ; dazu  die  Geschichte  der  Fehde,  Aufnahme  der  Talion  in 
germanischen  Rechten.  Dazu  Thomas  v.  Aq ui no  Summa  theolog.  2,  l qu. 
87  n.  3,  4 (V.  Bar  a.  0.  S.  215  f.). 

*)  Brunner  R.  G.  I.  S.  166.  Abspaltungen  Z 5 XI  8.  62  ff.  Jetzt  For- 
schungen S.  144  ff.  Schroeder  R.  G.“  8.73.  .Selbstverstiindlich  ist  eine  solche 
Rechtsvorschrift  nicht  im  Sinne  eines  physischen  Naturgesetzes  gedacht.  Wir 
werden  wohl  überhaupt  in  frühen  Entwicklungsstadien  die  Rechtssätze  manch- 
mal recht  hart  aber  dafür  nicht  konsequent  durchgefUhrt  zu  denken  haben. 
Auf  diese  Weise  dürfte  vielleicht  Brunners  und  Gier kes  (Rechtsgeschichte 
der  deutschen  Genossenschaft  I.  S.  31  f.)  Standpunkt  anztinähem  sein.  — 
Einen  äusserlich  ähnlichen  Zug  der  Diskrepanz  zwischen  Rechtst heorie 
und  Praxis  bietet  dann  wieder  das  alternde,  greisenhafte  Recht. 

•)  Vgl.  die  Hansungsverbote  bei  Brunner  R.  G.  I.  S 166  N.  4. 
Auch  ASdelr.  VIII:  1,  35.  sowie  oben  N.  3.  4.  Ferner  die  Stellen  be- 
treffend die  ffymeua  fyrmd  bei  Schmid  8.  575. 

*“)  Lex  Sal.  55:  2:  rogare  debent  (ad  iudicem)  siche  oben  $ 17  X.  2 ff 
8.  179.  Vgl.  Decr.  Childeb.  II.  v J.  596  c.  4 (I.  16):  nullus  de  optimatibns 
nostris  praesumat  pro  ipso  prccare  sed  unusquisque  admodum  inimicutn  Dei 
persequatur. 
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den  erworben  hat.11)  Des  näheren  theilt  das  englische  Recht 
die  Verbrechen  in  zwei  Gruppen:  in  busslose  (bötleas)  und  in 
busswürdige  (bötwyrde)  Thaten.1*)  Die  busslosen  Missethaten 1S) 


“)  Vgl.  z.  B.  Ine  5.  ACdelr.  VIII:  1. 

")  Zu  botlcas  und  bötwyrtte  siehe  zunächst  Scbmid  S.  541.  Leg. 
Henr.  11  jj  15:  ...  ut  graviora  placita  magisque  punienda  soli  iustitiae 
vel  misericordiae  (siehe  Brunner  R.  G.  II.  S.  66.  Abspaltungen  Z‘  XL 
8,  83  f.)  principis  addicantur,  ut  vonia  petentibus  et  poena  peccantibus  ab- 
undantius  habeatur.  In  causis  autem  emendabilibus  sanctorum  miseratione 
permissum  est,  ut  terreni  damini  audeant  ex  eorum  licentia  pecunialem 
emendationem  capere.  Leg.  Henr.  12.  13.  Vgl.  „Elfr.  Einleitung  c.  49 
jj  7.  8.  Vgl.  jetzt  auch  Pollock  - J1  aitland,  History  of  english  law  I 26. 

'•)  Nach  K.  Maurer  Kr.  Ü.  III.  8.  44.  64  „unsUhnbare  Thaten“,  bei 
denen  „die  Begnadigung  nur  sehr  ausnahmsweise  stattfinden  sollte,  während 
dieselbe  in  anderen  Fällen  nicht  leicht  verweigert  zu  werden  pflegte“.  Zur 
Begnadigung  ist  hier  aber  immer  nur  der  König  kompetent.  Er  thut  dies 
ev.  auf  Grund  eines  erlangten  Asylschutzes.  Der  Asylschutz  als  solcher 
gewährt  hier  kein  Recht  auf  Gnade;  cf.  „fidelr.  VIII:  3:  and  se  cyngc 
th«t  gethafige.  Eadg.  III:  7:  and  gesece  se  »bera  theof  thret  thset  he 
gesftce  odile  se  on  hlüford  searwe  gemet  sy  tluet  hi  naifre  feorh  ne  gesfeen, 
buton  se  cyningc  him  feorh-generes  nnne.  Knut  II:  26.  Allgemeine  Aus- 
spräche wie  Ine  5,  Anh.  IV:  16  müssen  daher  mit  dieser  Einschränkung 
genommen  werden.  Allerdings  ist  aber  die  Gruppe  der  busslosen  Misse- 
thaten in  der  geschichtlichen  Entwicklung  bald  enger  bald  weiter.  Vgl. 
■EI  fr.  Einleitung  c.  49,  wo  nur  Herroverrath  dahin  gezählt  wird.  — Bei 
Tötung  durch  Gift  oder  Zauberei  (auch  Mord?!,  ferner  bei  Hochverrat!)  steht 
dem  Verletzten  die  Uebung  der  Gnade  zu ; siehe  jj  14  N.  16  ff.  8. 157.  Normal  ist 
aber  die  Begnadigung  vom  König.  Z.  B.  Withr.  26  vom  handhaften  Dieb: 
. . thanne  wealde  se  cyning  tbreflra  eenes,  otltle  hine  man  cwelle,  oflfle  ofer 
see  seile  o(t(le  hine  his  wergelde  diese.  Ine  6 Pr.:  . . sie  on  cvninges  döme 
hwtetter  he  lif  &ge  the  n&ge.  M 1 f r.  7 Pr.  oben  in  jj  14  N.  14  S.  156.  Vgl.  „E  1 f r. 
Ein).  49  jj  7 (Schmids  Uebersetzung  ist  nicht  richtig.  Hier  heisst  es,  dass 
die  Bischöfe  und  witan  als  Gesetzgeber  keine  Mildherzigkeit  festzusetzen 
[geewadtan],  anzuordnen  brauchten  [dortton  von  thurfan,  thyrfan  = nöthig 
haben.  Vgl.  Ine  43  jj  1:  Ne  dcarf  . . gcldan.  V.  v.  hat  allerdings  „ausi 
sunt“,  ähnlich  auch  Leges  Henr.  11  jj  16  zit.  oben  N.  12;  dem  liegt  viel- 
leicht eine  von  Scbmid  nicht  verzeichnete  Lesart:  „dorston“  zu  Grunde], 
weil  Gott  denen  keine  [nämlich  Mildherzigkeit,  was  God.  H.  sogar  aus- 
drücklich hinzufügt]  zu  sprach,  angedeihen  liess,  die  sich  Uber  ihn  erhoben, 
und  auch  Christus  dem  keine  [Mildherzigkeit]  zu  Theil  werden 
liess,  der  ihn  zum  Tode  überlieferte.  Der  Standpunkt  ist  liier  ein  anderer 
als  im  Vorhergehenden  [siehe  N.  15]:  der  verratheno  Herr  will  den  Ver- 
räther  töten;  der  Verbrecher  soll  dem  Verletzten  preisgegeben  werden). 
„El fr.  4,  (wo  wid  thone  [accus,  mascul.]  nur  auf  hlüford  bezogen  werden 
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sind  Achtsachen,  bei  denen  die  Lösung  des  Halses  nur  von  einer 
besonderen  Gnade  meist  des  Königs  abhängig  ist.  Sie  sind  also 
nicht  absolut  busslos.  Bei  den  busswürdigeu  Verbrechen  erfolgt 
die  Busszahlung  entweder  auf  Grund  von  Gnade  des  Verletzten14) 
bezw.  der  Obrigkeit1®)  oder  aber  als  Recht  des  Verbrechers.1*) 

kann,  das  aber  von  Wiida  8.  990  und  Scbmid  unrichtig  mit  „dadurch“ 
übersetzt  wird  [vgl.  „Edelst.  VI:  1 § 5:  wid  thone  cing.  Kad.  II:  1 Jj  2: 
scyldig  ealles  thees  the  he  äge  wid  thone  cing.  . . ftehde  wid  thä  rnsegde. 
Kadm.  II:  7:  bötan  wid  mtegde.  Edtlr.  I:  l $ 9:  ütlah  wid  call  folc.  Edelr. 
II:  1 S 2.  7 S 1.  Knut  II:  39.  41  $ 1]).  „Edelst.  VI:  l $ 4.  5.  Eadg. 
III:  7 a.  E.  .Edelr.  I:  1 § 6.  I:  2.  VIII:  1 (oben  in  $ 14  N 13),  Knut 
I:  2 g 3.  II:  64.  Anh.  IV:  13.  15.  16.  Leg.  Hcnr.  11  S 1»  cit.  12  S 1. 
13  S 1:  Haec  mittuut  hominem  in  misericordia  regis 

**)  Bei  handhafter  l'nzucht  mit  einem  nahestehenden  Weibe  (siehe 
X 17)  erscheint  die  Anstellung  einer  Bussklage  als  ein  milderes  Vorgehen 
gegen  den  Thäter. 

“)  K.  Maurer  a.  0.  8.  56:  „Fälle,  in  denen  die  Begnadigung  nicht 
von  vornherein  der  Regel  nach  versagt,  aber  auch  nicht  in  die  Willkür  des 
Verbrechers  gestellt  ist,  ob  er  durch  eine  Zahlung  von  allen  weiteren  Folgen 
seiner  That  sich  freimachen  will,“  bei  denen  „es  also  fiir  jeden  einzelnen 
Fall  in  das  Ermessen  des  Königs,  seiner  Beamten  und  dergl.  gestellt  ist, 
ob  ein  Sühnegeld  angenommen  oder  die  Strafe  vollzogen  wird.“  Vgl.  Leg. 
Henr.  11  $ 15  cit.  12  $ 3:  Haec  einendantur  wera  si  ad  emendationem 
veniat.  Wihtr.  28  = Ine  20  . . . t'or  theüf  he  bid  tu  pröfianne,  ottdc  tö 
sleänne  ottile  tö  ilysenne.  Ine  12.  „Elfr.  Einl.  49  S 7 (von  Schmid  nicht 
richtig  übersetzt):  weil  Christus  Barmherzigkeit  lehrte,  dürfen  (arg:  möston; 
mit  hiora  leafan:  V.  v.  audeant;  Leg.  Henr.  11  $ 16:  permissum  est)  die 
woruldhläfordas  statt  peinlicher  Strafe  Celdlmssen  annelnnen.  Die  Herren 
haben  nach  dieser  Fassung  (der  Verletzte  ist  gewöhnlich  ein  Dritter)  ein 
grösseres  Interesse  Busse  zu  nehmen  als  peinliche  Strafen  vollziehen  zu 
lassen;  sie  dürfen  es,  weil  Christus  Milde  lehrte.  (I.'ober  das  weitere  siehe 
oben  N.  13.)  — Knnt  II;  61. 

■*)  Schmid,  Ges.  d.  Aga.  S.  572  No.  3.  Jliemit  darf  nicht  etwa  das 
alte  „Fehderecht*  des  Schuldigen  verwechselt  werden.  Vgl.  über  dieses 
Brunner  R.  G.  I.  S.  163  f.  Nicht  von  einem  Fehderecht,  sondern  von  einem 
Bussrecht  ist  hier  die  Rede.  Die  Fehde  oder  Friedlosigkeit  erscheint  als 
das  grössere  Uebel,  das  dnreb  Bussenzahlung  ahgewendet  werden  kann. 
Der  Misseth&ter  hat  das  Recht  der  Fehde  von  Seiten  des  Verletzten  oder 
der  Acht  durch  Busscnanbietuug  — nicht  umgekehrt  der  Busse  durch  Aufnahme 
der  Fehde  — sich  zu  entziehen.  (Freilich  kann  der  Verletzte  nicht  formell  das 
Gericht  um  Milderung  der  Fehde  zur  Busse  ersuchen  wie  Fr.  W.  Inger, 
Die  altdeutsche  Gerichtsverfassung  (842  S.  mit.  zu  meinen  scheint.  Vgl. 
aber  auch  die  Verklarung  bei  Ungefähr.)  Man  kann  liier  also  allerdings 
auch  von  einem  Wahlrecht  sprechen,  aber  dieses  Wahlrecht  ist  für  den  ge- 
wöhnlichen Fall  doch  höchst  fragwürdiger  Natur  Der  trotzige  Missi  tliäter 
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Das  letzter?  ist  der  Fall  bei  fast  allen  Felidesachen.17)  Die 


wird  allerdings  nicht  versuchen  den  erbitterten,  zur  Fehde  entschlossenen 
Gegner  durch  Anerbietung  zur  Busse  zu  versöhnen;  ein  solcher  muss  sich 
dann  die  Fehde  gefallen  lassen,  faidam,  inimicitias  porlare,  die  vote  dragben. 
Dieses  linssrecht  dürfte  recht  verbreitet  gewesen  sein.  Lex  Sa*,  c.  1« : 
compositionem  solvat  vel  faidam  portet.  Altlivländisches  Ritterrecht  Art.  5S* : 
men  legere  en  edder  drege  sine  veide  (bei  Brunner  R.  G I.  S.  1C2  N.  32). 
Vos  Reinaerde  ed.  Martin  Vers  7295:  ic  acht  deine  al  dijn  maghen,  ic 
sei  die  vete  wel  draghen  (bei  Brunner  R G.  I.  8.  163  N.  34).  Auch  das 
fränkische  Recht  kennt  diese  Auffassung,  wenn  sie  sich  auch  direkt  erst  in 
karolingischen  Kapitularien  rachweisen  lässt:  Cap.  Hnrist.  v.  J.  779  c.  22 
(1.5t)  etc.  unten  $20  N.  37  ff  Fustel  de  Conlanges  Recherches  sur  quel- 
ques probldnes  d'histoire  S.  470  ff.  Schroeder  R.  G.  2.  Aufl  S.  79  N.  60. 
— Glasson,  Histoire  du  droit  et  des  institutions  de  la  France  III.  S.  535. 
postuliert  solches  schon  für  die  Lex  Salica.  Kirchlicher  Kinfluas  wird  nicht 
abzuweisen  sein  v.  Bar,  Geschichte  des  deutschen  Strafrechts  S.  58  N.  250 
„In  der  späteren  Zeit  musste  freilich  auch  der  Verletzte  sich  mit  einer 
Komposizion  begnügen.  Dagegen  kann  ich  hierin  nicht,  wie  von  Amira 
will,  uraltes  Recht  erkennen.“  Vgl  hiezu  Brunner  R G.  I.  S I70f.  insbes 
Aiun.  22.  Auch  oben  N.  9.  10  und  S.  179  N.  4.  — tax  Fris.  2:  2:  donec 
quomodo  potuerit,  . . amicitiam  adipiscatur  (und  ähnlich  Tit.  2:  3,  5, 
6,  7)  kennt  ein  solches  Bussrecht  nicht;  da  handelt  es  sich  aber  auch  um 
einen  Fall,  für  den  keine  besondere  Busse  besteht.  Und  so  wird  es  auch 
allgemein  vor  der  gesetzlichen  Fixierung  der  Bussen  ausgesehen  haben. 
(Für  das  Bussrecht  als  spätere  Entwicklung  auch  Waitz  Vfg.  I.  8.  403. 
Vgl.  auch  Köstlin,  Das  germanische  Strafrecht,  Ztschrft.  f.  dtsch.  Recht 
XIV  (1853)  S.  373.  Dahn,  Fehdegang  und  Rechtsgang  der  Germanen: 
Bausteine,  zweite  Reihe  S.  114  ff.)  Das  Fchderecht  des  Verletzten  schwand 
zunächst  bei  Ungefährwerken;  sodann  betrachtete  es  die  christliche  Obrig- 
keit als  ihre  Aufgabe,  die  Fehde  zurückzndriingen : vgl.  z.  B.  Form.  Mark. 
II:  18.  ZeumerS.  88:  vitae  periculum  incurrcre  potueras  sed  intervenientes 
sacerdotes  et  magnificis  viris  . . . nos  ad  pacis  concordia  ad  hoc  visi  fuerunt 
revocasse  . . . Auch  unten  $ 20  N.  39.  38.  Ein  Stück  Entwicklung  bietet 
das  langobardische  Edikt.  Ro  74  greift  in  einen  Rechtszustand  ein,  der  das 
Bussrecht  des  Schuldigen  nicht  kennt.  Durch  die  Erhöhung  der  Bussen  soll 
auf  den  Verletzten  eine  Pression  ausgeiibt  werden,  von  der  Fehde  abzustehen 
und  die  Bussklage  vorzuzieheti.  Erst  durch  Rotharis  (c.  47.  74.)  Be- 
stimmung wurde  das  unbedingte  Fehderecht  der  Verletzten  für  Wunden, 
nicht  aber  auch  für  Todschlag  aufuehoben.  Mit  dieser  Beschränkung  sollte 
den  bisher  Fehdeberccbtigten  eben  die  Erhöhung  der  Bussen  versöhnen. 
Damit  stimmt  auch  die  im  langobardischen  Recht  eintretende  Knmulazion 
von  Todesstrafe  mit  Bussen  zusammen:  Die  Busse  erscheint  nicht  als  ein 
Recht  des  Verbrechers,  das  er  durch  Meinthat  verwirkt  hätte,  sondern  von 
vornhciein  als  ein  positives  Recht  des  Verletzten.  Vgl.  unten  $ 19. 

”)  Sclunid  a.  O.  S.  572.  Ine  9.  74.  jülfr.  42.  Aädclr.  IV:  4 $ 1. 
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Fehde  ist  nur  gegen  denjenigen  zulässig,  „der  sicli  der  ordent- 
lichen Rechtsverfolgung  entzieht  oder  widersetzt“. '*)  Es  gibt 
aber  auch  Achtsachen,  bei  denen  dem  Verbrecher  ein  Recht 
auf  Halslösung  zusteht.1*)  Endlich  kann  bei  den  Rechtsbrüchen 
von  vornherein  nur  Busse  eingeklagt  werden.50)  Hienach  er- 
scheint also  die  Busse  als  ein  Recht  oder  als  eine  Gnade  für 
den  Verbrecher.  Die  Todesstrafe  gilt  somit  für  den  Verletzten 
als  die  grössere  Genugthuung,  für  den  Thäter  als  das  grössere 
Uebel.  Durch  eine  busslose  That  hat  der  Verbrecher  alle  Rechte 
folglich  auch  die  in  der  Bnsszahlung  liegende  Begünstigung  ver- 
wirkt: der  Verletzte  erlangt  aber  durch  den  Vollzug  der  Todes- 
strafe eine  höhere  Befriedigung.  Wie  der  Rachetod  des  Ver- 
brechers dem  Verletzten  die  Busse  ersetzt,  zeigt  anschaulich 
eine  Wendung  des  bairischen  Volksrechts,  wo  es  vom  Ehebrecher 
heisst:  pro  ipsam  com  Position  em  in  suo  scelere  iaceat  sine  vin- 
dicta.51)  Das  diesem  Ersätze  zu  Grunde  liegende  Moment  der 


Knut  II:  10.  Willi.  I:  44.  Leg.  Henr.  «2:  1,  2.  83:  1,  3.  Ale  Ausnahme 
wird  nur  das  liandhafte  Stuprum  eines  nahestehenden  Weibes  bezeichnet. 
Ailfr.  42  § 7 (vgl.  oben  N.  14).  Die  leg.  Henr.  82  jj  8 verlangen  da  noch 

eine  vorhergehende  dreifache  prohibitio.  — Willi.  I:  36  betrifft  die  väter- 

liche Strafgewalt  gegenüber  der  ehebrecherischen  Tochter. 

'•)  K.  Maurer  Kr.  Ü.  III.  S.  41. 

■*)  Ine  16:  Se  tlie  hereteäma  betvgen  sie,  he  hiue  be  his  wergilde 
älii'sc  . . A5 1 fr.  7 jj  1 : . . forgielde  he  hine  sclfa  be  his  wergilde.  (Die 
That  ist  hier  nicht  wie  im  Pr.  dieser  Stelle  handhaft.)  Aldelst.  VI:  I § 4 : 
butan  thä  magas  oddc  se  hlaford  hine  ütniman  will  an  be  his  were. 

God.  cc.  9.  12  Jj  1.  II:  l $ 4.  Aidelr.  I:  1 §6.  II:  5 <j  2 mit  c.  0.  Knut 

II:  30  $ 3.  03.  Ein  solches  Kocht  kann  der  Thäter  bei  busswürdigen  Misse- 
thaten  (siehe  oben  X.  13)  auch  durch  Asylschutz  gewinnen.  Ine  5.  Anh. 
IV:  10. 

*")  Brunner  K. G.  I.  S.  105  f.  Ferner  unten  N.  23  ff. 

*')  Lex  Bai.  8:  1 (vgl.  S.  IG  1 X.  13.)  Sohin,  Prozess  der  Lex  Salica 
S.  139  bemerkt  dazu:  .Der  Anspruch  aus  dem  Delikte  gelangt  durch  die 
Tötung  des  handhaften  Delinquenten  zu  seiner  Befriedigung“.  Die  blos 
prozessuale  Betrachtung  (vgl.  unten  jj  20  X.  6)  verleitet  Siegel,  Gerichts- 
verfahren S.  80  ff.  dazu,  in  dieser  Tötung  nicht  Rache,  sondern  nur  ein 
Mittel  zu  sehen,  .um  sicher  zu  seinem  Hechte  zu  kummen-,  also  den  Misse- 
thäter  tot  vor  Gericht  zu  bringen,  um  die  Klage  gegen  ihn  zu  erheben.  — 
Zu  bemerken  ist,  dass  auch  das  bairische  Volksrecht  ausdrücklich  zwischen 
busswürdigen  und  busslosen  Thaten  unterscheidet:  Lex  Bai.  II:  1:  . . . 
Tune  in  ducis  sit  potestate  vita  ipsius  et  omnes  res  eius  in  patrimonium. 
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Satisfakzion  wird  anschaulich  in  einer  Stelle  des  Westgoten- 
rechtes hervorgehoben,  wo  es  heisst,  die  verletzte  Sippe  solle 
die  Wahl  haben  zwischen  Preisgabe  des  plagiators  oder  Wer- 
geid, da  sie  die  Entführung  des  Gesippen  ebenso  schwer  tragen 
müsse  wie  dessen  Tötung.**) 

Ausserdem  gibt  es  sodann  eine  Reihe  von  Bussen,  die 
nicht  auf  ursprüngliche  Fehde  zurückzuführen  sind.**) 
Solche  Bussen  haben  ebenso  wie  die  Fehdegelder  einen  poenalen 
Charakter;*4)  sie  sind  gleichfalls  demüthigende  Vermögensver- 


Ceteras  vero  quascunque  commiserit  peccatas  usque  habet  substantiam  cp. 
secnndun  legem. 

**)  Siehe  oben  S.  170  X.  43.  — Vgl.  auch  Brünner  SchSITenbuch  No.  533: 
Einer  hat  aus  Hache  «len  Knecht  seines  Gegners  geprügelt  und  verwundet: 
<|uia  pacem  factis  fregit,  est  decolandns.  Et  pro  hoc  est  tarn  vulnerato 
quam  iudici  satisfactum. 

**)  Siehe  oben  N.  20. 

**)  Vgl.  Waitz,  Das  alte  Recht  der  aal.  Franken  S ISS:  „Die  Baase 
hat  „nicht  den  Charakter  der  Entschädigung  (so  will  es  von  Bar,  Ge- 
schichte des  deutschen  Strafrechts  S.  61)  für  den  zugefügten  Nachtheil  oder 
Verlust  an  Gut  und  Leben,  sondern  sie  ist  Straf«  sowohl  dem  Einzelnen  als 
der  Gemeinde  gegenüber.  Von  der  Busse  verschieden  ist  der  Schadenersatz, 
der  fast  überall  gezahlt  werden  muss,  wo  ein  solcher  mit  Sicherheit  sich 
berechnen  lässt,  während  jene  auch  da  eintritt,  wo  gar  keine  unmittelbare 
Benachtheiligung  an  Hab  und  Gat  nachgewiesen  werden  kann.  Vgl.  Waita, 
Verfassungsgeschichte  I (8.  Aull.)  S.  sy»,  (wo  auf  Tacitns  Germania  c.  12: 
„Sed  et  levioribus  delictis  pro  modo  poena;  equornm  pecorumque  numero 
convicti  multantur*  verwiesen  wird),  40».  Siehe  auch  A.  B.  Schmidt:  Schaden- 
ersatz in  den  Volksrcchten  (Gierkes  Untersuchungen  zur  deutschen  Staats- 
und Rechtsgeschichte  XVIII)  S.  10:  Strafe  der  Gesamtheit  and  dem  Ver- 
letzten gegenüber.  Seine  Ausführungen  über  den  Entschädigungscharakter  der 
Busse  kanu  ich  nicht  voll  akzeptieren.  Gerade  die  Absorpzion  des  Buss- 
anspruchs durch  konkurrierende  Friedlosigkeit,  wie  sie  im  Verlaufe  der  obigen 
Darstellung  nachgewiesen  wird  (im  Gegensatz  zur  Knmniazion  von  capitah- 
und  dilatura)  verbietet  hier  ebenfalls  von  einer  Entschädigung  zu  sprechen. 
„Sühne“  („SUhngeld*  Wilda  S.  315,  Bruuner  R.  G.  I $ 21),  „Genugthuung" 
(„satisfactio*  Tacitus  Germania  21 ; vgl  v.:  „vindicatur“  daselbst  c.  12)  scheint 
mir  hier  das  Richtige  auszudrUcken.  Die  sog.  immateriellen  Güter,  als 
deren  Ersatz  Schmidt  die  Busszahlung  gewaltsam  konstruiert,  haben  doch 
mit  den  materiellen  Gütern,  deren  Schädigung  zur  Zahlung  von  capitale  und 
dilatura  verpflichtet,  blutwenig  gemeinsam.  Die  Kategorie  der  immateriellen 
Güter  ist  ein  zum  Ziehen  von  theoretischen  Konsequenzen  unbrauchbarer  Noth- 
behelf,  — abgesehen  davor,  dass  man  diesen  Gütern  durch  Zusammenwerfen  mit 
den  wirtschaftlichen  Sachgütern  (die  nur  als  Mittel  zum  Zweck  „gut“  sind) 


Digitized  by  Google 


minderong,  somit  Strafe  für  den  Verbrecher  und  als  solche  so- 


in  eine  Rubrik  wenig  Ehre  erweist.  Dazu  möchte  ich  noch  herrorheben, 
das»  Genugtlmung  und  Entschädigung  fllr  verletzte  ImmaterialgUter  gar 
nicht  zusammenfallen  müssen.  Wenn  jemand  durch  offenbare  Roheit  meine 
Ehre  angegriffen  hat,  so  bin  ich  berechtigt  ev.  auch  verpflichtet,  Genug- 
tuung zu  verlangen.  Allein  einen  immateriellen  Schaden  hat  er  mir  viel- 
leicht gar  nicht  verursacht;  meine  Ehre  und  mein  Huf  leiden  nicht  dadurch, 
dass  sie  der  Erstbeste  mit  Koth  bewirft.  Andererseits  ist  es  wieder  denk- 
bar, dass,  wenn  ich  mich  Beleidigungen  gegenüber  still  verhalte  und  keine 
Genugtuung  fordere,  erst  dann  ein  immaterieller  Schade  beginnt,  Wilda 

5.  314  ff.  gebraucht  allerdings  das  Wort  „Schadenersatz*,  versäumt  es  aber 
nicht,  den  tiefgreifenden  Unterschied  dieser  „Art  Schadenersatz*  (Busse) 
von  dem  eigentlichen  „Schadenersatz“  (capitalo)  in  schärfster  Weise  hervor- 
zuheben. Schmidt  wird  durch  seine  Auffassung  des  „Friedenskaufs“  der 
von  Wilda  S.  316  vertretenen  Auffassung  der  Busse  als  Sühngeld  nicht 
gerecht.  (Eine  nachträgliche  Bemerkung  Wildas  S.  30G  N.  1 wird  ohne 
erhebliche  Kodifikation  nicht  aufrecht  erhalten  werden  können;  die  Bussen- 
zahlung  aus  dem  Vermögen  des  Friedlosen  war  durchaus  nicht  überall 
Rechtens.  Vgl.  $ 20.  21.  19).  Es  ist  insbes.  auch  noch  anzufülireu,  dass 
die  Lösungsbussen  doch  nur  mit  äusserster  Künstlichkeit  als  Ersatz  für  die 
verbrecherisch  beschädigten  Immaterialgüter  konstruiert  werden  können. 
Und  wie  unfruchtbar  eine  solche  Konstruktion  ist,  zeigt  Roth.  267;  siehe 

6.  182  N.  24.  S.  176  N.  9.  S.  144  N.  76.  Gegen  die  Konstruktion  der  Busse  als 
Schadenersatz  auch  Glasson  a.  O.  III.  S.  539.  Ebenso  spricht  sich  Brun- 
ner R G.  IL  S.  613  entschieden  für  den  poenalen  Charakter  der  Busse  aus. 
Betreffend  das  von  ihm  S.  614  als  theilweise  Ersatz  angeführte  Wergeid  des 
Freien  und  die  Bussen  der  Lei  Salica  für  die  Tötung  eines  Knechtes  siehe 
S.  29  N.  9 $ 19  N.  6 ff.  50  ff.  — Viel  eher  lässt  sich  sagen,  dass  d ie  Volks- 
rechte den  Schaden,  wo  sie  ihn  nicht  streng  von  der  Busse  son- 
dern (capitale,  dilatura,  medicatura,  operae  servorum:  vgl.  auch  octogild 
bei  den  Langobarden  und  Alamannen  als  Busse  im  Sinne  9 fachen  Ersatzes), 
in  die  Busse  hineinziehen;  z.  B.  III  geböte  -Edelb.  9;  vgl.  auch 
A d e 1 b.  1;  ängilde  und  twygilde  im  ws.  und  ne.  Reichsrecht;  in  duplum 
restituat,  in  duplo  conponat  Lei  Fris.  3;  2,  4.  7:  1.  8 etc.;  duos  geldos  = 
per  aliud  tnntum  (dieses  letztere  als  Busse  neben  dem  Ersatz)  Ewa  Cham. 
27.  28;  triplum  der  Lei  Burg.  4;  3 63.  70.  Ro  146.  Lei  Angl,  et  Wenn. 
36  ff.  Rib.  42:  4,  6,  6;  seiies,  novies  Leg.  Wisig.  VII:  2:  13  etc.;  novem- 
geldos:  Pactus  Alam.  V:  6 etc.  Ewa  Cham.  24;  insbes.  ter  novimpli- 
oiter:  Lei  Alam.  V:  1 Codd.  B.  zweite  Abtheilung.  Lei  Baiuw.  IX : 1,  G. 
Lex  Sai.  36.  Köstlin,  Z.  f.  dtsch.  Recht  XIV  (1*63)  S.  387  N.  123.  124. 
Vgl.  Brunner  R.  U.  II.  S.  6l3f.;  von  Amira  „Recht“  S.  180.  Schroe- 
der  R.  G.'  S.  838  N.  42.  — Fustol  de  Coulauges,  Rcchcrches  cit.  S.  475  ff. 
lehrt  mit  Unrecht,  die  Bussen  seien  sämtlich  Lösungstaxen:  on  pourrair 
döfiuir  la  compositiou  uu  arrangemeut  ou  un  accord  par  lequel  le  coupnble 
se  rachetait  d une  peine  et  en  meine  temps  röparait  un  dommage  (S.  482). 
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wie  als  Vermögenssteigernng  Satisfakzion  für  den  Verletzten. ,s) 
Sie  werden  ebenso  wie  die  Fehdebussen  und  peinlichen  Strafen 
als  compositio,  satisfactio  bezeichnet5*)  und  damit  in  ein  kom- 
mensurables Verhältnis  mit  diesen  und  insbesondere  mit  der 
Todesstrafe  gebracht.  Diese  gilt  dann  als  eine  höhere  Befriedi- 
gung auch  des  Privatverletzten  und  ist  somit  geeignet,  die  Busse 
zu  ersetzen.57) 


Nimmt  man  den  Ausdruck  racliat  de  la  peine  im  enteren,  greifbaren  Kinn 
als  Lösungstaxe,  so  ist  dies  unrichtig,  nicht  nur  für  das  Wergeid,  sondern 
auch  für  die  anderen  Buasen,  von  denen  nur  ein  Theil  — allerdings  im 
äolischen  Rechte  ein  grosser  Theil  — sich  als  Rodempziousgebühron  er- 
klären lässt.  Vgl.  gegen  Fustel  de  Coulanges  auch  Glasson  a.  O.  III. 
S.  540.  Dieser  erklärt  die  Busse  als  rachat  du  droit  de  vongeanco;  le  cou- 
pable  eteiut  le  droit  de  l’offouse  de  lui  df-clarcr  la  guerre  priveo  en  payant 
une  somme  d'argeut  (Uber  das  Busarecht  des  Verbrechers  siehe  oben  N.  IG). 
Er  bleibt  also  bei  dem  prägnanten  aber  unvollkommenen  (siehe  oben  N.  1) 
Bilde:  f adele  ofäceapian.  — Nach  der  von  Brunner  R.  Ü.  II.  S.  613  N.  2 
angeführten  Stelle  (vgl  unten  N.  2G)  soll  die  Busso  das  commissum  facinu» 
also  das  Verbrechen,  nicht  den  Schaden  oder  aber  die  verwirkte  Strafe  auf- 
wiegen. 

“)  Vgl.  die  Darstellung  Suueseus  (bei  Wilda  S.  315).  der  die  Busse 
schildert  als  castigatio  reatus  per  multam  pecuniariaiu  ( Vermögensminderung) 
behufs  refrenatio  des  excessus  durch  humilitas  für  den  Verbrecher  und  als 
triste  solatium  (also  nicht  Ersatz)  für  das  damuurn  amissionis  (Ver- 
mögenssteigerung)  und  cura  der  erlittenen  superbia  per  contrarium  nämlich 
durch  die  humilitas  des  Thäters  für  den  Verletzten. 

**)  In  einem  Aufsatze  de  compositione  sacrilegiorum  (siehe  Brunner 
R.  U.  II.  S.  G13  N.  2):  compositio  proprie  vocatur  quelibet  satisfactio  quam 
reus  componit  quisque  pro  quolibet  malefacto.  Sive  onim  ipsa  satisfactio 
sit  corporis  aut  animae  afflictio  sive  sit  pretium  quodeunque  quod  pro  male- 
facto commisso  ab  ipso  reo  solvitur,  merito  compositio  vocatur  quia  contra 
coinmissum  facinus  quasi  aequitatis  pondere  ponitur.  Vgl.  .böt“  in  ,E d e 1 r.  I: 
1 S 6.  Knut  II:  30  § 4.  32  Vgl.  Lex  Burg.  2:  l:  sanguinis  effusione 
componere;  50:  2:  100  sol.  in  compositione  criminis.  Crimen  expiare  mit 
Busse  resp.  Todesstrafe  45.  80:  2.  52:  3. 

*7)  Einen  Fall,  wo  gleichfalls  die  (blosse)  Tötung  des  Verbrechers  durch 
den  einen  Verletxteu  die  dem  anderen  Verletzten  gebührende  Satisfakzion 
durch  einen  (mit  DemUthigung  des  Missethäters  verbundenen)  Vermögens- 
vortheil absorbiert,  bietet  die  Lex  Burg.  35:  2,  3 (vgl.  Brunne  r R.  G.  IS.  01. 
Z 1 XI  S.  74.  Forschungen  S.  45«.  Gierke,  R.G.  der  dt  sch.  Genossenschaft 
I.  S.  21).  Die  Sippe  soll  (iubemus)  das  Mädchen,  das  sich  einem  Knechte 
verbunden  hat,  töten.  Macht  die  Sippe  von  dieser  Strafgcwalt  keinen  Ge- 
brauch, so  tritt  fiskalische  Verknechtung  ein.  An  der  Bestrafung  ist  also 
interessiert  sowohl  der  Staat  als  die  Sippe.  Der  erstere  gelangt  zur  Geuug- 
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Der  Vollzug  der  Friedlosigkeit  bietet  also  dem  Beschädigten 
im  Wesen  dieselbe  Genugthuung,  nur  in  höherem  Masse,  wie 
sie  ihm  in  geringeren  Fällen  die  Busse  verschafft:  er  befriedigt 
sein  durch  das  Verbrechen  angestacheltes  Verlangen  nach  Rache. 
Dass  insbesondere  auch  bei  Vermögensdelikten  der  Busse  diese 
mit  der  Todesstrafe  gemeinsame  Fuukzion  der  Rachebefriedigung 
zukomme,  und  wie  sehr  diese  Funkzion  im  Bewusstsein  unserer 
Quellen  lebendig  sei,  zeigt  eine  unserer  ältesten  Stellen:  König 
Ine  bezeichnet  vom  Diebstahl  zum  Raub  übergehend  die  Weg- 
nahme einer  Sache  im  Wege  eigenmächtiger  Selbsthilfe  aus- 
drücklich als  wrace  dön;**)  und  auch  noch  in  späteren  Zeiten 
gilt  die  Hinrichtung  des  Diebes  als  theofwrace,*®)  geschieht 
dessen  Verfolgung  durch  die  Londoner  Gesamtbürgschaftsgilde 
wie  ein  fehdeartiger  Krieg.3")  Als  dann  in  Folge  des  Christen- 
thums der  Gesichtspunkt  der  Rache  durch  den  der  Gerechtig- 
keit31) in  den  Hintergrund  gedrängt  wird,  erscheint  Häufung 
von  peinlicher  Strafe  und  Busse  als  unzulässige  Doppelbestrafung. 
Auch  da  bleibt  die  alte  Alternative  zwischen  den  beiden  auf- 
recht. Eine  Konsequenz  davon  zeigt  eine  Bestimmung  der 
Leges  Henrici33).  Von  mehreren  Theilnehmern  eines  Dieb- 
stahls hat  einer  gebüsst.  Dadurch  werden  die  anderen  zwar 

thuung  entweder  durch  Verknechtung  oder  durch  die  Tötung  des  Verbrechers 
durch  die  Sippe.  — In  diesem  Sinne  sagt  auch  die  IG.  friesische  Küre  (v. 
Richthofen  S.  20)  von  einem  der  „wegen  Unvermögens  die  Busse  zu  zahlen 
mit  seinem  Halse  (mith  sine  halse)  biissen  muss:  thenua  ielde  hi  alle 
liudem  te  thonke  thi  ther  hongat,  — in  einer  anderen  Hs.:  efne  ielt 
alle  thi  ther  hongat,  — lat.:  quin  ille  eque  solvet  omni  populo  qui 
pendet,  — niederaächsisch:  wente  he  bctaelt  ghelyken  allen  luden  de 
hanghet.  UioB  ist  die  alte  germanische  Strafidee!  Wer  bangt,  zahlt  allem 
Volke  die  Sühne  des  Volksfriedens!“  Gierkc  a.  0.  I.  S.  32  N.  20. 

*")  Ine  9:  Be  thäm  wrecendati  rer  he  him  ribtes  bidde  (vgl.  Ine  8.7): 
Gif  hwu  wrace  dö  rerthon  he  him  ribtes  bidde,  thset  he  him  onniiue,  ftgife 
and  forgielde,  and  geböte  inid  30  seill.  cf.  Ine  10.  Pollock-Maitland  I 14*. 

**)  ^Edelst.  VI:  1 $ 4:  slca  man  hinc  on  th4  theüfwraco. 

“')  jEdelst.VI:8  jj  2,  3.  Pollock-Mai tlan  d I 7.  17.  Vgl.  Wiemars 
Zusatz  zu  Lex  Fris.  Tit.  2 tunten  § 19  N.  21). 

*')  Pertile  a.  0.  V.  S.  53.  Vgl.  Wilda  S.  493.  Brunner  R.  G. 
II.  S.  588. 

**)  Leg.  Henr.  49  $ 7.  — Das  Momeut  der  Genugthuung  und  dessen 
Folge,  die  Absorpzion,  erklärt  auch  die  Leichtigkeit,  mit  der  (wie  Pollock- 
Mai  tl  and  II.  457  f.  zoigen)  in  der  Geschichte  die  Bussen  durch  die  peinl. 
Strafen  verdrängt  werden. 

behrcucr,  bthaiulliwtf  d*r  V«i braobenakuukurreus  13 
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von  der  Busse  frei,  debet  autem  de  convictis  iustitia  fieri:  der 
Zahler  hingegen  kommt  mit  der  Busse  davon. 

Zahlungen,  die  nicht  den  Charakter  poenaler,  sondern  den 
wirtschaftlicher  Genugthuung,  des  Schadenersatzes  haben, 
capitale,  dilatura,  werden  mit  der  Todesstrafe  kumuliert.**)  Auch 
die  Berücksichtigung  der  schuldlosen  Ehegattin  sowie  die  Rück- 
kehr des  Lehens  an  den  Lehensherrn  im  englischen  Rechte  zeigt, 
dass  über  berechtigte  Ansprüche  nicht  hinweggegangen  werden 
wollte.*4) 

Auch  das  Aufgehen  des  Friedensgeldes  in  der  Todes- 
strafe lässt  sich  begrifflich  erklären.  Die  Sühnevermittlungs- 
gebühr oder  der  Preis  für  die  Wiedererlangung  des  Friedens 
ist  selbstverständlich  ausgeschlossen,  wenn  es  zur  Wiederbefrie- 
dung nicht  kommt;  die  Busse  für  den  Friedensbruch  ist  durch 
die  schwerere  Strafe  zu  Hals  ersetzt.**)  Dazu  kommt,  dass  mit 
dem  Leben  zunächst  auch  Hab  und  Gut  verwirkt  ist;  der  Fiskus 
erhält  da  zumeist  noch  viel  mehr  als  das  Friedensgeld.  Bei  der 
Abspaltung  der  selbständigen  Todesstrafe  aus  der  Friedlosigkeit 
ist  es  wohl  gelegentlich  aus  fiskalischen  Rücksichten  vorgekom- 
men, dass  der  König  in  das  freigegebene  Vermögen  dennoch 
vorher  einen  Griff  gethan  hat.  So  verhängt  Childebert  II.  über 
den  Frauenräuber  und  die  Geraubte,  die  ihm  zu  Willen  ist,  die 
Todesstrafe,  überlässt  das  Vermögen  der  Missethätcr  den  Erben, 


*•)  z.  B.  Lei  Rib.  70  in  Jj  15  N.  7 >S.  160.  Brunner  R. ö.  II.  S.  625 
N.  17.  Vgl.  S 20  N.  10.  Die  Leimung  rle»  ängyld  in  England  oben  S.  162  ff. 
der  dilatura  S.  147.  Wenn  wir  daher  die  dilatura  stellenweise  neben  einer 
peinlichen  Strafe  vermissen,  so  ist  sie  entweder  einfach  blos  unerwähnt  ge- 
blieben (z.  B.  Lei  Sal.  40:  1 ; vgl.  12:  1)  oder  es  fehlt  — so  bei  handhnfter 
That  — die  Verzögerung  der  Kestituzion  (vgl.  Cap.  de  latr.  c.  7.  Pactus 
pro  teuore  pacis  c.  16:  dilatura,  si  fuerit.  Auch  Lex  Sal.  40:  2 cod.  3 ff. 
arg.  antequam  tor.atur  . . . fuerit  confessus  et  . . convcnerit  ?). 

")  Ine  57,  aber  auch  Wilh.  I:  27.  Urkunde  bei  Kemble  Cod.  dipl. 
Nr.  32s  (=  Karle  ilandbook  to  landeharters  S.  162  = Thorpe,  Diploma- 
tarium  Anglicum  S.  169  ca.  annuni  900:  — OrdlAf  f£ng  t6  bis  londe.  Kordon 
hit  wies  his  lteu  dmt  he  ou  sete  he  ne  mcahte  na  his  farwyrcan.  Vgl.  aber 
auch  Brunner,  Zeugen-  und  Inquisizionsbeweis  S.  60  f.,  Forschungen  143  f. 
(unten  20  N.  10.  50f.)  und  PertileV.  S.  235 f.:  Nell"  avocare  i beni  allo 
Stato  non  si  aveva  alcun  riguardo  a diritti  di  terzi,  nb  a doti  o donazioni 
nuziali  delle  inogli;  ne  a ragioni  di  estranei  creditori;  doch  nicht  allgemein. 

“)  Vgl.  oben  N.  6.  27. 
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will  aber  dabei  den  Anspruch  des  Fiskus  befriedigt  wissen.’*) 
lusbesondere  mag,  als  nach  dem  U ebergang  der  Friedensgelder 
in  dritte  Hände  der  finanzielle  Charakter  dieser  Zahlungen  noch 
mehr  hervortrat,  deren  Kumulazion  mit  der  Todesstrafe  vor- 
gekommen sein.’7) 

Der  natürliche  Tod  des  Verbrechers  dagegen  bietet  eine 
solche  Genugthnung  nicht.  Einige  Rechte  und  zwar  auch  solche, 
die  dem  Absorpzionsprinzip  huldigen,"8)  bestimmen  daher  aus- 


M)  Decr.  Child.  II.  v.  J.  590  c.  4 (I.  16)  . . ambo  . . occidantur,  et 
facultatcs  eorrnn  parentibua  legitimis,  et  quod  fisco  nostro  debetur  adqniratur. 

*’)  Vgl.  oben  Jj  18  N.  1 S.  152  (flandrische  Keure  v.  1241).  S 156  N.  IS. 

**)  Dass  bei  den  Langobarden  der  Erbe  für  Wergeid  UDd  ahtogild 
haftet  (Liu.  59  [dazu  57]  und  arg.  Liu.  17,  wornach  das  Wergeid  selbst  bei 
Hinrichtung  des  Thäters  von  seinen  Krben  gezahlt  werden  muss),  hat  mit 
Rücksicht  auf  deren  Kumulazion  mit  der  Todesstrafe  nichts  Befremdendes. 
Lösnugstaxen  dürften  ihrem  Wesen  nach  unvererblich  gewesen  sein;  vgl. 
auch  Lib  Pap.  Karl.  M.  34  (35)  = Cap.  Bonouiense  v.  J.  811  c.  1 (I.  160) 
dazu  unten  N.  50;  ferner  8 der  Expositio  zu  Liu.  17  oben  8.  175  N.  8. 

Vgl.  überhaupt  Stobbe,  lieber  das  Eintreten  des  Erben  in  die  obligatori- 
schen Verhältnisse  des  Erblassers  nach  deutschem  Recht  in  Jahrb.  des  gem. 
dtscli.  R.  berausgegebeu  v.  Bekker,  Muther,  Stobbe  V (1862)  S.  297. 
Lewis,  Die  Sukzession  des  Erben  in  die  Obligazionen  des  Erblassers 
nach  deutschem  Recht  (1864)  S.  160  f.  Miller  Z1  XIII  (1878)  S.  44. 
Stobbe  und  Miller  sprechen  aber  zu  allgemein  von  der  Haftung  des 
Erben  für  Delikte  des  Erblassers.  Nach  unserer  Auffassung  ist  Lib.  Pap. 
Kar  M.  34  (35)  keine  Ausnahme,  wie  Miller  behauptet,  sondern  hat  seiuen 
inneren  Grund.  Lewis  sieht  in  der  Haftung  des  c.  59  Liutprands  wie 
schon  vor  ihm  „Albertus“  (S  67  f.,  vgl.  Stobbo  a.  O S.  297  f)  mit  Un- 
recht ein  fiskalisches  Privileg.  Ein  solches  besteht  hier  allerdings,  aber  es 
liegt  in  der  Verdopplung  des  ahtogild.  Dagegeu  hat  Lewis  Recht,  wenn 
er  sagt,  dass  die  Bestimmung  nicht  auf  alle  Delikte  anzuwenden  sei.  Sie 
gilt  aber  doch  wohl  auch  noch  für  das  Wergeid  und  Wundbussen.  Liu.  165  a) 
ist  mit  der  gemeinen  Meinung  für  römisch  anzusehen.  Das  ostgo  tische  Edikt 
Theodorichs,  das  für  Konkurrenz  von  Todesstrafe  mit  Busse  sein  Knmulazions- 
prinzip  beibehaltcn  hat  (siche  oben  8.  178  N.  19),  rezipiert  trotzdem  die 
römische  Umererblichkeit  der  Busse:  c.  8s:  8i  abactor  u s.  w.  antequam  (!) 
. . convincatur  mortuus  fuerit,  baeredes  eius  pro  delicto  auctoris  sui  in  nullo 
teneantur  obnoxii  nisi  ob  earum  rorum  repetitionem  quas  ad  eos  pervenisse 
constiterit.  Selbst  das  cap  3 gegen  den  iudex,  der  seino  Provinzialen  aus- 
gesogen hat:  in  quadruplum  reddat  . . . et  si  defunctus  fuerit  ab  eius  l ere- 
dibus  haec  poena  poscatur  ist  eine  Entlehnung  aus  Cod.  Theod.  IX:  27:  4; 
siehe  unten  $ 19  N.  109.  — Nach  der  kentischen  Urkunde  bei  Kemble 
Cod.  dipl.  N.  1258  v.  J.  966  (siehe  oben  8.  167  N.  37)  wird  die  Erbin  ver- 
urtheilt  für  den  Erblasser  böte  set  thterc  thyfde  zu  zahlen. 
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driicklich,  der  Bussans]>ruch  des  Verletzten  bleibe  trotzdem  auf- 
recht.*®) Nach  der  lex  Hibuaria  soll  derjenige,  der  nach  einem 
kinderlos  verstorbenen  debitosus  auch  nur  einen  Schilling  erbt 
oder  derjenige,  der  für  seinen  gewaltsamen  Tod  wergeidberechtigt 
wäre,  für  ihn  einstehen:  ihn  reinigen  oder  für  ihn  Wissen.40)  Ebenso 

*»)  Stobbe  a.  ().  S.  293  ff.  lehrt,  der  Erbe  hätte  wohl  nach  den  Aus- 
sprüchen des  Igb.  Edikts,  der  Lex  Rib.  und  Burg.  dagegen  nicht  nach  den- 
jenigen der  Lex  Wisig.  flir  die  vom  Erblasser  verwitkten  Hussen  gehaftet. 
Vgl.  Stobbe,  Handbuch  des  deutschen  Privatrechts  V.  S.  tu  (unrichtig 
S.  59:  der  Erbe  habe  nicht  die  durch  ein  Delikt  vom  Erblasser  verwirkten 
Strafen  zu  erlegen  gehabt).  Lewis  a.  O.  S.  156  ff.  unterscheidet  zwischen 
Wergeid  und  den  übrigen  Bussen.  Für  Wergeid  habe  inan  gehaftet,  aber 
aus  dem  Titel  des  Fntnilieubandes  (sehr  ungenau!),  sonst  dagegen  nur  für 
Schadenersatz.  tVgl.  auch  Heusler  Instituziouen  II.  S.  544.  Pollock- 
Maitland  II  256.)  Lewis  verwechselt  Absorpzion  der  Busse  durch  die 
Todesstrafe  mit  der  Unvererblichkeit  der  Busse,  l’ernice  in  seiner  Be- 
sprechung der  Lewis'schen  Arbeit  in  der  Krit.  Viertcljahrsschrift  IX  (1867) 
S.  90  f,  erhebt  dagegen  keinen  Widerspruch.  — Wieweit  der  Erbe  haftet  (vgl. 
v.  Atnira,  Ueber  Zweck  und  Mittel  der  germanischen  Kechtsgeschichte  1576 
S.  51  f.)  ist  hier  nicht  von  Bedeutung.  Es  genügt  weuu  dargelbau  wird, 
dass  der  Nachlass  hafte,  dass  also  der  Tod  des  Verbrechers  den  Bussanspruch 
nicht  auslösche.  — Erst  im  Mittelalter  haftet  der  Erbe  prinzipiell  nur  für 
den  Schadenersatz  Ssp.  1 : 6 § 2 : . . . Dilve  noch  rof  noch  dobelspei  n'is 
he  nicht  plichtich  to  geldene  ...  II:  17  S 1:  Die  sonc  antwerdet  vor  den 
vader  nicht,  svenne  he  stirft,  svat  so  he  ungerichtes  hevet  gedan.  Swsp. 
(Lassbg.)  5c:  Diupbeit  noch  roup  noch  spil  noh  wuocher,  des  ist  nieman  vur 
den  andern  scbuldic  ze  gelten.  178a:  . . Der  sun  antwürtet  für  den  vater 
oueb  nüt  ob  er  stirbet  muhe  dehein  ungerihte.  Vgl.  Lewi  s a.  0.  8.  164  ff.  Iura 
Teutouicorum  iu  suburbio  Pragensi  (c  a.  1065)  § 19  (Rösalor  I S.  189):  Io 
quacumque  re  culpabiles  erunt  vel  rei  Tbeutonici  nihil  dampni  vcl  verccun- 
diae  patiantur  eoruni  pueri  vel  uxores.  Prager  Hechtsbucb  46  (Rössler 
I.  S.  113).  Vgl.  Brünner  Scliöffenbuch  Nr.  35.  815.  362.  Nr.  535  Abs.  12 
(S.  251  f.)  ist  öffentlich-rechtlicher  Natur  und  dazu  römisch.  Beau- 
manoir,  Les  Coutumes  du  Beauvoisis  VII:  8 (Beugnot  I 127):  Li  hoirs  a 
bone  reson  de  soi  deffctidre,  5 qui  on  detnande  qu'il  ameude  le  meffet  que 
ses  peres  ou  si  dcvaucier  firent,  car  il  u'en  est  pas  tenu  A respondre;  ne  de 
nul  cas  de  crieme  c'on  lor  puist  demander  por  ce  qu’il  n’en  furent  pas  ataint 
A lor  tans;  et  bien  dnit  on  croiie  que  qui  les  cust  acuses,  il  se  seussent 
mix  deffeudre  et  plus  chcrtaincment  que  lor  oir  ne  saroient  fere.  Et  on  doit 
croire.  que  tuit  eil  qui  moerent  avant  qu’il  soient  coudampnö  de  vilain  cas 
de  crieme,  ou  avant  qu'il  foissent  Tarnende  d’aucun  meffet:  tout  fust  ce  qu'il 
morussent  le  plet  pendant,  moerent  absaut  du  meffet  de  quoi  ou  le  sivoit, 
tant  comme  au  siede  . . . 

**)  Lex  Rib.  67:  1:  . . . ornnem  debitum  culp.  iud.  et  omnem  factum 
eins  idoniare  studeat  aut  culpam  incurreret.  Vgl.  Stobbe  a.  O.  S.  300. 
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haftet  nach  westgotischem11)  und  bnrgnndischem4*)  Rechte 


Brunner,  Sii>i»e  und  Wergeid  Z*  III  (1882)  8.  46.  Schroeder  S.  327 
X.  434  (2.  Aufl  S 327  X.  368).  Die  hier  abgedruckten  Worte  zeigen  auch, 
dass  es  sich  nicht  etwa  um  bereits  gelobte,  also  zu  einer  zivilrechtlichen 
novicrte  Schuld  handle.  Lewis  a.  O.  169  verweist,  mit  Unrecht  auf  den 
Absorpzionsfall  in  Lex  Rib.  79;  siehe  oben  S.  160  X.  7.  Die  Stelle  (67:  1) 
ist  anfgenominen  in  den  anglononnaunischen  sog.  Leg.  Henrici  75  $ II. 

*')  Lex  Wisig.  V:  6:  6 (Chds.j:  . . . ut  si  quis  quemlibet  defunctum 
violentum  sibi  aut  pervasorem  sue  rei  [sive  direptorem : WalterCorp.  iur. 
germ.]  seu  debitorem  fnisse  adstruxerit  eumque  quodeunque  inlicitnm  dixerit 
perpetrasse.  non  aliter  eius  ad*ertioni  credatur  nisi  per  qnamcunque  iscrip- 
turam  aut  testificationem  . . . cdoceat.  Der  Erbe  haftet  da  mit  dem  Xach- 
lass,  sofern  er  nicht  bouis  zediert.  Vgl.  Dahn  Westgot.  Stud.  S.  252.  160. 
Stobbc  a.  O.  S.  299  f.  liegen  dessen  unrichtige  Unterscheidung  zwischen 
Fremden  und  eigenen  Erben  Lewis  a.  0.  S.  I80f.  Lex  Wisig.  VII:  2: 
19  (Ant.):  Si  quis  furi  mortuo  in  hereditate  . . . successerit,  qnia  crimen 
cum  fure  defecit,  penam  quidem  non  sustineat  sed  damnnm  satisfactionis 
exolvat  qnod  für  si  vixisset  fuerat  solnturus  . . . .l*ena“  bedeutet  aber  die 
100  Streiche  aus  Lex  Wisig.  VIT:  2:  13.  cf.  14,  12,  5,  6,  4 im  Gegensätze 
zn  damnnm  satisfactionis,  der  Busse,  dem  Xeungeld  (VII:  2:  13,  14),  nicht 
den  Ersatz.  Vgl.  Zeumcr.  Index  rerum  et  verborum  in  seiner  Ansgabe 
der  Leges  Visigitorum  anliquiorcs  unter  „damnum“  und  „pena“.  Ebenso 
spricht  Lex  Wisig.  V:  6:  6 cit.  ganz  allgemein  von  einer  Busse  für  prae- 
sumptio:  noluerint  pro  reatum  eins  satisfacere.  Stohbe  a.  0.  S.  299  sagt 
daher  mit  Unrecht:  „ Fiir  Verbrechen  braucht  der  Erbe  (nach  Westgoten- 
recht) nur  Schadenersatz  zu  leisten;  er  zahlt  nicht  die  verwirkte  Busse“. 
Seiner  Meinung  ist  auch  Lewis  a.  O.  S.  160.  Allein  die  von  ihm  weiter 
angezogene  Lex  Wisig.  VIII:  2:  1 (Wilda  S.  945  N.  2.  Dahn  a.  O. 
S.  214.  BrunnerR.  G.  II.  S.  656  X.  17)  beweist  nichts,  da  auch  bei  nicht 
todeswürdiger  Brandstiftung  nur  einfacher  Ersatz  zu  leisten  ist  (neben  einer 
Strafe  von  100  Streichen;  Lex  Wisig.  VIII:  2:  l [bei  Zenmer  S.  233 
Zeile  7 ff.  22  ff  J und  VIII:  2:2.  — Fahrlässige  Brandstiftung  durch  Reisende 
verpflichtet  nur  zu  Schadenersatz  [Dahn  a.  0.  S.  214),  die  Prügelstrafe 
fällt  ans:  I<ex  Wisig.  VIII:  2:  3).  Lex  Wisig.  V:  1:  2 behandelt  allerdings 
nur  den  zivilen  Ersatz;  da  kommt  aber  eine  Busse  überhaupt  nicht  in  Frage; 
vgl.  I^ex  Wisig.  V:  1:  3;  Cod.  Eur.  306.  — Chindnswinth»  Gesetz  Lex 
Wisig.  V:  6:  6 wurde  von  Erwig  bestätigt:  Lex  Wisig.  II:  4:  7 (Walter 
C.  I.  Germ.):  Caeterum  si  dehitum  defuncti  vol  praesmnptio  accusetur,  iuxta 
legem  aliam  licitum  crit  caussidico  aut  per  veri  dicum  testem  aut  per  legiti- 
tnam  scripturam  debituin  mortui  vel  praesuinptionem  convinccrc  . . . 

41)  Burg.  65:  1:  . . . si  . . . cessionem  de  bonis  mariti,  qui  defunctus 
cst,  fuerint,  nullam  ex  debito  ipsius  repofitionem  aut  calumniam  patiantur. 
(2):  Si  certc  praesumpserint  hereditatem,  debituni  patemnm  sitnul  solvant. 
Vgl  Stobbe  a.  O.  S.  300.  Lewis  a.  0.  S.  169  hält  sich  nur  an  Lex 


der  Erbe  mit  dem  Nachlasse  für  die  vom  Erblasser  verwirkten 
Bussen.  Sehr  hart  verlangen  effektive  Rache  (Strafe)  die  sog. 
Leges  Henri ci.**)  Der  Mörder  soll  binnen  7 Tagen  unversehrt 
der  institia  regis  ausgeliefert  werden,  damit  er  der  Sippe  der 
toten  Hand  zur  Rache  preisgegeben  werden  könne.  Wo  nicht, 
insbesondere  wenn  er  eines  natürlichen  Todes  stirbt,  muss  die 
Hundertschaft  6 Mark  Silber  an  die  verletzte  Sippe  und  -tu  Mark 
an  den  König  zahlen.  Bezüglich  der  anderen  Volksrechte  ans 
der  Gruppe  des  Absorpzionsprinzips  sind  wir  nur  auf  vage  Ver- 
mutungen angewiesen.  Der  Wergeidanspruch  zunächst  dürfte 
ganz  allgemein  durch  den  natürlichen  Tod  des  Verpflichteten 
nicht  erloschen  sein.  Fand  der  Verbrecher  oder  ev.  ein  Gesippe 
für  ihn*4)  in  der  Fehde  den  Tod,  so  ist  damit  wohl  die  Sippe 
aus  jeder  Feindschaft  und  Busspflicht  heraus.*')  Geradeso  wie 
der  Verbrecher  durch  seine  That  als  verbttsst  bezeichnet  wird,**) 
so  ist  auch  das  Opfer  durch  den  Tod  des  Missethäters  als  ge- 
bimst anzusehen.  Starb  aber  der  Verbrecher  gemeinen  Todes 
ohne  sich  mit  der  verletzten  Sippe  vertragen  zu  haben,  so  war 
die  Feindschaft  nicht  beendet,  weil  die  Missethat  nicht  gesühnt 
war;  die  Fehde  konnte  immer  noch  fortgesetzt  werden.  Es 
dürfte  daher  das  (ganze)  Wergeid  auch  noch  nach  dem  natür- 
lichen Tode  des  Verbrechers  klagbar  gewesen  sein.*5)  Bezüg- 


Burg.  20:  1,  wo  die  Busse  doch  die  Todesstrafe  absorbiert  ist;  vgl  oben 
S 14  X.  26  S.  16«. 

*3)  Leg.  Henr.  92  § 3:  t^ui  murdrum  feeerit  si  capiatur,  debet  reddi 
iustitiae  regis  et  talis  de  quo  institia  fieri  possit,  non  videlicet  oedsus  aut 
disfactus,  nisi  fugiat  aut  repugnet  et  aliter  nequeat  retineri;  et  hoc  intra 
7 dies  a die  qua  prius  iuventum  est.  Si  mortuus  sit  interim  naturali  morte 
sua,  ostendant  et  adrocent  ad  tumulum  eius,  si  parentes  vel  amantes  non 
habeat,  qui  eum  innoxiare  veliut ; et  emendetur  de  pecunia  illius  et  huudreti 
sicut  fieret  in  vivente  non  habito.  Si  a parentibus  murdriti  sit  ante  reddi- 
tionem  interfectus,  ut  iustitinbilia  reddi  nequeat.  vel  si  post  7 dies  habeatur, 
nihil  ad  solutionem  conferat.  Vgl.  oben  S.  157  N.  19  ff.  Siehe  auch  oben 
X.  40  und  Po  11  ock  - M ai  tland  I 30.  II  4H3  f. 

**)  Vgl.  Brunner  R.  G.  I.  S.  159  N.  13.  14.  Wilda  S.  173. 

**)  Dass  der  Todschlag  eines  Gliedes  der  befehdeten  Sippe  als  nicht 
genügend  befunden  wurde  (vgl.  Wilda  a.  O ) dürfte  doch  zu  deu  Ausnahmen 
gehört  haben.  — Für  die  Magaübne  haften  die  Magen  doch  erst  ex  fide 
facta  und  nicht  ex  delicto. 

u)  Brunner  R.  ü.  L S.  157.  — Vgl.  Lex  Bai.  8:  1 oben  S.  161.  189. 

*7)  Nach  sächsischem,  angelsächsischem,  friesischem,  nordgermanischem 
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lieh  der  anderen  (echten)  Bussen,  die  wohl  nicht  auf  Sippen- 
haftung zurückgehen, 48)  lässt  sich  einerseits  auf  die  Analogie 
der  genannten  leges,  andererseits  aber  wieder  auf  eine  alte 
Novelle  zur  Lex  Salica4®)  hinweisen,  wornach  der  Erbe  Ihr  die 
vom  Erblasser  verwirkte  Diebstahlsbusse  nicht  aufzukommen 
hat.  Im  letzteren  Falle  ist  die  Busse  allerdings  eine  Lösungs- 
taxe,**)  die  eine  (höchst  persönliche)  Leibesstrafe  ersetzt. 

Dass  die  in  der  Friedlosigkeit  enthaltene  Todesstrafe 
und  nicht  die  Konfiskazion  das  eigentlich  absorbierende 
Element  sei,  dass  daher  der  Grund  für  den  Ausfall  der  Busse 
(wenigstens  prinzipiell)'1)  in  der  Satisfakzion  zu  suchen  ist,  die 
der  Rachetod  dem  Verletzten  gewährt,  zeigt  die  Geschichte 
der  Fronung  im  fränkischen  Recht  wo  nach  und  in  Folge  der 
Abschleifung  der  persönlichen  Friedlosigkeit  die  Befriedigung 
des  Bussklägers  aus  dem  konfiszierten  Vermögen  zum  Rechts- 
institute wurde.*®)  Und  ebenso  wird  auch  in  Baiern  neben 
der  (blossen)  Konfiskazion  die  Busse  ausgezahlt.*®)  Im  Gegen- 


ond  wohl  mich  salfränkischem  Recht  haften  die  Magen  primär  für  die  Mag- 
sühne.  Dagegen  haften  bei  deu  Ribuarirm,  Anglowarnen,  Schwaben,  Baiern. 
Langobarden.  Westgoten.  Burgundern  die  Magen  nicht  mehr  und  auch  dag 
fränkische  Kapitularienrecht  zeigt  die  Neigung,  die  Magenhaftung  zu  be- 
seitigen (Brunner  Za  III.  S.  44  ff.  R.G.  I.  S.  220  f.).  Dass  damit  nicht 
auch  der  Fortbestand  der  Wergeidforderung  nach  dem  natürlichen  Tode  des 
Todschlägers  unterdrückt  wurde,  zeigen  die  angeführten  Gesetzesbe- 
stimmungen der  Ribuarier,  Westgoten,  Burgunder,  Langobarden. 

**)  Zu  beachten  ist  jedoch,  dass  der  Kreis  der  Verbrechen  die  zur 
Fehde  berechtigen,  je  weiter  zeitlich  zurück,  desto  grösser  wird  (Brunner 

R.  G.  I.  S.  162)  und  dass  die  altgermanische  Fehde  eine  Geschlechterfehde 
ist  (Brunner  R.  G.  I.  S.  158 f.). 

*•)  Lex  Sal.  (Hessels)  99.  Lewis  a.  0.  S.  159.  Brunner  R.G.  II. 

S.  507  f. 

”)  Brunner  R.G.  II.  S.  644  f.  Vgl.  Cap.  Bononiense  v.  J.  811  c.  1. 
(I.  166)  wonjach  die  Strafe  de»  Königsbanns,  ursprünglich  wohl  eine  Hand- 
lösung (vgl.  unten  § 22  N.  49),  nur  von  dem  Schuldigen,  nicht  aber  von 
dessen  Erben  eingetrieben  werden  kann. 

Vgl.  über  Liu.  35  oben  $ 16  N.  15  ff.  S.  176  f. 

“)  Siehe  unten  § 20. 

M)  Dingolfinger  Dekret  v.  J.  772  c.  9 M.G.LL  III.  S.  460  f.:  . . . 
quisquis  bominem  principis  sibi  dilectum  occiderit  . . . hominem  cp.  seenn- 
dura  legem,  tune  privetur  hereditate  sua.  Lex  Bai.  IV:  31  (Novelle):  Si 
autem  cum  .peregrinum)  occiderit,  100  sol.  auro  adpretiatos  cogatur  ex- 
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satze  hiezu  gehen  nach  der  Lex  Ribuaria  und  dem  Capitulare 
de  latronibus  die  Bussberechtigten  leer  aus,  trotzdem  das  Ver- 
mögen des  gehangenen  Diebes  seinen  Erben  zufällt.4*)  Das 
Capitulare  Saxonicum  lässt  sogar  durch  fingierte  Todesstrafe 
die  Bussen  absorbieren  ohne  dem  Verbrecher  sein  Vermögen 
zu  entziehen.54) 

Eine  eigenthfimliche  Mittelstellung  scheint  der  Tod  im 
Gottesgerichte  des  Zweikampfes  einzunehmen.  In  Ost- 
friesland54)  muss  der  Erbe  des  gefallenen  Wergeldbeklagten 
das  eingeklagte  Wergeid  zahlen.  Nur  die  Meincidbusse  in  die 
der  'beeidete)  Beschuldigte  verfällt,  wenn  er  statt  seiner  einen 
Kämpen  gestellt  hat,  wird,  wenn  er  selbst  in  den  Kampf  ein- 


solvere;  si  parentes  (die  100  Schill,  sind  also  Wergeid)  desunt  flscus  acci- 
piat  ...  De  snis  rebus  si  dux  illi  concesserit  «liquid  habere,  cp.  (cum) 
[„bis“?]  so  sol.  Das  Vermögen  des  Todschlägers  ist  also  de  iure  dem 
Herzog  verfallen“  (Brunner  R,  ö.  I.  8.  318  N.  22);  mit  dieser  Kontis- 
kazion  wird  aber  die  Wergeldzahlung  kumuliert. 

M)  Lex  Rib.  79  oben  in  $ 16  N.  TS.  100.  Cap.  Karoli  II.  de  latr.  c.  6 (I. 
181):  . . . qui  ad  mortem  deiudieatus  fuerit,  de  rebus  suis  non  expoliantnr 
sot  domino  suo  aut  infantibus  aut  propinquis  hcredibus  reserventur  . . . 
nihil  amplius  ultra  se  ipsum  perdere  (lebet.  Dass  anch  Bussen  die  Erban- 
»priiehe  nicht  schmälern,  zeigt  c.  7 : ...  et  si  cum  furto  comprehensus 
fuerit  accipiat  iudex  de  rebus  ipsius  latronis  hoc  quod  super  se  habet,  tan- 
tnmmodo  sua  causa  (Rest  der  alten  Konfiskazion?)  et  hoc  quod  furto  con- 
secutus  est.  reddat  cui  idem  latro  fraudaverit  (Restituzion  durch  den  iudex, 
nicht  durch  Selbthilfe'l  aliis  vero  rebus  . . non  se  tollendis,  nisi  (=  sed) 
ut  snperins  (e.  6)  diximus  . . Brunner  R fl.  II  8.  278.  Die  Schluss- 
worte des  c.  0:  „et  quodeumque  eius  servus  facit  dominus  eius  emendet“ 
gehören  also  nicht  zu  dem  ihnen  unmittelbar  voranstehenden:  „si  morte 
dignus.  dominus  eum  tradat“,  so  dass  Todesstrafe  und  Busse  zu  kumulieren 
wären,  sondern  sie  besagen  nur,  dass  der  Herr  für  alle  Missethaten  seines 
Knechts  cinznstehen  habe.  Ist  der  Knecht  bloss  bussfällig,  (c  7)  et  si 
servus  ...  ad  emendandum  indicatus  fperit,  dominus  eius  faciat.  Cf.  $ 15 
N.  6 S.  160.  Vgl.  auch  noch  Decr.  Child.  II.  c.  4.  (I.  16),  wo  die  verletzte 
Sippe  gleichfalls  keine  Busse  erhält,  wiewohl  das  Vermögen  nicht  konfisziert 
wird,  sondern  im  Erbgang  weitergeht. 

“)  Cap.  Saxonic.  c.  10  (I.  72)  in  $ 21  N.  4;  vgl.  $ 23  N 7. 

**)  Lex  Fris.  14:  6:  Si  aurem  occistis  fuerit.  Imeres  eius  proximtis 
homicidii  compositionem  exsolvat.  7:  ...  Si  carnpio  . . . occistis  fuerit,  qui 
eum  conduxit  60  sol.  ad  partem  regis  (vgl.  Patetta,  Iva  Lex  Frisionum 
8.  38:  sospetto  che  il  banno  di  60  soldi  qui  imposto  sia  la  pena  dello  sper- 
giuro)  cp.;  insuper  et  leudem  occisi  hominis  exsolvat. 
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tritt,  durch  seinen  Tod  ersetzt.  Und  ähnlich  in  Burgund. 
Der  im  Zweikampf  gegen  den  Prohaten  gefallene  Zeuge  ver- 
wirkt nicht  wie  seine  Genossen  die  multa  von  300  Schillingen; 
er  biisst  mit  dem  Tode.*7)  Dagegen  wird  aus  dem  Vermögen 
des  gefallenen  Probaten  die  Schuld  selbneunt  vergolten.5*)  In 
diesen  Fällen  tilgt  der  Tod  nur  das  eine  Delikt,  die  lügenhafte 
Behauptung;  das  bereits  anhängige  Verbrechen  wird  wie  eine 
privatrechtliche  Schuld  gebttsst. 


§ 19.  Schluss. 

Die  bisherigen  Argumentazionen  sind  nicht  durchgreifend. 
Eine  Gruppe  von  Rechten  kumuliert  mit  der  Todesstrafe  Bussen 
die  in  der  anderen  Gruppe  absorbiert  werden.  Die  Erklärung 
muss  in  einer  je  nach  den  einzelnen  Rechten  verschiedenen 
Auffassung  des  Verhältnisses  von  Todesstrafe  und  Busse  liegen. 
Gewiss  ist,  dass  die  Rechte,  die  beide  kumulieren,  den  Ver- 
letzten dnreh  die  blosse  Todesstrafe  nicht  für  befriedigt  erachten 
würden.  Diese  Rechte  wollen  offenbar  dem  Verletzten  nicht 
eine  Genngthuung  überhaupt,  sondern  die  Genugthuung  in 
einer  bestimmten  Form  verschaffen.  Es  scheint  mir  dies 
dem  sinnlichen  Formalismus1)  des  alten  Rechts  zu  entsprechen. 
Durch  die  gewohnheitsrechtliche  bezw.  gesetzliche  Einführung 
des  Wergeides,  der  Wundbnssen,  des  mehrfachen  Ersatzes  für 
Vermögensschaden  wurde  dem  Verletzten  eine  typische  Genug- 
thuung gewährleistet.  Der  Verletzte  hat  nunmehr  nicht  blos 
ein  Recht  auf  Genugthuung  (in  hypothesi),  sondern  ein  Recht 
auf  Busse.  Die  treibende  Kraft  — das  Satisfakzionsprinzip  — 


*’)  Lex  Burg.  80:  2 arg  : Xec  multnrum  male  referentiuni  crimen  cre- 
datur  pottiisso  unius  exitn  expiari  . . . Das  Verbrechen  des  Gefallenen  Ut 
also  dnreh  seinen  Tod  expiiert.  Betreffend  die  300  Schill.  80:  2.  45.  Vgl. 
noch  Brunner,  Zengen-  und  Inquisizionsbetvcis  S 1 fi  f„  Forschungen S.  100. 

**)  Lex  Burg.  46  a.  K.:  Vemm  si  ille  qui  renuerit  sacramentuin  fuerit 
interomptns,  qnidquid  debebat,  de  facultatibus  eius  novigildi  salutione  pars 
victoris  reddatur  ind  mpnis,  ut  veritate  potius  quam  periuriis  deloetentnr 

’)  Vgl.  Brunner  R.  G.  I.  S.  Ulf.  II.  537.  514.  Derselbe,  lieber 
absichtslose  Missethat  im  altdeutschen  Strafrecht  in  den  Sitzungsberichten 
der  Berliner  Akademie  der  Wissenschaften  1890.  S.  816  f.  Forschungen  S.  488  f. 
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bleibt  hinter  dieser  Formulierung  unsichtbar.  Der  That  folgt 
die  Busse.  Diese  Rechtslogik  hat  auf  dem  einen  Gebiete  des 
Strafrechtes  die  Vernachlässigung  des  Schuldmoments,  auf 
unserem  Gebiete  die  Verdunkelung  des  Satisläkzionsprinzips 
zur  Folge. 

Es  ist  interessaut,  den  Parallelismus  zwischen  der  Herr- 
schatt des  Absorpzionsprinzips  und  der  Befreiung  von  der  Busse 
fiir  fremde  Delikte  zu  konstatieren.  Für  Missethaten  der 
Knechte  haftet  ursprünglich  der  Herr  persönlich  ans  dem  Titel 
der  Hausgemeinschaft.9)  Er  hat  hiefür  zunächst  die  Fehde 
zu  tragen  oder  Busse  zu  leisten.  Später  wird  seine  Haftung 
— von  Mitwissenschaft,  die  ja  eigenes  Verschulden  enthält,  ab- 
gesehen — auf  die  Verpflichtung  zur  Busszahlung  eingeschränkt. 
Die  geschichtliche  Entwicklung  zeigt  nun  im  grossen  Ganzen 
eine  stetige  Abschwächung  dieser  Haftung  bis  zur  selbständigen 
strafrechtlichen  Verantwortlichkeit  und  peinlichen  Haftung  des 
Unfreien.“)  Auch  hier  verschwindet  dem  Verletzten  die  Busse 
und  wird  durch  peinliche  Strafe4)  ersetzt.  Neben  dem  Vor- 
dringen des  Schuldmomentes  dürfte  das  Hervortreteu  der  Satis- 
fakzionsidee  als  solcher  in  diesem  Prozesse  eine  hervorragende 
Rolle  gespielt  haben.  Nur  eine  rein  poenale  Auffassung  der 
Busse  ermöglicht  eine  solche  Auswechslung.  Dies  wird  dadurch 
bestätigt,  dass  Zahlungen,  denen  dieser  poenale  Charakter  nicht 
beigelegt  wurde,  capitale,  dilatura,  selbst  nach  Verschwinden 
der  Bnsspflicht  immer  noch  weiter  verlangt  werden. 

Jene  Rechte  nun,  die  sich  zum  Absorpzionsprinzip  bekennen, 
weisen  auch  im  Allgemeinen  ein  bedeutend  rascheres  Tempo  in 
dem  Verschwinden  der  Busse  für  fremde  Missethat  auf.  Die 
Bussen  haben  da  einen  rein  poenalen  Charakter.  Die  Lex 
Salica  ersetzt  geringere  Bussen  bei  knechtischer  Missethat 


*)  Brunner  R.  G.  I.  S.  71.  II.  S.  275  ff.  Schroeder  R.  G.1  S.  59. 
Leseur,  Des  consöquences  du  dClit  de  l’esrlave  dans  les  Lege*  Barbarorum 
et  dans  les  C'apitulaires  in  der  Nouvelle  revue  de  droit  fran^ais  1888.  8.  677. 

J)  Georg  Meyer,  Die  Gerichtsbarkeit  über  Unfreie  und  Hintersassen, 
7j*  II  (1881)  S.  90 ff.,  insbesondere  94  ff.  Leseur  a.  O.  8.  577  ff.  Schrö- 
der R.  G4  8.  80  f.  290  f.  338  ff.)  Brunner,  Berliner  S B.  1890  S.  831  ff 
Forschungen  8 507  ff  R G.  II.  S.  27t!  f.  551  ff  Pollock  - Mai  tl  and  II  470ff. 

4)  Ueber  das  Schicksal  des  ausgelieferten  Knechtes  siehe  Brunner, 
Berliner  S.  B.  1890  8.  833  f„  Forschungen  8.  510  f. 
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durch  (lösbare)  Prügelstrafe,  Entmannung  oder  Todesstrafe  des 
Unfreien.®)  Nur  beim  Wergeid  ist  noch  das  alte  Haftungs- 
prinzip wirksam.  Für  den  Todschlag,  den  ein  Knecht  oder  ein 
Lite  begangen  hat,  hattet  zunächst  der  Herr  und  zwar  prin- 
zipiell noch  für  das  ganze  Wergeid;  doch  soll  für  die  eine 
Hälfte  desselben  der  Unfreie  der  verletzten  Sippe  ausgeliefert 
werden,  während  die  andere  Hälfte  vom  Herrn  effektiv  zu  zahlen 
ist.*)  Diese  letztere  Hälfte  spielt  zwar  zugleich  auch  die  Rolle 
eines  Schadenersatzes,  ist  aber  rechtlich  Busse,  Strafe  des  Herrn.7) 
Dies  zeigt  sich  insbesondere  darin,  dass  sich  nach  späterem 


*)  I.ex  Hai.  12.  25:  7—9.  40.  Vgl.  Wilda  8.  059  f.  Leseur  8.  659f. 
insbesondere  S.  603.  Brunner  R G.  II  S.  55t.  Die  6 Schillinge  für  die 
Redempzion  der  Entmannung  sind  der  halbe  Wert  des  Knechtes.  Gegen 
die  Einschränkung  der  Bestimmungen  von  Tit.  40  cif.  durch  Meyer  a.  O. 
S.  102,  siehe  Leseur  S.  662  f.  Vgl.  noch  Brunner  R.  G.  II.  S.  413. 

*)  l.ex  Sal.  35:  5 (codd.  1 — 3):  Hi  servus  alienus  aut  laetus  hominem 
ingenuum  occiderit.  ipse  homicida  pro  medietatein  conpositionis  illius 
hominis  occisi  parentibns  tradatur.  Et  dominns  servi  aliam  medietatein 
conpositionis  se  noverit  solviturum.  Vgl.  Wilda  S.  659.  Meyer  8.  90. 
Brunner,  Berliner  S.  B.  ISO«  S.  831.  R.  G.  II.  8 552  H.  s Der  Wert 
des  servus  oder  des  laetus  erschöpft  bei  weitem  nicht  die  Hälfte  des  zu 
zahlenden  Wergeides  Der  quellenmässige  Standpunkt  ist  hier  also,  dass 
der  Herr  eine  Minderung  seiner  Haftung  auf  die  Hälfte  herbeiführen  kann, 
dadutch  dass  er  den  Thüter  zur  Bestrafung  (vgl.  Brunner,  Berl.  S.  B.  1890 
S.  831.  838.  R.  G.  II.  S.  553)  ausliefert.  Thut  er  dies  nicht,  (typischer 
Dolus-Fall),  so  haftet  er  voll.  Leseur  a.  O.  S.  657  legt  ungerechtfertigter 
Weise  auf  das  imperative  „tradatur*  zu  viel  Nachdruck:  ,il  (l'abandon) 
n'est  pas  laiss5  au  choix  du  maitre,  il  lui  est  imposf“.  Ebenso  S.  687  N.  4. 
Aebnlich  auch  Sehroeder  R.  G.*  S.  291  N.  157:  „Sachhaftung  und  auf 
einen  Theil  beschränkte  persönliche  Haftung*.  Es  heisst  aber  nicht  blos 
tradatnr,  sondern  pro  medietatem  conpositionis  tradatur.  Der  Herr 
kann  also,  ja  er  soll  eigentlich  auch  noch  kraft  dieses  Textes  das  volle 
Wergeid  zahlen.  Mit  Recht  weist  dagegen  Leseur  gegen  Meyer  a.  0. 
S.  92  N.  1 darauf  hin,  dass  die  Selbsthaftung  des  Herrn  um  mehr  gemindert 
sei  als  um  den  Wert  des  Knechtes.  Es  geht  daher  durchaus  nicht  an,  das 
salische  mit  dem  langobardischen  Recht  in  eine  Gruppe  zu  bringen. 

5)  Wilda  S.  660  sagt:  „Es  scheint,  das  halbe  Wergeid  sei  ebenfalls 
mehr  als  ein  Schadenersatz  denn  als  Busse  betrachtet  worden,  wie  es  auch 
bei  der  Tötung  der  Thiore  der  Fall  war“.  Vgl.  daselbst  S.  551.  315.  Bruu- 
ner  R.  G.  II.  8.  547:  „.  . . eine  derartige  Ungefährbnsse  (stellt  sich)  tkat- 
sächlich  als  eine  gesetzlich  limitierte  Entschädigung  dar*.  Rechtlich  aber 
ist  das  Wergeid  Busse  und  wird  nicht  als  Schadenersatz  behandelt. 
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Rechte")  der  Herr  auch  von  diesem  Reste  persönlicher  Haftung 
befreien  kann,  dadurch,  dass  er  die  Mitwissenschaft  an  dem 
Verbrechen  eidlich  ableugnet.  Dies  ergibt  auch  die  Vergleichung 
mit  einer  sehr  alten  Novelle  zur  Lex.®)  Auch  da  muss  der 
Herr,  dessen  Knecht  Unfreie  gewisser  Rangsklassen  getötet  hat, 
die  halbe  (Freien-)Busse  zahlen,  ausserdem  aber  auch  noch  den 
Wert  des  oder  der  Getöteten  ersetzen.  Hier  kann  die  Bussen* 
hälfte  unmöglich  als  Ersatz,  der  doch  daneben  besonders  zu 
leisten  ist,  aufgefasst  werden.  — Analog  ist  die  Haftung  für 
Thiere.  Der  Herr  kann  sich  zunächst  von  der  Haftung  für  die 
eine  Hälfte  des  Wergeides  durch  Preisgabe  des  Thieres  zur 
Rache  und  nach  späterem  Recht  auch  von  der  anderen  Hälfte 
des  Wergeides  durch  weiteren  Gefährdeeid  befreien.10)  Auch 
hier  ist  also  der  Schadenersatz  blos  eine  Reflexwirkung  der 
Busse.  — Anders  verhält  es  sich  dagegen  mit  jenen  Zahlungen, 
die  sich  rechtlich  als  Ersatzleistungen  darstellen:  dem  capitale, 
der  dilatura11)  und  demnach  auch  der  medicatura.1*)  Sie  haben 

")  Edict.  Cliilp.  5 (vgl.  Jnstro w,  Zur  rechtlichen  Stellung  der  Sklaven 
bei  Deutschen  und  Angelsachsen  187s.  S.  10  ff  Des  cur  a.  O S.  002)  und 
(wahrscheinlich  darnach)  die  Texte  der  Lex  Salica  von  der  zweiten  Familie 
(Brunner  K.  G.  I S.  294.  303)  angefangen.  Jastrowa.  O.  S.  17  Meyer 
a.  O.  97.  Lesenr  a.  O.  702.  Brunner  Berl.  S.  B.  1890  S.  827.  831. 

R.  (1.  II.  S.  552  N.  9.  Damit  ist  wohl  die  lnterpretazion  bei  Wilda  S.  000 

N.  1 abgethan.  Ludwigs  I.  Cap.  v.  J.  sio  c ft  (.vgl.  Lcaeur  a.  O. 

S.  70t  ff.)  scldiesst  sich  dann  wörtlich  an  die  Emendata  an  (vgl  Brunner 

R.  G.  I.  S.  303).  Vgl.  noch  Cap.  legg.  add.  v J 803  c.  8 (T.  114).  Brun- 
ner Berl.  S.  B.  1890  S 832  N.  2 und  überhaupt  Lesenr  a.  0.  S.  089  ff. 

*)  Tex  Sal.  (Hessels)  83:  . . . sol.  Ift  (=  1 . 30  ans  I*x  Sal.  to) 
culp.  ind.  et  pretimn  <|Uod  mancipius  valuerit.  Vgl.  Leseur  a.  O.  S.  090. 
Brunner  R.  G.  II.  S.  053,  der  gerade  diese  Behandlung  gegenüber  der  von 
Ijex  Sal.  35:  l als  altfränkisch  darthut.  l'eber  das  Alter  dieser  Stelle 
Brunner  R.  G.  I.  S.  302  N.  48.  Mit  Rücksicht  auf  die  unbedingte  Haftung 
des  Herrn  int  sie  vielleicht  vor  das  Ed.  Chilp.  v.  .1.  56  t — 584  zu  setzen. 

**)  IiOX  Sal.  30  codd  1 — 4 mit  codd.  ft  ff.  Vgl,  Grimm,  Rechtsalter- 
thiimer  S.  064.  Wilda  S.  589.  591.  Meyer  S.  92  N.  2.  Brunner,  Ber- 
liner S.  B.  1890  S 826  f 835.  837.  R.  G.  II.  S.  546.  555.  Betreffend  das 
Missverhältniss  zwischen  dem  Werte  des  (zur  Strafe,  nicht  Nutzung;  vgl. 
Brunner,  Berl.  S.  B.  cit.  S.  835.  R.  G.  II.  S 550)  ausgelieferten  Thiers 
und  der  durch  die  Auslieferung  abgewendeten  Busszablung  gilt  das  N.  6 
Gesagte.  Vgl.  aber  auch  v.  Amira,  Mitth.  d I.  f.  öst  9.  Forsch.  XII  587  ff. 

**)  Brunner  R.  G II.  624 ff. 

’*)  Vgl  oben  S.  20  ff.  Daselbst  N 105  lies  lece-feoh  st.  lic  feoh:  I’ollock- 
Maitland  II  524. 
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keinen  poenalen  Charakter  und  werden  daher  neben  der  pein- 
lichen Strafe  des  Knechtes  gezahlt.  Nach  der  Lex  Salica 
haftet  der  Herr  für  den  von  seinem  Knechte  begangenen  Dieb- 
stahl mit  der  ganzen  Freienbusse  nebst  capitale  und  dilatura, 
wenn  er  den  Unfreien  dem  Torturprozesse  nicht  unterwerfen 
will.1*)  Er  kann  sich  jedoch  aus  aller  Schuld  und  strafrecht- 
lichen Haftung  herausziehen,  dadurch,  dass  erden  Knecht  stellt;14) 
aber  selbst  da  muss  er  capitale  und  dilatura  für  den  Schuldigen 
zahlen.15)  Desgleichen  ist  nach  dem  Pactus  pro  tenore  pacis 
der  nicht  schuldhafte  Herr  ersatzpflichtig. ,r)  Und  so  bestimmt 
insbesondere  auch  das  Edikt  Chilperichs:  auch  wenn  der  Herr, 
der  hier  nicht  mehr  als  solcher  für  das  Verbrechen  strafrecht- 
lich (mit)haftet,  den  diebischen  Knecht  abtritt,  muss  er  capitale 
und  dilatura  zahlen.”)  — An  das  ältere  salische  schliesst  sich 
das  west-  und  mittelfriesische  Recht  an.  Der  Herr  kann 
sich  da  von  einem  Drittel  des  durch  Todschlag  seines  Knechtes 
verwirkten  Wergeides  l'reisch wären.18)  Dieses  Drittel  hat  also 
einen  rein  poenalen  Charakter.  Etwas  ähnliches  ergeben  die 
Bestimmungen  über  die  Haftung  des  expositors.1")  Dieser  zahlt, 

*’)  Lex  Sal.  40:  9,  10;  vgl.  insbes  40:  7 (codd.  2 ff.).  Die  Verpflich- 
tung cap.  und  dil.  zu  zahlen  ergibt  sich  auch  aus:  .quasi  ingenuus  hoc 
admisit“ . 

M)  Arg.  Lex  Sal.  40:  4 Absatz  2:  nihil  ille  super  domino  credatur. 

“)  Lex  Sal.  40:  4 Absatz  3:  Dominus  vero  servi  capitale  requirenti 
restituat.  Dazu  Lex  Sal.  12:  1,  2. 

'*)  Pactus  pro  tenore  pacis  c.  12 ; dazu  auch  noch  c.  5 (Cap.  I.  5 f.) 

,7)  Ed.  Chitp  8:  tune  servus  culp.  iud.;  et  causa  super  (loinino  magis 
non  ascendat  nisi  quantuni  de  servo  lex  est,  aut  ipsi  servus  decidat  aut  do- 
minus pro  servo  coupouat  hoc  est  sol.  12  et  cap.  et  delatura.  .Cap,  et  del.“ 
gebürt  auch  zu  decidat;  arg.  Pactus  pro  ton.  pacis  c.  12.  Vgl.  Leseur 
a.  0.  8.  690  f. 

’•)  Lex  Fris.  I:  13;  . . iuret  hoc  so  non  iussisse  et  muletam  eius  (des 
Toten:  Tit.  I:  1)  pro  st-rvo  bis  sinipluui  componat.  Betreffend  die  Interpro- 
tazion  dieser  Stelle  vgl.  Wilda  S.  069  N.  1.  v.  Richthofen  in  M.  G.  LL. 
III.  S.  657.  Jastrow  a.  O.  S.  11.  Meyer  a.  0.  S.  98.  Insbes.  Leseur 
a.  0.  8.  682.  Brunner,  Bcrl  S.  B.  1890  S.  831  N.  5.  R.  G.  II.  8.  552 
N.  6.  Patetta,  8.20  Bewer  Z*  XIII  8.  102  f.  Dazu  Heck,  Afrs.  G.- 
Vfg.  8.  270  N.  92. 

”)  Lex  Fris.  II:  forresni  (forredni?)  Vgl.  Patetta  a.  0.  S.  28  N.  3. 
Ferner  Lex  Wisig.  IV:  4 : De  expositis  infantibus.  Expositus  ist  der  Tote 
bezw.  die  (gestohlene)  preisgegebene  Sache,  expositor  der  Verrät  her.  Vgl. 
rath  = consiliuni.  Seinem  Inhalte  nach  bedeutet  das  Wort  jedenfalls  den 
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wenn  man  vom  flüchtigen  Totschläger  die  Sühne  nicht  erlangen 
kann,  blos  ein  Drittel  des  Wergeides:  damit  muss  sich  die  ver- 
letzte Sippe  zufrieden  gehen.  Dieses  Drittel  ist  aber  nicht  als 
Ersatz  des  Toten  aufzufassen.  Ist  nämlich  der  Todschläger  nicht 
entflohen,  kann  er  also  auf  das  volle  Wergeid  geklagt  oder  aber 
befehdet  werden,  so  ist  damit  der  Anstifter  nicht  frei,  sondern 
er  kann,  wenn  auch  aus  Gründen  des  Formalismus  nicht  auf 
das  Wergeiddrittel  geklagt,  so  doch  befehdet  und  dadurch  ev. 
zu  einer  Sühnegeldzahlung  gezwungen  werden.  Es  scheint  so- 
mit die  fragliche  Wergeidquote  ihrer  Natur  nach  derjenigen  ver- 
wandt zu  sein,  die  der  Herr,  der  zur  Tötung  seinem  Knechte 
den  Auftrag  (inssus)  gegeben  hat,  mehr  zahlen  muss,  als  wenn 
der  Knecht  auf  eigene  Faust  das  Verbrechen  begangen  hätte:*") 
in  beiden  Fällen  wäre  dann  wenigstens  das  eine  Wergelddrittel 

— nach  Alt  einer  Praesumpzionsbusse  für  den  dolus  — rein 
poenaler  Natur.  Dazu  kommt  aber  noch  die  folgende  Erwägung. 
Die  subsidiäre  Haftung  des  Expositors  wurde  auch  auf  den  Fall 
des  Diebstahls  ausgedehnt:51)  der  Anstifter  soll,  wenn  der  Dieb 
flüchtig  ist,  tertiam  partem  compositionis  zahlen,  sonst  aber  blos 
die  Fehde  des  Bestohlenen  tragen.  Unter  compositio  kann  hier 
nicht  das  dnplum,  sondern  nur  dessen  poenaler  Theil,  das  alternm 
tantum  des  Ersatzes  verstanden  werden.55)  Es  hätte  sonst  (wenn 
der  Thäter  flüchtig  ist)  der  Expositor  blos  */s  des  Ersatzes  zu 
tragen;  er  muss  aber  wahrscheinlich  — neben  dein  Bussdrittel 

— den  vollen  Ersatz  leisten.58)  Mit  diesem  rein  poenalen  alternm 
tantum  steht  also  das  Wergeid  in  Parallele;  es  ist  daher  wohl 
ebenfalls  durchaus  poenal  aufgefasst  worden.  Die  grosse  Aelin- 


Anstifter.  Vgl.  Brunner  R.  G.  II.  S.  667  I.  S.  162.  Der  Erklärung 
Wildas  S.  631  X.  1 kann  insofern  nicht  zugestimnit  werden,  als  die  Lex 
unterscheidet:  Der  Thäter  ist  entweder  extra  imtriain  geflohen  oder  aber 
nicht;  in  dem  ersten  Falle  zahlt  der  expositor  der  Busse,  im  zweiten 
Fall  ist  er  gerichtlich  unzugänglich:  nec  iuret  nec  solrat.  Vgl.  Be  wer  S.  106. 

*•)  Lex  Fris.  I:  14  mit  13. 

**)  Zusatz  des  Wlemar  zu  Tit.  II.  cit. 

**)  Vgl.  Lex  Fris.  III:  8:  ...  in  simplo  furti  compositionem  exsolvat 
Dazu  l’atetta  a.  O.  S.  31.  An  unserer  Stelle  sieht  Patetta  S.  30  darin 
mit  Unrecht  */,  des  Ersatzes.  Ebenso  Be  wer  S.  106. 

**)  Die  Anstiftung  geschieht  auf  Rechnung  des  Expositors;  arg.:  cuius 
pecuniam  abstulit. 
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liehkeit  mit  dem  System  der  Lex  Salica®4)  drängt  zur  An- 
nahme, dass  auch  bei  den  den  Saliern  benachbarten  West- 
und  Mittelfriesen  die  Russen,  insbesondere  das  Wergeid  und 
das  alterum  tantum  für  Diebstahl  als  rein  poenal  von  der  Todes- 
strafe (des  Freien)  ohne  weiteres  absorbiert  worden  seien.58)  — 
Nach  ostfriesischem  Recht  haftet  allerdings  der  Herr  für  den 
von  seinem  Knecht  begangenen  Todschlag  mit  dem  vollen  Wer- 
geide.18) — Nach  der  Lex  Ribuaria  zahlt  der  Herr  für  den 
schuldigen  Knecht  geminderte  (nur  in  wenigen  Fällen  volle) 
Freienbusse,  die  aber  niemals  36  Schillinge,  das  Wergeid  des 
Knechtes  übersteigen  soll.57)  Diese  Maximalgrenze  deutet 
darauf  hin,  dass  sich  der  Herr  durch  Preisgabe  des  Knechtes 
befreien  konnte,  wie  dies  ausdrücklich  das  Kapitular  zu  unserer 
Lex  ausspricht.5")  Einseitiger  Abandon  dagegen,  der  den  Ver- 
letzten sowohl  um  die  Busse  als  auch  um  die  Rache  brächte,  ist 
verboten;  doch  kann  sich  der  Herr  bei  Flucht  des  Knechtes  aus 


**)  Das  friesische  1 a entspricht  der  friesischen,  die  salische  Wergeid- 
hälfte der  satischen  Magsühne.  — Bei  knechtischem  Diebstahl  wird  die  Busse 
durch  lösbare  Prügelstrafe  des  Knechtes  ersetzt  Lex  Fris.  III:  7:  ...  quanti 
res  . . . aestimabitur  (Ersatz),  tantum  dominus  pro  servo  cp.  et  servus  va- 
pulet,  nisi  dominus  eins  4 sol.  corium  eius  rediinerc  voluerit:  vgl.  X VIII : 2. 
Wilda  8 659  X.  2.  Jastrow  S.  11  X.  14.  Meyer  S.  98.  101.  Leseur 
8.  683.  — Bei  Thierschaden  mindert  sich  die  Busse  auf  ein  Viertel : Leg. 
Fris.  Add.  III:  68.  Brunner  R.  G.  II.  8.  555  N.  23.  Bewer  S.  90  X.  3. 

**)  Siehe  oben  § 15  N.  12  8.  161. 

“)  Lex  Fris.  I:  22.  Wilda  S.  659  X.  1.  Meyer  S.  90.  Leseur 
8.  683.  Brunner  R.  G.  II.  S.  551  N.  1.  Die  Raubbusse  fällt  aber  aus; 
Lex  Fris.  IX:  17:  quantitatem  rei  sublatac  cp.  ...  et  pro  wercgildo  servi 
4 sol.  ...  ad  partem  regis  cp.  Die  Haftung  für  Thierc  schwindet  auf 
der  Freienbusse.  Leg.  Fris.  Add.  III:  68:  Zusatz  für  Ostfriesland. 

ir)  Wilda  8.  660.  Jastrow  8.  22.  Leseur  S.  669  ff.  insbesondere 
677.  Brunner  R.  G.  II.  S.  654. 

**)  Meyer  8.  93.  99  vermutbet  gegen  Wilda  8.  660  X.  2,  dass  für 
Tötung  eines  Freien  durch  einen  Knecht  das  volle  Wergeid  gezahlt  worden 
sei.  Leseur  S.  670  behauptet,  der  Herr  habe  sich  durch  Preisgabe  des 
Knechtes  nicht  befreien  können.  Vgl.  aber  gegen  beide  Lex  Rib.  34 : l 
mit  4.  Cap.  legi  Rib.  add.  v.  J.  803  c.  5 (I.  117):  Xemini  liceat  servnm 
suum  propter  danmuin  ab  illo  euilibet  inlatum  diinittere,  sed  iuxta  quali- 
tatetn  damni  dominus  pro  ipso  respondeat  vel  eum  in  conpositione  aut  ad 
poenarn  petitoris  offerat.  Vgl.  Leseur  S.  704  ff.  Brunner  Berl.  S.  B.  eit. 
S.  832  N.  8.  Forschungen  S.  509.  R.  G.  II.  S.  553  X.  1 1. 
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aller  strafrechtlichen  Haftung  herausschwören.1*)  In  einem 
Falle  tritt  an  die  Stelle  der  Freienbusse  lösbare  Entmannung.“) 
Capitale  und  dilatura  muss  dagegen  unter  allen  Umständen  wie 
beim  Freien  gegolten  werden.*')  Fiir  Tötung  durch  Thiere 
zahlt  der  Herr  wie  bei  den  Saliern  nur  die  eine  Hälfte  des 
Wergeides  (ohne  fredus)  und  liefert  das  Thier  aus.*1)  Die 
Busse  für  leblose  Gegenstände  kann  der  Eigentümer  durch 
Aufgeben  des  Werkzeugs  abwenden.33)  — In  Sachsen  büsst 
zwar  der  Herr  mit  der  vollen,  blos  um  den  fredus  verringerten 
Freienbusse,  aber  nur  solange,  als  er  den  Knecht  detiniert,  also 
solange  als  sich  der  Verbrecher  unter  seinem  Schutz  befindet.34) 
Vielleicht  kann  er  sich  auch  hier  durch  Entziehung  dieses 
Schutzes,  also  etwa  durch  Auslieferung  des  Schuldigen  befreien. 
Ausdrücklich  wird  solches  bezüglich  des  verbrecherischen  Täten 
verordnet;  der  Herr  soll  ihn  freilassen  und  so  der  Fehde  der 


™)  t’ap.  legi  Rib.  add.  cit.  c.  6,  Schluss.  Meyer  8.  tOO  N.  t. 

")  Lex  Rib.  öS:  17.  Leseur  8.  077. 

JI)  Lex  Rib  17:  1,  2.  18:  1,  2.  29.  Dazu  Leseur  8.  072.  074.  Brun- 
ner Berl.  8.  B.  cit.  8.  830.  Forschungen  S.  506. 

**)  Iiex  Rib.  46.  Vgl.  Uri  mm,  Rechtsalterthümer  S.  604.  Wilda 
8.  589.  Meyer  8.92  N.2.  Brunner,  Berl.  8.  B.  cit.  S.  835.  Forschungen 
8.  512  f.  R.  U.  II.  8.  555  N.  24.  Vgl.  oben  X.  10. 

M)  I^x  Rib.  70:  l.  Brunner,  Berl.  8.  B cit.  S.  841.  Forschungen 
8.  521.  R.O.  II.  8.  557  N.  31. 

u)  Lex  8ax.  51:  dominus  . . . multam  cp.  Dazu  c.  52  (perpetrnto 
facinore  fugerit!).  53:  „receptus“  bedeutet  wirkliche  Aufnahme.  Vgl.  Wilda 
S.  658.  Meyer  8.  100  X.  l.  Leseur  8.  580  ff.  Brunner,  Berl.  S.  B. 
cit.  8.  833  N.  I.  2.  K U II.  8.  568.  Die  Aigumentazion  Jastrows  S.  II 
N.  12,  das  Wergeid  sei  als  Schadenersatz  gezahlt  worden,  ist  nicht 
stichhaltig;  vgl.  oben  N.  7.  — Nach  dem  Bsp.  II : 32  Jj  1 haftet  der  Herr 
fiir  den  Knecht  nur  mit  dem  Lohn,  also  als  Herr  eigentlich  gar  nicht. 
Die  Bestimmung  Uber  die  Haftung  fiir  Thimchaden  erinnert  aber  stark  au 
die  zitierten  Bestimmungen  des  alten  sächsischen  Volksrechtes  über  Ver- 
brechen von  Knechten.  8sp.  H : 40  jj  3:  Neu  ve  verbotet  neu  gewedde  denn- 
richterc  an  siner  dat.  $ 1 : Sves  hund  oder  her  oder  perd  oder  osse  oder 
svelkerhande  vc  it  si  enen  man  dodet  oder  belemet  oder  en  ander  ve,  sin 
herre  sal  den  scadeu  na  rechteme  weregclde  oder  na  sineme  werde  betereu, 
of  he  't  weder  an  sino  gewere  ninit  ...  }j  2 : Sbleit  he  't  aver  ut  unde  ne 
hovet  noch  ne  huset  noch  ne  etet  noch  ne  drenket  hc  ’t,  so  is  he  unsculdich 
an  tue  scadeu  ; so  underwinde  's  sik  jene  vor  sinen  scadeu  of  he  Wille.  Vgl. 
Brunner  S.  B.  cit.  S.  836.  Forschungen  8.  514  R.  U.  II.  8.  555  f. 
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verletzten  Sippe  preisgeben.**)  Das  schwäbische  Recht  min- 
dert bei  Missethaten  von  Knechten  und  gewissen  Thieren  die 
Freien busse  oder  ersetzt  sie  durch  lösbare  Todesstrafe.3®)  Nach 
einer  Stelle  der  Lex  Baiuwariorum' :)  haftet  zwar  der  Herr 
mit  der  vollen  Busse  für  den  von  seinem  Knechte  mit  einer 
Freien  begangenen  Ehebruch,  da  der  ausgelieferte  Knecht  nur 
als  Wertgegenstand  in  Anschlag  gebracht  wird,  allein  diese 
Vollhaftung  wird  mit  einer  besonderen  Schuld  des  Herrn  moti- 
viert: pro  quo  servo  suo  disciplinam  minime  imposuit.  Daneben 
findet  sich  aber88)  als  Regel  der  Ersatz  der  Freienbusse  durch 
peinliche  Strafe  des  Knechts  — unbeschadet  der  Restituzions- 
pflicht.8*)  — Das  Westgotenrecht41’)  hat  für  knechtische  De- 


**)  Lex  Sax.  18.  Cf.  Ine  74.  So  auch  Meyer  S.  02  X.  1.  Uegen 
ihn  Leseur  S.  5SS  N.  ! aber  .nicht  überzeugend“ ; vgl.  Brunner.  Berl. 
8.  B.  cit.  S.  832  N.  3.  Forschungen  8.  509  X.  4.  K.  ö.  II.  8.  553  N.  10. 

**)  Lex  Alainanuorum  V.  codd.  B.  Lex  Alamannoruin  30  (statt 
1 loppolersatz  und  40  Schill,  fredue).  Leaenr  S.  622  ff  Dazu  Pactus 
Alain.  III:  16,17  (in  der  richtigen  Auffassung  Jastrows  8.  28).  V:  12. 
Brunner  Berl.  8.  B.  cit.  S.  831.  835.  Forschungen  S.  508  X.  4.  S.  512 
X.  4.  R.  O.  n.  8.  549  N.  20.  8.  552  X.  7.  S.  555  N.  23.  W i I d a 8.  592. 
661,  der  allerdings  Pa-tus  Alain.  III:  17  cit.  nicht  kannte.  (Vgl.  K.  Leh- 
mann in  seiner  Ausgabe  der  Lex  in  M.6.  8.  4 X.  1).  — Pactua  III:  18 
hat  zwar  für  den  Fall,  dass  sich  ein  Pferd  beim  Sprung  Uber  einen  fremden 
Zaun  spiesst,  nur  halben  Schadenersatz,  aber  doch  nur.  weil  auch  das 
Thier  ein  Verschulden  trifft.  Vgl.  Wilda  S.  693  f.  Vielleicht  ist  der 
Rechtsgedanke  in  Lex  Sal.  36:  1 (dazn  Jastrow  8.  13  X.  6.  Leseur 
8.  057  f.  Brunner  R.  O.  II.  S.  553  X.  14  — 16)  verwendet.  — Betreffend 
das  spätere  Recht  bemerkt  der  .Schwabenspiegel  Ld.  R.  Lassberg  c.  204: 
wil  er  ez  lan  varn,  daz  tuot  er  wol,  und  giltst  nttt;  so  hat  es  jener  für 
sinen  schaden.  Vgl.  Brunner  S.  B.  cit.  8.  830  N.  5.  Auch  oben  N.  34. 

*’)  Lex  Baiuw.  8:  2:  Si  servus  hoc  feccrit  et  interfectus  cum  libera 
in  extrauea  fuerit  thoro,  20  sol.  in  suo  damno  minuetur  ipsius  coniugis 
weragelti ; cetera  vero  . . . dominus  eius  cogatur  solvere  usque  dum  repletus 
fuerit  numerus  sceleris  compositionis.  Et  si  ille  servus  evaderit  et  inter- 
fectus non  fuerit  sed  tarnen  crinüne  devictus:  dominus  vero  eius  reddat  euiu 
illi  cuius  uxorem  inaculavit.  pro  20  sol.;  cetera  vero  omnia  impleat  pro  quo 
servo  suo  disciplinam  minime  imposuit.  Vgl.  Lex  Bai.  8:  1 oben  8.  101  X.  13. 
Cf  Leseur  S.  624  ff.  Das  gilt  auch  vom  Wergeid  als  Todschlagssühue: 
Brunner  R.  G.  II.  8.  652  X.  4. 

**)  als  Einfluss  westgotischen  Rechts:  Leseur  S.  026  ff. 

*•)  Lex  Bai.  I:  6.  II:  6.  Vgl.  IX:  0.  XX:  9.  Leseur  S.629f.  Meyer92. 

*°)  Grimm,  RechtsalterthUiner  8.  604.  Wilda  8.691.  661.  Leseur 
8.  600  ff.  Brunner,  8.  B.  cit.  8.  834.  Vgl.  insbesondere  Lex  Wisig.  VII: 

Bohliatr,  Ol«  S«baniilunf  dar  Vafbrtcbaotkuukurrtni.  14 
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likte  geringere  Bussen,  gewöhnlich  aber  peinliche  Strafe  bezw. 
Auslieferung  des  Knechtes;  für  schädigende  Thiere  durch  Buss- 
zahlung abwendbare  Auslieferung.  Auch  in  Burgund41)  braucht 
der  Herr  meist  nur  den  Ersatz  zu  leisten,  der  schuldige  Knecht 
wird  peinlich  gestraft  bezw.  ausgeliefert.  Ebenso  wird  für 
Schaden  durch  Thiere  oder  leblose  Gegenstände  keine  Busse 
gezahlt.  Desgleichen  im  westsächsischen  und  englischen 
Reichsrecht.4*)  Nach  Ine43)  hat  der  Herr  tur  den  von  seinem 
Knecht  begangenen  Todschlag  nicht  das  Wergeid  zu  zahlen, 
sondern  den  Thäter  auszuliefern  oder  auszulösen.  Ebenso  wird 
gelegentlich  die  Diebstahlsbusse,44)  das  wite  oder  der  lahslit43) 
durch  Stäupung  (oder  deren  Lösung)  ersetzt. 

Während  so  in  den  bisher  angeführten  Rechten  die  Be- 
freiung des  Herrn  von  der  Busspflicht  für  seinen  Knecht  zum 
Prinzip  geworden  ist,  halten  das  langobardische  und  kentische 
Recht,  die,  wie  gezeigt  wurde,  Todesstrafe  und  Busse  kumulieren, 
in  der  Frage  der  Haftung  für  Knechte  an  dem  alten  Systeme, 


2:  4.  VIII:  !:  6.  12.  wo  mehrfacher  Ersatz,  VI:  4:  I,  VIII:  4:  12,  20,  wo 
Wundbussen  ev.  Wergeid  durch  Auslieferung  des  Knechtes  resp.  Thieres 
abgewendet  werdeu. 

Grimm,  Kechtsalterthümer  S.  tili 4.  Wilda  S.  691.  661.  Meyer 
S.  92  N.  2.  Leseur  S.  617  ff.  Brunner  S. B.  S.  840  N.  2.  — Der  ein- 
zige Fall  der  Vollhaftting  für  Knechte  ist  Lex  Burg.  26:  4.  Insbesondere 
wird  auch  das  duplum  für  Diebstahl  ausgeschlossen:  Lex  Burg.  20:  1,  2. 
Wergeid  'und  Wundbussen  werden  ausgeschlossen:  Lex  Burg.  18:  l,  2.  — 
Betreffend  Thiere  und  leblose  Dinge:  Lex  Burg.  18,  wo  römisch-rechtlicher 
Einfluss  durchleuchtet : v.  Sa  1 i s in  seiner  Ausgabe  der  Lex  in  M G.  S.  66  N.  3. 

4*)  Jastrow  S.  41  ff.  Betreffend  die  Haftung  für  Thiere  vgl  Ine  42. 
AClfr.  24.  23.  cf.  Wilda  S.  591  N.  1 Im  Jahre  1846  hat  der  Eigcnthiimer 
eines  Affen,  der  jemanden  gebissen  hatte,  die  Hegel  noxa  caput  sequitur 
angcrufen,  um  sich  von  der  Haftung  zu  befreien:  Holmes,  Common  law 
S.  19,  zitiert  von  Girard  in  derNouvelle  revue  historique  de  droit  franqais 
et  ftranger  1888  S.  52  N.  1.  Betreffend  die  Haftung  für  Waffen  siehe 
AClfr.  13.  36.  Knut  II:  76.  Leg.  Henr.  87:  2.  90:  II.  Brunner  S.  B. 
cit.  S.  840  f.  R.  G.  II.  S.  556  ft'  Jetzt  Pol  lock-Maitland  I.  30  ff.  II. 
S.  470  ff 

M)  Ine  74. 

**)  Ine  48.  .Edelst.  II:  19. 

w)  Ine  3 § 1.  Eadw.  und  Guthr.  8.  Jidelr.  VII:  2 Jj  4.  Anh  ang 
zum  Konzil  von  Haba  $ 3. 
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das  dem  Verletzten  Busse  verschaffen  will,  mit  grosser  Zähig- 
keit fest.45*) 

Das  langobardische  Recht4®)  ersetzt  nirgend  die  (echte) 
Freienbusse  durch  peinliche  Strafe  (Auslieferung)  des  Knechtes. 
Freilich  wird  mitunter  (lösbare)  Todes-  oder  Leibesstrafe  des 
Knechtes  ausgesprochen,  während  sie  bei  demselben  Delikte 
vom  Freien  begangen,  verschwiegen  wird.  Sie  steckt  aber 
hinter  der  dem  Freien  hieför  auferlegten  (Lösungs-)Busse.4’) 
Das  Achtgeld  für  Diebstahl  nun  musste  der  Herr  und  zwar 
auch  der  König  stets  voll  bezahlen.4®)  Ebenso  haftet  der  Herr 
für  den  von  seinem  Knecht  begangenen  Todschlag  mit  dem  vollen 


44  •)  Auch  im  Norden;  vgl.  Wild»  S.  656  ff.  und  die  Zusammenstellung 
von  Leseur  a.  0.  S.  688  N.  2.  v.  Amira,  Nordgerman.  Obligazionenrecht  I 
393  f.  Es  finden  sich  da  beide  Extreme:  Nach  Westgötalagen  zahlt  der 
Herr  das  volle  Wergeid,  weil  ein  Knecht  nicht  eines  freien  Mannus  Tod- 
schläger heissen  kann;  in  Norwegen  kann  er  sich  dagegen  vollständig  los- 
sagen: Wilda  S.  656.  662.  Umgekehrt  erklärt  Girard  in  der  Nouvelle 
revue  cit.  v.  J.  1888  S.  51  die  Hingabe  zu  Rache  als  das  Ursprüngliche. 
— Das  ostgotische  Edikt  Theodorichs  hat  die  römische  noxae  deditio: 
e.  117  entspricht  Paul.  Scnt,  II:  81  $ 7. 

**)  Wilda  S.  655 f.  Jastrow  S.  31  f.  Meyer  S.  90 f.  Leseur 
S.  583  ff. 

47J  Vgl.  Ro  236—241.  Liu.  143.  — In  Ro  211,  212.  193,  221.  36  wird 
die  Todesstrafe  für  Freie  und  für  Knechte  angedroht.  Ebenso  ist  der  hand- 
haftc  unfreie  wie  freie  Dieb  todeswürdig  Ro  32,  33.  253,  254.  Die  Lösungs- 
taxe  80  resp.  40  sol.  ist  dann  selbstverständlich  verschieden.  Vgl.  Bruuner 
R.  G.  II.  S.  554  N.  17.  Die  Behauptung  Meyers  S.  94.  99,  im  lgb.  Recht 
bestUnde  die  Neigung,  die  Sklavenbussen  zu  beseitigen,  ist  lediglich  auf  die 
im  Nachstehenden  erörterten  Praesumpzionsbussen  einzuschränken.  Daher 
sagt  noch  Ariprand  I:  36:  Generale  est,  dominum  pro  servo  tenori. 
Leseur  S.  590  N.  2. 

4S)  Ro  253.254.257.258.372.  Grim.9.  Liu.64.  Osenbrüggen  Straf- 
recht der  Langobarden  S.  123  ff.  Leseur  S.  585,  der  aber  unrichtig  „usque 
ad  10  sileqnas*  in  Ro  253  gegen  Osenbrüggen  S.  118  als  obere  Grenze 
lässt.  Vgl.  Bruuner  R.  G.  II.  S.  642  N.  34.  Keine  Ausnahme  begründet 
Ro  256,  wornach  für  den  Diebstahl  des  bereits  flüchtigen  Knechtes  kein 
Achtgeld  gezahlt  werden  soll.  Da  fehlt  jede  Gemeinschaft  des  Knechtes 
mit  dem  Herrn.  Wenn  dagegen  der  Flüchtling  in  provincia  dilataverit 
haftet  der  Herr  und  zwar  sowohl  nach  Ro  256  als  nach  Lin.  11.  Vgl. 
Osenbrüggen  S.  50  f.,  Leseur  S.  597.  698.  Meyer  S.  100  N.  1 reiht 
mit  Unrecht  diese  Stelle  an  Lex  Sax.  62  (obeu  N.  34)  und  Cap.  Rib.  c.  5 
(oben  N.  29:  an. 

n* 
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Wergeide  des  Erschlagenen,  da  ihm  der  ad  occidendum  ausge- 
lieferte Thater  nur  als  Wertobjekt  angerechnet  wird.4*)  Für 
vermessentlichen  Todschlag  verlangt  Liutprand  entsprechend 
der  Bestimmung  über  den  Freien  auch  beim  knechtischen  Thäter, 
und  zwar  bei  diesem  trotz  des  Gefiihrdeeides  des  Herrn  volles 
Wergeid  neben  Auslieferung  des  Verbrechers  an  die  Sippe  der 
toten  Hand.30)  Wenn  ein  Knecht  zu  seiner  (unfreien)  Gattin 
noch  eine  andere  fremde  ancilla  heimführt,  soll  sein  Herr  die 
entsprechenden  vollen  Freienbussen  von  20  resp.  12  Schillingen 
zahlen.81)  Für  Tötung  durch  Thiere  zahlt  der  Eigentümer  das 
ganze  Wergeid. M)  — Das  langobardische  Recht  kennt  freilich 
auch  eine  Minderung  der  Freienbusse  bei  knechtischer  Missethat. 
Für  vereinzelte  Fälle  von  geringeren  Königsfriedensbrüchen 
wird  von  Rothari  nur  die  halbe  Freienbusse  angeordnet.83) 
Dagegen  musste  der  Herr  die  Hochbusse  von  900  Schillingen 
sofern  nicht  eine  besondere  niedrige  Halslösungsgebühr  ftir  den 


**)  Ko  142  (Giftmord;  auch  beim  Versuch).  Dazu  Jastrow  S.  32. 
Meyer  S.  91  X,  1.  2.  Leseur  S.  590 f.  Brunner  S.  B.  cit.  S.  831. 

w)  Liu.  21:  cp.  ipsum  inortuum  . . et  iusuper  ipsum  st- mim  tradat  . . 
Das  Kapitel  spricht  nur  vom  vermessentlichen  Todschlag,  arg.  .oranes 
res  snas  amittat“.  Vgl.  hiezu  Ko  370:  für  die  Praesumpzion  (des  Mordes; 
siehe  oben  S,  09  X.  07.  8.  142  f.)  statt  der  Hochbusse  Todesstrafe  und 
dauebeu  das  volle  Wergeid.  So  erledigen  sich  die  Bedenken  Jaatrows 
8.  35  X.  5,  der  ganz  richtig  auf  das  „insuper“  Xachdruck  legt,  dann  aber 
darüber  staunt,  dass  Ro  142  erschwert  wäre,  Osenbrüggen  a,  0.  S.  49. 
60.  Meyer  S.  91  X.  2.  Brunner  K.  G.  II.  S.  552  X.  3 lehren  allerdings, 
auch  hier  werde  wie  in  Ro  142  der  Wert  des  Knechtes  vom  Wergeide  ab- 
gezogen. Vgl.  noch  Ariprand  S.  25:  Si  vero  se  defendendo  infra  guidri- 
gilt  dominus  ipsum  servum  tradat  in  manibus  defuncti  (cf.  Ko  142):  Si 
vero  super  cum  ambulaudo  sine  domini  voluntate  guidrigilt  cp.  dominus  et 
insuper  ipsum  servum  tradat. 

*■)  Liu.  104.  Dazu  Ro  194.  Osenbrüggen  S.  105  f.  Leseur  S.  584. 
Betreffend  die  Busse  vgl.  auch  noch  Ro  207.  209;  sie  kann  das  Wergeid 
der  Unfreien  oder  aber  Praesumpziousbusse  sein. 

**)  Ro  326.  Grimm  Rechtsalterthilmer  S.  664.  Brunner  R.  G.  II: 
S.  555  N.  23,  der  allerdings  auch  noch  auf  die  Glosse:  . . . per  usum  ubi 
faida  cessat,  medietas  mali  conponitur  hinweist. 

M)  Ro  37—40.  214.  Leseur  8.  693.  Lieber  die  SklavenlBsungsbusse 
von  40  Schill,  gegenüber  der  eines  Freien  von  80  aber  auch  von  900  Schill, 
siehe  N.  47.  54.  $ 12  X.  79  ff.  S.  145  f. 
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Sklaven  festgesetzt  war,  für  diesen  voll  zahlen.84)  Nur  der 
König  ist  von  dieser  Busse  gegen  Todesstrafe  des  Schuldigen 
(völlig)  befreit.**)  Erst  Grimoald  hat  diese  Härte  allgemein 
gemildert.*®)  Bei  derartigen  Verbrechen  des  Knechtes  soll  der 
Herr  nur  mehr  60  Schillinge  pro  culpa  quam  servus  fecit  büssen, 
ausserdem  aber  den  Thäter  ansliefern  oder  falls  dieser  ohne 
sein  (des  Herrn)  Verschulden  entläuft,  weitere  20  Schillinge 
anfzahlen.  Diese  Bestimmung  lässt  sich  in  dieselbe  Formel 
bringen  wie  die  Wergeidhaftung:  Der  schuldlose  Herr  hat  80 
Schillinge  zu  büssen,  zieht  sich  aber  für  den  ausgelieferten 
Knecht  20  Schillinge  ab.  Der  Busse  von  80  Schillingen  be- 
gegnen wir  oft  in  der  Funkzion  einer  kleineren  Halslösungstaxe 
für  Freiendelikte:  bei  knechtischer  Missethat  tritt  da  gewöhnlich 
die  Busse  von  40  Schillingen  an  ihre  Stelle.*7)  Hier  wird  aber 
an  den  80  sol.  festgehalten;  der  Herr  muss  immer  noch  für 
fremden  Friedensbruch  eine  Busse  zahlen,  mit  der  er  sonst  den 
für  eigene  Friedensbrüche  verwirkten  Hals  löst.  Dem  Darge- 
stellten entspricht  es  auch,  wenn  Liutprand  verordnet,  für  einen 
bestimmten  Fall  der  iuiuria  de  muliere  libera  solle  der  Freie 
mit  80  Schill.,**)  für  einen  anderen  Fall  mit  dem  eigenen  Wer- 
geide*®) büssen;  für  die  gleichen  Praesumpzionen  eines  haldius 
oder  servus  aber  solle  der  Herr  60  Schill,  zahlen  und  den 
Thäter  dem  Mundwalt  der  Frau  ausliefern.  Mit  der  Zeit  scheint 


**)  Ro  S71 : unde  liberi  et  servi  alionnu  hominuw  nuningentos  sol. 
fiunt  calp.  Grini.  3:  ...  unde  900  sol.  . . . iudicautnr  ut  dominus  pro 
servo  deberet  conponere.  Vgl.  Wilda  S.  fififi.  Meyer  S.  90  N.  5.  Leseur 
S.  MM.  Für  liaritraib  (Ro  19,  279)  besteht  aber  die  niedrige  Sklavonlösungs- 
busse  von  40  Schillingen;  vielleicht  deshalb,  weil  da  die  Hochbuase  noch 
als  reine  Ledigungstaxe  fungiert.  In  Betracht  kommen  noch  Ro  5.  249. 
Doch  sagt  eine  Glosse  zu  Lib.  Pap.  Grim.  3:  Excepto  si  sorvus  scamaras 
intra  provinciam  celavcrit  aut  annonam  dederit:  nam  dominus  pro  eo  dat 
900  sol.  aut  tradit  ad  mortem  etc 

**)  Ro  370.  371.  Auch  die  Vierzigschillingbusse  des  handhaften  knech- 
tischen Diebes  fällt  da  aus:  Ro  372.  Wergeid,  ahtogild  und  culpae  minores 
muss  er  aber  büssen  ; Ro  370.  372.  373. 

**)  Grim.  3.  Diese  Stelle  ist  nicht  blos  eine  Modifikation  von  Ko  370. 
371  wie  Wilda  S.  666  N.  1 meint.  — Jastrow  S.  35. 

*’)  Vgl.  oben  $ 12  N.  79  ff.  S.  145  f. 

“)  Liu.  126. 

")  Liu.  121. 
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übrigens  auch  die  mehrfach  genannte  Busse  von  60  Schillingen 
ausgefallen  zu  sein.  Wenigstens  erklärt  König  Aistulf  im  Jahre 
755®°)  bei  Einführung  eines  neuen  Hochbussfalls  die  Sache  mit 
der  blossen  Auslieferung  des  knechtischen  Thäters  fiir  abgethan, 
und  dem  entspricht  es  vielleicht,  wenn  im  XI.  Jahrhundert 
der  sog.  Lombardakommentar  des  Albertus*')  die  Bestimmung 
ltotharis  c.  370  auch  auch  auf  Privatknechte  ausdehnt. 

Die  Bussen,  die  so  gemindert  werden  oder  schwinden,  sind 
durchweg  Praesumpzionsbusseu.  Gerade  bei  deu  ihnen 
entsprechenden  Delikten  drängt  sich  die  Idee  der  Genugthuung 
als  solcher  mehr  in  den  Vordergrund  als  bei  den  Erfolgbnssen. 
Diese  letzteren  werden  in  eine  besondere  Gruppe  zur  Kategorie 
des  Schadenersatzes  hingedrängt.  Es  wäre  aber  nicht  richtig,  sie 
als  Schadenersatz  hinzustellen.  Sie  treffen  wohl  in  erster  Reihe 
den  Erfolg,  aber  sie  sind  nicht  der  Ersatz  dafür,  sondern  Busse 
dafür.  Die  Haftung  für  diese  Erfolgbussen  ist  strafrechtlicher 
und  nicht  privatrechtlicher  Natur. 

Bezüglich  des  ahtogild  und  des  dupluni  für  Brandstiftung 
lässt  sich  dies  durch  wenige  Beispiele  schlagend  erweisen.  Sie 
setzen  immer  ein  verbrecherisches  Verschulden  des  Thäters  vor- 
aus; nur  wenn  es  an  solchem  schuldhaften  Verhalten  durchaus 
fehlt,  wird  der  blosse  Schade  ersetzt.  Wer  irrthümlich  ein 
fremdes  Pferd  oder  sonstiges  Viehstück  an  sich  zieht,  hat  nur 
zu  restituieren.  Ist  er  hingegen  nicht  in  der  Lage,  sich  von 
allem  Verschulden  freizuschwören,  so  muss  er  auch  noch  den 
achtfachen  Wert  des  Thieres  leisten  oder  wenn  es  sich  blos  um 
einen  leichten  Fall  diebischer  Nutzung  handelt,  zwei  Schillinge 
Busse  zahlen.8*)  Auch  unrechtmässig  gepfändetes  Gut  hat  der 
gutgläubige  Pfänder  einfach,  der  übelgläubige  aber  neunfach  zu 
gelten.**)  Die  blosse  Rückerstattung  des  rechtmässig  gepfändeten 

")  Aistulf  16.  Vgl.  I.eseur  S.  596. 

“)  Albertus  I:  9 (S.  28.) 

,s)  Ro  342.  Osenbriiggen  S.  147.  Ro  34«. 

**)  Ro  248.  Anzuruerken  ist,  dass  dio  Stelle  nicht,  wie  Osenbriiggen 
S.  146  N.  21  meint,  von  der  Pfändung  eines  Unfreien,  sondern  von  der 
Pfändung  durch  einen  solchen  (per  servum  aut  ancillam)  spricht.  Der 
dominus  servi  tritt  nicht  als  Kläger,  fondern  als  Beklagter  auf:  Et 
si  pulaatus  fuerit  dominus  servi.  Im  .Verlauf  des  Kapitels"  wird  allerdings 
von  Russen  für  plagae  und  feritae  gesprochen  und  dabei  (nicht  aber  bei 
deu  Worten  .per  servum“  etc.)  au  Pfändung  eines  Knechtes  gedacht. 
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oder  des  zugelaufenen  Thieres  erfolgt,  wenn  kein  Verschulden 
des  Thäters  voriiegt:  nur  wenn  diesen  eine  Nachlässigkeit  trifft, 
ist  auch  noch  der  achtfache  Wert  zu  büssen.84)  Auch  die 
Pfändung  ohne  vorhergegangene  dreifache  Mahnung,  die  nach 
Ko  240  mit  dem  Neungelde  zu  büssen  ist,  erfordert  dolus;  des- 
gleichen die  Pfandkehrung.88)  Nach  Roth.  266  haftet  der  Fähr- 
mann (mit  dem  Diebe  Ro  263)  für  das  Achtgeld,  nur  wenn  er 
sciens  furonem  transposuerit. 

Dagegen  wird  iin  Gegensätze  zur  Busse  des  ahtogild  nicht 
blos  die  Restituzionspflicht,  sondern  auch  die  Schadenersatz- 
verbindlichkeit im  E.  S.  durch  den  angerichteten  Schaden 
allein  begründet.  Wer  irrthümlich  eine  fremde  Sache  verkauft 
hat,  muss  den  Schaden  ersetzen.  Hat  er  dagegen  gewusst,  dass 
die  Sache  nicht  ihm  gehöre,  so  zahlt  er  auch  noch  das  Acht- 
geld.8*) 

Ob  nun  der  Beschädigte  mit  oder  ohne  diebisches  Ver- 
schulden des  Thäters  um  die  Sache  gekommen  ist,  das  macht 
den  Schaden  nicht  grösser  und  nicht  kleiner;  und  doch  erhält 
der  Verletzte  in  dem  einen  Falle  noch  eine  Busse,  in  dem  anderen 
nicht.  Ja,  beim  handhaften  Diebstahl,  wo  man  doch  den  Dieb 
mit  der  gestohlenen  Sache  fangt,  wo  also  gar  kein  effektiver 
Schade  vorliegt,  muss  dennoch  das  Achtgeld  gezahlt  werden.87) 
Die  ahtogild- Busse  hat  somit  den  verbrecherischen  Erfolg  zur 
nothwendigen  Voraussetzung;  sie  verlangt  aber  auch  noch  Ver- 
schulden — der  beste  Beweis,  dass  sie  nicht  den  Schaden  als 
solchen,  sondern  die  Schuld  trifft,  dass  sie  Busse  und  nicht  Er- 
satz ist.  Wenn  daher  der  Herr  für  seinen  Knecht  diese  Dieb- 
stahlsbusse  gelten  muss,  so  zahlt  er  sie  für  die  Schuld  des 
Knechtes  (die  ihm,  dem  Herrn,  zugerechnet  wird)  und  nicht  für 
den  blossen  Schaden  des  Bestohlenen. 

Dasselbe  gilt  auch  von  dem  duplum,  womit  die  Brandstif- 
tung gebüsst  werden  soll.  Nur  die  böswillige  Brandstiftung  ist 


*4,  Ro  343:  . . . si  ist»  neclexerit  . sibi  nonum  eum  reddat,  et  si  ista 
cautela  observaverit  sit  absolutus  a calumnia.  Ko  347.  Für  Misshandlungen 
des  Thiers  ist  eine  besondere  Praesumpziousbusse  (das  halbe  Wergeld)  zu 
zahlen.  Liu.  SC. 

<u)  Liu.  40;  vgl.  auch  noch  den  Betrugsfall  Liu.  07. 

••)  Ro  229.  Vgl.  Liu.  43. 


mit  dom  dreifachen  Ersätze  zu  Wissen;  ungewollter  Brandschaden 
ist  nur  einfach  zu  ersetzen.®8) 

Anders  verhält  es  sich  mit  dem  Wergeide  und  mit  den 
Wundbussen.  Wergeid  für  Todschlag**)  wird  ebenso  wie  der  ein- 
fache Schadenersatz  gezahlt  bei  ungewollter  That.™)  Für  Tötung 
durch  einen  Knecht  oder  ein  Thier  muss  der  völlig  schuldlose  Herr, 
ja  selbst  der  König  Wergeid  zahlen.  Diese  Zahlung  wird  ausdrück- 
lich zusammengestellt  mit  dem  (einfachen)  Ersätze  des  sächlichen 
Thierschadens.51)  Und  so  muss  auch  die  ungewollte  Tötung  des 
Kindes  im  Mutterschosse,  ev.  auch  der  Mutter,74)  die  absichts- 
lose Tötung  eines  unfreien  Kindes,5*)  der  zufällige  Tod  eines 
Arbeitsgenossen  bezw.  Arbeiters  oder  eiues  Dritten  beim  Fällen 
eines  Baumes,54)  bei  Ausführung  einer  Bauarbeit5®)  mit  dem 
Wergeide5*)  gegolten  werden.  Auch  hier  wird  die  Wergeld- 
zahlung  der  Ersatzleistung  ohne  weiteres  koordiniert.  Die  Auf- 
fassung des  Wergeides  nach  Art  eines  Schadenersatzes55)  begünstigt 


**)  Ko  146:  Sqs  casam  alienam  aslo  hu i m » (hierüber  Brunner  R, 
G.  II.  S.  S44  X.  3)  quod  est  volontarie  incenderit,  in  treblnm  restituat  ca 
. . . cuui  oinncm  intrinsecus  quidquid  intua  crematus  fuerit  ...  Ro  14». 
147.  14«. 

*“1  L)ic  Fälle,  wo  Wergeid  gezahlt  wird,  ohne  daaa  Tötung  Vorlage, 
können  einen  verschiedenen  Charakter  haben,  ln  Ro  187  z.  B.  iat  das 
Wergeid  reiner  Schadenersatz  filr  daa  entgangene  Mundiutn.  Dagegen  iat 
cs  eine  rein  poenale  (Fraeanmpziona-)Bnsse  z.  B.  bei  Grim.  7;  kann  sich 
der  Gatte  reinigen,  quod  non  aato  nee  dolose  ei  crimen  iniecit,  so  iat  er 
einlutua  a culpa. 

w)  Vgl.  Osenbriiggen  S.  .HZ  ff. 

”)  V'gl.  X 77.  (lieber  die  Bedeutung  von  dnninum  vgl  übrigens  noch 
unten  X.  88).  Vgl.  auch  die  Rolle  des  Wergeldes  in  Ro  142.  lju.  21. 
Ro  370.  Oben  S,  212  f. 

**)  Ro  75  Der  Ungeborene  hat  das  halbe  Wergeid:  Wilda  S.  7111 
X.  3.  Vgl.  Brunner  R.  G.  11.  S.  615. 

'*)  Ro  137.  Die  Zahlung  ist  hier  reiner  Kraatz:  arbitretur  a indice 
seemtdum  qualem  aetatem  halmit  aut  qualetn  liicrnm  facere  potuit : ita 
conponatur. 

’*)  Ro  13«. 

™)  Ro  144.  145.  Ganz  allgemein  von  jedem  ungewollten  Todschlag 
Ko  387. 

:®)  Das  Wort  Wergeid  wird  liier  natürlich  im  weiteren  Sinne  gebraucht. 

”)  Homicidium  aut  damnum:  Ro  326.  327.  138.  144.  145. 
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auch  die  spezifisch  Iangobardische  Bezeichnung  widrigild,7*)  sowie 
die  für  Freie  und  Unfreie  immer  wiederkehrende  Formel:  con- 
ponat  eum  sicut  adpretiatns  est. 

Und  dennoch  ist  auch  das  Iangobardische  Wergeid  Busse 
und  nicht  Schadenersatz.79)  Diesen  Charakter  scheint  mir  vor 

n ) Zn  ahtogild.  Brunner  K. Ö.  IL  8.  614  X.  6.  — Die  Lesart  des 
Cod.  7 (A)  der  Lex  Alam.  49:  norera  widrigildos  statt  novigildos  anderer 
Hss.  beruht  allerdings  auf  grobem  Irrthum.  Sie  (sowie  die  Varianten:  ,9 
wirigildis  nnd  ähnl ) hat  sich  ans  Lex  Alam.  48  hereingeschlichen. 

”)  A.  B.  Schmidt:  Die  Grundsätze  über  den  Schadenersatz  in  den 
Volksrechten  S.  13  f„  folgert  aus  der  Zahlung  des  Wergeides  für  ungewollte 
Tötung,  dass  die  Volksrechte  diese  Zahlung  nur  als  Ersatz  nicht  als 
Strafe  aufgefasst  hätten,  indem  man  ihnen  sonst  den  Vorwurf  machen 
müsste,  dass  sie  den  schuldlosen  Thäter  mit  einer  Strafe  belegten.  Dieser 
Vorwurf  (?)  wird  dem  altdeutschen  Strafrechte  wohl  kaum  erspart  werdeu 
können.  Vgl.  Brunner  S.  B.  cit.  S.  81  ft  ff.  R.  G.  II.  S.  544  f„  womach 
„ungewollte  Tbat  nach  uralter  Rechtsüberzengung  . . als  gewollte  Missethat 
zugerechnet  nnd  gebiisst*  wurde  Die  Erklärung  dürfte  darin  liegen,  dass 
eine  jugendlich  lebendige  Auffassung  auch  heute  noch  geneigt  ist  auf  die 
blosse  That  hin  gegen  den  Thäter  zu  reagieren.  (Vgl.  auch  den  raziotiellen 
Grund  bei  Gierke,  Die  soziale  Aufgabe  des  Privatrechts  S 33).  So  auch 
Pertile  V.  59.  der  treffend  daraufhinweist,  dass  besonders  der  Verletzte 
dem  es  meist  überlassen  war.  sich  Satisfakzion  zu  verschaffen,  geneigt  sein 
musste  vedere  in  ogni  danno  un  ingiuria.  Er  verweist,  auf  eine  Urkunde 
v J.  1406,  wo  Urfehde  geschworen  wird  für  Einen,  der  in  einer  Bärenl'alle 
umgekommen  war.  Leg.  Henr  70  §12.  SunesenV:25:  Cuius  dolorem  lenire 
non  novit  Casus  potius  quam  propositum  nec  ipsius  multum  internst  ex  casu 
potins  quam  ex  proposito  laesutn  esse.  Von  diesem  Standpunkte  ist  es  dann 
nicht  auffallend,  „dass  die  bei  doloser  That  zu  zahlenden  Summen  die 
gleiche  Höhe  hahen,  wie  die  Summen,  die  für  nolendo  geschehene  That  er- 
legt werden  mussten“  (Sclimid  a.  0.  S 14).  Die  Entwicklung,  die  in  dem 
Vordrängen  des  Schuldmomentes  beruht,  vollzieht  sich  nun  wie  jede  ge- 
schichtliche Entwicklung  in  typischen  Formen,  auf  Grund  und  mit  Hilfe 
gewordener,  realer  Faktoren  nnd  keineswegs  radikal  auf  Grund  doktrinärer 
Postnlate  mögen  diese  im  Allgemeinen  auch  noch  so  berechtigt  sein.  Es 
verschwindet  zunächst  die  Fehde,  dann  der  fredus,  dann  Theile  der  Busse, 
dann  die  ganze  Busse,  endlich  Reinigungspflicht  und  Schadenersatzpflicht 
des  Herrn.  Dies  alles,  um  dann  wieder  denselben  Weg  zuriiehzugehen. 
Dabei  sind  natürlich  Sprünge  nicht  ausgeschlossen.  — Vgl.  noch  Waitz, 
Das  alte  Recht  der  salischen  Franken  S.  193  X.  4 gegen  Sachsse,  der 
zwischen  Wergeid  und  emenda  in  dem  Sinne  unterscheidet,  dass  das  erstere 
Entschädigung,  das  letztere  Sühne  für  Störung  der  öffentlichen  Sicherheit 
sei  (faidaL  Diese  Sonderung  sei  hei  den  meisten  Stämmen  nicht  begründet 
und  dem  Worte  Wergeid  diese  Bedeutung  erst  später  zu  Theil  geworden. 
Siehe  Grimm,  Rechtsalterthümer  S.  658.  Auch  oben  § 18  X.  24  S.  190  ff. 
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Allem  eine  Bestimmung  des  Edikts  Uber  die  Mitthäterschaft  beim 
Todschlag  “)  zu  bestätigen.  Die  Tlieilnehuier  haben  das  Recht, 
das  Wergeid  nur  einmal,  zusammen  zu  erlegen.  Wenn  sich 
aber  einer  von  ihnen  herausziehen  will  und  es  misslingt  ihm  die 
Reinigung,  so  muss  er  für  sich  besonders,  also  zum  zweitenmale 
das  Wergeid  an  die  Sippe  der  toten  Hand  zahlen.*1)  Diese 
zweite  Wergeidzahlung  erfolgt  nicht  als  blosse  Strafe  des  Lftug- 
nens,  sondern  für  den  Todschlag.  Wird  aber  für  einen  Tod- 
schlag ev.  zweimal  Wergeid  gezahlt,  so  kann  dieses  unmöglich 
Ersatz,  es  muss  Busse  sein.  Der  Grund  für  die  sonst  — als 
etwas  besonderes  und  nicht  als  selbstverständlich  — gewährte 
licentia  adunandi  ist  dann  nicht  der,  dass  der  Schade  nur  ein- 
mal ersetzt  werden  kann,  sondern  die  Erwägung,  dass  der  Ver- 
letzte für  einen  schädlichen  Erfolg  nicht  mehrfache  Busse  zu 
erhalten  braucht.  So  würde  eine  andere  Stelle  des  Edikts  der 
Sippe  der  toten  Hand  unbedenklich  von  Rechts  wegen  ein  dop- 
peltes Wergeid  zusprechen,  wenn  nicht  Rücksichten  auf  das 
öffentliche  Wohl  sie  davon  abhalten  würden.8*)  Unsere  Ansicht 
über  das  Motiv  der  licentia  adunandi  wird  durch  die  vollständig 
parallele  Bestimmung  über  die  Haftung  mehrerer  Diebsgenossen 
für  das  ahtogild,  das  durchaus  kein  Ersatz  ist,  bestätigt.8*)  — 

*')  Ko  12:  Si  iluo  aut  tres  fuerint  hominis  seu  nmpiius  liberi  et  houii- 
cidium  penetraverint  et  voluerint  se  adunare  ut  in  unutn  coupon&nt  sicut 
adpraetiatum  fueril,  sit  eis  adunandi  licentia.  Et  si  nliquis  se  de  ipsis  sub- 
traxerit  et  non  potuerit  se  puieficare  . . . quod  nee  plaira  nee  ferita  in  ipso 
homine  qui  occisus  est  non  fecissit,  tune  sit  culpabiles  sicut  ot  alias  qni 
eurn  conposuit  . . . 

*')  So  S 3 der  Expositio  zu  Ko  12.  Vgl.  die  Formel:  . . . aut  iuret, 
quod  non  se  suhtraxit  aut  cp.  sicut  alii;  et  si  iuraverit  det  suara  partem. 
Aripratid  8.  2»f. : . . Et  quicunque  voluerit  se  subtraliere  post  integrant  eon- 
positionem  faeiat  ut  in  lege  est.  Mit  Unrecht  meinten  einige  Igb.  Juristen, 
er  hätte  nur  die  auf  ihn  entfallende  t^uote  nachzuzahlen.  Vgl.  Albertus  I: 
9 (S.  29):  . . . conponat  ut  alii  quidam  dicunt  pro  parte  sua,  quidam  in 
totuin,  et  hoc  propter  contumaciam  (!  ?).  Ueber  Ko  263  vgl.  N.  S3. 

n)  Lin.  136.  Auf  deu  durch  den  Eimer  Getüteten  entfallen  */,.  auf 
den  der  Wasser  geschöpft  hat,  1 des  Wergeides.  Ille  autem  cuius  ipse 
poteum  fuit,  nullam  habest  calomnia,  quia  ei  si  calomniam  ingerimus,  postea 
uullus  permittit  de  poteo  suo  aqua  levare,  et  quia  omnes  homenis  poteüs 
habere  non  posaunt,  reliquis,  qui  sunt  pauperis,  moriuntur,  et  etiam  iterantes 
neces8itatem  patiuntur.  So  schon  Ko  306. 

M)  Ko  263:  . . . Si  quis  se  ex  ipsis  deviderit,  pro  se  tautum  legibus 
cp , id  est  ipsum  furtum  sibi  nonnm. 
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Das  Bewusstsein,  dass  das  Wergeid  Busse  und  zwar  Fehdegeld 
sei,  findet  sich  in  voller  Klarheit  in  einem  Gesetze  Liutprands 
ausgesprochen. **)  Die  Flauen  sollen  zwar  wie  die  Männer  das 
Erbe  nehmen,  von  der  (aktiven)  Theilnahme  am  Wergeid  aber 
ausgeschlossen  sein,  weil  sie  keine  Fehde  (gegen  den  Missethäter) 
erheben  könneu.  Der  Rechtsgrund  der  Wergeldzahluug  ist  also 
Fehdelösung,  Busse,  poenale  Genugthuung,  nicht  vermögens- 
rechtlicher Ersatz.  Und  auch  sonst  spielt  das  Wergeid  neben 
der  Erbschall  eiue  besondere  Rolle.*')  — Die  rechtliche  Stellung 
des  Wergeides  wird  auch  greifbar  illustriert  durch  die  Bestim- 
mungen über  den  Brudermord.**)  Der  Brudermörder  hat  sein 
Leben  au  den  König  verwirkt.  Sein  Erbe  fallt  seit  Liutprand 
nicht  mehr  an  seine  Deszendenz,  sondern  an  den  überlebenden 
(dritten)  Bruder,  dieser  muss  aber  an  die  Söhne  des  Getöteten 
das  Wergeid  vorweg  auszahlen.  Dieselbe  Stelle,  die  uns  als 
ein  Beleg  für  die  Kumulazion  der  Wergeidzahlung  mit  der 
Todesstrafe  diente,  zeigt  also  zugleich  eine  tiefgreifende  Sonderung 
von  Wergeid  und  Erbschaft. 

Die  so  gewonnene  Einsicht  über  die  Natur  des  Wergeides 
zwingt,  auch  in  Fällen,  wo  das  Wergeid  so  unmittelbar  mit 
dem  Schadenersätze  zusammengestellt  wird,  in  der  Wergeid- 
haftung trotzdem  eine  strafrechtliche  Haftung  zu  sehen.  Der 
Eigenthiimer  muss  für  die  ohne  sein  Verschulden  von  einem 
Thier  verursachte  Tötung,  ltir  den  von  seinem  Knecht  began- 
genen Todschlag  das  volle  Wergeid  zahlen.  Eine  gleiche,  uu- 


**)  Liu.  IS:  Si  quis  langobardus  . . . interemtus  fuerit,  et  eausa  »e- 
ruDtlum  legem  ad  coupositiouem  venerit  (liier  leuchtet  noch  das  Fehderecht 
durch:  »i  . . . venerit.)  et  ipse  qui  occisus  fuerit  filium  masculiuutn  non 
reliqnerit:  quamquam  Alias  instituissimus  heredis  sicut  masculüs  in  omni 
substantia  patris  et  matris,  ipsam  conpositiouem  volumus  ut  accipiant  pro- 
pinqui  parentis  eiusdem  qui  occisus  fuerit.  illi  qui  per  caput  succedere 
potuerunt;  quin  filiae  eins  eo  quod  femineo  sexu  esse  provantur,  non  possunt 
faidam  ipsam  levare.  Ideo  prospeximus,  ut  ipsam  conpositionem  non  recipiaut . . 
Vgl.  Wilda  S.  373.  397.  Osenbrüggen  S.  17.  Bronner  K.  G.  I.  S.K6. 
N.  25.  26. 

“)  Nach  Ro  162  geht  die  facultas  mortui  filii  naturalis  ad  legitimos 
fratres,  nam  non  ad  naturalis;  sein  Wergeid  hingegen  fällt  zu  */,  au  die 
legitimi  fratres,  zu  1 , an  dia  naturales  (vgl.  Brunner  R.  G.  I.  S.  219  N.  16). 
So  wird  bestimmt  propter  faida  posponenda,  id  est  inimicitia  pacificanda. 

M)  Ro  163.  Liu  17.  Siehe  oben  Jj  16  X.  8 S.  175. 
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verschuldete  Haftung  trifft  ihn  aber  auch  in  Ansehung  der 
Hochbusse  von  000  Schill,  für  schwere  Friedensbrüche  seines 
Knechtes,*7)  ohne  dass  man  behaupten  könnte,  diese  Hochbusse 
wäre  ein  Schadenersatz.  Immer  ist  es  nur  eine  besondere  Rück- 
sicht auf  das  effektive  Erhalten  der  Busse,  auf  diese  bestimmte 
Art  der  Satisfakzion  für  den  Verletzten,  die  hier  hervortritt. 
Das  juristische  Motiv  dieser  Rücksicht  ist  aber  nicht  ein  Er- 
satzcharakter der  Busse.  Wenn  auch  wirtschaftliche  Erwägun- 
gen hier  durchaus  am  Platze  sind,  so  fallen  sie  doch  für  die 
juristische  Würdigung  der  Haftung  ausser  Betracht.  Es  kann 
z.  B.  gewiss  nicht  die  Haftung  für  die  ungewollte  Tötung  eines 
Ungeborenen  auf  Schadenersatz  zurückgeführt  werden.  Und 
solches  muss  auch  von  allen  anderen  ungewollten  Tötungen  be- 
hauptet werden ; das  Wergeid  wird  nicht  zum  Ersätze,  sondern 
zur  Strafe  geleistet. 

Denselben  Charakter  wie  das  Wergeid  haben  auch  die 
Wundhussen.**)  Rothari  sehliesst  für  Wunden  in  Hinkunft 
die  Fehde  aus  und  erklärt,  dass  die  Sache  mit  der  Busszahlung 
abgethan  sei;  auf  das  Vorhandensein  oder  Fehlen  eines  Dolus 
solle  keine  Rücksicht  genommen,  auch  gewollte  Wunde  be- 
rechtige lediglich  zur  Busse.**)  Dieselben  Wundbussen  tiuden 
sich  denn  auch  sowohl  selbständig  als  wiederholt  als  Zusatz- 
bussen für  erfolgte  Verletzungen,  ohne  dass  für  diese  ein  dolus 
specialis  vorläge.*")  Die  Verletzung  als  solche  ist  es  schon,  die 
zur  Busse  verpflichtet.  Sie  werden  vielfach  mit  dem  Sach- 
schaden unter  dem  einen  Worte  daninum  begriffen.  Andererseits 
lehrt  auch  wieder  die  angezogene  Bestimmung  Rotharis,  dass 
die  Wundbussen  Fehdegeld,  Sühngeld,  also  nicht  Ersatz  seien. 
Auch  die  Kumulazion  des  Ersatzes  von  operae  und  mercedes 
medici  mit  Bussen  für  Verwundungen  von  Knechten*')  zeigt. 


*’)  Siehe  oben  N.  54. 

**)  Vielfach  unter  daranum  (neben  hotnicidium)  zu  verstehen:  Ro  13R. 
144.  305  vgl.  307  (mnluin).  Vgl.  L’ertile  V.  S.  59  N.  8 und  oben  N.  71.  77. 

"•)  Ro  45.  74:  . . . ut  faida  . . . post  accopta  siiprascripta  conpositione 
postponatur;  et  aniplius  non  requiratur,  nee  dolus  teneatur.  sed  sit  sibi  causa 
finita,  atnicitia  inanentem  Vgl.  Liu.  136:  et  sit  causam  finita  absquo  omnem 
faida  vel  dolus,  quia  nolendo  factum  est. 

»)  z.  B.  Ro  30.  34.  Liu.  134. 

”)  Siehe  oben  $ 2 N.  104  S.  26. 
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dass  die  Wundbussen  Strafe  sind.  Der  strafrechtliche  Charakter 
der  Wuudbussen  erhellt  auch  aus  der  Verordnung  Rotharis  über 
das  Blenden  eines  Einäugigen.®’)  Es  sollen  dafür  zwei  Drittel 
bezw.  das  ganze  Wergeid  des  Verletzten  gezahlt  werden.  Ware 
die  Wundbusse  Ersatz,  so  müsste  auf  alle  Fälle  eine  etwa  für 
das  erste  Auge  bereits  gezahlte  Busse  in  Anrechnung  kommen, 
dürfte  die  Busseusumme  das  Wergeid  nicht  überschreiten.®")  — 
Verletzungen  Thieren  zugefügt,  werdeu  nur  ersetzt.94)  Wo  sich 
Busse  findet,  liegt  immer  eine  besondere  culpa  vor.*5) 

Aehnlich  wie  bei  den  Langobarden  mindert  auch  in  Kent*8) 
der  an  die  Sippe  der  toten  Hand  ausgelieferte  Knecht  das  ver- 
wirkte Wergeid  des  erschlagenen  Eorls  oder  Ceorls  nur  um 
seinen  Mannwert. #7)  Für  Todschlag  eines  Esne  durch  einen  Esne 
tritt  Vollzahlung  ein.*")  Knechtischer  Diebstahl  wird  mit  — 
freilich  geminderter  — Busse  (Zweigeld  statt  Dreigeld)  ge- 
sühnt.**) Knechtischer  wegreaf  (praesumptio)  kostet  3,  der 
eines  Freien  6 Schill.100)  Bei  bandh&ltem  Diebstahl  verwirkt 
der  Unfreie  wie  der  Freie  das  Leben;  die  Lösungsbusse  ist 
dann  selbstverständlich  aus  diesem  Grunde  verschieden.101)  Dass 
ferner  Wergeid  und  Diebstahlsbusse  auch  hier  poenal  sind,  zeigt 
deren  Minderung  bei  Flucht  des  Mörders102)  resp.  bei  knechti- 
schem Diebstahl.102) 


")  Ro  377;  siebe  oben  $ 2 X.  82  S.  19.  S •<»  N-  13  8.  114. 

•*j  Vgl.  oben  S.  24  f.  S.  12«  f.  Die  bereits  gezahlten  Wundbussen 
schmälern  auch  nicht  das  Wergeid  für  den  Todschlag  des  Krtippels  vgl. 
Wilda  S 687.  Osenbriiggen  S.  22. 

“)  Ro  337.  339.  330.  Vgl.  oben  $ r.  N.  'J  S.  54  Uber  Ro  332.  333 
einer-  und  334.  76  andererseits. 

»»)  Ro  33«.  Lin.  «6.  — Ro  341. 

••)  Jastrow  S.  38  f.  54  ff. 

n)  HAdh  und  E4dr.  1 — 4.  Unrichtig  interpretiert  von  Wilda  S.  659. 
Gegen  ihn  Jastrow  S.  56.  Vgl.  aber  auch  K.  Maurer  Kr.  Ü.  I.  S.  412. 

•*)  Jüdelb.  86.  Selbst  der  König  muss  bei  Todschlag  begangen  von 
einem  seiner  Leute,  das  volle  Wergeid  zahlen:  Jidelb.  7. 

")  iEdelb.  90. 

*»)  .Edelb.  19.  89. 

,01)  Wihtr.  26.27.  Ebenso  ist  die  Verschiedenheit  der.  Russen  in  Wihtr. 
10 — 11,  12 — 13,  14 — 16  zu  erklären.  Jastrow  8.  39. 

“*)  iEdelb.  23. 

m)  Vgl.  auch  die  Abstufung  der  Busse  je  nach  dem  Stande  des  Be- 
stohlenen in  JSdelb.  1. 
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In  diese  zweite  Gruppe  zu  den  Langobarden  und  Kentern, 
gehört  merkwürdiger  Weise  auch  das  anglowarnische  Volks- 
recht, das  wir  oben  jenen  Rechten,  die  dem  Absorpzionsprinzip 
huldigen,  angereiht  haben  für  Ungefähr  wird  voll  gehaftet."’*) 
Einem  Ueberblicke  über  diese  Ausführungen  gegenüber  ordnen 
sich  die  Volksrechte  - einzigdasthüringische  undostfriesische 
ausgenommen  — mit  Rücksicht  auf  die  Frage  nach  der  Buss- 
pflicht für  fremdes  Verschulden  in  zwei  Gruppen,  die  jenen  voll- 
ständig entsprechen,  die  sich  bei  der  Untersuchung  der  Frage 
nach  der  Absorpzion  oder  Häufung  von  Bussen  mit  konkurrieren- 
der Todesstrafe  ergeben  haben.  Als  gemeinsamen  inneren  Grund 
dieser  Verschiedenheit  konnten  wir  die  jeweilige  ideale  oder  aber 
formalistische  (realistische)  Auffassung  der  betreffenden  Bussen  be- 
zeichnen.Bei  den  Westgoten,  Burgundern,  Franken,  Friesen, 
Schwaben,  Baiern,  Sachsen  und  Westsachsen  in  England 
tritt  die  Thatsächlichkeit  der  Busse  gegenüber  der  ihr  zu  Grunde 
liegenden  satislaktorischen  Idee  zurück.  Die  langobardische  und 
dann  auch  die  altkentische  Rechtsanschauung  bleibt  dagegen  an 
den  faktischen  Vorgängen  hängen  und  zwar  kommt  bezüglich 
der  Erfolgbussen,  denen  ein  greifbarer  Thatbestaud  zu  Grunde 
liegt,  die  erstere  überhaupt  nicht,  die  zweite  nur  wenig  davon 
los.  Im  ostgotischen  Edikt  Theodorichs  ist  allerdings  die  ur- 
sprüngliche Kumulazion  von  Todesstrafe  und  Busse  stehen  ge- 
blieben, dagegen  die  Bnsshaftung  des  Herrn  für  Verbrechen 
seines  Knechtes  durch  die  römische  noxae  deditio  ersetzt  w'orden. 
Allerdings  weisen  die  Rechte,  die  dem  Absorpzionsprinzip  huldi- 
gen, zunächst  immer  noch  wenigstens  theilweise  Haftung  für 
Busse  durch  fremde  That  verwirkt  auf.  Der  Grund  liegt  viel- 
leicht darin,  dass  die  Rache  an  dem  minderwertigen  Knecht 
und  dergl.  weniger  Genugtuung  bietet  als  die  Freienbusse,  die 
darauf  berechnet  ist,  die  Fehde  gegen  einen  Freien  abzuwehren 
— ein  Bedenken,  das  besonders  im  anglowarnischen  und  ost- 
friesischen Volksrecht  die  Entwicklung  des  Sklavenstrafrechts 
zurückgehalten  haben  mag.10*) 


,,>*)  Lex  Anglior.  et  Worin.  5t.  52.  57  bis  61.  Vgl.  Wild«  S.  653. 
Jastrow  8.  lt.  Meyer  8.  90  N.  1.  Leseur  8.  578ff.  Brunner  R. 
G.  II.  8.  552  N.  5.  S.  655  N.  23. 

"*)  Vgl.  die  oben  X.  46  a angeführte  Stelle  aus  WeatgQtalagen. 
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Ein  Uebergangsstadium  von  der  Vollhaftung  für  knechtische 
Missethat  zum  Ersätze  der  ( Herrn-) Müsse  durch  peinliche  Strafe 
des  Verbrechers  zeigt  das  bairische  Recht.  Ob  sich  aber  aus 
diesem  Prozesse,  den  wir  hier  sehen,  schliessen  lässt,  dass  über- 
all, namentlich  bei  den  Franken,  parallel  damit  das  Absorpzions- 
prinzip  erst  ein  herrschendes  Kumulazionsprinzip  verdrängt 
habe,10")  muss  dahingestellt  bleiben.  Es  ist  zunächst  sehr  wohl 
denkbar,  dass  von  vornherein  aus  der  Zeit  her,  wo  noch  nicht  be- 
stimmte Busse  gefordert  werden  konnte,  gewisse  Thatbestände, 
die  eine  ideale  Verbrechenskonkurrenz  enthalten,  als  Einheit  ledig- 
lich der  Acht  unterlagen.  ",7)  Dagegen  kann  das  im  fränkischen, 
sächsischen,  angelsächsischen  Rechte  nachweisliche  Bussrecht  des 
Verbrechers108)  als  vermutlich  jüngere  Bildung  erst  später  zu 
Gunsten  des  Absorpzionsprinzips  gewirkt  haben.  Jedenfalls  ist 
eine  Annahme  römischrechtlicher  Einwirkung  sehr  unwahrschein- 
lich. Nach  römischem  Recht  erlöschen  die  Poenalklagen  durch 
den  — auch  natürlichen  (!)  — Tod  des  Verbrechers.100)  Eine 


,<M)  Vgl.  über  das  langobardischo  Recht  unten  $ 21. 

*’)  lieber  die  Absorpzion  bei  realer  Konkurrenz  siebe  § 20.  lieber 
die  Absorpzion  als  Prinzip  § 21. 

**")  Siehe  oben  § IS  N.  16  S.  187  f. 

***)  Kein,  Das  Criininalreclit  der  Römer  (1844)  S.  280  ff.  Pernice, 
Kritische  Vinrteljahrsschrift  IX  (1867)  S.  92  Wind  scheid,  Pandekten  (TI.  Bd.) 
§ 369  N.  10,  vgl  § 340  N.  2.  Instit.  4:  12  jj  1:  . . . Est  enim  certissima 
iuris  regula  ex  maleticiis  poenales  actiones  in  heredem  rei  non  competere: 
veluti  furti,  vi  bonorum  rapturum,  iniuriarum.  damni  iniuriae  . . Dig.  4M: 
19:  20  (Paulus):  Si  poena  alicui  irrogatur  receptum  est  commenticio  inre 
ne  ad  heredes  transeat:  cuius  rei  illa  ratio  videtur  qnod  poena  constituitnr 
in  emendationem  hominum:  quae  mortuo  eo  in  quem  constitui  videtur  desinit. 
Dig.  47:  1:  1 Pr.  (l’lpi  a nus):  Civilis  constitutio  est  poenalibus  actionibus 
heredes  non  teneri,  nec  heredes  non  toneri,  nec  ceteros  quidem  suecessores. 
Idcirco  nec  furti  conveuiri  posaunt.  Sed  qunmvis  furti  actione  non  teneantur, 
attamen  ad  exhibendum  actione  teneri  eos  oportet  si  possideant  aut  dolo 
fecerint  quominus  possideant.  Sed  enim  et  vindicationc  tenebuntur,  re  cx- 
hibita.  Item  condictio  adveraus  eos  competit.  Dig.  39:  1:  22  (Marcellus): 
. . . in  poenarn  heres  non  succcdit.  Dig.  4«:  4:  11  (TJlpianus):  Is  qui  in 
reatu  decedit.  integri  Status  decedit:  extinguitur  enim  criinen  mortalitate: 
nisi  forte  quis  maiestatis  reus  fuit:  nam  hoc  crimine  nisi  a succeHsoribus 
pnrgetur  hereditas  fisco  vindicatur.  Dig.  48:  19:  26.  Ferner  48:  21:  2 
(Macer):  Stirbt  der  Verbrecher  vor  der  perfekten  Damnazion,  so  ist  damit 
alles  getilgt,  sein  Vermögen  wird  nicht  konßaziert.  48:21:3.  (Marcianus 
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direkte  Rezepziou  dieser  Bestimmungen  ist  nicht  nachgewiesen. 
Die  Lex  Wisigotorum,  die  von  unseren  Volksrechten  am 
meisten  römischem  Einflüsse  ausgesetzt  war,  und  die  anderer- 
seits bei  der  Aufzeichnung  der  deutschen  Stammesrechte, ,I'')  ja 
insbesondere  selbst  bei  der  Frage  nach  der  Busshaftung  des 
Herrn  für  Knechtsdelikte  “’)  eine  bedeutende  Rolle  gespielt  hat, 
sagt:  crimen  cum  fure  defecit,  crimen  cum  illo  qui  fecit  moriatur.,,,) 
Sie  denkt  dabei  aber  lediglich  an  peinliche  Strafe,  da  ja  gerade 
die  Diebstahlsbusse  (das  Neungeld),  die  an  der  Stelle  in  Frage 
kommt,  vom  Erben  des  verstorbenen  Diebes  gezahlt  werden  soll. 
Die  innere  Natur  der  heimischen  Bussen  und  Ledigungstaxen 
genügt  vollkommen,  um  deren  Absorpzion  durch  die  Todesstrafe 
als  autochthone  Bildung  zu  erklären."“) 


II. 


$ 20.  Reale  Verbrechellskonkurrenz. 

In  demselben  Umfange  der  Quellen  wie  bei  der  idealen 
tritt  auch  bei  realer  Verbrechensmehrheit  die  Absorpzion  der 

[Papinianus]):  Durch  Selbstmord  wird  die  Konfiskaziou  nicht  hinangehalten, 
wenn  der  Verbrecher  achon  an  geklagt  (postulatus,  und  zwar  so,  dass  er 
nach  der  Sachlage  verurt heilt  worden  wlire  $ 3)  oder  nuf  handhatte r 
Th  nt  gefangen  war  (in  acelere  deprehensus).  Wenn  dagegen  der  Verbrecher 
aus  I<ebensliberdruss  oder  Schmer*  sich  umbringt,  ao  tiitt  Erbfolge  ein. 
Vgl.  Rein  a.  O.  S.  s«3  ff.  — Zu  Ood.  Theod.  IX:  27:  4 (lust.  IX:  27:  2) 
ai  382:  Sciant  iudicea  super  a(d)misaia  propriia  aut  a se  aut  ah  heredibus 
suis  poenam  esse  repetendam  ist  zu  bedenken,  dass  die  Klage  kraft  posi- 
tiver Bestimmung  noch  binnen  Jahresfrist  nach  dem  Tode  des  Verbrechers 
angebracht  werden  kann:  Dig.  XLVIII:  II:  2;  Rein  a.  O.  282. 

"*)  Brunner  R.  O.  I.  S.  325.  300  ff. 

'")  Leseur  S.  620.  622.  626.  664.  667  N.  1. 

"*J  Lex  Wisig.  VII:  2:  19.  VI:  1:  7.  Zeumer,  l<eges  Wisigotorum 
autiquiores  verweist  hier  auf  Dig.  48:  4:  11  und  48:  19:  20.  Dort  wird 
aber  die  passive  Unvererblichkeit  der  nuf  mehrfachen  Ersatz  gerichteten 
actio  furti  (im  tlegensatz  zur  condictio  furtiva  vgl.  Dig.  47:  1 : 1)  aus 
driicklich  ausgesprochen.  Bctr.  das  kanonische  R.:  Windscheid  II.  § 359**. 

,,a)  Hier  möge  auch  auf  das  Fortschreiten  der  Absorpzion  und  zwar 
in  rein  deutscher  Luft,  im  Sachsenspiegel  (siehe  oben  S.  151  N.  1),  verwiesen 
werden. 
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Busse  durch  konkurrierende.  Friedlosigkeit  (Todesstrafe)  ein. 
Die  Belege  hiefttr  sind  freilich  recht  spärlich. 

Im  altsalischen  Ungehorsamsverfahren')  absorbiert  die 
Acht  des  Kontumax  die  Busse  für  das  eingeklagte  und  für  die 
konkurrierenden  Säumnissdelikte.*)  Diesfalls  bestimmt  die  Lex 
Sali  ca*)  Folgendes:  Wenn  der  Verurtheilte  das  im  Urtheil  auf- 
erlegte Gclöbniss,  beweisen  oder  Busse  zahlen  bezw.  unbedingt 
Busse  zahlen  zu  wollen  laut  Protest  weigert,  so  kann  er  vor 
den  König  manniert  werden.  Wird  er  auch  hier  solsadiert.  so 
spricht  der  König  über  ihn  die  Acht  aus;  seine  Person  wird 
friedlos,  sein  Vermögen  wird  vom  Fiskus  eingezogen.* * * 4)  Hier- 


*)  Siehe  insbesondere  Brunner  R.  6.  II.  S.  467 — 467. 

*)  Oder  wenigstens  ein  Kontumazdelikt. 

*)  Lex  Sal.  56.  Sobm.  Prozess  der  Lex  Snlica  S.  ISO  ff. 

4)  Lex  Sal.  56  am  Ende:  Tune  (rex)  ad  que  manitus  est,  extra  sermnnem 
suiini  ponat  num  Tune  ipse  culpnbilis  et  omnes  res  suas  erunt.  Et  qui- 
cumque  eum  aut  paverit  aut  hospitalem  dederit  . . . aol.  16  c.  i.  Donec 
omnia  que  inpotatur  eonponat  Vgl.  Lex  Sal.  106:  t letzter  Absatz.  Waitz. 
Das  alte  Recht  der  sal.  Franken  S.  186:  „Ist  das  Urtheil  nicht  ausdrück 
lieber  Weise  anerkannt  worden,  so  ist  eine  solche  Exekuzion  wie  aus  der 
fides  facta  nach  salischein  Rechte  nicht  möglich“.  S.  184:  „Weigert  sich 
der  Geladene  hartnäckig  irgendwo  vor  Gericht  zu  erscheinen,  so  entzieht 
ihm  der  König  seinen  Schutz;  was  der  alten  Friedlosigkeit  gleichsteht“. 
S.  202:  Der  Kontumax  „ist  selbst  und  all  sein  Vermögen  ist  verurtheilt“. 
Iin  weiteren  Verlauf  wird  dann  das  „Busssystem“  und  die  Friedlosigkeit  in 
ausscbliessendon  Gegensatz  gebracht.  Präziser  fasst  sich  Siegel,  Geschichte 
des  deutscheu  Gerichtsverfahrens  S.  160:  „Die  Wirksamkeit  der  Gebote, 
welche  das  Urtheil  bilden,  beruht  darauf,  dass  der  Widerspenstige,  der  seine 
Erfüllung  nicht  verspricht  . . . nach  einem  letzten  vergeblichen  Versuche 
den  Ungehorsam  zu  brechen  aus  der  Rech  tsgeineinschaftausgestossen 
wird.  Das  Urtheil  wird  also  gesprochen  uuter  Androhung  der  Friedlos- 
legung im  Falle  der  unterbleibenden  Erfüllung,  nicht  unter  dem  Prac- 
judiz  seiner  gewaltsamen  Vollstreckung  Diese  ist,  abgesehen 
von  dem  Falle,  wenn  eine  Strafe  verhängt  worden  ist,  der  alten 
Zeit  unbekannt“.  Ferner  S.  220:  Das  Urtheilserfüllungsgelöbniss  „muss 
nicht  abgelegt  werden,  . . . der  Gegner  kann  keineswegs  dasselbe,  wie  die 
Antwort  oder  eine  sonstige  Handlung  verlangen  bi  zw.  erzwingen  . . . 
Während  im  ersteren  Falle  (des  abgelegten  Gelöbnisses)  . . . die  Realisierung 
des  durch  freies  Versprechen  übernommenen  Urtheils  plntzgreift,  wird  im 
anderen  Falle  (Weigerung)  nach  nochmaligem  vergeblichen  Versuche  den 
Widerstrebenden  zum  Gehorsam  zu  bringen,  die  Friedlosigkeit  über  ihn 
verhängt“.  Also  keine  urtheilsgemässe  Befriedigung.  Ferner  S.  56.  245  f. 
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liei')  wird  nicht  etwa  dem  Kläger  die  eingeklagte  Busse  aus- 


4)  Schon  Siegel,  a.  O.  S.  5ö  sagt:  »Die  Beschlagnahme  trifft  »ein 
Vermögen  unit  er  selbst  ist  friedlos  . . . bis  er  sich  beugt“,  denkt  also  nicht 
an  Befriedigung  des  Klüger*  neben  der  Acht.  Allein  die  ausschliesslich 
prozessuale  Betrachtung  steht  ihm  gegen  ein  weiteres  Vordringen  in  die 
Sache  im  Wege:  Kr  fasst  die  Friedlosigkeit  nur  als  Zwangsmittel  nicht 
als  Satisfakzionsmittel  ins  Auge.  So  hm.  Prozess  der  I.ex  Salica  S.  IVO 
kommt  zu  dem  Resultat,  „dass  die  erste  Aufgabe  des  Deliktsprozesses  nicht 
in  der  Befriedigung  des  klügerischen  Rechts  auf  so  und  so  ziel  solidi.  son- 
dern in  der  Beugung  des  Verbrechers  unter  die  Rechtsordnung  zu  suchen 
ist.“  Durum  soll  ptincipaliter  nicht  exequiert  werden  ...  „Im  gerichtlichen 
Verfahren  der  Lex  Saliea  erscheint  die  Kxekuzion  als  ein  Vortheil,  welcher 
durch  Ablegung  der  fides  facta  vom  Beklagten  erworben  werden  mnss.  Der 
Kriminalprozess  korrigiert  das  Kriminal  recht.  Die  hier  vorherrschende 
Privatstrafe  tritt  dort  hinter  der  öffentlichen  zurück".  (?)  Unsere  Aus- 
führungen stehen,  was  das  Tliatsächliche.  also  besonders  die  Bussen- 
absorpzion  anbelangt,  mit  diesem  Ergebnisse  So  Inns  in  vollem  Einklang. 
Was  indessen  die  Auffassung  dieses  Sachverhaltes  betrifft,  so  dürfte  das 
im  obigen  Text  gebotene  Bild  zum  Mindesten  greifbarer  sein.  Auch  bei 
Sohin  scheint  mir  der  vorwiegend  prozessuale  Standpunkt  allzusehr  anf  die 
Hervorhebung  der  Kxekuzion  des  eingeklagteu  Bussanspruchs  zu  drängen, 
wodurch  u.  A.  auch  die  nachmalige  Krönung  mit  ihrer  langwierigen  Ent- 
wicklung in  ein  schiefes  Licht  gerückt  wird.  Vgl.  auch  oben  § 18  N.  21 
8.  189.  Es  ist  insbesondere  auch  ungenau  zu  sagen,  dass  durch  das  Kontu- 
mazialverfahren  die  ursprüngliche  Rechtsfolge  vollstreckt  werde.  Die  Fried- 
losigkeit des  Ungehorsamen  ist  nicht  die  Strafe  des  eingeklagteu  Ver- 
brechens, sie  absorbiert  sie,  weil  sie  sie  enthält.  So  hebt  auch  schon  Siegel 
a.  0.  8.  76  richtig  hervor,  dass  die  Friedlosigkeit  über  den  Kontumax  ver- 
hängt werde,  gleichgiitig  welcher  Art  der  Klaggrund,  die  Ursache  der 
Mahnung  war.  Schroeder  R.  G.  S.  76  N.  18  steht  auf  dem  Standpunkte 
Sohin«  Aus  dem  Erfordernis«  des  Urtlieilserfiillungsgelöbnisses  folgert  er 
mit  Recht,  dass  der  Beklagte  nur  zu  zahlen  hat,  weil  er  es  versprach. 
Nicht  zuzugeben  ist  dagegen  seine  weitere  Bemerkung:  .verspricht  er  nicht, 
so  tritt  die  unmittelbare  Strafe,  die  er  hätte  abwenden  können, 
die  Friedlosigkeit  ein".  Diese  unmittelbare  Strafe,  die  er  hätte  ab- 
wenden  können,  ist  in  Fehdesacben  die  Fehde  und  nicht  die  Acht.  Die 
Friedlosigkeit,  die  cintiitt.  ist  Folge  des  neu  hinzugekommenen  Verbrechens 
der  Kontumaz.  Richtig  in  der  neuen  Auflage  S.  79:  „so  wurde  er  als 
Rechtsverwei goror  geächtet“.  Vgl.  auch  daselbst  S.  363  ff.  Franken, 
Das  französische  Pfandrecht  des  Mittelalters  S.  231  hebt  richtig  hervor,  dass 
es  sich  bei  Kontumaz  des  Beklagten  nicht  um  Realisieruug  des  Klagpetits. 
sondern  um  „Vernichtung  der  Existenz  des  rebellierenden  Gliedes  der  Ge- 
meinheit" handle.  Dagegen  dürfte  ihm  nicht  zuzustimmen  sein,  wenn  er  fort- 
führt : „Ist  aber  letzteres  erreicht,  so  steht  nun  auch  dem  Zugriff  des  Klägers 
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gezahlt.*)  Der  klare  Wortlaut  der  Texte  enthält  von  einer 
solchen  Befriedigung  nichts.  Auch  mit  dem  (nachfolgenden) 
Passus:  „donec  omnia  componat“  ist  eine  diesbezügliche  An- 
nahme kaum  in  Einklang  zu  bringen.  Andererseits  spricht  die 
historische  Auffassung  des  Urtheils  und  der  Busse  — also  innere 
Gründe  — dagegen.  Das  Urtheil  auf  Adern  facere  ist  das  alt- 
germanische Urtheil  auf  Abschluss  eines  Sühnevertrags:7)  durch 
die  Zahlung  der  Busse  soll  sich  der  Verbrecher  den  Verletzten 
versöhnen.  Kommt  ein  SUhnevertrag  nicht  zu  Stande,  wie  in 
unserem  Falle  durch  Widerspenstigkeit  des  Verbrechers,  so  fehlt 
jedes  formelle  und  materielle  Substrat  für  eine  Busszahlung. 
Der  Verbrecher  hat  aber  auch  keinen  Frieden:  und  zwar  nicht 
nur  vom  Verletzten,  dem  er  die  Genngthuung  für  die  That  ge- 
weigert hat;  er  wird  jetzt  auch  noch  zur  Strafe  für  seine  Wider- 
spenstigkeit, also  für  das  konkurrierende  Delikt  der  Kontumaz, 
„zum  Feinde  des  Gemeinwesens“ 8)  erklärt  und  „aus  der  Friedens- 
and Rechtsgemeinschatl  ausgeschlossen“.*)  An  dem  Friedlosen 
mag  dann  auch  die  verletzte  Partei  ihre  Rache  kühlen;  tür  eine 
Auszahlung  oder  eigenmächtige  Wegnahme  der  Busse  aus  dem 


nicht«  mehr  im  Wege“.  Im  Wege  steht  — wie  die  obigen  Ausführungen 
zeigen  — einerseits  der  Umstand,  dass  das  Vermögen  nicht  herrcnloa  wird, 
andererseits  — soweit  noch  eine  persönliche  Acht  in  Betracht  kommt  — 
dass  der  Strafanspruch  des  Klägers  in  anderer  Weise  befriedigt  wird  (posi- 
tive Seite  der  Friedlosigkeit  in  veimögensrechtlicher  und  persönlicher  Hin- 
sicht!. Das  von  Franken  ungezogene:  „Distringatur  a iudice“  der  Lex 
Bainw.  XIII : X deutet  nicht  auf  Zugriff  in  herrenloses  Gut,  sondern  auf 
obrigkeitliche  Befriedigung. 

*)  Vgl.  auch  unten  X 53.  Es  ist  nicht  unwahrscheinlich,  dass  auch 
hier  ebenso  wie  in  dem  Verfahren  wegen  Ungehorsams  gegen  eine  Ladung 
für  die  solsadia  Bussen  fällig  werden.  Sie  werden  allerdings  vom  Gesetz 
nicht  erwähnt.  Allein  sie  werden  auch  in  dem  Betreibungsverfahren  wegen 
res  praestita  (Lex  Sal.  52)  nicht  bei  deu  einzelnen  collocationes,  sondern 
erst  am  Schlüsse  des  Verfahrens  genannt,  wo  sie  sich  aufsummen.  Hier 
würden  sie  absorbiert  werden,  da  sic  echte  Bussen,  bestehend  aus  fredus 
und  faidus  sind  (im  .Gegensatz  zur  dilatura).  Vgl.  M.  G.  Dipl.  66,  oben 
<j  9 X.  27  S.  102. 

’)  Siegel  a.  O.  S.  219.  Schroeder  K.  ü.  S.  76  X.  18.  2.  Aull. 
S.  77.  79.  83  f.  Brunner  K G.  I.  S.  179. 

*)  Ursprünglich  vom  Volksgerichte:  Brunner  K.  G.  II.  S.  463. 

*)  Brunner  K.G.  I.  8.  179.  183.  vgl.  Siegel  a.  ü.  S.  160.  Siegel 
R.  G.'  8.  535. 
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friedlosen  Gut  liegl  kein  Titel  vor.  Der  Strafanspruch  des 
Klägers  findet  dureh  den  Vollzug  der  Friedlosigkeit,  die  Jagd 
naoli  dem  Verbrecher  volle  Befriedigung.  Vom  Standpunkte  des 
Komposizionensystems  erscheint  so  die  Busse  durch  die  Acht 
absorbiert.  Ersatzleistungen  (cnpitale,  dilatura,  medicatura)  da- 
gegen scheint  der  König  aus  dem  konfiszierten  Vermögen  aus- 
gezahlt zn  haben.1")  Während  der  Friedlosigkeit  des  Ungehor- 
samen darf  der  Verletzte  von  ihm  keine  Busse  nehmen.")  Doch 
kann  die  Acht  gelöst  werden.11)  In  diesem  Falle  ist  nicht  nur 
die  LedigungsgebOhr  für  die  Weigerung  im  Königsgerichte  zu 
erscheinen,  sondern  es  sind  auch  alle  Bussen  für  die  damit  kon- 
kurrierenden Verbrechen  — für  das  eingeklagte  sowohl  wie  für 
die  Säum ni88del ikte  — zu  zahlen;1*)  m.  a.  W.  die  Bussen  werden, 
da  es  sich  um  reale  Konkurrenz  handelt,  kumuliert. 


,0)  Da  es  «ich  liier  nicht  um  Strafe  handelt,  so  gehört  diese  Frage 
nicht  in  den  Kähmen  dieser  Untersuchung.  Es  darf  aher  wohl  datauf  hin- 
gewiesen werden,  dass  diese  zivilrechtlichen  Ansprüche  aus  der  Hand  der 
l »brigkeit  also  nicht  direkt  aus  'lem  Vermögen  des  Verbrechers  beglichen 
wurden.  Vgl.  die  verwandte  Sachlage  bei  der  Mobilarexekuzion  ex  fide  facta 
unten  Anmerkung  zu  )j  Sl-,  die  llefriedigung  der  Kigentbumsansprüche  nach 
dem  Cap.  v.  J.  818/8  ;I.  283);  ferner  Cap.  de  latr.  c.  7 (I.  181).  wo  die 
Rückgabe  de»  gestohlenen  Oute»  durch  den  Kie.hter  erfolgt  (oben  S.  200  N.  54); 
Hrunner,  u.  I. -Beweis  S.  60  f.,  Forschungen  8.  144;  ferner  die  alaman- 
nische  Urkunde  v.  J.  816 — 830,  Hühner  Regesten  Nr.  288  unten  N.  40.  45, 
wo  auf  die,  wegen  ungünstiger  Geschworenenaussage  erfolgte  Entfernung  des 
Beklagten  aus  dem  Gerichte  geurtheilt  wird:  ut  eadem  res  in  interdietn 
baiini  iusse  fierent,  usquedum  de  hoc  regalis  sententia  decerneret. 

")  Die  Acht  dauert  so  lange  donec  o m n i a conponat.  Vgl  oben 
s 18  N.  8 ff.  S.  185. 

'*)  Der  zur  Lösung  Zugelasseno  erlangt  damit  wohl  nicht  nur  den 
Friedeu  für  seine  Person  wieder,  sondern  auch  sein  Vermögen  arg.  „donec 
. . cp.*  Ein  Beispiel  bietet  Gregor  v.  Tours  Hist.  Franc.  IV:  46:  Ursns 
. . . datis  (que)  rege  munerihu»  res  suas  in  soliditate  recipit.  Vgl.  Sohm 
Frank.  Reichs-  und  Oerichtsverf.  S.  122  N.  66. 

'*)  Brunner  R.G.  IIS  463  f Vgl.  oben  $ 12  N.  56  ff,  S.  139.  Lex  Sal. 
56  in  fine  (lies,  cod  4:  „modis  omnihus*)  mit  Herold  19:  6 (Hessels  bei 
Tit.  96)  betreffend  den  Ungehorsam  gegen  die  Ladung:  Si  in  malluin  vocatus 
fuerit,  et  . . . non  venit,  wenn  er  sich  nicht  durch  echte  Not  entschuldigen 
kann,  de  vita  cp.  aut  200  sol.  c.  i.  Unrichtig  meint  v.  Bet  hm  a n n- Hol  I- 
weg.  Civilprozess  IV.  S.  467  N.  21,  die  Stelle  bestimme,  dass  deu  Brand 
Stifter  die  Todesstrafe  trifft. 
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Ein  Gleiches  gilt  auch  bei  Ungehorsam  gegen  die  Ladung 
als  Streiteinleitung.  „Steht  eine  Leistung“  (also  namentlich 
auch  Busse)  „des“  (wiederholt)  „Ausgebliebenen  in  Frage,  so 
wird  . . . nach  dem  Rechte  der  Lex  Salica  nicht  etwa  durch 
Urtheil  auf  die  Leistung  erkannt,  sondern  es  erübrigt  nur  das 
Achtverfahren“.14)  Also  nach  viermaliger  Ladung  zum  Volks- 
gericht und  dann  einmaliger  Mahnung  zum  Königsgericht1')  wird 
der  Ungehorsame  vom  Könige  friedlos  gelegt  und  dabei  sein 
Vermögen  von  diesem  eingezogen.  Weder  die  verlangte  Delikts- 
busse noch  auch  die  verwirkten  Säumnissbussen  werden  daraus 
berichtigt.  Die  Acht  kann  aber  wieder  gegen  Wergeid-  und 
Bussenzahlung  gelöst  werden."1)  , 

Es  ist  anzunehmen,  dass  dem  wegen  Saumsal  geächteten 
Verbrecher  für  die  Halslösung  nicht  eine  beliebige  Frist  offen 
stand.17)  Der  König,  dem  es  zukam,  den  säumigen  Missethäter 
wieder  in  den  Frieden  einzusetzen,  wird  zunächst  wohl  von  Fall 
zu  Fall  frei  darüber  entschieden  haben,  ob  er  die  Lösung  der 
Friedlosigkeit  zulassen  wolle  oder  nicht.'8)  Von  dieser  Entschei- 


,4)  Brunner  R.  G.  II.  S.  462.  Vgl.  Siegel  a.  O.  S.  75  ff. 

,s)  Brunner  R.G.  II.  337.  463.  Die  Säumnissbusse  (Brunner 

R.  G.  II.  S.  335)  von  15  Schill,  ist  wohl  für  jede  vergebliche  Ladung  im 
Volksgericht  besonders  zu  zahlen.  So  Lex  Rib.  32:  2:  pro  unoquemque 
mallo  ...  15  sol.  c.  i.  Eine  Analogie  bietet  Lex  Sal.  50:  2:  De  tides  factas. 
. . . Id  est,  ut  per  singulas  admonitiones  vel  solem  colloeatum  temi  solidi 
super  debituni  adcrescant.  Diese  Säumnissbussen  werden  nicht  selbständig 
ohne  weiteres  exequiert,  da  es  an  einer  fldes  facta  fehlt;  sie  vergriissern 
lediglich  die  alte  Schuld:  Lex  Sal.  50:  2:  . . usque  ad  . . sol.  9 adcrescat. 
Sal.  52:  . . . super  debitum  ...  et  super  illos  9 sol.  qui  per  tres  ad- 
monitiones  • adcreverunt  . . sol  15  c.  iud.  adhuc  amplius  super  debitum. 
Lex  Sal.  57:  1,  2;  dazu  Brunner  R.G.  II.  S.  355  X.  2.  Cap.  legi  Rib. 
add.  c.  6 (I.  118):  ...  15  sol.  c i.;  sic  ad  secnndam  et  terciara. 

'*)  Brunner  R.G.  II.  S.  464.  Vgl.  oben  X.  13. 

■’)  Brunner  a.  0,  S.  464  und  Abspaltungen  Z4  XI,  S.  70  nimmt 
mit  Rücksicht  auf  die  Gestaltung  der  Reichsacht  in  nacbfränkischer  Zeit 
und  die  Jahresfrist  bei  der  missio  in  bannum  regis  als  wahrscheinlich  an, 
dass  schon  in  merowiugischer  Zeit  oine  Frist  von  Jahr  und  Tag  bestanden 
habe  Der  Fixierung  dürfte  der  im  obigen  Texte  geschilderte  Zustand  vor- 
ausgegangen sein. 

>')  Da  er  ihn  selbst  extra  sermonem  »uum  posuit.  Vgl.  ferner  die 
Wiederbefrieduttg  des  l^icheuräubers  durch  den  index  (s.  oben  S.  179  X.  2. 

S.  185  X.  10)  ebenso  wie  bei  dem  Vorbann;  Gl.  et  form.  ad.  Leg.  Lang.  20 
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düng  hing  es  dann  ab,  ob  ev.  das  konfiszierte  Vermögen  restituiert 
und  hieraus  vom  Beklagten  Busse  an  den  Kläger  gezahlt  wurde. 

Jüngere  inhaltlich  in  das  VI.  Jahrhundert  zurückgehende 
Texte  der  Lex  Salica’®)  bieten,  den  Vermögensanfall  betreffend, 
eine  weitere  Fassung:  „Tune  ipsc  culpabilis  et  res  suas  erunt 
in  fisco  aut  cui  fiscus  dare  voluerit.“  Der  König  kann  das 
konfiszierte  Vermögen  behalten  oder  aber  an  wen  immer  ver- 
schenken, also  auch  dem  Kläger  die  eingeklagte  Busse  aus- 
zahlen, ohne  dass  jedoch  dieser  hierauf  irgend  einen  Anspruch 
hätte.  Eine  solche  Vergabung  steht  rechtlich  jeder  Schenkung 
aus  dem  königlichen  Horte  gleich:  mit  Rücksicht  auf  ihr  Motiv 
scheint  mir  aber  hier  der^Keim  einer  neuen  Entwicklung  zu 
liegen.  Die  erwähnten  Texte  der  zweiten  Familie  stehen  bereits 
unter  dem  Einflüsse  des  Edictum  Chilperici.*4)  Nach  dieser 
Quelle  soll  der  mehrfache  Verbrecher,  von  dem  keine  Busse  zu 
erhalten  ist  und  der  auch  nicht  ausgelöst  wird,  dem  Tode  (Preis- 
gabe) verfallen.“1)  Sein  Tod  gilt  daun  als  Genugthuung  für 
alle,  die  durch  seine  Missethateu  verletzt  worden  sind.  Die 
Bussansprüche  sind  da  nicht  blos  faktisch,  sondern  auch  rechtlich 
durch  die  Friedlosigkeit  absorbiert.  Das  ist  im  Wesen  altsalisches 
Recht,  keine  Neuerung.  Neu  ist  aber  die  in  diesem  Edikte  zum 
erstenmale  verkommende  Mobilarexekuzion  ohne  fides  facta,  auf 
Grund  des  blossen  Urtheils,  die  dem  Verletzten  trotz  Kontumaz 


(Walter  C.  I.  Germ.  III.  027):  Per  istum  fustem  et  infam  wantonem  initto 
omnes  re»  . . . in  banno  . . . und:  Per  istum  fitstem  u.  s.  w.  tolio  omne» 
re»  eiu»  de  banno;  Meibom.  Deutsches  Pfandrecht  S.  99  f. 

’"|  Hessels  eodd.  6,  5,  10.  Ratend,  (lieber  das  toxlgeschicbtlichc 
Brunner  R.Ö.  I.  294.  Hessels  Sp.  XVff.).  Vgl.  Lex  Wisig.  II:  1:  0 
Chda.  (Zeumer  S.  42  Zeile  9 ff.):  Res  tarnen  omnes  vel  eiu»,  qui  morte 
est  pro  tali  iscelere  (Hoch-  und  Landesvermh)  perimendus,  Tel  huius  qui 
vite  propter  suant  ncquitiam  infelicissime  reservabitur,  in  regis  ad  integrum 
potestate  persistent  et  cui  donate  fuerint  ita  perpetim  securus  possideat, 
III:  1:  2 (Ant,):  libram  attri  dent  cui  rex  iusserit.  III:  2:  2 (Aut.):  donc- 
tur  a rege  cui  iussum  fiicrit  perenniter  servitura.  III:  4:  17  (Ant):  Ipsa 
vern  ancilla  donetur  idictii  pauperi,  cui  rex  aut  iudex  vel  comes  Iteligere 
voluerit  . . . Vgl.  noch  Dahn.  Weslgot.  Studien  S.  179.  181.  208.  Auch 
Lex  Alam.  36:  ubi  tune  dux  ordiimvcrit  in  servitio  trudatur. 

**)  Vgl.  Brunner  R.  G.  I,  S.  294.  303.  Auch  oben  $ 19  X.  8 S.  204 
und  unten  Anmerkung  am  Ende  des  $21  N.  7.  8. 

*')  Siehe  oben  $ 12  N.  27  S.  131. 
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des  Missethäters  Busse  verschafft.**)  Einer  Kombinazion  des 
alten  und  dieses  neuen  Standpunktes  scheint  mir  die  neue  Fas- 
sung des  volksrechtlichen  Textes  über  das  Kontumazverfahreu 
im  Königsgericht  zu  entsprechen.  Das  Gut  des  Ungehorsamen 
ist  nach  wie  vor  dem  Könige  verfallen,  doch  steht  es  diesem 
frei  und  er  pflegt  auch  dem  Kläger  Busse  zu  gewähren.  Zur 
Stütze  dieser  Ansicht  darf  wohl  auch  auf  die  stetige  Abschwächung 
der  persönlichen  Seite  der  Friedlosigkeit  hingewiesen  werden. 
Der  Eifer  der  allgemeinen  Verfolgung  liess  mit  der  Zeit  nach;*8) 
die  Friedlosigkeit  bedeutete  faktisch  mehr  und  mehr  blosse  Ver- 
bannuug.  Eine  solche  gewährte  nun  freilich  mit  der  Zeit  dem 
Verletzten  keinen  Ersatz  für  die  ihm  gebührende  und  verlangte 
blutige  Genugthuung.  Liegt  hier  nicht  die  Annahme  nahe,  der 
König  habe,  falls  es  ihm  um  des  Rechts  und  des  Friedens  willen 
gnt  dünkte,  den  Verletzten  aus  dem  eingezogeneu  Gute  (auch 
Immobilien!)  befriedigt?  Gewiss  fällt  in  dieser  Entwicklung  auch 


**)  So  lim  Prozess  <1.  1.  Sal.  S.  203.  211.  216.  Brunner  K.  U.  11. 
S.  456.  Wir  hoben  es  hier  nur  mit  dem  Beginne  einer  Wendung  zu  thun. 
Da*  Edikt  bezieht  «ich  nur  auf  Missethaten  eine«  Knechte«,  den  sein  Herr 
nicht  «teilen  will.  Das  Alter  de«  von  der  richterlichen  Auspfändung  han- 
delnden Zusatzes  der  Wolfenbiittler  Hs.  und  der  Heroldina  ist  unbekannt. 
Es  kann  aber  wohl  angenommen  werden,  dass  der  Zusatz  jünger  ist  als  die 
Textierung  der  Emendata,  wo  er  «ich  nicht  findet.  Da«  Edikt  «elbst  ver- 
langt eigentlich  noch  fidem  facere.  Die  Exekuzion  ohne  Gelöbnis«  erscheint 
hier  unr  als  ein  Nothbehelf  (vgl.  Sohin  a.  O.  S.  21S)  und  noch  lange  Zeit 
nachher  wird  auf  wadium  geurtheilt.  Vgl.  Brunner  R.  G.  II.  S.  363.462  . 
anch  unten  N.  37. 

**)  Vgl.  die  Abschwächung  des  „wargua  (Brunner  R.  ö.  I.  S.  167  f.) 
sit“  und  „ut  ille  inter  homine«  liceat  accedere*  (Sal.  55:  2)  der  älteren 
Hs«,  zu  „wargus  sit,  hoc  est  expulsus  de  eodem  pago*  und  .ut  liceat  ei 
infra  patriam  esse“  der  Emendata.  .Expellis“  der  codd.  7 — 9 ist  wohl 
gleich  .aspellis“  (Lex  Sal.  Hessels  70.  Vgl.  Kd.  Chilp.  10:  ipsura  mitte- 
mus  foras  nostro  sermone,  ut  quicunque  eum  invenerit  quomodo  sic  ante 
pavido  interfitiat.  Anders  Hessels  Glossar  = expulsus?)  Dieses  ist  mit 
Brunner  R.  G.  I.  S.  172  N.  27  als  .extra  sermonem“  zu  deuten.  (Anders 
Kern,  Notes  bei  Hessels  S 269);  vgl.  M.  G.  Dipl.  S.  11  Z 8;  (v.  Chil- 
perich  I)  quantamquo  possessionem  habere  videtur  legibus  amittat  et  insuper 
exul  et  profugus  a potestate  totius  regui  uostri  fugions  rccedat.  Vgl.  über- 
haupt Brunner,  Abspaltungen  Z’  XI.  S.  63  f.  Forschungen  S.  445  f.  Ab- 
schwächuug  als  Folge  des  Christenthums  R.  G.  H.  S.  469.  S.  auch  unten 
$ 23  N.  3. 
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der  Befriedigung  von  Ersatzansprüchen  ans  dem  konfiszierten 
Vermögen  eine  treibende  Rolle  zu.'1®*) 

In  der  besprochenen  neuen  Fassung  des  Textes  unserer 
Lex  dürfte  der  rechtsgeschichtliche  Ausgangspunkt  für  die  Ab- 
lösung der  nachmaligen  Fronung24)  aus  der  Friedlosigkeit  ge- 
legen sein.  Die  persönliche  Acht  des  Ungehorsamen  hat  sich 
da  zu  einer  blossen  Ausweisung  aus  seinem  Gute  verflüchtigt. 
Dafür  erhält  der  Verletzte  volle  Busse  aus  dem  gefronten  Gute, 
in  Fahrhabe  ev.  in  Eigen.  Die  Fronung  enthält  kein  anderes 
Element,  das  den  Strafanspruch  des  Klägers  befriedigen  könnte 
als  die  Busszahlung.  Auf  diese  Weise  wird  es  erklärlich,  dass 
das  Tochterinstitut  der  Fronung  dem  Busskläger  die  Busse  ver- 
schallt, die  bei  dem  Mutterinstitute,  dem  altsalischen  Ungehor- 
samsverfahren, keinen  Platz  hat.  Dieses  ist  ein  Strafverfahren 
gegen  den  Kontumax,  die  Fronung  in  ihrer  Ausgestaltung  ist 
ein  vermögensrechtliches  Exeknzions verfahren. ,v) 

Dieser  Wandel  hat  sich  nur  langsam  vollzogen.26)  Die  Be- 
trachtung des  Entwicklungsganges  zeigt,  wie  unrichtig  es  wäre, 


"*)  Vgl  oben  X.  10  und  S ls  N.  24  S.  190.  Unten  Anmerkung  zu  <j2l. 

*4)  Vgl.  vor  Allem  Brunner,  Abspaltungen  Z1  XI.  S.  64  ff.  For- 
schungen S.  466  ff.  R.G.  II.  S.  457  ff. 

**)  Umsomehr  «eit  dem  Urtheil  oiuo  novatorische  Funkzion  zukommt; 
siehe  unten  Anmerkung  zu  $ 21  N.  s. 

*•)  Vgl.  Meibom,  Das  deutsche  Pfandrecht  S.  56:  .eine  durch  die 
karolingische  Gesetzgebung  bewirkte  Neuerung“.  Schroedcr  R G.*  S.  364. 
v.  Amira  .Recht“  S.  199,  Brunner  R.G.  I.  S.  279  f,  .Zwangsvollstreckung 
in  Liegenschaften  . . . erst  durch  das  karolingische  Königthnm  . . . einge- 
fiihrt.  ein  Kapitaler  Ludwig  des  Frommen  . . . führte  sic  in  das  Volksrecht 
ein“.  R.G.  II.  S.  457  ff.;  Zs  XI.  S.  85.  Die  von  Sohin,  Kränk.  Reichs- 
Ger.-Vfg.  S.  122  gegen  Meibom  angeführte  Stelle  aus  Gregor  von  Tour« 
IV:  4s  ist  keine  Fronung  im  Sinne  des  Cap.  v.  J.  S16  c.  5 (I.  26«),  Vor 
allem  handelt  es  sich  in  jener  »Zählung  um  eidlich  gelobte  Schuld.  Ferner 
soll  der  Kxequont  Andarchius  gar  nicht  Kigenthümer  der  Ursus- scheu 
Grundstücke  werden.  » will  (und  erhält)  ein  königliches  praeceprum: 
.liceat  mihi  res  eins  (Ursi ) possederc,  donec  sedicem  milibus  solidnrum 
acceptis,  me  ab  lmc  causa  rentoveam“.  Kigenthümer  wird  der  Künig,  von 
dem  Ursus.  der  sich  in  Asyl  geflüchtet  hat,  das  Vermögen  nachträglich 
wieder  auslöst.  Vgl.  das  oben  N.  19  ff.  Ausgeführte.  Chloth  II.  ed.  v.  J.  614 
c.  12:  de  suis  propriis  rebus  exinde  ipind  male  abstolerit  debent  reataiirarc 
(vgl.  oben  S 17  X.  14  S.  1S0|  enthält  nichts  von  Kxekuzion  durch  Fronung  uud 
fügt  sich  ohne  Schwierigkeiten  in  die  oben  dargestellte  Kntwicklung. 
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von  der  fertigen  Exekuzion  durch  Fronung  zurflckzuschliessen, 
dass  anch  bei  der  alten  Friedlosigkeit  des  Kontumax  der  Kläger 
die  eingeklagte  Busse  ans  dem  konfiszierten  Gute  von  Rechts- 
wegen beanspruchen  konnte. 

Die  missio  in  bannum  regis  begegnet  zunächst  immer  nur 
als  Pressionsmittel,  damit  der  Bussschuldner  dem  Gläubiger 
sein  Recht  thue,  iustitiam  faciat,  also  vor  Gericht  erscheine, 
das  Gelöbnis  leiste.  Sie  erscheint  somit  als  Exekuzion  ad  prae- 
standum  factum,  nicht  als  unmittelbare  Vollziehung  eines  für 
den  Kläger  begründeten  Anspruchs,  insbesondere  Bussanspruchs 
— weder  durch  direkte  Uebereignnng  noch  etwa  durch  Se- 
questrazion.  An  Stelle  der  bisherigen  lösbaren  Acht  tritt  nun- 
mehr die  lösbare  Fronung.  So  wird  nach  der  Capitulatio  de 
partibus  Saxoniae*7)  nicht  die  Schuld,  sondern  die  Bürgenstel- 
lung durch  missio  in  bannum  exequiert.  Ohne  die  entsprechen- 
den Handlungen  des  Beklagten  (Erscheinen  vor  Gericht,  Ur- 
theilserfüllungsgelöbniss)  ist  ein  Fortschreiten  des  Prozesses  und 
die  damit  verbundene  Entwicklung  des  bei  der  rechtsförmlichen 
Ladung  blos  behaupteten, ,e)  durch  das  Urtheil  auf  Gelöbniss 
noch  lange  nicht  konstitutiv  festgesetzten  Bussanspruchs  aus- 
geschlossen.ä#)  Weder  nach  der  Ladung  noch  nach  dem  LTrtheil 


tT)  v.  J.  7H2  (?)  c.  27  (I.  70):  Si  quis  homo  fldeiussorem  invenire  non 
potuerit,  re«  illius  in  fnrbanno  mittantur  usque  dnm  fldeiussorem  praesentet. 

*•)  Siegel  G -V.  S.  G7:  „Daher  muss  vor  Allem  der  Zweck  des 
Erscheinens  (nämlich  im  Uericht)  in  der  Mahnung  mitgetheilt  werden,  und 
besteht  derselbe  darin,  dass  der  Unlinierte  vor  Gericht  Erschienene  auf  eine 
Klage  Rede  stehe,  so  bedarf  es  ausserdem  der  Angabe  des  Klagegrundes“. 
So  hm  Prozess  S.  122  die  mannitio  sei  Idos  „die  Aufforderung  vor  Gericht 
au  kommen“  ist  durch  S.  12«  zu  ergänzen:  «Mit  der  Aufforderung  vor  Ge- 
richt zu  kommen  muss  die  Angabe  des  Klagegrundes,  des  Deliktes  verbunden 
werden".  1*  Sal.  100:  l : causa  . ..  imputntur.  7-1:  de  homicidium  vos  ad- 
mallo.  Nach  Brunner  R.  G.  II.  S.  »32  verlangt  der  Kläger  bei  der 
mannitio  vom  Gegner  sein  Recht,  und  ladet  ihn  vor  Gericht.  Treffend 
Glasson,  Histoire  du  droit  et  des  Institution*  de  la  France  III.  S.  403  f.: 
II  ne  suffit  pas  comme  dann  l'in  ius  vocatio  de  la  loi  des  Douze  Tables 
d'appeler  soti  adversaire  enjustice;  il  faut  encore  lui  faire  connaitre  le  jour 
de  la  comparution  et  l'objet  du  iitige,  c'est  ä dirc  ie  fait  delictueux. 

*)  l'eber  das  Urthcilsgelitbniss  siehe  Siegel  a 0.  S.  219  ff.  Rohm, 
Prozess  S.  181:  Erfolgt  kein  l'rthcilserfüllungsgeliibniss,  durch  weiches  der 
Beklagte  frei  wil  lig  dem  Urtheil  sich  unterwirft,  so  kann  keine  Vollstreckung 
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auf  Gelöbniss  resp.  dem  bezüglichen  Ungehorsamsproteste  besteht 
eine  Verpflichtung  des  Beklagten,  so  und  so  viel  Schillinge  zu 
leisten,  formell  zu  Recht:  auf  Grund  einer  blossen  Ladung  oder 
auf  Grund  eines  Urtheils,  das  den  Sühnevertrag,  das  fidem  fa- 
cere  gebietet,  oder  auf  Grund  einer  bezüglichen  notitia  solsadii 
kann  unmöglich  eine  Geldsumme  exequiert  werden.*®)  Zu  solchen 
unfertigen  Ansprüchen  — wir  denken  hier  nur  an  Bussansprüche 
— tritt  durch  die  Verweigerung  der  gedachten  Handlungen  des 
Beklagten  das  Verbrechen  des  prozessualen  Ungehorsams,  das 
nunmehr  die  Fronung  als  Strafe  nach  sich  zieht  — mit  der  Neben- 
absicht, die  Kontumaz  des  Missethäters  zu  brechen,  da  man 
sonst  dem  Verletzten  durch  die  gangbaren  Rechtsinstitute  nicht 
Befriedigung  verschaffen  kann. 

Selbst  jene  Stellen,  die  — wie  es  scheint  — die  Exequier- 
barkeit  einer  Forderung  nicht  erst  von  einem  Gelöbniss  des 
Verpflichteten  abhängig  machen,  sprechen  von  der  missio  in 
bannum  nur  als  einem  Mittel,  um  den  Schuldner  zu  zwingen, 
dass  er  zahle  und  nicht  als  einem  Verfahren,  um  dem  Schuldner 
bezw.  um  aus  dessen  Vermögen  die  geschuldete  Summe  zu  ent- 
nehmen und  dem  Gläubiger  auszuliefern.  Ein  italienisches  Ka- 
pitular  Karls  des  Grossen  aus  dem  Jahre  787”)  behandelt  die 
administrative  Eintreibung  rückständiger  Kirchenzehenten.  Wenn 
weder  die  dreimalige  Mahnung  durch  den  presbyter  noch  auch 
das  interdictum  ab  introitu  ecclesiae  zur  Berichtigung  geführt 
haben,  so  exequieren  die  staatlichen  Beamten.  Dies  geschieht 
nicht  direkt,  sondern  zunächst  durch  die  Auflage  einer  Busse,®*) 
sodann  bei  weiterer  Kontumaz  durch  missio  in  bannum.®*)  Diese 


des  klägerischen  Anspruchs,  sondern  nur  Strafe  für  den  Ungehorsam  gegen 
die  Rechtsordnung  atattfindeu.  Das  Verfahren  erschöpft  sich  in  der  An- 
wendung mittelbaren  Zwanges.  Brunner  B.  G.  It.  8.  36!  ff.  366  ff. 

*)  ti  las  soll  a.  O.  III.  8.424:  „11  n'est  pas  possible  ..  de  procöder  4 
la  saisie  des  meubles  car  cette  saisie  Bupposo  . . . une  promesse  ex  fide 
facta  qui  n’a  pas  eu  lieu*  trifft  also  nur  das  Formelle  der  Sache.  Nachmals 
war  eine  Nobilarexekution  ohne  tides  facta  möglich,  da  gewann  aber  das 
Urtheii  einen  novatorischen  Charakter. 

*')  Capitulare  Mantuanum  sccundum  generale  c.  S (I.  197). 

")  Vgl.  das  Betreihungsverfaliren  der  Lex  Salica  bei  Brunner  R. G. 
II.  S.  519  ff. 

M)  per  publicam  aui  toritatem  domus  vel  case  eorum  wiffetitur  quous- 
qua  pro  ipsa  decima  sicut  suprn  dictum  cst  (nämlich  mit  Zuschlag  der  Busse) 
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soll  so  lange  dauern,  bis  der  Schuldner  den  Zehent  nebst  Busse 
an  die  Kirche  bezahlt  hat.  Lässt  sich  der  Exekut  noch  ein 
weiteres  Delikt,  nämlich  das  widerrechtliche  Betreten  des  ge- 
frohnten  Grundstücks  zu  Schulden  kommen,  so  wird  er  durch 
den  königlichen  Minister  (Oberverwalter)  festgenommen  (provi- 
sorische Sicherungsmassregel)  und  hierauf  im  nächsten  Ding  zur 
gesetzlichen  Busse  an  den  Fiskus84)  verurtheilt.  Bis  zu  deren 
Zahlung  oder  Verbürgung  bleibt  er  in  Haft  (Schuldhaft).86)  — 
Auch  die  Exokuzion  verwirkter  Banngelder  erfolgt  nicht  durch 
Wegnahme  der  Summe  aus  dem  Vermögen  des  Schuldners, 
sondern  durch  Fronung  des  Schuldnerin;  dien  Grundstücks  als 
Pressionsmittel.3*) 

Wie  sehr  indessen  der  ordentliche  Prozess  immer  noch  auf 
der  fides  facta,  dem  alten  Sühnevertrag  ruhte,  zeigt  die  In- 
strukzion,  die  Kaiser  Karl  zu  Aachen  im  Jahre  802  allen  seinen 
Missis  mitgegeben  hat.87)  Der  Todschläger  soll  eiligst  der  ver- 


satiefaciant.  An  Stelle  der  Zahlung  genügt  wohl  Verbürgung.  Eine  solche 
hat  aber  nicht  die  prozessrechtliche  Bedeutung  des  l'rtheilserfiillnngsgclöb- 
nisaes,  aoweit  dieses  überhaupt  verbürgt  wird  (Brunner  R.  ü.  II.  S.  368), 
sondern  den  Zweck,  eine  schon  excquierlmre  Forderung  sicherzustellen. 

M)  „.Secundum  legem“,  vielleicht  nach  Lin.  148  also  6 sol.  oder  aber 
nach  Ro  20:  20  sol.  Vgl.  Cap.  Olonn.  mund.  v.  J.  826  c.  1 (I.  329);  dazu  Brun- 
ner R.  G.  II.  8 213.  Bei  Gewalttätigkeiten  könnte  auch  auf  Ro  19.  279, 
Lin.  134  zurückgegangen  werden.  Weil  auf  diese  Weise  dem  Fiskus  eine 
hohe  Busse  zufallen  könnte,  wird  eine  fixe  Bannbusse  nicht  angesetzt.  Vgl. 
oben  § 10  X.  60  S.  121.  An  die  Busse  der  Cap.  de  part  Sax.  v.  J.  782  (?)  c,  27 : 
10  sol.  aut  unum  bovem  kann  hier  nicht  gedacht  werden,  weil  dieses  Gesetz 
für  Italien  nicht  lex  ist.  — Weil  secundum  legem  gebüsst  werden  soll,  muss 
die  Sache  für  das  nächste  iudiciutn  publicum  aufbewahrt  werden,  lieber 
gericht liches  Verfahren  selbst  betr.  Bannbussen  siehe  Brunner  R. G.  II. 
S 41.  — Das  conponcre  geht  contra  comitem  vel  partem  publieain  jenach- 
dem  der  Graf  oder  ein  besonderer  actor  dominicut  für  die  Verwaltung  des 
Krougutes  bestellt  ist;  vgl.  Brunner  R.  G.  II.  S.  124.  lieber  den  Igb. 
advocutus  de  parte  publica  Brunner  daselbst  8.  489  X.  3. 

**)  Die  exekutive  Verknechtung  ist  dem  fränkischen  Rechte  fremd  ge- 
blieben. Es  kennt  nur  Selbst  Verknechtung,  Brunner.  Abspaltungen  Z * 
XI.  S.  88.  Forschungen  S.  469.  R.  G.  II  S.  479.  694. 

™)  Cap.  de  robus  exercitatibus  v.  J.  hi  i c.  6 (1.  166).  Vgl.  Brunner 
R.G.  II.  41. 

”)  Cap.  miss.  gen.  v.  J.  802  c.  32  (I.  97)  . . . ubi  . . . homicidia  con- 
tingant  statim  reus  ad  suam  emeudatiouem  recurrut  . . . malum  ad  propin- 
quos  extincti  digna  conpositionem  emendet.  Et  . . . ut  parentes  interfect; 


letzten  Sippe  zur  Busse  sich  erbieten-,  diese  soll  ihm  dagegen 
die  Urfehde  nicht  Abschlägen.  Sollte  aber  der  Verbrecher  die 
Busse  (doch  wohl  gegenüber  einer  Klage)  weigern,  — heisst  es 
dann  weiter  — so  soll  er  seines  Gutes  darben,  bis  der  Kaiser 
entschieden  habe.  Das  Gaugericht  hat  nicht  die  Macht,  den 
widerstrebenden  Verbrecher  zur  Busse  zu  verurtheilen,  es  kann 
hier  nicht  einmal  sein  Urtheil  anf  den  Abschluss  eines  Sühne- 
vertrags durchsetzen.  Die  Folge  davon  ist  ewige  Fehde.  Hier 
greift  der  Kaiser  ein.  Dem  Verbrecher  soll  sein  Vermögen 
entzogen,  er  selbst  soll  vor  das  Königsgericht  gebracht  werden. 
Dort  wird  unter  dem  Drucke  der  königlichen  Autorität3*)  dem 
Missetliäter  die  Möglichkeit,4*)  aber  auch  die  letzte  Möglichkeit 
geboten,  der  verletzten  Sippe  Genugthuung  zu  gewähren  und 
sein  Gut  aus  dem  Banne  zu  ziehen.  Sollte  es  aber  hiezu  nicht 
kommen,  dadurch,  dass  z.  B.  der  Verbrecher  flüchtig  wird,  so 
ist  wieder  der  gegen  ihn  angestrengte  Prozess  um  Busse  stehen 
geblieben.10)  Für  unsere  Frage  ist  hier  jedenfalls  hervorzuheben, 


nequaquam  inimititla  super  cominissum  roalum  adatigere  audeant  ueque  pacem 
fieri  petenti  denegare.  sed  datam  fidem  paratam  compositionem  recipere  et 
pacem  perpetuam  reddere,  reum  autein  tiulla  moram  compositiouis  facerc  . . 
Qui  autein  digna  emendationem  facere  contemserit,  hereditatem  privetur 
usque  ad  iudicium  nostram.  Siehe  auch  Cap.  missor.  in  Theod.  villa  dat. 
II.  generale  v.  J.  H05  c.  5 (I.  123);  Cap.  Harist.  v.  J.  779  c 22  (I.  51); 
Cap.  legg.  add  v ,1.  SIS  9 c.  13  fl.  284);  Cap.  pro  lege  hab.  Worin  v.  J. 
S29  c.  s (II.  20).  Vgl.  Siegel  G.-V.  S.  31  ff.  Brunner  K.  G.  IL  S.  530 
N.  14.  Schroeder  R.  G.  2.  Anfl.  S.  334. 

")  Vgl.  das  königsgericlitlicho  Placituin  Karls  d.  Gr.  v.  3,11.  771  bei 
Lörsch  und  Schroeder  Xo.  31  S.  20,  Rudolf  HUbner  Regesten  X.  33: 
Statim  rege  et  Omnibus  qui  aderant  cogentibus  abdicatas  cum  iuramento 
ipsas  res  reslituit  et  reconsignavif  iniuste  ohlata  abhati  prefato  sanctoque 
martiri  Bonifacio,  et  proieeta  festuca,  ut  mos  est.  promisit,  se  ulterius  non 
iutroniissurum.  Vgl.  noch  z.  B.  die  Urkunden  bei  Hübner,  Regesten  No.  81. 
84.  »3.  94. 

**)  Etwa  gegenüber  einem  Widerstreben  der  Sippe  der  Erschlagenen. 
Vgl.  $ 18  X.  16S.  ls7  f.  — Vgl.  auch  noch  Pollock-Maitland  I 25.  II  4isf. 

,0)  Die  pInrita  der  niederen  Gerichte  enden  bei  Kontumaz  des  Be- 
klagten immer  nur  mit  einer  notitia  solsadii  Vgl.  HUbner  Regesten  No. 
5.  6.  7.  74.  f>9l  (Vgl.  Rudolf  Hühner,  Der  Immobiliarprozess  der 
fränkischen  Zeit  S.  23t>  N.  2).  2SS  ( Das  missatische  Gericht  kann  gegen  die 
abwesenden  Beklagten  kein  meritorisches  Urtheil  fällen,  sondern  e»  wird 
nur  bestimmt,  ut  eadern  res  in  interdictu  banni  iusse  fierent,  usqueduiu  de 
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dass  das  Kapitular  das  verwirkte  Gut  nicht  als  Fonds  für  die 
ausstehende  Busse  auffasst.  Die  Konflskazion  dient  zunächst 
nur  als  Zwangsmittel,  um  den  Brotlosen  gefügig  zu  machen. 
Den  Zweck  einer  Pression  hat  ebenso  die  an  einer  anderen 
Stelle  unseres  Kapitulars  erwähnte  Einkerkerung:")  Der  Misse* 
thäter  soll  (die  früher  verweigerte)  geistliche  Busse  thun  und 
das  Urtheil  erfüllen  (indicium  solvendum).  Verharrt  er  in  seiner 
Verstockung,  so  wird  er  gefangen  gehalten  bis  zur  Stellung  vor 
den  König  und  darbt  unterdessen  seines  Vermögens.  Es  ist 
auch  noch  zu  bemerken,  dass,  wenn  die  Fronung  in  diesem 
Entwicklungsstadium  auf  direkte  Auszahlung  der  geweigerten 
Busse  (aus  dem  konfiszierten  Vermögen)  ginge,  der  Beklagte  im 


hoc  regalis  sententia  decerneret;  vgl.  Hübner,  Immobiliarprozess  3.  235). 
In  No.  22  liegt  kein  technischer  Ungehorsam  vor,  sondern  Nichteinhaltung 
eines  prozessualen  Gedinges;  arg.:  .et  hoc  quod  espoponderunt  menime 
potuerunt  adimplire“;  vgl.  dazu  No.  20,  Hühner.  Immobiliarprozess  S.  233. 
— Pie  königsgerichtlichen  plnc.ita  weisen  auch  materielle  Verfügungen  auf. 
Allein  Hübner,  Hegest  No.  23  liegt  ein  Streitgedinge  vor:  datum  hahuit 
fideiussores,  ut  ipsas  venditiones  praesentare  debuisset.  Desgleichen  in 
No.  3ß;  vgl.  lirunner  R G.  II.  S.  Ißt  N.  1,  Hübner  Immobiliarprozess 
8.  233.  Ebenso  No.  151:  quod  ipse  ille  per  listucam  ante  nos  visus  fuit 
adframire.  Da  er  aber  nun  unentschuldigt  ausbleibt:  visi  fuimus  iudicasse, 
ut,  dum  ipse  ille  tale  sacramento  lmbuit  aframitum  et  ipsum  nullatenus 
iuravit  nec  ipse  nee  iuratores  sui,  sed  exinde  se  iectivum  in  omnibus  dimisit. 
Und  No.  197:  Üdeiussoris  datus  habuit.  Vgl  Hübner,  Immobiliarprozess 
8.  234.  Brunner  K.G.  II.  8.  4ßl.  Für  No.  38  vermutbet  Hübner  a.  O. 
gleichfalls  ein  Streitgedinge.  Bemerkenswert  ist,  dass  in  diesem  placitum 
der  Sohn  des  Beklagten  wegen  unbefugten  I “rötestes  gegen  die  solsadia 
nicht  direkt  zur  Busse,  sondern  zum  Gelübniss  verurtheilt  wird:  sic  ei  fuit 
iudecatum,  ut  in  exfaido  et  fredo  sol.  15  pro  ac  causa  tidein  facere  drbirit; 
quod  ita  et  in  praesenti  per  listuca  visus  est  ficisae.  Auch  in  No.  72  er- 
klärt der  Beklagte,  er  sei  bereit  sich  der  Entscheidung  des  Königs  zu  fügen. 
Immer  wird  also  eine  Handlung  des  Beklagten  gefordert.  Auch  bei  Delikts- 
klagen : Hübner  Regesten  No.  49  (Markulf  I:  37)  datus  habuisset  fide- 
iussores;  ebenso  No.  70  (Form.  Turon.  33);  dagegen  enthält  No.  102  (Cart. 
Senon.  26)  keinerlei  Bezug  auf  Parteiengedinge  und  trotzdem  den  Auftrag 
an  den  Grafen  zur  Exekuzion  behufs  Busszahlung : propterea  (mit  Rücksicht 
auf  die  Kontumaz)  iubemus,  ut  quiequid  lex  loci  vestri  de  tali  causa  debuerit, 
vobis  distrahentibus  ipse  ille  partibus  ipsius  lue  hominis  conponit  atque 
emendare  studeat. 

*')  c.  37  (I.  98). 
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Königsgeriehte  nicht  mehr  zu  Recht“)  zu  stehen  hätte,  sondern 
höchstens  nur  um  Herausgabe  des  Ueberschusses  im  Gnaden- 
wege bitten  könnte. 

Eine  genaue  Regelung  der  Frage,  wie  lange  der  Ungehor- 
same für  die  Lösung  seines  Gutes  aus  dem  Banne  Zeit  habe, 
findet  sich  zuerst  in  dem  Kapitulare  legi  Ribuariae  additum 
v.  J.  803. 4a)  Dort  wird  ihm  die  Frist  von  Jahr  und  Tag  ge- 
geben; lässt  er  diese  verfallen,  so  hat  er  sein  Vermögen  definitiv 
verwirkt.  Hier  wird  nun  auch  wieder  über  das  Schicksal  des 
Letzteren  ausdrücklich  gesagt:  Der  König  kann  darüber  beliebig 
verfügen  — genau  so  wie  es  die  oben  besprochenen  Texte  der 
Lex  Salica  bis  in  die  Emendata-Zeiten  kontinuierlich  wieder- 
holen.44) Von  einem  unbedingten,  etwa  durch  Kontumaz  be- 
gründeten Ansprüche  auf  Auszahlung  der  geforderten  Busse 
keine  Spur. 

Erst  durch  das  Kapitular  Ludwigs  des  Frommen  vom 
1.  November  816  ist  in  das  Volksrecht  und  zwar  jedenfalls  in 
das  salische45)  Volksrecht  ein  Anspruch  des  Verletzten  auf  Aus- 
zahlung der  Busse  aus  dem  gefronten  Vermögen  eingeführt  wor- 
den. Was  bisher  Gnade,  höchstens  vielleicht  übliche  Gnade 


**)  c.  37  cit. : in  nostru  praesentia  perducatur  deutet  auf  Vorführung 
wider  Willen  des  Schuldners,  iat  also  gegen  ihn  gerichtet. 
u)  c.  6 (I.  118). 

'*)  a.  0.:  . . . si  infra  annuni  non  venerit  de  rebua  eius  quae  in  bau- 
nutn  miaaae  sunt  rex  interrogetur  et  quiequid  inde  iudieaveril  fiat.  Zu  be- 
achten ist  aber  der  Unterschied  zwischen  dem  „dare  voluerit*  der  volks- 
reehtlichen  Texte  und  dem  „iudieavorit“  des  Kapitulars.  Dies  entspricht 
ebensowohl  der  dargestellten  im  Lauf  der  Zeit  eingetretenen  Abscbwäclmng 
der  persönlichen  Seite  der  Friedlosigkeit  einerseits  rIs  dem  wahrhaft  maje- 
stätischen Sinn  Karls  andererseits,  seine  Würde  als  ein  von  Gott  verliehenes 
Amt,  dessen  Austlbung  daher  nach  den  höchsten  sittlichen  Anforderungen 
zu  verantworten  ist,  anzusehen,  L'cber  das  christlich-germanische  König- 
thum von  Gottes  Gnaden  siehe  ltrunncr  R.  G.  II.  S.  15;  auch  v.  Bar. 
Geschichte  des  deutschen  Strafrechts  S.  c>5  N.  277  und  Gierke,  Hie  soziale 
Aufgabe  des  l'rivatrechts.  l'eber  die  MachtfUlle  des  fränkischen  Künigthums 
vor  dem  Edikt  Clilothars  II.  v.  J.  «14,  in  welcher  Zeit  der  mehrgenannte 
Handschriftenzusatz  konzipiert  ist  vgl.  Brunner  R.  G.  II.  8.  10. 

*■')  C'ap.  leg.  add.  v J.  816  c.  5 (I.  26« {.).  Vgl.  Bore  ti ns.  Prooeraium 
zu  diesem  Kapitular  (I.  167);  aber  auch  die  alainannische  Urkunde  Hübner 
Regesten  No.  2SS  oben  X.  10  10. 
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war,  ist  von  min  an  Recht  bezw.  Pflicht.  Der  neue  Buss- 
anspruch geht  der  darmteilten  historischen  Entwicklung  ent- 
sprechend gegen  den  Fiskus,  der  durch  Verfall  der  Frist  von 
Jahr  und  Tag  das  gebannte  Gut  für  sich  erworben  hat.  Von 
einer  Theilung  des  gebannten  Vermögens  zwischen  dem  Buss- 
kläger und  dem  Fiskus  als  zwischen  zwei  sociis4')  ist  also  keine 
Rede.  Man  kann  auch  nicht  sagen,  dass  der  Fiskus,  „die  Sache 
des  Gläubigers  zu  seiner  eigenen“  mache,  dass  er  „zu  Gunsten 
der  Privatperson“  die  Konfiskazion  vornehme.41)  Dem  Kläger, 
der  im  Wege  der  Fronnng  seine  Busse  erhält,  mag  die  Sache, 
mögen  die  faktischen  Vorgänge  so  erscheinen;  doch  entspricht 
eine  solche  individualistisch-razionalistische,  übrigens  nicht  ein- 
mal sehr  razionelle48)  Auffassung  nicht  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung noch  auch  der  eigenen  Auffassung  unserer  Gesetzes- 
stelle. Die  Konfiskazion  erfolgt  in  dem  hergebrachten  Sinne 


*•)  Wie  Meibom.  Das  deutsche  Pfandrecht  S.  101  die  Sache  auffasst. 
Die  proprietas  soll  dem  Fiskus  soziirt,  einverleibt  werden ; nicht  der  Kläger 
wird  socius  fisci.  Vgl.  auch  Cap.  Aquisgr.  v.  J.  HOI — 813  c.  6 (I.  171): 
hereditas  eorum  ad  opus  nostrum  recipiatur;  nec  comis  nee  vicarius  illud 
sibi  sociot,  sed  ad  opus  nostrum  rerocetur.  Die  Berufung  Meiboms  a.  O. 
N 241  auf  Bluhme:  Uebcr  die  Bekräftigungsformeln  der  Rechtsgeschäfte 
in  Jahrb.  d.  gern,  dtsch.  Rechts  v.  Bekker  und  Muther  III.  S.  221  (z. 
B.  die  Klausel:  tibi  et  fisco.  sociante  fisco,  una  cum  fisco  socio  und  dgl.) 
ist  hier  also  nicht  am  Platze.  In  Norwegen  bestand  allerdings  ein  gesell- 
schaftsähnliches Verhältniss  zwischen  den  Gläubigern  und  dem  kgl.  Amt- 
mann oder  dem  bischöflichen  Beamten,  die,  wenn  auch  unter  Leitung  eines 
der  beiden  Letztgenannten  das  friedlose  Gut  unter  einander  theilten:  v. 
Amira,  Altnorwegisches  Vollstreckungsverfahren  S.  119  ff.,  bes.  133  (unten 
Anmerkung  am  Ende  dieses  Paragraphen). 

*7)  So  will  es  Sohm  Fränk.  Reichs-  nnd  Ger  -Vfg.  S.  11».  Der  Stand- 
punkt, der  König  vernichte  das  Vermögen,  u m die  Befriedigung  des  Gläu- 
bigers auf  eigene  Kosten  hcrbeizufilhren  (a.  0.  8 121),  dürfte  also  nicht 
ursprünglich  sein.  „Es  wird  zunächst  gestraft,  nicht  exeqniert*  (a.  0 ),  die 
Immobilie  wird  also  ursprünglich  nicht  zum  Zwecke  des  Exeknzionsverfahrens 
konfisziert.  — Etwas  anklingend  an  Meibom  und  Sohm  sagt  Dahn  Fehde- 
gang und  Rechtsgang  (Bausteine  II.)  S.  11b:  „so  schlug  sich  der  Staat 
auf  Seite  d e s Klä  gers  : den  Ungehorsamen  traf  die  von  Staat  und  Kläger 
gemeinsam  vollzogene  Vollstreckung“  u.  s.  w. 

*•)  Es  wäre  eine  unerklärliche  Schwerfälligkeit,  wenn  der  Fiskus  blos 
um  eine  Busse  für  den  Gläubiger  zu  exequieren,  das  ganze  Vermögen 
des  Schuldners  einziehen  zu  müssen  glaubte. 
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zunächst  als  Pression,  damit  der  Verbrecher  komme  und  sich 
verantworte:  rebus  ...  in  bannum  missis  venire  et  iustitiam 
läcere  compellatur:4®)  sodann  als  Strafe  für  das  Delikt  des  Un- 
gehorsams, als  Strafe  dafür,  dass  er  ne  iustitiam  faciat  venire 
distulit  annumque  ac  diem  (proprietatem)  in  eo  banno  esse  pennisit. 
Erst  nachdem  die  Konfiskazion  erfolgt  ist,  soll  (nunmehr  krall 
Volksrechtes),  soweit  das  eingezogeue  Vermögen  (und  zwar  zu 
nächst  die  Fahrhabe,  dann  das  Eigen)  reicht,  die  eingeklagte 
resp.  schuldige  Busse  vom  Grafen  ausgezahlt  werden. 

Die  Auszahlung  der  Busse  aus  dem  gefronten  Vermögen 
erscheint  praktisch,  änsserlich  betrachtet  als  Häufung  von  Busse 
und  Konfiskazion;  juristisch,  in  Wirklichkeit,  liegt  dagegen  keine 
Kumulazion  vor,  weil  der  Anspruch  auf  die  Busse  immer  noch 
gegen  den  Fiskus  und  nicht  gegen  den  schuldigen  Verbrecher 
geht.  An  Stelle  der  individualistischen  resp.  Sippengenugthuung 
durch  Blut  oder  Gut  tritt  nun  die  Strafe  des  Verbrechers  und 
Befriedigung  des  Verletzten  durch  die  Hand  der  objektiven 
staatlichen  Gerechtigkeit. 

Hiezu  kommt,  dass  die  Entscheidung  über  die  Befriedigung 
von  Ansprüchen  auf  Restituzion  von  Immobilien  aus  den  ge- 
fronten Güterkomplexen  alsbald  wieder  dem  Könige  Vorbehalten, 
ausdrücklich  von  einem  königlichen  praeceptum  abhängig  ge- 
macht wurde.*0)  Dieses  soll  aber  nur  ertheilt  werden,  si  (pro- 
prietas)  sua  (des  Klägers)  esse  debet,  also  nicht  auf  die  blosse 
Kontumaz  des  Beklagten  hin,  sondern  nach  materieller  Erweisung 
des  klägerischen  Rechtes.  Zunächst  zeigt  sich  auch  hier,  wo 
es  sich  um  zivilrechtliche  Ansprüche  handelt,  die  Richtigkeit 
der  oben  ausgeführten  Auffassung,  dass  bei  Kontumaz  des  Be- 
klagten der  Prozess  stehen  bleibt,  und  der  Thäter  gar  nicht  zu 


*")  Cap.  dt.  c.  4 (L  srns). 

*•)  Cap.  legg.  add.  v.  J.  S 1 M/ö  c.  II,  20.  (I.  28S.  285).  Dazu  Brun- 
ner Z - u.  I.-Beweis  S.  60  f.  Forschungen  S.  144.  Urkunden,  betreffend  die 
Kestituzion  widerrechtlich  zum  Fiskus  eingezogener  Güter  bei  Hüb- 
ner, ltegeston  No.  82  (v.  J.  770)  85.  (124).  (125).  135.  139.  172.  176.  löö. 
201.  206.  207.  214.  221.  222.  224.  229.  232.  233.  245.  246.  252.  253.  266. 
267.  268.  271.  274.  281  u.  s.  w.  Der  Hergang  ist  gewöhnlich  der,  dass 
durch  Inquisition  die  widerrechtliche  Einziehung  festgestellt  wird  und  dann 
der  König  das  praeceptum  restitutionis  erlässt. 
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einem  exequierbaren  Titel  zu  gelangen  vermag,  dass  somit  jeder 
Gedanke  an  Exekuzion  im  alten  Ungehorsamsverfahren  ausge- 
schlossen ist  und  eine  solche  nicht  einmal  im  Endeffekte  des 
Verfahrens  gefunden  werden  kann.  Die  Selbsthilfe,  durch  die 
sich  der  nordische  Gläubiger  seine  Busse  verschafft,  wfürde  hier 
nicht  gegen  friedloses  Vermögen,  sondern  gegen  Königsgut  ge- 
richtet sein.  Und  soweit  hier  Busse  verschafft  wird,  geschieht 
dies  nicht  aus  dem  Vermögen  des  Verbrechers,  sondern  aus 
dem  königlichen  Horte.  Ferner  ist  aber  anzunehmen,  dass  wie 
für  Restituzion  von  liegendem  Gut  dann  auch  für  Auszahlung 
von  Bussen  aus  konfiszierten  Immobilien  ein  Königsbrief  verlangt 
wurde,*1)  uud  dass  mindestens  ebenso  wie  im  Rechtsgang  um 
Liegenschaften’5)  auch  im  Strafprozess  das  Säumnissverfahren 
mit  Fronnng  in  ihrer  vollen  Ausgestaltung  eine  Seltenheit  ge- 
blieben sei. 

Das  Resultat  dieses  Exkurses  lässt  sich  dahin  zusammen- 
lassen: Wie  und  weil  das  alte  Recht  keinen  Zivil-,  sondern  nur 
einen  Strafprozess  kannte,  so  hatte  es  gegen  den  Ungehorsamen 
auch  keine  Exekuzion.  sondern  nur  Strafe  zur  Verfügung.  Diese 
ist  im  Falle  äusserster  Kontumaz  die  Acht,  die  alle  konkurrieren- 
den Bussen  absorbiert. 

Eine  Parallele  zum  fränkischen  Ungehorsamsverfahren  mit 
Vermögenskonfiskazion  bietet  das  altsächsische  Kontumazver- 
fahren mit  Brand.**)  Hier  tritt  der  poenale  (also  nicht  exeku- 


51)  Das  berufene  c.  1 1.  scliliesst  zwar  die  Bestimmung  über  Restituzions- 
ansprUche  an  die  ältere  Bestimmung  Uber  Bussen  unmittelbar  und  zwar  in 
der  Form  eines  Gegensatzes  au  (Quodsi  non  de  alia  re.  sed  de  ipsa  proprie- 
tate  . . . fuerat  interpellatus),  doch  ist  es  sehr  wahrscheinlich,  dass  die  an 
den  Konfiskazionen  interessierten  Grafen  (vgl.  Brunner  R.  G.  II.  S.  168  ins- 
bes.  S.  &1)  einmal  gefrontes  Gut  nicht  leicht  mit  dem  Kläger  (heilten.  Ur- 
kunde!) Uber  ßu8senzahlung  aus  gefrontem  Vermögen  habe  ich  in  lt.  Hüb- 
ners Regestensammlung  nicht  gefunden  Ueber  die  Mobilarozekuzion  vgl. 
unten  Anmerkung  am  Ende  des  $ 21. 

M)  R.  HUbner,  Immobiliarprozess  S.  235. 

M)  Cap.  Saxon.  v.  J.  797  c.  8 (I.  72):  pro  distiictione  illius  causa 
incendatur;  ...  et  non  pro  qualibet  iracundia  aut  malivola  intentione  nisi 
pro  distiictione  nostra.  Vgl.  Siegel  G.-V.  S.  äii  N.  19.  Wilda  S.  293 f., 
der  allerdings  geneigt  ist,  darin  ein  Exekuzionsmittel  zu  selieu.  Brunner 
K.G.  1 S.  169  f.  Audi  die  Franken  und  Friesen  kannten  die  Wüstung, 
sie  war  die  religiös  gefärbte  Vorläuferin  der  Fronnng  (Brunner,  Ab- 

Bolimtr,  Dl«  B«handluag  d«r  V«rbr»oh«iukoukurreni  Jfj 
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tivisclie)  Charakter  der  Massregelung  des  Widerspenstigen  noch 
deutlicher  hervor.  — Audi  in  England  erhält  der  Kläger  aus 
dem  Vermögen  des  friedlosen  Diebes,  der  nicht  zu  Recht  stehen 
will,  lediglich  den  Schadenersatz.54) 

Ein  weiterer  Beleg  für  die  Absorpzion  von  Bussen  durch 
die  Todesstrafe  auch  hei  realer  Verbrechenskonkurrenz  findet 
sich  in  jenen  schon  besprochenen  Stellen,  die  auf  gehäufte  Buss- 
delikte die  Todesstrafe  setzen.  Die  Ewa  Chama worum  straft 
siebenfachen  Diebstahl  mit  dem  Tode  unter  Ausschluss  von 
Bussen.  Ebenso  absorbiert  die  Todesstrafe  des  malus  homo  im 
Edikt  Chilperichs,  des  criminosus  in  der  Decretio  Childe- 
berts  II.,  des  famosus  im  Kapitular  Karls  des  Grossen  de 
latronibns,  des  tihtbysig,  gegen  den  mindestens  drei  Beschuldi- 
gungen vorgebracht  werden,  in  den  Gesetzen  JSdelreds  und 
Knuts,  die  Bussen  für  die  konkurrierenden  Diebstähle.55)  Die 
Todesstrafe  tritt  hier  ein  als  Ersatz  der  verwirkten  Bussen. 
Ein  genetischer  Zusammenhang  der  einzelnen  Unthaten  wird 
nicht  gefordert.  Ausserdem  kann  darauf  hingewiesen  werden, 
dass  in  mehreren  als  ideale  Verbrechenskonkurrenz  rubrizierten 
Fällen  die  Absorpzion  von  Bussen  auch  eintrete  ohne  Rücksicht 
darauf,  dass  mehrere  Personen  verletzt  worden  sind5*)  — ein 
Zusammentreffen  von  Delikten,  das  ja  bei  blosser  Bussenkon- 
kurrenz  als  reale  Verbrechensmehrheit  behandelt  wird.  — Es 
wird  ferner  angenommen  weiden  müssen,  dass  konkurrierende 
Lösungstaxen  und  zwar  in  allen  Volksrechten  auch  bei  realer 

Spaltungen  Z*  XI  S.  CSf),  der  verfluchte  Verbrecher  uud  alles,  was  von 
des  Uulieiligen  Hand  befleckt  ist,  soll  vernichtet  werden;  — ein  weiterer 
Ueleg  für  die  satisfaktorische  uud  nicht  exekutivische  Grundidee  der  Fried- 
losigkeit. — Der  Gedanke,  dass  das  Werk  des  Verbrechers  veiflucht  sei, 
flndet  sich  auch  im  alten  Testament;  vgl.  Moses  I:  4:  12.  — Amira, 
Thierstrafen  a.  0.  >S.  557  sieht  in  der  Wüstung  nur  eine  Polizeimussregel. 

M)  Siehe  oben  § 15  N.  21  ff.  S 163  und  Pnllock-Maitland  II  592f. 

*•')  Siehe  oben  § 12  N.  20.  27.  2!)  S.  130  ff.  Vgl.  auch  die  allerdings  un- 
richtige Auffassung  des  Cap.  Harist.  v.  J.  779  c.  23  durch  die  laugobardischen 
Juristen  (Foima  Langob.  c.  12:  I.  49):  et  si  de  tres  fnrtus  probatus  fuerit 
■noriatur;  unten  N.  69  ff. 

**)  So  die  schwere  Heimsuchung  mit  Verwundungen  und  Rauh  im 
salischen,  burgnudiseben  uud  westgotischen  Rechte:  oben  § 14  X.  1.  20. 
29.  S.  153  ff.  § H X 7 S.  89;  Rauferei  im  Heer  nach  der  I,ex  Alain  : oben 
8 14  N.  10,  cf.  11  S.  154  f.,  in  des  Königs  Halle  in  England:  oben  8 14 
N.  14  S 150. 
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Verbrechensmehrheit  von  der  Todesstrafe  absorbiert  werden,  da 
die  Zahlung  derartiger  Gebühren  doch  nur  bei  Abwendung  der 
Hinrichtung  einen  Sinn  hat.  Dagegen  ist  bei  den  Langobar- 
den und  Kentern  prinzipiell  die  Kumulazion  des  Wergeides, 
des  Drei-  und  des  Neungeldes  mit  der  Todesstrafe  wie  bei  ide- 
aler so  auch  bei  realer  Verbrechenskonkurrenz  anzunehmen.47) 

Mit  dem  fränkischen  Rechte  dringt  aber  die  durchaus  ab- 
sorptive  Funkzion  der  Todesstrafe  bei  den  Langobar- 
den ein.  Das  erste  Beispiel  tinde  ich  in  der  Geschichte  des 
Capitulare  Haristallense  v.  J.  779.  Karl  der  Grosse  schrieb 
hier'8)  für  den  ersten  Fall  des  Diebstahls  den  Verlust  eines 
Auges,  für  den  Rückfall  den  Verlust  der  Nase,  für  weiteren 
Rückfall  die  Todesstrafe  vor.  Daneben  fällt  nach  fränkischem 
Rechte  jedesmal  die  Diebstahlsbusse  ans.'*)  Das  langobardische 
Recht  hatte  bis  dahin  seit  Lintprand  als  Strafe  des  (auch  rück- 
fälligen) Diebes  Komposizion  mit  Kerkerstrafe;  nur  bei  Zahlungs- 
unfähigkeit des  Verbrechers  wurde  die  Busszahlung  durch  weitere 
öffentliche  Strafen  (in  letzter  Reihe  Verkauf  ins  Ausland  zu 
Gunsten  des  iudex)  ersetzt.*0)  Für  handhaften  grossen  Dieb- 
stahl war  es  bei  der  alten  Kumulazion  des  Achtgeldes  mit  der 
Todesstrafe  bezw.  Lösungsbusse  von  80  (40)  Schillingen  ge- 
blieben.*1) Die  langobardischen  Juristen  aber  haben  frühzeitig 
das  fränkische  Capitulare  Haristallense  rezipiert**)  und  waren 
nun  bemüht,  es  mit  ihrem  einheimischen  Rechtssystem  iu  Ein- 
klang zu  bringen.*8)  Aus  den  Rückfällen,  von  denen  das  Ka- 


*’)  Ueber  die  Bussklage  nach  der  Acht -Vollstreckung  siehe  § 21. 

M)  Cap  Harist.  cit.  c.  23  (l  51):  De  lntronibus  ita  precipimus  ob- 
servandntu,  ut  pro  prima  vice  nou  moriatur,  sed  oculum  perdat,  de  se- 
cnnda  vero  culpa  nasus  ipsius  latrouis  abscidatur;  de  tertia  vero 
culpa,  si  non  emendaverit  moriatur.  Vgl  Brunner  R.  Q.  II.  S.  043 
N.  43.  S.  047. 

*•)  l’eber  die  Leibesstrafeu  siehe  unten  $ 22  N.  30  ff. 

•*)  Vgl.  OsenbrUggeu  a.  O.  S 124  ff.  lau.  so. 

•■)  Ro  253.  254.  Lin.  64.  111,  147. 

**J  Nach  Bo  re  ti  us,  Capitularia  I.  47  ist  die  älteste  Fundstelle  eine 
um  das  Jahr  830  entstandene  Sammlung.  Die  Rezepzion  dürfte  aber  früher 

anzusetzen  sein 

“)  Zu  dem  Folgenden  vgl.  die  allgemeine  Bemerkung  Bruuners 
K U.  I.  S.  388:  „Das  fränkische  Künigsrecht  schnitt  nicht  selten  schroff  in 

10> 
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pitular  spricht,  machten  sie  eine  Verbrechenskonkurrenz,  denn 
für  Rückfall  hatten  sie  ja  Liutprands  Bestimmungen.  Dabei 
häuften  sie  die  Verstümmlungsbussen  des  Kapitulars  und  Hessen 
daneben  für  einfachen  und  doppelten  Diebstahl  entgegen  dem 
fränkischen  Rechte  immer  noch  die  altlangobardische  Busspflicht 
bestehen.  Für  dreifachen  Diebstahl  nahmen  sie  dagegen  Ab- 
sorpzion  der  Busse  durch  die  Todesstrafe  an,  offenbar  im  stren- 
gen Anschluss  an  die  Worte  des  Kapitulars:  si  non  emendaverit, 
moriatur.  Dabei  gingen  ihnen  auch  die  peinlichen  Strafen  für 
die  konkurrierenden  zwei  anderen  Diebstähle  in  der  Todesstrafe 
auf.*4)  Diese  Neuerungen  wurden  zunächst  durch  Einschrän- 
kung auf  Sklavendelikte  abgeschwächt,**)  bis  endlich  durch  die 


das  hergebrachte  Langobardenrecht  ein.  Man  fragte  im  fränkischen  Reiche 
nicht  darnach,  oh  auch  jeder  Rechtssatz  der  Kapitularien  in  da*  System 
des  laugobsrdischeu  Rechtes  passe,  sondern  dekretierte  ohne  Bedenken 
Rechtssätze  au»  dem  (leiste  des  fränkischen  Rechtes  heraus,  indem  es  der 
Praxis  und  Jurisprudenz  Italien»  überlassen  blieb,  aie  mit  dem  geltenden 
Rechte  in  Einklang  zu  bringen.“ 

**)  Cap.  cit.  forma  langobardica  c.  12  (I.  49) : Ut  si  uni»  latro  de  nno 
furto  probates  fuerit.  ununi  oculurn  perdat;  et  si  de  duo»  furtos  probat  u» 
fuprit,  oculurn  perdat  et  nasum  ei  cappiletnr;  et  si  de  tres  furtos  probatus 
fuerit,  moriatur.  Et  de  bis  duabus  fnrtis,  unde  oculurn  unum  et  uasum 
perdere  debet.  constituimus,  ut  dominus  serri  illius  secunduui  legem 
cui  furta  facta  fuerint  solvere  deboat;  de  tre»  vero  furtis,  unde  morire  debe- 
tur,  mors  illius  furta»  illas  excludatur. 

**)  Vgl  Cap  cit.  N 61.  Iler  jj  1 der  Expositio  zu  Ro  253  und  § 3 
der  Expositio  zu  Lib.  Pap.  Kar.  M.  II  interpretieren  diese  Beschränkung 
weg  und  auch  sonst  wird  sie  vielfach  nicht  beachtet  : Vgl.  den  Zusatz  zu 
Lib.  Pap.  Ro  253,  lTgo,  Summa  legi»  Lgb.  im  Folgenden,  (llossa  zu  Lib. 
Pap.  Kar.  M.  «4:  Si  quis  latro):  „scilieet  servus,  über“.  Dagegen  Expositio 
zn  Lib.  Pap.  Kar.  M.  al : Quod  in  hoc  capitulo  habetur:  „mors  illius  . . 
excludat“,  de  servo  tantum  dictum  esse  non  dnbium  est;  sod  si  Uber  homo 
furtum  feeerit  tertiuin  et  exinile  ad  mortem  iudicatus  fuerit.  queritur.  quid 
inde  fieri  debcat  Der  Liber  Papiensis  nahm  nämlich  beide  Formen  unseres 
Kapitulars  auf  Lib  Pap  Kar.  M.  44.  84.  Zwei  Hss.  (codd.  7.  8)  berück- 
sichtigen es  schon  bei  Ro  253,  indem  sie  hinzuftigen : furtum  ipsum  sibi 
nouum  reddat,  e t pro  tali  prohata  culpa  aut  oculurn  perdat  aut  nasus  cur- 
tetur  (Kumulazion;  vgl,  Glosse  zu  Lib.  Pap.  Kar.  M.  84:  oculurn  perdat): 
„et  insuper  emeudet  furtum“)  aut  auimae  stiae  incurrat  periculum  nichil 
compouens  (Absorpzion) : et  pro  culpa  sit  ut  supra,  si  non  habet  sol.  80 
per  Kapitulum  Karoli  (84)  . . et  per  Kapitulum  Karoli  (44)  . . Hat  der 
Dieb  die  80  Scliili.  so  wtdirt  er  die  peinliche  Strafe  ab,  muss  daneben  aber 
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Rezepzion  der  bezüglichen  Bestimmungen  des  Aachner  Kapitulars 
vom  Jahre  809  auch  im  langobardischen  Rechte  die  Absorpziou 
der  Bussen  durch  die  Todesstrafe  zum  herrschenden  Prinzip  er- 
hoben wurde.®*) 


— gelbst  wenn  diese  Strafe  die  nach  dem  Kapitulnr  absorbierende  Todes- 
strafe gewesen  wäre  — das  Ncuugeld  zahlen.  Insofern  bleibt  lto  253.  (251) 
aufrecht;  vgl.  die  Olosse  zu  l.ib.  Pap.  Kar.  M.  44.  l)e  latronibus]:  .scilicet 
non  habentibns  SO  sol.  aut  40  per  legem  Roth,  sccundum  vl.“  (cod.  4).  n. . si 
non  habent  SO  sol.“  (col.  5).  So  auch  Exp.  $ 1 zu  Ro  253:  Diese  findet 
folgende  Neuerungen : 1.)  Die  Alternative  ist  nicht  mehr  so  (40)  sol  oder 
Todesstrafe,  sondern  SO  (401  sol.  oder  Verlust  eines  Auges,  bezw.  der  Nase, 
bezw.  Todesstrafe.  2.)  Die  neunfache  Geltung  tritt  nicht  mehr  ein,  wenn 
der  Dieb  wirklich  stirbt,  denn  Karl  sage:  mors  illins  furta  illa  excludat. 
i.Kar.  M.  S4.  = Cap.  Harist.  cit.  forma  lgb  ) Und  so  sagt  auch  U g o (je- 
doch nicht  ohne  vielfachen  Widerspruch)  in  $ 3 Exp.  zu  Ro  253,  das 
Kapitaler  spreche  nur  von  jenem  Dieb,  der  nach  dem  geltenden  Rechte  hätte 
sterben  sollen,  also  nicht  vou  dem.  der  SO  (40)  Schillinge  habe.  Desgleichen 
die  Summa  legis  Dangobardorum  XVIII  (Anschtttz,  S.  35.):  ...  Et  si 
SO  vel  40  sol.  non  habuerit,  pro  primo  furto  amittat  oculum  etc.  Pro  tertio 
vero  furto  ex  (jno  servus  deberet  mori,  mors  servi  a furti  pena,  id  est  sibi 
nonuro.  dominum  relevabit.  — Die  Lombardakommentare  stehen  auf  dem 
Standpunkte,  dass  der  bandbafte  Dieb  nach  dem  Edikt  mit  dem  Neun- 
gelde  biissen  und  der  (vom  Klüger')  lösbaren  Todesstrafe  verfallen  solle. 
Damit  konkurrieren  nach  ihrer  Auffassung  die  öffentlichen  Strafen  des  Cap 
Harist.:  Bleudung  bezw  Abschneiden  der  Nase  Die  öffentliche  Todesstrafe 
des  Kapitulars  fiir  den  dritten  Diebstahl  (sei  es  in  Konkurrenz  oder  als 
Rückfall)  hingegen  solle  nach  dessen  Wortlaut  wieder  die  Bussen  ausschliessen. 
Aripraud  S.  52  f.:  furtum  cp.  et  80  sol.  aut  cert«  occidatnr  . . . Pro 
publica  vero  pena  pro  primo  furto  ocnlum.  pro  secundo  nasum  perdat  pro 
tertio  moriatur.  In  duobus  tantnm  furti  easibus  furtum  conponit,  tertio 
furto  mors  illins  furta  illi  excludit.  A lbertus  S.  53  f.:  ...  sibi  nonum 
Longobardus  componat  et  insuper  si  über  est  in  80  sol.  tenetur.  Quos  si 
non  habet,  actore  volonte  moriatur.  Si  servus  furtum  fecerit  manifestum 
dominus  sccundum  legem  furtum  componat  et  pro  tali  culpa  40  sol.  solvat 
aut  servns  actore  volente  moriatur.  Et  hoc  quidem  privata  pena  est,  ut 
über  pro  80  solidis  moriatur,  servus  vero  pro  40.  Pro  criminali  quidem 
culpa  non  statim  mori  debet  set  pro  primo  furto  oculum  perdit  etc.  ...  Do 
duobus  naraque  furtis  unum  oculum  et  nasum  perdit,  dominus  servi  furtum 
seeuudum  legem  componat  de  tertio  vero  unde  moritur  mors  furta  excludat. 
Idem  et  in  libero. 

")  Siehe  S *1. 
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Anmerkung.1) 

Nordgermanische  Quellen  kennen  Busszahlungen  an  den 
Kläger  aus  dem  friedlosen  Gut.5)  Der  leitende  Gedanke  ist 
dabei  der,  dass  das  verwirkte  Gut  durch  keinen  Frieden  mehr 
gegen  den  Zugriff  des  Gläubigers  im  Wege  der  Selbsthilfe  ge- 
schützt sei.3)  Allein  auch  hier  wird  unterschieden  werden 
müssen.  Bussen,  die  nicht  so  auf  den  konkreten  Erfolg  als  auf 
die  praesumptio  zugeschnitten  sind,  dürften  auch  hier  bei  Fried- 
losigkeit des  Thöters  ausgeschlossen  sein.4)  Dagegen  werden 
die  Erfolgbussen  aus  dem  friedlosen  Gute  befriedigt.  So  ist 
z.  B.  nach  den  Frostuthingslög5)  die  Ehebrecherin,  die  ihren 
Mann  erschlägt  oder  verräth,  der  ungemessenen  Rache  der 
Freunde  des  Toten  busslos  preisgegeben,  „ob  diese  sie  nun  ver- 
stümmeln oder  erschlagen  wollen;  ihr  Gut  aber  gehe,“  heisst  es 
weiter,  „zur  vollen  Busse,  wenn  sie  den  Todschlag  verübt  hat, 
zur  halben  Busse,  wenn  sie  dazu  gerathen  hat.*)  Vom  Gute 
desjenigen  aber,  welcher  den  Todschlag  verübt  hat,  haben  die 
Freunde  des  Toten  die  volle  Busse,  der  König  aber  das,  was 
übrig  bleibt . . . jener  aber  ist  ein  bussloser  Mensch  (übötamadr).“ 
Hier  konkurriert  also  strenge  Friedlosigkeit  bezw.  Racheübung 
mit  Busszahlung  an  den  Verletzten.  Unter  dieser  kann  aber 


')  Hie  nachstehenden  Zeilen  lmhen  lediglich  den  Zweck,  das  fränkische 
Absorpzionsprinzip  noch  mehr  herausztiheben.  — Vgl.  Küstlin  Kr.  ü.  III. 
S.  184  N.  2. 

*)  von  Amira,  Altnorwcgisches  Vollstreckungsverfahren  bcs.  S.  128. 
VVcstncrdisches  Obligazionenreeht  8.  120.  Auf  Island  erfolgt  Halb  Theilung 
de«  Vermögens  zwischen  dem  .Betreiber  und  den  Thinggenossen  des 
I,Rndesviertels  bezw  des  deiu  ferinsdftmr  Vorsitzenden  (joden,  je  nachdem 
das  Achtcrkenntniss  am  Allthing  oder  am  Kriiblingsthing  ergangen  ist* 
nach  Befriedigung  des  Klageansprachs ; v Amira,  Westuordisches  Obli- 
gazionenrecht.  S.  124.  127.  Khenso  in  einigen  Landtheileu  Norwegens; 
v.  Amira,  Altnorw.  Vollstrecknngsverfabrcn  S.  ISO.  Heber  Schweden  siehe 
v.  Amira,  Altsehwedisehes  Obligazionenreeht  S.  142. 

3)  von  Amira.  Altnorw.  Vollstreckungsverfahren  S.  XVI.  107.  123.  169. 

1 Vgl.  daselbst  S.  52  ff.  02  ff. 

5)  IV:  35.  v.  Amira  a.  O.  8.  28. 

«)  Vgl.  Ro  140-142.  Oben  S 7 N.  25  ff.  8.  83. 
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nur  die  „eigentliche  Basse  oder  das  Wergeld“’)  verstanden  sein, 
während  das  tryggvakanp  als  „Leistung  für  die  Gewährung  des 
Friedens“  keinen  Sinn  hätte.  Aehnliches  muss  von  Missethaten, 
die  nur  die  ütlegd  nach  sich  ziehen,  gesagt  werden.  Wer  einen 
schlichten  Todschlag  begeht,  ist  litlagr:  er  kann  sich  durch 
Busse  an  den  Kö  tig  und  an  den  Verletzten  lösen.  Einen  Theil 
der  ersteren,  des  Degengeldes,  bildet  das  skögarkaup,  „durch 
dessen  vorläufige  Entrichtung  der  Missethäter  sich  dem  Könige 
gegenüber  Sicherheit  erwarb.““)  Nun  heisst  es,  die  Frau,  die 
ihren  Mann  in  häuslichem  Streite  verletzt  hat,  solle  ausser 
Landes  gehen;  „die  Blutsfreunde  aber  haben  solche  Busse  au 
Geld,  wie  es  tüchtigen  Männern  bedünkt,  der  König  aber  das 
skögarkaup,  wenn  sie  zurück  kommt  auf  Verfügung  des  Erz- 
bischofs“ •)  und  umgekehrt,  wenn  der  König  einem  Friedlosen 
den  Aufenthalt  im  Lande  erlaubt,  so  ist  dieser  „dennoch  fried- 
los gegenüber  den  Klägern,  bis  er  ihnen  büsst  und  Urfehde  ist 
zwischen  ihnen.“10)  Das  skögarkaup  entfällt  also,  wenn  der 
Thäter  wirklich  friedlos  wird,  es  wird  nur  gezahlt  für  die  Lösung 
aus  dem  Walde;  das  Wergeld,  die  Wundbusse  hingegen  ist 
immer  zu  zahlen.11) 

Der  nach  Befriedigung  der  zivilen  und  der  Deliktsobligazionen 
verbleibende  Rest  fällt  nach  altnorwegiscbem  Recht  an  die  öffent- 
liche Gewalt.1* *)  Diese  erscheint  hier  durchaus  nicht  als  Exe- 
kuzionsbehörde,111)  sondern  als  vielfach  minderberechtigter  socius 
des  Gläubigers.14) 


’)  von  Amira  a.  0.  8.  54. 

•)  Daselbst  S.  52. 

•)  Frostuth.  IV:  35.  von  Ainira  a.  O.  S.  53. 

10)  Frostuth.  IV:  41;  von  Amira  a,  O.  S.  64.  56. 

")  Vgl.  aber  auch  Gulatli.  160  bei  von  Amira  a.  0.  S.  115. 

“)  von  Amira  a.  O.  S.  119— ISfi  insbes.  128  ff. 

'*)  Daselbst  S.  133. 

“)  In  den  norwegischen  Hochlanden  wird  das  friedlose  Out  zwischen 
dem  Klüger  und  den  öffentlichen  Gewalten  getheilt.  In  den  übrigen  Thing- 
verbanden erhält  der  König  allein  den  nach  Auszahlung  der  Busse  verblei- 
benden Rest  (a.  O.  S.  130).  Auch  soweit  cs  sich  um  Zahlung  der  Behufs 
Lösung  aus  der  fttlegd  versprochenen  Busse  handelte,  hatte  nach  ülterem 
norwegischem  Recht  der  Verletzte  den  Vorrang  vor  dem  König;  a.  0.  S.  66. 
Vgl.  oben  $ 20  N.  46  S.  239. 
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Die  dargestellte  Befriedigung  des  Bussglftubigers  setzt  aber 
immer  voraus,  dass  die  Bussscliuld  liquid  gestellt  werde.  Das 
altnorwegische  Recht  ermöglicht  eine  solche  Liquidstellung  selbst 
bei  Kontumaz  des  Beklagten:  Der  Ungehorsame  trägt  die  Schuld 
auf  dem  Rücken.1*)  Also  selbst  wenn  der  Beklagte  seine  Mit- 
wirkung im  Prozesse  verweigert,  gelangt  das  Verfahren  zu  einem 
Urtheil  iu  der  Sache  selbst:  der  Beklagte  wird  formell  für 
busspflichtig  erklärt. 


III. 

§ 21.  Absorpzlonsprinzlp. 

Mit  der  vorstehenden  Ausführung  dürfte  dargethan  sein, 
dass  der  Friedlosigkeit  (Todesstrafe)  nicht  nur  den  Lösungs- 
taxen, sondern  von  der  Mehrzahl  der  deutschen  Volksrechte 
auch  der  echten  Busse  gegenüber  eine  absorptive  Funkzion  bei- 
gelegt worden  sei.  Der  Umstand,  dass  auch  bei  realer  Kon- 
kurrenz Absorpzion  eintritt,  verbietet  hier  — etwa  wie  bei  den 
Bussen  — den  Grund  der  Absorpzion  in  einer  materiellen 
Konnexität  der  Ansprüche  zu  suchen.  Die  bisher  aufgezählten 
Fälle  haben  aber  das  Gemeinsame,  dass  sämtliche  konkurrieren- 
den Verbrechen  vom  Gesetze  als  Gegenstand  eines  Gesamt- 
verfahrens gedacht  sind.  Konnten  aber  nicht,  nachdem  der 
Verbrecher  wegen  einer  oder  wegen  der  mehreren  im  Gesetze 
vorgesehenen  Unthaten  hingerichtet  worden  war,  gegen  dessen 
Erben  Klagen  aus  weiteren  Delikten  des  Erblassers  geltend 
gemacht  werden?1)  Ist  also  nicht  etwa  formelle  Konnexität 
für  die  Absorpzion  erforderlich? 

Schon  die  Anwendung  des  Kumulazionsprinzips,  wenn  die 
Todesstrafe  nicht  vollzogen,  sondern  durch  eine  Ledigungsgebühr 
ersetzt  wird,  weist  darauf  hin,  dass  selbst  bei  Einheit  des  Ver- 
fahrens nicht  hiedurch  die  gegensätzliche  Absorpzion  verursacht 


,4J  von  Ainira  a.  O.  S.  80.  122. 

’j  So  «lass  die  aufgezählten  Fälle  blos  Typen  repraesenticrt  hätten, 
ohne  dass  ein  solch«!»  Prinzip  anerkannt  gewesen  wäre. 
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wird,  sondern  dass  vielmehr  der  Grund  für  die  Wirksamkeit 
des  einen  oder  des  anderen  Prinzips  in  der  Natur  der  Straf- 
mittel: der  Busszahlnngen  (im  W.  S.)  einerseits,  der  Todes- 
strafe andererseits  zu  suchen  sei. 

Redempzionstaxen  sind  auch  nach  der  Hinrichtung  des 
Verbrechers  schon  durch  ihre  Bestimmung  ausgeschlossen.  Aber 
auch  echte  Bussen  sind  von  der  Todesstrafe  — sofern  ihr 
überhaupt  diese  Eigenschaft  beigelegt  wird  — absorbiert.  Der 
Kopf  des  Verbrechers  sühnt  da  nicht  blos  die  in  den  Kapital- 
prozess einbezogenen,  sondern  auch  die  etwa  später  hervor- 
gekommenen Delikte.  Aus  einem  Aachner  Kapitular  Karls 
des  Grossen*)  ergibt  sich,  dass  alle  Missethaten,  die  vor  das 


*)  Cap.  Aquisgranense  v.  J.  809  (I.  148):  ...  de  illis  Itominibus  qui 
propter  eomm  culpas  ad  mortem  diiudicati  fuerint  et  postea  vita  eis  fuorit 
conccssa.  si  ipsi  iustitiam  ab  aliis  requisierint  atit  ab  eis  iustitiam  quaerere 
voluent  . . . c.  1 : Pritnum  omnium  de  illis  causis  pro  quibus  iudicatus  fuit 
ad  mortem  unllam  potest  facere  repetitionem,  qtiia  omnes  res  suae  secundum 
iudicium  Francorum  in  publico  fnernnt  vocatae  ...  § 2:  Si  alicui  post  iudicium 
scabiniorum  fuerit'vita  concessa  et  ipse  in  postinoduin  aliqna  mala  perpe- 
traverit  et  iustitiam  redderc  noluerit,  diccndo  quod  mnrtuus  sit  et  ideo 
iustitiam  reddere  non  debeat,  statutum  est,  ut  superiorem  iuditiuin  sustineat, 
quod  antea  sustinere  debuit.  Der  prozessuale  Formalismus  gestattet  also  so- 
gar die  Ablehnung  von  Klagen  aus  jüngeren  Delikten  mit  der  Berufung  auf 
das  seinerzeit  ergangene  Todesurtheil.  Das  Kapitular  weiss  sich  da  nicht 
anders  zu  helfen,  als  dass  es  den  Widerspenstigen,  der  sich  uuf  sein  Todes- 
urtheil beruft,  desfalls  beim  Worte  nimmt.  Noch  in  später  Zeit  bietet  das 
Brünner  SchöfTenbuch  (No.  67;  vgl.  Siegel,  Die  Gefahr  vor  Gericht  und 
im  Rechtsgang,  Sitzungsberichte  der  Wiener  Akademie  der  Wissenschaften 
LI.  S.  120  f.)  ein  Beispiel,  wo  der  blossen  Form  wegen  eiu  Lebender  als 
tot  behandelt  wird.  Der  Kläger  missespricht:  in  caput  mihi  vulnus  dedit, 
de  quo  a vita  uaque  in  mortem  perveni.  Sofort  fängt  ihn  der  Beklagte: 
utrum  ab  eius  quaerimouin  tamquam  mortui  non  esset  iusticialiter  absolutes 
und  wird  wirklich  von  der  Klage  freigesprochen.  Und  noch  in  späteren 
Prozessen  dieses  Klägers  versuchen  cs  die  Beklagten  mit  der  Frage:  utrum 
querimoniis  mortui  respondere  deberent.  In  unserem  Kapitular  schliesst  die 
unbedingte  Geltung  des  einmal  ausgesprochenen  Todesut  lheils,  wortfängcrisch 
ausgeniitzt,  die  weiteren  Klagen  aus  Der  mit  dein  Todesurtheil  verbundene 
Verlust  der  Gerichtsfähigkoit  (Brunner  R G.  II.  S.  347)  wird  nur  aus 
Billigkeitsriicksichten  gemildert  Der  Verurtheilte  kann  (in  beschränktem 
Umfange)  geklagt  werden  (arg.:  et  defendat  secundum  legem;  c.  1)  und 
klagen  (arg.:  Et  si  aliquis  adversus  eum  aliquid  male  fccerit,  secundum 
aequitatis  ordinem  licentiam  habest  suatn  iustitiam  requireudi  de  causis 


250 


Todesurtheil  fallen,  durch  dieses  Unheil  abgethan  sind.  Mit 
dem  Todesurtheil  ist  die  Persönlichkeit  des  Verbrechers  in  ak- 
tiver und  passiver  Hinsicht  erloschen;  die  Aktiva  werden  Fiskal- 
gut, die  Bussschulden  gehen  unter.  Ist  der  durch  Schöffen- 
spruch zum  Tode  Verurtheilte  zum  Leben  begnadigt  worden, 
so  steht  ihm  gegenüber  Klagen  aus  älteren  Delikten  der  Wider- 
spruch zu:  mortuus  sum  et  ideo  iustitiani  reddere  non  debeo.3) 
Ja  die  absorptive  Funkzion  des  Todesurtheils  reicht  sogar  noch 
weiter.  Der  Verurtheilte  kann  den  erwähnten  Widerspruch 
auch  gegenüber  Klagen  aus  Delikten  begangen  uach  seiner 
Begnadigung  — von  der  au  er  doch  wieder  erwerbfähig  ist  — 
erheben.  Tliut  er  dies,  so  entgeht  er  der  Busse,  doch  soll  die 
ihm  früher  zugeurtheilte  Todesstrafe  nunmehr  an  ihm  vollzogen 
werden.  Auch  hier  gelangt  der  Kläger  nicht  zu  seiner  Busse; 
die  Satisfakzion  wird  ihm  durch  den  Tod  des  Verbrechers 
zu  Theil. 

Auf  verwandten  Grundanschauungen  beruht  die  Bestimmung 
des  Capitulare  Saxonicum  über  die  Begnadigung  eines  nach 


perpctratis  post  quam  ad  mortem  iudicatus  ost;  de  praeteritis  maneat,  aicut 
»upra  diiudicatum  estj,  er  ist  fähig  zu  Eid  und  Zweikampf  (c.  t am  En  lei. 
— In  prozessualer  Beziehung  vgl.  Hrtinner  ijeböffeubuch  No.  4-10.  604. 

’)  Vgl.  die  langobardische  Formel  zu  Lib.  Pap.  Kar.  M 45  (ent- 
sprechend unserem  Kapitularj:  Occidisti  Dominicum  suum  servum  ministeri- 
alem.  — Non  tibi  respondeo  quia  ego  sum  post  iudicatus  ad  mortem.  Ex- 
positio  dazu  $ 2:  ...  quod  tu  sibi  feeisses  plagain  in  capso.  — Non  tibi 
respondeo  quia  ego  fui  iudicatus  ad  mortem  . . . l(uamvis  probavisses  vitam 
michi  fuisse  concessam,  tarnen  tibi  respondere  non  debeo,  quia  ego  tibi  non 
feci  plagam  illam  postquam  vita  fuit  michi  concessa  sed  ante.  Formel  zu 
I.ib.  Pap.  Kar.  M.  46:  ...  ()iiod  tu  ocridiati  patrein  suum.  — Non  tibi  res- 
pcudeo  quia  ego  sum  mortuus.  Hip  cit  $15:  Si  quis  rem  invasit  antequam  ad 
mortem  iudicatus  fuisset,  nec  trugen  quas  huhnit  nee  compositionem  propter 
iuvasionem  terre  solvere  debet  si  ei  vita  concessa  est.  Hier  wird  absorbiert 
die  langobardische  Invasionsbusse  von  6 Schill.  (Ro  855.  356)  bezw.  nach 
dem  Kapitular  Pippins  vom  J.  "s?  c.  14  (I.  200).  dazu  Expoaitio  $ 6 ad 
Lib.  Pap.  Liu.  S9,  die  königliche  Banubusse.  Vgl  Brunner  H,  0.  II, 
S.  513  N.  S.  Siehe  auch  noch  $ # der  Exp.  zu  tfrim.  3 unten  in  N.  12. 
Fiir  die  Zeit  zwischen  dem  Todesurtheil  und  der  Begnadigung  vgl.  Expoaitio 
zu  Lib.  Pup.  Kar.  M.  45  (§  1 1),  wo  einer  zum  Tode  geführt,  dabei  von 
Jemandem  verwundet  und  dann  begnadigt  wird  Dem  wird  kein  Bussan- 
spruch gegeben.  Es  kann  also  auch  umgekehrt  ein  solcher  Todeskandidat 
ohne  bnsspüichtig  zu  werdet),  Verbrechen  begehen. 
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Volksrecht  friedlosen  Verbrechers.4)  Der  Spruch  des  Volks- 
rechtes bleibt  auch  da  unangetastet:  liabeant  ipsum  (nämlich 
malefactorem)  quasi  mortuum.  Die  Bussen  sind,  wie  auch  aus 
anderen  Argumenten  hervorgeht,  absorbiert.')  Die  Begnadigung 
aber  erfordert,  da  die  vom  Volksrecht  verheissene  Genugthuung 
hinfällig  bezw.  (zur  blossen  Internierung)  höchst  abgeschwächt 
wird,  der  sächsischen  Volksgenossen  Zustimmung.  Eine  harte 
Konsequeuz  aus  dem  Todesurtheil  zieht  die  Lex  Saxonum: 
Der  zum  Tode  verurtheilte  Verbrecher  kann  sich  auch  nicht 
einmal  durch  Flucht  in  eine  Kirche  retten,®)  während  er  doch 
vor  dem  Unheil  mit  heiler  Haut  gegen  Busszahlung  hätte  da- 
vonkommen  können.’)  Kurz,  nach  dem  Todesurtheil  ist  eine 
Busszahlung  durch  die  Kechtslogik  ausgeschlossen. 

Eine  weit  ältere  volksrechtliche  Parallele  zu  den  vorstehen- 
den Bestimmungen,  insbesondere  des  Aachner  Kapitulars  über 
die  Bussenabsorpzion  liefert  die  Lex  Baiu wariorum.* *)  Für 
grossen  handhaften  Diebstahl  wird  der  Thäter  am  Leben  ge- 
straft, der  Bestohlene  erhält  daneben  nur  den  einfachen  Ersatz. 


*)  Cap.  Sax  v.  J.  797  c.  10  (I.  721:  De  malefactoribus  qui  vitae  peri- 
culum  secur.dum  ewa  Saxommi  incurrere  dcbent  placuit  Omnibus  ut  qualis- 
cunque  ex  ipsis  ad  regiam  potestatcin  confugium  fecerit  aut  in  illiua  sit 
potestate  utruni  [in  t erficicnd  u m illis]  reddalur  aut  una  cuiu  consensu 
enrum  Imbeat  licentiam  ipsum  tnalefactorem  cum  uxore  [et  familiu)  et  omnia 
sua  foris  patriam  faccrc  et  infra  sua  regna  [aut  in  niarcu,  ubi  sua  fuerit 
voluntas]  collocare,  et  habeaut  ipsum  quasi  mortuum.  Vgl.  Brunner  Z * 
XI  S.  St  X.  3.  R.  G.  II.  S.  13  f.  Cf.  Lex  Wisig.  6:  I:  6 Clids.:  In  eigener 
Sache  kann  der  König  unbeschränkte  Gnade  iiben:  Pro  causa  (autem)  gentis 
et  patriae  . . . cum  ndsensu  sacerdotuin  maioruinque  palatii  licentiam  raise- 
randi  libeuter  habebit.  — Betreffend  einen  solchen  verbannten  Sachsen  vgl. 
Lex  Sax  04.  Gegen  v.  Richthofen  II.  G.  LL.  V.  S.  .'2  X.  6s,  es  sei 
schwer  denkbar,  dass  der  König  für  einen  Verbannten  Edlen  einen  Stell- 
vertreter ernannt  hätte,  spricht  eine  analoge  Bestimmung  der  Irfx  Wisig. 
6:  5:  13  Recd.  Dazu  Dahn,  Wcstgol  Stud.  S 195.  Vgl.  noch  unten 
S 23  N.  6. 

*)  Oben  § 15  X.  s ff.  S.  1 6t>  f. 

*)  Lex  Saxon.  28:  Capitis  dainratus  nusquam  habest  pacein;  si  in 
ecclesiam  fngerit,  reddatur. 

5)  Cap.  de  partibus  Saxouiae  v.  J.  782  c.  2 (I.  OS),  siehe  S 161  X.  11. 

*)  Lex  Baiuw.  IX:  8:  (vgl.  oben  S.  155  N.  12):  . . . Verumtamcn  non 
prius  damnetur  ad  mortem  quam  vel  simplex  de  facultatibus  furoni  cp. 
Brunner  R.  G.  II.  S 612  übersetzt:  „dem  Tode  überliefert“. 
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Dabei  wird  nun  ausdrücklich  angeonlnet,  der  Dieb  solle  nicht 
eher  zum  Tode  verurtheilt  (hingerichtet?)  werden,  bevor  er  die 
einfache  Erstattung  geleistet  hat.  Das  kann  nur  die  Bedeutung 
haben,  dass  sonst  nicht  einmal  die  Ersatzansprüche  realisiert 
werden  könnten.  Umsomehr  müssen  dann  anderweitige  Buss- 
ansprüche absorbiert  werden. 

Die  anglonormannischen  sog.  Leges  Henrici  verordnen 
wiederholt,  dass  bei  einer  Verbrechenskonkurrenz  die  Verhand- 
lung der  Achtsache  allen  anderen  Vorgehen  solle.®)  Dies  scheint 
deshalb  zu  geschehen,  damit  durch  die  Bussen  für  die  letzteren 
Delikte  das  zu  konfiszierende  Vermögen  nicht  geschmälert  werde. 

Die  Folge  der  Bestimmung  ist  jedenfalls,  dass  bei  Sachfalligkeit 
des  Beklagten  die  bussberechtigten  Mitverletzten  leer  ausgehen.'0) 
Dasselbe  Schicksal  trifft  dann  umsomehr  auch  diejenigen,  die 
etwa  nach  Erhebung  und  Gelingen  der  Anklage  um  die  Acht- 
sache mit  Bussansprüc.hen  hervortreten  würden. 

Die  angeführten  Fälle  zeigen,  dass  hier  neben  der  Satis- 
fakzionsidee  als  solcher  auch  noch  die  Praeklusion  der  Buss- 
klage womöglich  schon  durch  das  Todesurtheil  für  die  absorptive 
Funkzion  der  Todesstrafe  Grund  ist.  Die  alte  Friedlosigkeit  ist 
Verwirkung  der  Person  und  des  Vermögens.  Da  bleibt  für  nach- 
folgende Klagen  nichts  mehr  übrig:  kein  Beklagter  und  kein 
Befriedigungsfonds.  Das  Vermögen  ist  zur  Gänze  gefront:  es 
fehlt  an  einer  Befriedigungsmasse.  Und  selbst,  wenn  später  die 
Erbschaft  vom  Fiskus  freigegeben  wird,  ist  N jemand  da,  der  be- 
langt werden  könnte:  Der  Thäter  ist  friedlos,  also  gerichts- 
unfähig oder  schon  erschlagen,  die  Sippschaft  hat  er  verwirkt, 


*)  Lege»  Lft'iir.  53  $ 2:  Si  quia  implacitctur  de  co  unde  per  plegium 
corporis  et  totius  pccuniae  responsurtis  sit,  remanent  de  oinnibus  aliis  causis 
donec  primae  linis  sit,  quia  est  >|Uodatn  tenns  in  captione  regis.  43  $ l: 
Nemo  a rege  implacitiis  cogitnr  per  legem  alicni  respondere  donec  ei  qui 
dominus  omnium  est  satisfeeerit.  46  (j  1 : Si  lex  domino  wadietur,  differat 
caetera  placita  donec  lex  deducatur  per  burgi  legem,  nisi  de  furto  vel 
capitalibus  sit,  in  quibns  statini  oportet  responderi.  46  3:  Et  si  qui*  de 

fclonia  eompellitur,  remaneat  de  caetoro  donec  ind«  finiatnr. 

w)  Abgesehen  von  der  KonfUkazion,  die  allerdings  niclit  immer  das 
ganze  Vermögen  ergreift  (vgl.  Schmid,  Ges.  d.  Ags.  S.  65S)  ist  es  die 
Friedlosigkeit,  die  eine  solche  llusszahlung  hindert.  Der  Geächtet«  bat 
kein  Recht  auf  Busse;  vgl.  oben  § ts  und  Pollock  - M uitland  I 460. 
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so  dass  Niemand  für  ihn  eintritt,")  Für  capitale  und  dilatura 
haftet  zwar  der  Erbe,  aber  originär,  nicht  als  Nachfolger  des 
Verbrechers,  weil  ja  er  die  Sache  hat,  weil  er  um  die  Sache 
beklagt  wird. 

Die  Langobarden  und  Konter  dagegen  dürften,  wie 
sonst,  auch  hier  — rücksichtlich  der  Bussklagen  nach  Aechtung 
des  V erbrechers  — diese  Konsequenzen  der  Friedlosigkeit  nicht 
gezogen  und  Klagen  auf  Wergeid  und  mehrfache  Erstattung 
selbst  nach  Hinrichtung  des  Verbrechers  zugelassen  haben,'4) 
vorausgesetzt,  dass  nach  ihm  ein  Aktivvermögen  verblieben  war. 
Wenn  man  bedenkt,  dass  im  langobardischen  Rechte  in  den 
meisten  Fällen  die  Todesstrafe  lösbar  ist.  also  nur  bei  Unver- 
mögen die  hohe  Ledigungsgebühr  zu  erschwingen  eintritt,  so 
dürfte  eine  derartige  Kumulazion  allerdings  nicht  oft  praktisch 
geworden  sein. 


")  «Die  Friedlosigkeit  schneidet  das  rechtliche  Bend  der  .Sippe  ent- 
zwei“; Brunner  K.  G.  I.  S.  167.  „Die  Acht  vernichtete  die  gesamte 
Rechtssphäre  desjenigen,  der  ihr  verfiel“;  Brunner  /'  XI  S.  62.  Der 
Erbe  ist  blos  zeitlich  gedacht  Nachfolger  des  Geächteten,  er  erwirbt  das 
Vermögen  des  Verbrechers  aber  nicht  au«  dessen  Hand;  vgl.  Decr.  Child, 
v.  J.  596.  c.  2 (I.  l‘>):  omnes  res  suaa  parentibus  legitimis  a mit  tat.  c 4 
(I.  16):  facultates  eorum  parentibus  legitimis  et  ; quod  tisco  debetur  adquira- 
tnr.  Chloth.  II.  Ed.  v.  J.  611  c.  18  (I.  28):  facultas  ipsorum  propinquis 
heredibus  societur.  Auch  nach  einem  gemeinen  Todes  verstorbenen  Erb- 
lasser sukzediert  zwar  der  Erbe  prinzipiell  aus  eigenem  Recht  (heredes 
tarnen  succcssoresque  sui  cuique  libri  et  nullum  testamentum  etc.:  Tacitus, 
Germania  c.  20),  er  hat  aber  für  den  parens  als  gerichtsfähigen  Gesippen 
zu  antworten;  vgl  insbes.  Lex  Rib.  67:  1 oben  in  $ 1H  N.  40  S.  196  f. 

’*)  So  gedenkt  z.  B.  eine  Formel  zum  Lib.  Pap.  Kar.  M.  45  einer 
Klage  auf  das  Neungeld  nach  der  Verurtlicilung  des  Thäters  zum  Tode. 
Die  Klage  findet  allerdings  — aber  erst  mit  Rücksicht  auf  das  fränkische 
Kapitular  — Widerspruch : . . quod  ipse  habet  certam  suspectionem  quod 
tu  fuisti  für  de  tanto  suo  mobili  quod  valebat  sol.  100.  — Non  tibi  respondeo, 
quia  per  ipsa  mobilia  fui  iudicatus  ad  mortem.  Dagegen  ist  die  Uocbhusse 
resp.  deren  Ersatz,  die  80  (60)-Schillingbusse,  auch  schon  nach  Ediktsrecht 
durch  die  Todesstrafe  ausgeschlossen;  vgl.  auch  $ 9 der  Expositio  zu  ürim.  3: 
Sqs  servus  duas  nongentorum  culpas  operatur,  qui  prius  appellavit,  quia  ei 
60  solidorum  coopositio  et  servus  ad  occidendum  traditus  sit,  magis  proficit 
quam  qui  appellat  posterius,  cum  ille  qui  posterius  appellat.  non  habeat 
adversus  quem  ngat.  Si  vero  alias  culpas  pro  quibus  tradendus  est, 
sed  non  ad  occidendum,  commiserit,  magis  proficit  qui  appellat  eum  posterius 
quandoquidem  prior  appellator  de  anterioribus  eius  culpis  responsurus  est. 


I ü!  I! 
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Nach  Unterwerfung  des  Langobardenreichs  wurde  aber  aus 
dem  fränkischen  Rechte  das  Absorpzionsprinzip  aulgenonimen. 
Auf  die  Einführung  der  Absorpzion  des  Achtgeldes  durch  die 
Todesstrafe  des  Diebes  wurde  schon  hingewiesen.  **)  Einen  voll- 
ständigen Einbruch  des  fränkischen  Rechts  bedeutet  aber  erst 
die  Rezepzion  der  oben  besprochenen  Theile  des  Aachner  Kapi- 
tulaps  v.  J.  809.  Auch  dieses  ist  in  seinem  innersten  Wesen 
dem  langobardischen  Rechtssystem  fremd.  Die  Langobarden 
kennen  weder  die  prinzipielle  völlige  Konfiskazion  des  Vermögens 
eines  zum  Tode  Verurtheilten,")  noch  auch  überhaupt  ein  indicium 
scabinorum,15)  wie  das  fränkische  Kapitular.  Trotzdem  sind 
auch  diese  urfremden  Kapitel  rezipiert  und  sodann  dem  Liber 
Papiensis  einverleibt  worden.'®)  Auch  wenn  der  Verbrecher  ein 


'*)  Siebe  $ 20  N.  &»  ft.  S.  2+8  ff. 

■’)  Eine  solche  greift  nur  bei  Staatsverbrechen  Platz:  Ko  1.  3.  4. 
Liu.  35.  Rat.  9.  12.  13.  Sonst  tritt  llalbtheilung  des  verwirkten  Vermögeus 
zwischen  dem  König  und  dem  Verletzten  eiu  (nach  Auszahlung  der  etwaigen 
Erfolg-Busse).  Liu.  20.  69.  IIS.  13S,  — Grirn  s.  Auch  in  Liu.  17  er- 
wirbt die  curtis  regia  nur  bei  voller  Erblosigkeit  den  Nachlass  des  Bruder- 
mörders. — In  dieser  Weise  ist  Osenbrtiggen»  Darstellung  in  seinem 
Strafrecht  der  larugobarden  S.  2s  richtig  zu  stellen,  ltn  S 8 der  Exp.  zu 
Lib.  Pap.  Kar.  M.  45  wird  eingehend  darnach  geforscht,  kraft  welcher  Ge- 
setze eigentlich  das  Vermögeu  dem  Fiskus  verfallen  wäre.  Da  heisst  es 
dann  unt  r Anderem:  . . . tarnen  intelligcndum  est.  Karoluiu  huius  capituli 
compositorem,  gerentem  Francorum  mor(t)em,,  res  quorumlibet 
dampnatorum  ad  mortem  ad  partem  publicum  iuxta  hoc  capitulum  ad- 
vocasse.  Man  erschliesst  ein  Gleiches  auch  e coutrario  des  Wormser  Kapi- 
tulars  v.  J.  «29  c.  1 (II.  IH):  . . . „Hereditas  tarnen  liberi  hominis,  qui 
propter  tale  facinus  ad  mortem  fuerit  iudicatus,  ad  legitimes  heredes  iilius 
perveniat  . . .“  Und  doch  — wird  andererseits  horvorgeboben  — könne 
dies  nicht  immer  gelten,  so  z.  B.  nicht  vom  Vermögen  des  auf  lniudhafter 
That  vom  Gatten  erschlagenen  Ehebrechers  (Ko  212),  sondern  nur  desjenigen, 
der  von  Schöffen  zum  Tode  verurtbeilt  war.  Vgl.  auch  Lib.  Pap.  Kar. 
M.  22,  wo  sich  die  codd.  5 — 0 beinüssigt  fühlen  zu  .de  vita  conponat*  hin- 
zuzusetzen : „et  res  eius  ad  publicum  deveniant  per  Kapituluui  istius*:  „De 
illia“  (=  45  cit.).  Was  den  Frauken  althergebrachte  Selbstverständlichkeit 
war,  heben  die  Langobarden  als  besonders  bemerkenswert  hervor. 

,s)  Brunner  It.  G.  I.  S.  158. 

'“)  Lib.  Pap.  Kar.  M.  45.  40.  Nicht  ohne  Bedenken ; jj  9 der  Expositio 
zu  Lib.  Pap.  Kar.  M.  45:  Sunt  qui  aiunt,  eapituluiu  istud  esse  Saliclmm, 
co  quod  dicit:  „Fraucorum“ ; sed  male  dicunt,  quia  Carolus  fuit  rex  Franconuu 
et  Longoberdorum  et  idco  dixit:  sccutidum  indicium  Francorum,  quia  magis 
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Freier  ist,  absorbiert  jetzt  das  Todesurtheil  alle  von  ihm  durch 
ideale  oder  reale  Yerbrechenskonkurrenz  verwirkten  Bussen. 


Anmerkung. 

Die  Abspaltung  der  Mobilarexekuzion  aus  der  Friedlosig- 
keit') spricht  nicht  gegen  die  absorptive  Funkzion  der  Letzteren. 
Die  fränkische  strud  ist  nur  zulässig  um  gewettete  Schuld.  Wenn 
aber  einmal  fides  facta  selbst  um  einer  Busse  willen  vorliegt, 
so  handelt  es  sich  nicht  mehr  um  das  ursprüngliche  Delikt:  der 
Verbrecher  schuldet  nunmehr  ex  fide  facta  und  nach  Massgabe 
derselben.* *)  Die  neue  Obligazion  hat  keinen  poenalen  Charakter, 
sie  gehört  zu  den  zivilrechtlichen  Verbindlichkeiten  geradeso, 
wie  etwaige  Restituzionsschulden  und  wird  daher  auch  gleich 
diesen  aus  dem  friedlosen  Vermögen  befriedigt.3) 


dilignhnt  illos.  — Vgl.  $ 8 der  Exp.  zu  Ro  253 . Summa  Logis  Langohar- 
dorum  I:  27:  Hi  qui  ml  mortem  iuilicnti  sunt,  si  eis  vita  concesaa  fuerit 
nl>  aliis  nec  alii  all  eis  de  causis  ante  vitara  concessam  perpetratis  iustitinin 
potent,  cum  nmues  res  eorum  in  publicum  sunt  devocate  ...  De  causis  rem 
post  vitam  concessam  perpetratis  et  ipsi  ab  aliis  et  alii  ab  eis  iustitiam 
petent. 

*’)  Das  Achtgeld:  Biehe  oben  X.  12.  13;  Wergeid  und  Wnndbussen: 
siehe  oben  X.  3.  Aber  auch  oben  $ in  X.  5 S.  174. 

’*)  Ueber  das  Vordringen  des  Absorpzionsprinzips  auf  dem  Gebiete 
der  Leibesstrafen  vgl.  oben  X.  151  X.  1 und  unten  $ 22  X.  40  a. 

*)  Brunner  R.  G.  II.  S.  453  ff. 

*)  Sohm,  Prozess  der  Lex  Salica  S.  20  f.  Daselbst  besonders  Wen- 
dungen, wie:  quos  (solidos)  . . per  wadio  tuo  visus  es  transsolsisse.  et  nos 
ipsa  cansa  per  fistuco  contra  te  visus  sum  werpisse  Markul  f II:  18, 
Roziöre  Bll,  Zeuiaer  S.  88;  per  wadium  conponere  (Roziöre  404,  4C7 
= Bign.  27,  Zeumer  S.  237  = Pith.  75,  Zeumer  S.  598;  Lind.  19, 
Zeuiner  S 280  s=  St.  Emmer.  II:  22,  Zeumer  S.  467.)  Brunner  R. 
G.  I.  161:  „Die  beleidigte  Sippe  verzichtet  (seil,  im  Sülmvertrage)  in  förm- 
licher Weise  auf  fernere  Verfolgung  der  gesühnten  l'ntbat.*  II.  366: 
„Indem  der  Gegner  das  Gelöbnis*  empfangt,  wird  dieses  zum  Vertrag  und 
jener  zum  Gl&nbiger  einer  einfachen  oder  alternativen  Vertragschuld“. 

*)  Dies  geschieht  nicht  im  Wege  der  Selbsthilfe,  sondern  durch  Ein- 
greifen der  öffentlichen  Gewalt.  Der  Graf  greift  das  Vermögen  anlSohm, 
Prozess  d.  L.  Sal.  S.  174  bes.  X.  21.  Brunner  R.  G.  II.  S.  454),  seine 
Thktigkeit  wird  als  infiscare,  contiscarc  bezeichnet  (Brunner  a.  0.  Vgl. 
auch  oben  S.  200  X.  54  und  § 228  X.  10V  Der  Exequent  erlangt  also  Zahlung 


In  derselben  Weise  ist  vielleicht  auch  das  Zusammentreffen 
der  Friedlosigkeit  (Todesstrafe)  mit  — wenigstens  theilweiser  — 
Busse  in  dem  von  der  chrenecruda  handelnden  Titel  der  Lex 
Salica  zu  erklären.  Wird  die  gelobte4)  Busse  (das  Wergeid 
des  Erschlagenen)  nicht  vollständig  aufgebracht,  so  verfällt  das 
Leben  des  Todschlägers  der  verletzten  Sippe,  wiewohl  diese 
einen  Theil  des  gelobten  Wergeides  bereits  erhalten  hat.5)  Für 
eine  Rückzahlung  dieses  Wergeldtheils  findet  sich  kein  Anhalts- 
punkt. Will  man  nicht  annehmen,  dass  die  Freundschaft  der 
toten  Hand  das  Gezahlte  nur  Mangels  geeigneter  Rückforderuugs- 
rechtsmittel  indebite  behalte,  so  bleibt  nur  die  Erklärung  übrig, 
dass  der  insolvente  Wergeldschuldner  für  den  Bruch  der  fides 
facta  friedlos  wird,  wobei  dann  dem  Behalten  des  ex  civili  (for- 
mali)  causa  gezahlten  Wergeldtheils  keine  materiellrechtlichen 
Bedenken  entgegenstehen:  der  Friedlose  verliert  seine  For- 
derung.*) 


nicht  au»  dem  Vermögen  des  Schuldners,  sondern  aus  Fiskalgut.  Damit 
aber  der  Graf  konfiszieren  könne,  muss  das  srhnldnerische  Gut  friedlos 
werden.  Auch  hier  also,  wo  es  sich  doch  um  reine  Zivilansprüche  handelt 
fuhrt  die  Friedlosigkeit  an  sich  nicht,  zur  Befriedigung  des  Gläubigers.  — 
liessels,  Glossar  v.  „fi*eare“  vindiziert  dem  Worte  wohl  mit  Unrecht  hier 
eine  andere  Bedeutung  als  die  gewöhnliche  = fisco  addicere. 

4)  Vgl.  Brunner.  Sippe  und  Worgeld  Zs  III.  S.  37.  Abspaltungen 
Z*  XI.  S.  06.  Forschungen  477.  Ausser  Acht  gelassen  von  Glaason. 
Histoire  du  droit  et  de  institutions  de  la  France  111.  8.  416  ff.,  der  die 
Stelle  ohne  weiteres  mit  dem  Kapitular  v.  J 81*  o (I.  2*3):  de  proprio  in 
banuum  niisso  zusammenstellt. 

*)  Lex  Sal.  58.  Wilda  S.  390  ff.  Sohin.  Prozess  8.  175  ff.  Schrö- 
der R.G.’  S.  79.  Brunner  II.  S.  477. 

*)  Sohin,  der  in  seinem  Prozess  der  Lex  Salica  8.  20  energisch  die 
novatorische  Wirkung  der  fides  facta  betont,  trägt  daselbst  8.  178  nach, 
dass  die  Blutrache,  mit  der  er  a.  0.  S.  177  unsere  Preisgabe  erklärt,  durch 
das  gerichtliche  Verfahren  doch  nur  bedingt  ausgeschlossen,  nämlich  an 
die  Bedingung  geknüpft  werde,  .dass  die  ordnungsmässige  Befriedigung 
durch  Insolvenz  des  Schuldners  unmöglich  geworden  ist“.  Vgl.  Sohin,  Ge- 
richtsverfassung 8.  100:  ,.  . . die  Privatperson  zur  Uebung  der  Privat- 
gewalf  zu  autorisieren  . . . dem  Kläger  zur  Uebung  der  Privatrechte  Uber 
geben*.  Ich  glaube  nicht,  dass  durch  diese  Darstellung  die  Charakteri- 
sierung unseres  Verhältnisses  vollständig  erschöpft  sei.  Es  lebt  nicht  niekr 
der  alte  Status  quo  ante  auf,  wo  der  verletzten  Sippe  die  Fehde  zum  Zwecke 
der  Rache  zustand.  Die  öffentliche  Gewalt  sicht  nicht  mehr  wie  bei  der 
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Das  Edictnm  Chilperici  kennt  Biissenexekuzion  auch  oiine 
tides  facta.7)  Dies  ist  eine  Neuerung  des  Königsrechts,  durch 
die  das  ludikatsverfahren  auf  eine  ganz  andere  Basis  geschoben 
wird.  Nicht  mehr  der  Wettvertrag  wird  causa  der  Busseu- 
obligaziou,  Exekuzionstitel,  sondern  das  Urtheil.  Dem  entspricht 
denn  auch  die  Umwandlung  des  l'rtheils  auf  Wette  in  ein  Urtheil 
auf  Leistung  bezw.  auf  Beweis  oder  Leistung.“)  Die  Novazion 
des  strafrechtlichen  Anspruchs  in  einen  einfachen  zivilrechtlichen 
Geldanspruch  tritt  hier  also  schon  durch  das  Urtheil,  also  ev. 
ohne  Mitwirkung  des  Beklagten  ein.  Diese  Geldschuld  wird 
dann  ebenso  eingetrieben  wie  jene  ex  iide  facta. 


c. 

§ 22.  Leibesstrafen.1) 

Die  mehreren  konkurrierenden  Verbrechen  entsprechenden 
Leibesstrafen  werden  unter  einander  gehäuft.  Das  ala- 
mannische,  bairische,  burgundische  und  westgotische 
Recht  spricht  dies  hinsichtlich  der  knechtischen  Pliigelstrafen 
ausdrücklich  aus.4)  Das  Volksrecht  der  Salier  weicht  hier 


Fehde  mit  „verschränkten  Armen“  (Brunner  K.  U.  I.  S.  158)  zu,  sondorn 
sie  überantwortet,  dem  Verletzten  den  Zahlungsunfähigen.  Das  ist  aber 
jedenfalls  Friedlosigseit,  deren  Vollzug  allerdings  dem  unbefriedigt  geblie- 
benen Gläubiger  überlassen  wird.  Brunner  K.  G.  II.  S.  477. 

’)  „Ed.  Chilp.  c.  8 (bei  Hessels  c.  7J,  ein  Zusatz  der  Wolfenbüttler 
Handschrift  und  der  Heroldina  zu  Lex  Sal.  56  und  Lex  Rib.  82“.  Brun- 
ner K.  G.  II.  450.  477;  auch  oben  Jj  20  N.  20  ff. 

•)  Brunner  R.  G.  II.  S.  363. 

’)  Wilda  S.  507  ff  Brunner  R.  G.  II.  S.  603  ff. 

*)  Bei  Lex  Aiam.  36  fügt  Cod.  B.  18  hinzu:  . . . Sqs  servus  alicuius 
militis  villano  manipulos  10  furaverit.  excoriatur  (für  den  fredus;  vgl. 
Brunner  R.  G.  II.  8.  623  N.  59;  auch  unten  N.  52)  et  pro  unoquoque 
■nanipulo  duas  plagas  sustineat  Lex  Baiuw.  XII:  2:  Si  servu»  est,  per 
singnla  signa  50  flagella  accipiat  = Lex  Wisig.  X:  3:  2.  Das.  VIII:  3:5: 
per  singulas  vites  dcceua  flagella  . . . porcipiant  et  fruges  omnino  reati- 
tuant.  Dahn,  Westgot.  Stud.  S.  212.  Lex  Burg,  IV:  0:  . . . Si  boc  servus 
admiserit,  centeuos  per  singulas  quascunque  culpas  fustium  ictus  accipiat. 

Sohr«u«r,  Di«  Bcbandluuf  d«r  V«rbreohenikoQkurreux.  17 


etwas  ab.  Die  Lex  Salica  nennt  nur  und  zwar  als  knechtische 
Strafen  die  Prügelstrafe  und  die  Entmannung.8)  Von  jener  finden 
sich  nur  die  festen  Sätze  von  120  und  240  Streichen  (bei  Wei- 
bern als  Ersatz  der  Entmannung).4)  Bei  Verbrechensmehrheit 
werden  nun  nicht  die  Grosshunderte  von  Streichen  oder  Streiche 
und  Entmannung  gehäuft,  sondern  es  tritt  die  höhere  Strafe  der 
Entmannung  oder  gar  die  Todesstrafe  ein,  je  nach  der  Gesamt- 
busse, die  ein  freier  Thüter  für  die  Verbrechen  zahlen  würde.4) 
Mit  der  lösbaren  Entmannung  wird  zwar  einmal  auch  die  Prügel- 
strafe — diese  aber  nur  als  prozessuales  Zwangsmittel  — ku- 
muliert.®) Die  Volksrechte  kennen  aber  auch  für  Freie  Glieder- 
strafen. Brunner  hat  entdeckt,  dass  bei  den  Saliern  auch 
für  Freie  „ein  System  volksrechtlicher  Leibesstrafen“  bestanden 
habe,  da  die  Diebstahlsbussen  der  Lex  Salica  auf  Redempzions- 
taxen  für  verwirkte  Leibesstrafen  zurückzuflihren  seien.7)  So 
weit  nun  in  der  Lex  Salica  Knmulazion  solcher  Ledigungs- 
gebühren  platzgreift,8)  wird  auch  die  Häufung  der  entsprechen- 
den Gliederstrafen  unter  einander  anzunehmen  sein.  Auch  die 
den  Franken  bekannte  Strafe  der  Blendung")  lässt  die  Ver- 
muthung  der  Kumulazion  von  Augenstrafen  zu.  Und  ähnlich 
können  in  England  bei  Rückfall  im  Diebstahl  unter  Umständen 


(Die  100  Streiche  in  Lex  Burg.  27:  5 sind  wohl  Pausehalstrafe.)  Häufung 
von  Prügelstrafe  mit  Haudverlust  hat  Lex  Burg.  VI:  10;  da  handelt  es  sich 
aber  nicht  um  Verbrechenskonkurrenz,  sondern  uni  Verschärfung  der  Strafe 
mit  Rücksicht  auf  den  niederen  Stand  des  Verbrechers. 

*)  Brunner  R.  G.  II.  S.  603  N.  3.  S.  60-t  Jf.  18.  Verstümmelnde 
Strafen,  die  den  Knecht  zur  Arbeit  untauglich  machen  würden,  kämen  im 
Wesen  einer  vollständigen  Preisgabe  gleich.  Vgl.  Ro  126.  377.  Jidel- 
birht  87. 

4)  Vgl.  Brunner  R.  O.  II.  S.  606  N.  20. 

s)  Lex  Sal.  40.  Dazu  12:  1,  2 mit  11:  1,  2.  26;  7,  8 mit  10  (Brun- 
uer  R.  G.  I.  S.  232  N.  4)  und  25:  3.  92:  3 und  13:  7 mit  13:  4.  35:  5 
mit  15.  Die  240  Streiche  in  Lex  Sal.  40:  u sind  nicht  auf  Kumulazion 
von  zwei  Grosshunderten  znrückzufübren.  sondern  sie  sind  ein  Ersatz  für 
die  Entmannung. 

•)  Lex  Sal.  40:  4. 

’)  Brunner  II.  S.  604.  644  f. 

"1  Betreffend  die  Nichtbünfung  solcher  Liisnngtaxcu  siehe  oben  § 3 
S.  28  ff.  Ji  4 N.  2.  18  S.  46.  50. 

•)  Brunner  R.  G.  II.  S.  603  N.  13. 
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beide  Hände  und  Füsse, oder beide()hren,Nase. Oberlippe  undAugen 
zur  Strafe  ab-  oder  ausgeschnitten  werden.'*)  Diese  Gliederstr&fen 
dürften  dann  eventuell  auch  bei  Verbrechenskonkurrenz")  gehäuft 
worden  sein.  Die  langobardische  Form  des  Capitulare  Haristal- 
lense  v.  J.  779  kumuliert  bei  doppeltem  Diebstahl  den  Verlust 
des  Auges  und  der  Nase.11)  In  Baiern  scheint  die  Busse  von 
zweimal  40  sol.,  die  ein  Freier  als  Busse  und  als  Friedensgeld 
zahlen  muss,  wenn  er  einen  Freien  in  die  Knechtschaft  verkauft  hat, 
auf  eine  Kumulazion  von  Hand-  oder  Augenlösungsbussen  zurück - 
Zufuhren  zu  sein.'*)  Ebenso  vielleicht  die  «O-Sehillingbusse  des 
schwäbischen  Pactus.'4)  Bei  den  Westgoten  tritt  die  Häu- 
fung von  Leibesstrafen  in  weitem  Umfange  ein.  Für  jede  bös- 
willige Ohrfeige  erhält  der  Thäter  10,  ftir  jeden  Faustschlag 
oder  Fusstritt  20,  für  jeden  unblutigen  Kopfhieb  30  Streiche 
vom  Verletzten.")  Wer  einen  gefangenen  Verbrecher  befreit 
und  ihn  nicht  stellen  kann,  erhält  pro  sola  praesumptione  (für 
die  Befreiung)  100  Hiebe  und  verfällt  den  Bussen  und  peinlichen 
Strafen,  die  der  Begünstigte  verwirkt  hatte."1)  Auf  Kumulazion 
von  30  Hieben  für  contemptus  und  20  für  dilatatio  sind  die  50 
Streiche  zurückzuführen,  die  der  zahlungsunfähige  im  Prozess 
Ungehorsame  zu  leiden  hat.17)  Der  säumige  Sagio  soll  ausser 

'«)  Knut  II:  30  $ 4,  r».  Vgl.  II:  53. 

")  Z.  B.  für  Konkurrenz  von  Meineid,  Diebstahl.  Münzfälschung  und 
dgl.  Vgl.  Ine  18.  J51fr.  6.  Adelst.  II:  14:  1.  Knut  II:  30  und 
überhaupt  Schmid  (res.  d.  Ags.  S.  650.  2.  a.  i— t. 

,J)  Cap.  cit.  c.  12  (I.  49)  oben  in  § 20  X.  64  8.  244.  Einen  Fall 
völliger  Blendung  liefert  Sicardi  pactio  v.  .1.  836  c.  10. 

'*)  Lex  Bainw.  IX:  4:  . . . reducat  eura  et  in  libertatem  restituat  et 
cum  40  aol.  cp.  eutu ; in  publico  vero  40  gol.  golvat  propter  praesnmpt ioncni 
quam  fecit.  App.  III:  8i  vero  servns  etc  . . .,  aut  manus  perdat  aut  oculog. 
I/ex  Bainw.  II:  6:  Si  gervus  eat  perdat  manus  suas  . . . si  autem  liber  hoiuo 
hoc  fecerit  cum  40  (quadragenis?  arg.  IX:  4.  App.  III  cit.)  sol.  redimat 
manus  suas  et  quod  tnlit  reddat.  Vgl.  noch  Brunner  K.  U.  II.  8.  622 
N.  53.  Siehe  auch  Lex  Baiuw.  VII:  4.  VIII:  6,  7.  II:  11. 

M)  Vgl.  oben  $ 6 X 48.  4M  S.  65. 

ls)  Lex  Wisig.  VI:  4:  3 Chind.  (Zeumer  8.  187  Zeile  7 ff.).  Vgl. 
Wilda  S.  759.  773.  Dahn,  Westgot.  Studien  8.  49.  220. 

■*)  Lex  Wisig.  VII:  2:  20  Ant.  Vgl  X.  22. 

”)  Lex  Wisig.  II:  1:  17  Chind.  (Zeumer  8.  48)  . . . 50  flagella  con- 
temtor  idem  vel  dilatator  . . verberctur  . . Sin  autem  solummodo  contemtor 
extiterit  . . . SO  flagella  suscipiat.  Diese  Sätze  entsprechen  den  Bussen 
von  6 5 sol.  daselbst. 

17* 
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der  Busse,  die  er  au  die  Partei  zu  zahlen  hat,  noch  für  jedes 
Pfund  Goldes  der  causa  in  Streiche  erhalten.18)  Häufung  von 
Leibesstrafen  kann  sich  ferner  ergeben  als  Wiedervergeltung 
für  mehrfache  böswillige  Verwundungen,1“)  für  Tortur  in  Folge 
falscher  Kriminalanklage,*")  für  Verletzungen  durch  Zauberei,*1) 
als  Strafe  für  Befreiung  mehrerer  Verbrecher,  die  verschiedener 
Gliederstrafen  würdig  waren,  aus  dem  Gefängnisse.31)  Talions- 


•*)  Lex  Wisig.  II:  1:  25  (Walter  C.  I.  Gerat ):  . . . pro  mm  tnrditate 
persolvat.  Idem  rero  si  super  2 uneins  usque  ad  liberam  auri  eadem  res 
vslere  probatur  10  Hagclla  suseipiat.  Ac  sie  creseente  auri  numero  creseat 
et  poenn  flagelli.  Die  Keccetvindiana  (Ze  unter  S.  65  Zeile  17)  bat  die 
Prügelstrafe  nicht. 

'")  Lex  Wisig.  VI:  4:  3 Clids.  (Zentner  S.  187  Zeile  2 ff.):  iuxta 
qnod  alii  intulit  etc.,  correptus  a iudice  in  se  recipiat  taliouem.  Wilda 
S.  759.  Nach  Dahn  Wostgot.  Stud.  S.  204  soll  die  an  Stelle  älterer  Fehde 
(a.  O.  S.  176)  aus  dem  mosaischen  Rechte  übernommene  (Brunner  R G.  11. 
S.  5S9  X.  15)  Talion  durch  den  Beschädigten  oder  dessen  Sippe,  nach 
S.  220  daselbst  aber  durch  den  Richter  vollstreckt  werden  (?).  Der  Aus- 
schluss der  Talion  in  gewissen  Fällen  mit  der  Motivierung:  ne  dum  talio 
repeuditur  aut  laesio  maior  aut  periculum  in  geratur*  (a.  O.  Zeile  : ).  weist 
auf  private  Vollstreckung  hin.  Bei  Vollstreckung  durch  einen  uttbetheiligten 
Richter  wären  Ueberschreitungeii  nicht  leicht  au  befürchten.  Für  unsere 
Annahme  spricht  auch  der  l'mstand,  dass  das  Surrogat  des  Talion,  die 
Prügelstrafe  (in  den  ntisgcnummenen  Fällen)  vom  Verletzten,  ab  eo  quem 
perousserit  (a.  O.  Zeile  13),  zu  vollziehen  ist.  Vgl.  auch  die  folgende  Note 
— Anmerkungsweisc  darf  wohl  hinziigefügt  werden,  dass  Ruprecht  von 
Fr  ei  sing  IT:  8 mit  einer  ähnlichen  Motivierung  die  Talion  für  Lähmung 
eines  Armes  oder  eines  Fingers  ansschliesst:  man  möclit  auch  diesem  vil- 
leicbt  leinen,  das  es  piiser  wirt  und  swärär  (Günther,  Feber  die  Haupt- 
stadieti  der  geschichtlichen  Entwicklung  des  Verbrechens  der  Körperverletzung 
n s.  w.  S.  too.)  — Pie  Wunden  müssen,  wie  Chindaswiiith  sagt,  ex  priori 
disposito  u.  s.  w.  beigebracht  werden;  dies  bildet  den  Gegensatz  zu  nolens, 
subito  exorta  lite.  Pas  ist  wohl  derselbe  Unterschied  wie  zwischen  schlichtem 
und  praesumptivem  Todschlng.  Wilda  S.  562  verlangt  eine  besondere 
Gehässigkeit. 

*“)  Lex  Wisig.  VI:  I:  2 Chds.  (Zentner  S.  176  Zeile  13  ff  );  ut  salva 
tantum  aniina  quod  in  en  exercere  rnluerit  ...  in  arbitrio  suo  consistal. 
Vgl.  Palm  a.  O.  S.  282  11 

*■)  Lex  Wisig.  VI:  2:  4 Chds.  Dahn  a.  0.  S.  234. 

**)  Lex  Wisig.  VII:  4:  8 Ant. : . . . eandetn  poenam  vel  damnurn  quod 
ipsi  rei  füernnt  exceptnri.  sustim-at  (Römisch,  vgl.  Zeumer  in  seiner 
Ausgabe  S.  217  N.  t.)  Vgl.  X 10.  Dahn  a.  O.  S.  178  X.  2 fasst  dies 
mit  Unrecht  als  Talion.  Vielleicht  ist  ihm  die  Stelle  nur  irrtbilmlich  dabiu 


Digitized  by  Google 


Digitized  by 


mässige  Verletzungen  aller  Art  samt  einer  Tracht  von  100 
Hieben  nebst  Infamie  und  Dekalvazion  treffen  den  Missethäter, 
der  sich  auf  Gesetzesunkeuntniss  oder  auf  eine  Lücke  im  Gesetz 
ausredet.1*)  Wiedervergeltung  und  100  Streiche  ist  die  Strafe 
des  libertns.  der  einen  Freien,  des  Knechts,  der  seinesgleichen 
misshandelt.14) 

Ebenso  findet  sich  allenthalben  die  Häufung  von  Leibes- 
strafen mit  der  Todesstrafe.  Die  Lex  Salica  erzählt,  wie 
ein  Mann  von  seinen  Feinden  an  Händen  und  Füssen  verstüm- 
melt, dem  Zufalle  preisgegeben,  am  Wege  liegen  bleibt;1*)  Gregor 
von  Tours  erwähnt  Verstümmlungen  als  Vorbereitung  zur  Todes- 
strafe:1*) die  sog.  Lcges  Henrici  verlangen,  der  Mörder  seines 
eigenen  Herrn  solle  grausam  zu  Tode  gequält  werden.17)  In 
Friesland  wurde  der  Tempelschänder  entmannt  und  an  den 
Ohren  verstümmelt,  bevor  er  den  verletzten  Göttern  zur  Strafe 
geopfert  wurde.1*)  Prügelstrafe  und  Feuertod  traf  bei  den 
Westgoten  die  Frau,  die  sich  mit  ihrem  eigenen  Knecht  oder 
Freigelassenen  vermischt  hat.1**)  Auch  der  Todesstrafe  des  bei 
einem  schmerzhaften  Ordal  Gefallenen  kann  hier  gedacht  wer- 
den.19) Die  vollzogene  Todesstrafe  hingegen  absorbiert  alle 


gerathen,  da  darin  nicht  vom  .Loskaufon  von  Talion“  durch  .beliebig 
hoho  compositio  nach  Schätzung  deä  Geschädigten"  die  Kede  ist  (statt  VI: 

4:  3?). 

**)  J.ex  Wisig.  VI:  4:  5 Chind.:  pericula  (vgl.  pcriculum  in  VI:  4:  3. 
Zenmer  S.  1X7  Zeile  0 10),  ignominia.  tormenta  adqne  cruciatum  vel  datutia 
sustineat,  que  alii  intulit  etc.,  adqne  insuper  100  publice  tlngelloruni  verberi- 
bus  cesus  . . . decalvetnr.  Vgl.  Dahn  a.  O.  S.  14«.  187  (?). 

**)  Lex  Wisig.  VI:  4:  3 Chind.  (Zeumer  S.  188  Zeile  6 ff.)  Dahn 
a.  O.  S.  225:  IV.  22«:  VI. 

“)  Lex  Sal.  41:  8.  Brunner  R.  0.  II.  S.  602  N.  30.  In  Lex  Sal. 
40:  5 tvir  prozessuale  Tortur  mit  der  Todesstrafe  des  Knechtes  gehäuft. 

**)  Historie  Francorum  VII : 47:  truncatis  manibus  et  pedibus  patibolo 
damnaverunt.  VIII:  29:  truncatis  manibus  auribusque  et  naribus,  variis 
sunt  mortious  interempti.  (Sohin,  Prozess  der  la-x  Salica  S.  179.  Brun- 
ner a.  0.  S «03  X.  2.) 

*’)  Leg.  Henr.  75  tj  1. 

**)  Leg.  Fris  Add.  II.  Brunner  H. G.  II.  S.  601  X.  1. 

*»*)  Lex  Wisig.  III:  2:  2 Ant.  Dahn  a O.  S.  208.  Brunner  K.G.  II. 
S.  «60  ff  I'cber  die  raffinierten  Kumulazionen  peinlicher  Strafen  siehe 
Dahn  a.  O.  S.  169  f. 

w)  Kwa  Cham.  48  oben  S.  130  X.  2«.  jEdelr.  I:  l )j  0. 


Leibesstrafen:  die  Erben,  der  Ehegatte,  die  Verwandten,  die 
Nachbarn  des  Schuldigen  sollen  hiervon  verschont  bleiben.’*») 
Wie  die  Todesstrafe,  hat  auch  die  Leibesstrafe  die  Aufgabe, 
dem  Verletzten  eine  Genugthuuug  zu  gewähren.  Der  so  Be- 
friedigte erhält  dann  aber  keine  Busse.  In  der  Lex  Salica 
zahlt  der  Herr  für  den  peinlich  gestraften  knechtischen  Ver- 
brecher nur  capitale  und  dilatura.*®)  Auch  die  Lex  Ribuaria 
schliesst  durch  die  Entmannung  des  Unfreien  die  Busse  aus.31) 
Das  bereits  mehrfach  erwähnte  Capitulare  Haristallense 
v.  J.  779  straft  den  Diebstahl  an  Stelle  einer  Busse  mit  dem 
Verlust  eines  Auges,  der  Nase  oder  mit  dem  Tode.3’)  Die 
Lex  A lamannorum  nennt  neben  der  Gliederstrafe  des  Knechtes 
ausdrücklich  nur  den  einfachen  Ersatz.“)  Nach  einem  Zusatz 
in  der  Lex  wird  ein  Knecht,  der  10  Garben  gestohlen  hat,  zu 
Haut  und  Haar  gestraft,  ohne  dass  eine  Busse  zu  zahlen  wäre.34) 
Nach  Baiernrecht  soll  der  Unfreie,  der  in  der  herzoglichen 
Pfalz  gestohlen  hat,  entweder  neunfach  gelten  oder  die  Hand 
verlieren;  der  Knecht,  der  eine  Kirche  gebrandschatzt  hat,  soll 
geblendet  und  an  den  Händen  verstümmelt  werden,  wobei  der 
Herr  nur  den  einfachen  Ersatz  zu  leisten  hat.33)  Im  lango- 
bardischen  Edikt  vertritt  gelegentlich  der  Handverlust  des 
Hörigen  die  sonst  verwirkte  Zahlung  von  Busse  und  Friedens- 
geld.3*) in  Friesland  zahlt  der  Herr,  wenn  sein  diebischer 


**•)  Lex  Willig.  VI:  1:  7.  VII:  2:  10. 

*>)  X.  B.  Lex  Sal.  12:  1,  2.  25:  7.  40. 

*')  Lex  ltib.  58:  17:  ...  servus  . . . 3 sol.  culp.  iud.  aut  castretur. 

")  Cap.  cit.  c.  23  (I.  51)  oben  in  $ 20  N.  58  S.  213  arg.  vv. : „si  non 
emeudaverit“.  Nur  unter  dieser  negativen  Bedingung  werden  Todesstrafe  und 
Gliederstrafe  angedroht. 

M)  Lex  Alain.  V:  3:  non  sicut  de  libero  conpositio  exigatur,  sed  virtus 
servilis  conponi  debet,  ut  ipsutn  quod  ahstulit  reddatur  simpliciter. 

M)  Siehe  oben  N.  2.  Kerner  den  weiteren  Verlauf  der  Stelle:  nno 
oculo  pleetatur  aut  dominus  suus  10  sol.  redimat  ipsum  et  dupliciter  misero 
res  suae  reatituantnr.  Hier  vertritt  wohl  die  Gliederstrafe  deu  fredus. 
Vgl.  unten  N.  52. 

”)  Lex  Baiuw.  II:  12:  . . . servus  vero  niungeldo  solvat  aut  manus 
perdat.  I:  6. 

’*)  Ko  211  mit  210.  Pie  Busse  des  Freien  ist  da  wohl  eine  Hand- 
lösung: vgl.  Ko  236  ff.  einerseits  und  Ko  212  ff.  andererseits.  Auch  oben 
S 10  N.  17  S.  211. 
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oder  räuberischer  Knecht  die  Prügelstrafe  erleidet,  nur  den  ein- 
fachen Ersatz.87)  In  England  wird  für  Nothzucht  an  einer 
Hörigen  der  knechtische  Thäter  entmannt,  während  der  freie 
Verbrecher  Busse  und  wite  zahlt.88) 

Dasselbe  gilt,  wenn  ein  Freier  an  den  Gliedern  gestraft 
wird.  Für  das  salische  Recht  ergibt  sich  dies  daraus,  dass  im 
Falle  der  Lösung  sonst  doppelte  Bussen  zu  zahlen  wären,  näm- 
lich die  eigentliche  uud  die  Lösungsbusse,  W'ährend  doch  die 
Lex  Salica  nur  einfache  Diebstahlsbussen  aufweist.  Die  Lex. 
Ribuaria  legt  dem  Schreiber  einer  gefälschten  Urkunde  blos 
den  Verlust  des  rechten  Daumens  oder  die  Zahlung  der  Daumen- 
busse als  Ledigungsgebühr  auf.8®)  Ebenso  ist  bei  den  Cha- 
mawen  beim  Einbruchdiebstahl  für  den  Diebstahl  als  solchen 
nur  Hand,  Fuss,  Auge  oder  deren  Lösungstaxe  verwirkt.10) 
Fredus  und  bannus  werden  nach  Kapitularienrecht  auch 
durch  Prügelstrafe  ersetzt.11)  Auch  das  angelsächsische 
Recht  giebt  dem  durch  die  Gliederstrafe  des  Verbrechers  be- 
friedigten Verletzten  keinen  Geldanspruch.1*)  Im  langobardi- 
schen  Edikt  wird  die  Münz-  und  Urkundenfälschung  nur  mit 
dem  Handverlust  gestraft.18)  In  Friesland  bat  der  falsche 
Zeuge  die  Wahl  zwischen  Verlust  der  Hand  oder  deren  Lösung.11) 
In  Burgund  erhält  der  von  einem  Juden  misshandelte  Christ 


**)  Lex  Fris.  113:  7.  IX:  17. 

“)  A£lfr.  26  Pr.  mit  § 1. 

M)  Lex  Rib.  59:  3.  Brunner  R.  (j.  II.  S.  422. 

")  Ewa  Cham.  19.  20.  (Brunner  R.6.  II.  S.  648  N.  72)  vgl.  »2. 

*')  Brunner  R.  G.  II.  S.  623.  36.  vgl.  unten  N.  50. 

**)  Ine  IS.  AClfr.  0:  forgyliie  thmt  nugylde  (hierüber  oben  An- 
merkung am  Ende  des  § 3 N.  H 8.  41)  and  thmt  wite  swi,  t6  ihäm  angylde  be- 
limpau  wille  (das  wite  richtet  sich  beim  Diebstahl  immer  nach  dem  ütigyld; 
siehe  Ailfr.  9 jj  1),  and  slea  mon  thft  hond  of  . . . (vgl.  K.  Maurer  Kr. Ü. 
III.  S.  56  N.  6 und  unten  N.  67.)  KnutII:30§4:...  ne  sy  thmr  nttn 
Äther  bftt...  buton  thset  man  ceorfe  him  thä  handa  of  oddo  thä  fct  odde 
tegder.  Jj  6.  jEdelst.  II:  19:  ...  thset  man  gulde  thset  ceäpgild  and 
swinge  hino  man  u.  s.  w.;  siehe  oben  Anmerkung  am  Ende  des  jj  3 N.  11 
S.  43.  Die  Gcisselnng  steht  dem  Kläger  zu;  Ine  48:  thonne  ilh  se  tfond 
ine  swingellan  set  liim.  Leg.  llenr.  69  jj  23. 

4*)  Ro  242.  243.  Dazu  Liu.  22.  91.  Siche  auch  oben  N 36. 

**)  Lex  Fris.  X:  1:  alio  weregildo  manum  suam  redimat.  Vgl.  unten 
N.  66. 
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seine  Genugtuung  durch  die  Bestrafung  des  Thilters  an  der 
Hand  oder  aber  durch  Zahlung  der  Handbusse. 4#)  Bei  den 
Westgoten  vertritt  die  Geissei ung  öfters  eine  Praesumpzions- 
busse  und  spielt  insbesondere  auch  mitunter  die  Rolle  des  fredus.4*) 
Handelt  es  sich  aber  um  eine  Mehrheit  von  Delikten,  so 
werden,  ebenso  wie  mehrere  Leibesstrafen  unter  einander,  auch 
Leibesstrafen  und  Busszahlnngen  (ev.  auch  Lösnngstaxen) 
gehäuft.4"*)  Diesbezüglich  hebt  bereits  Brunner  eine  Verord- 
nung Karls  des  Grossen  hervor,  worn&ch  derjenige,  der  trotz 
beschworener  Urfehde  den  alten  Gegner  tötet,  Wergeid  und 
bannus  zahlen  und  die  meineidige  Hand  verlieren  soll.4’)  Hier 
wird  also  die  Tötung  und  der  Königsfriedensbruch  mit  Busse, 
der  Meineid  peinlich  gestraft.  Brunner  verweist  auch  auf  ein 
nur  durch  Ansegisus  erhaltenes  Kapitular  v.  J.  811  (?),  wor- 
nach  derjenige,  der  einem  Sachsen  die  Viehschüttung  wehrt,  den 
Schaden  dreifach  zu  bflssen  habe  und  ausserdem  den  Königsbaun 
und  die  Hand  verwirke.4*)  Die  Kumulaziou  von  Busse  und 
Leibesstrafe  ist  in  vollem  Einklänge  mit  dem  eben  Gesagten. 
Es  drängt  sich  aber  hier  die  Frage  auf,  was  der  Hand  Verlust 
als  Strafe  des  Ungehorsams  gegen  einen  kaiserlichen  Erlass 
neben  dem  bannus  zu  bedeuten  habe.  Vielleicht  stehen  hier  beide 


41)  I.ex  Jiurg.  J02:  1,  2.  Vgl.  unteu  N.  Al.  Kerner  i.ex  Bnrg  15:  2; 
pro  solutioue  ml  vimlictam.  73:  2:  servus  . . . 200  feste*  accipiat;  . . prae- 
stita  de  servo  nltinne  dominus  servi  caballum  eiusdcm  meriti  {einfacher  Er- 
satz cf  I.ex  Burg.  4:  t.  27:  1,  1,  ft.  63)  eogatur  exsolvere.  ln  Tit.  91 
entfallt  sogar  dieser  Ersatz  um)  zwar  wohl  aus  dem  Gründe,  weil  der  Be- 
stohlene seinen  Ersatz  schon  in  dem  vom  diebischen  Freien  gezahlten  triplum 
gefunden  bat 

**)  .Siebe  oben  Anmerkung  am  Ende  des  \ ti  S.  7 ft  und  tj  9 N.  66  S.  110. 
— Anders  dagegen  Gap.  Hem.  7 unten  X.  64,  aber  auch  Cap.  Hem.  S: 
prima  vice  cp.,  sccunda  exorbctur. 

*"•)  Anders  Ssp.  III.  50,  oben  in  S Id  X.  I. 

4r)  Brunner  R.  G.  II.  S.  542  X.  31.  Cap  miss,  in  Theod.  villa  datum 
II.  generale  v.  ,1.  Soft  c.  ft  (I.  123):  Et  si  aliquis  post  pacificatinnem  alternm 
occiderit,  cp.  illum  et.  manum  iihrih  perinrnvit  perdat  et  insnper  hannum 
dominicum  solvat.  Vgl.  ohen  $ 10  X.  50  S.  121,  $ 12  N.  96  8.  14«. 

4")  Brunner  a O.  542.  .533  X.  15.  Anseg.  App.  II:  35:  . . tripla 
conpositinne  aeeunduiii  legem  et  secundum  ewam  contra  eum  ememlare  studeat 
et  insnper  bannuin  dominirtim  solvat.  et  manum  perdat  pro  en  quod  inoboe- 
dicns  fuit  contra  praeceptnm  domni  imperatoris. 
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in  einem  alternativen  Verhältniss.4*)  Ein  anderes  Kapitular 
häuft  Privatbnsse  mit  Prügelstrafe  an  Stelle  des  fredus. '")  Dass 
die  Leibesstrafen  auch  mit  der  dilatura  kumuliert  werden,  hat 
bei  der  Natur  dieses  Ersatzgeldes  nichts  Befremdendes. ®°*)  Die 
Cham a wen  kumulieren  den  Verlust  der  Hand,  des  Fusses,  des 
Anges  als  Strafe  des  Diebstahls  mit  einem  fredus  und  einer 
Einbruchsbusse, S1)  die  Schwaben  die  Leibesstrafe  des  Knechtes 
mit  einem  Friedensgelde,**)  und  wohl  auch  die  (Freien-)Strafe 
zu  Hand  mit  einer  Busse  an  den  Privatverletzten. !'!1)  Aehnlich 

4,j  Die  Handbusse  beträgt  nämlich  das  halbe  Wergeid  nach  Abzug  der 
Magsühne  s 66*  , Schill  (vgl.  Hrunner  R.  O.  IT.  8 635  X.  68.  69).  Diese 
entsprechen  aber  wieder  dein  Künigshann  von  60  Schill.  Vgl.  Solini,  tränk. 
R.  u.  G.  Vfg.  8.  109.  Brunner  R.  G.  It.  8.  622  betreffend  den  oberdeut- 
schen fredus  von  40  Schill.  Ewa  Cham.  47.  — Aut  = et  = vel  in  Lex  Sal. 
11:  5.  6.  56.  103:  2.  — Ssp.  I.  53  $ 4 oben  in  S 10  N.  49.  50  S.  120  f. 

“)  Cap.  miss.  v.  .1.  802  c.  13  b (I.  100  f.):  si  litus  fuerit  sol.  15  cp. 
ad  populnm  et  fredo  dominico  in  dorso  accipiat.  Si  servus  fuerit  sol.  10  ad 
populnm  et  fredo  dorsum.  Brunner  R G.  II.  S.  623  X.  59.  So  auch  schon 
Pactus  pro  tenore  pacia  c.  6:  dominus  servi  3 sol.  solvat  et  servus  ille  300 
ictus  accipiat.  Dies  setzt  eine  gewisse  Selbständigkeit,  des  fredus  und  ferner 
eigene  strafrechtliche  Haftung  des  Knechts  voraus.  Vgl.  auch  Decretum 
ecclesiis  Wormatiensi  et  Laureshaincnsi  datum.  1023.  Dec.  2.  c.  5 (M.  G. 
LL.  Sectio  IV.  1,  Weiland,  Constitutiones  . . . imperatorum  et  regum 
8.  79):  Si  qnis  ...  ex  familia  sancti  Xazarii  quemquam  servorum  sancti 
Petri  insequitur,  et  ausn  temerario  et  annata  mann  aliqnem  ad  occidendutn 
vel  ad  depredandum  eius  curtem  sive  eins  domum  infregerit  et  enm  im- 
pngnaverit,  et  si  ille  aufngerit  vel  quoquo  modo  ab  eius  potestate  sive  iin- 
pugnationc  se  liberaverit,  aut  si  forte  domi  non  fuerit,  illi,  qni  huius  au- 
datiae  et  invasionis  dux  et  princeps  fnerit,  tollantur  capilli  et  corium  et 
insuper  in  ntraque  maxilla  ferro  ad  hoc  facto  etiarn  candenti  bene  gretetm' 
et  comburatur,  reliqui  eins  sequaces  cute  et  capillis  priventnr.  (6.1  Si  antem 
ibi  occiditur.  omnes  qui  huius  homicidii  vel  invasionis  participes  sunt,  cute 
et  capillis  perditis  supradicta  combustione  signentur,  ac  weri- 
geldum  occisi  domino  suo  anctor  homicidii  persolvat  et  cum  proximis  eius- 
dem  interfecti  reconciliationem  täciat  (Vgl.  Bresslau,  Jahrbücher  des 
deutschen  Reichs  unter  Heinrich  II.  Bd.  III.  8.  295.)  Aelmlich  auch  das 
von  Siegel.  Reclitsgcschicbte*  8.  189  X.  2 angeführte  Decretum  ecclesiis 
Fuldcnsi  et  Hcrsfeldensi  datum.  1024.  Mart.  9 c.  4—6  (daselbst  8.  80  f.), 
sowie  die  Lex  FamiliaeWormatiensis  eccleeiae  1023 — 1025  c.  30  (daseihst,  8. 643). 

"•)  Siehe  oben  $ 12  X.  92  S.  147. 

*’)  Ewa  Chamaw.  19.  20.  Vgl.  obeu  X.  40. 

**)  Lex  Alam.  V : » (oben  in  X.  33)  fährt  fort : Si  dominus  ex  hac  re 
immunis  fuerit-  ut  iussio  eius  non  esset,  ei  4 sol.  in  fredo  exigantur.  Fenier 
den  Zusatz  zur  Lex  Alam.  36  oben  in  X.  34  und  2. 
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auch  in  Baiern.*4)  Die  Friesen  legen  dem  Meineidigen  Wergeid- 
Zahlung  ad  partem  regis  und  (lösbaren)  Y erlust  der  Schwurhand 
auf.®*)  Liutprand  lässt  aufrührerische  Weiber  stäupen  und 
verlangt  ausserdem  für  konkurrierende  Delikte  derselben  die 
normalen  Bussen.**)  In  England  zahlt  der  Kirchendieb  wite 
und  verliert  die  Hand,  wenn  ihm  nicht  deren  Lösung  gestattet 
wird.*7)  Wer  sich  der  Eintreibung  kirchlicher  Zinse  widersetzt 
und  dabei  Jemanden  verwundet,  soll  Wundbusse  und  wite  gelten 
und  vom  Bischöfe  seine  Hand  lösen  oder  sie  verlieren.*8)  Auch 
die  Prügelstrafe  des  Hörigen  wird  mit  einem  wite  kumuliert.*1’) 
Die  Westgoten  häufen  Leibesstrafe  in  der  Rolle  einer  Prae- 
sumpzionsbusse  oder  des  fredus  mit  Bussen.®0)  Das  burgun- 
dische  Recht  lässt  Zweifel  zu.  Die  Lex  nennt  wohl  eine 


M)  Arg.  jener  Stellen,  (z.  B.  Lex  Alam.  III:  3.  IV),  wo  ein  fredus 
von  40  Schill,  als  HandlöBungstaxe  mit  einer  Busse  kumuliert  wird.  Vgl. 
hiezu  Brunner  R.  G.  II.  S.  623  f. 

M)  Lex  Baiuw.  1:  6 hat  für  Brandstiftung  an  Kirchen  vermögen  die 
Pauschnlbusse  von  24  Schill,  für  jeden  Firstfall  und  ausserdem  einen  fredus 
von  40  rosp.  einen  bonnus  von  60  Schill.  Dieses  Gewedde  als  Handlösung 
gefasst  (vgl.  N.  49.  63.  JClfr.  6 in  X.  42)  ergibt  ursprüngliche  Häufung 
von  Busse  und  Leibesstrafe.  Dagegen  wird  nach  I>ex  Baiuw.  II:  6 der 
Diebstahl  im  Heer«  mit  40  (8oV)  Schillingen  lüisegeld  nebst  blos  einfachem  Er- 
sätze gebüsst,  weil  nur  ein  Verletzter  vorhanden  ist  (?  vgl.  oben  8.  96  X.  36.) 

“)  Lex  Fris.  X.  Vgl.  III:  8 (hiezu  oben  S.  134  X.  36)  und  XIV:  7. 
ln  dem  allerersten  Falle  hat  derjenige  der  super  reliquiis  sanctorum 
falsch  geschworen  har  (vgl.  Brunner  R.  G.  II.  S.  681  X.  27),  zweimal 
das  eigene  Wergeldaiinplum  zu  zahlen:  (vgl.  Brunner  R. G.  II.  8.  682) 
einmal  an  den  König,  einmal  an  die  Kirche  (?).  Hei  der  geringeren  Form 
des  Kidos  wird  die  Hand  nur  mit  60  Schill,  an  den  König  ausgelöst,  damit 
die  eigene  Halslösungsgebühr  (III:  8)  für  handhafteu  Diebstahl  oder  das 
NVergeld  des  Getöteten  (XIV.  7)  kumuliert. 

»)  Lin.  141. 

4’)  J5  1 f r.  6 oben  in  X.  42. 

**)  Knut  II:  48  $ 1:  Gif  he  man  gewundige  geböte  thtet  and  gylde 
full-wito  tliiim  hlüforde  and  ad  blsconpe  fhä  bauda  älyse  odde  hig  ältete. 
Ebenso  Leg.  llenr.  11  $ II.  — Bei  Knut  II:  30  )j  4.  6 und  Ine  18.  37 
absorbiert  die  unlösbare  (vgl.  Schmid  Ges.  d.  Ags.  8.  657  c)  üliederstrafe 
wohl  die  Butze  (vgl.  oben  X.  42),  daneben  ist  vielleicht  noch  wite-Zahlung 
oder  Vermögenskoniiskazion  zu  ergänzen. 

Jidnlst.  II:  19,  sielte  oben  X.  42.  Vgl.  Konr.  Maurer  Kr. 
Ü.  II.  8.  33. 

mj  Siehe  oben  X.  46. 
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multa  neben  einer  Haudlösunpstaxe,  aber  nicht  neben  der  effektiven 
Gliederstrafe  selbst.*1)  Nun  schliesst  zwar  auch  die  Lex  Salica 
nnd  Ribuaria  durch  die  Gliederstrafe  Busse  und  fredus  aus; 
doch  bilden  dort  diese  beiden  eine  einheitliche  Komposizion.*4) 
was  bei  den  Burgundern  freilich  nicht  der  Fall  ist.  Die  Ca- 
pitula  Remedii  strafen  den  Raub  einer  fremden  Gattin  nebst 
Bruch  des  dem  dominus  geleisteten  Treueides  durch  Flucht  in 
der  Weise,  dass  sie  die  Raubbusse  mit  der  Stäupung  als  Strafe 
des  Meineides  kumulieren.*8)  Sie  fassen  ferner  den  Rückfall 


*')  Lex  Burg.  102;  1:  ...  iubemus  ut  manus  incisione  damnetur.  (2): 
Quod  si  voluerit  manuro  saam  redimere  75  sol.  (Vgl.  Tit.  XI:  1)  eam  iube- 
mus redimere  et  multae  nomine  so).  12.  Es  fragt  sich  aber  noch,  ob  der 
Passus  über  die  multa  nicht  auch  zum  cap.  1 gehöre ; vgl.  den  Zusatz  zur 
Lex  Alain.  36  in  N.  34.  — Lex  Burg.  LV:  6,  7 nennt  weder  neben  der 
Gliederstrafe  noch  neben  deren  Lösung  ein  Friedensgeld.  — Die  Glieder- 
strafe ist  nach  Anschauung  der  Lex  nur  als  Befriedigung  des  Privatver- 
letzten gedacht,  da  die  Lösungsgebühr  voll  an  den  Verletzten  füllt.  Vgl. 
92:  4 — 6.  52:  3,  4.  — Mit  der  Prügelstrafe  des  Knechtes  wird  allerdings  keine 
multa  gehäuft  (Lex  Burg.  4:  3,  4.  15:  1,  2.  17:  4,  5.  25.  27:  1,  4,  5,  9. 
30.  32.  39:  2,  3,  4,  5.  63.  73:  1,  2.  «9:  5.  91.  103:  I,  3)  aber  doch  wohl 
deshalb,  weil  die  That  als  Ungefährwerk  und  nicht  als  Friedensbrnch  an- 
gesehen wird.  — Die  knechtische  Prügelstrafe  hat  aber  in  der  Lex  Burg, 
noch  eine  andere  Funkzion.  Das  verwirkte  Leben  des  Unfreieu  kann  unter 
Umständen  gelöst  werden.  Dies  geschieht  durch  eine  Geldzahlung,  mit 
dieser  ist  dann  eine  Prügelstrafe  zu  kumulieren.  Lex  Burg.  92:  4 — 6. 
103:  4,  5.  Als  Motiv  dieser  Prügelstrafe  wird  Spezial-  oder  Gencralprae- 
venzion  somit  öffentliche  Kiicksicht  angegeben  (Lex  Burg.  92:  6 cit. : . . ut 
postmoduin  nec  alteri  iniuriam  faciat  nec  doiuino  suo  d. immun  inferat. 
103:  5 cit.:  . . . ita  ut  nec  iile  nec  aliorum  servus  hoc  illis  t'acere  delectet), 
geradeso  wie  einmal  bei  der  multa  (Lex  Burg.  00:  2:  ut  i|Uos  non  punit 
necessitas  daiuna  feriant  ad  vindictam,  quo  facilius  in  posterutu  ne  quis 
audeat  prnpria  pravitate  mentiri).  Der  Geldbetrag  fällt  hier  also  wohl  an 
den  Herrn,  während  die  Prügelstrafe  die  Holle  der  multa  spielt. 

41 1 Die  Lösungstnxen  enthalten  da  Busse  und  fredus.  Nur  bei  knech- 
tischen Verbrechen,  wo  kein  Friedcnsgeld  zu  zahlen  ist,  fällt  bei  den  Saliern 
die  gnnze  Lösungsbusse  an  den  Verletzten:  I.ex  Sal.  25:  7:  sol.  6 doiuino 
nncillae  reddat  ant  castretur.  25:  tt:  120  (statt  900:  Brunner  I{.  G.  II.  S.  606 
N.  29)  ioctos  flagellorum  accipiat,  aut  . . . sol.  3 doiuino  reddat.  25:  9 sol.  3 
domino  ancillae  reddat.  Vgl.  aber  auch  noch  X.  50.  In  der  Lex  Ribuaria 
56:  17  dagegen  dürften  die  3 sol.  Lösegeld  get heilt  werden;  da  ist  aber  auch 
für  Knechte  fredus  zu  zahlen  (Lex  Kih.  23  oben  S 9 N.  4 S.  99). 

**)  Cap.  Rem.  8:  . . . Sqs  uxorem  alterius  transtulcrit  über  libero  60 
cp.  sol.  u.  s.  w.  je  nach  dem  Stande.  Et  si  iuratum  ex  ipsis  quis  domino 
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wie  eine  zu  den)  Delikte  hinzntretende  Praesunipzion  und  häufen 
dann  Busse  und  iiffentlielie  Strafe.*4) 


D. 

£ 23.  Bio  Verbannung  und  die  Verknechtung. 


Das  Exil,  die  Flucht  aus  dem  Lande,  ist  zunächst  immer 
in  der  Acht  eingeschlossen,  insofern  als  dem  von  allen  Seiten 
gehetzten  Verbrecher,  dem  Niemand  Unterkunft  gewähren  darf, 
thatsächlich  nichts  anderes  tthrig  bleibt,  als  die  Heimat  zu  meiden, 
wenn  er  nicht  getötet  werden  will.1) 

Zunächst  nun  findet  in  der  Strafe  des  Exils  selbst  jeder 
Strafanspruch  genügende  Befriedigung:  Der  Missethäter  ist  durch 
die  Flucht  tiir  die  Gemeinschaft  vertilgt  und  seinen  Feinden  ge- 
geben.2) Wie  bei  der  Todesstrafe,  ist  daher  zunächst  auch  hier 
die  Busse  ausgeschlossen.  Die  Texte  der  Lex  Salica  variiren 


habuit  et  fugire  cum  illa  voluit  si  dcprehensus  fnerit  fiat  ei  sicut  fieri  debct 
qui  periuvavit  (e.  4 : Leibesstrafe)  solnto  procio  (Hasse  cf.  G). 

**)  Bas  Kapitel  führt  fort:  Si  «arumlo  hoc  fecerit  idem  et  de  fugire 
et  de  alterius  uxorero  cp.  sicut  prius  et  fiat  hattntua  et  missns  in  carcere; 
quod  si  uxorem  aliatii  non  Imhiiit  castretnr.  Nach  demselben  Kapitel  beträgt  die 
Busse  für  Notzucht  an  einer  Nonne,  Witwe  oder  einem  fremden  Ebeweibe 
fit»,  wenn  diese  aber  einverstanden  ist,  je  nach  dem  Stande  des  Thätcrs  24 
oder  12  Schillinge.  Vom  ersten  Rückfall  heisst  es  dann:  vapulet  et  ron- 
pnnat  sicut  supra  scriptum  est;  vorn  zweiten  Rückfall:  vapulet  et  in  carcere 
recludatur  er  cp.  quod  superin*  diximus.  Die  Strafe  des  Meineides  (c.  4)  ist: 
das  erstemal  Stäupung,  das  zweitemal  Stäupung,  Braudmarknng  und  Kerkor. 
Für  adulreriura  zweier  ledigen  Personen  (c.  7)  das  erstemal : fiat  battutus 
aut  cp.  sol.  12;  das  zweitemal:  vapulet  et  recludatur  in  carcere  u.  s.  w.; 
das  drittemal:  vapulet,  recludatur  in  carcere  et  12  cp.  sol.  Für  Unzucht 
eine»  Verheirateten  mit  einer  Ledigen:  I.  vapulet  et  cp.  sol.  12.  2.  vapnlet 
et  recludatur  in  carcere  et  cp.  sol.  12.  3.  vapulet  similiter  et  in  carcere 
recludatur  et  18  cp.  sol. 

*)  Bas  Exil  ist  zunächst  eine  blosse  Spielart  der  Friedlosigkeit  Vgl. 
hierüber  Wilda  S.  290  ff.  Brunner,  Abspaltungen  in  Z*  XI  S.  80  f. 
Forschungen  S.  402.  R.G.  PI.  S.  591.  Schm i d,  Ges.  d.  Ags.  S.  657b. 

’)  Ucber  die  Stellung  des  alilanti  vgl.  Brunner  R.  G.  I.  S.  273  ff. 
Wihtrted  28  = lue  20. 
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expellis  und  cxpulsus  in  der  Bedeutung  von  wargjus.1)  Die  Lex 
Kibuaria  Dagoberts  I.  straft  den  Yerwandtenmord  mit  Fronung 
und  Verbannung,  olme  der  verletzten  Sippe  einen  Wergeid- 
anspruch zu  geben.4)  Die  Lex  Alaniannorum  schliesst  neben 
Exil  und  Vermögenseinziehung  Bussen  für  Sachschaden,  Wunden 
und  Todschlag  aus.8)  Das  Capitulare  Saxonicum  lässt  den 
zum  Exil  Begnadigten  mit  Kind  und  Kegel  in  die  Fremde 


*)  Lex  Sal.  55:  2 (codd.  7—1»  Km.).  Vgl.  oben  «j  20  X.  23  S.  SSI. 

*)  Lex  Rib.  C9:  2:  Si  auteui  prnximuiu  sanguinis  interficerit  . . . exilio 
susteniat  et  onines  ris  alias  tisco  ceiiseantur.  Vgl.  llrunner.  Abspaltungen 
Z*  XI.  S.  SO.  R <i.  II.  S.  593  N.  16.  S.  033  X.  47.  Bei  Inttdelität  stellt 
statt  der  Verbannung  de  vita  conponat.  Ueber  da>  Alter  der  Stelle  (028 
bis  639)  Brunner  R.  0.  I.  S.  306. 

*)  Lex  Alain.  24.  25.  oben  in  $ 14  X.  10.  11.  Brunner  R.  Ci.  II. 
S.  593  N.  16.  Lex  Alam.  40  für  Verwandtenmord;  . . . coguoscat  se  . . . 
in  Deum  graviter  deliqnisse  et  coram  ouines  parentes  oius  res  eins  infiscen 
tur  et  nihil  ad  heredes  eius  perteneat  amplius;  penitentiam  autem  secumltim 
canoues  agat.  (Jod.  B.  ls  (XII.  .lahrli.)  fügt  hinzu:  uullani  prorsns  proprio- 
tatetn.  non  domnm  non  tixorem  non  familiam,  in  donto  una  non  duobus  uocti- 
bu»  Stare,  non  lei  to  non  cibo  non  potu  nisi  aqua;  semper  Vagus  et  quasi 
profugus  circumquaque  ad  loea  saucta  versetur:  et  sic  usque  ad  finem  vitae 
suae  penitens  permanent.  Kt  si  bene  videstur  penitori,  in  fine,  si  petierit. 
corpore  Christi  commnnicetor  et  nunquam  aliter.  Die  geistliche  I’oonitenz 
ist  also  die  Exkommunikazinu  und  diese  äussert  sich  nach  der  weltlichen 
Seite  hin  als  Verbannung.  Vgl.  Wilda  S.  715,  richtig  gestellt  von  Brun- 
ner R.  G.  II.  S 633.  321.  Das  Konzil  von  Verueuil  v.  J.  755  c.  9 (Ka- 
pitularien I.  35)  sagt:  Kt  ut  sciatis  qualis  sit  modus  istins  cxcommunica- 
tionia:  in  ecclesia  non  debet  intrarc,  nec  cum  nullo  christiano  crhnm  rcl 
potuni  suuierc  nec  eins  mntiera  aceipere  debet,  vel  osculum  porregere,  nec 
in  oratione  iungore,  nec  salutare  autequam  ab  episcopo  suo  sit  reconciliatus. 
„Das  Kapitel  wiederholt  Beschlüsse  alteter  fränkischer  Synoden  (s.  Turou. 
III.  667  ca n.  8,  Auliss.  585,  can.  38  f.  Reinen».  625  can.  5).“  Hauck, 
Kirchenge»chichte  Deutschlands  II  S.  35  X.  5.  Vgl.  dessen  Darstellung 
(nach  Regiuo  von  PrUm)  II.  S.  674.  Wenn  dann  angeorduet  wird,  dass  der 
widerspenstige  Exkommunizierte  regis  iudirio  exilio  condaumetur  ((Jone. 
Vemense  a.  0.,  Hauck  a.  O.,  Brunner  R.  ö.  II.  S.  321).  so  liegt  darin 
nur  die  staatliche  Durchführung  der  von  der  Kirche  verhängten  Strafe.  — 
Die  ältesten  Hss.  der  Lex  Alam.  (I:  2)  kumulieren  Kxkonimuuikazion  mit 
Konventionalstrafe  und  Friedensgeld  (vgl.  zu  der  Stelle  Brunner,  Sitzungs- 
berichte der  Berliner  Akademie  der  Wissenschaften  v,  J.  1885  S.  152  ff.). 
Vielleicht  ist  damals  in  dem  noch  nicht  lange  bekehrten  Schwabenlaude  die 
Exkommunikation  nicht  in  der  dargestellten  vollen  Schärfe,  in  der  sie  zu- 
gleich eine  harte  Verbannung  bedeutet,  gehundbabt  worden. 


'S 

e 
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ziehen  et  b&beant  ijisum  qnasi  mortuutn.*)  Es  ist  also  nicht 
etwa  konkurrierende  Fronung,  sondern  die  Fikzion  des  Todes 
des  Verbrechers,  die  keine  Busszahlung  autkonimen  lässt.7) 

Mit  der  Steigerung  des  Verkehrs  aber  dürfte  das  Elend  der 
Verbannung  viel  an  Härte  verloren  haben,  so  dass  der  Privat- 
verletzte hiedurch  nicht  genügend  befriedigt  erschien.  Daher 
wird  ihm  nun,  sei  es  neben  der  Fronung  oder  ohne  sie  die 
Busse  trotz  konkurrierenden  Exils  ausgezahlt.  Auf  die  Kumu- 
lazion  von  Fronung,  Exil  und  Busse  ist  bereits  hingewiesen 
worden. *)  Für  die  Häufung  von  (blos)  Exil  und  Busse  liefert 
einen  Beleg  die  Bestimmung  Ludwigs  des  Frommen,  wor- 
nach  der  vermessentliche  Todschläger  Wergeid  zahlen  und  in 
die  Verbannung  gehen  soll.®)  Nach  Knut"’)  ist,  wer  einen 
Altardiener  tötet,  vor  Gott  und  Menschen  ansser  Gesetz,  es 
wäre  denn,  dass  er  durch  Exil  und  Abfindung  der  Magschaft 
büsst.  Dazu  kommt  ausser  geistlicher  Busse  noch  die  hädbüt.11) 
Und  ähnlich  soll  auch  der  Altardiener,  der  Jemanden  getötet  oder 
der  sonst  ein  schweres  Verbrechen  begangen  hat,  seinen  Stand 
verlieren,  in  die  Verbannung  gehen  und  Busse  zahlen  oder  alter 
bei  Säumniss  ausser  Gesetz  sein.11)  Auch  der  zum  Leben  be- 


“)  Cap.  Sax.  v.  J.  797  c.  10  (I.  72)  oben  in  § 21  N.  4. 

Vgl.  oben  )j  IS  X.  05;  auch  unten  N.  12.  Vgl.  den  Ausschluss  der 
ernenda  im  Brunner  ScbBffenbuch  N.  270  durch  Verbannung  a eivitate  mit 
Verbot  der  Rückkehr  bei  Todesstrafe:  et  in  tali  ernenda  est  iudici  satis- 
f actum. 

»)  $ 20  N.  23  S.  231. 

*)  Cap.  legg.  add.  8IH/9  c.  7 (I.  282):  ()uicunque  bominem  aut  ex 
1 evi  causa  aut  sine  causa  interfccerit,  wirigilduiu  eins  bis  ad  quos  illc  pertinet 
cp.  Ipse  vero  propter  taiem  praesmnptioneni  in  exilium  inittatur,  ad  quantum 
tempus  nobis  placiierit:  res  tarnen  suas  non  ainittat.  Vgl.  Brunner  R.G. 
II.  S.  630  N\  IG.  S.  693  N.  17.  S.  030  N.  25.  S.  G31  N.  SG. 

*)  Knut  II:  30:  Gif  hwi  weofod-tlu'n  Afylle  sy  he  ütlah  wid  God 
and  wid  men  buton  he  thurh  wrec-sid  the  deöppor  geböte  and  eäc  wid  thä 
tmegde  . . .;  and  hinan  thrittigum  nilita  Aginne  böte,  tegder  ge  wid  God 
ge  wid  men  be  ealluiu  tbäm  tbe  be  äge.  Den  Verbrecher  trifft  dann  Fried- 
losigkeit und  Exkommunikazinn ; vgl.  K.  Maurer  Kr.  Ü.  III.  S.  3s.  Brun- 
ner R.  G.  II.  S.  321  N.  34. 

**)  Be  hädbote  (Schmid,  Anhang  IX.)  c.  2:  And  tö  hädböte  . . . tö 
eAcan  tliAm  riht  were  . . . Ferner  c.  3— s. 

**)  Knut  II:  41:  . . . tbolige  be  tegder  ge  bädes  ge  ödeles  (!)  and 
wrseenige  swä  wide  swu  papa  Iiim  scrife  and  died  bete  geome  Jj  1. 
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* keine  Bürgschaft  für  sein  künftiges  Wohlverhalten  zu  stellen 
vermag.13)  Chindas winth  straft  die  absichtliche  Tötung  eines 


brecher  den  mehreren  Klägern  als  gemeinsamer  Strafknecht  zu- 
gesprochen. Nach  einer  langobardischen  Urkunde  wird  der 
Beklagte,  der  die  Noth zuchtsbussen  von  je  450  Schillingen  an 
die  Sippe  der  Geschändeten  und  an  die  königliche  Kasse  nicht 
zahlen  kann,  vom  Gerichte  veranlasst,  sich  und  sein  Vermögen 
den  beiden  verletzten  Parteien  zu  tradieren.19)  Nach  Chinda- 
swinth  sollen  die  Antheile  der  Kläger  an  dem  Strafhörigen  dem 
Verhältnisse  ihrer  Bussansprüche  gemäss  sein.17)  Bei  sukzessiver 


serros  neu  nncillas  oeeixoram  dominus  de  fncultatc  homicide  cousecuturus 
est  (als  Busse  fiir  die  Eigentumsverletzung),  liomicida  tarnen  gecundum 
superiorein  hnrdineui  (für  die  Tötung)  perennis  pxilii  peimm  indubitanter 
excipiat.  Vgl.  Dahn,  Westgot.  Stud.  S.  193. 

,s)  Brunner,  Z* XI.  S. 88 ff  Forschungen 469 ff.  R.  G.  II.  S.  479  f.  593  f. 

'•)  Codex  Cavensis  nr.  106  vom  Jahre  894  (Hühner,  Regesten  No.  814) 
bei  Brunner,  Z*  XI  94  N.  4,  Forschungen  4 754  nach  Sch ro oder  R.  G.  S.  367. 

■’)  Lex  Wisig.  5:  6:  5 oben  S 12  N.  98  S.  149. 

**)  Ine  48:  Gif  hwelc  man  bid  wite-theow  niwan  gcthcüwad  and  liine 
mon  betyhd,  thiet  hc  litebbc  ter  gothiefed  rer  hine  mon  gethefiwode,  thonnc 
Ah  ae  tuend  äne  swingellau  sei  him;  bedrife  hine  tö  swingnm  bo  bis  ceäpe. 


Als  Abspaltung  der  Friedlosigkeit  erscheint  auch  die  Ver- 


Klagenanstellnng  mnss  nach  angelsächsischem  und  lango- 
bardischem  Rechte  der  erste  Kläger,  dem  der  Verbrecher  als 
Knecht  übergeben  wurde,  für  ihn  antworten  und  auf  kommen, 
wie  wenn  er  schon  als  sein  Knecht  die  Unthat  begangen  hätte. 
Der  wite-theow  wird  sonst  wie  ein  anderer  Unfreier  für  den 
Diebstahl,  den  er  noch  als  Freier  begangen  hat,  gegensseH.1") 


**)  Siehe  15  N.  39  S.  108  f.  In  der  Heimat  ist  der  Verbannte  (nach 
späteren  Aussprüchen  zur  Strafe  für  den  Brach  des  eidlichen  Versprechens, 
aus  dem  Lande  weichen  zu  wollen)  friedlos.  Vgl.  Brunner  R. G.  II.  S.  692 
N.  13.  Dazu  Edw.  Conf.  18  jj  3. 


")  Lex  Wisig.  6:  5:  12  (Zeumer  S.  196f.):  duos  eiusdein  meriti 
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Und  in  Italien  verweist  die  langobardische  Expositio  zum  Liber 
Papiensis  auf  die  missliche  Lage  desjenigen,  dem  ein  ver- 
brecherischer Knecht  blos  zur  Strafhörigkeit,  nicht  ad  occiden- 
dum  ausgeliefert  wurden  ist,  und  der  nun  für  dessen  vorher 
begangene  Delikte  antworten  muss.'*)  Die  Verknechtung  also, 
die  ja  nur  eine  Individualbefriedigung  enthält,“)  absorbiert  an 
sich  konkurrierende  .Strafansprüche  nicht. 


Dazu  vgl.  Aidelst,  II:  10.  Be  theöwman  the  fftl  wurde  »‘t  tham  ordile 
in  S — — X.  42. 

”)  § 9 der  Expositio  zu  Uriiu.  S oben  in  $ 2 1 X.  12  S.  253.  Xaeli  Lex 
Wiaig.  cit  wird  der  Schuldige  dein  praeveniereuden  Kläger  zugesproeben;  ob 
bczw.  wie  dieser  den  späteren  Klägern  hafte,  wird  nicht  gesagt. 

K)  Vgl.  dagegen  die  Auslieferung  ad  occidendum  in  der  angeführten 
Stelle  der  Expusitio.  Allerdings  braucht  der  Vorkläger  den  preisgegebenen 
Knecht  nicht  getötet  zu  haben,  juristisch  kommt  das  aber  nicht  in  Betracht. 
Ursprünglich  ist  wohl  immer  an  dem  Knechte  die  Hache  geübt  worden. 
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Stellenregister. 


Für  die  Korrektur  diese«  Registers  sage  ich  Herrn  jur.  stud.  Karl  von 
Herget  hieruit  meinen  besten  Dank 


Die  kombinierten  Ziffern,  *.  ».  1#0“,  bedeuten  die  Seilen-  und  Notemahl. 
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96  f.  190  “. 
253  >». 

184». 


Tacitus  Germania. 


Lex  Salica, 

zitiert  nach  der  Ausgabe  von  J.  H.  Hessels.  London  1880. 


Tit. 

2 1—3  codd.  5 ff.  30'“. 

4,  « 30'». 

5—7  28». 

7 148“. 

14  28». 

16  28  *. 

3 3 28».«. 

95®. 

5,  6 29 
« 28».». 

1 28». 

13  codd.  5 ff.  28  °. 

4 28».  29'». 

5 29 

7 4 29  '». 

11,  12  codd.  5 ff.  30  ", 

8 29  '».  58  >«. 

10  1,  2 32  “.  258  ». 

2 117“. 

11  31“.  56  ff.  258».  265«. 

12  31».  50  ff.  147“.  194“. 

203  *.  205  '».  258  ».  262  *>. 


Tit. 

13  1—;»  160». 

1 4,  6 104“.  258». 

6 98*.  102“. 

7 160».  258». 

10  codd.  ö ff.  |04  *. 

13  codd.  5 ff.  89  *. 

14  codd.  5 ff.  71“. 

14  'l  66*°,**. 
jl,  4,  5 71  ». 

2,  3 65“. 

3 31  «. 

4 codd.  5 ff.  60  **.  “.  139  **. 
6 46  *. 

6,  7 codd.  5 ff.  46  *.  89  ». 
121»°.  139“. 

15  258 ». 

1 codd.  2 ff.  04  **.  179». 

1 Gm.  05  “. 

16  1 81  '».  89».  112  ‘.6.  148“. 

1 1,  2 50  »». 

1—4  82“.  46*. 

5 32*». 

1,  » 60“. 


17 

Bcbandlua«  d«r  V,rtira«b«BBhonhurr,ttS. 


L 


18 


I 
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Tit. 

i 

Tit.  1 

258  *.  262  *>. 

3.  4.  3 13“. 

40 

4 2«"”. 

! 

1 191®. 

3 4 • 

2 eodd.  3 IT.  194”.  203». 

o,  7 t'ixiü.  3 ff.  ho  ,0. 

4 205  >*.  258  * 

«,  8 3*.  110 

:>  261  *. 

9 65“. 

9,  10;  7 eodd.  2 ff.  205  ,3. 

19 

« Her.  228  ,s. 

10  eodd.  2 (T.  407*. 

S,  9 Her.  2H  * 

11  258». 

20 

86«. 

41 

3.  5,  tt  71  *. 

21 

3,  3 58  1S. 

4 72'*. 

22 

31  30  89  s. 

8 26 ! *». 

24 

1,  2 71  *. 

17  eod.  3 52 

!l  62*. 

18,  19  eod.  3 öS3. 

4 52*. 

42 

1 72'*. 

1t  52  *. 

1,  3 72 

25 

1 71». 

1,  3,  3,  4 47  ‘. 

8,  4 95*.  268  '. 

3 46  * 47  *. 

7 29  ».  262  ®. 

48 

47*. 

7,  8,  » 203 ».  258  267  ®. 

3 78». 

7,  9 87  *«. 

48 

4 eod.  2 52  *. 

27 

5,  8—17  31  »>. 

50 

2 229  ls. 

«,  7 30 

3 98».  102®.  179 8. 

8.  9 eixld.  •'*  IT.  SO ,r’. 

51 

180  «*. 

8 — 13  31  *. 

52 

227  *.  229 

10,  11  eodd.  3 (T.  30“. 

3 148®. 

28 

4.  3 Her.  52«. 

54 

1—3  71* 

29 

22  25  ,un. 

55 

2 231  ®.  269». 

#,  7,  8 23 ». 

2.  3 179  s»-  185  ln. 

7 eod.  4 26  ’®. 

« eodd.  3 (T.  31 **.  64«.  66“. 

9 eod.  1 — 4:  18  eodd.  3 IT. 

142®. 

23". 

56 

225  ff.  257  7.  266  **. 

SO 

1,  3,  7 71  ». 

57 

1,  2 229'». 

Hl 

66“.  71*. 

58 

150  ,0*.  256. 

a» 

1 31  ».  33® 

01 

1 31**. 

2,  3 29 »». 

2 64«.  66“. 

H5 

1 204  ».  209  *>. 

62 

0,  7 eixld.  7 ff.  53  ». 

2,  3 32®. 

08 

72  «. 

2,  3,  4 29 ». 

70 

231®. 

4 65  “. 

71 

160*. 

ö 203  *.  204  8.  258  *. 

74 

■ 033  » 

6.  7 29*.  102®. 

75 

2,  2 Her.  52 «. 

HO 

204  »>. 

70 

3 — 8 52  * 86«. 

87 

3 31  **. 

88 

29*.  204*. 

H8 

2—4  30»*. 

«4 

31  ®. 

4 95®. 

92 

102®.  160*. 

53". 

3 258*. 
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Tit 

j 

Tit 

M 

228  i>. 

10» 

97 

1 88  *. 

104 

98 

71  ,0. 

106 

99 

199“. 

Extravaganten 

A 5 

52« 

A 6 

96*.  148« 

2 72  ,2.  265  4». 
26  *«  71  «. 

1 225  4.  233  ah. 


Kecapituiatio  Legis  Salicao. 


A. 

10 

3*. 

12 

26  9°. 

12 

89  *. 

31 

47  4. 

29 

52*. 

32 

52». 

Septem  Causas. 

IV 

2 66“. 

VII 

2 52  *. 

* 46». 

3 52». 

V 

3 52  ».  *. 

« 47 ‘. 

5 23  «. 

VIII 

72  1*. 

B. 


Pactas  pro  tenore  pacis  Chililebrrti  I et  Chlotliarii  1. 
v.  J.  611 — 558,  zitiert  nach  A.  Boretius.  Capitularia  Beginn  Francoruui, 
M.  U.  LL.  aectio  II  tom.  I,  1883,  S.  3 ff. 


1605. 
•-'05  •*. 
265  *>. 


12 

lff 


102  **.  205  >«. 
104«. 


Cbilperici  Eilictum 
v.  J.  561  -581.  (Hnretius,  Cap.  I 8 ff.). 

‘204*.  H,  10  [131  a7.  132“.  148 “. 


150  n».  um  1 7<j  s 

205  ,J.  257 


180  M. 


10 


•23 1 **. 


Cliilileberti  II.  Decretio 
v.  29.  Febr.  506  (Borctius,  Cap.  I 15  ff.) 


253  11. 

1851“.  194*1  200«.  253'1. 


7,  S 


IGO4. 

131  * 132*.“. 


12 

18 


Chlotliarii  II.  Praeccptio 
V.  J.  584 — 628  (Borctius,  Cap.  I 18  f.) 

180  ii. 

Chlotliarii  II.  Edictuw 
v.  18.  Okt.  614  (Boretius.  Cap.  I 2off.) 
180  *4.  232* 

I 253  ", 


18‘ 


Capitula  Hludowici  Pli  Legi  Salicae  addita 
t.  J.  8t9  (Boretiua,  tfcp.  I 292  f.) 

7 1 204  *. 


Lex  Ribuaria. 

zitiert  nach  R.  Sohin  in  M.  W.  LT*.  V 185  ff. 


1 1 

4’.  103*. 

14-6  eod.  A.  ft  38».  61  *. 

2 

4 *°.  14“.  17™. 

191  *. 

3 

14  ». 

43 

1 33™. 

* 

4".  17™. 

44 

1 

5 

ft,  7 25  >«. 

46 

208  ®. 

7,  » 19®. 

53 

71  *. 

8,  » 21  *. 

64 

33»».  64«.  65“.  154«.  179’. 

11 

71  «. 

68 

ft  89  ». 

12 

1 52». 

17  208  ».  262  267  *». 

14 

1 71*. 

18  134  ». 

17 

88».  47».  51“.  147“.  208«. 

59 

8 89».  263». 

Itt 

38“  47».  147®.  208“. 

63 

2 47  ». 

19 

4* 

64 

47  *.  104  ». 

20 

4». 

67 

1 196«.  253". 

28 

99«.  103*.  267“ 

68 

1—4  14®. 

29 

33“.  208»'. 

4 4». 

32 

2 229'». 

69 

269*. 

8 89*.  148«  257 7. 

70 

1 208®. 

34 

1,  2 139  »’.  154". 

76 

; 33  » ». 

1,  4 207  ». 

79 

1 160».  194».  197«.  200«. 

35 

8 103*. 

80 

66“. 

36 

, ft— 9 71  ». 

82 

38  ».  “. 

10  5.» 

84 

33  * 

39 

|36«>. 

85 

>33»».  64«. 

42 

1 33  *. 

2 65“.  179’. 

2 33  31  M. 

89 

97».  102*. 

, 2,  3 33  *. 

Capitnlare  Legi  KibuarUe  additnm 
».  J.  803  (Boretins,  Oap.  I 117  f.) 

I '4*.  9“. 

5 207*.  208*  211*. 

6 229  >».  238, 


Ewa  Chamawomm 

zitiert  nach  R.  Sohm  in  M.  G.  LL.  V 269  ff. 


7.  K fl  72  “.  116“. 


1H 


t". 


19—2»  61  » 64«.  72 '».263  «.265»'. 


2« 

20,  24 


33*. 


|117  = 


21-29, 
»1,  »» 
24 
2-'» 

2«,  27 


102  *. 

27  >,  191  *. 

147“. 

147“. 
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191». 
263 ». 


139*7.  154  B.  265”. 

130».  14H«.  242“.  261». 


Lex  Angliorntn  et  Werinortim, 
zitiert  nach  K.  F.  von  Kichthofen  in  M.  G.  I<h.  V 103  ff. 


l,  2 

63«.  72“.  116“, 

31» 

154». 

4-7 

4“. 

43 

63«.  102«. 

8,  10 

15". 

46 

116“.  118». 

11 

5“. 

48 

63«.  116“. 

12-17 

23  *. 

50 

50“.  62*.  63».  78«.  118“. 

15 

21“. 

121  “. 

i»ir. 

20  *. 

51,  52 

222  ,w. 

22 

21“. 

53 

63«. 

23 

80». 

57 

63».  102«.  106“.  121  “. 

24 

79». 

57—61 

ooo  io* 

33—88 

63«.  191  ». 

37,  38 

102».  117».  147“. 

148  <*. 

Factua  Alamannorum, 

zitiert  nach  K.  Lehmann  in  M.  G.  LL.  sectio  I tom.  5 pars  1,  1888,  8.  21  ff. 

I. 

43 

34«.  65«.  112«. 

1 

27 

44 

34«.  40“.  65«.  73».  112«. 

3,  4 

16". 

45,  47,  48 

73». 

n. 

52 

66«. 

5—10 

17  ». 

III. 

7 

16  n. 

16—18 

209  “. 

U,  12 

9*.  53  7. 

22 

67  «. 

13 

17  *. 

16  ff. 

20  “. 

V. 

17,  11»,  22 

22  90 

1 

8“.  73». 

24 

20  25 

3 

49«.  93“. 

25  ff. 

21  ». 

5 

8“.  66«.  68“. 

26 

22  »'. 

6 

191  ». 

30 

53  7 

7 

67  «. 

36 

116“.  133“. 

12 

209  “. 

31» 

116“. 

■ 


• > 

•m-r 1 f 


5 


i 


Lex  A lamannorum 
zitiert,  nach  K.  Lehmann  a.  0.  S.  35  ff. 

95  ». 

41,  ts  93  a. 

2 2.  49  ,s.  162  13 
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I.  Teil. 

Das  Recht  der  älteren  Statute. 


§ 1.  Einleitung. 

1.  Die  Grundsätze  Aber  die  Haltung  für  ausserkontraktliclie 
Schadenszufügungen  durch  Tiere  finden  sich  in  der  Stadtrechts- 
redaktion von  1270  in  den  Artikeln  VI  11» — 20  niedergelegt. 
Die  fraglichen  Artikel  sind  unverändert  in  die  Redaktionen  von 
1292  und  1497  übernommen,  wo  sie  sich  unter  G.  16 — 17  bezw. 
L.  16  und  18  finden.1)  Der  Wortlaut  derselben  ist  der  folgende: 

a.  19.  Van  schaden  den  en  quyk  deit  npper  strafen. 

So  wor  een  quyk  ledich  lopet  uppe  der  strate,  it  si  perd,  it 
si  osse,  it  si  swyn,  unde  deit  it  dar  ienigen  schaden,  den  schal  it 
beteren.  Toge  over  ienieh  man  sik  dat  quyk  to,  de  schal  dar 
vore  antworden. 

Weret  over  eu  beer  unde  uppe  der  strate  ginge  unde  to 
der  bursprake  verlovet  is,  unde  böse  wapene  in  deme  munde 
draget,  deit  de  beer  ienigen  schaden,  des  de  beer  is  unde  des 
vortuget  wert,  de  schal  dat  beteren  mit  III  puuden  unde  de 
beer  mit  synerne  lyve. 

Were  it  ok  dat  en  perd  bunden  stunde,  losede  dat  ienieh 
man  unde  rede  dar  uppe,  dede  dat  perd  ienigen  schaden,  den 
schaden  schal  beteren  de  man  de  dar  uppe  ryt  unde  nicht  dat  perd. 

»)  Der  Kürze  halber  werden  im  Folgenden  die  hier  in  Frage  «teilenden 
sowie  auch  sonstige  angezogene  Artikel  nur  nach  der  .Stadtrechtsredaktion 
von  1270  citiert,  ohne  jedesmalige  Verweisung  auf  die  entsprechenden  Artikel 
der  späteren  Redaktionen. 

UoKbibu,  Die  Haftung  nach  Hamburger  Recht. 
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a,  20.  Van  schaden  den  een  waghen  dcyt  uppe  der  stratc. 

So  wor  een  waghen  nppe  der  stratc  varet,  doit  de  wagen 
ienigen  schaden,  de  schal  de  beteren  de  den  wagen  drift,  wert 
he  darmede  begrepen.  Undc  mach  me  des  mannes  nicht  hebben 
dat  he  untkumpt  de  perde  scholen  beteren. 

2.  Bei  einer  Betrachtung  dieser  Bestimmungen  muss, 
namentlich  bei  einem  Vergleich  mit  dem  Sachsenspiegel  und 
den  ihm  verwandten  Rechtsqnellen  auffallen,  (‘inmal  die  ver- 
hältnismässige Dürftigkeit  derselben.  Auffallend  ist  ferner  der 
selbst  für  eine  deutsche  Rechtsquelle  besonders  stark  ausgeprägte 
Mangel  an  abstrakt  und  prinzipiell  gefassten  Regeln  und  statt 
dessen  das  Haften  am  einzelnen  individuellen  Falle.  Beide  Er- 
scheinungen sind  zurüekzuführen  auf  die  Entstehung  des  Ham- 
burger Stadtrechts  von  1270,  das  aus  einem  Ordeel-Book,  also 
aus  einer  Sammlung  von  Vorentscheidungen  und  Weistümern, 
erwachsen  ist.  Dass  eine  auf  diese  Weist'  zustande  gekommene 
Kodifikation  nicht  den  mehr  systematischen  Charakter  haben 
kann,  der  z.  B.  den  Sachsenspiegel  auszeichnet,  ist  begreiflich. 
Dass  sie  aber  auch  nicht  die  Fülle  dieses  und  anderer  Rechts- 
bücher gerade  auf  diesem  Gebiete  aufweist,  ist  ebenwohl  er- 
klärlich, wenn  man  erwägt,  dass  in  das  Ordeel-Book  hauptsäch- 
lich Rechtssätze  aufgenommen  sein  dürften,  welche  die  dem 
städtischen  Leben  eigentümlichen  Rechtsverhältnisse  zur  Ent- 
stehung gebracht  hatten,  und  deren  Konstatierung  gegenüber 
fehlenden  oder  abweichenden  Normen  des  Landrechts  erforderlich 
schien.  Auf  dem  Gebiete  der  Schadenszufügungen  durch  Tiere 
lag  aber  wenig  Anlass  vor,  von  den  Normen  des  Landrechts 
abzugehen  oder  dieselben  bei  ihrer  Vollständigkeit  zu  ergänzen.2) 

3.  Bei  dieser  Sachlage  ist  eine  besonders  extensive  und 
freie  Interpretation  der  vorhandenen  Bestimmungen  behufs  Er- 
mittelung der  leitenden  Grundsätze  angezeigt.  Bei  derselben 
sind  in  erster  Linie  zu  Grunde  zu  legen  die  im  Sachsenspiegel 


*)  Eine  derartige  Ergänzung  bildet  a.  20  VI  1270.  Der  Fall,  wo 
durch  einen  Wagen  ein  Schaden  zugefiigt  wurde,  musste  natürlich  in  den 
engen  Strassen  einer  damaligen  Stadt  leichter  praktisch  werden  als  auf  dem 
Lande  und  findet  sich  dnlier  nur  in  stadtrechtlichen  (Quellen  behandelt, 
cf.  Goslar  S.  41  Z.  1.  System.  Schiiffenr.  III.  T.  II.  123.  Stendal  XVII. 
Greussen  IV.  27.  Augsb.  H.  r.  1276  a.  310. 
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und  seinen  Emanationen  dokumentierten  Grundsätze  des  sächsi- 
schen Landrechts  als  der  materiellen  und  — eben  in  Gestalt 
des  Sachsenspiegels  — auch  wohl  formellen  Grundlage  der 
älteren  hamburgischen  Statute.  Zu  beachten  sind  auch  die  von 
verwandten  Rechtsgedanken  getragenen1)  Bestimmungen  des 
hamburgischen  Seerechts  von  1292  bezw.  des  Stadtrechts  von 
1497.  P.  47  ff.  über  die  Haftung  für  Schiffskollisionsschäden.  Das 
Recht  der  Schwesterstadt  Lübeck  enthält  gerade  auf  dem  hier 
fraglichen  Gebiete  in  seinen  älteren  Redaktionen  (Cod.  I a.  63 
bis  64,  Cod.  II  a.  152—154,  255)  zum  Teil  singuläre,  vielleicht 
auf  fremdrechtliche  Einflüsse  zurttckzuführende  Bestimmungen  (cf. 
Cod.  II  a.  255).  In  der  neueren  Redaktion  (Cod.  III  a.  314 — 
315)  sind  dieselben  verdrängt  durch  das  wörtlich  recipierte 
hambnrgische  Recht.  Bremen  (Br.-R.  v.  1303.  0.  107,  108; 
v.  1428.  I,  55)  hat  sich  ebenso  wie  Verden  (111  — 112),  Stade 
(V,  18—19),  Riga  (V,  19.  20  bezw.  IX,  23.  24)  von  vornherein 
mit  einer  nahezu  wörtlichen  Rezeption  des  hamburgischen  Rechts 
begnügt. 

Den  übrigen  Deutschen  Rechten  ist  als  Belegen  für  den 
bezüglich  dieser  Materie  ziemlich  einheitlich  entwickelten  Rechts- 
gedanken in  zweiter  Linie  ebenfalls  Beachtung  zu  schenken. 


$$  2.  Die  schädigende  Sache. 

A.  Artikel  19  VI  1270  behandelt  laut  der  Überschrift  den 
schaden  den  en  quyk  deit  upper  straten.  Quyk  (quik,  quek) 
bedeutet  Vieh  jeglicher  Art  (cf.  Schiller  n.  Lübben  s.  h.  v.). 
Unter  den  Artikel  19  fallen  daher  nicht  nur  die  im  Absatz  l 
desselben  speziell  aufgeführten  Tiere,  nämlich  Pferd,  Ochse  und 
Schwein,  sondern  auch  alle  sonstigen  Haustiere  (cf.  die  voll- 
ständigere Aufzählung  derselben  im  Rechtsbuch  des  Kolle  bei 
Hach,  Lüb.  Recht  Cod.  HI  a.  314),  und  zwar  nicht  allein  Vier- 
füssler,  sondern  auch  das  Hausgeflügel  (Gänse:  Hammerbröker 
Findung  N.  107,  Hühner  und  Hähne:  Braunscliw.  Lüneb.  Urk. 
Buch  ed.  Sudendorf  III  n.  124,  24  l’ries.  Landrechte  11 — 12), 


3)  vgl.  Ehronberg,  Beschränkte  Haftung  S.  24.  Lamprecht  in 
Qoldscbmidt's  Zeitachr.  f.  Handelsr.  Bd.  21  S.  16. 
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sowie  auch  sonstige  im  Wirtschaftsbetriebe  unterhaltene  Tiere 
(Bienen?  cf.  Jüt.  Lov.  III  C.  38). 

B.  Im  Absatz  2 des  a.  19  VI  1270  wird  speziell  behandelt 
der  Schaden,  den  ein  ber  anrichtet. 

1.  Ber  ist  das  männliche  Schwein,  der  Eber  (cf.  Schiller 
und  Lübben  s.  h.  v.).  Dies  nehmen  auch  an  Trümmer,  Vor- 
träge I S.  384  ff.,  Gries  II  S.  358,  Anderson  Bd.  I zu  dies. 
Artikel.  Nicht  etwa  bedeutet  ber  einen  Bären.  Dieser  heisst 
in  den  gleichzeitigen  niederdeutschen  Quellen  bar.1)  So  zählt 
denn  auch  Ssp.  II  40  § 1,  R.  B.  n.  Dist.  II,  9,  4 Magd.  Görl.  R. 
v.  1304  a.  128  Salz wedel  § 72  den  beren  unter  dem  Vieh  auf, 
ebenso  wie  unser  Statut  ihn  mit  unter  das  quyk  rechnet,  was 
beides  für  einen  Bären  undenkbar  wäre.  Auch  dass  die  Möglich- 
keit offen  gehalten  wird,  dass  der  ber  nicht  böse  w’apene,  ge- 
fährliche Zähne,  im  Munde  trage,  eine  Möglichkeit,  die  bei  einem 
Bären  wohl  kaum  zu  verwirklichen  sein  dürfte,  lässt  unter  dem 
beren  den  Eber  erkennen,  bezüglich  dessen  sich  vielfach  das 
Gebot,  ihm  die  Hauer  auszubrechen,  findet  (z.  B.  Schwsp.  204, 
Wend.  Rüg.  Ldgebr.  174). 

Trägt  nun  der  Eber  böse  wapene  in  deme  munde  und  ist 
er  to  der  bursprake  verlovet,  so  werden  an  den  durch  ihn  zu- 
gefügten Schaden  anderweitige  Rechtsfolgen  geknüpft,  als  an  den 
durch  sonstiges  quyk  bewirkten.  Verloven  oder  vorloven  be- 
deutet in  den  gleichzeitigen  niederdeutschen  Quellen  nicht  nur 
„erlauben“,  sondern  auch  das  gerade  Gegenteil  „verbieten“  (cf. 
Schiller  und  Lübben  s.  h.  v.).  In  dieser  letzteren  Bedeutung 
ist  das  Wort  hier  gebraucht.  Es  hat  denn  auch  der  das  Hamb. 
Recht  sonst  wörtlich  wiedergebende  Artikel  315  des  Lübschen 
Rechts  Cod.  III  statt  „verlovet“  gesetzt  „verboden.“ 

Das  Halten  des  beren  ist  „to  der  bursprake“  verboten. 
Trummerl  S.  385  verbessert  „in“  statt  „to“  und  vermisst  eine 
bursprake,  in  der  das  Halten  von  Ebern  mit  ungebrochenen 
Hauern  verboten  gewesen  wäre.  Bursprake  bedeutet  aber  nur 
im  abgeleiteten  Sinne  eine  Urkunde,  im  eigentlichen  Sinne  die 
Versammlung  der  Gemeindegenossen  zur  Regelung  polizeilicher 
Angelegenheiten  aller  Art  (Ssp.  I 68  § 2,  II  13  § 1 — 2,  III 


*)  Chronik  dos  Liib.  Dominikaners  Herrn.  Korner:  nt  synie  lichnaine 
tredeu  bereu,  na  den  baren  queuien  bereu. 
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86  § 2).  Für  eine  derartige  örtliche  Bezeichnung  aber  ist  to 
die  gegebene  Präposition  des  Niedersächsischen.2)  Auch  ist  nicht 
gesagt,  dass  in  der  bursprake,  sei  es  nun  im  eigentlichen  oder 
abgeleiteten  Sinne,  das  Halten  von  Ebern  mit  ungebrochenen 
Hauern  generell  verboten  gewesen  sei.  Vielmehr  wird  im  ein- 
zelnen Falle  das  Tier  durch  die  Nachbarn  und  andere  Ge- 
meindegenossen als  gefährlich  dem  Rate  bezeichnet  und  sein 
Halten  dann  in  der  bursprake  verboten  worden  sein.3)4)  Es 
spricht  hierfür  die  in  zahlreichen  deutschen  Rechtsquellen  her- 
vortretende Neigung,  die  Frage,  ob  ein  Tier  in  concreto  gefähr- 
licher Natur  und  die  Haftung  fiir  dasselbe  daher  strenger  zu 
gestalten  sei,  dann  zu  bejahen,  wenn  vorher  bei  der  Obrigkeit 
Klage  über  dasselbe  eingelaufen  und  der  Eigner  desselben  ver- 
warnt war.  So  soll  nach  OCC  161  jeder  bestraft  werden,  der 
ein  Tier  hält,  das  sich  dermassen  erzeyget  dadurch  zu  besorgen 
ist  dass  es  den  leutten  am  leyb  oder  leben  schaden  tliun  mocht 
und  der  herr  desselbigen  thiers  wurd  deshalb  durch  den  Richter 
oder  ander  erbar  leutt  vermant  und  gewarnett.  Aehnlich  Frey- 
berg a.  251,  "NVend.  Rüg.  Ldgebr.  Tit.  174.  So  sagt  auch  das 
für  Hamburg  besonders  relevante  Billwürder  Recht  von  1497 
a.  67:  Id  en  were  dat  id  deme  werde  vorboden  were  van  deme 
vogede  dat  he  dat  nicht  holden  schulde  so  schal  de  werd  dat 
sulven  beteren.  Dass  auch  in  Hamburg  Neigung  bestand,  von 
derartigen  obrigkeitlichen  Geboten  in  ähnlichen  Fällen  zu  ähn- 


*j  Damit  entfällt  der  Tadel,  den  Trümmer  I S.  385  Anm.  4 der  kritik- 
losen Uebernahme  der  Bestimmungen  des  Hamb.  Rechts  durch  Bremen,  Stade, 
Verden  und  Riga  ohne  gleichzeitige  Uebernahme  auch  der  betreffenden 
bursprake  spendet.  Denn  eine  bursprake  im  Sinne  von  Gemeindeversamm- 
lung wird  dort  wie  in  den  meisten  niederdeutschen  Gemeinwesen  vorhanden 
gewesen  sein.  Jedenfalls  existierte  sie  in  Bremen,  wo  die  auf  ihr  verlesene 
Urkunde  die  sog.  Kundige  Rnllo  ist. 

3)  Daraus,  dass  die  bursprake  im  Sinne  einer  Sammlung  polizeilicher 
Vorschriften  nur  zweimal  jährlich  zu  Petri  und  Thontae  verlesen  wurde, 
folgt  noch  nicht,  dass  die  Versammlung,  in  der  diese  Vorschriften  verlesen 
wurden,  nicht  Öfter  zusammengetreten  sei. 

t)  Baumeister  I S.  407  Anm.  H bezieht  den  Passus  de  to  der  bursprake 
verlovet  is,  auf  strafe  und  versteht  unter  einer  solchen  verbotenen  Strasse 
alle  öffentlichen  Wege  Diese  Interpretation  widerstreitet  dem  Wort- 
sinn und  würde  eine  ohne  Analogie  im  deutschen  Rechte  dastehende  Er- 
scheinung ergeben. 
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liehen  Zwecken  Gebrauch  zu  machen,  beweist  a,  17  IX  1270. 
Hier  wird  die  Haftung  für  den  durch  eine  fallende  Bodenwinde,5) 
Holz,  Haus  oder  Schiff  oder  durch  eine  gebrechliche  Brücke 
verursachten  Schaden  davon  abhängig  gemacht,  dass  diese  Gegen- 
stände vore  beschuldeget  weren  van  deme  rade.  Das  verloven 
des  a.  19  VI  1270  dürfte  mit  diesem  beschuldegen  in  naher 
V erwandtschaft  stehen.®) 

Das  Verbot  des  a.  19  VI  1270  wird  im  einzelnen  Falle 
dahin  gegangen  sein,  das  Tier  in  dem  gefährlichen  Zustande, 
nämlich  mit  den  bösen  wapene,  frei  laufen  zu  lassen. 

2.  Für  den  trotz  des  in  concreto  ergangenen  Verbotes  mit 
ungebrochenen  Hauern  frei  umherlaufenden  Eber  wird  dem 
Herrn  desselben  eine  strengere  Haftung  auferlegt.  Grund  der- 
selben ist  die  grössere  Gefährlichkeit  des  Tieres.  Das  ham- 
burgische  Recht  scheidet  somit  mit  den  meisten  deutschen 
Rechtsquellen  den  durch  individuell  gefährliche  Tiere  angerichte- 
ten Schaden  und  den  durch  individuell  ungefährliche  Tiere  be- 
wirkten, ein  Punkt,  auf  den  noch  bei  der  Frage  nach  dem  Ein- 
flüsse eines  Verschuldens  auf  die  Haftung  einzugehen  sein  wird. 
Der  wie  oben  gesagt  qualifizierte  Eber  ist  der  Repräsentant  der 
ersteren  Klasse. 

3.  Es  fragt  sich,  welche  weiteren  Tiere  dem  Eber  gleich- 
zustellen sind.  Die  sächsischen  Rechte  stellen  in  die  Kategone 
der  gefährlichen  Tiere  ganz  allgemein  die  wilden  Tiere  (wilde 
diere,  Ssp.  II  fi2  § 3;  tyre  von  wilder  art,  Eisen  III,  t>3;  ferae 
et  bruta  silvestria,  Brünn  a.  17).  Dagegen  wird  die  eine  oder 
die  andere  Art  der  Haustiere  nicht  schlechtweg  der  einen  oder 
der  anderen  Kategorie  zugezählt.  Wenn  Schwsp.  a.  204,  Frey- 
berg a.  251  dem  Hirsch,  Fuchs,  Wolf  und  Bär  auch  den  Hund 


s)  Dies  ist  in.  E.  die  hier  in  Betracht  kommende  Bedeutung  von  hengel- 
rode.  cf.  Schiller  n.  DUbben  ».  b.  v.  — A.  A.  Richey,  Idioticon  ham- 
burgense  im  thesaurus  iur.  prov.  etc.  I S.  208. 

®)  Das  Nähere  über  die  juristische  Bedeutung  des  beschnldegeus  siehe 
unten  S.  13.  — Die  Erklärung  Trumrners  I S.  370,  wonach  nach  einge- 
tretenem Schaden,  ehe  die  Ersatzforderung  anhängig  gemacht  wurde,  der 
Beklagte  förmlich  vor  dem  Richter  beschuldigt  werden  musste,  erscheint 
ihrem  Autor  selbst  nicht  ganz  plausibel.  In  der  That  würde  man  bei  dieser 
Auffassung  zu  der  Annahme  einer  unerklärlichen  Singularität  des  liam- 
burgischcn  Rechts  gelangen. 
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und  das  Schwein  schlechtweg  glcichstellen,  so  ist  als  selbstver- 
ständlich ausgelassen,  dass  diese  Tiere  sich  in  concreto  als  ge- 
fährlich darstellen  müssen.7)  Es  kommt  vielmehr  auf  die  Be- 
schaffenheit des  einzelnen  Individuums  an.  Eben  hierbei  aber 
wird  häufig  auf  das  Vorliegen  eines  äusseren  typisch  zngeschnitte- 
nen  Momentes  gesehen,  wie  es  die  oben  erwähnte  Verwarnung 
durch  den  Rat  bildet.  Ihr  steht  gleich  die  Vermahnung  durch 
den  Richter  (CCC  a.  161)  oder  die  sonstige  Obrigkeit  (Billw. 
Recht  v.  1497  a.  67,  Arnstadt  a.  34)  oder  durch  die  „Nachbarn 
und  Leute“  (Freyb.  a.  251,  cf.  lex  Wis.  VIII,  4,  16)  oder  die 
bereits  früher  stattgehabte  Klageerhebung  (Wend.  Rüg.  Ldgebr. 
tit.  2,  174).  Auch  darauf  wird  Gewicht  gelegt,  ob  den  Tieren 
ihre  Mittel  zum  Schaden  möglichst  genommen,  so  dem  Eber  die 
Hauer  gebrochen,  dem  Ochsen  die  Hörner  abgesägt  sind  (Schwsp. 
201).  Für  das  hamb.  Recht  wird  man  nach  Analogie  des  für 
den  Eber  Bestimmten  annehmen  dürfen,  dass  auch  für  andere 
Haustiere  nur  dann  die  strengere  Haftung  Platz  griff,  wenn  der 
Rat  das  Halten  derselben  entweder  schlechthin  oder  doch  in  der 
bisherigen  Weise  verboten  hatte.  Dies  gilt  auch  für  den  Hund, 
dem  eine  Sonderstellung  einzuräumen  kein  Anlass  vorliegt.*) 
AVilde  Tiere  wird  man  schlechthin  als  unter  Artikel  19  Abs.  2 
fallend  ansehen  müssen.  Dass  ihrer  nicht  besonders  gedacht  ist, 
erklärt  sich  leicht  aus  den  städtischen  Verhältnissen. 

C.  Während  Artikel  19  Abs.  1 u.  2 einen  Schaden  voraus- 
setzen, welcher  durch  ein  ledig  laufendes  Tier  veranlasst  ist,  be- 
handelt Art.  19  Abs.  3 den  Schaden,  welcher  durch  eineu  von 
Pferden  gezogenen  Wagen,  a.  19  Abs.  3 den,  welcher  durch  ein 
gerittenes  Pferd  verursacht  ist.  Der  Gegensatz  zwischen  den 
betreffenden  Bestimmungen,  welcher  in  der  Verschiedenheit  der 
an  ihren  Thatbestand  geknüpften  Rechtsfolgen  zum  Ausdruck 


7)  So  giebt  auch  der  lateinische  Text  des  sächsischen  Weichbildes  den 
glttmenden  hunt  des  deutschen  Textes  schlechtweg  mit  canis  wieder. 

*)  Anders  allerdings  in  den  Volksrechten  cf.  lex  Alam.  102.  Iu  den 
Rechtsbnchern  dagegen  wird  der  nnberiiehtigte  Hund  dem  sonstigen  unge- 
fährlichen Vieh  gleichgestellt.  Magd.  Brest  Recht  v.  1261  § 76,  Salzw. 
§ 72,  R.  B.  n.  Dist.  II  C.  0 Dist.  4,  Eisen.  III  63,  Brünn  § 17,  Ssp.  II  40  etc. 
— Ssp.  III  40  bezieht  sich  wohl  auf  den  freijagenden  und  dabei  schadenden 
und  als  solchen  berüchtigten  Hund.  — A.  Ans.  Trümmer  I S.  380.  — 
Richtig  für  das  spätere  Recht  Wulff  S.  232  Anm.  4 B.  B.  1888  N.  21. 
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gelangt,  liegt  offensichtlich  darin,  dass  es  sich  in  a,  19  Abs.  3 
und  a.  20  um  ein  unter  menschlicher  Obhut  befindliches  Tier 
handelt.  Das  hamb.  Recht  wird  damit  einem  Gegensätze  ge- 
recht, welcher  durchgängig  in  den  deutschen  Rechtsquellen  mehr 
oder  weniger  deutlich  zum  Ausdruck  gelangt.9)  Dass  die  mensch- 
liche Obhut  gerade  in  einem  Reiten  oder  Fahren  bestehe,  ist 
selbstverständlich  nicht  erforderlich.  Es  muss  jede  Art  der  Be- 
aufsichtigung, also  auch  etwa  durch  Hilten,  Treiben  etc.  ge- 
nügen.10) 

D.  Des  weiteren  besteht  wieder  zwischen  Art.  19  Abs.  3 
und  Art.  20  der  Unterschied,  dass  ersterer  den  Schaden  be- 
handelt, welcher  durch  ein  in  der  Obhut  eines  Unbefugten  be- 
findliches Tier  bewirkt  ist,  letzterer  den,  welcher  durch  ein  von 
einem  Beauftragten  gehütetes  Tier  angerichtet  ist.  Nicht  etwa 
darf  man  mit  Trümmer  I S.  381  den  Gegensatz  zwischen 
beiden  Fällen  darin  finden  wollen,  dass  es  sich  in  dem  ersteren 
um  einen  durch  das  Tier  unmittelbar,  im  letzteren  um  einen  durch 
den  Wagen  bewirkten  Schaden  handele.  Der  Ausdruck  deit  de 
wagen  ienigen  schaden  ist  nicht  in  dieser  Weise  zu  urgiercn. 
Der  Fall,  wo  die  Tiere  unter  der  Obhnt  eines  Wagenlenkers 
stehen,  wird  in  den  Quellen  häufig  als  Beispiel  der  Obhut  durch 
einen  Menschen  überhaupt  gebraucht  (cf.  die  Citate  § 1 Anm.  1). 
Dabei  hebt  Freyberg  a.  245—248  noch  besonders  hervor,  dass 
der  Fall,  wo  ein  waghen  mit  pferden  ohne  hutte  stünden  und 
die  Pferde  laufend  oder  gewendet  wuerden  und  thaeten  einen 
schaden,  nicht  anders  zu  behandeln  sei,  als  deijenige,  wo  ein' 
Pferd  los  wird  und  laeuft  und  thaete  einen  schaden,  sondern 
dass  nur  dann  besondere  Rechtsfolgen  eintreten,  wenn  der  Wagen 
unter  Aufsicht  stände.  Nicht  in  einer  Verschiedenheit  des 
schadenden  Objekts  liegt  somit  der  Unterschied  zwischen  a.  19 
Abs.  3 u.  a.  20, u)  sondern,  wie  schon  betont,  in  der  Verschieden- 
heit der  Rechtsstellung  der  beaufsichtigenden  Person. 


*)  Ssp.  II  40  § I u.  4.  R.  B.  n.  Dist.  II,  8 Dist.  1 u.  4.  Lübeck 
Cod.  III  ft.  152,  153  u.  255.  Lüneb.  97.  Frejb.  a.  245  u.  246—247.  Grimssen 
IV  27  Note  etc. 

,0)  I)cm  Hirten  räumt  Hamburg,  wie  es  scheint,  nicht  die  .Sonderstellung 
ein,  die  ihm  Ssp.  II  54  und  die  Parallelstullen  gewähren. 

")  So  stellen  denn  auch  CCC’  255,  I 'mg.  Rig.  Stet.  IX  24  das  gerittene 
Tier  dem  gefahrenen  viillig  gleich.  . 
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Dass  speziell  a.  20  den  mit  der  Aufsicht  speziell  oder  generell 
Beauftragten  im  Auge  hat,  ergeben  die  zahlreichen  Parallel- 
stellen, die  unter  dem  Wagenführer  einen  Knecht  oder  Gesinde 
erkennen  lassen.12)  Selbstverständlich  ist  aber  „Auftrag“  im 
weiteren  deutschrechtlichen  Sinne  zu  verstehen. 


ft  Der  zugefllgtc  Schaden. 

Die  Artikel  19 — 20  VI  (1270)  reden  ganz  allgemein  von 
ienigem  schaden,  also  von  Schaden  irgend  welcher  Art. 

A.  1.  Selbstverständlich  fällt  aber  nicht  unter  dieselben 
der  innerhalb  bestehender  Kontraktsverhältnisse  erlittene  Schaden, 
bei  dem  ganz  andere  Rechtsfolgen  in  Frage  kommen.1)  Dieser 
wird  vielmehr  in  den  Artikeln  21  IX,  12  XII  (1270)  behandelt. 

2.  Auszuscheiden  ist  ferner  der  Flurschaden,  also  der  von 
einem  Tiere  secundum  natnram  sni  generis  oder  der  von  einem 
Menschen  mit  einem  solchen  Tiere  angerichtete  Schaden  an 
einem  ertragbringenden  Grundstücke.  Es  hatte  bei  derartiger 
Schadenszufügung  die  gewöhnliche  Vieh-  bezw.  Personal pfändung 
des  sächsischen  Hechts  stattzufinden,  ein  Verfahren,  das  von  dem 
nach  a.  19,  20  Platz  greifenden  durchaus  zu  unterscheiden  ist 
(s.  § 5).  Dasselbe  tritt  uns  in  zahlreichen  Findungen  des  Hain- 
merbröker  Landgerichts  (bei  Hiibbe  X.  4,  75,  86,  148 — 149 
etc.)  als  für  das  Gebiet  des  späteren  Landrechts  von  1 603  prak- 
tisch entgegen.  Zu  vergleichen  ist  auch  a.  41 — 42  des  Bill- 
waerder  Rechts  v.  1498.  Das  hamb.  Stadtrecht  gedenkt  dieses 
Verfahrens  zwar  nicht  ausdrücklich.  Allein  dass  es  in  der  That 
diese  so  durchgehend  in  den  deutschen  Rechtsquellen  sich  findende 
Scheidung  zwischen  Flur-  und  sonstigen  Schäden  gekannt  habe,  ist 
ans  dem  späteren  Rechtszustande  rückschliessend  zu  entnehmen.2) 


la)  Ssp.  II  40  §4;  Syst.  Schöffen  r.  III,  T.  II  12»;  Glogau  0 441,  Sten- 
dal XVII,  1,  Liineb  97,  Greuasen  IV,  27,  Note. 

')  cf.  lex  Fris.  ndd.  sap.  X.  2;  quod  si  eaballus  qui  praestitus  erat, 
ipsum  qui  illurn  liabuit  calcibus  percusait  aut  forte  occidet  nullus  entn  solvat. 

*)  Zu  beachten  ist  auch,  dass  daa  .Statut  von  Verden  in  der  Redaktion 
von  1582  im  weaeutlichen  die  Bestimmungen  des  hamb.  Hechts  unverändert 
wiedergiebt  (a.  lll,  112),  aber  einen  das  Sch ilttungo verfahren  im  Falle  eines 
Flurschadens  ausdrücklich  regelnden  Artikel  (11»)  hinzufugt. 
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3.  Endlich  ergiebt  die  Natur  der  Sache,  dass  ein  durch  ein 
Tier  bewirkter  Schaden  regelmässig  nur  als  ein  damnum  cor- 
pori  datum  sich  darstellen  kann,  nur  solche  Fälle  also  hier  der 
Regel  nach  in  Betracht  kommen. 

B.  Innerhalb  dieser  Grenzen  aber  fällt  jeder  Schaden,  so- 
wohl Tötung  und  Körperverletzung  von  Personen,  als  eigentliche 
Sachbeschädigungen  unter  Artikel  1 0,  20.  Insbesondere  räumen 
dieselben  den  Beschädigungen  und  Tötungen  von  Tieren  keine 
Sonderstellung  ein,  wie  das  die  Quellen  sonst  vielfach  thun. 

Zwar  weisen  einzelne  Momente  darauf  hin,  dass  die  frag- 
lichen Artikel  jedenfalls  von  Haus  aus  sich  speziell  auf  den  Fall 
der  Tötung  und  Körperverletzung  von  Personen  bezogen.  So 
lässt  hierauf  schlossen  die  Zulässigkeit  des  begrepens,  das  ur- 
sprünglich Tötung  oder  schwere  Körperverletzung  zur  Voraus- 
setzung hatte.  So  der  Umstand,  dass  a.  19  Abs.  2 einen  von 
dem  Eber  mit  dem  Hauer  zugefügten  Schaden  im  Auge  hatte. 
Allein  wie  die  meisten  deutschen  Rechtsquellen*)  die  Grund- 
sätze über  die  Haftung  für  Schadenszufügungen  durch  Tiere  au 
den  besonders  häufigen  und  wichtigen  Fällen  der  Tötung  und 
Körperverletzung  von  Menschen  entwickelt  und  deshalb  vorzugs- 
weise auf  diese  exemplifiziert  haben,  so  auch  das  hamburgische 
Recht.  Wie  aber  jene  Rechte  damit  keineswegs  die  gleichartige 
oder  doch  analoge  Behandlung  anderer  Vermögensbeschädigungen 
ausschliessen  wollten,  — cf.  die  häufige  Erwähnung  von  Be- 
schädigungen von  Tieren  durch  Tiere,  aber  auch  die  Aufzählung 
anderer  Fälle  von  Sachbeschädigungen  im  Wiener  Stadtrecht 
a.  150.  Freyberg  a.  245,  246  — so  ist  das  auch  für  das  ham- 
burgische Recht  anzunehmen.  Dass  das  vom  Statut  an  der 
fraglichen  Stelle  gebrauchte  Wort  „schaden“  eine  so  w eit  gehende 
Bedeutung  im  Sprachgebrauch  desselben  gehabt  hat,  ergiebt  u. 
a.  a.  17  IX  (1270),  wo  als  schaden  bezeichnet  wird  der  Fall, 
wo  breke  wTe  syn  ben,  it  were  man  ofte  wiff  ofte  quick  ofte 
wrat  ungeluckes  dar  sehude  etc.  Auch  sind  endlich  die  an- 
gedrohten Rechtsfolgen,  speziell  auch  die  in  a.  19  Abs.  3 an- 


3)  Ssp.  II  40.  Salzw,  § 72.  Stendal  17.  Lüb.  C.  I a.  63,  64.  C.  II 
a.  152,  153,  255.  Sjat.  Sehr.  III  22,  123.  Ostfries.  Ldr.  I C.  33,  84,  86  ff. 
Uadeln  II  24.  Bordesh.  a.  46,  47.  Brünn  17.  Prag  120  etc. 
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gedrohte  Busse  von  3 //.,  nicht  derartige,  dass  sie  eine  Anwend- 
barkeit auf  Sachbeschädigungen  ausschlüssen. 

Eine  Scheidung,  wie  sie  z.  B.  das  Magdeb.  Görl.  Recht 
von  1304  a.  128  innerhalb  der  Körperverletzungen  kennt,  näm- 
lich danach,  ob  die  Wunde  kampfwürdig  ist  oder  nicht,  ist,  wie 
für  die  meisten  Rechtsgebiete  nicht  bezeugt,  so  auch  für  Ham- 
burg, wo  die  Ordale  schon  früh  aus  dem  Prozesse  verschwanden, 
nicht  anzunehmen. 


§ 4.  Behandlung  des  Versehuldens. 

An  das  Vorliegen  einer  Beschädigung  durch  Tier  oder 
Wagen  knüpfen  die  Artikel  19—20  VI  (1270)  die  Pflicht  zurnbe- 
teren  des  Schadens.  Die  Statuiernng  dieser  Schadenersatzpflicht, 
auf  deren  rechtliche  Natur  noch  einzugehen  sein  wird,  geschieht 
schlechtweg,  ohne  dass  der  Willensrichtung  des  etwaigen  cnsto- 
diens  oder  einer  sonstigen  Person  irgendwie  gedacht  würde. 

A.  Trotzdem  ist  aber  selbstverständliche  Voraussetzung 
der  Rechtsfolgen  der  Art.  19,  20  das  Nichtvorliegen  einer  vor- 
sätzlichen Beschädigung.  An  eine  solche  knüpfte  das  hambur- 
gische  Recht,  wie  das  deutsche  Recht  jener  Periode  überhaupt 
(cf.  Goslar  S.  41  Z.  1),  schon  eine  öffentliche  Kriminalstrafe 
des  Schuldigen,  und  von  einer  solchen  ist  hier  nicht  die  Rede, 
(cf.  S.  24.)  Die  Artikel  19,  20  kommen  vielmehr  erst  in 
Betracht,  wenn  der  Beklagte  sich  von  dem  etwaigen  Vorwurfe 
der  Vorsätzlichkeit  freigeschworen  hatte. 

B.  Dagegen  ist  andererseits  aus  der  Nichterwähnung  des 
subjektiven  Momentes  in  jenen  Artikeln  allerdings  der  Schluss 
mit  Recht  zu  ziehen,  dass  dieselben  ihre  Rechtsfolgen  nicht  ab- 
hängig machen  von  dem  Vorliegen  einer  Fahrlässigkeit  des  mit 
der  Aufsicht  über  das  Tier  Betrauten,  d.  h.  Fahrlässigkeit  im 
heutigen  Sinne  als  eines  rein  subjektiven  Defektes  genommen. 
Bestätigt  wird  diese  Folgerung  durch  den  bei  Trümmer  I 
S.  378  abgedruckten  Fall  aus  dem  hamburg  über  memorandorum 
fol.  73,  1 vom  Jahre  1451.  Denn  es  wird  dort  ausdrücklich 
hervorgehoben,  dass  die  Pferde,  welche  Hanse  Lanckonwens 
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Kind  vom  Leben  zum  Tode  gebracht,  van  wanschichten  lopende 
geworden  seien. 

1.  Es  entspricht  diese  Ignorierung  der  subjektiven  Willens- 
richtung  des  Handelnden  einem  allgemein  im  deutschen  Rechte 
erkennbaren  und  schon  vielfach  beleuchteten  Prinzip.  Das 
deutsche  Recht  kennt  nur  den  Vorsatz  als  rein  subjektive  Vor- 
aussetzung von  Rechtsfolgen.  Es  kennt  dagegen  nicht  den  ab- 
strakten Begriff  der  Fahrlässigkeit  als  eines  reinen  Willens- 
defektes. Entsprechend  seiner  Tendenz,  sich  an  das  Äussere, 
Greifbare  zu  halten,  nicht  mit  Begriffen,  sondern  mit  Thatsachen 
zu  operieren,  zieht  das  deutsche  Recht  cs  vor,  mehr  oder  weniger 
fest  umschriebene  Thatbestände  zu  normieren,  bei  deren  Vor- 
liegen es  ein  Verschulden  desjenigen,  auf  dessen  Verhalten  die 
Verwirklichung  desselben  zitrüekznführon  ist,  ohne  weiteres  als 
gegeben  ansieht,  bei  deren  Nichtvorliegen  es  ein  ungelucke  an- 
nimmt. 

2.  Ist  man  sich  insoweit  Uber  die  Struktur  des  deutschen 
Rechtes  im  allgemeinen  einig,  und  besteht  auch  weiterhin  Ein- 
verständnis darüber,  dass  das  deutsche  Strafrecht  als  Voraus- 
setzung seiner  Straffolgen  Vorsatz  oder  Fahrlässigkeit  im  obigen 
Sinne  erfordert,  so  gehen  doch  die  Ansichten  weiterhin  darüber 
auseinander,  ob  auch  für  die  zivilrechtliche  Schadensersatzpflicht 
das  Vorliegeu  eines  Verschuldens  im  obigen  Sinne  vorausgesetzt 
werde,  oder  ob  diese  Pflicht  sich  vielmehr  an  die  Thatsaehe  des 
eingetretenen  Schadens  ohne  weiteres  knüpfe.  Vom  Standpunkte 
des  hamburgi sehen  Rechts  aus  muss  man  zur  Verwerfung  der 
ersteren,  insbesondere  von  John  (Das  Strafrecht  in  Norddeutsch- 
land  z.  Z.  der  Rechtsbücher  S.  1 2 ft’.),  aber  auch,  wie  es  scheint, 
von  Planck  (Das  deutsche  Gerichtsverfahren  im  M.  A.  Bd.  I 
S.  4üit)  vertretenen  Ansicht  und  zur  Billigung  der  letzteren, 
namentlich  von  Hammer  (Die  Lehre  vom  Schadensersätze  etc.) 
und  Stobbe  (Handbuch  des  d.  Privatrechts  V.  S.  377  ff.)  — siehe 
auch  Bartels,  über  die  Ersatzansprüche  des  Hamb.  Staates 
wegen  Beseitigung  gesunkener  Schiffe  ans  dem  Fahrwasser  der 
Unterelbe,  in  der  Hanseat.  Ger.-Ztg.  H.B.  18S»5  N.  42  S.  115  — 
verfochtenen  Theorie  gelangen.  John  nimmt  ein  „Verschulden“ 
dann  als  gegeben  an.  wenn  durch  das  schädigende  Thun  gleich- 
zeitig ein  allgemeines  polizeiliches  oder  ein  für  den  Einzelfall 
erlassenes  sonstiges  obrigkeitliches  Gebot  übertreten  werde,  so- 
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wie  ferner  dann,  wenn  durch  eine  gefährliche  Hantierung  ein 
schädigender  Erfolg  eingetreten  sei.1)  Zu  diesen  gefährdenden 
Hantierungen  gehöre  auch  das  Umgehen  mit  Tieren.  Daher 
halte,  im  Falle  durch  dieselben  ein  Schaden  bewirkt  werde, 
der  Veranlasser  desselben,  weil  in  Verschuldung  stehend.  Diese 
Konstruktion  scheitert  u.  E.  daran,  dass  das  hambnrgische  Recht 
und  die  deutschen  Rechts<|uellen  überhaupt,  wie  schon  gesagt, 
keineswegs  alle  Tiere  gleichmässig  behandeln,  sondern  gefähr- 
liche und  ungefährliche  scheiden  und  schon  an  den  durch  letztere 
bewirkten  Schaden  Ersatz]  »flicht  knüpfen  (s.  o.  S.  0 und  unten 
S.  14  ff.).  Andererseits  steht  der  Theorie  der  unbedingten 
Schadensorsatzpflieht  nicht  der  schon  oben  S.  t>  erwähnte  a.  1 7 
IX  (1270)  entgegen,  auf  den  John  sich  n.  a.  für  seine  Ansicht 
bezieht.  Denn,  wie  Hammer  S.  47  mit  Recht  betont,  sollte 
die  dort  erwähnte  Verwarnung  durch  den  Rat  nicht  zur  Er- 
möglichung der  Annahme  eines  „Verschuldens“  dienen,  sondern 
zur  Ermöglichung  der  Annahme  eines  Kausalzusammenhanges 
zwischen  dem  Handeln  einer  Person  und  dem  eingetretenen 
Schaden.  Ohne  jene  Verwarnung  würde  der  Schaden  nicht  ohne 
weiteres  auf  ein  Unterlassen  einer  bestimmten  Person  zurück- 
führbar  sein,  da  ohne  dieselbe  eine  Pflicht  zur  Anwendung  von 
Vorsichtsmassregeln  häutig  entweder  überhaupt  nicht  bestehen 
würde,  oder  doch  zweifelhaft  sein  könnte,  wem  sie  obliegen 
würde.  — Übrigens  würde  unseres  Erachtens  gerade  nach  der 
John'schen  Theorie  jenes  Erfordernis  des  beschuldegens  speziell 
im  Falle  des  a.  17  IX  (1270)  seine  Erklärung  nicht  finden. 
Denn  es  ist  nicht  abzusehen,  weshalb  das  Hantieren  mit  einer 
Boden  winde,  das  Aufrichten  eines  Schiffes  auf  dem  Helgen,  das 
Aufstapeln  von  Holz,  die  Nichtausbesserung  eines  baufälligen 
Hauses  weniger  gefährliche  Handlungen  sein  sollten,  als  das 
Umgehen  mit  Kühen  und  Ziegen.-) 


>)  Der  vierte  ganz  spezielle  Fall,  in  welchem  nach  John  a.  a.  U.  S.  32 
ein  „Verschulden“  als  vorliegend  angenommen  wird,  interessiert  hier  nicht. 

s)  Ein  Eingehen  auf  diese  Kontroverse  ist  nur  geboten,  um  a.  19—20 
VI  (1270)  mit  a.  17  IX  (1270)  in  Einklang  zu  bringen  und  so  zu  einer 
einheitlichen  Schadeusersatztheorie  und  zu  einer  festen  Terminologie  für  das 
hamburgische  Recht  zu  gelangen.  Davon  abgesehen  könnte  es  gleichgiltig 
sein,  ob  man  sagt : „weil  der  schädliche  Erfolg  eingetreten  ist  und  aus  seinem 
Eintreten  anf  einen  Willensdefekt  Deinerseits  zu  schliesseu  ist,  haftest  Du“, 
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3.  a.  Wie  schon  gesagt,  ist  dem  deutschen  Rechte  der  aller- 
dings typisch  gehaltene  Begriff  des  Verschuldens  keineswegs 
fremd.  Behauptet  wird  nur,  dass  er  bei  der  Frage  nach  der 
Statuierung  der  Ersatz  Verbindlichkeit  für  ausserkontrakt  liehe 
Schäden  nicht  in  Betracht  gekommen  sei.  Dagegen  wurde  jenes 
Verschulden  allerdings  berücksichtigt,  und  zwar  speziell  auch 
bei  Schädigungen  durch  Tiere,  bei  der  Gestaltung  der  Haftung 
im  Einzelnen.  Es  werden  in  dieser  Beziehung,  wie  schon  mehr- 
fach erwähnt,  geschieden:  Tiere,  welche  ihrer  Individualität  nach 
gefährlich  sind,  und  solche,  welche  ihrer  Individualität  nach  un- 
gefährlich sind,  vorleumbte  und  unvorleumbte  (Arnstadt  a.  33, 
34),  berüelitete  und  unberüchtete  (Dithm.  Ldr.  v.  1539  a.  82,  83), 
schedeliche  und  sonstige  Tiere  (Prag  a.  120).:1)  Nicht  etwa 
wird  unterschieden  zwischen  zahmen  und  wilden  Tieren,  wie 
Stobbe  Hdb.  V.  S.  412.  Planck  L S.  409.  Wulff  II.  S.  233 
Anm.  1 annehmen. 

Im  Falle  durch  ein  individuell  gefährliches  Tier  ein  Schaden 
angerichtet  wurde,  gestaltete  sich  die  Haftung  des  Herrn  in 
allen  Fällen  strenger,  mochte  ihn  nun  bei  der  Bewahrung  des- 
selben ein  Verschulden  treffen  oder  nicht.  Andererseits  aber 
trat  jene  strengere  Haftung  auch  nur  ein,  im  Falle  es  sich  um 
ein  gefährliches  Tier  handelte,  sonstige  Fälle  der  Verschuldung 
im  heutigen  Sinne  blieben  unberücksichtigt.  Es  tritt  hier  die 
schon  beleuchtete  mechanische  Konstruktion  des  deutschrecht- 
lichen Verschuldungsbegriffes  zu  Tage.  Dieselbe  macht  sich 
weiterhin  auch  darin  geltend,  dass  man  auch  bei  der  Feststellung, 
ob  ein  Tier  in  concreto  gelührlich  war,  vielfach  schablonenhaft 
zu  Werke  ging.  (s.  o.  S.  7.) 

b.  In  der  Behandlung  des  Falles  eines  Verschuldens  des 
Herrn  durch  Halten  eines  gefährlichen  Tieres  weichen  die  Be- 
stimmungen des  hamburgischen  Rechts  von  denen  des  Sachsen- 
spiegels und  der  verwandten  Rechtsquellen  ab.  Während  die 
letzteren  in  diesem  Falle  dem  Herrn  des  Tieres  die  Möglichkeit 
der  Preisgabe  entzogen  und  ihn  persönlich  haften  Hessen,4)  äudert 

oder  ob  man  einfach  sagt:  „weil  der  schädliche  Erfolg  eingetroten  ist,  haftest 
Du“.  Auf  jeden  Fall  wäre  in  letzter  Linie  einzig  der  Erfolg  das  Bestimmende. 

s)  cf.  Freyberg  a.  251.  Ostfries.  Ldr.  I.  C.  83.  Hadeln  II.  Tit.  24. 
Eisenach  III.  64,  05  etc. 

*)  Ssp.  IL  62.  K.  B.  n.  Dist,  II,  9 Dist.  2.  Sachs.  W eichb.  a.  120 
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das  hamburgische  Recht  nichts  an  der  zivilrechtlichen  Schadens- 
ersatzpflicht. Es  legt  vielmehr  neben  derselben  dem  Herrn 
des  Tieres  noch  eine  Busse  von  3 ü.  auf.'1)  Es  ist  diese  Busse 
das  übliche  Gewedde  des  hamburgischen  Rechts  im  Falle  gröberer 
Verstösse  gegen  polizeiliche  und  gesetzliche  Vorschriften  (cf.  I, 
9,  10,  14,  16;  VI,  27;  VII,  10;  IX,  1,  2,  3,  8,  10—12,  15;  X,  2; 
XII,  10  (1270).  Dasselbe  wird  als  broke  bezeichnet  (I,  9,  16; 
IX,  2 (1270),  also  als  Strafe  für  einen  Friedensbruch,  was  klar 
die  strafrechtliche  Natur  desselben  erkennen  lässt.  Hieran  ver- 
mag es  Nichts  zu  ändern,  dass  die  broke  gemäss  IX,  20  (1270) 
nur  zu  */g  an  Rat  und  Vogt,  zu  1/a  an  den  Kläger  fiel.  Denn 
die  Strafen  der  älteren  deutschen  Rechte  sollten  Genugthuung 
nicht  nur  den  Vertretern  der  Allgemeinheit,  sondern  auch  dem 
Verletzten  selbst  verschaffen,  da  der  Friede  nicht  nur  an  jener, 
sondern  auch  an  diesem  gebrochen  war. 

C.  Haben  wir  im  Obigen  als  das  die  Schadensersatzpflicht 
begründende  Moment  den  blossen  Kausalzusammenhang  zwischen 
der  Thätigkeit  des  Tieres  und  dem  eingetretenen  Schaden  er- 
kannt, so  bleibt  nunmehr  die  Frage  zu  erörtern,  wenn  das  Recht 
diesen  Kausalzusammenhang  als  unterbrochen  ansieht. 

1.  Wie  im  § 6 u.  7 des  näheren  gezeigt  werden  wird,  tritt 
eine  V erhaftung  des  Tieres  selbst  ein,  wenn  es  bei  der  Schadens- 
zufügung nicht  unter  Aufsicht  stand.  Stand  es  unter  Auf- 
sicht, so  haftet  der  Aufsichtführende.  Das  Tier  gilt  danach  als 
Urheber  des  Schadens  nur,  wenn  es  sponte,  ohne  dass  es  in 
seinem  vom  Rechte  fingierten  Willen  präsumtiv  oder  thatsächlich 
beeinflusst  war,  geschadet  hatte. 

2.  Hieraus  folgt  von  selbst,  dass  auch  derjenige,  welcher, 
ohne  die  Obhut  über  das  Tier  zu  haben,  dessen  schadenstiftende 
Thätigkeit  veranlasst  hatte,  für  den  Schaden  aufzukommen  haben 
musste.  Selbstverständlich  kann  aber  von  einer  Haftbarkeit  einer 
an  sich  zu  dem  Tiere  in  gar  keiner  Beziehung  stehenden  Person 
nur  dann  die  Rede  sein,  wenn  dieselbe  durch  ein  Thun,  zu  dem 
sie  nicht  berechtigt  war,  die  Ursache  zu  dem  Schaden  gesetzt 


§ l bezw.  a.  123.  Dithm.  Ldr.  von  1447  § 106,  106,  von  1539  a.  82,  83. 
Brünn  17.  Prag  120  und  die  in  Anm.  3 Zitierten. 

6)  1 Pfand  =»  20  eolidi.  Nach  Reimaras,  Ztschr.  f.  Hamb.  Gesch. 
Bd.  I N.  33  S.  464  sind  20  sol.  - 14  Mark  4 '/,  ß Beo.  damal.  Währuug. 
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hatte,  ln  der  That  bestätigen  denn  auch  die  Quellen,  dass  der 
Dritte,  welcher  durch  sein  unberechtigtes  Eingreifen  das  Tier 
gereizt  und  dadurch  den  Schaden  verursacht  hatte,  seinei'seiüs 
zu  haften  hatte,  cf.  Roth.  :i27:  si  quis  canes  alieuos  claniaverit 
aut  incitaverit  et  damnuin  fecerint  in  homine  aut  in  peculio,  non 
reputetur  illi  culpa  cuius  canes  sunt,  sed  illi  qui  eos  incitaverint. 
Ferner  Ostfries.  Ldr.  I C.  85:  Well  einen  liunt  edder  Beest  terget 
edder  dar  tho  erwecket  quait  to  doende,  de  is  in  fülle  Boete 
unde  Broeke  schuldig  de  dat  Beest  dartho  hefft  erwecket  und 
nicht  de  Herre  des  Beestes.  Dasselbe  gilt,  wenn  nicht  ein 
Mensch,  sondein  ein  Tier  durch  Reizung  des  anderen  Tieres 
den  Schaden  veranlasst  hat;  cf.  Ostfr.  Ldr.  I C.  87.  Also  wanner 
eines  andern  Mannes  Feit  dat  myne  bit  ölte  schleit  eder  to 
Toren  erwecket  unde  myn  Pert  schleit  daraver  ein  Kint  eder 
ander  Beest  doet,  so  is  de  Herre  van  dat  ander  Beest  den 
Schaden  tho  gelden  schuldig  und  ick  nicht. 

3.  Auf  Grund  ebenderselben  Argumentation  kommt  man 
aber  auch  zu  der  weiteren  Folgerung,  dass  die  Schadensersatz- 
pfliclit  dann  cessiert,  wenn  der  Beschädigte  selbst  die  schadens- 
stiftende Thätigkeit  des  Tieres  veranlasst  hatte.6)  Dieser  von 
den  Quellen  auch  ganz  allgemein  bei  Schadenszufügungen  jeder 
Art  vertretene  Grundsatz7)  wird  speziell  bezüglich  der  Schadens- 
stiftungen durch  Tiere  in  den  nachfolgenden  Quellenstellen  aus-  ■ 
drüeklieh  hervorgehoben.  Lex  Wis.  VIII  Tit.  I,  18:  si  quis 
vitiosuni  bovem  aut  canem  vel  aliud  animal  contra  se  irritatuui 
concitaverit,  quidquid  passus  fuerit,  culpae  eius  qui  hoc  pertulerit 
oportet  adscribi.  Frankenhausen  IV  a.  12:  ...  es  were  daun 
dass  der  todte  oder  beschaedigte  zu  dem  Unfall  auss  mutwillen 
oder  nach  vorwarnunge  des  furmannes  selbst  Ursache  gegebenn 
hette.  cf.  auch  Wend.  Rüg.  Ldgebr.  Tit.  174.  Einen  weiteren 
Beleg  für  diese  Auffassung  der  Quellen  bilden  die  zahlreichen 
Stellen,  nach  denen  eine  Haftung  des  schädigenden  Tieres  dann 


“)  Trümmer  I S.  3S7  ist  der  Ansicht,  dass  das  ältere  hamb.  Recht 
das  Verschulden  Dritter  sowohl  als  das  eigene  Verschulden  des  Beschädigten 
nicht  berücksichtigt  habe. 

")  Magdeh.  Blume  II  3,  9S:  schade  der  einem  van  siner  verwarlosung 
gesehnt,  darf  er  keinem  schult  geben.  Vgl.  die  zahlreichen  Belege  bei 
üanuner  a.  a.  0.  S.  72. 
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wegfällt,  wenn  das  geschädigte  Tier  selbst  „den  Krieg  begonnen 
hatte“,  cf.  Bordesh.  Neumünst.  Amtsgebr.  a.  45.  Frankenhausen 
IV  a.  71.  Ostfries.  Ldr.  I C.  87,  88.  Darauf,  dass  speziell 
auch  das  harnb.  Recht  diesen  Standpunkt  eingenommen  hat,  weist 
die  Thatsache  hin,  dass  a.  19,  20  II  (1270)  eine  Schadensersatz- 
pflicht nur  statuieren,  wenn  das  ledige  Tier  auf  der  Strasse  lief. 
Es  lässt  sich  hieraus  an  der  Hand  von  Lübeck  C.  I a.  63,  64, 
Cod.  II  a.  152,  153  entnehmen,  dass  diese  Haftung  dann  ces- 
sierte,  falls  umgekehrt  das  Tier  in  dem  Hause  seines  Herrn 
sich  befand.  Der  Grund  war  offenbar  der,  dass  nach  der  Auf- 
fassung des  Rechts  derjenige,  welcher  ein  fremdes  Haus  betritt 
und  sich  mit  dem  fremden  Vieh  befasst,  selbst  dadurch  den  An- 
lass zu  dem  erlittenen  Schaden  giebt.  Speziell  kann  er  sich 
nicht  beklagen,  wenn  er  dort  von  dem  Haushunde  angefallen 
wird  (Lttb.  Cod.  II  a.  152). 

Ein  Zwiespalt  in  der  Auffassung  der  (Quellen  scheint  sich 
dagegen  geltend  zu  machen  in  dem  speziellen  Falle,  wo  ein 
Kind  oder  sonst  eine  nicht  völlig  handlungsfähige  Person  sich 
durch  ihr  Verhalten  selbst  den  Schaden  zugezogen  hat.  Es  wird, 
wie  es  scheint,  trotzdem  eine  Haftung  des  Schädigers  statuiert 
von  Goslar  S.  41  Z.  1 : of  en  Kint  lepe  under  enne  waghen  oder 
under  en  pert  oder  van  anderem  unghelücke  scüde  dat  en  sca- 
den  dede  an  sinen  dank,  dar  en  dot  bleve  oder  ghewundet 
woorde,  de  moste  selvc  sevede  vulkumene  lüde  dat  an  den 
liilleghen  irweren,  dat  it  an  sinen  dank  gesehen  were.  So  ne 
tredet  ime  an  dat  lif  nicht,  mer  mit  iencs  worgelde  scolde  ho 
dat  irleghen.  Allgemeiner  gefasst  ist  Rechtsb.  n.  Dist.  II  2, 
Dist.  15  bezw.  Purgoldt  II  126,  wonach  derjenige  haftet, 
welcher  einen  Zaun  unvorsichtig  anlegte,  an  den  sich  dann  ein 
Vieh  (bezw.  ein  Kind,  Purg.  1.  c.)  verletzt:  „wenn  is  eyn  uu- 
vornimftigk  thir  ist  unde  sich  dovor  nicht  gehuten  kan  also  ein 
mensche“.  Andererseits  sagt  ein  Nordhäuser  Weistum  A § 10: 
het  ein  unser  bürgere  holtz  legende  uff  der  stratze,  kernet  da 
ein  ander  kint  edir  aide  lüde  unde  tun  sich  selben  schaden,  da 
geht  kein  gerichte  übir.  U.  E.  ist  der  in  diesem  Weistum  do- 
kumentierten Auffassung  das  grössere  Gewicht  beizulegen,  da 
dieselbe  sich  in  einer  den  fraglichen  Fall  speziell  behan- 
delnden Quellenstelle  findet.  Goslar  S.  41  Z.  1 will  nur  den 
Fall  eines  anc  dank  des  Wagenführers  eingetretenen  Unfalles 

Uoffmann,  Di«  Haftung  nach  Hamburger  EUcbt.  2 
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behandeln  und  formuliert  sein  Beispiel  unglücklich.  Den  völlig 
undeutschen  und  mit  dem  oben  geschilderten  Rechtszustande 
direkt  unvereinbaren  — vgl.  namentlich  den  Fall,  wo  das  Tier 
durch  ein  anderes  gereizt  war  — Rechtssatz  aufzustellen,  dass 
nur  schuldfähigen  Personen  ihr  eigenes  für  den  erlittenen  Unfall 
kausales  Verhalten  zuzurechnen  sei,  dürfte  dem  Autor  des  frag- 
lichen Rechtsbuches  fern  gelegen  haben.  Die  Bestimmung  des 
Rechtsbuchs  n.  Dist.  bildet  eine  Singularität  gegenüber  der  im 
Übrigen  auch  in  ihm  bekundeten  Auffassung  der  fraglichen 
Materie.  Der  unzulässigen  Ausdehnung,  die  der  romanisierende 
Purgoldt  dem  Anwendungsgebiete  dieser  Bestimmung  giebt, 
ist  vollends  keine  Bedeutung  beizulegen.  Jedenfalls  werden  wir 
für  das  hamburgische  Recht  im  Zweifel  uns  der  Auffassung  des 
Nordhäuser  Weistumes  anzuschliessen  haben. 


§ 5.  Das  begrepen. 

In  Artikel  20  VI  (1270)  wird  die  prinzipale  Haftung  des 
Wagenführers  für  den  von  ihm  mit  seinem  Gespann  angerichteten 
Schaden  statuiert  mit  dem  Zusatze : wort  he  dar  mede  begrepen. 

1.  Begrepen  ist  der  ständige  Ausdruck  des  älteren  hauib. 
Rechts  für  die  Festnahme  auf  handhafter  That;  cf.  a.  5 VI; 
22  IX;  3,  5 X ; 4,  7,  8 XII  (1270).  Dass  es  sich  in  der 
That  auch  hier  um  diese  handelt,  wird  bestätigt  durch  die  Aus- 
drucksweise der  Parallelstellen  Ssp.  II,  40  § 4 und  Lüneburg 
97,  die  von  einem  „bestedigen  in  der  hanthaften  daet“  des  vom 
Kutscher  im  Stiche  gelassenen  Gespannes  reden.  Andere  Quellen- 
stellen gebrauchen  bei  der  Besprechung  desselben  Falles  die 
Ausdrücke  upholden  aue  gerichte,  vorkumereu,  bekumeren  (Gosl. 
48  Z.  35;  R.  B.  n.  Dist.  II  C.  VIII  D.  4,  5).  Sie  betonen  damit, 
ebenso  wie  wenn  sie  von  dem  „ledeghen“  des  Tieres  durch  Zah- 
lung des  Schadens  reden,  die  arrestatorisehe  Seite  des  Verfah- 
rens um  handhafte  That  (cf.  Planck  a.  a.  0.  II  S.  359,  368; 
v.  Meibom,  Das  deutsche  Pfandrecht  S.  147),  die,  wo  es  sich 
um  Stetigung  eines  Tieres  handelte,  natmgemäss  besonders  scharf 
hervortreten  musste.  In  der  That  liegt  der  Unterschied  zwischen 
dem  begrepen  und  dem  Personalarrest  zur  Sicherung  zivilrecht- 
licher Forderungen  lediglich  darin,  dass  letzterer  regelmässig, 
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nach  hamb.  Rechte  immer  (8  IX  1270),  vorgängige  richterliche 
Anordnung  erforderte;  in  den  Wirkungen  decken  sich  beide 
Institute. 

2.  Der  Umstand  nun,  dass  nur  in  a.  20  VI  1270  das  be- 
grepen  erwähnt  wird,  darf  selbstverständlich  nicht  zu  der  Fol- 
gerung verleiten,  als  ob  in  den  übrigen  Fällen  einer  Beschädi- 
gung durch  Tiere  ein  Verfahren  um  handhafte  That  nicht  statt- 
haft gewesen  wäre.  Vielmehr  erwähnen,  wie  schon  gesagt,  die 
Parallelstellen  dieses  Verfahren  gerade  bei  einem  anderen  Falle, 
nämlich  dem,  wo  der  Knecht,  der  die  Tiere  in  Obhut  hatte, 
entflohen  war. 

3.  Auch  dass  eine  Verletzung  Vorgelegen  habe,  die  „ihrer 
objektiven  Beschaffenheit  nach  eine  Strafe  au  Hals  oder  an 
Hand  zur  Folge  gehabt  hätte“,  ist  nicht  Voraussetzung  der 
Zulässigkeit  der  Klage  auf  handhafter  That,  wenngleich  in  den 
Fällen,  wo  eine  solche  Verletzung  nicht  in  Frage  stand,  die 
Klage  nicht  zu  den  peinlichen,  sondern  zu  den  gemischten  oder 
gemengten  gehörte.  (Bohrend,  Stendaler  Urteilsb.  S.  80,  Ho- 
meyer,  Richtsteig  S.  445 f.) 

4.  Ebensowenig  ist  aber  umgekehrt  aus  der  Erwähnung  des 
begrepens  an  dieserStelle  zu  schliessen,dass  dasselbe  notw  endige 
Voraussetzung  für  das  Vorgehen  gegen  den  Wagenführer,  oder 
überhaupt  wegen  Schädigungen  durch  Tiere  gewesen  wäre.1) 
Es  stand  vielmehr  hier,  wie  in  allen  Fällen,  wo  an  sich  auch 
wegen  handhafter  That  hätte  geklagt  werden  können,  dem  Ge- 
schädigten stets  auch  die  schlichte  Klage  offen  (cf.  Planck 
a.  a.  0.  I S.  703),  wenn  er  von  jenem  Verfahren  nicht  Gebrauch 
machen  wollte  oder  konnte.  Allerdings  war  aber  in  dem  ordent- 
lichen Verfahren  wegen  eines  erlittenen  Schadens  der  Zeugen- 
beweis nicht  zulässig;  der  Beklagte  entging  daher  der  Klage 
stets  ohne  weiteres  mit  seinem  Eide  (13  VI  1270.  cf.  Langen- 
beck  zu  a.  6 E.  1497).  Die  Zulässigkeit  der  schlichten  Klage  aber 
auch  in  Hamburg  lässt  ausser  eben  diesem  Artikel  13  VI  1270 
besonders  auch  5 VI  1270  erkennen,  wo  gerade  das  Verfahren 
geregelt  wird,  das  in  dem  Falle  Platz  zu  greifen  hatte,  wenn 
der  Beklagte  nicht  auf  handhafter  That  bestätigt  worden  war. 
Wenn  andererseits  die  Artikel  3,  5 X;  7,  8 VII  1270  die 


J)  Dies  scheint  anzunehmen  R.  (1.  bei  Seuff.  39  S.  802. 

2- 
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Bestätigung  als  notwendige  Voraussetzung  der  in  ihnen  ange- 
drohten Rechtsfolgen  erkennen  lassen,  so  erklärt  sich  das  aus 
dem  Charakter  dieser  Rechtsfolgen  als  peinlicher  Strafen.  L'm 
peinliche  Strafen  zu  erwirken,  musste  allerdings  mit  Gerüfte 
geklagt  werden.  (Planck  a.  a.  O.  I S.  763  A.  5).  Solche 
aber  stehen  hier  nicht  in  Frage. 

5.  Die  Bestätigung  konnte  nach  hamb.  Rechte  körperlich 
und  „kontumazial“  vollzogen  werden. 

a.  Bei  der  körperlichen  Bestätigung  war,  je  nachdem  ein 
Tier  als  der  Thäter  galt,  oder  ein  Mensch  (cf.  § 6),  das  erster« 
allein  oder  mit  der  betreffenden  Person  zusammen  zu  bestätigen. 
In  letzterem  Falle  wurde  das  Tier  nur  zum  Zwecke  der  bewisnng 
ergriffen  und  vor  das  Gericht  gebracht,  ebenso  wie  das  in  an- 
deren Fällen  auch  z.  B.  mit  der  duve  (a.  7 XII  1270)  oder 
dem  eggewapene  geschah.  Dasselbe  gilt  von  dem  Falle,  wo 
der  als  der  eigentliche  Thäter  anzusehende  Inhaber  des  Tieres 
entflohen  war.2) 

b.  Der  körperlichen  Stätigung  steht  gleich,  wenn  nach  der 
in  a.  4 XII  1270  gegebenen  Definition  der  Thäter  „auf  der 
vorvluchtigen  dat  verwunnen  oder  mit  deme  eggewapene  beseen 
wurde“.  Es  musste  dann  allerdings  durch  Zeugen  bekundet 
werden,  dass  Kläger  das  Gerüfte  erholen  und  von  ihnen  der 
Beklagte  bei  der  That  gesehen  sei.  Ob  ausserdem,  wenn  es 
sieh  um  Schadenszufügung  durch  Tiere  handelte,  noch  ein  Ver- 
fahren, wie  es  Goslar  S.  43  Z.  1 u.  35  und  R.  B.  n.  Dist.  II  8 
D.  4 zum  Zwecke  der  bewisung  fordern,  ein  „orkundelighen  be- 
klagen“, erforderlich  war,  ist  nicht  ersichtlich. 

6.  Das  Verfahren  um  handhafte  That  gegen  ein  Tier  oder 
gegen  den  Inhaber  desselben  ist  durchaus  zu  scheiden  von  dem 
im  Falle  eines  Flurschadens  platzgreifenden  Verfahren  (s.  o.  § 3). 


*)  Eine  Verhaftung  des  Tieres  trat  hier  nicht  ohne  weiteres  ein,  wie 
Trümmer  I S.  379  annimmt.  Aua  dem  dort  abgedvuekten  Rechtsfalle  aus 
dem  lib.  mein.  fol.  73,  2 ist  das  nicht  mit  Notwendigkeit  zu  folgen.  Wenn 
dort  sich  au  dem  abgeschlossenen  Vergleiche  sowohl  der  Knecht,  der  mit 
dem  Gespann  seines  Herrn  den  .Schaden  angerichtet  hat,  als  dieser  seihst 
beteiligen,  so  ist  das  sehr  wohl  auch  etwa  daraus  zu  erklären,  dass  der 
erstere  zunächst  flüchtig  geworden  war,  demnächst  im  Kaufe  des  Prozesses 
sich  sistiert  hatte  und  nun  seine  Regresssehuld  gegenüber  dem  Herrn  gleich 
mit  vergleichsweise  erledigte. 
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Schon  die  Terminologie  ist  eine  andere,  indem  dies  letztere  Ver- 
fahren in  dem  benachbarten  Hammerbroeker  und  Billwaerder 
Recht  stets  als  Pandinge,  Schuttingc  bezeichnet  wird.  Ferner 
ist  dies  Pflndungsverfahren  in  allen  Fällen,  wo  es  überhaupt 
rechtlich  möglich  ist,  notwendige  Voraussetzung  eines  jeden 
Vorgehens  überhaupt,  was,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  bei 
den)  Bestätigen  nicht  der  Fall  war.  Des  weiteren  ist  eine  Be- 
sonderheit des  Pfändungsverfahrens,  dass  der  Schade  „durch  un- 
parthieesche  Lude  taxeret  und  warderet  werden“  musste  (Ham- 
merbr.  Findung  148).  Endlich  ist  bei  demselben  ausser  dem 
Schadensersätze  noch  ein  besonderes  Pfandgeld  von  wechselnder 
Höhe  zu  entrichten,  was  bei  dem  Stätigungsverfahren  nicht  der 
Fall  ist.  (Hammerbr.  Find.  149).:|) 

7.  Im  übrigen  kann  wegen  der  Wirkungen  der  Bestätigung 
auf  das  von  Gropp  in  Hudtwalcker  und  Trümmer,  Krimin. 
Beiträge  II  S.  36fi  ff.  und  Trümmer,  Vorträge  I S.  404 
Ausgeführte  verwiesen  werden,  da  für  unseren  Fall  weitere 
Besonderheiten  desselben  nicht  zu  vermerken  sind. 


§ <>.  Die  Haftung:  im  allgemeinen. 

I.  Die  Sachhaftung. 

In  a.  19  Abs.  1 u.  2 wird  an  die  dort  normierten  That- 
bcstände  die  Rechtsfolge  geknüpft,  dass  das  Tier,  welches  den 
Schaden  bewirkt  hat,  denselben  bessern  soll.  Diese  Rechtsfolge 
wird  auch  in  a.  19  Abs.  3 und  a.  20  als  die  prinzipaliter  ein- 
tretende vorausgesetzt,  der  gegenüber  die  abweichenden  Be- 
stimmungen eben  dieser  Artikel  nur  als  Ausnahmen  von  der 
Regel  erscheinen.  Der  farblose  Ausdruck  beteren  wird  illustriert 
durch  den  ihm  in  a.  19  Abs.  2 gegebenen  Zusatz  „mit  syneme 
lyve“.  Es  bedeutet  dieser  Zusatz  in  a.  19  Abs.  2 keineswegs 
•etwa  die  Statuierung  einer  besonderen  Rechtsfolge  eben  für  den 
in  diesem  Passus  behandelten  Fall.  Denn  eine  beträchtliche 


8)  Es  dürfte  daher  nicht  ganz  korrekt  sein,  wenn  das  Reichsgericht 
(Seuff.  Bd.  39  S.  302)  auf  das  Verfahren  nach  Ssp.  II  40  den  Ausdruck 
„ Pfändung“  anwendet. 
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Reihe  von  Handschriften  (bei  Lappenberg  I.  H.  P.  Q.  R.  S.) 
haben  denselben  auch  im  Abs.  1 des  a.  19.  Betereu  mit  syneme 
lyve  aber  ist  der  ständige  Ausdruck  der  älteren  Hainburgischen 
Statuten  für  die  Todesstrafe  (a.  2,  3,  6,  9 X 1270). 

1.  Das  hamburgisehe  Recht  steht  somit  auf  dem  Boden  der 
kriminellen  Haftbarkeit  des  Tieres  für  den  durch  dasselbe  ange- 
richteten Schaden.  Es  nimmt  damit  einen  Standpunkt  ein,  wie 
er  dem  deutschen  Rechte  jener  Periode  überhaupt  charakteristisch 
ist.  Ausgehend  von  der  unbeschränkten  persönlichen  Haftung 
des  Herrn  bezw.  seiner  Sippe  für  das  als  zur  Hausgenossen- 
schaft gehörend  angesehene  Tier,1)  ist  dasselbe  fortschreitend 
zu  einer  immer  mehr  abgeschwfichten  Haftung  übergegangen, 
indem  zunächst  dem  Herrn  des  Tieres  nachgelassen  wurde, 
durch  Auslieferung  desselben  an  den  Verletzten  sich  von  der 
Zahlung  wenigstens  der  einen  Hälfte  des  Wergeids  oder  der 
Busse  zu  befreien,2)  demnächst  die  Möglichkeit  der  Vermeidung 
jeder  persönlichen  Haftung  durch  Hingabe  des  Tieres  nach  vor- 
gängiger Leistung  eines  ausserprozcssualen  Gefährdeeides  kon- 
zediert wurde.8)4)  Das  Recht  der  mittelalterlichen  Rechtsbücher 


M Lex  Saxon.  Tit.  18.  Lex  Angl.  u.  War.  Tit.  IS.  Lex  Alnm.  103. 
ed.  Roth.  330  ff.  Lex  Fris.  HI  öS  (für  das  Gebiet  zwischen  Weser  und 
Laveke). 

J)  Lex  Alam.  102.  Lex  Rib.  Tit  48.  Lex  Sal.  Ecc.  35. 

s)  so  im  späteren  salischen  Rechte  Cod.  V 36  ff.  cf.  Ed.  Ohilp,  c.  V. 
Ähnl.  Lex  Wis.  VIII  Tit.  4,  12  ff.  Brunner  R.  G.  II  S 555. 

4)  von  Amira,  Tierstrafen  und  Tierprozesse  S.  688,  sicht  umgekehrt 
in  der  Sachhaftung  das  Ursprüngliche.  31.  E.  steht  dem  entgegen  Lex  Burg. 
18,  1,  wo  die  Sachhaftuug  unter  Beseitigung  der  antitjua  calumnia,  also  jeden- 
falls der  Personalhaftung  eingefübrt  wird.  Ferner  ist  zu  beachten  Lex 
Alam.  102.  Dort  wagt  der  Gesetzgeber  in  dem  Falle  der  Tötung  eines  3Ien- 
schen  durch  einen  Hund  nicht  ohne  weiteres  von  der  im  übrigen  festge- 
haltcncn  vollen  Personal haftung  abzugehen,  sondern  bewirkt  die  Abschwächung 
in  die  Haftung  für  das  halbe  Wergeid  nur  aut  einem  Umwege,  indem  er 
die  volle  Haftbarkeit  von  Bedingungen  abhängig  macht,  deren  Erfüllung 
dem  Beschädigten  so  gut  wie  unmöglich  ist.  Es  lässt  dies  Manöver  er- 
kennen, wio  fest  die  Anschauung,  wonach  der  Herr  zu  voll  für  sein  Tier 
aufzukonunen  hatte,  im  Volke  wurzelte.  Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  dass 
der  Gedanke  einer  eigenen  Verantwortlichkeit  des  Tieres  nicht  schon  in 
ältester  Zeit  im  Volksbewusstsein  gelebt  habe,  wie  denn  eine  derartige  Per- 
sonifikation der  naiv  sinnlichen  Auffassung  eines  Naturvolkes  immer  näher 
liegen  wird,  als  der  eines  schon  auf  fortgeschrittener  Kulturstufe  stehenden. 
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endlich  hatte  auch  diese  Beschränkung  der  Sachhaftung  abge- 
streift und  behandelte  das  Tier  schlechtweg  als  Delinquenten. 
Allerdings  formulieren  nicht  alle  Rechtsbücher  ihren  Standpunkt 
mit  der  Klarheit  des  liamb.  Statuts.  Manche  reden  von  einem 
fordirn  czu  dem  thire  (Magd.  Bresl.  syst.  Sehr.  III  7,  II  123), 
oder  von  der  Möglichkeit,  mit  dem  Beeste  full  to  doen  (Ostfr. 
Ddr.  I C.  84),  oder  davon,  dass  das  Tier  den  schaden  gclden 
müsse  (Freyb.  a.  248),  ohne  auf  die  rechtliche  Natur  dieser 
Haftung  des  Tieres  selbst  weiter  einzugehen.  Wieder  andere 
geben  dem  Herrn  die  Befugnis  zur  Entschlagung  und  dem 
Geschädigten  die  zur  Unter  Windung,5)  oder  begnügen  sich  da- 
mit, die  persönliche  Haftung  des  Herrn  zu  negieren  (Stendal 
XVII  2),  ohne  auf  den  Rechtsgrnnd  dieser  Konstruktion  weiter 
liinzudeutcn.  Aber  auch  von  diesen  Quellenstellen  lassen  ein- 
zelne (Ssp.  II  40  § 2.  Salzw.  § 72.  Schwsp.  204)  wenigstens 
mittelbar  auf  den  Charakter  der  Haftung  des  Tieres  als  einer 
delikticischen  schliessen,  wenn  sie  denjenigen  fiir  persönlich 
haftbar  erklären,  der  das  Tier  nach  der  Schadenszufügung  in 
Kenntnis  derselben  „hovet  oder  hauset,  etet  oder  drenket“,  und 
sich  somit  einer  Redewendung  bedienen,  die  die  Quellen  zur 
Bezeichnung  der  Begünstigung  eines  Friedlosen  verwenden.*) 

2.  Wenn  nun  aber  auch  der  Gedanke  einer  Personifikation 
und  einer  eigenen  kriminellen  Verantwortlichkeit  des  Tieres  das 
Hamburger  wie  das  mittelalt.  Recht  überhaupt  beherrscht, 
so  wird  derselbe  doch  verständigerweise  nicht  in  allen  seinen 
Konsequenzen,  die  zum  Teil  sich  als  Absurditäten  darstellen 
würden,  durchgeführt.  Das  Recht  vergisst  nicht,  dass  es  sich 
im  Grunde  genommen  doch  nur  um  „dumme  Beeste“  (Ostfr.  Ldr.  I 


Allein  dieser  Rechtsgedanke  wurde  paralysiert  durch  die  prinzipale  Rück- 
sichtnahme auf  den  dem  Geschädigten  gebührenden  Ersatz,  die  ja  auch  sonst 
vielfach  zu  einer  Inanspruchnahme  nicht  des  wirklichen  Thäters,  sondern 
unbeteiligter  Personen,  wie  seiner  Hausgenossenschaft  und  Sippe,  führte. 
Erst  nachdem  eine  grössere  Rücksichtnahme  auf  das  subj.  Moment  im  Rechte 
sieb  Geltung  verschafft,  konnte  jener  schlummernde  Gedanke  einer  eigenen 
Haftung  des  Tieres  zu  Leben  erwachen. 

6)  Ssp.  H 40.  Gosl.  S.  43  Z.  1.  R.  B.  n.  Dist.  II  8.  Dist.  1,  5.  Purg. 
IV  11,  13.  Eisen.  III  58.  Salzw.  § 72.  Wend.  Rüg.  Ldgebr.  174.  Brünn 
17.  Prag  120.  Lüb.  Cod.  II  a.  153,  Cod  I a.  64. 

6)  cf.  Brunner  R.  G.  Bd.  I S.  167,  IT  S.  575. 
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C.  74)  handelt.  Insbesondere  kennt  das  deutsche  Recht  keine 
öffentlichen  Tierstrafen7)  und  Tierprozessc.8) H)  Das  beteren 
mit  syneme  lyve  des  hamb.  Rechts  wird  daher  an  dieser  Stelle, 
wie  das  bei  der  angedrohten  Todesstrafe  nach  deutschen  Reelits- 
quellen  vielfach  der  Fall  ist,10)  nur  die  Bedeutung  einer  dem 
Verletzten  erteilten  privaten  Tötungsbefugnis  gehabt  haben, 
von  der  derselbe  bezw.  seine  Sippe,  abgesehen  von  besonders 
schweren  Fällen,11)  kaum  je  einem  Tiere  gegenüber  Gebrauch 
gemacht  haben  dürfte. 

3.  Eine  weitere  Durchbrechung  des  der  Behandlung  dieser 
Materie  zu  Grunde  liegenden  Prinzips  liegt  darin,  dass  derjenige, 
welcher  nach  erlangter  Kenntnis  von  dem  Schaden  „sich  zu 
dem  Tiere  zieht“  oder  sich  desselben  nicht  „entschlägt“  und 
damit  erklärt,  für  dasselbe  eintreten  zu  wollen,  nicht  ebenfalls 


*)  Diese  scheint  allerdings  Schwsp.  a.  204,  Rupr.  v.  Freysing  C.  136 
audroheti  zu  wollen,  offenbar  von  kirchlichen  Anschauungen  (Exod.  XXI,  28) 
beeiutlusst.  Doch  wird  diese  Vorschrift  wohl  kaum  praktisch  geworden  sein 
(s.  Anm.  h). 

*)  Wie  von  Amira,  Tierstrafen  und  Tierprozesse,  beweist,  lassen 
sich  öffentliche  Tierstrafen  und  Tierprozesse  in  Deutschland,  und  zwar  nur 
im  südlichen,  nur  in  3—4  Fällen  aus  der  2.  Uälfte  des  16.  Jahrhunderts 
nachweisen.  Offenbar  widerstanden  derartig  verschrobene  Bildungen  dem 
deutscnen  Volksgeiste.  Stryk,  usus  mod.  l’and.  ad.  IX,  1 Fand,  muss  zur 
Hechtfertigung  derselben,  die  er  noch  für  praktisch  hält,  wiederholt  auf  die 
clara  voluntas  sntnmi  Numiuis  hinweisen  — Etwas  von  der  öffentl.  Tier- 
strafe völlig  Verschiedenes  ist  die  »Sitten  und  kultpolizeiliche  Jlassregcl“ 
(v.  Amira  S.  557)  der  Tötung  des  zur  Sodomie  geuiissbrauchten  Tieres. 
Sie  fand  statt  ad  tollcndam  nefandi  sceleris  memoriam.  (Stryk  a.  a.  0. 
S.  142).  Ein  solcher  Fall  wird  uns  speziell  für  Hamburg  noch  in  dem  Erteil 
vom  Jahre  1696,  das  der  Kommentar  von  Vegesack  zu  a.  28  St.  v.  1603  IV 
allegiert,  überliefert. 

9)  Trümmer  a.  a.  O.  I S.  382  ist  der  Ansicht,  dass  das  willenlose 
Tier  ebensowohl  wie  der  Mensch  Gegenstand  des  altdeutschen  Strafrechts 
gewesen  sei. 

10)  cf.  Brunner  R.  G.  II  S.  471,  s.  u.  Lex  Wis.  VIII  4,  20:  tradat 
ut  occidat. 

")  So  erklärt  sich  vielleicht  die  oben  S 21  schon  berührte  Thatsache, 
dass  in  allen  Handschriften  gerade  im  Falle  des  a.  19  Abs.  2 VI  (1270) 
der  Zusatz  mit  syneme  lyve  sich  findet,  während  er  im  Falle  des  a.  19  Abs.  1 
von  einer  Reihe  von  Handschriften  nicht  gebracht  wird.  Im  Falle  jemand 
durch  einen  Fiber  zerfleischt  worden  war,  wird  die  Erbitterung  der  Sippe 
wohl  eher  zu  einer  Tötung  des  Tieres  geführt  haben. 
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kriminell,  wie  das  folgerichtig  hätte  geschehen  müssen,  haftbar 
gemacht  wird.  Obgleich  das  Recht  vielfach,  wie  oben  gesagt, 
die  termiui  technici  der  Begünstigung  einer  Misscthat  in  An- 
wendung bringt,  lässt  es  ihn  doch  nur  auf  Schadensersatz  haften, 
(a.  19  Abs.  1 VI  1270). 

Überhaupt  ist  zu  beachten,  dass  naturgemäss  immer  da, 
wo  die  Person  des  Herrn  in  Frage  kommt,  der  Gedanke  durch- 
bricht, dass  die  kriminelle  Haftung  des  Tieres  für  ihn  zugleich 
eine  auf  das  Tier  beschränkte  zivilrechtliche  Haftung  bildet. 
Insoweit  konnte  oben  im  § 4 die  Schadensersatzpflicht  als  generelle 
Folge  der  Artikel  19,  20  VI  1270  bezeichnet  werden. 

II.  Die  persönliche  Haftung. 

Naturgemäss  konnte  das  Tier  nur  dann  als  Delinquent  an- 
gesehen werden,  wenn  es  seinen  eigenen  freien  Trieben  folgend 
geschädigt  hatte,  nicht  aber,  wenn  es  im  Augenblicke  der 
Schadensstiftung  in  der  custodia  eines  Menschen  stand,  in  dessen 
Hand  es  nur  ein  willenloses  Werkzeug  bildet,  (s.  S.  15.) 

1.  Demgemäss  blieb  die  persönliche  Haftung  des  Herrn, 
wie  wir  sie  in  den  Volksrechten  als  das  Ursprüngliche  kennen 
gelernt  haben,  bestehen  in  dem  Falle,  wo  das  Tier  zu  der  kri- 
tischen Zeit  in  der  Obhut  seines  Herrn  staud.  Eben  aus  dem 
Umstande,  dass  es  sich  um  ein  von  Alters  her  bestehendes 
Rechtsinstitut  handelt,  mag  es  sich  erklären,  dass  die  bekannteren 
Quellen  der  persönlichen  Haftung  des  Herrn  in  diesem  Falle 
gar  nicht  besonders  gedenken,  sondern  nur  aus  ihrer  Terminologie 
auf  das  Bestehen  derselben  schliessen  lassen.1-)  Es  deuten 
nämlich  die  von  denselben  gebrauchten  Ausdrücke,  wenn  sie  von 
der  Möglichkeit  der  Preisgabe  des  Tieres  reden,  — es  ist  dies 
die  Art  und  Weise,  in  der  die  Sac  hhaftung  sich  regelmässig 
realisierte  — darauf  hin,  dass  sie  stets  ein  Verhältnis  voraus- 


la)  gegen  die  persönliche  Haftung  de»  Herrn  im  Kalle  seiner  custodia 
scheint,  zu  sprechen,  dass  Brokes  It  dom  a.  l'.t  Abs.  2 (Liib.  (,'od.  III  a.  314) 
hinzu  tilgt:  so  vorne  de  dat  nicht  loset  dom  dat  sin  is.  Doch  ist  es  sehr 
wohl  möglich,  dass  damit  die  allerdings  recht  selbstverständliche  Haftung 
des  Herrn  in  diesem  Falle  überhaupt  hervorgehoben  werden  sollte,  ohne  dass 
darauf  eingegangeu  werden  sollte,  ob  diese  Haftung  Sachhaftung  oder  per- 
sönliche Haftung  war. 
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setzen,  wo  das  Tier  nicht  in  der  Gewere  des  Herrn  stand; 
cf.  Lübeck  Cod.  I a.  69:  si  dominus  pecudem  refutaverit  et  sibi 
non  attraxerit;  Ssp.  1140:  of  he't  weder  an  sine  gewere  nimt; 
ebenso  Saizwedel  § 72;  Arnstadt  a.  33.  Ausdrücklich  gedenken 
des  Falles  nur  die  Freyberger  Statuten.  Dieselben  behandeln 
in  a.  245  den  Fall,  wo  ein  Mann  „ein  pferd  hat  und  das  wird 
los  und  laeuft  und  thut  einen  schaden“,  und  gewähren  demselben 
in  diesem  Falle  die  Entschlagungsbefngnis.  In  a.  246  wird 
dann  der  Fall  besprochen,  wo  eiu  Mann  „sitzet  auf  einem  Pferd, 
er  sey  Herr  oder  Knecht“,  und  bestimmt,  dass  in  diesem  Falle 
der  Reiter  haltet  „und  das  Pferd  ist  ledig“.1’) 

2.  Hielt  man  für  den  Fall  der  custodia  des  Herrn  an  der 
ursprünglichen  persönlichen  Haftung  fest,  so  scheint  es,  als  ob 
man  dieselbe  für  den  Fall,  wo  das  Tier  sich  zur  Zeit  der 
Schädigung  in  der  Obhut  eines  Dritten,  einer  nicht  als  „Herr“  u) 
qualifizierten  Person,  befand,  erst  nachträglich,  nachdem  im 
übrigen  die  Sachhaftung  im  allgemeinen  Anerkennung  gefunden, 
als  Ausnahme  von  derselben  wieder  eingeführt  hat.  Gerade 
das  Hamburger  Recht  lässt  auf  diese  Entwickelung  schliessen. 
Die  a.  19  Abs.  3 und  a.  20  VI  1270,  welche  eben  den  hier 
fraglichen  Fall  behandeln,  stellen  sich  nämlich  als  offenbar 
jüngeren  Ursprungs  gegenüber  a.  19  Abs.  1 und  2 dar. 
Darauf  lässt  bezüglich  beider  Stellen  der  Umstand  schliessen, 
dass  sie  nicht  den  altertümlichen  Zusatz  „mit  syneme  lyve“ 
dem  bcteren  hinzufügen  (s.  o.  Anm.  11).  Für  einen  jünge- 
ren Ursprung  speziell  der  Bestimmungen  des  a.  19  Abs.  3 spricht 
weiter  noch  der  Umstand,  dass  eine  Reihe  von  Handschriften 
(nämlich  die  von  Lappenberg  mit  D.  H.  P.  R.  S.  bezeichneten) 


1S)  Wenn  die  § 1 Anm.  4 zitierten  tyuellenstellen  bei  der  Behandlung 
desjenigen,  der  wilde  Tiere  hält,  besonders  fcervorheben,  dass  dieser  selbst 
zu  haften  habe  und  nicht  das  Tier,  so  ist  auch  hieraus  kein  Argument  gegen 
unsere  Auffassung  zu  entnehmen.  Denn  wenn  auch  in  diesen  Quellenstellen 
die  persönliche  Haftung  des  Herrn  als  eine  Ausnahme  hingcstellt  wird,  der 
gegenüber  die  Sachhaftung  die  Regel  bildet,  so  erklärt  sich  das  daraus, 
dass  in  den  meisten  Füllen,  wo  eine  Haftnng  des  Herrn  für  sein  Tier  in 
Frage  kam,  dieses  nicht  in  seiner,  sondern  in  der  Obhut  seines  Gesindes  etc. 
gewesen  sein  wird  und  daher  in  der  That  Sachhaftung  des  Herrn  das 
Regelmässige  gewesen  sein  wird. 

u)  Darüber,  wer  als  „Herr“  anzusehen  ist,  cf.  S.  37  ff. 


Digitized  by  Google 


als  Rechtsfolge  des  in  diesem  Passus  normierten  Thatbestandes 
nicht  persönliche  Haftung,  sondern  im  Gegenteil  Haftung  des 
Tieres  statuieren  verbis:  den  schaden  schal  dat  perd  ofte  quick 
beteren  undc  nicht  de  man,  und  dass  selbst  in  der  das  Recht 
von  1292  gebenden  Handschrift  die  Worte  den  scal  de  man 
beteren  de  daroppe  reit  undc  nicht  dath  perth  verschiedenemale 
durchstrichen  sind,  ohne  dass  allerdings  etwas  Anderes  an  ihre 
Stelle  gesetzt  wäre.15)  "’)  Aus  dem  hierin  sieh  bemerkbar  machen- 
den Widerstreben  gegen  die  Einführung  der  persönlichen  Haf- 
tung in  dem  Falle  der  Detention  eines  Dritten  erklärt  es  sich 
auch,  wenn  man,  selbst  nachdem  dies  Widerstreben  im  übrigen 
überwunden  war,  an  der  Sachhaftung  wenigstens  dann  noch  fest- 
hielt, wenn  der  Detentor  der  persönlichen  Haftung  durch  die 
Flucht  sich  entzog  (a.  20  VI  1270). 

Es  findet  diese  Entwicklung  vielleicht  in  folgenden  Um- 
ständen ihre  Erklärung.  Als  blosser  Detentor  des  Tieres  kam 
hauptsächlich  ein  Knecht  (oder  Hauskind)  des  Herrn  in  Be- 
tracht, wie  die  oben  S.  9 Anm.  12  zitierten  Quellenstellen  ergeben. 
Für  den  Knecht  aber  haftete  der  Herr  im  älteren  Rechte  eben- 
falls unbedingt,  und  es  lag  daher  kein  Anlass  zu  einer  Unter- 
scheidung des  Falles,  wo  das  Tier  in  ledigem  Zustande  geschadet 
hatte,  von  dem,  wo  es  bei  der  Schadenszufügung  in  der  Obhut 
eines  Knechtes  gestanden  hatte,  vor.  Und  selbst  nachdem  im 
allgemeinen  im  Falle  der  Schadenszufügung  durch  einen  Knecht 
die  Befugnis  zur  Preisgabe  desselben  sich  entwickelt  hatte,17) 
mag  man  sich  nur  schwer  entschlossen  haben,  in  feinere  Distink- 
tionen dahin,  ob  das  Tier  oder  der  Mensch  preiszugeben  war, 
einzutreten.18)  Erst  nachdem  im  späteren  Mittelalter  das  hörige 
Gesinde  allgemein  durch  freies  Gesinde  ersetzt  war,  lag  Anlass 
vor,  von  der  bisher  im  allgemeinen  fcstgehaltenen  Sachhaftung 
abzugehen.  Dazu  mögen  praktische  Bedenken  auf  ein  möglichstes 

**)  s.  Lappenberg  zu  1202.  G.  XVI  a. 

la)  Za  beachten  ist  auch,  dass  der  entsprechende  l’ussus  des  Sachsen- 
spiegels, nämlich  II  40  $ 4 einen  späteren  Zusatz  zu  dem  ursprünglich  nur 
bis  § 8 reichenden  a.  10  bildet  (Hehrend,  Stendal.  U.  B.  S.  79). 

,7)  Die  Einschränkung  der  unbedingten  Haftung  für  Vergehen  des  Ge- 
sindes dürfte  jüngeren  Ursprunges  sein,  als  die  bei  Schädigungen  durch 
Tiere,  cf.  Brunner  R. G.  II  S.  55ö. 

1BJ  Vgl.  übrigens  Anm.  2 zu  § 7. 


2« 


Festhalten  an  der  Haftung  des  vielleicht  mittelst  begrepens 
bereits  in  die  Gewalt  des  Geschädigten  gelangten  Tieres  bezw. 
seines  jedenfalls  regelmässig  zur  Höhe  des  Tierwertes  solventen 
Herrn  hingedrängt  haben. 

3.  Was  die  juristische  Natur  der  persönlichen  Haftung  des 
Herrn  oder  des  Detentors  des  Tieres  anlangt,  so  hatte  dieselbe, 
ebenso  wie  die  Haltung  des  Tieres  selbst,  delikticischen,  wenn 
auch  nicht  kriminellen  Charakter. 


g 7.  Die  Saehhaftuiiir  im  einzelnen. 

A.  Sachhaftung  trat  ein  in  allen  Fällen,  wo  das  Tier  in 
ledigem  Zustande  geschadet  hatte.  Auf  welche  Weise  es  in 
diesen  Zustand  gelangt  war,  ist  rechtlich  gleichgiltig.  Insbeson- 
dere müssen  wir  nach  Wortfassung  und  Entstehungsgeschichte  (s.o. 
S.  26  f.)  desa.  1!)  Abs.  3 VI  1270  annehmen,  dass  Sachhaftung  auch 
dann  eintrat,  wenn  das  von  einem  Dritten  ohne  den  Willen  des 
Herrn  in  Besitz  genommene  Tier  demnächst  in  ledigem  Zu- 
stande eine  Schädigung  bewirkte.  Sachhaftung  trat  ferner  ein 
in  allen  Fällen,  wo  das  Tier  in  der  blossen  Innehabung  eines 
Beauftragten  stand,  der  sich  der  persönlichen  Haftung  durch 
die  Flucht  entzog,  a.  20  VI  1270.*)  Auch  für  den  Fall,  wo 
dieser  Beauftragte  Auftrag  und  Detention  von  einer  Zwiseheu- 
person  herleitete,  die  ihrerseits  in  Besitz  oder  Innehabung  ohne 
den  Willen  des  Herrn  des  Tieres  gekommen  war,  ist  man  aus 
den  oben  angegebenen  Gründen  genötigt,  Sachhaftung  anzunehmen. 

B.  Die  Verwirklichung  der  Sachhaftung  gestaltete  sich  in 
allen  diesen  Fällen  gleich.-)  Es  macht  auch  rücksichtlich  der- 


')  Wohl  rein  versehentlich  bestreitet  das  Lamprecbt  in  (ioldschmidls 
Z.  f.  d.  ges.  Handelsr.  I)d.  XXI  S.  95. 

a)  Es  ist  daher  hier,  weil  der  Kall  des  Entkommens  des  an  sich  per- 
sönlich haftenden  Detentors  einer  besonderen  Behandlung  nicht  zu  unter- 
ziehen ist,  auf  eben  jenes  Erfordernis  des  Entkommens  näher  einzugehen. 
Das  Reichsgericht  (Seuffcrts  Arch.  lid.  99  S.  302)  stellt  der  Flucht  andere 
gleichwertige  Momente,  z.  B.  Unvermiigen  des  Detentors,  gleich.  t\  E. 
spricht  hiergegen  die  Thatsaehe,  dass  die  sämtlichen  den  Kall  einer  sub- 
sidiären .Sachhaftung  überhaupt  behandelnden  tjuellenstellen  diese  überein- 
stimmend gerade  nur  im  Falle  der  Flucht  des  Knechtes  oder  Wagenführers 
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selben  keinen  Unterschied,  ob  das  Tier  ein  gefährliches  oder 
ein  ungefährliches  war.  Entscheidend  für  die  Gestaltung  der- 
selben ist  vielmehr  die  Thatsache,  ob  das  Tier  nach  der  Schädi- 
gung ledig  geblieben  oder,  was  gleichbedeutend,  in  die  Gewere 
des  Beschädigten  getreten  war,  oder  aber  ob  es  in  die  seines 
Herrn  oder  endlich  in  die  eines  Dritten  gekommen  war. 

I.  Was  zunächst  den  ersteren  Fall  anlangt,  so  ist  das 
Charakteristikum  desselben  das  Erfordernis  einer  ausdrücklichen 
diesbezüglichen  Erklärung  des  Herrn  des  Tieres,  falls  er  das- 
selbe vertreten,  also  die  Sachhaftung  vermeiden  wollte.  Der  Herr 
des  Tieres  musste  „sich  zu  dem  Tiere  ziehen“,  wie  der  Aus- 
druck der  Quellen  lautet. 

Um  demselben  Gelegenheit  zur  Abgabe  dieser  Erklärung 
zu  geben,  wurde  ihm  nach  stattgehabter  Bestätigung  des  Tieres 
Anzeige  von  derselben  erstattet.3)  War  er  unbekannt,  so  wird 
ein  Aufgebotsverfahren  stattgefunden  haben.4) 

1.  Meldete  sich  demnächst  der  Herr  des  Tieres  und  erklärte 
er,  dasselbe  vertreten  zu  wollen,  so  lief  das  Verfahren  in  das 
Verfahren  um  handhafte  That  gegen  ihn  persönlich  aus. 

2.  Erklärte  er  ausdrücklich,  dasselbe  nicht  vertreten  zu 
wollen,  so  mochte  nunmehr  der  Geschädigte  sich  desselben 
„unterwinden“.  Dieselbe  Befugnis  wird  dem  Geschädigten  nach 
fruchtlosem  Ablauf  der  Aufgebotsfrist  zugestanden  haben. 

3.  Dasselbe  muss  man  aber  m.  E.  auch  für  den  Fall  an 


statuieren,  ohne  auch  nur  ein  cinzigesmal  eines  jener  gleichartigen  Gründe 
zu  gedenken,  cf.  Ssp.  II  4<>  § 4.  l,üb.  Cod.  II  a.  U>4.  Goslar  II  S.  44 
Z.  5 u.  Parallelstellen.  Magd.  Bresl.  s.vst.  Sehr.  III  T.  2,  123.  Glogau  C.  441. 
I.iineb.  97.  Zu  beachten  ist  weiter,  dass  der  Verhaftung  des  Knechtes  in 
Stendal  XVII,  Liineb.  97  ganz  beiläufig,  also  als  einer  selbstverständlich 
eintretenden  Rechtsfolge  gedacht  wird,  nirgends  aber  etwa  auch  der  als 
subsidiäres  Exekutivmittel  gegen  ihn  zur  Anwendung  gebrachten  Personal- 
haft (cf.  a.  13  IX  1270).  Das  Erfordernis  der  Flucht  steht  sich  wohl  als 
ein  residuum  der  quellemnässig  allerdings  nicht  zu  belegenden  Periode  der 
Rechtsentwickelung  dar,  wo,  falls  daB  Tier  im  Augenblicke  der  Schädigung 
sich  in  der  Detention  eines  Knechtes  befand,  der  Herr  das  Recht  hatte, 
diesen  preiszugebeu  (cf.  § 6 Anm  17),  ein  Recht,  das  natürlich  dann,  aber 
auch  nur  dann  zu  Gunsten  der  älteren  Haftung  des  Tieres  zessierte,  wenn 
der  Knecht  sich  seiner  Verhaftung  durch  die  Flucht  entzogen  hatte. 

a)  Analog  dem  Schüttuugsvcrt'aliren  Stobbe  I S.  431. 

4)  Analog  dem  Verfahren  vor  der  Geweldigung  eines  arrestierten  Gutes 


Digitized  by  Google 


30 


nehmen,  wo  der  Herr  des  Tieres  bekannt  war,  aber  auf  die 
Anzeige  von  der  Schadenszufügung  hin  sich  nicht  erklärte.  Es 
folgt  das  konsequent  aus  der  prinzipalcn  Haftung  des  ledigen 
Tieres  selbst..  B ehrend  (Stendaler  Urteilsbuch  S.  78)  ist  anderer 
Ansicht.  Er  nimmt  an,  dass  der  Geschädigte  in  diesem  Falle 
eine  Klage  gegen  den  Herrn  des  Tieres  zur  Höhe  des  Wertes 
desselben,  oder  aber,  falls  der  Herr  unbekannt,  „zu  dem  Tiere“ 
habe  anstrengen  müssen.  Habe  er  das  unterlassen  und  sich  mit 
der  thatsäcblichcn  Innehabung  des  bestätigten  Tieres  begnügt, 
so  habe  dem  Herni  des  Tieres  seinerseits  noch  jederzeit  die 
Eigentumsklage  offen  gestanden,  wogegen  er  dann  allerdings  das 
Tier  bezüglich  des  von  ihm  angerichteten  Schadens  habe  ver- 
treten müssen.  Hiergegen  spricht  m.  E.  ausser  dem  oben  er- 
wähnten prinzipiellen  Bedenken  einmal  die  Ausdrucks  weise  der 
Quellen,'’)  die  als  Voraussetzung  der  Sachhaftung  nur  verlangen, 
dass  der  Herr  des  Tieres  dasselbe  nach  Kenntnis  der  Schadens- 
zufügung nicht  hause  oder  hofe,  sich  desselben  nicht  annehme 
(Hadeln  II  24),  sich  zu  demselben  nicht  ziehe  (Purg.  IV  11 
und  Parallelstellen),  nicht  aber  etwa  noch  eine  bezügliche  aus- 
drückliche Erklärung.  Wenn  ferner  ein  Urteil  im  Glogauer 
Rechtsbuch  C.  441  bestimmt:  „wurde  herre  ader  eyn  knecht 
abrunnig  der  mit  vy  ader  mit  wagen  schaden  thete,  der  here 
der  mus  do  vor  antworten  ader  mus  sich  des  vies  trösten  ader 
waynes6)“  und  ähnlich  Eisenach  III  62  anordnet:  „worde  abir 
der  (in  dez  gewere  daz  vihe  ist)  vorfluchtig,  daz  man  en  zeu 
der  antworte  nicht  mochte  brengen  so  sal  man  das  vihe  davor 
uffhaldin  mit  gerichto“,  so  ist  daraus  zu  folgern,  dass  die  Flucht 
des  Herrn  einer  ausdrücklichen  Erklärung  der  Nichtaufnahme 
des  Tieres  gleich  stand,  und  daiaus  wiederum  auf  das  Nicht- 
erfordernis einer  solchen  ausdrücklichen  Erklärung  zu  schliessen. 

Ob  man  in  einem  derartigen  Falle  die  Mitwirkung  des 
Gerichtes  bei  der  Unterwindung  verlangte,  worauf  die  Ausdrueks- 


®)  Dos  Citat  bei  Behrend  a.  a.  O.  „Weichbild  100“  scheint  ein  irr- 
tümliches za  sein. 

s)  Das  Urteil  wirft  etwas  konfus  zwei  Fülle  durcheinander: 

a.  Der  Knecht  wird  flüchtig:  der  Herr  haftet  mit  Entschlagungs- 
befugnis. 

b.  Der  Herr,  welcher  selbst  custodiens  war,  wird  flüchtig  das 
üespann  haftet. 
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weise  bei  Eisenach  III  62  sehliessen  lässt,  muss  dahin  stehen. 
Jedenfalls  wird  der  Geschädigte  regelmässig  der  grössereu  Sicher- 
heit halber  ein  bezügliches  Schöffenurteil  sich  haben  finden  lassen 
(cf.  Behrend  a.  a.  0.  S.  78  sub  b). 

In  allen  diesen  Fällen  fiel  das  Tier  mit  Abgabe  der  ent- 
sprechenden Erklärung  des  Herrn  bezw.  mit  Ablauf  der  an- 
gemessenen oder  Aufgebotsfrist  ipso  iure  in  das  Eigentum  des 
Geschädigten,  falls  dieser  den  Eigentumserwerbswillen  hatte. 
Auf  das  Nähere  ist  unten  bei  der  Besprechung  der  Wirkungen 
der  Preisgabe  einzugehen,  (cf.  S.  32  Z.  3.)  Das  dort  Ausge- 
führte ist  hier  analog  anzuwenden. 

II.  War  das  Tier,  entweder  weil  es  überhaupt  nicht,  oder 
weil  es  wenigstens  nicht  körperlich  auf  handhafter  That  bestätigt 
worden  war,  nach  bewirkter  Schadenszufügung  wieder  in  die 
Gewere  seines  Herrn  gelangt,  so  war  eine  ausdrückliche  Er- 
klärung des  Herrn,  dass  er  es  vertreten  wolle,  nicht  erfordert. 
Eine  diesbezügliche  Erklärung  wurde  schon  in  der  Thatsache 
gefunden,  dass  er  das  Tier  nach  erlangter  Kenntnis  von  dem 
Schaden  in  der  Were  behielt.7)  Der  Herr  des  Tieres  musste 
umgekehrt  seine  Absicht,  das  Tier  nicht  vertreten  zu  wollen, 
ausdrücklich  kontestieren,  indem  er  es  ans  seiner  Hausgenossen- 
schaft entliess,  es  preisgab,  abandonnierte.8) s) 

1.  Er  musste  diese  Entsehlagung  alsbald,  nachdem  er  von 
der  Schädigung  gerichtlich  oder  aussorgerichtlich  vernommen, 

r)  cf.  Schilter,  praxi«  iuris  Rom.,  oxerc.  ad.  Fand.  XIX  5:  ins  Teu- 
tonicuui  praexumit  ex  receptione  animalis  recipientem  ipso  facto  volle  obli- 
gari  ad  damni  aestimationem. 

•)  Die  (Quellen  bedienen  sich  der  Ausdrücke  refutare.  versaken  ^Lübeck), 
sik  titeren,  utslagen  (Ssp.  Salzwedel),  ut  sinen  geweren  laten  und  sich  des 
vortyen  [vorcznhen]  (Goslar,  R.  B.  n.  Dist.),  ugirn,  renunoiare  (Weichbild), 
sich  trösten  (Glogau),  assignare  (Brünn). 

')  Das  Hamburger  Recht  schreibt  den  Abandon  nicht  ausdrücklich  vor. 
Allein  bei  der  ganz  allgemeinen  Anerkennung,  die  derselbe  in  den  Ubrigeu 
Quellen  findet  (cf.  die  in  Anmerkung  8,  9,  1 1 Citicrten),  muss  gerade  dieses 
Schweigen  des  lmmb.  Rechts  über  das  von  ihm  gewollte  Verfahren  dazu 
führen,  das  Abandonsystem  auch  als  von  ihm  vorausgesetzt  anzusehen.  Wenn 
das  bamb.  Seerecht  (v.  1299  bezw.  Stndtr.  v.  1497  P.  47  ff.),  wie  es  scheint, 
für  den  Fall  der  Schiffskollision  das  Exekutionsprinzip  vertritt,  so  beweist 
das  nichts  gegen  unsere  Ansicht,  da  die  Anwendung  des  Abandons  auf 
diesen  Fall  überhaupt  dem  germanischen  Rechte  ursprünglich  fremd  war. 
cf.  Lefeuvre  S.  16  ff. 
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oder  doch  jedenfalls,  che  seine  Kenntnis  übernächtig  wurde, 
vornehmen.  Hatte  er  das  Tier  in  Kenntnis  der  Schädigung  auf- 
genominen,  so  fiel  die  Entschlagnngsbcfugnis  überhaupt  weg. 

2.  Der  Entschlagungsakt  ging  ursprünglich  aussergeriehtlich 
in  der  Weise  vor  sich,  dass  der  Herr  des  Tieres  dasselbe  vor 
Zeugen10)  von  Haus  und  Hof  vertrieb,  es  derelinquierte. 

3.  Mit  dem  Momente  der  Dereliktion  ging  ex  lege  das  auf- 
gegebene Eigentum  an  den  zum  Erwerbe  bereiten  Beschädigten 
über.  Es  bedurfte  nicht  erst  einer  Inbesitznahme.11) 18)  Ebenso- 
wenig war  eine  besondere  Erklärung  des  Eigentumserwerbswillens 
erforderlich.  Diese  war  zu  präsumieren,  lag  übrigens  auch  regel- 
mässig in  der  Bestätigung  des  Tieres  bezw.  der  Anzeige  des  er- 
littenen Schadens  an  den  Herrn  des  Tieres  genügend  deutlich 
bekundet.  Wurde  der  Erwerb  abgelehnt,  so  wird  das  Tier  nun- 
mehr herrenlos  und  damit,  wenigstens  nach  hamburgisehem  Rechte, 
Eigentum  des  Fiskus  geworden  sein. 

4.  Da  hiernach  sich  der  Eigentumserwerb  als  derivativer 
darstellte, 13)  so  gingen  alle  an  dem  Tiere  etwa  bestehenden 


,0)  Goslar  S.  43  Z.  I.  bezw.  R.  B.  nach  Dist.  II  «,  Dist.  1:  sieh  iles  vortyen 

[vorczuhen]  cf.  A.  S.  Purgoldt  IV  10  hat  au  der  entsprechenden  Stelle 

sich  des  Verzügen,  cf.  eodeui  IV  10:  her  sali  iu  von  im  schlaen  roidt  kunt- 
schaft  zweyer  siner  nackcbur;  siehe  auch  Brunner,  R.  G.  II  S.  393  und 
lex  Wis  VIII  Tit.  4,  17  proiecere  ita  ut  vicinis  oiuuibus  notum  faciat. 

")  So  im  Effekte  auch  Hammer  a.  a.  O.  S.  89  f.  Einen  analogen  Fall 

des  Eigentumsüberganges  im  modernen  Recht  bildet  der  auf  Grund  a.  46« 
H.  G.  II.  Danach  fallt  die  von  einem  Rheder  abandounierte  Schiffspart  von 
Rechtswegen  an  die  übrigen  Mitrheder  nach  Verhältnis  ihrer  Parten. 

la)  Der  Eigentumsübergang  wird  sich  regelmässig  ohne  Schwierigkeit 
vollzogen  haken,  da  durchgängig  dem  Herrn  des  Tieres  von  dem  Geschä- 
digten selbst  zuerst  Nachricht  von  dem  Schaden  geworden  sein  wird.  Wenn 
allerdings  ausnahmsweise  die  Dereliktion  in  Abwesenheit  des  Geschädigten 
erfolgte,  lag  die  Gefahr  nahe,  dass  es  vom  Fiskus  als  herrenloses  Gut  in 
Anspruch  genommen  wurde.  Man  half  sich  liier  später  teils,  indem  man  das 
Tier  iu  allen  Fällen  der  Entschlagung  als  herrenlos  ansah.  dem  Fiskus  über 
die,  nachmals  vielfach  ignorierte  Pttiekt  auflegte,  dasselbe  ganz  oder  zu 
einer  Quote  seines  Wertes  auszuliefern  (so  Lübeck  Cod.  II  a.  153,  Berlin 
Stadtb.  S.  102  CCC  218),  teils  indem  man  nur  die  vor  Gericht  vorgeuom- 
mene  Entschlagung  anerkannte  (so  Freyberg  a.  21b.  cf.  Schiller  eiere,  ad 
Pand.  19  § 6.  Stryk,  usus  rnod.  l’aud.  ad  Pand.  IX  1 § 7),  Das  liamb. 
Recht  dürfte  sich  eher  dem  letzteren  Auswege  genähert  haben. 

,a)  cf.  Wagener,  Seeiecht  S.  222  für  den  Anm  9 erwähnten  analogen 
Fall.  Stryk,  Us.  rnod.  Pand.  ad  Fand.  IX  1 S.  136  § 7. 
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dinglichen  Rechte  mit  auf  den  Erwerber  über,  soweit  sie  nicht 
etwa  durch  einen  Besitzwechsel  ipso  iure  erloschen  (cf.  Stobbe, 
Hdb.  II  S.  «24). 

5.  Befugt  zur  Preisgabe  war  de  iure  der  Herr  des  Tieres 
nur  dann,  wenn  er  Eigentümer  war.  Faktisch  aber  war  es 
nach  hamburgischem  Rechte  auch  dem  Nichteigentümer  möglich, 
sich  durch  Entsehlagung  der  Haftung  zu  entledigen,  da  auch  er 
infolge  des  Eingreifens  des  Satzes  „Hand  wahre  Hand“14)  in 
der  Lage  war,  Eigentum  zu  verschaffen,15)  selbst  wenn  der  Ge- 
schädigte seine  Qualität  als  Nichteigentümer  kannte,  da  es  auf 
den  guten  Glauben  des  Erwerbers  nach  älterem  Rechte  nicht 
ankam.1'')  cf.  Magdeb.  Bresl.  R.  v.  12ßl  a.  7«.  Der  alleinige 
Fall,  wo  der  Nichteigentümer  nicht  in  der  Lage  war,  Eigentum 
zu  übertragen,  nämlich  der,  wo  ein  gestohlenes  oder  geraubtes 
Gut  in  Frage  stand.17)  kommt  hier  nicht  in  Betracht,  da  der 
Inhaber  desselben  nicht  als  „Herr“  galt  und  daher  eine  Sach- 
haftung desselben  überall  nicht  in  Frage  kam  (s.  u.  S.  38). 

ti.  In  allen  Fällen  war  der  Geschädigte  befugt,  das  an  ihn 
gefallene  Tier  in  natura  zu  behalten.  Ein  gerichtlicher  Verkauf 
desselben  und  Befriedigung  des  Geschädigten  aus  dem  Erlöse, 
wie  dies  Eisenach  III  5t*  kennt,  war  dem  hambnrgischen  wie 
dem  sächsischen  Rechte  fremd,  widerspricht  überhaupt  dem 
Prinzipe  des  Abandonsystems18)  und  ist  auf  eine  Annäherung  an 
das  Schüttungsverfahren  zurikkzuführen. 

III.  Es  bleibt  endlich  noch  der  Fall,  wo  das  Tier  nach 
zugefügter  Schädigung  in  die  Gewerc  eines  Dritten  getreten 
war.  Dies  konnte  in  verschiedener  Weise  geschehen. 

I . Entweder  das  Tier  trat  nach  der  Schadenszufügung  direkt 


M)  1270  IX  21.  Baumeister  I § 34. 

,r‘)  Selbstverständlich  wurde  er  in  diesem  Kalle  dem  Eigentümer  des 
Tieres  regresspflichtig.  Regressberechtigt  war  übrigens  auch  tlcr  Herr  des 
Tieres  gegen  den  flüchtig  gewordenen  Detentor.  Goslar  S.  41  Z.  5.  biliie- 
burg  U7.  Stendal  17.  Für  das  hamburgisehe  Recht  bezweifelt  das  Trüm- 
mer, Vortr.  I S.  375.  U.  E.  ohne  jeden  Grund, 
cf.  B B.  1S88  No.  44 

17j  Dass  bloss  diese  Beschränkung  des  Satzes  „Hand  wahre  Hand“  dem 
hamb.  Recht  bekannt  war,  führt  Bnumeister  I § 34  A.  H ff . gegen  Cropp 
bei  Hadtwalcker  und  Trümmer.  Krim.  Beitr.  Bd.  II  S.  43  ff.  aus. 

**)  cf.  Ehrenberg,  Begehr.  Haftung  etc  S.  16. 


HstrmaBB,  Dl«  tt.ifi.ng  Bach  Hamburg«  Rächt. 
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in  die  Gewere  jenes  Dritten.  Dann  gestaltete  sich  die  Haftung 
in  gleicher  Weise,  wie  es  mit  dem  Herrn  des  Tieres  der  Fall 
gewesen  wäre,  d.  h.  der  Dritte  haftete  persönlich,  wenn  er  im 
Augenblicke  der  Aufnahme  des  Tieres  die  noxa  kannte,  oder 
dasselbe  nach  erlangter  Kenntnis  in  der  gewere  behielt,  im 
übrigen  hatte  er  die  Entschlagungsbefugnis.  Es  lässt  sich 
diese  Gleichstellung  beider  Fälle  entnehmen  aus  der  ganz  all- 
gemeinen Fassung  der  einschlägigen  Stellen,  cf.  Hamburg  19 
Abs.  1 VI  1270  toge  over  ienich  man  sik  dat  quyk  to;  R.  B. 
n.  Dist.  II  8 D.  4:  wer  denne  daz  vih  obir  macht  in  seiner 
gewere  hette;  Eisenach  II  59:  ist  daz  sich  dann  ymant  czu 
dem  nosse  gezeuhit;  vgl.  Magd.  Bresl.  syst.  Sehr.  III  T.  *2,  123. 
Natürlich  musste  der  Akt  der  Aufnahme  aus  dem  Willen,  sich 
als  Herrn  zu  gerieten,  entsprungen  sein,  nicht  etwa  aus  dem 
Willen  der  nützlichen  Geschäftsführung  für  einen  Dritten,  ins- 
besondere den  Geschädigten,  cf.  lex  Rip.  LXX,  1:  si  quis 
horno  a liquo  seu  aliquolibet  manufactite  fuerit  interfectus,  non 
solvatur,  nisi  forte  quis  auctorem  interfectionis  in  usns  pro- 
prios  assumpserit.19) 

Die  Möglichkeit  einer  derartigen  Haftung  des  Dritten  war 
nur  dann  gegeben,  wenn  der  Dritte  das  Tier  an  sich  nahm, 
ehe  der  Herr  des  Tieres  die  Erklärung,  sich  desselben  ent- 
sehlagen  zu  wollen,  abgegeben  hatte.  Erfolgte  die  Aufnahme, 
nachdem  der  Herr  erklärt  hatte,  den  Schaden  vertreten  zu 
wollen,  so  war  dieselbe  dem  Geschädigten  gegenüber  belanglos. 
Erfolgte  sie,  nachdem  der  Herr  des  Tieres  dasselbe  preisgegeben, 
so  war  der  Geschädigte  mit  Abgabe  eben  dieser  das  Eigentum 
übertragenden  Erklärung  hinsichtlich  seiner  Schadensersatz- 
forderung abgefunden.  Die  demnächstige  Inanspruchnahme  des 
Tieres  bezw.  des  Dritten  war  eine  Folge  der  erlangten  Be- 
friedigung, diente  aber  nicht  erst  der  Erlangung  derselben. 

2.  Das  für  den  Fall  der  direkten  Besitzerlangung  eines  Dritten 
Ausgeführte  hat  entsprechend  zu  gelten,  wenn  das  Tier  nach 
bewirkter  Schadenszufügung  zunächst  in  die  Gewere  seines 
Herrn  zurückgekehrt  und  demnächst  erst  von  diesem  an  einen 
Dritten  übertragen  worden  war.  Die  beiden  einzigen  Quellen- 


Siche  auch  Älteres  Schleswigs  Stadt r.  A.  83,  jüngeres  A.  94. 
Flensburg  A.  8ö. 
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stellen,  die  diesen  Fall  behandeln,  fassen  ihn  denn  auch  mit 
jenem  zusammen.  Es  ist  dies  einmal  Dithmarscher  Landrecht 
v.  1447  § 104;  Item  efte  en  pert  effte  vee  schaden  dan  hadden 
in  vortyden  unde  dat  vee  were  van  der  hant  ghekomen  so  schal 
de  sakewolde,  deme  dat  vee  tobehöret,  dat  vee  uteren  myd  XII 
mannen,  wanner  de  andere  sinen  schaden  up  eme  ghebracht  heft, 
efte  he  schal  eme  den  schaden  beteren.  Ferner  Ostfries.  Land- 
recht v.  1515  I C.  82.  Van  Koepenschup  der  Pferde.  Johann 
kofft  ein  Peert  cder  wat  dat  sy,  und  dat  sfilve  hofft  tho  voeren 
Schaden  gedaen,  ehr  he  dat  an  sick  nimpt,  oder  gekoft  helft, 
und  de  Schade  nicli  angeklaget:  So  is  Johann  schuldig,  den 
Schaden  upthorichten  und  nick  de  verkoeper,  darumme  moet 
men  voirsichtig  syn,  went  men  Peerde  eder  ander  Beester  kofft. 
Dan  isset  up  enen  gemeenen  Marckede  gekofft  van  fremden 
Luiden  so  darf  he  id  nich  betaelen ; dan  hofft  he  id  gekofft  und 
ichtes  darvan  geweeton,  so  moit  he  betaelen.  Wo  ok  de  Ver- 
koeper dat  Peert  uth  Bedroch,  so  bewisslich  were  verkofft,  moit 
he  dem  koeper  den  Schaden  weder  uprichten  und  fry  holden. 

a.  Hiernach  haftete  der  dritte  Erwerber  in  allen  Fällen, 
znm  wenigsten  mit  dem  Tiere.  Der  Satz  „Hand  wahre  Hand“ 
griff  hier  nicht  ein,  wo  ja  ein  dingliches  Recht,  dessen  Gegen- 
stand man  aus  der  Were  gelassen,  nicht  in  Frage  stand.  Wenn 
trotzdem  das  Ostfriesische  Landrecht  die  Haftung  des  Erwerbers 
dann  zessieren  lässt,  wenn  er  das  Tier  „auf  einem  gemeinen  Markt 
von  fremden  Leuten  gekauft  hatte“,  und  damit  eine  Besonderheit 
schaffte,  wie  sie  sich  als  Ausnahme  von  der  Zulässigkeit  der 
Vindikation  häufig  statuiert  findet  (cf.  Stobbe  II  S.  564),  so 
liegt  hierin  eine  singuläre  Verquickung  völlig  verschiedener 
Rcchtsgedanken,  die  bei  dem  späten  Ursprung  dieser  Rechts- 
quelle und  der  argen  Konfusion  ihrer  Rechtssätze  gerade,  auf 
diesem  Gebiete  nicht  zu  einer  Verkennung  des  gemeinrechtlichen 
Grundprinzips  führen  darf. 

b.  Erwarb  der  Dritte  das  Tier  in  Kenntnis  der  noxa,  so 
haftete  er  persönlich.  Er  musste  daher  nach  Dithmarscher 
Recht,  ehe  er  sich  durch  Entschlagung  des  Tieres  der  Haftung 
ledigte,  einen  bezüglichen  Zwölfereid  leisten.*')  Ob  auch  das 


*>)  So  auch  Stobbe,  Bd.  III  S.  406  A.  24.  Xach  Michel sen,  Samm- 
lung altdithm.  Kecbtaquollen  S.  206  ist,  der  Eid  darauf  an  beziehen,  „dass 

3’ 
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Ost friesisc lie  Landrecht  eine  Verschiedenheit  in  der  Haftung 
mit  Rücksicht  auf  die  Kenntnis  oder  Niclitkemitnis  der  noxa 
statuiert,  erscheint  zweifelhaft.  J >ie  Entscheidung  muss  davon 
abhängen,  ob  man  den  Passus  dan  helft,  he  id  gekofft  unde 
ichtes21)  darvan  geweten  so  moit  he  betaelcn  als  eine  Ausnahme 
von  dem  Ausschluss  der  Haltung  im  Palle  des  Kaufes  auf  einem 
gemeinen  Markt  auffassen  will,  oder  als  Gegensatz  zu  dem  Falle, 
wo  das  Tier  gekauft  wurde,  ehe  der  Schade  „ angeklagt“  war. 
Das  letztere  erscheint  probabler. 

c.  Kannte  der  Veräusserer  die  noxa  im  Augenblicke  der  Ver- 
äusserung,  so  hätte  folgerichtig  er  allein  bezw.  solidar  mit  dem 
Erwerber  haften  müssen,  da  in  dem  Verkaufe  jedenfalls  eine 
unzweideutige  Verfiigungshandlung  liegt.  Das  Ostfries.  Land- 
recht steht  auf  einem  anderen  Standpunkt,  indem  es  auch  in 
diesem  Fall  einzig  den  Erwerber  haften  lässt  und  ihm  nur  den 
Regress  gegen  den  Veräusserer  giebt.  Dem  entspricht  es,  wenn 
das  Dithmarscher  Recht  einer  eventuellen  Haftung  des  Ver- 
äusserers  überhaupt  nicht  gedenkt.  Auch  die  späteren  sächsischen 
Praktiker'—)  weisen  darauf  hin,  dass  das  deutsche  Recht  aus 
sich  selbst  heraus  ebenfalls  zu  dem  Satze  noxa  caput  sequi tur 
gelangt  sei.  Man  wird  daher  in  der  That  annehmen  müssen, 
dass  das  deutsche  Recht,  wohl  ans  denselben  praktischen 
Gründen,  welche  mit  zu  einer  Beibehaltung  der  subsidiären 
Haftung  des  Herrn  im  Falle  des  a.  20  VI  1270  führten,  (cf. 
S.  27  u.  E.)  in  dieser  Beziehung  seine  prinzipielle  Konstruktion 
des  fraglichen  Verhältnisses  durchbrochen  habe. 

C.  Das  Eigentümliche  der  soeben  besprochenen  Sachhaftung 
liegt  darin,  dass  sie  ihr  Objekt  ergreift  ohne  Rücksicht  auf  die 
rechtlichen  Beziehungen,  welche  zwischen  demselben  und  einer 
Person  bestehen.  Das  Tier  haftet,  und  es  könnte  daher  an  sich 
dem  Geschädigten  gleichgiltig  sein,  in  wessen  Eigentum  dasselbe 
steht,  was  flir  dingliche  oder  persönliche  Ansprüche  sich  auf 

der  Eigentümer  nicht  doloser  Weise  da«  Tier  bei  einem  anderen  verberge, 
teils  insbesondere,  dnss  das  rechte  Stück  aus^eliefert  werde“.  Es  ist  aber 
nicht  abzusehen,  weshalb  das  Vorliegen  dieser  möglichen  Komplikationen  in 
allen  Fällen  abzuschwören  war. 

2I)  ichtes  bedeutet  nicht,  wie  von  Wicht  übersetzt,  .nichts*,  sondern 
im  Gegenteil  .irgend  etwas*,  cf.  Schiller  & I.ilbben  s.  h.  v. 

**}  Stryk,  us.  m.  Pand.  ad  Pand.  IX,  1 S.  136  § 7. 
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dasselbe  beziehen.  Trotzdem  sind  diese  rechtlichen  Beziehungen 
insoweit  von  Bedeutung,  als  die  Sachhaftung  nicht  absolute 
Wirkung  irgend  eines  Thatbestandes  ist,  vielmehr  sich,  wie 
schon  gezeigt,  infolge  entsprechender  Erklärungen  einer  Person 
in  eine  persönlich»'  Haftung  jederzeit  umgestalten  kann,  und  als 
gewisse  Personen  eini'n  Anspruch  darauf  haben,  dass  ihnen  G»'- 
legenheit  zur  Abgabe  solcher  Erklärungen  gegeben  werde. 

Wir  haben  diese  Personen  bis  jetzt  als  „Herrn“  des  Tieres 
bezeichnet,  ohne  diesen  Begriff  näher  festzustellen.  Es  ist  das 
hier  nachzuholen. 

Die  Quellen  verwenden  promiscue  mit  dem  bei  weitem  am 
meisten  gebrauchten  Ausdrucke  „Herr“  die  termini:  Meister 
(Freyberg  a.  248),  Wirt  (Dithm.  Ldr.  v.  1447  § 108,  von  1557 
a.  83,  Neumünster  40,  Purg.  IV  10),  Pfleger  (Prag  17«),  do- 
minus (Lübeck  Ood.  I a.  64.  Brünn  17),  und  Wendungen  wie 
„wer  ein  Tier  hat“  (Freyberg  a.  245.  Arnst.  a.  33  ff.  Ssp.  II 
«2  § 1)  „hält“  (Sächs.  Weichb.  a.  120  § 1,  R.  B.  n.  Dist.  II 

C.  8 D.  1.  Eisen.  III  65)  „tenuerit,  servat“  (Sächs.  Weichb. 
lat.  Text  a.  123),  „dem  das  Tier  ist“  (R.  B.  n.  Dist.  II  C.  8 
I).  5.  Goslar  II  S.  44  Z.  5.  Freyb.  a.  247.  Sehwsp.  a.  204. 
Augsb.  a.  309)  „gehört“  (Lüb.  Cod.  II  a.  153)  „thokumpt“ 
(Ostfr.  Ldr.  I 90,  91),  in  des  huse  es  ist,  (R.  B.  n.  Dist.  II  8 

D.  4),  in  des  pblege  und  hüte  es  was  (Purg.  IV  15.)  etc.  Es 
lassen  schon  diese  Ausdrücke  erkennen,  dass  als  die  massgebende 
rechtliche  Beziehung  keineswegs  ohne  weiteres  das  Eigentum-*) 
anzusehen  ist.  Diese  Thatsache  wird  bestätigt  durch  di«;  wenigen 
mit  dieser  Frage  sich  ausdrücklich  befassenden  Quellenstellen, 
von  denen  allerdings  ein  Teil  sich  auf  das  analoge  Verhältnis, 
wo  ein  Sklave  schädigte,  bezieht.  Rein  negativ  ist  gehalten 
Ssp.  II  40  § 4,  wo  es  heisst:  die  man  mut  beteren  des  dat 
ve  unde  wagen  is,  als  verne  alse  sin  wagen  unde  sine  perde 
oder  ander  sin  ve  werd  is.  Positiven  Anhalt  geben  die  nach- 
folgenden Stellen.  Roth.  333:  si  quis  praestitum  aut  conductum 
habuerit  caballum  vel  bovem  aut  canem  vel  quodlibet  pcculium 
et  dum  in  ipso  benefieio  et  conductura  est,  homicidium  fecerit 


33 ) Selbst  der  von  Lübeck  I.  c.  gebrauchte  Ausdruck  dominus  beweist 
nichts  für  das  Gegenteil,  cf.  Heus ler,  Institutionen  dos  d.  Privatrechts 


Bd.  II  S.  4M. 
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aut  damnnm,  non  requiratur  proprio  domino,  sed  illi,  qui  praesti- 
tum  habuerit  et  ipsum  homicidium  aut  damnum  conponat.24) 
Ferner  Wiener  Stadtrecht  a.  150:  Leicht  ein  mann  dem  andern 
sein  ros  oder  sein  wagen  durch  frcuntschaft  oder  umb  lohn  und 
sentt  sein  selbs  chuecht  do  mit,  allen  den  schaden,  den  sein 
chnecht  an  derselben  vert  mit  wagen  oder  mit  rossen  tuet  . . . 
den  muss  sein  lierre  pessern  ...  Ist  aver,  daz  der  chnecht 
[dessen]  domit  vert  dem  ros  und  wagen  geliehen  ist,  so  mues 
derseib  lierre  alle  den  schaden  pessern  der  dovon  geschieht 
cf.  auch  lex  Wis.  V.  Tit.  5,  2.  Dasselbe  wie  bezüglich  des 
Entleihers  und  Mieters  gilt  bezüglich  des  Depositars  und  Pfand- 
nehmers. cf.  lex  Rib.  72,  4:  si  autem  servus  aliquid  culpae 
commiserit  dum  intertiatus  est,  ipse  de  hoc  culpabilis  iudicetur, 
qui  eum  eo  tempore  retinuit. 

Bezüglich  des  gesetzten  Pfandes  scheint  allerdings  in  den 
älteren  Quellen  die  Haftung  des  Eigners  statuiert  zu  sein 
cf.  Lex  Fris.  IX,  1.  Doch  ist  möglicherweise  au  dieser  Stelle 
nur  die  schliessliche  Regelung  der  Schadensersatzpflicht  unter 
den  Kontrahenten  gemeint.  Hält  man  hiermit  zusammen,  dass 
a.  19  Abs.  3 YI  1270  die  Sachhaftung  desjenigen,  welcher  das 
Tier  widerrechtlich  in  Besitz  hatte,  ausschliesst  und  zwar,  was 
die  besondere  Hervorhebung  dieses  Falles  erkennen  lässt,  nicht 
mit  Rücksicht  auf  seine  Detention,  sondern  mit  Rücksicht  eben 
auf  die  Widerrechtliclikeit  derselben,  so  ergiebt  sich  als  Resultat 
der  Betrachtung,  dass  als  der  lür  die  Sachhaftung  in  Betracht 
kommende  „Herr“  des  Tieres  der  gilt,  der  kraft  Rechtstitels 
die  Xutzungsgewere  des  Tieres  im  Augenblicke  der  Schädi- 
gung hatte.25;  *) 

Das  Massgebende  ist  dabei  die  Herrschaft  im  obigen  Sinne 
über  das  Tier,  nicht  etwa  kommt  die  davon  vielleicht  getrennte 
Herrschaft  über  den  Wagen  in  Betracht. 


'M)  Ähnlich  Liutprand  137. 

®)  So  auch  im  wesentlichen  Bartels  a.  n.  0.  S.  11(1. 

16 ) Nach  Trümmer  1.  S.  300  haftete  stets  der  Eigentümer. 
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§ 8.  I)le  persönliche  Haftung  tm  einzelnen. 

A.  Persönliche  Haftung  trat  einmal  ein  in  den  Fällen,  wo 
an  sieh  Sachhaftung  zulässig  gewesen  wäre,  allein  eine  Auf- 
nahme des  Tieres  in  Kenntnis  der  Schadenszufügung  erfolgt 
oder  eine  Entschlagung  nach  erlangter  Kenntnis  nicht  erfolgt 
war.  Insoweit  bildet  dieselbe  nur  ein  Korrelat  der  Sachhaftung 
und  ist  mit  unter  dieser  behandelt. 

B.  Persönliche  Haftung  konnte  aber  auch  als  notwendige 
Vorkommen. 

1.  So  einmal  in  allen  Fällen,  wo  das  Tier  im  Augenblicke 
der  Schadenszufügung  in  der  Detention,  der  „liode“  einer  Per- 
son stand. 

Einerlei  ist  es,  ob  derjenige,  welcher  die  Obhut  ausübte 
zugleich  auch  Herr  des  Tieres,  oder  ob  er  blosser  Detentor  war; 
einerlei  ist  es  weiter,  ob  er  die  Detention  mit  oder  ohne  den 
Willen  des  Herrn  erlangt  hatte. 

2.  Persönlich  haftete  weiter  jeder  Dritte,  der  durch  rechts- 
widrige Handlung  den  massgebenden  Anlass  zu  dem  Schaden 
gegeben  hatte,  ohne  Detentor  des  Tieres  zu  sein  (s.  o.  S.  10  f.). 
Sachhaftung  trat  dagegen  wieder  ein,  wenn  ein  Tier,  für  das 
der  Betreffende  einzutreten  hatte,  die  Schadenszufügung  durch 
Reizung  des  anderen  Tieres  veranlasst  hatte,  cf.  R.  B.  n.  Dist. 
II  9 Dist.  4.  Wend.  Rüg.  Ldgebr.  Tit.  177. 


§ 9.  Die  Haftung  für  die  Busse. 

1.  Für  die  Busse  des  a.  19  Abs.  2 haftete  nach  dessen 
Wortlaute  der  des  de  ber  is.  Auch  hier  ist  unter  dieser  Be- 
zeichnung nicht  der  Eigentümer,  sondern  der  Herr  zu  verstehen, 
da  nicht  anzunehmen  ist,  dass  man  Schadensersatz  pflicht  und 
Strafe  auf  möglicherweise  verschiedene  Personen  habe  verteilen 
wollen. 

2.  Da  das  die  Busspilichtigkcit  nach  sich  ziehende  Moment 
das  Verschulden  war,  das  in  dem  Halten  des  gefährlichen  Tieres 
gefunden  wurde,  so  muss  es  ohne  Einfluss  gewesen  sein,  ob  das 
Tier  im  Moment  der  Schadenszufügung  ledig  oder  unter  Auf- 
sicht war,  ebenso  ob  die  zivilrechtliche  Haftung  sich  zu  einer 
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persönlichen  oder  sachlichen  gestaltete.  Dem  entspricht  auch 
die  Fassung  des  a.  19  Abs.  2.  Im  übrigen  ist  zu  vergleichen 
S.  1 4 f. 


§ 10.  Der  Umfang  der  Haftung. 

A.  Die  Fragt1  nach  dem  Umfange  der  Haftung  erledigt 
sich  einfach  in  dem  Falle,  wo  das  Tier  selbst  haftete,  indem  es 
hier  mit  seinem  Leibe  für  sämtliche  Ansprüche  des  Beschädigten, 
ob  weitgehendster  oder  beschränktester  Natur,  einerlei  auch  aus 
welchem  Rechtsgninde  entspringend,  aufzukommen  hatte.  Zu 
beachten  sind  dabei  nur  folgende  Punkte. 

1.  Zu  haften  hatte  an  sich  selbstverständlich  nur  das  ein- 
zelne Tier,  welches  den  Schaden  zugefügt  hatte.  Das  hat  auch 
zu  gelten,  wenn  etwa  von  mehreren  in  einer  Herde  getriebenen 
oder  am  Zügel  geführten  Tieren  nur  das  eine  oder  andere  ge- 
schadet hatte.  Handelte  cs  sich  aber  um  ein  vor  einem  Wagen 
befindliches  Gespann,  so  wurden  im  allgemeinen  Wagen  und 
Pferde  insoweit  als  eine  Einheit  angesehen,  dass  zwischen  dem 
speziellen  Urheber  des  Schadens  und  den  übrigen  Teilen  des 
Gefährtes  nicht  geschieden  wurde,  vielmehr  Wagen  und  Gespann 
beide  ohne  weiteres  haftbar  wurden,  cf.  Lübeck,  Cod.  Ila.  255: 
so  mot  de  waghen  unde  perde  den  schaden  betereu ; Magdcb. 
Bresl.  syst.  Sehr.  III  2 a.  123:  zo  zal  mans  vordirn  czu  den 
pferdin  und  czu  dem  wayne;  Stendal  XVII,  2:  dat  de  clegher 
de  anderen  twe  perde  uude  waghen  sic  to  rechte  undirwinden 
scal;  vgl.  auch  Ssp.  II  40  § 4.1)  Das  hamburgische  Recht  er- 
wähnt erst  in  der  späteren  Redaktion  von  1603  die  Verhaftung 
auch  des  Wagens.  Allein  die  N ichterwähuung  derselben  in  dem 
früheren  Rechte  dürfte  nur  auf  eine  ungenaue  Ausdrucksweise 
desselben  zurückzuführen  sein,2)  wie  die  Langenbeckische  Glosse 
zu  P.  48  (1407)*)  ergiebt:  iedoch  is  in  Tyden  dysser  Gesette 
allene  achtet  de  Daet  begahn  vam  Schepe  gelieck  van  wagen 


')  Eine  Modifikation  enthalt  Wend.  Rüg.  Ldgebr.  Tit.  177. 
s)  A.  Ans.  Trümmer  I S.  376  und  B.  B.  1S87  N.  83  (S.  129). 

3)  in  der  Lappenberg'schen  Ausgabe  der  alteren  Statute  und 
Schiffsrechte. 
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und  Perden  dp  boeten  moeten  nnde  nirlitt  dp  Gtklcre  darnp  ge- 
laden wo  baven  L.  18.  cf.  aucli  dip  Variante  zu  Liibpck,  Cod. 
III  a.  315,  bei  Brokes  III  und  im  R.  B.  dos  Kollo. 

2.  Die  soeben  referierte  Glosse  entscheidet  zugleich  die 
Frage  nach  der  Verhaftung  der  etwa  auf  dem  Wagen  befind- 
lichen Güter.  Dieselben  sind  nicht  Gegenstand  der  Sachhaf- 
tung.4) Und  zwar  ist  es  gleicligiltig,  ob  sie  dem  Herrn  des 
Geschirres  zugehören5)  oder  nicht,  indem  eben  jene  von  Langen- 
beck  kommentierten  a.  47  ff.  P.  ( 1 4‘.*7)  das  Gleiche  für  den  Fall 
der  Schiffskollision  bestimmen:  dar  en  darf  de  schiphere  undo 
zyn  gud  nyne  noet  vorder  umme  lyden  etc. 

3.  Auch  die  sonstigen  Zubehörungen  der  res  nocens,  also 
namentlich  das  Geschirr  des  schädigenden  Tieres,  wird  man  bei 
der  gebotenen  analogen  Anwendung  der  Bestimmungen  des  See- 
rechts (a.  33  des  Schiffsrechtes  v.  1292:  dat  scbyp  rnyd  zyner 
tobehoringe)  der  Haftung  unterwerfen. 

4.  Tiere  wie  Wagen  etc.  haften  dem  Beschädigten  in  dem 
Zustande,  in  welchem  sie  sich  nach  dem  den  Schaden  bewirken- 
den Unfälle  befinden.  Selbst  wenn  sic  durch  denselben  völlig 
entwertet  sind,  vermag  der  Haftende  die  Haftung  auf  dieselben 
zu  beschränken.  Es  haltet  daher  eventuell  auch  der  Körper 
des  durch  den  Unfall  selbst  oder  sonstwie  um  das  Leben  ge- 
kommenen Tieres,  cf.  Ostfries.  Ldr.  v.  1515  I 84:  is  ock  dat 
Beest  doet  dat  den  Schaden  gedaen  helft,  so  is  de  Sacke  mit 
doet.6)  Gleicligiltig  muss  es  dabei  sein,  ob  die  Entwertung  durch 
einen  Zufall  oder  eine  in  Unkenntnis  der  noxa  vorgonommeneu 
Handlung  des  Herrn  bewirkt  ist.  Andererseits  entsteht,  im 
Falle  nach  stattgehabter  Schadenszufügung  irgendwelche  Ver- 
wendungen auf  die  res  nocens  seitens  des  Herrn  derselben 
gemacht  worden  sind,  eine  Forderung  auf  Erstattung  derselben 
regelmässig  nicht.  Ist  die  Verwendung  in  Unkenntnis  des 
Schadens  vorgenommen,  so  steht  es  dem  Betreffenden  frei,  die- 
selbe bei  Fassung  des  Entschlusses,  sachlich  oder  persönlich 
haften  zu  wollen,  in  Anschlag  zu  bringen.  Ist  dieselbe  in 


*)  a.  A.  diesbezüglich  Niemeyer  8.  252. 

5)  Eiue  andere  bezügl.  Rechtsauffassuug  bezeugt  C.  C.  C.  218. 

*)  cf.  Entgeh,  des  O.  A.  G.  Rostock  bei  Budde  Bd.  VIII  N.  54  und 
die  Analoge  Haftung  der  Scbiffatrüinmcr  im  .See rechte. 
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Kenntnis  der  noxa  gemacht,  so  liegt  in  der  Vornahme  derselben 
eine  Annahme,  so  dass  Sachhaftung  überhaupt  nicht  mehr  in 
Frage  kommt.  Die  Ausscheidung  des  Falles,  in  dem  die  Ver- 
wendung im  Interesse  des  Geschädigten  gemacht  ist  und  diesem 
Interesse  dient,  eine  Ausscheidung,  die  allerdings  für  das  spätere 
Recht  angezeigt  erscheint,  dürfte  dem  älteren  Rechte  fremd  ge- 
wesen sein.') 

B.  In  dem  Falle  der  persönlichen  Haftung  hatte  der  Haf- 
tende für  volle  Busse  und  Wergeid  bezw.  Schadensersatz  auf- 
zukommen. Ein  Anspruch  auf  Schmerzensgeld  ist  dem  älteren 
Rechte  unbekannt.*)  Eine  Beschränkung  der  persönlichen  Haf- 
tung auf  den  dem  Werte  von  Pferd  und  Wagen  entsprechenden 
Betrag  kennt  Ssp.  II  40  § 4 für  den  Fall,  wo  der  mit  der 
Obhut  über  das  Tier  Betraute  flüchtig  geworden  war.  Es  ist 
das  eine  in  den  sonstigen  Quellen  nirgends  gemachte  Beschrän- 
kung und  daher  als  eine  Singularität  anzusehen,  deren  Geltung 
für  Hamburg  jedenfalls  ausgeschlossen  ist. 


§ 11.  Das  Erlöschen  der  Haftung. 

1.  l)a  es  sich  in  allen  Fällen  um  deliktizische,  nicht  um 
dingliche  Ansprüche  handelt,  so  kommt  die  Frist  von  Jahr  und 
Tag,  innerhalb  deren  die  letzteren  durch  Verjährung  untergehen 
konnten  (cf.  a.  9 1270  VII),  hier  nicht  in  Betracht. 

2.  Die  Schadensersatzverbindliehkeit  war  passiv  (cf.  Ham- 
mer, a.  a.  O.  S.  78)  und  aktiv  vererblich.  Das  letztere  ergiebt 
sich  speziell  aus  der  Fassung  des  mehrerwähnten  Falles  im  lib. 
mein.  fol.  73,  1.  In  den  Fällen,  in  denen  Sachhaftung  möglich 
war,  erlischt  dieselbe  dann,  wenn  das  Tier,  ehe  der  Herr  des- 
selben von  der  Schadenszufügung  Kenntnis  erlangt  hat,  gestorben 
oder  abhanden  gekommen  war  (s.  S.  41),  wobei  der  Cadaver 
etc.  an  Stelle  desselben  trat. 

3.  Durch  Veräusserung  des  Tieres  erlischt  die  Haftung  für 
den  Veräusscrer  (s.  S.  34  ff.). 

7)  Anders  13.  13.  18S7  N.  83. 

r)  cf.  Stobbe,  tlclb.  Bd.  III  § 203. 
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II.  Teil. 

Das  Recht  von  1603. 


§ 12.  Einleitung. 

A.  In  der  Stadtrechtsredaktion  von  1603  findet  sich  die 
Materie  der  ausserkontrakt liehen  Schadenszufügungen  durch  Tiere 
behandelt  in  den  Artikeln  67—69  des  IV.  Buches.  Dieselben 
lauten  folgendcrmassen : 

a.  67.  Wie  diejenigen,  die  durch  anderer  Wagen  oder  Karren 
werden  beschädiget,  Erstattung  zu  gewarten. 

„Würde  jemand  durch  einen  Wagen  oder  Karren  be- 
schädiget: So  muss  derselbe,  der  den  Wagen  oder  die  Karre 
treibet,  zu  dem  Schaden  antworten,  würde  aber  derselbe 
flüchtig  und  entweichen,  so  wird  billig  der  Wagen  oder 
der  Karren  mit  den  Pferden  dafür  augehalten  und  daraus 
der  Schade  erstattet.“ 

a.  68.  Von  Erstattung  des  Schadens,  der  einem  durch  eines 
anderen  Ochsen  oder  Pferd  widerführet. 

„Wird  jemand  von  eines  anderen  Pferd,  Ochsen  oder 
dergleichen  Thier,  die  ihrer  Eigenschaft  nach  nicht  wild 
sind,  ohne  Ursaeli  getreten,  gestossen  oder  sonst  beschä- 
diget: So  soll  die  billige  Erstattung  und  Unkosten  des  er- 
littenen Schadens  dem  Beschädigten  von  dem  Besitzer  des 
Ochsen  oder  Pferdes  widerfahren.  Da  aber  der  Besitzer 
lieber  des  Pferdes,  Ochsen  oder  Thiers,  das  den  Schaden 
getlian,  will  entrathen,  als  die  Erstattung  dafür  thun:  So 
ist  er  auch  von  dem  Ansprüche  damit  befreyet.“ 

a.  69.  Von  Erstattung  des  Schadens,  der  einem  durch  des 
anderen  wilde  Thiere  zugefüget  wird. 
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„Da  aber  jemand  von  eines  anderen  Bären,  Hirschen 
oder  dergleichen  wilden  Thieren  wird  verwundet  oder  be- 
schädigt: So  soll  derselbe,  dem  das  Thier  gehörig,  seiner 
Verwahrlosung  halben  nach  Gelegenheit  und  Umständen 
des  Schadens  denselben  zu  bessern  und  billige  Erstattung 
zu  thun  schuldig  seyn.  Würde  aber  jemand  durch  solchen 
empfangenen  Schaden  Todes  verfahren,  so  soll  der  Besitzer 
des  Thieres  nach  Ermässigung  des  Gerichts  den  Erben 
Abtrag  zu  thun  verpflichtet  seyn  und  darzu  nach  Gestalt 
der  Sache  gestrafet  werden.“ 

B.  Was  das  Verhältnis  dieser  Neuredaktion  zu  dem  älteren 
Rechte  und  zu  dem  inzwischen  eingedrungenen  römischen  Rechte 
anlangt,  so  ist  u.  E.  das  erstere  durchaus  die  Grundlage  der 
Neuredaktion  bezüglich  dieser  Materie  geblieben.  Nur  in  ein- 
zelnen Beziehungen  greift  das  letztere  modifizierend  ein.  Be- 
züglich des  a.  67,  der  offensichtlich  auf  dem  früheren  a.  20 
VI  1270  beruht,  wird  denn  auch  allgemein  zugegeben,  dass 
seine  Bestimmungen  nach  deutschrechtlichen  Prinzipien  zu  be- 
urteilen sind.  Umgekehrt  wird  aber  den  a.  68 — 69  ebenso 
allgemein  ein  rein  römisch  rechtlicher  Charakter  vindiziert  (cf. 
B.  B.  1883  N.  199;  1887  N.  83  etc.).  Schon  deshalb  wird  man 
aber  diese  Annahme  nicht  für  richtig  erachten  können,  weil  sie 
zu  einer  Spaltung  in  der  Behandlung  dieser  Materie  fuhren 
würde,  wie  sic  mit  deren  durchaus  einheitlichen  Charakter 
schlechtweg  unverträglich  sein  würde.  Thatsäcblich  ist  kein 
Grund  abzusehen,  weshalb  gerade  in  dem  Falle  des  a.  67  die 
für  den  Beklagten  wesentlich  ungünstigeren  Bestimmungen  des 
deutschen  Rechts  noch  für  anwendbar  hätten  erachtet  sein  sollen, 
wenn  man  im  übrigen  die  Grundsätze  der  actio  de  pauperie 
und  der  actio  legis  Aquiliae  zur  Geltung  verhelfen  zu  müssen 
geglaubt  hätte.  Im  übrigen  bestätigt  aber  auch  die  Fassung 
der  a.  68—69  unsere  Auffassung  ihres  Charakters.  Dieselben 
basieren  auf  dem  a.  II  27,  der  Nürnberger  Reformation  von 
1564,  eine  Kodifikation,  die  auch  sonst  vielfach  dem  Statute 
von  1603  zu  Grunde  gelegt  ist.1)  Dieser  a.  II  27  lautet: 


l)  cf.  die  Tabelle  in  der  Ausgabe  des  Staluts  von  1842  8.  XXXIX  ff. 
— Trümmer  I.  .9.  3*8  möchte  das  „ärgerliche  Plagiat"  in  Abrede  stellen 
und  verspricht  einen  besonderen  bezüglichen  Vortrag.  Der  Vortrag  ist  nicht 
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Ges.  I.  So  yemand  von  aiiicm  hainiisclien  Tliier,  das  sainer 
art  und  aigenscliaft  nach  nit  wild  ist.  als  Ross,  Ochsen,  Küe, 
und  dergleichen,  on  gegebene  ursach  beschedigt  wurde,  so  soll 
dem  beschedigten  der  anfgeloffen  eost,  jerung  und  artzlon,  mit 
gepürendem  abtrag  der  versanmniss  vom  herren  des  Thiers  er- 
stattet werden. 

So  aber  der  Herr  des  Thiers  dieselben  erstattung  nit  thon, 
sonder  das  Thier  darfiir  geben  wolt.  so  soll  er  damit  geledigt 
sein.  Wann  auch  der  Herr  des  Thiers  ainen  unfleiss  oder  ver- 
warlosung  begangen,  und  also  an  dem  schaden  schuld  het,  so 
ist  er  mit  der  Zustellung  des  Thiers  nit  geledigt.  sondern  ge- 
pürenden  abtrag  des  Schadens  zu  thnn  schuldig. 

Ges.  II.  So  ainer  thier  die  ainer  wilden  art  und  aigen- 
sehaft  weren  in  seiner  behansung  oder  anderswo  het,  als  bereu, 
wölf,  hirschen,  ffuhs  und  dergleichen,  soll  er  dieselben  also  be- 
waren  und  halten,  dass  sie  niemand  keinen  schaden  zufiigen, 
dann  so  yemand  durch  dieselben  beschedigt  wurde,  soll  die 
Schatzung  und  Widerlegung  des  Schadens  nach  gestalt  der  person 
und  umbstend  der  Sachen  in  des  gcrichts  erkanntnus  steön. 

Were  aber  sonst  ainicher  schade  yemand  an  seinen  giitern 
beschehen,  demselben  soll  solcher  zugestandner  schad  zwifach 
erstattet  werden. 

Wurde  dann  ain  mesch  dermassen  beschedigt,  das  Er  mit 
tod  abgieng,  soll  der  herr  des  Thiers  nach  messigung  ains  Raths 
oder  Gerichts  den  Erben  abtrag  thon  und  darzu  nach  gestalt 
der  sach  gestraft  werden. 


erschienen,  wohl  weil  Trümmer  sich  nachträglich  Überzeugt  haben  wird, 
dass  «las  Plagiat  thatsächlich  nicht  zu  leugnen  ist. 

Wenn  Trümmer  I S.  388  speziell  für  (len  lledaktor  das  Buches  IV 
und  somit  auch  dieser  Artikel,  den  Eberhard  Twestrenge  Tg.  (cf.  Ausg. 
v.  tx42  S VIII),  eine  Lanze  bricht  und  darauf  hinweist,  dass  demselben  weder 
für  Buch  IV  noch  für  den  ebenfalls  von  ihm  bearbeiteten  Tit.  II,  11  des 
Statuts  eine  Benutzung  der  NUmb.  Ref.  abgesehen  von  einigen  Artikeln 
vorgeworfen  werden  könne,  so  übersieht  er,  dass  die  Natur  der  in  Tit.  II, 
11  behandelten  Materie  (Ehe-  u.  ehel.  Giltcrrecht)  sowie  auch  der  in  Buch 
IV  behandelten  (Criminalrecht)  im  allgemeinen  eine  Benutzung  fremder 
Quellen  überhaupt  nicht  zuliess,  oder  aber  doch  mehr  auf  die  Benutzung 
anderer  Quellen,  als  gerade  die  Niirnb.  Ref.  hinwies,  dass  diese  aber  zu  be- 
nutzeu  auch  Eberhard  Twestrenge  nicht  verschmäht  hat.  wie  die  oben 
zitierte  Tabelle  ergiebt. 


Digitized  by  Google 


_ 4n_ 

Ein  Blick  lehrt,  wie  vielfach  sich  unser  Statut  in  den  a. 
68 — 69  von  seiner  (Quelle  entfernt.  Dass  diese  Differenzen  nicht 
rein  willkürliche  sind,  sondern  dass  sie  das  Bestreben  dokumen- 
tieren, die  Normen  der  Nürnb.  Ref.  denen  des  älteren  Rechts 
anzunähem,  soll  die  weitere  Untersuchung  im  einzelnen  zeigen. 

Von  dieser  unserer  Grundauffassung  ausgehend  haben  wir 
im  folgenden  im  wesentlichen  nur  die  Abweichungen  zu  be- 
handeln, die  sich  als  zwischen  dem  älteren  und  neuen  Rechte 
bestehend  bemerkbar  machen.  Im  übrigen  kann  generell  auf 
das  bezüglich  des  Ersteren  Ausgeführte  verwiesen  werden. 

C.  Keinen  Anhalt  für  die  Interpretation  der  a.  67 — 69  ge- 
währt im  allgemeinen  die  weitere  Entwicklung  des  Rechts  in 
den  ursprünglich  mit  hamburgischem  Rechte  bewidmeten  Ge- 
bieten (vgl.  o.  S.  6). 

Lübeck  hat  in  seiner  neuesten  Stadtrechtsredaktion  von 
1 f>86  Lib.  III  Tit.  11,  1—2  das  früher  rezipierte  hamburgische 
Recht  des  Cod.  III  fallen  lassen  und  ist  im  wesentlichen  zu  den 
Normen  seines  älteren  Rechts  (Cod.  I n.  II)  zurückgekehrt. 

In  Bremen,  das  es  zu  einer  Nenredaktion  nicht  gebracht 
hat,  sind  die  bezüglichen  Normen  des  Rechts  von  1428  früh- 
zeitig durch  den  sich  dem  römischen  Rechte  anpassenden  Ge- 
richtsgebrauch beseitigt  worden.-) 

In  Stade  sollen  die  Bestimmungen  des  alten  mit  dem  Ham- 
burger Statut  von  1270  identischen  Stadtrechts  noch  in  diesem 
Jahrhundert  durchaus  praktisch  gewesen  sein,3)  neuerdings  gelten 
sie  als  gewohnheitsrechtlich  derogiert.4) 

Über  die  bezüglichen  Bestimmungen  der  Neuredaktion  des 
Verdener  Rechts  von  1582  s.  o.  S.  9 Anm.  2.  Auch  diese 
gelten  jetzt  als  unpraktisch."’) 

Irgend  welche  in  Betracht  kommende  Litteratur  hat  sich 
m.  W.  an  die  fraglichen  Normen  weder  des  einen  noch  des 
anderen  dieser  Stadtrechte  angeknüpft. 

Die  Neuredaktion  des  Rigischen  Stadtrechts  von  1673  (VI, 


J)  Ton  Post,  Entwurf  eines  gern,  dontschen  und  Hansestadt-bremischen 
Privatrechts  Bd.  II  § 96. 

s)  Grefe,  Hannovers  Recht,  Hannover  1S60,  Bd.  I S.  109. 

4)  Rudorff,  Das  hannoversche  Privatrecht,  Hannover  1884,  S.  XXX. 
'•)  Rudorff  I.  c.  S.  XXX. 
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Tit.  9 § 1 ff.)  bringt  im  wesentlichen  die  dem  älteren  hamburgi- 
schen  Rechte  entnommenen  Bestimmungen  des  früheren  Stadt- 
rechts wieder  mit  einem  Zusatz  (§  4),  der  das  seerechtliche 
Repartitionsprinzip  auch  auf  den  Fall  der  Beschädigung  durch 
Tiere  ausdehnt.  Die  abschliessende  Kodifikation  des  Liv-,  Est- 
und  Ourlfindischen  Privatrechts  von  1864  enthält  dagegen  in 
a.  4577  ff.  sehr  ausführliche  Normen  über  die  hier  fragliche 
Materie.  Ausweise  der  zu  jedem  § vom  Gesetze  selbst  ge- 
gebenen Quellenbelege  wurzeln  vielfach  im  Rigischen  Rechte, 
und  sind  sonach  diese  Normen  — als  mittelbar  demselben 
Rechtsboden  entwachsen  wie  das  jetzige  hamburgische  Recht  — 
auch  für  dieses  beachtlich. 

Von  Interesse  ist  auch  die  Weiterentwickelung  des  Mntter- 
rechts  der  Hamburger  Statuten,  also  des  Sachsenspiegelrechtes, 
insbesondere  auch  der  Abschluss,  den  dieselbe  im  Sächsischen 
Bürgerl.  Gesetzbuch  von  1865  (a.  1561  ff.)  gefunden  hat. 

Endlich  gewähren  auch  die  im  Statut  v.  1603  II,  17  sich 
niedergelegt  findenden  seerechtlichen  Normen  über  die  Haftung 
für  Kollisionsschäden  einen  Anhalt.  Die  Umgestaltung  der  ur- 
sprünglichen Sachhaftung  in  eine  Pfandhaftung,  wie  sie  sich  auf 
diesem  Gebiet  bemerkbar  macht,  lässt  diese  Quelle  jedoch  weniger 
ergiebig  sein. 


§ 13.  Die  schädigende  Sache. 

A.  Unter  die  statutarischen  Bestimmungen  der  a.  67 — 6!» 
fallen  die  durch  Tiere  irgendwelcher  Art  bewirkten  Schadens- 
zufügungen, wie  im  § 2,  auf  den  demgemäss  verwiesen  werden 
kann,  für  das  ältere  Recht  bereits  ausgeführt  ist. 

B.  Auch  in  der  Aufstellung  der  verschiedenen  Thatbestände 
mit  Rücksicht  auf  die  verschiedene  Beschaffenheit  der  res  nocens 
schliesst  sich  die  Neuredaktion  im  wesentlichen  an  das  frühere 
Recht  an. 

1.  Auch  hier  scheidet  man  zunächst  zwischen  individuell 
gefährlichen  und  ungefährlichen  Tieren.  Es  scheint  zwar  auf 
den  ersten  Blick,  als  ob  das  Recht  schlechtweg  zwischen  Haus- 
tieren und  wilden  Tieren  unterschiede,  wenn  es  in  a.  67—68 
den  Schaden  durch  (bespannte)  Wagen  oder  Karren  sowie  durch 
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Ochsen,  Pferde  oder  dergleichen  Tiere,  die  ihrer  Eigenschaft 
nach  nicht  wild  sind,  demjenigen  Schaden  gegenüberstellt,  welcher 
durch  einen  Bären,  Hirschen  oder  dergleichen  wilde  Tiere  be- 
wirkt ist.  Denn  man  wird  unter  dem  Bären  in  der  nunmehr 
hochdeutsch  gefassten  Redaktion  nicht  den  bereu  der  früheren 
Statute  finden  wollen  dürfen,')  namentlich  wo  der  her  auch  in 
dem  entsprechenden  Passus  der  Nürnberger  Reformation  sich 
erwähnt  findet,  die  ohne  Zweifel  unter  ihm  den  ursus  verstanden 
wissen  will.  Trotzdem  ist  daran  festzuhalten,  dass  das  neuere 
Recht  jene  Scheidung  des  früheren  Rechts  beibelialten  hat.  Das 
Hauptargnment  ist  das,  dass  der  Redaktor  der  a.  r, 7 — ♦»'.»  den 
Abs.  3 Ges.  II  Tit.  27  Nürnb.  Ref.,  welcher  im  Anschluss  an 
die  Bestimmungen  des  R.  R.  die  Frage  behandelt,  wie  die  Haf- 
tung zu  gestalten  sei,  wenn  den  Herrn  des  Tieres  ein  Ver- 
schulden trifft,  einfach  weggelassen  hat.  Das  kann  verständiger- 
weise nur  den  Grund  gehabt  haben,  dass  man  diesen  Punkt 
schon  anderweitig  als  geregelt  ansah.  Und  zwar  kann  die 
Regelung  dieses  Punktes  dann  nur  in  a.  G9  gefunden  werden. 
Dass  nun  aber  das  Verschulden  nur  dann,  wenn  es  im  Halten 
wilder  Tiere  bestand,  beachtet  worden  sei,  dass  demnach  seine 
Berücksichtigung  dem  älteren  Rechte  gegenüber  in  einer  ganz 
unverständlichen  und  der  Tendenz  der  Kodifikation  direkt  zn- 
widerlaufenden  Weise  beschränkt  worden  sei,  erscheint  als  so 
un wahrscheinlich,  dass  die  ohnehin  plausible  Annahme  einer 
Konservierung  des  früheren  Rechtszustandes  sich  ohne  weiteres 
auldrängt.-)  Hierzu  kommt,  dass  eine  genauere  Betrachtung 
der  Fassung  der  betreffenden  Bestimmungen  diese  Annahme 
unterstützt.  Der  a.  68  erfordert  nicht  wie  die  Nürnb.  Ref.  und 
das  ihr  zu  Grunde  gelegte  Recht  der  Glosse  zu  1.  1 § 7,  D.  9, 
1 si  quadr.  als  Voraussetzung  der  Sachhaftung,  dass  das  schädi- 
gende Tier  sainer  art  und  aigenschaft  nach  nit  wild  gewesen 
sei,  sondern  verlangt  nur,  dass  das  Tier  seiner  „Eigenschaft“ 
nach  nicht  wild  sei.  Da  auch  in  a.  69  schlechtweg  von  „wilden“ 
Tieren  geredet  wird  nnd  nicht,  wie  an  der  entsprechenden  Stelle 
der  Nürnberger  Reformation  II  27  § 3 von  Tieren,  „die  ainer 
wilden  art  und  aigenschaft  weren“,  so  wird  diese  zweimalige 

')  a.  Aus.  Gries,  Couimentnr  II  S.  358. 

a_)  vgl.  auch  a.  4501  des  Liv-,  Est-  und  Curl.  Privatrechts. 
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Abänderung  in  dem  Sinne,  dass  auf  die  „wilde  Art“  kein  Ge- 
wicht gelegt  wird,  nicht  als  absichtslose  aufgefasst  werden  können. 
Man  wird  vielmehr  der  Bezeichnung  „wilde  Tiere“  jene  weitere 
auch  dem  heutigen  populären  Sprachgebranche  nicht  unbekannte 
Bedeutung  beizulegen  haben,  in  welcher  dieselbe  gefährliche 
Tiere  aller  Art,  auch  wenn  sie  nicht  „wild“  im  strengen  Sinne 
sind,  umfasst.3) 

Dass  es  dagegen  bei  der  Feststellung  der  individuellen  Ge- 
fährlichkeit nicht  mehr  auf  die  typischen  Momente  des  früheren 
Rechts,  vielmehr  auf  die  Umstände  des  einzelnen  Falles  an- 
kommen muss,  bedarf  keines  Hinweises.4) 

2.  Die  allgemeine  Scheidung  zwischen  ledigen  und  beauf- 
sichtigten Tieren  hat  man  fallen  lassen  (s.  S.  Bl).  Man  gewährt 
jetzt  jedem  „Besitzer“  des  ungefährlichen  Tieres  die  (abstrakte) 
Möglichkeit  der  Sachhaftung  (s.  u.  S.  66),  resp.  schliesst  diese 
in  jedem  Falle,  wo  ein  gefährliches  Tier  in  Frage  steht,  aus, 
wodurch  jene  Scheidung  ihre  Bedeutung  verlor.  Durch  diese 
Formulierung  wrurde  zugleich  eine  gesonderte  Behandlung  des 
iniuste  possidens  überflüssig,  der  jetzt  ohne  Rücksicht  auf  die 
Widerrechtlichkeit  seines  Besitzes  eben  als  Besitzer  haftet. 
Dagegen  blieb  als  besonders  zu  behandelnder  Fall  derjenige, 
wo  hinter  dem  zunächst  haftenden  Detentor  der  Herr  des  Tieres 
als  subsidiär  zu  verhaftender  Auftraggeber  stand.  Dieser  früher 
im  a.  20  VI  1270  traktierte  Fall  hat  denn  auch  seine  gesonderte 
Behandlung  in  a.  67  gefunden.  Demselben  ist  danach  im 
wesentlichen5 * *)  dieselbe  Bedeutung  beizulegen,  wie  jenem  Artikel 
des  früheren  Rechts. 

a.  Weder  behandelt  er  speziell  den  gerade  durch  einen 
Wagen  im  Gegensatz  zu  den  davor  gespannten  Tieren  ange- 
richteten Schaden.  Hiergegen  spricht  schon,  dass  eine  Haftung 
nicht  nur  des  Wagens,  sondern  auch  des  Gespannes  ausdrücklich 
statuiert  wird.8) 


3)  Dagegen  bezieht  die  herrschende  Auffassung  a.  G7 — 68  anf  Haustiere, 
a.  69  auf  wilde  Tiere  im  engeren  Sinne.  Baumeister  I S.  407.  Wulff  II 
S.  234  A.  4.  Niemeyer  S 265.  Hamb.  lier.-Ztg.  (ed.  Nathan.)  1807  N.  8. 

4)  Die  obrigkeitliche  Verwarnung  ist  noch  wesentlich  in  den  livländi- 

schcn  Städten.  Liv-,  Est-,  Curl.  Privatr.  a.  4591. 

!‘)  Über  einige  hier  nicht  in  Betracht  kommende  Modifikationen  vgl.  § 20. 

*)  So  auch  B.  B.  1887  N.  83. 

Hoffman«,  DI«  Haftung  nach  Hamburger  Hecht.  4 
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b.  Noch  setzt  er  voraus,  dass  es  sieb  gerade  um  die  durch 
einen  Wagenführer  ansgeübte  custodia  handele,7)  oder  gar,  dass 
diese  custodia  sich  auf  einen  in  Bewegung  befindlichen  Wagen 
beziehe.  Ein  Grund  für  eine  nunmehr  diesbezüglich  angezeigte 
strikte  Interpretation  gegenüber  der  den  entsprechenden  Be- 
stimmungen des  älteren  Rechts  gegenüber  gebotenen  ausdehnenden 
Auslegung,  ist  nirgends  gegeben.  Der  Zusatz  „oder  Karren“, 
den  die  Neuredaktion  bringt,  entspricht  der  etwas  weitschweifigen 
Ausdrucks  weise  derselben  und  darf  keinesfalls  zu  dem  Schlüsse 
führen,  dass  gerade  das  Yorliegen  eines  Gelahrtes  als  Voraus- 
setzung der  Anwendbarkeit  des  a.  67  besonders  hätte  betont 
werden  sollen.  Und  was  den  Ausdruck  „der  den  Wagen  treibet“ 
anlangt,  so  involviert  derselbe  ebensowenig  wie  das  frühere  „de 
den  wagen  drift“  das  Erfordernis  einer  Fortbewegung  des  Ge- 
fährtes.8) Vielmehr  muss  jede  wie  auch  immer  ausgeübte  Art 
der  custodia  genügen.  Dies  wird  denn  auch  in  einer  Bemerkung 
des  v.  d.  Fecht'schen  Commentares  (cca.  1626)  bestätigt,  in 
der  es  heisst:  idem  erit  vom  Ueberreiten  propter  identitatem 
rationis. 

c.  Selbst  die  Thatsache,  dass  das  Tier  gerade  im  Momente 
der  Schadenszufügung  der  unmittelbaren  Einwirkung  seines  Len- 
kers entzogen  war,  etwa  weil  es  denselben  vorher  abgeworfen 
hatte,  steht  einer  Anwendbarkeit  des  a.  67  nicht  im  Wege,  da 
der  Begriff  der  Obhut,  der  Detention,  in  der  unmittelbaren  Mög- 
lichkeit der  Einwirkung  sich  nicht  erschöpft.9) 

d.  Führt  nun  aber  auch  die  Heranziehung  des  älteren 
Rechts  zu  einer  extensiven  Interpretation  des  a.  67,  so  recht- 
fertigt dieselbe  doch  nicht  eine  soweit  gehende  Auffassung  des- 


')  Richtig  auch  Wulff  II  S.  230  Aum-  1.  B.  B.  1887  N.  83  etc.,  vgl. 
auch  a.  4582.  Livl.  etc.  Privatr.  über  deu  Fall,  wo  das  Tier  .einem  Auf- 
seher oder  Hüter  anvertraut  gewesen“,  a.  A.  Niemeyer  S.  24»  ff.  Trüm- 
mer I 8.  379.  Letzterer  beruft  sich  für  seine  Ansicht  darauf,  dass  der 
Kall  des  vom  Cornet  Moorner  Uberrittenen  Kindes  (extr.  prot.  ext.raj.  d.  5. 
VIII.  1729,  s.  Stat.  Ausgabe  v.  1842  zu  a.  G8)  von  Vegesack  unter  a.  G8 
referiert  werde.  Das  beweist  aber  nichts,  solange  nicht  feststeht,  dass 
Moemer  nicht  sein  eigenes,  sondern  ein  fremdes  Pferd  ritt. 

®)  So  auch  Niemeyer  S.  248.  B.  ß.  1884  N.  67. 

•)  Entsprechend  B.  B.  1887  N.  83.  Anders  Annalen  des  K.O.  A.ö. 
Dresden  Bd.  4 (18G2)  S.  65  für  das  Sachsenspiegelrecht. 
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selben,  wie  Baumeister  I S.  408  sie  vertritt.  Baumeister 
lässt  aus  a.  67  denjenigen  haften,  „der  Wagen,  Pferde  oder 
andere  Gegenstände  willkürlich  in  Bewegung  setzt,  also  fahrend, 
reitend,  schiebend  oder  tragend  Personen  oder  Sachen  beschädigt“. 
Der  Wortlaut  des  a.  67,  in  dem  von  einem  Anhalten  von  Wagen 
und  Karren  mit  den  Pferden  geredet  wird,  ferner  der  Zu- 
sammenhang mit  a.  68—69  lässt  deutlich  erkennen,  dass  Voraus- 
setzung der  Anwendbarkeit  des  a.  67  stets  eine  Schadenszufügung 
durch  ein  Tier  oder  ein  von  Tiexen  bewegtes  Gefährt  ist.  Anch 
die  der  betreffenden  Norm  zu  Grunde  liegende  ratio  kann  nicht 
zu  einer  so  weitgehenden  Ausdehnung  seiner  Geltung  führen. 
Baumeister  I S.  408  A.  1410)  sucht  diese  ratio  in  der  „Pflicht, 
die  willkiii’lich  veianlasste  Bewegung  auch  zu  leiten  und  zu 
hemmen,  oder  dieselbe  nicht  zu  unternehmen,  wenn  man  ihr 
nicht  gewachsen  ist“.  Eine  solch  allgemeine  ratio  kann  aber 
in  einem  Gesetzbuche,  das  im  übrigen  von  der  unbedingten 
Schadensersatzpflicht  des  deutschen  Rechts  nichts  hat  stehen 
lassen  und  sonst  durchgängig  mit  dem  römisch  rechtlichen  Ver- 
schuldnngsbegriffe  operiert,  in  einer  rudimentären  Bestimmung 
nicht  gefunden  werden,  die  ihre  Übernahme  ans  dem  älteren 
Recht  nur  dem  Voihandensein  ähnlicher  Bestimmungen  im  römi- 
schen Recht  zu  verdanken  haben  dürfte.  Ihre  Übertragung  in 
die  Praxis  würde  übrigens  zu  einer  Ausdehnung  der  Sachhaftung 
fühlen,  die  den  von  dem  Schaden  Betroffenen  sehr  unerwünscht 
sein  dürfte.  Das  Anwendungsgebiet  des  a.  67  wird  vielmehr 
auf  den  durch  Tiere  oder  das  durch  sie  bewegte  Gefährt  ver- 
mochten Schaden  zu  beschränken  sein.  Nicht  unter  denselben 
fallen  daher  alle  Schäden,  welche  durch  Körper  bewirkt  sind, 
die  durch  Dampf,  Elektrizität,  Wind,  Wasser,  die  eigene  Schwere11) 
und  sonstige  Naturkräfte  oder  aber  durch  menschliche  Kraft 
bewegt  sind.  Dass  denn  auch  der  früheren  Praxis  eine  An- 
wendung des  a.  67  auf  diese  Fälle  fern  gelegen  hat,  lässt  der 
von  Clan  (f  1623)  und  Bgm.  Möller  (f  1621)  zu  a.  17,  I,  34 
und  a.  IV,  67  allegierte  Fall  der  Bierspünder  ca.  Arendt 
Möller  Schiffbauer  eikennen.  Dort  hatte  des  Letzteren  Schiff 
beim  Abgleiten  vom  B rocke  die  Laube  der  Ersteren  beschädigt. 


10)  Ihm  stimmt  bei  B.  B.  1887  N.  5. 

n)  cf.  dna  Beispiel  bei  Trümmer  I S.  370. 

4* 
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Es  wurde  denselben,  als  sie  klagten,  der  Beweis  der  Fahrlässig- 
keit des  Moeller  auferlegt,  a.  67,  bei  dem  ein  solcher  Beweis 
nicht  in  Frage  gekommen  wäre  (cf.  § 15),  also  nicht  angewendet. 
Neuerdings  will  man  hierin  weiter  gehen,  indem  B.  B.  1887  N.  5 
auch  Velocipeds  als  unter  a.  67  fallend  ansieht.  U.  E.  gehören 
dieselben  sowenig  hierher,  als  Pferde-,  Dampf-,  elektrische  Bah- 
nen (ganz  abgesehen  von  Haftpflichtgesetz),  Ruderboote,  Hand- 
und  Schiebkarren  etc.  Auch  der  durch  die  Ladung  eines  Wagens 
bewirkte  Schaden  fällt  nicht  unter  a.  67. 

Einer  gesonderten  Behandlung  unterliegt  endlich  der  See- 
und  Flussschiffahrtsverkehr,  a.  736—741,  451  ff.,  H.  G.  B.  § 54. 
Hamb.  Einf.-Ges.  z.  H.  G.  B.,s). 


§ 14.  l)er  ziurefilarte  Schaden. 

1.  Wie  früher  für  die  a.  VI,  19—20,  1270  kommt  jetzt  für 
die  a.  67—69  IV  1603  nur  ausserkontraktlicher  Schaden')  und 
im  allgemeinen  nur  ein  damnum  corpore  eorpori  datum  in  Be- 
tracht.2) 

2.  Ferner  ist  aber  auch  jetzt  noch  auszusondern  der  Fall 
eines  angerichteten  Flurschadens.  Dass  im  Gebiete  des  Land- 
rechts von  1603  das  alte  in  diesem  Falle  zur  Anwendung  ge- 
brachte Pfändungsverfahren  noch  als  durchaus  praktisch  gilt, 
wird  uns  durch  den  B.  B.  1873  N.  93  referierten  Fall  bezeugt. 
Speziell  für  den  Fall,  dass  der  Schaden  an  einem  Deich  an- 
gerichtet wurde,  trifft  der  § 52  der  Deichordnung  für  die  Land- 
herrenschaften  der  Marschlande  und  Bergedorf  vom  4.  III.  1889 
besondere  Bestimmungen,  die  aber  auch  nur  für  das  Geltungs- 
gebiet des  Landrechts  in  Betracht  kommen.  Danach  ist  das 
beim  Weiden  auf  dem  Deiche  betroffene  Vieh  zu  pfänden  und 
dem  Deichvogt  bezw.  dem  zunächst  wohnenden  Deichgeschwore- 
nen zuzuführen,  welcher  erforderlichenfalls  für  dessen  Unter- 


la)  Hans.  Uer.-Zlg.  Hauptbi.  18S5  N.  46;  1886  N.  26;  1871  N.  41,  74. 
')  Han».  Her.-Ztg.  H.  B.  1883  N.  89. 

a)  Die  Möglichkeit  einer  anderweitig,  z.  B.  durch  Schreck,  bewirkten 
Schadenszufügung  ist  aber  nicht  ausgeschlossen,  cf.  Seuffert  Archiv 
XXXII  N.  331 
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bringung  zu  sorgen  hat.  Der  Eigentümer  kanu  dasselbe  durch 
Zahlung  eines  Pfandgeldes  von  50  per  Stück  und  Erstattung 
der  Futter-  und  sonstigen  Kosten  anslösen,  eventuell  wird  es 
nach  6 Tagen  von  dem  Deichvogte  nach  eingeholter  Genehmi- 
gung der  Deichbehörde  zum  öffentlichen  Verkaufe  gebracht  und 
der  Erlös  zur  Deckung  jener  Forderungen,  Nachfordeningen 
Vorbehalten,  verwendet. 

Für  das  Gebiet  des  Stadtrechts  von  1603  wird  das  Pfänden 
u.  W.  erwähnt  nur  in  der  „erneuerten  Bekanntmachung  wider 
das  Fischen  im  Stadtgraben,  das  Betreten  des  Wallufers  und 
das  Weiden  von  Schafen  und  Ziegen  auf  dem  Walle  vom  17. 
Mai  1833“,  indem  dort  das  Weiden  von  Schafen  und  Ziegen  an 
irgend  einem  Teile  des  Walles  „bei  Strafe  der  Pfändung  ver- 
boten“ wird.  Das  Verfahren  wird  hier  des  näheren  nicht  be- 
schrieben. Es  wird  analog  jenem  in  der  citiertcn  Stelle  der 
Deichordnung  vorgeschriebenen  beschaffen  gewesen  sein.  Jeden- 
falls wird  es  als  mit  der  Durchführung  der  Trennung  zwischen 
Justiz  und  Verwaltung  unpraktisch  geworden  anzusehen  sein. 
Eine  Behörde,  welche  die  bei  dem  Pfändungsverfahren  erforder- 
lich werdenden  obrigkeitlichen  Funktionen  wabrnähme,  ist  weder 
in  den  Ansführungsgesetzen  zu  den  Justizgesetzen,  noch  in  den 
gleichzeitigen  die  hamburgische  Verwaltung  reorganisierenden 
Gesetzen  vorgesehen. 

Mit  dem  Verschwinden  dieses  früheren  partikulären  Rechtes 
ist  aber  nunmehr  nicht  etwa  das  ebenfalls  partikuläre  Recht 
der  a.  67 — 69  auf  die  Fälle  des  Flurschadens  analog  anzuwenden. 
Es  hat  vielmehr  nach  allgemeinen  Grundsätzen  das  gemein«! 
Recht  einzugreifen.  Ein  Fall,  in  dem  diese  Frage  praktisch 
geworden  wäre,  ist  mir  nicht  bekannt. 

3.  Ob  der  Schaden  im  übrigen  nach  R.  R.  als  ein  contra 
naturam  sui  generis  von  dem  Tiere  zugefügter  sich  darstellen 
würde  oder  nicht,  ist  irrelevant  (s.  S.  56). 


g 15.  Die  Behandlung  des  Verschuldens. 

A.  Sowenig  wie  im  älteren  Rechte  wird  in  der  Neuredaktion 
als  Bedingung  der  Schadensersatzpflicht  ein  Verschulden  auf 
Seiten  des  Herrn  oder  Inhabers  des  Tieres  erwähnt.  Dass 
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denn  auch  ein  solches  thatsächlich  nie  als  Voraussetzung  der 
Schadensersatzverbindlichkeit  angesehen  worden  ist,  wird  Ihr 
a.  157  besonders  bestätigt  durch  den  Umstand,  dass  der  Syndikus 
Moeller  dem  die  Haftung  des  Wagenführers  statuierenden  Passus 
bei  der  im  Anfänge  des  17.  Jahrhunderts  geplanten  Revision 
des  Statuts1)  den  Zusatz  „wofern  er  daran  schuldig“  hinzufügen 
wollte,2 3)  offenbar  weil  man  bei  der  fortschreitenden  Tendenz  zur 
Romanisierung  des  Rechts  inzwischen  an  der  aus  dem  früheren 
Rechte  übernommenen  unbedingten  Haftung  Anstoss  genommen 
hatte.1') 

In  der  That  wild  denn  auch  von  Theorie  und  Praxis  all- 
gemein anerkannt,  dass  der  Schadensersatzanspruch  aus  a.  67 
bis  69  ohne  weiteres  durch  die  Thatsache  des  eingetretenen 
Schadens  und  des  Herr-  bezw.  Inhaberseins  des  Tieres  bezw. 
Gefährtes  begründet  wird.4) 

B.  Wie  im  älteren  Rechte  wird  auch  im  Rechte  von  1603 
der  durch  individuell  gefährliche  Tiere  bewirkte  Schaden  von 
dem  durch  in  concreto  ungefährliche  verursachten  geschieden 
und  an  letzteren  ausser  der  Schadensersatzpflicht  Strafe  geknüpft. 
Es  fragt  sich,  ob  in  dieser  Scheidung  eine  Konservierung  des 
typischen  Verschuldens  des  alten  Rechts  zu  sehen  ist,  ob  mit- 
hin ein  anderer  möglicher  Fall  des  Verschuldens  als  das  Halten 
gefährlicher  Tiere  überhaupt  nicht  berücksichtigt  werde,  dagegen 
umgekehrt  dies  Halten  gefährlicher  Tiere  stets  als  Verschulden 
gelte.  U.  E.  ist  diese  Frage  zu  bejahen.  Es  spricht  hierfür 
namentlich  die  bereits  erwähnte  Weglassung  jenes  das  römisch- 
rechtliche  Verschuldungsmoment  in  diese  Materie  hineintragen- 
den Passus  der  Nürnb.  Reformation  (s.  o.  S.  48).  Es  spricht 


l)  cf.  Einleitung  zum  Statut  in  der  Ausg.  v.  1842  S.  25. 

il)  cf.  Aum.  zu  a.  67  St.  IV  in  der  Ausg.  von  1842. 

3)  Noch  krasser  tritt  diese  Tendenz  hervor  in  einer  Anmerkung  des 
v.  d.  Fecht'schen  Kommentars  (cca.  1626;  abgedruckt  in  der  Ausg.  des 
Statuts  v.  1842  zu  a.  67),  welche  auch  die  Haftung  des  Herrn  des  Ge- 
spannes aus  a.  67  unter  den  Gesichtspunkt  eines  Verschuldens  desselben 
bringen  will  verbis:  „Obschon  ein  Knecht  gefahren  hat,  denn  er  ist  in  seines 
Herrn  Dienst.  Et  quibus  delicti  species  cst,  malnrum  liominum  opera  uti.“ 

<)  cf.  B.  B.  76  N.  49;  82  X.  93;  78  N.  87;  88  N.  132;  91  X.  59;  92 
X.  85;  Urios,  (‘omni.  II  S.  356.  Über  einen  Versuch  diese  feststehende 
Praxis  bezüglich  der  Haftung  aus  a.  67  zu  durchbrechen  vgl.  u.  S.  57  Aum.  10. 
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hierfür  ferner  der  Passus  des  a.  69,  wonach  derjenige,  dem  das 
gefährliche  Tier  gehörig,  „seiner  Verwahrlosung  halber“  haften 
und  bestraft  werden  solle.  Einmal  findet  nämlich  so  allein  die 
Betonung  des  Momentes  der  Verwahrlosung  bloss  in  diesem 
Artikel  ihre  Erklärung.  Ferner  lässt  diese  rein  gelegentliche 
und  erläuternde  Erwähnung  der  Verwahrlosung  als  Grundes 
jener  Haftung  erkennen,  dass  man  eine  solche  stets  als  vor- 
liegend ansah,  wenn  durch  das  gefährliche  Tier  ein  Schaden 
verursacht  war.  Es  würde  diese  ganz  beiläufige  Erwähnung 
dieses  Punktes  unverständlich  erscheinen,  wenn  man  mit  Gries  II 
S.  358  in  dem  fraglichen  Passus  ein  Versieren  in  culpa  beim 
Halten  des  gefährlichen  Tieres  als  Voraussetzung  der  strengeren 
Haftung  statuiert  finden  wollte. 

C.  Hiermit  ist  ohne  weiteres  auch  die  bisher  noch  nicht 
speziell  berührte  Frage  erledigt,  ob  etwa  im  Falle  des  Vor- 
liegens  eines  Verschuldens  die  Haftung  aus  a.  67 — 69  über- 
haupt zessiere  und  an  Stelle  derselben  aquilische  Haftung  trete. 
Eine  Berücksichtigung  irgend  welchen  Verschuldens  findet  ausser- 
halb des  Falles  des  a.  69  und  des  gleich  zu  erwähnenden  Falles 
eines  konkurrierden  Verschuldens  des  Geschädigten  überhaupt 
nicht  statt.  Ein  Nebeneinandergelten  der  Bestimmungen  der 
a.  67 — 69  und  der  lex  Aquilia  ist  abzulehnen. :,)rt)  In  der  That 
ist  auch  ein  Bedürfnis  für  eine  Anwendbarkeit  ihrer  Bestim- 
mungen nicht  gegeben,  wenn  man  nur,  wie  wir,  a.  69  nicht  nur 
auf  wilde,  sondern  auf  gefährliche  Tiere  aller  Art  bezieht. 

D.  1.  Mit  der  Annahme  der  Asservicrung  der  Grundsätze 
des  früheren  Rechts  bezüglich  der  Berücksichtigung  bezw.  Nicht- 
berücksichtigung eines  Verschuldens  des  in  Anspruch  Genommenen 
ist  von  selbst  die  Konsequenz  einer  Anwendbarkeit  derselben 
auch  auf  den  Fall  gegeben,  wo  der  Unfall  auf  das  Verhalten 
eines  Dritten  oder  des  Beschädigten  selbst  zurückzuführen  ist. 


6)  Für  eine  subsidiäre  Geltung  der  lex  Aquilia  neben  a.  6»  ist  Bau- 
meister I S.  409,  Wulff  II  S.  283,  Amu.  2.  Niemeyer  S.  253  und  die 
Praxis.  Vgl.  B.  B.  78  N.  46,  53;  SS  N.  196;  S9  N.  64;  91  N.  59  etc.  Be- 
züglich a.  67  ist  die  Frage  nirgends  erörtert,  obgleich  diesolbe  im  Falle 
eiuor  culpa  in  eligendo  des  Herrn  und  in  ähnlichen  Fällen  sehr  wohl  prak- 
tisch werden  kann.  cf.  Seuffert,  Archiv  Bd.  14  N.  35;  16  N.  220. 

8)  Über  einen  Fall  des  Eingreifens  der  lex  Aquilia  s.  u S.  169. 
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Dieser,  nicht  der  Herr  oder  Detentor  des  Tieres,  hat  dann  für 
den  eingetretenen  Unfall  dem  Geschädigten  bezw.  sich  selbst 
aulzukommen.  Wann  aber  das  Thun  des  Dritten  bezw.  des 
Geschädigten  kausal  geworden  ist  für  den  eingetretenen  Schaden, 
ist  nach  der  Sachlage  des  konkreten  Falles  zu  ermitteln.  Auch 
hier  ist  aber  Voraussetzung  der  Haftung,  dass  der  Dritte  bezw. 
Geschädigte  objektiv  rechtswidrig  gehandelt  hat,  wenn  es  auch 
nicht  immer  erforderlich  ist,  dass  er  mutwillig  gehandelt  habe 
(cf.  B.  B.  87  N.  174).  Für  Handlungen,  zu  denen  er  berechtigt 
war,  und  die  zur  zufälligen  Folge  die  Bewirkung  eines  Schadens 
durch  ein  Tier  hatten,  braucht  er  niemals  aufzukommen.  Da 
schon  die  rein  objektive  Rechtswidrigkeit,  nicht  etwa  bloss  culpa 
im  röm.-rechtl.  Sinne  zu  beachten  ist,  so  haben  auch  handlungs- 
und  sehuldunfähige  Personen  für  ihr  Thun  aufzukommen.7)  (cf. 
oben  S.  17.) 

Artikel  68  kleidet  die  soeben  besprochene  Voraussetzung 
der  Haftung  in  die  Worte,  dass  nur  derjenige,  welcher  von  dem 
Tiere  „ohne  Ursach“  („one  gegebene  ursach“  Nürnb.  Ref.  a. 
a.  O.)  beschädigt  wird,  ersatzberechtigt  sei.  Nicht  etwa  ist  in 
dieser  Klausel  die  Wiedergabe  einer  Voraussetzung  der  hier 
gar  nicht  in  Betracht  kommenden  actio  de  pauperie  zu  sehen, 
wonach  das  Tier  ohne  äussere  Veranlassung  und  daher  contra 
naturam  sui  generis  gehandelt  haben  müsse/) 

2.  Liegt  konkurrierendes  Verschulden,  also  sowohl  ein 
solches  des  Herrn  oder  Detentors,  als  des  Geschädigten  oder 
Dritten  vor,  so  ist  zunächt  soweit  als  möglich  festzustellen, 
wessen  Thun  bezw.  Unterlassen  als  das  in  Wahrheit  kausale 
anzusehen  ist.  Das  zu  diesem  kausalen  Verschulden  etwa  hin- 
zutretende Verschulden  einer  anderen  Person  ist  dann  unbeacht- 
lich, eine  Abwägung  des  Grades  des  verschiedenseitigen  Ver- 
schuldens hat  nicht  stattzufinden.  — Ist  eine  diesbezügliche 
Feststellung  unmöglich,  so  ist  festzustellen,  „welches  Verschul- 
den nach  seiner  Beschaffenheit  als  das  extensiv  oder  intensiv 


7)  Anders  B.  B.  91  N.  69  u.  92  N.  18. 

*)  So  B.  B.  1883  N.  199;  188"  N.  83.  Richtig  dagegen  Baumeister  I 
409  N.  17.  Niomoyer  S.  266.  B.  B.  1873  N.  53;  1887  N.  174.  Richtig 
auch  für  das  Sachsenspiegelrecht  Wernher,  sei.  obs.  p.  IX  obs.  66  p.  112. 
Anna),  des  K.  O.  A.  Ö.  Dresden  Bd.  VII  (1863)  S.  05. 
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grössere“,  als  das  „überwiegende“  sich  darstellt.  Dies  wird 
dann  als  das  kausale  angesehen.9) 

E.  Nicht  unter  a.  67  --69  fällt  der  Fall,  wo  die  Beschädi- 
gung dolos  angerichtet  ist.  Derselbe  ist  vielmehr  nach  den 
allgemeinen  röm.-rechtl.  Grundsätzen  zu  behandeln. 

F.  Im  Zusammenhänge  mit  dem  Vorstehenden  ist  zugleich' 
die  Frage  nach  der  Beweislast  rücksichtlich  eines  von  einer 
Seite  behaupteten  Verschuldens  zu  erledigen.  Dem  Beschädigten 
erwächst  sein  Schadensersatzanspruch  ohne  weiteres  mit  der 
Thatsache  der  Beschädigung.  Deren  Vorliegen  ergiebt  den 
Kausalzusammenhang  prima  facie  ohne  weiteres,  cf.  Bartels 
a.  a.  0.  S.  117.  Nur  die  Beschädigung  und  eventuell  die 
weitere  Thatsache,  dass  der  in  Anspruch  genommene  Herr 
bezw.  Detentor  im  Augenblicke  der  Schadenszufügung  gewesen 
sei,  hat  er  zu  erweisen.  Der  Beschuldigte  mag  dann  das  eigene 
Verhalten  des  Geschädigten  oder  das  Thun  eines  Dritten  als 
kausal,  eventuell  also  dessen  Verschulden  als  das  Überwiegende 
nachweisen.  Eine  blosse  Exkulpation  seiner  selbst  befreit  ihn 
nicht. ,u) 


§ 16.  Das  Anhalten. 

1.  Artikel  67  bestimmt  für  den  Fall  des  Entweichens  des 
Wagenführers,  dass  „billig  der  Wagen  oder  der  Karren  mit 
den  Pferden  dafür  angehalten  und  daraus  der  Schade  erstattet 
werde“.  „Anhalten“  ist  der  technische  Ausdruck  des  Statuts 


"}  Endemann,  Haftpflicht  etc.  S 64.  So  auch  die  Praxis  B.  B.  1888 
N.  132;  1873  N.  53;  1884  N.  «7;  181*2  N.  85;  cf.  H.  G.  XII  S.  190.  Nie- 
meyer S.  248. 

w)  In  diesem  Sinne  geht  aucli  die  konstante  Gerichtspraxis;  s.  die  Citate 
Anm.  8.  Die  Entscheidung  1892  N.  18,  welche  dem  Wagenführer,  wenn  er 
nicht  zugleich  Eigentümer  des  Gefährtes  war,  den  Exkulpationsbeweis  offen 
lassen  wollte,  steht  vereinzelt  da.  Das  Argument  derselben,  dass  nur  die 
Haftung  des  Eigentümers  anf  deutschrechtlichen  Grundsätzen  beruhe,  die 
des  Wagenführers  dagegen  auf  römisch-rechtlicher  Basis  aufgebaut  sei,  knnn 
von  unserem  Standpunkte  nus  (s.  oben  S.  44)  nicht  nls  richtig  angesehen 
werden;  vgl.  auch  die  Widerlegung  der  Ausführungen  dieses  Erkenntnisses 
in  B.  B.  1892  N.  85. 
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von  1603  für  die  Belegung  mit  Arrest.  (Real-  und  Personal- 
arrest, a.  16  u.  17  St.  1603  I,  17).  Das  schon  bei  Besprechung 
des  früheren  Rechtes  hervorgehobene  (s.  o.  S.  18)  arrestatorische 
Moment,  welches  der  Klage  auf  handhafter  That  innewohnte,  hat 
sich  sonach  in  unserem  Falle  nicht  als  mit  dieser  im  Rechte  von 
1603  beseitigten  Prozessart1)  entbehrlich  erwiesen.  Man  hat 
daher  völlig  konsequent  den  inzwischen  zu  einem  selbständigen 
Verfahren  erwachsenen  Arrestprozess  als  anwendbar  statuiert, 
indem  man  den  Fall,  wo  der  Fuhrmann  entkam  als  eine  „er- 
hebliche Ursache“  (a.  2 St.  1603  I,  17)  für  die  Arrestbewilli- 
gung bezeichnete. 

2.  Baumeister  I S.  408  wollte  in  der  vom  Gesetz  er- 
teilten Befugnis  zum  „Anhalten“  die  Gewährung  eines  Retentions- 
rechtes au  der  res  nocens  sehen  und  in  der  Geltendmachung 
desselben  den  einzigen  dem  Beschädigten  im  Falle  der  Flucht 
des  Wagenführers  überhaupt  offen  stehenden  Weg,  zum  Ersätze 
seines  Schadens  zu  kommen  (S.  407).  Weshalb  die  Rechte  des 
Geschädigten  jetzt  dem  früheren  Rechtszustande  gegenüber  auf 
das  Erheblichste  reduziert  sein  sollten,  weshalb  die  Rechts- 
entwickelung  einen  ganz  unmotivierbaren  Sprung  von  der  Ge- 
währung des  schärfsten  und  weitgehendsten  Rechtsmittels  zu 
der  Erteilung  eines  iu  vielen  Fällen  überhaupt  völlig  Unwirk- 
samen gemacht  haben  sollte,  ist  nicht  erfindlich.  In  der  That 
geht  denn  Theorie  und  Praxis2)  seit  der  Entscheidung  des  0. 
A.  G.  Lübeck  in  Sachen  Westphalen  ca.  Schlueter  v.  Jahre  1866 
(Kierulff  Bd.  2 N.  67  S.  564  ff.),  durch  welche  das  auf  der 
Baumeister'schen  These  beruhende  niedergerichtliche  Erkennt- 
nis aufgehoben  wurde,  ganz  allgemein  von  der  Auffassung  aus, 
dass  a.  67  verbo  „anlialtcn“  die  Befugnis  zur  Arresticrung  gebe 
und  dieselbe  selbstverständlich  nicht  als  Bedingung  der  Schadeus- 
ersatzverfolgung, sondern  als  Mittel  zur  Realisierung  derselben 
statuiere. 


Im  Strafprozesse  spielt  di«  handhafte  Tiiat  insofern  noch  eine  Kollo, 
als  bei  ihrem  Vorliegen  die  sonst  bei  Totschlags-  und  Dieb stahl sverdacht 
zulässige  Haftentlassung  gegen  Kautionsleistuug  ausgeschlossen  war;  a.  44, 
45  St.  1003  IV. 

a)  cf.  Nieweyer  S. 24!»  Wulff  11  S.  i3l  Antn.  I.  B.  B.  1*88  N.  56; 
1887  N.  83  etc. 
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3.  Als  zulässig  wird  der  Arrest  ausdrücklich  nur  iu  a.  67 
erwähnt.  Unter  den  Voraussetzungen  dieses  Artikels  aber  hat 
derselbe  u.  E.  als  statthaft  zu  gelten  sowohl  in  dem  Falle,  wo 
das  Gespann  sofort  am  Orte  des  Unfalles  festgehalten  worden 
war,  als  auch  dann,  wenn  es  entkam  und  etwa  in  die  Gewahr- 
sam des  Herrn  zurückgekehrt  war.  Wenigstens  ist  in  dem 
einen  wie  dem  anderen  Falle  die  Gefahr  gleich  gross,  dass  durch 
Weiterveränsserung  des  Tieres  die  Rechtsverfolgung  erschwert 
werde,  eine  Gefahr,  gegen  die  der  Arrest  offenbar  vornehmlich 
zu  schützen  bestimmt  war.  Ratiouellerweise  wird  man  aber 
auch  in  den  Fällen  des  a.  68  und  wohl  auch  des  a.  69  eine 
Arrestiorung  für  statthaft  ansehen  müssen,  da  jedenfalls  für 
a.  68  jener  Grund  für  die  Zulässigkeit  des  Arrestes  ebenfalls 
Flatz  greift.  Für  diese  allgemeine  Anwendbarkeit  spricht  auch 
die  früher  ebenso  allgemein  gewesene  Zulässigkeit  des  Verfahrens 
um  handhafte  Tliat.  (s.  o.  S.  19.) 


8 17.  Die  besonderen  Voraussetzungen  der  subsidiären 
Haftung  des  Herrn  aus  a.  67. 

1.  Auch  in  der  Neuredaktion  ist  nicht  zum  Ausdruck  ge- 
bracht, welches  Verhältnis  zwischen  dem  Wagenführer  und  dem 
Herrn  des  Gespannes  als  Voraussetzung  der  subsidiären  Haf- 
tung des  Letzteren  gedacht  ist.  Doch  macht  sich  die  dies- 
bezügliche Auffassung  des  älteren  Rechts  noch  in  der  oben  § 15 
Anm.  3 citierten  Bemerkung  des  v.  d.  Feclit'schen  Kommentars 
(cca.  1626)  bemerkbar,  in  welcher  deren  Autor  als  von  etwas 
Selbstverständlichem  davon  ausgeht,  dass  in  a.  67  von  dem  Falle 
die  Rede  sei,  wo  ein  Knecht  die  Tiere  in  Obhut  hatte. 
Selbstverständlich  wird  man  aber  die  subsidiäre  Haftung  jetzt 
nicht  auf  den  Fall  des  römisch-rechtlichen  Auftrages  beschränken 
dürfen,  vielmehr  jeden  Fall  hierher  zu  zählen  haben,  wo  der 
Detentor  die  Gewahrsam  im  Interesse  des  Herrn  des  Tieres 
ausübte.1) 


')  Ähnlich  Kierulff  II  (lest!)  N.  07.  — Das  etwa  vorhandene  Fuhr- 
werk kommt  als  etwas  Nebensächliches  hier  ebensowenig  als  sonst  fiir  die 
Feststellung  der  haltenden  Person  in  Betracht. 
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2.  Dass  eine  Detention  für  den  Herrn  des  Tieres  voraus- 
gesetzt wird,  wird  man  im  Gegensatz  zu  dem  oben  S.  28  ff.  für 
das  ältere  Recht  Ausgeführten  annehmen  dürfen.  Die  Gründe, 
welche  uns  für  das  frühere  Recht  zu  der  gegenteiligen  An- 
nahme führten,  kommen  als  rein  historische  für  die  neue  nach 
rationellen  Grundsätzen  zu  erklärende  Redaktion  nicht  in  Be- 
tracht.2) 

3.  Weitere  Voraussetzung  der  subsidiären  Haftung  ist,  dass 
der  prinzipaliter  Verhaftete  „flüchtig  wird  und  entweicht“.  Auch 
hier  wird  man  in  Gegensatz  zu  dem  oben  S.  28  Anm.  1 für  das 
ältere  Recht  Ausgeführten  zu  treten  und  rationellerweise  anzu- 
nehmen haben,  dass  dem  Palle  der  Flucht  der  Fall  sonstiger 
Untlmnlichkeit  einer  Inanspruchnahme  namentlich  auch  der  Fall 
materieller  Insolvenz  gleichzustellen  ist.  Jedenfalls  steht  seit 
der  Entscheidung  des  0.  A.  G.  Lübeck  i.  S.  Westphalen  ca. 
Schlueter  (Kierull'f  II  (186«)  N.  67)  der  Gerichtsgebrauch 
durchaus  konstant  auf  diesem  Standpunkte.2)  Zum  Nachweise 
der  materiellen  Insolvenz  ist  die  vorgängige  Ausklagung  und 
Exequierung  nicht  als  erforderlich  anzusehen.  (B.  B.  1887 
N.  83;  1888  N.  56;  1875  N.  49).  Doch  muss  dieselbe  bei  Er- 
hebung der  Klage  gegen  den  subsidiär  Verhafteten  bereits  ander- 
weitig feststehen  und  darf  nicht  durch  eine  gleichzeitige  Ein- 
klagung desselben  erst  festgestellt  werden  sollen. 


§ 18.  Die  Haftung  im  allgemeinen. 

A.  Die  Haftung  des  Tieres  selbst  als  des  eigentlichen  Thäters 
entsprach  nicht  mehr  dem  Rechtsbewnsstsein  zur  Zeit  der  Neu- 
redaktion. Sie  ist  für  gefährliche  Tiere  überhaupt  beseitigt 
(a.  69),  für  ungefährliche  in  die  Form  einer  fakultativen  Sach- 
haftung des  Besitzers  umgegossen  (a.  68). 

Mit  der  Beseitigung  der  Verhaftung  des  Tieres  selbst 
musste  aber  konsequent  auch  das  früher  massgebende  Moment 


2)  A.  Ans  Niemeyer  S 252.  Richtig  Wulff  II  S.  232. 

3)  B.  B.  1873  N 139;  1875  X.  49;  1878  N.  114;  1887  N.  83;  1888 
X.  5ß  etr.  Ebenso  für  das  Sachsenspiegel  recht  R.  G.  bei  Seu  ffert  39  S.  302 
u.  a.  4582  deB  livl.  etc.  I’rivatrechts. 
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der  Aufnahme  in  die  Gewere  in  Kenntnis  der  Schadenszufügung 
bezw.  des  Behaltens  in  der  Gewere  nach  Keuntniserlangnng  seine 
Bedeutung  verlieren.  An  seine  Stelle  ist  jetzt  die  einfache 
Thatsache  des  Besitzes  resp.  des  Herrseins  getreteu. 

Das  Zusammengreifen  beider  Momente  führte  wiederum  zu 
der  weiteren  Konsequenz,  dass  der  Unterschied  zwischen  ledigen 
und  beaufsichtigten  Tieren,  wie  bereits  erwähnt  (S.  49),  fiel. 
Und  es  führte  endlich  zu  der  Folge,  dass  die  Sachhaftung  auch 
in  Fällen  ermöglicht  wurde,  wo  früher  nicht  eine  Verhaftung  des 
Tieres,  sondern  persönliche  Haftung  eingetreten  war,  namentlich 
im  Falle  der  Eigentümer  des  Tieres  dasselbe  im  Augenblicke 
der  Schadenszufügung  detinierte. 

Gleichwohl  haben  diese  anscheinend  so  weitgehenden  Um- 
gestaltungen des  älteren  Rechts,  abgesehen  von  dem  letzteren 
Punkte,  thatsächlich  in  der  Hauptsache  nur  formelle,  nicht  ma- 
terielle Bedeutung,  worauf  im  folgenden  Paragraph  noch  des 
näheren  einzugehen  sein  wird.  Im  wesentlichen  blieb  der  frühere 
Rechtszustand  bestehen.  Dies  gilt  namentlich  auch  von  der 
Realisierung  der  Haftung  in  ihrer  ursprünglichen,  später  aller- 
dings gewohnheitsrechtlich  modifizierten  Gestalt  (s.  u.  S.  67). 

B.  Die  juristische  Natur  der  Haftung  anlangend,  so  ist, 
1.  was  zunächst  die  Haftung  aus  a.  67—68  anbetrifft,  dieselbe 
jetzt,  wo  nicht  mehr  das  Tier  als  prinzipaliter  haftend  angesehen 
wird,  wo  nicht  mehr  derjenige,  der  es  aufnimmt,  eben  dieser 
Thatsache  wegen  haftet,  vielmehr  der  Besitzer  bezw.  Herr  als 
solcher  ohne  Rücksicht  auf  sein  Verschulden  aufzukommen  hat, 
als  eine  deliktizische  oder  quasideliktizische  *)  nicht  anzusehen. 
Dass  sich  die  fraglichen  Artikel  in  dem  das  Strafrecht  enthaltenden 
Buch  IV  des  Statuts  finden,  ergiebt  nichts  für  die  Stellung  der 
ans  ihnen  resultierenden  Ansprüche  im  heutigen  Rechtssystem. 
Weiterhin  schliesst  sowohl  die  historische  Entwickelung  als  auch 
die  Gestaltung  des  Anspruches  im  einzelnen  eine  Gleichstellung 
mit  den  römisch-rechtlichen  Noxalansprüchen  aus'-1)  (s.  oben 
S.  44  f.).  Ganz  ausgeschlossen  endlich  erscheint  es,  eine  ding- 
liche Verhaftung  des  Tieres  zu  konstruieren,  die  weder  aus  den 


So  bezüglich  a.  67  B.  B.  188S  N.  56. 
s)  A.  Ans.  beziigl.  a.  68.  Niemeyer  S.  253.  Wulff  II  S.  233  Amu.  1 
und  die  Praxis. 
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Quellen  der  fraglichen  Artikel,  noch  aits  einem  etwaigen  Ein- 
flüsse des  RRs.  zu  erklären  sein  würde.  Für  die  Gegenwart 
würde  überdies  diese  Konstruktion  von  vornherein  in  den  weit- 
aus meisten  Fällen  an  der  Vorschrift  des  § 4 des  Hamb.  Aus- 
führungsgesetzes zur  Konkursordnung  v.  25.  Juli  1879,  der  nur 
Faust  Pfandrechte  an  beweglichen  Sachen  anerkennt,  scheitern. 
Es  basiert  die  Haftung  aus  a.  67—68  vielmehr  auf  ganz  posi- 
tiven Gesetzesbestimmungen,  deren  ratio  dieselben  Gründe  bilden 
dürften,  die  selbst  das  geläuterte  RR.  zur  Beibehaltung  der 
actio  de  pauperie,  das  ältere  Seerecht  zu  dem  sogen.  Reparti- 
tionsprinzip  im  Falle  schuldloser  Kollision  führte,  und  die  im 
neueren  Rechte  das  Haftpflichtgesetz  und  die  a.  451,  736  ff. 
H.  G.  B.  ins  Leben  riefen.  Die  Klagen  stellen  sich  somit  als 
actiones  ex  lege  dar.5)  Und  zwar  bildet  speziell  die  Klage  gegen 
den  Herrn  des  Tieres  im  Falle  des  a.  67  eine  actio  praescript.is 
verbis.  da  die  Passivlegitimatiou  von  der  wechselnden  That- 
sache  des  Herrseins  abhängt  (s.  u.  S.  64). 4) 

Für  die  Haftung  aus  a.  67 — 68  kann  daher  u.  E.  weder 
der  Gerichtsstand  der  unerlaubten  Handlung  an  sich  in  Betracht 
kommen,  noch  die  Normen  über  die  beschränkte  Vererblichkeit 
von  Deliktsschulden. 

2.  Anders  liegt  die  Sache  bezüglich  a.  69.  Hier  ist  die 
Haftung  offensichtlich  eine  deliktizische.  Das  Verschulden  liegt 
in  der  Thatsache  des  Haltens  des  gefährlichen  Tieres.  Hier 
finden  denn  auch  die  Normen  über  den  Gerichtsstand  und  die 
Vererbung  von  Deliktsschulden  Anwendung. 

C.  Die  Verhaltung  aus  a.  67—69  gestaltet  sich  zur  kor- 
realen,  wenn  die  die  Verhaftung  begründenden  Thatsachen  bei 
mehreren  Personen  gleichmässig  zutreffen.  So  wenn  die  Herr- 
schaft über  das  schadenstiftende  Tier  mehreren  gemeinsam  zu- 
steht, oder  wenn  die  mehreren  das  schädigende  Gespann  bilden- 
den Tiere  verschiedenen  Herren  zukommen.5)6)  Als  eine  bloss 


3)  So  beziigl.  der  prinzipalen  Haftung  au«  a.  07  auch  B.  B.  1891  N.  »9. 

4)  So  auch,  wie  es  scheint,  Wulff  II  S.  231  Anm.  l i.  f.  und  Paulsen. 
Lchrb.  des  Privatrechts  in  den  Herz  Schleswig  u.  Holstein  ( 1 «34)  § 82. 

6)  Vgl.  Windgeh.  Pand.  II  § 247  A.  7.  — Sachs.  Bürg.  Ges.-B.  § 1564. 
Für  Haftung  pro  rata  ist  in  diesen  Fällen  Kierulff  II  N.  67. 

°)  Uber  den  Fall,  wo  auch  der  Wagen  einen  eigenen  Herrn  hat,  s.  obeu 
S.  59  Anm.  1 und  unten  S.  65. 
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solidare  stellt  sich  dagegen  die  prinzipale  Verhaftung  des  ein- 
zelnen Wagenführers  und  die  subsidiäre  des  einzelnen  Herrn 
des  Gespannes  aus  a.  67  dar.  Denn  wenn  auch  auf  dasselbe 
Ziel  gerichtet,  so  beruht  die  Haftung  dieser  Personen  doch  auf 
verschiedenen  Thatbeständen.7) 


§ 11».  Die  Haftung  im  einzelnen. 

I.  Die  Haftung  für  ungefährliche  Tiere. 

A.  1.  In  Artikel  68,  der  die  Regel  für  die  Behandlung  der 
ausserkontraktlichen  Schadenszufügung  durch  Tiere  aufstellt, 
wird  die  Haftung  des  „Besitzers“  des  Tieres  statuiert.  Es  liegt 
kein  Grund  vor,  diesem  Ausdruck  eine  andere  Bedeutung  bei- 
zulegen, als  er  als  technischer  Ausdruck  des  römischen  Rechts 
hat,  diesen  Ausdruck  im  weiteren  Sinne,  wonach  er  auch  die 
blosse  Detention  mitumfasst,  verstanden.1)  Dalür,  dass  dieser 
Ausdruck  mit  Vorbedacht  gewählt  ist,  spricht  namentlich  auch 
der  Umstand,  dass  derselbe  sich  an  beiden  Stellen,  wo  die 
Nürnberger  Reformation  den  Ausdruck  „Herr“  gebraucht,  an- 
gewendet findet.  Dem  entspricht  auch  der  erste  Satz  des  a.  67, 
worin  als  einzelne  Anwendung  jener  Regel  vor  dem  Eingreifen 
der  subsidiären  Haftung  zunächst  die  Haftung  des  Wagenführers 
statuiert  wird. 

Aulangend  eben  diese  subsidiäre  Haftung  des  Nichtdetentors 
aus  a.  67,  so  ist  dieselbe  als  reine  Sachhaftung  statuiert,  ohne 
dass  der  einer  jeden  Sachhaftung  immanenten  persönlichen  Be- 
ziehung (s.  o.  S.  37)  besonders  gedacht  wäre.  Wir  werden  in 
diesem  Schweigen  eine  Bezugnahme  auf  den  früheren  Rechts- 
zustand zu  finden  und  demgemäss  den  „Herrn“  des  Tieres  in 


7)  B.  B.  1888  N.  56  hält  die  prinzipale  und  die  subsidiäre  Verhaftung 
aus  a.  67  für  korreal  und  zieht  hieraus  die  — von  unserem  Standpunkte 
aus  abzulehnende  — Konsequenz,  dass  das  Urteil  gegen  den  prinzipaliter 
Haftenden  auch  gegen  den  subsidiär  Haftenden  Hechtskraft  mache.  Nie- 
meyer S.  262  hält  die  fraglichen  Ansprüche  für  .selbständige  Obligationen“. 

’)  A.  A B.  B.  1888  N.  21  und  Niemeyer  8.  254,  wonach  unter  „Be- 
sitzer* in  a.  68  derjenige  zu  verstehen  ist,  der  das  Tier  in  potestate  hat, 
d.  b.  derjenige,  der  es  .boliebig  berbeischaffen  kann“. 
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dem  oben  S.  37  f.  bezeichnet  en  Sinne,  also  denjenigen,  der  das 
schädigende  Tier  bezw.  Gespann  in  eigenem  Interesse  kraft 
Rechtstitels  durch  den  Dritten  als  Detentor  besass,  als  von  der 
Haltung  betroffen  anzusehen  haben.-) 

2.  Wenn  die  blosse  Thatsaehe  des  Besitzens  über  die  Haf- 
tung entscheidet,  so  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  dabei 
nur  der  Besitz  im  Augenblicke  der  Schadenszufügung  in  Be- 
tracht kommen  kann.  Dazu  führt  schon  die  Erwägung,  dass 
die  Thatsaehe  des  Naturalbesitzes  eine  viel  zu  rasch  und  leicht 
wechselnde  ist,  als  dass  ihr  die  Haftung  zu  folgen  vermöchte. 
Es  wird  diese  Auffassung  bestätigt  durch  die  Bestimmung  des 
ersten  Satzes  des  a.  67,  aus  welcher  offensichtlich  derjenige 
haften  soll,  der  im  Augenblicke  der  Schadenszufügung  Wagen- 
führer war. 

Anders  liegt  die  Sache  bezüglich  der  subsidiären  Haftung 
des  Herrn  aus  a.  67.  Hier  ist  kein  Grund  abzusehen,  weshalb 
nicht  mit  dem  Wechsel  der  Herrschaft  ebenso  wie  im  früheren 
Rechte  die  Haftung  übergehen  sollte,  so  dass  der  jeweilig  im 
Augenblicke  der  Klageerhebung  als  „Herr“  Qualifizierte  in  An- 
spruch zu  nehmen  wäre.3)  Neben  ihm  aber  wird  man  jetzt, 
wo  die  verbindende  Kraft  des  dolosen  Handelns  einen  selbständi- 
gen Faktor  im  Rechtssystem  bildet,  auch  den  dolo  desinens 
possidere  und  den  fictus  possessor  haftbar  zu  machen  haben. 

Dass  es  für  den  ans  a.  68  als  Besitzer  in  Anspruch  zu 
Nehmenden  keinen  Unterschied  machen  kann,  ob  er  zufällig 
auch  Herr  des  Tieres  ist,  dass  daher  die  Übertragung  der 
Herrschaft  in  diesem  Falle  rechtlich  bedeutungslos  ist,  erscheint 
als  selbstverständlich. 


*)  Nach  hiesiger  Theorie  und  Praxis  ist  der  Eigentümer  der  subsidiär 
aus  a.  G7  Verhaftete:  Niemeyer  S.  240,  Wulff  II  S.  231  A.  1,  Kierulff 
II  (1806)  N.  67,  BB.  1869  N.  183;  1873  N.  46;  1883  N.  196;  1887  N.  83; 
1891  N.  69  u.  70  etc. 

s)  A.  A.  Niemeyer  S.  251  und  die  Praxis.  Danach  haftet  umgekehrt 
aus  a.  68  derjeuige,  der  jeweilig  das  Tier  in  potestate  hat  (B.  B.  1884  N.  97) 
bezw.  der  dolo  desinens  possidere  (B.  B.  1886  N.  15;  1887  N.  13);  dagegen 
haftet  aus  a.  67  subsidiär  der  Eigentümer  zur  Zeit  der  Schadenszufügung, 
eventuell  wenigstens  mit  dem  Erlilse  des  veräusserten  Gespannes  (B.  B.  1887 
N.  83);  im  Kesultate  richtiger  dagegen  B.  B.  1891  N.  70.  — Nach  livl.  etc. 
Privatrecht  a.  4579  haftet  der  Eigentümer  zur  Zeit  der  Klageerhebung,  nach 
Sachs.  Bürgerl.  Ges.-B.  der  Eigentümer  zur  Zeit  der  Schadenszufügung. 
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3.  Massgebend  ist  nur  die  Herrschaft  über  das  Tier;  die 
etwa  davon  getrennte  Herrschaft  über  Wagen  und  die  sonstigen 
blossen  Pertinenzien  ist  rechtlich  unbeachtlich.  Es  haftet  daher 
aus  a.  67  snbsidiär  niemals  der  Herr  des  Wagens  oder  Zubehörs 
als  solcher.  Eine  Veräusserung  des  Wagens  etc.  nach  statt- 
gehabter Schadenszufügung  in  Kenntnis  derselben  kommt  nur 
als  Deteriorierung  des  Objektes  der  Sachhaftung  in  Betracht 
(s.  u.  S.  70). 

4.  Alt.  68  geht  offensichtlich  davon  ans,  dass  die  persön- 
liche Haftung  des  Besitzers  das  Prinzipale  sei,  und  dass  dieselbe 
erst  durch  eine  entsprechende  Willenserklärung  zu  einer  Sach- 
haftung sich  umzugestalten  vermöge.  Dasselbe  muss  bezüglich 
des  a.  67  gelten.  Der  Wortlaut  desselben  „es  wird  billig  der 
Wagen  etc.  angehalten  und  daraus  der  Schaden  erstattet“  darf 
ebensowenig  zu  der  Annahme  einer  notwendig,  also  unter  Aus- 
schluss des  Wahlrechts,  stattfindenden  Sachhaftung  verleiten,  als 
er  uns  zu  bewegen  vermochte,  das  Anhalten  als  ein  necessarium 
anzusehen.  Danach  stellt  sich  die  Möglichkeit  der  Sachhaftung 
überall  als  eine  facultas  alternativa  dar.  Die  Hingabe  ist  nur 
in  solutione,  dagegen  die  persönliche  Verpflichtung  in  obligatione 
(B.  B.  1888  N.  21).  Nur  auf  Zahlung  kann  daher  geklagt 
werden  (B.  B.  1891  N.  70),  falls  nicht  etwa  der  Beklagte  bereits 
vor  Klageerhebung  bindend  erklärt  hat,  nur  mit  der  Sache  haften 
zu  wollen.  Diese  Erklärung  muss  er  andernfalls  spätestens  vor 
Erlass  des  Urteils  behufs  Erwirkung  eines  entsprechenden  Vor- 
behalts im  Tenor  abgeben.  Die  einmal  getroffene  Wahl  muss 
unabänderlich  sein. 

5.  Die  Annahme,  dass  das  Wahlrecht  verloren  gehe  durch 
irgendwelche  in  Kenntnis  der  noxa  vorgenommene  Verfügung 
über  die  res  nocens,  wurde  bereits  oben  S.  61  als  mit  der  Fas- 
sung und  dem  Geiste  des  Gesetzes  unvereinbar  abgelehnt.  Mit 
Rücksicht  auf  diese  kann  mau  aber  auch  nicht  annehmen,  dass 
das  Wahlrecht  verloren  gehe  wenigstens  durch  eine  in  Kennt- 
nis der  noxa  vorgenommene  Veräusserung  oder  Verschlechterung 
der  res  nocens.4)  Es  hat  in  diesen  Fällen  vielmehr  das  oben 
S.  64  bezw.  unten  S.  70  Ausgefukrte  zu  gelten. 


4)  So  im  franz.  Seerecht,  das  das  Abandonsystem  noch  hat.  cf.  Ehren- 
berg, beschr.  Haftung  S.  14  ff.  und  dort  Girierte. 

Hoff  mann,  Die  Haftong  nach  nuniBurper  Recht.  5 
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6.  Das  Wahlrecht  muss,  abstrakt  genommen,  dem  Besitzer 
bezw.  Herrn  des  Tieres  in  allen  Fällen,  wo  er  in  Anspruch 
genommen  wird,  ohne  Rücksicht  auf  die  Beschaffenheit  des 
Tieres  zustehen.  Willkürlich  ist  es,  wenn  Trümmer  (Vorträge 
I S.  38  t»)  in  Widerspruch  zu  seinen  eigenen  Ausführungen  S.  3 t»  l 
dasselbe  auf  die  Fälle  einschränken  will,  wo  das  Tier  einen  „im 
allgemeinen  angemessenen  Wert  und  Marktpreis  hat“.  Noch 
souveräner  geht  Baumeister  I S.  40t»  mit  dem  Gesetze  um, 
wenn  er  die  Beschränkung  der  Haftung  auf  das  Tier  überall 
da  nicht  zulassen  will,  wo  der  Schaden  den  Wert  des  Tieres 
übersteigt.  (Dagegen  auch  B.  B.  1888  N.  21;  richtig  auch 
Stryk,  us.  m.  P.  ad  Fand.  IX,  1 S.  188). 

7.  Wenn  nun  aber  auch  dem  Besitzer  bezw.  Herrn  des 
Tieres  die  Befugnis,  die  Haftung  auf  das  Tier  zu  beschränken, 
allgemein  zusteht,  so  kann  diese  Befugnis  doch  nur  als  abstrakte 
gemeint  sein.  Sie  muss  ihm  fehlen,  und  es  muss  notwendig  per- 
sönliche Haftung  Platz  greifen,  wenn  derselbe  in  concreto  nicht 
die  Möglichkeit  hatte,  das  Eigentum  des  Tieres  an  den  Ge- 
schädigten durch  Preisgabe  zu  übertragen,  wobei  zu  beachten 
ist,  dass  jetzt  nur  noch  der  gutgläubige  Erwerber  von  dem  be- 
sitzenden Nichteigentümer  Eigentum  zu  erwerben  vermag.5)  So 
kommt  es  auch,  dass  der  Möglichkeit  der  Sachhaftung  in  a.  «7 
bezüglich  des  Wagenführers  nicht  gedacht  ist.  Denn  da  er  eben 
nur  Besitzer  im  Sinne  von  Detentor  ist,  würde  der  abstrakten 
Befugnis  zur  Preisgabe  hier  die  konkrete  Möglichkeit  niemals 
entsprechen,  und  es  wäre  daher  zwecklos  gewesen,  der  ersteren 
als  solcher  zu  gedenken. 

8.  Danach  aber  versagt  die  prima  facie  immer  mögliche 
Sachhaftung,  und  es  tritt  thatsächlich  persönliche  Haftung  ein 
in  allen  Fällen,  in  denen  auch  nach  früherem  Rechte  von  vorne- 
lierein  notwendig  persönliche  Haftung  Platz  griff.  Da  weiter 
in  allen  Fällen,  in  denen  nach  älterem  Rechte  eine  prinzipale 
Haftung  des  Herrn  des  Tieres  in  Frage  kam,  nämlich  wenn 
er  das  Tier  bei  der  Schadensstiftung  in  Detention  hatte  oder 
dasselbe  ledig  war,  jetzt  regelmässig  dieselbe  Person  angegriffen 
wird  unter  dem  Epitheton  Besitzer,  da  diese  beiden  Punkte  aber 


vgl.  a.  7 u.  2,  1603  II,  2 und  § 30  Eiuf.  öes.  zum  H.  G.  B.  Anders 
im  früheren  Recht,  s.  oben  S.  33. 
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die  einzigen  sind,  in  denen  äusserlicb  eine  Abweichung  des 
neueren  Rechtes  vom  älteren  sich  bemerkbar  macht,  so  waren  wir 
berechtigt,  im  Obigen  (S.  61)  zu  sagen,  dass  materiell  infolge  der 
Neuredaktion  eine  Umgestaltung  der  Haftung  im  wesentlichen 
nicht  eingetreten  sei.  Eine  Neuerung  liegt  nur  darin,  dass  der- 
jenige, der  das  Tier  bei  der  Schadensstiftung  in  Detention  hatte, 
jetzt  nicht  stets  persönlich  haftet,  sondern  die  Möglichkeit  hat, 
die  Haftung  auf  die  Sache  zu  beschränken,  wenn  er  über  diese 
zu  verfügen  materiell  berechtigt  war.  Eine  weitere  durchaus 
billige  Neuerung  ist  die,  dass  das  von  einem  Unbefugten  frei- 
gelassene  Tier  jetzt  wenigstens  dann,  wenn  dieser  Unbefugte 
als  Besitzer  zn  qualifizieren  ist,  diesen  durch  seine  schaden- 
stiftende Thätigkeit  haftbar  macht  (s.  S.  49). 

9.  Das  Ergebnis  unserer  Untersuchung  lässt  sich  hiernach, 
dem  früheren  Rechte  gegenüber  weit  einfacher,  in  die  folgenden 
Sätze  zusammenfassen : 

1.  Es  haftet  persönlich  der  Detentor  bezw.  der  Besitzer 
im  Augenblicke  der  Schadenszufügung.  Ist  er  in  der  Lage, 
Eigentum  zu  übertragen,  so  kann  er  stets  die  Haftung  auf  das 
Tier  beschränken. 

2.  Detinierte  der  Detentor  für  einen  Dritten,  der  im  Augen- 
blicke der  Schadenszufügung  der  Herr  des  Tieres  war,  so  haltet 
dieser,  eventuell  die  späteren  Herren  des  Tieres,  subsidiär  in 
derselben  AVeise  wie  ad  l angegeben. 

B.  Was  die  Realisierung  der  Sachhaftung  anlangt,  so  er- 
scheint es  als  wahrscheinlich,  dass  die  Urheber  der  Redaktion 
von  1603  es  bei  der  früheren  Art  und  Weise  der  Realisierung 
haben  belassen  wollen.  Es  spricht  dafür  einmal,  dass  a.  67 
sich  begnügt,  ganz  im  Anschluss  an  die  knappe  Formulierung 
des  älteren  Rechts  zu  bestimmen,  dass  aus  dem  angehaltenen 
Gespanne  der  Schaden  erstattet  werden  solle,  ohne  auf  die  Art 
und  Weise,  in  der  das  geschehen  solle,  überhaupt  einzugehen. 
Es  spricht  weiter  für  diese  Wahrscheinlichkeit  der  Umstand, 
dass  a.  68  dem  Besitzer  des  Tieres  nicht  mit  der  Nürnberger 
Reformation  die  Befugnis  erteilt,  das  Tier  für  den  Schaden  zu 
„geben“,  vielmehr  ihm  anheimstellt,  „desselben  zu  entraten“. 
Die  Praxis  aber  dürfte  schon  früh  au  Stelle  der  hiernach  bloss 
erforderten  Dereliktion  das  Erfordernis  einer  Übergabe  des 

6* 


Digitized  by  Google 


Tieres  an  den  Geschädigten  gesetzt  haben.")  Die  Preisgabe 
bildete  eine  rudimentäre  Konsequenz  einer  im  übrigen  ver- 
lassenen Rechtsaulfassung,  zu  deren  Konservierung  nichts  nötigte, 
wogegen  vieles  gegen  sie  sprach.  Insbesondere  mussten  die 
Schwierigkeiten,  welchen  der  mit  der  Entschlagung  verknüpfte 
Eigentumsübergang  auf  den  Geschädigten  schon  nach  älterem 
Recht  begegnen  konnte,  zu  unüberwindlichen  werden,  nachdem 
das  Verfahren  um  handhafte  That  und  damit  das  wirksamste 
Mittel,  um  jenen  Eigeutumsübergang  zu  sichern,  aus  dem  Prozess- 
recht verschwunden  war.  Jedenfalls  würde  heute  einer  blossen 
Dereliktion  schon  der  § 366,  Z.  5 St.  G.  B.  entgegenstehen. 
Theorie  und  Praxis  verlangt  denn  auch  einstimmig  eine  Über- 
gabe des  Tieres. 

Das  dem  Geschädigten  übergebene  Tier  fällt  aber  auch  jetzt 
noch  der  freien  Verfügung  desselben  anheim.  Eine  Pflicht  des 
Geschädigten,  das  Tier  zu  verkaufen  und  den  Überschuss  des 
Erlöses  über  den  Schaden  herauszugeben,  ist  weder  aus  dem 
Wortlaut  der  a.  67—68  zu  entnehmen,  noch  aus  den  Bestim- 
mungen des  römischen  oder  des  älteren  deutschen  Rechts  ab- 
zuleiten.7) 

II.  Die  Haftung  für  gefährliche  Tiere. 

A.  X ach  a.  66  ist  für  die  durch  gefährliche  Tiere  zuge- 
fügten Schädigungen  „derselbe  dem  das  Tier  gehörig“  verant- 
wortlich zu  machen.  Weiterhin  wird  aber,  „wenn  jemand  durch 
solchen  empfangenen  Schaden  Todes  verfahren  sollte“,  eine  Haf- 
tung des  Besitzers  statuiert.  Es  erscheint  nun  aber  als  völlig 
ausgeschlossen,  dass  in  beiden  materiell  völlig  gleichliegenden 
Fällen  nach  dem  Willen  des  Gesetzgebers  verschiedene  Personen 
herangezogen  werden  sollten.'1)  Wir  werden  nicht  fehl  greifen, 
wenn  wir  gerade  aus  diesem  unterschiedslosen  Gebrauche  jener 
verschiedenen  Bezeichnungen  entnehmen,  dass  auch  hier  der 
Herr  des  Tieres  gemeint  ist,  der  in  der  That  sowohl  die  eine 
als  die  andere  als  auch  beide  Funktionen  in  sich  vereinigen 

“)  Ho  auch  Sachs.  Bürgerl.  (ies.-B.  § 1661.  Den  älteren  Standpunkt 
vertritt  noch  zu  voll  Livl.  etc.  Privatr.  a.  4577. 

')  Anders  die  herrschende  Meinung:  Niemeyer  S.  250.  B.  B.  1887  N.  85. 

H)  Dahin  geht  die  Ansicht  von  Trümmer,  Vorträge  I S.  891. 
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kann.9)  Da  eine  Sachhaftung  liier  uicht  in  Frage  kommt,  viel- 
mehr der  Herr  des  Tieres  stets  und  notwendig  persönlich  haftet, 
ist  selbstverständlich,  dass  die  Haftung  nicht  mit  der  Über- 
tragung der  Herrschaft  über  das  Tier  übergeht. 

Das  im  § 9 Abs.  2 für  die  Busse  Ausgerührte  hat  hier 
analog  zu  gelten.  Die  dortigen  Ausführungen  stehen  aber  nicht 
einer  selbständigen  Verhaftung  des  blossen  Detentors  auf  Grund 
einer  ihn  treffenden  aquilischen  culpa  entgegen.  Das  subsidiäre 
römische  Recht  muss  allerdings  auf  den  von  dem  statutarischen 
Rechte  gar  nicht  berücksichtigten,  geschweige  denn  zum 
Gegenstände  seiner  ausschliesslichen  Regelung  gemachten  Fall 
des  Vorhandenseins  eines  blossen  Detentors  eines  gefährlichen 
Tieres  Anwendung  finden. 

B.  Eine  Kriminalstrafe  ist  angeordnet  für  den  Fall  der 
Tötung  einer  Person;  dass  eine  solche  auch  in  sonstigen  Fällen 
zu  verhängen  gewesen  sei,  ist  nicht  ersichtlich;10)  auch  für  jenen 
ersteren  Fall  ist  dieselbe  antiquiert. 

§ '20.  Umfang  der  Haftung. 

A.  1.  Der  oben  S.  40  für  das  ältere  Recht  aufgestelltc 
Satz,  dass  mit  Preisgabe  der  res  nocens  in  ihrem  derzeitigen 
Zustande  in  den  Fällen,  wo  Sachhaftung  überhaupt  möglich  war, 
sämtliche  Ansprüche  zwischen  dem  Besitzer  bezw.  Herrn  der- 
selben und  dem  Geschädigten  erledigt  gewesen  seien,  trifft  auch 
für  das  neuere  Recht  im  allgemeinen  noch  zu. 

Dabei  gilt  als  res  nocens  das  Tier1)  mit  seinem  Zubehör, 
nämlich  dem  Wagen,  dem  Geschirr  etc.,  nicht  aber  der  Ladung 
(s.  o.  S.  41).  Hierzu  kommen  die  in  der  Zwischenzeit  seit 
der  Entstehung  der  noxa  gezogenen  und  noch  bei  dem  Haften- 
den vorhandenen  Früchte,2)  soweit  sie  nicht  nach  den  gewöhn- 


a)  Ähnlich  Uh  um.  I S.  4 oh.  Niemeyer  S.  255:  .wer  Tiere  hält“. 
Wulff  II  S.  234  Amn.  7 will  den  Eigentümer  haften  lassen. 

1°)  A.  M.  Trümmer  I S.  391. 

*)  Da  das  Tier,  nicht  etwa  eine  ideelle  (^uoto  desselben,  Gegenstand 
der  Sachhaftung  ist,  vermag  nicht  einer  von  mehreren  Koriealverpflichteten 
durch  Übertragung  seines  Anteilsrechtes  sich  von  der  persönlichen  Haftung 
zu  entfreien.  cf.  Sachs,  lüirg.  Ges.-B.  § 15C4. 

2)  Es  folgt  das  analog  aus  a.  7 — 8 St.  II  17,  wonach  jetzt  im  Falle 
der  Schiffskollision  auch  die  Fracht  haftet. 
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liehen  Regeln  mit  den  laufenden  Verwendungen  zu  kompensieren 
sind.  Endlich  gehört  hierher  alles  dasjenige,  was  an  die  Stelle 
eines  der  Sachhaftung  unterliegenden,  aber  nicht  selbständigen 
Träger  der  Obligation  bildenden  Gegenstandes  dadurch  getreten 
ist,  dass  derselbe  in  Unkenntnis  der  noxa  (vgl.  S.  71)  der 
Sachhaftung  entzogen,  insbesondere  also  veräussert  worden  ist. 

2.  Der  oben  aufgestellte  Grundsatz  gilt  aber  auch  nur  im 
allgemeinen,  in  zahlreichen  Fällen  treten  neben  die  durch  die 
Hingabe  der  res  nocens  tilgbaren  Ansprüche  selbständige  Neben- 
forderungen, die  unabhängig  von  der  Erledigung  der  Ersteren 
als  persönliche  fortbestehen. 

Hierher  gehören  namentlich  die  Forderungen  des  Geschä- 
digten auf  Ersatz  von  Deteriorationen  der  hingegebenen  res 
nocens  einerseits,  andererseits  Ansprüche  des  Haftenden  auf 
Ersatz  von  Verwendungen  auf  dieselbe.  Für  das  ältere  Recht 
war  es  möglich  und  von  seinem  Rechtsstandpunkte  ans  konsequent 
gewesen,  diese  Punkte  völlig  zu  ignorieren.  Denn  als  Korrektiv 
wirkte  die  Thatsache,  dass  die  Vornahme  von  Verschlechterun- 
gen wie  Verbesserungen  in  Kenntnis  der  noxa  die  Sachhaftung 
schlechthin  unmöglich  machte.  Für  das  neuere  Recht,  wo  dies 
Moment  ohne  Einfluss  auf  die  Frage  nach  der  Zulässigkeit  der 
Sachhaftung  ist,  die  Hingabe  der  res  nocens  vielmehr  ohne 
weiteres  bis  zum  Vollstreckungsverfahren  zugelassen  ist,  würde 
die  gleiche  Behandlung  jener  Punkte  zu  Unzuträglichkeiten 
führen.  Man  wird  vielmehr  jenem  Momente  der  Kenntnis  der 
noxa,  dem  man  Einfluss  auf  die  Gestaltung  des  Hauptanspruches 
nicht  einräumen  kann,  insofern  zur  Geltung  verhelfen  müssen, 
als  man  demjenigen,  welchem  dieselbe  fehlte,  von  der  Verbind- 
lichkeit für  stattgehabte  Verschlechterung  oder  unterlassene 
Nutzbarmachung  der  res  nocens  befreit  und  ihm  andererseits 
einen  Anspruch  auf  Ersatz  der  notwendigen  und  nützlichen  Im- 
pensen nach  Analogie  des  gutgläubigen  Besitzers  bei  der  rei 
vindicatio  giebt,  während  man  denjenigen,  welcher  diese  Kennt- 
nis besass,  vom  Momente  derselben  an  für  omnis  culpa  haften 
lassen  und  ihm  einen  Anspruch  auf  Ersatz  der  Verwendungen, 
nur  wenn  die  Voraussetzungen  der  negotiorum  gestio  vorliegend) 
einräumen  wird.  Denn  die  Billigkeit  verlangt,  dass  der  Haftende 

3)  vgl.  B.  B.  iss;  N.  83. 
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vom  Momente  der  Kenntnisnahme  der  Haftung  an  sich  entscheidet, 
welche  der  beiden  möglichen  Gestaltungen  er  derselben  eventuell 
geben  will,  und  nicht  etwa  in  der  Zwischenzeit  auf  Kosten  des 
Geschädigten  spekuliere.  — Als  eine  solche  zum  Ersatz  ver- 
bindende Verschlechterung  ist  auch  die  in  Kenntnis  der  noxa 
vorgenommene  Veräusserung  der  Gegenstände,  die  nicht  selb- 
ständige Träger  der  Obligation  sind,  also  Wagen,  Ladung  und 
Früchte,  anzusehen. 

Ein  weiterer  selbständiger  persönlicher  Anspruch  des  Ge- 
schädigten ist  der  auf  Ersatz  der  Prozesskosten  und  Zahlung 
der  Prozesszinsen.  Beide  Ansprüche  beruhen  auf  einem  selb- 
ständigen Rechtsgrunde  und  können  daher  nicht  durch  eine  Art 
der  solutio,  die  nur  für  die  Schadensersatzverbindlichkeit  selbst 
kraft  positiven  Rechtssatzes  zugelassen  ist,  berührt  werden.4 *) 

Im  übrigen  kann  auch  hier  generell  auf  das  im  § 10  für 
das  ältere  Recht  Ausgeführte  verwiesen  werden. 

B.  Im  Falle  persönlicher  Haftung  hat  der  Haftende  dem 
Geschädigten  bezw.  dessen  Erben  für  vollen  Schadensersatz  auf- 
zukommen. Eine  Beschränkung  auch  der  persönlichen  Haftung 
auf  den  Wert  der  res  nocens,  wie  sie  die  herrschende  Mei- 
nung'1) wohl  im  Anschluss  an  die  oben  S.  42  erwähnte 
Bestimmung  des  Sachsenspiegels  für  richtig  hält,  müssen  wir 
bei  unserer  Auffassung  des  Charakters  jener  Bestimmung  ver- 
werfen. 

Da  eine  Solidarhaft  in  Frage  steht  (s.  o.  S.  62),  so  fällt 
unter  die  dem  Herrn  des  Tieres  im  Falle  der  subsidiären 
Haftung  aus  a.  67  obliegende  Schadensersatzverbindlichkeit  auch 
die  Verpflichtung  zum  Ersätze  der  Kosten  der  Ausklagung  und 
ergebnislosen  Exequierung  des  prinzipaliter  haftenden  Detentors. 
Für  Schmei-zensgeld  haftet  der  Schuldner  nach  feststehender 
Rechtsauflassung  nur  im  Falle  eines  Verschuldens,6)  also  nach 
unserer  Auffassung  nur  im  Falle  des  a.  6‘J,  dann  aber  auch  stets. 


4)  cf.  Hans.  Gcr.-Zeitung,  Hauptblatt  1*94  X.  63  für  den  analogen 

Fall  der  Haftung  des  Kheders  mit  Schiff  und  Fracht. 

6)  Wulff  II  S.  231  Anm.  1 u.  E.  Niemeyer  S.  250,  Kierulffll 
N.  67,  B.  B.  1887  N.  83  n.  114,  B.  B.  1888  N.  66. 

6)  Niem e^’ er  S.  249  und  dort  Citierte,  Wulff  II  S.  232  A.  2.  Der 
älteren  Anschauung  entsprechend  billigt  dagegen  Baumeister  I S.  414 
Schmerzensgeld  in  allen  Fällen  zu. 
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$ 21.  Erlöschen  der  Haftung. 

1.  Die  Ansprüche  aus  a.  (17 — t>H  vererben  aktiv  und  passiv. 
Natürlich  ist  Voraussetzung:  der  passiven  Vererblichkeit,  dass 
die  Person  des  Verpflichteten  bereits  definitiv  feststeht;  vielfach 
wird  daher  der  Erbe  des  Herrn  des  Tieres  nicht  als  solcher, 
sondern  als  nunmehriger  Herr  des  Tieres  haften. 

Die  Ansprüche  aus  a.  69  sowie  die  etwa  auf  einen  Dolus 
gestützten  Ansprüche  überhaupt  vererben  nach  den  Grundsätzen 
über  die  Vererbung  von  Deliktsschulden. 

Der  Anspruch  auf  Schmerzensgeld  ist  höchstpersönlich. 

2.  Die  Verjährung  richtet  sich  nach  den  gewöhnlichen  in 
a.  2 St.  I 21  niedergelegton  Grundsätzen. 

3.  Der  Tod  des  Tieres  muss  auf  die  prinzipale  Haftung  des 
Besitzers  ohne  Einfluss  bleiben,  da  diese  von  dem  Besitze  im 
Momente  der  Klageerhebung  unabhängig  ist.  Bezüglich  der  sub- 
sidiären Haftung  des  Herrn  gilt  dagegen  in  dieser  Beziehung 
das  oben  S.  41,  42  Ausgeführte.  Dem  Tode  des  Tieres  steht 
sonstiger  Totalverlust  desselben,  z.  B.  durch  Entkommen,  gleich.1) 

4.  Bezüglich  der  Wirkung  der  Veräusserung  auf  die  Haftung 
ist  oben  S.  64  zu  vergleichen. 

$ 2 2.  Ule  Aktivlegitiinatlon. 

1.  Mit  B.  B.  1888  N.  21  (ähnlich  B.  B.  1878  N.  11)  ist 
anzunehmen,  dass  nicht  nur  der  unmittelbar  Beschädigte,  sondern 
jeder,  dessen  Interessen  durch  die  Beschädigung  verletzt  sind 
(is  cuius  interest),  klagberechtigt  ist.  Es  ist  kein  Grund  vor- 
handen, insoweit  eine  Anwendbarkeit  der  römisch-rechtlichen 
Grundsätze  abzulehuen. 

2.  Auch  insoweit  werden  dieselben  anzuwenden  sein,  als  im 
Falle  mehrfacher  Beschädigung  durch  dieselbe  res  nocens  Prä- 
vention zu  entscheiden  hat. 


*)  So  Sachs.  Itiirgerl.  Ges.-Buch  a.  1561;  a.  A.  Seuffert,  Archiv, 
Bd.  34  N.  221. 
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Das  vorliegende  Buch  ist  ans  Studien  zur  Verfassungs- 
gescbicbte  von  Kalkar  erwachsen,  die  in  ihren  Anfängen 
viele  Jahre  zurückreichen.  Unter  der  Hand  erweiterte  sich  der 
Plan,  und  ich  beschloss,  die  clevischen  Städte  in  ihrer  Gesammt- 
hcit  in  die  Untersuchung  einzubeziehen. 

V Mein  Hauptaugenmerk  war  darauf  gerichtet,  die  verschie- 

- 1 . 

denen  Einwirkungen  nachzuweisen,  die  sich  bei  der  Weiter- 

r 

- entwickluug  der  einzelnen  Stadtverfassungen  geltend  machten. 

Von  den  benachbarten  Territorien  war  es  vornehmlich 
Geldern,  dessen  Städtewesen  sorgfältige  Beachtung  erheischte. 

; Stellte  es  sich  doch  sehr  bald  heraus,  dass  der  schmale  Land- 
strich an  beiden  Ufern  des  Rheins  in  cultureller  Beziehung 
mehr  zu  den  Niederlanden  als  zum  Oberlande  neigt.  Daun  war 
weiter  zu  erwägen,  in  welchem  Umfang  die  Grafen  des  Diiffel- 
gaus,  nachdem  sie  einmal  eine  Reihe  von  Orten  zu  Städten  er- 
hoben, späterhin  auf  die  eigentümliche  Ausgestaltung  der  Ver- 
fassung Einfluss  gewonnen  haben. 

Aus  dem  Inhalt  der  Privilegien  und  anderer  Urkunden 
lässt  sich  abnehmeu,  wie  weit  diese  Einwirkungen  reichten,  und 
welche  Absichten  die  Aussteller  geleitet  haben.  Weniger  in 
die  Augen  springt  der  Einfluss,  der  namentlich  vou  den  grösseren 
und  älteren  Plätzen  ausgeht  und  sich  den  kleineren  mittheilt. 

Einerseits  wurden  nämlich  die  jüngeren  Städte  durchaus  nach 
dem  Vorbild  der  älteren  eingerichtet,  dann  aber  beginnen  auch  die 
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Bürger  der  mittleren  und  kleineren  Municipien  sehr  bald 
Institutionen  bei  sich  einzuführen,  die  in  den  benachbaiten 
und  befreundeten  Kommunen  erprobt  sind.  In  jener  Be- 
ziehung ist  besonders  Kalkar  nennenswerth.  Vermochte  man 
nicht  alle  die  Gerechtsame  zu  erreichen,  deren  dieser  Ort  theil- 
haftig  war,  so  begnügte  man  sich  mit  der  Gewährung  der  vornehmsten. 
Geringer  ist  die  Zahl  der  Anlagen,  deren  Erhebungsurkunde  sich 
dem  allgemeineren  Inhalt  nach  an  die  für  Wesel  anlehnt.  Und 
dennoch  ist  die  Entwicklung  der  Verfassung  in  diesem  mäch- 
tigsten Platze  des  Landes  in  mancher  Beziehung  vorbildlich 
für  die  fast  aller  anderen  clevischen  Städte.  Obwohl  in  letzter 
Zeit  die  innere  Geschichte  Wesels  mehrfach  Gegenstand  ein- 
dringlicher Forschung  war,  musste  ich  daher  nochmals  die 
Institutionen  jenes  Vororts  in  ihrer  Eigenart  schildern. 

Lohnend  vor  allem  war  es,  im  Einzelnen  zu  zeigen,  dass 
auch  in  den  Kommuuen,  die  von  benachbarten  Fürsten  be- 
gründet und  erst  im  Laufe  der  Zeit  dem  Territorium  einverleibt 
wurden,  allmählich  die  Einrichtungen  der  altclevischen  Städte 
Eingang  linden.  Der  Uniformirungsprozess  wird  befördert  durch 
den  Zusammenschluss  der  Städte  zu  einer  landständischen 
Korporation.  Den  Wünschen  nach  Gleichstellung  mit  den 
Schwesterstädten  tragen  dann  die  Fürsten  Rechnung,  indem 
sie  nun  auch  ihrerseits  verlangen,  dass  die  neuerworbenen  Plätze 
in  der  Bewilligung  ausserordentlicher  Steuern  nicht  hinter  den 
anderen  Zurückbleiben.  So  schleifen  sich  die  Hauptverschieden- 
heiten  der  kommunalen  Verfassung  an  einander  ab;  dennoch 
aber  bewahren  zum  wenigsten  die  Prinzipalstädte  Eigenthüm- 
lichkeiten  genug,  wie  sie  eben  in  besonderen  Verhältnissen 
ihren  Grund  haben  mögen. 

Nur  ausnahmsweise,  wo  es  der  Zusammenhang  forderte, 
habe  ich  die  Abwandlung  der  Verfassungseinrichtungen  der 
einen  oder  der  anderen  Stadt  bis  an  die  Schwelle  der  Neuzeit 
verfolgt. 

Innere  und  äussere  Gründe  hielten  mich  vorläufig  ab,  die 
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Arbeit  fortzusetzen,  doch  werde  ich,  sobald  es  möglich  sein 
wird,  zu  diesen  Studien  zurückkehren;  ich  werde  dann  die  den 
clevischen  frühzeitig  verbündeten  märkischen  Städte  hinzunehmen 
und  auf  der  so  gewonnenen  breiteren  Grundlage  die  Unter- 
suchung bis  zur  Zeit  König  Friedrich  Wilhelms  I.  fuhren,  dessen 
tiefeingreifende  reformirende  Thätigkeit  Schmoller  in  seinen 
bekannten  klassischen  Aufsätzen  bereits  eingehend  gewürdigt  hat. 

Da  nur  wenige  die  clevischen  Städte  betreffende  Diplome 
gedruckt  sind,  musste  ich  fast  durchweg  auf  die  kommunalen 
Archive  zurückgehen.  Namentlich  die  umfänglichen  Kalkarer 
Urkundenbestände  habe  ich  bei  wiederholtem  Aufenthalt  durch- 
mustert. Noch  reichhaltiger  ist  das  Düsseldorfer  Staatsarchiv, 
zu  dessen  besten  Schätzen  die  Registraturen  einiger  der  grösseren 
clevischen  Städte  gehören.  Von  den  wichtigeren  Handschriften 
von  Schöffenrollen,  Zunftstatuten,  Stadtrechtsaufzeichnungen, 
Stadt-  und  Bürgerbüchern  musste  ich  nothgedrungen  ebenso  Ab- 
schrift nehmen  wie  von  vielen  Hunderten  von  Urkunden. 

Von  der  Absicht,  eine  Anzahl  der  wichtigsten  Dokumente 
als  Anhang  hinzuzufügen,  bin  ich  erst  während  des  Druckes  abge- 
gangen, da  das  Buch  schon  so  wie  so  zu  stark  zu  werden  drohte. 
Eben  deswegen  musste  ich  auch  darauf  verzichten,  meine  Unter- 
suchungen über  die  Bürgerbüchcr  clevischer  Städte  mitzutheilen. 

Die  Ausarbeitung  beschäftigte  mich  bis  zum  Frühjahr  1895, 
der  Druck,  der  durch  den  Todesfall  des  Druckereibesitzers 
H i 1 1 i g e r eine  unliebsame  Störung  erfuhr,  begann  Anfang  April  1896. 
Beim  Sammeln  des  Materials  sind  mir  von  vielen  Seiten  Dienste 
freundlicher  Bereitwilligkeit  geleistet  worden,  die  ich  niemals 
vergessen  werde.  Mit  Namen  nenne  ich  nur  Herrn  Geheimrath 
Harless,  der  nicht  müde  wurde,  mich  hier  in  Berlin  mit  Akten 
aus  dem  Düsseldorfer  Staatsarchiv  zu  versorgen. 

Dem  vaterländisch  gesinnten  Mann,  den  ich  nach  Treitschkes 
Tode  als  den  berufenen  Führer  in  allen  nationalen  Dingen  verehre, 
widme  ich  dies  Buch  in  treuer  Erinnerung  an  gute  Stunden. 
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Einschliessen  aber  möchte  ich  in  den  herzlichen  Dank  an 
Heinrich  Brunner  auch  den  an  seine  mir  so  wertlie 
Familie,  an  deren  Freud  und  Leid  ich  die  Jahre  hindurch  so 
reichlich  habe  tlicilnehmen  dürfen. 

Berlin,  im  Februar  1897. 


Erich  Liesegang. 
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Kapitel  1. 

Land  und  Leute. 

i. 

Der  Xlederrhein. 

Hat  je  ein  Strom  einen  nachhaltigen  Einfluss  ausgeübt  auf 
die  politischen  und  kulturellen  Geschicke  seiner  Anwohner,  so 
ist  es  der  Rhein  auf  jener  Strecke  seines  Laufes,  auf  der  — 
etwa  von  Bonn  an  — die  hemmenden  Gebirge  auf  beiden  Ufer- 
seiten mehr  und  mehr  zuriickzuweichen  beginnen.  Hier  zuerst 
tritt  der  Rhein  in  das  weitausgedehnte  norddeutsche  Flachland 
hinaus,  das  er  viele  Meilen  weit  lässig  durchzieht,  bis  er  sich 
in  mehrere  Arme  theilt  und  endlich  ohnmächtig  und  wegemüde 
das  Meer  erreicht. 

So  gleichförmig  diese  weite  Ebene  auf  den  ersten  Blick 
auch  erscheinen  mag,  sieht  man  näher  zu,  so  machen  sich  doch 
nicht  wenige  Umstände  geltend,  die  schon  eine  Verschiedenheit 
hervorrufen,  in  dem  Grade  und  dem  Umfange  der  Einwirkungen, 
die  von  dem  Fluss  auf  seine  Uferbezirke  ausgehen.  Ist  doch 
das  Stromgebiet  auf  der  linken  Seite  von  sehr  viel  geringerer 
Ausdehnung,  denn  hier  wird  die  Machtsphäre  des  Rheines  ein- 
geengt durch  Niers,  Maas  und  Roer,  die  alle  eine  gleiche  oder 
doch  eine  verwandte  Richtung  verfolgen.  Um  so  nachdrücklicher 
ist,  wie  sich  zeigen  wird,  der  Einfluss,  den  der  Strom  auf  den 
schmalen  Streifen  ausübt,  der  ihn  von  der  Maas  und  ihren  Neben- 


')  von  Haeften,  Überblick  Uber  <lie  Niederrheiniach -Westfälische 
Territorialgeschichte,  Zeitschrift  des  Berg.  Gesehichtsvereins,  Band  2 S.  4 ff. 

Liise?ang,  NiederrbeinWches  Städtoweeen  im  Mittelalter.  1 
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flössen  trennt.  Auf  dem  rechten  Ufer  hingegen  mögen  seine 
Einwirkungen,  durch  den  längeren  Lauf  der  Nebenflüsse  sehr 
viel  weiter  reichen,  jedenfalls  sind  sie  weniger  nachhaltig;  all- 
mählich, nur  unmerklich,  schwächen  sie  sich  ab,  bis  sie  sich 
endlich  ganz  verlieren. 

Des  weiteren  aber  ist  noch  ein  anderer  Umstand  zu  er- 
wähnen. Sobald  der  Rhein  die  batavische  Insel  erreicht  und 
seine  gewaltigen  Wassermassen  auf  mehrere  Arme  vertheilt, 
nimmt  überhaupt  seine  Bedeutung  für  die  Uferdistrikte  in  ge- 
wissem Sinne  ab,  nicht  wenige  gleichstarke  Arme  laufen  ein- 
ander den  Rang  ab  und  zahlreiche  Kanäle  vermitteln  den  Segen 
des  Wassers  auch  den  entlegneren  Gegenden. 

Aber  nicht  allein  durch  das  Auseinandergehen  des  Hauptstroms 
wird  den  Niederlanden  ihre  geographische  Sonderstellung  ange- 
wiesen, hinzukommt  die  veränderte  Richtung,  die  der  Rhein  bei 
seinem  Eintritt  in  das  Deltaland  nimmt. 

Nachdem  nämlich  der  Fluss  die  mittelrheiuischen  Gebirge 
verlassen  hat,  behält  er  trotz  mancher  kleiner  Abweichungen 
etwra  20  Meilen  weit  im  wesentlichen  eine  nordnordwestliche 
Richtung  bei.  Erst  unterhalb  der  Lippemündung,  also  von 
Wesel  an,  fängt  der  Rhein  an  sich  allmählich  nach  Westen 
hcrnmznwenden,  etwa  von  Nymwegen  oder  Arnheim  an  beginnt 
bei  ihm  und  der  Waal  der  neue  ausgesprochen  westliche 
Lauf.  Bis  zum  Meer,  gleichfalls  an  die  zwanzig  Meilen,  flnthen 
die  verschiedenen  Wassermassen  in  dieser  Richtung  fort.  „Das 
dadurch  entstehende  gewaltige  Flussknie  bildet  demnach“,  wie 
Kohl  in  seinem  schönen  Buche  über  den  Rhein  sich  ausdrückt, 
„einen  mächtigen  Winkel  mit  grossen,  weitgreifenden  und  ziem- 
lich gleichlangen  Schenkeln.“1) 

Im  Gegensatz  zu  dem  oberen  deutschen  Niederrhein  hat 
man  wTohl  dieses  unterste  Flussgebiet  als  den  holländischen 
Niederrhein  bezeichnet.  Aber  auch  der  deutsche  Niederrhein 
unterhalb  Bonn  zerfällt  in  zwei  Hälften,  die  Anspruch  auf  eine 
gewisse  Sonderstellung  erheben.  Der  untere  deutsche  Nieder- 
rhein umfasst  das  ehemalige  man  möchte  sagen  prähistorische 
Deltaland  des  Stromes.2)  Bis  unterhalb  Köln  ziehen  sich  die 


')  a.  a.  O.,  Band  2 S.  132  ff. 
a)  Kohl  a.  a.  O..  Band  2 S 130  ff. 
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Berge,  wenn  auch  in  einiger  Entfernung,  längs  des  Flusses  bin. 
„Erst  bei  der  Ruhrmündung  hören  sie  in  einer  äussersten  nord- 
westlichen Spitze  auslaufend  ganz  auf.“  Die  Gewässer  bis 
unterhalb  Köln  werden  ferner  „im  Ganzen  in  sehr  festen  ziem- 
lich hohen  und  unabänderlichen  Ufern  zusammengehalten.  Die 
Ausdehnung  des  der  Ueberschwemmung  ausgesetzten  Thaies  ist 
hier  noch  gering.  Erst  von  Düsseldorf  und  noch  mehr  von 
Xanten  an  wird  diese  Ausdehnung  grösser“.  Hier  beginnt  also 
das  prähistorische  Deltaland  und  zugleich  das  Gebiet,  in  dem 
der  Strom  noch  in  historischer  Zeit  nicht  selten  sein  Bett  ver- 
änderte. Hier  war  man  in  Folge  dessen  seit  Alters  genöthigt, 
sich  vor  dem  Strom  zu  schützen  und  ihn  durch  Dämme  im  Zaum 
zu  halten.  Etwa  von  der  Ruhrmiindung  abwärts  beginnen  die 
Deiche  und  Deichverbände.  Hier  fängt  desgleichen  die  Polder- 
wirthschaft  an.  Mit  der  Uferlandschaft,  jener  unteren  Hälfte 
des  deutschen  Niederrheins  sollen  sich  die  nachstehenden  Aus- 
führungen vorwiegend  beschäftigen,  denn  auch  politisch  bildet 
sie  seit  alter  Zeit  eine  Einheit.  Die  glücklichsten  Kämpfer, 
in  dem  Streite  um  die  Vorherrschaft  am  deutschen  Niederrhein, 
die  späteren  Herzoge  von  Cleve,  haben  hier  ihren  Sitz  und  den 
Ausgangspunkt  ihrer  Macht.  Aber  auch  ihre  Hauptgegner,  die 
Erzbischöfe  von  Köln,  haben  das  Centrum  ihrer  Hülfsmittel 
gleichfalls  unmittelbar  in  dem  Uferdistrikt  des  Flusses;  sie  sind 
es,  die  die  obere  Hälfte  des  deutschen  Niederrheins  wenigstens 
auf  dem  linken  Ufer  als  ein  kompaktes  Landgebiet  gewinnen. 

Von  aufwärts  und  von  unterwärts  kreuzen  sich  im  clevischen 
Gebiete  die  Einwirkungen  der  Nachbarterritorien.  Nimmt  man 
alles  in  allem,  so  tritt  gleichwohl  der  Einfluss  des  Oberlandes  zu- 
rück hinter  dem  der  Niederlande.  Schon  das  Aussehen  der  Fluss- 
landschaft mit  den  Häusern,  deren  lebhafte  Farben  holländischen 
Geschmack  verrathen,  mit  ihrer  Wiesenkultur  und  mit  ihrer 
Viehwirthschaft:  erinnert  in  allem  und  jedem  an  die  Niederlande.1) 
Und  in  der  That,  so  sehr  auch  die  äusseren  Vorbedingungen 
hier  denen  in  Holland  gleichen  mögen,  jene  Uebereinstimmung 


')  Die  Clever  Landschaft.  Festschrift  für  die  17.  Versammlung  deut- 
scher Land-  und  Forstwirte.  Cleve  1855  S.  »4  ff.  und  Schwerz,  Bäuer- 
liche Verhältnisse  und  Landwirtschaft  in  Cleve,  Geldern  und  Miirs  in  den 
Müglinschen  Annalen,  Band  4 (1810). 
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hat  noch  einen  tieferen  Grund,  zahllose  rüstige  Bauern  sind  vom 
Norden,  nicht  allein  von  Geldern,  sondern  sogar  von  den  Ufern 
des  Zuidersee  her,  in  das  Land  vorgedrungen,  haben  die  Dämme 
gethürmt  und  die  Sümpfe  getrocknet.  So  ragt  denn  noch  in 
einem  anderen  Sinne,  als  man  bisher  annahm,  in  Wahrheit  ein 
Stück  Holland  den  Rhein  herauf.1) 

Und  vorbereitet  war  diese  Einwanderung  schon  längst  vor- 
her durch  zwei  Thatsachen.  Seit  dem  zehnten  und  elften  Jahr- 
hundert suchen  die  Anwohner  des  Niederrheins  und  der  Waal 
auf  zwei  Fahrstrasseu  durch  die  Niederlande  das  Meer  oder  die 
an  seinen  Ufern  gelegenen  Handelsplätze  zu  gewinnen.  Dordrecht 
und  Kämpen  sind  die  beiden  Stapelorte,  denen  man  zustrebt,  in 
denen  man  die  eigenen  Produkte  absetzt  und  fremde  eintauscht. 

Einige  Menschenalter  später,  etwa  um  die  Mitte  des  13.  Jahr- 
hunderts, sind  es  dann  die  zahlreichen  nenbegründeten  Städte, 
die  eine  Vermischung  und  Verschiebung  der  Bevölkerung  her- 
vorrufen,  die  durchaus  nicht  an  den  Grenzen  der  Territorien 
Halt  macht:  ganz  im  Gegeutheil  dem  allgemeinen  Brauch  der 
Zeit  entsprechend  nehmen  die  clevischen  Grafen  mit  Vorliebe 
geldernsche  Unterthanen  auf  und  umgekehrt. 

So  kann  es  denn  nicht  ausbleiben,  dass  hier  allmählich  eine 
Mischkultur  entsteht.  Wie  das  niederländische  Wesen  ein  gutes 
Stück  den  Rhein  emporreicht,  so  dringt  auch  niederdeutsche  Art 
weit  über  die  jetzigen  politischen  Grenzen  Hollands  vor.  Ein 
so  feinsinniger  Beurtheiler  wie  Riehl  hat  mit  Nachdruck  auf 
die  Doppelthatsache  hingewiesen,  auch  giebt  er  für  seine  An- 
schauung Beobachtungen  an  die  Hand,  wie  sie  dem  Vielgewan- 
derten schon  bei  flüchtigem  Besuch  sich  aufdrängen  mussten. 

Namentlich  auf  dem  Hochplateau  erstreckt  sich  der  nieder- 
deutsche Einfluss  bis  tief  nach  den  Niederlanden  hinein.  An 
dem  nördlichen  Abhang  des  Höhenzuges,  auf  dem  oder  an  dem 
die  Städte  Xanten,  Kalkar,  Cleve  und  Kranenburg  liegen,  erhebt 
sich  auch  Nymwegen  mit  den  Resten  seiner  alten  Kaiserpfalz. 
Seiner  Bauart  nach  noch  heute  halb  holländisch,  halb  deutsch: 
erst  jenseits  der  Waal,  der  der  Platz  seine  grosse  merkantile 
Bedeutung  verdankte,  in  der  Betuwe,  befindet  man  sich  durchaus 
in  Holland.  Und  ein  ähnliches  gilt  von  dem  Hügelland  der 

')  Riehl,  Wanderbuth  S.  Sill',  uud  unten  Kapitel  4,  I. 
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rechten  Seite  des  Rlieinstromes;  dort  darf  man  Hüssen,  die  alt- 
clevische  Enclave,  als  letzten  deutschen  Vorposten  in  den  Nieder- 
landen ansehen. 

Und  fürwahr,  Riehls  Ansicht  von  der  Mischkultur  dieser 
Grenzlande  hat  ihren  guten  Grund  in  den  Thatsachen  der  Be- 
siedelung und  der  politischen  Schicksale  der  beiden  Nachbar- 
territorien. Es  wird  später  zu  zeigen  sein,  welche  Bande  die 
oberysselschen  Städte  mit  Cleve  vereinigten,  vollends  mit  der  Be- 
völkerung der  südlicheren  Bezirke  des  alten  Herzogthums  Geldern 
war  die  Cleves  durch  gleiche  Abstammung  eng  verbunden.  Als 
nun  die  geldernschen  Fürsten  zu  ihrem  Stammlande,  dem  spä- 
teren Oberquartier,  wichtige  Provinzen  erwarben,  die  jetzt  zu 
Holland  gehören,  da  war  Geldern  gewissermassen  das  Verbin- 
dungsglied, durch  das  der  niederländische  Einfluss  von  allen 
Seiten  in  Cleve  eindrang. 

So  ineinander  lagen  die  beiden  Territorien,  dass  eine  Ver- 
einigung nnter  demselben  Szepter  als  die  einzig  mögliche  Lösung 
der  endlos  langen  Kette  friedlicher  und  feindlicher  Berührungen 
erscheinen  mochte.1)  Es  ist  bekannt,  mit  welcher  Freude  solche 
Aussicht  von  der  stammverwandten  Bevölkerung  beiderseits  be- 
grüsst  wurde.  Durch  den  Venloer  Vertrag  (7.  September  1543) 
wurde  diesen  Bestrebungen  ein  für  allemal  ein  Riegel  vorge- 
schoben. Er  ist,  wie  allseitig  zugegeben  wird,  der  Wendepunkt 
der  nordwestdeutschen  Geschichte.  Es  gelang  Karl  V.  das  ganze 
ausgedehnte  und  reiche  Herzogthum  Geldern  seinen  niederländi- 
schen Besitzungen  einzufügen.  Aber  die  Beziehungen  zwischen 
den  beiden  Territorien  hören  darum  durchaus  nicht  auf.  Wei- 
das eine  besitzt,  dem  erscheint  die  Erwerbung  des  anderen  als 
hohes  und  selbstverständliches  Ziel. 

Zumal  die  kriegerischen  Ereignisse,  die  den  Abfall  der 
nördlichen  Niederlande  von  Spanien  begleiten,  zeigen,  wie  eng 
Cleve  mit  Geldern  und  mit  dessem  Hinterlande  verwachsen  ist. 


')  In  der  Abmachung  zwischen  dem  Herzog  Karl  von  Geldern  und 
dem  Herzoge  Johann  von  Cleve  vom  27.  Januar  1538  (Lacomblet,  Ur- 
kunderbuch Band  4 Nr.  537)  findet  sieh  folgender  bezeichnender  Satz:  In- 
sonderheit dwyll  berorre  lantschappen  allernest  by  ind  durch  evnanderen  ge- 
legen ind  dye  onderdanen  under  evnanderen  dermalen  verwant  ouck  sust 
mit  allerhant  narongen,  hantirongen  ind  konpmanscbapeu  thogedain,  dat  eyn 
der  anderen  ayn  mircklich  verderben  ind  nadeil  nvet  waill  ontraden  können. 
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Wie  im  dreizehnten  und  vierzehnten  Jahrhundert  niederländische 
Kolonisten  und  niederländische  Bürger  unsere  Landschaft  erst 
einer  höheren  wirthschaftlicheu  Kultur  gewannen,  so  erobern 
die  Lehren  Gerhard  Grootes  und  seiner  Schüler  von  Deventer, 
Kämpen  und  Zwolle  aus  gegen  Ende  des  vierzehnten  und  im 
fünfzehnten  Jahrhundert  den  ganzen  Niederrhein.  Nirgends  haben 
die  Brüder  vom  gemeinsamen  Leben  in  allen  ihren  religiösen  und 
wissenschaftlichen  Bestrebungen  so  begeisterte  und  so  bedeutende 
Anhänger  gefunden  wie  bei  der  stammverwandten  Bevölkerung 
den  Rhein  hinauf  bis  Kempen.  Und  wie  für  jene  Bewegung, 
so  ist  später  für  den  Vorhumanismus  dieses  ganze  niederrheinische 
Terrain  bis  Duisburg  hinauf  ein  einheitliches  Gebiet.  Schon  diese 
Warnehmungen  weisen  darauf  hin,  dass  die  Glaubens-  und  Ge- 
wissenskämpfe, die  in  dem  nördlichen  Nachbarlande  ausgefoehten 
wurden,  in  Cleve  und  in  den  mit  ihm  verbundenen  Ländercom- 
plexen  leidenschaftlich  mit  durchlebt  und  mit  durchkämpft  wor- 
den sind.  Und  von  der  Theilnahme  abgesehen,  die  das  Schicksal 
der  Niederländer  erregte,  auch  militärisch  setzte  die  politische 
Grenze  durchaus  nicht  den  kriegerischen  Aktionen  ein  festes 
Ziel.  Holländische  und  spanische  Heerhaufen  durchstreifen  um 
die  Wette  das  Land,  schlagen  hier  ihre  Schlachten  und  beziehen 
in  den  reichen  clevischeu  Prinzipalstädten  ihre  Garnisonen.  Nach 
den  ersten  Hassregeln,  die  Alba  nach  seinem  Erscheinen  in  den 
Niederlanden  ergriff,  wandern  die  Bedrohten  in  hellen  Haufen 
aus.  Trotz  der  Verbote,  die  Flüchtlinge  aufzunehmen,  linden 
diese  fast  in  allen  Plätzen  Cleves  bereitwillige  Hülfe  und  auf- 
opferungsvolle Unterstützung.  Wesel  vor  allem  erwirbt  sich 
damals  den  schönen  Ruhm  der  Gastlichkeit  durch  unerschrockenes 
Auftreten  für  die  verfolgten  Glaubensbrüder.  „Viele  der  besten, 
wohlhabendsten  und  fieissigsten  Männer  waren  es,  welche  ihren 
Glauben  höher  schätzten  als  das  Vaterland,  und  die  Gegenden, 
wohin  sie  ihre  Energie,  ihre  Capitalien  und  ihre  Kunstfertigkeit 
brachten,  empfanden  bald  die  Wirkungen  dieser  fremden  An- 
siedlungen.“ 'J 

Ausser  den  Städten  des  Landes  ist  es  vornehmlich  der 


')  Keller,  Die  Gegenreformation  in  Westfalen  und  am  Xiederrhcin 
(Pnblicationen  aus  den  preuss.  .Staatsarchiven  Hand  9)  Th.  1 S.  32  und 
Wolters,  Reformationsgeschichte  der  Stadt  Wesel,  S.  297  ff. 
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Adel,  der  auf  den  Landtagen  opfermutbig  die  evangelische  Sache 
hochhält.1)  Durch  Verwandtschaft  und  theilweise  sogar  durch 
ihren  Grundbesitz  sind  diese  clevischen  Herren  auf  das  engste 
verbunden  mit  der  Ritterschaft  der  benachbarten  Niederlande. 
In  den  Wirren,  die  dem  Erlöschen  des  clevischen  Fürstenhauses 
vorangehen  und  nachfolgen,  knüpfen  nun  die  evangelischen 
Ritterbürtigen  gar  mannichfache  Beziehungen  zu  den  General- 
staaten an.  Jetzt  erst  zeigt  sich  das  Ergebniss  so  langer  und 
so  naelialtender  wirtschaftlicher,  politischer  und  geistiger  Ab- 
hängigkeit. Der  Zustand,  den  der  grosse  Kurfürst  beim  Antritt 
seiner  Regierung  vorfand,  wird  von  einem  berufenen  Kenner 
fölgendermasseu  geschildert.11)  „Im  Herzen  mehr  Neigung  für 
die  Generalstaaten  als  für  den  fernen  Kurfürsten  von  Branden- 
burg hegend,  durch  Sprache,  Sitten  und  Denkungsweise  mehr 
niederländisch  als  deutsch  gesinnt,  war  das  Ideal  [einer  starken 
Parthei  unter  den  Landständen]  die  Ausbildung  der  land- 
ständischen  zur  „Staaten“-Verfassung  nach  dem  Vorbilde  der 
sieben  unirten  Provinzen.“3)  Es  ist  bekannt,  mit  welcher  Um- 
sicht und  mit  welchem  Erfolg  Friedrich  Wilhelm  diese  Oppo- 
sition überwand  und  der  Brandenburgischen  Herrschaft  Geltung 
verschaffte.  So  sehr  änderten  sich  noch  unter  seinem  Regiment 
die  Verhältnisse,  dass  man  ihm  mit  der  Aussicht  nahen  konnte, 
die  schlimmsten  AVirkungen  jenes  verhängnisvollen  Venloer 
Vertrages  zu  beseitigen.  Im  Jahre  1669  wird  der  berufene 
Alliancevertrag  zwischen  Ludwig  XIV.  und  Brandenburg  ab- 
geschlossen, durch  den  bei  der  grossen  Zukunftsfrage  der  spani- 
schen Erbfolge  dem  Kurfürsten  für  seine  Waffenhülfe  der  Er- 
werb des  ganzen  Herzogthums  Geldern  auf  dem  rechten  Ufer 
der  Maas  in  Aussicht  gestellt  wurde.  Schon  im  Jahre  darauf 
erschien  der  kurkölnische  Minister  Wilhelm  von  Fürstenberg  in 


■)  Keller  a.  a.  O.  S.  8411. 

4)  von  Haeften,  Urkunden  und  Aktenstücke  zur  Geschichte  des  Kur- 
fürsten Friedrich  Wilhelm,  Band  5 S.  90.  — Ueber  den  engen  wirtschaft- 
lichen Zusammenhang  zwischen  den  Niederlanden  und  dem  deutschen  Hinter- 
land vergl.  die  Mittbeilungen  aus  gleichzeitigen  Schriften  bei  Gothein, 
Rheinische  Zollkongresse  und  Handelsprojekte  am  Ende  des  17.  Jahrhunderts, 
.Beiträge  zur  Geschichte,  vornehmlich  Kölns  und  der  Rheinlande  (1895)  8.  362  ff. 

3)  Ihrem  Staatenverbandn  hätte  man  dann  nm  liebsten  Cleve  als 
achte  hinzugefügt. 
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Berlin,  um  Stimmung  zu  maclien  für  ein  Theilungsprojekt  in 
Bezug  auf  die  Niederlande,  in  dem  wiederum  eine  Vereinigung 
Gelderns  mit  Cleve,  geplant  war.  Friedrich  Wilhelm  aber  wider- 
stand nunmehr  diesen  so  aussichtsreichen  Verlockungen  nicht 
weniger  als  den  Drohungen.1) 

Nicht  im  Bunde  mit  Frankreich,  sondern  im  Kampfe  gegen 
Ludwig  ist  dann  doch  wenigstens  der  Theil  Gelderns,  der  der 
clevischen  Bevölkerung  der  Abstammung  nach  am  nächsten  steht, 
hinzugewonnen  worden.2)  Nur  mit  äusserstem  Widei-streben  sind 
damals  die  Niederländer  aus  allen  den  festen  Positionen  ge- 
wichen, die  sie  weit  über  Obergelderu  und  Mors  hinaus  den 
Rhein  hinauf  in  Besitz  genommen  und  mit  Garnisonen  ver- 
sehen hatten.1) 

Wurde  hier  mit  grossen  Opfern  eine  kleine  aber  ihrer  Lage 
nach  gewiss  nicht  unbedeutende  Eroberung  gemacht,  so  sind 
auf  der  anderen  Seite  die  beiden  starken  Aussenposten,  die  in 
das  niederländisch-geldernsche  Landgebiet  hineinragten,  Hüssen 
und  Gennep,  späterhin  verloren  gegangen.  Während  nun  aber 
in  der  altclevischen  Stadt  Hüssen  wenigstens  noch  mancherlei 
Erinnerungszeichen  an  die  clevisch-brandenburgische  Herrschaft 
gemahnen,  sind  in  Gennep  und  seinem  kleinen  Landgebiet  alle 
solche  Spuren  früherer  Zusammengehörigkeit  längst  verschwun- 
den. Auch  das  ist  das  Ergebniss  scharf  ausgeprägter  früherer 
Zustände  und  Verhältnisse.  Hüssen  — seit  Alters  zu  Cleve 
gehörig  — liegt  an  der  Wasserstrasse,  auf  der  das  nieder- 
ländisch-geldernsche Wesen  nach  Cleve  und  an  den  Niederrhein 
vordrang.  Auf  Gennep  an  der  Maas  hingegen  haben  die  clevi- 
schen Herren  weder  jemals  einen  grossen  Einfluss  ausgeübt, 
noch  haben  ihre  Unterthanen  starke  Einwirkungen  dorther  em- 
pfangen. Die  Maas  ist  vielmehr  hier  — obwohl  Flüsse  im  All- 


')  Hörner,  Kurbrandenburgs  Staatsverträge  S.  691,  Ennen,  Frank- 
reich und  der  Niederrhein  Hand  I S.  235  und  Erdmannsdörffer,  Deutsche 
Geschichte  etc.  Band  I S.  562. 

s)  Nettesheim,  Geschichte  der  Stadt  und  des  Amtes  Geldern  Band  I 
S.  457  ff. 

3)  Stenzei,  Geschichte  des  preussischen  Staats  Band  3 S.  243  und 
(Fis  chbacb),  Historische  Beiträge  die  Preuss.  Staaten  betreffend  II,  1 
S.  1 5 ff.  Vergl.  ferner  Erdmannsdiirffer,  Deutsche  Geschichte  vom 
westfälischen  Frieden  etc.  Band  2 S.  41  Anmerk.  I. 
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gemeinen  die  Uferlandschaften  verbinden  — die  natürliche 
Grenze.  Aber  auch  sie  wird  Dank  Englands  Bemühungen  hier 
nicht  einmal  von  den  preussischen  Gebietstheilen  erreicht. 


n. 

IUe  Römer  am  Niederrhein. 

Zum  ersten  male  tritt  die  Landschaft,  deren  Städtewesen 
in  den  nachfolgenden  Erörterungen  untersucht  werden  soll,  zu 
jener  Zeit  in  das  volle  Licht  der  Geschichte,  in  der  die 
Römer  ihre  Herrschaft  am  Niederrhein  fester  zu  begründen  be- 
ginnen. Von  den  Tagen  der  Humanisten  an  bis  zur  Gegenwart 
sind  die  zahlreichen  Denkmäler  Römischer  Kultur  in  unserer 
Gegend  mit  Sorgfalt  und  Liebe  erforscht  worden.1) 

Bekanntlich  war  es  die  clades  Lolliana  (16  vor  Christus), 
die  Kaiser  Augustus  veranlasste,  auf  dem  Fürstenberge  bei 
Xanten  ein  Standlager  zu  errichten,  das  dann  bald  darauf  — 
wohl  im  Gegensatz  zu  den  zahlreichen  von  Drusus  vorgenomme- 
nen Neugründnngen  — den  Namen  Castra  vetera  erhält. 

Wie  Tacitns  ausdrücklich  hervorhebt,  war  der  Zweck  des 
gewaltigen  Bollwerkes  überwiegend  ein  offensiver.2)  Da  die 
Lippe  zu  jener  Zeit  sich  eine  ganze  Strecke  unterhalb  Wesels 
in  den  Rhein  ergoss,  beherrscht  die  Lagerfestung  diese  wich- 
tigste Uebergangsstätte  am  unteren  Lauf  des  Stromes.  Zugleich 
aber  bot  das  Lippethal  den  leichtesten  und  bequemsten  Zugang 
zu  jenen  Völkerschaften  Norddeutschlands,  an  deren  end- 
gültiger Unterwerfung  sich  die  römische  Kriegskunst  vergeblich 
abmühen  sollte.  Es  liegt  also  auf  der  Hand,  dass  die  Bedeutung 
Xantens  zurücktreten  musste,  sobald  man  auf  / nni scher  Seite 


*)  Namentlich  Jakob  Schneider  gebührt  das  Verdienst,  durch  zahl- 
reiche Abhandlungen  und  Besprechungen  die  Kenntniss  der  römischen  Zu- 
stände in  unserer  Gegend  gefördert  zu  haben.  Ein  Verzeichnis»  seiner 
Schriften  giebt  Schneider  unter  dem  Titel  „Uebersicht  der  Lokalforschun- 
gen in  Westdeutschland  bis  zur  Elbe“,  Düsseldorf  1891. 

Historiae  IV,  23.  Vergl.  auch  Veith,  Vetera  castra  S.  26. 
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den  Plan  einer  wirklichen  Eroberung  Deutschlands  durch  Ver- 
nichtung des  Cheruskerbundes  aufgab.1) 

Flankiert  wurde  nun  die  grosse  Lagerburg  durch  die 
einzige  grössere  Festung,  die  die  Römer  am  rechten  Ufer  des 
Niederrheins  dauernd  zu  behaupten  vermochten,  durch  die  Au- 
lagen auf  und  an  dem  Eltenberg.  Wie  Xanten  der  Ausgangs- 
punkt für  Feldzüge  zu  Lande  war,  so  sollten  die  Seeexpeditionen 
unter  dem  Schutze  dieses  Bergcastells  ausgerüstet  werden,  an 
dessen  Fuss  das  divortium  Rheni  damals  stattfand.2)  Und 
diese  Gabelung  war  sogar  künstlich  hierhin  verlegt  worden. 
Vorher  hatte  die  Waal  sich  bei  Cleve  von  dem  Strom  abgetrennt 
Schon  Drusus , der  jenes  Festungssystem  am  Eltenberg 
begründet  hatte,  wird , wie  man  vermuthet,  darauf  bedacht 
gewesen  sein,  eine  Art  von  Verbindung  zwischen  ihm  und  dem 
älteren  grossen  Bollwerk  auf  dem  Fürstenberg  herzustellen. 
Daher  werden  auf  dem  rechten  Rheinufer  ausgedehnte  Schanz- 
werke errichtet,  die  dann  später  einem  anderen  Zweck  dienst- 
bar gemacht  weiter  nach  Süden  bis  Walsum  fortgeführt  werden. 
Meist  bestehen  diese  Anlagen  aus  mächtigen  Erdwällen  die  halb- 
bogenförmig in  das  feindliche  Gebiet  eingreif'en,  nach  Innen  aber 
untereinander  durch  Verbindungswälle  im  Zusammenhang  stehen.1) 
Hinter  solchen  Schutzwehren,  die  wohl,  wie  Schneider  sich 
ausdrückt,  vor  allem  einen  passiven  Widerstand  leisten  sollten,4) 
mögen  die  agri  vacui  et  militum  usui  sepositi  gelegen  haben, 
die  so  oft  die  Begehrlichkeit  der  Germanen  reizten/’)  Im  All- 


’)  Iltgen,  Die  Ansiedlungen  am  Niederrhein  von  der  Lippeiniiudung 
bis  zur  holländischen  Grenze,  1892  S.  21. 

J)  Schneider,  Der  Eltenberg  und  Montferland  bei  Emmerich,  Em- 
merich 1845. 

3)  Schneider,  Der  Kreis  Rees  unter  den  Römern,  Düsseldorf  1868. 
Vor  allem  aber  Schneider,  Lokalforschungen  über  die  alten  Grenzwehren 
und  Schanzen  auf  der  rechten  Rheinseite  der  Provinz  Rheinpreusscn,  Düssel- 
dorf 1876  S.  0.  Der  bekannte  Fehler  dieser  Untersuchungen  besteht  darin, 
dass  die  mittelalterlichen  Landwehrbauten  und  Grenzwehron  nicht  mit  der- 
selben Sorgfalt  wie  die  römischen  oder  angeblich  römischen  berücksichtigt 
sind. 

*)  Schneider,  I ber  die  alten  Grenzwehren  und  Heerstrassen  in 
Deutschland,  Düsseldorf  1880  S.  8. 

f>)  Tacitus,  Annal.  XIII,  51.  Über  ihre  Ausdehnung  vergl.  jetzt 
Meitzen,  Siedelung  und  Agrarweseu,  Bd.  2 S.  19. 
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gemeinen  aber  wird  man  sagen  dürfen,  dass  auch  für  unsere 
Gegend  der  berühmte  Satz  Mommsens  zutrifft,  „den  Unterrhein 
hat  wohl  die  römische  Herrschaft,  aber  nicht  wie  den  Oberrheiu 
auch  die  römische  Kultur  überschritten“.1) 

Anders  auf  der  linken  Seite  des  Stromes.  Die  römischen 
Alterthümer,  die  hier  gefunden,  liefern  den  Beweis,  dass  die 
Niederlassungen  nicht  allein  militärischen  Zwecken  gedient 
haben.'-)  Neben  den  Kastellen,  Lagern  und  Hochwarten  er- 
heben sich  die  Villen  römischer  Offiziere,  entstehen  Ortschaften 
grösseren  oder  geringeren  Umfanges,  in  denen  unter  allerlei  bunt 
zusammengewürfeltem  Volk  auch  römische  Händler  sich  nieder- 
gelassen haben  werden. 

Indessen  sind  auch  auf  dem  linken  Rheinufer  zwei  Bezirke 
von  einander  zu  trennen.  Neben  der  fruchtbaren  Rheinniederung 
musste  für  die  Römer  von  ganz  besonderer  Bedeutung  jene 
Hügelkette  sein,  welche  das  Gebiet  des  Rheines  von  dem  der 
Niers  scheidet;  beide  gehören  in  jener  Zeit  zusammen.  Gerade 
in  der  Nähe  von  Xanten,  also  beim  Hauptwaffenplatze,  wird 
der  Höhenzug  mächtiger/1)  Namentlich  für  den  Zweck  der 
Vertheidigung  erweist  er  sich  als  vorzüglich  geeignet,  denn 
seine  Abhänge  nach  der  Ebene  zu  sind  fast  ausnahmsweise 
steil  und  vom  Regen  ansgespiilt.  Hier  und  da  treten  einige 
Gipfel  besonders  hervor,  gleichsam  als  natürliche  Wartthürme 
und  Kastelle.  Bis  nach  Nymwegen  hin  zieht  sich  dieser  Berg- 
rücken in  grösserer  oder  geringerer  Breite4)  und  wohl  nur  an 
wenigen  Stellen  wird  die  Tiefe  hinter  einer  Heile  zurückgeblieben 
sein.  Wie  die  Randhöhe  nach  dem  Rheine  zu  die  gegebene 
Vertheidigungslinie  war,  so  erfüllte  der  Waldrücken,  wrie  schon 
angedeutet,  noch  eine  andere  Aufgabe,  indem  er  das  Gebiet 
der  Gugernen  au  der  Niers  und  an  der  unteren  Maas  von  den 
römischen  Anlagen  der  Uferlandschaft  trennte. 

Diese  östlich  gerichtete  Randhöhe  des  linksrheinischen 
Bergrückens  erhielt  nun  endlich  noch  dadurch  eine  besondere  Be- 


')  Römische  Geschichte,  Rand  5 S.  1 16. 

2)  Schneider,  Die  Kheinlandschaft  von  Nymwegen  bis  Xanten 
Düsseldorf  1860. 

3)  Veith,  Vetera  castra  S.  2 ff. 

*)  Die  clever  Landschaft  a.  a.  ü.  S.  4 ff. 
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deutung,  dass  ihr  parallel  die  Hauptmilitärstrasse  läuft,  die  Köln 
mit  Nymwegen  verbindet.  Der  beste  Kenner  des  römischen 
Niederrheins  nimmt  au,  dass  die  grosse  Strasse,  die  von  der 
Schweiz  an  den  Rhein  begleitete,  schon  bald  nach  der  Anlage 
des  Lagers  auf  dem  Fürstenberge  bis  Xanten  weitergeführt 
sei.')  Die  Fortsetzung  blieb  daun  Drusus  Vorbehalten,  als  er 
nach  der  Rückkehr  des  Kaisers  den  Oberbefehl  übernahm. 
Diese  Bestrebungen  des  grossen  Feldherm  stehen  jeden- 
falls in  Zusammenhang  mit  jenen  anderen  Plänen,  deren  schon 
gedacht  wurde.  Bei  der  ungemeinen  Wichtigkeit,  die  er  der 
Flottenstation  am  Eltenberge  und  den  dortigen  Befestigungen 
beilegte,  bedurfte  er  auf  der  linken  Rheinseite  einer  Verbindung 
zwischen  Elten  und  Xanten,  die  auch  bei  feindlichen  Angriffen 
der  ostrheinischen  Völkerschaften  nicht  versagte.  Bis  Cleve 
stellten  sich  der  Vollendung  einer  solchen  Verbindungsstrasse 
erhebliche  Schwierigkeiten  nicht  entgegen.  Längs  des  Haupt- 
armes des  Rheins,  der  damals  den  Höhenzug  berührte,  konnte 
die  Strasse  auf  halber  Höhe  über  die  Hügelkette  gehen.  Bei 
Cleve  aber  verhinderte  der  Strom  die  Fortsetzung  der  Strasse 
bis  Elten.  Um  nun  dennoch  eine  Verbindung  zu  ermöglichen,  blieb 
nichts  anderes  übrig,  als  den  Strom  auf  Elten  zu  drängen. 
Und  das  empfahl  sich  um  so  mehr,  weil  alsdann  unter  dem 
Schutze  der  Festung  der  Rheinübergang  bewerkstelligt  werden 
konnte.  Dies  Ziel  erreichte  Drusus  wie  erwähnt  durch  jenen 
grossen  Damm,  dessen  Reste  noch  sichtbar  sind.  Der  Damm 
diente  aber  zugleich  als  Fortsetzung  jener  römischen  Militär- 
strasse. Nachdem  er  zunächst  auf  Elten  zu  in  nördlicher  Rich- 
tung geht,  wendet  er  sich,  sobald  er  seinem  ursprünglichen 
Zweck  genügt  hat,  zunächst  nach  Nordwesten,  um  schliesslich 
in  westlicher  Richtung  sich  nach  Nymwegen  hinüberznziehen. 

Späterhin  aber  bedurfte  man  einer  direkteren  Verbindung 
mit  Nymwegen,  daher  begann  man  nunmehr  die  Römerstrasse 
auf  der  halben  Höhe  des  Waldrückens  in  der  alten  Weise  fort- 
zuführen. Bis  Donsbrügge  lässt  sich  die  Fortsetzung  deutlich 
verfolgen,  dann  gabelt  sich  die  Strasse  abermals.  Der  eine  Arm 
durchquert  die  Niederung  und  berührt  auf  der  Strecke  nach 
Nymwegen  eine  ganze  Reihe  alter  Ortschaften,  wie  Mehr,  Niel, 


')  Schneider,  Neue  Beiträge  S.  G.s  ff. 
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Zyfflich  und  Beck.  Der  andere  Strang  begleitet  den  Fuss  der 
Hügelkette  über  Nütterden  und  Kranenburg  nach  Wyler.  „Von 
diesem  Orte  wendet  sich  die  Strasse  wiederum  auf  die  Höhe 
und  führt  am  Holedorn  vorbei  über  den  Hunerberg  nach  Nym- 
wegen.“1) 

Neben  dieser  Hauptstrasse  des  linken  Ufers  mit  ihren  Ver- 
zweigungen lassen  sich  noch  andere  minder  wichtige  nachweisen. 
Eine  von  ihnen  wenigstens  läuft  in  paralleler  Richtung  und  zwar 
am  Westrande  des  Höhenzuges.  Sie  geht  von  Sonsbeck  an 
Üdem  vorbei  an  der  Niers  entlang  auf  Kessel.  Auch  ihr  Ziel 
ist  Nymwegen.-) 

Andere  Strasseuzüge  verbinden  das  niederrheinische  Strassen- 
system  mit  dem  der  Maas.  Nur  zwei  von  ihnen  durchqneren 
den  oft  genannten  Waldrücken  seiner  ganzen  Breite  nach.  Die 
beiden  Arme  gehen  in  Goch  auseinander  und  nehmen  beide  die 
Richtung  auf  Cleve.3) 

Von  einiger  Bedeutung  für  die  Siedlungen  der  germanischen 
Periode  sind  ohne  Zweifel  alle  diese  verschiedenen  Strassen  ge- 
wesen, denn  immer  sind  es  noch  heute  blühende  Ortschaften,  die 
von  ihnen  berührt  werden.  Weitaus  am  wichtigsten  aber  ist 
doch  jene  an  erster  Stelle  beschriebene  Strasse.  Wie  an  ihr 
ehemals  die  Villen  der  römischen  Offiziere  und  Beamten  sowie 
die  Wartthürme  standen,  so  liegen  an  ihr  späterhin  die  Burgen 
und  Dörfer,  die  als  die  ältesten  und  hervorragendsten  im  Mittel- 
alter  erwähnt  werden.  So  wird  uns  Munna  auf  dem  Monre- 
berg  bei  Kalkar,  die  erste  Hoch  warte  rheinabwärts  von  Castra 
vetera,  noch  oftmals  begegnen.  Daran  schliesst  sich  an  der 
Schlossberg  bei  Cleve,  auf  dem  nach  der  übereinstimmenden  An- 
nahme aller  Forscher  gleichfalls  ein  Wartthurm  errichtet  war. 
Mancherlei  spricht  dafür,  dass  die  Warte  auf  dem  Teufelsberg 
bei  Holedorn  in  Zusammenhang  steht  mit  einer  der  Burgen,  die 
gerade  in  dieser  Gegend  im  Mittelalter  genannt  werden.4)  Die 


*;  Schneider,  Die  römischen  Militärstrasson  des  linken  Rheinufers, 
Donner  Jahrbücher,  Heft  72  S.  54  ff. 

s)  Schneider,  Rümerstrassen  zwischen  Haas  und  Rhein  in  Pick, 
Monatsschrift  für  die  Geschichte  West-Dentscblauds,  Band  6 S.  257. 

3)  Schneider,  Neue  Forschungen  Uber  die  Römerstrassen  zwischen 
Maas  und  Rhein,  Bonner  Jahrbücher,  Heft  7:4  S.  1 ft'. 

‘)  Iltgen,  Die  Ansiedelungen  am  Niederrhein  SJ.  27. 
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Festung  endlich  auf  dem  nördlichsten  Gipfel  der  Hügelkette, 
auf  dem  Falkhof  bei  Nym  wegen,  muss  sc  hon  in  fränkischer  Zeit 
■zu  neuem  Glanze  erstanden  sein.1) 

Aber  auch  auf  dem  rechten  Rheinufer  und  in  dem  Delta- 
land haben  die  wenigen  Kastelle,  die  überhaupt  vorhanden  waren, 
die  römische  Herrschaft  überdauert.  Der  Eltenberg  zumal  wird 
uns  noch  später  beschäftigen.  An  seinem  Fusse  aber,  etwa  da, 
wo  Drusus  seine  Flottenstation  gehabt  und  seinen  Hafen  aus- 
gegraben hatte,  liegt  im  10.  Jahrhundert  der  Hauberg,  der  als  eine 
uneinnehmbare  Festung  gilt.  An  der  Stelle  endlich,  wo  castra 
Herculis  gewesen  war,  erhebt  sich  im  Mittelalter  das  Schloss 
Dorenburg.  — 

Die  wichtigsten  der  Anlagen,  von  denen  hier  berichtet  wurde, 
sind  schon  in  der  Frühzeit  römischer  Herrschatt  am  Niederrhein 
vorhanden  gewesen.  Manche  Bauten  der  älteren  Periode  wer- 
den gleich  im  grossen  Aufstand  der  Bataver  zu  Grunde  gegangen 
sein.  Die  Zeit,  in  der  man  bereits  auf  grosse  Expeditionen  ver- 
zichtete und  sich  auf  die  Behauptung  des  älteren  Besitzes  ein- 
richtete, scheint  vor  allem  die  Epoche  gewesen  zu  sein,  in  der 
auf  dem  linken  Rheinufer  jenes  künstliche  System  von  Hoch- 
warten und  Festungsanlagen  ausgebildet  wurde,  die  unter  einander 
durch  Feuersignale  in  Verbindung  standen.  Bald  aber  kam  die 
Periode,  in  der  es  nicht  mehr  genügte,  sich  durch  so  wohlüber- 
legte Vorkehrungen  gegen  plötzliche  Ueberfälle  zu  schützen. 
Da  die  Defensivkraft  der  Hochwarten  den  germanischen  Gewalt- 
haufen gegenüber  nicht  mehr  ausreichte,  ging  man  dazu  über, 
neben  den  Burgen  ständige  Lagerplätze  einzurichten,  die  einen 
sehr  viel  wirksameren  Schutz  verschafften  und  zugleich  die 
Möglichkeit  darboten,  im  Fall  der  Notli  jene  Burgen  mit  aus- 
reichender Besatzung  zu  versehen.  Freilich  waren  diese  Stand- 
lager denen,  die  einstmals  das  offensive  Römerthum  errichtet 
hatte,  nur  allzu  unähnlich.  Typisch  für  diese  Vorkehrungen  der 
spätrömischen  Epoche  ist  das  Lager  in  der  jetzigen  Kolonie 
Neulouisendorf,  das  einmal  den  Bewohnern  vonBurginatium  Schutz 
gewähren,  andererseits  die  Hochwarte  auf  dem  Monreberg  ver- 
stärken sollte.-) 

')  Schneider,  Die  Rheinlandschaft  von  N.vmwegen  bis  Xanten  S.  26 ff. 
und  neuerdings  Plath,  Nimwegen,  Deutsche  Rundschau,  Bd.  22  (1895)  S.  1 17  ff. 

*)  Schneider,  Neue  Beiträge  S.  77  ff. 
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Als  unhaltbar  aber  mnsste  sich  trotz  aller  grossen  Anstren- 
gungen die  ganze  römische  Position  am  Niederrhein  erweisen,  als 
auch  die  Masse  der  linksrheinischenGermanen,  voran  die  Gngernen, 
von  der  allgemeinen  Bewegung  ergriffen  wurde,  die  ihre  Volks- 
genossen in  die  römischen  Provinzen  forttrieb.  Es  ist  bekannt, 
dass  diese  altsugambrischen  Volksreste  der  Gugernen  ihre  Sitze 
in  den  Niersniederungen  verliessen  und  die  Reihen  der  Franken 
verstärkten,  die  sich  nunmehr  als  Salier  von  dem  Gros  der 
niederrheinischen  Germanen  abhoben.  In  Toxandrien  wird  die 
Vereinigung  erfolgt  sein.  Als  aber  einmal  die  Acker  der  Gu- 
gernen in  ihrer  ganzen  Ausdehnung  und  Fruchtbarkeit  frei  ge- 
worden sind,  da  wird  es  für  die  rechtsrheinischen  Germanen,  die 
damals  schon  bis  unmittelbar  an  den  Fluss  vorgerückt  sind,  kein 
Halten  mehr  gegeben  haben.  Gegen  Ende  des  vierten  oder  doch 
im  Anfang  des  fünften  Jahrhunderts  ist  der  Niederrhein,  den 
Julian  noch  ein  Menschenalter  zuvor  mit  so  vieler  Mühe  den 
eingedrungenen  Germanen  wieder  abgerungen  hatte,  endgültig 
für  die  Römer  verloren. 


III. 

Die  Chattuarier. 

Die  beiden  deutschen  Völkerschaften,  die  in  unserer  Land- 
schaft das  Erbe  der  Römer  antraten,  sind  die  Chamaven  und 
die  Chattuarier.  Die  Chamaven  sind  aller  Wahrscheinlichkeit 
entweder,  wie  die  Gugernen,  Sugambern  oder  doch  deren  nahe 
Stammesver wandte.  Zweifelhaft  ist  die  Herkunft  der  Chattuarier. 
Möglich,  dass  sie  sozusagen  ein  Bindeglied  sind  zwischen  Su- 
gambern und  Chatten.  Zum  mindesten  hat  Richard  Schröder 
wahrscheinlich  gemacht,  dass  sie  vou  Südosten,  also  aus  der 
Nähe  der  Sitze  der  Chatten,  herangezogen  sind.  Auf  ihrem 
Vormarsch  in  unsere  Gegend  mag  eine  Etappe  die  mittlere  Ruhr 
gewesen  sein.  Dort  zwischen  Witten  und  Hattingen  liegt  der 
Ort  Herbede,  der  nach  der  translatio  s.  Alexandri  zum  Gau 
Hatterun  gehört.1)  Von  dort  werden  sie  sich  zu  beiden  Seiten 

*)  Richard  Schröder,  Die  Herkunft  der  Franken  in  Sybels, 
Historische  Zeitschrift,  Band  43  S.  19. 
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des  tlusses  nach  dein  Rheine  zu  ausgebreitet  haben,  dann  aber 
wichen  sie  wohl  bald  unter  dem  Andrang  der  Völkerschaften, 
aus  denen  später  die  Ripuarier  hervorgehen,  nach  Norden  aus. 
Jedenfalls  erhielten  sich  aber  an  den  alten  Sitzen  einige  Volks- 
reste, denn  Miindelheim,  Uerdingen  gegenüber,  und  Styrum  bei 
Mühlheim  werden  noch  im  10.  und  11.  Jahrhundert  als  Ort- 
schaften in  pago  Hettero  oder  Hatteri  genannt.1)  Diesen  letzten 
Stand  der  Wanderung  giebt  etwa  die  Peutingersche  Tafel  — 
vom  Ende  des  ersten  Drittels  des  vierten  Jahrhunderts  — 
wieder.  Der  Landstrich  von  der  Ruhr  abwärts  bis  zu  den 
Grenzen  der  Chamaven  heisst  dort  Francia  und  wird  zum  grossen 
Theil  als  das  Gebiet  der  Chattuarier  angesehen  werden  müssen. 
Nördlich  von  ihnen  haben  die  Chamaven  ihr  altes  Landgebiet 
von  der  Zuidersee  bis  südlich  von  Arnheim,  aus  dem  sie  vorüber- 
gehend verdrängt  gewesen  waren,  wieder  gewonnen.  Seit  dem 
Ende  des  dritten  Jahrhunderts  verbindet  die  beiden  benachbarten 
Völkerschaften  eine  dauernde  Waffengemeinschaft  gegen  die 
Römer.-)  Beide  dringen  bis  unmittelbar  an  den  Strom  vor  und 
bemächtigen  sich  der  Acker  der  Legionäre  auf  dem  rechten 
Ufer,  die  durch  Wälle  und  Verhaue  nur  unvollkommen  geschützt 
waren.  Eben  damals  wird  die  später  so  dauerhafte  Landgrenze 
zwischen  beiden  Stämmen  festgestellt  sein;  sie  wurde  gebildet 
durch  die  Sümpfe  südlich  von  Emmerich,  an  die  die  Nordmark 
der  Chattuarier  stösst,  die  nachmalige  Hetter.s)  Sogar  der 
Rhein  ist  bei  diesen  Expeditionen  kein  dauerndes  Hinderniss 
mehr.  W ie  schon  erwähnt,  sahen  sich  die  Römer  genöthigt,  sich 
durch  Verstärkung  ihrer  Vertheidigungslinie  und  durch  Neu- 
anlage von  festen  Lagern  solcher  Einfälle  zu  erwehren.  Mag  es 
Constantius  Chlorus  und  späterhin  Julian  gelingen,  den  Feinden 
hier  und  da  Abbruch  zu  thun,  einige  Generationen  genügen,  die 
Lücken  zu  füllen.4)  Gegen  Ende  des  dritten  Jahrhunderts  stehen 


■)  Schröder  a.  a.  0.  S.  10. 

ä)  Schröder,  Die  Franken  und  ihr  Recht,  Zeitschrift  der  Savigny- 
Stiftung  fiir  Reclitsgeschichte,  Hand  2 S.  3. 

3)  Dederich,  Die  Feldziige  des  Drusus  und  Tiberius  S.  117. 

*)  Schröder  a.  a.  O.  S.  3 schliesst  aus  Ammians  bekanntem  Bericht 
Uber  den  Feldzug  Julians  vom  Jahre  3tiO,  die  Chattuarier  hätten  damals 
noch  auf  dem  Hellweg  und  in  dem  Gebirgsland  zwischen  Emseher  und 
Wupper  gesessen.  Bei  ungezwungener  Interpretation  der  Stelle  wird  man 
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die  Römer  dem  Andrange  der  Chamaven,  Cliattuarier  und  der 
Stämme,  die  gegen  Köln  vorbrechen,  machtlos  gegenüber,  auch 
Stilichos  verschlagene  Politik  vermag  den  Zusammensturz  der 
Römerherrschalt  nur  noch  vorübergehend  aufzuhalten.  — Als  er 
im  Jahre  402  die  Legionen  vom  Rheine  zurücknimmt,  giebt  es 
keine  Germania  secunda  mehr.  Die  salischen  Franken  reichen 
uunmehr  den  mehr  südlich  gesessenen  Rheinfranken  die  Hand 
gegen  die  Römer  nicht  minder  als  gegen  die  nachdrängenden 
mitteldeutschen  Völkerschaften.1)  Duisburg  wird  — wie  man 
vermuthet  — eine  Zeit  hindurch  der  Mittelpunkt  des  erweiterten 
Frankenreichs.  Von  dort  aus  soll  Chlogio  seinen  U eberfall  auf  Cam- 
brai  ausgefuhrt  haben.2)  In  der  Zwischenzeit  galt  es  die  Kräfte  zu 
sammeln.  Den  Chamaven  und  namentlich  den  Chattuariern  fällt 
hierbei  eine  überaus  wichtige  Rolle  zu.  Sie  schieben  sich  ge- 
wissermassen  als  Bindeglied  zwischen  die  älteren  sal fränkischen 
Sitze  und  die  ripuarische  Neugründung,  deren  Mittelpunkt  Dis- 
pargum  ist.  Hier  zum  ersten  mal  sind  die  treuen  Walfenge- 
fährten  aus  der  Zeit  der  Römerkämpfe,  Chamaven  und  Cliattuarier, 
einander  hinderlich.  Beide  Stämme  haben  längs  des  Rheins  nur 
eine  schmale  Operationsbasis.  Beider  Siedlungszüge  müssen  im 
weiteren  Verlauf  aufeinanderstossen.')  Es  ist  schwer  zu  sagen, 


ihr  Gebiet  in  der  Nähe  des  Rheiuüberganges,  der  bei  Xanten  erfolgt, 
soeben  müssen. 

'j  Plath,  Die  Königspfalzen  der  Merowinger  mul  Karolinger.  I.  Dis- 
pnrgum,  Bonn  1894  S.  HS. 

J)  Der  Nachweis  Plaths,  dass  in  der  bekannten  Stelle  Gregors  von 
Tours  unter  Dispargum  Duisburg  zu  verstehen  sei,  erscheint  mir  nicht  zwin- 
gend. Für  berechtigt  halte  ich  seine  Polemik  gegen  die  Ansicht  Schröders, 
dass  zwischen  den  Stämmen  der  salischen  Völkergruppe  und  den  Chatten 
durch  die  Jahrhundorte  nach  der  Trennung  gewissermassen  ein  Zusammen- 
hang bestanden  habe.  Warum  aber  wiederholt  Plath,  der  aus  der  scharf- 
sinnigen Interpretation  G regors  so  reichen  Gewinn  zu  ziehen  weiss,  Müllen- 
hoffs  völlig  willkührliche  Kritik  der  Nachricht  bei  Tacitus  Uber  die 
chattische  Abkunft  der  Bataver? 

3)  Lamprecht,  Fränkische  Wanderungen  und  Ansicdlungeu  vornehm- 
lich im  Rheinland  Aachen  1882  8.  öl.  Schröder  nimmt  an,  dass  die 
Chattuaricr  schon  vor  392  „vielleicht  bald  nach  375“  in  das  Gugernonland 
übergesiedelt  seien.  Das  geht  einmal  aus  der  Stelle  bei  Ammian  (XXVIII, 
2,  1)  nicht  hervor,  zweitens  aber  widerspricht  es  dem,  was  wir  sonst  übor 
den  Gang  der  chattuarischcn  Wanderung  wissen  oder  erschliessen  können. 

Lieiegang,  Nioderrboinischea  Städtaweaen  im  MltteUltar.  2 
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wie  viele  chamavische  Volkst  heile  damals  sich  dpm  leichter  zu 
vollführenden  Vormarsch  der  befreundeten  Völkerschaft  ange- 
schlossen haben  und  dann  in  sie  aufgegangen  sind.  Jedenfalls 
sind  bei  der  Besiedelung  des  linken  Ufers  des  Rheinknies  die 
Chattuarier  — als  welchen  nur  dieser  Weg  offen  steht  — die 
stärkeren.  Sogar  in  das  eigentliche  Ausdehnungsgebiet  der 
Chamaven,  in  die  fruchtbare  Niederung,  die  durch  den  Drusns- 
damm  der  Kultur  gewonnen  war,  rücken  einzelne  Haufen  ein. 
Die  „Düffel“,  die  spätere  Nordmark  der  Chattuarier,  wird  von 
ihnen  in  Besitz  genommen.  Eben  diese  Siedelungen  sind  wohl 
die  zeitlich  frühsten,  sie  mögen  erfolgt  sein,  bevor  noch  der 
Rhein  dauernd  überschritten  war.  Dann  aber  — nach  der 
Katastrophe  der  römischen  Herrschaft  — bewegen  sich  die 
Chattuarier  auf  der  ganzen  Linie  etwa  von  der  Lippemündung 
bis  Emmerich  gleichmässig  vor.  Nicht  nur  auf  dem  rechten 
Flussufer  und  auf  der  Randhöhe  des  Waldrückens  breiten  sie 
sich  aus,  sie  durchqueren  auch  die  Hügelkette.  Dann  hat  sich 
wohl  der  Strom  getheilt.  Die  einen  zogen  die  Niers  hinauf, 
die  andern  drangen  in  mehr  oder  weniger  kompakten  Massen 
in  das  Land  an  der  Maas  vor,  wo  sie  bis  Venlo  gelangt  sein 
mögen.  Hier  war  es,  wo  nun  die  Chamaven  ihrerseits  ihre 
Marschrichtung  durchkreuzten,  nachdem  sie  in  weitem  Bogen 
um  Nymwegen  das  Maasthal  erreicht  hatten.1)  Der  Mühlgau, 
in  dem  beide  Völkerschaften  aufeinanderstossen,  weist  daher  eine 
gemischte  Bevölkerung  auf.  Zu  Chattuariern  und  Chamaven 
kommen  hier  noch  ripuarische  Volkstheile.  In  der  kirchlichen 
Eintheilung  dieses  grossen  Gaues  spiegeln  sich  diese  ethnographi- 
schen Verhältnisse  deutlich  wieder.  Nicht  allein,  dass  die  Diö- 
zesen Köln  und  Lüttich  je  einen  Theil  des  Mühlengaus  unter 
sich  haben,  auch  der  Kölner  Antheil  gehört  wieder  verschiedenen 
Archidiakonaten  an.2)  Viele  Pfarreien  ressortiren  nicht  nachXanten, 


*)  Lamprecht  a.  a.  0.  8.  50.  Die  Endung  lo  bei  Ortsnamen,  auf  die 
sich  Lamprecht  bezieht,  ist  jedenfalls  für  die  Chamaven  sehr  viel  charakte- 
ristischer, als  die  Endsilben  mar  und  lar,  die  das  Besiedlnngsgebiet  der 
Chattuarier  doch  nur  unvollkommen  bezeichnen. 

a)  Näheres  bei  Binterim  und  Mooren,  Die  Erzdiözese  Köln  im 
Mittelalter  (Aufl.  2).  Band  1 8.  224,  228.  Mit  besonderem  Nachdruck  weist 
neuerdings  P.  Norreuberg,  Ueschichte  der  Pfarreien  des  Dekanats  M.-Glad- 
bacb  (Geschichte  der  Pfarreien  der  Erzdiözese  Köln  XXI)  S.  24  nnf  den 
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das  doch  sonst  das  gesamte  Gebiet  der  Chattuarier  einnimmt, 
sondern  zum  Archidiakonat  Neuss.  Aber  sogar  zwischen  den 
Diözesen  selbst  schwanken  die  Grenzen,  nicht  selten  sind  sie 
durch  Austausch  verändert  worden. 

Uebersieht  man  das  ganze  Ausbreitungsgebiet  der  Chattuarier, 
so  steht  fest,  dass  man  zweierlei  unterscheiden  muss,  Gaue,  die 
rein  chattuarische  Bevölkerung  haben  und  solche,  die  hier  und 
da  als  chattuarisch  bezeichnet  werden,  wobei  eben  dem  Umstand 
Rechnung  getragen  wird,  dass  Angehörige  des  Stammes  dort 
sitzen  geblieben  sind.  Nur  wenn  man  diesen  zweiten  umfassen- 
deren Begriff  anlegt,  entspricht  Chattuarien  oder  Grosschattuarien 
jenem  alten  Chorepiscopat,  dessen  Umfang  in  dem  Archidiakonat 
Xanten  gegeben  ist,  in  etwa.1) 

Als  Bestandtheile  Chattuariens  im  engeren  Sinne  kann  man 
folgende  ansehen.  Erstens  gehört  dazu  der  Gau  Chattuarien, 
das  Land  zu  beiden  Seiten  der  Niers,  das  spätere  Dekanat 
Geldern.2)  Zweitens  der  Düffelgau,  der  das  Dekanat  Xanten 
umfasst.  In  kirchlicher  Beziehung  erstreckt  sich  der  Gau  auch 
auf  die  Weseler  Waldmark,  indessen  ist  aller  Wahrscheinlichkeit 
nach  der  Fiskus  Wesel  frühzeitig  von  der  Gauadministration 
losgelöst  worden.  Drittens  ein  Theil  des  Dekanats  Zyfflich. 
Dieser  Landbezirk  ist  durchsetzt  von  chattuarischen  Siedlungen, 
aber  in  der  Mehrzahl  muss  die  Bevölkerung  chamavisch  gewesen 
sein ; ist  er  doch  die  Etappe,  auf  der  die  Chamaven  ihren  Durch- 
bruch in  das  Maasthal  bewerkstelligt  hatten.  Ein  guter  Theil 
dieses  Dekanats  kommt  auf  den  Reichsfiskus  Nymwegen.  Der 
Umstand,  dass  dort  der  Stammesgegensatz  zwischen  Chamaven 
und  Chattuariern  am  meisten  verwischt  war,  mag  dazu  beige- 


Einfluss  der  Stammesvorschiedenheit  bei  der  kirchlichen  Eintheilung  dieser 
Gegend  hin.  Es  scheint,  dass  die  Zerlegung  des  alten  umfangreichen  De- 
kanats Straelen  in  die  Dekanate  Geldern  und  Süchteln  mit  diesen  Verhält- 
nissen zusammenhängt.  Straelen  — zum  Archidiakonat  Xanten  gehöiond 
— hatte  ursprünglich  auch  die  ''hattuarischcn  Siedlungen  im  Mühlgnu  um- 
fasst, die  vor  allem  werden  bei  der  Errichtung  des  Dekanats  Süchteln  ab- 
getrennt worden  sein. 

*)  Vgl.  die  Bemerkungen  über  die  Entstehung  der  Archidiakonatsbezirke 
der  Kölner  Diözese  bei  Mooren,  das  Dortmunder  Archidiakonat  S.  36  ff. 

2)  Vgl.  die  Karte  bei  Binterim  und  Mooren,  Die  alte  und  neue 
Erzdiözese  Köln.  Band  1. 

S* 
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tragen  haben,  dass  sich  hier  die  politischen  Grenzen  nicht 
selten  verschieben.  Zwischen  den  rein  chamavischen  und  rein 
chattuarischen  Landschaften  des  späteren  Herzogthum  Gelderns 
bildet  der  Theil  des  Dekanats  Zyfflich,  der  zu  diesem  Terri- 
torium gehört,  das  Bindeglied:  Schon  hier  mag  also  darauf  hin- 
gewiesen werden,  von  wie  unendlicher  Wichtigkeit  für  den 
territorialen  Zusammenschluss  Gelderns  die  Erwerbung  des 
Reiches  Nymwegen  sein  musste.  Ueberhaupt  wird  der  Stammes- 
unterschied zwischen  beiden  Völkerschatten  nicht  gross  gewesen 
sein.  Wie  beide  das  Mittelglied  sind  zwischen  Saliern  und  Ripua- 
riern, so  werden  vor  allem  die  Chattuarier  eine  Zwischenstellnng 
zwischen  Ripuariern  und  Chamaven  eingenommen  haben.  Dass 
die  Salier-Bataver  und  Chattuarier  wegen  ihrer  gemeinsamen 
Herkunft  von  den  Chatten  später,  nach  der  Begründung  des 
Reiches  der  Salier,  zu  diesen  in  ein  engeres  Verhältniss  getreten 
und  mit  ihnen  manchmal  unter  einer  Bezeichnung  zusammen- 
gefasst würden,  ist  eine  recht  unwahrscheinliche  und  jedenfalls 
schwer  zu  beweisende  Vermuthung.1) 

In  den  unvollständigen  und  nicht  selten  verstümmelten  Nach- 
richten über  die  Reichstheilungen  im  9.  Jahrhundert  werden 
manchmal  die  Chattuarier  besonders  aufgeführt,  manchmal  wer- 
den sie  — w’ie  es  auch  den  Nachbarvölkerschaften  und  Nachbar- 
gauen geht  — nicht  ausdrücklich  namhaft  gemacht.  Werden 
sie  genannt,  so  ist  unter  dem  comitatus  Hattuarias  zum  min- 
desten der  Chattuariergau  im  engsten  Sinne  und  der  Düffelgau 
begriffen.  Dieser  Düffelgau  kommt,  da  er  kein  grosser  selbst- 
ständiger Völkerschaftsgau  ist,  in  den  Nachrichten  über  die 
Reichstheilungen  nicht  als  besondere  Einheit  vor.  Dass  er 
dennoch  schon  als  Unterbezirk  von  dem  Hauptgau  abgezweigt 


’)  Diese  Bemerkungen  richten  sich  gegen  Richard  Schröders  An- 
schauung. als  ob  die  Chattuarier  von  vornherein  zu  den  Salfranken  gerechnet, 
worden  seien.  Vgl.  z.  B.  Historische  Zeitschrift,  Band  43  S.  37.  „Man  war 
sich  der  alten  Stammesgemcinschaft  noch  vollkommen  bewusst,  und  wir 
dürfen  darum  auch  nicht  zweifeln,  dass  die  Chattuarier  alsbald  zu  den  sali- 
schen  Franken  gezählt  wurden,  wenn  sie  auch  nicht  unter  denen  waren, 
für  welche  dieser  Name  zuerst  anfgekommen  ist.“  Vorsichtiger  äussert  sich 
Schröder  schon  in  der  ersten  Auflage  seiner  Rechtsgeschichte  S.  95  Anm.  8, 
während  er  in  der  zweiten  sich  überhaupt  nicht  mehr  Uber  das  Verwandt- 
schaftsverhältuiss  zwischen  Saliern  und  Chattunriem  ausspricht. 
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ist,  beweisen  einige  Urkunden  dieser  Periode  und  sogar  der 
früheren  Zeit.  Zuerst  im  Jahre  720  wird  der  Düft'elgau  (pagus 
Dublinsis)  erwähnt,  dann  wieder  793  (pagus  Dublen)  und  891 
(Duvelero  marca).  Auch  zwei  Grafen  des  Namens  Ebroin  (720) 
und  Irinfried  (948)  werden  in  Beziehung  zum  Düffelgau  gesetzt, 
doch  ist  es  nicht  unbedingt  sicher,  dass  sie  die  Verwalter  dieses 
Comitats  sind.1)  Wie  dem  nun  auch  sein  mag,  es  steht  fest, 
dass  von  dem  umfangreichen  Besiedlungsgebiet  der  Chattuarier 
die  Uferlandschaft,  die  — wie  im  Eingang  bemerkt  wurde  — 
ihrer  ganzen  Natur  nach  sich  vom  Hinterland  unterscheidet  und 
den  Einfluss  Roms  nachhaltiger  als  die  anderen  Landschaften 
erfahren  hatte,  bald  nachher  auch  in  politischer  Beziehung  eine 
Sonderstellung  erlangt.  Von  Borth  — zwischen  Rheinberg  und 
Xanten  — der  späteren  südlichen  Grenze  des  Landdrostenamtes 
Cleve,  bis  hinab  etwa  zu  der  Gegend,  in  der  Waal  und  Rhein 
sich  trennen,  reicht  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  dieser  Düffel- 
gau in  seinem  ursprünglichen  Umfang.  Das  muss  man  vor 
Augen  haben,  wenn  man  den  richtigen  Maassstab  erhalten  will 
für  die  Beurtheilung  der  Ereignisse,  die  sich  zu  Anfang  des 
11.  Jahrhunderts  am  Niederrhein  zutragen.  Nur  so  ist  es  mög- 
lich, den  wahren  Kern  aus  den  zeitgenössischen  Berichten  heraus- 
zuschälen, die  wohl  allerlei  Begebenheiten  mittheilen,  die  be- 
begleitenden Umstände  aber  meist  als  bekannt  voraussetzen  und 
höchstens  errathen  lassen. 


Sloet,  Oorkondenboek  van  Gclre  en  Zutfen  Nr.  6.  13.  65  und  90. 
Vgl.  ferner  van  den  Bergh.  Handboek  der  middel-nederlandsche  geograpbie 
(Aufl.  2)  S.  205  ff.  Von  geringem  Werthe  ist  die  Abhandlung  Dederielis 
(Der  Gau  der  Attuarier)  in  den  Mittheilaugen  des  Vereins  für  Geschichte 
und  Alterthumskunde  in  Frankfurt  am  Main,  Band  2 S.  292.  Ebendort 
S.  311  wird  die  längst  als  Fälschung  erwiesene  Epistola  s.  Ludgeri  znr 
Begründung  der  Ansicht  herangezogen,  dass  Xanten  der  Mittelpunkt  eines 
besonderen  chattuarischen  Gaues  gewesen  sei. 
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Graf  Balderieh  und  der  IHiffel  trau. 


Der  Hauptgewährsmann  für  die  Geschichte  der  Wirren  am 
Niederrhein,  die  unter  der  Regierung  Heinrichs  II.  sich  ab- 
spielen und  nicht  selten  den  König  zum  Eingreifen  nöthigen,  ist 
Alpert  von  Metz,  der  nach  Moll's  ansprechender  Vermuthung 
damals  Mönch  war  in  dem  von  Bischof  Ansfrid  gegründeten 
Kloster  Amersfoort  in  dem  Utrechter  Sprengel.1)  Er,  der  au 
seinem  früheren  Wohnsitz  eine  Geschichte  der  Bischöfe  von 
Metz  verfasst  hatte,  schrieb  hier  um  das  Jahr  1022  sein  Büch- 
lein über  den  Wechsel  der  Zeiten,  „worin  er  in  bunter  Mannig- 
faltigkeit von  allerlei  Vorfällen  aus  diesen  Gegenden  erzählt“.2) 
Wie  ein  rother  Faden  zieht  sich  gleichwohl  durch  seine  Mit- 
theilungen  die  Geschichte  des  Kampfes  um  die  Herrschaft  im 
Chattuariergau.  Um  die  wechselvollen  und  mannigfaltigen  Er- 
eignisse dieses  Streites  gruppiren  sich  vornehmlich  die  zahllosen 
Einzelheiten,  die  er  mittheilt.  Hier  und  da  ist  er  dann,  um 
den  verwickelten  Zusammenhang  der  Dinge  herzustellen,  ge- 
nöthigt,  weiter  auszuholen  und  Begebenheiten  nachzutragen,  die 
er  sonst  wohl  bei  Seite  gelassen  hätte.  Das  Buch  „de  diversi- 
tate  temporum“  über  dessen  Fartheistellung  mau  viel  gestritten 
hat,  ist  zweifellos  von  dem  Standpunkt  beeinflusst,  den  Utrecht 
während  dieser  Fehden  einnimmt.1)  Bei  der  engen  Verbindung 
zwischen  Cleve,  Geldern  und  den  oberysselschen  Städten  in  der 
späteren  Zeit,  ist  es  verständlich,  dass  die  Utrechter  Bischöfe  diese 
Vorgänge,  die  ihre  vitalen  Interessen  berührten,  damals  eifrig  ver- 
folgten. Zudem  ist  bei  Alpert  eine  weltfeindliche  Tendenz  unverkenn- 
bar: so  überschüttet  er  die  Kauflente  von  Tiel  mit  ungereimtenVor- 
würfen  und  ebenso  wird  ihn  dieser  Standpunkt  veranlasst  haben, 


’)  Moll,  Kerligcschiedonis  von  Nederland  voor  de  horvorming  II,  2 
S.  34a. 

-)  Wattenbach.  Deutschlands  Geschichtsquellen  (5)  Hand  1 S.  348. 
:lj  Monument»  liemmuiae  S.  S.  IV,  7uo.  Mit  L’eberselzung  und  Com- 
nientar  herausgegeben  von  Dederich,  Münster  1359. 
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auf  eine  der  meistbetheiligten  Personen,  auf  die  Gräfin  Adela 
noch  mehr  Schuld  zu  häufen,  als  sie  in  Wirklichkeit  auf  sich 
geladen  haben  mag.  Die  Grafschaft,  um  deren  Besitz  sich  der 
Streit  hauptsächlich  dreht,  ist  der  chattuarische  Hauptgau  an 
beiden  Ufern  der  Niers.1)  Als  eine  der  Hauptburgen  dieses 
Comitats  wird  Gennep  genannt,  das  an  der  Mündung  des  eben 
genannten  Flüsschens  in  die  Maas  liegt.  Der  Präfekt  des  Gaues, 
ein  gewisser  Gottfried,  stirbt  und  hinterlässt  einen  unmündigen 
oder  unfähigen  Sohn,  der  dem  Grafenamt  nicht  selbstständig  vor- 
zustehen vermag.2)  Um  Vormundschaft  und  Nachfolge  streiten 
sich  sein  Schwestersohn  Balderich,  der  den  Untergau,  die  Düffel, 
unter  sich  hat,  und  sein  Schwiegersohn,  ein  westfälischer  Graf 
Wichmann  aus  dem  erlauchten  Geschlechte  der  Billunger.  Wie 
hier  am  Rheinknie  die  verschiedensten  Interessen  zusammen- 
laufen, zeigt  auf  das  Schlagendste  der  Verlauf  dieser  Kämpfe. 
Graf  Balderichs  Macht  beschränkt  sich  nicht  allein  auf  den 
Düffelgau,  sondern  durch  seine  Heirath  mit  jener  schon  genannten 
Adela,  der  Tochter  des  mächtigen  Grafen  von  Hamaland,  hat 
er  im  Völkerschaftsgebiet  der  Chamaven  reichen  Allodialbesitz.*) 
Nicht  wenige  feste  Burgen  und  Schlösser  ausserhalb  der  Gren- 
zen des  Düffelgaues  sind  in  seiner  Hand.  So  vor  allem  Uplade, 
jene  fast  unbezwingbare  Feste  auf  dem  Hauberge,  am  Fusse 
des  Eltenberges,  so  auch  unterhalb  Arnheim  der  Palast  zu 
Redinheim  (Renkom  bei  Wageningen),  auf  dessen  Dache  der 
Sage  nach  Balderich  damals  stand,  als  er  durch  übermüthige 
Worte  sein  Schicksal  heraufbeschwor.4)  Kein  Wunder,  dass  bei 
dieser  Lage  der  Dinge  Graf  Balderich  sich  am  liebsten  und 
meisten  im  nördlichen  Tlieile  seiner  Grafschaft  aufhält.  Hinzu 
kommt,  dass  er  dort  am  sichersten  ist  gegen  Uebcrfälle  seines 
Hauptgegners.  Wie  gross  die  Gefahr  ist,  durch  solchen  Hand- 


')  Buch  2 Kap.  7 wird  der  Thurm  von  Gennep  ganz  beiläufig  erwähnt. 
3)  Gi  esehrecht,  Geschichte  der  deutschen  Kaiaerzcit  Band  2 (Aufl.  5) 
S.  151  ff.  und  Hirsch,  Jahrbücher  des  deutschen  Keichs  unter  Heinrich  II. 
Band  2 S.  345  ff. 

3)  Vergl.  die  treffliche  Polemik  Pabst's  bei  Hirsch  a.  a.  O.  Band  2 
S.  347  Anmerk.  2 gegen  die  Auffassung,  als  ob  dieser  niederländische  Besitz 
Balderichs  und  Adclas  erst  aus  ihrer  früheren  Ehe  mit  dem  Grafen  Immed 
von  ltedinheim  stamme. 

•)  Vita  Jleinwerci,  cap.  140. 
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streich  Leib,  Leben  oder  Freiheit  zu  verlieren,  zeigt  der  Gang 
der  Fehde  an  vielen  Beispielen.  Die  Gefahr  aber  musste  noch 
zunehmen,  seit  es  dem  Grafen  Wichmann  gleich  im  Anfang 
gelungen  war,  durch  einen  seiner  Parteigänger,  Munna,  die 
Hauptburg  im  südlicheren  Theile  des  Düffelgaus,  in  seine  Hand 
zu  bringen.1)  Mochte  nun  auch  Heinrich  II.  Balderieh  zum 
Grafen  des  chattuarischen  Hauptgaus  einsetzen,  der  Yortheil 
wird  ausgeglichen  durch  den  Verlust  jener  alten  Hochwarte  aus 
der  Römerzeit  auf  dem  Monrebcrg  bei  Kalkar.  Von  hier  aus 
schweifen  die  Reiter  des  Feindes  ungehindert  bis  Cleve.2)  Die 
Bauern  ringsherum  sind  genöthigt,  den  Herrn  der  Burg  als 
ihren  Gebieter  anzuerkennen.  Als  zu  Anfang  der  Fehde  Wich- 
mann den  Versuch  gemacht  hatte,  sich  bei  Gennep  an  der  Niers- 
mündung festzusetzen,  war  es  Balderich  mit  der  Unterstützung 
seiner  mächtigen  niederlothringischen  Verbündeten  bald  gelungen, 
die  in  der  Eile  errichtete  Befestigung,  die  nach  Art  der  späteren 
Niersburgen  auf  einem  Hügel  in  dem  an  das  Maasufer  stossen- 
den Sumpf  errichtet  wird,  zu  brechen.3)  Den  Steinmauern 
Munnas  gegenüber  ist  indessen  Balderich  machtlos.  Und  auch  auf 
dem  rechten  Rheinufer  bedrängt  ihn  derselbe  Parteigänger  seines 
Feindes,  der  Munna  durch  einen  Handstreich  in  seine  Gewalt 
gebracht  hat.  Es  ist  Godizo  von  Rees  und  Aspel.  Seine  Be- 
sitzungen grenzten  im  Norden  an  die  Balderichs.  Sogar  in  der 
unmittelbaren  Nähe  von  Elten  und  Uplade,  in  der  Stadt  der  Cha- 
maven,  in  Emmerich,  stehen  ihm  alle  möglichen  Gerechtsame 
zu.4)  Ein  grosser  Theil  des  Düffelgaues,  gerade  die  ehemaligen 
Ursitze  der  Chattuarier  auf  dem  rechten  Rheinnfer,  sind  nämlich 
von  dem  Comitat  des  Düffelgaus  losgelöst  und  seiner  Herrschaft 
untergeben.  Der  Trieb  der  Selbsterhaltung  musste  ihn  veran- 
lassen, sich  dem  Gegner  des  mächtigen  Grafen  anzuschliessen, 
der,  nachdem  ihm  Gottfrieds  Grafschaft  übertragen  war,  fast  das 
ganze  Völkerschaftsgebiet  der  Chattuarier  an  sich  gebracht  hatte. 


')  Alpert  a.  a.  ()  Buch  2 Kap.  2. 

1)  Alpert  Buch  2 Kap.  4. 

:t)  Ueher  die  Lage  dieser  Festung,  deren  Bau  ausführlich  beschrieben 
wird,  vgl.  die  schönen  Nachweisungen  bei  Pederich,  Alpert  von  Metz  S.  174. 

4)  Wie  sich  aus  späteron  Urkunden,  z.  B.  Laeoinblet,  Urkundenbuch 
Band  1 Nr.  212,  ergiebt. 
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Und  dass  in  der  That  den  Herren  des  Düffelgaues  alles  daran 
gelegen  sein  konnte,  Rees-Aspel  wieder  zu  gewinnen,  zeigt  in 
der  Folge  das  erbitterte  Ringen  der  Clever  Grafen  gegen  Köln, 
in  dessen  Besitz  dieser  Landstrich  durch  Godizos  Töchter  später- 
hin gelangen  sollte.  Vor  allem  aber  in  jener  Fehde  musste  die 
Bundesgenossenschaft  Godizos  von  ungemeiner  Bedeutung  sein. 
So  lange  Wichmann  Uber  Aspel,  Rees  und  Munna  seine  Heer- 
haufen in  das  Land  seines  Gegners  führen  konnte,  wurde  Bal- 
derich  nicht  allein  der  neuen  Grafschaft  nicht  froh,  ja  er  lief 
sogar  Gefahr,  den  ganzen  südlichen  Theil  des  Düffelgaus  end- 
gültig einzubüsscn.1) 

Jahre  lang  zieht  sich  dieser  Krieg  hin,  beider  Theile  Kräfte 
müssen  annähernd  gleich  gewesen  sein,  denn  keiner  vermag  des 
anderen  Herr  zu  werden.  Balderichs  vornehmste  Helfer,  der  Erz- 
bischof von  Köln  und  die  lothringischen  Grafen  Gerhard  und  Lant- 
bert,  sind  zu  weit  entfernt,  um  in  dem  täglichen  Kriege  wirksam 
Hülfe  zu  leisten.  Die  näheren  Nachbarn  aber  werden  mit  ihren 
Sympathien  und  mit  ihren  Hilfskräften  auf  Wichmanns  Seite 
gestanden  haben.  Denn  so  unliebsam  es  ihnen  auch  gewesen 
sein  würde,  wenn  sich  der  Sachse,  wie  Wichmann  genannt  wird, 
auf  dem  linken  Rheinnfer  festgesetzt  hätte,  offenbar  war  das  im 
Verhältniss  zu  der  ungemeinen  Ausdehnung  der  Macht,  die  Bal- 
derich  durch  den  Besitz  des  chattuarischen  Hauptgaues  zu  Theil 
geworden  wäre,  noch  das  kleinere  Uebel.2)  Insofern  mag  die 


')  In  der  zahlreichen  Literatur  über  diese  Fehde  begegnet  man  immer 
der  unmöglichen  — und  in  den  Quellen  durchaus  nicht  enthaltenen  — Vor- 
stellung, als  ob  Munna  zur  Grafschaft  Gottfrieds  gehört  habe.  Vergl.  z.  li. 
Hirsch  a.  a.  O.  Hand  2 Seite  351,  Driesen,  Westfälische  Zeitschrift  für 
Geschichte  und  Alterthiimskunde  Hand  XV  S.  40  u.  s.  w. 

2)  Charakteristisch  ist  Alperts  Buch  2 Kap.  7:  Chi  in  vulgus  populi 
elatum  est  Baldcricum  regem  adissc,  praefecturam  sibi  ursupasse,  Ganipae 
turrim  invasisse,  tanta  subito  omnium  commutatio  facta  est,  ut  mentes  non 
solum  finitiraorum,  set  etiam  domesticorum  ab  eo  in  tantum  averterentur, 
ut  pauci  reliqui  essent,  qui  ejus  facta  non  detestarentur.  Das  Kapitel, 
dessen  erster  Satz  also  lautet,  sucht  den  l'ebertritt  Bisehof  Adelbolds  auf 
die  Seite  Wichmanns  zu  rechtfertigen  Dass  Balderich  sich  des  Thurmes 
von  Gennep  bemächtigt  hatte  erzählt  Alpert  sonst  nicht.  Dieses  Faktum 
ist  deswegen  so  wichtig,  weil  Gennep  ganz  in  der  Nähe  jener  Sumpffestung 
an  dem  Maasufer  liegt,  durch  deren  Errichtung  Wichmann  zuerst  in  Chat- 
tuaricn  hatte  festen  Fuss  fassen  wollen. 
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Politik  Bischof  Adelbolds  von  Utrecht  als  typisch  gelten.  Er, 
der  früher  schon  durch  die  mancherlei  Beziehungen  seiner  Be- 
sitzungen auf  Seiten  Baldcrichs  gestanden  hatte,  geht,  nachdem 
sich  das  Gleichgewicht  der  Kräfte  durch  Baldericlis  Erwerbung 
des  chattuarischen  Comitats  zu  verschieben  droht,  zu  desseu 
Gegnern  über.  Das  geschieht,  obwohl  er  noch  kurz  vorher  von 
Aspel  aus  von  Wichmanns  Parteigänger  Godizo  überfallen  und 
seiner  Pferde  beraubt  worden  war. 

Das  Einerlei  des  Kampfes  wird  hier  und  da  durch  Verträge 
unterbrochen,  die  den  faktischen  Besitzstand  nicht  verändern, 
aber  wenigstens  einen  Stillstand  herbeiführen.  Die  Lage  der 
Dinge  bringt  es  mit  sich,  dass  sie  eben  so  oft  gebrochen  werden. 
Und  hierbei  trifft  Wichmann,  der  eben  seine  Pläne  auf  die  Graf- 
schaft seines  Schwiegervaters  nicht  fahren  lassen  will,  nach 
Alperts  Meinung  (der  doch  sonst  auf  seiner  Seite  steht)  zum 
mindesten  dieselbe  Schuld  wie  Balderich.1) 

Da  ist  es  schliesslich  eine  Blutthat,  die  diesen  Verhältnissen 
ein  Ende  macht:  Wichmann  wird  auf  der  Rückkehr  von  einem 
Besuche  auf  der  Festung  Uplade  von  den  Leuten  seines  Geg- 
ners ermordet:  Adela,  Baldericlis  Gemahlin,  wird  geziehen, 
allein  oder  mit  ihrem  Mann  das  Unheil  angestiftet  zu  haben.'-) 

Wieweit  die  Anschuldigung  richtig  ist,  ist  nach  Lage  der 
Ueberlieferung  mit  Bestimmtheit  nicht  mehr  auszumachen.'1)  Fest 
steht  nur,  dass  der  Mord  die  mächtigen  Verwandten  Wichmanns 
mit  Rachedurst  erfüllt.  Die  Hauptfestung  Baldericlis  Uplade 
auf  dem  Hauberge  wird  von  ihnen  erstürmt  und  zerstört;  das 
gleiche  Schicksal  trifft  auf  Geheiss  Heinrichs  II.  die  viel  um- 
strittene Festung  Munna,  die  inzwischen  durch  Verrath  in 
Baldericlis  Hände  zurückgekommen  ist.  Balderich  selbst  über- 
lebt die  Katastrophe  nicht  lange,  er  wird  1020  oder  1021  in  der 


*)  Buch  2 Kap.  9. 

J)  Hirsch  a.  a.  O.  Band  3 S.  43. 

3)  Auf  die  Angaben  hei  Thietmar  ist,  wie  schon  Breslau  bei  Hirsch 
a.  a.  O.  Band  3 S.  43  Amnerk.  2 nndcutet,  durchaus  kein  Verlass.  Alpert, 
der  zwar  nicht  Balderich,  wohl  aber  Adela  der  Anstiftung  zeiht,  verdient 
in  diesem  Punkte  schwerlich  mehr  Olaubcn,  da  er  von  fanatischem  Hass 
gegen  Adela  erfüllt  ist  und  ihr  notorisch  auch  sonst  Unwahres  andichtet. 
Iler  spätere  Verlauf  der  Ereignisse  lässt,  zumal  Balderich  bald  nachher 
stirbt,  gleichfalls  ein  sicheres  Urtheil  über  die  Schuldfrage  nicht  zu. 
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von  ihm  gegründeten  CoUegiat-Kirehe  zu  Zyflflich  (in  der  Nähe 
der  Nordgrenze  seines  Düffelgaues)  beigesetzt.  Yon  den 
Kindein  des  berufenen  Paares  findet  sich  späterhin  keine  Spur 
mehr.  Schon  vor  Balderich  war  Godizo,  der  Hauptparteigänger 
seines  Gegners,  ohne  männliche  Nachkommenschaft  gestorben.  Zwei 
Grafschaften,  die  des  Diiffelgaus  und  die  des  Chattuariergaus 
an  Niers  und  Maas  sind  also  ledig,  ausserdem  wechselt  der 
reiche  Allodialbesitz  Balderichs  jetzt,  der  Godizos  bald  darauf 
seinen  Herrn.  Man  sieht,  alles  drängt  auf  eine  Neuordnung 
der  Verhältnisse,  am  Niederrhein. 


v. 

Die  Grafen  von  Cleve. 

Gerade  dieser  ebeu  geschilderte  Zustand  ist  von  Belang  bei 
der  Beurtheilung  der  Nachrichten,  die  über  den  Zeitraum  vor- 
liegen, der  den  vorhin  berührten  Ereignissen  unmittelbar  folgt. 
Es  hiesse  Afterkritik  treiben,  wollte  man  die  erst  verhältniss- 
mässig  spät  bekannt  gewordene  chronikalische  Nachricht,  die 
mit  einem  Schlage  Licht  verbreitet,  über  die  Anfänge  von  Gel- 
dern und  Cleve,  einfach  bei  Seite  schieben,  weil  sie  sagenhaft 
ausgeschmückt  ist  und  weil  sie  etwas  über  100  Jahre  jünger 
ist  als  die  Begebenheiten,  von  denen  sie  Kunde  giebt.1) 

Die  Annalen  des  Klosters  Klosterrath  bei  Herzogenroth 
(in  der  Nähe  von  Aachen),  die  in  der  vorliegenden  Gestalt  etwa 
im  Jahre  1152  entstanden  sein  mögen,  erzählen  von  zwei  Brüdern 
aus  edlem  Geschlecht,  von  Antoingen  in  Eiandern  gebürtig,  die 
Heinrich  II.  in  seinen  vielen  lothringischen  Kämpfen  wackeren 
Beistand  geleistet  hätten.-)  Das  wird  der  Grund  gewesen  sein, 
sie  an  den  Niederrhein  zu  ziehen,  wo  zwei  Grafschaften  zu 
vergeben  waren,  deren  Inhaber  energisch  und  womöglich  in  den 


')  Insbesondere  hat  van  Spaen.  Inleiding  tot  de  historie  van  Geldcrland 
Band  II  S.  90  auf  die  Bedeutung  dieser  Quelle  hingewiesen.  Vergl.  ferner 
vor  allem  von  Ledebur,  Dynastische  Forschungen  Heft  1 S.  13  ff. 
a)  Watteubach,  Gesehichtsciuellen  (Aufl.  5)  Band  2 S.  378. 
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bisherigen  Kämpfen  nicht  engagiert  sein  mussten,  damit  endlich 
wieder  friedliche  Zustände  in  der  unsäglich  mitgenommenen 
Landschaft  wiederkehren  könnten.  Von  den  beiden  Brüdern 
ist  wahrscheinlich  Gerhard  der  Stammvater  des  älteren  geldern- 
sclien,  Rutger  der  des  älteren  clevischen  Grafenhauses.  Der 
Machtbereich,  den  Rutger  am  Rheinknie  erhielt,  war  aber  offen- 
bar sehr  viel  geringer  als  der,  der  Balderich  nach  seiner  Heirath 
mit  Adela  zugestanden  hatte.  Nicht  allein,  dass  das  reiche 
Allodialgut  ihm  fehlte,  auch  die  Hauptfeste  des  Landes,  Munna 
war  gebrochen  und  durfte  dem  kaiserlichen  Machtwort  ent- 
sprechend nicht  wieder  aufgerichtet  werden.1)  Daher  ist  jetzt 
Cleve,  wo  gleichfalls  eine  Hochwarte  gestanden  hatte,  die  Haupt- 
burg, nach  der  der  Comitat  genannt  wird  Seitdem  das  divortium 
Rheni  nicht  mehr  bei  Cleve  stattfand,  hatte  die  Höhe,  auf  der 
das  Schwanenschloss  sich  später  erhebt,  militärisch  nur  noch 
geringe  Bedeutung.  Zudem  liegt  Cleve  nicht  in  der  Mitte, 
sondern  nicht  allzuweit  von  der  nördlicheren  Grenze  des  Düffel- 
gaus. Erst  durch  die  Arbeit  von  Jahrhunderten  gelingt  es  den 
neuen  Herrn,  ihre  Residenz  mit  einem  Kreise  von  schützenden 
Burgen  und  Städten  zu  umgeben.  — Diese  Einbusse  an  Macht 
mochte  Heinrich  II.  bestimmen,  Rutger  sonst  noch  zu  ent- 
schädigen. Er  erhält  nämlich  ausserdem  noch  das  pfalzgräfliche 
Schloss  Tomberg  in  der  Eifel,  nach  dem  seine  Nachkommen  lange 
Zeit  ebenso  genannt  werden  wie  nach  der  Burg  von  Cleve.2) 
Der  erste  Enkel  oder  Urenkel  Rutgers,  der  urkundlich  bezeugt 
ist,  ist  Graf  Dietrich,  der  vom  Ende  des  elften  Jahrhunderts 
an  in  den  Urkunden  genannt  wird  (1092 — 1 118).  Mit  Recht 
hat  man  darauf  hingewiesen,  dass  diese  ältesten  clevischen 
Herren  noch  zu  schwach  sind,  um  eine  selbstständige  Politik  zu 
betreiben.  Eine  natürliche  Anlehnung  suchen  und  finden  sie 


■)  Alpert.  Buch  2,  Kap.  1»'.:  Kam  Noviomago  concilio  imlicto,  cum 
multi  advenissent,  Imperator  Munnani,  . . . destrui  jussit.  Ad  ejus  destruc- 
tionem  Heribertum  archiepiscopum  et  Gerharduni  Mosellensem  et  alios  multos 
misit,  ejui  funditus  aedificia  omnia  subruentes  ignem  immiserunt  et  spern 
omnibas  ihi  ulterius  constituendae  munitionis  ademerunt. 

2)  Dedcrich,  T)io  ältesten  clevischen,  geldrischen  und  ziitpbenschen 
Grafen  (Prog.  d.  Gymnasiums  von  Emmerich  1S64)  und  derselbe,  Rutger 
von  Flandern  und  sein  Urenkel  Graf  Theoderich  III.  von  Cleve-Tomberg, 
in  Picks,  Monatsschrift  etc.,  Band  1 S.  74  ff. 
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an  den  Erzbischöfen  von  Köln.1)  Schon  Balderich  hatte  ilmen 
in  der  Hinsicht  den  Weg  gezeigt.  In  jeder  Notli  hatten  er 
und  Adela  auf  diese  mächtige  Hülfe  zählen  dürfen,  wird  Bal- 
derich doch  einmal  geradezu  als  Klient  Erzbischof  Heriberts 
bezeichnet.  — Mancherlei  Lehen  sind  der  Lohn  für  treue,  dem 
Erzstift  fast  zwei  Jahrhunderte  hindurch  geleistete  Dienste. 
Erschüttert  wird  jenes  traditionelle  Verhältniss  erst,  als  die 
Kirchenfürsten  in  ihrer  Politik  dem  Reiche  gegenüber  eine 
prinzipielle  Schwenkung  vornehmen.  Wenige  Jahrzehnte  nach- 
dem Philipp  von  Heinsberg  diese  Bahn  betreten,  finden  sich  die 
Spuren  eines  ersten  Zwistes  der  Clever  Herren  mit  Köln.  Es 
war  zu  jener  Zeit,  als  Engelbert  der  Heilige  die  Reichsverweser- 
schaft mit  unnachsichtlicher  Strenge  handhabte.  Obwohl  dem 
Grafen  Dietrich  VI.  von  Cleve  in  Walram  von  Luxemburg  und 
Heinrich  von  Limburg  mächtige  Genossen  zur  Seite  stehen, 
endet  die  Auflehnung,  wie  zu  erwarten,  mit  völliger  Unter- 
werfung (1220). 2)  Trotz  dieser  Erfahrung  suchen  auch  in  der 
Folgezeit  die  clevischen  wie  andre  niederrheinische  Herren  ihren 
Vortheil  bald  bei  dem  Erzbischof,  bald  beim  Kaiser.  Einen  be- 
deutenden Rückhalt  erhält  nun  aber  die  clevische  Politik  durch 
die  nahe  Verbindung  mit  Brabant,  die  die  natürliche  Folge  der 
Vermählung  des  Sohnes  Dietrichs  VI.  mit  Elisabeth,  der  Tochter 
Herzog  Heiurichs,  ist.3)  Zu  der  Erwerbung  des  alten  Reichs- 
hofs Wesel  durch  jene  Ehe  kommt  damals  die  Herrschaft  Dins- 
laken, denn  Dietrich  VI.,  der  Vater,  war  mit  Mechtildis 
der  Erbtochter  der  Herren  dieses  Landes  vermählt.  Zudem  be- 
nutzt der  Graf  die  bedrängte  Lage,  in  der  sich  die  Kölner  Erz- 
bischöfe jener  Zeit  nicht  selten  befinden,  zur  Konsolidirung  seiner 
Besitzungen  innerhalb  der  Grenzen  seiner  Grafschaft.  Man 
nimmt  an,  dass  Sonsbeck  und  Udem,  die  später  noch  als  Kölnische 
liehen  gelten,  unter  Dietrich  VI.  oder  seinen  Nachfolgern  an 
Cleve  gekommen  sind.  Vor  allem  aber  war  die  Vogteischaft 
über  das  Stift  Xanten  mit  seinem  reichen  Güterbestand,  eine 
stets  ergiebige  Quelle  neuer  Erwerbungen.4)  Eben  damals  ist 

■)  von  Haeften,  Zeitschrift  des  berg.  öeschichtsvereins  Band  2 S.  29. 

s)  Lacomblet,  Urkundenbuch  Band  2 Nr.  85 

3)  Vergl.  die  Urkunde  vom  Jahre  1283  bei  Balkens,  Trophftes  dn 
dache  de  Brabant.  I’rcuves  S.  74. 

4)  v.  Haeften  a.  a 0.  S.  31. 
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Orsoy,  wichtig  durch  seinen  Zoll,  schon  in  der  Hand  der  clevi- 
schen  Herren.  Dennoch  laufen  ihnen  allmählich  die  geldern- 
schen  Grafen,  durch  den  Pfandbesitz  Nymwegens  und  des  zu 
diesem  Fiskus  gehörigen  Reichswaldes,  den  Rang  ab.  Fortan 
versucht  es  Dietrich  VI.  wieder  mit  dem  Kölner  Erzbischof  und 
dem  von  ihm  begünstigten  König  Wilhelm.  Die  Vermählung 
eines  seiner  Söhne  mit  Aleidis  von  Heinsberg  besiegelt  die 
neue  Wendung  clevischer  Politik.  Sein  Sohn  und  Nachfolger 
Dietrich  VII.  (1 260 — 1275)  tritt  durch  diese  Ehe  in  enge  Be- 
ziehungen zu  Köln,  dessen  Lehnsträger  er  für  eine  Reihe  ausser- 
ordentlich wichtiger  Besitzungen  wird. 

Während  des  Entscheidungskampfes,  der  in  jenen  Jahrzehnten 
zwischen  den  Erzbischöfen  und  der  Gesammtheit  ihrer  nieder- 
rheinischen Gegner  ausgefochten  wird,  leistet  Cleve  dem  Erzstifte 
zum  mindesten  keine  Hülfe.  Wohl  aber  sucht  sich  Dietrich  VIII. 
(1275 — 1305)  durch  ein  Bündniss  mit  dem  Herzog  von  Brabant, 
dem  Hauptgegner  Kölns,  auf  alle  Fälle  den  Rücken  zu  decken.1) 
Wiederum  — und  nicht  zum  letzten  male  — ist  es  eine  Heirath, 
die  einen  nicht  unerheblichen  Machtzuwachs  einbringt.  Reichs- 
gefalle zu  Nymwegen,  Doesberg  und  Deventer,  die  Pfandschafl 
auf  Duisburg  — und  auch  auf  den  früher  dort  befindlichen 
Rheinzoll  — sind  die  Mitgift,  die  König  Rudolf  dem  Clever 
Grafen  bei  seiner  Vermählung  mit  seiner  Verwandten  Margaretha 
von  Kibnrg  zubilligt.2)  Diese  Erwerbungen  in  ihrer  schnellen 
Folge  mochten  für  Köln  in  der  Tliat  beängstigend  sein,  jeden- 
falls veranlassten  sie  die  Erzbischöfe  zu  überaus  energischen 
Gegenmassregeln.  Vor  allem  galt  es  die  Besitzungen  ganz  oder 
theilweise  wieder  zu  erlangen,  die  einstmals  durch  die  Heirath 
Dietrichs  VII.  mit  der  Heinsbergischen  Erbin  höher  hinauf  am 
Strom  an  Cleve  gekommen  waren. 

Zum  Glück  für  das  Erzstift  waren  diese  Besitzungen  in  die 
Hand  eines  jüngeren  Sohnes  gelangt.  Andererseits  aber  be- 
nutzte Dietrich  VIII.  die  erste  sich  darbietende  Gelegenheit 
alsogleich,  um  wenigstens  einen  Tlieil  der  Grafschaft  Hülchrath 
(abwärts  von  Neuss)  seinem  Bruder  abzukaufen.  Um  zu  ver- 


')  Regest  einer  Urkunde  vom 
Limbourg  Band  VI,  452. 

2)  Laromblet,  Urknndenfjiicli 


7.  Marz  12«i)  bei  Ernst,  Hiatoire  de 
Band  2 Nr.  90G,  950,  1014  n.  s.  w. 
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hindern,  dass  jene  Güterkomplexe  wieder  mit  der  Hauptmasse 
vereinigt  würden,  erwarb  dann  Erzbischof  Wiclihold  im  Jahre 
1303  von  Dietrich  Loif  die  Vogteien  zu  Bonn  und  Bornheim, 
Ahrweiler  und  SafFenberg  sowie  Tomberg,  die  eine  der  beiden 
alten  Stammburgen  des  clevischen  Grafengeschlechts.1)  Des- 
gleichen brachte  Erzbischof  Heinrich  II.  im  Jahre  1314  die 
zweite  Hälfte  der  Grafschaft  Hülchrath  an  sich;  denn  die  Fest- 
setzung des  clevischen  Hauses  in  unmittelbarer  Nähe  der  Haupt- 
stadt sollte  unter  allen  Umständen  rückgängig  gemacht  werden. 
Die  günstige  Gelegenheit  aber,  einen  Hauptschlag  gegen  das 
mächtig  aufstrebende  Haus  zu  führen,  schien  gekommen,  als 
Graf  Otto  1311  starb,  ohne  Söhne  zu  hinterlassen.  Die  ganze 
Grafschaft  Cleve  wurde  damals  als  Lehen  beansprucht  und 
Friedrich  von  Oestreich,  dessen  Bestrebungen  um  die  Krone  von 
Seiten  Kölns  unterstützt  wurden,  musste  sich  verpflichten,  solche 
Pläne  nöthigenfalls  mit  bewaffneter  Hand  zu  unterstützen.2)  Alle 
diese  Bemühungen  verliefen  im  Sande,  Graf  Dietrich  IX.,  der 
älteste  Sohn  Dietrichs  VIII.  aus  seiner  zweiten  Ehe  (mit  Mar- 
garethe von  Kiburg)  succedirt  seinem  Neffen.  Ihm  folgte  als- 
dann sein  Bruder  Johann  (1347 — 1368).  Beide  sind  mit  Erfolg 
bemüht,  die  Grenzen  des  Landes  nach  allen  Seiten  hin  vorzu- 
schieben. Namentlich  kleinere  Herrschaften  in-  und  ausserhalb 
des  Territoriums  bringen  sie  an  sich.  Wichtig  vor  allem  ist 
wohl,  dass  die  Stadt  Xanten,  die  den  Haupttheil  der  clevischen 
Ländermasse  auf  dem  linken  Rheinufer  unterbricht,  schon  1331 
genöthigt  wurde,  mit  Dietrich  IX.  ein  Schutz-  und  Trutzbündniss 
abzuschliessen/1)  Als  1368  dieses  flandrische  Grafenhaus  in  der 
männlichen  Linie  erlischt,  umfasst  seine  Herrschaft  fast  den 
ganzen  ehemaligen  Düffelgau  mit  Einschluss  des  Reichsfiskus 
Wesel:  ein  Territorium  weniger  bedeutend  durch  die  Zahl  der 
Geviertmeilen  wie  durch  die  Zahl  seiner  Städte,  durch  die  un- 
vergleichliche Fruchtbarkeit  seiner  Rheinniederungen  und  durch 


*)  Vergl.  die  trcffliclieu  Erörterungen  von  v.  Haeften,  Die  Grafschaft 
Hülchrath,  Doppelheft  39/40  der  Bonner  Jahrbücher. 

2)  Vgl.  v.  Haeften,  Zeitschrift  des  berg.  Geschichtsvereins  Band  2 
S.  34  und  Hansen,  Westdeutsche  Zeitschrift,  Ergänznngsheft  3 S 12. 

3)  I.acoinblet,  Ilrkundenbuch  Band  3 Nr.  192  Note  und  in  seinem 
Archiv  für  die  Gesell,  des  Niederrheins,  Band  4 S.  388. 


Digitized  by  Google 


32 


die  einzig  günstige  Lage  an  beiden  Ufern  des  Heerstroms.  Und 
fürwahr  zum  mindesten  in  den  letzten  anderthalb  Jahrhundei ten 
waren  die  clevisehen  Herren  ebensosehr  auf  die  Befestigung 
ihrer  Herrschaft  im  Innern  bedacht  gewesen,  wie  auf  äussere 
Eroberungen.  Unter  den  vielfachen  Massregeln,  die  hierhin 
zielen,  ist  keine  so  wichtig  und  für  die  weitere  Entwicklung 
des  Territoriums  so  bedeutend  gewesen  wie  die  Gründung  von 
Städten. 


Kapitel  2. 

Die  älteren  Städtegründungen  der  Grafen  von 

Cleve. 

i. 

Die  Stadterhebungen  der  Grafen  von  Geldern  und  der 
Erzbischitfc  von  Külu. 

Begriff  und  Wesen  der  Stadt  sind  im  Mittelalter  gewissen 
Schwankungen  unterworfen.  Zwar  macht  sich  frühzeitig  in  den 
chronikalischen  Quellen  sowohl  als  in  den  Urkunden  das  Be- 
streben geltend,  der  Verschiedenheit  der  Ortschaften  an  Grösse, 
Wohlhabenheit  und  an  politischer  Wichtigkeit  auch  in  der  Be- 
nennung Ausdruck  zu  geben,  aber  diese  Versuche  sind  weder 
erschöpfend  noch  allgemein,  vielmehr  hat  es  Jahrhunderte  ge- 
dauert, ehe  die  Anschauung  Geltung  gewann,  der  Begriff  einer 
Stadt  sei  an  das  Vorhandensein  dieser  oder  jener  Merkmale 
geknüpft.  Als  endlich  Städte  mit  Bewusstsein  und  mit  ganz 
bestimmter  Absicht  gegründet  wurden,  hatte  das  städtische  Leben 
schon  so  mannigfaltige  und  eigentümliche  Bildungen  hervor- 
gebracht, dass  es  unmöglich  gewesen  wäre,  sie  alle  auf  neue 
Anlagen  zu  übertragen  oder  gar  zur  Bedingung  für  die  Ver- 
leihung des  Hanges  einer  Stadt,  zu  machen.  Daher  bleibt  auch 
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in  der  Periode  systematischer  Städtegründungen  der  Begriff 
fliessend.  Gleichwohl  aber  gewöhnt  man  sich,  gewisse  Ver- 
günstigungen als  das  Mindestmaass  der  Berechtigungen  anzu- 
sehen, durch  die  sich  die  Stadt  vor  dem  platten  Lande  aus- 
zeichnet. Da  die  Entwicklung  fast  überall  von  gleichen  oder 
ähnlichen  Voraussetzungen  ausgeht,  hat  eine  solche  annähernde 
Einheitlichkeit  des  Stadtbegriffs,  also  einen  guten  Grund.  Die 
Verschiedenheiten,  die  dennoch  hervortreten,  gliedern  sich  zumeist 
nach  Territorien.  Ist  es  doch  in  der  für  die  Ausbildung  städtischer 
Einrichtungen  wichtigsten  Zeit  schon  der  Landesherr,  der  am  letzten 
Ende  darüber  entscheidet,  welches  Maass  von  Berechtigung  den 
Städten  seines  Territoriums  im  Allgemeinen  und  einzelnen  im 
Besonderen  zustehen  soll.  Nur  hier  und  da,  wo  mächtige  und 
alte  Städte  schon  vor  dem  Aufkommen  landesherrlicher  Gewalt  es 
zu  einer  gewissen  Blüthe  gebracht  haben,  muss  der  Territorialherr 
solchen  Thatsachen  Rechnung  tragen.  Für  ihn  aber  ist  vornehm- 
lich der  Gesichtspunkt  massgebend,  die  Städte  militärisch  nutz- 
bar zu  machen.  Neben  ihrer  Eigenschaft  als  Burgen  tritt  in 
der  Regel  der  finanzielle  Zweck  der  Anlagen  zurück.  Daher 
geschieht  es  nicht  selten,  dass  die  Privilegien  der  Städte  auf 
das  Gebiet  der  Steuerverfassung  übergreifen  und  Befreiung  von 
der  ordentlichen  direkten  Schatzung  gewähren : denn  die  Zahlung 
von  jährlichen  Beden  und  die  Leistung  eines  über  das  engste  Maass 
der  Landwehrpflicht  hinausgehenden  Waffendienstes  sind  zwei  Be- 
lastungen, die  nach  der  Anschauung  der  Zeit  in  einem  gewissen 
Widerspruch  zu  einander  stehen.1)  Freilich  mag  man  geglaubt 
haben,  das,  was  der  Bürgerschaft  im  Allgemeinen  nachgelassen 
werde,  durch  die  Masse  der  Steuerzahler  wieder  einzubringen,  die 
vermuthlich  den  Städten  zuziehen  werde.  Zu  einem  Arealzins 
nämlich  sind  die  Bürger  neubegrüudeter  Städte  fast  ausnahmslos 
verpflichtet.  Und  auch  noch  in  anderer  Hinsicht  stellt  die 
Anlage  von  Städten  neue  Einnahmen  in  Aussicht:  die  Markt- 
abgaben mussten  steigen,  sobald  die  zu  Städten  erhobenen  Plätze 
eine  gewisse  Bedeutung  erlangt  haben. 

Etwa  von  den  Tagen  König  Heinrichs  I.  an  wird  nun  die 
Errichtung  von  Stadtburgeu  systematisch  betrieben.  Wie  bei  dem 

■)  üeler  die  Bede  als  Heersteuer  Schröder,  Rechtsgeschichte  (AuH.  2) 
S.  596. 

Llticgang.  Nledorrheluinchei  Städte  woaeQ  Im  Mllttliüttr.  3 


Digitized  by  Google 


34 


König  selbst  und  bei  der  eigentümlichen  Absicht,  die  er  ver- 
folgt, der  militärische  Gesichtspunkt  überwiegt,  so  ist  bei  vielen 
Anlagen  gegen  Ende  des  10.  Jahrhunderts  schon  der  finanzielle 
Vortheil  ausschlaggebend.  Bei  den  Gründungen  der  Zähringer 
ist  dann  offenbar  bald  der  eine,  bald  der  andere  Zweck  vornehm- 
lich ins  Auge  gefasst  worden.1)  Wollte  man  aber  die  Neugrün- 
dungen etwa  vom  13.  Jahrhundert  an  in  ihrer  unendlichen  An- 
zahl durchgehen,  so  würde  sich,  wie  schon  bemerkt,  ergeben, 
dass  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  die  Städte  in  erster  Linie  als 
Burgen  dienen  sollen.2)  Das  gilt  zumal  für  unser  Territorium, 
das  durch  seine  eigentümliche  Lage  jedem  feindlichen  Angriff 
preisgegeben  ist.  Nur  durch  den  Bau  von  Grossburgen  konnte 
einem  grösseren  Tlieile  der  Untertanen  unmittelbarer,  und  der 
Bevölkerung  des  platten  Landes  mittebarer  Schutz  gewährt  werden. 
Die  ersten  Gründungen  der  Clever  Herren  erfolgen  nun  in  einer 
Periode,  in  der  der  Begriff  der  Stadt  in  seiner  wirtschaftlichen 
und  rechtlichen  Bedeutung  sich  bereits  völlig  abgeklärt  hat.  Die 
besondere  Veranlassung  aber  geben  zweifellos  die  benachbarten 
Territorialherren,  die  an  und  in  den  Grenzen  des  Düffelgaues 
Ortschaften  zu  Städten  erhoben  hatten.  Wollte  Graf  Dietrich  VI., 
der,  wie  ich  erwähnte,  in  seiner  Auflehnung  gegen  Köln  die 
Grenzen  seiner  Macht  kennen  gelernt  hatte  (1220),  nicht  völlig 
auf  Selbstständigkeit  verzichten,  dann  war  er  genöthigt,  auch 
seinerseits  dem  Beispiele  zu  folgen. 

Den  Reigen  in  der  Anlage  von  Städten  am  deutschen 
Niederrhein  eröffnet  aber  das  Erzstift  Köln.  Es  ist  früher  jenes 
Godizo  von  Aspel  gedacht  worden,  der  in  dem  Kampf  zwischen 
Balderich  und  Wichmann  so  energisch  gegen  den  Grafen  des 
Diiffelgaus  Partei  nimmt.  Da  er  keine  Söhne  hinterlassen  hatte, 
kam  sein  reicher  Allodialbesitz  an  seine  Töchter,  die  ihn  ihrerseits 
wieder  auf  das  Erzstift  übertragen.1)  Zudem  gehörte  auf  dem  Ufer 
gegenüber  schon  Xanten  zu  Köln,  so  dass  also  hier  thalsächlich 


')  Gothein,  Wirtschaftsgeschichte  des  Schwarzwaldes.  Band  1 S.  107 
und  138. 

2)  Diesen  Gesichtspunkt  betont  mit  Recht  Bücher,  Die  Entstehung 
der  Volkswirtschaft  S.  44. 

ä)  Sluyter,  Gräfin  Irmgardis  von  Aspel,  Sonntagsbeilage  zur  rheinisch- 
westfSliscben  Volkszeitung  1891  Nr.  38  ff. 
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das  schmale  clevische  Territorium  durch  die  erzbischöflichen 
Enclaven  in  zwei  Theile  zerrissen  wurde.  Innerhalb  dieses  erz- 
stiftischen  Gebietes  lagen  nun  Rees  und  Xanten,  zwei  Ort- 
schaften, die  es  zum  mindesten  etwa  seit  dem  Anfang  des 
zwölften  Jahrhunderts  zu  einer  gewissen  Bedeutung  gebracht 
hatten.  Wie  später  zu  zeigen  sein  wird,  bestand  ihre  Bevölke- 
rung schon  zum  Theil  ans  Kanfleuten.  Auch  wurden  in  Rees 
und  Xanten  Märkte  abgehalten,  zu  denen  die  Händler  von  Nah 
und  Fern  herbeiströmten.  Beide  werden  nun  gleichzeitig  im 
Jahre  1228  von  Heinrich  von  Molenark  zu  Städten  erhoben.1) 
Dabei  wird  der  Ausbau  der  Um  wallung  — wie  bei  der  exterri- 
torialen Lage  begreiflich  — den  Bürgern  besonders  zur  Pflicht 
gemacht.  Davon  abgesehen  enthalten  die  Erhebungsurkunden 
keine  Bestimmungen  über  die  Neuordnung  des  bürgerlichen 
Lebens  auf  der  neuen  Grundlage.  Für  alles  Nähere  wird  ein- 
fach auf  Neuss  verwiesen,  dessen  Privilegien  auch  für  Xanten 
und  Rees  gültig  sein  sollen.  Und  ungefähr  denselben  Wortlaut 
wird  dann  auch  die  Erhebungsurkunde  der  alten  Zollstation  Rhein- 
berg durch  denselben  Erzbischof  gehabt  haben.  Das  Dokument  ist 
aus  dem  Februar  des  Jahres  1 23  2.-)  Möglich,  dass  die  gleich  zu  be- 
sprechenden Maassnahmen  des  Grafen  von  Geldern  den  äusseren 
Anlass  zur  Erhebung  gegeben  haben.  Aber  auch  an  und  für  sich 
musste  die  Befestigung  Rheinbergs  die  erzbischöfliche  Position 
am  Niederrhein  nicht  unwesentlich  verstärken.  Von  den  zu  Städten 
erhöhten  Orten  waren  wenigstens  zwei,  Xanten  und  Rees, 
Mitglieder  eines  Bundes  niederrheinischer  Handelsplätze,  die  sich 
durch  Vertrag  gegenseitig  Freiheit  vom  Marktzoll  zugesichert 
hatten.3)  Offenbar  sollten  jene  beiden  durch  die  Stadterhebung 
einen  Vorsprung  vor  den  concurrirenden  Marktflecken  erlangen. 
Allerwärts  scheint  man  diese  Absicht  verstanden  zu  haben.  Zu- 
nächst freilich  ahmt  Nymwegen,  das  nicht  zu  dem  Bunde  gehörte, 
das  Beispiel  von  Rees  und  Xanten  nach.  Am  31.  August  1230  lässt 
sich  die  Stadt  von  König  Heinrich  ein  umfängliches  Privileg  aus- 


*)  Binterim  und  Mooren  a.  a.  ü.  Band  3 Nr.  83  und  Liesegang, 
Recht  und  Verfassung  von  Rees  S.  100. 

2)  Vergl.  die  Angaben  von  Pick  in  den  Mittheilungcn  des  Vereins 
von  Geschichtsfreunden  zu  Rheinberg,  Heft  2 (1883)  8.  7 ff. 

3)  Liesegang,  Recht  und  Verfassung  von  Kees  S.  09. 

3* 
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stellen,  in  der  ihr  di  talia  jura  et  libertates  zugestanden  werden, 
quemadmodum  Aquisgranuni  ac  aliae  nostrae  civitates  et  itnperii  a 
progenitoribns  nostris  regibus  et  imperatoribns  sunt  privilegiatae.1) 

In  dieser  Zeit  setzen  nun  auch  die  geldernschen  Stadt* 
erhebnngsnrkunden  ein.  Freilich  von  den  geldernschen  Plätzen 
hat  Ziitphcn  schon  seit  dem  Jahre  1190  den  Namen  einer  Stadt.-) 
Aber  das  Beispiel  bleibt  ohne  Nachahmung.  Einen  neuen  An- 
stoss  erhalten  diese  Bestrebungen  der  geldernschen  Herren  erst 
durch  das  Vorgehen  Heinrichs  von  Molenark.  Zuerst  wird 
Harderwyk  im  Jahre  1231  Stadt:  es  folgen  dann  schon  1233 
Emmerich,  Arnheim  und  Lochern,  sowie  1237  Doesberg  an  der 
Yssel  und  Dütinchem.1)  Andere  Diplome,  die  der  städtefreund- 
liche Graf  Otto  II.  (1229 — 1271)  ausgestellt  hat,  mögen  ver- 
loren gegangen  sein.  Zum  mindesten  zwei  dieser  Ortschaften, 
Emmerich  und  Dötinchem,  gehören  zu  jenem  alten  Bunde,  dessen 
Mitglieder  auch  Rees  und  Xanten  sind.  In  der  Durchführung 
seines  Planes,  Gclderland  mit  städtischen  Grossburgen  zu  ver- 
sehen, geht  indessen  Otto  II.  seinen  eigenen  Weg.  Und  in  der 
That  bedurfte  er  nicht  fremder  Muster,  sehr  viel  näher  lag  es 
an  ältere  Bestrebungen  der  eigenen  Vorgänger  anzuknüpfen.  Von 
ihnen  war,  wie  erwähnt,  länger  als  ein  Menschenalter  zuvor  ein  Ver- 
such mit  einer  städtischen  Anlage  gemacht  worden.  Und  dieser 
Versuch,  die  Erhebung Zütphens  zum  Range  einer  Stadt,  war  offen- 
bar geglückt.  Um  so  geringer  also  die  Veranlassung,  ohne  Noth 
und  willkürlich  von  dem  Wortlaut  der  Gründungsurkunde  jenes 
Platzes  abzugehen.4) 

Freilich  die  Zeiten  hatten  sich  geändert  und  mit  ihnen  die 
Anschauungen  der  Territorialherren  vom  städtischen  Wesen  ins- 
gemein. Die  Einrichtung  von  Städten,  früher  ein  Experiment,  das 
meist  nur  von  mächtigen  und  weitblickenden  Fürsten  ansgeführt 
wird,  ist  nunmehr  eine  geläufige  und  also  minder  unsichere  Sache. 
Dementsprechend  bedurfte  man  jetzt  nicht  mehr  so  starker  Ver- 
sprechungen, um  geeignete  Kolonisten  aus  der  Nähe  und  der 

')  In  dt-  Betomv,  Handvestcn  en  ouuitgegevene  Charters  van  Nym- 
egcn  S.  1 und  Sloet,  Oorkondenboek  Nr.  530. 

2)  Sloet  a.  a.  O.  Nr.  370. 

Nettesheim,  Geschichte  der  Stadt  Geldern,  Band  1 S.  41. 

*)  Yergl.  l’ynacker  Hordyk,  Kechtahronnen  der  stad  Zutpben  (1881) 

s.  ix  tr. 
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Fern«“  herbeizulocken.  Daraus  zogen  einsichtige  Herren  bald 
die  Folgerung:  die  den  späteren  Gründungen  zugemessenen 
Rechte  und  Freiheiten  haben  einen  bescheideneren  Umfang. 

Uebrigens  erheischten  die  Verhältnisse  selbst  mancherlei 
Modificationen.  Denn  nicht  wenige  der  zum  Range  von  Städten 
erhobenen  Ortschaften  haben  sich  inzwischen  zu  Ansiedelungen 
von  grösserer  oder  geringerer  Bedeutung  ausgewachsen.  Das 
gilt  z.  B.  von  Arnheim,  von  Doetiuchem  und  nicht  am  wenigsten 
von  Emmerich.1)  In  dieser  alten  Stadt  der  Chamaven  stand 
den  Grafen  zudem  nur  die  Vogtei  zu,  sie  theilten  sich  mit  dem 
dortigen  Kapitel  in  die  Herrschaft  über  den  Ort.  Da  waren 
demgemäss  Rücksichten  mancher  Art  zu  nehmen,  sogar  auf  die 
Rathschläge  des  Propstes  musste  z.  B.  bei  der  Festsetzung  der 
Gerichtsgefälle  gehört  werden.  Andere  Verhältnisse,  die  sonst 
wohl  bei  der  Anlage  einer  Stadt  geregelt  zu  werden  pflegen, 
waren  ferner  in  Emmerich  schon  längst  geordnet.  In  Folge 
dessen  hat  z.  B.  der  Satz  über  den  Arealzius  uiit  seinen  sonst 
so  ausführlichen  Bestimmungen  nunmehr  folgende  summarische 
Fassung:  Aree  quoque  inf'ra  civitatem  Embricensem  ejusdem, 
cujus  prius  juris,  existant.  Kein  Wunder  also,  dass  die  Em- 
mericher  Urkunde  etwa  das  Doppelte  von  dem  Umfang  der 
Ziitphenschen  oder  der  Arnheimschen  erreicht.-)  In  allen  dieseu 
Beziehungen  entspricht  sie,  wie  gleich  zu  zeigen  sein  wird,  dem 
clevischen  Privileg  für  Wesel  vom  Jahre  1241.  — 

Die  nachtheiligen  Folgen,  die  alle  jene  Xeugründungen  an 
den  Grenzen  ihres  schmalen  Territoriums  für  die  Grafen  von 
Cleve  haben  mussten,  lassen  sich  nicht  quellenmässig  nachweisen, 


■)  Von  den  zahlreichen  Urkunden,  die  für  diese  Behauptung  angeführt 
werden  könnten,  greife  ich  nur  eine  vom  Jahre  1230  heraus  (Sloet  a.  a.  ü. 
Nr.  529).  In  ihr  wird  bei  der  Verlegung  eines  Marktes  von  Doosberg  nach 
Dütinchem  der  Mitwirkung  der  Bewohner  der  zum  grösseren  Theil  noch 
nicht  zu  Städten  erhobenen  Ortschaften  gedacht.  Ego  Otto,  heisst  cs  da, 
comes  Gelren  et  Sutphanie  de  consilio  et  voluntate  nobilium  et  tniuisterialium 
meontm  ebdomale  forum,  quod  fuit  in  Dosborg  feria  terein,  nec  non  civium 
de  Duthinchetn,  civium  de  Sutphania  et  de  Arnhem  consilio  omnimodis  delevi 
et  forum  annuale,  quod  fuit  ibidem  in  fest«  sancti  Ualli,  totaliter  deposui 
et  in  Duthinchetn  ad  usutn  meum  et  heredum  meorum  permanendum  in  per- 
petuum  contuli. 

a)  Sloet  a a.  O.  Nr.  562  und  nf>3 
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zweifellos  aber  sind  sie  sehr  gross  gewesen.  Auch  beim  besten 
Willen  hätte  sieh  schwerlich  verhindern  lassen,  dass  die  clevi- 
sehen  Unterthanen  in  hellen  Haufen  den  Städten  zuströmten.  Von 
welcher  Bedeutung  solcher  Zuzug  war,  zeigt  vor  allem  ein 
Satz  des  eben  erwähnten  Privilegs  für  Nymwegen  vom  Jahre, 
1230.  Dort  wird  allen  Strafe  angedroht,  die  die  Nymwegner 
Bürger  in  irgend  einer  Weise  belästigen  oder  Abgaben  von 
ihnen  eintreiben.  In  diesen  Schutz  sind  aber  auch  die  einbegriffen, 
qui  ad  ipsos  se  transtulerint  more  civium.  Vor  allem  aber  lässt 
sich  die  Stadt  ganz  allgemein  die  Erlaubniss  zusichern,  jeden, 
der  Bürger  werden  wolle,  bei  sich  als  Bürger  aufnehmen  zu 
dürfen.1)  Welche  Wirkungen  endlich  die  Anlage  von  Städten 
auf  die  Nachbarterritorien  ausübte,  sollte  sich  bald  darauf  zeigen, 
als  endlich  auch  Graf  Dietrich  VI.  in  die  Heike  der  städte- 
griindenden  Fürsten  eingetreten  war.  Und  dabei  fällt  noch  ins 
Gewicht,  dass  damals  schon,  um  es  so  zu  nennen,  der  Rahm  abge- 
schöpft  war:  das  natürliche  Bedürfniss  nach  Städten  war  in  etwa 
befriedigt.  Ebenso  wird  man  sagen  dürfen,  war  die  Hauptmenge 
der  Bevölkerung  des  platten  Landes,  die  ein  besseres  Fortkommen 
in  den  Städten  erstrebte,  längst  von  den  geldernschen  und  kölni- 
schen Städten  aufgesogen.  Fürwahr  die  Aussichten,  Neugrün- 
dungen mit  gutem  Erfolg  vorzunehmen,  waren  wenig  glänzend, 
als  endlich  in  den  vierziger  Jahren  des  Jahrhunderts  Graf  Diet- 
rich VI.  in  diesen  Konkurrenzkampf  der  niederrheinischen  .Macht- 
haber eintrat.  Ohne  Frage  bedurfte  es  grosser  Lockmittel,  d.  h. 
ungewöhnlich  günstiger  Bedingungen,  wenn  die  Anlagen  über- 
haupt zu  Stande  kommen  sollten.  Wie  sich  ergeben  wird,  ist 
diesem  Umstand  in  vollem  Umfang  Rechnung  getrageu  worden: 
das  Ergebniss  war  zunächst  ein  glänzendes.  Die  üblen  Folgen 
stellten  sich  erst  sehr  viel  später  heraus,  als  sich  zeigte,  dass 
bei  so  ausgedehnter  Freiheit  seiner  Städte  der  Landesherr  allzu 
sehr  in  seinem  Rechte  verkürzt  weide. 


■)  Plenam  etiatn  ipsis  gr.it iam  faden  tes,  ut  quoscuiuque  in  concives 
recipiant,  qui  ad  ipsortnu  civit&tem  se  trnnsduxerint  trausl'erendos. 
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Die  Erhebuntrsurkunde  der  Stadt  Cleve. 

Die  Frage  liegt  nah,  warum  Hessen  sich  dergestalt  die 
Grafen  von  Cleve  in  dem  Konkurrenzkämpfe  in  der  Anlage  von 
Städten  von  den  benachbarten  Territorialfürsten  überholen?  Die 
Antwort  lautet,  weil  in  ihrem  schmalen  Landstreifen  schwerlich 
eine  Ortschaft  war,  die  es  schon  zu  solcher  Bedeutung  gebracht 
hatte,  dass  sie  bei  der  Erhebung  zur  Stadt  sicheres  Gelingen 
versprach.  Die  in  anderem  Zusammenhänge  näher  zu  be- 
sprechende Urkunde  vom  Jahre  1142,  die  so  ziemlich  alle  Ort- 
schaften am  Niederrhein  aufzählt,  die  untereinander  in  Handels- 
beziehungen stehen,  erwähnt  auch  nicht  einen  Platz,  der  zu 
dem  älteren  Bestand  der  Grafschaft  Cleve  gehört.  Erst  durch 
die  Erwerbung  Wesels,  als  Mitgift  der  im  Jahre  1233  geplanten 
Ehe  mit  Elisabeth  von  Brabant  gelangte  Dietrich  VI.  oder  — 
was  dasselbe  ist  — der  Primogenitus  gleichen  Namens  in  den 
Besitz  eines  solchen  Ortes.1)  Eben  Wesel  ist  Mitglied  jenes  oft  er- 
wähnten Bundes,  dessen  Abschluss  wohl  bis  in  den  Anfang  des 
12.  Jahrhunderts  zurückreicht;  ihm  gehören  sonst  noch  Rees, 
Xanten,  Dötinchem,  Emmerich,  Elten  und  die  Zollstation  Schmit- 
hansen  an.  Auch  davon  abgesehen  weiss  man,  dass  der  Platz 
bereits  eine  gewisse  Entwicklung  durchgemacht  hatte.'-)  Hier 
also  war  die  Stadterhebung  kein  Experiment,  sondern  ein  Akt, 
der  über  kurz  oder  lang  als  etwas  Selbstverständliches  erfolgen 
musste.  Die  Urkunde  ist  vom  September  1241.  Als  Muster 
hat  — das  lässt  sich  mit  Sicherheit  nicht  entscheiden  — ent- 
weder das  Privileg  für  Zütpheu  Vorgelegen  oder  das  irgend  einer 
anderen  geldernschen  Stadt,  welches  auf  jenes  zurückgeht.3) 
Uebrigeus  fehlt  es  durchaus  nicht  an  selbstständigen  Zusätzen. 
Zudem  erhoben  sich  hier,  wie  schon  gesagt,  ähnliche  Schwierig- 
keiten, wie  die,  denen  bei  der  Erhebung  Emmerichs  Rechnung 
getragen  werden  musste.  Kirchen  und  Klöster  — zumal  das 
Kloster,  das  auf  dem  alten  Reichshof  in  der  Nähe  der  Villa 


J)  Harless,  Zeitschrift  des  bergiscli.  tiescliichtsvereins,  Heft  24  S.  59. 

2)  Vergl.  unteu  Kap.  3. 

3)  Lacomblet,  Urkumtonbiicii,  Hand  2 Xr.  258. 
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Wesel  entstanden  war  — hatten  Wachszinspfliehtige  an  Ort 
und  Stelle,  deren  Rechtslage  nunmehr  in  Einklang  gebracht 
werden  musste,  mit  ihrem  neuen  Stande  als  Bürger,  der  allzu- 
drückende Hörigkeitsabgaben  nicht  zuliess.  Zudem  war  die 
Villa  ein  Glied  innerhalb  eines  grösseren  Gerichtsorganismus. 
Wie  sie  selbst  der  Vorort  ist  für  eine  ganze  Reihe  von  Gemein- 
den des  alten  Reichstiskus,  so  ist  ihr  wieder  Dortmund  als 
Oberhol'  übergeordnet.  Ausser  den  mannichfachen  Bestimmun- 
gen, die  also  nöthig  sein  mochten,  linden  sich  einige,  deren 
Festsetzung  unbeschadet  einer  späteren  Zukunft  hätten  über- 
lassen bleiben  können.  Dahin  wird  man  etwa  die  Strafandrohung 
gegen  den  rechnen  dürfen,  der  einen  Nichtbürger  an  seiner 
statt  von  der  Freiheit  an  den  elevischen  Zollstationen  theil- 
nehmen  lässt.  Die  beste  Kritik  dieses  Privilegs  geben  die  Er- 
hebungsurkunden aus  den  folgenden  Jahren.  Die  Anordnung 
und  Vertheilung  des  StofFes  in  ihnen  ist  sehr  viel  übersichtlicher 
und  folgerichtiger.  Vor  allem  sind  manche  überflüssigen  Be- 
stimmungen über  Bord  geworfen.  Anderes  hingegen  ist  hinzu- 
gefügt. So  vor  allem  ein  Satz  über  die  Grösse  und  die  Abgabe- 
pflicht der  Worthe.  Denn  während  über  den  Grund  und  Boden 
der  Villa  Wesel  dem  Grafen  nur  landesherrliche  Rechte  zu- 
stehen, während  dort  ferner  die  areae  schon  längst  abgesteckt 
und  jedenfalls  mit  Häusern  besetzt  sind,  hat  Dietrich  VI.  seine 
anderen  Städte  auf  Eigenbesitz  gegründet,  der  dann  erst  nach 
Parzellen  von  bestimmter  Grösse  unter  die  Kolonisten  aufge- 
theilt  werden  musste. 

Jedenfalls  hatte  der  Landesherr  bei  seiner  ersten  Anlage 
zum  mindesten  in  Bezug  auf  die  äussere  Technik  Erfahrungen 
mancher  Art  gesammelt  — um  den  Erfolg  zu  beurtheilen  ist 
die  Zeit  ein  wenig  kurz  — als  er  noch  nicht  ein  Jahr  darauf 
am  25.  April  1242  auch  Cleve  zum  Range  einer  Stadt  erhob.1) 
Das  Privileg  für  Cleve  ist,  wenn  man  es  so  ausdrücken  darf,  die  end- 
gültige Form  für  die  elevischen  Städtegründungen.  Damit  soll 
keineswegs  gesagt  sein,  dass  nicht  in  den  späteren  Erhebungs- 
Urkunden  noch  hier  und  da  kleine  oder  grössere  Abweichungen 
vorgekommen  seien;  jedenfalls  aber  betreffen  sie  nur  Einzel- 


')  Lacamblet,  L’rkundenbuch,  Hand  2 Nr.  ‘.*05. 
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heiten,  auch  sind  sie  z.  B.  sehr  viel  geringer,  als  etwa  die 
Abweichungen  der  Clever  Erhebungsurkunde  von  der  für  Wesel. 

Was  nian  von  dem  Orte  weiss,  der  also  im  Jahre  1242 
Stadt  wurde,  ist  ausserordentlich  wenig.  In  unmittelbarer  Nähe 
der  früheren  Hochwarte  und  späteren  Hauptburg  des  Gaues 
hatte  eine  Ansiedlung  grossem  Stiles  nicht  stattgefunden  und 
auch  nicht  wohl  stattfinden  können.  Denn  der  Hügel,  auf  dem 
die  Burg  liegt,  tritt  steil  und  unvermittelt  aus  dem  Höhenzuge 
hervor.  Auch  hatten  es  die  Römer  nicht  daran  fehlen  lassen, 
hier  der  Natur  noch  durch  Kunst  nachzuhelfen,  um  den  Burg- 
hiigel  zu  isoliren.  Eben,  und  also  äusserlich  zur  Ansiedlung  ge- 
eignet, waren  nur  wenige  Flächen  von  ganz  geringem  Um- 
fange in  der  Nähe  der  Burg,  da,  wo  der  Waldrücken  den 
Charakter  eines  Hochplateaus  auuimmt.')  Dort  aber  fehlte  es 
an  Wasser,  der  ersten  und  selbstverständlichen  Vorbedingung 
für  Anlagen,  die  ohne  sonstige  Nebenbestimmung  aus  sich  er- 
wachsen. Von  der  Rheinebene  her,  und  durch  Rheinarme  von 
geringem  Belang  von  dem  Burgberge  geschieden,  reichten  die 
Dorfschaften  damals  wohl  bis  in  den  Wald  hinein,  wie  sie  auch 
heute  noch  die  Stadt  beengen,  bis  in  deren  Hauptstrassen  sie 
unnatürlicher  Weise  hineinragen. 

Vergleicht  man  nun  die  Gründungsurkunde  Cleves  mit  denen 
anderer  Städte,  so  ergiebt  sich,  dass  kaum  eine  Bestimmung 
fehlt,  die  das  Kaufmannsrecht  damals  entwickelt  hatte.  Zunächst 
wird  die  freie  Vererbung  zugesichert.  Nur  wenn  ein  Bürger 
ohne  Erben  stirbt,  soll  nach  Jahr  und  Tag  sein  Erbe  an  den 
Grafen  und  Stadtherrn  heimfallen.  Ein  Satz,  der  bekanntlich 
unendlich  häufig  in  den  älteren  Städteprivilegien  wieder- 
kehrt.2) Im  vorliegenden  Falle  ist  er  wohl  aus  der  Weseler 
Urkunde  übernommen,  wenn  auch  einige  weitere  Details,  die 
sich  dort  vorfinden,  in  Cleve  einfach  fortgeblieben  sind.:i) 


')  Ein  Burggraf  (Iacbrandns  burgravius  Clivensis)  wird  erwähnt  in 
einer  Urkunde  vom  Jahre  1SS3  bei  Dacotnblet  a.  a.  O.,  Band  4 Nr.  650. 

*)  Vgl.  übrigen»  Dören,  Untersuchungen  zur  Geschichte  der  Kauf- 
manusgilden  des  Mittelalters  S 27  Anmerk.  3. 

3)  Die  betreffenden  Sätze  des  Weseler  Privilegs  lauten:  Quicunnjue 
civis  in  ea  obierit,  vir  uxoris,  et  uxor  viri  hereditärem  liberc  percipiat  Si 
ambo  decedant,  liberi  eorum  heredes  permancant.  Si  vero  liberos  non 
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Es  folgt  eine  Busstaxe  lür  Gewalttaten,  die  gegen  Bürger  be- 
gangen werden.  In  der  Formulirung  sowolil  wie  in  der  Fest- 
setzung des  Strafmaasses  weicht  dieser  Theil  von  der  Weseler 
Vorlage  ab.  Auch  in  den  geldemschen  Privilegien  sind  Be- 
stimniungen,  denen  die  Clever  Sätze  nachgebildet  sein  könnten, 
nicht  vorhanden.  Es  folgt  drittens  die  ausserordentlich  wichtige 
Vergünstigung,  dass  die  Biirger-Kaufleute  Cleves  an  allen  Zoll- 
Stationen  des  Grafen,  nämlich  in  Orsoy,  in  Schuiithausen,  in 
Hussen  und  Nvmwegen  abgabefrei  sein  sollen.  Dem  Sinne  nach 
sollte  sich  gewiss  der  entsprechende  Artikel  des  Weseler  Privilegs 
mit  dem  vorliegenden  decken.  Die  Einkleidung  aber  ist  dort 
eine  andere,  die  Zollfreiheit  wird  ganz  allgemein  für  alle  Er- 
hebungsstätten der  Grafschaft,  wo  auch  immer  sie  gelegen  seien, 
ausgesprochen.  Eben  aus  diesem  Umstand  glaubte  Wesel,  wie 
später  zu  berichten  ist,  ein  besonderes  Vorrecht  lur  sich  ableiten 
zu  dürfen. 

Von  den  geldemschen  Stadterhebungsurkunden  verweigert 
wenigstens  die  für  Emmerich  geradezu  eine  solche  Vergünsti- 
gung; erst  für  besondere  Verdienste,  die  sich  die  Bürger  um 
den  Stadtherrn  erwerben  würden,  wird  sie  in  Aussicht  ge- 
nommen.') Wohl  aber  verleiht  das  Diplom  für  Arnheim  Zoll- 
freiheit überall  im  Territorium.-)  Die  Griindungsurknnde  endlich 
für  ZUtphen  gewährt  nur  Freiheit  ab  omni  exactione  thelonii 
indebita.  — 

Die  folgende  Bestimmung  verbietet  die  willkürliche  Plan- 
dung von  Bürgern  und  Bürgergut  innerhalb  der  Grenzen  der 
Grafschaft.  Processc  gegen  Bürger  sollen  nur  in  Cleve  selbst 


liabuerint,  proximus  in  linca  altinitatis  heroditati  succedat.  Die  entsprechende 
Bestimmung  für  Cleve  lautet:  Talern  coutulimus  libertatem,  ut  dum  aliquem 
ipsorum  muri  contingerit,  proxituus  sibi  linca  consauguiuitatis  kereditatem 
ipsius  libere  percipiet  nullo  contradicente. 

')  Sloet  a.  a.  O.  Nr.  öii3:  A solutione  quoque  telonei  in  terra  mea 
dietos  eives  non  absolvo  nee  reddo  immunes,  uisi  forte  in  postennn  id  ipso- 
rum servitium  mereatur,  cum  merito  precedente  juste  specialis  grati»  subse- 
quatur. 

*)  Sloet  a.  a.  O.  Nr.  504:  Ipsi  vero  burgenses  ab  omui  exactione 
telonei  et  solutione  in  terra  et  comitia  mea  sint  immunes,  ln  der  Erhebungs- 
urktinde  für  llarderwyk  (Uoudam,  Cliarterboek  etc.  Afd.  3 Nr.  4)  heisst  es: 
Et  tclonium  aquaticum  eives  predictae  civitatis,  sicut  antea  dederunt,  post- 
modum  dabuut. 
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anhängig  gemacht  werden.  Dieser  Satz  gehört  bekanntlich  zu 
den  Usancen,  denen  das  Kaufmannstecht  frühzeitig  Geltung  ver- 
schafft hat.1)  Demgemäss  findet  er  sich  auch  in  den  geldern- 
schen  Privilegien.  An  deren  alterthi'inilichere  Formulirung 
schliesst  sich  dieser  Artikel  in  dem  Weseler  Diplom  an,  während 
bei  dem  Clever  eine  mehr  moderne  Fassung  gewählt  ist.2)  Gänz- 
lich fehlt  dann  in  Wesel  sowohl  wie  in  den  meisten  geldernschen 
Erhebungsurkunden  das  Versprechen  eines  möglichst  kräftigen 
Schutzes  auch  ausserhalb  der  Landesgrenzen.3)  Es  folgt  die 
Befreiung  der  Bürger  von  Abgaben  auf  den  Jahrmärkten  inner- 
lialb  des  Territoriums.  Wie  in  den  geldernschen  Privilegien  sucht 
man  in  dem  Weseler  vom  Jahre  1*241  vergeblich  nach  einer  ent- 
sprechenden Bestimmung.4)  Charakteristisch  ist  dann  die  For- 
mulirung  des  Satzes  über  die  Aufnahme  in  das  Bürgerrecht. 
In  der  Weseler  Erhebungsurkunde  ist  dieser  Punkt  einer  der 
ersten.  Die  Befreiung  von  allen  möglichen  Steuern  wird  in 

■)  Gothcin,  Wirtschaftsgeschichte  des  Schwarzwaldos  Band  1 S.  9 ff. 

3)  Die  Bestimmung  im  Privileg  fiir  Ztttphen  (Sloet  a.  a.  ü.  N'r.  376) 
lautet:  Pretcrea  nullum  burgcnsem  in  ea  dcgentem  iufra  terminos  eomitie 
niee  duello  posse  couvcniri,  quin  actione  adversus  ipsum  Imbita,  actor  recurrat 
ad  scabinos,  ut,  veutilata  causa  coraui  eis,  ipsi  super  boc  judicont  et  nego- 
tium fine  debito  excquantur.  Ebenso  lautet  der  entsprechende  Satz  im 
Privileg  liir  Arnheim  vom  Jahre  1233.  In  der  Erhebungsurkunde  von  Wesel 
hat  er  folgende  Fassung:  Nullus  in  ea  civetn  coram  judicio  alias  gravet,  nisi 
coram  judicio  civitatis,  uec  trahat  civili  proclamatione,  quin  actione  prius 
adversus  ipsum  habita,  actor  recurrat  ad  scabinos;  et  causa  coram  judicio 
ventilata  negotium  fine  debito  terminetitr.  In  dem  Clever  Privileg  heisst 
es:  Statuimus  etiam,  ut  nullus  in  tcruiinis  nostris  personas  eorum  vel 

res  obligare  presumat;  quod  si  quis  actionem  contra  eos  habuerit  ad  dictum 
oppidum,  jus  civile  ibidem  postulaturus  et  aecepturus  adveniat.  Zum  min- 
desten dem  Sinne  nach  lehnt  sich  diese  Bestimmung  mehr  an  die  geldemsche 
Vorlage  an  als  der  entsprechende  Satz  des  Wender  Privilegs. 

3)  Si  quis  vero  extra  terminos  uostros  ipsos  ledere  presumpserit,  pro 
modulo  nostro  defendemus.  Vielleicht  ist  die  Bestimmung  der  folgenden  Stelle 
der  Erhebungsurkumle  Emmerichs  entlehnt : Et  ubieunque  vel  mercandi  gratis 
vel  alias  agendi  venerint  aut  iverint  cives  Embriccnses,  sub  mea  et  meormn 
successorum  . . . protectioue  existaut  et  defensione;  quibus,  si  contrarium 
evenerit,  omnem,  quam  potero,  diligentiam  adhibebo  etc. 

*)  Conccssimus  etiam  dictis  burgensibus  ad  nundinas  termiuorum  no- 
strorum  euntibus  a tclonio  liberari.  Per  Satz  ist  wichtig,  weil  er  zeigt, 
dass  auch,  abgesehen  von  Wesel,  schon  andere  Ortschaften  des  Territoriums 
vor  dem  25.  April  1212  vom  Landesherrn  anerkannte  Jahrmärkte  hatten. 
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Wesel  nur  unter  der  Bedingung  (ea  tarnen  interposita  cautione) 
zugestanden,  ut  si  qui  servilis  conditionis  ad  nostruni  dominium 
spectantes  et  subterfugium  querentes,  prcdicte  civitati  postmodum 
etiam  inhabitare  decreverint,  nisi  de  nostre  voluntatis  consensu 
in  jus  civile  non  recipiantur;  quia  ipsis  prescriptum  jus  libertatis 
per  omnia  denegauius.  Diese  Bestimmung  ist  so  ausführlich  und 
das  Verbot  ist  in  so  energischem  Tone  gehalten,  dass  man  fast 
vermuthet,  es  sei  lang  und  breit  darüber  gestritten,  ob  die  Stadt 
Wesel  eine  generelle  Erlaubnis  zur  Aufnahme  von  Bürgern 
(etwa  wie  sie  Nymwegen  1230  erlangt  hatte)  erhalten  sollte 
oder  nicht.  Ganz  anders  lautet  nun  die  Bestimmung  in  der 
Clever  Erhebungsurkunde:  Decrevimus  etiam,  ut  nullnm  nisi  ad 
octo  dies  examinatum  recipiant  in  concivem,  item  ut  nulla  man- 
cipia  servili  conditione  nobis  attinentia,  aut  aliquos  advocatie 
nostre  pertinentes,  aut  vasallis  aut  ministerialibus  nostris  atti- 
nentes.  nisi  de  communi  tarn  nostra  quam  eorum  voluntate  ad- 
mittant.  Auch  hier  ist  die  Formulirung  ohne  Zweifel  sehr  viel 
glücklicher.  Das  rigirose  Verbot  ferner  ist  gemildert,  es  ist  auf 
die  mancipia  des  Grafen  und  seiner  Vassallen  sowie  auf  die 
Vogteileute  des  Couiitats  beschränkt.  Es  verdient  Beachtung, 
dass  in  den  älteren  Privilegien  der  geldernschen  Städte  Bestim- 
mungen über  diesen  so  überaus  wichtigen  Punkt  mit  einer  Aus- 
nahme überhaupt  fehlen.1)  Daran  scbliesst  sich  in  dem  Clever 
Diplom  die  Befreiung  von  der  ordentlichen  jährlichen  Bede  an. 
Auch  Wesel  und  die  geldernschen  Städte  haben  eine  gleiche 
Vergünstigung  erlangt.  In  der  Formulirung  ist  die  Clever  Ur- 
kunde wieder  selbstständig,  während  der  Wortlaut  in  der  Wesel- 
schcn  Erhebungsurkunde  sich  auch  hier  mehr  an  eine  der  gel- 
dernschen Vorlagen  anlehnt.2)  Es  folgt  die  Verpflichtung  der 


')  Jlit  Ausnahme  von  der  Erhebungsurkunde  Harderwykü  vom  Jahre 
1231  (Boudam,  Uharterboek  der  hertogen  van  Ueldcrlaml  etc.  Afd.  3 Nr.  4): 
Ut  ipsa  civitas  eadem  libertate  gaudcat,  qua  civitas  Zutphaniae  fruitur;  ita 
tarnen  ijuod  nulluni  hnminera  mihi  vel  heredibu»  mein  aut  liobilibua  homiuibu» 
meis,  vel  ministerialibus  meis  sub  jugo  servituti»  attinentem,  »ine  consensu 
et  bereduin  meorutn  et  nobilium  hoininum  et  ministerialium  meorum  in  civem 
rccipiet. 

J)  I>as  Weseler  Privileg  weist  folgende  Bestimmung  auf:  Ita  ut  nullas 
in  ea  faciamu»  exactione»  vel  accreditum  hotierosum.  Der  entsprechende 
Satz  in  der  Erhebungsurkunde  für  Ziitphen  lautet:  Ita  quod  nullam 
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Bürger  zum  Kriegsdienst  innerhalb  des  Territoriums  auf  seclis 
Wochen.  Davon  liebt  sich  freilich  der  Satz  in  dem  Weseler 
Privileg  auffällig  ab:  Cives  Wiselenses  ad  expeditionem  nostram 
non  cogentur,  liisi  ut  nocte  ad  civitatem  Wiselensem  possint 
redire:  nisi  sponte  voluerint. 

Auch  eine  Bestimmung  der  Art  fehlt  in  den  geldernschen 
Erhebungsurkunden.  Wohl  aber  begegnet  sie  in  einem  Diplom 
Konrads  von  Hostaden  für  die  im  kölnischen  Erzstift  gelegene 
Stadt  Rees  vom  Jahre  1240.  Möglich,  dass  die  Fassung  in  der 
Weseler  Erhebungsurkunde,  die  ein  Jahr  später  ausgestellt  wird, 
trotz  kleiner  Abweichungen  auf  dies  Dokument  zurückgeht. 
Tn  ihm  lautet  nämlich  die  fragliche  Stelle:  Ad  omnem  autem 
expeditionem  nostram  vcl  successorum  nostromm  ad  quatuor 
miliaria  ab  oppido  Ressensi  evocati  venire  tenebuntur  et  non 
nltra,  nisi  de  bona  eorum  voluntate.1) 

Dann  folgt  in  dem  Clever  Dokument  die  Angabe  der  drei 
Fälle,  in  denen  die  Bürger  dem  Grafen  supplemento  condecenti 
zu  einer  ausserordentlichen  Bedeleistnng  verpflichtet  sind.  Auch 
dieser  wichtige  Satz  ist  neu  sowohl  dem  Weseler  wie  den 
geldernschen  Privilegien  gegenüber.  Wie  schon  erwähnt,  ist 
dort  die  Erhebung  einer  Steuer  kurz  und  gut  von  der  Ein- 
willigung der  Bürger  abhängig  gemacht.  Interessant  ist  die 
Art  und  Weise,  in  der  mit  dieser  Verpflichtung  eine  weitere 
Vergünstigung  verbunden  wird:  Quapropter,  fährt  die  Urkunde 
fort,  aquas  et  pascua  libere  concedimus  eisdem.  In  Wesel  frei- 
lich bedurfte  es  einer  solchen  Schenkung  nicht,  denn  dort  stand 
den  Bewohnern  der  Villa  eine  bedeutende  Ortsmark  zur  Ver- 
fügung. Neu -Wesel  und  den  geldernschen  Diplomen  gegenüber 
ist  dann  die  Zusicherung,  dass  jeder,  der  in  Cleve  Bürgerrecht 
erworben  hat,  binnen  Jahr  und  Tag  ohne  Abschoss  zahlen  zu 
müssen,  frei  von  dannen  ziehen  darf.-)  Es  folgen  die  Bestim- 
mungen über  den  Worthzins.  Einige  areae  scheinen  freilich 


faciam  in  ea  indebitam  exactionem  vel  accreditum  onerosum  preter  voluntatem 
ipsorum.  Sehr  viel  kürzer  ist  die  Fassung  in  dem  Clever  Privileg:  ab  omni 
exactione  ipsos  absolventes. 

*)  Liesegang,  Recht  und  Verfassung  von  Rees  S.  102. 
ä)  Item  quicunque  in  dicto  oppido  jus  civile  acquisierit,  anno  et  sex 
septinianis  evolutis  cum  bonis  suis  manendi  vel  recedendi  liberum  Uabeat 
arbitrium. 
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schon  vor  der  Gründung  aufgetheilt  und  ansgethan  worden  zu 
sein.  Diese  areae  ab  antiquo  limitatae  sollen  ebenso  wie  die 
areae  liuiitandae  jährlich  einen  Zins  von  zwei  Hühnern  and 
sechs  Denaren  leisten.  Bei  der  Normirung  der  Höhe  ist  ge- 
wiss das  Beispiel  von  Rees  massgebend  gewesen,  wo  allerdings 
keine  Hühner,  wohl  aber  seit  dem  Diplom  Konrads  von  Hostaden 
vom  Jahre  124G  gleichfalls  sechs  Denare  gezahlt  werden  mussten.1) 
lieber  den  Umfang  der  Worth  fehlt  es  in  den  kölnischen  nnd 
geldernschen  Vorlagen  an  Angaben.'2)  Aus  dem  Umstande,  dass 
die  früher  ausgethanen  areae  hinsichtlich  ihrer  Abgabepflicht 
den  neuauszulegenden  Worthen  gleichgestellt  werden,  wird  man 
schliessen  dürfen,  dass  hinsichtlich  des  Umfanges  bei  der  Grün- 
dung alles  beim  Alten  gelassen  wurde.  Die  Länge  — oder 
wohl  richtiger  gesagt  Tiefe  eines  Hausplatzes  — belief  sich  also 
auf  140,  die  Breite  auf  44  Fuss. 

Den  Beschluss  macht  endlich  die  Einsetzung  eines  Richters 
durch  den  Grafen/1)  Uober  die  Zahl  der  Schöffen  wird  nichts 
gesagt,  offenbar  sollte  sie  dem  Belieben  der  Bürger  überlassen 
bleiben.4)  Eben  diese  erhalten  auch  die  Erlaubniss,  die  Schöffen 
selbst  zu  wählen.  In  der  Weseler  Urkunde  fehlt  begreiflicher 
Weise  ein  entsprechender  Artikel,  denn  dort  ist  bereits  seit 


')  Eiesegang  a.  a.  O.  S.  102:  Quod  de  Bingulis  tnansionibns  in  oppido 
Ressonsi  sitis  vel  in  posterum  edificandis  sex  denarii  Coloniensis  monete  nobis 
assignabnntur  nnmiatim,  ct  sic  civcs  ab  omni  exactionis  ct  servicii  onere  liberi 
crunt  et  soluti. 

2)  Eine  Bestimmung  über  den  Worthzins  enthält  das  Privileg  Pur  Ziit- 
phen  bei  Sloet  a.  a.  O.  Nr.  370.  Sehr  summarisch  ist  der  entsprechende 
Artikel  der  Einmericlier  Erhebungsurknnde:  Areae  quoqnc  infra  civi- 

tatem  Embricensem  ejusdem,  cujns  prins  juris,  existant,.  Wie  vermutblich 
in  Cleve  sind  also  ganz  bestimmt  in  Emmerich  längst  vor  der  Verleihung 
des  Hanges  einer  Stadt  Wortlie  zu  .Stadtrecht  aufgetheilt  und  verliehen  worden. 

:s)  Bei  Reinhold,  Verfassungsgeschichte  Wesels  S.  25  Antnerk.  1,  wird 
die  Behauptung  aufgestellt,  in  Cleve  habe  es  von  vorn  herein  einen  villicns 
und  einen  judex  gegeben.  In  der  Bestimmung  des  Privilegs  nämlich,  wo 
von  der  Hinterlassenschaft  erbeloser  Bürger  die  Rede  ist,  wird  der  Vertreter 
des  Grafen  villicus  genannt,  während  in  der  eben  angeführten  Stelle  von 
einem  judex  die  Rede  ist.  Diese  Ansicht  ist  unhaltbar,  beide  Benennungen 
gehen  auf  dasselbe  Amt  und  dieselbe  Person.  In  allen  clevischen  Städten 
begegnet  immer  nur  eine  richterliche  Gewalt. 

<)  Ad  commodum  ctiam  sepedictornm  burgensium  jndicem  statuemns; 
et  ipsi  de  sua  voluntate  conscabiuos  eligent. 


Digitized  by  Google 


47 


Alteis  ein  überaus  angesehenes  Schöffenkollegium  vorhanden, 
das  auch  hinsichtlieh  der  Amtsdaner  und  Neuwahl  bestimmte 
Grundsätze  befolgt.  A ehelich  mochte  es  auch  in  nicht  wenigen 
geldernschen  Städten  sein.  Dennoch  wiederholen  die  meisten 
der  späteren  Stadterhebungsurkunden  den  Satz  des  Privilegs 
für  Ziitphen,  der  die  Jurisdiktion  und  Administration  in  die  Hand 
eines  Kollegiums  von  zwölf  Schöffen  legt.  Quorum  consilio  — 
so  lautet  die  Formel  fast  übereinstimmend  — eadem  civitas 
regatur,  ut,  si  que  inordinata  fuerint,  maturiori  consilio  pertrac- 
tent  et  ad  integrum  statum  reforment.  Also  auch  hier  weicht 
das  Clever  Diplom  wieder  bewusst  von  der  oder  den  geldern- 
schen Vorlagen  ab;  es  mochte  Dietrich  VI.  gewagt  erscheinen, 
von  vornherein  in  die  inneren  Angelegenheiten  der  neuen  Stadt- 
gemeinde einzugreifen.  Uebrigens  geht  auch  hier  das  Maass 
der  von  ihm  gewährten  Begünstigungen  ab  und  an  über  das 
des  geldernschen  Rivalen  hinaus.  Wenigstens  einer  neubegrün- 
deten Stadt  hat  er  die  Befngniss  zugestanden,  sich  einen  eigenen 
Richter  zu  setzen.  Die  Anlage,  der  von  Anfang  an  eine  so 
einzige  Freigiebigkeit  erwiesen  wird,  ist  Kalkar. 


III. 

l)ie  ältesten  Privilegien  der  Städte  kalkar  und  Dinslaken. 

Der  Vergleich  der  beiden  Erhebungsurkunden  von  Wesel 
und  Cleve  hat  gezeigt,  mit  wie  ungemeiner  Sorgfalt.  Graf 
Dietrich  bei  seinen  Städtegründungen  zu  Werke  ging.  Nament- 
lich das  ist  beachtenswerth,  dass  er  auch  nach  der  Stadterhebung 
Wesels  sich  für  Cleve  nicht  an  den  dort  ge  wonnenen  Erfahrungen 
genügen  liess,  sondern  nicht  eine  vielmehr  mehrere  der  schon 
früher  benutzten  geldernschen  Vorlagen  nochmals  zu  Rathe 
zog.1)  Der  grosse  Aufwand  an  Mühe  wird  verständlich,  wenn 
man  sich  vergegenwärtigt,  dass  ausser  Wesel  und  Cleve  auch 


*)  Ausser  dem  Privileg  für  Ziitphcn  vom  Jahre  1190  vermuthlich  noch 
das  für  Emmerich  vom  Jahre  1233,  das  für  Uarderwyk  vom  Jahre  1231 
oder  aber  das  eine  oder  das  andere,  das  verloren  gegangen  ist. 
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noch  anderen  Ortschaften  städtische  Privilegien  verliehen  werden 
sollten.  Das  geschah  nun  zunächst  — wenn  man  von  Kalkar 
absieht,  dessen  Gründungsjahr  nur  erschlossen  werden  kann  — 
mit  Griet  am  1.  März  1*244. 

Es  verlohnt  sich,  auch  auf  dieses  Diplom  für  Griet  einen 
Blick  zu  werfen.1)  Die  Untersuchung  wird  dadurch  erschwert, 
dass  die  Grieter  Erkunde  weder  wie  die  Weseler  im  Original, 
noch  auch  wie  die  Clever  in  einer  glaubhaften  Copie,  sondern 
nur  in  später  Abschrift  und  in  umgearbeiteter  Form  erhalten 
ist.  Indessen  sind  die  Zusätze  durchaus  kenntlich  und  also 
leicht  auszuscheiden.  Noch  weniger  verschlägt  es  endlich,  dass 
das  Diplom  nicht  mehr  in  der  originalen  lateinischen  Fassung, 
sondern  nur  noch  in  einer  niederdeutschen  Uebersetzung  vorliegt. 

Da  Griet  bis  zur  Gründung  eine  unbedeutende  Ortschaft 
war,  die  eine  eigentümliche  kommunale  Verfassung  selbstver- 
ständlich nicht  hatte  ausbilden  können,  schliesst  sich  die  Er- 
hebnngsurkunde  nicht  an  die  für  Wesel,  sondern  an  die  für 
Cleve  an.'-)  Nur  die  Bestimmung  fehlt,  dass  die  Bürger  von 
Griet  auch  von  den  Jahrmarktsabgaben  innerhalb  der  Grafschaft 
befreit  sein  sollen.  Erweitert  endlich  ist  der  Artikel  über  die 
Bestellung  von  Richter  und  Schöffen.1)  Der  Richter  — oder 
wie  er  ein  anderes  mal  heisst  Amtmann  — wird,  wie  in  Cleve, 
von  dem  Landesherrn  eingesetzt,  und  bestätigt;  ebenso  wie  dort 
steht  den  Bürgern  die  Wahl  der  Schöffen  zu.  Ausserdem  haben 
sie  die  Befugniss,  jedes  Jahr  einen  Bürgermeister,  Rathmannen 
und  andere  Amtleute  zu  ernennen.  Eben  diese  Bestimmung  ist, 
wie  sich  später  als  unzweifelhaft  ergeben  wird,  ein  Zusatz,  der 
etwa  aus  der  ersten  Hälfte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  stam- 
men mag.  Behält  man  im  Auge,  wie  gründlich  die  Erhebungs- 
urkunde für  AVesel  bei  ihrer  Uebertragung  auf  Cleve  umgestaltet 
ist,  während  bei  der  Anwendung  des  Clever  Diploms  auf  Griet 


')  Abgedruckt  uuter  der  falschen  Jahreszahl  1254  bei  Teschenmacher- 
Ditlimar,  Annales  Cliviae,  Juliae  etc.  (1721),  Cod.  dipl  Nr.  33.  Der  bessere 
Abdruck  von  Terwelp,  Bonner  Jahrbücher  Heft  73  8.  101  ff.,  hat  1244. 

2)  I 'eher  die  Laue  und  ältere  Geschichte  des  Urts  vergl.  Schölten, 
Beiträge  zur  Geschichte  von  Wissel  und  Grieth  (1889)  S.  123  ff. 

3j  Späterer  Zusatz  ist  ausserdem  noch  Bonner  Jahrbücher  a.  a.  O. 
S.  162:  Ten  weer  sacke,  dat  si  sich  anders  in  schopenbrieven  verbondeu 
hedden. 
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sozusagen  nichts  geändert  worden  ist,  so  ist  der  Gedanke  nicht 
abzuweisen,  dass  in  der  Zwischenzeit  jedenfalls  das  mit  so  grosser 
Umsicht  zusammengest  eilte  Dokument  sich  glänzend  bewährt  hatte. 
Und  dieser  Schluss  ist  um  so  zwingender,  weil  in  der  That  auch 
damals  bei  Neuanlagen,  bei  denen  es  unbedingt  erforderlich  war, 
nachweislich  von  der  Clever  Vorlage  abgewichen  wurde. 

Das  geschah  nämlich  in  ziemlich  weitem  Umfang  in  der 
Erhebungsurkunde  für  Kalkar.  Die  Gründe,  die  hierzu  veran- 
lassten,  mögen  vorläufig  unerörtert  bleiben.  Nur  so  viel  sei 
gesagt,  dass  die  Stadt  in  einer  Sumpfniederung  angelegt  wurde, 
so  dass  es  in  der  That  wohl  noch  grösserer  Reizmittel  bedurfte, 
der  neuen  Pflanzung  die  nöthige  Einwohnerschaft  zu  verschaffen. 
Die  Erhebungsurkunde  für  Kalkar  ist  nun  weder  iin  Original, 
noch  in  Abschrift,  noch  auch  in  der  leichtüberarbeiteten  Gestalt 
vorhanden,  in  der  das  Grieter  Privileg  vorliegt.  Man  ist  daher 
genöthigt,  aus  späteren  Bestätigungen  (die  zugleich  Erweiterun- 
gen sind)  und  aus  einer  Erhebungsurkunde,  die  zweifellos  nach 
der  Kalkarer  Vorlage  gearbeitet  ist,  den  Inhalt  des  Dokumentes 
zu  erschliessen.  Ausserdem  ist  der  Beweis  zu  erbringen,  dass 
die  Verleihung  des  städtischen  Rechtes  an  Kalkar  wirklich  in 
diese  erste  Periode  clevischer  Städtegründungen  fällt,  die  hier 
im  Zusammenhang  dargestellt  wird.  — 

Die  beiden  Dokumente,  auf  die  man  bei  der  Rekonstruktion 
vornehmlich  angewiesen  ist,  sind  also:  1)  die  Bestätigung  der 
Privilegien  Kalkars  vom  13.  Juli  des  Jahres  1347  durch  Graf 
Johann  von  Cleve;  2)  die  Erhebungsurkunde  für  Dinslaken  vom 
31.  Juli  1270. 

Beide  Diplome  sind  in  authentischer  Form  vorhanden.  Das 
erste  im  Original,  das  zweite  ist  wörtlich  in  eine  Bestätigung 
vom  Jahre  1342  aufgenommen.1)  Wenn  die  nun  auch  nicht  mehr 
im  Original  erhalten  ist,  so  liegt  sie  noch  in  zuverlässiger  Ab- 
schrift und  in  notarieller  Beglaubigung  vor. 

Vergleicht  man  nun  das  Kalkarer  Privileg  vom  Jahre  1347 


l)  Im  Stadtarchiv  zu  Kalkar  ohne  Ordnungsnuinmer;  die  Erhebungs- 
urkunde Dinslakens  (v.  llaefteu,  Zeitschrift  des  bergischen  üescbichts- 
vereins  Heft  2 ,S.  37  Anmerk.  74  giebt  irrthiimlich  1273  als  Urüudungsjabr 
Dinslakens  an)  befindet  sich  im  .Staatsarchiv  zu  Düsseldorf  Jortan  citil't 
als  St.  z.  D.),  Stadt  Dinslaken  Nr.  1. 

Licitffanf,  Nlederrbeinltcbfl«  Städte  weseo  itn  Mittelalter.  4 
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mit  dem  für  Cleve  von  1242,  so  zeigen  sieh  folgende  Hanpt- 
verschiedenheiten.  Einmal  weist  das  jüngere  Dokument,  wie 
schon  gesagt,  manche  Zusätze  auf.  Diese  Erweiterungen  wer- 
den später  in  anderem  Zusammenhänge  näher  zu  untersuchen 
sein,  sie  lassen  sich  mit  völliger  Bestimmtheit  von  dem  Haupt- 
theil  loslösen.  Zweitens  ist  die  Reihenfolge  der  Ailikel  in  etwa 
geändert.  Drittens  müssen  aber  schon  in  der  Erhebungsurkunde 
kleine  Abweichungen  und  Zusätze  enthalten  gewesen  sein.  Auf 
diese  letzteren  kommt  es  natürlich  hier  vornehmlich  an.  Alles 
das  ergiebt  sich  aus  einem  Vergleich  des  Kalkarer  Privilegs 
vom  Jahre  1347  mit  dem  Dinslakner  von  1270.  Die  Ueberein- 
stimmung  zwischen  don  beiden  Dokumenten  lässt  sich  nur  so 
erklären,  dass  die  Dinslakner  Erhebungsurkunde  auf  die  für 
Kalkar  zurückgeht.  Dieses  Ergebniss,  das  sich  schon  aus  einer 
rein  philologischen  Betrachtung  gewinnen  lässt,  findet  Erklärungund 
Bestätigung  durch  mancherlei  Umstände,  auf  die  hier  nicht  ein- 
gegangen werden  kann,  da  sie  späterhin  in  anderem  Zusammen- 
hang erörtert  werden  müssen.  Das  Hauptaugenmerk  bleibt  also 
auf  die  unter  Punkt  zwei  und  drei  erwähnten  Thatsachen  ge- 
richtet. — Die  Reihenfolge  in  1347  und  1270  — wie  ich  der 
Kürze  halber  sagen  will  — deckt  sich  anfänglich  mit  der  in  der 
Clever  Erhebungsurkunde  von  1242.  An  die  Bestimmungen  über 
den  Erbgang  und  die  Erbschaft  von  Fremden  scldiessen  sich 
die  Bnsstaxen  an.  Darauf  folgt  in  1347  und  1270  das  Verbot 
der  Pfändung  von  Bürgergut,  während  in  1242  vorher  der  Ar- 
tikel über  die  Zollfreiheit  eingeschoben  wird,  an  den  sich  dann 
jenes  Pfändungsverbot  anreiht.1)  Daran  schliesst  sich  ferner 
in  1270  und  1347  die  Befreiung  von  den  gräflichen  Zöllen 
an.  Beide  stimmen  in  ihrer  Fassung  überein.  Diese  aber 
weicht  nicht  unerheblich  von  der  in  1242  ab.  Auch  mit  der 
Formnlirung  in  derWeseler  Erhebungsurkunde  hat  der  Artikel 
in  1270  und  1347  nichts  gemein,  wenn  auch  wie  dort  die  ein- 


')  Das  daran  sich  anschliessende  Versprechen  des  gräflichen  Schutzes 
lautet  in  1270  — etwas  abweichend  von  1242  — folgenderraasson : Si  quis 
vero  extra  terminos  nostros  ipsos  ledere  vel  molestare  presumpserit,  nos  ad 
satisfactioncm  ipsis  impendendam  precibus  nostris  studiose  intervenieuius. 
Dem  entspricht  durchaus  in  1347 : Weer  oec  yement,  dye  si  buten  onsen 
lande  veronrechten  oft  mojen  wolde,  daer  soele  wy  mit  vlite  voer  bidden. 
dat  oen  recht  ende  gheuuech  geschye. 
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zelnen  Zollstationen  nicht  namhaft  gemacht  werden.  In  1270 
lautet  der  Absatz  folgendermassen:  Item  omnia  bona  ipsorum, 
que  cives  opidi  ipsius  per  terram  duxerint,  a theloneis  nobis 
attineutibus  libertamus;  bona  ipsorum,  que  per  aquas  duxerint 
in  snum  opidum,  si  ea  ibidem  vel  aliis  locis  infra  domineum 
comicie  Clivensis  consumere  voluerint,  a theloniis  nobis  attinenti- 
bus  libertamus.  Der  Import  von  Waaren  ist  also  nur  dann 
zollfrei,  wenn  es  sich  um  den  eigenen  Konsum  oder  um  Waaren 
handelt,  die  im  Lande  selbst  wieder  verkauft  werden  sollen. 
Praktisch  wird  die  Einschränkung  kaum  belangreich  gewesen 
sein,  da  eine  wirksame  Kontrolle  von  Seiten  der  gräflichen 
Zollbeamten  schwer  möglich  war.1)  In  1270  und  1347  schliesst 
sich  hier  sinngemäss  die  Befreiung  von  den  Jahrmarktsabgaben 
innerhalb  der  Grenzen  der  Grafschaft  an,  während  in  1242  die 
beiden  zusammengehörigen  Bestimmungen  über  Zollfreiheit  durch 
den  eingeschobenen  Artikel,  der  die  Pfändung  verbietet,  unter- 
brochen wird. 

Dann  bringt  1242  eine  Abmachung  über  die  Aufnahme  der 
Bürger,  die  sowohl  in  1270  als  auch  in  1347  erst  an  späterer 
Stelle  und  in  anderer  Fassung  kommt.  Tn  1270  und  1347  folgt 
die  Schenkung  von  Gemeindeländereien.  Ein  Theil  davon  ist 
in  Dinslaken  wie  in  Kalkar  Bruchland.  Eine  Bestimmung,  die 
in  1242  ebenso  wie  in  der  Weseler  Urkunde  von  1241  fehlt, 
spricht  in  1347  die  Befreiung  vom  kleinen,  in  1270  die  vom 
grossen  Neubruchzehnt  ans.-)  Erst  hieran  reihen  sich  in  beideu 
Dokumenten  in  der  bekannten  Formulirung  die  Abmachungen 
über  Steuerfreiheit,  über  die  Bedeptlicht  und  über  den  Umfang 
kriegerischer  Hülfleistungen.  Nur  ein  Satz  ist  etwas  verändert. 
Die  Abweichung  ist  inhaltlich  von  Bedeutung,  denn  sie  zeigt, 
dass  wenigstens  in  Dinslaken  und  in  Kalkar  die  Stadterhebung 
mit  der  Befreiung  einer  Anzahl  von  Hörigen  und  Vogteileuten 
verbunden  gewesen  ist.  Damals  mag  die  Erlaubniss,  Bürger 
und  Freier  zu  werden,  jeder  der  wollte  erlangt  haben;  späterhin 
griff  dann  auch  hier  das  Rechtsverhältniss  Platz,  das  wir  schon 
aus  der  Clever  Erhebungsurkunde  von  1242  kennen:  Die  Auf- 
nahme von  Eigen-  und  Vogteileuten  ist  von  Fall  zu  Fall  ab- 


')  Den  entsprechenden  Artikel  in  1347  vgl.  unten. 

a)  Oec  wille  wy,  (Ist  si  quyt  syn  ende  vry  van  «Ire  kleynere  thienden. 

4* 
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hängig  von  der  Zustimmung  des  Landesherrn  und  der  jeweilig 
intcressirten  Vassallen.1) 

Es  folgen  in  1 .347  und  1270  in  eigentümlicher  Fassung 
Bestimmungen  über  die  Einsetzung  von  Richter  und  Schöffen. 
Es  mag  gleich  hier  bemerkt  werden,  dass  Kalkar  und  Dinslaken 
sich  vor  den  anderen  elcvischen  Städten  dadurch  auszeichnen, 
dass  sie  nicht  allein  die  Schöffen,  sondern  auch  den  Richter 
selbst  wählen.  Ob  das  von  Anfang  in  Kalkar  jährlich  geschehen 
ist,  mag  vorläufig  dahingestellt  bleiben,  möglich  wäre  es  ja  an 
sich,  dass  in  der  Beziehung  1270  und  1347  eine  Neuerung  gegen 
die  Kalkarer  Erhebungsurkunde  bedeuten.'2) 

Daran  sch liesst  sich  in  1270  und  1347  ein  Artikel,  der  sich 
sonst  in  keinem  der  filteren  clevischen  Privilegien  findet.  Es  wird 
nämlich  den  Bürgern  untersagt,  ausserhalb  der  Stadt  bei  anderen 
Gerichten  in  zweifelhaften  Sachen  sich  Rechts  zu  holen.  Viel- 
mehr soll  es  cndgiltig  bei  dem  Urtheil  sein  Bewenden  haben, 
welches  die  Schöffen  unter  Hinzuziehung  von  zwei  gräflichen 
Vassallen  oder  Ministerialen  füllen.3)  Daran  reiht  sich  in  beiden 
Dokumenten  jene  Bestimmung  über  den  Umfang  und  den  Zins 
der  Worthe  in  der  clevischen  Fassung.  Den  Beschluss  endlich 
macht  in  1270  ein  Satz  über  das  Verfahren  bei  der  Aufnahme 
in  den  Bürgerstand,  der  durchaus  von  dem  entsprechenden  in 
dem  Clever  Diplom  von  1242  abweicht.  Wie  dort,  wird  es  auch 
in  den  beiden  vorliegenden  Fällen  der  Stadt  zur  Pflicht  gemacht, 
jeden,  der  sich  meldet,  eine  Probezeit  von  acht  Tagen  aufzu- 
erlegen. Dann  aber  heisst  es  in  1270  weiter,  dass  eine  Klage, 
die  innerhalb  dieser  Frist  gegen  den  Betreffenden  angestrengt 
ist,  per  jus  commune  et  non  civile  entschieden  werden  soll.  So- 
bald indessen  die  Aufnahme  in  rechtsgültiger  Weise  stattgefun- 
den hat,  verantwortet  sich  der  Angeklagte  nur  noch  nach  Stadt- 
recht. Und  dem  entspricht  wiederum  durchaus  1347:  Voertmeer, 


')  Item  otnnes  in  opido  nunc  manontes  cujuseuuque  condicionU  fueriut, 
sive  Ecrvilis  sive  advocatii  fttcrint,  liomines  liberos  esse  coucedimus;  intper- 
petuum  statuentog,  quod  mtllum  nlimn  nobis  aut  vasallis  vel  miuisteriali- 
lms  noatris  alitjiia  jnm  dictarum  condicionum  seit  pertinent iarum  attineutes 
civcs  opidi  prcdicti  recipiatit  in  concivetn,  nisi  de  nostra  vel  tideliuin  nostro- 
ruw  jatn  dictoruni  voluntate  et  liceutia  speciali. 
a)  Unten  Kap.  5,  I. 

3 ) Unten  Kap.  12,  II. 
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heisst  es  dort,  wylle  wy,  dat  onse  vorgheruerde  burgher  onghenen 
onbekanden  man  noch  ghenen  vreemden  ontfanghen  ensolcn  to 
poerter,  si  enhebben  oen  gheprueft  tot  acht  daghen;  ommc  dat 
hy  binnen  desen  acht  daghen  beruchticht  oft  besproken  worde 
mit  enigher  broeken  oft  mit  quader  daet,  dat  sie  oen  niet  en- 
dorvten  bescndden  mit  den  stederecht,  mer  dat  oen  niet  dan 
ghemeyn  recht  to  staden  enqneem.  Ende  enqueem  oec  daeren- 
binnen,  dye  oen  van  desen  voergl’.eruerden  broeken  weghen  aen- 
spreke,  so  moghen  sie  oen  vryelic  ten  poerter  ontfanghen  ende 
vocrtuieer  mit  den  stederecht  bescndden.  Bis  hierhin  stimmen 
also,  wie  gezeigt,  die  Urkunden  von  1270  und  1347  fast  wört- 
lich und  jedenfalls  ausnahmslos  dem  Sinne  nach  überein.  Die 
zweite  Hälfte  des  Privilegs  von  1347  stellt  sich  dann  auch  schon 
äusserlich  als  spätere  Erweiterung  dar.  — 

Es  ist  im  Vorstehenden  der  Beweis  geliefert,  dass  zu  den 
Städtegründungen  der  ersten  Periode  mehrere  Erhebungsurkunden 
als  Vorlagen  gedient  haben,  die  sich  von  einander  durch  mannich- 
faclie  kleine  Eigenthümlichkeiten  abheben.  Wie  die  geldernschen 
Diplome  sind  auch  die  clevischen  Privilegien  unter  sich  ver- 
schieden: Als  den  vollkommensten  Typus  aber  wird  man  das 
Privileg  für  Kalkar  ansehen  müssen,  welches  zweifellos  der 
bürgerlichen  Autonomie  den  weitesten  Spielraum  lässt.  Schon 
dieser  Umstand  legt  die  Vermuthung  nahe,  dass  es  das  jüngste 
von  den  dreien  ist.  Man  wird  demgemäss  bei  den  folgenden 
Erörterungen  daran  festhalten  dürfen,  dass  Kalkar  zum  minde- 
sten nicht  vor  den  Jahren  1241  oder  1242  mit  Stadtrecht  be- 
liehen  worden  ist.  Vergegenwärtigt  man  sich  ferner  die  Eigen- 
art der  verlorenen  Erhebungsurkunde,  so  ist  der  noch  ausstehende 
Nachweis,  dass  Kalkar  der  Zeit  seiner  Gründung  nach  zu  den 
ersten  städtischen  Anlagen  der  clevischen  Grafen  gehört,  so 
leicht  zu  führen,  dass  es  fast  unbegreiflich  ist,  wie  über  eino 
so  zweifellose  Thatsache  überhaupt  ernstlich  hat  gestritten  wer- 
den können. 
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IV. 

Wann  ist  Kalkar  Stadt  geworden? 

Tesclienmacher  iu  seinem  grossen  Annalenwerke  bringt  über 
die  Anfänge  Kalkars  folgenden  Passus : Calcaria  ab  insula. 
eodem  nomine  appellata  et  ad  Rheni  brachiuni  sita,  . . . porta 
ostiaria  (Mundtporte)  hodieque  teste,  nomeu  suum  sortitur;  cui 
oppidum  anno  1230  sub  Theodorico  ejus  nominis  quiuto  . . . iu- 
aedificari  coeptum,  anno  1320  sub  Theodorico  nominis  IX  . . . 
vires  aequisivit:  donee  Johannes  . . . hujus  prosapiae  ultimus, 
ipsa  Margarethae  anno  1347  diplomate  insigni,  eidem  privilegia 
partim  a majoribus  accepta,  confirmavit,  partim  nova  largitus 
est:  praesentibus  Ottone,  Clivio  praeposito,  . . . Theodorico  ab 
Horn,  domino  in  Cranenborgh  etc.1) 

Der  Bericht  des  trefflichen  clevischen  Geschichtsschreibers 
zerfällt  in  zwei  Theile.  Von  ihnen  stützt  sich  nur  der  zweite 
auf  die  urkundliche  Ueberlieferung,  es  hat  ihm  das  uns  schon 
bekannte  grosse  Kalkarer  Privileg  vom  Jahre  1347  Vorgelegen. 
Wie  fast  immer  in  ähnlichen  Fällen,  führt  er  die  Zeugenreihe 
des  betreffenden  Diploms  auf.  Aber  auch  ohne  das  merkt 
man  an  der  Bestimmtheit  und  Präzision  der  Angabe,  dass  ihm 
beim  zweiten  Theile  zuverlässige  Nachrichten  zur  Hand  waren, 
während  bei  dem  Bericht  über  die  Gründung  und  den  Wieder- 
aufbau ihm  offenbar  zum  mindesten  eine  urkundliche  Unterlage 
fehlt.  Es  bliebe  die  Möglichkeit,  dass  Teschenmaeher  ältere 
Chroniken  benutzt  und  aus  ihnen  seine  Kenntniss  genommen 
habe.  Aber  auch  die  Annahme  ist  abzuweisen,  da  er  die  gedruck- 
ten und  ungedrnckten  Quellen,  aus  denen  er  geschöpft  hat,  sorg- 
fältig verzeichnet:  Sie  alle  sind  fast  ausnahmslos  noch  vorhan- 
den; aber  in  keiner  habe  ich  die  oben  wiedergegebenen  Notizen 
über  die  Anfänge  Kalkars  getänden.-) 

Sehr  bald  hat  nun  die  Darstellung  des  berühmten  Geschichts- 


')  Ausgabe  vom  Jahre  1038  S.  147. 

2)  In  lieorgius  Bruin  und  Fr.  Hogeubergius,  De  praecipuis 
totius  universi  urbibus  liber  secundu«  (Köln  15SS)  findet  sieh  zwar  eine 
ziemlich  ausführliche  Beschreibung  Kalkars,  indessen  fehlen  die  von  Teschen- 
macher  angeführten  Angaben. 
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Schreibers  Eingang  in  andere  Werke  gefunden.  So  um  ein  Bei- 
spiel aus  früherer  Zeit  anzuführen,  schon  im  Jahre  1655  in 
Hopp's  Beschreibung  des  Landes  der  Grafen  von  Cleve.1)  Aber 
auch  neuerdings  ist  Teschenmachers  Ansicht  die  herrschende 
geblieben.  Entweder  wurde  an  ihn  selbst  angeknüpft  oder  aber 
an  andere  Gewährsmänner,  die  auf  ihn  zurückgehen.  Auf  Hopp 
z.  B.  beruft  sich  Endrulat  in  seinem  Werke  über  die  nieder- 
rheinischen Städtesiegel.2)  Auch  aus'm  Weerth  in  seinen  „Kunst- 
denkmälern des  christlichen  Mittelalters  in  denRheinlauden“  nimmt 
au,  Kalkar  sei  im  Jahre  1230  Stadt  gewordene’)  Indessen  scheint 
er  der  Meinung  zu  sein,  es  sei  schon  früher  ein  nicht  unbedeuten- 
der Platz  gewesen.  Im  Jahre  1211  soll  bereits  dort  von  Graf 
Arnold  die  Nicolaikirche  erbaut  sein.  Es  bleibt  unerfindlich, 
woher  er  diese  jedenfalls  unrichtige  Notiz  genommen  hat. 
Fernerhin  sei  Wolff's  Ansicht  verzeichnet,  der  mancherlei  über 
Kalkar,  als  seine  Vaterstadt,  geschrieben  hat.  Ganz  richtig 
bemerkt  er,  dass  die  Zeit  der  Entstehung  sich  nicht  mehr  ur- 
kundlich ermitteln  lasse.4)  Jedenfalls  aber  sei  Kalkar  sehr  alt, 
da  nach  Angabe  glaubwürdiger  Historiker  die  Stadt  gegen  das 
Jahr  1060  von  Irmgardis,  einer  Zütphenschen  Gräfin,  an  Erz- 
bischof Anno  II.  von  Köln  geschenkt  sei.5)  Es  sei  noch  La- 
comblets  gedacht,  der  sich  völlig  an  Teschenmacher  (den  er 
übrigens  nicht  namhaft  macht)  anzuschlicssen  scheint  und  jeden- 
falls das  Jahr  1230  lur  das  der  Erhebung  zur  Stadt  hält.6) 
Soweit  ich  weiss,  ist  der  einzige  Forscher,  der  der  Wahrheit 
nahe  kommt,  von  Haeften,  der  ohne  nähere  Begründung 


*)  Egbert  Hopp,  Kurtze  Beschreibung  dess  Landes  sampt  auge- 
hcnckter  Gencalogia  der  0 raffen  und  Hertzogen  zu  Cleve  (Cleve  1665)  S.  64. 

*)  Niederrheinische  Städtesiegel  des  12.  bis  16  Jahrhunderts  (1882)  S.  12. 

3)  a.  a.  O.  Band  1,  Abtheil.  1 S.  23.  Es  heisst  dann  weiter  (was 
gleichfalls  unrichtig  ist),  als  »Ort"  werde  Kalkar  zum  ersten  male  im  Jahre 
1260  genannt. 

*)  J.  A.  Wolff,  Die  Nicolai- Pfarrkirche  zu  Kalkar  (1880)  im  Vorwort. 
Vergl.  auch  seine  Geschichte  der  Stadt  Kalkar  (1893)  S.  2 f. 

s)  Gemeint  sind  Aegidius  Gelenius,  Michael  Moerkens,  Surius  und 
andere.  Unter  den  Neueren  sei  noch  erwähnt  Hederich,  Annalen  des 
historischen  Vereins  f.  d.  Niederrhein,  Heft  1 S.  74  und  derselbe,  Annalen 
der  .Stadt  Emmerich  S.  74  .‘.nrnerk.  2.  Dort  wird  — offenbar  mit  Rücksicht 
auf  Teschenmacher  — behauptet,  Kalkar  habe  erst  1320  Stadtrecht  erhalten. 

6)  Archiv  fiir  die  Geschichte  des  Niederrheins,  Band  4 S.  386. 
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Kalkar  zu  den  Städten  rechnet,  deren  Anlage  auf  Graf  Dietrich  VI. 
zurückzuführen  ist.1)  Und  zwar  lautet  die  von  ihm  angenommene 
Reihenfolge  der  clevischen  Stadterhebungen  Wesel,  Cleve,  Kalkar, 
Griet.  Gerade  die  Ordnung  entspricht  der  Wichtigkeit  der  ein- 
zelnen Plätze  innerhalb  der  Grafschaft.  Nach  Haeften,  der 
noch  der  Ansicht  ist,  Griet  sei  1*254  Stadt  geworden,  würde 
also  die  Erhebung  Kalkars  in  die  Zeit  zwischen  den  Jahren 
1*242  und  1254  fallen.  — Wie  schon  erwähnt,  war  Wesel  vor  der 
Periode  der  Städtegründungen  der  einzige  wirklich  namhafte 
Ort  im  Territorium.  Dass  nun  bald  darauf  auch  die  Residenz 
zur  Stadt  erhoben  wurde,  war  nicht  mehr  wie  natürlich.  Wenn 
aber  dann  noch  eine  dritte  Ortschaft  in  Betracht  kommen  sollte, 
so  war  es  nicht  etwa  Griet,  das  stets  ein  Fischerdorf  geblieben 
ist,  sondern  irgend  ein  Platz  in  der  Nähe  der  ehemaligen  Festung 
Munna,  der  gewissermassen  als  Ersatz  für  diese  gelten  konnte. 
Die  Burg  lag  nämlich  noch  immer  in  Trümmer,  erst  zwei  Jahr- 
zehnte nach  der  Anlage  Kalkars  erhält  der  Graf  von  Cleve  von 
Konrad  von  Hostaden,  als  Herzog  von  Niederlothringen,  nach 
vielen  Bitten  die  Erlaubnis,  sie  wieder  aufzubauen.2)  Und 
solchen  Werth  legte  Graf  Dietrich  dem  bei,  dass  er  selbst 
mit  Hand  anlegte,  den  Berg  vom  Gestrüpp  zu  säubern.  So 
unendlich  wichtig  war  Munna  auch  damals  (um  1260)  noch, 


')  Zeitschrift  des  bcrgisch.  Geschichtsvereins  Hand  2 S.  32. 

2)  Lac  om  bl  et  in  seinem  Archiv  Hand  4 S.  385  und  389.  Oie  Nach- 
richt stammt  aus  der  bekannten  Aufzeichnung  der  Lehen,  die  Cleve  von  dem 
Erzstift  hat,  die  1311  — 1314  entstanden  ist  Dort  heisst  es:  Item  castrum 
Monreherg  cum  Omnibus  attinentiis.  Kt  habetur  pro  intersigno,  quod  dictum 
castrum  aliquando  fuit  deitructum,  et  promisit  comes  Clevensis,  qui  tune 
tempnris  fuit,  quod  nuncqunm  deberet  reedifioare  sine  consonsn  archiepiscopi 
et  occlesie  sue  Coloniensis.  Offenbar  ist  dieser  Bericht  ungenau  und  unzu- 
verlässig; ohne  Zweifel  ist  mit  der  Zerstörung  Munnas  die  gemeint,  die  auf 
Geheiss  Heinrichs  II.  vorgenommen  wurde.  Tibus  (Die  Pfarrei  Cleve,  Cleve 
1878  S.  48)  vertritt  indessen  eine  andere  Auffassung.  Nach  ihm  ist  die  Burg 
gelegentlich  jener  ersten  Auflehnung  Cleves  gegen  Köln,  die  mit  der  l'nter- 
werfung  im  Jahre  1220  endet,  gebrochen  worden.  Es  würde  zu  weit  führen, 
die  Gründe  im  Einzelnen  zu  widerlegen,  die  Tibus  für  seine  Meinung  bei- 
bringt, mich  haben  sie  jedenfalls  nicht  überzeugt.  Gegen  die  Aufstellung, 
dass  Monreberg  um  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  die  bevorzugte  Residenz 
des  Grafen  sei,  hat  übrigens  schon  Schölten  (Die  Stadt  Cleve  S.  19 f.)  mit 
Recht  Einspruch  erhoben. 
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obwohl  in  der  Zwischenzeit  am  Fusse  des  Monreberges  die  Stadt 
Kalkar  als  Grossburg  in  eben  jener  Gegend  entstanden  war. 
Schon  dieser  Zusammenhang  wie  die  Lage  der  Ortschaft  spricht 
für  die  Ansicht,  dass  die  Gründung  Kalkars  vornehmlich  ans  mili- 
tärischen Gründen  geschah.  Freilich  der  nördliche  Theil  des 
Territoriums  war  schon  vor  der  Erhebung  Cleves  durch  Burgen  ge- 
sichert. Einmal  durch  die  Hauptfeste  auf  dem  Schlossberg  bei 
Cleve,  zweitens  noch  weiter  nördlich  durch  Mergelpe  zu  Wilro 
bei  Kranenburg,  zu  dessen  Erbauung  Engelbert  der  Heilige  im 
Jahre  1223  seine  Zustimmung  gegeben  hatte.1)  Es  galt  also 
nunmehr  vor  allem  auch  den  mittleren  und  südlichen  Theil  der 
Grafschaft  (der  schon  so  wie  so  von  kölnischen  Besitzungen 
durchsetzt  war)  wehrhaft  zu  machen.  Zwei  grosse  Stadtburgen 
sind  hier  die  Einfallsthore  in  das  clevische  Gebiet:  Xanten 
und  Roes.  Als  Konkurrenzstädte  gegen  sie  und  das  geldern- 
sche  Emmerich  sind  nun  offenbar  Griet  und  Kalkar  gedacht. 
Griet  liegt  etwa  in  der  Mitte  zwischen  Rees  und  Emmerich. 
Kalkar  sollte  zur  Abwehr  gegen  Xanten  und  Rees  dienen. 
Und  wie  oft  ist  es  in  den  Fehden.  Cleves  gegen  Köln  von  Rees 
aus  angegriffen  worden!  Aber  auch  die  Emmericher  zogen  wohl 
mit  Heeresmacht  bis  unter  die  Mauern  der  kräftig  aufstrebenden 
jüngeren  Rivalin.'2)  So  gross  waren  die  Vortheile,  die  Kalkar 
als  Festung  darbot,  dass  Graf  Dietrich  auch  die  gewiss  nicht 
leicht  zu  überwindenden  Schwierigkeiten  nicht  scheute,  die  daraus 
erwuchsen,  dass  Köln  auf  die  Insel  Anspruch  erhob,  auf  der 
Xeu-Kalkar  erbaut  wurde. 

Die  Anlage  so  vieler  Städte  in  derselben  Gegend  und  inner- 
halb so  kurzer  Frist  erregte  nun  sofort  die  Eifersucht  Gclderns: 
ein  sicherer  Beweis,  dass  die  clevischen  Städte  von  Anfang  an 
einen  Aufschwung  nahmen,  und  dass  diese  Neugrttndungen  den 
geldernschcn  Plätzen  eine  empfindliche  Konkurrenz  bereiteten. 
Der  Vertrag,  der  abgeschlossen  wurde,  um  Graf  Otto  von  Gel- 
dern zufriedenzustellen,  gehört  in  diesen  Zusammenhang,  weil 
er  für  die  Zeitbestimmung  der  Gründung  Kalkars  in  Betracht 


*)  Lacomblet,  Urkuudenbuch,  Band  4 Nr.  6f>0. 

■)  Vergl.  die  SUlme  vom  6.  September  12S2  bei  Lacomblet,  Urkun- 
denbnch,  Band  2 Nr  769  und  die  in  manchen  Punkten  abweichende  Urkunde 
bei  Sloet  a a.  O.  Nr.  1061, 
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kommt.  Die  Erhebungsurkunde  Wesels  ist  aus  dem  September 
des  Jahres  1241,  die  Cleves  vom  25.  April  1242,  der  Vertrag 
zwischen  den  Grafen  von  Geldern  und  Cleve  ist  vom  8.  August 
1 242. ’)  Aus  dem  Instrument  erfahrt  man  ausserordentlich  in- 
teressante Nebenumstände,  die  sich  bei  den  clevischen  Städte- 
gründungen zugetragen  haben.  Wie  ehemals  bei  der  Anlage 
der  geldernschen  Plätze  clcvische  Bauern  sich  in  grosser  An- 
zahl dorthin  begeben  haben  werden,  so  sind  jetzt  geldernsehe 
Unterthanen  den  clevischen  Städten  zugeströmt.  Eben  darüber 
beklagt  sich  der  Graf  von  Geldern  und  es  wird  Folgendes  ver- 
einbart. Alle  diejenigen,  die  bis  zu  einem  bestimmten  Termin 
(als  welcher  ein  halbes  Jahr  nach  dem  15.  August  (assumptio 
Mariae)  1242  angesetzt  wird)  Bürger  in  einer  der  neuen  Städte 
geworden  sind,  sollen  unbehelligt  bleiben,  wenn  sie  thatsäehlich 
zu  dauerndem  Aufenthalt  sich  in  die  clevischen  Plätze  begeben 
haben.  Nur  dafür  haben  Graf  Dietrich,  der  Vater  und  der 
Sohn,  zu  sorgen,  dass  sie  hinsichtlich  ihrer  in  Geldern  zurück- 
gelassenen  Güter  ihrer  Steuerpflicht  genügen.2)  Späterhin, 
wird  dann  weiter  versprochen,  sollen  Unterthanen  des  Grafen 
von  Geldern  in  den  clevischen  Städten  nicht  ferner  zu  Bürgern 
aufgenommen  werden  dürfen. 

Welche  libera  oppida  oder  welche  libertates  sind  es  nuu, 
die  bis  zum  8.  August  1242  errichtet  waren  und  eine  solche 
Anziehungskraft  auf  die  geldernschen  Unterthanen  ausüben? 
Der  urkundlichen  Ueberlieferung  nach  könnten  es  — einerlei 
ob  man  die  Gründung  Griets  in  das  Jahr  1244  oder  1254  ver- 
legt — nur  Wesel  und  Cleve  sein.  Nun  liegt  aber  Wesel  so 
weit  von  geldernschen  Gebietstheilen  ab,  dass  es  füglich  nur  in 
zweiter  Linie  in  Frage  kommen  kann.  Auf  Cleve  allein  wird 
sich  vollends  nicht  die  Stelle  des  Vertrages  beziehen.  Aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  ist  gerade  Kalkar  die  clevische  Stadt, 
die  mehr  noch  als  die  Residenz  selbst  den  Grafen  von  Geldern  ein 


')  Sloet  a.  a.  O.  Nr.  632. 

Ceterum  homines  prescripti  couiitis  Ueiiie  immediate,  quos  dictus 
pater  meus  et  ego  infra  libera  oppida  nostra  in  oppidanos  suscepitnus,  iufra 
diniidimn  antium  post  asaumptionem  bente  Marie  Virginia  proximo  instantem 
infra  dictas  libertates  intrabunt,  ritu  oppidanoruni  ibidem  mansuri; 
cornndenninc  bona  hereditaria,  que  liabuerant  extra  casdeni  libertates,  eidem 
comiti,  snb  quo  sita  fucrant,  solita  servitia  persolvere  tenebuntur. 
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Stein  des  Anstosses  war.  Und  in  der  That  läuft  die  damalige 
geldernsche  Grenze  kaum  weiter  als  eine  halbe  Meile  an  der 
Kalkarer  Feldmark  vorbei:  Der  Waldrücken,  der  Goch  und 
Cleve  in  seiner  ganzen  Breite  trennt,  hat  hier  stets  eine  ge- 
ringere Ausdehnung  gehabt.  Wer  aber  die  Annahme,  dass 
Kalkar  vor  dem  8.  August  des  Jahres  1242  Stadt  geworden 
sei,  als  zu  gewagt  abweist,  der  wird  jedenfalls  zugeben,  dass 
die  Klugheit  es  erforderte,  die  Gründung  noch  innerhalb  der 
Frist  vorzunehmen,  die  durch  den  Vertrag  noch  für  die  Auf- 
nahme geldernscher  Unterthanen  festgesetzt  war.  Denn  auf 
Leute  aus  den  Niederlanden,  auf  Unterthanen  des  anstossenden 
Gelderlandes  musste  Graf  Dietrich  gerade  bei  der  Anlage  Kal- 
kars  rechnen.  Wie  ich  schon  erwähnte,  auf  einer  Insel  liegt 
dieses  Neu-Kalkar:  Ringsherum  aber  dehnten  sich  unergründliche 
Sümpfe  aus,  deren  Urbarmachung  die  Umwohner  allein  jeden- 
falls nicht  gewachsen  waren. 

Sollte  nun  jemand  gleichwohl  noch  nicht  davon  überzeugt 
sein,  dass,  wie  Cleve,  so  auch  Kalkar  1242  oder  zum  mindesten 
in  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1243  Stadt  geworden  sei, 
so  verweise  ich  ihn  auf  eine  Urkunde  vom  Jahre  124«,  die  bis- 
her merkwürdiger  Weise  bei  der  Bestimmung  der  Zeit  der  An- 
lage übersehen  ist.1)  An  ihr  hängt  das  grosse  Siegel,  das 
Kalkar  das  ganze  Mittelalter  hindurch  geführt  hat.  Noch  heute 
ist  der  Stempel  vorhanden.  Die  Umschrift  des  Siegels  lautet: 
Sigillum  opidi  et  civiuni  in  Kalkera.2)  Damals  also  zum  min- 
desten ist  der  Ort  eine  Stadt. 


v. 

Die  Gründling  der  Stadt  Kalkar. 

Auf  dem  ältesten  Siegel  Kalkars  befindet  sich  unter  der  drei- 
thürmigen  Burg  (die,  wie  so  vieler  Städte,  so  auch  dieser  Wappen 

*)  Sloet,  Oorkondenboek  der  graafschappen  Gelre  en  Zutfen  Nr.  650. 

2)  Vergl.  Wo! ff,  Die  St.  Nicolai-Pfarrkirche  zu  Calcar  S.  30.  Der 
Buchstabe  A am  Schluss  ist  durch  einen  Punkt  von  den  übrigen  getrennt. 
Die  Latinisirung  Kalkera  kommt  soii't  nirgends  vor,  so  dass  man  an  ein, 
übrigens  gar  nicht  allein  stehendes,  Versehen  des  Siegelschneiders  den- 
ken muss. 
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ziert)  ein  merkwürdiges  eideclisenartiges  Thier.  „ lieber  die 
Bedeutung  solcher  Thiere  an  derartigen  Stellen“,  bemerkt  End- 
rulat  mit  Recht,  „kann  wohl  kein  Zweifel  sein,  sie  repräsen- 
tiren  die  Wildniss,  an  deren  Stelle  sieh  der  von  Menschen  be- 
wohnte Ort,  die  Stätte  der  Kultur,  erhoben  hat“.  Eine  derartige 
Versinnbildlichung  des  Kampfes,  sei  es  nun  mit  dem  Wasser, 
sei  es  mit  dei  Wildniss,  entspricht  durchaus  der  Art  des  mittel- 
alterlichen Menschen.2)  Wenn  nun  aber  Kalkar  die  einzige 
clevische  Stadt  ist,  die  ein  solches  Wahrzeichen  im  Siegel  führt, 
so  müssen  die  Schwierigkeiten,  die  bei  der  Gründung  der  Stadt 
und  bei  der  Kultivirung  der  Stadtmark  zu  überwinden  waren, 
hier  eben  grösser  als  sonst  gewesen  sein.  Um  das  gleich  hier 
zu  sagen,  das  oppidum  liberum  Kalkar  ist  die  erste  grosse 
Bruchkolonie,  innerhalb  der  Grafschaft  Cleve,  sie  ist  insofern 
der  Vorläufer  der  vielen  freien  Städte  und  freien  Dörfer,  die 
ein  Jahrhundert  später  die  Uferlandschaft  des  alten  Diiffelgaus 
bedeeken.  Daher  die  überaus  günstigen  Bedingungen,  auf  die 
hin  die  Kolonisten  abseliliessen.  Denn  nicht  auf  den  Handel 
war  zunächst  der  ersten  Einwohner  Augenmerk  gerichtet  — 
in  der  Beziehung  bleibt  ihr  Privileg  hinter  dem  für  Wesel  und 
Cleve  zurück  — sondern  auf  die  Kultivirung  der  Sumpfniederung.'*) 
Daher  steht  ihnen  die  Befugniss  zu,  die  die  Holländer  in  ihren 
Siedlungsverträgen  sich  mit  Vorliebe  ausbedingen,  die  Wahl 
eines  Richters,  der  dafür  sorgt,  dass  ihnen  nach  heimischem 
Brauch  Urtheil  und  Recht  zu  theil  werde.  Dass  die  Bürger 
der  Stadt  Kalkar  eines  Rechtes  sich  erfreuten,  das  sowohl  hin- 
sichtlich der  Leistungen  als  auch  der  Vergünstigungen,  dem  der 
Kolonisten  entspreche,  die  die  Moräste  mit  Wassergräben  durch- 
ziehen und  in  Wiesenland  verwandeln,  dessen  blieb  man  sich 
übrigens  auch  in  der  Folgezeit  nicht  allein  in  der  Stadt  selbst, 
sondern  in  der  ganzen  Grafschaft  Cleve  bewusst.  Ausser 
Kalkar  sind  es  später  noch  Kranenbnrg,  Dinslaken  (nach  dessen 
Erhebungsurkunde  ich  die  für  Kalkar  reconstruirt  habe)  und 
vielleicht  noch  Sonsbeck,  die  gleichfalls  von  Kolonisten  besiedelt 


’)  Endrulat,  Xiederrheinische  Stndtcsiegel  S.  12. 

2)  Vergl.  Lamprecbt,  Deutsche  Geschichte  Baud  3 S.  327. 

3)  Die  Kalkarer  sind,  wie  erwähut,  hinsichtlich  der  Zollbefreiung  den 
Bürgern  von  Wesel,  Cleve  und  sogar  denen  von  Griet  gegenüber  benachtheiligt. 
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und  mit  einer  Stadtmark,  die  zumeist  aus  Brüchen  besteht, 
ausgestattet  worden  sind.  Aul  das  Recht  der  Bürger  von  Kal- 
kar  und  Kranenburg  wird  bereits  im  Jahre  1 2Ü4  bei  einem  Ver- 
trage verwiesen,  den  Graf  Dietrich  VIII.  mit  einem  Konsortium 
von  Unternehmern  abschliesst,  die  unter  gewissen  Bedingungen 
das  Tiller  Bruch  nordöstlich  von  Kalkar  zur  Urbarmachung  in 
Erbpacht  nehmen:  Item  de  petitione  et  exactione  solvenda 
— so  heisst  es  dort  — erunt  in  ipsa  libertate,  qua  de  Kalker 
et  Cranenborg  opidani.1) 

Ausser  aus  den  Gelderländern  des  Oberquartiers  in  der  Nähe 
und  der  weiter  entlegenen  niederländischen  Landstriche  rekrn- 
tirte  sich  aber  die  neue  Anlage  noch  aus  dem  Gebiete  des  be- 
nachbarten Erzstifts.  Wie  der  Graf  Otto  von  Geldern,  der  für 
städtisches  Wesen  so  viel  Yerstiindniss  besass,  hatte  sich  näm- 
lich auch  der  Erzbischof  von  Köln  bedroht  gefühlt,  sobald  nur 
das  Projekt  bekannt  wurde,  Wesel  zum  Range  einer  Stadt  zu 
erheben.  Die  Verleihung  städtischen  Rechts  an  Wesel  ist  vom 
September  1241:  am  23.  August  fordert  Konrad  von  Hostaden 
die  Kaufleute  Dortmunds  auf,  die  Jahrmärkte  in  Rees  zu  be- 
suchen, er  werde  sie  bei  der  Hin-  und  Rückfahrt  in  seinen  be- 
sonderen Schutz  nehmen.-)  Kein  Zweifel,  der  Erzbischof  oder 
die  Reescr,  die  ihn  zur  Ausstellung  der  Urkunde  veranlassen, 
wissen  längst  von  dem,  was  die  Grafen  mit  dem  ihnen  befreun- 
deten Nachbarort  planen.  Mochte  man  dergestalt  von  dem 
Emporkommen  Wesels  eine  Verminderung  des  Handels  mit  dem 
westfälischen  Hinterland  befürchten,  so  war  eine  andere  Gefahr 
für  das  Erzstift  sehr  viel  näher  und  drohender. 

Weitzerstreut  im  Diltfelgau  und  an  seinen  Grenzmarken 
lagen  die  Höfe  und  Bauerngüter  der  Wachszinspflichtigen  der 
Xantner  Stiftskirche.  Von  ihnen  nehmen  Hörige  in  grosser 
Zahl  ihre  Zuflucht  nach  den  clevischen  Städten.  Und  wer  sollte 
dem  wehren?  War  doch  der  Vogt,  der  die  Sache  des  Stifts 
hätte  führen  müssen,  eben  jener  Landesherr,  dessen  Lieblings- 
wunsch es  war,  seinen  neubegründeten  Städten  eine  starke  Be- 


')  Annalen  des  histor.  Vereins  etc.,  Heft  50  S.  12S.  Eine  ähnliche 
Schlussfolgerung  zieht  schon  Iltgen  (Die  Ansicdlungen  am  Niederrhein 
S.  30)  aus  der  angeführten  Urknndeustelle. 

a)  Liesegang,  Recht  nnd  Verfassung  von  Rees  S.  1 03. 
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hatte  schon  bald  nach  den  ersten  Stadterhebungen  (1242)  einen 
Vergleich  mit  Cleve  zu  Stande  gebracht,  durch  den,  wie  er- 
wähnt, der  Zuzug  aus  seinem  Gebiete  gänzlich  verhindert  wer- 
den sollte.  Von  einer  Abmachung  zwischen  den  Grafen  von 
Cleve  und  Xanten  ist  in  dieser  Zeit  überhaupt  noch  nicht  die 
Rede.  Vielmehr  ist  es  bezeichnend,  dass  der  erste,  der  einen 
Vertrag  mit  dem  Stift  eingeht,  wiederum  Otto  von  Geldern  ist.’) 
Dieses  Abkommen  ist  von  1259,  erst  einige  Jahre  später  (1263) 
lässt  sich  auch  Graf  Dietrich  von  Cleve  zu  Verhandlungen  mit 
dem  Stift  herbei.  Bei  dem  Anlass  wird  vereinbart,  dass  für 
beide  Theile  die  Bestimmungen  massgebend  sein  sollen,  die  in 
den  eben  erwähnten  Schied  zwischen  Xanten  und  Geldern  auf- 
genommen sind.'-)  Auch  in  dem  geldernschen  Vertrage  mit 
Xanten  wird  aber,  wie  in  dem  mit  Cleve  vom  Jahre  1242,  ein 
Unterschied  gemacht  zwischen  der  bisherigen  und  der  zukünfti- 
gen Praxis.  Alle  die  Xantischen  Unterthanen,  die  bis  dahin 
Bürgerrecht  in  den  geldernschen  Städten  erlangt  haben,  sollen 
bei  dem  Recht  bleiben,  zu  welchem  sie  aufgenommen  worden 
sind.11)  Diejenigen  aber,  die  künftighin  einwandern,  sollen  ebenso, 
als  ob  sie  noch  in  ihren  Dörfern  sässen,  ihre  Abgaben  und 
Leistungen  an  ihre  frühere  Herrschaft  entrichten.  Nur  Ross 
und  Heergeräth  dürfen  im  Sterbefalle  weder  von  der  einen  Seite 
gefordert,  noch  von  der  anderen  gegeben  werden.  Die  Richter 


’)  In  <lcr  Zwischenzeit  ist  bereits  ein  Vertrag  ähnlichen  Inhalts  zwischen 
dem  Grafen  Otto  von  Geldern  und  Erzbischof  Konrnd  von  Hostaden  abge- 
schlossen worden.  In  der  Erkunde  vom  7.  Januar  1254  (Gacoiublet,  Ur- 
kundenouch  IV  Nr.  107)  heissten:  Item  nulluni  ipsius  archiepiscopi  liomimm 
rccipieinus  in  nostris  opidis  in  opidauum  scu  civem  nec  cum  pro  opidano 
habebimus  seu  pro  cive,  nisi  residentiam  in  opidis  nostris  faciat  personalem; 
ipse  vero  ita  noster  civis  sen  opidanus  effeetns,  si  boua  habuerit  extra  opi- 
duin  uostrum  sita,  de  bonis  illis  bonorum  domino  servitia  faciet  sicut  ante. 

2)  Binterim  und  Mooren  a.  a.  0.  Band  3 Nr.  157:  Volumus  etiam 
quod  liomines  memornte  ecclesie  cujnscunquo  condicionis  exist  an t in  nostris 
opidis  seu  viilis  liberis  comniorantes  eidem  ecclesie  jus  suum  persolvant,  sicut 
ejus  liomines  in  viilis  liberis  seu  opidis  comitis  Gelrensis  habitantes  persolvunt. 

3)  Binterim  und  Mooren  a.  a.  O.  Nr.  140:  Item  de  hominibus  et 
mancipiis  dicte  ecclesie  et  dictorum  concordatum  est,  quod  hii  qui  modo 
manent  in  opidis  nostris  — so  lässt  sich  Graf  Otto  von  Geldern  vernehmen 
— stabuut  eo  jure,  quo  recepti  sunt. 
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des  Grafen  haben  auf  Erfordern  dafür  zu  sorgen,  dass  die  durch 
den  Vertrag  zugestandenen  Verpflichtungen  auch  wirklich  er- 
füllt werden.1)  Die  Verweigerung  der  Abgabe  von  Pferden  und 
Waffen  wird  übrigens,  wie  gleich  hier  bemerkt  werden  mag,  in 
einem  späteren  Vertrage  zwischen  dem  Stift  und  dem  Grafen 
Otto  von  Cleve  (1307)  mit  der  naheliegenden  Erwägung  moti- 
viert, dass  dadurch  die  Vertheidigung  des  Territoriums  erschwert 
werden  würde.-) 

Der  grössere  Theil  wenigstens  der  ersten  Ansiedler  ist 
dennoch  wohl  — zum  mindesten  in  Kalkar  — aus  dem  Düffel- 
gan  selbst  zugezogen.  Wie  schon  erwähnt,  hatte  der  Graf  gleich 
bei  der  Gründung  einer  grossen  Anzahl  von  Leibeigenen  und 
Vogteileuten,  die  sich  sofort  in  Kalkar  niederliessen,  die  Rechts- 
qualität von  Bürgern  zugestanden.  Zu  solcher  Vergünstigung 
werden  viele  aus  Nah  und  Fern  sich  gedrängt  haben.  Die 
meisten  aber,  die  sich  meldeten,  werden  aus  der  Nachbarschaft 
aus  der  ausgedehnten  Parochie  Alt-Kalkar  gewesen  sein;  denn 
weswegen  hätte  sonst  der  neubegründete  Platz  den  Namen 
Kalkar  erhalten,  der  doch  eine  Beziehung  zu  Altkalkar,  gewisser- 
massen  als  dem  Mutterort,  voraussetzt!  — Sicht  man  von  Wesel 
ab,  wo  der  Graf  nur  Landesherr  ist,  haben  alle  die  Städte- 
gründungen dieser  ersten  Periode  auf  seinen  Allodien  stattge- 
funden.  Eben  dort  war  die  Anlage  am  vortheilhaftesten.  Ausser 
dem  Arealzins  in  Geld  musste  dort  noch  ein  Hühnerzins  ent- 
richtet werden:  offenbar  die  Gegenleistung  gegen  Ueberlassung 
einer  Stadtmark  an  die  Bürgerschaft.  Von  Cleve  ist  es,  wie 
schon  erwähnt,  unzweifelhaft,  dass  das  Terrain  um  die  Burg 
Eigengut  des  Grafen  war.  Auch  von  Griet  darf  man  dasselbe 
annehmen.  Griet  lag  zur  Zeit  der  Gründung  auf  einer  umfang- 
reichen und  fruchtbaren  Rheininsel,  auf  der  sich  auch  das 
Kloster  Wissel  befand,  ohne  Zweifel  die  älteste  kirchliche  Stif- 
tung der  alten  Grafen  des  Düff'elgaus.3)  Bis  zur  Erhebung 


')  Et  si  qui  recipientnr  in  posterum,  de  hiis  etiam  erit  salvnm  jus 
suum  per  oninia,  ut  de  hiis  re.ipiant,  d.  h.  die  Heamten  des  Stifts,  jura  sua 
in  opidis  nostris  tamquam  si  mornrentur  in  villis;  preter  dextrarias  ct  arma. 
Et  hoc  eis  judex  noster,  infra  cujus  termiuum  id  acciderit,  si  requiserint,  sine 
tnora  faciet  exhiberi. 

*)  Binterim  und  Mooren  a.  a.  O.  Baud  4 Nr.  280. 

3)  Schölten,  Beiträge  zur  Geschichte  von  Wissel  und  Grieth  S.  6 ff. 
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Griets  zur  Stadt  war  dieses  Fischerdorf  nacli  Wissel  eingepfarrt 
gewesen,  erst  von  der  Zeit  an  wurde  das  Städtchen  allmählich 
auch  in  kirchlicher  Beziehung  selbstständig.  Diese  Insel  galt, 
so  weit  sie  nicht  zur  Dotirung  des  Klosters  hatte  dienen  müssen, 
als  clevisches  Eigengut.  Hier  war  einer  der  ertragreichsten  Grafen- 
höfe. Das  zeigt  die  schon  so  oft  erwähnte  Eheberedung  zwischen 
Graf  Dietrich  VI.  und  Herzog  Heinrich  von  Lothringen  vom 
Jahre  1233.1)  Die  Braut  soll,  falls  die  Heirath  zu  Stande 
kommt,  eine  jährliche  Leibrente  von  l.r>00  Mark  erhalten.  Von 
der  Summe  werden  nicht  weniger  als  1200  Mark  auf  die  Höfe 
Kalkar  und  Wissel  angewiesen.  Ein  Theil  dieses  Hofes  in 
Wissel  wird  dann  bei  der  Anlage  der  Stadt  Griet  zur  Allmende 
verwandt  sein. 

Auch  der  Grund  und  Boden  Neu-  Kalkars  wird  gräf- 
liches Allod  gewesen  sein.  Doch  lagen  hier  die  Dinge  com- 
plicirter,  denn  die  Rheinniederung,  die  für  die  Gründung  in  Be- 
tracht kam,  nähert  sich  den  erzstiftischen  Besitzungen,  die  mit 
Rees  und  Aspel  zugleich  an  Köln  übergegangen  waren.  Hinzu 
kommt,  dass  in  der  ganzen  Gegend  die  Grenzen  durch  die  Ver- 
änderung des  Bettes  des  Stromes  fort  und  fort  geändert  werden; 
da  konnte  es  leicht  geschehen,  dass  der  Erzbischof,  sei  es  als 
Landesherr  sei  es  als  Herzog  von  Niederlothringen,  nicht  selten 
Ansprüche  erhob  auf  Besitzungen,  die  von  eleviseher  Seite  von 
Alters  her  als  Allodialgut  angesehen  worden  waren.  Ein  lehr- 
reicher Streitfall  der  Art  aus  dem  Jahre  1 1H8  ist  bekannt.-) 
Es  handelt  sich  um  das  Recht  auf  eine  Rheininsel  gerade  in 
der  Landschaft,  die  hier  in  Frage  kommt,  zwischen  Rees  und 
Wissel.  Ein  Uebereinkommen  wird  endlich  dahin  getroffen,  dass 
der  strittige  Besitz  an  das  Kloster  Kamp  kommen  soll.  Aehnliche 
Ansprüche  wird  nun  Köln  erhoben  haben,  als  im  Jahre  1242 
Graf  Dietrich  VI.  daran  ging,  auf  dem  Theil  der  Parochie 


')  Bei  Butkens,  Trophfes  du  duebe  de  Brabant  etc.,  Prouves  S.  "4: 
Nos  eidem  Elisabeth  contulinius  mille  et  guingentas  libras  Colonienses  . . 
ducentas  de  redditibus  spectantibus  nd  castrum  de  Thoneuborg  circa  Ramern 
et  [de]  curti  Orsoie.  mille  et  ducentas  de  curtibns  Calcre  et  Wisscbelen, 
centum  vero  de  curtibu»  Rescne  et  Wolfare  nomine  donationis  propter  nuptias 
recipiendas. 

Lacomblet,  Urkuudenbucb,  Bai  d 1 Nr.  610. 
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Kalkar,  der  sich  in  die  Rheinniederung  erstreckte,  eine  Stadt 
zu  erbauen.  Demgemäss  musste,  wie  schon  so  oft,  mit  Köln 
verhandelt  werden.  Diesmal  aber  wurde  ein  anderer  Ausweg 
gefunden,  denn  mit  einer  Schenkung  an  einen  Dritten  wäre  Graf 
Dietrich  schwerlich  gedient  gewesen.  Es  empfahl  sich  also  ein 
Auskunftsmittel,  das  bei  früheren  Streitigkeiten  gleichfalls  schon 
angewendet  worden  war.  Das  war  z.  B.  1223  geschehen.  Als 
Graf  Dietrich  VI.  auf  seinem  Allod  zu  Wilre  in  monte,  qui 
Mergelpe  vocatur,  eine  Burg  hatte  errichten  wollen,  hatte  er 
nämlich  die  Erlanbniss  von  Engelbert  dem  Heiligen  nur  dadurch 
erlangen  können,  dass  er  sie  von  dem  Erzbischof  als  Lehen 
nahm.1)  Ebenso  wurde  nun  oft'enbar  1242  bei  der  Anlage  von 
Kalkar  und  wenige  Jahrzehnte  später  bei  dem  Aufbau  der 
Festung  Manna  verfahren.  Jenes  Verzeichniss  der  Lehen,  welche 
Cleve  von  Köln  hält,  aus  der  Zeit  von  1311 — 1314  weist  den 
folgenden  Absatz  auf:  Item  castrum  Monreberg  cum  omnibus 
pertinentiis  suis  et  opidum  Kalkere  cum  suis  attinentiis. 
Schon  Lacomblet,  der  dieses  Schriftstück  entdeckte  und  mit- 
theilte, knüpft  daran  die  eben  wiederholte  Bemerkung,  dass  das 
Lelinsverhältniss,  soweit  es  die  Stadt  Kalkar  anbelange,  jeden- 
falls darauf  zurückzuführen  sei,  dass  der  Erzbischof  als  Herzog 
von  Niederlothringen  die  Rheininsel  beansprucht  habe,  auf  der 
sich  die  Stadt  erheben  sollte.'-)  Möglich,  dass  der  Streit  so  lange 
geruht  hatte,  bis  Dietrich  VI.  mit  der  Gründung  vorging.  Bei 
einem  Ereigniss  aber,  das  eine  solche  Machtverschiebung  mit 
sich  brachte  und  die  Nachbarterritorien,  wie  gezeigt,  stets  iu 
Mitleidenschaft  zog,  musste  eine  Frage  von  so  grossem  Belang 
ausgetragen  werden.  Wenn  Lacomblet  aber  weiter  behauptet, 
nicht  ganz  Kalkar,  sondern  nur  ein  Theil  sei  kölnisches  Lehen 
gewesen,  so  ist  das  ein  Irrthum.  In  den  Urkunden,  auf  die  er  sich 
als  Stütze  für  seine  Behauptung  bezieht,  findet  sich  davon  keine 
Spur/1)  Wenn  nun  trotz  der  lästigen  Fessel,  die  das  Lehus- 


*)  Lacomblet,  Urkundenbuch  IV  Nr.  650.  Vergl.  auch  iu  dessen 
Archiv,  Baud  4 S.  385. 

a)  Archiv  für  die  Geschichte  des  Niederrheins,  IV  S.  389. 

3)  Er  verweist  namentlich  auf  die  uns  schon  bekaunte  Privilegien- 
bestätigung  der  Stadt  Kalkar  vom  Jahre  1347,  die  ihm  wohl  nur  aus  einer 
fehlerhaften  Copie  bekannt  war. 

Llaeegang,  NiedarrheinUches  Stidtawe«en  im  Mittelaltar.  5 
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verhältniss  zu  Köln  immerhin  bedeutete,  gerade  hier  eine  Stadt 
errichtet  wurde,  dann  müssen  in  der  That  schwerwiegende 
Gründe  dafür  gesprochen  haben.  Der  militärischen  Erwägungen 
wurde  schon  gedacht:  Es  sollte  im  Centrum  des  Landes  Ersatz 
geschaffen  werden  für  Munna.  Hinzu  kam  dann  jedenfalls,  dass 
diese  Niederung,  weitaus  zum  grösseren  Theile  aus  Bruchlän- 
dereien bestehend,  bis  dahin  geringen  Ertrag  gebracht  hatte. 
Zudem  war  sie,  abgesehen  von  dem  kölnischen  Lehnsanspruch, 
Allodialbesitz  der  Grafen.  Rechte,  die  ausser  Köln  noch  einem 
Dritten  zustanden,  Hessen  sich  leicht  ablösen.  Es  waren  wohl 
nur  die  Herren  von  Wissel,  die  in  der  Hinsicht  in  Betracht 
kamen.  Mitglieder  des  Geschlechtes  werden  seit  der  Mitte  des 
12.  Jahrhunderts  urkundlich  genannt.1)  Sie  haben  ausserordentlich 
ausgedehnte  Besitzungen  in  dem  ganzen  Landstrich  um  Kalkar 
herum,  in  Hanselaer,  das  kaum  eine  Viertelstunde  von  der  neuen 
Stadt  entfernt  ist,  in  Griet,  Keppeln,  Cleve,  Kervenheim  und 
Altkalkar.  Schon  durch  die  Lage  ihrer  Güter  sind  sie  gegebene 
Vermittler  in  den  zahllosen  Zwistigkeiten  zwischen  dem  Erzstift 
und  den  Grafen  von  Cleve.  Andererseits  müssen  die  Grafen 
von  Cleve  mitunter  Grenzstreitigkeiten  zwischen  ihnen  und  der 
Stadt  Kalkar  schlichten.  Diese  Familie  erhebt  nun  späterhin 
Anspruch  auf  den  kleinen  Zehnten  von  Ländereien  der  Kalkarer 
Stadtmark.  Es  scheint,  dass  ihr  Anrecht  bei  der  Gründung 
Kalkars  nicht  berücksichtigt  oder  jedenfalls  nicht  in  rechtsgültiger 
Form  festgestellt  worden  war.  In  Beziehungen  zu  Kalkar  finden 
wir  Mitglieder  des  Geschlechts  gleich  nach  der  Stadterhebung. 
Gedacht  wurde  schon  der  Urkunde  vom  Jahre  1246,  an  der  das 
Siegel  der  Bürger  hängt.  In  ihr  bezeugen  der  Richter  und  die 
Schöffen  des  jungen  Gemeinwesens  den  Verkauf  von  Gütern, 
die  Dietrich  und  Stephan  von  Wissel  in  den  Niederlanden  be- 
sitzen, an  das  Bethlehemkloster  bei  Dütinchem.'2)  Die  Vermuthung 
liegt  nahe,  dass  die  Brüder  bei  der  Vermittlung  zwischen  dem 
Grafep  und  den  Kolonisten  aus  den  Niederlanden  von  ihren 
Verbindungen  mit  jener  Gegend  Gebrauch  gemacht  haben.  Wie 
dem  nun  auch  sein  mag,  wie  schon  erwähnt,  kommt  es  später 


')  Schölten,  Pie  Herren  von  Wissel,  in  seinen  Beiträgen  zur  Ge- 
schichte von  Wissel  und  Grieth  S.  173  ff. 

*)  Sloet.  a.  a.  O.  Nr.  G59. 
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zu  energischen  Auseinandersetzungen  zwischen  Stephan  von  Wissel 
und  der  Stadt  Kalkar.  Davon  erfährt  man  in  dem  Vertrag  von 
12Ui*  durch  den  Ritter  Stephan  von  Wissel  seine  Burg  Kehrum 
bei  Marienbaum  (und  wohl  nicht  Kervenheim,  wie  Lacomblet 
will)  dem  Grafen  Dietrich  von  Cleve  zu  liehen  aufträgt.1)  Tn 
dem  Dokument  wird  nämlich  beiläufig  des  Verhältnisses  des 
Ritters  zu  Kalkar  mit  folgenden  Worten  gedacht:  Item  cives 
in  Kalkere  de  injuria,  si  quam  mihi  hactenns  fecerunt  in  dene- 
gatione  deeime  minute,  liberos  et  solutos  dimisi;  quam  si  eidem 
cives  mihi  dare  voluerint,  dominus  meus  prebet  assensum;  si  vero 
eam  mihi  dare  contradixerint,  dominus  meus  comes  mihi  in  prosecu- 
tione  juris  mei  nullum  faciet  impedimentum.  Si  etiam  ipsi  se 
per  justitiam  defendere  potuerint,  comiti  coni))lacebit.  Man  sieht, 
die  Streitfrage,  ob  die  Kalkarer  zehntpflichtig  sind  oder  nicht, 
wird  auch  in  dieser  Abmachung  offen  gelassen.  Der  Graf  ver- 
spricht sich  in  die  Sache  nicht  einzumischen,  die  streitenden 
Parteien  sollen  ihren  Zwist  auf  eigene  Faust  austragen.  Wie 
es  scheint,  hat  der  Ritter  oder  sein  Rechtsnachfolger  dann  seinen 
Anspruch  durchgesetzt.  Denn  im  Jahre  1324  überlässt  Wemerus 
dominus  de  Royde,  miles,  dem  Grafen  Dietrich  von  Cleve  Lehn- 
güter, die  vordem  Stephan  von  Kervenheim  in  Besitz  gehabt 
habe:  Zugleich  wird  ausgemacht,  dass  der  Graf  ihn  mit  dem 
kleinen  Zehnten  in  Kalkar  belehnen  soll.'-) 

Für  die  übermächtige  Stellung  dieser  Familie  der  Herren 
von  Wissel  (die  übrigens  unter  verschiedenen  Benennungen,  so 
z.  B.  auch  als  Herren  von  Hanselaer  Vorkommen)  in  dem  Pt'arr- 
bezirke  Alt-Kalkar,  in  dessen  Bereich  Neu-Kalkar  liegt,  spricht 
dann  noch  der  Umstand,  dass  an  ihren  Eigengütern  zu  Kehrum 
das  Patronatsrecht  der  Parochie  Kalkar  geklebt  zu  haben  scheint. 
Erst  im  Jahre  1337  kommt  dieses  Patronatsrecht  durch  Rumbliaen 
von  Voyshen,  der  ebenso  wie  der  vorhin  erwähnte  Wemerus 


')  Urkuntlenbnch  Band  2 Nr.  598.  Vcrgl.  nucli  Binterim  und  Moo- 
ren (Anfl.  2)  Band  I S.  198. 

a)  Orig.  Perg.  im  St.  A.  zu  I).  A.  II  Cleve-Mark,  Suppt  Nr.  1«. 
Dutum  dominica  invocavit  (4.  März):  Sic  qund  decima  in  Kalker  cum  uni- 
versis  juribus  et  fiilelibus  ad  bona  ipsius  Stephani  bone  inemorie  provenienti- 
bus  detenta  a comite  Clevensi  et  suis  heredibus  debent  veraciter  obtiuere 
et  nychilominuB  tamquam  a vero  ilomino  et  infeodatore  infeodari. 

5* 
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de  Royde  in  der  Beziehung  als  Rechtsnachfolger  Stephans  von 
Kervenheim  anftritt,  an  den  Grafen  von  Cleve.1) 

Es  waren  also  — das  lehren  die  mitgetheilten  Thatsachen 
— mancherlei  Schwierigkeiten  bei  der  Anlage  der  Stadt  Kalkar 
zu  überwinden.  Dem  standen  aber  andererseits  nicht  unerheb- 
liche Vortheile  gegenüber.  Kalkar  liegt,  wie  schon  die  ange- 
führten Sätze  aus  Teschcnmachers  Annalenwerk  erkennen  lassen, 
auf  einer  Insel,  die  von  einem  alten  Rheinarm  und  von  einem 
kleinen  Nebenflüsschen,  der  Ley,  gebildet  wird.  Der  alte  Rhein- 
arm nnd  die  Ley  vereinigen  sich  nördlich  von  der  Stadt  zu 
einem  nicht  unbedeutenden  Wasserstrang,  der  die  neue  Stadt 
mit  dem  Rhein  verband.  Diese  noch  heute  unter  dem  Namen 
Kalkflack  bekannte  Verbindung  war  mindestens  bis  zum  Ende 
des  Mittelalters  — seit  dieser  Zeit  nimmt  der  Rhein  seine  jetzige 
östlichere  Richtung  — so  wasserreich,  dass  wohl  zu  jeder  Zeit 
die  Rheinschiffe  bis  unmittelbar  an  die  Mauern  der  Stadt  fahren 
konnten.  Und  um  den  Segen  des  Wassers  voll  auszunutzen, 
hatte  man  das  Kalkflack  nach  Süden  durch  einen  Graben  ver- 
längert, der  Stadt  und  Insel  der  Länge  nach  in  der  Mitte  durch- 
zog. An  diesem  Wasserzuge  lagen  wohl  meist  die  Hausstätten 
der  Gerber  und  die  Rahmen  der  Tücher  und  Walker.  Der  Kanal 
führt  später  den  so  überaus  bezeichnenden  Namen  Mittelgraben. 
Weist  so  die  Lage  der  Stadt  auf  Handel  und  Schiffahrt,  so  ist 
andererseits  nicht  zu  übersehen,  dass  sie  auch  ohne  Mauer  oder 
Pallisaden  durch  die  Natur  eine  starke  Festung  ist.  Die  Kosten 
der  ersten  Gründung  waren  also  unverliältnissmässig  gering,  schon 
die  Thatsache,  dass  wehrhafte  Männer  sich  hier  in  genügender 
Anzahl  ansiedelten,  machte  aus  der  Insel  eine  schwer  einzu- 
nehmende Wasserburg.  So  treffen  in  Wahrheit  mehrere  günstige 
Umstände  zusammen,  die  für  die  Wahl  Kalkars  ausschlaggebend 
sein  mussten.  War  die  Stadterhebung  Wesels  und  Cleves  nur 
eine  Frage  der  Zeit  gewesen,  so  lässt  sich  bei  Kalkar  nnd  Griet 


')  Urkunde  vom  2.  Oktober  bei  Schölten,  Die  Stadt  Cleve,  Beil. 
Nr.  31:  Convenimus,  quod  jus  patronatus  ecclesie  parochialis  in  Kalker  . .. 
sive  jus  presentnndi,  dum  vacaverit,  ad  eandeni,  quod  depeudere  dinoscitur 
ex  bonis  feodalibus  nostris  comitis  predicti  consisteutibus  infra  parocbiam 
eandem  vulgariter  bona  de  Kervenheim  uuneupatis,  . . . donavimus,  dimisi- 
mus  u.  s.  w. 
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nicht  dasselbe  sagen.  Der  veränderte  Lauf  des  Rheines,  der 
sich  etwa  seit  dem  11.  Jahrhundert  von  der  linksrheinischen 
Hügelkette  mehr  und  mehr  zurückzieht,  forderte  auf  zur  Kulti- 
virung  der  weiten  Strecken  der  Niederung,  die  einst  das  Wasser 
bedeckt  hatte.  Andererseits  änderten  sich  die  natürlichen  Vor- 
bedingungen mancher  Ortschaften  für  Handel  und  Verkehr.  Es 
beweist  den  scharfen  Blick  Dietrichs  VI.,  den  man  den  Städte- 
gründer nennen  möchte,  dass  er  diesen  Umständen  Rechnung 
trägt.  Während  Cleve  noch  an  der  Randhöhe  liegt,  sind  Kalkar 
und  Griet,  seine  beiden  letzten  Städtegründungon,  in  die  Rhein- 
ebene  vorgeschoben.  Sie  zeigen,  dass  der  Graf  die  Vortheile, 
die  die  grosse  Wasserstrasse  bringt,  vollauf  zu  würdigen  weiss: 
Er  will  sie  nicht  nur  durch  Zölle  ausnutzen,  sondern  auch  da- 
durch nutzbar  machen,  dass  er  Stadtburgen  gründet,  in  denen 
der  Kaufmann  und  der  Handwerker  eine  sichere  Zuflucht  findeu. 


Kapitel  3. 

Zur  Verfassungsgeschichte  der  Stadt  Wesel,  vor- 
nehmlich im  dreizehnten  Jahrhundert. 

i. 

Die  älteren  Privilegien. 

Für  die  ersten  hundert  Jahre  nach  der  Gründung  fliessen 
die  Quellen  für  die  Geschichte  der  clevischen  Städte  äusserst 
dürftig.  Abgesehen  von  den  Privilegien  Wesels,  sind  die  älteren 
Bestände  der  Archive  aller  anderen  Ortschaften  des  Territoriums 
verloren  gegangen.  Daher  ist  Wesel  die  clevische  Stadt,  deren 
Verfassungsentwicklung  sich  von  den  Anfängen  an  am  besten 
übersehen  lässt.  Zudem  eilt  Wesel  in  der  Ausbildung  seiner 
inneren  Einrichtungen  den  anderen  Plätzen  des  Landes  weit 
voraus:  Ohne  Zweifel  übt  es  einen  mächtigen  Einfluss  aus  auf 
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die  Ausgestaltung  der  Verfassung,  namentlich  der  mächtigeren 
und  älteren  clevischen  Kommunen.  Dennoch  aber  darf  nicht 
übersehen  werden,  dass  die  Voraussetzungen,  die  für  Wesel 
massgebend  sind,  für  die  anderen  Städte  nur  sehr  bedingt  zu- 
treffen. Durch  die  Zahl,  den  Wohlstand  und  die  Alt  der  Be- 
schäftigung seiner  Einwohnerschaft  unterscheidet  sich  Wesel 
durchaus  von  den  anderen  Plätzen.  Wohl  noch  wichtiger  aber 
ist  es  für  die  spätere  Entwicklung  gewesen,  dass  in  Wesel  schon 
vor  der  Erhebung  zur  Stadt  das  comnninale  Leben  eine  eigen- 
thündiche  Gestalt  angenommen  hatte.  Wie  scharf  der  Gegen- 
satz ist  zwischen  Wesel  und  den  clevischen  Neugründungen, 
zeigte  ja  schon  der  Vergleich  der  Urkunde  von  1241  mit  denen 
für  Cleve  und  Kalkar  vom  Jahre  1242,  die  beide,  obwohl  sie 
.Abweichungen  mancher  Art  aufgewiesen  haben  mögen,  einander 
doch  sehr  viel  näher  stehen,  als  dem  Privileg  für  Wesel  mit 
seinen  zahlreichen  durch  lokale  Verhältnisse  bedingten  Bestim- 
mungen. Dass  nun  eben  jenes  Diplom  für  Wesels  Entwicklung 
nicht  von  der  Bedeutung  sein  konnte,  wie  die  Erhebungsurkun- 
den der  anderen  Orte  für  diese,  stellte  sich  bald  heraus.') 
Nirgends  befriedigte  das  Erstlingsprivileg,  nach  kurzer  Zeit 
wurden  Ergänzungen  nöthig,  bei  denen  man  sich  nicht  scheute, 
auf  den  Inhalt  und  die  glücklichere  Formulirung  der  Gründungs- 
urkunden der  jüngeren  Schwesterstädte  zurückzugreifen.  Hinzu 
aber  kommt  noch,  dass  sich  in  dem  grossen,  volkreichen  und 
mächtig  aufstrebenden  Platz  früh  das  Bedürfniss  auch  nach  solchen 
Verleihungen  geltend  macht,  die  selbst  in  den  Erhebungsurkunden 
für  Kalkar  und  Cleve  ebensowenig  vorgesehen  waren,  wie  in 
der  für  Wesel. 

Es  würde  zu  weit  führen,  wenn  ich  den  Inhalt  der  Privi- 
legien, die  also  nöthig  wurden,  im  Einzelnen  durchgehen  wollte, 
nur  ganz  summarisch  mögen  sie  aufgelührt  werden,  damit  aus 
diesen  Einzelheiten  ersichtlich  werde,  wohin  die  Wünsche  und 
Bestrebungen  der  Weseler  Bürgerschaft  damals  zielten. 

Die  Erhebungsurkunde  vom  Jahre  1241  wurde  zuerst  be- 
stätigt von  einem  zweiten  Junggrafen  Dietrich  von  Cleve,  der 
einige  Zeit  nach  dem  Tode  seines  älteren  Bruders  im  Jahre 


')  Die  Krlii'bungsurkunde  ist  abgedruckt  bei  Lacomblet  a.  a.  0. 
Jiand  II  Nr.  25S. 
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1252  Herr  der  Stadt  wurde.1)  Das  Dokument  bietet  eigentlich 
kaum  etwas  Neues:2)  Ausdrücklich  wird  auf  das  frühere  Privileg 
und  das  omne  jus  libertatis,  das  dadurch  zugestanden  sei,  Bezug 
genommen.  Dann  folgt  die  nochmalige  Versicherung,  dass  die 
Bürger  bei  allen  gegen  sie  erhobenen  Klagen  sich  nur  vor  den 
Schöffen  der  Stadt  zu  vertbeidigen  brauchen.3)  Der  Satz  ist 
ganz  besonders  instruktiv,  da  er  in  seiner  neuen  Fassung  sehr 
viel  allgemeiner  gehalten  ist  als  früher.  Offenbar  ist  er  nach 
dem  entsprechenden  Artikel  der  jüngeren  Erhebungsurkunden, 
etwa  der  für  Cleve,  umgearbeitet.  Daran  scliliesst  sich  ein 
Satz,  der  zwei  andere  des  früheren  Privilegs  zusammenfasst 
und  ihnen  eine  glücklichere  und  jedenfalls  zeitgeinässere  Fas- 
sung giebt.  In  jenem  Diplom  hiess  es:  Nemo  infra  judicia 
a judieio  civitatis  derivantia  aliquem  civem  obligare  vel  pro- 
clamare  presumat  vel  amplius  gravet,  quam  ad  expurgationem 
ipsius  cum  sola  manu.  Diese  Vorschrift,  die  sich  also  — wenig- 
stens dem  Wortlaut  nach  — auch  auf  die  Einwohner  der  Ge- 
richtssprengel bezieht,  deren  Vorort  Wesel  ist,  gilt  nach  der 
neuen  Fassung  nur  noch  für  die  Bürger.4)  Offenbar  eine  Neuerung, 
die  den  Verhältnissen  Rechnung  trägt,  denn  nach  der  Erhebung 
zur  Stadt  musste  das  Band,  das  die  Villa  Wesel  mit  anderen 
Vororten  des  Fiskus  verknüpfte,  nothwendig  lockerer  werden.5) 
Uebrigens  sei  gleich  hier  bemerkt,  dass  der  Artikel  in  der  neuen 
Formulirung  in  das  sog.  privilegium  majus  vom  Jahre  1277  auf- 
genommen wurde. 

Schon  nach  drei  Jahren  (1255)  wird  der  Stadt  abermals 
ein  Privileg  zu  tlicil,  in  dem  sich  ihre  wachsende  Selbstständig- 
keit der  Landesherrschaft  gegenüber  widerspiegelt.8)  Dietrich 
Luf  verspricht  nämlich  darin,  ohne  den  Willen  der  Bürgerschaft 


')  Schölten,  Olevische  Chronik  des  Gert  von  der  Schuren  S.  105. 

2)  Original  Perg.  im  St.  zu  D.,  Stadt  Wesel  Nr.  2. 

3)  Volentes  insuper,  ut  nullus  aliquem  civem  Weselensem  vel  suas  res 
in  aliquo  judieio  nostri  districtus  civili  proclamationo  vel  obligatione  sive 
aliqua  alia  impetitione  wolestare  presumat,  sed  [causam  suam]  scabinis 
Weselensibus  in  forma  judicii  deferat  et  ipsis  eam  fine  debito  comittat  de- 
terminandam. 

4)  Vergl.  unten  S.  112. 

6)  Vergl.  unten  S.  107. 

*)  Lacomblet,  Urkuudeubuch,  Band  2 Kr.  421. 
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kein  neues  Gebäude  in  Wesel  zu  errichten.  Wichtiger  noch  ist 
die  Bestimmung,  durch  die  der  Stadt  die  alte  Schöffenordnnng  be- 
stätigt wird.  Da  um  das  Recht  zur  Einsetzung  der  Schöffen  später- 
hin ein  erbitterter  Streit  entbrennt,  möge  der  entscheidende  Satz 
hier  folgen:  Volnmus  etiam,  ut  seenndum  bonam  suam  consue- 
tudinem  hactenus  habitam  de  statuendis  et  destituendis  scabinis 
suis,  liberam  habeant  facultatem,  prout  eis  visum  fuerit  expedirc. 
Wiederum  nach  drei  Jahren  stellt  Dietrich  Lui  den  Bürgern 
eine  neue  Urkunde  ans.1)  In  dem  Diplom  von  1241  sind  über 
den  städtischen  Markt  völlig  unzureichende  Bestimmungen  ent- 
halten. Das  ist  um  so  auffallender,  weil  in  den  geldernschen 
Privilegien,  die  als  Vorlage  gedient  haben  (so  schon  in  dem  filr 
Ziitphen  vom  Jahre  1100),  ausführliche  Angaben,  zum  mindesten 
über  den  Wochenmarkt,  stehen.  Auch  in  der  Stadterhebungs- 
urkunde für  Cleve  findet  sich  wenigstens  die  Anordnung,  dass 
die  Bürger  der  Stadt,  wenn  sie  Jahrmärkte  innerhalb  des 
Territoriums  besuchen,  abgabefrei  sein  sollen.  Tn  dem  Diplom 
für  Wesel  wird  hingegen  des  Wochenmarktes  nur  ganz  nebenher 
gedacht.  Si  quis  vero  — heisst  es  — theloneum,  quod  infra 
civitatem  diebus  fori  a forensibus  requiritnr,  detinnerit,  VI  de- 
nariis  levibus  et  non  amplins  puniatur.  Es  liegt  hiernach  auf 
der  Hand,  der  Wochenmarkt  in  Wesel  wird  nicht  erst  1241 
eingesetzt,  sondern  ist  schon  längst  vorhanden.  Wohl  aber  man- 
gelt es,  wie  gesagt,  an  näheren  Bestimmungen  über  ihn. 
Diesem  Missstand  soll  nun  durch  die  Verleihung  vom  Juni  1258 
abgeliolfen  werden.  Zunächst  wird  der  Wochenmarkt,  der  Wesel 
früher  zugestanden  sei,  bestätigt.  Dann  aber  wird  allen  Kauf- 
leuten, die  nur  immer  ihn  besuchen,  auf  der  Hin-  und  Rückreise 
freies  Geleit  zugesagt.2)  Nicht  theilhaftig  dieses  Schutzes  sollen 
indessen  überführte  Verbrecher  sein.  Diejenigen  endlich,  die 


')  Urkunde  vom  Juni  1258  im  8t.  zu  D.,  Stadt  Wesel  Nr.  4. 
s)  Auf  irgend  einem  Irrthum  beruhen  die  Bemerkungen  von  Reinhold 
a.  a.  0 S.  2H  über  den  Inhalt  dieses  Privilegs.  Unrichtig  ist  auch,  was  er 
ebendort  Uber  die  entsprechende  Bestimmung  des  Privilegs  für  Ziitphen  sagt. 
Der  erste  entscheidende  Satz  des  Diploms  lautet:  Tarn  present ibus  quam  fu- 
turis  not  um  esse  cupimus,  quod  libertatein  fori  cbdomedalis  in  sabbato  cum 
reliqua  libertate  a domino  patro.  nostro  et  ilileeto  fratre  nostro  Theodorieo 
. . . opidauis  nostris  in  Wisele  ratam  habere  decrevimus  et  inconvulsam. 
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den  also  gewährten  Marktschutz  brechen,  sollen  mit  der  ausser- 
ordentlichen Busse  belegt  werden,  die  sonst  nur  Rebellen  trifft.1) 

Mit  diesen  drei  Privilegien  scheint  dem  ersten  Bedtirfniss 
nach  dem  Erwerb  neuer  und  nach  der  Bestätigung  alter  Rechte 
Genüge  geschehen  zu  sein,  jedenfalls  ist  in  den  beiden  nächsten 
Jahrzehnten  schwerlich  ein  neues  ausgestellt  worden.2)  Erst  in 
den  siebziger  Jahren  ist  die  Entwicklung  der  Stadt  so  weit  fort- 
geschritten, dass  weitere  Verleihungen  notli wendig  werden.  Vor 
allem  war  der  Bürgerschaft  daran  gelegen,  sich  neue  Einnahme- 
quellen zu  erschliessen.  Denn  die  einzigen  Erträgnisse,  die  die 
Erhebungsurkunde  von  1241  der  Stadt  zngesprochen  hatte,  ein 
Antheil  an  den  Gerichtsbussen,  waren  wohl  nur  gering.  So  be- 
grüsste  man  es  gewiss  mit  Freuden,  dass  Dietrich  Luf  im  Jahre 
1272  gegen  eine  Abgabe  von  IG  Pfund  Pfennigen  der  Bürger- 
schaft die  Gruit  in  Erbpacht  gab.3)  Wichtiger  noch  war  aber 
jedenfalls  eine  Verleihung  vom  Jahre  1276.  Damals  nämlich 
überlässt  Dietrich  Luf  der  Stadt  wenigstens  auf  zwei  Jahre 
alle  Zollgelalle  mit  Ausnahme  derer  vom  Wein.  Ausserdem  soll 
ihr  die  jurisdictio  quotidiana  zustehen,  die  dann  wohl  von  einem 
besonderen  städtischen  Richter  verwaltet  werden  soll.  Was  unter 
dem  täglichen  Gericht  zu  verstehen  sei,  lehrt  ein  anderer  Satz 
der  Urkunde,  in  dem  die  jurisdictio  de  capite  et  collo  zum 
wenigsten  dem  Stadtherrn  reservirt  wird.4)  Besonders  reich 
an  Privilegien  sind  dann  die  ersten  Jahre  Dietrichs  VIII. 
(1275 — 1305).  Schon  hier  tritt  die  Thatsache  hervor,  auf  die 
später  noch  oft  zurückzukommen  sein  wird;  der  Regierungs- 
antritt der  einzelnen  Grafen  ist  epochemachend  für  den  Fort- 
schritt der  bürgerlichen  Autonomie.  Freilich  nicht  gleich  nach 
dem  Tode  seines  Vaters,  sondern  erst  am  27.  Mai  1277,  nachdem 
von  seinem  Bruder  Dietrich  Luf  AVesel  an  ihn  übergegangeu,  be- 
stätigte der  neue  Herr  ziemlich  summarisch  die  Privilegien  der 
Stadt.  Er  leistete  den  Bürgern  einen  Eid,  dass  er  halten  wolle 


')  Quicunque  vero  haue  libertatem  . . . aus»  temorario  inflrmare  pre- 
sumpserit,  sciat  se  gratiam  nostram  et  favorem  demeruisse  et  penam  satis- 
factionis  majorem,  que  rebellibus  objieitur,  incurisse. 

2)  Denn  es  ist  nach  Lago  der  Ucberlieferung  nicht,  anzunehmen,  dass 
Privilegien  aus  dieser  älteren  Zeit  verloren  gegangen  sind. 

3)  Orig.  Perg.  im  St.  zu  D , Stadt  Wesel  Nr.  7. 

4)  Kbendort  Nr.  9. 
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omnia  et  singula  jura,  prout  in  suis  privilegiis  ipsis  a nostris 
progenitoribus  . . . datis  et  porrectis  continentur.  Indessen  scheint 
man  in  Wesel  hierdurch  nicht  völlig  befriedigt  zu  sein,  man  ruhte 
nicht  eher,  als  bis  der  Gesammtinhalt  aller  Briefe,  auch  derer, 
die  extra  corpus  sui  privilegii  (die  Erhebungsurkunde  von  1241 
gilt  also  noch  immer  als  das  Hauptprivileg)  verzeichnet  sind, 
in  ein  Volumen  privilegii  zusammengefasst  werden.1)  Man  muss 
sagen,  die  Aufgabe,  die  dem  Redaktor  vorlag,  ist  von  ihm  auf 
das  beste  gelöst:  Keine  scheinbar  noch  so  unbedeutende  Ver- 
günstigung, die  in  der  Zwischenzeit  gewährt  worden  ist,  ist  aus- 
gelassen. Darüber  hinaus  aber  linden  sich  wohl  einige  kleinere 
redaktionelle  Abweichungen,  aber  kaum  Zusätze.  Nur  ein 
grösserer  Passus  ist  eingeschoben  und  auch  in  diesem  Falle 
wird  ein  in  früheren  Privilegien  gegebener  Gedanke  in  der 
Hauptsache  einfach  weiter  ausgesponnen.  Es  handelt  sich  um  das 
Verfahren,  das  von  den  gräflichen  Beamten  eingeschlagen  wer- 
den soll,  wenn  Bürger  im  Verdacht  der  Zolldefraudation  stehen. 
Man  wird  angesichts  dieses  grossen  Privilegs  also,  wie  schon 
bemerkt,  annehmen  dürfen,  dass  von  dem  ganzen  älteren  Be- 
stände an  Privilegien,  kein  einziges  verloren  gegangen  ist.  Nur 
Abmachungen  von  ephemerem  Charakter  sind  unberücksichtigt 
geblieben.  So  scheint  der  Vertrag  wegen  der  Ueberlassung  der 
täglichen  Gerichtsbarkeit  an  die  Stadt  nach  Ablauf  der  in  Aus- 
sicht gestellter  Dauer  von  zwei  Jahren  nicht  wieder  erneuert 
worden  zu  sein.  Für  diese  Vermuthung  sprechen  übrigens  auch 
die  späteren  Gerichtsverhältnisse  Wesels,  über  die  man  besser 
unterrichtet  ist.'2)  Wohl  aber  ist  der  die  Gruit  betreffende  Erb- 
pachtvertrag vom  Jahre  1272  in  das  grosse  Privilegium  aul- 
genommen.  Für  lange  Zeit,  oder  richtiger  gesagt  für  immer, 
bildet  das  privilegium  majus,  wie  es  später  heisst,  in  Wesel  den 
Abschluss  der  Privilegienverleihungen  alten  Stiles,  die  es  sich 
zur  Aufgabe  machen,  die  Gesammtheit  des  Rechtsstoffes  zu  codi- 
fiziren.  Daher  beginnen  die  späteren  Privilegienbücher,  von 
denen  eine  ziemliche  Anzahl  vorhanden  ist,  meist  ihre  Zählung 


')  Die  Hauptabweichungen  des  Privilegs  von  1277  von  dem  von  1241 
uotirt  Lacomblct  in  seinem  Urkundenbuch  Band  2 S.  131  f.  Erhalten  ist 
nur  eine  gleichzeitige  Abschrift  im  St.  zu  D.,  Stadt  AVesel  Xr.  11. 

*}  Itciuhold  a.  a.  0.  S.  28. 
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— unter  Uebergchung  der  früheren  Verleihungen  — mit  jenem 
Diplom.1) 

Und  dennoch  genügte  in  Wirklichkeit  auch  diese  Zusammen- 
fassung nicht  mehr  den  Bedürfnissen  der  Bürgerschaft.  Schon 
im  Januar  des  nächsten  Jahres  schreitet  Graf  Dietrich  zu  einer 
neuen  Verleihung,  die  für  die  Ausgestaltung  der  städtischen 
Finanzwirthschaft  von  der  grössten  Wichtigkeit  werden  musste.2) 
Hier  nämlich  begegnet  uns  zum  ersten  male  in  einer  clevischen 
Stadt  eine  Accise.  Die  Bedeutung  dieser  Steuer  für  die  clevi- 
schen Städte  wird  später  in  anderem  Zusammenhänge  zu  er- 
örtern sein.  Offenbar  handelt  es  sich  in  Wesel  um  einen  ersten 
Versuch.3)  So  sehen  jedenfalls  beide  Theile  es  an.  Ausschlag- 
gebend für  den  Grafen  wird  das  Versprechen  gewesen  sein, 
das  so  oft  bei  ähnlichem  Anlass  wiederkehrt,  der  Ertrag  solle 
verwendet  werden  ad  roborandam  et  flrmandam  ipsam  civitatcm 
et  muros  ejusdem.  Gleichwohl  behält  er  sich  das  Hecht  vor, 
wenn  es  ihm  zweckdienlich  erscheint,  ohne  weiteres  diese  ex- 
actio,  que  azysa  dicitur,  beseitigen  zu  dürfen.  Dieselbe  Be- 
fugniss  aber  macht  sich  auch  die  Bürgerschaft  aus:  Quando 
heisst  es,  etiarn  scabinis  et  civibus  predictis  ipsa  exactio  non 
videtur  utilis  et  expediens,  poteruut  similiter  depoucre  eandem 
et  revocare.  Und  in  Wahrheit  mag  man  den  Fall,  dass  einer 
der  beiden  Kontrahenten  den  Vertrag  kündige,  für  mehr  wie 
wahrscheinlich  angesehen  haben,  denn  für  ihn  wird  eine  beson- 
dere Bestimmung  getroffen:  Et  quandocunque,  fährt  die  Urkunde 
fort,  deposita  fuerit  ipsa  exactio,  nobis  litterc  presentes  redden- 
tur.  Nichts  in  der  Weseler  Ucberlieferung  deutet  nun  aber 
darauf  hin,  dass  einer  der  beiden  Theile  von  der  also  verbrieften 
Erlaubniss  Gebrauch  gemacht  habe.  Vielmehr  wurde  die  Accisc 
in  den  nächsten  Jahrzehnten  immer  weiter  ausgestaltet.4)  Vor 

')  U eher  die  Weseler  rrivilegicnbiieher  vergl.  Freusdorff,  Dortmunder 
Statuten  und  Urtbeile  (18S2)  S.  254  ff. 

2)  Orig.  Perg.  im  St.  zu  D.,  Wesel  Nr.  12. 

*)  Unverständlich  ist  mir,  wie  Rein  hold  a.  a.  O.  S.  2«  sagen  kann: 
„Nach  den  Ausdrücken,  deren  sich  der  Uraf  bei  der  Gewährung  der  Accise 
bedient,  scheint  es,  dass  dieselbe  schon  vorher  erhoben  wurde  und  er  nur 
nachträglich  seine  Einwilligung  dazu  gab.“  Aus  den  Worten,  die  er  liierzu 
citirt,  geht  das  nicht  hervor. 

4)  Namentlich  seit  dem  Jahre  1324,  in  dem  eine  neue  Verleihung  statt- 

findot. 
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allem  aber  für  die  Entwicklung  der  Stadtverfassung  war  die 
Verleihung  epochemachend.  Im  Jahre  1278  sind  noch  die 
Schöffen  die  Alleinherrscher  in  der  Stadt,  ausdrücklich  heisst 
es  in  der  Urkunde,  quod  scabini  Weselenses  pro  sua  voluntate 
ponant  et  faciant  exaetionem,  que  azysa  dicitur,  infra  libertatem 
civitatis  Weselensis.  Nur  ganz  nebenher  geschieht  dann  auch 
einmal  der  Bürger  Erwähnung.  Gerade  in  Folge  des  neuen 
Zuwachses  an  Thätigkeit,  die  die  Accise Verwaltung  mit  sich 
bringt,  sehen  sich  nun  aber  fortan  die  Schöffen  genöthigt, 
eine  neue  Behörde,  die  der  Rathmannen,  zu  organisiren.  Wie 
begreiflich  geschieht  das  in  der  Weise,  die  den  bisherigen  Stadt- 
regenten die  angenehmste  ist.  Durch  den  Widerspruch  aber, 
deu  ihr  Verfahren  hervorruft,  wird  offenbar,  dass  im  Inneren 
der  Stadt  sich  im  Laufe  der  Zeit  Gegensätze  herausgebildet 
haben,  die  bis  dahin  noch  nicht  in  ihrer  ganzen  Schärfe  her- 
vorgetreten sein  mögen.  Kaum  zwei  Jahrzehnte  weiter  ist 
dann  der  Riss  jedermann  offenkundig,  und  wiederum  bedarf  es 
eines  Zeitraums  von  mehr  wie  zweithalb  Dezennien,  ehe  es  ge- 
lingt, die  Gemüther  zu  beschwichtigen  und  die  Entwicklung  der 
Stadtverfassung  wieder  in  eine  ruhigere  Bahn  zurückzuleiten- 


II. 

Die  Entwicklung  der  Weseler  Stadtverfassung  bis  zum 
Schied  vom  Jahre  1:111. 

Wie  die  Verfassung  der  Stadt  Wesel  auf  das  nachhaltigste 
auf  die  Ausbildung  der  Institutionen  der  übrigen  Kommunen  des 
Landes  einwirkte,  so  übte  sie  noch  in  anderer  Weise  dadurch 
einen  mehr  mittelbaren  Einfluss  aus,  dass  die  Grafen  gezwungen 
wurden,  in  die  inneren  Verhältnisse  des  Platzes  einzugreifen 
und  sich  bei  solchem  Anlass  bestimmte  Vorstellungen  darüber 
zu  machen,  welche  Einrichtungen  für  die  Entwicklung  städtischer 
Gemeinwesen  vortheilhaft  und  also  bei  Neugründungen  und  Ver- 
fassungsänderungen nachzuahmen  seien.  Insofern  sind  die  Schieds- 
sprüche, zu  denen  die  Landesherren  mehr  wie  einmal  von  den 
feindlichen  Parteien  aufgcrul'en  werden,  von  nicht  geringer  Wichtig- 
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keit:  sie  sind  so  zu  sagen  die  Schule  der  Städtepolitik,  die  die 
clevisehen  Territorialherren  durchmachen. 

Zu  der  Zeit  freilich,  in  der  Wesel  zum  Range  einer  Stadt 
erhoben  wurde,  dachte  gewiss  noch  Niemand  an  innere  Zwistig- 
keiten. Schon  längst  vorher  hatte  das  Schöffenkolleg  innerhalb 
der  Ortschaft  eine  dominirende  Stellung  eingenommen.  Durch 
die  Urkunde  von  1241  war  dieses  Uebergewicht  nicht  gebrochen, 
sondern  höchstens  befestigt  worden.  Das  zeigen  mit  voller  Sicher- 
heit die  wenigen  Dokumente  aus  dem  13.  Jahrhundert,  die  einen 
Einblick  in  die  inneren  Verhältnisse  gewähren.  In  Betracht 
kommt  zunächst  ein  Diplom  vom  14.  Juli  1261,  durch  welches 
der  Probst  Arnold  von  Cappenberg  bekundet,  dass  Luf  von  Cleve, 
der  Bruder  des  Grafen,  die  Pfarrkirche  zu  Wesel  dem  dortigen 
Kloster  verliehen  habe.  Als  Zeugen  werden  unter  anderen  ge- 
nannt die  scabini  etiaui  civitatis,  die  alle  zwölf  bei  Namen  auf- 
gefährt  werden.1)  Dann  ist  auf  einen  Vertrag  vom  Jahre  1270 
hingewiesen  worden,  durch  den  Graf  Dietrich  der  Stadt  eine 
Scheune  mit  Getreide  zum  Pfände  setzt.  Auch  hier  treten 
lediglich  die  Schöffen  als  Bevollmächtigte  der  Stadt  auf,  Ja  nicht 
einmal  der  Consens  der  Bürgerschaft  wird  erwähnt“.2) 

Die  Worte  aus  der  Urkunde  über  die  Accise  vom  Jahre 
1277,  die  in  diesem  Zusammenhänge  in  Betracht  kommen,  sind 
erst  eben  angeführt  worden.  Zu  nennen  wären  endlich  noch  die 
einleitenden  Sätze  des  privilegium  majus:  da  sind  es  die  preces 
scabinorum  und  erst  in  zweiter  Linie  die  der  ceterorum  civiurn 
civitatis,  durch  die  sich  der  Graf  bestimmen  lässt,  die  Codification 
des  Stadtrechts  vorzunehmen. 

Dieses  Schöffenkolleg  Wesels  nimmt  nun  innerhalb  der 
Bürgerschaft  eine  ganz  andere  Stellung  ein  wie  die  Schöffen- 
kollegien der  übrigen  clevisehen  oder  der  geldernschen  Städte.1) 
Auch  wo  in  den  geldernschen  Plätzen  schon  vor  der  Stadt- 
erhebung eine  Schöffenbank  bestanden  haben  mag,  wird  die 
Position  der  Schöffen  doch  erst  durch  jenen  Akt  befestigt. 
Demgemäss  erlangen  hier  wohl  von  vorn  herein  selbst  die  Neu- 

')  Lacomblet,  Urkundenbuch  Hand  4 Nr.  CG8. 

*)  Reinhold  a.  a.  0.  S.  2ü.  Or.  Pr.  im  St.  z.  D.,  Stadt  Wesel  Nr.  G. 

3)  Abgesehen  natürlich  von  Städten  wie  Nyinwegen,  in  denen  ähnliche 
Voraussetzungen  zu  ähnlichen  Ergebnissen  geführt  haben.  Vgl.  (van  den  Bergh) 
Iets  over  oud  Nymegeu  voor  de  verpandiug  aan  lielderland.  Nymegen  1840. 
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bürget'  Zutritt,  die  erst  eingewandert  sind,  nachdem  die  Stadt- 
erhebnng  proklauiirt  worden  ist.  Freilich  auch  innerhalb  der 
Bürgerschaften  solcher  Neugründungen  giebt  es  Gegensätze  man- 
cher Art,  sei  es  nun  nach  der  Herkunft,  nach  dem  Stande,  nach 
der  Thätigkeit  oder  nach  sonstigen  sozialen  Abstufungen.  Tn 
Wesel  aber  kommen  noch  Momente  hinzu,  die  anderwärts  fehlen. 
Der  Unterschied  zwischen  Altbürgern  und  Neubürgern  ist  nicht 
allein  der  zwischen  Reich  und  Arm,  vielmehr  fühlen  sich  die 
alten  Schoflen familien  in  ihren  Anschauungen  und  ihrer  ganzen 
Stellung  den  ritterlichen  Geschlechtern  der  Umgegend  verwandter, 
als  den  Ceroeensualen  in  der  Stadt  oder  aus  der  Ferne,  die  erst 
durch  den  Akt  von  1241  von  den  drückenden  Standesabgaben 
befreit  werden.1) 

Bekanntlich  gehört  Wesel  zu  den  niederrheinischen  Plätzen, 
die  schon  am  Anfang  des  12.  Jahrhunderts  jenen  Vertrag  auf 
gegenseitige  Freiheit  von  Marktabgaben  abschliessen.2)  Damals 
also  sind  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  die  Leiter  der  Stadt- 
politik, die  ein  solches  Abkommen  bei  dem  Richter  oder  dessen 
Herrn  durchsetzen,  Kaufleute.  Und  zu  diesem  Gewerbe  müssen 
sich  die  Weseler  Geschlechter,  die  Eigenthümer  jener  Höfe, 
denen  in  der  Waldmark  besondere  Gerechtsame  zustehen,  um 
so  mehr  hingezogen  fühlen,  als  sie  trotz  der  m an nich fachen  Schick- 
sale des  Reichshofs  Wesel  noch  immer  die  Zollbegünstigungen 
beanspruchen  und  zum  Theil  gewiss  auch  gemessen,  deren  die 
Bewohner  von  Orten  häufig  theilhaftig  sind,  die  den  wirtschaft- 
lichen Mittelpunkt  eines  Komplexes  von  Reichsgnt  darstellen.'1) 

Noch  im  Jahre  1314  beklagen  sieh  die  Weseler  Kaufleute, 
dass  ihnen  in  Utrecht  die  Zollfreiheit  bestritten  wird,  anf  die 
sie  ein  Anrecht  zu  haben  glauben,  weil  sie  zum  Reiche  gehören. 
Die  Städte  Nymwegen  und  Dortmund  sollen  diese  Auffassung 
unterstützen,  aber  beide  äussern  sich  nur  wenig  zur  Sache, 
sondern  begnügen  sich  mit  Bittbrielen  an  Bischof  und  Stadt 


’J  Vergl.  vor  «Ilern  die  trefflichen  Erörterungen  von  Harles»  über 
den  Zusammenhang  der  Weseler  Schüffengescblechter  mit.  den  Adelsfainilien 
am  Niederrhein  in  Zeitschrift  de»  Herrischen  Geschichtsvereins,  Hand  24 
8.  62  ff. 

2)  Liesegang,  Recht  und  Verwaltung  von  Ree»  S.  6 ff. 

3)  E.  Mayer,  Zoll,  Kaufmannschaft  und  Markt  zwischen  Rhein  und 
Loire  S.  450  Anmerk.  2. 
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Utrecht,  in  denen  sie  nur  die  Ansicht  Wesels  wiedergeben,  ohne 
sie  sich  zu  eigen  zu  machen.1) 

Ebendamals  fordert  übrigens  auch  Markgraf  Woldemar  von 
Brandenburg  den  Magistrat  der  Stadt  auf  zu  irgend  welchen 
Massnahmen  bei  der  Königswahl.2) 

Jene  Sehöffen-Kaufleute,  als  die  älteste  und  vornehmste 
Schicht  der  Einwohnerschaft  der  Villa  hat  nun  offenbar  den 
grössten  Vortheil  von  der  Erhebung  zur  Stadt.  Der  Werth  des 
Grund  und  Bodens  innerhalb  und  ausserhalb  des  Mauerbereichs 
steigt  naturgemüss  ungemein  mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung. 
Die  Baufläche,  auf  der  sich  die  Stadt  ausdehnt,  ist  jedenfalls 
nur  theilweise  Allodialbesitz  der  Grafen)')  Die  Höfe  mancher 
alten  Familien  werden  also  auch  zu  Worthen  zerschlagen  sein. 
Ausdrücklich  wird  solcher  Grundbesitz  in  den  Händen  der  Ge- 
schlechter in  den  Urkunden  der  Zeit  bezeugt.4)  Schon  längst 
vor  der  Stadterhebung  hatte  man  offenbar  mit  dieser  Parzellierung 
begonnen.  Eben  weil  in  der  Beziehung  eine  althergebrachte 
Praxis  besteht,  ist  von  den  Bestimmungen,  di»;  bei  der  Auf- 
theilung  von  Worthen  massgebend  sein  sollen,  in  der  Erhebungs- 
urkunde für  Wesel  ebensowenig  die  Rede  wie  in  der  für  Em- 
merich.5) 


')  Abgedruckt  bei  Frensdorff,  Dortmunder  Statute  und  Urtheile 
S.  261 : Exposuerunt  nobis  cives  Weselenses,  quod  in  civitate  vestra  Tra- 
jectensi  predicta  minus  juste  ab  ipsis  solucio  tbelonii  extoriiuetur  cum  non 
teneantur  ad  candem  eo  quod,  ut  asserunt,  ad  Imperium  pertineant,  nos  afl'ec- 
tuoso  rogantcs,  ut  super  hoc  ipsis  dar«  testimouialem  litteram  diguaremnr. 

a)  Die  Beziehungen  Wesels  zum  Reich  behandelt  Harless,  Zeitschrift 
des  Bergischen  Geschichtsvereins  Band  24  S 59.  l'eber  das  Stadtsiegel 
vorgl.  Endrulat,  Niederrheinische  Städtesiegel  S.  20. 

3)  So  mit  Recht  Reinhold  a.  a.  O.  S.  18,  wo  auch  auf  analoge  Ver- 
hältnisse in  anderen  Städten  verwiesen  wird. 

*)  So  vor  allem  in  der  Schenkung  Heinrichs  von  Lone  an  das  Johanniter- 
hospital in  Wesel  im  Jahre  1291  bei  Lacomblet,  Urkundenbuch  Band  4 
Nr.  214.  Vergl.  ferner  Binterim  und  Mooren  a.  a.  O.  Band  3 Nr.  201 
und  eine  Urkunde  vom  Jahre  1272  (Orig.  Perg.  im  St.  zu  P.,  Wesel  Nr.  7), 
durch  die  Dietrich  Luf  vou  Cleve  eine  Anzahl  von  Hufen  Weselscher  Bürger 
von  der  Bede  und  anderen  Leistungen  befreit. 

s)  Es  ist  das  Verdienst  der  schönen  Schrift  von  Rietschel  (Die 
Civitas  auf  deutschem  Boden  (1894)  S.  79),  darauf  hingewiesen  zu  haben,  dass 
bei  Verkäufen  von  städtischen  Liegenschaften  schon  seit  dem  Ende  der 
Karolingerzeit  die  areae,  die  Worthe,  im  Vordergrund  stehen. 


Digitized  by  Google 


80 


In  der  Zeit  nach  der  Gründung  verstärkten  sieli  zudem 
diese  vornehmeren  Elemente  noch  durch  Aufnahme  von  Mit- 
gliedern angesehener  Geschlechter,  die  aus  der  näheren  oder 
entfernteren  Umgegend  in  die  Stadt  ziehen.1)  Jedenfalls  waren 
sie.  durchaus  nicht  gemeint,  die  Kluft  zwischen  sich  und  den 
ehemaligen  Hörigen,  die  naturgemäss  einen  grossen  Theil  der 
Neubürger  ausmachten,  einfach  überbrücken  zu  lassen.  Politisch 
äussert  sich  ihr  Uebergewicht  nun  dadurch,  dass  die  alleinigen 
Stadtregenten,  die  Schöffen,  sich  lediglich  aus  ihren  Reihen 
rekrutiren. 

Wie  erinnerlich,  bestimmt  zwar  das  Privileg  von  1241  nichts 
über  die  Organisation  des  Schöffenkollegs.  Eben  die  Thatsache, 
dass  alles  beim  Alten  blieb,  musste  für  die  herrschenden  Ge- 
schlechter das  Vortheilhafteste  sein.  Es  mag  also  dahin  gestellt 
bleiben,  ob  etwa  in  der  vorstädtischen  Periode  bei  der  Wahl  zur 
Schöffenbank,  wenigstens  dem  Rechte  nach,  alle  Einwohner  be- 
theiligt gewesen  sind,  zum  mindesten  in  den  Jahrzehnten  un- 
mittelbar nach  der  Gründung  greift  eine  andere  Praxis  Platz. 
Dieser  Modus,  der,  wie  früher  gezeigt,  von  der  in  den  übrigen 
clevischen  Städten  gebräuchlichen  Uebung  durchaus  abweicht, 
scheint  nun  frühzeitig  von  Seiten  der  Stadtherren  beanstandet 
worden  zu  sein.  Jedenfalls  ist  (wenn  das  vorhin  besprochene 
Privileg  von  1255  so  zu  deuten  ist)  dieser  erste  Versuch  des 
Landesherrn,  sich  in  die  inneren  Angelegenheiten  der  Bürger- 
schaft einzumischen,  völlig  gescheitert.  Die  vorhin  (S.  72)  an- 
geführten Worte  in  jener  Urkunde,  die  den  faktischen  Zustand 
nicht  klar  erkennen  lassen,  werden  nun  mit  einigen  kleinen  Ver- 
änderungen in  das  privilegium  majus  übernommen.  In  ihm  aber 
lautet  der  entscheidende  Satz  sehr  deutlich  und  sehr  bestimmt: 
Quando  scabini  de  Wesele  aliqueni  scabinum  vel  aliquos  elcgerint, 
nos  vel  nostri  officiales  confirmabunt  eundeni  vel  eosdem  sine 
contradictione.  Von  einer  Wahl  der  Schöffen  durch  die  Ge- 
sammtheit  der  Bürgerschaft  ist  also  gar  nicht  die  Rede.  Das 
Amt  ferner  ist,  wenn  nicht  lebenslänglich,  so  doch  jedenfalls 
nicht  jährlichem  Wechsel  unterworfen,  d.  h.  also  so  gut  wie 


*)  Yergl.  die  Nachweisnngen  von  Uarless,  Zeitschrift  des  Berg.  Ge' 
schiclitsvereins,  Band  24  S.  63  ft 
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lebenslänglich.1)  Die  Lücken,  die  durch  Alter  oder  Tod  ent- 
stehen, werden  von  den  überlebenden  Schöffen  wieder  besetzt. 

So  lagen  die  Dinge  in  Wesel,  als  zur  Zeit  des  privilegium 
majus  die  Stadt  die  Accise  erhielt  und  sich  aus  diesem  und  aus 
anderen  Gründen  die  Verwaltungsgeschäfte  so  zu  häufen  be- 
gannen, dass  eine  Trennung  des  Schöffenkollegs  in  eine  Schöffen- 
und  eine  Rathmannenbank  geboten  erschien.  Dass  übrigens  die 
Organisation  des  Rathes,  die  jetzt  erfolgte,  von  den  Schöffen 
ausging,  dass  Schöffen  und  Konsuln  sich  fortan  aus  derselben 
patrizischen  Schicht  der  Bürgerschaft  rekrutiren,  darüber  herrscht 
nur  eine  Meinung.2)  Bei  der  Darstellung  dieses  Entwicklungs- 
prozesses hat  man  nun  aber  die  einzelnen  Phasen  nicht  genügend 
auseinander  gehalten  oder  richtiger  gesagt,  man  hat  nur  das 
Endergebniss  ins  Auge  gefasst  und  das  ungemein  wichtige 
Mittelstadium  zwischen  dem  ursprünglichen  und  dem  späteren 
Zustand  übersehen. 

Das  Endergebniss  war  aber  bekanntlich  das,  dass  die  Schöffen- 
bank  ihren  alten  Mitgliederbestand  beibehielt  und  neben  ihr  eine 
Rathsbehörde  sich  organisirte,  die  über  die  nämliche  Anzahl  von 
— zwölf  — Sitzen  verfügte.  In  der  zeitlich  ersten  Urkunde, 
in  der  die.  neue  Behörde  überhaupt  genannt  wird,  findet  sich 
indessen  die  Zw'ölfzahl  noch  nicht.  Und  nicht  allein  das,  so- 
gar der  Bestand  des  Schöffenkollegs  ist  jetzt  nicht  mehr  der 
alte:  wie  später  zwölf  Konsuln  neben  zwölf  Schöffen  auftreten, 
werden  1291  sieben  Konsuln  neben  sieben  Schöffen  genannt.3) 
Es  handelt  sich  in  jenem  Diplom  um  einen  Beschluss,  der  für 
die  Stadt  jedenfalls  von  grosser  Bedeutung  sein  musste.  Der 
Gedanke  also,  dass  man  nur  einen  Bruchtheil  der  Schöffen  und 
Rathmannen  vor  sich  habe,  ist  daher  aus  diesem  und  aus  anderen 
Gründen  einfach  ausgeschlossen.  Die  Häuser  und  die  Hofstätten 
nämlich,  die  die  Brüder  und  Schwestern  der  beiden  Konvente 
in  Wesel  innehaben,  sollen  — so  ist  die  Meinung  — ebenso  wie 
sie  für  ihre  Person  frei  sein,  ab  omni  exactione,  contributione 


')  Das  geht  daraus  hervor,  dass  man  sich  als  den  normalen  Fall  der 
Ergänzung  des  Kollegs  die  Wahl  eines  oder  mehrerer  Schöffen  denkt. 

*)  Reinhold  a.  a.  O.  S.  31,  Uarless  a.  a.  O.  S.  01,  Liesegang, 
Recht  und  Verwaltung  von  Rees  S.  46. 

3)  Lacomblet,  Urkundenbucb,  Band  4 Nr.  917. 

Lleseffaog’,  Nlederrheioiichei  Stadteweaen  im  Mittelalter.  G 
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ct  servitio  civili,  ad  quos  seu  quo  cetere  domus  opidi  nostri  et 
persone  tenentur.  Aussteller  der  Urkunde  sind  der  Richter,  die 
Schöffen,  die  Konsuln  und  die  gemeinen  Bürger.  Jene  sieben 
Schöffen  und  jene  sieben  Rathmannen  werden  mit  Kamen  auf- 
geführt. Mit  zu  den  Schöffen  werden  gerechnet  der  Bürger- 
meister und  die  beiden  Burmeister,  die  unter  den  Mitgliedern 
des  Schöffenkollegs  an  erster  Stelle  genannt  werden.  Es  ist 
nun  gleich  hier  einzuschalten,  was  später  näher  erörtert  werden 
muss,  dass  diese  innere  Organisation  der  richterlichen  Behörde 
die  herkömmliche  ist,  fast  immer  werden  Bürgermeister  und  Bur- 
meister unter  den  Mitgliedern  des  älteren  Kollegs  namhaft  gemacht 
und  stehen  dann  so  gut  wie  durchweg  an  erster  Stelle.  Hier 
und  da  freilich  beläuft  sieh  die  Zahl  der  Schöffen  auch  ohne  den 
Bürgermeister  schon  auf  zwölf;  und  eben  so  werden  die  Schöffen 
manchmal  sammt  und  sonders  aufgeführt,  ohne  dass  zweien  oder 
dreien  von  ihnen  jene  auszeichnenden  Titel  beigelegt  werden.1) 
Die  nächste  Urkunde,  die,  soweit  ich  sehe,  die  innere  Organi- 
sation des  Magistrates  (wie  ich  der  Kürze  halber  in  Zukunft 
Schöffen-  und  Rathsbank  zusammenfassend  nennen  will)  erkennen 
lässt,  ist  vom  Jahre  1307.  Es  handelt  sich  um  die  Verpachtung 
eines  Thurmes,  des  sogenannten  Viehthores,  an  einen  Bürger, 
des  Namens  Pichnagel.  Wieder  wird  der  Bürgermeister  an  der 
Spitze  der  Aussteller  genannt,  es  folgen  zehn  Schöffen,  dann  die 
beiden  Burmeister  und  endlich  die  Konsuln,  deren  Zahl  und 
Namen  nicht  angegeben  werden.2)  In  dem  nächsten  Jahre  1308 
ordnet  dann  Graf  Otto  seinerseits  die  Magistratswahl.  Dieser 
Schied  (und  der  auf  ihn  zurückgreifende  von  1311)  ist  auf  viele 
Jahrzehnte  hinaus  die  Grundlage  der  Stadtverfassung.  Man  wird 
daher  annehmen  dürfen,  dass  fortan  Schöffen-  und  Rathsbank  stets 
je  zwölf  Sitze  gehabt  haben.  Freilich  ist  mir  kein  Fall  aus  den 
nächsten  Jahrzehnten  bekannt,  in  denen  die  Mitglieder  beider 
Behörden  ihrem  ganzen  Bestände  nach  aufgeführt  würden.  Es 
wäre  nun  höchst  unmethodisch,  jene  Verfassungsorganisation,  die 
die  Urkunde  von  1291  bezeugt,  einfach  bei  Seite  zu  schieben, 


')  Ein  Beispiel  der  ersten  Art  ist  Lacomb  let  a.  a.  O.  Band  4 Nr.  668: 
I)ic  Zahl  der  Schöffen  beläuft  sich  auf  11.  Ein  Fall  der  zweiten  Art  aus 
dem  Jahre  1307  im  älteren  Bürgerbucb  Bl.  23. 
s)  Vgl.  unten  S.  96. 
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wie  es  bisher  geschehen  ist.1)  Und  das  wäre  um  so  fehlerhafter, 
weil  in  der  That  eine  Nachricht  aus  der  Zwischenzeit  (bis  1307) 
vorhanden  ist,  in  der  es  den  Schöffen  zum  bittern  Vorwurf  ge- 
macht wird,  dass  ihr  Kollegium  nicht  vollzählig  sei.  Getadelt 
wird  also  ein  Zustand,  wie  er  gerade  durch  das  Diplom  vom 
Jahre  1291  bezeugt  wird.  Die  Nachricht  findet  sich  in  einem 
überaus  interessanten  Briefe,  den  Otto,  der  Erstgeborene  von 
Cleve,  am  5.  Dezember  des  Jahres  1304  der  Stadt  Wesel  schreibt.2) 
Offenbar  hat  er  von  Seiten  der  Bürgerschaft  den  Auftrag  be- 
kommen, in  einem  schweren  Streit  zwischen  ihr  und  der  Landes- 
herrschaft zu  vermitteln.  Einzelne  Punkte,  über  die  es  zur 
Differenz  gekommen  ist,  werden  in  dem  Schreiben  namhaft  ge- 
macht. In  dem  vorliegenden  Zusammenhang  interessirt  nur  die 
Mittheilung,  dass  der  Graf  bereit  ist,  den  Bürgern  Verzeihung 
angedeihen  zu  lassen:  De  defectu  scabinorum  et  de  hiis 
omnibus  quatenus  universitatem  tangit.  Auch  verspricht  er 
dieser  Sache  wegen  niemals  wieder  gegen  die  Vertreter  der 
Bürgerschaft  eine  Klage  anzustrengen,  vorausgesetzt,  dass  der 
defectus  scabinorum  aufhört;  oder,  wie  der  Brief  es  ausdrückt, 
salvo  tarnen  debito  numero  scabinorum. 

Um  den  Zusammenhang  der  Ereignisse  anzudeuten,  ist  es 
nothwendig,  schon  hier  mitzutheilen,  dass  man  kurz  darauf  (1308 
und  1311)  von  langwierigen  Streitigkeiten  Kunde  erhält,  die 
zwischen  Magistrat  und  gemeinen  Bürgern  stattfinden.  Die 
Schiedsrichterstellung,  die  ihnen  dergestalt  zufällt,  beuten  die 
Grafen,  wie  begreiflich,  dazu  aus,  die  fast  völlig  selbstständige 
Stadt  wieder  in  eine  etwas  grössere  Abhängigkeit  herabzudrücken. 
Diese  Gruppirung  der  Parteien  ist  1308  schwerlich  neu,  offenbar 
haben  sich  auch  schon  in  dem  Streit,  der  1304  zwischen  Stadt 
und  Stadtherren  entbrennt,  die  gemeinen  Bürger  an  den  Grafen 
gewandt  und  sich  zum  mindesten  über  zweierlei  beklagt,  einmal 
über  den  defectus  scabinorum  und  zweitens,  wie  die  folgenden 


*)  Diese  Bemerkung  richtet  sich  zunächst  gegen  das  sonst  treffliche  Buch 
von  Reinhold.  Der  Verfasser  setzt  sich  auf  Seite  32  über  die  Urkunde  von 
1291  mit  der  Bemerkung  hinweg:  .Die  Zahl  der  Konsuln  lässt  sich  für 
diese  Zeit  noch  nicht  bestimmen;  i.  J.  1291  werden  sieben  genannt,  woraus 
indessen  nichts  zu  folgern  ist,  zumal  es  später  zwälf  sind.“ 
s)  0.  Perg.  im  8t,  zu  D.,  Wesel  Nr.  13. 

6* 
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Geschehnisse  wahrscheinlich  machen,  über  die  eigenmächtige 
Besetzung  der  Rathsbank  aus  den  Reihen  der  Patrizier  und 
Schöffengeschlechter.1) 

Was  hat  man  sich  nur  unter  diesem  defectus  scabinorum 
zu  denken?  Ich  selbst  bin  früher  der  Ansicht  gewesen  — und 
ähnlich  urtheilt  Reinhold  — der  Wunsch  der  Schöffen,  das 
Amt  auf  möglichst  wenige  Familien  zu  beschränken,  habe  sie 
bewogen,  mit  der  Besetzung  der  vorhandenen  freien  Sitze  etwa 
so  lange  zurückzuhalten,  bis  ein  geeignetes  Mitglied  aus  einer 
verwandten  oder  verschwägerten  Familie  das  zur  Uebernahme 
erforderliche  Alter  erreicht  habe.'2)  Angesichts  der  Urkunde 
vom  Jahre  1291  — deren  Tragweite  ich  früher  so  wenig  wie 
Reinhold  und  Harless  erkannte  — bedarf  diese  allgemeine 
Erwägung  einer  kleinen  Korrektur.  Schon  vorher,  schon  bei  der 
eigenthümlichen  Organisation  des  Magistrats,  die  jedenfalls  noch 
einige  Jahre  vor  1291  eingeführt  worden  ist,  ist  jener  eben  er- 
wähnte Gesichtspunkt  für  die  herrschenden  Geschlechter  offenbar 
massgebend  gewesen.  Die  Lage  der  Dinge  war  nämlich,  wie 
wir  uns  erinnern,  folgende.  Eine  Arbeitstheilnng,  der  Anfang 
einer  Trennung  der  jurisdiktioneilen  und  administrativen  Befug- 
nisse, ist  in  der  obersten  Behörde  unvermeidlich.  Zudem  mochte 
damals  schon  ziemlich  allgemein  bei  der  Bürgerschaft  die  An- 
sicht durchgedrungen  sein,  das  Vorhandensein  einer  Rathsbank 
gehöre  zu  dem  Wesen  einer  ansehnlichen  Stadt.  Das  Einfachste 
und  Bequemste  musste  sein,  die  neue  Behörde  nach  dem  Muster 
der  alten  zu  organisiren.  Das  aber  hätte  eine  Verdoppelung 
der  Stellen  bedeutet.  Anstatt  zwölf  Schöffen  hätten  fortan  zwölf 
Schöffen  und  zwölf  Rathmannen  lebenslänglich  oder  so  gut  wie 
lebenslänglich  amtiren  müssen.  Dazu  konnte  man  sich  nun 
vorläufig  in  den  leitenden  Kreisen  noch  nicht  entschlossen,  denn 
bei  solchem  Verfahren  hätte  man  nothwendiger  Weise  auf 
Familien  zurüekgreifen  müssen,  die  nicht  zum  Ring  der  Schöffen- 


■)  Es  wäre  gar  nicht,  abssusehen,  welches  Interesse  sonst  der  Graf  daran 
haben  konnte,  ob  ein  defectus  scabinorum  vorhanden  war  oder  nicht.  Denn 
so  bedeutend,  dass  dadurch  die  Hegung  des  Gerichts  unmöglich  geworden 
wäre,  ist  der  defectus  selbstverständlich  nicht  gewesen.  Auch  die  Worte 
„(luatenus  Universitäten!  tangit“  legen  obige  Schlussfolgerung  nahe. 

fj  Recht  und  Verwaltung  von  Rees  S.  42  und  Reinhold  a.  a.  O.  S.  34. 
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geschleehter  gehörten.  Alle  diese  Schwierigkeiten  aber  wurden 
vermieden,  wenn  man  die  Zahl  der  Schöffen  von  der  alten,  für 
derartige  Kollegien  üblichen  Maximalzahl  von  zwölf  auf  die 
fast  ebenso  gebräuchliche  Minimalzahl  von  sieben  Mitgliedern 
berabsetzte.  So  schlug  man,  wenn  ich  so  sagen  darf,  zwei 
Fliegen  mit  einer  Klappe.  Die  neue  Behörde  entsprach  in 
Zusammensetzung  und  Form  der  alten:  Gemeinsame  Sitzungen 
des  Magistrats  (denn  die  scabini  galten  nach  wie  vor  eo  ipso 
als  consules)  waren  möglich,  ohne  dass  der  eine  Theil  fürchten 
musste,  von  dem  anderen  majorisirt  zu  werden.1)  Und  zweitens:  Der 
Bestand  der  Beamtenfamilien  war  nur  um  etwa  fünf  gewachsen, 
eine  Zahl,  die  sich  bequem  aus  den  Schwiegersöhnen  oder  aus 
Mitgliedern  der  Verwandtschaft  decken  Hess.2) 

So  zufrieden  indessen  die  Geschlechter  mit  dieser  Reorgani- 
sation, in  die  uns  die  Urkunde  von  1291  einen  Einblick  gewährt, 
gewesen  sein  mögen,  so  wenig  war  damit  den  gemeinen  Bürgern 
gedient,  die  nun  sehen  mussten,  wie  dieselben  Familien  ganz 
ohne  ihr  Zuthun  über  die  Summen  des  stetig  wachsenden  Etats 
verfügten.  Wie  gesagt,  jedenfalls  schon  vor  dem  Jahre  1304 
wird  es  aus  diesem  Grunde  zu  Reibungen  gekommen  sein.  Dann 
aber  scheint  man  wenigstens  der  Forderung  des  Grafen,  der  die 
Wünsche  der  Gemeinde  energisch  unterstützte,  gewillfahrt  zu 
haben:  der  defectus  scabinorum  hört  auf,  die  Zwölfzahl  der 
Schöffenstühle  wird  wieder  hergestellt.  Aller  Wahrscheinlichkeit 


•)  Vcrgl.  vorläufig  folgende  Stelle  in  .Consilia  juris  über  die  streitigen 
Punkte  zwischen  Principem  und  Magistratum“  im  St.  zu  D.,  Stadt  Wesel. 
Caps.  342  Nr.  2 Bl.  22 : Pone  in  qnodam  oppido  sunt  duodecim  scabini,  qui 
a memoria  hominum  citra  et  supra  consueverunt  cognoscere  et  diffinire  de 
causis,  Omnibus  . . . conceruentibus  etiam  communitatem  vel  oppidum  illud  vel 
ctiam  privatas  personas,  et  ideo  juraut,  quod  sedetn  illam  scabinalem  in 
judicio  debeant  teuere  seu  possidere  et  jnstitiam  facere  doraino  terrae  super 
jure  suo  et  communitati  vel  oppido  illi  etiam  super  jure.  Verum  etiam  illi 
duodecim  sunt  consules  ex  autiqua  consuetudine  a memoria  hominum  citra 
et  supra;  et  de  consilio  illius  oppidi  una  cum  duodecim  aliis  consulibus; 
unde  ratione  illius  officii  etiam  jurant  bonum  et  honorem  communitatis  con- 
sulere  u.  s.  w. 

3)  Es  scheint  nämlich,  dass  man  nach  der  Reform  den  Bürgermeister 
und  die  beiden  Burmeister,  die  früher  nicht  selten  zum  Schöffenkolleg  ge- 
zählt wurden,  nicht  mehr  dazu  rechnet.  Auf  diese  Weise  komme  ich 
auf  die  Zahl  fünf. 
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nach  ist,  wie  ich  schon  erwähnte,  zugleich  auch  die  Zahl  der 
Rathsstühle  auf  zwölf  erhöht  worden.  Denn  im  Jahre  1308 
wird  nicht  mehr  über  die  Zahl  der  Mitglieder  beider  Kollegien 
verhandelt.  Das  vorhin  besprochene  Diplom  von  1307,  das  diese 
Phase  der  Entwicklung  veranschaulicht,  ist  eben  deswegen  so 
wichtig,  weil  es  die  Wirkung  des  Sühnevertrags  von  1304  zeigt 
und  andererseits  noch  vor  die  Zeit  des  grossen  Schieds  von 
1308  fällt. 

In  diesem  Dokument,  das  für  die  Geschichte  des  clevischen 
Städtewesens  geradezu  von  grundlegender  Bedeutung  ist,  treten 
nun  zum  ersten  male  die  Umrisse  des  städtischen  Verwaltungs- 
rechtes, das  sich  allmählich  gebildet  hat,  deutlicli  hervor.1)  Der- 
selbe Otto  — seit  1305  Graf  — , der  ehemals  zwischen  der  Stadt 
und  seinem  Vater  vermittelt  hatte,  vereinbart  jetzt  einen  Ver- 
trag zwischen  den  beiden  feindlichen  Parteien  innerhalb  der 
Bürgerschaft.  Festgeschlossen  stehen  sich  einander  gegenüber 
der  Bürgermeister,  die  Bnrmeister,  die  Schöffen,  die  Konsuln 
auf  der  einen,  die  gemeinen  Bürger,  die  sogenannte  communitas, 
auf  der  anderen  Seite.  Zunächst  gilt  es,  die  Wahlordnung  zu 
reformiren.  Auch  bei  diesem  Anlass  werden  Bürgermeister, 
Burmeister  und  Konsuln  als  eine  Gruppe  zusammengefasst.  Den 
Schöffen  lässt  man  ihre  althergebrachte  Kooptationsbefugniss 
und  die  Lebenslänglichkeit  ihrer  Amtsführung,  dagegen  setzen 
die  Keformbestrebungen  bei  der  neuentstandenen  Behörde  ein. 
Zugleich  aber  erstrecken  sie  sich  auf  die  Beamten,  die  innerhalb 
des  Magistrats  mit  einer  gewissen  Selbstständigkeit  dastehen 
und  die  mit  den  Rathmannen  jedenfalls  das  gemeinsam  haben, 
dass  sie  mit  dem  Gericht  des  Grafen  nur  wenig,  um  so  mehr 
aber  mit  der  Stadtverwaltung  zu  thun  haben.  Es  wird  nun,  wie 
sonst  unwiderleglich  feststeht  (wenn  auch  der  Wortlaut  der  Ur- 
kunde diese  Interpretation  nicht  unbedingt  erheischt),  der  jähr- 
liche Wechsel  aller  jener  genannten  Aemter  (des  Bürgermeisters, 
der  beiden  Burmeister  und  der  Rathmannen)  als  leitender  Grund- 
satz proklamiert.2)  Damit  ist  gewiss  der  Hauptforderung  der 
gemeinen  Bürger  Genüge  geschehen.  Bei  der  Besetzung  der 


')  J.&comhlet,  Urknndenbuch,  Band  2 Nr.  72, 

Das  geht  aus  den  Verzeichnissen  der  Burmeister  hervor,  deren  Namen 
in  den  Bürgerbüchern  vom  Jahre  1308  an  erhalten  sind. 
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Aemter  hingegen  muss  sich  die  communitas  mit  einem  sehr  viel 
geringeren  Erfolg  begnügen.  Zwar  wird  jedesmal  bei  der  Um- 
setzung der  Konsuln  die  Öesammtbürgerschait,  soweit  das  mög- 
lich ist,  in  Bewegung  gesetzt,  indessen  hat  sie  nicht  die  Beamten 
selbst,  sondern  nur  18  oder  20  Wahlmänner  zu  ernennen.  Diese 
vereinigen  sich  auf  vier  oder  fünf  Personen,  die  besonders  ge- 
eignet sind.  Erst  ihnen  liegt  es  ob,  sich  nun  wieder  mit  der 
grossen  Majorität  der  Schöffen  über  die  Candidaten  für  die  Aemter 
des  Bürgermeisters,  der  Burmeister  und  der  Rathmannen  schlüssig 
zu  machen.  Nicht  erwähnt  wird,  dass  die.  Bürger,  die  de  com- 
munitate  ad  scabinos  ajuncti  fuerint  super  electione  magistri 
civium,  consulum  ac  magistrornm  bnrgensium  — Ausdrücke  des 
Schieds  von  1311  — , vor  der  Wahl  einen  besonderen  Eid 
zu  leisten  haben.1)  Auch  dieser  Satz,  wie  das  ganze  System 
indirekter  Rathswahl,  ist  hinfort  in  das  Verfassungsrecht 
der  clevischen  Städte  übergegangen.  — Man  sieht,  dem  Grafen 
hat  es  bei  seinem  Schiedsspruch  gewiss  nicht  an  gutem  Willen 
gefehlt,  beiden  Theilen  nach  Kräften  gerecht  zu  werden.  Auch 
die  folgenden  Bestimmungen  zeigen,  dass  er  bemüht  ist,  einen 
mittleren  Weg  zu  finden  zwischen  den  Forderungen  beider  Par- 
teien. Den  Eindruck  gewinnt  man  vor  allem  bei  der  von  ihm 
beliebten  Abgrenzung  der  finanziellen  Befugnisse  zwischen  Schöf- 
fen, Bürgermeister,  Burmeister  und  Rathmannen  auf  der  einen 
und  der  communitas  auf  der  anderen  Seite.  So  wird  festgesetzt, 
dass  die  Art  der  Besteurung  — es  ist  leider  hier  das  vieldeutige 
Wort  exactio  gebraucht  — lediglich  vom  Magistrat  festgestellt 
werden  soll.  Dem  Vorschläge  des  Magistrats  ist  unbedingt 
Folge  zu  geben:  reelamatione  aliqua  non  obstante.  Besondere 
Abmachungen  werden  dann  über  das  genns  exaetionis  getroffen, 
quod  vulgo  scliait  dieitur.  Von  den  Gütern  ausserhalb  der  Stadt, 
die  die  ritterlichen  Geschlechter  vom  Grafen  zu  Lehen  tragen, 
darf  nämlich  diese  Steuer  nicht  erhoben  werden ; dafür  aber  soll 
die  Stadt  ihrerseits  auch  nicht  gehalten  sein,  solchen  Liegen- 
schaften den  Schutz  zu  gewähren,  zu  dem  sie  sonst  dem  Eigen- 
thum  ihrer  Bürger  gegenüber  verpflichtet  ist.  Aber  auch  zu 

')  Dass  das  damals  bestimmt  wurde,  kann  nach  der  Art  und  Weise, 
in  der  von  dieser  L'ebnng  im  Schied  von  1311  die  Rede  ist,  gar  nicht  zweifel- 
haft sein. 
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Gunsten  der  Gemeinde  erfährt  jener  allgemeine  Satz  über  die 
städtische  Finanzverwaltung  eine  Einschränkung.  Ausgaben, 
die  den  Etat  erheblich  belasten,  bedürfen  der  Genehmigung  der 
Universitas.  Eben  dieser  Artikel  gehört  späterhin  zum  eisernen 
Bestand  desVerfassungsrechtes  so  zu  sagen  aller  clevischen  Städte.1) 

Die  Probe  wie  der  Schiedsspruch  auf  die  einzelnen  Partei- 
gruppen innerhalb  der  Stadt  gewirkt  hat,  lässt  sich  im  vorliegen- 
den Falle  ausnahmsweise  machen,  wenn  man  sich  endlich  auch 
den  Inhalt  des  Schieds,  der  bald  darauf,  nämlich  im  Jahre  1311 
erlassen  wurde,  vergegenwärtigt.  Fest  steht  ausserdem,  dass 
im  Jahre  1308  die  städtische  Verwaltung,  zum  mindesten  was 
die  technische  Seite  anbelangt,  nicht  geringe  Fortschritte  ge- 
macht hat.  Von  diesem  Zeitpunkt  an  setzen  nämlich  die  Bürger- 
bücher ein,  in  denen  die  Namen  der  Einwanderer,  die  Bürger- 
recht gewinnen,  verzeichnet  werden.  Von  jenem  Jahre  an 
werden  auch  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Stadt  ordnungs- 
massig  verzeichnet  worden  sein.  Um  endlich  einen  neuen  Zn- 
sammenstoss  zu  erschweren,  hatte  der  Graf  1308  die  Auflösung 
aller  Gilden,  Bruderschaften  und  Vereinigungen  bei  schwerer 
Strafe  verboten.  Und  dennoch,  nachdem  einmal  die  Gemilther 
sich  erhitzt  hatten,  dauerte  es  noch  manches  Jahr,  ehe  sie  sich 
wieder  beruhigt  hatten.  Der  Schied  vom  15.  Mai  1311  betont 
mit  Nachdruck,  dass  Zwist  und  Hader  seit  langer  Zeit  die 
Bürgerschaft  gespalten  hätten.  Der  Hauptanlass  ist  auch  dies- 
mal wieder  die  Besetzung  der  Rathsbank.  Die  Hoffnung  der 
gemeinen  Bürger,  auf  sie  Leute  zu  bringen,  die  unbedingt  zu 
ihrer  Parthei  gehörten,  scheint  sich  nicht  erfüllt  zu  haben. 
Freilich  wird  man  seit  dem  ersten  Schiede  vom  Jahre  1304 
nothgedrungen  auf  manche  Familien  zurückgegriffen  haben,  die 
früher  nicht  zum  Riug  der  Schöffengeschlechter  gehört  hatten, 
aber  wie  stets,  bei  analogen  Fällen  in  den  mittelalterlichen 
Städten,  werden  diese  Elemente  alsbald  die  Interessen  der  Uni- 
versitas verlassen  haben  und  als  Neupatrizier  in  das  feiudliche 
Lager  übergegangen  sein.  Es  galt  also  die  Zahl  der  Candidaton 


’)  Ceteruni  quandocunque  in  eodorn  opido  tili  quid  novi  emerserit,  scilicet 
novi  operis  instauratio,  aut  obligatio  fidejussoria  vel  talium  »liquid,  por  quod 
videatur  communitas  aliquatenus  onerari,  hoc  preter  communitatis  scitum  non 
est  aliquo  modo  faciendum. 
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der  Patrizier,  die  in  Betracht  kommen  konnten  (weil  ihre  Inter- 
essen denen  dieser  verwandt  waren)  zu  verringern.  Dem  ent- 
sprechend forderte  die  Gemeinheit  (die  jetzt  ebenso  das  Ueber- 
gewicht  zu  haben  scheint,  wie  es  wohl  noch  vor  dem  Jahre 
1 304  die  Geschlechter  hatten),  erstens,  dass  die  scabini  imperiales, 
die  Vehmsehüffen,  nicht  rathsfällig  sein  sollten;  zweitens, 
dass  jene  Rittergeschlechter,  die  nach  der  Stadt  gezogen  waren 
und  von  ihren  Lehngütern  nach  der  Abmachung  von  1308  keine 
Steuern  zahlten,  zum  Rathmannenamte  nicht  zugelassen  würden ; 
und  drittens,  dass  die  Bürger,  die  die  Gruit  von  der  Stadt  ge- 
pachtet hätten,  nicht  Konsuln  sein  dürften.1)  Man  sieht,  aus 
wie  verschiedenen  (kaufmännischen  und  ritterlichen)  Elementen 
sich  das  neue  Patriziat,  das  auf  einer  sehr  viel  breiteren  Grund- 
lage beruht  als  das  ältere,  zusammensetzt.  Und  wenigstens  in 
einer  Beziehung  stellt  sich  Graf  Dietrich  IX.  durchaus  auf 
Seite  der  gemeinen  Bürger.  So  billigt  er  es  ausdrücklich, 
dass  sie  die  rittermässigen  Patrizier,  die  von  ihren  Liegen- 
schaften keine  Steuern  zahlen,  vom  Rathmannenamt  ausgeschlossen 
wissen  wollen.'2)  Und  sogar  die  Begründung  der  gemeinen 
Bürger  macht  er  sich  zu  eigen,  wenn  er  sagt:  ne  inaniter 
glorienter  honore  dignitatis,  cujus  onus  sufferre,  recusant.  Und 
gewiss  handelte  der  Graf,  wenn  er  so  entschied,  im  wahren 
Interesse  der  Stadt;  denn  wie  später  zu  zeigen  sein  wird,  die 
gemeinen  Bürger,  die  Neubürger,  sind  in  dieser  Periode  noch 
die  wahren  Vertreter  des  Stadtgedankens  und  des  Stadtegoismus, 
soweit  beide  in  der  Erhebnngsurkunde  ihre  Grundlage  haben, 
die  Schöffengeschlechter  aber  sind  seit  Alters  die  Repräsentanten 
der  Beziehungen,  in  denen  die  Villa  Wesel,  als  Vorort  des  alten 
Reichsfiskus,  auch  nach  1241  noch  immer  zum  platten  Lande 
der  Umgegend  steht.  Eben  jenen  Grafen  Dietrich  aber,  der  so 
einsichtig  vermittelt  und  die  Partheien  darauf  hinweist,  dass 
sie  bei  Eidespflicht  bei  den  Wahlen  nur  auf  die  Tüchtigkeit  zu 
sehen  haben,  werden  wir  als  einen  besonders  wirksamen  und 
kräftigen  Förderer  städtischen  Wesens  in  seinem  Territorium 
kennen  lernen. 

*)  Lacomblet,  Urkundenbuch,  Band  3 Xr.  104. 

*)  De  bis  autem.  qui  exactiones  reruui  suarum  in  expensis  opidi  ne- 
cessarii»  non  solvunt,  quod  ad  coneilium  non  assumantur,  satis  approbamus. 
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Bürgermeister  und  Burmeister. 

Wie  mächtig  nun  auch  die  Stellung  des  Schöffenkollegs  in 
Wesel  seit  dem  Jahre  1241  — das  formell  betrachtet  die 
städtische  Entwicklung  erüffuet  — sein  mochte,  darau  fehlte 
doch  viel,  dass  hier,  wie  in  den  geldernschen  Städten  die  Summe 
aller  Administration  und  Jurisdiktion  bei  dieser  Behörde  als 
solcher  war.  Dass  das  nicht  der  Fall  ist,  zeigt  mit  voller 
Deutlichkeit  schon  die  Erhebungsurkunde  selbst.  Aus  ihr  geht 
hervor,  dass  zum  mindesten  dem  Bürgermeister  nicht  unerheb- 
liche Befugnisse  zustanden,  Befugnisse,  die  er  nicht  etwa  im 
Aufträge  der  Schöffen  oder  eines  anderen  Kollegs,  sondern  kraft 
eigenen  Rechtes  wahrnimmt.  Und  damit  nicht  genug,  ausser 
dem  Bürgermeister  sind  es  noch  die  beiden  Burmeister,  die 
den  Geschäftsbereich  der  Schöffen  eineugen.  Freilich  das  Privi- 
leg von  1241  schweigt  über  diese  Beamtung  ebenso  wie  das 
privilegium  majus  von  1277.  Das  aber  verschlägt  nur  wenig, 
trotzdem  steht  ihr  damaliges  Vorhandensein  fest,  ist  doch  bereits 
an  mehreren  Beispielen  nachgewiesen,  wie  unvollkommen  die 
Erhebungsurkunde,  an  die  sich  nach  Inhalt  und  Form  das 
Diplom  vom  Jahre  1277  anlelmt,  den  wirklichen  Zustand 
wiedergiebt.1)  Eben  so  wenig  macht  es  aus,  dass  auch  in  den 
anderen  Diplomen  die  Burmeister  erst  1269  zum  ersten  male 
genannt  werden.  Nach  der  ganzen  Art  der  Ueberlieferung  dieser 
Zeit,  die  sich  eigentlich  nur  auf  einige  wenige  Dokumente  be- 
schränkt, lässt  sich  eben  kaum  etwas  anderes  erwarten.  Wie 
sich  zeigen  wird,  erlaubt  der  Charakter  ihres  Amtes  den  Rück- 
schluss, dass  es  ebenso  wie  das  des  Bürgermeisters  zum  min- 
desten schon  seit  — oder  richtiger  vor  — dem  Jahre  1241  be- 
standen hat. 

Bereits  II  ein  hold  in  seiner  „Verfassungsgeschichte  Wesels 
im  Mittelalter“  hat  diesen  Ursprung  der  Burmeister  klar  er- 
kannt. Oder,  um  es  richtiger  auszudrücken,  nachdem  er  eine 
meiner  Ansicht  nach  unrichtige  Auffassung  zu  begründen  ver- 

')  Vergl.  obeu  uuter  I. 
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sucht  hatte  — die  der  gleich  zu  besprechenden  v.  Below’schen 
verwandt  war  — , überzeugte  ich  ihn  in  letzter  Stunde  vor  der 
Drucklegung  von  deren  Unhaltbarkeit.1)2) 

Ich  lege  diesen  Sachverhalt  hier  deswegen  dar,  weil  mich 
also  eigentlich  die  scharfe  Polemik  trifft,  zu  der  seine  Aus- 
einandersetzungen die  Veranlassung  gewesen  sind/') 

Nach  v.  Belows  Meinung  ist  das  Amt  der  Burmeister  durch- 
aus nicht  alt,  ebensowenig  sei  das  demgemäss  mit  ihren  Funktionen 
der  Fall.  „Bis  über  das  Mittelalter  hinaus,“  so  führt  er  im  Hin- 
blick auf  die  Weseler  Verhältnisse  aus,  „haben  die  deutschen 
Städte  auch  die  grössten,  regelmässig  eine  Allmende,  für  welche 
es  einer  Verwaltung  bedarf,  und  es  fehlt  nicht  an  Beispielen, 
dass  für  den  Zweck  eigene  Beamte  eingesetzt  waren,  wie  Rein- 
hold aus  Maurers  Städteverfassung  hätte  ersehen  können.“4) 
Welche  Beispiele  hier  gemeint  sind,  verräth  v.  B.  an  einer 
anderen  Stelle.  In  seiner  (1889  erschienenen)  „Entstehung  der 
deutschen  Stadtgemeinde“  verweist  er  auf  Maurers  Geschichte 
der  deutschen  Stadt  Verfassung  (III  S.  190)  und  auf  eine  Stelle 
in  Genglers  Stadtrechten.  Alle  diese  Citate  aber  beweisen 
kaum  etwas  für  seine  Ansicht.5)  Es  ist  dort  von  Kommissionen 
die  Rede,  die  vom  Stadtrath  mit  der  Aufsicht  über  die  Allmende 
betraut  werden.  Wo  aber  nahmen  diese  Rathsdelegierte  neben 


')  Wie  Reinhold  a.  a.  O.  S.  10.  An.  3 selbst  andeutet.  Eben  hierauf 
und  nicht,  wie  v.  Below  (Jahrbücher  für  Nationalökonomie  etc.,  Band  58  S.  61 
Anmerk.  4)  annimmt,  auf  Reinholds  Vermuthung  in  Wesel  habe  eine 
Gilde  bestanden,  bezieht  sich  — wie  ich  ausdrücklich  sage  — meine  Be- 
merkung in  der  Vorrede  zu  „Recht  und  Verfassung  von  Rees“. 

2)  Eine  andere  Vermuthung  über  den  Ursprung  des  Burmeistcramtes 
aus  dem  der  Viertelsmeistcr  findet  sich  bei  Gantesweiler  (Chronik  der 
Stadt  Wesel,  Wesel  1881)  S.  165  Anmerk.  b. 

s)  Literarisches  Centralblatt  1888  Sp.  1541  wird  Reinhold  von  Seiten 
v.  Belows  eben  deswegen  vorgeworfen,  es  mangele  ihm  „die  Eertigkeit  in 
der  Handhabung  des  induktiven  Beweises“. 

*)  Am  eben  angeführten  Ort. 

6)  Die  Stelle  bei  Gengier  (S.  284  § 18),  auf  die  er  sich  beruft  (Privi- 
leg für  Medebach  vom  Jahre  1165)  lautet:  Concedimus  et  vobis,  uf  judices 
eligatis,  qui  de  furto  infra  XII  nummos  intcr  vos  debeant  judicare  et  pastores 
seenndum  voluntatem  vestram  constituere.  Dass  hier  und  da  in  den  Städten 
im  12.  und  13.  Jahrhundert  Burrichter  eingesetzt  werden,  fallt  mir  gar  nicht 
ein  zu  bestreiten.  Was  aber  verschlägt  das  für  die  besouderen  Verhältnisse 
in  Wesel  oder  Hameln! 
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dem  Bürgermeister  eine  solche  Position  ein  wie  die  burmagistri 
in  Wesel!  Wie  v.  B.  sich  einmal  äussert,  „handelt  es  sich  bei 
dem  [städtischen]  Bauermeisteramt  ohne  Zweifel  um  eine  der 
nach  Ausbildung  der  Rathsverfassung  so  häufig  vorkommenden 
Rathsdepntationen  nach  Art  der  Baumeister  und  Rentmeister“. 
Und  unter  Bezugnahme  auf  den  vorliegenden  Fall  heisst  es  dann 
weiter:  „Dass  die  burmagistri  in  Wesel  nicht  direkt  aus  der 
Dorf  Verfassung  übernommen  sind,  geht  schon  aus  der  Thatsache 
hervor,  dass  2 burmagistri  vorhanden  sind.  Die  Dörfer  haben, 
so  viel  mir  bekannt,  nur  einen  Bauermeister.  Es  han- 
delt sich  auch  in  Wesel  nur  um  eine  Analogiebildung  nach  der 
Dorfverfassung.“  Obwohl  v.  B.  sich  leicht  von  der  doch  einiger- 
massen  bekannten  Thatsache  hätte  überzeugen  können,  dass  in 
Dörfern  sehr  oft  zwei  oder  mehrere  Bauermeister  nebeneinan- 
der fungiren,1)  bedeutet  diese  letzte  Aeusserung  bei  ihm  schon 
einen  Fortschritt  gegen  früher.  Im  Jahr  zuvor  (1888)  bei  der 
Besprechung  des  Reinholdschen  Buches  (Literarisches  Central- 
blatt Sp.  1541)  hatte  er  sich  noch  folgendennassen  vernehmen 
lassen;  „S.  10  [bei  Reinhold]  wird  bemerkt,  der  Vorstand  der 
Gemeinde  habe  aus  zwei  Burmeistern  bestanden,  während  tliat- 
sächlich  nur  einer  vorkommt . .“  Um  das  Bild  zu  vervollständi- 
gen, das  v.  B.  von  der  Entstehung  des  Burmeisteramtes  zu  geben 
versucht,  führe  ich  noch  — er  hat  Reinholds  Buch  wiederholt 
recensirt  — eine  Stelle  aus  einer  anderen  Besprechung  an.  Die 
Kompetenz  des  Bauermeisters  habe  sich  etwa  in  den  letzten 
Jahrzehnten  des  13.  Jahrhunderts,  so  führt  er  aus,  von  der  des 
Bürgermeisters  abgetrennt.2) 

Selbst  v.  B.  wird  nicht  behaupten  wollen,  dass  diesen  seinen 


*)  Vergl.  die  Nachweise  — die  sich  unendlich  häufen  Hessen  — bei 
Maurer,  Geschichte  der  Porfverfassung,  Hand  2 8.  32. 

2)  Mittheilungen  aus  der  historischen  Literatur,  Band  17  S.  104.  Vgl. 
ferner  Deutsche  Literaturzeitung  (lssy)  .Sp.  1580.  Ziemlich  unsicher  äussert 
sich  v.  B.  endlich  in.  Der  l'rsprnng  der  deutschen  Stadtverfassung  S.  63. 
Aus  der  dort  gegebenen  Verweisung  auf  Bücher  (Die  Bevölkerung  von 
Frankfurt  am  Main),  Band  1 S.  262  crgiebt  sich  schlechterdings  nichts  für 
seine  Auffassung.  — Ueber  das  Burmeisteramt  in  Herford  vergl.  die  über- 
zeugenden Auseinandersetzungen  bei  Ilgen,  Zur  Herforder  Stadt-  und 
Gerichtsverfassung  (S.-A.  a.  d.  Zeitschrift  f.  vaterl.  Gesell,  u.  Alterthumsk. 
Westfalens,  Band  49)  S.  29  und  50. 


Digitized  by  Google 


93 


verschiedenen  mit  einander  schwer  zu  vereinigenden  Aeusserun- 
gen  eine  grosse,  überzeugende  Kraft  innewobne  und  in  der 
That  hat  er  sich  wohl  vornehmlich  durch  die  Analogie,  die  ihm 
die  Verhältnisse  in  Hameln  darzubieten  schienen,  zu  seiner  An- 
sicht bestimmen  lassen.  Aber  auch  für  Hameln  beruht  seine 
Meinung  auf  einer  unbegründeten  und  willkürlichen  Hypothese. 
Darauf  hat  neuerdings  Küntzel  mit  Recht  hingewiesen.  — ■)  Wie 
in  Wesel  das  Burmeisteramt  von  dem  Bürgermeisteramt  abge- 
zweigt worden  sei,  so  in  Hameln  von  dem  des  Schultheissen. 
Prüft  man  indessen  ohne  Voreingenommenheit  die  Ueberlieferung 
der  Stadt  Hameln,  so  ergiebt  sich  sofort  die  innere  Un Wahr- 
scheinlichkeit dieser  Beliauptuug.  Zuerst  erfährt  man  dort  von  dem 
Burmeister  zum  Jahre  1-277  in  einem  Privileg  Herzog  Albrechts 
von  Braunschweig,  von  dem  man  sagen  darf,  dass  es  zum  ersten 
male  einen  Querschnitt  der  Rechtszustände  des  Gemeinwesens 
giebt.2)  Der  Burmeister  hat  nach  dieser  Aufzeichnung  im  Auf- 
träge der  Konsuln  und  der  Bürger  „die  Verhältnisse  des  Ge- 
meindeguts zu  regeln,  die  nothwendigen  Verpachtungen  vorzu- 
nehmen; das  Halten  von  Geflügel  verschiedener  Art  hat  er  zu 
überwachen,  die  Wasch-  und  Spülanstalten  der  Gemeinde  zu 
beaufsichtigen,  auf  die  baufälligen  Häuser  und  die  Zäune,  mit 
denen  man  die  Grundstücke  umfriedete,  Acht  zu  geben“.*) 
Schliesslich  hat  er  eine  Gerichtsbarkeit  in  Klagen  über  ver- 
dienten Lohn  sowie  in  irgend  welchen  nicht  näher  angegebenen 
Bagatellsachen.4)  Oder  mit  anderen  Worten,  die  Funktionen, 
die  der  Bauermeister  in  jeder  Landgemeinde  ausübt,  finden  sich 
hier  wieder,  vermehrt  um  einige,  die  ihm  naturgemäss  dadurch 
zufallen  mussten,  dass  die  kleine  Dorfgemeinde  sich  allmählich 
zu  einer  Stadtgemeinde  ausgewachsen  hatte.  Ferner  hat  sich 


')  lieber  die  Verwaltung  des  Maass-  und  Gewiehtswesens  in  Deutsch- 
land (Staats-  und  sozialwissenschaftliche  Forschungen  Hand  13  Heft  2)  S.  3U  ff. 

ä)  Meinardus,  Urkundenbuch  des  Stifts  und  der  Stadt  Hameln  (Quellen 
und  Darstellungen  zur  Geschichte  Niedersachseus  Band  II)  Nr.  79. 
s)  Meinardus,  Einleitung  ä.  44. 

4)  Bunnester  eorum  auctoritnte  et  ex  parte  consulum  et  burgensium 
habebit  judicare  super  oinne  precinm  deservitum,  cjuod  vocatur  moinasne  vel 
hure,  et  super  animalia  pennata  et  super  vestes  abluendas  et  super  loca 
sipium  et  [superj  quelibet  oditicia;  item  pro  juribus  civilibus  abbitriis  inter 
se,  que  habuit  kactenus  civitas. 
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das  Amt  insofern  verselbstständigt,  als  der  Bnrmeister  bei  seinen 
Entscheidungen  oder  Urtheilen  nicht  mehr  an  die  bei  primitiven 
Y erhältnissen  so  leicht  zu  erlangende  Zustimmung  der  Gemeinde- 
genossen gebunden  ist.1) 

Anders  v.  B.  Das  Burmeisteramt  soll  überhaupt  erst  ge- 
schaffen sein,  nachdem  das  Schultheissenamt  — zwischen  1265 
und  1267  — an  die  Stadt  übergegangen  ist.  Damals  sei  dessen 
alter  Bestand  nicht  erhallen  geblieben,  vielmehr  seien  namentlich 
die  agrarischen  Kompetenzen  abgetrennt  und  auf  den  Burmeister 
als  einen  neu  creirten  Beamten  übertragen  worden.  Nun  hat 
man  aber  zum  Glück  ein  überaus  ausführliches  Weisthum  über 
die  Rechtsverhältnisse  des  Schultheissen , das  der  Herausgeber 
in  die  Jahre  1237 — 1247,  also  in  eine  Zeit  setzt,  wo  an  dem 
alten  Umfange  jener  Rechte  durch  Erwerbung  seitens  der  Stadt 
iroch  nichts  geändert  sein  konnte.  Daraus,  dass  in  jener  Auf- 
zeichnung des  Burmeisters  nicht  gedacht  wird,  will  v.  B.  eine 
Bestätigung  für  seine  Ansicht  finden!  Das  Argument  wäre  aber 
doch  nur  dann  durchschlagend,  wenn  die  Befugnisse,  die  dem 
Privileg  von  1277  zu  Folge  der  Burmeister  einige  Jahrzehnte 
später  notorisch  in  Hameln  ausübt,  nach  dem  Wortlaut  des 
Weisthums  von  dem  Schultheissen  versehen  würden.  Einen 
solchen  Beweis  hat  v.  B.  bisher  nicht  angetreten,  auch  kann  er 
nach  Lage  der  Dinge  nicht  geführt  werden.  Daraus  ferner,  dass 
der  Sclmltheiss  — nach  seiner  übrigens  strittigen  Meinung  — einen 
„Theil  der  Burdingskompetenz  (Lebensmittelpolizei)“  ausübt, 
geht  in  keiner  Weise  hervor,  dass  es  ihm  auch  gelungen  ist, 
die  anderen  Burdingskompetenzen  sich  anzueignen.'2)  Ganz  nach 
den  jeweiligen  Verhältnissen,  die  uns  aus  der  Ueberlieferung 
meist  nur  sehr  unvollkommen  bekannt  sind,  gestaltet  sich  häufig 
das  Burmeisteramt  in  einer  Gemeinde,  die  sich  zu  einer  Stadt 
auswächst.  — 

Diese  Erwägung  wird  man  im  Auge  behalten  müssen,  wenn 


*)  Ferner  hat  der  Hauermeister  für  die  städtischen  Interessenten  inner- 
halb der  Stadt  die  Hirteu  zu  bestellen  und  endlich  hat  er  zusammen  mit 
zwei  Rathmnunen  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Bürger  ihren  Verpflichtungen 
in  Bezug  auf  die  Brückengenossenschaft,  die  inan  mit  den  benachbarten 
Dörfern  hat,  nachkommen.  A.  a.  O.  S.  44  der  Einleitung. 

a)  v.  Below,  Die  Entstehung  der  deutschen  Stadtgemeinde  S.  25. 
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man  sich  die  Entwicklung  in  Wesel  vergegenwärtigt,  die  nur 
zum  Theil  der  in  Hameln  entspricht.  Das  Charakteristische  im 
Weseler  Burmeisteramt  ist  die  Thatsache,  dass  die  burmagistri 
eine  dem  Bürgermeister  fast  in  jeder  Beziehung  analoge  Stel- 
lung einnehmen.  Muss  man  auch  darauf  verzichten,  für  die 
ältere  Zeit  ein  so  anschauliches  Bild  zu  entwerfen,  wie  es  das 
Hameler  Stadtrechtsprivileg  vom  Jahre  1277  gewährt,  so  wird 
man  dafür  entschädigt  durch  die  Fülle  der  Einzelnotizen,  die 
namentlich  für  das  14.  Jahrhundert  über  ihre  Wirksamkeit  vor- 
liegen. Als  ungemein  bedeutend  neben  Schöffen  und  Rath  traten 
Burmeister  und  Bürgermeister  uns  vor  allem  in  den  Schieds- 
sprüchen der  Jahre  1308  und  1311  entgegen.  Näheres  aber 
über  ihre  Funktionen  erfährt  man,  wie  angedeutet,  eigentlich  erst 
in  den  folgenden  Jahrzehnten.  Und  da  ergiebt  sich  denn,  dass, 
wenn  auch  ihr  Amtskreis  theilweise  mit  dem  des  Bürgermeisters 
zusammenfällt,  sie  doch  auch  so  zu  sagen  ihr  besonderes  De- 
zernat haben.  Doch  bevor  ich  es  versuche,  den  Geschäftsbereich 
der  Burmeister  abzugrenzen,  gilt  es,  die  verschiedenen  Benen- 
nungen festzustellen,  mit  denen  sie  entweder  allein  oder  zu- 
sammen mit  dem  Bürgermeister  belegt  werden. 

Sogar  in  der  ältesten  Urkunde,  in  der  die  Burmeister  über- 
haupt Vorkommen,  führen  sie,  wie  schon  Rein  hold  mit  Recht 
bemerkt  hat,  den  Titel  des  Bürgermeisters  (magister  civiumj, 
während  dieser  magister  burgensis  genannt  wird.1)  Der  wirk- 
liche Sachverhalt  ergiebt  sich  in  diesem  und  in  ähnlichen  Fällen 
sehr  einfach  schon  aus  der  äusserlichen  Thatsache,  dass  es  nur 
immer  einen  Bürgermeister,  stets  aber  zwei  Burmeister  gegeben 
hat.  Wenn  also  z.  B.  zwei  magistri  eivium  und  ein  magister 
burgensis  neben  einander  genannt  werden,  so  ist  klar,  dass  jene 
beiden  die  Burmeister  sind.  Zudem  steht  der  Bürgermeister  in 
der  Reihenfolge,  weil  höher  an  Rang,  stets  voran.  Eine  Ver- 
wechslung ist  also  trotz  alles  Schwankens  in  der  Ausdrucksweise 
der  Quellen  im  einzelnen  Falle  einfach  ausgeschlossen. 

Jene  älteste  Fundstelle  des  Burmeisters  ist  eine  bisher 
unedirte  Urkunde  vom  Jahre  1269,  die  eine  Veräusserung  von 
Liegenschaften  beglaubigt.  In  ihr  lautet  die  Zeugenreihe  folgen- 
dermassen:  Actum  et  datum  Wisele  anno  domini  M°CC0LX0  nono 


*)  a.  a.  O.  8.  9. 
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mense  Martio  present  ibus  viris  discretis,  Johanne  sacerdote  . . 
Heinrico  pincerna  milite  de  Spelle,  Bernardo  de  Galen  tune 
judice,  Henrico  Evels  magistro  burgensium,  Lamberto  et  Conrado, 
magistris  civium,  Henrico  de  Lonen,  Conrado  de  Draxem,  Got- 
scalco  Runiestickel,  Henrico  Zantrel,  Wilhelmo  de  Bucholte, 
Gerardo  Budel,  Hermanno  Clerico,  Johanne  in  Foro,  Mence  de 
Lonen,  scabinis  in  Wesele,  et  aliis  quam  pluribus.1) 

Die  Rangordnung  ist  hier  die  auch  sonst  übliche,  nach  dem 
Richter  folgen  erst  der  Bürgermeister,  dann  der  Burmeister 
und  endlich  die  übrigen  Schöffen.  Die  nächste  Urkunde  in  der 
die  Burmeister  überhaupt  genannt  werden,  ist  vom  Jahre  1291. 
Diesesmal  erhalten  sie  zwar  den  offiziellen  Titel  magister  bur- 
gensium, demgegenüber  heisst  der  Bürgermeister  jetzt  rector 
civium  und  nicht,  wie  später,  magister  civium.  Da  das  Doku- 
ment, wie  wir  aus  den  früheren  Darlegungen  wissen,2)  für  die 
Entwicklung  der  Stadtverfassung  von  der  grössten  Bedeutung 
ist,  theile  ich  wiederum  die  Zeugenreihe  mit:  Datum  anno  . . . 
presentibus  Henrico  Santrel,  rectore  civium,  Hermanno  Vitulo 
et  Gobelino  dicto  Pistore,  magistris  burgensium,  Goswino  Mone- 
tario,  Lamberto  de  Scampnis,  Johanne  in  Foro,  Johanne  dicto 
Snellart,  Wilhelmo  de  Brabant,  Hermanno  filio  Witten  et  Henrico 
Oppendike,  scabinis,  Henrico  de  Bucholte,  Brunone  Foco, 
Everwino  de  Sevenare,  Henrico  Ledechgank,  Hermanno  Oppen- 
dike, Rutgero  de  Arena,  et  Henrico  dicto  de  Lune,  dictornm 
conventuum  fundatore,  consulibus,  et  aliis  quam  pluribus.1) 

Es  folgt  eine  Urkunde  vom  Jahre  1307,  deren  Bedeutung 
gleichfalls  schon  früher  hervorgehoben  wurde.  Auch  diesesmal 
gebe  ich  die  Reihe  der  Aussteller  wieder.  Wie  schon  jetzt 
bemerkt  werden  soll,  ist  die  Rangordnung  eine  andere;  hier 
zuerst  findet  sich  eine  Spur  der  Aussonderung  der  Burmeister 
aus  dem  Kollegium  der  Schoflen.  Eine  Tendenz,  die  verstärkt 
werden  musste  durch  die  Bestimmung  des  Schieds  vom  Jahre 
1308,  der  die  Einheitlichkeit  der  bisherigen  Organisation  da- 
durch durchbricht,  dass  er  für  Bürgermeister  und  Burmeister, 
obwohl  Schöffen,  jährlichen  Wechsel  nach  Art  der  Rathmannen 


')  Orig.  Perg.  im  St.  zu  I),  Stadt  Wesel  Nr.  11. 
*)  Obea  S.  hü  f. 

3)  Lacomblet,  Urkundenbucb,  Band  2 Nr.  917. 
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festsetzte.  Die  Aussteller  sind:  Nos  Heradus  de  Lonen,  tune 
magister  burgensium  oppidi  Weselensis,  Goswinus  Monetarius, 
Wil.  de  Brabant,  Rutgerus  de  Arena,  Apollonius  Santtreyl, 
Johannes  Apollonii,  Henricus  Ledegganck,  Henricus  de  Berka, 
Henricus  de  Sanctis,  Gos.  Rumstekel  et  Johannes  de  Birth, 
seabini  oppidi  jam  dicti,  nec  non  Johannes  oppen  Kelre  et  Jo- 
hannes filius  Wedele  Grevynnen,  tune  burmestere,  consulesque 
opidi  ejusdem  recognoseinius  u.  s.  w.1)  Die  Zahl  der  Schöffen 
beläuft  sieh  also  auf  zehn  oder  mit  den  Burmeistern,  die  jetzt 
so  zu  sagen  mitten  zwischen  der  Schöffen-  und  Rathsbank  stehen, 
auf  zwölf.2)  Auch  der  Bürgermeister  wird  dieses  eine  mal  nicht 
zu  den  Schöffen  gerechnet.  Man  sieht,  dass  man  es  mit  Ueber- 
gangszuständen  zu  tliun  hat,  bringt  doch  der  Schied  des  nächsten 
Jahres  die  unaufschiebbare  definitive  Reorganisation  der  Stadt- 
verfassung. 

Wiederum  heisst  der  Bürgermeister  magister  burgensium 
in  einer  Urkunde  vom  Jahre  1322.  Die  Aussteller  sind  dies- 
mal der  magister  burgensium,  die  seabini,  die  consules  und  die 
Gemeinheit  (nec  non  et  Universitas  opidi  Weselensis).'1)  Die 
Burmeister  werden  also  nicht  als  besondere  Würdenträger  unter 
den  Mitgliedern  des  Magistrats  hervorgehoben.  Mehr  von  der 
inneren  Gliederung  dieser  Behörde  verrät!)  eine  Urkunde  vom 
folgenden  Jahre.  Es  werden  die  Aussteller  einzeln  bei  ihrem 
Namen  und  bei  ihrem  Amt  genannt.  Die  Rangordnung  ent- 
spricht der  des  vorhin  besprochenen  Diploms  von  1 307,  nur  wird 
der  Bürgermeister  hier  als  Schöffenmeister  aufgeführt:  Die  Ge- 
samtzahl der  Schöffen  beläuft  sich  nämlich  — ihn  und  die  bei- 
den Burmeister  eingeschlossen  — auf  zwölf.  Es  handelt  sich 
um  die  Verpachtung  eines  Stadtthurms  an  einen  Patrizier  mit 
Namen  Henricus  de  Berka.  Die  Aussteller  sind:  Henricus  de 
Xanctis,  nunc  magister  burgensium  oppidi  Weselensis,  Wil.  de 
Brabant,  Jo.  Apollonii,  Herekinus  de  Lonen,  Jo.  dictus  Gre- 


J)  Aelteres  Bürgerbuch  im  St  zu  I).  Bl.  23. 

2)  Bezeichnend  ist  es  doch,  dass  sie  jetzt  nicht  mehr  hinter  dem  Bür- 
germeister an  der  Spitze  der  Schliffen,  sondern  erst  nach  den  letzteren  folgen. 
Dass  sie  früher  durchaus  zu  dem  Schöfftmkolleg  gezählt  wurden,  zeigt  die 
eben  mitgetheilte  Zeugenliste  der  Urkunde  vom  Jahre  12G9. 
s)  Aelteres  Bürgerbnch  Bl.  23. 

I.ieisgranf , Klederrlieinliche«  fitldtsweaen  Im  Mittelalter.  7 
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vinnensoin  (vergl.  die  Schöffenreihe  von  1307),  Jo.  de  Birth, 
Theodericus  filius  Conekini,  Jo.  de  Foro,  Hermannus  de  Dyke 
et  Everwinns  de  Sevenharen,  scabini  oppidi  jani  dicti,  nec  non 
Henricus  dietus  Ledegganeh  et  Petrus  Gerbergis  tune  burmestere. 
Nicht  bei  Namen  genannt  folgen  dann  die  Konsuln  der  Stadt 
Wesel.1) 

Um  es  nochmals  zu  wiederholen:  diese  Listen  zeigen,  dass 
durch  die  Ereignisse  im  Anfang  des  Jahrhunderts  die  selbst- 
ständige Stellung  der  Burmeister  neben  dem  Bürgermeister  und 
innerhalb  des  Schöffenkollegs  erschüttert  ist.  Bürgermeisteramt 
und  Burmeisteramt  haben,  durch  den  jährlichen  Wechsel  an 
Selbstständigkeit  verloren.  Da  aber  das  Kollegium  so  wenig  wie 
die  Stadt  der  einheitlichen  Leitung  durch  eine  kraftvolle  Per- 
sönlichkeit entbehren  kann,  behauptet  der  Bürgermeister  seine 
alte  Bedeutung,  während  das  Burmeisteramt  nunmehr  als  lästige 
Verpflichtung  angesehen  worden  sein  wird,  die  von  Jahr  zu 
Jahr  unter  den  Schöffen  umging. 

Uebrigens  führt,  um  auch  das  noch  anzumerken,  der  Bürger- 
meister in  der  zuletzt  angezogenen  Urkunde  wieder  den  Bur- 
meistertitel. Auch  sei  noch  erwähnt,  dass  die  wenigen  citirten 
Urkunden  die  einzigen  sind,  die  sich  aus  der  Zeit  von  1307  an 
in  den  Bürgerbüchern  finden. 

Charakteristisch  sind  dann  mehrere  Diplome  vom  Jahre 
1 329.  In  den  einen  heisst  der  amtirende  Bürgermeister  Ever- 
winus  de  Sevenharen  (in  dem  eben  besprochenen  Diplom  von 
1323  ist  er  Schöffe)  magister  civium,  in  einem  anderen  ma- 
gister  burgensium.2) 

Offenbar  aber  hat  inzwischen  bereits  eine  festere  Termino- 


')  Aeltercs  BUrgcrbuch  Bl.  24. 

a)  Aeltercs  Bürgerbuch  Ul.  30:  Notandiini  et  seiendum.  qnod  anno 
doraini  M • CCO  vicesimo  nono  ...  in  commani  consilio  Everwinus  de 
Sevenharen,  tune  magister  civium  Weseleusis,  electus  fuit  ex  parte  opidi 
predieti  in  procuratorem  super  bonis  pauperum  hospitalis  Weselensis  u.  s.  w. 
Vergl.  ferner  ebendort  Bl.  31  und  im  jüngeren  Bürgerbuch  Bl.  103.  Die  Ur- 
kunde von  1329,  in  der  der  Bürgermeister  magister  burgensium  heisst,  fangt 
folgendermasscn  au:  Nos  Henricus  de  Volda  commendator  dornus  Weselensis 
ordinis  hospitalis  . . .,  Everwinus  de  Sevenharen,  tune  temporis  magister  bur- 
gensis  Weselensis,  et  Heradus  de  Lonen  procuratores  et  provisores  bonorum 
pauperum  u.  s.  w.  Aeltercs  Bürgerbucli  Bl.  30. 
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logie  Platz  gegriffen,  nach  der  dem  Bürgermeister  sein  alter 
Titel,  unter  dem  ihn  ja  schon  die  Erhebungsurkunde  von  1241 
kennt,  zurückgegeben  wird. 

In  der  ganzen  Reihe  der  Urkunden  aus  den  folgenden  Jahr- 
zehnten, nämlich  von  1330,  1332,  1334,  1337,  1339,  1345,  1348 
und  1350,  wird  dieser  vornehmste  Leiter  der  Stadtpolitik  nie 
mehr  anders  wie  als  magister  civium  aufgeführt.1) 

Die  bisherigen  Bemerkungen  bezogen  sich  vornehmlich  auf 
die  Benennungen  des  Bürgermeisteramtes,  da  dieses  aber  mit 
dem  der  Burmeister  verwechselt  wird,  erhielt  man  daraus  zu- 
gleich Aufschluss  über  die  Bezeichnung  der  Burmeister.  Die 
Burmeister  führen  indessen  längst  nicht  so  oft  wie  umgekehrt 
den  Amtstitel  des  Bürgermeisters.  Namentlich  in  dem  14.  Jahr- 
hundert dürfte  diese  Benennung  ausserordentlich  selten  sein. 
In  den  erwähnten  Urkunden  in  lateinischer  Sprache  aus  den 
Jahren  1307  bis  1323  werden  sie,  da  der  Bürgermeister  ihren 
Titel  schon  in  Anspruch  genommen  hat,  mit  ihrem  deutschen 
Namen  burmester  genannt.  Derselbe  Ausdruck  burmester  oder 
auch  buermeysterc  begegnet  dann  mit  Vorliebe  in  den  Diplomen 
der  zweiten  Hälfte  des  1 4.  Jahrhunderts,  die  in  deutscher  Sprache 
abgefasst  sind.  In  der  Burmeisterliste  aber,  die  seit  1308  vor- 
handen ist,  wird  ihre  Amtsbezeichnung  in  lateinischer  Sprache 
angegeben  und  da  heissen  sie  dann  nicht  selten  burmagistri. 
Meist  wird  aber  in  diesen  Bürgerbüchern  auch  ihr  Amt  ge- 
nannt; das  wird  in  dem  Fall  als  officium  burmagistratus  be- 
zeichnet.2) Die  Notiz  z.  B.  über  die  Burmeister  des  Jahres 
1308  lautet  folgendermassen : Primo  a nativitate  dornini  M°CCC° 
oetavo  ad  burmagistratus  officium  electi  Johannes  filius  Comitisse 
et  Jacobus  filius  Drude  de  Elderinchaven,  sub  quorum  officio 
hii  in  opidanos  nostros  sunt  recepti.3) 

Daneben  aber  werden  schon  früh  Bezeichnungen  üblich, 
die  alle  das  Gemeinsame  haben,  dass  sie  sich  auf  eine  ganz  be- 


')  Aelteres  BUrgerbucb  Bl.  24,  31,  32  u.  a.  w.  und  jüngeres  Bürger- 
buch Bl.  100,  103  u.  a.  w. 

2)  So  auch  in  den  älteren  Stadtrechnungen.  So  z.  B.  1354:  Recepta 
Harmanni  Voimic  et  Wilhelmi  Lanchala  bunnagiatrorum  elcctorum  sub 
Henrico  de  Sevenar,  magistro  civium;  und  ebenso  schon  im  Jahre  1349. 

®)  Jüngeres  BUrgerb.  Bl.  10.  Ebenso  1309,  1312,  1313,  1314,  1315  ff. 
a.  a.  O.  Bl.  11  ff. 
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stimmte  Seite  ihrer  Thatig-keit  beziehen.  Sie  betonen  nämlich 
die  wichtigste  Funktion,  die  die  Burmeister  innerhalb  der  städti- 
schen Finanzverwaltung  noch  zu  versehen  haben.  Die  älteste 
Nachricht  der  Art  findet  sich  in  einem  der  Bürgerbücher  der 
Stadt  Wesel.  Sie  ist  etwa  im  dritten  Jahrzehnt  des  vierzehnten 
Jahrhunderts  entstanden.  Die  Burmeister  heissen  da  ma- 
gistri  redditnnm,  sie  sind  also  damals  schon  die  Rentmeister  der 
Stadt.1)  Damit  durch  den  jährlichen  Wechsel  des  Amtes  die 
Stadt  nicht  geschädigt  werde,  werden  nun  im  Bürgerbuch  die- 
jenigen Einnahmen  notiert,  die,  weil  sie  sich  aus  kleinen 
Posten  zusammensetzen,  am  leichtesten  in  Vergessenheit  gerathen 
können.  Sonst  ist  namentlich  die  deutsche  Benennung  nach 
dieser  Seite  der  Thfttigkeit  der  Burmeister  auf  lange  Zeit  hinaus 
ungewöhnlich.  Vor  dem  fünfzehnten  Jahrhundert  dürften  die 
Belege  überhaupt  selten  sein.  Einer  der  ältesten  Fälle  ist  wohl 
vom  Jahre  1 400.-)  Erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  fünfzehnten 
Jahrhunderts  verdrängt  der  Rentmeistertitel  den  älteren.'1) 

Diese  Wandelungen  in  der  Bezeichnung  hängen  nun  aber 
zusammen  mit  der  Veränderung  des  ganzen  Amtscharakters. 

Dass  nämlich  die  Burmeister  etwa  von  der  Mitte  der  ersten 
Hälfte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  an,  an  Bedeutung  zurück- 
treten, lehrt  ein  Blick  in  die  Urkunden  dieses  Zeitraums.  Von 
den  Diplomen,  die  eben  erst  in  chronologischer  Reihenfolge  an- 
geführt sind,  kommt  hier  das  von  1322  als  typisch  in  Betracht. 
Selbst  in  Abmachungen,  bei  deren  Abfassung  sie  als  Rentmeister 
besonders  betheiligt  gewesen  sein  müssen,  werden  sie,  wie  ich 
schon  erwähnte,  nicht  mehr  wie  ehedem  unter  den  Ausstellern 
besonders  namhaft  gemacht.  Nicht  selten  aber  bringt  es  dann 
der  Inhalt  der  Abmachung  mit  sich,  dass  ihrer  dennoch  in  irgend 


')  Aeltcres  BUrgerbuch  Bl.  4 : Cum  anuuatim  nostros  magistros  roddi- 
tuuui  constituimus  secundum  coniuetudinem,  ignorantes  nostros  redditus  an- 
nnos,  necesse  est,  nt  eosdem  nostros  redditus  in  scriptis  annotemns,  ne  per 
ignorantiam  eornm  alhjuid  d&mpni  patianiur. 

Jüngeres  BUrgerbucli  Bl.  120.  Und  ebendort  zum  Jahre  1407. 

*)  In  den  BUrgerlistou  des  jüngeren  Bürgerbuches  wird  die  Bezeichnung 
burmagister  erst  157»  durch  die  von  (Quästoren  abgelöst  (Bl.  65):  Anno 
LXXVIII  Johanne  Bungardo  et  Ottone  a Bellinchaven,  jurium  doctorc,  con- 
sulibus,  Cornelia  Smetb  et  Henrico  a Schoel.  (juestoribus,  recepti  sunt  in 
cives  u.  s.  w. 
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welchem  Zusammenhänge  besonders  gedacht  wird.  Auch  hier- 
für sei  eines  der  ältesten  Beispiele  angemerkt.  Im  Jahre  1334 
schliesst  Wesel  mit  einem  Kanoniker  in  Kappenberg,  mit  Namen 
Wilhelmus  de  Lansberghe,  einen  Leibrentenvertrag  ab;  bei  der 
Gelegenheit  sind  die  Vertreter  der  Stadt  der  magister  civium, 
die  scabini,  die  Konsuln  und  die  Gemeinheit  (totaque  eommunitas 
opidi  Weseleusis).  Falls  nun  die  Zahlung  der  jährlichen  Leib- 
rente seitens  der  Stadt  nicht  in  der  festgesetzten  Weise  erfolgt, 
müssen  der  Bürgermeister  und  die  Burmeister  nach  der  bekannten 
Bestimmung  des  deutschen  Schuldrechts  in  eine  Herberge  ein- 
reiten.1) 

Es  wäre  nun  aber  verkehrt,  wollte  man  annehmen,  weil  die 
Bedeutung  der  Burmeister  in  dieser  Periode  zurückgehe,  seien 
sie  auch  in  ihrer  ganzen  Geschäftsführung  entlastet  worden. 
Eher  das  Gegentheil  ist  der  Fall.  Die  Anforderungen,  die  die 
Finanzverwaltung  der  Stadt  an  sie  stellt,  werden  immer  grösser, 
sie  sind  schliesslich  so  umfassend,  dass  für  ihre  Bethätigung  auf 
anderen  und  jedenfalls  nach  der  Meinung  der  Stadt  wichtigeren 
Gebieten  der  städtischen  Verwaltung  kein  Raum  mehr  bleibt: 
sie  siuken  immer  mehr  zu  technischen  Leitern  der  Finanzver- 
waltung herab.  Der  Prozess  lässt  sich  ziemlich  genau  während 
der  zweiten  Hälfte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  verfolgen:  und 
je  mehr  er  fortschreitet,  desto  mehr  differenzirt  sich  ihre  ganze 
Stellung  sowohl  wie  ihre  Thätigkeit  von  der  des  Bürgermeisters. 
Waren  sie  früher  auch  bei  den  wichtigeren  die  äussere  Politik 
betreffenden  Verrichtungen  dessen  Gehülfen,  so  wird  ihnen  zum 
mindesten  seit  dem  fünften  Jahrzehnt  des  14.  Jahrhunderts,  in 
denen  die  Stadtrechnungen  einsetzen  (1342),  von  dem  magister 
scholarum  der  Rang  abgelaufen.  Dieser  ist  es,  den  sich  der 
Bürgermeister  am  liebsten  zum  Begleiter  wählt,  wenn  er  in 
wichtigen  Geschäften  nach  Cleve  zu  dem  Grafen  oder  zu  den 
Städtetagen  reitet.  Ihm  vor  allem  wird  auch  die  selbstständige 


')  Quotiescunque  in  solutione  dictorum  reddituum  inventi  fuerimus 
negligentes,  quod  totiens  sacerdos  predictua  predictos  redditus  sibi  non  so- 
lutos  potent  conquirere  apud  Lombardos  aut  Judeos,  utii  voluerit  u.  s.  w. 
Ceterum  etiam  assecuraviimis  bona  fide,  sive  conqnisierir  sive  non,  quod 
noster  magister  civium  et  nostri  bunnagistri,  qui  pro  tempore  fuerint,  in- 
trabunt ad  monitionem  ejusdem  sacerdotis  . . . hospitiura,  jaccndo  more  bo- 
norum hominum  ad  comestus.  Aclteres  ßürgorbueh  Hl.  32. 
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Erledigung  wichtiger  Verhandlungen  anvertraut,  wenn  die  Reise 
so  weit  ist,  dass  sie  den  Bürgermeister  zu  lange  von  der  Stadt 
fern  halten  würde.1) 

Mit  anderen  Worten  also,  den  Burmeistern  bleiben,  abge- 
sehen von  geringen  Ausnahmen,  ihre  alten  Funktionen,  aber  ihr 
Amt  nimmt  nicht  an  Bedeutung  zugleich  mit  dem  Wachsthum 
der  Stadt  zu,  wie  das  des  Bürgermeisters.  Das  zeigt  sich  mehr 
noch  wie  in  der  Finanzverwaltung  bei  den  Funktionen,  die  sie 
ausserdem  noch  wahrzunehmen  haben.'-) 

Zu  ihnen  gehört  namentlich  der  Vorsitz  indem  sogenannten 
Burgericht.  Gerade  für  diese  Seite  ihrer  Thätigk eit  hat  Rein- 
hold aus  dem  weitläuftigeu  Material  der  Stadtrechnungen  werth- 
volle Nachweisungen  gegeben  (a.  a.  O.  S.  11).  Mit  Recht  hat  er 
vor  allem  diesen  Theil  ihrer  Funktionen  als  alterthümlich  bezeichnet. 
Zuerst  im  Jahre  1357  werden  die  burmagistri  servantes  dat  bur- 
gerichte  dort  aufgeführt.  Oder  es  findet  sich  die  Notiz,  dass  die 
burmagistri  propter  judicium  eorum  vocatum  dat  burgerichte  so 
oder  so  viel  verbraucht  haben  (consumpserunt).  Was  auch  so  zu 
vermuthen  wäre,  steht  übrigens  urkundlich  fest,  das  Burgericht 
entscheidet  über  Feldschäden,  über  Streitigkeiten  beim  Anbau  oder 
bei  der  Ausnutzung  der  Allmende.  Je  mehr  nun  aber  in  der  Stadt 
Handel  und  Verkehr  in  den  Vordergrund  treten,  desto  mehr 
wird  mit  Noth Wendigkeit  ihr  Gericht  in  den  Hintergrund  ge- 
schoben. 

Ich  halte  es  für  überflüssig,  Beispiele  für  die  Thätigkeit 
der  Burmeister  aus  dem  vierzehnten  uud  fünfzehnten  Jahrhundert 
zu  häufen.  Bald  üben  sie  die  Marktpolizei,  bald  die  Baupolizei:1) 
nur  eine  ihrer  Funktionen  sei  hier  noch  erwähnt,  ihre  Mitwir- 
kung bei  der  Aufnahme  der  Neubürger.  Die  Namen  derer,  die 
nicht  die  Söhne  von  Bürgern  waren  und  dennoch  das  Bürger- 
recht erwerben  wollen,  werden  zum  mindesten  seit  dem  Jahre 
1308  verzeichnet  und  sind  jedenfalls  von  dem  Zeitpunkt  an  erhalten. 


')  Aeltester  Band  der  Stadtrechnungen  (1344)  Bl.  34:  Item  de  equo, 
quem  rector  scolarum  equitavit  Crudenborgh  ad  comitem  propter  pascua  pe- 
eorum  u.  s.  w.  und  ebendort  Bl.  35. 

2)  z.  B.  setzen  sie  allein  oder  mit  dem  Bürgermeister  fest,  wer  von 
den  Bürgern  ausjagen  soll.  Vergi.  über  plebiscitorum  zum  Jahre  1407. 

3)  Beinhold  a.  a.  0.  S.  97. 
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Ich  habe  vorhin  die  Formel  citirt,  die  jedesmal  der  Liste  voran- 
gestellt wird.  Nachdem  die  Namen  der  beiden  Burmeister  auf- 
geführt  sind,  beginnt  das  Verzeichnis  der  Neubürger  damals  mit 
den  Worten : Sub  qnorum  officio  hii  in  opidani  sunt  recepti. 

Nun  weiss  aber  jeder,  der  mittelalterliche  Bürgerlisten  ein- 
gesehen hat,  was  es  mit  der  Aufnahme  von  Neubürgern  auf  sich 
hat.1)  Gab  es  auch  gewisse  Vorschriften  für  die  Erwerbung  des 
Bürgerrechts,  so  wird  doch  in  der  Hauptsache  von  Fall  zu  Fall 
verschieden  verfahren:  dem  einen  werden  leichtere,  dem  anderen 
schwerere  Bedingungen  auferlegt.  Offenbar  haben  nun,  nach  der 
eben  erwähnten  Formel  zu  schliessen,  noch  zu  Anfang  des  14. 
Jahrhunderts  die  Weseler  Burmeister  — natürlich,  um  mit  jenem 
Hameler  Privileg  von  1277  zu  reden,  auctoritate  et  ex  parte 
[scabinorum],  consulum  et  burgensium  — die  Aufnahmeverhand- 
lungen mit  den  Neubürgern  zu  führen.2) 

Ich  erwähnte  nun  schon,  dass  gerade  in  den  ersten  Jahr- 
zehnten des  14.  Jahrhunderts  das  Ansehen  der  Burmeister  sinkt, 
während  der  Bürgermeister  seinen  alten  Einfluss  in  vollem  Um- 
fang behauptet.  Angesichts  der  Bürgerlisten  wird  man  vielleicht 
sagen  dürfen,  dass  er  seine  Macht  auf  Kosten  seiner  beiden 
Rivalen  ausdehnte:  jedenfalls  lehren  eben  jene  Aufzeichnungen 
recht  augenscheinlich,  wie  sich  seine  Stellung  immer  mehr  be- 
festigte. Ich  hob  hervor,  dass  1308  und  in  den  folgenden  Jahren 
die  Ueberscbrift  der  einzelnen  Listen  immer  eine  Notiz  über  die 
Wahl  der  beiden  Burmeister  bringt,  unter  deren  Regiment  die  Auf- 
nahme der  betreuenden  Neubürger  erfolgte.  So  lautet  auch  noch 
1338  die  Formel:  Anno  M°CCC°  tricesimo  octavo  ad  burmagi- 
stratus  officium  electi  Petrus  de  Cellario  et  Wilhelmus  Lanchals.3) 
Die  Eintragung  zum  nächsten  Jahre  fehlt  nun  überhaupt,  dann 
aber  heisst  es:  Anno  domini  M°CCC°  XL”°  ad  burmagistratus 
officium  electi  Johannes  Evenkone  et  Conradus  Scepuieker  sub 


')  Vergl.  die  Literaturangaben  bei  Bticher,  Die  Bevölkerung  von 
Frankfurt  am  Main  Band  1 S.  25  ff.  und  unten  S.  153ff. 

2)  Beachtung  verdient  auch  eine  Eintragung  im  älteren  Bürgerbuch  zum 
Jahre  1322:  Anno  domini  ...  ad  burmagistratus  officium  electi  Heuricus 
Ledeggauc  et  Petrus  filius  Gerbergi,  qui  utiliter,  providenter  hunc  librum 
conscribi  feceruut.  Vergl.  ibid.  Bl.  9 die  Notiz  über  die  Aufnahme  des 
Wilhelmus  Institor. 

3)  Jüngeres  Bürgerbuch  Bl.  16. 
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magistro  civium  Henrico  Ledichganc,  sub  quibus  sunt  recepti  etc. 
Diese  Formel  bleibt  hinfort  fast  zwei  Jahrhunderte  hindurch, 
erst  von  1532  au  macht  sie  einer  anderen  Platz,  die  das  Ueber- 
gewicht  des  oder  nunmehr  der  beiden  Bürgermeister  oder  Kon- 
suln noch  mehr  hervortreten  lässt.1) 

Ich  verweise  zum  Schluss  noch  auf  eine  Eintragung  im 
jüngeren  Bürgerbuch  vom  Jahre  1404,  ans  der  klar  wird,  dass 
überhaupt  die  selbstständige  Rolle  der  Burmeister  bei  der  Auf- 
nahme von  Neubürgern  damals  längst  ausgespielt  ist:  Borger- 
meister, scepene  ende  rade  — heisst  es  — hebn  averdragen  in 
den  jair  onss  heren  MCCCC  ende  IIII  up  den  dynxdagh  na  des 
heligen  sacramentsachtendag,  alst  eyn  raiddagh  was,  dat  meu 
gevn  havelude  noch  diegene,  die  sich  vor  havelude  halden,  toe 
böigeren  ontfangen  ensall,  ten  sy  by  rade  ende  myt  jaworde 
borgermeisters,  scepene  ende  rade  ende  in  den  raede  doer  ge- 
gaen.2) 

Auf  die  Thätigkeit  der  Burmeister,  soweit  sie  sich  auf  die 
Führung  der  Bürgerlisten  und  also  auf  eine  Mitwirkung  bei  der 
Aufnahme  der  Neubürger  bezieht,  glaubte  ich  namentlich  des- 
wegen eingehen  zu  sollen,  weil  diese  Funktionen  offenbar  zu 
ihrem  ältesten  Geschäftsbereich  gehören.  Gerade  v.  Below  hat 
mit  Energie  die  Ansicht  vertreten,  „dass  die  Stadt  das  Recht 
der  Aufnahme  von  Bürgern  von  der  Landgemeinde  geerbt  hat“.1) 
Nun  frage  ich,  soll  man  wirklich  annehmen,  dass  der  Bürger- 
meister, der  nach  seiner  Ansicht  der  alte  Gemeindevorsteher 
ist,  alsogleich  und  ohne  weiteres  zu  Gunsten  eines  neucreirten 
Beamten  auf  ein  so  wichtiges  Recht  verzichtet  hat? 

Ich  deutete  bereits  an,  dass  sich  im  Laufe  der  Zeit  eine 
Annäherung  zwischen  den  Burmeistern  und  dem  Theil  der  Mit- 
glieder des  Magistrats  vollzog,  der  nicht  auf  der  Schöffenbank  sass. 
Die  Anschauung,  dass  die  Burmeister-Rentmeister  etwa  in  der- 
selben Weise  den  Konsuln  zu  präsidiren  hätten,  wie  der  Bürger- 
meister den  Schöffen,  griff  nun  in  der  Folge  mehr  und  mehr 

')  A.  h ().  Hl.  50:  Anno  domini  MVCXXXII  Thoina  Kreevere  (?)  et 
Wesselo  de  Bert,  consulihus  seu  inagistris  civium,  et  Wolthero  Bai  et  Bern- 
hard« Botterman,  burmagistris,  rccepti  sunt  in  oppidanos  . . . Vgl.  hierüber 
die  Angaben  bei  Frensdorff,  Dortmunder  .Statuten  etc.  S.  258. 

i)  Jüngeres  Bürgerhuch  Bl.  ISO. 

J)  Ursprung  der  deutschen  Stadtverfassuug  S.  50  und  S.  42  Aunierk.  1. 
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Platz.  Um  nur  das  Endergebnis  der  Entwicklung  mitzutheilen, 
in  der  Weseler  Verfassungsurkunde  vom  17.  November  1514 
wird  bestimmt,  dass  von  den  zwölf  Kathmannen  immer  je  zwei 
zu  Rentmeistern  erkoren  werden  sollen.1) 

Ich  habe  bisher  meist  die  Thatsachcn  sprechen  lassen,  ich 
glaube  das  beigebrachte  Material  reicht  aus,  um  weitere  Schlüsse 
daraus  zu  ziehen.  Um  nochmals  darauf  hinzuweisen,  von  der 
Entwicklung  in  Hameln  unterscheidet  sich  die  in  Wesel  wesent- 
lich. Nicht  der  Schultheis»,  der  dem  städtischen  Wesen  ur- 
sprünglich ferner  steht  und  dessen  Befugnisse  erst  von  der  Stadt 
erworben  werden  müssen,  ist  in  Wesel  der  Widersacher  der 
Burmeister,  sondern  der  Bürgermeister.  Beide  Theile  üben  aber 
ihre  Befugnisse  auctoritate  et  ex  parte  der  Bürger  zu  Wesel 
aus.  Daher  ist  die  Auseinandersetzung  zwischen  den  beiden 
rivalisierenden  Gewalten  eine  friedliche  und  nur  die  internen 
Angelegenheiten  der  Stadt  berührende : auch  fällt  sie,  wie  nicht 
anders  zu  erwarten,  in  eine  verhältnissmässig  späte  Zeit. 


IV. 

Die  Villa  Wesel. 

Bürgermeister  und  Burmeister  der  Stadt  Wesel  gehören  — 
so  wird  man  auf  Grund  der  bisherigen  Erörterungen  sagen 
dürfen  — zwei  verschiedenen  Schichten  der  Entwicklung  der 
Weseler  Gemeindeverfassung  an:  Beide  Aemter  haben  indessen 
das  miteinander  gemein,  dass  sie  in  ihrer  Entstehung  in  die 
Periode  vor  der  offiziellen  Erhebung  des  Ortes  zur  Stadt  zurück- 
reichen. 

Vergegenwärtigt  man  sich  diese  doch  schwerlich  bestreit- 
bare Thatsache,  so  kann  gar  nicht  zweifelhaft  sein,  welche 
der  beiden  Institutionen  die  ältere  ist.  Schon  die  entgegenge- 
setzte Richtung  der  Bahn,  die  sie  durchlaufen  haben,  giebt 
eigentlich  die  Entscheidung  an  die  Hand.  Denn  wenn  der 
Bürgermeister  zugleich  mit  dem  Emporblühen  des  städtischen 


’)  Lacomlilet  a.  a.  O.  Band  4 Nr.  507. 
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Gemeinwesens  zunimmt  an  Macht  und  Ansehen,  während  die 
Burmeister  langsam  in  den  Hintergrund  treten,  dann  muss  die 
Grundlage  des  Bürgermeisteramtes  eine  modernere  sein,  danu  muss 
sein  Amt  einer  Entwicklungsphase  angehören,  die  der  städtischen 
verwandt  ist,  ihr  also  entweder  angehört  oder  doch  unmittelbar 
vorausgeht.  Und  unzweifelhaft  war  die  Villa  Wesel,  noch  bevor 
sie  durch  einen  Akt  von  mehr  formeller  Bedeutung  Stadt  im 
Rechtssinn  geworden  war,  keine  einfache  Dorfgemeinde  mehr, 
vielmehr  war  sie  ein  namhafter  Marktflecken,  dessen  communale 
Organisation  schon  manchen  Fortschritt  gemacht  hatte.  Und  so 
gross  war  der  Fortschritt  gewesen,  dass  man  es  in  der  That 
für  angemessen  hielt,  neben  den  Burmeistern  eine  neue  Beamtung 
einzurichten,  die  den  veränderten  Bedürfnissen  der  Verwaltung 
Rechnung  trüge.  So  entstand  das  Bürgermeisteramt.  Es  ist  be- 
reits in  sich  abgeschlossen,  es  hat  seinen  eigenen  Machtkreis, 
cs  hat  sich  bewährt,  es  bleibt  unangetastet,  als  die  offizielle 
Erhebung  zur  Stadt  erfolgt.1)  Das  beweist  unzweideutig  der 
wichtige  Satz  der  Urkunde  von  1241,  der  sich  auf  die  Funk- 
tionen- des  Bürgermeisters  bezieht.  Für  ihn  giebt  es  keinen 
Anhalt  in  den  Erhebungsurkunden,  die  bei  der  Gründung  benutzt 
worden  sind.  Wie  später  zu  zeigen  sein  wird,  entwickelt  sich 
in  den  geldernschen  Städten  das  Bürgermeisteramt  erst  sehr  viel 
später  und  auf  durchaus  anderer  Grundlage.  Der  Satz  der  Er- 
hebuiigsurkunde  formulirt  also  nur  den  eigenthiimlichen  Ver- 
fassungszustand, der  sich  in  der  villa  vorfindet;  er  lautet,  um 
ihn  nochmals  in  Erinnerung  zurückzurufen,  folgendermassen : 
Jurgia,  defectuui  mensurandi  et  pistrandi  magister  civium  judi- 
cabit.  Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  bezieht  sich  aber  auch  die 
nächste  Bestimmung  noch  auf  die  Jurisdiktion  des  Bürgermeisters. 
Dieser  Artikel  lautet:  Litigator,  si  convictus  fuerit,  solvet  ei, 
cui  maledixit,  II  solidos  leves  et  civitati  tres.  — 

Hiernach  würde  sich  für  den  Bürgermeister  der  bekannte 
Satz  von  5 Schillingen  als  Bann  ergeben.  Erwägungen  aller  Alt 
führen  also  zu  der  Annahme,  dass  Wesel  schon  vor  dem  Jahre 
1241  eine  erste  und  nicht  unwichtige  Phase  der  Entwicklung  durch- 
gemacht hat.  Und  das  ist  nicht  mehr  als  natürlich,  denn  der  Platz 

')  Ueber  das  Ui'r  ermcistergcricht  in  der  späteren  Zeit  Keinhold 
a.  a.  0.  S.  87  ff. 
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ist  in  der  älteren  Zeit  der  Vorort  einer  grossen  Waldmark,  die 
ihrem  Umfang  nach,  wie  so  mancher  alte  Fiskus,  dem  Gebiete  einer 
Hundertschaft  gleichgekommen  sein  wird.  Ein  solcher  Komplex 
entspricht  aber  auch  in  seiner  staatsrechtlichen  Stellung  im 
Grossen  und  Ganzen  einer  Centene,  die,  aus  dem  Verband 
eines  Comitats  losgelöst,  sich  zu  einer  eigenen  Grafschaft  aus- 
gewachsen hat.1)  Der  Fiskus  Wesel  zersplittert  sich  nun  im 
Laufe  der  Zeit  — und  einen  durchaus  analogen  Prozess  hat 
bekanntlich  Lampreckt  für  eine  Anzahl  von  Hundertschaften 
wahrscheinlich  gemacht  — in  eine  Reihe  von  kleineren  Distrik- 
ten.2) Vornehmlich  sind  es  wohl  folgende  drei  Komplexe:  das 
Kirchspiel  Wesel,  das  Kirchspiel  Hamminkeln  und  das  Kirch- 
spiel Drevenack.1)  Jede  dieser  Pfarreien  wird  eine  Reihe  von 
Höfen,  Bauerschaften  und  Tocliterdörfern  umfasst  haben. 

Was  wird  nun,  die  Frage  drängt  sich  unwillkürlich  auf, 
bei  diesem  Auflösungsprozess  aus  der  Gerichtsorganisation,  die 
ursprünglich  für  den  Fiskus  berechnet  war?  Entsprach  der  Aus- 
sonderung der  Theilmarken  auch  eine  Aussonderung  der  Gerichts- 
bezirke? Man  weiss,  dass  Fiskalgebiete,  die  nur  aus  ländlichen 
Bezirken  bestehen,  bei  jener  Zersetzung  völlig  — oder  so  zu 
sagen  in  ihre  Atome  — auseinanderfallen.4)  Wo  aber  ein 
oder  mehrere  Ortschaften  von  überragender  Bedeutung  im  Fiskus 
liegen,  nimmt  die  Entwicklung  wohl  in  der  Regel  eine  andere 
Richtung.  Bekannt  ist,  dass  dann  das  Stadtschultheissenthum  eines 
solchen  Vororts  gewisse  Funktionen  aufweist,  die  nicht  mit  den 
Grenzen  der  Ortsgemeinde  zusammenfallen,  sondern  sich  über 
den  ganzen  ehemaligen  Fiskalbereich  erstrecken.5)  Da  aber  ein 
Schultlieissenthum  von  solcher  Macht  und  solcher  Eigenart  sich 
hier  nicht  konsolidiert,  wohl  aber  ein  Vorort  vorhanden  ist, 


')  Lamp  rocht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  im  Mittelalter  Baud  1 
S.  718  ff.  und  vor  allem  S.  731.  Für  den  Fiskus,  dessen  Vorort  Duisburg 
ist,  vergl.  neuerdings  Averdunk,  Geschichte  der  Stadt  Duisburg  I S.  66  ff. 

2)  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  im  Mittelalter  Band  1 
S.  169  ff. 

*)  Vergl.  das  Weisthum  bei  Lacomblet,  Archiv  für  die  Geschichte 
des  Niederrheins  Band  3 S.  263. 

4)  Lamprecht  a.  a.  O.  Band  1 S.  727.  Vergl.  auch  Schröder, 
Deutsche  Rechtsgeschichte  (Aull.  2)  S.  491. 

6)  Lörsch,  Der  Iugelhoimer  Oberhof  S.  82  der  Einleitung. 
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wird  die  Entwicklung  im  vorliegenden  Falle  ohne  Zweifel  einen 
etwas  anderen  Verlauf  genommen  haben.  Unter  solchen  Umständen 
werden  die  Schöffen  es  sein,  die,  zu  einem  Kollegium  zusamuien- 
geschlosscn,  vorübergehend  das  einigende  Band  abgeben,  das 
auch  später  noch  lose  das  ganze  Gebiet  umschlingt. 

Wie  dann  fast  immer  das  Stadtschultheissenthum  sich  mit 
einer  lokalen  Gemeinde  und  ihren  Verhältnissen  verquickt,  so 
wird  andrerseits  auch  ein  solches  Schöffenthum  meist  mit  einer 
lokalen  Gemeinde,  d.  h.  der  des  Vorortes,  verwachsen.  Die 
Schöffen  in  Wesel  heissen  nun  nicht,  wie  sonst  wohl,  hyemannen, 
aber  sie  richten  gleichwohl  in  Markaugelegenheiten  für  den 
ganzen  Fiskus  und  die  auf  ihn  fundirte  Markgenossenschaft.  Sie 
haben  ihren  Sitz  später  in  der  Villa  Wesel,  dem  natürlichen 
Mittelpunkt  von  Mark,  Geriehtssprengel  und  Fiskus.  In  Wesel 
auf  dem  Platze  vor  der  Mathenakirehe  wird  das  Holzding  ab- 
gehalten, zu  dem  seit  Alters  die  Erbgenossen  von  weit  und  breit 
Zusammenkommen,  um  alle  saiken  an  dat  walt  treffende  zu  bc- 
rathen.1) 

Aber  nicht  allein  im  Märkerding,  sondern  auch  in  der  ordent- 
lichen Gerichtsbarkeit  hat  das  Hauptgericht  für  den  ganzen 
Fiskus,  das  judiciale  examen,  quod  hemail  vulgo  nominatur,  in 
Wesel  vor  dem  dortigen  Richter  und  vor  den  dortigen  Schöffen 
seine  Stätte.  Dies  Gericht  wird  ein  anderes  mal  ganz  allgemein 
als  das  snmmum  judicium  des  ganzen  Mark-  und  Jurisdiktions- 
bezirkes bezeichnet.  Die  Stadt  Wesel  ist  die  metropolis  fin- 
den ganzen  Bereich;  alle  Theilgericlite  nehmen  später  dort  in 
zweifelhaften  Fällen  ihre  Berathung.  So  ist  es  noch  im  Jahre 
1329,  in  dem  Graf  Dietrich  IX.  von  Cleve  den  Weseler  Bür- 
gern jenes  berühmte  und  noch  oft  zu  erwähnende  Privileg  er- 
tlieilt.-) :i)  Etwa  denselben  Zustand  wird  man  für  die  frühere 
Periode  und  wohl  auch  schon  für  die  Zeit  der  Erhebung  Wesels 


')  Lacomblet,  Archiv  ctc.  Band  3 S.  265. 

2)  Frensdorf!',  Dortmunder  Statuten  und  L’rtheile  S.  265. 

3)  Vergl.  auch  die  interessante  Mittheilung  Keinholds  a.  a.  0.  S < 
über  diese  „nederen“  Gerichte,  in  denen  man  jemanden  friedlos  legen  kann. 
— Dass  der  Markverband  des  Fiskus  Wesel  bereits  1163  nicht  mehr  bestand, 
wie  Reinhold  a.  a.  O.  S.  8 meint,  geht  aus  der  Urkunde  vom  Jahre  1163, 
auf  die  er  sich  bezieht  (Binterim  und  Mooren  a a.  O.  Band  3 Nr.  43), 
nicht  hervor. 
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zum  Rang  einer  Stadt  annehmen  dürfen.  Man  erinnere  sich  nur 
an  den  vorhin  angeführten  Artikel  der  Urkunde  vom  Jahre  1241, 
der  sich  auf  die  judicia  a judicio  civitatis  derivantia 
bezieht.1) 

Selbst  in  den  beiden  anderen  Theilbezirken  haben  sich  also 
— nach  Analogie  des  Schöffenkollegs  in  der  Vorortsmark  — 
richterliche  Kollegien  gebildet.  Damit  aber  ist  die  Entwicklung 
noch  immer  nicht  am  Ende.  Vornehmlich  in  der  Vorortsmark 
vollzieht  sich  noch  eine  bedeutsame  Veränderung.  Auch  sie 
lallt  noch  in  die  vorstädtische  Periode.  Das  Gericht  in  Wesel, 
das  vor  allem  summnm  judicium  für  den  Fiskalbereich  ist,  wird 
mehr  und  mehr  zugleich  ein  judicium  civitatis,  wie  die  Erhebungs- 
urkunde es  treffend  nennt.  Die  Theilmark  oder  Parochie  Wesel 
hat  sich  also  abermals  in  mehrere  Jurisdiktions-  und  Gemeinde- 
sprengel aufgelöst,  von  denen  wohl  jeder  mit  einer  eigenen  Orts- 
mark abgeschichtet  wird. 

Das  schliesst  natürlich  nicht  aus,  dass  wiederum  andere 
Flächen  der  Parochialmark  unaul'getheilt  und  also  allen  Orts- 
gemeinden gemeinsam  bleiben.  Dieser  Zustand  ist  noch  für  das 
14.  Jahrhundert  urkundlich  bezeugt.  Um  so  eher  wird  man 
geneigt  sein,  anzunehmen,  dass  er  auch  schon  ein  oder  zwei 
Jahrhunderte  früher  vorhanden  war.-) 

Ich  habe  es  versucht,  die  Linien  zu  ziehen,  innerhalb  deren 
sich  die  jetzt  zu  besprechende  Entwicklung  abgespielt  hat.  Frei- 
lich sind  die  positiven  Zeugnisse,  die  über  die  Villa  Wesel  aus 
der  vorstädtischen  Periode  vorliegen,  dürftig  genug.  Da  ist  vor 
allem  jener  schon  oft  erwähnte  Bundesvertrag  niederrheinischer 
Ortschaften  auf  gegenseitige  Marktabgabenfreiheit  anzuführen, 
der  bis  weit  in  das  11.  Jahrhundert  zurückverweist.3)  Ferner 
konnte  die  Gründung  eines  Klosters  in  Wesel  durch  die  Grafen 
von  Kappenberg  (bald  nach  1126)  die  Bedeutuug  des  Fleckens 


')  Das»  sehr  bald  die  Stelle  der  Urkunde  dahin  ausgelcgt  wurde,  zeigt 
die  Fassung  ira  privilegium  majus;  statt  „nemo  infra  judicia  a judicio  civi- 
tatis derivantia  aliquem  civem  obligare  vel  proclamare  presumat“,  heisst  es 
dort,  „voluraus,  ut  nullus  aliquem  civium  Wcselensium  vel  suas  res  in  ali- 
quo  judicio  nostri  districtus  . . . molestare  presumat.“ 

2)  Lacomblet,  Urkundeubuch  Band  3 Nr.  297  uud  Anmerk. 

3)  Liesegang,  Recht  und  Verfassung  von  Roes  S.  99. 
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nur  heben.1)  Bei  zunehmender  commerzieller  Blüthe  des  Platzes 
werden  hier  wie  anderwärts  die  alten  Schöffengeschlechter  zum 
grossen  Theil  zum  kaufmännischen  Leben  übergegangen  sein. 
Um  so  wünschenswert  her  mochte  es  erscheinen,  dass  die  in  ihrem 
wirtschaftlichen  Habitus  also  veränderte  Einwohnerschaft  der 
Villa  sich  aus  dem  Mark-  und  Gemeindeverband  der  Parochie 
loszulösen  suchte.  Das  Gericht  der  Burmeister  war  bisher,  ab- 
gesehen von  dem  ordentlichen  des  im  Aufträge  des  Pfandherrn 
amtierenden  judex,  das  einzige  in  dem  Ort  gewesen.  Man  mochte 
nun  das  Gefühl  haben,  dass  diese  Jurisdiktion  den  gesteigerten 
Ansprüchen  nicht  mehr  genüge;  zugleich  beschloss  man  wohl 
die  Grenzen  jener  Gerichtsbarkeit,  die  sich  verwischt  haben 
werden,  fester  zu  bestimmen.2) 

Längst  hatte  man  sich  daran  gewöhnt,  die  Lebensmittel- 
polizei, mag  sie  nun  ursprünglich  zur  Kompetenz  der  Landge- 
meinde gehört  haben  oder  nicht,  als  etwas  Besonderes  anzusehen. 
Gern  hatten  damals  und  schon  lange  vorher  einsichtige  Herren 
ihre  Verwaltung  den  autonomen  Gewalten  innerhalb  der  auf- 
strebenden Stadtgemeinden  überlassen.  Auch  wo  — sei  es  nun 
mit  Recht,  sei  es  nach  Gewohnheit  — die  Gemeindegenossen 


')  H eitlem» nn , Die  villa  Wiselensis  etc.  (Zeitsc.hr.  d.  Berg.  Geschieht», 
lld.  V,  S.  188  f.) 

2)  Ueber  das  Judicium  de  cibariis  vergl  vor  allem  Nitzsch,  Mini- 
sterialität  und  Bürgerthum  S.  194  ff.  und  seine  Ansichten  näher  entwickelnd 
in  der  Zeitschrift  der  Savigny-Stiftung,  Heft  XIII  S.  77  und  Heft  XV,  S.  12  ff. 
Die  von  Kiintzel  (a.  a.  0.  S.  SO)  mit  grossem  Scharfsinn  vertretene  Mei- 
nung, dass  das  judicium  de  cibariis  durchaus  öffentlich  rechtlichen  Charakters  sei, 
stehen  doch  mancherlei  Bedenken  entgegen.  Vgl.  z.  ß.  die  Bestimmung  des 
Modebacher  .Stadtrechts  vom  Jahre  1105:  De  injustis  modiis  et  de  omnibns, 
que  pertinent  ad  victualia,  judicium  pertinet  ad  consules  nostros  cum  adjutorio 
civiuin  sine  banno.  (Seibertz,  Urkundenbuch  Band  1 S.  75  § 20.)  Und 
in  eben  die  Zeit  reichen  die  zuverlässigen  Nachrichten  Hel  mol  ds  über  die 
Gründung  Lübecks  zurück.  Heinrich  der  Löwe,  der  sich  als  Herzog  vice- 
köuigliehe  Gewalt  beilegt  ;vgl.  die  trefflichen  Ausführungen  über  die  Stel- 
lung der  Herzoge  bei  Schröder,  Deutsche  Rechtsgeschichte  (Au fl.  2 S.  570 ff.)) 
verlangt  bekanntlich  die  Abtretung  der  Hälfte  dieser  Stadt.  Alioquin  — 
so  droht  er  — precipiemus,  ne  flaut  mercationes  de  cetero  in  Lubike.  Kr 
verwirklicht  dann  seine  Drohung  und  befiehlt:  ne  de  cetero  haberetur  fdrum 
Lubike,  nec  esset  facultas  ernendi  sive  vendendi,  nisi  oa  tantum,  quo  ad 
cibum  pertinent.  (Helmhold  Buch  1 Kap.  70,  vergl.  auch  Hasse, 
Die  Anf&ngo  Lübecks  etc.  S 7 ff.)  — Vergl.  auch  Beil.  5. 
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sich  die  Aufsicht  über  den  Lebensmittelmarkt  angeeignet  haben, 
geht  man  häufig  noch  in  der  vorstädtischen  Periode  dazu  über, 
diese  Jurisdiktion  dem  Burrichter  zu  entziehen  und  einem  eigenen 
Beamten  an zuvert rauen,  der  mit  dem  kaufmännischen  Leben 
Fühlung  hat,  wohl  gar  selbst  Kaufmann  ist. 

Es  ist  also  die  Gerichtsbarkeit  des  neuen  Beamten  etwa 
die  eines  Marktmeisters,  eines  magister  fori.  Das  soll  nun  nicht 
besagen,  dass  er  die  ganze  Marktgerichtsbarkeit  zu  verwalten 
hatte,  die  war  vielmehr  Sache  des  ordentlichen  Richters.  Wohl 
aber  versah  der  neue  Marktrichter  einen  Theil  der  Markt-  und 
Gewerbepolizei,  soweit  wie  das  Landrecht  eben  auch  anderwärts 
eine  Selbstverwaltung  der  Gemeinde  zu  dulden  pflegte.1)  Man 
wird  kaum  irren,  wenn  man  die  dem  neuen  Beamten  zuwachsen- 
den Befugnisse  in  gewisser  Beziehung  denen  des  Burmeisters 
im  Sachsenspiegel  vergleicht.'2)  „Ihre  Ausübung  hat  daher, 
vom  landrechtlichen  Standpunkte  aus  betrachtet,  die  Bedeutung 
eines  schiedsrichterlichen  Stthneverfahrens,  bei  dessen  Misslingen 
die  eigentliche  Gerichtsgewalt  des  Landrichters  eintritt.“3) 

Noch  Jahrhunderte  später  weist  das  Bürgermeistergericht 
diesen  Charakter  auf.  Freilich  liegt  sein  Schwerpunkt  nunmehr 
in  der  Entscheidung  von  Schuldklagen  zwischen  Fremden  und 
Einheimischen.  Auch  steht  die  Autorität  des  Magistrats  ihm 
zur  Seite,  der  seinen  Urtheilen  Nachahmung  verschafft  und  in 
der  Strafe  der  Einbürgerung  ein  wirksames  Mittel,  sich  Gehorsam 
zu  erzwingen,  besitzt.4)  Man  erinnere  sich  an  die  judicia  a 


*)  Planck,  Das  deutsche  Gerichtsverfahren  im  Mittelalter  Band  1 
S.  11  und  Küntzel  a.  a.  ü.  S.  1"  ff. 

ä)  Ilomoyer,  Des  Sachsenspiegels  erster  Theil  S.  243. 

8)  Planck  a.  a.  0.  Band  1 S.  11. 

4)  Vergl.  in  Darlegungen  Keinholds  a.  a.  0.  S.  89  ff.  Der  Magistrat, 
der  später  die  Erbschaft  des  Bürgermeisters  in  Bezug  auf  sein  Aufsichts- 
recht über  Maass  und  Gewicht  antritt,  übt  diese  Befugniss  trotz  weit- 
gehender Autonomie  wohl  doch  nur  im  Aufträge  des  Landesherrn.  Bei  der 
Bedeutung  des  Gegenstandes  gehe  ich  mit  einigen  Worten  darauf  ein.  Nach 
einer  Aufzeichnung  vom  Jahre  1354  im  jüngeren  Bürgerbnch  fBl.  154)  waren 
damals  die  Normalmaasse  verbrannt.  Mit  grossen  Kosten  musste  die  Stadt 
sich  neue  in  Köln  besorgen.  Der  Eingang  lautet  Sciendum  cum  opidum 
fuerat  combustum  . . .,  quod  turic  omnes  mensure  rerum  venalium  tarn  men- 
surando  quam  ponderando  ikeren  neminate  fuerant  combuste;  et  eitunc  pre- 
dicte  mensure  . . . justabantur  Colonie  maximis  laboribus  et  expensis  circa 
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jndicio  civitatis  derivantia,  die  das  Privileg  von  1241  erwähnt. 
Yermuthlich  ist  eins  darunter,  auch  dasdieses  nencreirten Beamten. 
Muss  man  nicht  annehmen,  dass  die  Thatsache,  dass  eine  der- 
artige richterliche  Gewalt,  um  Plancks  treffliche  Bezeichnung 
nochmals  anzuwenden,  vom  öffentlichen  Gerichte  geduldet  wird, 
hier  in  Wesel  in  der  eben  berührten  Abhängigkeit  ihren  Aus- 
druck gefunden  hat?1) 

Charakteristisch  ist  es  nun,  dass  der  neugeschaffene  Beamte,  als 
Vertreter,  man  möchte  sagen  aller  am  Erwerbsleben  des  Fleckens 
theilnehmender  Elemente,  den  Burmeistern  den  Rang  abläuft 
und  sie  in  die  zweite  Stelle  zurückdrängt.  Bis  hierhin  wird  die 
Entwicklung  gelangt  sein,  als  die  Erhebung  des  Orts  zur  Stadt 
erfolgte.  Jetzt  strömten  von  .allen  Seiten  Neubürger  zu,  die 


quadraginta  scudatos.  Et  ergo  opiduin  fecit  predic.tas  mensuras  . . . reser- 
vari;  et  sunt  seripte,  ut  inferius  patebit  u.  s.  w.  Andererseits  bedarf  man  zu 
Veränderungen  der  Maasse  der  Erlaubnis»  des  Uandesherru,  wie  aus  einem 
Privileg  des  Grafen  Dietrich  von  Cleve  vom  8.  Oktober  1310  klar  hervorgeht. 
(Or.  Perg  i.  St.  zu  D Stadt  Wesel  Nr.  21):  Preterea  cum  omnium  rernin 
venalium  mensure  oppidi  Weselensis  proportionales  sint  ad  mensuras  rernm 
venalium  Coloniensis  civitatis  preter  mensuras  rerum  liquidarum  vel  pota- 
bilium,  que  in  modico  excedere  videbantur,  aunuimus,  ut  etiam  earum  rerum 
liquidarum  mensure  similiter  ad  mensurain  rerum  liquidarum  et  potabilium 
Coloniensis  civitatis  edequentur,  quia  equales  in  Omnibus  erunt  illis;  men- 
sura  tarnen,  que  ama  dicitur,  cum  ulnis,  per  quas  pannus  ianeus  et  lineus 
mensurantur,  exceptis;  quia  illam  et  illas  in  suo  statu,  in  quo  nunc  sunt, 
volumus  pennanere.  Eructus  vero,  qui  de  excessentiis  proveneriut,  in  quibus 
cum  meusura  rerum  liquidarum  excesserunt,  in  usus  communes  ad  augiueu- 
tationem  rei  publice  et  non  in  aliam  couvertatur.  Et  si  aliquando  aliquid 
questionis  [factum]  fuerit  de  mensuris  Weselensium,  exammatio  et  correctio 
earundem  sunt  ad  proportionem  mensurarum  Coloniensis  civitatis.  Vergl. 
hierzu  die  trefflichen  .Bemerkungen  bei  Ktintzel  a.  a,  O.  S.  19  ff. 

')  Ob  in  fränkischer  Zeit  die  Gemeinde  ein  Glied  der  öffentlichen  Ge- 
richtsverfassung gewesen  ist  oder  nicht,  ist  bekanntlich  streitig  (vergl. 
Gierke,  Geuossenschaftsrecht  Band  I S.  72  und  E.  Mayer,  Zoll,  Kauf- 
mannschaft etc.  S.  429).  Dass  aber  im  12  Jahrhundert  die  zu  Grafschaften 
gewordenen  Hundertschaften  die  Dorfgemeinden  vielfach  sich  als  Unterbezirke 
angliederten,  ist  unbestreitbar.  Wenn  z.  B.  in  der  Mark  Brandenburg  (L.  M. 
Riedel,  Ueber  die  Dorfschulzen  etc.  1834  S.  20  ff ) der  Dorfschulze  öffent- 
lichen Charakter  hat,  so  wird  man  annchmeu  dürfen,  dass  bei  dieser  Organi- 
sation die  Verhältnisse  des  westlichen  Deutschlands  als  Muster  vor- 
schwebten. 
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wohl  den  Markt  besuchten,  die  aber  mit  den  Burmeistern  und 
ihrem  Gericht  kaum  etwas  zu  schaffen  hatten.1) 

Es  wuchs  also  einmal  das  Ansehen  des  Bürgermeisters  in 
etwa,  andererseits  befestigte  sich  das  Stadtgericht,  dessen  Be- 
ziehungen zu  den  anderen  Gerichtssprengeln  des  Fiskus  fortan 
zurückzutreten  begannen.  Sollten  der  magister  civium  und  die 
magistri  burgensium  nicht  an  die  Wand  gedrückt  uud  von  dem 
Schöffenkolleg  anfgesogen  werden,  so  mussten  sie  sich  in  dieses  auf- 
nehmen lassen.  Tn  der  Zeit,  in  der  die  Urkunden  einsetzen,  also 
im  letzten  Drittel  des  13.  Jahrhunderts,  zeigt  die  innere  Organisa- 
tion der  Schöffenbank,  die  an  einigen  Beispielen  klar  gelegt 
werden  konnte,  dass  auch  diese  letzte  Phase  der,  ich  möchte 
sagen  vorstädtischen  Entwicklung,  ihren  Abschluss  gefunden  hat.“) 
Nachdem  das  einmal  geschehen  ist,  nachdem  beide  Aemter  in 
grössere  oder  geringere  Abhängigkeit  von  dem  richterlichen 
Kolleg  gekommen  sind,  verwischen  sich  abermals  die  Grenzen 
der  Kompetenzen  beider.  Die  Forderungen  der  fortschreitenden 
städtischen  Verwaltung  machen  ihr  Recht  geltend,  so  dass  es 
einen  nicht  wundern  darf,  wenn  im  14.  Jahrhundert  die  Bur- 
meister die  Lebensmittelpolizei  auf  dem  Markte  handhaben  und 
auf  der  anderen  Seite  wohl  einmal  der  Bürgermeister  mit  den 
Burmeistern  dem  Burding  vorsitzt. ') 


')  Ueber  den  Unterschied  zwischen  den  „Kruisbanden“  genannten  Gross- 
biirgern  und  den  Kleinbürgern,  die  »Fraggen“  oder  „Graspudden“  biessen, 
vergl.  Gantesweiler,  Chronik  von  Wesel  S.  174.  Nur  die  Grossbürger 
hatten  nach  einem  „Jagdbeziehungs- Protokoll“  vom  Jahre  1691  die  Befugniss, 
in  dem  grossen  Bezirk  um  Wesel  herum  jagen  zu  dürfen. 

s)  Unmöglich  ist  es  übrigens  nicht,  dass  die  Reorganisation  des  Schöf- 
fenkollegs auch  schon  vor  1241  stattgefunden  hat.  Dafür  liesse  sich  ein 
Anhalt  aus  der  interessanten  Urkunde  vom  Jahre  1233  gewinnen,  die  von 
der  Beilegung  eines  Streites  wegen  dos  Weseler  Waldes  berichtet.  La- 
comblet  (.Band  4 Nr.  656),  der  das  Dokument  fälschlich  auf  Wissel  statt 
auf  Wesel  bezieht,  hat  eine  kürzere  Liste  der  uomina  civium,  qui  inter- 
fuerunt,  als  Binterim  und  Mooren  (a.  a,  O.  Band  3 Nr.  89).  Indessen 
macht  dieses  letztere  Verzeichniss  der  Schöffen,  um  es  so  auszudrücken, 
einen  wenig  Vertrauen  erweckenden  Eindruck.  Obwohl  es  also  gewagt 
wäre,  die  Zahl  der  Schöffen  auf  Grund  dieser  Vorlage  zu  bestimmen,  lässt 
sich  doch  mit  ziemlicher  Sicherheit  behaupten,  dass  es  mehr  als  sieben,  also 
doch  vermuthlich  — mit  Einschluss  der  beiden  an  erster  Stelle  genannten 
»Richter*  (Apollonius  judex,  Gcrardus  judex)  — zwölf  gewesen  sind. 
s)  Vergl.  Reinhold  a.  a.  0.  S.  97. 

Lleaeganff,  Hlederrhelnlachea  St*dto»eien  ln  Mittelalter.  8 
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Kapitel  4. 

Die  zweite  Periode  cleviseher  Städtegründungen. 


i. 

Die  villae  liberae. 

Die  vier  ersten  clevisclien  Stadtanlagen  vcrtheilen  sich,  wie 
gezeigt,  aut' die  kurze  Zeitspanne  von  1241  bis  1244,  dann  ver- 
gehen mehr  wie  dritthall»  Jahrzehnt,  ohne  dass  eine  neue  hinzu- 
kommt. In  der  zweiten  Periode  erfolgen  die  Gründungen  nicht 
mehr  Schlag  auf  Schlag;  dem  ersten  Bedürfniss  ist  ja  bereits 
genügt,  es  muss  sich  jeweilig  irgend  eine  besondere  Veranlassung 
bieten,  wenn  die  Errichtung  einer  Stadt  vorgenommen  werden  soll. 
Dennoch  aber  vergehen  in  dem  Zeitraum  von  etwa  hundert 
Jahren,  von  127.0  (Stadterhebung  Dinslakens)  bis  1361  (Griet- 
hausen) nur  wenige  Jahrzehnte,  in  denen  in  dem  kleinen  Terri- 
torium nicht  eine  oder  gar  mehrere  Ortschaften  zum  Range  von 
Städten  erhöht  worden  wären.1)  Vereinzelt  kommen  späterhin 
noch  einige  Gründungen  vor,  dann  sind  die  Erhebungsurkun- 
den von  ganz  besonderer  Bedeutung,  da  sich  in  ihnen  der  Wandel 
der  Anschauung  der  Zeit  hinsichtlich  städtischen  Wesens  deut- 
lich ausspricht.  Hand  in  Hand  nun  mit  der  Anlage  von  freien 
Städten  geht  in  dieser  zweiten  Periode  die  von  freien  Dörfern. 
Beiden  Siedlungen  gemeinsam  ist  der  Gedanke,  dass  den  neuen 
Bewohnern  Grund  und  Boden  zu  Kolonistenrecht  verliehen  wird.'-) 
Daher  erfreuen  sich  die  Stadt-  und  Dorfgemeinden  in  gleicher 
Weise  derselben  Vergünstigung:  sie  werden  von  der  gewöhnlichen 


>)  Nähere  Angaben  über  den  Zeitpunkt  der  Gründung  Griethausens 
unten  Kap.  5 II. 

2)  Diesen  Charakter  der  städtischen  Leihe  betont  besonders  R.  Sclirii- 
der,  z.  11.  Deutsche  Rechtsgeschichte  (1)  8.  599.  Vergl.  auch  8 o Inn , Die 
Entstehung  des  deutschen  Städtewesens  S 03  ff. 
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Steuerverfassung  ('es  Territoriums  eximirt  und  nach  einem  be- 
sonderen besseren  Rechte  behandelt.  Der  anderen  Vortheile 
der  Bürgerschaften  werden  die  villae  liberae  in  der  Regel  nur 
insoweit  theilhaftig,  als  sie  sieh  auf  die  Befreiung  von  gewissen 
Dienstleistungen  beziehen. 

Die  Arbeit  der  Kolonisten,  die  so  gelohnt  wird,  ist  in  der 
That  ihres  Lohnes  werth.  Jetzt  zuerst  beginnt  man  wesentlich 
über  die  römischen  Siedlungen  hinaus  Haide  und  Sumpf  ur- 
bar zu  machen.  Offenbar  setzen  die  Rodungen,  welche  eine 
weniger  ausgebildete  Technik  erfordern,  eher  ein.  Jener  oll  er- 
wähnte Waldrücken,  der  das  Land,  dem  Rheine  parallel  von 
Süden  nach  Norden,  durchzieht,  bot  allzu  verlockende  Aussichten. 
Wie  er  Geldern,  den  Chattuariergau  im  engeren  Sinne,  von 
Cleve,  dem  Düffelgau,  schied,  war  sein  Besitz  theilweise  den 
Grafen  beider  Territorien  gemeinsam.  Im  Laufe  der  Zeit  aber 
hatte,  was  den  Antheil  an  der  Occupation  des  Forstes  anbelangt, 
Geldern  vor  Cleve  einen  Vorsprung  gewonnen.  Und  das  war 
kaum  anders  möglich,  seit  der  Fiskus  Nymwegen,  mit  allen  seinen 
Waldgerechtsamen,  in  geldernsehen  Pfandbesitz  gekommen  war.1) 
Und  noch  ungünstiger  für  Cleve  gestalteten  sich  diese  Verhält- 
nisse, als  nach  manchen  früheren  Verhandlungen  und  Verträgen 
im  Jahre  1331  eine  Abkunft  zwischen  den  beiden  Rivalen  ge- 
troffen wurde,  die  den  clevischen  Besitzstand  ganz  ausserordent- 
lich schmälerte.'-’)  Schon  längst  vorher  war  aber  auch  von  clevi- 
scher  Seite  mit  der  Rodung  des  Waldes  begonnen  worden.  So 
vor  allem  durch  die  Anlage  des  Klosters  Bedburg.  Das  von 
Graf  Arnold  II.  von  Cleve  gegründete  und  reich  mit  Neuland 
ausgestattete  Prämonstratenserkloster  wird  1143  vou  Papst 
Cölestin  II.  bestätigt.11)  Dann  ist  aus  dem  Anfang  des  13.  Jahr- 
hunderts eine  Nachricht  über  die  Rodung  eines  Waldes  vorhanden, 
der  dem  Grafen  Dietrich  und  der  Stiftskirche  von  Zyfflich  ge- 


*)  Sloet,  Oorkondenboek  Nr.  G93  und  7G3.  Vergl.  auch  van  Spaen, 
Historie  van  Gelderland  (1814)  Hand  1 S.  209  ff. 

a)  Lacomblet,  Urkundenbucb  Hand  3 Nr.  25G  und  Nyhoff,  Gedenk- 
waardigheden  uit  de  geschiedenis  van  Gelderland,  Deel  1 Nr.  251.  l’eber  die 
verschiedenen  Theile  des  Waldes  vergl.  Tibus,  Die  Pfarrei  Cleve  etc.  (1878) 
S.  37  u.  sonst.  Für  die  frühere  Zeit  Sloet,  Oorkondenboek  Nr.  797. 

3)  Sloet,  Het  Stift  te  Bedbur  (Lelterk.  verh.  der  koninkl.  akademie 
deel  XII)  S.  5 ff. 
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meinsam  gehörte.  Es  scheint,  dass  der  Plan  bestand,  die  ganze 
Fläche  mit  dem  Messseil  in  kleinere  Parzellen  zu  zerlegen.  In- 
dessen lässt  die  unbestimmte  Ausdrucksweise  dieser  Urkunde 
vom  Jahre  1227  einen  sicheren  Rückschluss  nicht  zu.1) 

Noch  im  dreizehnten  Jahrhundert  werden  dann  südlich  von 
Bedburg  und  von  Cleve  die  beiden  Dörfer  Hau  und  Materborn 
in  den  jetzt  sogenannten  Reichswald  hineingerodet  worden  sein. 
Von  ihnen  ist  Materborn  allmählich  um  einen  Hof  erwachsen, 
während  im  Hau  eine  grössere  Anzahl  von  Hufen  an  einzelne 
Kolonisten  vergeben  wurde.  Ebenso  sind  wohl  noch  im  drei- 
zehnten Jahrhundert  südlich  von  Kranenburg  Frasselt  und  Schott- 
heide entstanden.'-)  Wie  unendlich  viel  grösser  aber  mochten  die 
Strecken  sein,  die  von  Dörfern  kultivirt  wurden,  die  hart  am 
Rande  oder  sogar  im  Walde  gelegen  waren.  Fast  alle  diese 
älteren  Mutterdörfer,  wie  etwa  Keppeln,  haben  Bauerschaften 
in  die  Haide  hineingeschickt.  Falls  in  diesen  oder  ähnlichen 
Fällen  seitens  der  Grafen  von  Cleve  besondere  Rodebriefe  aus- 
gestellt sein  sollten,  so  sind  sie  sämmtlich  nicht  mehr  vorhanden. 
Erhalten,  aber  unedirt,  sind  indessen  einige  Verträge  der  Art, 
die  die  Grafen  von  Geldern  mit  Siedlern  vereinbart  haben, 
die  gewisse  Strecken  des  Reichsw-alds  zur  Urbarmachung 
empfangen.  Bekannt  gegeben  ist  wenigstens  die  Abmachung, 
die  im  Jahre  1315  zum  Zweck  der  Rodung  des  Urselwaldes 
am  südlichen  Ausläufer  des  grossen  Waldrückens  abgeschlossen 
wurde.3)  Der  Eigentümer  des  Forstes  ist  Stift  Xanten.  Es 
wird  darin  bestimmt,  dass  die  ganze  Fläche  in  Hufen,  die  16 
holländische  Morgen  gross  sein  sollen,  zerlegt  wird.  Jeder  der 


')  La  com  blot  Band  2 Nr.  153:  Eistirpatis  vero  arboribus  iternm 
communiter  diffinitum  est,  funduni  ipsum  in  fuuiculo  distributionis  miss» 
sorte  terminare,  ut  quiijue  partium  pro  sua  voluntate  habeant  in  suo  proprio, 
vel  novale  vel  silraiu  nutrire.  Vergl.  ferner  ebendort  Nr.  356  die  Urkunde 
vom  2.  Februar  1249. 

2)  Beide  sind  noch  jetzt  fast  auf  droi  Seiten  vom  Walde  umgrenzt. 
Ueber  Materborn  vergl.  die  Zeugenaussage  Uber  die  dortige  Zohntpflicht;  die 
Urkunde  von  1399  bei  Schölten  (.Geschichte  der  Stadt  Cleve,  Anhang  Nr.  3). 
Vergl.  auch  ebendort  Nr.  1. 

a)  Binterim  und  Mooren,  Die  alte  und  neue  Erzdiözese  Köln  Bd.  4 
Nr.  296.  Vergl.  auch  — gleichfalls  einen  Teil  des  Urselwaldes  betreffend 
— ebendort  Band  3 Nr.  191  Urkunde  vom  Jahre  1282. 
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Pächter  übernimmt  die  Verpflichtung  zum  Bau  eines  Hauses, 
das  in  festgesetzter  Bauart  innerhalb  dreier  Jahre  errichtet  seiu 
muss.  Bei  der  Ansetzung  der  Kolonisten  wird  darauf  vor  allem 
gesehen,  dass  es  nicht  solche  der  Grafen  von  Geldern,  Cleve  oder 
des  Erzbischofs  von  Köln  sind,  damit  nicht  durch  die  Ansprüche 
dieser  Territorial herren  der  Werth  der  gerodeten  Güter  ver- 
ringert werde.1)  Man  hat  es  also  hier  mit  einer  verhältniss- 
mässig  späten  Siedlung  zu  thun,  die  mit  grosser  Umsicht  unter 
erschwerenden  Umständen,  womöglich  mit  heimischen  Kräften, 
durchgeführt  wird.2)  Sehr  viel  besser  uuterrichtet  ist  man  Uber 
die  Urbarmachungen  der  grossen  Sumpfifläehen  seitens  der  Grafen 
von  Cleve.  Abgesehen  von  anderen  mehr  gelegentlichen  Nach- 
richten sind  nicht  wenige  Siedlungsverträge  fast  aus  allen  Theilen 
des  kleinen  Territoriums  erhalten.  Sie  lassen  erkennen,  eine 
wie  grosse  Bedeutung  die  villae  liberae  für  die  Landeskultur 
schon  in  verhältnissmässig  früher  Zeit  haben.  Einmal  galt  es 
die  sogenannten  „Meere“  anbaufähig  zu  machen,  die  als  Spuren 
prähistorischer  Rheinläufe  auf  beiden  Seiten  den  jetzigen  Strom 
begleiten.  Dann  aber  waren  in  historischer  Zeit  neue  Brüche 
entstanden,  indem  der  Khein  etwa  von  dem  Jahre  1000  au  eine 
mehr  östliche  Richtung  eingeschlagen  hatte/*) 


')  Item  statutum  est.  quod  caveri  debeat,  quantum  poterit,  ne  coloni, 
quos  instituent  pension  arii  sepedictorum  mansorum  — das  sind  Kanoniker 
des  Xantner  Stifts  — domino  Colon,  arcbiepiscopo,  Gel  re n , Clivens.  comitibus 
vel  alicui  dominorum  terre  attineant,  sed  solum  ecclesiis,  monasteriis  sive 
personis  ecclesiastieis,  ne  oecasione  attinentie  dampnificentur  in  bonis. 

2)  Wohl  um  Rodung  in  einem  Wald  bandelt  es  sich  in  der  interessanten 
Abmachung  vom  7.  Dezember  1209  (Ny  hoff  a.  a O.  Rand  1 N.  66)  zwischen 
Dietrich  Luf  von  Cleve  und  dem  Grafen  Reinald  von  Geldern.  Dieser  Diet- 
rich — zugleich  comes  de  Hilkcrohde  et  dominus  de  Tonenborg  — empfangt 
unter  bestimmten  Bedingungen  eine  gewisse  Liegenschaft.  Wie  alle  Dynasten 
der  Gegend  geht  auch  er  offenbar  mit  dem  Plane  um,  auf  seinem  Allod 
Städte  oder  Diirfer  zu  gründen.  Kr  verspricht  demgemäss:  Sed  si  apud 
Kervenhem  vel  circa  conjunctim  nos  vel  heredes  nostri  in  dicto  allodio  de 
Geytsfort  oppidutn,  munitionem  aut  etiam  villas  campestrcs  construxerimus, 
illud  oppidum  seu  munitionem.  ac  villas  campestrcs  a dicto  domino  nostro 
comite  Gelrensi  . . . jure  tenebimus  feodali. 

3)  Vergl.  die  Karten  bei  Mühl  mann,  Statistik  des  Regierungsbezirkes 
Düsseldorf,  Band  t S.  46  und  bei  Iltgen,  Die  Ansiedlungen  am  Niederrheiu; 
vor  allem  aber  J.  .J.  Sluyter,  Rheinläufe  zwischen  Uerdingen  und  der 
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Der  langgezogene  schmale  Landstrich  zwischen  dem  west- 
licheren Hauptstrang  des  früheren  und  dem  mehr  östlichen  des 
späteren  Rheins  war  nun  in  seinen  umfangreichen  niedriger  ge- 
legenen Strecken  bedeckt  mit  Sümpfen  und  Wasserlachen.  Nur 
durch  Anlage  kunstreicher  Entwässerungsarbeiten  oder  gar  von 
Kanälen  konnte  die  jetzt  so  gesegnete  Niederung  etwa  zwischen 
Xanten  und  Elten  — also  das  Herz  der  ganzen  Grafschaft  — 
der  Kultur  zurückgewonnen  werden. 

Was  lag  da  näher  als  der  Gedanke,  aus  den  benachbarten 
Niederlanden,  die  schon  so  viele  Sehaaren  arbeitsfroher  Kolo- 
nisten entsandt  hatten,  Siedler  herbeiz uholeu!  Wie  die  Holländer 
mochten  auch  Ankömmlinge  aus  dem  benachbarten  Gelderland 
willkommen  sein,  die  durch  Eindeichung  von  Waal,  Maas,  Rhein 
und  Niers  längst  reiche  Erfahrung  in  Wasserbauten  erlangt 
hatten.1)  Zum  mindesten  etwa  seit  1259  — in  diesem  Jahre 
wurde  jener  schon  besprochene  Vertrag  zwischen  Geldern  und 
dem  Stift  Xanten  abgeschlossen  — sind  nämlich  in  Geldern 
villae  liberae  vorhanden.^)  Die  Vermuthung  liegt  sogar  nahe, 
dass  die  Clever  Grafen,  wie  sie  ihre  Städte  nach  dem  Muster 
der  geldernschen  organisirten,  so  auch  die  Freidörfer  nach  gel- 
dernschem  Vorbild  angelegt  haben/1) 

Die  erste  erhaltene  Nachricht  über  die  villae  liberae  im 


holländischen  Grenzt'.  Sonntagsbeilage  zur  (Weseler)  Rheinisch-Westfäli- 
schen Volkszeitung  Nr.  27  — 41. 

')  Ausser  Lacomblet,  Urktindenbuch  Band  1 Nr.  287  verdient  für 
den  jetzt  nichtholländischen  Theil  Gelderlands  besondere  Beachtung  eine 
Urkunde  Herzog  Reinalds  von  Geldern  vom  2.  März  1346,  die  sich  auf  die 
Besiedelungen  von  Brüchen  an  der  Niers  bei  Zoevengewnlde  (Siebengewalt) 
bezieht.  Der  Copie  dieses  Diploms  aus  dem  15.  Jahrhundert  im  Schloss 
Hang  bei  Geldern  (Repertorium  Nr.  4059)  ist,  ein  ausserordentlich  wichtiges 
Verzeichuiss  aller  geldernschen  Deichverpflichteten  im  Torfvenn,  in  Herte- 
felde  u.  s.  w.  beigegeben. 

a)  Binterim  und  Mooren  a.  a.  O.  Band  3 Nr.  240.  Ohne  Zweifel 
ist  Geldern  wie  in  der  Anlage  von  Städten  und  in  fast  jeder  anderen  Be- 
ziehung, so  auch  in  der  Kultivierung  von  Sumpfflächen  durch  Ansiedlung 
von  Kolonisten  Cleve  um  eine  Reihe  von  Jahrzehnten  voraus. 

3)  Vergl,  die  gesperrten  Worte  in  der  zwcitfolgeuden  Anmerk.  Spätere 
Siedlungsvcrträge  über  das  Holländerbuch  vom  Jahre  1320  bei  van  Spaen, 
Inleiding  etc.  Band  4 Anh.  S.  40  und  bei  Nyhoff,  Gedenkwaardigheden 
Band  1 Nr.  197  und  221  zu  den  Jahren  1323  und  1328. 
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Clevischen  gehen  in  dieselbe  Zeit  zurück.1)  Zum  ersten  male 
werden  sie  ebenso  wie  die  geldernscheu  in  jenem  eben  angeführten 
Vertrage  in  dem  Abkommen  zwischen  Cleve  und  Xanten  vom 
Jahre  1263  erwähnt,  das  auch  auf  den  früheren  Vertrag  zwischen 
Xanten  und  Geldern  Bezug  nimmt  und  bei  diesem  Anlass  der 
geldernschen  Freidörfer  gedenkt.-)  Bekanntlich  sollte  durch  den 
Abschluss  vom  Jahre  1263  die  Einwanderung  von  Stiftshörigen 
in  die  clevischen  Städte  erschwert  werden.  Ebenso  wie  die 
oppida  sind  es  aber  die  liberae  villae,  die  bereits  ihre  Anziehungs- 
kraft bewähren. 

Zum  zweiten  Male  ist  es  ein  ganz  ähnlicher  Anlass.  Wie 
schon  bemerkt,  wurde  1307  abermals  zwischen  denselben  Kontra- 
henten in  derselben  Angelegenheit  verhandelt.3)  In  Folge  dieser 
Abmachung  erlässt  der  Graf  an  seine  Städte  und  Freidörfer 
ein  Gebot,  in  dem  er  ihnen  die  Bestimmungen  des  neuen  Ab- 
kommens mittheilt  und  sie  auffordert,  bei  der  Aufnahme  dem- 
gemäss zu  verfahren.4)  Wie  durchaus  Stadtgemeinden  und  Kolo- 
nistengemeindeu  auf  gleichem  Fusse  seitens  des  Landesherrn 
behandelt  werden,  zeigt  am  besten  der  Eingang  des  Befehl- 


')  Bintorim  und  Mooren  a.  a.  O.  Band  3 Nr.  157. 
a)  Volumus  etiani,  quod  homines  meinnrate  ecclesie,  cnjuscunque  condi- 
tionis  existant,  in  nostris  opidis  seu  villis  liberis  commorantes  eidein  ec- 
clesiae  akut  ejus  homines  in  villis  liberis  seu  opidis  coraitis  Gel- 
rensis  habitantes  persolvunt.  Uebrigens  sei  hier  auch  auf  den  Vertrag 
zwischen  Geldern  und  Cleve  vom  Jahre  1257  (bei  Sloet  Nr  797)  verwiesen. 
Derselbe  schliesst  sich  au  an  den  vom  Jahre  1242  (a.  a.  O.  Nr.  632),  so 
dass  es  sich  also  um  die  Aufnahme  von  Hörigen  aus  dem  Gebiet  des  einen 
der  Kontrahenten  in  das  des  anderen  handelt.  Wenn  es  dort  nun  heisst, 
item  volumus,  quod  neuter  dictoruin  comitum  hominem  proprium  vel  advo- 
catialem  alterius  in  potestate  sua  in  burgensem  sive  in  aliam  libertatem 
recipiat,  so  kann  unter  der  alia  libertas  doch  wohl  nur  eine  villa  libera  ver- 
standen werden.  Der  Schluss  liegt  noch  näher,  wenn  man  sich  vergegen- 
wärtigt, dass  der  folgende  Satz  des  Privilegs  von  Deichbauten  etc.,  wie  sie 
eben  von  den  Kolonisten  der  Freidörfer  ins  Werk  gesetzt  werden,  handelt; 
zugleich  zeigt  die  nachfolgende  Vertragsbestimmung,  wie  sehr  beide  Terri- 
torien schon  durch  die  gemeinsame  Wassergefahr  mit  einander  verbunden 
sind.  Die  Worte  lauten:  Item  volumus,  quod  comes  Clyvensis  aggeres  suos 
reparet  secundum  quod  alii  faciunt,  qui  vicinos  aggeres  habent. 

3)  Binterim  und  Mooren  a.  a.  0.  Band  4 Nr.  280. 

*)  A.  a.  O.  Band  4 Nr.  279. 
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Schreibens:  Otto  comes  Clevensis  universis  et  singulis  magistris 
civium,  consulibus,  scabinis  ac  uuiversitatibus  oppidorum  et  villarum 
liberarum  terre  sue  salntem  cum  affectu.  Die  Ausdrücke  magistri 
civium  und  consules  gehen  nun  offenbar  auf  die  Städte  allein,  wohl 
aber  haben  die  Freidörfer  fast  durchweg  ihren  eigenen  Richter 
und  ihre  eigenen  Schöffen.  In  gewissem  Sinne  das  Endergebniss 
der  Anlagen  von  Freidörfern  und  der  Kultivirung  der  Brüche 
und  Moore  giebt  das  Heberegister  der  Grafen  von  Cleve,  das 
etwa  um  das  Jahr  1320  entstanden  ist.’) 

Die  Haupt  quelle  aber  sind,  wie  erwähnt,  die  V ertrage,  die 
die  Grafen  fast  ausnahmslos  mit  einer  Anzahl  von  Unter- 
nehmern abgeschlossen  haben.  Nebenher  freilich  sind  auch 
kleinere  Sumpfstrecken  von  einer  oder  wenigen  Hufen  an  ein- 
zelne Personen  in  Erbpacht  gegeben  worden.*)  Hier  kommen 
vor  allem  die  Abmachungen  in  Frage,  durch  die  Kolonistendörfer 
begründet  werden.  Mit  einer  gewissen  Gleichmässigkeit  ver- 
theilen sie  sich  auf  das  letzte  Jahrzehnt  des  dreizehnten  und 
auf  die  vier  ersten  Jahrzehnte  des  folgenden  Jahrhunderts.  Der 
zeitlich  erste  Vertrag,  der  erst  neuerdings  bekannt  geworden 
ist,  ist  vom  17.  August  des  Jahres  1294,  der  letzte  ist  vom 
17.  November  1340.:’)  Erinnern  wir  uns  des  Umstandes,  dass 
bereits  durch  das  Abkommen  von  1263  villae  liberae  bezeugt 
sind,4)  so  ergiebt  sich  ein  Zeitraum  von  mindestens  achtzig 
Jahren,  während  dessen  an  der  Urbarmachung  der  Brüche  in 
grossem  Stile  gearbeitet  ist.  Vergegenwärtigt  man  sich  dann  den 
Inhalt  der  Verträge,  so  ist  man  erstaunt  über  die  Gleichförmig- 
keit in  den  Hauptbestimmungen,  während  allerdings  im  Detail 
eine  bunte  Mannichfaltigkeit  herrscht.  Am  kürzesten  fasst  sich 


*)  Auszüge  daraus  in  den  Annalen  des  historischen  Vereins  etc , Heft 
28  29  und  31. 

'*)  Vergl.  die  zahlreichen  Nachweisungen  bei  Sloet,  Het  Stift  te  Bed- 
bur  S.  18  ff.  und  ferner  die  Verleihung  des  Urafen  Dietrich  vom  11.  Nov. 
1265  (Lacomblet  a.  a.  O.  Nr.  655):  Item  unum  mansum  in  palude  Tille, 
in  quo  possit  fenum  metere  equis  suis. 

3)  Ein  Verzeichniss  des  gedruckten  Materials,  das  inzwischen  sich  ver- 
mehrt hat,  bei  Utgen  a.  a.  ü.  S.  85,  wo  indessen  Hinterim  und  Mooren 
Hand  3 Nr.  197  übersehen  ist. 

*)  Und  auch  auf  die  Gründung  Kalkars  im  Jahre  1242  mag  hier  noch- 
mals verwiesen  werden. 
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jedenfalls  der  älteste  Vertrag  vom  Jahre  1294. ')  Eben  der 
Umstand  legt  die  Vermuthnng  nah,  dass  man  nicht  so  gar  lang 
vor  diesem  Zeitpunkt  dazu  übergegangeu  ist,  solche  Abmachun- 
gen in  das  rechtliche  Gewand  einer  Urkunde  zu  kleiden. 

Wie  schon  früher  erwähnt,  wird  darin  kurz  gesagt,  dass 
die  Kolonisten  hinsichtlich  der  Bedezahlung  den  Bürgern  von 
Kalkar  und  Kranenbnrg  gleichgestellt  sein  sollen.  Etwas  aus- 
führlicher äussert  sich  eine  Urkunde  des  folgenden  Jahres,  durch 
die  das  Uedemer  Bruch  in  Erbpacht  gegeben  wird.2)  Dort 
heisst  es  wie  (abgesehen  von  dem  gesperrten  Worte)  in  den 
Stadterhebungsurkunden:  Et  per  hoc  erunt  liberi  abomnionere 
vectionis  et  exactionis,  sed  filiis  et  filiabus  nostris  conjugatis 
vel  cinctis  gladiis  militaribus,  seu  nostrorum  successorum, 
petitionem  dabunt,  quam  dare  nobis  poterunt  cum  honorc. 

Es  wird  ferner  in  dem  ältesten  Vertrage  ein  Pachtschilling 
vereinbart,  der  in  jedem  Jahre  am  Martinstage  in  der  Höhe 
von  einer  Mark  in  der  Währung  geleistet  werden  soll,  in  der 
die  Kolonisten  überhaupt  ihre  Zahlungen  zu  machen  verpflichtet 
sind.'1)  Das  soll  heissen,  wie  Sloet  in  anderem  Zusammenhänge 
treffend  bemerkt  hat,  in  englischem  oder  brabantischem  Gelde.4) 
Ausserdem  müssen  die  Kolonisten  von  jeder  Hufe  eine  Natural- 
abgabe von  vier  Hühnern  und  den  kleinen  Zehent  von  Getreide 
und  Gras  geben.  Endlich  sind  sie  noch  zu  dem  zehnten  Pfennig 
von  dem  Geld  verpflichtet,  das  sie  dafür  einnehmen,  dass  sie 
Vieh  anderer  Leute  auf  ihren  Weiden  weiden  lassen.  Bei 
jedem  Verkauf  einer  Hufe  sind  zwei  Mark  an  den  Amtmann 
des  Grafen  abzuführen.  Zudem  behält  sich  der  Landesherr  das 
Recht  vor  in  solchem  Falle  gegen  Entrichtung  des  vereinbarten 


>)  Jlitgetheilt  von  Schölten,  Annalen  des  historischen  Vereins  etc. 
Heft  60  S.  123.  Es  handelt  sich  tun  den  Tillerbruch.  Als  Unternehmer 
erscheinen  Hertbernus  de  Scalunen  et  Johannes  de  Asperen  (geldernsches 
Dorf  bei  Goch)  ac  eorum  socii. 

*)  Lacomblet,  Urkuedenbuch  Band  2 Nr.  957. 

3 ) unani  marcam  talium  dcnariornm,  quales  alias  recipimus. 

4)  Sloet,  Het  Stift  teBcdbnr  S.  19;  vor  allem  ibid.  Nr.  45  von  1299; 
Dyderic  vjt  dem  Venne,  Ritter,  verkauft  einen  Zins  von  7 marck  gueder 
Engelscher  penningen,  12  Schillingen  vor  die  marck;  en  sal  men  betalen 
kunnen  met  alsuicke  paycment,  als  onse  here  der  greve  van  Cleve  nemt  ter 
tinse  van  den  Holländern,  dio  in  synen  lande  woont  (sic). 
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Kaufpreises  den  betreffenden  Mansus  wieder  an  sich  zu  bringen. 
Durch  die  Massnahmen  soll  vor  allem  verhindert  werden,  dass 
Leute,  die  dem  Grafen  verdächtig  Vorkommen  oder  feindlich 
gesinnt  sind,  in  das  Pachtverhältnis  eintreten.  Hinsichtlich 
des  Baues  der  Häuser  werden  diesmal  besondere  Bestimmungen, 
wie  ausdrücklich  hervorgehoben  wird,  nicht  getroffen.  Ebenso- 
wenig wird  etwas  über  die  zu  leistende  Kulturarbeit  vereinbart: 
Et  aque  ductum,  heisst  es  kurz,  eis  dabimns  ita,  quod  quilibet 
se  de  ipso  expediet,  prout  est  consuetum. 

Schon  der  Vertrag  von  1295  bietet  in  mehr  wie  einer  Hin- 
sicht hierzu  nicht  unwichtige  Ergänzungen.  Einmal  wird 
festgestellt,  dass  die  Kolonisten  dieselben  Rechte  am  landes- 
herrlichen Walde  haben  sollen,  deren  die  vicini,  d.  h.  doch  wohl 
die  benachbarten  Unterthanen  des  Grafen,  theilhaftig  sind.1) 
Ferner  wird  es  ihnen  erlaubt,  ein  Kollegium  von  Heimräthen 
einzusetzen  und  einen  Richter,  der  in  Deich-  und  Entwässerungs- 
angelegenheiten jurisdiktioneile  Befugnisse  ausübt.  Die  getroffene 
Wahl  verspricht  der  Graf  zu  bestätigen.2)  Die  Errichtung  von 
Häusern  endlich  wird  nicht  dem  Belieben  der  Kolonisten  an- 
heimgegeben, vielmehr  müssen  sich  diese  verpflichten,  innerhalb 
einer  gewährten  Frist  auf  jeder  Hufe  ein  Haus  von  bestimmter 
Beschaffenheit  zu  bauen. 

Mindestens  den  doppelten  oder  dreifachen  Umfang  haben 
einige  der  späteren  Privilegien.  So  z.  B.  der  zeitlich  nächste 
Vertrag  vom  24.  Februar  1329,  der  zwischen  Dietrich  IX.  und 
einem  Confortium  — an  dessen  Spitze  Heinrich  von  Monne,  ein 
Kalkarer  Bürger,  steht  — hinsichtlich  des  sogenannten  Rader- 
bruches bei  Appeldorn  südwestlich  von  Kalkar  vereinbart  wird.3) 
An  neuen  Bestimmungen  ist  darin  eigentlich  nur  wenig  ent- 
halten. Den  Kolonisten  wird,  abgesehen  von  den  üblichen 
Waldgerechtsamen,  alles  Holz,  das  in  der  Gegend  ist,  zur  Be- 

’)  Worin  diese  bestehen,  geht  deutlich  aus  der  wichtigen  Urkunde  vom 
Jahre  12(15  (Lacomblct  a.  a.  O.  II  Nr.  555)  hervor. 

*)  Et  etiam  [concedimns],  quod  diffiuitores  dietos  heymerader  ct  judi- 
cem  de  suis  fossatis  discernendis  ot  ordinandis  eligere  poterint;  quos  nos 
decrevimus  approbare. 

3j  Vergl.  die  Angaben  aus  dem  Heberegister  in  Annalen  des  histor. 
Vereins  etc.,  Heft  28/29  S.  28.  Der  Vertrag  ist  mitgetheilt  von  Schölten, 
Anualen  ctc.,  Heft  50  S.  125  ff. 
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nutznng  überlassen.1)  Ferner  wird  ihnen  erlaubt,  ohne  besonderen 
Entgelt  Torf  znm  eigenen  Gebrauch  zu  stechen.  Endlich  er- 
fahrt man,  dass  die  Wahl  zum  Heimrath  und  die  Einsetzung 
des  Richters  jährlich  stattfinden  soll.  Bis  zum  Betrage  von 
vier  brabanter  Pfennigen,  die  übrigens  in  die  gräfliche  Kasse 
fliessen,  darf  der  judex  innerhalb  und  ausserhalb  des  Sumpfes 
richten  und  pfänden:  de  aqueductibus,  sepibus  et  fossis  eis 
proficuis. 

Noch  von  demselben  Jahre  (Juni  6)  ist  ein  zweiter  bisher 
ungedruckter  Vertrag,  der  uns  auf  die  rechte  Rheinseite  nach 
dem  Ringelberger  Bruch,  also  nach  dem  prähistorischen  Rhein- 
lauf der  jetzigen  Issel  versetzt.  Die  Urkunde  ist  deswegen  so 
interessant,  weil  diesmal  nicht  clevische  Ritter  oder  wie  in  der 
eben  besprochenen  Urkunde  Bürger  clevisclier  Städte  zu  den 
Unternehmern  gehören,  diese  vielmehr  ausschliesslich  Holländer 
sind.  Von  den  Holländern  selbst  scheint  die  Vorlage  der  Ur- 
kunde ausgearbeitet  zu  sein,  denn  sie  ist  nicht  in  dem  Dialekt 
der  Gegend,  sondern  in  dem  der  Kolonisten  abgefasst.  Hier 
zuerst  auch  erfährt  man  die  Grösse  der  Hufen;  wie  bei  der 
Rodung  des  Urselwaldes  sind  für  sie  16  holländische  Morgen 
in  Aussicht  genommen.  Die  Zinszahlung  braucht  übrigens  erst 
vom  Martinstage  des  nächstfolgenden  Jahres  an  geleistet  zu 
werden.  Auch  hinsichtlich  der  persönlichen  Dienste  ist  hier 
eine  Bestimmung  eingeflochten,  die  sonst  fehlt.  Zum  mindesten 
dem  Glockenschlage  des  Grafen  oder  des  Richters  sollen  die 
Kolonisten  folgen  und  auf  ihre  Kosten  ansziehen ; indessen  sind 
sie  nur  für  die  Spanne  Frist  zwischen  zwei  Sonnenscheinen  also 
verpflichtet.  Mer  wolde  wy  si  vorder  mit  ons  hebben,  so  heisst 
es  weiter,  so  solde  wy  si  leveren  als  anders  onsen  lüde. 

*)  Verum  etiam  concedimus  supradictis  et  eorum  successoribus  quibus- 
cunquo  plenariam  potestatem  omnia  genera  lignorum  supra  terram  vel  subter 
terram  porsistencia  in  dictis  mansibus  (sic)  cum  integrali  edificio  ab  auti- 
quitus  ibi  staute  quoris  modo  in  suos  proprios  usus  pro  eorum  beueplacito 
convertendi.  Daraus  ergiebt  sich,  dass  der  Ort  der  neuen  Ansiedlung  vorher 
nicht  völlig  unbenutzt  war.  Uebrigens  scheinen  schon  vor  Abschluss  des 
Vertrages  den  einzelnen  Kolonisten  Hausstätten  zugewiesen  zu  sein.  Das 
geht  aus  der  folgenden  Bestimmung  über  die  Anlage  der  Hauptdorfstrasse 
hervor:  Rem  ad  hos  mansus  supradictos  superaddimus  viain  latitudinem 
trium  virgarum  mensurabilium  in  se  contineutem,  sitam  inter  mansus  Wolteri 
predicti  et  Everardi  Parvi. 
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Ganz  abweichend  von  der  früheren  Praxis  ist  es  dann,  dass 
für  die  bekannten  Bedefälle,  diesmal  eiue  feste  Summe,  nämlich 
drei  Schillinge  von  der  Hufe,  festgesetzt  wird.1)  Von  beson- 
derem Interesse  aber  ist  der  Artikel  über  die  Einsetzung  des 
Richters.  Dieselbe  geschieht  in  diesem  Falle  ausnahmsweise  durch 
den  Grafen,  freilich  muss  der  Erkorene  in  dem  Bruche  wohnen 
und  dort  beerbt  sein.  Der  Richter  soll  dann  die  Befugniss 
haben,  zusammen  mit  den  Nachbarn  alle  Jahre  des  Bruchs 
Schöffen  zu  wählen.2)  Die  Gerichtsbarkeit,  die  sonst  nur  Deich- 
uud  Anbauangelegenheiten  betrifft,  erstreckt  sich  hier  auf  alle 
Delikte,  die  sich  im  Bruch  zutragen.  Eine  weitläuftige  Buss- 
taxe zeigt,  wie  das  gedacht  ist.  Leichte  und  schwere  Wunden 
und  Todtsehlag  sind  darin  vorgesehen.  Wie  in  den  Städten 
fällt  eiu  Theil  der  Busse  beim  Todtsehlag  (die  Hälfte  des  Unter- 
lassenen Gutes)  an  die  Gemeinde  oder  richtiger  gesagt  an  die 
Sehüfl’eu.  Vollends  aber  die  folgenden  Bestimmungen  gewähren 
ihnen  eine  Stellung,  die  sonst  nur  Bürger  einnehmen.  Niemand 
darf  das  Gut  dieser  Kolonisten  oder  sie  selbst  im  Territorium 
pfänden  oder  antasten.  Vielmehr  muss  der,  der  etwas  von  ihnen 
will,  vor  ihre  Gerichtsbank  kommen  und  dort  seine  Sache  iu 
Güte  oder  nach  Recht  austragen.3)  Der  Gedanke  mochte  nahe  lie- 
gen, die  grossen  Vergünstigungen  und  mehr  doch  die  Nationalität 
der  Ansiedler,  werde  ihnen  bei  den  benachbarten  neuen  Land- 
genossen Feindschaft  erwecken.  Dieser  Gefahr  vorzubeugen, 
wird  dem  Vertrag  endlich  noch  die  Bestimmung  ein  verleibt, 
dass  den,  der  der  Holländer  Deich  durchsticht,  oder  ihren  Zaun 


')  Voirtmeir  wert  sake,  (lat  onse  suene  oft  onse  nacoemelinghe  enicb 
ridder  worden  oft  wy  onse  doechtercn  mannenden,  so  solden  die  rorghenuemde 
Hollandero  ous  ter  beden  gheven  rau  yweliker  huren  drie  schiflinghe  Bra- 
bansch. 

-’)  Voirtmeir  sul  wy  den  vorgkenuemden  Hollanderen  enen  richter  Setten, 
die  in  dien  broec  woenachticb  si  ende  gheerft;  ende  gaeven  em  des  macht, 
dat  die  richter  mitten  naburen  des  hroecs  scepen  selten  mughen  ende  kiesen 
jaerlics  alle  seute  Mcrtinsmisse  te  richten  van  dyngheu,  dat  ghesien  in  den 
broec. 

3)  Oie  so  gheve  wy  den  rorghenuemden  Hollandoron  die  vryheit,  dat 
men  si  noch  ur  guit  besetton,  ersehen  noclit  bekümmeren  eu  mach  in  onseu 
lande;  so  wairt  oic,  dat  si  sic  ou  rerbuerdens  mit  hande  oft  mit  monde. 
Mer  die  si  aontasten  wil,  die  mach  coemen  ror  nr  banke  ende  nemen  ror 
dien  broeke  guede  oft  recht  ran  em  alst  dair  ghcleghcn  is. 
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durchbricht  oder  ihre  Wassergräben  verstopft,  an  Leib  oder 
Gut  gestraft  werden  soll. 

Auch  die  letzte  Urkunde  in  der  langen  Reihe  von  Siedlungs- 
verträgen — sie  ist,  wie  erwähnt,  vom  Jahre  1340  — bietet 
neue  und  beachtenswerthe  Einzelheiten.1)  Von  je  hundert  Stück 
Torf  muss  jetzt  ein  Zehnt  entrichtet  werden;  die  einzelnen 
Aecker  müssen  mit  Gräben  von  vorgeschriebener  Breite  ver- 
sehen werden.  Das  Diplom  versetzt  uns  abermals  auf  das  linke 
Rheinufer,  wo  das  in  Erbpacht  gegebene  sogenannte  Torfveen 
bei  Birten  in  der  Nähe  des  schon  sehr  viel  früher  urbar  ge- 
machten sogenannten  Krayenveen  liegt.-)  Diesmal  besteht  das 
Konsortium  von  Unternehmern  nicht  aus  namenlosen  Fremd- 
lingen, vielmehr  will  sich  jeder  Vornehme  an  dem  aussichts- 
reichen Geschäft  betheiligen;  so  finden  wir  denn  ansehnliche 
Ritter  unter  ihnen  und  Klöster  der  näheren  und  ferneren  Um- 
gebung. Es  ist,  als  ob  man  sich  dessen  bewusst  sei,  dass  diese 
Kolonie  eine  der  letzten  der  Art  sei. 

Schon  vorher  war  auf  dem  rechten  Ufer  des  Stroms  die  Ur- 
barmachung der  Isselsümpfe  fortgesetzt  worden.  Ucber  Brüche, 
die  in  der  Parochie  Bislich  südlich  von  Wesel  in  Erbpacht  ge- 
geben worden  sind,  berichtet  eine  Urkunde  vom  Januar  1335.3) 
In  demselben  Jahre  hatten  auch  in  dem  Kirchspiel  Wesel  die 
letzten  Sümpfe,  das  Flürensche,  das  Isselbruch  und  das  Magel- 
sommer  Bruch  trocken  gelegt  werden  sollen,  nur  aus  besonderer 
Rücksicht  auf  die  Stadt  — die  jene  Flächen  als  zur  alten  Mark 
gehörig  angesehen  haben  wird  — nahm  der  Graf  von  seinem 
Vorhaben  Abstand.  Er  versprach,  dass  das  Terrain  ewiglich 
bleiben  sollte  ongeslagen  und  ungedeilt  tot  unser  stat  behueff 
tho  gebrucken,  die  dair  recht  an  . . . hebn.4) 

Es  würde  zu  weit  führen,  wenn  hier  noch  alle  die  Bruch- 
kolonien aufgeführt  werden  sollten,  die  nach  Ausweis  des  Hebe- 


’)  Mitgetheilt  von  Mooren  in  Annalen  des  historischen  Vereins  etc., 
Heft  31  S.  135. 

*)  Vergl.  die  Angaben  aus  dem  Heberegister.  Annalen  des  historischen 
Vereins  etc.,  Heft  31  S.  120. 

s)  Unedirt:  vergl.  die  summarische  Inhaltsangabe  bei  Lacomblet, 
Urknndenbnch  Band  3 S.  242  Anm.  1. 

*)  Lacomblet,  Urkundeubuch  Band  3 Nr.  297. 
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registers  oder  anderer  Quellen  in  diesem  Zeitraum  innerhalb  der 
Grafschaft  angelegt  worden  sind.  Nur  daran  sei  in  dem  Zu- 
sammenhänge nochmals  erinnert,  dass  die  Städte  Kalkar  und 
Dinslaken  so  gut  wie  ausschliesslich  mit  Brüchen  als  Almendc 
ausgestattet  sind.  Kranenburg  vollends  liegt  mitten  in  einem 
ausgedehnten  Gelände,  das  nur  nach  überaus  langwierigen  Ent- 
wässerungsarbeiten der  Kultur  gewonnen  werden  konnte.1)  Dem- 
entsprechend ist  Kranenburg  der  einzige  Platz,  dessen  Heim- 
rath ein  Deich-  und  Wasserrecht  im  Laufe  der  Zeit  aus- 
gestaltet und  späterhin  (1343)  kodifizirt  hat.'2)  Späterhin  kommt 
dann  noch  Sonsbeck  als  vierte  Kolonistenstadt  hinzu,  deren 
Stadtmark  ein  Bruch  bildet.1)  Im  übrigen  weiss  man  über  die 
späteren  Schicksale  der  Freidörfer  ebenso  wenig  wie  man  über 
ihre  Anfänge  gut  unterrichtet  ist.  Die  Erbzinsbeträge,  die  sie 
entrichten  müssen,  werden  in  denselben  Registern  gebucht,  in 
denen  die  Erträgnisse  der  jährlichen  Bede  der  Hofleute  ver- 
zeichnet werden.  In  Bezug  auf  Scharwerk  und  andere  Leistun- 
gen beanspruchen  sie  freilich  noch  am  Ausgang  des  Mittelalters 
eine  Sonderstellung,  ob  sie  aber  mit  ihren  Ansprüchen  stets  oder 
auch  nur  oft  durchgedrungen  sind,  möchte  mehr  als  zweifelhaft 
sein.4)  Ausser  der  reellen  Macht  fehlt  ihnen  die  einheitliche 
Organisation,  kraft  deren  die  oppida  in  der  Lage  sind,  sich  im 
Besitz  der  einmal  zugestandenen  Privilegien  zu  behaupten. 

Wenn  aber  Holland  durch  die  Rheinniederung  noch  heutigen 
Tages  in  dem  Betrieb  von  Landwirtschaft  und  Viehzucht  weit 


'}  Dii'  in  der  dortigen  Stadt  mark  befindlichen  noch  heute  sogenannten 
»langen  llufeu“  hat  schon  Sloct  mit  Hecht  als  Anlage  seiner  I.andsleute 
in  Anspruch  genommen.  Bei  ihm  (a.  a.  O.  8.  20)  finden  sich  auch  Nach- 
weisungeu  über  den  Zusammenhang  der  Kranenburger  Deichanlagen  mit 
denen  am  Wyler  Meer. 

2)  Teichen  in  ac  her-  Di  t lunar,  Annales  etc.,  (Jod.  diplom.  Nr.  26. 

3)  Sloet,  Het  Stift  te  Bedbur  Nr.  79  (22.  Febr.  1344)  und  die  Ur- 
kunde vom  Jahre  1450  im  St.  zu  D.,  Sonsbeck  Nr.  6. 

*)  St.  zu  D.,  Cleve-Mark,  Domänensachen  Nr.  IGO.  Daselbst  über  die 
Stellung  von  Heerwagen  und  Dienstpferden.  Die  Kolonisten  des  Udemer- 
bruches  behaupten  noch  1559,  nur  zum  selben  Dienste  verpflichtet  zu  sein, 
wie  z.  B.  ihre  Nachbarn  in  Udemerfeld;  müssten  sie  doch  schon  so  wie  so 
den  Zehnten  von  Korn,  Hafer  und  Hühnern  geben.  Von  den  Bauern,  die 
dienstfrei  sind,  sagen  die  einen,  dass  sie  den  Dienst  abgeliist  haben,  während 
die  anderen  behaupten,  seit  Alters  dienstfrei  zu  sein. 
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in  Deutschland  hineinragt,  wenn  ferner  in  unserer  Gegend  die 
Wirtschaftsführung  der  Niederung  in  einem  so  auffälligen  und 
manchmal  unvermittelten  Kontraste  steht  zu  der  auf  den  Höhen, 
so  ist  das  zu  nicht  geringem  Theil  auf  diese  holländischen  Kolo- 
nistendörfer und  auf  die  kulturellen  Einwirkungen,  die  von  ihnen 
ansgegangen  sind,  zurückzuführen.  So  gering  nun  auch  das 
Verdienst  unserer  niederrheinischen  Holländer  erscheint,  etwa 
verglichen  mit  dem,  was  ihre  Stammesgenossen,  die  nach  Ost- 
land ritten,  für  die  grosse  Gesammtheit  deutscher  Kultur  ge- 
leistet haben,  für  die  Weiterentwickelung  unseres  Territoriums 
waren  diese  villae  liberae  von  ganz  ungemeiner  Bedeutung:  die 
beiden  langgedehnten  Streifen  auf  beiden  Seiten  des  Stromes, 
aus  denen  das  Ländchen  besteht,  schlossen  sich  erst  durch  die 
Anlage  von  Städten  und  Freidörfern  zu  einer  mehr  als  änsser- 
lichen  politischen  Einheit  zusammen. 

Wenn  man  endlich  rühmend  hervorgehoben  hat,  unter  den 
vielen  Grossthaten  unserer  niederländischen  Brüder  sei  dieser 
Pionirdienst  in  der  Kolonisation  des  Ostens  der  grössten  einer 
und  der  Art,  dass  er  in  keiner  deutschen  Geschichte  ihnen  ver- 
gessen werden  dürfe,  so  möchte  ich  diese  warmen  Worte  in  beson- 
derem Sinne  auf  meine  niederrheinische  Heimath  anwenden,  die 
im  Austausch  der  Jahrhunderte  erfahren  hat,  welche  Schätze 
schöpferischer  Phantasie  und  unverwüstlicher  Lebenskraft  eine 
gütige  Natur  den  Bewohnern  des  Nachbarlandes  freigiebig  ge- 
spendet hat.1) 


II. 

Die  Gründungen  der  zweiten  Epoche  clevischer  Stiidte- 

politik. 

Die  zweite  Periode  clevischer  Städtegründungen  setzt,  wie 
sich  gezeigt  hat,  später  ein  und  endet  später  als  die  der  Frei- 
dörfer. Man  ist  über  diesen  Zeitraum  schlechter  unterrichtet 
als  über  den  ersten:  keine  einzige  Erhebungsurkunde  ist  im 
Original  und  nur  eine  einzige  in  zuverlässiger  Abschrift  erhalten. 

')  Lamprecht,  Deutsche  Qeschichte  Band  3 S.  328. 
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Einige  andere  sind  überarbeitet  oder  in  erweiterte  Bestätigungen 
jüngerer  Zeit  übergegangen,  andere  sind  überhaupt  verloren. 

Den  Reigen  eröffnet  das  Privileg  für  Dinslaken  vom  Jahre 
1270.  Es  ist  dem  Hauptinhalt  nach  bereits  bekannt,  weil  ans 
ihm  vornehmlich  die  Erhebungsurkunde  von  Kalkar  rekonstruirt 
werden  musste.1)  Die  Herrschaft  Dinslaken  war  nach  dem  Aus- 
sterben seiner  Dynasten  um  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  an 
Cleve  gekommen,  da  Graf  Dietrich  VI.  in  erster  Ehe  mit  Mech- 
tildis,  der  Erbtochter  dieses  Händchens,  vermählt  gewesen  war.-) 
Wie  später  Wesel,  das  durch  Elisabeth  von  Brabant  an  Cleve 
fiel,  dient  auch  Dinslaken  zur  Zeit  der  Herrschaft  des  Vaters 
wohl  zur  Abschichtung  des  Erstgeborenen  vor  dem  Tode  des 
Vaters  oder  der  jüngeren  Söhne  nach  dem  Regierungsantritt  ihres 
ältesten  Bruders.  So  hatten  das  Land  nacheinander  zwei  Söhne 
Dietrichs  VI.  gehabt.  Erst  nach  dem  Tode  Dietrich  Hufs  scheint 
dann  Dinslaken  dauernder  mit  dem  Hanptlande  verbunden  zu 
sein.  Die  Erhebungsurkunde  vom  Jahre  1270  entspricht,  wie 
gesagt,  durchaus  der  für  Kalkar  von  1242,  deren  Inhalt  bereits 
ausführlich  besprochen  worden  ist.  Der  Haupttheil  der  Allmende 
besteht  aus  Brüchen.  ')  Insofern  ist  Dinslaken  so  zu  sagen  eine 
libera  villa  grossen  Stiles.  Vor  einer  solchen  aber  hat  es  die 
Mauern  und  die  grössere  Wehrfähigkeit  voraus.  Und  wie  bei 
allen  Stadtanlagen  der  clevischen  Herren,  so  wird  auf  diese 
Eigenschaft  auch  bei  Dinslaken  nicht  geringes  Gewicht  gelegt. 
Zudem  muss  hier  seit  Alters  eine  Burg  gestanden  haben;  wie  in 
Cleve,  wird  nämlich  ein  besonderer  Burggraf  mit  der  Bewachung 
des  ganzen  Festungscomplexes  betraut.4)  Die  Gründung  beweist, 
dass  die  Nachfolger  Dietrichs  VI.  gewillt  waren,  sein  Werk 
fortzusetzen.  Uebrigens  ist  Dinslaken  der  einzige  Ort,  den 
Dietrich  VII.  (1200—1275)  zur  Stadt  erhoben  hat. 

Wie  Dinslaken  den  südlichen  Theil  der  Grafschaft  auf  dem 
rechten  Rheinufer  schützen  soll,  so  dient  Kranenburg,  die  zeit- 


')  Vergl.  oben  S.  47  ff. 

2)  Schölten,  Clevische  Chronik  des  Gert  van  der  Schuren  S.  193. 

3)  Vergl.  Beil.  Nr.  1. 

<)  Vergl.  die  Urkunde  in  den  Annalen  des  hist.  Ver.  f.  den  Niederrh., 
Heft  36  S.  9,  die  doch  wohl  in  die  zweite  HUlfte  des  13.  Jahrhunderts  zu 
setzen  ist.  In  Bezug  auf  die  Zeugenreihe  vergl.  Lucomblet  a.  a.  0. 
Bd.  2 Nr.  389. 
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lieb  nächste  Anlage,  znm  Schirm  des  fruchtbaren  Distriktes  im 
äussersten  Norden  auf  dom  linken  Ufer,  der  einstmals  durch 
jenen  grossen  Qnerdamm  des  Drusns  dem  Wasser  abgerungen 
worden  war.  Wann  aber  ist  Kranenburg  Stadt  geworden? 
Aehnlich  wrie  bei  Kalkar  gehen  auch  hier  die  Meinungen  aus- 
einander. Es  gilt  nun  zunächst  eine  Ansicht  zu  widerlegen,  die 
mehr  durch  den  Namen  ihres  Urhebers  als  durch  das  Gewicht 
der  Gründe,  die  dafür  geltend  gemacht  worden  sind,  Verbreitung 
gefunden  hat.  Die  Erhebungsurkunde  Kranenburgs  ist  nämlich 
nur  erhalten  in  einer  Bestätigung  vom  Jahre  1340.  Auch  dieses 
Diplom  liegt  weder  im  Original  noch  in  einer  durchaus  zuver- 
lässigen Abschrift  vor.1)  Dennoch  lässt  sich  der  Inhalt  der 
ersten  Verleihung  mit  ziemlicher  Sicherheit  aus  ihm  erkennen. 
Die  beiden  Aussteller  sind  Graf  Dietrich  IX.  (1311  — 1347)  und 
dessen  Schwestersohn  Dietrich  von  Home.  Dieser  ist  mit 
Kranenburg  abgeschichtet  und  dem  trägt  die  Urkunde  insofern 
Rechnung,  als  sie  ihn  als  Herrn  von  Kranenburg  aufführt.2) 
Es  heisst  in  der  Erneuerung  des  Privilegs,  dass  die  beiden  den 
Bürgern  die  Freiheit  bestätigen,  die  ihnen  von  ihren  Eltern  und 
Vorvätern  gewährt  sei  und  deren  sie  sich  bis  dahin  erfreut  hätten. 
Ebeu  den  Satz  fasst  nun  Gengier  besonders  ins  Auge  für  seine 
Schlussfolgerungen.  „Diejenigen  Freiheiten  Kranenburgs,  welche 
den  städtischen  Charakter  eines  Ortes  zunächst  auszuprägen  und 
daher  auch  zu  begründen  pflegen,  rühren  also  sämmtlich  von  den 
voirvad eren  ende  alderen  des  Grafen  Dietrich  VIII.  [nach 
Scholtens  von  mir  angenommenen  Zählung  Dietrich  IX.]  her. 
Muss  man  nun  unfehlbar  bei  ersterem  Ausdrucke  doch  wenig- 
stens an  den  Grossvater  des  Privilegverleihers  denken,  so  datirt 
sich  die  erste  Gewährung  städtischer  Freiheiten  an  Kranenburg, 
oder,  was  wohl  damit  hier  gleichbedeutend  ist,  die  Erhebung 
des  Orts  zur  Stadt  auf  Graf  Dietrich  VI.  [muss  heissen  Diet- 
rich VII.],  welcher  zwischen  Anfang  April  1274  und  Ende 
Mai  1275  starb,  zurück.  Uebrigens  stellt  sich  der  Inhalt  der 
Urkunde  bis  auf  wenige  kaum  nennenswerthe  Abweichungen  als 
durchaus  übereinstimmend  mit  dem  Freiheitsbriefe  Dietrichs  V. 


’)  Teschenmacher-Dithmar,  Annales  etc.  (Jod.  diplom  Nr.  21. 

2)  lieber  Dietrich  von  Horn  und  seine  Familie  vergl.  (ioetkals 
Histoire  gbnealogique  de  la  maison  de  Hornes  (ISIS).  S.  SO. 

Lietegsnff,  Ni«derrb*lülBChe,  StEdteweiea  Im  Mltttlftlttr.  9 
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[richtiger  VI.]  für  die  Stadt  Cleve  von  1242  dar.  Es  ergiebt 
sich  hieraus  die  Vermuthung,  dass  bereits  die  erste  Stadtrechts- 
verleihung ...  an  Kranenburg  lediglich  in  einer  Uebertragung 
des  clevischen  Privilegs  auf  die  neue  Nachbarstadt  bestanden 
habe.“ ') 

Gengier  möchte  also  die  Gründung  Kranenburgs  an  jene 
Stadterhebungen  der  vierziger  Jahre  des  13.  Jahrhunderts  an- 
geschlossen wissen,  deren  Zahl  und  Charakter  oben  erörtert 
wurde.  Seine  Auseinandersetzungen  aber  sind  unhaltbar.  Zu- 
nächst irrt  er  sich  hinsichtlich  der  Zeit  der  Verleihung  des 
Ranges  einer  Stadt.  Er  übersieht  nämlich,  dass  der  Hauptans- 
steller  der  Urkunde  von  1340,  Dietrich  von  ParVris  (der  da- 
malige wirkliche  Stadtherr  von  Kranenburg,  wie  sich 
Gengier  selbst  ausdrückt),  thatsächlich  der  Enkel  Dietrichs VIII. 
(1275 — 1305)  ist,  der  nach  der  wohlfundirten  älteren  und  richtigen 
Ansicht  der  Gründer  Kranenburgs  ist.2)  Der  Hauptvertreter  der 
älteren  Meinung  ist  Teschenmacher.3)  Nach  ihm  gehört  Kra- 
nenburg zu  der  Mitgift,  die  Graf  Dietrich  VIII.  im  Jahre  1290 
bei  seiner  Verheirathung  mit  Margaretha  von  Kiburg,  der  Nichte 


')  Gen  gl  er,  Codex  juris  municipalis  S.  603. 

2)  Schölten,  Gert  van  der  Schuren  S.  203.  Seine  Eltern  sind  Ger- 
hard von  Horn,  Herr  von  Parwis,  und  Irmgardis,  die  einzige  Tochter  erster 
Ehe  Dietrichs  VIII.  von  Cleve. 

3)  Annales  Cliviae  etc.  (1721)  S.  149.  Schon  Hugo,  Die  Mediatisirung 
der  Reichsstädte  S.  1S4  ist  im  Hinblick  auf  irgend  welche  Hittheilungen 
Lacomblets  von  Teschenmachers  Auffassung  abgewichen.  Ich  ver- 
muthe,  Lacombiet  wird  ihm  von  der  Behauptung  der  Kölner  Erzbischöfe 
Kunde  gegeben  haben,  dass  Kranenburg  zu  den  Lehen  gehöre,  die  die  Grafen 
von  Cleve  von  ihnen  hätten.  Vergl.  das  Verzeichniss  (Lacomblets  Archiv 
Rand  4)  aus  den  Jahren  1311  — 1314:  Cranenburg  cum  Omnibus  suis  attinentiis. 
lila  enim  loca  palustris  et  nemorosa  dedit  beatus  Anno  ecclesie  Sefli- 
censi  in  honorem  sancti  Martini  et  sunt  de  allodio  sancti  Petri  sicut  villa 
Wylre  et  multa  alia,  (|ue  comites  Clevenses  abstulerunt  ecclesie  Coloniensi 
rnulto  tempore  minus  juste.  Ueber  die  Jtaasslosigkeit  und  Haltlosigkeit  der 
Kölnischen  Ansprüche  vergl.  Hansen,  Zur  Vorgeschichte  der  Soester  Fehde 
(Westdeutsche  Zeitschrift,  Ergänzungsheft  III)  S.  17.  — Ueber  die  Bedeutung 
der  Lage  Kranenburgs  an  der  Stelle,  wo  die  alte  Ileerstrasso  zwischen  den 
Pfalzen  zu  Aachen  und  Nymwegen,  die  bei  Kessel  in  den  Reichswald  führt, 
wieder  aus  ihm  heraustritt,  vergl.  die  schönen  Bemerkungen  von  Huya- 
kens,  Die  Geburtsstätte  des  Kaisers  Otto  III.  (Annalen  d.  histor.  V.  f.  d. 
Niederrhein,  Heft  33)  S.  69  ff. 
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Rudolfs  von  Habsburg,  erhalten  hat.  Verkehrt  freilich  ist  ohne 
Zweifel  die  Folgerung,  die  man  weiter  gezogen  hat,  Kranenburg 
sei  eine  Reichsstadt  gewesen,  richtig  aber  ist  gleichwohl,  dass 
das  „Land  Kranenburg“,  ein  Landstrich,  der  aus  Bruch  und 
Wald  bestand,  ursprünglich  zu  dem  Reichs wald  und  also  auch 
zu  dem  Fiskus  Nymwegen  gerechnet  wurde.  Dafür  spricht  schon 
der  Umstand,  dass  Kranenburg  immer  als  Land  bezeichnet  wird, 
also  inmitten  des  Düffelgaus  und  der  Betuwe  eine  selbstständige 
Stellung  eingenommen  haben  muss.  Vor  allem  aber  ist  dafür 
anzuführen  jene  Abmachung  zwischen  Geldern  und  Cleve  (1331), 
durch  die  sich  Cleve  zur  Auslieferung  aller  Theile  des  grossen 
Geldern  verpfändeten  Reichswaldes  verpflichtet,  die  es  im  Laufe 
der  Zeit  widerrechtlich  — wird  man  sagen  dürfen  — occupirt 
hatte.  Ausgenommen  werden  da  ausser  den  Flächen,  die  durch- 
aus in  altes  clevisches  Gebiet  hineinragen,  drei  Hufen  vom 
Busch  in  unmittelbarer  Nähe  von  Kranenburg.1)  Der  König 
war  also  in  der  Lage,  wie  anderes  Reichsgut,  so  auch  den 
Distrikt,  in  dem  Kranenburg  liegt,  an  Stelle  der  Mitgift  (loco 
dotis)  zu  verpfänden.  Dass  ein  so  unbedeutendes  Objekt  endlich 
in  den  Urkunden,  soweit  sie  noch  erhalten  sind,  nicht  besonders 
erwähnt  wird,  kann  nicht  Wunder  nehmen.'-')  Wenige  Jahre  nach 
der  Verpfändung  (1290)  wird  Kranenburg  in  der  That  zum 
ersten  mal  als  clevische  Besitzung  und  als  oppidum  genannt. 
Das  geschieht  am  17.  August  des  Jahres  1294  in  jenem  schon 
besprochenen  älteren  Vertrag  über  die  Kultivirung  eines  Bruches 
in  unserer  Landschaft.1)  Auf  die  Steuervergünstigungen  der 
Bürger  von  Kalkar  und  Kranenburg  wird  da  Bezug  genommen; 
ein  sicherer  Beweis,  dass  auch  Kranenburg,  wie  man  stets  auch 
vor  Bekanntmachung  dieser  Urkunde  angenommen  hat,  als  eine 
villa  libera  grösseren  Stiles  angesehen  werden  muss.4) 

Unzweifelhaft  hat  endlich  die  populäre  Ueberlieferung  auch 


*)  Nyhoff,  Gedeukwaardighedeu  van  Gelderland  etc.  Band  1 Nr.  251 
und  L&comblet,  Urkundenbuch,  Band  3 Nr.  256. 

*)  Vergl.  übrigens  Lacomblet  a.  a.  O.  Band  3 Nr.  898.  Kranenburg 
wird  also  zu  den  Theilen  des  Fiskus  Nymwegen  gehört  haben,  die  1290  in 
clevischen  Pfandbesitz  kommen. 

3)  Schölten  in  den  Annalen  des  histor.  Vereins  etc.,  Heft  50  S.  123. 

4)  Vergl.  oben  8 60  f. 

9* 
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in  der  Ableitung  des  Namens  Recht.  In  den  Brüchen,  die  die 
Kolonisten  durch  ein  kunstreiches  Entwässerungssystem  urbar 
zu  machen  hatten,  mochten  — man  denke  an  den  heutigen  Reiher- 
busch zwischen  Goch  und  Cleve  — Kraniche  in  grosser  Anzahl 
nisten.  Wie  man  in  Kalkar  in  ähnlichem  Falle  einen  Lindwurm 
aui'  dem  Stadtsiegel  anbrachte,  so  sind  auf  dem  für  Kranenburg 
rechts  und  links  von  dem  Hauptthurm  der  Stadtmauer  zwei 
Kraniche  abgebildet.1)  Wie  das  Kalkarer  Stadtsiegel  unmittelbar 
nach  der  Stadterhebung  — und  das  Gleiche  gilt  von  Griet  — 
angefertigt  wurde,  so  ist  es  offenbar  auch  mit  dem  für  Kranen- 
burg geschehen.  Darauf  weisen  die  überaus  einfache  Zeichnung 
und  die  schmucklose  Ausführung  hin,  die  das  sigillum  civitatis 
de  Cranenborg  vor  den  jüngeren  elevischen  Stadtsiegeln  kenntlich 
machen.  Was  nun  den  Inhalt  der  Bestätigung  anbelangt,  so  hat 
er  offenbar  durchaus  dem  der  Erhebungsurkunde  entsprochen, 
jedenfalls  finden  sich  darin  keine  Artikel,  die  sich  als  Zusätze 
verrathen.  Mit  Recht  hat  nun  Gengier  darauf  aufmerksam 
gemacht,  dass  als  Muster  das  Privileg  Cleves  vom  Jahre  p24‘2 
gedient  habe.  Auf  Grund  eben  dieser  Thatsache  ist  es  möglich, 
kleine  Ungenauigkeiten  richtig  zu  stellen,  die  gewiss  durch  die 
schlechte  Verfassung  der  vorliegenden  Abschrift  veranlasst  wor- 
den sind.  Als  solche  wird  man  den  unverständlichen  Satz  über 
die  Worthe  und  ihren  Zins  bezeichnen  müssen,  der  zweifellos 
verstümmelt  ist.-)  Auch  das  Fehlen  der  Verleihung  einer  Stadt- 
mark wird  so  zu  erklären  sein.  Dennoch  weicht  die  Kranen- 
burger  Urkunde  in  einem  überaus  wichtigen  Punkte  von  der 
Vorlage  ab.  Wie  schon  erwähnt,  sogar  die  Kolonisten,  die  ein 
Freidorf  begründen,  erhalten  hier  und  da  die  Vergünstigung, 
sich  ihren  judex  selbst  zu  setzen.  Bei  den  Städten,  die  in 
Brüchen  gegründet  werden,  ist  das  nun  die  Regel.  Wie  die 
Bürger  von  Kalkar  und  Dinslaken,  erlangen  also  auch  die  Be- 


')  Endrulat,  Niederrheinische  Städtesiegel  etc.  S.  IS.  Egbert  Hopp, 
Kurtze  Beschreibung  «Ich  Landes  Cleve  (lC5ii)  S.  4.1:  „Craneburg  solle  den 
Nahmen  haben  von  die  Kranichen,  welche  sich  alss  die  Burg  gezimmert  in 
den  Wässerigen  und  Morassischen  Orthen  alda  in  grosser  abundantz  jeder- 
zeit auffgehalten,  und  danneuhero  der  Kranenburg  geheissen.* 

a)  Teschcnmacher-Di thmar.  Annales  etc.,  Cod.  dipl.  Nr.  24:  Item 
sollen  ous  borger  geven  van  oeren  hofsteden,  die  onse  vorvaderen  van  aldts 
gegeven  hebben,  op  syne  apointe  betaeien  by  Brab  (sic). 
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wohner  unseres  Fleckens  die  Erlaubniss,  sich  selbst  einen  Richter 
zu  wählen,  der  alsdann  vom  Grafen  bestätigt  wird.1) 

Wie  Dietrich  VII.  (1260 — 1275),  hat  also  auch  Dietrich  VIII. 
(1275—1305)  zum  mindesten  einen  Ort  zur  Stadt  erhoben.  Es 
folgen  etwa  zwei  Jahrzehnte,  in  denen  eine  Neugründung  wohl 
nicht  stattgefunden  hat,  wofern  nicht  vielleicht  Orsoy  in  dieser 
Periode  Stadt  geworden  ist.  Graf  Otto  (1305— 13 11)  ist  der  einzige 
Herrscher,  seit  Dietrichs  VI.  Zeit,  von  dem  man  nicht  nach- 
weisen  kann,  dass  er  eine  Stadt  angelegt  hat.  Möglich,  dass 
die  Vortheile,  die  die  liberae  villae  boten,  vorübergehend  als 
höher  angesehen  wurden,  als  der  Nutzen,  den  man  von  der 
Gründung  von  Städten  erwartete.  Jedenfalls  werden  die  Frei- 
dörfer auf  einige  Zeit  den  Ueberschuss  der  ländlichen  Bevölkerung, 
der  auf  der  väterlichen  Scholle  keine  Unterkunft  fand,  aufge- 
braucht haben. 

Die  nächsten  Anlagen,  über  die  einigermassen  genaue 
Nachrichten  vorliegen,  sind  die  von  Büderich  und  Sons- 
beck. Ausserdem  ist  Hüssen  zum  mindesten  vor  dem  Jahre 
1319  Stadt  geworden.'2)  Endlich  scheint  auch  Orsoy,  falls  es 
nicht  schon  eher  zu  jenem  Range  emporgestiegen  ist,  zu  dieser 
Gruppe  von  Plätzen  zu  gehören.  Jedenfalls  steht  fest,  dass 
der  alte  Zollort,  der  zum  mindesten  seit  1241  und  1242  bei 
Cleve  ist,  nicht  erst  im  Jahre  1347,  wie  in  der  Regel  angenom- 
men wird,  den  Namen  einer  Stadt  erhalten  hat.  Diese  Meinung, 
die  sogar  ein  so  gründlicher  Kenner  der  niederrheinischen  Ge- 
schichte wie  Harless  vertritt,  stützt  sich  auf  das  Privileg,  das 
Kaiser  Ludwig  am  1.  September  1347  für  Orsoy  ausgestellt 
hat.'1)  Darin  wird  gesagt,  dass  Ludwig  auf  Bitten  des  Grafen 
von  Cleve  der  villa  Orsoye  alle  Freiheiten  und  Rechte  gewährt 


')  Auch  dieser  Satz  ist  wohl  etwas  verstümmelt;  er  lautet:  Item 
snllen  wy  eenen  richter  sotten  tot  orber  en  nuttigheit  onse  stade  voorscreven, 
ind  sy  sullen  den  myt  schepen  kiesen  de  sua  voluntate. 

3)  Graf  Dietrich  IX.  giebt  am  Dienstag  nach  Reminiscerc  dieses  Jahres 
8 hoeven  arlants  gelegen  by  onser  stadt  Hnissen  an  bestimmte  Personen 
in  Erbrecht.  Desgleichen  schenkt  Graf  Reinald  von  Geldern  am  Dienstag  vor 
dem  Petersdach,  als  die  rinder  lopen,  den  Erbgenossen  zu  Hüssen  einen 
Leitgraben  Papierhandschrift  der  Stadtrechte  von  Hüssen  im  Rathsarchiv 
zu  Cleve  Hl,  28k  ff. 

*)  Allgemeine  deutsche  Biographie,  Band  11  S.  207. 
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habe,  deren  sich  die  alia  oppida  ejusdem  comitis  et  ipsius  terre 
et  dominia  erfreuen.1)  Der  Schwerpunkt  der  Verleihung  beruht 
indessen  vernmthlich  mehr  in  der  Erneuerung  der  Belehnung 
mit  dem  Zolle  zu  Orsoy.  Welches  nun  auch  für  den  Kaiser 
die  Veranlassung  gewesen  sein  mag,  den  Bürgern  von  Orsoy 
jenen  Gnadenbeweis  zukommen  zu  lassen,  eine  Erhebungsurkunde 
ist  das  von  ihm  ausgestellte  Privileg  durchaus  nicht  gewesen. 
Das  geht  mit  voller  Sicherheit  aus  dem  gleich  zu  besprechenden 
Diplom  vom  Jahre  1351  hervor,  das  derselbe  Graf  Johann,  der 
sich  1347  beim  Kaiser  für  Orsoy  verwendet,  den  Bürgern  ver- 
leiht. Der  Bürgermeister,  die  Schöffen  und  die  Gemeinheit  der 
Stadt,  heisst  es  da,  hätten  bitterlich  geklagt,  dass  in  einer 
Feuersbrunst  ihre  Privilegien,  die  ihnen  der  Graf  und  seine 
Vorfahren  gewährt  hätten,  zu  Grunde  gegangen  seien.2)  Nimmt 
man  den  Satz  wörtlich,  so  würde  man  (da  es  sich  doch  nur  um 
Verleihung  von  Privilegien  handeln  kann,  wie  sie  eben  Städte 
erlangen)  zum  mindesten  an  den  zweitvorhergehenden  Grafen, 
also  an  Otto  (1305  — 1311),  als  den  Aussteller  der  Erhebungs- 
urkunde denken  müssen.  Mag  nun  Otto  oder  Dietrich  IX.  der 
Gründer  gewesen  sein,  jedenfalls  schliesst  der  Wortlaut  die  An- 
nahme aus,  dass  Orsoy  erst  kurz  vorher  (im  Jahre  1347)  durch 
Kaiser  Ludwig  zur  Stadt  gemacht  worden  sei.  Freilich  der 
Inhalt  der  Erhebnngsurkunde  oder  auch  der  Bestätigung,  die 
zweifellos  gleich  nach  dem  Regierungsantritt  Johanns  statt- 
gefnnden  hat,  lässt  sich  nicht  mehr  mit  voller  Gewissheit  aus 
dieser  Aufzeichnung  nach  der  Erinnerung  herausschälen,  denn  offen- 
bar ist  auch  nicht  einmal  eine  Copie  mehr  vorhanden  gewesen,  die 
der  neuen  Verleihung  als  Grundlage  dienen  konnte.  Namentlich  die 
alte  Reihenfolge  der  Artikel  ist  in  der  Bestätigung  von  1351  offen- 
bar verschoben,  denn  sie  entspricht  keiner  von  denen,  die  wir  bis- 
her in  den  Erhebungsurkunden  clevischer  Städte  kennen  gelernt 


*)  Lacomblet,  Urkundenbuch  Band  3 Nr.  447. 

2)  Lacomblet  a.  a.  O.  Nr.  .r>01.  Urkunde  vom  10.  August:  Quod 
cum  lideles  et  dilecti  nostri  magister  opidanorum  et  scabini  universitasqu« 
opidanorum  opidi  nostri  Orsoyensis  nobis  quernlose  declararunt,  generali 
incendio  in  opido  nostro  Orsoyense  facto  litteras  suas  suanim  gratiarum, 
libertatum,  jurium  et  privilegiorum,  nostra  et  predeccssorum  nostrorum  comi- 
tum  Clevensium  largitione  coucessorutn,  fore  simpliciter  devastatas,  nos  pro 
renovatione  dictarum  suarum  litterarum  kumiliter  implorantur. 
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haben.  Verliehen  waren  den  Bürgern  ausgedehnte  Weideplätze, 
Zollfreiheit  zu  Wasser  und  zu  Lande.  Sogar  für  die  benachbarte 
Grafschaft  Mörs,  die  clevisehes  Lehen  ist,  soll  diese  Vergünstigung 
gelten.  Alle  die  anderen  Artikel,  die  sonst  noch  in  der  Erhebungs- 
urkundegestanden haben  werden,  werden  diesmal  uiehtreproduziert. 
Es  mochte  der  allgemeine  Hinweis  als  genügend  angesehen  werden, 
dass  alle  die  guten  Gewohnheiten,  Rechte  und  Privilegien  in 
Orsoy  Geltung  haben  sollten,  deren  die  Stadt  Kalkar  theil- 
haftig  sei.1) 

Offenbar  war  sich  Johann,  als  er  die  letzte  Zusicherung 
gab,  der  Tragweite  seines  Versprechens  nicht  voll  bewusst,  denn 
schon  im  nächsten  Jahre  veranlasste  er  die  Bürger  zu  einem 
Reverse,  dass  die  Verleihung  Kalkarschen  Rechtes  sich  nicht 
auf  die  Einsetzung  eines  Richters  durch  sie  beziehen  soll.  Viel- 
mehr müssen  sie  und  ihre  Nachkommen  stets  den  Amtmann  des 
Grafen  als  ihren  Richter  anerkennen.  Wenigstens  das  ergiebt 
sich  also  über  die  Anfänge  des  Städtchens,  dass  Orsoy  keine 
libera  villa  ist.2)  Damit  gewinnt  die  Annahme  au  Wahrschein- 
lichkeit, dass  es  nicht  zu  jener  älteren  Gruppe  von  Stadtaulagen 
(Dinslaken,  Kranenburg)  — die  noch  in  das  13.  Jahrhundert 
zurückreichen  — , sondern  zu  der  jüngeren  gehört,  deren  Haupt- 
repräsentanten Sonsbeck  und  Büderich  sind. 

Aehnlich  wie  die  Anfänge  Orsoys  werden  nun  auch  die 
Hüssens  gewesen  sein.  Der  Ort  ist  bekanntlich  ebenso  wie 
Orsoy  eine  Zollstation,  die  mindestens  seit  den  Jahren  1241 
oder  1242  im  clevischen  Besitz  ist.  Wie  Orsoy  nach  Süden  zu 
ausserhalb  des  eigentlichen  Territoriums  liegt,  so  ist  Hüssen  der 
Mittelpunkt  einer  kleineu  nördlichen  clevischen  Enclave  im 
Gelderland,  etwa  in  der  Mitte  zwischen  Nymwegen  und  Arn- 
heim. Die  Vermutlmng  lässt  sich  kaum  abweisen,  dass  dieses 
Gebiet  zu  den  grossen  Besitzungen  gehört,  deren  Graf 
Balderich,  der  Gemahl  der  reichbegüterten  Adela,  eben  in  jenen 


')  Superaddentes  eisdem  nostria  opidanis  omnea  alias  libertates,  bona» 
couanetudinea,  jura  et  privilegia  tarn  in  jndicio  Orsoyensi  quam  extra,  qu»s 
et  que  dilecti  nostri  opidani  opidi  nostri  Kalkeriensis  habere  dinoscuntur 
et  uti  eonsuevernnt,  ac  alias  libertates,  quas  eidem  nostri  opidani  Orsoyenses 
ab  olim  tarn  in  terris  quam  in  in  aqnis  hactenus  liabuerunt. 
a)  Anhang  Nr.  4. 
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nördlichen  Regionen  mächtig  war.  Wie  schon  erwähnt,  zum 
ersten  male  im  Jahre  1319  heisst  Hiissen  in  einer  Urkunde 
„stadt“.  Zum  mindesten  seit  1312  haben  die  Grafen  dort  eine 
Burg.  Stadtrecht  hat  der  Ort  damals  wohl  noch  nicht:  noch 
war  das  geldernsche  Arnheim  der  grosse  städtische  Markt  lur 
den  kleinen  Bezirk.1)  Ein  schwerer  Schlag  für  den  Flecken, 
der  also  zwischen  1312  und  1319  zur  Stadt  erhöht  sein 
wird,  ist  zweifellos  — die  übrigens  vorübergehende  — Ver- 
legung des  Zolles  nach  Griet  gewesen,  zu  der  Kaiser  Ludwig 
im  Jahre  1336  seine  Zustimmung  ertheilt.-)  Näheren  Aufschluss 
über  die  Verfassung  und  die  Privilegien  des  Städtchens  giebt 
erst  die  Handfeste  von  1348,  in  die  die  Erhebungsurkunde  hinein- 
gearbeitet worden  ist.1)  Mit  geringer  Mühe  lässt  sich  in  diesem 
Falle  aus  der  Erweiterung  der  alte  Bestand  herausschälen.  Zum 
mindesten  steht  nun  fest,  dass  bei  der  Gründung  ein  Muster 
Vorgelegen  hat,  das  nach  Inhalt  und  Folge  der  Eiuzelbestimmun- 
gen etwa  dem  Diplom  für  Cleve  vom  Jahre  1242  entsprochen 
haben  dürfte.  Das  zeigen  die  Bestimmungen  über  den  Erbgang, 
die  Freiheit  von  Zollabgaben  und  von  der  ordentlichen  Bede, 
sowie  die  Sätze  der  Busstaxe  für  leichtere  oder  schwerere  Kri- 
minalfälle. Beachtung  verdient  dann  aber  das  eigeuthiimliche  Ver- 
hältniss,  in  dem  Richter  und  Amtmann  zur  Bürgerschaft  stehen. 
Beide  sind,  wie  die  spätere  Entwicklung  zeigt,  durchaus  nicht  die- 
selbe Person,  wie  man  auf  den  ersten  Blick  glauben  möchte.  Die 
junge  Stadtgemeinde  scheint  sich  zum  mindesten  seitens  des 
Amtmanns  in  ihrer  Abhängigkeit  bedroht  gefühlt  zu  haben. 
Deswegen  müssen  beide,  Amtmann  und  Richter,  vor  den  Schöffen 
und  vor  Bürgermeister  und  Rathmannen,  bevor  sie  ihr  Amt  au- 
treten,  schwören,  die  Bürger  von  Müssen  bei  ihrem  Rechte  zu 
halten  und  ihnen  Urtheil  zu  künden  na  onse[r]  schepen  von- 
denisse. 


')  Laeomblet,  Urkundenbuch  Band  3 Nr.  417.  Ciraf  Dietrich  giebt 
Oerard  van  Kmskirkcn  to  borchlene  onsen  liof  to  Wolfhareu  . . . end  die 
korentolle  to  Huessen  des  vriedaghes  end  des  saterdaghes  tho  de«  sontien- 
daghos  tho  van  koren,  dat.  tot  Arnhem  the  merkede  geyt.  Han  wird  hier 
nicht  mit  Laeomblet  an  einen  Kornzoll,  sondern  — in  Anbetracht  der 
späteren  Verhältnisse  — an  einen  Karrenzoll  denken  müssen. 

-)  Laeomblet,  l'rkundenbuoh  Band  3 Nr.  305. 

4_)  Tescheumaeher-Ditkmar,  Codex  dipl.  Nr.  23. 
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Andere  Bestimmungen  über  Woclienmarkt  und  Fremdenrecht 
treten  hier  zuerst  in  einem  clevischen  Privileg  hervor,  deswegen 
muss  es  dahingestellt  bleiben,  ob  sie  zu  dem  älteren  Bestand 
gehören  oder  erst  bei  der  Bestätigung  als  Zusatz  aufgenommen 
worden  sind.  Mit  ziemlicher  Sicherheit  kann  man  behaupten, 
dass  auch  die  Verordnung  „van  vrede  to  heischen“  und  die  „van 
geleyde  te  geven“  neu  sind.  Dagegen  fehlt  zum  mindesten  in  der 
Erneuerung  ein  Artikel,  der  zweifellos  in  der  Erhebungsurkunde 
gestanden  hat;  der  nämlich  über  den  Worthzins.  Dass  endlich, 
wie  in  den  anderen  Städten,  auch  in  Hüssen  ein  Hofstättenzins 
bezahlt  worden  ist  — zum  wenigsten  seit  der  Erhebung,  nachdem 
man  begonnen  hatte,  das  Stadtareal  in  Bauplätze  zu  zerschlagen  — 
geht  aus  jüngeren  Nachrichten  unzweideutig  hervor.1) 

Fast  noch  weniger  weiss  man  über  die  Anfänge  der  Städte 
Büderich  und  Sonsbeck. 

Der  vom  Sachsenspiegel  so  nachdrücklich  hiugestellte  Satz, 
dass  zwischen  zwei  Städten  mindestens  ein  Zwischenraum  von 
einer  Meile  zu  lassen  sei,  ist  bei  der  Gründung  Büderichs  jeden- 
falls übersehen  worden.2)  Die  Stadt  lag  nämlich  ursprünglich 
Wesel  gerade  gegenüber  auf  dem  linken  Ufer  des  Stromes  eben- 
dort, wo  später  Fort  Blücher  errichtet  wurde.  Und  dennoch 
erwies  sich  die  Gunst  der  Lage,  durch  die  Wesel  ausgezeichnet 
ist,  als  bedeutend  genug,  um  auch  dieser  jüngeren  Schöpfung 
Wachsthum  und  Gedeihen  zu  gewähren.  Schon  wenige  Jahrzehnte 
nachher  wird  am  Niederrhein  weithin  mit  Vorliebe  Büdericher 
Maass  und  Gewicht  angewendet.  Ebenso  ist  der  Büdericher 
Jahrmarkt  ein  Zeitpunkt,  der  im  Handel  und  Wandel  oft  als 
Zahlungstermin  angesetzt  wird.1)  Endlich  verdient  noch  hervor- 
gehoben zu  werden,  dass  in  der  Münze  zu  Büderich  zuerst  im 
clevischen  Lande  Goldmünzen  geprägt  worden  sind.  Die  Er- 
hebung erfolgte  am  2.  oder  3.  Mai  1318.  Eine  Abschrift  der 
Urkunde  ist  nicht  mehr  vorhanden,  wohl  aber  ist  ihr  Inhalt  aus 
Aufzeichnungen  bekannt,  die  später  als  Ersatz  für  das  Original 
angefertigt  worden  sind.4)  So  unmöglich  es  nun  auch  wäre, 

Vergl.  unten  Kap.  5,  V. 

2)  Sachsenspiegel  III,  66  § 1. 

3)  Mooren  und  Nettesheim,  Annalen  dos  historischen  Vereins  etc., 
Heft  31  8.  127  Auiuerk.  2 nnd  zahlreiche  Fälle  in  den  Kalkarer  Schöffenrollen. 

4)  In  der  Handschrift  A 263  im  St.  zu  D.  findet  sich  eine  lateinische 
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etwa  auf  Grund  einer  so  unsicheren  Vorlage  den  Wortlaut  des 
Privilegs  zu  reconstruiren,  sicher  ist  jedenfalls,  dass  weder  die 
Kalkarer  noch  auch  die  Clever  GrUndungsurkuude  als  Muster 
Vorgelegen  hat.  Vielmehr  lehnen  sich  fast  alle  Artikel  entweder 
an  das  Weseler  Privileg  von  1241  oder  an  das  privileginm  niajus 
an.  Zum  Beweis  führe  ich  wenigstens  die  Titel  von  einigen 
Artikeln  an:  Borger  nit  wieder  (weiter)  to  dringen  als  tot  sin 
onschult  mit  sin  hand;  die  ein  schepen  uirdecl  wedorsprecken ; 
van  ein  schepen  dio  onrecht  wiest;  so  ein  beklaegt  wardt  ander 
guit  gevahren  to  hehben  etc.1)  Schliesslich  sei  noch  bemerkt,  dass 
die  kriegerische  Hülfe,  die  dem  Grafen  zu  leisten  ist,  hier  ebenso 
wie  in  Wesel  auf  nur  einen  Tag  festgesetzt  ist.  Dem  Allen 
aber  entspricht  es,  wenn  späterhin  Büderich  zu  den  sogenannten 
Unterstädten  Wesels  gehört  und  dorthin  seine  Hoffahrt  hat.  Den 
äusseren  Anlass  für  die  Erhebung  Büderichs  hat  aber  gewiss 
der  Umstand  gegeben,  dass  hier  die  bedeutendste  Zollstation  im 
clevischen  Landgebiete  war.  Wann  dieser  Zoll,  der  früher  zu 
Duisburg  entrichtet  wurde,  au  Cleve  gekommen  ist,  ist  mit  Sicher- 
heit nicht  mehr  auszumachen.  Jedenfalls  ist  im  Jahre  1290 
Büderich  bereits  seit  längerer  Zeit  Zollstätte.2)  Nicht  minder 
aber  dürften  bei  der  Erhöhung  des  Ortes  zur  Stadt  militärische 
Gründe  mitgesprochen  haben.  Es  galt  einen  festen  Brücken- 
kopf zu  gewinnen,  der  Wesel,  als  den  Mittelpunkt  der  rechts- 
rheinischen Hälfte  des  Territoriums,  mit  der  linken  verband. 
Zudem  liegt  Büderich  an  der  südlichen  Grenze  des  Düffelgaus  die 
vor  dem  Jahre  1 3 1 s jedenfalls  noch  ohne  besonderen  Schutz  war. 
Endlich  aber  galt  es  Xanten,  die  einzige  namhafte  Stadt,  die  das 
Erzstift  noch  auf  dem  linken  Rheinufer  innerhalb  der  Grafschaft 
Cleve  besass,  zu  umstellen  und  für  den  Fall  eines  Krieges  lahm 
zu  setzen.  Mehr  noch  wie  bei  der  Errichtung  Büderichs  ist  freilich 
diese  Erwägung  zweifellos  massgebend  gewesen  bei  der  Erhebung 
Sonsbecks,  die  bald  darauf  am  14.  Dezember  1320  erfolgt  ist.’1) 


Version  eines  Sitereu  Büdericher  Privilegs;  vergl.  fernor  ebendort  A 272 
S.  538  ff.  und  endlich  tiellenii  Farragines  (Stadtarchiv  zu  Köln)  Band  16  in 
einem  Konvolut  mit  der  Aufschrift : Hierna  volghen  die  privilegia  van  Wesel. 

’)  Schröder,  Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte,  Band  10  S.  227  giebt 
ein  Verzeichniss  der  einzelnen  Artikel. 

2)  Lacomblct,  Crkundenbuch  Band  2 Nr.  878. 

3)  Teschcuinacher-Dithmar,  Annales  Cliviae  etc.  S.  183. 
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Auch  Sonsbeck  gehört,  wie  ich  schon  berichtet  habe,  zu 
den  zahlreichen  clevischen  Besitzungen,  die  durch  die  clevischen 
Grafen  dem  Erzstifit  entfremdet  worden  sind.  Ursprünglich  er- 
streckte sich  die  Parochie  Xanten  über  diesen  Ort.  Da  aber 
die  Entfernung  von  dort,  wie  geklagt  wird,  fast  eine  Meile  be- 
trug, hatte  schon  ein  Graf  Dietrich  von  Cleve  — vermuthlich 
wird  man  an  Dietrich  V.  (1172 — 1193)  zu  denken  haben  — 
auf  seinem  Hofe  dort  nach  Art  der  Grossen  jener  Zeit  wider- 
rechtlich eine  Kapelle  angelegt.  Er  selbst  forderte  dann  seine 
Unterthauen  auf,  hier  und  nicht  in  Xanten  zur  Kirche  zu  gehen. 
Und  in  der  That  erlangte  nun  schon  im  Jahre  1203  diese  Ka- 
pelle eine  gewisse  Selbständigkeit:  indessen  bleiben  Trauung  und 
Beerdigung  vorläufig  wenigstens  der  Mutterkirche  Vorbehalten.1) 
Eben  jener  Grafenhof  wird  hauptsächlich  das  Terrain  für  die 
Anlage  des  Stadtareals  abgegeben  haben,  wenn  auch  die  Pfarr- 
kirche, eben  die  alte  Kapelle,  vor  dem  Städtchen  liegt:  Nicht 
auf  dem  Gutshof,  sondern  auf  dem  weiter  entfernten  Ackerland, 
wo  man  unbehinderter  war,  wird  der  Platz  für  eine  Stadtanlage 
abgesteckt.'-)  Die  Stadtmark  bestand  — wie  schon  erwähnt  — 
zu  einem  guten  Theil  aus  Bruchland.  Denn  abgesehen  von  dem 
schon  erwähnten  Grafenhof  werden  die  Herren  von  Cleve  in 
diesem  Landstrich,  den  sie  erst  dem  Erzstift  entrissen  hatten, 
kaum  über  ausgedehnten  Allodialbesitz  verfügt  haben.11)  Ob  in 
Folge  der  Ausstattung  mit  Brüchen  die  Bürger  die  Befugniss 
zur  Wahl  eines  Richters  empfangen  haben,  muss  freilich  dahin- 
gestellt bleiben.  Denn  ebensowenig  wie  die  Erhebungsurkunde 
selbst  ist  eine  Bestätigung  erhalten,  in  die  deren  Inhalt  ganz 
oder  theilweise  aufgenommen  worden  wäre. 

Teschenmacher  freilich  scheint  noch  ein  älteres  Privileg 
Vorgelegen  zu  haben,  denn  er  führt  die  Zeugen  auf,  die  bei  der 
Ausfertigung  zugegen  gewesen  sind.  Als  Inhalt  der  Verleihung 
nennt  er  privilegia  de  immunitate  in  teloniis  ac  libertate  electiouis 
magistratus  sui  civitati  Calcariensi  in  omnibus  similia.4)  Ob  nun 


’)  Binterim  und  Mooren,  Die  alte  und  neue  Erzdiözese  Köln,  Band  3 
Nr.  57,  vergl.  auch  Schölten,  Gert  van  der  Schürens  Chronik  S.  192. 

2)  Binterim  und  Mooren  a.  a.  0.  Band  1 S.  210. 

3)  Egbert  Iiopp,  Kurtze  Beschreibung  des  Landes  Cleve  S.  71;  vergl. 
auch  die  Urkunde  von  1329  bei  Schölten,  Die  Stadt  Cleve,  Urkunden  Nr.  20. 

4)  a.  a.  0.  S.  183. 
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aber  diese  Aehnlichkeit  mit  der  Verfassung  Kalkars  sich  bis  zur 
Wahl  eines  Richters  erstreckt,  muss,  wie  gesagt,  dahingestellt 
bleiben.  Teschenmaehers  Angaben  jedenfalls  sind  viel  zu 
allgemein,  als  dass  man  einen  solchen  Schluss  daraus  mit  einiger 
Sicherheit  ziehen  könnte. 

Wie  Büderich  die  Grafschaft  nach  Süden  zu  gegen  das 
Erzstiit,  so  schützt  Sonsbeck  die  Grenze  im  Süden  und  im  Süd- 
westen gegen  Geldern.  Aber  auch  jener  zweite  Zweck,  die 
Umschliessung  Xantens,  wurde  durch  diese  Anlage  gefördert 
oder  wohl  richtiger  endgültig  erreicht.  Man  wird  sagen  dürfen, 
dass  von  dem  Zeitpunkt  der  Gründung  Sonsbecks  an  Xanten 
der  clevischen  Herrschaft  verfallen  war.  Hinzu  kommt,  dass, 
als  Erzbischof  Heinrich  II.  im  Jahre  1322  Hülchrath  von  Luf 
von  Cleve  kaufte,  er  ihm  für  einen  Theil  des  Kaufpreises  Pfand- 
recht an  Xanten  einräumen  musste.1)  Wenn  nun  auch  schon 
ein  Jahrzehnt  später  (1331)  das  Pfand  wieder  eingelöst  wurde, 
so  waren  doch  durch  diese  verschiedenen  Umstände  Bande  ge- 
knüpft, die  nicht  eher  wieder  zerrissen  wurden,  bis  endlich  das 
Ziel  erreicht  war  und  der  Platz  eine  clevische  Landstadt  wurde.2) 
Sofort  bei  der  Einlösung  wird  nämlich  ein  Schutz-  und  Trutz- 
bündniss  zwischen  Graf  Dietrich  und  der  Stadt  verabredet,  das 
dieses  Verhältniss  der  Schutzherrlichkeit  zum  Ausdruck  bringt.  — :i) 
In  den  letzten  dritthalb  .Jahrzehnten  der  Regierung  Dietrichs  IX. 
sind  dann  Städtegründungen  jedenfalls  nicht  mehr  erfolgt.  Ver- 
gleicht man  seine  Anlagen  mit  denen  seines  Vorgängers  um  die 
Mitte  des  dreizehnten  Jahrhunderts,  so  ist  offenbar,  dass  sein 
Ziel  weiter  reicht.  Graf  Dietrich  VI.  — im  Anfänge  seiner 
Regierung  der  Heeresmacht  Engelberts  des  Heiligen  einfach 
preisgegeben  — lässt  sich  daran  genügen,  statt  Burgen  zu  er- 
lichten, durch  Stadtburgen  dem  Territorium  ein  festes  Rückgrat 
zu  geben  und  den  einzelnen  Landstrichen  also  Schutz  zu  ge- 

')  Lacomblet,  Urkundenbuch  3 Xr.  192. 

*)  Lacomblet  a.  a.  O.  S.  165  und  Anmerk.,  und  in  seinem  Archiv 
Band  4 S.  3ss. 

3)  Der  map^ster  civium,  scabini,  consules  et  Universitas  oppidi  Xanctensis 
versprechen:  Prcterea  cum  armis,  ut  decentius  potuerimus,  adjuvabimus  eundem 
dominum  comitem,  cum  per  ipsum  rogati  fuerimus  aut  requisiti,  contra  qnos- 
cunquc,  qui  sibi  dampna  inferre  moliuntur,  ubi,  quando  ac  contra  quos  hoc 
facere  potorimus  cum  honore,  duminodo  nobis  hoc  ita  tempestive  denuncietur, 
quod  in  hoc  nostro  hotiori  possiinus  precavere. 
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währen.  Nebenher  legt  er  an  geeigneten  Punkten  Festen  an, 
von  denen  die  auf  dem  Berge  Mergelpe,  auf  seinem  Allod  zu 
Wilre,  erwähnt  wurde.  Und  ebenso  sieht  es  noch  sein  Sohn 
Dietrich  VII.  als  einen  grossen  Gewinn  an,  dass  ihm  Erzbischof 
Konrad  von  Hostaden  (wohl  im  Jahre  12*10  oder  1261)  die  Er- 
laubnis zum  Ausbau  Munnas  giebt.  Der  Urenkel  will  von  der 
Anlage  von  Burgen  nichts  wissen,  vielmehr  gründet  er  überall 
an  den  Grenzen,  wo  die  Gefahr  feindlichen  Ueberfalls  am 
grössten  ist,  Städte,  die  dem  Lande  Bollwerke  sein  sollen.  Er- 
wägt man,  dass  zum  mindesten  Büderich,  Sonsbeck  und  Hüssen 
unter  ihm  zu  Städten  erhoben  sind,  so  wird  man  die  Meinung 
zurückweisen  dürfen,  er  sei  in  der  Begünstigung  städtischen 
Wesens  hinter  seinen  Brüdern,  von  denen  der  eine  sein  Vor- 
gänger, der  andere  sein  Nachfolger  ist,  zurückgeblieben.1) 


m. 

Die  elevische»  Städte  im  ersten  Jahrhundert  nach  der 
(«riind  ring. 

Es  ist  eine  oft  bezeugte,  stets  wiederkehrende  Erscheinung, 
dass  bei  mittelalterlichen  Stadtanlagen  etwa  die  beiden  ersten 
Menschenalter  nach  der  Gründung  die  Zeit  des  fröhlichsten 
Wachsthums  sind.  Wie  der  Wohlstand  der  Altbürger  zunimmt, 
so  mehrt  sich  auch  die  Zahl  der  Einwohner  durch  Zuzug  vom 
platten  Lande.  Im  Innern  aber  ist  von  Bürgerzwistigkeiten 
vorläufig  nur  wenig  zu  spüren,  denn  die  Mehrzahl  der  Bürger 
ist  vollauf  damit  beschäftigt,  unter  ungewohnten  neuen  Verhält- 
nissen sich  eine  wirtschaftliche  Existenz  zu  gründen  und  zu  be- 
haupten. Für  eine  Kritik  der  bestehenden  Stadtverwaltung  fehlt 
daher  die  Voraussetzung.  Die  gemeinen  Bürger,  mögen  sie  es 
auch  als  hart  empfinden,  dass  das  Stadtregiment  in  den  Händen 
weniger  ansehnlicher  Familien  liegt,  messen  dem  kaum  grosse 
Bedeutung  bei.'2)  Erst  als  man  sich  beengt  fühlt  durch  die 

*)  Anderer  Meinung  Harles 9,  Al  lg.  Deutsche  Biographie,  Bd.  14  S.  207. 

2)  Bücher,  Entstehung  der  Volkswirthachaft  S.  200  ff.  und  meine  Be- 
merkung in  Forschungen  zur  Brandenb.  und  l’reuss.  Uesch.  Bd.  0 S.  26. 
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Einwanderung  vom  platten  Lande,  die  nicht  nachlässt,  greift 
eine  allgemeinere  Unzufriedenheit  Platz,  Sie  geht  einmal  darauf 
hinaus,  auch  für  die  gemeinen  Bürger  eine  Vertretung  in  der 
Stadtverwaltung  zu  schaffen,  sie  äussert  sich  auf  der  anderen 
Seite  in  Massregeln,  die  die  Einwanderung  erschweren,  oder 
der  Aufnahme  in  die  Zunft  hinderlich  sind.  Wie  bekannt,  haben 
diese  Erscheinungen  ihren  guten  Grund  in  der  eigenthümlichen 
Funktion,  die  der  Stadtwirthschaft  innerhalb  der  wirthschaft- 
lichen  Organisation  des  mittelalterlichen  Lebens  zufällt.  Die 
städtische  Bevölkerung,  soweit  sie  sich  nicht  ausschliesslich  dem 
Ackerbau  widmet,  ist  darauf  angewiesen,  das  platte  Land  ihrer 
Bannmeile  oder  Interessensphäre  mit  Industriewaaren  und  mit 
Genussmitteln,  die  nicht  in  der  Heimath  selbst  erzeugt  werden, 
zu  versorgen.')  Die  Bevölkerung  der  umliegenden  Dörfer  wächst 
nun  aber  weder  an  Zahl  noch  an  Bedürfnissen  in  gleichem 
Maasse  wie  die  der  Händler  und  Gewerbetreibenden  in  der 
Stadt,  die  von  ihnen  leben  wollen.  Es  tritt  also  eine  Einengung 
des  Erwerbsspielraums  ein,  die  sich  je  länger  je  melir  fühl- 
bar macht. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  normalen  Entwicklung  ist  meist  nur 
in  zwiefacher  Weise  denkbar:  Entweder  hebt  sich  der  Export  — 
nicht  für  den  näheren  Umkreis,  sondern  für  den  Absatz  auf  fremden 
Märkten  — in  ungeahnter  Weise,  oder  aber  es  gelingt  der  Stadt, 
durch  eine  kräftige  Stadtpolitik  immer  weitere  Strecken  rings- 
herum in  wirthschaftliche  und  sonstige  Abhängigkeit  zu  bringen. 

Was  nun  die  cleviscben  Städte  anbelangt,  so  hat  keine  einen 
Aufschwung,  wie  er  eben  bezeichnet  wurde,  genommen.  Von 
einer  irgendwie  erheblichen  Ausdehnung  der  Interessensphäre 
kann  vollends  nicht  die  Rede  sein,  ganz  im  Gegentheil:  die 
Landesherren  sehen  in  ihnen  vor  allem  Grossburgen,  sie 
werden  also  nicht  müde,  aus  militärischen  Gesichtspunkten  heraus, 
neue  Städte  zu  begründen.  Und  auch  diese  Neuanlagen  bedürfen 
einer  Einwohnerzahl,  die  zum  mindesten  hinlänglich  sein  muss, 
Wall  und  Graben  zu  besetzen.-)  Um  für  sie  auch  nur  die 


1 j lieber  Bannmeilen  und  Marktzwang  vergl.  Stieda,  Zur  Entstehung 
des  deutschen  Zunftwesens  (187s)  und  E.  Mayer,  Zoll,  Kaufmannschaft  und 
Markt  etc.  S.  307  ff. 

ä)  Bücher  a.  a.  O.  S.  48  und  sonst. 
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Existenzfälligkeit  zu  schaffen,  muss  jedem  dieser  Marktflecken 
eine  Bannmeile  zugewiesen  werden.  Es  wiederholt  sich  in  Folge 
dessen  im  Kleinen  das  vorhin  beschriebene  Schauspiel:  der  augen- 
blickliche Ueberschuss  der  Bevölkerung  des  umliegenden  platten 
Landes  sucht  in  solchen  Städtchen  ein  Unterkommen.  Es  bringen 
es  also  selbst  solche  Flecken  zu  einer  gewissen  Bliithe,  die,  wenn 
sie  auch  noch  so  bescheiden  ist,  dennoch  hinreicht,  den  älteren 
Schwesterstädten  die  Möglichkeit  einer  wirklich  kräftigen  Ent- 
wicklung zu  benehmen. 

Man  sieht  also,  wie  die  clevischen  Plätze  schon  durch  die 
Sucht  ihrer  Herren,  ihr  Territorium  an  allen  Enden  und  Ecken 
durch  Stadtburgen  abzuschliessen,  eingeengt  und  beeinträchtigt 
wurden. 

Einzig  und  allein  der  mächtigste  und  älteste  Ort  des 
Territoriums,  Wesel,  hat  es  verstanden,  auf  dem  rechten  Rhein- 
ufer  weit  und  breit  die  Gründung  einer  Stadt  zu  verhindern.  — 

In  jene  erste  glücklichste  Epoche  des  Aufschwungs  städti- 
schen Wesens,  die  der  Periode  der  Stadterhebungen  unmittelbar 
folgt,  reichen  nun  — immer  abgesehen  von  Wesel  — nur  wenige 
Diplome  zurück.  Was  z.  B.  Kalkar  anbelangt,  so  muss  ein 
grosser  Brand  wie  das  Rath-  oder  Gewandhaus,  so  auch  das 
Archiv  der  älteren  Kirche  oder  Kapelle  vernichtet  haben.  Mög- 
lich, dass  die  oben  besprochene  Mittheilung  Teschenmachers, 
Kalkar  habe  erst  seit  dem  Jahre  1320  einige  Bedeutung  erlangt, 
auf  die  umfangreiche  Bauthätigkeit  zurüekgeht,  die  eine  Feuers- 
brunst von  solchem  Umfang  nach  sich  ziehen  musste.1)  Ungefahr 
ebenso  ist  es  mit  der  Ueberlieferung  Cleves  bestellt.  Nur  dass 
hier  die  Urkunden  des  Archivs  der  Pfarrkirche,  auf  das  man  so 
gut  wie  ausschliesslich  angewiesen  ist,  ein  oder  zw'ei  Jahrzehnte 
früher  — als  in  Kalkar  — einsetzeu.  Hier  und  da  findet  sich 
dann  ausserdem  noch  eine  vereinzelte  Urkunde,  die  auf  die 
inneren  Verhältnisse  der  kleineren  Gründungen  aus  dem  Ende 
des  dreizehnten  oder  dem  Anfang  des  vierzehnten  Jahrhunderts, 
auf  die  Zeit  etwa  bis  zum  Jahre  1350  ein  Schlaglicht  wirft. 

Dass  übrigens  die  Städteanlagen  im  allgemeinen  guten 
Erfolg  hatten,  steht  auch  ohne  solche  direkten  Zeugnisse  fest. 
Das  bekunden  vor  allem  jene  Verträge  mit  den  benachbarten 


t)  Tesch eumacher,  Annales  etc.  S.  132. 
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Landesherren,  deren  einige  schon  erwähnt  und  besprochen  wer- 
den mussten.  Das  erste  Abkommen  in  dieser  langen  Reihe  ist 
vom  Jahre  1242.1)  Darin  waren  Vereinbarungen  getroffen  über 
die  Beschränkung  der  Einwanderung  geldernscher  Unterthanen 
nach  Cleve.  Und  schon  1257  schliessen  die  beiden  konkurriren- 
den  Grälen  einen  neuen  Vertrag,  auf  dessen  Inhalt  ein  Blick 
gestattet  sein  mag.  Jetzt  erst  tritt  Cleve  Geldern  als  eben- 
bürtige Macht  gegenüber.  Der  Bischof  von  Utrecht,  der  Schirm- 
herr von  Holland,  tutor  Hollandie,  und  der  Herzog  von  Limburg 
walten  des  Schiedsrichter-  und  Mittleramtes.  Die  Kaufleute 
beider  Theile  sind  durch  hohe  und  ungewohnte  Zölle  beschwert 
worden.2)  Namentlich  die  Bürger  von  Nymwegen,  die  nunmehr 
trotz  des  alten  clevischen  Zolls  dort  geldernsch  geworden  sind, 
hat  Graf  Dietrich  VI.  seinen  Zorn  fühlen  lassen.  Vereinbart 
wird  zweierlei  hinsichtlich  der  Unterthanen,  die  in  das  Nachbar- 
land auswandern.  Item  volumus,  heisst  es,  quod  nenter  dictorum 
hominum  hominem  proprium  vel  advocatialem  alterius  in  potestate 
sua  in  burgensem  sive  in  aliam  libertatem  reeipiat.  Es  wird 
also  das  schon  besprochene  Verbot  der  Auswanderung,  das  1242 
erlassen  worden  war,  hier  wieder  erneuert.  Wählend  aber  da- 
mals noch  eine  Frist  gesetzt  war,  während  deren  die  geldern- 
sehen  Unterthanen  in  den  clevischen  Städten  ihren  Aufenthalt 
nehmen  und  Bürgerrecht  gewinnen  dürfen,  heisst  es  jetzt  kurz 
und  deutlich:  Item  omnes  opidani,  extra  opida  manentes  ab 
utraque  parte  restituentur.1) 


')  Vergl.  oben  S.  57  ff. 

J)  Sloet  a.  a.  O.  Nr.  797. 

3)  Der  schon  erwähnte  Vertrag  zwischen  Xanten  und  Heldern  vom 
Jahre  1259  (Hinterim  und  Mooren  a.  a.  O.  Nr.  140)  ist  besonders  in- 
struktiv. l)a  wird  ausgemacht,  dass  die  xantischen  Hörigen,  die  in  den 
Städten  Gelderns  sitzen,  in  Zukunft  auf  dein  gleichen  Kusse  behaudclt  wer- 
den sollen,  wie  Leute,  die  in  Dörfern  wohnhaft  sind.  Die  filr  die  letzteren 
selbstverständliche  Verpflichtung,  die  Hörigkeitsabgaben  auch  nach  der  Aus- 
wanderung zu  entrichten,  wird  mit  anderen  Worten  auf  die  Auswanderer, 
die  Bürger  geworden  sind,  ausgedehnt.  Der  Artikel  der  Urkunde  lautet: 
Et  siqui  reeipientur  in  posteruni  de  hiis  etiain  erit  salvum  jus  suuin  per 
omnia.  ut  de  hiis  recipiant  jura  sua  in  opidis  nostris  tamijuain  si  morarentur 
in  villis.  Der  vorangehende,  nicht  minder  interessante  Artikel  lautet : quod 
hii,  qui  moilo  mauent  in  opidis  nostris,  stabunt  eo  jure,  quo  recepti  sunt. 


Digitized  by  Google 


14f) 

Dieser  Vertrag  wurde  geschlossen,  um  alsbald  wieder  ge- 
brochen zu  werden.  Die  Aussicht  der  Landbewohner,  sich  der 
Steuerpflicht  zu  entziehen,  hinter  den  Mauern  der  Städte  des 
Nachbarlandes  Schutz  zu  suchen  und  an  den  Privilegien  der 
Bürger  theilnehmen  zu  können,  war  allzu  verlockend.1)  Von  allen 
geldemschen  Plätzen  bereitete  nun  keiner  den  elevischen 
Städten  Cleve,  Griet  und  Kalkar  so  empfindliche  Konkurrenz, 
wie  das  mächtige  Emmerich.  Zwischen  den  Bürgein  dieses  Ortes 
und  denen  vou  Kalkar,  sowie  zwischen  den  Grafen  von  Geldern 
und  Cleve  kommt  es  also  im  Jahre  1282  zu  erbitterten  Streitig- 
keiten. Die  Veranlassung  lässt  sich  aus  den  vorliegenden  Ur- 
kunden nicht  genau  feststellen;  jedenfalls  aber  haben  die  Em- 
mericher  unter  anderem  durch  Aufnahme  elevischer  Unterthanen 
in  die  Bürgerschaft  den  Zorn  Dietrichs  von  Cleve  erregt.  Am 
6.  September  wird  eine  Sühne  vereinbart,-)  Und  ein  Vertrag 
aus  dem  nächsten  Jahre  bestätigt  die  eben  ausgesprochene  Ver- 
muthung.  Die  Abkunft  wird  am  13.  Oktober  1283  getroffen. 
Da  heisst  es:  Preterea  homines  comitis  Clivensis,  ubicunque 
residentes  fuerint  in  oppidis  nostris,  si  per  veritatem  sui  esse 
apparuerint,  ipsi  comiti  Clevensi  presentari  procurabimus  et 
relinquemus.1)  Verglichen  mit  der  Abmachung  vom  Jahre  1242 
sind  die  Rollen  vertauscht.  Es  scheint,  dass  auf  die  Dauer  doch 
die  älteren  Städte  Gelderns  den  elevischen  den  Rang  abgelaufen 
haben  und  mehr  Anziehungskraft  besitzen  für  die  Unterthanen 
des  Nachbarterritoriums  als  umgekehrt.  Von  der  Art  dieses 
Verfahrens,  das  also  gegen  die  Bürger  der  Städte  des  Nachbar- 
landes angestrengt  werden  soll,  die  von  Seiten  des  Clever  Grafen 
als  seine  Unterthanen  reclamirt  werden,  handelt  ein  anderer 
Artikel  der  Abmachung.  Wenn  die  Beamten  des  elevischen 
Grafen  in  den  geldemschen  Städten  irgend  einen  Bürger  in 
Anspruch  nehmen,  so  sollen  sie  von  ihrem  Vorhaben  abstehen,  wenn 
gewisse  bei  Namen  genannte  vornehme  Vertrauensmänner  des 
* 

')  Bondam,  Chaerterboek  et«.  Afd.  4 Nr.  55  S.  680:  ltcm  dicimus, 
quod,  si  quid  praetermissum  fuerit  de  hominibus  comitis  Cleyveusis 
apud  Emkricam  in  oppidanos  rcceptis,  occasionc  quorum  viiia  illoruin 
de  Embrica  existebant  ipsis  abiata,  et  de  eis,  quao  inde  accideruut,  hoc 
adimplebitur  juxta  dictum  et  arbitrium  dominorum  de  Uruuckurst  u.  s.  w. 

aJ  Lacomblet  a.  a.  O.  Bd.  II  Nr.  769. 

j)  Sloet  a.  a.  O.  Nr.  1071. 

Liaiagaag,  SUdarrbttuiaobat  StAiUcwaaan  Im  MUtaialUr.  \Q 
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geldernschen  Landesherrn  eidlich  erhärten,  der  Betreffende  ge- 
höre nicht  dem  Grafen  von  Oleve.  Im  entgegengesetzten  Falle 
soll  auf  der  anderen  Seite  ebenso  verfahren  werden. 

Möglich,  dass  durch  diese  Massnahmen  erträgliche  Verhält- 
nisse geschaffen  wurden,  jedenfalls  waren  es  fortan  die  xantener 
Stiftsgüter,  deren  Hörige  vornehmlich  die  Städte  Cleves  und  des 
Oberquartiers  Geldern  bevölkerten.  Freilich  an  positiven  Nach- 
richten über  die  Zahl  der  Einwanderer  von  hier  fehlt  es  durch- 
aus für  jene  frühere  Zeit.  Wohl  aber  liegt  lÜr  die  folgende 
Periode  ein  ungemein  werthvolles  und  noch  gar  nicht  ausge- 
beutetes Material  vor.  Etwa  in  der  zweiten  Hälfte  des  vierzehn- 
ten Jahrhunderts  setzen  nämlich  die  Verzeichnisse  im  Stiftsarchiv 
von  Xanten  ein,  die  in  langen  Reihen  die  Namen  der  Hörigen 
aufführen,  die  mit  Erlaubniss  der  Grundherrschaft  in  den  Städten 
der  benachbarten  Territorialherren  ihren  Wohnsitz  genommen 
haben.  Mehrere  der  Verträge  zwischen  Xanten  einer-,  Cleve 
und  Geldern  andererseits  wurden  schon  erwähnt;  andere  Ver- 
einbarungen, zum  mindesten  zwischen  Cleve  und  dem  Stift,  sind 
noch  unedirt.  Unter  denen,  die  bekannt  geworden  sind,  be- 
zeichnet die  vom  Jahre  1307  in  gewissem  Sinne  den  Abschluss 
der  ganzen  Entwicklung. 

Im  Wesentlichen  wird  darin  zurückgegangen  auf  jenes  schon 
besprochene  Abkommen  vom  Jahre  l‘2f.3,  durch  das  Cleve  sich 
Xanten  gegenüber  zu  den  Grundsätzen  bekennt,  zu  denen  sich 
Geldern  dem  Stift  gegenüber  einige  Jahre  vorher  verpflichtet  hat.1) 

Inzwischen  scheinen  sich  übrigens  die  Verhältnisse  aber- 
mals zu  Ungunsten  der  geistlichen  Anstalt  verschoben  zu  haben. 
Denn  nicht  gering  sind  die  Opfer,  gegen  die  man  die  Erneuerung 
des  alten  Vertrages  erkauft.  Der  Schied  vom  ft.  Mai  1307  fällt 
mitten  hinein  in  die  grosse  Periode  der  Urbarmachung  des  Landes 
und  der  Begründung  von  Freidörfern.  Für  eine  jährliche  Summe 
von  nur  18  Mark  verzichtet  nun  Xanten  auf  alle  Rottzehnten  in 
den  Parochien,  in  denen  seine  zerstreuten  Hufen  an  clevisehe 
Grundstücke  grenzen.-)  Andererseits  verspricht  der  Graf  Soi-ge 


')  Vergl.  oben  S.  «2  und  Binterim  urnl  Mooren  a.  a.  O.  Band  3 
Nr.  140. 

l)  Videlicet  ijnod  nos  . . . pro  decimis  novalium  predictorum  ad  dictos 
decanuni  et  capitulum  spectantibus,  quo  in  parochiia  terre  uostre  int'ra  scrip- 
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zu  tragen,  dass  die  xantischen  Cerocensualen,  die  sich  in  seinen 
Städten  und  Freidörfern  auf  halten,  ihre  Hörigkeitsabgaben  leisten.1) 
Nur  Pferde  und  Waffen  dürfen  im  Interesse  der  Landesvertheidi- 
gung  niciit  als  Kurmede  gefordert  werden.  In  einer  Befehlschrift 
vom  16.  Mai  jenes  selben  Jahres  macht  der  Graf  den  Schöffen 
und  Rathmannen  seiner  Städte  Mittheilung  von  dem  Inhalt  der 
Abmachung.-)  Erst  bei  diesem  Anlass  erfährt  man,  was  aus 
den  früheren  Urkunden  nicht  ersichtlich  war,  dass  auch  die 
Hintersassen  ohne  Erlaubniss  des  Dekans  und  des  Kapitels 
überhaupt  nicht  zu  Bürgern  aufgenommen  werden  dürfen.3)  Das 
wird  nun  gleichwohl  nicht  selten  geschehen  sein.  Kommt  es  in 
Zukunft  aus  Versehen  vor,  so  müssen,  wenn  die  Keclamation 
binnen  Jahr  und  Tag  erfolgt,  die  Flüchtigen  ohne  weiteres  aus- 
geliefert werden.4)  Wird  die  Rückgabe  verweigert  und  verstreicht 
in  Folge  der  dadurch  veranlassten  Verzögerung  die  gesetzliche 
Auslieferungsfrist,  so  soll  deswegen  der  Rechtsanspruch  des 
Kapitels  nicht  erlöschen. 

Nach  diesem  Grundsätze  scheint  nun  fortan  verfahren  wor- 
den zu  sein.  Die  Erlaubniss  zur  Auswanderung  namentlich  wohl 
der  jüngeren  Söhne  der  Pachtbauern  und  Hintersassen  wurde 
seitens  des  Kapitels  unendlich  oft  gewährt.  Dessen  sind  die 


tia,  videlicot  Zonaebeke,  Vincn,  l'dem,  Apeldoren,  Ryalicb  et  Hainewinkel 
jam  einerserunt  vel  emergere  potermit  in  futurum,  ipias  ab  ipsis  decano  et 
capitulo  pro  nobia  et  nnatris  heredibua  reeepinius  . . .,  aaaiguabimua  eisdem 
decano  et  capitulo  nununtini  decem  et  octo  marcns  brabantinaa. 

■)  Quod  bominea  ceroeenaualea  ecclcaie  xautenais  in  oppidia  et  villia 
noatria  liberia  commorantea  vel  enmmoraturi  eidem  eeclesic  jura  sua  plrnarie 
peraolvant. 

*)  Binterim  und  Mooren  a.  a.  O.  Nr.  279. 

5)  Völlig  aingulia  nnivcraalitcr  et  nniversis  aingulariter  inliibemna,  ne 
aliquem  vel  aliqiioa  de  aorvia  seu  niancipiis  utriugque  aexua  bonorabilibua 
viria  decano  et  capitulo  eccleaie  xanctenaia  et  eidem  eccloaie  attinentilma  iu 
vestrnm  co[opida]num  seit  cnopidunoa  recipero  vel  admittere  preaumatia. 

*)  Alioquin  si  evictionem  legitimnm  ab  eiadem  decano  et  capitulo  vel 
ex  parto  eorum  vobia  infra  immun,  ut  premittitur,  de  rocepto  vel  reeeptia 
per  voa  aervia  exbibitaiu  recipere,  vel,  recepta  evictione,  aervnm  vel  aervoa 
evictos  reatituere  recuanveritia  vel  protraxeritia,  extunc  quantumcumqne  diu 
hujuauodi  receptua  vel  recepti  ulterius  in  oppido  vel  oppidia  aut  villia  noatria 
liberia,  ubi  recepti  fuerint,  rescderint,  ipai  menioratia  decano  et  capitulo  in 
eorum  jure  prejudicare  vel  deperire  nolumua. 

10* 
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schon  erwähnten  Verzeichnisse  der  Hörigen  des  xantner  Stifts 
Zeugniss.1) 

Nur  durch  diesen  Zufluss  sind  die  grossen  Zahlen  der 
städtischen  Worthe  möglich,  die  uns  im  Heberegister  der  Grafen 
von  Cleve  (etwa  vom  Jahre  1320)  für  Wesel,  Cleve  und  Kalkar 
entgegentreten.  Nur  so  ist  ferner  der  verhältnissmässig  gel  inge 
Unterschied  in  der  Zahl  der  Worthe  in  Wesel  einmal  und  in 
Kalkar  und  Cleve  andererseits  verständlich.  Jede  städtische 
Anlage,  einerlei,  ob  sie  Ihr  das  wirtschaftliche  Fortkommen  in 
weiter  Zukunft  gute  Aussichten  bietet  oder  nicht,  ist  ja  anfäng- 
lich ein  erstrebenswerthes  Ziel  der  Einwanderung.2)  Besonders 
bequem  zu  erreichen  sind  nun  aber  jedenfalls  für  die  geldern- 
schen  und  stiftischen  Unterthanen  und  Hörigen  Cleve  und 
Kalkar.  Daher  verringert  sich  der  grosse  Vorsprung,  den 
Wesel  von  vornherein  vor  jenen  jüngeren  Ortschaften  hatte,  in 
den  beiden  ersten  Menschenaltein  nach  der  Gründung.  Gerade 
jener  frühere  Moment,  in  dem  aller  Wahrscheinlichkeit  nach 
der  Unterschied  am  geringsten  ist,  wird  nun  durch  das  Hebe- 
register festgehalten.  Keine  Frage,  dass  ein  ähnliches  Ver- 
zeichniss, etwa  um  1 400  abgefasst,  bereits  ein  ganz  anderes  Bild 
zeigen  würde.  Denn  unzweifelhaft  ist  das  ungeheuere  II eber- 
gewicht Wesels  über  die  Sch  Westens tädte  vornehmlich  erst  im 
14.  und  15.  Jahrhundert  begründet  worden , als  in  der  Ent- 
wicklung Cleves  und  Kalkars  bereits  ein  Stillstand  eingetreten 
war.  Durch  diese  Bemerkungen  wird  eigentlich  schon  der  In- 
halt des  Heberegisters  vorweggenommen.  In  ihm  sind  nur  die 
Eigentümer  der  Worthe  eben  jener  drei  älteren  und  grösseren 
Städte  angegeben.  Ueberhaupt  erstreckt  sich  ja  das  Verzeich- 
niss durchaus  nicht  über  das  ganze  Land.  Orsoy,  Dinslaken, 
Hiissen  müssen  der  ganzen  Anlage  nach  fehlen.  Ebenso  fehlen 
Kranenburg  und  Griet.  Mit  dem  Land  Kranenburg  ist  damals 
Dietrich  von  Horn  abgeschichtet,  während  Griet  seit  dem 
31.  März  1312  für  Margarethe  von  Kiburg  an  Stelle  Duisburgs 
als  Witthum  ausgesetzt  war.1) 


*)  Zur  Sache  vorgl.  Gengier,  Deutsche  Stadt  recht  »altert  Immer  S 407ff. 
und  G othein . Wirthschaftsge.schiclite  des  Schwarzwildes  Hand  1 8.  150  ff 
2)  Vergl.  oben  8.  141  ff. 

8)  Lacomblet,  Urkundenbuch  Hand  3 Nr.  113  und  Nyhoff  a.  a.  0. 
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Es  bleiben  also  thatsfichlich  nur  jene  drei  Plätze  übrig. 
Von  ihnen  hat  nun  Cleve  25;),  Kalkar  242  und  Wesel  3G5  Hof- 
stätten. 

Was  bedeuten  aber  diese  Zahlen?  Dass  sich  aus  ihnen  die 
Einwohnerzahl  nicht  exakt  berechnen  lässt,  wie  man  wohl  ge- 
meint hat,  unterliegt  keinem  Zweifel.1)  Ebensowenig  aber  er- 
scheint es  gerechtfertigt,  die  seltene  Gunst  der  IJeberlieferung 
unbenutzt  zu  lassen  und  diese  Verzeichnisse  ohne  weiteres  als 
werthlos  bei  Seite  zu  schieben,  wie  das  noch  neuerdings  ge- 
schehen ist.  Wenn  man  nämlich  darauf  hingewiesen  hat,  dass 
z.  B.  in  den  gleichzeitigen  und  jüngeren  Urkunden  viele  Familien- 
namen verkommen,  die  in  dem  Register  nicht  genannt  werden 
so  ist  das  eigentlich  selbstverständlich,  denn  es  sollen  dort  nur 
die  Bürger  anfgeführt  werden,  die  eine  Hofstätte  oder  einen 
Theil  davon  in  Erbpacht  haben  und  von  ihr  den  Arealzins  ent- 
richten.2 3) Alle  die  Personen,  die  wieder  von  jenen  gepachtet 
oder  gemiethet  haben,  müssen  dem  ganzen  Zweck  des  Ver- 
zeichnisses nach  selbstverständlich  fehlen.  Andererseits  aber 
ist  das  Register  nicht  vollständig.  In  Cleve  werden,  wie  schon 
früher  mit  Recht  bemerkt  ist,  die  Hofstätten  der  Ministerialen 
und  der  gräflichen  Beamten  nicht  mit  verzeichnet.  Nur  wenn 
sie  ausserdem  noch  Worthe  ankaufen,  etwa  in  der  Absicht,  sie 
wieder  zu  veräussern,  scheinen  sie  zum  Zinse  verpflichtet  ge- 
wesen zu  sein.1)  Aehnliche  und  offenbar  noch  grossere  Lücken 
weist  das  Verzeichniss  bei  Wesel  auf.  Es  dürfte  schwer  zu 
sagen  sein,  wie  gross  die  Anzahl  der  geistlichen  Personen  und 
ihrer  Bedienung  war,  die  in  dem  Kloster  wohnen  und  für  den 
Arealzins  jedenfalls  nicht  in  Betracht  kommen.4)  Zudem  soll  gleich 
hier  hervorgehoben  werden,  dass  allenthalben,  wo  an  den  Stadt- 


I Nr.  137.  Vergl.  ausserdem  Annalen  des  historischen  Vereins  etc.,  Heft  31 
S 136. 

')  Tibus,  Di«  Pfarre  Cleve  S.  57  und  S.  74. 

a)  Es  ist  also,  wenn  von  halben,  dritteln  oder  vierteln  Hofstätten  die 
Rede  ist,  nur  an  eine  ideelle  Theilung  zu  denken.  Schwerlich  wird  mau 
mit  Schölten  (Die  Stadt  Clevo  S.  54)  aunehmen  dürfen,  dass  sich  damals 
schon  auf  einer  Worth  2,  3,  1 oder  noch  mehr  Häuser  erheben. 

3)  Tibus  a.  a.  O.  berechnet  die  Zahl  der  uichtzinspHiclitigen  Haus- 
haltungen auf  30. 

4)  Lacomblot,  Urkundenbuch  II  Nr.  "J17.  Urkunde  v.  ts.  Okt.  1291. 
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mauern  oder  sonst  kleine  Flächen  bei  der  Vermessung  der 
Worthe  übrig  geblieben  waren,  sich  geringere  Bürger  niederge- 
lassen hatten,  die  dann  wohl  nicht  dem  Grafen,  solidem  bereits 
der  Stadt  zinsten.1) 

Es  ist  also  einleuchtend,  dass,  wenn  man  die  Zahl  der 
Hofstätten  der  Zahl  der  Familien  gleichstellt  und  etwa  mit 
fünf  oder  gar  mit  sechs  nmltiplizirt,  die  erlangte  Einwohnerzahl 
etwas  hinter  der  Wirklichkeit  zurttekbleibt.  Nur  das  eine 
Ergebniss  kann  also  als  ziemlich  zweifellos  gelten,  dass 
Kalkar  und  Cleve  80  Jahre  nach  der  Gründung  weit  über  *250 
Familien  und  annähernd  1500  Einwohner  haben.2)  Für  Wesel 
wird  man  mindestens  auch  damals  schon  2200  bis  2300  Seelen 
berechnen  müssen. 

Eben  hier  ist  nun  der  Vergleich  mit  der  Bevölkeruugszahl 
in  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  möglich.  Reinhold 
gebührt  das  Verdienst  aus  den  Stadtrechnungen  für  einige  Jahre 
die  Listen  der,  sei  es  nun  Familienvorstände  oder  Hausbesitzer, 
festgestellt  zu  haben.’)  Die  drei  Listen  der  Jahre  1373,  1383  und 
138t!  weisen  einen  Bestand  von  572,  931  und  958  Namen  auf. 
Von  ihnen  ist  offenbar  die  erste  unvollständig,  in  einem  Jahr- 
zehnt kann  die  Zahl  der  Hänser  unmöglich  von  572  auf  931 
gestiegen  sein.  Andererseits  ist  die  annähernde  Uebereinstimmung 
der  Listen  von  1383  und  1386  eine  gewisse  Gewähr  für  die 
Zuverlässigkeit  des  Rohmaterials,  das  Reinhold  für  seine  Be- 
rechnung benutzt  hat.  Er  glaubt  nun  einen  hohen  Multiplikator 


’J  Vergl.  zahlreiche  Aufzeichnungen  in  «len  beiden  Bürgerbiicheru  der 
Stadt  Wesel. 

a)  Lainprecht,  Zur  Sozialstatistik  der  deutschen  Stadt  im  Mittelalter 
(Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik  Band  1 8.  497)  berechnet 
die  mittelalterliche  Frankfurter  bürgerliche  Familie  auf  Grund  eines  schwer- 
lich ausreichenden  Materials  auf  6 Personen  mit  und  auf  6,05  Personen  ohne 
Gesinde.  Die  Zahl  sechs  würde  an  und  für  sich  betrachtet  für  Cleve  und 
Kalkar  zu  hoch  sein,  lieber  die  Zahl  der  Häuser  — die  nicht  allzusehr 
von  der  der  Familie  abweicht  — vergl.  Milhlmann,  Statistik  dos  Regie- 
rungsbezirkes Düsseldorf.  Band  I S.  350.  Weiteres  Kingehen  auf  dieses 
wichtigste  Problem  der  mittelalterlichen  Personalstatistik  würde  zu  weit 
führen. 

a.  a.  t).  S.  53  ff.  Die  von  Rein  ho  Id  untersuchten  Register  bedürfen 
einer  nochmaligen  eingehenderen  Bearbeitung,  als  sie  in  dem  Zwecke  seiner 
Arbeit  lag. 
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anzuwenden,  wenn  er  mit  fünf  vervielfältigt.  Da  aber  zu  allem  die 
Kleriker  mit  ihren  Hofstätten  ganz  und  gar  fehlen,  da  sie  schoss- 
frei  sind,  wird  man  annähernd  mit  sechs  multipliziren  dürfen. 
Das  würde  also  für  die  Jahre  1373,  1383  und  1386  3432,  5586 
und  5748  Einwohner,  anstatt  der  2860,  4655  und  4790,  die 
Reinhold  berechnet,  ergeben.1) 

Wollte  man  nun  von  diesen  Zahlen  vom  Ende  des  14.  Jahr- 
hunderts einen  Rückschluss  machen  auf  die  Bevölkerungszahl 
von  Cleve  und  Kalkar,  indem  man  das  Relativitätsverhältniss 
des  Häuserbestandes,  den  das  Heberegister  aufweist,  zu  Grunde 
legte,  so  müsste  man  die  Eingangs  begründete  Thatsache  in 
Rechnung  stellen,  dass  Wesel  etwa  seit  dem  zweiten  Viertel 
des  vierzehnten  Jahrhunderts  Cleve  und  Kalkar  gegenüber  wieder 
den  grossen  Vorsprung  gewonnen  hat,  den  es  aus  der  Zeit  vor 
der  Gründung  her  gehabt  hatte. 

Cm  wieder  auf  die  Angaben  im  Heberegister  zurückzukommen, 
so  kann  gar  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  von  den  Städten,  deren 
Worthzins  verzeichnet  ist,  Kalkar,  die  villa  libera  grossen  Stiles, 
seit  den  Tagen  der  Gründung  verhältnissmässig  den  glänzendsten 
Aufschwung  genommen  hatte.  Denn  nur  Kalkar  war  damals 
eine  wirklich  neue  Ansiedlung  gewesen.  Wenn  es  nun  dennoch 
zur  Zeit  der  Abfassung  des  Heberegisters  — also  in  noch  nicht 
80  Jahren  — den  Vorsprung  Cleves  so  gut  wie  eingeholt  hat, 
so  kann  es  gar  nicht  fraglich  sein,  dass  das  Städtchen  — gleich 


')  Die  Zahl  der  Familienmitglieder  ohne  Dienstboten  schätzt  Lamprecht 
wie  erwähnt,  im  mittelalterlichen  Frankfurt  auf  5,05  1’crsuneu.  Diese  Ziffer 
wird  man  in  etwa  auch  für  das  Wesel  am  Ende  des  14.  Jahrhunderts  gelten 
lassen  dürfen.  Wenn  nun  auch  bei  geringerem  Reichthum  in  Wesel  die  Zahl 
des  Gesindes  nur  etwas  mehr  als  */,  des  vou  Lamprecht  für  Frankfurt 
berechneten  Durchschnitts  betragen  hätte,  so  käme  man  immer  noch  auf  den 
Multiplikator  5,7.  Legt  man  den  zu  Grunde,  so  erhält  man  für  die  Jahre 
1373,  13S3  und  13S6  folgende  Ziffern:  3260,  5307  und  5461.  Die  Zahl  der 
Hofstätteu,  die  zur  Zeit  des  Hcberegisters  fehlen,  schätzt  Reinhold  auf 
35,  so  dass  er  für  1320  auf  rund  40u  Worthe  kommt.  Ueber  die  Menge 
der  geistlichen  Personen  in  Wesel  in  älterer  Zeit  gewährt  eine  Urkunde 
vom  Jahre  1291  (Lacomblet  II  Nr.  917)  einen  gewissen  Anhalt.  In  ihr 
wird  bestimmt,  dass  die  Zahl  der  Klosteifrauen  der  beiden  Konvente  nicht 
über  40  anwachsen  darf.  Als  Miudestzahlen  erweisen  sich  also  auf  jeden  Fall 
die  oben  im  Text  wiedergegebenen  Aufstellungen  Reiuholds  über  die  Be- 
völkerungszahl der  Weseler  Bürger. 
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bedeutend  als  Handels-  wie  als  Industrieplatz  — schon  nach 
wenigen  Jahrzehnten  Cleve  auch  an  Zahl  der  Bevölkerung  er- 
reicht hat. 

Wie  sich  schon  im  nächsten  Kapitel  ergeben  wird,  spricht 
sich  dieses  Uebergewicbt  Kalkars  schon  darin  aus,  dass  es  1347 
beim  Regierungsantritt  Johanns  eine  Handfeste  erlangt,  in  der 
der  Stadt  weitergehende  Rechte  zugesprochen  werden,  als  sie 
Cleve  hat.  Wie  Cleve  gegen  Ende  des  13.  Jahrhunderts  einen 
nicht  unerheblichen  Zuwachs  an  Einwohnern  dadurch  erhält, 
dass  die  Zollstation  in  Schmithausen  bei  Veränderung  des  Rhein- 
laufes eingeht,1)  so  Kalkar  um  die  Mitte  des  vierzehnten  Jahr- 
hunderts durch  die  Zerstörung  der  Ansiedlung  am  Fusse  der 
alten  nunmehr  längst  zu  neuem  Glanze  erstandenen  Burg  Munna. 
Dieses  sogenannte  suburbium  wird  oft  und  früh  in  den  Urkunden 
der  ersten  Jahrzehnte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  genannt.2) 
Nach  dem  Heberegister  bezieht  der  Burgkaplan  von  Monterberg, 
des  Namens  Allart,  von  27  Hofstätten  und  34  Häusern  dort  die 
Summe  von  17  Schillingen.')  In  den  langwierigen  und  schweren 
Kämpfen  nun,  die  Graf  Johann  (1347 — (58)  gegen  Eduard  von 
Geldern  führte,  wurde  namentlich  die  Gegend  von  Kalkar  furcht- 
bar verwüstet  und  ausgebrannt:4)  „In  diesen  Kriegen,“  so  be- 
merkt Schölten,  „ist  zweifelsohne  auch  die  Vorstadt  von  dem 
Monterberg  zu  Grunde  gegangen.  Die  Bewohner  werden  sich 
in  das  befestigte  Kalkar  geflüchtet,  dort  angesiedelt  und  von  hier 
aus  ihre  Ländereien  bei  Monterberg  bestellt  haben.“'1)  Weniger 
der  wirkliche  Zuwachs  mag  ins  Gewicht  gefallen  sein  wie  der 
Umstand,  dass  nunmehr  die  Gefahr  endgültig  beseitigt  war,  die 
stets  gedroht  haben  muss,  dass  nämlich  das  suburbium  — un- 
mittelbar an  der  alten  römischen  Heer-  und  späteren  Poststrasse 
gelegen  — sich  zu  einer  Konkurrenzstadt  auswachsen  würde. 
Aber  auch  Cleve  gewann  durch  den  Niedergang  dieser  Vorstadt. 
Dort  befand  sich  nämlich  (in  solo  subiubii  castri)  eine  Kapitel- 
kirche mit  sieben  Kanonikalpräbenden.")  Die  nach  der  Residenz- 


')  Schölten,  Die  Stadt  t’love  S.  29  ff. 

2)  Schon  1269,  vergl.  Lacomblet,  Urkundenbuch  Band  2 Nr.  698. 
:i)  Aunalen  des  historischen  Vereins  Heft  28  S.  25. 

4)  Teschenmacher,  Annalcs  etc.  S.  286. 

5)  Schölten,  Die  Stadt  Cleve  S.  136. 

B)  Schölten  a.  a.  0.  S.  124  ff. 
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stadt  zu  verlegen  ist  der  Herzenswunsch  eben  jenes  Grafen  Dietrich, 
der  Büderich  und  Sonsbeck  zu  Städten  erhoben  hat.  Die  Ver- 
handlungen mit  dem  Erzbischof  beginnen  im  Januar  1341.  Die 
Bürger  von  Cleve  aber  begrüssen  die  Verlegung,  die  ihrer 
Stadt  Mehrung  an  Eine  und  Zuwachs  an  konsumfähiger  Be- 
völkerung verspricht,  mit  unverkennbarer  Freude.  Nicht  allein, 
dass  die  Gemeinde  als  solche  der  Kirche  drei  Häuser  und  eine  Hof- 
stätte überlässt,  auch  die  wohlhabenden  Bürger  wetteifern  in  Schen- 
kungen, indem  sie  entweder  neue  Präbenden  fundiren  oder  zu 
ihrer  Fundirung  beitragen.  So  mochten  in  der  zweiten  Hälfte 
des  14.  Jahrhunderts  die  beiden  Städte  sich  an  Zahl  der  Be- 
völkerung die  Wage  halten:  Was  Cleve  an  Handel  und  Industrie 
abging,  ersetzte  es  durch  die  Burg  mit  ihren  Burgmannen  und 
durch  das  Mehr  an  Klerikern. 


Anhang. 

Die  älteren  Weseler  Biirirerllsten. 

Wenigstens  eine  Möglichkeit,  das  Wesel  von  damals  in 
Bezug  auf  den  Grad  des  Aufschwungs,  wenn  ich  mich  so  aus- 
driicken  darf,  mit  anderen  Städten  zu  vergleichen,  ist  gegeben. 
Wie  schon  erwähnt,  setzen  nämlich  im  Jahre  1308  die  Ver- 
zeichnisse der  Ncnbiirger  ein.  Fast  überall  in  der  älteren 
Zeit  enthalten  diese  Listen  indessen  nur  die  Namen  derjenigen, 
die  das  Bürgerrecht  nicht  von  ihrem  Vater  ererbt,  sondern  durch 
Kauf  oder  Vertrag  gewonnen  halten.  Kommeu  hier  und  da 
Ausnahmen  im  Einzelnen  vor,  so  gehen  die  darauf  zurück,  dass 
der  Betreffende  als  Halberwachsener  mit  seinen  Eltern  in  die 
Stadt  gezogen  ist,  oder  aber,  dass  er  nicht  im  Stande  ist,  den  Nach- 
weis zu  führen,  dass  sein  Vater  bereits  im  Besitz  des  Bürger- 
rechtes war.1)  Erst  gegen  Ende  des  Mittelalters  und  häutig 
erst  während  des  lti.  Jahrhunderts  erweitern  sich  hier  und  da 
die  Bürgerbücher  allmählich  zu  Stammrollen  aller,  die  überhaupt 
das  Bürgerrecht  erlangen.  Aber  auch  in  diesem  Falle  wird 

*)  Diesen  letzten  Punkt  liebt  Bücher  mit  Recht  in  seiner  Kritik  des 
gleich  zu  nennenden  Daureutschcn  Aulsatzes  (Die  Bevölkerung  von  Frank- 
furt a.  M.  Bd.  1 8.  29)  hervor. 
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meist  sorgfältig  geschieden  zwischen  den  Bürgersöhnen,  denen 
das  Bürgerrecht  ohne  weiteres  zn wächst,  und  den  Fremden,  die 
es  gegen  Entgelt  erwerben  müssen.  Die  Bürgerrollen  von  Freiberg 
in  Sachsen  stellen  in  der  Beziehung  ein  ungemein  lehrreiches 
Beispiel  dar.  Obwohl  dergestalt  die  Bürgerbücher  ihrer  Anlage 
nach  im  Wesentlichen  übereinstimmen,  kommen  dennoch  im 
Einzelnen  manche  Verschiedenheiten  vor.  Während  z.  B.  manch- 
mal die  Frauen,  die  einen  selbstständigen  Haushalt  führen,  mit 
aufgenommen  werden,  ist  das  anderwärts  — und  man  wird  viel- 
leicht sagen  dürfen  in  der  Regel  — nicht  der  Fall.1)  Die  Un- 
genauigkeiten,  die  dieser  Fehlerquelle  entspringen,  sind  indessen 
nicht  von  grossem  Belang,  jedenfalls  erheblich  kommen  sie  für 
den  vorliegenden  Zweck,  eine  ungefähre  Anschauung  von  dem 
Wachsthum  eines  Platzes  zu  geben,  nicht  in  Betracht. 

Freilich  die  Zahl  der  Städte,  in  denen  die  Verzeichnisse 
so  früh  beginnen,  um  mit  den  Weseler  Listen  in  Parallele  ge- 
setzt werden  zu  können,  ist  nicht  eben  gross.  Es  empfiehlt 
sich  übrigens,  da  nun  doch  einmal  eine  Auswahl  getroffen  werden 
muss,  vornehmlich  norddeutsche  Küsten-  und  Binnenstädte  zum 
Vergleich  heranzuziehen.2)  Nach  dem  bewährte»  Vorgang 
Büchers  gebe  ich  die  Listen  in  der  Weise,  dass  ich  immer 
ein  Jahrzehnt  zusammenfasse,  so  dass  die  Durchschnittszahl  des 
jährlichen  Zuwachses  leicht  erkennbar  ist.  — 

Die  überragende  Bedeutung  Lübecks  kommt  bekanntlich 
in  den  Bürgerlisten  dieser  Stadt  in  durchaus  entsprechender 
Weise  zum  Ausdruck.  Nach  dem  von  Mantels  nach  der 
ältesten  Bürgermatrikel  bearbeiteten  Verzeichniss  erhält  man 
folgende  Reihen:') 


')  Ausser  Bücher  a.  a.  U.  S.  32» ff.  vergl.  die  Angaben  von  Ilgen 
über  die  Soestcr  BUrgerbüebcr  in  den  Chroniken  der  deutschen  Städte,  Band 
24  S.  75  der  Kinleitung.  Die  Bisten  in  Soest  setzen  wie  in  Wesel  130S 
ein.  Beider  giebt  Ilgen  keine  — doch  so  wenig  Kaum  einnehmende  und 
so  wichtige  — Tabelle,  vielmehr  beschränkt  er  sieb  auf  die  wenigsagende 
Notiz:  .Die Zahl  der  Aufgeuoiuinenen  schwankt  in  der  Zeit  von  130»— 1351 
zwischen  7 und  02  Personen.“ 

Die  Jiitthoilungen  Hegels  (Chroniken  der  deutschen  Städte  11 
S.  510  ff)  über  die  Biirgeraofnabnie»  in  Nürnberg  sind  — wie  sieb  mir  bei 
der  Nachprüfung  der  Biirgcrbüchor  im  Kreisarchiv  dort  im  August  1895 
ergab  — wenig  exakt  und  bedürfen  daher  dringend  der  Revision. 

:1)  Mantels,  Beiträge  zur  Lübiscli-Hansischcn  ticschichte  S.  55. 
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Tabelle  1. 


1331 

_ 

250 

1332 

— 

170 

1333 

— 

128 

1334 

— 

141 

1335 

— 

174 

1 336 

— 

161 

1317 

— 

269 

1337 

— 

185 

1318 

— 

214 

1338 

— 

231 

1319 

— 

187 

1339 

— 

178 

1320 

— 

263 

1340 

— 

177 

1317—1320 

— 

933 

1331- 

■1340 

— 

1795 

durchschnittlich 

— 

233 

1321 



161 

1341 



174 

1 322 

— 

201 

1342 

— 

109 

1323 

— 

164 

1343 

— 

76 

1324 

— 

178 

1344 

— 

114 

1325 

— 

185 

1345 

— 

114 

1326 

— 

170 

1346 

— 

164 

1327 

— 

195  . 

1347 

— 

181 

1328 

— 

193 

1348 

— 

165 

1329 

— 

207 

1349 

— 

158 

1330 

— 

165 

1 350 

— 

271 

1321  — 1330 

— 

1819 

1341  - 

1350 

— 

1526 

In  den  39 

Jahren  von  1317  bis  1355 

haben 

nach  Mantels 

Berechnung  insgesammt  7401  oder  im  Durchschnitt  jährlich  190 
Bürgeraufnahmen  in  Lübeck  stattgefunden. 

Dieser  Seestadt  ersten  Ranges  möge  ein  Platz  folgen,  der 
von  viel  geringerer  Bedeutung  ist,  immerhin  aber  eine  sehr 
ansehnliche  Stellung  in  der  Hansischen  Geschichte  einge- 
nommen hat. 

Nach  Laurents  Berechnung  sind  in  den  Jahren  1300  bis 
1351  in  Hamburg  Bürger  geworden:1) 

')  Zeitschrift  des  Vereins  für  Hamburgische  Geschichte  Band  1 (1841) 
S.  153. 
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Tabelle  2. 


1301 

— 

1321 

— 

74 

1302 

— 

1322 

— 

20 

1303 

— 

■ 239 

1323 

— 

37 

1304 

- 

1324 

— 

43 

1305 

— 

1325 

— 

45 

1306 

— 

50 

1326 

— 

113 

1307 

— ] 

[ 119 

1327 

— 

86 

1308 

-1 

1 

1328 

— 

85 

1 309 

— | 

I 48 

1329 

— 

32 

1310 

1330 

— 

61 

1301  — 1310 

— 

456 

1321 

— 1330 

— 

596 

1311 

i 

| 

1331 



89 

1312 

— 

71 

1332 

— 

84 

1313 

— j 

1 

1333 

— 

36 

1314 

— 

35 

1334 

— 

58 

1315 

— 

38 

1335 

-1 

104 

1316 

— 

9 

1336 

-1 

1317 

— 

18 

1337 

— 

58 

1318 

— 

29 

1338 

-1 

i 

89 

1319 

— 

90 

1339 

-1 

1320 

— 

50 

1340 

— 

63 

1311—1320 

— 

340 

1331 

— 1340 

— 

581 

1341  — 

47 

1342  — 

9 

1343  — 

42 

1344  — 

92 

1345  — 

97 

1346  — 

98 

1347  — 1 

1348  — [ 

116 

1349  — 

85 

1350 

44 

1341  — 1350  — 630 
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Um  einen  Vergleich  mit  den  Lübecker  Zahlen  zu  erleichtern, 
hat  Mantels  die  Ziffer  der  Bürger  berechnet,  die  von  1317 
bis  1355  in  die  Hamburger  Bürgerlisten  eingetragen  worden 
sind.1)  Die  Gesammtsumme  während  dieses  ganzen  Zeitraumes 
beläuft  sich  nach  ihm  auf  2459,  so  dass  also  im  Durchschnitt 
63  Aufnahmen  auf  ein  Jahr  fallen.2) 

Ich  füge  diesen  norddeutschen  Plätzen  eine  Stadt  hinzu, 
die  namentlich  deswegen  von  Bedeutung  ist,  weil  für  sie  die 
Menge  der  Einwohner  in  eben  jener  Periode  mit  ziemlicher 
Genauigkeit  ermittelt  worden  ist.  In  Frankfurt  am  Main  er- 
langen von  1311  bis  1316  im  Ganzen  113  Personen  (darunter 
14  weibliche)  das  Bürgerrecht.  Von  1321  bis  1330  beträgt  die 
entsprechende  Zahl  210  (darunter  15  weibliche).  Von  1331 
bis  1340  kommt  man  auf  470  Neubürger  (darunter  45  weibliche). 
Von  1341  bis  1350  endlich  sind  585  Namen  in  die  Listen  ein- 
getragen (darunter  08  weibliche).  Zieht  man  die  weiblichen 
Pci-sonen  ab,  so  haben  also  in  46  Jahren  im  Ganzen  1206  oder 
jährlich  etwas  mehr  als  26  Aufnahmen  stattgefunden.  Die  Gesamt- 
bevölkerung der  Stadt  beläuft  sich,  um  auch  das  noch  zu  er- 
wähnen, einige  Jahrzehnte  später  (1387)  nach  Büchers  doch 
wohl  etwas  zu  niedrig  gegriffener  Berechnung  auf  etwa  8000 
Ansässige.1) 

Diese  für  Frankfurt  bezeugten  Zahlen  nähern  sich  in  etwa 
denen,  die  sich  auf  Grund  der  Bürgerbücher  tür  Wesel  und  für 
die  hervorragendste  Stadt  des  Nachbarterritoriums,  für  Nymwegcn, 
gewinnen  lassen.  In  Wesel  setzen  die  Listen,  wie  ich  schon 
erwähnte,  1308  ein;  indessen  fehlen  bis  1350  die  Jahrgänge 
1310  und  1311.  Auf  Grund  des  vorhandenen  Materials  exhält 
man  also  folgende  Ziffern: 


>)  A.  a.  O.  S.  01. 

2)  Auf  die  merkwürdige  l'ebereinstimmung  der  tür  Hamburg  bezeugten 
Zahlen  mit  denen  für  liremen  hat  schon  Kohl  (Zeitschrift  für  deutsehe 
Kulturgeschichte,  Neue  Folge,  lland  1 (1872)  S.  4 .1 J hingewiesen.  Den 
jährlich  70  Neubürgern,  die  in  Hamburg  von  1278  bis  1452  aufgenommen 
werden,  stehen  in  Bremen  von  1289  bis  1519  im  Ganzen  13  000  gegenüber. 
„Im  Durchschnitt  traten  in  dieser  Periode  also  jedes  Jahr  ungefähr  57  neue 
Bürger  ein.“ 

a)  Bücher  a.  a.  O.  S.  60 ff.  und  S.  328. 
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Tabelle  3. 


1308 

— 

16 

13011 

— 

26 

1331 

— 

14 

1312 

— 

18 

1332 

— 

8 

1313 

— 

31 

1 333 

— 

16 

1314 

— 

18 

1334 

— 

22 

1315 

— 

11 

1335 

— 

11 

1316 

— 

23 

1 336 

— 

15 

1317 

— 

12 

1337 

— 

16 

1318 

— 

11 

1338 

— 

14 

1319 

— 

28 

1339 

— 

12 

1 320 

— 

19 

1340 

— 

22 

1308—1320 

— 

213  oder 

1331 

- 1340 

— 

150 

durchschnittlich 

— 

19 

13-21 

20 

1341 

— 

12 

13-2-2 

— 

9 

1342 

— 

11 

1323 

— 

10 

1343 

— 

11 

1 324 

— 

17 

1344 

— 

18 

1325 

— 

16 

1345 

— 

12 

1326 

— 

15 

1346 

— 

9 

1327 

— 

15 

1347 

— 

13 

1328 

— 

6 

1348 

— 

17 

1329 

— 

16 

1349 

— 

21 

1 330 

8 

1350 

— 

10 

1321—1330 

— 

132 

1341 

— 1350 

— 

134 

In  41  Jahren  bis  1350  sind  mithin  insgesammt  G29  oder 
durchschnittlich  15  bis  lt;  Bürger  im  Jahre  aufgenommen  worden. 

In  Nymwegen  bilden  die  Bürgerlisten  einen  besonderen 
Bestandtheil  des  sogenannten  alten  Keurenbuclis;  sie  beginnen 
erst  im  Jahre  1337,  so  dass  es  sich,  um  dem  Zufall  nicht  all- 
zngrossen  Spielraum  zu  lassen,  empfiehlt  hier  ausnahmsweise 
noch  einige  Jahrzehnte  über  1350  hinaus  hinzuzunehmen.1) 

')  Vergl.  über  diesen  (Jodex  die  scharfsinnigen  Bemerkungen  von  Pols, 
■Stadrechten  van  Nymcgen  (Oude  vaderlatidsche  rechtsbrnnnen,  t.  Heike, 
11.  Band  1S94)  S.  14  der  Einleitung.  Auch  bei  dieser  trefflichen  Edition 
fragt  man,  weswegen  die  BUrgerlisten  nicht  etwa  als  Anhang  beigefügt  sind. 
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Tabelle  4. 


1337  — 26 

1338  — 10 

1339  — 7 

1340  — 24 

1351  — 5 

1352  — 45 

1353  — 30 

1354  — 1 

1355  — 7 

1356  — 8 

1357  — 11 

1358  — 3 

1359  — 7 

1360  — 15 

1337—  1340  — 67  oder 

1351  — 1360  — 132 

jährlich  1 8 

1341  — 6 

1361  — 28 

1342  — 2 

1362  — 6 

1343  — 10 

1363  — 7 

1344  — 9 

1364  — 13 

1345  — 20 

1365  — 16 

1346  — 16 

1366  — 35 

1347  — 10 

1367  — 8 

1348  — 41 

1368  — 6 

1349  — 8 

1369  — 14 

1350  — 6 

1370  - 9 

1341  — 1350  — 128 

1361  — 1370  — 142 

Es  kommen  in  Nymwegen  also  auf  34  Jahrgänge  im  Ganzen 
469  oder  durchschnittlich  im  Jahre  etwas  weniger  als  14  Bürger- 
aufnahmen. 

Vergegenwärtigt  man  sich  nochmals  die  mitgetheilten  Listen, 
so  geben  diese  ja  in  erster  Linie  ein  Bild  von  der  frischen 
Bürgerkraft,  die  den  Städten  von  Nah  und  Fern  zuströmt. 
Dennoch  aber  wird  man  von  jener  Grundlage  aus  auch  zurück- 
schliessen  dürfen  auf  die  Macht  und  Bedeutung  der  einzelnen 
Plätze,  denn  gerade  darin,  dass  ein  Handelsemporium  eine 
weite  Einwauderungszone  so  zu  sagen  beherrscht,  kommt  seine 
dominirende  Stellung  zum  Ausdruck. 
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Verglichen  mit  Hamburg  und  vollends  mit  Lübeck  spielt 
nun  in  der  Tliat  die  führende  unter  den  clevischen  Kommunen 
eine  gar  bescheidene  Kollo,  blickt  man  indessen  auf  Städte  wie 
Frankfurt  und  Nymwegen,  so  empfängt  man  allsogleich  einen 
ganz  anderen  Eindruck.  Wenn  nun  auch  Wesel  selbst  Frank- 
furt längst  nicht  gleichkommt  an  Zahl  der  zuwandernden  Neu- 
bürger, so  überragt  es  immerhin  Nymwegen,  das  Haupt  der 
handelsgewaltigen  geldernschen  Plätze,  um  ein  Weniges.  Es 
liegt  also  auf  der  Hand,  von  welcher  Bedeutung  für  die  clevi- 
schen Grafen,  die  doch  im  Gegensatz  zu  den  Herren  des 
ausgedehnten  nördlichen  Naehbarterritoriums  nur  über  einen 
schmalen  Landstreifen  verfügten,  Wesel  schon  zu  Beginn  des 
14.  Jahrhunderts  sein  musste. 


IV. 

Die  Ausbildung  der  Verfassung  der  eleviselien  Städte  in 
der  älteren  Periode. 

Die  Frage  liegt  nah,  wie  in  dieser  ersten  Periode  die 
communale  Verfassung  der  clevischen  Städte  beschaffen  gewesen 
ist.  Oder  mit  anderen  Worten,  blieb  es,  wenn  man  von 
W esel  absieht,  in  den  kleineren  Plätzen  bei  der  Organisation, 
die  durch  die  Erhebungsurkundc  vorgesehen  war,  oder  aber 
zeigen  sich  auch  liier  schon  noch  in  der  vorliegenden  Epoche 
die  Keime  späterer  Entwickelung? 

Die  einzige  erhaltene  Urkunde  in  der  Zeit  bis  1.‘100,  die 
— immer  abgesehen  von  Wesel  — von  einer  clevischen  Stadt 
ausgestellt  ist,  ist  jener  schon  genannte  Kalkarer  Schöffen- 
brief von  1246,  an  dem  das  Stadtsiegel  hängt.1)  Das  Dokument 
ist  nun  aber  für  die  Verfassungsgeschichte  der  Städte  des 
Territoriums  von  ganz  ungemeiner  Bedeutung,  denn  es  geht  aus 
ihm  hervor,  dass  in  einer  von  ihnen  gleich  nach  der  Gründung 
neben  den  Schöffen  und  dem  Richter  bereits  ein  magister 
civium,  ein  Bürgermeister,  amtirt.  In  Kalkar  zum  mindesten, 

’)  Sloet.  Orkoiideiiboek  etc.,  Nr.  65s>. 
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wird  man  ohne  weiteres  sagen  dürfen,  ist  das  Bürgermeisteramt 
sofort  bei  der  Stadtanlage  entstanden,  denn  es  ist  nicht  anzu- 
nehmen, dass  in  den  wenigen  Jahren,  die  damals  (124t;)  seit  der 
Gründung  verflossen  sind,  bereits  eine  Weiterentwicklung  der 
Verfassung  in  der  Beziehung  stattgefunden  hat.  Wie  die  Be- 
fugnisse der  Schöffen  zwiefache,  administrative  nicht  minder  wie 
jurisdiktiouelle  waren,  so  bedurfte  man  also  auch  neben  dem 
Richter  eines  Beamten,  der  bei  der  Erledigung  von  Verwaltungs- 
geschäften den  Vorsitz  im  Kollegium  hatte.  Und  dabei  ist  noch 
zu  bemerken,  dass  der  Bürgermeister  in  Kalkar  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  nicht  zugleich  ein  Schöffe  oder  richtiger  der 
erste  unter1  ihnen  oder  der  magister  scabinorum  ist  — wie  es 
der  von  Wesel  doch  schon  im  Laufe  der  Zeit  und  jedenfalls 
sehr  früh  wurde  — dass  er  vielmehr  stets  selbstständig  neben 
jener  Behörde  steht. 

Lässt  sich  nun  dieses  Ergebniss  auch  auf  die  anderen  Städte 
übertragen?  Bei  der  merkwürdigen  Uebereinstimmung  der  Ver- 
fassungseinrichtungen  der  clevischen  Kommunen  wird  man  von 
vorn  herein  geneigt  sein,  die  Frage  zu  bejahen.  Indessen  lässt 
sich,  denke  ich,  der  Beweis  schlagend  erbringen.  Dass  weder 
in  der  Erhebungsurkunde  für  Cleve  (1242)  noch  in  der  für  Dins- 
laken (1270)  — den  einzigen,  die  in  authentischer  Form  er- 
halten sind  — eines  Bürgermeisters  gedacht  wird,  will 
nichts  verschlagen.  Auch  in  Wesel  werden  die  Burmeister 
1241  nicht  erwähnt,  und  der  Bürgermeister  wird  wohl  nur 
genannt,  weil  er  besondere  gerichtliche  Funktionen  wahrzu- 
nehmen hat,  die,  wie  gleich  hier  bemerkt  werden  mag,  von  ihm 
in  den  anderen  clevischen  Städten  nicht  in  dem  Umfang  aus- 
geübt worden  sind.1) 

Bei  der  Lage  der  Ucberlieferung  kann  die  Zahl  der  Di- 
plome, die  für  die  Entscheidung  der  Frage  überhaupt  in  Betracht 
kommen,  nur  äusserst  gering  sein.  Aber  gleich  die  älteste  Ur- 
kunde, die  von  einer  clevischen  Stadt  ausgestellt  ist  und  die 
städtischen  Institutionen  erkennen  lässt,  giebt  Gewissheit.  Im 
Jahre  1312  wird  nämlich  ein  Bündniss  abgeschlossen  zwischen 
Cleve  und  Kalkar.'2)  Es  ist  das  erste  bekannte  Beispiel  einer 


')  Vergl.  Kein  hold  a.  a.  0.  S.  89  und  oben  S.  90. 
s)  In  mehreren  uuedirteu  Copieu  erhalten. 

Liatrganf,  Xl«d«rrb»lnl*obM  Sl&dteweten  Im  Mittelalter.  11 
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langen  Reihe  von  Verträgen,  die  zwischen  den  clevischen  Städten 
unter  einander  oder  zwischen  ihnen  und  Plätzen  der  benach- 
barten Territorien  vereinbart  werden.  Kaum  bedarf  es  der 
Versicherung,  dass  bei  so  feierlichem  Anlass  die  Behörden  der 
ausstellenden  Stadt  in  Vollständigkeit  aufgeführt  worden.  Er- 
halten von  den  beiden  Ausfertigungen  ist  allein  die  clevische, 
die  also  für  Kalkar  bestimmt  war.  Da  sind  es  nun  der  Richter, 
der  Bürgermeister,  die  Schöffen  und  die  gemeinen  Bürger,  die 
als  Aussteller  genannt  werden.1) 

Das  Werthvolle  an  dieser  Nachricht  ist  nun  nicht  so  sehr, 
dass  Cleve  damals  schon  einen  Bürgermeister  hat,  vielmehr  liegt 
es  darin,  dass  das  Bürgermeisteramt  bereits  vorhanden  ist,  noch 
bevor  neben  dem  Sehöffenkollegium  ein  Rathskollegium 
emporgekommen  ist.  Eben  daraus  geht  augenscheinlich  her- 
vor, dass  der  Bürgermeister  auch  nicht  als  Vorsteher  der  Konsuln 
seine  Machtstellung  begründet  hat.  Man  wende  nicht  ein,  die 
Nichterwähnung  des  Rathes  wäre  zufällig.  Auch  abgesehen  von 
dieser  Urkunde,  die  allein  schon  ein  durchschlagendes  Zeugniss 
für  seine  Nichtexistenz  ist,  sprechen  andere  später  näher  zu 
untersuchende  Anzeichen  dafür,  dass  diese  Behörde,  die  sonst 
schon  zu  jener  Zeit  selbst  in  den  kleineren  clevischen  Städten 
zum  gewöhnlichen  Verwalt  ungsapparat  gehört,  gerade  in  Cleve 
erst  ganz  unverhältnissmässig  spät  ins  Leben  getreten  ist.2) 

Ist  aber  das  Bürgermeisteramt  dergestalt  weder  mit  dem 
Schöft'enmeisteramt  identisch,  noch  auch  (wie  sonst  so  häufig) 
als  Anhängsel  des  Stadtrathcs  entstanden,  so  bleibt  eigentlich 
nur  die  schon  oben  formulirte  selbstverständliche  Annahme  übrig, 
dass  es  zugleich  bei  der  Gründung  (1242)  aus  ähnlichen 
Motiven  wie  in  Kalkar  eingerichtet  worden  ist.  Erwägt  man 
nun  weiter,  dass  die  Erhelmngsurknnde  von  Griet  — wie  er- 
innerlich, die  vierte  jener  Ortschaften,  die  bereits  in  den  vier- 
ziger Jahren  des  dreizehnten  Jahrhunderts  zu  Städten  gemacht 
wurden  — genau  nach  dem  Muster  der  von  Cleve  gearbeitet  ist 
und  erwägt  man  weiter,  dass  eben  dieser  Umstand  auf  eine 
Uebertragung  sämmtlicher  Verfassungseinrichtungen  schliessen 


•)  Nos  judex,  mugister  civium  totaque  Universitas  et  conppidani  opidi 


Clevensis  etc. 

!)  Vcrgl.  unten  Kap  5 III. 
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lässt,  so  wird  man  sich  der  Folgerung  nicht  entziehen  können, 
dass  man  auch  in  der  Constituirung  des  Bürgermeisteramtes 
in  den  kleineren  Städten  einfach  nach  bewährtem  Vorbild  ver- 
fahren ist. 

Dass  übrigens  der  magister  civium,  oder,  wie  er  nm  die 
Mitte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  meist  heisst,  der  magister 
opidanorum,  zum  mindesten  schon  1307  zu  den  selbstverständ- 
lichen Ycrfassungseinriehtungen  einer  clevischen  Stadt  gehört, 
zeigt  endlich  die  schon  mehrfach  erwähnte  Verordnung  des 
Grafen  Otto  von  diesem  Jahre  an  seine  Städte.  Da  werden 
die  magistri  civium  noch  vor  den  Rathmannen  und  Schöffen  als 
Vertreter  der  Stadtgenieinden  aufgeführt.1) 

Es  bleibt  also  nur  eine  Neubildung  übrig,  die  sich  in  der 
Mehrzahl  der  clevischen  Städte  in  dem  angegebenen  Zeitraum 
vollzieht:  das  ist  die  Entstehung  dos  Käthes.  Wann  der  Rath 
in  Wesel  sich  constituirto,  konnte  wenigstens  annähernd  be- 
stimmt werden.  Urkundlich  genannt  wird  er,  wie  wir  wissen, 
121*1  zum  ersten  male,  wahrscheinlich  aber  ist  er  ungefähr 
ein  Jahrzehnt  vorher  entstanden.  In  den  kleinen  Konkurrenz- 
städten der  Nachbarschaft  wenigstens  tritt  er  so  früh  hervor; 
in  Rees  z.  B.  wird  er  schon  1280  genannt,-)  während  er  in 
Xanten  wohl  zum  mindesten  seit  dem  Jahre  1289  vorhanden 
ist.:l)  Bald  nachdem  sich  in  Wesel  diese  neue  Behörde  organisirt 
hatte,  wird  sie  nun  auch  in  den  meisten  anderen  Städten  Ein- 
gang gefunden  haben.  Dass  wenigstens  1307  der  Rath  ebenso 
wie  der  Bürgermeister  durchweg  zu  den  Institutionen  einer 
clevischen  Stadtverfassung  gerechnet  wurde,  zeigt  wiederum  die 
erst  eben  angeführte  Verordnung  des  Grafen  Dietrich  VIII.  von 
diesem  Jahre,  in  der  er  seine  Städte  an  weist,  wie  sie  sich  bei 
der  Aufnahme  stiftischer  Cerocensualen  in  das  Bürgerrecht  zu 
verhalten  haben. 

Es  fragt  sich,  wie  man  sich  um  diese  Zeit  bei  der  Neu- 


>)  H interim  und  Mooren,  Die  alte  und  neue  Erzdiözese  Köln,  Bd.  4 
Nr.  279.  Vergl.  oben  S.  1 19. 

2)  Liesegang,  Recht  und  Verfassung  von  Rees,  S.  27  und  106. 

3)  In  der  Urkunde  bei  Binterim  und  Mooren  a.  a.  O.  Band  3 Nr.  211 
werden  1239  zum  ersten  male  magistri  civium  neben  dem  Schultheissen  und 
den  Schöffen  erwähnt. 

11* 
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gründung  von  Städten  verhielt;  hat  man  ihnen  sofort  eine  Raths- 
behörde zugestanden  oder  nicht? 

Obwohl  nun  die  Erhebungsurkunden  der  von  Dietrich  IX. 
am  Ende  des  zweiten  Jahrzehnts  des  14.  Jahrhunderts  errichteten 
Städtchen  sammt  und  sonders  verloren  gegangen  sind,  lässt  sich 
wenigstens  in  einem  Falle  — der  gewiss  ftir  alle  gelten  darf 
— naehweisen,  dass  auch  in  ihnen  von  vorn  herein  ein  Kollegium 
der  Art  constituirt  wurde.  Wie  wir  wissen,  war  Sonsbeck  im 
Mai  1320  mit  dem  Range  einer  Stadt  begabt  worden.  Bereits 
aus  dem  Jahre  1329  ist  nun  »»in  Vertrag,  den  die  Stadt  mit 
Rolekin  von  Hagedorn,  dem  späteren  Lehnseigenthiimer  von 
Schloss  Moyland,  abschliesst.1)  Mit  Einwilligung  des  Grafen 
befreien  die  Bürger  die  Immobilien  und  Mobilien,  die  der  mächtige 
Mann  innerhalb  der  Mauern  hat,  von  allen  bürgerlichen  Lasten.2) 
Die  Aussteller  der  Urkunden  sind  aber  der  magister  civium,  die 
scabini,  die  consules  und  die  tota  Universitas  opidi  de  Sonsbeke. 
Von  dem  Verwaltungsapparat,  der  sich  in  den  älteren  und 
grösseren  clevischen  Städten  tindet,  fehlt  also  nur  der  judex. 
Und  das  wird  seinen  guten  Grund  haben.  Denn  Sonsbeck  ge- 
hört zu  jenen  Flecken,  die  keinen  besonderen  Richter  bekommen 
haben,  sondern,  wie  ja  auch  Orsoy,  dem  Amtmann  des  benach- 
barten gräflichen  Verwaltungsbezirkes  in  jurisdiktioneller  Hin- 
sicht unterworfen  sind.  Es  liegt  nun  aber  auf  der  Hand,  dass 
ein  solcher  Richter  schon  an  und  ftir  sich  den  städtischen  An- 
gelegenheiten ferner  steht;  im  vorliegenden  Falle  vollends  war 
es  überflüssig,  ihn  heranzuziehen,  da  ja  der  Graf  selbst,  dessen 
Stellvertreter  er  ist,  zu  dem  Beschlüsse  der  Bürger  seine  Ein- 
willigung gegeben  hat.3) 


')  Annalen  des  historischen  Vereins  etc.,  Heft  50  S.  128. 

2)  . . . bona  sim  mobilia  et.  immobilia  in  nostro  oppido  . . . nunc 
situ  tum  in  domihns,  areis.  ortis  ipiam  in  ftliis  quihuscunque  existentin  nc 
iluas  hereditates,  si  quas  ipsmii  aut  huo.h  habere  contingat,  in  jam  dicto 
nostro  oppido  a datn  prcsentium  in  futurum  nb  omni  exactione,  petitione, 
vigilatione  et  vcctura  et  nunc  et  in  perpetuum  liberavimus  et  libcramus  per 
presentes,  nulluin  onus  alienjus  servitutis  ab  eisdetn  de  cetero  requirendo. 

3)  Et  nos  Theodericns  enmes  Clevensjs  ad  petitionem  et  rogatum  dilecti 
nostri  oppidi,  ex  quo  preinissa  nostris  consensu  et  voluntatc  procedunt,  pro- 
misimus  et  prouiittimus  pro  nobis  et  nostris  heredibus  dicto  Rolekino  . . ., 
quod  in  omni  defeetn,  si  quem  in  piemissis  in  posterum  ipsum  aut  suos 
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So  sehr  nun  auch  rein  äusseriich  betrachtet  die  kleineren 
clevischen  Städte  in  ihrer  Verfassung  mit  der  Wesels  übercin- 
stiminten,  in  einem  Punkte  zum  wenigsten  unterschieden  sie  sich. 
Dass  in  Wesel  frühzeitig  die  Schöffen  ihr  Kolleg  selbst  er- 
gänzen und  lebenslänglich  ihres  Amtes  walten,  habe  ich  erwähnt. 
Diese  Quelle  ewigen  Haders  wurde  nicht  in  die  kleineren  Kom- 
munen übergeleitet,  vielmehr  waren  es  hier  die  Bürger,  die  sich 
Jahr  lür  Jahr  ihre  Stadtregenten,  die  Schöffen,  neuerkoren. 

Schon  die  älteren  Erhebungsurkunden  werden  irgend  welche 
Bestimmungen  der  Art  enthalten  haben.  Freilich  in  denen,  die 
nach  dem  Muster  der  Clever  vom  Jahre  1242  gearbeitet  sind, 
lautet  die  betreffende  Bestimmung  ziemlich  allgemein.  Nach- 
dem der  Graf  sich  die  Einsetzung  des  Richters  Vorbehalten  hat, 
fährt  er  fort:  Et  ipsi  (burgenses]  de  sua  volnntate  couscabinos 
eligent. 

Es  scheint  indessen,  dass  die  ältesten  Privilegien  für  Kal- 
kar  und  Dinslaken  in  der  Beziehung  von  dem  für  Cleve  abge- 
wichen  sind.  Der  Satz  des  Diploms  für  die  zuletzt  genannte 
Stadt  aus  der  Urkunde  vom  Jahre  1270  wird  uns  noch  später 
beschäftigen.  Er  lautet:  Item  dicti  cives  aunuatiui  in  festo 
circnmcisionis  domiui  scabiuos  eligent.1) 

Diese  Stelle  ist  um  so  wichtiger,  weil  iu  dem  grossen 
Privileg  der  Stadt  Kalkar  der  entsprechende  Absatz  nicht  mehr 
in  der  ursprünglichen,  sondern  nur  noch  in  erweiterter  Form 
vorliegt.2)  Dass  aber  das  Diuslakncr  Diplom  sich  in  der  Hin- 
sicht durchaus  an  das  verlorene  ältere  Kalkarer  angelehnt  hat, 
beweist  schon  der  mehr  nebensächliche  Umstand,  dass  die  jähr- 
liche Umsetzung  des  Magistrats  hier  wie  dort  an  demselben  Tage 
(Beschneidung  des  Herrn)  stattfinden  soll. 

Offenbar  wurde  durch  Anordnungen  der  Art  manchen 
inneren  Zwistigkeiten  vorgebeugt  und  Raum  geschaffen  für  eine 
gesunde  Entwicklung  bürgerlicher  Freiheit  auf  demokratischer 


sustinere  contingeret  ant  sustineret,  servabimus  et  servare  prowittimus  in 
onmibua  modis  et  condicionibus  suprascriptis,  fraude  et  dolo  in  liiis  exclusis 
penitus  et  aniotis.  Vergl.  über  Sünsbeck  auch  die  Urkunden  Nr.  IS,  13  und 
20  vom  Jahre  132S  bei  Schölten,  Die  Stadt  Cleve,  Anhang  Nr.  XXIV. 

')  Kap.  6 I. 

a)  Vergl  unten  Kap.  6 I. 
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Grundlage,  schlimm  aber  wäre  es  um  alle  die  kleinen  clevischen 
Städte  bestellt  gewesen,  wenn  nun  jährlich  nicht  allein  die 
Schöffen,  sondern  auch  späterhin  die  Rathmannen  gewechselt 
hätten.  In  der  Beziehung  aber  erwiesen  sich  die  Thatsachen 
als  mächtiger  als  alle  Theorie:  In  Wirklichkeit  machte  man  von 
der  Möglichkeit,  Jahr  für  Jahr  neue  Elemente  auf  die  Schöffeu- 
bank  zu  bringen,  nur  einen  ganz  bescheidenen  Gebrauch.  Man 
sorgte  dafür,  dass  frisches  Blut  in  den  Verwaltungskörper  kam 
und  man  liess  sich  hier  und  da  nicht  die  Gelegenheit  ent- 
gehen, missliebige  Personen  fürderhin  vom  Regiment  fern- 
zuhalten. 

Die  hier  vorgetragene  Ansicht  werde  ich  in  der  Folge  an 
der  Hand  der  reichen  Kalkarer  Ueberlioferung  für  diese  Stadt 
beweisen.  Was  aber  für  Kalkar  gilt,  gilt  natürlich  in  noch  viel 
weiterem  Umfang  für  die  kleineren  Kommunen,  die  in  der  Aus- 
wahl von  Magistratspersonen  doch  noch  beschränkter  waren. 


Kapitel  5. 

Die  clevischen  Städte  in  der  Mitte  des  vierzehnten 
Jahrhunderts. 

i. 

Die  Städteprivilegien  des  Grafen  Johann. 

Erst  mit  dem  Regierungsantritt  von  Dietrichs  Bruder  Jo- 
hann (1347—1368),  mit  dem  das  clevischc  Grafengeschlecht 
flandrischer  Herkunft  in  der  männlichen  Linie  erlischt,  greifen 
die  Städte  des  Territoriums  äusserlich  erkennbar  in  dessen  Ge- 
schichte ein.  Bis  dahin  haben  sie,  immer  abgesehen  von  Wesel, 
sich  lediglich  mit  der  passiven  Rolle  begnügt,  die  ihnen  von 
Seiten  ihrer  Herren  zugewiesen  war:  sie  gewähren  dem  Lande 
schon  allein  durch  die  Thatsachc  ihres  Vorhandenseins  einen 
überaus  wirksamen  Schutz,  sie  betheiligen  sich  hier  und  da  mit 
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Nachdruck  an  kürzeren  Heeres-  und  Kriegsfahrten,  sie  füllen 
den  Schatz  der  Grafen,  da  mit  ihrem  Wachsthum  auch  die 
Erträgnisse  der  Verkehre-  und  Verbrauchssteuern  in  steter  Zu- 
nahme begriffen  sind.  Man  fragt  unwillkürlich  nach  den  be- 
sonderen Gründen  für  jenes  ziemlich  unvermittelte  Hervortreten. 
Die  Veranlassung  hierfür  sind  vornehmlich  die  Ereignisse,  die 
diesen  Regierungswechsel  begleiten.  Wie  bei  dem  kinderlosen 
Tode  des  Grafen  Otto  (1311)  der  Kölner  Erzbischof,  so  strecken 
jetzt  nach  dem  Ableben  seines  Bruders  Dietrich  IX.  die  Süliue 
Adolfs  von  der  Mark,  kraft  ihrer  Abkunft  von  Margarethe  von 
Cleve,  ihre  Hände  nach  der  Grafschalt  aus.  Zwar  überlebte 
den  Grafen  ein  jüngerer  Bruder  des  Namens  Johann,  der  aber 
war  frühzeitig  für  den  geistlichen  Stand  bestimmt  worden.  Er 
war,  wie  ein  clevischcr  Chronist  berichtet,  in  utroquc  jure  eru- 
ditissimus.1)  Später  trifft  man  ihn  als  Domdechant  in  Köln. 
Er  war  nach  der  Tradition  des  Hauses  abgeschichtet  mit  einem 
Theile  der  Gütor,  die  als  Mitgift  fremder  Prinzessinnen  ehemals 
an  Cleve  gekommen  waren:  Linn,  Orsoy  und  die  Ueberrcste 
der  Grafschaft  Hülchrath  unterstanden  schon  seit  dem  Jahre 
1318  seiner  Herrschaft.-)  Die  märkischen  Neffen  mochten  der 
Meinung  gewesen  sein,  sie  würden  Dietrich  IX.,  dessen  Hin- 
scheiden seit  langer  Zeit  erwartet  wurde,  ohne  weiteres  folgen. 
Johann  aber  hatte  schon  im  Hinblick  auf  dieses  Ereigniss  1342 
den  geistlichen  Stand  verlassen  und  sich  mit  Mechthilde,  der 
Tochter  Herzog  Reinalds  von  Geldern  vermählt.1)  Eben  durch 
diese  Verbindung,  die  übrigens,  wie  erwähnt,  kinderlos  blieb, 
deckte  er  sich  der  Stelle  gegenüber,  von  der  am  ehesten  Ge- 
fahr droht:  eine  Vereinigung  der  märkischen  Brüder  mit  Geldern, 
die  geplant  worden  zu  sein  scheint,  wurde  dadurch  sehr  er- 
schwert. Andererseits  suchte  Johann  offenbar  auch  den  Erz- 
bischof auf  seine  Seite  zu  bringen.  Dafür  spricht  der  Umstand, 
dass  er  so  bereitwillig  einen  Lehnseid  auch  für  die  Stücke  aus- 


>)  Au«ser  der  Ilonselerscheu  (liandscliriftliclien)  Chronik  vergl.  die 
cronica  comitum  et  principum  de  Clivis  . . . (Seibcrtz,  (Quellen  der  West- 
falischen Geschichte  Bd  2 S.  241)  und  Harless,  Allgemeine  deutsche  Bio- 
graphie Bd.  14  S.  20S,  sowie  meine  Bemerkungen  im  Archiv  f.  bürgerliches 
Recht,  Bd.  10  S.  67. 

2)  v.  Häuften,  Zeitsckr.  d.  Berg.  Gesekiebtsv.  Baud  2 S.  38. 

-1)  Gert  vau  der  Schuren  (ed.  Schulten)  S.  61. 
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stellt,  deren  Lehnsqualität  nicht  unzweifelhaft  war.1)  Gleich- 
wohl musste  viel  darauf  ankommen,  sich  der  Zustimmung  des 
Territoriums  zu  versichern,  und  schon  waren  die  Städte  so 
mächtig,  dass  ihre  Partheinahme  mit  Uber  die  Herrschaft  im  Lande 
entschied.  Am  7.  Juli  1347  war  Graf  Dietrich  gestorben,  am 
11.  desselben  Monats  huldigt  bereits  Wesel,  am  13.  Kalkar.2)  Sehr 
viel  länger  freilich  zögerte  sich  die  Privilegienbestätigung  und 
Huldigung  in  Hussen  und  in  Cleve  hin.  Die  Urkunden  für  die 
anderen  Städte  dürften  wohl  nicht  mehr  vorhanden  sein.  Bei 
Hüssen  ist  die  Weiterung  in  Anbetracht  der  Entfernung  begreiflich: 
die  Bestätigung  dort  ist  vom  13.  Juli  1348.3)  Auffällig  hingegen 
ist  der  verspätete  Treueid  der  Residenzstadt.  Hier  scheinen 
thatsächlich  der  Succession  Hindernisse  entgegengetreten  zu 
sein.  Möglich  dass  ein  Dokument  aus  dem  November  des  Jahres 
1349  hiermit  in  Zusammenhang  steht,  in  dem  Dietrich  von  Horn, 
der  uns  schon  bekannte  Stadtherr  von  Kranenburg,  (derselbe, 
der  auch  1368  als  Prätendent  auftritt),  die  Privilegien  der  Stadt 
Cleve  bestätigt.4)  Jedenfalls  hatte  die  Huldigung  auch  der 
Hauptstadt  schon  vorher  stattgefunden.  Die  grosse  Handfeste, 
die  Cleve  damals  erhielt,  ist  vom  1.  Januar  1348.'*) 

Sieht  man  von  dem  Weseler  Diplom  ab,  auf  dessen  wichtigste 
Bestimmungen  in  anderem  Zusammenhänge  zurückznkommen 
sein  wird,  dann  zeigen  die  drei  grossen  Privilegien  für  Hüssen. 
Kalkar  und  Cleve  in  gewissem  Sinne  ein  einheitliches  Gepräge. 
Am  ehesten  kann  man  sie  noch  dem  privilegium  majus  vonAVesel 
vergleichen,  nur  handelte  es  sich  bei  diesem,  wie  wir  wissen, 
mehr  um  eine  Zusammenfassung  zahlreicher  früherer  Verleihun- 
gen, während  in  den  Jahren  1347  und  1348  die  Erweiterung 
früherer  Verleihungen  mit  ins  Gewicht  fällt.  Die  Ueberein- 


])  Vergl.  die  Urkunde  vom  7.  Sept.  1347  bei  Lacoinblet,  Archiv  für 
die  Geschichte  des  Niederrbcins,  Baud  4 S.  3'JO. 

0 Lacoinblet,  Urkundcubuch  Band  3 Nr  443  und  im  Stadtarchiv  zu 
Kalkar  ohne  Ordnungsnummer. 

3)  Teschcnmachor- Dithmnr,  Annales  etc.,  Cod.  dipl.  Nr.  23. 

4)  Späte  Abschrift  im  St.  zu  1).,  Cleve-Mark  Landstände,  Supplement 
Nr.  12  S.  70. 

■'')  Abgedruckt  nach  einer  Copie  hei  Lacoinblet,  Urkundenbuch  Bd.  3 
Nr.  451  und  nach  dem  Original  bei  Schölten,  Die  Stadt  Cleve,  Urkunden 
Nr.  68. 
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Stimmung  aber  besteht  vor  allem  darin,  dass  hier  wie  dort  der 
Versuch  gemacht  wird,  das  ganze  städtische  Recht  im  Ganzen 
zu  codifiziren.  Spätere  Diplome  haben  sich  dann,  soweit  sie 
überhaupt  nicht  einfach  eine  summarische  Bestätigung  aus- 
sprechen, darauf  beschränkt,  den  gesammten  Stoff  in  der  von 
Johann  festgestellten  Reihenfolge  und  Form  nochmals  zu  repro- 
duziren  und  vielleicht  in  diesem  oder  jenem  mehr  untergeordneten 
Punkte  kleine  Aenderungcn  anzubringen. 

Dass  freilich  die  alten  Formulare  aus  der  Mitte  oder  der 
zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  nirgends  mehr  ausreichen 
bei  der  Neugründung  von  Städten,  wurde  bereits  erwähnt.  Er- 
halten doch  schon  die  Ortschaften,  die  Dietrich  IX.  zu  Städten 
erhob,  von  vorn  herein  einen  ansgebildeten  Magistrat,  der  in 
den  früheren  Urkunden  noch  nicht  vorgesehen  war.  Diese  Grün- 
dungen fallen  in  die  frühere  Regierungszeit  Dietrichs  IX.  (131 1 bis 
1347),  aber  auch  in  den  Erneuerungen  und  Bestätigungen,  die 
aus  irgend  einem  Anlass  späterhin  während  seiner  Herrschaft 
nöthig  werden,  wird  gar  nicht  daran  gedacht,  an  dem  älteren 
Bestand  der  Privilegien  äusserlich  etwas  zu  ändern.  Dafür  sind 
charakteristische  Belege  die  uns  schon  bekannten  Diplome  für 
Dinslaken  und  Kraneuburg  aus  den  Jahren  1340  und  1342.1) 
In  den  späteren  Jahrzehnten  der  Regierung  dieses  energischen 
Herrn  tritt  überhaupt  eine  gewisse  Erschlaffung  ein. 

Die  letzte  Zeit  seines  Lebens  verging  ihm  in  Krankheit 
und  Reue  über  manche  Gewalttätigkeiten,  die  er  sich  bei  der 
Organisation  einer  durchgreifenden  Verwaltung  im  Lande  der 
Kirche  und  den  Untertanen  gegenüber  erlaubt  hatte.2)  So  mochte 
denn  in  den  Städten  seit  Jahrzehnten  alles  nach  einer  Codifikation 
des  geltenden  Verfassungszustandes  drängen.  Die  Revision  der 
Privilegien,  die  nunmehr  der  Regierungswechsel  mit  sich  brachte, 
wird  dann  gezeigt  haben,  einen  wie  ungemeinen  Fortschritt  das 
städtische  Wesen  in  der  Zwischenzeit  gemacht  hatte. 


')  Vergl.  oben  S.  19  und  Tescheumacher,  Aunales  etc.,  Cod.  dipl. 
Nr.  24. 

a)  Lacomblet,  Urkumlenbuoh  Band  3 Nr.  373.  Schon  Knapp,  Ke- 
genten- und  Volksgeschidite  der  Länder  Cleve  etc.  Band  1 S.  303  sagt 
kurzer  Hand:  »Von  den  letzten  vier  Jahren  aus  des  ürafen  Dietrich  Lebens 
wissen  wir  nichts  weiter.“ 
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Am  wenigsten,  wie  gesagt,  tritt  das  in  dem  Diplom  hervor, 
das  der  Stadt  Wesel  beim  Anlass  der  Huldigung  am  11.  Juli 
1347  ausgestellt  wurde.  Wir  wissen,  dass  dort  die  schnelle 
Aufeinanderfolge  in  der  Verleihung  von  neuen  Gerechtsamen 
nach  dem  privilegium  majus  eine  längere  Unterbrechung  erfahren 
hatte.  Erst  nachdem  das  Zeitalter  der  inneren  Kämpfe  durch 
den  Schied  des  Jahres  1311  wenigstens  einen  vorläufigen  Ab- 
schluss gefunden  hatte,  setzen  wieder  allmählich  Urkunden  ein, 
in  denen  der  Stadt  alle  möglichen  neuen  Vergünstigungen  ver- 
brieft werden.  Sieht  man  von  der  Huldigungsurkunde  des  Jahres 
1311  ab,  durch  die  die  städtischen  Freiheiten  werthvolle  Er- 
weiterungen erfuhren,  so  fanden  bereits  131  6 und  131»  neue 
Verleihungen  statt.1)2)  Es  folgten  Privilegien  in  den  Jahren 
13*24  und  1323,  auf  deren  Inhalt  ich  hier  nicht  eingehe,  da  er 
späterhin  in  anderem  Zusammenhänge  erörtert  werden  muss.3)  Er- 
fährt man  dann  weiter  von  Vergünstigungen,  die  1332  und  1346 
gewährt  werden,  so  wähnt  man  sich  zurückversetzt  in  jene  für 
die  Stadt  so  glückhafte  Periode,  die  zwischen  der  Erhebung  und 
der  Ausstellung  des  privilegium  majus  liegt.4)  Namentlich  das 
zuletzt  angeführte  Diplom,  das  eine  authentische  Erklärung  giebt 
über  das,  was  unter  den  Scheltworten  zu  verstehen  sei,  die  der 
Aburtheilung  durch  den  Bürgermeister  unterliegen  sollen,  be- 
weist, dass  Graf  Dietrich  den  Aufschwung  städtischen  Wesens 
mit  regem  Interesse  begleitete. 

Als  nun  Johann  das  Regiment  antrat,  war  die  Lage  Wesels 
naturgemäss  eine  andere,  als  die  der  übrigen  clevischen  Städte, 
die  den  ganzen  Zeitraum  hindurch  keiner  Vergünstigungen  theil- 
haftig  geworden  waren.  Diese  mussten  also  darauf  bedacht  sein, 
den  Vorsprung  einzuholen,  den  der  mächtige  Platz  gewonnen 
hatte;  Wesel  selbst  aber  war  sozusagen,  ähnlich  wie  damals  vor 
Gewährung  des  privilegium  majus  (1277),  saturirt.  Die  Bürger 
wachten  mit  Argwohn  darüber,  dass  ihnen  die  alten  Gerechtsame 


’)  Da»  Diplom  von  1311  bei  Lacomblet,  Urkundenbuch  H<1.  3 Nr.  103. 

2)  Orig.  Porg.  im  St.  zu  ]).,  Stmlt  Wesel  Nr.  21  und  22.  Der  wichtigere 
Tlioil  der  Urkunde  von  1316  ist  oben  S.  112  abgedruckt. 

3)  Daeomblet  a.  a.  O.  Hand  3 Nr.  202  und  Nr.  241. 

4)  Orig.  Perg.  im  St.  zu  D.,  Stadt  Wesel  Nr.  28  und  die  Urkunde 
von  1346  bei  Freusdorlf,  Dortmunder  Statuten  eto.  S.  267. 
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gehalten  würden,  ein  wirkliches  Bedürfnis  nach  neuen  Ver- 
leihungen war  kaum  vorhanden.  So  beschränkte  man  sich  auf 
Zugeständnisse,  die  zwar  nicht  besonders  werthvoll  waren,  wohl 
aber  geeignet  zu  sein  schienen,  die  gewaltige  Stellung  der  Stadt 
dem  Landesherrn  gegenüber  zu  befestigen.  So  verspricht  der 
neue  Graf,  dass  er  innerhalb  der  Mauern  Wesels  keine  Wohnung 
haben  wolle;  zugleich  versichert  er,  dass  auch  sein  Amtmann 
eidlich  geloben  werde,  den  Bürgern  alle  ihre  Privilegien 
halten  zu  wollen.1) 

Wie  schon  angedeutet,  das  Ziel  der  kleineren  clevischen 
Plätze  war  ein  anderes  und  naturgemäss  ein  bescheideneres. 
Den  besten  Aufschluss  über  das,  was  sie  erstrebten,  giebt  die 
Handfeste  von  Kalkar  vom  13.  Juli  1347,  auf  die  in  den  früheren 
Erörterungen  schon  so  oft  Bezug  genommen  werden  musste.2) 
Ich  habe  das  Dokument  benutzt,  um  mit  Hülfe  des  Privilegs 
für  Dinslaken  vom  Jahre  1270  die  verlorene  Erhebuugsurkunde 
der  Stadt  Kalkar,  die  vermuthlich  von  1242  ist,  daraus  ihrem 
wesentlichen  Inhalte  nach  zu  rekonstruircu.  Ich  ging  bei  diesem 
Verfahren  von  der  Voraussetzung  äus,  dass  jenes  Dokument  für 
Dinslaken  sich  so  gut  wie  wörtlich  an  das  nicht  mehr  vorhandene 
Diplom  anlehne.  Ich  glaubte  ferner  alle  Theile  der  Kalkarer 
Handfeste,  die  in  der  Urkunde  von  1270  nicht  enthalten  sind, 
als  Erweiterungen  der  Erhebungsurkunde  in  Anspruch  nehmen 
zu  dürfen.  Denn  da  eine  Verleihung  zwischen  1242  und  1347 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  nicht  mehr  erfolgt  ist,  müssen  die 
Zusätze  des  Diploms  von  1347  auf  die  Rechnung  des  Grafen 
Johann  gesetzt  werden,  der  damals  unter  so  schwierigen  äusseren 
Umständen  nach  dem  Tode  seines  Bruders  das  Regiment  über- 
nahm.1) 

Worin  bestehen  nun  die  Vergünstigungen,  die  er  den  Kal- 
karern  hat  zu  theil  werden  lasseu?  Die  erste  Abweichung  im 
Wortlaut  der  Handfeste  von  der  Erhebungsurkunde  finde  ich  in 


')  Lacomblet,  Urkuudenbucli  Band  3 Nr.  442.  Neu  ist  unter  auderem 
das  Zugeständnis«  der  Zollfreiheit  im  Lande  Linn.  Vergl.  ferner  unten 
Kap.  9 V und  meine  Bemerkungen  bei  Kollier  und  Liesegang,  Das 
Kölnische  Recht  am  Niederrkeiu  S.  26  ff. 

s)  Orig.  Perg.  im  Ratbsarcliiv  zu  Kalkar  ohne  Ordnungsnummer. 

*)  Vergl.  oben  S.  167. 
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dem  Satz  über  die  Wahl  zum  städtischen  Magistrat.  Wenn  es 
jetzt  heisst,  es  sollten  jährlich  ausser  dem  Bürgermeister  und 
den  Schoflen  Räthe,  ein  Bote  und  andere  Amtleute  gewählt  wer- 
den, so  liegt  hier  ein  Zusatz  vor,  der  übrigens  keine  weitere 
Gnadenbezeugung  darstellt,  sondern  einfach  der  Entwicklung  der 
Zwischenzeit  Rechnung  trägt.1) 

Völlig  neu  und  ungleich  wert  h voller  — ja  man  wird  sagen 
dürfen,  der  wahre  Kern  der  Handfeste  ist  dann  aber  die 
Verleihung  der  Aecise  an  die  Stadt:  Voertmere  hebbe  wy  onsen 
voergheruerden  lyeven  borgheren  von  Kalkei-  ghegheven  ende 
gheven  in  desen  brieve  een  recht,  dat  gheheyten  is  een  cyse. 
Fortan  steht  es  der  Bürgerschaft  zu,  von  allen  Waaren,  die  von 
aussen  auf  den  örtlichen  Markt  gebracht  werden,  einen  gewissen 
Betrag  zu  erheben.  Nicht  allein  für  die  Finanzwirthschaft  der 
Stadt  ist  solche  Gunst  von  grossem  Belang,  noch  mehr  fast 
kommt  sie  den  heimischen  Kaufleuten  zu  Gute.  Denn  die  Stadt 
ist  jetzt  in  der  Lage,  mit  Plätzen  der  Nachbarschaft  auf  eigene 
Faust  Verträge  auf  gegenseitige  Accisefreiheit  abzusehliessen, 
durch  die.  die  Händler  der  verbündeten  Stadtgemeinden  der 
fremden  Konkurrenz  gegenüber  eine  ausserordentlich  vortheil- 
hafte  Position  erhalten.  Schon  waren  nunmehr  auch  die  clevischen 
Städte  in  jenen  Interessenverband  der  niederrheinischen  Plätze 
hineingewachsen,  zu  dem  im  elften  und  zu  Anfang  des  zwölften 
Jahrhunderts  einzig  und  allein  Wesel  gehört  hatte.  Namentlich 
Tiel,  jene  ehemals  so  hervorragende  Zollstation  und  Reichsstadt 
an  der  Waal.  — frühzeitig  der  Sitz  einer  mächtigen  Kaufmann- 
schaft — suchte,  nachdem  es  durch  mancherlei  Umstände  in 
seiner  Entwicklung  gehemmt  worden  war,  in  ein  engeres  Ver- 
tragsverhältniss  mit  den  clevischen  Plätzen  zu  kommen.2)  Wie 


')  Voertmeer  hebbe  wy  onsen  voerscreveu  lycvon  burgheren  toeghe- 
ghevcu  ende  verleent,  dat  si  alle  jaer  up  jaersdach  . . . kyesen  solen  enen 
burghermeyster  ende  rade,  seepeu  ende  bade  ende  ander  nmptlude,  der  onse 
stat  to  doen  hecft  ende  ocr  nutte  syn. 

*)  Dodorich,  Alpertus  von  Metz  S.  4H,  sowie  Mayer,  Zoll,  Kauf- 
mannschaft und  Markt  S.  450.  Vergl.  ferner  Lacoiublet,  Urkundeubucb 
Hand  1 Nr.  132.  Für  die  (jeschichte  der  Aecise  in  den  gelderaschen  Städten 
vergl.  Nyhoff  a.  a O.  Hand  1 Nr.  134  und  215.  Für  Emmerich  Was sen- 
berg,  Kmbrica  S.  06.  Für  Jülich  vergl.  das  interessante  Diplom  vom  10.  Mai 
1338  (Lacoiublet  Band  III  Nr.  326),  durch  das  sich  Markgraf  Wilhelm 
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alt  der  Vertrag  auf  gegenseitige  Accisefreiheit  ist,  der  zwischen 
Wesel  und  Tiel  seit  Alters  bestand  und  im  Jahre  1323  erneuert 
werden  sollte,  mag  dahingestellt  bleiben.1)  Jedenfalls  hatte  Tiel 
zu  jenem  alten  Bunde  niederrheinischer  Ortschaften  aus  dem 
Anfänge  des  zwölften  Jahrhunderts  nicht  gehört.  Rhen  die  Stadt 
Tiel  ist  es  nun,  welche  1345  an  Kalkar  die  Aufforderung  ergehen 
liess,  es  möge  ihren  Kaufleuten  in  Kalkar  Accisefreiheit  gewährt 
werden.1,2)  Andernfalls  drohen  sie,  würde  auch  die  nämliche  Ver- 
günstigung der  Kalkarer  Kaufleute  in  Tiel  aufgehoben  werden.  Es 
scheint  nun  nicht,  als  ob  Graf  Dietrich,  lebensmüde  wie  er  war, 
an  den  sich  damals  Kalkar  in  seiner  Notli  gewandt  haben  wird, 
alsogleich  der  Bürgerschaft  ihren  Wunsch,  ihr  eine  Accise  zu 
gewähren,  erfüllt  hat.  Für  um  so  werthvoller  wird  man  den 
Gewinn  angesehen  haben,  den  manl347  durch  Verleihung  dieses 
Rechtes  davontrug.  Und  kaum  minder  wichtig  war  ferner  die 
zweite  Gunst,  die  den  Bürgern  in  der  grossen  Handfeste  zuge- 
sprochen wurde.  Es  ist  das  Willkürrecht,  die  Befugniss  innerhalb 
der  Grenzen  der  städtischen  Autonomie  alle  möglichen  Verordnun- 
gen zu  erlassen,  auf  deren  Uebertretung  dann  Strafen  gesetzt  werden. 
Die  Erlaubniss  freilich  wird  nur  indirekt  ertheilt.  Alle  Koeren,  die 
bisher  ergangen  sind,  sollen  als  zu  Recht  bestehend  anerkannt 
werden.  Da  es  nun  der  Entscheidung  der  Schöffen  überlassen 
wird,  im  gegebenen  Fall  festzustellen,  welches  der  Inhalt  jener 
älteren  Willküren  ist,  wird  also  in  der  Praxis  die  Befugniss, 
Verordnungen  zu  erlassen,  an  den  Magistrat  übergegangen  sein.:l) 

Man  hat  den  Eindruck,  als  ob  in  Kalkar  bis  zu  dieser  Ver- 
leihung das  Willkürrecht  ansgeübt  sei,  ohne  dass  es  durch  eine 
besondere  Erlaubniss  zugestanden  war.  Aehnlich  war  man  in 


von  Ludwig  dem  Bayer  das  Recht  verleihen  lässt,  in  allen  Ortschaften  seines 
Gebietes  nnd  seiner  Reichspfaudschaflen  Zoll  und  Accise  zu  erheben. 

■)  Abschrift  im  St.  zu  D.,  Stadt  Wesel,  Caps.  219  Nr.  ti  S.  GO  des 
zweiten  Theiles. 

a)  Urkunde  vom  18.  Oktober  im  Lagerhuch  der  Stadt  Kalkar  in  der 
Pfarrkirche  zu  Kalkar  S.  &2. 

*)  Voertmeer  gheve  wy  onsen  lyeven  burgheren  voersereven  alle  oer 
koren  ende  oer  verkaren  recht,  alle  dye  sy  noch  hertoe  bracht  hebben,  so 
willickerhande  datdyesyn;  dye  sye  mit  onsen  scepenen  van  Kalkar  moghen 
bebalden;  dat  wille  wy,  dat  oeu  vast  ende  stede  sy  sonder  onse  oft  yemans 
wedersegghen  ende  sonder  arghelist. 
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Wesel  verfahren,  aber  dort  hatten  die  Landesherren  die  einzige 
günstige  Gelegenheit,  die  sich  ihnen  die  ganze  Zeit  hindurch 
darbot,  die  Stadt  herabzudrücken,  dazu  benutzt,  ihr  diese  werth- 
volle Befugniss  zu  entziehen.  Freilich  die  bereits  in  Kraft  ge- 
tretenen koeren  oder  statuta  wagte  auch  der  Schied  von  1308 
nicht  zu  beseitigen,  wohl  aber  sollten  Bestimmungen  der  Art  in 
der  Zukunft  nur  mit  Genehmigung  des  Landesherrn  erlassen 
werden  dürfen.  Die  Bestimmung  der  Urkunde  lautet  nämlich: 
Mandantes  volumus,  quod  deinceps  ibidem  non  fiant  aliqua  nova 
statuta  hactenus  non  servata  absque  nostra  et  nostroruui  here- 
dnm  speciali  gratia,  sed  statuta  et  gratias,  quibus  hactenus  gavisi 
sunt,  ibidem  volumus  observari.1) 

Diese  Massnahme  mag  in  Wesel  vorübergehend  Geltung  ge- 
wonnen haben,  die  Bürgerbücher,  die  so  zahlreiche  Willküren 
enthalten,  zeigen  aber  deutlich,  dass  man  schon  ein  Jahrzehnt 
später  in  der  Praxis  sich  nicht  daran  gekehrt  hat.  — 

Um  aber  auf  die  Anfänge  Johanns  zurückzukommen:  Wie 
mögen  die  Handfesten  beschaffen  gewesen  sein,  die  auch  die 
kleineren  Städte  damals  erlangt  haben  werden?  Erhalten  von 
ihnen  ist  nur  die  eine  Bestätigung  für  Hüssen  vom  13.  Juli 
1348.  Es  gilt  also  diese  Urkunde  mit  der  eben  besprochenen 
Handfeste  für  Kalkar  ihrem  wesentlichen  Inhalt  nach  zu  ver- 
gleichen. Da  ergiebt  sich  denn  zunächst  das,  was  selbstver- 
ständlich ist:  Ebenso  wie  in  Kalkar  erfolgt  auch  in  Hüssen  die 
Umsetzung  des  Magistrats  jährlich  an  einem  bestimmten  Tage. 
Auch  die  Befugniss,  eine  Accise  zu  erheben,  erhält  die  Bürger- 
schaft des  Stadtfleckens.  Freilich  ist  zwischen  der  Verleihung 
hier  und  dort  ein  nicht  unerheblicher  Unterschied.  Einmal  wird 
es  den  Bürgern  nicht,  wie  in  Kalkar,  einfach  überlassen,  zu 
bestimmen,  welche  Artikel  accisepflichtig  sein  sollen  oder  nicht; 
nur  mit  Einwilligung  des  Grafen  oder  seines  Amtmanns  dürfen 
sie  sich  darüber  schlüssig  machen.  Vor  allem  aber  die  Strafen, 
die  auf  Uebertretung  der  Acciseordnung  stehen,  fallen  nicht 
ganz,  wie  in  Kalkar,  sondern  nur  zur  Hälfte  an  die  Stadtkasse.-) 


>)  Lacotnblet  a.  a.  0.,  Band  8 Nr.  72. 

2)  Teschenmacber- Ditlnnar,  Annalea,  Cod.  dipl.  23:  Vort  willen 
wy,  dat  imse  borgemeister,  ruedt  ende  sebepenen  van  Huessun  Ketten  mögen 
cysen  ind  koirscyse  by  ousen  rade  oft  onaeiiä  amptnmna  binnen  den  ge- 
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Wie  in  Wesel  seit  1324  im  ganzen  Kirchspiel,  wird  auch 
in  Hiissen  die  Accise  im  ganzen  Jurisdiktionsbezirk  um  die  Stadt 
herum  erhoben.  Das  vor  allem  mag  der  Grund  gewesen  sein, 
an  der  Acciseverwaltung  den  Amtmann  zu  betheiligen.  Musste 
schon  so  wie  so  das  Verhältniss  zwischen  Amtmann  und  Stadt 
Anlass  zu  manchen  Streitigkeiten  geben,  so  wurde  durch  diese 
Anordnung  der  Gegensatz  gewiss  noch  mehr  verschärft. 

Neu  ist  dann  noch  ein  Artikel,  der  sonst  nirgends  in  clevi- 
sclien  Städteprivilegien  wiederkehrt ; der  Graf  verspricht,  wenn 
irgend  welche  älteren  Privilegien  zu  Grunde  gingen,  diese  zu 
erneuern.1)  Von  anderen  Bestimmungen  mag  es  dahingestellt 
bleiben,  ob  sie  schon  in  der  Erhebungsurkunde  Hussens  enthalten 
waren  oder  jetzt  erst  hinzugekommen  sind.  Sie  betrafen  den 
Wochen-,  den  Jahrmarkt  und  das  Fremdenrecht.  Da  in  den 
älteren  Privilegien  eben  über  diese  für  das  städtische  Wesen 
so  wichtigen  Satzungen  überhaupt  kaum  etwas  vorkommt,  ist 
es  erforderlich,  hier  den  Inhalt  anzudeuten.  Der  Wochenmarkt 
soll  anfangen  Donnerstags  zur  Vesperzeit  und  solange  dauern, 
bis  man  Samstags  zur  Messe  läutet.  Alles  Kaufmannsgut,  einerlei 
ob  es  verkauft  wird  oder  nicht,  soll  frei  von  Marktabgaben, 
aber  nicht  vom  landesherrlichen  Durchgangszoll  sein. 

Diese  Vergünstigung  ist  so  umfassend,  dass  auch  der  Jahr- 
markt. der  zweimal  im  Jahre  stattfinden  soll,  sich  nur  durch 
die  längere  Dauer,  nicht  aber  durch  grössere  Freiheit  vom 
Wochenmarkt  unterscheidet.  Die  Fremden  aber,  die  solcher 
Kaufmannschaft  wegen  nach  Hüssen  kommen,  sollen  im  Rechts- 
gang (van  woorden  und  van  vechtelycke  saecken)  den  Ein- 
heimischen gleichgestellt  sein.  Prozesse  „van  eenige  geloftenisse 
ind  coopmansdnap,  die  yemand  den  anderen  gelooft  ind  gemaeckt 
hadde  in  dese  vorschreven  merckt,  daer  mach  die  een  den  an- 
deren voor  aen  talen  ende  nemen  van  oen  een  onvertaget  recht 
op  die  staende  voet  sonder  wederseggeu  etc.“.  Das  heisst  also,  dass 


richte  van  Huesson  und  in  oire  stadt  behoeff  als  mogtdyck  ind  rcdclyck 
is.  Ende  soo  wie  den  keur  braecke.  die  koeren  sullon  wy  halft  hebben  ende 
onse  voorscreven  stadt  halft. 

')  Voort  soo  geven  wy.  weert  dat  eenige  breven  van  ons  oft  van  onsen 
alderen  gecaneelliert  te  breucken,  of  andersins  geviel,  dat  sy  vernielt  worden, 
dat  wy  oen  die  vernyen  sullen. 
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Marktstreitigkeiten  zwischen  Fremden  und  Einheimischen  un- 
verzüglich entschieden  werden  sollen.  Wenn  in  solchem  Falle 
gleichwohl  der  eine  Theil  keine  Anstalt  macht,  von  dem  anderen 
sein  Recht  zu  nehmen,  so  soll  sich  dieser  ihm  sofort  zu  Recht 
erbieten  und  das  durch  zwei  Schöffen  bezeugen.  Lässt  sich 
alsdann  der  Gegner  noch  immer  nicht  auf  einen  Prozess  ein, 
so  mag  der  andere  Theil,  ohne  weiteren  Behelligungen  ausge- 
setzt zu  sein,  die  Stadt  verlassen. 

Man  sieht,  so  übereinstimmend  auch  die  Grundlage  ist,  auf 
der  sich  der  Bau  der  clevisehen  Stadtverfassung  erhebt,  überall, 
wo  das  Material  einen  intimeren  Einblick  gestattet,  treten  einem 
eigentümliche  und  von  deu  besonderen  Umständen  bedingte 
Verhältnisse  entgegen. 

Wie  das  für  Wesel,  für  Kalkar  und  für  Hüssen  gilt,  gilt 
es  vollends  für  die  Stadt,  deren  Burg  der  Grafschaft  den  Namen 
gegeben  hat.  Das  zeigt  einmal  die  Handfeste  vom  Jahre  1348 
und  es  wird  bestätigt  durch  alles,  was  wir  sonst  noch  aus  früherer 
oder  späterer  Zeit  über  Cleve  wissen. 

Cleve  ist  ausser  Wesel  der  einzige  Platz,  von  dem  nicht 
allein  die  Erhebungsurkunde,  sondern  auch  die  grosse  Erweiterung 
vom  Regierungsantritt  des  Grafen  Johann  in  authentischer  Form 
vorliegt.  Wie  schon  erwähnt,  weist  das  jüngere  Clever  Privileg 
(1242)  dem  älteren  Weseler  (1241)  gegenüber  eine  ganze  Reihe  von 
kleineren  Aendcrungcn  und  Zusätzen  auf.  Die  spätere  Entwicklung 
hat  diese  Zusätze  vermehrt  und  theilweise  umgestaltet.  Der  kurze 
Satz  des  Erhebungsprivilegs,  dass  der  Graf  einen  Richter  und 
die  Bürgerschalt  ein  Schöflfenkolleg  zu  w'ählen  hat,  ist  z.  B.  er- 
heblich erweitert  worden.  Zwar  wird  der  Richter  nach  wie 
vor  von  dem  Grafen  eingesetzt,  aber  er  leistet  seinen  Amtseid 
nicht  allein  dem  Grafen,  vielmehr  schwört  er  auch  den  Bürgern, 
dass  er  nach  Schölfenurtheil  richten  will.1)  Ausser  dem  Schütten 
haben  nach  dem  Privileg  von  1348  ferner  die  Bürger  jährlich 
einen  Gerichtshöfen  und  sogenannte  Geschworene  zu  kiesen.-) 


')  Schölten,  Die  Stadt  Cleve,  l’rkunden  Nr.  r«s:  Ad  coiuniodmn  etiam 
sepedictorum  bnrgenaiuui  ipsis  judiccm  statncmus,  qni  nobis  ac  ipsis  prestabit 
juramentum  juxta  sententiam  scabinnrum  judicaiuluin. 

*)  Kt  ipsi  suos  scabinos,  preconem  et  juratos  dicto  oppido  necessarios 
eligeut  de  sua  voluutate. 
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Der  Begriff  Geschworene  ist  später  in  Cleve  ein  sehr  weiter, 
er  umfasst  alle  städtische  Beamte,  die  sich  der  Gemeinde  durch 
einen  besonderen  Diensteid  verpflichtet  haben.  In  den  übrigen 
clevischen  Städten  machen  nun  um  diese  Zeit  ausser  den  Schöffen 
die  Rathmannen  das  Gros  der  Geschworenen  aus.  Aber  auch 
für  Cleve  ist  die  Bezeichnung  Rathmann  eben  damals  schon 
bezeugt.  In  den  Diplomen  der  älteren  Periode  freilich,  in  denen 
man  sie,  falls  vorhanden,  finden  müsste,  in  einem  Statut  für  die 
Schuhmacher  vom  Jahre  1295,  und  in  jenem  Bfindniss  zwischen 
Cleve  und  Kalkar  von  1312,  fehlen  sie.  Immerhin  muss  also  die 
Rathsbehörde,  wie  schon  berührt,  sich  in  Cleve  zum  mindesten 
ein,  vielleicht  auch  zwei  Jahrzehnte  später  organisirt  haben,  als 
in  der  Mehrzahl  der  clevischen  Städte.  Zum  ersten  male  er- 
wähnt werden  sie  dann  als  Konsuln  der  Stadt  — und  zwar 
unter  eben  dieser  Bezeichnung  und  nicht  unter  jener  allge- 
meineren Benennung  von  Geschworenen  — im  Jahre  1341. 
Das  geschieht  in  der  Urkunde,  durch  die  Erzbischof  Walram 
die  Verlegung  des  Kanoniker-Kollegiums  von  Monreberg  nach 
Cleve  genehmigt.1)  Und  bald  darauf  im  Jahre  1353  werden 
abermals  Bürgermeister,  Schöffen  und  Rathmannen  als  Vertreter 
der  Stadt  neben  einander  genannt.2) 

Der  Sprachgebrauch  in  Cleve  ändert  sich  im  Laufe  der 
Zeit:  aus  dem  Gros  der  Geschworenen,  zu  denen  auch  die 
Amtleute  niederer  Gattung,  die  Körmeister  und  wie  sie  sonst 
heissen  mögen,  gehören,  scheiden  allmählich  auch  die  Konsuln 
als  eine  besonders  vornehme  Kategorie  aus.  Gleichwohl  wird 
auch  späterhin  noch  — wie  zu  zeigen  sein  wird  — der  Aus- 


■_)  Lacomhlet  a.  a.  O.,  Hand  3 Nr.  860:  Et  nos  maxister  eivium, 
scahini,  ca  ns  ul  cs  ceteriqnc  universi  opidani  opiili  Clevensis,  cuui  ob  divini 
cnltus  inerementum  nostriqne  opidi  decentiam  et  honestatem  tranalationem 
predicti  collegii  jam  dudum  ferventi  deaideraverimus  effeetu,  personaa  ipaius 
collegii  et  ministros,  quantnin  in  nobis  est,  promovere  et  bonorare  cupientes, 
et  nostra  scientia  prefntas  personas  recepimus  ad  oninea  nostraa  libertates 
et  gratias  nobis  concessas 

2)  Abschrift  in  dor  Handschrift  A 71  (Stadtrecht  von  Cleve)  im  St. 
zu  D.,  Bl.  130:  Wy  burgermeygter,  acepenc  ind  raidt  der  stat  van 

Cleve  makcu  kont  ende  apenbar  . . .,  dat  wy  avermids  consent  ende  raido 
der  gemeynre  stat  van  Cleve  . . . uiub  beden  wille  unss  lyeven  joncheren 
greve  Jobans  einem  gewissen  Claes  Teybert  einen  Thurm  der  Stadtmauer 
übergeben  haben. 

Ltsisgaag,  SieJerrheiniichca  9lädt-we*pn  tm  ItlttelaJlcr. 
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druck  die  „Geschworenen“  nicht  selten  in  dem  älteren  weiteren 
Sinne  angewandt. 

Jene  niederen  Beamten  aber,  die  in  der  Clever  Handfeste 
als  jurati  bezeichnet  werden,  kommen  unter  dem  Namen  Amt- 
leute auch  schon  in  dem  grossen  Privileg  für  Kalkar  vom  Jahre 
1347  vor. 

Im  Uebrigen  gewährt  die  Handfeste  Johanns  der  Stadt 
Cleve  verhältnissmässig  einen  nur  geringen  Zuwachs  an  Rechten.1) 
Die  Accise,  die  damals  erst  den  Bürgern  von  Hüssen  aber  auch 
denen  von  Kalkar  zugestanden  wird,  ist  nämlich  in  Cleve  wie  in 
Wesel  bereits  eingeführt.  Höchstens  darin  mag  eine  Begünstigung 
gelegen  haben,  dass  bei  der  Normirung  des  Tarifes  nunmehr  der 
Bürgerschaft  grössere  Freiheit  gewährt  wurde.'2)  Aber  nicht  einmal 
für  alle  Zeit  sollte  die  Verleihung  der  Accise  — obwohl  der  Wortlaut 
der  Handfeste  für  das  Gegentheil  zu  sprechen  scheint  — Geltung 
haben.  Das  zeigt  ein  Vertrag,  der  13(14  zwischen  der  Stadt 
und  dem  Grafen  abgeschlossen  wurde.1)  Darin  wird  erwähnt, 
dass  man  sich  auf  vier  Jahre  über  eine  azyse  op  alle  coep- 
manscape  ende  guet,  dye  men  bynnen  der  stat  van  Cleve  slyten 
sal,  geeinigt  habe.  An  der  Festsetzung  aber  des  Tarifes  in 
Cleve  hatte  nun  der  Gral  insofern  ein  ganz  besonderes  Interesse, 
weil  nach  einer  älteren  Abmachung  ihm  ein  Drittel  an  den 
Bussgeldern  zustand,  die  auf  die  Uebertretung  der  Accisevor- 
schriften  gesetzt  war.  Dieses  Drittel  überlässt  dann  Johann  im 
Jahre  1364  der  Bürgerschaft  gegen  das  Versprechen  es  für  das 
Beste  der  Stadt  zu  verwenden.4) 


')  Es  ist  also  fast  das  Gegeutheil  von  dein  richtig,  was  Knapp,  Re- 
genten- und  Volksgeschichto  etc.,  Rand  1 S.  :i07  behauptet  : .(legen  seine 
Residenzstadt  Cleve  zeigte  sich  dieser  Graf  besonders  huldvoll,  indem  er 
nicht  bloss  ihre  alte  Gerechtsame  bestätigt,  sondern  ihr  noch  manche  neue 
Freiheiten  verlieh.“ 

*)  Concessitnus  etiam  eisdem,  ut  suam  azisam  dimiuuere  et  augmentare 
poternnt  ad  eorum  utilitateiu  et  profectum,  nostro  consilio  mediante. 

3)  Orig.  Perg.  im  St.  zu  I).,  A II,  Cleve-Mark,  Urkunden  Nr.  343. 

4)  AVilk  dardeel  van  den  koeren  ende  peilen,  dat  syn  is,  he  ons  ge- 
gheven  hevet  te  vollcst  der  stat  orher  ende  best  mede  to  doen,  soe  bekenne 
wi,  dat  wy  golavet  hebben  ende  gelaven  in  gueden  trouwen  dye  accise  te 
holden  ende  to  donc  lialden,  gelyc  dat  syn  ricliter  van  synre  weglien  — ende 
wi  horgemeyster,  raede  scepene  ende  gheswaren  van  onser  weghen  — daerop 
gh  es  warn  hebben. 
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Es  war  also  der  Gewinn,  den  die  Ausbeutung  der  Zwangs- 
lage Johanns  beim  Antritt  seiner  Regierung,  der  Stadt  Cleve  ge- 
bracht hatte,  gering,  verglichen  zum  mindesten  mit  dem,  was 
Wesel  und  Kalkar  davongetragen  hatten.  Man  möchte  daher 
glauben,  dass  eben  in  jener  Zeit  Kalkar  den  kleinen  Vorsprung 
eingeholt  hat,  den  Cleve  noch  einige  Jahrzehnte  vorher,  als  das 
Heberegister  angelegt  worden  war,  gehabt  hatte.  Und  in  der 
That  scheinen  in  Cleve  dem  weiteren  Ausbau  der  Stadtver- 
fassung Hindernisse  im  Wege  gestanden  zu  haben,  die  ander- 
wärts in  gleicher  Stärke  nicht  vorhanden  gewesen  waren.  Die 
Nähe  der  gräflichen  Burg  und  deren  Besatzung,  so  viele  Vor- 
theile sie  anderseits  mit  sich  bringen  mochte,  hatte  doch  auch 
ihre  Nachtheile.  Allzugross  war  die  Versuchung  für  den  Landes 
herrn  in  das  Getriebe  der  inneren  Verwaltung  störend  einzn- 
greifen.  Das  zeigt  vor  allem  ein  Privileg,  das  die  Stadt  wohl 
erst  nach  langwierigen  Verhandlungen  dem  Grafen  Dietrich, 
dem  Vorgänger  Johanns,  im  Jahre  13:11  abgerungen  hatte.') 
Der  Landesherr  verspricht  darin,  keinen  Bürger  in  Cleve  von 
der  Verpflichtung,  der  Stadt  Steuer  zu  leisten  und  anderen 
Dienst  zu  verrichten,  eigenmächtig  befreien  zu  wollen.  Und 
des  weiteren  wird  vereinbart,  wenn  gleichwohl  der  Graf  der 
Stadt  gegenüber  sich  aufs  Bitten  legt  und  diese  ihm,  wie  sie 
darf,  die  Erfüllung  verweigert,  dass  er  dann  den  Bürgern  weder 
zürnen,  noch  auch  ihnen  Beschwer  an  Leib  oder  Gut  zufügen 
werde.  — 

Die  Reihe  der  noch  vorhandenen  Handfesten,  die  Johann 
den  bestehenden  Städten  verlieh,  ist  hiermit  erschöpft,  nicht  er- 
schöpft aber  ist  die  grosse  Anzahl  von  Privilegien,  die  er  hier 
und  da  den  clevischen  Städten  gewährt  hat.  Zumal  Wesel  hat 
im  Guten  und  im  Bösen  Proben  der  Aufmerksamkeit  empfangen, 
die  er  dem  Städtewesen  seines  Landes  widmet.  Bald  verlängerte 
er  der  Stadt  die  Frist,  während  deren  sie  die  Accise  erheben 
durfte,  bald  verlieh  er  ihr  auf  eine  Reihe  von  Jahren  den  Wein- 
zapf, um  die  Mitbürger  einzulösen,  die  bei  Kriegszügen,  die  in 
seinem  Interesse  unternommen  waren,  in  Gefangenschaft  gerathcn 
waren.2)  Einmal  greift  der  Graf  auch  in  die  inneren  Angelegen- 

')  Abschr.  in  einer  Handschrift  de»  Clever  Stadtrechts  im  St,  z.  D.,  A.  76. 

*)  Abschriften  im  Hnuptprivilegienbuch  im  St.  zu  D.,  Stadt  Wesel 
Caps.  219  Nr.  4 S.  76  und  77. 

12* 


Digitized  by  Google 


beiten  der  Stadt  ein  und  sucht  — dem  Beispiel  seiner  A'orgänger 
folgend  — den  gemeinen  Bürgern  ihre  politischen  Rechte  zu 
mehren.1)  Und  ebenso  hat  Johann  Kalkar  wiederholt  seine  Gunst 
bewiesen.  Wie  Wesel  erhält  auch  diese  Stadt  in  demselben 
Jahre  1 363  und  wahrscheinlich  bei  ähnlicher  Gelegenheit  den 
Weinzapf,  wenn  auch  allerdings  nur  auf  vier  Jahre.2)  Dem  Oit 
Orsoj’  verleiht  Johann  im  Jahre  1351  werthvolle  Fischerei- 
gerechtsame, zugleich  erneut  er  die  Privilegien,  die  durch  Feuers- 
brunst zu  Grunde  gegangen  sind.1)  Aber  gerade  bei  diesem 
Anlass  zeigt  er  andererseits,  dass  er  keineswegs  gesonnen  war, 
zu  dulden,  dass  über  deu  Sinn  der  Privilegien  hinaus  die  Bürger- 
schaften ihre  autonomen  Befugnisse  erweitern.  In  der  Urkunde 
für  Orsoj’  war  ganz  allgemein  gesagt  worden,  dass  die  Stadt 
sich  fortan  aller  Freiheiten  erfreuen  soll,  deren  die  Bürger  von 
Kalkar  thcilhaftig  seien.  Der  Ausdruck  konnte  leicht  zu  Miss- 
verständnissen führen  und  in  der  Tliat  werden  die  Orsojer  den 
Versuch  gemacht  haben,  ihn  so  günstig  zu  deuten,  wie  es  der 
Wortlaut  zulicss.  Deswegen  nöthigt  der  Graf  die  Stadt  Orsoj’ 
ein  Jahr  später  (am  11.  November  1352)  zu  einer  Erklärung. 
Die  Bürger  und  ihre  Vorsteher  versprechen,  sich  dem  Richter 
zu  unterwerfen,  den  der  Graf  einsetze.  In  Kalkar  sind  es 
nämlich,  wie  wir  wissen,  die  Bürger,  die  das  besondere  Privileg 
haben,  den  Richter  selbst  zu  wählen:  Eine  so  ungewöhnliche 
Gunst  hatte  nun  aber  dem  Fischerflecken  nicht  ohne  weiteres 
zugestanden  werden  sollen.4) 

Wie  aber  Johann  in  Wahrheit  über  städtisches  Wesen 
dachte,  welches  Maass  an  Freiheit  und  Rechten  er  den  Bürgern 
gern  zugestand,  das  zeigen  am  besten  die  Städtegründungen,  die 
von  ihm  ausgegangen  sind.  Wenigstens  in  einem  Falle  reicht 
das  urkundliche  Material  aus,  um  seine  Absichten  zu  veran- 
schaulichen. 


')  Urkunde  vom  ‘24.  .September  1359  u a 0 S.  74. 

*)  Abschrift  im  ältesten  Chartnlar  der  Grafen  von  Cleve  im  St.  zu  D., 
B.  42  Bl.  50. 

3)  Lacouiblet,  Urkunden  buch  Band  :t  N.  601  und  die  gleichzeitige 
Abschrift  im  St.  zu  I),  A.  II  Cleve-Mark,  Urkunden. 

*)  Orig.  Perg.  im  St.  zu  D.,  A II,  Cleve-Mark  Nr  269. 
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II. 

Die  Städtrgrüiidungcn  des  (»rafen  Johann  ron  Cleve. 

Auch  darin  erwies  sich  Johann  als  der  rechte  Bruder  Diet- 
richs IX.,  dass  er  in  dessen  Art  fortfnhr,  die  Marken  des  Terri- 
toriums durch  Stadthurgen  gegen  die  äusseren  Feinde  sicher  zu 
stellen.  Die  südliche  Grenze  gegen  Köln  und  Geldern  war,  wie  wir 
wissen,  bereits  von  seinem  Vorgänger  durch  die  Anlage  von  Büderich 
und  Sonsbeck  gedeckt,  die  etwa  im  Abstande  von  nur  zwei  Meilen 
auseinanderliegen.  Wohl  aber  bedurfte  man  noch  eines  Bollwerkes 
nach  südwestlicher  Richtung,  wo  die  Bürger  der  wohlbefestigten 
geldemschen  Stadt  Goch  — stets  kampfbereit  und  beutelustig  — 
nicht  selten  in  das  clevische  Gebiet  einbrachen.  Dem  Zwecke 
sollte  vor  allem  die  Erhebung  Uedems  dienen.  Von  Uedem  aus 
konnte  einem  feindlichen  Haufen,  der  sich  von  dort  gegen  Cleve 
oder  Kalkar  vorwagte,  leicht  der  Rückzug  abgeschnitten  werden. 
Andererseits  galt  es  nunmehr  die  reichen  Freidörfer  zu  schützen, 
die  jetzt  das  weite  Bruchland  zwischen  Sonsbeck  und  Uedem 
bedeckten.  Uedem  ist  nur  zwei  Wegstunden  von  Sonsbeck  ent- 
fernt : Es  ist  das  letzte  Glied  in  der  Kette  der  Stadtburgen  an 
dieser  Seite  der  Landesgrenze.  Das  nächste  Ziel  clevischer 
Eroberungspolitik  in  der  Zukunft  musste  ganz  folgerichtig  ein 
höheres  sein,  man  musste  versuchen,  das  geldernsche  Goch  zu 
erwerben,  — erst  dann  konnte  das  Territorium  nach  Süden  und 
Westen  hin  als  abgerundet  und  als  völlig  gesichert  gelten.1) 

Ueber  die  Vorgänge,  die  die  Stadterhebung  Uedems  be- 
gleiten, fliessen  die  Nachrichten  besonders  reichlich,  weil  ausser 
der  Erhebungsurkunde  noch  eine  zweite  Willensäusserung  des 
Grafen  aus  den  Tagen  der  Gründung  vorhanden  ist.  Uedem 
berührt  wie  Sonsbeck  ilie  Grenze  des  Diiffelgaus  und  des  Cliat- 
tuariergaues.  Da  es  an  dem  westlichen  Rande  des  grossen 
Waldrückens  liegt,  war  die  Mark,  deren  Vorort  Uedem  seit 
Alters  war,  wohl  ursprünglich  ein  Tlieil  des  Chattuariergaus  im 
engeren  Sinne.2)  Und  zu  demselben  Ergebniss  führt  die  Er- 

*)  Vergl.  Nettesheim,  Geschichte  iler.  Stadt  und  des  Amtes  Gel- 
dern etc.,  Bd.  1 8.  163  ff. 

a)  Vergl.  Urkunde  von  S62  bei  Binterim  und  Mooren  »,  a.  O.  Bd.  3 
Nr.  7 und  ebendort  Bd.  1 (Auf!  2)  S.  216. 
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wägung,  dass  es  in  kirchlicher  Beziehung  nicht  zum  Dekanat 
Xanten,  sondern  zu  dem  vou  Geldern  gehört.1)  Auf  welche 
Weise  dann  das  Erzstift  in  den  Besitz  gekommen  sein  mag,  ist 
nicht  näher  bekannt.  Jedenfalls  erfreute  sich  Köln  des  Erwerbes 
nicht  lange,  alter  Ueberlieferung  nach  wurde  ihm  Uedem  ebenso 
wie  Sonsbeck  schon  in  der  zweiten  Hälfte  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts von  N ust  von  Cleve  gewaltsam  entrissen.  Nicht  viel 
mehr  als  der  nichtssagende  Titel  der  Lehnsherrlichkeit  blieb  den 
Erzbischöfen.2)  In  der  letzten  grossen  Epoche  clcvischer  Koloni- 
sationen sind  es  daun  die  Grafen  von  Cleve,  die  die  weiten 
Bruchflächen  ringsherum  in  Erbpacht  geben.  Einige  Verträge 
solchen  Inhalts  sind,  wie  wir  wissen,  noch  vorhanden.  Das 
clevische  Heberegister  zählt  die  lange  Reihe  der  Zinspfliehtigen 
und  die  reichen  Einkünfte  auf,  die  den  Grafen  aus  diesem  Amts- 
sprengel zufliessen.3) 

Ausserdem  hatte  das  Stift  Xanten  dort  ausgedehnte  Be- 
sitzungen; seine  Güter  wurden  nach  altem  Brauch  zu  Leib- 
gewinn verpachtet.4)  Mit  dem  .Stift  setzte  sich  nun  Graf  Johann, 
als  er  Uedem  im  Jahre  1359  zur  Stadt  machen  wollte,  in  Ver- 
bindung.5) Er  gab  die  Vortheile  an,  die,  w ie  sein  Land,  so  auch 
das  Stiftsgebiet  davon  trüge,  wenn  hier  eine  Stadtburg  errichtet 
werde,  die  Schutz  gegen  die  Einfalle  der  gemeinsamen  Feinde 
gewähre.  Er  verlangte  dann  vor  allem,  dass  die  domus,  pos- 
sessiones  et  aree  innerhalb  des  Ortes  und  der  Ortsmark,  die 
das  Stift  zu  Leibgewinnrecht  ausgethan  habe,  fortan  in  Erbpacht 
gegeben  würden.  Einmüthig  hätten  ihm,  falls  der  Wunsch  er- 
füllt werde,  die  Einwohner  das  Versprechen  gegeben,  den  Ort 
zu  befestigen.")  Es  ist  also  diesmal  das  Stift  und  nicht  der 


')  Bintcriin  und  Mooren,  Die  alte  und  neue  Erzdiücese  Köln  Bd.  t 
S.  237  ff. 

l)  Lacotnb let,  Archiv  für  die  (ieschielite  des  Niederrheins  Bd.  4 S.  390. 

s)  Annalen  des  historischen  Vereins  Heft  31  S.  112  und  Lacomblet, 
Urkundeubuch  II  Nr.  957. 

t)  Sommer,  Handbuch  über  die  altern  und  neuem  bäuerlichen  Hechts- 
verhältnisse, Theil  1 S.  140  ff. 

5)  Binterim  und  Mooren  a.  a.  O.  Band  4 S.  241. 

“)  Et  si  jus  hujusmodi  viteductus,  ipsornm  domiuorum  decani  et  capituli 
consensu  et  voluntate  legitime  adhibitis,  in  usutu  hereditarium  ipsis  et 
ecclesie  suc  predicte  perpetuia  pcrsolveuduni  temporibns  convertatur,  iucole 
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Graf  Grundherr  in  der  neuen  Stadt.  Das  Stift  aber  geht  nach 
langen  Berathungen  und  Bedenken  auf  den  Vorschlag  Johanns 
ein.  Da  der  Besitz  der  einzelnen  Pächter  an  Aeckern,  Häusern 
und  unbebauten  Wortheu  durchaus  verschieden  au  Umfang  und 
Werth  ist,  kann  der  Erbpachtzins  nicht  einheitlich  normirt  werden. 
Die  Inhaber  werden  also  bei  Namen  aufgefiihrt  und  der  Zinsbetrag 
wird  namhaft  gemacht,  deu  die  einzelnen  schon  jetzt  oder  in 
einiger  Zeit  zu  zahlen  haben.  Denn  auch  an  zukünftigem  Ge- 
winne will  das  Stift  betheiligt  sein.  Demgemäss  wird  dem  Ver- 
trage die  allgemeine  Bestimmung  angehängt,  dass  für  jedes  neue 
Haus,  das  auf  dem  ehemaligen  Stiftsboden  errichtet  werde,  jähr- 
lich ein  besonderer  Zins  geleistet  werden  muss.1)  Hinzukommen 
soll  dann  noch  ein  Rauchhuhn  von  dem  Zeitpuukt  an,  wo  das 
Heerdfeuer  des  neuen  Hauses  seinen  Rauch  emporseudet.  Alle 
diese  Abgaben  dürfen  uüthigenfalls  von  dem  Bürgermeister,  den 
Schöffen,  Rathmanuen  oder  dem  gräflichen  Amtmann  auf  dem 
Wege  der  Pfändung  beigetrieben  werden.2)  Um  aber  der  Ge- 
fahr vorzubeugen,  dass  durch  Verkauf  und  Zersplitterung  der 
Häuser  und  Wortlie  der  Zins  geschmälert  werde,  wird  bestimmt, 
dass  jedesmal,  wenn  eine  Veränsserung  bevorsteht,  das  Stift  be- 
nachrichtigt werden  soll.  Dann  kann  es  durch  einen  Bevoll- 
mächtigten die  Häuser  zu  dem  ausgemachten  Preise  von  dem 
Erbpächter  erwerben.  Macht  es  indessen  von  diesem  Vorkaufs- 
recht nicht  Gebrauch,  so  geht  das  Kaufgeschäft  seinen  Weg, 


et  iuhabitatores  ipsius  ville  ad  uiuuiendum  eandem  uinrorum  et  meuiuni  forta- 
liciis  unaniiuiter  concordaverunt. 

Kt  hiis  censibus  supra  et  infrascriptis,  eeiam  peusiouibus  omnibus 
et  siugulis  salvis  ipais  dccauo  et  capitulo  incole  et  iulmbitatores  dicte  ville 
de  Cdetn,  qui  sunt  et  eruut  pro  tempore,  dictas  domos,  areas  et  possessioues 
. . . ex  nunc  in  nuten  jure  hcreditario  in  perpetuutn  possidebunt;  hac  con- 
ditioue  addita  in  premissis,  quodsi  in  liujustnodi  possessionibus  et  areis  ali- 
quam  donium  de  novo  inediiieari  ot.  illa  locari  et  conduci  contigerit,  de  tali 
domo  consus  aunuus  XII  den.  persolvetur. 

*)  Si  illi,  qui  ad  solutioucin  dictorum  censuum  auuuorum  pro  temporo 
tenebuntur  vel  eoruin  aliqui  in  tenninis  solutioiium  . . . negligentea  fucriut 
vel  remissi,  ex  tune  statim  ipsis  termiuis  solutioiium  vel  eorum  aliquo  elapsis 
vel  elapso  magistri  oppidauorum,  cousules  et  senbiui  de  Udem  ac  officiatus 
domini  comitis  Cleveusis  ibidem  ad  requisitionein  eoruudem  decaui  et  capituli 
vel  eorum  certi  nuntii  hujusmodi  census  non  solutos  ab  hujusmodi  insolventi- 
bus  expaudare  et  extorquere  realiter  tenebuntur. 
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nur  dass  von  den  einzelnen  veräusserten  Stücken  eine  Hand- 
änderungsgebühr erhoben  wird.1)  Endlich  verlangt  das  Still 
noch,  dass  durch  den  Vertrag  die  jura  niinisterialitatis,  cero- 
censualitatis  ac  servitntis  unverletzt  und  ungeschmälert  (integra 
et  iUesa)  bleiben  sollen.  Fiir  die  verschiedenen  Pächter  und 
Unterpächter,  die  eines  Siegels  entbehren,  hängt  die  Stadt  ihr 
Siegel  an  die  Urkunde,  die  am  1.  .Mai  1359  ausgestellt  ist.  Die 
Bürger  haben  es  augenscheinlich  mit  der  Beschaffung  eines 
Siegels  eilig  gehabt,  erst  kurz  vorher,  aber  noch  in  demselben 
Jahre  war  also  Uedem  offiziell  zur  Stadt  erhoben  worden.  Das 
Privileg,  durch  das  das  geschah,  ist,  wie  gesagt,  vom  Jahre  1359, 
hat  aber  kein  Datum.-)  Geht  man  den  Inhalt  der  Erhebungs- 
urknnde  durch,  so  zeigt  sich,  dass  im  Wesentlichen  alle  die 
Rechte,  die  die  grösseren  Städte  — immer  von  Wesel  abgesehen 
— sich  im  Laufe  der  Zeit  errungen  und  noch  neuerdings  durch 
die  grossen  Handfesten  vom  Regierungsantritt  Johanns  bestätigt 
erhalten  hatten,  auch  auf  die  Neugründung  übertragen  worden 
sind.  Schon  aus  der  Abkunft  mit  dem  Stift  war  ersichtlich, 
dass  ein  vollständiger  Magistrat  — bestehend  aus  Bürgermeister, 
Schöffen  und  Rathmaunen  — gleich  nach  der  Erhebung  amtirt, 
also  offenbar  bei  diesem  Anlass  eingesetzt  worden  ist.  Aus  dem 
Privileg  erfährt  man  nun  ferner,  dass  nach  dem  allgemeinen 
Brauch  cleviseher  Städte  auch  in  Uedem  der  Magistrat  Jahr 
für  Jahr  umgesetzt  wird.  Abweichend  aber  von  aller  sonstigen 
Praxis  ist  die  Bestimmung,  dass  die  Wahl  des  Bürgermeisters, 
der  Schöffen  und  der  Ratlimannen  der  Bestätigung  seitens  des 
Grafen  unterliegt/’)  Abweichend  ist  es  dann,  dass  nicht  allein 
der  Richter,  sondern  auch  der  Bote  vom  Landesherrn  eingesetzt 
wird.  Insofern  also  macht  sich  schon  bei  dieser  Neugründung 
die  später  noch  viel  mehr  hervortretende  Tendenz  bemerkbar, 

')  Si  vero  iid<-ni  deeanu«  et  capituluin  vcl  eorum  oftkiatus  ipsas  domo«, 
possessiones  sive  areas  ernere  et  retiucre  reeusarint,  ex  nunc  in  Udem  pos- 
sessioues  et  aree  aliis  veudi  poterunt,  qui  ab  emptione  hujusmodi  jure  non 
prohibentnr. 

*)  Schlechter  Abdruck  bei  Tesckeumacher-Dithinar,  Cod.  dipl. 
Xr.  28.  Gleichzeitige  Abschr.  im  St.  z.  D.,  Chart ulurien  der  Grafen  von 
Cleve,  B.  42  Bl.  41. 

:l)  Voirt  sullcn  onsc  vurscreven  bürgere  des  neisteu  daiges  na  jairsduige 
kiesen  burgermeister,  seepene  ind  rait,  die  vvy  oen  stedigeu  sutlen.  Ind  wy 
sollen  oen  einen  richter  ind  eenen  baide  setten  tot  onsen  wille. 
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bei  der  Neugründung  von  Städten  an  den  herkömmlichen  Vor- 
rechten zu  kürzen,  was  nur  immer  gekürzt  werden  kann.  Von 
Interesse  für  die  Kenntniss  der  Standesverhältnisse  in  der  Stadt 
ist  der  Satz,  dass  der  Gral  die  Bürger  befreit  von  allen  Hörig- 
keitspflichten, zu  denen  sic  ihm  verbunden  sind.1)  Wie  Hüssen 
erhält  auch  Uedem  ausser  einem  freien  Jahrmarkt  noch  einen 
Wochenmarkt,  der  Samstags  stattfinden  soll.  Die  Schöffen  von 
Uedem  werden  angewiesen,  in  zweifelhaften  Fällen  sich  an  den 
Rath  des  Grafen  oder  an  die  Schöffen  zu  Cleve,  als  an  eine 
obere  Instanz,  zu  wenden.  Beachtung  verdient  dann  der  Um- 
stand, dass  die  Stadt  die  Befugniss  erlangt,  eine  Accise  einzu- 
richten. Die  Höhe  der  Sätze  und  die  Wahl  der  Waaren,  die 
versteuert  werden  sollen,  bestimmen  die  Bürger  nach  ihrem 
Belieben.  Ebenso  wenig  sind  sie  verpflichtet,  dem  Landesherrn 
einen  Theil  der  Accisegefälle  zu  überlassen.  Sind  sie  in  beiden 
Beziehungen  Hüssen  gegenüber  bevorzugt,  so  siud  sie  insofern 
bonachtheiligt,  als  der  Graf  die  Accise  nur  auf  Widerruf  ver- 
leiht.2) Wie  Kalkar  1347  und  Hüssen  1348,  erhält  Uedem 
ferner  das  wichtige  Recht , Willküren  zu  erlassen  und  ihre 
Uebertretung  mit  Bussen  zu  strafen,  die  zum  Vortheil  der  Stadt 
verwendet  werden  dürfen.  Die  eigentliche  Stadtmark,  die  Uedem 
gelegentlich  der  Erhebung  zuerkannt  wird,  scheint  wenig  um- 
fangreich gewesen  zu  sein.  Es  ist  das  sogenannte  „Loe“,  von 
dem  jährlich  ein  Zins  von  einer  Mark  nnd  24  Kappauncn  ge 
leistet  werden  muss.  Ausserdem  aber  erhält  die  Bürgerschaft 
die  Berechtigung  zur  Mitbenutzung  der  grossen  Heide,  auf 
welche  die  Bewohner  des  Dorfes  Keppeln  und  die  von  Kirsel 
und  anderen  Bauerschalten  ihr  Vieh  zu  treiben  gewohnt  sind. 
Da  die  Gründung  nicht  auf  dem  Allod  des  Grafen,  sondern  auf 
dem  Grund  und  Boden  des  Stiftes  geschehen  war,  wurde  von 
der  Einwohnerschaft,  die  ja  schon  so  wie  so  nach  Xanten  einen 
Erbzins  abzulieferu  hatte,  kein  besonderer  Worthzins  mehr  ver- 

*)  Voirt  hebn  wy  gevryot  onse  bürgere,  die  nu  bynnen  der  stat  van 
Udem  vurscreven  woenen,  so  wat  conuo  gelioerscappc  dair  sy  ons  mede  be- 
boeren. 

2)  Voirt  hebn  wy  oen  gegeven  ind  geven  to  vollenst  oerre  stat  mede 
to  veste,  syse  to  setten  in  oerre  vurscreven  stat  van  allen  gueden,  dat  men 
in  der  stat  slyteu  sali  tot  oerre  stat  behueff  to  hebn,  die  sy  selve  peynden 
moegen;  thent  wy  dat  wederseggen. 
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langt.  In  Folge  dessen  fehlen  in  der  Urkunde  auch  die  her- 
kömmlichen Bestimmungen  über  den  Umfang  der  Hausstätten.  — 

Noch  eine  andere  Städtegründung  muss,  wenn  die  Angabe 
Gert  van  der  Schürens  Glauben  verdient,  auf  den  Grafen  Johann 
zuriickgeführt  werden.  Der  clevische  Chronist  (ed.  Schölten 
S.  63)  sagt:  lud  greve  Johan  . . . tymmerten  die  stat  Gryet- 
huysen.  Da  nun  aber  Griethausen  zum  ersten  male  1374  ur- 
kundlich als  Stadt  vorkommt,  — während  der  Fürst  bereits  1368 
stirbt  — fragt  es  sich,  ob  jene  Nachricht  die  innere  Wahrschein- 
lichkeit für  sich  hat.  Das  ist  nun  in  der  That  zweifellos  der  Fall. 

Griethausen  verdankt,  wie  Schölten  mit  Recht  hervorhebt, 
offenbar  dem  Umstande  seine  Erhebung  zur  Stadt,  dass  dort, 
wie  in  Orsoy,  Griet,  Hüssen  und  Büderich  eine  Zollstation  ist.1) 

Wiederum  muss  in  diesem  Zusammenhang  an  jenes  schon 
so  oft  herangezogene  Bündniss  niederrheinischer  Ortschaften  vom 
Anfang  des  12.  Jahrhunderts  erinnert  werden.  Abgesehen  von 
Wesel  gehört  von  den  dort  genannten  Plätzen  wohl  nur  Schrait- 
hausen  zu  dem  älteren  Bestände  des  Territoriums.  Schmithausen 
liegt  an  einem  Strange  des  Rheines,  der  bis  zum  13.  Jahrhundert 
als  einer  der  Hauptarme  galt.  Hier  nun  in  Schmithausen  hatten 
die  Clever  Grafen,  wenn  nicht  den  ganzeu  Zoll,  so  doch  einen 
Zollantheil.2)  In  der  Erhebungsurkunde  für  Cleve  wird,  um  ein 
Beispiel  anzuführen,  dieses  Zolles  neben  denen  von  Nymwegen, 
Orsoy  und  Hüssen  als  eines  clevischen  gedacht.  Als  nun  der 
Rheinlauf  zu  versanden  anfing,  wurde  vermutlich  in  den  ersten 
Jahrzehnten  des  vierzehnten  Jahrhunderts  der  Zoll  nach  dem 
benachbarten  Griethausen  verlegt,  wo  er  1340  zum  ersten  mal 
urkundlich  erwähnt  wird.*)  Schon  das  Heberegister  nennt  in- 
dessen dort  einen  Zoll  und  auf  eben  diese  Zeit  der  Verlegung 
— also  um  1320  — verweist  der  Umstand,  dass  ein  Ritter 
Peter  van  der  Leck  von  seinem  Herrn,  dem  Grafen  Reinald 


•)  Schulten,  Geschichtliche  Nachrichten  Uber  Cleverham,  Brienen, 
Sombrieueu  und  Griethausen  8.  45. 

-)  Einen  anderen  Anthuil  atu  Zoll  bettaas  »eit  alter  Zeit  das  Kapitel 
St.  Johann  in  Utrecht:  schon  im  Jahre  1085  wird  der  Kheinzoll  zu  Schmit- 
hausen dann  auf  das  Marienstift  ebendort  übertragen.  Vergl.  8 1 oe t a.  u.  O. 
Nr.  ISO  und  37*J. 

•’)  T o a c h c n in  a c h c r - 1.1  i t h in  a r,  Annalen  otc.,  Codex  diploiuat icus  Nr.  24. 
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von  Geldern,  im  Jahre  1318  sich  die  Erlaubnis  erwirkte,  seinen 
Zoll  — d.  h.  den  Utrechtschen  Antheil  - von  Schmithausen 
nach  Emmerich  zu  verlogen,  wo  sich  der  Rhein  kurz  vorher 
eine  neue  Bahn  gebrochen  hatte.1)  ln  Griethausen  hatte  nun 
ferner  der  Graf  von  Cleve,  zur  Zeit  der  Entstehung  des  Hebe- 
registers, auch  eine  Rheinfähre,  deren  Laudungsstelle  am  rechten 
Ufer  an  der  Strasse  nach  Elten  liegt.  Aus  diesem  Umstande  haben 
die  Herausgeber  des  Heberegisters  mit  Recht  den  Schluss  ge- 
zogen, dass  damals  schon  ein  nicht  unbedeutender  Verkehr  den 
Weg  über  Cleve  und  Griet  nach  Elten  genommen  haben  muss.2) 
Die  weitere  Fortsetzung  der  Strasse  wird  nach  Dösborgh,  Züt- 
phen  und  nach  den  oberyssclscheu  Plätzen  geführt  haben.  Griet- 
hausen musste  nun,  je  mehr  Schmithausen  nach  Verlust  des 
Zolles  zurückging,  empor  kommen.  Und  in  der  That  scheint 
Schmithausen,  bevor  der  Rheiuarm,  an  dem  es  lag,  versandete, 
ein  nicht  ganz  unbedeutender  Ort  gewesen  zu  sein.  Eine  Ver- 
wandte der  Pächter  des  Utrechtschen  Zollantheils  ist  nämlich 
Mecbtild,  eine  fromme  Frau,  vou  der  Cäsarius  von  Heisterbach  man- 
ches zu  erzählen  weiss.!)  Ihr  gewährte  1225  der  päpstliche  Legat 
die  Erlaubniss,  in  Schmithausen  ein  Nonnenkloster  zu  gründen, 
das  aber  dann  nicht  hier,  sondern  in  Zcnuwynen  bei  Tiel  er- 
richtet wurde.  Die  Einwohnerschaft  des  Fleckens,  soweit  er  nicht 
aus  Landleuteu  bestand,  hat  nun,  als  der  Zoll  nach  Emmerich 
und  nach  Griethausen  verlegt  wurde,  wie  Scholteu  mit  Recht 
hervorhebt,  sich  tlieils  in  Cleve  angesiedelt,  wo  damals  eine 
Vorstadt  nach  dem  Rheine  zu  in  die  Niederung  vorgeschoben 
wurde,  tlieils  wird  sie  sich  nach  Griethausen  gewandt  haben.4) 

So  mochte  der  Ort  zur  Zeit  der  Regieruug  des  Grafen 
Johann  schon  alle  die  Bedingungen  darbieten,  die  die  Voraus- 
setzung für  die  Entwicklung  zu  einer  kleinen  Zollstadt  sind. 
Offenbar  kommen  nun  aber  auch  noch  andere  Gründe  hinzu. 


*)  Wassenberg,  Embrica  sive  urbis  Kmbricensis  deseriptio  (Clivia 
1067)  S.  115;  vergt.  ferner  Uber  die  Schicksale  des  L't rechter  Zolles  Schölten, 
Die  Stadt  Cleve  S.  22.  Die  Zollinschriften  an  der  Pfarrkirche  zu  Kellen, 
in  deren  Sprengel  Schmithausen  liegt,  jetzt  bei  deinen.  Die  Kunstdenk- 
mäler  des  Kreises  Cleve  S.  84. 

a)  Aunalen  des  hist.  Vereins  etc.,  Heft  28,211  S.  19. 

3)  Sloet,  Oorkondeuboek  Nr.  444  und  520. 

4)  Schölten,  Die  Stadt  Cleve  S.  23. 


Digitized  by  Google 


188 


Die  Kämpfe,  in  denen  damals  die  Brüder  Reinald  und  Eduard 
fort  und  fort  um  die  Herrschaft  in  Geldern  streiten,  ermöglichen 
es  Johann,  nach  Norden  zu  an  beiden  Ufern  des  Rheines  durch 
Kauf  und  Pfandnahmc  mächtig  auszugreifen  und  seine  Grenzen 
abzurunden.  Weitaus  die  wichtigste  Erwerbung  aber  ist  die 
Stadt  Emmerich,  die  1355  in  clevischen  Pfandbesitz  kommt. 
Als  ob  die  Erwerbung  dauernd  wäre,  beginnt  Johann  also  gleich 
dort  eine  Burg  zu  zimmern,  deren  Bau  zum  mindesten  1371 
vollendet  war.1)  Hiernach  scheint  es  also,  dass  Johann  (f  1368) 
das  Werk  noch  zu  Ende  führte.  Nachdem  diese  wichtige  Stadt 
wenigstens  vorläufig  Cleve  einverleibt  war,  konnte  der  Graf 
daran  denken,  das  Territorium  und  dessen  Herz,  die  Hauptstadt, 
auch  nach  Norden  und  Osten  hin  in  ähnlicher  Weise,  wie  es 
nach  Südwesten  hin  bereits  durch  seinen  Bruder  Dietrich  ge- 
schehen war,  durch  feste  Grenzplätze  abzuschliessen.  Es  galt 
jetzt  nur  noch  die  weite  Lücke  zwischen  Kranenburg  und  Em- 
merich durch  eine  Zwiscbenfestung  auszufüllen.2) 

Zweifelhaft  ist  nur,  in  welchem  Jahre  der  Ort  Stadt  geworden 
ist.  Ein  Irrthnm  ist  es  zunächst,  wenn  Endrulat  sagt,  Harless 
nehme  an,  die  Erhebung  habe  1347  stattgefunden.8)  Fest  steht 
jedenfalls,  dass  1359  Griethausen  noch  nicht  Stadt  ist.  Denn 
in  diesem  Jahre  wird  der  Landfriede  zwischen  Geldern  und 
Cleve  abgeschlossen  und  in  der  vollständigen  Aufzählung  der 
Städte  und  Städtchen  beider  Territorien  fehlt  Griethausen.4) 
Man  kommt  also,  wenn  man  Gert  van  der  Schürens  Angabe 
gelten  lässt,  dass  Johann-  der  Gründer  sei,  auf  die  Zeit  von 


*)  De  der  ich.  Annalen  der  Stadt  Emmerich  S.  131. 

2)  I)asa  Johann  eine  Konsolidirung  seiner  Herrschaft  gerade  hier  uiit 
besonderem  Eifer  erstrebte,  beweist  der  Erwerb  der  Herrlichkeit  Hindern, 
zwiscbcu  Griethausen  und  Kranenburg,  kaum  3 , Stunden  nördlich  von  Cleve. 
In  diesen  Kahrnen  fallt  nun  offenbar  auch  die  Stadterhebung  von  Griethausen. 
Vergl.  Gert  van  der  Schuren  (ed.  Schölten)  S.  63;  aber  auch  Lacomblet 
a.  a.  0.,  Hand  3 Nr.  456  und  477. 

5)  Endrulat,  Niederrheinische  Städtesiegel  S.  16.  Au  der  vou  ihm 
citirteu  Stelle  (Allgemeine  deutsche  Biographie  Baud  14  S.  317,  muss  heissen 
S.  807)  giebt  Harless  nur  die  Nachricht  des  Chronisten  wieder,  Johann 
habe  Griethausen  als  Stadt  ausgebaut. 

■*)  Nyhoff,  Gedeukwaardigbcden  uit  de  geschiedenis  van  Gelderland  II 
Nr.  89. 
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1359  bis  zu  seinem  Tode  im  Jahre  1368.  Und  da  diese  Grenzen 
nun  einmal  gezogen,  gewinnt  auch  eine  Notiz  grössere  Bedeutung, 
die  in  der  älteren  provinziellen  Literatur  begegnet.  So  sagt 
Egbert  Hopp,  Graf  Johann  habe  Griethansen  „ungefähr  1361 
zu  einer  Stadt  gemacht“.1)  Unter  den  Neueren  ist  dann  He- 
derich diesem  Gewährsmanne  gefolgt,  dessen  Mittheilung,  wie 
bemerkt,  alle  innere  Wahrscheinlichkeit  für  sich  hat.-) 

Nach  alledem  muss  man  annehmen,  dass  das  Privileg  des 
Grafen  Adolf  für  Griethausen  vom  Jahre  1374  nur  eine  Be- 
stätigung der  Erhebungsurkunde  ist.  Auch  Schölten  will  sogar 
aus  der  Urkunde  selbst  sehliessen,  Griethausen  müsse  schon 
lange  vorher  Stadt  gewesen  sein.1') 

Und  in  der  That,  wenn  man  von  dem  ersten  Eindruck 
absieht,  muss  man  zu  diesem  Ergebniss  gelangen.  Das  Be- 
fremdende liegt  darin,  dass  mit  Ausnahme  der  Erneuerung  der 
durch  Brand  zu  Grunde  gegangenen  Erhebungsurkunde  für 
Orsoy  vom  Jahre  1351,  das  Privileg  von  1374  das  erste 
ist,  das  sich  in  etwa  von  dem  alten  Muster  der  elevischen  Hand- 
festen entfernt.  Das  zeigt  sich  nicht  allein  in  der  Reihenfolge 
der  Artikel,  sondern  auch  darin,  dass  manche  Bestimmungen, 
die  sonst  niemals  fehlen,  hier  kurzer  Hand  fortgelassen  sind. 
So  vermisst  man  hier  die  Abmachungen  über  dem  Arealzins, 
über  den  Umfang  der  Wehrpflicht,  sowie  über  die  Freiheit  von 
der  ordentlichen  Bede  und  von  den  Zöllen.  Sonst  freilich  kehrt 
mit  kleinen  Modifikationen  der  althergebrachte  Bestand  der 
elevischen  Städtebriefe  wieder:  Der  freie  Erbgang,  der  Gerichts- 
stand vor  der  heimischen  Schöffenbank,  der  Jahrmarkt,  der  Wochen- 
markt, die  jährliche  Wahl  von  Bürgermeistern,  Schöffen,  Rath- 
mannen und  anderen  Amtleuten.4)  Auch  eine  Accise  wird  den 

')  Kurtze  Beschreibung  des»  Landes  etc.  S.  45. 

*)  Annalen  der  Stadt  Emmerich  S.  74  Anmerk.  2. 

3)  Geschichtliche  Nachrichten  über  Cleverham,  Brienen,  Soinbrieueu  und 
Griethansen  (1888)  S.  47.  Ebendort  S.  0t»  wird  auch  das  Privileg  von  1374 
nach  dem  Original  mitgetheilt. 

4)  Voert  soo  hebben  wy  onset)  lieven  poerteren  vnrscreven  toegegeven, 
dat  sie  alle  jaer  op  sent  Martens  daghe  in  den  winter  kiesen  moogen  ond 
soelen  tot  oerre  stat  behoeff  eyuen  borghenneister,  schepen,  raede  eud  ander 
amptlnde,  die  van  oeren  ingeseten  poerteren  wesen  soelen,  die  oer  stat  waren 
end  berichten  soelen;  eud  die  soelen  oer  ede  daertoe  doen  als  dat  in  onsen 
anderen  steden  ghewontlich  is. 
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Bürgern  zugestanden,  ohne  jene  in  Uedem  beliebte  Einsc  hränkung, 
dass  das  Acciserecht  jeder  Zeit  znrückgenommen  werden  darf. 
Sogar  von  einer  Zustimmung  des  Grafen  oder  seines  Amtmanns 
bei  Aufstellung  des  Tarifs  ist  nicht  die  Rede;  wohl  aber  ist 
eine  andere  Bedingung  hinzugefügt,  die  ungemein  charakteristisch 
ist  für  den  Grad  der  Uebereinstimmung,  zu  der  die  innere  Ver- 
waltung der  clevischen  Städte  damals  schon  gelangt  ist.  Es 
heisst  dort  nämlich:  Wilck  assize  sie  nyet  hoger  noch  (so  ist 
statt  „mach“  bei  Schölten  zu  lesen)  meerer  hebben  ensoelen, 
dan  ghewoenlich  is  in  anderen  onsen  steden. 

Dass  übrigens  die  Stellung  Griethausens  in  der  Steuer- 
verfassung dieselbe  gewesen  ist,  wie  die  der  anderen  Städte 
und  Städtchen  wird  durch  manche  Zeugnisse  vollauf  bewiesen.1) 
Man  wird  also  annehmen  dürfen,  dass  Abmachungen  über  die 
ausserordentliche  Bedepflicht  und  die  Heerfahrtleistung  in  der 
Erhebungsurkunde  gestanden  haben.  Im  Jahre  l ,'i 7 4 aber  wer- 
den sie  nicht  wieder  in  die  Bestätigung  aufgenommen,  wohl 
aber  weist  ein  Satz  darin  auf  jene  älteren  Bestimmungen  hin: 
Behelthic  doch  onss  alsulkes  diensts,  als  wy  heertoe  van  oen 
gehatt  hebt  end  ons  ghewoenlic  syn  ghewest  toe  doene. 

So  wenig  wie  Griet  erlangte  Griethausen  als  Stadt  irgend 
welche  Bedeutung.  Ein  grosser  Tlieil  der  Einwohner  nährte 
sich  nach  wie  vor  vom  Fischfang.  Schon  der  Plan  der  Stadt 
lässt  übrigens  erkennen,  dass  der  Ort  eine  künstliche  Anlage 
ist.  Das  städtische  Areal  gleicht  einem  langgezogenen  Recht- 
eck. Darin  kreuzen  sich  zwei  Hauptstrassen.  Die  längere 
von  ihnen  heisst  die  Heeren-  oder  Herrenstrasse  und  führt  zu 
der  landesherrlichen  Burg,  die  sich  als  der  Mittelpunkt  des 
Städtchens  darstellt.2) 


')  Vergl.  unten.  Kap.  9,  II. 

a)  Schölten,  Geschichtliche  Nachrichten  über  Cleverham  etc.  S.  77. 
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m. 

l)t*r  Streit  um  den  Büdericher  Zull. 

Man  wird  sagen  dürfen,  die  Regierungszeit  des  Grafen 
Johann  bringt  eine  erste  grosse  Auseinandersetzung  zwischen 
dem  Landesherrn  und  seinen  Städten  über  die  beiderseitigen 
Rechte  und  Pflichten.  So  entgegenkommend  sich  nämlich  der 
Graf  zeigte,  schon  um  der  ersten  Schwierigkeiten  mächtig  zu 
werden,  die  seiner  Succession  im  Wege  standen,  so  war  er  doch 
durchaus  nicht  gemeint,  alle  Forderungen  zu  bewilligen,  mit 
denen  die  erstarkenden  und  jetzt  in  ihrem  Selbstgefühl  ge- 
hobenen Kommunen  an  ihn  herantraten.  Das  zeigt  sich  vor- 
nehmlich in  dem  Streite  um  den  BüdeHcher  Zoll,  der,  schon 
lange  vorher  begonnen,  erst  nach  seinem  Regierungsantritt  mit 
Heftigkeit  erneuert  wird  und  seinen  Höhepunkt  erreicht.1) 

Ueber  die  An  länge  des  Büdericher  Zolles  liegen  nur  spär- 
liche und  widersprechende  Nachrichten  vor.  Zuerst  geschieht 
seiner  in  einer  Urkunde  König  Rudolfs  vom  13.  Januar  1290 
Erwähnung.-)  Darin  wird  dem  Grafen  von  Cleve  das  theloneum 
situm  in  Buderieh  super  alveum  Reni  bestätigt;  auch  wird  bei 
diesem  Anlass  erwähnt,  dass  die  Vorgänger  Dietrichs  den  Zoll 
seit  Alters  besässen.  Man  wird  solcher  Behauptung  des  Diploms 
nicht  durchaus  Glauben  schenken  dürfen,  da  sie  mit  allen  sonsti- 
gen Nachrichten  nur  schwer  zu  vereinigen  ist.  Später  nämlich 
wird  immer  gesagt.,  der  Zoll  zu  Büderich  sei  vordem  unter  dem 
Walde  bei  Duisburg  erhoben  w'orden.  Da  nun  die  Stadt  Duis- 
burg am  5.  Juli  desselben  Jahres  1290  an  den  Grafen  von 
Cleve  für  die  Aussteuer  der  Nichte  des  Königs  verpfändet  wird, 
war  die  allgemeine  Meinung,  dass  damals  auch  der  Zoll  in 
clevischen  Pfandbesitz  gekommen  sei,  der  dann  nach  Büderich 


>)  Vergl.  hierzu  Köhler  und  Liesegang,  Veränsaerung  und  zu- 
künftiger Erwerb.  Mit  besonderer  Rücksicht  auf  ein  im  Jahr  13.V2  von 
Kölner  Kanonikern  erstattetes  (tutachten  etc.,  Archiv  für  bürgerliches  Recht, 
Band  10  S.  B9  ff. 

'0  Lacomblet,  Urknndenbuch,  Band  2 Nr.  S7S.  Die  1290  übliche 
Abgabe  beträgt  zwei  Schilling  vom  Kasse  Wein;  et  de  aliia  rebus  ascendenti- 
bus  et  descendentibus  ibidem  recipiat  prout  hactenus  est  receptum. 
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verlegt  worden  wäre.1)  Da  diese  Ansicht  kaum  ein  halbes  Jahr- 
hundert später  mit  so  grosser  Sicherheit  anftritt,  bleibt,  wenn 
man  den  Widerspruch  lösen  will,  kaum  etwas  anderes  übrig  als 
die  Yermuthnng,  dass  der  Büdericher  Zoll  ein  Theil  des  Duis- 
burgers sei,  der  schon  vor  1290  dorthin  verlegt  und  von  dem 
Grafen  von  Cleve  — vielleicht  mit  Unrecht  — in  Anspruch 
genommen  worden  war.  Diesen  Anspruch,  der  im  Januar  1290 
vom  Könige  anerkannt  wurde,  scheint  der  Graf  von  Cleve  still- 
schweigend haben  fahren  lassen,  als  ihm  im  Juli  desselben 
Jahres  der  Duisburger  Reichszoll  verpfändet  wurde.  Uebrigens 
kam  auch  damals  augenscheinlich  nicht  der  ganze  Betrag  an  Cleve. 
Nach  wie  vor  wurde  in  dem  Walde  bei  Duisburg  ein  Zoll 
weiter  erhoben.  Erst  1324  erhält  der  Graf  von  Berg  die  Er- 
laubniss,  das  thelonium,  quod  ante  nenms  Dusbnrgense  hucns- 
que  de  vinis,  mercimoniis  ae  aliis  rebus  per  alveum  Rheni  rece- 
pisti,  nach  Düsseldorf  zu  verlegen : aber  schon  nach  zwei  Jahr- 
zehnten kommt  der  Zoll  wieder  an  die  alte  Stätte  zurück.2) 

Wie  dem  nun  auch  sein  mag,  darüber  ist  kein  Zweifel,  dass 
zur  Zeit  der  Städtegründungen  Dietrichs  VI.  — also  zwischen 
1241  und  1244  — der  Büderich-Duisburger  Zoll  noch  nicht  in 
seinen  Händen  war.  In  der  alten  Handfeste  für  Cleve  vom 
Jahre  1242  werden  bekanntlich  alle  Erhebungsstätten  des  Terri- 
toriums aufgeführt,  diese  aber  ist  nicht  darunter. 

Wie  wir  wissen,  war  den  Städten  bei  ihrer  Anlage  Frei- 
heit von  allen  Zöllen  zugesichert  worden.  Als  nun  das  the- 
lonenm  situm  in  Büderich  an  die  Grafen  kommt,  wird  die  Frage 
unabweisbar,  ob  jene  Vergünstigung,  die  namentlich  in  den 
Privilegien  für  Wesel  (1241),  Kalkar  (1242)  und  Dinslaken 
(1270)  ganz  allgemein  gehalten  ist,  auch  auf  diesen  neuen  Zoll 
angewandt  werden  müsse  oder  nicht.  Etwa  ein  Jahrzehnt  nach 
den  Abmachungen  von  1290  hört  man  nun  zuerst  von  Streitig- 
keiten, die  hierüber  entbrannt  sind.  Freilich  die  kleineren 
clevischen  Kommunen  sind  am  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts 
noch  nicht  mächtig  genug,  nachhaltigen  Widerstand  zu  leisten; 


*)  Lacomblet  a.  a.  O.  Nr.  SOS.  Vergl.  die  unten  mitgetkeilte  .Stelle 
aus  dem  Keektsgut achten  von  1352. 

2)  Lacomblet  a.  a.  O.  Band  3 Nr.  19»  und  412.  Vergl.  auch  Som- 
merlad, Die  Rheinzülle  im  Mittelalter,  S.  106  und  106. 
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sie  werden  also  ruhig  gezahlt  haben.  Nur  eine  Stadt  vermag 
mit  Nachdruck  ihre  Auffassung  geltend  zu  machen,  das  ist 
Wesel,  welches,  wie  in  allen,  so  auch  in  dieser  Beziehung  den 
anderen  Plätzen  um  ein  halbes  Jahrhundert  voraus  ist.  Wie 
ein  rother  Faden  zieht  sich  der  Streit  um  den  Büdericher  Zoll 
während  zweier  Menschenalter  durch  die  Verhandlungen  zwischen 
Wesel  und  seinen  Landesherren.  Schon  in  jenem  ersten  Zwist 
der,  wie  wir  wissen,  durch  die  Vermittlung  des  Junggrafen 
Otto  im  Jahre  1304  beigelegt  wird,  handelt  es  sich  unter  anderem 
auch  um  diesen  Gegenstand.1)  Möglich,  dass  man  dann  in  der 
Zeit  der  inneren  Wirren  in  der  Praxis  der  Forderung  des 
Grafen  nachgekommen  ist  und  den  Zoll  bezahlt  hat.  Nachdem 
aber  durch  den  Schied  vom  Jahre  1311  die  Einigkeit  innerhalb 
der  Bürgerschaft  wiederhergestellt  war,  wird  man  den  Wider- 
stand allmählich  wieder  aufgenommen  haben.  Darauf  deutet 
vor  allem  ein  Satz  aus  dem  grossen  Privilegium  hin,  das  Graf 
Dietrich  IX.  der  Stadt  am  11.  Januar  1329  ausstellt.  Da 
heisst  es  zum  Schluss:  Preterea  dimittimus  illis  de  AVesalia  per 
presentes  omnes  et  singulos  excessus,  si  qui  sunt,  usque  in 
diem  date  presentium  perpetratos.2)  Die  Y ergehen,  die  täglich 
begangen  werden  und  bei  denen  es  sogar  zweifelhaft  ist,  ob  sie 
als  wirkliche  Vergehen  anzusehen  sind  oder  nicht,  können  doch 
kaum  etwas  anderes  sein  als  Umgehungen  des  Zolles,  dessen 
Zahlung  eben  — wie  der  Graf  selbst  zugiebt  — strittig  ist. 
Und  sogar  für  die  Zukunft  wird  jetzt  nichts  Bestimmtes  aus- 
gemacht. Es  scheint  also,  als  ob  in  der  Zwischenzeit  (seit 
1304)  die  Verhältnisse  zu  Gunsten  der  Stadt  sich  verschoben 
haben.  Die  Praxis  wird  so  gewesen  sein,  dass  der  Landesherr 
von  Zeit  zu  Zeit  gegen  Empfang  einer  vereinbarten  Geldsumme 
die  bisherige  Uebertretung  verzieh  und  auch  für  die  Zukunft 


>)  Nos  Otto  iailes  primogenitus  domini  Theodorici  comitis  Clevensis 
notum  faciraus  . . .,  quod  . . . opidani  Weselenses  reconciliati  sunt  patri  et 
domino  nostro  pro  centum  marcis  denarinrum  brabautinorum  emende  assignatis 
et  traditis  de  omnibus  incusationibus,  quas  in  litteria  per  consiliarios  snos 
fecerat  eis,  quia  non  solvissent  theloneum  in  Buderike  de  bonis 
snis  propriis  item  nec  ne  bonis  alienis,  ut  vulgo  solet  dici  [frigujt 
per  eos  deductis.  Vergl.  oben  S.  83. 

a)  Frensdorf f,  Dortmunder  Statuten  uud  Urtbeile  S.  266. 

Llnegtog,  Niederrheinisch»*  Städtew«sea  im  MHteUiUr.  13 
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jedenfalls  kein  strenges  Zahlungsgebot  erliess.  Eine  solche 
einmalige  Leistung  mochte  dann  als  Entgelt  für  den  Fehlbetrag 
angesehen  werden,  der  dergestalt  von  den  Schultern  der  Kauf- 
herren auf  die  gemeine  Bürgerschaft  abgewälzt  wurde.  Diese 
Gedanken  legt  ein  Privileg  vom  Jahre  1332  nahe.  Darin  be- 
stätigt Dietrich  IX.  nicht  allein  alle  früheren  Verleihungen, 
wiederum  verspricht  er,  den  Bürgern  alle  Vergehen,  die  bis 
zum  Tage  der  Ausstellung  der  Urkunde  begangen  seien,  nicht 
nachtragen  zu  wollen.  Diesmal  aber  scheinen  in  der  That  lange 
Verhandlungen  stattgefunden  zu  haben,  ehe  der  Graf  sich  zu 
einem  so  entgegenkommenden  Schritte  bereit  erklärt.  Das  be- 
weisen schon  die  Eingangsworte  der  Urkunde.') 

Jedenfalls  war  die  Frage  der  Zollpflicht  in  Büderich  noch 
immer  nicht  ausgetragen,  als  Graf  Johann  1347  die  Regierung 
antrat.  Es  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  dass  in  den 
Handfesten  vom  11.  und  13.  Juli,  die  er  für  Wesel  und  Kalkar 
ausstellte,  vom  Büdericher  Zoll  mit  keinem  Worte  die  Rede 
ist.  Im  Gegentheil  wird,  wie  wir  wissen,  die  Zollfreiheit  der 
Weseler  Bürger  auch  auf  das  Land  Linn,  das  damals  wieder 
mit  dem  Territorium  vereinigt  wird,  ausgedehnt.2)  Aber  bald 
darauf  muss  der  Streitfall  zur  Sprache  gekommen  sein  und 
wenigstens  Kalkar  gegenüber  erreichte  der  Graf  sein  Ziel.  Er 
bewirkt  nämlich,  dass  die  Stadt  sich  (16.  August  1347)  zu  einem 
Revers  des  Inhalts  versteht,  dass  durch  die  Verleihung  der 
Handfeste  Freiheit  am  Büdericher  Zoll  nicht  gewährt  werde.3) 
Erst  nach  eingehender  Berathung  mit  dem  Grafen  war  dies 
Ergcbniss  zu  Stande  gekommen.  Auch  scheint  es,  dass  Graf 
Dietrich  das  Zugeständniss  nur  durch  eine  Konzession  seinerseits 
erkaufte.  Wie  erinnerlich,  war  der  Stadt  Kalkar  ebensowenig 
wie  Dinslaken  in  der  Erhebungsurkunde  die  volle  Zollfreiheit 
garantirt  worden,  deren  sich  Wesel,  Cleve  und  Griet  erfreuten, 

')  Orig.  Perg.  im  St.  zu  D.,  Wesel  Nr.  28:  Nos  Theodericus  comes 
Clivensis  uiiiversia  presentes  litteras  visuris  et  audituris  notum  facimus,  quod 
mediante  conpositione  prounnciata  inter  nos  ex  una  parte  et  dilectos  nostros 
opidanos  Weselenses  ex  altera,  diiuisimus  eisdem  nostris  opidanis  omnes  culpas, 
quas  ipsi  u 8ii ne  in  dient  date  presentium  litterarum  erga  nos  habuerunt, 

a)  Lacomblet,  Urkundenbuch,  Hand  3 Nr.  4+2.  Das  Privileg  für 
Kalkar  im  dortigen  Ratlisarchiv  ohne  Ordnungsnummer. 

3)  Laeomhlet,  Urkundenhuch.  Baud  3 Nr.  444. 
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vielmehr  war  sie  von  vorn  herein  auf  die  Waaren  beschränkt 
worden,  die  in  Kalkar  selbst  oder  in  anderen  Städten  des  Terri- 
toriums verkauft  würden.  Noch  die  Handfeste  für  Kalkar  vom 
Juli  wiederholt  diese  Bestimmung,  jetzt  aber  wird  sie  wesentlich 
umgestaltet:  die  Freiheit  gilt  von  allen  mitgetührten  Waaren, 
einerlei  ob  sie  im  Lande  selbst  oder  draussen  abgesetzt  werden.1) 

Der  Revers,  der  also  der  drittmächtigsten  Stadt  des  Terri- 
toriums abgedrungen  wurde,  sollte  jedenfalls  als  wirksame  Waffe 
gegenüber  den  anderen  Plätzen  dienen,  die  noch  Widerstand 
leisteten.  Und  den  kleineren  Kommunen  gegenüber  hatte  Graf  Jo- 
hann nunmehr  jedenfalls  ein  gewonnenes  Spiel.  Das  zeigt  der 
Umstand,  dass  in  die  Bestätigung  der  Privilegien  für  Hussen,  die 
erst  am  13.  Juli  1348  erfolgt,  einfach  der  Inhalt  des  Kalkarer 
Reverses  eingefügt  wird.2)  Und  auch  dem  Städtchen  Orsoy 
gegenüber,  dem  wohl  sofort  nach  dem  Regierungsantritt  eine 
neue  Handfeste  ausgestellt  worden  war,  fand  sich  bald  eine  Ge- 
legenheit, mit  jener  Forderung  durchzudringen.  Wie  schon  er- 
wähnt, im  Jahre  1351  (August  10)  erhalten  die  Bürger  an 
Stelle  des  durch  Brand  zu  Grunde  gegangenen  Privilegs  ein 
neues.  Darin  werden  — sei  es  nun  mit  Absicht,  sei  es  aus 
Versehen  — die  alten  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Zollfreiheit 


')  In  der  Handfeste  lautet  der  Artikel:  Ende  willen  oec,  dat  oer  ghuet, 
dat  sy  to  water  in  onae  vorglieruert.  »tat  solen  vurcn,  oft  gyt  daer  oft  in 
anders  onseu  stcden  in  onsen  lande  »Uten  willen  oft  verteren.  tolvry  ay  van 
onsen  tollen.  In  dem  Revers  heisst  es:  Wy  burghermeyater,  rnet,  scepen 
ende  gemcyu  stat  van  Kalkar  tugheu  . . .,  dat  wy  van  alle  onse  ghude, 
dat  onse  ende  onser  burghcr  is,  zamclickeu  oft  on3er  enicha.  dat  wy  to  water 
den  Ryn  up  of  neder  vuren  aolen,  wy  slitent  binnen  sinen  lande  of 
daer  buten,  onsen  voerscreven  here  ende  sinen  erven  to  Buderic  tollen 
solen  ende  anders  nirghent  in  ghenen  tollen,  dye  oen  tocbchoren,  al  arghe- 
list buten  besebeyden.  Hass  in  der  That  die  Bürger  von  Kalkar  in  der 
Folge  am  Zoll  von  Büderich  die  übliche  Abgabe  gezahlt  haben,  ergiobt  sich 
ans  einer  Urkunde  im  Kalkarer  Kathsarchiv  vom  0.  Oktober  dea  Jahres 
1300.  Darin  quittirt  Graf  Johann  den  Empfang  einer  Summe,  die  sie  für 
ihn  ansgelegt  haben  und  verspricht,  dat.  oer  burger  . . . dat  gelt  voer  onsen 
aldon  toi  to  Buderik  vervaren  mögen.  Orig.  Berg,  ohne  Ordnungsnummer. 

3)  Teschenmacher-Dithinar,  Cod.  dipl.,  Nr.  23:  Voort  willeu  wy, 
dat  alle  onse  poirteren,  die  binnen  onsen  gerichte  van  Huessen  geseten  syn, 
tolvry  varen  sullen  alle  onae  graefschap  door,  te  lande  unde  te  wateren  und 
to  Nymegen,  uytgesondert  onsen  toi  tot  Buderick 

13* 
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eiufach  wiederholt,  ohne  dass,  wie  bei  Hüssen,  eine  Einschaltung 
Büderich  betreffend  hinzugefügt  wird.1)  Aber  kaum  ein  Jahr 
später  (am  11.  November  1352)  werden  dann  Bürgermeister  und 
Magistrat  des  Marktfleckens  gezwungen,  eine  Erklärung  abzu- 
geben, dass  durch  die  frühere  Verleihung  die  Bürger  nicht  vom 
Zoll  in  Büderich  befreit  seien.  Vielmehr  versichern  die  Bürger 
einmüthig,  dass  sie  verpflichtet  seien,  von  allem  und  jedem  Gute, 
das  den  Rhein  auf-  und  niedergefahren  werde,  dort  oder  wohin 
sonst  die  Zollstätte  verlegt  werde,  den  vollen  Betrag  zu  ent- 
richten.2) Wie  sich  später  heraussteilen  wird,  darf  man  in  dieser 
Massregel  wohl  die  Wirkung  der  Entscheidung  sehen,  die  wenige 
Tage  vorher  gegen  Wesel  gefallen  war.  Auch  späterhin  findet 
sich  eine  Abmachung  der  Art  nicht  selten  in  den  Handfesten, 
namentlich  der  kleineren  Städte.  Ein  Beispiel  dafür  ist  die 
Erhebungsurkunde  von  Uedem.1)  Und  erst  sehr  viel  später  ge- 
lingt es  unter  der  besonderen  Gunst  der  Umstände  den  kleineren 
und  grösseren  Plätzen,  sich  gegen  entsprechende  Zahlungen 
für  kürzere  oder  längere  Zeit  von  dieser  Verpflichtung  loszu- 
kaufen.4) 

Den  grösseren  Städten  gegenüber  hat  aber  auch  damals 
schon  Graf  Johann  ein  weniger  leichtes  Spiel  gehabt.  Etwa 
sechs  Monate,  nachdem  sich  Kalkar  zu  jenem  Revers  verstanden 
hatte,  am  1.  Januar  1348,  bekommt  Cleve  seine  Handfeste.  In 
der  Urkunde  kehrt  die  alte  Formel  der  Zollfreiheit  wieder,  der 
Büdericher  Erhebungsstätte  wird  indessen  auch  nicht  mehr  mit 
einem  Worte  gedacht/')  Den  Hauptkampf  aber  hatte  natürlich 
nunmehr  die  Stadt  zu  bestehen,  die  stets  die  Zahlung  geweigert 
und  auch  sonst  dem  Landesherrn  gegenüber  sich  nicht  immer 
gefügig  gezeigt  hatte.  Auch  Graf  Johann  mag  sich  auf  einen 
schweren  Strauss  gefasst  gemacht  haben.  Jedenfalls  schien  es 
ihm  erwünscht,  der  Stadt  gegenüber  sich  auf  eine  Autorität 


')  Lacoinblet,  Urkundenbuch,  Band  3 Nr.  501. 
a)  Or.  I’erg.  im  St.  z.  D.,  A II  Cleve-Mark  Nr.  269. 

:l)  Voirt  heim  wy  oen  gegeven,  dat  oer  guet  in  onsen  lande  nergent 
ensall  tolle  geren  op  ten  watere  vur  onse  toclle,  so  wair  sv  gelegen  syn, 
uytgenomen  Buderick,  dair  sullen  sy  tolle  geven. 

Vcrgl.  Archiv  für  bürgerliches  Hecht,  Bd.  10  S.  S5. 

Schölten,  Die  Stadt  Cleve  etc.,  erkunden  Nr.  6S. 
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stützen  zu  können,  die  nach  der  Anschauung  der  Zeit  sich  nicht 
ohne  weiteres  von  den  Bürgern  bei  Seite  schieben  Hess.1) 

Für  ihn,  der,  wie  man  weiss,  ein  guter  Kenner  beider 
Rechte  war,  lag  es  daher  nahe,  Rechtsgelehrte  von  anerkanntem 
Ansehen  für  seine  Auffassung  zu  gewinnen  und  zu  einem  Gut- 
achten zu  veranlassen.2)  Ein  solches  Vorgehen  konnte  um  so 
weniger  des  Eindrucks  verfehlen,  als  man  auch  in  Wesel  damals 
schon  dem  Einfluss  der  neuen  Wissenschaft  Rechnung  trug  und 
einen  studirten  Juristen  zum  Stadtschreiber  bestellt  hatte.  Graf 
Johann  wandte  sich  also  an  eine  Anzahl  kölnischer  Rechts- 
gelehrter: der  Spruch,  den  sie  fällten,  ist  noch  vorhanden,  er 
ist  vom  8.  November  1352.3) 

Darin  wird  ausdrücklich  gesagt,  dass  der  Büdericher  Zoll 
ursprünglich  zu  Duisburg  gewesen  und  dann  mit  Erlaubniss  des 
Königs  nach  Büderich  verlegt  worden  sei.4)  Ucbrigcns  sei  der 
Zoll  gar  nicht  mal  Eigenthum  des  Grafen,  sondern  nur  Pfand- 
besitz/’)  Gerade  aus  dem  Umstand  folge  die  Zahlungspflicht, 
denn  die  ehemalige  Befreiung  habe  sich  doch  nur  auf  Zölle  be- 
ziehen können,  die  im  Eigenthum  des  Ausstellers  der  Verleihungs- 
urkunde gestanden  hätten. 

Obwohl  das  Gutachten  dergestalt  die  Weigerung  der  Weseler 
Bürger  für  unzulässig  erklärt,  waren  diese  doch  weit  entfernt, 
sich  nunmehr  zu  lügen.  Wohl  aber  vermochten  kleinere  Städte, 
die  sich  bis  dahin  gesperrt  hatten,  nicht  länger  Widerstand  zu 
leisten.  So  wird  man,  wie  ich  schon  erwähnte,  wohl  in  dem 


')  Vergl.  die  Angaben  Kolliers  in,  Das  Kölnische  Kechtam  Niedorrhein 
(Heft  1 der  .Beiträge  zur  Geschichte  des  Römischen  Rechts  in  Deutschland 
(1896))  S.  1 ff. 

2 ) Vergl.  meine  Mittheilungen  im  Archiv  f.  bürgerliches  Recht,  Band  10 

S.  87. 

3)  Abgedruckt  von  Köhler  und  mir  a.  a.  O.  S.  89. 

*)  Post  dicti  privilegii  — gemeint  ist  die  Erhebungsurkunde  von  1241 
oder  das  privilegium  majus  von  1277  — concessiouem  Romanorum  rex  comiti 
prcdicto  opidum  Duseburgb  cum  theolonio  seu  vectigali  ibidem  nunc  de  con- 
sensu  regis  predicti  Bouderich  translato  pro  certa  pecunie  summa  titulo 
pignoris  obligavit. 

5)  Sed  inspiciendo  tenorem  privilegii  apparet,  quod  privilegium  se  non 
extendit  ad  theolonium,  de  quo  agitnr,  quia  hoc  non  potest  dici  contineri  sub 
prenomine  isto  noBtro,  quia  res  pignori  obligata  non  cst  creditoris  seu  illius, 
cui  obligatur. 
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Revers  der  Stadt  Orsoy  vom  11.  November  — der  Spruch  ist 
vom  8.  November  — eine  Wirkung  des  Gutachtens  sehen  dürfen. 
Jedenfalls  dauerte  es  trotz  des  Urtheils  der  Küluer  Kanoniker 
länger,  bis  nun  auch  zwischen  Wesel  und  dem  Grafen  Johann 
eine  vorläufige  Abkunft  getroffen  wurde.  Der  neue  Vertrag  — 
vom  11.  November  1353  — bekundet,  dass  beide  Theile  die 
Verhandlungen  mit  Ernst  und  Nachdruck  betrieben  haben,  denn 
sorgfältig  sind  alle  Hindernisse,  die  einer  Verständigung  hätten 
entgegen  stehen  können,  aus  dem  Wege  geräumt.1)  Hierhin 
gehöit  es,  dass  den  Bürgern  der  Zollbetrag,  den  sie  bis  zur 
Zeit  der  Ausstellung  der  Urkunde  verfahren,  aber  nicht  bezahlt 
haben,  erlassen  wird.2)  Insofern  reiht  sich  also  dieser  Vertrag 
den  früheren  von  1304,  1329  und  1332  an.  Hiuzu  kommen  nun 
aber  auch  Bestimmungen  positiven  Inhalts.  Die  Stadt  verpflichtet 
sich,  für  den  Grafen  die  ungeheuere  Summe  von  950  alten 
Schilden  aufzubriugeu.  Dafür  erlangen  die  Bürger  vorläufig 
Freiheit  vom  Büdericher  Zoll,  indem  der  Zinsverlust  als  Aequi- 
valeut  für  die  Nichtleistung  des  Zollbetrages  gilt.  Dieser  pro- 
visorische Zustand  soll  so  lange  dauern,  bis  die  rechtliche  Ent- 
scheidung da  geholt  worden  ist,  wo  sie  geholt  werden  muss.1) 
Fällt  dann  der  Spruch  zu  Ungunsten  des  Grafen  aus,  so  ist  er 
gehalten,  das  Geld  ohne  weiteres  zurück  zu  erstatten.  Tritt 
aber  das  Gegentheil  ein,  so  sollen  die  Bürger  auch  fernerhin 
sich  so  lange  ihrer  Zollfreiheit  erfreuen,  bis  sie  ihr  Geld  wieder 
erlangt  haben. 

In  Folge  dieser  Abmachung  hat  der  ganze  Streit,  soweit 
er  eine  Prinzipienfrage  in  sich  schliesst,  an  Schärfe  verloren. 


')  Abschrift  iu  dem  Haupt  Privilegien  buch  der  Stadt  Wesel  im  St.  zu 
D.,  Stadt  Wesel  Caps.  219  Nr.  4 S.  72  ff. 

’J)  Wat  onse  bürgere  van  Wesele  voirscreven  voir  datum  dys  tegen- 
wordigen  briefs  vervarn  heben  voir  den  toi  voirscreven,  daer  borge  of  pande 
voir  staen,  dat  bebben  wy  quyt  gelaten  ind  gegeven  ind  oick  alle  die  broecken, 
du  dacraf  körnen  syn. 

‘)  Patz  toe  weten,  dat  onse  borgere  vau  Wesel  voirgescreven  sollen 
tolvry  varen  vor  den  nycn  toll  to  Puderick,  de  hier  voirmaels  plach  to  liggen 
toe  Duysborch  under  den  wafde,  of  soe  waer  de  voirgescreven  nve  toll  hier- 
liaemaels  gelacht  wurde,  thent  der  tyt,  dat  dat  recht  gebaelf  wurde,  daer 
ment  ind  recht  haelen  sal,  uid  gewysct  wurde  van  den  nven  toi  voirgescreven, 
als  tusschen  uns  end  onsen  lieven  böigeren  voirscreven  hyr  voirtytz  gede- 
dinget  is  van  den  voirscreven  uyen  toll. 
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Denn  dass  die  Stadt  das  einmal  preisgegebene,  mit  grosser  Mühe 
zusammengebrachte  Kapital  nicht  wieder  bekommen  hat,  liegt 
auf  der  Hand.  In  gewissem  Sinne  ist  also  wohl  der  Graf  mit 
seiner  Forderung  durchgedrungen.  Dem  allen  entspricht  es  nun, 
dass  man  länger  als  anderthalb  Jahrzehnt  überhaupt  nichts  wieder 
von  der  Angelegenheit  hört.  Dann  aber  wird  abermals  gestritten, 
wie  aus  dem  Sühnvertrage  ersichtlich  ist,  der  am  1.  Mai  13tit> 
abgeschlossen  wird.1)  Beide  Theile  verzichten  auf  die  weitere 
Verfolgung  alles  dessen,  was  sie  gegen  einander  geplant  haben: 
Beide  verpflichten  sich,  sich  der  Entscheidung  des  gräflichen  Käthes 
zu  unterwerfen.  Wieder  ist  hier  der  Büdericher  Zoll  nicht  aus- 
drücklich erwähnt,  aber  wie  in  den  früheren  entsprechenden 
Fällen  wird  man  auch  jetzt  annehmen  dürfen,  dass  es  der  alte 
Hader  ist,  der  wieder  ausgebrochen  ist  und  endlich  beigelegt 
werden  soll.  Auch  diesmal  muss  es  dahingestellt  bleiben,  wie 
der  Spruch  lautete,  den  der  Kath  gefällt  hat. 

Zwei  Jahre  darauf  stirbt  Graf  Johann  und  Wesel  wird  bei 
dem  Uebergang  des  Territoriums  auf  die  Märkische  Seitenlinie 
längere  Zeit  hindurch  vom  Hauptland  getrennt.  Da  nun  die 
Clever  Grafen  fortan  nicht  mehr  dieselbe  Rücksicht  auf  die 
Bürger  zu  nehmen  brauchen,  ist  Anlass  genug  für  neue  Streitig- 
keiten vorhanden.  Und  nicht  mehr  allein  auf  den  Büdericher 
Zoll  beschränken  sie  sich  jetzt,  vielmehr  läuft  die  Stadt  Gefahr, 
ihrer  sämmtliehen  Freiheiten  an  den  clevischen  Erhebungsstätten 
verlustig  zu  gehen.2) 


IV. 

Graf  Adolf  und  die  Stadt  Cleve. 

Wie  rastlos  und  erfolgreich  die  Bemühungen  auch  sein 
mochten,  die  die  Mitglieder  des  älteren  Grafenhauses  von  Diet- 
rich VI.  bis  auf  den  letzten  Spross  auf  die  Ausdehnung  der 
Landesgrenzen  und  die  Anlage  von  Städten  verwandten,  mit  den 

')  Abschrift  ira  St.  zu  D.,  Stadt  Wesel  Caps.  219  Nr.  4 S.  76. 

*)  Vergl.  Köhler  und  Liesegang,  Das  Römische  Recht  am  Nieder- 
rhein S.  102  ff. 
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mächtigeren  älteren  Grenznachbarn  im  Süden  und  Norden,  mit 
dem  Erzstift  und  Geldern,  durften  sie  sich  noch  nicht  vergleichen 
an  Umfang  ihres  Landes  und  an  Grösse  und  Reichthum  ihrer 
Städte.  Wenn  Graf  Johann,  wie  erwähnt,  dennoch  beiden  und 
zumal  Geldern  gegenüber  Erfolge  erringt,  so  verdankt  er  das 
seiner  trefflichen  Finanzwirthschaft  und  dem  Umstand,  dass  über 
Geldern  nach  dem  plötzlichen  Tode  Rainalds  II.  (1343)  eine 
heillose  Verwirrung  hereinbricht. ')  Zu  den  schlimmen  Folgen 
der  Schuldenlast  des  Vaters,  zu  den  Schäden  einer  vormund- 
schaftlichen Regierung  und  zu  den  Zwistigkeiten  der  Heeckern 
und  Bronkhorsten  kommt  die  Fehde  des  jüngeren  Bruders  Eduard 
gegen  den  älteren  Rainald  III.  Erst  als  der  Krieg  neun  Jahre 
lang  Geldern  völlig  verwüstet  und  auch  Cleve,  wie  stets,  in 
Mitleidenschaft  gezogen  hatte,  sind  es  die  geldernseheu  Städte, 
die  zum  gütlichen  Ausgleich  drängen.2)  Wie  Cleve  in  den  Krieg 
mit  verwickelt  ist,  so  nimmt  es  jetzt  auch  an  dem  Frieden  theil. 
Zwischen  beiden  Territorien  wird  der  berühmte  Landfriede  vom 
Jahre  1359  vereinbart.')  Eben  dieses  Instrument  giebt  die 
Möglichkeit,  noch  nicht  ein  Jahrzehnt  vor  dem  Erlöschen  des 
clevischen  Herrscherhauses  die  clevische  Macht  mit  der  Gelderns 
zu  vergleichen.  Denn  zur  Aufrechterhaltung  des  Landfriedens 
sind  Mannschaften  erforderlich,  zu  denen  die  Aernter  und  Städte 
von  Geldern  und  Cleve  nach  Massgabe  ihrer  Mittel  ein  be- 
stimmtes Kontingent  stellen  müssen.4) 

Da  zeigt  sich  nun,  dass  das  Nachbarterritorium  Cleve  etwa 
um  das  Dreifache  überlegen  ist.  Es  ist  nämlich  das  Quartier 
Roermonde  allein  zu  308,  das  Quartier  Nym wegen  zu  304 
Reitern  verpflichtet.  Die  Quartiere  Arnheim  und  Zütphen 
bringen  zusammen  315  Mann  zu  Pferde  auf.  Dem  allen  gegen- 
über kommen  auf  Cleve  nur  318  Reiter.  Und  noch  mehr  fast  tritt 
das  Ueberge wicht  Gelderns  hervor,  wenn  man  sich  vergegen- 
wärtigt, dass  gerade  grosse  Städte  damals  der  Sitz  besonderer 


*)  Gert  van  der  Schuren  (ed.  Schölten)  S.  62  und  63. 
s)  Nettesheim,  Geschichte  der  Stadt  und  des  Amtes  Geldern,  Bd.  l 
S.  73  ff. 

3)  Nyhoff,  Gedenk  waardiglieden  uit  de  geschiedenis  van  Gelderland 
etc.  Band  2 Nr.  89. 

4)  Vergl.  Höhlbaum,  Hansisches  Urkunden  buch,  Band  3 Nr.  534 
Anmerkung  3. 


\ 
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militärischer  und  finanzieller  Kraft  sind.  Erfahrungsmässig  wird 
zudem  das  Kontingent  der  grösseren  und  grössten  Plätze  im 
Mittelalter  bei  solchem  Anlass  stets  zu  niedrig  angesetzt.  Da 
stellt  nun  Roermonde  allein  ein  Kontingent  von  50  Reitern, 
Ztttphen  bringt  .'SO  Mann  auf,  Nymwegen  zusammen  freilich  mit 
dem  Reich  50,  Harderwyk  für  sich  15,  Doesborg  12,  Gronloe  12. 
Bei  der  Mehrzahl  der  Städte  bei  Venlo,  bei  Arnheim,  bei  Tiel 
und  Bommel  lässt  sieh  die  Zahl  der  Mannschaften  nicht  genau 
berechnen,  weil  darin  die  der  gleichnamigen  Amtsbezirke  ein- 
begriffen ist.  Aber  die  vorhandenen  Angaben  genügen,  um  den 
Unterschied  zwischen  Geldern  und  Cleve  erkennen  zu  lassen.1) 
In  unserem  Territorium  beläuft  sich  das  stärkste  Kontingent 
überhaupt  nur  auf  25  Reisige.  Die  Zahl  wird  allein  von  Wesel 
und  Duisburg  erreicht.  Und  ebenso  wie  Duisburg  nur  Pfand- 
besitz ist,  ist  auch  Emmerich,  die  drittgrösste  Stadt,  ein  geldern- 
sches  Pfand.  Dieses  Emmerich  ist  auf  20  Mann  eingeschätzt.  Zu 
derselben  Anzahl  sind  Cleve  und  Kalkar  verpflichtet.  Ueber- 
haupt  scheint  die  Einschätzung  in  Cleve,  damit  man  nicht  gar 
zu  weit  hinter  dem  Nachbar  zurückbleibt,  schärfer  gehaudhabt 
worden  zu  sein.  Nur  so  lassen  sich  die  hohen  Zahlen  der 
Kontingente  der  kleineren  und  kleinsten  Städte  erklären : Sons- 
beck stellt  ll,  Uedem  11,  Orsoy  10,  Linn  10,  Dinslaken  10, 
Büderich  10,  endlich  Griet,  jenes  alte,  aber  völlig  zurückgebliebene 
Fischerstädtchen,  5 Berittene.  Nicht  genau  nachweisen  lässt 

])  Voert  die  greve  van  Cleve  mitten  lande  van  Cleve  driehondert  manne 
— so  heisst,  es  dort  — (in  Wirklichkeit  SIS)  ghewapent  te  perde;  alse 
die  amptmann  van  Lynne  tyen  mann,  die  stat  van  Lynne  tycn,  die  stat 
van  Orsoy  tyen,  die  amptman  van  Dynslaken  twyntich,  die  stat  van 
Dynslaken  tyene,  die  amptman  van  Wesel  fyftien,  die  stat  van  Wesel 
vive  end  twyntich,  die  Stadt  van  Duysborch  vive  ende  twyntich,  die  amptman 
van  Ringenberghe  tien,  die  stat  van  Bnderic  tyen,  die  drossaet  van  Cleve  vive 
ende  twyntich,  die  stat  von  Sonsbeke  vif,  die  stat  van  Udem  ylf,  die  stat  van 
Kölker  twyntich,  die  stat  van  Gryete  vyff,  die  stat  van  Embric  twyntich,  die 
stat  van  Hnessen  mitten  ampte  ac’itien,  Didderic  van  Moerse  vyftien,  her  Bove 
van  Vrimersem  drio,  die  amptman  van  Lymcrsche  vyf  manne  gewapent  te 
perde.  Ende  dartoe,  als  des  noet  is,  so  sal  onser  yghelic  van  den 
landen  (d.  h.  also  das  Oberquartier,  das  Quartier  Nymwegen,  die  Quartiere 
Veluve  und  Ziitphon  und  endlich  Cleve)  vorscreven  den  anderen  doen 
ende  seynden  in  reysen,  als  vorscreven  is,  ende  iu  dachlixen 
orloghe,  binnen  viertiennachtcn  na  dien  dat  hys  versocht  wurdt  necst  vol- 
gende  sonder  merren  vyfticli  manne  ghewapent  te  perde. 
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sich  die  Mannschaft,  die  von  Kranenburg  und  Hüssen  aufge- 
bracht werden  muss.  In  beiden  Fällen  ist  der  Amtssprengel 
um  die  Stadt  einbegriffen.  Das  Kontingent  von  Stadt  und  Land 
Kranenburg  beläuft  sich  auf  20,  das  von  Stadt  und  Amt  Hiisseu 
auf  IS  Mann. 

Betrachtet  man  aber  die  Vertheilung  des  clevischcn  Auf- 
gebots auf  Stadt  und  Amt  etwa  im  Hinblick  auf  Geldern, 
dann  erstaunt  man  über  das  ungemeiue  Uebergewicht  der  Städte. 
Rechnet  man  bei  den  Kontingenten  von  Kranenburg  und  Hüssen 
auch  nur  je  10  Mann  auf  die  Städte,  so  ergiebt  sich,  dass  von 
den  :tl8  Reisigen  nicht  weniger  als  197,  also  fast  zwei  Drittel 
von  den  Bürgern  gestellt  werden.  Welche  Perspektive  eröffuet 
das  aber,  wenn  man  sich  erinnert,  dass  die  oppida  libera  nur 
ein  Theil  der  Gründungen  der  clevischen  Grafeu  sind  und  dass 
etwa  ein  Menschenalter  vor  Abschluss  des  Landfriedensbundes, 
neben  jenen  mindestens  eben  so  viel  liberae  villae  entstanden 
sind.  Und  dennoch,  selbst  wenn  noch  hundert  oder  hundert- 
fünfzig Jahre  das  Werk  der  Abrundung  der  Grenzen  nach  aussen 
und  der  Konsolidirung  im  Inneren  mit  gleicher  Umsicht  fortge- 
setzt wäre,  zu  einer  dominirenden  Stellung  am  Niederrheln, 
namentlich  Köln  und  Geldern  gegenüber,  hätte  die  clevische 
Macht  immer  noch  nicht  ausgereicht.  Dazu  bedurfte  es  eines 
Zuwachses  von  aussen,  dazu  bedurfte  es  der  Verbindung  mit 
Mark,  die,  nachdem  endlich  die  wirkliche  Vereinigung  der  beiden 
Ländermassen  erreicht  war,  eine  Verdoppelung  der  clevischen 
Macht  bewirkte.  Vorläufig  freilich  konute  weniger  von  einer 
Verstärkung,  sondern  eher  von  einer  Schwächung  die  Rede 
sein;  denn  nicht  den  ganzen  clevischen  Ländercomplex  brachte 
Graf  Adolf  von  der  Mark  an  sich,  als  er  nach  Johanns  Tod 
1368  die  Herrschaft  erlangte,  vielmehr  wurden  wichtige  Landes- 
tlieile  abgetrennt.  So  kommen  Wesel,  Dinslaken,  die  Lymers 
und  der  halbe  Büdericher  Zoll  an  Engelbert  und  Dietrich,  die 
beiden  Brüder  des  neuen  Grafen.1)  Dadurch  erwarb  sich  Adolf 
den  mächtigen  Beistand  seiner  Bruder,  und  dessen  bedurfte  er, 


')  Gert  van  der  Schuren  (ed.  Schölten)  S.  67.  Dass  ausserdem  anch 
Wesel  an  Engelbert  gelangte,  geht  schon  aus  seiner  Belehnung  mit  dieser  Stadt 
durch  die  Herzogin  Johanna  von  Brabant  am  8.  Mai  1370  hervor;  bei  Ls- 
eomblet,  Urkttudenbuch  Band  3 Nr.  701. 
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da  er  nur  einer  von  drei  oder  vier  Prätendenten  war.1) 
Und  diese  Rivalen  waren  im  Anfang  ihm  entschieden  voraus. 
Dietrich  von  Horn,  als  Pfandherr  von  Kranenburg  den  Ereig- 
nissen nah,  hatte  sich  noch  am  Todestage“  Johanns  der  Burg 
zu  Cleve  bemächtigt.  Der  andere  Bewerber,  Otto  von  Arkel, 
lagerte  mit  einem  starken  Heere,  das  durch  geldernsche  Sehaaren 
verstärkt  war,  in  dem  Cleverhamm  unmittelbar  vor  der  Stadt. 
Jedenfalls  hing  für  die  Entscheidung  viel  davon  ab,  wie  sich 
die  Residenz  zu  der  Successionsfrage  stellen  würde.  Auch  scheint 
in  der  Stadt  eifrig  hin-  und  hergestritten  zu  sein.  Möglich,  dass 
das  schon  besprochene  (S.  168)  merkwürdige  Privileg  Dietrichs 
von  Horn  für  Cleve,  das  in  der  vorliegenden  späten  und  unzu- 
verlässigen Abschrift  vom  Jahre  1349  ist,  richtiger  in  diese 
kritische  Zeit  zu  setzen  ist.  Gert  van  der  Schuren,  der  über 
alle  jene  Vorgänge  ausserordentlich  gut  unterrichtet  ist,  erzählt, 
dass  in  Cleve  selbst  die  Heymericksche  parthve  den  Ausschlag 
gegeben  habe.  Wie  sich  zeigen  wird,  ist  das  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  die  Parthei  der  Schöffen,  der  Rathmannen 
und  überhaupt  der  herrschenden  Geschlechter.  So  wurden  dem 
Grafen  Adolf,  der  nun  gleichfalls  mit  einem  Heere  auf  dem 
Plane  erschienen  war,  die  Thore  der  Residenzstadt  geöffnet. 
Der  Ritterschaft  und  dem  ganzen  Lande,  war  dieser  Verlauf 
der  Entscheidung  uacli  Wunsch.  Und  auch  Kaiser  Karl  IV. 
ertheilte  jetzt  die  Belehnung;  die  beiden  anderen  Prätendenten 
aber  wurden  mit  Geldsummen  abgefunden.  Die  Pfandschaft 
Kranenburg  indessen,  die  solche  Gefahren  in  sich  barg,  wurde 
alsogleich  wieder  eingelöst.2) 

Man  sollte  füglich  erwarten,  dass  Graf  Adolf,  der  sich  doch 
in  einer  sehr  viel  grösseren  Zwangslage  befand,  als  dreissig 
Jahre  vorher  sein  Vorgänger,  nun  gleichfalls  durch  die  Er- 
weiterung der  alten  Handfesten  den  Städten  seinen  Dank  ab- 


')  Ein  vierter  Prätendent  war  sein  Bruder  Engelbrecht.  Vergl.  die 
wohlerwogene  Darstellung  bei  Gert  van  der  Schuren  S.  67.  Dass  übrigens 
die  märkischen  Brüder  schon  seit  langer  Zeit  Adolf  als  den  Nachfolger 
Johanns  ansahen,  beweist  der  Vertrag,  den  am  11.  Dezember  1362  Engel- 
brecht  und  Adolf,  damals  noch  Bischof  von  Münster,  miteinander  abschliessen ; 
Lacomblet,  Urkundenbuch,  Band  3 Nr.  631. 

'•*)  Vergl.  den  Schiedsspruch  der  Herzogin  Johanna  vou  Luxemburg 
vom  6.  Dezember  1370  bei  Lacomblet,  Urkuudenbuch,  Band  3 Nr.  706. 
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getragen  habe.  Soweit  man  indessen  sehen  kann,  ist  das  vor- 
läufig jedenfalls  nicht  geschehen.  Erhalten  sind  z.  B.  die  Be- 
s tätigungsurkunden  für  Kalkar  und  Uedem  vom  8.  und  10.  De- 
zember 1368.1)  Vergleicht  man  das  Privileg  für  Kalkar  mit  der 
Handfeste  von  1347,  so  zeigt  sich  nirgends  ein  Zusatz  von  irgend 
welchem  Belang.  Und  zu  demselben  Ergebniss  kommt  man  im 
Hinblick  auf  die  Erhebungsurkunde  von  Uedem  vom  Jahre  1359. 
Xur  eine  Stadt  kann  sich  rühmen  von  dem  neuen  Herrn  wesent- 
lich gefördert  zu  sein : Es  ist  die,  welche  sich  das  grösste  Ver- 
dienst um  seine  Succession  erworben  hat,  die  Residenz  Cleve. 

In  der  langen  Reihe  der  Städtebriefe  des  clcvischen  Terri- 
toriums ist  die  Handfeste  für  Cleve  vom  21.  Dezember  1368 
gewiss  einer  der  merkwürdigsten.  Wie  wir  wissen  war  Cleve 
beim  Regierungsantritt  Johanns  — sich  erst  spät  zur  Huldigung 
entschliessend  — ein  wenig  zu  kurz  gekommen:  der  Vorsprung  an 
Verleihung  städtischer  Gerechtsame,  d(*n  Kalkar  damals  gewonnen, 
wird  jetzt  wieder  eingeholt..  Wiederum  werden  hinsichtlich  der 
Richterwahl  Konzessionen  gemacht.  Der  Richter,  der  eingesetzt 
wird,  soliden  Bürgern  genehm  sein;  er  muss  sich  in  das  Bürger- 
recht aufnehmen  lassen,  ehe  er  sein  Amt  antritt.  Man  sieht  auch 
jetzt,  wo  sie  die  Herrin  der  Lage  ist,  erhält  die  Stadt  Cleve  nicht 
die  freie  Richterwahl,  die  seiner  Zeit  Kalkar  und  Dinslaken  an- 
standslos bewilligt  worden  war.  Der  Graf  verspricht  dann  ferner 
keinen  Bannwein  mehr  in  der  Stadt  zapfen  zu  lassen.  Wohl 
aber  soll  der  Bürgerschaft  die  Befugniss  zustehen,  ausser- 
ordentliche Ausgaben,  namentlich  solche  liir  den  Ausbau  der 
Befestigung,  durch  die  Erträgnisse  des  städtischen  Wcinzapfes 
(der  nunmehr  an  Stelle  des  Bann  weins  tritt)  zu  decken.-’)  Daran 
schlicsst  sich  dem  Sinne  nach  ein  anderer  Artikel  an.  Der  Ver- 
kauf von  Hopf'enbier  innerhalb  der  Stadt  soll  nur  dann  statt- 
finden dürfen,  wenn  die  Bürgerschaft  dem  Betreffenden  die  Er- 


’)  Vergl.  die  Handschriften  des  Kalkarer  Stadtrechts  und  Tcschen- 
macher-D  ithtnar,  C'od  dipl.  Nr.  2«. 

s)  Ind  wy  ensoelen  oen  ghenen  banwyn  an  ouss  stat  doen  noch  laten 
tappen,  then  were  dat  onscr  stat  onrayt,  tymmeringe  ind  scholt  anvyele,  soe 
inoigen  »y  buyten  onsen  todoen  den  wyntappe  onder  oen  setten  ind  banwyn 
tappen  alsoe  ver,  as  sy  den  wyn  tappen,  as  men  baven  ind  benedeti  duet.  ind 
nyet  duerre. 


Digitized  by  Google 


205 


laubniss  ertheilt.1)  Dann  wird  die  Hauptbestimmuug  jenes  schon 
besprochenen  älteren  Privilegs  von  1331  in  die  Handfeste  übernom- 
men : Wy  setten  oick  — heisst  es  — ind  wyllen,  soe  wye  in  onser 
stat  voirgenuemt  woenachtich  syn  off  woenachtich  werden,  die 
soelen  ind  moeten  gelden  schattinge,  waken,  graven  ind  allen  onraet 
in  onser  stat  doen  gelike  synen  nabueren  ind  geineynen  man, 
na  belope  syns  gueds.  Und  dieser  Bestimmung  verwandt  ist 
eine  andere,  die  völlig  neu  zu  sein  scheint.  Wer  das  Bürger- 
recht erworben  hat  und  mit  einer  Erbschaft,  die  er  in  Cleve 
gemacht  hat,  die  Stadt  verlassen  will,  der  ist  gehalten,  erst  alle 
bürgerlichen  Lasten,  zu  denen  er  der  Bürgerschaft  verpflichtet 
ist,  also  wohl  eine  Art  von  Abschoss,  zu  zahlen. 

Von  grösserer  Bedeutung  aber  sind  einige  andere  Artikel, 
insofern  als  sie  einen  Einblick  in  die  damaligen  inneren  Zustände 
der  Stadt  gewähren.  Wie  erinnerlich,  hatte  die  Stadt  Kalkar  schon 
1347  das  Recht  erhalten,  Willküren  zu  erlassen,  auf  deren  Ueber- 
tretung  Bussen  stehen.  Dieselbe  Befugniss,  die  übrigens  in  der 
Zwischenzeit  selbst  kleinere  Städte,  wie  Hüssen  (1348),  erlangt 
hatten,  W'ird  nun  1368  auch  der  Hauptstadt  gewährt.  Aber  wie 
cigenthümlich  ist  hier  die  Fassung!  Ind  soe  wat  onse  bürgeren, 
heisst  es,  die  ter  tyt  geswaeren  syn  in  onser  voirgenuemt  stat, 
ramen  ind  setten  van  gebaids  wegen  in  nutte,  ind  orbar  onser 
stat  voirscreven,  ind  der  gebaide  yemant  ongehoirsatn  were,  off 
die  op  die  geswaren  ennige  onbescheyden  woyrde  seyde  baven 
oir  ede  omme  gesatte  inde  gebade  onser  stat  voirscreven  onder 
penen,  die  sie  dair  op  setten,  die  penen  soelen  ind  moigen  onse 
stat  uytpeynden  mit  oyren  geswaren  bayde  buythen  ons  lichter. 
Die  Beitreibung  von  Strafen,  die  durch  die  Renitenz  der 
Bürger  gegen  die  Geschworenen  verwirkt  werden, 
scheint  demnach  in  Cleve  gang  und  gebe  gewesen  zu 
sein.  Jedenfalls  wird  durch  diese  Anordnung  die  Position 
des  Magistrats  befestigt  und  seine  Macht  erweitert.  Und 
noch  deutlicher  als  der  eben  angeführte  lässt  der  folgende 
sich  daran  anschliessende  Satz  den  Widerstand  erkennen,  der 
sich  solchen  Bestrebungen  der  herrschenden  Geschlechter  in  der 
Stadt  entgegenstellt.  Ind  were  oick,  wird  gesagt,  dat  den  ge- 

>)  Oick  willen  wy,  dat  men  in  onser  stat  van  Cleve  voirgenuemt  gheeu 
hoppenbier  tappen  noch  verkopen  eusall,  it  ensy  mit  wylle,  consente  ind  guet- 
doncken  onser  liever  bürgeren  van  Cleve  voirscreven. 
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swaeren  onser  stat  voirscreven  yemand  mit  gewelde  off  mit  wylle 
wederstundc,  dair  toe  sali  onse  richter  on  behulpelick  wesen 
ind  sali  sy  dairtoe  Sterken  denghenen  to  berichten,  dat  hie  ge- 
hoirsam  blyve.  Dass  übrigens  der  Ausdnick  Geschworene  hier 
wieder  die  weitere  Bedeutung  hat,  dass  er  Magistratspersonen 
und  Amtleute  mit  umfasst,  bedarf  nach  den  früheren  Erörterun- 
gen keines  Beweises.  — Wie  in  Wesel  zwei  Menschenalter  früher 
treten  also  jetzt  auch  in  Cleve  die  herrschenden  Geschlechter 
und  die  gemeinen  vom  Regiment  ausgeschlossenen  Bürger  einander 
feindlich  gegenüber.  Indessen  ist  der  Unterschied  hier  und  dort 
in  die  Augen  springend:  In  Wesel  sind  die  Geschlechter  von 
vorn  herein  allmächtig,  und  erst  allmählich  wird  ihre  Herrschaft 
zurückgedrängt,  in  Cleve  muss  die  Gewalt,  deren  der  Magistrat 
nun  einmal  bedarf,  erst  mühselig  der  Gemeinde  gegenüber  be- 
gründet werden.  Auf  den  weiteren  Verlauf  des  Kampfes,  der 
sich  dann  später  wie  in  Wesel  zum  grossen  Theil  um  die  Be- 
rechtigung zu  den  Magistratswahlen  drehte,  werden  wir  unten 
zurückkommen.  Man  muss  aber  gerade  nach  den  späteren  Ge- 
schehnissen annehmen,  dass  diese  Zwistigkeiten  bis  weit  in  das 
vierzehnte  Jahrhundert  zurückreichen.  Der  Umstand  unterstützt 
die  schon  eben  ausgesprochene  Vermuthung,  dass  die  berührten 
Bestimmungen  der  Handfeste  von  1368  bereits  die  Folge  eines 
solchen  Gegensatzes  sind.  Die  Heymeriehsche  Familie  besetzt 
auch  später  noch  die  Schöffen-  und  Rathmannenstühle  aus  ihren 
Mitgliedern.1)  Bei  dieser  Lage  der  Dinge  drängt  sich  einem  ja 
förmlich  die  Annahme  auf,  dass  die  Heymeriehsche  Partei,  die 
dem  Grafen  Adolf  die  Thore  öffnete,  die  der  regierenden  Ge- 
schlechter war,  die  zum  Lohne  dafür  durch  die  neue  Handfeste 
der  Gemeinde  gegenüber  in  ihrer  Stellung  befestigt  wurde.  Aber 
auch  der  Stadt  als  solcher  wollte  der  neue  Herr  seine  Dankbar- 
keit erweisen,  deswegen  schenkte  er  bald  nach  seinem  Regierungs- 
antritt im  Jahre  1370  den  Bürgern  ein  tüchtiges  Stück  des 
benachbarten  Waldes.-)  Und  auch  später  noch  hat  sich  Cleve 


’)  Feber  diese  Familie  Hoymerich  Schölten  in  seiner  Ausgabe  Gerts 
van  der  Schuren  S.  245. 

®)  Abscb.  in  den  Handschriften  des  Clever  Stadtrechts.  Das  Diplom  bat 
keine  Zeugenliste,  kann  also  nicht  identisch  sein  mit  dem  Privileg  vom  .fahre 
1370,  von  dem  R.  Schröder  (Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte  Bd.  10  S.  230 
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seiner  besonderen  Gunst  zu  erfreuen:  am  2.  Februar  1387  ver- 
leiht er  den  gemeinen  Bürgern  dort,  die  es  Wüllenamtes  pflegen, 
einen  umfänglichen  Amtsbrief.1) 

Sonst  freilich  sind  aus  Adolfs  Regierungszeit  kaum  noch 
Gnadenbezeugungen  für  die  Städte  zu  nennen.  Der  Graf  be- 
währte sich  wie  seine  Vorgänger  als  trefflicher  Finanzmann, 
dem  es  an  barem  Geld  selten  gebrach.  Da  mochte  er  es  nicht 
nöthig  haben,  den  Städten  für  grössere  oder  geringere  Summen 
neue  Rechte  zuzugestehen.  Wohl  aber  greift  er  hier  und  da 
ordnend  in  die  inneren  Angelegenheiten  ein.  Dafür  bietet  wenig- 
stens die  Kalkarer  Uebcrlieferung  einige  Belege.2)  Dann  sind 
noch  einige  Urkunden  vorhanden,  die  er  für  Emmerich  aus- 
gestellt hat.  Die  Stadt  war  1371  abermals  an  Cleve  verpfändet 
und  diesmal  wurde  aus  der  Pfandinhaberschaft  in  der  Tbat  im 
Laufe  der  Jahre  ein  landesherrlicher  Besitz.'*)  Im  Jahre  1372 
erfolgte  die  Huldigung  an  den  neuen  Herrn,  der  alsogleieh  die 
Privilegien  bestätigte.4)  Dann  verlieh  Graf  Adolf  der  Bürger- 
schaft 1377  die  Befugniss,  auf  zw'ülf  Jahre  eine  Accise  zu  er- 
heben, deren  Eiträgnisse  auf  die  Befestigung  der  Stadt  verwandt 
werden  sollen.5)  Und  nach  Ablauf  dieser  Frist  wurde  das  Recht 
der  Acciseerhebung  abermals  um  siebenzehu  Jahre  verlängert. 

Aehnliche  Gunstbezeugungen  wurden  nun  auch  den  Bürgern 
der  Stadt  Rheinberg  zu  theil.  Wie  nämlich  Adolf  Emmerich  von 
Geldern  als  Pfand  erhalten  hatte,  so  Rheinberg  von  Köln.1*) 
Fürwahr  eine  Erwerbung  von  ungemeiner  Tragweite,  denn  sie 
stellt  die  Verbindung  her  zwischen  der  nördlichen  Hauptmasse 
des  Landes  und  den  südlicher  gelegenen  Besitzungen,  deren 
städtische  Mittelpunkte  Dinslaken  und  Orsoy  sind.  Und  wohl 
wusste  Adolf,  wie  viel  auf  die  Sympathien  der  Bürger  bei  Streitig- 
keiten ankam,  die  aus  dem  Pfandschaftsverhältniss  entspringen 
mochten.  Daher  liess  er  es  sich  angelegen  sein,  die  Stadt  durch 

Antn.  51)  handelt.  Vielmehr  hat  Johann  der  .Stadt  Cleve  nur  eine  Handfeste 
ausgestellt  und  zwar  im  Jahre  1368. 

’)  Schölten,  Die  Stadt  Cleve,  Urkunden  Nr.  75. 

а)  Vergl.  Wollfs  Report.  Nr.  36. 

s)  Uacomblet,  Urkundenbuch,  Band  3 Nr.  716. 

*)  Dederich,  Annalen  der  Stadt  Emmerich,  Beilage  Nr.  20. 

б)  Dederich  a.  a.  O.  S.  135  Anmerk.  4. 

°)  Uert  van  der  Schuren  (cd.  Schölten)  S.  65  und  Uacomblet  a.  a.  0. 
Band  3 Nr.  654. 
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allerlei  Gnadenbezeugungen  an  sieh  zu  fesseln.  Einem  so  auf- 
merksamen Beobachter  wie  Gert  van  der  Schuren  ist  diese 
Politik  nicht  entgangen.  He  dede,  sagt  der  Chronist,  der  stat 
Berck  vele  gueds,  he  verleenden  oen  axyse  to  setten  op  alrcly 
wäre  ind  guet  tot  oerre  stat  behoiff.  He  confirmirden  oen  oere 
privilegia.  Andererseits  aber  beanspruchte  Adolf,  wie  schon 
sein  Vorgänger,  dass  die  Städte  bei  Darlehen,  die  er  aufnahm, 
Bürgschaft  leisteten.  Auch  sind  die  ältesten  erhaltenen  Listen 
von  ausserordentlichen  Beden  aus  seiner  Regierungszeit.  Auch 
Rheinberg  gehört  nun.  wie  Gert  besonders  hervorhebt,  zu  den 
Städten,  die  sich  für  ihn  verbürgen.1)  Das  scheint  vor  allem  bei 
einer  Anleihe  im  Jahre  1371  geschehen  zu  sein.2)  Der  Kampf  gegen 
den  Erzbischof,  der  einige  Zeit  hindurch  geruht  hatte,  wird  von 
diesem  ersten  Grafen  märkischer  Abstammung  mit  neuer  Energie 
wieder  aufgenommen.  In  seinem  Krieg  gegen  Köln  ist  ihm  das 
Glück  nicht  immer  hold  gewesen.  Er  selbst  gerieth  einmal  in 
Gefangenschaft.  Dann  erleidet  er  noch  kurz  vor  seinem  Tode 
eine  grosse  Niederlage  vor  Kempen.3)  Es  scheint  ferner,  als 
ob  selbst  Kalkar  vorübergehend  in  die  Gewalt  der  Feinde  kam.4) 
Schliesslich  erlangt  er  im  Jahre  1392  einen  nicht  unvorteil- 
haften Frieden,  auf  dessen  Bedingungen  noch  fernerhin  ein- 
gegangen  werden  muss,  da  in  Folge  dieses  Vertrages  Rees  dem 
Territorium  einverleibt  wurde.5) 


')  A.  a.  0.  S.  65:  Sy  worden  oick  wederoin  myt  anderen  Cieefschen 
steden  »yne  horghen  vur  grote  aoiumen  gelds,  ind  dit  was  vast  omtrynt  die 
jaren  ons  bereu  MCCCLXXI.  Gert  fügt  hinzu:  He  was,  als  to  vennoeden 
is,  dessolven  gelds  deyls  leimende  als  tot  XX  M alden  Schilden  greven  Willem 
van  den  Berghe  op  slot,  stat  int  laut  van  Blanckcnkcrgli. 

a)  Vergl.  unten. 

3)  Vergl.  unten. 

•)  Urkunden  von  1391  und  vom  25.  Mai  1392.  Orig.  Perg.  im  St,  zu 
D.  A II  Cleve-Mark  Nr.  538. 

r')  Knapp,  Regenten  und  Volksgescbichte  der  Länder  Cleve,  Mark, 
Jillich  etc.,  Band  2 S.  114. 
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V. 

Zur  Yerfassungsgeschlchte  der  Stadt  Iltissen. 

Neben  den  älteren  und  grösseren  Städten  tritt  — wenn 
man  von  den  die  Gründung  begleitenden  Nebenumständen  ab- 
sieht — zum  ersten  male  unter  der  Regierung  des  Grafen 
Adolf  (1368 — 1394)  auch  einer  der  kleineren  und  jüngeren  Plätze 
schärfer  in  der  Ueberlieferung  hervor.  Es  ist  das  der  unbedeutende 
Zollort  Hüssen,  jene  clevische  Enclave  zwischen  Nymwegen  und 
Arnheim.  Wie  schon  erwähnt,  hatte  Hüssen  zu  dem  Antheil  ge- 
hört, mit  dem  Adolfs  Bruder  Engelbert  bei  der  Succession  des 
märkischen  Hauses  in  Cleve  abgeschichtet  worden  war.1)  Aus 
der  Zeit  der  Zwischenherrschaft  hat  sich  kein  Dokument  er- 
halten, wohl  aber  setzen  Diplome  in  ungewöhnlicher  Anzahl  von 
dem  Zeitpunkt  an  ein,  in  dem  noch  vor  Engelberts  Tode  Hüssen 
sammt  der  Lymmers  wieder  mit  der  Hauptländermasse  vereinigt 
wird.  Die  Bestätigungsurkunde  des  Grafen  Adolf  vom  l.März  1384 
nimmt  nun  Bezug  auf  das  Privileg,  das  seiner  Zeit  Graf 
Johann  (gemeint  ist  die  Handfeste  von  1348)  der  Stadt  Hüssen 
zugestanden  habe.2)  Hinzu  kommt  nur  die  Bestimmung,  dass 
alle  wachzinspflichtigen  Leute,  die  sich  dort  auflialten,  ohne 
weiteres  das  Bürgerrecht  erhalten  dürfen.11)  Aus  den  folgenden 
Jahren  ist  dann  eine  Aufzeichnung,  die  in  der  Geschichte  des 
clevischen  Städtewesens  dieser  Zeit  einzig  ist.  Der  Magistrat 
und  der  Graf  kommen  nämlich  schon  1385,  also  unmittelbar 
nach  dem  Rückfall  an  Cleve,  über  eine  umfängliche  Bussordnung 
überein,  deren  Geltung  indessen  nur  so  lange  währen  soll,  wie 
es  Bürgermeister,  Schöllen  und  Rathmannen  gefällt  (wanneir 
sy  willen).4)  Soweit  übrigens  der  Inhalt  der  alten  Handfeste 


')  Gert  van  der  Schuren  (ed.  Schölten)  S.  67. 

2)  Absclir.  im  St.  zu  D.,  Cleve-Mark,  Stadt  Hiissen. 

s)  In  der  Handfeste  von  1348  (Teschenmacher-Dithmar,  Cod. 
dipl.  Nr.  23)  wird  in  der  üblichen  Weise  die  Aufnahme  vou  Hörigen  in  das 
Stadtrecht  von  der  Erlaubnis»  ihrer  Herren  abhängig  gemacht. 

4)  Im  St.  z.  I).,  a.  a.  0.  Es  heisst  dann  weiter:  weret  snke,  dat  die  bor- 
get ineister,  scepen  ende  raet  vurscreven  nyet  overdraegen  van  desser  koeren 
opseggen,  so  wair  die  meeBte  hoep  van  den  scepen  ende  raet  by  den  borger- 
meistcr  hen  vyelen,  dat  sali  voirtganck  heben  ind  dartoe  hoheitlich  onser 

Liesegang,  Medcrrheinischo>  Btädtewceen  im  Mittelalter.  14 
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durch  diese  neue  Abmachung  nicht  berührt  wird,  s'oll  sie  zu 
Recht  bestellen  bleiben.  Vergleicht  man  nun  das  frühere  und 
das  ältere  Dokument  mit  einander,  so  ergiebt  sich,  dass  durch- 
weg die  Strafsätze  wesentlich  erhöht  sind.  Der  Faustschlag, 
der  1348  mit  einer  Busse  von  5 Schillingen  belegt  war,  kostet 
1385  ein  Pfund  kleiner  Pfennige.  Die  Lähme,  die  damals  mit 
10  Pfund  gesühnt  wurde,  zieht  jetzt  eine  Strafe  von  20  Pfund 
nach  sich.  Uebrigens  fehlen  viele  Straftälle  der  früheren  Ur- 
kunde in  der  späteren,  während  andererseits  neue  eingefügt 
worden  sind.  Eben  diese  Zusätze  beanspruchen  ganz  besonderes 
Interesse.  So  ist  z.  B.  gleich  im  Anfang  eine  Strafe  für  das 
Zücken  eines  Schwertes  oder  eines  ähnlichen  Mordinstrumentes 
hinzugekommen.  Charakteristisch  aber  ist,  namentlich  im  Hin- 
blick auf  den  entsprechenden  Artikel  der  clevischen  Handfeste 
von  1368,  eine  Bestimmung,  die  die  Verleumdung  der  Geschwore- 
nen der  Stadt  mit  einer  besonders  hohen  Busse  belegt.  Wer 
nämlich  einen  Bürger  dadurch  verunehrt,  dass  er  ihn  der  Lüge 
zeiht,  soll  ein  Pfund  Strafe  zahlen.  Wer  aber  gar  einem  Ge- 
schworenen, wie  dem  Richter,  dem  Bürgermeister,  einem  Schöffen, 
einem  Rathmann,  dem  Schreiber  oder  dem  Boten  die  gleiche 
Kränkung  zufügt,  der  soll  sein  Vergehen  mit  fünf  Pfund  ent- 
gelten.1) Der  Satz  verdient  Beachtung,  weil  er  zeigt,  dass 
der  allgemeinere  Begriff  „die  Geschworenen“  in  Hüssen  dieselbe 
weitere  Bedeutung  hat,  die  vorhin  für  Cleve  festgestellt  wurde, 
nur  dass  dort  damals  schon  alle  möglichen  anderen  Amtleute, 
die  hier  jedenfalls  überhaupt  noch  nicht  vorhanden  sind,  ein- 
begriffen werden.  Uebrigens  erhalten  Richter,  Schöffen  und 
Rathmannen  die  Erlaubniss,  wenn  es  ihnen  angemessen  erscheint, 
die  Busssätze  über  die  vorgeschriebene  Taxe  hinaus  zu  erhöhen. 
Stehen  bei  Verhandlungen  der  Art  die  Stimmen  von  Schöffen 
und  Rathmannen — also  auch  diese  sind  betheiligt  — einander 
in  gleicher  Anzahl  gegenüber,  so  soll  der  Richter  für  diese  oder 


hantvesten  ende  aide  gewoenten,  die  de  stat  van  Uuessen  van  ald»  gcbat 
hueft,  all  argelist  uytgescheyden,  dat  men  hyrynne  begrepon  mach. 

*)  Voirt  soe  wie  eilen  geswaeren  locchende  als  lichter,  borgenucister 
srepen,  rael,  gerivor  ende  haede,  alsover  ulst  oen  anqueem  Yan  der  beerlich- 
keit  off  van  der  stat  wegen  van  Uuessen,  die  sali  gelden  vyff  pondt  pay- 
ments  vnrgerurt. 
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jene  Auffassung  den  Ausschlag  geben.  Die  eigenartigen  Be- 
stimmungen, die  schon  die  Handfeste  von  1348  über  das  Recht 
der  Fremden  bot,  werden  in  der  vorliegenden  Urkunde  vervoll- 
ständigt. Voirt,  heisst  es,  so  wie  van  butenluyden,  die  onsse 
poerter  nyet  enweren  ennige  koeren  breken  na  manyren  als 
voirgerurt  is,  die  sali  gelden  twyvoldige  koeren.  Ausserdem 
müssen  Leute,  die  nicht  im  Bereich  des  Schöffenthums  begütert 
sind,  für  die  verwirkten  Brächten  Einwohner  der  Stadt  zn 
Bürgen  setzen.  Wer  den  Widersachern  des  Bürgermeisters,  der 
Schöffen  und  der  Rathmannen,  falls  diese  die  Sache  der  Stadt 
verfechten,  Beistand  leistet,  büsst  sein  Vergehen  mit  acht  Pfund.1) 
Für  überführt  aber  gilt  jemand  aller  dieser  erwähnten  Delikte, 
wenn  zwei  Personen,  einerlei  ob  männlichen  oder  weiblichen 
Geschlechts,  gegen  ihn  aussagen.  Zu  diesem  Zeugniss  aber 
kann  jeder,  der  etwas  gehört  oder  gesehen  hat,  bei  Strafe  ge- 
zwungen werden.  Alle  Bussen  sollen  von  Bürgermeister  und 
Richter  zugleich  beigetrieben  werden:  zur  Hälfte  tliessen  sie  in 
die  Kasse  der  Grafen  und  zur  anderen  in  die  der  Stadt.  Noch 
also  gilt  der  Richter  als  Vertreter  der  Interessen  des  Landes- 
herrn, während  der  Amtmann,  dessen  schon  die  Handfeste  von 
1348  gedenkt,  in  der  ganzen  Aufzeichnung  überhaupt  nicht  er- 
wähnt wird.  Späterhin  ist  der  Richter  völlig  mit  der  Stadt  und 
mit  den  herrschenden  Geschlechtern  verwachsen,  so  dass  der 
Amtmann,  der  auf  der  Burg  zu  Hüssen  residirt,  sich  berufen 
fühlt,  sich  deswegen  über  ihn  bei  seinem  Herrn  zu  beklagen. 
Das  aber  geschah  erst  in  der  folgenden  Periode.  Dem  Grafen 
Adolf  gegenüber  verpflichten  sich  wenigstens  Bürgermeister, 
Schöffen,  Rathmannen  und  gemeine  Bürger  noch  im  Jahre  1390 
gewisse  Zollbeträge,  die  ihnen  erlassen  werden,  auf  den  Ausbau 
der  Festungswerke  zu  verwenden.2) 

Uebrigens  war  die  Stadt  von  vornherein  den  Grafen  von  Geldern 
gegenüber  bei  den  ungezählten  Kriegen  zwischen  den  beiden  Terri- 


Voirt  weret  sake,  dat  die  borgermeister,  scepen  ende  raet  togen 
enuige  personen  in  dediugen  vyelen  umb  onser  stat  rechten  ende  handvesten 
to  verantworden  ende  to  behalden,  die  daimiedc  hiclden  ende  weren  apen- 
bairlick  van  onssen  poerteron  mit  woirden  off  mit  wercken,  onsse  recht  to 
veruiynren  ende  to  vemedoren,  die  sal  gelden  acht  pont. 

SJ  Or.-Perg.  im  St.  zu  D.,  Cleve-Mark  A.  II  Nr.  :<5. 

14* 
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torien  in  einer  überaus  misslichen  Lage.  Und  das  um  so  mehr,  weil 
die  Bürger  anfänglich  in  gewisse!-  Beziehung  den  Grafen  von 
Geldern  und  ihren  Beamten  unterstellt  waren.  Dafür  ist  eine 
Urkunde  besonders  instruktiv,  die  im  Jahre  1320  Rainald,  der 
Sohn  des  Grafen  von  Geldern,  der  Stadt  giebt.1)  Aus  dem  Do- 
kument ersieht  man,  dass  die  Bürger  von  Hüssen  zu  den  Erb- 
genossen gehören,  deren  Deiche  und  Kanäle  in  Verbindung  stehen 
mit  der  „gemeyn  wetering  van  Betouw“.  In  ihren  Leistungen 
an  Deicharbeiten  stellt  nun  Rainald  die  Erbgenossen  von  Hüssen 
den  anderen  erffgenoten  boven  hem  ind  beneden  hem  gleich. 
Bildet  nun  auch  Hüssen  einen  kleinen  Deichverband  für  sich, 
so  unterliegt  dieser  doch  der  Oberaufsicht  des  Deichgrafen  und 
des  Heymraths.  Auf  Befehl  der  Deichgrafen  der  Betuwe  muss 
dann  der  Richter  zu  Hüssen  die  Bussen,  die  in  Deichsachen 
erkannt  sind,  auspfänden  und  abliefern.2)  Erst  unter  dem  Grafen 
Johann,  der  durch  seine  Erwerbungen  in  der  Lymmers  Hüssen 
in  etwa  aus  seiner  isolirten  Stellung  befreite,  winde  der  Zu- 
sammenhang mit  dem  geldernschen  Deichverband  gelockert.  Da- 
für liegt  in  der  Bestallungsurkunde  des  Ritters  Otto  von  Byland 
zum  Drosten  und  Amtmann  zu  Hüssen  und  im  umliegenden 
Bezirk  ein  vollgültiges  Zeugniss  vor  (13(51). 3)  Waren  früher  die 
Brücliten  für  Vernachlässigung  der  Deichverpflichtungen  an 
den  Deichverband  der  Betuwe  gekommen,  so  gehören  sie  jetzt 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  zu  den  Sporteln  des  Amtmanns. 
Jedenfalls  braucht  der  sie  dem  Grafen  nicht  zu  verrechnen. 
Auch  sonst  ergänzt  das  Dokument  in  mancher  Beziehung  den 
Inhalt  der  uns  bereits  bekannten  Privilegien  für  Hüssen.  Der 
Drost,  dem  das  Haus,  die  Burg  und  der  Thurin  des  Grafen  in 
der  Stadt  zur  Bewachung  an  vertraut  sind,  muss  versprechen, 
einem  jeden  Amtsunterthanen  „recht  ind  vondenisse  to  doen“,  je 
nachdem  „na  stederecht  ind  lantrecht,  also  als  dat  gelegen  is“. 

')  I’apierhandschrift  des  .Stadtrechts  von  Hüssen  im  Rathsarchiv  zu  Cleve. 

s)  Und  so  waet  ban  ind  booten  dose  voirspraicken  erffgenoiten  by  wy  singe 
der  srliouwe  und  dos  heymraita  [broeken],  die  sal  diegene,  die  dan  richter  is  tot 
Hniasen  tot  eyschinge  des  dyckgreefs  van  Betouwe  of  syns  baden  uytpeynden 
sonder  vortreck  tot  lluessen;  en  dieselve  baide  mit  die  penninge  off  panden 
sonder  archhoydt  weder  in  die  Betouw  to  geleiden. 

3)  Abschrift  im  ersten  Chartular  der  Grafen  von  Cleve.  Papierhaud- 
schrift  im  St.  zu  D.,  B.  42  Bl.  17. 
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Der  Richter  in  Hüssen  scheint  also  — ganz  gegen  die  gewöhn- 
liche Praxis  in  den  clevisehen  Städten,  die  nur  einen  Richter 
kennen  — lediglich  für  die  niedere  Jurisdiktion  zuständig  ge- 
wesen zu  sein.  Die  Art  des  Einflusses,  den  der  Amtmann 
in  der  Beziehung  geltend  macht,  veranschaulicht  eine  Abkunft, 
die  zwischen  ihm  auf  der  einen,  Bürgermeister,  Schöffen.  Rath- 
mannen und  gemeinen  Bürgern  auf  der  anderen  Seite  im  Jahre 
1398  getroffen  wird.1)  Schon  1385  waren  Strafen  gegeu  die 
festgesetzt  worden,  die  den  Stadtfrieden  durch  „Fechten“  stören. 
.Jetzt  wird  bestimmt,  dass,  wenn  euuige  twist  oft'  vechtinge  ge- 
schiede  bynnen  onssen  gerichte  van  Huessen,  die  Freunde  beider- 
seits innerhalb  einer  Frist  von  14  Tagen  eine  Sühne  zu  Stande 
bringen  sollen.  Unterbleibt  das,  so  sollen  lichter,  borgermeister, 
scepen  ende  raet  vurgerurt  dat  an  oen  nemen  ende  swoenen  dat 
na  der  bester  reden  ind  na  oereu  vyff  synneu.  Die  von  den 
beiden  Parteien,  die  sich  dann  dem  Spruche  nicht  lugen  will, 
soll  die  ungemein  hohe  Busse  von  zwanzig  alten  Guldenschilden 
zahlen,  die  in  der  gewöhnlichen  Weise  beigetrieben  und  zwischen 
Stadt  und  Landesherrn  getheilt  werden  soll.  Dann  folgen  uoch 
weitere  Bestimmungen,  die  demselben  Zweck  dienen,  der  schon 
1385  ins  Auge  gefasst  worden  war:  die  Stellung  des  Magistrats 
den  Bürgern  gegenüber  zu  befestigen.  Deswegen  wird  derjenige, 
der  dem  Befehl  der  Stadtregenten,  vor  ihnen  zu  erscheinen, 
nicht  nachkommt,  mit  einer  Strafe  von  einem  Pfund  bedroht. 
Dann  aber  wird  wieder  die  Satzung  vom  Jahre  1385  eingeschärft, 
dass,  wer  einen  Geschworenen  schmäht,  fünf  Pfund  als  Strafe 
zahlen  muss.  Nur  tritt  insofern  eine  Steigerung  ein,  als  bei 
einer  Beleidigung  gegen  das  ganze  Kollegium  jedem  einzelnen 
Mitgliede  gegenüber  die  gleiche  Strafe  verwirkt  ist.-) 

Der  Drost,  mit  dem  die  Stadt  den  Vertrag  abschliesst,  ist 
Ritter  Arnt  van  Hessen,  ein  mächtiger  Mann,  der  im  Jahre  1418 
als  Erbhofmeister  des  Herzogs  genannt  wird.  Kurz  vorher 


')  Absch.  im  St.  zu  D.,  Cleve-Mark,  Stadt  Iltissen 
a)  Voirt  weer  ymant  van  onssen  poerteren,  die  gebaedt  woirde  mit  den 
geswaeren  bade  voir  den  rickter,  borgenueister,  scepen  ende  raet  vurscreveu 
tkomen,  uytgesacht  op  enen  rechten  gerichtdach,  als  to  Huessen  gewoenlich 
is,  ende  nyet  enqueem,  die  hed  verboert  een  pont,  ind  dat  uyt  to  peyuden 
als  vurgerurt  is. 
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(1405)  hatte  Herr  Otto  von  Byland,  wohl  ein  Sohn  jenes  Amt- 
mannes, dessen  Bestallungsurkunde  (vom  Jahre  1361)  wir  vor- 
hin kennen  gelernt  haben,  den  Karrenzoll  zu  Hussen,  den  er 
tot  enen  rechten  borghleen  toe  lialden  plaeh,  an  Arnt  van  Hessen 
abgetreten.1)  Ausserdem  aber  besass  dieser  neue  Drost  als  ein 
Zütphenschcs  Lehen  den  Hofstättenzins  innen  und  ausserhalb 
der  Stadt  Hüssen,  der  aus  der  Zeit  herstammte,  in  der  das 
städtische  Areal  in  Worthe  zerschlagen  und  der  Ort  zur  Stadt 
erhoben  wurde.  Beide  Gerechtsame  lässt  Arnt  van  Hessen  im 
Jahre  1418  Herzog  Adolf  wieder  auf  und  empfängt  dafür  eine 
der  fruchtbaren  Rheiniuseln.-) 

So  mächtig  nun  auch  die  Amtleute  und  ihre  Burgmannen, 
deren  Zahl  sich  1361  auf  elf  beläuft,  auf  dem  Thurm  und  in 
dem  Hause  zu  Hüssen  walten  mochten,  es  gelingt  ihnen  nicht, 
den  Zusammenhang  zwischen  der  Stadt  und  den  Plätzen  des 
benachbarten  Gelderlandes  völlig  zu  zcrreissen.  Wie  die  Ort- 
schaften des  Niederrheins  seit  Alters  sich  gegenseitig  Abgabe- 
freiheit auf  ihren  Märkten  zuzusichern  pflegen,  so  bestehen  auch 
ohne  Rücksicht  auf  die  Landesgrenzen  Verträge  zwischen  Hüssen 
und  Arnheim  und  Bommel.  Solche  Abmachungen  reichen,  wie 
wir  wissen,  nicht  selten  noch  in  die  vorstädtische  und  — möchte 
man  hinzufflgen  — vorlandesherrliche  Periode  zurück.  Urkunden, 
in  denen  derartige  Freiheiten  verbrieft  würden,  fehlen  für  die 
spätere  Zeit  fast  immer:  Schwerlich  sind  sie  überhaupt  ausgestellt 
und  jedenfalls  nur  selten  von  den  Stadtherm  bestätigt  worden. 
Diese  Verhältnisse  bringt  nun  der  Drost  von  Hüssen  im  Jahre 
1471  dem  Herzoge  gegenüber  zur  Sprache;  er  habe  den  Magistrat 
gebeten,  ihm  die  Privilegien  zu  zeigen,  auf  die  hin  sie  die 
Bürger  von  Bommel  und  Arnheim  in  der  Weise  befreiteu.3) 
In  demselben  Briefe  beklagt  sich  der  Drost  darüber,  dass  Bürger- 
meister, Schöffen  und  Rathmannen  ihn  mit  Worten  hart  ange- 
lassen hätten,  als  er  dem  Befehle  seines  Herrn  gemäss  die 


*)  Or.  Perg.  im  St.  z.  D.,  A.  II  Clcve-Mark  Nr.  658. 
a)  A.  a.  O.  Nr.  658:  Wilken  earrentolle  ick  toe  haldon  plach  tot  enen 
rechten  borghleen  up  dat  huyss  toe  Huessen  van  den  liogeborti  fürsten  . . . 
iud  umb  den  tvnse,  den  ick  bynnen  ind  buten  der  stat  tot  Huessen  toe  hebn 
placii  uyt  den  bofsteden,  doe  Huessen  yerst  geslaigcu  worden. 

3)  Im  St.  z.  D.,  Cleve- Mark,  Stadt  Hüssen. 
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Umwohner  der  Stadt  zu  den  herkömmlichen  persönlichen  Dienst- 
leistungen angehalten  habe.  Und  etwa  aus  dieser  oder  aus 
späterer  Zeit  wird  ein  anderes  uudatirtes  Klageschreiben  eines 
Amtmannes  zu  Hüssen  sein.  Zwischen  Cleve  und  Geldern 
herrscht  zur  Zeit  der  Abfassung  wie  so  häufig  Kriegszustand. 
Da  soll  nun  der  Bürgermeister  die  Bürger  widerstrcbig  und  un- 
gehorsam gemacht  haben,  indem  er  erklärte,  der  Richter  und 
er  selbst,  seien  ihre  einzigen  Häupter,  dem  Amtmann  aber  seien 
nur  Burg  und  Schloss  anvertraut,  sonst  habe  er  in  der  Stadt 
nichts  zu  sagen.  Und  in  der  Tliat  scheinen  in  der  Zwischen- 
zeit die  früheren  Befugnisse  des  Drosten  eingeschränkt  zu  sein, 
denn  dieser  ist  seiner  Sache  nicht  sicher,  er  fragt  an,  wie  sein 
gnädiger  Herr  über  den  Fall  denke  und  lügt  resignirt  hinzu, 
dass  er  gut  zu  leiden  haben  werde,  wenn  das  wirklich  seiner 
Gnaden  Meinung  sei. 

Dann  aber  kommen  andere  Klagen.  Gegen  den  ausdrück- 
lichen Willen  des  Landesherrn,  haben  Bürgermeister  und  Magistrat 
erlaubt,  dass  die  Geldernschcn  zur  Tagesfahrt  nach  Nymwcgen 
durch  Hüssen  reiten.  Ein  anderer  Fall  ist  der:  Johann  Pen- 
nynck,  ein  Hüssenscher  Bürger,  ist  dem  Herzog  straffällig  ge- 
worden. Ueber  die  Höhe  der  Busse  hat  der  Bürgermeister  mit 
ihm  verhandelt  und  man  ist,  da  er  ein  armer  Mann,  auf  drei 
Gulden  überoingekommen.  Nun  aber  stellt  sich  heraus,  dass 
der  Bürgermeister,  as  eynen  dedynghsman,  die  Gulden  für  sich 
erhalten  hat,  was  doch  wohl  nicht  auf  allzu  grosse  Armutli 
schliessen  lässt.  Endlich  beschwert  sich  der  Amtmann  noch 
darüber,  dass  Bürgern  Nachts  und  zur  Unzeit  die  Thore  der 
Stadt  geöffnet  worden  seien.  Wie  leicht  könne  es  geschehen, 
dass  dadurch  der  gnädige  Herr  und  seiner  Gnaden  arme  Unter- 
thanen  zu  Schaden  kämen. 

Von  welchem  Erfolg  die  Klageschrift  gewesen  ist,  vermag 
ich  nicht  anzugeben.  Fortan  fliessen  die  Quellen  für  die  Ge- 
schichte des  kleinen  Städtchens  überaus  spärlich.  So  eigenartig 
und  abweichend  aber  auch  das  Stadtrecht  Hussens  sein  mochte, 
dass  der  Ort  in  Cleve  seinen  Oberhof  erhielt,  konnte  — und 
darauf  wird  noch  zurückzukommen  sein  — auf  die  Dauer  doch 
nicht  ohne  Wirkung  bleiben. 
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Kapitel  6. 

Zur  Geschichte  der  Aemterverfassung  der 
Stadt  Kalkar,  vornehmlich  in  der  zweiten  Hälfte 
des  vierzehnten  Jahrhunderts. 

i. 

Die  Schöffen  und  der  Richter. 

Wäre  Wesel  die  einzige  clcvische  Stadt,  deren  Verfassungs- 
entwicklung  sich  bis  in  die  Anfänge  zurückverfolgen  lässt,  so 
würde  unsere  Kenntniss  von  dem  clevischen  Städtewesen  über- 
aus fragmentarisch  und  einseitig  sein.  So  bedeutend  nämlich  auch 
die  Einwirkungen  sein  mögen,  die  die  Weseler  Verfassungs- 
einrichtungen auf  die  der  anderen  Städte  ausgeübt  haben,  Wesels 
Stellung  ist  doch  zu  eigenartig,  als  dass  man  aus  den  Verhält- 
nissen, die  sich  dort  entwickelt  haben,  ohne  weiteres  auf  die  in 
den  anderen  Plätzen  zurückschliessen  könnte.  Die  Lücke  aber, 
die  dergestalt  bleiben  würde,  wird  im  Wesentlichen  dadurch 
ausgefüllt,  dass  wenigstens  eine  der  clevischen  Ortschaften  eine 
reiche  und  glückliche  Ueberlieferung  auf  weist.  Diese  Ortschaft  ist 
Kalkar.  Und  Kalkais  Verfassung  ist  in  der  That  typisch  für 
die  der  clevischen  Städte,  denn  Kalkar  gilt  seit  Alters  als  die 
clevische  Musterstadt,  deren  Institutionen  — ich  erinnere  an 
das  Privileg  für  Orsoy  vom  Jahre  1351  — in  den  kleineren 
Plätzen  bereitwillig  eingeführt  und  nachgeahmt  werden.  Auch 
in  Kalkar  setzen,  wie  wir  wissen,  die  Urkunden  vereinzelt  um 
das  Jahr  1330  und  in  grösserer  Menge  erst  um  das  Jahr  1350 
ein.  Ihre  Zahl  aber  ist  dafür  überaus  gross.  Nimmt  man  die 
Eintragungen  in  die  sogenannten  Schöffenrollen  hinzu,  dann  be- 
läuft sich  der  Bestand  der  Urkunden  bis  zum  Jahre  1400  etwa 
auf  300  bis  350. 
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Die  Behörde,  die  in  älterer  Zeit  in  Kalkar  die  wesentlichen 
administrativen  und  die  jurisdiktionellen  Befugnisse  ausübt,  ist 
nun  das  Schöffenkollegium.  Ich  habe  gezeigt  (S.  54  f.),  dass  es 
sieh  konstituirt  hat,  als  um  1242  die  Stadt  gegründet  wurde.  Die 
Zahl  der  Mitglieder  beträgt  in  der  späteren  Zeit  stets  sieben. 
Nicht  der  geringste  Anhalt  liegt  vor,  dass  der  Mitgliederbestand 
sich  im  Laufe  der  Zeit  verändert  oder  gar  verringert  habe. 
Man  wird  daher  zuversichtlich  behaupten  dürfen,  dass  jene  Ziffer 
die  ursprüngliche  gewesen  ist.  In  Wesel  sowohl  wie  in  den 
geldernschen  Städten  weist  das  Kolleg  zwölf  Stühle  auf.  Das- 
selbe gilt  von  den  anderen  Konkurrenzstädten  am  Niederrhein  von 
Rheinberg,  Rees  und  auch  wohl  von  Kempen.  Wenn  man  gleichwohl 
in  den  kleineren  clevischen  Kommunen,  ausser  Kalkar  z.  B.  auch  in 
Cleve,  von  diesem  Grundsatz  ab  weicht,  so  kann  das  nicht  ohne  Ab- 
sicht geschehen  sein.  Offenbar  glaubte  man,  dass  diese  Neugrün- 
dungen an  Menge  der  Bewohner  und  an  Bedeutung  den  älteren 
Schwesterstädten  rings  herum  schwerlich  gleichkommen  würden. 
Daher  begnügte  man  sich  von  vorn  herein  mit  der  geringeren 
Ziffer,  die  ja  schon  seit  Alters  neben  der  höheren  gefunden 
wird.1) 

Listen  der  Schöffen  sind  in  grösserer  Anzahl  erst  aus  der 
zweiten  Hüllte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  erhalten.  Besonders 
günstig  ist  es,  dass  wenigstens  in  einigen  Fällen  die  aufeinander- 
folgenden Jahrgänge  noch  vorhanden  sind.  Eben  dadurch  wird 
es  möglich,  nachzuweisen,  inwieweit  man  in  der  Praxis  dem 
geltenden  Grundsatz  jährlicher  Umsetzung  des  Schöffenkollegs 
nachgekommen  ist.  Die  meisten  der  Verzeichnisse  stehen  in 
den  sogenannten  Schöffenrollen.2)  Für  jedes  Jahr  ist  ein  be- 
sonderer Rotulus  angelegt,  der  einen  Theil  der  Rechtsgeschäfte 
aufnimmt,  die  in  dieser  Frist  vor  dem  Richter  und  den  Schöffen 
abgeschlossen  worden  sind.  Dass  das  Schöffenkollegium  in  seiner 
jeweiligen  Zusammensetzung  für  die  Dauer  eines  Jahres  amtiert, 
geht  aus  den  Listen  deutlich  genug  hervor.  Die  Schöffen,  die 
bei  Namen  aufgeführt  werden,  heissen  nämlich  entweder  die 
Schöffen  dieses  Jahres  oder  die  Schöffen  die  in  diesem  Jahre 
waren.  Alles  das  veranschaulichen  am  besten  die  Ueberschriften 


')  Schröder,  Lehrbuch  der  deutschen Rcclitsgesehichtc  (Aufl.  2)  S.  lGfiff. 
2)  IVrgamcutblätter  im  Rathsarehiv  zu  Kalkar  ohne  Orduungsnuminer. 
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der  einzelnen  Stücke.  Die  Rolle  vom  Jahre  1354  hebt 

folgendermassen  an:  Rotnlns  scabinoruni  Kalkeriensium  vide- 
licet  Gerardi  Meyger,  Antonii  de  Aquis,  Wilbelmi  Pole, 
Henrici  Hadewigis,  Ottonis  Oem,  Theoderici  Haepzomer  et 
Lamberti  de  Kalkar  snb  anno  domini  M°CCC0LIIII“.  Die 
zeitlich  nächste  Rolle,  die  vom  Jahre  1356,  hat  folgende  Ueber- 
schrift:  Rotnlns  scabinoruni  Kalkeriensum  Lamberti  de  Kalker, 
Ottonis  Oem,  Wilhelmi  Peele,  Theoderici  Hapezomer,  Antonii 
de  Aquis,  Zeweli  Junioris  et  Evcrardi  de  Pape  anno  domini  etc. 

Das  Verzeichniss  des  nächsten  Jahres  lautet:  Rotulus  sca- 
binorum  Kalkeriensum  anno  domini  M°CCC°L  septimo  tempore 
scabinatus  Lamberti  de  Kalkar,  Heymanni  van  den  Hage,  Gerardi 
Meyer,  Zeweli  Junioris,  Ottonis  Oem,  Henrici  de  Moert  et 
Theoderici  Kiecpot.  Auch  der  Rotulus  vom  Jahre  1358  ist 
noch  vorhanden,  so  dass  wenigstens  für  drei  Jahre  hinter- 
einander der  Gesamnitbestand  des  Schiiftenkollegs  nachweisbar 
ist:  Iste  rotulus  est  scabinoruni  Gerardi  Meyer,  Lamberti  de 
Kalker,  Wilhelmi  Peel,  Zewel  Junioris,  Johannis  Noetboeni, 
Godfridi  de  Gort  et  Theoderici  Kiecpot  sub  anno  domini  Mu  tre- 
centesimo  octavo. 

Das  Verzeichniss  des  Jahres  1360  weist  einige  Lücken 
auf,  die  sich  indessen  mit  leichter  Mühe  aus  den  Gerichtsur- 
kunden aus  füllen  lassen:  [Rotulus  scabinornm  Kalkeriensium 
Henrici  Had]wigis,  Antonii  de  Aquis,  Ot[tonis  Oem,  Theodorici 
Haep]somer,  Lamberti  de  Kalker,  Henrici  [de  Moert  et  Johan- 
nis] Ridder  snb  anno  domini  M0CCC°LX°.  Der  Rotulus  vom 
Jahre  1362  ist  verfasst  tempore  scabinatus  Gerardi  Meyer,  An- 
tonii de  Aquis,  Ottonis  Oemen,  Bernardi  Polen,  Godfridi  de 
Gurte,  Johannis  Mulners  et  Arnoldi  Egerman. 

Die  Rolle  vom  Jahre  1364  hat  folgende  Ueberschrift: 
Rotulus  scabinornm  videlicet  Bernardi  Peel,  Johannis  Moelners, 
Theoderici  Haepsomers,  Lamberti  de  Kalker,  Jacobi  Reynaldi, 
Arnoldi  Egerman  et  Frederici  van  den  Dam  conscriptus  sub 
anno  domini  M°CCC°  sexagesimo  quarto.  Die  Liste  vom  Jahre 
1365  lautet:  Rotulus  scabinoruni  videlicet  Antonii  de  Aquis 
senioris,  Bernardi  Peel,  Evcrardi  Paep,  Henrici  Karl,  Alberti 
Mys,  Jacobi  Reynoldi  et  Arnoldi  Egerman  conscriptus  sub  anno 
domini  M°CCC°  sexagesimo  quinto. 

Das  nächste  Verzeichniss  vom  Jahre  1369  steht  nicht  wie 
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die  bisherigen  in  einer  Schöffenrolle,  sondern  in  einer  Original- 
urkunde.1) Die  Schöffen  werden  darin  in  der  folgenden  Reihe 
aufgeiuhrt:  Aelbrecht  I’aep,  Aelbreeht  Mys,  scepenrade,  Henric 
Luerken,  Jonghe  Gosen,  Amt  Egerman.  Johan  Ridder  ende 
Didderic  die  Beer.  Die  nächste  Liste  vom  Jahre  1370  lautet 
folgeudermassen : Rotel us  scabinorum  Kalkeriensium  videlicet 
Johannis  Moelnars,  Henrici  Luerkens,  Aelberti  Paep,  Jacobi 
Reynoldi,  Thedorici  Haepsomers,  Anioldi  Eghermann  et  Henrici 
de  Kaldenhaven  conscriptus  anno  domini  M‘,CCC""’  septuagesimo. 
Das  Verzeichniss  vom  Jahre  1371  lautet:  Rotulus  scabinorum 
Kalkeriensium  videlicet  Bernardi  Peel,  Everardi  Paep,  Ottonis 
Oem,  Aelberti  Paep,  Jacobi  Reynoldi,  Theoderici  Haepsomer 
et  Heymonis  van  deen  Hage  conscriptus  anno  domini  M°CCC° 
septuagesimo  priuio. 

Von  jetzt  an  werden  die  Lücken  zwischen  den  einzelnen 
Jahrgängen  grösser.  Die  nächste  Liste  aus  den  Schöffenrollen 
ist  vom  Jahre  1375:  Rotulus  scabinorum  Kalkeriensium  con- 
scriptus sub  anno  domini  M°CCC°  septuagesimo  quinto  Bero- 
liardi  Peel,  Jacobi  Reynoldi,  Wilhelmi  de  Hessent,  Ottonis  Oem, 
Theodorici  Haepsomers,  Johannis  Ridder  et  Heymonis  van  deen 
Hage.  Dann  ist  schliesslich  noch  ein  Verzeichniss  aus  dem 
Jahre  1379  vorhanden,  es  steht  in  dem  letzten  Rotulus,  der 
aufbewahrt  ist:  Rotulus  scabinorum  videlicet  Everardi  Paep, 
Ottonis  Oemen,  Johannis  Ridder,  Arnoldi  de  Eger,  Everardi  Pele, 
Godel'ridi  de  Gort  et  Aelberti  Paep  couscriptus  sub  anno  domini 
M ° CCC 0 LXXIX  ° . 

Hinzu  kommt  endlich  noch  eine  Schüffenliste  in  einer  Ur- 
kunde vom  Jahre  1395.2)  Als  Schöffen  werden  darin  aufgeführt 
Aelbort  Paepe,  Heym  van  den  Haghe,  Johan  Ridder,  .Johan 
van  den  Hovel,  Lambert  van  Xanten,  Dyderic  van  den  Gölte, 
Gherit  van  der  Wyer. 

Ich  denke,  das  mitgetheilte  Material  genügt,  zu  zeigen,  wie 
man  sich  in  Kalkar  die  jährliche  Umsetzung  des  Schöffenkollegs 
zu  denken  hat.  Es  leuchtet  auf  den  ersten  Blick  ein,  dass  es 
im  Wesentlicheil  immer  dieselben  Familien  sind,  die  Jahr  für 
Jahr  die  Schöffenbank  besetzen.  Zudem  ergiebt  sich,  dass  etwa 


')  Im  Stadtarchiv  zu  Kalkar  ohne  Ordnungsnuimner. 
a)  Orig.  Pcrg.  im  St.  zu  D.,  A II  Clevc-llark  Nr.  6S6. 
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nur  die  Hälfte  de»  Bestandes  in  einem  .Jahre  ausscheidet.  So 
werden  von  den  sieben  Mitgliedern  des  Kollegs  im  Jahre  1356 
im  nächsten  Jahre  drei  wiedergewählt.  Von  denen  dieses  Jahres 
bleiben  dann  1358  sogar  vier  im  Amte.  Und  dass  ein  ähnliches 
Verhältnis»  die  Regel  ist,  beweisen  die  Listen  der  Jahre  1369, 
1370  und  1371.  Von  den  Schöffen  des  Jahres  1369  kehren 
1370  drei  wieder.  Und  ebenso  bleiben  drei  vom  Jahre  1370 
noch  in  dem  folgenden  Jahre.  Uebrigens  amtirt  nicht  selten 
ein  Schöffe  auch  mehr  wie  zwei  Jahre  hintereinander.  Ein 
Beispiel  der  Art  ist  Lambert  von  Kalkar,  der  1356,  1357  und 
1358  genannt  wird.  Dass  er  1359  und  in  den  nächsten  Jahren 
stets  Schöffe  gewesen  ist,  vermag  ich  nicht  nachzuweisen,  jeden- 
falls ist  er  aber  1364  wieder  in  der  Stellung.  Und  das  ist  nun  eine 
sich  stets  wiederholende  Erscheinung,  fast  ausnahmslos  kehren 
die  einzelnen  Schöffenpatrizier,  nachdem  sie  einige  Jahre  hin- 
durch des  Amtes  ledig  gewesen  sind,  zur  Schöffeubank  zurück. 
Das  lässt  sich  bei  Antonius  de  Aqnis  bei  Dietrich  Haepsommer 
und  bei  einer  ganzen  Anzahl  von  Patriziern  genau  feststellen. 
Daneben  her  geht  nun  aber  eine  andere  Erscheinung:  Fast  Jahr 
für  Jahr  kommen  ein  oder  zwei  Familiennamen  vor,  deren  Träger 
früher  noch  nicht  als  Schöffen  genannt  werden.  Daraus  ergiebt 
sich,  dass  die  fast  stets  im  Mittelalter  beobachtete  Thatsache 
auch  für  Kalkar  zutrifft:  Das  Schüft'enpatriziat  ergänzt  sich  durch 
wohlhabendgewordene  Mitglieder  des  mittleren  Bürgerstandes, 
wenn  man  so  sagen  darf,  die  dann  entweder  durch  Reichthum 
oder  durch  Verwandtschaft  mit  den  patrizischen  Familien  zu 
der  höheren  sozialen  Schicht  emporsteigen. 

So  liegt  das  Schöffenthum,  trotzdem  die  Verfassung  die  jähr- 
liche Umsetzung  vorschreibt,  im  Wesentlichen  in  den  Händen 
einiger  weniger  Familien,  die  gemeinen  Bürger  sind  zufrieden, 
dass  ihr  Wahlrecht  formell  anerkannt  und  tüchtigen  Elementen 
aus  ihren  Reihen  der  Zugang  nicht  völlig  versagt  ist.  Zu  einer 
ähnlichen  Praxis  war  man  bekanntlich  in  Wesel  nach  den  treff- 
lichen Darlegungen  Reinholds  hinsichtlich  der  Rathmaunen  ge- 
kommen.1) Wie  erinnerlich,  hatten  die  Patrizier  dort  ihr  ausschliess- 
liches Anrecht  auf  die  Besetzung  der  Rathsstühle  im  Jahre  1308 
fahren  lassen  müssen.  In  Wirklichkeit  aber  gelangen  dennoch 

')  Verlassungsgeschielite  Wesels  S.  61. 
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fast  nur  Leute  aus  ihrer  Mitte  in  die  Behörde.  Gleichwohl 
aber  wird  mit  einer  gewissen  Absichtlichkeit  darauf  gesehen, 
dass  in  jedem  Jahr  zwei  oder  drei  Bürger  unter  den  Rath- 
mannen  sind,  die  nicht  zum  Ring  der  Geschlechter  gehören.  — 

Neben  diesem  mächtigen  Schöffenkolleg  spielt  nun  der 
Richter  eine  nur  untergeordnete  Rolle.  Offenbar  befindet  er 
sich  gerade  in  Kalkar  in  einer  unleidlichen  Zwitterstellung. 
Vom  Grafen  emi>langt  er  den  Gerichtsbann,  an  ihn  hat  er  die 
auf  dessen  Antheil  kommenden  Geriehtsgelalle  abzuführen,  von 
den  Bürgern  wird  er  ernannt.  Oft  mag  er  den  Vorwurf  zu 
hören  bekommen  haben,  dass  für  ihn  das  Wohl  der  Stadt  nicht 
so  unbedingt  massgebend  sei,  wie  für  Bürgermeister,  Schöffen 
und  Rathmannen.  Ein  solches  Verhältniss  scheint  z.  B.  durch 
die  Verhandlungen  durch,  die  im  Jahre  1 3t»9  in  Kalkar  gepflogen 
werden.1)  Der  Richter  selbst  stellt  damals  vor  dem  gesammten 
Magistrat  die  Frage  zur  Erörterung,  in  welcher  Weise  er  gegen 
einen  Kleriker  zu  verfahren  habe,  der  eine  Missethat  begangen 
hätte.  Darauf  meinte  man  ausweichend,  er  möge  alles  vermeiden, 
wodurch  die  Stadt  in  Ungelegenheiten  kommen  könnte.  Darin 
erblickte  nun  wohl  der  Richter  ein  Misstrauensvotum,  denn  er  ant- 
wortete mit  Nachdruck:  Also  eben  heb  ich  deer  stat  beste  geswaren 
als  ghi.  Ich  wolde  noede  (niemals)  doeu,  daer  ich  weenden 
(wähnte),  dat  die  stat  an  vercort  weer;  ich  weet  wael,  woe  ich 
mit  minen  jonker  daer  an  bun,  daeromme  wil  ich  u daer  gnet 
voer  wezen.  Darauf  verlangte  er  einen  besseren  Rath,  nach 
dem  er  sich  im  gegebenen  Fall  richten  könnte. 

Der  Richter  der  Stadt,  der  in  dieser  Urkunde  auftritt,  heisst 
Heinrich  Kaerl.  Er  gehört  einem  Patriziergeschlechte  an,  dessen 
Mitglieder  als  Kaufherren  und  Schöffen  nicht  selten  in  den 
Schöffenrollen  genannt  werden.  Er  selbst  ist  z.  B.,  wie  aus 
den  mitgetheilten  Listen  hervorgeht,  im  Jahre  1364  Schöffe. 
Das  Richteramt  wechselt  zwar  im  Prinzip  ebenso  wie  das  der 
Schöffen,  in  Wirklichkeit  aber  bleiben  die  Richter  längere  Zeit 
hindurch  in  ihrem  Amte.  Gleichwohl  ist  die  Amtsdauer  nicht 
lebenslänglich,  das  zeigt  gerade  das  Beispiel  des  eben  erwähnten 
Heinrich  Kaerls.  Zum  mindesten  1371  ist  er  nicht  mehr  Richter. 
Denn  eine  Eintragung  im  Rotulus  dieses  Jahres  berichtet,  dass 


')  Orig.  Perg.  im  Rutlisarehiv  zu  Kalkar  ohne  Ordnungsnummer. 
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er  vor  die  Schöffen  und  den  Richter  von  Kalkar  getreten  sei 
und  an  Eides  statt  gelobt  habe,  dass  er  den  „Sang“  in  der 
Kirche  zu  Kalkar  „wieder  kaufen  und  werben“  wolle.  Dadurch, 
dass  er  in  unvorsichtiger  Weise  gegen  einen  Kleriker  vorge- 
gangen ist,  scheint  es  dazu  gekommen  zu  sein,  dass  über  die 
Stadt  die  kirchliche  Strafe  verhängt  wurde.1)  Jedenfalls  lag 
alles  daran,  dass  eine  Vakanz  im  Richteramte  vermieden  werde. 
Im  Jahre  1360  war  z.  B.  das  Amt  längere  Zeit  hindurch  — 
ohne  dass  man  die  Gründe  kennt  — unbesetzt.  In  dem  Rotulus 
sieht  man  die  Wirkung  dieses  unregelmässigen  und  in  vielen  Be- 
ziehungen misslichen  Zustandes.  Die  Akte  freiwilliger  Gerichts- 
barkeit, die  dort  verzeichnet  werden,  erhalten  erst  dadurch 
Rechtskraft,  dass  sie  bei  gespannter  Bank  vor  dem  Richter  vor- 
genommen werden.  In  der  Zwischenzeit  verzeichnet  man  gleich- 
wohl die  Rechtsgeschäfte  dieser  Art  im  Rotulus,  aber  man  fügt 
ausdrücklich  hinzu,  dass  sie  der  nochmaligen  Bestätigung  be- 
dürften, die  erfolgen  soll,  sobald  ein  neuer  Richter  vorhanden 
sei.'2) 

In  jener  ältesten  vielcitirten  Urkunde  vom  Jahre  1246  wird 
der  Richter  einmal  judex  und  einmal  villicus  genannt.-'1)  Später 
heisst  er  nur  noch  judex  schlechtweg.  Er  übt,  wie  es  in  den 
clevischcn  Städten  Brauch,  die  hohe  und  die  uiedere  Gerichtsbar- 


')  Wi  scepene  tugen,  (lat  vor  ileen  ricliter  tot  Kalker  ende  vor  ons 
Kcepene  is  eomen  Henric  Karl  ende  beeft  gelaeft  in  gnden  tronwen  ende 
gezekert  in  eedstat  ende  daervor  verbonden  syn  lyf  ende  syn  gnyt,  dat  bi 
deen  sanck  (leer  kerken  van  Kalker  weder  copon  en  werven  sal;  ende  deen 
cleger,  die  np  desen  dach  cleger  syn  des  clcrks  Claos  van  Kalker  des  ver- 
derfnis  genoich  te  doen  bi  rade  ende  gut dünken  ons  jonkeren  van  Cleve;  ende 
ons  jonker  vorgnant  te  beteren  van  deen  zaken  tot  synre  gnaden  end  tot 
zeggen  ons  jonkeren  vmnde  vorgnant, 

*)  z.  B.  Eintragung  Nr.  4:  Nos  testamur,  quod  Tilmaunus  Nagghe  de 
Reys  et  Johannes  S . . .,  nt  principales  debitores,  quinta  manu  quilibet  pro 
toto,  promisemnt  Gedkino  Kanbeseherper  vel  suis  heredibus,  quod  quam  cito 
judex  Kalkeriensis  fuerit  confirmatus  et  judiciutn  fecerit,  ipsc  Tilmannus 
renuntiationem  faciet  et  ratiticabit  sibi  hereditatem,  quam  emit  erga  cum 
competentcm  sibi  de  Ottone  Dakeman.  Oder  Nr.  6:  Nos  testamur,  quod 
Bela  filia  Blades  promisit  magistro  üodesealco  Fnrdigben,  quam  cito  judex 
fuerit  confirmatus  Kalkeriensis  et  judicium  fecerit,  ratificabit  ct  declarabit 
suam  partem  domus  sue,  quam  vendidit  sibi,  ut  jus  exigit, 
s)  Sloet,  Oorkondenboek  etc.,  Nr.  669. 
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keif)  Im  gewöhnlichen  Gericht  führt  er  den  Vorsitz.  Selten 
geschieht  es,  dass  ein  Sozialbevollmächtigter,  in  der  Regel  der 
Drost  des  Grafen,  im  Gericht  erscheint.  Es  wird  sich  dann  meist 
um  Angelegenheiten  handeln,  die  fiir  den  Grafen  von  besonderer 
Wichtigkeit  sind.-)  Ein  solcher  Fall  liegt  der  folgenden  Ein- 
tragung ans  dem  Jahre  1358  zu  Grunde.  Item  dapifer  — heisst 
es  da  — et  judex  Kalkerienscs  ex  parte  comitis  Clevensis  pro- 
clamaverunt  Copparduni  Mys  quitum  et  solutum  de  forefactis, 
delictis  ubilibet  factis  contra  comitem  Clevensem  usque  in  ho- 
diernum  diem:  datum  feria  scxta  post  letare.  Eine  solche  Ein- 
mischung muss  aber  nur  sehr  selten  vorgekommen  sein,  denn 
untern  den  zahllosen  Eintragungen  der  Schöffenrollen  ist  kaum 
ein  zweites  Beispiel.  Für  gewöhnlich  sind  natürlich  die  Schöffen 
die  Urtheilflnder  des  judex  Kalkeriensis,  wie  ihn  die  Urkunden 
meist  nennen.  Zum  mindesten  zwei  von  ihnen  müssen  nach  dem 
Kalkarer  Stadtrecht  zugegen  sein,  wenn  Akte  freiwilliger  Ge- 
richtsbarkeit vorgenommen  werden.  Das  geht  zudem  aus  den 
zahllosen  Schöffenbriefen  hervor,  in  denen  stets  die  Namen 
von  zwei  oder  mehr  Schöffen  anfgefülirt  werden.1')  Eben  hier- 
durch unterscheidet  sich  das  städtische  Gericht  von  dem  des 
platten  Landes  unserer  Landschaft,  wo,  wenn  ich  recht  sehe, 
bei  Auflassungen  stets  die  Schöffen  in  ihrer  Gesammtheit  zu- 
gegen sein  müssen. 

Zudem  hat  der  Richter  und  nicht  etwa  der  Bürgermeister 
den  Vorsitz  im  Marktgericht.  Da  aber  sind  dann  nicht  die 
Schöffen  die  Urtheil Ander,  sondern  die  Kaufleute.4)  Nicht  beim 


')  Mooren  und  Nettesheim,  HeberegUter  der  Einkünfte  der  Graf- 
schaft Cleve  etc.  in  Annalen  des  historischen  Vereins  Heft  28/29  S.  19  : In 
Cleve  hevet  die  grevo  dat  gerächte  hoege  ende  neder;  und  ebendort  Anmerk.  1. 

*)  Von  demselben  16.  MSrz  ist  noch  eine  zweite  Urkunde,  die  über  den 
Vorgang  etwas  Licht  verbreitet. 

3)  z.  B.  in  einer  Urkunde  vom  26.  Januar  1331:  Nos  Antonius  de 
Aquis  et  Wilhelmus  de  Kalker  protestamur,  quod  in  presentia  judicis  in 
Kalker  et  nostri  etc  in  Wolffs  Repert.  Nr.  1.  Ein  Schöffenbrief  vom  25. 
Nov.  1335  fangt  folgendennassen  an:  Nos  Johannes  Peleken  et  Nendo  de 
Borstade  scabini  Kalkericnses  protestanur,  quod  propter  hoc  in  presentia 
Bmnoni8  filii  qnondam  Ghertrudis,  judicis  in  Kalker,  et  nostri  constituti  etc. 
Im  Ratbsarchiv  ebendort  ohne  Ordnungsnummer. 

4)  In  den  Urtheilon,  die  in  Kalkar  gewiesen  sind,  bezieht  sich  eins  auf 
eine  Entscheidung  im  Marktgericht:  Een  man  is  comen  myt  synen  voer- 
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gewöhnlichen  "Wochen markt,  sondern  nur  beim  Freimarkt,  der 
in  älterer  Zeit  zweimal  im  Jahre  stattfindet,  wird  ein  solches 
Gericht  abgehalten.1) 

Was  nun  die  Rangordnung  des  Richters  im  Verhältniss  zu 
den  übrigen  städtischen  Beamten  anbelangt,  so  ist  nach  allem, 
was  wir  wissen,  offenbar,  dass  er  hinter  dem  Bürgermeister 
zurücktritt.  So  wird  er  in  einer  Abmachung  zwischen  dem 
Grafen  Dietrich  IX.  und  der  Stadt  Kalkar  vom  Jahre  1326 
gar  nicht  genannt.  Dann  sei  an  das  schon  erwähnte  Schreiben 
der  Stadt  Tiel  an  Kalkar  vom  Jahre  1345  erinnert.  Da  heisst 
es:  Universis  presentes  litteras  visnris  et  audituris  et  precipuc 
vobis  magistro  civium,  consulibus  et  scabinis  in  Kalker.  Also 
auch  hier  wird  der  Richter  einfach  übergangen.  Dasselbe  ist 
bei  dem  vielbesprochenen  Revers  der  Stadt  Kalkar  vom  16. 
August  1347  der  Fall.  Der  Eingang  lautet:  Wy  burghermeyster, 
raet,  scepen  ende  gliemeyn  stat.  Und  endlich  fehlt  er  auch  in 
einer  Quittung  vom  25.  Juni  1376,  die  Ritter  Rutgher  von 
Botzelar  der  Stadt  ausstellt.'-) 

Wie  der  Richter,  ist  auch  der  Bote  sowohl  ein  Beamter 
der  Stadt,  als  des  Gerichts  und  des  Grafen.  Das  geht  deutlich 
aus  einer  Eintragung  im  Schöffenrotulus  des  Jahres  1371  hervor. 
Wi  tagen,  heisst  es  da,  dat  des  gerichts  ende  deer  stat  bade 
van  geheitte  des  Hehlers  gepandt  heeft  Aleyde  Stakelwcgge  an 
allen  gude.  Höher  stand  seiner  sozialen  Stellung  nach  unzweifel- 
haft der  Schreiber.  Als  gezwaeren  scriver  der  stat  van  Kalker 
wird  zum  Beispiel  in  dem  Schöffenrotulus  des  Jahres  1364 


sprecke  acn  eenre  ghespanneure  banck,  daer  die  richter  satt  ende  richten 
myt  coepluyden  van  enen  vryen  jaennerckt  ende  lievct  enen  man  beelaget 
vau  saeken,  die  in  den  jaennerckt  geselltet  syn.  Auch  sonst  begegnen 
Spuren  eines  besonderen  Marktgerichts  in  den  clevischen  Städten. 

')  Kalkarer  Stadtrecht  aus  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts 
im  Rathsarchiv  zu  Kalkar  S.  88:  Item  die  vryheit  van  onsen  jaennercten 
van  sunte  Jacopsdaeghe  (25.  Juli)  die  geet  aen  op  sunte  Marien  Magdalenen 
daege  tne  sonne  i opganck  ind  duyrt  hent  sunte  Ranthaleons  daege  toe  sonnen 
onderganck.  Item  die  vryheit  van  suute  Matheusdaege  (21.  Sept.)  duyrt 
van  sunte  Matheusavent  te  sonnen  opganck  hent  des  neesten  daeges  nae 
sunte  Matheusdaege  te  sonne  onderganek. 

a)  Orig.  Perg.  itti  Hatlisarchiv  zu  Kalkar,  in  Wolffs  Repertorium 
Nr.  21:  Wi  Rutgher  . . . bekennen  mit  desen  apenen  brive,  dat  die  burger- 
meister, scepene  ende  rade  deer  stat  van  Kalker  ons  wael  bemelt  hebben  etc 
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(Nr.  27)  Aelbert  Paep  genannt,  ein  Patrizier,  der,  wie  wir 
wissen,  in  den  Jahren  1369,  1370,  1371  u.  s.  w.  das  Schöffen- 
aint  bekleidete,  während  schon  1364  ein  anderes  Familienmitglied, 
Ererardus  Paep,  als  Schöffe  erwähnt  wird.  Auch  seine  Amts* 
daner  beläuft  sich  im  Prinzip  immer  nur  auf  ein  Jahr,  indessen 
wird  er  — schon  im  Interesse  eines  geordneten  Kanzleiwesens 
— immer  wieder  gewählt. 


Anhang. 

Die  Ansicht,  dass  die  Ernennung  des  Richters  zu  Kalkar 
durch  die  dortigen  Bürger  eine  ungewöhnliche  Auszeichnung 
für  diese  Stadt  bedeute,  ist  ziemlich  verbreitet  in  der  späteren 
provinzialgeschichtlichen  Literatur.  Als  Beleg  führe  ich  ein 
Gedicht  von  Johannes  Kayser  aus  seinem  clevischen  Parnass  an : ') 
„An  die  Stadt  Calcar. 

Calcaria  civilis. 

Du  wohl  benahmte  Stadt  hast  Deinen  eignen  Richter, 

So  was  besonders  ist  ein  Zeugnuss  Deiner  Treu. 

Gestalt  man  immerfort  noch  fromme  Angesichter 
Und  gute  Hertzen  silit  bey  Deiner  Bürgerey.“ 

Zu  dem  Wort  „Treu“  macht  der  Dichter  folgende  Anmerkung: 
„Erwiesen  an  Graff  Adolff  von  der  Mark,  als  derselbe  anno 
1368  das  clevische  Land  überkommen.“ 

Offenbar  giebt  Kayser  hier  einer  seiner  Zeit  ziemlich  geläufi- 
gen Anschauung  Ausdruck,  die  freilich  (vergl.  oben  S.  52)  mit 
dem  wahren  Verlauf  der  Dinge  sehr  wenig  im  Einklang  steht. 


II. 

Rathmannen  und  gemeine  Bürger. 

Unzweifelhaft  gehört  Kalkar  zu  den  clevischen  Städten,  in 
denen  sich  am  frühsten  eine  Rathsbehörde  constituirt  hat.  Ver- 
muthlich  wird  das  noch  in  den  letzten  Jahrzehnten  des  dreizehnten 

>)  Purnassus  Olivensis  oder  Clevischer  Musenberg.  Oleve  169S  S.  12. 

Ll«i«f  «nr,  Nlederrheiniache«  Städteweien  im  Mittelalter.  1 & 
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Jahrhunderts  geschehen  sein,  kurz  nachdem  anch  in  Wesel  ein 
solches  Kollegium  zusammengetreten  war.  Sehr  viel  später,  im 
Jahre  1326,  werden  die  Konsuln  zum  ersten  male  urkundlich 
erwähnt.1)  Dann  ist  es  vor  allem  die  schon  oft  angezogene  Hand- 
feste vom  Jahre  1347,  die  erkennen  lässt,  dass  die  Rathsbehörde 
in  Kalkar  von  Alters  her  besteht.  Dem  Namen  nach  aber 
werden  die  Rathmannen  in  einer  Aufzeichnung  vom  Jahre  1363 
zuerst  aufgeführt.  Aus  ihr  geht  hervor,  dass  die  Zahl  der  Raths- 
stiihle  sich  auf  zwölf  beläuft.  Da  die  Schöffenlisten  jener  ganzen 
Periode  mitgetheilt  sind,  empfiehlt  es  sich  auch,  das  Verzeich- 
niss der  Rathmannen,  deren  nur  drei  aus  dem  vierzehnten  Jahr- 
hundert vorliegen,  in  diesem  Zusammenhänge  wieder  zu  geben. 
Der  Mitgliederbestand  im  Jahre  1363  ist  folgender:  Garrit 
Meiger,  Evert  Paep,  Henrie  van  deen  Moerten,  Garrit  die 
Weert,  Amt  Egerman,  Frederic  van  dem  Dam,  Lambert  Schonen- 
soen,  Garrit  uppen  Grave,  Arnt  Wonder,  Rutger  Halsbreker 
end  Johannes  Ridder.'-) 

Das  zweite  Verzeichniss  ist  vom  Jahre  1369  und  enthält 
folgende  Namen:  Garit  Houwaf,  Heynken  Ruber,  Lambrecht 
Sconnesoen,  Floer,  Arnt  Wonder,  Willem  Stinensoen,  Johan 
Judas,  HennekenvandenBirghel,  Heynken  van  der  Heyden  Gobelen 
soen,  Evert  Paep,  Harman  van  den  Moerter  ende  Johan  Moye.3) 

Die  dritte  übrigens  unvollständige  Liste  vom  Jahre  1395  lautet 
folgendermassen:  Johan  Boirbeke,  Brant,  Heyn  Buelken,  Wylhem 
dye  Beer,  Daem  Schoemeker,  Wessel,  Ottensoen,  Arnt  Kelwalt, 
Werner  Lubeke,  Arnd  van  den  Egher,  Johan  die  Varwer.4) 

Vergleicht  man  die  Familiennamen,  die  in  diesen  Listen 
aufgeführt  werden,  mit  denen  der  Schöffen,  so  ergiebt  sich  für 
das  Verzeichniss  von  1363  folgender  Thatbestand.5)  Gart  Meyer 
ist  1357  und  1362  Schöffe,  Evert  Paep  1356,  Henne  van  den 
Moerten  1360,  Arnt  Egerman  1362,  Frederic  van  den  Dam 
1364,  Johannes  Ridder  1375  und  sonst.  Es  sind  also  nicht 


>)  Orig,  l’org.  im  Stadtarchiv  zu  Kalkar,  ohne  Ordnungsnnmmer. 

а)  Auf  der  Rückseite  des  Schöffenrotulus  vom  Jahre  1304;  ein  Mitglied 

fehlt. 

s)  Orig,  l’erg.  im  Stadtarchiv  zu  Kalkar,  ohne  Ordnungsnnmmer. 

*)  Orig.  Perg.  im  St,  zu  D.,  A II  Cleve-Mark  Nr.  556. 

б)  Ausser  den  mitgetheilten  Verzeichnissen  der  Rotuli  sind  die  Schüffen- 
nrkunden  herangezogen. 
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weniger  wie  sechs  Patrizier  Mitglieder  des  Stadtrathes,  die  schon 
vorher  meist  öfter  auf  der  Schöffenbank  gesessen  haben.  — Ich 
habe  die  Mitglieder  des  Kollegs  vom  Jahre  1363  herausgegriffen, 
weil  für  das  Jahrzehnt  vor  und  nach  diesem  Zeitpunkt  die 
Schöffenreihen  am  vollständigsten  vorliegen.  Wenn  sich  im 
geraden  Gegensätze  hierzu  aus  der  Liste  von  1395  nur  wenige 
Rathmannen  mit  Schöffen,  deren  Namen  sonst  bekannt  sind, 
identifiziren  lassen,  so  liegt  das  wenigstens  theil weise  daran, 
dass  das  zur  Verfügung  stehende  Material  von  Schöffennamen 
sehr  viel  fragmentarischer  ist.  Dass  aber  hierdurch  der  Unter- 
schied zwischen  früher  und  später  nicht  durchaus  erklärt  wird, 
dass  vielmehr  1395  nicht  so  viele  Angehörige  angesehener 
Kalkarer  Schöffen-  und  Patrizierfamilien  im  Rathc  gewesen 
sind,  erhellt  gleichwohl,  wenn  man  einen  Blick  auf  das  Ratli- 
mannenverzeichniss  aus  der  mittleren  Zeit  wirft.  Von  den 
Konsuln  des  Jahres  1369  sind  nur  Evert  Paep  und  Heymo 
van  den  Moerter  als  Schöffen  nachzuweisen. 

Alles  in  allem  genommen  wird  man  also  behaupten  dürfen, 
dass  die  Rathmannen  sich  damals  schon  überwiegend  aus  den 
gemeinen  Bürgern  rekrutirten  und  dass  diese  Tendenz  gegen  Ende 
des  vierzehnten  Jahrhunderts  sich  mehr  bemerkbar  macht  als  früher. 
Gleichwohl  aber  steht  fest,  dass  in  jedem  Jahrgang  die  Sehöffeu- 
familien  durch  einige  Mitglieder  vertreten  sind.  Ja  man  wird 
kaum  annehmen  wollen,  dass  es  ein  Zufall  ist,  wenn  angesehene 
Patrizier  wie  Arnt  Egermann  sowohl  1364  als  1395  oder  wie 
Evert  Paep  1364  und  1369  Konsuln  sind.  Durch  Wahl  und 
Wiederwahl  solcher  Männer  wollte  man  wohl  dieser  Behörde, 
die  — wie  zu  zeigen  sein  w'ird  — ihrer  ganzen  Natur  nach 
lockerer  organisirt  sein  musste  als  zum  Beispiel  das  Schüffen- 
kolleg,  Ansehen  und  inneren  Halt  geben. 

Inwieweit  man  aber  sonst  von  dem  theoretischen  Recht, 
jährlich  den  Rath  umsetzen  zu  dürfen,  in  Wirklichkeit  Gebrauch 
machte,  lässt  sich,  da  die  Verzeichnisse  immerhin  einige  Jahre 
auseinanderliegen,  nicht  exakt  nachweisen.  Wenn  aber  von  den 
zwölf  Mitgliedern  des  Kollegs  von  1363  im  Jahre  1369  nicht 
weniger  wie  vier,  sei  es  nun  noch  aktiv  sind,  sei  es  wieder- 
gewählt werden,  so  ist  doch  wohl  der  Schluss  erlaubt,  dass  auch 
hier  ebensowenig  wie  bei  dem  Schöffenkollegium  von  einem 
völligen  Wechsel  des  Bestandes  die  Rede  sein  kann. 

15* 
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Ganz  im  entgegengesetzten  Sinne  zog  man  vielmehr  in 
Kalkar  die  Konsequenz  aus  dem  Widerspruch  zwischen  Theorie 
und  Praxis!  Wann  man  freilich  die  Bestimmung  der  alten 
Handfeste  (von  1347  und  1368),  dass  die  Umsetzung  der 
Konsuln  jährlich  erfolgen  müsse,  geändert  hat,  ist  nicht  mehr 
festzustellen.  Thatsachc  aber  ist,  dass  in  den  Stadtrechtshand- 
schriften aus  der  zweiten  Hälfte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts 
sich  meist  nur  die  folgende  Formel  für  den  Amtseid  der 
Rathleute  findet:  Item  dat  gy  voertmeer  alsoe  lange,  als  gy 
leeft,  ten  weer  dat  gy  myt  anderen  ampten  ontsat  wurdt,  raet 
wesen  sult  der  stat  van  Calcar  ind  oer  beest  raeden  ind  doen 
sult.1)  Aber  nur  in  diesem  einzigen  Fall  wird  das  alte  Prinzip 
des  jährlichen  Wechsels  durchbrochen,  die  gleichzeitigen  Eides- 
formeln aller  anderen  Beamten  lauten  immer  nur  auf  ein  Jahr. 

Es  fragt  sich  nun,  welche  Funktionen  haben  die  Rath- 
mannen innerhalb  des  Organismus  der  Stadtverwaltung  zu  ver- 
sehen. Bekanntlich  ist  in  Wesel  die  Einführung  der  Accise  ein 
Hauptgrund  zur  Coustituirung  der  Rathsbank.  Und  für  die  be- 
nachbarten geldernschen  Städte  hat  ein  so  namhafter  Forscher 
wie  van  Spaen  die  Ansicht  aufgestellt,  dass  die  Stadträthe 
emporgekommen  seien  in  Folge  der  Erhebung  jener  Schatzungen, 
mit  denen  Graf  Rainald  I.  (1271 — 1318)  sein  an  Flandern  ver- 
pfändetes Land  wieder  auslösen  musste.-)  Freilich  das  bisher 
publicirte  Material  gestattet  jedenfalls  die  Entscheidung  der  Frage 
nicht.  Mit  den  vereinzelten  Notizen,  dass  in  Nymwegen  der 
Rath  1278,  in  Harderwyck  1380,  in  Zütphen  1312  und  in  Arn- 
heim 1319  zuerst  genannt  werde,  iät  nichts  anzufangenJ')  In 
Cleve  vollends  fehlt  ein  so  durchgehender  Grund , wie  ihn 
van  Spaen  für  Gelderland  annimmt,  durchaus.  Auch  findet 
sich  der  Rath  z.  B.  in  Kalkar  schon  vor  Einführung  der  Accise. 
Deren  Verleihung  kann  also  in  diesem  Falle  jedenfalls  nicht  die 
Ursache  gewesen  sein. 

Der  Amtseid  der  Rathmannen,  der  eben  schon  angeführt 
wurde,  giebt  kein  zutreffendes  Bild  von  ihrer  Thätigkeit.  Sie 


>)  Kalkarer  Handschrift  des  Stadtreclits  S.  58. 

a)  ran  Spaen,  Historie  van  Gelderland  1 deel  1814  S.  424. 

3)  Nettesheim,  Geschichte  der  .Stadt  und  des  Amtes  Geldern  Band  1 

S.  64. 
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schwören,  dass  sie  der  stede  rechten  halten  wollen,  sie  verpflichten 
sich,  der  stat  heymelicheit  Zeit  ihres  Lebens  Niemandem  mitzu- 
theilen,  sie  versprechen  endlich,  wenn  der  Bürgermeister  ihnen 
seinen  Boten  sende,  ungesäumt  zu  ihm  zu  kommen  und  an  den 
Sitzungen  tlieil  zu  nehmen.  Auch  sonst  weiss  das  Stadtrecht 
von  ihren  Funktionen  gar  nichts  oder  doch  nur  wenig,  man  ist 
daher  lediglich  auf  die  Urkunden  angewiesen.  Aus  ihnen  geht 
nun  in  der  That  hervor,  dass  die  Rathmannen  nach  aussen  hin 
ganz  in  derselben  Weise  wie  die  Schöffen  die  Bürgerschaft  ver- 
treten. Das  zeigt  schon  jenes  Diplom  vom  Jahre  1326,  in  dem, 
wie  berührt,  die  Konsuln  überhaupt  zuerst  genannt  werden. 
Damals  erlauben  die  städtischen  Behörden  dem  Grafen  von  Cleve, 
dass  er  seinem  Koch  eine  Hansstätte  in  Kalkar  anweist.  Das 
geschieht  nun  de  voluntate  libera  et  consensn  pleno  ac  ratihabi- 
tione  stabili  scabinorum,  consulum  et  magistri  civium  totiusque 
universitatis  opidi  nostri  Kalkeriensis.  Wird  hier  die  ältere  Be- 
hörde der  jüngeren  vorangestellt,  so  findet  sich  doch  auch  gar 
nicht  selten  das  umgekehrte  Verhältniss.  Erinnern  wir  uns 
z.  B.  an  den  Brief  der  Stadt  Tiel  vom  Jahre  1345,  so  ergiebt 
sich,  dass  der  magister  civium,  der  1326  als  letzter  steht,  hier 
zuerst  genannt  wird.  An  zweiter  Stelle  kommen  aber  dann  die 
eonsules  und  erst  an  dritter  die  scabini.  Man  könnte  geneigt 
sein,  einzuwenden,  man  habe  in  Tiel  nicht  über  die  Rangordnung 
der  einzelnen  Kalkarer  Behörden  Bescheid  gewusst,  aber  auch 
in  dem  Revers  wegen  der  Zollpflicht  zu  Büderich  vom  Jahre 
1347  kehrt  dieselbe  Reihenfolge  wieder.  Und  dennoch  wird  man 
sagen  dürfen,  dass  in  der  offiziellen  Rangordnung  die  Schöffen, 
als  das  ältere  und  vornehmere  Kollegium,  dem  jüngeren  der 
Rathmannen  Vorgehen.  Urkunden,  die  in  dieser  Beziehung  ins 
Gewicht  fallen,  sind  die  schon  wiederholt  citirten  von  1369  und 
1395,  in  denen  die  Magistratspersonen  in  ihrer  Gesammtheit 
aufgeführt  werden.1)  Da  werden  daun  als  die  ersten  Bürger- 
meister und  Richter  genannt.  Dann  folgen  1369  die  gleich 
näher  zu  besprechenden  Bürgermeistergesellen,  darauf  die  Schöffen 
und  endlich  erst  die  Räthe  oder  raitzludc,  wie  sic  in  Kalkar 
oft  heissen. 

*)  V e r g t . auch  eine  Urkunde  vom  Jahre  1387.  Der  Graf  berichtet 
burgermeyster,  schepene  end  rade  hätten  ihn  um  etwas  gebeten^  in  Wolffs 
Repert.  Nr.  35. 
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Im  Verhältniss  zu  dieser  hervorragenden  Betheiligung  bei 
der  Repräsentation  der  Bürgerschaft  ist  der  Geschäftskreis  der 
Rathmannen  nur  beschränkt.  Sie  haben  nicht,  wie  die  Schöffen, 
ein  besonderes  Dezernat,  vielmehr  deckt  sich  ihre  Wirksamkeit 
nur  mit  der  administrativen  Seite  der  Thätigkeit,  die  von  den  Schöf- 
fen ausgeübt  wird.  So  finden  wir,  dass  im  Jahre  1369,  als  der 
Richter  sich  Raths  holen  will,  Konsuln  und  Schöffen  zu  gemein- 
samer Sitzung  versammelt  sind.  Man  sagte  dann  wohl,  die 
ganse  scepene  ind  raide  sind  übereingekommen.1)  Uebrigens 
entspricht  diese  Praxis  durchaus  dem,  was  auch  in  den  anderen 
clevischen  Städten  üblich  ist.  So  hebt  Rein  hold  mit  Recht 
hervor,  dass  in  Wesel  der  Autheil  der  Schöffen  und  Konsuln 
an  der  Verwaltung  grundsätzlich  nicht  verschieden  ist:  „Das- 
selbe Geschäft  wird  öfter  theils  von  Konsuln,  theils  von  Schöffen 
ausgeführt.  Doch  wird  in  der  Praxis  ihre  beiderseitige  Thätig- 
keit dadurch  bestimmt,  dass  die  Schöffen  die  Aelteren  waren.“2) 
Diese  Sätze  gelten  mit  einer  gewissen  Einschränkung  auch  für 
Kalkar  und  die  übrigen  clevischen  Städte.  Nur  dass  in  Kalkar 
der  Rangunterschied  zwischen  den  Schöffen  und  den  zum  grösseren 
Theilo  nichtpatrizischen  Rathmannen  noch  grösser  gewesen  sein 
wird.  Deswegen  nimmt  der  Bürgermeister  bei  schwierigen  und 
verantwortungsvollen  Verhandlungen  lieber  einige  von  den  vor- 
nehmeren Schoflen  mit  auf  Reisen.  Andererseits  hatten  wenigstens 
in  einer  Beziehung  in  Kalkar  die  Rathmannen  vor  den  Schöffen 
etwas  voraus:  sie  sind  es  vornehmlich,  die  — man  wird  sagen  dür- 
fen im  Namen  der  Universitas  civium  — eine  wirksame  Finanz- 
kontrolle ausüben.  Auch  diese  Befugniss  theilen  in  der  Theorie 
die  Schöffen  mit  ihnen,  aber  in  der  Wirklichkeit  war  es  wohl  so, 
wie  bei  dem  gleich  zu  besprechenden  Konflikt  vom  Jahre  1363, 
in  dem  die  Rathmannen  als  Vorkämpfer  der  Kontrolbefugniss 
der  Gesamtbürgerschaft  auftreten.3) 

Dass  die  Universitas  civium  bei  der  Finanzverwaltung  in 
den  clevischen  Städten  von  jeher  einen  gewissen  Einfluss  geltend 
macht,  wurde  schon  bemerkt.  Was  zumal  Wesel  anbelangt,  so 
spricht  sich  schon  der  Schied  vom  Jahre  1308gerade  über  den  Punkt 

*)  Stadtbuch  von  Kalkar  Ul.  4. 

a)  Verfassungsgeschichte  Wesels  S.  07.  Vergl.  jetzt  auch  Köhler 
und  Liesegang,  Das  Komische  Kecht  etc.,  S.  S3ff. 

3)  Vergl.  unten  unter  KI. 
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mit  voller  Bestimmtheit  aus.1)  Für  die  Mitte  des  vierzehnten 
Jahrhunderts  fällt  nun  aber  vor  allem  eine  Aufzeichnung  im  jün- 
geren Bürgerbuch  der  Stadt  Wesel  vom  Jahre  1360  ins  Ge- 
wicht.'-’) Es  muss  dahingestellt  bleiben,  um  was  es  sich  eigent- 
lich handelt,  vermuthlich  um  Streitigkeiten,  in  die  die  vor- 
nehmsten clevischen  Städte  dadurch  verwickelt  worden  sind, 
dass  sie  für  den  Grafen  bei  irgend  einer  Anleihe  Bürgschaft 
geleistet  haben.  Jedenfalls  vereinigen  sich  Wesel,  Cleve  und 
Kalkar,  in  der  Sache  gemeinsame  Massregeln  zu  ergreifen. 
Zu  dem  Zwecke  sind  die  Vertreter  der  Bürgerschaften  der  bei- 
den andern  Plätze  in  Wesel.  Der  gemeinsame  Gegner  ist  ein 
Kölner  Bürger  Arnoldus  de  Palatio.  Nach  reiflicher  Rücksprache 
mit  dem  Bürgermeister,  den  Bnrmeistern  und  dem  Schulmeister 
von  Wesel  versprechen  die  Clevischen  Bevollmächtigten  der  be- 
freundeten Stadt  den  Beistand  Cleves  iii  der  ganzen  Angelegen- 
heit. Si  communitas  Clivensis,  heisst  es  dann  weiter,  nollet 
expendere  pecuniam  ad  illud  necessariam,  ipsi  tameu  vellent  nobis 
facere,  si  etiam  deberent  pecuniam  recuperare  ex  ipsa  bursa. 
Der  Sachverhalt  ist  klar.  Der  magister  opidanorum,  die  scabini 
und  die  consules  in  Cleve  sind  darüber  im  Zweifel,  ob  die  ge- 
meinen Bürger  das  Geld  bewilligen  werden,  dessen  man  zur 
Unterstützung  der  Wünsche  Wesels  in  der  fraglichen  Angelegen- 
heit bedarf.  Es  bleibt  ihnen,  da  sie  sich  gleichwohl  Wesel 
gegenüber  verpflichten,  nichts  anderes  übrig,  als  den  Betrag 
nöthigenfalls  aus  ihrer  Tasche  zu  decken.  Die  communitas 
Clivensis  muss  also  jedenfalls  — und  darauf  kommt  es  in  diesem 
Zusammenhang  allein  an  — ebenso  wie  die  in  Wesel  bei  allen 
grösseren  und  ungewöhnlichen  Ausgaben  ein  Zustimmungsrecht 
gehabt  haben.  Ebenso  aber  verhält  es  sich  nun  auch  in  Kalkar. 
Die  beiden  Gesandten  Kalkars  sind  der  Bürgermeister  Bernardus 
Peyl  und  Theodericus  Hapezomer,  der,  wie  die  mitgeteilten  Ver- 
zeichnisse aus  den  Schöffenrollen  zeigen,  gerade  in  dieser  Zeit 
fast  Jahr  für  Jahr  im  Schöffenkollegium  sitzt.  Sie  erscheinen 
einige  Wochen  später,  erst  am  16.  Juni,  während  die  Clevischen 
Abgeordneten  wohl  schon  Ende  Mai  in  Wesel  gewesen  waren. 
In  der  Sache  stimmen  sie  jeneu  durchaus  bei.  Das  kann  doch 


*)  Lacomblet,  Urkuudeubuch,  Band  3 Nr.  72. 
2)  Caps.  38  Nr.  5 Bl.  153. 
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wohl  nichts  anderes  bedeuten,  als  dass  sie,  wie  die  Clevischcn 
Magistratspersonen,  die  Hülfleistung  für  Wesel  gleichfalls,  wenn 
die  Gemeinde  sich  weigert,  aus  ihren  eigenen  Mitteln  bestreiten 
zu  wollen  erklären.1) 

Und  den  Inhalt  dieser  Notiz  bestätigen  die  wenigen  Ur- 
kunden der  Stadt  Kalkar,  die  von  grösseren  Anleihen  berichten, 
die  in  der  zweiten  Hälfte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  aufge- 
nommen werden.  Ich  greife  das  älteste  Beispiel  der  Art  heraus, 
das  vom  Jahre  1354  ist.  Der  Gläubiger  Kalkars  wird  damals 
ein  reicher  Bürger  aus  dem  benachbarten  Kheinberg,  das  bald 
darauf  in  clevischen  Pfaudbcsitz  kommt.  Die  Summe,  die  die 
Stadt  Kalkar  erhält,  wird  nicht  angegeben,  die  Leibrente  in- 
dessen beläuft  sich  auf  12  ’/.  Goldschilde  jährlich.  Die  Aus- 
steller der  Urkunde,  von  der  nur  noch  eine  tlieilweise  zerstörte 
Abschrift  vorliegt,  sind:  uos  magister  opidanorum  et  seabini  et 
consules  ceterique  opidani  Kalkerienses.  Es  wird  besonders 
hervorgehoben,  dass  sie  alle  ihre  Einwilligung  gegeben  haben, 
und  diese  Versicherung  fehlt  nur  selten  bei  Abmachungen  solchen 
Inhalts.  In  quorum  evidens  testimonium  et  roboris  notitiam, 
heisst  es  dann  zum  Schluss,  sigillum  nostri  opidi  Kalkeriensis 
de  omni  consensu  opidanorum  ibidem  cum  sigillo  scabinorum 
nostrorum  et  communi  illibi  nostri  scabinatus  presentibus  est 
appensum.2)  Auch  später  das  ganze  15.  Jahrhundert  hindurch 
wird  der  Zustimmung  der  Bürgerschaft  bei  ähnlichem  Anlass 
stets  gedacht. 

Sieht  man  von  dieser  Beteiligung  an  der  Finanzverwaltung 
ab,  so  ist  der  Einfluss,  den  die  gemeinen  Bürger  ausüben,  gering. 
Selten  und  nur  bei  wirklich  wichtigen  Verordnungen  wird  ihrer 
gedacht.  So  bei  Erlass  einer  Weinschenkordnung  im  Jahre 
1420,  die  im  Stadtbuch  steht.')  Es  heisst  dort:  burgermeister 
scepene  ind  raide  ind  ghemeyne  burgher  . . . syn  eendrechtich 


')  Item  Bernardus  Peyl  magister  opidanorum  in  Kalker  et  Theodericus 
Hapezoiner  venerunt  in  AVosele  in  camernui  domus  habitationig  mei  predicti 
Engelberti  ...  et  dixerunt  Henrico  de  Egcr  raagistro  oivium  . . .,  <iuod 
ipsi  promit  teilt  nobis  de  predieto  Palatio  in  omni  modo  et  forma  ut  Clevenses 
snpra  promiserunt.  Ueber  der  Eintragung:  De  placito  Amoldi  de  Palatio. 

2)  Abschrift  im  Archiv  der  Pfarrkirche  zu  Kalkar,  Urkunden  Nr.  4. 

3;  A.  a.  0.  Bl.  4. 


Digitized  by  Google 


233 


worden.  Und  nm  dieselbe  Zeit  (1411)  wird  eine  andere  Be- 
stimmung getroffen,  die  noch  wichtiger  ist:  Wer  aus  der  Stadt 
fährt,  soll  fernerhin  nicht  zum  Abschoss  verpflichtet  sein.  Auch 
diesmal  wird  gesagt,  dass  der  Magistrat  eins  geworden  sei  mit  der 
gansen  gemeynet.1)  Die  wichtigste  politische  Betätigung  der 
Bürger  erfolgt  bei  den  Wahlen  am  Jahrestage,  wenn  der  Magistrat 
umgesetzt  wird.  Gerade  dieses  Recht  aber  wird  der  Universitas 
wohl  noch  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  verkümmert,  wie 
später  zu  zeigen  sein  wird.  Nur  zugegen  sein  müssen  die 
Bürger  iusgesammt  bei  ihrem  Bürgereid,  um  eine  auf  sie  fallende 
Wahl  alsogleich  annehmen  zu  können.2) 

Hiermit  könnte  ich  diese  Erörterungen  schliessen,  wenn 
nicht  einige  Bemerkungen  über  eine  dritte  Beamtenkategorie 
hier  einzufügen  wären.  Nicht  das  Kollegium  der  Rathmannen 
als  solches  unterstützt  den  Bürgermeister  in  der  Handhabung 
der  Gewerbe-  und  Marktpolizei  — , das  ist  vielmehr  die  Sache  der 
Amtleute,  die  zum  mindesten  seit  dem  Jahre  1347  vorhanden 
sind.  Ueber  sie  fliessen  die  Quellen  ungemein  spärlich.  Ein 
Verzeichniss  der  verschiedenen  Amtleutefunktionen  ist  aber  erst 
aus  der  Mitte  des  folgenden  Jahrhunderts  vorhanden.  Da  ist 
der  sog.  cyscner  zu  nennen,  der  Vorsteher  der  Accise.  Er  hat 
indessen  nicht  allein  die  Accise  zu  erheben,  vielmehr  soll  er 
auch  wagegelt  ind  stedegelt  boren.  Uebrigens  steht  ihm  nicht 
die  Erhebung  der  Abgaben  von  Wein,  Tuch  und  Fellen  zu. 
Es  giebt  nämlich  einen  besonderen  ledereysemeistere,  einen 
laekenecysener,  einen  wnlwegere  und  einen  koirncysenere. 
Ferner  wird  noch  des  Amtseides  des  Wägemeisters  gedacht. 


')  Alle  die  ghene  te  Kalkar  in  der  stat  woenachtich  syn  ofte  incomen 
willen  wonen,  die  nioghen  uit  der  stat  vorscreven  varen,  wannoyr  dat  sy 
willen,  myt  oeren  guede  vry  ind  komberloys,  los  ind  ledich  als  van  oerre 
uytvaert.  .Stadtbuch  Bl.  14. 

a)  Stadtbuch  Bi.  15:  Item  die  burgermeister,  scepene  ind  rade  aver- 
drageu  ind  eyndreehtich  worden  syn,  dat  men  sal  doen  roepen  al  jaer  in  der 
kyrken  op  sente  Stephaens  dach  . . . al  die  ghene,  die  burgher  to  Kalkar 
syn ; die  soelen  op  den  jaersavent  te  Kalkar  syn,  of  sy  op  den  jaersdach  tot 
enighen  ampten  gekaren  werden,  op  dat  der  stat  rechten  daerbv  niet  geleempt 
enwerden,  ind  oeck  dat  ons  burgher  daer  ghenen  schade  by  enlyden  ind  on 
selver  niet  ontgaen,  want  al  die  ghene,  die  burger  te  Kalkar  syn,  der  stat 
rechten  beswaren  hebn. 
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Dann  giebt  es  eine  Anzahl  von  sogenannten  Körmeistern,  meist 
sind  es  wohl  drei.  Schon  um  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts 
wird  eines  Körmeisters  in  den  Schöffenrollen  gedacht.  Sie 
haben  darauf  zu  sehen,  dass  die  Bänke  und  Schrannen  auf  dem 
Markt  und  den  Strassen  sich  nicht  auf  den  Platz,  der  frei  bleiben 
muss,  vorsckieben.  Sie  achten  ferner  darauf,  dass  der  Verkauf 
nicht  vor  der  festgesetzten  Stunde  beginnt.  Die  Lebensmittel - 
polizei  über  Brot,  Fisch  und  Fleisch  ist  ihnen  anvertraut.  Ihr 
Amt  ist,  wie  das  der  Magistratspersonen,  jährlichem  Wechsel 
unterworfen.  Einige  Tage,  nachdem  die  Umsetzung  der 
Schöffen  und  Rathmannen  (am  1.  Januar)  erfolgt  ist,  werden 
sie  ernannt  (am  5.  Januar).  Sie  werden  nun  nicht  von  den 
Bürgern  gewählt,  sondern  von  dem  Bürgermeister  und  seinen 
Geholfen,  den  sogenannten  Bürgermeistergesellen,  bestimmt. 
Wie  die  jurati  oder  die  Geschworenen  in  Cleve  brauchen  sie 
nicht  Mitglieder  des  Kollegs  der  Rathmannen  zu  sein,  gleichwohl 
werden  sic  ebenso  wie  dort  zun)  Theil  auch  in  dieser  Behörde 
gesessen  haben.  Eben  durch  die  Betheiligung  an  diesem  Amt- 
leutedienst mag  die  Behörde  der  Konsuln  in  der  früheren  Zeit 
einen  grösseren  Halt  bekommen  haben,  dessen  sie  später  entbehren 
konnte,  nachdem  das  Rathsamt  lebenslänglich  geworden  war. 

Und  noch  auf  einen  Punkt  möchte  ich  zum  Schluss  hin- 
weisen.  Der  Stadtrath  in  Kalkar  zeigt,  wüe  wir  gesehen  haben, 
hinsichtlich  der  sozialen  Schicht,  aus  der  er  sich  rekrutirt,  ein 
doppeltes  Antlitz.  Für  den  gemeiuen  Bürger  mag  es  das 
höchste  Ziel  des  Ehrgeizes  gewesen  sein,  in  diese  Behörde  auf- 
genommen zu  werden.  Für  die  Patrizier  aber,  die  die  Absicht 
haben,  sich  dauernd  dem  städtischen  Dienste  zu  widmen,  ist  die 
Mitgliedschaft  die  erste  Stufe  zu  den  höheren  Magistratsämtern. 
Um  so  wichtiger,  dass  sie  gleich  zu  Anfang  lernen,  mit  den 
Bürgern  niederen  Ranges  gemeinschaftlich  zu  ratheu  und  zu 
thaten.  Deutlicher  als  die  wenigen  Verzeichnisse,  die  erhalten 
sind,  lässt  der  Amtseid  der  Rathmannen  erkennen,  dass  der- 
gestalt die  Rathmannenw'ürde  ein  Durchgangsstadium  ist.  Frei- 
lich nicht  alle  Stadtrechtscodices,  sondern  nur  manche  unter  ihnen 
enthalten  die  Eidesformel  in  der  uns  schon  bekannten  Fassung: 
Dat  ghy  voirtmeer  alsoe  langh  ass  ghy  levet,  tlien  weer  dat  ghy 
myt  anderen  ampten  ontsat  wordt,  rait  wesen  sult  der  stat 
van  Kalker.  So  traf  man  also  in  Kalkar  eine  besondere  Massregel, 
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um  den  Nachtheil  wieder  auszugleichen,  den  die  Lebenslänglich- 
keit  der  Rathmannenwürde  sonst  nach  sich  gezogen  haben  würde : 
Wer  zum  Schöffendienst  oder  zu  dem  des  Bürgermeisters  be- 
rufeu  wurde,  schied  aus  aus  dem  Kollegium  der  Konsuln. 


HI. 

Die  Bürgermeistcrgesellen  und  die  Entstehung  Ihres  Amtes. 

Man  könnte  die  ersten  anderthalbjabrkundert  Jahre  der 
inneren  Geschichte  Kalkars  in  drei  Perioden  von  fünfzig  Jahren 
gliedern,  wenn  man  die  Phasen  der  Verfassungsentwicklung  als 
Marksteine  gelten  lassen  wollte.  Die  älteste  Periode  wäre  dann 
die  der  uneingeschränkten  Herrschaft  des  Schöffenkollegs  in 
Rechtsprechung  und  Verwaltung.  Die  zweite  würde  eröffnet 
durch  die  Konstituirung  des  Rathes:  Rathmannen  und  Schöffen 
theilen  sich  in  das  Stadtregiment.  Zwischen  beiden  vermittelt 
der  Bürgermeister  als  der  Leiter  der  Stadtpolitik.  Das  Empor- 
kommeu  der  Rathinanneu  musste  seine  Position  nicht  wenig  be- 
festigen. Bei  den  gemeinsamen  Magistratssitzungen,  die  er  leitet, 
kann  er  das  eine  Kolleg  gegen  das  andere  ausspielen.  Und  das 
um  so  eher,  als  allerdings  ein  Gegensatz  besteht  zwischen  der 
patrizischen  Behörde  der  Schöffen  und  der  Rathmannenbank,  in 
der  die  gemeinen  Bürger  an  Zahl  überwiegen.  Da  ist  es  denn 
kein  Wunder,  dass  er  sich  nach  Gehülfen  umsieht,  die  ihm  einen 
Theil  der  Amtsgeschätte  abnehmen.  So  folgenreich  ist  dieser 
Vorgang,  dass  die  Entstehung  und  Konsolidirung  des  Amtes  der 
Bürgermeistergesellen  so  recht  eigentlich  den  Inhalt  der  dritten 
fünfzig  Jahre  der  Kalkarer  Verfassuugsentwicklnng  ausmachen 
würde. 

Noch  nicht  ein  Dezennium  nach  der  grossen  grundlegenden 
Handfeste  von  1347,  im  Jahre  1355,  werden  die  Bürgermeister- 
gesellen zum  ersten  mal  urkundlich  erwähnt.1)  Nähere  Nach- 


')  Stadtlagerbuch  I,  59,  Regest  bei  Wolff,  Geschichte  der  Stadt  Calcar 
S.  144. 
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richten  aber  bringen  erst  zwei  Aufzeichnungen  von  1363  und 
1369.  Die  Urkunde  von  1369  ist  ja  schon  oft  angeführt  wor- 
den, da  sie  eine  Schöffen-  und  Rathmannenliste  aufweist.  Wir 
wissen,  dass  darin  erzählt  wird,  wie  der  Stadtrichter  mit  einer 
Anfrage  in  die  Magistratssitznng  kommt.  Die  Aufzählung  der 
Anwesenden  in  dem  Diplom  beginnt  nun  mit  dem  Bürgermeister; 
dann  folgen  Aelbrecht  Paep  und  Aelbrecht  Mys  unter  der  Bezeich- 
nung scepenrade:  dann  kommen  Johan  Tadde  ende  Heymo  van  den 
Haghe,  rade  ende  gesellen  burgermeysters  vorgeruert.  Den  Schluss 
machen  fünf  Schöffen  und  endlich  die  Konsuln  in  ihrer  Zwölfzahl. 

Man  sieht  die  vier  Gesellen  des  Bürgermeisters,  wie  sie 
uieist  heissen,  zerfallen  ihrerseits  wieder  in  zwei  Kategorien. 
Die  beiden  vornehmeren  unter  ihnen,  die  gleich  hinter  dem 
Bürgermeister  genannt  werden,  sind  die  Schöffenrätlie.  Wie 
die  Benennung  schon  andeutet,  sind  sie  Schöffen.  Daran  ist 
gar  nicht  zu  zweifeln,  denn  sie  machen  mit  den  fünf  anderen 
Mitgliedern  des  Kollegs  die  Siebenzahl  voll.  Sie  werden  so 
sehr  als  Schöffen  angesehen,  dass  sie  in  den  Schöffenrollen  stets 
als  Schöffen  schlechtweg  ohne  ihren  besonderen  Titel  stehen. 
Indessen  sind  sie  an  Rang  vor  den  anderen  Schöffen  ausgezeichnet, 
daher  werden  sie  in  den  Schöffenlisten  als  die  beiden  ersten 
aufgeführt.  Die  Benennung  Schöffenrätlie  besagt  ferner,  dass 
man  in  ihnen  und  ihren  beiden  Kollegen  eine  Rathsbehörde, 
einen  engen  Rath,  sieht.  In  der  Tliat  werden  diese  vier  Bürger- 
meistergesellen nicht  selten  als  Räthe  oder  als  die  vier  Räthe  auf- 
geführt, dann  heissen  wie  erwähnt  zum  Unterschiede  von  ihnen  die 
Konsuln  „dieraitzlude“,  die  gemeinen  Räthe,  oder  die  zwölf  Räthe.1) 
Doch  geschieht  es  nicht  selten,  dass  die  Bezeichnung  Räthe  an- 
standslos auf  die  Rathmannen  angewendet  wird,  so  dass  es 
manchmal  schwierig  ist,  zu  entscheiden,  welches  der  beiden 
Kollegien  gemeint  ist.  Charakteristischer  aber  für  das  Wesen 
dieser  eigenthiimlichen  Behörde  ist  jene  andere  Benennung 
Bürgermeistergesellen.  Mit  Vorliebe  werden  so  die  beiden  raede 
im  engeren  Sinne  genannt,  indessen  werden  auch  alle  vier  unter 
diesem  Ausdruck  zusammengefasst. 

Der  Gedanke  liegt  nah,  dass,  wie  die  beiden  Schöffenräthe 


')  Vergl.  vor  allem  die  Kalkarer  Handschrift  des  Stadtrechts,  die  in- 
dessen den  Versuch  zwischen  beiden  Behörden  zu  unterscheiden  nicht  durchführt. 
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zugleich  Mitglieder  des  Schöffenkollegs  sind,  so  auch  die  beiden 
anderen  Bürgermeistergesellen  auf  der  Bank  der  Rathmannen 
sitzen.  Und  in  der  That  ist  diese  Ansicht  von  dein  einzigen  Ge- 
lehrten, der  bisher  über  die  innere  Geschichte  Kalkars  geschrieben 
hat,  aufgestellt  worden.1)  Dass  sie  unhaltbar  ist,  bedarf  keiner 
weiteren  Erörterungen,  ein  Blick  auf  die  Urkunde  vom  Jahre 
1309  zeigt,  dass  die  Zahl  der  Schöffen  nach  Abzug  der  beiden 
Schöflfcnräthe  sich  nur  noch  auf  fünf  beläuft.  Demgegenüber  wer- 
den neben  den  beiden  anderen  Rüthen  und  Bürgermeistergesellen 
noch  zwölf  Rathmannen  — also  die  übliche  Zahl  — aufgeführt.  Zu- 
dem lassen  die  Namen  dieser  Gehilfen  des  Bürgermeisters  erkennen, 
dass  sie  fast  ausnahmslos  zu  den  patrizischen  Familien  gehören,  die 
dieses  hervorragende  Amt  ungern  in  den  Händen  der  gemeinen 
Bürger  gesehen  haben  werden.  Wären  aber  die  zweiten  beiden 
Räthe  gewissermassen  ein  Ausschuss  des  Rathmannenkollegs,  das 
sich  überwiegend  aus  den  gemeinen  Bürgern  rekrutirt,  dann 
würden  sie  meist  nichtpatrizisch  sein.2) 

Das  alles  ergiebt  sich  in  der  Hauptsache  schon  aus  der  Ur- 
kunde von  1369,  das  Wesen  der  neuen  Organisation  lernt  man 
indessen  erst  aus  jener  schon  erwähnten  Aufzeichnung  vom 
Jahre  1363  oder  1364  kennen.  Die  Notiz  steht  auf  der  Rück- 
seite des  Rotulus  vom  Jahre  1364.  Die  Nachricht  ist  ein- 
getragen von  den  Schöffen.')  Zu  deren  Amtstätigkeit  gehört 
es,  durch  ihr  Zeugniss  irgend  welchen  Aufzeichnungen,  die  für 

')  Wo  1 ff.  Geschichte  der  Stadl  (’alcar  S.  17:  „Von  den  vier  dem 
Bürgermeister  beigcscllteti  Kathen  wurden  zwei  ans  den  zwölf  Käthen  und 
zwei  aus  der  Gemeinde  gewählt.“  So  viel  Worte,  so  viele  Irrthümcr. 

2)  Richtig  ist  also  an  dem  eben  angefühlten  Citat  ausWolff  nur  die 
Bemerkung,  dass  zwei  von  den  vier  Rüthen  aus  den  gemeinen  Bürgern  ge- 
wählt werden.  Vergl.  die  Kalkarer  Handschrift  des  Stadtrechts:  Wy  scepen 
van  t'alker  doen  kondt,  . . . dat  onse  bürgere  van  Calker  . . . alle  jaer  op 
den  jaerdach  . . . plegen  te  kyeseti  richter,  burgermeister,  scepen  ind  raede, 
twec  uttcr  den  scepenen  twe  utter  gemeynten  ind  enen  baede. 

3)  Wi  scepen  tugeu,  dat  up  deen  dinsdagh  na  anduges  des  heiligen 
sacraments,  daer  Lambert  vorghescreven  lach  up  sinen  doitbedde,  comen  syu 
Otto  Oein,  Godart  van  deen  Gurt  ond  Wissel  Gisensoen.  Daer  zeiden  Lam- 
bert end  Otto  vorgnant,  dat  sy  waren  scepenrait  in  deen  jaer  ons  hcren 
dusent  drihondert  drie  ond  tsestich;  Godart  end  Wessel  vorgnant  zeiden, 
dat  sy  yn  deen  selven  jaer  waren  der  stadt  rade  van  Kalker;  end  die  vier 
zemelick  gesellen  waren  Didderic  Haepsomcrs  die  doe  burgermeister  was. 
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das  städtische  Verfassungsrecht  von  Wichtigkeit  sind,  offiziellen 
Charakter  zu  verleihen.  So  bezeugen  sie  z.  B.  im  Jahre  1369 
die  Verhandlungen  zwischen  dem  Richter  und  dem  Magistrat 
über  sein  Verhalten  Geistlichen  gegenüber,  die  eine  Missethat 
begangen  haben.1)  Unter  diesen  Gesichtspunkt  fallen  nun  auch 
die  Notizen  auf  der  Rückseite  des  Rotulus.  Ich  gebe  den 
Gang  der  Ereignisse  ausführlicher  wieder,  denn  die  Verhand- 
lungen, in  die  man  bei  diesem  Anlass  einen  Einblick 

gewinnt,  sind  von  der  grössten  Bedeutung  für  die  Verfassungs- 
geschichte Kalkars  in  der  zweiten  Hälfte  des  vierzehnten  Jahr- 
hunderts. — Die  erste  Eintragung,  die  die  Schöffen  dergestalt 
vornehmen,  ist  vom  20.  Februar  1364.  In  ihr  wird  bezeugt, 
dass  vor  dem  Todtenbette  Lamberts  von  Kalkar,  der  1363 
Schöffenrath  gewesen  sei,  sich  die  drei  anderen  Bürgermeister- 
gesellen versammelt  hätten,  um  folgenden  Sachverhalt  zu  Proto- 
koll zu  geben.1-')  Dietrich  Haepsomer,  der  damals  Bürgermeister 
gewesen  sei,  habe  vor  ihnen  allen  am  Ende  des  Etatsjahres 
einen  ausführlichen  und  wohlbegründeten  Rechenschaftsbericht 
abgelegt.  Alle  Einnahmen  und  Ausgaben  habe  er  genau  gebucht. 
Nach  der  Rechenschaftsablage  habe  man  ihm  nach  dem  in  Kalkar 
üblichen  Branche  im  Namen  der  Stadt  für  treue  Geschäftsführung 
„gedankt.“  Weiter  bezeugen  die  Bürgermeistergesellen  und  nehmen 
die  Aussage  auf  ihren  Amtseid,  dass  sie  niemals  von  Dietrich 
Haepsomer  die  Aeusserung  gehört  hätten,  er  sei  gewillt,  ausser- 
dem noch  vor  den  zwölf  Rätlien  der  Stadt  in  der  Weise  Rech- 
nung abzulegcn,  wie  cs  vor  ihnen  geschehen  sei.11)  Das  Wort 

*)  End«  wi  gemeyn  scepene  van  Kalker  tuglien  mit  desen  brief,  dat 
voer  ons  komon  gyn  die  biirgermoystcr  endo  die  gemeyn  raet,  als  sy  voer- 
gcreven  staen,  ende  hebben  alle  dose  vorgeruerden  punten,  up  oeren  eydt  voer 
ons  bekant  endo  verghiet,  waerre  wesen  . . .;  end  hebben  daerom  ende  omme 
oere  beden  wil  onser  scependom  Siegel  an  desen  brief  gehangen.  Vorgl. 
auch  die  einleitenden  Worte  des  Stadtrechts  in  der  zwcitvorhergelienden 
Anmerkung. 

ä)  End  die  vier  vorgnanten  zeiden,  dat  oeu  Didderie  Haepsomer  in  deen- 
selven  jaer  van  der  stat  wegen  een  alinge  volkomen  rekeninge  gedaen  haedde 
. . . end  bedanck  oen  daeraf,  dat  bi  oen  een  volrekeninghe  gedaen  hedde 
als  van  alts  gewoenliken  weire. 

3)  Dat  sy  dat  nemen  op  oren  eedt,  deen  sy  deer  stat  doe  gedaen 
hadden,  dat  sy  nyo  en  gehoerdeu,  dat  Didderie  vorgnant  deen  van  deen  twelf 
raden,  die  yn  deen  selven  jaer  waren,  enige  alinge  volrekeninge  golaeft  hedde 
te  doeu. 
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„volrekeninge“,  das  bei  diesem  Anlass  gebraucht  wird,  hat  zweifel- 
los technische  Bedeutung,  es  heisst  wohl  soviel  wie  „Rechnnngs- 
ablegung  unter  Beibringung  der  Belege“.  Zu  einer  solchen 
Rechenschaftsablegung  fühlt  sich  der  Bürgermeister  nur  seinen 
Gesellen,  aber  nicht  den  Rathmannen  gegenüber  verpflichtet. 

Noch  an  demselben  Tage  erscheinen  nun  aber  auch  die 
zwölf  Räthe  des  verflossenen  Amtsjahres  vor  den  Schöffen,  ent- 
wickeln eine  ganz  andere  Auffassung  und  geben  ihrerseits  folgen- 
den Thatbestand  zu  Protokoll.  Im  Verlauf  des  Jahres  1363 
seien  sie  vor  dem  Bürgermeister  erschienen  und  hätten  von  ihm 
Rechenschaft  gefordert  über  das  Finanzgebahren.  Sie  hätten 
vor  allem  Belege  sehen  wollen,  denn  nicht  allein  sei  damals  viel 
Geld  auf  dem  Wege  der  Schatzung  erhoben  worden,  vielmehr 
habe  man  auch  Anleihen  zu  hohen  Beträgen  contrahirt.  Sie  brauch- 
ten nur  an  den  Leibrentenvertrag  zu  erinnern,  der  damals  mit 
Dietrich  V ailbier  von  Goch  und  seinen  Brüdern  abgeschlossen  wor- 
den sei.  Darauf  hätten  Dietrich  Haepsomer  und  seine  Gesellen 
erklärt,  durch  rechtzeitige  Aufnahme  erheblicher  Summen  sei  die 
Stadt  vor  grösserer  finanzieller  Verlegenheit  bewahrt  worden.1)  Im 
übrigen  sei  man  gern  bereit,  ihnen  Einsicht  zu  gewähren  und 
Belege  beizubringen.  Ueberhaupt  habe  man  den  ganzen  Vorfall 
in  überaus  freundlicher  Weise  erledigt.  Der  Bürgermeister  und 
seine  Gesellen  hätten  ihnen  mit  der  üblichen  Formel  im  Namen 
der  Stadt  für  das  lebhafte  Interesse,  das  sie  durch  ihre  Anfrage 
an  der  Finanzverwaltung  bekundet  hätten,  gedankt.'-*)  Durch 
Sclrwnr  so  versichern  die  Räthe  der  Stadt  Kalkar,  könnte  jeder 
von  ihnen  erhärten,  dass  der  Vorgang  so  gewesen  sei,  wie  er 
hier  zu  Protokoll  gegeben  werde. 

So  stehen  sich  die  entgegengesetzten  eidlichen  Aussagen 
beider  Theile  einander  gegenüber.  Auch  bleibt  jede  Partei  bei 
ihrer  Auffassung.  Einige  Tage  später,  am  Mittwoch  nämlich 


■)  End  eyschen  oen  — Bürgermeister  — van  der  stat  wegen  van 
Kaiker  bewisinge  end  rekeninge,  want  doc  yn  deen  selven  jaer  voil  lyfpensien 
vercoght  wart,  weil  gnts  geschatt  was  end  druttienlialfhondert  zwaer  gülden 
van  heren  Dedderic  Vailbier  van  Gogh  end  sinen  broederen  geboert  waren; 
mit  wulkem  geldo  Bidderic  Haepsomer  end  syn  gesellen  vorgnant  der  ge- 
meynt  toegesaght  liadden  meere  schade,  die  up  die  stat  stende,  mit  deen 
minsten  afteleggen. 

3)  End  danckten  oen  des  seer,  dat  sy  die  rekeninge  hören  wouden. 
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nach  dem  Sakramentstage,  erscheint  dann  nochmals  Garrit  Meiger, 
der  Führer  der  Bürgerparthei,  mit  seinen  Kollegen,  den  Konsuln 
der  Stadt  Kalkar,  vor  den  Schöffen.  Die  zu  Protokoll  gegebene 
Zusage  habe  in  der  Woche  nach  Weihnachten  im  verflossenen 
Jahre,  als  Dietrich  Haepsomer  mit  seinen  Gesellen  auf  dem 
Gewandhaus  war,  stattgefunden.  Der  Bürgermeister  habe  damals 
die  Zwölfer  zu  sich  entboten  und  erklärt,  er  wolle  vor  ihnen  Aus- 
gaben und  Einnahmen  der  Stadt  verrechnen.1)  Da  sei  den  Rathen 
denn  alles  vorgelegt  worden,  was  der  geschworene  Stadtschreiber 
an  Einnahmen  und  Ausgaben  im  Aufträge  des  Bürgermeisters 
und  seiner  GehUlfen  gebucht  habe.  Daraufhin  habe  Garrit  Meiger 
(wir  kennen  ihn  bereits  als  Schöffen  aus  der  Liste  des  Jahres 
1357)  gemeint,  die  Aufstellung  sei  weder  klar  noch  auch  be- 
weiskräftig. Die  anderen  aber,  die  mit  ihm  waren,  hätten  seinem 
Urtheil  beigepflichtet.  — Man  erklärte  also  im  Namen  der 
Stadt  die  Rechnungsablegung,  die  stattgefunden  hatte,  für  unzu- 
reichend und  unzulässig,  man  verlangte  sehr  viel  eingehendere 
Nachweisungen  zu  sehen;  aus  ihnen  hoffte  man  Gewissheit  zu 
erlangen,  wie  die  vom  Schreiber  gebuchte  Berechnung  zu  Stande 
gekommen  sei.  Alsdann,  gab  man  zu  verstehen,  sei  eine  Kom- 
mission einzusetzen,  die  im  Namen  der  Stadt  die  neue  detaillirte 
Rechnung  einer  endgültigen  Prüfung  unterziehen  möge.  — *)  Der 
Bürgermeister  und  seine  Gesellen,  dergestalt  in  die  Enge  ge- 
trieben, hätten  sich  darauf  mit  nichten  der  Forderung  widersetzt, 
vielmehr  sei  die  ermunternde  Aeusserung  laut  geworden,  mit  dieser 
energischen  Art  und  Weise,  die  Dinge  anzufassen,  sei  man  auf 
dem  rechten  Wege:  eine  Rechnungsaufstellung,  wie  sie  gewünscht 
werde,  solle  angefertigt  werden.  Es  sei  also  ihnen,  den  Rath- 
mannen, thatsäelilich  eine  volrekeninge  angelobt  worden,  übrigens 


')  End  zeiden,  sy  woudcn  oen  rckonen  or  upboreu  end  oer  uytgeven 
van  der  stat  wegen. 

a)  Doe  diight  Meiger  end  die  mit  oen  vorgnant  stacn,  dat  die  rekeninge 
nit  claer  noch  bewvalic  en  weer;  dacromme  zeiden  sy,  sy  ondorffen  deer 
rekeninge  vor  geen  alinge  rekeninge  ontfangen  in  deer  stat  behuef,  mer  sy 
wouden  sce  gern  van  woerde  te  woerde  alsoe,  als  sy  see  gerekent  liedden, 
bescreven  avememen  end  brengen  die  uytscliricht  an  die  glioene,  deen  [dat 
van  der  stat]  des  dages  daerna  bevalen  sold  werden.  So  wer  dat  oen  ge- 
noeglieden,  des  seid  oen  wail  met  genuegen.  — Man  denkt  also  offenbar  an 
die  Eiusetzung  einer  Kommission,  die  die  Kecbuungeu  nackprüfen  soll. 
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sei  auch  der  geschworene  Stadtschreiber  bereit,  diese  ganze 
Aussage  durch  seinen  Diensteid  seinerseits  zu  bekräftigen.1) 

Hiermit  brechen  die  Aufzeichnungen  des  Schüffenrotulus  ab. 
Nicht  allein  der  Ausgang  der  Sache  ist  unbekannt,  auch  die 
Verhältnisse  haben  sich  in  der  Folgezeit  in  mehr  wie  einer  Be- 
ziehung so  sehr  verschoben,  dass  sich  die  älteren  Zustände  aus 
den  jüngeren  nicht  mehr  vollständig  erschliessen  lassen. 

Eins  ist  nun  aber  vor  allem  deutlich,  die  ausgesprochene 
Rivalität  zwischen  dem  Bürgermeister  und  seinen  Gesellen  auf 
der  einen  und  den  zwölf  Räthen  auf  der  anderen  Seite.  Beide, 
die  kleine  und  die  grosse  Rathsbehörde,  beanspruchen  dieselbe 
Befugniss:  die  Kontrole  des  Bürgermeisters  bei  seiner  Finanz- 
verwaltung. Keine  der  beiden  Parteien  bestreitet  der  anderen 
prinzipiell  die  Berechtigung.  Zweifelhaft  ist  nur,  wie  weit  sie 
in  Wirklichkeit  gehen  soll.  Da  ist  es  nun  aber  charakteristisch, 
dass  die  Rathmannen  sich  zwar  auf  einen  Auftrag  seitens  der 
Stadt  berufen,  dass  sie  aber  vornehmlich  ihren  Anspruch  mit 
der  zu  Protokoll  gegebenen  Aussage  begründen,  dass  ihnen  für 
diesen  einen  Fall  eine  „volrekeninge“  von  dem  Bürgermeister  und 
seinen  Gesellen  in  verbindlicher  Form  versprochen  sei. 

Daraus  ergiebt  sich,  meine  ich,  mit  voller  Bestimmtheit, 
dass  die  Räthe  der  Stadt  nicht  zu  ihrer  Forderung  einer  Rechen- 
schaftsführung mit  Belegen  befugt  waren,  denn  wer  sein 
gutes  Recht  geltend  machen  kann,  wird  einer  solchen  mehr 
oder  weniger  überflüssigen  Zusicherung  höchstens  nebenher  Ge- 
wicht beimessen. 

Wir  haben  also  in  den  Bürgermeistergesellen  Beamte  zu 
sehen,  die  ursprünglich  wohl  ihrem  Haupt  ebenso  sehr  zur 
Kontrolle,  wie  zur  Hülfe  beigegeben  waren.  Zweifellos  ist 
es  ferner,  dass  dieser  Plan,  das  Schöffenkolleg,  als  solches,  und, 
die  gemeine  Bürgerschaft,  als  solche,  — also  nicht  die 
Rathsbehörde  — durch  Delegierung  von  besonderen  Vertretern 
an  den  Befugnissen  des  Bürgermeisters  zu  betheiligen,  bereits 
so  gut  wie  gescheitert  ist.  Vielmehr  hat  der  Bürgermeister  die 
Gesellen  — namentlich  aber  die  beiden  Räthe,  die  nicht,  wie 


*)  End  de»  seiden  Meiger  end  die  van  den  twelvcn  . . .,  dat  oti  van 
den  anderen  geantwerdt  were,  sy  weren  darmede  up  rechten  wege  end  sy 
wolden  on  die  uytschricht  geven. 
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die  beiden  Schöffenräthe,  ein  schützendes  Kolleg  hinter  sich 
haben  — auf  seine  Seite  gebracht  und  sie  mit  seinen  Interessen 
erfüllt.  Es  wird  zu  zeigen  sein,  wie  gerade  jene  beiden  Rätlie 
schon  einige  Jahrzehnte  später  nur  noch  oder  doch  ganz  über- 
wiegend seine  Gelnilfen  sind.  Hehr  aber  wie  den  Anfang  zu 
der  Umbiegung  dieser  ursprünglich  anders  gedachten  Behörde 
sehe  ich  in  dem  Konflikt  vom  Jahre  1363.  Der  Prozess  muss 
bereits  ziemlich  weit  fortgeschritten  sein,  der  Gegensatz  des 
Bürgermeisters  gegen  die  zwölf  Rathmannen  ist  offenkundig; 
möglich,  dass  er  dadurch  gefördert  wird,  dass  die  Bürgermeister- 
gesellen vielleicht  gegen  die  allgemeine  Erwartung  aus  den  Reihen 
der  Patrizier  genommen  werden.  Was  sich  so  unter  der  Hand 
vollzogen  hat,  bedarf  noch  der  Sanktion.  Die  neue  Behörde, 
die  ohne  Zweifel  ohne  Einwilligung  des  Landesherrn  ins  Leben 
getreten  ist,  fühlt  noch  viele  Dezennien  nach  ihrer  Entstehung 
das  Bedürfniss,  sich  vom  Grafen  mit  höherer  Autorität  umkleiden 
zu  lassen.  So  merkwürdig  das  an  sich  erscheinen  mag,  es  wird 
verständlich,  wenn  man  sich  vergegenwärtigt,  dass  die  beiden 
Rätlie  des  Bürgermeisters,  nachdem  sie  sich  ihrer  ursprünglichen 
Aufgabe  entzogen,  den  Rechtsboden  unter  den  Füssen  verloren 
haben. 

Die  fragliche  Bestimmung  des  Grafen  Adolf  ist  vom  31.  März 
des  Jahres  1387.1)  Weil  der  Bürgermeister  schon  vollauf  zu 
tlmn  habe  mit  dem  Empfang  der  städtischen  Einnahmen  und 
mit  Auszahlung  der  Ausgaben,  möge  es  gestattet  werden,  dass 
seine  beiden  jeweiligen  Rätlie  und  Gesellen  zusammen  mit  dem 
Stadtboten  alle  Einkünfte,  die  Schatzungsgelder,  die  Accisegefälle, 
die  Bussen  von  den  Bürgern  auf  eigene  Faust  beitreiben.  Des- 
gleichen sollen  sie  an  seiner  statt  die  zu  verausgabenden  Gelder 
anweisen.  Es  wird  in  dem  Dokument  nicht  ausdrücklich  gesagt, 
sondern  vielmehr  vorausgesetzt,  dass  die  beiden  Rätlie  in  der 
Erfüllung  ihrer  neuen  Aufgabe  einander  ablösen  sollen.'2)  Die 


')  Orig.  Perg.  im  Ratlisarcbiv  zu  Knlkar,  in  Wolffs  Repert.  Nr.  35. 

2)  Want  die  burghenneystere,  schepene  eml  rade  onser  liever  stat  van 
Kalkor  ons  onderwyst  hebben,  dat  onser  vorgnant.  stat  saeken  nyet  gbe- 
vordert  enkonnen  gbewerden,  als  wael  noet  weer,  oin  dat  want  allcue  die 
burgermeyster  in  synre  tyt  van  ghewoenten  wegen  sich  onderwynden  moct 
opboeren  ende  nytgheven,  onser  stat  scholt  toe  betaelen  ende  andere  saeken 
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Stadtrechnungen  der  spateren  Zeit  zeigen,  dass  das  in  Fristen 
von  je  einem  halben  Jahre  zu  geschehen  pflegte:  nach  Verlauf  einer 
solchen  Etatsperiode  soll  ein  jeder  vor  dem  Bürgermeister,  vor 
Schoflen  und  gemeinen  Rüthen  „bescheidclike  rekenynge“  ablegen.1) 

Wie  jene  Verordnung  des  Grafen,  die  natürlich  den  Wün- 
schen der  Bürgerschaft  Rechnung  trägt,  nach  der  einen  Seite 
hin  der  Abschluss  einer  bestimmten  Entwicklung  ist,  so  ist  sie 
andererseits  die  Basis  für  die  der  Folgezeit  geworden.  Auf  dieser 
Grundlage  entwickeln  sich  die  beiden  Räthe  des  Bürgermeisters 
zu  Rentmeistern.  Innerhalb  des  ausgedehnten  Umfangs  der 
Thätigkeit  des  Bürgermeisters  tritt  eine  völlige  Verschiebung 
in  der  Vertheilung  der  Arbeit  ein. 

Alles  in  allem  genommen  wird  inan  sagen  dürfen,  dass  die 
Organisation  des  Kollegiums  eine  Notli wendigkeit  gewesen  ist. 
Dass  ein  Verwaltungsapparat  von  mindestens  zwanzig  Personen 
für  die  beschränkten  Bedürfnisse  eines  Städtchens  wie  Kalkar 
zu  schwerfällig  und  unbeholfen  war,  ist  einleuchtend.  Man 
suchte  und  fand  Abhülfe  durch  Konstituirung  einer  sehr  viel 
minder  zahlreichen  neuen  Behörde.  Dass  diese  dann  auf  Kosten 
der  Hälfte  des  Magistrats,  die  am  wenigsten  widerstands- 
fähig war,  in  Anlehnung  an  den  Bürgermeister  sich  zu  konsoli- 
diren  suchte,  ist  selbstverständlich.  Ein  Gegengewicht  erlangte 
das  Kollegium  der  Zwölfer  erst  dadurch  wieder,  dass  einige 
Jahrzehnte  später  ihr  Rathmannenamt  lebenslänglich  wurde. 
Andererseits  aber  wurde  durch  die  Neubildung  — und 
darauf  kam  es  wohl  vornehmlich  an  — die  Leistungs- 
fähigkeit des  Bürgermeisters  unendlich  vermehrt.  Das  alles  wird 

toe  vorderen,  de  onse  stat  toc  doin  hevel,  des  sich  anders  nyemant  oen  daer 
in  toe  lielpen  enonderwynt,  . . . Ende  gbebicdön  voertmeer  alle  onson  bür- 
geren toe  Kalker,  dat  die  twe  raede,  die  ghesellen  gyn  eud  wesen  soclen  in 
der  tyt  onss  burgermeysters  vorgnant,  dat  die  besweren  aoelen,  inaeuen, 
vorderen,  npboeren  end  pynden  soelen  ravt  onser  »tat  bade  nae  gelegenbeit 
onser  atedereebt  toe  Kalker  alle  gnyt,  reuten,  vorvalle,  geholt,  ascisen,  schat- 
tingen,  als  die  ghesat  ende  verkareu  weren,  . . . end  betaelen  dat  [glicltj  voert 
an  allen  steden  darf  die  burgermeyster  ende  syne  gbesellen  des  ghesinnen 
und  bevelen  dat  toe  doen. 

')  Ende  van  allen  opboeren  end  nytgheven  soelen  die  twe  inde  ilker 
in  synre  tyt  bescheidelike  rekenynge  doen  onsen  burgermeystere,  sebepeu 
ende  ghemeynen  rade  onser  voirgnauten  gtat  van  Kalker  tont  onsen  weder- 
seggen. 

16* 
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der  Stadt  nicht  zum  Schaden  gereicht  haben:  Im  Gegentheil 
das  Gleichgewicht  zwischen  den  patrizischen , mittleren  und 
gemeinen  Bürgern  wird  durch  die  Einschiebung  dieser  Behörde, 
wenn  nicht  hergestellt,  so  doch  befördert  und  stabil  gemacht. 


IV. 

Bürgermeister  und  BUreerineistergesellen. 

Die  ungemeine  Bedeutung  des  Bürgermeisteramtes  in  Kalkar 
macht  sich  namentlich  darin  geltend,  dass  es  dem  Bürgermeister 
gelingt,  die  vier  Räthe,  die  ihm  doch  wohl  zur  Kontrolle  gesetzt 
sind,  zu  seinen  Gehülfen  herabzudrücken.  Es  empfiehlt  sich,  nach- 
dem dergestalt  der  Ursprung  des  Amtes  der  Bürgermeistergesellen 
dargelegt  ist,  Umschau  zu  halten  und  nachzuweisen,  welches 
die  verschiedenartigen  Aufgaben  gewesen  sind,  denen  der  Bürger- 
meister allein  oder  im  Verein  mit  seinen  Gesellen  gerecht  wer- 
den musste. 

Es  verstellt  sich  ganz  von  selbst,  dass  ähnlich  wie  in  Wesel 
auch  in  Kalkar  die  Amtstätigkeit  des  Bürgermeisters  sich 
im  Laufe  der  Zeit  verschiebt:  aus  dem  Vorsitzenden  der  Ma- 
gistratssitzungen, aus  dem  Rentmeister  der  Stadt,  wird  allmählich 
der  Leiter  der  auswärtigen  Politik.  Dabei  häufen  sich  die  Ge- 
schäfte so  sehr,  dass  auch  die  Gesellen  alle  Hände  voll  zu  thun 
bekommen. 

Zu  den  ältesten  Funktionen  des  Bürgermeisters  gehört  offen- 
bar seine  Verpflichtung  zur  Markt-,  Gewerbe-  und  Baupolizei. 
Eben  auf  diesem  Arbeitsfelde  sieht  er  sich  zuerst  nach  Gehilfen 
um;  die  Amtleute,  wie  sie  auch  immer  heissen  und  welches  ihre 
speziellen  Aufgaben  auch  immer  sein  mögen,  sind  dem  Bürger- 
meister unterstellt.  Das  lassen  vor  allem  die  Formeln  des  Dienst- 
eides erkennen.  So  wird  der  Acciseerlieber  verpflichtet,  die 
Intraden  an  die  beiden  Bürgermeistergesellen  abzuliefern,  ten 
were,  heisst  es  weiter,  dat  die  burgeimeyster  anders  wat  hiete 
und  bevel.  Aehnliehe  Vorschriften  kehren  bei  dem  Diensteid 
der  Koermeister  wieder.  In  manchen  Handschriften  wird  übri- 
gens angeordnet,  dass  die  Amtleute  dem  Bürgermeister  selbst 
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die  von  ihnen  erhobenen  Gelder  abliefern  sollen,  nach  andern 
Handschriften  liefern  sic,  wie  gezeigt,  sofort  an  die  Gesellen : 
Die  ältere  und  die  jüngere  Periode  spiegeln  sich  in  dieser  Ver- 
schiedenheit wieder.  Ucbrigens  sind  jene  Amtleute  in  vielen 
Fällen  nur  die  ausübenden  Organe;  der  Bürgermeister  und 
seine  Rätlie  bestimmen,  wie  gross  das  feile  Brot  und  wie 
theuer  das  feile  Bier  sein  soll.1)  Die  Mittheilungen  des 
Stadtrechts  werden  ergänzt  und  bestätigt  durch  das  reichere 
Material  des  Stadtbuchs,  das  etwa  um  das  Jahr  1400  ent- 
standen ist.  Darin  findet  sich  auch  eine  ausführliche  Auf- 
zeichnung über  den  Weinschank.  Will  ein  Bürger  in  Kalkar 
Wein  zapfen,  so  bedarf  er  dazu  der  Erlaubnis  des  Bürger- 
meisters und  seiner  Gesellen.  Diese  untersuchen  die  Qualität 
und  bestimmen  demgemäss  den  Aecisesatz,  der  von  dem  ein- 
zelneu Fass  bezahlt  werden  muss.  Legt  kein  Weinwirth  in  der 
Stadt  Wein  auf,  so  steht  dem  Bürgermeister  das  Recht  zu,  mit 
seinen  Räthen  die  Keller  zu  revidiren  und  zu  verfügen,  dass  der 
„Täpper“  dieses  oder  jenes  Stück  zu  einem  bestimmten  Preise 
ausschänke.2)  Auf  der  Feldmark  draussen  vor  der  Stadt  hat 
der  Bürgermeister  ferner,  wie  schon  aus  seinem  Diensteid  her- 
vorgeht, die  Interessen  der  Stadt  wahrzunehmen.  Dort  hält  er 
auch  von  Zeit  zu  Zeit  mit  den  Rathmannen  Gericht  ab  über 
allerlei  Feldfrevel  und  ähnliche  Vergehen/1)  Sehr  viel  grösser 
und  drückender  ist  die  Verantwortung  für  die  Erhaltung  der 
Deiche.  Wie  sehr  Kalkar  Uebersehwemmnngen  ausgesetzt  war 
und  noch  immer  ausgesetzt  ist,  wurde  schon  bemerkt.  Wenn 
dergestalt  die  Gefahr  eines  Deichbruchs  droht,  ist  es  Sache  des 
Bürgermeisters,  mit  den  Deichgräfen  der  Nachbarschaft  gemein- 
same Massregeln  zu  vereinbaren.  In  minder  gefährlichen  Zeiten 

*)  Stadtreclit  S.  3:  Voertmeer  syn  dat  onse  aide  koeren,  soe  wie  te 
cleyn  beeckt  veyl  broet  of  bier  brouwet  veyie  duerre  dan  die  burgermeyster 
ind  raet  gebuyt,  of  wie  syn  comenschap,  die  men  eten  of  dryncken  mach,  alle 
die  wekc  duerre  gkeve,  dan  hy  op  den  donredach  dede,  den  sullen  die  koer- 
meister  doen  peynden  mitton  baedo  voer  dry  Schillinge. 

2)  A.  a.  O.  Bl.  4:  Voirt  soe  cnsall  nyomant  wyn  op  doen  noch  tappen, 
ten  sy  by  raide  ind  witscap  des  bnrgermeisters  ind  synre  ghesellen;  ind  soe 
waer  die  burgermeister  ind  sine  ghesellen  den  wyn  voir  setten,  dair  sullen 
sy  dat  vaet  voir  tappen;  ind  soe  wat  vaet  sy  opdoen  dat  sal  vol  wesen. 

3)  Notizen  in  den  Kladden  von  Rathsprotokollen  oder  .Stadtbüchern  aus 
der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts. 
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betheiligt  er  sieh  als  Vertreter  der  Stadt  an  den  Berathungen 
des  Deichverbandes.  Hier  und  da  kehren  in  den  Stadtrechnun- 
gen kleine  Posten  wieder,  in  denen  die  Kosten  verzeichnet  wer- 
den, die  solche  Reisen  verursachen.1) 

Vor  allem  aber  hat  der  Bürgermeister  die  Pflicht,  dafür  zu 
sorgeu,  dass  die  Gemeinde  der  Stadt  unversehrterhalten  bleibt. 
Freilich  bei  der  Verpfändung  auch  nur  eines  Theiles  der  All- 
mende bedarf  er  der  Zustimmung  der  Schöffen,  der  Rathmauneu 
und  der  gemeinen  Bürger.  Zwar  nicht  der  nniversitas  civium, 
wohl  aber  der  Einwilligung  der  Rathmannen  und  der  Schöffen 
wird  gedacht,  wenn  es  sich  um  die  Verpachtung  der  einzelnen 
Schläge  der  Gemeindeweiden  handelt.  So  heisst  es  im  Stadt- 
bnch  (Bl.  23):  In  den  jaeren  ons  heren  dusent  vierhondert  ind 
liegen  . . . die  burgermeister,  scepene  ind  rade  der  stat  van 
Kalkar  gementlyck  eyndrechtich  worden  syn,  dat  sy  der  stat 
broeke  uitgegeven  hebn  in  aldusdanen  vorwarden,  als  hyerna  be- 
screven  steyt. 

Als  der  Repräsentant  des  Stadtgedankens  hat  der  Bürger- 
meister die  Pflicht  darauf  zu  sehen,  dass  die  Bürger  ihre  Lei- 
stungen gegen  das  Gemeinwesen  erfüllen.  Hierzu  gehört  es, 
dass  sie  dem  Glockenschlag  folgen,  sei  es,  dass  er  zur  Bürger- 
versammlung ruft,  sei  es,  dass  dadurch  auf  drohende  Gefahr, 
der  dann  begegnet  werden  soll,  hingewiesen  wird.2)  Vor  allem 
aber  die  Heerpflicht  kommt  etwa  von  der  Mitte  des  vierzehnten 
Jahrhunderts  an  in  Betracht;  denn  die  Landesherren  sind  in  den 
Kriegen,  die  jetzt  grössere  Dimensionen  annehmen  und  nicht 
selten  zur  Belagerung  fester  Plätze  führen,  vornehmlich  auf  die 
'Waffenhülfe  ihrer  Städte  angewiesen.  Der  Bürgermeister  ist 
es  nun,  der,  wenn  grosse  Eile  es  erforderlich  erscheinen  lässt, 
im  Namen  des  Herzogs  ohne  weiteres  die  Bürger  aufbietet.3) 


*)  So  z.  It.  in  der  Stadtrechnung  vom  ersten  Halbjahr  1419:  Item  ge- 
geven,  dat  die  burgenuoister  gereden  was  op  die  dyckscouwe  op  sente 
Uertrudens  dach,  vor  syn  kost  ind  der  perde  twe  Schilling.  Item  gegevcn 
vor  die  perde  liuer  etc. 

s)  Stadtrecht  S.  2:  Vort  wie  den  klockenslach  nyet  volght,  den  sal  die 
burgermeister  ind  die  vier  raede  mytten  baede  peynden  voer  een  pont  Zent- 
terschc  penninge  totter  stat  beliuef. 

®)  Stadtrecht  S.  2 : Item  den  die  burgermeister  ind  raet  geboede  totter 
hervaert  in  behuef  des  hertogen  of  der  stat,  der  des  nyet  endede,  den  sali 
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Ungehorsame,  die  eiuer  weiteren  Expedition,  zu  der  übrigens  die 
Stadt  rechtlich  nicht  verpflichtet  ist,  fern  bleiben,  sind  jedesmal  in 
grosser  Zahl  vorhanden.  Die  Strafgelder,  zu  denen  sie  gezwun- 
gen werden,  fehlen  niemals  in  den  Stadtrechnungen  unter  den  Ein- 
nahmen neben  den  vielen  und  grossen  Posten,  die  in  den  Ausgaben 
von  den  Aufwendungen  belichten,  die  ans  dem  Heerzug  erwachsen. 

Um  die  Wehrfähigkeit  der  Bürger  aufrecht  zu  erhalten, 
hat  der  Bürgermeister  die  Verpflichtung,  von  Zeit  zu  Zeit  ihre 
Waffen  zu  inspiziren.  Auch  die  Yertheilung  der  kriegerischen 
Lasten  auf  die  einzelnen  ist  Sache  des  Bürgermeisters,  dem 
darin  seine  Gesellen  behülflich  sind.1)  Die  Bürger  werden  je 
nach  Vermögen,  op  perden,  op  yseren  of,  op  wapenwerck  toe 
halden,  gesetzt.  Die  Pferde  dienen  in  Kalkar  so  wenig  wie  in 
Wesel,  wo  diese  Leistung  gleichfalls  vorkommt,  lediglich  zu 
kriegerichen  Zwecken,  vielmehr  werden  sie  namentlich  auch  für 
den  Dienst  der  Stadt  verwendet.  Eine  weitere  Bürgerpflicht 
ist  der  degelike  dienst  van  wacken  ind  gravcn.  Die  Bürger- 
meister und  ihre  Gesellen  bestimmen  nun,  wann,  wo  und  von 
wem  er  geleistet  werden  soll. 

Aber  alle  diese  vielfachen  und  nicht  unwichtigen  Bethätigun- 
gen  des  Bürgermeisters  treten  allmählich  zurück  hinter  den 
Aufgaben,  die  ihm  auf  dem  Felde  der  äusseren  Politik  erwachsen. 
Die  landständische  Entwicklung  bringt  es  mit  sich,  dass  bei 
wichtigen  Anlässen  die  Vertrauensmänner  der  grösseren  Städte 
mit  einander  berathen.  Und  von  dem  Ergebniss  dieser  Zusammen- 
künfte machen  die  Vororte  dann  den  Abgesandten  der  kleineren 
Städte  Mittheilung.  Stets  sind  es  nun  aber  die  Bürgermeister, 
die  dergestalt  die  Verbindung  zwischen  den  städtischen  Ge- 
meinwesen herstellen.  In  Folge  seiner  Lage  in  der  Mitte  der 
linksrheinischen  Hauptmasse  des  Territoriums  ist  Kalkar  in  der 
älteren  Zeit,  in  der  die  Vereinigung  mit  Mark  noch  keinen  Ein- 
fluss übt,  der  gegebene  Mittelpunkt  für  Versammlungen  der 
Städteboten.  Andererseits  aber  ist  Kalkar,  die  viel  getreue  Stadt, 
neben  Wesel  die  gegebene  Vermittlerin  zwischen  der  städtischen 
Korporation  und  dem  Landesherrn.  Wie  oft  reiten  der  Bürger- 


die  burgermeiater  ind  raet  doen  peyndon  mitten  bacde  voir  een  pont  Zcntersch 
Vergl.  auch  Wolff,  Geschichte  der  Stadt  t'alcar  S.  22ff. 

■)  Stadtrecht  a.  a.  O.  S.  2. 
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meister  und  seine  Gesellen  nach  Cleve  hinüber  zu  vertraulicher 
Zwiesprache.  Und  nicht  viel  seltner  führt  die  Fürsten  ihr  Weg 
nach  Kalkar  oder  nach  dem  Schloss  Monreberg  ganz  in  der 
Nähe,  das  um  die  Mitte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  mit 
grossem  Kostenaufwand  auf  das  herrlichste  hergerichtet  wird.1) 
Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  auch  in  den  städtischen  An- 
gelegenheiten der  Bürgermeister  zwischen  der  Gemeinde  und 
ihren  Wünschen  und  dem  Landesherrn  vermittelt.  Einen  Ein- 
blick in  diese  wichtige  Thätigkeit  des  Bürgermeisters  geben  eigent- 
lich nur  die  Stadtrechnungen,  deren  einige  aus  dem  Anfang  des 
fünfzehnten  Jahrhunderts  erhalten  sind.  Sie  beziehen  sich,  wie 
bemerkt,  immer  nur  auf  ein  halbes  Jahr.  Ich  theile  zunächst  die 
Eintragungen  aus  der  ältesten  von  ihnen  vom  Jahre  1403  mit. 
Da  reitet  zunächst  der  Bürgermeister  mit  nicht  weniger  als  15 
Pferden  dem  Grafen,  der  aus  „Garnaten“  zurückkommt,  nach 
Ravenstein  entgegen.  Kurz  darauf  geht  es  mit  drei  Pferden 
nach  Sonsbeck  up  deer  stat  dach.  Und  einige  Tage  später 
reitet  der  Bürgermeister  abermals  mit  einer  Anzahl  von  Reisigen 
nach  Ravenstein.  Das  nächste  mal  ist  dann  der  Herzog  bereits 
wieder  in  seiner  Residenzstadt,  als  der  Bürgermeister  mit  ihm 
eine  Besprechung  hat.-)  Eine  der  nächsten  Eintragungen  be- 
trifft eine  Reise  mit  Pferden  nach  Emmerich.  Der  Zweck  ist, 
to  dedingen  vor  onse  bürgere.  Wenn  in  diesem  und  manchem 
Falle  der  Art  auch  nicht  ausdrücklich  gesagt  wird,  dass  es  der 
Bürgermeister  ist,  der  in  Person  die  Reise  unternimmt,  so  kann 
das  doch  nach  dem  ganzen  Zusammenhänge  gar  nicht  zweifel- 
haft sein,  dass  er  gemeint  ist. 

Der  nächste  Ritt  mit  sechs  Pferden  geht  wieder  nach  Cleve, 
wo  mit  dem  Herzog  wichtige  Dinge  besprochen  werden  sollen.11; 
Und  gleichfalls  umb  den  molfter,  wie  eben  erst  in  Cleve,  handelt 
es  sich,  als  darauf  der  Bürgermeister  sich  erst  nach  Vienen 
(Vynen)  und  einige  Tage  später  nach  Apeldorn  (Apeldoren) 
südlich  von  Kalkar  begiebt. 


■)  Ueber  den  Ausbau  der  Burg  finden  sieb  bisher  nicht  beachtete  An- 
gaben in  den  „uralten  Schatzungen“  etc.  im  St.  zu  P. 

2)  Item  to  Cleve  geroden  mvnen  hcreu  to  spreken  umb  hem  Johans 
ladinge  van  den  Eger,  vur  die  kost  14  schil. 

3J  Item  gereden  to  Cleve  mit  sess  perden  den  bere  to  spreken  van  den 
molfftor,  van  den  moilnen  ind  van  den  tynse  etc. 
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Ich  füge  noch  einige  Notizen  aus  der  Rechnung  des  ersten 
Halbjahres  1419  an.  Da  ist  zuerst  die  Rede  von  einer  Reise, 
die  der  Bürgermeister  zusammen  mit  den  Schöffen  nach  Sonsbeck 
macht.  Ferner  wird  einer  ersten  Besprechung  gedacht,  die  er 
in  Cleve  mit  dem  Herzog  hat,  nachdem  die  Stadt  „geladen  was 
voir  des  koninx  hoffrichter“.  Kurz  darauf  ist  er  wieder  in 
Cleve  mit  drei  Schöffen.  Wie  man  erfährt,  hatte  der  Herzog 
den  Bürgermeister  durch  einen  besonderen  Boten  zu  sich  be- 
fohlen, es  sollte  nämlich  rumb  die  stat  van  Griet“  irgend  etwas 
verhandelt  werden.  Die  Vermuthung  liegt  nah,  dass  die  Ein- 
tragung in  irgend  welchem  Zusammenhänge  steht  mit  einer  der 
folgenden;  diese  lautet  nämlich:  Item  die  burgermeister  mit  sy 
vyrder  tot  Cleve  gevaren  des  guedesdaiges  11a  sente  Agathen- 
daghe  (8.  Februar)  ende  der  stat  segel  mede  vuerden,  011s  heren 
brieff  to  besegelen  als  van  der  huldinghen:  vor  die  ltule  ind  die 
perde  etc.  Einige  Tage  später  wird  von  einem  abermaligen 
Ritt  des  Bürgermeisters  nach  Cleve  berichtet.  Die  Stadt  war 
nämlich  geladen  worden  voir  dye  vrybanck,  eben  darüber  sollte 
mit  dem  Herzog  verhandelt  werden.  Bei  der  nächsten  Reise 
nach  Cleve  war  der  Zweck  der,  den  Landesherrn  um  Befreiung 
von  der  Schatzung  zu  bitten.1)  Die  folgende  Ausfahrt  hat  end- 
lich einmal  ein  anderes  Ziel.  Sie  erfolgt  auf  Befehl  des  Drosten. 
Mit  vier  Gleveu  reitet  der  Bürgermeister  dem  Richter  von 
Üdem  zur  Hülfe.  Abermals  um  die  schon  erwähnte  Klage  am 
Hofgerieht  handelt  es  sich  bei  einer  weiteren  Reise  nach  Cleve. 
Dort  sind  am  10.  Juni  die  Geschickten  der  Städte  bei  einander, 
um  sich  über  die  Bestellung  eines  Prokurators  zu  einigen,  der  ihre 
Sache  führen  soll.  In  derselben  Angelegenheit  geht  bald  darauf 
der  Bürgermeister  nochmals  nach  Cleve.  Dann  ist  er  wieder 
eiuige  Tage  später  in  Rees,  wo  die  Geschickten  der  Städte  oder 
wie  der  Ausdruck  damals  wohl  kurzweg  lautet  „die  Städte“ 
versammelt  sind,  um  sich  zu  berathen,  welche  Antwort  man  auf 
die  Briefe  geben  soll,  die  ihnen  „ihr  Junker“  geschrieben  habe. 
Dann  reitet  der  Bürgermeister  wieder  aus  mit  dem  Drossaten 
des  Landes,  ohne  dass  etwas  näheres  über  den  Zweck  der  Fahrt 


')  Item  die  burgermeister  gereden  mit  tweeu  schcpeueu  to  Cleve  umb 
rekeningben,  doe  Evert  Lueff  koemen  was  van  des  koninx  hoffrichter  ende 
oeck  onseti  here  to  biddeu,  dat  liv  0113  der  schattingheu  vertaten  wolde. 
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angegeben  wird.  Bald  darauf  aber  ziehen  die  Kalkarer  unter 
Begleitung  von  7 Gleven  unter  Führung  des  Bürgermeisters  vor 
Duisburg.  Die  letzte  Erwähnung  endlich,  die  sich  einige  Zeilen 
später  findet,  berichtet  von  einer  Expedition,  die  mit  dem  Dros- 
saten  nach  Winnenthal  (Winnendail)  unternommen  wird.  Dabei 
ist  auch  ein  Kalkarisches  Kontingent  von  13  Gewappneten,  an 
dessen  Spitze,  wie  damals  noch  gewöhnlich,  der  Bürgermeister  steht. 
Das  Bild,  das  diese  Mittheilungen  geben,  bedürfte  nun  eigentlich 
noch  insofern  der  Ergänzung,  als  alle  diese  Ausfahrten  die  Verhand- 
lungen nicht  erschöpfen,  die  zwischen  Stadt  und  Landesherrn 
gepfiogen  werden.  Denn,  wie  erwähnt,  nicht  selten  kommt  der 
Herzog  in  eigener  Person  nach  Kalkar,  nimmt  den  festlichen 
Empfang  entgegen,  der  ihm  meist  bereitet  wird,  und  giebt  den 
Bürgern  seinen  Willen  kund;  oder  aber  ein  Glied  der  fürstlichen 
Familie  oder  einer  seiner  hohen  Räthe  pflegt  mit  dem  Bürger- 
meister und  den  hervorragendsten  Magistratspersonen  Rück- 
sprache, um  sie  zu  dieser  oder  jener  Sache  zu  bereden.  Aus 
dem  allen  aber  ersieht  man,  wie  überaus  dürftig  auch  da,  wo 
wie  in  Kalkar  die  Urkunden  vollständig  oder  wenigstens  ziem- 
lich vollständig  erhalten  sind,  der  Niederschlag  ist,  den  die  Er- 
eignisse in  ihnen  zurücklassen. 

Und  offenbar  verschiebt  sich  in  den  folgenden  stürmischen 
Jahrzehnten  des  Kampfes  um  Soest  und  der  Münsterschen  Stifts- 
fehde die  Thätigkeit  des  Bürgermeisters  noch  mehr  in  dieser 
Richtung. 

Es  liegt  nun  aber  auf  der  Hand,  dass  die  Geschäftsver- 
änderung auch  auf  den  Amtskreis  seiner  Gesellen  znrückwirken 
muss.  Und  das  geschieht  in  der  That  in  der  Weise,  dass  auch 
unter  den  beiden  Kategorien  der  Bürgermeistergesellen  eine  Art 
Arbeitsteilung  eintritt.  Die  Schüffenräthe  werden  die  vornehmsten 
Gelnilfen  des  Bürgermeisters  bei  der  äusseren  Politik.  Sie  vor 
allem  und  neben  ihnen  einzelne  Schöffen  sind  fast  durchweg  die 
Begleiter  auf  seinen  kriegerischen  und  diplomatischen  Reisen. 
Die  beiden  Räthe  im  engeren  Sinne  sind  nicht  so  leicht  ab- 
kömmlich. Sie  bleiben  wohl  meist  zu  Hause  und  w'aehsen  sich 
mehr  und  mehr  zu  wirklichen  Rentmeistern  aus.  Sie  alterniren, 
wie  schon  erwähnt,  in  der  Fühl  ung  dieses  wichtigen  Amtes  von 
Halbjahr  zu  Halbjahr;  während  dieser  Periode  hat  der  von  ihnen, 
der  so  zu  sagen  aktiv  ist,  den  offiziellen  Namen  Rentmeister.  Das 
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erweisen  unwiderleglich  die  Kopfnotizen  der  Stadtrechnungen. 
Von  ihnen  lautet  die  älteste  (1403):  Int  jaerons  heren  M*  CCCC° 
end  drie;  et  upboeren  Hernians  z'Hartogen,  rentmeisters,  van 
gelieyte  Lambert  van  Xancten,  burgermeisters,  Jan  van  Birck 
end  Lamberts  Papen,  scepene  rade,  end  Heruian  Ketelars,  raits. 
Wie  dergestalt  die  Einnahmen,  erhalten  auch  die  Ausgaben 
jedesmal  eine  besondere  Ueberschrift,  die  manchmal  eine  einfache 
Wiederholung,  manchmal  indessen  etwas  summarischer  gefasst 
ist.  Im  Jahre  1403  lautet  sie  folgender massen:  In  deen  solven 
jaer  vurscreven  it  uytgeven  Hermans  Hertogen  van  geheite 
sburgermeisters  ind  synre  gesellen.  Diese  Formel  bleibt  auch 
späterhin,  nur  dass  an  Stelle  der  Worte  „van  geheyte  des 
burgermeisters“  die  Formel  „mit  consent“  oder  auch  „mit  con- 
sente  ind  geheit“  oder  aber  „mit  consente  ind  todoen“  tritt. 
Aus  dem  Allen  ist  ersichtlich,  dass  nach  wie  vor  die  Finanz- 
verwaltung als  die  gemeinsame  Aufgabe  des  Bürgermeisters  und 
seiner  Gesellen  insgesammt  gilt.  Der  aktive  Rentmeister  ist 
immer  nur  der  Vertrauensmann  oder  das  Exekutivorgan  dieses 
ungleichartigen  Kollegiums.  Gemeinsam  werden  von  Zeit  zu 
Zeit  die  Einnahmen  und  Ausgaben  festgestellt  und  verzeichnet. 
Das  geschieht  zwei-,  dreimal  oder  noch  öfter  in  jedem  halben 
Jahre  in  ziemlich  gleichmässigen  Zwischenräumen.1)  Auf  Grund 
dieser  Berechnungen  werden  dann  am  Ende  jedes  Finanzhalbjahres 
die  Totalsummen  der  Ein-  und  Ausgaben  festgestellt.2)  Ist  das 
geschehen,  so  leisten  der  Bürgermeister  und  seine  Gesellen  die 
Rechenschaft  vor  den  Schöffen  und  vor  den  Rathmannen.  Erst 


*)  Ich  stelle  im  Folgenden  die  hierauf  bezüglichen  Posten  des  Vorhalb- 
jahres 1414  zusammen:  A.  a.  0.  111.  3:  J)oe  die  burgermeister  ind  syn  ge- 
sellen oir  rekenscap  yrstwerff  inschreven,  doe  hebn  sy  verteert  XVI  schil. 
VIII  den.  A.  a.  O.  Bl.  5:  Doe  die  burgermeister  ind  syn  gesellen  oir 
rekenscap  anderen  werff  inschreven.  doe  hebn  sy  veerteert  XVII  schil. 
II  den.  Und  endlich  a.  a.  U.  Bl.  7:  Doe  die  burgermeister  ind  syn  gesellen 
oir  rekenscap  dardwerff  inscreven,  doe  hebn  sy  verteert  XVI  schil.  X den. 

ä)  Vergl.  z.  B.  1444  a.  Bl.  9:  Item  doe  die  burgermeister  ind  syn  ge- 
sellen oir  rekenscap  maictcn  ind  sloiten;  ind  doo  hebn  sy  verteert 
V marc  X schil.  VI  den.  Davon  wird  ausdrücklich  unterschieden  die  Reclieu- 
schaftsablegung,  die  wohl  kurz  darauf  erfolgte.  Ibid.  Bl.  9:  Item  doe  die 
burgermeister  ind  syn  gesellen  oir  rekenscap  deden  voir  den  gansseu 
scepenon  ind  rade,  doe  lieeft  die  stat  malk  ghegeven  een  quarte  wyns  . . . 
facit  VI  marc. 
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nachdem  man  deren  Zustimmung  erlangt  hät.1)  wird  dann  die 
Reinschrift  der  Stadtrechnung  für  das  betreffende  Halbjahr  her- 
gestellt  oder  wie  man  sich  auszudrücken  pflegt,  „dat  recess“ 
wird  „aversien  ind  gesnvert“.2)  Dass  dergestalt  verfahren  und 
nicht  die  vorläufigen  Aufzeichnungen  einfach  aneinandergereiht 
wurden,  zeigen  deutlich  die  erhaltenen  Stadtrechnnngen,  die  bis 
in  das  lti.  Jahrhundert  hinein  immer  von  derselben  Haud  und 
in  einem  Zuge  geschrieben  sind.  In  der  Regel  werden  der 
Bürgermeister  und  seine  Gesellen  mit  der  endgültigen  Herstellung 
der  Stadtrechnung  des  Vorhalbjahres  erst  fertig,  wenn  ihre 
Amtsfrist  schon  abgelaufen  ist.  In  den  ersten  Wochen  nach 
deren  Dienstantritt  pflegen  sie  dann  „dat  recess“  in  seiner  end- 
gültigen Form  ihren  Nachfolgern  zu  iibergeben.:i)  In  gemein- 
samer Sitzung,  bei  der  der  Wein  der  Stadt  nicht  gespart  wird, 
wird  das  Ganze  nochmals  durchgesehen,  nachgeprüft  und  feierlich 
in  Empfang  genommen. 

Mochten  nun  aber  die  beiden  Rentmeister  — diese  Be- 
zeichnung für  beide  Käthe  im  engeren  Sinne  findet  sich  schon 
in  der  ersten  Hälfte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  — ■*)  auch 


')  Das  geschieht  stets  in  folgender  Form:  Doe  die  bnrgonueister  ind 
gyn  gesellen  oir  l'ekenscap  voir  den  gunssen  sccpenen  ind  rade  gedaen  hebn, 
bebn  die  gansse  scepene  ind  raedo  den  burgonneistere  ind  sinen  gesellen 
gedanet  gueds  bewys  ind  rekenscliappen  van  der  »tat  guedo. 

*)  Vergl.  z.  B.  a.  a.  0.  Bl.  2:  itom  doe  die  aide  bnrgenneister  ind 
syn  gesellen  dat  reeess  aversien  ind  gesuvert  liebn,  doe  hebn  sy  verteeri 
XVIII  schil.  V den.  Wahrscheinlich  wird  zugleich  mit  der  Stadtrechnung 
ein  Nachweis  der  Häuser  und  Gebäude,  sowie  der  Zinse,  die  darauf  lasten 
etc.,  übergeben.  Aufzeichnungen  der  Art  fanden  ursprünglich  in  besonderen 
Büchern  und  Registern  oder  Rollen  statt,  meist  unter  der  Rubrik:  Der  stat 
tyns.  Da  der  Bestand  der  Zinspttichtigen  sich  fort  und  fort  ändert,  werden 
sie  häutig  umgeschrieben.  Vergl.  Stadtbach  Bl.  11» : In  den  jaren  ons  heren 
11  "CCCC"  ind  VIII",  soe  is  der  stat  tyns  ghccleert  uit  doer  rollen  in  dit 
bocke.  Kbendort  Bl.  ti  heisst  es:  ln  den  jair  ons  bereu  311111°  ind  XXXIII 
is  der  stat  tyns  ghesuvert  ind  ghecleert.  uitter  den  alden  buecken  ind  rc- 
gisteren. 

3J  A.  a.  O.  Bl.  2:  Item  doe  die  selve  aide  burgermeister  ind  syn  ge- 
sellen dat  recess  den  nyhen  burgermeister  ind  Syrien  gesellen  averleverden, 
doe  hebn  sy  verteert  tot  tot  oirren  XIII  toc,  mailt  enen  alden  butdreger 
ind  VIII  quart  wyns  . . . 

4)  Vergl.  z.  B.  Stadtrechnung  1141  a.  Bl.  5:  Item  hebn  die  twe  rent- 
meistcrc  end  die  scryver  J-  dagh  angen  Ledewyuckcl  dat  gelt  ontfangen  ind 
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noch  so  sehr  der  Kontrolle  des  Bürgermeisters  und  der  Schöftenräthe 
unterstehen,  dass  sie  seit  jener  Urkunde  vom  Jahre  1 :i 8 7 (S.  242), 
durch  die  ihnen  das  Recht  der  Pfändung  und  alles  Mögliche 
sonst  zugestanden  worden  war,  eine  gewisse  Selbstständigkeit 
erlangen  mussten,  liegt  auf  der  Hand.  Je  mehr  nun  der  Bürger- 
meister mit  seinen  Schöffenräthen  durch  die  auswärtige  Politik 
in  Anspruch  genommen  wurde,  desto  einflussreicher  wird  naturge- 
mäss  die  Stellung  der  Rentmeister.  Das  U ebergewicht,  das  ihnen 
dergestalt  zufallt,  zeigt  sich  schon  in  den  Formularen  der  Dienst- 
eide, die  sich  im  Stadtrecht  finden.  Der  der  Schöfleniäthe 
enthält  die  Versicherung,  dass  sie  treue  Diener  sein  wollen  des 
Bürgermeisters  und  der  Stadt  Kalkar  nach  bestem  Wissen  und 
Gewissen.  Mehr  wie  dreimal  so  umfänglich  ist  das  Formular 
der  Rentmeister,  wie  jüngere  Handschriften  des  Stadtrechts  die 
beiden  Räthe  nicht  selten  nennen.  Zum  Theil  stimmt  ihr  Eid 
mit  dem  des  Bürgermeisters  überein.  Wie  jener,  versprechen 
sie  die  Privilegien  der  Stadt  in  treuem  Gewahrsam  zu  haben, 
das  Stadtrecht  aufrecht  zu  erhalten  und  namentlich  auch  des 
Gemeindelandes  Acht  zu  haben.  Hinzu  kommt  aber  noch  die 
Zusage,  der  Stadt  Gut  und  Kenten  nach  Geheiss  des  Bürger- 
meisters und  seiner  Gesellen  zu  erheben  und  wieder  auszugeben. 
Von  diesen  Ausgaben  werden  die  hauptsächlichsten  angeführt: 
Zinsen  für  der  Stadt  Schuld,  Aufwendungen  für  die  städtischen 
Gebäude  im  weitesten  Umfange  (Thttrme,  Stadtmauern  etc.)  und 
für  die  Deiche.  Ausdrücklich  wird  es  ihnen  zur  Pflicht  gemacht, 
von  ihren  Einnahmen  und  Ausgaben  dem  Bürgermeister,  den 
Schoflen  und  den  gemeinen  Rathmannen  eine  gute  und  über- 
sichtliche Rechenschaft  abzulegen.1) 

Wie  den  Bürgermeister,  dessen  Gehülfen  sie  sind,  erkennen 
die  Rentmeister  also  auch  Rathmannen  und  Schoflen  als  eine 
ihnen  übergeordnete  Behörde  an.  Sogar  der  Bürgermeister 
so  bedeutend  seine  Stellung  in  der  Praxis  auch  sein  mag,  und 


die  coehen  in  gelängen  iud  innlk  verteert  VIII  bl.  facit  VIII  schill.  Einige 
Jahrzehnte  älter  ist  eine  Eintragung  im  ersten  Stmltbuch  von  Kalkar  Bl.  4 
über  die  WeinaccUe  (1420  Januar  80.).  Dort  heisst  es:  Item  in  den  iersten 
ensall  ghecn  burgher  wyn  inslaen,  ten  sy  mit  consent  der  rentmeistero  in 
der  tyt.  Ind  die  reutmeistere  sullen  die  vaet  tevkenen  als  van  alts  gewoont- 
lich  gheweest  is. 

l)  Kalkarer  Handschrift  des  Stadtrechts. 
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wie  gross  seine  Unabhängigkeit  in  der  äusseren  Politik  auch 
ist,  ist  dennoch  nach  wie  vor  in  der  Theorie  wenigstens  und 
nicht  selten  in  der  Wirklichkeit  das  ausführende  Organ  der 
Beschlüsse,  die  von  Schöffen  und  Rathsleuten  in  ihrer  Gesammt- 
heit  gefasst  werden.  Eben  dafür  lassen  sich  Belege  in  grosser 
Anzahl  beibringen.  Vor  allem  finden  sie  sich  in  den  älteren  Ein- 
tragungen des  schon  erwähnten  Stadtbuches,  die  fast  sämtlich  in 
das  zweite  und  dritte  Jahrzehnt  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  zu- 
rückreichen. So  z.  B.  in  einer  Anzahl  von  Verordnungen  vom 
Jahre  1424  (a.  a.  O.  Bl.  4).  Dort  heisst  es:  In  denselven  jair 
ganse  scepene  ind  raide  hebn  den  burgermeister  bevailen  ind 
sinen  ghesellen,  dat  sy  allen  onrait  nemen  ind  boeren  stillen 
van  den  haevesteden  nae  uitwysinge  des  recess.  Und  ebendort 
lautet  ein  zweiter  Beschluss:  Op  den  heilighen  pinxtavent  die 
ganse  scepene  ind  raide  syn  eendrechtich  ind  averdraghen,  soe 
dat  die  bnrgermeister  sali  een  doir  laiten  houwen  doir  der  stat 
muer  tuschen  Sluysenmekers  toirn  ind  Vernyen  gaet,  dair  men 
die  duecken  van  den  vulren  doir  spoelen  sali,  ind  voir  dat  gait 
sal  men  twee  beslaiten  doiren  maicken. 

Offenbar  aber  zeigen  Anordnungen,  die  so  formuliert  sind, 
nur  die  eine  Seite  der  Sache.  Denn  wie  einmal  feststeht, 
dass  der  Magistrat  den  Bürgermeister  mit  der  Ausführung  seiner 
Entscheidungen  beauftragen  kann,  ebenso  ist  es  unzweifelhaft, 
dass  dieser,  als  Leiter  der  betreffenden  Versammlungen,  einen 
nicht  geringen  Einfluss  auf  die  Massnahmen  ausübt,  die  getroffen 
werden.  Gerade  dem  Umstand  wird  auch  meistens  Rechnung 
getragen  in  dem  Wortlaut  der  Beschlüsse.  So  heisst  es 
zum  Jahre  1424:  Die  boergermeister,  scepene  ind  raid  syn  se- 
mentlichen  eendrechtich  worden,  dat  men  die  twee  wanghe  aen 
der  Alderkalkerschen  poirten  affbteeken  sali,  ind  die  steen  sal 
men  vermueren  tot  der  stat  beest.  Und  ebendort  wird  in  Be- 
zug auf  Pylemekers  Thurm  vereinbart,  dass  er  abgebrochen 
und  zu  Ehren  der  Stadt  wieder  aufgebaut  werden  soll.  Auch 
diesmal  wird  gesagt:  die  burgermeister,  scepene  ind  raide  syn 
somentlichen  averdraigen  ind  eendrechtich  worden. 

Nimmt  man  alles  in  allem,  so  ergiebt  sich,  dass  die  In- 
stitution des  Bürgermeisters  und  seiner  Gesellen  sich  vollauf 
bewährt  hat  und  auch  den  grösseren  und  schwierigeren  Aufgaben 
dieser  Periode  vollauf  gerecht  zu  werden  vermag.  Eben  weil 
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aber  der  Bürgermeister  und  seine  Räthe  die  wahren  Leiter  der 
städtischen  Verwaltung  nacli  Innen  und  Aussen  sind,  eben  weil 
sie  am  meisten  im  lieben  stehen,  wirkt  die  Praxis  auf  sie  am 
meisten  ein.  So  ist  es  zu  erklären,  dass  diese  Organisation  noch 
in  der  Folge  sich  weiter  entwickelt,  in  einer  Zeit,  in  der  sonst 
die  städtische  Verfassung  längst  erstarrt  ist. 


Kapitel  7. 

Die  Städtepolitik  der  beiden  ersten  Herzoge. 


i. 

Der  Aufschwung  Cleves. 

Es  ist  schon  der  Kriege  gedacht  worden,  die  Graf  Adolf  I. 
fast  während  der  ganzen  Dauer  seiner  Regierung  gegen  den 
streitbaren  Erzbischof  Friedrich  III.  von  Saarwerden  zu  führen 
hatte.  Erst  wenige  Jahre  vor  seinem  Tode  im  Mai  1392  kommt 
zu  Hamm  ein  Friede  zu  Stande,  der  im  Grossen  und  Ganzen 
für  Cleve  günstig  ansfällt.1)  Zwar  erhält  der  Widersacher  die 
Stadt  Linn  und  ihr  Gebiet,  aber  er  muss  sich  dafür  zu  sehr  be- 
trächtlichen Abtretungen  an  die  cleve-märkischen  Lande  verstehen. 
Ausser  Schwelm  und  Hagen  verliert  Köln  vor  allem  Rees  und 
Aspel,  jene  Enclave  im  alten  Düffelgau,  die  stets  eine  Gefahr 
für  dessen  Herrn  gewesen  war.2)  Von  allen  Erwerbungen,  die 
Cleve  je  gemacht,  war  dies  die  wichtigste,  so  dass  man  es  wohl 
versteht,  dass  des  Grafen  Nachfahren,  die  späteren  Herzöge, 
sich  stets  auf  das  Aeusserste  gesträubt  haben,  die  einmal  er- 
rungene Beute  wieder  herauszugeben.  Noch  der  Krieg,  der 
eben  damals  beendet  war,  hatte  zweimal  die  furchtbare  Gefahr 


*)  Knapp,  Regenten-  und  Volksgeschichte  der  Länder  Cleve,  Mark 
etc.,  Rand  2 S.  114. 

a)  Lacomblet,  l'rkundenbnch,  Band  3 Nr.  9G8  Anmerk. 
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erkennen  lassen,  das  eine  mal,  als  Graf  Adolf  selbst  von  Rceser 
Fischern  gefangen  genommen  wurde,  und  das  andere  mal,  als 
von  Rees  aus  Kalkar  angegriffen  und  eingenommen  wurde.1) 
Vor  allem  aber  die  Verbindung  der  einzelnen  Gebietsteile  auf 
dem  rechten  Rheinufer  wurde  durch  diese  Pfandschaft  sicher 
gestellt.  Auch  waren  beide  Parteien  sich  dessen  bewusst,  was 
gewonnen  und  was  verloren  war.  Sobald  ein  Erzbischof  sich 
ein  Herz  fasste,  den  Kampf  gegen  Cleve  wieder  aufzunehmen, 
musste  er  Rees  und  Aspel  wieder  einzulösen  suchen.  Das  zeigt 
vor  allem  die  Vorgeschichte  der  Soester  Fehde.  Am  18.  Ok- 
tober 1443  kündigt  Erzbischof  Dietrich  von  Mörs  Cleve  die 
Pfandrechte,  die  es  durch  den  Friedensvertrag  vom  1.  Mai  1392 
erlangt  hat.-’)  Aber  die  Verhandlungen,  die  die  Ausführung  des 
Beschlusses  ermöglichen  sollen,  scheitern  an  der  beiderseitigen 
Hartnäckigkeit  und  daran,  dass  Cleve  eben  Rees  einfach  nicht 
mehr  missen  kann. 

Nach  diesem  Friedensschluss  war  das  Territorium  nach 
allen  Seiten  hin  abgerundet,  höchstens  dass  Goch  noch  als  gel- 
dernscher  Vorposten  die  Verbindung  zwischen  Cleve  und  Kalkar 
erschwerte.  Und  fast  überall  hatte  nur  der  Graf  selbst  zu  be- 
fehlen, während  das  so  viel  umfangreichere  geldernsche  Terri- 
torium von  Bannerherrschaften  durchsetzt  ist,  die  weitgehende 
Selbstherrlichkeit  beanspruchen.  Das  tritt  nirgends  deutlicher 
hervor,  als  in  jenem  grossen  schon  besprochenen  Landfriedens- 
vertrag zwischen  Geldern  und  Cleve  von  1359.:l) 

Wie  viele  der  geldernschen  Kontingente  werden  von  solchen 
kleinen  Dynasten  gestellt!  Auf  clevischer  Seite  sind  Dietrich 
von  Mörs  und  ein  Herr  von  Friemersheim  die  einzigen  Vasallen, 
die  ihre  Mannen  unter  eigener  Fahne  reiten  lassen.4) 

Die  Folgen  dieser  inneren  Erstarkung  zeigen  sich  bald, 
nachdem  (1394)  Adolfs  kriegerischer  Sohn  die  Regierung  über- 
nommen hat.  Erst  unter  diesem  bedeutenden  und  kraftvollen 


')  Gert  van  der  Schuren  S.  72  und  oben  S.  208. 

2)  Hansen,  Westfalen  und  der  Xioderrhein,  Baud  1 S.  44  ff.  Gert 
van  der  Schuren  S.  113  ff. 

3)  Nyhoff,  üedeukwaardigheden  etc.,  Band  2 S.  129. 

*')  Heber  die  Bannerherren  Geldern«  vgl.  im  Anschluss  an  ältere  Literatur 
Müller,  Die  Entwicklung  der  Landeshoheit  in  Geldern,  S.  9 ff. 
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Herrn  nimmt  Cleve  jenen  ungeheueren  Aufschwung,  der  es  zum 
ebenbürtigen  Rivalen  von  Köln  und  Geldern  macht.  Unwill- 
kürlich sucht  man  einen  so  ungewöhnlichen  Wandel  der  Macht- 
verhältnisse auf  irgend  ein  hervorragendes  Ereigniss  zurückzu- 
führen. Zwei  solcher  Vorgänge  stellen  sich  den  Zeitgenossen 
namentlich  dar,  es  ist  einmal  der  grosse  Sieg,  der  1397  bei 
Cleverhamm  in  der  „Kammer  von  Cleve“  erfochten  wurde, 
zweitens  ist  es  die  erfolgreiche  Durchführung  des  langwierigen 
Krieges,  den  Cleve  der  Stadt  Soest  wegen  gegen  Dietrich  von 
Mörs  unternimmt.  Nicht  allein,  dass  Cleve  überall  den  günstigen 
früheren  Besitzstand  behauptet,  es  entreisst  dem  Erzstift  die 
wichtigste  Stadt.  Und  zu  dem  ausserordentlichen  Zuwachs  an 
Land  und  Leuten  kommt  nun  noch  die  endgültige  Vereinigung  von 
allen  Gebietstheilen  von  Cleve  und  Mark  in  einer  Hand.  Theil- 
weise  findet  die  schon  1398  statt,  aber  erst  1461  nach  dem 
Tode  Gerhards  von  der  Mark  haben  die  Bruderzwistigkeiten,  die 
so  schwer  auf  dem  Hanse  gelegen,  endgültig  ein  Ende.  Dann  sind 
es  vollends  die  verwandtschaftlichen  Beziehungen  zu  den  Fürsten 
des  aufstrebenden,  bald  übermächtigen  burgundischen  Reiches,  die 
Cleve,  abgesehen  von  Ansehen  und  grossen  Geldunterstützungen, 
in  allen  kriegerischen  Verwicklungen  und  Wagnissen  einen  festen 
Rückhalt  gewähren.-)  Weiss  doch  der  clevische  Chronist  nicht 
genug  von  der  Ehre  zu  erzählen,  die  seinen  Fürsten  durch  die 
Verbindung  dem  hohen  Hause  Burgund  zu  theil  geworden 

sei,  das  aus  der  „edlen“  Krone  Frankreich  stamme.1) 

Freilich  nicht  alle  Anschläge  glücken,  manchmal  muss  man 


’)  Eine  treffende  Zusammenfassung  der  Hauptgründe  findet  sieh  bei 
Ficker,  Die  MUnsterischen  Chroniken  des  Mittelalters  (Geschichtsquellen 
des  Bisthums  Münster,  Band  1 S tsti):  Und  — die  Grafen  von  Cleve  — 
vengen  den  greven  van  den  Berge,  der  daerna  hertoch  wort,  und  schatteden 
ein  scharpc  . . . Und  hyr  kregeu  de  graven  van  Cleve  groten  schat  aff  in 
ere  kysten,  dat  se  altit  vort  ryke  weren,  und  ander  gesmydes,  sulver  und 
goldes,  dat  de  vader  upt  kynt  und  ere  gesiechte  vorder  erveden.  Mer  se 
enhedden  nyn  groet  laut  ...  Do  worden  de  graven  van  Cleve  groet  in 
lande  und  in  mode.  So  leyt  de  overste  zonne  van  Cleve,  Aleff,  sick  hertoch 
maken  van  den  keyser  Sygismundo  und  krecli  eyn  dochter  von  Burgondien 
to  wive,  hertoch  Phylippens  suster. 

*)  Hansen,  Westfalen  und  der  Niederrhein,  Baud  1 S.  63  ff. 

a)  Gert  van  der  Schuren  (ed.  Schölten)  S.  91. 

Liattgaaf,  Nlederrheiniiehes  Stldtrweien  im  Mittelalter.  17 
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sich  mit  halben  Erfolgen  begnügen  oder  gar  Verluste  über  sich 
ergehen  lassen.  So  wird  aus  dem  Pfandbesitz  Rheinbergs  keine 
dauernde  Erwerbung.  Auch  die  so  wichtige  Zollstation  Kaisers- 
werth vermag  Cleve,  obwohl  es  gute  Ansprüche  zu  haben  glaubt, 
nicht  allein  nicht  an  sich  zu  bringen,  vielmehr  muss  es  sehen, 
dass  sich  dort  der  gefürchtete  Rivale,  das  Erzstift,  dauernd  fest- 
setzt.1) 

Besser  gelingt  es  den  ersten  Grafen  des  märkischen  Hauses, 
Cleve  von  der  gefährlichen  Umklammerung  Gelderns  zu  be- 
freien. 

Gerade  Geldern  gegenüber  hat  der  Sieg  von  Cleverhamm 
zu  bedeutenden  Errungenschaften  geführt.  Streitig  zwischen 
Cleve  und  Geldern  war  seit  langer  Zeit  der  Besitz  der  Lym- 
mers,  jenes  Landstriches  zwischen  Rhein  und  Yssel.  Dort  hatte 
schon  Graf  Johann  mancherlei  Rechtstitel  an  sich  gebracht. 
Andere  Gerechtsame  werden  in  Folge  jener  Schlacht  hinzuer- 
worben. Gleichwold  ist  die  Meinung  abzuweisen,  als  ob  damals 
auf  einmal  der  ganze  Distrikt  an  Cleve  abgetreten  worden 
sei.2)  Nachdem  Emmerich  clevische  Pfandschaft  geworden, 
musste  dieser  Grenzstrich  noch  erhöhte  Bedeutung  erlangen. 

Zu  den  Gefangenen  jener  Schlacht  gehörte  auch  Rainald 
von  Münstereifel  und  Bergheim,  der  jüngere  Bruder  des  Herzogs 
von  Jülich  und  Geldern,  als  dessen  Nachfolger  er  wohl  damals 
schon  angesehen  wurde.  Für  den  Fall  nun,  dass  er  „geerbet 
werde  an  das  Land  van  Geldern“,  verpflichtet  er  sich  in  dem 
Lüsevertrag,  Emmerich  endgültig  an  Cleve  abzutreten;  voraus- 
gesetzt, dass  die  Pfandschaft  in  der  Zwischenzeit  nicht  von 
seinem  Bruder  eingelöst  werde.8)  Die  Folge  dieser  Abmachung 
war,  dass  Emmerich  einige  Jahre  später  thatsächlich  an  Cleve 
kam.  Am  21.  November  1402  erklärte  Reinald  in  feierlicher 


*)  Charakteristisch  für  die  grosse  Bedeutung,  die  clevischerseits  auf 
den  Erwerb  von  Kaiserswerth  gelegt  wurde,  ist  die  Erregung,  mit  der  Gert 
van  der  Schuren  über  diese  Vorgänge  berichtet,  a.  a.  O.  S.  94  ff. 

*)  Gegen  Schaumburg,  Annalen  des  hist.  Vereins,  Heft  9/10  S.  103 
(vergl.  auch  die  MUnsterische  Chronik  a.  a.  0.  S.  186).  Schon  Dederich, 
Annalen  der  Stadt  Emmerich  S.  337  Anmerk,  äussert  Bedenken  gegen  diese 
Auffassung.  Reiches  von  mir  nicht  benutztes  Material  über  die  ganze  Frage 
im  St  zu  D. 

8)  Schaumburg,  a.  a.  0.  S.  103. 
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Versammlung  auf  einem  freien  Platze  in  Emmerich  vor  dem 
Dechanten  und  dem  Kapitel,  vor  Richter  und  vor  Schöffen  seinen 
Verzicht  auf  Stadt  und  Burg.  Darauf  leistet  der  neue  Herr, 
Graf  Adolf,  am  21.  September  1403,  wie  üblich  auf  den  Reliquien- 
schrein des  heiligen  Willibrordus  im  Chor  der  Martinskirche,  den 
Schwur,  alle  Privilegien  getreulich  halten  zu  wollen.  Dem 
Kapitel  gegenüber  hebt  er  noch  besonders  hervor  — was  in 
Wirklichkeit  doch  unwesentlich  war  — , dass  es  nur  die  Vogtei 
über  die  Stadt,  nicht  die  Stadt  selbst  sei,  deren  Besitz  auf  ihn 
übergehe.1)  Mit  dem  Platz  zugleich  aber  fällt  auch  ein  an- 
sehnliches Landgebiet  an  Cleve.  Einmal  das  Stadtgut  auf  bei- 
den Ufern  des  Rheines  in  seinem  jetzigen  Laufe,  dann  die 
Landschaft  Hetter,  südlich  von  der  Chamavenstadt,  jene  alte 
Nordmark  des  rechtsrheinischen  Chattuariergebietes.2)  Hinzu 
kommen  mehrere  fruchtbare  und  werthvolle  Rheininseln,  durch 
deren  Erwerb  eine  Art  von  Verbindung  hergestellt  wird  mit  der 
Lymmers,  auf  die,  wie  wir  wissen,  Rainald  gleichfalls  verzichtet 
hatte.  Wohl  hat  es  auch  später  nicht  ganz  an  Streitigkeiten 
gefehlt  — deren  Verlauf  aus  dem  bisher  edirten  Material  nur 
schwer  zu  erkennen  ist  — , dennoch  aber  mag  Rainald  bei  der 
Erfüllung  seiner  Verpflichtungen  eine  in  jenen  Zeiten  ungewöhn- 
liche Gewissenhaftigkeit  bewährt  haben:  so  mögen  die  Chronisten 
Recht  haben,  wenn  sie  miteinander  wetteifern  in  dem  Lobe 
dieses  anderen  Regulus. 

Zwischen  Kranenburg  und  Emmerich  ragt  fortan  nur  noch 
eine  schmale  Landzunge  in  das  clevische  Territorium  hinein. 
Es  ist  die  Nordmark  des  alten  Düffelgaus,  die  wohl  ausser- 
ordentlich früh  an  den  nördlichen  Grenznachbaren  der  Grafschaft 
verloren  gegangen  war.  Ei  st  in  den  letzten  Jahren  seiner  Re- 
gierung gelingt  es  Adolf  in  der  „Düffel“  festen  Fuss  zu  fassen 
und  in  der  üblichen  Weise  durch  Pfändbesitz,  der  dann  späterhin 
zur  wirklichen  Einverleibung  führt,  die  Erwerbung  dieser  reichen 
Fruchtebene  einzulciten.11) 


*)  Dederich,  Annalen  der  Stadt  Emmerich,  Beilage  Nr.  29,  30  etc. 
Vergl.  auch  Lacomblet,  Urkundenbuch,  Band  4 S.  16  Anmerk. 

a)  Vergl.  die  Mittheilungen,  die  Dederich,  Annalen  der  Stadt  Emmerich 
S.  176,  aus  einem  alten  Weisthum  über  die  Feldmark  der  Stadt  giebt. 

s)  Herzog  Arnold  verkündot  am  10.  Juli  1445  seinen  Beamten  und 
Unterthanen,  dass  er  die  Düffel  an  Cleve  verpfändet  habe.  Lacomblet 
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Viel  umfangreicher  indessen  und  von  noch  viel  grösserer 
Wichtigkeit  waren  die  Gebietserweiterungen  nach  Westen.  Wie 
früher  gezeigt,  trennte  hier  jener  Waldrücken  die  clevisclie 
Rheinniederung  auf  eine  Strecke  von  mehreren  Meilen  von  dem 
geldernschen  Hochplateau  und  von  den  Flussthälern  der  Niers 
und  der  Maas.  Für  Cleve  kam  alles  darauf  an,  diesen  Forst 
zu  durchbrechen  und  namentlich  auch  an  der  Maas  einen  festen 
Stützpunkt  zu  gewinnen.  Eine  Gelegenheit,  wie  sie  schwerlich 
wieder  gekommen  wäre,  bot  auch  hier  wiederum  die  Schlacht 
von  Cleverhamm.  Unter  der  unendlichen  Zahl  der  Gefangenen 
befand  sich  auch  ein  Bannerherr  von  Brederode.  Die  mit  ihm  ge- 
führten Verhandlungen  sind  wenig  aufgeklärt.  Möglich,  dass  er 
statt  eines  Lüsegeldes  die  Hälfte  von  Gennep  an  Cleve  abge- 
treten hat.1)  So  wichtig  erschien  allgemein  die  Erwerbung,  dass 
die  Clever  Herren  es  wagen  durften,  ihre  Landstände  um  ausser- 
ordentliche Steuern  anzugehen  für  den  Kauf  auch  der  zweiten 
Hälfte  (1443  ff.)/Q 

Dieser  neue  Besitz  gewinnt  nun  aber  besondere  Bedeutung 
dadurch,  dass  die  Clever  Fürsten  nicht  ruhen  und  nicht  rasten, 
bis  sie  den  trennenden  Waldbereich  erst  als  Pfand  und  dann 
als  Eigenthum  an  sich  gebracht  haben.  Besonders  anschaulich 
treten  die  Grenzen  des  verpfändeten  Komplexes  aus  einer  Ur- 
kunde vom  23.  August  1429  hervor.  Zieht  mau  eine  Linie  von 
der  Niersbrücke  bei  Asperden  in  der  Richtung  auf  Gennep  bis 
zur  Maas  und  längs  der  Maas  bis  zur  Herrschaft  Middolaer, 
von  da  quer  durch  den  Wald  nach  Kranenburg  und  endlich 
von  dort  an  der  Gocher  Haide  vorbei  wieder  auf  Asperden, 
so  erhält  man  die  ungefähren  Grenzen  des  Pfandbesitzes.3)  Es 
war  mehr  als  ein  Drittel  des  ganzen  ungeheueren  Bestandes, 
in  etwa  der  ganze  Komplex,  der  noch  heute  zu  Preussen  ge- 
hört und  den  Namen  Reichswald  weiterführt.  Trotz  mancher 


a.  a.  O.  Band  3 Nr.  272.  Vergl.  auch  die  Verhandlungen  wegen  der  Düffel 
bei  Schölten,  Die  Stadt  Cleve  etc.,  Beilage  Nr.  64. 

’)  Vergl.  Lacomblet,  Urkundenbuch  Band  4 Nr.  186  u.  Anro.  und 
Teachen in acher-Dithmar,  Annales  etc.,  Cod.  diplomat.,  Nr.  78. 

ä)  Vergl.  Teschonmacher-Dithmar,  Annales  etc.,  Cod.  diploinat.,  Nr. 
27  mid  unten  Kap.  9,  II  und  III  sowie  die  VVeseler  Stadtreclinungeu  dieser  Zeit. 

3)  Lacomblet,  Urkundenbuch,  Band  4 Nr.  192.  Die  Pfandsuuune 
beläuft  sich  auf  1 1 000  Gulden. 
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Rodungen  geringeren  Umfangs  in  der  Zwischenzeit  ist  er  auch 
jetzt  noch  das  grösste  Waldareal  der  ganzen  Rheinprovinz.  Erst 
nach  dieser  Erwerbung  hatte  Cleve  nach  Osten  und  Westen 
starke  und  natürliche  Grenzen,  denn  fast  undurchdringliche 
Sümpfe  nmsäumten  längs  der  Maas  und  Niers  den  Forst  in 
seiner  damaligen  Ausdehnung. 

Man  kann  sagen,  dass  erst  seit  dieser  Erwerbung  der 
schmale  Uferlandstrich  des  Düffelgaus,  der  den  Kern  des  Terri- 
toriums darstellt,  endlich  nach  allen  Seiten  hin  gesichert  ge- 
wesen sei.  Einzig  und  allein  Goch  ragte  noch  mit  seiner  aus- 
gedehnten Stadtmark,  der  Gocher  Haide,  der  südlichen  Fort- 
setzung jenes  grossen,  noch  in  voller  Mächtigkeit  erhaltenen 
Waldbereiches,  in  das  elevische  Gebiet  hinein.1)  Und  in  der 
That  ist  Goch  damals  mehr  wie  einmal  die  Ausfallspforte  der 
Geldernschen-)  in  dem  grossen  Kriege,  durch  den  Geldern  und 
Köln  nochmals  mit  vereinten  Kräften  die  jetzt  erst  erlangte 
Uebermacht  von  Cleve-Mark  zu  brechen  suchen.3)  Aber  in  der 
Hauptsache  spielt  sich  nunmehr  der  Krieg  nicht  mehr  auf 
clevischem  Gebiete  ab,  denn  schon  hat  Herzog  Johann  hier  und 
da  im  Gelderland  festen  Fuss  gefasst.  Namentlich  die  Erwer- 
bung der  starken  Niersburg  Wachtendonk  mochte  als  eine  Be- 
drohung des  Erzstifts  sowohl  wie  Geldems  erscheinen.4)  Um 
die  Rückeroberung  dieser  Festung  dreht  sich  diesmal  und  später 
nicht  selten  der  Krieg.’)  Hier  ist  es,  wo  der  kriegskundige 

')  Leber  die  Goclier  Feldmark  vergl.  Bergrath,  Annalen  des  histori- 
schen Vereins  für  den  Niederrhein,  Heft  5 S.  9‘J  ff. 

2)  Vergl.  z.  B.  die  Notizen  bei  Hopp,  Kurtze  Beschreibung  des  Lan- 
des etc.,  S.  07.  Im  Jahre  1466  wird  der  feste  Ort  vergeblich  von  Herzog 
Johann  belagert. 

>)  Vertrag  vom  s.  September  1467:  Ruprecht  von  Köln  und  Adolf  von 
Geldern  verbünden  sich,  vom  Herzoge  von  Cleve  ihre  Schlösser  und  Städte 
Soest,  Xanten,  Aspel  und  Rees,  sowio  Emmerich,  die  Ly mmers,  Wachtendonk 
und  den  Reichswald  wieder  zu  erobern.  Lacomblet,  Urkundenbuch,  Band  4 
Nr.  335. 

4)  Wachtendonk  ist  seit  1440  an  Cleve  verpfändet.  Leber  seine  mili- 
tärische Bedeutung  vergl.  Nettesheim,  Geschichte  von  Geldern  Band  1 
S.  149  nnd  unten  Kap.  11,  IV. 

6)  Lacomblet,  Urkundenbuch,  Band  4 Nr.  338  und  vor  allem  den 
Friedensvertrag  a.  a.  O.  Nr.  342,  in  dem  ausgemacht  wird,  dass  die 
Bollwerke  zu  Oeffel,  Gennep,  Wachtendonk  und  Schulenborg  geschleift  wer- 
den sollen. 
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Held  der  Soester  Fehde,  Johann  I.,  eine  grosse  Niederlage 
erleidet,  durch  die  er  veranlasst  wird,  einen  wenn  nicht  be- 
sonders vortheilhaftcn,  so  doch  nicht  unrühmlichen  Frieden  zu 
schliessen.1)  Bei  den  Verhandlungen  drängt  sich  der  Herzog 
von  Burgund  in  die  Vermittlerrolle  ein.  Offeubar  betrachtet  er 
damals  schon  Geldern  als  seine  sichere  Beute.  Um  so  mehr  ist 
ihm  daran  gelegen,  dass  der  Rivale  Wageningen,  Arnheim  und  die 
anderen  eroberten  Gebietstheilc  herausgiebt.  Als  wenige  Jahre 
später  nach  dem  Tode  des  unglücklichen  Herzogs  Arnold  Kail 
der  Kühne  (1473)  thatsächlich  sich  Geldems  mit  Gewalt  be- 
mächtigt, kämpfen  clevisehe  Mannschaften  au  der  Seite  der  bur- 
gundischen  Truppen.  Als  Lohn  für  eiue  so  wirksame  Unter- 
stützung überlässt  Herzog  Karl  dem  Vetter  Goch,  Wachtendonk, 
die  Düffel,  das  Zollhaus  Lobith,  das  Drostenamt  Elten,  das 
Kirchspiel  Angerion,  sowie  das  Waldschloss  Nergena  mit  dem 
zugehörigen  Theile  des  alten  Reichswaldes.2)  Es  war  der  letzte 
grosse  Gebietszuwachs  unseres  Territoriums.  Die  ferneren  Er- 
weiterungen sind  fast  sammt  und  sonders  anderer  Art,  sie  ge- 
schehen meist  auf  friedlichem  Wege,  sie  sind  die  Folge  von 
Erb-  und  Hcirathsverträgeu.  In  den  Kriegen,  die  die  späteren 
Herzoge  führen,  sind  sie  meist  wenig  glücklich.  So  wirkt  die 
Katastrophe  Karls  des  Kühnen  (1477)  auch  auf  unser  Terri- 
torium zurück,  das,  so  lange  Zeit  hindurch  fast  ein  Nebenland 
Burgunds,  einer  selbständigen  Politik  einigermassen  entwöhnt  war. 


II. 

Herzog  Adolfs  Stiidtepolitik. 

Die  Frage  liegt  nah,  in  welchem  Verhältniss  standen  die 
beiden  ersten  Herzoge,  die  Begründer  der  clevischen  Hegemonie 
am  Niederrhein,  zu  dem  städtischen  Wesen  ihres  Territoriums. 
Dient  ihnen  das  Beispiel  Geldems  zur  Warnung,  wo  unter  der 
Missregierung  des  schwachen  und  unfähigen  Herzogs  Arnold 

')  Tesclienmiiclier-Ditliuift r,  Annales  ctc.,  S.  524. 

J)  I.aeoiublet,  Urkundeubucb,  Band  4 Nr.  369  u.  370. 
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(142.3—1465)  der  städtische  Uebermuth  keine  Grenzen  mehr 
kennt?1)  Oder  aber  gehen  sie  darauf  aus,  wie  die  Herzoge  von 
Burgund,  die  städtische  Freiheit,  wo  nicht  zu  vernichten,  so 
doch  auf  ein  überaus  bescheidenes  Maass  herabzudrücken  ?2) 

Herzog  Adolf  sowohl  wie  Herzog  Johann,  beide  sind,  das 
leidet  keinen  Zweifel,  darauf  bedacht,  eine  mittlere  Linie  einzu- 
halten. Sie  sind  überzeugt,  dass  sie  die  bedeutenden  Unter- 
nehmungen, von  denen  ihre  Regierung  erfüllt  ist,  nicht  mehr  ohne 
die  grossen  Hiilfsmittel  ihrer  Städte  durchzuführen  im  Stande  sind. 
Auch  ist  die  Macht  der  Verhältnisse  ein  Faktor,  der  bei  der  Be- 
urtheilung  ihrer  Städtepolitik  mit  in  Rechnuug  zu  stellen  ist: 
Unzweifelhaft  macht  er  sich  unter  dieser  und  jener  Regierung 
mit  verschiedener  Stärke  geltend.  Als  ein  Ereigniss,  das  den 
jüngeren  der  beiden  Fürsten  zeitweise  aus  der  Bahn  wirft, 
die  er  sonst  verfolgt,  und  ihn  zu  grösseren  Konzessionen  ver- 
anlasst, wird  sich  z.  B.  die  Soester  Fehde  erweisen.  Aber 
auch,  wenn  man  von  den  Massnahmen  absieht,  zu  denen 
Johann  damals  als  Jungherzog  sich  bewegen  lässt,  wird  man 
einen  gewissen  Unterschied  in  der  Städtepolitik  beider  Herzoge 
nicht  verkennen  können.  Sieht  man  schärfer  zu,  so  entspricht 
dieser  Gegensatz  dem  allgemeineren  der  Rcgierungsart  beider 
sowie  dem  Unterschiede  der  Charaktere  des  Vaters  und  des 
Sohnes.  Adolf  hat  die  sparsame  und  vorsichtige  Art  seines 
Vaters,  obwohl  er,  wo  es  Noth  tliut,  auch  aufzutreten  und  zu 
repräsentiren  versteht.3)  An  Johann  sind  die  Eindrücke  der 
Erziehung  am  burgundischen  Hof  nicht  spurlos  vorübergegangen. 
Er  ist  sorgloser,  freigebiger,  prachtliebender  und  im  Guten  wie 
im  Bösen  rittermässiger  als  sein  Vorgänger. 

Uebrigens  ist  dieser  Adolf  der  erste  unter  den  clevischen 
Herren,  dessen  Charakter  scharf  und  unzweideutig  aus  der  Ucber- 
lieferung  hervortritt.  Gert  van  der  Schuren  und  Heymerich 
haben  mit  vieler  Liebe  sein  Bild  gezeichnet.  Beide  haben 
ihn  persönlich  gekannt  und  geliebt,  sie  beide  können  sich 
gar  nicht  genug  tliuu  in  der  Bewunderung  und  dem  Preise 
seiner  Hochherzigkeit,  seiner  Wahrhaftigkeit  und  aller  seiner 

*)  Ny  ho  ff  a.  a.  O.  Band  4 Einleitung  S.  54  ff. 

a)  Fredcricq,  Essai  sur  le  räle  politique  et  social  des  ducs  de  Bour- 
gogne  dans  les  Pays-Bas.  S.  12  s ff. 

3)  Gert  van  der  Schuren  a.  a.  O.  S.  138. 
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anderen  Regententugenden.1)  Damit  ist  es  sehr  wohl  vereinbar, 
dass  er  den  alten  Widersachern  des  clevischen  Hauses  gegen- 
über sich  als  Meister  einer  rücksichtslosen  und  verschlagenen 
Politik  bewährt.-) 

Gert  van  der  Schuren,  kein  Lobredner,  sondern  ein  auf- 
rechter und  wahrhaftiger  Mann,  eignet  sich  die  denkwürdigen 
Verse  an,  die  über  den  hochgemuthen,  frommen  Herrn  nach 
seinem  Tode  umgingen.  So  treffend  schildern  sie  einen  wahren 
Fürsten,  dass  der  Freiherr  von  Stein  sich  ihrer  wohl  bediente, 
wenn  er  ausdrückcn  wollte,  was  einem  Herrscher,  wie  er  sein 
soll,  vor  allem  noth  thue:3) 

Syn  neyn  was  neyn  gerechtich 
Syn  ja  was  ja  vollmechtich 
He  was  syns  ja  gedechtich, 

Syn  gront,  syn  mont  eyndrechtich. 

Pryns  alre  pryncen  spegel! 

Syn  woirt  dat  was  syn  segel, 

Syns  moedes  stolt  ind  kregliel 
Der  vromer  fürsten  reghel. 

Nach  allen  Seiteu  hin  erweitert  Herzog  Adolf  unermüdlich 
die  Landesgreuzen.  Die  alten  und  neuen  Erwerbungen  werden 
dann  mit  Grenzwällen  und  Landwehren,  deren  Durchgänge  mit 
Schlagbäumen  versehen  sind,  umgeben.  Die  Thätigkeit  der 
Drossaten  und  Rentmeister  überwacht  er  selbst  mit  peinlicher 


')  Vergl.  Gert  van  der  Schuren  (ed.  Schölten)  S.  132  ff.  und  die 
Auszüge  aus  Heymcriehs  biographischen  Werke  mit  dem  Titel:  Apophtegmata 
et  stratagemata  primorum  ducum  Clivensium  Adolphi  et  Johannis  ejus  tilii 
excerpta  ex  libro  Arnoldi  Heymerici,  <jui  registruiu  sophilogicum  appellatur. 
Köngl.  Bibi.  Mau.  Boruss.  4"  Nr.  160. 

2)  Allzu  einseitig  betont  Hansen  (Zur  Vorgeschichte  der  Soester 
Fehde  S.  37)  diesen  Zug  seines  Charakters.  Ich  sehe  auch  nach  Hansens 
Ausführungen  keinen  Grund,  von  der  bisherigen  Auffassung  abzuweichen, 
lieber  die  Ueberschätzung  der  urkundlichen  Ueberlieforung  der  chronikali- 
schen dieser  Zeit  gegenüber  (auf  die  Hansens  Ansicht  zurückgeht)  vergl. 
die  trefflichen  Bemerkungen  Beckmanns,  Deutsche  Literaturzeitung  1894 
,S.  778.  Dem  Vorgang  Hansens  folgt  neuerdings  Av erdunk,  Geschichte 
der  Stadt  Duisburg  (1894)  S.  298. 

»)  A.  a.  0.  S.  133. 
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Sorgfalt.1)  Der  Dienstbrief,  den  er  erlässt,  will  vornehmlich 
die  Untcrthanen,  zumal  die  sogenannten  Hausleute,  gegen  die 
Bedrückungen  der  herzoglichen  Amtmänner  schützen.  Er  wird 
nach  seinem  Tode  von  seinem  Nachfolger  einfach  bestätigt  und 
bei  dessen  Regierungsantritt  an  den  Thüren  aller  Kirchspiel- 
kirchen seines  ganzen  Gebietes  angenagelt.2) 

Rastlos  reitet  Herzog  Adolf,  wie  sein  wackerer  Chronist 
berichtet,  im  Lande  umher,  um  persönlich  überall  nach  dem 
Rechten  zu  sehen  und  sich  zu  überzeugen,  dass  seine  Befehle 
ausgerührt  werden.  Als  ihm  in  seinen  alten  Tagen  die  Kräfte 
versagen,  lässt  er  sich  in  einem  Wagen  durch  die  Aeintcr  des 
langgestreckten  Territoriums  fahren,  um  nach  wie  vor  seinen 
Unterthanen  nahe  zu  bleiben.  Bei  der  unglücklichen  Ausgestal- 
tung der  clcvischen  Steuerverfassung  ist  er  vornehmlich  auf  die 
Hebung  der  Erträgnisse  des  reichen  Domänenbesitzes  bedacht. 
Zu  dem  Zweck  ändert  er  das  alte  Pachtsystem  zu  Lcibgcwinn- 
recht,  das  mit  seinen  kaum  jemals  steigenden  Erträgnissen  fast 
alle  Nachtheile  der  Vererbpachtung  aufweist.  Durch  eine  über- 
aus merkwürdige  Verordnung  vom  Jahre  1431  wird  die  Ver- 
pachtung an  den  Meistbietenden  angebahnt.1)  Wie  er  die  Grenzen 
durch  Landwehren  schirmt,  so  versieht  er  auch  im  Innern  die 
Städte  mit  jenen  malerischen  „Häusern“  und  Schlössern,  durch 
die  das  Territorium  ehemals  den  städtegeschmückten  Nieder- 
landen ebenbürtig  zur  Seite  stand.4)  Besonders  den  kleineren 
Plätzen  an  der  Grenze  oder  jenen  Flecken,  die  innerhalb  einer 


')  Die  Amtlento  scheinen  in  der  That  den  alten  Herzog  mehr  ge- 
fürchtet als  geliebt  zu  haben.  Das  zeigt  eine  überaus  wichtige  Urkunde 
vom  16.  August  1 446,  in  der  der  Jungherzog  sich  ihrer  anzunehmen  ver- 
spricht, falls  sein  Vater  sie  absetzen  sollte,  ohne  ihnen  vorher  die  Sum- 
men zurückgegeben  zu  haben,  die  sie  in  der  allgemeinen  Noth  des  Soester 
Krieges  geliehen  haben.  Regesten  Johanns  im  St.  zu  D.,  A II,  Chartularien 
Nr.  7 Bl.  99. 

2)  Codex  des  Clever  Stadtrechts  A 83  im  Stadtarchiv  zu  Cleve.  Eben- 
dort auch  eine  gute  Abschrift  der  Deicbordnung  Herzog  Adolfs. 

3)  Abgedruckt  bei  Sethe,  Urkundliche  Entwicklung  der  Natur  der 
lieibgewinnsgüter  etc.,  Düsseldorf  1 8 30,  Anhang  Nr.  45.  Yergl.  auch  v. 
Haeften  (Urkunden  und  Aktenstücke  Band  5)  S 6 ff. 

‘)  Einen  unmittelbaren  Eindruck  dieses  Zustandes  erhalt  mau  beim 
Durchblättern  der  Ansichten  hei  J.  de  Beyer,  Het  verheerlykt  Kleefsch  land; 
of  kabinet  van  Kleefsche  ondheden  en  gezigten  etc,  Amsterdam  1792. 
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Enclave  die  einzige  feste  Schutzwehr  darstellen,  wendet  er  seine 
Aufmerksamkeit  zu.  So  erbaut  er  in  Sevenaer,  in  Werden,  in 
Büderich,  in  Griethausen,  in  Sonsbeck  und  in  Orsoy  herrliche  und 
feste  Schlösser.')  Hatte  sein  Vater  den  Herrensitz  auf  der  alten 
Römerwarte  Munna  mit  grossem  Aufwand  ausgebaut,  so  stellte 
er  die  alte  Stammburg  zu  Cleve,  deren  Hauptthurm  zur  Zeit 
seiner  Regierung  einstürzte,  auf  das  Geschmackvollste  und  Gross- 
artigste  wieder  her.2)  Ruhrort,  Orsoy  und  Kranenburg  werden 
auf  seine  Veranlassung  mit  Stadtmauern  umgeben.  Ysselburg, 
an  der  östlichen  Grenze  gelegen,  wird  zur  Stadtfestung  erhoben. 
Von  den  gewaltigen  Thürmen  der  Ringmauer  zeigt  wenigstens 
noch  einer,  welche  Ungeheuern  Summen  dieses  Werk  verschlun- 
gen hat.;i) 

Und  auch  darauf  war  des  Herzogs  fürsorglicher  Sinn  ge- 
richtet, Mittel  zu  beschaffen,  die  stets  flüssig  waren,  um  diese 
Burgen  und  Schlösser  in  gutem  Staude  zu  halten.  Wie  man 
aus  einer  Ordnung  aus  der  späteren  Zeit  der  Regierung  Adolfs 
erfährt,  sollten  dem  Zwecke  die  Brächten  und  Bussen  dienen, 
die  die  Amtleute  und  Richter  im  Aufträge  des  Landesherrn  in 
den  verschiedenen  Jurisdiktionsbezirken  zu  erheben  hatten.4) 

In  den)  Kriege,  der  durch  die  sogenannte  Schlacht  bei 
Cleverhamm  ruhmreich  und  glücklich  beendet  wurde,  hatte  er 

*)  Gort  van  der  Schuren  a.  a.  O.  S.  137  ff. 

*)  Schölten,  Die  Stadt  Cleve,  S.  508 ff.  und  Seibertz,  Quellen  der 
westfälischen  Geschichte,  Band  2 S.  122. 

3)  Vergl.  die  Ansicht  bei  Clcineu,  Die  Kuustdenkmäler  des  Kreises 
Rees,  S.  82.  Gert  hebt  nachdrücklich  hervor,  dass  wohl  im  Gegensatz  zu 
der  sonstigen  Praxis  Adolf  die  Arbeiten  an  seinen  Bauten  uickt  als  Land- 
dienst behandelte,  sondern  aus  eigener  Tasche  bezahlte. 

*)  A 83  im  Stadtarchiv  zu  Cleve  (ohne  Blattzähluug):  Toe  weten  dat 
onsc  gnedigo  herre  by  synen  gemeinen  rade  averkommon  is,  to  setten  itid  to 
beveleu  in  allen  synen  lande,  dat  svu  nmptlude  sonder  varstinge  dan  vau 
syuem  beveelo  na  lantrecht  uyt  sulleu  duen  richten  alle  saiken,  die  in  den 
gerichten  vallen;  ind  soe  wat  broiken  syuer  gnade  damit  vallcn  moigen,  dat 
men  dairaff  doen  sali  kost  ind  gelialt  synern  slate  sonder  syu  reute  ind 
sonder  die  slaote  dairiuedo  to  bosweren  off  opslach  te  rnaeken.  Ind  wos  men 
alsoe  in  den  jaer  van  brokon  aver  tgehalt  van  den  slaeten  verwerveu  mach, 
svnre  gnaden  to  reekenen  ind  to  leveren.  Ind  off  dairan  enichs  jairs  myn  ver- 
worren wurde,  dan  tgehalt  beloopt,  dat  to  verhalden  op  die  brocken  die  in 
deu  neisten  jair  vcrvallende  soillen  werden,  sonder  yot  dess  to  nemen  an 
synen  renteu. 
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erfahren,  was  ein  mit  Stadtbnrgen  dicht  besetztes  Land  in  den 
Fehden  jener  Zeit  werth  ist.  Die  Chronisten  berichten,  der 
Feind  habe  damals  das  Territorium  der  ganzen  Länge  nach  von 
Süden  bis  zur  nördlichsten  Stadt  (Kranenburg)  durchzogen.1) 
Der  Gegner,  übermächtig  und  auf  seine  grosse  Zahl  vertraueud, 
hatte  also  die  clevischen  Städte  mit  ihren  streitbaren  Bürger- 
schaften in  der  Seite  und  im  Bücken  liegeu  lassen.  Die  Folge 
war,  dass  das  gewaltige  Heer,  von  allen  Seiten  umstellt,  schliess- 
lich — wie  es  scheint,  ohne  uennenswerthen  Kampf — zu  schmäh- 
licher Kapitulation  gezwungen  wurde.-)  Seither  wagte  keiner 
der  benachbarten  Herren,  sogar  nicht  einmal  zur  Zeit  des  Soester 
Krieges,  einen  ernstlichen  Heereszug,  obwohl  das  Land  von 
Vertheidigern  völlig  entblösst  war  und  obwohl  sogar  die  waffen- 
kundigen Bürgeraufgebote  nicht  selten  zur  Unterstützung  des 
Jungherzogs  fortgezogen  waren.1) 

Mochte  nun  Adolf  auch  auf  die  Hülfe  seiner  Städte  an- 
gewiesen sein,  in  wirklichen  Gunstbezeugungen  ihnen  gegen- 
über ist  er  ziemlich  sparsam.  Gewiss  wird  ihn  bei  seiner 
Politik  ihnen  gegenüber  das  richtige  Gefühl  geleitet  haben,  neue 
Privilegien  würde  sie,  die  sich  schon  in  bevorzugter  Stellung 
fanden,  vollends  unabhängig  machen.  Und  der  Erfolg  — das 
leidet  keinen  Zweifel  — hat  gezeigt,  wie  überaus  gerechtfertigt 


')  Gert  van  der  Schuren  S.  77.  Seibcrtz,  (Quellen  der  westfäli- 
schen Geschichte,  liand  3 S.  351. 

a)  Lacomblet  im  Archiv  t'ilr  die  Geschichte  de»  Niederrheins,  Baud  4 
(1863)  S.  116  hebt  hervor,  dass  in  den  die  Schlacht  vor  f'love  betreffenden 
Nachrichten  niemals  von  Gebliebenen  die  Kede  ist.  .Wir  wissen  nun,  dass 
der  Zusamiueustoss  auf  dom  von  t'leve,  einem  Höhenzuge  und  dem  Khein 
eingeengten,  tiefen  Fruchtfelde  . . . stattgefuudeu:  was  bleibt  uns  also  anders 
zu  vermuthen,  als  dass  das  herzogliche  Heer  unversehens  (?)  von  mehreren 
Seiten  überfallen  und  gedrängt,  seine  Streitkräfte  nicht  hatte  entfalten  und 
ordnen  können  und  in  völliger  Verwicklung  die  Beute  des  Feindes  geworden  ?* 
Diese  Ansicht,  dass  cs  in  jenem  Kampfe  ganz  ohne  Blut  und  Todte  ab- 
gegangen sei,  ist  jedenfalls  unhaltbar,  wie  aus  gleichzeitigen  interessanten 
chronikalischen  Aufzeichnungen  im  Stiftsarchiv  zu  Xanten  hervorgeht. 

3)  Besonders  drastisch  schildert  Herzog  Adolf  iu  einem  Briefe  an 
Jungherzog  Johann  vom  17.  Juni  1447  die  traurige  Lage  des  Lande».  Im 
Ganzen  verfügt  er  nur  über  einige  Dutzend  Reiter  zur  Abwehr  der  Ueber- 
fälle,  denen  namentlich  die  Grenzstädte  ausgesetzt  sind.  Vergl.  Hansen, 
Westfalen  und  Rheinland,  Band  1 Nr.  262. 
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solche  Befürchtungen  waren.  Dennoch  konnte  auch  er  sich  nicht 
allen  Gnadenei  weisungen  versagen.  Da  waren  es  denn  vornehm- 
die  neu-  oder  znrückerworbenen  Städte,  wie  Emmerich,  Dins- 
laken, Xanten  und  Rees,  die  er  durch  seine  Leutseligkeit  und 
durch  Verleihung  von  Privilegien  an  sich  zu  fesseln  suchte. 
Und  föhrwahr  setzt  er  in  der  Beziehung  nur  die  kluge  Politik  fort, 
die  sein  Vorgänger,  wie  wir  wissen,  z.  B.  den  Bürgern  von  Rhein- 
berg gegenüber,  so  offenkundig  beobachtet  hatte.1)  Und  dennoch 
verlässt  er  auch  in  seinem  Verhältnis  zu  den  neugewonnenen 
Städten  kaum  die  Linie,  die  er  sich  gezogen  hat.'2)  So  wenig 
Adolf  nun  auch  gewillt  war,  deu  Bürgern  von  Emmerich  gleich 
nach  der  Einverleibung  die  Zolllreiheit,  deren  Wesel  oder  Kalkar 
theilhaftig  ist,  zu  gewähren,  wenigstens  theilweise  musste  er  ihre 
Wünsche  befriedigen.  So  verspricht  er  ihnen  dennoch  gleich  in 
jenem  ersten  Eide,  den  er  auf  den  Willibrordusschrein  leistete, 
volle  Zollfreiheit  zu  Büderich.3) 

Dann  hat  der  neue  Landesherr  im  Jahre  1416  der  Stadt 
Emmerich  die  Befugniss  verliehen,  die  Sätze  der  Accise  ganz 
nach  Gutdünken  der  Schöffen  zu  erhöhen  oder  zu  erniedrigen.4) 
Andere  Vortheile,  wie  die  theilw'eise  Befreiung  von  den  clevi- 
schen  Zöllen  (1 4*22,  1436  u.  s.  w.),  werden  nur  auf  wenige  Jahre 
und  nur  als  Aequivalent  liir  das  Darleihen  grösserer  Summen 
gewährt.  Hinzu  kommt  endlich  noch  im  Jahre  1447  die  Frei- 
heit vom  Landzolle  in  der  Lymmers.5) 

Kaum  weniger  geschah,  die  Stadt  Rees  an  Cleve  zu  fesseln. 


')  Vergl.  vor  allem  die  oben  S.  208  angeführte  charakteristische  Mit- 
theilung  ans  der  Chronik  Gerts  van  der  Schuren. 

2)  Interessant  ist  sein  Verhältnis»  zu  Duisburg,  dessen  Bürger  selten 
seine  Gnade,  oftmals  aber  seine  Ungnade  erfahren  haben.  Vergl.  Aver- 
dunk  a.  a.  0.  S.  209 ff.,  sowie  Kollier  und  Liesegang,  Das  Römische 
Recht  am  Niederrhein.  Neue  Folge  1897. 

3)  Dederich,  Annalen  der  Stadt  Emmerich  S.  178:  Et  concessit  opidanis 
ejusdem  [oppidi]  perpetuis  futuris  temporibus,  quod  possint  libere  thelonium 
in  Buederich  cnm  rebus  et  bonis  suis  quibuscunque  absque  alicujus  thelonii 
solutione  pertransire. 

4)  Dederich,  Annalen  der  Stadt  Emmerich  S.  178  und  folg.;  ebendort 
S.  198  die  neue  Acciseordnung.  Die  älteste  Acciseverleihung  vom  Jahre 
1344  und  die  Urkunde  von  1416  bei  Wassenberg,  Embrica  etc.,  S.  96 
und  103. 

5)  Dederich,  Annalen  der  Stadt  Emmerich,  S.  247. 
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Bei  Adolfs  Regierungsantritt  hatte  der  Ort  wie  alle  anderen 
eine  allgemeine  Privilegienbestätigung  erhalten  (1394  Septem- 
ber 14).  Dann  hat  nach  alter  Ueberlieterung  im  Jahre  1415 
die  Stadt  Zollvergünstigungen  und  1429  Arrest  Freiheit  für  ihre 
Bürger  erlangt.  Und  eben  damals  soll  abermals  die  Zollfreiheit, 
sei  es  nun  bestätigt,  sei  es  erweitert  worden  sein.  Alle  diese 
Dokumente  sind  verloren.1) 

Ueberaus  charakteristisch  ist  die  Art  und  Weise,  in  der 
die  Besetzung  Xantens  vor  sich  geht.  Wir  wissen  aus  den 
früheren  Mittheilungen,  dass  diese  Stadt  des  Erzstifts,  von  allen 
Seiten  umstellt,  gute  Miene  zum  bösen  Spiel  gemacht  und  schon 
vor  Zeiten  mit  Cleve  ein  Schutz-  und  Trutzbündniss  vereinbart 
hatte.  Bei  jenem  Friedensschluss  vom  Jahre  1392  war  man 
dann  übereingekommen,  die  Stadt,  die  Vogtei  und  das  Gericht 
in  Gemeinschaft  zu  gleichen  Theilen  besitzen  zu  wollen.2)  Für- 
wahr  ein  Zustand,  der  sich  in  seiner  ganzen  Haltlosigkeit  zeigen 
musste,  sobald  die  alten  Widersacher  wieder  mit  den  Waffen 
in  der  Hand  einander  gegenüber  traten.  Zudem  wusste  jeder- 
mann, dass  man  in  der  Stadt  sich  längst  mit  dem  Gedanken, 
clevisch  zu  werden,  vertraut  gemacht  hatte.  Zumal  die  gemeine 
Bürgerschaft  scheint  sich  nicht  ohne  Grund  eine  ihr  günstige 
Refor  m der  Verfassung  von  der  clevischen  Herrschaft  versprochen 
zu  haben.  Der  Gang  der  Ereignisse  legt  sogar  die  Vermuthung 
nahe,  dass  bindende  Verabredungen  dieses  Inhalts  getroffen 
worden  sind.  Und  dennoch  handelte  man,  als  der  Zeitpunkt 
gekommen  war,  mit  Vorsicht  und  Klugheit,  denn  der  Ausgang 
des  grossen  Kampfes,  der  eben  entbrannte,  war  nach  der  An- 
sicht der  Zeitgenossen  völlig  unberechenbar.  Kaum  ein  anderer 
Vorgang  der  wechselreichen  Soest  er  Fehde  ist  durch  die  Be- 
richte der  Chronisten  und  vor  allem  durch  weitläufige  Zeugen- 
aussagen so  bis  in  die  Einzelheiten  aufgeklärt  wie  dieser.  Als 
der  Jungherzog  bald  nach  Ausbruch  des  Krieges  von  seiner 


')  In  einer  Urkunde  des  Jungherzogs  Johann  wird  anf  eine  Zollver- 
leihung Herzog  Adolf»  Bezug  genommen.  Pie  mitgeteilten  Notizen  linden 
sich  im  Geheimen  Staatsarchiv  zu  Berlin,  Generaldirekt.,  Cleve,  Titel  48 
Nr.  1.  Yergl.  auch  die  unbestimmten  Nachrichten  bei  Hopp,  Kurtze  Be- 
schreibung etc.,  S.  89. 

Lacomblet,  Urkundenbuch,  Band  3 Nr.  963. 
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Fahrt  nach  Soest  zurückkommt,  reitet  er  vor  Xanten.  Er  findet 
die  Thore  verschlossen,  aber  Niemand  zeigt  sich  auf  den  Zinnen 
der  Stadtmauern,  um  Widerstand  zu  leisten.  Die  Thore  werden 
dann  mit  leichter  Mühe  erbrochen : die  Besitzergreifung  vollzieht 
sich.1)  Bald  darauf  erhält  die  Bürgerschaft  die  übliche  allge- 
meine Bestätigung  der  Privilegien  (8.  Juli  1444).2) 

Aber  schon  am  1.  August  folgt  ein  neuer  Gnadenbeweis.1) 
Die  Bürger  sollen  von  allem  Kaufmannsgut,  das  sie  den  Rhein 
hinauf  und  hinunter  führen,  wofern  die  Waaren  in  der  Stadt 
selbst  verbraucht  werden,  an  den  clevischen  Erhebungsstätten 
zu  Orsoy,  Büderich  und  Hüssen  nur  noch  den  halben  Zollbetrag 
entrichten.4)  Aehnlichen  Inhalts,  vermuthe  ich,  wird  die  vorhin 
erwähnte  Vergünstigung  gewesen  sein,  die  Rees  schon  im  Jahre 
1429  erlangt  hatte.  Auch  die  Arrestfreiheit,  die  den  Reeser 
Bürgern  eben  damals  zugestanden  war,  wird  einige  Wochen 
später  denen  von  Xanten  gleichfalls  zu  theil.  Das  Dokument  ist 
vom  29.  Oktober  des  Jahres  1444;  es  ist  von  Vater  und  Sohn 
zusammen  ausgestellt;  es  bewirkt,  wie  später  zu  zeigen  sein 
wird,  eine  theilweise  Umgestaltung  der  städtischen  Verfassung. 
Zum  Schluss  heisst  es,  „niemand  in  onsen  landen,  die  wy  hebn 
off  krigendo  werden“,  darf  die  Bürger  von  Xanten  an  ihrem  be- 
weglichen Gut  noch  an  ihrem  Leib  bekümmern.'’)  Vielmehr 


')  Hansen,  Westfalen  und  Rheinland,  liand  1 Nr.  417,  27:  dominus 
duz  modernus  venit  ante  portam  opidi  Xanctensis,  repperit  illam  clausam; 
et  tnnc  ipse  et  sui  cum  malleis  et  aliis  instrumentis  fregerunt  portam  dicti 
opidi  et  illud  opidum  intrarunt.  Eciam  dicit,  quod  non  vidit  fieri  aliquant 
resistentiam  per  opidanos  dicti  opidi.  Vergl.  ferner  Gert  van  der  Schuren 
S.  115. 

s)  Lacomblet,  Urkundenbuch,  Band  4 Nr.  261.  Zwei  Tage  später 
befiehlt  der  Jungherzog  der  Stadt  und  den  Untcrthanen  des  Amts  Xanten, 
soweit  sie  zu  seinem  Autheil  gehören,  dem  Herzog  und  dessen  Amtleuten 
zu  gehorchen. 

s)  Orig.  Perg.  i.  St.  zu  D.,  Xanten,  Stift  Nr.  37. 

')  Dat  sy  van  alle  sulcken  guede,  as  sy  den  Ryn  op  off  aff  vuerendc 
werden,  as  dat  gewoentlicken  is,  oeu  selve  ind  nymant  anders  toebehooren- 
de,  vur  onsen  tollen  Orsoy,  Buderick  ind  Huessen,  so  dio  nu  gelegen  syn 
off  so  wair  die  hemamails  geleghet  werden,  nyet  meir  geven  noch  vertollen 
ensullen  dan  den  halven  toll,  so  verre  dat  guet  vurgerurt  bynnen  onsser 
stat  von  Xancten  vurscreven  gcdronckeu  of  gceten  off  verblyvendc  wurdt. 

6)  Orig.  Perg.  im  Stiftsarchiv  zu  Xanten,  Repert.  2 Nr.  245. 
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soll  jeder,  der  etwas  gegen  sie  liat,  sie  in  Xanten  an  ihrer  Ge- 
richtsstätte belangen,  wo  ihm  unverzüglich  sein  Recht  werden 
wird.  Ausgenommen  ist  hier,  wie  ja  auch  bei  anderen  clevischen 
Städten,  der  Fall  der  handhaften  That,  die  an  dem  Gericht 
oder  an  der  Stätte,  wo  sie  geschehen  ist,  abgeurteilt  wird. 

Zurückhaltender  in  seinen  Gnadenbezengungen  erweist  sich 
Herzog  Adolf  den  Städten  gegenüber,  die,  früher  in  der  Hand 
seines  Bruders,  später  wieder  mit  dem  Hauptterritorium  vereinigt 
werden.1)  Dinslaken  erlangt  zunächst  nur  die  übliche  allgemeine 
Privilegienbestätigung  (1404),-’)  erst  acht  Jahre  darauf  verleiht 
er  den  Wollenwebern  dort  einen  Zunftbrief.3)  Im  Jahre  1420 
endlich  erhält  die  Stadt,  wenn  auch  nur  auf  Widerruf,  eine 
Weinaccise.4)  Noch  weniger  reichlich  wird  Wesel  bedacht.  Ich 
wüsste  eigentlich  nur  von  einer  Reform  des  dortigen  Prozess- 
rechtes zu  berichten;  eine  Gunstbezeugung  (1430  Juni  6),  die 
noch  dazu  die  landesherrlichen  Gerechtsame  nicht  schmälert/’) 

Ich  komme  zu  den  Stadtgemeinden,  die  während  Adolfs 
ganzer  Regierungszeit  seiner  Herrschaft  unmittelbar  unterstanden. 
Man  weiss  von  ihm,  dass  er  ein  Kornmagazin  in  Kalkar  er- 
richtete; der  Bau  aber  geschah  nicht  im  Interesse  der  Bürger, 
vielmehr  sollten  dort  nur  die  Korngülten  der  Domänenpächter 
und  der  anderen  Zinspflichtigen  aufgespeichert  werden.3)  Sonst 
wird  der  Stadt  die  Freiheit  vom  Zoll  in  Griethausen  und 
Büderich  bestätigt.7)  Ob  damit  eine  neue  Gunst  verliehen  wurde, 
mag  dahin  gestellt  bleiben.  Wie  ich  an  anderem  Ort  ausgeführt 
habe,  wird  das  ganze  Mittelalter  hindurch  zwischen  dem  Landes- 
herrn und  seinen  Bürgern  Uber  die  Auslegung  der  Privilegien 
gestritten.  Möglich  auch,  dass  der  Fortschritt  darin  gelegen 


')  Vergl.  Teschenniacher-Dithmar,  Annales  S.  144. 

*)  Orig.  Perg.  im  St.  zu  D.,  Stadt  Dinslaken  Nr.  4. 

s)  Orig.  Perg.  im  St.  zu  D.,  Stadt  Dinslaken  Nr.  150. 

*)  Urkunde  vom  2.  Februar:  Dat  sie  bynnen  unser  stat  Dinslaken 
moigen  ordinieren,  versaten  ende  selten  redelike  assise  op  die  wyne;  ind  die 
assise  tue  behoiff  der  stat  tc  maenen  ende  te  boeren  als  voir  der  stat  seker 
ende  rechte  renton;  dese  vorscrcven  aaiken  durende  tot  unsen  wederseggen. 

5)  Orig.  Perg  im  St.  zu  D„  Stadt  Wesel  Nr.  02. 

*)  Gert  van  der  Schuren  a.  a 0.  S.  137. 

7)  Abgedruckt  von  Wolff  in  Picks  Monatsschrift  für  rheinisch- west- 
fälische Geschichtsforschung,  Band  2 S.  621:  Also  dat  alle  onse  lieve  . . . 
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hat,  dass  der  einschränkende  Zusatz,  dem  zu  Folge  die  Zollfrei- 
heit der  Kalkarer  Bürger  auf  die  Waaren  beschränkt  ist,  die 
im  Lande  selbst  verbraucht  werden,  jetzt  erst  fortfallen  darf. 
Aus  dem  Wortlaut  der  Urkunde  geht  weder  das  Eine,  noch  das 
Andere  mit  Sicherheit  hervor.  Indessen  wird  doch  bemerkt, 
dass  die  Kalkarer  von  den  Zöllnern  ebenso  wie  die  Bürger 
anderer  cleviscber  Städte  behandelt  werden  sollen.  Endlich  wäre 
noch  zu  erwähnen,  dass  der  Herzog  den  Wunsch  der  Stadt,  aus 
dem  Pfarrbezirk  Altkalkar  eximirt  zu  werden,  nach  Kräften  be- 
fördert hat.1) 

Sehr  viel  mehr  weiss  man  über  Adolfs  Beziehungen  zu 
Cleve.  Er  greift  in  die  inneren  Zwistigkeiten  mit  Energie  ein. 
Dabei  aber  macht  er  sich  nicht  das  geringste  daraus,  die  Privi- 
legien der  Stadt,  wie  später  gezeigt  werden  wird,  zu  verletzen.2) 
Gegen  Hecht  und  Herkommen  lässt  er  eine  grosse  Anzahl  von 
Bürgern  ohne  weiteres  ins  Gefängnis  setzen.2)  Ausdrücklich 
wird  berichtet,  dass  dieser  Gewaltakt  in  den  Städten  des  Terri- 
toriums viel  böses  Blut  machte  und  überall  als  willkürlicher 
Uebergritf  mit  Erbitterung  besprochen  wurde. 

Schon  vor  Beginn  der  Unruhen,  in  deren  weiterem  Verlauf 
das  eben  berührte  Ereigniss  stattfand,  im  Jahre  1420,  hatte  der 
Herzog  die  Jurisdiktionsbefugnisse  des  Clever  Magistrats  ver- 
mehrt. In  dem  Bürgerzwist  der  nächsten  Jahre  stellt  er  sich 
dann  rücksichtslos  auf  die  Seite  der  dortigen  Patrizier. 

Wie  sich  zeigen  wird,  hat  Adolf  in  die  Weiterentwickelung 
des  städtischen  Rechts,  durch  eine  ganze  Reihe  von  Verordnungen 
eingegriffen.  Meist  ist  indessen  der  Zeitpunkt  nicht  bekannt, 
an  dem  das  geschehen  ist.  Das  gilt  z.  B.  von  dem  Beschluss 
über  die  Vermehrung  der  Zahl  der  sogenannten  „aufrichtenden 
Tage“,  an  denen  Prozesse  kurzer  Hand  zum  Austrag  kommen. 


burger  toe  Kalker  . . .,  die  dnir  nu  woeneu  itid  naemails  wonachtich  moigen 
werden,  mit  obren  guede,  dat  oeu  off  oiren  meedbnrgeren  vurscrcven  toe- 
beboirt,  voir  onsen  tollen  toe  Grietbuysen  ind  to  Hucssen  . . . opveirdich 
ind  nederveirdich  tolvry  vaeren  moigen  ind  soilen  als  op  onser  vursereven 
liver  stet  tolteyken. 

')  Ueber  die  kirchliche  Trennung  des  Dorfes  und  der  Stadt  wichtige 
Nachrichten  im  über  pastoralis  im  I'farrarchiv  zu  Kalkar. 

2)  Vergl.  Schölten,  Die  Stadt  Cleve,  S.  57t»  ff. 

>)  Unten  S.  312. 
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von  zwei  auf  vier  im  Jahre.1)  Die  beiden  neuen  Gerichtstage 
fallen  in  den  Sommer,  während  die  früheren  nur  im  Winter  ge- 
wesen waren.2)  Ferner  verleiht  er  im  Jahre  1431  der  Stadt 
Cleve  einen  dritten  Jahrmarkt,  der,  wie  die  beiden  anderen, 
drei  Tage  dauern  und  vor  allem  dem  Viehhandel  dienen  soll.*) 

Endlich  ist  noch  der  Verhandlungen  zu  gedenken,  die  im 
Frühjahr  1446  zwischen  der  Stadt  und  dem  Herzog  gepflogen 
wurden.  Nur  der  Entwurf  der  Urkunde  ist  noch  vorhanden, 
deren  Ausfertigung  die  Städter  verlangten.  Aller  Wahrschein- 
lichkeit nach  haben  sie  auch  ihr  Ziel  erreicht.  Da  in  der  Noth 
der  Soester  Fehde  alles  darauf  ankam,  dass  die  Residenzstadt 
durch  ihren  Mauerring  gegen  einen  Handstreich  gesichert  ist, 
entbindet  Adolf  I.  Cleve  gegen  das  Versprechen  einer  gründ- 
lichen Reparatur  der  Festungswerke  von  der  lästigen  Ver- 
pflichtung, Pferde  für  seinen  Gebrauch  in  Bereitschaft  zu 
halten.4) 

Noch  erheblicher  als  diese  Begünstigungen  ist  wohl  der 
Gnadenbeweis,  den  der  Fürst,  dem  allgemeinen  Charakter  seiner 
Städtepolitik  entprechend,  den  kleineren  Flecken  zu  tlieil  werden 
lässt,  von  deren  Ohnmacht  er  Eingriffe  in  seine  Rechte  weniger 
zu  befürchten  hat.  Eben  dadurch  wird  bestätigt,  was  man 
auch  sonst  vermuthen  müsste,  dass  er  durchaus  kein  prinzipieller 
Gegner  städtischen  Wesens  ist.  Das  kleine  Sonsbeck  erlangt  dem- 
entsprechend im  Jahre  I4.il  von  ihm  einen  besonders  privilegirten 
Wochenmarkt.  Was  den  grösseren  Städten  ohne  weiteres  zusteht, 
ohne  dass  sie  dazu  besonders  privilegirt  sind,  muss  den  kleineren 
durch  Urkunden  gewährleistet  werden.  Die  Einwohner  des 
Richteramts  Sonsbeck  — soweit  sie  nicht  nach  Xanten  einge- 
pfarrt  sind  — erhalten  die  Weisung,  ihre  Waaren,  bevor  sie 
auf  andere  Märkte  geschaftt  werden  dürfen,  in  dem  Vorort  feil  zu 
bieten.5)  Bei  dem  Anlass  wird,  wie  schon  angedeutet,  noch  aus- 


■)  Stadtrecht  von  Cleve  im  St.  A.  zu  Düsseldorf  A 71  Bl.  44  und  74. 
>)  A.  a.  O.  Bl.  48. 

*)  Urkunde  vom  10.  August  bei  Schölten,  (Jescbichte  der  Stadt  Cleve, 
Urkunden,  Nr.  70. 

4)  Entwurf  im  St.  zu  D , Cleve-Mark,  Städte  Nr.  1. 

6)  Lacomblet,  Urkundenbuch,  Band  4 Nr.  197:  Wy  Adolph  . . . be- 
stedigeu  eynen  volkomen  vryen  wekeiuarckt  ewentlickeu  blyvende  alle  weke 

Ll«a«tfanf,  Niederrbvinltcbf«  HtAdtcwea«n  im  MiUtUltcr.  lg 
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driicklich  liervorgehoben,  dass  ein  ähnlicher  Marktzwang,  wie 
in  den  anderen  Städten  des  Territoriums,  so  vor  allem  auch  in 
Kalkar  seit  Alters  bestehe.’) 

Ist  — woran  ich  nicht  zweifle  — die  bei  Hopp  mitgetheilte 
Nachricht  zuverlässig,  dann  hat  auch  Üdem,  dessen  Privilegien 
nach  Tesclienmachers  Behauptung  schon  1414  erweitert  worden 
waren,  gleichfalls  vom  Herzog  Adolf  einen  Wochenmarkt  erlangt.'2) 
Das  Städtchen  Griethausen  hat  ferner  im  Jahre  1424  werth- 
volle  Fischereigerechtsame  erhalten.3)  Noch  vorhanden  ist  ein 
Abkommen  des  Fürsten  mit  dem  Magistrat  der  Stadt  Orsoy  (1438). 
Darin  wird  ausgemacht,  dass  der  Flecken  für  eine  Stadtmauer 
Sorge  tragen  soll,  die  in  ihrer  Stärke  und  Anlage  sich  an  die 
neuerbaute  Burgwehr  anschliessen  soll.  Zu  den  Kosten  sollen 
die  Fischer  — wohl  das  Gros  der  städtischen  Bevölkerung  — 
bis  das  Werk  vollendet  ist,  jährlich  80  Gulden  beisteuern.4) 


angainde  des  dynxdaiges  tot  vespertyt  ind  duernde  thent  des  neesten  donre- 
daiges  tot  acht  uren  runnyddage;  also  (lat  alle  dieghene,  die  in  onsen 
ricliterampt  van  Sonsbeke  . . . wonende  werden,  mit  oeren  waeren  ind  veile 
Kuiken,  die  sie  verkoepen  willen,  eir  sie  eyngen  anderen  mcrckt  dninnede 
suecken,  yrst  den  marckt  tot  Sonsbeke  halden  ind  doin  sullen. 

')  A.  a.  O.:  Nachdem  dem  Richter  Vollmacht  gegeben  ist,  Uebertreter 
bis  zu  5 Mark  zu  strafen  „gclyck  dat  in  andere  wekemarckten  gewoende  is*, 
heisst  es  weiter:  Voirtmeir  so  bestedigen  wv  ind  vryen  wy  onse  bürgere 
onser  stat  vorsclireven  ind  alle  dieghene,  die  dair  to  marckt  körnen,  den 
marckt  nit  myt  all  alsulcken  rechten  ind  vryheiden,  as  onse  lieve  stat  van 
Kalker  in  oeren  wekemarckt  hebn  ind  gebruickon. 

s)  Hopp,  Kurtze  Beschreibung  des  Landes  etc.,  S.  39  und  Tesche n- 
m acher-Ditbmar,  Annales  etc.  S,  179.  Der  Inhalt  des  Privilegs  wird 
dem  eben  erwähnten  Sonsbecker  entsprochen  haben,  denn  Hopp  hebt  her- 
vor, dass  dadurch  »des  Ambts  Unterthanen“  genöthigt  worden  seien,  »ihre 
Waaren,  ehe  selbige  an  ander  Orther  vei  knuffen  mügen,  erst  dort  müssen 
feil  bieten“. 

5)  Urkunde  vom  25.  Januar  bei  Schölten.  Geschichtliche  Nachrichten 
über  Cleverhamm,  Brienen  etc.,  S.  98.  Auch  Kranenburg,  das  1114  mit 
einer  Mauer  umzogen  und  1417  noch  mehr  befestigt  wurde,  wird  irgend 
welche  Vergünstigungen  erhalten  haben.  Vergl.  Hopp,  Kurtze  Beschreibung 
etc.,  S.  43. 

4)  Lacomblet,  Urkundenbuch,  Band  4 Nr.  230:  Dat  is  to  weten,  dat 
die  vysschere  tot  Orssoye  van  der  vysscherien  aldair,  to  volleste  die  mure 
mede  te  doin  inaken,  alle  jair  daertoe  geven  ind  an  hant  burgermeistere, 
scepen  ind  rait  tot  Orssoye  leveren  sullen  tachtentich  . . . gülden  . . .,  thent 
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Wie  planvoll  Adolf  hier  wie  immer  verfahrt,  erhellt,  wenn 
man  sich  vergegenwärtigt,  dass  er  im  Jahre  vorher  (1437)  be- 
reits die  Sicherung  der  Orsoy  und  Duisburg  benachbarten 
Freiheit  Ruhrort  in  Angriff  genommen  hatte.  Dort  verpflichteten 
sich  die  Bürger,  jährlich  30  Gulden  auf  die  Befestigung  zu  ver- 
wenden, dafür  erhalten  sie  und  ihre  Nachkommen  das  wichtige 
Privilegium  der  Zollfreiheit  für  ihr  Propregut  auf  eigenen 
Schiffen  an  allen  cleviscben  Erhebungsstätten  am  Rhein.1)  Noch 
in  den  letzten  Regierungsjahren  gelangte  der  Herzog  in  den 
alleinigen  Besitz  von  Gennep.  Auch  dessen  Privilegien  werden 
bestätigt  (1447),  ohne  dass  übrigens  neue  Rechte  hinzugefügt 
würden.2) 

Aber  eben  damals  zeigen  sich  bereits  die  Anlänge  eines 
gewissen  Wechsels  des  Systems  der  clevischen  Städtepolitik. 
Das  hängt  zusammen  mit  der  grossen  kölnischen  Fehde,  die 
ohne  die  kräftige,  aber  nur  mit  schweren  Opfern  zu  erkaufende 
Unterstützung  der  Städte  nicht  durchgeführt  werden  kann. 


III. 

Herzog  Johann  I.  lind  die  clevischen  Stählte. 

Als  Cleve  im  Verein  mit  Soest  den  Waffengang  gegen  das 
Kölner  Erzstift  wagte,  standen  die  Städte  ringsherum  mit  ihren 
Sympathien  auf  der  Seite  des  Jungherzogs,  der  die  Sache  der 
bürgerlichen  Freiheit  gegen  die  drohende  Uebermaeht  des  Landes- 
herrn verfocht.3)  Das  zeigt  schon  die  Haltung  der  märkischen 


die  rau  re  volmaickt  sy.  Ausserdem  sollen  sie.  wie  die  anderen  Bürger,  am 
Bau  der  Mauer  mitarbeiten. 

')  Lacomblet  a.  a.  0.  Nr.  222:  Dat  sie  uiyt  oeren  gtiede  ind  myt 
denselven  oeren  medeingesetenen  wonachtigen  to  Boiroirde  guede  op  oirs 
sclves  bailern  geladen  vur  allen  ousen  tollen  op  den  Rynstroeine  gelegen, 
die  wy  nu  hebn,  tolvry  sullen  vaoren,  gelyck  onse  bürgere  van  Wesel 
vur  onse  tolle  tolvry  vaeren,  indien  sie  vur  den  burgermeystere  ind  II  oiren 
näheren  to  Ruoroirdc  sweren  . . .,  dat  sie  oir  off  oirre  näheren  guet  ind 
andere  geen  guet  geladen  enhebn. 

s)  Teschenmacher-Dithinar,  Annales,  Codex  diploin.,  Nr.  27. 

*)  Hansen,  Westfalen  und  der  Nioderrhein,  Band  1 S.  85  ff.;  vergl. 
auch  Gert  van  der  Schuren  (ed.  Schölten)  S.  182. 

18* 
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Kommunen,  die  trotz  der  unfreundlichen  Gesinnung  ihres  Herrn 
gegen  seine  clevischen  Verwandten  sich  sogar  zur  Hilfeleistung 
für  diese  binreissen  lassen. 

Bekanntlich  ruhte  die  Last  des  schweren  Krieges  auf  den 
Schultern  Johanns,  dem  der  Vater  — weitschauenden  Plänen 
seiner  ganzen  Natur  nach  abgeneigt  und  schon  den  Dingen  dieser 
Welt  abgewandt  — einen  guten  Theil  seiner  Besitzungen  über- 
wiesen hatte,  um  von  den  Einkünften  die  Kosten  des  Kampfes 
zu  bestreiten.1) 

Da  sind  es  nun  die  Städte  des  Herzogthums,  die  ans 
eigenem  Antrieb  aushelfen.  Leider  ist  es  nicht  mehr  möglich, 
im  Detail  festzustellen,  in  welchem  Umfang  die  einzelnen  von 
ihnen,  zum  guten  Ausgang  des  ganzen  Unternehmens  beigetragen 
haben.  Wie  sich  später  zeigen  wird,  hat  Emmerich,  an  der 
Grenze  des  Stifts  Münster  gelegen,  dessen  Bischof  Heinrich  als 
Bruder  Dietrichs  von  Mörs  auf  kölnischer  Seite  stand,  damals  viel 
leiden  müssen.'-’)  Dann  erfährt  man  aus  den  Stadtrechnungeu 
Kalkars  von  manchen  Expeditionen  des  bürgerlichen  Heerbanns. 
Ungleich  wichtiger  aber  ist  die  Rolle,  die  Wesel  hier,  wie  immer 
bei  rheinisch-westfalischen  Verwickelungen,  spielt.  Dem  Kriegs- 
schauplatz benachbart,  in  Allem,  was  den  Handel  angeht,  die 
Führerin  nicht  allein  der  rechtsrheinischen  clevischen,  sondern 
auch  der  märkischen  Plätze,  damals  auf  dem  Höhepunkt  seines 
Wohlstandes  angelangt,  hat  Wesel  mit  seinem  waffengeübten 
Aufgebot  mehr  als  einmal  entscheidend  in  den  Gang  der  Er- 
eignisse eingegriffen. 

Viele  Hunderte,  wenn  nicht  Tausende  von  Notizen,  in  den 
ungemein  sorgfältig  geführten  Stadtrechnungen,  beziehen  sich 
auf  die  Soester  Fehde.  Wie  oft  gehen  die  städtischen  Boten 
nach  Soest  und  nach  dem  Feldlager  „unseres  Junkers“,  um  den 
Stand  der  Dinge  zu  erkunden!  Das,  was  sie  in  Erfahrung  ge- 
bracht haben,  melden  sie  dann  nach  Cleve  dem  gnädigen  Herrn, 
bei  dem  sich  übrigens  die  Stadt  nicht  selten  auf  Wunsch  des 
Jungherzogs  für  diesen  verwenden  muss3)  Mit  dem  Gesandten 


’)  Hansen  a.  a.  O.  S.  95  ff. 

2)  Dedericli,  Annalen  der  Stadt  Emmerich,  S 329  ff. 

^ Weseler  Stadtrechnung  1446:  It.  des  dinxdages  nae  Palmen  (April  13) 
ginck  Gadert  toe  Cleve  mjt  enen  brief,  soe  nnse  genedige  here  gescreven 
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der  Hanse,  sowie  mit  den  Bevollmächtigten  von  Köln  und 
Münster  berätli  man  wohl  über  Maassnahmen,  die  auf  Wieder- 
herstellung des  Friedens  zielen.  In  Münster  selbst  sucht  man  Nach- 
richten zu  erlangen,  um,  wenn  die  Stände  in  ihrer  Renitenz  gegen 
den  kriegerischen  Sinn  Bischof  Heinrichs  zu  erlahmen  drohen, 
rechtzeitig  zu  G ege nm assregeln  bereit  zu  sein.  Jede  gute  Botschaft 
vom  Kriegsschauplatz,  sei  es  nun,  dass  die  Soester  Hundert  der 
Kölnischen  „niedergezogen“,  oder  die  Haidemühle  bei  Hamm  aus- 
gebrannt haben,  wird  mit  Freuden  aufgenommen  und  dem  L’eber- 
bringer  stattlich  gelohnt.1)  Und  wie  oft  werden  den  veranwort- 
lichen  Leitern  der  Weseler  Stadtpolitik  von  allen  Seiten  „neue 
Zeitungen“  zugetragen  über  Anschläge  des  Erzbischofs  und 
seiner  getreuen  Parteigänger  im  Münstersehen,  der  Herren  von 
Gehmen!  Dann  senden  sie  sofort  eine  Anzahl  von  Reisigen  an 
die  bedrohten  Punkte  der  Grenze,  einmal  zur  vorläufigen  Sicherung, 
dann  aber,  um  die  herzoglichen  Amtleute  zu  warnen.  Um  für  diese 
kleineren  aber  um  so  häufigeren  Geschehnisse  stets  geeignete  Werk- 
zeuge zur  Hand  zu  haben,  nimmt  die  Stadt  meist  30  und  mehr 
Schützen  in  Sold.  Nicht  selten  hilft  man  mit  einem  Tlieil  von  ihnen 
dem  Jungherzog  aus,  wenn  es  sich  um  die  Vertheidigung  plötzlich 
bedrohter  Festungen  handelt.  Hier  und  da  zieht  auch  das  ganze 
städtische  Kontingent  zu  Fuss  und  zu  Ross  zu  grösseren  krie- 
gerischen Unternehmungen  aus.  Wie  oft  ist  man  dem  Herrn 
von  Gehmen  auf  den  Leib  gerückt,  hat  ihm  sein  Schloss  berannt 
und  sein  Land  verwüstet!2)  Aber  sogar  bis  Kempen  erstreckt 
sich  wohl  einmal  eine  solche  kriegerische  Expedition,  die  dann 
die  Bürger  fast  eine  Woche  lang  von  der  Heimath  fern  hält.1) 


bad,  begerende  oen  toe  scryven,  wat  die  Jlunsterschen  up  Larrebrueck  ge- 
dedingt  mochten  hebn. 

')  Weseler  Stadtrechnung  1445:  Item  de?  suudages  vor  pinxteu  ^Mai  9) 
vor  Berint  Huchtebrueck,  die  die  tydingh  bracht,  dat  die  van  Seist  die  Heide- 
rnollu  gebrant  hebn.  Vergl.  Hausen  a.  a.  0.  S.  S3. 

*)  Weseler  Stadtrecbnuug  1445:  Item  des  donredages  up  sunt  Jlartyns- 
dage  (November  ls)  toegh  nid  die  gansze  stat  to  vuet  ind  toe  perde  in  die 
herschap  van  Gemen  ind  laghen  up  die  Brunsellbrugh,  soe  die  rutcr  die  have 
nameu  in  der  herschap  vorscreven. 

3)  Weseler  Stadtrechnung  1444:  Item  des  dinxdages  op  sunt  Matkeus- 
dage  (September  22)  toe  myddage  toich  uid  die  gantze  stad  toe  vuet  ind  toe 
perde  ind  lant  van  Kempen,  dat  se  branden,  ind  waren  uid  bis  des  vrydages. 
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Vollends  zum  Schutz  der  Stadtmark  müssen  die  Bürger 
stets  bereit  sein.  Sogar  mitten  im  Winter  ertönt  der  Glocken- 
schlag, der  alle  oder  doch  einzelne  Quartiere  zur  Landeshut 
aufruft. 

Uebersieht  man  die  langen  Reihen  der  Posten,  die  jedesmal, 
als  zur  Ausrüstung  gehörig,  in  den  Rechnungen  gebucht  werden, 
so  ist  cs  nicht  verwunderlich,  dass  die  Ausgabelisten  in  diesen 
Jahren  immer  umfänglicher  werden  und  auf  mehr  als  das  Doppelte 
anschwellen. 

Aber  noch  in  anderer  Weise  nimmt  der  Jungherzog  die 
Finanzkraft  nicht  allein  Wesels,  sondern  auch  der  anderen  Städte 
in  Anspruch.  Vor  allem  sollen  sie  dessen  Gläubigern  gegenüber 
sich  zur  Bürgschaft  bereit  finden.  Unter  diesen  Gläubigern  ist  nun 
auch  der  Vater,  der  in  seinen  alten  Tagen  sehr  zur  Sparsamkeit 
geneigt  zu  haben  scheint.  Trotz  der  allgemeinen  Geldnoth  muss 
er  übrigens  noch  immer  über  Mittel  verfügt  haben.  Als  z.  B. 
die  Weseler  dem  Jungherzog  alle  möglichen  Gerechtsame  für 
eine  grössere  Summe  abkaufen,  da  wenden  sie  sich  ihrerseits 
an  Adolf,  um  von  ihm  einen  Theil  des  Betrages  zu  entleihen.1) 
Eine  Summe  von  964  Gulden  giebt,  wie  es  scheint,  der  Sohn 
jährlich  dem  Vater,  dem  gegenüber  sich  die  Städte  für  die 
Zahlung  verpflichten.  Ihnen  stellt  nun  wieder  der  junge  Herr 
Briefe  ans,  in  denen  er  ihnen  Schadlosigkeit  zusichert.  Das 
geschah  im  Sommer  1446.2) 


')  "Weseler  Stadtrechnung  1445:  Item  des  saterdages  voir  Andren  (No- 
vember 27)  Ja»  tippen  Dyck  ind  Evert  van  Orsoy  . . . vueren  . . . toe 
Xancten  ind  buerden  daer  perde,  toe  Cleve  toe  ryden  an  unsen  genedigen 
lieren,  toe  werven,  dat  syne  genaden  der  stat  een  deel  geltz  . . . bis  be- 
laken  paeschen  lenen  wolden,  daermede  linsen  genedigen  joncher  den  koerin- 
tiend  toe  Wesel],  den  hoff,  tiondschuer  ind  banement  minie  aff  toe  kopen, 
soo  syne  genaden  syn  saken  in  synen  costen  toe  Seist  ind  ter  Lipp  toe  be- 
stellen, geltz  noitliken  toe  doin  hadn  . . . 

2)  Vergl.  die  Urkunde  für  Emmerich  vom  l.Juni  1446,  i.  St.  z.  D., 
Cleve-Mark  A II  Charttilarien  Nr.  7 Bl.  94:  Wy  Johan  etc.  doen  kont  allen 
luden,  also  burgermeister,  scepene,  raidt  ind  gantze  gemeynte  der  stat  Embriek 
mit  den  steden  Cleve,  Wesel,  Kalkar,  Xancten  ind  Rees  ons  to  beltulp  geloifte 
gedaen  hebn  onsen  lieven  lieren  ind  vaider  hertougen  van  Cleve  und  greven  van 
derMarcke  in  synen  brieve  inhaldcnile  van  IX°  ind  I ,X V I overlonschen  rynschen 
gülden  jairlix  syure  liefden  to  geven  ind  to  betailen,  die  wiele  hie  leven  sal, 
in  innten  dieselve  brieff  dairaff,  die  datum  op  gifte  dis  brieffs  gescreven  steet, 
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Aber  wie  schon  angedeutet,  die  regelmässigen  Einkünfte 
reichen  nicht  aus  zur  Bestreitung  der  ungeheueren  Kosten  eines 
solchen  Feldzuges.  Es  blieb  Johann  nichts  anderes  übrig,  als 
den  Städten  Gerechtsame  gegen  grössere  Summen,  sei  es  nun 
zu  veräussern  oder  zu  verpfänden.  Unendlich  lang  ist  die  Reihe 
der  Urkunden  dieses  Inhalts.  Dabei  ist  auffallend,  dass  fast 
ausnahmslos  die  Einschränkung  wiederkehrt,  erst  nach  dem  Tode 
seines  Vaters  solle  der  in  Aussicht  gestellte  Zustand  der  Dinge 
ins  Leben  treten.  Da  wird  man  zu  der  Annahme  gedrängt, 
dass  der  alte  Herzog,  so  sehr  er  sieh  auch  bei  den  Bürgern 
verwandte  und  sie  bat,  den  Sohn  in  seiner  Noth  nicht  zu  ver- 
lassen, sondern  ihn  mit  einer  ausserordentlichen  Steuer  zu  unter- 
stützen, dennoch  die  Auslieferung  wertvoller  Gerechtsame  an 
die  Städte  missbilligte  oder  vielleicht  gar  nicht  einmal  darum 
wusste.1) 

Die  eben  erwähnten  Diplome  zerfallen  nun  aber  in  zwei 
Gruppen.  Die  erste  umfasst  die  Abmachungen  bis  zum  Herbst 
1446,  die  zweite  die  vom  Rest  des  Jahres  und  die  aus  der 
Folgezeit.  Das  entscheidende  Ereigniss  ist  die  Bedefordcrung, 
die  eben  damals  (1446)  von  den  Städten  bewilligt  wird,  aber  von 
Seiten  des  Jungherzogs  nur  durch  neue  Opfer  erkauft  werden 
kann.'-) 

Die  Finanznoth  Cleves  hat  — wie  noch  neuerdings  mit 
Recht  hervorgehoben  worden  ist  — schon  frühzeitig  begonnen, 
denn  die  ersten  Verschreibungen  reichen  bis  in  die  Mitte  des 
Jahres  1445  zurück.  So  ist  z.  B.  ein  Abkommen,  das  mit  Rees 
getroffen  wird,  noch  aus  dem  August.1’)  Johann  quittirt  darin 


(lat  vorder  inhelt  . . Darunter  steht  ein  Registraturvermork,  auch  Wesel. 
Kalkar,  Xanten  und  Rees  (Cleve  scheint  aus  Versehen  ausgelassen  zu  sein) 
hätten  der  gelyke  schadelois  brieve,  illick  vast  op  sunderlingh  guet  sprekende, 
dair  sie  oireu  schaide,  offt  so  (jueme,  an  verhalen  moichten.  Vergl.  auch  das 
Regest  vom  29.  Mai  1446  bei  Wolff,  Geschichte  der  Stadt  Calcar  S.  146 
Nr.  9t. 

’J  Auch  die  Amtleute  bis  herunter  zu  den  Boten  mussten  dem  Jung- 
herzog Darlehen  leisten.  Hierfür  finden  sich  zahllose  Beispiele  in  den  Re- 
gesten Johanns  Besonders  characteristisch  ebendort  Bl.  163:  Vertrag  mit 
dem  Zollaufseher  zu  Orsoy  vom  13.  Juli  1448. 

a)  Vergl.  unten  Kap.  9,  III. 

3)  Vom  16.  August:  So  verre  wy  hertough  van  Cleve  werden,  dat  die 
bürgere  ind  ingesetene  der  stat  van  Rees,  so  vroe  wie  hertough  van  Cleve 
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den  Empfang  eines  Darlehns  von  400  Gulden  und  verheisst, 
dass  die  Bürger  der  Stadt,  sobald  er  die  Regierung  augetreten 
habe,  hinsichtlich  der  Zölle  den  meistbegünstigten  unter  den 
clevischen  Plätzen  gleichgesetzt  werden  sollen.  Nur  durch  Rück- 
zahlung der  entliehenen  Summe  kann  der  Jungherzog  oder  sein 
Nachfolger  des  Versprechens  ledig  werden. 

Noch  nicht  einen  Monat  später  erhält  Johann  von  Xanten 
dieselbe  Summe  und  stellt  der  Stadt  die  nämliche  Vergünstigung 
in  Aussicht,1)  nur  dass  hier  einfach  auf  Wesel,  als  die  meist- 
begünstigte Stadt  Bezug  genommen  wird. 

Wenn  die  Xantener  Kaufleute  irgend  welches  Gut  auf 
fremden  Schilfen  verladen  haben,  so  genügt  ihr  Eid,  um  es  als 
ihr  Propregut  zu  legitimiren.4)  Hier,  wie  im  eben  besprochenen 
Falle,  gilt  natürlich  die  Einschränkung,  dass  nach  Rückzahlung 
der  400  Gulden  auch  das  erhoffte  Recht  erlöschen  soll. 

An  diese  Abmachung  reiht  sich  die  mit  Kalkar  an  vom 
21.  Oktober.  Auch  von  der  Stadt  erlangt  der  Jungherzog  die 
nämliche  Summe.  Dafür  verspricht  er  einmal  dasselbe,  was  er 
den  Bürgern  von  Xanten  verheissen  hat.  Da  aber  die  Stadt 
Kalkar,  die  ja  Wesel  an  Zollvergünstigungen  ziemlich  gleich 
steht,  hiermit  nicht  zufrieden  ist,  fügt  er  hinzu,  die  Bürger 
sollten  von  seinem  Regierungsantritt  an  frei  sein  von  der  Gruit- 
abgabe  von  allem  Bier,  das  sie  nebst  ihrem  Gesinde  für  ihren 
Hausbedarf  verbrauchen.3)  Es  ist  eigentlich  überflüssig,  zu  be- 


werden,  dan  voirtan  ten  ewigen  dagen  voir  an  den  toelle,  die  wy  dan  hedn  off 
in  toekomenden  tiden  krigende  wurden,  beide  to  water  ind  to  lande  sulker 
meester  vriheit  gebruken  sollen,  als  enige  andere  stede  in  den  lande  van  Cleve 
dein ; bis  tcr  tyt  toe,  dat  wy  onse  erven  of  nakoinelinge  hertoughe  van  Cleve  der 
stat  van  Rees  die  II II«  rynsclie  gülden  vurscreven  off  den  weerde  dairvoir 
an  gnedn  anderen  payment  weder  betailt  hebn. 

*)  Vom  14.  September. 

2)  Oiek  dat  die  bürgere  van  Xancten  enige  guet  op  vremdeu  baden  off 
getouwen  van  oen  vervrachtet,  dat  sie  ouderscheideiicken  rayt  oeren  eden 
wisen  ind  verwaeren,  oirc  propre  guet  to  wesen,  dan  voirtan  vur  onse  toille 
vurgerurt  tolvry  vueren. 

3)  Pick,  Monatsschrift  für  rheinisch-westfälische  Geschichtsforschung, 
Hand  2 S.  022:  Oiek  ensnllen  die  burger  van  Kalker  dan  voirtan  van  allen 
hier  off  keute,  dat  sy  sonder  vcylinge  in  oirs  selfs  huysen  mit  oiron  gesevnde 
drineken,  ons,  onsen  erven  off  nakomelingen  der  stat  van  Kalker  die  vier- 
hondert  averlentsche  rynsche  gülden  vurscreven  off  den  weirde  dairvoir  . . 
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merken,  dass  bei  Rückzahlung  der  400  Gulden  die  Abmachung 
nicht  in  Rechtskraft  treten  soll. 

Etwas  früher  setzen  die  Vereinbarungen  zwischen  dem  Helden 
der  Soester  Fehde  und  Wesel  ein.  Ist  die  Stadt  doch  der  Mittel  punkt 
jener  Ortschaften  und  Amtsbezirke,  die  bereits  im  September  des 
Jahres  1444  dem  Jungherzog  überwiesen  worden  waren.1)  Daher 
erhält  Wesel  schon  bald  darauf  (am  2.  November)  eine  allgemein 
gehaltene  Bestätigung  seiner  Privilegien  und  Handfesten.2)  Es 
folgt  dann  ein  Versprechen  des  Jungherzogs,  das  den  Weselern 
die  Rückzahlung  eines  Theiles  des  Steuerbetrages  in  Aussicht 
stellt,  mit  dem  sie  bei  dem  Ankauf  der  zweiten  Hälfte  von 
Gennep  betheiligt  sind  (1 445  Juni  26).:1)  Aber  erst  am  1 3.  Dezember 
1443  verpfändet  Johann  den  Bürgern  den  Kornzehnten  im  Kirch- 
spiel und  Gericht  Wesel  für  die  ungeheuere  Summe  von  5576 
Gulden.4) 

Und  auch  die  kleineren  Städte  werden  nicht  verschont. 
So  ist  von  Sonsbeck  bekannt,  dass  es  am  1.  Mai  1446  sich  zu 
einem  Darlehn  von  125  Gulden  versteht.  Das  Geld  soll  ent- 
weder im  ersten  Jahre  der  Regierung  znrttckerstattet  werden 
oder  aber  die  Stadt  soll  in  irgend  einer  Weise  durch  Erweiterung 
ihrer  Privilegien  entschädigt  werden.  Man  sieht  also,  dass  diesen 
kleineren  Städten  gegenüber,  mit  weniger  Rücksicht  verfahren 
wird.5)  Der  Jungherzog  behält  sich  die  Freiheit  der  Entschliessnng 
durchaus  vor  und  erlangt  vorläufig  jenes  zinslose  Darlehen  ohne 
sich  durch  ein  bestimmtes  Versprechen  gebunden  zu  haben. 


weder  gegeven  ind  in  oir  seker  behalt  gelevert  ind  deson  brieff  dair  inede 
geloist  liebn. 

■)  Bürgerbitch  Bl.  125:  Der  Herzog  übergiebt  seinem  Sohne  Wesel, 
Kees,  Dinslaken.  Holte,  Schermbeck,  Kingenberg  und  Kuhrort. 

s)  Hauptprivilegienbueh  Bl.  <4. 

,)  Abscb.  im  St.  zu  D.,  Cleve-Mark  A II  Chartularien  Nr.  7 Bl.  27. 
Vergl.  auch  da»  Privileg  vom  29.  Juni  im  jüngeren  Bürgerbuch  Bl.  134. 

i)  Orig.  Perg.  im  St.  zu  I).,  A II  Cleve-Mark  Nr.  1188. 

5)  Abschrift  im  St.  zu  D.,  Cleve-Mark  A II  Chartularien  Nr.  7 Bl.  75: 
Ind  dat  wy  der  »tat  van  Sonsbeke  vuracreven  die  C ind  XXV  rynsche  gül- 
den . . . bynnen  den  nei»ten  jair,  as  wy  van  gaidz  verhenguisse  hertough 
van  Cleve  syn,  uit  der  alingcr  sluyterien  to  Sonsbeke  nu  aadan  ind  dan  as 
nu  weder  to  boeren  . . . bewysen  mit  desen  brieve,  off  sy  myt  Privilegien 
oen  to  geveiKoff  ander»  dairaff  to  vernnegen. 
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Und  noch  weniger  Umstände  werden  mit  Üdem  gemacht,  dem 
am  14.  Juli  eine  Quittung  für  den  Empfang  von  52*/,  Gulden 
ausgestellt  wird.  Die  Stadt  muss  sieh  mit  dem  einfachen  Ver- 
sprechen begnügen,  das  Geld  werde  im  ersten  Jahre  nach  dem 
.Regierungsantritt  aus  gewissen  Gefällen  zurückerstattet  werden.1) 

Eben  in  diese  Monate  fällt  dann  auch  die  schon  erwähnte 
Bürgschaftsleistung  der  clevischen  Hauptstädte  für  eine  jähr- 
liche Zahlung,  zu  der  der  Jungherzog  sich  seinem  Vater  gegen- 
über verpflichtet.  Die  Schadlosbriefe,  zu  denen  sich  der  Jung- 
herzog den  Städten  gegenüber  herbeilässt,  sind  sämmtlich  vom 
1.  Juni.  Während  aber  die  übrigen  allgemein  gehalten  sind, 
verräth  der  für  Cleve,  wohin  die  Wünsche  der  dortigen  Bürger 
zielen.  Ihnen  wird  das  Versprechen  zu  theil,  dass  etwaiger 
Schade  aus  der  Gruit  zu  Cleve  bestritten  werden  soll.2) 

Ich  gehe  jetzt  zur  Besprechung  der  Urkunden  jener  zweiten 
Gruppe  über,  zu  den  Dokumenten  nämlich,  durch  deren  Aus- 
stellung die  Städte  für  die  Bewilligung  der  Steuer  belohnt  werden 
sollen.  Die  Stadt  Wesel,  in  der  Verhandlungen  des  Städtetages 
stattgefunden  hatten,  erhält  am  7.  November  1446  das  Recht, 
dass  alle  die,  welche  ihre  Güter  dort  „absehlagen“,  von  der  Zoll- 
abgabe in  Büderich  frei  sein  sollen.'1)  Es  folgt  am  10.  November 
ein  Versprechen  an  Rees.  Um  die  Summe  der  jetzt  bewilligten 
Bede  soll  der  Betrag  jenes  Darlehns  von  400  Gulden  vermehrt 
werden,  für  welches  der  Stadt  die  Zollfreiheit  im  Territorium 
zugesichert  war.  Dem  entspricht  dem  Inhalt  nach  ein  Abkom- 
men mit  Xanten  vom  7.  Januar  1447.  Um  die  Hälfte  eben  der 
Steuerquote  soll  die  Pfandsumme  erhöht  werden.4)  Auf  andere 
Weise  wissen  damals  die  Bürger  von  Cleve  ihren  Vortheil  wahr- 
zunehmen. Sie  erhalten  eine  Zusicherung  ähnlich  der,  die  Kalkar 


')  Abschr.  im  St.  zu  D.,  B.  46  Bl.  97:  Bynnen  den  yrsten  jair  nac 
doide  onss  lieven  hereu  ind  vaiders  to  boiren  uit  den  alingen  renten  ge- 
boerende in  die  sluyterie  tot  Udem  sonder  enich  vorder  vertoch  off  hynder 
oen  dairan  lo  doen. 

s)  Abschr.  im  St.  zu  D.,  Cleve-Mark  A 11  Chartularien  Nr.  7 Bl.  94. 

3J  Im  St.  z.  D.  B.  40  Bl.  110:  Geven  mvt  dosen  brieve  terstont  nae 
doide  onss  lieven  heren  ind  vaiders,  off  wanueer  wy  herre  wurden  des  landz 
van  Cleve,  vry  to  hebn  ind  tot  oire  staidz  vurscreven  behoiff  to  gebruyeken 
den  affslach  to  Wesel  etc. 

4)  A.  a.  0.  Bl.  112. 
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schon  zwei  Jahre  zuvor  zu  theil  geworden  ist:  Das  Bier,  das 
sie  für  den  Hausbedarf  brauchen,  ist  nicht  abgabepflichtig.1) 

Die  Zeit,  in  der  Johann  alle  diese  zahlreichen  und  weit- 
reichenden Versprechungen  einzulöseu  hatte,  war  nicht  allzufern. 
Sein  Vater  starb,  als  der  Sieg  in  dem  grossen  Kampfe  schon 
so  gut  wie  gewiss,  die  Ergebnisse  aber  noch  nicht  diplomatisch 
gesichert  waren  (am  23.  September  1448).-)  Wenige  Tage  da- 
rauf begannen  die  Städte  dem  Nachfolger  zu  huldigen.  Voran 
geht  Cleve,  dessen  Bestätigungsurkunde  vom  27.  September 
datirt  ist.-5)  Dann  scheint  der  neue  Herr  über  den  Rhein  ge- 
zogen zu  seiu,  um  am  28.  September  in  Emmerich  und  am  30. 
in  Rees  die  Huldigung  der  Bürger  entgegen  zu  nehmen.*)  Von 
da  führt  der  Weg  nach  Wesel  (Bestätigungsnrkunde  vom  2.  Ok- 
tober) und  dann  über  Xanten  (4.  Oktober)  W’ohl  wieder  zurück 
nach  Cleve.  Wenige  Tage  später  ist  der  Herzog  abermals  auf 
der  rechten  Seite  des  Stromes  in  Emmerich,  wo  er  am  9.  Ok- 
tober den  Bürgern  ein  Privilegium  ausstellt.5)  Noch  in  dem- 
selben Jahre,  am  1 6.  November,  huldigt  Hiissen  und  endlich 
erst  Mitte  Februar  des  folgenden  Jahres  die  Stadt  Kalkar,  ob- 
gleich Johann  schon  bei  der  Rückkehr  von  seiner  ersten  Huldi- 
gnngsreise  in  ihre  unmittelbare  Nähe  gekommen  war. 

Die  meisten  der  Bestätigungsnrkunden  sind  in  die  üblichen 
allgemeinen  Worte  gekleidet.  Nur  Emmerich  erhält  wenigstens 
einige  Tage  später  zu  früheren  Vergünstigungen  den  Landzoll 
in  der  Ober-  und  Niederhetter.  Möglich,  dass  dadurch  eine 
andere  Verpflichtung  abgekauft  werden  sollte,  nämlich  das  zwei 
Jahre  zuvor  abgegebene  Versprechen,  die  Freiheit  der  Schöffen- 
wahl  wieder  herzustellen.6)  In  die  Bestätigungsurkunde  Wesels 
ferner  wird  sofort  eine  Einschränkung  eingefügt,  die  Verleihung 
einer  Viehweide  an  die  Stadt  durch  Dietrich  von  der  Mark  soll 
keine  Rechtskraft  haben.  Bevor  aber  Wesel  huldigt,  musste 


')  Van  siükon  hier  cml  dranck,  die  sie  sonder  reilingh  in  oiren  huysen 
drincken,  gavn  gruytgelt  gern  ensoilen.  Uitgenomeu  dat  dio  ghone,  die 
gruytbier  brouwen,  die  gruyt  halen  ind  coipen  soilen  ast  gewoentlich  is. 

*)  Gort  van  der  Schuren  S.  213,  vergl.  auch  die  Wesel.  Stadtrechn. 
3j  Abschr.  im  St.  z.  D.,  A 76  Bl.  81. 

*)  Die  Urkunde  im  Auszug  bei  Wassenberg,  Embrica  etc.  S.  69. 

5)  Dederich,  Annalen  der  Stadt  Emmerich,  S.  247. 

6)  Vergl.  unten  Kap.  14,  IE. 
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Johann  in  einem  besonderen  Diplome  den  berühmten  Successions- 
brief  vom  Jahre  J418  beschwören.1) 

Auch  mit  Kalkar  wird  ohne  Zweifel  schon  in  dieser  Zeit 
paktirt  worden  sein.  Hier  aber  einigte  man  sich  nicht  über  die  Be- 
dingungen der  Huldigung:  ja  es  scheint  zu  einem  ernstlichen 
Konflikt  gekommen  zu  sein,  so  dass  eine  Abkunft  vorläufig  unter- 
blieb. Erst  als  im  Februar  1449  ein  Waffenstillstand  mit  dem 
kölnischen  Widersacher  abgeschlossen  war.  der  als  Vorläufer 
eines  dauernden  Friedens  gelten  konnte,  nimmt  der  Herzog  die 
Verhandlungen  wieder  auf.2)  Die  Bürger  bewilligen  ihm  nun- 
mehr eine  namhafte  Summe  und  erlangen  dadurch  die  Verzeihung 
und  ueue  Gnade.  Das  geschah  laut  der  Quittung  über  den 
Empfang  des  Betrages  am  16.  Februar/*)  Die  Aussöhnung  aber 
hatte  damals  schon  stattgefunden,  denn  bereits  am  Tage  vorher 
war  die  Huldigung  geleistet  worden.  Und  in  der  Tliat  liefert 
die  Bestätigungsurkunde  den  Beweis,  dass  die  Erbitterung  auf 
beiden  Seiteu  völlig  gewichen  war.  Im  Gegentheil,  der  Held 
der  Soester  Fehde  erkennt  mit  freudigem  Dank  die  Opferfreudig- 
keit an,  mit  der  gerade  die  Kalkarer  Bürger  es  stets  denen  der 
anderen  Plätze  vorausgethan  hätten.  Solchen  Sinn  zu  ehren,  ge- 
währt er  ihnen  auch  seinerseits  eine  damals  noch  ganz  ungewöhn- 
liche Gunst : Er  verspricht,  dass  seine  Nachfolger  in  aller  Zukunft 
gehalten  sein  sollen,  auf  dem  Kathhaus  zu  Kalkar  einen  feierlichen 
Eid  auf  die  Privilegien  der  Stadt  zu  leisten.  Erst  wenn  das  ge- 
schehen ist,  sind  die  Bürger  verpflichtet,  ihrerseits  die  Huldi- 
gung zu  vollziehen.4)  Und  nicht  mit  der  Ehrung  allein  zufrieden, 


*)  Vergl.  Orig.  Perg.  im  St.  z.  D,  Wesel  Nr.  J21. 

*)  Der  Waffenstillstand  beginnt  am  13.  Februar.  Vergl.  Hansen, 
Westfalen  und  Rheinland,  Hand  1 S.  132. 

3J  Wolff,  Geschichte  der  Stadt  Calcar,  Regesten  Nr.  Iß. 

*)  Abgedruckt  bei  Pick,  Monatsschrift  fiir  rheinisch-westfälische  Ge- 
schichtsforschung, Band  II  S.  C22 : lud  wy  liebn  der  selver  onser  stat  ind 
bürgeren  umb  diensts  will,  den  sv  ons  in  deser  Coilscher  veden  gedain  hebn, 
eir  onse  beere  ind  vader  vurscreven  afflivich  wart,  ind  oick  umb  gunste,  die 
sy  ons  nu  na  gedain  ind  bewyst  liebn,  mede  verleent  ind  verschreven,  ver- 
lernten ind  versebryven  avermits  desen  selvon  brieff  . . .,  dat,  so  duck  oen 
na  onas  doit  enen  nyhen  heer  to  ontfangen  geboiren  sal,  dat  die  onss  stat 
ind  bürgeren  vurscreven,  eir  sy  oen  tot  enen  hcre  ontfangende  iud  huldinge 
ind  eyde  van  truwe  doinde  wurden,  alsulke  eyde  ind  golaefte,  as  vurscreven 
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rohen  die  Bürger  nicht  eher,  als  bis  man  über  die  früheren  Ver- 
sprechungen im  Reinen  ist.  Obwohl  die  Frist,  die  zur  Rück- 
zahlung der  in  der  Notli  des  Krieges  geliehenen  Summen  verein- 
bart ist,  noch  nicht  abgelaufen  ist  (ein  volles  Jahr  nach  dem  Re- 
gierungsantritt war  als  Termin  gesetzt  worden),  lässt  der  Herzog 
sofort  die  Bestimmung  seines  Vertrages  in  Kraft  treten.  Am  tu.  Fe- 
bruar — also  nur  wenige  Tage  nach  Abschluss  der  Verhandlungen 
— ergeht  sein  Befehl  an  die  Zollbeamten  zu  Orsoy,  Büderich 
und  Httssen,  das  Gut  der  Kalkarer  Bürger  solle  von  jetzt  ab 
der  verheissenen  Freiheit  geniessen.  Es  handelte  sich,  wie  er- 
innerlich, bei  dem  Abkommen  vom  Jahre  1445  ausserdem  noch 
um  den  Erlass  der  Gruit  für  den  Hausbedarf  der  einzelnen 
Bürger.1)  Ob  dem  gleichfalls  schon  im  Februar  Folge  gegeben 
worden  ist  oder  erst  später,  muss  dahingestellt  bleiben.  Was 
man  darüber  weiss,  ist  einer  neuen  Abmachung  über  dieselbe 
Sache  vom  Jahre  14G3  zu  entnehmen.  Damals  hat  Johann 
wieder  um  eine  ausserordentliche  Steuer  gebeten,  die  ihm  auch 
bewilligt  worden  ist.  Wie  aber  üblich,  hat  die  Stadt  den  An- 
lass benutzt,  um  etwas  beim  Herzog  zu  erreichen.  So  muss 
Johann  sich  verpflichten,  die  vierhundert  Gulden,  die  ihm  als 
Bede  übergeben  werden,  zurückzuzahlen,  falls  er  das  alte  Pri- 
vileg der  partiellen  Gruitfreiheit  aufhebt.2)  Und  an  diese  Ver- 
einbarung knüpft  eine  zweite  vom  Jahre  1470  an,  die  übrigens 
erkennen  lässt,  dass  auch  in  der  Zwischenzeit  wieder  verhandelt 
ist.  Nach  dem  Dokument  von  1470  hat  es  nämlich  den  An- 
schein, als  ob  von  der  Pfandsumme  50  Gulden  abgetragen  sind. 
Nunmehr  aber  wird  der  Betrag  von  350  Gulden  auf  550  er- 
höht,3) Wie  wenig  aber  der  Fürst  gesounen  war,  seine  Ver- 
bindlichkeiten einzulösen,  zeigt  ein  Diplom  vom  Jahre  1472. 
Die  Stadt  verpflichtet  sich  darin,  einem  Gläubiger  Johanns 
jährlich  50  Gulden  an  Zinsen  zu  bezahlen,  dafür  erhält  sie  die 

atain,  rar  burgermeister,  scepenen  ind  raede  in  der  tyt  to  Kalker  opt  rait- 
hnys  aldair  lyflicken  doin  ind  oen  deser  gelyken  brievc  dairaff  geven  sal. 

*)  Abgedr.  a.  a.  O.  S.  623.  Ain  22.  Februar  lassen  sich  die  Bürger 
von  Kalkar  von  den  Schöffen  zu  Alt-Kalkar  eine  Abschrift  der  fraglichen 
Urkunde  vom  Jahre  1445  beglaubigen.  Vergl.  Wo  Ufa  Repertorium  Nr.  128. 

s)  Urk.  vom  10.  Februar.  Absehr,  im  Lagerbuch  von  Kalkar  im  Archiv 
der  St.  Nicnlaikirche  Litt.  A.,  vol.  I S.  200. 

»)  A.  a.  0.  S.  213. 
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Befugniss,  die  gleiche  Summe  aus  den  herzoglichen  Einkünften 
von  Gruit  und  „Gemahl“  in  Kalkar  zu  erheben.1) 

Ein  anderes  Diplom  für  Kalkar  aus  diesem  Zeitraum  knüpft 
an  den  zweiten  Punkt  jener  alten  Abmachung  vom  Jahre  1445 
an.  Es  mag,  wie  gesagt,  dahingestellt  bleiben,  ob  in  der  Zwischen- 
zeit die  Summe  zurückgezahlt  war,  mit  deren  Erstattung  die 
damals  gewährte  Zollfreiheit  erlöschen  sollte;  jedenfalls  sieht 
sich  Johann  in  der  Noth  des  geldernschen  Krieges  zu  einer 
abermaligen  Anleihe  von  300  rheinischen  Gulden  genöthigt.  Das 
geschah  am  5.  März  1470;  bis  die  neue  Schuld  getilgt  sei,  soll 
die  frühere  Zollvergünstigung  wieder  in  Kraft  treten.2) 

Für  keine  andere  Stadt  ist  das  Material  über  die  Verhand- 
lungen, die  die  Erfüllung  der  Versprechungen  des  Jungherzogs 
betreffen,  so  reichhaltig,  wie  für  Kalkar.  Aber  dennoch  ist  er- 
sichtlich, dass  auch  mit  den  andern  Plätzen  hier  und  da  Ver- 
träge ähnlichen  Inhalts  abgeschlossen  sind.  Aus  ihnen  geht 
hervor,  dass  der  Herzog  in  der  That  hier  und  da  durch  Rück- 
gabe der  früheren  Darlehen  einige  Vergünstigungen  wieder  an 
sich  gebracht  hat.  Um  ein  Beispiel  anzuführen,  verweise  ich 
auf  einige  Notizen  im  Privilegienbuche  der  Stadt  Emmerich. 
Da  findet  man  die  vorhin  erwähnten  Verleihungen  des  Jahres 
144(i  hintereinander  eingetragen.  Daneben  aber  steht  die 
lakonische  Randbemerkung:  gelöst  im  Jahre  1462.  Andererseits 
sah  sich  wohl  der  Herzog  genöthigt,  durch  Bestätigung  der 
älteren  Befreiungen  die  einzelnen  Städte  für  die  Bewilligung 
neuer  Beden  günstig  zu  stimmen.  Und  auch  zu  Anleihen  bei 
den  Bürgerschaften  muss  Johann  I.  hier  und  da  wieder  seine 
Zuflucht  nehmen.  Es  würde  zu  weit  führen,  wenn  hier  alle 
Fälle  der  Art,  die  urkundlich  bezeugt  sind,  aufgeführt  würden: 
nur  einige,  die  besonders  charakteristisch  sind,  mögen  heraus- 
gegriffen werden. 

Wie  bei  der  eben  erwähnten  Abmachung  mit  Kalkar,  war 
es  auch  Cleve  gegenüber  die  üble  Finanzlage,  in  die  der 
geldernsche  Krieg  den  Herzog  gebracht  hatte,  die  ihn  zu  einem 
Gnadenbeweise  zwang.  Cleve  ist,  wie  erinnerlich,  zur  Zeit  der 
Soester  Fehde  an  Gnadenbezeugungen  hinter  den  anderen  Städten 


>)  A.  a.  O.  S.  232. 
a)  A.  a.  O.  S.  247. 
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zurückgeblieben,  insofern  als  es  nicht  die  üblichen  Yerheissungen 
auf  Zollfreiheit  erlangt  hat.  Den  Vorsprung  der  übrigen  Plätze 
holt  es  jetzt  ein,  denn  es  erhält  im  Februar  des  Jahres  1479 
volle  Freiheit  für  alles  Propregut  seiner  Bürger,  einerlei,  ob  es 
auf  eigenen  oder  fremden  Schiften  transportirt  wird.1) 

Der  Stadt  Rees  ferner  war  schon  1469  die  Accise  gegen 
ein  namhaftes  Darlehen  verpfändet  worden.'2)  Sonst  aber  sind 
Transaktionen  der  Art  gerade  aus  der  ersten  Hälfte  der  Re- 
gierung des  Herzogs  wenig  zahlreich.  Ohne  Zweifel  hat  diese 
auffällige  Erscheinung  ihren  bestimmten  Grund  in  den  Erfahrungen, 
die  Johann  als  Jungherzog  gemacht  hat.  Daher  trägt  er  jetzt 
Bedenken,  sich  abermals  in  die  Hände  der  Städte  zu  geben. 
Und  doch  waren  gerade  die  ersten  .fahre  seines  Regiments 
abermals  von  Kampf  erfüllt,  indem  ein  letzter  Versuch  des  alten 
erzbischöflichen  Widersachers,  in  Münster  festen  Fuss  zu  fassen, 
mit  allen  Mitteln  der  Waffen  und  diplomatischer  Verhandlungen 
hintertrieben  werden  musste.*)  Ein  Glück,  dass  dio  Städte, 
und  allen  voran  Wesel,  bei  diesem  langwierigen  Kampfe  (1450 
bis  1457)  von  vorn  herein  so  interessirt  waren,  dass  sie  auch 
ohne  neue  Konzessionen  zu  energischer  Hülfeleistung  durch 
ihre  Aufgebote  bereit  waren.4) 

Um  so  zahlreicher  sind  aber  die  Dokumente,  in  denen  sich 
des  Herzogs  Interesse  an  den  städtischen  Wesen  dadurch  offen- 
bart, dass  er  sich  nicht  scheut,  in  die  inneren  Angelegenheiten 
der  Kommunen  umgestaltend  einzngreifen.  So  liegt  es  ihm  am 
Herzen,  die  Jahrmärkte  der  Städte  seines  Landes  so  zu  legen, 
dass  sie  nicht  auf  Sonn-  und  Feiertage  fallen.  Erhalten  ist 
wenigstens  eine  Urkunde  der  Art.  In  einem  Privileg  für 
Emmerich  vom  Jahre  1 450,  verleiht  er  ferner  dem  Platz  zu  den 


’)  Schölten,  Geschichte  der  Stadt  Cleve,  Urkunden,  Nr.  72:  Gegeven 
in  den  jaire  unss  bereu  duysentvierbondert  ncgen  ind  tseventich  up  den  gudes- 
dach  na  sent  Valentynsdach.  Wie  üblich,  genügt  der  Eineid  des  Eigen- 
thUmers,  um  sein  Kaufmannsgut  vor  den  Zollbeamten  zu  legitimieren. 

J)  Or.  Perg.  im  Stadtarchiv  zu  Kees,  Scholtens  Report.  Nr.  133. 

s)  Vergl.  die  eingehende  Darlegung  des  vielverschlungenen  Verlaufes 
der  MUnstcrischen  Stiftsfehde  bei  Hansen,  Westfalen  und  Rheinland,  Rand  2, 
Einleitung. 

*)  Näheros  in  meiner  demnächst  erscheinenden  Schrift  über  den 
Antbeil  Cleves  an  der  Münsterschen  Stiftsfehde. 
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bereits  bestehenden  zwei  Jahrmärkten  nocli  einen  dritten.  Sie 
alle  aber  werden  jenem  Grundsatz  entsprechend  so  gelegt,  dass 
an  Festtagen  kein  Handel  möglich  ist.1)  Von  dem  Inhalt  der 
neuen  Bewilligung,  die  vorläufig  freilich  nur  auf  zwei  Jahre  zu- 
gestanden wird,  soll  den  Landeseingesessenen  rings  herum  von 
Amtleuten,  Richtern  und  Gerichtsboten  Mittlieilung  gemacht 
werden.'2)  Und  wie  Emmerich,  wird  auch  Wesel  mit  einem 
neuen  Jahrmarkt  bedacht,  der  hauptsächlich  dem  Pferdehandel 
dienen  soll.  Die  Urkunde  — vom  29.  März  1467  — verbreitet 
sich  ausführlich  über  die  Gerechtsame  dieser  neuen  Verleihung.3) 
Die  Jahrmarktszeit  soll  sieben  Tage  vor  dem  Feste  des  heiligen 
Vitus  (15.  Juni)  anheben  und  erst  sieben  Tage  nach  jenem 
Termin  enden.  Den  Umwohnern  auch  der  benachbarten  Terri- 
torien, auf  deren  Zuzug  gerechnet  wird,  wird  freies  Geleit  zu- 
gestanden. — 

Ich  gehe  auf  die  Besprechung  der  Urkunden  über,  die  in 
das  Rechtsleben  der  Städte  eingreifen.  Zu  ihnen  gehörte  ein 
dem  Städtchen  Sonsbeck  verliehenes  Privileg  vom  Jahre  1457. 
Vermuthlich  wurde  dem  Flecken  dadurch  die  Befugniss  zu  tlieil, 
sogenannte  „aufrichtende  Gerichtstage“  abzuhalten,  um  „einem 
jedem  unverteigst  (unverzüglich)  Recht  zu  thun  und  widerfahren  zu 
lassen“.4)  Der  Stadt  Kalkar  ferner  giebt  der  Herzog  (1470)  eine 
neue  Brüchtenordnung.  Manche  unter  den  Strafsätzen,  die  nach  der 
veränderten  Rechtsanschauung  der  Zeit  zu  hoch  bemessen  sind, 
sollen  erniedrigt,  andere  hingegen  heraufgesetzt  werden.5)  Dann 
erlässt  Johann  noch  im  Jahre  1480  eine  Verordnung  an  die 
Richter  in  Kalkar  und  Altkalkar,  Prozesse,  die  von  Klerikern 


')  Dedericli,  Annalen  der  Stadt  Emmerich  Beilage  Nr.  53:  Alsoe 
wy  en  vurtyden  uyt  redelicken  bewegen  unsen  Steden  in  unsen  lande  van 
Cleve  gcschreven  ind  begeert  heben,  oere  maircten,  die  op  vyrdagen,  als  men 
na  den  gebaideu  gaitz  billick  geene  komenschapp  hantieren  sali,  gelegen 
weren,  als  sie  gemeyntlick  waeren,  toe  verandersaeten  ind  np  werkdaige  toe 
verleggen  etc. 

2)  Dedericli  a.  a.  0.:  Gogeven  etc.  up  den  heligeu  palmavent. 

3)  Orig.  Perg.  im  St.  z.  D.,  Wesel  Nr.  164. 

4)  Urkunde  vom  23.  März  (gudest&g  nae  den  soudag  ocuü).  Vergl.  den 
Bericht  über  Sonsbeck  im  Geh.  Staatsarchiv  a.  a.  O. 

6)  Absch.  im  Copiar  der  Stadt  Kalkar  im  Archiv  der  St.  Nikolaikirche, 
Litt.  A,  vol.  I S.  256. 
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anhängig  gemacht  werden  sollen  und  dann  anzunehmen,  wenn 
sie  sich  bereit  erklären,  ihre  Sachen  durch  einen  Prokurator 
führen  lassen  zu  wollen.1) 

Vor  allem  aber  Wesel  gegenüber  betliätigt  Johann  seine 
Vorliebe  für  Reformen  auf  allen  Gebieten.  Das  zeigt  besonders 
deutlich  ein  umfängliches  Privileg  vom  28.  April  145‘J.2)  Da 
erhalten  die  Bürger  die  Erlaubnis«,  ihre  Gemeinde  innerhalb 
der  Friedepfähle  zu  „schlagen“,  d.  h.  in  Parzellen  aufzutheilen 
und  zu  verkaufen.  Dem  Bürger,  der  eine  Klage  Vorbringen 
will,  die  sich  auf  irgend  einen  Theil  des  Stadtvermögens  be- 
zieht, wird  es  zur  Pflicht  gemacht,  zuvor  den  Versuch  zu  unter- 
nehmen, auf  dem  Wege  der  Vereinbarung  seinen  Zweck  zu 
erreichen.  Pfänder,  die  verfallen  sind,  so  lautet  eine  andere 
Bestimmung,  sollen  fortan  nicht  mehr  vom  Gläubiger,  sondern  von 
Gerichtsdien  ein  ausgeboten  werden.  Dann  hat  der  Herzog  der 
Stadt  eine  neue  Wahlordnung  verliehen.  Die  Urkunde  ist  in- 
dessen ein  Glied  in  einer  langen  Kette  ähnlicher  Massnahmen, 
über  die  gleich  im  Zusammenhänge  zu  handeln  sein  wird. 
Die  Grundzüge  der  Städtepolik  Johanns  lassen  sich  nach  den 
bisherigen  Mittheilungen  bereits  übersehen.  Der  Fürst  ist  be- 
müht, auf  der  abschüssigen  Bahn,  die  er  als  Jungherzog  betreten, 
nicht  weiter  zu  gleiten.  Er  vermeidet  es  späterhin  nach  Mög- 
lichkeit, den  Städten  Hoheitsrechte  zu  veräussern.  Aber  gleich- 
wohl bezeigt  er  — seiner  burgundischen  Verwandtschaft  un- 
ähnlich — dem  städtischen  Wesen  Verständniss  und  freundliches 
Entgegenkommen.  Auch  jenem  verhängnissvollen  Grundsatz 
burgundiseher  Städtepolitik,  mit  Unterstützung  der  Patrizier,  die 
Freiheit  der  gemeinen  Bürger  zu  unterdrücken,  erweist  er  sich 
unzugänglich.3)  Nur  wo  es  ohne  Verletzung  althergebrachter 
Rechte  und  Pflichten  geschehen  kann,  greift  er  energisch  zu  und 
vermehrt  seine  Macht  nötigenfalls  auf  Kosten  der  betroffenen  Stadt. 
Dafür  ist  namentlich  die  Geschichte  Gochs,  das  ihm  nach  der  Ein- 
verleibung Gelderns  in  Burgund  als  Beute  überlassen  wird,  ein  lehr- 
reiches Beispiel.  Den  Bürgern  aber  haftete  die  grosse  Früh- 


')  Lagerbuch,  vol.  I S.  256. 

s)  Orig.  Perg.  im  St.  z.  D , Wesel  Nr.  141. 

*)  Fredericq,  Essai  sur  le  rüle  politique  et  social  des  eines  de  Pour- 
gogne  etc.,  l«7ö  S.  218. 


Llncgtng,  Niederrhtiniichea  Htidt«w«aen  im  Uiltei*Jt«r.  19 
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zeit  seines  Regimentes  vornehmlich  in  der  Erinnerung,  in  der 
der  jugendliche  Held  der  Soester  Fehde  ihre  Hülfe  so  oft 
heischte,  aber  dann  auch  seinerseits  wenig  mit  Verheissungen 
kargte.  Als  Jungherzog,  in  der  Anmuth  des  ersten  Jünglings- 
alters, wird  Johann  dargestellt,  auf  dem  berühmten  Bilde  der 
Herzoge,  das  die  stolzen  Rathhausbauten  der  clevischen  Prinzipal- 
städte zierte.1)  Eindringlicher  als  Worte  lehrt  dieses  Tafelbild 
das  Schicksal  des  Hauses.  Welch  schneidender  Kontrast 
zwischen  dem  bedeutenden  und  liebenswürdigen  Antlitz  der 
beiden  ersten  und  den  groben  und  finstern  Zügen  der  späteren 
Fürsten  dieses  hochstrebenden  und  traurig  endenden  Geschlechtes! 


Kapitel  8. 

Die  Verfassung  der  clevischen  Städte  in  der  Zeit 
der  beiden  ersten  Herzoge. 

i. 

Zur  Geschichte  der  Magistratswahl  ln  Wesel. 

Das  Zeitalter  des  Herzogs  Adolf  und  seines  Sohnes  Johann  I. 
ist  die  Periode  der  Bliithe  des  clevischen  Städtewesens.  Zu- 
gleich aber  beginnt  man  in  jener  Zeit  hier  und  da  die  Stadt- 
verfassung von  Grand  aus  neu  zu  ordnen.  Diese  Reformen 
vollziehen  sich  in  verschiedener  Art  und  Weise,  sie  sind  hier 
und  da  die  interne  Angelegenheit  der  Gemeinde;  aber  nicht 
selten  sieht  sich  der  Landesherr  gezwungen,  sich  zwischen  die 


')  Reproduzirt  bei  Clemen,  Die  Kunstdenkmäler  des  Kreises  Rees 
Tafel  2.  Vergl.  ferner  die  Bemerkungen  a.  a.  O.  S.  65  nnd  S.  101  und 
Clemen,  Die  Kunstdenkmäler  des  Kreises  Cleve  S.  117.  Vergl  auch  die 
Porträts  Adolfs  I.  und  seines  Vaters  nach  dem  Bilde  im  Clever  Rathbause 
ebendort  S.  117. 
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streitenden  Partheien  zu  stellen  und  seinerseits  einzugreifen. 
Ein  Spiel  des  Zufalls  will  es,  dass  in  den  einzelnen  Perioden 
der  Entwickelung:  eine  der  clevisclien  Städte  nach  der  anderen 
allein  schon  durch  die  Beschaffenheit  der  U Überlieferung  in  den 
Vordergrund  geschoben  wird.  In  der  Epoche,  die  hier  zu  be- 
handeln ist,  tritt  unter  den  altclevisehen  Städten  die  Residenz, 
von  deren  Verfassungsgeschichte  man  sonst  so  wenig  weiss,  zu- 
meist hervor. 

Bevor  ich  aber  zur  Darstellung  der  Verhältnisse  in 
Cleve  übergehe,  muss  ich  nochmals  auf  die  Verfassungs- 
geschichte Wesels  zurückgreifen,  denn  die  Institutionen,  die  in 
dem  mächtigen  Emporium  an  der  Lippemündung  entstanden 
sind,  finden  jetzt  erst  weitere  Verbreitung  und  Nachahmung  in 
den  anderen  Plätzen  des  Territoriums.  Man  kann  sagen,  die 
clevisclien  Städte  insgemein  haben  sich  in  umgekehrter  Richtung 
entwickelt  wie  Wesel.  Während  dort  die  Patrizier  von  vornherein 
das  Uebergewicht  haben,  sind  in  den  übrigen  Kommunen  anfänglich 
die  gemeinen  Bürger  der  ausschlaggebende  Faktor,  wenigstens 
in  der  Theorie.  Sie  sind  es,  die  Jahr  für  Jahr  bei  der  I m- 
setzung des  Magistrats  Schöffen,  Rathmannen  und  Bürgermeister 
nach  ihrem  Ermessen  wählen  dürfen.  Obwohl  mit  dieser  Be- 
lugniss  wohl  selten  Missbrauch  getrieben  wurde,  mag  sie  doch 
von  der  Zeit  an,  in  der  die  Gegensätze  innerhalb  der  Bürger- 
schaften stärker  hervorzutreten  anfangen,  hier  und  da  zu  Kla- 
gen Anlass  gegeben  haben.  Wie  dem  nun  auch  sein  mag,  man 
begann  im  Laufe  der  Zeit  in  den  grösseren  Städten  die  unein- 
geschränkten Rechte  der  gemeinen  Bürger  zu  umgrenzen  und 
einzuengen.  Wie  andere  doch  in  Wesel:  dort  wird  Jahrhunderte 
hindurch  ein  massvoller  Kampf  gegen  die  Uebermacht  der 
regierenden  Geschlechter  geführt!  Allmählich  gelingt  es  nun 
aber  in  Wesel,  das  Gleichgewicht  herzustellen  und  den  gemeinen 
Bürgern  einen  grösseren  Einfluss  zu  verschaffen.  In  Folge  dessen 
verringert  sich  während  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  der  Unter- 
schied zwischen  der  Verfassung  hier  und  dort.  Eben  daraus 
aber  erwächst  die  Möglichkeit  einer  nachhaltigen  Einwirkung 
Wesels  auf  die  Weiterentwicklung  der  Stadt  Verfassung  in  den 
übrigen  Plätzen  des  Landes.  Und  dieser  Einfluss  wächst  zudem 
je  mehr  das  landständisebe  Wesen  an  Kraft  gewinnt:  Auf  den 
Städtetagen  treffen  sich  die  Bürgermeister  der  clevisclien  Ort- 

10* 
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schäften,  auf  ihnen  erlangen  namentlich  die  Delegirten  der  Stadt 
Wesel  allmählich  das  der  Bedeutung  der  von  ihnen  vertretenen 
Stadt  entsprechende  Uebergewicht. 

Wie  ich  erwähnte,  wurde  durch  den  Schied  vom  Jahre  1308 
die  Magistrats  wähl  in  Wesel  neu  geordnet.  Graf  Otto  bestimmte 
damals,  dass  wenigstens  die  Konsuln  jährlich  umgesetzt  werden 
sollten.  Bei  der  Neuwahl  sind  dann  die  gemeinen  Bürger  in- 
sofern betheiligt,  als  sie  18  oder  20  Wahlmänner  bezeichnen.  Die 
machen  sieh  nun  wieder  über  vier  oder  fünf  Personen  schlüssig, 
die  dann  endlich  zusammen  mit  den  zwölf  Schöffen  die  Rath- 
mannen des  kommenden  Amtsjahres  ernennen.  Diese,  den  Be- 
stand des  Patrizierregiments  immerhin  durchlöchernde  Wahl- 
ordnung, wird  bekanntlich  1311  nochmals  bestätigt;  dann  hört 
man  erst  wieder  im  Jahre  1359  von  einer  weiteren  Reform. 
Die  Massregel  des  Grafen  Johann  fällt  also  gerade  in  die  Zeit 
des  Kampfes  zwischen  der  Stadt  und  dem  Landesherrn  wegen 
des  Büdericher  Zolles.  Jener  ganze  Streit  ist  seiner  Natur 
nach  nur  für  die  reicheren,  Handel  treibenden  Klassen  von 
Wichtigkeit,  während  er  den  kleineren  oder  mittleren,  sei  es 
nun  Handwerkern  oder  Ackerbürgern,  ziemlich  gleichgültig  sein 
konnte.  Unter  solchen  Umständen  lässt  sich  die  Muthmassung 
kaum  abweisen,  dass  Johann  durch  die  Reform,  die  die  vor- 
nehmsten unter  den  Patriziern,  die  Schöffen,  wie  ein  Schlag 
trifft.,  die  gemeinen  Bürger  für  sich  zu  gewinnen  suchte.  Der 
Graf  befiehlt  nämlich,  dass  das  Schöffenthum,  das  bis  dahin 
lebenslänglich  war,  fortan  eben  so  wie  die  anderen  Magistrats- 
ämter jährlichem  Wechsel  unterworfen  sein  soll.1)  Zweitens 
aber  wird  das  Selbst  ergänzungsrecht  des  Kollegs  der  Schöffen 
beseitigt.  Und  gerade  die  Bestimmungen  der  Urkunde  über 
die  jährlichen  Neuwahlen  beanspruchen  ganz  besondere  Beach- 
tung. Man  erfährt  daraus,  dass  die  Stadt  Wesel  in  vier  Quar- 
tiere von  annähernd  gleicher  Grösse  und  Bedeutung  eingetheilt 
ist.  In  diesen  Bezirken  soll  die  Bürgerschaft  bei  der  Wahl  sich 
versammeln,  und  aus  jedem  von  ihnen  drei  Wahlmänner  kiesen.-) 

')  Caps.  219  Nr.  4 S.  74.  Vergl.  auch  Uantesweiler,  Chronik  von 
Wesel  (1881)  S.  166  ff. 

2)  Want  onse  scepene  onser  stat  van  Wcselc  liyr  voinnaels  heben  go- 
«luert  yu  oereu  seependnm  alsoe  lange,  als  sy  leven,  hyrumb  goe  heben  wy 
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Die  also  designirtcn  Zwölfer  sollen  dann  vereidigt  werden  und, 
nachdem  das  geschehen,  by  oeren  beste  besclieide  zwölf  Bürger 
zum  Schöffenamt  bestimmen.  Wenn  dann  das  Amtsjahr  um  ist, 
sollen  die  Zwölfer  abermals  in  der  angegebenen  Weise  die  Neu- 
wahl vollziehen.1)  Man  sieht  auf  dem  ersten  Blick,  dass  eine 
so  radikale  Reform  nur  von  dem  Bestreben  eingegeben  worden 
sein  kann,  das  bestehende  Regiment  zu  stürzen.  Denn  soviel 
ist  klar,  die  gemeinen  Bürger  und  die  von  ihnen  bezeichneten 
Kurmannen  mussten  in  Zukunft  die  entscheidenden  Faktoren  im 
städtischen  Verfassungsleben  sein.  Freilich  vollzieht  sich  dieser 
Umschwung  erst  ganz  allmählich:  vorläufig  behaupten  Schöffen 
und  Rathmannen  noch  ihre  alte  Autorität.  Uebrigeus  setzt, 
wie  ich  schon  andeutete,  die  Urkunde  die  Eintheilung  der  Stadt 
in  eine  Reihe  von  Wahlkörpern  bereits  voraus.  Nach  Vier- 
teln wurden  vor  1359  offenbar  die  Achtzehner  oder  Zwanziger 
gewählt,  die  die  Rathsbank  (seit  1308)  neu  besetzen  halfen. 
Offenbar  geht  also  nebenbei  bemerkt  die  Eintheilung  der  Stadt 
in  Sonderbezirke  zum  mindesten  bis  in  den  Anfang  des  vier- 
zehnten Jahrhunderts  zurück. 

Etwa  ein  Jahrhundert  hindurch  hat  das  neue  demokratische 
Wahlgesetz  wenigstens  iu  der  Theorie  zu  Recht  bestanden. 
Die  Magistratsmitglieder  — vor  allem  auch  die  Konsuln  — 
wechseln  in  den  nächsten  .fahren  häufiger  wie  früher.  Die  Folge 
ist,  dass  die  inaktiven  Würdenträger,  d.  h.  diejenigen  Schöffen 
nnd  Rathmannen,  die  in  einem  der  Vorjahre  ein  Magistratsamt 
bekleidet  haben,  in  den  nächsten  Jahrzehnten  auch  in  Wesel  — 
wie  in  so  vielen  mittelalterlichen  Städten  — eine  gewisse  Be- 
deutung erlangen.  Die  neuen  uud  alten  Konsuln  werden  bei 
wichtigen  Beschlüssen  gern  hinzugezogen  und  um  ihre  Zu- 
stimmung gebeten.2) 

Auf  die  Dauer  aber  vermochte  die  Reform,  weniger  den 
faktischen  Machtverhältnissen  entsprechend , sondern  vor  allem 


averdragen  myt  onser  stat  Wesele  voirseyt  . . .,  dat  de  voiraeide  onsc  stat 
van  Wesele  uyt  oeren  vir  vyrdelen  keysen  sulleu  twelf  manne,  dat  is  toe 
verstaen  uyt  yegeliken  vierdel  dry  bescliedene  manne;  de  welck  twelf  manne, 
als  de  gekaren  synt,  jaeriyx  keisen  sullen  twelf  scepene. 

])  Ind  als  dat  jaer  uyt  is,  soe  sullen  sie  twelf  scepene  weder  kiesen 
in  alle  der  voegeu  ind  manyeren  als  dit  voirscreven  is. 
s)  Beispiele  hier  und  da  in  den  Biirgerbücheni. 
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ein  Schlag  des  Landesherrn  gegen  das  Patrizierregiment,  keinen 
Wandel  zu  schaffen.  Die  Lebenslänglichkeit  zum  mindesten  des 
Schüffenamtes  findet  allmählich  wieder  Eingang.  Das  geht  mit 
voller  Deutlichkeit  aus  dem  jetzt  näher  zu  besprechenden 
Wahlgesetz  hervor,  das  1450  in  Kraft  tritt.')  Die  Urkunde  ist 
vom  Helden  der  Soester  Fehde,  der  nun  schon  seit  zwei  Jahren 
nicht  mehr  Jungherzog  ist,  am  27.  März  ausgestellt;  sie  fühlt  also 
mitten  in  die  Zeit  hinein,  die  hier  behandelt  wird.  Wieder  wie 
1308  und  1311  wird  der  Landesherr  angerufen,  der  Zwietracht 
zwischen  den  Schoflen  und  der  gemeinen  Bürgerschaft  ein  Ende 
zu  machen.  Im  Gegensatz  zu  früher  steht  also  nicht  mehr  das 
gesammte  Patriziat  den  Bestrebungen  der  Bürger  geschlossen 
gegenüber,  vielmehr  sind  es  nur  die  Schöffen,  die  ihre  Sonder- 
interessen verfechten.  Beide  Theile  haben  ihren  Standpunkt 
ausführlich  auseinandergesetzt  und  ihre  Schriften  dem  Herzog 
überreicht.  Johann  spricht  sich  nun  — man  sollte  es  kaum  für 
möglich  halten  — prinzipiell  für  die  Lebenslänglichkeit  des 
Schöffenamtes  aus,  die  dem  Wortlaut  des  Wahlgesetzes  von  1359 
so  durchaus  widerstreitet.  Die  Neuwahlen,  auf  die  sich  die 
neue  Wahlordnung  bezieht,  beschränken  sich  auf  die  Ergänzung 
der  Lücken,  auf  den  Fall,  dass  mau  in  unserer  Stadt  Wesel  eines 
Schöffen  bedarf.  Alsdann  soll  binnen  sechs  Wochen  eine  Er- 
gänzungswahl stattfinden,  indessen  muss  der  Kurtag  schon  acht 
Tage  vorher  von  dem  Bürgermeister  kundgegeben  werden.2) 
Die  Gemeinde  darf  dann  fünf  Wahlmänner  ernennen.  Die  Fünfer 
werden  in  der  altherkömmlichen  Weise  auf  einen  Eid  ver- 
pflichtet, dat  sy  by  oirre  bester  witschap  eynen  burger  onsser 
stat  . . . sullen  helpen  kyeseu  den  wysten,  den  uurbarsten,  den 
sy  weten,  die  tot  den  scepenampt  id  nutste  sy.  Mit  ihnen  zu- 
sammen wählen  die  Schöffen  so  viele  ihrer  noch  sind,  also  wohl 
meist  elf,  einen  Ersatzmann  für  das  ausgeschiedene  Mitglied. 


')  Orig,  l’erg.  im  St.  z.  D. ; Abachr.  im  jüngeren  Bürgerbuch  (vom  27.  März). 

2)  Soe  hebn  wv  ilairop  eyn  nytsprake  geiiaen  ind  doin  avermits  desen 
brieff  in  maniereu  hierna  beachreven,  dat  is  to  weten,  dat  van  nu  vortnn 
tot  allen  tyden,  so  duck  eyns  seepens  in  onH  star  vuracreven  gobrickt,  aoe 
aal  men  byuuen  sesa  weken  neiat  daerna,  aa  dea  scepeua  daer  gebreck  aver 
weer,  eynen  anderen  kyesen.  Ind  den  koerduch  ind  tyt,  aa  dat  goschien  sali, 
sali  die  burgemieiater  onsser  »tat  vuracreven  in  der  tyt  ousaer  gemeynte 
duerseltfa  acht  daige  to  voercu  verkündigen  ind  to  können  geveu. 


Digitized  by  Google 


205 


Die  Schöffen  brauchen  bei  diesem  Anlass  keinen  besonderen 
Eid  zu  schwören,  in  der  Beziehung  bleibt  es  also  noch  1450 
bei  den  Abmachungen  der  beiden  Schiede  von  1308  und  1311. 
Die  Kur  erfolgt  nach  Majorität:  wer  die  Mehrzahl  der  Stim- 
men auf  sich  vereinigt,  die  sali  scepeu  wesen  ind  blyven  syn 
leven  lanck.  Es  sei  denn,  dass  er  buyten  onsser  stat  Wesell 
vnyr  woenen  baven  eyn  half  jair  lanck,  oder  dass  er  in  den 
bedde  legerachtich  wurde  langer  dan  eyn  halff  jair.  In  den 
beiden  Fällen  soll  der  Betreffende  seines  Amtes  entsetzt  und 
ein  anderer  an  seiner  statt  bestellt  werden.  Und  auch  darin 
zeigt  sich  nun  die  Partheilichkeit  des  Herzogs  für  die  Sache  der 
Schöffen,  dass  er  noch  folgende  Bestimmung  hinzufügt.  Wenn 
der  Bürgermeister  in  rechtsgültiger  Form  den  Kurtag  verkün- 
digt hat  und  die  Fünfer  alle  oder  zum  Theil  dann  nicht  zur 
Vornahme  der  Wahl  gegenwärtig  sind,  soll  diese  gleichwohl 
stattfinden.1) 

Man  möchte  auf  den  ersten  Blick  glauben,  die  Zwölfer, 
die  im  Jahre  1359  für  die  Schöffenkur  eingesetzt  worden  waren, 
seien  spurlos  verschwunden,  das  aber  ist  in  Wirklichkeit  nicht 
geschehen.  Abgesehen  davon,  dass  die  Institution  in  anderen 
clevischen  Städten  Eingang  gefunden  hat  — was  darauf  schliessen 
lässt,  dass  sie  lange  Zeit  hindurch  in  Wesel  in  Kraft  gestanden 
hat  — spricht  für  ihr  Vorhandensein  eine  ganze  Reihe  von  Weseler 
Urkunden.  Wohl  aber  tritt  zu  ihnen  etwa  um  diese  Zeit  ein  zweites 
Zwölferkollegium.  Manchmal  werden  beide  Behörden  — schon 
das  Bewusstsein,  die  gemeinen  Bürger  zu  repräsentiren,  musste 
solche  Annäherung  herbeiführen  — gemeinsame  Sache  gegen 
den  Magistrat  gemacht  haben.  Sie  kommen  alsdann  unter  der  zu- 
sammenfassenden Bezeichnung  der  Vierundzwanziger  vor.  Die 
Befugnisse  dieses  zweiten  Zwülferkollegs  werden  in  der  Wahl- 
ordnung von  1450  im  letzten  Theile  besonders  ausführlich  be- 
schrieben. Es  soll  nämlich  der  Termin  der  Rechnungsablegung 


*)  So  inoigen  onse  scepene  dan  ter  tyt  to  Wesell  wesende  gelyck  wail 
den  koer  doen  ind  umb  affwesens  will  der  vyff  vurgerurdou  off  oerre  eynichs 
den  koer  op  die  tyt  nyet  veraten;  ind  die  koer  soll  dan  van  weerde  wesen, 
as  off  die  vyff  van  der  gemeynte  dan  daerby  geweist  weren  ind  mede  ge- 
kaeren  heddeti.  — Erst  nach  Abscltluss  der  Arbeit  sah  ich,  dass  die  Weseler 
Stadtrechnungen  (von  1450)  auch  für  diese  Reform  manche  instruktive 
Nachrichten  darbieten. 
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über  die  Finanzen  der  Gemeinde  immer  acht  Tage  vorher  ver- 
kündet werden ; dann  dürfen  die  gemeinen  Bürger  zwölf  Männer 
nominiren.  Wie  ehedem  bei  der  Bestimmung  der  Kurleute  sollen 
es  je  drei  aus  jedem  der  vier  Quaitiere  sein.  Dieser  Aus- 
schuss der  gemeinen  Bürgerschaft  hat  bei  der  Prüfung  der 
Stadtrechnungen  zugegen  zu  sein,  umb  mede  to  weten  ind 
to  hoeren,  waer  der  stat  guedt  vorblyvet.  Versäumen  indessen 
die  Zwölfer  die  entscheidenden  Sitzungen  durch  ihre  Schuld,  so 
mögen  Bürgermeister,  Schöffen  und  Rathmannen  nichtsdesto- 
weniger mit  der  rekenynge  op  die  tyt  glycke  wail  doen,  as  off 
die  twelff  van  der  gemeynte  dairmede  by  weren. 

Wie  zu  zeigen  sein  wird,  haben  sich  die  Zwölfer  späterhin 
zu  einem  weiteren  Rath  der  Stadt  Wesel  ausgewachsen:  Ohne 
Zweifel  eine  Fortentwickelung  von  nicht  geringer  Bedeutung, 
haben  doch  fortan  auch  die  gemeinen  Bürger  eine  Behörde,  die 
sich  ttberw  iegend  aus  ihren  Reihen  rekrutirt  und  ihre  Interessen 
vornehmlich  im  Auge  hat. 


II. 

Der  Streit  um  die  Magistratswahl  in  der  Stadt  Cleve. 

Die  Residenz  der  Grafen  und  Herzoge  von  Cleve,  die  Stadt 
Cleve,  gehört  zu  den  wenigen  Plätzen  des  Territoriums,  deren 
innere  Geschichte  Zwistigkeiten  kennt,  die  hier  und  da  einen 
überaus  erbitterten  Charakter  und  einen  nicht  geringen  Umfang 
annehmen.  Seit  den  Ereignissen,  die  in  der  grossen  Handfeste 
von  1368  sozusagen  ihren  Abschluss  finden,  versiegen  die  Nach- 
richten für  einige  Jahrzehnte  fast  völlig.  Das  ist  um  so  beklagens- 
werther,  als  sich  in  eben  jener  Periode  die  Ereignisse  vorberei- 
ten, deren  Verlauf  die  folgenden  Zeilen  gelten. 

Für  die  Zeit  etwa  von  dem  zweiten  Viertel  des  fünfzehnten 
Jahrhunderts  an  liegt  dann  in  dem  Clever  Stadtrecht  eine  Quelle 
vor,  der  keine  andere  clevischo  Stadt  etwas  Ebenbürtiges  an  die 
Seite  zu  setzen  hat.  Unendlich  viel  ausführlicher  als  in  den 
entsprechenden  Aufzeichnungen  in  Kalkar,  Wesel  oder  Emmerich 
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kommt  das  Verfassung»-  und  namentlich  das  Verwaltungsrecht 
in  dieser  Codification  zu  seinem  Rechte. 

Uebrigens  habe  ich,  wie  ich  hier  vorausnehmen  muss,  unten 
(Kap.  12,  V)  den  Nachweis  geliefert,  dass  von  den  vorhandenen 
Redaktionen  und  Handschriften  keine  die  ursprüngliche  Fassung 
wiedergiebt.  So  viele  Versionen  auch  vorhanden  sind,  sie 
alle  sind  erst  entstanden,  nachdem  jene  inneren  Kämpfe  in  der 
Hauptsache  ausgefochten  waren.  Sie  alle  weisen  mehr  oder 
weniger  die  Spuren  jener  erregten  Zeit  auf.  Einige  von  ihnen 
enthalten  sogar  gewissermassen  als  einen  besonderen  Theil  eine 
Denkschrift  über  den  Verlauf  dieser  Unruhen,  wie  ihn  die  sieg- 
reiche Parthei  der  Geschlechter  ansieht.1)  Und  im  Sinne  des 
Magistrats  ist  auch  die  Stadtverfassung  im  Stadtrecht  dargestellt; 
dennoch  erfährt  man  nebenher,  dass  früher  zum  mindesten  auch 
andere  Auffassungen  Geltung  gehabt  haben. 

Um  die  Berechtigung  zur  Wahl  für  den  Magistrat  drehen 
sich  die  inneren  Kämpfe  zumeist.  Der  Wahlmodus,  der  sich  als 
das  Endergebnis»  erweist,  ist  so  complizirt,  dass  er  hier 
ausführlich  reproducirt  werden  muss,  falls  man  überhaupt 
eine  Vorstellung  erhalten  soll,  welche  Forderungen  von  Seiten 
der  gemeinen  Burger  erhoben  und  von  den  Patriziern  zurück- 
gewiesen wurden. 

Die  Umsetzung  des  Bürgermeisters,  der  Schöffen,  dev  Ratli- 
mannen  und  der  Geschworenen  geschieht,  wie  wir  wissen,  in 
Cleve  wie  in  den  anderen  Städten  des  Territoriums  jährlich. 

Die  Kur  findet  zum  mindesten  seit  der  Mitte  des  vierzehn- 
ten Jahrhunderts  am  zweiten  Sonntage  nach  Ostern  (Miseri- 
cordia  domini)  statt.  Die  gesammte  Bürgerschaft  ist  verpflichtet, 
sich  zu  dem  Zwecke  Morgens  um  7 Uhr  im  Minoritenkloster 
in  der  unteren  Stadt  einzufinden.  Dort  bietet  ein  Baumgarten 
in  jenem  alten  Rheinbett,  das  durch  die  Flussregulirung,  die 
der  Drususgraben  herbeigefühlt  hatte,  versandet  war,  Kaum 
genug,  die  Urwähler  zu  fassen.  Unter  freiem  Himmel  und 


')  Vergl  Richard  Schröder,  Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte,  Rand 
tO  S.  209  if.  Im  Folgenden  ist  namentlich  eine  Handschrift  des  Stadtrechts 
im  St.  A.  r..  D.  (A  7tij  benutzt,  die  übrigens  auch  in  etwas  abweichender 
Form  die  im  Text  erwähnte  Denkschrift  enthält. 
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wo  möglich  bei  scheinender  Sonne  setzen  sich  die  Börger  ihre 
Obrigkeit. 

Das  Wahlgeschäft  beginnt  damit,  dass  Bürgermeister, 
Schöffen  und  Rathmannen  gemeinsam  die  Messe  hören,  dann 
kiesen  sie  allein  sess  onbespraken  gemeyne  bürgere,  die  sofort  vom 
Bürgermeister  vereidigt  werden.  Und  in  der  Tliat  ist  dieser 
erste  Akt  geradezu  entscheidend  für  den  Ausfall  der  Wahl, 
denn  in  der  Hand  der  Sechser  liegen  die  weiteren  Wahlhand- 
lungen. Dadurch  also,  dass  der  Magistrat  die  Befugniss  hat, 
sie  zu  nominiren,  übt  er  in  Wirklichkeit  einen  entscheidenden 
Einfluss  auf  die  Zusammensetzung  der  Behörde  im  nächsten 
Jahre  aus.  Die  Sechser  bestimmen  nämlich  alsbald  vier  weitere 
gutbeläumdete  Böiger,  die  alsogleieh  in  derselben  Weise  ver- 
eidigt werden.  Die  Zehn  nehmen  dann  zusammen  nochmals 
acht  Bürger  zu  sich.  Hiermit  ist  der  erste  Tlieil  des  Wahl- 
geschäftes beendet.  Der  vorjährige  Magistrat  und  die  Bürger- 
meister sind  ihrer  Würde  ledig.  Des  zum  Zeichen  werden  die 
Stadtschlüssel,  die  Privilegien  und  die  Amtsinsignien  der  bürger- 
meisterlichen Gewalt,  die  silbernen  Stöcke,  den  achtzehn  Kur- 
leuten, wie  sie  oft  genannt  werden,  übergeben.1) 

Die  aber  haben  nun  zu  designiren  einen  Bürgermeister, 
sieben  Schöffen,  vier  Käthe,  zwei  Rentmeister  und  einen  Stadt- 
boten. Indessen  ist  zu  bemerken,  was  mau  wohl  übersehen  hat, 
dass  von  den  beiden  Rentmeistern  einer  stets  zugleich 
Rathmann  sein  muss.  Der  andere  ist  gemeiner  Bürger, 
d.  h.  er  darf  neben  seinem  Amte  kein  anderes  städtisches  Amt 
mehr  versehen.'-) 

Bei  dem  verantwortungsvollen  Geschäft  der  Wahl  können 
sich  die  Achtzehn  noch  der  Hülfe  des  Stadtschreibers  bedienen, 
der  dann  mit  besonderem  Eide  zur  Geheimhaltnng  der  Ver- 


’)  Vergl.  die  Angaben  aus  anderen  (nicht  genannten)  Handschriften 
des  Stadtrechts  bei  Schölten,  Die  Stadt  Cleve,  S.  579  ff. 

J)  Vergl.  den  Eid  der  Rentmeister  A 76  Bl.  11:  Dye  twe  renttneystere 
der  stat,  der  een  tveesen  sali  van  den  vier  raiden  voirscreven  ind  die  nuder 
een  gemeyn  bürgere,  soclen  . . . sweren  aldus,  dat  sy  ihr  Amt  treulich  ver- 
walten wollen  by  raido  ind  geheit  des  burgermeysters  ind  der  goswaeren 
ter  tyt. 
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handlangen  verpflichtet  wird.')  Gleich  am  selben  Tage  müssen 
der  Bürgermeister,  der  Bote  und  zum  mindesten  zwei  Schöffen 
nominirt  und  sofort  in  Eid  genommen  werden,  op  dat  onss 
heren  gericht  ind  der  stat  gebayde  nyet  ledich  entstaen.'-)  Wen 
die  Wahl  zum  „Amtmann“  trifft,  der  ist  verpflichtet,  auch  wenn 
er  sich  in  der  Feme  auf  hält,  gleich  nach  dem  Empfange  der 
Nachricht  dem  Rufe  Folge  zu  leisten. 

Ist  — spätestens  am  folgenden  Tage  — das  Wahlge- 
schäft beendet  und  sind  alle  Magistratspersonen  auf  die 
Formel  ihres  Diensteides  verpflichtet,  so  wird  zunächst  ein 
Stadtschreiber  ernannt,  dessen  Bestallung  unabhängig  von 
der  Mitwirkung,  sei  es  des  Landesherrn  oder  der  gemeinen 
Bürger,  stattfindet.3)  Uebrigens  sei  gleich  hier  bemerkt,  dass 
es  sieb  bei  der  Einsetzung  des  Stadtschreibers  fast  ausnahms- 
los um  eine  Wiederwahl  handelt.  In  Wirklichkeit  ist  dies  so 
wichtige  Amt  perennirend;  es  wird  in  den  clevischen  Städten 
damals  noch  in  der  Regel  von  einem  Patrizier  bekleidet,  der 
vorher  schon  als  Rathmann  oder  Schöffe  Gelegenheit  gehabt 
hat,  Erfahrungen  im  städtischen  Dienst  zu  sammeln. 

Daran  schliesst  sich  die  Nominirung  der  städtischen  Körmeister 
unmittelbar  an.  Es  sind  die  „Bewahrer“  des  Brotes,  des  Weins, 
des  Hopfens,  des  Fleisches  und  des  Fisches,  ferner  die  Bur- 
meister, die  Feuermeister,  die  Schütter  und  Schlickmeister. 
Theilweise  mag  diese  Wahl  auf  solche  Bürger  fallen,  die  schon 
im  Magistrat  sitzen,  aber  auch  andere  werden  zu  Amtleuten  er- 
nannt. Sie  alle  haben  den  Befehlen  des  Bürgermeisters  zu  ge- 


')  Wyllen  sy  oick  by  oen  behalden  der  stat  secretarium,  umb  to  tey- 
kenen,  des  si  beglieren,  soe  sali  der  burgermeyster  gelaven  by  den  ede, 
den  bie  tot  synen  dienst»  gedaen  heeft,  allwege  to  helen,  wes  hie  dair 
in  den  koer  hoeren  sali.  Oick  en  sali  hie  totten  nyet  seggen,  then  were 
dat  men  oen  wes  vraegden,  dair  op  mach  hie  antwoirden  na  synen  vyf  synnen. 

3)  Bis  dahin  walten  die  früheren  Schöffen  ihres  Amtes : lud  alsoe  langh, 
as  dit  voirscreven  op  den  sonnendag  voirscreven  niet  geschiet  noch  volgaen 
en  is,  soe  langh  hebn  die  scepen,  die  in  den  voirledeuen  jair  geweset  syn, 
oyr  machte  totten  sccpendom  omme  enen  ygelieken  recht  to  geschien. 

3)  Voyrt  soe  moigeu  die  burgermeyster,  scepen  ind  raide  voirscreven 
tot  oen  nemen  ind  selten  enen  sebryver  tot  behueff  der  stat  tot  allen  tyden, 
as  oen  des  noyt  is,  buithen  enuige  koere  off  todoen  yemant  anders  van  den 
gemeynen  bürgeren  off  onss  landsheren. 
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horchen  und  müssen  einen  besonderen  Eid  leisten.1)  Wie  die 
Schöffen  oder  Rathmaunen  gehören  sie  zu  den  Geschworenen; 
ja,  wie  wir  wissen,  hat  es  auch  in  dieser  Zeit  noch  manchmal 
den  Anschein,  als  ob  sie  den  Mitgliedern  der  beiden  Kollegien  gegen- 
über als  die  Geschworenen  im  engeren  Sinne  des  Wortes  be- 
zeichnet würden -)  Hier  und  da  freilich  werden  Bürgermeister, 
Schöffen  und  Rathmannen,  als  die  Inhaber  der  vornehmsten  unter 
den  geschworenen  Aemtern  der  Stadt,  als  die  wirklichen  Ge- 
schworenen bezeichnet.3) 

Von  allen  den  compliziiten  indirekten  Wahlsystemen  clevi- 
scher  Städte  ist  dieses  der  Residenzstadt  eins  der  künstlichsten. 
Und  dabei  reicht  es  in  eine  Zeit  zurück,  in  der  z.  B.  in  Plätzen, 
wie  Wesel  oder  Kalkar,  noch  längst  nicht  an  Wahlordnungen 
solchen  Zuschnitts  gedacht  wurde.  Es  liegt  nun  aber  auf  der 
Hand,  dass  dieser  Wahlmodus  nicht  sofort  an  die  Stelle  der 
Gesauimtkur  durch  die  gemeinen  Bürger  getreten  sein  kann. 


')  A 76  01.  18:  Ind  die  bürgere,  die  aldus  gesät  ind  gekaeren  werden 
tot  ennigen  der  (muten  voiracreven.  die  soelen  dairtoo  by  ontbiedeu  des 
burgenneysters  gehoirsaiu  wesen,  oyren  ede  dairto  to  doen  off  tlieti  rayn- 
steil  tot  wille  des  burgenneysters  an  syn  haude  to  tasten  ind  to  gelaven 
by  den  selven  ede,  den  hie  der  »tat  gedaen  heeft,  off  by  der  trouwen,  die 
hie  der  stat  schuldicb  is.  Ind  hyrmede  mach  oen  die  burgerraeyster  laten 
genuegeu,  off  hie  will. 

2)  Vergl.  a a.  0.  01.  14  ff.  Dort  ist  von  den  Strafen  die  Rede,  die 
die  Bürger  treffen,  welche  den  Bürgermeister,  die  Schöffen,  die  Käthe,  die 
Rentmeister,  den  Schreiber  und  den  Boten  verleumden.  Nachdem  die  Strafe 
für  einen  gewissen  Fall  festgesetzt  ist,  heisst  es  weiter:  lüde  so  wye  optie 
selve  geswaeren  ennige  andereonbesclieiden  off  ontemelike  woirde  seyde  . . .. 
broicten  der  stat  to  voeien  3 marck  ind  voirt  van  den  geswaeren  ylker 
vier  sebillingh.  Ind  salt  voirt  den  dat  geschiet  is  beteren  totter  ge- 
swareu  uytsprekeu.  Es  werden  also  hier  die  Eingangs  genannten  höheren 
städtischen  Beamten  unter  der  Kollektivbezeiehnung  Geschworene  zusammen- 
gefasst;  dass  der  Begriff  aber  auch  weiter  genommen  wird,  zeigen  die  darauf 
folgenden  Worte:  Ork  soe  wie  op  ter  geswaeren  ede  spreke,  die  totter 
stat  koeren  off  tot  ennigen  dienste  der  stat  to  verwaeren  gesät 
ind  gekaeren  syn,...  die  broict  der  stat  een  marck.  lieber  die  frühere 
Zeit  vergl.  die  Bemerkungen  oben  S.  177  ff. 

3)  Vergl  das  Stadtrecht  a.  a.  O.  Bl.  1?:  Oyck  en  sal  men  ghenen 
bürgere  kyesen  in  den  geswaeren  ampten  off  dieusten,  as  to  wesen  burger- 
meyster,  scepen,  raide,  reutuieistere  off  baide,  hie  enhebbe  to  voeren  ind 
then  myusten  een  jair  ind  sess  weken  der  stat  bürgere  gewesen. 
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vielmehr  wird  er  gewiss  das  Ergebniss  vieler  Experimente  sein, 
die  dann  zu  einem  Kompromiss  zwischen  den  Geschlechtern  und 
der  Universitas  civium  geführt  haben.  Freilich,  das  ist  ja  auf 
den  ersten  Blick  klar,  war  die  Vereinbarung  nicht  eben  vor- 
theilhaft  für  die  gemeinen  Bürger,  denn  trotz  aller  Cautelen  und 
Yorsiclitsmassregeln  überlässt  die  Wahlordnung,  wie  ich  schon 
hervorhob,  in  Wahrheit  den  ausscheidenden  Magistratspersonen 
die  Nominirung  ihrer  Nachfolger.  Das  einzige,  was  den  herr- 
schenden Geschlechtern  obliegt,  wenn  sie  das  Regiment  auf  ihre 
Mitglieder  vererben  wollen,  ist,  sich  in  der  Bürgerschaft  einen 
zuverlässigen  Anhang  von  einigen  Dutzend  Personen  zu  schaffen. 
Aus  ihnen  werden  dann  die  achtzehn  Kurmänner  genommen.  Wie 
nun  das  Verhältnis  zwischen  den  bleibenden  und  den  neu  hinzu- 
kommenden Magistratsmitgliedern  sich  gestaltet,  ob,  wie  man 
mit  Bestimmtheit  annehmen  darf,  die  grosse  Majorität  des  sitzen- 
den Magistrats  im  Allgemeinen  immer  wieder  gewählt  wird, 
darüber  verweigern  die  Quellen  der  Zeit  jeden  positiven  Auf- 
schluss. 

Fest  aber  steht,  namentlich  wenn  man  die  Clevische  Ver- 
fassnngsentwicklung  mit  der  Kalkars  vergleicht,  dass  die  aristo- 
kratischen Elemente,  deren  Absichten  mit  einer  Verkürzung  der 
politischen  Rechte  der  gemeinen  Bürger  gedient  ist,  in  der  Residenz 
ausserordentlich  mächtig  gewesen  sind.  Ob  das  darauf  zurück - 
zuführen  ist,  dass  nicht  wenige  Burgmanncngcschlechter  in  die 
Bürgerschaft  aufgegangen  waren,  lasse  ich  dahingestellt.  Mög- 
lich, dass  auch  die  Anwesenheit  des  landesherrlichen  Hofes  über- 
haupt auf  die  Ausgestaltung  der  Verfassung  in  patrizischem 
Sinne  nicht  ohne  Einfluss  geblieben  ist.  Berücksichtigt  man 
alle  diese  Momente,  dann  gewinnen  in  der  That  die  schon 
besprochenen  Nachrichten  über  die  Anfänge  Graf  Adolfs  I.  er- 
höhte Bedeutung.1)  Die  Handfeste  vom  Jahre  1308  mit  ihren 
Verschiebungen  dem  Wortlaut  der  von  1348  gegenüber,  zeigte 
uns  deutlich,  dass  der  Graf  sich  den  Pflichten  der  Dankbarkeit 
seinen  Helfern  gegenüber,  den  clevischcn  Patriziern  von  der 
Heymerichschen  Parthei,  nicht  völlig  entziehen  konnte.  Zwar 
das  Wahlrecht  der  gemeinen  Bürger  blieb  vorläufig  noch  un- 
angetastet und  auch  sonst  lässt  das  Privileg  von  1308  in 


')  Vergl.  oben  S.  S04  ff. 
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mancher  Beziehung  eine  Rücksichtnahme  auf  die  Rechte  der 
niederen  Klasse  erkennen.  Vorläufig  wird  es  sich  jedenfalls 
nur  um  einen  ersten  Anfang  gehandelt  haben:  Die  Stellung  der 
Geschworenen  insgesammt  der  Gemeinde  gegenüber  wird  be- 
festigt. Die  weitere  Entwicklung  geht  dahin,  dass  die 
Magistratsmitglieder  nun  ihrerseits  darauf  bedacht  sind,  ihre 
Befugnisse  auf  Kosten  der  gemeinen  Bürger  zu  vermehren. 
Wann  man  aber  während  der  kommenden  Jahrzehnte  das  Wahl- 
recht der  gemeinen  Bürger  thatsftclilich  verkürzt  hat,  indem 
man  zu  einem  derartigen  indirekten  Wahlsystem  überging,  lässt 
sich  nicht  mehr  mit  Sicherheit  ausmachen;  doch  wird  man  der 
Wahrheit  nahe  kommen,  wenn  man  behauptet,  dass  die  ersten 
Versuche,  ein  neues  Wahlgesetz  einzuführen,  noch  vor  1400 
stattgefunden  haben. 

Genaueres  weiss  man  nur  über  die  letzte  Phase  dieser 
Entwicklung,  die  gewiss  ein  oder  zwei  Dezennien  in  Anspruch 
genommen  hat.  Es  war  im  Jahre  1420  als  die  Parteien  inner- 
halb der  Bürgerschaft  die  Vermittlung  des  Herzogs  anriefen. 
Wiederum  handelt  es  sich  wie  13(58  um  eine  Verstärkung  der 
Stellung  des  Magistrats  den  gemeinen  Bürgern  gegenüber.  Wer 
sich  gegen  die  Stadt  vergeht,  den  sollen  Bürgermeister,  Schöffen 
und  Rath  „by  oen  selven,  buten  den  richter“  mit  einer  Geldstrafe 
belegen,  die  übrigens  lediglich  der  Stadtkasse  zu  gute  kommen 
soll.1)  Zudem  erhält  der  Magistrat  das  Recht,  renitente  Bürger 
— so  wie  es  bereits  in  anderen  Städten  oder  wenigstens  doch 
in  Wesel  längst  üblich  ist  — so  lange  auf  den  Stadtthurm  zu 
schicken,  bis  sie  gefügig  geworden  sind.2)  Setzt  aber  der 
Schuldige  sich  zur  Wehr,  so  soll  der  Bürgermeister  mit  Ge- 
rüchte oder  mit  Glockenschlag  alle  Bürger  und  Eingesessenen 
zur  Hülfe  heischen  und  nöthigenfalls  vermahnen.  Sogar  der 


’)  A 76  Bl.  44:  By  verlenen  onss  gnedigen  lieren  Adolphs  hortogen 
van  Cleve  etc.  geschieden  in  den  jair  onsa  lieren  dusent  vierhondert  end 
twynticli  op  ter  octaven  van  pinxten  (Juni  •->.);  dair  by  ind  aver  waren  van 
synen  hogen  rade  her  Amt  van  Hessen  ritter,  in  der  tyt  havemeister,  Peter 
van  Culenburg  ind  Wynant  Belle;  wart  averdragen  ende  avergegeven  by  den 
gemeynen  borgeren,  soe  wanneer  dat  eenich  borger  off  ingesetene  der  stat 
van  Cleve  ongelioirsam  . . . weer  etc. 

ä)  Reinhold,  Verfassungsgeschichte  Wesels  S.  71  ff. 
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landesherrliche  Richter  der  Stadt  ist  gehalten,  falls  er  derge- 
stalt aufgefordert  wird,  mit  ganzem  Ernst  und  Fleiss  zur  Be- 
zwingung des  Ungehorsamen  behülflich  zu  sein.')  Die  inneren 
Unruhen,  die  zu  solchen  Gegenmassregeln  führen,  sind  aber 
jedenfalls  nur  ein  Vorspiel  zu  den  Ereignissen,  die  im  Jahre 
1423  ihren  Anfang  nehmen. 

Das  Ziel  zum  mindesten,  das  man  hatte  erreichen  wollen, 
wurde  durch  jenen  Beschluss  noch  nicht  erreicht.  Der  ge- 
meine Bürger  war  auch  fernerhin  nicht  gemeint,  dem  bedroh- 
lich verstärkten  Uebergewicht  des  Magistrats  sich  ohne  weiteres 
zu  beugen.  Ganz  im  Gegentheil  wollte  man  jetzt  erst  die 
Probe  machen,  ob  die  Macht  der  Patrizier  unbesiegbar  sei. 
Der  Kampf  nimmt  nun  in  seinem  Verlauf  dadurch  einen  so  er- 
bitterten Charakter  an,  dass  die  rathfreundliche  Partei  jetzt 
einen  Führer  von  ausserordentlicher  Zähigkeit  und  Gewandt- 
heit erhält. 

Einen  so  nachhaltigen  Eindruck  machten  die  nun  beginnen- 
den Ereignisse  auch  auf  die  leitenden  Kreise,  die  sich  behaup- 
teten, dass  man  beschloss,  sie  für  ewige  Zeiten,  künftigen  Ge- 
schlechtern zur  Warnung,  dem  Stadtrecht  einzuverleiben.'2)  Der 
V erfasser  der  Denkschrift  — vermuthlich  doch  der  Stadtschreiber  — 
verräth,  wie  schon  erwähnt,  mit  jeder  Zeile,  dass  er  mit  Leib 
und  Seele  auf  der  Seite  der  Patrizier  steht.  Er  hat  die  Vor- 
gänge miterlebt  und  w’eiss  kaum  Worte  zu  finden,  drastisch 
genug,  die  Thorheit  und  den  Unverstand  der  gemeinen  Bürger, 
sowie  die  Verruchtheit  der  Rädelsführer  gebührend  zu  brand- 
marken. Der  Bericht  im  Hauptcodex  der  Stadtrechte,  den 
ich  der  Darstellung  zu  Grunde  lege,  geht  in  manchen  nicht 


A 76  Bl.  44. 

s)  A 76  Bl.  77:  Dat  voirsereven  gescefte  is  dairumb  geteikent  ende 
gescreven  in  der  stat  buexken  toi  enen  ewigen  gehoegen  endo  enen  spygel 
allen  borgeren,  die  nu  syn  ende  na  ons  wesen  soilen,  op  dat  sieb  een  ygelich 
vuege  ende  hierinne  spygel,  dat  hie  sich  nyet  ongeboirlich  bewarre  noch 
onderweynde  ran  saken,  die  oen  nyet  tobehoeren  noch  bevalen  syn,  toe  doeu ; 
ind  laten  die  gene  regieren,  die  dairtoe  gesät  syn  ende  bevalen  is,  dair  sie 
oir  ede  toe  gedaen  hebn,  sie  motent  doch  hier  off  namails  voir  got  verant- 
worden.  Uebrigens  fehlt  dieser  Bericht  über  den  Aufstand  des  Jahres  1423 
in  der  überwiegenden  Mehrzebl  der  Handschriften  des  Clever  Stadtrecht*. 
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unwichtigen  Einzelheiten  von  dem  in  anderen  Handschriften  ab.1) 
Dennoch  ist  die  Gleichförmigkeit  der  einzelnen  Versionen  der 
Art,  dass  man  an  einen  einzigen  älteren  verlorenen  Original- 
bericht denken  muss.  Diese  Urquelle  wird  ein  oder  zwei  Jahr- 
zehnte älter  gewesen  sein  als  die  älteste  der  noch  vorhandenen 
Kopien.  So  erklären  sich  die  Abweichungen  in  den  ein- 
zelnen Stadrechtshandschriften,  die  übrigens  meist  darin  bestehen, 
dass  der  eine  Codex  hier,  der  andere  an  jener  Stelle,  einige 
Worte  auslässt.  Selten  sind  Abweichungen  anderer  Art,  dass 
etwa  der  eine  Schreiber  die  Kamen  der  Rädelsführer  angiebt, 
während  der  andere  ausdrücklich  erklärt,  das  absichtlich  — und 
wohl  aus  Furcht  vor  deren  Angehörigen  — unterlassen  zu  haben. 

Die  tendenziöse  Absicht  des  Berichtes  verräth  sich  übrigens 
mehr  wie  einmal  dadurch,  dass  sich  der  Verfasser  in  kleine 
Widersprüche  verwickelt.  Zudem  lernt  man  auch  die  gegen- 
theilige  Darstellung  kennen  aus  den  Gründen,  die  der  Haupt- 
anstifter später,  als  er  vor  Gericht  gefordert  wird,  für  sich 
ins  Gefecht  führt.  Der  ganze  Verlauf  dieses  Prozesses  ist 
nämlich  verzeichnet  in  einer  Sammlung  von  Urtheilen,  dem  so- 
genannten „über  sententiarum“,  der  bald  nach  dem  erwähnten 
Ereigniss  redigirt  worden  ist.2) 

Der  Zwist  nimmt  nun  seinen  Anfang  an  dem  Kurtage  des 
Jahres  1423,  also  am  Sonntag  misericordia  domini  (April  18.). 
Die  gemeine  Bürgerschaft  ist  darüber  erregt,  dass  die  Accise, 
die  mehrere  Jahre  nicht  erhoben  worden,  neuerdings  wieder 
eingeführt  ist,  sowie  darüber,  dass  die  Weinaccise,  die  erniedrigt 
worden  war,  wieder  auf  den  alten  höheren  Satz  gebracht  ist. 
Das  Wort  der  Gemeinde  halten  hierbei  Gert  van  den  Sande  und 
Stephan  Tagbert.  Offenbar  sieht  der  Verfasser  der  Denkschrift 
in  diesen  Erörterungen  nichts  Unrechtes.  Im  Gegentheil,  man 
erhält  durchaus  den  Eindruck,  dass  es  herkömmlich  war,  an- 

')  Vcrgl.  vor  allem  Schröder,  Drei  Abhandlungen  zur  Geschichte 
des  deutschen  Hechts  (Bonner  Festgruss  au  Homever  1871)  S.  21  ff.,  der 
nach  einer  späten  Handschrift  (vom  Jahre  1014)  die  erste  Hälfte  und  nach 
einem  zweiten  dem  lts.  Jahrhundert  angehörenden  Codex  die  andere  Hälfte 
des  Berichtes  abgedruckt  hat. 

J J Schröder,  Zeitschrift  für  Kechtsgeschichte,  Band  9 S.  451  kommt 
zu  dem  Ergebniss,  dass  die  Abfassung  bald  nach  1424  — oder  richtiger 
bald  nach  1420  — erfolgt  sei  Vergl.  unten  Kap.  12,  III. 
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lässlich  der  Magistratsumsetzung  seitens  der  Bürgerschaft  allerlei 
Missstände  zur  Sprache  zu  bringen,  und  so  gewissennassen  eine 
Kritik  an  dem  vergangenen  Verwaltungsjahr  zu  üben.  Die  lassen 
sich  also  auch  diesmal  die  abtretenden  Schöffen  und  Rathmannen 
ruhig  gefallen,  ja  sie  erkennen  den  Vorschlag  in  Bezug  auf  die 
Herabsetzung  der  Accise  als  gut  an.')  Vollends  von  den  anderen 
Bürgern  erfolgt  kein  Widerspruch.  So  mochten  wohl  die  An- 
tragsteller glauben,  dass  die  Neuzuwählenden  die  Verpflichtung 
hätten,  in  ihrer  Amtsführung  späterhin  nach  der  von  der  ge- 
sammten  Bürgerschaft  gebilligten  Weisung  zu  verfahren.  Jeden- 
falls kam  es  zu  einer  endgültigen  Aussprache  nicht  mehr,  denn 
die  Magistratspersonen  des  Vorjahres  schnitten  alle  Weiterungen 
ab,  indem  sie  forderten,  man  solle  jetzt  die  Kur  vornehmen.1*) 
Die  aber  sei  alsdann  in  aller  Form  Rechtens  geschehen.  Die 
achtzehn  Kurleute  ernennen  Dietrich  Sehencke  zum  Bürger- 
meister und  verpflichten  ihn  — wie  sie  wohl  versprochen  hatten 
— alsogleich  auf  seinen  Eid,  dat  hie  mit  synem  medegesellen 
der  stat  assysen  setten  ende  ordinieren  solde  na  nütte  ende  orber 
der  stat  ende  der  gemeynen  borgeren.a)  Man  sieht  hier,  was 
das  Stadtrecht  sonst  nicht  erkennen  lässt,  dass  die  Achtzehner 
ihrer  bedeutenderen  Stellung  entsprechend,  einen  nicht  geringen 
Einfluss  üben.  Das  bestätigt  auch,  abgesehen  von  dem  Bericht 
über  die  Kur  selbst,  der  weitere  Verlauf  der  Erzählung:  die 


■)  A.  a O.  Bl.  72:  Wilker  begeren  wael  behaegden  ende  genuegk[d]en 
den  borgermeister,  scepenen  ende  raden,  die  des  jairs  geweest  liaddcn  ind 
oick  nyemant  ter  selver  tyt  van  den  borgeren  wedorsaeht;  dat  men  apenbair 
wiste  offt  verstont,  dan  die  aide  geswaren  voirscreven  seiden,  dat  men  den 
koir  dede  ende  hielde  als  die  van  aldes  gewoenlich  wcer,  ind  diegene,  die 
alsdan  dat  bevalen  worde,  die  solden  voirt  dairinne  doen,  als  der  stat  nutt 
ende  orber  weer,  des  die  sementlich  volghden. 

2)  Der  Bericht  bei  Schröder  a.  a.  O.  S.  25  biotet  hier  einen  Zusatz, 
der  gewiss  sehr  werthvoll  war.  aber  leider  verstümmelt  ist.  Darnach  scheint 
es,  als  ob  nach  den  beiden  'Worthaltern  der  Gemeinde  noch  ein  anderer 
Bürger  aufgetreten  sei  und  ein  bündiges  Versprechen  von  den  Neuzuwählen- 
den gefordert  habe.  Seine  Warnung  aber  sei  unbeachtet  geblieben,  indem 
die  .aide  geswaren“  gedrängt  hatten,  die  Kur  vorzunehmen,  alles  andere 
werde  sich  finden.  Vergl.  den  entsprechenden  Wortlaut  des  llauptcodex  in 
der  vorigen  Anmerkung. 

■’)  Alsoe  dat  Derick  Sehencke  wart  borgermeister  gekaren,  den  die 
18  borgere  van  den  koer  op  synen  eet  bevalen,  dat  etc. 

Ll«i«gaog,  Ni«d®rrb®lnl«chM  Stüdt«w«a®n  im  UittelalUr.  SO 
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Kurmänner  gehen  nach  der  Wahl  nicht  wieder  auseinander,  son- 
dern bleiben  wie  in  Kalkar  und  sonst  als  Kollegium  constituirt. 
Man  erfährt  nun  weiter,  dass  der  Bürgermeister  und  die  Ge- 
schworenen mit  den  achtzehn  Bürgern  van  den  koer  zusammen- 
treten, um  über  einen  neuen  Accisetarif  zu  berathschlagen.’) 
Die  Verhandlungen  haben  einen  guten  Fortgang.  Die  Wein- 
accisc  wird  ein  wenig  erhöht,  für  die  Accisen  van  hoppen,  van 
keute,  off  hier  to  koep,  van  vetter  waeren,  van  gewande  ende 
van  kremereyen  wird  an  der  Hand  der  Stadtbücher  und  Register 
der  altherkömmliche  Satz  wiederhergestellt.  Aus  besonderem 
Entgegenkommen  den  gemeinen  Bürgern  gegenüber  vereinbaren 
die  Geschworenen  und  die  Achtzehn,  dass  für  die  Berechti- 
gung zur  Ausübung  des  Handwerks,  nicht  — wie  es  später  stets 
der  Fall  ist  — eine  Accise  erhoben  werden  darf.  Es  wird 
also  durch  diese  Reform  in  der  an  vornehmen  patrizischen  Fa- 
milien so  überreichen  Stadt  die  untere  Klasse  begünstigt,  während 
vorzüglich  die  mittlere  zu  den  städtischen  Lasten  herangezogen 
wird.2)  — Hier  setzt  nun  der  Zwist  ein.  Ein  Bürger  mit  Ka- 
men Heinrich  Schubbe  reizt  wohl  vor  allem  die  Bürger,  welche 
zumeist  von  den  „vier  Accisen“  betroffen  sind  (die  nach  wie  vor 
bleiben)  zum  Widerstande  auf.  Wenn  sie  auf  ihn  hören  wollten, 
würde  er  ihnen  schon  rathen  und  helfen,  wie  man  der  Steuer 
ledig  werde.  Das  aber  glaubten  ihm  die  „Gecken“  und  folgten 
ihm,  obwohl  sie  von  anderer  Seite  über  die  wahre  Lage  der 
Dinge  genugsam  aufgeklärt  wurden. 

Bei  der  allgemeinen  Unzufriedenheit,  die  nun  einmal  — 
man  wird  vielleicht  sagen  dürfen  seit  Verkürzung  des  freien 
Wahlrechts  — in  der  Bürgerschaft  herrschte,  schlossen  sich 
denn  auch  die  Handwerker  der  Bewegung  an,  obwohl  sie  doch 
nicht  unmittelbar  in  Mitleidenschaft  gezogen  worden  waren.  Aber 
Heinrich  Schubbe  weiss  ihnen  klar  zu  machen,  dass  ihnen  ein 
gleiches  Schicksal  drohe:  wat  enen  liuden  geschieden,  so  verkün- 


>)  Dair  na  nyct  langli  is  gcschict,  dat  die  borgermeister  voirscreven 
mitten  geswaren  ende  mitten  achtien  borgeren  van  den  koir  voirscreven 
uyt  goiden,  rypen  berade  van  ocn  allen  eenwerff  ende  anderwerff  dairop  ge- 
kaldeu,  opgcsat  ende  ordiniert  hebn  der  stat  nssysen. 

2)  lieber  die  grosse  Zahl  der  ritterlichen  Geschlechter  in  Cleve  vergl. 
die  zahlreichen  Nachweisnngen  bei  Schölten,  Die  Stadt  Cleve. 
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detc  or,  dat  solde  den  anderen  morgen  geschien ! Diese  Worte, 
die  deutlich  verrathon,  wie  der  gemeine  Bürger  über  die  Raths- 
partliei  denkt,  erregen  vor  allem  den  Zorn  des  Verfassers  des 
Berichtes.  Daran  sei  kein  wahres  Wort,  daran  habe  in  Wahr- 
heit Niemand  von  den  Geschworenen  gedacht.  Nur,  um  Neid 
und  Hass  zu  stiften,  nur  aus  persönlicher  Erbitterung  gegen 
einige  der  regierenden  Herren,  nicht  zum  Nutzen  der  Stadt 
habe  Heinrich  Schubbe  so  nichtige  Dinge  vorgebracht  und  also 
den  Aufstand  angezettelt.  Uebrigens  habe  er  noch  Helfershelfer 
und  Mitanstifter  gehabt,  deren  Namen  aber  verschweigt  der 
Verfasser  der  Denkschrift  mit  Absicht.1) 

Fast  ein  Jahr  lang  bleiben  dergestalt  die  vier  Accisen  un- 
erhoben.  Bürgermeister,  Schöffen,  Rathmannen  sind  völlig 
machtlos:  Niemand  weiss  mehr,  wer  Herr  in  der  Stadt  ist. 
Endlich  greift  der  Herzog  ein.  Die  Sache  wird  ihm  vorgetra- 
gen. Ihm  aber  und  seinen  hohen  Rathen  scheint  sie  nicht  so 
klar  und  einfach  zu  sein,  wie  man  nach  der  vorliegenden  Ten- 
denzschrift glauben  sollte.  Er  fordert  schriftliche  Darlegungen 
des  Sachverhalts  von  beiden  Theilen.  Dem  wird  nun  auch 
Folge  gegeben.  Aus  dem  Urtheil,  das  dann  gefällt  wird,  er- 
fährt man,  dass  die  feindliche  Parthei  behauptet  hatte  — was 
unser  Bericht  unterdrückt  — , dass  überhaupt  die  ganze  Kur 
unrechtmässig  gewesen  sei.  Eben  dieses  Verschweigen  spricht 
durchaus  dafür,  dass  die  Beschuldigung  zum  mindesten  nicht 
aus  der  Luft  gegriffen  ist. 

Anderer  Meinung  ist  freilich  der  Spruch,  der  endlich  am 
Valentinstage  (Februar  14.)  des  Jahres  1424  gefällt  wird:  Die 
Geschworenen  — hier  im  engeren  Begriff  des  Wortes  — seien 
in  rechtsgültiger  Form  gewählt.  Dann  wenden  sich  die  Richter 
mit  grosser  Schärfe  gegen  die  achtzehn  Knappen  (wie  die  Wahl- 
männer etwa  von  dieser  Zeit  an  mit  Vorliebe  heissen):  Sie  seien 
die  Hauptschuldigen,  sie  hätten  doch  der  Form  der  Accise- 
erhebung,  die  das  Aergerniss  gegeben,  ausdrücklich  zugestimmt. 
W enn  sie  gleichwohl  sich  auf  die  Seite  der  Aufrührer  schlügen, 


')  R.  Schröder,  Drei  Abhandlungen  zur  Geschichte  des  deutschen 
Rechts  etc.,  S.  26:  Und  hat  Henrich  hier  to  enige  testender»,  dat  schrive 
ick  hier  niet  apenbair. 

20* 
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so  müsse  eigentlich  von  Rechtswegen  gerade  gegen  sie  in  erster 
Linie  vorgegangen  werden. 

Dass  die  hohen  Käthe,  dergestalt  zu  Schiedsrichtern  aufgerufen, 
nunmehr  in  die  autonomen  Befugnisse  der  Stadtverwaltung  ein- 
greifen,  kann  nicht  befremden.  Auf  eigene  Faust  erlassen  sie 
jetzt  eine  Acciseordnung,  die  folgendennassen  lautet:  Voirt 
seggen  wy,  dat  van  all  e neringen,  die  bynnen  onser  liever  stat 
voirscreven  bedreven  wort,  assyse  gaen  sali  ende  gegeven  wer- 
den, als  baven  ind  beneden  gewoenlich  is  in  anderen  steden, 
oick  tot  onser  liever  stat  orber  voirscreven.  So  hatte  also  der 
Landesherr  seine  Macht  der  Stadt  gegenüber  nicht  wenig  ge- 
stärkt. Die  Handwerker  aber  hatte  thatsächlich  das  getroffen, 
was  sie  durch  Anschluss  an  Heinrich  Schubbe  auf  alle  Zeiten 
hatten  verhindern  wollen:  Die  Patrizierherrschaft  hatte  sich 
konsolidirt.  Der  Spruch  fährt  fort  mit  einer  Bestimmung,  durch 
die  das  Verhältniss  zwischen  der  gemeinen  Bürgerschaft  und 
den  Magistratspersonen  prinzipiell  geregelt  wird.  Unbestreitbar 
sei  es,  dass  die  Bürger  — man  erinnere  sich  nur  in  w elcher  Form 
das  damals  geschieht  — die  Befugniss  hätten,  die  Amtleute,  d.  h. 
also  die  Magistratspersonen  und  die  Geschworenen  im  weiteren 
Sinne,  insgesammt  zu  erwählen.  Mit  nichten  aber  sei  daraus 
für  die  gemeinen  Bürger  das  Recht  abzuleiten,  jene  in  allen 
ihren  Handlungen  zu  bevormunden.  Ganz  im  Gegentheil,  Schöf- 
fen und  Rathmannen  haben  ihr  Amt  auf  eigene  Faust  und  auf 
eigene  Verantwortung  zu  führen  (buten  onsre  gemeynde  toe- 
doen  ende  tolaten).  Auch  diesen  Anlass  benutzten  übrigens 
die  Richter,  die  Macht  des  Herzogs  zu  vermehren;  denn  sie 
fahren  fort:  jeder,  der  eine  Beschwerde  gegen  Bürgermeister, 
Schoflen  und  Rathmannen  habe  wegen  der  Verwaltung  ihres 
Amtes,  habe  ja  die  Möglichkeit,  den  Weg  der  Klage  beim 
Landesherrn  zu  betreten. 

Im  übrigen  stehe  es  den  gemeinen  Bürgern  und  Wählern 
frei,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  der  Betreffende  späterhin  nicht 
wieder  gekoren  werde.  Fürwahr  ein  geringer  Trost,  denn  die 
Wahlordnung,  die  eben  damals  die  landesherrliche  Genehmigung 
erhält,  legt  doch  den  Schwerpunkt  der  Kur  in  die  Hand  der 
herrschenden  Magistratspersonen!  Dieser  Ausspruch  wurde  der 
ganzen  Bürgerschaft,  die  an  der  gewöhnlichen  Versammlungs- 
stätte, dem  Baumgarten  des  Minoritenklosters,  zusammengekom- 
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men  war,  in  Gegenwart  des  Herzogs  und  seiner  hohen  Räthe 
kund  gethan  und  jeder  der  beiden  Partlieieu  in  einer  besonderen 
Ausfertigung  übergeben. ') 

Aber  bevor  noch  die  Versöhnung,  zu  der  die  Partheien  in 
den  „Minoritenpass“  bestellt  waren,  ordnungsmässig  stattgefuu- 
den  hatte,  liess  sich  der  Herzog  mit  lauter  Stimme  vernehmen: 
Alle  die  Anwesenden,  die  zum  Bürgermeister  und  den  Ge- 
schworenen hielten,  möchten  zu  jenen  treten;  wer  aber  auch 
fernerhin  Anhänger  Heinrich  Schubbes  bleiben  wolle,  der  möge 
zu  dem  gehen.  Wer  endlich  mit  der  ganzen  Sache  nichts  zu  thun 
haben  wolle,  möge  sich  aus  dem  Baumgarten  entfernen.  Da 
stellten  sich  nicht  nur  die  besten  und  verständigsten  Bürger, 
sondeni  auch  die  achtzehn  Knappen,  deren  Treiben  der  Spruch 
so  scharf  getadelt  hatte,  auf  die  Seite  der  Schöffen  und  Ratli- 
mannen.  Heinrich  Schubbe  aber  entliefen  die  meisten  seiner 
„Zuständer“,  so  dass  er  auf  einmal  ganz  verwirrt  bemerkte,  dass 
nur  noch  acht  oder  zehn  von  seinen  Gesellen  um  ihn  waren. 
Da  kniete  er  voller  Angst  und  Reuo  nieder  vor  dem  Herzog 
und  sprach:  Lieve  gnedige  here,  nu  sie  ich  wael,  woe  dat  ich 
gevaren  hebbe;  [wilt  ghi]  my  dit  vergeve  ich  soldes  my  meer 
huedon,  ich  -woldc  myn  hoeyke  umb  nemen  ende  gaen  ter 
kyrken  ende  en  kroeden  my  der  gemeynre  saken  nyet  meer.2) 

Bald  aber  seien  diese  schönen  Worte  und  viele  andere  Be- 
theueruugen  vergessen  gewesen;  denn  wenn  auf  irgend  jemand, 
denn  auf  Heinrich  Schuppe  treffe  der  alte  Spruch  zu:  die  exter 
(Elster)  enlett  oer  huppen  niet.  — Das  zeigte  sich  wenige  Monate 
später  (am  7.  Mai),  als  die  Zeit  der  Umsetzung  des  Magistrats 
gekommen  war.  Sehr  viel  rücksichtsloser  und  gewaltthätiger 
denn  je  zuvor  nimmt  nämlich  jetzt  Heinrich  Schubbe  nach  dem 


*)  A.  a.  0.  Ul.  74  ff. : Dese  voirsereven  uitsprakc  ia  gedaeu  in  den  jair 
ende  opten  dach  voirsereveu  iu  den  passehe  van  der  mynrebruedere  ombgang 
in  tgegenwordicheit  onss  gnedigeu  bereu  voirscreven,  dair  by  waren  van 
svuen  bogen  raet  mit  namen  die  erbereu  ind  vrowen  heren  Wessel  Swartkopi 
praist  to  Wisscbel,  Elbert  van  Alpem,  ter  tyt  drossaet  slands  vau  Cleve, 
Deriek  van  Wickradc,  Wolter  Kyrskorff,  Derick  Heymericb,  ter  tyt  cokeu- 
mcister,  ind  Wynandus  Bell  mit  Everardo  Pyle  ende  Wilhelm  liaeskop,  no 
tarien. 

a)  Die  ersten  Worte  des  letzten  Satzes  sind  ergänzt  nach  Schröder, 
Bonner  Festesgrilsse  etc.,  S.  28. 
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Bericht  ohne  weiteres  eine  Neuwahl  vor  (buten  borgermeister 
ende  geswaeren  toe  der  tyt).  Im  über  sententiarum  kommt 
nun  der  Angeklagte  beiläufig  auf  diesen  Vorgang  zurück.  Erst 
als  man  sich  nicht  über  das  Verfahren  van  den  koer  hätte  eini- 
gen können,  hätten  seine  Anhänger  enen  koer  gedaen  na  oren 
vif  sinnen,  as  sie  meinden,  dat  si  doen  moichten  na  nutte  end 
oirber  der  stat.1)  Dann  führt  Schubbe  zu  seiner  Vertheidigung 
weiter  an,  er  habe  gefürchtet,  nunmehr  würden  seine  Wider- 
sacher der  stat  „hantvesten  an  des  landesheren  hande  brengen“ 
oder  sic  gar  zu  Asche  verbrennen.  Lediglich  um  dergleichen 
zu  verhüten,  keineswegs  aber  aus  eitel  Uebermuth,  will  er  den 
Befehl  gegeben  haben  — und  eben  das  wird  ihm  später  als  ein 
Hauptvergehen  zur  Last  gelegt  — , der  Stadt  Block,  der  städ- 
tische Privilegienschrein,  müsse  versiegelt  werden.  Auch  sonst 
habe  Heinrich,  sagt  der  Bericht,  menuigerhaude  raserye  ende 
gecksspeie  getrieben;  länger  wie  einen  Monat  hindurch,  da  der 
Herzog  — der  das  jedenfalls  nicht  gelitten  haben  würde  — 
damals  nach  der  Grafschaft  Mark  geritten  war.  Die  gemeinen 
Bürger  aber  in  ihrem  Unverstand  folgten  dem  Rädelsführer 
blindlings  und  hörten  nicht  auf  die  Mahnungen  weder  der  Räthe 
des  Landesherrn  noch  der  besonnenen  — patrizischen  — Bürger. 
Auf  die  Zustände  im  Innern  der  Stadt  fällt  helles  Licht  durch 
eine  Episode  des  Prozesses,  der  später  gegen  Heinrich  Schubbe 
angestrengt  wurde.  Der  wird  beschuldigt,  sich  Abschriften  von 
der  Stadt  Privilegien  verschallt  und  sie  Bürgern  und  Nicht- 
bürgem  gezeigt  zu  haben.  Darauf  erwidert  er,  nach  jener 
zwiespältigen  Wahl  sei  jede  Parthei  bemüht  gewesen,  die  Sache 
zu  ihren  Gunsten  darzustellen.  Von  den  Zetteln,  die  damals  in 
der  Stadt  von  Hand  zu  Hand  gegangen  seien,  habe  er  freilich 
die,  deren  Darstellung  seiner  Anschauung  von  dem,  was  Rechtens 
sei,  entsprochen  habe,  weiter  gegeben.  Denn  wie  habe  er  es 
anders  machen  sollen  ! Lieber  wäre  es  ihm  freilich  gewesen, 
wenn  er  das  Original  der  Handfeste2)  zur  Hand  hätte  nehmen 


')  Schröder  in  Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte,  Band  9 S.  467. 
a)  Zeitschrift  fiir  Rechtsgeschichte  Band  9 S.  469:  Do  qunmen  oen  to 
handen  somraige  beschrcvcn  onbesegelde  cedelen,  der  .sommich  treften  an  der 
stat  hantvesten.  Ind  wes  oen  end  sinen  gesellen  daer  in  te  baten  comen 
raoeht,  die  behieldeu  si  tot  oren  schoonsten,  ind  wes  hem  niet  en  gadeu,  die 
leiten  si  vareu. 
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können,  um  die  Urkunde  den  Bürgern  vorzulesen  und  ihnen 
den  Beweis  zu  liefern,  dass  seine  Auffassung  die  korrekte  sei.1) 

Als  nun  aber  Herzog  Adolf  zurückkommt,  ergeht  das 
Strafgericht  über  die  Stadt.  Er  verhört  beide  Parteien  und 
fordert  zunächst,  man  möge  die  Wahl  eines  neuen  Magistrats 
ausnahmsweise  ein  einziges  mal  ihm  selbst  überlassen.  Das  ge- 
schieht, und  die  von  dem  Herzog  eingesetzten  Amtleute  führen 
vorläufig  ihr  Regiment,  das  bis  zum  nächsten  Kurtag  währen 
soll.-) 

Die  Tendenzschrift  ruft  nun,  beabsichtigt  oder  unbeabsich- 
tigt, bei  der  Erzählung  dieses  Vorganges  den  Eindruck  hervor, 
als  ob  der  Landesherr  nunmehr  Schöffen  und  Rathmannen  ganz 
nach  dem  Herzen  der  patrizisehen  Partei  ernannt  habe.  Das 
aber  war  keineswegs  der  Pall,  und  eben  dieser  Umstand  zeigt, 
wie  mächtig  die  den  Geschlechtern  verhasste  und  dem  Herzog  ge- 
wiss nicht  genehme  Strömung  gewesen  sein  muss.  Aus  der  Denk- 
schrift selbst  geht  das  hervor.  Sie  erzählt  zum  Beispiel,  dass  Jo- 
hann van  der  Maesen,  den  unser  Bericht  an  anderer  Stelle  als 
„prinzipalen  Zuständer“  Heinrich  Schubbes  bezeichnet,  nunmehr 
Schöffe  geworden  sei.  Heinrich  Schubbe  aber  scheint  damals 
doch  noch  nicht  so  sehr  in  die  Ungnade  des  Landesherrn  ge- 
fallen zu  sein,  denn  er  wird  oder  bleibt  Rathmann.  So  ist  er 
fortan,  gestützt  auf  die  ' Zustimmung  einer  jedenfalls  ausser- 
ordentlich zahlreichen  Anhängerschaft , ohne  Zweifel  der 
eigentliche  Gebieter  und  mächtigste  Mann  der  Stadt.  Im 
Magistrat  freilich  werden  vorläufig  noch  seiue  Gegner  in  der 
Mehrheit  gewesen  zu  sein,  so  dass  er  seinen  Kollegen  mit  leicht 
begreiflichem  Misstrauen  gegenübersteht  uud  nach  wie  vor  in 
den  gemeinen  Bürgern  seinen  besten  Rückhalt  sieht. 

Dass  aber  die  Bürgerschaft  in  ihrer  Masse  ihm  bedingungslos 
ergeben  war,  sollte  sich  bald  zeigen,  als  noch  im  Sommer  dieses 
ereignisreichen  Jahres  (1424)  der  Richter  auf  Befehl  seines 
Herrn,  des  Herzogs,  Hennen  mitten  Musen,  einen  seiner  „Gecken“, 
wie  der  Bericht  sich  halb  mitleidig  ausdrückt,  verhaftete.  So- 
fort wird  ihm  Kundschaft  gebracht;  das  Gerücht  verbreitet 

’)  Gemeint  ist  offenbar  die  Handfeste  von  136s,  in  der  — wie  Hein- 
rich Sclmbbe  sehr  wohl  gewusst  zu  haben  scheint  — der  Bürgerschaft  das 
Wahlrecht  zugestanden  oder  doch  bestätigt  wurde. 

a)  Clever  Stadtrecht  a.  a.  0.  Bl.  75. 
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sich  in  der  Stadt,  die  Menge  tobt  kopflos  und  rathlos  in  rasen- 
der Wuth  durch  die  Strassen,  ohne  von  ihm,  auf  den  sie  ge- 
hört haben  würde,  beschwichtigt  zu  werden.1)  So  wächst 
die  Aufregung,  man  stürmt  sogar  vor  das  Schloss  des  Herzogs: 
Unter  lautem  Geschrei  klopft  man  an  die  Pforte  und  verlangt 
die  Auslieferung  des  gefangenen  Mitbürgers.  So  erregter  Leiden- 
schaft gegenüber  ist  jetzt  auch  Heinrich  Schnbbe  machtlos. 
J)er  Herzog  aber,  dessen  Geduld  am  Ende  gewesen  zu  sein 
scheint,  lässt  nunmehr  gegen  den  Wortlaut  der  Privilegien 
gegen  die  Bürger  Vorgehen.  Nicht  weniger  wie  zweiundfünfzig 
werden,  ohne  dass  ordnungsmässig  vorher  eine  Klage  im  Stadt- 
gericht angestrengt  wird,  vor  sein  Gericht  gestellt  und  ins  Ge- 
fängniss  geworfen.  Nur  allmählich  gelingt  es,  die  Gefangenen 
zu  befreien  und  den  Zorn  Adolfs  zu  besänftigen.  Vielfach  wird 
über  den  Vorfall  die  Ansicht  geäussert,  der  Herzog  habe  sich  zu 
einer  Gewaltthat  sonder  Gleichen  hinreissen  lassen.  Es  ist  bezeich- 
nend für  die  Solidarität  der  städtischen  Interessen,  die  damals, 
durch  die  landständische  Entwicklung  gestärkt,  längst  platz 
gegriffen  hat,  dass,  wie  der  Bericht  erzählt,  in  den  Städten 
und  Territorien  der  Nachbarschaft  sich  die  Erbitterung  über 
den  unerhörten  Bruch  der  Privilegien  in  bösen  Reden  über  den 
Herzog  Luft  gemacht  habe.2) 

Vor  allem  aber  gegen  Heinrich  Schubbe,  als  den  Urheber 
des  ganzen  Unheils,  wird  jetzt,  wie  es  scheint,  unter  Beachtung 
der  Formen  des  Rechts  vorgegangen.  Dreierlei  Klagen  bringt  der 
Fürst  gegen  ihn  vor.  Die  Schöffen  der  Stadt  Cleve  geben  nämlich 
die  heikle  Sache  an  ihr  Haupt,  das  Hofgericht.  ')  Es  wird  erkannt, 

')  Auch  die  Glocke  war  geschlagen  worden  und  damit  war  dar.  Recht 
des  Herzogs  verletzt,  want  dan  die  clockeslach  toe  hoert  den  höre  end  sineu 
amptluden.  Heinrich  Schubbe  behauptete  übrigens,  die  Bürger  von  vorn 
herein  beschwichtigt  und  ihnen  vor  allein  widerratlien  zu  haben,  die  Glocke 
zu  berühren.  Liber  sententiarum  bei  Schröder,  Zeitschrift  für  Rechts- 
geschichte, Band  9 S 408. 

2)  Wie  schon  Schröder,  Bonner  Fcstesgrüsse  etc.  S.  80  Anmerk.  32 
mit  Recht  hervorgehoben  hat,  wurde  dadurch  gegen  die  ausdrückliche  Be- 
stimmung der  Handfeste  von  1308  verstossen,  in  der  den  Bürgern  die  Zu- 
sicherung ertheilt  wird,  dass  keiner  von  ihnen  ohne  Urtheil  und  Recht  ge- 
fangen gesetzt  werden  dürfe. 

3)  Vcrgl.  vor  allem  die  Darstellung  des  Prozesses  im  über  sententiarum, 
Schröder  a.  a.  O.  Band  9 S.  407. 
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Heinrich  Sclmbbe  sei  treulos,  ehrlos  und  meineidig.  Nach  den 
mancherlei  entehrenden  Bussen,  die  ihm  auferlegt  sind,  muss 
dann  der  „onrustige  cloet“  Urfehde  schwüren  und  das  Land 
Cleve  verlassen.  Das  geschah  endlich  am  Sonntag  nach  Ostern 
(7.  April)  des  Jahres  1426.1) 

Die  Wiederherstellung  ordentlicher  und  normaler  Zustände 
war  aber  in  der  Zwischenzeit  bereits  längst  erfolgt.  Das 
machte  man  in  der  Weise,  dass  an  dem  Kurtage  des  Jahres  1425 
(nachdem  die  Amtsfrist  der  vom  Herzog  bestellten  Magistrats- 
personen abgelaufeu  war)  zwei  Abgesandte  des  Herzogs,  der 
Drost  Evert  van  Alpen  und  der  Rentmeister  des  Landes  Cleve, 
Dietrich  Heymerich,  in  dem  Baumgarten  erschienen,  um  den 
Willen  iln  •es  Herrn  kund  zu  tliun.  Um  allen  Streitigkeiten  für 
die  Zukunft  vorzubeugen,  soll  die  Wahl  hinfort  immer  in  der 
Weise  stattfinden  wie  an  jenem  Kurtag  des  Jahres  1423,  an 
dem  die  inneren  Unruhen  ihren  Anfang  genommen  hatten.  War 
doch  der  damals  angewandte  Wahlmodus  bereits  durch  den 
Spruch  der  Richter  vom  Valentinstage  des  Jahres  1424,  als 
der  richtige  anerkannt  worden.  Der  Bericht  versichert,  dieser 
nunmehr  offizielle  Wahlmodus,  dessen  Verletzung  mit  Strafen 
an  Gut  und  Leben  zu  ahnden  sei,  entspreche  der  Darstellung, 
die  in  dem  Stadtrechtcodex  gegeben  sei.  Das  lässt  sich  nun 
zwar  nicht  mehr  feststellen,  da  eine  Handschrift  aus  dieser 
Zeit  nicht  mehr  vorhanden  ist.  In  den  jüngeren  Handschriften 
hingegen  ist  wohlweislich  das  Wahlverfahren  nach  Massgabe 
jener  herzoglichen  Verordnung  dargelegt.  Aber  selbst  wenn 
uns  ein  Codex  aus  der  Zeit  vor  Beginn  der  Unruhen  mit  jener 
Darstellung  erhalten  wäre,  würde  das  nur  beweisen,  dass  die 
einseitige  patrizische  Auffassung  schon  vorher  Eingang  in  das 
Stadtrecht  gefunden  hat.  Dass  indessen  dieser  Wahlmodus  in  der 
früheren  Zeit  der  allein  gültige  und  legale  gewesen  sei,  wagt 


')  Voirt  op  ten  selven  dach  der  octaven  van  paschen  voirscreveu  is 
komen  Henrick  Schubbe  voirscreveu  voir  die  scepene  Johan,  Jolian  Anitsous 
soen,  ind  Henricka  Spyker  iud  lievet  au  hande  Werner  Ezcls,  richters  der 
tyt  to  Cleve,  voirsekert  . . .,  dat  hie  nummeruieer  tot  ennygen  tyden  . . . 
doen  ensall  tgegen  den  hogebaren  fürsten  hertoge  Adolph  van  Cleve  etc.  . . . 
Ind  hier  inede  hevet  die  onrustige  cloet,  die  langh  gelopen  hedde,  een  on- 
rustige  stede  vonden,  oft  got  geve,  dat  hie  noch  rüsten  wolde. 
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sogar  der  Verfasser  der  Tendenzschrift  der  siegenden  Parthei 
nicht  zu  behaupten,  vielmehr  sagt  er  nur,  dass  in  alter  Zeit  so 
am  häufigsten  und  am  gewöhnlichsten  verfahren  wor- 
den sei.1) 

So  endete  der  letzte  Akt  jener  inneren  Kämpfe,  die  manches 
lange  Jahrzehnt  hindurch  gewährt  hatten,  mit  einem  völligen 
Siege  der  alten  Heymerichschen  Parthei  der  Schöffen-  und  Rath- 
mannenfamilien. Ucbrigcns  hat  es  der  Zufall  gewollt,  dass  ein 
Mitglied  der  Familie,  jener  eben  erwähnte  Dietrich,  es  ist,  der  den 
Bürgern  den  endgültigen  Entschluss  dos  Herzogs  über  die  Um- 
gestaltung der  Wahlordnung  kund  giebt.  Mehrere  Generationen 
hindurch  erfreuten  sich  die  herrschenden  Geschlechter  unge- 
stört ihres  Sieges,  da  erst  rafften  sich  ihre  Gegner  wieder  auf, 
um  die  Stadt  wenigstens  vor  den  gröbsten  Missbräuchen  dieses 
aristokratischen  Wahlsystems  zu  schützen. 


m. 

Zur  Verfassungsireschichte  der  Stadt  Xanten  ln  der  Mitte 
des  15.  Jahrhunderts. 

Dass  in  der  älteren  Periode  die  Verfassung  der  clevisclien 
Städte  — immer  von  Wesel  abgesehen  — durchweg  überein- 
stimmende Züge  aufweist,  kann  nicht  befremden,  wenn  man  sich 
vergegenwärtigt,  dass  der  Ausgangspunkt,  die  Erhebungsurkunde, 
bei  ihnen  allen  den  nämlichen  oder  doch  einen  überaus  ver- 
wandten Inhalt  aufweist.  Sehr  viel  auffälliger  ist  es,  dass  die 
Institutionen,  die  sich  in  den  clevisclien  Territorialstädten  eigen- 
artig und  bodenständig  entwickelt  haben,  während  der  hier  zu 
schildernden  Periode  auch  auf  die  Städte  übertragen  werden, 
die  erst  im  Laufe  der  Zeit  unserem  Territorium  einverleibt 
worden  sind.2)  Und  das  geschieht,  obwohl  bei  der  Einverleibung 

')  I)at  myns  beren  gnaden  willen,  dat  die  koer  geschie,  xoe  hie  van 
«Idos  alre  duckste  ende  alre  gewoenlixte  geschiet  is;  dat  is  na  alre  manieren 
ende  formen  als  voir  in  den  buexken  van  den  koerdach  gescreven  steet. 

2)  Verhältnissmiissig  gering  ist  übrigens  der  Einfluss  des  clevischcn 
Stildtewesens  auf  Duisburg.  Ueber  die  Gründe  der  Sonderstellung  Duisburgs 
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meist  wenigstens  insofern  schonend  verfahren  wird,  als  die  alten 
Verbindungen  zwischen  den  hinzugewonneueu  Plätzen  und  ihren 
Überhöfen  nicht  alsogleieh  durchschnitten  werden.  Man  traut 
dem  Territorialstaat  in  der  ersten  Hallte  des  15.  Jahrhunderts 
kaum  das  Maass  an  innerer  Energie  zu,  das  die  Voraussetzung 
einer  solchen  Unifiziruug  sein  müsste.  Das  Auffallende  ver- 
schwindet indessen  oder  verringert  sich  wesentlich,  wenn  man 
sieh  vergegenwärtigt,  dass  in  diesem  Falle  zwei  Tendenzen,  die 
sonst  ziemlich  unabhängig  neben  einander  herlaufen,  auf  dasselbe 
Ziel  hinarbeiten.  Die  Ausbildung  der  landständischen  Verfassung, 
der  Zusammenschluss  der  Städte  zu  einer  besonderen  Korporation, 
das  ist,  wie  später  zu  zeigen  sein  wird,  ein  Faktor  von  nicht 
geringer  Wirksamkeit.  Nur  dann  sind  die  kleineren  Städte 
bereit,  in  der  Bewilligung  von  landesherrlichen  Beden  und  in 
der  Leistung  kriegerischer  Hülle  dem  Beispiel  der  grösseren  zu 
folgen,  wenn  ihnen  prinzipiell  die  Behandlung  auf  gleichem 
Fusse  verheissen  wird.  Die  Fürsten  sind  also  so  zu  sagen  moralisch 
gezwungen,  nun  auch  ihrerseits  die  Privilegien  zu  verleihen,  mit 
denen  sie  dem  betreffenden  Platz  gegenüber  noch  im  Rückstand 
sind.  Nicht  selten  wird  der  Gedanke  einer  solchen  Verpflichtung 
auf  Gegenseitigkeit  mit  klaren  Worten  ausgesprochen.1)  Hinzu 
kommt  als  zweiter  Faktorder  Zwist  innerhalb  der  Bürgerschaften. 
Er  giebt  dem  Laudesherru  Gelegenheit,  in  die  inneren  Verhält- 
nisse der  neu  gewonnenen  Städte  einzugreifen,  zu  reformiren 
und  zu  unifiziren.  Dabei  wird  dann  selbstverständlich  die  Ver- 
fassung der  anderen  clevischen  Städte  zum  Muster  genommen. 
Aber  das  Vorbild  wird  daun  wohlweislich  in  der  Regel  nicht 
unbedingt  nachgeahmt,  vielmehr  wird  bei  einer  so  passenden 


vergl.  meine  Auseinandersetzungen  in  Köhler  und  Liesegang,  Das  Rö- 
mische Recht  am  Niederrheiu  Neue  Folge,  1897. 

')  Besonders  instruktiv  ist  eine  Urkunde  vom  Jahro  1328  für  die  Stadt 
Geldern  in  dem  benachbarten  Territorium  bei  Lacomblet,  Urkundenbuch 
Band  3 Nr.  232  und  eine  andere  bei  Ny  ho  ff,  (Gedenkwaardighcden  etc., 
Band  1 Nr.  184)  vom  7.  Oktober  1319  für  Arnheim.  In  diesem  letzten  Ver- 
trage wird  umgekehrt  die  Verpflichtung  der  Stadt  hervorgehoben,  nach  Mass- 
gabe  derLeistungen  der  anderen  Städte  dem  Landesherren  gegen  «eine  Feinde 
zu  helfen:  Hoc  ndjecto,  quod  uobis  cum  arniis  servire  et  juvare  aliis  opidis 
comitiao  Gelrensis  aequaliter  et  similiter  debeant  contra  omnea  terram  scu 
comitiam  Gelrensem  volentes  invadere  et  devastare. 
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Gelegenheit  nur  beseitigt,  was  dem  Landesherrn  weniger  genehm 
ist,  ohne  dass  er  vorher  immer  die  Möglichkeit  gehabt  hat.  zu 
ändern.  Aelmlich  also  wie  die  Neugründungen  geben  diese 
Reformen  vielleicht  das  reinste  Bild  von  den  wirklichen  An- 
schauungen des  Landesherrn  von  der  besten  oder  zweekmässig- 
sten  Organisation  der  Stadtgemeinde  überhaupt. 

Die  nachstehenden  Ausführungen  bieten  eine  Fülle  von 
Belegen  für  diese  Behauptungen.  Besonders  charakteristisch 
aber  ist  in  der  Beziehung  die  Politik,  die  Herzog  Johann  I. 
den  Städten  Xanten  und  Rees  gegenüber  eingehalten  hat. 

Ich  habe  bereits  darauf  hingewiesen,  dass  die  Alleinherr- 
schaft über  die  Stadt  Xanten  dem  Jnngherzog  gewisscrmassen 
als  eine  erste  Frucht  seiner  Bemühungen  in  dem  Kampfe  für 
Soest  gegen  Köln  in  den  Schooss  fiel.  Das  war  im  Hochsommer 
1444  und  noch  im  Herbste  desselben  Jahres  (Oktober  29.)  er- 
lässt er  zusammen  mit  Herzog  Adolf,  dem  er  die  Stadt  alsbald 
übergeben  hat,  eine  neue  umfängliche  Regimentsordnung. 

Schon  die  Eile,  in  der  die  Verfassungsänderung  vorgenom- 
men wird,  weist  darauf  hin,  dass  es  sich  um  die  Erfüllung  längst 
vorhandener  und  lebhaft  geäusscrter  Wünsche  handelt.  Auch 
lässt  die  Urkunde  keinen  Zweifel  darüber,  welcher  Theil  der 
Bürgerschaft  durch  die  Reform  der  clevischen  Herrschaft  ge- 
wonnen werden  soll. 

Von  diesem  Zeitpunkt  an  tritt  die  Verfassung  der  Stadt 
klar  und  deutlich  hervor.  Wie  sie  hingegen  früher  gewesen  ist, 
darüber  liegt  nur  eine  einzige  ungemein  werthvolle  Nachricht  vor. 
Aus  ihr  erfährt  man,  dass  der  Erzbischof  und  der  Herzog  eiueu 
gewissen  Einfluss  auf  die  Magistratswahl  ausübten.  Auch  ein 
Kollegium  von  Zwölfern  wird  erwähnt,  die  zusammen  mit  den 
sieben  Schöffen  die  Rathmannen  oder  Konsuln  creiren.  Aus 
den  Reihen  der  Schöffen  scheiden  dann  wohl  jährlich  drei  aus, 
an  deren  Stelle  ebenso  viele  wieder  eintreten.  So  verfuhr  man 
wenigstens  im  Jahre  1441,  wobei  es  dahingestellt  bleiben  mag, 
ob  und  inwieweit  die  damalige  Praxis  dem  bis  dahin  üblichen 
Rechts-  und  Verfassungszustand  entsprochen  hat.1) 


')  Diese  ungemein  wichtige  Notiz  tlieilt  Schölten  gelegentlich  (Gert 
van  der  Schuren  S.  203)  ans  einer  Handschrift  der  Statuten  des  Xantner  Stifts 
uiit,  ohne  auf  ihre  Bedeutung  hinzuweisen.  Ich  bemerkte  die  Nachricht  erst. 
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Zunächst  wird  also  angeordnet,  dass  zu  dem  Magistrat, 
d.  h.  zu  den  Schöffen  uud  den  Rathmannen,  noch  ein  drittes 
Kollegium  hinzukommen  soll.  Es  ist  das  eine  Forderung,  die 
damals  so  zu  sagen  wenigstens  in  unserem  Territorium  in  der 
Luft  liegt;  fast  alle  die  benachbarten  Städte  nicht  allein  Cleves, 
sondern  auch  hier  und  da  in  Geldern,  so  Cleve  selbst,  Kalkar, 
Emmerich  und  Wesel  haben  um  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts 
eine  solche  Behörde,  die  gewissennassen  der  Ausschuss  der  ge- 
meinen Bürger  ist  oder  doch  jedenfalls  den  Willen  der  Gesammt- 
bürgerschaft  reiner  als  die  beiden  anderen  Kollegien  zum  Aus- 
druck bringt.1) 

Jedes  Jahr  zu  Oculi  sollen  fortan  aus  der  gemeinen  Bür- 
gerschaft zwölf  Vertreter  gewählt  und  in  Eid  genommen  wer- 
den. Nachdem  dies  geschehen,  haben  sic  zusammen  mit  den 
Schöffen  sieben  Rathmannen  zu  creiren.2)  Alle  die  zusammen 
sollen  sich  dann  über  die  Wahl  des  Bürgermeisters  des  kommen- 
den Verwaltungsjahres  schlüssig  machen.  Noch  mehr  tritt  die 
Macht  der  Zwölfer  in  den  weiteren  Bestimmungen  hervor,  dass 
sie  allein  — sei  es  nun  aus  ihrer  eigenen  Mitte  oder  aus  der 
der  Rathspersonen  — die  Rentmeister  zu  kiesen  haben.2)  Die 


nnchdem  ich  meine  Arbeit  abgeschlossen  hatte.  Die  Stelle  lautet:  Hoc  anno 
41  ultima  mensis . . . Aprilis  drossatus  Xanctensis  ex  parte  Tb.  archiepiscopi 
Coloniensis  et  Johannes  de  Alpen,  drossatus  territorii  C'livensis  et  etiam 
Xanctensis,  fuerunt  Xanrtis  et.  dederunt  scabinisXanctcnsibus  vidclieet  q[inque] 
scabinis,  sciliect  Henrico  de  Arnhem,  Xicolao  I’euk,  Thornae  de  Holt  et 
Wilbclmo  de  Bemel  ...  et  communitati  civiurn  duas  cedulas  conscripfas  de 
conailio  amborum  dominorum,  et  secundum  easdem  eedulas  deberent  se  ipso» 
regere.  Quibus  cedulis  liabitis  et  perlectia  communitas  elegerunt  (sic)  duodecim 
cives,  qui  ultarius  electuri  erant  una  eum  prenominati»  soabiui»  septem  cou- 
sules.  Et  hi  deposuerunt  magistrum  civium  videlicet  Nicolaum  Poick  (sic)  pre- 
scriptnm.  Et  altera  die  prima  scilicet  Maji  elegerunt  Johanueiu  ter  Schueren 
. . . in  magistrum  civium;  . . . invito  acceptarit  immo  coactus.  Et  eodem 
die  ulterius  creaverunt  in  judicio  tres  scabinos  videlicet  Johannem  Ottonis  . . 
loco  aüorum  trium,  qui  spontanei  per  prius  (sic)  eodem  anno  tarnen  resigna- 
verunt  seabinatum. 

')  Für  Geldern  die  dürftigen  Mittheilungen  bei  van  Spaen,  Historie 
van  Gelderland,  Band  1 S.  426,  Nettesheim  a.  a.  O.  S.  G2  und  Hen- 
richs, Die  ehemaligen  Innungen  der  Stadt  Geldern,  S.  15  ff. 

*)  Orig.  Perg.  im  Stiftsarchiv  zu  Xanten,  2.  (Freudenhaminersches) 
Rep.  Nr.  245. 

s)  Oick  soiien  die  twelve  vurgerurt  alle  jair  ouder  den  raedeu  ind 
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Rentmeister  aber  sollen  alljährlich  nach  der  Kur  ihren  Amtseid 
leisten  und  schwören,  dass  sie  vor  Bürgermeister,  Schöffen, 
Rath,  Zwölfern  und  Gemeinde  getreulich  dermaleinst  ihr  Rechen- 
schaft ablegen  wollen. 

Wie  die  Rentmeister  werden  nun  auch  zwei  Bürger,  die 
de  sloetelen  van  der  stat  segel  und  van  oiren  Privilegien  ind 
policien  in  ihrem  Verwahrsam  haben,  aus  der  Mitte  der  Rath- 
mannen und  der  Zwölfer  genommen.  Ferner  sollen  der  Bürger- 
meister, die  Schöffen,  Räthe  und  die  Zwölfer  zwei  von 
den  Zwölfern  selbst  zu  Körmeistern  van  broit  ind  van  hier 
ernennen,  zwei  andere  erhalten  die  Aufsicht  über  gewicht  ind 
maten  ind  den  brant  daerop  (Aichung);  zwei  andere  endlich 
haben  die  Inspektion  über  den  Handel  mit  Fischen  und  Fleisch. 

Ist  dergestalt  den  Zwölfern  und  der  gemeinen  Bürgerschaft 
ein  grosser  Einfluss  auf  die  Besetzung  der  Rathsstühle  und  der 
wichtigeren  Stadtämter  eingeräumt,  so  hat  man  doch  dem  mäch- 
tigeren der  beiden  bis  dahin  herrschenden  Kollegien,  nämlich 
dem  der  Schöffen,  das  Kooptationsrecht  sowohl  wie  die  Lebens- 
liinglichkeit  ihrer  Würde  gelassen.  Gleichwohl  aber  sind  ihuen 
gegenüber  allerlei  Cautelen  getroffen  worden,  um  etwaigen  Miss- 
brauch von  vorn  herein  unmöglich  zu  machen.  Namentlich  soll 
die  Gefahr  vermieden  werden,  die  stets  mit  dem  Erbschöffen- 
thum verbunden  ist,  dass  nämlich  die  erledigten  Stellen  nicht 
gleich  wieder  besetzt  w'erden,  weil  es  im  Augenblick  an  ge- 
eigneten Kandidaten  aus  den  bevorzugten  Familien  fehlt. 

Es  wird  also  bestimmt,  dass  die  Schöffen,  „as  der  gebreck 
ys“,  innerhalb  der  nächsten  zwei  Monate  die  Neuwahl  vorzu- 
nehmen  gehalten  sein  sollen.  Droht  aber  Gefahr,  dass  diese 
Frist  versäumt  wird,  so  soll  der  Bürgermeister  noch  drei  Tage 
vor  Ablauf  die  Schöffen,  die  Rathmannen  und  die  Zwölfer  zu 
einer  Versammlung  entbieten.  Alsdann  hat  er  zunächst  die 
Rathmannen  und  die  Zwölfer  lür  den  vorzunehmendeu  Akt  zu 
vereidigen.  Der  Vollzug  einer  Eidesleistung  vor  der  Ausübung 
einer  Wahl  gilt  nämlich  in  Xanten  wie  in  allen  anderen  clevi- 
schen  Städten  als  eine  Pflicht,  die  auf  das  peinlichste  erfüllt 


twelven  der  stat  ryntnieistere  kiesen  . . . Ind  soilen  alle  jair  in  der  weken 
voir  den  Sonnendach  vnrscreven  oire  rckeningb  doen  voir  den  bnrgcnncistere, 
scepenen  ind  rait,  den  twelven  ind  den  gemeynen  bürgeren  vurgerurt. 
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werden  muss.  Nachdem  der  Vorschrift  also  genügt  ist,  erfolgt 
die  Kur  einfach  nach  Stimmenmehrheit.  Aehnlich  soll  es  ge- 
halten werden,  wenn  die  Schöffen  zwar  nicht  lässig  sind,  sich 
aber  gleichwohl  nicht  über  die  Person  ihres  neuen  Kollegen 
einigen  können.  In  dem  Falle  wird  gleichfalls  eine  gemein- 
schaftliche Versammlung  der  Mitglieder  aller  drei  Kollegien  an- 
beraumt. Die  Namen  der  Personen,  die  bis  dahin  in  Frage 
gekommen  sind,  müssen  dann  zunächst  genannt  werden;  über 
sie  allein,  nicht  über  irgend  welche  neuen  Kandidaten,  wird 
dann  in  der  eben  beschriebenen  Weise  abgestimmt.1) 

So  wenig  Zuverlässiges  auch  über  die  Verfassungsentwick- 
lung Xantens  in  der  vorclevischen  Periode  feststeht:  die  demo- 
kratische Tendenz  dieser  Reform  ist  ebenso  unverkennbar  wie 
ihre  innere  Unhaltbarkeit.  Der  Schwerpunkt  der  Stadtverwal- 
tung musste  fortan  bei  jenem  Bürgerausschuss  liegen,  dessen 
Mitglieder  zudem  ihrer  Mehrzahl  nach  noch  besondere  städtische 
Aemter  versehen.  Ob  aber  die  Schöffen  trotz  der  äusserlichen 
Schonung,  die  man  ihnen  hatte  zu  theil  werden  lassen,  dauernd 
ihre  Position  behaupten  würden,  musste  von  vornherein  zweifel- 
haft sein.  Offenbar  handelt  es  sich  um  ein  Experiment,  und  so 
dürftig  die  Ueberlieferung  sonst  auch  sein  mag,  diesmal  hat  man 
die  Möglichkeit,  festzustellen,  ob  und  inwieweit  es  geglückt  ist. 
Es  wird  übrigens  ausdrücklich  bemerkt,  dass  die  Reformen, 
die  durch  die  Urkunde  herbeigeführt  werden  sollen,  nur  als  ein 
Provisorium  gedacht  sind.'-)  Die  Ergänzung  zu  dieser  ersten 


')  AVeirt  oick  sake,  <lat  die  scepene  vurscroven  bynnen  den  twoen  vur- 
screven  maonden  sich  vlytichden  oeren  koir  onder  sich  to  doen,  ind  doch 
onder  sich  twyverdick  woerden,  soe  soilen  dio  achepene  vuracreven  dem 
burgermoister  der  tyt  van  stonden  dut  konde  doen;  ind  dan  aal  dieselve 
burgermeister  dat  den  raiden  ind  twelreu  vurscroven  voirt  kundigen,  oick 
op  den  vurscrevcn  derden  dach  sementlicken  rnyt  den  scepenen  darby  to 
komen,  ind  sulke  ode  van  denselven  raiden  ind  twclven  nemen  so  vurscrevcn 
ys.  Ind  asdan  soelen  die  scopeno  vurgerurt  den  vurgerurdeu  raiden  ind 
twelven  der  ghoenre  nainen,  dairumb  sio  alsoe  twyverdics  syn,  to  kennen 
geven;  ind  uyter  den  peraoenen,  dair  aver  die  scepene  vurscroven  twyverdick 
syn,  soelen  dieselve  raido  . . . kiesen. 

*)  Ind  id  ys  voirwerde,  dat  wy  allo  dese  vuracreven  punten  consentiert 
ind  belieft  hebben  bys  tot  wederseggen  ouss  off  onsser  erven  hertougen 
van  Cleve. 
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Wahlordnung  bietet  ein  zweites  Dokument,  das  ungefähr  ein 
Jahrzehnt  jünger  ist.1) 

Aus  den  grösseren  und  kleineren  Abweichungen  des  neuen 
Wahlgesetzes  (1453)  ersieht  mau  nun  deutlich,  welche  Richtung 
die  Verfassungsentwicklung  in  der  Zwischenzeit  genommen  hat. 
Soll  man  den  Unterschied  der  beiden  Wahlordnungen  kurz 
charakterisiren,  so  liegt  er  darin,  dass  der  Bürgerausschuss  der 
Zwölfer,  dessen  Ausschlag  gebende  Machtstellung  1 444  begründet 
wurde,  sich  nunmehr  nicht  allein  völlig  konsolidirt,  sondern  auch 
neue  Kompetenzen  hinzugewonnen  hat.  Daher  wird  dann 
auch  der  Grundsatz,  dass  Vater  und  Sohn  oder  zwei  Brüder 
nicht  zusammen  in  einem  Verwaltungskörper  sitzen  dürfen,  fort- 
an auf  dieses  neue  Kollegium  angewandt.  Vornehmlich  aber 
in  der  Beseitigung  der  Schöffen,  als  eines  gleichberechtigten  oder 
gar  überlegenen  Faktors  der  Stadtverfassung,  zeigt  sich  der  ver- 
mehrte Einfluss  jenes  Ausschusses.  Die  Lebenslänglichkeit  näm- 
lich des  Schöffenamtes,  der  einzige  Rest  der  aristokratischen 
Regierungsform  der  früheren  Periode,  wird  jetzt  aufgehoben. 
Desgleichen  ist  die  Kooptationsbefugniss  der  regierenden  Schöffen 
auch  in  der  Beschränkung,  in  der  man  sie  1444  noch  zugelassen 
hatte,  nunmehr  endgültig  verschwunden.  Die  am  Sonntag  Oculi 
gewählten  Zwölfer  sind  es,  die,  wie  die  sieben  Rathspersonen, 
nun  auch  die  sieben  Schöffen  kiesen.-)  Und  dabei  ist  noch  zu 
bemerken,  dass  sich  zwischendurch  auch  das  Verhältniss  von 
Rathmannen  und  Schöffen  geradezu  umgekehrt  hat.  Im  Jahre 
1444  waren  es  die  Schöffen,  die  in  Gemeinschaft  mit  den  Zwöl- 
fem die  Rathmannen  designirten,  jetzt  werden  erst  die  zwölf 
Vertreter  von  der  Bürgerschaft  ernannt,  diese  nominiren  ihrerseits 


l)  Orig.  Perg.  im  Stiftsarcliiv  zu  Xanten  2.  Ropert.  Nr.  242.  Die  Be- 
stimmungen der  Reform  sollen  bei  der  Wahl  des  Jahres  1454  zum  ersten 
male  angewandt  werden. 

s)  Irnl  die  vurscreven  twelve  sullen  oick  asdan  oero  ede  doen,  dat  sie 
van  stont  mede  na  oerre  bester  wittschnppen  sevcn  verstendelre  bürgere  to 
raiden  kiesen  sullen,  die  sie  weten  dnirtoe  dat  nutste  to  syn,  ind  dat  sie  iu 
manieren  byrna  beschreven  seven  scepenen,  die  dat  jair  uyt  onse  geriehte 
aldair  besitten  sullen,  ind  eynen  burgenncister  dieghene,  die  sie  na  oerre 
bester  witscliap  weten,  dat  dartoe  die  nutste  ind  die  wyste  syu,  kelpen 
kiesen  sollen  etc. 
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zunächst  die  Rathmannen  und  dann  erst  zusammen  mit  ihnen  die 
Schöffen,  die  im  kommenden  Verwaltungsjahr  fungiren  sollen. 

Von  welcher  Seite  die  Reform  ansgeht  wird  also  hier 
vollends  deutlich.  Nur  das  ist  fraglich,  ob  man  mit  oder  ohne 
Gewalt  seinen  Zweck  erreicht  hat.  Fast  scheint  es,  als  ob 
man  den  Weg  der  Gewalt  nicht  gescheut  oder  aber  zum  min- 
desten offenen  Widerstand  erwartet  habe.  Besondere  Vorsichts- 
massregeln  waren  schon  in  der  Urkunde  von  1444  für  den  Fall 
getroffen,  dass  Zwietracht  bei  den  Wahlen  zu  den  städtischen 
Aemtern  entstehe.  Die  werden  jetzt  wiederholt.  Solche  Er- 
wägungen aber  nur  aus  theoretischem  Interesse  anzustellen, 
liegt  jener  Zeit  durchaus  fern.  Zugleich  wird  den  Bürgern 
abermals  eingeschärft,  gleich  im  Anfang  von  ihrem  Stimmrecht 
in  der  Wahlversammlung  Gebrauch  zu  machen.  Geschehe  das 
nicht,  so  sei  der  Betreffende  zur  Theilnahme  an  den  weiteren 
Wahlverhandlungen  nicht  ferner  berechtigt.  Vor  allem  aber 
wird  als  Grundsatz  proklamirt,  es  sei  Bürgerpflicht,  ein  Amt, 
zu  dem  man  gekoren  ist,  anzunehmen.  Wer  sich  dessen  weigert, 
wird  straffällig  nach  den  alten  Satzungen  des  Stadtrechts,  auf 
das  hier  ganz  ausnahmsweise  mal  Bezug  genommen  wird.  Au 
den  Bussen  aber,  die  dergestalt  geleistet  werden  müssen,  soll 
der  Herzog  einen  Antheil  haben.  Ihm  darin  nicht  hinderlich 
zu  sein,  versprechen  Bürgermeister,  Schöffen,  Rathmannen,  die 
zwölf  Geschworenen  — wie  sie  hier  auf  einmal  heissen  — sowie 
die  gemeinen  Bürger.1)  Es  leidet  keinen  Zweifel,  dass  in  dem 
zwischenliegenden  Jahrzehnt  die  demokratische  Parthei  völlig 
gesiegt  hat.  Die  wahren  Stadtregenten  sind  fortan  eben  jene 
Geschworenen;  die  aber  werden  in  der  allgemeinen  Bürger- 
versammlung nach  der  Majorität  gewählt. 

Wie  später  noch  an  anderen  Beispielen  zu  zeigen  sein  wird, 
verhelfen  die  Landesherren  bald  der  einen,  bald  der  anderen  Par- 
thei zum  Uebergewicht,  immer  aber  lassen  sie  sich  ihre  Hülfe 
vergüten.  So  war  es  1444  gewesen,  so  war  es  auch  1453. 
Schon  damals  hatten  sich  Vater  und  Sohn  ein  Drittel  der  Bussen 
von  den  Kören  auf  Fleisch,  Fisch  etc.  ausbedungen,  obwohl  eine 


')  An  welken  brooken  vurgerurt  die  burgermeister,  acepene,  raide  ind 
twelve  geswairene  ind  die  gemeyne  borgero  vurscrcven  ons,  onsen  erven  ind 
nakomelingen  niot  binderlick  syn  enaullen,  sonder  argelist. 

Lieaeganff,  Nlederrbeinisches  Städteweaen  im  Mittelalter.  21 
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derartige  Abgabe  in  den  grösseren  Städten  des  Landes  entweder 
überhaupt  niemals  gebräuchlich  gewesen  oder  bereits  seit  langer 
Zeit  abgesohafft  war.  Jetzt  giebt  sich  Herzog  Johann  den  An- 
schein, als  ob  er  mit  der  Erneuerung  dieser  Bestimmung  der 
Stadt  eine  besondere  Gunst  erweise,  die  vorläufig  sechs  Jahre 
währen  soll,  dann  aber  widerrufen  werden  kann.1) 

Uebrigens  ist  mit  dem  Mitgetlieilten  der  reiche  Inhalt  der 
beiden  Urkunden  keineswegs  erschöpft.  Denn  wenn  in  ihnen 
zwar  die  Neuordnung  der  Verfassung  die  Hauptsache  ist,  so 
bedurfte  doch  auch  das  Vorhältniss  der  Stadt  zum  neuen  Landes- 
herrn der  Regelung.  Schon  1444  erhalten  die  Bürger  dem- 
gemäss das  Recht,  dessen  sich  die  Bewohner  aller  clevischen 
Städte  erfreuen  : Sie  sollen  fortan  weder  an  Leib  noch  an  Gut 
besetzt  oder  bekümmert  werden,  vielmehr  muss,  wer  auch  im- 
mer sie  verklagt,  sie  vor  dem  Gericht  in  Xanten  ansprechen. 
Dasselbe  gilt  natürlich  in  Bezug  auf  einen  Ankläger  aus  Xanten 
in  seinem  Verhältniss  zu  den  Bewohnern  einer  anderen  clevi- 
schen Stadt.2)  Im  Jahre  1453  kommen  nun  noch  allerlei  neue 
Bestimmungen  hinzu.  Die  Schöffen  in  der  Stadt  müssen  auf 
die  Mahlzeiten  verzichten,  die  ihnen  sechsmal  im  Jahre  der  Her- 
zog ausrichtet.  Dafür  wird  ihnen  der  dritte  Theil  von  ge- 
wissen kleineren  Brttchten  zugewiesen.  Eine  ähnliche  Reform 
war  schon  einige  Jahre  vorher,  worauf  ich  später  noch  zurück- 
kommen werde,  in  Cleve  getroffen  worden.  Trotzdem  verfährt 
Johann  auch  bei  dieser  Anordnung  mehr  wie  vorsichtig.  Sechs 
Jahre  hindurch  behält  er  sich  das  Recht  des  Widerrufs  vor. 

')  Bchcltlick  oick  byrin  ous,  onseu  erven  ind  nakomclingen  onser  her- 
licheiden  ind  reckten  ind  mede  bebeltlick,  dat  die  punten  van  den  coirmeisteren, 
as  van  hier  ind  broide,  gewichte  ind  tnathen,  vyscb  ind  vleyscb  to  kiesen 
ind  anders,  soe  woe  dairaff  vurscreven  sfeet,  tot  ousen,  onser  erven  ind  na- 
koinelingeti  vurscreven  wederseggen  staen  aullen;  doch  alsoe,  dat  wy,  onse 
erven  ind  nakomelingo  van  denselven  punten  der  koir  koirmeistere  bynuen 
sess  jtiiren  na  datum  diss  brieffs  necst  na  eynander  volgende  ghene  weder- 
segginge  doen  cnsullen;  end  dair  entheynden  die  wedersegginge  der  selven 
punten  van  den  coirmeisteren  an  ons,  onsen  erven  ind  nakomelingen  vur- 
screven ton  ewighen  daigen  vest  ind  stede  to  blyven. 

2)  Auch  liier  wird  die  übliche  Einschränkung  gemacht:  Uytgeseget 
hieryn,  off  onss  bürgere  van  Xancten  enich  yn  onsen  landen  ergent  scyn- 
baerlick  broicten,  dat  men  den  voir  die  broicken  tueven  ind  die  an  den- 
selven vorderen  mach  an  der  stede  ind  yn  den  gericht,  dair  hie  gebroickt  hed. 
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Auch  für  den  Fall  wird  eine  besondere  Abmachung  verabredet, 
es  soll  dann  nämlich  den  Schöffen  jährlich  die  Summe  von  drei 
Schilden  als  Acquivalcnt  für  die  Mahlzeiten  geliefert  werden. 


IV. 

Die  Reform  der  Reeser  und  der  Gocher  Stadtverfassung 
durch  Johann  I. 

Das  fünfzehnte  Jahrhundert  zumal  in  seiner  Mitte  und  in 
seiner  zweiten  Hälfte  ist  die  Periode,  in  der  auch  am  Nieder- 
rhein in  den  kleineren  und  vor  allem  in  den  mittleren  Städten 
die  Frage  ausgetragen  wird,  welcher  Theil  der  Bürgerschaft 
vornehmlich  herrschen  soll.  Wie  ich  schon  hervorhob,  machen 
die  beiden  ersten  clevischen  Herzöge  weder  die  Sache  der  Pa- 
trizier, noch  die  der  gemeinen  Bürger  bedingungslos  zu  der 
ihrigen,  vielmehr  handeln  sie  von  Fall  zu  Fall  besonders, 
immer  oder  doch  vorwiegend  von  dem  Gesichtspunkt  geleitet, 
durch  ihre  Partheinahme  wieder  festeren  Fuss  in  der  betreffenden 
Kommune  zu  fassen.  Das  ist,  wie  ich  zeigte,  das  Ergebniss 
der  Begünstigung  der  Clever  Patrizier  durch  Adolf  I.;  anders 
verfährt  Johann  I.  in  Xanten,  wo  offenbar  die  gemeinen  Bür- 
ger, auf  denen  die  Wehrhaftigkeit  des  Platzes  beruht,  für  Cleve 
günstig  gestimmt  w:erden  sollen.  Dieselbe  Haltung  beobachtet 
er  auch  Xantens  Schwesterstadt  Rees  gegenüber,  wo  er  — frei- 
lich erst  im  Jahre  1473  — dem  oligarchischen  Regiment  der 
Schöffen-  und  Rathmannengeschlechter  ein  Ende  bereitet.  Ich 
erwähnte  schon,  dass  Rees  noch  unter  Herzog  Adolfs  Vor- 
gänger durch  den  Friedensschluss  vom  Jahre  1332  dem  Erzstift 
verloren  ging,  wenn  auch  der  clevische  Erwerb  vorläufig  nur 
Pfandbesitz  war. 

Gerade  in  die  ersten  Jahre  der  neuen  Herrschaft  fallen  nun 
andererseits  die  verschiedenen  annähernd  gleichzeitigen  Re- 
daktionen des  Reeser  Stadtrechts.1)  Durch  die  Aufzeichnung 
wird  vorläufig  jedenfalls  die  Position  der  Patrizier  gestärkt, 


*)  Abgedr.  bei  Liesegang,  Recht  und  Verfassung  von  Rees,  S.  88  ft'. 

21  * 
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denn  im  Falle  von  Meinungsverschiedenheiten  konnte  man  sich 
den  gemeinen  Bürgern  gegenüber  ganz  in  derselben  Weise  auf 
die  Autorität  des  Stadtrechts  stützen,  wie  es  1 424  in  Cleve  ge- 
schehen war.  Aus  dieser  Quelle,  und  zwar  aus  dem  ältesten 
der  drei  Theile  der  Codification , tritt  einem  ein  anschauliches 
Bild  der  damaligen  Stadtverfassung  entgegen.  Zwölf  Schöffen 
und  zwölf  Rathmannen  theilen  sich  seit  Alters  in  das  Stadt- 
regiment. Unter  ihnen  beanspruchen  die  Schöffen  die  erste  Stelle; 
denn  sie  sind  es,  die  allein  wahlberechtigt  sind.1)  Die 
Aemter  sind  lebenslänglich.  Stirbt  ein  Rathmann,  so  besetzen 
die  Schöffen  den  erledigten  Stuhl  durch  einen  Bürger.  Bedarf 
man  indessen  eines  Schöffen,  so  sind  die  überlebenden  Mitglieder 
des  Kollegs  gehalten,  bei  dem  Ei-satz  sich  auf  den  Kreis  der 
Rathmannen  zu  beschränken.  Wie  es  in  den  niederrheinischen 
Städten  üblich  ist,  bilden  die  Schöffen  und  Räthe  gemeinsam 
eine  grosse  Körperschaft , die  zusammen  rathet  und  thatet. 
Ebenso  wie  in  Kalkar  und  Wesel  haben  die  Reeser  Schöffen 
es  verstanden,  ihren  Vorrang  zu  behaupten.  Wie  dort  nehmen 
sie  an  der  Administration  theil,  haben  aber  die  Jurisdiktion 
vor  den  Konsuln  voraus. 

Diese  Regierungsform  ist  also  durchaus  oligarchiscli , und 
das  ist  sie  um  so  mehr,  als  ein  Ausschuss  oder  eine  Vertretung 
der  Bürgerschaft  nach  Art  der  Geschworenen  in  Xanten  über- 
haupt nicht  vorhanden  ist. 

Auf  die  Dauer  aber  konnte  das  Beispiel  der  Städte  rings- 
herum — namentlich  das  Xantens  — nicht  ohne  Einfluss  bleiben, 
aber  erst  im  Jahre  1473  erhielt  man,  wie  ich  schon  erwähnte, 
die  Einwilligung  zu  einer  Reform,  deren  demokratische  Tendenz 
freilich  unverkennbar  ist.2) 

In  der  Lebenslänglichkeit  der  Aemter  sieht  man  in  Rees 
wie  allerwärts  einen  Missstand,  der  dem  gemeinen  Besten  hin- 
derlich ist.  Von  den  Bürgern  selbst  gehen  daher,  wie  aus- 
drücklich hervorgehoben  wird,  auch  die  Verbesserungsvorschläge 
aus.  Der  Landesherr  beschränkt  sich  lediglich  auf  deren  Be- 
stätigung.11) 


>)  A.  a.  0.  S.  32  ff. 

!)  Urkunde  vom  14.  Februar,  a.  a.  0.  S.  108. 

3)  Ind  wy  dan  uu  oick  van  den  gemeynen  bürgeren  onser  stat  Reess 
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Vor  allem  scheint  man  es  als  unbillig  empfunden  zu  haben, 
dass  auch  hier  eben  die  Allgewalt  der  Schöffen  dahin  geführt 
hatte,  dass  die  vorhandenen  Schöffen-  und  Rathsstühle  zum 
guten  Tlieil  fortwährend  leer  blieben.  Das  hat,  wie  wir  wissen, 
keineswegs  darin  seinen  Grund,  dass  die  Bürgerschaft  nicht 
zahlreich  genug  ist,  die  Magistratsämter  zu  besetzen,  vielmehr 
entspringt  es  jenem  allbekannten,  mit  der  Cooptationsbefugniss 
stets  verbundenen  Missbrauch.1) 

Sehr  geschickt  beseitigt  nun  die  Reform  die  vorhandenen  Un- 
zuträglichkeiten und  stellt  wieder  Fühlung  her  zwischen  Bürger- 
schaft und  Magistrat.  Das  geschieht  vornehmlich  dadurch,  dass 
man  zwischen  beide  einen  Bürgerausschuss  einschiebt,  wie  wir 
ihn  in  Wesel,  in  Kalkar,  in  Cleve  und  in  Xanten  bereits  kennen 
gelernt  haben.  Aus  den  drei  uralten  Stadtvierteln,  den  soge- 
nannten Centschaften,  sollen  in  jedem  Jahre  an  einem  bestimmten 
Tage  je  zehn  gute  Mannen  von  den  Bürgern  des  Theilbezirkes 
gekoren  werden.2)  Die  Dreissig  haben  auf  das  Rathhaus  zu 
kommen,  wo  der  Bürgermeister  des  Vorjahres  die  weiteren  Ver- 
handlungen leitet.  Dann  sollen  sie  aus  ihrer  Mitte  sechs  Rath- 
mannen designiren  — principaill  raide,  wie  die  Urkunde  sie 
nennt— und  ausserdem  drei  Delegirte  einer  jeden  Centschaft  zu 
„Geschworenen“  bestellen.  Diese  Neuner  sind  gehalten,  als 
Bürgerausschuss  den  Schöffen  und  den  Konsuln  mit  Rath  und 
That  zur  Seite  zu  stehen.  Sind  beide  Kollegien  von  dem  alten 
Bürgermeister  in  Pflicht  und  Eid  genommen,  so  werden  sie  vor 
den  Richter,  oder  in  seiner  Vertretung  vor  den  Amtmann,  ge- 
führt, um  in  seiner  Gegenwart  die  Wahl  der  Schöffen  zu  voll- 
ziehen. Also  auch  hier  hat  der  Landesherr  es  verstanden,  wenn 
nicht  die  freie  Schöffenwahl  aufzuheben,  so  doch  einen  gewissen 
Einfluss  darauf  zu  gewinnen.  Das  Schöffenkolleg  aber  besteht 
nach  dieser  Reform  nur  noch  aus  acht  Mitgliedern.  Vier  von 


vurgeruert  gebeden  syn,  oen  die  gewoenten  van  den  koeren  na  gclegenheit 
ind  nutticheyt  des  gemeynen  best  onscr  stat  vurscreveu  to  veränderen  ind 
to  verbeteren,  willen  etc. 

>)  Vergl.  oben  S.  SS  ff. 

*)  Ueber  die  Entstehung  dieser  Sonderbezirke  vergl.  die  trefflichen 
Bemerkungen  von  Briiring,  Annalen  des  historischen  Vereins,  Heft  11/12 
B 155  ff. 
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ihnen  scheiden  zudem  jährlich  aus.  Eben  für  diesen  Abgang 
soll  in  der  beschriebenen  Weise  Ei-satz  geschaffen  werden. 
Die  neugewählten  Schöffen  haben  dann  der  Doppelnatur  ihres 
Amtes  entsprechend  zwei  Eide  zu  leisten:  einmal  dem  Richter, 
als  Y ertreter  des  Grafen,  in  ihrer  Eigenschaft  als  Schöffen  „tot 
den  scepenampt“,  und  zweitens,  als  Mitglieder  des  Gesammtrathes, 
„totter  raitschap“.  Denn  nach  wie  vor  gelten  die  Schöffen  als 
der  Kern  des  gesammten  Magistrats,  in  dem  sie  vor  allem  nach  der 
ganzen  Art  der  Zusammensetzung,  auch  für  die  Zukunft  die  Conti- 
nuität  der  Entwicklung  gewährleisten  sollen.  Dieses  ihr  U eber- 
gewicht zeigt  sich  auch  darin,  dass,  falls  der  alte  Bürgermeister, 
der  sonst  die  Verhandlungen  leitet,  wiedergewählt  wird,  der 
älteste  Schöffe  ihm  den  neuen  Dienst-  und  Bürgermeisteramtseid 
abnimmt  oder  „stabt“,  wTie  der  technische  Ausdruck  lautet.  Ver- 
gleicht mau  diese  Reform  mit  der  in  Xanten,  so  fällt  der  Ver- 
gleich nur  zum  Vortheil  von  Rees  aus.  Wie  schonend  wird  den 
Schöffen  gegenüber  verfahren  und  wie  sorgfältig  wird  die  Ge- 
walt zwischen  den  drei  Kollegien  vertheilt,  während  in  Xanten 
die  Geschworenen  in  Wirklichkeit  so  allmächtig  geworden  waren, 
wie  es  einst  die  Schöffen  gewesen  sein  mochten! 

Beiden  Reformen  ist  das  gemeinsam,  dass  die  landesherr- 
liche Macht  durch  sie  nur  indirekt  verstärkt  wird;  alles 
kommt  Herzog  Johann  darauf  an,  einen  festen  Anhang  in  den 
ehemals  erzstiftischen  Plätzen  zu  gewinnen.  Ganz  anders  ist 
die  Neuordnung,  die  in  der  Stadt  durchgeführt  wurde,  die  eben 
zurZeit  des  Erlasses  des  Reeser  Wahlgesetzes  dem  Territorium 
einverleibt  wird.  — 

Im  Jahre  1473  gelangt,  wie  ich  schon  erwähnte,  Goch  als 
Belohnung  für  die  Burgund  geleistete  Waffenhülfe  aus  der  gel- 
dernschen  Beute  an  Cleve.1)  Die  Erhebungsurkunde  der  in- 
dustriereichen Ortschaft  ist  nicht  mehr  vorhanden.  Auch  die 
spätere  Verfassungsentwicklung  ist  noch  nicht  näher  untersucht. 
Zudem  ist  das  Material,  sonst  ziemlich  reichhaltig,  wenig  ge- 
eignet, gerade  in  dieser  Beziehung  Aufschluss  zu  geben.  So 
mag  es  vorläufig  dahingestellt  bleiben,  welches  Formular  bei 
der  Verleihung  des  Ranges  einer  Stadt  dem  Grafen  Otto  II. 


')  Nettesheim,  Geschichte  der  Stadt  lind  des  Amtes  Geldern,  Band  1 
S.  163. 
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von  Geldern  als  Muster  für  die  Gründungsurkunde  vorgeschwebt 
hat.1)  Dass  aber  in  dem  Vororte  der  niederrheinischen  Tuch- 
machern, so  wenig  wie  etwa  in  Kalkar,  Raum  ist  für  die 
aristokratische  Form  der  Verfassung,  die  wir  namentlich  in  Rees 
kennen  lernten,  ist  an  sich  wahrscheinlich  und  geht  ausserdem  aus 
einer  ganzen  Reihe  von  Dokumenten  hervor.  Aus  ihnen  greife  ich 
nur  eine  merkwürdige  Urkunde  vom  Jahre  1439  heraus.  Da- 
mals verpflichten  sich  Bürgermeister,  Schöffen,  Rätlie,  Geschwo- 
rene des  Wulleuamtes  und  die  zwölf  Vertreter  der  gemeinen 
Bürgerschaft  untereinander,  jedem  Mitbürger  oder  jeder  Mit- 
bürgerin, die  in  einen  Prozess  verwickelt  sind,  zu  ihrem  Rechte 
zu  verhelfen.2)  Es  stellt  sich  also  heraus,  dass  in  Goch  die 
Entwickelung  noch  reicher  ist,  wie  in  Rees  oder  in  Xanten, 
indem  zu  jenen  drei  Kollegien  in  den  Geschworenen  des  Wiillen- 
amtes  noch  ein  viertes  hinzu  kommt.-1)  Wie  der  Beschluss  in- 
haltlich den  Massnahmen  entspricht,  die  etwa  die  Nikolausgilden 
in  Nymwegen  und  anderen  geldernschen  Städten  damals  treffen, 
so  eriunert  es  auch  an  dortige  Verhältnisse,  dass  den  Vertretern 
einer  Zunft  dergestalt  ein  gewisser  Einfluss  auf  die  Verwaltung 
eiugeräumt  wird.4) 

Dieser  Zustand  der  Verfassung  wird  noch  in  Kraft  gewesen 
sein,  als  die  Stadt  cleviseh  wurde.  Im  Gegensatz  zu  Emmerich 
und  Xanten  scheint  nun  aber  die  Bürgerschaft  die  neue  Herr- 
schaft nur  ungern  über  sich  haben  ergehen  zu  lassen.  Deswegen 
wurde  wenige  Jahre  nach  der  Erwerbung  in  Goch  ein  starker 
Thurm  errichtet  (1477),  der  alter  Ueberlieferung  nach  den 


>)  Dass  Otto  II.  (1229 — 1271)  Goch  städtische  liechte  verlieheu  hat, 
ist  die  allgemeine  Annahme.  Yergl.  z.  B.  die  Angaben  bei  Xe  tt  es  heim, 
Geschichte  der  Stadt  und  des  Amtes  Geldern,  Band  1 S.  42. 

,J)  Annalen  des  historischen  Vereins  für  den  Niederrhein,  Heft  6 S.  74. 
In  der  Urkunde  heisst  es  weiter:  Voirt  so  gelaven  wv  buirgermeistere, 
schepen  ind  rait  gauso  gemeinde  burger  der  statt  van  Goch  vurscreven  seme- 
licken,  alle  onser  statt  rechten,  besigeldc  brieffen,  cartheu,  Privilegien,  handt- 
vesten,  goide  gewoenten  ind  aide  herkoemen  vast,  stede  in  ouverbrekeliek 
to  halden. 

3)  Hiermit  soll  natürlich  nicht  gesagt  sein,  dass  die  Geschworenen  des 
Wlillenamtes  bei  jedem  beliebigen  Anlass  vom  Magistrat  zur  Berathung  heran- 
gezogen seien. 

4)  Vergl  unten  Kap.  13  und  14. 
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Namen  Zwing-Goch  empfing.’)  Mit  dieser  Nachricht  der  Chro- 
nisten stellt  es  in  Ucbereinstimmung,  dass  auch  sonst  die  Stadt 
rücksichtslos  dem  clevisclien  System  unterworfen  wurde.  Er- 
halten doch  die  Schöffen  von  Kalkar  schon  am  6.  Januar  1474, 
also  noch  kein  halbes  Jahr  nach  der  Occupation  (August  2. 
1473),  den  Auftrag,  den  Schöffen  zu  Goch  die  Urtheile  zu  weisen, 
deren  sie  nicht  mächtig  sind.2)  In  eben  jene  Zeit  wird  man 
die  neue  Wahlordnung  für  den  Magistrat,  die  Herzog  Johann 
erliess,  setzen  müssen.8)  Weder  im  Original  noch  in  irgend 
einer  Abschrift  ist  das  Dokument  vorhanden,  das  seinem  all- 
gemeinen Inhalt  nach  etwa  dem  grossen  Diplom  Xantens  vom 
Jahre  1444  entsprochen  haben  mag.  Indessen  sind  in  das  Gocher 
Stadtrecht,  das  wohl  gleich  damals  codifizirt  wurde  (aber  nur 
in  sehr  viel  jüngeren  Handschriften  erhalten  ist),  die  wichtigsten 
Bestimmungen  übergegangen.  Artikel  34  des  „jus  civile  Goch- 
sense“, wie  die  Aufzeichnung  sich  nennt,  handelt  „van  den  koer 
der  schepen  und  raet  bynnen  der  statt  Goch“.4)  Die  Wahl  der 
Magistratspersonen  ist  jährlich;  indessen  scheidet  jedesmal  nur 
die  Hälfte  des  Mitgliederbestandes  aus.  Das  trifft  die  Schöffen 
und  Rathmannen,  die  am  längsten  (das  heisst  im  zweiten  Jahre) 
aktiv  sind.  Die  Zahl  der  Schöffen  beträgt  acht,  ebenso  stark 
ist  das  Kollegium  der  Räthe.  Nicht  aber  ist  es  wie  in  alten 
Zeiten  der  Magistrat  oder  die  Bürgerschaft,  sondern  der  gnädige 
Herr,  der  Herzog,  der  jährlich  vier  Schöffen  und  vier  Räthe 
ordinirt.5)  Auch  steht  es  dem  Landesherrn  frei,  jeder  Zeit  von 


’)  Hopp,  Kurtze  Beschreibung  etc,  S.  69.  Uebrigens  zeigt  das  Pri- 
vileg vom  27.  Januar  147«  (jüngere  Abschrift  in  einem  Kopiar  der  Stadt 
Goch),  dass  der  Herzog  die  Stadt  wieder  zu  Gnaden  aufgenommen  hat. 

2)  Abgedruckt  von  Schröder,  Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte,  Bd.  10 
S.  218  Anmerk.  36. 

3)  Hopp,  Kurtze  Beschreibung  etc.,  S.  69:  „Herzog  Johan  hott  auch 
dabey  wegen  der  Khats-Chur  accisen“  gewisse  Gesetze  gegeben. 

4)  Ich  citire  nach  dem  von  Schröder,  Zeitschrift  für  Kechtsgeschichte 
Band  10  S.  188  beschriebenen  Codex,  der  sich  jetzt  im  Staatsarchiv  zu 
Düsseldorf  befindet  (A  270).  Die  wenigen  im  Stadtarchiv  zu  Goch  befind- 
lichen Handschriften  sind  eher  jünger  als  jene  Aufzeichnung. 

*)  Bynnen  der  Stadt  Goch  sollen  wesen  acht  schepen  und  acht  raide; 
und  der  sali  alle  jair  by  sich  selver  op  jairssdagh  acht  aff  gain,  myt  uamen, 
die  dair  idt  langhste  gesethen  hebben  . . . l'nd  der  sali  wesen  vier  van  den 
schepen  und  vier  van  den  raideu. 


Digitized  by  Google 


329 


dem  üblichen  Wahlmodus  abznweichen  und  aus  den  abgehenden 
Magistratspersonen  diesen  oder  jenen,  der  ihm  besonders  behagt, 
wiederum  einzusetzen  und  zu  vereidigen.  Andererseits  aber  genügt 
der  W’ille  des  Herzogs,  ein  missliebiges  Mitglied  jeder  Zeit  zu 
beseitigen.1)  Sogar  die  Ernennung  des  Bürgermeisters  ist  dem 
Landesherrn  Vorbehalten.2)  Und  ebenso  zeigt  sich  in  dem  Stadt- 
recht selbst  auf  Schritt  und  Tritt  der  überwiegende  Einfluss  des 
neuen  Herrn.  So  müssen  die  Schöffen  sich  ein  neues  Siegel 
ansekaffen,  nachdem  sie  mit  den  Käthen  des  Herzogs  Rück- 
sprache genommen.-*)  Wie  in  der  Xantener  Urkunde  vom  Jahre 
1 4Ö3  den  dortigen  Schoflen,  so  überlässt  jetzt  Johann  auch  denen  von 
Goch  den  dritten  Theil  gewisser  Brüehten.  Allerdings  geschieht 
das  auch  diesmal  nur  „byss  tot  synre  genaden  weddersegghen“.4) 
Endlich  bedingt  sich  der  Herzog  in  einem  besonderen  Artikel 
das  Recht  aus,  die  Gocher  Statuten  nach  Belieben  zu  ver- 
ändern.-’) Von  den  Geschworenen  und  ihren  Befugnissen  ist 
übrigens  ganz  und  gar  nicht  mehr  die  Rede.  Hier  also  scheint 
Johann  I.  im  Gegensatz  zu  seinem  Verfahren  in  Xanten  und 
Rees  der  gemeinen  Bürgerschaft  durchaus  nicht  günstig  gesinnt 
gewesen  zu  sein. 

Um  so  werth voller  ist  die  Urkunde  für  seine  Politik 
den  Städten  gegenüber.  Hier  in  Goch  allein  mochte  er  ohne 
Rücksicht  auf  frühere  Privilegien  und  Verpflichtungen  frei  schalten 
und  walten  können.  Eben  hier  mag  auch  das  Beispiel  Karls 


')  Offte  wer  ilair  ymantz  onder  denghoenen,  die  dair  aff  gingen,  dair 
syn  genaiden  behaighen  in  keddeu,  den  moiebt  syn  geuaiden  dair  weddor  an 
doin  setten  und  eden  dann  wedder  opt  nyhe.  Und  wer  oiek  ymantz  onder 
den  sehepen  off  raiden,  dair  syn  genaiden  geen  behaighen  in  enhedden,  den 
moigen  syn  genaiden  to  aller  tyt  doin  ontsetten. 

2)  Item  die  burgermeister  sullen  syn  gnaden  op  jairssdage  oick  doin 
kiesen;  und  op  jairsavent  sullen  sie  alle  weghen  by  sich  selven  aff  wesen. 

s)  Artikel  6. 

*)  Artikel 22:  Wat  diescheppenvan  den  broiken  genysen  sullen. 
Item  hefft  myn  g.  h.  togelaetben,  dat  dy  schepen  van  (Joch  van  etlichen  broick 
in  oeren  schependom  vallende,  die  nicht  hoigber  ordynyrt  syn  dan  op  twe 
rynss  gülden,  den  derden  pennynck  byss  tot  synre  genaden  widderscgglten 
hebben  sullen. 

5)  Artikel  23:  Dat  myn  g.  heere  die  (Jochsche  Statuten  verbeeteren 
und  vermeeren  mach. 
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des  Kühnen  nicht  ohne  Einfluss  gewesen  sein,  der  — ohnehin 
dem  bürgerlichen  Wesen  wenig  freundlich  gesinnt  — damals 
zum  mindesten  die  geldernschen  Plätze,  die  sich  ihm  mit  Waffen- 
gewalt widersetzt  hatten,  ihrer  Privilegien  und  sonstigen  Rechte 
beraubte.1)  Schon  vorher  hatte  eben  derselbe  Johann  I.,  wie  ich  noch 
zeigen  werde,  auch  den  Emmerichern  die  freie  Magistratswahl 
entzogen,  die  er  ihnen  als  Jungherzog  wenigstens  auf  Widerruf 
zugesagt  hatte.  Seinem  Beispiel  folgen  die  späteren  clevischen 
Herrscher,  die  — so  ohnmächtig  sie  auch  sonst  ihren  Städten 
gegenüber  sein  mögen  — dennoch  ihre  ganze  Aufmerksamkeit 
darauf  richten,  wenigstens  hier  und  da  das  Recht  der  Bestäti- 
gung der  Schöffen-  und  Rathmannenkur  an  sich  zu  bringen. 


v. 

Die  Stwdt  Verfassung  der  übrigen  clevischen  Städte  in 
dieser  Periode. 

Die  allgemeine  Tendenz  der  clevischen  Städte,  einmal  die 
Magistrats  wähl  durch  ein  Kollegium  von  Kurgenossen  vornehmen 
zu  lassen  und  zweitens,  dieses  selbe  (oder  ein  anderes  in  seiner 
ganzen  Organisation  ihm  ähnliches)  Kolleg  als  Bürgerausschuss  zu 
constituiren,  tritt  in  den  Beispielen,  deren  ich  bisher  ausdrücklich 
gedachte,  deutlich  genug  hervor.  Eine  — meist  massvolle  — 
Ausgestaltung  der  Stadtverfassung  in  demokratischem  Sinu  lässt 
sich  in  jener  Periode  auch  da,  wo  sie  sich  nicht  bereits  früher 
angebahnt  hat,  w'ohl  nur  noch  ausnahmsweise  verhindern.  Freilich 
ist  es  bei  den  Plätzen,  über  die  ich  hier  sprechen  will,  nur 
selten  möglich  den  Zeitpunkt  oder  gar  den  Hergang  der 
Reform  im  Einzelnen  anzugeben;  um  so  wichtiger,  dass  die 
Zahl  der  Ortschaften,  in  denen  sich  nachweisbar  damals  schon 
dieselben  Verfassungszustände  ansgebildet  haben,  sehr  gross  ist. 


')  Vergl.  die  zahlreichen  Nachweisungen  bei  Ny  hoff,  Gedenkwaardig- 
heden  etc.,  Baud  ö S.  XIII,  XVI  u.  ff.  Namentlich  die  freie  Schöffenkur  nimmt 
Herzog  Karl  den  Städten  dea  eroberten  Gelderlanda;  sein  Statthalter  weiss 
überall  burgundiacho  Parteigänger  in  die  Magistratsämter  zu  bringen. 
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Eben  der  Umstand  legt  aber  die  Folgerung  nah,  dass  jene 
reformatorischen  Tendenzen  tief  gingen  und  wohl  auch  die 
Kommunen  ergriffen  haben,  für  die  besondere  Nachrichten  nicht 
vorliegen. 

Um  mit  Kalkar  anzufangen,  so  habe  ich  in  den  so  reich- 
lich Messenden  Quellen  des  vierzehnten  Jahrhunderts  eine  Spur 
dos  Vorhandenseins  eines  besonderen  Kollegiums  von  Kur- 
genossen nicht  angetroffen.  Im  Jahre  1368,  das  ist  wohl  ferner 
unzweifelhaft,  waren  die  Zwölfer  gewiss  noch  nicht  vorhanden, 
denn  die  grosse  damals  erlassene  Handfeste  weiss  nur  vou 
Magistratswahlen  durch  die  Bürger.  Andererseits  setzen  die 
Stadtrechtshandschriften  — die  samrnt  und  sonders  frühestens 
in  die  zweite  Hälfte  des  folgenden  Jahrhunderts  fallen  — eine 
Kur  der  Magistratsbeamten  durch  zwölf  sogenannte  Knappen 
voraus.  Eiue  ungefähre  Bestimmung  des  Zeitpunktes  der  Ver- 
fassungsänderung ist  dennoch  möglich.  In  der  Stadtrechnung 
nämlich  für  das  Vorhalbjahr  1 4 1 'J  findet  sich  in  dem  Verzeichniss 
der  Ausgaben  folgender  Posten : Item  gegeven  op  den  jaersdach 
— an  diesem  Tage  findet  bekanntlich  in  Kalkar  die  Magistrats- 
Umsetzung  statt  — voir  denghenen,  die  den  koer  gedaen  hadden, 
voir  oer  kost  28  quarten  wyns;  maket  3 marc  10  schill.  8 den. 
Vor  dem  Jahre  1419  muss  also  jedenfalls  die  Consti- 
tuirung  des  neuen  Kollegiums  stattgefunden  haben. 

Nach  diesen  Vorbemerkungen  tlieile  ich  das  Wenige  mit, 
was  sich  in  dem  Stadtrecht  von  Kalkar  über  die  neue  Form 
der  Wahl  findet.  Item  alle  jaer  — heisst  es  da  — opten 
jaersdach  plege  die  koer  te  geschien  nae  der  alder  manieren, 
dat  die  baeden  sal  des  morgens  vroe  toe  samen  haelen  die 
twell'  knaepen,  die  voer  den  koer  gedaen  hebben;  ind  die  twelf 
sonder  argelist  sullen  kiesen  twelf  andere  knapen,  die  op  oeren 
eedt  den  koer  doen ; sullen  kvesen  richter,  burgermeyster,  sehepen, 
raet  ind  baede  als  voir  screven  ys.  Ende  als  die  gekoeren  syu, 
soe  sullen  sy  totten  ampten  oere  edc  doen,  als  die  worde 
hiernae  beschreven  staen,  want  dat  der  stat  rechten  syn.1) 

Offenbar  sind  die  zwölf  Knappen  oder  Kurgenossen  ur- 
sprünglich aus  der  Wahl  der  Stadtgemeinde  hervorgegangen, 
in  deren  Namen  sie  ihr  Amt  ansüben.  Zur  Zeit  der  Abfassung 


>)  Kalkarer  Handschrift  des  Stadtrechts  S.  57. 
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des  Stadtrechts  hingegen  ist  diese  Praxis  längst  ausser  Uebung 
gekommen : die  Zwölfer  selbst  nominiren  ihre  Nachfolger.  Nach- 
dem das  am  Kurtage  geschehen  ist  und  nachdem  die  neuen  Kur- 
genossen ihres  Amtes  gewaltet  haben,  löst  sich  übrigens  das 
Kollegium  keineswegs  auf,  vielmehr  bleibt  es  so  lange,  bis  die 
Amtsfrist  des  Bürgermeisters  und  der  Rathmänner  abgelaufen  ist 
und  der  Tag  der  Umsetzung  wieder  herankommt.  Man  könnte  nun 
meinen,  die  Knappen  — welche  dergestalt  dauernd  bei  einander 
sind  — würden  in  Kalkar  wie  anderwärts  die  Befugnisse  eines 
weiten  Rathes  an  sich  reissen.  Davon  aber  findet  sieh  in  diesem 
Falle  keine  Spur.  Und  wenn  man  sich  die  eigenthümliche  Ent- 
wicklung der  Kalkarer  Stadtverfassung  vergegenwärtigt,  so  hat 
diese  Abweichung  von  der  Regel  ihren  guten  Grund:  Das  Kol- 
legium der  Rathmannen  rekrntirt  sich  ja  in  Kalkar  schon  so 
wie  so  in  der  Hauptsache  aus  den  gemeinen  Bürgern,  die  also 
einer  besonderen  Repräsentation  kaum  noch  bedürfen.  Zudem 
bilden  die  Bürgermeistergesellen  eine  besondere  Behörde,  die  so 
zu  sagen  schon  ein  Mittelglied  darstellt  zwischen  den  Schöffen 
und  dem  gemeinen  Rath.  Und  diesen  Beobachtungen  entspricht 
nun  auch  der  Inhalt  des  Eides,  den  die  Knappen  bei  der  Ueber- 
nahme  ihres  Amtes  schwören  müssen.  Da  versprechen  sie,  sich 
nicht  „omb  lyef  noch  omb  gaeve,  noch  omb  nyemantz  nutt“  von 
ihrer  Pflicht,  die  geeigneten  Leute  zu  wählen,  abbringen  zu  lassen. 
Weitere  Bestimmungen,  die  sich  auf  eine  etwaige  sonstige 
Thätigkeit  beziehen,  fehlen  dann  durchaus.  — 

Unter  den  kleineren  Städten  ist  es  in  dieser  Periode  be- 
sonders Büderich,  Uber  dessen  Verfassung  eine  ausserordentlich 
ergiebige  (Quelle  vorliegt.  Wie  ich  schon  erwähnte,  wurde  der 
verkehrsreiche  und  seiner  Märkte  wegen  berühmte  Ort  im  Jahre 
1.320  zur  Stadt  erhoben  (oben  S.  137).  Wie  sich  die  Gründungs- 
urkunde Büderichs  an  die  für  Wesel  anlehnt,  so  scheint  man 
auch  bei  der  weiteren  Ausgestaltung  der  städtischen  Verfassung 
sich  die  mächtige  Nachbarstadt,  die  zugleich  der  Oberhof  ist, 
zum  Muster  genommen  zu  haben.  Ich  vermag  nicht  anzugeben, 
von  wann  an  der  Magistrat  dort  eine  reichere  Ausgestaltung 
erfahren  hat.  Zum  mindesten  seit  dem  Jahre  1473  setzt  er 
sich  zusammen  aus  Bürgermeister,  Rentmeister,  Schöffen  und 
Rathmannen.  Hinzu  kommen  dann  noch  die  Geschworenen. 
Ausreichende  Kunde  von  der  Organisation  dieser  Behörden  bietet 
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nämlich  das  neue  Wahlgesetz,  das  vom  Herzog  Johann  am 
2.  September  1473  erlassen  wird.1)  Seiner  Wichtigkeit  nach 
reiht  es  sich  den  beiden  Xantener  Verfassungsurkunden  sowie 
der  Weseler  Wahlordnung  von  1450  und  der  Rceser  vom  Fe- 
bruar des  Jahres  1473  ebenbürtig  an.  Der  Zustand,  der  vor 
der  Reform  bestanden  hat,  scheint  durch  die  verschiedenen  Be- 
stimmungen der  Urkunde  durch,  ohne  dass  übrigens  genauere 
Mittheilungen  darüber  gemacht  würden.  Ich  glaube  nicht  zu 
inen,  wenn  ich  die  in  dem  Diplom  enthaltenen  Andeutungen 
dahin  auffasse,  dass  vor  der  Neuordnung  zwar  das  Schöffenamt, 
nicht  aber  das  Rathmannenamt  lebenslänglich  war.  Dieser 
Unterschied  in  der  Organisation,  für  dessen  Zweckmässigkeit 
mancherlei  Gründe  anzuführen  wären  (in  dem  Gebiet  Magde- 
bnrgischen  Rechts  z.  B.  ganz  selbstverständlich),  beruht  in  Bü- 
derich offenbar  auf  einer  Nachahmung  der  Weseler  Institutionen. 
In  Wesel  aber  ist  der  jährlich«'  Wechsel  der  Konsuln,  wie  ich 
gezeigt  habe,  das  Ergebniss  der  populären  Bewegung,  die  in 
den  beiden  Schiedssprüchen  von  1 308  und  1311  einen  vor- 
läufigen Abschluss  findet. 

Dem  Tochterstädtchen  sind  Kämpfe  der  Art  zweifellos  erspart 
geblieben:  von  vorn  herein  wird  man  sich,  wie  ich  schon  bemerkte, 
die  Erfahrungen,  die  in  Wesel  gemacht  worden  waren,  angeeignet 
haben.  Erst  als  hier  ein  Anlauf  nach  dem  anderen  versucht 
wurde,  das  sogenannte  Erbschöffenthum,  d.  h.  die  aus  der  Lebcns- 
länglichkeit  entspringende  Erblichkeit  des  Schöffenamtes,  zu  be- 
seitigen, regten  sich  auch  in  Büderich  allmählich  die  Kräfte  des 
Widerstandes.  Mitwirkend  war  dabei  jedenfalls  der  Umstand, 
dass  gerade  während  der  Regierungszeit  Johanns  I.  die  gemeinen 
Bürger  nicht  allein  in  Wesel,  sondern  auch  in  Xanten  (1444 
und  1453)  und  etwa  ein  halbes  •Jahr  vorher  noch  in  Rees  (am 
14.  Februa'r  1473),  das  auf  dem  Prinzip  der  lebenslänglichen 
Amtsführung  beruhende  Stadtregiment  der  Geschlechter,  wenn 
nicht  aufgehoben,  so  doch  zum  mindesten  durchbrochen  worden  war. 

Es  wird  also  in  dem  neuen  Wahlgesetze  bestimmt,  dass 
beim  nächsten  Kurtage  — Kurtage  finden  also  schon  statt,  und 
eben  das  macht  die  Annahme  unabweisbar,  dass  wenigstens  eine 


>)  Absclir.  bei  Wüstbaus,  Beschreibung  von  Cleve  und  Mark  etc., 
Bd.  1 S.  262. 
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der  beiden  Magistratsbehörden  in  ihrem  Bestände  jährlich  wech- 
selt — die,  sei  es  nun  drei  oder  vier,  Aelteren  unter  den  sieben 
Schöffen  entsetzt  werden  und  au  ihrer  Stelle  neue  ernannt  wer- 
den sollen.  Abermals  nach  einem  Jahre  scheiden  dann  auch  die 
drei  jüngeren  Schöffen  aus,  während  abermals  drei  neue  Mitglieder 
in  das  Kollegium  eintreten.  Fortan  ist  also  der  Turnus  ein  zwei- 
jähriger: ganz  ebenso  wie  in  Rees  und  vennuthlich  auch  in 
Emmerich.1)  Um  für  diese  Reform  jedes  Hinderniss  aus  dem 
Wege  zu  räumen,  wird  die  Zahl  der  Schöffen  nunmehr  von  sieben 
auf  sechs  vermindert.  Daraus  ergab  sich  zugleich  noch  der 
Vortheil  einer  einheitlichen  Organisation,  da  das  Kollegium  der 
Rathmannen  gewiss  schon  vor  der  Reform  gleichfalls  nur  sechs 
Mitglieder  aufweist. 

Neben  diesen  beiden  Behörden  steht,  wie  ich  schon  be- 
merkte, noch  eine  dritte,  die  sogenannten  — acht  — Geschwo- 
renen. Ihre  Bedeutung  tritt  namentlich  an  dem  Kurtag  hervor. 
Nach  dem  Schied  vom  Jahre  1473  erfolgt  nämlich  die  Wahl 
in  folgender  Weise.  Der  Bürgermeister,  der  damals  den  Vorsitz 
im  Schöffenkolleg  führt,  ferner  die  Mitgliedei-  dieser  Behörde, 
sowie  die  Rathmannen,  die  Geschworenen  und  die  gemeinen 
Bürger  versammeln  sich  in  der  üblichen  Weise  an  jenem  Tage. 
Es  ist  nicht  ersichtlich,  ob  die  Magistratspersonen  den  übrigen 
Urwählern  gegenüber  ein  Vorzugsrecht  haben.  Eben  dieses 
Schweigen  legt  die  Annahme  nahe,  dass  es  nicht  der  Fall  ge- 
wesen sei:  Höchstens  darin  könnte  mau  bis  zum  gewissen  Grade 
einen  Vorzug  sehen,  dass  der  Bürgermeister  des  Vorjahres  die 
Verhandlungen  leitet.  Wie  dem  nun  auch  sein  mag,  die  Ver- 
sammlung bestimmt  zunächst  aus  ihrer  Mitte  acht  sogenannte 
Geschworene  oder  Wahlmänner.  Einen  zwiefachen  Eid  nimmt  der 
alte  Bürgermeister  den  also  Gekorenen  ab;  einmal,  dass  sie  nach 
bester  Wissenschaft  sechs  verständige  Bürger  zu  Rathmännern 
ernennen,  und  zweitens,  dass  sie  von  Stund  an  der  Stadt  Bestes 
im  Auge  haben  wollen.  Wie  sonst  so  häutig,  sind  also  die  acht 
Geschworenen  zugleich  ein  Bürgerausschuss  und  eine  Wahlbehörde. 
Zuerst  sind  es  jene  sechs  Konsuln,  die  von  den  Geschworenen 
nominirt  werden.  Nachdem  sich  die  Rathmannenbank  consti- 
tuirt  hat,  ist  es  die  nächste  Aufgabe  der  Rathmannen,  zusammen 

')  Vergl.  unten  Kap.  14,  I u.  II. 
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mit  den  Achtern  die  „Schöffenkur“  im  engeren  Sinne  vorzunehmen. 
Sind  dann  die  Lücken,  die  durch  den  Austritt  der  Hälfte  der 
Mitglieder  dieses  Kollegs  jährlich  entstehen,  wieder  ausgefüllt, 
so  leisten  die  neuen  Schöffen,  als  Beisitzer  des  gräflichen  Gerichts, 
ihren  Eid  nicht  wie  die  anderem  vor  dem  Alt-Bürgermeister 
und  in  der  Bürgerversammlung,  sondern  im  Gericht  zu  Büderich 
und  vor  dem  Drosten. 

Hat  sich  dergestalt  der  Magistrat  ergänzt  und  erneuert, 
so  creiren  die  Schöffen,  Konsuln  und  die  Geschworenen 
gemeinsam  einen  Bürgermeister.  Ist  auch  das  geschehen,  so 
bestimmen  die  Achter  auf  eigene  Faust  aus  den  Schöffen  und 
aus  den  Rathmannen  je  einen  zum  Rentmeister.  Nicht  allein 
vor  dem  Magistrat  und  den  gemeinen  Bürgern  sondern  auch 
vor  dem  Amtmann,  der  jeweilig  das  Büdericher  Schloss  inne  hat, 
haben  die  Rentmeister  am  Schluss  jedes  Finanzjahres  Rechnung 
abzulegen.  Die  Sonderstellung  der  Schöffen  den  beiden  anderen 
Behörden  gegenüber  offenbart  sich  schliesslich  noch  in  dem 
Umstande,  dass  Konsuln  und  Geschworene  aus  ihrer  eigenen 
Mitte  die  drei  Männer  bezeichnen,  denen  die  Schlüssel  zur  Stadt- 
kasse, zum  Stadtsiegel  und  zu  den  Privilegien  anvertraut  werden. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  aus  dem  kurz  vorher  er- 
lassenen AVahlgesetz  von  Rees  das  Prinzip  übernommen  ist, 
wohl  im  Interesse  grösserer  Stätigkeit  in  der  Jurisdiktion  und 
Administration,  jährlich  nur  die  Hälfte  der  Schöffen  ausscheiden  zu 
lassen.  Sehr  viel  tiefer  aber  mag  der  Einfluss  gehen,  den  die  beiden 
grossen  Regimentsordnungen  für  Xanten  vom  Jahre  1444  und  1453 
auf  die  Neugestaltung  der  Büdericher  Verfassungszustände  aus- 
geübt haben.  Inwieweit  übrigens  diese  Reform  Herzog  Johanns 
dauernde  Verhältnisse  in  Büderich  geschaffen  hat,  wird  in  der 
Folge  zu  zeigen  sein  (Kap.  14,  V).  — 

Steht  Büderich  — nur  durch  den  Rhein  getrennt  — durchaus  unter 
den  Einwirkungen  der  übermächtigen  Nachbarstadt,  so  treffen  sich 
in  der  Ausgestaltung  des  Dinslakner  Verfassungs-  und  ebenso  des 
Innungswesens  die  Einflüsse  Wesels  und  Kalkars.  Erst  etwa  150 
Jahre  nach  der  Erhebung  fangen  endlich  die  Quellen  der  Dinslakner 
Geschichte  an  so  reichlich  zu  fliessen,  dass  mau  einen  Einblick  in 
die  inneren  Verhältnisse  gewinnt.  Man  wird  annehmen  dürfen, 
dass  damals  die  die  bürgerliche  Freiheit  beengende  burggräfliehe 
Gewalt  längst  aus  dem  Ort  gewichen  ist;  jedenfalls  wird  eines 
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solchen  Machthabers  in  den  Urkunden  nicht  mehr  gedacht,  wohl 
aber  spielt  der  Amtmann  eine  nicht  unbedeutende  Rolle.  Unter 
Vermittlung  des  „Drosten  des  Landes  Dinslaken“  wird  am  30.  Juli 
1443  ein  Vertrag  zwischen  der  Alt-  und  Neustadt  vereinbart. 
Nur  die  Altstadt  hat  damals,  wie  es  scheint,  eine  ansgebildete 
Verfassung.1)  An  der  Spitze  steht  ein  Bürgermeister,  neben 
ihm  amtiren  sieben  Schöffen  — wie  mit  Ausnahme  von  Wesel  in 
allen  altclevischen  Städten  — , endlich  ist  noch  von  einem  Käthe 
die  Rede,  dessen  Mitgliederzahl  nicht  angegeben  wird.  Indessen 
wissen  jüngere  Quellen  nichts  mehr  von  einer  Rathsbehörde 
innerhalb  der  Altstadt.  Die  Verhandlungen  finden  statt  mit 
dem  Bürgermeister  und  den  gemeinen  Bürgern  der  Neustadt. 
Diese  hat  also  offenbar  überhaupt  noch  keine  besondere  städtische 
Verfassung.  Auch  sonst  macht  das  Uebergewicht  der  Altstadt 
sich  unverkennbar  geltend.  Von  den  Einnahmen  aus  einem 
Theil  der  Stadtmark,  dem  Hegebruch,  hat  sie  z.  B.  in  früherer 
Zeit  drei  Viertel  für  sich  beansprucht.  Hierbei  wird  es  nunmehr 
auch  in  Zukunft  sein  Bewenden  haben.  Zugleich  erfahrt  man 
aus  dem  Dokument,  dass  schon  längst  vorher  eine  Vereinbarung 
zwischen  den  beiden  Stadttheilen  abgeschlossen  war,  die  auch 
fürder  in  Kraft  bleiben  soll.  Wie  nun  der  neue  Vertrag  nicht 
der  erste  seiner  Art  ist,  ist  er  auch  nicht  der  letzte.  Wiederum 
wird  im  Jahre  1523  zwischen  Alt-  und  Neustadt  verhandelt. 
Wie  die  Neustadt  den  vierten  Theil  von  allen  Gefällen  erhalten 
soll,  so  soll  sie  auch  den  vierten  Theil  zu  sämmtlichen  kommu- 
nalen Ausgaben  beitragen.  Die  Kontrahenten  sind  diesmal 
Bürgermeister,  Schöffen,  Rathmannen  und  gemeine  Bürgei'  der 
Altstadt,  auf  der  anderen  Seite  fehlen  zwar  noch  immer  die 
Schöffen,  aber  hinzugekommen  sind  in  der  Zwischenzeit  Rath 
mannen.2)  Auch  lässt  sich  nachweisen,  dass  diese  Ausgestaltung 

*)  Also  in  vurtyden  eyn  dedinghe  gededinget  is  tuschen  dem  burgher- 
meister  ind  schepen  ind  der  ghemeynt  van  der  alder  stat  iud  dem  burger- 
meyster  ind  geineynen  bnrghereti  van  der  uyer  stat  van  Dinslaken,  dair  eyn 
brieff  op  ghemaeckt  is,  soe  woe  men  dat  hebn  ind  lialden  sali  mit  scbcttinghe 
ind  die  renten  der  stat  van  Dinslaken  etc.  Orig,  l’erg.  im  St.  zu  D.,  Stadt 
Dinslaken  Nr.  148. 

2)  Wy  borgermeister,  sckeppen,  iud  raidt  der  stadt  Dynslaicken,  as  to 
ter  tidt  waren,  myt  namen  . . .,  doen  kundt  ind  tngen  apcnbairlicken  tnyt 
deser  cedeleti,  so  in  voirtiden  eyn  vrutitlick  gesclieidt  . . . gemakot  ys 
tuschen  borgermeister,  scheppenen  ind  raidt  ind  geineynen  borgeren  van  der 
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der  Verfassung  der  Neustadt  schon  sehr  viel  älter  ist:  zum 
ersten  male  stehen  die  beiden  Theilgemeinden  bei  einer  Ab- 
machung vom  Jahre  1477  in  der  eben  beschriebenen  Organisation 
einander  gegenüber.1) 

Etwa  in  dieselbe  Periode,  in  die  zweite  Hälfte  des  fünf- 
zehnten Jahrhunderts,  fällt  nun  die  Codification  des  Dinslakener 
Stadtrechts,  das  sich  durchaus  als  eine  Wiederholung  des  Kal- 
karschen  darstellt,  ohne  jeden  eigenen  Zusatz.  Es  ist  nur  in 
einer  einzigen  Kopie  vorhanden,  die  in  dem  schon  erwähn- 
ten Stadtbuche  von  Dinslaken  steht.  Leider  fehlen  in  dieser 
Abschrift  die  ersten  Blätter.  Der  Verlust  ist  doppelt  zu  be- 
dauern, weil  auf  ihnen  die  Artikel  über  die  Kur  verzeichnet 
waren,  die  die  Hauptquelle  für  die  Verfassung  der  Stadt  ge- 
wesen sein  würden.  Nur  die  Eidformeln  der  einzelnen  Amtleute, 
die  ebenso  wie  im  Kalkarer  Stadtrecht  erst  an  einer  späteren 
Stelle  folgen,  lassen  in  etwa  die  Regimentsordnung  erkennen. 
Wie  in  Kalkar  bezieht  sich  der  erste  Artikel  auf  diejenigen, 
die  den  koer  doen  sollen,  d.  h.  auf  die  Knappen.  Ihre  Zahl 
wird  nicht  angegeben,  doch  sind  es  — worauf  auch  spätere  Nach- 
richten schliessen  lassen  — zweifellos  sechs.  Wie  in  Cleve 
die  achtzehn  van  der  koer,  so  gelten  sie  späterhin  als  Reprä- 
sentation der  Gesammtbürgerschaft,  als  weiter  Rath.  Sie  heissen 
in  dieser  Eigenschaft  „gemeinsleuthe“  und  werden  bei  wichtigen 
Massnahmen  zur  Berathung  von  Seiten  des  Magistrats  hinzu- 
gezogen. 

Aehnlich  wie  in  dem  Kalkarer  Stadtrecht  heisst  es  auch 
in  dem  Dinslakener  von  ihnen,  dass  sie  nach  „Gelegenheit  des 
Stadtrechts“  richter,  burghermeister,  scepene,  rade  ind  bade 
kiesen  sollen.  Sonst  ist  nur  noch  der  Eid  des  Bürgermeisters 
beachtcnswerth.  Ans  ihm  erfährt  man,  dass  die  Umsetzung  der 
Magistratspersonen  auf  dem  Johannistag  stattfindet,  die  daer 
kompt  yn  mytwinters  hyllige  daghe  na  sunte  Stephaensdaghe 


alder  stadt  Dinslaitken  ind  den  borgemieister,  raidt  ind  gemeynen  borgere 
in  der  nyger  stadt  Dinslaicken  etc. 

')  Wy  Geel  Oell,  ter  tyt  borghermeistcr,  (taerit  van  lloltc,  Henriek 
Tvclen  . . .,  scepene  toe  Dynslaicken,  bekennen  . . . dat  voir  ons  keinen  is 
Amt  Mulner,  ter  tyt  borgemeister  in  der  nyger  stat,  myt  synen  sementlieken 
raede  der  nyger  stat  vurscreven  iud  beclaegbden  sich  etc. 

Lleaefranir,  Niederrholnlacho»  9tldt«weeen  Im  Mittelalter.  22 
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(27.  Dezember).  Dann  soll  der  Bürgermeister  den  sämmtlichen 
Schöffen  ind  den  sess  uytter  ghemeynt,  wie  seit  Alters 
üblich,  eine  gute  Rechenschaft  thun. 

Besondere  Rentmeister  und  Rathsgesellen  hat  es  in  dem 
kleinen  Gemeinwesen  am  Ausgang  des  Mittelalters  wohl  noch 
nieht  gegeben,  wenigstens  findet  sich  kein  Eidformular,  das  sich 
auf  Beamte  dieser  Qualität  bezieht.  Ausser  den  Eiden  der 
Schöffen,  des  Schreibers  und  des  Boten  enthält  das  Stadtrecht 
noch  die  der  weghener,  der  cysmeystcren  und  der  koermeystere. 
Solcher  Amtleute  im  engeren  Sinne,  um  mich  des  Sprachgebrauchs 
der  Stadtrechte  von  Cleve  und  Kalkar  zu  bedienen,  kann  auch 
der  unbedeutendste  Marktflecken  jener  Zeit  nicht  entrathen.  — ') 

Das  lehrt  mehr  noch  als  die  Geschichte  Dinslakens  die  des 
Fleckens  Griet,  gegen  das  gehalten  Dinslaken  mit  seiner  Tuch- 
industrie und  mit  seinen  von  weit  und  breit  besuchten  Viehmärkten 
fast  als  eine  Grossstadt  erscheint.  Aus  der  Eidformel  der  dortigen 
Körmeister  aus  dem  Ausgang  des  Mittelalters  ist  ersichtlich,  dass 
sie  die  Aufsicht  über  Maass  und  Gewicht,  über  den  Bier-  und  den 
Brotrerkauf  haben.  Ueberhaupt  sollen  sie  alles  ausführen,  was  der 
Bürgermeister  und  seine  Gesellen  ihnen  befehlen.  An  sie 
müssen  die  Körmeister  auch  die  Strafgelder  abliefern,  die  sie  von 
den  Uebertretern  der  städtischen  Willküren  beitreiben.  Es 
sei  in  diesem  Zusammenhänge  nochmals  daran  erinnert,  dass  Kal- 
kar der  Oberhof  des  Städtleins  ist.  Offenbar  ist  nun  aus  Kalkar 
das  Kollegium  der  BUrgermeistergesellen  übernommen,  deren  in 
Griet  Erwähnung  geschieht,  ohne  dass  ihr  Diensteid  erhalten  ist. 
Auch  einen  Stadtrath  hat  der  Ort  seit  Alters;  indessen  ist 
es  nicht  mehr  möglich,  nachzuweisen,  aus  wie  viel  Mitgliedern 
er  bestanden  und  wann  etwa  er  sich  konstituirt  hat.2)  Jeden- 
falls aber  wird  man  sagen  dürfen,  dass  er  gegen  Ausgang  des 
Mittelalters  zu  völliger  Bedeutungslosigkeit  herabgesunken  ist. 
Wenigstens  wird  er  in  der  Aufzeichnung,  der  die  hier  mit- 
getheilten  Notizen  entnommen  sind,  nicht  mehr  genannt.  Das 


')  Vergl.  die  wohl  dem  Ansgang  des  Mittelalters  angohüronden  Auf- 
zeichnungen in  den  Jahrbüchern  des  Vereins  von  Alterthumsfreunden  im 
llheinlande.  Heft  73  S.  164. 

a)  -Vergl.  die  durch  Zusätze  erweiterte  Stadt erhehungsurkunde  a.  a.  0. 
S.  163. 
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hätte  nämlich,  wenn  er  noch  bestanden  hätte,  z.  B.  in  dem  Eide 
des  Stadtboten  geschehen  müssen.  Der  aber  schwört  nur  den 
Befehlen  des  Richters,  des  Bürgermeisters  und  der  Schöffen  zu 
gehorchen.1) 

Die  Abhängigkeit  aller  Verfassungseinrichtungen  des  Fleckens 
von  denen  Kalkars  findet  endlich  auch  darin  ihren  Ausdruck, 
dass  die  Umsetzung  des  Magistrats  ebenso  wie  dort  am  Jahres- 
tage stattfindet.  Und  endlich  ist  es  in  Griet,  wie  in  allen 
anderen  clevischen  Städten,  nicht  die  Bürgerschaft,  die  die  Kur 
vornimmt,  vielmehr  sind  damit  besondere  Wahlmänner  betraut, 
die  hier,  wie  in  Kalkar,  Knappen  oder  Kurgenossen  heissen.2) 
Der  Zahl  nach  sind  es  acht.  Von  ihnen  nomiuirt  zunächst  der 
abgehende  Bürgermeister  vier.  Ohne  vorher  vereidigt  zu  werden, 
ergänzen  sich  die  Vierer  dann  auf  acht.  Dann  erst  beginnt  das 
eigentliche  Wahlgeschäft,  iudem  die  Kurgenossen  einen  Bürger- 
meister, sieben  Schöffen  und  zwei  Rathmannen  bestimmen.3) 

Schliesslich  reicht  wohl  noch  die  Wahlordnung  der  kleinen 
und  schon  erwähnten  Stadt  Isselburg  in  diese  Periode  zurück. 
Bekanntlich  ist  die  Erhebungsurkunde  vom  Jahre  1441  nicht 
mehr  vorhanden,  Wüsthaus  aber  in  seinem  trefflichen  und  sorg- 
fältig gearbeiteten  Werk  über  das  Herzogthum  Cleve  behauptet 
mit  aller  Bestimmtheit,  dass  das  späterhin  dort  übliche  Wahl- 
verfahren schon  damals  eingeführt  worden  sei.4)  Die  Bürger- 
schaft tritt  nach  seinen  Angaben  am  Kurtage  um  ein  Uhr  in 
der  Kirche  zusammen,  um  zunächst  darüber  zu  berathen,  ob 
man  die  vier  Gemeindeleute  aus  dem  Vorjahre  bei  ihrer  Be- 
dienung bleiben  lassen  solle  oder  nicht.  Nicht  selten  scheint 
man  sich  dahin  geeinigt  zu  haben,  zwei  von  ihnen  abzusetzen 
und  zwei  im  Amte  zu  behalten.  Wie  dem  nun  auch  sein  mag, 


')  A.  a.  0.  S.  164:  Dat  gy  . . . der  stat  ind  der  schepen  heymeliekbeyt 
helen  sult,  alsoe  lauge  als  gy  lefft;  iud  als  u die  richter  off  burgenneyster 
off  schepen  baedt  senden,  by  un  comen  sult  und  ocr  baetscap  doen  sult. 

2)  A.  a.  O.  S.  164:  Dye  den  koer  doen  sollen.  Dat  gy  kysen  sult 
bnrgermeyster  ind  baedt  nae  gelegenbeyt  der  stede  rechten  iud  bryeven  der 
stat  van  Gryet  etc. 

3)  VVüsthans,  Kurtze  Beschreibung  des  liertzngthumbs  Cleve  und 
der  Graffschafft  Marek,  Band  1 Bl.  341. 

«)  A.  a.  0.,  Band  1 Bl.  379. 

22  * 
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jene  vier  Gemeindeleute  ernennen  zuerst  sieben  Schöffen  und 
machen  dann  zweitens  von  den  Schöffen  den  einen  zum  Bürger- 
meister, andere  zu  Kirchmeistern  und  Provisoren. 

Es  tritt  einem  also  hier  in  dem  Städtchen  Isselburg  noch 
in  der  Mitte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  eine  städtische  Ver- 
fassung entgegen,  wie  sie  primitiver  kaum  sein  kann. 


Kapitel  9. 

Zur  Geschichte  der  clevischen  Städtesteuern. 


i. 

Zur  Geschichte  der  landstflnd  Ischen  Organisation  der 
clevischen  Städte. 

Die  gewaltige  Expansion  der  clevischen  Macht  seit  der 
Schlacht  von  Cleverhamm  (1397)  bis  zum  Tode  Karls  des  Küh- 
nen von  Burgund  (1477)  brachte  den  Herzogen  nicht  geringen 
Zuwachs  an  Land,  Leuten,  Ansehen  und  Ruhm.  Aber  alle  die 
glänzenden  Erfolge  einer  klugen  und  konsequenten  Politik  ver- 
mögen nicht  darüber  hinwegzutäuschen,  dass  diese  Fürsten 
gerade  den  Unterthauen  gegenüber,  auf  deren  treue  Unter- 
stützung sie  angewiesen  waren,  allmählich  den  Boden  unter  den 
Füssen  verlieren.  Freilich  die  schlimmen  Nachwirkungen  treten 
nicht  sofort  hervor,  sie  machen  sich  erst  geltend,  nachdem 
das  stolze  Gebäude  burgundischer  Herrlichkeit  zusammengebro- 
chen und  Cleve,  des  festen  Rückhalts  beraubt,  der  Selbständig- 
keit entwöhnt,  in  seiner  Politik  ebenso  unsicher  wrie  erfolglos 
hin  und  her  schwankt. 

Und  die  ungünstigen  Umstände,  die  solchergestalt  Zusammen- 
treffen, finden  nun  auf  der  Schwanenburg  einen  Herrscher, 
der  von  den  hohen  Regententugenden  seiner  Vorfahren  nur 
wenig  geerbt  hat.  Wie  Johann  I.  ist  auch  Johann  II.  an  dem 
sittenlosen  und  verschwenderischen  Hofe  von  Burgund  aufge- 
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wachsen.  Während  aber  der  Vater  — von  seinem  Oheim  mit 
unnachsichtlicher  Strenge  zum  Lernen  allgehalten  — frühzeitig 
von  diesem  gefährlichen  Boden  fortgeholt  und  vor  die  gross- 
artige Aufgabe  des  kölnischen  Krieges  gestellt  wird,  folgt  der 
Sohn  Karl  dem  Kühnen  als  tapferer  Haudegen  unverdrossen  von 
Schlacht  zu  Schlacht.1)  Die  bei  aller  Verschlagenheit  und  Rück- 
sichtslosigkeit edlen  Eigenschaften  des  älteren  Johann,  sein  sitt- 
licher Ernst,  seine  Milde,  seine  Ritterlichkeit,  sein  Sinn  für  Dank- 
barkeit, fehlen  dem  zweiten  Johann  gänzlich  oder  sie  kehren  zum 
Uebermass  verzerrt  bei  ihm  als  Fehler  wieder.  Treulos  verlässt 
er  alsogleich  nach  der  Katastrophe  die  Sache  Burgunds,  bei 
der  die  Tradition,  die  Pietät  und  doch  wohl  auch  die  Einsicht 
ihn  hätten  festhalten  sollen.  Nur  darauf  können  Freund  und 
Feind  dieser  unstäten  Politik  gegenüber  mit  Sicherheit  rechnen, 
dass,  wo  Krieg  und  Kriegsgetümmel  zu  erwarten  sind,  der  Her- 
zog sich  gewiss  einfinden  wird.-) 

Das  sollte  vor  allem  das  benachbarte  Geldern  erfahren, 
mit  dem  Johann  beständig  im  Kampfe  liegt.  Namentlich  nach- 
dem dort  (1492)  Karl  von  Egmond  — von  der  gleichen  Leiden- 
schaft erfüllt  — festen  Fuss  gefasst  hat,  ist  der  Fehden  kein 
Ende  mehr.:t)  Da  beide  Länder  bald  zu  erschöpft  sind,  grosse 
Heere  im  Felde  zu  unterhalten  und  wirksame  Schläge  zu  führen, 
schädigen  die  Besatzungsmannschaften  der  festen  Burgen  und  die 
beiderseitigen  Unterthanen  einander  durch  fortwährende  Ueber- 
fälle.  Ein  Glück  noch  für  Cleve,  dass  Dank  den  Bemühungen 
der  grossen  Vorgänger,  das  clevische  Territorium  rings  herum 
von  Bollwerken  eingefasst  ist,  von  denen  einige  sogar  in  das 
feindliche  Gebiet  hineinragen. 

Um  Belagerung  und  Entsatz  solcher  Aussenwerke,  wie 
Wachtendonk,  Gennep,  Hüssen,  Lobith,  Wageningen,  Arnheim  und 
Kranenburg,  drehen  sich  die  grösseren  Aktionen  dieser  endlosen 
Kriege.  Unermüdlich  sind  die  clevischen  Städte  in  Hülfe- 
leistungen  für  ihren  Herzog;  weit  über  ihre  in  den  alten  Privi- 


')  Gert  van  der  Schuren  (ed.  Schölten)  S.  146 ff. 

2)  Ilarless,  Allgemeine  deutsche  Biographie,  Band  14  S.  210  ff, 
Teschenmacher-Dithmar,  Annales  etc.  S.  826  ff.  und  Rliay,  Animae 
illustres  (Neoburgi  1663)  S.  47  ff. 

3)  Nettesheim,  Geschichte  der  Stadt  Gelderu,  Band  1 S.  1S4  ff. 
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legieu  festgelegte  Verpflichtung  hinaus  ziehen  ihm  die  Bürger- 
schaften der  Stadtgemeinden  wohlbewaffnet  zu.  Das  geschieht 
gewiss  nicht  allein  aus  Sympathie  für  Johann  II.,  sondern  vor- 
nehmlich in  dem  Bestreben,  den  Krieg  in  Feindesland  zu  ver- 
legen. Und  womöglich  mit  noch  grösserer  Erbitterung  verfech- 
ten die  geldernschen  Städte  die  Sache  Karls  von  Egmond. 
Nicht  mit  Unrecht  werden  sie  Cleve  für  mitschuldig  angesehen 
haben  an  all  dem  masslosen  Leid,  das  namentlich  die  zweite 
Hälfte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  ihrer  Heimath  gebracht  hat. 
Vor  allem  die  Nymwegner  können  die  vielen  Schädigungen  nicht 
vergessen,  die  ihnen  von  der  feindlichen  Parthei  zugefügt  sind. 
Wie  oft  berennen  sie  nun  ihrerseits  die  clevischen  Grenzstädte, 
aber  fast  immer  ohne  durchschlagenden  Erfolg!  Auf  clevischer 
Seite  sind  es  Emmerich  und  wohl  auch  Kalkar,  die  den  gröss- 
ten Kriegseifer  beweisen.1) 

Allmählich  aber  wird  das  Land  — und  voran  die  Städte  — 
des  zwecklosen  Krieges  müde,  der  sich  mit  einigen  Unter- 
brechungen Jahrzehnte  hindurch  ohne  rechtes  Ergebniss  liiu- 
zieht.  Die  Klagen  der  Bürger,  ihr  Wohlstand  gehe  zurück, 
werden  jetzt  häufig.  Und  wen  wird  das  wundern,  der  weiss, 
dass  die  Handelsbeziehungen  der  clevischen  Plätze  zu  denen 
Gelderns  so  überaus  lebhaft  sind!  Gewöhnt,  nur  indirekte 
Steilem  aufzulegen,  sind  sie  nicht  gewillt,  für  die  Bedeforde- 
rungen  des  Herzogs  und  die  grossen  Aufwendungen  des  Krieges 
einmal  über  das  andere  einen  Schoss  auszuschreiben.  Diese 
unausbleiblichen  Rückschläge  einer  sinn-  und  erfolglosen  Politik 
erschüttern  vollends  die  Position  Johanns  II.  An  Warnungen, 
auf  der  abschüssigen  Bahn  einzuhalten,  hat  es  freilich  nicht 
gefehlt.  Schon  1481t  auf  dem  Landtage  zu  Büderich  waren  die 
Städte  scharf  mit  ihm  ins  Gericht  gegangen.  Sie  hatten  sich 
wie  über  die  ungewöhnlichen  Lasten,  so  auch  über  sein  unge- 
schicktes Regiment  bitterlich  beklagt.'2)  Auch  verstand  sich 


*)  Knapp,  Regenten-  und  Volkagesebiehte  der  Länder  Cleve-Mark  etc., 
ltd.  2 S.  251  ff.;  über  den  Antheil  Duisburgs  Avcrdunk  a.  a.  O.  S.  336  ff. 
Vor  allem  werthvoll  sind  die  Nachrichten  hei  Wassenherch,  die  von  Ilgen 
mit  ausführlichen  Anmerkungen  versehen  sind  (Die  Chroniken  der  deutschen 
Städte  Band  24)  Seite  105  ff. 

2)  v.  Ilaeften,  l’rkunden  und  Aktenstücke  etc.,  Band  5 S.  8. 
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der  Herzog  — doch  wohl  schweren  Herzens  — dazu,  sie  um 
Rath  zu  bitten,  wie  er  wieder  zu  einem  guten  Regiment  komme. 
Sehr  viel  demüthigender  aber  sind  die  Bedingungen,  die  ihm 
1501  abermals  von  den  Ständen  auferlegt  wurden.  Wiederum 
zu  Büderich  verhandeln  sie  mit  dem  Landesherrn,  der  gegen 
ihren  Willen  sich  in  die  Utrechter  Fehde  eingelassen  habe  und 
„zu  grossem  Schaden  und  zu  Schanden  gekommen  sei“,  über 
eine  Ordonnantie,  „dabei  er  gebührlicher  Hassen  seinen  Staat 
und  Hof  halten  könne  und  wolle“.  Der  Vertrag,  zu  dem  sich 
Johann  verpflichten  muss,  bestimmt,  dass  von  ihm  und  der 
Landschaft  gemeinschaftlich  zwölf  Landräthe,  acht  aus  Cleve 
und  vier  aus  der  Mark,  zum  fürstlichen  Staat  und  Regiment 
verordnet  werden.1)  Von  ihnen  sollen  stets  vier  bei  Hofe  an- 
wesend sein;  alle  Schriftstücke,  die  dem  Fürsten  zur  Unterschrift 
vorgelegt  werden,  müssen  sie  zuvor  lesen  und  approbiren.  Ver- 
pfändungen von  Domänen  endlich,  sowie  die  Einsetzung  und 
Absetzung  von  Amtleuten,  dürfen  fortan  nur  mit  Zustimmung 
von  wenigstens  sechs  dieser  Kommissare  geschehen.2)  Alle  Be- 
mühungen des  Herzogs,  sich  in  den  folgenden  Jahren  so  lästiger 
Fesseln  zu  erledigen,  sind  erfolglos.  Vielmehr  veranlasst  er 
durch  seine  Hartnäckigkeit  die  Stände,  sich  enger  aneinander  zu 
schliesseu  und  sich  fester  zu  organisiren.  „Im  Jahre  1508 
treten  sämmtliche  Städte  von  Cleve  und  Mark  auf  Wesels  Be- 
trieb in  eine  ewige  Union  zur  Vertheidigung  ihrer  Rechte  und 
Privilegien.“3)  Sie  sind  gewillt,  da  alle  Klagen  und  Vorstellun- 
gen das  ungeschickte  Regiment  nicht  zu  ändern  vermöchten, 
gemeinsam  mit  der  Ritterschaft  zu  erklären,  dass,  wenn  die  ver- 
besserte Regimentsordnung  vom  Jahre  1501  nicht  unverbrüch- 
lich eingehalten  werde,  sie  dem  Fürsten  ferner  keinerlei  Bei- 
stand, Dienst  und  sonstige  Hülfe  leisten  würden.4) 

Man  sieht,  der  Sieg,  den  der  führende  Stand,  die  Städte, 
in  wenigen  Jahrzehnten  errungen  hatten,  ist  so  vollständig  wie 
er  nur  sein  kaun.  Uebermäehtig  treten  die  Stadtgemeinden  auf 
einmal  hervor,  unwillkürlich  wendet  man  den  Blick  zurück  zu 


')  Lacomblet,  Urkundenbuch,  Band  4 Nr.  490. 

2)  v.  Haeften  a.  a.  0.  S.  9. 
s)  v.  Haeften  a.  a.  O.  S.  10  ff. 

4)  Dedericb,  Annalen  der  Stadt  Emmerich,  Beilage  Nr.  69. 


Digitized  by  Google 


344 


den  ersten  stillen  Anfängen  landständiscber  Entwicklung.  Frei- 
lich, was  die  vorhandenen  Quellen  bieten,  ist  nicht  übermässig 
viel.  Und  auch  diese  Nachrichten  sollen  in  den  folgenden 
Auseinandersetzungen  nicht  erschöpft  werden:  es  bleibt  vor 
allem  unausgebentet  der  umfängliche  Bestand  der  Weseler  Stadt- 
rechnuugen,  die  reichste  und  leider  noch  in  keiner  Weise  ausge- 
beutete  Fundgrube  niederrheinischer  Territorialgeschichte.1) 

Die  ersten  Spuren  eines  Einflusses  der  Städte  auf  die  Re- 
gierung des  Landes  führen,  wie  schon  erwähnt,  in  die  Zeit 
Dietrichs  IX.  zurück  (1311—1347).  Er  ist  es,  der  die  städti- 
schen Gemeinwesen  zuerst  veranlasst,  seine  Urkunden  mitzu- 
bezeugen und  mitzubesiegeln.  Mit  beiden  Funktionen  aber  ist 
bekanntlich  zum  mindesten  ein  gewisses  Zustimmungsrecht,  nicht 
selten  aber  auch  eine  gewisse  Bürgschaftspflicht,  verbunden.'2) 
Wie  in  vielen  anderen  Beziehungen,  so  hat  sich  wohl  auch  in 
dieser  der  Einfluss  Geldems  bemerkbar  gemacht.  In  Geldern 
verbürgen  sich,  soviel  man  weiss,  die  Städte  für  ihren  Landes- 
herrn zuerst  im  Jahre  1325  für  die  ungeheure  Summe  von 
48  000  Pfund,  die  er  bei  einem  Konsortium  Brabanter  Kauf- 
leute aufgenommen  hat.  Es  folgen  Mitbesiegelungen  und  Bürg- 
schaftsleistungen aus  den  Jahren  1333  und  1339.3)  Die  erste 
clevische  Abmachung  der  Art  ist  nun  vom  Jahre  1331;  gegen 
Ende  der  Regierung  Dietrichs  IX.  aber  mehren  sie  sich  in  auf- 
fälliger Weise.  Kein  Zweifel,  dass,  wie  in  Geldern  in  dieser 
Periode,  so  auch  in  Cleve  erst  unter  Dietrich  IX.  solche  Mit- 
wirkung der  Städte  Brauch  wurde.  Wollte  man  nämlich  sagen, 
ältere  Diplome  gleichen  Inhalts  seien  möglicherweise  verloren 
gegangen,  so  wäre  das  eine  Annahme,  die  sich  mit  den  That- 
saclien  der  Ueberlieferung  nicht  wohl  vereinigen  Hesse.  Jedenfalls 
aber  verlohnt  es  sich,  einen  Blick  zu  werfen  auf  jene  ältesten 


')  Es  wäre  eine  überaus  lohnende  Aufgabe,  au  der  Hand  der  Weseler 
Stadtreclinungen  gerade  das  Wachsen  der  städtischen  Einwirkungen  auf  die 
Politik  der  clevischen  Fürsten  zu  verfolgen. 

*)  Vergl.  Lamprecht,  Zur  Vorgeschichte  des  Konsensrechtes  der 
Kurfürsten,  Forschungon  zur  deutschen  Geschichte,  Hand  23  S.  81  und 
v.  Below,  Die  landständische  Verfassung  in  Jülich  und  Berg.  Theil  II 
8,  23  ff.  Vor  allem  aber  Ny  hoff,  Gedenkwaardigheden  etc.,  Band  t Einl. 
S.  71  ff.  und  109  ff. 

3)  Nyhoff  a a.  O.  S.  110  und  ebendort  Nr.  268  und  355. 
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Dokumente,  die  ein  so  beredtes  Zeugniss  abgeben  für  die  be- 
deutende Stellung,  die  die  Stadtgemeiuden  innerhalb  des  Terri- 
toriums nunmehr  errungen  haben. 

Die  eben  erwähnte  Urkunde  von  1331  ist  der  schon  oft 
angeführte  Vertrag  über  denVerkauf  eines  Theiles  des  Reichs- 
walds durch  Cleve  an  Geldern.1)  Graf  Dietrich  hat  seine  Ritter 
und  Mannen  gebeten,  das  Diplom  mit  zu  untersiegeln.  Das 
geschieht  auch  durch  eine  Anzahl  von  ihnen.  Von  den  Städten 
sind  nur  Cleve  und  Kalkar  hinzugezogen;  auch  von  ihnen  wird 
man  sagen  dürfen,  dass,  so  wie  jene  ritterlichen  Zeugen  die 
Ritterschaft,  sie  die  Städte  oder  doch  eine  Anzahl  von  ihnen, 
diejenigen  nämlich,  deren  Interessen  durch  die  Abmachung  be- 
sonders berührt  wurden,  vertreten.  Die  Gemarkungen  Cleves 
sowohl  wie  Kalkars  stossen  übrigens,  wie  schon  erwähnt,  an 
den  Wald,  um  dessen  Veränsserung  es  sich  handelt.  Alles 
kommt  also  für  sie  darauf  an,  dass  auch  die  geldernsche  Herrschaft 
die  Waldnutzungen,  die  ihnen  ehedem  eingeräumt  worden  sind, 
respektire.  Eben  das  wird  in  einem  zweiten  Instrument  noch 
besonders  ausgemacht.2) 

Ungefähr  aus  derselben  Zeit  mag  ein  Leibzuchtvertrag 
herrühren,  der  zwischen  dem  Grafen  und  Bürgern  der  Stadt 
Köln  vereinbart  wurde.  Die  Urkunde  selbst  ist  verloren,  aber 
wir  können  auf  ihren  Inhalt  sch  Hessen  aus  Verhandlungen,  die 
im  Jahre  1336  zwischen  den  clevischen  Städten  gepflogen  wer- 


*)  Nyhoff,  Godenkwaardiglieden  uit  de  geschiedenis  van  Gelderland 
D.  1 Xr.  251 : Ende  online  rneerre  stedicheyt  ende  vesteniss  liebben  wy  go- 
beden  ende  bidden  eersame  lüde  onse  riddere  ende  mannen,  die  liierua  vol- 
gen,  als  heren  Rutger  van  Boetzlair,  hören  Diderich  van  Hessen,  bereu 
Jan,  den  deken  van  Xanten,  ousen  broeder,  Diderich  van  Moenmonten,  Evert 
van  Wisschel,  Jan  van  Ossenbroeke,  Luycen  van  Hoenpel.  Roelic  Hage- 
dorn ende  Wolter  van  Eyll,  knapen,  scepene  ende  gemeyn  stede  van  Cleve 
ende  van  Kalker,  omme  beden  wille  onss  lieven  bereu  Diderichs  des  greven 
van  Cleve  . . . liebben  wy  onse  segelen  mctton  oeren  an  «lesen  brieff  ge- 
hangen. 

2)  Vergl.  die  Urkunde  vom  14.  Oktober  1331  bei  Lacomblet,  Ur- 
kundenbueh  Rand  3 Nr.  266:  Ende  des  greven  lüde  van  Cleve  . . . ensoelen 
dairinne  niet  weydeu  of  risschen  ende  placken  winnen  binnen  dien  vrede, 
mer  buten  dien  vrede  voer  ende  na  so  nioghen  sine  lüde,  die  van  audes  pla- 
ghen  dairinne  to  weydeu  of  risschen  of  placken  winnen,  in  den  selven  nederen 
waudo  weyden  ende  risschen  ende  placken  winnen. 
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den,  die  flir  ihren  Landesherrn  Bürgschait  geleistet  haben.  Es 
sind  Cleve,  Kalkar  und  Hussen.1) 

In  gleichzeitiger  Abschrift  aber  ist  dann  ferner  ein  Vertrag 
erhalten  aus  dem  Jahre  1342.  Diesmal  sind  die  Städte  Wesel 
und  Büderich  für  den  Landesherrn  die  Bürgen.  Wiederum 
sind  es  Kölner  Bürger,  die  das  Geld  hergeben.  Sogar  ihre 
Namen  wissen  wir.  Meist  waren  es  Patrizier  und  vornehme 
Kaufherren,  die  auch  sonst  in  den  Kölner  Urkunden  nicht  sel- 
ten Vorkommen. 

Möglich,  dass  Johann  von  Cleve,  der  Bruder  und  Nachfolger  des 
Grafen,  damals  „dechen  ind  archidyaken  zume  doyme  zu  Collen“, 
dessen  gleichfalls  in  dem  Diplom  erwähnt  wird,  der  Vermittler  ge- 
wesen ist.2)  Jedenfalls  reichte  die  Summe  nicht  aus  und  schon 
nach  wenigen  Jahren  mussten  neue  Leibrenten  vertrage  vereinbart 
werden.  Abermals  wird  der  Bruder  als  Mitkontrahent  genannt. 

Im  Jahre  1344  ist  es  wohl  einmal  die  Stadt  Wesel  allein,  die 
Bürgschaft  leistet.  Bei  einem  ferneren  Vertrage  von  1345,  bei 
dem  es  sich  um  die  gewaltige  Summe  einer  jährlichen  Heute 
von  318  Gulden  handelt,  kommen  noch  Büderich  und  Griet  als 
Mitbesiegler  hinzu.3) 


>)  Lagorbuch  der  Stadt  Kalkar  S.  53 : Wy  burgermeistere,  scepen,  raet 
iDd  gemeyne  stat  van  Cleve  doen  kond  allen  Iuyden,  die  desen  brieff  soilen 
sien  oft  boircn  lesen,  dat  wy  gelaeft  hebn  ind  gesekert  in  gucden  trouwen 
der  gemeyncn  stat  van  Kalkor,  thc  raeden  ende  the  daden  iu  den  voirwerden, 
die  sie  mit  ons  ind  wy  mit  oen  gelaeft  kebn  to  Colcn  van  den  lyftochten  te 
gelden  ind  te  betalen  van  ons  heren  wegen,  dess  grcven  van  Cleve,  ind  nyet 
buten  oen  in  desen  punten  to  doin  . . . Gbegeven  ind  jaer  onss  heren  duseut 
driehondert  ind  sesindartich  op  sente  Valentynsdagh. 

*)  Aeltercs  Biirgerbueh  der  Stadt  Wesel  111.  34:  Ind  wir  Alyf  greve 
van  der  Marken  vurgenant  bekennen,  dat  alle  desc  versproehen  stucken  wair 
sind  ind  reycldighen  geschnyt  sint;  ind  geloven  ouch  vor  ons  ind  uns  erven 
alle  dese  versprochen  stucken  stede  to  halden  ende  niet  daerweder  to  syu 
noch  to  doyn  under  unseme  ingesegel,  dat  wir  umbe  bede  der  edilre  lieriu, 
heren  Diddericlis  greven  van  Cleve  heren  Johans  sins  bruders  ind  ouch  der 
burgerineystere  sceffene,  raitlude  ind  der  gemeyndeu  der  vurgenant  stede 
van  Wesel  ind  van  Buderic,  gehangen  liain  an  desen  brief. 

*)  Aclteres  Biirgerbueh  BI.  35.  Die  Notiz  zum  Jahre  1345  lautet: 
Sciendum  quod  in  festo  sancti  Andree  apostoli  (November  30)  anno  domini 
M‘'CCC°XL  quiuto  opidum  Weselense  una  cum  comitc  Cliveuse  et  cum 
opido  Buderic  et  Griete  per  litteras  sigillatas  se  obligavit  ad  redditus  annuos 
CCCXYIII  floreuorum  ad  vitam  quarnndem  personarum  de  Colonia,  quaruin 
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Bald  nach  der  Ausfertigung  jener  zuletzt  besprochenen  Ur- 
kunden findet  der  Regierungswechsel  statt,  der  von  so  grosser 
Tragweite  für  die  Entwicklung  des  clevischen  Städtewesens  war. 
Die  Privilegien,  die  Johann  den  Städten  sofort  nach  der  Ueber- 
nalime  der  Herrschaft  ausstellt,  sind  bereits  ausführlich  gewür- 
digt; in  ihnen  findet  die  Bedeutung,  die  die  Städte  inzwischen 
durch  Bürgschaftsleistung  und  Mitbesiegelung  gewonnen  haben, 
gewissermassen  eine  offizielle  Anerkennung.1)  Dem  entspricht 
es  auch,  dass  die  clevischen  Kommunen  fortfahren,  für  ihren 
Landesherrn  einzutreten  und  Bürgschaften  zu  übernehmen. 

Das  geschieht  einmal  in  der  alten  Weise,  so  dass  gewisse 
Gruppen  von  Städten,  das  eine  mal  die  einen,  ein  anderes  mal 
wieder  andere,  herangezogen  werden;  nicht  selten  aber  sind  es 
gerade  unter  dem  Grafen  Johann  die  Städte  in  ihrer  Gesammt- 
heit,  die  bei  wichtigen  Beschlüssen  als  Zeugen  und  Mit- 
besiegler  Vorkommen.  Darin  liegt  dem  früheren  Zustand  gegen- 
über entschieden  ein  Fortschritt.  Denn  selbst,  wenn  damals 
schon  eine  genossenschaftliche  Vereinigung  der  Städte  bestanden 
haben  sollte,  so  war  sie  jedenfalls  noch  so  sehr  in  ihren  An- 
fängen, dass  die  Landesherrschaft  noch  nicht  davon  Akt  zu 
nehmen  brauchte.  Man  begnügte  sich  eben,  dem  neuen  Faktor 
innerhalb  des  Territorialstaats  dadurch  Rechnung  zu  tragen,  dass 
man  gelegentlich  diese  oder  jene  Stadt  um  ihre  Bürgschaft  an- 
ging. Dass  man  sich  ferner  gegebenen  Falls  am  liebsten 
der  Zustimmung  vornehmlich  der  Mächtigeren  versicherte,  liegt 
auf  flacher  Hand.  Wenn  nun  unter  Johann  die  Städte  in 
ihrer  Gesammtheit  bei  wichtigen  Regierungsmassregeln  hinzu- 
gezogen werden,  so  kommt  der  Vortheil  zunächst  und  vor  allem 
den  kleineren  Stadtgemeinden  zu  Gute.  Eben  in  der  Rücksicht- 
nahme auch  auf  diese  kleineren  Ortschaften,  liegt  der  prinzipielle 
Fortschritt:  es  ist  die  Stadt  als  solche,  der  jetzt  innerhalb  des 
Territorialstaates  eine  nicht  geringe  Bedeutung  beigelegt  wird. 

Bei  der  Durchmusterung  des  Materials  aus  der  Regierungs- 
zeit Johanns,  gedenke  ich  zunächst  der  Fälle  der  früheren  uns 
schonbekanntenAit.  Dabei  ist  es  merkwürdig,  wie  oft  gerade 


nomina  propter  festinationein  non  fuerunt  signata.  Sciendura  (juod  opidum 
habet  litteram  rele vationis. 

’)  Vergl  oben  S.  16ö  ff. 
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Kalkar,  die  elevische  Musterstadt,  Zeugniss  ablegt  und  sich 
verbürgt.  Man  könnte  geltend  machen,  das  sei  eine  Folge  des 
schon  erwähnten  Umstandes,  dass  die  Kalkarer  Ueberlieferung 
vollständiger  sei  als  die  der  anderen  Städte.  Der  Einwand 
wäre  aber  unzutreffend,  denn  die  Mehrzahl  der  fraglichen  Do- 
kumente findet  sich  in  einem  landesherrlichen  Kopiar;  so  dass 
also  unzweifelhaft  die  Reste  des  noch  vorhandenen  Materials 
ein  annähernd  richtiges  Bild  der  Wirklichkeit  geben. 

Gleich  aus  einem  der  ersten  Jahre  (1340)  sind  nicht  weniger 
wie  zwei  Urkunden  vorhanden,  die  hier  in  Betracht  kommen. 
Die  eine  ist  vom  23.  Februar;  sie  berichtet  von  einer  Anleihe 
des  Grafen  bei  dem  Kloster  Bedburg  in  der  Nähe  von  Cleve.1) 
Der  Betrag  beläuft  sich  auf  600  Schilde,  dafür  sollen  60  Schilde 
jährlich  als  Zinsen  bezahlt  werden.  Als  Pfand  dienen  alle  mög- 
lichen Bruchzinsen  und  die  Herbstbede  in  einer  ganzen  Reihe 
von  Ortschaften.  Neben  einigen  Rittern  und  Knappen  verbürgen 
sich  Cleve,  Kalkar  und  Griet,  d.  h.  die  städtischen  Gemeinwesen, 
die  ringsherum  um  das  Kloster  liegen.2)  In  einem  Diplom  vom 
23.  Oktober  verpflichten  sich  abermals  onse  stede  Cleve,  Kal- 
ker,  Buderick,  Griet,  Huessen  ind  Orsoy  dafür,  dass  ihr  Landes- 
herr einen  gewissen  Dietrich  von  Lente  unter  bestimmten  fest- 
gesetzten Bedingungen  eine  Schuld  von  4500  Pfund  kleiner  Pfen- 
nige zurückzahlen  werde.  Es  ist  dann  eine  Verhandlung  vom 
22.  Februar  1357  da,  in  der  Cleve,  Wesel,  Kalkar,  Hüssen,  Orsoy, 
Büderich  und  Griet  als  Bürgen  fungiren.3)  Graf  Johann  ver- 
einbart damals  nämlich  mit  Maes  van  den  Zande,  dem  er  5000 
Schilde  schuldig  ist,  dass  er  Zöllner  an  seiner  Erhebungsstätte 
zu  Griethausen  werden  soll  und  aus  den  Zolleinnahmen  jene  Summe 
decken  dürfe. 

’)  Sloet,  Het  »tieft  to  Bedlur,  Oorkondcn,  Nr.  83;  Enn  om  dye  meerre 
sekerhoyt  al  dye  vorseydo  vorwarden  the  halden  oen  ende  the  voldoeu  op 
ylken  tcmiyn  als  vorscreven  is,  so  heb  wy  oen  the  burgben  ghesat  bereu 
Frederick  van  Honipel,  bereu  Elbrecht  van  Eyl,  bereu  Jan  van  Ossoiibruke, 
ridderen,  Hendrick  van  den  Gruithuis,  Didderic  Lecker,  Sveder  van  Zaer- 
bruggen,  Arntvan  Nyel,  Wessel  van  den  Buitzeler,  knapeo,  ende  onse  stede 
Cleve,  Kalker  ende  öryet,  die  mit  ons  ende  vor  ona  »armdick  ende  ylck  vor 
al  in  goeden  trouwen  gelaeft  hebben. 

l)  Gleichzeitige  Abschrift  im  ersten  (Jbartular  der  Grafen  von  Cleve, 
St.  A.  zu  Düsseldorf  B.  42  Bl.  32. 

3)  Abschrift  a.  eben  a.  O.  Bl.  33. 
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Vom  11.  November  1357  ist  ein  weiteres  Schuldversprechen 
an  Wilhelm  von  Ransport  und  Claes  van  Waelhorn  über  eine 
Summe  von  1100  Mark  kölnischer  Währung.  Die  Zahl  der  Städte 
ist  diesmal  minder  gross,  es  sind  Kalkar,  Hussen  nnd  Griet.1) 

Endlich  sei  noch  auf  ein  Dokument  vom  13.  Juli  des  folgen- 
den Jahres  verwiesen.  Es  ist  eine  Urkunde,  durch  die  Heinrich 
von  Strünkede  vom  Grafen,  der  ihm  eine  bedeutende  Summe 
schuldet,  zum  Amtmann  und  Drossaten  des  Landes  von  Wesel 
nnd  von  Scherenbeck  ernannt  wird.  Die  Reihe  der  städtischen 
Gemeinwesen,  die  Bürgschaft  leisten,  ist  der  Wichtigkeit  der 
Angelegenheit  entsprechend,  besonders  gross,  es  sind  onse  stede 
Cleve,  Kalker,  Buderick,  Griet  ind  Sonsbeeke.2)  Wie  es  im 
Allgemeinen  auffällt,  dass  unter  Johann  Wesel,  das  uns  unter 
seinem  Vorgänger  so  häufig  begegnete,  fast  immer  fehlt,  so  be- 
sonders im  vorliegenden  Falle,  der  doch  gerade  für  diesen  Platz 
von  Interesse  sein  musste.  Fast  wird  man  zu  der  Annahme 
gedrängt,  dass  die  Zollstreitigkeiten,  deren  schon  gedacht  wurde, 
zu  einer  dauernden  Spannung  zwischen  dem  Landesherrn  und 
der  Haupthandelsstadt  des  Territoriums  geführt  haben. 

Ich  gehe  nunmehr  zur  Besprechung  jener  zweiten  Reihe 
vonDiplomen  über;  ihre  Zahl  ist  geringer,  meist  betreffen  sie 
allgemeine  Landesangelegenheiten.  Gleich  im  Jahre  1348,  bald 
nach  dem  Regierungsantritt  Johanns,  setzte  der  neue  Graf 
Mechtilde  von  Geldern,  mit  der  er  seit  1342  verhcirathet  war, 
ein  nicht  unbeträchtliches  Wittlium  aus.  In  der  einen  der  beiden 
hierüber  ausgestellten  Urkunden  treten  neben  den  Verwandten 
des  Hauses  die  Städte  Cleve,  Wesel,  Kalkar,  Hüssen,  Linn  und 
Orsoy  als  Zeugen  auf.1)  In  der  zweiten  stehen  hinter  den 
Namen  der  Ritter  Wesel,  Kalkar,  Dinslaken,  Sonsbeck,  Griet 
und  Büderich.4)  Ihre  Zustimmung  haben  also  alle,  auch  die 
kleinsten  Gemeinwesen  gegeben.  Und  eben  das  wiederholt  sich 
in  jener  schon  so  oft  erwähnten  ausserordentlich  wichtigen 
Landfriedensurkunde  vom  Jahre  1359. 


')  A.  a.  0.  Bl.  40. 

*)  A.  a.  0.  Bl.  11.  Vergl.  anch  ebendort  Bl.  56  die  Urkunde  vom 
3.  Mai  1363,  in  der  die  Städte  Kalkar,  Büderich,  Sonsbeck  und  Griet  als 
Bürgen  des  Grafen  aultreten. 

3)  Lacomblet,  Urkundenbuck,  Band  3 S.  369  Anuierk.  1. 

*)  Ebendort  Nr.  457.  Cleve  scheint  durch  Zufall  zu  fehlen. 
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Da  werden  nun  die  geldernschen  Städte  entsprechend  der 
bedeutenden  Stellung,  die  sie  namentlich  in  den  letztverflossenen 
Jahrzehnten  der  inneren  Zwistigkeiten  errungen  haben,  neben 
den  Rittern  als  Mitaussteller  des  Vertrages  genannt.  Unter 
solchen  Umständen  ist  es  selbstverständlich,  dass  auch  auf  clevi- 
scher  Seite  die  Städte  nicht  fehlen  dürfen.  Sogar  Emmerich 
und  Duisburg,  obwohl  nur  durch  Pfandbesitz  dem  Territorium 
verbunden,  werden  unter  ihnen  aufgeführt.  Zum  ersten  male 
sind  dergestalt  die  clevischen  Städte  in  ihrer  Gesammtheit  Mit- 
zeugen und  Mitaussteller,  denn  1 348  fehlen,  wie  gesagt,  in  jedem 
der  beiden  Dokumente  — motivirt  oder  unmotivirt  mag  dahin- 
gestellt bleiben  — mehrere  Stadtgemeinden.  Es  verlohnt  sich, 
bei  dieser  eigenartigen  Bedeutung  der  Landfriedensurkunde  die 
Rangordnung  der  Städte  dort  kennen  zu  lernen.  Sie  stehen  in 
dem  Diplom  in  folgender  Reihenfolge:  Cleve,  Wesel,  Duysborch, 
Eymbric,  Kalkar,  Huessen,  Dinslaken,  Buderic,  Cranenborg,  Or- 
soyen,  Gryete,  Lynne,  Sonsbcke  ende  Udem.  Eben  aus  jener  Ab- 
stufung entwickelt  sich  dann,  wie  noch  zu  zeigen  sein  wird, 
eine  Vorrangstellung  einiger  der  mächtigeren  Plätze. 


II. 

i>ie  Erweiterung  der  städtischen  ltedepflfclit  im  14.  und 
15.  Jahrhundert. 

Die  Anleihen,  zu  denen  die  clevischen  Fürsten  in  der  ersten 
Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  fort  und  fort  gezwungen  sind,  liefern 
den  vollgültigen  Beweis,  dass  hier  wie  anderwärts  die  regel- 
mässigen Einkünfte  in  keiner  Weise  mehr  ausreichen  für  die 
Verwaltung  des  Landes,  die  eben  damals  anfängt,  sich  in  mehr 
wie  einer  Beziehung  grössere  Aufgaben  zu  stellen.1)  Vornehm- 
lich aber  zur  Bestreitung  aller  möglichen  aussergewöhnliclien 


■)  Vcrgl.  von  ßelow,  Landständische  Verfassung,  Theil  3 Heft  t 
S.  «Off.  und  S.  55  ff.  und  Schmollet-  (Die  Beliürdenorganisation  und  die 
allgemeine  Staatsverwaltung  Preussens  etc.  Bd.  1)  S.  40  ff.  der  Einleitung. 
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Ausgaben,  von  denen  die  meisten,  sei  es  nun  direkt  oder  in- 
direkt, im  Interesse  des  Landes  liegen,  langen  die  Einnahmen 
trotz  der  Kultivirung  der  Brüche,  der  Anlage  von  Rodedörfern 
und  der  Vermehrung  des  Ertrages  des  städtischen  Worthzinses 
vollends  nicht  mehr.  Nun  gab  es  zwar  seit  Alters  neben  der 
ordentlichen  jährlichen  Steuer,  der  Bede  oder  dem  Schatze, 
eine  ausserordentliche  Bede;  aber  die  Fälle,  in  denen  sie  ge- 
leistet wurde,  waren  doch  überaus  selten.1)  Diese  ausserordent- 
liche Steuer  in  ihrem  Ertrage  zu  erhöhen,  lag  nun  um  so  näher, 
weil  zu  ihr  auch  die  Bürger  der  Städte  und  die  Bewohner  der 
Freidörfer  herangezogen  werden  konnten,  die  in  Cleve  von  der 
regelmässigen  jährlichen  Bede  frei  waren.  Gerade  in  unserem 
Territorium,  in  dem  diese  beiden  Klassen  der  Bevölkerung  schon 
in  jener  Zeit  fast  die  Hälfte  der  Gesammteinwohnerschaft  dar- 
stellten, musste  der  Gedanke  überaus  verlockend  sein.  Am 
ehesten  aber  liess  sich  eine  solche  Erhöhung  des  Ertrages  noch 
durchsetzen  — das  war  unzweifelhalt  — , wenn  man  die  Zeit, 
die  immer  zwischen  der  Wiederkehr  dieser  ausserordentlichen 
Steuer  lag,  verkürzte;  oder  mit  anderen  Worten:  es  lief  alles 
auf  die  Vermehrung  der  Zahl  der  Bedefalle  hinaus. 

Es  scheint  indessen  nicht,  dass  man  in  Cleve  alsogleich  auf 
einen  solchen  Ausweg  gekommen  ist.  Und  sogar  in  Geldern,  das 
in  seiner  ganzen  territorialstaatlichen  Entwicklung  Cleve  etwa  ein 
halbes  Jahrhundert  voraus  war,  suchten  die  Grafen  anfänglich 
vor  allem,  einmal  gleichfalls  durch  Anleihen,  dann  aber  durch 
Verpfandung  aller  möglichen  Gerechtsame  an  die  Städte,  von 
den  Bürgern  grössere  Summen  zu  erlangen.-) 


')  Für  die  ältere  Zeit  vcrgl.  Brunner,  Deutsche  Rechtsgeschichte, 
Band  2 S.  70  und  Adolf  Wagner,  Finanzwissenschaft,  Bd.  3 S.  GO  ff. 

s)  Wenigstens  einmal  erhält  Rainald  II.  eine  Summe  für  seine  Hühe- 
waltuug  bei  der  Befreiung  gefangener  Bürger.  Es  ist  die  Stadt  ZUtphen, 
die  ihm  im  Jahre  1312  unter  dieser  Jlotivirung  9G0  kleine  Pfund  aushändigt 
(Ny hoff  a.  a.  O.  Band  1 Nr.  136).  Dieselbe  Stadt  kauft  1319  einen  Polder; 
schon  im  nächsten  Jahre  streckt  ZUtphen  wiederum  Rainald  II.  GOO  Pfund 
vor,  Harderwyck  350  Pfund,  Eiburg  100,  Wageningen  und  Hattem  je  60. 
Ucber  den  Einfluss  der  Städte  auf  die  Landesverwaltung  schon  unter  Rai- 
nald II.  ebendort  Einleit.  S.  112  ff.  Vergl.  ferner  ebendort  S.  133  die  Posten 
im  Ausgabenverzeichniss  des  Herzogs  vom  Jahre  1310,  die  an  Zinsen  für 
entliehene  Summen  gezahlt  werdeu  müssen.  Eine  Theilsumme  (lyfrenten  aan 


Digitized  by  Google 


352 


Schon  unter  Rainald  II.  (1318—1343),  vollends  aber  unter 
der  vormundschaftlichen  Regierung  Rainalds  III.  (1343—1361), 
entstehen  in  Folge  dessen  Zustände,  die  sich  etwa  der  Lage 
vergleichen  lassen,  in  der  sich  Johann  II.  von  Cleve  bei  seinem 
Regierungsantritt  den  Städten  gegenüber  befand.  Noch  im 
Todesjahr  Rainalds  II.,  an  dem  für  Gelderns  landständische 
Geschichte  ewig  denkwürdigen  1.  Dezember  1343,  schliessen 
nun  die  geldernschcn  Städte  insgesammt  einen  Bund,  indem  sie 
sich  für  den  jungen  Herzog  erklären,  gegenseitig  sich  aber 
Schutz  und  Hülfe  Zusagen.1) 

Demnach  reichen  die  Anfänge  einer  Ausdehnung  des  Bede- 
reclits  in  Geldern  in  eine  sehr  viel  frühere  Zeit  als  in  Cleve 
und  zum  mindesten  bis  in  die  hier  ins  Auge  gefasste  Periode 
zurück.  In  Bezug  auf  die  ausserordentlichen  Schatzungen  des 
Landes  im  Allgemeinen  verdienen  dann  besonders  die  Bestim- 
mungen Beachtung,  die  in  dem  Landrecht  enthalten  sind,  das 
Graf  Rainald  II.  den  Bewohnern  des  Oberquartiers  Geldern, 
abgesehen  vom  Lande  Montfort  und  Erkelenz,  im  Jahre  1328 
ertheilt.2)  Darin  heisst  es:  Voert  gelaef  wi  in  goeden  trouwen 
onsen  goeden  luden  in  desen  voerscreven  landen  wonachtieh 
ende  geseten,  nemmermeer  te  scatten  oft  te  beden,  meer  enwere, 
dat  onser  soene  ennich  ridder  worde,  oft  dat  wi  ennich  kynt 
bestaedden,  oft  dat  wi  selver  gevangen  worden.  Uytgenomen 
ende  behaudelic  ons,  heisst  es  dann  weiter  im  Hinblick  auf  die 
ordentliche  Bede,  onser  rechter  beden  ende  onser  rechter  bedelu- 
den  in  desen  voerscreven  landen. 

Man  sieht  also,  dass  schon  vor  1328  über  die  ausserordentlichen 
Bedelalle  gestritten  worden  ist.  Und,  um  nun  noch  über  die  un- 
regelmässigen Steuern  der  geldernschen  Städte  ein  Wort  zu  sagen, 
so  ist  bekanntlich  der  Umfang  ihrer  Bedepflicht  von  vorn  herein 
nicht  ganz  klar.3)  Die  entscheidende  Stelle  der  Erhebungs- 

ingezeteneu  van  Brussel,  Leuveu  en  Antwerpen)  beläuft  sieb  auf  430«  Pfund, 
eine  andere  (tot  afdoenitig  van  schulden  aan  burgers  en  ingezetenen  van 
Keulen)  beträgt  1 1 623  Pfund  und  eine  dritte  endlich  (tot  afdoening  van 
schulden  aan  ingezetenen  van  Mochelen)  macht  3225«  Pfund  aus. 

>)  Ny  hoff  a.  a.  0.  Band  II  Einl.  S.  S und  Nr.  1. 

2)  Bei  Nettesheim,  Geschichte  der  Stadt  und  des  Amtes  Geldern, 
Band  t S.  632. 

s)  Gustav  Müller,  Die  Entwickelung  der  Landeshoheit  in  Geldern 
etc.  S.  50. 
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urkunde  von  Zütphen  vom  Jahre  1190  lässt  mehrere  Deutungen 
zu.  Graf  Otto  drückt  sich  nämlich  folgendermassen  aus:  Null  am 
faciam  in  ea  [civitate]  indebitam  exactionem  vel  accreditum 
oi.erosum  preter  voluntatem  ipsorum.  Und  trotz  dieser  Unbe- 
stimmtheit wird  der  Artikel  mit  geringen  Abänderungen  in  fast 
alle  Privilegien  der  Städte  des  Territoriums  übernommen.  Dass 
übrigens  eine  völlige  Befreiung  mit  jenen  Worten  ausgesprochen 
sein  sollte,  ist  an  sich  nicht  glaublich  und  widerstreitet  zudem 
den  Thatsachen  der  späteren  Zeit.  Nur  von  der  Zahlung  eines 
bestimmten  Betrages  werden  die  geldernschen  Städte  eximirt 
gewesen  sein.  Die  Verpflichtung  au  sich  — nach  gütlichem 
Uebereinkommen  — wird  man  als  selbstverständlich  ange- 
sehen haben.  So  ist  es  Thatsache,  dass  Graf  Rainald  II.  im 
Jahre  1317  die  Städte  Wageningen  und  Arnheim  von  ihrem  An- 
theil  an  den  Leistungen  befreit,  die  die  Städte  insgemein  ihm 
zum  Zwecke  der  Schuldentilgung  bewilligt  haben.1)  Und  ebenso 
ist  ein  Revers  vom  Jahre  1324  vorhanden,  in  dem  der  Landes- 
herr anerkennt,  dass  die  50  Mark,  die  ihm  die  Stadt  Arnheim 
bei  Gelegenheit  seines  Ritterschlages  gegeben,  eine  angemessene 
Bedeleistung  seien2.) 

In  der  Zeit  der  Organisation  einer  städtischen  Korporation 
gilt  es  auf  der  einen  Seite  dann  als  Ehrensache,  dass  eine 
Stadt  an  Opferwilligkeit  nicht  hinter  der  anderen  zurückbleibt. 
Ebenso  aber  erwartet  man  von  dem  Landesherrn,  dass  er  seine 
Huld  in  der  Verleihung  von  Privilegien  nun  auch  allen  Städten 
gleichmässig  zutheil  werden  lasse.  Dieser  Zusammenhang  zwischen 
Gnadenerweisungen  seitens  der  Fürsten  und  Pflichten  seitens  der 
Städte  wird  hier  und  da  mit  dürren  Worten  anerkannt.  So  vor 
allem  in  dem  Bederevers,  den  Rainald  II.  im  Jahre  1328,  der 
Stadt  Geldern  ausstellt.1)  Der  Gedanke  ferner,  dass  in  Bezug 


•)  Vergl.  die  Angaben  bei  van  Spaen,  Historie  van  Gelderland, 
Deel  1 S.  374. 

ä)  Nyhoff  a.  a.  O.  Band  1 Nr.  109. 

s)  Lacomblet  a.  a.  O.  Band  III  Nr.  232:  Wy  gelaven  . . . onsen 
burgermeisteren,  schepenen  ende  der  gemeyndt  van  onser  stat  van  Gelre,  so 
wat  könne  recht,  dat.  wy  geven  onsen  anderen  Steden  van  onser  graeffschap. 
als  om  die  bede  die  sie  ons  nu  gevolght  hebben,  dat  wy  onser  stat  van  Gelre 
dat  sclve  recht  geven  soelen  ende  onse  apeuen  brieve  dnirop,  want  sy  ons 
der  beden  gevolgt  syn  op  dese  tyt. 

Liea  e;ang,  MioderrheinUches  Stitdtowos«n  im  MitteUHor.  23 
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auf  Bedeleistungen  jede  Stadt  der  anderen  gleichgestellt  sei,  kehrt 
wieder  in  der  Erhebungsurkunde  für  Zalbommel  vom  Jahre  1316. 
Da  heisst  es,  dass  die  Bürger  dort  dieselben  Steuern  geben  und 
dieselben  kriegerischen  Lasten  auf  sich  nehmen  sollen  wie  die 
anderen  geldernschen  Plätze.') 

Würde  schon  dieses  Diplom  eine  Vermehrung  der  Zahl  der 
Bedefälle  vermuthen  lassen,  so  liefert  ein  älteres  Zeugniss,  die 
Erhebungsurkunde  für  Staveren  vom  Jahre  1298,  dafür  einen 
schlagenden  Beweis.  Damit  soll  keineswegs  behauptet  werden, 
dass  den  grösseren  und  mächtigeren  geldernschen  Kommunen  nun- 
mehr eben  dieselben  Lasten  zugemuthet  seien,  wohl  aber  tritt  aus 
den  Bestimmungen  dieses  Dokumentes  die  allgemeine  Tendenz 
der  Zeit  hervor,  durch  ausserordentliche  Beden  von  den  Städten 
grössere  Beträge  zu  erzielen.2) 

Den  Bürgern  von  Staveren,  die  innerhalb  des  Mauerrings 
sitzen,  wird  dann  eine  jährliche  Abgabe  von  einem  Hundertstel  des 
Vermögens  auferlegt.  Erst  bei  einem  Vermögen  von  100  Pfund 
beginnt  indessen  diese  Steuerpflicht.  Die  buiten  poorters  müssen 
den  doppelten  Betrag  abliefern;  auch  fängt  bei  ihnen  der 
Zahlungszwaug  schon  bei  50  Pfund  an. 

Sehr  viel  klarer  liegen  zum  mindesten  die  Anfänge  des 
Steuerwesens  der  Städte  in  Cleve.  Wie  schon  Eingangs  er- 


’)  Ny  hoff  a.  a.  O.  I Nr.  167:  Item  oppidani  ibidem  commorantes  et 
commoraturi,  queinadinoduin  alia  nostra  oppida,  nobis  precarias  et  subven- 
tionea  solvent  et  in  expeditiouibus  nostris  nobis  servient  ipsorum  propriis 
laboribus  et  cxpensis. 

2)  Ny  ho  ff  a.  a.  O.  Hand  1 Nr.  53:  Si  autem  contingeret,  nog  vel 
nnstros  auccessores  nobis  in  dominio  succedentes  aliquant  vel  aliquoa  filium 
vel  Alios  militare,  vel  aliquam  aut  aliquas  Alias  maritare,  vel  si  nos  aut 
heredum  seu  successorum  nostrorum  in  dominio  nostro  contingeret  aliquem 
eaptivari,  tune  ouncs  ...  de  bonis  suis  Omnibus,  domibus  et  rebus  aliis  qui- 
buscunque  cujuscunque  valoris  existant  parvi  vel  magni,  decimum  denarium 
solvere  tenebuntur.  Item  si  ad  terrain  sanctam  trnnsfretare  vel  contra  alios 
Ilei  initnicos  ab  ista  parte  maris  nos  contingat  divertere,  vel  si  aliqui  comi- 
tatum  Gelrenscm  hostiliter  vellent  invadere,  vel  si  nostrae  societatis  colle- 
giuin  aliqui  destruero  niterentur  (es  handelt  sich  um  das  von  Graf  Rainald, 
dem  Aussteller  der  Urkunde,  gegründete  Gasthaus  in  Hattum),  tune  omnes 
. . , tarn  divites  quam  pauperes  dabunt  de  bonis  suis  omnibus,  domibus  sci- 
licet  et  rebus  aliis  quibuscunque  tantum,  quantuni  nobis  aut  nostris  succes- 
soribus  videbitur  jnxta  rationem  in  dictis  casibus  oportunum. 
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wähnt,  zeichnen  sich  die  Erhebungsurkunden  des  Grafen  Dietrich 
von  Cleve  vor  den  geldernschen  durch  grössere  Bestimmtheit 
vortheilbaft  aus.  Weniger  freilich  weiss  man  hier  über  die  zweite 
Periode  der  Entwicklung:  Wann  und  unter  welchen  besonderen 
Umständen  in  den  clevischen  Städten  die  Bedepflicht  ausgedehnt 
ist,  muss  hahingestellt  bleiben.  Vergegenwärtigt  man  sich  in- 
dessen. dass  die  Vermehrung  der  ausserordentlichen  Bedefälle 
in  Geldern  schon  im  13.  Jahrhundert  einsetzt,  so  wird  man 
mnthmassen  dürfen,  dass  man  einige  Jahrzehnte  später  auch  in 
dem  Nachbarlande  dem  Beispiele  folgte.  Nach  allem,  was  be- 
reits über  die  steigende  Finanznoth  unter  Dietrich  IX.  (1311 
bis  1347)  bemerkt  w urde,  ist  es  überaus  wahrscheinlich,  dass  zu- 
erst unter  ihm  neue  Bedefälle  zu  den  alten  hinzugekommen  sind. 
Ursprünglich  aber  sind,  wie  gesagt,  die  clevischen  Städte  zu  ausser- 
ordentlichen Steuern  nur  verpflichtet,  wenn  der  Sohn  des  Landes- 
herrn  den  Ritterschlag  empfängt  oder  wenn  des  Grafen  eheliche 
Tochter  ausgesteuert  werden  muss.  In  der  Erhebungsurkunde  für 
Cleve  lautet  dieser  Satz,  der  sich  an  den  Artikel  anschliesst,  der 
die  prinzipielle  Befreiung  von  dem  jährlichen  Schatz  ausspricht,  fol- 
gendermassen:  Cum  vero  fllios  nostros  militari  vel  Alias  nostras 
maritari  contigerit,  supplemento  condecenti  ad  id  nobis  conse- 
cuturos  liberaliter  devoverunt.1)  Also  selbst  bei  solchem  ausser- 
ordentlichem Anlass  wird  keine  bestimmte  Summe  genannt; 
vielmehr  bleibt  alles,  wie  man  es  modern  ausdrücken  würde, 
dem  Anstandsgefühl  der  Bürger  überlassen.  Es  verdient  noch 
in  diesem  Zusammenhänge  Erwähnung,  dass  beim  Regierungs- 
antritt Johanns,  also  in  jenem  Moment,  in  dem  die  Städte  ihre 
gesteigerten  Ansprüche  bei  der  LandesheiTschalt  anmelden  und 
durchsetzen,  von  ihm  als  Gegenleistung  keineswegs  eine  Aus- 
dehnung der  Bedepflicht  gefordert  wurde.  Mag  also,  wie  vor- 
hin vermuthet,  schon  unter  seinem  Vorgänger  Dietrich  IX.  die 
Bedepflicht  über  jene  beiden  Fälle  hinaus  gesteigert  worden 
sein,  eine  ausdrückliche  Fixirung  des  neuen  Gewohnheitsrechtes 
hatte  vor  seinem  Regierungsantritt  (1347)  jedenfalls  noch  nicht 
stattgefunden. 

Es  ist  die  Erhebungsurkunde  von  Üdem  (1 35**),  die  zum 
ersten  Male  den  neuen  Verhältnissen  Rechnung  trägt,  obw'ohl 


')  Lac  um  bl  et,  Urkunrienbuch  II  Nr.  26f>. 


23* 
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auch  sie  noch  jenen  alten  Artikel  wiedergiebt,  der  prinzipiell 
die  Schatzfreiheit  anerkennt.1)  Daran  aber  schliesst  sich  der 
einschränkende  nächste  Satz  nunmehr  in  der  Fassung:  Voirt 
hebn  wy  onse  vurscreven  bürgere  gevryet  ind  vry  gegeven  van 
alre  schattingen  tot  ewigen  daigen  toe  ind  scheiden  sy  dairaff 
quyt,  uytgenomen  als  wy  ind  onse  nakomen  off  onse  echte  soene 
ridder  warden  ind  als  wy  onse  echte  dochter  mannen,  als  dat 
gevelt,  so  sullen  sy  ons  een  bede  geven,  die  sy  ons  mit  eeren 
geven  moegen;  et  en  were,  dat  onse  gemeine  stede  ons 
eene  bede  ind  schattinge  geven,  die  sullen  sy  ons  oick 
geven  na  beloip  dat  die  ander  stede  geven. 

Aus  dem  Zusatz  ergiebt  sich  zweifellos,  dass  zu  den  beiden 
bekannten  alten  Bedefällen  gewisse  neue  hinzugekommen  sind. 
Daran,  dass  nicht  näher  angegeben  wird,  wann  die  Noth Wendig- 
keit einer  solchen  Steuer  vorliegt,  daran  ferner,  dass  die  neuen 
Beden  lediglich  als  abhängig  von  der  Bewilligung  der  übrigen 
Städte  erscheinen,  erkennt  man,  wie  schon  oben  hervorgehoben, 
dass  die  Städte  bereits  eine  Einheit  darstellen,  dass  sie  sich  zu 
einer  landständischen  Korporation  zusammengeschlossen  haben.2) 

Dass  übrigens  unter  der  Regierung  Johanns  — immer  ab- 
gesehen von  jenen  beiden  alten  Bedefällen  — ausserordentliche 
direkte  Steuern  in  den  Städten  von  Zeit  zu  Zeit  im  Bedürfniss- 
falle  erbeten  und  genehmigt  werden,  dafür  liegen  aber  auch  posi- 
tive urkundliche  Zeugnisse  vor,  die  jene  Nachricht  vom  Jahre 
1359  überaus  glücklich  bestätigen  und  ergänzen. 

Beachtenswerth  hinsichtlich  des  Einflusses,  den  ein  Terri- 
torium in  jener  Zeit  auf  das  andere  ausübt,  ist  eine  Abmachung 
(von  1356)  zwischen  Rainald  und  Eduard  von  Geldern  auf  der 
einen  und  dem  Grafen  Johann  von  Cleve  auf  der  anderen  Seite, 
sich  gegenseitig  zur  Erlangung  einer  Bede  von  den  Unterthanen 
behülflich  zu  sein.'1)  In  eben  diesem  Jahre  legt  nun  der  clevische 


')  Tescheumacher-Dithmar,  Annales  etc.,  Cod.  dipl.,  Nr.  28. 

2)  Darauf  hat  schon  mit  Recht  v.  Below  a.  a.  0.  I S.  42  Anmerk. 
lüG  hingewiesen.  Vergl.  auch  meine  Bemerkungen  in  „das  Römische  Recht 
am  Niederrhein“  S.  7 ff. 

3)  Lacomblet,  Urkundenbuch,  Band  3 Nr.  352:  Voirt  soelen  dese 
dryc  heeren  vorscyt  enen  lantvredc  sveeren,  roef  cud  braut  end  gheweltlike 
zacken  uit  ocren  landen  the  kiereu  ende  mallick  den  anderen  the  helfen 
een  bede  utcr  oeren  steden  end  landen  the  krigen  daer  oen  mede  behulpen 
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Landesherr  der  Stadt  Kalkar  das  Versprechen  ab,  dass  die 
Summe  von  00  Schilden,  die  die  Bürger  für  ihn  an  einen  ge- 
wissen sonst  nicht  bekannten  Engelbrecht  Heynys  zu  zahlen 
versprechen,  ihnen,  falls  ihm  selbst  eine  Bede  gewährt  werde, 
in  Anrechnung  gebracht  werden  sollen.1) 

Mag  nun  die  hier  in  Aussicht  genommene  Bewilligung  zu  Stande 
gekommen  sein  oder  nicht,  unzweifelhaft  ist  es,  dass  1367  und 
1368,  also  kurz  vor  seinem  Tode,  Johann  eine  oder  mehrere 
Geldhülfen  durchzusetzen  gewusst  hat. 

Wieder  ist  es  die  Stadt  Kalkar,  deren  Urkunden  einzig 
und  allein  Licht  über  diese  frühere  Zeit  verbreiten.  Vou  den 
Darlehen  oder  Zahlungen,  die  die  dortigen  Bürger  ihrem  Terri- 
torialherrn bis  dahin  wiederholt  geleistet  haben,  unterscheiden  sich 
nämlich  die  von  1367  und  1368,  dadurch,  dass  es  beide  male  ohne 
weiteres  heisst,  sie  hätten  ihm  je  300  Goldschilde  gegeben.  Dem- 
nach scheint  diese  Summe  die  Quote  zu  sein,  die  bei  der  Kepar- 
tition  der  von  der  städtischen  Korporation  bewilligten  Steuer 
auf  Kalkar  gefallen  war.2) 

Hiermit  ist  das  geringe  Material  erschöpft,  welches  aus 
der  Zeit  dieser  so  wichtigen  Regierung  erhalten  ist.  Dass  da- 
mals mehrere  male  Beträge  über  die  beiden  ursprünglichen 
Bedefälle  hinaus  gewährt  sind,  ist  nach  allem,  was  mitgetheilt 
wird,  unzweifelhaft.  Sogar  die  Motiviruug  ist  wenigstens  bei 
der  Steuer,  die  wohl  bald  nach  1356  erhoben  wurde,  bekannt. 

si,  als  oer  geölt  mede  the  betalen;  endeweer  yemen,  dye  des  nyet  doen  en- 
wolde,  daor  soelen  dye  liecren  gheliker  haut  tlioe  lielpcn,  dat  si  denghenon 
daertboe  breiigen,  dat  hi  dat  doe,  mit  al  oerre  macht. 

')  Orig,  im  Stadtarchiv  zu  Kalkar  (Wo Ufa  Report.  Nr.  5):  Mer  weert 
zake,  dat  si  hier  enbytinen  mit  ons  averdrugen  van  schattinge  of  bede  of 
van  wat  anders  onrade,  deen  si  ons  geven  solden,  so  soelen  si  dese  tnegen- 
tich  scilde  vorgenant  inbehalden  van  der  beeden  of  andeeren  onrade  als 
vorgnant,  die  wi  dan  bekennen,  datt  ons  wael  betaelt  syn  mit  desen  tgc- 
gonwerdigen  bryve  apen  mit  onsen  zegel  bezegclt. 

*)  Urkunden  vom  6.  Dezember  1307  und  vom  20.  Januar  1368  in 
Wolffs  Kepert.  Nr.  18  und  19.  Dass  es  sich  in  beiden  Fällen  nicht  um 
ein  Darlehen,  sondern  um  Leistungen  bandelt,  zu  denen  die  Stadt  dem 
Grafen  verpflichtet  ist,  geht  aus  beiden  Dokumenten  klar  hervor.  So  heisst 
es  in  der  von  1367:  Van  wilken  driehondert  scildou  vorscreven  wy  den 
burgermeister,  scepeuen,  raet  endo  onse  gemeyne  stat  van  Calkcr  vorscreven 
quyt  scheiden.  In  orconde  deser  quitancien  open  besegelt  mit  onsen  segel, 
gegheven  int  jaer  end  op  sent  Nycholaus  dach  vorscreven. 
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Wie  der  Vertrag  mit  Geldern  deutlich  ausspricht,  sollten  die 
landesherrlichen  Schulden  damit  bezahlt  werden.1)  Zu  welchem 
Zweck  endlich  die  Beden  von  1367  und  1368  verwandt  sind, 
muss,  da  eine  zuverlässige  Nachricht  nicht  vorliegt,  vorläufig 
dahingestellt  bleiben.  — 

Etwas  reichlicher  fliessen  die  Quellen  denn  doch  in  der 
Folgezeit.  Das  trifft  schon  für  die  nächste  Regierung,  Ihr  die 
Adolfs  I.  (1368—1394),  zu.  Vor  allem  ist  es  wichtig,  dass  zu  den 
dürftigen  Notizen  der  Einzelurkunden  jetzt  vereinzelt  Stenerlisten 
hinzukommen.  Noch  ungleich  viel  werthvoller  aber  ist  eine  Auf- 
zeichnung der  Stadt  Emmerich  vom  Jahre  1450.*)  Darin 
werden  nämlich  nicht  nur  die  Steuerbeträge  aufgeführt,  die  die 
Stadt  seit  Menschengedenken  geleistet  hat,  nicht  selten  werden 
sogar  die  Anlässe  angemerkt,  auf  die  hin  die  ausserordenlicheu 
Beden  gefordert  worden  sind.  Gerade  auf  diese  Gründe  kam  es 
besonders  an,  denn  eiuer  Meinungsverschiedenheit,  ob  in  einem  ge- 
gebenen Falle  die  vorgebrachte  Motivirung  genüge,  um  für  die 
Stadt  Emmerich  eine  Steuerpflicht  zu  constituiren,  verdankt 
diese  ganze  Denkschrift  ihre  Entstehung.3)  — 

Vielleicht  nicht  die  erste  Bede,  die  Graf  Adolf  erhob,  wohl 
aber  die  erste,  von  der  man  zuverlässiges  weiss,  ist  nun  die 
vom  Jahre  1377. 

Vor  allem  die  Emmericher  Aufzeichnung  berichtet  aus- 
führlich gerade  von  dieser  Leistung.  Dabei  bezieht  sie  sich 
vornehmlich  auf  eine  Urkunde,  die  noch  vorhanden  ist.  Indessen 
sei  darin  die  Höhe  des  gezahlten  Betrages  nicht  angemerkt, 
daher  sei  man  auch  nicht  mehr  im  Stande,  sie  jetzt  noch  an- 
zugeben.4) Das  Dokument,  auf  das  also  hingewiesen  wird,  ver- 
dient in  der  That  besondere  Beachtung,  denn  es  ist  der  weit- 


>)  Dieser  Hedefall  int  weder  in  Geldern  noch  in  Cleve  herkömmlich; 
er  wird,  wie  wir  wissen,  weder  in  der  Erhebungsurkunde  fiir  Stavcrcn  (1298) 
noch  auch  in  dem  Landrecht  des  OberquartierH  (1328)  erwähnt. 

i)  Im  sogenannten  .Buch  der  Gefangenen“  im  Düsseldorfer  St.  A.,  Stadt 
Emmerich. 

3)  Dcderich,  Annalen  der  Stadt  Emmerich,  S.  324. 

4)  Buch  der  Gefangenen  Bl.  SO:  Item  na  den  den  tyden  do  sy  (die 
Emmericlier)  Cleffs  sind  geweest,  hofft  greve  Adolph  van  Cleve  een  bede 
gcliadt  tot  Einerick  in  den  jaere  MOCCLXXVII;  ind  dacr  is  cn  brief  aff. 
Dan  wo  voel  men  on  do  gegeven  hefft,  dairen  vynd  wy  glicen  bearbeit  aff 
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aus  älteste  erhaltene  clevische  Bederevers. ')  Als  solcher 
unterscheidet  er  sich  in  etwa  von  jenen  eben  besprochenen 
Quittungen,  die  für  die  Stadt  Kalkar  1367  und  1368  ausgestellt 
worden  sind.  Nach  Empfang  der  Steuer  bezeugt  der  Landes- 
herr, dass  er  einen  rechtlichen  Anspruch  nicht  gehabt  habe, 
dass  vielmehr  die  Bewilligung  aus  Gunst  geschehen  sei.2)  Fehlt 
in  Emmerich  dieses  mal  die  Summe,  so  fehlt  in  Kalkar  zwar 
der  Bederevers,  hingegen  kann  man  aus  den  Quittungen  über 
den  Empfang  von  Theilquoten  wenigstens  annähernd  den  Ge- 
sammtbetrag  berechnen.  Eine  Quittung  lautet  über  64,  eine 
zweite  über  200,  eine  dritte  über  60  und  eine  vierte  über  19 
alte  Schilde.3)  Das  ergiebt  zusammen  die  stattliche  Summe  von 
343  alten  Schilden.  Hierin  darf  man  zum  wenigsten  den  Mindest- 
betrag sehen,  da  möglicher  Weise  diese  oder  jene  Teilquittung 
verloren  gegangen  ist. 

Auch  der  Grund,  der  für  die  Forderung  einer  so  hohen 
Bede  geltend  gemacht  wurde,  lässt  sich  mit  einiger  Be- 
stimmtheit feststellen.  Zu  dem  reichen  Besitz,  der  das  Wit- 
tlium  der  Gemahlin  des  1368  verstorbenen  Grafen  Johann  bildete, 
gehörte  nämlich  auch  Schloss  Linn  bei  Krefeld.  Der  Amtmann 
des  Landes  Linn,  Heinrich  von  Strünkede,  hatte  das  Schloss 
seit  langer  Zeit  zu  einer  der  beriiehtigsten  Raubburgeu  am 


')  Ucber  die  verschiedenen  Arten  von  Reversen  v.  Below,  Die  land- 
ständische  Verfassung  von  Jülich  und  Berg,  Theil  2 S.  26  Anmerk.  96. 

2)  Orig,  im  St.  A.  z.  D,  Stadt  Emmerich  Nr.  48:  Wy  Adolph  greve 
van  Cleve  duen  kont  allen  lueden  end  bekennen,  dat  alsogdane  bede,  als 
mine  lieve  stat  van  Embric  ons  ghogeven  hevet,  dat  wy  dye  bede  ontfangen 
hebben  van  onser  »tat  vurscreven  in  gunsten  end  in  vrientscop,  want  wy 
alleweghe  sonderlynge  gunst  end  vrientscop  tot  oen  gehadt  hebben.  In  or- 
konde  ons  segels  aen  desen  brieff  gehangen  gegheven  int  jaer  ons  heren 
dusent  dryehondert  seven  ende  tseveutich  up  sente  Bouifatiusdach. 

3)  Urkunden  vom  17.  April,  7.  Mai,  24.  Mai  und  12.  Juli  1377  im 
Stadtarchiv  zu  Kalkar,  Wolffs  Repcrt.  Nr.  26,  27  und  30.  Die  erste  von 
ihnen  lautet:  Wy  Adolph  greve  van  Cleve  bekennen,  dat  wy  ontfangen 
hebben  end  ons  wael  betaelt  syn  vierendtsestich  aelde  gülden  schilde  van 
onser  liever  gemeynre  stat  [van]  Kalkar  in  afslach  alsulker  schattingen,  als 
si  ons  ntt  geven  soelen.  End  scheiden  onse  . . . lieve  stat  und  alle  diegene 
dies  yuitancien  behoven  quyt  end  loss  end  haelden  ons  wael  betaelt  van  den 
vuerscreven  vier  end  tsestich  Schilden.  In  orkonde  onss  segels  . . . doininica 
die  post  Tiburtii. 
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ganzen  Niederrhein  gemacht.1)  Ihm  das  Handwerk  zu  legen, 
war  der  Zweck  eines  Bündnisses,  das  1377  zwischen  dem  Giraten 
Adolf,  zu  dessen  Territorium  Linn  gehörte,  und  den  Genossen 
des  Landfriedensbundes  zwischen  Maas  undRhein  vereinbart  wurde. 
Im  Falle  der  Eroberung  sollte  Adolf  die  Burg  und  Stadt  aus 
der  Hand  des  Erzbischofs  zu  Lehen  nehmen.-)  Die  Vermuthung 
liegt  nah,  dass  der  Graf  zu  den  umfänglichen  Rüstungen  im 
Jahre  1377  jener  ausserordentlichen  Steuer  bedurfte. 

Die  Angaben  der  Emmericher  Denkschrift  entsprechen 
nun  offenbar  der  Wirklichkeit,  wenn  sie  für  die  nächsten  Jahr- 
zehnte nichts  von  einer  Bede  berichten.  Zum  mindesten  fehlen 
auch  in  der  sonstigen  Ueberlieferung  Nachrichten  der  Art  aus 
dieser  Zeit,  erst  der  grosse,  schon  erwähnte  Krieg,  den  Graf 
Adolf  gegen  Ende  seiner  Regierung  (+  1394)  gegen  den  Erz- 
bischof zu  führen  hat,  zwingt  ihn  abermals,  die  Stadt  um  eine 
Geldhülfe  anzugehen. 

Dementsprechend  ist  die  zweite  Bede,  von  der  die  Em- 
mericher  Aufzeichnung  meldet,  vom  Jahre  1393.  In  diesem 
Kampfe,  der,  wie  sich  immer  mehr  herausstellt,  durchweg  nicht 
günstig  für  Cleve  verlief,  erleidet  Adolf  eine  grosse  Niederlage 
vor  Kempen.1)  Von  ihr  berichten  die  clevischen  Chronisten 
nichts  und  nur  wenige  Urkunden  bieten  gewisse  Andeutungen.4) 
Als  Tag  der  Schlacht  giebt  die  Denkschrift  den  Mittwoch  vor 
Pfingsten  an.  Damals  seien  viele  Emmericher  Bürger  in  die 
Hände  der  Feinde  gefallen.  Um  die  Gefangenen  zu  lösen, 
hätten  die  Städte  eine  grosse  Summe  bewilligt.  Vor  allem  aber 
die  Stadt  Emmerich  habe  sich  mit  einer  unverhältnissmässig 
grossen  Quote  von  753  Gulden  betheiligt,  dat  sy  gedaen  hebn 
umb  dat  oir  medburgere  van  der  vencknisse  gequyt  worden,  die 


')  Settesheini,  Geschichte  iler  Stadt  und  des  Amtes  Geldern.  Band  1 
S.  SS  ff.  und  Gert  van  der  Schuren,  Clevische  Chronik,  S.  70  ff. 

J)  K e 1 1 c te  r , Die  Landfriedensbände  zwischen  Hans  und  Hbcin,  S.  77  ff. 

3)  Vergl.  oben  S.  255. 

*)  Nach  der  Darstellung  der  Denkschrift  sollte  man  annehmen,  dass 
von  dem  Jahre  1393  die  Rede  sei.  In  Wirklichkeit  wird  aher  weder  dieses 
noch  das  vorhergehende  Jahr  gemeint  gewesen  sein,  sondern  1391,  in  welchem 
Jahre  der  Erzbischof  entscheidende  Erfolge  davonträgt,  Vergl.  die  Urkunde 
von  1391  im  St.  z.  D.  A II  Cleve-Mark  Nr,  538. 
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doch  böiger  geschat  worden  dan  III m gülden.  Diese  ganze 
Summe  habe  Graf  Adolf,  wie  in  solchen  Fällen  üblich,  bezahlen 
müssen.1) 

Diese  Nachrichten  werden  nun  auf  das  beste  ergänzt  durch 
das  Verzeichniss  der  Quoten,  die  die  einzelnen  Städte  haben 
beisteuern  müssen,  in  der  „uralten  Schatzung“  (Bl.  9). 

Da  findet  sich  denn,  dass  Kalkar  450,  Kranenburg  381, 
Emmerich  323,  Sonsbeck  300  und  Üdem  250  Schilde  beige- 
tragen hat.  Da  Cleve,  Griet  und  andere  Städte  fehlen,  liegt 
die  Annahme  nah,  dass  die  Liste  nicht  vollständig  ist.  Auch 
sonst  weist  sie  in  den  Ansätzen  so  viel  Ungewöhnliches  auf,  dass 
man  in  der  That  ohne  den  Fingerzeig,  den  die  Emmericher 
Denkschrift  giebt,  vor  einem  Räthsel  stehen  würde.  Wird  dort 
ausdrücklich  hervorgehoben,  dass  vor  allem  der  Umstand,  dass 
unter  den  Gefangenen  Bürger  von  Emmerich  — und  doch  wohl 
in  grösserer  Anzahl  — gewesen  seien,  die  Stadt  zur  Bewilligung 
einer  besonders  hohen  Summe  bestimmt  habe,  so  dürfen  die  im 
Yerhältniss  noch  sehr  viel  höheren  Quoten,  zu  denen  Kalkar, 
Kranenburg,  Sonsbeck  und  Üdem  (Städte,  die  längst  nicht  die 
gleiche  Finanzkraft  haben)  sich  verstehen,  auf  eine  gleiche  Ver- 
anlassung znrückzuführen  sein.  — 

Graf  Adolf  II.  — der  spätere  Herzog  — der  1394  seinem 
Vater  gefolgt  war,  forderte  gleich  nach  seinem  Regierungsantritt 
im  Jahre  1395  eine  Bede.  Diesmal  giebt  die  Emmericher 
Denkschrift  die  Gründe  ganz  genau  an.  Einmal,  weil  er  kurz 
zuvor  als  Herrscher  empfangen  sei,  zweitens  weil  er  „voir 
Lutzelenborgh“  Ritter  geworden  sei,  drittens  habe  er  die  Liemersch, 
jenen  Landstrich,  zwischen  Y ssel  und  Rhein  ans  dem  Pfandbesitz 
des  bekannten  und  hervorragenden  geldernschen  Adelsgeschlechtes, 
der  Herren  van  Wisch,  gelöst.  Do  helft  he  — fährt  der 
Bericht  fort  — syn  gemeyn  lant  gebeden.  Ind  so  as  syn  ge- 

')  Buch  der  Gefangenen  Bl.  30:  In  dairna  helft  he  (Graf  Adolf)  een 
grotc  nederlage  gehadt  voir  Kempen  in  den  jaere  ons  heren  dusent  CCC  ind 
XCII  . . . IJair  wart  Jnhan  die  Dnyfflar  royt  soniigen  anderen  van  Einrick 
uiede  gevangen.  die  welken  ter  tyt  grevc  Aloph  quyten  ind  belede;  dairto 
die  gemeyn  stede  ind  lande  sinen  genaden  gehulpen  heim.  Ind  die  van 
Emrick  liehn  umb  aynre  genaden  beden  wil  met  dairto  gegulden  VI  Ic  ind 
LVI  blauwe  gülden.  I)at  sy  gedaen  hebn,  umb  dat  oir  medeburgere  van 
der  venckniss  gequyt  weerden;  die  doch  hoeger  geschat  worden  syn  datr 
HI™  rynsche  gülden.  Dat  greve  Aloph  vurscreven  geriebt  hefft  ind  betaelt. 
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naden  ind  synre  genaden  vader  onse  genedige  lieve  heren  gonst- 
liken  sieh  bewesen  hebn  an  derselven  stat,  so  liebn  se  on  to 
der  beden  gegeven  XIC  ind  XL  blauwe  gülden. 

Beachtenswertk  ist  die  Motivirung:  nicht  weil  es  ihre  Pflicht 
gewesen,  sondern  weil  Graf  Adolf  II.  ihnen  Gunst  erwiesen, 
behauptet  die  Denkschrift,  hätten  ihm  die  Bürger  die  Bede 
bewilligt. 

Auch  diesmal  tritt  der  Emmericher  Quelle  ein  Verzeichniss 
der  Quoten  der  einzelnen  Städte  in  der  „uralten  Schatzung“ 
ergänzend  an  die  Seite.  Die  dort  erhaltene  Liste  lautet: 

Opboeren  van  schattinghe  in  den  steden  van  den  lande  van 
Cleve,  in  denselven  jaere  (1394  oder  1395)  aen  alden  scilden; 
gheboirt  2 gülden  ende  3 grot.  vor  ilken  seilt. 

In  den  yrsten  van  der  stat  van  Cleve  450  seud. 

Item  van  der  stat  van  Calkar  400  scud. 

Item  van  der  stat  van  Sonsbeke  250  scud. 

Item  van  der  stat  van  Reyss  250  scud. 

Item  van  der  stat  van  Buederic  250  scud. 

Item  van  der  stat  van  Udem  250  scud. 

Item  van  der  stat  van  Orsoya  150  scud. 

Item  van  der  stat  van  Embric  400  scud. 

Item  van  der  stat  van  Grietlmsen  50  scud. 

Item  van  der  stat  van  Gryet  100  scud. 

Summa  totalis  van  den  steden  2550  scud. 

Item  die  van  Cranenborgh  ende  die  van  Huesscn  heeft 
myn  here  quyt  gelaeten.  Ende  van  den  van  Xancten  heeft 
myn  here  dat  ghelt  selve  gheboirt. 

Also  auch  diesmal  ist  die  Liste  nicht  vollständig,  die  Quoten 
von  Kranenburg,  Hussen  und  Xanten  fehlen.  Aber  man  erfährt 
doch,  dass  die  Steuerveranlagung  sich  im  Prinzip  auch  auf  sie 
erstreckt  hat,  dass  cs  sich  also  auf  jeden  Fall  um  eine  allge- 
meine Städtesteuer  handelt. 

Die  nächste  Bede  vom  Jahre  1401  muss  der  Emmericher 
Denkschrift  aus  irgend  welchem  Grunde  unbekannt  geblieben 
sein,  denn  die  springt  in  ihrer  Aufzählung  von  der  eben  er- 
wähnten alsogleieh  auf  die  von  1431.1) 


V»  Buch  der  Gefangenen  Bl.  40:  Item  daerua  enhebu  syn  genaden  die 
stede  van  Emrick  nyet  belast  myt  enyger  beden,  hent  dat  men  gcscreven 
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Um  so  willkommener  sind  die  Notizen  in  den  uralten  Schatzun- 
gen. Opboeren  myns  Wessels  — heisst  es  dort  Bl.  lü  — 
praestz  toe  Wysschell,  rentmeisters  in  den  lande  van  Cleve,  dat 
van  den  steden  comen  is  in  dem  lande  van  Cleve. 

Primo  van  der  stat  van  Cleve  300  scud. 

Van  Cranenborgh  180  sc. 

Van  Griethuysen  25  sc. 

Van  Embrick  400  sc. 

Van  Kalkar  2 so  sc. 

Van  Griete  75  sc. 

Van  Udem  175  sc. 

Van  Sonsbeke  210  sc. 

Van  Boederick  180  sc. 

Van  Rees  425  sc. 

Van  Orsoy  80  sc. 

Den  Anlass,  der  für  die  Forderung  dieser  Steuer  vom  Jahre 
1401  geltend  gemacht  wurde,  finde  ich  nirgends  angegeben; 
besser  ist  man  über  ihre  Verwendung  unterrichtet.  Indessen 
würde  man  irren,  wenn  man  glauben  wollte,  aus  den  zahlreichen 
kleinen  Ausgabeposten  lasse  sich  ein  Rückschluss  machen  auf 
die  Steuerbegründung.  Da  werden  einem  Arnd  van  Dnyssborgh 
420  Schilde  gegeben  für  den  Bau  einer  Kirche;  da  werden 
kleine  Schulden  bezahlt,  da  erhalten  die  Diener  des  Grafen 
Geld,  um  sich  ein  Pferd  anzusehaft'en.  Endlich  wird  ein  grosser 
Theil  der  Summe  verwandt  für  Aufkauf  grosser  Mengen  von 
Hafer  auf  den  Märkten  zu  Sonsbeck,  Kranenburg,  Emmerich 
und  Orsoy.1) 

Noch  viel  weniger  weiss  man  von  einer  ausserordentlichen 
Bede,  die  im  Jahre  1414  erhoben  worden  zu  sein  scheint. 
Weder  die  Emmericher  Denkschrift  noch  die  uralten  Schatzungen 
bringen  darüber  auch  nur  eine  Notiz,  fürwahr  eine  Thatsache, 
die  laut  genug  für  die  Lückenhaftigkeit  unserer  Ueberlieferung 
spricht.  Nur  das  Stadtbuch  von  Kalkar  (Bl.  22.)  bietet  eine 
kurze  Aufzeichnung  über  diese  Bede.  Der  Betrag,  der  auf  die  Stadt 
fallt,  scheint  ausserordentlich  hoch  gewesen  zu  sein.  Verstehe  ich 


helft  in  den  jare  ons  liercn  ditsent  vyrhondert  een  inde  darticli,  do  he  synre 
genaden  aldste  dochter  bericht  hed  an  hertouch  Wilhelm  van  lleyeren. 

')  Uralte  Schatzungen  a.  a.  0.  Bl.  10. 
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die  später  näher  zu  untersuchende  Eintragung  recht,  so  sind 
damals  504  Schilde  von  Seiten  der  Bürger  der  Stadt  Kalkar 
aufzubringen.1)  Es  folgen  fast  zwei  Jahrzehnte,  während  derer 
nichts  von  einer  ausserordentlichen  Schatzung  verlautet;  wie 
gesagt,  erst  zum  Jahre  1431  erwähnt  die  Emmericher  Denkschrift 
wieder  einer  solchen.  Zum  ersten  male  handelt  es  sich  hier  um 
einen  Bedefall  alten  Stiles,  um  die  Aussteuer  der  ältesten  Tochter 
Herzog  Adolfs,  Margarethe,  hei  ihrer  Verheirathung  an  Herzog 
Wilhelm  in  Baiern.2)  Die  Stadt  Emmerich  scliiesst  diesmal 
400  rheinische  Gulden  zu,  indessen  wird  die  Summe  nur  leih- 
weise gewährt,  nachdem  der  Landesherr  der  Stadt  versprochen 
hat,  die  früher  zugestandene  Zollermässigung  an  der  Erhebungs- 
stätte zu  Orsoy  nicht  zurückziehen  zu  wollen.  Die  Urkunde,  auf 
die  Bezug  genommen  wird,  ist  noch  vorhanden;  sie  enthält  in 
der  That  keine  Andeutung  darüber,  dass  jene  400  Gulden  in 
Wirklichkeit  eine  Bedequote  sind.-')  Man  würde  fast  geneigt 
sein,  an  einen  Irrthum  der  Emmericher  Denkschrift  zu  glauben, 
wenn  nicht  auch  sonst  bei  gleicher  Veranlassung  ähnliche  Stipu- 
lationen getroffen  wären.  — 

Erst  nach  Abschluss  dieses  Theiles  der  Arbeit,  sah  ich  die 
schon  manchmal  angezogene  Sammlung  von  Gutachten  kölnischer 
Rechtsgelehrten  für  die  Stadt  Wesel  ein.4)  Gleich  der  erste 
der  Sprüche  bezieht  sich  auf  eine  Streitigkeit  zwischen  Herzog 
Adolf  und  den  Bürgern  wegen  der  Zahlung  einer  Prinzessinnen- 
steuer. Es  verdient  Beachtung,  dass  die  Weseler  mit  allem 
Nachdruck  geltend  machen,  auf  Grund  der  Erhebungsnrknnde  oder 
des  privilegium  majus  überhaupt  von  jeder  Steuer  eximirt  zu 
sein.  Um  so  stärker  ist  der  Widerstand  gegen  die  Forderung 
dieses  Betrages,  der  allerdings,  da  er  sich  auf  800  alte  Schilde 


')  Unten  Kap.  11. 

*)  Buch  der  Gefangenen  Hl.  30:  Iml  als  do  sohlen  die  van  Emrick 
synen  genaden  consentiren  totter  bcdeu,  dair  doch  vil  vervolgs  ind  arbeitz 
umb  gheschieden;  wart  gededinght,  dat  syn  genaden  den  lialven  toll  tot 
Orsoy  den  van  Einerick  vry  gheven  tot  synre  genaden  wederseggen.  I>en 
welcken  toll  die  van  Emrick  dair  bevorens  van  jaren  tot  jaren  sinen  genaden 
afftwarven  ind  bidden  moesten,  as  die  brieve  dairup  gemaket  dat.  uytwysen. 

31  Dederich,  Annalen  der  Stadt  Emmerich,  S.  191  Beilage  Nr.  35  ff. 

P Inzwischen  von  Kolilor  und  mir  iierausgegoben  unter  dem  Titel: 
Das  Römische  Recht  am  Niederrhein.  1890. 
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beläuft,  ausserordentlich  hoch  ist.  Ich  habe  den  Nachweis  ge- 
führt, dass  das  Gutachten,  da  einer  der  Verfasser  bereits  1431 
stirbt,  sich  nur  auf  die  Verheirathung  Margarethens,  die  im 
selben  Jahre  stattfindet,  oder  allenfalls  auf  die  Katharinas,  die  1430 
dem  Herzog  von  Geldern  zur  Ehe  gegeben  wurde,  beziehen  kann. 
Ob  die  Weseler  sich  schliesslich  zur  Leistung  verstanden  haben, 
muss  vorläufig  dahingestellt  bleiben.  Erst  eine  systematische 
Durcharbeitung  der  Weseler  Stadtrechnungen  wird  über  diese 
und  manche  anderen  Fragen  der  clevischen  Territorialgeschichte 
Aufschluss  gewähren.1)  — 

Um  jene  Zeit  werden  nun  noch  andere  Töchter  des  kinder- 
reichen Herzogs  ausgestattet.  So  vermählte  sich  z.  B.  1434 
Elisabeth  mit  dem  Junggrafen  Heinrich  von  Schwarzenberg, 
Arnstadt  und  Sondershausen,  so  Helene  im  nächsten  Jahre  mit 
Herzog  Heinrich  von  Braunschweig-Lüneburg  und  Agnes  im 
Jahre  1438  mit  dem  König  von  Navarra.-)  Die  Ueberlieferung 
weiss  nichts  von  allgemeinen  Beden,  die  für  Elisabeth  und 
Agnes  gefordert  worden  sind;  auch  ist  es  mehr  wie  zweifelhaft, 
ob  — wenn  auch  ein  Bedetäll  alten  Stiles  vorliegt  — eine  derartige 
Bewilligung  stattgefunden  hat.  Nur  bei  der  Aussteuer  Helenens 
scheint  der  Herzog  die  Städte  um  ein  Darlehen  angegangen  zu 
haben.  Von  der  Stadt  Kalkar  wenigstens  erhält  der  Vater  am 
1.  Oktober  143«  die  Summe  von  300  rheinischen  Gulden/')  In- 
dessen wird  ausdrücklich  betont,  dass  das  Geld  bei  der  näch- 
sten wirklichen  Bede  in  Anrechnung  gebracht  werden  soll.4) 
Inwieweit  diese  Abmachung  gehalten  ist,  wird  später  aus- 


')  A.  a.  O.  S 20:  Quidam  A.  comes  civitati  suae  N.  et  ejus  civibus 
concessit  omnein  libertatein  cum  integritate  rerum  suarum,  ut  ea  gaudeant 
in  aeternum,  ita  ut  nullus  in  ea  faciat  ipse  comes  exactionem  vel  accreditum 
onerosum  praeter  eorum  bonam  voluntntem. 

*)  A.  a.  0.  S.  19. 

3)  Vergl.  die  Nach  Weisungen  bei  Schölten,  Clevisclie  Chronik  Gerts 
van  der  Schuren  S.  212. 

*)  Also  ong  onse  lieve  stat  van  Calker  te  volleste  der  medegaeven 
onsser  liever  gemynder  dochter  van  Bronawick  etc.  geleent  heeft  300  . . . 
güldene,  so  bekennen  wy,  . . . dat  onse  lieve  stat  vurscrevcn  ons  off  onsen 
erven  in  tokomenden  tydeu  enige  bede  van  gelde  geven  soilden,  dat  wy,  off 
gebreko  onser,  onse  erven  oen  dairan  körten  ind  inlaten  soilen  die  vur- 
screven  300  gülden. 
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einanderzusetzen  sein  (unten  S.  367).  Aus  dem  Wortlaut  der 
Emmericlier  Denkschrift  ist  übrigens  nicht  ersichtlich,  ob  man 
die  bei  dem  Anlass  gemachte  Leistung  als  Bede  ansah:  Man 
habe  dem  Herzog  bei  der  Verheirathung  seiner  Tochter  an 
Heinrich  von  Braunschweig  400  rheinische  Gulden  vorgestreckt; 
wie  im  Jahre  1431  sei  das  Geld  auf  die  Summe  geschlagen, 
für  die  man  Befreiung  vom  halben  Zoll  zu  Orsoy  erlangt  habe.1) 

Die  Zahl  der  ausserordentlichen  Bedebewilligungen  vermehrt 
sich  dann  in  den  nachfolgenden  Jahrzehnten  nicht  wenig. 
Schon  im  Jahre  1443  wurde  z.  B.  eine  neue  Forderung  erhoben. 
Es  handelte  sich  diesmal  um  die  endgültige  Erwerbung  von 
Gennep.-')  Es  scheint,  als  ob  der  Herzog  zunächst  den  Versuch 
gemacht  hätte,  zum  mindesten  die  Städte  zur  Bürgschaft  für 
die  Summe  zu  veranlassen,  zu  der  er  sich  den  Herren  von 
Brederode  gegenüber  verpflichten  musste.  Nunmehr  aber  hatten 
die  Städte  schon  engere  Fühlung  mit  einander.  Auf  besonderen 
Tagen  besprechen  ihre  Abgeordneten  solche  Vorschläge  und  stärken 
sich  gegenseitig  zum  Widerstande.  Auf  den  Ankauf  Genneps 
beziehen  sich  viele  Eintragungen  der  Weseler  Stadtrechnungen 
der  Jahre  1443  und  1444,  die  deutlich  erkennen  lassen,  auf 
einen  wie  zähen  Gegenstand  der  Herzog  damals  stiess.3) 

Eben  mit  dieser  Häufigkeit  der  Forderungen  mag  es  Zu- 
sammenhängen, dass  jetzt  die  Steuer  fast  regelmässig  in  einem 
Darlehen  oder  doch  in  einer  Art  von  Darlehen,  wie  es  die  Er- 
höhung von  Pfandsummen  ist,  besteht.  Die  Emmericher  Denk- 
schrift berichtet  diesmal  von  einer  wirklichen  Anleihe  des  Grafen. 


l)  Bucli  der  Gefangenen:  Item  dairna  . . .,  as  tertyt  onse  genedige  liere 
synro  genaden  docliter  bcriclit  liad  an  den  liertougen  van  Bruyuawyck,  so 
liefft  men  on  tot  synre  genaden  beden  gelcent  vyrhondert  rynsschc  gülden 
ind  die  he  der  stat  versclirevon  liefft  op  den  lialvcn  toll  tot  Orsoy  vur- 
screven  ind  as  die  brieff  dairop  gemaeckt  kleerlicken  uitwyset. 
a)  Vergl.  oben  S.  260. 

3)  Wesel.  Stadtr.  1441  Bl.  228:  Item  des  vrydags  na  den  soudagh  can- 
tate  (15.  Mai)  ginck  Play  an  die  stede  Cleve,  Kalker,  Einrick.  Reess 
myt  brieven,  by  eyn  to  komen  toe  Reess,  toe  samen  to  sprekeu;  nnsen  kern 
toe  seggen,  dat  bie  affdoeu  wolde  alzulke  verborgunghe,  alz  hie  syn  stede 
verborget  liadde,  buten  oeren  weten  an  den  van  Brederode  vor  eyn  summe 
gelts,  omme  Ghenep  soe  unso  liere  gekofft  liadde. 
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Die  Stadt  giebt  ihm  COO  Gulden  auf  vier  Jahre.  Nach  Ablauf 
der  Frist  soll  die  Rückzahlung  beginnen  und  in  bestimmten 
Raten  und  Terminen  stattfinden.1) 

In  ähnlicher  Weise  sind  wohl  auch  die  anderen  Städte  des 
Territoriums,  oder  doch  die  grösseren  unter  ihnen,  zur  Deckung 
der  erforderlichen  Summe  herangezogen  worden.  Von  Wesel 
wenigstens  ist  es  bekannt,  dass  es  800  rheinische  Gulden  bei- 
gesteuert hat.  Es  scheint,  dass  dafür  der  Stadt  gewisse  Ein- 
künfte aus  der  sogenannten  Spoy  bei  Spellen  verpfändet  wurden. 
Jedenfalls  hat  sich  die  Tilgung  der  Schuld  über  die  erste  Ver- 
abredung hinaus  hingezogen,  so  dass  am  26.  Jnni  1445  der 
Jungherzog  ein  neues  Abkommen  wegen  der  Rückzahlung  ver- 
einbarte.2) 

Wie  man  nun  aber  in  Wahrheit  über  Aufwendungen  der 
Art  in  den  Städten  dachte,  zeigt  ein  Beispiel  gerade  aus  diesem 
Jahre  überaus  schlagend.  Wir  erinnern  uns  des  Darlehns  von  300 
Gulden,  das  die  Stadt  Kalkar  1436,  als  es  sich  um  die  Aussteuer 
der  Gemahlin  Herzog  Heinrichs  von  Braunschweig  handelte,  dem 
Landesherrn  gab  (S.  365  Anmerk.  4).  Der  Stadt  war  versprochen 
worden,  die  Summe  solle  in  Abrechnung  gebracht  werden  von 
der  nächsten  wirklichen  Bede.  Eine  solche  ist  seither  nun  nicht 
mehr  erhoben.  Als  aber  1443  der  Herzog  zum  Ankauf  Genneps 
von  den  Städten  grosse  Summen  verlangt  und  auch  von  Kalkar 
400  Gulden  fordert,  da  lässt  man  von  Seiten  der  Stadt  nach 


')  Buch  der  Gefangenen : Item  dnirna  in  den  jaer  ons  bereu  MCCCCXLUI 
as  syn  genaden  Gennep  gekocht  hedden,  helft  die  stat  van  Emriak  ter  beden 
«inen  genaiden  geleent  sesshondert  rynsschc  gülden  vyr  jaere  lanck  ind 
teynden  den  vyr  jarcn  tot  vyr  jaren  weder  to  boren.  Dair  men  — im  Jahre 
1460  — noch  twc  jair  vorens  van  tachter  is,  aa  die  brieff  dairvan  gemaeckt 
kleerlicken  uitwyset. 

*)  Nachdem  eine  andere  Forderung  aus  den  Einkünften  der  Spoy  ge- 
deckt ist,  ist  die  Stadt  Wesel  zur  Erhebung  berechtigt:  Neist  wulke  (120 
gülden)  die  burgermeister,  scepene  ind  raide  onsser  liever  stat  van  Wesell 
ind  oir  nakomelingen  jairlix  dairuit  boiren  soilen  200  rynsche  gülden  in 
affslaige  der  SOO  rynsche  gülden,  die  sie  den  vurscreven  onsen  lieven  lieren 
ind  vader,  dat  slait,  stat  ind  landt  van  Genp  mede  koipen  geleent  hebu, 
thent  sie  die  achthondert  rynsche  gülden  vurscreven  also  wedder  geboirt 
liebn,  soe  des  vurscreven  onss  lieven  lieren  ind  vaders  brieff  oen  dairop  ge- 
geven  inhelt  ind  uitwyset.  Abschrift  im  St  A.  zu  Düsseldorf,  Cleve-Mark, 
C'bartularien  Nr.  7 Bl.  27. 
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reiflicher  Ueberlegung  jene  alten  300  Gulden  überhaupt  fahren, 
um  nur  einen  anständigen  Grund  zu  haben,  das  gewünschte  Dar- 
lehen, das  ja  doch  nur  noch  100  Gulden  mehr  beträgt,  ablehnen  zu 
können.  AVie  wenig  also  sogar  eine  mächtige  Stadt  in  der  Lage 
ist,  sich  einer  solchen,  sei  es  nun  Steuer-  oder  Darlehensforderung, 
ohne  weiteres  zu  entziehen,  lehrt  grade  dieser  Fall:  man  muss 
eben  einen  triftigen  Grund  für  die  Ablehnung  Vorbringen.  Den  hat 
Kalkar  zur  Freude  der  Bürger  diesmal,  da  sein  Kredit  durch 
den  Bau  des  von  Herzog  Adolf  gern  gesehenen  grossartigen 
Rathhauses,  das  noch  jetzt  neben  den  Altären  der  Nikolaikirche 
die  herrlichste  Zier  der  Stadt  ist,  vollauf  in  Anspruch  ge- 
nommen wird.1) 

AVenige  Jahre  später  (1440)  ist  es  ein  ganz  ähnlicher  An- 
lass, der  Ankauf  des  Kirchspiels  Ude,  der  den  Städten  neue 
ATerpfllichtungen  auferlegt.  Mögen  in  der  That  die  Anforderungen 
dieser  Art  den  Bürgschaftsleistungen  der  älteren  Periode  ähn- 
licher sein,  als  wirklichen  Steuern : die  Konsequenz  ist  sehr  häufig 
dieselbe,  wenigstens  vom  Standpunkt  des  städtischen  Budgets 
aus  betrachtet:  im  einen  wie  im  anderen  Fall  ist  es  schliesslich 
doch  die  Stadtgemeinde,  die  zahlen  muss.2) 


*)  Dass  der  Grund  stichhaltig  ist,  erkennt  nämlich  der  Herzog  selbst 
an.  Die  Notiz  findet  sich  als  Zusatz  zur  Abschrift  jener  Urkunde  vom 
1.  Oktober  1436  im  Lagerbuck  der  Stadt  Kalkar  S.  78:  Deser  vurscrevcn 
brief  ind  die  300  . . . gülden  hebn  burgermeister,  scepene  ind  raide  ind 
gausse  gemeynte  van  Kalker  vermitz  eendregbtlicken  beraede  onsen  gnedigen 
heren  ghegeveu  ind  quyt  gelaeten,  want  syne  gnaden  van  der  stat  van 
Kalker  geleent  wollen  hebn  400  gülden  tot  volleuste  der  crftail  van  Genp 
mede  te  koipen  u.  s.  w.  Vergl.  auch  unten  S.  407. 

a)  Buch  der  Gefangenen  Bl.  30:  ...  Item  dairna  in  den  jair  ons  heren 
MCCCCXLVI  hefft  die  stat  van  Euirick  tot  begeerden  ter  tyt  ons  genedigen 
jonckern,  nu  ons  genedigen  heren,  gesegelt  ind  gelaeft  myt  anders  den  steden 
voir  die  reuten  van  Ude,  die  on  wederumb  verschreven  gyn  na  inhalt  eens 
brieffs  dairvan  gemaket.  Van  welken  reuten  sy  oick  tachter  gyn  ind  noch 
boren  sullen  driehondert  rynssche  gülden  off  dair  umbtrent. 
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in. 

Die  grösseren  Itedeleistungen  der  clev Ischen  Städte  ln  der 
zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts. 

Dass  die  Vergabungen,  zu  denen  sicli  Jungherzog  Johann 
in  der  Zeit  der  Soester  Fehde  seinen  Städten  gegenüber  ver- 
stehen musste,  für  das  Verhältniss  des  Landesherrn  dem  mächtig- 
sten Landstand  gegenüber  verhängnisvoll  werden  sollten,  hat, 
wie  ich  schon  hervorhob,  mit  voller  Schärfe  erst  die  Folgezeit 
gezeigt,  als  ein  minder  fähiger,  minder  erfolgreicher  und  minder 
ruhmreicher,  in  seinen  Unternehmungen  minder  glücklicher  Terri- 
torialherr den  Ansprüchen  der  Städte  keinen  energischen  Wider- 
stand mehr  zu  leisten  vermochte.1)  Uebrigens  geht  aus  den  Ver- 
handlungen hervor,  die  damals  gepflogen  sind,  wie  sehr  sich  die 
Städte  bei  der  Bewilligung  gerade  der  Kriegssteuer  vom  Jahre 
1447  sträubten;  erst  nach  oftmaligen  Zusammenkünften  fügte 
sich  der  Jungherzog  den  Konzessionen,  die  man  von  ihm  for- 
derte. Ueber  diese  Bede  nämlich,  die  schon  so  bald  nach 
Beginn  des  Krieges  (144t>)  verlangt  wurde,  liegen  sehr  viel 
ausführlichere  Nachrichten  vor,  als  über  irgend  eine  andere 
frühere.'-) :l) 

Von  jenen  Reversen,  deren  ältesten  vom  Jahre  1377  wir 
bereits  kennen,  ist  diesmal  eine  ganze  Reihe  erhalten.  Wir  be- 
sitzen den  von  Cleve,  den  von  Kalkar,  den  von  Rees,  den  von 


')  Vergl.  oben  S.  340  ff. 

*)  Vergl.  auch  Hansen  a.  a.  O.  Bd.  t S.  93  der  Einleitung. 

3)  Kurz  bevor  die  lledeforderung  auftaucht,  hatte  der  Jungherzog  die 
Städte  zwingen  wollen,  nach  alter  Weise  die  Bürgschaftleistung  für  eine 
namhafte  Summe  auf  sich  zu  nehmen,  die  er  vou  den  Herren  von  Brederode 
zu  erlangen  hoffte.  Vergl.  hierüber  die  Notiz  in  der  Stadtrechnung  von 
Wesel  (Bl.  308):  Item  des  dinxdages  vor  meidage  (26.  April)  reden  Jolian 
uppen  Bruck  ind  Jolian  Honigh  . . . toe  Cleve,  soe  uuse  gonedige  juncher 
die  ritterschap  ind  stede  slauds  van  Cleve  an  beiden  syden  dar  ten  tyt  had 
doyn  verscryven  umb  toe  helpen  vynden  gelt  toe  krygeu  van  den  van  Baten- 
borgli,  dar  sess  stede  slands  van  Cleve  bürge  vor  sulden  werden  etc. 

Li*i«faiift  SiaderrholnlMhet  Slidtewii.n  Im  Mitteta'.tar.  24 
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Dinslaken  und  den  von  Xanten.1)  In  keinem  von  ihnen  findet 
sicli  eine  Angabe  über  die  Höhe  der  gewährten  Quote.  Indessen 
mangelt  es  darüber  dennoch  nicht  ganz  an  Nachrichten.  Der 
Steuerantheil  Emmerichs  beträgt  z.  B.,  wie  mau  aus  der  oft 
angeführten  Denkschrift  ersieht,  662  Gulden.  Bekannt  ist  ferner 
auch  die  Summe,  die  Xanten  gegeben  hat,  sie  beläuft  sich,  wie 
gleich  zu  zeigen  sein  wird,  auf  474  Gulden. 

Man  sollte  nun  meinen,  dass  diesmal,  wo  die  Landesnoth 
so  offenkundig  war,  wo  eine  so  populäre,  städtische  Sache  auf 
dem  Spiele  stand,  die  bewilligten  Gelder  auch  wirklich  bedin- 
gungslos geleistet  worden  seien.  Dass  das  nicht  geschehen  ist, 
dass  auch  in  diesem  Falle  die  eine  Stadt  die  ganze  Summe,  die 
andere  nur  die  Hälfte  als  Darlehen  gab,  dass  sich  die  eine  dieses 
Recht,  die  andere  das  verpfänden  Hess,  geht  aus  vielen  mehr 
oder  weniger  deutlichen  Einzelthatsachen  unwiderleglich  hervor. 
Zunächst  die  Emmericher  Denkschrift.  Wieder  meldet  sie  nur 
von  einem  Darlehen,  das  nach  Inhalt  eines  Briefes  auf  die  Er- 
höhung der  Pfandsumme  auf  die  Zölle  verwendet  worden  sei.2) 

Von  Xanten  ferner  wird  ausdrücklich  gesagt,  dass  die  Hälfte, 
nämlich  237  Gulden,  zu  einer  früher  dargebrachten  Summe  von 
400  Gulden  geschlagen  werden  soll,  bis  zu  deren  Rückzahlung 
die  Bürger  zollfrei  sein  sollen  — vom  Regierungsantritt  des 
Jungherzogs  an  gerechnet.3)  Was  hier  offen  ausgesprochen 


')  Der  Cleves  bei  Schölten,  Die  Stadt  Cleve,  Urknnden,  Nr.  71. 
lieber  die  von  Xanten  und  Dinslaken  Hansen,  Westfalen  and  Rheinland 
Band  1 Nr.  248.  Der  für  Rees  in  Abschrift  im  Catastrnm  primum  (im 
St.  zu  D.)  Bl.  66. 

2)  Buch  der  Gefangenen  Bl.  38 : Item  dairna  in  den  jaeren  ons  heren 
1447  helft  die  stat  van  Emrick  tot  beden  ter  tyt  ons  genedigen  jonckeren, 
nu  ons  genedigen  beren,  synre  genaden  geleent  sesshondert  ind  twe  ind 
tsestich  rynsscho  gnlden,  die  on  voirt  verschreven  ind  bewesen  syn  na  inhailt 
eens  briefs  gemaket  myt  anderen  geld  op  syner  genaden  tollen  . . . also, 
dat  sy  van  den  geleenden  geldc  noch  tachter  syn,  behalven  dat  on  op  den 
tollen  verscreven  is  sesshondert  ryussche  gülden  aff  dair  umbtrent.  Die  sy 
mitten  anderen  gclde  tsamen  tot  groten  schaden  geworven  hebn  ind  ver- 
halden  moten. 

s)  Urkunde  vom  7.  Januar  1447:  Want  dan  onse  lieve  stat  ind  bürgere 
van  Xancton  vurscrcven,  as  die  lande  ind  stede  gemeyntlicken  doen,  ons  nu 
noch  IUI'  ind  LXXIIII  overlensche  rynssche  gülden  tot  eynre  beden  to 
behulp  gedaen  hebn  ind  dairaff  tuschen  ons  ind  onser  liever  stat  ind  bürgeren 
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wird,  wird  man,  auch  ohne  dass  dies  der  Fall  ist,  bei  anderen 
ähnlichen  Abmachungen  als  wahrscheinlich  annehmen  dürfen. 
Erwähnt  habe  ich  schon  in  anderem  Zusammenhang  die  Ver- 
schreibungen, die  der  Jungherzog  im  November  und  Dezember 
dieses  Jahres  den  Städten  Wesel,  Cleve  und  Rees  macht.  Die 
Darlehen,  von  denen  da  gesprochen  wird,  darf  man  getrost  als 
ganze  oder  als  Theile  von  Bedequoten  in  Anspruch  nehmen. 
Ist  die  Vermuthung  richtig,  so  hat  Wesel  mindestens  1600  Gulden 
und  Rees  300  Gulden  beigesteuert.1)  Und  wie  lange  haben  nun 
gleichwohl  die  Städte  mit  sich  verhandeln  lassen,  ehe  sie  sich 
zu  der  Bede  verstehen,  die  doch  kaum  eine  solche  zu  nennen 
ist ! Der  Zufall  will  es  nämlich,  dass  das  erhaltene  Bruchstück 
der  Kalkarer  Stadtrechnungen  vom  Nachhalbjahr  1446  ein  an- 
schauliches Bild  giebt  von  dem  Hin  und  Her  dieser  langwierigen 
Transaktionen. 

Die  ersten  Verabredungen  wurden  nach  dieser  Quelle  wohl 
schon  Ende  Mai  in  Wesel  getroffen,  wohin  der  Jungherzog  die 
Vertreter  der  Städte  entboten  hatte.2)  Dann  fand  noch  im 
August  eine  zweite  Zusammenkunft  in  Wesel  statt,3)  auf  der 
man  ebenso  wenig  wie  auf  der  ersten  zu  einem  endgültigen  Be- 
schluss kam ; in  Folge  dessen  mussten  die  Geschickten  der  Stadt 
kurz  darauf  ebendorthin  zum  dritten  male  gerufen  werden.4) 

vurscreven,  nmb  dat  sie  ons  vast  docken  to  dienst  to  wesen  ind  to  belielpen 
plegen  ind  arme  syn,  gnetlicken  gededinght  ind  averdraegen  ind  ons  die 
helfte  van  den  lesten  474  rynsche  golden  vurscreven  no  ter  boden  to  geven 
ind  dat  wy  oen  die  ander  heilfte  dairaff,  as  237  . . . golden,  op  onsen  iersten 
brieff  vorgerurt  van  den  400  rynschen  golden  ind  op  die  vryheide  dairin 
begrepen  geslagen  hebn  ind  slaen.  Das  Diplom,  auf  das  hier  Bezug  genom- 
men ist,  ist  vom  14.  Soptember  1445. 

•)  Die  Urkunde  für  Clevo  ist  vom  7.,  die  für  Wesel  vom  10.  November, 
die  für  Rees  vom  17.  Dezember  1446. 

2)  Kalkarer  Stadtrechnung  vom  zweiten  Halbjahr  1446  Bl.  6.  Item 
sonnendages  na  sent  Helenendagh  (29.  Mai)  die  burgermeister  selff  vyrder 
van  onscriften  onss  gnedigen  joucheren  te  Wesel  vorscreven  by  anderen 
steden  ind  begheerden  gelt  van  den  steden  etc. 

*)  Kalk.  Stadtr.  a.  a.  O.  Bl.  5:  Item  profesto  decollationis  Johannis 
(Ang.  28)  oick  umb  derselven  saicken  te  Wesel  van  onsen  genedigen  joncheren 
vorscreven. 

*)  A.  a.  O.  Bl.  5:  Item  noch  umb  der  selven  saiken  derdewerff  te  Wesel 
selff  vyrder  vorscreven  ind  bleven  eyn  nacht  to  Buederick  ind  hebn  doe  ver- 
teert,  vervoedert  ind  vervaeren  tsamen  VIII  marc  IIII  schil.  VI  den. 

24* 
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Obgleich  nun  zwischendurch  die  Bürgermeister  der  einzelnen 
Stadtgemeinden  mit  einander  berathen  und  sich  ins  Einvernehmen 
gesetzt  hatten,1)  verlief  auch  dieser  Tag  fruchtlos.  So  zogen 
sich  die  Verhandlungen  bis  Ende  September  hin.  Da  scheint 
denn  der  Jungherzog  persönlich  Sorge  getragen  zu  haben,  dass 
die  Sache  nicht  einschlafe.  Am  4.  Oktober  war  er  selbst  in 
Kalkar,  um  sich  die  Antwort  von  Rath  und  Gemeinde  auszu- 
bitten.2) Dieser  Ritt  dürfte  einen  besonderen  Grund  gehabt 
haben.  Die  Stadt  Kalkar  nämlich  ist  damals  unter  den  clevishen 
Stadtgemeinden  die  opferwilligste  in  dem  grossen  unvermeidlichen 
Kampfe.  Vollends  dem  Jungherzog,  der  so  beliebt  im  Lande 
war,  wird  man  in  seiner  Noth  nicht  gern  abschlägig  haben  be- 
scheiden wollen.  In  vieler  Erinnerung  wird  noch  der  allgemeine 
Jubel  gewesen  sein,  der  das  Land  erfüllte,  als  die  Botschaft 
kam,  dass  man  endlich  einen  Jungen  Herzog“  habe,  wie  der 
Schreiber  der  Kalkarer  Stadtrechnung  vom  Vorhalbjahr  14 1U 
sich  liebenswürdig  und  befriedigt  zugleich  ausdrückt.3) 

Der  Held  der  Soester  Fehde,  Bürgermeister,  Schöffen  und 
Rathmannen  fanden  sich  nun  — wie  bei  solchem  Anlass  in  den 
clevischen  Städten  üblich  — zu  einem  Gelage  zusammen,  dessen 
Kosten  von  der  Stadt  bestritten  wurden.  Wenige  Tage  darauf 
erneuern  die  Bevollmächtigten  der  einzelnen  kleinen  Städte  ihre 
Sonderberathungen.  Dabei  wirkten  dann  wohl  der  Bürgermeister 
von  Kalkar  und  seine  Gesellen  bei  den  Bürgermeistern  von  Sons- 
beck und  Büderich,  die  eben  damals  nach  Kalkar  kommen,  für 
die  Forderung  des  Jungherzogs.4)  So  mochte  die  Sache  schon 


*)  A.  a.  O.  Bl.  5:  Item  doe  sy  weder  körnen  weren,  doo  hebn  sy  dess 
aventz  mit  den  burgermeisteren  van  Cleve  ind  van  Kraenenborgh  verteert 
XXII  schil.  VIII  den.  Auf  denselben  Gegenstand  bezieht  sich  die  folgende 
Eintragung 

s)  A.  a.  0.  Bl.  6:  Item  sdinxdages  na  sent  Remigius  dagh,  doe  onse 
gnedige  joncher  hyr  was  umb  antwoirde  van  unser  stat  ind  gemeynt,  as  van 
den  gelde  lie  van  onseren  bürgeren  bat,  hebn  die  burgermeister  ind  eyn  deel 
van  den  scepene  ind  rade  mit  oen  geteert  ind  galt  die  stat  tgeloch.  Facit 
XXI  marc  III I schil. 

3)  A.  a.  0.  unter  den  Ausgaben:  Item  geschincket  Wynkcn  Hertoigh 
vier  quarten  wyns  ind  acht  den.,  doe  liy  ons  die  baetscap  bracht,  dat  wy 
enen  jonghen  hertough  hedden  . . . Item  gogeven  denselven  Wynken  to 
badeubroet  drie  ryn».  guld. 

4)  A.  a.  0.  Bl.  G:  Item  die  burgermeister  myt  synen  gesellen  by  den 
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gehörig  vorbereitet  sein,  als  man  sich  am  20.  Oktober  zum  vier- 
ten male  in  Wesel  versammelte.1)  Der  Revers,  der  vor  der  Geist- 
lichkeit, der  Ritterschaft  und  den  Städten  in  Cleve  uud  Dins- 
laken ausgestellt  wird,  ist  vom  28.  Oktober.2)  Etwas  später 
vom  9.  November  oder  vom  17.  Dezember  sind  die  Reverse,  die 
für  die  einzelnen  Städte  ausgefertigt  wurden.1) 

Wie  in  Wesel  die  ganze  Angelegenheit  verhandelt  worden 
war,  so  sollte  übrigens  dorthin  auch  der  bewillige  Steuerbetrag 
nicht  nur  der  Städte,  sondern  des  ganzen  Landes,  abgeliefert  und 
Bürgermeister  und  Schöffen  übergeben  werden.4) 


burirenneistercn  van  Buederick  ind  Sonsbeke  „an  gen  walde“  by  anderen  deren 
gemeynen  steden  slantz  rait  geliadt;  ind  syn  die  burgermeisteren  vau  Bue- 
derick ind  Sonsbeke  byr  inkomen  ind  tsamen  geteert,  dair  der  stat  aff  boirden 
te  gelden  IUI  marc  XVm  den. 

')  A.  a.  O.  Bl.  7:  Item  sdonresdages  na  sent  Lucasdagh  die  burger- 
meister  mit  synen  gesellen  tot  IIII  perden  by  anderen  steden  verscreven 
noch  umb  onss  joneberen  bedc  te  Wesel  ind  hebn  verteert,  vervaeren  ind 
vervoedert  bynnen  eyner  nacht  tsamen  VIII  marc  III  schil.  VIII  den. 

a)  Hansen,  Westfalen  und  Rheinlaud,  Band  1 Nr.  245.  Bereits  am 
8.  November  hatte  man  von  Wesel  aus  den  alten  Herzog  von  dem  Erfolg 
der  Verhandlungen  in  Kenntniss  gesetzt,  wie  aus  folgender  Notiz  der  dortigen 
Stadtrechnnngen  hervorgeht:  Item  des  neisten  dages  nae  sunt  Willibrords- 
dage  ginck  Holtsteegh  toe  Cleve  an  unsen  genedigen  heren  myt  der  cedulen 
der  stat  avergeven,  woe  men  dat  gelt  kommende  van  der  beden  onss  genedi- 
gen junchern  uidgeven  suld. 

3)  Hansen,  Westfalen  und  Rheinland,  Band  I Nr.  244  und  Schölten, 
Die  Stadt  Cleve,  Urkunden,  Nr.  04. 

4)  Vergl.  den  Befehl  Adolfs  und  Johanns  an  Goessen  Stecken,  Jan 
van  den  Loe  und  Frnnck  van  Wytenhorst  in  dem  unten  niiher  zu  besprechen- 
den Catastrum  primum  Bl.  65:  Inmaten  die  brieve,  die  gy  mede  besiegelt 
hebben  inhaldcn,  dat  wy  Adolf  hertog  und  Johan  sein  sohn  vurscreven  to- 
samen  an  den  burgermeister  und  schepenen  van  Wcsell  leveren  sallen,  die  dat 
vort  kieren  und  darmede  doin  sullen  alss  men  des  nverkommen  ist.  Warumb 
wy  van  u begeren,  dat  gy  vlitelicken  darto  raden  und  hclpen  willen,  dat 
dat  gelt  truwelicken  avermidts  diegeue,  die  men  darto  schicket,  sonder  ver- 
tog  van  malck  uithgemant  und  mit  den  registem,  dair  diegene,  die  dat  geven 
sullen,  ingeschreven  stain,  den  bnrgemeister  und  schepenen  to  Wesell,  as  men 
geringeste  kan,  avergelcvcrt  werden.  Belieltlick  onss  Adolff  hertogen  vor- 
scroven  herinne  solcken  gehles,  as  van  dis  beden  wegen  van  onse  lmisluiden 
und  oiren  gesiude  in  onsen  lande  kommende  wirdt,  dat  gy  besonder  op  wilt 
doen  boeren  ind  onss  Adolff  hertoge  vorscreven  dat  mit  einen  sonderlichen 
register  averleveren;  want  dat  so  averdraigen  ist,  dat  wy  dat  selve  heb- 
ben soln. 
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Auch  nach  dem  Friedensschluss  und  bald  nach  seinem  Re- 
gierungsantritt war  Herzog  Johann  genöthigt,  abermals  um  eine 
Bedo  zu  bitten;  denn,  wie  schon  erwähnt,  war  es  mit  den 
clevischen  Finanzen  in  Folge  des  langwierigen  Krieges  trostlos 
bestellt.  Mehrere  Gründe  werden  auch  diesmal  wieder  für  die 
Forderung  geltend  gemacht.  Einmal  sollte  Adolf,  der  jüngere 
Bruder  des  Herzogs,  abgeschichtet  werden ; zweitens  war  von 
dem  Ankauf  Genneps  her  noch  immer  ein  Resttheil  zu  bezahlen; 
und  drittens  galt  es  dem  neuen  Herrscher  — wie  es  ja  auch  dem 
Vater  gegenüber  gehalten  wordeu  war  — zu  seinem  Regierungs- 
antritt eine  Summe  zur  Verfügung  zu  stellen.1)  Die  Liste,  die 
in  den  „uralten  Schatzungen“  aufbewahrt  ist,  theile  ich  späterhin 
mit.  Es  ist  die  erste,  in  der  Wesels  Beitrag  verzeichnet  ist, 
der  den  der  übrigen  Städte,  wie  selbstverständlich,  unendlich 
übertrifft  (S.  379). 

Auch  diesmal  bedurfte  es  langer  und  wohl  nicht  selten  er- 
bitterter Auseinandersetzungen,  ehe  der  Herzog  seinen  Zweck  er- 
reichte. Zu  dem  prinzipiellen  Bedenken  mag  noch  der  Umstand 
hinzugekommen  sein,  dass  der  Wohlstand  der  Städte  in  der 
Kriegszeit  gelitten,  und  die  Finanzen,  in  Folge  der  vielen 
Expeditionen,  deren  Ausrüstung  immer  von  der  betreffenden 
Stadt  bestritten  werden  musste,  in  Unordnung  gekommen  waren. 

Und  so  fest  war  noch  keineswegs  der  Zusammenhang  unter 
den  Städten  des  Landes,  dass  ein  Beschluss  auf  einem  gemein- 
samen Tage  für  die  mächtigeren  unter  ihnen  einfach  bindend 
gewesen  wäre.  Das  zeigen  namentlich  die  vielfachen  Verhand- 
lungen zwischen  dem  Herzog  und  der  Stadt  Emmerich.  Wie 
schon  einmal  als  Jungherzog  im  Oktober  144t>,  hatte  diesmal 
Johann  als  Herzog  durch  seine  persönliche  Anwesenheit  einen 
Druck  auf  die  Bürger  von  Emmerich  ansüben  wollen  (Dezember  8). 
Die  ruhmreiche  kölnische  Fehde  habe  ihm  sehr  viel  Geld  ge- 
kostet, ausserdem  brauche  er  allein  zur  Abschichtung  seines 
Bruders  15  000  Gulden,  zudem  seien  noch  von  seinem  Vater  her 
3500  Gulden  des  Ankaufs  von  Gennep  wegen  an  den  Herrn 
von  Brederode  zu  zahlen.2)  Winden  alle  diese  Schulden  nicht  ge- 


1 j Buch  der  Gefangenen  Bl.  26. 

2)  Ueber  die  Abfindung  Adolfs  vergl.  Hansen,  Westfalen  und  Rhein- 
land, Band  2 8.6.  Die  V'  rhandlungen  fanden  im  Herbst  1449  statt.  Vergl. 


Digitized  by  Google 


375 


deckt,  so  würde  es  dahin  kommen,  dass  die  Emmericher  Kauf- 
leute überall  an  seiner  statt  gemahnt  und  angehalten  würden. 
Da  er,  der  Herzog,  die  Mittel  nicht  besitze,  aus  seinem  Haus- 
gute solche  Summen  aufzubringen,  sei  er  auf  das  Land  ange- 
wiesen; und  so  müsse  er  von  der  Stadt  Emmerich  800  alte 
Schilde  begehren.1) 

Es  würde  zu  weit  führen,  wollte  man  den  Gang  der  Ver- 
handlungen in  seiner  dramatischen  Lebendigkeit  Punkt  für  Punkt 
verfolgen,  nur  die  hauptsächlichsten  Momente  sollen  hervorgehoben 
werden.2)  Die  Bürger  bringen  ihrerseits  bewegliche  Klagen  vor 
über  den  unendlichen  Schaden,  den  sie  in  der  Kriegszeit  erlitten 
hätten,  namentlich  der  Bischof  von  Münster  habe  ihnen  fort 
und  fort  schwere  Verluste  zugefügt.3)  Der  Herzog  möge  doch 
bedenken,  w'ie  sie,  an  der  äussersten  Grenze  des  Landes  gelegen, 
mehr  als  alle  anderen  Unterthanen  den  Anfällen  von  Seiten  der 
Nachbarn  — vor  allem  der  Münsterschen  Parteigänger  des  Erzstifts 
— weitaus  am  meisten  ausgesetzt  seien.4)  Dem  allen  gegenüber 


auch  den  definitiven  Auseinandersetzungsvertrag  vom  13.  März  1450  bei 
Lacomblet,  Urkundenbuch,  Band  4 Nr.  295  und  die  Nachricht  bei  AVas- 
senberch  (Die  Chroniken  der  deutschen  Städte  Band  24  S.  257). 

■)  Buch  der  befangenen  Bl.  26:  Item  in  den  jaer  ons  heren  1449  . . _ 
is  tot  Emerick  geweest  die  hoigebaeren  furst  ind  here  Johan  . . . ind  helft 
voir  on  doen  körnen  burgermeister,  scepen  ind  rnct  tot  Emrick  ind  op  laten 
doen  syn  gcbreko,  as  dat  hy  yrst  here  were  worden  ind  raytter  trefflicker 
Colscher  veden  tot  groten  schaden  gekomen  were  ind  dat  he  van  sinen  broder 
scheiden  solde,  dair  men  to  moest  hehn  bet  dan  XVm  rynsche  gülden  an 
reden  gelde  . . . Ind  want  he  des  nyet  en  had  van  syns  selfs  guede,  so 
begeerden  he  van  der  stat  van  Emrick,  as  ho  an  anders  sinen  stede  oick 
gedaeu  had,  dat  sc  on  dairto  gbeven  wolden  VIII e aide  Schilde. 

a)  Eine  ziemlich  ausführliche,  aber  vielfach  irrthümliche  Darstellung, 
findet  sich  bei  Dederich,  Annalen  der  Stadt  Emmerich,  S.  329  ff. 

*)  Bekanntlich  ist  Bischof  Heinrich  der  Bruder  des  Erzbischofs  Dietrich 
von  Mors.  Ein  anschauliches  Bild  von  den  Raub-  und  Kriegsziigen  der 
kölnischen  Parteigänger  im  Stift  Münster,  namentlich  der  Herren  van  Geh- 
mon,  geben  die  AVeseler  Stadtrechnungen. 

4)  Brief  an  den  Herzog  vom  14.  Dezember.  Ibid.  Bl.  26 : Bürger- 
meister, Schöffen  und  Rath  berufen  sich  bei  ihrem  ablehnenden  Standpunkt 
auf  die  vierundzwanzig  Deputierten  der  Gemeinde,  die  durchaus  gegen  die 
Bewilligung  seien.  Ind  se  hehn  ons  onder  veel  meer  anderen  woirden 
geseget,  dat  die  gemeynte  tot  Emerick  seer  arme  is  avermids  groten,  treff- 
lickcn  schaden,  den  se  geleden  hebu  aen  der  nederlagen  und  aen  roeff  ind 
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weist  Johann  darauf  hin,  sie  möchten  sich  doch  die  Gefahr  ver- 
gegenwärtigen, die  dem  ganzen  Lande  erwachse,  wenn  sein 
Bruder  nicht  in  Güte  abgefunden  würde.  Auch  der  Kanfleute 
gedenkt  er  abermals,  sie  würden  überall  aufgehalten,  gefangen 
und  geschlagen  werden,  wenn  erst  Wirren  so  trauriger  Art 
wieder  begonnen  hätten.1)  Im  weiteren  Verlauf  der  Verhand- 
lungen wird  seitens  der  Stadt  namentlich  auch  der  Rechtsstand- 
punkt geltend  gemacht.  Zum  mindesten  sei  doch  anzuerkennen, 
dass  sie  durch  ihre  Privilegien  gegen  eine  Bedeforderung  wider 
ihren  ausdrücklichen  Willen  geschützt  seien.  Auch  in  Zütphen, 
mit  welcher  Stadt  Recht  und  Privilegien  Emmerich  ausgestattet 
sei,  habe  man  diese  ihre  Auffassung  als  die  richtige  anerkannt.2) 
Der  Inhalt  jener  älteren  Privilegien  sei  aber  feierlich  seitens 
der  neuen  Landesherren  anerkannt  worden,  als  seiner  Zeit  die 


braut,  die  bewislicken  geacht  is  op  liegen  off  tindusent  rynsebe  gülden.  Oiek 
befft  oer  erre  ind  guet  ind  die  gemeyn  neringe  bynnen  dess  neester  vorledener 
veden  en  groit  deel  ledich  geleg. n,  dair  sy  merkelieken  trefflicken  schaide 
aff  gehadt  hebn  ind  vurder  dan  anders  nwer  genaden  Steden,  so  sy  op  ten 
oerde  van  den  lande  liggen  ; behalven  anderen  groten,  zwaren  dienst  ind 
kost,  den  sy  bynnen  der  veden  gedaen  hebn.  Oiek  befft  on  die  bisschop  vau 
Monster  buten  veden  bynnen  derselver  tyt  oir  liave  trefflicken  genamen  etc. 

1 j Schreiben  des  Herzogs  vom  24.  Dezember  a.  a.  O.  Bl.  28.  Vor 
allem  tadelt  er  die  Emmericher,  dass  sie  an  ihren  Oberhof  Zütphen  um  Rath 
gesandt  haben.  Wie  leicht  könne  es  da  geschehen,  dass  sich  jemand  in  die 
Sache  mische,  die  ghern  wat  irryngen  tusschen  ons  ind  u maken  ind  gern 
sien  salde,  dat  u koeplude  opgehailden,  gevangen  ind  geslaigen  wurden,  so 
ghy  wail  verstaen  hebt,  wo  ydt  ons  umb  mennichvoldicheit  van  schulden 
vau  deser  veden  wegen  geledcn  is.  Oiek  enkonnen  wy  nyet  anders  besynneu 
dan  die  selven  licht  wegen,  weer  onse  brueder  ind  wy  gescheyden  werden 
op  nyet  ind  sich  lichtlicken  wail  troesten  solden,  wat  ongeluck  ind  verderff- 
nysse  onsen  landen  dairaff  komen  moicht,  des  wy  buten  behnlp  van  onsen 
lande  nyet  volbrengen  enkonnen,  as  gy  genoich  verstaen  hebt. 

2)  Bezugnehmend  auf  den  Brief  des  Herzogs  vom  24.  Dezember  1449 
führen  die  Emmericher  ans:  Ind  want  dan  syn  genaden  meynen,  dat  die 
burger  des  nyet  weygeren  enmoigen,  so  syn  sy  des  gebleven  na  vermoigen 
oerre  vriheit  by  siner  furstliken  genaden  ind  synre  genaiden  raiden  ind 
gheven  dairop  voir  een  anwisinge  aver  as  hyrna  bescreven  is.  Item  seggen 
die  gemeyn  burger  tot  Emcrik  dat  sy  nyet  belevet  noch  geweten  hebn  noch 
oren  ailderen  hebn  hören  seggen,  dat  enige  Oelressche  off  Clevessche  heren 
enige  schattinge  off  bede  van  der  stat  van  Einrick  genamen  hebn  tgegen 
oren  gueden  wil,  ind  contrarie  dairvan  en  sal  men  nyet  bevynden.  Ind 
dairop  hebn  se  oir  Privilegien,  die  in  den  beghen  heit  as  hyrna  bescreven  . . . 
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Stadt  endgültig  von  Geldern  an  Cleve  gekommen  war.  Während 
der  Periode  der  clever  Herrschaft  habe  man  nun  allerdings 
hier  und  da  — was  unter  Geldern  nicht  der  Fall  gewesen  — 
zu  den  Beden  mit  beigetragen;  aber  durch  feierliche  Reverse 
sei  ihnen  jedesmal  zugesagt,  dass  dadurch  den  Gerechtsamen 
der  Stadt  nicht  Eintrag  geschehe.1)  Obwohl  nun  der  Ort  der- 
gestalt stets  den  Landesherrn  entgegengekommen  sei,  hätten 
diese  für  ihren  Theil  der  Stadt  nur  geringes  Wohlwollen  erwiesen, 
denn  keineswegs  seien  die  Emmericher,  wie  die  Bürger  der 
anderen  Plätze  des  Territoriums,  frei  von  den  Zöllen  zu  Wasser 
und  zu  Lande.2)  Trotzdem  Emmerich  so  in  jeder  Hinsicht  be- 
nachtheiligt  ist  und  nur  noch  eine  grosse,  wüste  und  ledige  Stätte 
ohne  Bürger  darstellt,  wolle  man  dem  Herzog  gegenüber  sein 
Möglichstes  thun  und  ihm.  wenn  er  nunmehr  auch  seinerseits  ihnen 
Entgegenkommen  erweise  nnd  von  der  Besteuerung  ihres  Bürger- 
gutes  absehe,  600  Gulden  bewilligen.  Das  sei  zudem  der  höchste 
Betrag,  den  sie  überhaupt  jemals  als  Bede  gegeben  hätten.  — 
Und  in  der  Tliat  einigte  man  sich,  da  die  Zeit  drängte  und 
Johanns  Palästinareise  nicht  wohl  aufzuschieben  war,  am  1 9.  Januar 
1450  auf  diese  Bedingung  — , nachdem  dritthalb  Monat  hin  und 
her  verhandelt  war.3) 


')  Item  voirt  as  onse  genedige  liere  Emrick  yrsteu  neuipt  iml  ontfenget, 
so  bestedigen  syn  genaden  ind  confirmiren  der  stat  van  Kmrick  ind  al  oren 
bürgeren  oer  Privilegien  oir  hantvesten  ind  oer  breve  oir  stederecht,  oir 
ailde  gewoenten  in  brieven  off  buten  brieven  vast  ind  stede  to  haildeu  ind 
gbevet  dairop  synre  genaden  segele  ind  brieve. 

-)  Ind  rnede  angesien  die  vriheit,  as  vurscreven  is,  ind  oick,  dat  sy  voir 
den  tollen  des  lants  van  Cleve  to  water  noch  to  laude  nyet.  gevriet  ensyn 
gelyck  den  anderen  steden  des  laut/,  van  Cleve,  dairumb  ind  umb  reden,  a9 
vurscreven  is,  mynen  sy,  dat  men  sy  bilker  gelyck  den  anderen  steden  des 
lantz  van  Cleve  op  dcss  tyt  nyet  belassen  ensolde  ind  biddcn  sinen  lurste- 
liken  genaden,  as  sy  denstlixt  ind  oitmodel  ixt  innigen,  die  vurscreven  synre 
genaden  begeerten  on  myt  gonsten  to  willen  verdragen. 

®)  Endlich  bedingen  sie  sich  aus,  dass  der  Herzog  alle  Ungunst  gegen 
sie  fahren  lasse:  Ind  oick  dat  al  ongonst,  die  syn  genaden  hent  op  desen 
dach  an  die  stat  gehadt  hebn  dairmede  aff  sullen  wesen  . . . Iml  oick  solln 
syn  genaden  die  sake  van  den  visscherien  ind  van  don  capittci  van  Kmrick 
voir  synen  genaden  vriend  verscheiden  ind  sonder  argelist,  as  men  yrst 
konde  ther  uytdracht  laten  kommen.  Johann  tritt  die  Reise  im  April  des 
Jahres  1450  an;  vergl.  Hansen,  Westfalen  und  der  Niederrhein,  Band  2 S.  5. 
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Bleibt  in  diesem  einzigen  Falle,  in  dem  wir  die  Trans- 
aktionen zwischen  dem  Landesherrn  und  einer  seiner  grösseren 
Städte  genauer  verfolgen  können,  die  Bewilligung  unendlich  weit 
hinter  der  Fordening  zurück,  so  wird  man  sagen  dürfen,  dass 
das  damals  die  Regel  war.  Dafür  spricht  vor  allem  die  Liste 
der  Städtesteuern  des  Jahres  1 449/1450.  Der  Betrag  Emmerichs, 
verglichen  mit  denen  der  anderen  Städte,  ist  durchaus  normal. 
Es  wäre  nun  doch  widersinnig,  annehmen  zu  wollen,  allein  dieser 
Stadt  gegenüber  habe  der  Herzog  von  vorn  herein  so  weitgehende 
Ansprüche  erhoben.  Es  wird  vielmehr  der  Sachverhalt  folgender- 
massen  gewesen  sein : Jeder  mächtigere  Platz  suchte  die  Forderung, 
die  vielleicht  schon  im  Hinblick  darauf  etwas  hoch  war,  nach 
Kräften  herunterzudrücken.  In  der  Beziehung  hatten  also  ohne 
Zweifel  in  der  ersten  Periode  landständischer  Organisation,  in 
der  die  grösseren  Städte  noch  nie  ht  die  offizielle  Aufgabe  hatten, 
sich  einer  Reihe  von  kleineren  Stadtgemeinden  anzunehmen, 
diese  letzteren  einen  verhält  nissmässig  schwierigeren  Stand. 
Uebrigens  scheinen  sie  dennoch  meist  nicht  über  Gebühr  be- 
schwert worden  zu  sein,  wurde  doch  schon  des  Erlasses  gedacht, 
den  der  Landesherr  zweien  von  ihnen  gewährte.1) 

Ich  komme  auf  die  schon  erwähnte  Liste  in  den  uralten 
Schatzungen  zurück.  Ebendort  werden  auch  die  Gründe  mit- 
getheilt,  mit  denen  der  Herzog  1449  seine  Forderung  motivirte. 
Sie  entsprechen  durchaus  dem,  was  wir  bereits  aus  der  Emmericher 
Denkschrift  wissen.  Verglichen  mit  früher  hat  sich  übrigens 
die  Zahl  der  contribuirendeu  Städte  vermehrt.  Was  aber  be- 
sonders wichtig  ist,  auch  Wesel,  das  früher  überhaupt  jede 
Leistung  der  Art  verweigert  hatte,2)  ist  jetzt  dabei.  Freilich 
ist  es  den  Bürgern  hart  genug  geworden,  sich  zu  dieser  Steuer 
zu  verstehen.3)  Die  Liste  lautet: 


')  Vergl.  die  Nachrichten  über  den  Erlass  der  Steuern  der  Städte 
Kr&nenburg  und  HUssen  in  der  Steuerliste  des  Jahres  1395. 

2)  Köhler  und  Li  esc  gang  a.  a.  O.  S.  18. 

-1)  Stadtrechnung  von  1450:  Item  so  unse  genedige  her  hortogh  Johau 
van  Cleve  ind  greve  van  der  Marke  myt  synen  bruder  Aloff  erffliken  ge- 
schieden was  ind  hie  den  van  Breedrade  van  den  slait  ind  s:at  van  Genp 
III  4"  rynsche  gülden  betailt  ind  andere  landen  vernugt  had  ind  syne  ge- 
naden den  steden  dede  bidden  om  dairto  to  kulpen  to  kommen  myt  eenre 
summen  geltz,  elk  na  synre  macht,  so  hebn  die  van  Wesell  umb  synre 
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De  «tat  Cleve  ‘250  gülden 


r» 

71 

Wesel 

1000 

71 

n 

71 

Emmeric 

600 

71 

n 

71 

Kalkar 

500 

71 

n 

71 

Xaucten 

400 

71 

71 

71 

Rees 

300 

71 

n 

71 

Cranenburg 

150 

71 

71 

71 

Sonsbeck 

250 

71 

71 

71 

Griet 

150 

71 

7) 

71 

Udem 

125 

71 

71 

71 

Griethuscu 

50 

71 

71 

71 

Genp 

50 

71 

71 

71 

Orsoy 

50 

71 

Das  Verzeichniss  ist  das  letzte  aus  jenem  alten  Steuer- 
register der  uralten  Schatzungen.  Enthält  doch  diese  Auf- 
zeichnung meist  lediglich  die  Einkünfte  der  ordentlichen  jährlich 
erhobenen  Beden;  nur  ganz  nebenher  wird  der  Bewilligungen 
von  Seiten  der  Städte  gedacht.  Der  Codex,  der  für  die  clevisclie 
Finanzgeschichte  fortan  am  wichtigsten  ist,  das  später  ausführ- 
licher zu  besprechende  Catastrum  primum,  registrirt  nun,  im  Gegen- 
satz zu  den  uralten  Schatzungen  der  „Hofleute“  oder  „Hans- 
leute“,  fast  ausschliesslich  die  ausserordentlichen  Steuern.  Der 
Schwerpunkt  der  Aufzeichnung  liegt  indessen  überwiegend  in 
den  ziemlich  ausführlichen  Nachrichten  über  die  Beden  des  16. 
Jahrhunderts  und  ihre  Veranlassung.  Für  die  frühere  Periode 
werden  fast  nur  die  Verzeichnisse  selbst  geboten,  höchstens, 
dass  hier  und  da  eine  erläuternde  Bemerkung  hinzugefügt  ist.1) 
Ob  dabei  in  der  Aufzählung  der  bewilligten  ausserordentlichen 
Stenern  wenigstens  Vollständigkeit  erreicht  ist,  ist  mehr  wie 
zweifelhaft.-)  Aber  die  Mehrzahl  der  Beden  wird  doch  zweifel- 


lieffden  beden  ind  gunsten  will  om  dair  to  vollest  gegeven  dusent  rynsche 
gülden,  die  maken  III  4-  m marck  — Welche  Bedeutung  man  in  dem  Lande, 
das  so  lange  die  traurigen  Folgen  des  Bruderzwists  erlebt  batte,  der  Uebcr- 
einkunft  Johanns  mit  Adolf  beilegte,  zeigt  auch  die  folgende  Notiz  der 
Duisburger  Stadtrechnung  1449/60:  It.  onss  heren  baiden  van  Cleve  . . . 
[die]  baideschapp  gebracht,  dat  hie  mit  onsen  gneidigen  jonchern  Aleff  synre 
gn&iden  brueder  crfflich  gescheiden  was,  etc. 

')  Vergl.  namentlich  das  ungemein  werthvolle  Vorwort. 

2)  Zahlreiche  kleiuere  Bedeu  z.  B.  während  der  Miinsterschen  Stifts- 
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los  notirt.  Da  mag  es  denn  gestattet  sein,  bis  zu  der  grossen 
ausserordentlichen  Steuer  der  Jahre  1510  und  1511  an  der  Hand 
dieser  Aufzeichnung  einen  Ueberblick  über  die  Entwicklung  zu 
geben. 

Von  weiteren  Bedeforderungen  aus  der  späteren  Regierungs- 
zeit Johanns  I.  weiss  man  etwas  weniger;  fast  scheint  es,  dass 
ihn  die  Opfer  und  Unannehmlichkeiten,  von  denen  die  Be- 
willigungen der  Jahre  1 440  und  1449  begleitet  waren,  abgeschreckt 
haben. 

Als  er  indessen  von  seiner  Pilgerfahrt  nach  dem  heiligen 
Lande  zurückkam,  brachten  ihm  die  Städte  wohl  ausnahmslos 
als  Geschenk  namhafte  Geldbeträge  oder  Kostbarkeiten  dar. 
Das  weiss  man  z.  B.  von  der  Stadt  Kalkar,  der  der  Herzog 
am  25.  September  1455  eine  Quittung  ausstellte.1) 

In  Wesel  fand  man  sich  diesmal  nicht  mit  Geld,  sondern 
mit  werthvollen  „Kleinodien“  ab,  die  in  Köln  von  kunstreichen 
Goldschmieden  hergestellt  wurden.  Die  Stadtrcchnuugen  der 
Jahre  1451  und  1452  sind  voll  von  Notizen  über  Sendungen 
von  Vertrauenspersonen  nach  Köln,  die  sich  von  Zeit  zu  Zeit 
nach  dem  Stande  der  Arbeit  erkundigen  sollen.  Bis  ins  Ein- 
zelne werden  diese  Herrlichkeiten  beschrieben.  Alles  in  Allem 
verausgabte  die  Stadt  für  die  Spende  in  runder  Summe  433 
rheinische  Gulden  oder  1505  Weseler  Mark. 

Hier  und  da  enthalten  die  Stadtrechnungen  auch  Mittheilungen, 
die  eine  so  seltene  und  grosse  Aufwendung  begründen.  Da  wird 
denn  gesagt,  man  habe  dem  Herrn  die  Geschenke  dargeboten, 
weil  er  vom  heiligen  Grabe  zurückgekommen  sei  und  den  Ritter- 
schlag empfangen  habe.2) 

Während  der  Münsterschen  Stiftsfehde  gerieth  Johann  aber- 
mals in  finanzielle  Bedrängniss.3)  In  seiner  Noth  nimmt  er  seine 
Zuflucht  zu  den  Städten,  die  er  um  eine  ausserordentliche  Steuer 


fehde,  sind,  nach  Ausweis  der  Wesel.  Stadtrechnungen  bewilligt,  ohne  im 
Catastrum  aufgefiibrt  zu  sein. 

')  Wolff,  Geschichte  der  Stadt  C.'alcar  S.  147  Nr.  115. 
a)  1462  Bl.  38:  Van  den  klcnoden,  die  onsen  genedigen  hem  gesehener 
worden,  so  hie  van  den  hellegin  grave  kommen  ind  ritter  worden  was. 

3)  Vergebens  sucht  er  von  der  Stadt  Wesel  ein  Darlehen  von  1000 
alten  Schilden  zu  erlangen.  Eintragung  der  Wesel.  Stadtrechn,  zum  5.  Mai 
1451  (des  vrydages  na  belaken  paschen). 
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angeht.  Wiederum  berathen  die  Abgesandten  der  Bürger  auf 
vielen  Tagen,  ehe  sie  sich  über  eine  Bewilligung  zur  „Abwehr 
des  Bannes“,  mit  dem  das  Land  belegt  war,  entschliessen.1) 

Wie  hoch  der  Betrag  gewesen  ist,  den  die  einzelnen  Städte 
gewährt  haben,  vermag  ich  nicht  auzugeben.  Allzu  viel  aber  ist 
es  ganz  gewiss  nicht  gewesen,  denn  man  erfährt  nur  selten, 
dass  Wesel  diese  oder  jene  kleine  Theilsumme  in  die  herzogliche 
Kasse  hat  abführen  lassen. 

Die  nächste  mir  bekannt  gewordene  Nachricht  findet  sich 
wiederum  in  einer  Kalkarer  Urkunde.  Das  Dokument  ist  vom 
10.  Februar  14t>3.  Aus  ihm  geht  hervor,  dass  auch  die  anderen 
Städte  damals  um  eine  Bewilligung  angegangen  worden  sind.  Die 
Summe,  die  dem  Herzog  von  den  Kalkarer  Bürgern  zugestanden 
wird,  beläuft  sich  auf  500  Gulden.'4) 

Man  wird  kaum  fehlgehen,  wenn  man  annimmt,  dass  das 
Wiederaufleben  des  Krieges  gegen  den  Erzbischof  die  Ver- 
anlassung für  die  Forderung  gewesen  ist.1')  Als  vollends  der 
Kampf  an  Ausdehnung  gewinnt  und  der  Elekt  Ruprecht  sich 
mit  Herzog  Adolf  von  Geldern  zu  dem  ausgesprochenen  Zweck 
verbindet,  Cleve  alle  Eroberungen  der  letzten  Menschenalter  zu 
entreissen,  bedarf  Johann  abermals  einer  ausserodentlichen  Hülfe- 
leistung.4) 

Es  wird  nun  im  Jahre  1470  ein  ganz  neuer  Versuch  der 
Besteuerung  gemacht,  man  beabsichtigt  nämlich  zunächst  die 
Ausschreibung  einer  allgemeinen  Kopfsteuer.  Von  allen  Ein- 
wohnern der  beiden  Hauptterritorien  die  über  12  Jahre  alt 
wTaren,  sollte  der  Betrag  von  einem  englischen  stoeter  erhoben 


')  Hansen  a.  a.  0.  Bd.  2 S.  46  ff.  der  Einl.  und  vor  allem  zahlreiche 
Notizen  der  Wes.  Stadtrechunngen  namentlich  des  Jahres  1462:  It.  crastino 
Marcii  (April  26)  riden  an  gen  Treppenboem  . . .,  dar  die  stede  dos  slauds 
van  Cleve  sich  bescheidn  hadn,  umb  myt  malkanderen  to  spreken  van  den 
gelde  toe  geven,  den  ban  to  wederstaen  . . . 

*)  Abschrift  im  Kopiar  Litt.  A vol.  I S.  200:  Ind  so  ons  dan  onse  atat 
van  Kalker,  die  wy  mit  anderen  onsen  steden  nu  oin  een  stuyr  ind  hekulp 
van  gelde  gebeden  hebn,  geconsentiert  ind  togesaclit  hebn  to  geven  vyr- 
hondert  oeverlentze  rynssche  gülden,  soe  bekennen  wy  voir  ons,  onse  ervo 
ind  nakomelinge,  dat  wy  voir  dieselve  IIIIC  oeverlentze  rynschc  gülden  nu 
weder  upt  nyo  verscreven  hebn  ind  verscriven  . . . 

■’)  Lacoiublet  a.  a.  O.  Band  4 Nr.  327. 

4)  Urk.  vom  8.  September  1467  bei  Lacomblet  a.  a.  O.  Nr.  335. 
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werden.  Ueber  die  Wahl  dieser  Altersgrenze  heisst  es  in  einer  Auf- 
zeichnung „illick  mynsch,  die  then  heiligen  sacraraent  gegain  hed“, 
sei  steuerpflichtig.  Wie  immer  entbehren  die  Reverse  der  An- 
gaben über  die  Höhe  der  eingegangenen  Beträge.1)  Indessen 
führen  sie  an,  was  man  auch  sonst  vermuthen  würde,  dass  die 
Finanznoth,  die  dem  Kriege  mit  Geldern  folgte,  der  Grund  für 
die  Forderung  gewesen  ist.  Ein  direktes  Eingreifen  der  Art  in 
die  inneren  Angelegenheiten  ihres  Gemeinwesens,  entsprach  nun 
aber  durchaus  nicht  den  Intentionen  der  Städte.  Nachdem  sie 
„allerlei  Gravamina  eingewandt“,  aber  schliesslich  doch  wohl  ein- 
gesehen hatten,  dass  man  diesmal  eine  Bewilligung  nicht  umgehen 
könne,  nahmen  sie  daher  lieber  die  Verpflichtung  zu  bestimmten 
Beiträgen  auf  sich.  Das  Verzeichniss  der  Quoten,  die  derge- 
stalt gezahlt  wurden  (Catastrum  primum  Bl.  67)  lautet: 


Wesell 

800  guld. 

Entbrich 

500 

rt 

Kalckar 

400 

n 

Cleve 

250 

19 

Reess 

250 

19 

Santen 

350 

19 

Udem 

175 

19 

Griet 

60 

79' 

Orsoy 

75 

19 

Griethussen 

40 

19 

Cranenburg 

125 

79 

Gennep 

50 

79 

Huissen 

40 

79 

Scherembecke 

50 

79 

Dinslacken 

150 

79 

Holt 

50 

79 

Büderich 

100 

79 

Duisborgh 

200 

79 

Issel  bürg 

25 

79 

Wachtendunck  50 

19 

Rurort 

35 

79 

Summa  3700  (sic) 

79 

machen  4250  schlechte 


')  Erhalten  sind  die  Reverse  der  Stadt  Kalkar  (März  7)  und  der  Stadt 
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Schwerlich  ist  durch  diese  ausserordentliche  Steuer  der 
Finanznoth  durchaus  abgeholfen  worden,  denn  die  Schulden 
Johanns  II.,  zu  deren  Tilgung,  wie  ich  vorausgreifend  bemerken 
will,  im  Jahre  1486  eine  neue  Bewilligung  erfolgte,  sind  wohl 
in  der  Hauptsache  die  Erbschaft  seines  Vorgängers.  Dazu 
kamen  allerdings  neue  Ausgaben,  da  der  Herzog  sich,  wie  schon 
erwähnt,  verleiten  Hess,  in  den  Streitigkeiten  um  die  Snzzession 
in  Geldern  und  um  die  Nachfolge  auf  dem  Utrechter  Bischofs- 
sitze Parthei  zu  ergreifen.1)  Unter  solchen  Umständen  mochte 
die  Bede,  die  ihm  bald  nach  seinem  Regierungsantritt  (1481) 
im  Jahre  1484  zugestanden  worden  war,  längst  nicht  hingereicht 
haben.  Zwar  sind  uns  allerlei  Aufzeichnungen  erhalten  über 
die  technische  Seite  der  Steuerveranlagung  und  Steuererhebung 
dieses  Jahres,2)  wie  hoch  sich  aber  der  Betrag  belaufen  hat, 
sagt  weder  das  Catastrum  primum  noch  auch  eine  andere  Quelle. 
Wohl  aber  findet  sich  dort  (Bl.  70)  ein  Verzeichniss  des  städtischen 
Anschlages  vom  Jahre  1486 


Wesell 

300  guld. 

Embrich 

600 

T> 

Calcar 

300 

r> 

Santhen 

200 

rt 

Reess 

300 

* 

Cleve 

300 

» 

Cranenburg  75 

Sonsbeck 

60 

n 

Griett 

50 

» 

Udem 

110 

» 

Orsoy 

90 

n 

Griethussen  70 

r> 

Dinslacken 

90 

rt 

Holt 

20 

n 

Büderich 

100 

T) 

Xanten  (Mai  30).  Dieser  zweite  befindet  sich  im  Original  im  St.  z.  D., 
Xanten,  Stift  Nr.  47;  vergl.  auch  v.  Below,  Die  landständische  Ver- 
fassung in  Jülich  und  Berg,  Theil  Ul  Heft  2 S.  1 Anmcrk.  2. 

')  Oben  S.  340  ff. 

2)  Catastrum  primum  Bl.  70. 

s)  Anno  1486  ist  ene  Steuer  in  den  regalien  meins  gnedigen  hern  ge- 
wesen, davon  sich  ein  verzeichniss,  wie  die  stette  angeschlagen,  thut  be- 
finden. Reverse  de  non  prejudicando  dor  Städte  Wesel  und  Duisburg  seien 
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Daun  giebt  das  Catastruni  primuni  mancherlei  Nachrichten 
über  „eine  gemeine  Schatzinge  van  Ritterschafft  und  Steden“,  die 
in  der  grossen  Fehde  des  Jahres  1499  zur  Besoldung  von  Reitern 
und  Knechten  bewilligt  sei.1) 

Zum  Schluss  sei  noch  der  grossen  „Ehesteuer  mit  Jülich“ 
gedacht,  zu  der  sich  die  Städte  verstanden,  als  endlich  die  von 
ihnen  lange  und  sehnlich  gewünschte  Vermählung  (1510)  zwischen 
Johanns  ältestem  Sohne  und  der  Erbtochter  von  Jülich  zu  Stande 
gekommen  war.-)  Der  Beitrag,  der  von  der  Totalsumme  von 
22  000  Gulden,  auf  die  clevischen  Städte  fallt,  beläuft  sicli  im 
Ganzen  auf  0468  Gulden.  Wie  bedeutend  das  Uebergewicht 
der  grösseren  Plätze  über  die  kleineren  ist,  wird  auch  hier 
wiederum  recht  deutlich.  Die  „sechs  Hauptstädte“  — was 
hierunter  zu  verstehen,  wird  gleich  im  nächsten  Abschnitte  aus- 
einandergesetzt werden  — bringen  4816  Gulden  auf.  Und  ge- 
wiss werden  sie,  die  sich  am  nachdrücklichsten  schützen  konnten, 
bei  dem  Anschlag  nicht  über  Gebühr  benachtheiligt  sein.1)  Die 
kleineren  Kommunen,  zu  denen,  wie  besonders  hervorgehoben  wird, 
diesmal  auch  Duisburg  gerechnet  wird,  steuern,  obwohl  an  Zahl 
16,  im  Ganzen  kaum  mehr  als  ein  Drittel  bei,  nämlich  1647  Gulden. 
Nur  Goch  leistet  überhaupt  einen  nennenswerthen  Beitrag  (323 
Gulden),  dann  kommen  gleich  sehr  viel  geringere  Quoten,  Duis- 
burg mit  150  und  Büderich  mit  150,  Kranenburg  mit  120  und 
Orsoy  mit  112’/,  Gulden.  Die  übrigen  erreichen  nicht  einmal 
die  Zahl  hundert.  Dinslaken  und  Gennep  geben  93  Gulden, 
Sonsbeck  und  Ruhrort  folgen  mit  90,  Schermbeck,  Hüssen  und 
Udem  mit  75.  Den  Beschluss  machen  Sevenaer  mit  60,  Griet- 
hausen mit  55*/s  und  endlich  Holte  und  Griet  mit  nur  45  Gulden. 


gleichfalls  noch  vorhanden.  Ueber  die  Sonderstellung  Duisburgs  in  Bezug 
nuf  .Steuerleistungen  vergl  Averdunck  a.  a 0.  S.  356  ff. 

')  Die  Bede  sollte  in  zwei  Raten  erhoben  werden,  die  eine  1499  und 
die  andere  erst  1502.  Vergl.  vor  allem  den  Revers  der  unser  gemeiner 
landschap  van  ritterschap  und  stcde  unsers  landts  van  Cleve  up  scnt  Mar- 
tens uvent  episcopi  ausgestellt  wird.  A.  a.  0.  Bl.  72.  Jene  zweito  Rate 
von  1502  ist  niemals  beigetrieben  worden,  da  es  in  der  Zwischenzeit  zum 
Zerwürfniss  zwischen  dem  Herzog  und  den  Ständen  kommt.  Vergl.  über  die 
Begründung  der  Steuer  v.  llaeften,  Urkunde  uud  Aktenstücke,  Bd.  5 S.  9. 

s)  Vergl.  v.  Haeften  a.  a.  O.  Baud  5 S.  12. 

3)  Catastrum  primum  Bl.  74 : Cleve  722 ' a Gulden,  Wesel  1490,  Em- 
merich 1054,  Kalkar  587'/»,  Xanten  499,  Rees  502’/,. 
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Ich  halte  ein  mit  weiteren  Mittheilungen:  die  Entwickelung 
der  Stenei  Verfassung  im  lß.  Jahrhundert  gewährt  ein  trauriges 
Bild  staatlicher  Ohnmacht.  Wie  hätte  cs  auch  anders  sein 
können,  nachdem  von  vorn  herein  die  Städte  so  beispiellos  günstig 
gestellt  worden  waren. 

Uebrigens  sei  gleich  hier  auf  die  späteren  Mittheilungen 
über  die  Finanzverhältnisse  der  Stadt  Kalkar  in  den  Jahren 
1504  bis  1509  verwiesen.1)  In  jener  Zeit  werden  dem  Herzog 
fort  und  fort  kleinere  Beträge  von  Seiten  der  Städte  gewährt. 
Meist  werden  sie  von  den  Bürgern  selbst  verwendet,  die  das 
städtische  Aufgebot  durch  Anwerbung  von  kriegsgeübten  Knechten 
verstärken.  Das  mag  die  Veranlassung  gewesen  sein,  diese 
kleineren  Bewilligungen  nicht  in  den  offiziellen  Registern  zu 
verzeichnen. 

Das  mitgetheilte  Material  zeigt  zur  Genüge,  wie  sich  die 
alte  einfache  Bedepflicht  mit  ihren  beiden  Fällen,  die  einzig  und 
allein  die  Familie  des  Landesherrn  betreffen,  im  Laufe  der  Jahr- 
hunderte geändert  hat.  Mehr  und  mehr  gewinnt  formell  an- 
gesehen die  Willkür  Oberhand,  das  Bedürfniss  des  Territoriums, 
wie  es  vornehmlich  von  den  Geschickten  der  Städte,  namentlich 
aber  der  grösseren  unter  ihnen,  verstanden  wird,  ist  vor  allem 
das  entscheidende  Motiv.'2)  Vermag  der  Herzog  die  Ritter,  und 
Städte  davon  zu  überzeugen,  dass  im  Interesse  des  Landes  eine 
Steuer  unumgänglich  nöthig  ist,  so  erfolgt  die  Gewährung,  meist 
freilich  erst  nach  langen  Widerreden  und  Weiterungen.  Fast 
möchte  man  sagen,  die  alte  Bedepflicht,  das  Gefühl  in  bestimmten 
Fällen  wirklich  zur  Leistung  gehalten  zu  sein,  habe  sich 
geradezu  verflüchtigt.  Zum  mindesten  hat  die  Anschauung,  die 
Beden  seien  sammt  und  sonders  freiwillig,  im  Laufe  der  Zeit 
an  Kraft  gewonnen.  Auch  die  beiden  alten  Bedefälle  werden 
nunmehr  unter  diesem  Gesichtspunkt  aufgefasst/1)  Nicht  immer 
wird  dem  Landesherrn  zur  Aussteuer  seiner  Tochter  eine  ausser- 


*)  Unten  Kap.  11,  IV. 

a)  Yorgl.  v.  Below  a.  a.  0.  Th.  2 S.  58  ff  und  meine  Bemerkungen 
bei  Köhler  und  Liesegang,  Das  Römische  Rocht  am  Niederrhein, 
Heft  1 S.  13. 

3J  Eines  Geschenkes  beim  Regierungsantritt  erwähnen  zuerst  die 
Weseler  Stadtrechnuugen  zur  Zeit  des  letzteu  Grafen  der  älteren  Dynastie. 

Lieceganff,  N irdorrbeinisebp«  Stüdlew  eacn  im  Mittelalter.  25 
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ordentliche  Steuer  zugestanden.  Das  geht  zumal  aus  der  clevi- 
schen  Steuergeschichte  zur  Zeit  Herzog  Adolfs  I.  hervor,  der 
freilich  von  1430  an  fast  Jahr  für  Jahr  eine  Tochter  auszu- 
statten hatte. 

Neben  den  Bewilligungen  im  Landesinteresse  begegnen  nun 
freilich  auch  andere,  die  sich  wiederum  an  die  Person  des  Terri- 
torialherrn knüpfen.  Schon  um  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts 
berichten  die  Weseler  Stadtrechnungen  von  kostbaren  Geschen- 
ken, die  beim  Regierungsantritt  dem  neuen  Herrscher  darge- 
bracht werden.  Dann  heischte  und  erlangte  Herzog  Johann  I., 
wie  eben  erwähnt  ist,  grössere  Beträge  bei  seiner  Heimkehr 
von  der  Fahrt  nach  dem  heiligen  Grabe.1)  In  Wesel  erhielt  er 
(1452),  wie  erinnerlich,  kostbare  Kleinodien  von  hohem  Werthe. 
Als  er  nun  bald  darauf  eine  burgundische  Prinzessin  heimführte, 
glaubte  er  bei  dem  Anlass  eine  neue  Forderung  an  die  Bürger 
machen  zu  dürfen.-)3) 

Es  ist  nun  bezeichnend,  dass  die  Weseler  dieses  Ansinnen 
keineswegs  prinzipiell  ablelinen,  sondern  sich  mit  ihrer  Geldnoth 
und  mit  dem  Hinweis  darauf  entschuldigen,  dass  sie  eben  erst  bei 
der  Heimkehr  von  der  Pilgerfahrt  reichlich  gespendet  hätten. 
Obwohl  nun  Johann  eben  damals,  zur  Zeit  der  Münsterschen 
Stiftsfehde,  zahlreiche  Beweise  hingehender  Treue  von  Seiten 
der  streitbaren  Weseler  Bürgerschaft  empfangen  hatte,  entzieht 
er  ihnen  dennoch  der  Weigerung  wegen  seine  Huld.  Ferner 
ist  es  aber  nicht  minder  charakteristisch  für  das  patriarchalische 
Verhältniss,  in  dem  Landesherr  und  Unterthanen  zu  einander 
stehen,  dass  die  Stadt  nicht  eher  ruht  und  rastet,  als  bis  sie 
sich  die  Versöhnung  Johanns  dadurch  erkauft,  dass  sie  sich 
bereit  erklärt,  dem  jungen  Paar  ein  stattliches  Mahl  herzu- 
richten.4) 


1 1 Hausen  n.  n.  O.  Bd.  2 S 3y  der  Einleitung 

II  nnsen  a.  n.  O.  Hund  2 S.  loo  der  Einl.  Die  Hochzeit  Johanns 
mit  Isabell«  von  Etnmpes,  deren  Vater  ein  Vctt-r  des  burgundiseleu  Her- 
zogs war,  findet  am  13.  April  1455  zu  Brügge  statt. 

3»  1135  lll.  35:  Item  alz  onse  grnedige  her  in  den  somer  die  Kiliani 
i.luli  12)  am  :,  it  hegerden,  synen  genaden  een  summe  geltz  to  geven,  so 
hie  een  vrouvit  • enaninn  heil  ind  vorder  stact  Incden  mocst.  dun  hie  sus 
geduen  had,  ind  die  mit  dat  syner  genaden  a ffgescrevou  had  u.  s.  w. 

4)  1155  Bl.  iS:  Item  des  ueisten  dages  na  nyen  jarsdage  vuren  to 
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Ueberhaupt  aber  erreichen  die  Summen,  die  die  Stadt  jähr- 
lich ausgiebt,  um  den  Fürsten,  seine  Familie,  seine  Diener,  so- 
wie seine  Freunde  und  Bundesgenossen  standesgemäss  zu  be- 
wirthen,  eine  recht  erhebliche  Höhe.  Jedenfalls  sind  diese  Postern 
— die  Alles  in  Allem  genommen  die  Bedeleistungen  weit  über- 
treffen — ein  Faktor,  den  man  in  Rechnung  stellen  müsste, 
wenn  man  sich  vergegenwärtigen  wollte,  was  im  damaligen 
Territorialstaate  die  Bürger  zu  den  öffentlichen  Lasten  beitragen. 

Nach  allen  diesen  Mittheilungen  und  Erörterungen  liegt  es 
auf  der  Hand,  dass  die  Verpflichtungen  der  Städte  zu  Steuern 
oder  steuerähnlichen  Aufwendungen  völlig  ungewiss  und  unbe- 
stimmt sind.  In  der  Hauptsache  kommt  es  auf  die  jeweiligen 
Verhandlungen  mit  dem  Territorialherrn  an,  und  auch  ein  Platz 
wie  Wesel  mochte  aus  guten  Gründen  Bedenken  tragen,  sich 
durch  allzugrosse  Hartnäckigkeit  die  allerhöchste  Ungnade  zu- 
zuziehen. 

Um  so  erfreulicher,  dass  wenigstens  eine  Aufzeichnung  aus 
dieser  Periode  vorhanden  ist,  in  der  die  — wenigstens  der  Zahl 
der  Fälle  nach  erweiterte  - neue  Bedepflicht  ihrem  Umfang 
nach  etwas  genauer  angegeben  wird.  Freilich  darf  man  bei 
der  Beurtheilung  der  Nachricht  nicht  ausser  Acht  lassen,  dass 
es  die  Auflassung  des  einen  Theiles,  nämlich  des  Territorial- 
herrn, ist,  die  hier  zum  Ausdruck  kommt.  Wie  das  Privileg  für 
Udem  die  erste  Kunde  bot  von  der  Umwandlung  der  Ansichten 
Uber  die  städtische  Steuerpflicht,  die  sich  seit  der  Gründung  der 
älteren  Plätze  vollzogen,  so  ist  es  abermals  die  Erhebungsurkunde 
einer  Stadt,  die  uns  sozusagen  das  Emlergebniss  dieses  Ent- 
wicklungsprozesses erkennen  lässt. 

Im  Jahre  1487  erhält  Sevenaer,  in  den  Kriegen  gegen  Karl 
von  Egmond  ein  Ort  von  nicht  geringer  Bedeutung,  von  Herzog 
Johann  II.  Stadtrecht.  Die  Urkunde  ist  umfangreich  und  will, 
wie  noch  näher  darznlegen  sein  wird,  gleich  den  alten  Handfesten 
aus  dem  Regierungsanfaug  der  Grafen  Johann  (1347)  und  Adolf 


Buderick  die  burgermeister  . . . twe  reisen  an  den  d rosten,  umb  oen  middel 
to  vynden,  onson  liern  mytter  stat  to  verenygon.  l’nd  einige  Zeilen  weiter: 
Item  op  dertieu  avent  vuer  to  Buderiek  Willem  Schulten  an  den  drosten  om 
to  aegu  consent  des  raetz  ind  der  gemeynt  van  den  Haken,  die  verraemt 
waren,  dar  ou»e  here  mede  tovredn  syn  wold  etc. 

25* 
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(13t>8),  die  Gcsamnithcit  des  städtischen  Privilegienrechtes  codi- 
fiziren.  Sie  leimt  sich  also  in  etwa  an  jene  Diplome  der  älteren 
Zeit  an.  Wie  lautet  nun  der  Artikel,  der  die  Anschauung  des 
Landesherrn  von  dem  Umfang  der  Bedepflicht  wiedergiebt! 
Voorts  hebben  wy,  so  heisst  es,  unse  böigeren  vorscreven  gefreyt 
van  allen  dienst  und  van  allen  schattungen,  utgenohmen  als  wy, 
nnse  crven  rnd  nakomelingen  ritter  wurden,  hylicken,  unsere 
echte  kinderen  bestaeden  elfte  gefangen  würden  (daer  gott  voer 
sye),  dat  si  ons  dan  eenen  temelicken  beede  nae  beloep  geven 
sullen  als  andere  linse  steilen  und  landen  dan  doen;  teil  waere 
dan  dat  andere  unse  stede  und  lande  gemeenlick  uns  een  beede 
offte  schattunge  geven,  dat  sie  ons  die  dan  na  oere  beloepen 
und  stade  oock  geven  sullen.')2) 

Wie  in  der  Erhebungsurkunde  von  Udem  werden  also  auch 
hier  zwei  Kategorien  von  Bedel'ällen  unterschieden,  diejenigen,  zu 
denen  man  unbedingt  verpflichtet  ist,  und  die,  welche  dem  Bedürf- 
niss  des  Landes  entsprechend  von  den  Städten  insgemein  bewilligt 
werden.  Hinzngekommen  sind  zu  den  beiden  ursprünglichen 
Fällen  der  ersten  Art  die  fast  stets  wiederkehrenden  Verpflichtungen, 
den  Landesherrn  aus  seiner  Gefangenschaft  loszukaufen,  und  die 
weitere,  bei  seiner  Hochzeit  ihm  eine  Steuer  darzureichen.  Ver- 
gleicht man  mit  der  Theorie  die  Praxis,  so  fällt  nach  den  früheren 
Erörterungen  vor  allem  auf,  dass  der  Bede  beim  Regierungs- 
antritt nicht  gedacht  wird. 

Ganz  nach  der  Weise  der  alten  Privilegien  erscheint  übrigens 
auch  in  der  Erhebungsurkunde  lur  Sevenaer  der  Kriegsdienst 
der  Bürger  als  Correlat  der  theilweisen  Befreiung  von  den 
Bedeleistungen.  Wie  die  Zahl  der  Bedefälle  sich  vermehrt  hat, 
so  sind  auch  die  Anforderungen  an  den  Waffendienst  der  Bürger 
gewachsen.  Und  dieser  Waffendienst  wenigstens  wird,  wie  an 
dem  Beispiel  Kalkars  später  gezeigt  werden  mag,  in  ganz  er- 
staunlichem Umfang  und  wenigstens  im  Kriege  gegen  Geldern 

')  Tos  dien  m nchor- Di  thmar.  Annalen  etc.,  Codex  dijdom  , Nr.  32. 

-)  In  der  Bestätigung  des  zu  Grunde  gegangenen  Privilegs  für  Scberui- 
beck  im  Jaliie  U.s5  heisst  es  nach  alter  Weise:  Item  oick  is  den  bürgeren 
gegeven,  d.it  sy  scliattfry  van  dos  beten  wegen  wesen  sullen  van  allen  un- 
themelichi  r schal ting,  tlien  were.  dat  unse  gnedige  beim  soeue  hedde,  die 
ridder  würden  of  docliter  bestadeu.  daer  süllen  sie  oere  temeliche  bede  to  doen. 
Abschrift  bei  Wüst  haus  a.  a.  O.  Band  l Bl.  268. 
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mit  Begeisterung  geleistet.  Der  zweite  Theil  des  Artikels  der 
Erliebungsurkunde  giebt  der  veränderten  Auffassung,  die  sieh 
in  der  Zwischenzeit  also  auch  in  dieser  Beziehung  gebildet  hat, 
unzweideutigen  Ausdruck.  Er  lautet  nämlich  folgendennassen: 
Und  davor  stillen  sie  ons,  unse  erven  und  nakomclingen,  als  des 
noth  is,  gewapende  toe  voet  und  toe  perdt,  und  anders  na  oere 
macht,  dienen  tegen  unse  vianden  als  andere  unse  stede. 


IV. 

Die  clevlschen  PriuzipalstMte. 

Wie  schon  erwähnt,  bringt  die  Vereinigung  der  clevischen 
Städte  zu  einer  landständischen  Korporation  es  mit  sich,  dass 
sie  in  ihrer  Gesammtheit  für  ihren  Territorialherrn  gewisse 
Garantien  übernehmen.  Fälle  der  Art  liegen  übrigens,  wie 
schon  erwähnt,  erst  aus  der  Zeit  Johanns  vor  (1347  — 13t«8). 
So  z.  B.  vom  Jahre  1348,  wo  es  sich  um  die  Aussetzung  eines 
Witthums  für  seine  Gemahlin,  und  1359,  wo  es  sich  um  den 
Landfrieden  mit  Geldern  handelt.1) 

In  der  Folgezeit  werden  Diplome,  in  denen  sich  die  Zu- 
stimmung der  Städte  in  diese  Form  kleidet,  sehr  viel  seltener. 
Nicht  alle  clevischen  Stadtgemeinden  sind  es,  die  z.  B.  I3fi9 
das  Versprechen  des  Grafen  Adolf  bezeugen,  nach  kinderloser 
Ehe  mit  Margarethe  von  Berg,  deren  Bruder  dem  Grafen  Wil- 
helm, eine  gewisse  Summe  zurückzugeben,  die  er  als  Mitgift 
erhalten  hat.-)  Dann  ist  es  abermals  ein  Landfriedensbündniss, 
in  dem  der  clevischen  Städte  sammt  und  sonders  gedacht  wird. 
Es  wird  abgeschlossen  am  10.  April  1392  und  erstreckt  sich 
über  Cleve-Mark  und  das  Erzstift.3)  Die  Städte  Cleve,  Emmerich, 


’)  Lacomblet,  Urkundenbueh,  Bands  Nr.  459  und  Nyhoff,  Uedenk- 
waardigheden  etc.,  Deel  2 Nr.  8».  Vergl.  übrigens  auch  ebendort  Deel  1 Nr.  251. 

a)  Lacomblet  a.  a.  O.  Band  3 Nr.  691.  Es  sind  Cleve,  Kalkar, 
Büderich,  Sonsbeck  und  Üdem;  indessen  ist  zu  beachten,  dass  z.  B.  Wesel 
und  Hüssen  damals  unter  der  Herrschaft  der  Brüder  des  Grafen  Adolf  sind. 
s)  Lacomblet  a.  a.  O.  S.  847  Aumerk. 
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Kalkar.  Rees,  Hüssen,  Kranenburg,  Üdem,  Sonsbeck,  Büderich, 
Orsoy  und  Griet  müssen  sich  mit  einem  Eid  auf  das  Bündniss 
verpflichten. 

Bedeutsamer  treten  die  Städte  in  der  urkundlichen  Ueber* 
lieferung  erst  in  dem  Jahre  1418  hervor,  als  es  sich  darum 
handelt,  für  den  mühsam  zusammengebrachten  cleve-märkischen 
Länderkomplex  eine  feste  Successionsordnung  zu  schaffen.  Schon 
am  25.  Juli  1417  wird  einmal  von  den  clevischen  Amtmännern 
und  zweitens  von  den  Städten  eine  Urkunde  ausgefertigt,  in  der 
sie  sich  verpflichten,  Sorge  zu  tragen,  dass,  wenn  eine  Vormund- 
schaft nöthig  werde,  das  Land  ungetheilt  an  den  ältesten  Sohn 
übergehe.1)  Die  Aussteller  sind  die  Bürgermeister,  Schöllen  und 
Rathmannen  in  den  steden  van  Cleve  ende  alinghe  gantze  ge- 
meynte  derselver  stede  in  den  lande  van  Cleve.  Aufgeführt 
werden  sie  in  folgender  Reihenfolge:  Cleve,  Wesel,  Calker,  Rees, 
Eymbrick,  Buederick,  Udem,  Sonsbeke,  Dinslake,  Orssoe,  Holte, 
Scherenbeke,  Griete,  Huessen,  Cranenborch  ende  Griethuysen. 
In  einer  Urkunde  vom  1.  Januar  1418  wiederholen  die  Städte  und 
ihre  Bevollmächtigten  diese  Erklärung  mit  dem  Zusatz,  dass  die 
Abgütung  der  jüngeren  Söhne  und  der  Töchter  noch  vor  der 
Huldigung  statt  finden  müsse.2) 

Späterhin  ist  es  wieder  der  schon  erwähnte  Unionsbrief  vom 
Jahre  1 481»,  der  die  Städte  in  ihrer  Gesammtheit  zu  einer  ge- 
meinsamen Aktion  vereinigt.1)  Abermals  hat  sich  der  Kreis  der 
clevischen  Stadtgemeinden  in  der  Zwischenzeit  erweitert.  So 


')  Abschriften  A 77  im  St.  zu  D.  Bl.  187,  vergl.  Lacomblet  a.  a.  0. 
IV  S.  116  Anmerk.,  wo  eint*  etwas  abweichende  Reihenfolge. 

2)  Das  Original  im  St.  A.  zu  D.,  Stadt  Wesel  Nr.  77.  Die  Siegel 
hängen  au  durchgezogenen  Pergament  streifen,  über  einem  jeden  ist  der  Name 
der  betreffenden  Stadt  notirt.  Das  Siegel  des  Herzogs  ist  aus  rothern,  die 
von  Sonsbeck  und  Dinslaken  sind  aus  braunem,  die  aller  übrigen  Städte  aus 
grünem  Wachs.  Abgedruckt  bei  Tescheumacher-Dithmar,  Cod.  dipl., 
Xr.  83. 

s)  Orig,  im  St.  A.  z.  D.,  Stadt  Wesel  Nr.  177.  Abgedruckt  nach  gleich- 
zeitiger Abschrift  bei  Dederich,  Annalen  der  Stadt  Emmerich,  Nr.  61:  Copie 
woe  sich  sie  steden  slandts  van  Cleve  tsamen  verbondvn  hebn.  Der  Anfang 
lautet:  Wy  burgermeistere,  schepeneu  ind  raide  iud  gemeyne  bürgere  ind 
inwoener  der  stede  Cleve,  Wesell,  Emerick,  Calker,  Duvsboreh,  Xancten, 
Keess,  Dinstlaicken,  Orsoy,  Buderick,  Sonsbeke,  Goch,  Udem  ind  Griet  doin 
kondt  etc. 
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ist  z.  B.  Duisburg  hinzugekommen,  und  zwar  nimmt  diese  Stadt 
einen  hervorragenden  Platz  ein,  gleich  hinter  Kalkar  und  noch 
vor  Xanten  und  Rees.  Verglichen  mit  der  Bewerthung,  die  der 
Stadt  in  dem  Jahre  1359  zu  theil  geworden  war,  spricht  sich 
in  dieser  Reihenfolge  gleichwohl  die  verringerte  Bedeutung  Duis- 
burgs aus.1)  Wie  wir  uns  erinnern,  wurde  es  damals  an  dritter 
Stelle  gleich  hinter  Cleve  und  Wesel,  also  noch  vor  Emmerich 
und  Kalkar.  aufgeführt.  Ferner  finden  wir  jetzt  das  Geldern 
entrissene  Goch  zum  ersten  Mal  als  Glied  der  elevischen  Städte- 
korporation, während  andererseits  viele  der  kleineren  Städte  und 
Flecken,  wie  Hussen,  Kranenburg,  Griethausen,  Holte,  Scherm- 
beck u.  s.  w.  fehlen.  Endlich  sei  auch  in  diesem  Zusammen- 
hänge jener  Vereinigung  vom  Jahre  1508  gedacht,  durch  welche 
der  Bund  von  1489  erneuert  und  auf  die  märkischen  Städte 
ausgedehnt  wurde.  Im  Ganzen  sind  es  33  städtische  Gemein- 
wesen ans  beiden  Territorien,  die  sich  zusammenfinden.  Das 
Dokument  zählt  zunächst  die  elevischen  Plätze  auf;  dieser  erste 
hier  allein  in  Frage  kommende  Theil  lautet:  Wy  burgermeister, 
sehepenen  ind  raide,  voirt  gemeyne  bürgere  ind  imvoenre  der 
stede  Cleve,  Wesell.  Emerick,  Calckar,  Duysberch,  Xancten, 
Reess,  Dinxlaicken,  Orssoy,  Buedcrieh,  Sonsbeke,  Goch,  Udem, 
Gennep,  Cranenberch,  Huessen,  Griet  ind  Griethausen.2)  Wiederum 
fehlen  also  einige  der  kleineren  Städte  und  Freiheiten,  deren 
Namen  und  städtischen  Rang  wir  bereits  aus  den  früher  mit- 
getheilten  Steuerlisten  kennen. 

Welchen  Fortschritt  die  Urkunden  von  1489  und  1508  für 
die  Entwicklung  der  Macht  der  landständischen  Organisation 
der  Städte  dem  Landesherrn  gegenüber  darstellen,  wurde  schon 
hervorgehoben.  Man  fragt  unwillkürlich,  warum  die  Städte  ins- 
gesammt  — ihrer  steigenden  Wichtigkeit  entsprechend  — nicht 
öfter  zur  Zustimmung  und  zur  Gewährleistung  von  Abmachungen 
und  Verträgen  des  Inhalts  hinzugezogen  werden. 


')  Averdunk  a.  a.  0.  S,  300.  Den  Eindruck  völligen  Niedergangs 
erhält  man  auch,  wenn  man  die  geringe  Anzahl  der  Neuburger  im  Duis- 
burger Stadtbuch  mit  den  Ziffern  vergleicht,  die  für  das  15.  Jahrhundert 
nicht  allein  fiir  Wesel,  sondern  auch  für  Emmerich,  Kranenburg  uud  Kalkar 
vorliegen. 

a)  Nach  gleichzeitiger  Kopie  bei  Dederich,  Annalen  der  Stadt  Em- 
merich, Beilage  63. 
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Gerade  derUmstand,  dass  das  nicht  geschieht,  ist  nun  aber  ein 
Zeichen  dafür,  dass  die  landständische  Organisation  in  der  Zwi- 
schenzeit sich  konsolidirt  hat.  Die  Interessen  der  Städte  werden 
nämlich  jetzt  als  so  solidarisch  angesehen,  dass  die  Vertretung  der 
Gesauimtheit  durch  einige  von  ihnen  sich  als  völlig  ausreichend 
erweist.  Natürlich  sind  es  die  vornehmeren  unter  den  clevischcn 
Plätzen,  auf  die  dergestalt  zurückgegriften  wird.  Und  aus  diesem 
Brauch  entwickelt  sich  dann  im  Laufe  der  Zeit  ein  bestimmtes 
Vorrecht  der  also  Bevorzugten.  Die  Zahl  der  Städte,  die  nun- 
mehr mit  einer  gewissen  Regelmässigkeit  um  ihre  Zeugenschaft 
angegangen  werden,  wird  fester  abgegrenzt.  Das  aber  wirkt 
andererseits  auf  die  Stellung  eben  dieser  Stadtgemeinden  inner- 
halb der  landständischen  Organisation  zurück.  Sie  erlangen  den 
kleineren  Kommunen  gegenüber  eine  Art  von  Suprematie,  die 
äusserlich  sich  darin  ausspricht,  dass  sie  den  Rang  und  Namen 
von  Haupt-  und  Prinzipalstädten  erhalten. 

Irre  ich  nicht,  so  hat  auch  zu  dieser  Aussonderung  das 
Beispiel  der  entsprechenden  Entwicklung  in  Geldern  den  ersten 
Anstoss  gegeben.1) 

Und  in  Geldern  war  eine  solche  Erscheinung  in  der  Natur 
der  Verhältnisse  begründet.  Wie  wir  wissen,  verwachsen  dort 
frühzeitig  Landestheile  von  ausgeprägter  Eigenart  zu  einem 
Territorialstaat.  Demgemäss  wird  das  Land  in  Quartiere  auf- 
getheilt,  die  an  Umfang  Grafschaften  von  mittlerer  Grösse  kaum 
nachstehen.  Jedes  der  vier  Quartiere  hat  nun  seine  Hauptstadt, 
deren  vorortliche  Rechte  scharf  abgegrenzt  und  gar  nicht  un- 
beträchtlich sind.'-1)  In  Cleve  macht  sich  ein  derartiges  Ueber- 


*)  Müller,  Die  Entwicklung  der  Landeshoheit  in  Geldern  S.  69  ff. 
und  N et t esheim  a.  a 0.  S.  03.  — Erst  nach  Abschluss  dieser  Arbeit 
erschienen  die  von  v.  H e 1 o w herausgegebenen  „Landtagsakten  von  Jülich- 
Berg  von  1400 — 1G10  Bd.  1 1395“.  Der  Verfasser  verweist  dort  S.  20  Anm.  25 
gleichfalls  auf  den  Einfluss,  den  die  geldrische  Institution  der  vier  Haupt- 
städte auch  auf  die  JUlicher  Verhältnisse  ausgeübt  hat  (Urk.  v.  Jahre  1394 
bei  Nyhoff  a.  a.  Ü.  Bd.  3 Nr.  190);  desgleichen  erinnert  er  daran,  dass 
auch  in  Brabant  (Lacomblet  a.  a.  O.  Bd  4 Nr.  407)  und  in  Arnsberg 
(Seibertz  a.  a.  O.  Bd.  2 Anm.  557)  vier  Hauptstädte  Vorkommen.  Hinzu- 
fügen kann  man  noch  Lacomblet  a.  a.  O.  Bd.  4 Nr.  473  (1490  Nov.  24), 
wo  Soest,  Hamm,  Unna  und  ('amen  die  märkischen  Städte  repräsentiren. 

*)  Gustav  Müller,  Die  Etwicklung  der  Landeshoheit  in  Geldern, 
S,  43  Anm.  l.  Nyhoff  a.  a.  0.  Baud  II  Einleitung  S.  25.  Nyhoff  weist 
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gewicht  einzelner  Kommunen  zuerst  im  Jahre  1423  geltend. 
Dabei  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  die  betreffende  Ur- 
kunde ein  Vertrag  zwischen  Herzog  Adolf  I.  und  Arnold  von 
Geldern  ist.  Es  handelt  sich  um  eine  Eheberedung,  Katharina, 
die  Tochter  des  Herzogs  von  Cleve,  soll,  wenn  sie  das  Alter 
von  12  Jahren  erreicht  hat.  die  Gemahlin  Arnolds  oder,  falls  er  in 
der  Zwischenzeit  stirbt,  seines  Bruders  und  Nachfolgers  Wil- 
helm von  Egmond  werden.  Wie  in  Geldern  bei  ähnlichen  Ver- 
anlassungen üblich,  werden  die  Räthe  der  vier  Hauptstädte 
Ny m wegen.  Roermonde,  Ziitphcn  als  Zeugen  und  hylixlude 
aufgefuhrt.  Demgegenüber  muss  nun  auch  unter  den  clevischen 
Städten  eine  Auswahl  getroffen  werden:  Cleve,  Wesel,  Emmerich 
und  Kalkar  entsenden  ihre  Ratlimannen  zu  den  Verhandlungen 
und  hängen  ihr  Siegel  an  das  Instrument:  auch  diese  Ortschaften 
werden  nunmehr  Hauptstädte  des  Landes  Cleve  genannt.1) 

Desgleichen  ist  es  wieder  eine  Abmachung  mit  Geldern, 
die  Erneuerung  des  alten  Bündnisses  (1433  Oktober  28),  in  der 
zum  zweiten  male  der  vier  Hauptstädte  Erwähnung  geschieht. 
Beide  Fürsten  verpflichten  sich  nälnlich,  die  Magistrate  ihrer 


auf  eine  Urkunde  vom  Jahre  1347  (ebendort  Nr.  24)  hin,  in  der  Nymwegen, 
Ziirphen,  Koennonde  und  Arnheim  zwar  nicht  als  die  vier  Hauptstädte,  wohl 
aber  — was  auf  dasselbe  hinausläuft  — als  die  vier  Städte  des  Landes 
bezeichnet  werden.  Ebenso  in  einer  ungemein  wichtigen  Urkunde  im  Stadt- 
archiv von  Goch  <Nr.  479)  vom  28.  Okt.  1358:  Wi  borgermeistere,  scepene, 
rade  ende  gemeyn  steile  van  Nymegen,  Ruermunde,  van  Zutphen  ende  van 
Arnhem  doen  kont  ende  keinlic.  want  onsen  lieveu  heren  van  Gelren  die  stat 
van  Goch  mit  ons  ende  mit  anders  den  steilen  ende  den  lande  van  Gelren 
een  heile  gegeven  hebben,  weret  sake,  dat  anders  die  stede  ende  tlant  van 
Geldern  die  bedc  niet  engheven  noch  en  betaelden,  dat  wi  oen  dan  gelyc  ons 
selven  den  tolle  tot  Lobede  ende  soe  wes  dat  wi  van  van  onsses  heren  wegen 
van  Gelren  onilerhebben,  onderhebben  soclen  of  boren,  te  staden  soelen  laten 
eomtnen  ende  oen  dat  mede  gheven  ende  laten  boren  nae  beloep  oers  aendeels, 
dat  sy  ende  wi  nytgegeven  hebben  ende  uytgheven. 

*)  Urkunde  vom  22.  Juli  bei  Lacomblet,  l'rkundeubuch,  Band  4 
Nr.  151:  Ind  want  aver  deser  hylix  vorwarden  toe  dedingen  geweest  svn 
van  wegen  onss  hertoigen  van  Gelre  ...  die  rade  van  onsen  vier  hovet- 
steden  als  Nymegen.  Ruremunde,  Sutpheu  ind  Arnheim;  ind  van  wegen  onss 
hertoigen  van  Cleve  ...  die  rade  van  ons  vier  hovetsteden  onss  lands  van 
Cleve,  als  Cleve,  Wesel,  Eymerich  ind  Kalker,  so  hebn  wy  beide  hertoigen 
denselven  onsen  lieven  raden,  vrienden  ind  Steden  angesonnen  ind  bevolen, 
dat  sie  dese  hylixvorwerden  mede  toe  getuege  als  hylixlude  besegelen. 


Digitized  by  Google 


394 


Städte  und  diese  seihst,  vor  allem  aber  die  vier  Hauptstädte 
ihrer  beiderseitigen  Länder,  zu  bewegen,  dass  sie  den  Vertrag 
beschwören.1) 

In  der  Folgezeit  werden  dann  Cleve,  Wesel.  Emmerich  und 
Kalkar  — fast  durchweg  in  derselben  Reihenfolge  — meist  nur 
bei  wichtigen  Massnahmen  der  äusseren  Politik  um  ihre  Zu- 
stimmung und  Zeugenschaft  angegangen,  ohne  dass  sie  darum 
jedesmal  geradezu  als  Hauptstädte  bezeichnet  werden. 

Um  chronologisch  zu  verfahren,  erwähne  ich  zunächst  den 
durch  die  Noth  veranlassten  wichtigen  vorläufigen  Vertrag  von 
1451  (März  .10),  der  zwischen  der  Herzoginmutter  Maria  von 
Cleve  und  den  clevischen  Käthen  auf  der  einen  Seite  und  dem 
Grafen  von  Hoya  sowie  den  Städten  Münster,  Coesfeld,  Waren- 
dorf, Rheine,  Beckum  und  Dülmen  andrerseits  nach  dem  Tode 
Bischof  Heinrichs  von  Münster  bis  zur  Rückkehr  Johanns  von 
seiner  Paläst  inareise  vereinbart  wurde.2)  Noch  in  demselben  Jahre 


’)  I.acomblet,  Urkundenbuch,  lld.  1 Nr.  211:  Voirt  tot  meerre  vestnisse 
desselven  verbonts  syn  wy  herren  averd  ragen,  dat  wy  beyde  tussclien  dit 
ende  groite  vastelaveude  neist  körnende  selve  eleke  in  sync  vier  hoefstede 
ryden  ende  voirt  onse  vriende  van  onsen  raide  schicken  soilen  in  andere 
onse  stede,  elcker  van  ons  in  den  synen.  ende  soilen  voir  ons  ende  onse 
vriendo  dan  doin  keinen  van  elcker  stat  onse  amptlude,  richtere,  baeden, 
burgermeistere,  scepen,  raide  ende  gantzc  gemeynde  . . . ende  soilen  hoen 
ullen  alsoe  in  onse  ende  onser  vriende  tegenwordichcit  dat  verbont  van 
wurde  te  woide  clairliken  doin  lesen  ende  hoen  dan  seggen,  gebieden  ende 
ernstliken  bcvelen,  by  den  hoighsten  koere,  gebaede  ende  bevele,  dat  wy  doen 
innigen,  wallt  dat  verbont  by  raide.  als  vurschreven  steit,  gemaickt  is,  ende 
die  stede  sementliken  dat  mede  belaiITt,  besegelt  ende  beswaereu  hebben, 
ende  doch  tot  desen  dage  tot  ineni gerlege  wys  avervaeren  is,  dat  sv  dairomine 
des  verbonts  uytschryfl'te  neuien  ende  dat  lialden  ende  vollentrecken. 

J)  Hansen,  Westfalen  und  Hheinland,  Hand  2 Nr.  69:  Ind  wy  Maria 
van  Hurgondien  . . want  wy  .n  affwesen  onss  leven  soenss  hertogen  Jo- 
lians  van  Cleve  vorgemelt,  by  raide  siner  lyeffden  vrunde  iud  synre  lande 
dese  vurgemelte  vrnntscap  ind  iledinge  tot  best  ind  vredeu  der  lande  tot 
beyden  zydou  overniits  bywesen  onser  rede  ind  vrunde  hebn  doin  ind  helpen 
dedingeu.  ind  men  dem,  van  onss  vurgemelten  soeus  zyden,  also  doin  ind 
uagain  sali  in  maten  als  vurgescreven  steit,  ind  dat  verbont,  dat  sodan 
tussclien  onsen  suen  inde  der  stad  van  Munster  vorgemelt  gemakt  worde,  in 
maten  vurgeinelt,  dat  de  veir  hoeftstede  des  lands  van  Cleve,  myt  minien 
Cleve,  Wesel,  Rmbrick  ind  Xalker,  dan  mede  besegelen  solen,  so  hebn  wy 
onse  segel  daruuime  vur  an  deessen  breff  doin  hangen. 
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kommt  es  zu  jenem  Biindniss  zwischen  Johann  und  dem  Grafen 
von  Hoya  sowie  der  Stadt  Münster,  das  einen  Krieg  zur  Folge  • 
haben  sollte,  der  an  Dauer  die  Soester  Fehde  w'eit  hinter  sich 
Hess.1)  Wiederum  werden  die  vier  Hauptstädte  hinzugezogen.2) 
Endlich  sei  auch  noch  die  Abkunft  erwähnt,  die  1473  zwischen 
Cleve  und  Hermann  von  Hessen,  als  Verweser  des  Stifts  Köln, 
zur  Beobachtung  der  Abmachungen  wegen  des  Besitzes  von 
Soest  und  Xanten  geschlossen  wurde.3) 

In  der  Zwischenzeit  hatte  sich  indessen  schon  langsam  eine 
Wandelung  vorbereitet.  Von  den  Städten,  die  im  Laufe  der 
Zeit  zum  Lande  hinzugekommen  waren,  standen  an  äusserer 
Macht  Rees  und  Xanten  kaum  hinter  Cleve  und  Kalkar  zurück. 
Wie  sie  allmählich  au  Rechten  und  Privilegien  jenen  älteren 
Stadtgemeinden  gleich  gestellt  wurden,  so  werden  sie  in  der 
zweiten  Hälfte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts,  ziun  mindesten 
seit  1468,  hier  und  da  — und  später  stets  — den  Hauptstädten 
zugerechnet.  Unter. ihnen  nehmen  sie  die  fünfte  und  sechste 
Stelle  ein.  Am  deutlichsten  kann  man  ihr  Emporsteigen  in  den 
Wcseler  Stadtrechnungen  verfolgen.  Bei  allen  möglichen  ge- 
meinsamen Aktionen  ausländischen  Herren  gegenüber  werden 
Rees  und  Xanten  als  völlig  ebenbürtige  Genossinnen  der  anderen 
clevischen  Plätze  genannt.  In  dem  eben  erwähnten  Jahre 
(1468)  handelt  es  sich  um  eine  Sühne  mit  Herzog  Adolf 
von  Geldern  und  Erzbischof  Ruprecht  von  Köln  in  der  Fehde, 


')  Hansen,  Kheinland  und  Westfalen,  Band  2 Nr.  S7.  Yergl.  ferner 
ebendort  S.  152  Aninerk.  1 und  vor  allem  den  Schadlosbrief  bei  Dederieli, 
Annalen  der  Stadt  Emmerich,  S.  252  Beil.  5t  {gleichfalls  ipso  die  beati 
Barnabe  apostoli  (11.  Juli  1151)). 

s)  Wie  aus  den  Weseler  Stadtrechuuugen  hervorgeht,  waren  zuvor  die 
Städte  des  Landes  summt  und  sonders  um  Rath  und  Zustimmung  ange- 
gangen worden.  Ebendort  (14M)  Bl.  517  heisst  es:  Des  donredages  up 
sunt  Servaesdagh  vuren  to  Buderick  . . qwamen  des  aveutz  weder  ind 
vureu  dau  wederumb  des  vrydages,  so  onse  here  die  stede  slands  van  Cleve 
sementlick  dair  had  doin  sehryven  umb  dat  verbunt  an  to  gaen  u.  s.  w. 

*}  Lacomblet,  Urkundenbuch.  Band  1 Nr.  371:  Ind  dis  to  urkunde 
der  warheit  heben  wy  hertoch  ind  lantgreve,  mailte  unsen  sigell  . . . an 
desen  brieff  doin  hangen ; ind  tot  meerer  künden  ind  vestenisse  liebn  wy 
hertoch  geholten  unsen  reden  ind  aniptluden  . . , yre  sigele  ind  oick  onsen 
steden  mit  namen  Cleve,  Wesell,  Eiubrick  ind  Calker  derselver  unser  stede 
sigele  an  desen  brieff  to  hangen. 
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die  sie  gemeinsam  gegen  den  Herzog  Johann  von  Cleve  geführt 
haben.  Die  clevischen  Gefangenen  sollen  mit  5000  Gulden  beim 
Herzog  von  Geldern  gelöst  weiden.  Die  Zahlung  soll  in  zwei 
Raten  geschehen.  Wenn  die  erste  Zahlung  von  2000  Gulden 
geleistet  ist.  verspricht  Adolf  von  Geldern  sich  hinsichtlich  des 
Restes  vorläufig  mit  einer  Anweisung  begnügen  zu  wollen,  die 
von  den  Städten  Wesel,  Emmerich,  Cleve,  Kalkar,  Rees  und 
Xanten  verbürgt  wird.  — ■)  Bei  dieser  Uebersicht  kommt  es  mir 
keineswegs  auf  Vollständigkeit  an,  vielmehr  beschränke  ich  mich 
darauf,  besonders  charakteristische  Beispiele  aus  verschiedenen 
Jahrzehnten  beizubringeu.  Darüber  kann  nun  kein  Zweifel  sein, 
dass  es  sich  nicht  um  eine  einmalige  vorübergehende  Bevor- 
zugung handelt,  sondern  um  eine  dauernde  vorortliche  Stellung 
jener  sechs  Städte.  Bei  der  Brudertheilung  vom  Jahre  1496 
zwischen  Johann  II.  und  Philipp,  dem  Domprobste  zu  Strass- 
burg, sind  es  neben  den  Vertretern  der  märkischen  Kommunen 
die  Bürgermeister,  Schöffen  und  Räthe  der  sechs  clevischen 
Prinzipalstädte,  die  als  Zeugen  hinzugezogen  werden.2)  Und 
noch  in  demselben  Jahre  bei  jener  folgenreichen  Eheberedung 
zwischen  Maria  von  Jülich  und  J ungherzog  Johann,  repräsentiren 
die  sechs  Prinzipalplätze  die  Städte  des  Landes  Cleve.3)  Als 
endlich,  um  noch  ein  Beispiel  aus  jüngerer  Zeit  anzuführen,  im 
Jahre  1538  die  Vereinigung  zwischen  Cleve  und  Geldern  ge- 
schlossen wurde,  nach  der  beide  Länder  nach  dem  Tode  Herzog 
Karls  unter  einer  Herrschaft  stehen  sollen  — wie  es  die  Natur 
der  Dinge  verlangt  — , da  sind  es  wieder  die  clevischen  Haupt- 
städte in  der  alten  Zahl,  die  in  einem  besonderen  Transfix  im 
Namen  der  übrigen  unter  Vorbehalt  ihrer  Privilegien  ihre  Zu- 
stimmung erklären.'*) 

So  war  also  mit  der  Aufnahme  von  Rees  und  Xanten  unter 
die  Hauptstädte  deren  Zahl  vorläufig  abgeschlossen.  Nur  selten 

')  Lacomblet,  Urkumleubuch,  B<1.  4 Nr.  349  8.  429. 

2)  Lacomblet.  Urkundenbuch,  Band  4 Nr.  473:  Alle  dese  punten 
hobn  . . . gelaefft  ind  gesekert  vast,  stede  ind  onverbroickelick  to  Halden 
ind  to  doin  . . . burgermeistere,  scepen  ind  raede  onser  liever  stede  Cleve, 
Wesel!,  Embryck,  Calker,  Xancten  ind  Reess  ind  oick  Soist,  Hamme,  Unnae 
ind  Camen  etc. 

3)  Lacomblet  a.  a.  O.  Bd.  4 Nr.  474. 

*)  Lacomblet  a.  a.  0.  Bd.  4 8.  666  Anmerk.  1. 
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wird  im  lf>.  Jahrhundert  ihnen  Duisburg  als  siebente  hinzn- 
gerechnet.  Denn  dieser  Platz,  übrigens  längst  von  seiner  früheren 
Bedeutung  herabgesunken,  nimmt  wie  Soest  in  der  märkischen 
so  in  der  clevischen  städtischen  Korporation  eine  scharf  mar- 
kirte  Sonderstellung  ein.1) 

Obwohl  nun  wenigstens  noch  im  fünfzehnten  Jahrhundert 
Cleve  fast  durchweg  in  den  Listen  der  Prinzipalstädte  den 
ersten,  den  Ehrenplatz,  einnimmt,  hat  Wese,  doch  längst  tliat- 
sächlich  die  Führung  an  sich  gerissen.  Das  lehrt  fast  jede 
Seite  der  Weseler  Stadtrechnungen.  Stets  tritt  Wesel,  der 
Hanse  sowohl  wie  den  fremden  Territorialherron  gegenüber,  als 
das  Haupt  der  anderen  Plätze  auf.  Aber  auch  dem  eigenen 
Fürsten  gegenüber  kommt  diese  hegemonische  Stellung  nicht 
selten  zum  Ausdruck.  So  z.  B.  darin,  dass  die  wichtigen  Ver- 
träge zwischen  den  Städten  und  den  Landesherren,  wie  die  Erb- 
union der  Länder  Cleve  und  Mark  vom  1.  Januar  1418,  im 
Original  im  Archiv  der  Stadt  Wesel  aufgehoben  werden;  dio 
übrigen  begnügen  sich  mit  einer  Kopie.  Dasselbe  ist  bei  den  schon 
erwähnten  Bündnissen  der  clevischen  Städte  unter  einander  (1489) 
und  der  clevischen  Städte  mit  den  märkischen  der  Fall  (1508). 
Es  sei  ferner  auf  den  Umstand  hingewiesen,  der  schon  früher 
erwähnt  wurde,  dass  bei  der  grossen  Landesbede  von  1446  der 
Weseler  Magistrat  damit  beauftragt  war,  die  Gelder,  die  erhoben 
worden  waren,  in  Empfang  zu  nehmen.  Auch  der  Umstand 
wurde  endlich  schon  geltend  gemacht,  dass  die  wirtschaftliche 
Abhängigkeit  der  clevischen  Städte  von  Wesel  grösser  wurde, 
je  mehr  der  Handel  nach  Westfalen,  dessen  Stapelplatz  der  Ort 
war,  durch  die  engeie  Verbindung  mit  der  Mark  wuchs.2) 

Sogar  im  Handelsverkehr  mit  den  oberysselschen  Städten, 
der,  wie  sich  zeigen  wird,  von  ganz  besonderer  Wichtigkeit  ist 


')  Wie  mit  Recht  v.  llaeften,  Urkunden  und  Aktenstücke,  Baud  6 
S.  15  Anmerk.  11  hervorhebt.  Die  sechs  Hauptstädte  der  Grafschaft  Mark 
sind  späterhin  Hamm,  Unna,  Camen,  Iserlohn,  Lünen  und  Schwerte.  Ihnen 
gegenüber  hat  Soest  dieselbe  Ausnahmestellung  wie  Duisburg  nnter  den 
clevischen  Plätzen.  Vergl.  jetzt  auch  die  wichtigen  Nachweisungen  bei 
Averdunk,  Geschichte  der  Stadt  Duisburg,  S.  357  ff 

2)  Vergl.  die  interessanten  und  sorgfältigen  Mittheilungen  bei  Gantes- 
weiler,  Chronik  der  Stadt  Wesel  S.  18  über  den  Verkehr  zwischen  Wesel 
und  Hamm,  dem  Vorort  der  märkischen  Städte. 
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für  die  Plätze  unseres  Territoriums,  fallt  Wesel  die  Rolle  der 
Vermittlung  zu. 

So  fordert  der  Magistrat  von  Wesel  iin  Jahre  1417  die 
Stadt  Duisburg  auf,  Bevollmächtigte  nach  Deventer  zu  senden. 
Er  fügt,  dem  Briefe  die  Bemerkung  hinzu,  auch  die  anderen 
clevischen  Städte  seien  von  Wesel  aus  bereits  verständigt.1) 

Im  Verlauf  des  16.  Jahrhunderts  tritt  dieses  U ebergewicht 
Wesels  über  die  anderen  Städte  auch  äusserlich  mehr  hervor. 
Zu  dem  Ansehen,  welches  die  grössere  Zahl  und  der  grössere 
Reichthum  seiner  Bürger  verleihen,  kommt  die  Gunst  der  Lage, 
die  es  zur  Vermittlerin  macht  einmal  zwischen  den  oberen  und 
niederen  clevischen  Städten,  dann  aber  zwischen  diesen  ins- 
gemein und  den  märkischen  Ortschaften.-)  Demgemäss  wird 
wohl  einmal  beschlossen,  dass  die  gemeinsamen  Städtetage  beider 
Territorien  abwechselnd  in  Wesel  und  in  Hamm  stattfinden 
sollen.’)  Wie  Hamm  die  märkischen,  so  soll  Wesel  um  die 
Mitte  des  16.  Jahrhunderts,  als  die  Organisation  immer  fester 
wurde,  die  clevischen  Hauptstädte  zu  den  städtischen  Versamm- 
lungen berufen.  Ja,  in  einem  Rezess,  der  am  17.  Juni  1562  auf 
dem  Tage  zu  Essen  vereinbart  wurde,  wird  bestimmt,  dass 
Wesel  die  Kommunen  beider  Territorien  benachrichtigen  soll.4) 

Erlangt  so  Wesel  eine  vorortliche  Stellung  innerhalb  der 
landständischen  Korporation  der  Städte,  so  nimmt  um  die  Mitte 
des  16.  Jahrhunderts  auch  das  Verhältniss  der  Prinzipalstädte 
insgemein  den  kleineren  gegenüber  eine  bestimmtere  Form  an. 
Nicht  mehr  die  kleinen  Orte,  sondern  nur  noch  die  Hauptstädte 
erscheinen  auf  den  Städtetagen.  Jede  von  diesen  vertritt  eine 
Anzahl  der  kleineren  Plätze,  in  der  Regel  solche,  die  ihnen  be- 
nachbart sind  und  die  zu  ihnen  den  Rechtszug  haben.  Wie  sie 
die  Ehre  haben,  müssen  sie  meist  auch  die  Kosten  tragen,  über 
deren  Höhe  manchmal  geklagt  wird.  Ihre  Ehrenpflicht  ist  es,  die 
kleineren  Schwestern  zu  schützen  gegen  Unbilden  von  Seiten  der 
landesherrlichen  Beamten,  sowie  des  Landesherrn  selbst.  Dazu 


')  Aimalen  des  liist.  Ver.  f.  d.  Nioderrhein  Heft  r>9  S.  192. 

Die  Entfernung  Wesels  • >>i;  Kniunricli,  der  nördlichsten.  und  von 
Duisburg,  der  südlichsten  Stadt.  Ik  iriigt  7 Stunden. 

St.  z I).,  Dlove-Mnrk,  Lnndstünde  Suppl.  Nr.  12  Hl.  203. 

*j  St.  z.  D.,  Uleve  Mark,  Landstände  Suppl  Nr  12  Bl.  304  ff. 
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ist  häutig;  Veranlassung;,  so  z.  1$.  als  sieh  einer  der  Herzöge 
weigert,  die  Huldigung  des  Städtc  hens  Hussen  entgegenzunehnien. 
Oder  aber  es  handelt  sieh  um  einen  Streit  zwischen  den  Fürsten 
und  einer  der  mittleren  oder  kleineren  Kommunen.  Daun  gilt  es 
zu  vermitteln:  Bemühungen,  die  manchmal  langwierig  sind,  aber 
durchweg  mit  Erfolg  geklönt  werden.  Von  den  Vororten  hat  nun 
Wesel  Dinslaken,  Büderich,  Orsoy,  Schermbeck,  Holte  und 
Kuhrort  unter  sich.  „Die  Unterstädte,  so  unter  Cleve  gehören, 
sind  Hüssen,  Odern,  Gennep,  Kranenburg  und  Griethausen.“') 
Kalkar  vertritt  die  Städte  und  Flecken  Goch,  Sonsbeck,  Griet 
und  Kervendonck.  Diese  clevischen  Prinzipalstädte  des  älteren 
Bestandes  sind  sozusagen  mit  dem  Territorium  gewachsen,  jede 
hat  eine  ganze  Reihe  von  Unterstädten;  unter  ihnen  manche, 
die  erst  im  Laufe  der  Zeit  erobert  sind.  Das  Gleiche  ist  nicht 
der  Fall  bei  den  Hauptstädten,  die  erst  später  einverleibt  sind. 
Sogar  Emmerich,  das  Kalkar  in  der  Reihenfolge  den  Rang  ab- 
gelaufen und  diese  Stadt  von  der  dritten  auf  die  vierte  Stelle 
zurückgedrängt  hat,  kann  sich  hinsichtlich  der  Zahl  der  ab- 
hängigen Städte  nicht  mit  den  altclevischen  Hauptstädten  messen, 
da  es  nur  Sevenaer  unter  sich  hat.  Ebenso  ist  auch  Rees  nur 
der  Vorort  von  Ysselburg,  während  gar  Xanten  und  Duisburg 
überhaupt  keinen  Anhang  von  untergebenen  Ortschaften  haben. 
Von  allen  diesen  grösseren  Städten  wussten  die  Zeitgenossen 
mancherlei  des  Eigenthümlichen  und  Preiswürdigen  zu  berichten.'-) 
Von  Kalkar  ist  schon  gesagt,  wodurch  es  sich  auszeichnete  und 
welchen  Beinamen  es  sich  erwirbt.  Die  Residenz  Cleve  ver- 
dankt eben  dieser  Eigenschaft  das  Beiwort  sublimis.  Wesel  er- 
wirbt den  Ruhm  der  Gastlichkeit  durch  die  bereitwillige  Aufnahme 
der  um  ihres  Glaubens  willen  Verfolgten  aus  England,  Brabant 
und  den  östlichen  Niederlanden.3)  Emmerich  wird  das  mit  Bauten 
gezierte  (decora)  genannt,  die  alte  Kaiserpfalz  Duisburg  heisst 
celebris,  Xanten  hat  den  Beinamen  antiqua  und  Rees  endlich  den 


')  Hopp,  Kurtze  Beschreitung  desa  Landes  etc.,  S.  :t'i  ff. 

2)  TesckenmacUer,  Auuales  CI  iae  S.  124:  Ex  urbibus  capitales 
sive  principales,  qua«  ad  comitia  vocantnr  iuque  iis  suffragiutn  hnbent,  sunt: 
Clivia  sublimis,  Vesalia  hospitalis,  Emmeiica  decora,  Calcnria  civilis.  Duis- 
burgia  celebris,  Santenn  antiqua  et  Besä  über. 

3)  Naiiientlieh  der  Jahre  1044,  1545  und  16bS  \ gl.  Uanteswe  iler, 
Chrouik  der  Stadt  Wesel,  S 134. 
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des  reichen  (über).  So  war  denn  das  schmale  Flussgebiet  von 
Städten  erfüllt;  auf  ihnen  beruhten  der  Wohlstand  und  die  Bedeu- 
tung des  Landes,  das  durch  die  ihnen  eingeräumte  schrankenlose 
Autonomie  vorläufig  zur  politischen  Ohnmacht  verurtheilt  war. 


V. 

Die  SteucrptUclit  des  Hilrtrcnnits  der  eleviselien  Städte. 

Neben  der  ausserordentlichen  Steuer  wird  in  Cleve,  wie  in 
jedem  mittelalterlichen  Territorium,  eine  ordentliche  Steuer 
erhoben,  die  Jahr  für  Jahr  mindestens  einmal  geleistet  werden 
muss.1)  Der  Unterschied  zwischen  beiden  Steuerarten  ist  so 
augenscheinlich,  dass  er  schon  dem  ältesten  anonymen  Verfasser 
einer  eleviselien  Steuergeschichte  nicht  entgangen  ist.  Der 
fleissige  Sammler,  der  im  Jahre  1R04  allerlei  Materialien  zusam- 
men trug  und  jenen  schon  erwähnten  grossen  Codex,  das  Catastrum 
primum.  anlegte,  bemerkt  nämlich  bereits,  dass  es  „zwee  Species 
Collectarum“  in  dem  Lande  von  Cleve  gegeben.  Erstens  die 
Schatzung,  „so  der  Lantzfurst  propria  autoritate  auft’  den  Under- 
t hauen  des  platten  Landts  oder  autf  den  Gütern  oder  auff  das 
Velie,  Gelt  oder  Haber  pflege  setzen  zu  lassen,  so  eigentlich 
Exactio  und  Schait  genant  wirdt  . . . Die  andere  Species 
Collectarum  sein  nun  die  Steuern,  so  Bitter  und  Landtschaft't 
dem  Landtzfursten  auff  sein  Gesinnen  einwilligen“. 

Hiernach  muss  man  annehmen,  dass  in  späterer  Zeit,  in 
Cleve  „Schatz“  der  technische  Ausdruck  für  die  jährliche  Steuer 
ist.  Und  dieser  Sprachgebrauch  lässt  sich  etwa  bis  zur  Mitte 
des  fünfzehnten  Jahrhunderts  zurückverfolgen.  In  jener  schon 
erwähnten  Aufzeichnung,  den  sog.  „uralten  Schatzungen“,  wird 
z.  B.  die  ausserordentliche  direkte  Steuer  vom  Jahre  1484  als 


')  Adolf  Wagner,  Finanzwissonschaft.  Tlieil  S S.  01  ff.  Vergl.  jetzt 
auch  das  Gutachten  der  Kölner  Juristen  für  Wesel,  das  nach  meinen  Dar- 
legungen zwischen  1404  und  1411  verfasst  sein  muss  (Kollier  und  Liese- 
gang  a.  a.  0.,  S.  27  ff.  u S.  37  ff  ). 
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Bede  der  regelmässigen  „der  Schatzung“  gegenüberstellt.1) 
Anderthalb  Jahrhundert  früher  freilich,  in  dem  Einkommen- 
verzeiclmiss  der  Grafen  von  Cleve,  kommt  durchweg  die  Be- 
zeichnung Bede  für  die  jährliche  direkte  Staatssteuer  vor.'-) 

In  den  lateinischen  Benennungen  der  älteren  Zeit  tritt  eine 
Unterscheidung  noch  viel  weniger  hervor. 

Die  erste  Nachricht  über  die  Erhebung  einer  solchen  regel- 
mässigen Steuer  reicht  in  Cleve  in  eine  unverhältnissmässig 
frühe  Zeit  zurück.  Während  nämlich  sogar  in  Brabant  — 
das  doch  fast  allen  Territorien  weit  voraus  ist  — eine  Bede 
erst  1196,  in  Geldern  erst  1207  und  in  Baiern  gar  erst  1212 
nachzuweisen  ist,  kommt  sie  in  Cleve  schon  1192  urkundlich 
vor.3)  Sie  wird  hier  zuerst  erwähnt  in  einem  Diplom,  das 
die  gräflichen  Brüder  Dietrich  und  Arnold  von  Cleve  für  das 
älteste  Kloster  ihres  Landes,  für  Wissel,  ausstellen.4)  Von  Gütern, 
die  dieser  Kirche  geschenkt  werden,  sollen  fortan  keine  Abgaben 
eingetrieben  werden.5) 


•)  A.  a.  O.  Hl.  ISO.  Ausserdem  bedeutet  schattinge  soviel  wie  Steuer- 
anschlag; vergl.  ebendort  Bl  370  und  391. 

s)  Hiernach  sind  die  ungenauen  Mittheilungen  bei  Niepmann,  Die 
ordentlichen  direkten  Staatssteuern  in  Cleve  und  Mark  etc.,  S.  2 ff.,  zu  be- 
richtigen 

3)  Sloet,  Oorkondenboek  Nr.  387  und  421.  Vergl.  Baasch,  Die 
Steuer  im  Herzogthmn  Baiern,  S.  7 und  Müller,  Die  Entwickelung  der 
Landeshoheit  in  Geldern  etc.,  S.  41.  Uebrigeus  setzt  offenbar  der  Wortlaut 
der  Erhebnngsurkundo  von  Zütphen  vom  Jahre  1190  schon  die  BedepHicht 
des  Landes  voraus.  Für  Holland  vergl.  1’.  J.  Blok's  treffliche  Abhandlung: 
„De  tinancien  van  het  graefschap  Holland“  in  Nyhoffs  Bydr.  voor  vaderl. 
geschied.,  3.  Reihe,  Band  3 S.  30  ff. 

4)  Schölten,  Beiträge  zur  Geschichte  von  Wissel  und  Grieth,  Ur- 
kunden, Nr.  1. 

h)  lu  perpetnum  concedimus,  qtiod  si  quis  devotiouis  intuitu  bona  liere- 
ditario  jure  possessa  vel  justa  emptionc  contractu  imposterum  Wisselensi 
ecclesiae  contulerit,  ab  omni  exactione  et  gravamine  libera  et  nostra  sub 
protectione  et  quieta  ab  omnibus  contributionibus  mansura,  areas  et  doinos 
cauonicorum  in  pascondis  pecoribus  et  adaquandis  libere  possidendi  ple- 
nariam  potestatem  . . . donavimus.  Diese  Urkunde  hat  zweifellos  dem 
Verfasser  der  Wisselschen  Aufzeichnung  Vorgelegen,  die  in  das  so- 
genannte Anonymi  Chronicon  (Seibertz,  Quellen  der  Westfälischen  Ge- 
schichte, Band  3 S.  329  ff.)  übernommen  worden  ist.  Der  entsprechende 
Satz  lautet:  predicti  comites  Theodoricus  et  Arnoldus  contulerunt  ec- 

LieiegiDg,  Kied«rrhelal»GhM  SlädttwMGn  im  Mittelalter.  20 
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Es  wurde  nun  schon  erwähnt,  dass  es  eines  der  wesentlich- 
sten Vorrechte  der  Bürger  der  clevischen  Städte  war,  durch 
Privileg  gleichfalls  von  der  regelmässigen  Bede  oder  von  der 
Bede  oder  dem  Schatze  schlechtweg,  wie  ich  fortan  der  Kürze 
wegen  sagen  will,  eximirt  zu  sein.  Wie  aber  verhielt  es  sich 
nun  mit  dem  schatzpflichtigen  Gute,  das  die  Bürger  ausserhalb 
der  Stadtmark  besitzen  oder  erwerben?  Die  uralten  Schatzungen 
führen  im  Anhang  zu  den  Steuerlisten  meist  lange  Reihen  von 
Liegenschaften  mit  den  Namen  ihrer  Eigenthümer  auf,  die  vor- 
übergehend oder  dauernd  von  jener  Abgabe  befreit  sind.  Darunter 
sind  auch  nicht  selten  Bürger:  eben  diese  Aufzeichnungen  sind 
das  wichtigste  Material  für  die  Beantwortung  der  eben  auf- 
geworfenen Frage.  Wenigstens  für  einige  Jahre  zeigen  sie,  wie 
es  in  Wirklichkeit  mit  den  Steuerleistungen  gehalten  wurde. 
Freilich  beziehen  sich  die  Listen  nur  auf  das  Bürgergut  inner- 
halb des  Landdrostenamtes  Cleve.  Jedenfalls  aber  wird  dort  kaum 
anders  verfahren  sein,  wie  in  anderen  Amtsbezirken,  da  ja  die 
Regelung  dieser  Verhältnisse  von  dem  Landesherrn  selbst  aus- 
geht. Dennoch  sei  gleich  hier  bemerkt,  dass  die  Thatsachen, 
die  diese  Quellen  an  die  Hand  geben,  durchaus  dafür  sprechen, 
dass  eine  durchaus  einheitliche  Praxis  sich  nicht  herausgebildet  hat. 
Zum  Glück  bestätigen  übrigens  auch  die  wenigen  konstitutiven 
Bestimmungen,  die  erhalten  sind,  die  Thatsache,  dass  eine  all- 
gemein anerkannte  Rechtsanschauung  über  die  Steuerqualität 
des  Bürgerguts  sich  nicht  entwickelt  hat.  Auch  hier  also  ist 
alles  im  Fluss,  wiederum  eine  Warnung,  staatsrechtliche  Ver- 
hältnisse des  Mittelalters  nicht  voreilig  in  ein  System  zu  bringen, 
das  zwar  auf  den  ersten  Blick  besticht,  in  Wahrheit  aber  der 
Wirklichkeit  Gewalt  antliut. 

Zuerst  äusserte  sich  zu  dieser  Frage,  die  also  schon  im 
Mittelalter  strittig  ist,  v.  Haeften,  indem  er  einfach  erklärte: 
Eines  der  wichtigsten  Privilegien,  welche  die  grösseren  clevi- 
schen Städte  im  Lauf  des  vierzehnten  Jahrhunderts  erworben 
hatten,  war  die  Befreiung  aller  im  Lande  gelegenen  Güter  ihrer 


clesiae  Wiscbellou  libertateiu  istam,  scilicet,  quod  si  quis  virorum  prodia 
hereditario  jure  possessa  vel  justa  cinptione  contractu  ecclesie  Wiscbellcn 
contulerit,  ab  omni  exactioue  et  gravamine  libera  in  ipsorum  protectione 
qniete  mausura  u.  8.  w. 
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Bürger  von  jeder  unfreiwilligen  Schatzung  und  Bede,  „wie  solche 
Freiheit  die  Güter  der  Ritter,  Knappen  und  freien  Leute  ge- 
nossen“,1) Das  eben  angeführte  Citat,  welches  der  einzige  Beleg 
ist,  den  Haeften  für  seine  Ansicht  beibringt,  ist  jenem  Privileg 
entnommen,  das  der  Stadt  Wesel  im  Jahre  1311  von  Dietrich  IX. 
gleich  beim  Antritt  seiner  Regierung  gegeben  wurde.2) 

Gegen  diese  Auffassung  hat  nun  mit  Recht  Niepmann 
Widersprach  erhoben.  Die  Aufstellung  sei  zwar  im  Wesentlichen 
richtig,  nicht  aber  in  ihrer  Fassung.1)  Von  einer  generellen 
Regelung  der  städtischen  Steuerverhältnisse  könne  überhaupt 
nicht  die  Rede  sein.  „Ob  und  in  welchem  Maassc  die  Städte 
Steuerfreiheit  genossen,  richtete  sich  nach  den  denselben  er- 
theilten  Privilegien.“  Das  alles  sind  Bemerkungen,  die 
im  Grossen  und  Ganzen  der  Wirklichkeit  gerecht  werden,  aber 
einige  Zeilen  weiter  folgen  schiefe  Aeusserungen,  durch  die 
sich  Niep  mann  selbst  in  Widerspruch  setzt  zu  dem,  was  er 
eben  erst  so  trefflich  dargelegt  hat. 

Auf  die  Steuerverfassung  der  einzelnen  Städte  übergehend 
erörtert  er  nämlich  zuerst  die  Wesels.  „Die  schon  im  vorigen 
Kapitel  besprochenen  Bestätigungsurkunden  der  städtischen 
Privilegien  aus  den  Jahren  1311  und  1347  lassen  erkennen, 
dass  diese  Befreiung  sich  auch  auf  die  ausserhalb  der  Stadt 
gelegenen  Güter  der  Bürger  erstreckte.“  Demgegenüber  ist  es 
mithig,  nochmals  darauf  hinzuweisen,  dass  jene  schon  oben 
angezogene  Weseler  Urkunde  von  1311  und  eine  zweite  von 
1347  die  einzigen  Dokumente  sind,  in  denen  sich  der  Landes- 
herr klar  und  unzweideutig  über  die  Steuerqualität  des  Bürger- 
gutes einer  seiner  Städte  ausspricht. 

In  dem  Diplom  vom  Jahre  1347  lautet  nun  der  entscheidende 
Satz  folgendermassen : Vort  want  in  oeren  hantvesten  steit,  dat 
oere  gude  in  den  lande  van  Cleve  gebrucken  sullen  derselver 
vryhciden,  der  gebrucken  riddere  ende  knapen  ende  ander  berver 
luede  guede  . . . Ende  [want]  sie  ons  tho  weten  hebn  gedain, 
dat  oeren  borgeren  nu  nylich  dat  wat  is  verkoert  mit  scattinge. 


■)  Urkunden  und  Aktenstücke  etc  Band  5 S.  6. 

2)  Lacomblet,  a.  a.  O.  Band  3 Nr.  103.  vergl.  oben  S 88 f. 
s)  Niepmann,  Die  ordentlichen  direkten  Staatssteuern  in  Cleve  und 
Hark.  S.  16  ff. 

26  * 


Digitized  by  Google 


404 


bede  off  ommetelikeu  dieuste,  ende  sie  uns  gebeden  liebn,  dat 
dat  nyet  niehe  engeschie:  wairby  liebn  wy  oen  gelavet,  dat  dat 
nyet  melie  geschein  ensall.1) 

Der  Sinn  auch  dieser  Urkundenstelle  kann  gar  nicht  zweifel- 
haft sein,  obwohl  er  späterhin  von  Seiten  der  Fürsten  nicht 
selten,  absichtlich  oder  gegen  besseres  Wissen,  missverstanden 
worden  ist.'2)  Die  Bürger  beklagen  sich,  dass  sie  trotz  der  dem 
Bürgergut  durch  Handfeste  zugestandenen  Exemtion  zur  ordent- 
lichen Steuer  für  ihre  ausserstädtischen  Besitzungen  heran- 
gezogen seien.  Es  handelt  sich  also  um  eine  nochmalige  Be- 
stätigung des  Privilegs  vom  Jahre  1311,  keineswegs  aber  nur 
um  die  Bekräftigung  irgendwelcher  der  älteren  vor  dem  Jahre 
1311  ausgestellten  Privilegienbriefe.  Die  Bestimmungen,  die 
darin  über  die  Steuerfreiheit  der  Bürger  enthalten  waren,  ent- 
sprechen nämlich  in  dieser  Beziehung  durchaus  denen  der  Stadt- 
erhebungsurkunden auch  der  kleinsten  Städte  des  Territoriums. 
Wenn  also  Niepmann  (a.  a.  0.)  aus  ihnen  die  Steuerfreiheit 
des  Bürgergutes  ableitet,  verwischt  er  wieder  deu  von  Haeften 
mit  Recht  statuirten  aber  auf  andere  Gründe  zurückgehenden 
Unterschied  zwischen  grösseren  und  kleineren  Stadtgemeinden/5) 

Obwohl  nun  aber  dergestalt  die  Befreiung  des  Weseler 
Bürgergutes  im  Jahre  1311  formell  betrachtet  eine  neue  und 
ausserordentlich  wichtige  Vergünstigung  war,  finden  sich  doch 
Spuren,  dass  auch  schon  iu  der  früheren  Zeit  hier  und  da  Weseler 
Grossbürger  eine  solche  Eximiruug  für  ihre  Liegenschaften  er- 
streben und  erlangen.  So  befreit  am  12.  Juli  des  Jahres  1272 
Dietrich  genannt  Luf  von  Cieve  9 Hufen  in  der  Nähe  der  Stadt, 
die  Weseler  Patriziern  gehöreu,  von  jeder  Bede;  nur  ein  Huhn 
und  eine  gewisse  Haferabgabe  behält  er  sich  vor.  Und  eben 
dieser  Fall  wird  nicht  vereinzelt  geblieben  sein,  fühlten  sich 
doch  die  Weseler  Geschlechter,  zum  Theil  aus  dem  Landadel 
hei  vorgegangen,  den  Rittern  gleich  an  Rang  und  Ansehen.4) 


')  Lacomblet,  Urkundeubuch,  Hand  3 Nr.  442. 
ä)  Hohler  und  Liesegang  a.  a.  O.  S.  27  ff. 

8)  Auch  setzt  er  sich,  wie  gesagt,  in  Widersprach  zu  seinen  oben 
citirteu  anderen  Acusserungdh,  wie  ich  das  in  meiner  Besprechung  seiner 
Arbeit  (Deutsche  Literaturzeitung  Hand  15  S.  347  ff.  angedeutet  habe,  ohue 
bei  beschränktem  Raum  den  Beweis  dafür  erbringen  zu  können. 

4)  Nos  Theodericus  dictus  Luf  de  Cleve  . . .,  quod  novem  mansos  apud 
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So  ungewöhnlich  war  gleichwohl  die  generelle  Steuerexem- 
tion der  Urkunde  von  1811,  dass  auch  in  der  Folgezeit  die 
clevischen  Amtleute  es  nicht  an  Versuchen  fehlen  lassen,  sie  in 
der  Wirklichkeit  zu  beseitigen.  Darauf  gehen  die  schon  erwähnten 
Beschwerden,  deren  im  Privileg  vom  Jahre  1 3 47  gedacht  wird. 
Hätten  nun  die  anderen  Städte  — oder  doch  die  vornehmeren 
unter  ihnen,  wie  Cleve  und  Kalkar  — damals  schon  das  näm- 
liche Vorrecht  erhalten,  warum  fehlt  darüber  jede  Nachricht 
etwa  in  den  Handfesten  der  Jahre  1347  oder  1368,  die,  wie 
bekannt,  an  Ausführlichkeit  nichts  zu  wünschen  übrig  lassen? 
Nach  diesen  vorläufigen  Erörterungen  empfiehlt  es  sich,  jene 
Notizen  der  uralten  Schatzungen,  die,  wie  schon  bemerkt,  die 
Hauptquelle  sind  für  die  Praxis,  die  jeweilig  in  Bezug  auf  die 
Steuerpflicht  des  Bürgergutes  geübt  wurde,  zu  durchmustern. 

Das  Material  zur  clever  Stenergeschichte,  welches  in  diesem 
Sammelband  vereint  ist,  ist  seiner  Art  nach  dasselbe  im  vier- 
zehnten wie  im  fünfzehnten  Jahrhundert.  Nur  insoweit  freilich 
waltet  ein  Unterschied,  als  die  älteren  Verzeichnisse  sehr  viel 
summarischer  sind  und  nicht  von  erläuternden  Bemerkungen  be- 
gleitet werden.  Die  darin  enthaltenen  Bedelisten  beziehen  sich 
auf  die  Jahre  1384,  1385,  1393,  1395,  1411,  1444,  1461,  1477, 
1484  und  endlich  1519.')  Es  liegen  also  meist  nicht  unbeträcht- 
liche Zwischenräume  zwischen  den  erhaltenen  Jahrgängen,  so 
dass  man  bei  irgend  einer  Neuerung,  die  an  einem  bestimmten 
Zeitpunkt  zuerst  hervortritt,  manchmal  nicht  auf  Jahr  und  Tag 
uachweisen  kann,  wann  sie  zuerst  ins  Leben  getreten  ist.  Das 


Wescle  jacentes,  qui  sunt  nostrorum  civium  de  Wesele  Jordan!  dicti  Rocgen. 
Arnoldi  dicti  Stecke,  Tk.  dicti  Ripi,  Everwini  de  Sevenar,  Henrici  de  Tum, 
Johannis  dicti  Snellar,  Cunradi  dicti  Vilter,  Th.  dicti  super  Velde  et  Cristine 
relicte  Luzonis  dicti  super  Hontem  liberos  et  quietos  ab  omni  impetitione 
et  exquisitione  alicujus  rei  in  perpetuum  dimittimus  snb  tali  conditione, 
quod  nobis  et  nostris  heredibus  dicti  civos  nostri  singulis  annis  ipsi  et  eorum 
keredes  semper  in  festo  beati  Lamberti  de  quolibet  manso  unum  modium 
avene  et  unum  pullum  persolvaut  . . . Datum  anno  domini  ...  in  vigilia 
Margarete.  Or.  Porg.  im  St.  zu  D.,  Stadt  Wesel  Nr.  7. 

*)  Hiermit  ist  indessen  der  ungemein  reiche  Inhalt  nicht  crschiipft;  so 
findet  sich  z.  B auf  Bl.  58  ff.  ein  Verzeichuiss  der  Steuereinnahmen  der 
Hetter,  Bl.  63  ein  solches  des  Landes  Aspel,  Bl.  174  wieder  eines  der 
Hetter  et«. 
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gilt  nun  vor  allem  auch  in  Bezug  auf  die  Notizen  über  Steuer- 
exemtionen. Die  finden  sich  in  den  uralten  Schatzungen  zum 
ersten  male  hinter  dem  Einnahmeverzeichniss  des  Jahres  1 4 1 1 ; 
aber  wer  möchte  unter  solchen  Umständen  glauben,  dass  über- 
haupt damals  erst  Steuerbefreiungen  stattgefunden  hätten  oder 
angemerkt  worden  seien! 

Da  werden  nun  vor  allem  die  wenigen  Besitzungen  Weseler 
Bürger,  die  in  das  Gebiet  des  Landdrostenamtes  Cleve  hinein- 
ragen, sorgfältig  gebucht.  Das  geschieht  doch  ohne  Frage, 
weil  man  sich  ihrer  Schatzfreiheit  bewusst  war.  Ferner  findet 
sich  dort  ein  Verzeichniss  des  Pfandbesitzes  clevischer  Bürger; 
offenbar  schon  herübergenommen  aus  einem  älteren  Steuerregister.1) 
Darüber  steht  als  Ueberschrift:  Dit  is  der  borgher  aelde  guet 
tot  Cleve.  Hinter  jedem  Stück  wird  der  Steuerbetrug  angegeben , 
ob  der  indessen  diesmal  bezahlt  worden  ist  oder  nicht,  ob  ferner 
ein  ganzer  oder  theilweiser  Erlass  der  schattinge  vom  alten 
Bürgergut  gewährt  wird,  darüber  wird  nichts  Näheres  angegeben. 
Dennoch  wird  man  auch  nach  diesen  Mittheilungen  schon  sagen 
dürfen,  dass  die  Frage,  ob  das  Bürgergut  der  Stadt  Cleve  die 
ordentliche  Steuer  zu  leisten  habe  oder  nicht,  damals  schon 
ernstlich  erwogen  worden  war.  Denn  wenn  das  nicht  der  Fall 
gewesen  wäre,  weswegen  wurde  jenes  Verzeichniss  überhaupt 
aus  der  Hauptsteuerliste  herausgenommen  und  unter  die  Kategorie 
der  Liegenschaften  gestellt,  deren  volle  Steuerpflicht  zweifelhaft 
war!  Und  weiter.  Wenn  in  der  Ueberschrift  bemerkt  wird, 


')  A.  a.  0.  Bl.  193; 

Item  Jaus  gnet  vau  Eylswich  tot  Kyueren. 
It.  Bertrics  guet  vau  deer  Noync  l qr. 

It.  Stien  Cleyu  Jans  erve  1 '/,  seilt. 

It.  liern  Frederic  Heymerix  erve  1 */«  seilt. 
It.  Belken  Bottermaus  erve  3 seilt. 

It.  Heynrix  erve  van  den  Bleke  1 seilt. 

It.  Ileuneken  Rolofs  erve  1 seilt. 

It.  Ott.  Veginons  erve  1 seilt. 

It.  lleynric  Hussels  erve  1 seilt. 

It.  Hil  Vedellers  guet  1 seilt. 

It.  Gese  Aybkeus  guet  1 qr. 

It.  Yngelbcrts  vau  den  Beet  1 qr. 

It.  meister  Jacobs  etc.  qr. 
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dass  das  Verzeichniss  das  alte  Bürgergut  enthalte,  so  setzt 
das  voraus,  dass  vom  steuertechnischen  Standpunkte  aus  bereits 
ein  Unterschied  gemacht  wurde  zwischen  sogenannten  alten 
nnd  neuen  Bürgergütern.  Und  worin  kann  der  wohl  bestanden 
haben,  wenn  nicht,  um  es  vorsichtig  auszudrücken,  in  der  ge- 
ringeren Steuerpflicht  jener  und  der  höheren  dieser?  Daher  wird 
man  lediglich  aus  den  Thatsachen,  die  das  Verzeichniss  an  die 
Hand  giebt,  schliessen  dürfen,  dass  zum  mindesten  bereits  im 
Jahre  1411  einer  Stadt  von  Cleves  Bedeutung  wenigstens  aus- 
nahmsweise und  für  einen  Theil  des  Bürgergutes  die  Vergünsti- 
gung Wesels  gewährt  wurde.1)  Wem  diese  Folgerungen  zu 
weitgehend  erscheinen,  der  lässt  sich  vielleicht  durch  die  Nach- 
richten überzeugen,  die  die  uralten  Schatzungen  zum  Jahre  1444 
bieten. 

Diesmal  beziehen  sich  die  Notizen  über  das  Bürgergut  und 
seine  Steuerexemtion  lediglich  auf  Kalkar  und  zwar  — w-as 
besonders  lehrreich  ist  — nicht  auf  das  alte,  sondern  auf  das 
neue  Bürgergut  dieser  Stadt  (Bl.  243  ff.).  Die  Liste  entspricht 
in  ihrer  äusseren  Anordnung  völlig  der  uns  schon  bekannten 
Clever  vom  Jahre  1411.  Stück  für  Stück  wird  aufgeführt  mit- 
sammt  dem  Eigentümer,  dahinter  steht  dann  der  Steuerbetrag, 
der  seit  Alters  darauf  lastet.  Darunter  findet  sich  nun  auch  zum 
Glück  eine  Notiz,  die  darüber  keinen  Zweifel  lässt,  was  der 
Schreiber  damit  bezweckt,  wenn  er  das  Bürgergut  einer  Stadt 
aus  der  Hauptsteuerliste  herausnimmt:  Item  h.vrvan  — so  heisst 
es  in  dem  Hauptverzeichniss  bei  der  Aufführung  der  Einnahmen  des 
Steueramts  Altkalkar  — verliet  myn  here  hertouch  Aloff  den  bor- 
geren  van  Kalker  gebieten  der  nyerburger  erve  LXXII  schil. 
,XI  kr.,  op  dat  sy  die  huisser  an  dem  märet,  dair  men  dat 
raithus  setten  solde,  aflbreken.  — 

Aus  diesen  beiden  vereinzelten  Notizen  geht  zweierlei  hervor. 
Auch  im  Jahre  1444  ist  der  Erlass  des  gesummten  Betrages 

')  Da  der  Gegensatz  zwischen  altem  und  nenein  Bürgergut  offenbar 
nicht  1411  zum  ersten  male  gemacht  wird,  müssen  schon  in  früherer  Zeit 
alle  möglichen  Verhandlungen  gepflogen  worden  sein,  deren  Krgebniss  es 
war,  dass  dem  alten,  d.  h.  dem  bis  zu  einem  gewissen  Termin,  über  den 
man  sich  geeinigt  haben  wird,  erworbenen  Landbesitz  der  Anspruch  auf  ein 
höheres  Anrecht  auf  Steuerbefreiung  zugestanden  wurde,  l'eber  den  Zeit- 
punkt vergl.  meine  Yermuthung  bei  Köhler  und  Liesegang  a.  a.  0.  S.  34 ff. 
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der  Steuern  vom  Bürgergut  für  die  hervorragendsten  Städte  des 
Territoriums  — immer  abgesehen  von  Wesel  — noch  etwas 
eben  so  ungewöhnliches  wie  1411.  Zweitens  aber  möchte  man 
annehmen,  dass  allerdings  die  Exemtion  wenigstens  des  alten 
Bürgergutes  in  der  Zwischenzeit  Fortschritte  gemacht  hat.  Denn 
dass  etwa  im  Jahre  1444  nur  das  alte  Bürgergut  — über  das 
eine  besondere  Notiz  nicht  vorliegt  — gezahlt  habe,  aber  nicht 
das  neue,  wird  Niemand,  der  die  Entstehung  des  Unterschiedes 
im  Auge  behält,  behaupten  wollen.  Sehr  viel  näher  liegt 
der  Schluss,  dass  das  sogenannte  alte  Bürgergut  (also  die  Er- 
werbungen von  Liegenschaften  bis  zu  einem  gewissen  durch 
Vertrag  festgelegten  Zeitpunkt)  bereits  dauernd  eximirt  gewesen 
sei,  so  dass  von  ihm  in  jenen  Bemerkungen  über  steuerfreie 
Grundstücke  füglich  nicht  mehr  die  Rede  zu  sein  brauchte. 
Wichtig  aber  ist  vor  allem  die  nunmehr  sichere  Thatsache,  dass, 
wie  in  Cleve,  so  auch  in  Kalkar  jener  Gegensatz  zwischen 
alten  und  neuen  Bürgergütern  längst  durchgedrungen  ist.  Daraus 
ergiebt  sich,  dass  der  Landesherr  nicht  allein  mit  Cleve,  sondern 
wohl  überhaupt  mit  den  Hauptstädten  insgemein,  jedenfalls  aber 
mit  Kalkar,  über  eine  theilweise  Befreiung  des  Bürgergutes  ver- 
handelt hat;  Abmachungen,  über  die,  von  den  eben  besprochenen 
Notizen  abgesehen,  keine  Kunde  auf  nns  gekommen  ist!  Die 
beiden  folgenden  .Steuerlisten  der  Jahre  1 4t>  1 und  1477  enthalten, 
obwohl  sie  sonst  in  alter  Art  ausführliche  Notizen  über  Steuer- 
exemtionen und  dergleichen  bieten,  nichts  über  das  Bürgergut. 
Das  ist  in  der  That  auffällig  und  man  wäre  in  Verlegenheit, 
wenn  man  aus  diesem  Einzelfaktum  einen  Schluss  ziehen  wollte. 
Da  aber,  wie  später  zu  zeigen  sein  wird,  anderweitige  Nach- 
richten erkennen  lassen,  dass  zum  mindesten  die  grösseren  Städte 
in  der  Zwischenzeit  ihres  Anspruchs  auf  theilweise  Steuerexemtion 
nicht  verlustig  gegangen  sind,  wird  man  annehmen  dürfen,  dass 
das  Fehlen  aller  Nachrichten  jedenfalls  nicht  auf  eine  völlige 
Beseitigung  des  Vorrechts  zurückzuführen  ist. 

Diese  Vermuthung  liegt  nämlich  nah,  wenn  man  die  Notizen 
zur  nächsten  Bedeliste  vom  Jahre  14*4  ins  Auge  fasst.  Die 
veränderte  Stellungnahme  des  Landesherrn  dem  Anspruch  auf 
Steuerexemtion  des  Bürgergutes  gegenüber,  die  nunmehr  unver- 
kennbar hervortritt,  ist  vielmehr  neu,  sie  war  weder  14(51  noch 
1477  vorhanden. 
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Aus  den  früheren  Mittheilungen  wissen  wir  nun  aber,  dass 
1484  auch  eine  ausserordentliche  Bede  erhoben  wurde,  für  deren 
Repartition  die  alten  stenertechnischen  Vorschriften  erneuert 
und  wohl  auch  in  diesem  oder  jenem  Punkte  zeitgemäss  ergänzt 
werden  mochten  (S.  383).  Da  ist  es  nun  besonders  interessant,  dass 
es  möglich  ist,  aus  den  uralten  Schatzungen  festznstellen,  wie  die 
Unterthanen,  die  nicht  privilegirt  waren  — die  zur  ordentlichen 
direkten  Steuer  verpflichteten  Bewohner  des  platten  Landes  — , 
bei  dieser  landständischen  Bewilligung  gefahren  sind.  Allem 
Anschein  nach  begnügte  man  sich  ihnen  gegenüber  mit  einer 
Erhöhung  des  gewöhnlichen  jährlichen  Bedebetrages  um  die 
Hälfte.1)  Nur  bei  dem  Bürgergut  musste  der  Zuschlag  Bedenken 
unterliegen.  Weniger  vielleicht  wegen  der  von  manchen  Städten 
beanspruchten  prinzipiellen  Steuerexemtion,  sondern  wegen  der 
Doppelbesteuerung,  die  dadurch  gerade  für  die  angesehensten 
und  einflussreichsten  Einwohner  der  Städte  herbeigeführt  worden 
wäre.2)  Die  Bürgermeister  werden  nicht  verfehlt  haben,  ihre 
Zustimmung  zu  einer  Bede  zu  verweigern,  wenn  ihnen  in  einer 
so  wichtigen  Sache  nicht  entgegengekommen  werde.3)  Und  dieses 
Entgegenkommen  besteht  nun  offenbar  darin,  dass  fiir  das  Bürger- 


*)  A.  a.  0.  131.  427:  Summa  aummarum  der  alingher  hede  nae  den  ge- 
woeutlicken  aclmttinge  tot  myns  gnedigen  heren  deele  facit  1493  aide  scbilde, 
soe  dan  sulx  Otto  van  Hetteracheit  dairnyt  toe  boeren  pleegh,  un  myn  gne- 
dighe  kere  boiren  aall  . . . Soe  dan  noch  dese  bede  boven  der  alder 
gewoentlicken  achattiugbe  den  derden  pcnnynck  gehoecht  ia, 
facit  rnytten  derden  pennynck  taamen  2269  aide  acbilde  8’/,  quar. 

a)  Bei  jenen  oben  beaprochenen  erregten  Besprechungen  zwischen  Em- 
merich und  dem  Herzog  im  Jahre  1449  macht  die  Stadt  schliesslich  ihre 
Bewilligung  zu  der  ausserordentlichen  Steuer  davon  abhängig,  dass  myt  deer 
selver  synre  genaden  beden  iud  gheven  der  atat  van  Emrick  oir  Privilegien 
ind  vriheit,  nyet  gehyndert  noch  gekrenckt  wesen  ensnllen  ...  Ind  oick 
(sollen  syn  genaden)  affdoen  sulck  achattinge  as  den  bürgeren  van 
Emrick  affgenaraen  off  gheeyachet  is  van  oren  erve  in  den 
laude  van  Cleve. 

3)  A.  a.  0.  Bl.  428:  Item  hevet  myn  genedige  here  overmyds  aynre 
gnedcu  brieve  ind  bevole  tot  descr  tyt  sommygen  deser  beden  geheel  ind 
aommygen  synen  steden  ind  anderen  den  darden  pennynck  dairvan  verlaeten, 
ind  hebn  oick  deels  guede  vryheit,  dairvan  men  nyet  to  boeren  enpleghe,  ind 
syn  nu  oick  ongeboirt  bleven.  Die  Anschauung,  als  ob  der  Erlass  einseitig 
durch  den  Heim  geschehen  sei,  ist  natürlich  die  Auffassung  des  landes- 
herrlichen Rentmeisters. 
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gut  jene  Erhöhung  der  ordentlichen  direkten  Steuer  nicht  gelten 
soll.  Das  wurde  in  der  Praxis  so  gebandhabt,  dass  hinter  dem 
Hauptsteuerverzeichnisse  besondere  Berechnungen  hinsichtlich 
der  Bürgergüter  angestellt  werden.  Die  Summe,  die  sie  geben 
müssten,  falls  sie  zum  ganzen  Betrage  verpflichtet  wären,  wird 
auch  bei  ihnen  verzeichnet.  Von  der  also  berechneten  Summe 
wird  ein  Drittel  abgezogen,  so  dass  der  alte  normale  Satz  heraus- 
kommt, der  in  alten  Zeiten,  als  die  betreffenden  Liegenschaften 
noch  nicht  Bürgergut  waren,  jährlich  als  Bede  geleistet  werden 
musste.1)  Bei  diesem  Anlass  erhält  man  nun  zum  ersten  mal 
einen  Ueberblick  über  den  gewaltigen  Gesammtbestand  jener 
Gütermassen  im  Landdrostenamt  Cleve.  Namentlich  die  Bürger 
von  Kalkar  und  Emmerich,  aber  auch  die  von  Cleve  und  Xanten 
und  endlich  die  der  kleineren  Städte,  wie  Goch,  Üdem  und  Sons- 
beck, sind  im  Besitz  einer  unendlichen  Reihe  von  Bauernhöfen 
und  Tagelöhnerstellen. 

Zweierlei  fällt  nun  besonders  auf  an  diesen  Notizen  aus 
dem  Jahre  1484:  Wie  einmal  der  Vorzug  des  alten  Bürgere  Utes 
vor  dem  neuen,  so  scheint  andrerseits  auch  die  Sonderstellung 
von  Städten  wie  Cleve,  Kalkar  und  Emmerich  verschwunden 
oder  jedenfalls  unberücksichtigt  geblieben  zu  sein. 

In  allen  diesen  Beziehungen  aber  ist  offenbar  die  vorliegende 
Schatzung  nicht  das  Endergebnis  der  Entwicklung.  Das  lehrt 
z.  B.  schon  eine  Aufzeichnung,  die  das  Catastrum  primum  zum 
Jahre  1501  macht  (Bl.  73):  Anuo  1501  is  ein  schatting  gesait 
durch  den  lande  van  Cleve  ufl'  den  gemeinen  underdaneu  und 
den  erffguden;  doch  der  stetten  guder  und  etliche  der  geistlichen 
guter  solcher  schating  verlaten.  Es  scheint  hiernach  so,  als 
ob  die  Steuer,  von  der  die  Rede  ist,  eine  ordentliche  gewesen 
sei.  Jedenfalls  aber  handelt  cs  sich  um  eine  solche  im  Jahre 
1519,  in  dem  letzten  Steuerverzeicliniss,  das  die  „uralten  Schatz- 
ungen'4 bieten. 

Da  finden  sich  dann  wieder  im  Anhang  einige,  wenn  auch 
nicht  eben  zahlreiche,  Bemerkungen  über  die  Exemtion  von 
Bürgergut.  So  heisst  es  z.  B.  (Bl.  503)  bei  der  Aufzählung 

*)  Die  Schlussformel  der  Bereclmungeu  lautet  fast  durchweg,  nachdem 
festgestellt  ist,  auf  welchen  Betrag  sich  der  erhöhte  Satz  für  eine  Reihe  von 
Grundstücken  belaufen  würde:  Hiervan  beloipt  die  darde  pemiinck,  so  dat 
vurscreven  sonder  liogen  ateet,  den  men  körten  sali  . . . 
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der  Einkünfte  des  Bezirkes  Cleverhamm  und  Kellen:  Item 
noch  eyn  aldt  burger  guet,  daer  Rutger  van  Wehei  up  to 
woenen  placli  ind  nye  van  geboert;  ind  is  gesät  l*/t  qr. 
Und  ähnlich  lautet  eine  andere  Notiz  (Bl.  504):  Item  to 
Quaelborch  sint  deels  aide  bürgere  guedere,  die  ter  lester  ind 
oick  ander  schattinge  nyet  tgeven  plegenn,  als  Jan  Starre  van 
Kranen  erff  Nil  alb.,  Beerndt  van  den  Sandts  erff  VI  alb.  etc.1) 
Es  folgen  andere  Nachrichten,  namentlich  solche  die  Emmerich 
betreffen.  So  z.  B.  (Bl.  504):  Item  Emericker  erve,  dat  di 
van  Emerick  van  mynen  gned.  lieren  fry  gekocht  heben.  Oder 
(Bl.  507):  Item  in  desen  ampt  Hevdunxwardt  aen  myne  gene- 
digen  lieven  heren  schatfry  ind  dienstfry  beleent  hebn.  Be- 
sondere Beachtung  aber  verdient  eine  Bemerkung  Uber  das 
Gut  eines  Wcseler  Bürgers  (Bl.  516):  Item  seeght  Derick 
Ketgenn,  woe  dat  die  van  Wesel  Privilegien  hebn  solden,  wie  syn 
guedere  aldaer  uytter  stadt  selffs  bouwet,  schatfry  syn  solden. 

Aus  diesen  Mittheilungen  geht  hervor,  dass  der  Unterschied 
zwischen  altem  und  neuem  Bürgergut  doch  nicht  so  völlig  auf- 
gehört hat,  wie  man  leicht  aus  den  Notizen  zu  1481  schliessen 
könnte.  Ferner  aber  drängt  sich  die  Ueberzeugung  auf,  dass 
eine  wirklich  einheitliche  Regelung  noch  immer  nicht  stattge- 
funden hat,  dass  vielmehr  nach  wie  vor  Sonderabmachnngen  von 
Fall  zu  Fall  getroffen  worden  sind. 

Wie  unsicher  der  Recbtszustand  in  der  Beziehung  war, 
bestätigen  nun  auch  die  sonstigen  Quellen;  sogar  die,  welche 
sich  auf  Wesel  beziehen.  Und  eben  bei  dieser  Stadt  sollte  mau 
doch  in  Folge  jener  beiden  Privilegien  (1311  und  1347)  am 
ehesten  ein  ausgesprochenes  System  erwarten.  Die  lauten 
Klagen,  die  die  Stadt  1347  über  Verletzung  ihres  Sonderrechts 
führte,  sind,  wie  nicht  die  ersten,  so  gewiss  nicht  die  letzten 
gewesen.  Ein  Gutachten  Kölnischer  Juristen,  das,  wie  ich 
nachgewiesen  habe,  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  ganz  in  den 
Anfang  des  15.  Jahrhunderts  zu  setzen  ist,  bringt  darüber 
wichtige  Nachrichten.-)  Daraus  erfährt  man,  dass  allerdings 
nach  Ausstellung  des  Privilegs  vom  Jahre  1347  die  Weseler 

')  Vergl.  ferner  Bl.  500:  Item  kumpt  hier  tkorten  van  alten  bürgeren 
guederen  gelix  in  den  schatbueck  vnr  desein  oick  gegeven  ind  gekoirt  worden 
syu  5 schilt  S1, , stuver. 

ä)  Meine  Bemerkungen  bei  Liosegang  und  Köhler  a.  a.  O.  S.  3t. 
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über  vierzig  Jahre  mit  Forderungen  in  Bezug  auf  das  Bürger- 
gut  verschont  geblieben  sind.  Dann  aber  unter  der  Regierung 
des  ersten  Herzogs  entbrannte  der  alte  Zwist  um  so  kräftiger. 
Die  Verfasser  des  Gutachtens  stellen  sich  mit  Recht  durchaus 
auf  die  Seite  der  Stadt  und  ohne  Zweifel  hat  ihr  Spruch  die 
Position  dieser  dem  Landesherrn  gegenüber  verstärkt.  Gleich- 
wohl enthalten  sich  die  Amtleute  auch  in  der  Folgezeit  nicht 
ganz  solcher  willkürlichen  Erpressungen.  Sogar  in  der  Notli 
des  Soester  Krieges,  als  der  Jungherzog  vornehmlich  auf  den 
guten  Willen  der  streitbaren  Weseler  Bürgerschaft  angewiesen 
ist,  verstummen  die  Klagen  über  derartige  Uebergrifle  nicht.1) 

Um  endlich  noch  ein  Beispiel  aus  jüngerer  Zeit  anzuführen, 
beim  Regierungsantritt  Johanns  III.  im  Jahre  1522  ergehen 
sich  die  Vertreter  der  Stadt  in  Beschwerden  über  die  unge- 
wöhnlichen Dienste  der  Hausleute  auf  dem  platten  Lande;  sie 
würdeu  über  den  Inhalt  der  Rollen  Herzog  Adolfs  hinaus  belästigt, 
während  doch  der  Stadt  Privilegien  offenbar  vermeldeten,  dass 
der  Bürger  Güter  und  die  der  Hausleute  gefreiet  sein  sollen 
wie  die  der  Ritter  und  Knappen.2) 

Damit  steht  es  in  Uebereinstimmung,  dass  bei  der  Erwer- 
bung von  Liegenschaften  auf  dem  platten  Lande  den  Weseler 
Bürgern  meist  nur  gegen  Uebernahme  gewisser  Verpflichtungen 
Steuerfreiheit  zugestanden  wird. 

Wenigstens  auf  einen  Fall  der  Art  aus  dem  Jahre  1447  will 
ich  hier  eingehen.  Der  Weseler  Schöffe  Johan  uppen  Dyck 
streckt  dem  Jungherzog  Johann  von  Cleve  100  Gulden  vor.  Bis 
zu  dem  Zeitpunkt  der  Rückzahlung  soll  dafür  der  Hof  — in  der 
Nähe  von  Wesel  gelegen  — , den  der  Schuldner  dem  Gläubiger  ver- 
pachtet hat,  frei  sein  van  alre  schattinge  ind  van  allen  dienst:  also 
dat  Maes  van  Joekeren,  Naelken  syn  wyff  vurscreven  ind  alle  oire 
nakomelinge,  die  dan  in  der  tyt  den  vurscreven  hoff  toe  Joe- 
keren van  Johan  uppen  Dyck  vurscreven  off  van  synen  erven 


')  Stadtrechn.  vom  Jahre  1446:  It.  des  neisten  dages  na  cruysdage 
(Mai  4)  ginck  Dravenac  toe  Dinslaken  an  nnsen  genedigen  juncher  myt 
enen  brieve,  umb  dat  unser  burger  guede  myt  ommetcliken  lesteliken  dienste 
baven  der  bavelude  guede  besweert  worden  . . . 

2)  Vergl.  die  Mittbeilungen  bei  Bouterwek,  Drei  Huldigungstage 
der  Stadt  Wesel  in  Zeitschrift  des  Bergischen  Gescbichtsvereins,  Band  2 
S.  127.  — Gemeint  ist  ohne  Zwoifel  der  schon  (S.  265)  erwähnte  Dienstbrief. 
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onder  liedn  ind  besetcn,  denselven  hoff  liailden  ind  liebn  soilen 
schatvry  ind  dienstvry  van  alre  schattinge  ind  van  allen  dienst, 
nyet  dairiu  uitgescheiden.1) 

Vermntblicb  handelt  es  sich  im  vorliegenden  Falle  nicht  um 
ein  Rittergut  oder  dergleichen,  denn  sonst  hätte  es  einer  Be- 
freiung von  dem  Schatz  doch  kaum  bedurft,  sondern  wohl  um 
einen  ansehnlichen  Bauernhof.2)  Man  könnte  meinen,  dass,  wie 
die  oben  mitgetheilte  Notiz  (S.  41 1)  aus  den  uralten  Schatzungen  vom 
Jahre  151!)  andeutet,  die  Steuerfreiheit  des  Bürgergutes  habe 
nur  dann  bestanden,  wenn  der  Eigentümer  seinen  Grundbesitz 
selbst  bewirtschaftet  habe.  Das  aber  wäre  doch  nur  in  weni- 
gen Fällen  möglich  gewesen  und  war  gewiss  nicht  der  Sinn 
jener  generellen  befreienden  Privilegien.  Wie  dem  nun  auch 
sein  möge,  das  eben  besprochene  Beispiel  zeigt  deutlich,  dass 
die  Steuerfreiheit  des  Bürgerguts  sogar  bei  Weseler  Bürgern 
nicht  über  allem  Zweifel  erhaben  war.  Zu  demselben  Ergeb- 
nis kommt  auch  Rein  hold  auf  Grund  seiner  Durchsicht  der 
Stadtrechnungen  und  Rathsprotokolle.  Die  Versuche  der  Be- 
steuerung des  Bürgergutes  sind  der  häufigste  Anlass  zu  Streitig- 
keiten zwischen  der  Stadt  Wesel  und  dem  Landesherrn.  Immer 


')  Im  St.  zu  D.,  Cleve-llark,  A II  Chartularien  7 Bl.  138:  Gegeven 
io  den  jair  onss  heren  MIIII«XLVIII  op  den  neisten  vrydach  nae  sunte 
Agathen  dach  der  heiligen  junefrouwen  (10.  Februar). 

2)  Ein  ähnlicher  B'all  mit  der  Schutzpllicht  eines  Biirgerguts  ist  vom 
selben  Jahre.  In  einem  Vertrage  vom  20.  August  verspricht  Claes  Ver- 
muetken  Bürger  in  Wesel  dem  Jungherzog  zum  Schutz  des  Landes  (onsen 
lande  mede  to  beschudden)  auf  aeiuem  Gut  geheissen  .tot  Vuedereyck“  im 
Kirchspiel  Uamminkeln  einen  festen  und  guten  Bergfried  zu  unterhalten, 
der  mit  zwei  Donnerbüchsen  und  eben  so  vielen  Armbrusteu  bewehrt  sein 
soll.  So  bekennen  wy  (Johan)  — so  heisst  es  weiter  — myt  desen  brieve 
voir  ons,  onse  erven  ind  nakomelinge,  dat  wy  dairumb  Claes  vurscreven  ind 
synen  erven  dat  selve  guet  tot  Vudereyck,  as  dat  nu  op  datum  dies  briefes 
myt  synre  tobehoere  in  onsen  kirspel  vurscreven  gelegen  ind  Claes  vurscreven 
tohoerende  is  ind  dieghene,  die  dat  so  bewonen  van  alre  schattingen  ind 
dienst  myt  getouwe  ons,  onsen  erven  ind  nakomelingen,  amptluden  ind  dienren 
to  geven  ind  to  doen,  teil  ewigen  tyden  gevriet  hebn  ind  vryen  myt  desen 
brieve  onbelastet  dairvan  te  blyven  myt  sulcken  voirwarden,  off  sie  dat 
berghfrede  myt  sulcken  gereischap  as  vurscreven  Btcyt  to  enygor  tyt  nyet 
enhielden  noch  enwairden,  dat  dese  vryheit  van  der  schattingen  ind  dienste 
vurscreven  dairomb  dan  aff  ind  weder  to  nyet  wesen  solde.  Im  St.  z.  D., 
Cleve-Mark,  A II  Chartularien  Nr.  7 Bl  166. 
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und  immer  wieder  versucht  man  diese  Liegenschaften  zur 
Schatzung  heranzuziehen.  Alsbald  setzt  sich  die  Bürgerschaft 
zur  Wehr,  Boten  gehen  hin  und  her.  „Das  Ende  ist  dann  ge- 
wöhnlich, dass  der  Graf  das  städtische  Recht  anerkennt  und  es 
nicht  wieder  zu  verletzen  verspricht,  aber  ohne  den  geschätzten 
Bürgern  Schadenersatz  zu  leisten.“1) 

War  dergestalt  nicht  einmal  die  mächtigste  Stadt  des 
Territoriums,  obwohl  sie  sich  auf  gute  Privilegien  stützen  konnte, 
im  Stande,  die  Steuerexemtion  des  Bürgergutes  im  ganzen  Um- 
fang aufrecht  zu  erhalten,  so  ist  damit  schon  bewiesen,  dass 
Haeftens  Behauptung  die  grösseren  clevischcn  Städte  hätten 
sich  durchgehend  dieser  Bevorzugung  erfreut,  schlechterdings 
nicht  haltbar  ist. 

Der  Gang  der  Entwicklung  scheint  vielmehr  der  gewesen 
zu  sein,  dass  Städte  wie  Cleve,  Emmerich  und  Kalkar  im  besten 
Zuge  waren,  jenes  Sondervorrecht  zu  erwerben,  bis  sie  auf  ein- 
mal auf  unüberwindliche  Schwierigkeiten  stiessen,  die  wohl  zu- 
meist der  richtigen  Erkenntniss  entsprangen,  dass,  wenn  ihnen 
erst  Privilegien  der  Art  zugestanden  würden,  sie  auch  den 
kleineren  Städten  nicht  verweigert  werden  könnten.  Die  Folge 
wäre  dann  gewesen,  dass  die  Grundlage  des  alten  Steuersystems 
noch  eher  und  bedenklicher  ins  Wanken  gekommen  wäre,  als 
es  schon  so  wie  so  geschah.  So  freigiebig  also  Herzog  Johann  I. 
den  Städten  gegenüber  in  der  Preisgebung  seiner  Rechte  auch 
war,  zu  einer  ausdrücklichen  Verleihung  der  Steuerexemtion 
des  Bürgergutes  hat  er  sich  dennoch  nicht  verstanden.  Wohl 
aber  scheint  er  in  Befreiungen  von  Fall  zu  Fall  den  Be- 
strebungen der  mächtigeren  Städte  recht  weit  entgegen  gekom- 
men zu  sein.  — In  dieser  meiner  Auffassung  werde  ich  übrigens 
bestärkt  durch  eine  undatirte  Aufzeichnung  aus  dem  Kalkarer 
Stadtarchiv,  die  vermuthlich  in  die  Zeit  unmittelbar  nach  seinem 
Tode  fällt.'2) 

Damals,  vielleicht  im  Jahre  1484,  scheint  Johann  II.  noch- 

')  Rein  hold,  Verfassungsgeschichte  Wesels  im  Mittelalter  S.  44. 
Auch  diese  treffliche  Darstellung  ist  Niep  mann  a.  a.  0.  entgangen. 

a)  Wolff,  Geschichte  der  Stadt,  Galcar,  S.  146  Nr.  CO,  der,  was  der 
Schrift  nach  unmöglich  ist,  die  fragliche  Handschrift  „c.  1420*  entstanden 
sein  lässt. 
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mals  den  Versuch  gemacht  zu  haben,  die  Steuerfreiheit  des 
Bürgergutes  im  Prinzip  zu  beseitigen.  Jedenfalls  lässt  nun 
das  Schriftstück  mit  Sicherheit  erkennen,  wie  thatsächlich  Nie- 
mand genau  angeben  konnte,  was  in  der  Beziehung  Rechtens 
sei.  Und  eine  solche  Unsicherheit  herrscht,  obwohl  aufSeiten 
der  Stadt  sich  durchaus  nicht  die  Absicht  geltend  macht,  die 
Rechte  des  Landesherrn  willkübrlich  zu  verkürzen.1) 

Da  die  Aufzeichnung  — abgesehen  von  der  Weseler  Ueber- 
lieferung  — die  einzige  Quelle  für  die  Auffassung  der  Streit- 
frage vom  Standpunkt  der  Bürger  aus  ist,  verdient  sie  ganz 
besondere  Beachtnng. 

Als  der  Herzog  — wie  schon  gesagt,  möglicher  Weise  im 
Jahre  1484  — von  den  Bürgergütern  eine  ordentliche  direkteSteuer 
erheben  will,  gerätli  die  Stadt  Kalkar  in  begreifliche  Aufregung.2) 
Für  und  wider  wird  mit  Lebhaftigkeit  gestritten,  und  für  eine 
ganze  Reihe  von  Ansichten  werden  diese  und  jene  mehr  oder 
weniger  überzeugenden  Gründe  angeführt.  Wie  es  scheint,  hat 
die  Meinung  die  meisten  Anhänger,  der  zur  Folge  einfach  der 
Satz  der  alten  Privilegien  entscheidend  ist,  dass  die  Bürger 
überhaupt  lediglich  in  jenen  beiden  alten  Bedefällen  auch  für 
das  Bürgergut  abgabepflichtig  seien.  Aus  dieser  Bestimmung 
gehe  hervor,  dass  alle  Erwerbungen  auf  dem  platten  Lande, 
also  alles  sogenannte  Bürgergut,  unbedingt  und  ausnahmslos, 
eximirt  seien.'1)  Gegen  solche  Argumentation  wenden  nun  an- 
dere — und  wie  man  wird  sagen  dürfen  — besonnene  Elemente 


')  Abschrift  im  Lagerbuch  (1er  Stadt  Kalkar,  S.  44  ff. 
a)  In  die  letzten  Jahrzehnte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  verweist 
auch  der  Charakter  der  Handschrift.  Im  Uebrigen  ist  es  nur  von  sekundärer 
Bedeutung,  wann  dieser  Streitfall  zwischen  Kalkar  und  dem  Landesherrn 
ausgefochten  worden  ist. 

8)  Soe  dan  van  wegen  des  hoigebaeren  fürsten  hertougen  van  Cleve  . . . 
schattinge  gesät  is  op  guede  der  burger  van  Kalker  baven  inhalt  der  Privi- 
legien . . . ind  want  allet  des  men  van  rechts  wegen  nyet  sculdich  en  is 
ontthemelick  ind  onwesselick  schynet  to  wesen,  segn  sommigen,  dat  die  van 
Kalker  angesien  inhalt  der  Privilegien  . . . van  rechte  wegen  nyet  sculdich 
ensyn  (lese  vursereven  schattinge  van  oiren  gueden  buyten  Kalker  to  gheven, 
want  die  vursereven  hoigeboiren  fürste  ind  syue  vurvaderen  die  Privilegien 
beuaidt,  ind  continniert  ind  die  vursereven  stat  ind  bürgere  van  Kalker 
dairin  gehalden  ind  berosten  hebu  laten  desen  daige  toe. 
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ein,  dass  höchstens  die  Exemtion  der  alten  Bürgergüter  durch 
jene  Bestimmung  der  Privilegien  erwiesen  werde.  Von  dieser 
Kategorie  des  Bürgcrgutos  nimmt  man  nämlich  — und  gerade  das 
ist  lehrreich  für  die  Auffassung  jener  Zeit  von  den  Rechtsver- 
hältnissen der  Vergangenheit  — an,  dass  es  schon  im  Besitz 
der  Bürger  gewesen  sei,  als  die  Privilegienverleihung  erfolgte. 
Im  Übrigen  sei  zwar  durch  die  Handfesten  den  Bürgern  per- 
sönliche Freiheit,  aber  keineswegs  allgemeine  Befreiung  ihres 
Landbesitzes  von  der  Schatzung  zugestanden.1) 

Eine  so  wohlerwogene  Beweisführung  gilt  nun  wieder  an- 
deren für  gänzlich  verfehlt.  Nur  Eigenleute  seien  verpflichtet,  von 
ihrem  Leibe  zu  steuern,  jedermann  sonst  steuere  von  seinem  Gute. 
Da  nun  die  Bürger  von  Kalkar  nicht  eigenhörig  sondern 
frei  seien,  wie  klärlieh  aus  den  Privilegien  hervorgehe,  so  könnte 
die  in  diesen  zugestandene  Steuerfreiheit  sich  nur  auf  ihr  Gut 
und  nicht,  wie  jene  anderen  behaupteten,  auf  ihre  Person  be- 
ziehen.2) Wolle  man  trotzdem  das  Biirgergnt  steuerpflichtig 
machen,  so  sei  das  einfach  gegen  den  Sinn  der  Handfeste,  als 
welche  ausdrücklich  verbiete,  dass  man  zu  unlauteren  Mitteln 
seine  Zuflucht  nehme,  um  die  Rechte  der  Stadt  zu  kränken. 


')  Hyr  tegen  sogn  sommigen,  want  in  den  Privilegien  steot,  dat  die 
bürgere  van  alre  ontenielicker  ind  onwessclicker  schattingen  quyt  gelaten 
syn  ind  dair  geeu  gueds  by  genormt  enstain,  dairumb  ensnilen  nyet  die 
guede,  meer  allecn  die  bürgere  govryhet  wesen  van  schattingen  vurscreven. 
Ind  off  sich  wail  dat  punct  der  Privilegien  referierden  tot  der  burger  guede, 
ensoilde  in  den  reckten  nyet  vorder  treffen  dan  an  aide  vurgnant  gueden. 
die  der  vurscreven  stat  ind  bürgere  waeren  op  dato  der  Privilegien 
vnrscreven. 

a)  Hyrop  meynen  anderen,  dat  sich  dat  selve  punct  der  Privilegien 
strecken  soile  an  alle  guede  der  stat  ind  bürgere  van  Kalker  in  den  lande 
van  Cleve  gelegen,  die  gevryliet  te  soilen  bliven  van  ackattingen  vurscreven, 
angeaien,  dat  men  geen  luyde  enschattet  van  oircn  lyve,  die  gheeu  guet 
euhebn,  al  weren  sic  eygen  luyde.  Want  dan  glieen  bürgere  toe  Kalker 
eygen  ensyn  ind  dair  toe  van  den  hoigeboreneu  fürsten  . . . beuaidt  ind  ge 
vryhet  syu  ...  ind  in  dem  puncte  der  bürgere  guede  nyet  uitgescheden 
enwerden  ind  in  der  clausulen  of  besluyte  der  Privilegien  stcet,  dat  men 
numtnermeer  die  vonde  auecken  noch  veynden  ensal,  die  den  bürgeren 
an  ennigen  puncte  der  Privilegien  hynderen  moigen,  dat  al  belaeft  ind  ge- 
sekert  is  in  gueden  trouwen  ind  in  eedstat  onverbrekelick  gebalden  te  soilen 
werden  sonder  argeliat. 
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Obwohl  nun  offenbar  das  Bßrgergnt  eine  ganze  Reihe  von  Jahren 
hindurch  — man  wird  etwa  an  die  Jahre  1444  bis  1484  denken 
dürfen  — thatsächlich  keinen  Schatz  gezahlt  hatte,  bcschliesst 
man  dennoch  bei  dem  Widerstreit  der  Meinungen  vorläufig  keine 
entscheidende  Massnahme  zu  treffen.1 2)  Vielmehr  ist  man  gesonnen, 
sich  an  eine  Jurist enl'akultät  zu  wenden,  um  deren  Gutachten 
einzuholen.  Welche  Universität  das  sein  sollte,  ist  ebensowenig 
bekannt,  wie  es  sicher  ist,  ob  man  wirklich  die  Anfrage  ab- 
gesar.dt  hat.  Täuscht  nicht  alles,  so  hat  man  sich  verglichen 
und  im  Wesentlichen,  nach  der  Vermuthung,  die  ich  oben  aus- 
gesprochen habe,  dem  Landesherrn  nachgegeben.-’) 

Und  ähnlich  wie  in  Kalkar  wird  der  Verlauf  der  Ent- 
wicklung in  G'leve  gewesen  sein.  Anders  hingegen  verfuhr  man 
wohl  in  Emmerich:  dort  scheint  man  auf  Seiten  der  Bürger- 
schaft von  vornherein  das  Augenmerk  darauf  gerichtet  zu  haben, 
für  gewisse  Rheininseln  oder  Waarde  die  Eximirung  durchzusetzen. 
Solchen  partiellen  Erfolg  hat  man  gewiss  in  vielen  Fällen  erreicht 
(vergl.  oben  S.  377).  Endlich  den  kleineren  Städten  gegenüber  — 
das  scheint  doch  unzweifelhaft  — blieb  in  diesem  einen  Fall 
die  landesherrliche  Gewalt  so  gut  wie  unbedingt  siegreich.  Auch 


1 j Dass  vom  liürgergut  lange  ge it  hindurch  kein  Schatz  erhoben,  geht 
aus  den  ersten  Sätzen  der  Aufzeichnung  doch  wohl  mit  liestimmtheit  hervor: 
Wy  scepeno  toe  Kalkar  tilgen  npenbairlick,  also  die  stat  ind  bürgere  toe 
Kalker  gevryhef  syn  van  schattingcu  liae  inhalt  der  Privilegien,  dat  die 
vursereven  stat  ind  bürgere  op  die  vryhcir,  all  oirre  gnede  in  den  landen 
van  Cleve  gelegen  vrv  van  alre  Schattingen  huyten  Kalker  gehrnyckt  hebn 
onbespraikon  ind  onbekroent  van  yr„inande  mit  recht  van  der  tyt  her  dat 
Kalker  gevryhet  wardt  bis  (lesen  huydigen  dach  toe.  Dess  gelycks  hebn 
die  vurgerurte  stat  ind  bürgere  in  alre  nmnyeren  vursereven  der  Privilegien 
mit  allen  ind  yegeliclien  puncten  hysonder  ilnirin  geniert  sonder  ennige 
hemmenisse  vau  rechten  gebruyekt 

2)  Want  dan  dus  vele  tegen  ind  weder  ind  die  stat  ind  die  bürgere 
van  Kalker  nyet  wys  ensyn  wes  oen  van  rechts  wegen  hyrin  boirt  to  doin. 
. . . ind  want  sie  den  hoigeboiren  fürsten  hertougen  van  Cleve  ind  greven 
van  der  marke  oiren  lieven  gnedigen  hem  noide  yet  myn  doin  soilden  dan 
sie  oen  mit  recht  sculdich  weren,  off  onthalden.  dess  sie  oen  sculdich  weren, 
dairuinh  bidn  sie  oitmoidelick  umb  gaids  wil  hegerende  van  u eirberen 
bereu  doctoireu  ind  meisteren  van  rechten  otiderscheiden  ind  gewittiget 
werden,  wes  sich  na  alre  gelegenheit  vursereven  in  deser  saiken  van  recht 
geboirt.  Vermuthlick  wollte  man  sich  au  die  Kölner  Universität  wenden. 

Lleiegang,  Kicderrheinlsche»  fitidUw**en  Lm  Mittelalter.  27 


Digilized  by  Google 


418 


hier  also  bewahrheitet  sich  die  treffende  Bemerkung,  dass  die 
Landesherrn  ei.ie  gewisse  Abneigung  haben,  das  Verfügungsreeht 
über  den  Ertrag  der  Beden  dauernd  aus  der  Hand  zu  geben.1) 


Kapitel  10. 

Das  elevische  Städtewesen  am  Ausgang  des 
Mittelalters. 

i. 

Die  Stiidtepolitik  Johanns  II. 

Johann  Turck,  der  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  sieben- 
zehnten Jahrhunderts  eine  bisher  ungedruckte  Fortsetzung  zu 
der  clevisehen  Chronik  Gerts  van  der  Schuren  geschrieben  hat, 
preist  Johann  II.  wegen  der  vielen  Gnadenbeweise,  die  er  den 
Städten  seines  Landes  gegeben  habe.'-’)  Er  führt  deren  eine 
ganze  Reihe  auf  und  Teschenmacher,  der  diesen  Vorgänger 
bei  der  Abfassung  seiner  Annalen  ausgiebig  benutzte,  hat  die 
Zahl  der  von  dem  Herzog  verliehenen  Privilegien  noch  vcr- 


')  Niepmanu,  Die  ordentlichen  direkten  Staat Hsteuern.  S.  59. 

*)  Vergl.  hier  über  die  Bemerkungen  Schottens  in  seiner  Ausgabe  Gerts 
van  der  Schuren,  Einleitung  111  ff.  Die  Stelle  findet  sich  in  der  Original- 
handschrift der  Chronik  Gerts  Bl.  181:  Wat  privilegia  und  freiheiten  den 
Stetten  gegeveu.  — Die  stelle,  vleckcn  und  freiheiten  in  beiden  landen 
Cleve  und  Marek  hebben  seine  f.  g.  mit  vielten  Privilegien  und  freiheiten 
begnadigt.  Der  Stadt  Wesel  seien  HM  viele  Hechte  und  Freiheiten  auf 
den  Zoll  ertheilt,  1493  habe  sie  die  Erlaubnis  erhalten,  die  GerichtsstSttc 
auf  das  Hathhaus  au  verlegen.  Im  Jahre  1519  (sic')  sei  das  Erbschüffenthum 
dort  abgestellt.  Dann  werden  die  Vergünstigungen  aufgeführt,  die  Emmerich 
in  den  Jahren  14si,  1485  und  1490  erhalten  habe.  Nach  Abschluss  der 
Arbeit  erschieu  die  Ausgabe  der  Turckselien  Chronik  von  F.  Schröder,  An- 
nalen des  historischen  Vereins  f d Niederrhein,  Heft  58  S.  38  ff.  Ebendort 
S.  13  auch  Bemerkungen  über  das  Verhältnis«  der  Teschenmacherschen  An- 
nalen zu  Turck. 


Digitized  by  Google 


419 


mehrt.1)  Aber  auch  T esc  hon  mach  er  erschöpft  das  reiche 
Material  nicht,  das  thatsäehlich  vorliegt;  und  dennoch  geht  schon 
aus  den  Urkunden,  die  er  aufführt,  hervor,  dass  Johann  II.  seinen 
Städten  gegenüber  die  mittlere  Linie,  auf  der  sich  seine  Vorgänger 
meist  bewegten,  nicht  immer  einzuhalten  vermochte.  Und  zwar 
sind  es  nicht  allein  die  langwierigen  und  kostspieligen  Kriege, 
die  seine  Position  verschlechterten,  vielmehr  machen  sich,  wie 
wir  wissen,  die  Rückwirkungen  der  Städtepolitik  seines  Vaters 
alsogleich  bei  seinem  Regierungsantritt  bemerkbar:  Gerade  die 
Huldigung  erscheint  ja  stets  als  die  passendste  Gelegenheit 
Beschwerden  geltend  zu  machen  und  Wünsche  nach  Vermehrung 
der  Privilegien  mit  Nachdruck  vorzubringen.  Die  Huldigungs- 
feierlichkeiten der  späteren  Herzoge  mit  allem  Ccremonial  sind 
ja  allbekannt;  man  wird  indessen  annehmen  dürfen,  dass  schon 
14Sl  bei  der  Thronfolge  Johanns  II.  in  ähnlicher  Weise  ver- 
fahren wurde.-) 

Namentlich  für  Kalkar  liegen  in  einer  Handschrift  des 
Stadtrechts  einige  wichtige  Nachrichten  vor.3)  Aber  auch  für 
Wesel,  Rees  und  Emmerich  fehlen  sie  nicht  ganz.  Berühmt  ist 
vor  allem  die  Sitte  der  späteren  Zeit,  die  es  dem  Fürsten  zur 
Pflicht  macht,  den  Verbannten  einer  Stadt  am  Huldigungstage 
„bei  fröhlichem  Einzug“  Verzeihung  und  Heimkehr  zu  gewähren. 
Freilich  nicht  alle  Missethäter  dürfen  das  Seil  der  Gnade  er- 
greifen und  sich  dergestalt  von  dem  Ross  des  einleitenden  Herrn 
in  die  getreue  Stadt  ziehen  lassen.  Der  Fürst  sowohl  wie 
die  Stadtgemeinde  können  gewisse  Kategorien  von  Missethätern 
ausschliessen.  In  Wesel  vereinbarte  man  z.  B.  im  Jahre  1.V22 
bei  der  Huldigung  Johanns  III.,  er  solle  mit  den  „Ballingen“, 
so  nennt  man  die  Verbannten,  ebenso  gehalten  werden,  wie 
beim  Regierungsantritt  seines  Vaters,  also  wie  1 4H 1 .■*)  Das 
Kalkarer  Stadtrecht  bietet  nun  zu  dieser  Notiz  über  die  Vor- 
gänge bei  der  Huldigung  des  Vorgängers  mancherlei  Ergänzungen. 
Man  erfährt,  dass  die  Stadt  mit  den  Räthcu  des  Fürsten  überein - 


')  Tesche  um  acher-D  ith  mar.  Amiales  Cliviae  etc.,  S.  315. 

*)  Bouterwek,  Drei  Huldigungstage  der  Stadt  Wesel,  Zeitschrift 
des  Berg  Geschichtsv.,  Baud  2 S.  121  ft'. 

s)  Handschrift  der  Königl.  Billiotbek  Menus.  Boruss.  Nr.  408,  4°. 

4)  Bouterwek  a.  a.  0.  S.  131. 

27* 
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gekommen  sei.  den  Herzog  zu  bitten,  dass  alle  diejenigen,  die 
voirvluchtieh  und  lantruimmicli  geworden  seien,  weil  sie  snlx 
gedaen  hedden,  dair  sy  lyff,  lyt  off  guet.  aen  gebroikt  hedden, 
des  Vortbeils  der  „inknmpft“  gemessen  sollten  (1481).  Denn 
solche  Misscthaten  seien  nicht  so  boeslic.k,  ontemelick  off  voir- 
satlick,  um  ihretwegen  den  Verbannten  von  dem  grossen  Gnaden- 
akte auszuschliessen.  In  eben  dem  Sinne  hätten  dann  auch  die 
Räthe  des  Herzogs  auf  eine  Anfrage  von  Seiten  des  Magistrats 
geantwortet.1)  Nach  diesen  und  anderen  Vorverhandlungen, 
über  die  nichts  bekannt  ist,  findet  dann  — am  5.  September 
war  der  Held  der  Soester  Fehde  gestorben  — die  Huldigung 
in  Kalkar  ain  20.  statt.  Noch  vor  Beginn  der  Ceremonie 
bestätigt  der  neue  Herr  die  Privilegien  der  Stadt.  Er  erklärt 
in  der  I rkunde,  dass  er  den  Bürgern  im  Besonderen  die  Gnade 
gewährleiste,  die  ehedem  sein  Vater  den  Bürgern  zugestanden 
habe,  — dass  nämlich  jeder  neue  Herrscher  ihnen,  bevor  er  den 
Treueid  entgegennahm,  ihre  Briefe  bestätigen  müsse.2) 

Johann  I.  hatte,  wie  wir  wissen,  Kalkar  solche  ungewöhn- 
liche Gunst  erwiesen,  um  die  ausgezeichnete  Aufopferung  zu 
belohnen,  die  die  Stadt  während  des  Kölnischen  Krieges  be- 
währt hatte.  Was  aber  damals  noch  etwas  Ausserordentliches 
gewesen  war,  das  erstrebten  jetzt  andere  Städte  als  etwas  ganz 
Gewöhnliches.  Das  zeigt  das  Beispiel  der  Stadt  Rees.  Dort 
hatte  die  Huldigung  schon  am  24.  September  stattgefunden. 
Bei  dem  Anlass  werden  dem  Herkommen  gemäss  die  Privilegien 


■)  Schröder,  Zeitschrift  fiir  Hechts  beschichte,  Band  10  S.  217  hat 
diesen  Bericht  tArtikel  •.  i 5 der  ihm  vorliegenden  Stadtrechtsbandschrift) 
missverstanden. 

ZJ  Vergl.  die  Urkunden  von  1441»  und  14*1  in  Pick’s  Monatsschrift, 
Band  2 S.  622  und  625.  Die  entscheidende  Stelle  lautet:  Ind  wy  hebn  der 
selver  onss  stat  ind  borgeren  mede  verscreven  ind  vers.  ryveu  avermeds  desen 
selven  brieff  voir  onss,  onse  erven  ind  nakoinelingen,  soe  wilneer  onse 
lieve  heer  iud  vader  vurs.  oick  gedaen  levet  geliadt,  dat  soe  duck  oen 
na  onss  doet  enen  uylien  beeren  to  outfangen  geboiren  sal,  dat  die  onser 
stat  ind  bnrgereu  vurscreven,  eir  sy  oen  tot  oeren  heeren  ontfangen  ind  hul- 
dinge  iud  eyde  van  trouwen  doenile  wurden,  alsitlker  eyde  iud  gelnefte,  as 
vurs.  staiu,  voir  borgenneister,  scepenen  ind  raide  in  der  tyt  to  Kalker  opt 
raedbuyse  aldair  lyfflickeu  doin  ind  oen  deser  gelycken  brieve  dairaff 
geven  sali. 
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der  Stadt  bestätigt.1)  An  demselben  Tage  ist  aber  noch  ein 
zweites  Diplom  aufgestellt  worden,  das  so  recht  erkennen  lässt, 
wohin  die  Bestrebungen  der  Bürger  gingen  und  unter  welchen 
Schwierigkeiten  die  Huldigung  zu  Stande  gekommen  war.  Als 
der  Herzog  seine  „inkunft“  hielt,  hatte  man  ihm  angesonnen,  zu- 
erst een  ede  up  die  confirmatie  der  Privilegien  zu  tliun.  Ind 
wy  meynen.  sagt  Johann  weiter,  dat  wy  oen  ede  to  doin  nyet 
schuldich  ensyn.  Um  aber  die  Ceremonie  nicht  zu  verzögern, 
habe  man  vorläufig  die  prinzipielle  Erledigung  der  Streitfrage 
aufgeschoben.  Der  Akt  wird  vollzogen,  ohne  dass  der  Herzog 
vorher  den  geforderten  Eid  auf  die  Bestätigung  der  Privilegien 
leistet.  Indessen  erklärt  er  sich  bereit,  allenfalls  auf  Wunsch 
des  Reeser  Magistrats  einen  Ausschuss  einzusetzen,  um  die 
Rechtsfrage  näher  zu  prüfen.  Er  macht  sich  ferner  anheischig 
in  die  Kommission  drei  seiner  Rätlie  zu  entsenden;  ebenso  viele 
Mitglieder  soll  dann  auch  die  Stadt  ihrerseits  ernennen  dürfen. 
Einigen  sich  diese  Schiedsleute  dahin,  dass  der  Fürst  schon  vorher 
zu  der  Eidleistung  verpflichtet  ist,  so  sei  er  entschlossen,  dat  wy  den 
[eed]  dan  sonder  indracht  doin  sullen.  Wenn  aber  die  Sechser 
zu  einem  Endergebniss  nicht  gelangen,  so  soll  jeder  der  beiden 
Theile  einen  meisten  van  rechten,  d.  h.  also  einen  graduirten 
Juristen,  dairtoe  vnegen.  Diese  beiden  zumal  haben  die  Sache  nach 
beiden  Seiten  hin  abzuwägen.  Ind  so  wes  die  meister  vurgnant 
dan  klcirden,  dabei  soll  es  endgültig  sein  Bewenden  haben.-) 

In  welcher  Weise  der  Streitfall  erledigt  worden  ist,  muss 
dahingestellt  bleiben.  Jedenfalls  hat  er  das  gute  Verhältniss 
des  Herzogs  zur  Stadt  nicht  dauernd  getrübt,  denn  schon  in 
den  folgenden  Jahren  schiiesscn  beide  Theile  Abkommen  mit 
einander,  die  auf  ein  gutes  Einvernehmen  hindeuten.  So  gleich 
der  Darlchnsvertrag  vom  21.  Dezember  1483.  Der  Herzog  er- 
hält darin  400  Gulden;  wofern  der  Betrag  nicht  bis  zum  1 5.  August 
1484  zurückerstattet  ist,  sollen  Zoll  und  Weggeld,  die  an  den 
vier  Schlagbäumen  der  Stadtmark  erhoben  werden,  an  die  Stadt 
übergehen.  Indessen  steht  dem  Herzog  auch  in  diesem  Fall 
die  Befugniss  zu,  jedes  Jahr,  wenn  der  Pachttermin  abgelaufen 
ist,  den  Zoll  gegen  Rückzahlung  jener  Summe  wieder  an  sich 


■)  Or.  Perg.  im  Stadtarchiv  zu  Kees,  Scholtens  Rep.  Nr.  141. 
2)  Or.  Perg.  a.  a.  O.  Nr.  112. 
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zu  bringen.1)  Und  schon  zwei  Jahre  später  — um  auch  das 
hier  gleich  anzuliigen  — schweben  abermals  Verhandlungen. 
Die  Städte  Kalkar,  Xanten  und  Büderich  fühlen  sich  insgemein 
beschwert,  dass  der  ulte  Zoll  von  Büderich  nunmehr  nach  Griet 
verlegt  sei.  Sie  bestürmen  Johann  II.  mit  beweglichen  Klagen, 
wie  sehr  durch  diese  Massnahme  ihre.  Kaufmannschaft  zurück- 
gegangen sei  und  noch  stets  zurückgehe.  Sie  geben  dem  Her- 
zog endlich  400  Gulden  unter  dem  Beding,  dass  er  ihnen  das 
Geld  zurückerstatte,  wenn  nicht  bis  zum  Dreizehntage  des 
Jahres  1 4 so  ihrem  Wunsche  gewillfahrt  sei.  Namentlich  in 
den  neunziger  Jahren  mehren  sich  — und  nicht  allein  in 
Rees  — die  Schuldverschreibungen  auf  Zollermässigungen.  So 
erhält  die  Stadt  im  Jahre  1403  zu  anderen  Zollfreiheiten  auch 
noch  die  zu  Hüssen  so  lange  bis  ein  Darlehen  von  200  Gulden 
vom  Herzog  zurückbezahlt  ist.-)  Und  1493  werden  dann  die 
Verhandlungen  zwischen  Xanten,  Kalkar,  Büderich  und  Rees 
und  dem  Landesherrn  wieder  anl'genommen.  Man  ersieht  daraus, 
dass  Johann  in  die  Rückverlegung  des  Zolles  nach  Büderich 
nicht  gewilligt  hat.1)  Der  Forderung  der  Städte  gegenüber  macht 
er  geltend,  nach  Ausweis  des  Zollregisters  würde  eine  solche 
Massnahme  für  ihn  einen  beträchtlichen  Ausfall  bedeuten.  Auch 
noch  in  den  Jahren  1497,  1506  u.  s.  w.  wird  dieser  und  ähn- 
licher Fragen  wegen  mit  dem  Herzog  verhandelt.'*) 

Doch  ich  kehre  zu  den  Anfängen  des  neuen  Herrschers 
zurück.  .Mit  den  Bürgern  der  mächtigsten  Stadt  des  Territoriums 
war  Johann  II.  schon  kurz  vor  dem  Tode  seines  Vaters  in 
Verbindung  getreten.  Das  bezeugt  eine  Urkunde  des  Weseler 
Rathsarchivs  vom  1.  September  1481  — am  5.  des  Monats 
stirbt  erst  der  Vater  — in  der  er  ihnen  eine  Fülle  von  neuen 
Rechten  zugesteht.'’) 

Freilich  dreht  es  sich  meist  um  interne  Angelegenheiten 
der  Stadt-  und  Gerichtsverwaltung.  Um  nur  einiges  anzuführen, 
der  Jungherzog  giebt  seine  Einwilligung  zu  gewissen  Reformen 

')  Or.  Perg.  a.  n.  0.  Xr.  145. 

-)  Abschrift  im  Sät.  zu  Kees. 

•*)  Abschrift  im  über  copialis  iS,  305)  der  .Stadt  Kees  im  Sdt.  dort. 

')  A.  a.  0. 

r')  Orig,  im  St.  zu  1).,  Stadt  Wesel  Xr.  1GS. 
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des  Prozessrechts.  Dem  Zuwachs  der  städtischen  Bevölkerung 
entsprechend  soll  die  Zahl  der  Gerichtstage  vermehrt  werden. 
Der  Richter  und  die  Schöffen  erhalten  die  Befugniss,  den  Ge- 
richtsschreiber ein-  und  abzusetzen.  Ebenso  soll  den  Rath- 
mannen das  Recht  zustehen,  die  beiden  Gerichtsboten  zu  be- 
stellen. Am  1.  Oktober  bestätigt  Johann  II.  die  alten  Privi- 
legien insgemein  und  die  Urkunde  vom  1.  September  insbe- 
sondere.1) Aber  schon  eine  Woche  vorher,  an  demselben  Tage, 
an  dem  der  Herzog  die  Huldigung  der  Stadt  Rees  entgegen- 
genommen hatte,  hatte  er  die  Erbunion  vom  Jahre  1418  be- 
schwören müssen,  bevor  die  Stadt  Wesel  ihm  huldigte.-)  Man 
sieht  Wesel  betrachtet  sich  als  den  Vorort  der  clovischen  Städte 
und  als  die  Vorkämpferin  der  Rechte  der  städtischen  Korporation. 
Die  Bestätigungsurkunde  wird  dann  durch  das  Original  des 
früheren  Diploms  gesteckt.  Uebrigens  gehen  die  Ansprüche 
der  Stadt  Wesel  für  sich  selbst  damals  bereits  weiter;  das  zeigt 
deutlich  eine  Aufzeichnung  im  jüngeren  Bürgerbuch,  die  jeden- 
falls — dem  Schriftcharakter  nach  — lange  vor  dem  Regierungs- 
antritt Johanns  III.  (1522)  entstanden  ist,  also  eigentlich  nur 
die  Ereignisse  des  Jahres  14H1  zur  Voraussetzung  haben 
kann.  Als  unse  gnedige  liere  toe  Wesell  inkompt,  so  heisst  es, 
dair  gehuldet  toe  werden,  sollen  syne  gnaden  deu  van  Wesell 
eynen  besegelden  bryff  geven  dairin  staende  ind  swerende,  [die 
bürgen?]  by  oiren  rechten,  alinge  vryheyden,  gnaden  ind  ghe- 
wonten  to  halden.  Der  Bestätigungsbrief,  von  dem  hier  die 
Rede  ist,  bezieht  sich  also  nicht,  wie  jener  eben  erwähnte 
andere,  auf  die  Erbunion  vom  Jahre  1418. 

Es  soll  nun  bei  der  Huldigung  der  Drost  des  Landes  von 
Wesel  neben  dem  Fürsten  im  Fenster  des  Rathhauses  stehen, 
so  dass  man  vom  Markt  aus  den  Vorgang  sehen  kann.3)  Darauf 
soll  syne  gnaden  der  Herzog  den  besiegelten  Brief,  der  für  die 
Huldigung  ausgefertigt  ist  (up  der  huldynge  gemaict),  vor  sich 
halten  und  seine  Finger  darauf  legen.  Dann  verliest  der  Stadt- 
sekretär den  Eid,  den  der  Fürst  nachsprechen  muss.  Nachdem 
das  geschehen  ist,  sollen  Bürgermeister,  Schöffen,  Rathmannen 


'J  Orig.  Perg.  im  St.  zu  D.,  Stadt  Wesel  Nr.  170. 

2)  Orig.  Perg.  im  St.  z.  D.,  Stadt  Wesel  Nr.  77. 

3)  Vergl.  auch  Gantesweiler,  Chronik  von  Wesel,  S.  162. 
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lind  Freunde  von  der  Gemeinde,  die  auf  dem  Rathhause  waren, 
zu  den  Bürgern  auf  den  Markt  treten.  Dann  erst  stabt  der 
Drost  den  Bürgern  den  Eid,  durch  den  sie  sich  verpflichten, 
ihrem  rechten  lantheren  als  treue  undersaten  zu  dienen. 

Und  auch  in  Emmerich  scheinen  sich  in  eben  dieser  Zeit 
bestimmtere  Formen  hinsichtlich  der  Huldigung  ausgebildet  zu 
haben.  Darüber  enthält  das  Privilegienbuch  der  Stadt  ziemlich 
ausführliche  Mittheilungen,  die  — in  der  zweiten  Hälfte  des  15. 
Jahrhunderts  aufgezeichnet  — sich  zunächst  auf  die  Vorgänge 
beim  Regierungsantritt  Johanns  II.  beziehen  werden.')  Vor  der 
Huldigung  soll  der  neue  Fürst  zugleich  mit  den  Räthen,  die  dat 
oick  sweren  ind  laven  sullen,  die  Vorbriefe  bestätigen  und  zu 
halten  schwören.  Alsdann  folgt  der  feierliche  herkömmliche  Eid 
auf  den  Willibrordusschrein:  ind  dair,  heisst  es,  sali  men  syner 
gnaden  ind  synre  gnaden  raide  den  brieff  vurlesen.  Ist  der 
Privilegienbrief  verlesen,  leistet  der  Herzog  kniend  den  Eid. 
Ihm  folgen  die  Räthe.  Auch  sie  müssen  nach  altem  Recht  ihre 
Hände  beim  Schwur  auf  den  Schrein  legen.  Indessen  ist  man 
bereit,  sie  von  dieser  Verpflichtung  zu  entbinden,  wofern  sie  bei 
der  Eidesleistung  ihren  Finger  auf  das  neubesiegelte  Privileg 
legen.  Erst  nachdem  das  geschehen  ist,  geht  der  Zug  nach 
dem  Rathhaus,  wo  die  Bürger,  „die  bei  der  Hand  sind“,  dem 
neuen  Herrn  „mit  dem  Bürgereid*  huldigen  sollen.  Diejenigen, 
die  nicht  zur  Stelle  sind,  müssen  nachträglich  auf  Veranlassung 
und  wohl  unter  Aufsicht  des  Bürgermeisters  dem  Herzog 
Treue  geloben. 

Wie  endlich  beim  Regierungsantritt  des  Jahres  1 4S  l in 
Cleve  und  Xanten  verfahren  wurde,  vermag  ich  nicht  anzu- 
geben.-) Die  bisherigen  Mittheilungen  aber  lassen  genügend 
erkennen,  dass  die  Forderung,  die  Rees  damals  an  den  neuen 
Herrn  macht,  nur  der  Ausdruck  einer  schon  weitverbreiteten 
Anschauung  ist. 

Dass  sollte  sich  — freilich  liegt  eine  lange  Regierung  voll 
von  Demüthigungen  für  den  Landesherrn  dazwischen  — vor 
allem  erst  bei  der  Huldigung  des  Jahres  1522  zeigen.  Da 

‘)  Privilegien  buch  Hl.  21:  (jtumiodo  princeps  Embrice  introducitur. 

*)  Privilegicubestätigiing  für  Xanten  a.  25.  Sept.  Or.  Perg.  im  St. 
zu  D.,  Stift  Xanten  Nr  51. 
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erklären  die  Deputirten  der  Städte  und  der  Ritterschaft  beider 
Länder  auf  der  Versammlung  zu  Xanten,  sie  würden  den  Treu- 
eid nicht  leisten,  sie  hätten  denn  zuvor  ihre  Siegel  und  Briefe 
wieder  erhalten.1) 

Und  diesen  Anfängen  entspricht  nun  die  Regierung  Johanns  II. 
Vor  allem  sind  es  doch  seine  Kriege,  die  ihn  zu  Veräusserungen 
aller  möglichen  Gerechtsame  veranlassen.  Besonders  in  seinem 
Verhältnis  zn  Wesel  und  Emmerich  tritt  das  deutlich  hervor. 
Auf  Wesel  ist  er  angewiesen,  weil  die  Stadt  über  die  reichsten 
.Mittel  verfügt;  andererseits  liegt  Emmerich  in  unmittelbarer 
Nähe  des  geldernschen  Kriegsschauplatzes.  Und  in  der  That 
sind  es  vornehmlich  die  Gelder,  die  ihm  Wesel  vorschiesst,  mit 
denen  der  Herzog  in  den  ersten  Jahren  seiner  Regierung  die 
Kriegskosten  bestreitet.  Das  erfährt  man  namentlich  aus  einer 
Urkunde,  die  der  Herzog  der  Stadt  gleich  am  19.  September 
1482  ausstellt.'Jj  Da  rühmt  er  die  treuen  Dienste,  die  die 
Bürger  schon  seinem  Vater  in  der  geldernschen  Fehde  bei  der 
Belagerung  der  Zollstation  Lobith  und  vor  Wageningen  geleistet 
hätten.  Dann  erwähnt  er  die  Klagen,  die  die  Bürger  verlaut- 
bart hätten,  ihre  Finanzen  seien  so  zerrüttet,  dass  eine  kräftige 
Hülfe  von  ihrer  Seite  für  die  Zukunft  kaum  zu  erwarten  sei. 
Johann  giebt  nun  zu,  dass  schon  sein  Vorgänger  ihnen  eigent- 
lich eine  Entschädigung  in  Aussicht  gestellt  habe,  vor  allem 
aber  sei  ihm  selbst  mit  dem  vorderffnisse  einer  solchen  Stadt 
mit  nichten  gedient.  Deswegen  erlaubt  er  den  Bürgern  von 
Wesel,  am  Zoll  von  Lobith,  den  noch  sein  Vater  Geldern  ent- 
rissen hat,  die  ungeheuere  Summe  von  5000  Gulden  zu  erheben. 
Das  soll  nun  so  geregelt  werden,  dass  die  Bürger  so  lange,  bis 
sie  jene  5000  und  noch  andere  1000  Gulden  eben  hier  „ab- 
gefahren“ haben,  von  allen  eigenen  Waaren  auf  eigenen  Schiffen 
den  dritten  Theil  des  Zolles  frei  haben  sollen.3) 

Aus  der  langen  Reihe  von  Verleihungen  für  Wesel  hebt 
sich  eine  als  besonders  wichtig  hervor.  Um  die  Unterstützung 
zu  belohnen,  die  ihm  die  Bürger  in  dem  handell  iud  veden  mytten 


')  Bouterwek  a.  a.  O.  S.  125. 

'■*)  Abschrift  im  Lib.  privileg.  A iin  St.  zu  I). 

s!  Abschrift  im  Hauptprivilegieubuch  der  Stadt  Wesel  im  St.  zu  D., 
Wesel  Caps,  210  Nr.  4 S.  92  ff. 
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Gelreschen  wiederholt  erwiesen  haben,  verleiht  der  Herzog  ihnen 
am  6.  Juni  1502  das  Monopol  für  alles  sogenannte  kocpbier.1) 
Die  Einwohner  der  buvten  kerspelen  umbtrint  unser  stat  Wesel  1 
sollen  jeder  nur  den  Bedarf  für  das  Haus  und  das  Gesinde 
brauen.  Alles  Verkauf  hier  müssen  sie  in  Wesel  holen.  In 
einem  Diplom  vom  24.  September  desselben  Jahres  wird  der 
Umfang  dieser  Bannmeile  genauer  angegeben:  Bislich,  Haffen, 
Mere.  Hammynckell,  Drevenicli,  Hunse,  Gaelen,  Spellen  ind 
Guetcrswickerhamme  ind  voert  alle  buerschappe  in  den  kerspelen 
gehörende.  Zuwiderhandelnde  sollten  nach  der  Verordnung  vom 
ii.  Juni  das  Braugeräth  verlieren  und  5 alte  Schilde  zahlen.  Die 
doch  gewiss  nicht  unbeträchtliche  Busse  wird  am  24.  September  auf 
das  Doppelte  erhöht.2)  So  angenehm  diese  Gunst  für  die  Brau- 
herrn und  Bierverleger  in  Wesel  auch  sein  mochte,  die  Kirch- 
spiele beruhigten  sich  nur  schwer  bei  dem  Verbot.  Sie  Hessen 
nicht  nach  mit  Klagen  und  Widersätzlichkeiten  und  noch  im 
Jahre  1523  muss  Johann  III.  die  Verordnung  erneuern/1)  Das 
Bannrecht,  das  zeitweise  überhaupt  aufgehoben  gewesen  zu 
sein  scheint,  wird  damals  wieder  in  Kraft  gesetzt.4) 

Die  Reihe  der  Verleihungen  für  Emmerich  beginnt  mit 
zwei  Urkunden  vom  2.  April  1482.  In  der  einen  gedenkt  der 
Herzog  der  grossen  Verdienste,  die  auch  die  Bürger  dieser 
Stadt  seinem  Vater  tegen  die  Gelreschen,  besonders  aber  in 
den  belege  vur  Lobith  ind  vur  Wageninge  und  sonst  noch  so 
oft  geleistet  haben.  Wie  in  Wesel  klagen  ihm  die  Bürger, 
dass  sie  durch  solche  Opfer  ihre  Finanzen  zerrüttet"  hätten. 
Um  sie  zu  belohnen,  wird  nun  bestimmt,  dass  fortan  alle  die 
lüde  ind  alle  dat  erve  ind  guet  unser  kerspele,  die  tot  Embriek 
ther  klocken  ind  ter  foenfen  gehoeren  an  beiden  siden  van  den 
Ryn  . . .,  hocren,  staen  ind  wesen  sullen  onder  unsen  gericht 
tot  Embriek.  Die  Kirchspielleute  des  Bezirks  sollen  also  nach 
Emmerich  zum  Gericht  kommen,  um,  wie  es  heisst,  ordelen  to  be- 
dingen, um  to  wachten,  um  vestenissc  to  nemen,  to  geven  und 


')  Orig.  Perg.  im  St.  z.  D.,  Stadt  Wesel  218 — 220. 

2)  A.  eben  n.  O. 

3J  Urkunde  vom  20.  Dez.  (np  suute  Thomasavent  des  heylighen  npostels) 
im  St.  z.  D.,  Stadt  Wesel  Nr.  252. 

4)  Or.  Perg.  vom  2.  Februar  im  St.  zu  D.,  Stadt  Wesel  Nr.  251. 
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endlich,  uni  to  doin  voirt  allct  des  oen  dair  van  geriehtswegen 
geboeren  sali.  Ausgenommen^  sollen  allein  Heiratlisvcrträge, 
Vererbungsabmachungen  und  „versteiften“  sein.  Die  sollen  nach 
wie  vor  vor  dem  Kirehspielsgericht  vorgenommen  werden.  End- 
lich wird  noch  festgesetzt,  dass  gewisse  Besitzungen  der  Stadt 
Emmerich  sehatvrv  und  dienstvry  sind.  Alle  diese  Vergünsti- 
gungen sollen  solange  dauern,  bis  der  Herzog  ein  ihm  gewährtes 
Darlehen  von  2000  Gulden  zuriickgezahlt  hat.  Und  die 

Summe  ist  nur  ein  Theil  des  Geldes,  das  Johann  damals  er- 
langt. In  der  zweiten  Urkunde  vom  2.  April  1482  quittirt  er 

der  Stadt  die  Summe  von  löoo  Gulden  und  setzt  dafür  die 

Zollgebühren,  zu  denen  die  Emmericher  in  Griet  verpflichtet 
sind,  um  ein  Viertel  herab.  Ferner  erhalten  die  Bürger  so 
lange  den  Ertrag  des  Markt-  und  Landzolles,  bis  jene  Summe 
zurückerstattet  wird.  Verschreibungen  der  Art  mehren  sich 
unter  dieser  Regierung.  Sogar  noch  in  demselben  Jahre  borgt 
der  Herzog  von  der  Stadt  1U00  Gulden  und  verpfändet  dafür 
die  Einkünfte  eines  seiner  Höfe.  Auch  verspricht  er  der  Privi- 
legien Emmerichs  und  seiner  Bürger  in  fürstlicher  Ehre  zu  ge- 
denken. Ebenso  erlangt  er  1493  wegen  der  Reise  seines 

Bruders  Philipp  zum  römischen  Könige  ein  Darlehn  von  lrto 
rheinischen  Gulden,  die  aus  der  Pacht  der  Snppertsward  und 
der  Spilkesward  zm  ückbezahlt  werden  sollen.  Dann  sind  noch 
Verschreibungen  aus  den  Jahren  1499  und  1503  zu  nennen, 
beide  male  sind  es  ltiOO  Gulden,  die  der  Herzog  erhält,  beide 
male  werden  wieder  die  Einnahmen  von  landesherrlichen  Höfen 
verpfändet.  Und  wichtiger  sind  zwei  Dokumente  von  14*5  und 
1490.  In  jenem  Jahre  verleiht  Johann  II.,  wenn  auch  auf 
Widerruf,  das  sogenannte  freie  Montagsgericht.  Ohne  weitläufige 
Gerichtsfristen  sollen  in  dein  Montagsgericht  Klagen  umb  schult 
und  schaden  entschieden  werden.  Es  handelt  sich  also  um  eine 
Reform  des  Prozessrechtes,  in  der  Richtung,  die  wir  bereits  bei 
anderen  clevischen  Städten  kennen  gelernt  haben.  Noch  wich- 
tiger ist  die  1490  verliehene  Regimentsordnung,  indessen  kann  die 
Bedeutung  dieses  Dokumentes  erst  bei  der  Darstellung  der 
Verfassungsentwicklung  Emmerichs  gewürdigt  werden.1) 

Die  übrigen  Prinzipalstädte  sind  von  Johann  II.  nicht  in 

’)  Unten  Kap.  14,  III. 
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demselben  Umfange  ausgezeichnet  worden  wie  die  beiden  grossen 
Plätze  in  der  rechtsrheinischen  Hälfte  des  Territoriums.  Von 
Cleve  weiss  man,  dass  ihm  im  Jahre  1501  ein  Privileg  zu  theil  wurde, 
durch  das  bestimmt  wurde,  dass  der  Bürgermeister  zu  den  Ge- 
richtsverhandlungen als  achter  Schöffe  hinzugezogen  werde. 
Und  ebenso  ist  auch  für  Kalkar  nur  ein  Privileg  erhalten. 

Uebrigens  gehen  auch  die  kleineren  Städte  unter  dieser  Re- 
gierung, die  nothgcdrungen  freigiebig  sein  muss,  nicht  leer  aus. 

So  empfängt  Dinslaken,  das,  wie  die  Bürger  klagen,  durch 
die  Fehden  nicht  wenig  gelitten,  im  Jahre  1486  den  sogenannten 
oberen  Bruch  (Averenbroick),  der  ihnen  schon  von  des  Herzogs 
Vorgängern  versprochen  worden  war.  Und  im  Jahre  1502  er- 
langt der  Magistrat  dort  das  Recht,  eine  Biersteuer  zu  erheben:  in- 
dessen erfolgt  diese  Verleihung  nur  ad  revocationem.1)  Ausser 
der  gewöhnlichen  Gruitabgabe,  die  in  die  herzogliche  Kasse 
fliesst,  soll  von  jedem  Fass  1 Stüber  entrichtet  werden.  Der 
Ertrag  soll  theils  für  die  Befestigung  der  Stadt  verwendet  wer- 
den, theils  soll  er  es  den  Bürgern  ermöglichen,  Johann  II.  die 
Bede  zu  leisten,  deren  er  zu  seiner  Reise  nach  Frankreich  be- 
darf.-) Und  einmal  im  Besitz  dieser  neuen  Einnahmequelle, 
verstehen  es  die  Bürger,  den  Fürsten  zu  veranlassen,  den  Wider- 
ruf hinauszuschieben.  Aus  einer  Urkunde  vom  Jahre  1510  geht 
hervor,  dass  sie  die  Steuer  noch  immer  erheben.3)  Und  1514 
verlängert  ihnen  Johann  II.,  nachdem  sie  ihm  abermals  eine 
Summe  für  die  Ausrüstung  von  Reitern  und  Knechten  gewährt 
haben,  die  Bieraccise  auf  weitere  10  Jahre.4)  Es  berichtet 
endlich  Turck:  Anno  1508  die  stadt  privilegirt,  dat  die  burger 
als  butenleut  umb  schade  umd  schult  nit  moghen  besatt  ofte 
bekümmert  werden/’) 

Es  erhält  dann  Griethausen  die  Befugniss,  von  dem  Ver- 
mögen aller  derer,  die  aus  der  Stadt  ziehen,  den  zehnten  Pfennig 


')  Abschrift  im  Lagerbuch  der  Stadt  Bl.  267  im  St.  zu  D„  Nr.  166. 

Woe  sy  mitten  gehle,  sy  uns  tot  onser  reysen  in  Franekrick  geven 
sullen,  merckliek  beswert  synt  u.  s.  w. 

3)  Abschrift  im  Lagerbuch  der  Stadt  Dinslaken,  Bl.  268  (op  saterdacb 
nae  Valentin!)  vom  16.  Februar. 

’)  Ebendort  Bl.  269  (des  douredaiges  nae  onser  liever  fronwendach 
conceptionis)  Dezember  14. 

6J  Annalen  des  hist.  Vereins  für  den  Niederrhein,  Heft  68  S.  93. 
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als  Abschoss  zu  erheben.1)  Die  Zollfreiheiten  der  Bürger  von 
Orsoy  scheinen  ferner  erweitert  worden  zu  sein,  wie  Turck, 
ohne  etwas  Näheres  anzugeben,  berichtet.  Dasselbe  sagt  derselbe 
Autor  in  Bezug  auf  Büderich  und  Hiissen.  Wenigstens  das 
Privileg  für  Hiissen  ist  noch  in  einer  zuverlässigen  Abschrift 
vorhanden.  Es  ist  vom  4.  Oktober  1484.  Die  Stadt  wird  darin 
vom  halben  Zoll  zu  Lobith  befreit.2)  Gewiss  eine  ungewöhnliche 
und  bedeutende  Vergünstigung.  Indessen  wird  sie  erklärlich, 
wenn  man  sich  die  Lage  Hiissens  vergegenwärtigt  in  den 
fortwährenden  Kämpfen  mit  Gelderland.  Und  gerade  auf  seinen 
Beziehungen  zu  Arnheim  und  anderen  Städten  der  nördlichen 
Quartiere  beruht  die  bescheidene  Blütlie  des  Handels  dieses 
kleinen  Aussenplatzes. 


II. 

Die  Stadterhebung  von  Seveuaer. 

Das  mitgetheilte  Material,  obwohl  es  nur  ein  Bruchtheil 
von  dem  sein  mag,  was  ehemals  vorhanden  war,  zeigt  deutlich, 
von  welchen  Erwägungen  die  Städtepolitik  Johanns  II.  bestimmt 
wird.  Die  Kommunen  zumal,  die  seine  kriegerischen  Pläne  unter- 
stützen, haben  sich  seiner  weitgehenden  Förderung  zu  erfreuen. 
Und  unter  diesem  Gesichtspunkt  muss  man  nun  auch  die  letzte 
clevische  Stadterhebung  betrachten,  über  die  man  Näheres  aus 
der  sie  betreffenden  Erhebungsurkunde  weiss.  Jedenfalls  eine 
gewisse  Konsequenz  wird  man  also  der  clevischen  Städtepolitik 
nicht  absprechen  dürfen.  Wie  Cleve,  Kranenburg.  Kalkar,  Udem, 
Sonsbeck,  Büderich,  Ysselbnrg  als  Stadtburgen  gedacht  sind,  so 
soll  auch  Seveuaer  vornehmlich  ein  Bollwerk  sein.  Nur  in- 
sofern mag  die  Erhebung  Scvenaers  sich  von  den  älteren  Grün- 


■)  Der  Stadt  Uriethusen  privilegiuin  gegeven,  dat  sie  den  tieuden  pen- 
ncnck  van  den  bürgeren,  die  uitfaren,  nemen  mögen. 

*)  Gleichzeitige  Abschr.  auf  Papier  im  St.  zu  D.,  Cleve-Mark,  Landes- 
hoheit, Stadt  Hiissen. 
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düngen  unterscheiden,  als  bei  diesen  die  defensive  Absicht  über- 
wog, während  Sevenaer  offenbar  vor  allem  ein  Ausfallsthor  nach 
Geldern  hin  sein  soll,  gegen  welches  Territorium  der  Krieg  zu 
jener  Zeit  in  vollem  Gange  ist.  Freilich  die  Urkunde  vom 
24.  Januar  1487  betont,  es  habe  an  einem  sicheren  Zufluchts- 
orte gefehlt,  in  dem  die  Bürger  sich  und  ihre  Habe  hätten 
bergen  können.1)  Der  Flecken  war  nämlich  bis  dahin  nur  eine 
sogenannte  Freiheit  und  hatte  als  solche  noch  keine  Mauern  gehabt 
(niet  ommuert).  Tot  vestenis  unsers  landts,  so  heisst,  es  dann 
weiter,  und  op  dat  unse  undersaeten  in  denselben  linsen  lande  van 
Lymers,  als  des  noth  würde,  oer  ly  ff  und  guet  aldair  inbringen, 
soll  der  Ort  nunmehr  mit  Thürmen,  Thoren  und  Mauern  be- 
festigt und  zu  einer  Stadt  gemacht  werden.  An  die  einleitenden 
Worte  schliesst  sieh  eine  ausführliche  Handfeste  alten  Stiles, 
nur  ist  die  Reihenfolge  der  Artikel  gegen  früher  wesentlich 
geändert.  Manche  Bestimmungen,  die  man  in  der  Zeit  der 
Anfänge  städtischen  Wesens  in  unserem  Territorium  für  be- 
sonders wichtig  ansah  und  deswegen  voranstellte,  fehlen  jetzt 
gänzlich  oder  sind  als  minder  beachtenswert h nach  hinten  ge- 
schoben. Im  Allgemeinen,  wird  man  sagen  dürfen,  sind  indessen 
die  Freiheiten,  die  gewährt  werden,  geringer,  die  Lasten  hin- 
gegen, die  den  Bürgern  auferlegt  werden,  schwerer  als  bei  den 
früheren  Städtegründungen.  Und  gerade  darin  besteht  nicht 
am  wenigsten  der  grosse  Werth  der  Urkunde:  Sie  zeigt,  wie 
Johann  II.  den  Städten  gegenüber  am  liebsten  verfahren  wäre, 
falls  er  nicht  unter  dem  Zwang  der  Verhältnisse  gestanden 
hätte.  Indessen  würde  man  andererseits  irren,  wollte  man  alles 
auf  die  Absicht  des  Herzogs  allein  zurückfiihreu;  vielmehr  war 
es  zum  Thcil  wenigstens  die  allgemeine  Entwicklung  der  Steuer- 
verfassung, die  in  der  stärkeren  Heranziehung  der  Bürger  zu 
den  öffentlichen  Lasten  ihren  Ausdruck  findet.  Indessen  kann 
ich  gerade  den  Punkt  hier  übergehen,  weil  ich  die  Bedeutung 
der  Erhebungsurkunde  von  Sevenaer  in  dieser  Hinsicht  bereits 
in  anderem  Zusammenhänge  gewürdigt  habe.-) 

Im  Vordergrund  steht  bei  dieser  letzten  Kodification  des 
städtischen  Privilegienrechts  — und  in  der  Zeit  der  Reform  der 

')  Tesclieiimaclier- Ditkmar,  Cod.  iliptouut.,  Nr.  32. 

*)  Oben  S.  387  f. 
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clevisehen  Stadtverfassungen  ist  das  begreiflich  — die  Organi- 
sation der  Stadtverwaltung.  Das  Ziel,  dem  die  Landesherrschalt 
auch  sonst  zustrebt,  ist  <las,  die  Einsetzung  des  Magistrats  an 
sich  zu  bringen.  Hier  in  Sevenaer  hat  es  keine  Schwierigkeit 
für  den  Herzog,  sich  das  Ernennungsrecht  von  vorn  herein  zu 
reserviren.  Demgemäss  lautet  der  erste  Artikel  der  Urkunde 
J'olgendermassen:  Ten  ersten  sullen  wy  unse  erven  und  nae- 
komelingen  binnen  der  vryheit  und  stadt  Sevenaer 
vorscreven  setten  und  ontsetten  mögen  enen  ricliter, 
bade  und  acht  scheuen,  die  van  unser  wegen  dat  rechte 
aldar  bewaeren. 

Eine  der  wichtigsten  Funktionen  der  Schöffen  ist  das  Urtheil- 
sprechen;  darüber  handelt  alsogleich  der  zweite  Artikel.  Fälle, 
die  die  Schöffen  nicht  zu  entscheiden  vermögen,  sollen  sie  breiigen 
aen  unse  scliepen  toe  Emmerick,  als  aen  oer  hoefft.  Wie  später 
zu  zeigen  sein  wird,  ist  es  nämlich  das  Bestreben  jener  Periode, 
zwischen  den  an  den  Grenzen  gelegenen  Plätzen  und  den  Prin- 
zipalstädten auch  in  dieser  Hinsicht  eine  gewisse  Verbindung 
herzustellen.1)  Die  Zahl  der  Schöffen  beläuft  sich,  wie  der 
eben  angeführte  Artikel  zeigt,  auf  acht.  Aus  ihren  Reihen 
sollen  gleichfalls  by  raede  und  consent  unsers  amptmanns 
in  der  tyt  aldaer,  als  van  uuserent wegen,  ein  Bürgermeister  und 
ein  Rentmeister  gewählt  werden.  Der  Rentmeister,  dessen  Amt 
sonst  in  den  clevisehen  Städten,  immer  abgesehen  von  Wesel, 
erst  allmählich  entsteht  — erst,  nachdem  sich  nach  dein 
Gesetz  fortschreitender  Arbeitsteilung  ein  unabweisbares  Be- 
dürfniss  herausgestellt  hat  — , hat  hier  von  vorn  herein  seinen 
bestimmten  Geschäftskreis.  Seine  Aufgabe  ist  es,  wie  stets,  die 
reuten,  profyten,  opkomsten  op  toe  boeren  und  ut  toe  geven. 
Indessen  handelt  er  hierbei  nicht  nach  eigenem  Recht,  sondern, 
wie  in  den  anderen  clevisehen  Städten,  nach  dem  ltathe  und  im 
Aufträge  des  Amtmanns,  des  Bürgermeisters,  der  Schöffen  und 
Rathmannen.  Jährlich  muss  dann  der  Rentmeister  bei  offenen 
Thüren  bewysslicke  reeckening,  d.  h.  also  eine  Rechnung 
mit  detaillirtcn  Nachweisungen,  — wie  man  sie  schon  in  Kalkar 
im  Jahre  1363  fordert  — thun,  zu  der  von  den  Bürgern,  wer 
uur  immer  will,  kommen  kann.  Wie  es  dem  damaligen  Stand 


’)  Vergl.  unten  Kap.  12,  II  u.  III. 
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der  Entwicklung  entspricht,  dass  das  Rentmeisteramt  von  vorn- 
herein fest  umgrenzt  wird,  so  ist  wohl  auch  die  Achtzahl  der 
Schöffen  der  Niederschlag  von  Reformen  und  Aenderungen,  die 
in  der  jüngst  verflossenen  Periode  vorgenomnten  worden  sind.  So 
sei  daran  erinnert,  dass  in  Rees  seit  1473  die  Zahl  der  Schöffen- 
stühle von  12  auf  8 herabgesetzt  ist.  Zudem  ist  zu  beachten, 
dass  nicht  mehr,  wie  doch  so  oft  in  der  älteren  Zeit,  der  Bürger- 
meister selbstständig  neben  dem  Schöffenkolleg  steht,  sondern 
Mitglied  desselben  und  gewissermassen  nur  sein  Vorsitzender 
ist.  Wie  zeitgemäss  gerade  diese  Organisation  ist.  beweist  der 
Umstand,  dass  auch  in  Cleve,  wie  wir  wissen,  der  Bürgermeister 
im  Jahre  1501  die  Erlaubniss  erhält,  bei  Verhandlungen  über 
Prozesse  als  achter  Schofle  zu  fungiren.1) 

Legte  man  in  früherer  Zeit  Werth  darauf,  dass  eine  Stadt, 
wie  sie  durch  Privilegien  vor  dem  platten  Lande  ausgezeichnet 
war,  so  auch  womöglich  einen  besonderen  Gerichtssprengel  dar- 
stelle, so  ist  man  im  Laufe  der  Zeit  von  dieser  Anschauung 
allmählich  zurückgekommen.  Wie  später  zu  zeigen  sein  wird, 
sind  manche  der  clevisehen  Prinzipalstädte  ebenso  der  Oberhof 
für  die  Dorfschaften  der  Umgegend  weit  und  breit  wie  für  die 
kleinen  Stadtgemeinden  des  Umkreises.  Zudem  war  ja  der 
Gegensatz  zwischen  Stadt  und  Land  in  unserem  Territorium 
schon  seit  Alters  dadurch  verwischt,  dass  sich  jene  liberae  villae 
zwischen  die  oppida  libera  und  die  Kirchspieldörfer  eingeschoben 
hatten.  Namentlich  in  den  kleinen  Exklaven,  an  deren  Spitze  ein 
Amtmann  steht,  der  nicht  selten  zugleich  als  Oberrichter  für  den 
kleinen  Amtssprengel  fungirt.  hatte  sich  die  Loslösung  des  Stadt- 
bezirkes nur  künstlich  aufrecht  erhalten  lassen,  ln  Sevenaer 
macht  man  daher  gar  nicht  einmal  einen  Versuch  der  Art. 
Voirt  willen  wy,  lautet  der  entscheidende  Artikel,  dat  unse 
gerichten  unses  lands  und  ambts  van  Lymers  und  unsers  kerspels 
Wehl,  vortaen  binnen  der  voorscr.  unser  stadt  Sevenahr  gehalden 
sollen  werden;  und  darom  sali  unse  lichter  in  der  tyt  die  ge- 
nechten der  gerichten  tot  allen  vertien  dagen  op  gewöhnliche 
und  geboerlicke  tyden  . . . halden. 

Gross  ist  dann  die  Zahl  der  spezifisch  städtischen  Gerecht- 
same, die  Sevenaer  verliehen  werden.  Namentlich  die  Befestigung 


')  Schölten,  Geschichte  der  Stadt  Cleve,  Urkunden,  Nr.  C9. 
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der  Stadt  ist  eine  Hauptsorge  für  den  Herzog.  Eben  deswegen 
hält  er  es  für  erforderlich,  der  Bürgerschaft  Einnahmen  zuzu- 
weisen, aus  denen  so  ausserordentliche  Aufwendungen  bestritten 
werden  können.  Diesem  Zweck  soll  die  Gebühr  dienen,  die 
die  Fremden  für  die  Aufnahme  ins  Bürgerrecht  zu  entrichten 
haben.  Ebenso  tragen  zu  den  Kosten  der  Befestigung  auch  der 
Landzoll  und  das  Wegegeld  bei.  Eine  Accise  ferner  samint 
Wegegeld  und  sammt  der  Befugniss,  Miethe  von  den  Marktbuden 
zu  erheben,  erhält  die  Stadt;  nur  soll  in  diesem  Falle  wiederum 
die  Taxe  by  raede  unsers  ambtmans  festgesetzt  werden.  Sogar 
die  Gruit,  oder  wie  sie  hier  genannt  wird,  die  hiersiess  — sowohl 
in  der  Stadt,  als  auch  in  der  ganzen  Lymmers  und  dem  Kirch- 
spiel Waal  — wird  der  Stadt  auf  32  Jahre  gegen  einen  Pacht- 
schilling von  50  alten  Schilden  überlassen.  Das  Monopol  aut 
den  Verkauf  nicht  allein  vom  Bier,  sondern  auch  vom  Brot  für 
diesen  ganzen  Bannbezirk  wird  gleichfalls  dem  Vorort  Sevenaer 
zuerkannt.  Und  auch  sonst  macht  sich  in  wirtschaftlicher 
Hinsicht  das  Uebergewicht  der  Stadt  über  den  ländlichen  Um- 
kreis ebenso  sehr  geltend,  wie  es  in  politischer  Beziehung  und 
in  Hinsicht  auf  die  Gerichtsverfassung  zurücktritt.  Und  wy 
verbieden,  heisst  es,  overmitz  deesen  unsen  brietf  allen  unseren 
undersaeten  van  Lymers,  dat  sy  met  oeren  körn  und  saeth 
geenen  morckten  versucken  sollen,  sie  enhebben  dat  irsten  to 
Sevenaer  op  den  merckt  veil  geboden.  Für  den  Markt,  der  alle 
Woche  am  Freitage  stattfindet,  und  für  den  Jahrmarkt,  der 
zweimal  abgehalten  werden  soll,  wird  ein  eigenes  Recht  statuirt, 
dessen  Besonderheiten  indessen  nur  augedeutet  werden.  Wie 
die  freyheiten  der  merckten,  lautet  die  Hauptbestimmung,  doe 
broecke  met  gewapende  offt  gesweerde  liandt,  als  met  schweerden, 
blancken  messen,  steenen  off  andere  geweer  off  wapenen,  und 
daer  jemandt  mit  bluetwunde,  blauw  off  blundt  schlug  offte  stiet 
solider  doetschlaen,  die  sal  syn  vorderhandt  verbroeckt  liebben 
tot  unseren  gnade.  Gewiss  eine  ausserordentliche  Verschärfung 
dessen,  was  sonst  für  solche  Missethat,  sei  es,  dass  sie  zur 
Marktzeit  verübt  wurde  oder  nicht,  rechtens  war. 

Von  allen  Bussen,  die  dergestalt  im  Marktgericht  verwirkt 
werden,  erhält,  falls  sie  nicht  an  Leib  und  Leben  gehen,  der 
Herzog  auch  nicht  einmal  eine  Quote;  vielmehr  sollen  sie  vom 
Richter,  dem  Bürgermeister  und  den  Schöffen  in  Sevenaer  bei- 

Lieiegeng,  NieUetrtaeinieebee  StAdteweeen  im  Mittelalter.  28 
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getrieben  und  abermals  tot  timnierung  und  nuttigheit  unser  stadt 
verwendet  werden.  Es  scheint  also  hiernach,  dass  die  Schöffen 
und  nicht,  wie  in  Kalkar,  Kaufleute  als  Urtheilsfinder  dem 
Marktgericht  beiwohnen. 

Endlich  wird  der  Stadt  noch  die  Befugniss  zugestanden, 
die  seit  1347  in  den  Handfesten  der  clevischen  Kommunen 
Eingang  findet,  dass  nämlich  der  Magistrat  mit  Rath  des  Amt- 
manns alle  mögliche  koer  ind  willekoer,  erlassen  darf,  die  vast 
geholden  werden  stillen.  Bussen  für  Uebertretungen  dienen 
tot  nodürfft  und  vestenissc  unser  stadt. 

Wie  an  dieser  Stelle,  so  wird  auch  sonst  noch  in  der  Er- 
hebungsurkunde, neben  den  Schöffen  der  Rath  genannt.  Wie 
die  Behörde  damals  organisirt  ist,  von  wem  sie  eingesetzt  wird, 
ob  man  an  einen  wirklichen  Rath,  der  zu  den  Sitzungen  der 
Schöffen  regelmässig  hinzugezogen  wird,  oder  aber  an  einen 
Bürgerausschuss  denken  muss,  der  hier  und  da  gehört  wird, 
das  alles  sind  Fragen,  auf  die  das  Privileg  die  Antwort  schuldig 
bleibt. 

Die  Erhebungsurknnde  von  Sevenaer  ist  das  jüngste  Diplom 
dieser  Art,  das  von  den  clevischen  Landesherrn  für  einen  Flecken 
ihres  Territoriums  ausgestellt  ist.  Um  so  interessanter,  dass 
auch  durch  diese  Urkunde  sich  wie  ein  rother  Faden  die  An- 
sicht zieht,  die  Anlage  der  Stadtmauern  und  deren  Instand- 
haltung sei  die  Haupteigei.thümliehkeit  einer  Stadt  und  die 
Hanptpflicht  einer  Bürgerschaft.  Derselbe  Gedanke  ist  es  also, 
der  als  einigendes  Band  die  jüngste  clevische  Städtegründung 
mit  den  ältesten  verknüpft.  Mit  Sevenaers  Erhebung  ist  die 
Vollzahl  dorischer  Stadtgemeinden  erreicht;  die  Frage  erhebt 
sich,  war  dieses  zahlreiche  und  wohlhabende  clevische  Bürger- 
thum im  Stande,  sei  es  nun  eine  eigene  Kultur  hervorzubringen 
oder  doch  ein  Erhebliches  zu  ihrer  Entwickelung  innerhalb  des 
Territoriums  beizutragen ? 
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III. 

I>io  stähl tiseln*  Baukunst  am  Xlederrheln. 

Die  Kriegshändel,  in  die  Herzog  Johann  II.  fort  und  fort 
mit  Geldern  verwickelt  war,  waren  nicht  geeignet  den  Reicli- 
thum  der  Städte  und  das  materielle  Wohlergehen  der  Bürger  zu 
fördern.1)  Dem  gegenüber  aber  steht  die  Thatsache,  dass  da- 
mals erst  das  Selbstbewusstsein  der  Bürgermeister,  Schöffen  und 
Rathmannen  den  höchsten  Grad  erreichte.  Zudem  schliessen  sich 
die  Städte  enger  aneinander,  seitdem  ihre  Sendeboten  auf  den 
Stftdtetagen  öfter  Gelegenheit  haben,  ihre  Erfahrungen  über 
Stadtverwaltung  und  Stadtverfassung  auszutauschen.  Des  ein 
Zeichen  ist  z.  B.  die  Acciseordnnng,  die  im  Jahre  1531  von 
Herzog  Johann  III.  für  die  Städte  insgemein  erlassen  wird. 
Offenbar  setzt  sie  im  Wesentlichen  gleichartige  Acciseeinrichtungen 
in  allen  clevischen  Plätzen  voraus.-) 

Kein  Wunder  also,  dass  das  Selbstbewusstsein  der  Bürger 
nunmehr  darin  zum  Ausdruck  kommt,  dass  die  Mauern  mit 
grossartigen  Thorburgen  versehen  und  die  Städte  mit  schönen 
Rathhäusern  oder  hochstrebenden  Kirchen  geschmückt  werden. 
Aber  auch  Keime  einer  noch  vornehmeren  Kunstbethätigung, 
die  schon  in  früherer  Zeit  zu  spriessen  begonnen  hatten,  kommen 
erst  in  dem  Zeitalter  Johanns  II.  so  recht  zur  Entfaltung. 
Hierbei  meine  ich  vor  allem  die  bildende  Kunst,  der  ich,  soweit 
sie  in  den  Städten  eine  Pflege  findet,  wenige  Worte  hier  widmen 
möchte.  Dabei  wird  es  mein  Augenmerk  sein,  den  Fehler 
früherer  Forschung  zu  vermeiden,  die,  indem  sie  nur  die  hervor- 


')  Einen  Begriff  von  dem  Niedergang  des  Handels  in  Folge  dieses 
Krieges  giebt  die  Jlittheilung  Averdunks  (Geschichte  dor  Stadt  Duisburg, 
Theil  1 S.  !t:S9)  aus  den  Duisburger  .Stadtrechnungen.  „Die  Niederfahrt, 
d.  h.  die  Verfrachtung  von  Gütern  nach  dem  Niederrhein,  die  sonst  mehrere 
hundert  Gulden  eingebraebt  hatte,  hörte  fast  ganz  auf;  ganze  9 Gulden 
wurden  zuletzt  zu  Gunsten  der  Stadt  erhoben.“  Dahcd  liegt  Duisburg  weit 
ab  vom  Kriegsschauplatz  in  einer  Gegend,  „deren  Buhe  damals  selten  ge- 
stört wird“. 

J)  Codex  clevischer  Stadtrecbte  im  St.  A.  zu  Düsseldorf,  A 270  Bl.  77. 

28* 
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ragonderen  Denkmäler  berücksichtigte,  die  Epochen  der  Ent- 
wickelung zu  scharf  und  einseitig  abgrenzte.  So  würde  es,  uui 
nur  einen  Punkt  herauszugreifen,  kaum  der  Wirklichkeit  ent- 
sprechen, wollte  man,  wie  es  wohl  geschehen  ist,  die  Blüthe  der 
niederrheinischen  Kunst  eben  am  Ausgange  des  Mittelalters 
lediglich  auf  die  Berührungen  der  clevischen  Lande  und  ihrer 
Fürsten  mit  Burgund  zurückführen. 

„Waren  bisher  Nymwegen  und  Köln“,  äussert  sich  ein 
hervorragender  Kunsthistoriker,  die  Brennpunkte  des  [künstle- 
rischen] Lebens  am  Niederrhein  gewesen,  ...  so  trat  jetzt 
Burgund  mit  dem  Einfluss  seines  grossartigen  Stftdtewesens  und 
seines  reichen  Handels  an  dessen  Stelle  . . . Der  Glanz  dieser 
Epoche  beginnt  mit  der  Erhebung  Adolfs  II.  zur  Herzogswürde 
und  der  burgundischen  Heirath  ...  In  der  Knnstentwickelnng 
entspricht  ihr  die  Epoche  des  Backsteinbaues  im  15.  und  16. 
Jahrhundert.“  *)  Gegen  diese  Ansicht  in  ihrer  Allgemeinheit 
ist  neuerdings  schon  von  anderer  Seite  mit  vollem  Recht  Wider- 
spruch erhoben  worden.  Sogar  für  Xanten,  die  Stiftsstadt,  die 
bis  zur  Mitte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  ganz  oder  doch  zur 
Hälfte  den  Erzbischöfen  gehört,  ist  der  Einfluss  Kölns  niemals 
so  durchaus  massgebend  gewesen.  „Ohne  Zweifel“,  bemerkt 
Beissel  in  seinen  tiefgründenden  Untersuchungen,  „war  Köln  ein 
grosses  Kunstcentrum.  Die  Rechnungen  der  Viktorskirche  in 
Xanten  beweisen  aber,  dass  unsere  Gelehrten  zu  sehr  versucht 
haben,  die  Kunst thätigkeit  des  Mittelalters  um  solche  Centren 
zu  gruppieren  ...  Die  Kuustthätigkeit  war  Gemeingut  aller 
Stände  und  ruhte  auf  dem  breitesten  Boden.  Sie  entfaltete 
sicli  überall,  wo  Handel  und  Gewerbe  Wohlstand  brachten,  reich 
und  freudig“.-) 

Beschränkt  Beissel  dergestalt  die  Anschauung  von  dem 
überragenden  Einflüsse  Kölns  auf  das  Maass  der  Wirklichkeit, 


')  aus'tn  Weertli,  Kunstdenkmiiler  des  christlichen  Mittelalters  in 
den  Rheinlanden,  1.  Abth  t.  Baud  S.  XVII  ff. 

2)  Stephan  Beissel,  Die  Ballführung  des  Mittelalters.  Studie  über 
die  Kirche  des  hl.  Victor  zu  Xanten  (2.  Aufl  ),  Tlieil  3 S.  4S.  Gegen  die 
Ueberscbützung  des  Einflusses  Kölns  auf  die  Niederlande  in  den  bildenden 
Künsten  spricht  sich  auch  Bode  (Geschichte  der  deutschen  Plastik,  Berlin 
1SS7,  S.  214)  mit  guten  Gründen  ans. 
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so  giebt  er  zugleich  den  richtigen  Gesichtspunkt  Tür  die  Be- 
urtheilnng  der  Einwirkungen  Burgunds.  Lange  vor  der  Ver- 
bindung des  clevisehen  Hofes  mit  dem  burgundischen,  lange 
bevor  das  burgnndische  „Städtewesen“  ein  dergestalt  vermitteltes 
Vorbild  für  das  unseres  Landes  hätte  werden  können,  hatten 
die  grösseren  clevisehen  Städte  in  bescheidenem  Umfang  eine 
eigenartige  Kunst  hervorgebracht.  Dass  diese  Kunst  späterhin 
durch  die  Verbindung  mit  Burgund  und  durch  den  auf  burgundischen 
Fuss  gebrachten  prächtigen  Hofhalt  derHerzöge  manche  Förderung 
erfahren  hat,  wird  übrigens  gleichwohl  Niemand  läugnen  wollen. 

Diese  bodenständige  clevische  Kunst  lehnt  sich  — wen 
könnte  das  wundern  — vornehmlich  an  die  Gelderns  und  weiter 
an  die  der  nördlichen  Provinzen  der  östlichen  Niederlande  im 
engeren  Sinne  an,  d.  h.  also  an  die  der  Landschaften  mit  denen 
man,  wie  sich  zeigen  wird,  auch  in  commerzieller  Beziehung 
im  regsten  Austausch  stand.  Vor  allem  freilich  gilt  das  von 
der  kirchlichen  Baukunst.  Merkwürdig,  einen  wie  geringen  Ein- 
fluss z.  B.  eine  Banhütte  von  der  Bedeutung  der  Xantener  auf 
die  engere  und  weitere  Umgebung  ausgeübt  hat.  Man  wird  die 
soust  unerklärliche  Erscheinung  in  der  Hauptsache  darauf  zurück- 
rühren müssen,  dass  die  reichen  Gliederungen,  die  bei  dem  edleren 
Material  der  Viktorskirche  möglich  sind,  in  der  Backstein- 
masse, auf  die  man  in  Cleve,  in  Geldern  und  in  den  östlichen 
Niederlanden  zunächst  angewiesen  ist,  nicht  wohl  nachgeahmt 
werden  können.1) 

Und  das  Bedürfniss  nach  Baumaterial  wird  nämlich  auf 
einmal  ungemein  gross.  Etwra  im  Anfang  des  14.  Jahrhunderts 
verschwinden  in  den  Städten  des  jetzigen  deutschen  Niederrheins, 
der  in  Hinsicht  auf  seine  Architektur  eine  Einheit  bildet,  (die 
sich,  Cleve  und  das  Oberquartier  von  Geldern  umfassend,  wohl 
in  etwa  mit  den  gegenwärtigen,  nicht  aber  mit  den  damaligen 
politischen  oder  territorialstaatlichen  Grenzen  deckt),  die  alten 
Hallenkirchen  bescheidenen  Umfangs,  die  fast  durchweg  bald  nach 
der  Erhebung  der  Ortschaften  zu  Städten  entstanden  waren.2) 
Nicht  selten  werden  nun  Bestandteile  der  älteren  Anlagen  mit 

■)  aus’m  Weerth  a.  a.  O.  S.  XIX. 

2)  In  Kalkar,  das  doch  von  Grund  aus  eine  Neuanlage  ist,  wird  eine 
Kirche  schon  1269  erwähnt.  Lacomblet,  Urkundenbuch,  Band  2 Nr.  598. 
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grösserem  oder  geringerem  Geschick  in  die  hochragenden  Neubauten 
einbezogen.  Wo  das  nicht  geschieht,  wird  wenigstens  das  kost- 
bare Material  der  alten  Gotteshäuser  — Tut-  und  andere  Stein- 
arten — wieder  verwandt.  Die  Kirchen  von  Straelen  und 
Goch,  beide  aus  dem  vierzehnten  Jahrhundert,  bieten  lehr- 
reiche Beispiele  für  einen  Ausbau,  der  wesentliche  Reste  der 
alten  Anlage  der  neuen  angliedert.1)  In  anderen  Fällen  hat  wohl 
das  Feuer  mit  den  älteren  Gotteshäusern  so  gründlich  aufgeräumt, 
dass  man  gar  nicht  erst  auf  den  Versuch  kommen  kann,  den 
neuen  Wein  in  alte  Schläuche  zu  giessen.  Eine  der  ältesten 
und  lehrreichsten  Kirchen  der  Art  ist  vielleicht  die  der  Stadt 
Geldern.  Mancherlei  werthvolle  Einzelheiten  über  die  Anfänge 
und  den  Fortgang  dieses  Werkes  sind  bekannt  geworden  und 
dennoch  bleibt  die  Baugeschichte  in  wesentlichen  Punkten  unklar. 

Etwas  später  setzen  im  Allgemeinen  die  kirchlichen  Neu- 
bauten der  clevischcn  Städte  ein:  und  eben  der  Umstand  mag 
es  veranlassen,  dass  sie  einheitlicher  gedacht,  sind.  Ein  impo- 
santes, in  sich  abgeschlossenes  und  charakteristisches  Denkmal 
des  neuen  Stiles  auf  clevischcn)  Boden  ist  vor  allem  die  Kapitel- 
kirche in  Cleve,  zu  der  im  Jahre  i:i4l  Graf  Dietrich  IX.  den 
Grundstein  legte.-)  Es  folgen  in  der  ersten  Hälfte  des  15.  Jahr- 
hunderts die  Gotteshäuser  von  Kalkar  und  Kranenbnrg. 

In  Kalkar  hatte  man  schon  am  Ansgang  des  14.  Jahr- 
hunderts an  einen  Neubau  der  alten  (1260  zuerst  erwähnten) 
Kapelle  gedacht.  Im  Jahre  1400  nach  einem  abermaligen  Brande 
ging  man  dann  wirklich  ans  Werk.  *)  Erst  1501  wird  der  Helm 
aufgesetzt,  nachdem  zuvor  der  Meister  des  Xantener  Doms, 
Johann  von  Langenberg,  sein  Gutachten  abgegeben  hatte.  „Der 
Bau  ist  die  ausgedehnteste  niederrheinische  Hallenkirche  und 
eine  der  bedeutendsten  Schöpfungen  des  clevischcn  Backstein- 
baues“.4) Auch  noch  jetzt,  nachdem  die  Harmonie  des  Gauzen 


'J  dem  eil,  Die  Kunstdenkinäler  des  Kreises  Cleve,  8.  ISO  und  die 
Kunstdenkmäler  des  Kreises  Geldern,  S.  14  ff.  und  sonst.  Die  noch  von 
Hob  me  (Geschichte  der  deutschen  Itaukunst,  1S87)  S.  244  bereitwillig  ein- 
geraumte  Lücke  in  der  Kenntniss  der  niederrheinischen  Architektur  ist  von 
deinen  glänzend  ausgefüllt  worden. 

-)  Schölten,  Geschickte  der  Stadt  Cleve,  8.  395 ff. 

Wo  1 ff.  Die  Nieolaipfarrkirche  zu  Kalkar,  S.  3 ff. 

4)  deinen,  Die  Kuustdenkninler  des  Kreises  Cleve,  S.  52. 
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durch  die  Wiederaufsetzung  eines  viel  zu  niedrigen  neuen  Helmes 
gestört  worden  ist,  ist  diese  Kirche  ein  bewundernswerthes 
Denkmal  deutscher  Kunst. 

Wie  die  Kalkarer  Anlage  durch  imposante  Einfachheit,  so 
zeichnet  sich  die  Kranenburgs  aus  durch  den  wohlgelnngenen 
malerischen  Effekt,  der  durch  die  geistreiche  Behandlung  der 
Hansteinprofile  (die  sich  lebhaft  von  dem  rothen  Backsteinmaterial 
abheben)  auf  das  glücklichste  erzielt  wird.1)  Bei  diesem  ungemein 
charakterischen  Bau  treffen  nun  aber  die  Einwirkungen  von 
allen  Seiten  zusammen.  Der  niederländische  Einfluss  zumal  ragt 
von  der  nahen  Grenze  her  hier  auch  in  das  linksrheiniche  Gebiet 
hinein;  zudem  aber  begegnet  man  manchen  Einzelheiten,  die  auf 
rechtsrheinische  Vorbilder  zurückgehen. 

Im  Allgemeinen  nämlich  findet  sich  der  nordgeldernsche 
Stil  — wie  ich  ihn  im  Gegensatz  zu  dem  des  Oberqnartiers 
nennen  möchte  — bei  den  Kirchen  des  rechtsrheinischen  Terri- 
toriums, die,  mehr  auf  den  Handel  angewiesen,  durch  den  Rhein, 
sein  Leben  und  seine  Schiffahrt  unmittelbar  mit  Nymwegen, 
Arnheim  und  Utrecht  verbunden  sind,  bereitwilliger  Eingang. 
Dieser  Gegensatz  zwischen  dem  Kirchenstil  im  Kernlaud  des 
alten  Chattuariergaues  im  weiteren  Sinn  (Cleve,  Kalkar,  Goch, 
Straelen,  Geldern)  und  dem  der  rechtsrheinischen  Plätze  ist 
neuerdings  anschaulich  geschildert  und  trefflich  an  den  ein- 
zelnen Denkmälern  gewürdigt  worden.-)  Abgesehen  von  jenem 
niederländischen  Einfluss,  hat  nun  auf  dem  rechten  Rheinuter 
unzweifelhaft  das  Langschiff  des  Xantner  Doms  wenigstens  einiger- 
massen  zur  Nachahmung  ermuntert. 

Der  Zeit  der  Anlage,  oder  vielleicht  richtiger,  des  Umbaues 
nach,  setzen  diese  stolzen  Kathedralen  etwas  später  ein,  wie 
die  des  jenseitigen  Ufers.  Ohne  Zweifel  war  hier  die  bekannte 
Baulust  Herzog  Adolfs  I.,  die  sich  mit  der  Errichtung  von  Burgen 
und  Schlössern  in  den  grossen  und  kleinen  Städten  nicht  genug 
thun  kann,  ein  nicht  unwirksames  Motiv.  Das  zeigen  zumal 
die  kirchlichen  Anlagen  der  Stadt  Wesel  aus  dieser  Periode.  Mit 
dem  Neubau  der  Willibrodikirche  wurde  im  Jahre  1424  be- 


')  Auch  die  dem  flüchtigen  Beobachter  sich  aufdrängende  Eigentbüm 
lichkeit  hat  Clemen  a.  a.  O.  S.  122  überaus  treffend  bervorgehobeu. 
a)  Clemen,  Die  Baudenkmäler  des  Kreises  Rees,  S.  186. 
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gönnen,  der  Plan  zur  Wiederherstellung  der  Matenakirche  war 
erst  kurz  vorher  gefasst  worden.  Dennoch  sind  es  hier  wie 
immer  die  Bürger,  die  zunächst  die  Kosten  tragen.  Im  Archiv 
der  evangelischen  Gemeinde  zu  AVesel  ist  Material  in  reicher 
Fülle  vorhanden,  aus  dem  die  Aufwendungen  der  Einwohnerschaft 
insgemein  und  der  Bürger  im  Einzelnen  ersichtlich  sind.1)  Diese 
Willibrodikirche  — durch  Adler  dank  der  werkthätigen  Unter- 
stützung Kaiser  Friedrichs  neuerdings  dem  Untergange  entrissen 
und  eben  jetzt  zu  junger  Herrlichkeit  erstanden  — ist  nächst 
dem  Dom  zu  Xanten  die  bedeutendste  kirchliche  Anlage  nicht  nur 
des  clevischeu  Gebiets,  sie  ist  ohne  Zweifel  auch  die  glänzendste 
Leistung  der  unter  holländischem  Einfluss  stehenden  ostrheinischen 
Bauschule.  Ihr  Vorbild  wird  man  vor  allem  in  der  grooten  kerk 
zu  Arnheim  suchen  dürfen.2)  Ausser  den  beiden  hervorragenden 
Weseler  Kirchen  sind  die  Salvatorkirche  zu  Duisburg  und  die 
Adelgundiskirche  zu  Emmerich  als  namhafte  Typen  dieses  rechts- 
rheinischen Stiles  zu  nennen.  Die  Herstellung  der  Adelgundis- 
kirche beginnt  erst  im  Jahre  1483,  also  bald  nach  dem  Re- 
gierungsantritt Johanns  II.,  unter  dem  Emmerich  überhaupt, 
wie  sich  noch  zeigen  wird , besonders  hervortritt.3)  Ihr 
ragender  Thurm  ist  späterhin  der  besondere  Stolz  der  Bürger 
der  wohlhabenden  Stadt.  Von  ihm  rühmte  man,  dass  ihm  keiner 
zu  vergleichen  sei  an  himmelstrebender  Höhe  auf  der  weiten 
Strecke  von  Strassburg  bis  zum  Ozean.4) 

In  noch  höherem  Grade  wie  auf  die  Kirchenanlagen,  hat 
die  grossartige  Bauthätigkeit  Herzog  Adolfs  I.  auf  die  Profan- 
architektur seines  Landes  belebend  gewirkt.  Mit  den  Schlössern 
Klöstern.  Kornmagazinen  und  Burgen  des  Landesherrn  wetteifern 
zum  mindesten  seit  dem  Ende  des  vierzehnten  Jahrhunderts  die 
Rathhäuser  der  clevischeu  Kommunen.  An  dem  herrlichen  Rath- 
haus zu  Wesel  wird  seit  1390  gearbeitet. 

Meister  Geliss,  der  später  den  Plan  zur  Willibrodikirche 
mitentworfen  und  theilweise  ausgeführt  hat,  hat  dieses  zierliche 


*)  deinen,  Kreis  Rees,  S.  126. 

S1  deinen  a.  a.  O.  S.  136. 

3)  Vergl.  unten  Kap.  14,  II  und  Tli  Ray,  Animae  illustres  Juliae, 
Cliviae,  Montium,  Mareliiae  S.  60. 

*)  Worte  Meerbecks  bei  deinen  a.  a.  0.  S.  26. 
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und  geistreiche  Werk  geschaffen.1)  In  Rees  wird  ein  halbes 
Jahrhundert  später  das  alte  Rathhaus  durch  einen  gar  statt- 
lichen Neubau  ersetzt.  Vor  der  modernen  Restauration  mag 
der  dreistöckige  Tufsteinbau  mit  der  Durchfahrt  an  der  Front  einen 
imposanten  Anblick  geboten  haben.2)  Um  kleinere  Stadthäuser 
bei  Seite  zu  lassen,  den  Preis  verdient  vor  allen  das  ebenso 
prächtige  wie  geschmackvolle  Rathhaus,  das  in  Kalkar  an  die 
Stelle  der  alten  Verkaufhalle  der  Tuchhändler  getreten  ist. 
Wie  vieler  Worthe,  die  mit  Häusern  besetzt  waren,  bedurfte 
man  nicht  um  den  nüthigen  Platz  zu  erhalten!  Seit  dem  Jahre 
1436  wird  an  dem  herrlichen  Werk  gearbeitet,  das  in  seinen 
harmonischen  Maassen  und  in  seiner  grossartigen  Einfachheit 
ebenbürtig  der  benachbarten  Nikolaikirche  am  Markte  zur  Seite 
steht.  Und  dass  die  Herzöge  solche  Aufwendungen  für  den 
Schmuck  ihrer  Städte  nicht  ungern  sahen,  wird  man  auch,  ohne 
in  jedem  Falle  einen  Beleg  dafür  zu  haben,  annehmen  dürfen. 
Das  Rathhaus  in  Kalkar  z.  B.  wird  von  dem  fürstlichen  Bau- 
meister des  Namens  Johann  ausgeführt.-1)  Auch  wurde  bereits 
erwähnt,  dass  der  Landesherr  mit  Rücksicht  auf  die  ausser- 
ordentlichen Kosten,  in  die  übrigens  die  Stadtrechnungen  einen 
interessanten  Einblick  gewähren,  der  Stadt  einmal  die  Bede- 
leistung  und  ein  anderes  mal  die  Abgabe  vom  Bürgergut  erlässt.4) 


IV. 

Holzschnitzerei  und  Malerei. 

Weiter  noch  als  die  Anfänge  eines  bodenständigen  Baustiles 
reichen  die  eigenthümlichen  Werke  der  niederrheinischen  Plastik 
zurück.  Sie  unterscheiden  sich  durchaus  von  den  Erzeugnissen 
der  kölnischen  Bildhauerkunst.  Und  was  der  Augenschein  lehrt, 
bestätigt  die  schriftliche  Ueberlieferung.  Beissel  fasst  das  wohl 


*)  Clcmen,  Kreis  Kees,  S.  148  und  126. 

3)  deinen  a.  a.  ö.  S.  99. 

3J  Wolff,  Die  Xikolaipfarrkirclie  zu  Kalkar,  >S.  12  ff. 

4)  Oben  S.  31is  und  407. 
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jedermann  unerwartete  Ergebniss  seiner  Durchsicht,  namentlich 
der  wühlerhaltenen  Xantener  Kirchenrechnungen  dahin  zusammen, 
„dass  auch  nicht  ein  einziges  Steinbild  der  Viktorkirche  aus 
Köln  kam“.1)  Uebrigens  beruht  der  Schwerpunkt  der  nieder- 
rheinischen  Plastik  nicht  einmal  in  der  Bearbeitung  des  Steins 
— wofür  es  an  Material  fehlt  — , sondern  in  der  Holzschnitzer- 
kunst.2) 

Neuerdings  sind  die  nicht  ebeu  zahlreichen  älteren 
Reste  dieser  Technik  in  unserem  Territorium  sorgfältig  registrirt 
und  erst  in  ihrer  Zusammengehörigkeit  gewürdigt.  Von  be- 
sonderer Bedeutung  ist  unter  ihnen  das  Madonnenbild  in  der 
Kirche  zu  Rees  etwa  aus  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts.3)  Die 
heilige  Jungfrau  sitzt  da  auf  einem  reichverzierten  gothischen 
Thronsessel.  Namentlich  in  der  Behandlung  des  Christuskindes 
ist  ein  archaistischer  Zug  unverkennbar;  man  hat  den  Eindruck, 
als  ob  nach  einer  sehr  alten  Vorlage  gearbeitet  worden  sei. 
Die  Madonna  zeigt  in  ihrem  Antlitz  übrigens  mehr  Feierlichkeit 
und  Würde  als  Lieblichkeit.  Der  Faltenwurf  aber  ist  wahr- 
haft gross  und  breit.  Alles  in  Allem  hat  der  Anblick  dieses 
Bildwerks  etwas  ungemein  ergreifendes.  Die  gleiche  Darstellung 
in  der  Kapitelkirche  in  Cleve,  die  vielleicht  einige  Jahrzehnte 
jünger  ist,  ist  sehr  viel  weniger  alterthümlich,  aber  auch  längst 
nicht  so  innig  und  seelenvoll.  Madonnen  aus  derselben  Zeit 
und  in  derselben  altnationalen  Technik  — in  ihrer  Gesammtheit 
offenbar  nur  ein  geringer  Bruchtheil  des  früheren  Bestandes  — 
sind  noch  in  Weeze  und  Ginderich  vorhanden.4)  Die  guten 
Eigenschaften,  die  an  der  Statue  der  heiligen  Gottesmutter  in 
der  Kirche  zu  Rees  zu  rühmen  waren,  kehren  dann  vor  allem 
wieder  bei  den  zwölf  Aposteln  in  der  Stiftskirche  zu  Cleve  aus 
dem  Ende  des  vierzehnten  Jahrhunderts.  Namentlich  die  Be- 


*)  A.  a.  0.  Theit  3 S.  48.  Er  sagt  das  im  Besonderen  von  den  Stein- 
bildwerken, bei  denen  noch  am  ehesten  eine  Abhängigkeit  von  Köln  zu  ver- 
muthen  wäre. 

1)  Vergl.  vor  allem  die  zusainmenfassenden  Bemerkungen  bei  Clemen, 
Kreis  Rees,  S.  98  und  über  die  dem  Niederrhein  entfremdeten  Altarwerke 
Bode  a.  a.  0.  S.  220  sowie  die  Abbildung  auf  S.  219. 

3)  Vergl.  Bode  a.  a.  O.  S.  220. 

*)  Clemen,  Kreis  Cleve  S.  97,  Kreis  Mors  S.  21,  Kreis  Geldern  S.  98. 
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hÄndliing  der  Gewandung  ist,  wie  man  mit  Recht  hervorgehoben 
hat,  auch  hier  gross  und  frei,1) 

Erst  allmählich,  wohl  sq^  Beginn  des  fünfzehnten  Jahr- 
hunderts, vollzieht  sich  der  Uebergang  zu  einer  mehr  realistischen 
Kunstübung.  Zunächst  freilich  wagt  sich  die  neue  Auffassung 
noch  nicht  an  die  Altarschreine  selB?t.  Wie  früher  wohl  der 
symbolische  Gedanke,  dem  man  bei  der  Herrichtung  der  Taufsteine 
Ausdruck  geben  wollte,  die  Veranlassung  bot,  Figuren,  die  dem 
wirklichen  Leben  entnommen  sind,  in  groteskem  Realismus  an- 
zubringen, so  dienen  jetzt  die  Chorstühle,  die  man  mehr  als 
das  Eigenthum  ihrer  jeweiligen  Benutzer  ansehen  mochte,  der 
Bethätigung  des  auf  Da:  Stellung  der  Wirklichkeit  gerichteten 
Sinnes  der  Zeit. 

Chronologisch  voran  stehen  unter  den  zahlreichen  in  dieser 
ihrer  Richtung  verwandten  Kunstwerken  die  acht  herrlichen 
Stühle  der  Kirche  des  Minoritcnklosters  in  Cleve  vom  Jahre 
1474.'2)  In  kurzen  Intervallen  folgen  die  von  Emmerich  I486, 
die  von  Kempen  141'.!,  die  von  Kalkar  1508  und  die  Reste,  die 
sich  in  den  beiden  Kirchen  zu  Duisburg  erhalten  haben.  Thier- 
figuren, Fischer,  Bauern  in  allen  möglichen  Verrenkungen  und 
komischen  Situationen.  Rflanzenmotive  jeder  Art  und  manches 
Aehnliche.  Man  mag  sich  über  die  bizarre  Phantasie  wundern, 
die  sich  in  solchen  Schöpfungen  kundgiebt,  aber  man  wird  der 
Sicherheit  der  Naturbeachtung,  dem  übersprudelnden  Humor, 
der  ein  Erbtheil  des  niederdeutschen  Volksschlages  dieser  Land- 
schaft ist,  und  der  Meisterschaft  der  Ausführung  uneingeschränkte 
Bewunderung  zollen  müssen. 

Die  neue  Bestrebung  der  Kunst  macht  nun  unaufhaltsame 
Fortschritte,  auch  die  Darstellungen  der  Altarschaai^e  werden  all- 
mählich realistischer.  Es  wird  eine  Zeit  gegeben  haben,  in  der 
beide  Richtungen  neben  einander  hergingen,  schliesslich  überwiegt 
doch  das  Neue.  Eine  der  letzten  und  besten  Statuen  älteren  Stiles 
ist  noch  die  hoheitsvolle  Figur  der  heiligen  „Anna  selbstdritt“ 


')  Clemen,  Kreis  Cleve  S.  tut.  Vergl.  die  Abbildungen  bei  aus'm 
Weerth  a.  a.  O.  Taf.  VIII,  s — 19. 

2)  Abgebildet  bei  aus'm  Weerth  a.  a.  0.  Tafel  VIII  Fig.  1 — 6 und 
die  zusamnienfassenden  Bemerkungen  bei  deinen,  Die  Kunstdenkmäler  des 
Kreises  Cleve,  S.  107. 


Digitized  by  Google 


444 


im  Frauenhaus  zu  Goch.1)  In  den  Werken  der  niederrheinischen 
Bildschnitzerschule  aus  dem  ausgehenden  fünfzehnten  Jahrhun- 
dert zeigt  sich  liier  und  da  ein  unsicheres  Schwanken  zwischen 
der  älteren  und  der  jüngeren  Stilart.  Harmonisch  ausgeglichen 
aber  ist  dieser  Gegensatz  erst  in  den  Werken  Meister  Loede- 
wielis,  von  dem  der  schöne  Hochaltar  in  Kalkar  (1498 — 1500) 
ausgefühlt  wurde.  Und  gerade  Kalkar,  mitten  im  Lande  ge- 
legen, der  Sitz  einer  blühenden  Tuchmanufaktur  und  eines  leb- 
haften Handels,  zumal  mit  Landesprodukten,  nicht  weit  entfernt 
von  dem  herrlichen  Schloss,  das  an  die  Stelle  der  alten  Burg 
Munna  getreten  ist,  in  steter  Berührung  mit  dem  Hofe,  der  hier 
oder  in  der  nahen  Residenz  weilt,  wird  nunmehr  das  Centrum 
aller  clevischen  Kunstbestrebungen.2)  Die  Anschauung  freilich 
von  einer  heimischen  Malerschule  hat  vor  der  Kritik  nicht  be- 
stehen können.  Um  so  mehr  tritt  die  Kalkarer  Bildschnitzer- 
schule nach  den  neueren  Forschungen  als  tonangebend  für  die 
Landschaft  rings  herum  hervor.  Das  zeigen  z.  B.  die  zahl- 
reichen Thatsachen,  die  B eissei  aus  den  Rechnungen  der 
Viktorskirche  zu  Xanten  ermittelt  hat.3)  Indessen  werden  die 
Künstler  dieser  Gruppen  (wohl  meist  wie  die  Kilnstlerfamilie 
der  Douwermanns,  die  aus  Dinslaken  stammt,  Kinder  unserer 
Gegend),  wenn  sie  einigen  Ruf  erlangt  haben,  von  Stadt  zu 
Stadt  gerufen,  um  den  Schrein  des  Hochaltars  zu  schnitzen.4) 
So  wird  die  Kunstübung  Gemeingut  der  clevischen  Städte,  in 
denen  Schulen  von  mehr  lokaler  Bedeutung,  aber  von  aehtuugs- 
werthem  Können  entstehen,  so  dass  Kalkar  nur  eine  Art  von 
Vorortstellung  behauptet.  Das  ist  in  Wesel  und  in  Emmerich, 
aber  auch  in  Cleve,  dem  Sitze  der  Herzoge,  der  Fall.  Ueberall 
schaffen  Meister  preiswürdige  Schnitzwerke  von  guter  Durch- 
schnittsqualität im  Sinne  Loedewichs.  Erwähnt  seien  aus  der 
reichen  Fülle  die  heilige  Agnes  und  die  heilige  Katharina  in 

’)  Abgebildet  bei  CI  einen  a.  a.  ü.  S.  32. 

s)  Wo  1 ff.  Die  Nikolaipfurrkirche  zu  Kalkar,  Vorrede. 

3)  Die  Ballführung  des  Mittelalters,  Theil  3 S.  111  ff. 

Scholteu,  Beiträge  zur  Geschichte  von  Wissel  und  Grieth,  S.  80  ff. 
.Schölten  vor  allem  gebührt  das  Verdienst,  durch  seine  glücklichen  archi- 
valischen  Funde  zuerst  Klarheit  in  die  Verhältnisse  der  niederrheinischen 
Holzschnitzerei  gebracht  zu  haben.  Feber  die  Beziehungen  zu  den  Nieder- 
landen einige  Nachweisungen  bei  Wolff  in  Lützotv’s  Zeitschrift  Jahrgang  1876. 
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der  AdelgundiskircTie  5m  Emmerich.  Vor  allem  aber  sei  der  Hoch- 
altar in  der  Fraterherrenkirche  zu  Wesel  genannt.1)  In  den 
nächsten  Jahrzehnten  erhebt  sich  dann  Heinrich  Douwermann  aus 
der  schon  genannten  Familie  zu  dominirender  Bedeutung.2)  An 
technischem  Können  zweifellos  der  glänzendste  der  ganzen 
Schule.  Er  ist  temperamentvoller  und  bewegter  als  Loede- 
wich.  Wo  er  sich  innerhalb  der  Schranken  eines  massvollen 
Realismus  zu  halten  weiss,  wie  in  der  ergreifenden  Scene  der 
Kreuzabnahme  am  Altar  der  sieben  Schmerzen  Mariae  in  der 
Pfarrkirche  zu  Kalkar,  erzielt  er  durch  den  Adel  der  Form 
nnd  durch  seine  hingebende  Leidenschaft  Wirkungen,  die  in  der 
Holzschnitzerkunst  nur  sehr  selten  wieder  erreicht  sind.:i)  Der 
spätere  Gang  der  Entwicklung  ist  schwer  zu  beurtlieilen.  Manche 
seiner  Schüler,  wie  sein  eigener  Sohn,  verfallen  zurück  in  Ueber- 
treibung  und  Manier,  von  denen  sich  ja  auch  der  Vater  nicht 
immer  ganz  frei  gehalten  hat.  Indessen  arbeiten  noch  bis  an 
das  Ende  des  16.  und  bis  weit  in  das  17.  Jahrhundert  hinein 
und  darüber  hinaus  am  Niederrhein  Meister  der  Holzschnitzerei 
von  ausserordentlicher  Geschicklichkeit.4) 

So  wenig  wie  hinsichtlich  der  Holzschnitzerei  vermochte 
in  der  Malerei  der  burgundische  Einfluss  grosse  Erfolge  zu  er- 
zielen. ln  der  Beziehung  ist  es  charakteristisch,  dass  die 
Miniaturenmaleeei  und  Buchillustration,  Kunstübungen,  die  am 
burgundischen  Hole  besonders  beliebt  waren,  in  Cleve  kaum 
Eingang  gefunden  haben.5)  Uebrigens  traf  der  burgundische 
Einfluss  hier  nicht  auf  eine  schon  bestehende  Schule,  in  der 
nach  festen  Regeln  mit  erprobter  Technik  gearbeitet  wird. 
Zwar  haben  sich  aus  der  älteren  Zeit  in  unserem  Territorium 
hier  und  da  Reste  von  Tafel-  und  Wandmalereien  erhalten, 

’j  Abbildungen  bei  C'lcwen,  Die  Kunstdenkmäler  des  Kreises  Rees, 
.S.  2i*  und  S.  ISO. 

*)  Ueber  ihn  vor  allem  Schölten,  Geschichte  der  Stadt  Cleve,  S.  411, 
Clumen,  Die  Kunstdenkniiiler  des  Kreises  Mors,  S 118  und  B eis  sei  a.  a.  0. 
Th.  3 S.  177.  v 

s)  Clemen,  Kreis  Cleve,  S.  Gl  ff 

*)  Bode,  Geschichte  der  deutschen  Plastik,  ist  der  Bedeutung  der  nieder- 
rheiuiscl.en  Holzschnitzerei  doch  wohl  nicht  ganz  gerecht  geworden. 

6)  C.  A.  Serrure,  Geschieden»  der  nederlansche  en  brensche  Ietter- 
kunde  in  het  graefsebap  Vlaenderen.  S 2sl  ff.  und  Altmcycr,  Essai  sur 
l'histoire  de  la  cirilisation  en  Belgique  sous  la  maison  de  Bonrgogne,  S.  60. 
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immer  aber  handelt  es  sich  nur  um  unzulängliche  und  zusammen- 
hanglose Versuche. 

Die  Schöpfungen,  die  auf  Geheiss  der  Grafen  und  Herzoge 
— wohl  meist  von  burgundischen  Meistern  — angefertigt  wurden, 
die  Wandgemälde  in  der  Kapitelskirche,  die  Darstellungen  aus 
dem  Kampfe  von  Cleverhamm  im  Kittersaale  des  clevischen 
Sehwanenschlosses  und  endlich  die  Porträts  auf  Tafeln  im  Rath- 
haus dort  haben  nicht  vermocht,  eine  Malerschule  ins  Leben 
zu  rufen.1) 

Der  unmittelbare  Zusammenhang  mit  den  Stätten  einer 
glänzend  entwickelten  Malerei  erwies  sich  hier  wie  in  anderen 
Fällen  eher  als  ungünstig  für  das  Emporkommen  einer  neuen 
Schule.2)  Zwar  das  Bedürfniss  nach  Bildern  war  unabweisbar, 
denn  zu  der  würdigen  Ausschmückung  der  Altäre  bedurfte  man 
malerischer  Darstellungen,  die  in  innerer  Harmonie  standen 
zu  den  kostbaren  Holzschnitzereien.  Der  geläuterte  Geschmack 
der  Zeit  wendet  sich  also  von  den  unvollkommenen  Versuchen 
der  heimischen  Schule  ab  und  sucht  die  Künstler  auf,  die  in 
ihrer  Richtung  dem  Geist  verwandt  sind,  der  sich  in  den  köst- 
lichen Verzierungen  der  Chorstühle  so  drastisch  äussert. 

Wichtig  vor  allem  in  der  Beziehung  sind  die  Gemälde  der 
Innenseiten  der  Flügel  des  Hochaltars  in  der  Nikolaikirche  zu 
Orsoy.  Mit  Recht  weist  Clemen  dem  Meister  seine  Stelle 
zwischen  Geertgen  van  Sint  Jans  und  Jan  Joest  zu.3)  Diesen 
Jan  Joest  hat  man  zum  Haupt  einer  heimischen  Malerschule 
machen  wollen,  die  in  Kalkar  ihren  Sitz  gehabt  habe.  Seit 
Ludwig.  Scheiblers  klaren  und  gründlichen  Darlegungen  wird 
Niemand  mehr  für  das  Vorhandensein  jener  Schule  eintreten 
wollen.4)  Ob  endlich  Jan  Joest  in  Kalkar  geboren  ist  — wo- 


*)  Clemen,  Die  Kunstdenkmäler  des  Kreises  Cleve,  S.  99  ff. 

2)  Wie  ja  bekanntlich  die  allzugrosse  Nähe  der  Niederlande  die  köl- 
nische Halerschule  offenbar  — trotz  dos  neuerdings  gegon  diese  Auffassung 
erhobenen  Widerspruchs  — um  ihre  Selbstständigkeit  und  Kraft  brachte. 
Vergl.  die  schönen  Auseinandersetzungen  von  Thode,  Aula,  1895  Nr.  7, 
8 und  9. 

*)  Vergl.  die  Literaturangaben  bei  Clemen,  Die  Kuustdenkmäler  des 
Kreises  Mörs,  S.  44. 

f)  Die  in  seiner  Erstlingsarbeit  (Die  Meister  und  Werke  der  Kölner 
Halerschule,  These  8)  verfochtene  Ansicht  hat  Scheibler  vor  allem  näher 
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für  sich  in  der  dortigen  Ueberlieferung  auch  nicht  der  geringste 
Anhalt  findet  — ist  ziemlich  gleichgültig.1)  Im  Gegentheil,  das 
hohe  Verdienst  der  Bürgerschaft  besteht  darin,  einen  so  trefflichen 
Künstler  in  seinem  Wertlie  erkannt,  ihn  aus  Harlem  herbeigeholt, 
ihn  (1505  bis  1508)  beschäftigt  und  ihm  so  die  Unsterblichkeit 
verschafft  zu  haben.  Denn  für  den  Nachruhm  dieses  grossen 
Koloristen  ist  der  Hochaltar  in  Kalkar  fast  von  noch  grösserer 
Bedeutung,  wie  die  Isenheimer  Tafelbilder  für  Matthias  Grüne- 
wald, seinen  genialen  oberdeutschen  Schicksalsgenossen!  — 

Und  dasselbe  gesunde  Verständnis  für  die  Tüchtigkeit 
guter  Künstler  der  Nachbarprovinzen  zeigt  sich  darin,  dass  im 
Frühjahr  1529  die  Xantener  Stiftsherrn  Bartholomäus  Bruyn 
den  Auftrag  ertheilen,  den  Hochaltar  ihres  stolzen  Domes  mit 
Bildern  aus  dem  Leben  der  heiligen  Helene  und  des  heiligen 
Viktor  zu  schmücken.2)  Es  steht  damals  dieser  Kölner  Maler 
noch  durchaus  unter  dem  Einfluss  jenes  trefflichen  unbekannten 
Meisters  des  Todes  der  Maria,  der  ein  Schüler  Jan  Joests  ist. 
Nach  einer  neuerdings  aufgestellten  Vermuthung  ist  der  bisher 
Namenlose  Joos  van  Cleef,  also  doch  gewiss  ein  clevisches 
Landeskind.  Da  hat  der  Gedanke  in  der  Tliat  manches  für 
sich,  dass  dieser  Künstler,  bevor  er  unter  Quentin  Massys,  die 
für  seine  spätere  Entwicklung  entscheidende  Richtung  empfing, 
in  Kalkar  in  Jan  Joests  Werkstätte  die  ersten  niemals  ganz 
vergessenen  Einwirkungen  erfahren  habe.') 

Um  die  Zeit,  in  der  Bartholomäus  Bruyn  sich  fremden 
Einflüssen  allzuwillig  hingebend,  die  Eigenschaften  einbüsste, 
derentwegen  sein  Name  in  der  Kunstgeschichte  genannt  zu 
werden  verdient,  wandte  man  sich  am  Niederrhein  abermals  mit 


begründet  in  der  Zeitschrift  für  bildende  Kunst,  Band  X VIII  S.  2»  ff.  und 
S.  69  ff. 

')  Wolff,  Die  St.  Nicolai-Pfarrkirche  zu  Calcar,  S.  17,  macht  Mit- 
theilungen über  seine  Kriegszüge  1480,  aus  Listen,  die  ich  in  Kalkar  nicht 
wieder  gefunden  habe.  Uebrigens  scheinen  seine  Darlegungen  — schon  in 
sich  unwahrscheinlich  — auch  Janitschek  (Geschichte  der  deutschen 
Malerei,  8.  614)  nicht  überzeugt  zu  haben. 

2)  Firmenich-Kichartz,  Bartholomäus  Bruyn  (Leipz.  1891)  S.  53. 
Indessen  beweist  gerade  diese  Bilderfolge,  dass  sogar  ein  so  hervorragender 
Schüler  Quentin  Massys'  einer  Komposition  grossen  Stiles  nicht  gewachsen 
ist.  Vergl.  die  zweitnächste  Anmerkung. 

a)  Thode  a.  a.  0.  S.  282  und  Firmenich-Ricbartz  a.  a.  O.  S.  64  ff. 
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feinem  Geschmack  den  beiden  westfälischen  Künstlern  zu,  die 
in  einer  Zeit  der  technischen  Routine  und  der  Veräusserlichung 
der  Malerei  die  Traditionen  der  — sei  es  nun  westfälischen  oder 
holländischen  — Kunst  des  15.  Jahrhunderts  mit  Geschick  auf- 
recht erhielten.1) 

Die  Meister,  denen  sich  dergestalt  in  unserer  Gegend  ein 
reiches  Feld  der  Thätigkeit  eröffnete,  sind  die  Dünwegge. 

Heinrich  zumal,  der  jüngere  und  bedeutendere  der  beiden 
Brüder,  erweist  sich  als  ganz  von  niederländischem  Realismus 
durchtränkt.-)  Davon  giebt  vor  allem  das  in  seiner  Einfalt  er- 
greifende Gerichtsbild  auf  dem  Rathhaus  zu  Wesel  Zeugniss, 
das  er  auf  Bestellung  des  dortigen  Magistrats  geschaffen  hat.:1) 

Auch  von  den  Werken  der  etwa  gleichzeitigen  nieder- 
ländischen Meister  sind  einzelne  werthvolle  Gemälde  in  unsere 
Landschaft  gekommen.  So  das  schöne  Altarbild  der  Kapelle 
des  Hauses  Caen  bei  Geldern  und  die  reizende  Madonna  im 
Schloss  Gnadenthal  bei  Cleve,  die  zweifelloss  aus  Jan  Gossacrt 
Mabuses  Frühzeit  ist.4) 

Erst  allmählich  und  man  möchte  sagen  vereinzelt  dringen 
flämische  und  andere  Meister,  die  unter  italienischem  Einfluss 
der  eigenen  Art  untreu  geworden  sind,  ein.  Aber  auch  an  dem 

')  Um  nicht  die  Meinung  zu  erwecken,  ich  wolle  in  den  allgemeinen 
Tadel  der  Kunstrichtung  einstimmen,  die  man  meist  mit  Mabuse  beginnen 
lässt,  erkläre  ich  ausdrücklich,  dass  ich  von  einer  Kunstgeschichtsschreibuug, 
die  mit  den  malerischen  Bestrebungen  der  Gegenwart  Fühlung  hat,  eine 
gerechtere  Würdigung  jener  Periode  des  Uebergangs  erwarte,  die  nothweudig 
mit  den  Traditionen  der  Kyckschen  Schule  blechen  musste,  wenn  die  Voraus- 
setzungen für  eine  neue  BlUtlie  gewonnen  werden  sollten.  Ich  zweifle  nicht, 
daran,  dass  diese  z.  B.  schon  von  Riegel  vertretene  Auffassung  (Beiträge 
zur  niederländischen  Kunstgeschichte,  Band  1,  1882,  S.  4 ff.)  über  kurz  oder 
lang  die  geltende  sein  wird. 

2)  Clemen  (Die  Kunstdenkmäler  des  Kreises  Mürs,  S.  111)  änssert 
die,  wie  mir  scheint,  durchaus  zutreffende  Vermuthung,  dass  man  in  dem 
von  L.  Schei liier  so  genannten  .Jlcister  von  Kappenberg“,  eben  Viktor, 
den  älteren  der  Brüder,  zu  sehen  habe. 

3)  Gute  Abbildung  bei  Clemen,  Die  Kunstdenkmäler  des  Kreises 
Rees,  S.  160,  des  Kreises  Mürs,  Tafel  6 u.  0. 

*)  Clemen,  Die  Kunstdenkmäler  des  Kreises  Geldern,  S.  76.  lieber 
die  Madonna  Sclieibler,  Jahrbuch  der  Kiinigl.  Preuss.  Kunstsammlungen, 
Band  3 S.  13.  Ich  habe  diesen  besten  und  hochverdienten  Kenner  der  Ge- 
schichte der  älteren  deutschen  Malerei  zuerst  auf  dies  Bild,  dessen  Photo- 
graphie ich  ihm  verschaffte,  aufmerksam  gemacht. 
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grossen  Altarwerk  des  Hochaltars  von  Xanten,  au  dem  Bartholo- 
mäus de  Bruyn  vom  Jahre  15*29  an  arbeitete,  erinnern,  so 
sklavisch  er  sonst  wohl  Michelangelo  nachgeahmt  hat,  doch 
die  ausgezeichneten  Bildnissküpfe  an  die  altniederländischen 
Traditionen,  die  durch  den  Meister  des  Todes  Mariä,  jenen  Jan 
Joest  eng  verwandten  Meister,  den  Rhein  hinauf  bis  Köln  vor- 
gedrungen  sind. 

Möglich  und  sogar  wahrscheinlich,  dass  auf  dem  Gebiete 
des  Kunstgewerbes  die  Einwirkungen  der  burgundischen  Be- 
ziehungen nachhaltiger  gewesen  sind.  Jedenfalls  aber  w*ar  der 
Niederrhein  auch  hinsichtlich  der  Erzeugnisse  der  feineren 
Schmiedekunst  in  früherer  Zeit  auf  Köln  angewiesen.1) 
Gegen  Ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  begegnen  wir  dann 
hier  und  da  Arbeiten  anderen  Charakters,  die  man  als  Schöpfun- 
gen der  devischen  Hofgoldschmiedekunst  wird  in  Anspruch  nehmen 
dürfen  Dahin  ist  z.  B.  die  herrliche  Monstranz  in  der  Adelgundis- 
kirche zu  Emmerich  zu  rechnen,  die  etwa  um  1500  — und  jeden- 
falls zur  Zeit  der  Regierung  Johanns  II.  — entstanden  ist.'-') 

Für  diese  vorhin  geäusserte  Ansicht  verweise,  ich  nur  auf  einige 
Beispiele.  Als  Graf  Johann  im  Jahre  1047  seinem  Bruder  Dietrich 
in  der  Herrschaft  gefolgt  war,  beschlossen  die  Bürger  von  Wesel 
der  Gräfin  — wie  es  später  ja  allgemein  Sitte  war  — zur  Feier 
des  Regierungsantritts  ein  kostbares  Geschenk  zu  machen.  Von 
einem  Kölner  Goldschmied  Hess  mau  also  ein  silbernes  Schilf 
im  Gewicht  von  30  •/*  Mark  an  fertigen.  *) 


*)  Beissel,  (jeschichte  der  Ausstattung  des  heiligen  Viktor  S.  12  tf. 
und  Jnnitsckek  a.  a.  O.  S.  523. 

-/  deinen,  Die  Kunstdenkmäler  des  Kreises  Rees,  S.  31. 

’)  Sollte  dieses  Schiff  eine  Anspielung  auf  die  ilerkunftssago  der  Clever 
Orafen  sein?  Die  Eintragung  findet  sich  im  ältesten  Bande  der  Wcseler 
Stadtrechnungen  Bl.  95  zum  Jahre  1348  und  lautet  folgendermassen:  De 
navi  argentea  comitisse.  — Sciendum  primo  quod  navis  pomlerat  XXX  4- 
mar.  minu9  4 loet  argenti;  pro  qunlibet  marca  tarn  pro  argento  quam  fac- 
tura  dederunt  IX  tiorenos,  hoc  CCL1X  florenos.  Item  quod  plus  fuit  de 
aur.  . . . (?),  quod  fuit  couventum,  supperaddiderunt  domine  et  famulis  ad 
bihendutn  III  flotenos.  Item  in  prima  conventione  et  postea  ad  liibendnm 

I fiorenuin.  Item  do  forulo,  quo  impouitur  VI  florenos,  sninina  CCLXX 
floreni,  qui  faciunt  CXVII  mar.  XI  solid.  — Item  pro  cista  qua  fuit  deducta 

II  sol.  — Item  Everwitius  de  Sutphania  bis  propter  hoc  equitavit 

Lieiegaof,  Moderrhalniachea  Stadt«  wosen  im  Mittelalter. 
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Und  noch  einer  anderen  Notiz  aus  dem  Ende  desselben 
Jahrhunderts  sei  gedacht.  Im  Jahre  1397  erhält  ein  Zinn- 
niacher  in  der  Stadt  vom  Magistrat  die  Erlaubnis,  auf  seinen 
Fabrikaten  das  Weseler  Wappen  anzubringen. ')  Mer  dat  tenne- 
werck,  heisst  es  dann  weiter,  dair  he  der  stat  wapeu  so  up 
siegt,  dat  sal  also  guet  ende  fin  wesen  alse  Coelsch  werk.  Köl- 
nische Arbeit  also  beherrscht  auch  in  dieser  Branche  den  Nieder- 
rhein ; nach  der  Qualität  der  Kölnischen  W aare  muss  man  sicli 
damals  noch  richten,  wenn  man  Kaufniannsgut  unfertigen  und 
in  den  Handel  bringen  will. 


V. 

Aufzeichnungen  bürgerlichen  Ursprungs. 

Mehr  wie  die  Kunst  in  ihren  verschiedenen  Zweigen  hat 
jedenfalls  die  Wissenschaft  durch  die  Verbindung  der  clcvischen 
Fürsten  mit  Burgund  gewonnen.*)  Der  Hof  nämlich,  auf  dessen 
Politik  von  der  Epoche  Johanns  III.  an  die  Humanisten 
einen  so  bestimmenden  Einfluss  ausübend)  hat  in  der  früheren 
Periode  nur  geringen  Werth  gelegt  auf  literarische  Be- 
strebungen, und  ebenso  hat  er  kaum  jemals  Sorge  getroffen 
für  die  Aufzeichnung  der  grossen  Kriegs-  und  Friedensthaten 
seiner  Fürsten.  Jetzt  nun  fangen  die  Herzoge  an,  sich  ihrer 
erlauchten  Familienverbindungen  zu  rühmen.4)  Gern  mögen  sie 
die  alte  Stammessage  von  Elias  Gral,  dem  Schwanenritter,  ver- 
nommen haben.  Nunmehr  wurde  wohl  auch  nicht  selten  dem 
Befremden  darüber  Ausdruck  gegeben,  dass  so  geringes  Material 


tlulun  Um  et.  Henricus  Lubberci  ter  equitavit  pro  p t er  hoc  Coloniam ; 
qui  expentterunt  V inarc.  VIII  solid.  VIII  den. 

’)  Im  jüngeren  bürgerbuch  bl.  119. 

•j  I)ie  Bestrebungen  am  burgundischen  Hof  waren  bekanntlich  vor- 
nehmlich wissenschaftlich.  Frodericq,  Essai  sur  le  röle  politique  et  social 
dos  dnes  do  Bourgogne  etc.,  S.  70  ff. 

Wolters,  Konrad  von  Heroshach,  S.  05  ff. 

*)  Uert  van  der  .Schuren  S.  117  ff.;  vergl.  auch  Hansen.  West- 
falen und  Rheinland  etc.,  Band  2 S.  100  der  Einleitung. 
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aus  früherer  Zeit  vorhanden  sei.1)  Das  alte  Hausarchiv,  meinten 
Eingeweihte  damals,  sei  in  Jlunna  gewesen'2)  und  zugleich  mit 
einer  der  Katastrophen,  die  die  Festung  trafen,  zu  Grunde  ge- 
gangen. Um  so  mehr  Hess  man  es  sich  angelegen  sein,  die 
geringfügigen  Aufzeichnungen,  die  noch  erhalten  waren,  zu  ver- 
breiten und  auch  äusserlich  würdig  auszustatten.  Vor  allem  an 
eine  alte  im  Kloster  Wissel  entstandene  Chronik  anknüpfend, 
stellte  man  eine  Genealogie  des  Herscherhauses  her,  verbunden 
mit  kurzen  Notizen  über  die  Dauer  der  Regierungszeit.  Auch 
nachdem  schon  ausführlichere  Chroniken  Vorlagen,  setzte  man 
diese  Aufzeichnung  fort  und  schrieb  sie  immer  von  Neuem 
wieder  ab.:‘) 

Ein  besonders  schönes  Exemplar  auf  Pergament  mit  zahl- 
reichen eingemalten  Wappenschilden  ist  noch  neuerdings  aus 
Privatbesitz  in  den  der  Stadt  Cleve  gekommen.  Dann  aber  wird 
es  nunmehr  den  Geheimschreibern  der  Fürsten  zur  Pflicht  ge- 
macht, dafür  zu  sorgen,  dass  ihre  Herren  und  deren  Vorgänger 
des  Nachruhms  nicht  entbehren,  den  die  Geschichtsschreibung 
verleihen  kann.4) 

Aber  erst  in  der  Zeit,  als  der  Jnngherzog  Johann  Regent 
geworden,  als  Köln  besiegt  und  die  devische  Hegemonie  am 
Niederrhein  fester  begründet  war,  wurde  dem  Folge  gegeben. 
So  entstand  das  bekannte  Anonymi  chronicon,  das  sich  im 
Wesentlichen  mit  der  Verarbeitung  der  Urkunden  begnügen  muss/’) 
Nach  den  Darlegungen  Seholtens,  die  sich  noch  in  mehr  als  einer 
Hinsicht  vervollständigen  liessen,  ist  Gert  van  der  Schuren  der 
Verfasser  dieser  Aufzeichnung.'1)  Die  Entstehung  kann  man 
mit  grosser  Bestimmtheit  etwa  in  das  Jahr  1450  setzen,  Gert 
aber,  der  dergestalt  seine  Befähigung  zum  Geschichtsschreiber 

*)  Gert  van  der  Schürens  Vorrede  zu  seiner  Chronik  (eil.  Schölten) 
S.  1 ff. 

*)  Seibertz,  (Quellen  der  Westfälischen  Geschichte,  Baud  3 S.  329 
und  Tibus,  Pie  Pfarrei  Cleve,  S 4*. 

s)  Freu  sdo r f f , Dortmunder  Statuten  und  Urtheile,  S.  235,  beschreibt 
eine  diese  Chronik  enthaltende  Handschrift  der  Weseler  Privilegien.  Die 
lleberschrift  lautet:  Die  oirspronck  ende  stam  van  [Cleve], 

4)  Schölten  in  seiner  inhaltreichen  Einleitung  zur  Ausgabe  Gerts  van 
der  Schuren. 

6)  Seibertz,  Quellen  zur  westfälischen  Geschichte,  Band  3 S.  325  ff 

•)  Schölten  a.  a O. 

29* 
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schlecht  und  recht  erwiesen,  erhält  späterhin  vom  Herzog  Johann 
den  Auftrag,  nun  auch  in  der  gerade  ihm  so  geläufigen  Muttersprache 
und  unter  Berücksichtigung  der  Sage  die  Geschichte  der  Herren 
von  Cleve  und  Mark  ausführlicher  darzustellen.1)  Gerts  Vater  war 
erzbischöflicher  Vogt  in  Xanten  über  den  kölnischen  Theil  der 
Stadt  gewesen.'2)  Mitglieder  seiner  Familie  kommen  nicht 
selten  in  den  clevischen  Städten  vor:  in  Kalkül',  in  Rees,  in 
Wesel  und  in  mehreren  kleineren  Ortschaften.  Er  gehört  zu 
der  Generation  von  Hof  beamten,  die  Herzog  Adolf  herangezogen. 
Sie  rekrutieren  sich  nicht  allein  aus  den  Ministerialen,  sondern 
ebenso  sehr  aus  den  vornehmen  Patriziern  der  Städte.  So  mag 
das  barbarische  Latein,  das  er  trotz  seiner  Gelehrsamkeit  schreibt, 
wohl  typisch  sein  für  die  Bildung  auch  der  angesehneren  bürger- 
lichen Kreise  seiner  Zeit  in  unserem  Territorium. 

Er  wird  sie  sich  angeeignet  haben  auf  der  durch  ihr  Alter 
ehrwürdigen  Xnntner  Stiftsschule,  die  damals  wohl  kaum  noch 
den  Stadtschulen  des  Territoriums  den  Rang  ablief.  Wie  wenig 
man  gerade  in  Xanten  mit  der  lateinischen  Sprache  vertraut 
war,  zeigt  handgreiflich  eine  Aufzeichnung  von  dort  aus  der 
ersten  Hällte  des  Jahrhunderts,  von  der  ich  ein  Stück  mitgetheilt 
habe  weil  es  wichtig  war  für  die  Kenntniss  der  kommunalen 
Verfassung  der  alten  Stiftsstadt.3) 

Anders  geartet  mag  schon  die  nächste  Generation  gewesen 
sein,  die  erst  im  Dienste  Herzog  Johanns  emporkam.4)  Ihr  Haupt- 
repräsentant ist  Gerts  jüngerer  Zeitgenosse  Arnold  Heymerich, 
nach  dessen  Familie  jene  einflussreiche  Faktion  in  der  Stadt 
Cleve  genannt  wurde,  die  13t>8  mit  solcher  Energie  für  die  Nach- 
folge Adolfs  von  der  Mark  eintrat.  Johann  I.  war  es,  der  Arnold 
Heymerich  dem  Xantner  Stift  präsentirte,  dessen  Dechant  er  1459 
wurde.  Er  wird  nun  in  der  Folge  sozusagen  Gerts  Nachfolger  als 
clevischer  Hofhistoriogiaph.  Mehr  als  sein  Vorgänger,  der  nach 


')  Gert  lässt  bekanntlich  im  Jahre  1476  den  „Thentouista  oder 
Dnytschländer“,  ein  Wörterbuch  der  clevischen  Mundart,  erscheinen. 

Schölten  a a.  O.  S.  XVII  ff. 

3)  Vergl.  oben  S.  316  Anmerk.  I. 

*)  Die  von  Seholten  a.  a.  O.  S.  XII  citirte  und  angenommene  An- 
sicht, als  ob  Gert  seine  Stellung  bei  Hofe  Heymerich  verdanke,  erscheint 
mir  ebenso  fragwürdig  wie  die  (vermuthlich  höfische  Schmeichelei ) Angabe 
Gerts,  er  sei  der  Schüler  dieses  mächtigen  Mannes. 


Digitized  by  Google 


453 


Scholtens  überzeugenden  Darlegungen  nicht  Geistlicher  war,  lebt 
er  gelehrten  theologischen  Studien.  In  der  Wahl  der  Schulen, 
die  er  besucht,  folgt  Heymerich  dem  allgemeinen  Zuge  der  Zeit, 
indem  er  sich  nach  Harderwyck  und  Deventer  begiebt,  wo  der 
Humanismus  früh  eine  Stätte  fand.  Hier  war  es  auch,  wo  die 
Brüder  vom  gemeinsamen  Leben  einer  neuen  und  innerlichen 
Auffassung  des  Christenthums  die  Wege  bahnten.1)  Sein  Latein 
ist  fliessend  und  jedenfalls  sehr  viel  minder  barbarisch,  als  das 
des  trefflichen  Gert.  Man  wird,  alles  in  allem  genommen,  dem 
bewährten  Kenner  niederrheinischer  Geschichte  beipflichten  dürfen, 
der  in  Arnold  Heymerich  einen  Vertreter  jener  älteren  Humanisten- 
gruppe sieht.  Wie  in  späterer  Zeit  am  clevischen  Hofe,  tritt 
auch  schon  bei  ihm  die  Verbindung  von  wissenschaftlichen  Be- 
strebungen mit  der  Thätigkeit  eines  praktischen  Staatsmannes 
hervor.  So  ist  er  ein  Mittelglied  zwischen  Gert  van  der  Schuren 
und  dessen  Genossen  und  jenen  humanistisch  gebildeten  clevischen 
Staatsmännern  der  jüngeren  Epoche,  als  deren  vornehmsten 
Repräsentanten  man  Konrad  von  Heresbach  ansprechen  darf.2) 

Auf  die  Belebung  wissenschaftlichen  Sinnes  in  den  Städten 
selbst  haben  diese  Bestrebungen  des  Hofes  wohl  nur  wenig  ein- 
gewirkt. Wie  zu  zeigen  sein  wird,  gingen  die  Bürger  aus 
eigenem  Antriebe  daran,  Stadtschulen  zu  gründen  und  Gelehrte 
zu  ihrer  Leitung  zu  berufen;  höchstens,  dass  die  gleichartigen 
Bemühungen  in  Geldern  und  in  den  Niederlanden  eiuen  gewissen 
Anstoss  geben  mochten.  Und  vollends  den  Sinn  für  Aufzeichnungen 
über  städtische  Verwaltungsangelegenheiten,  über  den  Zwist  der 
herrschenden  Geschlechter  mit  der  Gemeinde,  über  die  Ver- 
handlungen der  Städtetage,  über  die  Auseinandersetzungen  mit 
den  Landesherren  oder  über  die  zahlreichen  Kriegsfahrten,  die 
die  Bürger  unternahmen,  vermochte  das  Beispiel  der  clevischen 
Hofhistoriographie  nicht  zu  erwecken.  Ungemein  selten  sind 


’)  Ueber  ihn  vor  allem  Harless,  Zeitschrift  iles  bergisch.  Geschichts- 
vereins, Band  17  S.  174. 

2)  Harless  a.  a.  0.  S.  175:  „ Zugleich  durch  gelehrte  Bildung  und 
schriftstellerische  Thätigkeit  sich  auszeichneud,  zählt  Arnold  Heymerich 
entschieden  zu  den  bedeutenderen  Männern  der  durch  Rudolf  Agricola, 
Alexander  Hegius,  Rudolf  von  Langen  u.  A m.  repräsentirten  Humanisten 
der  älteren  niederländisch-niederrheinischen  Gruppe.“ 
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alle  Versuche  in  der  Richtung  in  den  clevischen  Städten.  Höchstens 
in  Duisburg,  das,  wie  erwähnt,  seitab  steht,  finden  sich  — und 
noch  dazu  verhältnissniässig  spät  - Ansätze  zu  Darstellungen 
der  Art.1) 

Andererseits  bieten  die  Rechnungen  gerade  dieser  Stadt,  so- 
weit mir  nach  den  wenigen  Jahrgängen,  die  ich  durchgesehen 
habe,  ein  Urtheil  zusteht,  sehr  viel  weniger  au  Notizen  chroni- 
kalischen Charakters,  wie  z.  B.  die  von  Kalkar  und  Wesel. 
Namentlich  die  Wcseler  Stadtrechnungen  spiegeln  in  ihren  weit- 
läufigen und  behaglich  ausgesponnenen  Aufzeichnungen  alle  die 
die  Bürgerschaft  angehenden  Begebenheiten  besser  ab  als  die 
meisten  Chroniken. 

Um  so  bedauerlicher,  dass  die  entsprechenden  Akten  für 
Emmerich,  wo  sie  sehr  früh  einsetzten,  sowie  für  Cleve  gänzlich 
verloren  sind.  Einzig  und  allein  das  kleine  Goch  weist  neben 
Wesel  und  neben  den  Bruchstücken  der  Kalkarer  Stadtrechnungen 
solche  Bestände  für  den  Ausgang  des  Mittelalters  auf. 

Auf  die  sorgfältige  Führung  der  Rechnungen  und  etwa  noch 
der  Bürgerlisten  werden  sich  die  kleineren  clevischen  Städte 
beschränkt  haben.  Hier  und  da  freilich  — hierbei  ist  natürlich 
von  Wesel  abzusehen  — nimmt  ein  besonders  energischer 
Stadtschreiber  den  Anlauf  zur  Anlage  eines  Stadtbuchs.  Darin 
finden  dann  die  wichtigsten  Verordnungen  Aufnahme.  Indessen 
erlahmt  bald  der  Eifer.  Und  ist  vollends  das  Buch  bis  auf  das 
• letzte  Blatt  ausgefüllt,  dann  wird  man  meist  froh  gewesen  sein,  des 
lästigen  Geschäftes  überhoben  zu  sein.  Vielmehr  begnügt  mau 
sich  dann  lieber  wieder  nach  alter  Weise  mit  Kladden,  die 
ihrem  ephemeren  Charakter  entsprechend  flüchtige  und  un- 
regelmässige Notizen  aufnehmen.  In  der  Beziehung  ist  die 
Kalkarer  Ueberlieferung  nicht  uninteressant.  Das  Stadtbuch, 
das  dort  etwa  im  Jahre  1408  begonnen  wurde,  wird  späterhin 
nicht  weiter  geführt,  nachdem  auf  den  Blättern  nichts  mehr 
untergebracht  werden  kann. 

Etwas  schreibseliger  mag  man  in  Wesel  gewesen  sein, 
dessen  grössere  Verwaltung  wohl  nicht  ohne  ein  besser  ge- 


')  Ueber  die  Wassenberchsche  Chronik  vergl.  Averdunk  a.  a.  O. 
Th.  l S.  SS  und  Ilgen  (Die  Chroniken  der  deutschen  Städte,  Hand  24 
S.  1 79  ff.). 


Digitized  by  Google 


455 


ordnetes  Kanzleiwesen  auskommen  konnte.  Neben  den  Stadt- 
rechnnngen  setzen  hier  wenigstens  die  Bürgerlisten  in  verhältniss- 
mässig  früher  Zeit  ein.1)  Und  eben  diese  Bürgerlisten  enthalten 
zugleich  neben  den  Namen  der  amtierenden  Bürgermeister  und 
Burmeister,  hier  und  da  eine  Notiz  über  die  Bedingungen,  unter 
denen  die  Aufnahme  in  den  Bürgerverband  erfolgt  ist.  Mit 
einer  gewissen  Liebhaberei  und  wohl  nicht  ohne  berechtigten 
Stolz  werden  dann  in  Wesel  die  Privilegien  in  ihrer  stattlichen 
Reihe  abgeschrieben  und  wieder  abgeschrieben.  Ein  Privilegien- 
buch nach  dem  andern  wird  fertiggestellt  und  womöglich  zur 
Erhöhung  seiner  Brauchbarkeit  mit  einem  Register  versehen. 
Auch  bildet  sich  in  der  Beziehung  bald  eine  gewisse  litterarische 
Praxis  aus,  die  sich  in  zweifacher  Weise  bethätigt.  Einmal 
w'ird  eine  bestimmte  Reihenfolge  eingeführt,  dieses  oder  jenes 
namentlich  ältere  Privileg  wird  nicht  mitgezählt  oder  mitüber- 
nommen;  nicht  selten  setzt  man  z.  B.  das  privilegium  majus  an 
die  Spitze.  Hand  in  Hand  damit  gehen  dann  aber  kleinere 
Veränderungen  des  originalen  Textes,  hier  und  da  werden  Worte 
umgestellt,  oder  es  wird  den  lateinischen  Diplomen  eine  nieder- 
deutsche Uebersetzuug  hinzugefügt.  Schon  Fronsdorff  ist  in 
seiner  feinen  Weise  dieser  ziemlich  bescheidenen  Uebung  schrift- 
stellerischen Ehrgeizes  nachgegangen.'-) 

Etwas  höher  steht  die  Thätigkeit,  die  hier  und  da  in  Stadt- 
büchern und  Stadtkopiaren  zum  Ausdruck  kommt.  Da  werden 
wichtige  Urkunden,  am  liebsten  natürlich  Privilegien  oder  Ab- 
machungen mit  dem  Landesherrn,  mit  breiten  Inhaltsangaben 
versehen,  die  manchmal  nicht  ohne  Werth  sind,  weil  sie  ergeben, 
welcher  Theil  eines  umfänglicheren  Diploms  den  Bürgern  be- 
sonders werthvoll  oder  besonders  charakteristisch  erschien. 
In  dem  Emmericher  Privilegienbuch,  das  in  der  Beziehung  die 
reichste  Ausbeute  gewährt,  nehmen  zudem  die  Wiederholungen 
der  Diplome  des  Kapitels  einen  nicht  geringen  Raum  ein. 

Aber  noch  darüber  hinaus  bietet  diese  Emmericher  Auf- 
zeichnung mancherlei  des  Interessanten.  Die  Kopien  der 
Hauptprivilegien  werden  nämlich  liier  durch  einige  Bemerkungen 
des  Schreibers  in  Zusammenhang  gebracht.  So  entsteht  eine 


')  Reinhold,  Veriassungsgesehichte  Wesels,  S.  2 ff.  und  oben  S.  153  ff. 
Dortmunder  Statuten  und  Urtheile  S.  259. 
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urkundliche  Geschichte  der  Beziehungen  der  Stadt  Emmerich 
zu  ihren  Landesherren,  — freilich  der  primitivsten  Art,  Immer- 
hin verlohnt  es  sich,  an  einigen  Beispielen  die  Thätigkeit  dieses 
Schreibers  zu  verfolgen.  Zwischen  den  Kopien  zweier  Ver- 
leihungen aus  den  Jahren  1217  und  1316  findet  sich  folgende 
Notiz:  Item  na  desen  vurscreven  greve  Ott  is  gekomen  greve 
Reynolt  syn  soen,  die  Embrick  voirt  by  synen  leven  hefft  ge- 
geven  na  inhalt  brieffs  hyrnae  beschreven.1)  Auf  den  Inhalt 
der  Urkunde  vom  Jahre  1316  nimmt  dann  die  nächste  Notiz 
nochmals  kurz  Bezug:  Soe  liebn  wy  van  Embrick  denselven 
greven  Reynolt  ontfangen  vnr  unsen  lieren;  ind  die  hefft  ons 
die  Privilegien  vurscreven  vernyet  ind  hefft  dairmede  an  bekant, 
als  hyrnae  beschreven  is.  Es  folgen  zwei  Urkunden  von  1316 
und  1328.  Hinter  diesem  zuletzt  genannten  Diplom  steht  endlich 
wieder  eine  Bemerkung  des  Schreibers:  Die  welke  eermaels 
greve  Reynoldt  vurscreven ; geworden  hertongh,  is  gestorven  ind 
hefft  nae  on  gelaten  synen  soen  geliehen  hertough  Reynold,  die 
wulke  huldinge  hefft  gedain  der  statt  van  Embrick  als  hyrna 
beschreven  volght. 

Bescheidener  an  Umfang  sind  die  gleichzeitigen  Regesten 
im  ältesten  Kalkarer  Lagerbuch,  indessen  sind  die  zahlreichen 
darin  enthaltenen  und  mit  einer  Ueberschrift  versehenen  Ur- 
kunden meist  nicht  eben  von  grosser  Bedeutung.  In  der  Beziehung 
ist  das  Dinslakner  Stadtbuch  vom  Ende  des  16.  Jahrhunderts  dem 
Emmericher  mehr  verwandt.2)  Hier  und  da  wenigstens  finden 
sich  in  ihm  sogar  Notizen  chronikalischen  Charakters,  wie  sie 
sonst  wohl  den  Handschriften  der  Stadtreehtc,  zum  mindesten 
in  einigen  Exemplaren,  angehängt  zu  werden  pflegen.3)  Eine 

')  Im  St.  zu  D.,  Stadt  Emmerich,  Nr.  1 Bl.  17  8'. 

2)  Im  St.  i.u  D.  A 190  Bl.  261:  Van  geschencke  dat  onser  genediger 
vrouwen  geschynckt  wairt,  doe  oir  guaeden  yut  landt  quamen.  Toe  wetten, 
dat  in  den  jaren,  doe  men  screyff  M',('CC(’LXXXIX  op  sunte  Hnpertusdaich 
besleipp  die  hoigeborn  doirluchtige  fürste  Johan  hertough  van  Cleve  ind 
greve  van  der  Marcke  &e  sinre  gnaeden  huesfrouwe,  fronwe  Mechteld  van 
Heesen  lantgrefynne,  yn  sinre  genaiden  Stadt  Soest  cum  gaudio  et  solemp- 
nitate;  item  wy  van  Dinslaicken  u.  s.  w.  Die  Stadt  schenkt  der  Herzogin, 
als  sie  nach  Dinslaken  kommt,  ciue  silberne  Kanne  im  Wert  he  von  24  Gold- 
gulden. 

3)  Vergl.  z.  B.  das  Stadtrecht  von  Kalkar  in  der  Künigl.  Bibliothek, 
Manuscripta  Borussica  4°  Nr.  399  und  die  zahlreichen  Angaben,  die  Harless 
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Stufe  höher,  wenn  ich  mich  so  ansdriicken  darf,  steht  eine 
Handschrift,  die  die  wichtige!)  und  umfänglichen  Urkunden  ent- 
hält, durch  die  die  Keeser  Stadtverfassung  umgeändert  wird. 
An  den  Wortlaut  dieser  Diplome  schliessen  sich  alle  möglichen 
Bemerkungen  über  Fragen  und  Thatsachen  der  Verfassung  und 
der  Verwaltung  an:  offenbar  ein  Ersatz  für  die  allzufragmen- 
tarisehe  Behandlung  des  öffentlichen  Rechts  in  dem  eigent- 
lichen Reeser  Stadtrecht.1) 

Von  den  Aufzeichnungen,  die  den  Charakter  von  Denk- 
schriften tragen,  wurden  schon  die  bedeutenderen  erwähnt.  Dahin 
möchte  man  jene  .Mittheilung  auf  der  Rückseite  des  Rotulns 
der  Stadt  Kalkar  vom  Jahre  1363  rechnen,  die  so  wichtigen 
und  erwünschten  Aufschluss  gab  über  die  städtische  Finanz- 
verwaltung jener  Epoche.2)  Daran  reiht  sich  die  im  vorigen 
Kapitel  besprochene  undatirte  Kalkarer  Auseinandersetzung  über 
die  Frage  nach  der  Steuerpflicht  des  dortigen  Bürgerguts,  die, 
wie  wir  wissen,  irgend  einer  Juristenfakultät  als  Grundlage 
für  ihr  Gutachten  dienen  sollte.  Sehr  viel  ausführlicher  ist  die 
oft  genannte  Denkschrift,  die  im  Jahre  1450  in  Emmerich  aus- 
gearbeitet wird,  um  den  Rechtsstandpunkt  der  Stadt  der  Bede- 
lörderung  des  Herzogs  gegenüber  darzulegen.1)  Die  Schluss- 
folgerunge.), die  da  aus  einzelnen  älteren  Privilegien  gezogen 
werden,  sind  gar  nicht  ohne  Interesse  für  die  Art  und  Weise 
jener  Zeit,  solche  Dinge  zu  behandeln,  ln  dem  Buche  der  „Ge- 
fangenen“, das  uus  die  Aufzeichnung  überliefert,  sind  auch  sonst 
noch  interessante  Angaben  über  die  innere  Geschichte  Emmerichs. 
Man  erfährt  daraus,  welche  fi  lanziellen  Massregeln  dort  er- 
forderlich waren,  um  die  Mittel  zusammenzubringen  für  die  Los- 
lösnng  einer  Anzahl  von  Bürgern,  die  in  Gefangenschaft  gc- 
rathen  waren.  Stilistisch  an)  höchsten  steht  jedenfalls  die  Denk- 
schrift, die  der  Clever  Magistrat  ausarbeiten  lässt,  nachdem  es 
ihm  mit  Hülfe  Herzog  Adolfs  gelungen  ist,  des  Aufstandes  in 
seiner  Stadt  Herr  zu  werden.4)  Aus  ihr  erfahren  wir  zudem, 

(Zeitschrift  des  herrisch.  Oeschichtsvereins,  Hand  23  S.  233  f.)  aus  einem 
Codex  des  Clever  Stadtrechts  (im  St.  zu  D.  A 77)  mittheilt. 

’)  Handschrift  A 248  im  St.  zu  D.,  S.  304  ff. 

4)  Oben  S.  237  ff. 

3)  Ooen  S.  3f>8  ff.  und  Dederich,  Anualen  etc.,  S.  324. 

*)  Oben  S.  297  ff. 
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dass  es  gar  nichts  Ungewöhnliches  in  den  Bürgerkämpfen  jener 
Zeit  ist,  dass  die  Parteien  „Zettel“,  also  „Flugblätter“,  ver- 
theilen, in  denen  ihr  Standpunkt  formulirt  und  für  ihn  Propa- 
ganda gemacht  wird.  Die  Ausdrucksweise  des  Clever  Manifestes 
ist  von  packender  Anschaulichkeit,  die  Darstellung  ist  von  einem 
wilden  Humor,  der,  an  die  prächtigen  Darstellungen  auf  den 
Chorgestüblen  erinnernd,  den  Leser  mit  Bedauern  erfüllt , dass 
solche  Begabung  sich  nicht  an  einem  grösseren  Stoffe  versucht  hat. 

Gelehrte  Bildung  hingegen  verräth  der  Stadtschreiber  von 
"Wesel,  der  um  das  Jahr  1330  das  jüngere  Bürgerbnch  angelegt 
haben  mag.1)  Seine  theoretischen  Erörterungen  über  die  Archive 
und  deren  Werth  habe  ich  an  anderer  Stelle  zum  Abdruck  gebracht; 
sie  lassen  erkennen,  dass  er  in  der  juristischen  Literatur  be- 
wandert war.2)  In  Bezug  auf  die  Einnahmen  der  Stadt  macht 
er  sich  ein  gewisses  System  zurecht,  das  der  Mannichfaltigkeit 
der  Intraden  Rechnung  tragen  soll.3)  Aber  auch  in  den  alten 
Schriftstellern  weiss  er  sich  zu  Hause  und  voller  Stolz  verschmäht 
er  es  nicht,  davon  Proben  an  einem  Ort  zu  geben,  der  zu 
solcher  Schaustellung  gelehrten  Wissens  eigentlich  nicht  gerade 
aufifordert.  Eine  Erörterung  über  die  Notwendigkeit,  dass  eine 
Stadtverwaltung  sich  die  Aufsicht  über  Maass  und  Gewicht  an- 
gelegen sein  lässt,  bestimmt  ihn  zu  allgemeinen  Reflexionen  über 
die  Pflichten  der  Leiter  des  Staates,  wobei  er  auf  Platos  Ansicht 
Bezug  nimmt,  dass  weise  Leute  die  Regierung  führen  sollen.4) 
Und  weiter  eitirt  er  dann  eine  Stelle  aus  Boetius  philosophi- 
schem Buch:  Sicut  igitur  probis  dignitas  premium  fit,  ita  nequitia 
ipsa  improbis  supplicium  est.5)  Zum  Schluss  verweist  dann  der 

*)  Reinliolil  a a.  O.  S.  2 setzt  seine  Kntstehung  mit  dem  Jahre 
1350  wohl  etwas  zu  spät  an.  vergl.  meine  Bemerkungen  im  Archiv  f.  bürger- 
liches Hecht,  Band  10  S.  «7. 

a)  A.  eben  a.  O.  S.  87  ff. 

3)  Im  jüngeren  Bürgerhuch  der  Stadt  Wesel  Bl.  91. 

4)  A.  a.  <).  Bl.  108:  Cum  monsura  et  mensuratuin  uniformiter  debeat 
proportional!,  quantitas  ergo  mensurati  mensure  quantitati  rnerito  adequetur. 
Cum  igitur  retributio  moritorum  sit  mensura,  cxigentia  quidem  gestorum 
mensuratuin  rei  publice  provisores,  quam  Plato  beatam  ore  sanieret,  si  ea[m] 
vel  studiosi  sapientie  regerent  u.  s.  w. 

r')  Die  Stelle  lautet  bei  Mignet,  Patrologia  latina,  Band  63  (1800) 
I.  Spalte  799  folgendermassen : Sicut  igitur  probis  probitas  ipsa  fit  praemium, 
ita  improbis  nequitia  supplicium  est. 
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Schreiber  noch  auf  den  idealen  Zustand,  den  Horaz  im  Auge 
habe,  wenn  er  in  den  Episteln  (Buch  T,  1K)  sage:  Oderunt  peccare 
Iwni  virtutis  auiore.') 


VI. 

Schulwesen  mul  religiöse  Anschauungen  in  den  Städten 
am  Niederrhein. 

Mancherlei  Zeugnisse  bestätigen,  dass  es  um  die  wissen- 
schaftliche Kultur  und  um  die  Bildungsanstalten  des  Bürger- 
Standes  denn  doch  besser  bestellt  war,  als  man  bei  dem  so  eben 
constatirten  Mangel  an  fast  allen  literarischen  Denkmälern  fast 
glauben  möchte.  Nettesheim  gebührt  das  Verdienst,  mit  Fleiss 
und  Geschick  die  zerstreuten  Thatsachen  über  das  Schulwesen 
am  Miederrhein  gesammelt,  gesichtet  und  in  Zusammenhang  ge- 
bracht zu  haben.-)  Vor  allem  sind  es  die  Stadtschulen,  durch 
deren  grosse  Anzahl  und  durch  deren  frühzeitige  Gründung  die 
Bürgerschaften  des  Territoriums  sich  auszeichnen.  Der  eben  ge- 
nannte Autor  schliesst  sich  in  seiner  Geschichte  der  Schulen  einer 
auch  sonst  mehrfach  geäusserten  Ansicht  an,  nach  der  im  Allge- 
meinen nicht  gar  lange  nach  der  Erhebung  eines  Ortes  zur  Stadt 
auch  mit  der  Anlage  einer  Schule  begonnen  wird.1)  Freilich  das 
Material  ist  weder  in  Cleve  noch  in  Geldern  noch  auch  in  den 
Niederlanden  so  lückenlos,  um  diesen  Satz  vollständig  zu  be- 
weisen. Jedenfalls  aber  ergiebt  sich  als  Regel,  dass  eine  Stadt, 
sobald  sie  einige  Jahrzehnte  nach  der  Gründung  eine  gewisse 
Blüthe  erlangt.,  es  sich  angelegen  sein  lässt,  eine  Stadtschule 
einzurichten.  Auch  in  dieser  Beziehung  unterscheiden  sich 


*)  Nos  initur  talis  roipnblice  regimini  deputati,  nt  per  hujusmodi 
injusti  iuvasores  uierito  supplicii  terreantur  ae  justi  et  boni  fautores  premii 
exigentia  commendcntnr,  juxta  illurl  Oratii  in  epistolis  etc. 

a)  Geschichte  der  Schulen  im  alten  Herzogthum  Geldern  und  in  den 
benachbarten  Landestheilen.  Düsseldorf  [ 1 SS  1 .] 

5)  Vergl.  auch  die  schönen  Bemerkungen  von  Paulaen,  Geschichte 
des  gelehrten  Unterrichts,  Bd.  1 (2.  Auf).  1806)  S.  17. 
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übrigens  die  Städte,  die  allmählich  sich  um  ein  geistliches  Centrum 
aiigesetzt  haben,  von  solchen,  die  erst  durch  die  Erhebung  zu 
einiger  Bedeutung  kommen.  In  jenen  ist  meist,  sei  es  nun  eine 
Plärr-  oder  eine  Kapitelsschule,  vorhanden,  die  dann,  ursprünglich 
für  andere  Zwecke  bestimmt,  dem  Unterricht  der  Bürgerkinder 
dienstbar  gemacht  wird.  In  unserem  Territorium  hat  Wesel 
wahrscheinlif  li  eine  solche  Pfarrschule  aufzuweisen,  über  die 
übrigens  sehr  bald  — jedenfalls  noch  vor  dem  Jahre  1342  — 
der  Magistrat  das  Patronat  erlangt.1) 

Einen  sehr  viel  schwereren  Stand  hatten  zweifellos  die 
Bürger  von  Emmerich  der  Stiftsschnle  gegenüber,  deren  Ursprung 
der  neueste  Bearbeiter  der  Emmericher  Schulgeschichte  bis  in 
das  8.  Jahrhundert  zurüekdatiren  möchte.2)  Ist  man  bei  Emmerich 
auf  das  Jahr  1364,  als  den  Zeitpunkt  der  ersten  urkundlichen 
Andeutung  vom  Vorhandensein  der  Kapitelschule  angewiesen, 
so  wird  die  Stiftsschule  von  Xanten  unverhältnissmässig  früh 
genannt.  Nettesheim  hat  bereits  darauf  hinge  wiesen,  dass  in 
Diplomen  der  Jahre  1176  und  1190  ein  gewisser  Bertoldus  als 
magister  scolarium  begegnet.^)  Ferner  handelt  eine  Aufzeichnung 
von  1291  de  officio  scliolastici  Xantensis.  Jünger  sind,  wie  schon 
angedeutet,  die  Stadtschulen,  doch  werden  in  einer  Anzahl  von 
Plätzen  unserer  Landschaft  schon  in  der  ersten  Hälfte  des  vier- 
zehnten Jahrhunderts  Schulmeister  erwähnt.  Am  frühesten  wohl 
in  Cleve  selbst  (1335).  Es  folgen  neben  AVesel  Goch  (1342),  Kalkar 
(1348)  und  Dinslaken.  Es  verlohnt  sich  des  Vergleichs  wegen, 
auch  die  Daten  für  die  benachbarten  Territorien  anzuführen.  Im 
nördlichen  Theile  des  Erzstifts  setzen  die  Nachrichten  etwas 
früher  ein:  Neuss  (1302),  Uerdingen  (1309),  Rheinberg  (1337) 
und  Kempen  (1353).  In  den  Niederlanden  vollends  begegnen 
uns  die  ersten  Stadtschulen  noch  eher:  zu  Herzogenbusch  (1273), 
Dortrecht  (1290),  Brüssel  (1293),  Gravesande  (1322),  Leyden 
(1324),  Rotterdam  (1328),  Schiedam  (1336),  Delft,  Briel  und 


')  J.  Heidemann,  Vorarbeiten  zu  einer  Geschichte  des  höheren 
Schulwesens  in  Wesel.  Weseler  Progr.  1858  und  1859  und  Kleine,  Ge- 
schichte des  Weseler  Gymnasiums.  Wesel  1882. 

J.  Köhler,  Rückblick  auf  die  Entwicklung  des  höheren  Schul- 
wesens in  Emmerich.  Emmericher  Prog.  1882. 

3)  A.  a.  0.  S.  17. 
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Amsterdam  (1342),  Hoorn  (1358),  Harlem  (1380),  Alkmaer  (1300) 
und  Oudewater  (1304).  Von  Arnheim  abgesehen  (1263)  setzen 
die  geldernschen  Schulen  urkundlicli  etwas  später  ein:  Geldern 
(1332),  Roermond  (1343)  und  Venlo  (1386).  Um  dieselbe  Zeit 
scheint  auch  die  Schule  zu  Dötinchem  zuerst  erwähnt  worden 
zu  sein.1)  Ueber  die  innere  Organisation  dieser  clevischen  Stadt- 
schulen ist  nur  wenig  bekannt.  Erhalten  ist  die  Abschrift  des 
Kontraktes,  der  im  Jahre  1410  zwischen  dem  Magistrat  zu  Goch 
und  dem  Schulrektor  abgeschlossen  wurde.'2)  Von  dem  rectoir 
der  scboelen  in  Wesel  wurde  schon  berichtet,  dass  er  wohl  in 
wichtigen  politischen  Missionen  verwendet  wurde.3)  In  seiner 
Bestallung  wird  ihm  ausdrücklich  garantiert,  dass  in  Wesel  nicht 
eine  besondere  Knabenschule  eingerichtet  werden  dürfe  für  den 
elementareren  Unterricht.  Es  ist  bezeichnend,  dass  in  dem 
Kontrakt,  der  dann  (1 473)  mit  Gerlaeh  Kedken  abgeschlossen  wird, 
diese  Bestimmung  wegtallt.4)  Auch  sonst  ist  man  in  der  zweiten 
Hälfte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  hier  und  da  bemüht, 
Anfangschulen  für  Knaben  oder  für  Knaben  und  Mädchen 
einzurichten.  Das  scheint  z.  B.  in  Emmerich  bald  nach  1450 
geschehen  zu  sein.5) 

Das  Bild  von  dem  Schulwesen  am  Niederrhein  wird  ver- 
vollständigt durch  einen  Blick  auf  die  Universitäten,  die  von  den 
Landeskindern  besucht  wurden.  Auf  der  Universität  zu  Prag 
findet  man  neben  Westfalen  und  Niederländern,  auch  Bürger- 


*)  Nettesheim  a.  a.  O.  S.  70,  vergl.  auch  Kämmul,  Geschichte  <les 
deutschen  Schulwesen»  im  Uebergangu  vom  Mittelalter  zur  Neuzeit  (1SS‘2),  der 
S.  ti&  aus  den  eben  angeführten  Tabellen  schliesst,  .das»  im  nordwestlichen 
Deutschland  Anregungen  von  den  Niederlanden  her  zur  Gründung  von  Stadt 
schulen  wirksam  gewesen,  kann  nicht  bezweifelt  werden“. 

а)  Bergrath,  Beiträge  zur  Geschichte  der  Schulen  in  Goch,  Zeit- 
schrift für  Erziehung  und  Unterricht  im  Geiste  der  katholischen  Kirche, 
herausgeg.  von  P.  J.  Väegs,  Band  S Lief.  2 ff.  Der  Kontrakt  steht  in  dem 
Stadtbuch  von  Gocb,  dem  sogen.  Kodex  Lax. 

s)  Der  erste  Kektor,  des  Namens  Thomas,  wird  von  ausserhalb  geholt. 
Das  bezeugen  folgende  Eintragungen  im  jüngeren  Weseler  BUrgerbuch  zum 
Jahre  1340:  Item  domina  Agnes  uiater  rectoris  scolarum.  Item  idem  tna- 
gister  Thomas  rector  scolarum. 

4)  Kleine  a.  a.  O.  S.  12. 

б)  Köhler,  Rückblick  auf  die  Entwicklung  des  höheren  Schulwesens 
in  Emmerich,  S.  10. 
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söhne  von  Cleve,  Dinslaken,  Emmerich,  Wesel,  Xanten,  Goch, 
Geldern  und  Rheinberg.1)  Dann  sind  nicht  wenige  Falle  be- 
kannt, in  denen  die  jungen  Leute  unserer  Gegend  ihre  Studien 
in  Paris  machten.  Es  genügt,  auf  den  Patriziersohn  Heinrich 
Eger  von  Kalkar  (geboren  1328)  zu  verweisen,  der  eben  dort 
Gerhard  Groote  kennen  lernte,  den  grossen  Mann,  auf  dessen 
Leben  er  so  entscheidenden  Einfluss  erlangen  sollte.2)  Nachdem 
1388  die  Hochschule  zu  Köln  eröffnet  worden  war,  wandten 
sich  namentlich  in  der  ersten  Zeit  die  Clever  fast  regelmässig 
dorthin:  Das  zeigt  schon  ein  Blick  in  das  Register  zu  dem 
Bande  der  Matrikeln:  unter  den  Worten  Cleve,  Kalkar,  Goch, 
Emmerich,  Wesel  und  Xanten  linden  sieh  zahllose  Namen  von 
Studenten. 

Waren  doch  auch  der  Lehrer  der  neuen  Universität  nicht 
wenige  vom  Niederrhein.'1)  So  der  Lizentiat  der  Kaiserrechte 
und  Propst  zu  St.  Georg  zu  Köln,  Hermann  Skakelwegge,  der 
aus  einem  Kalkarer  Patriziergeschleeht  stammt.  Und  er  wird 
es  wohl  gewesen  sein,  der  seinen  berühmten  Landsmann  den 
Theologieprofessor  Kycpot , aus  einer  uns  schon  bekannten 
Kalkarer  Schöffenfamilie,  veranlasste,  die  Eröffnungsfeierlich- 
keiten der  Hochschule  durch  eine  Rede  einzuleiten.4) 

Und  dennoch  würde  man  irren,  wenn  man  annehmen  wollte, 
dass  Cleve  und  Geldtrn  von  Köln  aus  allein  oder  ganz  über- 
wiegend ihre  geistige  Nahrung  bezogen  hätten.  Es  ist  schwer 
zu  sagen,  ob  die  Einwirkungen  des  Redegewaltigen,  der  1384  in 
Deventer  an  der  Pest  starb,  nicht  doch  noch  grösser  und  nach- 
haltiger gewesen  sind.  Gar  mancherlei  Beziehungen  verbanden 
Gerhard  Groote  mit  dem  deutschen  Niederrhein.  Nachdem  Be- 
licht einer  handschriftlichen  Chronik  des  Klosters  Kamp,  stand 


*)  Monuinenta  historica  univcrsitatia  Pragensis  1830.  Vergl.  auch 
Picks  Auszüge  daraus  in  seiner  Monatsschrift,  Band  1 S.  251  ff. 

4)  Ueher  ihn  Mooren,  Nachrichten  über  Thomas  a Kenipis  (1855) 
S.  44  ff.  Auch  Gerhard  von  der  Mark,  der  Bruder  Herzog  Adolfs,  bezog 
die  Pariser  Universität,  vergl.  Gert  van  der  Schuren  S.  85. 

3)  Keussen,  Die  Matrikel  der  Univeisität  Köln,  Band  1 (1892)  Ein- 
leitung. 

*)  Vergl.  Höhlbaums  Mittheilungen  etc.,  Heft  17  S.  125  und  Keussen, 
Die  Stadt  Köln  als  Patronin  ihrer  Hochschule,  Westdeutsche  Zeitschrift  für 
Geschichte  und  Kunst,  Baud  9 S.  344. 
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dessen  Abt  in  regem  Briefwechsel  mit  dem  gemiithstiefen  Mann. 
Jedenfalls  wandten  sich  frühzeitig  junge  Leute  vom  clevischen. 
geldernschen  und  kölnischen  Niederrhein  nach  Deventer,  um  in 
den  Orden  der  Brüder  vom  gemeinsamen  Leben  einzutreten. 
Mit  die  ersten  und  bekanntesten  unter  ihnen  sind  Johann  und 
sein  grosser  Bruder  Thomas  von  Kempen.  Und  noch  andere 
Zeugnisse  lassen  erkennen,  wie  verwandt  die  Anschauungeu  und 
Gefühlsrichtnngen  unserer  Gegend  durchweg  denen  Gerhard 
Grootes  sowie  seiner  Genossen  und  seiner  Nachfolger  waren. 
Wie  schon  erwähnt,  Heinrich  Eger  von  Kalkar  war  es,  der 
als  Prior  des  Karthäuserklosters  Munikhuyzen  bei  Arnheim 
Gerhard  Groote  zur  Umkehr  seines  ganzen  Wesens  brachte.1) 
Dann  hat  Bergrath  in  einer  treulichen  kleinen  Abhandlung,  die 
leider  so  gut  wie  unbeachtet  geblieben  ist,  nachgewiesen,  dass 
lange  bevor  Gerhard  Groote  als  Buss-  und  Sittenprediger  auf- 
trat, in  Goch  ähnliche  Bestrebungen  eine  Stätte  fanden.  Meister 
Johannes  von  Ecke,  früher  der  Schulmeister  des  Städtchens,  und 
ein  Kleriker,  Johannes  van  Sande,  sind  es,  die  1364  das  Brüder- 
haus in  der  Nähe  von  Goch  gründen,  das  dann  im  folgenden 
Jahre  die  oberhirtliche  Bestätigung  erhält.  Unter  den  An- 
regungen, die  von  dieser  Anstalt  ausgingen,  ist  Johann  Pupper 
aufgewachsen,  an  dessen  Herkunft  aus  Goch  nach  Bergraths 
Darlegungen  gar  nicht  zu  zweifeln  ist.2)  Wie  Arnold  Heymerich 
ausser  der  Universität  Köln  noch  die  Schulen  in  Harderwyck 
und  Deventer  besuchte,  so  strömte  jetzt  die  vornehmere  Jugend 
mit  Vorliebe  nach  den  overysselsehen  Städten,  deren  Bildungs- 
anstalten für  Herz  und  Verstand  gleichermassen  zu  sorgen 
wussten.3)  Und  unter  den  Niederrheinländern  ist  es  nun  Johann 

')  Delprat,  Die  Brüderschaft  des  gemeinsamen  Lebens  (beerb,  von 
G.  Monike)  1840  S.  8 ff.  und  Grubo,  Gerhard  Groot  und  seine  Stiftungen 
(2.  Vereinsschrift  d.  Görresgesellschaff)  issa. 

2)  Geschichte  des  Brüderhauses  und  des  Augustiuerklosters  in  der 
Stadt  Goch  etc.  [Programm  der  Gnesconck  1800], 

5)  Harless,  Zeitschrift  des  bergisclien  Geschichtsvereins,  Band  17 
S.  175.  Arnold  Hemerich  de  Divis  wird  1431  in  Köln  immatriculirt.  Vergl. 
Keussen  a.  a.  O.  Band  1 8 271»  — Die  vorhin  ausgesprochene  ziemlich 
verbreitete  Ansicht  von  der  Lebhaftigkeit  und  Tiefe  der  wissenschaftlichen 
Bestrebungen  der  Hieronymianer  wird  etwas  modifizirt  durch  die  schöne 
Untersuchung  von  Hirsche  (Herzogs  Realencvklopädie  d.  protest.  Theologie 
II,  696  ff.),  auf  die  ich  durch  Paulsen  hingewiesen  wurde. 
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Pupper  aus  Goch,  der,  von  Thomas  von  Kempen  abgesehen, 
die  grossartigste  Thätigkeit  entfaltet.1)  In  Hardervvyck  wird 
als  erster  Vorsteher  des  1448  gegründeten  Fraterhauses  ein 
Johann  von  Goch  genannt:  und  die  Ansicht  ist  kaum  abzuweisen, 
dass  dort  zuerst  Johann  Pupper  sieh  bewährt  habe.'-)  Wenige 
•Jahre  später  begegnet  man  ihm  in  der  Stadt  Mecheln,  wo  er 
1451  das  berühmte  Augustiner -Kanonissen- Priorat  Tliabor 
gründete/’)  Und  die  Rückwirkungen  der  Besucher  der  over- 
ysselschen  Schulen  auf  unsere  Gegend  bleiben  nicht  aus:  die 
Lehranstalten  der  devischen  Städte  werden  im  Laufe  des  fünf- 
zehnten Jahrhunders  reformirt.  Besonders  anschaulich  tritt, 
diese  Entwicklung  in  Emmerich  hervor.  Dort  wird  schon  im 
Jahre  1419  ein  Frauenkonvent  (der  heiligen  Agnes)  gegründet. 
Zum  Vorbild  nahm  man  sich,  wie  üblich,  das  Geertshaus  zu 
Deventer,  wie  der  Volksmund  die  Anstalt  nannte,  die  Gerard 
Groote  den  Schwestern  vom  gemeinsamen  Leben  Übermacht 
hatte.  Gerhard  teil  Toorn  aus  Deveuter  und  Heinrich  Heusden 
aus  dem  Scliwesterhaus  in  Zütphen  sorgen  nun  dafür,  dass  Arbeit 
und  Leben  nach  dem  bewährten  Muster  eingerichtet  werden.4) 
Es  folgt  1 4*17  das  Fraterhaus  zum  heiligen  Gregorius.  Durch 
Beisteuer  der  benachbarten  Städte  und  Herren  erhält  man  endlich 
die  Mittel  für  einen  Bau,  in  dem  Studirende  untergebracht  werden 
sollen.  Der  Magistrat  beobachtet  anfänglich  solchen  Bestrebungen 
gegenüber  Zurückhaltung,  weil  man  Streitigkeiten  mit  der  Stifts- 
schule fürchtet.  Dieser  Sorge  aber  wird  die  Stadt  überhoben. 
Es  ist  der  Propst  selbst,  Graf  Moritz  von  Spiegelberg,  nach 
alter  Ueberlieferung  ein  Schüler  des  Thomas  a Kempis,  der  auch 
die  Stiftsschule  relormirt.  Zu  ihrer  Leitung  wird  Antonius 
Liber,  bis  dahin  Leiter  einer  Schule  in  Groningen,  berufen, 
„einer  der  sechs  Männer,  welche  aus  der  Schule  von  Thomas 
a Kempis  als  die  Begründer  der  klassischen  Studien  hervor- 

’)  Nach  «len  Nachweisungen  Lei  Bergrath  (.Annalen  des  List.  Ver. 
Jahrgang  1*56  S.  277)  sieht  seine  Herkunft  aus  (joch  ausser  Zweifel. 

1)  Delprat  a.  a.  O.  S.  5«  und  1111  mann,  Reformatoren  vor  der  Ke- 
formation.  Band  1 S.  24  ff. 

3)  Cardauns,  Allgemeine  deutsche  Biographie.  Band  9 S.  303. 

*)  Yergl.  die  interessanten  Mittheilungen  aus  der  1503  vollendeten 
Chronik  des  Conventes  hei  Biesen,  Zur  Klostergeschiclite  Etnuif richs, 
l’rogr.  Emmerich  1891. 
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gingen“.')  Die  Kanoniker  in  ihrer  Mehrheit  scheinen  der 
Reform  damals  noch  abhohl  gewesen  zu  sein.  So  muss  Liber 
Emmerich  meiden.  Zu  eben  dieser  Zeit  leitete  Alexander  Hegius, 
der  Geburt  nach  ein  Westfale,  aber  aus  der  Schule  von  Zwolle 
hervorgegangen,  die  Schule  zu  Wesel  (14t>tt— 73).  Und  auch 
in  Emmerich  drang  jetzt  Moritz  von  Siiiegelberg  mit  seinen 
Ideen  durch.  So  gelang  es  (vermuthlich  1474)  Hegius,  wenn 
auch  nur  vorübergehend,  als  Rektor  der  Stiftsschule,  an  die 
Stadt  zu  fesseln.'2)  Aehnlich  wie  in  Wesel  und  Emmerich,  über  die 
also  ausführlichere  Nachrichten  vorliegen,  wird  es  in  den  anderen 
clevischen  Städten  ausgesehen  haben.  Man  hat  gerühmt,  dass 
die  Niederlassungen  der  Brüderschaft  vom  gemeinsamen  Leben 
am  Ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  von  der  Schelde  bis 
zur  Weichsel,  von  Cambray  bis  nach  Kulm  in  Westpreussen 
sich  erstreckt  hätten:1)  kaum  irgendwo  aber  dürfte  ihr  Einfluss 
so  nachhaltig  gewesen  sein,  wie  in  unserer  stammverwandten 
Landschaft,  die,  wie  noch  näher  zu  zeigen  sein  wird,  gerade 
mit  den  overysselschen  Städten  von  allem  Anfang  an  durch 
einen  ungemein  regen  Handel  auf  das  engste  verbunden  gewesen 
war.  Zu  diesen  commerziellen  Beziehungen  waren  dann,  um 
auch  das  noch  zu  sagen,  im  Laufe  der  Zeit  politische  hinzu- 
gekommen. Die  Plätze  des  Bisthums  Utrecht  sahen  in  den 
clevischen  Herzogen  ihre  Beschützer  und  natürlichen  Helfer. 
Auch  ist  es  bekannt  genug,  dass  die  Wirren  im  Stilb  schon  von 
der  Mitte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  an  mit  ungemeiner 


*)  Dillenburger,  Geschichte  des  Gymnasiums  zu  Emmerich.  Em- 
merich ^Progr.)  ISIS  S.  tl  und  vor  allem  Creeelius:  Do  Antouii  Liberi 
Susatensis  vita  et  scriptis  in  der  Festschrift  zur  Begrüssung  der  34.  Ver- 
sammlung deutscher  Philologen  und  Schulmänner  in  Trier.  Bonn  1879. 
S.  139  ff. 

a)  Vergl.  vor  allem  die  schönen  Bemerkungen  bei  Dillenburger, 
Zur  Geschichte  des  deutschen  Humanismus  in  der  Zeitschrift  für  das  Gym- 
nasialwesen. Jahrgang  XXIV  S.  482  ff.  und  Reichling,  Beiträge  zur 
Charakteristik  der  Humanisten  Alexander  Hegius,  Joseph  Horlenius  etc., 
in  Picks  Monatsschrift  etc.,  Band  3 S.  288  ff.  Ueber  die  Emmcrieher  Haupt- 
schule im  IG.  Jahrhundert  vergl.  die  ausführliche  Schilderung  im  Buche 
Weinsberg  (ed.  Höhlbaum),  Band  1 S.  72  ff.  Von  80  Schülern,  die  im 
Fraterhaus  der  Mönche  wohnen,  sind  10  Kölner. 

s)  Janssen,  Geschichte  des  deutschen  Volkes,  Band  1 S.  f>8. 

Liesefan;,  Kledorrheiniacbea  Stadt«  we^en  im  MKt«l*H«r.  30 
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Wucht  auf  die  Verhältnisse  am  elevischen  Niederrhein  zurück- 
wirkten.1) 


Kapitel  11. 

Zur  Finanzgesehiehte  der  Stadt  Kalkar  am 
Ausgang  des  Mittelalters. 

i. 

Die  Stadtmark. 

Wer  auf  der  Strasse,  die  das  ehemalige  Hanselaersehe 
Thor  in  Kalkar  umschloss,  seinen  Weg  in  südöstlicher  Richtung 
etwa  auf  Rees  zu  nimmt,  der  glaubt  sich  hier  mehr  wie  sonst 
irgendwo  am  Niederrhein  nach  Holland  versetzt.  Man  durch- 
schreitet ein  altes  Rheinbett  in  seiner  ganzen  Ausdehnung.  Zu 
beiden  Seiten  erstreckte  sich  in  alter  Zeit  das  grosse  Bruch, 
das,  wie  wir  wissen,  gleich  bei  der  Gründung  den  Kolonisten 
zugesprochen  worden  war.  Durch  ein  künstliches  System  grösserer 
und  kleinerer  Wassergräben  — die  noch  jetzt  wie  im  llinfzehnten 
Jahrhundert  von  Weidenbäumen  eingefasst  werden  — ist  diese 
ganze  Fläche  in  ein  selbst  für  unsere  Gegend  ungewöhnlich  schönes 
Wiesenland  verwandelt.  Ein  complizirtes  System  von  Kanälen 
theilt  den  ausgedehnten  Komplex  in  eine  Reihe  von  Schlägen. 
Wie  es  scheint,  hat  man  immer  in  allmählicher  Kulturarbeit 
ein  Stück  nach  dem  anderen  der  Wildniss  abgerungen,  daher 
ist  an  die  Stelle  der  früheren  einheitlichen  Bezeichnungen  des 
Ganzen  als  „Bruch“  eine  Mehrzahl  von  Namen  getreten:  Die 
Ovelgunne,  der  Ketelbruch  und  der  Ledewinkel,  dessen  Be- 
nennung wohl  die  einzige  ist,  die  sich  bis  auf  die  Gegenwart 
erhalten  hat.  Zu  diesen  Gemeindeländereien  ältesten  Bestandes 
sind  im  Laufe  der  Zeit  andere  hinzugekommen,  denn  durch 
Schenkungen  der  Art  erweisen  die  Landesherren  gern  den  Bürgern 

’)  Hungen  a.  a.  O.  Bawl  2,  Einleitung. 
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ihren  gütigen  Sinn.  Namentlich  auf  den  Erwerb  von  Ackerland 
sowie  auf  Grundstücke,  die  Lehm  und  Sand  bieten  — beide  gleich 
unentbehrlich  — ist  das  Begehren  der  Stadt  gerichtet.  Und 
thatsächlich  wissen  die  Bürger  schon  im  Jahre  1334  den  Grafen 
Theoderich  zu  bewegen,  ihnen  ein  Grundstück,  der  „Spick“  ge- 
nannt, zu  überlassen.*)  Es  folgen  manche  Ankäufe  kleinerer 
Parzellen:  So  wird  im  Jahre  1358  ein  Garten  von  dem  Pastor 
zu  Niedermörmter,  Wasmodus  von  Kervenheim,  erworben.2)  Von 
anderen  Grundstücken,  wie  z.  B.  dem  Schwanenhorst,  die  im 
fünfzehnten  Jahrhundert  unter  den  Gemeindeländereien  aui'ge- 
führt  werden,  ist  nicht  bekannt,  auf  welche  Weise  sie  zur 
Stadtmark  geschlagen  worden  sind.  So  ansehnlich  aber  auch 
der  Komplex  sein  mochte,  der  im  Laufe  der  Jahrhunderte  zu- 
sammengekommen war,  für  den  Fall  grösserer  Ueberschwemmungen 
war  man  doch  wegen  des  Unterhaltes  der  Kühe  in  Verlegen- 
heit. Dieser  Gefahr  suchte  man  vorzubeugen  durch  einen  über- 
aus merkwürdigen  Vertrag,  der  im  Jahre  1558  mit  Goch  ab- 
geschlossen wurde,  das  durch  den  Besitz  seiner  ungeheueren 
Haide  vor  allen  anderen  Städten  bevorzugt  war.’)  In  grosser 
Wassernoth  sollte  das  Vieh  der  Kalkarer  Bürger  auf  den 
Weiden  der  Nachbarstadt  untergebracht  werden  dürfen. 

Die  Grenzen  der  Feldmark  werden  in  Folge  dieser  Schenkun- 
gen im  Laufe  der  Zeit  immer  weiter  hinausgeschoben.  Sie 
waren  indessen  nicht  so  fest  gezogen,  als  dass  sie  nicht  ab  und 
an  Gegenstand  erbitterten  Streites  hätten  sein  können.  Nament- 
lich mit  Herrn  Rutger  von  Boitzelar,  auf  Haus  Boetzelar  in 
Appeldorn  eine  Wegstunde  südlich  von  Kalkar,  hatte  die  Stadt 
einen  schweren  Strauss  zu  bestehen,  über  dessen  Verlauf  man 
indessen  so  wenig  unterrichtet  ist,  wie  über  das  Endergebnis. 
Im  Jahre  13(11  wird  Graf  Johann  von  Cleve  zum  Schiedsrichter 
aufgerufen.  Und  so  grossen  Werth  legte  man  auf  Seiten  der 
Bürger  seinem  Urtheil  bei,  dass  es  als  Anhang  in  eine  ganze 
Anzahl  der  Stadtrechtshandschriften  anfgenommen  wurde.  Der 
Lauf  nämlich  der  Stadtmark  zwischen  Kalkar  und  Hanselaer  ist 


')  Wolff,  Geschichte  der  Stadt  Kalkar,  S.  144  Nr.  10.  Stadtlager- 
buch I S.  Gl. 

a)  Stadtlagerbuch  I S.  GO. 

3)  Stadtlagerbuch  III  S.  20.  Wolff  a.  a.  O.  S.  148  Nr.  171b. 
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strittig.  Beide  Theile  reichen  eine  Schrill  ein,  in  der  ihr 
Standpunkt  näher,  begründet  ist,.1)  Verstehe  ich  den  Spruch 
recht,  so  geht  er  darauf  hinaus,  dass  der  damalige  Besitzstand 
der  streitenden  Parteien  (der  leider  nicht  näher  bezeichnet 
wird)  bis  auf  weiteres  erhalten  bleiben  soll.2) 

Das  Kalkarer  Stadtrecht  weist  übrigens  einen  besonderen  Ar- 
tikel auf,  der  von  den  Grenzen  der  Stadtmark  handelt.  Er  trägt 
die  Ueberschrift:  Waer  men  die  cruccn  sotten  sal.  Es  verdient 
Beachtung,  dass  die  Kreuze,  mit  denen  dergestalt  die  Grenze 
markirt  werden  soll,  die  crucen  van  den  jaermercten  genannt 
werden.  Die  Stadtmark  wird  an  dieser  Stelle  als  Feldmark  oder 
Bannmeile  bezeichnet.  Sonst  kommt  wohl  noch  der  Ausdrnek 
„Freiheit“  in  dieser  selben  Bedeutung  vor.  Leider  war  es  mir 
nicht  möglich,  die  lokalen  Merkmale,  die  für  den  Lauf  der 
Grenze  angeführt  werden,  festzustellen.  Der  Artikel  lautet 
folgendermassen : Die  crucen  van  den  jaermercten  mach  men 
setten  daer  sy  dagelicks  staen  bynnen  den  veitmerkt  (sic)  of 
banmylen;  ind  die  banmylen  of  veltmerckt  gaen  aen  aenVocken- 
stege,  die  giet  doer  Birck  ind  is  dat  meen  gat  geheiten,  ind 
aent  liuys  op  ten  oirt  geheyten  tegen  den  Gort,  doe  voir  omblanghs 
oni  die  stat,  als  die  banmyle  of  veltmerckt  gelegen.8) 

In  den  Finanzen  der  Stadt  spielen  die  Einnahmen  nament- 
lich von  den  Wiesen,  die  zur  Allmende  gehören,  eine  nicht 
geringe  Rolle.  Nicht  wenige  Notizen  im  Stadtbuch,  in  den  Ur- 
kunden und  Rechnungen  betreffen  diesen  werthvollsten  Theil 
der  Gemeindeländereien.  Indessen  ist  nur  eine  zusammenhängende 
Aufzeichnung  vorhanden  über  die  Verpachtung  etwa  der  einen 
Hälfte  der  städtischen  Wiesen.  Als  um  das  Jahr  1408  das 


■)  Die  Urkunde  nach  einer  späten  und  schlechten  Kopie  hei  Schröder, 
Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte,  Rand  10  S.  218  Anmerk.  37.  Dort  die 
verkehrte  Jahreszahl  1351.  Orig.  Perg.  im  Stadtarchiv  zu  Kalkar  ohne 
Ordnungsnuimner. 

2)  Hierom  so  wissen  wi  voer  recht  na  aensprake,  vorderinghe  end  ant- 
werd,  die  sie  ous  an  beiden  ziden  dair  aff  aver  hcbUen  gegeeven,  bescreven 
end  besegelt  mit  oerre  beider  zegelen.  want  mallic  sich  eenre  weer  vennit, 
dat  mallic  yn  syure  weren  blyven  sal  also  langhe,  hent  hi  mit  recht  uit 
der  weeren  gewiest  wordt  aen  der  stat,  [dair]  hi  billicken  mit  recht  daer 
uit  sal  werden  gewiest. 

s)  Handschrift  im  Stadtarchiv  zu  Kalkar  S.  38. 
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Stadtbuch  von  Kalkar  angelegt  wurde,  fugte  man  den  Pergament- 
blättern eine  Papierlage  hinzu,  auf  der  die  Bedingungen  ver- 
zeichnet stehen,  unter  denen  die  Gemeindeweiden  1409  ver- 
pachtet werden.  Die  Verhandlungen  mit  den  Pächtern  sind 
bereits  abgeschlossen;  die  vorliegenden  Notizen  geben  nur  das 
Endergebnis,  das  die  Billigung  des  Bürgermeisters,  der  Schöffen 
und  der  Rathmannen  gefunden  hat.1)  Einigen  kurzen  generellen 
Bestimmungen  folgen  Abmachungen  zwischen  der  Stadt  und  den 
einzelnen  Pächtern.  Ob  darüber  noch  besondere  Urkunden  aus- 
gestellt wurden,  oder,  ob  man  sich  mit  dieser  Eintragung  ins 
Stadtbuch  begnügte,  muss  dahingestellt  bleiben.  Bedurfte  mau 
solcher  Urkunden,  so  wäre  es  allerdings  auffällig,  dass  sich 
kein  einziges  Diplom  der  Art  erhalten  hat.  Die  Einzel  vertrage 
im  Stadtbuch  beschränken  sich  meist  auf  die  nothwendigsten 
Angaben;  namentlich  die  Grenzen  des  betreffenden  Schlages 
werden  kenntlich  gemacht.  Da  die  Abschlüsse  alle  nach  dem- 
selben Formular  abgefasst  sind,  genügt  es  den  ersten  mitzutheilen : 
Item  Wylhem  die  Beer,  Harman  Hertoge  ind  Harman  van  den 
Over  hebn  den  slach,  den  Deric  Hasensoen  plaeh  te  liebn  XII 
jaer  lange;  al  jaer  te  betalen  op  sunte  Walburgis  dach  (1.  Mai) 
11+  alden  schilt;  te  graven,  te  tunen,  te  halden  ind  aver  te 
loveren  in  vorwarden  ind  manyren,  als  die  burgermeyster  ind 
syn  gesellen  dat  broeck  uitgegeven  hebn,  gelyck  vorscreven.  Item 
die  tuyn,  die  steyt  tuschen  den  Ledewyukel  ind  der  vorscreven 
weyden,  sal  die  stat  halden;  ind  die  tuyn,  die  steyt  tuschen  der 
weyden  vorscreven  ind  Rybartsweyde,  sal  Williem  die  Beer  ind 
sin  gesellen  halden.  Ind  die  willigen  (Weidenbäume),  die  in  den 
tuyn  staen,  ind  die  willigen,  die  op  der  kanold  staen  in  der 
weyden,  soelen  sy  hebn.  Weeit  dat  on  holts  gebreke,  dat  soelen 
sy  nemen  van  den  willigen,  die  daer  tghegen  staen  op  die 
kanolt,  daer  sy  oeren  tuyn  mede  volmaken.  Oeck  solen  sie  op 
vorgerurden  willigen  knoytber  holt  averleveren  ind  staende  tuyn ; 
in  den  [jaerj  ons  heren  etc. 

Der  Vertrag  lautet  also  in  allen  Fällen  auf  12  Jahre;  dabei 


')  In  den  jaeren  ons  lieren  . . . des  guedesdagcs  na  paeschen  (April  10.) 
die  burgermeister,  scepene  ind  rade  der  stat  van  Kalker  gemeuelyck  eyn- 
.drechtich  worden  syn,  dat  sy  der  stat  broeke  uitgegeven  hebn  in  aldus- 
danen  vorwarden,  als  hyerna  bescreven  steyt. 
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wird  genau  bestimmt,  an  welchem  Tage  er  in  Kraft  treten  soll 
und  wann  zuerst  der  Pachtschilling  zu  bezahlen  ist.  Neben 
der  Grasnutzung  sind  in  der  holzarmen  Niederung  auch  die 
Weidenbäume,  die  die  Wassergräben  einsäumen,  Gegenstand  der 
Verpachtung.  Ein  Hauptartikel  der  Bedingungen  betrifft  endlich 
die  Instandhaltung  nicht  allein  der  Hauptgräben,  der  sogenannten 
Kanäle,  sondern  auch  der  kleineren  Quer-  und  Seitengräben. 
Gewisse  Holznutzungen  reservirt  sich  ferner  die  Stadt  auch 
während  der  Pachtzeit.  Nach  Ablauf  der  Frist  erwächst  dem 
Bürgermeister  und  seinen  Gesellen  die  Pflicht,  den  Zustand  der 
verpachteten  Parzellen  genau  zu  inspiziren.  Auf  die  Weide- 
gründe selbst,  auf  die  Gräben,  die  Bäume  und  auf  die  Umzämnung 
hat  sich  die  Untersuchung  zu  erstrecken.  Endlich  begegnet 
noch  die  Bestimmung,  dass  nur  Bürger  Pächter  sein  dürfen.1) 
Die  Zahl  der  Pächter  ist  nun  aber  eine  ungemein  grosse.  Es 
scheint,  dass  die  einzelnen  Schläge  viel  zu  umfangreich  sind, 
um  von  einem  einzigen  Ackerbürger  übernommen  werden  zu 
können.  Immer  finden  sich  mehrere  zu  einem  Konsortium  ver- 
bunden: zwei,  drei,  vier  oder  fünf  thun  sich  zusammen.  Mit 
jeder  Gesellschaft  wird,  wie  schon  erwähnt,  besonders  abge- 
schlossen: indessen  wird  immer  einer  von  ihnen  der  Häupter 
gewesen  sein.  Mit  ihm  werden  der  Bürgermeister  und  seine 
Gesellen  im  einzelnen  Falle  verhandelt  haben. 

Es  entspricht  bekanntlich  durchaus  der  Eigenart  der  wirth- 
schaftlich-sozialen  Gliederung  der  Bevölkerung  mittelalterlicher 
Städte,  dass  unter  den  Pächtern  die  Namen  der  vornehmen  patrizi- 
schen  Familien  nicht  selten  sind,  deren  Mitglieder  die  Schöffen- 
und  Rathsstühle  zieren.  Es  sind  Personen  und  Geschlechter, 
die  schon  früher  bei  Mittheilung  und  Besprechung  der  Schöffen- 
und  Rathslisten  zum  Tlieil  erwähnt  wurden.  Ich  nenne  nur 
Johannes  Ocm,  C'laes  van  der  Birgel,  Dietrich  Mys,  Rutger 
Boerbeck,  sowie  Mitglieder  der  Familien  Beer  und  Hertog. 
Die  Zahl  der  Schläge,  die  diesmal  zur  Verpachtung  kommen, 
beläuft  sicli  auf  siebzehn.  Darnach  lässt  sich  berechnen,  dass 
die  vierzig  bis  fünfzig  Bürger,  die  an  dieser  einzigen  Pachtung 
betheiligt  sind,  einen  nicht  unerheblichen  Bruchtheil  der  Familien- 


‘)  Ind  di*se  vorscreven  ulego  jnd  woydon  ensal  nyciuaiit  hebn  duu  ons 
bürgere. 
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häupter  der  Einwohnerschaft  ausgemacht  haben  müssen.  Ist  das 
Konsortium  gross,  so  werden  die  Manien  der  Einzelnen  so  wenig 
genannt  wie  deren  Zahl.  Nur  die  Höhe  des  Pachtschillings  lässt 
dann  einen  Schluss  auf  die  Zahl  der  Betheiligten  zu.  Denn  wäh- 
rend dieser,  wenn  drei  oder  vier  Pächter  da  sind,  sich  meist  auf 
jährlich  3 Schilde  stellt,  steigt  er  in  einzelnen  Fällen  auf  7 
oder  8 oder  gar  auf  12  alte  Schilde.  Alles  in  allem  beläuft 
sich  der  Ertrag  der  Weiden  bei  der  Verpachtung  auf  90  alte 
Schilde  im  Jahr.  Dabei  ist  noch  zu  erwägen,  dass  der  Bruch, 
wie  erwähnt,  nur  den  grösseren  Theil  des  ganzen  Gemeinde- 
besitzes der  Stadt  ausmacht. 

Wie  für  gewöhnlich  die  Gemeindeländereien  einen  nicht 
unerheblichen  Beitrag  zur  Bestreitung  der  Kosten  der  Stadt- 
verwaltung liefern,  so  dienen  sie  im  Fall  der  Noth  als  ein 
Zufluchtsmittel.  Dann  werden  ganze  Stücke  oder  Theile  von 
Stücken  verpfändet,  sei  es  um  neue  Gelder  flüssig  zu  machen, 
sei  es  um  für  Schuldforderungen,  die  zurückgezahlt  werden 
sollen,  einen  weiteren  Ausstand  zu  gewinnen.  Dabei  erlauben 
die  spärlichen  Nachrichten  der  Urkunden  nicht  immer  zu  er- 
kennen, was  für  ein  Rechtsverhältniss  ursprünglich  vorliegt. 

Die  ältesten  vorhandenen  Dokumente  der  Art  sind  wohl  die  bei- 
den vom  22.  Deeember  1404.  Für  einen  Anspruch  auf  jährlich  13 
und  8 Schilde  aus  „der  Stadt  Erbe“  erhalten  die  Gläubiger  Sewel, 
der  Sohn  Alberts  Pap,  und  Wilhelm  von  Wesel  bestimmte 
Schläge  der  sogenannten  Ovelgunne,  die  wir  bereits  kennen, 
überwiesen.1)  Beide  Gläubiger  empfangen  einen  Erbzinsbriei 
und  erlangen  ihrerseits  die  Befugniss,  am  Martinstage  ihren 
Antheil  weiter  zu  verpachten. 

In  eben  diesen  Zeitraum , den  Anfang  des  fünfzehnten 
Jahrhunderts,  reichen  nun  auch  vereinzelte  Stadtrechnungen 
zurück,  aus  denen  man  eine  Vorstellung  gewinnen  kann,  welche 
Quote  der  Totaleinnahmen  auf  die  Erträgnisse  der  Gemeinde- 
ländereien entfallen. 


')  Wolt'fs  Repertorium  Nr.  55  und  56:  Wy  burgermeister,  scepene 
rayt  ind  gemeyne  bürgere  van  Kalker  dtc.  Wie  in  den  eben  besprochenen 
Pachtverträgen  vom  Jahre  1400  linden  sich  auch  in  diesen  beiden  Urkunden 
alle  möglichen  Abmachungen  über  Instandhaltung  der  üräben,  Zäune  etc. 
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Indessen  ist  zu  bemerken,  dass,  wie  bereits  berichtet,  in 
Kalkar  die  Finanzperinden  halbjährlich  waren.  Nun  will  es 
aber  der  Zufall,  dass  bis  zum  Jahre  1487  immer  nur  die  Stadt- 
rechnungen für  Fristen  von  je  einem  halben  Jahre  erhalten 
sind.1)  In  Folge  dessen  bekommt  man  nur  ein  ungefähres  Bild 
von  den  Einnahmen.  Manchmal  finden  sich  Intraden  aus  den 
Gemeindeländereien  überhaupt  nicht  verzeichnet,  in  anderen 
Fällen  geht  der  aufgefühlte  Posten  auf  das  ganze 
Jahr.  Diese  störende  Ungleichmässigkeit  tritt  gleich  bei  der 
ältesten  Rechnung  hervor,  die  sich  auf  das  zweite  Halbjahr 
oder  „Nachhalbjahr“  — wie  ich  der  Kürze  wegen  im  Anschluss 
an  den  Kalkarer  Sprachgebrauch  sagen  werde  — 1403  bezieht. 
Vergeblich  sucht  man  unter  den  wenigen  Einnahmeposten  nach 
einer  Summe  aus  dem  Gemeindeland. 

Anders  im  Vorhalbjahr  1419.  Da  bringt  ein  Komplex,  der 
sogenannte  Schwanenhorst,  9 Mark,  die  Sandkuhle  über  2 Mark, 
der  Ledewinkel  340  und  endlich  der  Bruch  348  Mark. 

Die  Summe  aller  Einnahmen  in  dieser  Finanzperiode  be- 
läuft sich  auf  1043  Mark.  Es  fallen  also  etwa  -/„  aller  Intraden 
diesmal  auf  die  Gemeindeländereien. 


')  J.  A.  Wo  1 ff,  Geschichte  der  Stadt  Kalkar.  S.  143.  Das  Verzeich- 
nis» bei  deinen,  Kunstdenkmäler  des  Kreises  Cleve,  S.  49,  ist  unvoll- 
ständig und  schon  insofern  ungenau,  als  es  nicht  angiebt,  ob  sich  die  Rech- 
nung auf  das  erste  (Vorhalbjahr)  oder  zweite  (Nachhalbjahr)  Halbjahr  bezieht. 
In  der  folgenden  Uebersicht  bedeutet  A Vor-,  13  Nachhalbjahr: 

1)  1403  13. 

2)  1419  A.  (Fragment). 

3)  1421  A. 

4)  1428  A. 

5)  1438  A. 

6)  1444  A. 

7)  1446  B. 

8)  1450  B. 

9)  1451  A. 

10)  1455  A. 

11)  1487  A.  und  B. 

Von  diesen  Stadtrechnungeu  gehören  die  meisten  dem  Kirchen-,  nur 
wenige  dem  Stadtarchiv.  Heine  Mittheilungen  aus  dieser  werthvollen  (Quelle 
können  auf  Vollständigkeit  keinen  Anspruch  machen,  da  mir  der  Einblick 
in  die  im  Kircheuarehiv  befindlichen  Rechnungen  nur  uutcr  erschwerenden 
Umständen  zugestandeu  wurde. 
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In  manchen  Jahren  oder  richtiger  Halbjahren  gestaltet  sich 
das  Verhältniss  wieder  anders.  Ich  führe,  um  das  zu  veran- 
schaulichen, noch  zwei  Beispiele  an,  nämlich  die  Einnahmeregister 
der  Vorhalbjahre  1444  und  1446. 

Item  opgeboirt  van  der  Oevelgunnen,  heisst  es  1444, 
XVII  aide  scilde,  ilke  seilt  voir  4-  Rynsehe  gülden.  Facit 
CII  marc. 

Item  opgeboirt  van  der  gansser  Lede,  die  tot  drieu 
siegen  uytghegeven  is,  XX  aide  scilde;  facit  CXX  marc. 

Item  opgeboirt  van  der  stat  bruek  opwart  ind  van 
den  tiegelkempkeu  by  der  Kedelpoirt  ind  van  den  kirchaeves 
keuipen  tsamen  CXL1X  aide  scilde  ind  III  quartier  alt 
sciltz;  fac.  VIII » XCVIII  marc  VI  schill. 

Item  opgeboirt  van  der  Ledewynckel  van  vyltich 
schaeren,  so  Gysbert  Hacken  ind  Hillen  syner  huysvrouwen 
twe  schaeren  tot  uirre  twyer  Jyve  verkocht  syn.  Van 
den  L schaeren  van  ilker  opgeboirt  II  4-  rynsehe  gülden; 
fac.  V c marc. 

Alles  in  allem  betragen  also  die  Einnahmen  von  den  Ge- 
meindeländereien etwa  1620  Mark,  während  die  Totalsumme 
in  diesem  Halbjahr  zu  der  grossen  Summe  von  2625  Mark  ge- 
stiegen ist. 

Wie  beim  Vorhalbjahr  1444  lasse  ich  auch  beim  Nach- 
halbjahr 1446  den  hier  in  Frage  kommenden  Posten  in  der 
Fassung  des  Originals  folgen: 

Item  opgeboirt  van  den  ganssen  Haetkamp  in  desen  jair 
XCIX  aide  Schilde  myn  eyn  halft’  oirt  halft'  von  enen  ald  seilt  . . . 
tsamen  VICXX  marc. 

Bei  dieser  einmaligen  Einnahme  hat  es  diesmal  sein  Be- 
wenden. Die  Totalsumme  Iler  Intraden  beträgt  im  Nachhalbjahr 
1446  nur  1674  Mark,  so  dass  also  der  Posten  etwas  mehr  wie 
ein  Drittel  ausmacht,  während  er  1419  und  1444  gegen  zwei  Drittel 
erreicht  hatte.  Trotz  aller  Schwankungen  aber  wird  man  sagen 
dürfen,  dass  die  Einkünfte  von  den  Gemeindeländereien  ganz  un- 
gewöhnlich hoch  sind.  Noch  jetzt  sind  die  Wiesenflächen  Kalkars 
ein  ausserordentlich  wertvoller  Besitz.  So  belaufen  sich  z.  B. 
die  Einnahmen  für  das  Finanzjahr  1893,  94  auf  26,001)  Reichs- 
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mark,  und  von  ihnen  kommen  nicht  weniger  als  11,000  auf 
sog.  Einsclmrungsgelder  und  auf  Grasverkäufe. ') 

Zum  ältesten  Besitz  der  Stadt  gehören  ferner  die  Festungs- 
werke. Nachdem  nun  die  Stadtmauern  mit  Thürmen  versehen 
waren,  pflegte  mau  diese  zu  vermiethen.  Wie  auch  die  Weseler 
Ueberlieferung  zeigt,  wohnen  die  Patrizier  gern  in  derartigen 
schlossähnlichen  Gebäuden.  Im  Kalkarer  Stadtbuche  und  in  den 
Stadtrechnungen  ist  häutig  von  solcheu  Miethsverträgen  die  Rede. 
Ebenso  erzielte  man  Einiges  aus  dem  Verkauf  der  Weidenbäume, 
die  an  den  Wällen  stehen.  Endlich  aber  betrachtete  Kalkar  die 
kleinen  Streifen,  die  an  der  Stadtmauer  lagen,  als  sein  Eigen- 
thum. Diese  „Blecke“  werden  entweder  vermiethet  oder  als 
Bauterrain  verkauft;  für  beides  lassen  sich  zahlreiche  Beispiele 
beibringen. 

Bei  der  Zerlegung  des  städtischen  Areals  in  grosse  recht- 
eckige Worthe,  waren  nämlich  an  allen  Ecken  und  Enden  nicht 
unbedeutende  Resttheile  übrig  geblieben.  Die  werden  nun  all- 
mählich dem  Bedürfniss  entsprechend  veräussert,  meist  so,  dass 
ein  Zins,  nach  Art  des  Worthzinses,  an  die  Stadt  jährlich  geleistet 
werden  muss.  Darüber  werden  dann  schon  in  alter  Zeit  be- 
sondere Register  angelegt  und  geführt,  die  freilich  bei  häufigem 
Wechsel  der  Inhaber  bunt  genug  aussehen.  Da,  wenn  sie 
brauchbar  bleiben  sollten,  die  alten  Namen  gelöscht  und  durch 
neue  ersetzt  werden  müssen,  empfahl  es  sich,  das  Register  von 
Zeit  zu  Zeit  zu  „klären“  oder  zu  „säubern“,  wie  es  treffend 
heisst;  das  will  sagen,  ein  neues  Verzeichniss  anzulegen.  In  das 
Stadtbuch  wird  unmittelbar  nach  seiner  Entstehung  eine  solche 
Liste  eingetragen.  Dabei  weisen  die  einleitenden  Bemer- 
kungen noch  dazu  auf  eine  ältere  Vorlage  hin.  Die  Stelle 
lautet  (a.  a.  O.  Bl.  tu):  Item  der  stat  tynse.  In  den  jaeren 
ons  heren  M°CCCC°  indVIII",  soc  is  der  stat  tyns  ghecleert 
uyt  der  rollen  in  dit  boeke.  Also  werden,  nebenbei  bemerkt, 
ausser  den  Schöffenrollen,  deren  Wesen  und  Aufgabe  wir  schon 
kennen,  in  Kalkar  noch  andere  Rotuli  für  die  Zwecke  der  Stadt- 
verwaltung geführt.  Ich  theile,  um  einen  allgemeinen  Begriff 


'_)  Nach  gütiger  Mittheilung  des  Herrn  Bürgermeisters  Birkmaun.  Der 
„Ledewinkel“  allein  brachte  0500  Reichsmark. 
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von  dem  Charakter  der  Aufzeichnung  zu  geben,  die  ersten 
Nummern  des  Verzeichnisses  mit: 

Item  Leydeckers  hoefstat  gelegen  ueist  der  Monpoerten 
(so  heisst  die  stattliche  Thorburg  an  der  Strasse  nach  Munna) 
II  schill. 

It.  Eis  Smeyts  XXXIII  den. 

It.  Styn  Gabelen  is  die  stat  te  achter  van  menigen  voer- 
geledenen  jaeren  als  van  dynst  end  van  onrade,  daerom  die  stat 
der  havestat  nyet  en  wolde  laten  betymmeren. 

Item  Heynken  Borgarth  havestat,  die  is  deer  stat,  ind  plach 
te  gehlen  XII II  den.  (Ind  is  Ryckart  van  der  Dousen  gegeveu 
vor  enen  alden  boddreger  jaerlix).1) 

Item  Lys  van  Ryswyck,  dat  heeft  Gerit  die  Gruter,  III  schil. 
IIII  den. 

Man  sieht  also,  dass  über  diese  Einnahmen  sorgfältig 
Buch  geführt  wird.  Interessant  ist,  dass  nach  der  zweiten  Ein- 
tragung die  Stadt  die  Bebauung  eines  von  ihr  vererbpachteten 
Grundstücks  nicht  zugeben  will,  weil  die  Inhaberin  mit  dem 
Dienst  und  den  bürgerlichen  Pflichten,  die  darauf  lasten,  im 
Rückstände  ist.  Aufgeführt  werden  auch  einige  Tuchrahmen 
und  Marktschrannen.'-)  Wie  mannigfaltig  nun  auch  der  Inhalt 
der  Aufzeichnung  sein  mag,  fest  steht  auf  jeden  Fall,  dass  diese 
Worthe  — es  sind  im  Ganzen  noch  nicht  achtzig  Eintragungen 
— nicht  mit  jenen  identisch  sein  können,  die  von  vorn  weg  den 
jährlichen  Zins  an  den  Grafen  leisten.  Deren  Zahl  betrug,  wie 
wir  uns  erinnern,  schon  zur  Zeit  des  Heberegisters  242.  Dass 
aber  andrerseits  das  vorliegende  Register  in  seinem  Bestände 
im  Grossen  und  Ganzen  unverändert  bleibt,  zeigt  ein  Vergleich  mit 
einem  zweiten  Verzeichniss  in  dem  Stadtbuch,  das  vom  Jahre 
1 433  ist.:i)  Zählt  man  darin  die  Eintragungen,  die  von  derselben 
Hand  herrühren  und  also  den  Bestand  bei  der  ersten  Anlage  des 
Registers  repräsentiren,  so  kommt  man  wiederum  auf  etwa  achtzig. 


■)  Zusatz  mit  anderer  Tinte. 

2)  Hl.  21:  Item  Kyken  die  vulre  vau  den  ramen  achter  syneu  huys, 
dat  Henneken  Starck  plach  te  lielieu  XII  den.  ITid  ebendort  auf  der  Rück- 
seite: Item  Gerit  Knick  een  stede  in  der  schämen ; opgesacht  die  sc  harne. 

*)  A.  a.  O.  Hl.  i>:  In  dnu  jair  uns  liefen  . . . is  der  stat  tyns  ghe- 
suvert  ind  gheeleert  uitter  den  alden  bueckeu  ind  registeren. 
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Zudem  ist  offenbar,  dass  man  in  beiden  Fällen  — abgesehen 
von  einigen  Aendernngen  — dieselbe  Liste  vor  sich  hat.1) 

Vergegenwärtigt  man  sich  nun  die  Ueberschrift  der 
beiden  Aufzeichnungen,  so  kann  kein  Zweifel  sein,  dass  es  die 
Worthe  und  Parzellen  (blecke)  sind,  die  von  jeher  nur  der 
Stadt  und  nicht  dem  Grafen  gezinst  haben.  Zieht  man  nun 
aber  den  nicht  unbeträchtlichen  Umfang  dieser  Bodenfläche, 
sowie  die  grosse  Anzahl  der  einzelnen  Stücke  in  Betracht,  so 
ergiebt  sich  als  Vermuthung,  dass  von  einem  gewissen  Zeit- 
punkt an,  das  Recht,  den  Rest  des  städtischen  Areals  in  Worthe 
zn  zerschlagen,  mitsammt  den  daran  haftenden  Zinsbeträgen, 
von  dem  Landes-  und  Grundherrn  an  die  Stadt  übergegangen  ist. 

Und  in  der  That  bestätigen  manche  auch  sonst  erhaltene 
urkundlichen  Zeugnisse  jene  Vermuthung. 

Das  Heberegister  des  Grafen  von  Cleve,  das  ungefähr 
1320  entstanden  ist,  zeigt  bekanntlich  den  Grafen  noch  als  den 
alleinigen  und  unbeschränkten  Inhaber  des  Worthzinses.*)  Des- 
gleichen sollte  man  auf  Grund  dieser  Aufzeichnung  annehmen, 
dass  der  Landes-  und  Stadtherr  noch  die  freie  Disposition  über  die 
Auftheilung  des  städtischen  Grund  und  Bodens  in  Worthe  habe. 

Ein  fast  gleichzeitiges  Diplom  illustrirt  trefflich  den 
wirklichen  Zustand,  der  freilich,  wie  schon  bemerkt,  von  dem, 
den  man  nach  den  im  Heberegister  mitgetheilten  Thatsachen 
vermuthen  sollte,  ziemlich  weit  entfernt  ist.  Die  Urkunde  ist 
vom  1.  November  1326;  sie  ist  also  eine  der  ältesten  aus  der 
Zeit  nach  dem  grossen  Brande,  der  den  früheren  Bestand  des 
Kalkarer  Stadtarchivs  vernichtet  hat.3)  Aussteller  ist  Graf 
Dietrich  von  Cleve.  Er  verleiht  in  dem  Diplom  seinem  Küchen- 
meister mit  Namen  Rutger  und  dessen  Gemahlin  eine  bis  dahin 
unbebaute  area  in  Kalkar  gegen  Entrichtung  eines  Zinses,  der 
freilich  in  etwa  von  dem  Betrage  der  bei  der  Gründung  gang 


')  So  ist  das  llaus,  welches  1433  au  erster  Stelle  aufgeführt  wird, 
offenbar  mit  dem  identisch,  das  die  frühere  Aufzeichnung  zuerst  nennt: 
Item  Ooedcrt  Verbrecht  van  eenre  haistat  neest  der  Monpoirten;  dair  hy 
jairlix  aff  gheven  sali  II  schill.,  tot  der  stat  wederseggen. 

Annalen  des  histor.  Vereins,  Heft  äs  29  S.  17  und  Heft  31  S.  112. 
3j  Urig.  Perg.  im  Stadtarchiv  zu  Kalkar  ohne  Oidnungsnummer. 
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und  gäbe  war,  abweicht.  Ausdrücklich  und  wiederholt 
wird  nun  aber  in  dem  Dokument  hervorgehoben , dass  der 
Bürgermeister,  der  Magistrat  und  die  gemeinen  Bürger  in  die 
Abmachung  eingewilligt  haben.  Dieser  Zustimmung  wird 
gleich  im  Eingang  der  Urkunde  gedacht.1)  Mancherlei  Be- 
dingungen werden  sonst  noch  ausgewirkt  von  Seiten  der  beiden 
Contrahenten.  Lehrreich  in  dem  Zusammenhänge  ist  die  Ver- 
pflichtung, die  Graf  Dietrich  den  beiden  auferlegt:  für  eine  be- 
stimmte Strecke  der  Strasse  vor  dem  Hause  müssen  sie  für 
Herstellung  von  Steinpflaster  sorgen.'-’)  Demgegenüber  steht 
die  ganz  bestimmte  Zusicherung,  dass  auf  der  ganzen  Fläche 
zwischen  dem  Hause  der  Ehegatten  und  der  mit  Steinpflaster 
— sei  es  nun  schon  versehenen  oder  noch  zu  versehenden  — 
Strasse  keine  Häuser  oder  Gebäude  errichtet  werden  dürften, 
die  Rutger  und  seiner  Frau  in  irgend  einer  Weise  lästig  sein 
könnten.3)  Ucbrigens  wird  zum  Schluss  nochmals  der  Zeugenschaft 
des  Bürgermeisters,  der  Schöffen,  der  Rathmannen  und  der  ge- 


’)  Nos  Theodericus  cornes  Oliven»!*  . . . notum  faciinus,  quod  uos  sana 
noatra  deliberatione  prehabita  de  voluntate  libera  et  consensu  pleno  ac  rati- 
b&bitione  »tabili  scabinornm,  consulum  et  inagistri  civimn  totiusque  univerai- 
tatia  opidi  nostri  Kalkerienaia  rite  et  legitime  donaviwus  . . . publice  per 
presente*,  prout  fieri  eat  conauetum,  Rutgero  coquo  nostro  et  Hadewigi 
Ingilin  nobia  dilectia  ac  eorum  beredibua  etiam  quibuacunque,  omni  dolo  ex- 
cluao,  aream  situatam  ex  oppoaito  domua  quondam  Limonis  bone  memorie, 
super  quam  novnm  domum  construi  fecerunt,  per  eos  et  per  eorundem  lieredes 
perpetuo  possidendum. 

a)  Pro  censu  annuali  videlicet  pro  tribus  pullis  (Tür  gewöhnlich  werden 
nur  zwei  angegeben)  nobia  et  nostria  beredibua  aingulis  annia  tempore,  quo 
alii  ceuaus  nostri  nobia  exsolvuntur,  per  eos  et  eorundem  lieredes  predictos 
perpetuo  persolvendia;  hoccondicto,  quod  ipsi  Rutgerus  et  Hade- 
wigis  prememorati  viam  aut  stratam  lapideam  de  domo  sua  jam 
dicta  construent  aut  construi  facicut  uaque  ad  aliain  viam  la- 
pideam ipaia  in  proximo  adjacentem. 

*)  Promittimus  nichilominua  eisdem  Rutgero  et  Hadewigi  conjugibua 
sepedictia,  quod  nulle  structure,  domua  aut  mansiones  de  domo  eorundem 
predicta  uaque  ad  viam  lapideam  predictam,  in  qua  scampna  vendibilia  opidi 
nostri  predicti  consiatunt,  fieri  debent  neque  construi,  quibua  ipsi  conjugea 
predicti  seu  berede*  eorundem  aliquatenua  in  postcrum  valeant  impediri  per 
obatructionea  et  impediinenta  lucia  et  in  aliia  etiam  impedimentis  quibua- 
cunque nisi  de  voluntate  et  pleno  conaenau  Rutgeri  et  Hadewigi*  Imgilin 
pradictorum. 
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meinen  Bürgerschaft  gedacht.1)  Auch  wird  zur  Bekräftigung 
der  Zustimmung  das  Siegel  der  Stadt  neben  das  des  Grafen 
an  die  Urkunde  gehängt. 

Man  sieht  also,  dass  der  Magistrat  trotz  allem,  was 
zwischen  Rutger  und  dem  Grafen  vereinbart  wird,  doch  auch 
gefragt  werden  musste.  Ein  guter  Anfang  zum  mindesten  in 
der  Erwerbung  eines  ausschliesslichen  Verfügungsrechts  ist  seitens 
der  Stadt  also  längst  gemacht.  Und  wenige  Jahrzehnte  später 
jedenfalls  muss  schon  der  Zustand  Platz  gegriffen  haben,  der 
meiner  Meinung  nach  die  Voraussetzung  ist  für  die  vorhin  schon 
erwähnten  Verzeichnisse  des  Stadtzinsgutes  in  dem  älteren  Stadt- 
buch. Den  positiven  Beweis  übrigens  für  die  unbedingte  Dis- 
position des  Magistrats  über  alle  neu  aufzutheilenden  Worthe 
finde  ich  in  der  folgenden  Eintragung  des  Schöffenrotulns 
vom  Jahre  i:t.r>4:  Item  magister  civium  et  consules  promiserunt 
Theoderico  Haepzomer,  qnod,  si  duxerint  aliguas  areas  supra- 
mutare  et  ministrare  ad  edificandum,  quod  extunc  debeat  sibi 
ac  suis  heredibus  dari  et  preberi  illud  buwedeel  et  tantnm  spa- 
tium  versus  molam  usque  ad  ortum  Gerlaci  ter  Stegen  pro  eodem 
censn,  sicuti  Theus  van  den  Hove  habet  de  oppido  in  eadem 
quantitate  et  censn. 

Man  sieht  aus  der  Notiz,  dass  Bürgermeister  und  Rath- 
mannen im  Namen  der  Stadt  die  Grundflächen  zur  Bebauung 
(areas  limitandas)  anweisen.  Und  zwar  scheint  es,  dass  das 
nicht  planlos  geschieht,  sondern  von  Zeit  zu  Zeit  wird  irgend 
ein  grösserer  Platz  freigegeben,  etwa  zur  Anlage  einer  neuen 
Strasse  oder  eines  Häuserquarres.  Schon  vorher  kann  man  sich 
dann  — wenigstens  wenn  man  ein  so  einflussreicher  Mann  ist, 
wie  Dietrich  Haepsomer  — einen  bestimmten  Platz  sichern. 
Auch  hinsichtlich  des  Zinses  herrschen  bereits  feste  Grundsätze. 
Man  muss  annehmen,  dass  der  Zins  bei  einer  neuen  Auftheilung 
nicht  selten  gegen  früher  erhöht  wird.  Nur  so  ist  es  erklärlich, 
dass  Dietrich  Haepsomer  sich  eine  bindende  Zusage  auch  nach 
der  Richtung  hin  geben  lässt.  Endlich  bestätigt  die  Eintragung 
das,  was  schon  vorher  auf  Grund  der  Verzeichnisse  im  Stadt- 


')  Et  uos  scabini,  consules,  magister  civium  totaque  universitas  opidi 
Kalkeriensis  predicti  singula  premissa  suprascripta  esse  veridica  plenius 
coufitemur. 
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buch  festgestellt  wurde:  Der  Zins  wird  nicht  an  den  Grafen, 
sondern  an  die  Stadtkasse  abgeführt. 

Die  bisherigen  Erörterungen  berühren  nun  aber  zumeist  nur 
eine  Seite  der  Entwicklung.  Es  giebt,  darüber  ist  kein  Zweifel, 
in  der  Stadt  in  dieser  Zeit  des  Uebergangs  — also  etwa  in  der 
Mitte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  — Areal  von  zweierlei 
Rechts-  oder  richtiger  gesagt  Zinsqualität:  Worthe,  die  an  die 
Stadt,  und  solche,  die  an  den  Grafen,  als  Landes-  oder  Grund- 
herrn, zinsen.  Im  Jahre  1326  zum  mindesten  zahlt  noch  ein 
Theil  des  Stadtareals  diesen  Hausstättenzins  Jahr  für  Jahr  an 
den  Grafen.  Das  geht  ans  der  eben  besprochenen  Urkunde  von 
1326  mit  voller  Bestimmtheit  hervor.  Und  auch  1362  muss  das 
noch  der  Fall  gewesen  sein.  Am  1.  November  dieses  Jahres 
überweist  nämlich  Graf  Johann  dem  Dekan  und  dem  Kapitel  zu 
Cleve  eine  Erbrente  von  vier  Mark,  die  ans  seinem  Hofstättenzins 
zu  Kalkar  entrichtet  werden  sollen.1)  Dem  Rentmeister  wird 
befohlen,  ohne  weiteres  fortan  jene  Summe  dem  Beschenkten  zu 
verabfolgen.  Aus  der  Folgezeit  ist  mir  nun  in  Kalkar  keine 
einzige  unzweideutige  Bezugnahme  auf  den  Zins  bekannt.  Frei- 
lich wird  in  den  Theilen  des  Stadtrechts,  die  die  Bestimmung 
der  Erhebungsurkunde  oder  der  Handfesten  (von  1347  und  1368) 
über  den  Worthzins  paraphrasiren,  auch  in  späterer  Zeit  noch 
von  ihm  gesprochen. 

Ob  man  aber  daraus  wirklich  den  Schluss  ziehen  darf,  dass 
der  Graf  noch  im  Genuss  dieser  Einnahmequelle  ist,  ist  gleicli- 


')  Abschrift  im  ersten  Obartular  der  Grafen  von  Cleve  111.  20,  Papier- 
handschrift  vom  Anfang  des  U>.  Jdts.  im  St.  zu  1).  H.  42:  Wy  Johan  greve 
van  Cleve  malten  kont,  . . . dat  wy  verkocht  liebn  erfflicken  ind  verkopen 
mit  desen  brieve  eirsainen  luden  den  deken  ind  den  capitell  onss  gaidhuyss 
van  Cleve  in  beboiff  der  pravonde,  dair  her  Gadert  van  Keysse  onae  ca- 
pellaen  to  ontfangen  is,  vier  marke  gelds  jairliker  renthen  umme  eene  be- 
sckeydene  snmme  gelds  . . . Wilka  vier  mareke  gelds  vnrscreven  sy  alle 
jair  heften  ind  boeren  sullen  uyt  onsen  erftynse,  den  men  ons  nyt  den 
huyssereu  ind  hofsteden  tot  Kalker  jairlix  pleegh  te  betailen  den  vyer  myd- 
wynters  heyligen  daigen.  AVairomb  wy  bevelen  onsen  rentmeyster  ind  sluyter, 
die  nn  syn  ind  namails  wesen  sullen,  dat  sy  den  vurgnanteu  deken  ind  ca- 
pittell  die  vnrseyde  vier  marc  gelds  alle  jair  uytrichtcn,  geven  ind  verrichten 
van  onsen  vnrgnanten  tynso  sonder  ennich  ander  gebot  off  bevelen  van  ons 
dairaff  to  wachten  off  ymants  van  ousser  wegen. 
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wohl,  wie  mir  scheint,  zweifelhaft.  Und  auch  in  der  Ueber- 
lieferung  der  anderen  Städte  wüsste  ich  keine  Nachricht  zu 
nennen,  die  weit  in  das  fünfzehnte  Jahrhundert  hineinreicht. 
Die  letzte  Erwähnung  des  Worthzinses  finde  ich  in  einer 
Urkunde  vom  Jahre  1418.  Aus  ihr  erfährt  man,  dass  der 
Worthzins  zu  Hussen  ebenso  wrie  der  Karrenzoll  dort  dem 
Ritter  und  Erbhofmeister  Arnt  van  Hessen  als  Burglehen  nach 
ZUthpenschem  Recht  zugetheilt  war.1)  Der  Ritter  giebt  nun 
dieses  Burglehen  gegen  entsprechende  Entschädigung  an  Herzog 
Adolf  zurück.  Was  feiner  aus  dem  Hüssenschen  Arealzins  ge- 
worden ist,  ist,  wie  gesagt,  nicht  bekannt.  Eben  die  Urkunde 
ist  nun  aber  für  die  Geschichte  des  Hofstättenzinses  von  be- 
sonderem Wertbe.  So  wenig  wie  in  der  Handfeste  vom  Jahre  1348 
wird  nämlich  in  der  Erhebungsurkunde  der  Stadt  ein  Artikel  über 
jene  Abgabe  enthalten  gewesen  sein.-)  Und  dennoch  wurde 
also,  wie  das  Diplom  von  1418  zeigt,  ein  Worthzins  in  Hüssen 
erhoben.  Dieser  Sachverhalt  mahnt  zur  Vorsicht  im  Urtheil. 
Auch  in  der  Erhebungsurkunde  für  Griethausen  scheint  ein  ent- 
sprechender Artikel  zu  fehlen.  Das  Privileg  von  Sevenaer 
ferner,  das  wenigstens  in  einer  glaubhaften  Abschrift  vor- 
liegt, weiss  nichts  von  einem  Worthzins.  Wer  möchte  nun  aber 
behaupten  wollen,  dass  thatsächlich  in  Griethausen  eine  solche  Ab- 
gabe nicht  erhoben  worden  ist?  Die  Vermuthung  wird  ferner  durch 
die  Urkunde  vom  Jahre  1418  an  die  Hand  gegeben,  dass  der 
Arealzins  in  manchen  Städten  als  Buiglehen  ausgethan  worden 
war.  Darauf  mag  es  zurückzuführen  sein,  dass  in  den  landes- 
herrlichen Einkünfteverzeichnissen  vom  Ausgang  des  vierzehnten 
und  aus  dem  fünfzehnten  Jahrhundert  dieser  Posten  nicht  mehr 
besonders  verrechnet  wird.  Bei  dem  Zerfall  der  Burgmannen- 
verfassung  vollends  in  der  ersten  Hälfte  des  fünfzehnten  Jahr- 
hunderts mag  dann  jene  Einnahme  abhanden  gekommen  sein. 
Ist  diese  Vermuthung  richtig,  so  würde  der  für  Hüssen  bezeugte 
Vorgang,  dass  der  Herzog  den  Worthzins  und  das  Burglehen 
wieder  an  sich  bringt,  einen  Ausnahmefall  bedeuten.  Und 
gerade  dieser  Gedanke  wird  nahe  gelegt  eben  durch  die 
Thatsachen  der  Ueberlieferung,  die  sonst  keine  Urkunden  mehr 


■)  Vergl.  oben  S.  214. 

2)  Teschenniaeher-Dithmar,  Cod.  diploin.,  Nr.  23. 
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kennt,  in  denen  Abmachungen  über  den  Worth  zins  getroffen 
würden. 


II. 

Die  Acei.se  der  Stadt  Kaikar. 

In  allen  clevischen  Städten  sind  im  Mittelalter  die  Er- 
trägnisse der  indirekten  Verbrauchssteuern  die  Hanpteinnahme- 
(juelle.  Zu  einer  direkten  Vermögenssteuer  wird  nur  selten 
gegriffen.  Nur  in  der  ersten  Periode  nach  der  Stadterhebung 
der  älteren  Plätze  waren  die  Bürger  in  Ermangelung  anderer 
Intraden  auf  den  Schoss  als  die  reguläre  Steuer  angewiesen.1) 
Dieser  Verlauf  der  Dinge  lässt  sich  indessen  nur  für  Wesel, 
wenn  nicht  überzeugend  feststellen,  so  doch  mit  guten  Gründen 
wahrscheinlich  machen.-)  Hinsichtlich  der  anderen  Städte,  wie 
Cleve,  Kaikar,  Griet  u.  s.  w.  ist  man  auf  die  freilich  kaum 
abzuweisende  Vermuthnng  beschränkt,  die  erste  Phase  der 
Entwicklung  werde  — wie  fast  in  allen  Beziehungen  so 
auch  in  dieser  — der  in  Wesel  entsprochen  haben.  Nur 
in  Wesel  reichen  also  die  Urkunden  in  eine  Zeit  hinab,  in  der 
es  noch  keine  Accise  gab.  Die  Verleihung  der  Accise  ist  aber 
der  Wendepunkt  in  der  Geschichte  des  Steuerwesens  der 
clevischen  Städte.  Wie  wir  wissen  erhält  Wesel  zumal  ver- 
hältnissmässig  früh  die  Befugniss  — zunächst  freilich  nur  für 
eine  gar  beschränkte  Reihe  von  Jahren  — eine  Accise  zu  er- 
heben. Das  geschah  im  Jahre  1277;  vor  allem  aber  seit  dem  Jahre 
1324,  in  dem  der  Stadt  unwiderruflich  eine  Accise  zugestanden 
worden  war,  erlangt  die  Weseler  Finanz wirthschaft  eine  feste 
Grundlage.3)  Von  den  anderen  clevischen  Städten  erwirbt  dann 
Cleve  noch  vor  dem  Regierungsantritt  Johanns  (1347)  inner- 


’)  Uober  das  allgemeine  Entwicklungsprinzip  des  städtischen  Steuer- 
wesens im  Mittelalter  vergl.  Hegel,  Deutsche  Städtechroniken,  Hand  1 
S.  284  und  Wagner,  Finanzwissenschaft,  Tlieil  3 S.  54  ff. 

2)  Reinbold,  Verfässungsgeschicht«  Wesels,  S.  29. 

*)  Lacomblet,  Urkundenbuch,  Band  3 Nr.  202. 

Liaaeffanff,  NiederrheinUcbe*  Stidteweaen  Im  KittcUlUr.  Hl 
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halb  eines  bescheidenen  Umfangs  die  nämliche  Befugniss.  Die 
Handfesten  dieses  Grafen  vollends  betrachten  die  Berechtigung 
zur  Acciseerhebung  als  selbstverständliche  Voraussetzung  städti- 
scher Gemeindeverfassung.  Namentlich  in  der  Urkunde  des 
Graten  Dietrich  von  Cleve  für  Wesel  vom  '24.  Juli  1324  wird 
der  Begriff  der  Accisc  näher  umschrieben.  Es  ist  eine  Abgabe 
vom  feilen  Kauf,  sie  wird  erhoben  von  jedermann,  der  in  der 
Stadt  Wesel  oder  in  der  Parochie  etwas  kauft  oder  verkauft; 
ausgenommen  sind  nur  die  Bürger  von  Wese)  und  überhaupt  die 
Unterthanen  des  Grafen  von  Cleve.1)  Doch  auch  hier  wieder 
wird  eine  Einschränkung  gemacht.  Bei  dem  Verkauf  von 

Brennholz  ist  zwar  der  Tarif  niedriger  als  gewöhnlich,  dahingegen 
muss  bei  diesem  Artikel  die  Abgabe  ausnahmslos  von  Fremden  und 
Einheimischen  geleistet  werden.  Im  Uebrigen  trifft  die  Accise  jedes 
einzelne  Kaufgeschäft  und  jede  einzelne  Waare.  Es  verdient  Be- 
achtung, dass  die  U rk undc  bereits  einen  Tarif  als  bekannt  voraussetzt ; 
eben  deswegen  begnügt  sie  sich  mit  ganz  allgemeinen  Angaben.  Von 
einem  gewissen  nicht  näher  bezeicbneten  Werth  einer  Waare 
soll  ein  Pfennig  gezahlt  werden  und  von  der  Hälfte  einer 
solchen  Normaleinheit  nur  ein  halber  Pfennig,  ein  Heller. 
Erst  die  Kalkarer  Handfeste  vom  Jahre  1347  bietet  ein 
wirkliches  Verzeichniss  der  hauptsächlichsten,  steuerpflichtigen 
Waaren.  Dort  erfährt  man  auch,  dass  der  Normal werth,  von 
dem  bei  der  Tarifirung  in  Wesel  sowohl  als  auch  in  Kalkar 
ausgegangen  wird,  die  brabanter  Mark  ist.  Von  einem  Quantum 
von  Waaren,  das  den  Werth  einer  Mark  hat,  müssen  Käufer 
und  Verkäufer  auch  in  Kalkar  je  einen  Denar  entrichten.  Wie 
in  Wesel  besondere  Bestimmungen  für  einen  so  gangbaren  Artikel 
wie  das  Holz  aus  dem  benachbarten  alten  Reichsforst  ge- 
troffen werden,  so  in  Kalkar  für  die  vornehmsten  Gegenstände  des 
dortigen  Marktes.  Für  Weizen,  Gerste,  Erbsen,  Linsen,  Wicken 
und  Hafer  ist  der  Malter  das  Normalmaass.  Von  jedem  Malter 


')  lta  videlicet,  quod  ipsi  opidaui  ex  nuuc  et  in  perpetuum  per  se  vel 
per  aliuiu  aut  alios  recipere  p issint  et  debeant  tarn  a vondente  quam  etiarn 
a erneute,  qui  in  comicia  C'levensi  commorans  non  exstiterit,  de  qnalibet 
mercaturu  cujuacuuque  rei,  quaiu  in  opid»  nostro  et  parrocbia  Weselensi 
quocunquc  tempore  vendi  contigerit  vel  reveudi,  uuurn  dtnarium  Brabantiuum, 
et  de  dimidia  mcrcatura  obulum. 
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braucht  nun  aber  unrein  Heller  (obulus)  gezahlt  zu  werden.  Ausser- 
dem werden  Tuch,  Wolle  und  Leder  besonders  aufgeführt.  End- 
lieh muss  jeder  Verkäufer  von  dem  Platze,  den  er  auf  dem  Markt 
einnimmt,  eine  bestimmte  Gebühr,  einen  Vierling  oder  einen 
viertel  Pfennig,  leisten.  Uebrigens  sah  man  LH 7 diese  Tarifirung 
keineswegs  für  etwas  Definitives  an,  vielmehr  heisst  es  aus- 
drücklich. dass  die  Bürger  inKalkar  unter  sich  eine  Accise  ein  führen 
und  erheben  dürfen  also  groet  ende  also  eleyne  als  sy  selver 
willen.  Bei  dieser  Andeutung  wird  man  dem  ganzen  Wortlaut 
nach  an  eine  Steuer  denken  dürfen,  die  auch  von  den  Waaren 
erhoben  wird,  die  die  Bürger  selbst  zu  Markt  bringen.  Nach 
der  Handteste  von  1.(47  war  die  Abgabe,  wie  es  scheint,  nur 
von  den  Fremden,  die  in  Kalkar  verkaufen,  geleistet  worden. 
Indessen  sind  die  Worte  des  Diploms  nicht  so  klar  wie  die 
vorhin  angeführten  entsprechenden  der  Weseler  Urkunde  vom 
Jahre  1324.’) 

Und  in  derThat  lehrt  die  nächste  erhaltene  Acciseordnung, 
dass  man  in  der  verschiedenen  Behandlung  der  Einheimischen  und 
Fremden  einigermassen  unsicher  geworden  ist.  Der  neue  Tarif  ist 
vom  Jahre  1394;  er  findet  sich  im  ältesten  Stadtbuch,  in  dem  er  seiner 
Wichtigkeit  wegen  gleich  auf  dem  ersten  Blatt  Aufnahme  gefunden 
hat,  obwohl  diese  Anlage  erst  mehr  als  ein  Jahrzehnt  später  ent- 
standen ist.-)  Diese  zweite  Acciseordnung  ist  nun  unendlich  viel 
reichhaltiger  als  die  ältere.  Namentlich  über  den  Handel  mit 
Tuchen  finden  sich  sehr  viel  ausführlichere  Angaben,  auf  die 
später  noch  zurückzukommen  sein  wird.  Die  Accise  ist  zugleich 
eine  Gewerbesteuer.  Als  solche  trifft  sie  die  Erzeugnisse  der 
Kalkarer  Tuchindustrie,  die  von  den  Wollenwebern  auf  den 
Markt  gebracht  werden.  Dann  hat  der  Haudel  mit  Handels- 
gewächsen offenbar  zugenommen.  Und  zwar  lässt  der  Tarif 
erkennen,  dass  die  Bürger  nicht  selten  Erbsen,  Bohnen,  Riib- 
saraen,  Senfsamen,  Leinensamen  aufkaufen,  um  diese  Landes- 
produkte zu  exportiren.  In  der  Regel  muss  der  heimische 


>)  Also  wat  men  binnen  der  stat  to  Kalker  koept  ende  verkoept  als 
van  den  ghenen,  dye  van  buten  der  stat  gyn,  van  yglielicker  mark  enen 
brabanseben  pentiinc  to  boren. 
s)  Nämlich  im  Jahre  1408. 

31* 
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Kaufmann  denselben  Satz  nochmals  entrichten,  wenn  er  die 
erstandene  Waare  in  der  Stadt  distribuirt.1) 

Ergänzungen  mancher  Art  zu  dem  ziemlich  unbestimmten 
Wortlaut  der  Acciseordnung  bietet  eine  Wageordnung  aus  der 
Mitte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  in  einem  der  städtischen 
Lagerbücher:  Hyr  vyndt  men,  lautet  die  Ueberschrift,  onderscheidt 
wat  die  waighmoistcre  voir  waeghgelt  van  den  vremden,  van 
gevrydden  ind  van  onscn  böigeren  van  allen  veilsaken  ter 
wagen  körnen  ilk  bisonder,  as  bescreven  volgt,  boeren  sai,  ind 
nyet  meer.  Auch  hier  bei  der  Gebühr  für  die  Waage  wird  also  an 
der  ungleichen  Behandlung  der  Fremden,  der  Einheimischen 
und  der  Kaufleute  ans  den  Städten,  die  im  Kartell  stehen, 
energisch  festgehalten.-)  Die  fremden  ungefreiten  Händler,  die 
zu  Kalkar  Butter,  Käse,  Fisch  oder  Esswaaren  kaufen  oder 
verkaufen,  müssen  als  Wagegeld  von  jedem  Pfund  schwerer 
Münze  5 Mörken  Kölnischer  Währung  geben.  Von  einem  Kluth 
Wolle  und  von  40  Pfund  Flachs  beträgt  die  Gebühr  4 Mörken; 
von  einem  Wagen  Eisen  3 Mörken:  von  einem  Pfund  Leder 
14  Mörken;  von  jedem  Handelt  Kupfer-,  Zinnwerk  und  Wachs 
14  Mörken;  von  jedem  Bind  oder  Fohlen  endlich  3 Mörken. 
Uebrigens  soll  der  Accisebetrag,  der  also  geringer  sein  muss 
als  das  Wagegeld,  von  der  Wagegebühr  abgezogen  werden.3) 

Die  zweite  Kategorie  ist  die  der  buten  luyde  bynnen  den 
steden  woenachtieh,  [die]  hyr  gevrydt  syn  suln.  Sie  müssen  von 
einem  Pfund  Werth  für  Butter  und  bei  den  anderen  Esswaaren 
eine  Gebühr  von  2‘/2  Mörken  entrichten.  Das  ist  also  die 
Hüllte  von  dem  Satz,  zu  dem  die  Fremden  verpflichtet  sind. 
Und  dieses  selbe  Yerhältniss  kehrt  auch  bei  den  anderen  Posten 
des  Tarifs  wieder.  Auch  für  die  Kanfteute  der  bevorzugten 
Städte  gilt  die  Bestimmung,  die  wir  schon  kennen,  dass  die 
Waaren,  die  zur  Wage  gebracht  werden,  accisefrei  sein  sollen. 
Der  dritte  Artikel  fängt  mit  der  Verordnung  an,  dass  alle  Bürger, 
die  für  ihren  Bedarf  kaufen,  von  dem  Wagegeld  eximirt  sind.  Auch 
hier  gilt  also  der  bekannte  Grundsatz  der  städtischen  Wirth- 

Es  werden  weisse  oder  graue  Kalkarer  Laken  den  gefärbten  Kal- 
knrer  Laken  gegenubergestellt. 

s)  Vergl.  oben  S 4SI. 

s)  Ind  so  wes  die  vreinde  vorscreven  tot  wagen  bringt,  dairvan  sal  he 
der  zissen  verlateu  wesen. 
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schaftspolitik  des  Mittelalters,  die  den  heimischen  Konsumenten 
in  jeder  Beziehung  bevorzugt.  Anders  verhält  sich  die  Sache, 
wenn  die  Bürger  Waaren  auf  dem  Markt  verkaufen.  Alsdann 
werden  sie  durchweg  auf  gleichem  Fasse  wie  die  Kaufleute  der 
Vertragsstädte  behandelt. 

Zum  Schluss  folgt  dann  noch  ein  Verbot,  das  denselben 
Zweck  verfolgt,  für  alle  drei  Klassen  von  Marktbesuchern: 
mehr  wie  10  Pfund  an  Werth  darf  Niemand  in  Kalkar  auf 
einmal  auf  der  Wage  wiegen  lassen.1) 

Doch  um  wieder  auf  den  Accisetarif  von  1394  zurückzu- 
kommen, so  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  darin  auch  Sätze  für 
die  Besteuerung  von  Wein  und  Bier  enthalten  sind.  Die  Be- 
fugniss  vom  Weinzapf  eine  Abgabe  zu  erheben , war  der 
Stadt  schon  am  25.  Mai  1363  wenigstens  auf  vier  Jahre  zuge- 
sprochen worden  „to  vollenst  oerre  bouwinge  ind  tymeringe“.2) 
Zieht  man  die  späteren  Zustände  in  Betracht,  so  gelangt  man 
zu  dem  Ergebniss,  dass  die  Verleihung  erneuert  worden  ist, 
bis  endlich  der  Weinzapf  ganz  an  die  Stadt  gekommen  ist. 
Das  scheint  jedenfalls  noch  vor  13114  geschehen  zu  sein,  denn 
in  der  Acciseordnung  dieses  Jahres  wird  ausdrücklich  zwischen 
den  Einnahmen  vom  Weinzapf  und  denen  aus  dem  Grossverkauf 
— sei  es  nnn  in  der  Stadt,  sei  es  nach  auswärts  — unter- 
schieden. Beide  fliessen  in  die  Stadtkasse. 

Wenige  Jahre  später  (1420)  wird  eine  ausführliche  Woin- 
acciseordnung  vereinbart  und  der  Wichtigkeit  des  Gegenstandes 
entsprechend  alsogleich  dem  Stadtbuch  einverleibt.  Aus  dieser 
Willkür  ergiebt  sich,  dass  nur  von  dem  Wein  zu  eigenem 
Konsum  keine  Accise  bezahlt  zu  werden  braucht,  zum  Weinzapf 
oder  Weinschank  hingegen  bedarf  es  jedesmal  der  besonderen 
Erlaubniss  des  Bürgermeisters  und  seiner  Gesellen.  Wenn 
nämlich  auch  im  Allgemeinen  seit  alter  Zeit  der  Betrag  für 
den  Weinzapf  sich  auf  3 Schilde  für  das  Fuder  stellt,  so  scheint 
doch  im  Einzelnen  der  Steuersatz  für  die  zu  verzapfenden  Fässer 

>)  Item  nyemans  van  borgereil  borgerschon,  iiigesetonen  vremden  of 
gevryden  hu  ln  hoiger  bynnen  Kalker  op  oirs  selfs  of  anderen  gewichten 
wegen  dan  tien  pont.  Word  entlieh  uiynseh  anders  bevonden,  die  sal  so 
duck  dat  gescltege  tlier  stat  behneff  gebmickt  licbn  vyff  Schilling!)  aentersclie 
ind  den  waighmeister  dobbel  waighgelt;  ind  dat  myt  den  baide  te  peynden. 

s)  Abschrift  im  Cliartular  des  Grafen  im  St.  z.  D.,  11  42  Bl.  56. 
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jeweilig  von  den  städtischen  Beamten  normirt  worden  zu  sein. 
Schon  die  vielen  Zusätze  zu  der  Weinacciseordnung  weisen  auf 
die  grosse  Bedeutung  dieser  Einnahme  für  die  städtische  Finanz- 
wirthschaft  hin.  Und  eben  die  Vermuthung  bestätigen  die  Stadt- 
rechnungen in  jeder  Beziehung. 

Weniger  genau  sind  die  Nachrichten  über  die  Bierbe- 
steuerung. Wie  in  allen  anderen  Städten  steht  auch  in  Kalkar 
dem  Grafen  das  Biermonopol,  die  sogenannte  Gruit,  zu.  Der 
stätig  wachsende  Bierkonsum  mag  die  Veranlassung  sein,  dass 
dieses  Recht  nur  ungern  und  womöglich  nicht  dauernd  aus  der 
Hand  gegeben  wurde.  Zwar  war  die  Kalkarer  Gruit  in  der 
zweiten  Hälfte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  bereits  einmal  an 
einen  Bürger  der  Stadt  zu  Lehen  gegeben,  doch  nahm  sie  Graf 
Johann  am  6.  Januar  1382  wieder  an  sich,  indem  er  die  für 
die  Erwerbung  des  Lehens  vorgestreckte  Schuldsumme  zuriiek- 
zalilte.1)  Späterhin  wissen  dann  die  Bürger,  wie  wir  schon 
gesehen  haben,  wenigstens  eine  theilweiso  Befreiung  von  der 
Abgabe  zu  erwirken. 

Dieses  Gruitrecht  des  Grafen  hinderte  nun  aber  die  Bürger 
mit  niehten  auch  ihrerseits  eine  Accise  vom  Bier  zu  erheben. 
In  dem  Tarif  von  1394  findet  sich  ein  Satz  sowohl  für  den 
Verkauf  nach  Tonnen  wie  für  den  Bierzapf.  Allerdings  gehen 
die  Bestimmungen  nicht  auf  Gruitbier,  soudern  auf  das  Hopfen- 
bier,  das  etwa  vom  Ausgang  des  14.  Jahrhunderts  anfangt,  jenes 
andere  zu  verdrängen.-) 

Es  empfiehlt  sicli  jetzt,  nachdem  die  hauptsächlichsten 
Gegenstände,  die  der  Accise  unterliegen,  aufgeführt  sind,  zu 
zeigen,  welche  Posten  es  sind,  die  in  den  Einnahmeverzeich- 
nissen der  Stadtrechnungen  sich  auf  die  Accise  beziehen.  In 
dem  Register  des  Nachhalbjahrs  1403  linden  sich  folgende  Ein- 
tragungen, die  hier  in  Betracht  fallen. 


')  Orig,  l’erg.  im  St.  zu  1).  A II,  Cleve-Mark  Nr.  4(jü;  Wy  Jolmn  van 
Wachtendonck  ridder  etul  Uorart  van  Ossenbruec  knapen,  man  ons  lieven 
end  genedigen  heer  Leeren  Adolphs  greven  vnn  Cleve,  maeken  kunt . . .,  dat 
Heiuric  Luerken,  bnerger  van  Kalker,  konien  is  voironsen  vurscreven  lieven 
lieren  end  heet't  aldaer  myt  synen  gueden  voirgebadden  raede  . . . opgeglieveu 
in  bebuef  syns  selfs  svnre  erven  end  naecomelinge  greven  van  Cleve  . . . 
dve  gruyt  to  Kalkar  myt  allen  oereu  rechten  end  toebeboran  u.  s.  w. 

*)  Reinbold,  V erfaasungsgeschichte  Wesels,  8.  1 10  ff. 
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Van  den  wegeren  (Wagemeister)  1 fi  marc. 

Van  der  penningcysen  42  marc. 

Van  der  byer-  ind  broytcysen  20  marc. 

Van  der  gewantcysen  52  marc. 

Van  der  wyncysen  140  marc. 

Im  Ganzen  also  kommen  von  den  *118  oder  richtiger  589 
Mark  Einnahmen  — der  Rost  ist  Uebcrschuss  vom  vorigen 
Finanzhalbjahr  — etwas  über  270  auf  die  Accise.  Ob  bei 
diesen  Posten  die  Aceise  für  das  ganze  Jahr  oder  nur  für  das 
laufende  halbe  Finanzjahr  berechnet  ist,  bleibt  nach  der  schon 
früher  näher  charakterisirten  Lage  der  Ueberlieferung  völlig 
unbestimmt.  Erst  in  der  nächsten  erhaltenen  Rechnung  für 
das  Vorhalbjahr  1410  liegen  nähere  Angaben  vor,  die  über  die 
Zeit,  auf  die  sich  die  Einnahme  bezieht,  keinen  Zweifel  lassen. 

Item  opgeboirt  van  den  yersten  termyn  van  der  wagen 
0 marc  9 schil. 

Item  geboirt  van  der  gewantassizeu  2 marc. 

It.  geboirt  van  der  penningheassizen,  als  van  desen 
halven  jaer,  24  marc. 

It.  geb.  van  der  wynassizen,  als  van  desen  halven 
jaer  . . .,  257  marc. 

Es  folgen  noch  kleinere  Beträge  von  dem  Wein,  der  nach 
auswärts  verkauft  ist:  im  Ganzen  etwa  für  drei  oder  vier  Mark. 
Von  den  Einnahmen  dieses  Halbjahres,  die  sich  auf  1045  Mark 
belaufen,  kommen  also  über  7100  auf  die  Accise.  Oder  mit 
anderen  Worten,  während  im  Vorhalbjahr  1403  weit  mehr  als 
ein  Drittel  der  Einnahmen  auf  die  indirekten  Steuern  fällt,  wird 
diese  Quote  im  Nachhalbjahr  1411»  nicht  ganz  erreicht. 

Es  empfiehlt  sich  wohl  eine  Reihe  von  Jahren  zu  über- 
springen. um  zu  zeigen,  ob  in  der  Zwischenzeit  eine  Veränderung 
in  dem  Verhältnis  der  Acciseerträge  zu  der  Totalsumme  der 
Einnahmen  eingetreten  ist.  Die  entsprechenden  Posten  im 
Vorhalbjahr  1444  lauten  nun  folgendermassen : 

Item  opgeboirt  van  der  hellten  van  der  bieraseysen 
10  rynsche  gülden  . .,  facit  41  marc. 

It.  opgeboirt  die  keifte  van  der  waegen  in  desen 
halven  jair  li  r.  gülden,  facit  34  marc. 

It.  opgeboirt  van  den  wollen  in  desen  ganssen  jair, 
98  marc. 
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It.  opg.  van  den  penninckascysen  in  desen  halven 
jair  10  rynsche  gülden,  facit  40  niarc. 

It.  opgeboirt  van  der  wynascysen  in  desen  halven 
voirjair  . . facit  tsanien  312  marc. 

Ist  in  diesem  Halbjahr  auch  die  Einnahme  aus  der  Accise 
auf  über  525  Mark  gestiegen,  so  hat  auch  die  Totalsumme 
mindestens  in  derselben  Proportion  zugenommen,  sie  erreicht 
nämlich  die  Höhe  von  2(525  Mark. 

Lehrreich  ist  an  den  mitgetheilten  Posten  die  Thatsache, 
dass  der  Ertrag  der  Wolle  für  das  ganze  Jahr  verrechnet  ist. 
Man  wird  daher  anuchmen  dürfen,  dass  hier  und  da,  wenn  in 
einem  Halbjahr  der  Betrag  von  einem  Artikel  ganz  fehlt  oder 
ganz  unverhältnissmässig  niedrig  ist,  die  Einnahme  bei  dem 
anderen  halben  Jahre  verzeichnet  gewesen  ist.  Der  geringe 
Betrag,  der  gleichwohl  vorkommt,  hat  sich  dann  nachträglich 
noch  auf  irgend  eine  Art  und  Weise  ergeben.  So  etwa  wird 
man  sich  den  ganz  geringen  Posten  der  Tuchaccise  im  Vor- 
halbjahr 141«  zu  erklären  haben. 

Insofern  ist  es  erfreulich,  dass  die  nächste  erhaltene  Rech- 
nung schon  dadurch  eine  Ergänzung  zu  der  vorigen  bietet,  dass 
sie  sich  auf  ein  Nachhalbjahr  bezieht.  Die  die  Accise  be- 
treffenden Beträge  für  144(5  lauten  folgendermasson : 

Item  opgeboirt  van  der  ander  helffte,  as  van  der 

bierascysen,  in  desen  jair  20  r.  gülden  . . .,  facit  84  marc. 

It.  opgeb.  van  der  waegen  die  ander  helfft  7 r. 

gülden  . . .,  fac.  32  marc. 

It.  opgeb.  van  den  werekmeisteren  13  marc. 

It.  opgeb.  van  den  sysenern  66  marc. 

It.  opgeb.  van  der  wynascysen  in  desen  nahalven 

jair  ...  184  marc. 

Die  Summe  aller  Einnahmen  in  dem  Nachhalbjahr  1446 
beläuft  sich  auf  1674  Mark,  davon  gehen  aber  ab  143  Mark, 
die  der  Rentmeister  des  abgelaufenen  Semesters  der  Stadt 
schuldig  geblieben  war.  Von  diesen  1531  Mark  werden  diesmal 
nur  etwa  380  durch  die  Accise  gedeckt. 
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III. 

Die  Anleihen  der  Stadt  Kalkar  In  der  älteren  Zeit. 

Aus  den  bisherigen  Mittheilungen  geht  ohne  Zweifel  zum 
mindesten  soviel  hervor,  dass  die  Erträge  der  Accise  — einerlei, 
ob  es  sieh  um  das  Vorhalbjahr  oder  das  Nachhalbjahr  handelt 
— geringeren  Schwankungen  unterworfen  sind,  als  die  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  im  Allgemeinen.  Nach  den 
Ausgaben  nämlich  richten  sich  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
die  Einnahmen;  oder  mit  anderen  Worten,  wenn  die  regelmässigen 
Einnahmen  aus  der  Verpachtung  der  Wiesen  und  aus  den  in- 
direkten Verbrauchssteuern  nicht  für  die  Deckung  der  Ausgaben 
ausreichen,  werden  von  Seiten  der  Stadt  Summen  geliehen  und 
ohne  weiteres  unter  den  Einnahmen  mit  aufgeführt.  Auch  so 
erzielt  man  noch  nicht  durchaus  eine  Balancierung  der  Ein- 
nahmen und  Ausgaben.  Die  Differenz  aber  wird  wenigstens 
auf  eine  verhältnissmässig  geringe  Summe  gebracht.  Ergiebt 
sich  ein  Fehlbetrag,  so  wild  er  von  dem  Rentmeister  des 
Etathalbjahres  vorläufig  vorgeschossen.  Der  erhebt  dann  die 
Summe  einige  Wochen  oder  Monate  später  von  seinem  Nach- 
folger im  Amte,  der  nun  seinerseits  den  Posten  unter  den  Aus- 
gaben bucht.  Handelt  es  sich  um  einen  Ueberschuss  — und 
das  ist  wenigstens  zu  Anfang  des  1«.  Jahrhunderts  fast  immer 
der  Fall  — so  wird  dieser  als  Einnahme  nun  in  der  Liste 
des  nächsten  Semesters  aufgeführt. 

So  heisst  es  gleich  zu  Anfang  des  Einnahmeverzeichnisses 
im  Vorhalbjahr  1421  : Item  ten  iersten  upgheboert  van  Evert 
in  gen  Loy,  dat  Evert  der  stat  sculdieh  bleeff  uit  den  anderen 
jair,  48  marc  10  schill.  u.  s.  wr.  Evert  in  gen  Loy  ist  der  aktive 
Rentmeister  des  vorhergehenden  Finanzhalbjahres.  Im  Anfang 
des  16.  Jahrhundert  lautet  die  Formel  meist  sehr  viel  kürzer: 
In  den  irsten  opgeboirt,  dat  die  stat  in  dat  vurleden  voirhalve 
jair  in  provisi  behielt . . . ')  Will  man  also  den  wirklichen  Betrag 
der  Stadteinnahmen  erlangen,  so  muss  man  zunächst  von  der 
Schlusssumme  den  Betrag  abziehen,  der  im  gegebenen  Fall  auf  die 
provisi  der  nächstvorhergehendeu  Finanzperiode  fällt.  Ausserdem 


’)  So  z.  11.  in  dom  Naclilialbjahr  1509. 
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wäre  noch  im  Einzelnen  zu  untersuchen,  wie  viel  von  der  Total- 
summe der  Einnahme  jedesmal  durch  Anleihe  aufgebracht 
worden  ist.  — 

Vergleicht  man  nun  die  Stadtrechnungen  Kalkars  etwa  mit 
denen  Wesels,  so  ist  wenigstens  das  Eine  auf  den  ersten  Blick 
klar:  in  Kalkar  ist  man  in  der  äusserlichen  Technik  der  Buch- 
führung weit  hinter  Wesel  zurückgeblieben.  In  Wesel  offenbaren 
schon  die  ältesten  Jahrgänge  der  erhaltenen  Rechnungen  das 
Bestreben,  die  grosse  und  stets  anwachsende  Masse  des  Stoffes 
der  Einnahmen  und  Ausgaben  durch  Zerlegung  in  eine  Reihe 
von  Gruppen  übersichtlicher  zu  machen.  Diese  einzelnen  Gruppen 
heissen  „Summen“ : so  dass  also  unterschieden  wird  prima,  secunda, 
tertia  u.  s.  w.  summa.  Vollends  etwa  seit  dem  Jahre  13U0 
tritt  diese  Tendenz  immer  mehr  hervor,  vor  allem  wird  jetzt 
auch  in  die  Ausgaben  Ordnung  gebracht.1) 

Noch  heutigen  Tages  wird  die  Benutzung  der  Weseler 
Stadtrechnungen  durch  eben  diese  Rubriken  wesentlich  er- 
leichtert. In  Kalkar  zeigen  sich  noch  am  Anfänge  des  sechs- 
zehnten Jahrhunderts,  nachdem  zum  mindesten  seit  hundert  und 
fünfzig  Jahren  — vermuthlich  aber  seit  noch  längerer  Zeit  — die 
Stadtrechnungen  Halbjahr  für  Halbjahr  gebucht  worden  waren 
— kaum  erst  die  Ansätze  zu  einer  Rubrizirung. 

Im  Uebrigen  unterscheidet  sich  die  Weseler  Finanzver- 
waltung von  der,  die  wir  in  Kalkar  kennen  gelernt  haben,  in 
einem  wichtigen  Punkte. 

Auch  in  Wesel  giebt  es  zwei  Rentmeister,  die  mit  einer 
gewissen  Selbstständigkeit  unter  der  Kontrole  des  Bürgermeisters 
und  des  Magistrats  die  Leitung  der  Finanzen  besorgen.  Wäh- 
rend sie  aber  in  Kalkar  in  der  Führung  der  Geschäfte  alterniren, 
während  dort  nur  der  eine  von  beiden  in  jedem  Halbjahr  den  Titel 
Rentmeister  führt,  sind  in  Wesel  von  jeher  die  beiden  Burmeister 
ihr  Amtsjahr  hindurch  einander  koordinirt.  Wie  sie  sich  im 
Einzelnen  in  die  mannichfache  Tlnitigkeit  ihres  Dezernats  ge- 
theilt  haben,  bleibt  ungewiss,  Thatsache  aber  ist,  dass  ihre 
Rechnungsablage  nur  einmal  jährlich  erfolgt  und  dass  man  diese 
Rechnungsablage  die  der  beideu  Rentmeister  nennt.  Wie  in 

')  Keinhold  a.  n.  0.  S.  lol  betont  übrigens  den  Fortschritt,  den  die 
Finanzverwultung.  im  Jahre  1S60  macht,  meiner  Meinung  nach  zu  sehr. 
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Kalkar  werden  übrigens  auch  in  Wesel  die  Fehler  in  der  Balancie- 
rung des  Etats  durch  Vermittlung  der  Rentmeister  ausgeglichen, 
die  nöthigenlalls  einen  Fehlbetrag  für  kurze  Zeit  aus  ihrer  Tasche 
decken.  Erst  im  Jahre  1513  wird  die  Bestimmung  getroffen,  dass 
fortan  keine  Restbeträge  mehr  von  einer  Finanzperiode  auf 
die  andere  übernommen  werden  sollen  (Liber  plebisc.  S.  100). 

Wie  in  Kalkar  werden  endlich  auch  in  Wesel  unverhält- 
nissmässig  grosse  einmalige  Ausgaben  durch  Anleihen  auf  eine 
ganze  Reihe  von  Jahren  vertheilt.  Meist  geschieht  das  in 
Wesel  wie  anderwärts  dadurch,  dass  Leibrenten  vertrüge  abge- 
schlossen werden. 

Nach  Reitiholds  werthvollen  Ergebnissen  hat  man  sich 
dieses  Mittels  schon  vor  1342  bedient,  denn  in  der  ältesten 
Stadtrechnung  von  diesem  Jahre  werden  unter  den  Ausgaben 
bereits  Betrüge  für  die  an  die  Leibzüchter  zu  zahlenden  Renten 
aufgeführt.  Im  Laufe  der  Zeit  werden  die  Summen,  die  der- 
gestalt für  die  Verzinsung  der  Anleihen  aufgenommen  werden, 
grösser  und  grösser.  Im  Jahre  1349  z.  13.  sind  erst  90  Mark 
unter  der  Rubrik  census  et  redditus  soluti  verzeichnet.  Diesem 
geringen  Betrage  stehen  105t;  Mark  gegenüber  als  summa 
totalis  expositorum.1)  Im  Jahre  1393  hat  sich  das  Verhältnis 
schon  so  gestaltet,  dass  jene  beiden  Zahlen  sich  auf  1590  und 
3407  Mark  belaufen.  Dann  kommen  wieder  Jahrzehnte  in  denen 
die  Leibrentenlast  sehr  zurückgeht.  Den  3900  Mark  Einnahmen 
des  Jahres  1 407  und  den  2082  Mark  Einnahmen  des  Jahres 
1434  stehen  z.  B.  nur  850  und  333  Mark  census  et  redditus 
soluti  gegenüber.  Von  der  Mitte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts 
an  steigen  die  Aufwendungen  für  den  Leibrentenzins  ganz 
unverhältnissmÄssig.  Sie  erreichen  z.  B.  1 49 1 eine  Höhe  von 
5530  Mark.  Da  die  Einnahme  sich  in  diesem  Jahre  auf  19089 
Mark  beläuft,  wird  also  mehr  als  ein  Viertel  aller  Intraden  für 
die  Verzinsung  und  Amortisirnng  früherer  Anleihen  verbraucht. 

Nun  stehen,  nui  das  gleich  hier  anzuführen,  der  Stadt 
Wesel  noch  andere  Mittel  zu  Gebote,  um  für  grosse  und  wo- 
möglich unerwartete  Ausgaben  Deckung  zu  erlangen.  Die 
reicheren  Büiger  werden  im  Falle  der  N'oth  liier  und  da  zu 
kurz  befristeten  Geldvorschüssen  veranlasst.  Auch  in  Emmerich 

*)  Vergl.  die  Tabelle  bei  ltoiuhold  a.  a.  O.  S.  107. 
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scheint  man  übrigens  nach  den  im  Buche  der  Gefangenen  ent- 
haltenen Angaben  zu  solchen  Massregeln  hier  und  da  seine 
Zuflucht  genommen  zu  haben.  Endlich  bleibt  immer  die  Mög- 
lichkeit, wenn  die  Fehlsumme  bedeutend  ist,  nach  alter  Weise 
einen  Schoss  zu  erheben.  Auf  eine  solche  Steuer  greift  man 
in  Wesel  z.  B.  in  den  Jahren  1373,  1381,  1386  und  1391  zurück. 
Späterhin  scheint  dann  diese  wenig  beliebte  Form  der  Be- 
steuerung auch  in  Wesel  mehr  und  mehr  abgekommen  zu  sein. 

Offenbar  entspricht  nun,  wie  ich  schon  andeutete,  die  Steuer- 
verfassung der  anderen  clevischen  Städte  in  ihren  Hauptzügen 
durchaus  der  Wesels,  nur  lässt  das  Material  im  einzelnen  Falle 
nicht  immer  den  Beweis  der  Uebereinstimmung  zu. 

In  Kalkar  jedenfalls  hat  man,  wie  schon  erwähnt,  für  ge- 
wöhnlich besondere  Ausgaben  ebenfalls  durch  Leibrentenverträge 
auf  eine  Reihe  von  Jahren  vertheilt.  Und  auch  ein  Schoss 
scheint  im  vierzehnten  Jahrhundert  noch  öfter  erhoben  worden 
zu  sein.  Im  fünfzehnten  freilich  begegnet  er,  so  weit  die  dürftige 
Ileberlieferung  ein  Urtheil  ermöglicht,  wohl  nur  noch  im  Nachhalb- 
jahr 1403  und  im  Jahre  1414.  Und  auch  1403  ist  der  Ertrag 
nur  geringfügig.  Er  bringt  von  den  618  Mark,  auf  welche 
Summe  sich  die  Einnahmen  dieser  Etatsperiode  belaufen,  nur 
278.  Zudem  beziehen  sich  im  Ausgabeverzeichniss  nicht 
wenige  Posten  auf  die  Erhebung  dieser  so  ungewohnten  Steuer.1) 
Dass  der  Schoss  übrigens  auch  zu  Anfang  des  sechszehnten 
Jahrhunderts  in  Kalkar  nicht  ganz  und  gar  ausser  Brauch  ge- 
kommen ist,  beweisen  die  gleich  im  nächsten  Abschnitt  mitge- 
theilten  Angaben  aus  dem  Einnahmeverzeichniss  des  Nachhalb- 
jahres 1505. 

Die  Nachricht  von  dem  Schoss  im  Jahre  1414  findet  sich 
im  Stadtbuch  (Bl.  2*2).  Die  Eintragung  lautet  folgendennassen : 
In  den  jaer  onss  heren  millesimo  CCCCm,XIV  die  burger- 
meister inde  syn  gesellen  hebn  betaelt  van  der  stat  wegen  aen 


')  Item  do  men  die  schattinge  rekende,  var  die  kost  22  schilt  Es  ver- 
dient übrigens  Beachtung,  dass  dem  einen  oder  dem  anderen  Bürger  aus 
besonderer  Veranlassung  die  l^eistung  der  Schatzung  erlasseu  wurde.  Item 
hem  Wessel  Gysensoin  up  die  schoult,  die  men  ocn  sculdich  is,  gekört  syn 
schattingh  2 marc  2 schil.  2 den.  Item  Gerloch  van  Voissem  umb  diensts, 
den  he  der  stat  gedain  hevet,  syn  schattingh  verlaten  9 schil.  8 den.  Item 
Johan  Peterssoin  syn  schatting  gekört  an  sinre  uytvart. 
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liant  Wynandi  Bellen  myns  heren  scriver  van  Cleve  inde  van 
der  Marek  van  geheyt  myns  heren  vurscrevcn  mit  synen  brieven, 
die  die  stat  van  Kalker  mynen  heren  vurscreven  gegeven  heeft, 
tot  eenre  beden;  daer  die  stat  Olaes  Boerdbeecke  affgeleent 
heeft  up  den  kamp,  den  Rutger  Boerdbeecke  inde  Conraet  syn 
brueder  inde  Gerit  van  den  Hage  van  der  stat  hebn  in  den 
broeke  na  ingeholt  der  brieve,  die  Claes  daeraff  heeft.  Inde 
die  stat  oeck  bondert  Schilde:  ende  nnsen  sunderlingen  genoem- 
den  bürgeren  na  ingehalt  oerre  brieve,  die  sy  daer  aff  hebn,  daer 
voer  sy  gesatt  syn  in  den  Ledewynkel,  sess  inde  negentich 
Schilde.  Ende  dat  ander  gelt  voert  is  gesell ait  geweest 
uit  onsen  bürgeren,  CCC  aide  Schilde, 

Es  liegt  hier  also  der  Fall  vor,  den  schon  Reinhold  als 
typisch  hinstellt:  namentlich  ausserordentliche  Schatzungen,  die 
man  dem  Landesherren  bewilligt,  werden  durch  Erhebung  eines 
Schosses  gedeckt,  Uebrigens  wird  nur  die  Hälfte  der  ausser- 
ordentlichen Bede,  deren  Betrag  diesmal  ungewöhnlich  hoch 
ist,  auf  diese  Alt  und  Weise  aufgebracht.  Von  den  596 
Schilden,  zu  denen  man  sich  dem  Grafen  gegenüber  verpflichtet 
hat,  schafft  man  dergestalt  etwa  die  Hälfte,  nämlich  300,  heran. 
Von  dem  Rest  scheinen  100  Schilde  auf  den  laufenden  Etat 
übernommen  worden  zu  sein.  Sechsundnennzig  Schilde  wird 
man  in  der  Form,  die  Reinhold  (a.  a.  O.  S.  105)  für  Wesel  nach- 
gewiesen hat,  durch  Zwangsanleihe  bei  den  reicheren  Bürgern 
zusammengebracht  haben.  Indessen  ist  zu  bemerken,  dass  sonst 
über  diesen  auch  für  Emmerich  bezeugten  Mcdus  der  Besteuerung 
in  Kalkiir  Nachrichten  kaum  vorhanden  sind.  Den  Rest  (von 
100  Schilden)  streckte  endlich  ein  Bürger  vor,  dem  dafür  ein 
Theil  des  Bruchs  zum  Pfand  gesetzt  wurde.1) 

Für  das  vierzehnte  Jahrhundert  vollends  liegen,  wie  bemerkt, 
wenigstens  vereinzelte  Notizen  vor,  die,  alles  in  allem  genommen, 
sehr  wohl  erkennen  lassen,  dass  damals  die  Erhebung  eines 
Schosses  gar  nichts  Ungewöhnliches  war.  So  wird  in  jener 
Auseinandersetzung  zwischen  dem  Bürgermeister  und  seinen 
Gesellen  einerseits  und  den  Rathmannen  über  die  städtische 


')  Es  verdient  Beachtung,  das«  ausser  dieser  Notiz  im  Stadtbuch  keine 
einzige  Urkunde  erhalten  ist,  die  sich  auf  diese  Anleihe  der  Stadt  Kalkar 
bezieht. 
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Finanzverwaltung  im  Jahre  13U3  von  den  Vertretern  der  Gemeinde 
Beschwerde  darüber  geführt,  dass  in  Kalkar  die  Finanzen  schlecht 
stünden,  obwohl  viel  Geld  durch  Srhosserhebung  aufgebracht 
worden  sei.1)  Dann  sei  der  später  näher  zu  besprechende  Leib- 
rentenvertrag der  Stadt  Kalkar  mit  Ida  von  Hulhusen  vom 
10.  Oktober  137(1  erwähnt.  Darin  wird  der  Leibziichterin  zn- 
gesichert,  dass  ihr  bei  der  Erhebung  eines  Schosses  nichts  an 
ihrer  Leibrente  abgezogen  werden  soll.-)  Ich  führe  ferner  noch 
zwei  Schöffenbriefe  vom  Jahre  1384  an.  Der  eine  ist  vom  14., 
der  andere  vom  23.  Juli.  In  dem  einen  überweist  Aleidis 
Stackei weggen  den  Provisoren  der  Kirche  zu  Kalkar,  in  et  ad 
usus  lumiuum  saeramenti  et  fabrice  ecelesie  prediete,  wie  es 
heisst,  einen  Erbzins  von  21  Schillingen,  der  auf  einem  Hause 
der  Stadt  ruht.1)  Dann  aber  wird  die  Bedingung  hinzugefügt 
salvo  tune  opido  Kalkeriense  ouinibus  exactionibus  et  servitiis 
opidanicis  nec  non  universis  jure  suo.  Unter  exactio  ist  hier 
offenbar,  wie  meist  in  den  städtischen  Urkunden,  der  Schoss  zu 
verstehen.  Und  ebenso  lautet  die  Formel  in  der  Urkunde  vom 
23.  Juli,  durch  die  gleichfalls  der  Kirche  ein  Erbzins  übereignet 
wird.4)  Schliesslich  verweise  ich  noch  auf  die  schon  früher 
besprochene  wichtige  Verordnung  des  Grafen  Adolf  vom  31.  März 
1387,  durch  die  die  Befugnisse  der  Bürgermeistergesellen  eine 
nicht  unerhebliche  Erweiterung  erfahren.  Die  beiden  Ilaths- 
gesellen,  die  später  Rentmeister  genannt  werden,  erhalten 
damals  die  Bel'ugniss,  alle  Einnahmen  der  Stadt  auf  eigene 
Faust  einzuziehen  und  nötliigenfalls  auszupfänden.  Die  Intraden 
werden  da  der  Reihe  nach  aufgeführt,  es  sind  renten,  vorvalle, 
seholt,  asciscn,  schattingen,  als  die  gliesat  ende  verhören 
werden,  ende  alle  ghelt,  dat  onser  stat  thoebehoert.  Es  ist 

')  Rückseite  des  ltotulus  vom  Jabre  1301. 

s)  Orig.  Perg.  im  Stadtarchiv  zu  Kalkar,  Wolffs  Rcpertor.  Nr.  2ä. 
Die  Stelle  lautet:  Promittimus  eitlem  Yde  . . . certo  liuntio  singulis 
annis  vife  ipsius,  id  est  tempore,  quo  ipsam  in  vita  persistere  contigcrit,  in 
festo  beati  Remigii  et  »ociorum  ejus  (1.  Oktober)  libere  et  absque  ulla 
occupatione  seu  arrostatione,  onoris  oppiJattici  super  positione,  exactione, 
absque  etiam  domini  terre  probibitione  . . . preseutnre  u.  s.  w. 

3)  Abschrift  in  einem  Kopiar  der  Nikolai kirclie.  Litt  A vol.  5 RI.  21. 

*)  Orig.  Perg.  im  Archiv  der  Nikolaikirche  zu  Kalkar,  Einzelurkunden 
Nr.  9 b. 
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nun  charakteristisch  für  den  Unterschied,  den  die  zweite 
Hälfte  des  vierzehnten  und  die  des  fünfzehnten  Jahrhunderts 
in  Bezug  auf  den  Schoss  macht,  dass  in  der  Eidesformel  der 
Rentmeister  in  den  Stadtrechtshandschriften,  so  ausführlich  sie 
sein  mögen,  ihrer  Verpflichtung  zur  Erhebung  der  Schatzung 
nicht  mehr  gedacht  wird.  Dergestalt  trägt  man  dem  Umstand 
Rechnung,  dass  zur  Zeit  der  Aufzeichnung  dieses  Diensteides 
die  Erhebung  einer  solchen  Steuer  etwas  durchaus  unge- 
wöhnliches ist. 

Etwas  ergiebiger  sind  die  Nachrichten,  die  ans  der  zweiten 
Hälfte  des  vierzehnten  und  aus  den  ersten  Jahrzehnten  des 
fünfzehnten  Jahrhunderts  über  Leibrentenverträge  und  Darlehen 
der  Stadt  Kalkar  vorliegen.  In  der  Regel  freilich  sind  wohl 
die  Vertragsurkunden,  wenn  der  oder  die  Leibzüchter  gestorben 
waren,  vernichtet  worden.  Daher  fliessen  unsere  Quellen  erst 
reichlicher  von  der  Zeit  an,  in  der  die  Verträge  gleich  nach 
Abschluss  in  das  städtische  Kopialbuch  eingetragen  zu  werden 
pflegen.  Dort  werden  sie  dann,  wenn  der  Tod  des  Berechtigten 
die  Stadt  von  ihrer  Verpflichtung  befreit  hat,  einfach  kanzellirt. 

Der  älteste  erhaltene  Leibrenten  vertrag  ist  der,  welcher 
im  Jahre  1354  mit  Heinrich  Bayart,  einem  reichen  Bürger  der 
benachbarten  Stadt  Rheinberg,  vereinbart  wurde.1)  Die  jähr- 
liche Rente,  die  Heinrich  bezieht,  beläuft  sich  auf  12  Goldschilde. 
So  grosse  Wichtigkeit  mass  man  der  Abmachung  bei,  dass  man 
den  Grafen  veranlasste,  sie  durch  ein  eigenes  Diplom  seiner- 
seits anzuerkennen  und  zu  bestätigen.-)  Nach  der  Bezahlung, 
die  wohl  durchweg  am  Wohnsitz  des  Leibzüchters  zu  leisten 
ist,  stellt  dieser  eine  Quittung  aus.  Die  älteste  erhaltene  Quit- 
tung, die  einer  der  Berechtigten  der  Stadt  Kalkül-  bekundet,  ist 
vom  26.  November  1359  (crastino  beate  Katherine  virginis).a) 
Das  Dokument  ist  in  feierlicher  Form  vor  den  Schöffen  zu  Wesel 
aufgenouimen.  Der  Gläubiger  der  Stadt  ist  ein  gewisser  Johann, 


Gleichzeitige  Kopie  im  Archiv  iler  N'ikolaikirehe  zu  Kalkar  Nr.  4. 
Der  Vertrag  ist  vom  25.  April  (ipso  die  beati  Marci  evangeliste),  die  Zu- 
stimmungserklärung des  Grafen  Johann  von  Cleve  vom  20.  April  (crastino 
beati  Marci  evangeliste). 

*)  Vergl.  die  vorige  Anmerk. 

s)  Orig.  Perg.  im  Stadtarchiv  zu  Kalkar,  Wolf f 9 Bepert.  Nr.  6. 
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genannt  Pafterchen,  ein  Bürger  zu  Wesel.  Wie  so  häufig  war 
es  zwischen  beiden  Theilen  zu  Streitigkeiten  wegen  der  Zahlung 
des  f&lligen  Rentenbetrages  gekommen.  Sogar  vor  das  geistliche 
Gericht  zu  Köln  hatte  Johann  Pafferchen  die  Sache  bereits 
gebracht.  In  der  Quittung  verspricht  er  die  Klage,  die  er  dort 
anhängig  gemacht  hat,  nicht  zu  verfolgen,  wohingegen  ihm  die 
Stadt  Kalkar  die  Gerichtskosten  (ein  Schildgulden  und  einen 
kleinen  Gulden  Botenlohn)  ersetzt.1)  Die  quittirte  Summe  be- 
trägt 30  Schildgulden,  es  ist  das  die  Rente  von  zwei  Jahren. 

Sehr  viel  summarischer  ist  die  zeitlich  nächste  Quittung. 
Sie  ist  ausgestellt  am  22.  Februar  (up  sunte  Peters  mys  nd 
cathedram)  1304  von  Leo  von  Monimentcn,  einem  Mönch  im  Kloster 
Hamborn.  Seinem  Namen  nach  stammt  er  wohl  entweder  aus 
Kalkar  oder  aus  der  Umgegend,  in  der  die  beiden  Dörfer  Ober- 
und Niedermörmter,  Rees  gegenüber,  am  linken  Rheinufer  liegen. 
Der  Betrag,  über  den  der  Mönch  quittiit,  ist  die  jährliche  Rente, 
die  sich  auf  acht  Mark  beläuft.  Leo  von  Monimenten  hat  sein 
eigenes  Siegel  an  die  Urkunde  gehängt.-) 

Dies  Diplom  führt  uns  zurück  in  die  Zeit  jenes  Konfliktes 
zwischen  den  Leitern  der  Kalkarer  Finanzverwaltung  und  den 
dortigen  Rathmannen.  Die  Stadt  scheint  sich  damals  allerdings 
in  arger  Verlegenheit  befunden  zu  haben.  Der  Bericht  sagt, 
im  Jahre  1363  seien  nicht  allein  viel  lyfpcnsien  vercoght,  sondern 
auch  die  ungeheuere  Summe  von  dreizehnhalbhundert  schweren 
Gulden  van  heren  Vailbier  van  Gogh  ond  sinen  broederen  sei 
als  Handgeld  aufgenommen  worden.  Dieser  Notli  wird  da- 
mals Graf  Johann  haben  abhelfen  zu  wollen,  als  er  der  Stadt 
am  25.  Mai  1363  den  Weinzapf  auf  vier  Jahre  zugestand.'1) 


')  Audi  liait  er  sich  irkant,  duz  er  entphangcn  halte  van  den  rur- 
genant  erbaren  luden  zu  derselben  ziet  eynen  scbiltgulilen  als  van  ploderien 
wegen,  daz  er  sy  geladen  hadde  zu  Collen  an  geistlike  geriebte,  und  eynen 
cleynen  gülden  [of]  florin  als  vor  bcdenlono. 

2)  Orig.  Perg.  a.  a.  O.  Nr.  13:  Allen  luden  . . . ic  Leo  von  Moni- 
menten  Henrix  soen,  een  mouic  te  Hamborden,  doe  kund  end  kenlic,  dat  ic 
van  besebedenen  luden  burgermeister,  scepene  end  rait  van  Kalkcr,  geboert 
bebbe  agbt  mark  payment«  as  gengo  end  geve  is  in  nfcurtiuge  mynro  pensyen, 
die  sy  mi  schuldich  waren  van  der  stnt  weggen  van  Kalker  te  betaeleu  in 
desen  jaer. 

3)  Papierhandschrift  im  St,  zu  D.  B 42  Bl.  52. 
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Es  heisst,  wie  wir  wissen,  in  dieser  Urkunde,  die  Verleihung 
an  die  Stadt  sei  geschehen  to  vollenst  oerre  bouwinge  ind 
tymmering.  Das  kann  in  dem  Zusammenhänge  nur  so  viel  be- 
deuten, dass  die  Reparaturen,  bei  denen  immer  ein  guter  Theil 
der  städtischen  Einnahmen  draufgeht,  aus  den  Erträgen  des  Wein- 
zapfes  bestritten  werden  sollen.  A n Ausbau  der  Festungswerke  war 
in  dieser  schweren  Zeit  zunächst  nicht  zu  denken.  Denn  die  grossen 
unerwarteten  Ausgaben  hatten  wohl  einen  anderen  Grund.  Auch 
Wesel  erhält  im  Jahre  13G3  in  einer  leider  und&tirten  Urkunde  den 
Weinzapf  auf  10  Jahre  unter  der  ausdrücklichen  Motivirung, 
dass  von  dem  Ertrage  die  gefangenen  .Mitbürger  ausge- 
löst werden  sollen.  Es  handelt  sich  also  vermuthlich 
um  einen  Kriegszug,  den  der  Heerbann  der  clevischen  Städte 
für  seinen  Grafen  im  Jahre  1363  oder  1362  unternommen 
hat.  So  wie  Weseler  Bürger,  sind,  aller  Wahrscheinlichkeit 
nach,  auch  Kalkarer  Wehrmänner,  wie  die  Urkunde  es  ausdrückt, 
„abgefangen  worden“.  Um  der  Stadt  den  Loskaufzu  erleichtern, 
erfolgt  die  Verleihung  des  Weinzapfes.  Aber  die  bedeutenden 
Summen,  die  erforderlich  waren,  konnten  durch  diese  neue  Ein- 
nahmequelle nicht  alsogleich  zusammengebracht  werden.1)  Der 
Bürgermeister  und  seine  Gesellen  nehmen  daher  ihre  Zuflucht  zur 
Erhebung  eines  Schosses,  zum  Abschluss  von  Leibrenten  vertrügen 
und  zu  Darlehen  auf  Handgeld.2) 

Der  älteste  vollständig  erhaltene  Leibrentenvertrag  ist  nun 
aber  erst  vom  10.  Oktober  1376.  Er  wird  vereinbart  mit 

Ida  von  Hulhusen  aus  Kalkar.  Die  jährlich  zu  leistende  Leib- 
rente beläuft  sich  auf  nicht  weniger  als  100  Mark  jährlich.*) 
Reinhold  berechnet  für  die  Zeit  nach  1342,  dass  man  in  Wesel 
für  Geld,  das  der  Stadt  durch  einen  Leibrentenvertrag 
überwiesen  wird,  12  bis  13  % zu  zahlen  pflegt.4)  Will  man 


')  Abschrift  im  Hauptprivilegienbuch  der  Stadt  Wesel  im  St.  zu  I) , 
Stadt,  Wesel  Caps.  219  Nr.  4 S.  76. 

*)  Schröder,  Lehrbuch  der  deutschen  Rechtsgeschichte  (Aufl.  1)  S.  679 

3)  Orig.  Perg.  im  Stadtarchiv  zu  Kalkar,  Wulffs  Repert.  Nr.  22. 
Vergl.  auch  die  Urkunde  vom  25.  April  I3s0,  in  der  Ida  von  Hulhusen,  die 
Witwe  Dietrich  Hagedorns,  eine  Hofstätte  zu  Kalkar  verkauft,  bei  Schölten, 
Urkundliches  über  Moyland  etc.,  Annalen  d.  historisch.  Vereins,  Heft  50 
S.  137. 

4)  Reinhold  a.  a.  0.  S.  108. 

Lietogftnr,  Siederrheiolache«  Stidteweien  Im  MtttcIa'Ur.  32 
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diesen  Satz  auf  den  vorliegenden  Fall  anwenden,  so  würde  sich 
ergeben,  dass  Ida  von  Hnlliusen  eine  Summe  von  etwa  800  Mark  in 
die  Stadtkasse  abgeliefert  hat.  Ausgestellt  ist  die  Urkunde 
von  Bürgermeister,  Schöffen,  Konsuln  und  ganzer  Gemeinde. 
Ausdrücklich  wird  erwähnt,  dass  der  Vertrag  die  ratihabitatio 
und  den  Consensus  der  Gemeinde  gefunden  habe.  Die  Leibrente 
muss  auf  Gefahr  der  Stadt  der  Züchterin  dahin  gebracht  werden, 
wo  sie  es  wünscht,  sei  es  nach  Kalkar,  nach  Wesel  oder  nach 
Rees.  Interessant  ist  unter  all'  den  Bestimmungen  die  schon 
erwähnte,  durch  die  Ida  hinsichtlich  ihrer  Rente  von  jeder 
städtischen  Steuer  befreit  wird.  Gleich  aus  dem  folgenden 
Jahre  ist  wieder  eine  Quittung  über  Zahlung  einer  Rente,  die 
von  Simon  van  Rcdinghavcn,  Symens  soen  van  Duiysborch,  aus- 
gestellt worden  ist.  Der  Betrag  beläuft  sich  auf  20  Schilde; 
ausserdem  muss  die  Stadt  noch  zwei  Schilde  tho  bodeloen  ende 
to  scryvegelde  geben.  Da,  wie  früher  gezeigt  ist,  im  Jahre  1 .'! 7 7 
die  Stadt  eine  Bede  an  den  Grafen  leistet,  ist  die  Veranlassung 
zur  Aufnahme  so  bedeutender  Summen  leicht  zu  vermuthen.1) 

Ebenso  ist  es  gewiss  kein  Zufall,  dass  die  nächsten,  noch 
vorhandenen  Abmachungen  über  Leibrenten  in  die  Jahre  1893 
und  1394  fallen.  Wie  wir  wissen,  wurde  1393  eine  Beile  er- 
hoben. Zudem  mögen  wie  Emmerichor,  so  auch  Kalkarer  Bürger 
in  der  Schlacht  bei  Kempen  gefangen  genommen  worden  sein.2) 

Verbindlichkeiten,  die  lange  vorher  eingegangen  waren, 
konnten  bei  der  ausserordentlichen  Anforderung  an  die  städtischen 
Finanzen  damals  nicht  erfüllt  werden.  Man  sah  sich  daher  zu 
gütlichen  Vergleichen  genöthigt.  Somit  Konrad Greyten  in  Essen 
(1393).  Der  musste  vor  den  Schöffen  seiner  Vaterstadt  geloben, 
sich  bei  Nichtbezahlung  der  fälligen  Rente  eben  so  ruhig  zu 
verhalten  wie  sein  Bruder  vor  Zeiten,  als  er  sich  der  Stadt 
Kalkar  gegenüber  in  derselben  Lage  befunden  hatte.3)  Schon 
voiher  hatte  man  einen  Kanoniker  zu  Hamborn,  dem  die 


>)  oben  s.  »58  ff. 

-)  Vergl.  auch  die  (Quittung  Erzb.  Friedrichs  von  Köln  über  eine  ihm 
von  der  Stadt  Kalkar  gezahlte  .Summe.  Orig.  Perg.  im  St.  zu  T)„  A II 
Cleve-Mark  Nr.  538. 

')  Orig,  int  Stadtarchiv  zu  Kalkar.  ohne  Ordnunganummer  vom  24 
Sept.  i:ty:l  (IVria  ijuartn  post  dient  boati  Mathei  evangelistel 
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Bürger  gleichfalls  mit  der  Zahlung  im  Rückstand  geblieben 
waren,  damit  getröstet,  dass  ihm  erlaubt  wurde,  künftig  die  Rente 
ans  dem  Pachtertrag  des  Ledewinkels  zu  erheben.')  Und  des- 
gleichen war  einem  anderen  Leibzüchter  aus  Recklinghausen 
die  nämliche  Vergünstigung  zuerkannt  worden.  Es  scheint 
übrigens  der  Stadtverwaltung  bald  darauf  gelungen  zu  sein, 
ihren  Verpflichtungen  nachzukommen.  Denn  ans  dein  folgenden 
Jahre  1394  sind  zwei  Quittungen  erhalten,  in  denen  Leibzüchter 
bezeugen,  die  rückständige  Rente  erhalten  zu  haben.-) 

Hier  und  da  werden,  wie  schon  bemerkt,  kleinere  Beträge 
auch  auf  kürzere  oder  längere  Zeit  entliehen.  Der  erste  Fall 
der  Art  ist  für  das  Jahr  1396  bezeugt.'*)  In  einer  Urkunde 
vom  27.  Februar  erklärt  nämlich  ein  gewisser  Lnbber 
van  Tylle,  dass  die  Stadt  Kalkar  berechtigt  sein  soll,  ihm  oder 
seinen  Erben  jeder  Zeit  eine  Summe  zurückzuzahlen  (der  Betrag 
ist  nicht  angegeben),  von  der  er  jährlich  15  alte  Goldgulden 
Zinsen  bezieht.  Jedenfalls  ist  also  diese  Anleihe  gar  nicht 
unbedeutend  gewesen.  Manchmal  muss  sich  übrigens  auch  die 
Stadt  ihrerseits  die  Bedingung  gefallen  lassen,  dass  der  Gläubiger 
im  Falle  des  Bedarfs  schon  nach  kurzer  Frist  sein  Geld  zurück- 
fordern kann.  Endlich  kommen  hier  und  da  Darlehnsverträge 
vor,  bei  denen  ausgemacht  wird,  dass  beide  Theile  kündigen 
können.  Ein  solcher  wird  am  19.  Mai  1402  zwischen  der  Stadt 
und  Wilhelm  von  Wesel  abgeschlossen.  Für  die  50  alten 
Schilde,  die  er  der  Stadt  vorstreckt,  erhebt  er  jährlich  5 Schilde 
aus  den  Erträgnissen  derOvelgunne  oder  des  Ledewinkels.  Am 
22.  Dezember  1404  wird  dann  der  alte  Vertrag  zwischen 
Kalkar  und  Wilhelm  von  Wesel  modifizirt.4)  Es  scheint,  dass 
das  Darlehen  in  der  Zwischenzeit  noch  erhöht  ist.  so  dass  die 


’)  Urkunde  vom  13.  Juli  1393  (des  dinxstages  na  sunte  Margareten 
dach)  im  Rathsarchiv  zu  Kalkar;  ohne  Ordnungsnummer. 

2)  Urkunde  vom  7.  Januar  (crastino  epiplianye)  Orig,  im  Stadta.  zu 
Kalkar,  ohne  Ordnungsnummer;  der  Leibzüchter  ist  Urnen  Meene  van  Duys- 
borgli  Kanoniker  zu  Xanten.  Eine  zweite  Quittung  vom  23.  April  wird  von 
dem  uns  schon  bekannten  Symon  van  Kedinghavcn  aus  Duisburg  ausgestellt. 
Orig.  Perg.  a.  a.  O.  ohne  Ordnungsnummer. 

3)  Orig.  Perg.  im  Stadtarchiv  zu  Kalkar  ohne  Ordnungsnummer  (des 
sonnendaghes  nae  sente  Mathias  daghe  des  beyligen  apostolen). 

4)  Urkunde  im  Rathsarchiv  zu  Kalkar;  NVolffs  Repertorium  Nr.  55. 

32* 
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Zinsen  sich  jetzt  auf  8 alte  Schilde  belaufen.  Dafür  wird  diesmal 
nicht  der  Ertrag:  der  Ovelgunne  zum  Pfand  gesetzt,  vielmehr 
erhält  er  dafür  einen  Theil  dieses  Wiesenkomplexes  zur  Pacht. 

Um  die  Zeit,  bis  zu  der  ich  mit  der  Aufführung  des  urkund- 
lichen Materials  gelangt  bin,  setzen,  wie  wir  wissen,  die  Stadt- 
rechnungen ein.  In  der  ältesten  vom  Nachhalbjahr  1403  sind 
folgende  Ausgaben  an  die  Gläubiger  der  Stadt  gebucht: 

Wilhelm  van  Tille  van  hantgelde  10  aide  scilde  . . ., 
maken  27  mare  !*  schill. 

Item  Arnd  Schuleuborgh  van  hantgelde  20  aide 
scilde  . . .,  maken  55  marc  (>  schill. 

Item  heren  van  Gruenwalt  vor  syn  pensi  6 marc. 

Item  Otten  van  den  Gort  vur  syn  hantgelt  4 aide 
scilde,  dairvur  11  marc. 

Den  Beschluss  machen  unter  der  Ueberschrift  pensye  fol- 
gende beide  Eintragungen:  Primo  hern  Ludolph  ind  hem  Clais 
in  affslage  oirre  pensyen  10  send.,  dairvur  48  marc  5 schill. 
Item  Wyndelen  van  Eisberge  up  oir  restant  10  marc. 

Da  die  summa  expositorum  omnium  in  dem  Halbjahr  sich 
auf  008  Mark  beläuft,  fällt  also  etwa  ein  Viertel  aller  Ausgaben 
auf  die  Verzinsung  oder  Amortisation  der  Schulden.  Offenbar  aber  ist 
diese  Verhältnisszahl  ungewöhnlich  hoch.  Zwar  erlaubt  die  nächste 
Rechnung  vom  Vorhalbjahr  141!)  keinen  unbedingten  Schluss, 
da  sie  nicht  vollständig  zu  sein  scheint,  aber  die  vom  Vorhalb- 
jahr 1421  weist  eine  sehr  viel  geringere  Quote  auf. 

Vergegenwärtigt  man  sich  die  mitgctheilten  Thatsachen, 
so  tritt  auch  in  Kalkar  unzweideutig  eine  Erscheinung  hervor, 
die  schon  anderwärts  beobachtet  worden  ist.  Bei  seiner  Unter- 
suchung der  Weseler  Finanzverwaltung  weist  z.  B.  Reinhold  darauf 
hin,  dass  die  Renten  durchaus  nicht  alle  oder  auch  nur  zum 
grösseren  Theil  in  der  Stadt  selbst,  sondern  vorwiegend  an 
Auswärtige,  an  Bürger  und  Ritter,  verkauft  worden  seien.1)  Und 
zu  demselben  Ergebniss  kommt  neuerdings  Rübel  in  seinen 


'J  A.  a.  O.  S.  100.  Unrichtig  ist  aber  zweifellos  der  dort  folgende 
Satz:  .Zwar  ist  aus  einigen  Stellen  der  Stadtrechnungen  ersichtlich,  dass 
Weseler  auch  von  ausserhalb  der  Stadt  Renten  bezogen;  aber  es  scheint 
doch  Bürgerpflicht  gewesen  zu  sein,  ein  Kapital,  das  man  zins- 
bar atilegen  wollte,  erst  der  Stadt  anzubieten." 
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Untersuchungen  über  das  „Dortmunder  Finanz-  und  Steuer- 
wesen“.1) „Wenn  man  die  Bedeutung  sieht,  die  in  der  Mitte 
des  14.  Jahrhunderts  einzelne  Dortmunder  Kaufherren  für  den 
Handel  hatten,  so  müssen  dieselben  als  für  ganz  hervorragend 
kapitalkräftig  gelten.“  Das  zeigen  die  Londoner  Zollrollen,  das 
zeigen  die  ungeheueren  Summen,  die  Dortmunder  Kanfleute,  sei 
es  nun  dem  Könige  von  England,  sei  es  dem  Herzog  von  Geldern 
vorstrecken.  „Demgegenüber  muss  es  einigermassen  befremden, 
. . . dass  die  Anleihen,  die  die  Stadt  im  Jahre  138'.»  90  [als 
die  Finanznoth  besonders  gross  war]  vornahm,  sänuntlich  bei 
Auswärtigen  gemacht  wurden.“  Ganz  ähnlich  verhält  es  sich  in 
Kalkar.  Die  Rentengläubiger  der  Stadt  sitzen  in  Wesel,  in  Xanten, 
in  Goch,  in  Rheinberg,  in  Essen,  in  Duisburg,  in  Hamborn,  in 
Städten,  in  Klöstern  und  in  Stiftern,  aber  Kalkarer  Bürger,  die 
sich  zu  Leibzuchtverträgen  verstehen,  giebt  es  kaum. 

Darin  liegt  nun  aber,  meine  ich,  nichts  Befremdliches. 
Ein  Blick  in  das  Archiv  jeder  mittelalterlichen  Stadt  lehrt, 
dass  die  Rentenbeträge  den  Gläubigern  nur  selten  regelmässig 
und  vertragsmässig  ausgezahlt  wurden.  Fast  das  einzige  wirk- 
same Mittel  gegen  solche,  beim  besten  Willen  manchmal  wohl 
unvermeidlichen  Missstände,  sind  Repressalien  oder  Klagen  beim 
Landesherren  oder  bei  einem  angesehenen  geistlichen  Gericht. 
Wie  aber  hätte  wohl  der  Bürger,  der  Gläubiger  seiner  Stadt 
war,  mit  solchen  Massregeln  durchdringen  wollen?  In  der 
Regel  wird  er  es  gar  nicht  gewagt  haben,  dergestalt  den  allge- 
meinen Zorn  auf  sich  zu  ziehen.  Das  schliesst  natürlich  nicht  aus, 
dass  hier  und  da  dennoch  vermögende  altangesessene  und  mit 
den  Interessen  des  Platzes  verwachsene  Schöffen  und  Rath- 
mannen bei  besonderer  Nothlage  ihre  Mittel  als  Handgeld  oder 
sonst  ihrer  Vaterstadt  zur  Verfügung  gestellt  haben. 


')  Baud  1,  1802  S.  36  uud  37. 
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IV. 

Dir  Finanzen  der  Stadt  Kulkar  zu  Anfang  des 
sechszehnten  Jahrhunderts. 

In  dem  alten  Repertorium  des  Archivs  der  Stadt  Kalkar, 
das  der  wackere  Stadtsekretär  Reiner  van  Lengeil  im  Jahre 
1645  anfertigte,  nachdem  kurz  zuvor  die  Hessen  unter  ihrem 
Oberst  Rabenhaupt  aus  der  verödeten  Stadt  und  Festung  abge- 
zogen waren,  findet  sich  auch  ein  Verzeichniss  der  Stadt- 
rechnungen, die  zu  seiner  Zeit  noch  erhalten  waren.1)  Vergleicht 
man  den  damaligen  Bestand  mit  dem  jetzigen,  so  ergiebt  sich, 
dass  mehr  von  diesem  schönen  Material  durch  die  Sorglosigkeit 
der  Nachkommen  als  durch  den  dreissigjährigen  Krieg  zu  Grunde 
gerichtet  worden  ist.2)  Freilich  eine  genaue  Scheidung  zwischen 
Vorhalbjahr  und  Nachhalbjahr  ist  bei  jener  Uebersicht  Reiners 
van  Lengeil  nicht  durchgeführt,  doch  wird  man  im  Allgemeinen 
annehmen  dürfen,  dass,  wo  er  nichts  besonderes  angiebt,  die 
Stadtrechnungen  beider  Jahreshälften  noch  vorhanden  waren. 
Das  Verzeichniss  beginnt  mit  dem  Jahre  1390,  es  folgen  die 
Jahre  1403,  1405,  1410,  1421,  1428,  1441,  1450,  1455  und  1467. 
Bis  zu  dem  Zeitpunkt  scheinen  die  Rechnungen  sich  in  uneinge- 
bundenen Heften  in  Schmalfolio  erhalten  zu  haben;  von  da  an 
werden  sie  den  Einband  gehabt  haben,  der  sich  noch  jetzt  bei 
einigen  Jahrgängen  aus  dem  16.  Jahrhundert  findet,  einen  ein- 
fachen einseitig  geglätteten  Pergamentdeckel.’1)  Der  erste  dieser 
Bände  umfasste  die  Jahre  1468  bis  1478,  der  zweite  reichte  von 
1470  bis  1485,  der  dritte  von  i486  bis  1407,  der  vierte  von  1498 
bis  1503,  der  fünfte  von  1504  bis  1509,  der  sechste  von  1510  bis 


■)  Vergl.  das  Vorwort  zu  Wolffs  Repertorium  (eines  Theiles)  der 
Kalkarer  Urkunden,  Handschrift  im  dortigen  Stadtarchiv. 

,JJ  Vergl.  oben  S.  472. 

3}  Eine  Jahresreclinung  wird  im  Jahre  1604  eingebunden.  Die  be- 
treffende Xotiz  (a.  a.  O.  Ul.  12}  lautet:  Item  soe  der  stat  rekeninge  on- 
gebonden  laigcn,  den  frnter  van  Wescll  dairaff  to  byndon  ind  van  enen  nmb- 
s lilagli  tsameu  gegeveu  X stuver. 
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1515.  Ueberhaupt  waren  die  Stadtrechnungen  von  1468  bis 
1601  lückenlos  vorhanden;  erst  von  dem  Zeitpunkt  au,  bis  zum 
Jahre  1636  — soweit  läuft  das  Repertorium  — fehlen  nicht 
wenige  Jahrgänge.  Von  dem  Resttheil,  der  noch  im  Stadtarchiv 
vorhanden  ist,  ist  der  die  Jahre  1504  bis  1509  umfassende  Band  der 
älteste.  Hauptsächlich  auf  diesen  Kodex,  dessen  Benutzung  mir 
in  zuvorkommender  Weise  erleichtert  wurde,  gehen  die  nach- 
stehenden Mittheilungen  zurück. 

Die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Kalkarer  Stadtreehnuugen 
werden  zum  mindesten  bis  zum  Nachhalbjahr  1450,  auch  wenn 
die  einzelnen  Posten  in  anderen  Münzen,  sei  es  nun  in  Gulden 
oder  in  Schilden,  angegeben  sind,  immer  auf  die  Kalkarsche 
Mark  gebracht.  In  der  Zeit  bis  zum  Vorhalbjahr  1455  ist  man 
dann  zur  Berechnung  in  Gulden  übergegangeu.  Der  Gulden, 
dessen  man  sich  bedient,  heisst  meist  Stadtgulden.  Er  hat 
einen  geringeren  Werth  als  der  rheinische  Goldgulden  der 
seit  dem  Ende  des  14.  Jahrhunderts  die  Hauptmünze  am  ganzen 
Mittel-  und  Niederrhein  ist.')  In  den  Jahren  1504  bis  150» 
gehen  auf  den  Goldgulden  etwa  44  bis  50  Stüber,  während  auf 
den  Stadtgulden  deren  nur  42  und  von  1509  an  44  kommen.-) 
Endlich  sei  noch  bemerkt,  dass  in  den  Stadtrechnungen  immer 
36  Groschen  auf  den  Stüber  gerechnet  werden.1) 

Die  Eigenthümlichkeit  der  Aufstellung  der  Einnahmen  und 
Ausgaben  in  den  Kalkarer  Verzeichnissen  wurde  schon  erwähnt. 
In  der  Regel  übernimmt  der  Rentmeister  des  Halbjahres  einen 
grösseren  oder  geringeren  Uebersehuss  von  seinem  Vorgänger 


')  I.amprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  etc.,  Baud  -J  S.  460  ff. 
uiul  Beissel,  Die  Bauführung  des  Mittelalters,  Theil  i S.  Hü  ff. 

a)  Im  Jahre  1604  Bl.  10  wird  der  Goldgulden,  in  dem  die  Anleihen 
der  Stadt  fast  ausnahmslos  kontrahirt  werden,  mit  44  Stiivern  berechnet; 
1505  mit  47  und  46;  1500  mit  4h;  1507  mit  4H;  1508  mit  4H  und  im  Jahre 
1500  mit  50  Stüvern. 

3)  Bei  dem  kurzen  Vorbericht,  den  der  leitende  Rentmeister  zu  jedem 
Halbjahr  macht,  wird  regelmässig  angegeben,  zu  wie  viel  Stübern  der  Dulden 
diesmal  gerechnet  wird.  Hier  und  da  wird  noch  das  Werthverhältuiss  zwischen 
Gulden  und  dem  alten  Schild  notirt.  So  im  Jahre  1504;  Upboeren  rnyns 
Johans  van  den  Graeff  rentineisters  van  der  stat  renthen  ind  anders  . . . 
den  gülden  vor  I J-  suicken  gülden  ind  I -f  stuver. 


Digitized  by  Google 


504 


und  ebenso  überweist  er  dem  Nachfolger  eine  gewisse  Summe.  Hier 
und  da  freilich  deckt  er  auch  einen  Fehlbetrag  aus  seiner  Tasche. 

Von  den  nachstehenden  Tabellen  über  die  Einnahmen  und 
Ausgaben  der  Jahre  1504  bis  1509,  wiederholen  die  beiden  ersten 
Rubriken  in  Nummer  5 einfach  die  Abschlüsse,  zu  denen  der  Bürger- 
meister mit  seinen  Gesellen  gekommen  ist.  Die  dritte Rnbrik  veran- 
schaulicht den  Ueberschuss  jedes  Halbjahres  durch  ein  Pluszeichen 
und  den  etwaigen  Fehlbetrag  durch  ein  Minuszeichen.  Die  vierte 
enthält  die  wirklichen  Beträge  der  Einnahmen  nach  Abrech- 
nung der  Ueberschüsse  oder  Fehlbeträge.  Die  5.  Rubrik 
entspricht  in  etwa  der  3.,  sie  zeigt,  wie  sich  auf  Grund  der  in 
4 vorgenommenen  Berichtigung  in  Wahrheit  das  Verhältniss 
von  Einnahmen  und  Ausgaben  in  den  einzelnen  Halbjahren  ge- 
staltet. Um  eine  Vergleichung  der  Kalkarer  Finanzen  mit  denen 
anderer  Städte  zu  erleichtern,  sind  endlich  in  der  6.  und  7. 
die  wirklichen  Einnahmen  und  Ausgaben  nach  ganzen  Jahren 
zusammengestellt.  Meine  Angaben  sind  übrigens  insofern  nicht 
ganz  genau,  als  ich  der  Raumersparniss  wegen  die  Zahl  der 
Stüver  und  Groschen  nicht  mit  aufgeführt  habe. 


Tabelle  5. 
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IV 
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1504a  940  Guhl.  345  Guld.  -f 
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„ 

+ 

192 

506*/4 

W 
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1507  a 587»  . „ 583 

+ 

4 V4 

476*/4 

« 

1 — 106'/4 
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— 

2 Stiiver**’) 

423'/4 

„ 

! - »TV, 

»• 

1609  a 548%  „ 410 

n 

+ 

188*/4  Guld. 

648*/4 

+ >38”. 

»i 

1509b  560’/,  „ 434'  ., 

• 

+ 
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42 1'/4 
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1 — 12»/4 

*)  In  Wirklichkeit  beträgt  ilic  Totalsumme  der  Einnahmen  über  622 
dulden,  wie  aus  einem  Nachtrag  zur  llauptrechnung  hervorgellt. 

*'J  Die  Berechnung  des  loberschnsaes  fehlt  in  der  Rechnung. 

”*)  Der  Ueberschuss  betragt  in  Wahrheit  etwas  weniger  als  ’/«  Gulden, 
f)  Aus  dem  Nauhhalbjahr  1503  werden  über  44  Gulden  übernommen 
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Tabelle  ß. 


vi  VII 


1504 

1471' 

i 

Gulileu. 

1360 

Gulden. 

1505  i 

827 

n 

soi1;. 

1506 

903 1 

t 

4 

n 

932  •/« 

w 

1507 

933 

1058»/* 

n 

1508 

1030' 

* 

1010»  * 

n 

1509 

970' 

1 

844'/, 

• 

Von  den  einzelnen  Halbjahren  überschreitet  nnr  das  Vor- 
lialbjabr  1504  in  Einnahmen  und  in  Ausgaben  beträchtlich  die 
sonst  üblicheHöhe.  Den  Grund  dieser  Erscheinung  lehrt,  wie  gleich 
zu  zeigen  sein  wird,  ein  Blick  in  die  Rechnungen.  Betrachten  wir 
zunächst  die  ordentlichen  und  dann  erst  die  ausserordentlichen  In- 
traden dieser  Finanzepoche.  Wie  in  alterZeit  machen  die  Einkünfte 
von  den  Gemeindeländereien  noch  immer  einen  guten  Theil  der 
Einnahmen  insgesammt  aus.  Die  Weiden  werden  übrigens 
während  des  ganzen  fünfzehnten  und  sechszehnten  Jahrhunderts 
zum  grossen  Theil  nicht  verpachtet,  sondern  so  zu  sagen  — wie 
es  auch  heutigen  Tages  noch  in  Kalkar  üblich  ist  — von  der 
Stadt  verwaltet.  Die  einzelnen  Flächen  sind  in  eine  Anzahl 
von  Weidegerechtigkeiten,  sogenannte  „Scharen“,  eingetheilt. 
Die  Erwerbung  einer  Schar  berechtigt  den  Betreffenden,  das 
Jahr  hindurch  eine  oder  mehrere  Kühe  auf  eine  bestimmte 
Stadtweide  treiben  zu  dürfen.  So  kommen  im  fünfzehnten  Jahr- 
hundert auf  den  uns  schon  bekannten  Ledewinkel  55  volle 
Scharen.  Davon  geht  für  die  Kämmerei  der  Betrag  von  sieben 
Scharen  ab.  Der  Pastor  nämlich  hat  einen  Antheil  frei,  der 
Bürgermeister  und  die  beiden  Rentmeister  je  zwei.  Im  Vor- 
halbjahr 1504  erzielt  man  von  den  48  Scharen  des  Ledewinkels, 
die  dergestalt  übrig  bleiben,  noch  immer  72  Gulden,  so  dass 
also  1 1 /,  Gulden  für  je  eine  Berechtigung  gezahlt  werden.  Inder- 
selben Weise  ist  eine  andere  Wiesenfläche,  der  Schwanenhorst, 
„eingeschart“,  wie  der  Ausdruck  lautet.  Diese  15  Scharen 
geben  zusammen  30  Gulden.  Eine  dritte  Wiese,  kurzweg  „die 
„wye“  genannt,  giebt  von  7 Antheilen  14  Gülden.  Der  Zehnte 
von  dem  sogenannten  Haetkamp,  den  die  Stadt  in  der  Zwischen- 
zeit erworben  hat,  wirft  Iß  Gulden  und  18  Stüver  ab.  Der 
grösste  Theil  der  Allmende,  die  sog.  broickempen,  werden 
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übrigens  audi  in  dieser  Zeit  noch  nach  Schlägen  verpachtet. 
Der  Pachtschilling  von  den  einzelnen  Stücken  schwankt  zwischen 
3 und  9 Gulden.  Alles  in  Allem  beläuft  sich  der  Ertrag  des 
Bruchlandes  im  Vorhalbjahr  1504  auf  105  Gulden  21/,  Stüver. 
In  derselben  Weise  sind  nun  auch  die  eben  erwähnten  Haetkempen 
verpachtet.  Die  Einnahme  aus  diesen  Parzellen  wird  mit 
59  Gulden  6 '/4  Stüver  verzeichnet,  doch  habe  ich  bei  der  Be- 
rechnung möglicherweise  den  Pachtschilling  von  diesem  oder 
jenem  Stückchen  Land  hinzugenommen,  das  in  Wirklichkeit 
nicht  zu  den  Haetkempen  gehörte. 

Ein  bedeutender  Posten,  der  früher  ganz  fehlt,  sind  70 
Gulden  27  Stüver  van  verscbrivunge  onss  gnedigen  heren  uyt 
dat  gemaell.  Das  „Gemahl“,  die  Abgabe  an  den  Landesherren 
liir  das  Mahlen  des  Getreides,  war  nämlich  inzwischen  für 
schweres  Geld  an  die  Bürger  verpfändet.  An  den  Krieg  gegen 
Geldern  erinnert  eine  ganze  Reihe  von  Eintragungen.  Mit 
Unterstützung  der  Städte  Cleve,  Emmerich,  Rees  und  Kalkar 
versucht  Herzog  Johann  „die  Kluyze  achter Lobitd  den  Gelressen“ 
zu  entreissen.  Die  kriegsfähige  Mannschaft  von  Kalkar  war 
zwei  Tage  auf  dieser  Expedition.  Die  Ungehorsamen  aber, 
diejenigen,  die  nicht  mitgezogen  waren,  werden  mit  19  Gulden 
gekört,  ln  einem  ähnlichen  Falle  scheint  es  sich  um  einen 
Anschlag  zu  handeln,  den  die  Emmericher  gegen  Dösborg  und 
Bronkhorst  unternehmen.  Den  Kalkarer  Bürgern  fällt  dabei 
die  Aufgabe  zu,  die  Umgebung  von  Rhenen  zu  brennen  und  aus- 
zurauben, um  dadurch  einen  Flankenangriff  von  dieser  Seite 
her  zu  erschweren.  Auch  diesmal  ist  der  städtische  Heerbann 
zwei  Tage  im  Felde.  Die  Ungehorsamen  müssen  17  Gulden 
30  Stüver  zahlen.  Von  der  grossen  Beute  ferner,  die  in  der 
geldernschen  Fehde  vor  Huy essen  (Hüssen)  in  gen  Bethaw 
gewonnen  wurde,  laufen  in  diesem  Vorhalbjahr  55  Gulden 
als  Abschlagszahlung  ein.  Andererseits  werden  aber  unter  den 
Einnahmen  auch  solche  aufgeführt,  die  in  Wahrheit  Ausgaben 
sind.  Von  den  i!00  Soldknechten  nämlich,  die  die  gemeinen 
Städte  dem  Herzog  vierzehn  Tage  hindurch  zu  beköstigen  ver- 
sprochen haben,  kommen  nicht  weniger  als  75  auf  Kalkar.  Als 
nun  die  Stadt  geynen  rait  enwuste,  gelt  op  to  brengen,  die 
knechte  mede  to  verzolden,  lieft  Peter  van  Goch  dairtoe  to 
voleuste  opgebracht  225  goltguld.,  ilker  ad  2 liornsche 
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guld.1)  Diese  225  Goldgulden  werden  also,  wie  üblich,  ohne 
weiteres  unter  den  Einnahmen  gebucht.  Die  nächste  Eintragung 
erzählt  von  dem  Feldlager,  das  der  Herzog  mit  den  ihm  zu  diesem 
Zweck  bewilligten  Söldnern  vor  Middelaer  aufschlägt.  Drei 
Reisen  machen  die  Kalkarer  Bürger  zu  seiner  Unterstützung, 
zweimal  mit  dem  halben,  einmal  mit  dem  ganzen  Aufgebot. 
Man  erhält  einen  Begriff  von  dem  Umfang  dieser  Leistungen, 
wenn  man  erfährt,  dass  der  erste  Kriegszug  nicht  weniger  als 
1 1 Tage  dauert.  Van  desen  drie  reysen,  heisst  es  zum  Schluss, 
van  den  ungehorsamen  opgeboirt  XL VII  guld.  XXVI  stuv. 
Endlich  sei  noch  erwähnt,  dass  von  der  Weinaccise  8'.t  Gulden 
37  Stüver  in  dem  Vorhalbjahrc  eingekommen  sind.  Die  Beträge 
der  Accise  in  dem  Halbjahr  sind  aus  Gründen,  über  die  einige 
Andeutungen  vorliegen,  ausserordentlich  gering. 

Nach  diesen  Mittheilungen  ist  es  gar  nicht  zweifelhaft,  dass 
der  Krieg  gegen  Geldern  es  ist,  der  die  Einnahmen  in  dem 
Vorhalbjahre  1504  so  in  die  Höhe  treibt.  Man  braucht  nur 
das  Kapital,  das  Peter  von  Goch  der  Stadt  vorstreckt,  das 
Beutegeld  und  die  Busse  derer,  die  nicht  mit  ins  Feld  rücken, 
von  dcrTotalsumme  abzuziehen,  so  erhält  man  den  gewöhnlichen 
Betrag.  Die  Einnahmen  richten  sieh  übrigens,  wie  schon  erwähnt, 
zum  grossen  Theil  nach  den  Aufwendungen.  Die  Ausgaben  dieser 
Finanzperiode  stehen  nun  aber  wie  erwähnt  unter  dem 
Zeichen  der  kriegerischen  Ereignisse.  Während  im  Allgemeinen 
die  Kalkarer  Stadtrechnungen  ein  Beleg  dafür  sind,  dass  bei 
kleineren  Städten  die  Instandhaltung  der  Thore,  der  Mauern, 
der  Strassen,  der  öffentlichen  Gebäude,  der  Zäune  in  der 
Stadtmark,  der  Schleusen  und  der  Deiche  den  grösseren  Theil 
der  Intraden  verschlingen,  treten  diese  zahlreichen  kleinen  Posten 
hinter  denen  im  Vorhalbjahr  1504,  die  sich  auf  kriegerische  Auf- 
wendungen beziehen,  zurück.  So  werden,  als  man  einen  Ueberläll 
fürchtet,  einige  Gulden  dafür  verausgabt,  dass  die  Wachmannschaften 
Xaclits  auf  den  Wällen  verstärkt  werden  müssen.  Nach  Cleve 
schickt  man,  als  die  Rüstungen  und  Werbungen  für  den  Entsatz 
der  von  den  Geldernschen  belagerten  Burg  der  Stadt  Wachten- 
donk beginnen,  um  vom  Heizog  vier  Dienstwagen  zu  leihen 


')  Peter  von  Goch  wird  in  den  Einnahmen  unter  denen  anfgetuhrt,  die 
iui  Vorhalbjahr  löut  ihr  Bürgerrecht  erwerben. 


Digitized  by  Google 


508 


oder  zn  kaufen.1)  Bei  einem  Vorstoss,  den  Herr  Wilhelm 
van  der  Horst,  Ritter  und  Marschalk,  in  die  Vogtei  Geldern 
unternimmt,  um  der  hartbedrängten  Besatzung  jener  Burg  Luft 
zu  machen,  stellen  die  Bürger  ihm  33  Knechte  zur  Verfügung. 
Nur  zwei  Tage  dauert  dieser  Streifzng,  so  dass  der  Sold,  5 
Stfiver  für  den  Mann,  nicht  viel  mehr  als  8 Gulden  beträgt. 
Dann  begegnet  bald  darauf  ein  neuer  Posten  von  Iß  Gulden 
für  Söldner,  die  zum  Entsatz  Wachtendonks  geschickt  werden.51) 
Wachtendonks  wegen  reitet  darauf  der  Bürgermeister  mehr  als 
einmal  nach  Cleve  zur  Berathung  mit  dem  Herzog.  Boten  gehen 
von  Kalkar  an  Wesel,  Xanten,  Rees  und  Cleve.  In  Kalkar 
versammeln  sich  am  Freitag  nach  Halbfasten  (22.  März)  die 
Geschickten  der  Städte,  um  Massregeln,  die  onsettinge  van 
Wachtendonk  berurende,  zu  ergreifen.  Das  Gerücht,  die  Burg 
zu  Wachtendonk  wäre  in  die  Hände  des  Feindes  gerathen,  und 
die  Sorge  für  Gennep  beschleunigen  die  Verhandlungen.  Ein 
Theil  der  Knechte  wird  sofort  zum  Entsatzheer  gesandt.3)  Auf 
Kalkar  allein  kommen  acht  Söldner,  die  in  dreizehn  Tagen  13 
Gulden  30  Stüver  kosten.  Eben  damals  bewilligen  die  Städte 
für  den  geldernschen  Krieg  400  Knechte.  Wenn  man  von 
Kalkar  und  Emmerich  auf  die  anderen  Plätze  schliessen  darf, 
so  betreiben  die  clevischen  Städte  diese  Unternehmungen  mit 
Leib  und  Seele.  Auf  Kalkar  fallen  von  jenen  Mannschaften 
50 ; die  Stadt  bringt  aber  nur  30  Knechte  auf,  die  alsogleich  nach 
Gennep  geworfen  werden.  Der  Posten  für  die  Ausrüstung  und 
Besoldung  dieses  Kontingents  ist  schon  sehr  viel  höher:  er  be- 
läuft sich  auf  ßl  Gulden.  Um  eben  jene  Zeit,  am  zweiten  Oster- 
tag (8.  April),  muss  sich  die  Besatzung  der  Burg  von  Wachten- 


')  Wachtendonk  war,  wie  erwähnt,  schon  früher  einmal  längere  Zeit 
in  clevischem  Besitz  gewesen  und  war  militärisch  für  Cleve  von  grosser 
Wichtigkeit.  Herzog  Johann  II.  hatte  sich  damals  der  Stadt  bemächtigt ; 
Mitte  September  1503  aber  war  sic  zur  Nachtzeit  überrumpelt  und  mit  Aus- 
nahme der  Burg  von  den  Geldernschen  zurückerobert  worden. 

2)  Es  sind  tot  onsen  tax  nae  verdrach  der  gemeyntz  stede  2’/,  knecht 
. . . ind  syn  dairop  gewest  5 wekeu. 

3)  A.  a.  O.  Bl.  14:  Item  soe  dat  gerocht  liep,  dat  Wachtendonk  op- 
gegeven  were  und  men  vor  tienp  besorght  was,  lieft  men  dair  in  geschickt 
op  cost  der  gemeynen  stede  eyn  deel  knecht,  dair  unsc  tax  VIII  knechte 
aff  belip  XIII  daige  lanck. 
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donk,  durch  laugen  und  tapferen  Widerstand  ganz  erschöpft, 
endlich  ergeben.1)  Das  scheint  die  Besorgnisse  für  Gennep  ge- 
steigert zu  haben,  denn  bereits  am  Mittwoch,  also  zwei  Tage 
nach  der  Katastrophe,  reitet  der  Bürgermeister  abermals  nach 
Cleve,  um  über  die  Verstärkung  des  Kalkarer  Kontingents  in 
Gennep  mit  dem  Herzog  oder  seinen  Bevollmächtigten  zu  ver- 
handeln. 

Die  Befürchtungen,  auch  dieses  wichtige  Aussen  werk  möchte  in 
die  Hand  der  Geldernschen  fallen,  erwiesen  sich  als  unbegründet: 
nach  der  Rückeroberung  Wachtendonks  zieht  sich  der  Krieg  vor- 
läufig mehr  nach  den  unteren  Quartieren  Gelderns.  Eine 
Eintragung  im  Ausgabeverzeichniss  berichtet  ausführlich  von 
dem  schon  erwähnten  Zuge,  der  auf  Emmerichs  Veranlassung 
von  den  Bürgern  clevischer  Städte  unternommen  wurde,  um  ein 
Bollwerk  beneden  den  tolhuyss  (zu  Lobith),  die  Kluyze 
genannt,  mit  gewaltiger  Hand  niederzuwerfen.  Das  Ausgabe- 
verzeichniss berichtet  bis  ins  einzelne  von  dem  Proviant  (dem 
Bier,  der  Butter,  dem  Schmalz,  dem  Speck,  dem  Brot),  der  den 
Bürgern  zu  Schiff  nachgeführt  wird.-')  Zudem  erfährt  man  hier 
und  an  anderen  Stellen  der  Rechnungen,  dass  der  Bürgermeister 
mit  seinen  Gesellen  wohl  mitreitet  und  eine  Art  von  Aufsicht 
führt,  aber  nicht  mehr  das  städtische  Aufgebot  selbst  kommandirt. 
Den  Oberbefehl  scheint  entweder  der  Hauptmann  (capiten)  der 
Söldner  oder  ein  befreundeter  Ritter  ans  der  Nachbarschaft 
gehabt  zu  haben.  Alles  in  Allem  beläuft  sich  der  Posten  auf  nur 
13  Gulden  und  38  Stüver.  Schon  am  Sonntag  nach  Pfingsten, 
am  11.  Juni  — stark  vierzehn  Tage  nach  dem  vorigen  Auszug 
— machen  die  Emmericher,  die  eine  Anzahl  von  Reitern  in 
Sold  genommen  zu  haben  scheinen,  jenen  schon  erwähnten 
Angriff  auf  Dösborg.  Es  ist  der  vielbesuchte  Handelsweg  der 
clevischen  Kaufleute,  die  Yssel  herauf,  den  die  Emmericher  bei 
diesem  sinnlosen  Bruderkriege  jetzt  mit  so  wenig  friedlichen 


')  Nettesheim,  Geschichte  der  Stadt  Geldern,  Hand  I S.  208;  nach 
der  Chronik  der  Abtei  Kamp. 

s)  Aehnliche  Details  über  den  Proviant  der  ausziehenden  Bürger  auf 
geldernscher  Seite  finden  sich  bei  G.  van  11  näselt,  Arnhe Asche  oudheden, 
Deel  4 S.  149  ff. 


Digitized  by  Google 


510 


Absichten  einschlagen.1)  Das  ganze  Aufgebot  Kalkars,  wie 
üblich  unter  Glockenschlag  zusauiniengetreten,  nimmt  diesmal 
in  der  Höhe  von  125  Mann  an  der  Reise  theil.  Verstärkt  wird 
die  Schaar  durch  9 Soldknechte  (knechte  vor  zolners),  die  nach 
den  Andeutungen  der  Eintragung  das  Hauptkontingent  zu  den 
15  guten  Schützen  gestellt  zu  haben  scheinen,  die  beim  Zuge 
sind.  Wiederum  wundert  man  sich  über  den  geringen  Kosten- 
betrag: es  sind  nur  etwas  über  14  Gulden,  die  verausgabt 
werden.  Zu  dem  gleichfalls  schon  erwähnten  Feldlager,  das 
Johann  II.  vor  Middelaer  aufschlägt,  zieht  Ende  Juni  der  Heer- 
bann der  gemeinen  Städte  der  Landschaft  „mitten  clockenslach.“ 
Diesmal  handelt  es  sich  um  eine  grössere  und  langwierige 
Expedition,  so  dass  ein  Stadttheil  den  anderen  ablöst.  Auf  der 
ersten  Reise  beträgt  der  Heerbann,  den  diehalve  stat,  das  sog.  X eder- 
lant,  stellt,  116  Mann.  Hinzukommen  noch  1 6 Söldner  in  stede 
der  borgers  ind  weduwen.  Bei  der  Ablösung,  die  die  halt  e stat, 
dasOeverlant,  aufbringt,  ziehen  nur  GO  Bürger  mit.  Daran schliesst 
sich  noch  eine  dritte  Reise  nach  Middelaer,  zu  der  das  ganze 
städtische  Aufgebot  ausrückt.  AVollte  man,  nebenbei  bemerkt,  nach 
solchen  Angaben  die  Stärke  der  wattenfähigen  Bürgerschaft  berech- 
nen, so  müsste  man  die  bei  den  Einnahmen  erwähnten  Strafsummen 
derer,  die  zu  Hause  geblieben  sind,  mit  berücksichtigen.2)  Wie 
dem  nun  auch  sei,  diese  Zahlen  zeigen,  dass  von  einer  Be- 
völkerung Kalkars  in  der  Höhe  von  „4000  bis  5000  Einwohnern“  in 
jener  Zeit  derBlüthe  schwerlich  die  Rede  sein  kann.  Wenn  eine 
Aufzeichnung  aus  der  Mitte  des  1 7.  Jahrhunderts  auf  noch  nicht 
5000  Seelen  sehliessen  lässt,  so  wird  man  für  den  Anfang  des 
16.  Jahrhunderts  3000  bis  3500  Einwohner  als  Maximalzahl  an- 
schon dürfen.  Die  Aufwendungen  für  Proviant  belaufen  sich 
auch  diesmal  auf  nur  55  Gulden  21  Stüver,  aber  hinzukommen 
noch  alle  möglichen  Ausgaben  für  Sold  der  Knechte,  an  Ge- 
schenken für  die  Edelen,  in  deren  Händen  die  Führerschaft  des 
städtischen  Kontingents  gelegen  hat,  für  Reparatur  der  sog. 


')  Item  up  sonnend;) g cctave  penthecostes  licbu  die  van  Eineric  mit 
oeren  ruyteren  enen  uenslacli  gemarkt  vor  Doestmrcli  in  dnir  umblanx  in  to 
tasten  golyck  foirgeroirt  is 

2J  Wolft',  Geschichte  der  Stadt  Kalkar,  S.  10. 
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Heereskiste  u.  s.  w.1)  Die  Summe,  die  man  von  Peter  van 
Goch  geliehen,  kehrt  dann  hier  nochmals  unter  den  Ausgaben 
wieder.  So  werden  im  Ganzen  229  Gulden  23  Stiiver  für  die 
Besoldung  jener  (it;  Knechte  verwendet,  die  man  anstatt  der  75 
aufgebracht  hatte,  auf  die  man  eigentlich  verpflichtet  war.  — 

Abgesehen  von  diesen  Aufwendungen  für  kriegerische 
Zwecke  machen  die  uitgeven  van  uitgainden  renthcn,  also  die 
Verzinsung  resp.  Amortisation  der  Stadtsehulden,  den  grössten 
Betrag  aus.  Neben  den  Bürgern  in  Wesel  und  Rees  beziehen  noch 
immer  die  geistlichen  Anstalten  der  Landschaft  die  meisten  und 
höchsten  Renten.  Im  Ganzen  beläuft  sich  die  Summe  auf  243 
Gulden.  Werthvoll  vor  allem  sind  bei  dieser  und  den  anderen 
Rechnungen,  die  beinahe  noch  ausführlicher  sind  als  die 
Weselschen.  die  unendlich  zahlreichen  wichtigen  Einzelheiten, 
die  über  das  Verhültniss  der  Stadt  zu  den  gemeinen  Städten, 
zu  der  Geistlichkeit,  zu  dem  Landesherrn  und  seinen  Beamten, 
nicht  selten  ganz  intimen  Aufschluss  geben. 

Versammeln  sich  die  Bevollmächtigten  der  gemeinen 
Städte  oder  der  hoeftstede  bejder  lande  Cleve  ind  Marek,  so 
finden  gemeinsame  Gelage  statt,  deren  Kosten  jeder  selbst  be- 
streiten muss.  Reitet  aber  der  Bürgermeister  einer  benachbarten 
clevischen  Stadt  in  Kalkar  ein  und  übernachtet  dort,  so  wird  ihm 
wohl  meist  ein  Ehrentrunk  geschenkt.  In  Wesel  lässt  sich  diese 
Praxis  soweit  zurückverfolgen,  wie  die  Stadtrechnungen  reichen. 
Eben  mit  Berufung  auf  den  Brauch  in  Wesel  spendet  man  dem 
Bürgermeister  von  dort,  der  vermutldich  auf  der  Reise  zum 
Herzog  in  Kalkar  Quartier  nimmt,  zwölf  Quart  Wein.-)  Den 
Klöstern  in  der  Stadt  sendet  der  Magistrat  fast  bei  allen  hohen 
Festen  Wein.  Besonders  charakteristisch  aber  beleuchtet  eine 
Eintragung  das  patriarchalische  Verhältniss  der  Bürger  zum 
Pfarrer.  Als  der  Propst  von  Wissel  als  Pfarrer  von  Kalkar 


I ) Item  soe  die  heerkist  tobravken  was,  die  toegerost  tzugeriistet,  in 
Stand  gesetzt)  ind  dairtoe  gekocht  eyn  planck  ad  VII  sturer  u.  s.  w. 

J)  Item  up  satersdach  na  me.vdach  (4.  Mai)  is  die  borgermeister  van 
Wesell  hyr  benachtet,  ind  soe  die  stat  Wesell  unsen  geschickten  alltyt  ge- 
scbenck  duet,  heft  men  oen  gescheucht  XII  quart  ad  VII  groitken,  facit 
XXVIII  stuver.  Im  Nachhalbjahr  15<U  erhält  der  HIrgenneister  von  Cleve 
einen  Trunk  mit  der  beachtenswertheil  Motivirung,  dass  er  stets  vlytich  is 
der  stat  (Kalkar)  haitscapen  in  unsen  afwesen  to  doin. 
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seine  Investitur  „nimmt“,  wird  ihm  in  einem  Weinhaus  der 
Stadt  ein  Ehren-  und  Willkommenmink  auf  „gute  Nachbar- 
schaft“ dargebracht.')  Und  dieses  mal  lässt  sich  die  Stadt  das 
„Geschenk“  sehr  viel  mehr  kosten  als  bei  der  Bewirthung  des 
Bürgermeisters  des  clcvischen  Hauptplatzes. 

Mit  den  Beamten  des  Landesherrn  versteht  es  der  Magistrat 
meist  sich  gut  zu  stellen.  So  z.  B.  mit  dem  Waldgrafen  auf 
Munna,  der  eine  wichtige  Persönlichkeit  ist,  weil  man  durch 
seine  Vermittlung  Brennholz  aus  den  nahen  Waldungen  bezieht, 
die  damals  noch  die  jetzigen  Dorfmarken  von  Alt-  und  Neuluisendorf 
einnehmen.'2)  Vor  allem  aber  mit  dem  Landdrosten  sucht  man 
gute  Freundschaft  zu  halten.  Bei  passenden  Gelegenheiten 
wird  ihm  einen  Ehrentrunk  verabreicht.  So  als  er  im  Januar 
(23.)  den  Richter  von  Kalkar  im  Aufträge  seines  Herrn  be- 
stätigt/') Auch  die  Ritter,  die  bei  irgend  einem  Anlass  der 
Stadt  Freundlichkeit  erwiesen  haben,  werden,  wenn  sie  durch 
Kalkar  kommen,  beschenkt.  Es  wird  zum  Beispiel  Herr  Steven 
van  Wylick  mit  Wein  bewirthet,  weil  er  bei  jenem  Zuge  nach 
dem  Zollhaus  Lobith  den  böigeren  doegde  bewyst  lieft.  An- 
dererseits wissen  sich  aber  die  Bürger  gegen  wirkliche  oder 
vermeintliche  Willkürlichkeiten  der  landesherrlichen  Amtleute 
sehr  wohl  zu  schützen.  Wie  oft  Fälle  aller  dieser  Art  vorge- 
kommen sind,  geht  schon  daraus  hervor,  dass  sich  in  dem  einen 
Halbjahr  1504  fast  für  jeden  von  ihnen  ein  oder  mehrere  Be- 
lege finden.  Als  der  Richter  von  Üdem  die  Hausleute  der 
Bürger  wegen  irgend  welcher  Rückstände  allzu  eilig  pfänden 
und  einsperren  will,  senden  die  Bürger  einen  Boten  zum  Herzog 


*)  Item  soe  die  praist  van  Wis.sc hol  pastoir  to  Kalker  syn  investuyr 
naem  van  der  kireken  crastino  Mathie  (26.  Februar)  doe  van  der  stat  wegen 
vor  eyn  wilkomen  ind  guede  naburscap  geschenckt  in  meister  Peters  hus 
tgelaicb  LXXV  quart  ad  VII  gr.,  fac.  TI II  guld.  VII  stüver.  Dieser  Pfarrer 
beisst  Sybertan  van  Ryswiek.  I'eber  ähnliche  Vorkommnisse  vergl.  Wolff, 
Geschichte  der  Stadt  Kalkar,  S.  30. 

J)  Vergl.  z.  B.  Bl.  13  und  (Nachhalbjahr  1504)  Bl.  30.  Die  Stadt  hat 
Mangel  an  Bauholz  (tymmerholz);  sie  schickt  daher  einen  Bevollmächtigten  an 
den  Herzog,  der  von  ihm  eine  Befehlsschrift  an  den  Waldgrafen  auswirkt, 
der  Stadt  Holz  anzuweisen. 

3)  Item,  doe  myn  joncker  die  lantdrost  den  richtcr  steegden  totten  ampt, 
syn  liefden  geschenckt  in  meister  Peters  hus  op  dinxstdag  post  Agnetis 
XXX  quart  . . . fac.  IUI  guld.  XXXII  stuv.  XXIV  grodk. 
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nm  der  peyndinge.  wie  gesagt  wird,  eyn  opruckinge  to  ver- 
werven.  Und  in  der  That  erwirkt  man  dergestalt  einen  Be- 
fehlsbrief an  den  Richter  von  Udem,  durch  den  ihm  dieser  Auf- 
schub zur  Pflicht  gemacht  wird. 

Auch  der  Etat  des  Nachhalbjahres  1504  steht  noch  unter 
dem  Zeichen  des  geldemschen  Krieges,  wenn  auch  die  Auf- 
wendungen für  kriegerische  Zwecke  etwas  seltener  geworden 
sind.  Unter  den  Einnahmen  werden  abermals  40  Gulden  Straf- 
gelder aufgeführt,  die  von  denen  erhoben  werden,  die  bei  einer 
der  vielen  Reisen  in  das  Feldlager  bei  Middelaer  ohne  Erlaubniss 
zu  Hause  geblieben  sind.  Ebenso  finden  sich  unter  den  Aus- 
gaben noch  mehrfach  Zahlungen  an  Sold  für  die  geworbenen 
Knechte.  Hinzukommen  noch  kleinere  Posten,  so  z.  B.  12 
Gulden  für  Pferde,  die  man  bei  dem  Zuge  nach  Geldern  ge- 
miethet  hat.  Ferner  unbedeutende  Beträge  für  die  Reparatur 
des  Geschützes  und  dergleichen.  Aber  auch  an  neuen  Reisen 
mit  allen  damit  verbundenen  Kosten  ist  kein  Mangel.  Diesmal 
ist  es  Herr  Ott  van  Biieren,  Rittmeister  zu  Krancnburg,  der 
einen  grossen  und  glücklichen  Raub-  und  Beutezug  in  der 
Richtung  auf  Nymwegen  unternimmt,  umb  die  ossen  dairuyt 
to  nemen.1)  Daran  betheiligen  sich  im  Aufträge  der  Stadt 
drei  Tage  lang  22  Knechte.  Abermals  wird  dann  von  den 
Städten  eine  nicht  unerhebliche  Söldnerschaar  nach  Gennep  ge- 
worfen, da  sich  wiederum  das  Gerücht  verbreitet  hat,  der  Feind 
wolle  diesen  vorgeschobenen  Posten  überrumpeln. 2)  Das 
Hauptereigniss  aber  des  Nachhalbjahres  ist  ein  grosser  Zug  des 
ganzen  Landes,  bei  dem  es  auf  eine  Vereinigung  mit  Herzog 
Philipp  von  Burgund  abgesehen  ist.  Vierzehn  Tage  hindurch 
ist  das  halbe  Aufgebot  der  Stadt  unterwegs.  Zu  dem  Heerbann  der 
Bürger  stossen  nochmals  22  Knechte,  während  man  in  Wirklichkeit 
50  hätte  stellen  müssen.  Zur  Bedienung  der  Dienstwagen  hatte 
man  ferner  eine  Anzahl  von  Hausleuten  mitgenommen,  wie 
daraus  hervorgeht,  dass  ihnen  nachträglich  ein  Trinkgeld  be- 
willigt wird.  An  80  Gulden  sind  dergestalt  allein  bei  dieser 


*)  Mit  den  Worten  „ast  geschieden“,  deutet  die  Eintragung  an,  dass 
der  Plan  gelang. 

*)  A.  a.  O.  Bl.  29. 
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Reise  verausgabt  worden.  Hinzukommt  die  Zahlung  der  ersten 
Rate  von  einer  Summe  von  500  Goldgulden,  die  die  gemeinen 
Städte  dem  .Tungherzog  zu  einer  Fahrt  zu  seiner  Braut  nach 
Jülich  versprochen  haben,  im  Betrage  von  33  Gulden. 

Von  den  ordentlichen  Ausgaben  fallen  wiederum  als  her- 
vorragendste Posten  die  Zinsen  für  die  Anleihen  ins  Gewicht. 
Es  sind  zunächst  an  190  Gulden,  die  für  diesen  Zweck  aufge- 
bracht werden  müssen.  Aber  nachdem  die  Rechnung  schon 
abgeschlossen  war,  stellt  sich  heraus,  dass  eine  ganze  Reihe 
von  Posten  vergessen  worden  ist  Die  werden  nun 
nachträglich  hinzugefügt,  sie  verwandeln  den  Uebcrschuss 
dieses  Halbjahres  — der  beträgt  *27  Gulden  — in  ein  Defizit 
von  3 Gulden  und  36  Stüver.  Erst  am  6.  Januar  in  einer  Magistrats- 
sitzung wurde  der  Fehler  bemerkt  und  „corrigirt“.  Die  damals 
steigenden  Aufwendungen  für  Leibrenten  werden  nun  aber  zum 
Theil  durch  die  Erträge  ausgeglichen,  die  der  Herzog  der  Stadt 
für  Summen,  die  ihm  vorgeschossen  sind,  verpfändet  hat.  Hierzu 
gehört,  wie  schon  gesagt,  das  Gemahl,  das  im  Nachhalbjahr  1504 
nicht  weniger  als  6 1 1 /a  Gulden  bringt.  Daneben  sind  zwei  andere 
Posten  von  Belang:  Item  boirt  men  jairlic  uit  der  gruyten 
ind  sluyterien  XII  golden  gülden  ad  XLVII  stuver,  facit  XIII 
guld.  XVIII  stuv.  Und  zweitens:  Item  noch  van  ver- 
sclirivonge  uns  gnedigen  heren  uiter  dat  gemaell, 
uiter  den  Hoenpelsshen  ind  Hanxelersshen  tienden  ind  uiter 
der  bannempt  . . .,  XVI  guld.  XXIII  stuv.  Etwa  annähernd 
die  Hälfte  des  Zinses  für  die  Anleihen  wird  also  aus  neuer- 
schlossenen Einnahmen  gedeckt. 

Von  besonderem  Interesse  ist  übrigens  der  Umstand,  dass 
die  Erträgnisse  aus  der  Allmende  durchaus  rationell  auf  beide 
Halbjahre  vertheilt  werden.  Von  den  Haitkempen  kommen 
nämlich  im  Nachhalbjahr  37  Gulden  18  Stüver  ein.  Die  Pacht 
ferner  van  den  Monnickenkamp  wird  ganz  in  dieser  Finanz- 
periode verrechnet.  Die  Gesammtsumme  von  den  einzelnen 
Schlägen  beläuft  sich  auf  109'/*  Gulden.  Hinzukommen  endlich 
noch  etwa  23  Gulden  van  den  kerckhofskempen  und  van  den 
tichgelcamp.  Vergleicht  man  diese  Zahlen  mit  den  früher  zum 
Vorhalbjahr  1504  mitgetheilten,  so  ergiebt  sich,  dass  die  Summen 
hier  und  dort  wenigstens  annähernd  von  gleicher  Höhe  sind. 
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Wie  das  Jahr  1 504  den  höchsten  Bestand  in  Einnahmen  und  Aus- 
gaben aufweist,  sodas  Jahr  1 505  scheinbar  wenigstens  so  ziemlich  den 
niedrigsten.  Eben  ans  dem  Grunde  lasse  ich  zum  Schluss  noch 
einige  Angaben  aus  diesem  Jahre  folgen.  Von  den  484  Gulden 
des  Vorhalbjahres  1505  fallen  00  allein  anf  die  Weinaccise. 
Demgegenüber  verschwinden  fast  die  7 Gulden  Wagegeld.  Die 
Bieraccise  vollends,  d.  h.  wohl  die  Abgabe  von  fremdem  Bier, 
bringt  nnr  35  Stüver.  Die  Intraden  von  dem  Ledewinkel,  dem 
Schwanenhorst  und  der  „Wye“  sind  die  gleichen  wie  im  Vor- 
halbjahr 1504;  ebenso  die  von  den  Zehnten  van  den  Haet- 
kamp  und  von  dem  alten  Ziegelwerk  (8  Gulden  15  Stüver). 
Dazu  kommen  noch  kleinere  Beträge  aus  der  Verpachtung  von 
Theilen  des  Walles  etc.,  die  ich  bei  der  Uebersicht  zum  Vor- 
halbjahr 1504  absichtlich  nicht  aufgeführt  habe.  Sogar  diese 
kleineren  Posten  werden  sorgfältig  auf  beide  Halbjahre  ver- 
theilt, so  z.  B.  die  Pacht  von  der  Fischerei.  Der  Ertrag  der 
Fischerei  anf  der  Seite  nach  Altkalkar  wird  bei  den  Einnahmen 
des  Vorhalbjahres,  der  von  der  Hansel aerschen  Seite  bei  denen 
des  Nachhalbjahres  verrechnet.  Die  Accise,  oder  vielleicht 
richtiger  gesagt,  der  Bruchthcil  der  alten  Accise,  der  jetzt  noch 
so  heisst,  bringt  diesmal  die  im  Verhältniss  zur  früheren  Zeit 
ungemein  geringe  Summe  von  7 Gulden.  Auch  in  diesem  Halb- 
jahr fehlen  Ausgaben  für  militärische  Zwecke  nicht.  Bei  einem 
Kriegszuge  vor  Doesborg  am  Dienstag  nach  dem  Maitage  be- 
theiligten sich  indessen  nur  25  Bürger.  Die  Kosten  belaufen  sich 
anf  8'/4  Gulden;  vor  zalt  ind  cost,  wie  gesagt  wird.  Aber 
von  diesem  System  der  Besoldung  kommt  man  bald  wieder 
zurück,  wie  die  Angaben  über  die  nächsten  Reisen  zeigen.  Wie 
bei  den  Einnahmen  die  Intraden  aus  der  Weinaccise  und  der 
Pachtschilling  von  den  Gemeindeländereien  die  grössten  und  in 
ihrem  Betrage  nur  wenig  schwankenden  Posten  sind,  so  bei 
den  Ausgaben  die  Zinsen  für  die  Anleihen.  Soweit  es  sich 
nicht  um  Erbrenten  handelt,  verändert  sich  diese  Summe  natürlich 
im  Laufe  der  Zeit.  Die  Veränderungen  aber  finden  meist  allmählich 
statt;  im  Allgemeinen  entsprechen  die  uitgeven  van  uitgainden 
renten  im  Vorhalbjahr  1505  denen  im  Vorhalbjahr  1504;  die- 
selben Namen  und  dieselben  Beträge  kehren  in  derselben  Reihen- 
folge wieder.  Im  Ganzen  beläuft  sich  die  dergestalt  verwendete 
Summe  auf  256  Gulden,  d.  h.  auf  sehr  viel  mehr  als  die  Hälfte 
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aller  Ausgaben,  die  im  Vorhalbjahr  1505  nur  die  Hübe  von 
480  Gulden  erreichen. 

Ich  gebe  endlich  noch  einige  Mittheilungen  über  das  Nach- 
halbjahr 1505.  So  wenig  wie  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres 
wird  in  der  zweiten  eine  Anleihe  gemacht.  Wohl  aber  sind  die 
Ausgaben  so  bedeutend,  dass  man  jetzt  endlich  zu  dem  so  unge- 
wohnten Mittel  einer  Schatzung  seine  Zuflucht  nimmt.  Ein 
Finanzjahr  wie  1 505  trägt  also  dennoch,  da  neue  Schulden,  wie 
es  scheint,  nicht  kontrahirt  werden,  ein  grosser  Theil  der 
Schulden  aber  aus  Leibrenten  besteht,  nicht  wenig  zur  Tilgung 
der  Schuldenlast  bei.  Es  handelt  sieh  nun  im  Nachhalbjahr 
1505  vor  allem  um  die  Verpflegung  eines  starken  städtischen 
Kontingents,  das  87  Tage  vor  Arnheim  lagert.  Nur  ein  — 
allerdings  nicht  kleiner  — Theil  des  städtischen  Heerbanns  ist 
ausgezogen.  Diesmal  aber,  wo  man  von  vornherein  darauf  gefasst 
sein  konnte,  dass  die  Expedition  langwierig  sein  werde,  ist  nicht 
das  eine  oder  das  andere  Quartier  ausgerückt,  vielmehr  hat 
man  eine  Auswahl  unter  der  Gesammtheit  der  waffenfähigen 
Mannschaft  getroffen.  Hundert  Kriegst  üehtige  sind  von  dem  Bürger- 
meister und  seinen  Gesellen  wohl  unter  Betheiligung  der  ge- 
meinen Bürger  für  den  Zug  ausgemustert  worden.  Sammt  und  son- 
ders werden  sie  bei  Namen  aufgeführt.  Hinter  jedem  Namen  wird 
notirt,  wie  viel  Tage  der  Betreffende  im  Felde  gestanden  hat. 
Meist  sind  es  über  drei  Wochen.  Den  früheren  Verhältnissen 
gegenüber  begegnet  man  hier  zuerst  einem  Fortschritt,  man  ist, 
was  Verpflegung  und  Löhnung  anbetrifft,  zu  einem  gemischten 
System  übergegangen.  Ausser  dem  Proviant  wird  bei  einer  so 
langwierigen  Expedition  ein  gar  nicht  geringer  Sold  gezahlt. 
Manchmal  wird  zudem  erwähnt,  der  eine  oder  andere  Wöhrmann 
habe  — es  muss  dahingestellt  bleiben  aus  welchem  Grunde  — 
doppelte  Löhnung  empfangen,  lieber  170  Gulden  werden  allein 
dergestalt  verausgabt.  Es  folgen  47  Gulden  9 Stüver  für  Bier, 
27  Gulden  für  Brot,  21  Gulden  27  Stüver  für  Speck,  8 Gulden 
für  Rindfleisch,  22  Gulden  81  Stüver  für  Butter,  12  Gulden 
für  cautert  ind  hantkese,  1 1 Gulden  fi  Stüver  für  Unkosten  bei 
der  Beschaffung  und  dem  Transport  des  Proviantes.  Dazu 
kommt  noch  eine  Reihe  von  kleineren  Posten  von  5,  von  2, 
von  4 und  von  21  und  nochmals  von  2 Gulden.  Den  Beschluss 
macht  endlich  eine  Summe  von  210  Gulden  28  Stüvem  für  den 
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Sold  der  Knechte  und  derjenigen  Bürger,  die  mit  Einwilligung 
des  Bürgermeisters  als  Söldner  an  der  Reise  theil  genommen 
haben.1) 

Der  Bürgermeister  und  seine  Gesellen  klagen  über  die  Mühe, 
die  es  ihnen  gemacht  habe,  eine  so  complizirte  Rechnung  zu- 
sammenzubringen. Dafür  verlangen  sie  eine  besondere  Ver- 
gütung von  2 Gulden.  Die  endgültige  Berechnung  crgiebt  an 
Ausgaben  571  Gulden.2)  Die  Leiter  der  städtischen  Finanzen 
mögen  dieser  nicht  geringen  Summe  gegenüber  alsogleich  die 
Unmöglichkeit  eingesehen  haben,  durch  Anleihen,  die  verhält- 
nissmässig  gross  hätten  sein  müssen,  Deckung  zu  schaffen.  Man 
beschloss  daher,  wie  erwähnt,  eine  Schatzung.  Dabei  ist  be- 
achtenswerth,  dass  die  Strafgelder  der  Ungehorsamen,  die  früher 
bei  jeder  Reise  aufgeführt  werden,  diesmal  fehlen.  Diese  Bussen 
werden  früher  schon  in  gewissem  Sinne  den  Charakter  einer 
Wehrsteuer  gehabt  haben.  Jetzt  scheint  man  nun  die  Wehr- 
steuerverpflichtung ausgedehnt  und  den  Betrag  angemessen  er- 
höht zu  haben.  Denn  daran  wird  man  festhalten  dürfen,  dass 
die  555  kleinen  Gulden,  die  van  der  seattingc  kommen,  von  den 
Bürgern  aufgebracht  sind,  die  nicht  mit  in  das  Lager  gerückt 
sind.  Diese  555  sogenannten  kleinen  Gulden  entsprechen  einem 
Betrage  von  249  Stadtgulden.  Zieht  man  die  von  den  eben 
erwähnten  571  Guidenab,  so  bleibt  ein  „restant“  von  mehr  als  321 
Stadtgulden.  So  wenig  wie  das  Ergebniss  der  Schatzung  unter 
den  Einnahmen  gebucht  wird,  werden  diese  321  Stadtgulden 
unter  den  Ausgaben  notirt.  Bei  der  endgültigen  Berechnung 
des  Nachhalbjahres  1505  wird  vielmehr  ausdrücklich  darauf 
hingewiesen,  dass  dat  uitgeven  vor  Arnhem  nicht  mit  einbe- 
griffen ist.  Man  scheint  also  für  die  321  Stadtgulden  eine  be- 
sondere Deckung  gesucht  zu  haben/1)  Eben  darauf  deuten  die 

>)  Item  nae  inganck  der  gemeynre  steden  van  onderhaeldinge  der 
knechte,  soe  hebn  wy  gelyek  den  van  Cleve  eyn  maent  lanck  verzoll  onder 
Derick  van  Huessen  XXXIIII  knechte;  ind  ter  anderen  maent  onder  den- 
gelven  an  knechten  ind  an  borgeren,  die  in  stede  der  knechte  gemonstert 
ind  voirt  op  reyssen  to  trecken  bewillight  woirden  tot  XIX  zolt.  Ind  op 
beide  maenden  vor  den  hoeftmau  VI  J-  dubbelden  zolt  u.  s.  w. 

J)  Item  soe  die  borgermeister  ind  syne  gesellen  voell  oulegdc  gehat 
hebn  aver  desen  verplegingh  by  een  to  vergaederen,  dairaver  verdain  voir 
ind  nae  II  gnld. 

3)  Summa  rum  (sic)  aller  verpleginge  der  borgere  au  zolt,  an  cost  ind 
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letzten  gesperrt  gedruckten  Worte  der  in  der  letzten  Anmerkung 
mitgetlieilten  Eintragung  über  die  Gesammtkosten  der  grossen 
Reise. 

Bei  solcher  Berechnung  verschwinden  in  dem  Ausgabe- 
verzeichniss  des  Nachhalbjahres  1505  natürlich  fast  alle  Spuren 
des  geldernschen  Krieges.  Die  Totalsumme  der  Ausgaben  beläuft 
sich  nur  auf  325  Gulden  38  Stüver.  Dass  aber  diese  Summe 
eiuigerinassen  anormal  ist,  geht  schon  aus  dem  einfachen  Hinweis 
auf  die  Thatsache  hervor,  dass  in  dem  Nachhalbjahr  1505  die 
Beträge  für  die  Verzinsung  der  Rentenschuld  mit  etwa  215 
Guldeu  zwei  Drittel  der  Höhe  der  Ausgaben  erreichen. 

Alles  in  allem  genommen  beruht  die  städtische  Finanz- 
wirthschaft  Kalkars  in  jener  Zeit,  dank  dem  hohen  Betrage 
der  Kämmereiintraden,  noch  auf  soliden  Grundlagen.  Erst  in 
der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  und  im  17.  Jahr- 
hundert, als  die  Stadt  wirthschaftlich  mit  schnellen  Schritten 
dem  Ruin  entgegen  ging,  greifen  jene  gerade  hier  besonders 
ungeheuerlichen  Verhältnisse  Platz,  die  mit  Recht  die  Ent- 
rüstung König  Friedrich  Wilhelms  I.  und  seiner  Steuerrälhe 
hervorriefen. 


Kapitel  12. 

Zur  Reehtsgesehiehte  der  elevisehen  Städte. 

i. 

Die  l Uterbezirke  der  Grafschaft  Cleve. 

Noch  neuerdings  ist  von  zwei  treftlicheu  Kennern  der 
niederrheinischen  Geschichte  der  Ansicht  Ausdruck  gegeben 


onrait  ind  verplegingh  der  knechte  is  to  samen  viffhondert  eyn  indt  »oeveu- 
tieh  gülden  twelff  stuver  ind  sess  groitken,  hyran  to  körten  viffhondert  vif 
indtwintich  gülden  . . . ind  achtien  stnver,  die  van  der  scattinge  kommen 
syn,  maicken  an  statgulden  twehondert  negen  indtwintich  gülden  . . .; 
restant  driehondert  eynuudtwintich  guld.  civitatis  . . . uyter  den  gelde 
van  der  gemeyne  zyso  genamen. 
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worden,  die  Grafen  von  Cleve  hätten  nirgends  in  ihrem  Lande 
ein  wirkliches  gaugräfliches  Gericht  besessen.  Daraus  gehe  hervor, 
dass  der  grösste  Theil  ihres  Gebietes  aus  der  Vogtei  über  Kirchen- 
gut ihnen  zugewachsen  sein  müsse.1)  Es  ist  fürwahr,  als  ob 
die  alte  Ansicht  ihrer  ehemaligen  erzbischöflichen  Widersacher, 
nach  der  die  wichtigsten  clevischen  Besitzungen  ursprünglich 
lediglich  Kölnische  Leben  seien,  noch  nach  so  viel  Jahrhunderten 
wenigstens  in  der  Theorie  zum  Siege  gelange.2)  Eine  schon 
erwähnte  Gerichtsurkunde  vom  Jahre  1 395  widerlegt  diese  An- 
schauung auf  das  Schlagendste.  Sie  zeigt,  dass  Altkalkar  in 
der  That  eine  solche  alte  Dingstätte  — wie  eben  Mooren  und 
Nettesheim  sie  vermissen  — für  den  älteren  und  ursprüng- 
lichen Theil  der  Grafschaft  ist.  Ich  möchte  sagen  durch  dieses 
Diplom  wird  die  Reihe  der  Beweisglieder  geschlossen,  die  für 
die  Behauptung  sprechen,  der  alte  Düffel gau  — oder  wie  er  sonst 
geheissen  haben  möge  — habe  ursprünglich  den  Kern  des 
Dekanats  Xanten,  und  also  zum  mindesten  auch  die  Grafschaft 
Cleve,  in  ihrem  älteren  Bestände,  umfasst  (S.  1 9 ff.). 

Es  verlohnt  sich  also  der  Mühe  in  diesem  Zusammenhänge 
auf  den  Inhalt  des  Diploms  vom  Jahre  1395  einzugehen.  Es 
sind  die  gemeinen  Schöffen  von  Altkalkar,  die  bezeugen,  was 
sich  vor  ihrer  Bank  zugetragen  habe.3)  In  der  Stadt  Cleve  ist 
am  Montag  vor  Gregoriustag  (8.  März)  ein  Mord  geschehen, 
dair  een  gemeync  geruchte  aver  gegaen  is  in  den  lande,  dass 
Wilhelm  van  Diepenbroich  mit  einer  Anzahl  von  Genossen  der 
Thäter  und  Rutger  van  Boitzelar  der  Anstifter  sei.  Erschlagen 
aber  ist  Adolf  von  Suytkamen,  der  vielgenannte  und  einfluss- 
reiche Rentmeister  Herzog  Adolfs,  damals  noch  Grafen  von 
Cleve,  und  seines  Vaters.  Hyromme  ind  want  dat  gerieht  to 
Aldenkalker  an  dese  zyde  dcss  Ryns,  dair  Aldeukalker  leget, 
dat  oeverste  gerieht  is  in  den  lande  van  Cleve,  so  is  onse  lieve 
gnedige  herre  voirscreven  mit  synen  raede  ind  vrienden  aver- 
kamen,  dat  men  tot  Aldenkalker  aver  den  voirscreven  moirt 
ind  doitslach  gerieht  hevet  als  recht  is.  Man  sieht,  zu  dem 


')  Mooren  und  Nettesheim,  Annalen  des  historischen  Vereins  für 
den  Niederrheiu,  Heft  28,  29  S.  15  Anmerk.  1. 

a)  Hansen,  Zur  Vorgeschichte  der  Soester  Fehde  a.  a.  O.  S.  9 ff. 

3)  Abschrift  im  Lagerbuch  der  Stadt  Kalkar,  Litt.  A vol.  I S.  57. 
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Gericht  von  Altkalkar  gehörte  das  ganze  linksrheinische  Terri- 
torium. Nachdem  also  die  Rätlie  und  Freunde  den  Grafen  be- 
stimmt haben,  die  Sache  dort  zur  Verhandlung  zu  bringen, 
werden  Richter  und  Knechte,  die  Rathmannen  der  Städte  des 
Landes  von  Cleve  und  die  Schöffen  entboten.  Die  entscheiden 
zunächst,  dass  Adolf,  want  die  voirscreven  her  Adolph  van 
Suytkamen  maegh,  raid,  rentmeister  ind  diener  wass  onss 
gnedigen  heren,  selbst  seine  Anklage  Vorbringen  soll.  Das  ge- 
schieht also  im  echten  Ding  am  Montag  vor  Himmelfahrt  (17. 
Mai)  vor  dem  Gericht  zu  Altkalkar.  Zur  rechten  Dingzeit  und 
vor  gespannter  Bank  bittet  nun  der  Graf  die  gemeinen  Schöffen, 
die  mit  vollem  stoilc  to  gerichte  sitzen,  um  einen  Fürsprecher; 
der  wird  ihm  mit  ordel  ind  mit  recht  gegeben.  Auch  das  Urtheil 
erfolgt  na  vondenisse  der  Schöffen  zu  Altkalkar  und  na  den 
landrechten. 

Es  fehlt  also  dem  Düffelgau  durchaus  nicht  an  einem  alten 
Gauding.  Ueber  dieses  Schöffengericht  zu  Altkalkar  und  seinen 
Verfall  und  sein  Wiederaufleben  im  Oberhof  von  Neukalkar 
wird  übrigens  späterhin  noch  weiter  zu  reden  sein ; hier  gilt  es 
zunächst  die  Folgerungen  aus  der  Thatsache  seiner  Existenz 
zu  ziehen. 

Entspricht  nun  das  Territorium  unzweifelhaft  einer  alten 
Grafschaft,  daun  muss  der  alte  Gerichtssprengel  auch  in  Unter- 
bezirke, also  doch  wohl  in  Huudertscliaftsgerichte,  aufgetheilt 
gewesen  sein.  Es  fragt  sich,  ob  Unterbezirke  der  Art  nach- 
gewiesen werden  können?  Für  jeden,  der  die  Ueberlieierung 
kennt,  ist  es  von  vorn  herein  klar,  dass  es  nicht  möglich  ist, 
mit  durchschlagenden  Gründen  darzuthun,  die  etwaigen  Unter- 
bezirkc  seien  wirkliche  Hundertschaften,  also  organische  Glieder 
eines  Grafschaftsgerichts  karolingischen  Stiles  gewesen,  vielmehr 
lässt  sich  im  besten  Falle  nur  der  Beweis  erbringen,  dieser 
oder  jener  Gerichtssprengel  habe  von  jeher  oder  doch  seit  alter 
Zeit  eine  gewisse  Selbstständigkeit  innerhalb  des  Territoriums 
behauptet.  Alsdann  ist  ja  freilich  oft  der  Gedanke  kaum  abzu- 
weisen, jene  Selbstständigkeit  sei  eben  darauf  zurückzufuhren, 
dass  es  ehemals  eine  Hundertschaft  gewesen  ist.1) 

')  lieber  die  Eintheilung  der  Territorien  im  späteren  Mittelalter  vergl. 
die  schöne  zusammenfassende  Darstellung  bei  R.  Schröder,  Deutsche 
Kechtsgeschichte  (2.  Aull.)  S.  572  ff. 
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Am  unverkennbarsten  hebt  sich  nun,  wie  schon  früher  ge- 
zeigt, die  Düffel  als  ein  geschlossenes  Gebiet  aus  dem  alten 
Landbestande  hervor,  der  ehemals  zum  Düffelgan  gehört  hat. 
So  überzeugend  drängt  sich  diese  Beobachtung  als  Thatsache 
auf,  dass  man  in  der  Düffel  im  engeren  Sinne  sogar  einen  be- 
sonderen Untergau  des  umfangreichen  Hauptgaues  hat  sehen 
wollen,  der  etwa  in  Xanten  seinen  Mittelpunkt  gehabt  habe.1) 
Es  wurde  nun  schon  darauf  hingewiesen,  dass  der  Landstrich, 
der  später  die  Düffel  heisst,  durch  den  Damm  des  Drusus  vor 
Ueberschwemmungen  geschützt  und  eigentlich  erst  geschaffen 
wurde.  Hier  fehlen  die  sonst  am  Niederrhein  gewöhnlichen 
Einzelhöfe,  frühzeitig  entstehen  hier  auf  alluvialem  Boden  in 
überschwemmungsfreier  Lage  zusammenhängende  Dörfer.  Noch 
jetzt  unterscheidet  sich  der  landwirtschaftliche  Betrieb  dieser 
Landschaft  von  dem,  der  sonst  in  der  Niederung  üblich  ist, 
dadurch,  dass  hier  der  Körnerbau  nicht  so  durchaus  hinter  der 
Viehzucht  zurücktritt.2)  Der  Bezirk  hat  zudem  natürliche 
Grenzen,  er  wird  jetzt  durch  Reichswald,  Spoykanal  und  Rhein 
eingeschlossen.3)  Im  früheren  Mittelalter  trennte  ihn  ein  Rhein- 
arm von  dem  Höhenzuge  des  Reichswaldes,  während  ein  anderer 
Strang  ungefähr  die  Richtung  des  jetzigen  Spoykanals  einschlug. 
Für  die  späteren  Schicksale  des  Landstrichs  ist  dann,  wie  schon 
angedeutet,  offenbar  die  Katastrophe  Balderichs  entscheidend 
gewesen.  Die  Grenzmark  lag  den  ausgedehnten  Besitzungen 
am  nächsten,  die  er  durch  seine  Gemahlin  Adela  gewonnen  hatte. 
Dessen  ist  der  Umstand  ein  Zeugnis»,  dass  sein  Eigengut  Zyfflich,  wo 
er  kurz  vor  seinem  Tode  ein  Stift  gründete,  entweder  der  Düffel 
selbst  zugerechnet  wurde  oder  doch  an  sie  grenzte.  Eben  nach 
dieser  Seite  hin  scheint  dann  die  Grafschaft  die  grösste  Ein- 
bnsse  erlitten  zu  haben;  gegen  das  Hausgut  Adelas  und  Balderichs 
wird  sich  der  Zorn  ihrer  mächtigen  Widersacher  zumeist  ge- 
richtet haben.  Fortan  gelangt  der  grössere  Theil  dieser  alten 
Grenzmark  in  den  Besitz  der  Dynasten  an  der  nördlichen  Grenze 
Cleves.  Dass  übrigens  auch  fremde  Klöster(Echtemaeh  und  Lorsch) 
hier  sehr  ausgedehnte  Besitzungen  hatten,  wurde  schon  erwähnt. 


*)  Oben  S.  IS  ff. 

2j  Utgen,  Die  Ansiedlungen  etc.,  S.  44. 
*)  Tibus,  Der  Oau  Leomerike,  S.  16. 
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Eben  damals  haben  endlich  wohl  die  Erzbischöfe  von  Köln  hier 
festen  Fuss  gefasst,  wenn  auch  von  den  Ansprüchen,  die  sie 
später  erhoben,  manches  abzuziehen  sein  mag.1)  Ein  nicht 
unerheblicher  Restbestand  bleibt  indessen  bei  einander  und 
kommt,  wie  wir  wissen,  von  Geldern  um  die  Mitte  des  15.  Jahr- 
hunderts an  Cleve  zurück. 

Der  Landstrich  ist  nun  kräftig  genug,  auch  der  neuen 
Herrschaft  gegenüber  sein  eigenes  Amtsrecht  zu  behaupten, 
das  dann  nach  Richard  Schröders  sehr  wahrscheinlicher  Ver- 
muthung  gerade  in  Folge  der  Einverleibung  in  uuser  Territorium 
aufgezeichnet  wird.2) 

Die  Kirchspiele  Mehr,  Niel,  Loeth,  Kekerdom,  Keken, 
Bimmen  und  Düffel  warth,  die  damals  zur  Düffel  gehören,  bilden 
nach  der  Aufzeichnung  je  eine  Gerichts-  und  Schöffenbank.  In 
jedem  Gerichtsbezirk  sollen  Jahr  für  Jahr  zwei  „echte  Dinge“ 
abgehalten  werden,  wie  Schröder  sich  ausdrückt,  die  sogenannten 
auf  richten  d en  Tage,  die  mindestens  drei  Wochen  vorher 
von  dem  Gerichtsboten  in  den  Kirchen  des  Gerichtssprengels 
angekündigt  werden  müssen.3)  Wie  schon  erwähnt,  zeichneten 
sich  die  aufrichtenden  Tage  dadurch  vor  den  anderen  Dingen 
aus,  dass  in  ihnen  ein  beschleunigtes  Verfahren  vorgeschrieben 
ist.  Nur  mit  Einwilligung  des  Richters  und  beider  Partheien 
kann  die  Entscheidung  über  eine  Rechtssache,  die  daselbst  an- 
hängig gemacht  ist,  auf  14  Tage  verschoben  werden.  Ausser- 
dem finden  vor  den  einzelnen  Gerichtsbänken  wohl  zum  mindesten 
alle  14  Tage  Verhandlungen  statt.  In  jedem  Sprengel  sind 
bestimmte  Schöffen  tliätig;  es  scheint  nicht,  dass  es  neben  ihnen 
noch  besondere  Schöffen  „der  Düffel“  giebt.4)  Eben  dadurch, 


■j  Lacomblet  in  seinem  Archiv  Band  4 S.  389.  Ueber  die  Zuge- 
hörigkeit Kranenburgs  vergl.  oben  S.  130. 

2)  Das  Amtsrecht  in  der  Düffel,  herausgegeben  von  Schröder  in  den 
Annalen  des  historischen  Vereins  etc.,  Band  24  S.  158  ff.  und  Ergänrungen 
bei  Schölten,  Geschichte  der  Stadt  Cleve,  Urkunden,  Nr.  64. 

3)  Wenn  hier  thatsächlich  die  aufrichtenden  Tage  an  die  Stelle  des 
echten  Dinges  getreten  sein  sollten,  so  beweist  das  doch  nur  wenig  für  die 
Entstehung  der  Einrichtung  aus  dem  echten  Ding  im  Allgemeinen. 
Vergl.  Frensdorff,  Dortmunder  Statuten  und  Urtheile,  S.  37  Anmerk.  35 
und  Lüning,  Vertragsbruch  etc.,  Band  1 S.  270. 

4)  Schröder  a.  a.  O.  S.  158, 
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durch  die  Selbstständigkeit  der  einzelnen  Untergerichtsbezirke, 
unterscheidet  sich  gerade  die  Düffel,  wie  sich  zeigen  wird,  von 
anderen  Gerichtsämtern  unseres  Territoriums.  Als  Richter 
fungirt  ein  Amtmann,  der,  wie  ehemals  der  Graf  von  einer  Hundert- 
schaft zur  anderen,  von  Gericht  zu  Gericht  reist.  In  seinem  Amts- 
brief muss  er  versprechen,  nach  Schöffenurtheil  zu  richten. 
Das  ist  eine  Formel,  die  fast  ausnahmslos  in  den  Bestallungs- 
urkunden der  gräflichen  Amtleute  wiederkelirt.1)  In  besonderen 
Fällen  darf  er  sich  vertreten  lassen.  Können  sich  die  Schöffen 
über  eine  Frage  nicht  schlüssig  werden,  so  weisen  sie  die  Sache 
zu  hoifde.  Der  Oberhof  der  Düffel  aber  ist  das  benachbarte 
Städtchen  Kranenburg,  welches  seinerseits  wieder  dem  Stadt- 
gericht zu  Cleve  unterstellt  ist.  — 

Der  Landstrich,  der  sich  südlich  um  die  Düffel  herumlegt, 
hat  wahrscheinlich  den  zweiten  Untergerichtsbezirk  innerhalb  des 
Territoriums  gebildet.  Er  wird  schon  in  einer  Urkunde  vom 
Jahre  720  als  locus  Haemi  bezeichnet.-)  Damals  war  er  noch 
zum  grossen  Theil  mit  Wald  bedeckt;  später  kehrt  seine  Be- 
nennung in  „Cleverhamm“  wieder.  Dieses  Amt  gilt  als  die 
Kornkammer  des  ganzen  Territoriums.  Wenn  irgend  eine 
Gegend  am  Niederrhein  von  Wasserläufen  nicht  allein  umgrenzt 
sondern  geradezu  durchsetzt  ist,  so  ist  es  der  Cleverhamm. 
In  der  Hauptsache  wurde  der  Bezirk  eingeschlossen  von  den 
beiden  Strängen  des  Rheinstromes,  von  denen  der  westlichere 
längs  des  Höhenzuges  bis  1000,  der  andere  (der  Kalkflack)  bis 
etwa  1400,  der  Hauptarm  war.  Späterhin,  als  der  Rhein  sich 
weiter  östlich  au  Emmerich  vorbei  ein  neues  Bett  bahnte,  sind 
dann  manche  Ortschaften  zum  Cleverhamm  gezogen  worden, 
die  früher  unmöglich  dazu  gehört  haben  können.  Dahin  sind 
z.  B.  die  Kirchspiele  Greven warth  (Schenkenschanz)  und  War- 
beyen  zu  rechnen.  Die  Ansicht  nämlich  ist  durchaus  abzu- 
weisen, die  von  Dederich  aufgestellt  worden  ist,  cs  habe  einen 
umfänglichen  „Sprengel“  des  Namens  Amabia  gegeben,  der 


')  Deren  zahlreiche  von  (1er  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  an  vorhanden 
sind.  Im  St.  zn  D.,  ü.  42.  Vcrgl.  Schmoller  in  der  Einleitung  zum  ersten 
Bande  der  Behördenorganisation  etc.  Band  1 S.  47  und  Lamprecht, 
Wirtschaftsleben,  Band  1 S.  1371  ff. 

a)  Sloet,  Oorkondenboek  etc.,  Nr.  0. 
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sich  von  Elten  bis  Rees  und  andererseits  bis  an  den  westlichen 
Höhenzug  erstreckt  habe.1)  Jede  Vermuthung  der  Art  wider- 
streitet Allem,  was  wir  sonst  von  den  Grenzen  zwischen  dem 
Gebiet  der  Chattuarier  und  Chamaven  und  von  den  kirchlichen 
Grenzen  zwischen  Köln  und  Utrecht  wissen.  Es  kann  also 
Oleverhamm  auch  nicht  ein  grösserer  oder  kleinerer  Theil  dieser 
Landschaft  Amabia  gewesen  sein,  wie  Hederich  und  im  An- 
schluss an  ihn  ein  so  umsichtiger  Forscher  wie  Schölten  be- 
hauptet.2) 

Sieht  man  also  von  den  eben  angeführten  später  hinzuge- 
kommenen Kirchspielen  ab,  so  gehören  zu  Cleverhamm  folgende 
Ortschaften. 

1)  Das  Kirchspiel  Kellen  mit  dem  Dorfe  Brienen,  der 
Bauerschaft  Wardhausen  und  den  sogenannten  Hammschen 
Höfeu. 

2)  Das  Kirchspiel  Qualburg  mit  den  Bauerschaften 
Riswick,  Qualburg,  Hasselt  und  Schneppenbaum  mit  Bedburg. 

3)  Huisberden,  das  zwar  vorübergehend  eine  eigene  Herr- 
lichkeit bildete,  zweifellos  aber  seit  Alters  zu  Cleverhamm  ge- 
rechnet wird.'1) 

4)  Hat  zu  dem  alten  Bezirk  in  früherer  Zeit  offenbar  Griet- 
hausen gehört.  Noch  nach  der  Erhebung  des  Ortes  zur  Stadt 
wird  eine  Zeit  lang  das  Amt  nach  Griethausen  genannt  und 
von  dort  aus  administrirt;  in  diesem  Amt  van  Grythusen  liegen, 
um  das  noch  zu  erwähnen,  nach  einem  Schossregister  vom  Jahre 
13K4  (uralte  Schatzungen  Bl.  73  ff.)  die  Ortschaften  Tille, 
Quaelborgh,  Kellen,  Warbeide.  und  dye  haeve  up  gen  Saer- 
brucschen  warde. 

Wenig  verbürgt  hingegen  ist  eine  ältere  Nachricht,  nach 
der  Till  mit  Moyland  und  noch  andere  Ortschaften  früher 
diesem  Amte  zngereclmet  worden  sein  sollen.  Diese  Landschaft 
war  nun  stets  ein  Theil  des  Landdrostenamtes  Cleve.  Der 
Umfang  entspricht  übrigens  in  etwa  dem  der  Düffel;  er  beträgt 


')  Annalen  der  Stadt  Kminerich  S.  14. 

2)  Schölten,  Geschichtliche  Nachrichten  über  Cleverhatn,  Brienen, 
Sombrienen  und  Griethausen  S.  6. 

3)  Ueber  die  Feldllur  von  Huisberden  und  ihre  Eiutheilung  vergl. 
Jleitzen,  Siedelung  und  Agrarwesen  etc.  Bd.  3 S.  242. 
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ungefähr  zwei  Quadratmeilen.  Im  Jahre  1721  berechnet  man, 
dass  im  Amte  4179  holländische  Morgen  „contribuables  Land“ 
liegen.1) 

Wie  die  Düffel  hat  Cleverhamm  seinen  eigenen  Richter,  der 
vom  Landesherrn  ernannt  wird.  Unter  der  Regierung  des  Grafen 
Dietrich  IX  (1311  — 1347),  während  deren  wohl  das  ganze  Land 
erst  systematisch  in  Verwaltungsbezirke  eingetheilt  wurde,  scheint 
auch  die  Gerichtsverfassung  dieses  Amtes  reorganisirt  worden  zu 
sein.2)  Die  „Gerichtsleute“, diesog.  hominesjudieiales,  die bishernieht 
selten  in  den  kleineren  Dorfschaften  namentlich  als  Beurkundungs- 
personen fungirt  hatten,  werden  nunmehr  zu  wirklichen  Schöffen 
erhoben.3)  Das  alte  und  bedeutende  Dorf  Kellen  nimmt  nach 
wie  vor  eine  Art  Vorortsstellung  ein,  denn  die  Schöffen  des 
Cleverhamm  sind  in  ihrer  Mehrzahl  Pfarreingesessene  und  zugleich 
Schöffen  im  dortigen  Lokalgericht.  Als  Richter  fungirt  von 
der  Periode  an,  die  der  Reorganisation  unmittelbar  folgt,  nicht 
selten  der  Richter  der  Stai’t  Cleve.4)  So  zeigt  sich  auch  hier 
schon  früh  das  Uebergewicht  der  Städte,  als  deren  Zubehör 
sozusagen  das  platte  Land  aufgefasst  wird.  Dieses  Verhältniss 
der  Unterordnung  findet  darin  seinen  Ausdruck,  dass  Cleve  als 
Oberhof  für  die  Mehrzahl  der  Dörfer  des  Bezirks  eingesetzt 
wird.  Und  zwar  ist  es  Kalkar,  das  sich  mit  Cleve  in  das 
Amt  Cleverhamm  theilt.  Dem  Sprengel  des  Kalkarer  Oberhofs 
werden  Warbeyen,  das  ja  erst  später  hinzugekommen,  und 
Hüsberden  überwiesen.  Erst  späterhin  ging  auch  von  ihnen 
der  Instanzenzug  an  das  Stadtgericht  zu  Cleve.  — 5) 

Für  den  dritten  Distrikt,  der  einer  älteren  Hundertschaft 

*)  Schölten  a.  a.  O.  S.  0. 

s)  Schölten  a.  a.  O.  S.  7 setzt  die  Organisation  der  Gerichtsbänke 
wohl  mit  Recht  — ohne  indessen  einen  durchschlagenden  Grund  anzngeben 
— in  die  Zeit  1335—1338. 

s)  Ueber  die  hominea  judiciales  vergl.  Liesegang.  Recht  und  Ver- 
fassung von  Rees,  S.  60  ff.  In  der  Zwischenzeit  ist  mir  eine  ungedruckte 
geldernsche  Urkunde  des  Stifts  Neukloster  bekannt  geworden,  in  der  gesagt 
wird,  hyemannen  und  hominea  judieiales  seien  verschiedene  Bezeichnungen 
für  dieselbe  Sache? 

4)  So  schon  im  Jahre  1344  Friedrich  Quade  vergl.  Schölten  a.  a.  0. 
S.  7.  Möglich,  dasB  sich  auf  ein  solches  Vorkomiuniss  der  Urtlieilsspruch 
bezieht,  der  unten  S.  544  aus  dem  über  sententiarum  mitgetheilt  ist. 

i)  Handschrift  im  St  z.  D.  A 249. 
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oder  doch  einer  IJnterabtheiluug  der  Grafschaft  entsprochen 
haben  mag,  gab  ohne  Zweifel  Altkalkar  den  Mittelpunkt  ab. 
Es  ist  schwer  zu  sagen,  welche  Kirchspiele,  Dörfer  und  Bauern- 
schaften ursprünglich  zu  diesem  Gerichtssprengel  gehört  haben. 
Wie  das  Dorf,  das  der  Vorort  war,  scheint  er  sich  theils  über 
die  Randhöhe,  theils  über  die  Niederung  zwischen  den  beiden 
älteren  Hauptarmen  des  Rheines  ausgedehnt  zu  haben.  Die 
einstmaligen  Grenzen  der  Gemeinde  Altkalkar  fielen  zweifellos 
mit  denen  der  Pfarrei  zusammen.  Zu  der  Parochie  Altkalkar 
werden  aber  ursprünglich,  wie  bereits  erwähnt,  Kalkar,  Hanselaer 
und  die  Bauerschaft  Verkelt  bei  Keppeln  gerechnet.1)  Nach 
Westen,  nach  Süden  und  namentlich  nach  Osten  weisen  die 
Dorfschaften,  deren  Oberhof  späterhin  Neu-Kalkar  ist,  wie  Till, 
Vynen,  Appeldorn  und  Wischelward.  In  dem  Schossregister 
von  1384  werden  nämlich  als  zu  dem  Amte  Altkalkar  gehörig 
aufgeführt  Apeldoeren,  Vinen,  Aldenkalker  und  Wischelwarde. 
In  einem  Verzeichniss  vom  Jahre  1411  kommt  dann  noch  Ober- 
mörmter hinzu.  Von  anderen  meist  entfernter  gelegenen  Dörfern 
ist  es  offenbar,  dass  sie  erst  später  dem  Kalkarer  Oberhof  über- 
wiesen sind.  Dahin  wären  z.  B.  Warbeyen,  Winekendonk. 
Wissel,  Kervenheim,  Ginderich,  Kreyenvenne  zu  zählen.2)  Im 
Grossen  und  Ganzen  wird  man  auch  hier  in  etwa  auf  den 
Umfang  von  zwei  bis  drei  Quadratmeilen  kommen,  eine  Fläche, 
die,  an  und  für  sich  betrachtet,  freilich  hinter  der  Grösse  zurück- 
bleibt, die  man  — allerdings  in  sehr  viel  weniger  cultivirten 
Gegenden  — sonst  wohl  als  Durchschnittsumfang  für  Hundert- 
schaften berechnet  hat.3) 

Von  Kellen  wurde  vorhin  erwähnt,  dass  es  im  Cleverhamm 
eine  Art  von  Vorortsstellung  eingenommen  habe;  wie  man  sich 
dieses  Verhältniss  zu  denken  habe,  lehren  vielleicht  die  Nachrichten, 
die  über  die  Ueberordnung  Altkalkars  über  Hanselaer  vorliegen. 
In  einem  Grenzweisthum,  das  die  Stadt  Kalkar  im  August  des 
Jahres  1392  ausstellt,  heisst  es:  Ouch  seggen  wy  van  der  kun- 


>)  Vergl.  den  über  pastoralis  im  Pfarrarchiv  zu  Kalkar. 

2)  Vergl.  die  Mittheilungen  bei  Richard  Schriider  iu  drei  Abhand- 
lungen zur  Geschichte  des  deutschen  Rechts  S.  23. 

s)  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  im  Mittelalter,  Rand  1 
S.  204  ff. 
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den  vorgenant,  dat  toe  Hanxler  nyemant  enhevet  heirlicheit 
lioglie  toe  richtene,  dan  unse  lieve  genedige  hcrre  van  Cleve, 
dye  hevet  enen  richtdagh,  eens  in  den  jayr,  dayr  toe  richtene. 
Ind  wes  men  dan  dayr  nyet  enricht,  heisst  es  weiter,  dat  sal 
men  tot  Aldenkalkar  voyrt  richten.1)  Man  sieht,  es  wird  kein 
Unterschied  gemacht  zwischen  den  Prozessen,  die  hier  und  dort 
zur  Verhandlung  kommen ; beide  Dingstätten  stehen  in  der  Be- 
ziehung gleichberechtigt  neben  einander:  vielmehr  ist  Altkalkar 
nur  das  Haupt-,  Hanselaer  das  später  eingerichtete  und  von  dem 
Gericht  des  Mutterdorfes  abgesplitterte  Nebengericht.  Etwas 
abweichend  sind  nun  die  Jurisdiktionsverhältnisse  auf  dem  Lathen- 
hofe  zu  Hanselaer  geordnet.  An  allen  Vogts-  und  Gerichtstagen 
soll  dort  der  Richter  von  Altkalkar  im  Aufträge  seines  Landesherrn 
den  Sitzungen  des  Hofgerichts  beiwohnen  und  die  Fälle  richten, 
in  denen  enighe  gewalt  gescheghe.  — 2) 

Es  bleibt  die  ausgedehnte  südliche  Westhälfte  des  alten  Land- 
drostenamtes etwa  von  Marienbaum  bis  Borth.  Auch  sie  mag 
eine  besondere  Einheit  gebildet  haben.  Liegt  doch  Xanten  in 
der  Mitte  wie  das  natürliche  Centrum.  Offenbar  ist  aber  hier 
die  Einheit  frühzeitig  dadurch  durchbrochen,  dass  Xanten  der 
Sitz  einer  namentlich  in  der  älteren  Zeit  ausserordentlich  be- 
deutenden kirchlichen  Verwaltung  wurde,  die  eine  weltliche  nicht 
neben  sich  duldete.  Zudem  trifft  man  in  einem  Theile  gerade 
dieses  Bezirkes,  an  der  alten  Römerstrasse  zwischen  Xanten 
und  Uerdingen,  frühzeitig  eine  grosse  Anzahl  kleiner  Gutsherr- 
schaften mit  eigenen  Gerichten,  „welche  offenbar  aus  Gütern 
entstanden  sind,  die  aus  römischen  in  fränkische  Hände  über- 
gegangen sind“.3) 

Weniger  ausgedehnt  wie  auf  dem  linken  ist  bekanntlich 
der  alte  Territorialbestand  Cleves  auf  dem  rechten  Ufer  des 
Rheinstromes.  Die  Grenzen  gegen  Norden  und  Osten  sind 


')  Orig.  Perg.  im  St.  xti  D.,  A 2 Cleve-Mark  Nr.  660.  Vergl.  auch 
ebcnilort  B 43  Bl.  1. 

*)  Aufzeichnung  im  St.  zu  D.  A 270  Bl.  701  ff.  Die  Ueberschrift 
dieses  Artikels  lautet:  Dat  dy  richter  van  Aldenkalker  alle  gewalt  van 
»bereu  wegen  affdoin  sali. 

s)  Mo  oren,  Ueber  die  Nachkommenschaft  der  ersten  Ansiedler  in  der 
unteren  Rheingegend,  Annalen  dei  hiitor.  Vereins,  Heft  30  S.  4 ff. 
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bereits  früher  angegeben.  Nach  Süden  zu  bildete  der  Reichs- 
fiskus  Wesel  eine  vorgeschobene  Mark,  die  zwar  zum  Gau  ge- 
hörte, aber  gewiss  nicht  von  Anfang  an  der  regulären  Admini- 
stration des  Grafen  unterstand.  Für  die  Grafen  mochte  es 
daher  schwierig  sein,  so,  wie  einmal  die  Dinge  lagen,  sich 
zwischen  der  Ysscl  und  dem  Hauptstrom  zu  halten.  Die 
Geschichte  Balderichs  zeigte,  einmal,  dass  ihnen  das  in  der 
ältesten  Zeit  nicht  geglückt  war,  und  zweitens,  welche  Gefahr 
ihnen  drohte,  wenn  die  Dynasten,  die  hier  festen  Fuss  gefasst 
hatten,  sich  mit  ihren  Widersachern  verbündeten.  Der 
Winkel  zwischen  der  Yssel,  den  Sümpfen  der  Hetter  und 
dem  Rhein  wird  also  frühzeitig  vom  Düffelgau  abgesplittert. 
Die  Herren  der  Uferlandschaft  steigen  bald  zu  Macht  und 
Ansehen  empor.  Das  zeigen  die  vornehmen  Familienbeziehungen 
dieses  Hauses,  dessen  Hauptburg  Aspel  gewesen  ist.1)  Noch 
bis  zur  Gegenwart  hinein  sprechen  die  Umwohner  von  dem 
Lande  Aspel.2)  Die  Grenzen  der  Herrschaft  nach  Norden  und 
Osten  sind,  wie  schon  erwähnt,  natürliche  und  auch  ziemlich  genau 
bekannt.  Zweifelhaft  sind  nur  die  nach  Süden.  Hier  hatten  sich 
wohl  zwischen  die  Dörfer  des  Fiskus  Wesel,  wie  Flüren,  Ham- 
minkel  und  andere,  xantische  Besitzungen  eingeschoben ,3)  Da- 
neben mag  den  clevischen  Grafen,  die  ja  so  wie  so  Vögte  des 
Stifts  waren,  noch  diese  oder  jene  Dorfschaft  geblieben  sein.4) 


>)  Feber  die  Verwandtschaft  die  Yermuthungen  bei  Norrenberg, 
Geschichte  der  Pfarreien  des  Dekanats  M. -Gladbach  1888,  S.  50  und 
v.  Haeften,  Zeitschrift  des  bergischen  Geschichtsvereins,  Band  2 S.  26  ff. 

2)  Ueber  den  Umfang  vergl.  Bröring,  Annalen  des  hist.  Vereins, 
Heft  11/18  S.  162.  Dass  das  Land  Aspel  ursprünglich  zur  Herrschnft 
's  Heerenberg  gehurt  habe,  wie  neuerdings  (P.  Norrenberg,  Geschichte 
der  Pfarreien  des  Dekanates  M - Gladbach,  S.  50)  behauptet  worden  ist,  er- 
scheint mir  als  sehr  unwahrscheinlich.  Ohne  ausreichenden  Grund  werden 
bei  dieser  Annahme  die  kirchlichen  und  Stammesgrenzen  ignorirt. 

3)  Waldweisthum  von  Wesel  in  Lacomblets  Archiv,  Band  3 S.  202  ff. 
Feber  den  Fmfang  der  Xantischen  Besitzungen  vergl.  v.  Haeften,  Zeitschrift 
des  bergischen  Geschichtsvereins,  Bd.  2,  S.  35  Anmerk.  72.  Wenn  dort  indessen 
gesagt  wird,  die  zwischen  Emmerich  und  Rees  gelegene  Landschaft  Hetter 
sei  die  älteste  Besitzung  der  Grafen  von  Cleve  auf  dem  rechten  Rheinufer 
gewesen,  so  bedarf  diese  Behauptung  doch  sehr  der  Einschränkung. 

4)  Das  Heberegister  nennt  Einkünfte  der  clevischen  Grafen  in  Bislic, 
Mere  ende  Renen  und  Hamwynkel,  Annalen  d.  hist.  Ver.  Heft  81,  S.  13t. 


Digitized  by  Google 


529 


Jedenfalls  ist  es  ihnen  im  Laufe  der  Zeit  gelungen,  auch  nach 
dieser  Richtung  hin  die  alten  Grenzen  des  ehattuarischen  Ge- 
bietes wieder  zu  erreichen. 

Der  schwerste  Schlag,  der  tlie  clevischen  Grafen  aus  Flan- 
dern treffen  konnte,  war  der  U ebergang  von  Aspel,  Rees,  Nieder- 
mörmter u.  s.  w.  an  das  Erzstift  Köln.  Indessen  sind  sie  bei 
dem  Aussterben  der  Dynasten  von  Aspel  auch  keineswegs  leer 
ausgegangen.  Ein  so  trefflicher  Kenner  niederrheinischer  Terri- 
turialgesehiclite,  wie  Haeften  glaubte  nachdrücklich  darauf 
hinweisen  zu  sollen,  dass  das  Hausgnt  der  Grafen  von  Cleve 
aus  jener  Familie  sich  auf  das  engste  an  die  Allodialbesitzun- 
gen  des  aspclschen  Dynastengeschlechts  anschliesst.1) 

Es  waren  also,  wenn  man  vom  Fiskus  Wesel  absieht,  aber 
von  Xanten  annimmt,  dass  es  Mittelpunkt  eines  Unterbezirkes 
gewesen  sei,  im  Ganzen  fünf  Distrikte,  in  die  der  Diiffelgau 
zerfiel.  Schon  die  annähernde  Gleichheit  ihres  Umfanges  weist 
darauf  hin,  dass  es  sich  hier  um  eine  künstliche  Eintheilung 
handelt,  die  sich  allerdings  an  die  lokalen  Verhältnisse  ange- 
lehnt hat. 

Sehr  viel  künstlicher  erscheinen  jedenfalls  ihrer  äusseren 
Gestalt  nach  die  Aemtcr,  die  im  Laufe  der  Zeit  durch 
Rodung  oder  durch  Kauf,  Tausch  und  Eroberung  zu  diesen 
älteren  Bezirken  hiuzukommen.  Das  Heberegister  der 
Grafen  von  Cleve  freilich,  das  im  ersten  Jahrzehnt  der 
Regierung  Dietrichs  IX.  (1311  — 1347)  zusammengestellt  ist, 
kennt  offenbar  weder  die  älteren  noch  die  neueren  Bezirke. 
Die  Yermuthung  liegt  nahe,  dass  die  Aufzeichnung  eine  Art 
Vorarbeit  ist  für  die  Xeueintheilung  des  Territoriums.  Die 
nämlich  erscheint  wenige  Jahrzehnte  später  als  durchgeführt. 
An  Eingriffen  in  bestehende  Verhältnisse  durch  diesen  ausser- 

')  Zeitschrift  des  bergischen  Oeschicbtsvereins,  Band  i S.  iS;  .Der 
Ursprung  ihrer  (der  Oralen  von  CleveJ  Allode  wird  in  den  verwandtschaft- 
lichen Beziehungen  zu  suchen  sein,  in  welche  der  erste  oder  ein  zweiter 
Kutger  von  Toniherg  durch  Heirnth  zu  den  Schwestern  von  Aspel-Hetige- 
bacli  trat“.  Vergl.  auch  ebendort  S.  il  ti.  Amnerk.  47.  Xorrenborg,  Oe- 
scbichte  der  Pfarreien  des  Dekanats  M.-Glndknch,  S.  Ol  knüpft  zumTheil 
an  diese  Besitzvcrbiiltnisse  interessante  Schlussfolgerungen  über  die  Nach- 
kommenschaft Kutger s,  dessen  Geschlecht  sicli  nur  in  we  iblicher  Linie  fort- 
geiJllauzi  habe;  Beme  rkungen,  die  freilich  mehr  zu  neuen  Untersuchungen 
anregen,  als  dass  sie  überzeugend  sind. 

Liesegan?,  Niedorrheinltches  Städtewasen  im  Mittelalter.  34 
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ordentlich  energischen  Kegenten  hat  cs  nun  offenbar  nicht  ge- 
fehlt. Dafür  spricht  jenes  schon  mehrfach  erwähnte  merk- 
würdige Dokument  vom  Jahre  i:i42,  das  man  wohl  sein  Testa- 
ment genannt  hat.1)  In  die  letzten  Jahre  der  Regierung  Diet- 
richs und  in  die  ersten  der  seines  Bruders  lallen  die  ersten 
Bestallungsbriefe,  durch  die  die  einzelnen  Amtleute  in  ihre 
Posten  eingesetzt  werden.  Den  ältesten  Steuerlisten,  die 

aus  der  Folgezeit  erhalten  sind.  — die  früheste  von  ihnen  ist 
aus  dem  Jahre  l.‘}s4  — liegt  die  neue  Einteilung  bereits  zu 
Grunde.  Leider  beziehen  sic  sich  fast  durchweg  nur  noch  auf 
den  Umfang  des  Drostenamtes  Cleve,  die  rechtsrheinischen  Be- 
sitzungen, deren  Verwaltungscentrum  Dinslaken  ist,  fehlen  fast 
gänzlich.2) 

Wie  künstlich  erscheinen  nun  manche  der  neuen  Distrikte ! 
Man  vergegenwärtige  sich  die  Grenzen  des  Amtes,  das  sich  westlich 
an  Cleverhamm  anschliesst.  Es  umfasst  die  Rodebaucrschaften 
Hau,  Materborn  und  ausserdem  noch  Rindern,  das  alte  Römerdorf 
der  Niederung.  Hier  und  da  freilich  ist  durch  Tausch.  Kauf, 
Urbarmachung  und  Eroberung  ein  stattlicher  und  abgerundeter 
Komplex  gewonnen,  der  auch  an  Grösse  kaum  hinter  den  älteren 
Aemtern  zurücksteht.  In  der  Beziehung  wird  man  an  die  beiden 
Bezirke  denken  müssen,  deren  Mittelpunkt  Sonsbeck  und  I dem 
sind.  Uebiigcns  sind  die  Sprengel  in  dieser  zweiten  Hälfte  des 
14.  Jahrhunderts  noch  nicht  endgültig  festgelegt.  Nicht  selten 
wird  ein  Dorf  aus  dem  einen  Amtsverband  genommen  und  einem 
andern  überwiesen.  Dafür  bieten  die  Sehossregister  vielfache 
Belege.  Man  vergleiche  z.  B.  das  Verzeichniss  der  oft  er- 
wähnten uralten  Schätzungen  vom  Jahre  1 :l s 4 mit  dem  vom 
Jahre  1411.  Auch  kleine  neue  Aemter  entstehen  — theilweise 
durch  Zerlegung  von  älteren.  Jedenfalls  hat  man  hier  einen 
schwankenden  Boden  unter  den  Füssen,  der  nur  mit  äusserster 
Vorsicht  betreten  werden  kann. 


■ ')  I.aeomhlet,  rrkniidenhncli.  Hand  a Nr.  .17:1. 

-)  Wrgl.  vor  allem  das  « l*1  vi^ohe  l\o|>inr  im  St.  zu  P.  ii.  4,  2 und  die 
Angaben  in  Sihnioller.  Pie  Uohtirdrnorganisntiou  und  die  allgemeine 
Staatsverwaltung  i'renssens  im  Is.  Jahrhundert,  Hand  I S.  47.  Per  älteste 
von  Lamprcclit  ( Peutselies  Wirtin«  haflsleheu,  Band  1 S.  137«  und  Hand  4 
Nr.  112  u.  a.  ■*’.)  mitgetheilte  Amtsbrief  ist  vom  Jahre  1325. 
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Die  Distrikte  endlich,  die  an  der  Grenze  des  alten  Gaues 
hinzugewounen  werden,  behalten  wohl  last  ausnahmslos  ihren 
alten  Umfang  bei.  Nur  dem  Vorort  eines  solchen  Bezirkes  wird 
hier  und  da  eine  clevische  Stadt  als  Oberhof  angewiesen,  um  wenig- 
stens eine  Verbindung  mit  dem  neuen  Territorium  herzustellen: 
die  Organisation  der  lokalen  Verbände  hingegen  bleibt  bestehen.') 


n. 

Kalkar  und  Cleve  als  Oberhöfe. 

Mit  diesen  letzten  Bemerkungen  über  den  Instanzenzug  der 
einzelnen  Untergerichte  des  Territoriums  wird  eigentlich  schon 
den  Erörterungen  vorgegriffen,  die  erst  hier  folgen  sollen.  Es 
fragt  sich,  wie  alt  ist  die  Auftheilung  des  Landes  in  Bereiche 
von  städtischen  Oberhöfen?  Um  es  kurz  zu  sagen,  sie  ist  in 
der  Hauptsache  verhältnissmässig  jung,  sie  repräsentirt  sozu- 
sagen die  dritte  Stufe  der  Entwicklung,  denn  sie  erfolgt  im 
Wesentlichen  erst,  nachdem  schon  längst  Amtsbezirke  an  die 
Stelle  der  früheren  Jurisdiktionssprengel  getreten  sind.  Das 
schliesst  indessen  nicht  aus,  dass  hier  und  da  die  Keime  dieser 
Neubildung  in  eine  verhältnissmässig  frühe  Zeit  zurück- 
reichen. 

Schon  in  den  Erhebungsurkunden  der  Städte  wird  nicht 
selten  der  Instanzenzug  berührt.  Bekannt  ist  ja,  dass  z.  B. 
Wesel,  der  ältesten  clevischen  Stadt,  gleich  bei  der  Gründung 
die  Hoffahrt  nach  Dortmund  garautirt  wird.  Dann  muss  in 
dem  ältesten  Privileg  für  Kalkar  eine  Bestimmung  über  den- 
selben Gegenstand  gestanden  haben;  darin  war  wohl  festgesetzt,  was 
geschehen  sollte,  falls  die  Schöffen  sich  über  einen  Rechtsläll 
nicht  einigen  konnten. 

In  der  späteren  Bestätigung  von  l:S47  lautet  der  Satz  folge  n- 
dermassen:  Voertmeer  enderven  onse  voergheruert  burgher  in  geen 


*)  Nettesheim,  Geschichte  der  Stadt  und  des  Amtes  Geldern,  Band  t 

S.  67. 
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ander  stat  wanderen  omme  urdel  ende  recht  te  halen,  mer  so 
wat  si  by  rade  twe  unser  manne  ult  edelre  manne  oft  twe 
unser  waelghebarenre  dienstmanne  vuer  recht  wysen,  dat  wille 
wy,  dat  recht  ende  siede  sy  ende  liyct  tu  bespreken  nucli  tu 
besctildighen  ensy.1)  Es  verdient  Beachtung,  dass  in  der  Er- 
hebungsurkunde für  C'leve  und  Griet  dieser  Artikel  fehlt.  Wühl 
aber  kehrt  er  in  dem  Privileg  der  zweiten  grossen  Kolonisten- 
stadt wieder.  In  die  Urkunde  für  Dinslaken  vom  Jahre  127  3 
ist  der  Artikel  aus  der  Erhebungsurkunde  von  Kalkar  in  fol- 
gender Form  ilbergegangen : Item  ipsos  cives  nustros  extra 
suttm  oppidum  ad  loca  alia  pro  quiretldis  senteutiis  rccurrerc 
nun  oportet,  sed  (luidqiie  ipsi  mediante  cunsilio  duurum  vasallorum 
nostrurum  nubilium  vel  duurum  ministerialium  liostruruui  bune 
nationis  sententiando  proiiunciaverint,  ratuin  esse  voluuius  et 
aliquatenus  non  culpari.-) 

ln  welchem  Umfang  man  in  den  clevische»  Städten  von 
dieser  Belugniss,  im  Verein  mit  den  Vassallen  und  Ministerialen 
Recht  zu  finden,  Gebrauch  gemacht  hat,  lässt  sich  nicht  genau 
fest  stellen. 

In  Kalkar  zum  mindesten  ist  das  kaum  jemals,  wenigstens 
nicht. mehr  in  der  Zeit,  in  der  die  Urkunden  (1320  — 1330)  ein- 
setzen,  geschehen.  Anders  liegen  die  Dinge  doch  in  den 
kleineren  Städten:  da  wurde  wie  in  Dinslaken  und  Hilssen  wohl 
der  Burggraf  oder  der  Drost  mit  der  Leitung  des  Gerichts  der 
obersten  Instanz  betraut.  Als  seine  beiden  Beisitzer  werden 
dann  Burgmannen  der  Grafen  in  der  betreffenden  Stadt  hinzu- 
gezogen worden  sein.  ) Jedenfalls  erreichten  die  Grafen  jenen 
beiden  obengenannten  Städten  gegenüber  insofern  ihren  Zweck,  als 
sie  dieselben  vor  der  Inanspruchnahme  fremder  Oberhöfe  be- 
wahrten. Freilich  in  einem  Verzeichniss  aus  der  Mitte  des  14. 
Jahrhunderts  wird  unter  den  Ortschaften,  deren  Oberhof  Dort- 
mund ist,  auch  Dinslaken  aufgelührt.1)  Vermuthlich  ist  diese 

'■)  Urig.  lVrg.  im  Stadtarchiv  zu  Kalkar  ohne  Orduungsnutnmer. 

-)  Verüb  jetzt  Amnion,  il.  h.  V.  f.  (1.  X.  lieft  02  S.  10t. 

i Hin  l'.uranrnf  von  Dinslaken  wird  nls  Zeune  erwähnt  in  einem 
Wcislhtnn  iilwr  d-e.  (iernht  in  Kvvrsael  und  Strmuiira  in  den  Annalen  des 
hist.  Vi  rein?  i te..  lieft  30  S.  y und  tzt  ohne  Augule  des  früheren  Drucks 
hei  tV  .i  s- er  Schlehen.  Deutsche  Itechtsiiucllen  des  Mittelalters,  8.  1 sf. 

')  Krensdnrff,  Dortmunder  .Statuten  und  Urtheile,  S.  235. 
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Nachricht  falsch.  Jedenfalls  stellt  sic  im  Widerspruch  mit  den 
durchaus  glaubwürdigen  Angaben  der  ungemein  wichtigen  Bitt- 
schrift. die  die  Bürger  von  Dinslaken  im  Jahre  15U1  den  Kiitlien 
des  Herzogs  von  Cleve  in  Orsoy  überreichen.  In  dem  .Schrift- 
stück heisst  es  nämlich:  Wy  borgermeyster,  sceppen  ind  raidt 
der  stadt  Dinslaicken  myt  allen  onsen  gemeynen  böigeren  gevrn 
ind  begeren  uewen  framen  lytfden  to  kennen  ind  to  wetten, 
dat  onses  genedigen  Heven  heren  gerichte  to  Dinslaicken  aver 
langen  menigen  jaeren  toe  hovede  geholt  helft  an  die  stadt 
Kalker  aver  twehoudert  jaer,  myt  der  stadt  Kalker  ind  myt 
oren  aelden  boeken  te  bewisen.1)  Erst  später  — aber  auch 
vor  langer  Zeit  — sei  dann  der  Amtmann  des  Landes  von 
Dinslaken  mit  zwei  Burgmannen  ihr  Haupt  geworden.  Wes 
die  selven,  fährt  der  Bericht  fort,  dan  voir  recht  wyseden,  das 
was  eyn  gewesen  ind  verbleven  recht.  Dann  sei  aber  abermals 
eine  Armierung  eingetreten,  nachdem  die  borchmans  toe  Dins- 
laicken  verstorven  weren  ind  dat  recht  dan  tsaimm  stond  an 
den  amptman.  Durch  Vermittlung  des  Erbmarschalls  des  Landes 
Dinslaken,  Geesen  Stecke,  milden  Gedächtnisses,  sei  dann  der 
alte  Zustand  wieder  hergestellt  worden:  man  habe  wieder  in 
Kalkar  sich  im  Zweifelfäll  Belehrung  holen  dürfen.-)  Die 
Bürger  hätten  daraut  von  dem  vorigen  Herzog  ein  neues  Privi- 
legium erhalten,  dat  wy  van  Dinslaicken  alle  gerichtliche  saiken 
sollen  haelen  ind  suchen  in  die  stadt  Kalker.  as  onse  geborlicke 
liovet,  dair  alle  onser  statrechten  oj>  fundiren.  Die  t'r- 
kunde,  durch  die  Herzog  Johann  1.  den  Bürgern  diesen  Wunsch 
zugesteht,  ist  noch  vorhanden:  sie  wird  später  näher  zu  be- 
sprechen sein,  sie  ist  vom  Jahre  1474. 

In  der  Hauptsache  wird  man  ohne  Bedenken  dem  Bericht 
Glauben  schenken  dürfen,  zumal  die  Angabe,  dass  die  Stadt 
Dinslaken  auf  Kalkarer  Recht  fundirt  sei,  wie  oben  gezeigt, 

’)  Abschrift  im  Stftdtbiu-li  der  Stadt  Dinslaken  im  St  zu  J)  Kyne 
warafftige  eopie  van  eynre  supplicatien  avergegeven  trcfllieken  vrunden  v.m 
raide  onses  genedigen  tieren  op  eyn  daiehfnrt  bynnen  Orsoy  vergaidert  up 
suutc  Johans  dach  toe  mytsommere  anno  XVC  prinio. 

a)  Ueber  Goswin  Stecke  vcrgl.  Lacoinblet,  rrktindcnbneb.  Hand  I 
Nr  224,  Nr.  242.  Nr.  2äi>,  Nr.  26‘J,  Nr.  274  u.  s.  w.  Zuletzt  iiei 
T.aeoniblet  im  Jahre  14t>4  genannt.  Vcrgl.  ferner  Hansen,  Westfalen 
und  Rheinland  lid  1 S.  47s. 
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durchaus  dev  Wirklichkeit  entspricht.  Nur  die  Linien  haben 
sich  bei  diesem  Rückblick  in  die  Vergangenheit  etwas  ver- 
schoben. 

Der  Zustand,  der  als  die  erste  Phase  der  Entwicklung 
hingestellt  wird,  geht  nämlich  zeitlich  nicht  durchaus  dem 
späteren  voraus.  Zwar  wird  man  annehmen  müssen,  dass  das 
normale  Verhält niss  in  der  älteren  Zeit  allerdings  so  war,  dass 
die  Schütten,  wenn  sie  einer  Sache  nicht  wissend  waren,  Burg- 
mannen zum  Gericht  hinzuzogen.  Diese  Praxis,  die  einer 
festeren  Organisation  ermangelt,  sehlicsst  indessen  nicht  aus, 
dass  man  hier  und  da  die  Hauptfahrt  nach  Kalkar  antrat,  sei 
es  nun  um  ein  einzelnes  Urtheil  oder  um  ein  Weisthum  zu 
holen.  Gerade  in  dem  Zusammenhänge  sei  nochmals  auf 
das  schon  so  oft  erwähnte  Privileg  für  Orsoy  vom  Jahre  1351 
verwiesen,  durch  das  dem  Städtchen  die  Rechte  und  Freiheiten 
Kalkars  in  ihrer  Gesammthcit  zugesprochen  werden.1)  Wie 
anders  als  durch  Hauptfahrt  und  durch  Mittheilung  Kalkarischer 
Stadtrechtsweistlmmer  soll  man  sich  aber  den  Zusammenhang, 
der  hier  zwischen  den  beiden  Städten  begründet  wird,  denken  ? 
Wir  wissen  aus  dem  Revers,  den  Orsoy  das  Jahr  darauf  aus- 
stellt, dass  dort  der  Richter  zugleich  Amtmann  ist.2)  Aelmlich 
werden  wir  uns  die  Verhältnisse  in  Dinslaken  denken  müssen. 
Der  Burggraf  dort  wird  bald  einem  Amtmann,  der  nebenher 
Richter  ist.  Platz  gemacht  haben.11)  Als  nun  auch  das  Institut 
der  Burgmannen  zerfiel,  trat  der  Oberrichter  oder  Amtmann 
deren  Erbe  an  und  beanspruchte,  dass  strittige  Rechtsfragen 
seiner  Entscheidung  Vorbehalten  würden.  Es  kam  also  dahin,  dass 
dat  recht  dan  tsamen  stoinl  an  den  amptman.  Der  hatte  nun- 
mehr allen  Grund  eifrig  darüber  zu  wachen,  dass  die  Haupt- 
fahrt nach  Kalkar  unterbleibe.  Das  wird  so  lange  der  Fall 
gewesen  sein,  bis  unter  Goswin  Stecke,  der  im  Jahre  1437 


')  Supernddeiitcs  eisdem  uostris  upidauis  onines  alias  libertateg,  bona* 
coiisuetndines,  jura  et  [oivilegia  taut  in  judicio  Orsoyeusi  <iuam  extra, 
ipiain  et  <jue  dihiti  nostii  opidani  ojiiili  nostii  Kalkerieusis  habere  dinos- 
: tur 

-'i  Vergl.  oben  S.  135. 

•*)  Der  lluiji^i'.it'  wird  erwähnt  in  einem  Weistbuui  vom  Jahre  1263. 
Abgcl.  Annalen  des  hist.  Vereins  etc.,  lieft  30  S.  9. 
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urkundlich  zuerst  als  landesherrlicher  Amtmann  zu  Wesel  und 
Dinslaken  genannt  wird,  der  Hechtszug  nach  Kalkar  ausdrücklich 
lieigcgebon  wurde.  Vermuthlieh  einige  Jahrzehnte  später  (1474), 
nimmt  sich  dann  Herzog  Johann  I..  wie  in  der  Folge  zu 
zeigen  sein  wird,  der  Sache  an. 

Fasst  man  die  Angabi*  der  Bittschrift  von  1501  wörtlich, 
dass  seit  2tio  Jahren  Kalkar  der  Oberhof  Dinslakens  sei.  so 
vergeht  ein  Zeitraum  von  etwas  mehr  als  einem  halben  Jahr- 
hundert, ehe  man  wieder  einer  Nachricht  über  den  Hechtszug 
einer  elevischen  Stadt  an  die  andere  begegnet.  Diesmal  ist  nun  aber 
Cleve  und  nicht  Kalkar  der  fragliche  < Iberhof.  die  Recht  suchende 
Unterstadt  aber  ist  Ödem,  ln  der  so  ungemein  wichtigen  Er- 
hebungsurkunde des  Städtleins  (13.V.')  lautet  der  Satz,  der  hier  in 
Betracht  kommt,  folgendermassen : Voirt  heim  wy  oen  gegeven 
iml  geven,  dat  sy  oer  ordele,  der  sy  nyet  wys  enwerden.  sullen 
breiigen  an  ons  ind  an  onsen  raide  off  an  svepene  van  Cleve, 
willick  sy  willen.  Ind  wat  wy  off  onse  rait  off  sy  mit  oep 
wysen  vur  recht,  dat  lialden  wy  stede.1)  Jetzt  also  wird  es  einer 
neugegri'indetcn  Stadt  überlassen,  ob  sie  die  Hauptfahrt  zum  Grafen 
und  seinem  Hofgericht  oder  zu  einer  bestimmten  unter  den 
grösseren  Städten  machen  will : ähnlich  wie  Dinslaken 

sowohl  an  Kalkar  als  auch  an  die  dortigen  Dienstmannen  gehen 
konnte.  Ohne  Zweifel  werden  da  die  Schütten  von  l'dem  es 
meist  vorgezogen  haben,  sich  an  die  Stadt  Cleve  zu  wenden. 

Das  zeigt  das  reiche  Material  an  Sprüchen,  die  von  dem 
Schöffengericht  zu  Cleve  gefällt  sind.  Sauiuit  und  sonders  sind 
sie  enthalten  in  dem  über  sen teilt iarum  der  Stadt  Cleve,  einer 
Aufzeichnung,  über  die  noch  zu  sprechen  sein  wird.  Von  dem 
dortigen  Stadtgericht  wird  alsdann  im  gegebenen  Fall  an  das  Hof* 
gericht  gegangen,  in  dem  die  Käthe  des  Herzogs  die  l'rtheil- 
tinder  sind. 

Wiederum  ist  diese  Nachricht  über  ('dem  auf  einige  Jahrzehnte 
hinaus  die  einzige  Kunde,  die  vorliegt;  jedenfalls  vor  1 392  muss  dann 
aber  Kalkar  dem  Städtchen  l.inn  zum  Oberhofe  gesetzt  worden 
sein.  Bekanntlich  wird  nämlich  das  Land  Linn  mit  seinem 
Vorort  im  Friedensschluss  von  jenem  Jahre  (1392)  an  das  Erz- 
stift abgetreten.  Wenn  nun  dennoch  in  vielen  Handschriften 

')  Teschenmacker-Dithniar,  Aimalcs,  Cod.  dipl.,  Nr.  28. 
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des  Kalkarer  Stadtrechts  Linn  unter  den  Ortschaften  aufgefiihrt 
wird,  die  nach  Kalkar  ihre  Hauptfalirt  nehmen,  so  liegt  aut 
der  Hand,  dass  ein  solches  Yerhiiltniss  zwischen  den  beiden 
weit  von  einander  entfernten  und  durch  keine  besonderen  Be- 
ziehungen mit  einander  verbundenen  Orten  vor  jener  Abkunft 
begründet  worden  sein  muss.1) 

Jedenfalls  geben  dann  die  ausgedehnten  Erwerbungen  am 
Ende  des  14.  und  im  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  den  Grafen 
Veranlassung,  den  Instanzenzug  ihrer  .Städte  systematisch  zu 
ordnen.  Rees  und  Xanten  freilich,  das  liess  sich  nicht  hindern, 
haben  ihre  Hoffahrt  nach  wie  vor  nach  Neuss.'2)  Ebensowenig 
Hessen  sich  die  Emmericher  ihren  Oberhof  Zütpheu  und  die 
Genneper  ihren  Oberhof  in  Geldern  nehmen.  Wie  unangenehm 
den  Herzögen  das  war,  beweist  deutlich  die  abfällige  Bemerkung 
Johanns  I,  als  die  Emmericher  in  dem  grossen  Streit  mit  ihm 
im  Jahre  1450  sich  an  Ziitphen  wenden  wollen.3)  l7ui  so 
dringlicher  erschien  es,  den  Städten,  die  zum  älteren  Territorial- 
bestand gehören,  Gelegenheit  zu  verschaffen,  die  Hauptfahrt 
nach  den  grösseren  Plätzen  des  Landes  zu  richten.  Wo  sich 
ein  solcher  Instanzenzug,  sei  es  nun  aus  der  Vertretung  der 
kleineren  Städte  durch  die  Prinzipalstädte  auf  den  Landtagen 
oder  dadurch,  dass  die  eine  Stadtgemeinde  das  Recht  der  an- 
deren erhalten  hatte,  damals  noch  nicht  entwickelt  hatte,  da 
wird  jetzt  mit  Absicht  eingegriffeu  worden  sein.  Vor  allem  bei 
den  entfernten  Städten  derExclaven  mag  die  Gefahr,  die  Schollen 
möchten  sich,  unwillig  über  die  Bevormundung  durch  den  Amt- 
mann, an  die  grösseren  Plätze  der  Nachbarschaft  wenden,  be- 
sonders gross  gewesen  sein.  So  wissen  wir  von  der  Stadt 
Hussen,  dass  ihr  in  dieser  Periode  Cleve  als  Oberhof  überge- 
ordnet wurde.  Das  älteste  dalirte  Zcitgniss  dafür  ist  ein 
Weisthum  vom  Jahre  1141.  Es  steht  in  einem  Kodex  des 
Hüssenschen  Stadtrechtes,  das  jetzt  überhaupt  nur  noch  ein  Auszug 
dessen  der  Stadt  (,’leve  ist.4)  Desc  puncten  liieruae  beschreven 
heisst  es  da,  ltebben  die  schepen  van  Cleef  uns  scliepen  van 


*)  Richard  Schröder,  lionncr  Fcstgruss  an  Homeyer,  S.  22. 
-)  I.icHC g nng.  Recht  und  Verfasming  von  Rees,  !S.  2. 

•*)  Hederich,  Annalen  der  Stadt  Emmeiich,  S.  SSO  ff. 

*)  Papierhaudschrift  im  Stadtarchiv  zu  Cleve. 
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H dessen  bcschrcven  avergegeven,  die  sie  uth  oeren  rechten 
geiianieii  hcliben.  wandt  sie  nnse  linel't  sien  und  ivy  onse  rechten, 
der  \\y  niet  wyes  ensien,  an  sie  idegen  te  versuchen:  und 
hebben  uns  bevalen,  alle  diese  puncten  aldus  te  halden,  und  is 
geschien  in  den  jaireu  ons  lieeren  dnsentvierhondert  mul  een 
und  viertigh.  Namentlich  von  den  sogenannten  aufriohtonden 
Tagen,  an  denen  ein  „nnvei  tagen“  recht  gesprochen  wird,  handelt 
diese  Kechtsniittheilung.  Offenbar  ist  also  der  Einfluss,  den 
das  Clever  Stadtrecht  durch  die  ( Hierholstellung  ausübt,  noch 
nicht  sehr  alt:  auch  mag  es  eine  Weile  gedauert  haben,  ehe  das 
eigenthiimliche  Hilssensclie  Hecht,  dessen  schon  oben  in  anderem 
Zusammenhänge  gedacht  wurde,  durch  das  Stadtrecht  des  neuen 
( Iberhofs  verdrängt  wurde,  l'ebrigens  mag  gerade  hier  daran  er- 
innert  werden,  dass  wohl  noch  im  Jahre  laus  Küssen  dem  Drosten 
als  höchste  Gerichtsinstanz  unterstand,  denn  er  ist  es,  der 
damals  mit  dem  Magistrat  des  Städtchens  und  mit  dessen  Ein- 
wohnern eine  neue  umfängliche  Kusstaxe  vereinbart.1) 

In*  die  Regierungszeit  Herzog  Adolfs  (DJi'-f--  1448)  liillt 
dann  auch  eine  undatitte  Verordnung  an  die  Schöffen  der  Stadt 
Kalkar,  den  Schöffen  des  Gerichtes  Ringenberg,  falls  sie  von 
ihnen  angegangen  würden,  biredich  zu  sein,  l'nd  zwar  sollen 
die  Schöffen  zu  Kalkai  ihnen  nicht  etwa  mittheilen,  was  bei 
ihnen  rechtens  sei,  vielmehr  sollen  sie  ihnen  hel|  en  verelaren 
und  wiess  warden  älsulcke  saicken  na  gewointen  na  den 
rechten  onss  laniltz  van  Kingenbergh.-) 

Man  sieht  also,  ein  Unterschied  zwischen  dem  platten  Land 
und  den  Städten  wird,  nachdem  es  einmal  gelungen  ist,  den 
konkurrirenden  Einfluss  der  Drosten  zu  überwinden,  nicht  mehr 
gemacht.  Die  Entwicklung  und  Organisation  der  Städte  ist  in 
diesem  städtereichen  Territorium  einfach  massgebend.  Hinzu- 
kommt, dass  die  Unterschiede  zwischen  Stadt  und  Land  hier 
namentlich  in  der  älteren  Zeit  Hiessend  sind:  Stehen  doch 

Kolonistenstädte,  wie  Kalkar  und  Dinslaken,  den  Freidörfern 
eben  so  nahe  wie  diese  den  anderen  Dorfschaften. 

Die  angeführten  Einzelthatsachen  zeigen,  dass  mau  zwei 

')  Yergl.  obeu  Kapit  6,  V. 

a)  Jlitgethcilt  von  Richard  Schröder,  Zeitschrift  für  Rechtsgeschiehte, 
Band  10  S.  21».  Die  Urkunde  füllt  in  die  Zeit  von  1117  (wo  Adolf  Herzog 
wird)  bis  144«. 
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Perioden  der  Entwicklung  der  Oberhofstellung  der  Städte  Cleve 
und  Kalkar  unterscheiden  muss.  In  der  älteren  Zeit  wird  der 
Instanzenzug  meist  nicht  geregelt,  nur  ganz  allgemein  wird 
einigen  Städten  erlaubt,  sich  im  Falle  des  Bedürfnisses  an  eine 
der  angeseheneren  und  älteren  Schwesterstädte  zu  wenden. 
Erst  etwa  seit  der  Mitte  des  vierzehnten  Jahrhunderts  fängt 
der  Landesherr  an,  einigen  Slädten  einen  bestimmten  Oberhof 
anzuweisen.  Dass  aber  diese  Fälle  vereinzelt  sind,  lässt  sich  im 
Besonderen  für  Cleve  nachweisen:  Udem  bleibt  notorisch  eine 
ganze  Keilie  von  Jahrzehnten  hindurch  die  einzige  Stadt, 
die  dort  ihre  Konsultation  hat.  Aehnlich  wird  es  mit 
dem  Wirkungskreis  des  Kalkarer  Oberhofs  gewesen  sein. 
Welche  Bedeutung  das  Gaugericht  zu  Altkalkar  noch  1395 
neben  dem  Stadtgericht  Xeukalkar  beansprucht,  habe  ich  ge- 
zeigt. Aber  gerade  zur  Zeit  der  Regierung  Herzog  Adolfs, 
in  dessen  erste  Jahre  jene  merkwürdige  Verhandlung  vor  der 
Dingstätte  zu  Altkalkar  fällt,  wird  der  Instanzenzug  im  Lande 
einheitlich  geregelt.  Man  fängt  an  das  ganze  Territorium  unter 
die  Oberhöfe  aulzutheilen.  Das  verrathen  die  schon  erwähnten 
einzelnen  Notizen,  deren  Zahl  erst  jetzt  anlängt,  grösser  zu 
werden.  Jeden  Zweifel  aber  beseitigen  die  Kodiees  des 
Clevischen  Stadtrechts,  deren  einige  zum  Glück  in  die  letzten 
Jahre  dieser  Regierung  zurflekreiehen.  lud  was  sich  derge- 
stalt für  Cleve  unwiderleglich  beweisen  lässt,  darf  man  auch 
für  Kalkar  annehmen,  dessen  Oberhofstellung  sich  eher 
früher  als  später  entwickelt  hat  als  die  Cleves.  Die  Hand- 
schrift des  Clever  Stadt  rechts,  die  vor  allem  in  Betracht  kommt, 
ist  — wie  später  eingehend  dargelegt  werden  soll 
kurze  Zeit  nach  dem  Jahre  1 -fii;  entstanden.  Die  Zahl 
der  Städte  und  Dörfer  des  Landes  Cleve,  von  denen  darin  ge- 
sagt wird,  dass  sie  hier  comen  . . .,  oir  hovet  to  sucken  iud 
oerilel  toe  halen,  ist  gar  nicht  unbeträchtlich,  lud  dat  svn  die 
steile  Hausen  (Müssen),  Cranenboreli,  Udem,  Griethausen,  die 
dorpe  Kellen,  (juaclhorch,  Ryneren,  opten  Houwe  (Hau  bei 
Cleve).  Ind  (lesen  is  men  schuldich,  heisst  es  weiter,  dat 
statreeht  ende  landrecht  to  wyseu  iud  vort  wvs  toe  werden,  olf 
men  des  niet  wys  en  is.1)  Eine  Handschrift,  die  etwa  ein  Jaln- 

')  ltn  Suultaivliiv  zu  Cleve,  A sa  Hl.  41. 
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zehnt  jünger  ist,  also  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  noch  zur  Zeit 
Herzog  Adolfs  abgefasst  ist.  weist  nun  schon  einen  weiteren 
Zuwachs  auf.  Hinzugekominen  sind  einige  entferntere  Dörfer, 
nämlich  Sevenaer,  AVeel  und  Huisberden.1) 

Die  zahlreichen  Kodices  endlich,  die  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten des  Jahrhunderts  entstanden  sind,  zeigen  abermals  einen 
veränderten  Bestand.  So  z.  B.  eine  nicht  unwichtige  Handschrift 
im  Clcvischen  Stadtarchiv,  die  man  in  die  Zeit  14SU — 14'JO 
wird  setzen  dürfen.  Da  fehlen  — und  das  hat  seinen  guten 
Grund  — Sevenaer  und  Huisberden,  aber  hinzugekommen  ist 
Zyfflich«) 

Sehr  viel  weniger  weiss  man,  wie  schon  bemerkt,  von  dem 
Kalkarer  Oberhof  und  seinem  Wachsthum,  denn  die  ältesten 
Kodices,  die  das  Stadtrecht  enthalten,  reichen  kaum  über  das 
letzte  Viertel  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  zurück.  In  einer 
der  besseren  und  älteren  Handschriften  im  Stadtarchiv  zu 
Kalkar  (S.  4u)  stellt  folgendes  Verzeichniss  von  Ortschaften: 
Die  stat  van  Dyune,  die  stat  van  Dynxlaeken,  die  stat  van 
Orsoy,  die  stat  van  Sonsbeck,  die  stat  van  Gryet,  die  stat  van 
Isselborch,  die  stat  van  Goch,  den  wy  onse  rechten  schuldieh 
syu  toe  wysen;  ind  den  scepen  van  den  lande,  als  die  van 
Gynderick,  die  van  Byrten,  die  van  Craycnveuue,  die  van 
Gladbecker  broeck,  die  van  Wennekendouck,  die  van  Kerven- 
lieim,  die  van  Keppelcn,  die  van  Aldenkalker,  die  van  Aever- 
mormpteu,  die  van  Vynen,  die  van  Apeltoereu,  die  van  Wysscliel, 
die  van  Wysselrcwerde,  die  van  Tyel,  die  van  AVerbcydc. 
Es  fehlt  in  der  Liste  Kingeuberg,  von  dem  wir  wissen,  dass  es 
durch  Herzog  Adolf  an  den  Oberhof  zu  Kalkar  gewiesen 
worden  war.*)  Dass  aber  jenes  damals  begründete  Abhängig- 

keitsverhältniss  von  Dauer  gewesen  ist,  zeigt  eine  Aufzeichnung 
über  die  Gerichtsorganisation  des  Territoriums  aus  dem  17. 
Jahrhundert.  In  ihr  wird  die  Freiheit  Ringenberg  als  einer 
der  Orte  aufgeführt,  die  dem  Kalkarer  Oberhof  unterstehen.4) 

’)  Fergatuciithandachrift  im  St.  z.  I).,  A iti  Hl.  51. 

aJ  Stadtarchiv  zu  Cleve,  Hl!  Ul.  75;  votyl.  unten  S.  55i>. 

3)  Richard  Schröder,  Zeitschrift  fiir  Reehtsgeachichtc,  Hand  io 
S.  21». 

9 Im  St.  zu  U.,  A 241. 
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Auch  bestimmte  Abmachungen  über  die  Art,  in  der  die  Hauptfahrt 
vor  sicli  gehen  soll,  bieten  die  älteren  Handsehrilten  des  Kalkarcr 
und  des  Clevischen  Stadtrechts.  Gemeinsam  ist  beiden  die  Be- 
stimmung, dass  die  ghoene,  die  hier  comen  omb  ordele,  die  en 
sal  men  nyet  besetten  om  schaede  of  omb  scliolt.  Das  Clever 
Stadtrecht  verlangt  ferner,  dass  die  untergeordneten  Gerichte 
oer  ordele.  der  sie  nyet  wess  en  syn,  bescreven  ende  be- 
segelt breugen  toe  hoefde,  iud  soilen  oiek  die  wysinge  van 
oren  hoefde  wederumb  bescreven  ende  besegelt  nemen  ind 
sodati  uitwysen.  Noch  ausführlicher  sind  die  Anweisungen,  die 
Herzog  Johann  1.  den  Bürgern  von  Dinslaken  giebt,  als  er 
ihnen  in  jener  schon  erwähnten  Urkunde  vom  Jahre  1-174  die 
Fahrt  nach  Kalkar  auch  seinerseits  wieder  gestattet.  Zwei 
von  den  Schöffen,  die  bei  der  Verhandlung  zugegen  gewesen 
sind,  sollen  dann  den  bisherigen  Gang  der  Verhandlungen  (dat  ver- 
loep  der  saicken)  zum  Zwecke  der  Uebersendung  aufzeichnen. 
Die  Schöffen  von  Kalkar  haben  keine  Instanz  mehr  über  sich: 
wenn  auch  sie  der  Sache  nicht  kundig  sind,  sullcn  sie  der 
wys  werden  ind  voirt  wessen  mitten  eersten  sy  kunnen.  Bei 
jedem  l'rtheil,  das  zum  Oberhof  gebracht  wird,  sollen  die  beiden 
Partheien  in  Dinslaken  zusammen  l'/s  alten  Schild  inleggen  to 
ordelgeldc,  dat  ilcker  parlhic  halft'  uytleggheu  sali.  Nachdem 
das  Unheil  eingeholt  ist,  sollen  dann  die  Kosten  berechnet 
werden : reicht  die  hinterlegte  Summe  nicht  aus,  so  sollen  beide 
wiederum  zu  gleichen  Theilen  den  Fehlbetrag  hinzufügen.  Der 
Unterliegende  muss  endlich  dem  siegreichen  Gegner  die 
Kosten  der  Hauptfahrt  erstatten.  Noch  nähere  Angaben  über 
die  Verwendung  des  deponirten  Geldes  Anden  sich  aus  jüngerer 
Zeit;  so  vor  allem  in  einer  Urkunde  vom  Jahre  1562,  in  der 
den  Bürgern  der  Stadt  Gcnnep  mitgetheilt  wird,  dass  sie  in 
Zukunft  sich  an  das  Stadtgericht  in  Cleve  als  an  ihren  Oberhof 
wenden  sollen.1) 

Uebrigens  muss  noch  hervorgehoben  werden,  dass  in  Cleve 
die  Schöffen  — im  Gegensatz  zu  Kalkar  — eine  Instanz  über 


l)  Abschrift  dieser  Urkunde  vom  G.  Hai  in  A 77  im  St.  zu  I).  In 
einem  i'.iiri'  vom  17.  Mai  theiit  der  Herzog  dem  Magistrat  zu  Cleve  mit, 
dass  er  die  Stadt  Ocnneji  angewiesen  halte,  dorthin  ihre  llanptfahr;  zu 
nehmen 
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sich  haben.  Voirt  en  soilm  die  seepcne  mitten  richter  sich 
nyet  beraden,  heisst  cs  im  Stadtrecht,  op  enuige  ordele,  die  an 
oen  bestaedt  werden;  vielmehr  sollen  sic  sich  in  einem  solchen  Falle 
bei  ihrem  Haupt  erkundigen.1)  Diesem  Unterschiede  des  Clevi- 
schen  und  Kalkarschcn  Stadtrechts  entspricht  nun  auch  die 
Praxis:  sie  zeigt,  dass  das  herzogliche  Hofgericht  einen  nicht 
geringen  Theil  der  Urtlieile  des  Clever  Stadtgerichts  rbestätigt“, 
wie  der  Ausdruck  meist  lautet.  Fs  ist  eine  Aufzeichnung  von 
ausserordentlichem  Werthe,  der  wir  diese  Nachrichten  ver- 
danken, sie  stehen  in  dem  sogenannten  über  sententiarum  der 
Stadt  Cleve. 


III. 

Der  Uber  sententiarum  der  Stadt  Cleve. 

Von  der  reichen  Thätigkeit  des  Clevischen  und  Kalkarschcn 
Oberhofs  zeugen  mancherlei  Spuren.  Im  Kathsarcliiv  zu  Kalkar 
liegen  noch  heute  nicht  wenige  Anfragen  und  Prozessakten  der 
benachbarten  Ortschaften.  Desgleichen  verzeichnen  die  Kladden 
der  dortigen  Rathsprotokolle  aus  der  zweiten  Hälfte  des  lö. 
Jahrhunderts  hier  und  da,  dass  Anfragen  von  dieser  oder  jener 
Dorfschaft  eingegangen  sind.  Sogar  die  Stadtrechnungen  no- 
tiren  nicht  selten  Aufwendungen  zu  Ehren  der  Bevollmächtigten 
anderer  Städte,  die  nach  Kalkar  kommen,  um  über  irgend 
welche  zweifelhafte  Rechtfragen  Erkundigungen  einzuziehen, 
oder  gar  ein  Weisthum  mitzubringen.-)  Vor  allem  aber  weist 
auf  die  Oberhofstellung  Kalkars  ein  Verzeichniss  von  Urtheilen 
hin.  Dit  syn  utgewysde  ordelen  der  Stadt  Calker,  so  lautet 


' Dun  off  sie  der  nyet  wys  enwereu,  die  alsdan  so  aueken  tot  oeren 
hoefde,  dair  sich  dat  geboirt. 

s)  Als  Beleg  führe  ich  eine  Eintragung  aus  der  Stndtrechuung  des 
.Jahres  150‘J  CHI.  S2s)  an:  Item  soe  die  stat  Orsoy  uytgeschickt  had  oero 
raitzt'riende  umb  alliier,  as  an  oor  hoet'ifaert,  in  sekeren  articulen  ocre  stedo- 
rechten  sich  to  erfaeren;  ind  dairuinb  dat  irste  aeluich  gesehenckt  in  Hartold 
Bagemannes  1ms.  Denselven  widernmk  in  ecr  deser  stat  dat  naigelaeh  ge- 
schenckt  ...  I guld.  XXXVI  stnv.  Offenbar  fühlt  man  sich  in  Kalkar 
durch  diese  Deputation  der  Stadt  Orsoy  geehrt. 
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die  U eber schritt  einer  Sammlung  von  Präjudizien,  die  so  ziemlich 
der  kleineren  Hälfte  der  Handschriften  des  Stadtrechts  ange- 
hängt ist.1)  Man  wird  sagen  dürfen,  dass  diese  Urtheile,  deren 
Zahl  sieh  in  manchen  Exemplaren  auf  36  beläuft,  die  Entscheidung 
von  wirklichen  RechtsfiUlen  sind.  Freilich  meist  sind  sie  der  be- 
gleitenden Nebenumstiinde  entkleidet,  so  dass  nur  eiuekurzeRechts- 
forniel  übrig  geblieben  ist.  Offenbar  hat  es  mehrerer  Redaktionen 
bedurft,  ehe  dieses  Ziel  erreicht  wurde.  Bei  einzelnen  Urt heilen 
ist  der  Prozess  noch  nicht  so  weit  vorgeschritten,  wie  bei 
der  Mehrzahl;  da  werden  dann  Namen  genannt  und  nicht 
wenige  Einzelheiten  ausführlich  angegeben.  Es  ist  indessen  bezeich- 
nend, dass  es  die  letzten  Nummern  der  Sammlung  sind,  die  ver- 
muthlich  noch  nicht  so  oft  redigirt  und  umredigirt  sind  wie 
die  anderen.  Ausserdem  sind  auch  noch  einige  wenige  Sprüche 
in  Abschrift  vorhanden.  Sie  finden  sich  indessen  nicht  im 
Archiv  zu  Kalkar,  sondern  im  Stadtbuch  von  Dinslaken.  Da 
wird  nur  mit  wenigen  Worten  auf  den  Sachverhalt  Bezug  ge- 
nommen: der  Versuch,  den  Inhalt  der  übersandten  Akten 
wiederzugeben,  wird  gar  nicht  unternommen.-) 

Unendlich  viel  wichtiger  ist  die  Sammlung,  die  sich  indem 
ältesten  Kodex  des  Clever  Stadtrechts  erhalten  hat.  Sie  steht 
in  jener  schon  oft  erwähnten  Handschrift  im  Clever  Rathsarchiv, 
die  die  eiste  i omanisirende  Redaktion  der  Clever  Rechtsaufzeichnung 
bietet.  Schon  änsserlich  stellt  sich  diese  Sammlung  als  Einheit 
dar.  Sie  hat  die  Ueberschrift : Liber  sententiarum  promul- 

gatarum  per  scabinos  Clivenses.  Der  Schluss  lautet  : Laus  deo 
sit  semper  per  omnia  secula  seculorum  amen.  Sie  umfasst  00 
Blätter  und  enthält  nach  Richard  Schröders  Zählung  lls 
Rechtsfälle. '■)  Die  Handschrift  wird  man  noch  in  die  erste 
Hälfte  des  1 .'>.  Jahrhunderts  setzen  dürfen.  Das  Ganze  ist  in 
einem  Zuge  geschrieben:  von  einer  Hand  des  16.  Jahrhunderts 
ist  dann  ein  Inhaltsverzeichnis!«,  eine  tabula  prescriptarum 
sententiarum,  hinzugefügt.  Die  einzelnen  Urtheile  sind  meist 
durch  die  Randbemerkungen  querela,  responsio  und  sententiatum 
in  drei  Abschnitte  gegliedert.  Auch  in  Cleve  hat  man  sich 


’)  Tiu  St.  z.  D.  unter  il.  a.  Nummer. 

2i  Stailtbur.il  Bl.  ISO. 

3_)  Zeitschrift  für  Reehtsgeschichte  Baud  o S.  451. 
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bemüht,  »las  Zufällige,  das  Konkrete,  wie  Freiisdortf  es  einmal 
ausdrückt,  des  einzelnen  Falles  abzustreifen.  So  ist  keiner  dieser 
Sprüche  datirt,  vor  allem  aber  sind  fast  durchweg  die  Namen 
der  Prozessgegner  fortgelassen.  Es  heisst  demgemäss  meist : 
een  man  is  körnen  aen  dat  gerieht  ind  hevet  gesucht:  oder  een 
man  heeft  enen  anderen  bcclaget:  oder  een  vrouwejiersoen  heeft 
bracht  voir  tgericht;  oder  eyn  man  is  eomen  als  eyn  momber 
syns  rechten  wybs  ind  hevet  beclaget.  Manchmal  ist  statt  dessen 
gesagt  een  burger;  oder  aber  es  ist  ein  Bürgermeister,  der  von 
der  Stadt  wegen  die  Klage  anhängig  macht;  oder  ein  Priester; 
oder  endlich  es  heisst:  die  lichter  heeft  beclaget  van  sheren 
wegen  enen  man.  liier  und  da  aber  eifolgt  dann  noch  eine 
nähere  Bestimmung:  een  burger  tot  l’dem  heeft  enen  anderen 
burger  beclaget;  oder  een  burger  van  Cleve  heeft  synen  neesten 
liabuer  beclaget.  Der  Keohtsfnll  selbst  wird,  wie  gesagt,  hierund 
da  mit  grosser  Ausführlichkeit  geschildert,  so  dass  die  Sammlung 
für  die  Feststellung  vielei  Zustände  und  Verhältnisse  eine 
reiche  und  überaus  wichtige  Fundgrube  ist.1)  Heber  den 
ganzen  Zweck  der  Anlage  spricht  sich  eine  besondere  Vorrede  fol* 
gendermassen  aus:  In  den  name  der  heiligen  drivoldicheit  des 

vader,  dess  soens  ende  des  heiligen  goests  amen.  W ant  van 
gelvcken  saiken  gelyke  rechten  syn,  so  syn  tot  mitte  ende  tot 
oirbar  des  ghcriclits  to  Cleve  hyrnae  geteykent  mennigherleye 
ordelle  ende  sentencien,  die  voirtydes  averuiids  den  scepenen  to 
Cleve  voir  recht  uytgesprakcn  syn,  die  somige  dairvan  tot 
oeren  lioefde  gebaelt  ind  die  somige  nae  oyrre  redelichkcit  ende 
vytf  synnen  nytgespraken.  Richard  Schröder,  der  sich  durch 
die  Mittheilung  einer  Reihe  von  Sprüchen  ans  der  Sammlung 
verdient  gemacht  hat,  sehliesst  aus  diesen  \V  orten,  der  über 
sententiarum  enthalte  nicht  allein  t rtheile  des  höchsten  clevi- 
seben,  also  des  herzoglichen  Hofgerichts,  sondern  auch  solche 
der  dem  Oberhol'  unterstellten  Stadt-  und  Dorfgerichte.'-)  Ich 

')  Vergl.  B.  die  in  diesem  Sinne  liereits  von  Schölten  (Gesohicbte 
iler  Stadt  C.leve  S.  42 1 aiisgcbeutete  AnlV.'icliiniim'  über  das  Gemahl  a.  a.O.  Bl. 85. 

-’l  Hpecimcn  lihri  scntoiitiariini  (üivensis  ( llonnao  isio):  Continet  igitur 
liic  liier  sententiarum  non  solum  suprrmi  terrne  l'liviensis  judicii  (boetd, 
i.  e.  caput),  sed  etiam  inieriontm  tarn  urbiuin  i|iiani  villarum  judiciovnin 
sententias,  ea  Hindern  ratione  couiposita»,  ut  jndiees  (Jlivenses  analogis  in 
causis  exempla  »equantur. 
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verstehe  wohl,  wie  man  allenfalls  auf  Grund  des  Inhalts  der  Auf- 
zeichnung zu  solcher  .Meinung  gelangen  kann,  der  angeführte  Satz 
der  Vorrede  aber  sehliesst  diese  Auffassung  einfach  aus.  In 
dem  Buche  sind  Urtheile,  verzeichnet,  die  im  Schöffengericht 
zu  Cleve  gelallt  worden  sind.  Von  den  Entscheidungen  sind 
die  einen  von  den  Schöffen  kurzer  Hand  gegeben,  die  anderen 
sind  von  ihnen  an  ihr  Haupt,  das  Hofgericht,  gebracht  worden.1) 

An  diesem  durch  den  Wortlaut  der  Vorrede  unzweifelhaft 
fvstgestclltcn  Thatbestand  darf  nicht  gerüttelt  werden;  er  muss 
bei  der  Interpretation  der  Urtheile,  die,  wie  ich  eben  darlegte, 
den  Sachverhalt  ihrer  ganzen  Natur  nach  nur  unvollständig 
wiedergeben  können,  stets  berücksichtigt  werden. 

Um  jedem  Missverständnis  vorzubeugen,  bemerke  ich  also 
nochmals,  dass  der  im  über  sententiarnm  aufgespeicherte  Rechtsstoff' 
in  der  Hauptsache  folgende  vier  Kategorien  von  Urtheilen 
i inlasst:  1.  Ein  Prozess  ist  in  einem  dem  Oberhof  Cleve  unter- 
stellten Untergericht  — sei  es  nun  ein  Stadt-  oder  ein  Dorf- 
gericht — anhängig  gemacht  und  wird  vor  dem  Stadtgericht  in 
Cleve  weiter  verfolgt.-)  2.  Das  Urtheil  der  Clever  Schöffen 
wird  von  dem  landesherrlichen  Hofgericht  bestätigt.  3.  Die 
Sache  wird  von  vornherein  vor  die  Schöffen  zu  Cleve  gebracht. 
1.  Dieser  selbe  Prozess  kommt  in  zweiter  Instanz  vor  das 
Hofgericht. 

So  verstümmelt  nun  auch  die  ursprüngliche  Fassung  ist.  in  der 
Mehrzahl  der  Fälle  lässt  sich  doch  erkennen,  welche  der  vier 
Möglichkeiten  vorliegt.  Im  Allgemeinen  aber  wird  man  an- 
nehmen dürfen,  dass  bei  den  Sprüchen,  bei  denen  nichts  darauf 


')  Auch  rein  sprachlich  ist  die  Auffassung  Schräders  unmöglich ; 
hinter  dem  letzten  Worte  der  eben  citirteu  Vorrede  ist  entweder  hebben 
oder  syn  zu  ergänzen. 

-)  151.  5:  Een  lichter  hott  geseteu  mitten  scepencn  te  richten  neu  die 
stede  des  gherichts;  dair  is  honten  een  man  voir  dat  gcricht  ende  hevet 
gesucht,  her  lichter  ic  lutep,  dar  gy  mit  rechte  uiet  richten  eitsuld  ende  dat 
die  scopene  uiet  by  u seten  eusulleit,  ordcll  te  wysen,  wallt  gy  vu  deseu 
iteriiiit,  ende  seependom  uwen  eedt  uiet  gedaeu  ett  hebt  ua  gewoenten 
des  dorps;  ende  liegeer  eens  ordels,  weer  gy  sult  oft  cnsult.  Hierap  hebn 
die  scepetie  van  Cleve  gewvst,  die  richter  sal  synen  eedt  doen,  as  ge* 
wo'  tttlick  is,  ecr  dan  ibe  scepetie  by  on  stillen  sitten  to  gericht  enich  ordeU 
l#  wysen. 
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hindeutet,  dass  der  Prozess  in  einem  Untergerichte  anhängig 
gemacht  ist,  sammt  und  sonders  von  vornherein  von  den  Schöffen 
des  Clever  Stadtgerichts  gegeben  worden  sind.  Zahlreich  sind 
dann  namentlich  die  Fälle,  in  denen  der  Prozess  zuerst  im 
Stadtgericht  zu  Üdem  verhandelt  worden  ist.  Und  in  derThat 
ist  Üdem  die  einzige  dem  Clever  Oberhof  unterstellte  Stadt, 
die  neben  Cleve  überhaupt  genannt  wird.  Eben  dieser  Umstand 
ist  von  grosser  Bedeutung,  da  er  auf  die  Zeit,  in  der  der 
Rechtsstoff  angesammelt  worden  sein  muss,  ein  Schlaglicht 
wirft.  Wir  wissen  nämlich,  wie  bereits  erwähnt,  von  Üdem, 
dass  es  von  seiner  Erhebung  im  Jahre  1359  an  seine  Haupt- 
fahrt nach  Cleve  nimmt;  andererseits  steht  fest,  dass  zum 
mindesten  seit  der  Zeit  der  Entstehung  der  ältesten  Handschrift 
des  Clever  Stadtrechts  — also  etwa  seit  1 426  bis  1440  — ausser 
Üdem  noch  die  Städte  Kranenburg,  Griethausen  und  Hiissen 
am  Clever  Stadtgericht  sich  ihr  Recht  holen.  Drittens  ist  es 
unzweifelhaft,  dass  der  ausserordentlich  umfängliche  Rechtsstoff, 
der  im  über  sententiarum  vorliegt,  sich  nur  im  Laufe  einei 
ganzen  Reihe  von  Jahren  oder  wohl  richtiger  von  Jahrzehnten 
angesammelt  haben  kann.  Wenn  also  nun  trotzdem  Üdem  die 
einzige  Stadt  ist,  die  in  einer  uuverhältnissmässig  grossen  An- 
zahl von  Fällen  genannt  wird,  so  kann  das  nur  dadurch  er- 
klärt werden,  dass  die  Urtheile  des  über  sententiarum  ihrer 
grossen  Mehrzahl  nach  in  eine  Zeit  zurückreichen,  in  der  Üdem 
es  einzig  und  allein  war,  das  nach  Cleve  seine  Haupt  fahrt  hatte. 
Nimmt  man  nun  an,  dass  etwa  in  den  ersten  Dezennien  des  15. 
Jahrhunderts  der  Instanzenzug  der  clevischen  Untergerichte 
neugeordnet  wurde,  dann  wird  man  also  auch  den  weiteren 
Schluss  nicht  abweisen  können,  dass  die  Anfänge  der  Urtheil- 
sammlung  einige  Jahrzehnte  weiter  zurückliegen,  so  dass 
die  Sprüche,  die  sie  enthält,  zum  Theil  noch  in  der  zweiten 
Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  gefällt  sind. 

Abgeschlossen  wurde  die  Sammlung  jedenfalls  erst  um  1430; 
denn  die  einzigen  — und  zwar  offenbar  fast  die  jüngsten  — Sprüche 
in  ihr,  die  sich  datiren  lassen,  beziehen  sich  auf  den  Aufstand, 
der  1423  beginnt  und  erst  142(5  endgültig  beigelegt  wird.1) 

*)  A.  a.  0.  131.  as;  vergl.  oben  S.  :!07 ff.  Auch  der  Schrift  nach  wird 
man  die  Aufzeichnung  noch  in  die  erste  Hälfte  des  U>.  Jahrhunderts  ver- 
legen müssen. 

LiettgaB?,  Kledorrhoiniache«  fctüdtcwcion  int  MitU-lultvr.  35 
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Untor  den  Urtheilon  sind  nun  besonders  beachtenswertli 
diejenigen,  die  vom  Stadtgericht  an  das  Hofgericht  gebracht 
sind.  Der  Zahl  nach  machen  sie  etwa  den  dritten  Tlieil  des 
Gesammtbestandes  aus.  Gleich  der  zweite,  Spruch  der  Sammlung 
wird  z.  B.  von  dem  Landesherrn  bestätigt,  wie  der  Ausdruck 
in  den  meisten  Fällen  lautet.  Een  oirdel  hicrop  geraempt.  heisst 
es,  by  den  scepenen  ind  ons  landhere  bestedicht;  es  folgt  dann 
der  Wortlaut  des  Urtheils.  Bei  dem  viel  ten  Spruch  lautet  das 
sententiatum:  Hierop  liebn  die  sccpene  geraempt,  dat  onse 

liere  van  den  land  bestedicht  ende  voir  recht  gewyst  lieft,  want 
die  burger,  die  beclaget  ende  gepandt  is,  niet  körnen  en  is  to 
gueder  tyt  aen  dat  gericlit  ende  die  beschyninge  ende  onscholt 
niet  gedaen  enhevet,  als  hy  die  gebaden  ende  sich  vernieten  had 
die  to  doen,  soe  lieeft  die  burgermeister  van  der  stat  die  clage 
gewonnen,  ende  den  burger  mit  recht  gepandt. 

Vermuthlich  handelt  es  sich,  wie  schon  angedentet,  bei  diesen 
und  ähnlichen  Anlässen  um  eine  Appellation  des  Verurtlieilten  an 
das  Hofgericht.1)  Sehr  viel  seltener  findet  sich  eine  andere 
Formel.  So  z.  B.  auf  Bl.  4:  Hier  op  lieft  ons  landshere  gewyst 
voir  recht,  mach  die  cleger  bethunen  als  recht  is,  dat  hy  niet 
vorder  gehouwen  en  lievet  dan  er  vercoft  en  gewyst  is  to 
houwen  — es  handelt  sich  um  verkauftes  Holz  — so  sali  hy 
syn  clage  gewonnen  liebn.  Ebenso  lautet  die  Formel  zweimal 
auf  Bl.  5.  Und  neben  diesem  Ausdruck  findet  sich  ein  anderer, 
für  den  ich  (Bl.  7)  ein  Beispiel  anftthre:  Hier  op  heeft't  ons 
landshere  gesprakeu  vor  recht  u.  s.  w.  Dass  endlich,  wenn 
solche  Formeln  angewendet  werden,  nicht  die  Schöffen  des 
Stadtgerichts,  sondern  die  Beisitzer  des  Hofgerichts  das  Urtheil 
fällen,  wird  wenigstens  hier  und  da  ausdrücklich  gesagt.  So 
z.  B.  auf  Bl.  16:  Hvr  op  is  gewyst  van  onsen  landshere  ind 
synen  raide.  Oder  (Bl.  25):  Hyr  op  lieefi't  ons  landshere  ende 
syn  lioge  ravt  gewyst  u.  s.  w.  In  diesen  Fällen  wird  also,  wie 


')  Ein  entsprechender  Fall  ist  z.  B.  der  auf  Bl.  16,  wo  es  zweimal 
heisst:  Up  dat  yrste  (oder  ander)  ordell  heim  die  sccpene  geraempt,  dairby 
onss  landshere  gebleven  is  etc.  Dasselbe  will  die  Formel  auf  Bl.  14  be- 
sagen: Hierop  liebn  die  sccpene  geraempt,  des  ons  landshere  ende  ons  rnit 
gevolget  heben  u.  s.  w.  Ycrgl.  auch  Schröder  a.  a.  0.  Band  10,  S.  450 
unter  Xr.  43. 
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cs  scheint,  »Ins  Urtheil  tles  Clever  Schöffengerichts  entweder 
nicht  ohne  weiteres  vom  Holgericht  bestätigt,  oder  aber  die 
Schöffen  waren  der  Sache  nicht  wissend  und  haben  sie  dem- 
gemäss  von  vorn  herein  vor  das  Hofgericht  gebracht. 

Wie  ich  gleich  anfangs  bemerkt  habe,  es  ist  misslich,  ans 
diesem  brüchigen  Material  auf  den  wirklichen  Thatbestand  zu 
scldiessen.  Den  Eindruck  abt*r  hat  man  doch  ganz  entschieden, 
»lass  in  den  Jahrzehnten,  in  denen  die  im  über  sententiarum 
verzeiehneten  Urtheile  ergangen  sind,  die  Macht  des  Hofgerichts 
nicht  wenig  zunimmt;  es  ist  damals  schon  im  Begriff,  sich  zu 
einem  dem  Clever  Stadt-  und  Oberhofgericht  übergeordneten 
Appellationsgericht  zu  entwickeln. 

Und  die  also  gesteigerte  Macht  des  Landesherrn  in  Ge- 
richtssachen  zeigt  sich  nun  auch  darin,  dass  er  durch  seinen 
Richter  einen  nicht  geringen  Einfluss  auf  »las  Stadtgericht  aus- 
übt. Durch  ihn  lässt  er  nämlich  in  allen  möglichen  und  un- 
möglichen Fällen  Anklage  gegen  diesen  oder  jenen  erheben. 
Das  kommt  nun  ja  vor  den  Stadtgerichten  in  Wesel  und  Kalkar 
auch  vor,  aber  jedenfalls  unendlich  viel  seltner.1)  In  beiden 
Städten  wachen  die  Schöffen  und  Rathmannen  mit  Eifersucht 
darüber,  dass  das  Recht  der  Stadt  und  der  Bürger  durch  solche 
Hebelgriffe  nicht  geschmälert  werde.  Davon  berichtet  z.  B. 
ein  Unheil,  das  die  Stadt  Wesel  bei  einem  derartigen  Yor- 
kommniss  in  Dortmund  holt.  Bürger  des  Ortes  haben  nämlich 
zur  Nachtzeit  einen  Mitbürger  geschlagen,  der  zu  der  Zeit  die 
Stadtwache  zu  versehen  hatte.  Gegen  die  will  der  Richter 
Anklage  erhebeu.  Der  Spruch  des  Dortmunder  Oberhofs  lautet: 
Weren  sulke  saiken  in  onser  stat  gevallen,  die  saiken  stonden 
alleyn  in  macht  des  raidtz  in  der  tyt,  ind  die  hersscap  noch 
die  lichter  van  der  hersscap  wegen  enhefft  dair  geen  acnsprake 
noch  vorderonge  an,  ind  der  herscap  eu  is  dair  oick  njet  an 
versehenen.2)  Offenbar  waren  die  Grenzen  flüssig.  In  Cleve 


])  Für  Emmerich  verweise  ich  auf  eine  Aufzeichnung  vom  Jahre  143C 
in  A ‘.*70  im  St.  zu  1).  Da  wird  bestimmt,  (hiss,  w.-nn  man  .van  broicken“ 
(der  Gegensatz  ist  das  Gericht  über  schaide  ind  schollt)  richtet,  twe  van 
»len  raide  onss  g.  h.  dabei  sein  sollen;  ind  sprechen,  heisst  es  weiter,  die 
luyde  ain  tot  behoiff  myns  g.  h.  ind  der  stat. 

*)  Frensdorff,  Dortmunder  Statuten  und  Urtheile  etc.  S.  285  Nr.  8. 
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aber  wird  die  Linie,  deren  Lauf  also  nicht  fest  vorgezeiclmet 
ist,  einseitig  zu  Gunsten  des  Landesherrn  gezogen.  Dafür 
Hessen  sich  Beispiele  in  Menge  erbringen,  ich  begnüge  mich, 
einige  besonders  charakteristische  herauszuheben.  Die  lichter 
— heisst  es  — van  s'heren  wegen  heeft  to  gespraken  een 
vrauwepersoen,  dat  sy  enen  man  baven  syn  ede  verspraken 
hevet  ind  on  togesacht,  hy  liebn  andere  lüde  oir  guet  onts- 
waeren;  des  die  richter  om  een  somnie  gelts  niet  lyden  enwold 
(Bl.  21). ')  Hier  ist  es  also  der  Richter,  der  als  Vertreter  des 
Landesherren  eine  Verläumdung  ahndet.  Namentlich  in  die 
inneren  Angelegenheiten  der  Stadt  mischt  sich  der  Landesherr 
gern  ein  durch  Anklagen,  die  er  durch  seinen  Richter  erheben 
lässt.  So  wird  ein  Bürger  vor  Gericht  entboten,  weil  er  den 
Bürgermeister  einer  Stadt  verhöhnt  und  beschimpft  hat.2)  Meist 
freilich  schreitet  der  Richter  ein,  wenn  die  Schöffen,  der  Ge- 
richtsbote oder  sonst  einer  der  Diener  des  Fürsten,  oder  wenn 
ein  Geistlicher  beleidigt  oder  verletzt  ist,3)  oder  aber,  wenn 
dessen  Hoheitsrechten  Abbruch  geschehen  ist.4) 

Das  Wachsthum  des  Clever  Oberhofes  geht  also  Hand  in 
Hand  mit  dem  des  Hofgerichts.  Noch  zu  Beginn  der  Regierung 


')  Vergl.  vor  allem  111.  23  und  33,  wo  ein  Kärger  den  anderen  iiber- 
zimmert  hat.  Mau  sollte  annehtnen,  dass  gerade  das  als  spezifisch  städtische 
Angelegenheit  angesehen  werden  müsste. 

s)  A.  a.  0.  Bl.  21 : Die  richter  van  s'heren  wegen  heeft  enen  burger 
aengespraken,  dat  hy  den  burgermeistcr  der  stnt  verhoemoet  ende  ver- 
scheemt  hevet  mit  leliken  onschemelike  woirden  ind  een  boeff,  schallic, 
tnysser  geheiten  om  beveels  Wille  van  syns  amptes  wegen,  des  die  richter 
niet  lyden  en  wold  om  een  sommc  gelts, 

3)  Bl.  21.  Eine  Frau  wird  angeklagt  und  verurtheilt,  weil  sie  Gut, 
das  der  Gerichtstote  gepfändet  hat,  wieder  an  sich  genommen  hat. 

4)  A.  a.  0.  Bl.  19:  Die  richter  van  s'heren  wegen  heeft  enen  man  an- 
gespraken,  dat  hy  sich  des  heren  hcerlicheit  ind  syns  vrien  stroems  onder- 
wonden  hed,  den  hy  van  den  keyscr  to  leeu  hielde.  dair  hy  on  en  gehyndert 
ende  verkoirt  hedde,  des  die  heer  nyet  lyden  enwold  tusschen  enen  pennynck 
ind  Vc  Schilden.  Und  ähnlich  a a.  O.  Bl.  18:  Een  ordel  is  gevraghet  van 
des  s'heren  weghen,  weir  men  cu  rechte  vrye  keysers  straite  ende  een  rechte 
vry  ghemeyute  eenre  stat  off  eens  dorps  mit  rechte  doir  graven  mach  off 
enmach  ind  [vvjat  dair  recht  is.  — Hierop  is  gewyst,  dat  men  die  straften 
off  gemeynte  eenre  stat  off  eens  dorps  mit  rechte  doirgraven  mach  off  en- 
mach ind  dat  dair  recht  aff  is. 
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Herzog  Adolfs  wird  im  Jahre  1395  jene  Klage  auf  Mord  eines 
seiner  Diener  vor  dem  Landgericht  zu  Altkalkar  erhoben.  Der 
über  sententiarum,  von  dessen  l rtheilen,  wie  bemerkt,  wohl 
wenigstens  einige  noch  bis  in  die  Zeit  seines  Vorgängers 
zurückreichen,  deren  Mehrzahl  aber  sich  so  ziemlich  über  die 
ganze  lange  Periode  seiner  Regierung  erstreckt,  veranschaulicht 
also  auf  das  Schlagendste  den  Umschwung,  der  sich  unter  dem 
Regiment  dieses  tüchtigsten  aller  clevischen  Herzoge  voll- 
zogen hat. 


IV. 

Die  Oberhöfe  und  das  Hofgericht. 

Es  ist  die  weitaus  grössere  Hälfte  des  Territoriums,  die  in 
der  ersten  oder  doch  in  der  zweiten  Hälfte  des  fünfzehnten 
Jahrhunderts  unter  die  Oberhöfe  Cleve  und  Kalkar  aufgetheilt 
wird.  Der  Gründe,  die  hierzu  bewogen,  dürften  mehrere  gewesen 
sein ; von  ihnen  mögen  die  einen  mehr  hier,  die  anderen  mehr 
dort  hervorgetreten  sein.  Einige  von  ihnen  wurden  schon  ge- 
legentlich erwähnt.  Die  Erweiterung  des  Wirkungskreises  des 
Clever  Oberhofes  bedeutet  zugleich  eine  solche  des  landesherr- 
lichen Hofgerichtes.  Dennoch,  wenn  man  Alles  in  Allem 
nimmt,  umfasst  die  Liste  der  in  Kalkar  rechtsuchenden  Ort- 
schaften etwa  die  doppelte  Zahl  derer,  die  nach  Cleve  die 
Hauptfahrt  nehmen.1)  Und  in  der  That  viele  .Momente  mögen 
zusammengewirkt  haben,  Kalkar  solches  Uebergewicht  zu  ver- 
schaffen. Es  fällt  vor  allem  auf,  dass  unter  den  Bauerschaften,  die 
dort  ihr  Recht  holen,  nicht  wenige  liberae  villae  sind.  Gerade 
den  Kolonistendörfern  wird  nach  dem,  was  über  den  Ursprung 
Kalkars  bekannt  ist,  sehr  viel  daran  gelegen  haben,  ihre  Kon- 
sultation gerade  in  Kalkar  haben  zu  dürfen.  Hinzukommen 
die  Städte,  die  von  der  Erhebung  an  auf  Kalkarer  Recht  „fun- 
dirt“  sind;  d.  h.  mit  anderen  Worten  die  Städte,  bei  deren 


')  Die  überragende  .Stellung  Kalkars  ist  schon  von  K.  Schröder 
(Bonner  Festgruss  an  Homeyer  1S71  S.  22),  treffend  hervorgehoben  wordeu. 
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Gründung  die  Erhebungsurkunde  Kalkars  das  Muster  abgegeben 
hat.  Auch  sonst  findet  man,  dass  ans  diesem  Verhältniss  eine 
Oberhofstellung  der  älteren  Stadt  hervorgeht.  Als  Beispiel 
führe  ich  Büderich  an,  das  trotz  des  trennenden  Rheinstroms 
nach  "Wesel,  dessen  Privilegien  bei  der  Erhebung  des  Orts  als 
Vorlage  gedient  haben,  seine  Hauptfahrt  nimmt.  Die  Städte 
nun,  die  „auf  Kalkar  fnndirt“  sind,  sind  Dinslaken,  Sonsbeck, 
Isselburg.  Hinzukommt,  wie  wir  wissen,  Orsoy,  das  frühzeitig 
die  Verfassungseinrichtungen  der  clevischen  Musterstadt  nach* 
ahuit  und  sich  dann  noch  zu  Anfang  des  li>.  Jahrhunderts 
Rechtsaufzeichnungen  von  dorther  zu  verschaffen  weiss.  Dasselbe 
ist  bei  Griet  der  Fall,  das  ursprünglich  eine  Erhebungsurkunde 
erhalten  hat,  die  der  Cleves  entspricht.  Bei  Griet  vollzog  sich 
diese  Umbildung  nicht  wie  bei  Orsoy  in  Folge  einer  neuen 
landesherrlichen  Verleihung,  sondern  allmählich,  als  das  selbst- 
verständliche Ergebniss  stetiger  Berührung  mit  der  ungleich 
mächtigeren  kaum  eine  Stunde  entfernten  Xachbarstadt.  Hin- 
zukommt endlich  als  ein  nicht  gering  zu  veranschlagendes 
Moment  bei  der  Entwicklung  der  Oberhofstellung  Kalkars  die 
Gunst  der  Page  in  der  Mitte  des  Territoriums.  Nur  in  Folge 
mancher  Einbussen  des  Düffelgaues  ist  der  Platz,  der  neben 
der  alten  Dingstätte  zu  Altkalkar  liegt,  vorübergehend  Grenzort 
geworden.  Dann  aber  lagern  sieh  alle  die  Eroberungen 
die  auf  Kosten  des  Erzstifts  und  des  geldernschen  Oberquartiers 
gemacht  werden,  als  breite  Landstreifen  von  Westen,  von 
Osten  und  von  Süden  her  um  Kalkar  herum.  Und  endlich, 
wird  man  sagen  dürfen,  treten  die  Schöffen  von  Xeukalkar  die 
Erbschaft  der  Schöffen  Altkalkars  an,  deren  Ansehen  weithin 
auf  dem  linken  Rheinufer  die  erwähnte  Verhandlung  vom  Jahre 
13« 5 vollgültig  bezeugt.  Beiden  Oberhöfen  aber  kommt  zu 
Statten,  dass  auf  dem  linken  Ufer  des  Stromes,  der,  wie  wir 
wissen,  auch  in  jurisdiktioneller  Hinsicht,  eine  nur  selten 
verrückte  Grenzscheide  darstellt,  diese  beiden  Plätze,  die  einzigen 
namhafteren  altclevischcn  Städte  sind:  sie  allein  konnten  also 
in  Betracht  kommen,  als  der  Instanzenzug  der  clevischen  Ge- 
richte von  Neuem  und  der  Bedeutung  des  städtischen  Elements 
entsprechend  geordnet  wurde. 

Bis  in  die  letzten  Jahrzehnte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts 
behaupten  Cleve  und  Kalkar  neben  Wesel,  dessen  Oberhof- 
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Stellung  ja  in  eine  frühere  Periode  zurttckreiclit,  ihre  alte  und 
singuläre  Bedeutung.1 *)  Nur  Sevenaer  wird  bei  der  Erhebung 
zur  Stadt  im  Jahre  1487  von  Cleve  losgelöst  und  angewiesen, 
in  Emmerich  Recht  zu  holen.-)  Dafür  erhält  Cleve  im  Jahre 
I5U2  in  Gennep  einen  neuen  Zuwachs.3)  Und  dieser  Besitz 
bleibt  auch  das  nächste  Jahrhundert  hindurch.  Das  geht  aus  einer 
Aufzeichnung  hervor,  die  alle  „unter-  und  mittelbahre  Gerichten 
des  Fürstenthumbs  Cleve“  aufführt  und  anmerkt,  „wie  und 
welcher  Gestalt  die  Sachen  von  dem  einen  zum  andern,  auch 
ahn  das  Hoffgericht  per  viam  Konsultationis  et  Appellationis 
gelanget  und  devolviret  werden“.4)  Zwar  werden  nunmehr  auch 
die  kleineren  Dörfer  und  BauerschaJ'ten  mit  aufgeführt,  so  dass 
die  Liste  sehr  viel  länger  ist  als  früher,  in  Wirklichkeit  aber 
hat  sich,  wie  gesagt,  kaum  etwas  geändert.  Es  wird  übrigens  jetzt 
zwischen  Konsultation  und  Appellation  unterschiede!),  was  bei 
den  Angaben  der  früheren  Periode,  kaum  jemals  geschieht. 
Indessen  gehen  bei  den  Ortschaften,  die  zum  älteren  Bestände 
gehören,  be  i d e jener  Aufzeichnung  nach  zunächst  an  die  Schöffen 
zu  Cleve.  Von  Gennep  aus  nimmt  man  hingegen  wohl  die 
Konsultation  ebendort,  die  Appellation  aber  hat  man  unmittelbar 
„alins  Hoffgericht“. 

Ebenso  hat  Kalkar  seinen  alten  Bezirk  im  Grossen  und 
Ganzen  behauptet.  „Von  diesen  Gerichten  gehet“,  heisst  es 
in  dem  eben  angeführten  Kodex  am  Ende  der  Liste,  „die 
Appellation  und  Konsultation  an  die  Schöffen  zu  Galcar“.  Der 
Wirkungskreis  ist  sogar  noch  hier  und  da  ausgedehnt  worden. 
Das  umfangreiche  Richteramt  Winnenthal,  das  Richteramt 
Büderich  und  Theile,  des  Riehteramtes  Ödem  sind  hinzuge- 
kommen. Und  eifersüchtig  wachen  die  Schöffen  der  Stadt 
darüber,  dass  die  Rechte  des  Oberhofs  nicht  geschmälert  werden. 
Als  im  Jahre  1523  Herzog  Johann  Einsicht  verlangt  in  die 
Akten  eines  Prozesses,  der  von  dem  Gericht  in  Birten  an  das 
Haupt  gebracht  ist,  vermeynen  die  unse  van  Calcker,  oerre 
plicht,  eyde  ind  aelder  gewoenheit  nae,  das  nicht  erlauben  zu 


l)  Vergl.  oben  S.  io6ff. 

a)  Vergl.  oben  Kap.  10,  11. 

3)  Abschriften  im  St.  z.  D.  A.  77. 

*)  Handschrift  A.  249  im  St.  z.  D.  vom  Ende  des  17.  Jahrhundert*. 
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dürfen.1)  Erst  als  der  Landesherr  feierlich  erklärt,  dass  die 
Erfüllung  seines  Wunsches  ihren  Ehren,  Hechten  und  Frei- 
heiten nicht  hinderlich  sein  soll,  machen  sie  ihm  die  verlangten 
Schriftstücke  zugänglich. 

Eben  diese  Hartnäckigkeit  scheint  indessen  auch  Einbussen 
herbeigeführt  zu  haben,  über  die  freilich  jene  Aufzeichnung  aus 
dem  17.  Jahrhundert  nur  wenig  berichtet.  Es  wird  darin  nur 
erwähnt,  dass  der  Stadt  Orsoy  die  Appellation  nach  Kalkar 
im  Jahre  1576  aberkannt  und  derOrt  an  das  Hofgericht  gewiesen  sei. 
Die  Konsultation  wird  also  nach  wie  vor  in  Kalkar  gewesen 
sein.  Von  dem  zweiten  grösseren  Verlust,  der  Stadt  und  Amt 
Goch  betrifft,  erfährt  man  nur  aus  einer  gleich  näher  zu  be- 
sprechenden Urkunde  vom  Jahre  1566.  Als  Goch  147.‘5  an  den 
Herzog  von  Cleve  gekommen  war,  war  ihm  gleich  im  folgenden 
Jahre  Kalkar  als  Oberhof  bestimmt  worden.  Erhalten  ist 
eine  Abschrift  des  Befehls,  durch  den  Herzog  Johann  I.  dem 
Richtendem  Bürgermeister,  den  Schöffen  und  den  Rathmaunen  diesen 
Beschluss  kund  thut  (von  1 474).'-j  Offenbar  sind  dem  Vereinbarungen 
zwischen  Goch  und  dem  Landesherrn  vorausgegangen,  denn  der 
Fürst  bemerkt  den  Schöffen  von  Kalkar,  dass  die  verervinge  aldair 
(in  Goch)  und  in  den  lande  van  Gelre  aver  die  Nirse  ein  ander 
manier  sie,  dan  bi  u und  an  dese  (westliche)  sit  langhs  den 
Rin  und  onsen  lande  van  Cleve.  Eben  deswegen  verpflichtet 
er  die  Schütten,  sich  darüber  zu  belehren,  wie  es  mit  der 
Vererbung  dort  gehalten  werde;  demgemäss  sollten  sie  dann 
Urtheil  weisen.1) 

Ein  Blick  in  das  Gocher  Stadtrecht,  das  etwa  in  den 
ersten  Jahren  des  16.  Jahrhunderts  kodifizirt  wurde,  zeigt,  dass, 
nachdem  einmal  diese  Verbindung  angeknüpft  war,  das  Kalkarer 
Recht  in  der  That  umgestaltend  auf  das  der  Nachbarstadt  ein- 
gewirkt  hat.  Da  ist,  um  ein  Beispiel  Anzuführen,  das  alte 
vaegtgeding  — das  an  die  Stelle  des  echten  Dings  getreten 


')  Orig.  1’v.rg.  im  Stadtarchiv  zu  Kalkar  in  Wolffs  Rupert.  Xr.  297; 
vergl.  auch,  denselben  Gegenstand  betreffend,  ebendort  Xr.  295  n.  290. 

-J  -Mitgetheilt  von  Schröder,  Zeitschrift  für  Rechtsgesclikdite  Band  10 
S.  218  A inner k.  30. 

■')  I)ut  gi  ii  dnir  up  bcleren  off  erfaren  sollen,  die  to  wiesen  na  manver 
off  alder  gewonnen  der  rechten. 
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sein  dürfte  — verschwunden:  statt  seiner  findet  man  allerlei 
Institutionen  des  Stadtrechts  der  clevischen  Städte,  vor  allem 
die  „aufrichtenden  Tage“  mit  ihrem  eigenthümlichen  Verfahren. 
Dann  ist  das  Pfandrecht  in  wesentlichen  Punkten  modifizirt. 
Ich  greife  eben  diese  Punkte  heraus,  weil  sie  in  einer  fast 
gleichzeitigen  Aufzeichnung  im  Lagerbuch  der  Stadt  Goch  be- 
sonders namhaft  gemacht  werden.1)  Ebendort  aber  wird  auch 
ausdrücklich  darauf  hingewiesen,  dass  nur  die  Stadt  bei  der 
Einverleibung  liaere  aide  rechten  behalten  hat,  in  den  Dörfern 
des  Amtes  hingegen  sei  — also  gegen  die  Anordnung  in  der 
Abkunft  von  1474  — kurzer  Hand  das  clevische  Land- 
recht eingeführt.  Eine  Ausnahme  macht  nur  der  Flecken 
Moldick,  (Mook),  in  dem  nach  wie  vor  das  Gocher  Stadt- 
recht  gilt.2) 

Trotz  dieser  nachhaltigen  Einwirkung  des  Kalkarer  Stadt- 
rechts scheint  aber  die  Verbindung  zwischen  dem  Oberhof  und 
der  rechtsuchenden  Unterstadt  nur  locker  gew’esen  zu  sein. 
Jedenfalls  beruft  sich  Herzog  Wilhelm  in  der  Urkunde,  durch 
die  er  die  Loslösung  Gochs  von  Kalkar  verfügt,  auf  die  Bitten 
des  Gocher  Magistrats  und  der  dortigen  Gemeindefreunde,  die 
ihn  zu  der  Massregel  veranlasst  hätten.  Das  Diplom  ist  vom 
10.  April  1566,  also  nur  wenige  Jahre  jünger  als  die  Ver- 
ordnung, durch  die  Gennep  angewiesen  wird,  sein  Recht  in 
Cleve  zu  holen.'1)  Während  aber  damals  (1562)  nur  die 
Appellation  an  das  Hofgericht  in  Cleve  kam,  sollen  jetzt  Haupt- 
fahrt oder  Konsultation  sowohl  als  Appellation  an  die  raithcamer 
in  Cleve,  d.  h.  an  das  mit  Käthen  besetzte  Hofgericht,  gehen. 
Und  sullen  die  urdelen,  wird  dann  zum  Schluss  gesagt,  so  wall 
in  der  consultation  alss  appellation  bynnen  jaers,  wannher  die 
up  unser  raitcameren  averlcvert,  nac  den  avernyrschen  ind  oeren 
alden  rechten  (behalven  die  verervongh  mit  den  dochtereu  und 


')  Im  dortigen  Uathsarchiv,  Protokolle  Nr.  29  8.  103:  Verauderiuge 
der  vaegtgcdingsrechten  by  tyde,  [do]  die  Stadt  van  Goch  aent  furstetidom 
Cleve  gccomcn. 

äJ  Aldaer  deser  Stadt  rechten  observiert  werden. 
s)  Orig.  Perg.  im  Stadtarchiv  zu  Goch,  Report.  II  Nr.  474.  Die  Ur- 
kunde weist  in  ihrer  jetzigen  Verfassung  I.iicken  auf,  die  nach  einer 
Abschrift  ebendort  Nr.  29  S.  116  ff.  ergänzt  werden  können. 
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enckelen)  uith  gewesen  und  den  unseren  van  Goch  weder  tho- 
gesehickt  werden.  — 

Auf  dein  rechten  Rheinufer  hat  Wesel  alle  die  Jahrhunderte 
hindurch  seine  alte  Oberhofstellung  behauptet.1)  Es  ist  merk- 
würdig, wie  genau  die  Liste  aus  der  zweiten  Hallte  des  17. 
Jahrhunderts  mit  dem  Verzeichniss  übereinstimmt,  das  man,  von 
einigen  Nachträgen  abgesehen,  etwa  in  die  Mitte  des  vierzehnten 
Jahrhunderts  wird  setzen  müssen.2)  Höchstens  nach  dem 
Münsterschen  zu  sind  einige  Grenzdörfer  dem  Territorium 
und  dem  Uberhof  neu  gewonnen.  Freilich  die  clever  Herren 
hatten  keine  besondere  Veranlassung,  in  einer  Periode,  in  der 
sie  längst  eigene  Oberhöfe  besassen,  mit  dem  Eifer,  den  sie  in 
früherer  Zeit  bewiesen  hatten,  den  Wirkungskreis  Wesels  zu 
erweitern,  auf  dessen  Stadtgericht  sie  nur  wenig  Einfluss  üben 
konnten,  da  es  ja  die  Hauptfahrt  nach  Dortmund  nahm. 
Gleichwohl  wurde  den  Schöffen  im  Interesse  der  Untergerichte 
im  Jahre  1514  eingeschärft,  dass  sie  alle  ordelen,  die  au  sy  to 
lioeffde  koemen,  bynnen  den  neesten  volgenden  jaire  sonder 
langer  vertreck  wiesen  off  die  voirt  an  to  lioeffde  schicken 
stillen/1)  Gewiss  eine  lange  Frist;  wird  doch  dem  Stadtgericht 
zu  Cleve  vorgeschrieben,  die  Anfragen  von  Gennep  binnen 
sechs  Wochen  zu  erledigen.  Der  Rechtszug  nach  Dortmund 
wird  also  diesmal  noch  ausdrücklich  bestätigt.  So  blieb  es  die 
ersten  drei  Viertel  des  Jahrhunderts  hindurch,  nur  dass  statt 
nach  Dortmund  manchmal  auch  nach  Speier  an  das  Reicks- 
kaminergericht  appellirt  wurde.  Der  Versuch  eines  der  Unter- 
gerichte, sich  direkt  mit  Dortmund  in  Verbindung  zu  setzeu, 
wird  im  Jahre  1570  auf  das  nachdrücklichste  abgewiesen.4) 
Dennoch  liess  sich  nicht  verhindern,  dass  von  Zeit  zu  Zeit  auch 
das  Hofgericht  in  Cleve  von  Seiten  der  unterliegenden  Parthei 
angegangen  wurde.  Den  Käthen  in  Cleve,  stets  bestrebt  den 
Wirkungskreis  des  Hofgerichts  auszudehnen,  mochte  das  ganz 
besonders  erwünscht  sein.  Wie  man  in  diesen  Kreisen  über 


Üben  S.  loo  ff. 

-)  Frensdorff,  Dortmunder  Statuten  S.  262. 

“)  Lacomblet,  Urkundenbuch  Band  1 Xr.  507  und  Fronsdorff. 
Dortmunder  .Statuten  und  Urtheile  S.  263. 

*)  Gentes  Weiler,  Chronik  von  Wosei  S.  179. 
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die  Konsultation  ausser  Landes  dachte,  erfährt  man  aus  ge- 
legentlichen Aeusscrnngen.  Die  Käthe  finden  jetzt  auf  einmal, 
es  sei  gegen  die  Ehre  ihres  Fürsten,  dass  die  Urtheile  einer 
dem  Reiche  nur  unmittelbar  unterworfenen  Stadt  nach  Speier 
gingen.  Die  Wesek*r  Rathsprotokolle  bezeugen,  wie  hartnäckig 
der  Widerstand  gewesen  sein  muss,  der  solchen  Ansprüchen 
gegenüber  geleistet  wurde.')  Nach  langen  Verhandlungen  muss 
man  sich  gleichwohl  zu  dem  „Abscheid  und  Vergleichung“  von 
1574  bequemen.  Man  hilft  sich,  wie  man  sich  in  ähnlichen 
Fällen  geholfen  hat;  man  unterscheidet  zwischen  Appellation 
und  Hauptfahrt  und  giebt  in  Bezug  auf  eines  von  beiden  nach. 
Die  Appellation  nach  Dortmund  wird  aulgehoben,  bestehen  aber 
bleibt  die  Konsultation.-) 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dass,  wenn  Wesel  nicht  mehr  die 
Kraft  hatte,  den  Einfluss  des  Hofgerichts  auf  die  Dauer  ab- 
zuweisen, die  kleineren  Oberhöfe  vollends  dazu  nicht  im  Stande 
waren.  Ihnen  blieb  so  wie  so  ein  recht  geringer  Raum  zur 
Entwickelung.  Auf  dem  rechten  Rheinufer  sind  es  Rees,  Emmerich 
und  Xanten.  Und  zu  Rees  gehören  von  Anfang  an  nur  die 
Dörfer  des  ehemals  erzstil'tischen  Amtes  Aspel.  Von  diesen 
Dörfern  ist  Haldem  wieder  ein  Oberhof  für  eine  Reihe  von 
Baucrschaften.  Nach  jener  mehrfach  erwähnten  Aufzeichnung 
aus  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  gehen  dann  von 
Haldern  die  C’onsultationes  nach  Kees,  die  Appellationes  indessen 
an  das  Hofgericht  in  Cleve.  Sonst  aber  wird  von  Rees  an  das  Hol- 
gericht zu  Neuss  appellirt;  nur  in  Klagen  gegen  die  Stadt  selbst  wird 
„in  prima  instantia  für  das  clevische  Hofgericht  beklagt;  praesertim 
in  possessoriis,  ut  in  eausis  capituli  Ressensis.“ 

Fast  noch  dürftiger  sind  die  Nachrichten  über  den  Oberhof 
Emmerich.  Es  fragt  sich  vor  allem,  wie  es  mit  der  Hauptfahrt 

’)  Vergl.  <lie  Mittheilungen  bei  (ianteswoiler,  Chronik  der  Stadt 
Wosei  S.  ISO. 

*)  Frensdorff  a.  a.  U.  S.  204:  Dewyl  oick  von  etlichen  underge- 

richten  dieses  fiirsteudumhs  Cleve  die  cousultation  an  unser*  gnedigen  liern 
schepen  s.  f.  gn.  Stadt  Wesel  bisz  anher  gegangen,  derwegeu  ock  die 
appellation  folgents  dahin  ingofnert,  sal  idt  . . . ock  noch  darby  wie  van 
aldors  gewontlicb  geinten  werden  . . . wie  gedachte  schepen  tho  Wesel  ire 
consultation  an  die  Stadt  Dortmund  luith  hebbenden  privilegiums  inglicken 
behalden  sollen. 
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nach  Zütplien  in  der  Zeit  nach  der  Einverleibung  gehalten 
wurde.  Dederich  in  seiner  Geschichte  der  Stadt  spricht  sich  nicht 
deutlich  über  den  Oberhof  und  seine  Wirksamkeit  aus;  es  scheint 
indessen,  dass  er  sich  die  Xotiz  in  einer  Emmericher  Rechts- 
aufzeichnung zu  eigen  macht,  der  zu  Folge  der  Rechtszug  nach 
Ziitphcn  nicht  mehr  gebräuchlich  gewesen  sei,  nachdem  der  Ort 
(1403)  endgültig  an  die  Fürsten  von  Cleve  gekommen  war.1) 
Der  Ansicht  aber  widersprechen  mancherlei  Thatsachen:  richtig 
mag  sein,  dass  nur  noch  bei  besonderen  Anlässen  dort  Recht 
geholt  wurde,  bis  wohl  noch  im  fünfzehnten  Jahrhundert  auch 
das  aufhörte.2) 

Dieses  Abbrechen  aller  Beziehungen  zu  Zütphen  steht 
jedenfalls  im  Zusammenhang  mit  den  geldemschen  Kriegen, 
die,  wie  wir  wissen,  namentlich  die  Regiernngszeit  Johanns  II. 
ansfüllen.  Es  wurde  schon  an  einigen  Beispielen  gezeigt,  dass 
gerade  die  Bürger  von  Emmerich  mit  ihren  Reitern  sich  bei 
der  Gelegenheit  durch  Math  und  Kriegseifer  hervorthucn. 
Eben  in  diese  Jahre  fallen  die  ersten  Gunsterweisungen  für  das 
Emmericher  Stadtgericht  von  Seiten  der  elevischen  Landesherren. 
Im  Jahre  1482  wird  der  Gerichtssprengel  der  Stadt  über  eine 
ganze  Reihe  von  Kirchspielen  in  der  Nachbarschaft  ausge- 
dehnt.3) Dann  erhält  Emmerich  1485  das  sogenannte  freie 
Montagsgericht  propter  debita  et  damna,  wie  Teschenmacher  be- 
richtet.4) Endlich  wird  sogar  zwei  Jahre  später  (148")  Sevenaer 
aus  dem  Verband  des  Clevischen  Oberhofs  genommen  und  dem 
neubegründeten  Emmericher  Oberhof  überwiesen.5)  Man  sollte 
meinen,  das  Hofgerieht  hätte  in  gewissem  Sinne  etwa  als 
Appellationsinstanz  die  Erbschaft  Zütphens  angetreten.  So  weit 
aber  waren  zu  Ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  die  Dinge 
noch  nicht  gediehen.  Emmerich  blieb  fortan  sich  selbst  über- 


‘)  Annalen  der  Stadt  Emmerich  S.  231  Anmerk.  1. 

2)  Interessant,  und  wohl  in  dieser  Zeit  nach  der  Einverleibung  ent- 
standen, ist  die  von  Kichard  Schröder  beschriebene  Emmerieher  Kechts- 
aufzeichmmg  (Zeitschrift  für  ltecbtsgeschichte  Band  10  S.  isst),  die  den 
Uberhof  Zütphen  als  nicht  mehr  in  allen  fallen  zuständig  ansieht. 

:i)  Dederich,  Annalen  der  Stadt  Emmerich  Beil.  Nr.  öS. 

’J  Aunales  etc.  S.  325. 

Teschenmacher  a.  n.  O.,  Codex  diplom.,  Nr.  32. 
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lassen.  Nur  im  Kriminalgericht  lässt  der  Herzog  durch  zwei 
Vertrauensmänner  seine  Interessen  wahrnelimen.  Jene  Auf- 
zeichnung über  die  clevischen  Gerichte  meldet,  dass  sich  die 
Schütten  „gemeiniglich  bei  Rechtsgelehrten  berathen  hätten“. 
Wie  erwähnt,  wird  übrigens  im  Emmericher  Recht  ziemlich 
scharf  unterschieden  zwischen  Civilsachen  und  Kriminalsachen. *) 
Von  den  Urtheilen  des  Stadtgerichts  in  cansis  civilibus  wird 
nun  im  lü.  Jahrhundert  nicht  selten  an  das  kaiserliche  Kammer- 
gericht in  Spcier  appellirt.  Indessen  wandten  sich,  wie  in  Wesel, 
so  auch  in  Emmerich,  die  Partheien  manchmal  aus  eigenem 
Antriebe  nach  Cleve  an  das  Hofgericht.  Aber  noch  zäher  als 
Wesel  behauptet  Emmerich  seine  jurisdiktionelle  Autonomie. 
Erst  15H3  wird  eine  Abkunft  getroffen.  Der  Vertrag  zeigt, 
wie  viel  den  Rüthen  des  Hofgerichts  daran  liegen  musste,  dass 
der  Landesherr,  als  ungetwyvelder  Lands-Fürst  und  des  Gerichts 
aldair  negste  Üverigkeit,  nun  auch  als  höchste  Gerichtsinstanz 
anerkannt  werde.  Zahlreich  sind  die  Ausnahmen,  die  die  Stadt 
sich  vorbehält,  in  denen  eine  Appellation  nicht  erlaubt  sein  soll.'-) 
Erst  unter  brandenburgisch  - preussischer  Herrschaft  wird  all- 
mählich mit  den  Resten  der  mittelalterlichen  Rechtsselbständig- 
keit aufgeräumt.'*) 

Von  den  Prinzipalstädten  des  linksrheinischen  Territoriums 
ist  nur  Xanten  in  diesem  Ueberblick  noch  nicht  genannt.  Wir 
wissen  von  dem  Ort.  dass  er,  wie  Rees,  seit  Alters  seine  Haupt- 
fahrt nach  Neuss  hatte.  Nach  der  Eroberung  bleibt  der  Rechts- 
zug bestehen.  Indessen  werden  doch  alsbald  Massregeln  er- 
griffen, die  vermuthlich  das  Eindringen  clevischen  Rechtes 
vorbereiten  sollten.  In  der  grossen  Verfassungsurkunde  vom 
2'J.  Oktober  1444  wird  bestimmt,  dass  die  Xantner  Bürger  von 
den  Bewohnern  des  Territoriums  nur  im  Gericht  ihrer  Stadt 
verklagt  werden  dürfen.4)  Ebenso  aber  wird  ihnen  zur  Pflicht 
gemacht  von  clevischen  Unterthanen  nur  vor  dem  Gericht  Recht 
zu  fordern,  in  dem  sie  zuständig,  also  ortsangesessen  sind. 


J)  Vergl.  die  itechtsaufzeichuung  bei  Dederich  a.  a.  O.  S.  270 
Toe  Einblick  ist  zweierley  gericht  neiiilich  Civil  und  Criminal. 
s)  Dederich  a.  a.  0.  Heil.  67. 

3)  Dederich  a.  a.  0.  S.  2S7  ff. 

*)  Vergl.  oben  S.  316  ff. 
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Hinzu  kommen  im  Jahre  1453  einige  Abmachungen.1)  Die  alte 
Gewohnheit,  dass  der  Richter  den  Schöffen  im  Aufträge  des 
Landesherren  sechsmal  im  Jahre  eine  Mahlzeit  ansrichtet,  wird 
beseitigt.  Ebenso  war  schon  längst  vorher  in  der  Stadt  Cleve 
diese  alte  Verpflichtung  abgekommen.  Wann  übrigens  die 
Hauptfahrt  nach  Neuss  aufgehört  hat,  habe  ich  nicht  feststellen 
können.  Tn  der  Aufzeichnung  über  die  clevischen  Gerichte 
folgt  der  Liste  der  Dorfschaften,  die  in  Xanten  ihr  Recht 
suchen,  folgender  Satz,  in  dem  leider  die  Hauptsache  fehlt: 
„Von  Xanten  gehet  die  Appellation  vermög  des  Vortrags  de 
anno  ....  an’s  F.  Hoffgericht“.  Also  ein  Abkommen  ist  jeden- 
falls getroffen;  man  wird  es  nach  allem,  was  bisher  ermittelt 
wurde,  in  die  Periode  1. 5112—1583  verlegen  müssen.  Uebrigens 
haben  die  Schöffen  des  Stadtgerichts  auch  hier  „eine  kleine 
Einschränkung  bei  der  Appellation“  durchgesetzt.  „Jedoch  wird 
in  causis  servitutum“,  heisst  es  in  der  Aufzeichnung  weiter, 
„allein  Revision  salva  executione  prioris  sententiae  gebethen.“ 

So  dringt  also  das  Hofgericht  mit  seinen  Ansprüchen  überall 
durch:  in  einer  Zeit,  in  der  die  bürgerliche  Autonomie  sich  in 
den  clevischen  Städten  meist  siegreich  behauptet,  wird  den 
mächtigsten  Kommunen  das  Hofgericht  als  Oberinstanz  aufge- 
zwungen. Vergegenwärtigt  man  sich  die  beigebrachten  Daten 
(15(52,  15(1(5,  1574,  157t5,  1583),  so  ist  kein  Zweifel,  dass  von 
Seiten  der  Räthe  systematisch  zu  Werke  gegangen  wurde:  [in 
kaum  zwei  Jahrzehnten  ist  das  Werk  der  Reform  in  der 
Hauptsache  durchgeführt. 

Nur  um  die  Planmässigkeit  dieser  Bestrebungen  noch  stärker 
hervortreten  zu  lassen,  werfe  ich  zum  Schluss  noch  einen  Blick 
auf  die  Verhältnisse  in  Duisburg.  Dort  war  man  sich  der 
Gefahr,  die  der  Selbstständigkeit  der  städtischen  Jurisdiktion 
von  Seiten  der  clevischen  Regierung  drohte,  sehr  wohl  bewusst. 
Um  dem  Fürsten  jede  Möglichkeit  zu  nehmen,  sich  in  die  Ge- 
richtsangelegenheiten der  Stadt  einzudrängen,  wurden  Appel- 
lationen an  ihn  den  Bürgern  bei  schwerer  Strafe  untersagt.'-) 
Gleichwohl  hat  es  nicht  an  Versuchen  der  Räthe  gefehlt,  den 
Einfluss  ihres  Herrn  in  der  Beziehung  auszudehnen.  Ueber 

')  Vergl.  oben  8.  320  ff. 

2)  Averdunk  n.  n.  0.  8.  30».  Annierk. 
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lehrreiche  Begebenheiten  der  Art  ans  de«  Jahren  1 570  nnd  ir>7l 
i>t  neuerdings  ausführlich  gehandelt.1)  Obgleich  nun  die  Stadt 
hier  und  da  in  Kleinigkeiten  nacligab,  wusste  sie  doch 
im  Ganzen  alle  Bemühungen  des  clevisehen  Hofgerichts  mit 
Energie  und  Glück  abzuwehren. 


V. 

Die  itltore  Reduktion  des  Clevisehen  Stndtreehts. 

Unwillkürlich  beans]>ruclit  die  Rechtsentwickeliing  der  beiden 
Städte,  die  so  bedeutende  Oberhöfe  des  clevisehen  Territoriums 
sind,  besonderes  Interesse.  Und  unendlich  oft  musste  schon  im 
Lanfe  der  Untersuchung  Bezug  genommen  werden  auf  diese 
Stadtrechte  von  Cleve  nnd  Kalkar,  die  dann  für  die  anderen 
Städte  nnd  Dorfgerichte  mit  einigen  Auslassungen  unzählige 
male  kopirt  werden!  Indessen  gebt  von  den  Handschriften  des 
Kalkarer  Stadtrechts  keine  einzige  über  das  letzte  Viertel  des 
fünfzehnten  Jahrhunderts  zurück.  Der  Versuch,  die  Ausbildung 
dieser  Rechtsqnelle  Schritt  für  Schritt  zu  verfolgen,  wäre  daher 
aussichtslos.2)  Etwas  günstiger  ist  es  mit  der  Ueberlieferung 
des  Clever  Stadtrechts  bestellt.  So  gross  auch  die  Zahl  der 
Handschriften  dieser  Aufzeichnung  ist,  die  hier  und  da  benutzt 
nnd  besprochen  sind,  in  Wirklichkeit  giebt  es  noch  eine  ganze 
Reihe  von  Kodices,  die  noch  der  näheren  Untersuchung  warten. 

Die  ersten  umfänglicheren  Mittheilungen,  die  Kamptz  machte, 
wurden  von  ihm  völlig  kritiklos  einem  der  jüngsten  und  werth- 
vollsten  Kodices  entnommen.1)  Sie  wurden  dann,  nachdem  sie 
lange  Jahrzehnte  hindurch  das  allgemeine  Urtheil  über  das 
Clever  Stadtrecht  bestimmt  hatten,  ergänzt  und  berichtigt 


*)  Avant uuk  a.  a.  U.  S.  36l>  ff. 

Die  gegentheiligeu  Erörterungen  Schröder»  in  der  Zeitschrift  für 
Kechtsgeschichte,  liatid  io  S.  210  halte  ich  nicht  für  beweiskräftig,  da  sie 
auf  einer  überaus  unsicheren  handschriftlichen  Unterlage  beruhen. 

*)  Die  Provinzial-  und  statutarischen  Rechte  in  der  Preussisehen 
Monarchie,  Theil  S S.  23. 
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durch  die  verhältnissmässig  umfänglichen  Auszüge,  die  Richard 
Schröder  aus  einer  älteren  und  besseren  Handschrift  dar  bot.1) 
Dieselbe  Handschrift  enthält  den  über  sententiarum  und 
den  Richtsteig  Landrechts;  sie  war  schon  von  Honieyer  benutzt 
und  verzeichnet.2) 

Richard  Schröders  Ansicht  vom  Werth  dieses  Kodex, 
den  ich  der  Kürze  halber  fortan  A nenne,  hat  geschwankt. 
Anfänglich  glaubte  er  in  ihm  „die  älteste  und,  wie  ich  nicht 
zweifle,  ursprüngliche  Form  des  Clever  Stadtrechts“  gefunden 
zu  haben.3)  Ebenso  setzte  er  zuerst  die  Abfassungszeit  der 
Handschrift  viel  zu  früh  an,  wenn  er  meinte,  sic  sei  vor  1417 
entstanden.4) 

Späterhin  nahm  er  an,  A sei  bald  nach  1424  — oder 
richtiger  füge  ich  hinzu  nach  142C  — abgefasst /’)  Wenn 
er  ferner  auch  von  der  Ansicht  znrückkam,  die  Clever  Hand- 
schrift sei  der  Originaltext,  so  glaubte  er  dennoch  daran  fest- 
lialten  zu  sollen,  A stelle  eine  „bald  nach  dem  Original  ent- 
standene recht  zuverlässige  Abschrift  dar“.®)  Im  Uebrigen  hebt  er 
mit  Nachdruck  die  romanisirende  Tendenz  des  Stadtrechts  und 
seine  Weitschweifigkeit  hervor.  Auch  ohne  andere  Anhaltspunkte 
müsse  man  zu  der  Meinung  gelangen,  das  Clever  Stadtrecht  sei 
jedenfalls  jünger  und  minder  bodenständig  als  das  Kalkarer. 
Schon  vor  Schröder  wusste  man,  dass  das  Clever  Stadtrecht 
vor  allem  den  Sachsenspiegel  und  die  Glosse  ausgiebig  benutzt 
habe.7)  Diesen  Nachweis  hat  er  in  vielen  Beziehungen  ver- 
vollständigt. Nach  Schröder  hat  Steffenhagen  die  Unter- 
suchung wieder  aufgenommen.  An  einer  Fülle  von  Beispielen 
zeigt  er,  dass  die  romanisirende  Tendenz  des  Stadtrechts  vor- 
wiegend in  der  Benutzung  der  Buch 'sehen  Glosse  ihren  Ur- 


1)  Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte  Uanil  9 S.  421  und  10  S.  18«. 

2)  Die  deutschen  Rechtsbücher  des  Mittelalters  (1856)  Nr.  126. 

A.  a.  O.  Band  9 S.  424. 

*)  A.  a.  0.  S.  427. 

r’j  Einige  Artikel  setzen  nämlich  den  Aufstand  jener  Jahre  und  die 
begleitenden  Umstände  voraus. 

°)  Bonner  Festgruss  an  Homever  S.  23. 

7)  Gengier,  Codex  juris  municipalis  Band  1 S.  496  und  Wassersch- 
lebcn,  Das  Prinzip  der  Erbenfolge  S.  124. 
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Sprung  hat.1)  Ueber  das  Verhältniss  des  Clevischen  Stadtreclits 
zu  dem  Kalkarer  spricht  sich  Steffenhagen  ähnlich  wie 
Schröder  aus:  „Das  Clever  Stadtrecht  erweist  sich  nach 

seinem  ursprünglichen  Bestände  in  den  privatrechtlichen  und 
prozessualen  Partieen  als  eine  Mosaikarbeit  aus  der  Glosse  und 
dem  Text  des  Sachsenspiegels,  daneben  aus  dem  Stadtrecht  von 
Kalkar.  Letzteres  ist  sicherlich  viel  stärker  benutzt  als  wir 
bei  der  Unzulänglichkeit  der  zu  Gebote  stehenden  Nachrichten 
festzustellen  vermögen“.'-') 

Auf  Grund  der  bisher  näher  untersuchten  Handschriften 
mochte  vielleicht  dies  Endergebniss  als  geboten  erscheinen.  East 
alle  jüngeren  Handschriften  lehr.en  sich  mehr  oder  weniger  an 
A an,  dessen  Bestand  sie,  je  nach  ihrer  Entstehungszeit,  um 
eine  kleinere  oder  grössere  Anzahl  von  Artikeln  vermehren. 
Freilich  bringen  sie  auch  hier  und  da  Zusätze,  die  einer  zweiten 
eigenartigen  Version  entstammen.3)  Da  es  aber  an  einer  älteren 
Handschrift  fehlte,  der  die  Abweichungen  eigentümlich  waren,  hat 
man  ihnen  nicht  die  gebührende  Beachtung  geschenkt.  In  dem 
schon  oft  von  mir  angeführten  Stadtrechtskodex  des  Düssel- 
dorfer Staatsarchivs  A 7t>,  den  ich  der  Kürze  halber  B nenne, 
liegt  nun  aber  eine  solche  ältere  Handschrift  vor.  Seit  der 
ersten  Einsicht  in  den  Band  war  mir  dieser  Sachverhalt  sofort 
zweifellos.  Ich  gab  meiner  Meinnng  kurz  Ausdruck  in  der 
Arbeit  über  Rees.4)  Ich  sage  dort,  dass  Schröder  mit  Unrecht 
oder  doch  ohne  genügenden  Beweis  die  Priorität  des  Kalkarer 
Stadtrechts  dem  von  Cleve  gegenüber  behaupte,  da  „der 
Vorwurf  romanisiernder  Richtung  und  einer  gewissen  Weit- 


')  Steffenhagen,  der  Einfluss  der  Buch'scheu  Glosse  auf  die 
späteren  Denkmäler.  I das  clevische  Stadtrecht.  Wien  1893  (S.  A.  der 
Sitzungsbericht  der  Akademie  in  Wien  Band  129). 

a)  A.  a.  O.  S.  58. 

5)  Vcrgl.  z.  B.  die  Einleitung  der  zweiten  Redaktion,  die  in  A fehlt; 
Zeitschrift  für  Rcchtsgeschickte  Band  10  S.  231. 

4)  Recht  und  Verfassung  von  ltees  8.  2.  Anmerk,  1 und  S.  82. 
Uebrigeus  gehört  die  Handschrift  des  Clever  Stadtrechts  in  der  Pastorats- 
Bibliothek  zu  Asperden.  auf  die  Steffonhagen  a.  a.  0.  S.  ß Anmeik. 
noch  ausdrücklich  verweist,  wenn  mich  meine  Erinnerung  nicht  völlig 
täuscht,  zu  der  Gruppe  der  zahlreichen  minder  wichtigen  jüngeren  Hand- 
schriften. 

Lleioyang,  Niedorrhelnischoa  städtoweson  im  Mitiidulter.  36 
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schweifigkeit“  nur  die  spätere  von  ihm  vorwiegend  benutzte 
Handschrift  (A)  treffe,  die  freilich  dem  Original  keineswegs  nahe 
stehe.  Jene  Bemerkung  hat  Steffenhagen  in  seiner  dankenswerthen 
Untersuchung  übersehen.  Auch  innerhalb  des  llahmens  dieser 
Arbeit  ist  es  mir  nun  nicht  möglich  B erschöpfend  zu  behandeln. 
Zudem  würde  sich  das  auch  erst  dann  lohnen,  wenn  sich  die  Ergebnisse 
Steffenhagens  an  der  Hand  der  von  ihm  begonnenen  neuen  Ausgabe 
der  Glossen  zum  Sachsenspiegel  contioliren  Hessen.  Es  kommt 
mir  in  den  folgenden  Zeilen  also  vornehmlich  darauf  an,  meinen 
früheren  Hinweis  dadurch  zu  vervollständigen,  dass  ich  ein 
ungefähres  Bild  von  dem  Inhalt  und  der  Eigenart  dieser  für 
die  clevische  Rechtsgeschichte  ausserordentlich  wichtigen  Hand- 
schrift gebe.  Als  Nebengewinn  wird  sich  dann  freilich  Heraus- 
stellen, dass  thatsächlich  die  Regierungszeit  Herzog  Adolfs 
ftir  die  Umgestaltung  des  clevischen  Rechts-  und  Gerichts- 
wesens von  der  grössten  Bedeutung  gewesen  ist. 

Es  verdient  Beachtung  und  spricht  für  das  Alter  und  die 
Wichtigkeit  von  B,  dass  es  der  einzige  Kodex  des  Stadtrechts 
ist,  der  auf  Pergament  geschrieben  ist.  B umfasst  83  Per- 
gamentblätter:  vorn  und  hinten  sind  einige  Papierlagen  einge- 
schoben, auf  denen  indessen  nur  Bemerkungen  von  jüngerer 
Hand  stehen.  Der  Kodex  ist  eingebunden  in  Holzbretter,  die 
mit  gepresstem  Leder  überzogen  und  mit  messingnen  Schliessen 
versehen  sind. 

Dem  Charakter  der  Schriftzüge  nach  würde  ich  die  Auf- 
zeichnung noch  in  die  erste  Hälfte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts 
setzen.  Dem  eigentlichen  Text  voraus  gehen  Kopien  von  Privi- 
legien. Diesem  Umstande  verdankt  der  Kodex  seine  offizielle 
Bezeichnung:  Privilegienbuch  der  Stadt  Cleve.  Es  ist  auffällig, 
dass  er  niemals  näher  untersucht  wurde,  denn  Lacomblet,  durch 
den  Homeyer  auf  A aufmerksam  wurde,  hat  in  seinem  Urkunden- 
buch doch  wohl  aus  B die  Abschriften  der  Stadterhebungs- 
urkunde von  Cleve  und  der  Handfeste  vom  Jahre  1368  mit- 
getheilt.1)  Die  Privilegien,  die  vor  dem  Stadtrecht  stehen,  sind 
von  derselben  Hand  geschrieben  wie  dieses.  Sie  gehören  also, 
auch  rein  äusserlich  betrachtet,  so  zu  sagen  zum  Stadtrecht 


*)  Die  deutschen  Kechtsbiicher  des  Miltulalters  (1850)  Nr.  120. 
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selbst:  in  Wirklichkeit  aber  geben  sie  den  ersten  Kern  ab,  um 
den  sieh  die  anderen  Artikel  angesetzt  haben.  Es  sind  folgende 
Kopien: 

1)  Die  Handfeste  von  1348.  Bl.  1 und  2. 

2)  Der  Handfeste  von  1368.  Bl.  3—6. 

3)  Der  Bestätigungsurkunde  Adolfs  II.  von  1 394.  Bl.  7. 

4)  Von  der  jüngeren  Hand,  die  das  Register  angefertigt 
hat,  eine  Abschrift  des  bereits  mehrfach  erwähnten  Privilegs 
von  1331. ') 

Ebenso  folgen  dem  Hauptbestande  des  Stadtrechts  allerlei 
Aufzeichnungen,  Privilegien  und  Urkunden.  Zuerst  die  Ab- 
schrift eines  mit  Emmerich  im  Jahre  1418  verabredeten 
Bundesvertrags  (Bl.  71),  dann  der  uns  schon  bekannte  Bericht 
über  den  Aufstand  von  1423  (Bl.  72— 7s).  Daran  scldiessen 
sich  kurze  Aufzeichnungen  über  das  Recht  der  Nachbarstädte. 
Dieser  Theil  hat  eine  besondere  Vorrede:  Want  men  mennige 
gelyke  saken  by  gelyken  rechten  vynden  ende  richten  sali, 
dairvan  geen  bescreven  koeren  off  broeken  aff  ensyn,  so  syn 
hier  bescreven  ende  beteikent  sommige  koeren  ende  broeken, 
die  in  goiden  anderen  steden  hierumb  längs  gelegen  in  oren 
jairmercten  ende  wekemercten  gewnenlichen  syn  to  broeken 
ende  to  koeren.2)  An  diese  Mittheilungen  über  das  Marktrecht 
von  Arnheim,  Wesel  und  Kalkar  reiht  sich  (Bl.  SO  und  81) 
der  Judeneid  an.  Dann  folgt  (Bl.  81)  die  Huldigungsurkunde 
Johanns  I.  vom  Jahre  1448  und  (Bl.  82)  von  einer  Hand  des 
16.  Jahrhunderts  die  Bitte  Johanns  II.  an  die  Stadt,  einem 
seiner  natürlichen  Söhne  eine  Strafe  zu  erlassen  (vom  Jahre  1518). 
Schon  diese  Anordnung  des  mitgetheiltcn  Privilegienstoffes  legt 
die  Vermuthung  nahe,  dass  die  Redaktion  des  Stadtrechts  in  der 
vorliegenden  Form  zum  mindesten  zwischen  den  Jahren  1394 
und  1448,  also  noch  in  der  Regieruugszeit  des  ersten  Herzogs, 
entstanden  ist.  Denn  wenn  auch  die  Huldigungsurkunde  Johanns 
von  derselben  Hand  herrührt,  die  den  Haupttheil  geschrieben 
hat,  so  ist  sie  doch  offenbar  erst  nach  der  Aufzeichnung  des 
Stadtrechts  nachgetragen.  Und  diese  Ansicht  wird  bestätigt, 


>)  Oben  S.  179. 

Die  Anfangsworte  erinnern  an  das  Vorwort  zum  über  sententiarum: 
Want  van  gelycken  saicken  gelycke  rechten  syn  u,  s.  w. 

30* 
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wenn  man  sich  die  Patirung  der  Urkunden  und  Verordnungen 
vergegenwärtigt,  die  dem  Kodex  einverleibt  sind.  Da  ihre  Zahl 
nicht  gross  ist,  führe  ich  sie  der  Reihe  nach  an. 

Zunächst  steht  auf  Bl.  44  jene  Bestimmung  Herzog  Adolfs 
vom  Jahre  1420,  durch  die  er  dem  Magistrat  das  Recht  giebt, 
auch  ohne  Mitwirkung  des  Richters  gegen  ungehorsame  Bürger 
vorzugehen.1)  Gleich  auf  dem  nächsten  Blatt  findet  man  eine 
Uebereinkunft  zwischen  dem  Bürgermeister  und  den  Geschworenen 
auf  der  einen,  den  Amtmeistern  des  Wüllenamtes  auf  der 
anderen  Seite,  wegen  Zulassung  der  Beginnen  zur  Tuchwirkerei. 
Die  Abmachung  ist  vom  Montag  na  den  heiligen  dartiendaeh 
im  Jahre  1430  (Januar  9.).  Der  Beschluss  ist  tot  ewiger 
gehoeghnisse  in  den  Kodex  des  Stadtrechts  eingetragen.  Aus 
demselben  Grunde  hat  auch  das  Folgende  in  dem  Stadtrecht 
eine  Stelle  gefunden:  Hier  na  in  den  jair  onss  heren  1437  ge- 
schieden op  ten  vrvdaeli  na  dartiendaeh  (Januar  11.),  dat 
sommige  van  den  weveren  ende  ambachtluden  quamen  op  die 
middelpoirte  krovende  op  die  susteren  voirscieven,  dat  sie  oers 
selves  doeck  sehe  weveden  ende  deergelyke;  doe  wart  dese 
voirscreven  constitucie  [vom  Jahre  1430]  opgedaen  ende  gelesen. 
Daran  schliesst  sich  unmittelbar  (Bl.  4(i)  ein  anderer  datirter 
Erlass  an:  Voirtmeer  ist  to  weten,  dat  in  den  voirscreven 
jair  van  37  avermids  Fredericb  Heymerich,  doe  ter  tyt  borger- 
meister, den  gemeynen  geswaeren  eude  alinger  gemeynt  is  aver- 
dragen  ende  geslaten,  dass  Neubauten  mit  Ziegeln  oder  mit 
Schiefer  gedeckt  werden  müssen.  Für  den  Werth  dieser  Ver- 
ordnungen für  die  Datirung  ist  es  nöthig  darauf  hinzuweisen, 
dass  sie  am  Ende  des  ersten  Haupttheiles  des  Stadtrechts 
stehen.  Sie  sind  sozusagen  mehr  von  vorübergehender  Bedeutung 
und  verdanken  ihre  Aufnahme  wohl  nur  dem  Umstand,  dass  sic 
zur  Zeit  der  Niederschrift  neu  waren  und  darum  vielleicht 
wichtiger  erschienen  als  sie  es  in  Wirklichkeit  waren. 

In  dem  zweiten  Haupttheile  wird  gleich  (Bl.  48)  eine 
Bestimmung  erwähnt,  die  Herzog  Adolf  auf  Bitten  der  Bürger- 
schaft getroffen  habe;  dabei  wird  soiner  — wie  stets  in  dem 
Stadtrecht  — als  eines  Lebenden  gedacht.2)  Es  handelt  sich 

■)  Obcu  S.  302. 

s)  Oder  vielleicht  richtiger  gesagt,  es  wird  von  ihm  nicht  wie  von 
einem  Verstorbenen  gesprochen. 
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um  die  schon  besprochene  Vermehrung  der  aufrichtenden  Tage 
von  zwei  auf  vier.  Die  Umänderung  des  alten  Rechts  muss 
nun  zum  mindesten  vor  1441  stattgefunden  haben.  Das  geht 
aus  dem  schon  erwähnten  Weisthum  der  Clever  Schöffen  für 
Hussen  hervor,  das  bereits  vier  aufrichtende  Tage  kennt  und  in 
diesem  Jahre  von  den  Schöffen  des  Oberhofs  an  die  des  Unter- 
gerichts gesandt  wird.1)  Es  folgt  die  Aufzeichnung  über  den 
Aufstand  vom  Jahre  1423.  Von  den  Daten,  die  bei  jenem 
Anlass  gegeben  werden,  ist  das  jüngste  die  octave  van  paschen 
(2t>.  Jlai)  in  den  jair  van  [I4]2ti.  Ich  weise  endlich  noch 
darauf  hiu,  dass  der  Nachfolger  Herzog  Adolfs  in  dieser  Stadt- 
rechthandschrift überhaupt  nicht  genannt  wird. 

Erwägt  man  alle  jene  Einzelthatsachen,  so  wird  man  zu  dem 
Schluss  kommen,  dass  der  Kodex  wahrscheinlich  in  dem  Jahr- 
zehnt 1437  bis  1447  entstanden  ist.  Es  mag  also  B 
immerhin  fünf  bis  fünfzehn  Jahre  jünger  sein  alsA.  Uebrigens 
wird,  nebenbei  bemerkt,  erst  durch  dieses  Ergebniss  eine  feste 
Datirung  auch  für  A gewonnen.  Wenn  nämlich  Schröder  von 
dieser  Handschrift  behauptete,  sie  sei  bald  nach  1424— [1426] 
entstanden,  so  war  das  eine  Annahme,  die  eigentlich  durch 
nichts  bewiesen  war.2)  Da  A aber  — man  vergegenwärtige 
sich  die  früher  (S.  538)  mitgetheilten  Angaben  in  A und  B über  den 
Kreis  der  dem  clevischen  Oberhof  zugewiesenen  Ortschaften  — 
eine  ganze  Reihe  von  Jahren  älter  sein  muss  als  B,  so 
kommt  man  jetzt  in  Wirklichkeit  ungefähr  auf  die  von 
Schröder  angenommene  Entstehungszeit  unmittelbar  nach  jenem 
Aufstande,  der  bis  1 426  dauerte. 

Ich  habe  zunächst  die  Abfassungszeit  von  B bestimmt,  um 
für  die  folgenden  Erörterungen  eine  festere  Grundlage  zu  er- 
halten.  Aus  der  Tlxatsache,  dass  A älter  ist  als  die  vorhandene 
älteste  Handschrift  der  Redaktion,  die  durch  B repräsentirt 
wird,  wird  man  kaum  irgend  welche  Folgerung  von  Belang  ziehen 
dürfen.  Selbst  wenn  in  B eine  ältere  Form  des  Stadtrechts  er- 
halten ist,  kann  dieser  oder  jener  Artikel  in  seiner  ursprüng- 


')  Vergl.  oben  S.  536. 

2)  Denn  von  der  Schrift  wäre  höchstens  zu  sagen,  dass  sie  noch  in 
die  erste  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  fällt. 
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liehen  Fassung  sehr  wohl  bereits  durch  die  jüngere  „romanisirendc“ 
Umarbeitung  beeinflusst  sein.  Die  Priorität  von  A ergiebt  sich 
daraus  durchaus  nicht.  Uebrigens  sei  gleich  hier  bemerkt,  dass 
auch  B selbstverständlich  nicht  unerhebliche  Abweichungen  vom 
Original,  wenn  man  überhaupt  von  einem  solchen  sprechen  will, 
aufgewiesen  haben  mag.  Mir  kommt  es  hier  nur  darauf  au  dar/.u- 
legen,  dass  B einer  älteren  und  kürzeren  Fassung  sehr  viel 
näher  gestanden  hat  als  A. 

Für  die  folgenden  aphoristischen  Bemerkungen  ergiebt  sich 
ans  dieser  Absicht,  dass  es  auch  nicht  meine  Aufgabe  sein 
kann,  im  Einzelnen  nachzuweisen,  was  und  wie  viel  B an  dieser 
oder  jener  Stelle  dem  Sachsenspiegel  oder  der  Buchschen  Glosse 
entlehnt  hat,  es  genügt,  wie  gesagt,  an  einigen  Beispielen  zu 
zeigen,  dass  die  Fassung  derselben  Rechtssätze  in  B durchweg 
ursprünglicher  ist  als  in  A. 

In  der  Beziehung  ist  nun  gleich  die  Ueberschril't  hier  und 
dort  charakteristisch.  Der  Prolog  in  A hat,  wie  Steffenhagen 
nachweist,  die  Glosse  zum  Textns  Prologi  des  Sachsenspiegels 
zum  Vorbild  genommen  und  folgt  ihr  stellenweise  wörtlich.1) 
Ganz  anders  die  Vorrede  zu  B.  Die  Stadt  Cleve,  heisst  es  da, 
sei  seit  alter  Zeit  mit  allerlei  Privilegien  ausgestattet  und  habe 
mancherlei  gute  alte  Gewohnheiten  gehabt ; damit  diese  Bestand 
hätten,  habe  man  sie  tot  ewiger  gedechtenisse  in  nutte  ind  oirbar 
der  bürgere  voirscreven  in  dem  vorliegenden  Buche  zusammen- 
gestellt  und  Punkt  für  Punkt  bezeichnet.  Es  heisst  dann  weiter. 
Sommige  verclaringe  van  een  dele  pnnten  uyten  Privilegien  ind 
liand vesten  voirscreven  genomen  ind  anderen  verkaeren  statrechten 
ind  goide  aide  gewoenten  ind  voirt  ordinantien  ind  Constitution,  alsoe 
die  onse  voiralderen  mit  wairachtiger  schrifften  ind  konden  an 
ons  bracht  ind  gelaten  hebn;  die  wy  voirt  tot  hyrtoe  gehadt 
ind  gehaldeu  hebn  ind  halden  voir  onse  verkaren  statrechten 
ind  voir  onse  goide  aide  gewoenten  ind  heerkomen  op  ver- 
beteringe  der  gheenre,  die  hyr  ynnc  bet  vuelen  moigen,  so  men 


')  A.  a.  O.  S.  10.  Der  Prolog  beginnt  in  A mit  den  Worten:  In  den 
name  des  vaders  eud  des  soens  etc.  Des  rechtes  leer  geet  voir  alle 
leer,  want  dair  mede  weet  men  graliker  end  menscheleker  soiken  onder- 
sebeit,  wantrechtverdicheit  en  is  anders  mit  dan  eon  stede  end  een  ewich 
wil,  ind  eenen  iegelikeu  dinge  sin  recht  u.  s.  w. 
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die  van  woirde  to  woirde  na  uytwysen  der  tafelen  des  buecksken 
vynden  sali.  Zu  diesem  alten  Privilegien-  und  Willkührrecht, 
das  B also  giebt.  kommen  in  A noch  die  natnerliken  gebaeden 
rechten  hinzu,1)  die  wohl  in  der  Buchschen  Glosse  in  bequemer 
Form  zugänglich  waren.  Die  Aufzeichnung  will  also  nur  eine 
Zusammenstellung  und  Verarbeitung  (verklaringhe)  des  in  der 
Stadt  selbst  entstandenen  Rechtsstoffes  sein.  Wie  man  hierbei 
in  früherer  Zeit  verfahren  ist  und  noch  verfährt,  wird  deutlich 
angegeben.  Alte  unbrauchbar  gewordene  Bestimmungen  können 
ausgemerzt  und  durch  andere  ersetzt  werden.  Zu  einem  solchen 
Verfahren  glaubt  man  sich  vollauf  berechtigt,  denn  in  der 
Handfeste  vom  Jahre  1368  wird  der  Stadt,  wie  wir  wissen, 
das  Willkührrecht,  das  Recht,  Verordnungen  aller  Art  zu  er- 
lassen, ausdrücklich  zugestanden.2)  Eben  auf  diesen  Artikel 
nimmt  nun  offenbar  die  Vorrede  Bezug,  indem  sie  sagt:  Ind 
want  na  den  Privilegien  ind  hantvesten  voirscreven  die  ge- 
swaeren  der  tyt  der  stat  van  Cleve  macht  hebn,  die  somige 
constitucien  to  verwandelen,  to  meerren  off  to  mynren  tot  nutte 
ind  orbar  der  stat  ind  der  bnrger  voirscreven  na  gelegenheit 
der  tyt,  so  is  dit  buecksken  formiert  mit  breden  spatien,  umb 
die  vernyenge,  verwandelinge  ind  verclaringe  dair  baven  to 
schrieven  ind  to  setten,  wanneer  men  yet  nutters  ind  oberlix 
tot  behueff  der  stat  ind  der  burger  voirscreven  vynden  moichte.'1) 

Man  wird  sagen  dürfen,  dem  Programm  entsprechend,  das 
liier  aufgestellt  ist,  ist  man  bei  der  Kodifikation  der  in  B vor- 
liegenden Redaktion  des  Stadtrechts  in  der  That  verfahren. 
Allerdings  mit  einer  nicht  unwichtigen  Ausnahme.  Die  Hand- 
schrift ist  nicht,  wie  die  Vorrede  erwarten  lässt,  mit  breiten  Spatien 
versehen.'1)  Sie  repräsentirt  also,  möchte  ich  sagen,  schon  eine 

')  Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte  Band  9 S.  426. 

*)  Oben  S.  205. 

3)  Schröder  a.  a.  O.  Band  10  S.  231  hat  nach  einer  jüngeren  Hand- 
schrift beeden  spatien,  was  natürlich  keinen  Sinn  giebt. 

4)  Wenigstens  hat  der  Zwischenraum  zwischen  den  einzelnen  Artikeln 
nur  die  Breite  eines  halben  Fingers;  inan  hat  den  Eindruck,  als  ob  die  In- 
haltsangaben, die  in  B,  wie  manchmal  auch  in  A,  fehlen,  später  hätten  hin- 
zugefiigt  werden  sollen.  Uebrigens  vermisst  man  auch  das  Register  auf  das  in  der 
Vorrede  Bezug  genommen  wird.  Indessen  könnte  das  bei  der  Herstellung 
des  jetzigen  Einbandes  verloren  gegangen  und  durch  das  vorliegende  jüngere 
Inhaltsverzeichniss  ersetzt  worden  sein. 


Digitized  by  Google 


568 


fortgeschrittenere  Form  des  Stadtrechts  als  die  primitive,  die  der 
Prologus  im  Auge  hat:  das  Stadtrecht  hat  schon  annähernd  den 
Grad  der  Ausbildung  erreicht,  in  dem  es  sich  befand,  als  die 
unendlich  viel  reichhaltigere  romanisirende  Redaktion  zu  Stande 
kam,  um  dann  bald  darauf  das  Uebergewicht  zu  erlangen.  Die 
Folgeu  dieser  Nichtbeachtgung  der  Vorschrift  der  Vorrede  treten 
äusserlich  darin  hervor,  dass  manche  Artikel  nicht  da  einge- 
schoben werden  konnten,  wo  es  dem  Sinne  nach  offenbar  hätte 
geschehen  müssen;  vielmehr  sind  sie,  da  es  an  Spatien  gebrach, 
die  zu  ihrer  Aufnahme  hätten  dieneu  können,  an  den  Schluss 
der  beiden  Haupttheile  gestellt.  Diese  Hauptabschnitte  heben  sich 
in  B deutlich  von  einander  ab.  Der  erste  umfasst  Bl.  7 bis 
46.  Wie  in  der  Reihenfolge  der  Artikel,  so  lehnt  er  sich  auch 
dem  Inhalt  nach  durchaus  an  die  vorausgehenden  Privilegien, 
namentlich  an  die  Handfeste  von  1368,  an.  Er  behandelt  dem- 
entsprechend das  städtische  Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht; 
er  ordnet  die  Rechte  und  die  Pflichten  der  Bürger  gegenüber 
dem  Magistrat  und  dem  Landesherrn.  Das  schliesst  nicht 
aus,  dass  vereinzelte  Bestimmungen  privatrechtlichen  Inhalts 
sich  eingeschlichen  haben;  dazu  aber  liegt  in  jedem  Fall  eine 
gewisse  Veranlassung  vor.  Wenn  z.  B.  (auf  Bl.  16)  vom 
Erbrecht,  vom  Hergewäte,  von  der  Erbschaft  der  Todten  ge- 
handelt wird,  so  knüpfen  diese  Artikel  an  die  betreffenden  Be- 
stimmungen in  der  Erhebungsurkunde  und  in  der  Handfeste 
von  1368  an,  die  hier  erweitert  werden.  Dann  aber  bringt 
es  das  in  der  Vorrede  angegebene  Verfahren  mit  sich,  dass 
hier  und  da  schon  in  früheren  Bearbeitungen  die  breeden  spatien 
Anlass  zur  Einschiebuug  von  kurzen  Erörterungen  geboten 
haben.  Hierzu  rechne  ich  den  kleinen  Artikel  über  die  Vor- 
mundschaft (Bl.  18).  Ich  theile  ihn  mit,  weil  die  entsprechenden 
Stellen  aus  A von  Schröder  abgedruckt  sind:1)  Mede  is  to 

')  Zeitschrift  1'itr  Rechtsgeschichte  Band  9 S.  431  Tit.  57  lautet  der  Ar- 
tikel : Vort  soe  is  een  man  sins  wives  ind  oerrc  twier  guet  een  voirmonder, 
te  doeu  ind  te  laten  dairmede  dat  een  gadet,  buten  bekroen  sins  wives  ind 
sinre  kindere;  then  weer  dat  sie  dairaen  sunderiingh  getuchticht  weeren  off 
geervet.  Noch  tan  cn  sal  dat  wiff  gcen  scbolt  noch  goet,  woe  wael  si  sun- 
deriingh dair  au  getuchticht  off  geervet  wer,  mit  invorderen  noch  manen 
noch  vergeveu  buten  oers  inans  wil,  dat  too  recht  doigen  solle;  incr  oer  man 
sal  des  macht  bebben  ind  doen,  want  een  mau  is  hofft  sins  wifs  n.  s.  w. 
Der  Artikel  in  B ist  in  A etwa  auf  das  Dreifache  seines  Umfanges  gebracht. 
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weten,  dat  een  man,  borgen  der  stat  van  Cleve,  is  een  voir- 
ni ander  syns  wyfs  ind  oerre  twyer  goit,  dairmede  to  doen  ind 
to  laten,  dat  oen  goet  dunct  tot  syuen  will  buten  bekroen  syns 
wyfs  ende  synre  kyndere;  then  were  sake,  dat  syn  wyft  off 
kyndere  an  ennigen  den  goide  geervet  off  getuchtiget  weren. 
Item  soe  wes  seepenconde  off  brieve  syn,  dair  enseggen  wy 
nyet  t'gegen.  — Was  die  Anordnung  des  Stoffs  anbelaugt,  so 
unterscheidet  sich  B von  fast  allen  übrigen  Handschriften 
dadurch,  dass  ini  Anschluss  an  die  Wahlordnung  und  die  Zu- 
sätze zu  der  Handfeste,  sofort  die  Willkiihren,.  die  sich  auf  die 
Allmende,  die  Innungen,  die  Aecise  u.  s.  w.  beziehen,  gebracht 
werden.  Auch  A hat  diesen  Theil  des  Yerfassungs-  und  Ver- 
waltungsrechtes bereits  nach  hinten  geschoben.  Dass  aber  die 
Reihenfolge  in  B die  ursprünglichere  ist,  kann  bei  näherer  Be- 
trachtung gar  nicht  zweifelhaft  sein:  Ganz  unvermittelt  wird 
in  A nachdem  mit  Mittheilungen  über  das  öffentliche  Recht  der 
Bürger  begonnen  worden  ist,  der  Zusammenhang  unterbrochen 
und  mit  privatrechtlichen  Bestimmungen  fortgelähren.1) 

Der  zweite  Haupttheil  von  B hat  die  Ueberschrift:  An 
alden  rechten,  goiden  gewoenten  ind  heerkommen  van  onsen 
voiralderen  an  ons  gebracht,  is  to  weten.  Auch  äusserlich 
wird  bemerkbar  gemacht,  dass  ein  neuer  Abschnitt  beginnt, 
denn  eine  ganze  Seite  ist  zwischen  beiden  Theilen  leer  geblieben. 
In  keiner  anderen  Handschrift  — auch  nicht  in  A — findet 
sieh  diese  unzweifelhaft  alte  und  in  der  Sache  begründete 
Gliederung  des  Stoffes.  Der  zweite  Hauptabschnitt  umfasst,  wenn 
man  die  schon  erwähnten  Zusätze  am  Schluss  abrechnet,  nur 
Blatt  47  bis  71,  also  nur  etwa  ein  Drittel  der  ganzen 
Kodifikation.-) 

Anfänglich  lehnt  sich  die  Folge  der  Artikel  in  etwa  an 
die  in  A an.  Der  erste  Titel  entspricht  Titel  98  in  Kamptz' 
Auszuge.3)  Dort  hat  er  die  Ueberschrift:  Woe  men  eynen 
bürger  ant  gericht  sali  doen  gebaiden.  Schröder  hat  diesen 


>)  A Bl.  7 ff. 

2)  Er  ist  also  gewiss  nicht  umfangreicher  als  die  ent  sprechenden 
Tarthien  des  Kalkarer  Stadtrechts. 

3)  Die  Provinzial-  nnd  statutarischen  Rechte  der  l’reussischen  Monarchie 
Theil  3 S.  39. 
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Artikel,  der  nach  seiner  Zählung  der  96.  ist,  vollständig  nach 
A abgedruckt.  Hier  wie  dort  ist  er  wiederum  auf  den  doppelten 
Umfang  erweitert;  gewiss  ein  untrügliches  Anzeichen,  dass  B 
die  ursprünglichere  Form  darbietet.  Daran  schliesst  sich  in  B 
der  Bericht  über  die  Vermehrung  der  Zahl  der  aufrichtenden 
Tage  und  über  das  bei  den  anfrichtenden  Tagen  zu  beobachtende 
Verfahren.  In  A deutet  zwar  auch  die  Ueberschrift  (van  den 
oprechtenden  dagen)  darauf  hin,  dass  in  der  von  ihm  benutzten 
Vorlage  dieser  Artikel  kam:  in  Wirklichkeit  aber  wird  vom 
Ungehorsamsverfahren  gehandelt.1)  Es  folgt  in  B ein  Artikel, 
der  dem  Titel  100  bei  Schröder  entspricht.  Er  hat  in  dem 
Abdruck  dort  die  Ueberschrift:  Van  bestaen  an  den  gericht. 
Ich  gebe  den  Text  von  B,  weil  die  Stelle  für  diesen  Kodex  — 
eben  im  Verhältnis  zu  A — besonders  charakteristisch  ist: 
Men  sali  oick  mede  weten,  dat  men  in  voirledenen  tyden 
van  genechten  tot  genechten  gerichtdage  plach  to  halden,  die 
avermids  onsen  landsheren  ende  na  begeerten  der  stat  affgelacht 
syn,  als  oick  voir  geruert  is.  Oick  soe  plach  een  gewoente  to 
wesen,  dat  op  enen  rechten  ghenechte  die  een  den  anderen  an 
den  gerichte,  dair  hie  stonde,  to  gewvnne  ende  verlos  bestaen 
mochte;  ind  die  alsoe  bestaen  wart  moste  by  den  sittenden  ge- 
richte alldair  rechts  plegen  ind  anders  op  genen  dach.  Soe 
hevet  onse  genedige  here  hertoghe  Adolph  etc.  dat  wal  ange- 
sien  ind  averdacht,  alsulke  saken  vaerliken  ende  nyet  recht  to 
wesen;  ind  dairumb  sali  dat  bestaen  voirscreven  aff  wesen  ende 
nyet  meer  soe  geschien.  Vergleicht  man  diesen  Artikel  mit 
dem  entsprechenden  in  A,  so  fällt  vor  allem  auf,  dass  hier  der 
Einwirkung  des  Herzogs  auf  Umgestaltung  des  Prozessrechts 
nicht  gedacht  wird.2)  Und  die  Beobachtung  wiederholt  sich  in 


’)  Schröder  a.  a.  O.  Band  10  S.  230:  „Die  Ueberschrift  ist  ganz 

unpassend,  da  der  Text  ausschliesslich  vom  Ungehorsamsverfahren  handelt.“ 
r)  Bei  Schröder  a.  a.  O.  Baud  10  S.  237  lautet  der  Anfang  des 
Artikels:  Op  eenen  genechten  rechten  mach  men  bestaen  an  den  gerichte 
die  geen,  die  dair  ter  bank  hören,  ind  die  geen,  die  an  den  gerichte  te 
doen  bcbn  toe  gewin  off  toe  verloss,  aldair  rechts  toe  plegen  bi  den  sitten- 
den gericht-,  end  anders  op  geenen  dach,  lud  wie  aldus  bestaen  is  als  recht 
is  ind  toe  gesproken  is  as  recht  is,  ind  sich  niet  en  verantwort  as  recht  is, 
heeft  die  clager  sin  clage  gewonnen  ind  den  lieer  is  een  wed  versehenen. 
Und  so  geht  es  weiter  in  grosser  Breite. 
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einer  ganzen  Reihe  von  Fällen.  So  (Bl.  51)  heisst  es  einige 
Artikel  später  bei  den  Auseinandersetzungen  über  das  Für- 
sprecheramt: Mede  is  to  weten,  dat  van  gesette  ende  gebaedt 
wegen  onss  landsheren  hertogh  Adolphs  etc.  is  bevalen, 
soe  wie  genen  voirspreke  enhedde  ende  an  den  richtere  eens 
voirsprekes  begerende  weer,  den  sali  die  richter  enen  voirspreke 
doen  hebn  umb  syn  gelt. 

In  A kehrt  diese  Bestimmung  (Bl.  26)  folgendermassen 
wieder:  Wie  geenen  voirspreke  enkan  gevynden  noch  hebn  en 
mochte  syns  wederparthien,  dien  moit  die  richter  eenen  voir- 
spreke geven  ind  die  richter  ensal  niement  lyden  verdruct  wer- 
den van  machten  der  wederparthien.  Mit  anderen  W orten, 
auch  wo  A bodenständiges  Recht  giebt,  verwischt  es  die  Spuren, 
die  auf  diese  Herkunft  hinweisen. 

Einer  der  folgenden  Artikel  in  B handelt  von  dem  Zeug- 
niss  vor  Gericht.  Er  entspricht  wohl  Titel  133  bei  Kamptz: 
Van  getnygen  to  leyden  (A  Bl.  28).  Zum  Schluss  heisst  es 
in  B — in  A fehlt  dieser  Hinweis  — : toe  weten,  dat  diet 
voirscreven  onderschiet  van  den  getuige  syn  bescrevene  rechten 
ende  syn  ons  privilegirt  ende  gegeven  van  onsen  landsheren, 
der  toe  gebrnken  in  den  rechten.  Das  Privileg  oder  vielleicht 
richtiger  die  Verordnung,  auf  die  hier  Bezug  genommen  wird, 
ist  wohl  nicht  mehr  vorhanden. 

Charakteristisch  für  den  Standpunkt,  der  für  den  Schreiber 
oder  Redaktor  von  B massgebend  gewesen  ist,  ist  eine  Aeusserung 
auf  Blatt  69.  Vor  Zeiten  sei  der  Richter  beim  Totschlags- 
gericht und  an  aufrichtenden  Tagen  den  Schöllen  eine  Mahl- 
zeit schuldig  gewesen:  Ind  dat  dese  saken  voirscreven,  heisst 
es  dann  weiter,  aldus  niet  gehalden  en  syn  noch  gehalden  en- 
werden,  dat  is  geschiet  ende  noch  geschuyt,  dat  men  des  an 
onsen  landsheren  nyet  vervolget  enhevet,  woe  wael  sich  dat 
wael  geboirden  na  der  alder  ge woenten.1) 

Von  Bl.  57  an  entsprechen  wieder  einige  Artikel  in  B in 
etwa  den  betretlenden  Artikeln  in  A.  Das  sind  vor  allem 
Kamptz'  Titel  111  oder  nach  Schröders  Zählung  Titel  109: 


’)  Vergl.  hiermit  die  obeu  Seite  322  erwähnten  Abmachungen  zwischen 
der  Stadt  Xanten  und  Herzog  Johann  I.  vom  Jahre  1463. 
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Van  beseten.  Dann  ebendort  Titel  110  (Schröder  112):  Van 
besatten  guede;  und  Kamptz'  Titel  113  und  114  (Schröder  111 
und  112):  Van  panden. 

Die  ausführliche  Aufzeichnung  über  das  Todschlagsgericht 
ist  in  die  Stadtrechte  — in  A sowohl  wie  in  B — aus  dem 
Landrecht  übernommen.')  Zum  Schluss  sei  noch  die  Erörterung 
über  die  sogenannte  „alte  clevische  Vorwarde“  erwähnt. 

In  den  lateinischen  Urkunden  heisst  dieses  Rechtsinstitut 
coudicio  antiqua  Cliviensis  oder  Kalkeriensis  etc.2)  Verstanden 
wird  darunter  eine  Bürgschaftsleistung  für  Geldschulden  in  der 
Form  eines  Schüftenbriefes  oder  unter  Schöffenkunde,  d.  h.  Ein- 
tragung in  den  Rotul  us,  der  von  den  Schöffen  geführt  wird.  Der 
Artikel  beginnt  imStadtrecht  mit  folgenden  Worten:  Wv  scepene  to 
Cleve  tilgen  apenbairiich,  dat  voir  onskomen  syn  A etc.  B,  als  goide 
sakewaldere  off  als  borgen,  ind  oere  illich  voir  alle;  ind  hebn 
bekant,  dat  sie  sehuldich  syn  C vel  D een  summe  gelds  oc  to 
betalen  op  enen  termyu  u.  s.  w.  Die  Folgen  der  Nichtleistung 
der  verbürgten  Schuldsumme  werden  dann  weitläufig  auseinander- 
gesetzt. Dieser  Artikel  des  Stadtrechts  ist  von  ganz  besonderer 
Wichtigkeit,  weil  erzeigt,  wie  früh  eine  bodenständige  Rechtsent- 
wicklnng  in  Cleve  einsetzt.  Zwar  nicht  in  B oder  A,  aber  doch 
in  einigen  der  älteren  und  besseren  Handschriften  des  Stadtrechts,  ist 
nämlich  die  eben  angeführte  Formel  mit  der  Jahreszahl  1333 
versehen.  In  einem  Kodex  im  Clevischen  Rathsarchiv  lautet 
der  Schlusssatz:  In  oirkonden  all  deser  punten  voirscreven 
liebben  wy  ons  schepenseegel  aen  desene  bryff  ghehangeu, 
ghegeven  in  den  jaer  ons  heren  XIII 0 XXXIII  etc.2) 

Daraus  wird  man  schliessen  dürfen,  dass  zum  mindesten 
seit  dem  Jahre  1333  das  Bürgschaftsrecht  die  eigenthümliche 
Ausbildung  genommen  hatte,  die  in  der  Formel  bezeugt  wird. 

Fasst  man  alles  zusammen,  so  ergiebt  sich,  dass  die  An- 


')  In  B Bl.  00;  in  A Bl.  87,  vergl.  Zeitschrift  fiir  Rochtsgeschiehte 
Baud  10  S.  251.  In  einer  Handschrift  des  Kalkarer  Stadtrechts,  die  gleich- 
falls die  Aufzeichnung  über  das  Todschlagsgericht  darbietet,  werden  nur  die 
ersten  Zeilen  des  ausführlichen  Artikels  wiedergegeben;  das  wird  durch  die 
Bemerkung  motivirt,  dieser  Titel  des  Stadtrechts  entspreche  dem  Landrecht. 

2)  So  häutig  in  den  Schöffenrolleu  von  Kalkar. 

A.  a.  0.  BB  Bl.  2«. 
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fange  einer  selbstständigen  Rechtsentwicklung  in  Cleve  in  eine 
verhältnissmässig  frühe  Zeit,  jedenfalls  bis  über  die  Mitte  des 
14.  Jahrhunderts,  zurückreichen.  Nicht  selten  greifen  die 
Landesherren,  denen  eben  durch  das  Hofgericht  schon  so  wie 
so  ein  nicht  geringer  Einfluss  zusteht,  ausserdem  noch  durch 
Verordnungen  ein.  Das  wird  schon  früher  hier  und  da  vorge- 
kommen sein,  vor  allem  aber  dürfte  es  zur  Zeit  der  Regierung 
Herzog  Adolfs  geschehen  sein.  In  dieser  Periode  drängen 
sich  die  Reformen  förmlich.  Die  frühzeitige  und  nachdrückliche 
Einwirkung  des  römischen  Rechts  mag  das  Vertrauen  auf  die 
alten  heimischen  Rechtssatzungen  erschüttert  haben.  Eben  hier 
ist  die  Nähe  Kölns,  das  man  im  Gegensatz  zu  Prag  als  den 
nordwestlichen  Mittelpunkt  der  romanisirenden  Tendenzen  wird 
gelten  lassen  müssen,  nicht  ohne  Einfluss  geblieben.1)  Wett- 
eifern doch  seit  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  die 
bürgerlichen  Kreise  mit  den  Fürsten  in  dem  Bestreben,  die 
Gelehrsamkeit  angesehener  Juristen  für  ihre  Zwecke  auszu- 
beuten.2) 

Die  Oberhöfe  Kalkar  und  Cleve  erhalten  zudem  im  Laufe 
der  Zeit  einen  erweiterten  Wirkungskreis.  Das  Hofgericht  be- 
ginnt sich  an  die  Stelle  des  obersten  Gerichtes  auf  dieser  Seite 
des  Rheines  zu  setzen.  Und  nach  der  Reorganisation  der 
Gerichtsverfassung  macht  sich  nun  das  Bedürfniss  nach  einer 
zeitgemässen  Ausgestaltung  der  primitiven  Hechtsaufzeichnungen 
doppelt  fühlbar.  Die  Bestrebungen  des  Fürsten  wie  die  der 
Bürger  sind  darauf  gerichtet,  die  veralteten  Bestimmungen  des 
Clevischen  Stadtrechts  durch  neue  zu  ersetzen.  Gleichwohl  ist 
das  Gefühl  weit  verbreitet,  dass  man  auf  diesem  Woge  das  Ziel 
nicht  erreicht.  Auch  die  Neubearbeitung  der  Sammlung  von 
Urtheilen,  die  im  über  sententiarum  vorliegt,  schafft  keine  aus- 
reichende Abhülfe.  Ebenso  wenig  verschlägt  es,  dass  man  mancher- 
lei Rechtsbestimmungen,  die  in  den  Nachbarstädten  gelten,  hier 
und  da  den  Stadtrechthandschriften  einverleibt.  Da  greift  man 
endlich  zu  Massregeln,  die  sehr  viel  tiefer  einschneiden.  Die 
Schöffen  selbst  gestalten  den  vorhandenen  Rechtsstoff  um,  indem 
sie  den  Sachsenspiegel  und  die  Buchsche  Glosse  mit  Bruchstücken 

*)  Burdach,  vom  Mittelalter  zur  Reformation  Heft  1 S.  30  ff. 

J)  Dafür  finden  sieb  namentlich  in  den  Weseler  Stadtrechnungeu  zahl- 
reiche Beispiele. 
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des  vorhandenen  Stadtrechts  zu  einer  neuen  Einheit  ver- 
schmelzen.1) Nebenher  bemüht  man  sich  noch  auf  dem  alten  Wege 
weiterzugehen  und  das  Recht  in  der  früheren  Weise  fortzuent- 
wickeln. Als  einen  Versuch  der  Art  muss  man  B ansehen;  jeden- 
falls ist  er  ohne  Erfolg  und  fast  ohne  jede  Nachahmung  ge- 
blieben. 

Vergleicht  man  das  Kalkarsche  Stadtrecht  mit  dem  Cle- 
vischen  beider  Redaktionen,  so  liegt  auf  der  Hand,  dass  es  von 
einer  solchen  radikalen  Umarbeitung  verschont  geblieben  ist. 
Ohne  Zweifel  steht  es  in  der  erhaltenen  Form  der  in  B vor- 
liegenden Redaktion  des  Clever  Rechts  nicht  allzu  fern.  DieVer- 
muthung  liegt  nah,  in  dem  landesherrlichen  Hofgericht,  dessen 
Einwirkung  in  Kalkar  fortfällt,  die  treibende  Kraft  zu  suchen, 
die  in  Cleve  zu  einer  so  frühzeitigen  und  gründlichen  Umge- 
staltung geführt  hat.  Auch  in  Kalkar  reichen  die  alten  Rechts- 
satzungen, die  sich  an  die  Bestimmungen  der  Handfeste  an- 
scliliessen,  nicht  mehr  aus.  Hier  aber  wird  dadurch  Abhülfe  geschaffen, 
dass  man  im  Jahre  1470  sich  von  Herzog  Johann  I.  jene  um- 
fängliche Brüchtenordnung  geben  lässt,  die  dann  wohl  von  den 
Städten  kopirt  wird,  die  nach  Kalkar  ihre  Hauptfährt  nehmen. 

Aber  auch  abgesehen  von  den  Abweichungen  zwischen  den 
Stadtrechten  von  Kalkar  und  Cleve,  die  durch  die  romanisirende 
Umarbeitung  hervorgebracht  werden,  von  der  A Zeugniss  giebt, 
ist  ein  Unterschied  unverkennbar  zwischen  der  Rechtsent- 
wicklung liier  und  dort.  In  Cleve,  wo  das  Stadtgericht  unter 
den  Augen  des  Herzogs  tagt,  übt  dieser  einen  Einfluss  auf  die 
Ausbildung  des  städtischen  Rechts,  von  dem  B (‘ine  Fülle  von 
Beispielen  bietet.  In  Kalkar,  wo  die  Bürger  sich  ihren  Richter 
allein  wählen,  ist  von  solchen  landesherrlichen  Einwirkungen 
ganz  und  gar  nicht  die  Rede.  Insofern  ist  das  Kalkarer  Recht 
allerdings  auf  einer  niederen  Stufe  der  Entwicklung  stehen  ge- 
blieben. Wie  man  es  nicht  verstanden  hat  fremden  Rechtsstoff’  auf- 
zunehmen und  wenigstens  in  etwa  zu  verarbeiten,  so  hat  man 

‘)  Richard  Schröder  liebt  ausdrücklich  hervor,  dass  A eine  amtliche 
Redaktion  — soe  tughen  wie  scheiieueu  van  Cleve  openbaerlic  heisst  es  in 
der  Vorrede  — des  alten  clevisehen  Stadtrechts  sei,  keineswegs  eine  sog. 
Reformation,  d.  h.  eine  Umarbeitung  des  alten  Rechts  auf  Grund  der  durch 
die  Reception  herbei  geführten  veränderten  Anschauungen.  A.  a.  0.  Band  9 
S.  427. 
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dort  nicht  einmal  versucht,  das  städtische  Verwaltungsrecht  darzu- 
stellen. Verglichen  mit  den  ausführlichen  und  wohlgegliederten 
Artikeln  des  Clever  Stadtrechts  weist  der  entsprechende  Theil  des 
Kalkarer  Rechts  nur  dürftige  und  an  den  verschiedensten 
Stellen  verzettelte  Notizen  auf. 


Kapitel  13. 

Zur  Handels-  und  Gewerbegeschichte  der 
elevisehen  Städte  im  Mittelalter. 

A.  Zur  Handelsgesehichte. 

i. 

Die  vorstädtische  Periode. 

Die  älteste  Schilderung  der  Organisation  des  niederrheinischen 
Handels  enthält  der  bekannte  Bericht  Alperts  von  Metz,  der 
die  Verhältnisse  um  das  Jahr  1000  bei  seiner  Darstellung  vor 
Augen  hat.  Die  Aufmerksamkeit  des  Chronisten  nehmen  vor  allem 
die  Kaufleute  des  Reichshofes  und  der  Reichszollstätte  Tiel  an  der 
Waal  in  Anspruch.  Er  erzählt,  wie  die  Normannen  durch  die 
Rheinmündung  heranfahren,  in  den  Hafen  des  alten  Waalplatzes 
eindringen  und  den  Ort,  in  dem  sie  viele  Lebensmittel  erbeuten, 
anzünden  (lOOii).  Ausserdem  sitzen  damals  auch  sonst  noch 
Händler  in  grosser  Menge  an  der  Waal.1)  Von  ihnen  unter- 


*)  Dederich,  Alpertua  von  Metz  Buch  1 Kapit.  8:  l’opuli  vero  qui 
circa  littora  Wal  flnminis  halitaverunt,  comperto  tantae  multitudinis  ad- 
ventu,  spem  omnen  salntis  in  fuga  ponentes  aua  paene  omnia  praeter  pe- 
cuniam,  quia  mercatorel  erant,  alienissimis  reliquerunt.  Wie  gross  ihre 
Anzahl  — abgesehen  natürlich  von  der  Uebertreibung  durch  starken  Farben- 
auftrag — ist,  beweist  der  folgende  Satz:  Praefectus  vero  prudens  consilio, 
veritus  ne,  agris  bominibus  destitutis,  hostibus  facilior  pateret  ingressus  vi 
qua  poterat  ascenso  equo  fugientem  vix  retinnit  populum. 
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scheiden  sich  indessen  schon  durch  ihre  Organisation  die  Kauf- 
lento  von  Tiel,  wie  Alpert  besonders  hervorhebt. ')  Es  folgt 
jene  Schilderung,  aus  der  hervorgeht,  wie  mächtig  und  einfluss- 
reich die  Tieler  Kaufleute  doch  wohl  kurze  Zeit  nach  der  Ein- 
äscherung ihres  Wohnortes  wieder  dastehen.  Stets  zu  Beschwer- 
den geneigt,  freilich  nach  der  Meinung  dieses  ihnen  wenig  gewogenen 
Gewährsmannes,  klagen  sie  wiederholt  beim  König,  der  Handel 
nach  England  sei  unmöglich  geworden,  seitdem  die  Friesen  den 
Wald  Merwede  an  der  Mündung  des  Stromes  besetzt  hätten. 
Und  der  Kaiser  erfüllt  ihre  Bitte  und  beschliesst  einen  Feld- 
zug, um  dem  Verkehr  den  Weg  zu  bahnen.2)  Neben  den  Kauf- 
leuten von  Tiel  werden  nur  noch  die  von  Utrecht  ausdrücklich 
genannt;  in  den  Hafen  dieses  Platzes  dringen  Normannen  gleich- 
falls ein.3) 

Die  Koblenzer  Zollrolle  vom  Jahre  1104  — die  nächste 
datirte  Quelle  für  die  Kunde  niederrheinischen  Handels  — kennt 
schon  eine  sehr  viel  grössere  Anzahl  von  Ortschaften.  Da 
werden  ausser  Utrecht  und  Deventer,  das  — früher  wie  Tiel  und 
Nymwegen  Reichshof  — seit  1046  dem  Bischof  von  Utrecht 
unterstellt  ist,  Bommel  und  Heeren warden  besonders  genannt: 
dann  aber  ist  von  Tiel  und  von  seinen  Nachbarstädten  die  Rede 
(de  Thiele  et  de  omnibus  locis  conpertinentibus).4) 

Ausser  Wein  besteht  die  Abgabe,  die  die  Kaufleute  der 
Gegend  in  Koblenz  zu  leisten  haben,  ans  heimischem  Käse  und 
ans  Salm.  In  der  Zollrolle  von  Utrecht  ferner  vom  Jahre  11 22 
werden  niederrheinische  Städte  überhaupt  nicht  aufgeführt.5) 
Dass  sie  gleichwohl  in  Betracht  fallen  zeigt  die  Stelle  der 
Urkunde,  die  von  dem  Betrag  berichtet,  zu  dem  die  Kaufleute 


J)  A.  a.  0.  Buch  2 Kap.  20:  Sed  likc-t  pauca  non  detrahendo,  set  ex 
intimo  corde  coudolemlo  liic  inserere,  quibus  inoribus  et  iustilutis  isti 
Tielenscs  ab  aliia  vieis  (oder  viris?)  differnnt.  Uebrigens  wird  Tiel  schon 
893  als  oppidum  genannt.  Sloet,  Oorkondenboek  Nr.  66. 

a)  A.  a.  O.  Buch  2 Kap.  21:  Imperator  vias  mercatorum  patefieri  volens, 
Adelbotdum  episcopum  et  ducem  Godefridum  ad  se  vocans,  maudavit,  ut 
i’risios  adeant  eosque  ab  bis  sedibus,  quas  injuste  occuparant,  propell&ut. 

3)  A.  a.  0.  Buch  1 Kap.  10. 

4)  Sloet  a.  a.  0.  Nr.  161  uud  Beyer,  Urkundenbuch,  Band  I Nr.  409. 

!'j  Hansisches  Urkundenbuch  Band  1 Nr.  S. 
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verpflichtet  werden,  die  von  den  Ortschaften  unterhalb  Duis- 
burgs kommen.1)  Die  üben  agende  Stellung  Tiels  findet  übrigens 
auch  in  dieser  Urkunde  wieder  ihren  Ausdruck,  denn  die  Strafe 
für  Zolldefraudation  muss  in  Tieler  .Münze  gezahlt  werden.*) 

Auch  nachdem  seit  der  Mitte  der  zweiten  Hälfte  des 
zwölften  Jahrhunderts  (1174)  die  Zollstätte  von  dort  nach 
Kaiserswerth  verlegt  worden  ist,  behauptet  der  Platz  noch 
mehrere  Menschenalter  hindurch  seine  alte  Bedeutung.  In  den 
bekannten  beweglichen  Klagen,  die  die  Lübecker  im  Jahre  122« 
vor  Kaiser  Friedrich  II.  bringen  über  die  Bedrückungen,  die 
sich  die  Kölner  in  London  ihnen  gegenüber  erlaubten,  sind  z.  B. 
die  einzigen  socii  der  Kölner,  die  bei  Namen  genannt  werden, 
die  Kaufleute  von  Tiel  (Telenses). :1) 

In  der  zweiten  Hälfte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  fängt 
dann  Tiel  an  von  seiner  ehemaligen  Höhe  herabzusinken.  Es 
war  wohl  vor  allem  Dordrecht,  dessen  Konkurrenz  im  über- 
seeischen Handel  sich  immer  fühlbarer  machte.  Um  so  eifriger 
sind  die  Tieler  darauf  bedacht,  in  der  Folge  ihre  Handelsbe- 
ziehungen zu  den  Städten  des  Binnenlandes  auszudehnen  und 
zu  befestigen.  Wie  sich  zeigen  wird  sind  es  gerade  die 
Tieler,  die  mit  den  clevischen  Städten  engere  Verbindungen 
anknüpfen.4) 

Die  älteste  Richtung  des  Handels  der  niederrheinischen 
Städte,  die  in  Cleve  oder  au  dessen  Grenze  liegen,  geht  nun 
nicht  auf  Bommel,  Utrecht  oder  Tiel.  Soweit  sie  sich  nicht 
auf  den  Verkehr  innerhalb  der  sie  umgebenden  Landschaft 


')  Qui  autem  n locis  iufra  Dusburg  constitutis  veuerint,  dent  septem 
dcnarios  ct  septimus  eis  reddatur. 

2)  Quicunque  iut'ra  teruiinum  hujus  thelonei  venerit  ct  de  hoc  convictu« 
fuerit,  quod  justurn  theloneum  dolose  detulerit,  tria  talenta  Tilensis  mouetae 
solvat. 

3)  Hansisches  Urkundenbueh  Band  t Sr.  205.  Vergl.  Koppmann, 
Hansereeesso  von  1256 — 1430,  Baud  1 Eiul.  26;  Hühlbaum,  Hansische 
Gesoliiehtsblätter  1N75  S.  24  und  27;  Kunze  ebendort  1SS9  S.  ISO  und  vor 
allem  de  Geer  van  Uudegein,  Het  oude  Trecht  als  de  oorsprong  der  stat 
Utrecht  S.  108.  Ueber  die  Verlegung  des  Zolls  das  'Weisthum  bei  Sloat 
a.  a.  O.  Nr.  337. 

4)  Im  Register  bei  Kunze,  (Hnnseakteu  aus  England  1275  bis  1412) 
wird  Tiel  überhaupt  nicht  nufgoführt. 

Lieietfang,  Nicclerrtaciuiucbes  ätädtoweMn  im  37 
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beschränken,  suchen  sie  nicht  durch  die  Waal  sondern  aui 
einem  anderen  Abfluss  des  Rheines  das  Meer  zu  erreichen. 
In  der  schon  so  oft  erwähnten  Urkunde  von  1142  lernt  man 
die  ganze  Gruppe  von  namhafteren  Ortschaften  aus  jener  älteren 
Periode  kennen.1)  Genannt  werden  folgende  sieben:  Rees, 

Wesel,  Xanten,  Emmerich,  Elten,  Dütincliem  und  Schmithausen. 
Erzbischof  Arnold,  zu  dessen  Gebiet  Xanten  und  Rees  gehören, 
bestätigt  damals  den  alten  Vertrag  auf  gegenseitige  Marktzoll- 
freiheit.  Ausdrücklich  erwähnt  er,  dass  das  Abkommen  schon 
zur  Zeit  Ermentruds,  der  Schwester  der  sagenberühmten  Gräfin 
Irmgardis  von  Aspel,  getroffen  worden  sei.'2)  Mit  dieser  Angabe 
werden  wir  etwa  in  den  Anfang  des  letzten  Drittels  des  elften 
Jahrhunderts  versetzt:  in  eine  Zeit  also,  die  fast  in  der  Mitte 
liegt  zwischen  der  Koblenzer  Zollrolle  (1104)  und  den  Zu- 
ständen, die  Alpert  schildert.1)  Von  jenen  Ortschaften  liegen 
vier  (Wesel.  Xanten,  Rees,  Schmithausen)  au  dem  Laufe  des 
Rheines,  der  etwa  vom  Jahre  1000  an  Hauptarm  wird. 
Emmerich  und  Elten  verbindet  über  s'Hcerenberg  ein  östlicher 
Seitenstrang,  von  dem  aus  die  alte  Yssel,  an  die  Dütincliem 
stösst,  leicht  zu  erreichen  ist.4)  Die  weiteren  Et  appen  auf 
diesem  Wege  zum  Meere  sind  Doesborg,  am  Zusammenfluss 
der  alten  und  gelderscheu  Yssel,  Zütphen,  Deventer,  Z wolle  und 
Kämpen.  Es  ist  also  dieselbe  Richtung,  die  später  die  Boten 
der  Stadt  Emmerich  einschlagen,  wenn  sie  von  ihrem  Oberhof 
Recht  holen.  Kein  Zweifel,  dass  die  Kanfleute  von  Wesel, 
Xanten,  Rees  und  Emmerich  nach  dieser  Richtung  hin  vor 
allem  Handel  treiben:  und  die  späteren  Zustände  bestätigen  in 
der  That  das,  was  aus  diesem  alten  und  wichtigen  Dokument 
von  1142  schon  hervorgeht.  Aber  schwerlich  waren  auch  damals 
schon  die  kommerziellen  Beziehungen  jener  Orte  auf  den  Verkehr  mit 
den  Bundesstädten  und  auf  diese  Strasse  zum  Meer  beschränkt. 
Das  gilt  namentlich  von  Wesel,  dessen  Schiffe  den  Rhein  und 
die  Lippe  hinauffuhren  und  wohl  auch  zu  Thal  bis  in  die  Waal 
vorgedrungen  sein  werden.  Von  den  Kaufleuten  in  Emmerich 


’)  I.  I.  Sluyter,  Gräfin  Irmgardis  von  Aspel,  Sonntags-Beilage  zur 
Klieinisch-Westfälisclieu  Volkszeitung  1x91  Nr.  38  ff. 

2)  Oben  S.  23  ff. 

3)  Oben  S.  57«. 

Kohl,  der  Rhein,  Band  2 S.  322  ff. 
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steht  jedenfalls  fest,  dass  sie  späterhin  auf  den  Märkten  von 
Nymwegen  und  Arnheim  sieh  ähnlicher  Vortheile  erfreuten  wie 
auf  denen  der  nördlicheren  unter  den  Bundesplätzen.  Ebenso 
wird  Rees,  wie  das  ganze  spätere  Mittelalter  hindurch,  so  auch 
in  der  älteren  Periode  seine  Händler  nach  dem  westfälischen 
Hinterland  entsendet  haben. 

Die  Frage  liegt  nah,  welcher  Art  die  Kaufmannschaft  w ar,  die 
die  sieben  Ortschaften  in  gleicher  Weise  betreiben.  Ohne  dass 
besondere  Notizen  vorliegen,  wird  man  sagen  dürfen,  dass  es 
sich  im  Wesentlichen  um  die  Versorgung  der  wohlhabenden  und 
verhältnissmässig  zahlreichen  ländlichen  Einwohnerschaft  der 
Uferlandschaften  handelte.  Auf  Jahrmärkten  und  Wochen- 
märkten werden  die  Landleute  mit  den  Genussmitteln,  den  In- 
dustrieerzeugnissen und  den  Rohstoffen  versehen  sein,  die  das 
Land  selbst  nicht  hervorbrachte.1)  In  Utrecht  sind  es  die 
Friesen,  die  Salz  heranführen,  sie  werden  diesen  Artikel  auch 
die  Yssel  und  das  schwarze  Wasser  herauf  nach  Zwolle,  De- 
venter  und  Kämpen  zu  Markt  gebracht  haben.  Ebenso  mögen 
sie  und  die  Kaufleute  der  Küstenplätze  Häringe  und  andere  See- 
lische herangeführt  haben.2)  Die  Händler  des  Nordens  mögen  kost- 
bares Pelzw'erk  importirt  haben;  eben  darin  sind  späterhin  die 
Lübecker  ihre  Nachfolger.  Als  die  Kaufleute  von  Dordrecht 
ein  Jahrhundert  später,  das  alte  Erbe  Tiels  antretend,  den 
Rhein  aufwärts  fahren,  zahlen  sie  Zoll  von  Eisen,  Stahl,  von 
Pelzen,  von  Salz,  von  Häringen  und  Bücklingen.8) 

Hinzu  kam  wohl  beizeiten  Rohw'olle,  deren  Stapelplatz  gleich- 
falls Dordrecht  von  jeher  w ar.4)  Von  den  Erzeugnissen  des  Ober- 
landes waren  gewiss  vor  allem  Wein  und  vielleicht  bessere  W affen  und 


■)  l'eber  den  'Wochenmarkt  in  dieser  früheren  vorstädtischen  Periode 
vergl.  Innma-Sternegg,  Deutsche  'Wirtschaftsgeschichte  Band  2 S.  373  und 
Rathgen,  die  Entstellung  der  Märkte  in  Deutschland  S,  63. 

2)  Koblenzer  Zollrolle  a.  a.  O.:  De  Trajecto  venientes  . . . debent 
dare  — CXX  allecia.  Und  weiter:  DeTaventrio  venientes  . . .debent 
dare  de  singulis  navibus  CXX  allecia,  inde  usque  in  autumnum  XX  angnillae. 

s)  Vertrag  vom  3.  Sept.  1293  zwischen  ihnen  und  dem  Grafen  von 
Cleve  v.  d.  Bergh,  Oorkondenboek  van  Holland  en  Zeeland  D.  II  Nr.  867; 
mit  dem  Erzbischof  von  Köln,  Hansisches  Urkundenbnch,  Band  1 Nr.  1124. 

*)  Bergrath,  Annalen  des  historischen  Vereins  für  den  Niederrhein 
Heft  6 S.  95. 

37* 
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sonstige  feinere  Erzeugnisse  der  Sclimiedekunst  von  Belang. 
Die  heimischen  Kaufleute,  die  den  Absatz  an  die  Kundschaft 
vornehmlich  besorgten,  werden  diese  Waaren  bezahlt  haben  mit 
Fischen,  mit  Käse,  mit  Vieh  und  mit  Geweben.1)  Getreide, 
das  nach  der  Utrechter  Zollrolle  den  Rhein  hinunter  geführt 
wird,  mögen  die  Uferbewohner  des  Weidelandes  wohl  nur  in 
geringeren  Quantitäten  exportirt  haben.  Dass  die  Kaufleute 
der  sieben  verbündeten  Plätze  gemeinsame  Handelsfahrten  gemacht 
und  zu  dem  Zwecke  sich  aneinandergeschlossen  hätten,  wie  man 
neuerdings  angenommen  hat,  ist  natürlich  an  sich  nicht  unmöglich, 
aber  nach  dem  Wenigen,  was  man  weiss,  unwahrscheinlich.2) 

Einen  Umschwung  in  diesem  Handel  und  seinem  Betrieb 
führte  allmählich  der  Umstand  herbei,  dass  fast  alle  jene  Ort- 
schaften über  kurz  oder  lang  zu  Städten  erhoben  wurden.  Nur 
Schmithausen  und  wohl  auch  Elten  machen  diesen  Fortschritt 
nicht  mehr  oder  (wie  Elten)  erst  sehr  spät.  Rees  und  Xanten 
erreichen  schon  1*228  jenes  Ziel.  Es  folgt  Emmerich,  das  1233, 
und  Wesel,  das  1241  den  Rang  einer  Stadt  erhält.  Den  Be- 
schluss endlich  macht  Dötinchem,  dessen  Erhebungsurkunde  vom 
Jahre  1233  ist.:1)  Wie  gesagt,  die  Anknüpfung  anderer  Handels- 
beziehungen mit  Ortschaften  des  Territorialherrn  wird  trotz  der 
Stadterhebung  erst  ganz  allmählich  stattgefunden  haben.  Nur 
nach  und  nach  mögen  dann  diese  Marktflecken,  von  denen 
Wesel,  Emmerich  und  vielleicht  auch  wohl  Rees  schon  vorher 
nicht  ohne  Bedeutung  gewesen  waren,  an  Zahl  der  Einwohuer 
zugenommen  haben.  Und  noch  langsamer  wird  die  Industrie 
dem  Fortschritt  in  der  Besiedelung  und  in  der  Verbesserung 
der  Rechtsstellung  der  Ortschaften  gefolgt  sein.  Zum  mindesten 
einige  Jahrzehnte  dürften  vergangen  sein,  ehe  man  daran  denken 
konnte,  dem  Ideal  städtischer  Wirtschaftspolitik  im  Mittelalter, 
nur  Rohstoffe  einzukaufen  und  die  zu  verarbeiten,  auch  nur 


')  Ueber  den  Viehhandel  und  sciue  Organisation,  Lamprccht. 
Deutsches  Wirthschaftsleben  Hand  2 S.  322  ff. 

2)  Poren,  Untersuchungen  zur  Beschichte  der  Kaufmanusgilden  de.« 
Mittelalters  S.  162.  ln  der  anregenden  Schrift  wird  übersehen,  dass  auch 
Wesel  zu  den  Bundesplätzeu  gehört. 

3)  Das  benachbarte  Doesborg  an  der  Yssel  wird  schon  1237  Stadt 
Vergl.  Sloct  a.  a.  0.  Nr.  698. 
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einigermassen  nalie  zu  kommen.1)  Es  sind  übrigens,  wie  wir 
wissen,  die  Landesherren,  die  die  einzelnen  Bundesplätze  da- 
durch, dass  sie  sie  zu  Städten  erheben,  mit  den  zeitgemfissen 
Hülfsmitteln  ausrüsten,  um  sich  im  Konkurrenzkämpfe  zu  be- 
haupten. Ohne  Zweifel  ist  die  stillschweigende  Voraussetzung 
bei  der  Gründung  die  Ueberweisung  eines  Bezirkes  des  umliegen- 
den Landes  zur  Versorgung  mit  Waaren.  Mehr  wie  in  der  früheren 
Zeit  verwachsen  dann  die  Ortschaften  mit  den  Territorien  und 
ebenso  verwachsen  wohl  jetzt  erst  die  Kaulleute  so  recht  mit 
den  Plätzen,  in  denen  sie  Bürger  werden.  Aber  dennoch  neigen 
die  Händler  noch  lange  Zeit  hindurch  dazu,  dieZollvergünstigungen 
mitzunehmen,  die  die  einzelnen  Städte  erlangen,  ohne  dort  dauernd 
ihren  Wohnsitz  zu  haben  und  zu  den  städtischen  Lasten  bei- 
zutragen. Namentlich  das  Emmericher  Bürgerbuch  weist  eine 
lange  Reihe  von  Verträgen  auf,  durch  die  noch  im  15.  Jahr- 
hundert neueintrctende  Bürger  wenigstens  für  eine  Reihe  von 
Jahren  an  den  Platz  gebunden  werden. 

Mit  Nothwendigkeit  muss  also  die  honoris  et  auioris  vicissi- 
tudo,  die,  wie  Erzbischof  Arnold  rühmend  hervorhebt,  die  Ver- 
anlassung zu  der  1142  bestätigten  Abkunft  gewesen  sei,  nun- 
mehr hinter  anderen  Interessen  und  Erwägungen  zurücktreten. 
Und  dennoch  lässt  sich  in  einer  ganzen  Reihe  von  Fällen  nach- 
weisen,  dass  der  wesentliche  Inhalt  des  alten  Bundesvertrages 
in  die  so  anders  geartete  Gegenwart  und  Zukunft  mit  hinüber- 
genommen wird.  Und  noch  mehr:  man  wird  sagen  dürfen,  dass 
nach  dem  Muster  des  alten  Vertrages  fortan  die  Städte  der- 
jenigen Territorien,  die  hier  in  Betracht  kommen,  unter  still- 
schweigender oder  ausdrücklicher  Begünstigung  der  Landes- 
herren sich  untereinander  ähnliche  Marktzollbefreiungen  und 
Handelsvortheile  garantiren.  Solcher  Bemühungen  bedurfte  man 
eben  in  der  früheren  Periode,  um  die  Kaufleute  der  politisch  zu- 
sammengehörigen Distrikte  auch  nur  einigermassen  mit  dem 
Gefühl  der  Zusammengehörigkeit  zu  erfüllen. 


')  Vergl.  z.  B.  Heering,  Kölns Oolonialwaarenhamlel  in.  Mitthciluugon 
aus  dem  Stadtarchiv  von  Köln,  Heft  1 1 S.  ti:f,  vor  allem  aber  die  lichtvollen 
Darlegungen  vou  Bücher,  Artikel  .Gewerbe“  in  Conrads  Handwörterbuch  etc. 
Band  3 S.  932  ff. 
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n. 

Die  Zeit  nach  der  Gründung;  der  ersten  Städte. 

Ich  habe  gezeigt,  dass  die  clevischen  Städte  als  Konkurrenz- 
plätze der  älteren  geldernschen  und  kölnischen  gegründet 
werden  und  in  die  Höhe  kommen.1)  Yon  den  Ortschaften  des 
Bundes,  der  1142  bestätigt  wird,  wissen  wir,  dass  sie  mit  Aus- 
nahme von  Dötinchem  im  Laufe  der  Zeit  sammt  und  sonders 
dem  clevischen  Territorialverband  einverleibt  worden  sind.  Kein 
einziger  dieser  Plätze  gehört  übrigens  zu  dem  ältesten  clevischen 
Besitzstände.  Aber  bald  nachdem  von  Seiten  Kölns  mit  der 
Gründung  von  Städten  auch  in  unserer  Gegend  erfolgreich  be- 
gonnen ist,  kommt  Wesel  der  bedeutendste  der  Bundesplätze 
in  clevischen  Besitz.2)  Der  Stadterhebung  Wesels  im  Jahre 
1241  folgen  in  den  nächsten  Jahren  andere.  Der  schon  aus- 
reichend besprochene  Vertrag  des  Grafen  von  Cleve  mit  dem 
von  Geldern  vom  Jahre  1242  zeigt,  dass  der  Graf  von  Cleve 
durch  den  Besitz  seiner  Zollstationen  schon  eine  Macht  ist. 
Für  die  günstigen  Bedingungen,  die  er  von  Geldern  erlangt, 
gesteht  er  den  Kaufleuteu  des  Grälen  Otto  für  ewige  Zeiten 
Zollfreiheit  zu  Orsoy  zu.  ')  Schon  vorher  (im  Jahre  1241)  hatte 
Graf  Dietrich  von  Cleve  die  Unterthanen  des  Herzogs  von 
Lothringen  und  Brabant  für  Wein  und  andere  Waaren  von 
demselben  Zolle  zu  Orsoy  befreit.4)  Die  Urkunde  ist  die  erste 
in  einer  langen  Reihe  von  Abmachungen,  in  denen  die  Clever 
Herren  den  Kaufleuteu  der  Städte  und  Territorialherren  Zoll- 
erleichterungen und  Schutz  gewähren.  So  erlangen,  um  die 
hervorragendsten  Beispiele  anzuführen,  die  Lübecker  und  Ham- 
burger im  Jahre  1251  bindende  Versprechungen.5)  Es  folgen 
die  Utrechter,  die  im  Jahre  1282  die  Zusicherung  von  Schutz 


l)  Oben  S.  32  ff. 

J)  Harless,  Zeitschrift  des  Bergisehen  Ueschichtsvereins,  Heft  24 
8.  59. 

’_)  Lacomblet,  L'rkundenbuch  Band  2 Nr.  208.  Vergl.  oben  S.  39ff. 
4)  Butkens,  TrophSes  etc.  du  duche  de  Brabant,  Band  1,  Prueves 
8.  83. 

Hansisches  Urkundenbuck  Band  1 Nr.  401  und  402. 
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und  Geleit  erhalten.1)  Die  nächsten  sind  die  Dordrechter  (1293). 2) 
Ihnen  werden  weitgehende  Vergünstigungen  zngestanden : ausser 
Schirm  für  Leben  und  Gut,  Schutz  vor  Zweikampf,  vor 
Arrestirung  um  fremder  Schulden  willen. 

Die  Anklage  der  clevischen  Zollbeamten  auf  Unterschleif 
sollen  sie  lediglich  durch  ihren  Eineid  zurückweisen  dürfen.  Die 
Zollsätze  ferner  werden  bestimmt;  der  Graf  verspricht  Schaden- 
ersatz für  Gut,  das  in  seinem  Lande  verloren  geht;  er  ver- 
pflichtet sich  endlich,  falls  er  in  Zwistigkeiten  mit  dem  Grafen 
von  Holland  geräth.  den  Dordrechtern  das  Geleit  sechs  Wochen 
zuvor  zu  kündigen.8) 

Und  schon  lange  vorher  hatten  sich  die  Fürsten,  deren 
Territorien  den  grösseren  Theil  des  niederrheinischen  Handels- 
gebiets umfassen,  zu  einem  Landfrieden  zusammengeschlossen.4) 
Das  war  am  14.  November  1259  geschehen.  Beschworen  wird 
der  Vertrag  von  Erzbischof  Konrad  von  Köln,  den  Grafen  von 
Jülich,  Geldern,  Cleve  und  von  Abgeordneten  von  Utrecht, 
Berg  und  Sayn  sowie  der  Stadt  Köln.5) 

Dieser  Bund  in  etwas  anderer  Zusammensetzung  lebt  einige 
Jahrzehnte  später  wiederauf.  Jetzt  sind  es  Erzbischof  Siegfried 
von  Köln,  Herzog  Johann  von  Lothringen  und  Brabant  und 
die  Grafen  Rainald  von  Geldern  und  Theoderieh  von  Cleve,  die 
im  Jahre  1279  einen  Vertrag  eingehen.6)  Der  befriedete  Bezirk 
reicht  einmal  vom  Rhein  bis  zur  Dender,  andererseits  umfasst 
er  das  Land  zwischen  Rhein  und  Maas,  also  den  alten  Chattuarier- 
gau  in  seiner  ganzen  Ausdehnung.  Aber  der  Bund  ist  nur  von 


')  Hansisches  Urkundenbucb  Band  1 Nr.  908. 

!)  van  den  Bergh,  Oorkondenboek  van  Holland  en  Zeeland.  Deel  II 
Nr.  867. 

3)  Für  die  spätere  Zeit  vergl.  das  ungemein  wichtige  und  fast  uner- 
schöpfliche Material  im  St.  z.  D.,  Cleve- Mark  II,  Zollsachen  Nr.  71,  54  und 
vor  allen  65. 

4)  Lacomblet.  Urkundenbuch  Band  2 Nr.  478. 

5)  Schon  früher  (im  Jahre  1254)  war  ein  Abkommen  auf  Schutz  der 
gegenseitigen  Uuterthanen  zwischen  Graf  Otto  von  Geldern  und  Erzbischof 
Konrad  von  Hostaden  getroffen  worden.  Lacomblet  a.  a.  O.  Nr.  407. 

8)  Lacomblet  a.  a.  O.  Band  2 Nr.  728.  Vergl.  hierzu  die  Literatur- 
angaben bei  Höhlbaum,  Hansisches  Urkundenbuch  Band  3 S.  411  und  bei 
van  der  Linden,  Histoire  de  la  Constitution  de  la  ville  de  Louvain  (1892) 
S.  67. 
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vorübergehender  Dauer  und  ohne  nachhaltige  Wirkung.  Gerade 
diese  Landfriedensbestrebungen  lassen  in  der  Folge  erkennen, 
wie  sehr  eben  Cleve  und  Geldern  auf  einander  angewiesen  sind. 
Andererseits  sind  an  dem  oberen  Niederrhein  das  Erzbistlium 
Köln  und  Brabant  seit  alter  Zeit  durch  Vereinigungen  lur  den 
Handel  und  Verkehr  verbunden.')  In  dem  erweiterten  Vertrage 
der  1351  zwischen  dem  Erzbischof  von  Köln,  dem  Herzog 
Johann  von  Brabant  und  den  Städten  Köln  und  Aachen  abge- 
schlossen wird,  fehlen  Geldern  und  Cleve,  obwohl  der  Land- 
friedensdistrikt von  Süden  her  — sich  zwischen  Andernach  und 
Xanten  erstreckend  — mitten  in  die  beiden  Territorien  hinein- 
ragt. Dem  Bündniss  treten  im  Laufe  der  nächsten  Jahre  nicht 
wenige  kleinere  und  grössere  Herren  bei.'2) 

So  noch  1351  Johann  von  Montjoje  und  Falkenberg  und 
1354  Heinrich  von  Flandern.  Uebrigens  fehlen  Geldern  und  Cleve 
auch  bei  der  wiederholten  Erneuerung  der  Verträge  in  den  folgenden 
Jahrzehnten.  „Der  Friede,  den  dieser  Landfriede  herbeiführen 
wollte,  galt,  wie  man  mit  Recht  hervorgehoben  hat,  wesentlich 
den  grossen  Handelsstrassen,  die  man  von  Osten  und  Norden 
betrat  (inferioris  Alemannie)“.3) 

Weder  Geldern  noch  Cleve  scheint  von  den  Hauptrouten, 
die  man  hier  im  Auge  hatte,  berührt  worden  zu  sein.  Die 
einzige  grosse  Verkehrsstrasse,  die  Cleve  von  Osten  erreicht, 
das  Lippethal,  endet  bei  Wesel;  sie  scheint  aul  dem  linken 
Rheinufer  nach  Westen  — wo  die  unwegsame  und  verrufene 
Haide,  die  Bönnigerhart,  vorgelagert  ist  — nach  Geldern  und 

’)  So  1193,  1203,  1217  und  1222.  Vcrgl.  Kelleter,  die  Lamlfriedeus- 
bünde  zwischen  Maas  und  Kliein  (Miinsteracke  Beiträge  zur  Geschichts- 
forschung, Heft  lt)  S.  0. 

2)  Höhl  kaum,  Hansisches  Urkundonbuch  Band  3 S.  9f>  Anmerk.  und 
I.acomblet  a.  a.  O.  Band  3 Nr.  19(5,  630,  5&0. 

s)  Höhlbaum  a.  a.  0.  Band  3 S.  ICC  Anmerk.  3.  Ganz  unbestimmt 
wird  die  Grenze  zwischen  dem  unteren  und  oberen  Handelsgcbiete  des 
Niederrkeius  in  dem  Koblenzer  Zolltarif  (um  1300)  gelassen,  denLamprecbt 
(Deutsches  Wirtschaftsleben  Band  2 S.  321)  mittheilt.  Da  heisst  es:  omnes 
naves  venientes  de  inferioribus  partibus,  scilicot  Anglia,  Selandia,  Hollandia, 
Hrabantia,  de  comitatu  Gelrie  sive  de  aliis  i]uibuscunque  partibus  sitis 
iufra  duvium  Waielzgemunde  u.  s.  w.  Dann  folgen  mit  einem  geringeren 
.Satze:  Ille,  que  sunt  de  supra  tluvio  Waielz,  sive  per  diocesim  Coloniensem 
sive  districtus  aliorum  dominorum  usque  ad  fines  archiepiscopatus 
Ooloniensis. 
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Qber  Geldern  hinaus  keine  rechte  Fortsetzung:  gehabt  zu  haben. 
Beide  Territorien  gravitiren  nach  Utrecht  und  Holland:  das 
Deltaland  des  Rheines  bildet  zusammen  mit  dem  nördlichen 
Westfalen  bis  zur  Lippe  sozusagen  ein  besonderes  Handelsgebiet. 

Am  25.  Januar  1 :i 5 9 sehliessen  nun  Rainald  und  Eduard 
von  Geldern  und  Johann  von  Cleve  dementsprechend  jenen 
Landfriedensbund  ab,  dessen  schon  wiederholt  gedacht  wurde.1) 
Er  bedeutet  einen  nicht  unwesentlichen  Fortschritt  im  Einungs- 
wesen überhaupt.  Ausser  dem  Schutz  von  Handel  und  Verkehr 
wird  noch  die  Sorge  für  eine  gute  Münze  ins  Auge  gefasst. 
Einige  Monate  später  geht  Geldern  einen  ähnlichen  wenn  auch 
weniger  engen  Vertrag  mit  Pfalzgraf  Albreclit  bei  Rhein, 
Regent  von  Hennegau,  Holland,  Seeland  und  Friesland  ein. 
(August  16).  -)  Und  abermals  kaum  ein  Jahr  später  (21.  Sep- 
tember 1360)  wird  auch  Cleve  in  dies  Schutz-  und  Trutzbiindniss  auf- 
genommen.-1) Uebrigens  wird  von  vornherein  ausdrücklich  gesagt,  dass 
das  Abkommen  nicht  gegen  die  Genossen  des  geldrisch-clevischen 
Landfriedens  gerichtet  sein  soll.  In  Dordrecht,  in  Cleve,  in 
Arnheim  oder  in  Hüssen  soll  das  Schiedsgericht  tagen,  wenn 
den  Unterthanen  hier  oder  dort  Unrecht  geschehen  ist.  — 

Ein  Blick  auf  die  Entwicklung  des  elevischen  Münzwesens 
zeigt  gleichfalls  das  Uebergewicht  dos  geldernschen,  also  des 
niederländischen  Einflusses  jener  Zeit:  freilich  lassen  diese  Ver- 
hältnisse zugleich  erkennen,  dass  allmählich  sich  auch  die  Ein- 
wirkungen Kölns  und  Brabants  mit  Macht  geltend  machen. 

Wie  das  geldernsehe  Münzwesen  in  seinen  Anlängen  sich 
in  Gehalt  die  Prägung  der  Münzen  zum  Muster  nimmt,  die  in 
Utrecht  und  De venter  geschlagen  werden,  lehnten  sich  die 
älteren  elevischen  Denare  vorwiegend  und  offenkundig  an  die 
Geidenis  an.4)  Soweit  man  nach  den  bisherigen  übrigens  nicht 
abschliessenden  Untersuchungen  urtheilen  kann,  reichen  die 

')  Ny  hoff,  Gedenk  waardighoden  van  Gelderland,  Deel  II  Nr.  89  und 
hierzu  Hü  hl  bäum  a.  a.  O.  lland  3 8.  2S8  Anmerk.  3. 

2)  Hansisches  Urkundenburh  Band  3 Nr.  4i>8. 

3)  Nyhoff  a.  a.  0.  Nr.  loo. 

4)  rau  der  Chys,  De  muuten  der  voormalige  g raven  en  hertogen 
van  Gelderland.  Haarlem  1852  8.  11  und  IS.  Yergl.  auch  Sloet  a.  a.  O. 
Nr.  462,  470,  474  und  van  Mieris,  Muuten  en  Zegels  der  bischoppen  van 
Utrecht  auf  PI.  IV  Nr.  2 
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Ältesten  Denare  der  Grafen  von  Cleve  etwa  in  die  Zeit  der 
ersten  Städtegründungen  zurück. 

Dietrich  VI.  (1202  — 1260)  schreibt  ein  Kenner  wie 
Dannenberg  in  seiner  trefflichen  Vorstudie  zu  einer  clevischen 
Münzgeschichte  fünf  Denare  zu.1)  Von  ihnen  ist  einer  in  der 
Münzstätte  von  Wesel  geprägt,  einer  scheint  aus  der  von  Kalkar 
oder  Hüssen  hervorgegangen  zu  sein.2)  Einen  dritten  möchte 
ich  für  Griet  in  Anspruch  nehmen,  wo  indessen  später  nicht 
mehr  geprägt  wurde.3)  Ausserdem  sind  Cleve  und  vor  allem 
Büderich  altclevische  Münzstätten. 

Von  den  wenigen  clevischen  Denaren,  die  ausserdem  noch 
in  das  13.  Jahrhundert  zurückreichen,  ist  einer  bemerk enswerth, 
den  man  entweder  Dietrich  VII.  (1260—1275)  oder  Dietrich  VIII. 
(1275—1305)  wird  zuschreiben  müssen.  Ohne  Zweifel  wird 
darin  das  Gepräge  des  Herzogs  Johann  I.  von  Brabant  zum 
Muster  genommen.  Und  dass  solche  Anlehnung  von  Dauer  war, 
beweist  ein  Denar  des  Grafen  Otto  (1305—1311),  in  dem  aber- 
mals der  Sterling,  den  Johann  I.  von  Brabant  (1261  — 1294) 
prägte,  nachgeahmt  wird.4)  Diese  wenigen  erhaltenen  und  be- 
kannt gewordenen  Exemplare  würden  nun  aber  gleichwohl  ein 
schiefes  Bild  vom  clevischen  Münzwesen  geben,  wenn  nicht 
ergänzende  urkundliche  Nachrichten  zu  Gebote  stünden.  In 
den  Diplomen  werden  Kölner  Denare  nicht  selten  neben  den 
brabantischen  Geldsorten  genannt,  die  namentlich  auch  im  Hebe- 
register der  Grafen  von  Cleve  (um  1320)  mit  Vorliebe  erwähnt 
werden.  Ja  man  wird  sogar  annehmen  dürfen,  dass  zwischen 


')  Festschrift  zur  Feier  des  50jährigen  Bestehens  der  nnmismatischen 
Gesellschaft  zu  Berlin  (1S93)  S.  51.  Ebendort  wird  die  zerstreute  Literatur 
angeiiihrt.  Derselben  Ansicht  ist  nach  mündlicher  Mittheilung  Herr  Prof, 
llenadier. 

a)  A.  a.  O.  Taf.  3 Nr.  29. 

3J  A.  a.  0.  Taf.  3 Nr.  30.  Entgangen  scheint  Dannenberg  die  fol- 
gende Bestimmung  zu  sein  in  jenem  mehrfach  erwähnten  V ertrage  zwischen 
Cleve  und  Geldern  vom  Jahre  1257:  Item  voltunus  de  thelonio,  quod  talis 
moneta  et  tale  pajamentum  recipitur  a comite  Ulivensi,  sicuti  recipiunt  alii 
domini  inferius  et  superius  maneutes.  Sloet  a.  a.  O.  Nr.  797. 

')  Vergl.  übrigens  die  früheren  Mittheilungen  Uber  die  Münzen  in 
deuen  diu  niederländischen  Kolonisten  ihre  Pacht  zu  entrichten  pflegen 
oben  S.  121. 
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der  Periode  der  Abhängigkeit  von  Geldern  und  der  von  Brabant 
eine  Zeit  gewesen  ist,  in  der  der  kölnische  Einfluss  prSvalirte 
oder  doch  stark  war.1)  Das  zeigt  deutlich  das  von  Dannenberg 
nicht  berücksichtigte  Privileg,  welches  König  Albrecht  im  Jahre 
1298  dem  Grafen  von  Cleve  ausstellt.2)  Darin  wird  bestimmt, 
dass  Dietrich  innerhalb  seiner  Grafschaft  an  den  Münzstätten 
in  denen  er  seither  zu  prägen  pflegte,  fernerhin  prägen  darf. 
An  Gewicht  und  an  Werth  sollen  seine  Münzen  denen  gleich 
sein,  die  der  Erzbischof  von  Köln  und  andere  Grosse  schlagen 
lassen.  — Wie  zusammenhangslos  diese  wenigen  Thatsachen  der 
älteren  clevischen  Münzgeschichte  nun  auch  sein  mögen,  das  Ueber- 
gewicht  der  niederländischen  Beziehungen  Cleves  spiegelt  sich 
— das  wird  Niemand  bestreiten  wollen  — gleichwohl  in  ihnen 
wieder.  — 

Eine  wichtige  Ergänzung  zu  jenen  Notizen  über  den  clevi- 
schen Handel  und  seine  Hauptrichtungen  im  13.  und  im  Anfang 
des  14.  Jahrhunderts  bieten  nun  die  uns  schon  bekannten  Verzeich- 
nisse der  Worthbesitzer  von  Cleve,  Kalkar  und  Wesel,  die  in  dem 
Heberegister  (1320)  des  Grafen  von  Cleve  stehen.  Wie  spröde 
im  Allgemeinen  dieses  Material  der  Familiennamen  ist,  bedarf 
kaum  der  Erwähnung.  Gleichwohl  gewähren  die  Namen,  die 
von  dem  Gewerbe,  das  der  Einzelne  betreibt,  abgeleitet  sind, 
wenn  in  grösserer  Anzahl  vorhanden,  unzweifelhaft  eine  richtige 
Vorstellung  von  der  Spezialisirung  bis  zu  der  die  Industrie 
in  der  betreffenden  Epoche  gelangt  ist.  Dabei  ver- 
schlägt es  wenig,  ob  erst  der  Inhaber  des  Namens 
oder  etwa  schon  sein  Vater  durch  den  von  ihm  geübten 


■)  Heber  dessen  Ausdehnung  im  Allgemeinen  vcrgl.  Kruse,  Kölnische 
(reldgeschickte  bis  1386  8.  21  ff.  (Westdeutsche  Zeitschrift,  Ergänzungs- 
Heft  4). 

s)  Laccmblet,  Urkundenbuch  Band  2 Xr.  1014:  Qua  propter  tibi  ex 
speciali  gratia  indulgemus  et  tuis  supplicationibus  benivolam  et  plenariam 
tibi  tradimus  potestatem,  ut  in  tuo  comitatu  etdistiictu,  ubi  moneta  hactenus 
cousuevit,  auctoritate  regia  monetam  cudi  facias  in  estirnationc,  pondere  et 
valore,  quibus  venerabilis  . . (Jolonieusis  archiessiscopus,  comites,  nobiles 
et  barones  monetas  suas  facere  dinoscuntur.  Volentes  et  precipientes 
universis  imperii  fideldbus  firmiter  et  districte,  quatenus  hujusmodi  monete 
denarios  tamquam  legales  et  usuales  pro  exercendis  suis  negotiationibus  et 
comertiis  kabeant  et  conservent. 
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gewerblichen  Beruf  Veranlassung  zu  der  Benennung  gegeben 
hat.  Zu  den  Kamen  der  Worthbesitzer  des  Clever  undWeseler 
Verzeichnisses  kommen  nun  noch  die  der  Bürger  hinzu,  die  in  den 
wenigen  erhaltenen  Urkunden  der  Zeit  aufgeführt  werden.  Schon 
hier  sei  erwähnt,  dass  diese  Quellen  bestätigen,  was  mau  sonst  weiss : 
Der  Handel  mit  Wolle  und  mit  Tuchen  sowie  die  Herstellung 
von  Tuchfabrikaten  stehen  in  der  älteren  Zeit  durchaus  im 
Vordergrund  des  Erwerbslebens. 

Bevor  ich  also  dazu  übergehe, dieNachrichtenüberdieHandels- 
beziehungen  der  clevischen  Städte  der  späteren  Zeit  zusammenzu- 
stellen, werfe  ich  dergestalt  einen  Blick  auf  die  langen  Namenreihen 
in  dem  Heberegister  der  Grafschaft,  soweit  sie  einen  Rück- 
schluss auf  die  industrielle  Entwicklung  erlauben.  Und  zwar 
beginne  ich  mit  der  Durchmusterung  der  Familiennamen  der 
Clever  Worthenbesitzer.  Da  wird  ein  Bürger  mit  dem  Familien- 
namen Barbier  genannt,  es  folgt  ein  Sattelmacher  (saedelmeker), 
ein  Kürschner  (pelser),  ein  Schuhmacher  (scoemeker),  ein  Schuh- 
flicker (sehohnehere),  ein  Viehtreiber  (vedriver),  ein  Schmied, 
ein  Bäcker,  ein  Koch,  ein  Höker  (Marsilys  Hoekenson),  ein 
Fleischhauer  und  endlich  ein  Müller.  Dann  wird  von  einem 
Bürger  gesagt,  dass  er  ein  Lo  hhaus  besitzt.  Das  Register  be- 
stätigt, was  wir  schon  wissen,  dass  der  Graf  ein  Gruitmonopol  in 
Cleve  hat,  welches  indessen  vererbpachtet  ist.  Aul  die  Bierbereitung 
weisen  auch  die  Namen  mehrerer  Hofstättenbesitzer  hin  (Gruter). 
Nimmt  man  die  Inhaber  der  Worthe  der  Vorstadt,  die  der 
Haeg  heisst,  hinzu,  so  erhält  man  ausser  den  erwähnten  Be- 
rufen noch  den  des  Schneiders  (scroeder).1)  Endlich  werden 
um  dieselbe  Zeit,  d.  h.  also  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  )4. 
Jahrhunderts,  Wüllen-  und  Leinen  weher  sowie  Tuchscherer  (rasores 
panni)  iu  den  Schöffenbriefen  der  Stadt  genannt.'-) 

Vergleicht  man  hiermit  die  Namen  der  Kalkarer  Hof- 
stättenbesitzer, so  findet  sich,  wie  begreiflich  zum  grossen  Tlieil 
eine  Uebereinstimmung.  Auch  dort  kommen  ein  oder  mehrere 
Kürschner,  Barbiere,  Schuhmacher,  Schmiede,  Müller  und 
Schröder  vor,  es  begegnen  dann  aber  noch  ein  Beutelmacher 

1 1 Allgedruckt  bei  Schölten,  Die  Stadt  Cleve  S.  47(1'.  und  S.  53ff. 

a)  Vergl  die  Nachweisungen  die  Schölten,  Die  Stadt  Cleve  S.  647  aui 
ungedruckten  Urkunden  giebt. 
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(budelmeker),  ein  Spuler  (spuylre),  ein  "Walker  (vulre),  ein 
Schieferdecker  (leyedecker),  ein  Wamssticker,  ein  Zimmermann 
und  ein  Kesselmadier.  Der  Name  Hnytwevel  endlicli 
deutet  doch  wohl  auf  einen  Spitznamen,  den  sein  Inhaber  sich 
in  seiner  Hand  tim  ne:  als  Weber  zugezogen  hat.  In  Wesel 
finden  sich  nun  ausser  der  Mehrzahl  der  aufgeführten  Berufs- 
namen noch  Radmacher  (rademeker),  Kuchenbäcker,  Gerber 
(loer),  Schwertfeger,  Seiler  (seelmeker),  Hufschmiede  (hufsleger), 
Ziegler  (pannemeker),  Goldschmiede  und  Fischer.  Ergänzt  wird 
zudem  in  Wesel  dieses  Material  durch  die  Listen  der  aufge- 
nommenen Bürger,  die  wie  erinnerlich  vom  Jahre  1308  an  er- 
halten sind.  Ich  verzeichne  daher  kurz,  was  sie  für  die  Zeit 
bis  1330  an  Ausbeute  ergeben.  Gleich  zum  Jahre  1309  finden 
wir  einen  Steuermann  und  einen  Schiffsbaumeister  (navifex);  auch 
wird  Gerardus  Gestman  vom  Verkauf  von  Hefe  seinen  Namen 
haben.  Zum  Jahre  1313  wird  ein  Gerardus  ten  Putte  genannt, 
der  als  Färber  sein  Fortkommen  in  Wesel  sucht.  In  demselben 
Jahre  begegnet  ein  Gerardus  Monetarius  und  in  dem  folgenden 
ein  Lastträger  (portitor  saccorum)  und  ein  scoteldreger.  Zum 
Jahre  1319  wird  ein  Schildmacher  (scilder),  zu  1320  ein  Holz- 
schuhmacher (holscomeker)  und  zu  1329  ein  Weinscliröter 
(w’inscroeder)  genannt.  In  den  Jahren  1334,  1335,  1340,  1341 
und  1344  werden  ein  Federhändler  (Leo,  emptor  pennarum), 
ein  Schuhflicker  (factor  veterum  calciorum),  ein  Träger  (Cristianus, 
frater  is  dregers),  ein  Waidhändler,  ein  Harnischmacher  und  ein 
Holzschnitzer  aufgeführt.  Hinzu  kommen  in  den  nächsten  Jahr- 
zehnten Schiffbauer  (navifex),  Lederhändler  (ledersnider),  Messer- 
schmiede (cultellifex),  Kistenmacher  (cistifex),  Böttcher  (doliator) 
Maler  (pictor),  Stellmacher,  ein  Wundarzt  (cyrurgicus)  und  ein 
Steinmetz  (lapicida)  u.  s.  w.  Auf  die  Tuchfabrikation  deutet 
endlich  der  Beiname  Lampwolle  hin. 

Es  ist  offenbar,  die  Ueberlegenheit  Wesels  auch  in  der  In- 
dustrie den  jüngeren  Städten  gegenüber  spiegelt  sich  sogar  in  den 
Familiennamen  wieder.  Das  Resultat  entspricht  also  dem,  das 
man  auch  durch  die  Untersuchung  der  Familiennamen  der  Neu- 
bürger auf  die  örtliche  Abstammung  ihrer  Träger  hin  er- 
langt: Das  Einwanderungsgebiet  Wesels  ist  unendlich 

viel  ausgedehnter  als  das  von  Cleve,  Kalkar,  Kranenburg  und 
sogar  wie  das  von  Emmerich.  Im  Allgemeinen  wird  man, 
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glaube  ich,  sagen  dürfen,  ergehen  die  Namen  als  unwiderlegliche 
Thatsache,  dass  in  den  ersten  hundert  Jahren  nach  der  Gründung  in 
den  Städten  unseres  Territoriums,  das  freilich  vor  allein  dem 
Transithandel  seine  Bliithe  verdankt,  doch  auch  die  gewerbliche 
Arbeitsteilung  schon  verhältnissmässig  weit  fortgeschritten  ist. 


III. 

Zur  Hamlelsgeseli lebte  der  Stadt  Wesel. 

Die  Frage  liegt  nah,  ob  sich  in  der  Richtung,  die  der 
Handel  der  einzelnen  clevischen  Städte  nimmt  oder  in  der  Zahl 
und  Beschaffenheit  der  importirten  und  exportirten  Waaren 
Unterschiede  bemerkbar  machen.  Zn  dem  Zwecke  stelle  ich 
die  Notizen,  die  für  die  einzelnen  Plätze  vorliegen,  zusammen. 
Ich  beginne  mit  Wesel,  der  einzigen  Handelsstadt  des  Terri- 
toriums von  wirklich  grösserer  Bedeutung. 

Einer  der  besten  Kenner  des  nordeuropäisch-hanseatischen 
Handels  bemerkt.  Wesel  stehe  hinsichtlich  seiner  commerziellen 
Beziehungen  durchaus  unter  dem  Einfluss  der  geldemschen 
Städte.1)  So  sehr  ich  auch  nach  allen  bisherigen  Erörterungen 
geneigt  bin,  die  Einwirkungen  anzuerkennen,  die  von  Geldern 
auf  das  Nachbarterritorium  ausgehen,  so  halte  ich  doch  diesen 
Satz  nicht  für  ganz  zutreffend.  Das  Charakteristische  des 
Weseler  Handels  ist  es  eben,  dass  er  sich  gleichmässig  nach 
allen  Himmelsrichtungen  erstreckt.  Für  das  Tuchgeschäft  wird 
sich  z.  B.  ergeben,  dass  der  Handel  Wesels  vor  allem  nach 
Osten  geht.  Im  Allgemeinen  aber  wird  man  sagen  dürfen, 
Wesel  erhält  dadurch  seine  Bedeutung,  dass  sich  dort  — ähn- 
lich wie  früher  in  Duisburg  — kölnische  und  geldernsche,  ober- 
rheinische und  niederrheinische  Einflüsse  treffen.2)  Besonders 
schlagend  kommt  dieser  Thatbestand  darin  zum  Ausdruck,  dass 
sich  in  Wesel  oberländische  und  niederländische  Maasse  be- 
gegnen. Insofern  muss  in  diesem  Zusammenhänge  nochmals 

')  Hansisches  Urkmnleubueh  Band  3,  Anmerk,  zu  Nr.  448. 

2)  Vergl.  die  feinsinnige  Würdigung  der  Lage  der  Stadt  bei  Kohl, 
Per  Rhein  Band  2 S.  314;  für  Duisburg  die  reichen  Mittheilougen  bei 
Averdunk  a.  a.  O.  S.  200  if. 
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auf  das  schon  mehrfach  erwähnte  Privileg  von  1316  verwiesen 
werden.1)  Aus  dem  Dokument  erfährt  man,  dass  im  Allgemeinen 
die  Weseler  Maasse  denen  von  Köln  entsprechen.  Ausgenommen 
sind  nur  die  für  Flüssigkeit,  auch  diese  sollen  damals  — darin 
wird  man  ein  Zeichen  der  steigenden  Bedeutung  des  Wein- 
handels sehen  dürfen  — auf  Kölner  Fuss  gebracht  werden. 
Eine  fernere  Ausnahme  macht  nun  aber  das  Ellenmaass  für 
Tuch.  Gerade  das  Tuchgeschäft  verbindet  Wesel  namentlich 
mit  den  westniederläudischen  Plätzen.  Ebendeswegen  soll  das 
Ellenmaass  für  Tuch-  und  Leinwandstofte  nach  wie  vor  unver- 
ändert, und  also  vom  Kölnischen  Einfluss  frei  bleiben. 

So  alt  wie  die  Verbindung  zwischen  Dortmund  und  Wesel, 
die  in  der  Oberhofstellung  der  alten  Reichsstadt  einen  Ausdruck 
findet,  sind  auch  die  Handelsbeziehungen  zwischen  der  Stadt 
und  Westfalen,  sowie  dem  östlicheren  Binnenlande.  Ein  guter 
Theil  der  in  Wesel  gefertigten  oder  dort  aul'gekaulten  Tuche 
geht  auf  der  Achse  diesen  Weg  und  wird  in  einer  ganzen 
Anzahl  von  Tuchstapelplätzen  Westfalens  und  Niedersachsens 
feilgeboten.-)  Dem  entspricht  es,  dass  Wesel,  wie  es  in  einem 
alten  Vertragsverhältniss  mit  Rees,  zu  Emmerich  und  anderen 
Städten  am  Niederrhein  steht,  auch  mit  dem  östlich  gelegenen 
Dorsten  durch  ein  altes  Abkommen  verbunden  ist.  Darauf  lässt 
eine  wichtige  Eintragung  zum  Jahre  1358  im  älteren  Bürger- 
buch schliessen.  ’)  U nd  ebenso  zeigen  Bündnisse  der  Territorial- 


')  Orig,  l’crg.  im  St.  z.  I).,  Wesel  Xr.  21. 

2)  Vergl.  unten  S.  (140  ft". 

•1_)  A.  a.  O.  Bl.  3«:  lnt  jaer  ons  bereu  M^COC“*  acht  ende  vyfftich 
opper  kinderdagh  da  quamen  ludc  van  Dorsten  an  den  borgermeyster  to 
Wescle  ende  klagedeu  aver  Henne  Mensen  als  ran  scolt  weghene.  Des 
lyet  dye  borgermeyster  vorscreven  halen  Henne  Mensen  vorscreven,  hy 
enwolde  oen  ghene  antworte  glieven  bynnen  den  twelf  nachten.  Do  seghede 
dye  borgermeyster,  id  were  also  bewant  tusghen  den  van  Dorsten  ende 
den  vau  Wesele,  dat  hi  moste  onvertrecket  guede  ofte  recht.  Des  dede 
Henne  vorscreven  weygheringhe  ende  daerunie  so  heyt  men  Hennen  vors- 
creven ghaen  op  dye  porte  to  Wesele  ende  nyet  af  to  körnen,  hi  en  heddet 
ghebetert  by  scepen  ende  rade  to  Wesele.  Des  hyet  men  Hennen  vors- 
creven af'  ghaen  op  id  market,  dar  dye  ghemeyna  stad  vergkadert  was  ende 
seghede  oen  do  enc  betcriughe,  als  hyrna  bescreven  is.  Henne  Mense  wy 
borgermeyster,  scepen  ende  raet  seeghen  u vor  eyne  beteringhe,  want  ghie 
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herren  die  Wichtigkeit  dieses  Verkehrs  für  die  Kaufleute  nicht 
allein  Wesels,  sondern  auch  der  anderen  clevischen  Städte. 
So  sei  auf  den  Vertrag  vom  Jahre  1458  verwiesen,  durch  den 
die  Herzoge  Gerhard  von  Jülich-Berg  und  Johann  von  Cleve, 
sowie  Graf  Gerhard  von  der  Mark  ihren  Unterthanen  gegen- 
seitig friedlichen  Handel  und  Wandel  garantiren.1) 

Darauf  lassen  ferner  die  Thatsachen  der  politischen  Ge- 
schichte sehliessen:  Die  Wirren  im  Stift  Münster  ziehen  Cleve 
fast  ausnahmslos  in  Mitleidenschaft.  Abgesehen  von  direkten 
Handelsbeziehungen  nehmen  die  Kanfleute  der  nord westfälischen 
Städte  Antheil  an  dem  Handel  der  clever  mit  den  overyssel- 
schen  Städten.2)  Noch  enger  aber  sind  die  Beziehungen  zwischen 
Wesel,  das  in  der  Hinsicht  als  die  Repräsentantin  des  Terri- 
toriums gelten  darf,  und  den  märkischen  Städten.  Noch  vor 
der  endgültigen  Vereinigung  beider  Länder  nach  dem  Tode 
Gerhards  (1 461)  findet  die  Zusammengehörigkeit  beider  Theile  darin 
ihren  Ausdruck,  dass  die  märkischen  Kaufleute  gemeinsam  mit 
den  clevischen  die  nordniederländischen  Märkte  besuchen.  Die 
Weseler  Stadtrechnungen  geben  in  einer  fortlaufenden  Reihe 
wichtiger  Notizen  ein  lebhaftes  Bild  von  der  Aufgabe,  die  dieser 
führenden  Stadt  aus  ihrer  Vermittlerrolle  zufiel. 

Am  eingehendsten  sind  dio  Nachrichten  über  einen 
Konflikt  zwischen  clevischen  Kaufleuten  und  der  Stadt  Deventer 
im  Jahre  1454.  Schon  kurz  vorher  (1448)  waren  Bürger  von 
Wesel  und  andere  Unterthanen  des  Herzogs,  die  dorthin  auf 


gheswaren  hebbet  ton  hilgen  onser  stad  recht  to  haldene  ende  ghie  des 
uyet  ghehalden  en  hebbet  ende  hebbet  weygheringe  ghedaen  rocht  to  doene 
vor  den  borgermoyster  als  onsser  stad  recht  is;  hyrum  so  ontborgeren  wy 
u ende  ghie  enzalet  onsc  borgher  uyet  meer  wesen  ende  scriven  u dämme 
in  onser  stad  bock  mne  dese  wille,  dat  onse  nakomelinghe  zyen,  wat  maiins 
ghi  sin  ende  ghewesen  hebben. 

')  Hansen,  Westfalen  und  der  Niederrhein  Hand  2 Nr.  440.  Vergl. 
ferner  ibid.  Nr.  7s.  In  einem  Brief  vom  Mai  1451  bittet  Herzog  Johann 
von  Cleve,  Herzog  Gerhard  von  Jülich-Berg  um  freundliche  Behandlung  der 
clevischen  Kaufleute.  Vergl.  auch  die  Literaturangaben  über  den  rheinisch- 
westfälischen  Handel  ebendort  (Einleitung)  S.  S5. 

'■*)  Besonders  instruktiv  ist  eine  Urkunde  vom  20.  Oktober  1448, 
Konzept  im  .St.  z.  D.,  Cleve-Mark,  Zeitereignisse  14  Bl.  3. 
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den  freien  Markt  zogen,  festgenommen  worden.1)  Daraus  war 
dann  ein  langwieriger  Zwist  entstanden,  der  schliesslich  zur 
Entscheidung  vor  die  Hansestädte  gezogen  worden  war.  Von 
dem  Anlass  her  war  beiden  Theilen  wohl  Erbitterung  genug  ge- 
blieben. Um  so  grösser  die  Entrüstung  als  nun  abermals  der 
Marktfriede  gebrochen  wurde. 

Alsogleich  war  man  zu  Gegenmassregeln  bereit.  Vor  allem 
sandte  die  führende  Stadt  Boten  nach  Soest  und  an  die  Lippe, 
um  den  „märkischen  Haufen  von  Kaufleuten“  zu  veranlassen, 
den  Markt  von  Deventer  nicht  zu  besuchen.2)  Aus  anderen 
Notizen  erfährt  man  dann,  dass  die  Plätze  der  beiden  Land- 
schaften ihre  Waaren  nunmehr  in  Zütphen  ausbieten  sollten. 
In  aller  Eile  wurden  die  Städte  insgemein  über  diesen  Beschluss 
Wesels  brieflich  verständigt.  Zugleich  sandte  man  eine  Klage- 
schrift nach  Leyden,  Amsterdam,  Hoorn  und  an  andere  hollän- 
dische Orte,  in  der  man  sich  über  die  Gewaltthätigkeit  der 
Stadt  Deventer  beschwerte  und  dergestalt  den  Nichtbesuch  des 
dortigen  Marktes  begründete.3)  Endlich  aber  wurde  auch  der 

*)  Vergl.  Weseler  Stadtrechnungen : It.  des  gudesdages  io  crastino 

I'ontiani  (15.  Januar  1449)  reden  to  Deventer  Johan  uppen  Dyck  . . .,  die 
van  Deventer  to  berichten  ind  onderwisen,  dat  sie  onse  bürgere  die  in  oren 
vryen  marct  up  sunt  Egidiusmys  (1.  September)  baven  vrylieit  ons  marctz, 
Statuten  der  heimse  ind  averdragli,  dat  in  oir  »tat  geslaten  ind  averdragen  ig, 
besät  waren  van  den  bisschop  van  Utrecht  van  oren  anbrengen,  van  der 
besät  quyt  worven.  Kurz  darauf  wird  von  Seiten  der  Stadt  Wesel  Meister 
Johan  Kaell  nach  Köln  geschickt  unib  bcleringh  van  den  düctoren  in  der 
saken  van  Deventer  ind  raet  to  beim,  up  antwort  der  van  Deventer  een 
replicatie  to  makeu  u.  s.  w.  Eine  andere  Notiz  besagt,  dass  den  in  Nym- 
wegen  versammelten  Städten  Qelderns  von  Seiten  Wesels  Mittheilung  ge- 
macht sei  von  der  weiteren  Behandlung  der  Angelegenheit  auf  der  hansischen 
Tagfahrt  in  Bremen.  — Uebcr  die  Botschaft,  die  nach  Deventer  gesandt 
wird,  vergl.  auch  die  Eintragung  vom  13.  Januar  1449  in  über  plebiscitorum. 
S.  70. 

2)  Wesel.  Stadtr.:  Item  des  selveu  dages(12.  März)  gesant  op  gen  Lip, 
to  wachten  op  den  Marcschen  hoip  lüde  . . '.,  sie  to  warnen,  dat  sie  to 
Deventer  nyet  to  marct  entogen. 

3)  Item  des  donredages  naViti  (Juni  19)  gesant  Gerloch  to  Leiden, 
Amstelredam,  Hoirn  ind  vort  na  andere  steden  in  Holland  myt  cnen  briet, 
ou  to  kennen  to  gevende,  dat  onrecht  den  onseu  to  Deventer  in  oren 
marct  geschiet  was  ind  dat  die  onse  die  Deveutermareten  darumb  nyet  ver- 
gucken ensnlden  ...  Es  werden  Briefe  an  Cleve,  Kalkar,  Xanten,  Üdem 
und  Sonsbeck  abgeschickt. 

Lie«eg«ng,  Niederrh«laU«be»  Sudtewe«en  lm  Mittel*ll«r.  38 
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Herzog  gebeten,  den  Elekt  von  Utrecht  aufzufordern,  er  möge 
dafür  sorgen,  dass  den  Geschädigten  eine  Genugthuung  gewährt 
werde. 

Lernten  wir  in  niederrheinischen  Laken  bereits  einen  hervor- 
ragenden Exportartikel  kennen,  der  den  Weg  über  Westfalen 
nach  Osten  einschlägt,  so  ist  andererseits  wenigstens  von  einem 
Artikel  des  Binnenlandes  bekannt,  dass  er  in  grossen  Quanti- 
täten auf  kleinen  Schiften  den  Fluss  hinunter  zunächst  nach 
Wesel  gebracht  wird.  Es  sind  die  sogenannten  Münstersteine 
oder  Monstersteine  (lapides  Monasterienses),  die  — in  den  Bor- 
kener  Brüchen  und  in  den  Baumbergen  bei  Münster  gewonnen  — 
in  Wesel  auf  grössere  Rheinschiffe  verladen  werden.  Schon  im 
dreizehnten  Jahrhundert  werden  sie  beim  Ausbau  des  Grafen- 
schlosses in  Cleve  verwendet.1)  In  der  Regel  mögen  es  wohl 
Weseler  Kaufleute  gewesen  sein,  die  dies  gesuchte  und  zu 
feineren  Gesimsen,  Gewölberippen  und  dergleichen  geeignete 
Material  auf  den  Markt  brachten.  Wenigstens  lassen  sich  mehrere 
solcher  Weseler  Steinhändler  urkundlich  nachweiseu.2)  Bis  nach 
Dordrecht  scheint  man  die  Münstersteine  versandt  zu  haben.3) 

Einige  Zeugnisse  liegen  dann  vor  für  den  Handel  Wesels 
mit  den  Städten  der  westlichen  Niederlande.4)  Trotz  der  Bliithe 
der  niederrheinischen  Wollindustrie  kann  mau  auch  in  Wesel, 
das  einen  so  schwunghaften  Tuchexport  betreibt,  der  kostbaren 
Erzeugnisse  der  flandrischen  und  brabantischen  Wollweberei  nicht 
entbehren.  Als  Laken  von  jenseits  der  Maas  werden  diese 
Stoffe  wohl  denen  der  Heimath  hier  wie  sonst  gegenübergestellt.3) 

Ein  Haupteinfuhrartikel  aus  den  Niederlanden  ist,  wie  in 
alter  Zeit,  der  Seefisch.  Voran  natürlich  der  aus  der  Nord- 
see, aber  auch  Ostseehäringe  werden  zuweilen  genannt.  Be- 

')  Schölten,  Geschichte  der  Stadt  Cleve  S.  122. 

2)  B eissei,  Die  Baufiihrung  des  Mittelalters.  Theil  2 S.  34. 

3)  Uober  den  Handel  nach  Dordrecht  mit  Steinen,  Mühlenst einen, 
Balken  etc.  vergl.  die  Verhandlungen  vom  Jahre  1444.  Im  St.  zu  D.,  Stadt 
Wesel  Nr.  10&  und  sonst. 

4)  Reinhold,  Verfassungsgeschichte  Wesels  S.  47.  Vergl.  ferner  die 

Urkunde  vom  September  des  Jahres  1295  (Orig.  Perg.  im  St.  zu  D.,  Wesel 
Johanniter- Comtnende  Nr.  5):  Item  census  trium  solidorum  dennriorum 

gravium  ex  domo  Frederici  Nautae,  qui  moratur  Gent. 

s)  Ileidemann,  Zeitschrift  des  bergischen  Geschichtsvereins,  Band  9 
S.  95. 
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sonders  gerühmt  wird  endlich  der  Häring  von  der  englischen  Küste. 
Wesel  ist  namentlich  für  diesen  Artikel  ein  grosser  Stapelplatz, 
von  dort  geht  der  Häring,  sei  es  zu  Schiff  sei  es  auf  der  Achse, 
weiter  nach  dem  Münsterlande  und  nach  Westfalen  hinein.1) 

Ein  städtischer  Marktbeamter  ist  ausschliesslich  mit  der 
Häringsschau  beauftragt.  I)a  seine  Besoldung  von  der  geringen 
Gebühr  bestritten  wird,  die  Käufer  und  Verkäufer  zu  entrichten 
haben,  kann  man  sich  in  diesem  Falle  eine  ungefähre  Vorstellung 
machen  von  den  Massen  der  beliebtesten  Fastenspeise,  die  auf 
dem  Weselei'  Markt  umgesetzt  werden.-)  Uebrigens  finden  sich 
liier  wie  sonst  in  den  Stadtbüchern  zahlreiche  Bestimmungen,  durch 
die  der  Käufer  einer  so  empfindlichem  VVaare,  wie  es  der  See- 
fisch ist,  geschützt  werden  soll. 

Importirt  wird  ferner,  und  zwar  meist  in  ganzen  Schiff- 
ladungen, Salz.  Oft  geschieht  das  auf  Fahrzeugen  der  Städte 
des  benachbarten  Gelderlands;  namentlich  Nvmwegener  Kauf- 
leute werden  als  Salzimporteure  erwähnt.  Alte  Salzordnungen 
der  Stadt  Wesel  wollen  dem  gemeinen  Mann  den  billigen  Ein- 
kauf dieses  unentbehrlichen  Nahrungsmittels  sicher  stellen  und 
erschweren  demgemäss  den  Vorkauf.')  Dennoch  gehört  der 
Salzhandel,  vermuthlich  also  doch  der  Export  nach  Westfalen, 
zu  den  einträglichsten  Geschäften,  denen  sich  die  vornehmeren 
Weseler  Kaufherren  mit  Vorliebe  widmen.4) 

Die  von  Höhlbaum  hervorgehobene  Abhängigkeit  des 
Weselschen  Handels  von  dem  der  geldernschen  Städte  ist 
also,  abgesehen  von  dem  Verkehr  mit  Kämpen,  Z wolle  undDeventer, 
hauptsächlich  auf  die  hanseatischen  Handelsbeziehungen  einzu- 
schränken. Für  diesen  hansischen  Verkehr  Wesels  finden  sich 

')  Acciseordnung  vom  Jahre  1320  im  älteren  Bürgerbuch  Bl.  29. 

a)  Vergl.  die  Eintragungen  im  über  plebiscitorum  zu  den  Jahren 
1 -lä.-i  und  1520  S.  70  und  155.  Im  Jahre  1455  wird  Heinrich  Dockenspill 
auf  5 Jahre  mit  der  Häringsschau  betraut.  Er  bezieht  von  jeder  Last,  die 
verkauft  wird,  5 ttemsche,  in  die  sich  Käufer  und  Verkäufer  zu  gleichen  Theilen 
tragen  Nur  „als  vreemde  ludt  hyr  hcringh  kopen“,  müssen  sie  zwei  Drittel 
zu  jener  Gebühr  beisteuern. 

*)  Vergl.  die  Eintragungen  im  über  plebiscitorum  aus  den  Jahren  1420 
und  1428  S.  57  und  S.  ti:t.  Nur  Salz  van  graweu  seil  gesuden  soll  in 
Wesel  verkauft  werden  dürfen. 

4)  Vergl.  die  trefflichen  Bemerkungen  bei  Keinbold,  Verfassungs- 
geschichte  Wesels  S.  47. 

88* 
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in  den  Quellen  nicht  wenige  Anhaltspunkte.  Wie  man  weiss 
wurden  zum  Beispiel  Abschriften  von  wichtigen  Privilegien 
des  deutschen  Kaufmanns  in  Brabant,  Limburg  und  England 
im  Weseler  Rathsarchiv  in  grosser  Anzahl  auibewahrt.1) 
In  den  Rathsprotokollen  vom  Jahre  1466  steht  ferner,  um 
wenigstens  einiges  anzuführen,  ein  Brief  der  Aelterleute  von 
Brügge,  die  wegen  arrestierter  Laken  schreiben.2) 

Dann  wird  ebendort  (1470)  erwähnt,  dass  irgend  welches 
Gut  Weseler  Bürger  auf  dem  Markt  in  Antwerpen  besetzt  ist. 

Der  Beziehungen  zu  den  oberysselschen  Städten  wurde  schon 
mehrfach  gedacht;  hervorgehoben  sei  noch,  dass  Deventer  um  die 
Mitte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  unter  den  Städten  genannt 
wird,  auf  deren  Markt  die  Weseler  Kaufleute  das  nieder- 
rheinische  Tuch  führen.3) 

Wie  erwähnt,  weist  schon  der  alte  Bund  von  Wesel,  Xanten, 
Rees  und  Emmerich  mit  Elten  und  Dötinchem  auf  diese  Richtung 
des  Handels.  Dann  aber  treten  jetzt  auch  andere  Wege  nach 
den  Niederlanden  hervor.  So  lässt  sich  eine  Linie  verfolgen, 
die  über  Sevenaer  und  Hiissen  nach  Utrecht  führt.  Auf  dem 
Markt  zu  Utrecht  sind  die  Weseler  seit  Alters  häufige  Gäste. 
Als  daher  der  Bischof  im  Jahre  1314  von  ihnen  Zoll  bean- 
sprucht, sträuben  sie  sich  mit  aller  Kraft.4) 

Und  noch  ein  dritter  Wasserweg  nach  den  Niederlanden 
öffnet  sich  den  Weseler  Kaufherren.  Die  Plätze  an  der  Waal 
stehen,  wie  erwähnt,  in  jener  ältesten  Zeit  abseits  von  der 
clevischen  Gruppe  von  Ortschaften.  Nachher  aber  sind  sie  es 
gerade,  die  mit  den  clevischen  Städten  anknüpfen.  Genannt 
werden  am  häufigsten  Nymwegen  und  Tiel.  Tiel,  von  seiner 
alten  Höhe  herabgesunken,  ist  vor  allem  eifrig  bemüht,  Bezieh- 


’)  Vergi.  Hansisches  Urkuudenbuch  Band  2 Nr.  31,  266,  313  und  460. 
a)  Reinhold,  Verfassungsgeschichte  Wesels  S.  47. 

*)  Ueber  die  besondere  Stellung  der  oberysselschen  Städte  innerhalb 
der  Hanse  vergi.  Höhlbaum,  Hansisches  Urkuudenbuch,  Band  III  S.  19 
der  Einleitung;  ebendort  S.  225  über  ältere  Beziehungen  zwischen  Wesel 
und  Deventer.  Ueber  das  15.  Jlirdt.  vergi.  die  Nachweisungen  bei  Hansen, 
Westfalen  und  Rheinland,  Band  2 S.  66  und  S.  52  Anmerk.  2.  Herzog 
Johann  I.  von  Cleve  bezeichnet  iin  Jahre  1455  den  Markt  in  Deventer  ein- 
fach als  unentbehrlich  für  seine  Unterthnncn. 

4)  Frensdorl'f,  Dortmunder  Statuten  und  Urtheile  S.  261. 


Digitized  by  Google 


597 


ungen  wie  mit  Kalkar  so  auch  vor  allem  mit  Wesel  anzu- 
knüpfen. Man  hat  indessen  den  Eindruck,  dass  man  der  Ver- 
mittelung dieses  Ortes  auf  clevischer  Seite  kaum  bedurfte; 
meist  geht  der  Handel  wohl  direkt  von  Wesel  nach  Dordrecht, 
dem  grossen  und  vielgenannten  Stapelplatze.1) 

Wie  weit  endlich  die  Weseler  Kauf  leute  von  der  Waal  aus  die 
Maashinaufgefahren  sind,  darüber  liegen  nur  wenige  Quellenangaben 
vor.  Indessen  wird  man  annehmen  müssen,  dass  Roermond  und 
Wesel,  zwischen  denen  überaus  lebhafte  Handelsbeziehungen 
stattfinden,  hauptsächlich  auf  dieser  Wasserstrasse  mit  einander 
verkehrten. 

Sehr  viel  geringer  sind  die  Spuren  eines  direkten  Handels 
mit  Hamburg  und  mit  der  Ostsee.  In  den  Rathsprotokollen  vom 
Jahre  1470  steht  ein  Brief  aus  Lübeck.  Endlich  scheint  that- 
sächlich  Hamburger  Bier  auch  nach  Wesel  vorgedrungen  zu  sein. 
Jedenfalls  wird  nach  Wesel  fremdes  Bier  in  grossen  Mengen 
importiert  und  dann  weiter  geführt  — wohl  meist  nach  dem  westfali- 
schen Hinterlande.'-)  Einen  wie  grossen  Werth  man  in  Wesel  auf 
das  Monopol  des  Verkaufs  fremder  Biere  innerhalb  einer  sehr 
reichlich  bemessenen  Bannmeile  legte,  ist  schon  hervorgehoben. 

Verhältnissmässig  wenig  weiss  man  über  den  Export  Wesels 
nach  den  Niederlanden  und  nach  den  weiter  entfernten  Hanse- 
städten der  Küsten. 

Die  Hausteine  und  Mühlsteine,  die  von  der  Lippe  und 
der  Ruhr  kommen,  werden,  wie  erwähnt,  zum  grossen  Theile 
von  Weseler  Kaufherren  nach  den  Plätzen  an  den  Rheinmündungen 
verfrachtet.  Hinzu  kommen  Cement,  Kohlen  und  Hölzer  aller  Art. 
Ferner  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  Aepfel,  Birnen,  Nüsse  und  an- 
dere Früchte.  Hauptsächlich  nach  Dordrecht  gehen  ganze  Schiffs- 


*)  Brief  von  Tiel  an  Wesel  vom  7.  Mai  1323  (Abschrift  im  St.  z.  D. 
Stadt  Wesel  Cap.  219  Nr.  6 S.  60),  es  möge  beim  alten  Herkommen  bleiben, 
dass  die  Bürger  von  Wesel  in  ihrer  Stadt  frei  vom  Marktzoll  seien. 

>)  Vergl.  die  interessante  Weseler  Hatbsverordnung  vom  Jahre  1462 
im  über  plebiseitorum  S.  96  hinsichtlich  des  Aichens  der  Bierfässer,  die 
beim  Export  und  Import  Verwendung  Anden,  lieber  Hamburger  Bier  eben- 
dort S.  95  zum  Jahre  1454.  In  den  Stadtrechnungen  kommen  die  fremden 
Biere  unter  der  Kollektivbezeichnung  Hamburger  Bier  vor.  Bein  hold 
a.  a.  0.  S.  110. 
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ladungen  aller  solcher  Artikel.1)  Vor  allem  aber  betheiligen 
sich  auch  die  Weseler  an  dem  Weinexport. 

Dieser  Weinhandel  führt  uns  nun  endlich  zu  dem  Verkehr 
zwischen  Köln  und  Wesel.  Köln  ist  bekanntlich  der  grosse 
Stapelplatz  für  den  elsasscr  Wein  und  den  Rheinwein.  Kein 
Zweifel,  dass  die  Weseler  Kaufleute  einen  grossen  Theil  des 
Weins,  den  sie  weiter  vertreiben,  in  Köln  selbst  holen.  Die 
Hauptmasse  wird  nach  den  Niederlanden  ausgeführt  sein  : auch 
in  diesem  Artikel  dürfte  Dordrecht  in  der  Regel  das  Ziel  der 
Weseler  Kaufleute  gewesen  sein.2)  Inwieweit  der  Bedarf  des 
westfälischen  Hinterlandes  an  Wein  von  Wesel  aus  gedeckt 
wurde,  vermag  ich  nicht  anzugeben.  Ausserdem  wird  man  wie  in 
Xanten  so  in  Wesel  von  Köln  Hausteine  aller  Art  bezogen 
haben,  die  dann,  wie  schon  erwähnt,  falls  sie  nicht  an  Ort  und 
Stelle  verbraucht  werden,  namentlich  nach  den  Niederlanden 
weiter  gehen. 

Schwieriger  ist  es  anzugeben,  welche  Artikel  nach  Köln 
auf  den  Markt  gebracht  wurden.  Vermuthlich  Waid,  von  dem 
in  den  Quellen  hier  und  da  die  Rede  ist:  seiner  bednrften 
die  Kölner  Färbereien  in  grossen  Quantitäten.3)  Man  weiss 


*)  Verhandlungen  mit  Dordrecht  und  den  niederrlieiuischen  (clevischen 
und  geld  ernschen  Städten)  aus  den  Jahren  1444  und  1445.  Vergl.  ferner 
Nettesheim.  Geschichte  der  .Stadt  Geldern  Band  1 S 52  vor  allein  aber 
zahlreiche  Notizen  in  den  Weseler  Stndtrechnnngen. 

4)  In  den  Verhandlungen  mit  Dordrecht  heisst  es:  Item  off  enich 

koepinan  mit  eenen  scepe  wyns  groet  off  cleyne  tot  Dordrecht  queme,  die 
beneden  Coelne  off  Veulo  nyet  gekelret  enwer  geweesen  etc.  Im  St. 
zu  D,  Stadt  Wesel  Nr  105  t’eher  den  Weseler  Weinhandel  vergl.  auch  den 
Rathsbeschluss  von  142s  im  über  plebiscitorum  S 120.  feber  den  Wein- 
handel Kölns  Lamprecht.  Deutsches  Wirthsclmftsleben  Band  2 S.  :i22ff. 
Es  \erdient  übrigens  Beachtung,  dass  in  dem  Ortsregister  bei  Kunze. 
\Hanseakten  aus  England  1275  bis  1412)  Wesel  so  wenig  wie  eine  andere 
clevische  Stadt  genannt  wird 

3)  Ueber  den  Waidexport  des  Niederrheing  vergl.  die  Bemerkungen 
von  Höhlbaum.  Hansisches  I rkundenbuch  Band  3 S.  384  Anmerk.  3. 
Zumal  Nymwegen  scheint  ein  Hauptplatz  für  diesen  Artikel  gewesen  zu 
sein.  Vergl.  die  Aufzeichnung  über  .die  voirwaerdeti  van  den  weedtmaeten“ 
in  A 24«  Bl.  154  im  St.  zu  I)  Für  Wesel  vergl.  die  Notiz  zum  Jahre  1453 
im  über  plebiscitorum  S.  73.  Einem  Bürger  Dericli  Varwer  wird  die  Auf* 
5icht  über  .die  maet  van  den  weet  tot  der  stat  wedersegglien“  übertragen. 
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ferner,  dass  Leinöl  in  beträchtlichen  Mengen  in  unserem  Territorium 
gewonnen  und  auf  den  Kölner  Markt  geführt  wurde.  Hierzu 
mögen  andere  Produkte  der  Landwirthschaft  gekommen  sein, 
namentlich  Vieh,  das  in  vorzüglicher  Qualität  in  den  Marschen 
des  Uferstriches  aufgezogen  wurde.  Von  nicht  geringer  Be- 
deutung wird  auch  der  Export  von  Handelsgewächsen  gewesen 
sein,  wenn  auch  Wesel  in  dieser  Hinsicht  vielleicht  hinter  den 
anderen  Plätzen  des  Territoriums  zurückgestanden  haben  mag. 
In  der  Regel  geht  die  Fahrt  zu  Berge  nur  bis  Köln,  obgleich 
freilich  Zeugnisse  direkten  Verkehrs  mit  südlicher  gelegenen 
mittelrheinischen  Ortschaften  nicht  gänzlich  fehlen.  — Wie  die 
anderen  clevischen  Städte,  macht  auch  die  Stadt  Wesel  am 
liebsten  ihre  Anleihen  auf  dem  Kölner  Geldmarkt.  Jedenfalls 
war  der  Verkehr  Wesels  mit  keiner  einzelnen  Stadt  so  bedeu- 
tend wie  gerade  mit  Köln.1)  Ich  will  die  zahlreichen  bereits 
bekannten  Fälle,  in  denen  man  die  dortigen  Juristen  um  Rechts- 
belehrung angeht,  nicht  noch  durch  Mittheilungen  aus  den 
Weseler  Stadtrechnungen  vermehren.  Kurz  und  gut,  um  allen 
diesen  Umständen  Rechnung  zu  tragen,  betraut  man  späterhin 
eigens  den  Rechtsgelehrten  Johannes  von  Dokum  in  Köln  dauernd 
mit  der  Wahrnehmung  der  Weselschen  Interessen.2) 


*)  Vergl.  die  Angaben  bei  Reinhold  a.  a.  O.  S.  47.  Anmerk.  4 und 
S.  96  Anmerk.  5. 

*)  Liber  plebiscitorum  S.  116:  Ich  Johan  van  Dockuin  Friess,  der 
rechten  doctor,  bekennen  öffentlich  myt  diesem  meynen  handtschryfft,  das  ich 
mich  durch  die  eirsamen  voiräichtigen  wysen  heren  burgemeister,  scepen  und 
raedt  der  stadt  Wesell  im  furstendumb  Cleve  tot  orer  »tat  gemeynen 
advocaten  heb  laten  bestellen  uae  inhalt  brieff  und  segell,  sye  my  dairover 
geben  hebben.  Gelaven  darumb  obgenanten  burgemeister,  scepen  und  radt 
an  rechter  eyds  stat.  sie  nu  voirtan  in  allen  oren  Sachen,  soe  die  stat  ge- 
meenlich  betreffen,  die  sie  jetzond  hebben  oder  zukoinfftiglich  overkomen,  nae 
inhalt  obgemeltcr  brieff  und  siegelt  flyssig  und  getrulich  nae  myn  beste 
verstentnnss  toe  raden.  toe  advotieren  und,  soe  voil  als  ich  in  meynen  huyss 
doin  kan.  die  Sachen  toe  dirigieren.  Des  hebben  sie  my  jerlichs  to  geven 
versprochen,  verschreven  und  zugesagt  achtundtwintig  goldgulden.  Ind  sali 
der  ersten  termyn  syn  Petri  und  Pauli  im  negstkommende  vier  und  zwent- 
zigsten  jaer.  Doch  my  hierin  uitlibeholden  wes  sich  die  brieff  und  siegell, 
so  my  die  stat  herover  gegeven  helft,  wyter  inhalden  und  vermoigen.  Dess  zu 
orkunde  hab  ich  desen  brieff  myt  myn  eygeu  handt  geschrieben  und  under- 
schrieben.  der  geben  ist  zu  Wesell  in  die  Petri  et  Pauli  apostolorum  anno 
etc.  vicesimo  tertio. 
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Eine  Probe  gewissei  massen,  ob  die  aus  den  Urkunden  und 
Akten  ermittelten  Handelsbeziehungen  in  etwas  auf  Vollständigkeit 
Anspruch  machen  können,  erhält  man,  wenn  man  sich  die  Namen 
der  Weselcr  Worthbesitzer  im  Heberegister  und  die  der  Neu- 
bürger in  den  Bürgerbüchern  auf  die  Herkunft  hin  durchsieht. 
In  den  Bürgerlisten,  besonders  der  ersten  Jahrzehnte,  wird  näm- 
lich nicht  selten  der  Ort,  aus  dem  der  Betreffende  zuzieht,  aus- 
drücklich hinzugefUgt.  In  anderen  Fällen  ist  die  Benennung 
offenbar  nach  dem  Orte  erfolgt,  von  dem  aus  der  Aufgenommene 
oder  — was  auf  dasselbe  hinansläuft  — sein  Vater  zugewandert 
ist.  Namentlich  bei  der  Uebereinstimmnng  zwischen  Bürger- 
namen und  denen  entfernterer  Städte  wird  man  mit  einiger 
Sicherheit  auf  die  Herkunft  von  dort  schliessen  dürfen. 
Eine  Einwanderung  wird  nun  aber  meist  nur  dann  statt- 
gefunden haben,  wenn  schon  Handelsbeziehungen  zwischen  dem 
Platz  oder  dem  Lande  der  Niederlassung  und  der  früheren 
Heimath  bestanden  haben.  Ohne  Zweifel  ist  also  auch  hier  im 
einzelnen  Falle  ein  Irrthum  möglich,  im  Grossen  und  Ganzen  aber 
decken  sich  Herkunftsgebiet  und  Handelsgebiet.  Unberück- 
sichtigt lasse  ich  in  den  folgenden  Vittheilungen  natürlich  die 
Familiennamen,  die  von  den  Städten  der  nächsten  Nachbarschaft, 
sowie  von  Dörfern  und  Bauerschaften  entlehnt  sind.  Ihre  Zahl 
ist  unendlich  gross,  während  der  Zufluss  aus  grösserer  Ent- 
fernung in  dieser  Zeit  immerhin  etwas  Ungewöhnlicheres  ist.  — 
Die  Beziehungen  Wesels  zu  Köln  finden  darin  ihren  Ausdruck, 
dass  nicht  wenige  Bürger  aus  dieser  Stadt  sich  im  Laufe  des 
14.  Jahrhunderts  in  Wesel  niederlassen.  Ans  den  Ortschaften 
am  Rhein,  zwischen  Köln  und  Wesel,  tritt  namentlich  Duisburg 
— mit  Wesel  schon  durch  die  gemeinsamen  hansischen  Be- 
ziehungen eng  verbunden  — als  die  Heimath  mehrerer  Ein- 
wanderer hervor.  Jedenfalls  wird  man  da,  wo  nähere  Angaben 
fehlen,  bei  der  Nähe  dieses  Konkurrenzplatzes,  an  die  Ruhr- 
stadt und  nicht  an  den  niederländischen  Ort  gleichen  Namens 
denken  müssen.  Hier  und  da  wandern  Bürger  aus  Kaiserswerth 
und  Neuss  ein.  Oberhalb  Kölns  wird  die  Zahl  der  Städte  sofort 
spärlicher.  Doch  findet  sich  ein  Johannes  Aurifaber  aus  Ander- 
nach (1353)  und  je  ein  Einwanderer  aus  Boppard  und  Koblenz 
(1337  und  1338).  Aus  dem  linksrheinischen  Gebiet  des  Ober- 
landes ist  der  Zuzug  geringer  als  von  Westfalen  aus.  Wenn 
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man  sich  indessen  vergegenwärtigt,  dass  die  Lippe  das 
Stift  Münster  auf  das  Engste  mit  Wesel  verbindet,  nach 
Osten  aber  diese  Strasse  nur  eine  unvollkommene  Fortsetzung 
hat,  wird  man  das  natürlich  finden.  Gleichwohl  kommen  aus  Aachen 
mehrere  Neubürger,  ebenso  einer  aus  Düren,  mehrere  aus  Kempen, 
einer  aus  Goch,  einer  aus  Aldenkirchen,  mehrere  ans  Geldern, 
falls  nämlich  — was  dahingestellt  bleiben  muss  — die  Stadt 
und  nicht  das  Land  gemeint  sein  sollte.  Von  der  Ostseite  des 
Rheins  sind  Dorsten,  Bocholt,  Soest,  Unna,  Werden,  Lemgo, 
Münster,  Koesfeld,  Recklingshamen  etc.  zu  nennen.  Indessen 
treten  diese  Fälle  an  Häufigkeit  durchaus  hinter  denen  aus 
den  Niederlanden  zurück.  Zütphcn,  Sevenaer,  Nymwegen, 
Salbommel,  Tiel,  Delft,  Dordrecht,  Arnheim,  Dendermonde  und 
LTtrecht,  fast  alles  Plätze,  die  an  einem  Rheinarme  oder  an  einem 
mit  dem  Strom  verbundenen  Kanal  liegen,  werden  als  Herkunfts- 
orte eines  oder  gar  mehrerer  Bürger  genannt.  Häufiger 
indessen  als  von  fast  allen  anderen  Plätzen  findet  übrigens  von  Roer- 
mond aus  eine  Einwanderung  statt.  Ein  Willem  von  Brabant 
kommt  schon  im  Heberegister  vor,  daneben  werden  verschiedene 
Neubürger  als  Fläminge  bezeichnet  (1324  und  1331).  Ausser- 
dem wird  wenigstens  einmal  eines  Ankömmlings  aus  Hamburg 
gedacht.  (Gerardus  de  Hamborge  1321).  Alles  in  Allem  ge- 
nommen bestätigen  also  die  Familiennamen  und  die  Angaben 
der  Bürgerliste,  wie  angedeutet,  genau  das,  was  oben  über 
die  Ausdehnung  und  die  verschiedenen  Richtungen  des  Weseler 
Handels  gesagt  wurde:  Die  Verbindungen  den  Rhein  hinauf, 
namentlich  aber  die  mit  den  niederländischen  Städten,  überwiegen. 
Die  Beziehungen  zu  den  Plätzen  zwischen  Rhein  und  Maas 
werden  ferner  — auch  das  sei  schon  vorausgreifend  bemerkt  — 
meist  durch  die  Tuchindustrie  vermittelt.  So  wird  1319  ein 
Theodoricus  de  Aquis  textor  aufgeführt,  so  ist  der  Flamingos 
vom  Jahre  1331  textor,  desgleichen  Harmannus,  der  aus  Kempen 
(1357),  Petrus,  der  aus  Köln,  und  Harmannus,  der  ausGoch(1375) 
einwandert.  Dann  ist  ein  Neubürger  des  Jahres  1360  aus  Rees, 
das  seit  dem  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  eine  Tuchmacher- 
innung hat , seines  Zeichens  ein  W alker  (Job.  Stephani  de  Revs  sartor). 
Desgleichen  wird  1383  ein  gewisser  Theodoricus  de  Rurmunde  sartor 
aufgenommen.  Ferner  sei  noch  ein  linitextor  aus  Kempen,  der 
1367,  und  ein  Johannes  von  Delft,  die  verwer,  der  1375  Bürger 
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wird,  erwähnt.  Und  des  Weiteren  sei  noch  darauf  hingewiesen, 
dass  bis  1400  keiner  einzigen  Einwanderung  eines  Webers  aus 
einer  östlich  des  Rheines  gelegenen  Stadt  gedacht  wird.1) 
Man  müsste  sicli  also  schon  nach  den  Bürgerlisten  Wesel  als  den 
Mittelpunkt  eines  schwunghaften  Exportes  namentlich  der  Laken 
denken,  die  zwischen  Maas  uud  Rhein  bereitet  werden. 

Zum  Schluss  verweise  ich  noch  auf  eine  reiche  und  fast 
unerschöpfliche  Quelle  nicht  allein  für  die  Handelsverbindungen 
Wesels,  sondern  auch  für  dessen  allgemeinere  politische  Beziehungen, 
welche  freilich  im  Wesentlichen  auf  gemeinsame  Handelsinte- 
ressen zurüekgehen.  In  den  Ausgabeverzeichnissen  der  Stadt- 
rechnungen wird  nämlich  sehr  bald  eine  besondere  Rubrik  an- 
gelegt, in  der  die  Trinkgelder  verzeichnet  werden,  die  den  Boten 
fremder  Städte  Jahr  für  Jahr  ausgezahlt  werden.  Da  kommen 
und  gehen  Gesandte  von  Deventer  ( 1356)  von  Dordrecht  (1356) 
von  Andernach  (1356)  von  Nymwegen  (1356)  von  Osnabrück 
(1360)  von  Kämpen  (1357)  von  Utrecht  (1357)  vonZütpheu(1357) 
von  Köln  (1354)  von  Bocholt  (1354)  von  Salbommel  (1354) 
von  Rheiuberg,  von  Orsoy,  von  Cleve,  Kalkar,  Xanten,  Dins- 
laken und  ungezählten  anderen  Ortschaften  der  engeren  und  weite- 
ren Umgegend.  Namentlich  auf  die  so  ausserordentlich  regen 
Beziehungen  zu  den  oberysselschen  Städten,  die  bei  der  Her- 
kunftsbezeichnung der  Bürger  etwas  zurücktreten,  fällt  durch 
diese  Eintragungen  wieder  volles  Licht.  Freilich  sind  solche 
Berührungen,  wie  wir  wissen,  nicht  immer  freundliche.  Im 
15.  Jahrhundert  tritt  dann  die  Zugehörigkeit  zur  Hanse  mehr 


')  Findet  dergestalt  durch  die  Einwanderung  eine  Berührung  zwischen 
den  westlicheren  Cent  reu  der  Tuchindustrie  (Flandern.  Aachen,  ltoermond 
und  denen  unserer  Gegend  statt,  so  strömt  andererseits  der  Wollbereitung 
ein  Theil  ihrer  Arbeiter  offenbar  vom  platten  Lande  der  näheren  und 
weiteren  Umgebung  zu.  Ich  verweise  hier  nur  auf  eine  Eintragung  zum 
Jahre  1320.  Da  lässt  sich  ein  Theodoricus  post  textor  zum  Bürger  auf- 
nehmen. Ueber  den  Zusammenhang  der  niederrheinischen  mit  der  flan- 
drischen Tuchmacherei  vergl.  übrigens  Schm  oller.  Die  Strassburger  Tucher- 
und Weberzunft  S.  «4.  Ueber  die  Abhängigkeit  ferner  des  norddeutschen 
Binnenlandes  von  dem  Westen  und  den  Niederlanden  vergl.  die  interessanten 
Angaben  bei  von  der  Ropp,  Zur  Geschichte  des  Tuchgewerbs  im  Ausgang 
des  fünfzehnten  Jahrhunderts,  Hansische  Gescbichtsblätter,  Jahrg,  1892 
S.  172  ff. 
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und  mehr  auch  darin  hervor,  dass  zu  den  Bundesversammlungen 
der  engeren  und  weiteren  Nachbarschaft  — häufig  aber  auch 
zu  den  Tagfahrten  in  Bremen,  Lübeck  u.  s.  w.  — die  Gesandten 
der  Stadt  Wesel  häufiger  geschickt  werden. 


IV. 

Die  Handelsbeziehungen  der  anderen  clevischen  Städte. 

Ausser  Wesel  ist  Emmerich  der  einzige  Platz  des  Terri- 
toriums, dessen  frühzeitiger  Eintritt  in  den  Bund  der  Hanse 
auf  eine  weitere  Ausdehnung  seiner  Handelsbeziehungen  schliessen 
lässt.  Freilich  mit  dem  Platz  an  derLipi)emüudungkannderOrt,der 
fast  auf  allen  Seiten  in  geringen  Abständen  von  Konkur- 
renzstädten umgeben  ist,  sich  in  keiner  Weise  messen.  Wie 
klein  z.  B.  im  Vergleich  zu  Wesel  die  Zone  ist,  aus  der  sich 
die  Neubürger  rekrutiren,  zeigt  ein  Blick  in  das  Bürgerbuch. 
Da  wird  einmal  von  der  Aufnahme  eines  Bürgers  berichtet,  der  aus 
Kempen,  ans  Utrecht,  aus  Attendorn,  aus  .Mürs,  aus  Bonn,  aus  Aachen 
u.  s.  f.  eingewandert  ist,  desgleichen  kommt  einmal  (1430)  ein 
Albert  van  Sleswyck  vor,  — im  Allgemeinen  aber  ist  der  Ein- 
wanderungsdistrikt fast  ebenso  beschränkt  wie  der  der  anderen 
clevischen  Mittel-  oder  Kleinstädte.  — Auch  nach  der  Einverlei- 
bung der  altgeldernscheii  Stadt  haben  sich  die  Bande,  die  Emmerich 
an  Geldern  schlossen,  nur  ganz  allmählich  gelockert.  Namentlich 
waren  die  Bürger  eifrig  und  mit  Erfolg  bestrebt  die  Zoller- 
mässigungen,  die  ihnen  ihre  früheren  Landesherren  zugestanden 
hatten,  auch  unter  clevischer  Herrschaft  zu  behaupten.  Zu  dem 
Zwecke  scheint  man  nicht  mit  Geld  gespart  zu  haben.  Schon 
sieben  Jahre  nach  dom  Uebergang  an  Cleve  erhält  die  Stadt 
einen  Geleitsbrief  von  Herzog  Rainald  von  Geldern.1) 

Am  12.  Juni  1429  erfolgt  dann  die  Erneuerung  der  alten 


Urkunde  vom  3.  Oktober  1410  Abschrift  im  St.  zu  D..  Stadt  Em- 
merich A Nr.  l Bl.  4s. 
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Zollfreiheit.  In  Nymwegen  brauchen  sie  fortan  von  jedem 
Fuder  Wein  nur  vier  alte  Groschen  als  Zoll  zu  geben;  in  Tiel,  in 
Salbomniel  und  Zütphen  sollen  sie  nur  den  alten  Satz  entrichten. 
In  Doesborg  und  Isselort  sind  sie  ganz  frei,  in  Elten  sind  sie 
zum  mindesten  der  Marktzollverpflichtung  ledig.1)  Und  sehr 
viel  mehr  erfährt  man  aus  den  verschiedenen  Zolltarifen,  die 
sich  im  Privilegienbuch  der  Stadt  Emmerich  finden.  Als  Haupt- 
importartikel kommen  Salz  und  Häring  und  in  zweiter  Linie 
Butter  und  Käse  vor.  Mannigfaltiger  ist  wohl  die  Ausfuhr.  Der 
Wein  wird  nicht  allein  die  Waal,  die  Yssel  und  den  Rhein  hinab- 
gefiihrt,  auch  auf  der  Achse  wird  er  von  Emmerich  ans  nach 
Doesborg  weitergeschafft.  Hinzukommen  Hölzer  aller  Art,  Mühlen- 
steine, sowie  hartes  und  weiches  Getreide.2)  Auch  grosse  Quanti- 
täten von  Eisen  werden  auf  dem  Rhein  von  Emmericher  Kauf- 
leuten verladen. 

Das  ganze  fünfzehnte  Jahrhundert  hindurch  behaupten  sich 
die  Bürger  im  Genuss  dieser  geldernschen  Zollfreiheiten.  Und 
auf  Bitten  seines  Neffen  Herzog  Johanns  I.  bestätigt  dann 
Karl  der  Kühne  der  Stadt  alsulkes  recht  van  tolle,  als  sy  tot 
har  toe  gewoentlicken  syn  gewest.3) 

Dass  bei  solcher  Lage  der  Dinge  die  besonderen  Beziehungen 
zwischen  Emmerich  und  einzelnen  geldernschen  Plätzen  nicht 
aufhörten,  versteht  sich  von  selbst.  Namentlich  mit  Zütphen 
mit  dessen  Recht  es  bewidmet  war,  stand  Emmerich  fort  und 
fort  in  der  regsten  commerziellen  und  politischen  Verbindung. 
War  es  doch  auch  die  Stadt  Zütphen,  die  Emmerich  auf  den  Hanse- 
tagen vertrat.-1)  Von  den  anderen  Plätzen  dieser  nördlichen 
Quartiere  Gelderns  ist  dann  namentlich  Arnheim  durch  alte 
Verträge  zu  Emmerich  in  ein  Bundesverhältniss  getreten.  Im 
Jahre  1510,  wie  Dederich  im  Gegensatz  zu  Wassenberg  angiebt, 
der  ein  anderes  Datum  anführt,  versammeln  sich  die  Rathmannen 
von  Emmerich  und  Arnheim  in  Hüssen,  als  einem  zu  dem  Zwecke 
wohlgelegenen  Ort.  Es  handelt  sich  um  Zollvergünstigungen  beim 


')  Dederich,  Annalen  der  Stadt  Emmerich  S.  109  Beil.  27. 
2)  Tarife  im  Privilegienbuch. 

Dederich,  Annalen  etc.  S.  265. 

*)  Dederich,  Annalen  etc.  S.  202 ff. 
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Verkauf  von  Kohlen,  Kalk,  Korn  und  Salz.  Ausserdem  werden  die 
Acciseabgaben  ueubestiuimt,  die  die  Emmericher  auf  dem  Markte 
zu  Arnheim  von  Wein  und  Bier  zahlen  sollen,  die  sie  dorthin 
bringen.1)  Zudem  ist  bekannt,  dass  Emmericher  Kaufleute  und 
Emmericher  Güter  in  Arnheim  nicht  arrestirt  werden  dürfen.2) 
Einige  Jahre  früher  war  ein  altes  Abkommen  zwischen  Emmerich 
und  der  alten  Reichsstadt  Ny m wegen  erneuert  worden.  Man 
vernahm  Schiffer  als  Zeugen  (1496),  die  übereinstimmend  be- 
kundeten, die  Emmericher  hätten  gar  niemals  in  Ny  m wegen  den 
Marktzoll  zu  entrichten  gebraucht.  Offenbar  reichen  diese  Be- 
ziehungen in  dieZeiten  zurück,  in  denen  Emmerich  noch  geldernsch 
war.  Wie  Wesel  wird  auch  Emmerich  an  der  Waal  festen 
Fuss  gefasst  haben,  sobald  die  Verbindungen  mit  Zütphen  und 
den  oberysselschen  Städten  nicht  mehr  für  den  an  Be- 
deutung steigenden  Eigenhandel  ausreichten.  — Sonst  liegen 
nur  noch  zerstreute  Notizen  vor.  Man  trifft  einen  Emmericher 
Kaufmann  mit  seinen  Gesellen  im  Jahre  1496  in  Brügge,  wo 
er  wegen  der  Ausübung  des  Weinzapfes  mit  der  dortigen 
Stadtverwaltung  in  Streit  geräth.  Die  grosse  Hartnäckigkeit 
mit  der  über  diese  Sache  Jahrzehnte  hindurch  auf  den  hansischen 
Tagen  verhandelt  wird,  zeigt,  welche  Bedeutung  ihr  von  Seiten 
der  niederrheiniscbett., Städte  insgemein  — genannt  werden  ausser 
Emmerich  noch  Wesel  und  Duisburg  — beigelegt  wurde.1)  Nach 
der  Einverleibung  sieht  man  nun,  wie  die  Emmericher  allmählich, 
man  möchte  sagen  zögernd,  neue  Bündnisse  eingehen.  Freilich 
schon  lange  vorher  war  man  mit  Kalkar  verbunden  gewesen; 
die  älteste  Urkunde,  die  auf  solche  Beziehungen  schliessen  lässt, 
ist  vom  Jahre  1325;  sie  wird  in  anderem  Zusammenhänge  ausführ- 
lich zu  besprechen  sein  (S.  623  ff).  Im  Jahre  1334  fordert  Emmerich 
die  Nachbarstadt  zur  Erneuerung  des  alten  Bundesvertrags  auf.4) 


’)  Dederich,  Annalen  der  Stadt  Emmerich  Beilage  65.  Wassenberg, 
Embrica  etc.  S.  145  verweist  noch  auf  eine  zweite  Urkunde  von  141S  oder 
1518  (?).  Vergl.  auch  N y ho f f , Inveutaris  van  het  oud  arehief  der  gemeente 
Arnhem  S.  lsi. 

Ausgabe  des  Arnbeimer  Stadtrechts  von  1617  Artik.  5. 

3)  Vergl.  die  interessanten  Nachweisungen  bei  Dederich  a.  a.  O. 
S.  605. 

*)  Abschrift  im  Lagerbuch  der  .Stadt  Kalkar  Lit.  A vol.  I S.  62. 
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Vielleicht  wird  man  darin  schon  eine  Wirkung  der  voraus- 
gegangenen Periode  cleviscken  Pfandbesitzes  sehen  dürfen.  Ver- 
hältnissmässig  spät  — im  Jahre  1418  — folgt  eiu  Bündniss  zwischeu 
Cleve  und  Emmerich.  Die  elevische  Ausfertigung  ist  von  Dede- 
rich  mitgetheilt  worden.  Allen  Bürgern  von  Emmerich  wird 
darin  Arrest-  und  Accisefreiheit  in  Cleve  zugestanden ; nur 
vom  Weinzapf  soll  der  für  die  einheimischen  Bürger  fest- 
gesetzte Betrag  erlegt  werden.')  So  werden  sich  im  Laufe  der  Zeit 
die  Interessen  Emmerichs  mit  denen  der  anderen  clevischeu 
Städte  verwachsen  haben.  Nicht  wenig  mag  dazu  beigetragen 
haben,  dass  die  verlorenen  geldernschen  Zollexemtionen  all- 
mählich durch  den  Erwerb  von  Vergünstigungen  an  den  clevischen 
Stationen  ersetzt  werden.2) 

Ganz  besondere  Beachtung  verdient  dann  — wenn  ich  noch- 
mals in  die  ältere  Zeit  zurückgreifen  darf  — eine  Urkunde  vom 
Jahre  1258.  Sie  zeigt,  nebenbei  bemerkt,  deutlich,  dass  sieh 
schon  in  der  Periode  unmittelbar  nach  den  Städtegründungen 
die  Landesherren  durchaus  des  Rathes  der  Städte  bei  ihren 
handelspolitischen  Maassnahmen  den  Plätzen  anderer  Territorien 
gegenüber  bedienen.  Wir  erinnern  uns  an  das  oft  erwähnte 
Vertragsverhältniss  zwischen  Emmerich,  Xanten,  Rees  und 
anderen  niederrheinischen  Ortschaften.  Diese  Beziehungen  will 
man  nun  in  Emmerich  zum  Anknüpfen  weiterer  Verbindungen 
auch  mit  den  Städten  des  Erzstifts  ausnutzen,  die  nicht  zu  jener 
Gruppe  von  Bundesplätzen  gehören.  In  einem  Brief  vom 
26.  Oktober  1258  theilen  also  der  Richter  und  die  Schöffen 
Emmerichs  ihren  Freunden  den  Bürgern  von  Rees  mit,  dass  ihr 
Herr  ihnen  und  allen  anderen  Kaufleuten  des  Erzbischofs  freies  Geleit 
auf  der  Fährt  zum  bevorstehenden  Jahrmarkt  ihrer  Stadt  zugesichert 
habe.  — ;t)  Von  den  anderen  clevischen  Städten,  die  unmittelbar 
am  Rhein  liegen,  ist  Xanten  schon  durch  den  Bau  seines  Domes, 
der  nie  still  stand,  der  Handelsweg  in  das  Oberland  gewiesen.4) 


')  Dederich,  Annalen  der  Stadt  Emmerich  etc.  S.  189f.  Der  auf 
Gegenseitigkeit  beruhende  Vertrag  soll  auch  nach  einer  eventuellen  Auf 
kiindigung  noch  einen  Monat  in  Kraft  bleiben. 

-)  Vergl.  oben  S.  208. 

3)  Abgedr.  bei  Liesegaug,  Recht  und  Verfassung  von  Rees  S.  106. 
*)  Deissel,  die  llauführung  des  Mittelalters  Theil  1 S.  1 10 ff. 
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AVie  Beissel  hervorhebt,  kamen  die  Steine  samnit  und  sonders 
den  Rhein  herunter,  die  Steinbrtiche  an  der  oberen  Maas  wurden 
zwar  noch  zum  Ausbau  des  Clever  Schlosses,  aber  nicht  mehr 
in  dem  nur  wenige  Meilen  südlicher  gelegenen  Xanten  für  den  Dom 
verwendet.1)  Abgesehen  von  den  schon  erwähnten  Münstersteinen, 
die  die  Lippe  hinuntergeführt  wurden,  benutzte  man  das  Material 
aus  den  Brüchen  des  Ruhrthaies,  die  sogenannten  Ruhrsteine 
oder  „gaeten  de  Rura.“  Weitaus  am  häufigsten  aber  Trachyt  vom 
Siebengebirge,  der  meist  von  Kölnischen  Steinlieferanten  bezogen 
wurde.2)  So  war  dann  Xanten  auch,  abgesehen  von  seiner  früheren 
Zugehörigkeit  zum  Erzstift  und  abgesehen  von  dem  Rechtszug 
uach  Neuss,  an  dem  nichts  geändert  wurde,  noch  mehr  wTie  die 
anderen  clevischen  Städte  auf  Köln  als  seinen  Hauptmarkt  an- 
gewiesen. — 3)  Wie  Xanten  ist  auch  Rees  ein  Mitglied  jenes 
Bundes,  dessen  Vertragsurkunde,  soweit  sie  diese  beiden  Plätze  au- 
betrilft,  Erzbischof  Arnold  im  Jahre  1142  anerkannte.  Aber 
sehr  bald  nach  Erhebung  zur  Stadt  nahmen  die  Handelsbeziehungen 
von  Rees  an  Zahl  und  an  Ausdehnung  zu.  Sieht  man  von  den 
Urkunden  ab,  durch  die  dem  Ort  Zollfreiheit  in  Köln  und  Neuss 
zugestanden  wird,4)so  kommt  vornehmlich  jener  vorhin  erwähnte  Brief 
der  Stadt  Emmerich  an  die  Bürger  von  Rees  vom  Jahre  1258  in 
Betracht.’’)  Zum  mindesten  geht  daraus  hervor,  dass  man  in 
Emmerich  der  Meinung  war,  dass  bereits  engere  Beziehungen 
zwischen  Rees  und  den  weiter  südlicher  gelegenen  erzstiftischen 
Plätzen  bestünden.  Und  noch  älter  ist  ein  ebenso  wuchtiges 
Diplom.  Im  Jahre  1241  fordert  Konrad  von  Hostaden,  der 
sich  keine  Mühe  verdriessen  lässt,  die  kleineren  Städte  des  Erz- 
bisthums  in  die  Höhe  zu  bringen,  die  Kauflfeute  Dortmunds  und 
anderer  Städte  des  Reichs  auf,  die  Jahrmärkte  in  Rees  zu  besuchen.6) 
Offenbar  wollte  der  Erzbischof  dem  Handel  Wesels  Konkurrenz 


')  Urkunden  im  St.  zu  IX,  Cleve-Mark,  Städte,  Cleve. 

2)  Beissel  a.  a.  O.  Th  2 S.  31. 

3)  Hier  und  da  bezog  man  die  Bausteine  auch  direkt  von  Schifferu, 
die  vom  Siebengebirge  kamen  und  sie  im  Xantener  Rheiuhafeu  feilboten. 
Beissel  a.  a.  ü.  Th.  2 S.  3". 

*)  Vergl.  die  Urkunde  Erzbischof  Siegfrieds  von  1280  bei  Liesegang, 
Hecht  und  Verfassung  von  Rees  S.  100. 

6)  A.  a.  O.  S.  106 
•)  A.  a.  O.  S.  103. 
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machen,  das  eben  damals  Stadt  wurde.  Und  in  der  That  ist 
der  Ertrag  des  Karrenzolls,  der  hauptsächlich  für  den  Ver- 
kehr mit  dem  östlichen  Binnenland  gilt,  in  Rees  sowie  in  Emmerich 
das  ganze  Mittelalter  hindurch  nicht  ohne  Wichtigkeit  gewesen. 

Noch  im  16.  und  17.  Jahrhundert  ist  der  Handel  auf  der 
Achse  ins  Münsterland  hinein  von  grosser  Bedeutung.  Nament- 
lich Malz,  so  wird  berichtet,  sei  in  grossen  Quantitäten  dorthin 
ausgeführt  worden.  Derselbe  Gewährsmann  klagt  dann  weiter, 
dass  im  Lauft;  der  Zeit  der  grosse  Getreideexport,  der  früher 
stets  nach  Holland  stattgefunden  habe,  nunmehr  dadurch  ver- 
ringert werde,  dass  die  Niederlande  anderweitig  mit  Brotkorn 
versehen  würden.1) 

In  einem  Bundesverhältniss  steht  Rees  im  Ausgang  des 
Mittelalters  mit  Nymwegen;  wiederum  ein  sicherer  Fingerzeig 
für  die  Bedeutung  des  Handels  mit  dem  Unterlande.2) 

Bezeugt  ist  ferner  für  das  fünfzehnte  Jahrhundert  das  In- 
teresse der  Stadt  Rees  au  der  Beilegung  von  Streitigkeiten  der 
rheinischen  Kurfürsten,  durch  die  der  Kölner  Markt  getroffen  wird.3) 
Zu  den  Bundesstädten  der  älteren  Zeit  kommen  allmählich  Ver- 
bindungen mit  den  benachbarten  Plätzen  des  clevischen  Terri- 
toriums. 

Die  Statuten  des  Kalkarer  Wüllenamtes,  so  feindlich  man 
auch  dieser  clevischen  Konkurrenzstadt  gesinnt  war,  sind,  wie 
im  nächsten  Abschnitt  gezeigt  werden  soll,  gerade  in  Rees 
zuerst  nachgeahmt  worden.  Ueber  die  Handelsbeziehungen  der 
Stadt  am  Ausgang  des  vierzehnten  Jahrhunderts  giebt  ein  dem 
älteren  Stadtrecht  eingefügter  Accisetarif  Auskunft.4)  Da  ist  es 
daun  ungemein  charakteristisch,  dass  nach  mehr  wie  dreihundert 
Jahren  noch  immer  jener  1142  bestätigte  Bundesvertrag  auf 
gegenseitige  Marktzollfreiheit  in  Kraft  ist.  Von  den  früher 
aufgeführteu  Plätzen  fehlt  nur  Elten,  das  wohl  in  der  Zwischen- 


')  Schölten,  Xiederrheinischer  (Teschichtsfreund  1S81  S.  44  und  45 
und  I.  I.  Sluyter,  Verschiedene  Aufsätze,  (Kees  1894)  S.  13ff.  Vergl. 
ferner  Manuscripta  Borussica  der  Künigl.  Bibliothek  fol.  21  unter  Rees. 

2)  Schölten»  Kepert.  Nr.  1«0.  Urkunde  vom  Jahre  1556  (des 

goedesdages  na  judiea). 

3)  Jlittheilungen  au»  dem  Stadtarchiv  von  Köln,  Heft  10  S.  25. 

4)  Liesogang  a.  a.  0.  S.  93.  Ueber  die  Vergünstigungen  der 

Keeser  auf  dem  Weseler  Jlarkt  berichten  hier  und  da  die  Bürgerbücher. 
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zeit  zu  völliger  Bedeutungslosigkeit  herunter  gesunken  war. 
Au  Stelle  der  alten  Zollstation  Sclimitliausen,  deren  Bewohner 
sich  ihrer  Mehrzahl  nach  nach  Cleve  gezogen  haben  werden,  ist 
ferner  nunmehr  thatsächlich  diese  Stadt  getreten.  — 

Zu  den  unmittelbar  am  Rhein  gelegenen  Plätzen  des  Terri- 
toriums gehören  auch  die  alten  Zollstädte  Büderich  und  Orsoy. 
Wie  die  grösseren  Ortschaften  des  Landes  legen  sie  Werth 
darauf,  dass  sie  mit  Zollprivilegien  ausgestattet  werden,  zweifel- 
los ein  Beweis,  dass  auch  die  Kaufleute  dieser  Flecken  mit 
eigenen  Schiffen  und  mit  eigenem  Gut  den  Strom  zu  Berg  und 
zu  Thal  fahren  — zum  mindesten  in  der  ganzen  Ausdehnung  des 
langgestreckten  und  schmalen  Territoriums.1)  Aus  den  in- 

teressanten Mittheilungen,  die  Nettesheim  aus  den  Zollrech- 
nungen von  Lobith  gemacht  hat,  geht  ferner  hervor,  dass  jene 
beiden  Ortschaften  zu  den  Plätzen  des  Niederrheins  gehören, 
deren  Kaufleute  mit  ihren  Schiffen  dort  zu  passiren  pflegen.2) 
Endlich  sei  noch  darauf  hingewiesen,  dass  die  Kaufleute  von 
Orsoy  und  Büderich  auch  bis  Köln  hinauf  kommen.  Sie 

beide  werden  nämlich  unter  den  Plätzen  aufgeführt,  denen 
Köln  im  Jahre  1419  Mittheilung  macht  von  dem  Abbruch  seines 
Verkehrs  mit  den  rheinischen  Kurfürsten.3) 

Etwas  mehr  weiss  man  von  der  am  weitesten  nach  Norden 
gelegenen  alten  Zollstation  der  Grafen  von  Cleve.  Ausser  Orsoy, 
Büderich,  Cleve,  Kalkar  und  Wesel  gehört  auch  Hüssen  zu  den 
clevischen  Plätzen,  an  die  die  eben  erwähnte  Kundgebung  seitens 
der  Stadt  Köln  geschieht.  Der  Schwerpunkt  des  Handels  des 
rings  von  geldernschem  Gebiet  umschlossenen  Städtchens  liegt 
indessen  in  den  niederländischen  Handelsverbindungen.  So  stehen 
die  Bürger  von  Hüssen  mit  denen  von  Arnheim  und  Bommel 
in  einem  Vertragsverhältniss  auf  gegenseitige  Zollfreiheit.  Das 
weist  hin  auf  einen  regen  Verkehr  auf  dem  alten  Rhein  und  auf 
der  Waal.4) 


>)  Oben  S.  265  ff. 

2)  Geschichte  der  Stadt  Geldern,  Hand  1 S.  52. 

’j  Mittheilungen  au»  dem  Stadtarchiv  von  Köln,  Heft  10  S.  25. 

*)  Beschwerde  des  dortigen  herzoglichen  Amtmauus  Johann  van  der 
Horst  vom  Jahre  1471. 


ViederrbeinUcbe«  Stadt« wesen  im  Mittelalter  39 
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Aber  auch  dafür,  dass  Httssen  an  dem  Maashandel  theil- 
nahm,  finden  sich  urkundliche  Belege.1) 

Es  wird  also  die  Schilderung,  die  ein  so  trefflicher  Kenner 
wie  Nettesheim  von  der  commerziellen  Stellung  der  geldemschen 
Plötze  entwirft,  in  der  Hauptsache  auch  für  Hiissen  zutreffen. 
Von  den  geldernschen  Städten  werden  nach  seiner  Ansicht 
hauptsächlich  die  Produkte  des  Landes  und  die  aus  Frank- 
reich und  Brabant  bezogenen  Waaren  ausgefiihrt  und 
dagegen  oberländische  Erzeugnisse  zurückgebracht.2) 

Theilweise  auf  denselben  Voraussetzungen  beruht  die  Be- 
deutung Gochs,  das  1473  die  geldernsche  mit  der  clevischen 
Herrschaft  vertauscht,  für  den  Handel.  Die  Stadt  verdankt  ihre 
Blüthe,  wie  unten  näher  gezeigt  werden  soll,  ihrer  grossartigen 
Tuchindustrie.  Um  die  Gocher  Laken  auf  den  Markt  zu  bringen, 
befahren  die  dortigen  Kaufleute  gleichmässig  den  Rhein,  die  Waal 
und  die  Maas.  ')  Eben  die  gemeinsamen  Interessen  der  Wollen- 
weberei sind  es  auch,  die  Goch  schon  zu  Beginn  des  14.  Jahr- 
hunderts zu  jenem  schon  mehrfach  erwähnten  Vertrage  mit 
Kalkar  und  Emmerich  bewogen.4) 

Das  geschah  im  Jahre  1325  und  noch  in  demselben  Jahr- 
hundert werden  die  Statuten  des  Kalkarer  Wüllenamtes  auf 
Wesel  (1329)  und  Geldern  (1390)  übertragen/’) 

Es  erscheint  wenigstens  also  in  gewerblicher  Beziehung  Goch  als 
Vorort  der  Stadt  Geldern  gegenüber,  während  auf  dem  Gebiete 
des  Rechts  das  umgekehrte  Verhältniss  stattfindet.  In  Goch  aber 
legte  man  auf  die  Hauptfährt  nach  Geldern,  die  jedenfalls  in 
sehr  alte  Zeit  zurückreicht,  wenig  Gewicht.  Obwohl  nämlich 
beide  Plätze  — nahe  bei  einander  gelegen  und  noch  dazu  durch 
die  Niers  mit  einander  verbunden  — zu  lebhaftem  Verkehr  unter- 


')  Originalurkunde  von  1390  im  SSt.  zu  D-,  Clevo-Mark,  A 11, 
Urkunden  Nr.  35. 

а)  Nettesheim,  Oeschichte  der  Stadt  nud  des  Amtes  Oelderu.  Band  l 
8.  52. 

3)  Vergl.  die  Angaben  bei  Bergrath,  Annalen  des  historischen  Vereins 
f.  d.  Niederrhein  Heft  5 S.  94  ff. 

4)  Vergl.  unten  S.  623. 

б)  Urkunden  bei  Lacomblet,  Urkundenbuch  Band  3 Nr.  241  und 
Nettesheim,  Geschichte  der  Stadt  Geldern,  Band  1 Beilage  Nr.  5. 
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einander  gleichsam  durch  die  Lage  bestimmt  zu  sein  scheinen, 
wusste  man  es  in  Goch  dahin  zu  bringen,  dass  man  Roermond 
zum  Oberhof  erhielt.1)  Man  wird  die  Vermuthung  aussprecheu 
dürfen,  dass  dieser  auffällige  Wechsel  die  Folge  des  gewaltigen 
Aufschwungs  gewesen  ist,  den  die  Stadt  Goch  im  Allgemeinen, 
im  Besonderen  aber  die  Wollindustrie  in  der  Zwischenzeit  ge- 
nommen hattet)  Wie  nämlich  Wesel  für  den  Export  der 
clevischen  und  niederrheinischen  Laken  nach  dem  Osten  der 
Stapelplatz  ist,  so  ist  Roermond  der  Mittelpunkt  des  Tuch- 
handels die  Maas  hinauf/1)  Eine  nähere  Verbindung  mit  dieser 
Stadt,  wie  sie  durch  die  Wahl  zum  Oberhof  befestigt  wurde, 
war  also  durch  die  Gocher  Tuchindustrie,  deren  Interessen  für 
die  Stadtpolitik  massgebend  waren,  von  ausserordentlicher  Wich- 
tigkeit. Aber  auch  die  Maas  zu  Thal  wurde  von  Gocher  Händ- 
lern befahren.  Das  beweist  das  Diplom  vom  Jahre  1371,  in 
dem  Herzog  Rainald  verspricht,  ihnen  bei  Erlangung  der  Zoll- 
freiheit in  Ravenstein  behältlich  zu  sein. 4)  Fenier  sind  die 
Gocher  Kaufleute  von  den  Zollabgaben  in  Mook  (Moudix)  und 
Kymwegen  völlig  befreit;  und  ausserdem  nur  zum  halben  Lobither 


>)  Im  Jahre  1411  erlangt  die  Stadt  die  Befugniss,  eine  Accise  zu  er- 
heben van  allen  saken  gelyck  dat  in  Steden  gewoenlik  ist  te  doeu  (Abschrift 
im  Privatbesitz).  Eine  Acciseordnung  vom  Jahre  1411  hat  übrigens  die 
folgende  L'ebcrschrift:  Dit  is  ingeset  van  der  cyseu  der  stat  van  (joch 

als  hier  nae  bescreven  stoet  gelyc  als  burgenneistere,  schepeu  ende  rade 
dat  ingesat  ende  gernemt  bebben  nae  regiment  der  stat  van  Koermunde. 

J)  Vergl.  unten  Abschnitt  3. 

3)  Die  commerzielle  Bedeutung  Koermonds  im  dreizehnten  und  vier- 
zehnten Jahrhundert  charakterisirt  Nettesheim  (Geschichte  der  Stadt 
Geldern  Band  1 S.  53)  folgende nnassen:  .Der  Handel  auf  der  Maas  seitens 
der  geldernschen  Städte  scheint  zu  jener  Zeit  hauptsächlich  von  Roermoude 
betrieben  worden  sein“. 

4)  Abschrift  in  einem  Stadtbuch  aus  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahr 
hundert»  im  Besitz  der  Brüder  Iax  zu  Goch.  In  einem  ebendort  erhaltenen 
Diplom  von  1372  versprechen  die  Vormünder  des  Herzogs,  den  Herzog 
von  Brabant  nicht  eher  aus  der  Gefangenschaft  zu  befreien,  bis  er  den 
Bürgern  von  Goch  die  Versicherung  gegeben  habe,  dass  sie  wegen  der 
Bürgschaften,  die  sie  ehemals  für  ihre  Landesherrschaft  übernommen 
liätteu,  auf  ihren  Handelsreisen  in  Brabant  nicht  angehalten  werden 
sollten. 

33* 
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Zoll  — wie  übrigens  in  der  älteren  Zeit  auch  die  meisten  anderen 
geldernschen  Städte  — verpflichtet.1) 

Aus  diesen  Mittheilungen  ist  ersichtlich,  dass  die  Gocher 
über  die  Waal  hinaus  mit  ihren  Schiften  und  Waaren  auch  den  Rhein 
erreichten.  Und  gerade  dafür  haben  sich  interessante  Nachrichten 
erhalten.  Im  Jahre  1467  beklagte  sich  nämlich  die  Stadt  Goch 
auf  das  Bitterste,  dass  zu  Hüssen  auf  dem  Rhein  ihren  Bürgern 
Kaufmannsgüter  weggenommen  seien  und  dass  der  Herzog  von 
Cleve  ihnen  Genugthuung  verweigere.2) 

Sind  das  feindliche  Berührungen,  in  die  die  Stadt  kurz  vor 
der  Einverleibung  in  unser  Territorium  mit  den  clever  Fürsten 
geräth,  so  liegt  wenigstens  ein  Zeugniss  für  freundliche  Be- 
ziehungen zu  einem  der  Herren  dieses  Hauses  aus  sehr  viel 
früherer  Zeit  vor.  Im  Jahre  1419  (Dezember  10.)  verspricht 
nämlich  Graf  Gerhard  von  Cleve  und  Mark  seinen  lieben  Freunden, 
den  eingesessenen  Bürgern  von  Goch,  dass  sie  von  ihrem  Propregut 
an  seinen  Zollstätten  nur  den  halben  Betrag  zu  zahlen  brauchen, 
eine  Vergünstigung,  wie  er  sie  auch  anderen  Kaufmannsstädten 
zugestanden  habe.3) 

Bei  dieser  Richtung  des  Gocher  Handels  musste  es  den 
dortigen  Tuchkaufleuten  besonders  angenehm  sein,  unmittelbar 
aui  Rhein  eineStadt  zuhaben,  inderman  freundlicher  Aufnahme  und 
guten  Schutzes  gewiss  war.  Von  geldernschen  Plätzen  — und  aut 
die  war  man  doch  zunächst  angewiesen  — war  Emmerich  eigent- 
lich der  einzige  Ort,  der  in  der  Beziehung  in  Frage  kam.  Nun 
hatte,  wie  wir  wissen,  schon  die  Solidarität  der  Interessen  der 
Wollindustrie  im  Jahre  1325  zu  einer  Verständigung  zwischen 
Goch,  Kalkar  und  Emmerich  geführt.  Im  Jahre  1383  wurde 
dann  ein  allgemeinerer  Vertrag  zwischen  Goch  und  Emmerich 
abgeschlossen.  Nur  das  Exemplar  der  Urkunde  ist  noch  vor- 


’)  Bergrath,  Annalen  d.  liistor.  Vereins  Baud  5 S.  106.  In  Tiel 
mussten  die  Bürger  in  der  älteren  Zeit  den  sog.  moersischen  Zoll  ganz  be- 
zahlen, zu  Cuyck  endlich,  ein  Stück  maasländer  Wollentuch. 
a)  St.  z.  I).,  Cleve-Mark,  Urkunden,  Nr.  1457. 

a)  Abschrift  in  dem  genannten  Stadtbuch.  Bergrath,  Annalen 
des  histor.  Vereins  f.  d.  Niederrhein,  Band  6 S.  125  schliesst  aus  diesem 
Privileg,  dass  die  Gocher  Tuchhändler  ihre  Fabrikate  die  Lippe,  Kuhr  und 
Ems  hinauf  exportirt  hätten.  Die  Vergünstigung  ist  übrigens  auf  Widerruf 
gewährt. 
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handen,  das  die  Stadt  Goch  ausgestellt  hat.  Darin  wird  den 
Emmerichem  besonderer  Schutz  zugesagt.  In  Rechtsstreitig- 
keiten, in  die  sie  mit  den  Einheimischen  verwickelt  werden,  soll 
ihnen  innerhalb  14  Tagen  onvertaecht  gulde  of  recht  geschehen.1) 
Noch  weitergehende  Bestimmungen  enthält  eine  Erneuerung  des 
alten  Vertrages  vom  Jahre  15R9.  Nunmehr  werden  die  Emme- 
richer Kaufleute  von  der  Accise  befreit;  zudem  wird  ihnen  er- 
laubt, im  Falle  von  Ueberschwcmmungen  ihr  Vieh  auf  die  Gocher 
Haide  zu  treiben.2) 

Unter  den  Städten  der  östlichen  Niederlande  ist  es  nament- 
lich der  grosse  Stapelplatz  für  den  Tuchexport,  Deventer,  der 
in  überaus  regen  Handelsbeziehungen  mit  Goch  steht.  Wie  schon 
erwähnt,  ist  (las  die  Richtung,  die  der  Handel  der  clevischen 
und  geldemschen  Orte  schon  seit  Anfang  des  12.  Jahrhunderts 
genommen  hat.  Von  den  Weseler  Kaufleuten  steht  nun  fest, 
dass  sie  niederrheinisches  Tuch  in  grossen  Mengen  auf  den 
Tuchmarkt  in  Deventer  gebracht  haben.  Die  Gocher  Tuchmacher 
scheinen  hingegen  ihre  Erzeugnisse  manchmal  nicht  bis  zu  diesem 
von  ihrer  Stadt  aus  nur  schwer  zu  erreichenden  Platz  geführt  zu 
haben;  vielmehr  sind  es  die  dortigen  Kaufleute,  welche  als  die 
Hauptkunden  den  Gocher  Tuchmarkt  regelmässig  besuchen. 
Noch  im  Jahre  1571,  als  die  Gocher  Wollindustrie  bereits  in 
vollem  Verfall  ist,  senden  die  Bürger  der  Stadt  einen  besonderen 
Boten  nach  Deventer,  um  den  Termin  der  Gocher  Märkte  mit- 
zutheilen.1) 

Aus  der  Periode  vor  der  Einverleibung  sei  noch  erwähnt, 
dass  die  Gocher  bei  den  Jahrmärkten,  Kirmessen  und  Wochen- 
märkten innerhalb  der  Stadt  Kalkar  mit  den  Kaufleuten  der 
clevischen  Städte  auf  der  linken  Seite  des  Rheins  auf  gleichem 
Fusse  behandelt  wurden.  Wie  jene  sollen  sie  und  die  sämmt- 
lichen  Bewohner  der  Aemter  Goch  und  Geldern  freies  Geleit 
haben,  auch  dürfen  Schuldforderungen  ihnen  gegenüber  auf  diesen 
Tagen  nicht  geltend  gemacht  werden.  In  dem  grossen  Privi- 


>)  Dederich,  Annalen  der  Stadt  Emmerich,  Beil.  Nr.  25. 

'J)  Dederich  a.  a.  0.  Beil.  Nr.  26. 

* ) Vergl.  die  Angaben  bei  Bergrath  a.  a.  O.  Heft  6 S.  55  (nament- 
lich Anmerk.  34)  und  S.  «2. 
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legium,  das  Kalkar  1470  erhielt,  finde  ich  die  Nachricht  zuerst, 
doch  wird  ausdrücklich  bemerkt,  dass  der  Herzog  die  Ver- 
günstigung nur  auf  Widerruf  ertheilt  hat,.1) 

Nur  selten  erfährt  man,  welche  Artikel  die  clevischen  Städte 
exportirt  haben.  Dass  freilich  in  Goch,  der  Weberstadt,  Tuche  die 
Hauptausfuhr  ansmachen,  liegt  auf  der  Hand.  Hierzu  kam 
gerade  bei  Goch  noch  Waid,  dessen  Anbau  bezeugt  ist.  Ausser- 
dem weiss  man  aber  auch  von  einem  dritten  Exportartikel,  der 
in  einer  Urkunde  vom  Jahre  1560  genannt  wird.  Damals  wird 
nämlich  ein  langjähriger  Zwist  zwischen  Venlo  und  Goch  in 
Güte  beigelegt.'*)  Die  Bürger  der  Stadt  und  des  Amtes  Goch 
erhalten  nunmehr  das  Recht,  Mergel  und  andere  Waaren,  die  Maas 
hinab  und  hinauf  zu  führen,  doch  sollen  sie  sich  verpflichten,  auf  der 
Strecke  zwischen  Venlo  und  Mook  auf  der  Maas  keine  Kauf- 
mannschaft zu  treiben.  Der  Mergel,  der  also  einen  nieht  un- 
wichtigen Artikel  darstellt,  wurde  in  der  Nähe  von  Goch  an 
einer  noch  jetzt  bekannten  Stelle  gewonnen.  — 

Ich  komme  zu  den  beiden  Städten,  die  im  Herzen  des  alten 
Düfl'elgaues  liegen,  zu  Cleve  und  Kalkar.  Was  die  Quellen 
über  die  Handelsbeziehungen  Cleves  bieten,  hat  Schölten  in 
seiner  Geschichte  der  Stadt  mit  der  ihm  eigenen  Sorgfalt  zu- 
sammengestellt. Um  zu  erhärten,  dass  von  Cleve  aus  ein  starker 
Export  von  Fabrikaten  durch  heimische  Händler  stattgefunden 
habe,  verweist  er  darauf,  dass  der  Platz  frühzeitig  eine  eigene 
Schiffergilde  gehabt  habe.1)  Er  führt  ferner  den  geräumigen 
künstlichen  Hafen  an  und  macht  endlich  auch  den  Umstand  gel- 
tend, dass  die  stete  Erhaltung  der  Verbindung  mit  dem  fort  und 
fort  nach  Osten  entweichenden  Rhein  bedeutende  Opfer  erheischt 
habe,  nachdem  einmal  die  alte  Fahrwasserstrasse  vom  Ende  des 
vierzehnten  Jahrhunderts  an  ihren  Dienst  zu  versagen  anfing. 
Gleichwohl  glaube  ich  behaupten  zu  dürfen,  dass  der  Handel 
Cleves  nach  ausserhalb  verhältnissmässig  unbedeutend  war. 
Jedenfalls  ist  — und  das  ist  im  höchsten  Grade  auffällig  — 


*)  Abschrift  in  dem  in  Kalkar  befindlichen  Kodex  des  dortigen  Stadt- 
recht»  S.  «3  ff. 

J)  Abschrift  im  Kathsarchiv  zu  (roch. 

8)  Schölten,  Ueschichte  der  Stadt  Cleve  S.  554 ff. 
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aus  dem  vierzehnten  und  fünfzehnten  Jahrhundert  nur  ein 
Privileg  bekannt,  durcli  das  der  Stadt  eine  Zollvergünstigung  be- 
willigt wird,  während  Rees,  Xanten,  Emmerich,  Kalkar  deren 
eine  ganze  Anzahl  aufzuweisen  haben.1)  Zu  dem  gleichen  Er- 
gebniss  gelangt  man.  wenn  man  die  eigenthümliche  und  später 
näher  zu  untersuchende  Entwickelung  des  Clever  Zunftwesens 
ins  Auge  fasst.  Für  die  Bedürfnisse  des  Hofes  arbeiten  vor 
allem  die  Clever  Handwerker.  Da  diese  mannigfach  sind  und 
im  Laufe  derZeit  immer  mannigfacher  werden,  schreitet  die  Ar- 
beitstheilung  in  der  Clever  Industrie  immer  weiter  vor.  An  dem 
Ex-  und  Importgeschäft  der  anderen  Städte  betheiligt  man  sich 
auch  nach  Kräften,  aber  man  ist  nicht  in  gleichem  Masse  dar- 
auf angewiesen  und  betreibt  es  in  Folge  dessen  nicht  mit  der- 
selben Energie.  Von  nicht  geringer  Bedeutung  waren  hingegen 
die  Clever  Jahrmärkte.  Zu  den  beiden  älteren,  deren  Ursprung 
sich  völlig  im  Dunkeln  verliert,  war  1431  noch  ein  dritter,  der 
Severinsjahrmarkt,  hinzugekommen.  Jene  dauerten  über  1 4 Tage. 
Der  Tag  vor  Sankt  Peter  ad  cathedram  ist  für  den  Ein-  und 
Verkauf  von  Pferden  reservirt.  Der  nächste  Werkeltag  nach 
diesem  Feste  ist  für  den  Markt  van  den  gewande  ende  andern; 
waeren  bestimmt.  Ganz  ebenso  ist  die  Ordnung  auf  dem  Bartholo- 
mänsjahrmarkt.  Der  Severinsjahrmarkt  hingegen  dauert  überhaupt 
nur  acht  Tage.  Auf  ihm  w'ird  für  den  Handel  mit  Schlachtvieh 
(ossenmerekt)  und  mit  Tuch  ein  besonderer  Tag  ausgespart.2) 

Sehr  viel  besser  ist  es  um  die  Nachrichten  über 
die  Handelsbeziehungen  Kalkars  bestellt.  Neben  der  Tuchin- 
dustrie, deren  ungemeine  Bedeutung  in  dem  nächsten  Abschnitt 
besprochen  werden  soll,  steht  späterhin  annähernd  ebenbürtig 
die  Bierbrauerei.  Die  Kalkarer  Schöffenrollen,  die  uns  einen 
Einblick  gerade  in  das  Getriebe  der  Wochen-  und  Jahrmärkte 
gewähren,  wie  er  sonst  bei  keiner  der  anderen  clevischen  Städte 


>)  Schölten,  Die  Stadt  Cleve.  Urkunden,  Nr.  72.  Herzog  Johann 
verleiht  im  Jahre  1479  der  Stadt  Cleve  ftir  eine  Summe  Oeldes  bis  zur 
Ablöse  das  Hecht  der  Zollfreiheit  auch  für  solche  Güter,  die  ihre  Bürger 
auf  fremden  Booten  fop  allen  vreemden  bademen)  laden.  Hiernach  ist 
der  Fehler  in  dem  Regest  bei  Schölten  zu  verbessern. 

ä)  Van  vryheyden  der  jainne’-ckten  in  der  Handschrift  A 77  Bl.  123 
im  St.  z.  D. 
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möglich  ist,  berichten  fort  und  fort  vom  Verkauf  von  Bier  und 
Malz.  Namentlich  seit  dem  Ende  des  15.  Jahrhunderts  nimmt 
das  Brauwesen  einen  ungemeinen  Aufschwung.  Man  ruht  und 
rastet  jetzt  nicht  eher,  als  bis  man  das  Gruitmonopol  des  Landes- 
herren als  Pfand  an  sich  gebracht  hat.  Kurz  darauf  beläuft  sich  die 
Zahl  der  Brauereien  auf  42  und  die  Summe  der  exportirten 
Tonnen  auf  mehrere  Tausend  im  Jahr.1) 

Dagegen  scheint  die  Blüthe  des  Getreidehandels  schon  in 
eine  frühere  Zeit  zu  fallen,  etwa  in  die  zweite  Hälfte  des  14. 
und  in  die  ersten  Jahrzehnte  des  15.  Jahrhunderts.  Grosse 
Massen  aller  Arten  werden  regelmässig  von  der  reichen  Niede- 
rung ringsherum  auf  die  Jahrmärkte  gebracht  und  von  den 
Kalkarer  Händlern  aufgekauft.-’) 

Unendlich  gross  ist  die  Zahl  der  Abschlüsse,  von  denen  die 
Schöffenrollen  berichten.  Meist  betreffen  sie  Weizen  und  Roggen, 
dann  aber  auch  Gerste,  Hafer  und  Malz.  Dabei  ist  zu  beachten, 
dass  dieser  Platzhandel  in  Wahrheit  noch  sehr  viel  lebhafter 
gewesen  sein  muss.  Denn  nur  die  Geschäfte  sind  verzeichnet, 
bei  denen  die  Zahlung  nicht  sofort  erfolgt,  sondern  unter  Stel- 
lung von  Bürgen  bis  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkt  gestundet 
wird.  Natürlich  sind  das  meist  grössere  Posten,  etwa  von  4 
oder  5 Maltern  an,  in  der  Regel  aber  von  20  Maltern  und  mehr.') 
Es  handelt  sich,  nach  dem  Inhalt  der  Urkunden  zu  schliessen, 
wohl  in  den  meisten  Fällen  um  Speculationsgeschäfte.  Auf  den 
geräumigen  Speichern  der  stattlichen  Giebelhäuser  der  patri- 


')  Wolff,  Geschichte  der  Stadt  Kalkar  S.  25. 

a)  Uebcr  die  vorzügliche  (Qualität  des  Hafers  in  der  weiteren  Um- 
gebung Kalkar*  spricht  sich  eine  Urkunde  des  Jungherzogs  Johann  für 
Wesel  (Orig.  Perg.  i.  St.  zu  D A II  Cleve-Mark  Xr.  1 1 38)  deutlich  aus: 
Soe  hebn  wy  nyet  achtende  umb  dat  onse  lievc  vrou  ind  moeder  vurscreven 
ons  hiermede  aldus  behulpt.  dat  die  liaver  ynt  gemeyn  betör  vellet 
toe  Kalker  dan  toe  Wesel  u.  s.  w. 

s)  Schüffeurotulus  vom  Jahre  1154  Nr.  IS:  117  maldra  siligiuia.  135« 
Xr.  22:  31  maldra  ordei;  Xr.  IS:  anuona  mixta;  Xr.  24:  11  maldra  siliginis. 
1357  Xr.  S:  23  maldra  ordei;  Xr.  51:  5 maldra  ordei;  Xr.  10:  0 maldra 
brasii;  Xr.  IS:  02  maldra  ordei;  Xr.  19:  32  mal.  ordei  boni;  Nr.  20:  13  mal 
ordei;  Xr.  22:  S5  mal.  avene;  Nr.  23:  22  mal.  ordei;  Xr.  24:  24  mal. 
ordei  u.  s.  w. 
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zischen  Kauflierrn,  die  den  Markt  einrahmten,  lagerte  das  Ge- 
treidc,  bis  der  günstige  Moment  gekommen  war.  Das  Einge- 
ständnis dessen,  dass  Kalkar  der  gegebene  Mittelpunkt  des  Ge- 
treidehandels sei,  liegt  auch  darin,  dass  Herzog  Adolf  (im  Jahre 
1420)  hier  ein  ausserordentlich  umfangreiches  Kornmagazin  er- 
richtet.1) Dem  allen  trugen  die  Städtebeschreibungen  des  16. 
und  17.  Jahrhunderts  Rechnung,  wenn  sie  die  Stadt  als  die 
Kornkammer  der  ganzen  Gegend  feiern  und  sie  das  penuarium 
omnium  fere  contiguorum  locorum  nennen.2) 

Die  eben  näher  dargelegte  Eigenart  der  in  den  Schöffen- 
rollen enthaltenen  Aufzeichnungen  bringt  es  mit  sich, 
dass  in  ihnen  der  Platzhandel  mit  Oel-,  Rüb*.  Hanf-,  Senf-, 
Klee-  und  Leinsamen,  sowie  der  mit  Erbsen,  Bohnen,  Linsen 
lind  Wicken  ganz  in  den  Hintergrund  tritt.  Alle  diese  Landes- 
produkte werden  von  den  Landleuten  wohl  nur  in  geringerer 
Quantität  auf  den  Wochenmarkt  gebracht  sein.  Da  bei  solchem 
Detailgeschäft  wohl  meist  in  Baar  bezahlt  wird,  lag  keine  Veran- 
lassung zur  Eintragung  in  die  Schöffenrollen  vor.  Insofern  sind  die 
Accise-  nnd  Waageordnungen,  in  denen  jene  Handelsgewächse 
fort  und  fort  genannt  werden,  eine  wünschenswerte  Ergänzung 
zu  dem  einseitigen  Bilde,  das  die  Schöffenrollen  ihrer  ganzen 
Natur  nach  nur  geben  können.  Wie  schon  erwähnt,  namentlich 
Leinöl  wird  in  allen  clevischen  Städten  in  grösserer  oder  ge- 
ringerer Quantität  hergestellt  und  dann  wohl  meist  auf  den  Markt  in 
Köln  gebracht.  Auch  in  der  Beziehung  rivalisiren  die  geldern- 
schen  und  clevischen  Städte  mit  einander.  In  Geldern  scheint 
Nymwegen  ein  Hauptort  für  die  Herstellung  dieses  Artikels  ge- 
wesen zu  sein.  Unter  den  clevischen  Städten  wird  Kalkar  die 
anderen  übertroffen  haben.3) 


')  Gert  vau  der  Schuren  a.  a.  O.  S.  137:  dat  herlike  koernhuyss. 
s)  Z.  B.  Georgius  Bruin  n.  Fr.  Hogenbergius,  De  praecipuis  totius 
universi  urbibns.  Liber  seeundus.  Köln  lftss. 

*)  Knnen,  Geschichte  der  Stadt  Kein,  Band  3 8.746;  über  Nymwegen 
die  Handschrift  A 248  im  St.  zu  D.  Bl.  104  ff.  Auch  sei  daran  erinnert, 
dass  der  Familienname  Olisleger  am  Niederrhein  auffällig  oft  vorkommt. 
Der  Grossvater  des  bekannten  clevischen  Kanzlers  Heinrich  Bars  genannt 
Olisleger  war  ein  reicher  OelmtlUer  in  Wesel.  Yergl.  Wolters,  Kefonnations- 
geschichte  der  Stadt  Wesel  8.  01. 
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Doch  ich  wende  mich  zu  den  Kalkarer  Accisetarifen 
zurück,  unter  denen  der  vom  Jahre  1394  der  ausführ- 
lichste ist.1) 

Aus  ihm  erfährt  man,  dass  die  sogenannten  „Aussenleute“. 
d.  h.  die  Bauern  und  Kleinbürger  des  platten  Landes  und  der 
Marktflecken  der  Umgegend,  Schüsseln,  Holzschuhe  (klompen) 
Hölzer  und  irdenes  Geschirr  aller  Art  in  die  Stadt  zum  Verkauf 
bringen.  Meist  sind  das  Erzeugnisse  einer  primitiven  Hausindustrie 
nur  bei  den  „eerdenpotten“  wird  man  an  eine  einigermassen 
durchgebildetc  Technik  denken  dürfen.  Die  irdenen  Geschirre 
werden  den  Mustern  und  der  Ausführung  nach  den  Erzeug- 
nissen der  Thonindustrie  des  benachbarten  Fleckens  Sonsbeck 
entsprochen  haben.  Solche  Teller,  Schüsseln  etc.  sind  übrigens  noch 
hier  und  da  am  Niederrhein  erhalten.  Unter  den  sogenannten 
deutschen  Bauerngeschirren  nehmen  diese  viel  zu  wenig  ge- 
würdigten Sonsbecker  Töpferwaaren  in  ihrer  geschmackvollen 
Einfachheit  einen  ganz  hervorragenden  Platz  ein.2) 

Aus  weiterer  Entfernung  werden  Zinn,  Messing.  Blei. 
Eisen,  Stahl,  Kupfer,  Gold  und  Silber  importirt.  Eine  be- 
sondere Kategorie  bilden  dann  die  Krftmerwaaren.  Häring  in 
jeder  Art,  Feigen  und  Rosinen,  die  besonders  aufgeführt  werden, 
kehren,  wie  schon  bemerkt,  in  allen  Acciseordnungen  der  kleineren 
und  grösseren  Städte  des  Landes  wieder.  Nur  der  Tarif  Wesels 
vom  Jahre  1329  zeigt  eine  sehr  viel  grössere  Mannigfaltigkeit. 
Ausser  den  genannten  Artikeln  werden  dort  Mandeln  (amigdalis), 
Reis,  Pfeffer,  Myrrhen  und  andere  Spezereien  und  Kolonial- 
waaren  aufgeführt.1)  Sie  werden  entweder  von  den  westnieder- 
ländischen Stapelplätzen  direkt,  oder  aber  von  den  geldernsehen 
Städten  an  der  Waal,  bezogen  worden  sein,  die  hauptsächlich 
mit  solchen  Artikeln  handelten.4) 

Doch  um  wieder  auf  Kalkar  zurückzukommen,  unter  dem 
Kollektivnamen  „van  alre  cleynre  comenschap“  fasst  der  Tarif 


')  Stadtbuch  von  Kalkar  Bl.  1. 

J)  Pie  reichhaltigste  Sammlung  nitderrheinischer  Geschirre,  die  nur  sehr 
selten  in  den  Handel  kommen,  besitzt  Herr  Aloys  Schlüpers  in  Goch. 

3)  Auf  der  Vorderseite  eines  alten  Buchumschlags  von  Pergament  im 
älteren  Bürgerbuch  von  Wesel. 

4)  Nettesheim,  Geschichte  der  Stadt  Geldern  Band  1 S.  62. 
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von  131*4  endlich  noch  onloeck,  knochlock,  gort  und  noytten 
zusammen. 

Aus  Quellen  anderer  Art  weiss  man,  dass  Kalk,  Cement 
und  Hausteine  von  der  Maas  und  vom  Rhein  zu  Schiff  bis  an 
die  Kalkarer  Stadtmauern  herangeführt  wurden.1)  Andererseits 
wurden  auch  Ziegel  zu  vielen  Tausenden  in  die  nächste  Um- 
gebung verkauft.  Schon  die  grossen  Baunnternehmungen  der 
Gemeinde  veranlassten  die  Stadtverwaltung  der  Herstellung  von 
Ziegeln  ihre  Aufmerksamkeit  zu  schenken.  Daher  finden  sich 
in  den  Stadt-  und  Lagerbüchern  mancherlei  Abmachungen,  in 
denen  die  Rechte  und  Pflichten  des  städtischen  Zieglers  genau 
umschrieben  werden. 

Die  Blüthe  Kalkars  hing  nun  aber  vor  allem  zusammen 
mit  der  bequemen  Verbindung  mit  dem  Rheine  durch  den  so- 
genannten Kalkflaek. 

Aus  Rücksicht  auf  die  bequeme  Wasserstrasse  hatte  man 
seiner  Zeit  vornehmlich  die  Insel  für  die  Anlage  eines  neuen 
Platzes  gewählt,  obwohl  der  Nachtheil,  der  daraus  erwuchs, 
dass  die  Römer-  und  spätere  Poststrasse  etwa  in  einer  Ent- 
fernung von  einer  kleinen  halben  Stunde  an  der  Stadt  vorbei- 
läuft, sich  jedem  hatte  aufdrängen  müssen. 

Die  Schiffbarkeit  des  Kalkflacks  war  also  von  entscheiden- 
der Wichtigkeit  für  das  Wohl  und  Wehe  der  Stadt.  Aber  erst 
in  späteren  Zeiten  erwies  sich  der  Kanal  als'  untauglich 
für  die  Schiffahrt,  in  der  hier  behandelten  Periode  scheint  man 
eine  Gefahr  der  Art  noch  nicht  befürchtet  zu  haben.  Ganz 
iin  Gegentheil  verhältnissmässig  spät,  wohl  erst  im  lß.  Jahr- 
hundert, tritt  Kalkar  dem  hansischen  Bunde  bei.'2) 

Aus  derselben  Zeit  ist  eine  andere  Notiz,  die  ich  erst  nach  Ab- 
schluss meiner  Arbeit  fand.  Nach  dieser  Nachricht  gehören  ausser 
W esel,  Emmerich  und  Kalkar  noch  Rees,  Orsoy , Dinslaken,  Cleve  und 
Xanten  dem  Bunde  an.  Den  clevischen  Plätzen  folgen  dann  in  der 


*)  Wolff,  Geschichte  der  Stadt  Kalkar.  S.  25. 
s)  Wolff  a.  a.  0.  S.  26:  Im  Jahre  1540  sandte  die  Stadt  ihren  Jahres- 
beitrag nämlich  30  Gulden  20  Albus,  und  zur  Erlangung  einer  Handels- 
niederlassung in  Antwerpen  23  Gulden  17  Albus  an  die  Deputirten  der 
Prinzipalstadt  Wesel,  welche  die  anderen  clevischen  Hansastädte  auf  den 
Bundestagen  vertreten. 
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Liste  die  „märkischen“:  Unna,  Elberfeld,  Solingen  und  Hamm. 
Duisburg  endlich,  das  ist  bezeichnend  für  seine  Zwitterstellung, 
wird  unter  beiden  Gruppen  aufgeführt.1) 


B.  Zur  Geschichte  der  Wollindustrie 
am  Niederrhein. 

i. 

Die  ältesten  WQIlenamtsbriefe  niederrheinischer  Städte. 

Der  mannigfachen  Einwirkungen  Gelderns  auf  die  Anfänge 
des  clevischen  Städtewesens,  auf  die  Verfassungsentwickelung 
des  Territorialstaates,  auf  das  Münzwesen  der  älteren  Periode 
und  endlich  auch  auf  die  Handelsbeziehungen  der  clevischen 
Kaufleute  wurde  in  den  früheren  Ausführungen  gedacht.  Fast 
noch  nachhaltiger  aber  ist  dieser  Einfluss  hinsichtlich  der  ein- 
zigen Fabrikation  grossen  Stiles,  die  das  Mittelalter  kennt, 
hinsichtlich  der  Wollindustrie.  Denn,  w enn  irgend  eine  deutsche 
Landschaft  im  voraus  von  der  Natur  zur  Ausbildung  jenes  In- 
dustriezweiges bestimmt  ist,  so  sind  das  die  nördlicheren  gel- 
dernsclien  Quartiere.  Man  wird  sagen  dürfen,  dass  Geldern  in 
Bezug  auf  die  Tuchmanufaktur  in  gewissem  Sinne  das  Mittel- 
glied darstellt  zwischen  den  beiden  ältesten  Stätten  der  Woll- 
bereitung  in  Deutschland:  zwischen  Friesland  und  Flandern. 

Die  wesentlichste  Vorbedingung  für  die  Entwicklung  dieser 
Fabrikation  in  der  ältesten  Periode,  Schafweiden  von  guter 
Qualität  und  grosser  Ausdehnung,  finden  sich  nämlich  im  Gelder- 
land in  ungewöhnlich  grosser  Menge. 

Die  Höhenzüge  am  rechten  Maasufer  von  Walbeck  bis 
Gennep  bilden  einen  ungeheuren  Weidecomplex.  Die  ergiebigsten 


*)  Verzeichnis«  vom  Jahre  1540  im  Stadtarchiv  zu  Geldern  unter 
Nr.  414:  Briefe  über  die  Beziehungen  Gelderns  und  anderer  Städte  des 
Herzogthums  zur  Hanse  (1639 — 60). 
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Schafweiden  aber  lagen  — so  urtheilt  ein  so  trefflicher  Kenner 
von  Land  und  Leuten  am  Niederrhein  wie  Bergrath  — in 
dem  Lande  zwischen  Maas  und  Waal,  d.  h.  in  dem  Theile 
Gelderns,  welcher  von  der  Westgrenze  des  Amtes  Goch  bis  an 
den  Zusammensfluss  beider  Ströme  reicht  und  somit  die  Düffel, 
sowie  Stadt  und  Reich  Nymwegen  einschliesst.1) 

War  aber  wirklich  mal  Mangel  an  einheimischer  Wolle, 
so  war  von  hier  aus  Dordrecht,  der  grosse  Stapelplatz  englischer 
Rohwolle,  sehr  leicht  zu  erreichen.  Es  entfaltete  sich  also 
ganz  unmittelbar  an  den  Grenzen  unseres  Territoriums  eine 
überaus  zukunftreiche  Industrie.  Vor  allem  aber  waren  es  die 
beiden  Städte  Emmerich  und  Goch,  die  mit  ihrer  ungemein  be- 
deutenden Wollfabrikation  von  zwei  entgegengesetzten  Seiten  sozu- 
sagen in  das  Land  hineinragten.  Ist  doch  die  Gocher  Haide  in  ihrer 
gewaltigen  Ausdehnung  zwischen  der  Niers  uud  dem  Wald- 
rücken des  Reichswaldes  gewisse rmasscn  die  Fortsetzung  jener 
ergiebigen  Schafweiden  der  Höhenzüge  des  rechten  Maasufers, 
deren  Bedeutung  für  die  Schafzucht  soeben  erwähnt  wurde. 

Etwa  in  der  Mitte  zwischen  diesen  beiden  Centren  der 
Wollweberei,  und  zwar  nicht  weit  entfernt  von  den  letzten 
Ausläufern  der  Gocher  Haide  liegt  nun  aber  Kalkar:  kein 
Wunder,  dass  dort  zuerst  die  fremde  Industrie  Eingang  fand. 
Offenbar  geschah  das  noch  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts. 
Das  wird  man  Ith-  Kalkar  wie  für  Goch  unbedingt  behaupten 
dürfen,  obwohl  hier  wie  dort  nur  wenige  spärliche  Nach- 
richten über  die  Wollfabrikation  und  den  Tuchhandel  bis  in 
diesen  Zeitraum  zurückreichen. 

Die  älteste,  soweit  ich  sehe,  findet  sich  in  einer  Reeser 
Urkunde  vom  Jahre  1228,  in  der  ein  Arnoldus  und  einWolterus 
Incisor  als  Zeugen  genannt  werden.*)  Offenbar  ist  da  panni 


■)  Vergl.  Bergrath,  Aunaleu  des  histor.  Vereins  f.  d.  Niederrhein, 
Band  5 S.  95.  Einige  Notizen  über  die  Anfänge  der  Wollindustrie  im 
Lande  Geldern  ebendort  S.  9«  ff. 

a)  Abgedr.  bei  Liesegang,  Recht  und  Verfassung  von  Rees  S.  101. 
Für  die  frühere  Periode  ist  ja  die  Erzählung  Alperts  von  Metz  über  die 
Kunstfertigkeit  Adelas  und  ihrer  Frauen  in  der  Herstellung  prächtiger  Ge- 
wänder und  Stickereien  allbekannt. 
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zu  ergänzen.  Wie  wir  wissen  gehört  aber  Rees  — eine  der 
ältesten  Ortschaften  am  Niederrhein  — zu  jenen  Plätzen,  die 
schon  im  12.  Jahrhundert  ein  Zollbündniss  mit  einander  ab- 
geschlossen hatten. 

In  den  Zeugenreihen  derWeseler  Patrizier,  den  einzigen  Bürgern, 
deren  Namen  uns  in  einiger  Zahl  für  eine  so  früheZeit  erhalten  sind, 
findet  sich,  so  weit  ich  sehe,  keiner,  der  von  der  Tuchmacherei 
hergeleitet  wäre.  Wohl  aber  wird  in  einer  Gocher  Urkunde 
von  1294  ein  Rodolfus  textor  aufgeführt.1)  Sehr  viel  besseren 
Aufschluss  aber  als  diese  dürftigen  und  zusammenhanglosen 
Notizen  giebt  der  Amtsbrief  der  Wollenweber  von  Emmerich 
vom  Jahre  1299,  bekanntlich  die  älteste  erhaltene  Zunfturkunde 
nicht  allein  in  Geldern,  sondern  (mit  einer  später  näher  zu  be- 
sprechenden Ausnahme)  auch  unserer  Gegend.2)  Demgemäss 
sind  die  Bestimmungen  des  Dokuments  kurz  und  summarisch. 
Die  Hauptsache  ist,  dass  Niemand  in  Emmerich  Tuch  weben 
darf,  es  sei  denn,  dass  er  in  die  Bürgerschaft  und  in  eben  jene 
Gilde  aufgenommen  ist.3)  Auch  erhält  das  Amt  die  Befugniss, 
durch  seine  Amtleute  Kören  setzen  zu  lassen  bis  zur  Höhe 
von  2 Schillingen.4)  Bei  schwereren  V erstössen  gegen  die  Y orschriften 
über  die  Tuchbereitung  unterbreiten  die  Geschworenen  den  Fall 
demRichterdesGrafenzurBeurtheilung.  Vor  Allem  aber  verpflichten 
sich  Richter  und  Schöffen,  die  die  Urkunde  ausstellen,  späterhin 
keinen  anderen  Tuchmachern  Vergünstigungen  zu  gewähren, 
durch  die  die  Privilegien  des  Amtes  verletzt  werden  könnten. 
Gerade  diese  Bestimmung  ist  aber  von  ganz  besonderer  Wichtig- 
keit, denn  sie  zeigt  klar,  dass  es  sich  im  vorliegenden  Falle 

')  Bergrath,  Annalen  d.  hist,  Vereins  f.  d.  Niederrhein,  Heft  5 
S.  tot. 

s)  Abgedr.  bei  Dederich,  Annalen  der  Stadt  Emmerich  S.  107.  Vergl. 
Henrichs,  Die  ehemaligen  Innungen  der  Stadt  Geldern  S.  3.  Die  Ur- 
kunde wird  schon  als  ältester  Zunftbrief  von  van  Spaen  (Historie  van 
Gelderland,  Deel  1 S.  427}  angesehen. 

3)  Voirtmere  soe  ensall  nyemant  laickeu  maicken  bynnen  der  stat  van 
Emerick  hy  en  sy  yrst  ontfangen  in  enen  poirter  tot  Emerick  ind  enen 
gildbrueder  der  vorgnanden  wullenwevers. 

4)  Ind  Sonderlinge  geveu  wy  oeu  eyue  alinge  vryheit,  toe  setten  onder 
ou  iud  ore  medeamptluyde  alle  koere,  soe  welch  dat  sy  willen  vur  all 
mysdaet  ind  avergangc,  die  sy  doende  syn  etc. 
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— was  häufig  gar  nicht  zu  konstatiren  ist  — nicht  um  die  Be- 
stätigung, sondern  um  die  erstmalige  Verleihung  eines  Wiillen- 
anites  in  Emmerich  handelt.  Die  technischen  Vorschriften  end- 
lich, die  auch  nicht  ganz  fehlen,  beschränken  sich  auf  das  all- 
gemeine Verbot  der  Herstellung  „falschen“  Lakens  und  auf  die 
Festsellung  eines  Mindestmaasses  an  Breite  für  die  einzelnen 
Stücke. 

Den  Zeitraum  zwischen  diesem  Brief  und  dem  mehrfach 
erwähnten  Vertrage  vom  Jahre  1325  zwischen  den  Wüllenämtern 
von  Emmerich,  Goch  und  Kalkar  füllen  sozusagen  die  zahl- 
reichen, schon  oben  in  anderem  Zusammenhänge  mitgetheilten  No- 
tizen aus  dcnWeseler  Bürgerlisten  aus.  Hinzukomrot  die  Nach- 
richt im  Heberegister,  dass  zur  Zeit  der  Abfassung  (1320)  in 
Kalkar  bereits  ein  Gewandhaus  vorhanden  ist.  Aus  dem  Allen  geht 
einmal  hervor,  dass  die  Tuchbereitnng  bereits  von  einer  ganzen 
Anzahl  von  Kategorien  von  Arbeitern  geübt  wird,  zweitens  aber 
sehen  wir.  dass  von  den  älteren  meist  westlicher  gelegenen  Mittel- 
punkten der  Wollindustrie  von  Aachen,  von  Flandern  und  Goch 
technisch  geschulte  Kräfte  in  unser  Territorium  einwandern.1) 

Doch  wenden  wir  uns  dem  Vertrage  selbst  zu.  Die  Wttllen- 
ämter  von  Emmerich,  Kalkar  und  Goch  verkehren  untereinander 
auf  dem  Fusse  der  Gleichberechtigung.2)  Sie  vereinbaren  unter- 
einander durch  ein  Abkommen  auf  100  Jahre  und  einen  Tag, 
dass  weder  in  Goch,  noch  in  Kalkar,  noch  in  Emmerich  wollene 
Laken  an  Stöcken  getrocknet  werden  sollen.  Eine  Uebertretung 
dieses  Verbotes  soll  mit  dem  ungewöhnlich  hohen  Betrage  von 


')  Oben  S.  601,  Dasselbe  Ergebniss  gewinnt  man  für  da*  t.Y  Jahr- 
hundert aus  dem  BUrgurbucb  der  Stadt  Emmerich. 

2)  Abschrift  im  Lagerbuch  der  Stadt  Kalkar  Litt.  A vol.  I S.  62  : 
Wy  scepene  van  Kalker  doen  kout  . . .,  dat  voir  uns  syu  körnen  Constautyn 
ind  Aelbrecht  Helewigensoeu  Werkmeister  iud  tgemeyue  wullenampt  van 
Einblick,  Didderic  Zewensoen  ind  Johan  Schonemont  warkmeister  ind 
tgemevne  wullenampt  van  Gogh,  Arnolt  Kakessoeue  iud  Wolter  Buckinksoou 
warkmeister  ind  tgemevne  wullenampt  van  Kalker  ind  hebu  alsamen  ver- 
willekoert  ind  Verbünden  op  twintigh  mark  brabantsch  penninck  een  voir- 
ward,  te  staen  borniert  jair  ind  eiten  dagh,  in  deser  voegen,  dat  men  toe 
Kalker  noch  tot  Embrick  noch  te  Uogh  bvnneu  deser  tyt  engheen  wullen- 
laicken  droegen  sal  op  staeven. 
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zwanzig  Mark  gebüsst  werden.  Und  zwar  fällt  die  Summe 
nicht  an  die  betreffende  Stadt  und  au  das  betreffende  Amt,  son- 
dern an  die  beiden  anderen  Aemter.  Von  dem  Vertrage  werden 
zwei  Kopien  genommen,  von  denen  eine  den  Wüllnern  in  Em- 
merich, die  andere  denen  in  Goch  zur  Aufbewahrung  übergeben 
wird.  Das  Original  bleibt  indessen  in  den  Händen  der  Kalkarer 
Tuchweber.  Insofern  wenigstens  erscheint  Kalkar  als  der  Vor- 
ort, was  übrigens  vielleicht  auf  seine  Lage,  etwa  in  der 
Mitte  zwischen  den  drei  Bundesstädten,  zurückzuführen  sein 
wird.  Dem  entspricht  es,  dass  nur  die  Schöffen  von  Kalkar 
durch  ihr  Siegel  dem  Dokument  grössere  Autorität  verleihen. 
Uebrigens  verpflichtet  sich  das  Kalkarer  Wüllenamt,  jeder  Zeit 
gegen  Einsendung  der  Kopie  einer  der  beiden  Bundesstädte  das 
Original  im  Bedürfnissfalle  — wie  man  wird  hinzufugen  dürfen 
— auf  kurze  Zeit  zu  überlassen. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  von  wie  grosser  Bedeutung 
der  Vertrag  für  die  Geschichte  der  niederrheinischen  Tuchindustrie 
ist.  Schon  der  treffliche  Verfasser  der  Abhandlung  über  das 
Wüllenamt  in  Goch,  Bergrath,  dem  diese  Urkunde  nicht  bekannt 
war,  hat  seiner  Verwunderung  darüber  Ausdruck  gegeben,  dass, 
während  doch  nirgends  die  Tuchindustrie  mehr  in  Blüthe  stehe 
als  am  Kiedcrrhein,  das  Tuch  der  einzelnen  Städte  kaum  jemals 
als  Handelsartikel  genannt  werde.  Er  hat  dann  mit  Recht  gel- 
tend gemacht,  dass  für  die  Erzeugnisse  aller  jener  Plätze  eine 
Kollektivbezeichnung  üblich  gewesen  sein  müsse,  sie  würden  wohl 
als  rheinisches  oder  maasländisches  Laken  auf  fremde  Tuchmärkte 
gekommen  sein.1)  DerVertrag  zeigt,  dass  die  drei  Vororte  der 
niederrheinischen  Tuchindustrie  von  vornherein,  d.  h.  zum 
mindesten  von  der  zunftmässigen  Organisation  der  Wollindustrie 
an,  nach  denselben  Bestimmungen  und  offenbar  für  das  nämliche 
Absatzgebiet  arbeiten. 


')  Kinc  Ausnahme  macht  allein  Wesel,  Hansisches  Urkundenburh. 
Hand  3 S.  55«  und  475  Anmerk  1.  lieber  die  Tuche,  die  im  benachbarten 
Nymwegen  zum  Verkauf  kommen,  giebt  folgende  Aufzeichnung  Aufschluss: 
Van  wollen  laickeu,  dat  onse  bürgere  buten  koipen  ende  hier  slyten.  Item 
van  enen  lielen  Doirnickschen,  engelschen,  vleemschen,  Perpiaenscheu, 
Kuaenschen  off  der  gelycken  van  X vierdell  breet  geverwet  II  stuver. 
ln  A 24«  im  St.  z.  D.  111.  149.  Die  stadreclxteu  van  Nymegen  a.  a.  O.  S.  336 
erwähnen  noch  hollantsche,  Uutrichtsche  und  Kempenssehe  laken. 
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Man  wird  ferner  aus  jenem  Abkommen  schliessen  dürfen  — 
was  auch  sonst  zu  vermuthen  war — dass  im  Jahre  1325  wie  in 
Emmerich  so  auch  inKalkar  und  Goch  längst  ein  festorganisirtes 
Wüllenamt  vorhanden  ist,  überdasim  Uebrigen  positive  Nachrichten 
fehlen.  Die  erhaltene  und  schon  erwähnte  Konstituirung  des  Wüllen- 
amtes in  Emmerich  vom  Jahre  1299  weist  dann  ferner  in  etwa 
auf  den  Zeitpunkt  hin,  an  dem  auch  in  den  beiden  Nachbar- 
plätzen die  Tuchmacher  Innungsrecht  erlangt  haben  mögen. 

Und  in  der  Tliat  bestätigen  die  drei  zeitlich  nächstfolgen- 
den Dokumente,  ein  Privileg  für  Wesel  von  1329,  ein  Wüllenamts- 
brief für  Rees  von  1335  und  endlich  ein  Wüllenamtsbrief  für  Kalkar 
von  1342,  in  vollem  Umfang  die  eben  ausgesprochene  Auffassung. 

In  der  Urkunde  für  Wesel,  deren  Aussteller  Graf  Dietrich 
ist,  findet  sich  nämlich  folgende  ziemlich  summarische  Nachricht: 
Item  concessimus  dilecto  nostro  Wesaliensi  opido,  quod  in  eo 
exerceri  possit  opus  lanificii,  quod  vulgo  wullenampt  nominatur, 
in  omni  consuetudine  et  jure  sicnt  est  in  opido  Goch,  absque 
dolo  et  Räude.1)  Man  sieht,  der  Rhein,  der  sonst  unsere  Land- 
schaft in  zwei  Hälften  theilt,  die  sich  mit  einer  gewissen  Selbst- 
ständigkeit gegenüberstehen,  hat  diesmal  seine  trennende  Kraft 
verloren.  Ebenso  wenig  hat  man  auf  Seiten  der  Stadt  Wesel 
oder  des  Grafen  von  Cleve  ein  Hinderniss  darin  gefunden,  dass 
Goch  geldernsch  ist. 

Auf  beide  Umstände  weise  ich  hin,  denn  sie  zeigen, 
nebenbei  bemerkt,  dass  unter  den  drei  Plätzen,  deren  Wüllen- 
ämter im  Jahre  1325  jenen  Vertrag  abgeschlossen  haben,  Goch 
ohne  alle  Frage  die  erste  Stelle  eingenommen  haben  muss.  Wäre 
nämlich  die  Wollenindustrie  Kalkars  und  Emmerichs  ebenso  be- 
deutend gewesen,  dann  hätte  es  näher  gelegen,  die  Statuten 
Kalkars,  als  die  einer  clevischen  Stadt,  oder  die  Emmerichs,  als 
die  einer  rechtsrheinischen  und  durch  den  Strom  mit  Wesel  eng- 
verbundenen Stadt,  auf  Wesel  zu  übertragen.  Des  weiteren  aber 
wird  man  aus  der  summarischen  Form,  in  der  das  Privileg  vom 
Jahre  1329  die  ganze  Sache  behandelt,  schliessen  dürfen,  dass 
damals  die  Statuten  des  Gocher  Wüllenamtes  längst  aufgezeichnet, 


*)  Lacombiet,  l'rkundenbuch  Band  3 Nr.  241.  Und  besser  bei 
Frensdorff,  Dortmunder  Statuten  etc.  S.  265. 

LiraegAnr,  Ni^dcrr-heiniich«*«  Stidtcwcaen  iir  Mittelalter.  40 
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bekannt  und  erprobt  waren.  Eben  weil  aller  Wahrscheinlich- 
keit nach  eine  Abschrift  dieser  Gocher  Wüllenordnung  den 
Weseler  Tuchmachern  zur  Verfügung  stand,  konnte  Graf  Diet- 
rich bei  seiner  Verleihung  alle  Weiterungen  vermeiden  und  sich 
lediglich  damit  begnügen,  den  Inhalt  jener  Aufzeichnung  zu  ap- 
probiren. 

Endlich  aber  verdient  die  Urkunde  vom  Jahre  132!i  noch 
insofern  Beachtung,  als  sie  zum  ersten  Male  zeigt,  dass  einer 
der  Territorialherren  der  Gegend  die  Ordnung  der  Wollen- 
bereitung in  seine  eigene  Hand  nimmt. 

Die  zeitlich  nächsten  Statuten  sind,  wie  erwähnt,  eben- 
falls nicht  aus  einer  clevisehen  und  auch  nicht  aus  einer  geldernschen 
Stadt,  sondern  aus  dem  kölnischen  Rees.  Dort  ist  um  das 
Jahr  1335  wenigstens  — dem  Wortlaute  der  Urkunde  nach  -- 
die  Befugniss,  Innnngsrecht  zu  ertheilen,  noch  Sache  der  Schöffen 
und  der  Rathmannen.1)  Dieses  Reeser  Dokument  ist  nun  des- 
wegen so  wichtig,  weil  es  uns  zum  ersten  Mal  den  fortgeschrittenen 
Stand  der  Entwickelung  zeigt,  den  man  auf  Grund  der  beiden 
eben  besprochenen  Diplome  von  1325  und  1 329  sonst  zwar  vermuthen, 
aber  nicht  nachweisen  kann.  Das  erhellt  auf  den  ersten  Blick, 
wenn  man  die  Reeser  Statuten  mit  denen  des  Emmericher  Wülleu- 
amtes  von  1299  vergleicht.  Jetzt  erst  begegnen  uns  ausführliche 
Vorschriften  über  die  Breite  der  Tuche  und  über  die  Qualität 
der  zu  verwendenden  Wolle.  Die  Busssätze  ferner  sind  nicht 
mehr  sammt  und  sonders  gleich  hoch,  sondern  mannigfach  und 
genau  abgestuft  nach  der  Schwere  des  Vergehens.  In  Bezug 
auf  die  Aufnahme  in  die  Innung  finden  sich  gleichfalls  schon 
mehrere  Bestimmungen,  durch  die  ein  Unterschied  zwischen  ge- 
wöhnlichen Bürgern  und  den  Söhnen,  deren  Väter  bereits  die 
Tuchmacherei  betrieben  haben,  gemacht  wird.  Auch  über  das 
Lehrgeld  derer,  die  bei  einem  Meister  Wolle  schlagen,  walken 
oder  weben  lernen  wollen,  werden  nunmehr  schon  einige  Vor- 
schriften gegeben.  Die  Bussgelder  erhält  theils  das  Amt,  theils 


')  Orig.  Perg.  im  St.  zu  Kees.  Seholtens  Repert.  Nr.  28:  Wi  scepene 
ende  die  raet  der  gheineynre  stat  van  Reysse  tugen  . . .,  dat  wi  um  urbare 
unser  stat  dv  vortverde  beneden  ghescreven  alle  van  den  wullenambete 
vesten  ende  stedigben  . . . 
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empfangen  sie  die  Werkmeister,  theils  werden  sie  zu  Ehren 
der  Jungfrau  Maria  und  des  heiligen  Kreuzes  verwandt.  Uebrigens 
sind  die  Brüchten  und  die  Gebühr,  die  beim  Eintritt  geleistet 
werden  muss,  nur  geringfügig.  Ein  Pfund  Wachs  und  fünf 
Schillinge  ist  der  höchste  Betrag,  auf  den  erkannt  wird.  Immer- 
hin bedeutet  auch  das  einen  nicht  geringen  Fortschritt  den  zwei 
Schillingen  gegenüber,  die  in  Emmerich  der  Maximalstrafsatz 
waren.1) 

Aus  dem  zeitlich  nächsten  Wüllenamtsbrief  vom  Jahre  1342, 
der  den  Kalkarer  Webern  verliehen  ist,  ergiebt  sich,  dass  die 
Statuten  der  Stadt  Kees  (die  ja  so  recht  in  der  Mitte  liegt 
zwischen  Wesel,  Kalkar  und  Emmerich)  auf  denselben  Haupt- 
bestimmungen wie  die  Kalkarer,  und  also  doch  wohl  auch  die 
Gocher  und  Weseler,  beruhen.  Darüber  möge  man  sich  nicht 
durch  Gründe  mehr  äusserer  Natur  hinwegtäuschen. 

Wie  nämlich  die  Reeser  Wollordnung  von  1335  einen  nicht 
unerheblichen  Fortschritt  jener  Emmericher  von  1299  gegenüber 
bedeutet,  so  weisen  auch  die  Kalkarer  Artikel  von  1342,  ver- 
glichen mit  denen  von  Rees,  einen  sehr  viel  reicheren  Inhalt 
auf.2)  Ich  hebe  wenigstens  die  Hauptpunkte  heraus.  Neu  ist 
vor  Allem  die  Thatsache,  dass  dieses  Mal  Graf  Dietrich  von 
Cleve  und  nicht  der  Magistrat  den  Amtsbrief  ausstellt. 
Hatte  er  sich  (1329)  Wesel  gegenüber  mit  der  Gewährung 
der  allgemeinen  Erlaubniss  begnügt,  dass  dort  die  Gocher  Wüllen- 
Statuten  gebraucht  werden  dürften,  so  ist  nunmehr  der  ganze 
Inhalt  der  Wollordnung  in  die  von  ihm  ansgestellte  Zunfturkunde 
übernommen.  Auch  wird  die  Vergünstigung  nicht  auf  alle  Zeiten 
zugestanden,  wie  damals  bei  Wesel,  Emmerich  und  Rees,  sondern 
nur  für  zwanzig  Jahre.  Offenbar  betrachtete  man  bereits  die 
etwaige  Erneuerung  der  Verleihung  als  eine  Handhabe,  von 


■)  Dederich,  Annalen  der  Stadt  Emmerich  S.  108:  Ind  Sonderlinge 

geven  wy  oen  eyne  aiinge  vryheit  toe  setten  onder  on  ind  ore  rnede  ampt- 
luyde  alle  koere,  soe  welck  dat  sy  willen  . . .,  all  soe  vere  als  sy  nyet 
avergaen  twe  Schillinge  cloynre  penninck  in  alsoedaen  koeren. 

‘)  Eine  Abschrift  auf  Pergament  wohl  vom  Jahre  1412  findet  sich  im 
St.  zu  D.  Stadt  Dinslaken.  Darüber  die  Worte:  Datum  per  copiam. 
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der  Stadt  Gefälligkeiten  zu  erlangen.')  Diesem  grösseren  Ein- 
fluss des  Landesherren  entspricht  es,  dass  in  seine  Kasse  durch- 
weg der  dritte  Theil  der  Bussgefälle  abgeführt  wird.  Ausdrück- 
lich wird  hervorgehoben,  dass  die  Werkmeister  nach  Ablauf  ihres 
Amtsjahres  ihm  und  seinen  Nachfolgern  Rechenschaft  über  den 
also  erzielten  Betrag  ablegen  müssen.  Ein  ferneres  Drittel  der 
Brächten  empfangen  die  Meister  und  die  sogenannten  Siegler 
das  letzte  Drittel  endlich  das  Amt  selbst.  In  einigen  Fällen 
aber  heisst  es  schlechtweg:  ende  die  ander  twcedele  in  behuef 
des  heyligen  cruys  end  des  ainpts.  Diese  Siegler  sind  eine  neue 
Einrichtung;  in  keinem  der  bisher  besprochenen  Wüllenamtsbriefe 
haben  wir  sie  angetroffen.  Wie  der  Werkmeister  werden  sie 
— einer  oder  mehrere  — jährlich  gewählt.  Sie  sind  verpflichtet, 
das  Amt,  das  man  ihnen  anvertrauen  will,  anzunehmen,  sonst 
werden  sie  mit  einer  Geldstrafe  belegt  und  — was  wohl  sehr  viel 
härter  ist  — für  ein  Jahr  aus  dem  Zunftverband  ausgestossen. 
Die  Vorschriften  über  die  Breite  der  Laken  entsprechen  nun 
im  Ganzen  denen  des  Reeser  Briefes  vom  Jahre  1335,  doch 
werden  in  Kalkar  bereits  zwei  Hauptarten  von  Tuch  unter- 
schieden, geslagen  lakene  und  gekeymede,  deren  Breite  nicht 
wenig  von  einander  abweicht.  Namentlich  den  Sieglern  liegt  es 
ob,  die  Laken  auf  ihre  Qualität  zu  untersuchen ; erst  wenn  sie 
als  tadelloses  Kaufmannsgut  approbirt  sind,  dürfen  und  müssen 
sie  mit  dem  Siegel  als  solches  bezeichnet  werden.'2)  Es  folgen 
Vorschriften  über  die  Beschaffenheit  der  zu  verwendenden  Wolle 
sowie  allerlei  Bestimmungen,  durch  die  ein  reelles  Verfahren 
beim  Färben  des  Rohstoffes  garantirt  werden  soll.  Ferner  wird 
untersagt,  dass  ein  Mitglied  des  Amtes  für  einen  auswärts  be- 
findlichen Nichtbürger  Laken  bereiten  soll.3)  Wie  in  Rees  wird 


')  Wy  Didderic  greve  van  Cleve  willen,  dat  kündcc  sy  allen  luden..., 
dat  wy  mit  vorsetten  rade  unser  vrunde  om  gemeyn  orber  end  nutli  ernster 
stat  van  Kalker  hebbeu  gegeven  rnide  desen  brieve  onsser  vurscreven  stat 
oer  wullenanipt  te  bewaren  ende  to  berichten  na  datum  des  briefs  twiutick 
jaer;  ende  daerna,  w’auneer  wytt  onser  stat  vurscreven  wederseggen.  een 
jaer  durende,  in  allen  manyreu  ende  vorworden  as  hyr  na  bescreven  steet. 

2)  Wi  willen  oick,  dat  men  alle  lakone,  die  gelyc  end  gans  syn,  sal 
zegelen. 

•*)  Voirt  is  verbaden  in  deen  wullenampt  te  Kalker,  dat  nymant  noch 
reyden  noch  maken  ensal  laken  ymants,  die  buten  Kalker  wonachtich  is, 
onder  weene  men  dat  vonde,  die  hedde  verboert  vyff  scillinge  n.  s.  w. 
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den  Söhnen  der  Wollenweber,  die  sich  deui  Verband  au- 
sehliessen  wollen,  die  Aufnahme  durch  theilweisen  Erlass  der 
sonst  üblichen  Eintrittsgebühr  besonders  leicht  gemacht.  Als 
selbstverständlich  mag  die  Bestimmung  angesehen  werden,  dass 
Niemand  in  Kalkar  Wolle  bereiten  darf,  er  habe  denn  zuvor 
das  Bürgerrecht  und  das  Amt  gewonnen.  Wer  bei  Nacht  oder 
bei  der  Kerze  arbeitet  und  wer  — dieses  Verbot  ist  aus  dem 
Vertrage  von  1325  übernommen  — die  Laken  auf  Stäben  trocknet, 
wird  mit  Ausweisung  aus  der  Zunft  bedroht,  bis  er  eine  be- 
stimmte Busse  als  Sühne  entrichtet  hat.  Ausführliche  Be- 
stimmungen behandeln  das  Verhältniss  von  Meister  und  Ge- 
sellen. Wie  weit  damals  schon  die  Arbeitstheilung  innerhalb 
der  Technik  der  Tnchfabrikation  fortgeschritten  ist,  wird  übrigens 
nicht  ganz  deutlich.  Die  einschlägige  Bestimmung  lautet:  Soe 
wie  deen  andren  gelaeft  te  dienen  in  den  wullenampt  an  wulle 
te  slaeu,  an  keymen,  an  weven  oft  an  vullen,  of,  wie  deen  an- 
dren in  vorsprakenen  warke  gelaeft  te  werck  to  setten, ...  die 
sals  oen  manen  orkonde  twiger  knapen  van  deen  ampte.  Den 
weitesten  Ausblick  aber  eröffnet  die  Vorschrift  über  die  Auf- 
nahme von  solchen  Arbeitern,  die  bereits  ausserhalb  Kalkars  gewebt 
oder  Wolle  geschlagen  haben.  Nur  wenn  an  dem  betreffenden 
Ort  ein  wullenampt  mit  koeren,  d.  h.  also  ein  offiziell  an- 
erkanntes und  durch  besondere  Statuten  ausgezeichnetes  Wollen- 
amt vorhanden  war,  wrerden  sie  ohne  weiteres  zugelassen;  im 
anderen  Fall  sind  sie  zu  einer  kleinen  Gebühr  verpflichtet.  Man 
ersieht  daraus,  dass  sich  die  Aemter  der  Nachbarstädte  noch 
immer,  wie  in  jenem  Vertrage  von  1325,  als  solidarisch  in  ihren 
Interessen  fühlen.  Die  Stelle  hat  aber,  glaube  ich,  eine  ganz 
besondere  Wichtigkeit,  weil  sie  fast  die  einzige  in  unserer  ganzen 
Ueberlieferung  ist,  die  die  Zustände,  die  der  Einführung  des 
Zunftwesens  vorausgehen,  erkennen  lässt.  Genossenschaftliche 
Vereinigungen  oder  Brüderschaften,  die  etwa  in  dem  „heiligen 
Kreuz“  ihren  besonderen  geistlichen  Mittelpunkt  haben,  giebt 
es  offenbar  schon  vorher.  Den  Mitgliedern  solcher  V ereinigungeu 
fehlt  aber  die  Möglichkeit  darüber  zu  wachen,  dass  ihrer  aller 
Werk  tadellose  Kaufmannswaare  ist.  Die  Handhabe  hierzu  erhält 
man  erst  durch  die  Verleihung  von  „Kören,“  d.  h.  durch  die 
Satzungsgewalt,  durch  die  Erlaubniss,  unter  Zustimmung  des 
Magistrats  oder  des  Landesherrn  festzustellen,  welches  die  An- 
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forderungen  sind,  denen  die  gemeine  Kaufmannswaarc  zu  ge- 
nügen hat.1) 

Alles  in  Allem  genommen  sind  diese  Kalkarer  Statuten 
etwa  doppelt  oder  dreimal  so  umfangreich  wie  jene  eben  be- 
sprochenen um  wenige  Jahre  älteren  von  Rees.  Auch  will  ich 
gleich  im  Voraus  benferken,  dass  sie  nicht  allein  im  Jahre  1368 
wörtlich  bestätigt,  sondern  noch  1412  den  Webern  in  Dinslaken 
mitgetheilt  wurden.2)  Es  sind  die  Statuten  eines  kleineren 
Platzes,  in  dem  die  Wollweberei  schwunghaft  betrieben  wird 
und  dessen  Wohlstand  vorläufig  wenigstens  noch  vornehmlich 
auf  dieser  Industrie  beruht.  Mag  die  soziale  Kluft  zwischen 
dem  Meister,  der  ein  „Werk“  ausführt,  und  den  Arbeitern,  die 
sich  ihm  verpflichten,  gross  genug  sein,  zu  einer  wirklichen 
Trennung  ist  es  wohl  noch  nicht  gekommen. 


IX. 

Die  Gewandleute  und  Tuchmacher  vornehmlich  der  Stadt 
Emmerich  Im  vierzehnten  Jahrhundert. 

Ganz  andere  Verhältnisse  treten  einem  nun  entgegen,  wenn 
man  sich  vergegenwärtigt,  wie  sich  in  der  Zwischenzeit  die 
Dinge  in  Emmerich  entwickelt  haben.  Zwei  Emmericher  Ur- 
kunden vom  29.  November  1353  geben  darüber  einen  so  voll- 
ständigen Aufschluss,  wie  man  ihn  sonst  in  keiner  einzigen  Stadt 


l)  Eine  solche  Brüderschaft  werden  die  Weber  in  Emmerich  vor  1209 
gebildet  haben;  ob  dieser  Verein  alle  Wollenweber  in  der  Stadt  umfasste 
ist  mehr  als  zweifelhaft.  Jedenfalls  rechnen  die  damals  privilegirten  Weber 
mit  der  Möglichkeit,  dass  neben  ihnen  sich  noch  andere  Bruderschaften  or- 
ganisiren  können;  daher  lassen  sie  sieh  von  Richter  nnd  Schöffen  folgendes 
garantiren : Voirtmere  soe  bebn  wy  gelaefft  den  vurgerurden  wullenwevers, 
dat  wy  [a]en  gliene  andere  wullenwevers  naemals  toekomende  sullen  brieve 
off  Privilegien  gheven,  dair  oere  recht  myt  genedert  macht  werden  offte 
beswairt. 

s)  Wolff,  Geschichte  der  .Stadt  Kalkar  S.  25  hält  den  Amtsbrief 
vom  29.  Januar  1368  für  den  ältesten. 
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Cleves  oder  Gelderns  wiederfindet.1)  Die  eine  kürzere  ist  von 
dem  Richter  und  den  Schöffen  für  die  Wollenweber  ausgestellt. 
Den  Gildemeistern  ihrer  Innung  wird  es  anempfohlen,  zusammen 
mit  denen  des  Schröderamtes  ein  Haus  zu  miethen,  in  dem  Tuch 
zum  Verkauf  ausgeboten  werden  soll.  Die  Laken,  die  in  Emme- 
rich angefertigt  werden,  dürfen  die  Tuchmacher  nach  wie  vor 
im  Ausschnitt,  d.  h.  en  detail,  verkaufen.  Wollen  sie  hingegen 
importirte  Stoffe  „schneiden,“  so  müssen  sie  in  die  Gilde  der 
Schröder  eintreten,  und  also  aus  dem  Wüllenamt  — wird  man 
ergänzen  müssen  — ausscheiden.  Wenn  es  trotz  dieser  Ab- 
grenzung in  den  Befugnissen  beider  Theile  zu  einem  Konflikt 
kommen  sollte,  so  muss  die  Sache  vor  Richter  und  Schöffen  ge- 
bracht und  dort  in  Minne  oder  in  Recht  beglichen  werden.2) 
Die  wahre  Bedeutung  dieses  Dokumentes  ergiebt  sich  indessen 
erst,  weun  man  den  Inhalt  der  zweiten  Urkunde  hinzunimmt. 
Die  ist  gleichfalls  ausgestellt  von  Richter  und  Schöffen,  aber 
die  Rathleute  und  die  Gemeinde  sind  bei  einer  so  wichtigen 
Massnahme  ausserdem  noch  hinzugezogen  und  um  ihre  Einwilli- 
gung angegangen.  Das  Diplom  ist  ein  Amtsbrief,  den  die  Ge- 
waudleute,  die  Schröder  und  die  Scherer  erhalten.  Offenbar 
handelt  es  sich  um  die  Neubegründung  einer  Innung;  demgemäss 
berufen  sich  Richter  und  Schöffen  auf  die  Thatsaclie.  dass  in 
anderen  guten  Städten  des  Herzogs  von  Geldern  und  anderer 
Herren  in  der  Nachbarschaft,  vor  Allem  aber  in  Zütpheu,  das 
die  Hauptstadt  des  Quartiers  sei,  bereits  ähnliche  Vereinbarungen 
getroffen  seien.  Zunächst  werden  daun  Bestimmungen  über  die 
Lehrzeit  derer  erlassen,  die  das  Schröderwerk  oder  das  Scheren 
lernen  wollen:  wer  in  Emmerich  neue  Kleider  schneiden  oder 
nähen  will,  soll  Bürger  und  Mitglied  der  Gilde  sein.3) 

*)  Abschr.  im  Privilegienbuch  der  Stadt  Emmerich  im  St.  z.  D.  Bl.  34. 
Dedericb,  Annalen  der  Stadt  Emmerich  S.  104  ist.  sich  über  das  Ver- 
hältnis, in  dem  die  beiden  Dokumente  zu  einander  stehen,  nicht  klar 
geworden. 

s)  Ind  weert  saecke,  dat  euich  stoet  off  twist  hyrnaemaels  geschieden 
tusschen  den  wulleweveren  ind  den  schroederen  vurgnant  unsen  bürgeren, 
dat  sullen  die  richter  ind  scheffen  van  Emerick  verlycken  ind  tot  guedcn 
dyngen  brengen  myt  mynnen  off  myt  recht. 

s)  Dat  nyemant  bynnen  Emerick  nye  cleder  snydeu,  neyen  maick  ind 
scheerren  ensall  in  enige  meiaterie  als  eyn  meister,  he  ensy  poirter  tot 
Emerick  ind  hee  ensy  an  oeren  gilde. 
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Ebenso  muss  jeder,  der  scheren  will  oder  der  gefärbtes  und  aus- 
wärts bereitetes  Gewand  innerhalb  der  Stadt  im  Kleinen  verkaufen 
will,  diese  beiden  Bedingungen  erfüllen.1)  Der  Verkauf  darf  aber  nur 
in  dem  Hause  stattfinden,  das  von  den  Gildemeistern  der  neuen 
Innung  zusammen  mit  denen  des  Wüllenamtes  gemiethet  werden 
soll.  Dieser  Theil  der  Abmachungen  ist  indessen  nur  als  ein 
Provisorium  anzusehen.  Offenbar  trägt  man  sich  in  Emmerich 
mit  dem  Gedanken,  eine  Tuchhalle  zu  errichten.  Ist  das  neue 
Gebäude  erst  fertig  und  in  Gebrauch  genommen,  so  sollen  die 
Gewandleute  und  die  Wollenweber  dort  ihre  Waare  ausbieten 
und  ein  Platzgeld  nach  der  in  Ztitphen  gebräuchlichen  Taxe 
bezahlen.  Nur  zur  Zeit  der  Jahrmärkte  soll  jeder  „schneiden“ 
dürfen,  was  er  will.2)  Es  folgen  Bestimmungen  über  die  Gebühr 
beim  Eintritt  in  die  Gilde,  über  die  Vereidigung  der  Gildemeister 
durch  Richter  und  Schöffen.  Ein  Theil  der  Bussgelder  soll  in 
die  Stadtkasse  fliessen,  dafür  sind  aber  Richter  und  Schöffen 
gehalten,  dem  Amte  bei  der  Beitreibung  der  Brüchten  behülflich 
zu  sein.  Durch  diesen  neuen  Amtsbrief  soll  der  Inhalt  der  alten 
Zunftverleihung,  die  vor  Zeiten  den  Wollenwebern  gewährt  sei, 
nicht  beeinträchtigt  werden.  Dann  folgt  zum  Schluss  die  schon  aus 
der  ersten  Urkunde  mitgetheilte  Bestimmung,  dass  ein  etwaiger 
Zwist  zwischen  den  Gewandleuten,  Sehrödern  und  Scherern  auf 
der  einen  Seite  und  den  Wüllenwebern  andererseits  in  Güte 
ausgeglichen  werden  möge.'’) 


*)  Dat  nyemant  geverwet  gewant  off  ander  gewant,  dat  buyten  Emerick 
gemaickt  is,  to  snede  verkoepen  ensall  bynnen  Emerick.  liee  ensy  poirter 
tot  Emerick  ind  woenachtich  bynnen  Emerick  ind  an  oeren  gilde. 

s)  Uytgenamen  unse  vrye  jairlich  marckten  bynnen  Emerick,  soe  mach 
alre  malck  anyden,  soe  wie  will.  Mer  soe  sullen  se  all  atain  by  den  ge- 
wantluyden  ind  wullenweveren  vurtan  . . . Ind  oick  soe  enanlleu  die 
vurscreven  wullenweveren  an  der  gewandluyde  gelde  nyet  gaen;  then  were 
dat  sy  ander  gewant  anyden  ind  toe  sneden  verkoepen  woldeu,  dan  sy  selver 
bynnen  Emerick  maicken,  soe  sali  die  ghoene,  die  dat  dede  an  der  gewand- 
luyde  gilt  gain. 

s)  Interessant  ist  vor  allem  auch,  dass  die  Möglichkeit  erwogen  wird, 
dass  die  Gewandleute  und  Wollenweber  zusammen  eine  Tuchhalle  errichten. 
Endlich  sei  noch  erwähnt,  dass  die  Wollenweber  verpflichtet  werden,  acht, 
und  die  Gewaudleute,  sechs  Armbrüste  jeder  Zeit  für  den  Dienst  der  Stadt 
in  Stand  zu  halten. 
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Die  grosse  Bedeutung  der  beiden  Urkunden  liegt  auf  der 
Hand.  In  Emmerich,  das  an  kommerzieller  Bedeutung  allen 
clevischen  Städten  mit  Ausnahme  Wesels  weit  voraus  ist,  hat 
die  Entwickelung  eine  andere  Richtung  genommen  wie  in  Kalkar, 
Cleve  oder  Goch,  die  vorwiegend  nur  auf  Tuchfabrikation  und 
Tuchexport  angewiesen  sind.  Hier  in  Emmerich  kommt  neben 
der  Ausfuhr  der  Detailhandel  am  Platze  in  Betracht,  der  bei 
der  Kaufkraft  einer  wohlhabenden  und  (im  Verhältnis»  zu  Kalkar, 
Goch  oder  Cleve)  zahlreichen  Bürgerschaft  recht  beträchtlich 
ist.  Zudem  haben  offenbar  Einflüsse  von  aussen  mitgewirkt, 
Einflüsse,  die  etwa  von  Zütphen  oder  Harderwyk  oder  anderen 
Städten  des  Gelderlandes  ausgehen  mochten,  die  gleich  angesehen 
durch  Tuchhandel  und  Tuchfabrikation  waren.1)  In  Folge  dieser 
Umstände  sonderten  sich  in  Emmerich  die  verschiedenen  Gruppen 
der  Wollenbranche  mit  einer  weder  in  Kalkar  noch  in  Wesel, 
noch  in  Goch  wahrnehmbaren  Schärfe  von  einander.  In  der 


i)  Die  Tuchordnung  der  Stadt  Harderwyk  wird  1371  der  von  Soest 
zu  Grund  gelegt.  Ueber  das  Bestehen  einer  Walkmühle  in  Roermnnd  im 
Jahre  1295  vergl.  J.  A.  Ny  hoff,  Gedenkwaardigheden  otc , Deel.  1, 
Inleiding  S.  37.  Die  Stadt  Goch  endlich  erhalt  im  Jahre  1370  von  Herzog 
Eduard  von  Geldern  die  Erlaubniss  zum  Bau  eines  Gewandhauses.  Vergl. 
die  Urkunde  bei  Bergrath  a.  a.  0.  Band  6 8.  69.  Um  die  Zeit  hatte 
Geldern,  ein  Platz,  der  an  Bedeutung  etwa  Dinslaken  gleich  steht,  längst 
ein  Kaufhaus,  das  unter  dem  Namen  domus  pannorum  im  Jahre  1349  vor- 
kommt (Henrichs,  Die  ehemaligen  Innungen  der  Stadt  Geldern  S.  28). 
Noch  älter  ist  das  Gewandhaus  in  Kalkar,  das,  wie  wir  wissen,  in  dem 
Heberegister  des  Grafen  von  Clevo,  also  bereits  um  1320,  erwähnt  wird. 
Wohl  noch  nicht  um  diese  Zeit  aber  wcnice  Jahrzehnte  später  hat  auch 
Cleve  eine  Verkaufshalle.  Zuerst  im  Jahre  1347  wird  dort  einer  Fleisch- 
halle gedacht,  neben  der  damals  schon  das  Gewandhaus  gelegen  haben  mag, 
das  1370  urkundlich  zuerst  vorkommt.  (Schölten.  Die  Stadt  Cleve  S.  546). 
In  Arnheim  endlich  muss  1418  vom  Herzog  eine  neue  Tuchhalle  erlichtet 
werden,  weil  die  alte  die  Händler  von  Goch.  Zaliiommel.  Koermond,  Eind- 
hoven und  Oorschot  nicht  mehr  zu  fassen  vermag.  (Ny hoff,  Gedenk- 
waardigheden etc.  D.  4 S.  CLXI).  Für  die  späteren  Verhältnisse  in  Arnheim 
ist  von  Interesse  eine  Anfrage  Uber  die  Schnittberechtigung,  die 
man  an  die  Stadt  Nymwegen  richtete.  Die  Antwort  erfolgt  am  14.  Oktober  1592 
(G.  van  Hasselt,  Arnhemsche  oudheden,  Deel  1 (1803)  S.  161);  sie  lautet: 
Belangende  het  utsnyden  van  laken  mach  een  yder  dat  selve  vry  doen  sonder 
den  snyderen  offte  desselvcn  ambachts  meisteren  daer  in  yet  to  kennen, 
overmits  het  hier  voir  komeuschap  gehalden  ende  erachtet  vs. 
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kürzeren  der  beiden  Urkunden  werden  diese  den  Wüllen webern 
gegenüberstellenden,  doch  wohl  vornehmeren  Elemente,  unter  dem 
Namen  Schröder  zusammengefasst;  das  ist  ein  wichtiger  Beleg,  wie 
fliessend  die  Bezeichnung  für  die  neue  Interessengruppe  ist;  denn 
nach  dem  Amtsbrief  der  neuen  Vereinigung  müsste  man  annehmen, 
dass  „Wandleute“  die  Kollektivbezeichnung  für  sie  sei.  So 
aber  scheint  es,  als  ob  die  Wandleute  nur  eine  besondere  aller- 
dings wichtige  Gruppe  sind:  vermuthlich  die  Mitglieder  umfassend, 
die  ausschliesslich  oder  überwiegend  Tuchhandel  treiben.  Diesen 
Gedanken  legen  namentlich  die  erwähnten  Bestimmungen  über 
die  Lehrzeit  nah:  Nur  von  dem  „Schröderwerk“  und  vom 
„Scheren“  ist  da  die  Rede,  für  die  Gewandleute  im  engeren  Sinne 
scheinen  besondere  technische  Vorkenntnisse  nicht  obligatorisch 
gewesen  zu  sein.  Beide  Urkunden  sind  ein  Zeugniss  für  die 
soziale  Verschiebung  innerhalb  der  Gruppen,  die  mit  der  Tuch- 
bereitung und  dem  Tuchhandel  innerhalb  Emmerichs  zu  thun 
haben.  Der  Vorgang  dürfte  sich  in  folgender  Richtung  voll- 
zogen haben.  Zwischen  den  Tuchhändlern,  die  das  flandrische 
Tuch  einführen  und  vermuthlich  die  heimischen  Tuche,  sei  es 
nun  nach  Flandern  oder  nach  den  niedersächsischen  Märkten 
exportiren,  und  den  Webern,  die  nur  oder  fast  nur  — 
etwa  mit  Ausnahme  des  Jahrmarktes  — für  den  Verleger  ar- 
beiten, entsteht  allmählich  eine  dritte  Gruppe:  Die  Schneider  und 
die  Scherer.  Diese  Schicht,  die  sich  ursprünglich  meist  aus  den 
Webern,  oder  vielleicht  richtiger  den  Unternehmern  unter  ihnen, 
rekrutirt  haben  wird,  steigt  sozial  ebenso  empor  wie  die  Weber 
zu  Lohnarbeitern  herabsinken.  Dem  Umschwung  der  Verhältnisse 
wird  nun  dadurch  Rechnung  getragen,  dass  jene  beiden  Gruppen  aus 
dem  Wüllenamte  austreten  und  sich  mit  den  Wandleuten  im  engeren 
Sinne  zu  einer  neuen  sozialen  Schicht  zusammenschliessen.  Ver- 
muthlich erst  im  Jahre  1353  erhalten  die  Wandleute  einen 
Amtsbrief  in  der  Stadt,  die  ausser  der  Innung  der  Weber  bis  dahin 
wohl  noch  keine  Zunft  kennt.  Dass  die  Tuchmacher  auch  damals  noch 
weitaus  zahlreicher  sein  müssen  wie  die  Wandleute  geht  daraus 
mit  Sicherheit  hervor,  dass  sie,  die  Aermeren,  zu  acht 
Armbrüsten  verpflichtet  werden,  während  das  neue  Amt  deren 
nur  sechs  bereit  zu  halten  braucht.  Wie  fliessend  übrigens  nach 
wie  vor  die  Grenzlinien  zwischen  Tuchmachern  und  Wandleuten 
sind,  ergiebt  sich  aus  manchen  Bestimmungen  der  beiden  Diplome : 
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die  Wollenweber  können  auch  fremde  Stoffe  verkaufen, 
aber  alsdann  müssen  sie  sich  in  die  neue  Innung  anfnehmen 
lassen.  Ihrem  Uebertritt  werden  also  keine  Schwierigkeiten  in 
den  Weg  gelegt.1) 

Die  wenigen  Urkunden  der  folgenden  Periode,  die  von  den 
Wollenwebera  handeln,  bieten  im  Grossen  und  Ganzen  wenig 
Neues,  sie  enthalten  diese  oder  jene  Einzelbestimmung,  zu  umfang- 
reicheren Kodifikationen  ist  es  auf  lange  Zeit  hinaus  weder  hier  noch 
sonst  wo  gekommen.  InWesel  z.B.  findet  sich  die  zeitlich  nächste 
Nachricht  erst  zum  Jahre  1384.2)  Graf  Dietrich  von  der  Mark 
verleiht  damals  der  Stadt  das  Recht,  in  dessen  Ausübung  man 
sie  — man  denke  nur  an  die  Kalkarer  Wollenordnung  von  1342  — 
lange  vermuthen  möchte,  nämlich  die  Laken,  die  fehlerfrei  be- 
funden sind,  mit  dem  Siegel  zu  versehen.  Fernerhin  wird  den 
Bürgermeistern,  Schöffen  und  Rathmannen  die  Erlaubniss  zuge- 
sprochen, dem  Wollenamt  nach  Gutdünken  Satzungen  zu  geben.3) 

Gewiss  ist  es  kein  Zufall,  wenn  einige  Jahre  spftter(1386)  nun 
auch  die  Kalkarer  Tuchmacher  von  ihrem  Landesherrn  (Wesel 
gehörte  damals  dem  Bruder  des  Grafen)  ein  überaus  werth- 
volles neues  Privilegium  erhalten,  während  gleich  darauf  (1387) 
die  Clever  ihren  ersten  Amtsbrief  erhalten.4)  Auf  das  Kalkarer 
Dokument  komme  ich  späterhin  (649)  in  anderem  Zusammenhänge 
zurück,  wohl  aber  will  ich  an  dieser  Stelle  die  Clever  Wüllen- 
weberstatuten in  ihrem  Verhältniss  zu  dem  Kalkarer  Brief 
von  1342,  (der  wie  wir  wissen,  1368  wörtlich  bestätigt  wird) 
charakterisiren.  Die  Vergleichung  beider  Dokumente  ergiebt,  mit 
wie  grosser  Sorgfalt  im  Jahre  1387  bei  der  Ausstellung  ver- 


l)  Die  Verhältnisse  entsprechen  also  in  etwas  denen,  die  man  fiir 
Stendal  auf  Grund  des  Schiede  vom  Jahre  1241  voraussetzen  muss.  Vergl. 
Liesegang,  Die  Kaufmannsgilde  von  .Stendal,  Forschungen  zur  branden- 
burgischen  etc.  Geschichte,  Hand  3 S.  17  ff.  und  sonst. 

*)  Abschrift  im  St.  z.  D..  Stadt  Wesel,  Caps.  219  Nr.  4 S.  80. 

8)  Daerumb  heben  wy  oen  gegeven  end  geven  voir  ons,  onsen  erven 
end  uakomelingen,  dat  borgermeister,  scepene  ind  raedt  der  stat  voirscreven 
mögen  wullen  laken  doen  besegelet!.  Am  10.  Oktober  13SC  wird  die  Urkunde 
bestätigt.  Orig  Perg  im  St.  z.  D..  Wesel,  Nr.  48. 

*)  Verzeichnet  bei  Wolff,  Geschichte  der  Stadt.  Ealkar  S.  144  unter 
Nr.  35. 
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fahren  worden  ist.')  Während  man  nämlich  in  einer  ganzen 
Reihe  von  Artikeln  nur  eine  Kopie  der  Kalkarer  Vorlage  vor 
sich  zu  haben  glaubt,  lassen  andere  Bestimmungen  erkennen, 
dass  der  Graf  mit  voller  Ueberlegung  über  das  Maass  der  dort 
gewährten  Autonomie  nicht  unwesentlich  hinausgegangen  ist. 

Um  nur  die  beiden  wichtigsten  Zusätze  herauszugreifen, 
Bürgermeister,  Schöffeu  und  Rathmannen  in  Cleve  erhalten 
sofort  die  eben  erst  den  Weselern  zugestandene,  den  Kalkarern 
noch  immer  vorenthaltene  Befugniss,  die  Statuten  nach  Belieben 
verändern  zu  dürfen.  Nur  eine  Einschränkung  wird  dabei 
gemacht:  das  Drittel  der  Bussen,  welches  dem  Grafen  zukommt, 
darf  durch  jene  Modification  nicht  verringert  werden.2)  Zweitens 
aber  wird  den  Clever  Webern  der  Brief  — ebenso  wie  wir 
es  in  Emmerich  und  Rees  fanden  — ohne  jede  zeitliche  Ein- 
schränkung verliehen,  während  die  Kalkarer  genöthigt  sind,  in 
Zeiträumen  von  20  Jahren  wieder  und  wieder  die  Weiterver- 
leihung  der  Wollenamtsstatuten  zu  erbitten.3) 

Und  in  der  That  haben  die  Clever  Wollenweber  von  ihrem 
Recht,  dem  Magistrat  neue  Satzungen  zu  unterbreiten,  bald 
einen  ausgiebigen  Gebrauch  gemacht.  Noch  in  demselben 
Jahre  (1387)  wird  eine  „Ordinanz“  vereinbart,  die  allerlei 
interessante  technische  Details  bietet.  Diese  und  andere  grössere 
oder  kleinere  Zusätze,  die  sich  über  das  ganze  15.  Jahrhundert 
erstrecken,  finden  sich  in  einem  alten  Amtsbuch  der  Tuch- 


’)  Orig,  vom  2.  Februar;  abgedr.  bei  Schölten,  Geschichte  derStadt 
Cleve.  Urkunden,  Nr.  76. 

s)  Voertmeer  soe  hebben  wy  onse  vurg.  bürgeren  onser  liever  stat  van 
Cleve  gegeven,  dat  sy  alleweghe  by  rade  onss  richters  van  Cleve  end  des 
burgermeysters  end  der  scepen  end  rade  derselver  onser  liever  stat  vurscreven 
dat  vurg  wullenampt  to  Cleve  beteren  raoeghen  myt  anderen  koeren,  dye 
daertoe  nutlich  end  orberlich  syn  onder  sulken  penen  end  bneten.  die  sy 
daerop  setten  solen  etc. 

3)  Wy  Adolph  grcve  van  Cleve  maken  kont  . , dat  wy  by  rade  onser 
vrynde  end  ons  raeds  end  by  rade  des  bürget meisters,  der  scepen  end  rade 
onser  liever  stat  van  Cleve  averdrnghen  syn  myt  onsen  ghemeynen  burgheren 
derselver  onser  liever  stat  vurscreven.  soe  dat  wy  oen  end  allen  den  ghoenen, 
dye  des  wullenainpts  plegen  soclen  tho  Cleve,  gegeven  hehben  end  verleeut, 
geven  end  verlenen  myt  desen  brieven  sulke  vryheit,  rechten  end  articulen, 
als  van  woerde  the  woerde  hier  uae  bescreven  staen. 
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macher,  aus  dem  Schölten  die  wichtigsten  Bestimmungen  mit- 
getheilt  hat.1)  Es  ist  die  einzige  Aufzeichnung  der  Art  ans 
so  früher  Zeit  in  dem  ganzen  Territorium,  welche  noch  vor- 
handen ist. 

Gerade  ein  Jahrzehnt  nach  Cleve  bekommt  Xanten,  das 
damals  schon  unter  dem  Einfluss  der  Grafen  steht,  ein  Wüllenamt.2) 
Eine  Abschrift  dieser  gewiss  nicht  unwichtigen  Statuten  ist 
mir  bisher  noch  nicht  bekannt  geworden.  Wiederum  anderthalb 
Jahrzehnt  jünger  ist  der  Amtsbrief  für  die  Tuchmacher  der 
Stadt  Dinslaken. 

Unter  den  Beständen  des  Dinslakner  Rathsarchivs  hat 
sich  übrigens  die  einzige  ältere  Abschrift  des  Kalkarer  Wüllenbriefes 
von  1342  erhalten.  Der  Schrift  nach  fällt  die  Kopie  in  den 
Anfang  des  fünfzehnten  Jahrhunderts,  so  dass  die  Vermutbung 
nah  liegt,  sie  sei  übersandt  worden,  um  bei  der  Ausarbeitung 
der  neuen  Dinslakner  Statuten  vom  Jahre  1412  als  Vorlage 
zu  dienen.3)  Und  in  der  That  nicht  wenige  Bestimmungen 
sind  anstandslos  rezipirt,  bei  anderen  Artikeln  aber  ist  das  nicht 
der  Fall.  Wenn  nun  gerade  diese  Artikel  mit  geringen  Um- 
änderungen in  der  gleich  näher  zu  besprechenden  Weseler 
Wollordnung  vom  Jahre  1452  wiederkehren,  so  geht  daraus 
hervor,  dass  entweder  1412  oder  schon  früher  die  Satzungen  der 
dortigen  Tuchmacherinnung  in  Dinslaken  Eingang  gefunden  haben.4) 

Von  dem  Kalkarer  Wollenbrief  unterscheidet  sich  der  Dins- 
lakner, um  nur  einen  Punkt  heranszugreifen,  dadurch,  dass  er  nicht 
für  eine  bestimmte  Frist,  sondern  für  alle  Ewigkeit  verliehen  ist. 
Aber  noch  eine  andere  Frage  bleibt  zu  beantworten. 

Dass  in  Cleve  das  Wollenamt  erst  im  Jahre  1387  offiziell  als 


')  A.  a.  0.  S.  544. 

*)  Schölten  a.  a.  O,  S.  543  Anmeik.  1. 

8)  Im  St.  zu  D.,  Stadt  Dinslaken  Nr.  2. 

4)  Vergl.  z.  B.  die  folgende  Stelle  in  der  Dinslakener  Urkunde: 
Item  alle  lantwerck  tu  maken  sunder  lyst  op  onssen  koer  als  wy  maken, 
uyt  gescheyden  dat  sy  daeryn  mögen  slaeu  wat  sy  hebben.  Der  entsprechende 
Artikel  (24)  der  Weseler  Wollordnung  (Zeitschr.  des  Bergisch.  Geschichts- 
Tereins  Band  9 S.  91)  lautet:  Item  alle  bntenwerck  ind  bynnenwerck  aal 
men  maken  snnder  lyste  up  den  koir,  alz  men  to  Woseil  maect,  uitge- 
scbeiden,  dat  elk  dairin  slaen  mach,  wat  hie  hevet. 
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Innung  anerkannt  worden  ist,  geht  eben  aus  der  vorhin  besprochenen 
Urkunde  als  unzweifelhaft  hervor;  bei  der  DinslaknerVerleihung 
hingegen  deutet  nichts  auf  einen  analogen  Sachverhalt.  Ganz  im 
Gegentheil  mancherlei  Gründe  sprechen  dafür,  dass  es  sich 
nur  um  die  Bestätigung  oder  Umgestaltung  älterer  Statuten 
handelt.  Für  diese  Auffassung  lässt  sich  namentlich  auch  der 
Umstand  geltend  machen,  dass  die  Schröder  der  Stadt  bereits 
im  Jahre  1399  eine  Bestätigung  ihrer  Amtssatzungen  durch 
Dietrich  von  der  Mark  erlangen.1)  Nun  ist  es  aber  in  allen 
Städten  unseres  Territoriums  eine  stets  wiederkehrende  Er- 
scheinung, dass  die  Schröder  erst  nach  den  Wollenwebern  zu 
einer  Innung  zusammentreten.  Mau  wird  daher  mit  gutem 
Grande  annehmen  dürfen,  dass  auch  die  Tuchmacher  in  Dins- 
laken zum  mindesten  bereits  vor  dem  eben  angegebenen  Zeit- 
punkt offiziell  als  Innung  anerkannt  waren.  Betrachtet  man 
unter  diesem  Gesichtspunkt  die  Verleihung  von  1412,  so  kommt 
man  zu  der  Vermuthung,  dass  Graf  Adolf  bald  nach  der  Wieder- 
vereinigung Dinslakens  — seine  Bestätigung  der  Privilegien  ist 
vom  27.  Februar  1404  — mit  seinem  Territorium,  den  Tuch- 
machern dort  einen  neuen  Amtsbrief  hat  geben  wollen  nach  dem 
Muster  dessen  seiner  getreuen  Stadt  Kalkar.  Mit  diesem  Beginnen 
ist  er  freilich  nicht  völlig  durchgedrungen,  es  wurden  vielmehr 
Statuten  vereinbart,  die  im  Wesentlichen  wohl  dem  älteren 
von  Wesel  abhängigen  Wüllenamtsbrief  entnommen  sind,  zum 
Theil  aber  sich  auch  an  die  Kalkarer  Vorlage  anlehnen.  Dass 
die  Uebereinstimmung  zwischen  den  Weseler  und  Dinslakner 
Statuten  so  und  nicht  etwa  aus  dem  Einfluss  des  Wüllenamtes 
der  kleineren  Stadt  auf  das  der  grossen  zu  erklären  ist,  liegt 
auf  der  Hand. 

Weniger  gnt  wie  über  Dinslaken  sind  wir  über  die  Woll- 
industrie der  anderen  kleineren  Städte  des  Landes  unterrichtet. 
Nur  zwei  — ich  möchte  sagen  zufällige  — Nachrichten  haben 
sich  erhalten.  Die  eine  betrifft  Sonsbeck,  jenen  kleinen  Markt- 
flecken zwischen  Xanten  nnd  Kalkar,  dessen  irdenes  Geschirr 
sich  mit  Recht  eines  so  grossen  Rufes  erfreute.  In  den  schon 
erwähnten  Statuten  des  Weseler  Wollenamtes  vom  Jahre  1452 
werden  die  „Sunsbeeekschen  laken“  neben  denen  von  Neuss, 


’)  Vergl.  unten  unter  Abschnitt  C. 
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Roermond,  Goch  und  Kalkar  als  ein  Artikel  geuannt,  der  von 
Weseler  Kaufleuten  auf  den  westfälischen  Tuchmärkten  ver- 
trieben wird.1) 

Offenbar  wird  man  annehmen  müssen,  dass  in  Sonsbeck, 
dessen  Oberhaupt  in  jurisdiktioneller  und  territorialrechtlicher 
Beziehung  Kalkar  ist,  auch  die  erprobten  Statuten  des  dortigen 
Wolle. lamtes  Eingang  gefunden  haben. 

Sehr  viel  weiter  zurück  reicht  die  zweite  Notiz,  die  die  Stadt 
Büderich  betrifft.  Unter  den  Tuchbändlem,  die  in  Wesel  im 
Jahre  1360  in  Strafe  genommen  werden,  weil  sie  mit  falschen  * 
Ellen  gemessen  haben,  sind  auch  ein  oder  zwei  — das  ist 
nicht  ganz  deutlich  — Bürger  von  Büderich.2) 

Alles  in  Allem  genommen  wird  man  wohl  behaupten  dürfen, 
dass  auch  in  den  anderen  kleineren  Plätzen  des  Territoriums, 
über  die  zufällig  nähere  Nachrichten  nicht  vorliegen,  also  etwa 
in  Kranenburg  oder  Griet,  im  14.  Jahrhundert  bereits  eine 
Tuchindustrie,  von  bescheidenem  Umfang  vorhanden  gewesen  ist. 


m. 

Die  Weseler  Wollordnung  vom  Jahre  1452. 

Vergleicht  man  die  Quellen,  die  für  die  Tuchmanufaktur 
im  fünfzehnten  und  sechszehnten  Jahrhundert  fliessen,  mit  dem 
Material  der  früheren  Zeit,  so  erscheint  die  Masse  der  Verordnun- 
gen der  Landesherren  und  der  autonomen  Aufzeichnungen  der 
Wollenämter  in  diesem  Zeitraum  als  ganz  unverhältnissmässig  viel 
bedeutender.  Jeder  Tuchplatz  will  nunmehr  eine  Wollordnung  haben, 
die  meist  gar  nicht  ausführlich  genug  sein  kann.  Ein  guter  Typus 
dieser  neueren  Kodifikationen  ist  z.B.dieder  Stadt  Wesel  (1452),  die 
gewissermassen  auch  der  Zeit  nach  den  Reigen  jener  Auf- 
zeichnungen eröffnet.  Es  folgen  Kalkar  (1471),  Rees, 
Emmerich  (1519),  Xanten  (1489),  Goch,  deren  Wollordnungen 


')  Zeitschrift  des  Bergisch.  Geschichtsvereins  Band  9 S.  95. 
J)  Unten  S.  642. 
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sämmtlich  in  die  letzten  Jahrzehnte  des  alten  und  die  ersten 
des  neuen  Jahrhunderts  fallen.  Um  noch  von  späteren  Kodificationen 
etwas  zu  erwähnen,  sei  bemerkt,  dass  im  Jahre  166  2 in 
Emmerich  neue  „articulen  ende  vorwaerden“  erlassen  werden, 
nach  denen  sich  die  Woll  weber  und  Strumpfstricker  richten 
sollen.1)  Dem  entspricht  in  etwas  an  Umfang  und  Inhalt  die 
interessante  und  ausserordentlich  eingehende  Ordnung  des 
„wullenamptes  binnen  Calcker“  von  1607,  die  trotz  ihrer  Weit- 
läuftigkeit  wenige  Jahre  später  alle  möglichen  Zusatzartikel 
nothwendig  macht.2) 

Wie  schon  hervorgehoben,  die  früheste  und,  man  möchte 
sagen,  die  am  besten  durchgebildete  Statutenkodifikation  ist  die 
Weseler  von  1452.  Auch  ist  das  schwerlich  ein  Zufall,  sondern 
wohl  mehr  der  Ausdruck  der  thatsächlichen  Verschiebung  in 
der  Betheiligung  der  einzelnen  niederrheinischen  Plätze  am 
Tuchhandel  und  an  der  Tuchfabrikation.  Allen  den  Vororten  der 
Wollindustrie  der  älteren  Periode — Goch,  Kalkar  und  Emmerich 
— hat  nunmehr  Wesel  in  gewissem  Sinne  den  Rang  abgelaufen 
Wesel,  dessen  Wollindustrie  früher  und  zum  mindesten  noch 
im  Jahre  1384,  offenbar  nicht  sehr  bedeutend  war.  In  der  Fest- 
stellung dieser  letzten  Thatsache,  des  späten  Aufschwungs  der 
Weseler  Tuchindustrie,  stimmen  alle  Beurtheiler  überein.  Mit 
Nachdruck  weist  Heidemann,  der  die  Weseler  Statuten  zuerst 
mitgetbeilt  hat,  darauf  hin,  dass,  wie  der  Weseler  Handel,  so 
auch  die  Tuchmanufaktur  erst  im  fünfzehnten  Jahrhundert  ihre 
Bliitlie  gehabt  habe.3)  Gerade  dieser  allgemeine  kommerzielle 
Aufschwung  des  Platzes  war  es  nun,  der  vor  allem  den  Weseler 
Wüllenwebern  und  naturgemäss  erst  in  zweiter  Linie  denen  der 
anderen  niederrtieinischen  Plätze  zugute  kam.  Auf  den  grossen  Tuch- 
märkten des  norddeutschen  Binnenlandes,  in  Osnabrück,  Münster, 
Dortmund,  Essen,  Soest,  aber  auch  in  Deventer  vertrieben  die  Weseler 
Kaufleute  die  Weseler  und  die  anderen  heimischen  Laken,  während 
z.  B.  dieGocher  ihre  Waaren  nicht  in  Deventer  selbst  absetzen,  son- 
dern sie  meist  auf  dem  heimischen  Markte  an  Grosshändler  von  dort 
losschlagen.  Nun  sind  aber  diese  Weseler  Exporteure  zum  grossen 


')  ltn  St.  zu  D.,  Cleve-llark,  Akten,  Städte,  Emmerich. 
a)  Vergl.  unten  S.  663. 

3)  Zeitschrift  des  bergischen  Ueschichtsvereins  Band  9 S.  87. 


Digitized  by  Google 


641 

Theil  selbst  Fabrikanten,  denn  die  grossen  Kaufleute  der  Stadt 
widmeten  sich,  wie  Reinliold  wahrscheinlich  gemacht  hat,  meist 
nicht  dem  Tuchgeschäft,  sondern  dem  Bier-,  Wein-  oder  Korn- 
handel. Aber  auch  da,  wo  diese  Kombination  nicht  zutrifft, 
wo  also  der  Händler  nicht  zugleich  Weber  ist,  kommt  seine 
Erfahrung  der  heimischen  Industrie  vorzüglich  und  zunächst  zu 
gute.  In  Wesel  können  daher  die  Tuchmacher  zuerst  den  An- 
forderungen folgen,  die  etwa  der  veränderte  Geschmack  an  den 
Handel  stellt.  Und  davon  abgesehen  sorgt  der  Egoismus  der 
mittelalterlichen  Stadtwirthschaft  ohnehin  dafür,  dass  die  Weseler 
Laken  vor  allem  Absatz  finden  und  hohe  Preise  erzielen.  Das 
zeigt  ganz  deutlich  der  Artikel  der  Statuten,  der  von  dem 
Tuchverkauf  auf  fremden  Märkten  berichtet.  Da  sind  es  denn 
vornehmlich  drei  Sorten,  die  in  Betracht  kommen:  1)  englische 
und  brabantsche  Stoffe,  2)  Weseler  und  3)  die  übrigen  Laken 
aus  dem  Lande  zwischen  Niederrhein  und  Maas.  Die  beiden 
letzteren  waren  ursprünglich  au  Qualität  wohl  wenig  von  einander 
verschieden  gewesen.  Nach  der  Goeher  Wollordnung  war  in 
Wesel  wie  in  den  übrigen  Plätzen  in  der  älteren  Periode 
zumeist  gearbeitet  worden.  Möglich  ist  es  ja  nun  immerhin,  dass 
zurZeit  der  Abfassung  der  grossen  Weseler  Statuten  (1452)  die 
dortigen  Tuche  bereits  die  anderen  rheinischen  an  Güte  übertrafen, 
jedenfalls  ging  man  in  Wesel  von  der  Annahme  aus.  Nun  waren  die 
englischen  und  brabantschen  Stoffe  durch  ihre  Farbe  vor  den 
beiden  anderen  ausgezeichnet  und  also  mit  ihnen  nicht  zu  ver- 
wechseln, wohl  aber  lag  diese  Gefahr  bei  den  Weseler  und 
niederrheinischen  Laken  nahe.  Daher  verlangte  man  im  Interesse 
der  heimischen  Produktion  nicht  nur  eine  räumliche  Trennung, 
vielmehr  sollte  über  dem  Platz,  an  dem  die  niederrheinischen  Tuche 
lagerten,  noch  ein  Brett  aufgehängt  werden  mit  der  Aufschrift : 
Dit  en  synt  geenWeselsche  lakeu.  Die  Märkte,  auf  denen  die 
AVeseler  Tuchhändler  die  Stoffe  von  Neuss,  Roermond,  Goch, 
Kalkar,  Büderich  und  Sonsbeck  um  die  Mitte  des  fünfzehnten 
Jahrhunderts  verkaufen,  sind,  wie  schon  früher  erwähnt,  vor  allem 
Deventer,  Münster,  Osnabrück,  Soest,  Dortmund  und  Essen.1)  Mag 

')  Hei  de  mann  a.  a.  U.  S.  95:  Item  die  burger  ind  ingesetene  to 
Wesell  sullen  geen  vremde  körte  laken,  die  to  Wes  eil  nyet  gemaict  eu 
synt,  dat  weren  Xusschen,  Ruernmndschon,  Goehschen,  Kalkerschen  off 
Sun8beckschen,  off  wat  laken  dat  weren  van  körten  laken,  veil  off  staende 

Liiiej  ans,  Mcderrbftiniiches  Stidt«we*on  im  MittelAJter.  41 
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Heidemann  nun  auch  Recht  haben,  wenn  er  behauptet,  dass  erst 
im  fünfzehnten  Jahrhundert  die  Weseler  Tuchindustrie  zu  voller 
Bliithe  gelangt  sei,  unzweifelhaft  ist  der  Weseler  Markt  schon 
ein  Jahrhundert  früher  die  Hauptniederlage  der  niederrheinischen 
WollenstofFe.  Das  ergiebt  sich  schlagend  aus  einer  bereits 
angeführten  Notiz  im  über  plebiscitorum.  Dort  heisst  es,  dass 
man  im  Jahre  1360  eine  Revision  derMaasse  angeordnet  habe, 
die  auf  dem  Markt  gebraucht  worden  seien.  Die  Namen  derer, 
deren  Ellen  bei  diesem  Anlass  als  zu  kurz  befunden  worden 
sind,  werden  genannt.  Da  finden  sich  nun  Tuchkaufleute  aus 
Dorsten  und  Haltern  in  Westfalen,  vor  allem  aber  sind  die  am 
Rhein  gelegenen  Städte,  wie  Rees,  Kalkar,  Büderich  und  Em- 
merich, betheiligt.’) 

Betrachtet  man  nun  die  Statuten  selbst,  so  ist  auffällig, 
wie  geringe  Aufschlüsse  sie  für  die  einzelnen  Gruppen  von 
Arbeitern  innerhalb  des  Wollenamtes  geben.  Zwar  behauptet 
Heidemann,  es  habe  Wollhändler,  Tuchwirker,  Tuchfärber,  Tuch- 
scheerer  und  Tuchhändler  umfasst,  genannt  aber  werden  alle 
diese  Kategorien  jedenfalls  nicht.  Vielmehr  beziehen  sich  die 
63  Artikel  fast  lediglich  auf  die  einzelnen  Stadien  der  Fabrikation, 
auf  die  Qualität  der  Wolle,  die  verarbeitet  wird,  auf  das 


hebn  by  Weselschen  laken,  die  to  Wesel  gemact  synt,  in  enigerley  inaret, 
dat  sy  to  Deventer,  to  Munster,  to  Osenbrugh,  to  Soist,  to  Dorpmund,  to 
Essen  off  in  wat  rnarct  dat  sy;  dieselve  burger  off  ingeseten  to  Wesel  en- 
heb  baren  der  stede,  dair  bie  die  vreemde  körte  laken  staen  heret.  eyn 
breet  bangen,  deir  klairlick  in  gescreven  stac:  „Dit  en  synt  geen  Weselscbe 
laken“,  up  at  nyemant  darmede  bedraegen  en  werde.  Vergl.  übrigens 
über  den  Handel  mit  Weseler  Laken  in  Osnabrück  Höblbaum  im  Han- 
sischen Urkundenbuch.  Band  3 S.  476  Anmerk. 

')  Im  jüngeren  Bürgerbuch  i.  St.  z.  D.,  (Stadt  Wesel  Caps.  38  Nr.  5} 
Bl.  163:  Anno  domini  M°CCC°  sexagesimo  die  beate  Katerine  magister 
civium,  scabini  et  consules  Wcselenses  receperunt  ulnas  mercatorum  ad 
examinandum.  Tune  hii  principales,  qui  infrascripti  sunt,  habuerunt  ulnas 
breviores,  quam  sit  ulna  opidi  pendens  in  ecclesia  . . . fritno  Gerardus  de 
Aldenkerken  . . . Item  Hcnricua  Bonbare  etc.  de  Dorstene  et  Gerardus 
Frencze  de  Reys  . . . Item  Wilhelmus  de  Werden  de  Kalker  . . . Item  Gerardus 
de  Halderen  et  junior  Gos.  van  der  Stege  de  Kalker  . . . Item  Nycolaus 
Vresenson  de  Buderic  et  Wolterus  . . . Item  Gerardus  de  Embrica  habuit 
brevem  ulnain  et  proinisit  emendare,  ut  supra,  sub  testimonio  Gerardi  Greve, 
Henrici  Orsoy,  Henrici  Lubberti  scabinorum. 
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Kämmen,  auf  das  Weben  und  auf  das  Besiegeln  der  fertigen 
Laken.  Ausser  den  vier  Werkmeistern  sind  zwei  Einleger  und 
ein  Stockträger  verpflichtet,  darüber  zu  wachen,  dass  alle  Vor- 
schriften der  Statuten  beachtet  werden.  Von  ihnen  sind  es 
wieder  die  Einleger,  die  die  Aufsicht  über  den  Handel  mit 
Wolle  und  deren  Verwendung  unter  sich  haben.1)  Einige  Be- 
stimmungen gehen  ferner  auf  das  Lehrlingswesen.  Wer 
Meister  werden  will,  muss  eine  Lehrlingszeit  von  vier  und  eine 
Gesellenzeit  von  mindestens  zwei  Jahren  hinter  sich  haben. 
Durchaus  singulär,  wenigstens  in  unserem  Territorium,  ist  das 
Verbot,  jemanden  zum  Lehrling  anzunehmen,  der  nicht  im 
Lande  Cleve  oder  Dinslaken  gebürtig  ist.  Zum  Schutz  der 
heimischen  Fabrikation  ist  wohl  der  Artikel  (35)  vereinbart, 
der  das  „Recken  und  Polieren“  von  fremden  Fabrikaten  in 
Wesel  nur  ganz  ausnahmsweise  gestatten  will.2) 

Fragt  man  nach  dem  Grunde  der  geringen  sozialen 
Differenzirung  der  im  Wüllenamt  vereinigten  Elemente,  so  bietet, 
meine  ich,  hier  das  Ergebniss,  zu  dem  Reinhold,  wie  schon  er- 
wähnt, gekommen  ist,  den  Schlüssel  des  Verständnisses.3)  In 
Plätzen  wie  Emmerich  und  Cleve  sind  es  die  vornehmen  Patrizier 
und  Rathgeschlechter,  die  den  Tuchhandel  mit  Vorliebe  betreiben, 
in  Wesel  hingegen  ist  das  Ansehen  der  Tuchhändler  verglichen 
mit  dem  der  Grosskaufleute  in  Wein,  Bier  etc.  verhältnissmässig 
gering.  !Xur  selten  erscheinen  sie  als  Rathsmitglieder  und  in 
den  Steuerlisten  werden  ihre  Leistungen  von  denen  der  übrigen 
Händler  weit  übertroffen.  Der  soziale  und  politische  Unter- 
schied zwischen  den  einzelnen  Gruppen  innerhalb  der  Wollen- 
weberzunft  war  also  von  vorn  herein  minder  gross  wie  sonst 


’)  A.  a.  O.  S.  96:  Item  sali  men  kiesen  alle  jair  twe  berve  manne, 
die  by  oren  eden  ind  witsehap  verwaren  sullen,  so  wanneer  eenscherige 
wolle  verkofft  wort,  dat  sie  dan,  alz  ueu  die  wegen  sali,  inlegn  sollen 
wolle  die  koipinans  guet  were;  ind  die  geen  koipmans  guet  ea  were,  der 
ensullen  sie  nyet  inleggen. 

2)  Hei  de  manu  a.  a.  O.  Band  9 S.  98:  Item  wie  laken  reckten  off 
polierdeu,  die  bynnen  Wesel  nyet  gemaict  enweren,  die  briet  eyn  marck  so 
vaick,  alz  hie  dat  dede,  dat  en  geschieden  dan  myt  willen  b u r g e r 
meisters,  scepene  ind  raitz  to  Wesell. 

aJ  Reinhold.  Verfassuugsgeschichte  Wesels  S.  46ff.  und  sonst. 
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wohl.  Dem  mag  es  zuzuschreiben  sein,  dass  ein  wirklich 
scharfer  Gegensatz  sich  nicht  herausbildete.  Daher  stehen  in 
der  zweiten  Hälfte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  die  Schröder 
der  heterogenen  Masse  des  Personals  des  Wüllenamtes  völlig 
isolirt  — also  nicht  verstärkt  durch  Gewandleute,  Scheerer 
oder  Gewandschneider  — als  einfache  Kleidermacher  oder 
Schneider  im  heutigen  Sinn  des  W ortes  gegenüber.  — *) 

In  dieser  Beziehung  findet  man  nun  in  Cleve  durchaus 
anders  geartete  Verhältnisse  vor.  Die  Hauptquelle  für  die 
Beurtheilung  der  sozialen  Stellung  der  dortigen  Weber  und 
Tuchhändler  sind  iudessen  nicht,  wie  man  erwarten  sollte,  die 
zahlreichen  Zusätze  und  Verordnungen  in  dem  schon  erwähnten 
Amtsbuch  der  Wüllenweber2),  sondern  einzelne  Artikel  in  dem 
alten  Clever  Stadtrechte  aus  dem  zweiten  Viertel  des  fünf- 
zehnten Jahrhunderts,  die  meist  das  städtische  Accise- 
wesen  betreffen.  Hinzukommt  der  Amtsbrief  der  Gewand- 
schneider, Schröder  und  Tuchscheerer,  der  1458  erneuert  wird?) 

In  älteren  Handschriften  des  Stadtrechtes  (1430  — 1450) 
werden  nämlich,  wie  später  näher  ausgeführt  werden  soll,  elf 
Gilden  genannt,  in  die  die  Bürgerschaft  eingetheilt  ist.  Die 
„Nahrungen“,  die  in  technischer  oder  sozialer  Beziehung  ein- 
ander verwandt  sind,  bilden  in  der  Regel  eine  Gilde  für  sich. 
Da  ist  es  nun  charakteristisch,  dass  im  Gegensatz  zu  Wesel 
die  am  Wollgeschäft  betheiligten  Gruppen  nicht  mehr  zu  einem 
Verbände  vereinigt  sind.  In  der  einen  Gilde  sind  die  vor- 
nehmeren Elemente,  nämlich  die  Gewandschneider,  die  Schröder 
und  die  Tuchscheerer,  in  der  anderen  sitzen  die  Gewandmacher, 
die  Wollweber  und  die  Walker.4)  Erinnern  wir  uns  nun  an 


')  Wenn  iudessen  He  in  hold  den  Export  an  Wcseler  Laken  für  das 
Jahr  1453  a.  a.  0.  S.  49  auf  nur  1032  Stück  Tuch  berechnet,  während,  wie 
er  selbst  bemerkt,  Bergrath  auf  Grund  ziemlich  zuverlässiger  Thatsachen 
die  Gocher  Fabrikation  im  Jahre  1428  auf  5140  Stück  schätzt,  so  liegt 
auf  der  Hand,  dass  entweder  die  eine  oder  die  andere  Zahl  unrichtig 
sein  muss. 

-)  Vergl.  die  Auszüge  bei  Schölten,  Geschichte  der  Stadt  Cleve 
S.  544  ff. 

3)  A 77  im  St.  zu  Cleve,  Bl.  105. 

4)  Vergl,  das  Verzeichniss  bei  Schölten,  Geschichte  der  Stadt 
Cleve  S.  539. 
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die  früheren  Erörterungen  über  die  Emmericher  Zustände,  so 
hat  die  Vermuthnng  vieles  für  sich,  dass  eben  jene  Gruppen, 
die  dort  schon  im  Jahre  1353  unter  dem  Kollektivnamen  der 
Gewandleute  zusammengefasst  werden,  auch  in  Cleve  schon 
lange  Zeit  hindurch  (jedenfalls  längst  vor  1458)  sieh  zu  einem 
engeren  Verbände  zusammengefunden  haben. 

Uebrigens  verdient  es  gleichwohl  Beachtung,  dass  in  Cleve 
die  übliche  Kollektivbezeichnung  nicht  „Gewaudleute“  oder 
„Gewandschneider“  lautet,  vielmehr  heisst  das  Amt  das  der 
Schröder.  So  steht  über  der  Kopie  des  1458  erneuerten  Amts- 
briefes in  einer  Stadtrechthandschrift:  Van  eynre  cedulen  den 
schraederen  antreffende.1)  Sonst  erfährt  man  aus  diesen  Statuten 
nur  wenig  über  die  Organisation  der  Gilde,  die  sich  in  ihren 
Rechten  und  Pflichten  kaum  von  den  zehn  anderen  entsprechenden 
Verbänden  der  Stadt  Cleve  unterscheidet.  Wohl  aber  zeigen 
einige  Notizen  in  den  Stadtrechtshandschriften,  dass  seit  Alters 
von  dem  Magistrat  alb;  möglichen  Veranstaltungen  getroffen 
waren,  um  den  Unterschied  zwischen  der  Schröder-  und 
Wollen webergilde  aufrecht  zu  erhalten. 

Zwar  findet  sich  nirgends  die  Nachricht,  dass  der  Gewand- 
schnitt als  solcher  ein  Monopol  sei,  das  nur  von  Mitgliedern 
eines  bestimmten  Verbandes  geübt  werden  dürfe,  thatsftchlicb 
aber  laufen  die  Anordnungen  des  Stadtrechts  auf  dies  und 
nichts  anderes  hinaus.  Es  ist  nämlich  in  Cleve  nur  der  Engros- 
verkauf selbstgefertigter  Tücher  abgabenfrei.  Für  jeden  anderen 
Tuchvertrieb  müssen  besondere  Taxen  entrichtet  werden.'2)  Will 

*)  Dass  es  sieh  thatsächlich  um  eine  Erneuerung  und  nicht  um  eine 
erstmalige  Verleihung  von  Statuten  handelt,  zeigt  der  Schlusssatz:  D.vt 
voirsereven  averdrach  dyss  gyldes  voirscreven  is  vernyhet,  verklcert  ende 
verschickt  in  den  jair  onss  lieren  u.  s.  w.  Dass  übrigens  wenigstens  hier 
und  da  einiges  geändert  worden  ist,  dafür  spricht  der  folgende  Artikel:  Ind  wy 
aldus  meisterye  halden  sali,  die  sali  thoe  voeren  den  gyldemeysteren  gheven 
nu  voirtan  na  datum  deser  cedulen  in  behueff  des  gylden  eynen  Wilhelmus 
gelreschen  gülden  . . . Ind  soe  wat  voir  datum  deser  cedulen  van  denselven 
punct  gesät  ende  geschickt  is  geweest  ind  noch  nyet  betailt  en  weer,  dat 
sali  gaen  as  dat  voir  gesät  is. 

a)  Handschrift  des  Stadtrechts  im  St,  zu  D.  A 76  Bl.  33:  So  wie  van 
onBen  borgeren  selve  bynnen  der  stat  gewant  maicten  ende  reiden,  dat  sie 
heel  verkopen,  dairaff  onsoilen  sie  gecn  assysc  geven;  dan  snyden  sie  solve 
die  selve  laken,  so  soilen  sie  oer  stede  nemen  ind  golden,  als  voirscreven 
is,  ind  dairtoe  die  assysse  van  den  lakeuen  as  die  gelegen  is. 
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nun  (1er  Wollenweber  sein  eigenes  Fabrikat  ausschneiden,  so 
muss  er  wie  jeder  andere  im  Kaufhaus  eine  Stätte  miethen 
und  den  Miethbetrag  von  zwölf  Schilling  bezahlen.1)  Ausser- 
dem aber  hat  jeder,  der  Gewand  schneidet,  von  jedem  Stück 
die  Accise  zu  leisten.  Die  beläuft  sich  bei  einem  langen  Laken 
auf  abermals  je  zwölf  Schilling.  Von  kurzen  Laken  von  jen- 
seits der  Maas  ist  der  Betrag  auf  die  Hälfte  dieser  Summe  ge- 
setzt. Endlich  soll  ein  kurzes  Stück  Tuch  von  diesseits  der 
Maas  nur  3 Schilling  als  Accise  geben.2)  Beim  Engrosverkanf 
ist  von  allen  diesen  Tuchen  nur  die  Hälfte  der  eben  erwähnten 
Accisesätze  zu  zahlen.3)  Die  Aufsicht  führen  die  Rentmeister, 
denen  jedes  Stück,  das  zum  Verkauf  kommt,  gezeigt  werden 
muss,  worauf  sie  es  in  ihr  Verzeichniss  eintragen. 

Besondere  Massnahmen  sind  endlich  für  den  Jahrmarkt  ge- 
troffen. Dass  auf  dem  Clever  Jahrmarkt  der  Tuchhandel  eine 
Hauptrolle  spielt,  w'urde  bereits  berührt.  Jeder  Fremde,  der 
dann  Tuch  schneiden  will,  soll  ein  Stättegeld  von  3 Schilling 
entrichten.4)  Wer  von  den  fremden  Kaufleuten  einen  Platz  im 
Gewandhaus  miethet  und  dennoch  nicht  seine  Stoffe  ausschneidet, 
ist  nur  zur  Hälfte  des  eben  genannten  Betrages  verpflichtet. 
Uebrigens  muss  der  Kaufmann,  der  sich  die  Berechtigung  zum 
8chnitt  erworben  hat,  ausserdem  für  jedes  Stück*,  das  er  im  Ganzen 


l)  Der  allgemeine  Grundsatz  über  die  Belastung  des  Tuchhandels,  von 
der  die  Tuchmacher  also  theilwoise  befreit  sind,  lautet:  Soe  alss  van  alds 
van  onsen  voiralderen  an  ons  voirt  gekomen  is,  soe  soilen  alle  borgere  der 
etat  van  Cleve,  die  gewant  snyden  ende  verkopen,  oer  stede  nemen  ende 
hebn  op  der  »tat  gewanthuyss,  dairvau  sie  jairlix  der  stat  geven  soilen  ilker 
twelff  schillingb. 

a)  Voirt  so  soilen  sie  geven  to  assyson  van  enen  langen  laken  van 
wat  lande  dattet  sy  to  snede  verkocht  twelff  schillingli  . . .;  item  van  enen 
körten  laken  van  geen  syde  der  Masen  sali  men  geven  to  aasysen 
Bess  schillingh  . . .;  voirt  van  enen  körten  gevarweden  laken  van  dese  »yde 
der  Masen  sali  men  geven  to  assysen  drie  schill , item  van  witten  ind  grawen 
van  dese  syde  der  Masen  sal  meu  geven  van  den  alingen  laken  achttien 
penningh. 

3)  Ind  to  weten,  dat  men  van  allen  dosen  laken  voirscreven  sonder 
snyden  heel  verkocht,  sal  men  geven  halve  assyse  voirscreven. 

*)  Voirt  so  is  gewaeude  ind  heerkomen,  dat  soe  wie  in  den  jairmercten 
van  buten  ind  vremden  koepluden  mit  synen  gewande  to  snede  steet,  sali 
geven  van  synre  stede  drie  schillingh. 
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verkauft,  „van  ilker  lialven  laken“,  zwei  Pfennige  „to  stryken“ 
geben.1)  Der  doppelte  Betrag  an  Strickgeld  (d.  h.  Gebühr  für 
das  Messen)  wird  von  den  butenluden  gezahlt,  die  nicht  das 
Schneiderecht  erworben  haben.  Es  mag  diese  Erhöhung  als 
Aequivalent  dafür  angesehen  worden  sein,  dass  die  fremden 
Engrostuchhändler  nur  zu  der  Hälfte  des  für  die  Gewand- 
schneider üblichen  Stättegeldes  verpflichtet  sind.2) 

Den  fremden  Kaufleuten  stehen  auf  dem  Jahrmarkt  die 
einheimischen  Weber  und  Händler  als  besser  berechtigt  gegen- 
über. Für  sie  scheint  der  Schnitt  zu  dieser  Zeit  völlig  frei 
gewesen  zu  sein,  nur  beim  Engroshandel  sind  sie  zu  zwei 
Pfennigen  to  stryken  für  das  halbe  Laken  verpflichtet/1)  Aus- 
drücklich wird  zum  Schluss  hinzugefügt,  dass  alle  die  Be- 
stimmungen von  denen  gelten,  die  oer  Steden  hebn  in  der  stat 
husen,  d.  h.  also  in  dem  städtischen  Gewandhanse.4)  lieber 
die  anderen,  die  auf  der  Strasse  ausserhalb  der  städtischen 
Verkaufshallen  ihre  Stoffe  feil  halten  (op  ten  strafen  buten  der 
stat  husen)  und  sich  selbst  „beschoeren  ende  bekramen“,  fehlen 
nähere  Angaben;  doch  wird  gesagt,  dass  ihnen  von  den  eben 
angeführten  Sätzen  etwas  nachgelassen  werden  soll.5) 

')  Dan  weert  Bake,  dat  die  selve  alsdan  entlieh  gewant  lieel  verkochte, 
dairaff  aalt  hie  to  stryken  geven  vau  ilker  halven  laken  twe  penningh 
gelyck  horgeren  off  bynnenludcn. 

a)  Dan  wie  van  denselven  bntenluden  een  stede  hevet  ende  nyet  to 
snede  ensteet,  mer  heel  verkoept,  sali  geven  van  der  stede  achtein  penningh, 
ind  van  ilken  halven  laken  to  strycken  vier  penningh. 

*)  Vergl.  die  eingehenden  Bestimmungen  Uber  das  Strickamt  in  Nym- 
wegen:  Die  voirwaerden  van  den  reep  ende  stryckampt.  A 248  im  St 
su  D.  Bl.  184. 

4)  Es  verdient  Beachtung,  dass  in  Geldern  (oder  ist  Arnheim  gemeint?) 
die  Zahl  der  Gewandstätten  sich  auf  siebsehn  beläuft;  sie  geben  einen  jähr- 
lichen Zins  von  2 Mark  und  S Denaren,  während  de  kameren  ornbt  gewant- 
huys  zusammen  nur  18®  '/,  Schilling  bringen.  Vergl.  Henrichs,  Die  ehe- 
maligen Innungen  der  Stadt  Geldern  S.  28. 

5)  Die  soilen  billix  van  den  voirscreven  stedegelde  wat  genaden  hebn. 
Daran  reiht  sich  folgender  Schlusssatz  an:  Men  sali  voirt  weten,  dat  soe 
wie  van  bynne  uyten  merct  toege  sonder  syn  stedegclt  to  betalen,  wanneer 
oen  dat  van  den  rentmeister  der  stat  geeisscht  ende  op  gescreven  weer, 
broicten  hie  der  stat  tot  synen  stedegelde  voirscreven  drie  marcke,  dairumb 
die  borgermeister  van  der  stat  weeen  denselven  vervolgen  sali  ende  mach 
mit  reebt. 
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Offenbar  ist  diese  Acciseordnung,  die  den  Uebertritt  aus 
der  Gilde  der  Tuchmacher  in  die  der  Schröder  als  sehr  einfach 
erscheinen  lässt,  vereinbart,  nachdem  beide  Verbände  sich 
von  einander  losgelöst  hatten.  Sie  bekundet,  dass  beide  Theile 
sich  minder  schroff  gegenüber  stehen,  als  es  wohl  in  Emmerich 
der  Fall  war.  Sind  doch  die  Schröder,  die  in  Cleve  das  Gros 
der  Tuchhändler  bilden,  in  Emmerich  zweifellos  das  minder 
vornehme  Element  in  der  Innung  der  Gewandleute.  — ') 

Und  in  Emmerich  hatten  sich  in  der  Zwischenzeit  nun 
auch  die  Wüllenweber  abermals  differenzirt.  Das  zeigt  eine 
Verordnung  des  dortigen  Magistrats  für  dieses  Amt  vom 
Jahre  1396.  Darin  wird  wiederholt,  was  derjenige  treiben 
soll  und  treiben  darf,  der  Mitglied  der  Gilde  ist.  In  den  yrsten 
— heisst  es  da  — soc  sali  dat  gilt  des  wullenamptz  vurscreven 
voirt  gehaldeu  ind  gewart  wesen  . . . van  alle  denghoenen,  die 
uieisterie  hielden  off  deden  myt  wevegetauwen,  myt  verven  off 
myt  vollen;  ind  die  sullen  dat  gilde  halden  ind  waeren  in  oere 
aide  gewoenten  ind  rechten.  Weber,  Färber  und  Walker  sind 
also  gegen  Ende  des  vierzehnten  Jahrhunderts  die  drei  Haupt- 
gruppen  innerhalb  des  Emmericher  Wüllenamtes.  Was  die 
Weber  im  engeren  Sinne  des  Worts  anbelangt,  so  erfährt  man 
aus  demselben  Dokument,  dass  das  Amt  die  Lein-  und  Woll- 
weber  zu  Mitgliedern  zählt.  Sonst,  findet  man  vorläufig  nichts 
über  die  Stellung  der  verschiedenen  Gruppen  zu  einander.  Die 
nächste  Nachricht  ist  fast  hundert  Jahre  jünger;  sie  steht  in 
der  ordinantie  van  der  drapeiryen  des  wullenweveramptz  bynnen 
Emerick  vom  Jahre  1489.  Ausser  den  Walkern,  den  Webern 
und  Färbern  werden  jetzt  noch  Spinner  und  Kämmer  als  be- 
sondere Gruppen  genannt.  Offenbar  stehen  in  sozialer  Hinsicht 
die  keymstere  und  die  spynstere  unter  den  Walkern,  Färbern 
und  einem  Theile  der  Weber.'-)  Manche  Bestimmungen  zeigen. 

*)  Aehnliche  Verhältnisse  wie  für  Wesel  wird  man  späterhin  für  Xym- 
wegen  voraussetzen  dürfen.  Vergl.  die  schon  oben  ;S.  633)  mitgetheilte 
Stelle  bei  van  Hasselt,  Arnhemsche  oudheden,  Deel  1 S.  161.  Vergl.  ferner 
für  Nymwegen  die  Handschrift  im  St.  zu  D.  A 248  Bl.  164  ff.  und  jetzt 
Stadtrechten  (Oude  vaderlandsche  rechtsbronnen,  erste  Reihe  Band  1 1)  S.  30  ff. 

*)  Dass  ein  Theil  der  Weber  für  Lohn  arbeitet,  zeigt  z.  B.  folgender 
Artikel:  Item  die  wever  sali  van  eyn  der  bester  laicken  toe  weven  hebu 
XI  sturer,  van  den  middelsten  laick  X stnver,  ind  van  den  siechten  laick 
VIII  stuver. 
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dass  sie  die  Lohndiener  jener  vornehmeren  Klassen  sind.  Dem- 
gemäss wird  verboten,  den  Kämmern  und  Spinnern  höheren 
Lohn  zu  geben,  als  von  Amts  wegen  bestimmt  ist.  Auch  soll 
der  ausbedungene  Betrag  nicht  eher  ausbezahlt  werden,  als  bis 
er  verdient  ist.1) 


IV. 

Zur  Geschichte  der  kalkarer  Tuehindustrle. 

Abgesehen  vielleicht  von  Emmerich  ist  Kalkar  die  einzige 
clevische  Stadt,  in  der  man  die  Geschichte  der  Wollweberei  von 
den  ersten  Anfängen  an  bis  in  das  17.  Jahrhundert  hinein  un- 
unterbrochen verfolgen  kann.  Wie  schon  erwähnt,  der  grosse 
Wüllenweberbrief  vom  Jahre  1342  wurde  1368  wiederauf  zwanzig 
Jahre  bestätigt.  Wird  diesmal  noch  der  gesammte  Inhalt  in 
das  neue  Dokument  übernommen,  so  begnügt  man  sich  später- 
hin bei  gleichem  Anlass  mit  dem  einfachen  Hinweis  auf  die 
Statuten,  die  sich  also  als  eine  selbstständige  Aufzeichnung 
weiter  entwickeln.  So  geschah  es  1450  und  so  auch  im  Jahre 
1471.2)  Nur  eine  einzige  Neubestimmung  von  Belang  ist  in 
jener  ganzen  Zeit  zu  dem  alten  Bestand  hinzugekommen.  So 
wichtig  erschien  sie,  dass  man  sie  im  Jahre  1386  dem  Grafen 
Adolf  von  Cleve  zur  Bestätigung  unterbreitete.  Niemanden, 
der  in  der  Stadt  und  Freiheit  von  Kalkar  angesessen  ist,  soll 


')  Item  nycmant  vati  disen  ampt,  dat  sy  wever,  voller  offte  verwer 
ensall  den  keymsteren  off  den  spynsteren  toe  voeren  enich  loen  geven,  tlien 
sy  irst  verdient. 

s)  Die  Urkunde  vom  31.  Januar  1450  lautet:  Lieve  getruwen.  Also 
gy  ons  onlangs  avermitz  uwe  vrunde  gebeden  hobt  umb  u to  gunnen  des 
wullenamptz  bynnen  onsser  stat  Kalker  to  gebruken,  als  gy  gewoenlicken 
plegen  to  wesen  etc.,  so  gunnen  wy  u dess  umb  uwe  beden  will  bis  tot 
onson  ind  onsser  erven  ind  nakomelingen  wiederseggen  Gegeven  to  Cleve 
dess  saterdaeges  post  festum  conversionis  sancti  Pauli  etc.  quinquagesimo. 
Lagerbuch  der  Stadt  Kalker  A Litt  A rol.  I S.  Gl. 
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es  erlaubt  sein,  fremdes  Gewand  zn  importircn,  und  in  der  Stadt 
— wird  man  ergänzen  dürfen  — im  Ausschnitt  zu  verkaufen,  es  sei 
denn,  dass  er  während  der  nächsten  sechs  Wochen  oder  während 
eines  näher  zu  verabredenden  Zeitraums  ebensoviel  gefärbtes 
Gewand  — das  von  anderen  oder  von  ihm  selbst  in  Kalkar 
gewirkt  ist  — seinerseits  exportirt.1) 

Der  Sinn  der  Bestimmung  liegt  auf  der  Hand:  der  heimische 
Konsum  wird  auf  die  heimische  Fabrikation  angewiesen,  und  um- 
gekehrt. Wer  gleichwohl  das  Prinzip  durchbricht  und  Qualitäts- 
tuche einfUhrt,  muss  den  Schaden,  den  er  dergestalt  den  anderen 
Produzenten  zufügt,  dadurch  wieder  gut  machen,  dass  er  den 
heimischen  Markt  um  dasselbe  Quantum  entlastet,  das  er  ihm 
sozusagen  illegitimer  Weise  zugeführt  hat.  Die  Massregel  lässt 
erkennen,  dass  in  Kalkar  die  Interessen  der  Tuchindustrie  stärker 
sind  als  die  des  Tuchhandels  oder  doch  des  Importgeschäftes. 
In  Orten  wie  Emmerich,  Nymwegen  und  Cleve  kann,  wie  wir 
wissen,  jeder,  der  die  Vorbedingungen  erfüllt,  fremde  Stoffe  im 
Grossen  oder  im  Kleinen  nach  Belieben  auf  den  Markt  werfen. 
Andererseits  zeigt  die  Verordnung,  dass  in  Kalkar  die  Pro- 
duktion so  mannigfach  ist,  dass  sie  in  der  Regel  allen  Bedürf- 
nissen des  consumirenden  Publikums  genügt.2)  Vor  allem  wichtig 
aber  ist  der  Fingerzeig,  den  man  durch  die  Thatsacbe  erhält,  dass 
in  der  Urkunde  vorausgesetzt  wird,  der  Händler,  der  Importeur, 
sei  in  vielen  Fällen  selbst  Tuchfabrikant.  Zum  mindesten 


')  Orig.  Perg.  im  St.  zn  Kalkar  ohne  Ordnungsnummer:  Dat  nyemant 
die  bynnen  onser  vrieheyt  onser  voirgnanten  stat  wonachtich  is  eynich 
vreemdt  ghewant  halen  sal  noch  copen  oich  om  eynich  guet  buten,  ten 
weer,  dat  hie  alsoe  mennych  ghevarwct  doicke  dair  weder  cochte,  dat  dair 
bynnen  ghemaeket  weer,  off  ten  weer,  dat  hie  alsoe  mennych  ghevarwet 
doicke  dair  weder  maecten  bynnen  eenre  bescheidenre  tyt,  als  onaen  burger- 
meyster,  schepenen  ende  raden  van  Calker  ende  denghenen.  die  aen  ampte 
syn  . . .,  duncket  dat  redelich  ende  bescheidelich  sy.  Dass  in  dem  Falle,  der 
hier  ins  Auge  gefasst  ist,  an  den  .Ausschnitt“  fremden  Tuches  gedacht  ist, 
zeigt  Artikel  61  der  Wüllenamtsordnung  vom  Jahre  1607,  der  den  Inhalt 
der  Urkunde  vom  Jahre  1386  reproduzirt;  da  heisst  es  ausdrücklich,  dass 
der  Betreffende  das  fremde  Tuch  einführt:  veil  to  hebben  und  nt  to 
schneiden. 

a)  Vergl.  die  Bestimmungen  der  Acciseordnung  von  1394  im  Stadt- 
buch Bl.  1 ff. 
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für  Kalkar  wird  dadurch  ausser  Zweifel  gestellt,  dass  der  Ein- 
und  Ausfuhrhandel  mit  fremden  Stoffen  zum  grossen  Theil  von 
den  grösseren  Tuchindustiiellen  betrieben  wird.  Dergestalt 
gewinnt  die  vorhin  vorgetragene  Ansicht,  in  Emmerich  seien 
noch  vor  dem  Jahre  1353  und  in  Cleve  noch  etwa  um  dieselbe 
Zeit  die  Schröder  und  Gewandschneider  Mitglieder  des  Wfillen- 
amts  gewesen,  eine  neue  Stütze. 

Und  Dem  entspricht  nun,  was  man  auch  sonst  von  der 
sozialen  Gliederung  der  Tuchmacher  in  Kalkar  weiss.  Die 
Differenzirnng  der  einzelnen  Gruppen  vollzieht  sich  in  dieser 
Wollenweberstadt  — ebenso  wie  in  dem  benachbarten  Goch  — 
verhältnissmässig  spät.  Dafür  liefert  die  Kalkarer  Wollordnung 
vom  Jahre  1471  einen  Beweis,  indem  sie  in  der  Tuchindustrie 
eigentlich  nur  zwei  Kategorien  von  Arbeitern  kennt,  die  Tuch- 
macher und  die  Walker.1)  Von  jenen  handelt  der  erste,  von 
diesen  der  zw'eite  Theil  der  Aufzeichnung.  Erst  um  die  Mitte 
des  l(i.  Jahrhunderts,  gelegentlich  der  Constituirung  der  Kalkarer 
Schrödergilde  (1558),  erfährt  man  etwas  von  den  Gewand- 
schneidern und  „Droegscheerern“  als  besonderen  Interessen- 
verbänden.2) Von  ihnen  werden  die  Trockenscheerer  nunmehr 
auf  die  Artikel  des  Schröderbriefes  verpflichtet,  doch  ist  das 
Meisterstück,  das  ihnen  auferlegt  wird,  selbstverständlich  ein 
anderes.  Auf  die  Gewandschneider  bezieht  sich  nur  folgende 
kurze  Notiz:  „Oeck  süllen  die  Gewandschneider,  soe  ennieh 
Laicken  uithschniden  und  verkopen,  desen  gilt  aengehoerich  und 
underworpen  syn.“ 

Indessen  wurden  durch  dieses  einfache  Dekret  die  Gewand- 
schneider mit  sichten  bewogen,  ihre  alten  Beziehungen  zum 
Wollenamte  nun  kurzer  Hand  aufzugeben.  Ihrer  Mehrzahl 
nach  waren  sie  eben,  wie  oben  schon  vermuthet  wurde,  in 
erster  Linie  Tuchfabrikanten;  einige  andere  mochten  freilich 
das  Schröderhandwerk  üben  und  nur  nebenher  mit  Tuch  handeln. 
Jedenfalls  kam  es  nunmehr,  d.  h.  nach  Constituirung  der 
Schrödergilde,  fort  und  fort  zu  Reibereien  zwischen  den  ver- 
schiedenen Gruppen  des  neuen  Amtes,  die  erst  durch  einen 
Rezess  vom  Jahre  1597  einen  vorläufigen  Abschluss  erhielten. 

*)  Gleichzeitige  Abschrift  im  Lagerbtich  Litt.  A vol.  I S.  216  ff. 

9)  Abschrift  im  St.  zu  D.,  Stadt  Kalkar. 
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Aus  dem  Dokument  erfährt  man,  dass  der  die  Gewand- 
schneider betreffende  Punkt  des  Schröderbriefes  „etliche  ver- 
luden Jahre  nit  in  Achtongh  genommen  und  also  die  Ge- 
wandschneidere biss  anhero  under  den  Wüllenampt  wie  voerhin 
verbleven“.  Gleichwohl  soll  jener  frühere  Beschluss  in  Kraft 
bleiben,  jedoch  mit  der  „Limitation“,  dass  jeder  Zeit  jedes 
Mitglied  des  Wüllenamts  seine  eigenen  Laken,  die  es  den  Statuten 
der  Wollordnung  entsprechend  bereitet  hat,  „ungelährt  und 
onverhindert  van  den  Schröderen“,  entweder  im  Grossen  ver- 
kaufen oder  mit  der  Elle  und  anders  ausschneiden  dürfen  soll. 
Ferner  werden  die  Gewandschneider,  da  sie  keine  „Pruiff  oven 
süllen“,  d.  h.  kein  Meisterstück  zu  liefern  brauchen,  auch  von 
der  Mahlzeit  befreit,  die  sonst  die  Gildebrüder  des  Schröderamts 
beim  Eintritt  in  den  Verband  leisten  müssen. 

Dieser  Rezess,  dessen  billige  und  vermittelnde  Absicht  un- 
verkennbar ist,  zeigt  recht  deutlich,  wie  sehr  in  Kalkar  noch 
in  jener  Zeit  die  Interessen  der  Gewandschneider  mit  denen 
der  Tuchmacher  verwachsen  sind.  Offenbar  ziehen  es  viele 
von  den  sogenannten  Gewandschneidern  vor,  in  dem  Wüllenamt 
zu  bleiben.  Sie  verzichten  daher  auf  den  Handel  mit  fremden 
Fabrikaten,  bestehen  aber  andererseits  darauf,  dass  sie  die  selbst- 
gewirkten Tuche,  wie  billig,  auch  im  Ausschnitt  verkaufen  dürfen. 
Der  Rezess  wird  nun  in  den  neuen  Schröderbrief  vom  9.  No- 
vember 1608  als  selbstständiger  Bestandtheil  aufgenommen  und 
allen  Betheiligten  zur  Nachachtung  empfohlen.  Dass  damit  in- 
dessen die  Sache  noch  nicht  endgültig  erledigt  war,  zeigen  ein- 
zelne Bestimmungen  der  umfänglichen  Ordnung  des  „Wullen- 
Ampts  binnen  Calcker“  vom  Jahre  1607.  Es  heisst  dort 
hinsichtlich  der  Wahl  der  Werkmeister,  deren  vier  immer  für 
je  ein  Jahr  das  Amt  regieren,  dass  einer  jedesmal  aus  der 
Bürgerschaft  genommen  werden  soll.  Ein  zweiter  wird  von  den 
uthschnideren  und  laikenverkoperen  bestimmt,  die  beiden  letzten 
endlich  sollen  aus  den  Mitgliedern  der  Zunft  gekoren  werden, 
die  mit  towen  dat  ampt  selbst  gebruicken.  Diese  Yertheilung 
aber  entspricht  wohl  nicht  ganz  der  thatsächlichen  Bedeutung 
der  beiden  Hauptgruppen,  denn  es  wird  hiuzugefügt,  wenn  das 
Amt  wieder  den  Aufschwung  nehme,  den  man  erwarte,  dann 
möge  aus  den  Reihen  der  Ausschneider  noch  ein  zweiter,  also 
fünfter  Werkmeister,  genommen  werden. 
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Man  sieht,  die  Tuchkaufleute  haben  sich  noch  immer  nicht 
jenen  älteren  Beschlüssen  gefügt.  Sie  fühlen  nicht  das  geringste 
Bedürfniss,  sich  der  Auffassung  der  Schröder  anzuschliessen, 
dass  jedermann,  der  fremdes  Tuch  verkauft,  der  Schrödergilde 
beizutreten  verpflichtet  ist.  Vielmehr  bleiben  sie  ruhig  in  dem 
Wüllenamt,  in  dem  sie  zum  Theil  oder  wohl  richtiger  in  ihrer 
Mehrzahl  von  jeher  gewesen  sind.  Und  für  wie  bedeutend  man 
ihre  Position  in  dem  Wüllenamte  noch  immer  hält,  zeigt  deut- 
lich die  angegebene  Bestimmung,  nach  der  sie  in  Zukunft  ebenso 
viele  Werkmeister  ernennen  sollen  wie  die  anderen  Tuchmacher 
zusammengenommcn.  Dieser  Zustand  der  Dinge  führt  nun 
naturgemäss  zu  neuen  Beschwerden  von  Seiten  der  Schröder. 
Sie  wissen  es  auch  thatsächlich  zu  erwirken,  dass  im  Jahre 
1600  der  Rezess  von  1597  wiederum  in  Erinnerung  gebracht 
wird.  Jetzt  endlich  scheint  sich  wirklich  die  Gruppe  der  soge- 
nannten Gewandschneider  dauernd  von  dem  Wüllenamt  abgelöst 
zu  haben.  Im  Jahre  161 6 (Februar  8.)  wird  abermals  ein  Be- 
schluss gefasst  Uber  den  Umfang  der  ihnen  zuzugestehenden 
Berechtigungen.  Daraus  ersieht  man,  dass  die  Verordnung,  die  ein 
gesunder  Stadtegoismus  im  .fahre  1386  durchgesetzt  hat,  in  dieser 
Periode  des  Niedergangs  ausser  Uebung  kommt.  Zu  derBefugniss, 
„allerhand  engclsche  und  körte  geverwete  Lacken“  nach  Kalkar 
zu  führen  und  dort  im  Ausschnitt  zu  verkaufen,  erhalten  die 
Gewandscbueider  nunmehr  noch  die  weitere,  unter  Umständen 
auch  graue  und  w’eisse  Tuche  von  ausserhalb  anf  den  einheimischen 
Markt  zu  bringen. 

Es  bleibt  noch  übrig  mit  einigen  Worten  den  Hauptinhalt 
der  schon  erwähnten  grossen  Wollordnung  vom  Jahre  1607  zu 
charakterisiren.  Mit  ihren  64  Artikeln  übertrifft  sie  an  Umfang 
noch  die  früher  besprochenen  Weseler  Statuten  von  1452.  So 
sorgfältig  nun  auch  die  einzelnen  Artikel  ausgearbeitet  sind, 
das  tritt  einem  doch  sofort  entgegen,  dass  die  Kalkarer  Woll- 
industrie — ebenso  wie  die  Gocher  schon  seit  dem  zweiten 
Viertel  des  16.  Jahrhunderts  — bereits  in  vollem  Verfall  ist. 
Zudem  wird  im  Eingang  offen  ausgesprochen,  es  handle  sich 
darum,  dem  Amte  die  Blüthe  früherer  Zeiten  wiederzugeben, 
in  denen  der  Wohlstand  der  ganzen  Stadt  vornehmlich  auf 
dieser  „Manufactuir“  beruht  habe. 

Uebrigens  treten  die  Spuren  des  Niedergangs  auch  hier 
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schon  sehr  viel  früher  hervor.  Während  nämlich  in  der  ältesten 
Periode  wie  die  Gocher,  so  auch  die  Kalkarer  Wüllenamts- 
statuten weit  und  breit  massgebend  gewesen  waren,  bezieht 
man  sich  in  der  schon  erwähnten  Wollordnnng  von  1471  bereits 
mit  Vorliebe  auf  die  Lohntaxen  und  andere  Vorschriften  der 
Statuten  der  Tuchmacherinnungen  von  Xanten  und  Wesel.1) 

Und  dennoch  wurden  gegen  Ende  des  fünfzehnten  Jahr- 
hunderts in  Kalkar  noch  alle  möglichen  Sorten  von  Laken 
bereitet.  Neben  den  einfacheren  Stoffen  vou  brauner,  grauer 
und  weisser  Farbe  werden  t^ualitätstuche  hergestellt,  die  blau, 
grün  und  blutroth  gefärbt  sind.-)  Das  sind  im  Wesentlichen 
dieselben  Sorten,  die  auch  im  Clever  Wüllenamtsbuch  genannt 
werden.  Dort  fehlen  nur  blaue  Tuche,  die  übrigens  eine  be- 
sondere Spezialität  der  Gocher  Wollindustrie  gewesen  zu  sein 
scheinen,  die  aber  auch  in  Kalkar  hergestellt  werden.3)  In  der 
Wollordnung  von  1607  wird  nun  im  Allgemeinen  die  Fabrikation 
eben  dieser  schon  früher  beliebten  Stoffe  ins  Auge  gefasst.  Im 
Uebrigen  ist  die  Autonomie  des  Wiillenamtes  gegen  die  ältere 
Periode  noch  mehr  eingeengt,  worden.  Die  Wahl  z.  B.  der 
Werkmeister  liegt  völlig  in  der  Hand  des  Bürgermeisters  und 
der  Rathmannen,  denen  von  Seiten  der  Innung  schriftlich  die 
Namen  einiger  ehrbarer  Bürger  präsentirt  werden  müssen. 
Dann  bleibt  es  dem  Magistrat  anheim  gegeben,  ob  er  die  Werk- 
meister aus  den  Vorgeschlagenen  oder  sonst  aus  der  Bürger- 
schaft nominiren  will.  Sogar  das  Verzeichniss  der  Mitglieder 
wird  nicht  mehr  von  den  Zunftvorstchern  geführt,  sondern  „der 
Bürgermeister  sal  up  dem  Rahthuiss  verwahrlich  behaldeu  einen 


'}  Itein  off  gemants  duecken  berelidcn  op  verveu,  dair  aal  men  alsulek 
loen  aff  geven  as  men  van  der  gelyken  dueeken  to  Wesel  off  to  Xanten  gevei. 

J)  In  der  Acciseordnung  von  139t  werden  nur  genannt  weisse,  graue 
und  gefärbte  Kalkarsche  Laken. 

3)  Bergrath,  Annalen  d hist.  Vereins  f.  den  Niederrhein,  Band  5 
S.  ns,  der  auf  die  schiinen  Ausführungen  über  die  Beliebtheit  blauer  Gewänder 
im  Mittelalter  bei  Hüllmann  (Das  Städtewesen  des  Mittelalters  I S.  246} 
verweist.  Noch  im  vorigen  Jahrhundert,  so  berichtet  Bergrath  ferner, 
sei  in  der  Umgebung  von  Goch  Waid  gebaut  worden.  Für  Cleve  Schölten, 
Die  Stadt  Cleve  S.  544.  Unter  Gocher  Tuch  schlechtweg  versteht  man 
gleichwohl  in  den  Niederlanden  (in  Lochern  in  der  Nähe  des  Deventer 
Tuclunarktes)  einen  büligen  und  gröberen  Stoff. 
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Register,  darinnen  aller  Reideren  und  Toweren  Namen  be- 
schreven  werden  sullen“.1)  Es  zeigt  sich  also  auch  hier,  was 
für  die  Mehrzahl  der  clevischen  Städte  von  dem  Gemeindeleben 
überhaupt  gilt,  die  Grundlagen  für  eine  tüchtige  Selbstverwaltung 
sind  damals  abhanden  gekommen.  Dass  unter  solchen  Umständen 
eine  stramme  und  exclusive  Zunftorganisation  nach  alter  Weise 
nicht  mehr  möglich  ist,  liegt  auf  der  Hand.  Zwar  ist  es  jetzt  auch 
noch  nicht  erlaubt,  Leinen-  und  Tuchweberei  zugleich  zu  üben, 
wohl  aber  wird  zu  den  geringeren  Hülfsarbeiten  zum  „Kratzen 
und  Spiunen“  jeder  Bürger  mit  seiner  ganzen  Familie  znge- 
lassen,  wofern  er  nur  die  kleine  Gebühr  von  8 Raderalbus  und 
einem  Pfund  Wachs  entrichtet.  — Wie  in  Emmerich  machen 
demgemäss  die  Spinner  und  Kämmer  auch  in  Kalkar  eine 
besondere  und  zwar  die  niedrigste  Gruppe  ans.  Etwas  über 
ihnen  stehen  die  sogenannten  tower  und  voller;  die  Unternehmer 
endlich  werden  als  die  reider,  d.  h.  die  Tuchbereiter,  bezeichnet.  Nur 
in  Einem  ist  man  sich  gleich  geblieben,  in  energischen  Schutz- 
massregeln  gegen  die  Konkurrenz  der  Nachbarschaft.  Wer  Bürgern, 
die  nicht  in  der  Innung  sind,  oder  gar  Buitenleuten,  Laken  webt, 
für  den  müssen  die  Werkmeister  doppelten  Lohn  fordern. 
Ueberhaupt  soll  für  Auswärtige  nur  ausnahmsweise  gearbeitet 
werden  dürfen,  wenn  sonst  keine  Beschäftigung  vorliegt;  „Vort 
ensullen  — so  lautet  Artikel  1 8 — geine  Luide  spinnen,  keymen, 
weven,  offt  vollen  voer  einigen  fretnbden  Luiden,  sofern  unsern 
Burgern,  die  int  Ampt  sein,  sie  bewercken  kunnen,  up  Poen 
alss  vurscreven.“  Hier  wird  also  das  Arbeiten  für  Buitenleute 
nur  für  den  Fall  erlaubt,  dass  Arbeitsmangel  eintritt. 

Es  ist  nicht  möglich,  alle  die  vielen  und  eingehenden  Be- 
stimmungen über  die  technische  Seite  des  Betriebes  hier  auch 
nur  kurz  zu  berühren.  Ob  der  Zweck  der  mit  so  grosser 
Sorgfalt  gearbeiteten  Wollordnung,  die  Tuchindustrie  der  Stadt 
wieder  auf  die  alte  Höhe  zu  heben,  wenigstens  vorübergehend 
erreicht  worden  ist,  muss  dahingestellt  bleiben.  Wenige  Jahre 
nach  Erlass  des  grossen  Wüllenamtsbriefes  stirbt  das  einheimische 
Fürstengeschlecht  aus,  und  bald  darauf  beginnt  der  30  jährige  Krieg, 
der  in  seinem  Verlauf  den  völligen  Ruin  der  schon  vorher  im  Nieder- 
gang begriffenen,  tiefgesunkenen  Stadt  herbeigeführt  hat. 

')  Artikel  68. 
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Vergegenwärtigen  wir  uns  nochmals  die  entscheidenden 
Thatsachen  der  Geschichte  der  Kalkarer  Wollindustrie,  so  ist 
das  Auffallende,  dass,  ebenso  wie  in  Wesel,  die  Differenzirung 
der  einzelnen  Arbeitergruppen  so  überaus  spät  eintritt.  Keines- 
wegs aber  ist  diese  Erscheinung  hier  und  dort  auf  denselben 
Grund  zurückzufUhren;  fast  könnte  man  sogar  sagen,  dass  ent- 
gegengesetzte Ursachen  in  beiden  Fällen  dasselbe  Ergebniss 
herbeigeführt  haben.  In  Wesel  war,  wie  gezeigt,  die  verhält- 
nissmässig  geringe  Bedeutung  der  Tnchindustrie  und  des  Tuch- 
handels der  Grund,  der  die  grossen  Kaufherren  bewog,  sich 
diesem  Geschäft  fern  zu  halten;  eben  hieraus  aber  ergab  sich, 
dass  der  soziale  Gegensatz  innerhalb  des  Wüllenamtes  verhält- 
nissmässig  gering  bleibt.  Der  Antagonismus  zwischen  dem  Tuch- 
händler und  Walker  einer-,  dem  Weber  andererseits  ist  in  erster 
Linie  nur  ein  wirthschaftlicher;  beide  Theile  gehören  im  Uebrigen 
nicht  zu  den  patrizischen  Rathsgeschlechtern.  In  Kalkar  hin- 
gegen — und  trügen  nicht  alle  Anzeichen,  gilt  dasselbe  für  Goch 
in  noch  viel  höherem  Grade  — sind  die  Interessen  der  Tuch- 
industrie in  ihrer  Gesammtheit  in  der  älteren  Zeit  einfach  mass- 
gebend.1) Ich  möchte  sagen,  der  Tuchhandel,  soweit  er  nicht 
als  Exportgeschäft  dem  Amte  als  solchem  zu  gute  kommt,  wird 
der  Fabrikation  einlach  untergeordnet.  Jene  Verordnung  von 
1386  erhebt  diesen  Zusammenhang  über  allen  Zweifel.  Um 
so  interessanter  ist  die  letzte  Phase  der  Entwickelung,  die  im 
Jahre  1558  mit  der  Konstituirung  der  Schneiderinnung  einsetzt. 
Wie  in  Cleve  sind  es  also  in  Kalkar  die  Schröder,  die  deu 
Sammelpunkt  abgebeu  für  die  Elemente,  die  es  ent- 
weder innerhalb  oder  ausserhalb  des  Wüllenamtes  zu  einer 
gewissen  Selbstständigkeit  gebracht  haben.  Gleichwohl  bedarf 
es,  wie  gezeigt,  wiederholter  Versuche,  ehe  es  den  Schneidern 
gelang,  die  Gewaudschneider  völlig  zu  sich  herüberzuziehen. 
So  bleibt  auch  Kalkar  die  Auseinandersetzung  nicht  erspart, 


')  Vergl.  die  interessanten  Mittheilungen  Bergraths,  Annalen  d. 
histor.  Vereins  f.  d.  Niederrhein,  Baud  5 S.  99  ff.  über  die  Mitglieder  von 
Weberfamilien,  die  im  Rath  sitzen;  vor  allem  aber  die  Urkunde  ebendort 
Band  6 S.  74  vom  Jahre  14H9.  In  ihr  erscheinen,  wie  schon  erwähnt,  die 
Geschworenen  des  Wollenamtes  als  gleichberechtigter  Faktor  der  Stadt- 
verfassung neben  Schöffeu,  Rathmannen  und  den  Zwölfen  aus  der  Gemeinde. 
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die  in  allen  Plätzen,  die  sich  durch  Tuchhandel  und  Tuchindustrie 
zugleich  auszeichnen,  kaum  vermeidlich  ist.  — 

Wer  das  Glück  hat,  der  Forschung  neues  Material  zur 
sozialen  Geschichte  der  Wollen weber  und  Gewandschneider  zuzu- 
fiihren,  hat  nun  auch  die  Pflicht,  Stellung  zu  nehmen  zu  der  inter- 
essanten Frage,  die  Schmoller  in  seinem  herrlichen  Tucherbuche 
angeregt  hat.-)  Die  Geschichte  zumal  der  Gewandschneider 
und  ihrer  Gilden  ist  noch  immer  nicht  genügend  aufgeklärt. 
Schmoller  seinerseits  liebt  vor  allem  den  Gegensatz  hervor 
zwischen  der  Organisation  des  Tuchhandels  und  der  Tuchindustrie 
im  Nordosten  und  im  Süd  westen  Deutschlands.  Er  weist  darauf 
hin,  dass  die  wirtschaftliche  Kultur  in  einer  Reihe  der  süd- 
deutschen Plätze  noch  auf  die  Römerzeit  zurückführe.  Namentlich 
die  Bischofstädte  „mit  ihren  älteren  Ordnungen  von  Handel  und 
Gewerbe.  Markt  und  Verkehr,  mit  ihrem  Adel  und  ihren  Ministe- 
rialengeschlechtern“ hätten  weniger  Raum  geboten  für  die  Ent- 
stehung und  Entwickelung  von  Gilden,  wie  der  so  sehr  viel 
später  kolonisirte  und  kultivirte  Osten.  Auf  Nordwestdeutsch- 
land wird  man  diese  Gegenüberstellung  mit  dem  Süden  nicht 
ohne  weiteres  übertragen  dürfen.  In  Nord  Westdeutschland  sind 
die  Verhältnisse  sehr  viel  mannigfaltiger,  manchmal  — scheinbar 
wenigstens  — denen  des  Ostens  näher  verwandt;  in  mancher 
Hinsicht  freilich  sind  sie  durchaus  anders  geartet  und  ihnen 
entgegengesetzt.  Wenn  ich  es  gleichwohl  wage,  den  Gegensatz 
zwischen  der  Organisation  der  Tuchindustrie  und  des  Tuchge- 
schäfts im  Osten  zu  der  im  Westen  zu  charakterisiren,  so  habe 
ich  hierbei  zunächst  nur  die  Zustände  in  Cleve  und  Geldern  im 
Auge,  deren  Eigenthümlichkeit  ich  eben  darzulegen  versuchte. 

Im  Osten  sind  niederländische  und  andere  Tuchhändler  an 
nicht  wenigen  Plätzen  schon  ansässig,  ehe  diese  wirklich  in  Städte 
nach  deutschem  Muster  umgewandelt  werden.  In  Folge  dessen 
werden  sie  häufig'die  Hauptabnehmer  und  Verleger  der  Tuchmacher, 
die  meist  erst  nach  der  offiziellen  Stadterhebung  einwandern  und 
Bürger  werden.  Namentlich  da,  wo  derselbe  Kaufmann  schönes 
Gewand  aus  den  alten  Tuchcentren  des  AVestens  importirt  und 
die  gröberen  Stoffe  der  heimischen  Industrie  dafür  hingiebt  und 


*)  Ä.  a.  0.  S.  38  ff. 

LUiifan;,  XlederrhoinUoh««  Btadteweaen  in  Mittelalter.  42 
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nach  dem  Westen  ansführt,  ist  es  ganz  naturgemfiss,  dass  er 
das  Platzgeschäft  mit  der  Elle  überhaupt  an  sich  zu  bringen 
sucht.1)  Ein  solches  Vorgehen  versetzt  nun  andererseits  die 
Tuchfabrikanten  jeder  Art  in  hellen  Aufruhr.  So  stehen  sich 
denn  Gewandschneider  und  Weber  voller  Erbitterung  gegenüber. 
Und  nicht  selten  ist  lange  Jahrzehnte  oder  gar  Jahrhunderte 
hindurch  dieWuth  der  Tuchmacher  ohnmächtig;  die  unter  ihnen, 
die  es  zu  etwas  bringen,  streben  aus  dem  Wüllenamt  zur  Ge- 
wandschneidergilde empor  und  verstärken  also  nicht  selten  die 
Macht  ihrer  ehemaligen  Widersacher. 

Und  dennoch  hätte  es  zu  so  erbitterten  Auseinandersetzungen 
nicht  kommen  können,  wenn  nicht  noch  andere  Momente  hinzu- 
getreten wären,  die  im  Nordwesten  entweder  überhaupt  fehlen 
oder  nicht  mit  derselben  Kraft  wirksam  sind.  Im  Osten  hat 
das  Tuchgeschäft  eine  ganz  andere,  ausschliesslichere  Bedeutung 
als  im  Westen.  Im  Westen  ist  es  der  Handel  mit  Wein,  mit 
Bier,  mit  Getreide  u.  s.  w.,  der  den  Hauptgewinn  abwirft  und  die 
Patrizier  vornehmlich  anlockt.  Vielleicht  mit  einiger  Uebertrei- 
bung,  aber  im  Wesentlichen  mit  gutem  Grund,  sagt  demgegenüber  ein 
neuerer  Bearbeiter : „der  Tuchhandel  stand  eben  auf  der  ganzen 
Linie  der  niederdeutschen  Gildestädte  von  Westfalen  bis  nach 
Schlesien  und  Preussen,  von  Dortmund  bis  nach  Breslau  und 
Danzig  im  Mittelpunkt  des  Handelslebens  der  Städte.“2)  Der- 
gestalt kommt  es  nun  in  nicht  wenigen  niedersächsichen  Binnen- 
städten zu  jener  oft  besprochenen  Verbindung  zwischen  den 
Tuchkaufleuten  und  den  Patriziern.  Der  Tuchverkauf,  nament- 
lich der  im  Kleinen,  wird  Monopol  der  Patrizier  und  Rath- 
mannen. Und  die  Anschauungen,  einmal  die  von  der  Unverein- 
barkeit der  Weberei  und  des  Detail  verkaufs,  die  von  der  Herren- 
mässigkeit  auf  der  anderen  Seite  des  Gewandschnitts  im  Gegen- 
satz zu  der  untergeordneten  Thätigkeit  des  Webers,  finden  nun 
allmählich  ihren  Weg  durch  den  ganzen  Osten.  Ebendort  fallen 
sie  auf  guten  Boden.  Handwerker  und  Kaufleute  im  engeren 
Sinne,  deren  Scheidung  sich  im  Westen  überaus  langsam  voll- 


’)  Liesegang  in  Forschungen  zur  Brandenbnrgischen  undPreussischen 
Geschichte  Band  3 S.  17  ff.  u.  55  ff.,  sowie  Baud  4 S.  78  ff. 

J)  Dören,  Untersuchungen  zur  Geschichte  der  Kanfmannsgilden  des 
Mittelalters  S.  178. 
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zogen  hat,  stehen  sich  bei  der  Gründung  der  Städte  auf  Kolonial- 
boden, zum  mindesten  etwa  seit  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts,  be- 
reits als  zwei  ziemlich  heterogene  soziale  Klassen  gegenüber.  Mit 
den  Lokatoren,  d.  h.  mit  den  Leuten,  die  die  Anlage  einer  Stadt 
im  Aufträge  eines  Landesherren  ausführen,  kommt  ferner  hier 
und  da  ein  Element  in  dieStädte  des  Ostens,  das  die  Rathsstühle  und 
möglichst  viele  sonstige  Ehrenrechte  und  materielle  Vortheile 
für  sich  in  Anspruch  nimmt.  Nicht  selten  haben  gerade 
sie  den  Krystallisationspunkt  abgegeben  für  die  Aussonderung 
eines  herrischen  und  stolzen  Patriziats.  In  den  Städtegründungen, 
von  denen  in  dieser  Arbeit  ausgegangen  wurde,  bei  den  Anlagen 
der  Erzbischöfe  von  Köln,  der  Grafen  von  Geldern  und  von 
Cleve  fehlten  die  Lokatoren  mit  ihren  Prätensionen  durchaus 
Und  endlich  ist  noch  ein  letzter  Punkt  zu  erwähnen.  Im 
nordöstlichen  deutschen  Kolonialland  fällt  die  Entstehung  der 
Wollenämter  mit  der.  Anfängen  der  Tuchweberei  zeitlich  wenig- 
stens annähernd  zusammen.  Jedenfalls  erhalten  z.  B.  die  mär- 
kischen Tuchmacher  in  der  Regel  eher  Inuungsrecht  als  die  Weber 
der  Landschaften  uralter  Tuchindustrien;  eher  zum  mindesten 
als  die  Wüllner  der  geldernschen  und  clevischen  Städte.  Oder 
mit  anderen  Worten,  am  Niederrhein  blüht  die  Tuchmacherei 
längst  als  „Hausfleiss“,  ehe  man  anfangt,  Wüllenämter  mit 
„Kören“  einzurichten.  Der  Uebergang  zu  dieser  Betriebsform 
hat  in  Folge  dessen  überhaupt  keinen  oder  jedenfalls  doch  nur 
geringen  Einfluss.  Im  Osten  hingegen  machen  sich  von  vorn- 
herein alle  die  eigenthümlichen  Wirkungen  zunftmässiger  Organi- 
sation und  Abschliessung  geltend.  Wie  die  offensive  Kraft  der 
Wollenweber  durch  solchen  Zusammenschluss  den  Gewandschneidern 
und  der  Stadtverwaltung  gegenüber  gehoben  wird,  so  bieteu  sie 
andererseits  den  Patriziern  eben  dadurch  auch  ein  sehr  viel  besseres 
Angriffsobjekt  dar.  Und  bekannt  ist  es  ja,  dass  ihre  Widersacher 
auch  den  Vortheil  sehr  wohl  auszunutzen  verstanden  haben:  „In 
einzelnen  Städten  sind  die  Weber“  --  und  gerade  das  muss  für 
sie  am  verletzendsten  gewesen  sein  — auch  abgesehen  von  den 
Mitgliedern  der  Gilde  der  Tuchkaufleute,  „gegenüber  den  anderen 
Bürgern  im  Gewandsclmitt  noch  beuachtheiligt“.1)  Angesichts 


>)  Dören,  Untersuchungen  zur  Geschichte  der  Kaufmannsgilden  etc. 
S.  178. 
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solcher  Verhältnisse  ist  namentlich  anf  die  Entwickelung  in  Wesel, 
in  Cleve,  in  Nymwegen,  in  Goch  und  Kalkar  hinzuweisen.  Voll- 
ends ein  exklusives  patrizisches  Stadtregiment  mit  der  Tendenz, 
für  die  Geschlechter  ein  Monopol  zu  erwirken,  ist  zumal  in  den 
clevischen  Städten  ein  Unding;  für  die  clevischen  Städte,  in 
denen  die  gemeinen  Bürger,  meist  von  der  Gründung  an,  einen  bald 
mehr,  bald  weniger  entscheidenden,  immer  aber  einen  nicht 
geringen  Einfluss  auf  die  Besetzung  der  jährlich  wechselnden 
Magistratsämter  ausüben. 


C.  Zur  Geschichte  des  clevischen  Zunftwesens. 


i. 

Die  Gilden  der  Stadt  Cleve. 

In  seinem  Strassburger  Tucherbuch  weist  Schmoller  mit 
Nachdruck  darauf  hin,  dass  erst  im  15.  und  16.  Jahrhundert 
die  Zunitverfassung  in  Deutschland  die  durchgehende  Form  für 
alles  gewerbliche  Leben  geworden  sei.  Erst  diesem  Zeitraum 
gehöre  die  Mehrzahl  der  erhaltenen  Zunftstatuten  und  Zunft- 
bücher an.  Vorher  habe  man  sich  mit  der  Aufzeichnung 
einiger  weniger  Artikel  begnügt,  damals  erst  seien  grosse 
umfassende  Ordnungen  kodifizirt  worden.  Nur  wenige  Gewerbe, 
die  früh  ausgebildet  waren,  seien  schon  vorher  zünftig  organisirt 
gewesen,  da  sie  ein  zahlreiches  Personal,  sowie  eine  Technik 
besessen  hätten,  die  durch  die  Gewerbepolizei  habe  controlirt 
werden  müssen.1) 


’)  Schmoller  a.  a.  O.  S.  119.  Vcrgl.  auch  seinen  Aufsatz  .Die  Tliat- 
sachen  der  Arbeitstheilung“  im  Jahrbuch  für  Gesetzgebung  undVerwaltung 
Band  13  S.  1037.  Ferner  Bücher,  Artikel  Gewerbe  a.  a.  0.  S.  927  und 
Die  Entstehung  der  Volkswirtbschaft  S.  104f.,  sowie  Eulenbnrg  in 
Zeitschrift  für  Social-  und  Wirthschaftsgeschichte,  Band  1 8.  264. 

Schönlauk,  Sociale  Kämpfe  vor  dreihundert  Jahren  (1894)  S.  5ff- 
und  endlich  Walter,  Studien  zur  Geschichte  des  Hauiburgisehen  Zunft- 
wesens im  Mittelalter  (Berl.  Diss.)  1895. 
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Wendet  man  diese  Sätze,  die  in  der  Zwischenzeit  eine  wohl 
manchen  übenaschende  Bestätigung  erfahren  haben,  auf  Cleve 
und  Geldern  an,  so  springt  in  die  Augen,  dass  die  dort  vor- 
handenen Zustände  die  denkbar  treffendste  Illustration  zu  jener 
allgemeineren  Charakteristik  sind.  Nur  eine  kleine  Einschrän- 
kung ist  erforderlich:  In  diesem  Lande  der  Wollindustrie  kommen 
nicht  meh  rere  Gewerbe  in  Betracht,  sondern  es  ist  last  allein  eben 
das  der  Tuchmacherei  den  anderen  in  der  zunftmässigen  Organisation 
weit  voraus.  Höchstens  könnte  man  noch  die  Schröder  und  Tuch- 
seheerer  hinzufügen,  deren  Wohlstand  und  Bedeutung  indessen, 
wie  vorhin  schon  gezeigt,  auf  das  engste  mit  dem  Aufschwung 
der  Wüllen  Weberei  zusammenhängt. 

Endlich  begegnen  zwar  weder  in  Geldern  noch  in  Cleve  — 
mit  der  alleinigen  bekannten  Ausnahme  der  alten  Waalstadt 
Tiel  — Kaufmanusgilden,  wohl  aber  reichen  die  Nikolaus- 
innungen der  Krämer,  wrie  später  zu  zeigen  sein  wird,  nicht 
selten  in  eine  verhältnissmässig  frühe  Periode  zurück.1) 

Um  mit  den  gewerblichen  Vereinen  der  Wollenweber  an- 
zufangen, so  wissen  wir  bereits,  dass  ausser  Emmerich  zum 
mindesten  Kalkar  und  Goch  am  Ende  des  13.  oder  zu  Anfang 
des  14.  Jahrhunderts  offizielle  von  Schöffen  und  Rathmannen 
anerkannte  Wüllenämter  haben.  Andere  Städte  wie  Wesel, 
Rees,  Geldern,  Weeze,  Xanten,  Cleve  und  Dinslaken  folgen 
meist  noch  in  der  ersten  Hälfte  des  vierzehnten  und  wohl  selten 
erst  im  fünfzehnten  Jahrhundert  diesem  Beispiel.  Etwa  von 
1350  an  beginnen  dann  auch  die  Schröder  hier  und  da,  sich 
selbstständig  und  zünftig  zu  organisiren.  Zuerst  wohl  (1353) 
in  Emmerich,  wenig  später  in  Dinslaken,  wo  im  Jahre  1399 
ihre  alten  Statuten  vom  Landesherrn  und  vom  Magistrat  er- 
neuert und  bestätigt  werden.2) 

Ungefähr  um  dieselbe  Zeit  oder  höchstens  einige  Jahrzehnte 
später  setzen  zum  mindesten  in  Geldern  allgemach  die  Statuten 
anderer  Gewerke  ein.  Um  wenigstens  einige  Beispiele  zu  nennen, 


*)  Vergl.  jetzt  auch  van  der  Linden,  Lea  gildes  marchandea  dans  lea 
Paya-Baa  au  moyen  4ge  (Gand)  1896  S.  25  ff. 

’J)  Yeigl.  oben  S.  682  ff. 
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es  empfangen  in  Zütphen  die  Schuhmacher  1377,  die  Fleischer 
1387,  die  Krämer  1393  und  die  Schifter  1395  besondere  Zunft- 
briefe. Und  dabei  ist  zu  beachten,  dass  Zütphen,  wie  in  der 
Ausbildung  der  Stadtverfassung,  so  auch  in  der  Organisation  der 
Zünfte  fast  allen  Städten  des  Territoriums  weit  voraus  ist.  In 
Plätzen  von  geringerer  Bedeutung,  wie  z.  B.  in  Venlo,  erlangen 
die  Müller  und  Oelschläger  erst  1429,  die  Schiffer  erst  1483 
Innungsstatuten.  Es  folgen  1513  die  Brauer,  1517  die  Fleischer. 
1519  die  Zimmerleute,  1522  die  Leinenweber,  1525  die 
Kürschner,  1536  die  Krämer.  Indessen  handelt  es  sich, 
wie  ich  gleich  hinzufüge,  bei  diesen  Verleihungen,  von  denen 
das  Gildebuch  der  Stadt  Venlo  Kunde  giebt,  in  einer  ganzen 
Reihe  von  Fällen  nur  um  die  Bestätigung  und  nicht  um  Ver- 
leihung von  Amtsbriefen.  Von  Goch  weiss  man  nur,  dass  die 
Schuster  1457  ihren  Amtsbrief  empfangen.1)  In  Rees  werden 
den  Schrödern  1475,  den  Schmieden  1477,  den  Schuhmachern 
1477  und  1490  theils  neue  Statuten  verliehen,  theils  die  alten 
bestätigt.  In  Xanten  erhalten  die  vereinigten  Bäcker  und 
Brauer  1485,  die  Krämer  1486  und,  wohl  zu  Anfang  des  fünf- 
zehnten Jahrhunderts  die  Leinenweber,  Innungsbriefe.  In 
Dinslaken  erlangen  die  Schuhmacher  im  Jahre  1453  Zunftrecht, 
in  Kalkar  aber  erst  1489,  wobei  ausserdem  noch  zu  beachten 
ist,  dass  dies  abgesehen  von  den  Wüllenamtsbriefen  überhaupt 
die  erste  Zunftverleihung  an  die  Stadt  ist.2)  Etwas  früher  setzen 
die  entsprechenden  Urkunden  in  Wesel  ein.  Dort  empfangen 
nämlich  1458  die  vereinigten  Schuhmacher  und  Gerber,  sowie  die 
Schröder  Innungsbriefe:  es  folgen  dann  erst  nach  langer 

Zwischenzeit  im  Jahre  1536  die  Fleischhauer/1) 

Trägt  man  nun  auch  dem  Umstande  Rechnung,  dass  manche 
Zunftstatuten  verloren  gegangen  sind,  nimmt  mau  ferner  auch 
noch  darauf  Rücksicht,  dass  es  in  vielen  Fällen,  wo  man  dem 
Wortlaut  nach  glauben  sollte,  dass  es  sich  um  die  Xeuerrichtung 


>)  Henrichs,  Die  ehemaligen  Innungen  der  Stadt  Geldern  S.  3 ff. 
und  Keuller,  Geschiedenis  van  Venlo  (Venlo  1843)  S.  191. 

2)  Separatabdruck  aus  dor  Gocher  Zeitung  nach  einer  Abschrift  von 
Scliraven. 

8)  Wolff,  Geschichte  der  Stadt  Calcar  giebt  S.  26  einige  unvollständige 
Mittheilungen. 
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einer  Innung  handelt,  in  Wahrheit  nur  alte  Statuten  bestätigt 
und  zeitgemäss  redigirt  werden,  so  steht  doch  fest,  dass  in 
Cleve  das  Zunftwesen  nicht  vor  der  Mitte  des  fünfzehnten 
Jahrhunderts  sich  allgemeiner  durchgesetzt  hat. 

Etwas  anders  verhält  es  sich,  um  das  gleich  hier  voraus 
zu  bemerken,  in  Geldern:  dort  findet  diese  Form  der  Organi- 
sation der  industriellen  Arbeit  im  Ganzen  etwa  ein  Menschen- 
alter früher  Eingang. 

Uebrigens  ergeben  sich  auch  in  Bezug  auf  das  Eindringen 
des  Zunftwesens  im  Clevischen  Verschiedenheiten.  So  wird 
man  sagen  dürfen,  dass  in  Xanten  und  Rees,  die  in  der  ent- 
scheidenden Zeit  weder  geldernsch  noch  clevisch,  sondern  erz- 
stiftisch  waren,  diese  Entwicklung  sich  sehr  viel  früher  Bahn 
bricht,  als  etwa  in  Emmerich,  Kalkar  und  Wesel.  Zudem 
trifft  gerade  auf  jene  drei  clevischen  Plätze,  die  sich  einer  ver- 
hältnissmässig  guten  Ueberlieferung  erfreuen,  der  Einwand,  die 
Zunftrollen  könnten  verloren  gegangen  sein,  am  wenigsten  zu. 

Betrachtet  man  nämlich  darauf  hin  den  Archivbestand 
dieser  drei  Städte,  so  wird  man  zur  Ueberzeugung  gelangen, 
dass  möglicher  Weise  die  eine  oder  die  audere  Innungsurkunde 
abhanden  gekommen  ist,  aber  uudenkbar  ist  es,  dass  das  in 
einer  ganzen  Reihe  von  Fällen  geschehen  sein  sollte. 

Bedürften  solche  Erwägungen  noch  einer  Bestätigung,  so 
würde  sie  durch  einen  Blick  auf  die  Zunftverhältnisse  der  Stadt 
Cleve  zu  gewinnen  sein.  Die  Ueberlieferung  Cleves  ist,  wie 
wir  wissen,  sehr  viel  dürftiger  als  die  jener  anderen  Ortschaften, 
namentlich  hat  über  den  Urkunden  kein  günstiges  Geschick 
geschwebt,  und  dennoch  haben  sich  Zunftbriel'e  und  andere  Auf- 
zeichnungen über  die  dortigen  Aemter  und  Gilden  in  nicht 
geringer  Anzahl  erhalten.1) 

Das  hat  also  offenbar  darin  seinen  Grund,  dass  diese  eine 
Stadt  in  der  That  eine  Ausnahme  von  der  Regel  macht.  In 
Cleve  spielen  die  Zünfte  verhältnissmässig  früh  eine  gewisse 
Rolle.  Cleve  ist  also  der  einzige  Ort,  dessen  Innungsge- 
schichte deutlicher  als  die  der  anderen  Plätze  hervortritt. 
Daher  beginne  ich  diese  Erörterungen  mit  einer  Darstellung 
der  dortigen  Entwickelung. 


Vergl.  Schölten,  Die  Stadt  Cleve  S.  54sff. 
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Das  Endergebnis  gewissermassen  bieten  die  Aufzeich- 
nungen des  Stadtrechts.  Es  ist  bereits  erwähnt,  dass  die  älteste 
Handschrift  (A)  um  1430  entstanden  ist.  Aus  ihr  erfährt 
man,  dass  damals  schon  in  Cleve  die  ganze  Bürgerschaft  in 
elf  Gilden  aufgetheilt  ist.  Aehnliche  Verhältnisse  finden  sich 
— worauf  ich  noch  zurückkommen  werde  — in  nicht  wenigen 
geldernschen  Städten,  wie  z.  B.  in  Nymwegen,  in  Roermond 
und  Venlo.  Meist  sind  in  Cleve  verwandte  Betriebe  zu  einer 
Gilde  vereinigt.  Nur  Gewerke,  die  in  besonderer  Blüthe  stehen 
und  in  Folge  dessen  ein  ungewöhnlich  zahlreiches  Arbeiter- 
personal  aufweisen,  machen  wohl  eine  eigene  Korporation  aus. 
Iu  der  ersten  Gilde  sind  die  Bäcker,  die  Brauer,  die  Fett- 
waarenhändler,  die  Müller  und  Mfillerknechte;  in  der  zweiten 
die  Weinkaufleute,  die  Weinzapfer,  die  Krämer  und  Treppen- 
macher; in  der  dritten  die  Gewandschneider,  Schröder  und 
Tuchscheerer;  in  der  vierten  die  Buntwirker,  die  Kürschner, 
die  Handschuhmacher  und  Riemenschläger;  in  der  fünften  die 
Goldschmiede,  Schmiede,  Messingarbeiter,  Sattler,  Harnisch- 
macher, Bortenmacher  (borduerwerkere),  die  Glaser,  die  Kupfer- 
schläger und  Zinngiesser;  in  der  sechsten  die  Lohgerber, 
Lederarbeiter  (touwer)  und  Schuhmacher;  in  der  siebenten  die 
Tuchmacher  und  Walker;  in  der  achten  die  Fleischer;  in 
der  neunten  die  Zimmerleute,  Holzschnitzer,  Stein-  und  Bild- 
hauer, sowie  die  Radmacher,  zu  denen  allen  dann  sehr  bald 
noch  die  Kistenmacher  kommen;  in  der  zehnten  die  Leinweber; 
in  der  elften  endlich  die  Ackerleute  (bouwelude)  und  die  Fuhr- 
leute (wagenlude)  mit  ihren  Knechten.1) 

Mede  is  to  weten,  mit  dieser  Bemerkung  schliesst  im 
Stadtrecht  das  Verzeichniss,  dat  bynnen  der  stat  Cleve  syn 
andere  gotlicke  ende  orbere  vergaderinge  ordinirt  ende  gesät 
als  van  den  heiligen  sacrament  . . .,  dat  ensyn  geen  gilden 
toe  nuernen  als  voirscreven  staen,  mer  dat  lieiten  gotelicke  ende 
eerweerdelicke  bruederschappen,  dairinne  een  ygelich  van  den 
gilden  voirscreven  wesen  mach,  off  hie  will.2) 


')  Vergl.  Schölten,  Die  Stadt  Cleve  S.  550.  Stadtrechtsbandschrift 
(A  83)  im  Rathsarchiv  tu  Cleve  Bl.  72. 

aJ  Handschrift  des  Clever  Stadtrechts  im  St.  zu  D.  A 76  Bl.  43  ff. 
ln  A 83  fehlt  diese  Notiz. 
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Mit  einer  für  mittelalterliche  Verhältnisse  ungewöhnlichen 
Schärfe  werden  alsu  hier  die  politischen  und  gewerblichen 
Gilden,  die  nur  nebenher  Brüderschaften  sind,  von  den  ausschliess- 
lichen geistlichen  Bruderschaften,  die  in  Cleve  wie  in  Kalkar,  in 
Rees  und  anderen  Städten  des  Territoriums  frühzeitig  Vor- 
kommen, unterschieden.') 

Die  beiden  Fragen,  die  sich  in  diesem  Zusammenhänge 
unwillkührlich  auldrängen,  lauten  nun:  Wann  sind  in  Cleve 

dieZünfte  überhaupt  zuerst  organisirt,  und  aus  welchem  Grunde 
sind  die  früher  vorhandenen  Zünfte  zu  dieser  künstlichen  Einheit 
zusammengefügt  tvorden? 

Der  älteste  gewerbliche  Verband,  der  sich  lÜrGeldern  und  Cleve 
überhaupt  nachweisen  lässt,  ist  der  der  Schuster  zu  Cleve.  Es  ist 
nämlich  eine  Willkühr,  also  nicht  eine  Zunftverleihung, 
der  dortigen  Schuhmacher  vom  Jahre  1295  vorhanden.2)  Der 
Beschluss  beginnt  mit  den  Worten:  wy  schoemekers  gemeynt- 
licken  der  stat  van  Cleve.  Die  Schuster  bestimmen  dann,  dass  alle 
diejenigen,  die  ihr  ambacht  voirscreven  alhyer  bynnen  der 
vryheit  . . . üben  wollen,  diese  Willkühr  halten  sollen.  Während 
des  Zeitraums  von  hundert  und  einemJahre  — eben  dieser 
Ausdruck  erinnert  an  die  Abmachung  zwischen  den  Wollen- 
ämtern von  Goch,  Emmerich  und  Kalkar  vom  Jahre  1325  — 3) 
darf  Niemand  vor  Aufgang  oder  Niedergang  der  Sonne  bei 
Kerzenlicht  Schuhe  nähen.  Im  Falle  der  Uebertretung  des 
Verbotes  sollen  die  Richter  und  die  Schöffen  eine  Busse  von 
drei  Pfund  kleiner  Pfennige  eintreiben.  Die  Lehrjungen,  die 
beim  „Amt“  eiutreten,  sind  von  vorn  herein  auf  diese  Ver- 
ordnung eidlich  zu  verpflichten.  Das  Strafgeld  soll  zum  Drittel 
ther  tymmeryngh  der  stat  mueren,  zum  dritten  Theil 
für  den  Richter  und  die  Schöffen  und  zum  dritten  Theile  zum 
Nutzen  der  „Gilde  der  Schuhmacher“  verwandt  werden.  Und 
noch  weiter  erstreckt  sich  die  Zwangsgewalt.  Ind  off  yemant, 

')  Vergl.  z.  B.  Sluyter,  Gräfin  Irmgardis  von  Aspel  etc.  a.  a.  0. 

a)  Abschr.  in  einem  Kodex  des  Clever  Stadtrechts  im  St.  z.  D.,  A 77 
Bl.  104. 

s)  Ich  führe  diesen  Umstand  an,  weil  er  geeignet  ist,  jeden  Gedanken 
an  die  Uuechtheit,  der  nur  noch  in  jüngeren  Abschriften  vorhandenen 
Willkühr  auszuschliessen.  Auch  Schölten  a.  a.  0.  S.  540  weist  darauf 
hin,  dass  der  Stadtrichter,  der  in  der  Willkühr  genannt  wird,  Johan  van 
Are,  urkundlich  in  dieser  Zeit  vorkommt. 
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heisst  es  nämlich,  van  clesen  selven  ampt  hueyssittende  desen 
ingesetten  ende  averdrach  voirscreven  ongehoirsam  weer,  so 
oft  dann  der  Ungehorsame  seine  Schuhe  auf  dem  Markt  feil 
hält,  sollen  sie  von  den  gehorsamen  Meistern  auf  Geheiss  des 
Richters  und  der  Schöffen  unbrauchbar  gemacht  werden,  indem 
man  mit  einem  zu  dem  Behufe  angefertigten  Eiseninstrument 
Löcher  hineinschlägt. 

Es  steht  also  fest,  dass  der  Verband  der  Schuhmacher  längst  vor 
dem  Jahre  1295  als  Innung  anerkannt  ist.  Auch  hat  das  Amt, 
um  mit  den  Statuten  der  Kalkarer  Wüllenweber  zu  sprechen, 
bereits  Kören,  d.  h.  die  Macht,  zusammen  mit  Richter  und 
Schöffen  Strafbestimmungen  zu  erlassen  und  deren  Uebertretung 
zu  ahnden.  Ob  die  Innung  das  Recht  hat,  alle  Schuhmacher 
zur  Aufnahme  zu  zwingen,  geht  aus  der  Willkühr  nicht  be- 
stimmt hervor;  die  Wahrscheinlichkeit  spricht  vielmehr  dagegen, 
denn  sonst  würde  die  Ausdrucksweise  hier  und  da  eine  andere  sein. 
Indessen  spielen  die  Schuhmacher,  die  sich  fern  halten,  eine 
unbedeutende  und  auf  die  Dauer  wohl  unmögliche  Rolle,  es  sei 
denn,  dass  sie  als  Störer  oder  Lohnwerker  überhaupt  auf 
Arbeit  für  den  Markt  verzichten.  Wollen  sie  das  nicht,  so  müssen 
sie  sich  nicht  allein  den  Vorschriften  des  Amtes  für  den  feilen 
Kauf,  sondern  auch  allen  anderen  Verordnungen,  wie  jenem 
Verbot  der  ungebührlichen  Ausdehnung  der  Arbeitszeit,  unter- 
werfen. Sie  sind  dann  also  nicht  der  Rechte  der  Mitglieder 
theilhaftig  und  müssen  sich  gleichwohl  nach  deren  Vorschriften 
richten.1)  Im  Gegensatz  zu  dem  Wüllen weberamtsbrief  für 
Emmerich  vom  Jahre  1299  und  im  Widerspruch  mit  dem  Ver- 
trage zwischen  Goch,  Kalkar  und  Emmerich  vom  Jahre  1325 
hat  indessen  der  Verband  der  clevischen  Schuhmacher  offenbar 
noch  keine  Werkmeister  oder  Geschworene.  Jedenfalls  werden 
sie  in  dem  Falle,  in  dem  sie,  wenn  vorhanden,  gewiss  erwähnt 
würden  — bei  der  Vernichtung  der  Schuhe  auf  dem  Markte 
— nicht  genannt.  Dieser  Umstand  ist  es  vornehmlich,  der  auf  eine 
noch  nicht  voll  ausgebildete  Verfassung  des  Schuhmacheramtes 
schliessen  lässt. 


’)  Bücher,  Die  Entstehung  der  Volkswirtschaft  S.  87  und  103. 
Ueber  die  verschiedenen  Orade  des  (sachlichen  und  persönlichen)  Zunft- 
zwanges Schmoller,  Die  Strassburger  Tücher-  und  Weberzunft  S.  32. 
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Andererseits  fehlen  übrigens,  wie  es  scheint,  in  jener 
Willkühr  auch  die  Beziehungen  auf  eine  geistliche  Brüderschaft, 
die  z.  B.  in  dem  ältesten  Briefe  der  Reeser  Tuchmacher  so 
scharf  hervortreten.1) 

Die  zeitlich  nächste  Nachricht  über  das  Vorhandensein 
einer  Innung  in  der  Stadt  Cleve  ist  der  Wüllenweberbrief  vom 
Jahre  1387.  Wie  erwähnt,  handelt  es  sich  damals  um 
die  Uebertraguug  der  Statuten  des  durchaus  entwickelten 
Kalkarer  Wüllenamtes  auf  Cleve.  Um  dieselbe  Zeit  werden 
auch  die  anderen  späteren  Hauptgilden  ihre  Briefe  erhalten 
haben.  So  die  Schröder,  von  denen  wir  wissen,  dass  ihr 
Amtsbrief  1456  bestätigt  wird;  so  wohl  auch  die  Schmiede,  die 
Krämer  und  etwa  die  Leinenweber,  deren  Verband  in  Cleve 
unverhältnissmässig  bedeutend  ist.  Jedenfalls  mussten  Krystalli- 
sationspunkte  der  Art  in  einiger  Anzahl  vorhanden  sein,  wenn 
es  möglich  sein  sollte,  die  Gesammtbürgerschaft  in  Gilden  auf- 
zutheilen,  wie  sie  bereits  die  um  1430  entstandene  Stadt- 
rechtshandschrift kennt.  Zum  mindesten  einige  Jahrzehnte 
vor  der  Abfassung  dieser  Kodification  muss  die  Reorganisirung 
des  Zunftwesens  durchgeführt  gewesen  sein,  denn  keine  Spur 
in  der  Aufzeichnung  deutet  darauf,  dass  die  Einrichtung  noch 
im  Werden  begriffen  ist.2) 

Bei  der  Darstellung  der  Rechte  und  Pflichten  der  Gilde- 
genossen sowohl  im  Stadtrecht  wie  in  den  späteren  Innungs- 
briefen treten  die  kriegerischen  Leistungen  so  in  den  Vorder- 
grund, dass  man  die  Vermuthung  kaum  abweisen  kann,  zum 
Zwecke  einer  besseren  militärischen  Organisation  sei  die  Auf- 
teilung der  Bürgerschaft  in  die  elf  Gilden  von  annähernd 


')  Zum  mindesten  für  den  Niederrbein  wird  man  wohl  sagen  dürfen, 
dass,  auch  dort,  wie  in  Köln,  nicht  selten  die  „religiöse  Brüderschaft  die  Vorstufe 
der  Zunft  ist“;  vergl.  Walter,  Hamburgisches  Zunftwesen  im  Mittelalter. 
Berl.  1895.  These  1. 

s)  Dass  diese  Verpflichtungen  nicht  nur  in  der  Theorie  vorhanden 
waren,  dass  vielmehr  die  Bürger  in  allen  den  zahllosen  Kriegen  es  an 
energischer  Hülfe  nicht  haben  fehlen  lassen,  zeigen  so  ziemlich  alle  noch 
vorhandenen  Jahrgänge  der  Stadtrechnungen  dieser  Zeit  von  Kalkar,  von 
Wesel  und  — seit  dem  Ausgang  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  — von  Goch. 
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gleicher  Stärke  vorgenommen  worden.1)  Andere  Motive  mögen 
hinzugekommen  sein,  doch  ist  gar  nicht  abzusehen,  welche  das 
gewesen  sein  könnten.  Jedenfalls  verdient  es  Beachtung,  dass  die 
Gilden  bei  derVerwaltung  der  Stadt  niemals  besonders  hervortreten; 
man  wird  daraus  schliessen  dürfen,  dass  Wünsche  der  Art  also 
auch  bei  der  Constituirung  dieser  Verbände  fern  gelegen  haben. 

Die  also  neugeschaffenen  oder  zum  mindesten  reorganisirten 
Gilden  empfangen  dann  dem  Zweck  der  Reform  gemäss  durch- 
weg eine  gleiehmässige  innere  Ordnung.  An  ihrer  Spitze 
stehen  zwei  Dekane  oder  Gildemeister,  die  von  dem  Bürger- 
meister und  den  Geschworenen  eingesetzt  werden.  Nur  mit 
Zustimmung  des  Magistrats  erlassen  die  Dekane  Satzungen, 
nach  denen  sich  die  Gildebrüder  zu  richten  haben.2)  Im  Fall 
des  Ungehorsams  werden  sie  mit  Geldstrafen  belegt,  oder  es 
wird  ihnen  für  einen  bestimmten  Zeitraum  der  Betrieb  ihrer 
„neringe“  verboten.  Die  Bussgelder  fallen  zu  gleichen  Theilen 
dem  Dekan  und  der  Gilde  zu.  Im  Verhältniss  zur  früheren 
Zeit  ist  das  eine  Neuerung,  denn  ehemals  war  auch  die  Stadt 
au  den  Brächten  betheiligt  gewesen.  Vor  allem  aber  — und 
das  ist  nach  den  früheren  Ausführungen  über  Cleve  als  Residenz 
begreiflich  — wird  auf  die  militärische  Leistungsfähigkeit  aller 
Gildebrüder  grosses  Gewicht  gelegt.  Das  Stadtrecht  weist 
darüber  eingehende  Bestimmungen  auf.  Um  das  Gilderecht 
überhaupt  zu  erlangen,  muss  man  zum  mindesten  einen  Panzer, 
einen  eisernen  Hut,  einen  Brustharnisch,  ein  Paar  Hand- 
schuhe und  eine  gute  eisenbeschlagene  Keule  oder  eine 
Pieke  u.  s.  w.  haben,  um  damit  der  Stadt  und  dem  Landesherren  zu 


’)  Clever  Stadtrecht  im  St.  zu  D.  A 76  Bl.  43:  Oick  soilen  alle 
ambochten  ende  neringe  tosamen  wesen  in  alsulken  gilden,  dair  sie  toe  gesät 
ende  ordiniert  syn,  ind  mailich  sali  synen  dekenen  off  gildmeisteren.  die 
dairtoe  van  den  borgermeister  ende  geswaeren  ter  tyt  gekaeren  ende  ordiniert 
syn,  gehoerich  wesen  na  iusettingo  tot  nutte  ende  orber  oirs  gilden. 

a)  Brief  der  St,  Eligiusgilde  von  1466  bei  Schölten,  Die  Stadt  Cleve, 
Urkunden,  Nr.  74;  Mede  ist  averdraigen,  dat  soe  wes  die  gildmeystere  in 
der  tyt  tot  ennigen  tyden  insetten  off  ordineyren  in  bebneff  oirs  gilden  voir- 
screven,  dat  sali  allst  wesen  by  meedweten  ind  guetduncken  dess  burger- 
meystere  ind  der  geswaeren  in  der  tyt  to  Cleve. 


Digitized  by  Google 


669 


dienen.1)  Eine  der  Hauptaufgaben  der  Gildemeister  ist  es, 
jährlich  diesen  sogenannten  halben  Harnisch  zu  mustern.  Wer 
mehr  zu  leisten  vermag,  ist  zu  einem  vollen  Harnisch  ver- 
pflichtet. 

Diese  Anordnungen  des  Stadtrechts  kehren  wie  gesagt  durch- 
weg auch  in  den  um  einige  Jahrzehnte  jüngeren  Zunftrolleu 
wieder.  Die  Statuten  der  einzelnen  Aemter  bedurften  nämlich 
einige  Jahrzehnte  später  der  Erweiterung  und  Erneuerung,  nach- 
dem jene  radikale  Umformung  mit  ihnen  vorgenommen  worden  war 
durch  die  sie  aus  Handwerkerzünften  politische  Zünfte  wurden.  Von 
den  also  umgestalteten  Zunftrollen  sind  nun  nicht  wenige  im 
Original  oder  in  Abschrift  vorhanden.  Bekannt  ist  uns  schon 
der  Brief  der  Schröder,  der  im  Jahre  1458  erneuert  wird.2)  So 
erhalten  ferner  die  verschiedenen  Gruppen  der  Schmiede  der 
Eligiusgilde  1466,  die  Leinenweber  1470,  die  Schuster  1470  und 
endlich  die  Schreiner  J 41*0  einen  neuen  Gildebrief.3)  In  den 
Rollen  wird  nun,  wie  ich  erwähnte,  im  Gegensatz  zu  den  früheren  vor- 
nehmlich dem  Umstand  Rechnung  getragen,  dass  sich  die  Gilde 
aus  einer  ganzen  Reihe  von  kleineren  Verbänden  zusammen- 
setzt. Diese  selbst  aber  haben  sich  inzwischen  innerhalb  der 
Gilde,  wieder  zu  gewissen  Hauptgruppen  vereinigt.  Ein  be- 
sonders charakteristisches  Beispiel  für  den  Vorgang  bieten 
die  Statuten  der  Eligiusgilde  der  Schmiede,  auf  deren  Inhalt  ich 
aus  diesem  Grunde  hier  mit  einigen  Worten  eingehe.  Wie  alle 
anderen  Zunftbriefe  der  Stadt  Cleve,  mit  Ausnahme  dessen  für 


')  Dan  Stadtrecht  a.  a.  O.  Bl.  42:  Van  alden  goiden  gewoenten  ind 
heerkomen  soe  ist  to  weteu,  dat  onse  alderen  ende  voirvadercn  umb  dat 
gemeyu  orlier  ingesat  ende  ordieuiert  liebn,  dat  nyemnnt  bynnen  der  stat 
vryheide  meisteric  van  ennigcn  ambochte  doen  off  halden  sali  off  oick  ennige 
apenbair  neringe  doen,  hie  eu  sy  yrst  borger  worden  ende  hobbe  ende  haldo 
in  behoeff  onss  bereu  ind  der  stat  slsullicb  karucsch,  als  dairtoc  gesät  is, 
dat  is  to  weten  to  mynsteu  een  panser,  yseron  huet,  bonskavel.  borst  ind 
bantschoen  ind  enen  goiden  knse,  staff  off  pieke  off  der  wapeu  gelykc. 
Ind  wyo  bet  vermach,  sali  vort,  liebn  ander  vollkarnesch  tot  synen  lyve, 
dair  mcde  onsen  here  ind  der  stat  to  dienen.  Vergl.  Schölten  a.  a.  O. 
Urkunden,  Nr.  <4  S.  CVII. 

J)  Abschrift  des  Briefes  der  Schröder  in  A 77  im  Rathsarchiv  zu 
Cleve  Bl.  105. 

3)  Vergl.  die  Mittheiluugen  bei  Schölten  a.  a.  0.  S.  550ff. 


Digitized  by  Google 


67G 


die  Wüllenweber,  ist  die  Schmiedeordnung  vom  Jahre  1 466  von 
Bürgermeister,  Schöffen  und  Rathmannen  erlassen.1)  In  dem 
Dokument  findet  sich  zunächst  die  allgemeine  Bestimmung,  dass 
Niemand  in  Cleve  eine  „meisterie“  haben,  d.  h.  als  selbst- 
ständiger Meister  ein  Handwerk  treiben  dürfe,  er  sei  denn 
Bürger.  Ferner  muss  er  in  die  unter  den  Gilden  aufgenommen 
sein,  dar  syn  ambacht  off  nerynge  toe  dienet  ind  gesät  is.  Diese 
ambachten  oder  neeringen,  diese  besonderen  Erwerbs-  und  In- 
teressentengruppen innerhalb  der  Eligiusgilde,  sind  nun  in  der 
Zeit,  die  seit  der  Kodifikation  des  Stadtrechts  verflossen  ist, 
zahlreicher  geworden.  Zu  den  oben  aus  den  ältesten  Hand- 
schriften aufgeführten  Namen  sind  z.  B.  die  Topfgiesser  hinzu- 
gekommen; ausserdem  haben  sich  die  Grobschmiede  oder 
Schmiede  in  die  Eisen-  und  Hufschmiede  gespalten. 

Innerhalb  der  Gilde  stehen  aber  als  die  beiden  Haupt- 
gruppen die  Goldschmiede,  die  Bortenwirker,  die  Maler  und 
Glaser  einer-,  die  Schmiede,  Harnischmacher,  Zinngiesser, 
Sattler,  Kupferschläger  und  Topfgiesser  andererseits  einander 
gegenüber.  Auch  die  Gruppirung  ist  also  anders  und,  man  wird 
sagen  dürfen  — naturgemässer  — als  die  vorhin  mitgetheilte  in 
dem  Stadtrecht,  indem  jetzt,  wie  man  mit  Recht  bemerkt  hat,  die 
vier  Kunsthandwerke  einander  folgen  und  die  erste  Stelle  ein- 
nehmen.2) Die  Gebühren  für  den  Eintritt  in  die  Gilde,  das 
Lehrgeld  u.  s.  w.  sind  für  die  beiden  Theile  durchaus  ver- 
schieden: wo  die  Goldschmiede  und  ihre  engeren  Genossen 
zwei  Pfund  Wachs  zahlen,  sind  die  Schmiede,  als  die  minder 
vornehmeu,  nur  zu  einem  Pfund  verpflichtet.  Dieser  Trennung 
der  einander  näher  verwandten  Gruppen  entspricht  es,  dass 
jeder  der  beiden  Theile  einen  besonderen  Dekan  hat.  Ebenso 
sind  wohl  gewisse  technische  Vorschriften  nur  für  den  einen 
oder  den  anderen  Theil  erlassen.  Gleichwohl  aber  finden  auch 
gemeinsame  Versammlungen  des  ganzen  Verbandes  statt,  in 
denen  nach  Majoritätsbeschluss  der  Brüder  über  die  allge- 


')  Schölten  a.  a.  O.,  Urkunden,  Nr.  74. 

2)  .Schölten,  Die  Stadt  Cleve  S.  549  hebt  woln  mit  Recht  hervor 
das»  man  unter  den  glaesmekeren  nicht  allein  Glaser,  sondern  auch  Glas- 
maler zu  verstehen  habe. 
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meineren  Gildenangelegenheiten  entschieden  wird.1)  Die  ab- 
gehenden Gildedekane  — deren  Amtsfrist  sich  in  Cleve  wie  in 
fast  allen  anderen  Städten  des  Landes  auf  ein  Jahr  beläuft  — 
sind  gehalten,  den  nagildemeysteren,  d.  h.  also  ihren  Nachfolgern 
im  Meisteramt,  eine  genügende  Rechnung  abzulegen.  Diese 
Organisation  kehrt,  wie  gesagt,  in  den  Hauptzügen  in 
allen  clevischen  Gilden  wieder.  Freilich  die  Amtsrolle  der 
Schröder  (1458)  — die  älteste  unter  den  vorhandenen  Statuten  aus 
der  zweiten  Hälfte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  — ist  sehr 
viel  weniger  weitläuftig. 

Eben  das  liegt  in  der  Natur  dieser  Gilde,  deren  Mitglieder  in 
Cleve  eine  verhältnissmässig  homogene  Masse  darstellen.  Im  Allge- 
meinen aber  unterscheiden  sich  die  Gilderollen  der  Stadt  nur 
durch  vereinzelte  Vorschriften  über  die  technische  Seite  des 
Betriebes,  über  Meisterstück,  Gesellen-  und  Lehrlingswesen  von 
einander. 


u. 

Zur  Geschichte  des  Zunftwesens  in  Wesel  und  Emmerieh. 

Das  Bild,  das  die  Zunftgeschichte  der  anderen  clevischen 
Städte  gewährt,  ist,  wie  schon  erwähnt,  durchaus  anders  ge- 
artet. Das  zeigt  sich  vor  allem  bei  Wesel,  das  ausser  dem 
Wollenamte  zum  mindesten  das  ganze  dreizehnte  und  vierzehnte 
Jahrhundert  hindurch  keine  Zünfte  gekannt  hat.  Und  auch  die 
Innung  der  Wüllen  weher  constituirt  sich  in  dem  ersten  Handels- 


')  A.  a.  O.  S.  CVIII : Voirtan  sullen  alle  giltbruedere  voirscreven 
gchoirsam  syn  ocren  gildmeysteren  in  der  tyt,  by  die  to  kamen,  as  sie  van 
oen  versebeyden  werden  umb  saiken,  sie  to  doen  ind  to  tractyeren  hebn 
den  gilde  voirscreven  antreffende;  off  id  gylde  voirscreven  dan  ennychs 
raids  behueffden  in  syerheyden  off  anders  ennyebsyns,  ind  sommige  van  den 
braederen  voirscreven  dair  wederspennycb  inne  waren,  soe  aal  men  umb 
vraigen  eynen  yglycken  na  synen  guetduncken  ind  sali  dan  der  meester 
stemmen  volgen,  ind  allet  onder  eyncr  peenen  etc. 
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und  Industrieplatz  des  Territoriums  aussergewöhnlich  spät. 
Denn  nach  dem  Wortlaut  der  Urkunde  vom  Jahre  1329  muss 
man  in  der  That  annehmeu,  dass  unmittelbar  vorher  die  doch  gewiss 
verhältuissmässig  zahlreichen  Tuchmacher  Wesels  nicht  zünftig 
organisirt  gewesen  sind.  Von  anderen  Innungen  erfährt  man 
dann  erst  in  der  zweiten  Hallte  des  fünfzehnten  Jahr- 
hunderts. An  demselben  Tage,  am  18.  Juni  1458,  werden  den 
Schuhmachern  und  den  Schrödern  Amtsbriefe  verliehen.  Freilich 
nach  dem  Wortlaut  der  Verleihung  muss  ein  Amt  der  Schuh- 
macher und  der  Schröder  schon  vorher  bestanden  haben.1)  Um 
so  befremdlicher,  dass  in  den  Bürgerbüchern  und  im  über  plebis- 
citornm,  die  doch  zahllose  gewerberechtliche  Verordnungen  auf- 
weisen, diese  Aemter  niemals  erwähnt  werden.  Jedenfalls  er- 
giebt  sich  daraus,  dass  die  Innungen,  wenn  überhaupt  vorhanden, 
von  nur  geringer  Bedeutung  gewesen  sind.  Uebrigens  zeigt 
auch  der  Inhalt  der  Briefe,  dass  es  sich  nicht  um  die  Gründuug 
einer  Zunft  handeln  kann:  sic  enthalten  nämlich  fast  nur 

Detailbestimmungen,  während  organisatorische,  oder  vielleicht 
richtiger  gesagt  constituirende  Satzungen,  gänzlich  fehlen.  Die 
Statuten  der  Schuhmacher  beginnen  mit  einer  Anordnung  über  das 
Gesellen-  und  Lehrlingswesen.  Daran  schliesst  sich  die  Be- 
stimmung an,  dass  fortan  nur  der  Schuhmacher  „meistery“  annehmen 
darf,  der  in  der  Stadt  Wesel  seine  Lehrzeit  durchgemacht  und 
dann  zwei  Jahre  hindurch  als  Knecht  gedient  hat.-)  Dass  dieser 
Vorschrift  entsprechend  verfahren  wird,  dafür  haben  die  Werk- 
meister des  Amtes  — die  also  längst  vorhanden  sind  und  nicht 
erst  im  Jahre  1458  eingesetzt  zu  werden  brauchen  — zu  sorgen. 
Die  Hälfte  etwa  der  Artikel  beschäftigt  sich  dann  mit  dem 
Ankauf  der  Lohe  und  mit  dem  Gerben  der  Felle.  Zum  Schluss 
wird  wiederholt  darauf  hingewiesen,  dass  man  sich,  wenn  Streit 
oder  Zwist  entstehe,  an  den  Bürgermeister,  die  Schöffen  und 
die  Rathmannen  von  Wesel  zu  wenden  habe.  Der  Magistrat 
ist  es  auch,  der  sich  die  Befugniss  vorbehält,  ganz  uach  Be- 
lieben die  Statuten  zu  verändern,  sie  „to  leugen  oder  to  körten 
oder  to  verandersaten“.  Von  wem  die  Werkmeister  gewählt 


’)  lrn  über  plcbiacitoruin  S.  86. 
'*)  A.  a.  O.  S.  88. 
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werden,  wird  nicht  gesetzt,  jedenfalls  aber  werden  sie  vom 
Rat  he.  dem  sie  einen  Eid  zu  leisten  haben,  bestätigt.  Endlich 
wird  noch  die  Notiz  hinzugefügt,  dass  man  den  Schuhmachern 
eine  Pergamentrolle  gegeben  habe,  die  mit  dieser  Abschrift 
(im  sog.  über  plebiseitorum)  völlig  übereinstimme. 

Die  Schlussbestimmungen  des  Schröderbriefes  entsprechen 
sogar  dem  Wortlaut  nach  durchaus  den  zuletzt  berührten 
Artikeln  der  Schuhmacher.  Im  Uebrigen  fangen  auch  sie  mit 
ziemlich  ausführlichen  Erörterungen  über  das  Lehrlingswesen  an. 
Dann  wird  verordnet,  dass  weder  Frauen  noch  Mägde  fortan  bynnen 
der  vryheit  van  Weselen  tafelen  off  meistery  van  schroderampt 
halten  sollen.  Freilich  eine  Witwe  darf  nach  wie  vor  das 
Schröderamt  auch  nach  dem  Tode  ihres  Mannes  ausüben.  Auch 
soll  jene  Neuerung  die  Meisterinnen  nicht  treffen,  die  sich  bereits 
in  dieser  Weise  nähren.  Uebrigens  sind  die  Statuten  der  Schröder 
sehr  viel  ausführlicher  als  die  der  Schuhmacher.  So  verbreiten 
sie  sich  auch  ziemlich  weitläufig  über  das  Meisterstück,  das 
jeder  abzulegen  hat,  der  die  Tafel  annehmen  will,  einerlei  ob 
er  in  Wesel  oder  irgendwo  anders  gelernt  hat.  Vor  einer  Kom- 
mission von  drei  oder  vier  Vertrauensmännern  des  Amtes  muss 
der  Betreffende  snyden  drie  off  vier  stuck  wercks,  een  mans- 
wamboiss '),  enen  manstabbert,  een  vrouwen  langh  laick  ind  enen 
rowenrock.  Dann  wird  dem  Bewerber  auferlegt,  einen  Harnisch 
zu  haben  und  zu  halten,  um  dem  Landesherrn  im  Fall  der 
Noth  mit  den  Waffen  dienen  zu  können.  Sache  der  Werk- 
meister des  Amtes  ist  es,  jedes  halbe  Jahr  das  Rüstzeug  zu 
revidiren.  Ausserdem  sollen  die  Werkmeister  fort  und  fort  die 
Arbeit  der  Mitglieder  des  Amtes  auf  ihre  Güte  hin  kontroliren, 
damit  Niemanden  das  Tuch,  das  er  den  Schrödern  anvertraut, 
verdorben  werde.  Eben  dieser  Satz  verdient  Beachtung,  da  er 
zeigt,  dass  die  Schröder  doch  in  erster  Linie  Schneider  und 
nicht  Tuchkaul'leute  sind.  Auch  das  Schröderamt  besteht  also 
schon  vor  dem  Jahre  1456;  wie  bei  den  Schuhmachern  handelt 
es  sich  nur  um  eine  Veränderung  und  Erweiterung  der  Statuten. 
Und  die  war  in  der  That,  wie  die  Folge  lehrt,  für  beide  Aemter 


')  Wamboiss  ist  das  Kleid  für  Brust  und  Leib,  tabbert  ein  langer 
Mantel. 
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wohl  schon  seit  längerer  Zeit  ein  dringendes  Bedürfnis.  Schon 
1461  erhalten  nämlich  die  Schuhmacher  ergänzende  Artikel,  die 
an  Umfang  hinter  dem  Gildebrief  nur  wenig  zurückbleibeu.  Zu- 
meist beziehen  sie  sich  auf  die  Beschaffenheit  der  gegerbten 
Felle,  die  bei  der  Herstellung  von  Schuhen  verwendet  werden, 
auf  den  verwandten  Betrieb  der  Lohgerberei  und  auf  den  Handel 
der  Mitglieder  der  Innung  mit  Leder.1) 

Die  neuen  Schröderartikel  sind  von  1490;  sie  ordnen  aber- 
mals die  Rechtsverhältnisse  der  Fraueu,  die  taeffel  ha  Iden,  also 
als  selbstständige  Meisterinnen  zum  Amte  gehören.'-1)  Erst  mehr 
als  ein  Menschenalter  später,  nämlich  in  den  Jahren  1535  und 
1536,  erachtete  man  eine  durchgreifendere  Reform  der  alten  Amts- 
rolle für  angemessen.  Der  Umfang  des  Ganzen  wird  nunmehr  etwa 
auf  das  Doppelte  gebracht.3)  Es  gilt  vor  allem  dem  Andrang 
der  Gesellen  zura  Meisterwerden  entgegenzutreten.  Das  glaubt 
man  dadurch  zu  erreichen,  dass  man  das  Meisterstück  sehr  viel 
complizirter  macht.  Ueberhaupt  tritt  dasVerhältniss  des  Meisters 
zu  seinen  Gesellen  jetzt  noch  mehr  als  früher  in  den  Vorder- 
grund. Rechte  und  Pflichten  beider  Theile,  bei  Krankheit  etc. 
werden  genau  umschrieben.  Nur  so  viel  Gesellen  darf  der 
Meister  annehmen,  wie  er  stets  mit  Arbeit  versorgen  kann. 
Eben  diese  Bestimmung  der  Artikel  vom  Jahre  1535  wird  aber 
sofort  1536  dahin  modifizirt,  dass  Niemand  mehr  als  zwei  Ge- 
sellen und  einen  Lehrjungen  halten  darf.  Ausser  den  Wüllen- 
webern, den  Schrödem  und  den  Schuhmachern  sind  es  nur  noch 
die  Fleischhauer,  von  denen  man  weiss,  dass  sie  (1536)  einen 
Amtsbrief  erlangen.  Merkwürdig  aber,  dass  auch  in  der  zweiten 
Hälfte  des  16.  Jahrhunderts,  sowie  im  17.  Jahrhundert,  sich 
nur  geringe  Spuren  von  Handwerkerzünften  nachweisen  lassen. 
Alles  in  Allem  genommen  — und  das  wird  durch  die  folgenden 
Ausführungen  noch  schärfer  hervortreten  — giebt  es  kaum  eine  Stadt 
im  ganzen  Territorium,  in  der  man  der  zunftmässigen  Organi- 
sation des  gewerblichen  Lebens  so  ablehnend  gegenübersteht 
wie  in  Wesel. 


>)  A.  a.  O. 
a)  A a.  O. 
A.  a.  O. 
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So  sehr  springt  dieser  Gegensatz  zwischen  dieser  grössten 
und  mächtigsten  Kommune  des  Landes  und  den  benachbarten 
Plätzen  in  die  Augen,  dass  man  unwillkürlich  nach  einer  be- 
sonderen Erklärung  sucht.  Ich  meine  nun,  ohne  Weiteres  drängt 
sich  da  die  Erinnerung  auf  an  jenen  Schied  vom  Jahre  1308 
mit  seinem  Verbot  aller  Gilden,  Brüderschaften  und  sonstigen 
Vereinigungen  innerhalb  der  Bürgerschaft.1)  Wenn  in  Cleve 
und  in  Emmerich  notorisch,  in  Goch  und  Kalkar  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach,  bereits  im  dreizehnten  Jahrhundert  zum  min- 
destens ein  Handwerksamt  vorhanden  ist,  so  spricht  doch  in  der 
That  alle  Wahrscheinlichkeit  dafür,  dass  Innungen  auch  in  der 
Stadt  nicht  gefehlt  haben  werden,  die  allen  anderen  Gemeinwesen  des 
Landes  in  ihrer  Entwickelung  weit  voraus  war.  Offenbar  organi- 
sirte  sich  in  den  vorhandenen  Verbänden  — seien  es  nun  Aemter 
oder  Brüderschaften  der  Berufsgenossen  — , wie  so  oft,  der  Wider- 
stand der  gemeinen  Bürger  gegen  die  Patrizier.  Daher  ver- 
langen die  Schöffen  und  Kathmannen,  die,  wie  gezeigt,  gerade 
damals  auch  ihrerseits  den  gemeinen  Bürgern  Konzessionen 
machen,  die  Aufhebung  der  Aemter,  die  sich  womöglich  gegen 
ihren  Willen  constituirt  hatten  — und  also  nach  der  Auffassung 
der  Zeit  und  der  Gegend  illegitim  waren.  Und  an  diesem  Ver- 
bot mag  auch  in  der  Folgezeit  im  Interesse  des  bürgerlichen  Friedens 
mit  Absicht  festgehalten  worden  sein,  nur  dass  hinsichtlich  der  Tuch- 
manufaktur, deren  Gedeihen  ohne  eine  festere  Organisation  un- 
denkbar erschien,  einige  Jahrzehnte  später  eine  Ausnahme  ge- 
macht wurde.  Das  alles  war  angängig,  weil  in  Wesel,  als 
in  einer  Handelsstadt,  alle  übrigen  Gewerbe  hinter  den  Interessen 
der  Wein-,  Getreide-,  Salzkaufleute  und  Bierbrauer,  die  vor- 
nehmlich für  den  Export  arbeiten,  naturgemäss  zurücktreten. 
Wann  gleichwohl  die  Schuhmacher  und  Schröder  Innungsrecht 
erhalten  haben,  muss  dahingestellt  bleiben.  Ich  glaube,  man 
wird  der  Wahrheit  am  nächsten  kommen,  wenn  man  den  Zeit- 


*)  Oben  S.  82  ff.  Lucomblet,  Urkuudenbuch  Band  3 Nr.  72:  Preterea 
caesamus  et  annuilainus  et  prohibemns  ab  hoc  inantea  ornues  gildas,  con- 
fraternitates,  eonspirationeg  seu  conjurationes  quascunque  in  prefato  opido 
hactenus  habitas  vel  adtme  habendas,  per  quas  nova  inter  dictas  partes 
dissensio  oriri  potent  in  futurum;  volentes,  quod,  qui  contra  hoc  venerint, 
penam  incidant  centum  librarum  denariorum. 
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punkt  nicht  bis  in  das  vierzehnte  Jahrhundert  zurückverlegt. 
Giebt  man  nun  aber  diese  Begründung  zu,  so  kann  man  sich 
auch  der  weiteren  Schlussfolgerung  nicht  entziehen,  dass  die 
anderen  clevischen  Städte,  wie  sie  sonst  vielfach  die  Weseler  Einrich- 
tungen sich  zum  Muster  nehmen,  so  auch  in  ihrer  Abneigung 
gegen  zunftmässige  Organisation  der  gewerblichen  Arbeit  einiger- 
massen  durch  den  Einfluss  Wesels  bestärkt  wurden. 

Uebrigens  mag  es  dahingestellt  bleiben,  ob  jenes  frühere  Ereigniss 
oder  der  Umstand,  dass  Wesel  vornehmlich  auf  Handel  angewiesen 
war,  der  Entwickelung  desZunftwesens  vor  allem  hinderlich  gewesen 
ist.  Für  das  Letztere  würde  z.  B.  die  Analogie  Duisburgs  sprechen, 
dessen  Handel  in  der  älteren  Periode  dem  Wesels  unzweifelhaft  über- 
legen war.  Erst  als  der  Platz  mehr  und  mehr  an  commerzieller 
Bedeutung  sank,  war  man  bemüht,  durch  zunftmässige  Organi- 
sation des  gewerblichen  Lebens  gewissermassen  Ersatz  für 
den  Verlust  zu  schaffen. 

Es  bekommen  also  im  Jahre  1446  die  dortigen  Leineweber 
ein  verhältnissmässig  ausführliches  Statut  und  1457  wird  das 
Amt  der  Schneider  und  Tuchmacher  eingerichtet  oder  doch  reor- 
ganisirt.1)  Wenn  es  nun  auch  zutreffend  ist,  dass  beide  Innungen 
zum  mindesten  als  Brüderschaften  schon  vorher  bestanden  haben, 
so  ist  darauf  wenig  Gewicht  zu  legen,  da  die  Rolle,  die 
sie  bisher  gespielt  haben,  eine  überaus  bescheidene  gewesen  sein 
muss.-)  Denn  hätten  die  Handwerkervereinigungen  als  solche  in 
dem  alten  Handelsemporium  irgend  welche  Bedeutung  gehabt,  so 
müssten  sie  nothwendig  im  Stadtbuch  oder  in  den  Rathsrech- 
nungen öfter  genannt  werden.'1) 

Wie  Wesel  und  Duisburg  ist  nun  auch  Emmerich  seit  Alters 
Mitglied  der  Hanse  und  vornehmlich  Handelsstadt.  Die  Kaufleute 
dort,  die  für  die  Bestreitung  der  Aufwendungen  im  Interesse  des 
Handels  und  Verkehrs  hier  und  da  besonders  herangezogeu 
werden,  sind  scharf  von  den  Gewerbetreibenden  unterschieden. 


')  Gleichzeitige  Abschriften  im  Lagerbuch  S.  57  ff.  im  Rathsarchiv  zu 
Duisburg. 

2)  Vergl.  die  Nachweisungen  bei  Averdunk  a.  a.  O.  S.  329  ff. 

:l)  Hezeielmrnd  ist  die  zum  Theil  wörtliche  Uebereinatimmung  der 
Weseler  und  Duisburger  Innungsstatuten. 
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die  die  Erzeugnisse  ihres  Eleisses  nur  an  Ort  und  Stelle  ab- 
setzen. Auch  das  Emmericher  Innungswesen  ist  demgemäss  nur 
wenig  entwickelt. 

Ich  lasse  hier  zunächst  das  Wenige  folgen,  was  ich  darüber 
ermittelt  habe.  Nach  jenen  schon  oben  besprochenen  Verleihungen 
an  die  Wollen weber  und  Gewandleute  (129h  und  1353)  tritt  eine 
lange  Pause  ein.  Erst  1471  erhalten  die  Schuhmacher  einen 
Amtsbrief.  In  diesem  Falle  handelt  es  sich  — was  meist  aus 
den  Zunfturkunden  nicht  recht  ersichtlich  ist  — thatsächlich 
um  die  Constituirung  einer  Zunft.  Dabei  berufen  sich  Richter, 
Bürgermeister,  Schöffen  und  Rath  darauf,  dass  auch  in  anderen 
guten  Städten  Gelderns  und  Cleves  die  Schuhmacher  dergestalt 
organisirt  seien.1)  Wiederum  sieht  man  in  diesem  Falle,  wie 
sehr  die  Institutionen  der  Plätze  eines  Territoriums  sich  gegen- 
seitig beeinflussen  und  sogar  über  die  Landesgrenzen  hinaus 
Beachtung  finden.  Zudem  bestätigt  die  Notiz  die  schon  im 
Eingang  aufgestellte  Behauptung,  dass  die  Zunftverfassung  in 
Geldern  und  Cleve  fasst  durchweg  erst  etwa  seit  Ende  des 
vierzehnten  und  seit  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  allgemeinere 
Verbreitung  findet. 

Wie  auch  sonst  sollen  zwei  Gildemeister  der  Innung  vor- 
stehen. Ihre  Amtszeit  aber  beläuft  sich  nicht  wie  gewöhnlich 
auf  ein,  sondern  auf  zwei  Jahre;  so  zwar,  dass  jedes  Jahr  ein 
Meister  abgeht  und  einer  neu  gewählt  wird.  Niemand  darf 
ferner  in  Emmerich  Schuhe  verkaufen,  der  nicht  Mitglied  der 
Gilde  ist.  Eigenthiimlich  ist  ferner  bei  der  unbedingten  Ab- 
hängigkeit, in  der  wir  die  Zunft  unserer  Gegend  vom  Magistrat 
finden,  eine  Bestimmung,  durch  die  dem  Amt  wenigstens  inner- 
halb eines  bescheidenen  Umfangs  Autonomie  zugestanden  wird. 


t)  Abgedr.  bei  Dederich,  Annalen  der  &tadt  Emmerich,  Beilage 
Nr.  5f>:  Wy  richter,  burgermeister,  schepen  ind  raidt  der  stat  Einerick 
doin  kondt  allen  luyden  ind  tuegen  vestlik  myt  desen  tegenwoirdigen  brieve, 
dat  wy  by  raide  ind  guetduncken  unser  raitzluyde  in  unser  gemeyncr  stad 
van  Emerick,  die  wy  dairmede  aver  ontroepen  hebn,  angesien,  dat  men  der 
gelycken  gedain  hefft  und  dued  in  anderen  gueden  steden  der 
lande  van  Cielre  ind  van  Cleve,  gegeven  ind  gegont  bebn  . . . den  schoe- 
mekeren,  bürgeren  tot  Emerick,  oere  gilde  ind  bruederschapp  toe  halden  ind 
toe  hebn  myt  geaetten  ind  ordinancien  nabeschreven. 
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Die  Schuhmacher  dürfen  nämlich  für  ihren  technischen  Betrieb 
anf  eigene  Faust  Kören  erlassen  und  deren  Uebertretung  mit 
einer  Busse  von  fünf  Schillingen  bestrafen.  Streitigkeiten  der 
Bruder  indessen  sollen  vor  dem  Magistrat  entschieden  und  bei- 
gelegt werden.  Durch  keinerlei  Verabredungen  untereinander 
dürfen  die  Gildemitglieder  den  Preis  der  Felle  in  der  Stadt 
herunterdrücken.  Ueberhaupt  sollen  sie  nichts  unternehmen, 
was  den  Interessen  der  Stadt  und  des  Landesherren  widerstreitet. 
Fast  aus  jedem  Satz  geht  hervor,  dass  man  in  einer  Zeit,  da 
das  Zunftwesen  sonst  doch  ziemlich  allgemein  durchgedrungen 
ist,  in  Emmerich  seiner  Ausdehnung  auf  die  Schuhmacher  noch 
mit  einem  gewissen  Misstrauen  gegenübersteht. 

Im  Jahre  1510  werden  diese  Statuten  bestätigt  und  er- 
weitert. Aber  die  Zusätze  sind  nur  unbedeutend;  erwähnt  mag 
werden,  dass  ein  Artikel  liinzugekommen  ist,  nach  welchem  auf 
den  gewöhnlichen  Wochenmärkten  nur  die  Schuhhändler  ihre 
Waaren  verkaufen  dürfen,  die  aus  Städten  sind,  in  denen  den 
Emmerichern  ein  Gleiches  zugestanden  ist.1) 

Die  nächsten  erhaltenen  Statuten  sind  die  der  Schmiede 
vom  Jahre  1566.  Es  handelt  sich  indessen  diesmal  offenbar 
nicht  um  die  Verleihung  eines  Amtsbriefes  oder  um  dessen 
Bestätigung,  vielmehr  haben  wir  eine  autonome  Aufzeichnung  der 
Gildebrüder  vor  uns.  Das  zeigen  schon  die  einleitenden  Worte 
der  Urkunde,  die  folgendermassen  anhebt:  Dit  hiernae  volgende 
synnen  die  herlicke  Privilegien  der  smeden  bynnen  Emmerick 
gnandt  sant  Loeysgyltbroederen.-)  Weniger  noch  als  bei  den 
Schuhmachern  ist  von  der  technischen  Seite  des  Betriebes  bei 
den  Schmieden  die  Bede.  Die  Feier  des  Jahrtages  des  Gilde- 
patrons, die  Pflichten  beim  Begräbniss  von  Gildebrüdern  und 
ähnliche  Satzungen,  die  mehr  die  gesellige  Seite  des  Vereins 
betreffen,  machen  durchaus  den  Hauptbestand  der  Statuten  aus. 
Koch  jünger  sind  die  Privilegien  der  Schiffer  (16*27),  deren 
Gildebuch  erhalten  und  bis  zum  Jahre  1807  fortgeführt  ist.3) 


*)  Im  St.  zu  D„  Cleve-Mark,  Städte  Emmerich. 
a)  Abgedr.  bei  Hederich  a.  a.  O.  Beilage  Nr.  "5. 

3)  Ausser  Dederich  (a.  a.  0.  S.  389)  vergl.  über  das  Fischerbuch, 
jetzt  im  St.  zu  D.  befindlich,  Giemen,  Die  Kunstdenkmäler  des  Kreises 
Rees  S.  23. 
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Alles  andere  Material  ist  verloren.  Nur  ein  Schrank  auf  dem 
Emmericher  Rathhaus,  der  im  Jahre  1750  angefertigt  worden  ist, 
der  sogenannte  Oildekast,  zeugt,  nocli  jetzt  von  dem  Reich- 
thum,  den  er  ehemals  beherbergt  hat.  Auf  seinen  Thttren  sind 
nämlich  auf  eigens  hierzu  bestimmten  Feldern  die  zehn  Patrone 
der  Emmericher  Gilden  mit  den  Emblemen  der  Zünfte  ange- 
bracht.1) Nach  dem  wenigen,  was  fessteht,  wird  man  also  an- 
nehmen dürfen,  dass  erst,  seit  Ende  des  fünfzehnten,  oder  viel- 
leicht richtiger,  seit  Beginn  des  sechszehnten  Jahrhunderts,  in 
Emmerich  sich  Zünfte  in  grösserer  Anzahl  constituirten. 


III. 

Zur  Geschichte  des  Zunftwesens  in  Goch,  Kaikar,  Xanten, 
Kees  und  Dinslaken. 

Mag  die  Uebereinstimmung  zwischen  Wesel  und  Emmerich 
hinsichtlich  ihres  ablehnenden  Standpunktes  der  Zunftverfassung 
gegenüber  wenigstens  theihveise  darauf  zurückzuftihren  sein,  dass 
beide  Plätze  überwiegend  Handelsstädte  sind,  für  Kaikar  würde 
diese  Begründung  kaum  ganz  zutreffen.  Möglich,  dass  dort  der  Ein- 
fluss Wesels  besonders  stark  gewesen  ist;  vor  allem  aber  kommt 
auch  hier  in  Betracht,  dass  neben  der  Tuchindustrie,  neben  dem 
Getreidehandel  und  neben  der  Bierbrauerei,  deren  Betrieb  der 
innungsmässigen  Organisation  widerstrebt,  in  Kaikar  die  anderen 
Gewerbe  völlig  zurücktreten.  Es  schien  daher  dort  so  wenig 
wie  in  Goch  nöthig,  den  anderen  Handwerkern,  deren  Zahl 
gering  sein  mochte,  Innungsrecht  zu  gewähren.  Am  ehesten 
erhielten  noch  die  Schuhmacher  hier  in  Emmerich,  Wesel  und 
Cleve  einen  solchen  Wunsch  erfüllt. 

In  Goch  geschah  das  im  Jahre  1457,  also  zum  mindesten 
einige  Jahrzehnte  eher  als  in  Emmerich.2)  Vorher  mögen  die 


’)  Vergl.  die  Mittheilungen  bei  Dederich  ft.  a.  0.  S.  889. 
*)  Vergl.  oben  S.  662.  Anmerk.  2. 
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„gemeyne  ambachtsgesellen  des  sclioenieker  arnptz“  eine  Brüder- 
schaft oder  ein  Amt  „ohne  Kören“  gebildet  haben,  wie  die 
Kalkarer  Wollordnung  vom  Jahre  1342  solche  gewerblichen 
and  kirchlichen  Vereinigungen  nennt,  die  der  Anerkennung  von 
Seiten  des  Magistrats  oder  des  Landesherren  ermangeln.  Aber 
erst  1457  erhalten  sie  von  Bürgermeister,  Schöffen  und  Rath  offizielle 
Amtsstatuten.  Bei  dem  Anlass  lernt  man  auch  den  Mitgliederbestand 
kennen,  er  beläuft  sich  auf  siebzehn  oder  achtzehn.  Offenbar  sind  sie 
zahlreicher  und  angesehener  als  etwa  die  Schmiede  und  Zimmer- 
leute.  Um  einen  Massstab  für  das  Uebergewicht  der  Wollindustrie 
in  Goch  zu  erhalten,  sei  in  diesem  Zusammenhänge  erwähnt, 
dass  Bergrath  die  Zahl  der  dortigen  Webermeister  nach  der 
Menge  der  gearbeiteten  Tücher  auf  342  berechnet  hat.  Dem- 
gegenüber hat  Schmoller  mit  Recht  darauf  hingewiesen,  dass 
hierbei  die  Knechte  einbegriffen  seien.  Er  selbst  schätzt  gleich- 
wohl dieZahl  der  Gocher  Tuchmachermeister  immerhin  auf  1 44.  — l) 
Auch  in  dem  Schuhmacheramt  in  Kalkar  begegnet  man  einer 
Zahl  von  neunzehn  Meistern.  Dort  bedeutet  nun  die  Ver- 
leihung vom  Jahre  14K9  jedenfalls  nicht  die  Constitnirnng, 
sondern  nur  die  Wiederbestätigung  ihrer  Zunft  und  Brüderschaft. 
Die  Genossen  selbst  haben  ihre  Statuten  aufgezeichnet  und  dem 
Bürgermeister  und  seinen  Gesellen,  sowie  den  Schöffen  und 
Kirchmeistern  zur  Anerkennung  vorgelegt.  Bei  der  Aufzählung 
der  Rechte  und  Pflichten  der  Mitglieder  werden  die  kirchlichen 
und  brüderschaftlichen  Verpflichtungen  besonders  eingeschärft. 
So  darf  namentlich  am  Tage  des  heiligen  Crispinus,  des  Schutz- 
patrons, der  Gottesdienst  nicht  versäumt  werden.  Im  Uebrigen 
aber  trifft  man  auch  hier  die  Bestimmungen  wieder,  die  sozu- 
sagen typisch  sind  für  die  Zunftbriefe  dieser  Gegend  und  dieser 
Zeit.  Charakterisch  sind  höchstens  die  schroffen  Massregeln, 
durch  die  allen,  die  nicht  Kinder  von  Brüdern  sind,  der  Eintritt 
erschwert  wird.  Gegen  fremde  Konkurrenz  ist  wenigstens  eine 
Schutzraassregel  getroffen.  Schuhmacher  von  ausserhalb  dürfen 

')  Bergrath  a.  a.  O.  Heft  5 S.  122  und  Schmoller,  Die  Strass- 
burger Tücher-  lind  Weherzunft  S.  83.  Schmollers  Satz  ist.  vielleicht  ein 
wenig  zu  niedrig  gegriffen,  weil  er  bei  seinerBerechnung  für  die  Verhältnisszahl 
der  Knechte  zu  den  Meistern  von  der  Analogie  dor  doch  gewiss  etwas 
anders  gearteten  Kölner  Tuchindustrie  ausgeht. 
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nämlich  im  Allgemeinen  ihre  Waare  selbst  zur  Zeit  der  Jahr- 
märkte nur  dann  am  Platz  verkaufen,  wenn  in  ihrer  Heimath- 
stadt  ein  gleiches  Vorzugsrecht  den  Fabrikaten  von  Kalkar  zu- 
gestanden ist.  Ausgenommen  von  dem  Verbot  sind  indessen 
bestimmte  Sorten  von  Schuhen,  die  wohl  nicht  in  der  Stadt  selbst 
hergestellt  wurden  und  doch  unentbehrlich  sein  mochten.  Wie 
wenig  aber  auch  in  dieser  verhältnissmässig  späten  Zeit  der 
Personalzwang,  die  treibende  Kraft  des  Zunftwesens,  durchgeführt 
ist,  lehrt  der  folgende  eben  deswegen  ungemein  wichtige  Artikel : 
Item  weren  oick  ennige  meysteren  bynnen  Kalkar.  die  desen 
gesetten  ind  ordinantien  vurscreven  nyet  consentirten  off  gefol- 
licht  enhedden  noch  naemails  nyet  folgen  inwolden,  myt  den 
ensullen  die  vurscreven  meystern  nyet  koepen  off  verkoepen  off 
ennige  behulp  doin,  dat  den  vurscreven  ampt  antrefft.  Mit  an- 
deren Worten,  es  ist  also  auch  jetzt  noch  dem  Belieben  eines 
jeden  Meisters  anheimgegeben,  ob  er  dem  Amt  beitreten  will 
oder  nicht. 

Und  dieser  Zunftbrief  ist  nun  auf  lange  Zeit  hinaus  der 
einzige  erhaltene  in  der  Stadt  Kalkar;  erst  von  der  zweiten 
Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  an  setzen  die  Amtsrollen  zahlreicher 
ein.  Gleichwohl  werden  wir  annehmen  dürfen,  dass  etwa  um  das 
Jahr  1500  ausser  den  Schuhmachern  und  Wollenwebern  noch 
andere  Gewerbe  Innungsrecht  erlangt  hatten.  In  einem  Zwist 
nämlich,  zu  dem  es  wohl  im  Jahre  1503  wegen  der  allzu- 
hohen städtischen  Ausgaben  kommt,  sind  es  die  Gilden, 
die  schon  als  berufene  Vertreter  der  gemeinen  Bürger- 
schaft das  grosse  Wort  führen.  Das  lässt  doch  gewiss  auf  eine 
Mehrheit  von  Innungen  schliessen.1) 

Die  Leinen wcber  freilich,  deren  Amtsbrief  von  1558  der 
zeitlich  nächste  ist,  constituiren  sich  wohl  erst  in  diesem  Jahre 
zu  einem  wirklichen  Amt.  Ebenso  wird  nach  einer  Aufzeichnung 
im  Rathsarchiv  zu  Kalkar  den  Schrödern  jetzt  erst  (1558)  die 
Befugniss  zugesprochen,  „eine  sunderlinge  Bruderschap  und 
Gild“  zu  bilden.  Dem  entspricht  es,  dass,  eben  so  wie  in  der 
Rolle  der  Emmericher  Schuhmacher,  nunmehr  den  Leinenwebern 
und  Schrödern  ausdrücklich  eingeschärft  wird,  nichts  gegen  die 


*)  Abschriften  im  St.  zu  D.  und  im  Rathsarchiv  zu  Kalkar 
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Stadt  und  den  Landesherren  zu  unternehmen.  Um  alle  Schröder 
in  der  Stadt  zum  sofortigen  Eintritt  zu  bewegen,  wird  ferner 
die  Anordnung  getroffen,  dass  bei  späterer  Aufnahme  die]  bei 
den  „buiten  Inkomelingen“  üblichen  erhöhten  Gebühren  auch  von 
ihnen  erhoben  werden  sollen. 

Dieser  verhältnissmässig  späten  Entstehung  der  Statuten 
ist  es  wohl  zuzuschreiben,  dass  sie  etwas  weniger  embryonisch 
sind  wie  die  Mehrzahl  der  Amtsrollen  etwa  aus  der  zweiten 
Hälfte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts.  So  finden  sich,  von  Be- 
stimmungen über  Lehrlings-  und  Gesellenwesen  zu  geschweigen, 
in  ihnen  ausführliche  Angaben  über  das  Meisterstück,  das 
obligatorisch  ist.  Sogar  die  uns  schon  bekannten  „drogscherers“ 
oder  Trockenscheerer,  die  mit  den  Schneidern  zusammen  in  der 
Gilde  sitzen,  müssen  sich  dieser  „Pröve“,  wie  meist  der  tech- 
nische Ausdruck  lautet,  unterziehen. 

Auch  die  Innung  der  Brauer,  deren  Statuten  vom  Jahre  1585 
sind,  scheint  erst  damals  sich  constituirt  zu  haben.  Die  Straf- 
androhung in  der  Schröder-  und  der  Schuhmacherrolle  für  die, 
welche  sich  erst  später  zum  Eintritt  bequemen  werden,  kehrt 
hier  demgemäss  wieder.  Ausser  den  Bauern  gehören  noch  die 
Gruppen  dei  Malzmacher  und  der  Tapper  oder  Bierwirthe  zu 
dem  Verbände. 

Es  gilt  da  durch  festformulirte  Vorschriften  namentlich  eine 
scharfe  Grenze  zu  ziehen  zwischen  den  Gerechtsamen  der  Bürger, 
die  Bier  für  ihren  Hausbedarf  bereiten,  und  denen,  die  die 
Brauerei  erwerbsmässig  betreiben.  Vor  allem  der  Detailverkauf 
oder  kurz  gesagt,  der  Zapf,  ist  den  Bürgern  auf  das  Strengste 
untersagt.  Freilich,  wenn  im  Sommer  das  Bier  jemandem  „hart 
und  sauer“  zu  weiden  droht  und  er  es  darum  gern  „vertappen 
off  verkopen“  will,  wird  ihm  das  gestattet,  auch  wenn  er  nicht 
Mitglied  der  Gilde  ist.  Das  ist  aber  mehr  eine  besondere 
Gnade  wie  ein  Recht;  und  damit  daraus  kein  Missbrauch  ent- 
stehe, wird  bestimmt,  dass  nur  ein  einziges  mal  in  jedem  Sommer 
ein  Bürger  von  dieser  Vergünstigung  Gebrauch  machen  darf. 

Der  erhaltene  Amtsbrief  der  Schmiede  ist  vom  Jahre  1602; 
aber  zweifellos  haben  diese  in  Kalkar,  wie  fast  immer  sonst, 
wohl  bald  nach  den  Schuhmachern  Innungsrecht  erlangt.  Offenbar 
gehört  ihr  Verband  zu  den  Gilden,  die  bald  nach  1500  die  Rechte 
der  gemeinen  Bürgerschaft  so  energisch  wahrnehmen.  Diesem 
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höheren  Alter  entsprechend  sind  die  Statuten  ziemlich  umfang- 
reich; sie  weisen  ein  ausgebildetes  Gewerberecht  auf.  Für  die 
hervorragendsten  Gruppen,  die  ig  der  Gilde  der  Schmiede  sitzen, 
(Groffsmede,  Slotenmeekers,  Büssen-  und  Messenmackers, 
Schwertfegers,  Uhrenwerker  und  Kopperslegere)  wird  ein  beson- 
deres Meisterstück  gefordert.  Hinsichtlich  der  Abhängigkeit  vom 
Käthe  hatte  sich  indessen  in  dieser  langen  Zeit  kaum  etwas 
geändert,  denn  „allet  doch  biss  tot  wederseggen  Bürgermeisters, 
Schepen“  etc.,  heisst  es  bezeichnend  in  einem  der  verliehenen 
Artikel. 

Fasst  man  das  Ergebniss  aus  diesen  Einzelthatsachen  zu- 
sammen, so  wird  man  sagen  dürfen,  dass  erst  in  der  zweiten 
Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  in  Kalkar  das  Zunftwesen  sich 
völlig  durchsetzt.  — 

Werfen  wir  nun  auf  die  Geschichte  der  Innungen  der  beiden 
benachbarten  Plätze  Rees  und  Xanten,  die  erst  verhältnissmässig 
spät  vom  Erzstift  an  Cleve  gekommen  sind,  einen  Blick,  so 
stellt  sich  als  unzweifelhaft  heraus,  dass  in  ihnen  das  Zunft- 
wesen doch  erheblich  früher  Eingang  findet. 

Um  zunächst  mit  Xanten  anzufangen,  so  scheint  dort  die 
Kaufmanns-  oder  Krämergilde  sogar  älter  zu  sein  als  selbst  die 
der  Wollenweber.  Eben  hierdurch  erhält  die  Behauptung,  die 
man  zunächst  wohl  nur  in  Bezug  auf  die  geldernschen  Städte 
aufgestellt  hat.  die  Innungen  der  Krämer  seien  die  ältesten,  eine 
neue  Bestätigung.  Und  in  der  That  verdienen  diese  Krämer- 
gilden unserer  Territorien  eine  grössere  Beachtung,  als  sie  bisher 
gefunden  haben.')  In  einer  ganzen  Anzahl  der  geldernschen 
* Plätze  spielen  nämlich  jene  Verbände,  die  bezeichnend  den 
heiligen  Nikolaus,  den  Patron  der  Seefahrer,  zum  Schutzheiligen 
haben,  eine  Rolle  ähnlich  der  der  Gewandschueider  in  Orten 
wie  Stendal  oder  Salzwedel.  Nicht  allein,  dass  sie  einmal  der 
Sammelpunkt  des  städtischen  Patriziats  sind,  selbst  hohe  Herren 
vom  Adel  oder  gar  die  Landesfürsten  selbst  verschmähen  es 


')  Die  Nikolausgilde  der  Kramer  in  Arnheim  z.  B.  kommt  im 
Jahre  1387  vor,  vergl  Nyhoff,  Inventaris  van  het  oud  archief  van  Arnhem 
S.  48  und  Henrichs,  Die  ehemaligen  Innungeu  der  Stadt  Geldern 
S.  18  ff. 
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nicht,  sich  aufnehmen  zu  lassen.1)  Üb  nun  im  Besondern  die  Krämer- 
innung der  Stadt  Xanten  von  ähnlicher  Bedeutung  gewesen  ist, 
lässt  sich  nach  dem  Material,  auf  das  ich  beschränkt  war,  nicht 
mehr  feststellen.  Auch  den  Zeitpunkt  ihrer  Gründung  vermag 
ich  nicht  mit  voller  Sicherheit  anzugeben;  Thatsache  aber  ist, 
dass  im  Jahre  i486,  als  ihren  Mitgliedern  ein  neuer  Brief  aus- 
gefertigt wird,  ausdrücklich  auf  einen  solchen  von  1371  als  den 
letztvorhergegangenen  Bezug  genommen  wird.2)  In  der  Gilde 
sind  nun  nach  der  Rolle  von  1486  alle  die  Bürger  Mitglieder, 
die  der  „Mathen  und  Wagen  gebrauchen'4  und  die  „von  den 
Dingen  ihre  Xahrung  haben,“  die  „der  Kremerzysen  autreffende“ 
sind.  Sehr  viel  ausführlicher  als  die  Statuten  vom  Jahre  1486 
sind  die  vom  Jahre  1560,  indessen  sind  sie  keine  vollständige 
Kodification,  vielmehr  sollen  sie  nur  die  alten  Rollen  ergänzen. 
Daher  handeln  sie  weniger  von  den  Waaren,  deren  Vertrieb 
den  Brüdern  allein  zusteht,  sondern  fast  ausschliesslich  von  den 
Pflichten  der  Genossenschaft  der  Kirche  und  den  Armen  gegen- 
über. Die  kirchliche  Feier  des  Jahrestages  des  Schutzpatrons 
der  Innung  scheint,  ähnlich  wie  bei  den  Schuhmachern  in  Kalkar, 
der  Höhepunkt  im  Gildeleben  zu  sein,  während  z.  B.  in  den 
Reeser  und  Emmericher  Zunftrollen  die  weltliche  Freude  der 
Brüder  bei  fröhlichem  Gelage  sehr  viel  mehr  hervortritt. 

Ausgezeichnet  durch  zahlreiche  Bestimmungen  über  die 
technische  Seite  des  Betriebes  ist  die  Rolle  der  Leinenweber 
vom  Jahre  1485.  Schon  daraus  würde  man  auf  die  grosse  Be- 
deutung und  auf  das  Alter  des  Gewerbes  in  Xanten  schliessen 
dürfen.  Zudem  aber  werden  in  ihr  Statuten  vom  Jahre  1414 
erwähnt:  die  Innung  ist  also  jedenfalls  eiue  der  ältesten  in 
Xanten.*)  Vom  Jahre  1485  sind  die  Satzungen  der  Gilde  der 


1)  Henrichs  a.  a.  O.  und  vor  allem  das  Verzeichniss  der  Güdemit- 
glieder  bei  G.  van  Hasselt,  Arnheemsche  oudhoden,  Deel  2 S.  105  ff. 

2)  St.  zu  D.  Ferner  soll  deu  alden  giltbrieve  in  allen  synen  voll- 
komenheit  blieven  uytgescheiden  in  den  puncten,  dair  desen  brieff  den  alden 
giltbrieve  toweder  were. 

3)  Namentlich  im  benachbarten  Obeniuartier  Geldern  und  in  einem 
Theil  des  Herzogthums  Jülich  stund  die  Leinwandweberei  in  besonderer 
Uliithe.  Vergl.  Heurichs  a.  a.  0.  S.  32.  In  den  clcvischen  Städten,  wie 
z.  B.  in  Goch  und  Kalkar,  tritt  die  Leinenindustrie  eigentlich  erst  in  der 
Zeit  des  Niederganges  der  Tuchmacherei  mehr  hervor. 
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Bäcker  und  Brauer  in  der  Fassung,  die  mir  bekannt  geworden 
ist.1)  Seit  Menscliengedenken,  so  behaupten  die  Mitglieder  dieses 
Amtes,  sei  ihre  Antoniusgilde  eine  Gilde  „van  den  gilden  tot 
Xanten“  gewesen,  d.  h.  also,  sie  war  eine  der  anerkannten 
Zünfte.  Zu  ihr  gehören  nicht  allein  die  Bäcker  und  Brauer 
der  Stadt,  sondern  auch  die  des  ganzen  Amtes  Xanten.  Einerlei 
ob  sie  Bürger  sind  oder  nicht,  sollen  die  Hausleute,  wenn  sie 
„die  vurgerurdcn  ampten  doen,  handtieren  off  gebruicken“  wollen, 
„dat  ampt  ind  die  gildt  winnen  gelick  sie  borgere  weren.“ 

Dass  die  Amtsrollei.  der  Schröder  vom  Jahre  151t)  nur  die 
Bestätigung  älterer  Vorlagen  sind,  braucht  nach  diesen  Erörte- 
rungen kaum  näher  ausgeführt  zu  werden.2)  So  wenig  vollständig 
also  auch  unsere  Nachrichten  sind,  man  wird  sagen  dürfen,  dass 
in  Xanten  zum  mindesten  etwa  vom  Anfang  des  fünfzehnten 
Jahrhunderts  an  die  Organisation  der  gewerblichen  Betriebe  in  der 
Form  von  Innungen  allgemeiner  wurde.  Fast  möchte  man  ver- 
sucht sein,  Xanten  in  der  Beziehung  mit  Cleve  zu  vergleichen, 
nur  dass  in  Xanten  die  kirchlichen  Interessen  im  Zunftwesen 
etwa  die  Rolle  spielen,  die  dort  den  militärischen  Anforderungen 
beigemessen  werden  muss. 

Und  etwa  zu  demselben  Ergebniss  gelangt  mau,  wenn  man 
das  für  Rees  vorhandene  Material  durchmustert.  Sieht  man 
von  dem  bereits  früher  besprochenen  Amtsbrief  der  Wüllenweber 
vom  Jahre  1335  ab,  so  sind  von  1475,  1477  und  141(0  Rollen 
der  Schröder,  Schmiede  und  Schuhmacher  erhalten.  In  allen 
drei  Fällen  wird  man  zudem  behaupten  dürfen,  dass  es  sich  um 
eine  Erneuerung  älterer  Amtsbriefe  handelt. 

Ihrem  Inhalt  nach  lehnen  sich  die  Reeser  Handwerker- 
statuten fast  durchaus  an  die  Bestimmungen  an,  denen  wir  so 
ziemlich  in  allen  Zunfturkunden  des  Territoriums  begegnet  sind. 
Hinzukommt,  dass  wenigstens  die  Rollen  der  Schröder  und 
Schmiede,  ebenso  wie  die  Clever  Amtsrollen,  es  dem  Gildemeister 


')  Vom  23.  Februar  (crastino  Petri  ad  cathedram). 

2)  Möglicherweise  bezog  sich  der  frühere  Amtsbrief  nur  auf  die  Schröder; 
die  Trockenscherer  mögen  erst  später  hinzugekommen  sein.  Hinsichtlich 
ihrer  wird  in  der  Bestätigung  vom  Jahre  1610  noch  besonders  bomerkt, 
dass  all  ihr  Regiment  dem  der  Schneider  entsprechen  soll,  want.  sye  eyne 
gilde  hebben. 
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angelegentlich  einschärfen,  darauf  zu  halten,  dass  die  Schutz- 
und  Trutzwaffen  der  Brüder  vollzählig  und  in  guter  Ordnung 
sind.1)  — 

Ich  gehe  zom  Schluss  noch  mit  wenigen  Worten  auf  die 
kleineren  Städte  ein.  Dass  Orte  wie  Goch,  Dinslaken,  Sonsbeck, 
in  denen  die  Tuchindustrie  in  grosser  Blüthe  stand,  von  ver- 
hältnissmässig  früher  Zeit  an  ein  Wiillenamt  besassen,  wird 
man,  wie  schon  gesagt,  unbedenklich  annehmen  dürfen.  Des- 
gleichen mögen,  wie  es  ja  hier  und  da  ausdrücklich  bezeugt 
ist,  die  Schröder  oder,  um  mit  der  Emmericher  Urkunde  von 
1353  zu  sprechen,  die  Gewandleute,  die  Verleger  der  Weber 
und  Walker,  sich  zu  einer  Innung  zusammengeschlossen  haben. 
In  Dinslaken  z.  B.,  das  an  commerzieller  Bedeutung  doch  ein 
weniges  hinter  Xanten,  Kees  oder  Cleve  zurücksteht,  sind,  wie 
Eingangs  erwähnt,  die  ältesten  erhaltenen  Statuten  des  Amtes 
der  Schröder  sogar  vom  Jahre  1399.  Der  Brief  ist  schon  in- 
sofern interessant,  weil  an  das  Original  Dietrich  von  der  Mark, 
unter  dessen  Herrschaft  die  Stadt  damals  stand,  sein  Siegel 
gehängt  hat.  So  viel  ich  weiss  ist  das,  abgesehen  von  den 
Wüllenamtsbriefen,  die  einzige  Innungsverleihung,  die  nicht  vom 
Magistrat  allein  oder  vom  Magistrat  und  dem  Stadtrichter  aus- 
geht. Das  Amt  aber  der  Schröder  in  Dinslaken  ist  sehr  viel 
älter;  das  verrathen,  von  allem  anderen  abgesehen,  schon  die 
Eingangsworte:  Dit  synt  voerwaerden  van  einer  gylden  der 
bürgere  van  den  Schröderampte  to  Dinslaken  mit  broeken  eu 
dwanghe  van  aldes  linder  oen  daerto  gesät  ende  verboert. 

Das  nächste  in  Abschrift  erhaltene  Dokument  der  Stadt 
Dinslaken  ist  der  Amtsbrief  der  Schuhmacher  von  1453.  Aber 
auch  hier  handelt  es  sich  unzweifelhaft  nur  um  eine  zeitgemässe 
Umgestaltung  älterer  Statuten.  Denn  die  „semetlicke  meister 
van  den  schomekeramt  teil  Dinslaken“,  die  vor  Bürgermeister, 
Schöffen  und  Rath  kommen,  um  ihre  neue  Amtsordnung  rati- 
fiziren  zu  lassen,  sprechen  von  ihrem  Verband  als  von  einer 
gilde,  van  aldes  gehieten  sinte  Johansgilden.  Durch  diese 


'j  Der  Amtsbrief  der  Schneider  wird  1637  erneuert.,  die  Leiueuweber 
erhalten  161 1,  die  Bäcker  und  Fassbinder  1656,  die  Tischler  und  Zimmer- 
leute 1663  .Statuten  im  St.  zu  D.,  Cleve-Mark,  Städte,  Rees. 
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wenigen  Thatsaclien  der  Dinslakner  Gewerbegeschichte  wird 
dargetban,  dass  dort,  wenn  nicht  am  Ausgang  des  vierzehnten, 
so  doch  im  Anfang  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  das  Zunftwesen 
in  der  Hauptsache  durchgedrungen  ist.  Es  kann  also  gar  nicht 
zweifelhaft  sein,  welcher  der  beiden  Kategorien  von  Städten  man 
den  Ort  zurechnen  muss.  Offenbar  gehört  er  nicht  zu  Wesel, 
Emmerich  und  Kalkar,  sondern,  wie  in  Cleve,  Xanten  und  Hees, 
hat  man  in  dem  kleinen  gewerbfleissigen  Platze  der  Organisation  von 
Innungen  minder  ablehnend  gegenübergestanden.  Sieht  man  aber 
von  diesen  Dinslakner  Urkunden  ab,  so  bleibt  der  Amtsbrief 
der  Gocher  Schuhmacher  von  1457  die  einzige  aus  der  Zeit  vor 
1 500  erhaltene  Zunftrolle  einer  der  kleineren  clevischen  Städte. 

Weit  unter  Orten  wie  Dinslaken  und  Goch  stehen  min  aber  an 
Wohlstand  und  Bedeutung  Gemeinden  wie  Griet,  Griethausen, 
Sonsbeck  oder  Ödem,  die  eigentlich  kaum  etwas  anderes  sind, 
als  Marktflecken,  als  Dörfer,  die  au  Zahl  der  Einwohner  und 
hinsichtlich  aller  möglichen  politischen  Rechte  allerdings  vor 
den  umliegenden  Ortschaften  — mit  Ausnahme  freilich  der  liberae 
villae  — nicht  wenig  bevorzugt  sind.  In  den  seltenen  Fällen, 
in  denen  irgend  welche  Gildestatuten  dieser  Flecken  überhaupt 
erhalten  sind,  weisen  sie  sämmtlich  auf  das  Ende  des  sechs- 
zehnten oder  gar  auf  das  siebzehnte  Jahrhundert  zurück.  Da 
hat  doch  die  Yermuthung  vieles  für  sich,  dass  in  ihnen  that- 
sächlich  erst  in  jener  Periode  die  Handwerker  zu  Innungen  zu- 
sammcngetreten  sind.  Einen  Fingerzeig  in  der  Hinsicht  giebt, 
meine  ich,  das  Gesuch,  welches  die  Stadtverwaltung  von  Üdem 
im  Jahre  1650  an  den  Kurfürsten  Friedrich  Wilhelm  richtet,  es 
möge  dem  Magistrat  erlaubt  sein,  nach  einem  beigefügten  Formular 
den  dort  angesessenen  Handwerkern  Innungsrecht  zu  verleihen.1) 


')  Im  St.  *u  I),  Cleve- Mark.  Städte,  i dem. 
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Anhang. 

Zur  beschichte  der  Nikolausgilde  in  den 
geldernschen  Hauptstädten. 


Ich  werfe  zum  Schluss  noch  einen  Blick  auf  die  Zunft- 
verhältnisse des  benachbarten  Gelderlandes,  auf  die  schon  so 
wie  so  oft  genug  hingewiesen  werden  musste.  Wie  in  Cleve, 
setzt  sich  auch  in  Geldern  das  Zunftwesen  erst  verhältnissmässig 
spät  durch,  wenn  auch  immer  noch  um  einige  Jahrzehnte  früher 
wie  dort.  Im  Laufe  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  aber  lenkt 
dann  die  Entwicklung  in  Geldern  in  andere  Bahnen  ein.  Haben 
auch  die  Innungen  in  diesem  Territorium  nur  etwa  ein  Menschenalter 
früher  Eingang  gefunden,  so  ist  eben  die  Thatsache  dennoch  von 
entscheidender  Bedeutung  gewesen.  Als  die  Zünfte,  bereits  in 
grösserer  Anzahl  vorhanden,  einen  guten  Bruchtheil  der  wohl- 
habenden Bevölkerung  der  einzelnen  clevischen  Städte  zu  um- 
fassen anfangen,  hat  nämlich  der  gemeine  Bürger  fast  durch- 
weg schon  in  einem  Bürgerausschuss  oder  in  den  sogenannten 
Geschworenen  oder  Kurgenossen  eine  besondere  Vertretung. 
Wo  nähere  Angaben  vorliegen,  erfährt  man  zudem,  dass  es 
meist  die  Stadtviertel  sind,  die  in  den  Mitgliedern  des  Bürger- 
ausschusses Männer  ihres  besonderen  Vertrauens  sehen.  Daliir, 
dass  die  Innungen  politische  Bedeutung  gewinnen,  fehlen 
also  hier  so  gut  wie  alle  Vorbedingungen. 

In  den  geldernschen  Städten  hingegeu  weiss  man  von 
einer  solchen  Vertretung  der  gemeinen  Bürger  in  der  älteren 
Periode  kaum  etwas.  Erst  ganz  allmählich  constituiren  sich 
hier  und  da  derartige  Kollegien,  wie  z.  B.  die  Vier undz  wanziger 
oder  gemeensluiden  in  dem  Städtchen  Geldern.1)  In  der  Regel 


')  Nettesheim,  Geschichte  der  Stadt  Geldern  Band  1 S.  62.  Sehr 
unbestimmt  äussert  sich  van  Spaen  (Historie  van  Gelderland  IX  1 S.  426) 
über  den  Zeitpunkt  der  Entstehung  der  Kollegien  der  „üemeindeleute“. 
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aber  organisiren  sieh  die  Handwerker  zu  politischen  Zünften 
nach  Art  der  Gilden,  die  wir  in  der  Stadt  Cleve  kennen  gelernt 
haben,  und  suchen  als  solche  Einfluss  auf  die  Stadtverwaltung  zu 
erlangen.  Das  geschieht  nun  meist  auf  zwei  verschiedene  Arten. 
Entweder  delegiren  die  Zünfte  eine  Anzahl  von  Vertrauens- 
männern zu  einer  neuen  mitberathenden  Behörde,  die  dann  in 
ihrer  Wirksamkeit  sich  so  ziemlich  mit  dem  Bürgerausschuss  der 
clevischen  Städte  deckt;  oder  aber  die  älteste  und  mächtigste 
Gilde,  die  des  heiligen  Nikolaus,  in  der  die  Tuchhändler  und  Kauf- 
leute sitzen,  wächst  sich  zu  einem  die  Gesammtheit  der  Zünfte 
vertretenden  Organ  aus. 

Diese  ganze  Entwickelung  aber  fällt,  wie  ich  schon  an- 
deutete, in  eine  verliältnissmässig  späte  Zeit.  Mancherlei 
Zwistigkeiten  und  bürgerliche  Unruhen  gehen  vorher,  ehe  durch 
solche  Neuordnungen  ein  Gleichgewicht  der  Kräfte  hergestellt 
wird.  In  Arnheim  ist  es  erst  Kaiser  Maximilian  I.,  der  im 
Jahre  1 487  die  inneren  Streitigkeiten  wegen  der  Theilnahme 
der  gemeinen  Bürger  am  Stadtregiment  beilegt  und  die  Ein- 
wohner auf  sechs  politische  Zünfte  vertheilt.1)  Dabei  dienen 
ihm,  wie  sich  nachweisen  lässt,  die  Verfassungszustände  in 
Ny  in  wegen  und  Roermond  zum  Muster.  Um  einen  Begriff  zu 
geben  von  der  Zusammensetzung  der  sess  gilden  en  gildtschappen 
in  Arnheim,  erwähne  ich,  dass  nach  der  Reform  zn  der  ersten 
Gilde  die  koopluide,  schippers,  wynteppers,  ossenwyders,  kremers, 
vleischhouwers,  koernkoperen  ende  voert  die  cynsneringen  ge- 
hören. Und  eben  so  bunt  sieht  es  in  den  anderen  Verbänden  aus. 
In  dem  zweiten  siud,  um  auch  das  noch  anzuführen,  die  brou- 
wers,  herbergiers,  bierzeppers,  barbiers,  bouwluide,  becker,  mol- 
ners  ende  voirluide.2)  Von  diesen  Gilden  soll  jede  demLandes- 
herrn  oder  dessen  Bevollmächtigten  zwei  Personen  als  Gildemeister 


')  Urkunde  vom  31.  Mai  (letzten  dach  in  meye)  bei  Nyhoff,  Inventaris 
van  het  oud  arehief  der  genieente  Arnhem  (1864)  S.  150.  Vergl.  auch 
(i.  von  Hasselt,  Kronyk  van  Arnhem  (1790)  S.  50:  In  diet  jaar  hieldt  men  veele 
kallingen  te  Nymegen  over  den  gilde  om  zieh  daerna  ointrent  die  Arnhemsehe 
gilden  so  tnoegelick  te  gedragen;  ende  die  frundeu  von  Nymegcu  kwamen 
dartoe  oock  hyer  over  (vom  Jahre  1409'?). 

Vergl.  die  Bestätigung  bei  G.  von  Hasselt,  Arnhemsehe  oudheden 
I).  0.  S.  99:  Nyhoff  a.  a.  O.  S.  171. 

Lie«eg&nff,  Niederrheinischei»  städtewesen  im  Mittelalter.  44 
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präsentiren.  Von  ihnen  wird  dann  immer  einer  gewählt.1)  Die  also 
gekorenen  Sechser  bilden  eine  besondere  Behörde,  einen  Bürger- 
oder Gildeausschuss  neben  den  Kollegien  der  Schöffen  und  Rath- 
mannen.2) Und  schon  sehr  viel  früher  war  diese  oder  doch  eine 
durchaus  entsprechende  Einrichtung  auch  in  Roermond,  der 
mächtigen  Hauptstadt  des  Oberquartiers,  getroffen  worden.  Hier 
scheint  es  eines  Eingriffs  von  Aussen  nicht  mehr  bedurft  zu 
haben,  die  regierenden  Geschlechter  werden  sich  auf  die  Dauer 
der  Ueberzeugung  nicht  haben  verschliessen  können,  dass  jeder 
Widerstand  gegen  die  Bewegung  der  gemeinen  Bürger,  die  sich 
in  den  Herrschaftsgelüsten  der  Zünfte  offenbarte,  nutzlos  sei. 
Der  Beschluss,  den  der  Magistrat  demgemäss  fasst,  ist  vom 
16.  Juni  144!».  Er  fällt  also  gerade  in  die  Zeit,  in  der  man 
in  Cleve  die  Auftheilung  der  Bürgerschaft  in  politische  Zünfte 
oder  Gilden  eben  beendet  hatte.  Die  Aemter  in  Roermond  er- 
halten demnach  die  Befugniss,  zusammen  sechs  Geschworene  in  einen 
Ausschuss  zu  delegiren,  dem  dann  neben  den  bestehenden  Kol- 
legien ein  bestimmter  Wirkungskreis  zugewiesen  wird.*)  Später- 
hin scheint  man  die  Zahl  der  politischen  Gilden  auf  fünf  herab- 
gesetzt zu  haben:  aus  jeder  von  ihnen  ernennt  der  Magistrat 
zwei  Personen,  die  an  den  Rathsverhandlungen  theil- 
nehmen.4) 


’)  Ende  alle  die  ghene  die  eunige  neriugen  off  ampten  doen  ende  oick 
andere  bürgeren  ende  ingesetenen  huissittende,  die  sullen  sich  dairin  inde 
to  doen  ende  toegeven  sulex  mode  te  balden.  Und  zum  Schluss  heisst  es 
dann:  Ende  doch  dit  allet  alsoe  tho  halden  als  men  d&t  bynnen  der  stadt 
van  Ny  mögen  handelt  end  duet.  Leute,  die  nicht  Bürger-  und  Gilderecht 
erworben  haben,  dürfen,  abgesehen  vom  Jahr-  und  Wochenmarkt,  in  Arnheim 
nicht  am  feilen  Kauf  theilnehmen,  want  die  uithemsche  hier  niet  en  wacken 
ende  den  heer  noch  der  stadt  geen  schattinge  offte  ongelt  engeven  noch  oeck 
genen  dienst  en  doen  alss  andere  borgers  bynnen  Arnhem  woenende,  die  oere 
sess  gylden  ende  voert  syn  volle  harnasch  hebben. 

*)  Vergl.  vor  allem  Nyhoff  a.  a.  O.  S.  226  Urk.  vom  25.Sept.  1547. 

3)  Inventaris  van  het  oud  archief  der  gemeente  Roermond,  tweede 
druk  (Koermond  1868)  S.  208.  Die  von  Henrichs  (Die  ehemaligen 
Innungen  der  Stadt  Geldern)  S.  15  citirte  Abhandlung  im  „Alraanak  van  het 
Arrondissement  Roermonde"  voor  1865  ist  mir  unzugänglich  gewesen;  ebenso 
ibid.  S.  16  die  Abhandlung  über  die  Stadt  Arnheim  in  „Geldersche  volksal- 
manak"  1865  S.  8. 

4)  Ueber  die  politischen  Zünfte  in  Venlo  vergl.  Henrichs  a.  a.  0. 
S.  16. 
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Alle  Spuren  weisen  auf  Nymwegen  hin  als  den  Platz,  in 
dem  diese  Entwicklung  sich  zuerst  vollzogen  hat.  Und  in  der 
That  ist  die  Umformung  und  Erweiterung,  die  dort  am  Ende, 
der  ersten  Hälfte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  die  Kaufmanns- 
gildc  des  heiligen  Nicolaus  erfährt,  der  Beachtung  im  höchsten 
Grade  werth. 

Zu  den  älteren  Nachrichten  die  bisher  bekannt  waren 
ist  ganz  neuerdings  noch  eine  hinzugekommen,  die  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  in  das  Jahr  1425  zu  versetzen  ist.  Es 
handelt  sich  um  einen  Schiedsspruch,  den  Johann  von  Egniond, 
als  ruwert  der  landen  van  Gehe,  in  Zwistigkeiten  der  Bürger 
zu  Nymwegen  fällt,1) 

Auf  der  einen  Seite  stehen  Bürgermeister  und  Schöffen, 
auf  der  anderen  die  guede  luyde  off  mannen  van  der  gemeynen. 
Als  Vorkämpfer  der  „guten  Mannen“,  also  der  Gemeinde,  den 
regierenden  Geschlechtern  gegenüber  erscheinen  die  Meister  van 
sunter  Claesgilden.  Diese  verlangen  und  setzen  durch,  dass 
ihnen  ein  besonderes  rekenboeck  übergeben  wird,  aus  desseu 
Inhalt  sie  sich  einen  Ueberblick  über  Einnahmen  und  Ausgaben 
verschaffen  können. 

Sehr  viel  weiter  fortgeschritten  ist  die  Organisation  der 
gemeinen  Bürgerschalt  bereits  ein  Jahrzehnt  später.  Das  zeigt 
ein  Vertrag  vom  lü.  Februar  1434,  die  littera  concordiae  inter 
consilium  et  magistros  sancti  Nicolai,  aengaende  die  bewaronghe 
van  den  derden  sleutel  der  stadtkiste.2) 

Man  kommt  nunmehr  darüber  überein,  dass  die  Meister 
der  Nicolausgilde  fortan  einem  Mitglied  des  Rathes,  das  ihnen 
einen  Gehorsamseid  zu  leisten  hat,  den  dritten  Schlüssel  der 
Stadtkiste  überantworten  sollen.  Dieser  ihr  Vertrauensmann 
hat  sozusagen  den  Rentmeister  in  seiner  Geschäftsführung  zu 
kontroliren:  er  ist  gehalten  bei  jeder  Verbindlichkeit,  die  die 
Stadt  eingeht,  einige  von  den  sechs  Meistern  der  Gilde  herbeizu- 
rnfen.  Desgleichen  muss  er  dafür  sorgen,  dass  ihnen,  als  seinen 


')  Stadreckten  van  Nymegen  a.  a.  0.  S.  193.  Hinsichtlich  der 
Datiruug  verweist  der  Herausgeber  mit  Hecht  auf  Ny  hoff,  Gedcnkwaardig- 
heden  etc.  Band  4 Nr.  2 , 31  und  32. 

a)  Ny  hoff,  Inventaris  van  hot  oud  arohief  der  gemeente  Nymegen 
1864)  S.  36  und  jetzt  abgedruckt  in  Stadrechten  ctc.  n.  a.  O.  S.  1K4. 

44» 
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Auftraggebern,  regelmässig  das  schon  erwähnte  rekenboeck  mitge- 
theilt  wird.  Andererseits  verpflichten  sich  die  Vorsteher  des 
mächtigen  Verbandes,  gheen  nylie  ghewoenten  tegen  den  raedt 
aufzubringen.1) 

Man  sieht,  es  wird  ein  ehrlicher  Waffenstillstand  abge- 
schlossen: Die  Nicolausgilde,  als  Vertreterin  — man  wird  sagen 
dürfen  der  vornehmeren  Elemente  — der  Gemeinde  den  Ge- 
schlechtern gegenüber,  hat  sich  eine  Achtung  gebietende  Stellung 
verschafft. 

Für  die  bedeutende  Thätigkeit  der  Meister  innerhalb  der 
städtischen  Verwaltung  legen  fortan  viele  Urkunden  Zeugniss 
ab.  Am  anschaulichsten  tritt  ihre  Wirksamkeit  in  gewissen  Auf- 
zeichnungen hervor,  die  wohl  um  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts 
entstanden  sind.“) 

Nicht  allein,  dass  die  Gilde  die  Bürger  gegen  Willkübr 
im  Gericht  schützt,  sie  unterstützt  andererseits  auch  die 
herrschenden  Geschlechter  in  dem  schwierigen  Amt  des  Re- 
gierens,  denn  sie  macht  sich  anheischig,  dem  Magistrat  mitzu- 
t heilen,  wenn  sie  irgend  was  über  eine  et wa  bevorstehende  landesherr- 
liche Schatzung  oder  über  Kriegsgefahr  in  Erfahrung  gebracht  habe.1) 

So  abgeschlossen  ist  nun  aber  kaum  jemals  das  Patriziat  einer 
mittelalterlichen  Stadt,  als  dass  nicht  die  reicheren  Bürger  des 
Mittelstandes  von  ihm  bereitwillig  aufgenommen  würden.  Es  kann 
einen  daher  nicht  wundern,  wenn  die  Leiter  der  Gilde  auch  da- 
mit rechnen,  dass  einige  der  Brüder  zu  Schöffen,  Rathmannen 
oder  zu  Dienern  des  Landesherren  ausersehen  werden.  In  sol- 
chem Falle  muss  indessen  der  Betreffende  sofort  aus  dem  Verbände 
ausscheiden.  Erwartet  aber  wird  von  ihm  bei  dem  Eide,  den 


')  Nicht  ganz  genau  — hinsichtlich  des  Zeitpunkts  der  Entstehung  — 
ist  die  Darste'lung  die  Joostiug  (Iuventaris  van  het  oud  archief  der  Nymeegsehe 
broederschappen  1891,  S.  XX)  von  der  Thätigkeit  der  Gilde  giebt.  Er  sagt : 
Terwyl  toch  in  het  begin  der  15.  eeuw  het  stadsbestuur  (behalve  den 
ambtenarou  door  den  landsheer  benoemd)  bestond  uit  burgemeesteren,  sebe- 
penen  en  rnad,  zien  wv  tegen  het  jaar  1450  nog  een  andere  factor  . . . 
optreden,  de  mesters  van  het  St.  Nicolaasgilde. 

-)  Jetzt  zum  grösseren  Theil  zusaimnongestellt  in  Stadrechten  etc. 
S.  192  ff.  Vergl.  auch  A 248  im  St.  zu  D. 

3)  Am  wichtigsten  ist  die  undatirte  Kodification:  llyt  ys  die  eendracht 
ende  geloelte  vau  sunter  Claes  gkylde.  A.  a.  O.  S.  195  ff. 
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er  bei  dem  Eintritt  geschworen,  dass  er  niemals  etwas  gegen 
die  Gilde  tliun  werde. 

Denn  eine  Auszeichnung,  die  längst  nicht  jedem  zu  theil 
wurde,  war  es,  in  die  Genossenschaft  aufgenommen  zu  werden. 
Im  Allgemeinen  nämlich  ist  die  Mitgliederzahl  auf  zweihundert 
Mannen  beschränkt;  indessen  kann  ausnahmsweise  darüber  hin- 
aus jemand,  auf  dessen  Theilnahme  Werth  gelegt  wird,  zuge- 
lassen werden. 

Mit  den  anderen  Aemtern  der  Stadt  hat  die  Gilde  enge 
Fühlung.  Deren  Meister  treten  wohl  mit  denen  des  grossen 
Verbandes  zu  gemeinsamen  Berathungen  zusammen.  Dass  die 
Nikolausgilde  die  oberste,  führende  Genosensschaft  innerhalb  der 
zünftischen  Gemeinde  ist,  zeigt  sich  auch  darin,  dass  die  Vor- 
steher dieser  Verbände  bei  der  Bestellung  der  fünf  Gildemeister 
betheiligt  sind.  Später  sind  es  übrigens  wieder,  wie  von  Haus 
aus,  deren  sechs. 

Die  Umsetzung  der  Präsidenten  geschieht  gelegentlich  des 
grossen  Festschmauses,  der  alle  Jahre  am  Sonntag  vor  Pfingsten  die 
Brüder  auf  dem  Gewandhaus  vereint.  Da  werden  denn  immer 
drei  von  den  alten  Meistern  durch  neue  ersetzt.  Uebrigens  wird 
auch  offen  ausgesprochen,  dass  nur  die  Mitglieder  der  Aemter,  die 
Meister,  dass  heisst  also,  eine  wirkliche  zunftmässige  Organi- 
sation haben,  darauf  rechnen  können,  von  der  Gilde  „verantwortet“ 
oder,  mit  andern  Worten,  in  ihren  Rechten  geschützt  zu  werden. 

Es  liegt  nicht  in  meiner  Absicht,  die  weitere  Entwickelung 
der  Nymwegener  Gilde  und  ihren  Einfluss  auf  die  der  Gilden 
der  anderen  geldernschen  Städte  zu  verfolgen,  ebenso  wenig  vermag 
ich  hier  zu  untersuchen,  welche  Kräfte  die  eigenartige  Neubildung 
veranlasst  haben.  Hinlenken  aber  möchte  ich  die  Aufmerksam- 
keit auf  die  innere  Geschichte  von  Nymwegen,  weil  eben  Nym- 
wegen  die  einzige  geldernsche  Stadt  ist,  deren  Entwickelung 
man  Schritt  für  Schritt  bis  zu  den  Anfängen  verfolgen  kann.1) 


M Der  Einfluss  auf  die  Organisation  der  Nikolausgilde  in  Arnheim 
ergieb  sich  noch  aus  einer  Aufzeichnung  vom  30.  Oktober  1487.  A.  a.  O.  S.  201. 
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Kapitel  14. 

Die  Verfassung  der  elevischen  Städte 
am  Ausgang  des  Mittelalters. 

i. 

Ueberblick. 

Die  nachfolgenden  Betrachtungen  gelten  den  Verfassungs- 
verhältnissen der  elevischen  Städte,  wie  sie  sich  namentlich 
unter  den  letzten  Fürsten  märkischer  Herkunft  gestaltet 
haben.  Die  Regierungsweise  Johanns  II.  habe  ich  bereits 
eharakterisirt.  Sein  Sohn  gleichen  Namens  hatte  zwar  nicht 
die  Kriegsleidenschaft  des  Vaters  geerbt,  indessen  fehlten  ihm 
wie  dem  Vorgänger  die  wahren  Regententugenden,  durch  die 
die  drei  ersten  Generationen  des  Geschlechts  das  kleine  Terri- 
torium gross  gemacht  hatten.1) 

Gleichwohl  erringt  Johann  III.  (1521  — 1539)  während  der 
kurzen  Frist  seines  Regiments  nicht  geringe  Erfolge;  denn 
wenigstens  eine  Eigenschaft  besitzt  er,  die  auch  den  minder 
begabten  Herrscher  zu  Grossem  befähigt:  er  weiss  sich  mit  einer 
Reihe  geschickter  und  tüchtiger  Sekretäre  und  Räthe  zu  um- 
geben. Wenn  späterhin  von  seiner  Politik  und  seinen  Erfolgen 
den  Städten  gegenüber  die  Rede  ist,  mag  also  dahingestellt 
bleiben,  ob  das  Verdienst  ihm  persönlich  oder  den  Staatsmännern 
an  seinem  Hofe  — ich  nenne  nur  Johann  v.  Flatten  und  Kon- 
rad  von  Heresbach  — anzurechnen  ist.2) 

Wie  dem  nun  auch  sein  mag,  als  Johann  III.  nach  dem 
Tode  seines  Vaters  in  Nordwestdentschland  jene  Ländermasse 
vereinigte,  die  man  nicht  mit  Unrecht  einem  Königreiche  ver- 


')  Eine  gute  Schilderung  seiner  Eigenart  giebt  Keller,  Geschichte 
der  Wiedertäufer  (1H80)  S.  48  ff. 

ä)  Wolters,  Konrad  von  Heresbach,  18G7  und  v.  Haeften  a.  a.  O. 
Band  5 S.  14  ff. 
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glichen  hat,1)  gelang  es  allmählich,  die  Hochflutli  der  land- 
ständischen Bewegung  zurückzustauen.  Die  Landtage  der  fünf 
Territorien  vermochten  mit  ihren  verschiedenen  Korporationen 
diesem  „klaren  und  festen  Regiment“  gegenüber  nur  wenig 
zu  erreichen.2 *)  Auch  verstanden  es  die  leitenden  Staatsmänner, 
durch  mancherlei  erspriessliche  Massnahmen  den  Unterthanen 
Erleichterungen  zu  gewähren  sowie  dem  Handel  und  Wandel 
des  durch  die  geldernschen  Kriege  erschöpften  Landes  wieder 
aufzuhelfen.') 

Diese  Erfolge  machen  sich,  wie  ich  schon  andeutete,  auch 
im  Verhältnis  der  neuen  Regierung  zu  den  Städten  bemerkbar: 
nicht  allein,  dass  mit  der  Verleihung  weiterer  Privilegien  auf 
das  Aeusserste  gekargt  wird,  auch  die  „Scböffenkur“,  die  Be- 
fugniss,  Schöffen  und  Rathmannen,  sei  es  nun  einzusetzen  oder 
zu  bestätigen,  wissen  die  Räthe  hier  und  da  ihrem  Herrn  zurück- 
zuerobern.4 * б) Dabei  kommt  ihnen  zu  statten,  dass,  wie  sie  die 
einzelnen  Landtage  gegeneinander  ausspielen,  sie  sich  nun  auch 
mit  dem  einen  Theile  der  Bürgerschaft  einer  Stadt  gegen  den 
anderen  verbünden.  In  dieser  Zeit,  in  der  sich  die  grösseren  Terri- 
torien zusammenballen  und  es  mit  einer  eigenen  Wirtschaftspolitik 
versuchen,  muss  ja  mit  Nothwendigkeit  der  Stadtgedanke,  der  doch 
nur  auf  der  Ueberzeugung  beruht,  dass  die  Bürger  eines 
Ortes  in  dem  Schirm  ihrer  materiellen  Existenz  auf  einander  ange- 
wiesen sind,  an  Energie  verlieren.  Das  ist  namentlich  da 
der  Fall,  wo  — gegen  die  Regel  — die  Gemeinde  keinen  oder 
einen  unzureichenden  Einfluss  auf  die  Stadtverwaltung  ausübt. 
Solche  Plätze  sind  Emmerich  und  Cleve;  auch  wäre  hier  in 
erster  Linie  Duisburg  zu  nennen,  dessen  innere  Einrichtungen 
wohl  damals  erst  die  Einwirkungen  der  anderen  Städte  des 
Landes  erfahren.'’) 


1)  Diese  oft  wiederholt«  Aeusserung  Wilhelms  v.  Grevenbroich  wird 

mitgetheilt  von  Kruft,  Zeitscbr.  d.  Berg.  Gesehichtsv.,  Band  4 S.  297. 

а)  v.  Haeften  a.  a.  O.  S.  U>. 

»)  Keller  a.  a.  O.  S.  52. 

*)  Angaben  über  Privilegienvcrleihungen  bei  Teschenmacher  - Pithmar, 
Annales  etc.  S.  33 1 ff. 

б)  Wahlordnung  — wohl  vom  Ende  des  15.  Jahrhunderts?  — bei  Aver- 
dunk  a a.  0.  S.  393. 
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Uebrigens  gellt  damals  ein  scharfer  Zug  der  Unzufriedenheit 
mit  den  l egierenden  Herren  durch  die  Städte  Nordwestdeutsch- 
lands. Ein  Chronist  der  Gegend,  dessen  Kinderzeit  in  diese 
Epoche  fällt,  Dietrich  Westhoff,  stellt  die  verschiedenen  auf- 
rührerischen Bewegungen  nebeneinander.1)  Da  berichtet  er 
zunächst  von  dem  bekannten  Kölner  Aufstand,  der  das  Jahr 
1513  so  blutig  erüffnete  (Januar).  Dergelyken  uproer  lieft  sich, 
so  fährt  er  dann  fort,  im  selvigen  jaer  to  Nues  erhaven  willen. 
Dort  aber  habe  der  Rath  rechtzeitig  eingelenkt,  indem  er  sich 
den  demokratischen  Wünschen  fügte.  Endlich  im  Februar  1513 
sei  die  Gemeinde  in  Aachen  gegeu  den  Bürgermeister  und  den 
Magistrat  losgefahren:  Rechenschaft  und  Abschaffung  der  drücken- 
den Aceise  habe  man  gefordert. 

Der  Chronist  hätte  noch  hinzufügen  können,  dass  in  dem- 
selben Monat  desselben  Jahres  auch  in  Duisburg  die  gemeinen 
Bürger  sich  erhoben.  Und  in  der  That  mag  eben  in  dieser 
Stadt,  deren  Wohlstand  mehr  und  mehr  zerfällt,  die  oligarchische 
Wirtschaft  schwere  Mängel  aufgewiesen  haben.2)  Die  clevi- 
schen  Städte  scheinen  von  der  allgemeinen  Gährung  ziemlich 
unberührt  geblieben  zu  sein.  Wenigstens  die  kleinen  Reibungen 
zwischen  Bürgern  und  Rath  in  Kalkar  sind  in  dem  Zusammen- 
hang kaum  erwähnenswert.2)  ln  anderen  Plätzen  wird  es 
gegen  Anfang  des  neuen  Jahrhunderts  stürmischer  zugegangen 
sein.  Das  zeigen  z.  B.  die  gleich  näher  zu  besprechenden 
Ereignisse  in  Rees  (1501).4)  Hatte  sich  dort  zunächst  der  Un- 
wille gegen  den  Herzog  gerichtet,  so  wandte  er  sich  später  in  der 
Zeit  der  allgemeinen  Unruhe  auch  gegeu  die  regierenden  Ge- 
schlechter. Das  Ergebniss  der  Reformen,  die  man  durchzusetzen 
wusste,  ist  die  noch  zu  besprechende  Regimentsordnung  vom 
Jahre  1515.  -Ungefähr  um  die  Zeit  ward  nun  auch  Wesel  von  der 
Bewegung  erreicht,  die  allgemach  den  Rhein  hinunter  ihren 
Weg  nahm.  Auch  hier  wieder  ist  bald  der  Landesherr,  bald 
der  Magistrat  der  Stein  des  Anstosses.  Mit  Johann  II.  war  man 


*)  Deutsche  Städtechroniken  Band  20  S.  S9G  und  897. 

2)  Ausführliche  Darstellung  des  Verlaufs  in  Wassenberehs  Chronik 
Deutsche  Städtechroniken  Band  24  S.  287. 
s)  Vergl.  unteu  S.  749. 

*)  Unten  S.  701  ff. 
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dort  schon  1512  aneinander  gerathen.  Der  Anlass  zum  Streite 
tritt  aus  den  Quellen  nicht  scharf  genug  hervor.1)  Jedenfalls 
fürchtete  man  in  Wesel,  dass  die  seit  Alters  gewährten  Privilegien 
gebrochen  würden.  Deswegen  schloss  man  jetzt  den  Bund  mit  den 
märkischen  Städten  fester  unter  der  ausdrücklichen  Verpflichtung, 
jeden  Uebergriff  der  Art  zurückzuweisen. 

Diese  Zwistigkeiten  ergriffen  dann  die  inneren  Verhältnisse 
der  Stadt.  Das  geht  deutlich  aus  dem  Bericht  hervor,  den  ein 
so  kundiger  llrtheiler  wie  der  Chronist  Wassenberch  über  die 
Sühne  giebt,  zu  der  man  sich  1514  verstand.2)  In  welcher 
Weise  bei  dem  Anlass  die  Stadtverfassung  verändert  wurde, 
wird  demnächst  (S.  732)  zu  zeigen  sein. 

Länger  dauerte  es,  bis  Emmerich  — weiter  abwärts  am  Rhein 
gelegen  und  mehr  als  die  anderen  Plätze  in  die  Wirren  des 
geldernschen  Krieges  verwickelt  — von  der  allgemeinen  Stimmung 
ergriffen  wurde.  Um  so  grösser  war  die  Erregung,  die  sich 
1522  endlich  Luft  machte.  Nicht  einmal  die  Person  des  Landes- 
herren, der  in  die  Stadt  geritten  kam,  um  die  Gemüther  zu 
beschwichtigen,  wird  von  den  Aufrührern  respektirt.  — 

Aus  der  langen  RegierungszeitHerzogWilhelms  und  aus  der 
des  letzten  Fürsten  des  Hauses,  ist  dann  wenig  mehr  zu  be- 
richten. Die  urkundliche  Ueberlieferung  bis  dahin  die  vor- 
nehmste Quelle,  versiegt  allgemach  gänzlich,  ohne  dass  — abge- 
sehen vielleicht  von  einigen  Ausnahmen  — dafür  Akten  au 
die  Stelle  träten.  Mehr  noch  wie  unter  dem  Vorgänger  sind  es 
jetzt  die  Räthe,  die  die  Staatsgeschäfte  leiten.  Dass  es  ihnen 
gelang,  dem  Hofgericht  die  Stellung  einer  obersten  Instanz 
für  die  Städte  zu  erkämpfen,  wurde  bereits  erwähnt.3)  Im 
Allgemeinen  scheint  etwa  von  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts 
an  das  kommunale  Leben,  das  Interesse  an  der  Leitung  des 
Gemeinwesens,  seinen  tiefsten  Stand  erreicht  zu  haben.  Einen 
frischeren  Zug  verspürt  man  erst  wieder,  nachdem  Branden- 
burg hier  festen  Fuss  gefasst  hat.  Da  kommt  es  denn  abermals, 
wie  während  der  hundert  und  fünfzig  Jahre  nach  1400,  zu 


')  Vergl.  <lie  Literaturangaben  von  Ilgen  a.  0.  S.  233  Anmerk.  ß. 

»)  A.  a.  O.  S 246. 

*)  Oben  S.  540  ff. 
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Reibungen  zwischen  den  gemeinen  Bürgern  und  den 
Magistratsmitgliedem.  Wieder  wie  in  alter  Zeit  bemühen  sich  beide 
feindliche  Partheien,  die  Regierung  für  ihre  Auffassung  zu  ge- 
winnen. Die  ihrerseits  freut  sich  der  günstigen  Handhabe, 
ihren  Einfluss  zu  vergrössern,  und  versucht  nunmehr  die  so 
lange  begehrte  Rathskur  endgültig  an  sich  zu  bringen.  Wie 
man  weiss  ist  das  da  und  dort  gelungen.  Indessen  ist  es  nicht 
meine  Absicht,  diese  Zeit  und  ihre  besonderen  Formen  kom- 
munalen Wesens  hier  darzustellen:  nur  in  einigen  wenigen 

Fällen,  wo  es  der  Zusammenhang  erforderte,  bin  ich  dieser 
oder  jener  Verfassungsinstitution  bis  zur  jener  Periode  nach- 
gegangen. 


II. 

Die  Weiterentwicklung  der  Reeser  Stadtverfassung. 

Es  sind  vornehmlich  Wesel,  Rees,  Emmerich  und  erst  in 
zweiter  Linie  Cleve,  Kalkar  und  Büderich,  über  deren  Ver- 
fassungsentwicklung am  Ausgang  des  Mittelalters  zuverlässige 
Nachrichten  vorliegen.  Es  kommen  noch  hinzu  einige  der  zahl- 
losen kleineren  Städte  des  Landes,  für  deren  innere  Zustände 
man  freilich  in  der  Hauptsache  auf  Rückschlüsse  aus  jüngerer 
Zeit  angewiesen  ist.  Und  zwar  fliessen  die  Quellen  besonders 
reichlich  für  Wesel,  Emmerich  und  Rees,  die  drei  Prinzipal- 
städte am  rechten  Rheinufer.  Ich  beginne  mit  Rees,  weil  dort 
die  Reform  der  älteren  Verfassung  unverhältnissmässig  früh 
einsetzt,  an  ältere  Reformen  anknüpfl  und  besonders  energisch 
durchgeführt  wird.  Zunächst  sei  hier  nochmals  an  die  früheren 
Erörterungen  über  die  grosse  Regimentsordnung  Johanns  I.  vom 
Jahre  1473  erinnert.') 


Übeu  S.  325. 
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Die  Erblichkeit  des  Schöffen-  und  Rathmannenamtes,  welche 
der  sonst  in  den  clevischen  Städten  üblichen  Praxis  durchaus 
widerstreitet,  wird  damals  in  der  ehemals  erzstiftischen  Stadt 
beseitigt.  Die  gemeinen  Bürger  sind  es,  die  jetzt  zuerst  einen 
nachhaltigen  Einfluss  auf  die  Stadtverwaltung  erlangen,  denn 
sie  ernennen  in  den  Versammlungen  der  drei  Centsehaften  die 
W ahlmänner,  die  dann  ihrerseits  die  Schöffen  und  Rathsherren, 
soviele  deren  jährlich  ausscheiden,  nominiren.  Zudem  wird 
1473  ein  drittes  Kollegium  constituirt.  Von  jenen  dreissig 
Wahlmännern  bilden  neun  sozusagen  einen  ständigen  Bürger- 
ausschuss: als  „Geschworene“  müssen  die  Neuner  bei  allen 
wichtigen  Maassnahmen  hinzugezogen  werden.  Auf  dieser 
neuen  demokratischen  Grundlage  entwickelt  sich  nun  in  den 
nächsten  Jahrzehnten  augenscheinlich  ein  kräftiges  und  selbst- 
bewusstes politisches  Leben.  Aus  dem  ersten  oder  dem  zweiten 
Jahrzehnt  nach  dem  Erlass  der  Wahlordnung  Johanns  I.  ist 
nämlich  eine  ziemlich  umfängliche  Aufzeichnung  des  Reeser 
Verfassungsrechtes.  Die  Kodification  knüpft  an  an  das  eben  er- 
wähnte Wahlgesetz  von  1473.  Bei  aller  Ausführlichkeit  ist 
damals  doch  manches  unklar  geblieben : Int  want  men  dan  uyt 
den  vurscreven  brieve,  heisst  es,  nyet  vulkomelick  verstain 
enkan.  soe  w-oe  die  koere  van  scepenen,  raide  geswaeren  ind 
van  anderen  amptluden  togain  ind  geschyen  sali  . . . >)  In 
dieser  Ergänzung  wird  unter  anderem  auch  bestimmt,  dass, 
damit  jemand  sich  nicht  selbst  zum  Wahlmann  kiest,  jede 
Centschaft  die  zehn  Wahlmänner,  die  sie  aufzustellen  habe, 
aus  einer  der  beiden  anderen  Centsehaften  nehmen  müsse.2) 

Und  auch  über  die  Wirksamkeit  des  damals  neu  einge- 
setzten Kollegiums  der  Geschworenen  erfährt  man  nicht 
unwichtige,  Einzelheiten.  In  der  Kommission,  die  die  Revision 
hat  über  Maass  und  Gewicht  (die  zum  feilen  Kaufe  gebraucht 


*}  Papierhandschrift  im  St.  z.  D.,  A 248  Bl.  299. 
a)  A.  a.  O.  Bl.  301:  Ind  up  dat  dese  koere  mit  desen  dortigen  onssar- 
thyclick  to  gain  ind  nyemant  sich  selven  kyesen  ensall  off  endarff,  so  is 
umb  sulex  to  verhueden  ingesat,  dat  die  von  der  Nyerstraiten  senschappen 
tien  der  personen  vurgerurt  kyesen  sullen  uter  Rynstraten  sentschappen  ind 
die  van  der  Deistraten  sentschapen  sullen  dan  voirt  tien  kyesen  nit  der 
Nyerstrateu  seuschappen. 
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werden),  sitzt  ein  Schöffe,  ein  Rath  manu  und  einer  der  Ge- 
schworenen.1) Zu  den  Rathssitzungen  freilich,  die  jetzt,  nach- 
dem neues  Leben  in  die  städtische  Verwaltung  gekommen  ist,  jeden 
Montag  und  jeden  Donnerstag  stattfinden,  brauchen  die  Geschwore- 
nen nicht  regelmässig  zn  erscheinen.  Sobald  indessen  Angelegen- 
heiten von  irgend  welchem  Belang  verhandelt  werden,  „als  renten 
te  kopen  off  to  verkoepen  off  to  versetten,  nyhe  getymmer  off 
hoel'den  to  maicken,  off  assysen,  gemaile  off  siege  te  verpachten 
off  uyt  to  doin  off  dergelyken,  dat  trefflicken  saeken  syn“,  ist 
der  Bürgermeister  gehalten  die  Neuner  zu  den  Berathungen 
hinzuzuziehen.  Man  sieht,  es  ist  im  Ganzen  dieselbe  Ab- 
grenzung, die  wir  in  allen  andern  clevischen  Städten  angetroffen 
haben,  nur  dass  die  Angaben  jetzt  naturgemäss  mehr  ins 
Einzelne  gehen,  wie  etwa  bei  dem  alten  Weseler  Schied  von 
1308.  Uebrigens  wurde  die  Wahlordnung  von  1473,  die  rein 
äusserlich  betrachtet,  als  entschiedener  Sieg  der  demokratischen 
Parthei  aufgefasst  werden  könnte,  in  der  Praxis  maassvoll  genug 
gehandhabt. 

Unwillkührlich  fragt  man  sich  doch,  woher  in  einer  Stadt 
von  etwa  dreitausend  Einwohnern  so  viele  geeignete  Per- 
sonen für  den  jährlichen  Magistratswechsel  herkommen  sollen. 
Wie  in  Kalkar,  so  werden  also  auch  hier  fast  durchweg  die 
Beamten  des  ausgehenden  Jahres  gleich  oder  spätestens  nach 
einigen  Perioden  zurückgekehrt  sein.  Nur  auf  das  Eine  wurde 
nachdrücklich  gesehen,  der  Bürgermeister,  der  ja  aus  den 
alten,  d.  h.  im  zweiten  Jahre  amtirenden  Schöffen,  genommen  wird, 
darf  höchstens  zwei  mal  hintereinander  als  solcher  fungiren.  Wird 
sonst  ein  Schöffe,  der  im  zweiten  Jahre  auf  der  Schöffenbank 
sitzt,  bei  der  Magistratsumsetzung  wieder  ernannt,  so  gehört  er 
dennoch  zu  den  „neuen  und  jungen  Schöffen“,  so  dass  er  also 
seinen  Kollegen,  die  erst  im  Vorjahr  eingetreten  sind,  den  Vor- 
rang lassen  muss.2) 

*)  Ä.  a.  O.  Bl.  304. 

a)  Men  sali  in  desen  koeren  van  den  burgermeistere  vurscreven  ver- 
hueden.  dat  men  nyemant  tot  cneu  burgermeister  kyse  langer  dan  twe 
jair  neist  na  malkanderen;  mer  so  dat  privilegium  vurscreven  begript,  dat 
vier  die  aldste  scepeue  ind  voirt  die  sess  raide  ind  negen  geswaeren  alle 
jaere  up  den  koerdach  vurscreven  by  oen  selven  affgain  ind  ontsat  sullen 
wesen,  so  sal  men  nochtaut  die  selve  nfgegain  seepene,  raide  ind  geswaeren 
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Immerhin  war  durch  die  Reform  viel  gewonnen,  mit  der 
alten  oligarchischen  Cliquenwirtschaft  war  gründlich  aufgeräumt: 
Die  gemeinen  Bürger  aber  waren,  nachdem  man  einmal  ihren 
Wünschen  entgegengekommen  war,  nicht  wieder  so  bald  zur 
Ruhe  gebracht.  Freilich  richtete  sich  ihr  Uebermuth  nicht  mehr 
ausschliesslich  gegen  die  herrschenden  Geschlechter,  sondern 
ebenso  sehr  gegen  den  Landesherrn  selbst  und  wider  seinen  Einfluss 
auf  das  städtische  Wesen.  Der  Anfang  der  Unruhen,  von 
denen  hier  zu  berichten  ist,  fällt  in  das  Jahr  1497.  Die 
einzige  zuverlässige  Darstellung  aller  dieser  Ereignisse  ist  eine 
Urkunde  Johanns  II.  von  1501.1)  Darin  schildert  der  Herzog, 
wie  man  damals  ihm  zum  Hohne  einen  Hut  auf  eine  Stange 
gesteckt  habe;  man  habe  ferner  eigenmächtig  die  Glocke  geschlagen; 
man  sei  in  hellen  Haufen  aus  der  Stadt  gezogen  und  habe  ansyner 
geinevnten  daselfl's  gewalt  gedain.  Worin  dieser  zuletzt  er- 
wähnte Gewaltakt  bestanden,  weiss  man  nicht.  Der  Bericht 
meldet  weiter,  dass  auch  sonst  noch  des  Uebermuthes  und  der 
Unbolmässigkeit  genug  und  übergenug  geschehen  sei.  Vor  allem 
aber  habe  man  eine  Schöft'enknr  gegen  die  Privilegien  vorgenommen, 
so  dass  die  Befugniss  der  Bürger,  den  Magistrat  einzusetzen, 
hierdurch  eigentlich  verwirkt  sei.  Es  sei  seine  Absicht  ge- 
wesen, fügt  Johann  hinzu,  zum  mindesten  die  Haupt- 
thäter  an  Leib  und  Gut  zu  strafen,  aber  nicht  allein  seine  Ge- 
mahlin, sondern  auch  die  gemeine  Landschaft,  und  die  Städte- 
freunde hätten  sich  zu  ihren  Gunsten  verwandt.  Deswegen 
gestattet  er,  dass  die  Bürger  dieselve  oere  misdaet  ind  broecken 
in  den  vurgerurten  tween  punthen  ihm  mit  einem  gereiden 
pennynck  abkaufen  dürfen.  Aus  einer  Urkunde,  die  etwas 
älter  ist  (vom  23.  März),  geht  hervor,  dass  damals  die  Stadt 
schon  die  400  Goldgulden,  die  als  Busse  vereinbart  waren,  zu- 
sammengebracht hatte.-)  Von  dem  Tage,  an  dem  die  Urkunde 


tot  elken  ampte,  dairvan  sy  so  voirt  ontsat  ind  affgegain  weren  vanstonden 
an  upt  nye  wederomb  mögen  kiesen,  die  nutte  ind  bequeme  dairto  woron, 
alsoe  dat,  offte  3aeke  were,  dat  yemant  van  den  aldsten  afgegaenen  seepenen 
vurgernrt  also  wederomb  tot  enen  seepenen  gekaereu  wurd,  dat  die  den 
eyn  van  den  nyhen  ind  jonghstten  seepenen  wesen  ind  werden  sali. 

')  Orig.  Perg.  im  St.  z.  Kees,  Sclioltens  Repertorium  Nr.  163. 
al  A.  a.  ü.:  Wy  burgermeister,  scepene,  rait  ind  negben  geswaeren 
as  van  wegen  der  gemeyne  bürgere  der  Stadt  von  Reyss  . . . Alsoe  wy 
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ansgestellt  worden  ist,  durch  die  den  Bürgern  dergestalt  Ver- 
zeihung gewährt  wird,  ist  nun  auch  ein  Revers,  zu  dem  sich 
Bürgermeister,  Schöffen,  Rath  und  ganze  Gemeinheit  der  Stadt 
Rees  verstehen  müssen.1)  Darin  bekennen  die  Bürger  gar  demüthig, 
dass  sie  bei  der  Schöttenwalil  gegen  die  Bestimmungen  der  Wahl- 
ordnung von  1473  verstossen  haben.  Sie  geben  ferner  aus- 
drücklich zu,  dass  der  Landesherr  nunmehr  das  Recht  habe, 
ihnen  die  Kur  überhaupt  zu  nehmen.2)  Davon  habe  er  indessen 
keinen  Gebrauch  gemacht,  vielmehr  sei  mau  dahin  übereinge- 
kommen, dass  die  Neuwahl  stets  in  Gegenwart  und  unter  Auf- 
sicht des  herzoglichen  Amtmanns  stattfinden  müsse.  Darin,  dass 
man  selbstständig  und  nicht  in  Gegenwart  des  Amtmanns  die 
Schöff’enkur  vorgenommen  hat,  scheint  also  das  Vergehen  be- 


deu  koighebaeren  fürsten  onsen  gnedigen  lieven  hereu  umb  dat  synen  gnaden 
den  bürgeren  alhyr  vennittyrt  ind  vertaten  liebn  »ulken  onwille  svtie  gnaden 
umb  etzlicber  punthen  ind  gescheffteu  will  up  den  bürgeren  kadn,  dairroir 
diesclve  syne  gnadeu  van  den  bürgeren  groitc,  »wäre  broicken  eysten  iud 
hebn  wolden,  liebn  moiten  geven  die  werde  van  vierhondert  gude  ynkell . . . 
rynsche  gülden  u.  s.  w. 

')  Orig,  l’erg.  im  St.  zu  I).,  Cleve-Mark  Nr.  1739.  Die  Urkunde  ist 
etwa  zum  dritten  Theite  abgeblättert  und  unleserlich,  ihr  Hauptinhalt  kann 
nach  Lage  der  Dinge  nicht  zweifelhaft  sein. 

*)  Wy  burgermeister,  schepen,  rait  ind  gautze  gemeynheit  der  stat 
Kees  doin  kondt  allen  luden.  Doe  ind  alsoe  uns  hyr  bevoren  mit  naemen 
in  den  jaeren  ons  heren  1473  up  sent  Valentynsdach  wilneir  die  durch- 
luchtige  hoighebaeren  furst  unse  gnedige  lieve  here,  liere  Johau  hertougti 
van  Cleve  ind  greve  van  der  Marcke  zeliger  gedechtniss,  gheneidlick  hait 
verlient  ind  sinre  gnaden  stat  Rees  versehreven,  privilegirt  ind  gegeven, 
woe  wye  van  der  vurgnauten  unser  burgenneister,  schepen  ind  raidtz  koir 
binnen  derselver  stat  halden  ind  gebruyeken,  als  dieselve  vurgenanto  privi- 
lcgienbrieff  dat  kleirlichcn  van  punth  tho  punte  vermacht;  wilche  privilegieu 
ind  gnade  dan  unlaux  durch  uns  anders,  dan  uns  in  unsec  brieven  verlient 
ind  gegeven,  vurgenoemen  worden  to  gebruyeken.  Dairom  die  hochgebome 
furst  unse  ghenedige  lieve  here  here  Johan  hertough  van  Cleve  . . . nu  ter 
tyt  vurgenomen  ind  vimewert  lievet,  durch  wilcher  unser  mysbruyekingh 
uns  gänzlichen  . . . sulcher  punthen  ind  Privilegien  dos  alingeu  knirs  to 
privyren  iud  te  ontweldigen.  Is  ouch  sine  fürstliche  gnade  derhalven  durch 
unser  ind  andere  demodigen  underdeuigen  bede  dairom  is  geschiet  ver  . . digt  ( ?) 
worden,  also  dat  tussclien  synen  fürstlichen  gnaden  ind  uns  des  vurge- 
nanten  koirs  halben  gededingt  ind  verdraegen  is  worden  in  mannieren 
hierna  vermelt. 
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standen  zu  haben,  dessen  sich  die  Bürgerschaft  im  Jahre  1497 
schuldig  gemacht  hat.  Im  Uebrigen  soll  es  bei  der  Wahl- 
ordnung vom  Jahre  1473  bleiben.  Nach  Centschaften  mögen 
die  30  Wahlmänner  bestimmt  werden,  die  dann  aus  ihrer  Mitte 
sechs  Bäthe  und  neun  Geschworene  nominiren.') 

Ueber  vier  Jahre  hatte  es  gedauert,  ehe  die  Stadt  sich 
dem  Herzog  unterwarf  und  für  ihr  eigenmächtiges  Verfahren 
sich  zu  einer  Busse  verstand.  Die  Opposition  war,  wie  gesagt, 
diesmal  keineswegs  gegen  die  Patrizier  gerichtet  gewesen, 
sondern  der  Landesherr  selbst  war  verhöhnt  und  seine  Wahl- 
ordnung war  missachtet  worden.  Die  Chronisten,  die  über  alle 
diese  Vorgänge  nur  mangelhaft  unterrichtet  sind,  nehmen  nun, 
weil  1515  abermals  die  Wahlordnung  umgeändert  wurde,  an,  gerade 
damals  habe  wiederum  ein  Aufstand  der  Bürger  stattgefunden  und 
eben  durch  ihn  sei  die  Reform  dieses  Jahres  herbeigeführt 
worden.  So  sagt  Hopp  in  seiner  „Kurzen  Beschreibung  der 
Grafen  und  Herzoge  zu  Cleve“  (Ausgabe  von  1655  S.  89): 
„Weil  selbige  [die  Stadt  Rees]  bey  dem  Clevischen  gewesen, 
hat  Hertzogh  Johan  der  zweite  diese  Statt  Preyheit  auff  den 
zollen  unnd  ein  freye  Wahl  ihres  Magistrats  1483  [muss  heissen  1473] 
gegeben,  weil  aber  Anno  1501  und  gleichfalls  1515  dessentwegen 
unter  der  Bürgerschafft  in  eligirungh  einiger  Raths-Persohnen 
grosse  tumulten  unnd  Uneinigkeit  entstanden,  dass  der  Wahl 
zurückgeblieben,  hatt  selbiger  Hertzog  sulches  Privilegium 
als  höchst  schädlich  widrumb  revoeirt“.  Ganz  ähnlich,  wenn 
auch  kürzer,  äussert  sich  Turck  (a.  a.  0.  S.  93):  Anno  1473 
Ordnung  van  den  raitschur,  so  doch  anno  1501  und  1515,  also 
die  burger  durch  ein  uprur  in  ungehorsamb  ind  straff  gefallen, 
verändert.2) 


')  Item  »all  onae  gnedige  lieve  höre  vurgeuaut,  sinre  gnaden  erben 
ind  nakomelinge  hertoughen  van  Cleve  etc.,  van  nu  fortan  ten  ewigen 
daeghen  toe  liebten  doin  ind  gebruyken  na  sinre  gnaden  willen  ind  gevallen 
hu; ten  onae  uff  ona  nakomelinge  och  inians  indracht  off  bekeren  den  achepen 
koir  binnen  ainer  gnaden  »tat  Rees  sementlichen  ind  ongeverlick,  dieselbe 
achepen  by  sinre  gnaden  amtinan  ter  tyd  . . . to  seten  to  «irre  geboirlicber 
tyd,  als  dat  alhier  to  Rees  gewoenlick  ia. 

3)  Der  vorhergehende  und  der  nachfolgende  Satz  lauten  in  der  jetzt 
vorliegenden  Ausgabe  bei  Schröder  (Annalen  des  histor.  Vereins  Heft  58 
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Dass  es  sich  1501  also  nicht  um  eine  Abänderung  sondern 
nur  um  eine  Wiederherstellung  der  1473  erlassenen  Wahl- 
ordnung handelt,  geht  schon  aus  den  mitgetheilten  Urkunden 
hervor  und  wird  zum  Ueberfluss  noch  durch  die  Reform  der 
Stadtverfassung  vom  Jahre  1515  bestätigt.  In  diesem  neuen 
Wahlgesetz  wird  nämlich  fort  und  fort  auf  die  Bestimmungen 
Bezug  genommen,  die  Johann  I.  seiner  Zeit  erlassen  hat: 
diese  müssen  also  ihrem  vollen  Umfang  nach  noch  in  Kraft 
gewesen  sein.  Nur  einige  wenige  Punkte,  die  genau  angegeben 
werden,  werden  nunmehr  verändert.1) 

Wie  schon  erwähnt , mussten  nach  der  Knrord- 
nung  vom  Jahre  1473  jährlich  zwei  Rentmeister  bestellt 
werden.  Der  men  myt  namen  — heisst  es  dort  — eyn  kiesen 
sali  uyten  ti  raiden,  ind  den  anderen  uyten  9 geswaeren. 
Nach  der  auch  in  manchen  anderen  devischen  Städten  üblichen 
Praxis  wird  also  der  eine  von  ihnen  aus  den  Rathmannen,  der 
andere  aus  den  Vertretern  der  gemeinen  Bürger  genommen. 
Aus  der  Urkunde  von  1515  erfährt  man  nun  noch  nachträglich, 
dass  der  Rentmeister,  der  aus  den  Reihen  der  Rathmannen 
hervorgeht,  den  Titel  Oberrentmeister  führt.  Es  ergiebt  sich  nun 
ferner,  dass  die  Einschränkung,  nach  der  die  Auswahl  zweier 
so  wichtiger  Beamten  auf  einen  kleinen  Kreis  von  Anwärtern 
begrenzt  war,  sich  durchaus  nicht  bewährt  hatte:  häutig  hätten 
wirklich  geeignete  Personen  gefehlt.  Da  nun  gleichwohl  der 
Stadt  sehr  viel  daran  liege,  gerade  das  Rentmeisteramt  in  den 


S.  ua'i  folgenderniasscu : Der  stat  Kees  [wird  von  Johann  I.  und  Johann  II. 
verliehen]  freiheit  uf  den  zollen.  Anno  1478  Ordnung  van  dem  raitschur  u.  s.w. 
Den  stedten  Büderich,  Orsoy,  Huissen  Zollfreiheit  verleben.  Anno  14S3 
der  stadt  Schereinbeck,  als  die  tovorn  durch  den  hem  van  Greinen  verratlieh 
eingenomen  und  verhrant  worden,  nyhe  privilegia  gegeven.  Diese  Sätze  hat 
Tesehenniach er  folgondermasaeu  verballhornt  (Aull.  v.  163«  S.  3001: 
Kese  anno  14«3  praeter  libertatom  in  teloniis  etiain  libertatem  eleetionis 
magistratus  attribuit.  Anno  1501  etc.  1516  ob  tuniuitum  civiuui.  quoad 
scabinormu  designationom  sibi  revocatam,  conservatam  Bouricae  et  Hussae 
eandem  in  teloniis  libertatem  iledit.  Auch  in  die  zweite  Aufl.  vom  Jahre 
1731  ist  dieser  i’assus  übergegangen.  US3  wird  Druckfehler  für  1173  sein, 
dieser  Irrthum  ist  dann  wie  gesagt  von  llopp  a.  a 0.  S.  39  übernommen. 

')  Abgedr.  bei  IJogegang,  liecht  und  Verfassung  vou  Rees  S.  111. 
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richtigen  Händen  zu  wissen,  erfüllt  Johann  II.  die  Bitte  der 
Bürger  und  bestimmt,  dass  fortan  jeder  Bürger,  einerlei  ob  er 
zu  den  30  Wahlmänuern  gehöre  oder  nicht,  zum  Rentmeister 
befördert  werden  kann l);  lediglich  die  Tüchtigkeit  des  Be- 
treffenden soll  entscheidend  sein.  Der  Oberrentmeister  tritt 
dann  gleichwohl  zu  dem  Kollegium  der  Rathmannen  in  ein 
näheres  Verhältniss:  er  soll  der  erste  unter  ihnen  sein,  also 
gewissennassen  so  den  Vorsitz  führen,  wie  ihn  der  Bürger- 
meister in  dem  v ornehmeren  Kolleg  der  Schöffen  hat.  Hand  in 
Hand  mit  dieser  Aenderung  geht  nun  aber  noch  die  weitere, 
dass  der  Unterrentmeister,  dessen  Amt  da,  wo  nicht  (wie  es 
in  Kalkar  der  Fall  ist)  jeder  von  beiden  eiji  halbes  Jahr  lang 
die  Finanzen  leitet,  überflüssig  ist,  kurzer  Hand  beseitigt  wird. 
Damit  nun  aber  die  Geschworenen  und  die  dreissig  Wahl- 
männer nicht  benachtheiligt  sind,  wird  ein  Ersatz  geschaffen. 
Auch  dies  Kollegium  der  Geschworenen  erhält  jetzt  einen  Vor- 
sitzenden, den  sogenannten  W erkmeister.  Bei  seiner  Bestallung 
wird  indessen  gleichfalls  die  alte  Einschränkung  ausser  acht 
gelassen:  die  Wahl  kann  auf  einen  der  Dreissiger  oder  auf 
einen  gemeinen  Bürger  fallen.-) 

Man  wird  sagen  dürfen,  dass  die  V erbesserung,  die  also  getroffen 
wird,  nur  eine  technische  ist,  jedenfalls  aber  war  sie  in  dieser 
Hinsicht  von  nicht  geringer  Bedeutung.  Die  Tendenz,  die  sich 
später  immer  mehr  geltend  macht,  die  Minderung  der  politischen 
Rechte  der  gemeinen  Bürger,  tritt  1515  noch  nicht  hervor. 
Ausserdem  wird  durch  die  Reform  insofern  eine  Vereinfachung 


')  ln<i  so  dan  an  eynern  bequemen  rentmeister  onser  Stadt  aldair 
mercklichen  gelegen  is,  hebn  dairomb  burgermeiater,  schepcn,  rayt  ind  gc- 
meync  bürgere  onaer  stadt  Reesa  vuraehreven  van  ons  vlytelichen  begert 
ind  doin  bidden  oen  den  koir  der  rontmeistere  alleyn  nae  inhaltz  ona  privi- 
legium  to  veränderen  ind  to  vemyheu  willen. 

■i)  Ind  die  rentmeiater  dan  alaoe  gekaeren,  dieaelve  sali  eyn  ind  die 
yrate  weaen  van  den  ö raeden.  Ind  so  sie  dan  oick  aldair  eyn  van  den 
9 geawaeren  tot  eynen  anderen  rentmeiater  to  kiesen  plegen,  dieaelve  doch 
weynich  fruchtz  ind  profytz  gedaiu  konde  to  stuer  off  behulp  off  to  ver- 
liclitingh  des  oeverrentmeiaters  vurgeruert,  ao  sullen  die  vnrschreven 
achepen  ind  dartigen  desgelicben  dnirvoir  in  die  atede  moegen  kiesen  eyn 
uitter  denaelven  dartige  tot  eynen  werckmeister  . . . Ind  dieaelve  worck- 
meiater  alaoe  gekaeren  sali  eyn  ind  die  yrate  syn  van  den  9 geawaeren. 

Liaaafang,  Niederrheinische,  Slidtswien  im  Mittelaltar.  45 
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der  complizirten  Verfassung  angebahnt,  als  wenigstens  jede  der 
drei  Biinke  jetzt  ihren  Präsidenten  hat.  Und  eben  in  der  Be- 
ziehung ist  man  nun  später  — ich  vermag  nicht  genauer  an- 
zugeben, zu  welcher  Zeit  — noch  eiuen  Schritt  weiter  ge- 
gangen: die  Zahl  der  Rathmanuen  wird  von  sechs  auf  acht 
erhöht,  so  dass  in  der  äusseren  Organisation  der  Unterschied 
zwischen  den  drei  Kollegien  fast  ganz  verwischt  wird. 

Sehr  viel  tiefgreifender  aber  sind  andere  Veränderungen, 
die  sich  allmählich  wohl  noch  im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts 
vollzogen  haben.  Es  sind  vor  allem  zwei  Abweichungen  gegen 
früher,  und  zwar  spricht  die  innere  Wahrscheinlichkeit  dafür, 
dass  sie  miteinander  in  Zusammenhang  stehen.  Um  zu  zeigen, 
um  was  vornehmlich  es  sich  handelt,  muss  ich  weiter  ausholen. 

Die  Interessen  des  Landesherrn  und  der  patrizischen 
Magistratspersonen  fallen  in  einer  Periode  des  Kiedergaugs  der 
bürgerlichen  Autonomie,  in  der  sogar  in  weniger  straff  organisirten 
Territorien  der  Stadtgedanke  zurückgeht,  von  einem  gewissen 
Zeitpunkt  an  einigermaassen  zusammen.  Den  regierenden  Ge- 
schlechtern lag  jedenfalls  der  Wunsch  nahe,  ruhig  dem  Herzoge 
die  Einsetzung  von  Schöffen  und  Kathmannen  zu  überlassen, 
wofern  ihnen  nur  die  Lebensliinglichkeit  zugestandeu  werde. 
Das  erste  Zeugniss,  dass  die  Verhältnisse  in  Rees  sich  in 
dieser  Richtung  entwickelt  haben,  findet  sich  in  den  Landtags- 
verhandlungen vom  Ende  der  vierziger  Jahre  des  17.  Jahr- 
hunderts. Den  Schütten  zu  Rees  uud  Emmerich  wird  nämlich 
am  16.  April  1647  und  nochmals  im  Landtagsabschied  vom 
9.  Oktober  1649  die  Lebenslängliclikeit  ihres  Amtes  zu- 
gestanden.1) 

Im  Jahre  1650  aber  wird  diese  allzulange  Dauer  der 
Magistratsämter  wiederum  beseitigt.  Der  Rezess,  durch  den 
das  geschieht,  ist  noch  abschriftlich  vorhanden.2)  In  seiner 
grossen  Ausführlichkeit  gewährt  das  Dokument  einen  überaus  lehr- 
reichen Einblick  in  die  inneren  Verhältnisse  des  Städtchens. 


*)  Hederich,  Annalen  der  Stadt  Emmerich  S.  300  uudHopp  a.a.O. 
S.  90.  Vor  allem  aber  Wüsthaus,  Beschreibung  von  Cleve  und  Mark 
Band  1 S.  305  ff. 

*)  Wüsthaus  a.  a.  0.  Bund  1 300  ff.  vom  23.  August. 
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Es  wird  darin  berichtet  von  den  mannigfachen  Streitigkeiten 
zwischen  dem  Magistrat  und  der  BUrgerei,  „fürnemblich  über 
Bedienung  und  Verrechnung  gemeiner  Statt  Mittel“.  Klagen 
und  Klageschriften  sind  bereits  hin  und  hergegangen,  auf  die 
dann  in  dem  Rezess  hier  und  da  Bezug  genommen  wird.  Man 
erfährt  ferner  noch,  dass  der  Kurfürst  Friedrich  Wilhelm,  um 
sich  ein  sicheres  Urtheil  zu  bilden,  an  Ort  und  Stelle  beide 
Partheien  verhört  habe.  Pa  ergiebt  sich  nun,  dass  für  die 
gemeinen  Bürger,  die  im  vergangenen  Jahre  den  Patriziern  aus 
besonderer  Gunst  zugestandene  Lebenslänglichkeit  der  Schöffen 
der  Hauptstein  des  Anstosses  ist.  Es  ist  bezeichnend  für  den 
noch  nicht  völlig  niedergebrochenen  demokratischen  Sinn  der 
grösseren  Hälfte  der  Reeser  Bevölkerung,  dass  die  kleinen 
Leute  nunmehr  nachdrücklich  geltend  machen,  die  perennitas 
offlcii  werde  die  Schöffen  noch  mehr  als  bisher  zur  Unterdrückung 
„der  gemeinen  Freiheit  animiren“.  Und  diese  Vorstellungen 
verfehlten  nicht  des  Eindrucks.  Per  Kurfürst  Friedrich  Wilhelm 
bestimmt:  „dass  hinführo  es  mit  Ahnsetzung  der  Schelfen,  wie 
in  den  Vorjahren  herbracht,  allerdings  gehalten  und  uns  also 
frey  und  unbenommen  sein  solle,  nach  unserem  gnädigsten 
Guttfinden,  dieselbe  jährlichs  zu  verändern  und  zu  versetzen“. 
Wenn  ferner  auch  der  Modus  administrationis  in  diesem  oder 
jenem  Punkte  sich  als  unhaltbar  erweist,  so  solle  doch  jede 
nnnöthige  Veränderung  vermieden  werden.  Wohl  aber  schärft 
der  Fürst  dem  Magistrat  ein,  dass  er  fortan  die  fünfzehn  Kur- 
geuossen,  die  nach  der  Wahl  übrig  bleiben,  mehr  als  es  bisher 
geschehen  sei,  bei  der  Finanzverwaltung  heranzuziehen  habe.1) 


')  Jedoch  dass  von  nun  ahn  und  hinführo  zu  allen  Zeiten  der  zeit- 
liche Magistrat  in  allen  nnd  joden  wichtigen  Statt-,  Landt-  und  gemeinen 
Sachen,  es  seye  im  Stück  der  Rechnung  abzulegen,  in  Geldt  Aufuekmen 
oder  Aussgeben,  Donationen.  Zehrungen  oder  Remissionen  zu  thun  in 
Grossen  oder  Kleinen,  in  Verkauft'  oder  Verpacht,  Vertausch  oder  Ver- 
änderung gemeiner  Statt  Armen-,  Molaten- Bruderschaften  Güter,  Renthen, 
Erbe  und  Zinsen  oder  wie  es  etwan  Nahmen  haben  mag,  wan  nur  darunter 
die  gemeine  Bürgerschaft  einigermassen  beschwert  werden  möge,  die  nach 
beschehener  obrigkeitlichen  Wahl  jedes  Jahres  überbleibende  fünfzehen 
Kubrgenossen  . . . sambt  und  sonders  hinzuziehen,  deren  Meinung  bey 
vorfallenden  Sachen  vernehmen  nnd  ohne  deren  allen  oder  unter  ihnen  des 
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Wenn  wir  nns  erinnern,  dass  die  Zahl  jener  sogenannten 
Kurgenossen  in  Rees  ursprünglich  30  betragen  hat,  nnd  dass 
von  ihnen  neun  in  einen  besonderen  Bürgerausschuss  delegirt 
wurden,  so  liegt  auf  der  Hand,  dass  in  der  Zwischenzeit  (von 
1515  bis  1650)  eine  Herabsetzung  des  Bestandes  an  Wahl- 
männem  vorgenommen  sein  muss,  von  der  man  übrigens  sonst 
nicht  das  Geringste  erfährt.  Offenbar  kommt  nun  den  gemeinen 
Bürgern  alles  darauf  an,  dass  die  „übrigbleibenden“,  d.  h.  also  die 
nicht  zu  besonderen  städtischen  Aemtern  bestimmten  Kurge- 
nossen, sich  aktiv  an  der  Verwaltung  der  Stadt  betheiligen. 
So  sollen  z.  B.  drei  von  ihnen  zugleich  mit  einigen  Magistrats- 
personen die  Mühlengetalle  erheben. 

Um  ferner  jeden  Betrug  bei  der  Finanzkontrole  unmöglich 
zu  machen,  wird  festgestellt,  dass  jede  Woche  vor  drei  anderen 
Kurgenossen  Rechnung  „mit  Quittungen“  über  die  Ein-  und 
Ausgaben  der  Stadt  abgelegt  werden  muss.  Um  endlich  die 
für  die  meisten  clevischen  Städte  der  Zeit  so  verhängnissvolle 
Verquickung  der  städtischen  Finanzen  mit  denen  des  Waisen- 
Gasthauses  und  der  „lieben  Frauenbrüderschaft“  zu  erschweren, 
wird  beschlossen,  dass  hinfort  nicht  mehr  wie  früher  einige 
Magistratspersonen  ohne  weiteres  die  Verwaltung  jener 
Stiftungen  leiten  dürfen.  Vielmehr  sollen  „hinfiihro  darzu  besondere 
Receptores  auss  der  gemeinen  Bürgerschaft  vom  Magistrat  und 
den  Choergenossen  zu  Provisoren  benennt  und  angestellt 
werden“.  Endlich  werden  noch  die  Einkünfte  und  Sporteln 
der  Magistratspersonen,  die  weit  über  das  althergebrachte 
Maass  hinausgehen,  herabgesetzt.1) 

Der  Sieg  der  gemeinen  Bürger,  der  in  dem  eben  be- 
sprochenen Rezess  deutlich  genug  zum  Ausdruck  kommt,  war 
indessen  nicht  von  langer  Dauer. 

Zwischen  den  feindlichen  Partheien  finden  abermals  Aus- 


meisten  Theils  Consens  ausstruckliche  Bewilligung  nichts  thun,  schliessen 
oder  einigermassen  fiirnehmen  oder  von  anderen  zu  geschehen  verstauen 
sollen. 

')  So  solle  ins  künftig  ein  jedtweder,  welcher  zu  täglichen  deliberationen 
erscheinet,  sowohl  die  Hagistratspersohnen  als  auch  nunmehr  die  seraptliche 
Kuhrgenosseu  achtehalb  stüber  und  darüber  ohne  Consens  der  gantzen 
Bürgerey  ein  mehreres  nicht  geniessen. 
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einandersetzungen  statt,  die  nach  einigen  Andeutungen  an  Er- 
bittterung  nichts  zu  wünschen  übrig  gelassen  haben  werden. 
Auf  welcher  Seite  da  die  Schuld  oder  Hauptschuld  gelegen 
haben  mag,  muss  dahingestellt  bleiben.  Eine  Verordnung  vom 
10.  Oktober  1653  verfügt,  dass  die  Bestimmung  des  Rezess 
vom  Jahre  1650  „wegen  der  Rathwahl  daselbsten  und  andrer 
darob  herrührenden  Puncten  aufgehoben  seye“.1)  Aber  auch 
die  Gegner  sollten  sich  ihres  Vortheils  nicht  für  immer  er- 
freuen. Einflussreiche  Bürger  der  Stadt,  die  nicht  zur  Vetter- 
schaft der  Magistratspersonen  gehörten,  wandten  sich  nunmehr 
nicht  selten  an  die  kurfürstlichen  Rätlie  und  baten,  die  Schöffen 
in  Rees  möchten  hinführo  nicht  mehr  perpetui  sondern  temporel 
und  von  Jahr  zu  Jahr  eligibel  sein.  Sie  wussten  dafür 
mancherlei  Gründe  anzuführen,  die  sich  hören  lassen  konnten. 
„Dadurch  — meinten  sie  — Sr.  Churfürstl.  Durchl.  Landes- 
fiirstliches  Territorialrecht  und  hoher  Respect  daselbst  auch  ge- 
nannter Stadt  Bestes  desto  mehr  befördert  werden  solte.“  Es 
haben  dann  wohl  die  Räthe  diese  Bitte  befürwortet,  wenigstens 
erfolgt  demgemäss  am  20.  Februar  1666  ein  Erlass  des  Kur- 
fürsten. Eine  Kommission  von  Regierungsräthen  aus  Cleve  und 
Beamte  aus  der  Limmers  erhalten  Auftrag,  sich  am  Kurtag 
nach  Rees  zu  verfügen  und  bei  dieser  Gelegenheit  die  Auf- 
hebung der  Perpetuität  der  Schöffen  zu  publiciren.  Wüsthaus, 
dem  ich  diese  Nach  Weisungen  in  der  Hauptsache  verdanke, 
schreibt  in  seinem  1681  fertig  gewordenen  Werke:  „Doch 
ist  die  perpetuitas  im  Jahr  1666  wieder  abgestellt,  wobey  es 
annoch  verbleibet“.  Allzulange  aber  ist  es  gleichwohl  nicht  mehr 
hierbei  verblieben.  Zweifellos  war,  als  er  sich  so  äusserte,  schon  die 
Magistratsparthei  die  mächtigere.  Und  vollends  die  kurfürstliche 
Regierung  konnte  des  Einflusses,  den  sie  durch  dauernd  angestellte 
hier  wie  sonst  gern  aus  den  Reihen  der  Protestanten  genommene 
Magistratspersonen  ausübte,  nur  schwer  entbehren.  So  mögen 
mehrere  Gründe  zusammen  gekommen  sein;  Thatsache  ist  es 
jedenfalls,  dass  die  Stadt  Rees  am  18.  April  1699  das  — 
übrigens  wohl  nicht  mehr  vorhandene  — privilegium  perpetuitatis 
scabinornm  zurückerhält. 


l)  WiUtbaui  h u.  O.  Band  1 Hl.  376. 
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Und  wirft  man  nun  noch  zum  Schluss  einen  Blick  auf  die 
Verfassung:,  wie  sie  sich  auf  Grund  dieser  eben  erwähnten 
Maassnahme  gestaltet,  so  zeigt  sich,  dass  in  der  That  die  ge- 
meinen Bürger  die  Lebenslänglichkeit  der  Magistratsämter  nicht 
ohne  Grund  perhorrescirten.  Verschwunden  ist  zu  Anfang  des 
18.  Jahrhunderts  das  die  gemeine  Bürgerschaft  repräsentirende 
Kollegium  der  Kurgenossen.  Der  Magistrat  ist  damals  eine 
Behörde  von  16  Mitgliedern.1)  Von  ihnen  sind  die  vornehmsten 
die  sieben  Schöffen.  Einer  unter  ihnen  führt  den  Titel  eines 
Bürgermeisters,  ein  anderer  den  eines  Altbürgermeisters.  Ihnen 
beiden  am  nächsten  an  Rang  kommen  zwei  sogenannte  Raths- 
verwandte, von  denen  der  erste  der  Rentmeister,  der  zweite 
wohl  der  Werkmeister  der  früheren  Periode  ist.  Die  Kon- 
suln endlich  der  älteren  Zeit  kehren  jetzt  als  Geschworene 
wieder.  Von  ihnen  ist  der  eine  zu  diesem,  der  andere  zu 
jenem  Amte  deputirt. 

So  war  die  einstmals  so  lebensfähige  Reeser  Stadtver- 
fassung zusammengeschrumpft.  Innerhalb  der  Bürgerschaft  aber 
ging  die  Erregung  nach  wie  vor  hoch.  Aus  den  ersten 
Dezennien  des  18.  Jahrhunderts  stammt  ein  Bericht,  der  bei 
manchen  Uebertreibungen  im  Wesentlichen  doch  wohl  das 
Richtige  trifft.-)  Der  Ort  habe  gerade  während  des  17.  Jahr- 
hunderts seinen  Wohlstand  begründet,  da  die  zahlreiche  nieder- 
ländische Besatzung,  die  lange  Zeit  hindurch  in  dem  als  starke 
Festung  geltenden  Platze  gelegen,  viel  Geld  ausgegeben  habe. 
Auch  der  Handelsverkehr  mit  Holland  sei  durch  diesen  Um- 
stand gefördert.  Indem  die  Reeser  Kaufleute  ihr  Korn  nach 
Holland  verschifften  und  Kolonialwaareu  zurückbrächten  — die 
dann  meist  auf  der  Achse  nach  dem  westfälischen  Hinterland 
gingen  — machten  sie  einen  doppelten  Gewinn.  Dieser  äusseren 
Bliithe  der  Stadt  entspreche  aber  nicht  mehr  die  des  Ge- 
meinwesens. Vielmehr  sei  die  „Haushaltung“  der  Stadt  Rees 
seit  dem  Ende  des  17.  Jahrhunderts  ausserordentlich  schlecht 
geworden.  Jeder  angesehene  Bürger  habe  im  Trüben  zu 


')  Vergl.  auch  Geh.  Staats  Gen. -Direkt.,  Cleve,  Tit.  XVI,  Sect.  I Nr.  I. 
2)  Nachrichten  vom  Herzogthum  Cleve  und  der  Grafschaft  Mark. 
Manusc.  Borussica  der  Königl.  Bibliothek  zu  Berlin  Fol.  21.  Vergl.  auch 
I-  I.  Sluyter,  Verschiedene  Aufsätze  (Roes  1801)  S.  11  ff. 
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fischen  gesucht  und  Appetit  bekommen  von  gemeinen  Mitteln 
mit  zu  profi tiren. 

Man  sieht,  der  Gewährsmann  steht  seiner  Auffassung  nach 
der  Magistratsparthei  nah.  „Weil  nun  jeder“,  heisst  es  weiter, 
„seinen  Fuss  auf  dem  Rathhaus  zu  haben  eitrigst  bemüht 
war“,  sei  man  um  dies  Ziel  zu  erreichen,  auf  den  Stimmenfang 
ausgegangen.  Von  einer  ordentlichen  Bedienung  der  Magistrats- 
ämter sei  nicht  entfernt  mehr  die  Rede  gewesen ; alle  städtischen 
Angelegenheiten  seien  in  heillose  Unordnung  gerathen,  da  man 
nichts  als  gefressen  und  gesoffen  und  ungewöhnliche  Kosten 
gemacht  habe.  Um  nur  einigermaasscn  die  Ausgaben  zu 
decken,  habe  man  daher  fort  und  fort  die  Accise  erhöhen 
müssen,  wodurch  sich  die  gemeine  Bürgerschaft  sehr  empfindlich 
beschwert  gefühlt  hätte. 


in. 

Zur  Vorfassungsgcsehichto  der  Stadt  Emmerich 
vornehmlich  im  Iß.  und  17.  Jahrhundert. 

Erst  hier  ergiebt  sich  die  Möglichkeit  im  Zusammenhänge 
die  Verfassungsentwicklung  der  cleviscben  Stadt  zu  veran- 
schaulichen, die  an  Grösse  und  Wohlstand  Wesel  am  nächsten 
kommt.  Emmerich  ist  als  Stadt  älter  als  alle  anderen  Plätze, 
die  zum  ersten  Bestand  des  Territoriums  gehören.  Es  wird, 
wie  schon  erwähnt,  1233  aus  einer  villa  eine  civitas  regia  seu 
imperialis.  Nach  geldernscher  Art  und  nach  dem  Vorbilde  Zütphens 
erhält  es  gleich  damals  ein  Kollegium  von  zwölf  Schöffen,  bei  denen 
die  Administration  und  zugleich  die  Jurisdiktion  ist.  An  ihrer 
Spitze  steht  ursprünglich  ein  Richter,  der  also  in  dem  ersten 
Jahrhundert  nach  der  Gründung  auch  in  der  Stadtverwaltung 
eine  gewisse  Rolle  spielt;  für  einen  Bürgermeister  — wie  ihn 
die  clevischen  Städte  aufweisen  — ist  ebendeswegen  kein  Raum. 
An  dieser  Verfassung  hat  sich  bereits  manches  geändert,  als 
Emmerich  1355  zum  ersten  male  in  den  Pfandbesitz  eines 
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Grafen  von  Cleve  kommt.1)  Soweit  icli  sehe,  wird  in  der 
Stadt  zuerst  im  Jahre  1316  eine  Rathsbehörde  urkundlich  er- 
wähnt.2) Sie  besteht  stets  aus  zwölf  Konsuln,  so  dass  man  also 
annehmen  darf,  dass  wie  in  Wesel  und  Rees  die  jüngere 
Behörde  nach  dem  Vorbilde  der  älteren  organisirt  ist.  Und  nach 
diesem  selben  Muster  ist  nun  auch  das  dritte  Kollegium 
organisirt,  das  1344  zuerst  genannt  und  vielleicht  damals  erst 
eingesetzt  wird.  Herzog  Rainald  von  Geldern  verleiht  nämlich 
in  diesem  Jahre  der  Stadt  Emmerich  das  Recht  einen  accyss 
te  hebben  und  op  toe  boeren  van  allerhandt  guede  und  kornen- 
schap  daer  men  gewoenlycs  accyss  alf  plegh  te  nemen.3)  Als 
Vorbild  ist  Zütphen  gedacht,  das  jedenfalls  schon  mehrere 
Jahrzehnte  früher  eine  derartige  Vergünstigung  erhalten  hat.4) 
Welcken  accyss,  heisst  es  nun  weiter,  die  richter  und  twelff 
schepenen  van  der  stadt  van  Emmerick  mit  anderen  twelven 
bescheiden  luiden,  die  daertoe  uit  derselven  stadt  gekaeren, 
erkennen  und  ordonieren  sullen  eindrechtelicken.  Man  könnte 
einwenden,  der  Umstand,  dass  Rathmanneu  hier  nicht  erwähnt 
würden,  spreche  für  die  Annahme,  dass  die  Zwölfer,  die  hier  auf- 
geführt werden,  mit  ihnen  identisch  seien.  Dagegen  würde  dieTliat- 
sache  geltendzu  machen  sein,  dass  die  Konsuln  eine  längst  bestehende 
festorganisirte  Behörde  sind,  während  der  Zwölferausschuss,  von 
dem  hier  die  Rede  ist,  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  erst  ein- 
gesetzt wird,  nachdem  die  Einführung  der  Accise  eine  Re- 
präsentation der  Gesammtbürgerschaft  dringlicher  macht.  Wie 
dem  nun  auch  sein  mag,  die  Entwicklung  der  geldernschen 
Städte  mit  ihrer  starken  Schöffengewalt  ist  der  Konsolidirung 
eines  Bürgerausschusses,  wie  ich  schon  erwähnte,  fast  überall 
wenig  günstig.  Jedenfalls  findet  sich  in  den  Emmericher 


')  Dedericli,  Annalen  der  Stadt  Emmerich  S.  12».  In  diesem  sonst 
fleissigen  und  überaus  dankenswerthen  Buche  sind  die  Parthien,  die  über 
die  Verfassung  handeln,  äusserst  mangelhaft. 

2)  A.  a.  O.  Beil.  Nr.  14. 

3)  Wassenberg,  Embrica  ete.  (1607)  S.  90. 

*)  Vergl.  auch  die  Erkunde  für  Arnheim  vom  Jahre  ISIS  bei  Ny  hoff, 
Uedenkwaardiglieden  etc.  Band  1 Nr.  1S4.  Die  Stadt  hatte  damals  bereits  eine 
littera  ascisae  cum  annexis,  die  ihr  von  Graf  Rainald  I.  (1271 — 1318)  ver- 
liehen worden  war. 
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Urkunden  der  nächsten  hundert  Jahre  kaum  eine  Spur  von 
einem  Kollegium,  das  neben  Rath  und  Schöffen  steht.  Wohl 
aber  kommt  es  vor,  dass  bei  wichtigen  Maassregeln  ad  hoc  Ver- 
treter der  Bürgerschaft  ernannt  werden,  um  mit  dem  Magistrat 
die  Sache  durchzusprechen  und  durchzuberathen.  So  häufig 
muss  der  Fall  gewesen  sein,  dass  man  die  Stadt  zum  mindesten 
längst  vor  1449  in  sechs  Viertel  eingetheilt  hatte,  in  denen  die 
gemeinen  Bürger  ihre  Vertrauensmänner  bestimmten.1)  Deren 
sind  nun  im  Ganzen  in  dem  eben  erwähnten  Jahre  vierundzwanzig. 
Jeder  der  sechs  Theile,  wird  ausdrücklich  gesagt,  kiest  also 
auch  diesmal,  wie  gewöhnlich,  vier  Mitglieder  zu  dem  Bürger- 
ausschuss. Sie  sind  es,  die  damals  auf  Schöffen  und  Rath- 
mannen  einen  Druck  ausüben  und  sie  veranlassen,  Herzog 
Johann  I.  bei  seiner  allzuhoch  gegriffenen  Bedeforderung  nicht 
zu  Willen  zu  sein. 

Die  Frage  ferner,  wann  das  Amt  des  Bürgermeisters  auf- 
kommt, ist  in  Emmerich  von  geringer  Bedeutung;  denn  der 
Bürgermeister  ist  auch  später  lange  Zeit  hindurch  nicht  mehr 
und  nicht  weniger  als  der  Vorsitzende  des  Schöffenkollegs. 
Zuerst  wird  er  urkundlich  im  Jahre  1372  genannt,  indessen 
spricht  die  Wahrscheinlichkeit  dafür,  dass  das  Amt  einige 
Jahrzehnte  älter  ist.2)  So  ist  jedenfalls  die  Entwicklung  der 
Stadtverfassung  auf  längere  Zeit  so  gut  wie  abgeschlossen,  als 
die  Stadt  zum  erstenmale  in  clevischeu  Pländbesitz  gelangt. 
Diesem  vorläufigen  Erwerb  folgt  dann,  wie  ich  schon  erwähnte, 


')  Das  Buch  der  Gefangenen  a.  a.  O.  Bl.  20:  Umb  welch  wy  uwen 
genaden  antworden.  dat  wy  duirumb  die  gemeynte  spreken  ind  by  eynander 
hebn  moesten  ind  dat  wolden  wy  doen  des  anderen  daiges.  Ind  as  wy 
do  die  by  eynander  hadden,  glieen  antwordt  van  oen  gekrigen  enkonden  na 
uwer  genaden  begeerten,  so  wart  gevonden,  dat  ilker  sess  deel  van  der  stat 
vyr  solden  kiesen  as  gewonliken  is,  maket  tsamen  XXLHI.  Ind  die 
solden  by  ons  komen  umb  myt  malkanderen  dairvan  to  spreken. 

s)  Dederich,  Annalen  der  Stadt  Emmerich,  Beil.  Nr.  19.  In  Nym- 
wegen  wird  ein  Bürgermeister  zuerst  1317,  in  Geldern  1332,  in  Goch  1351 
genannt.  Vergl.  die  Angaben  bei  van  Spaen,  Historie  van  Gelderland, 
Deel  1 S.  425.  Erst  nach  Abschluss  dieses  Theiles  der  Arbeit  erlangte 
ich  Einsicht  in  eine  Urkunde  i.  St.  z.  D.,  Emmerich  Nr.  17;  hiernach  scheint 
es,  dass  zum  mindesten  seit  dem  Jahre  1343  das  Bürgermeister- 
amt in  Emmerich  vorhanden  ist. 
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uacli  einigen  Unterbrechungen  zu  Anfang  des  fünfzehnten  Jahr- 
hunderts die  Einverleibung. 

In  eben  jene  Periode  fällt  nun  aber  eine  wesentliche  Ver- 
schiebung der  Macht  in  dem  Verhältniss  des  Landesherren  zur 
Stadt  zu  Ungunsten  der  letzteren.  In  der  Erhebungsnrkunde 
von  1233  wird  den  Bürgern  die  Befugniss  ihre  Schöffen  selbst 
zu  wählen  durch  folgenden  Satz  feierlich  zugesprochen:  Item 
in  dicta  civitate  Embricenses  civcs  suos  eligent  et  constituent 
duodecim  scabinos  secundum  morem  Zutphaniensem.1)  Dieses 
Privileg  in  seinem  vollen  Umfange  ist  übrigens  wiederholt  von 
den  geldernschen  Herren  bestätigt  worden.  Das  geschieht  noch 
wenige  Monate  vor  der  Verpfändung  am  6.  Januar  des  Jahres 
1355.2)  Am  17.  März  kommt  dann  die  Stadt  mit  Hochgericht, 
mit  Niedergericht  und  allen  Gerechtsamen  an  Cleve.  Zugleich 
behält  sich  Graf  Johann  das  Recht  vor,  in  Emmerich  eine  Burg 
zu  erbauen,  dar  hi  twedusent  scilde  van  onserweghen  ane 
vertymberen  mach:1)  Der  alte  und  treffliche  Geschichtsschreiber 
Geldems,  Pontanus,  ist  nun  wohlunterrichtet,  wenn  er  mit- 
theilt, der  Graf  von  Cleve  habe  die  2000  Schilde,  die  derge- 
stalt für  den  Bau  der  Burg  in  Aussicht  genommen  werden, 
nicht  selbst  aufgebracht,  sondern  von  einem  reichen  Emmericher 
Bürger  Johann  van  Strowick  entliehen.4)  Die  Nachricht  wird 
nämlich  bestätigt  durch  den  Amtsbrief  vom  15.  August  1350, 
durch  den  Graf  Johann  Johann  van  Strowick,  der  ihm  sogar  2758 
Schilde  geliehen  hat,  zum  Amtmann  und  Richter  zu  Emmerich 
macht.5)  Ind  liebn  oen  bevalen,  heisst  es  dann  weiter,  onse 
vervalle,  opkome,  vischerye,  marcktoll  ind  mit  allen  toebehoiren 
des  vurscreven  richtampts;  ind  geven  oen  macht  allen  die 
scepene  van  Embrick  to  setten  ind  standhaftich  to 
halden  ind  oer  tyt  uyt  to  blyven  na  gewoente  der 
stat  van  Embrick.  Aus  diesem  überaus  wichtigen  Dokument 


')  Lacomblet,  Urkundenbuch  Band  2 Nr.  191. 

2)  Hederich,  Annalen  der  Stadt  Emmerich  S.  130. 

3)  Lacomblet  a.  a O.  Band  3 Nr.  543  und  Hederich  a.  a.  0. 
Beil.  17. 

*)  Pontanus,  Historiae  Gelriae  ad  annum  1581  libri  XVI  zum  Jahre 
1356.  Vergl.  "Wassenberg  a.  a.  O.  S.  97. 

r'J  Kopie  in  einer  Papierliandscbrift  im  St.  zu  B.,  B 42,  Bl.  3. 
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geht  also  mit  Sicherheit  hervor,  dass  mit  einem  Male  die 
Schöflenkur,  die  früher  ausdrücklich  den  Bürgern  zugesichert 
worden  war,  Sache  des  Landesherrn  geworden  ist,  der  die 
Ausübung  dieses  Rechtes  auf  seinen  neubestallten  Richter  über- 
trägt. Es  muss  unentschieden  gelassen  werden,  ob  erst  Graf 
Johann,  etwa  beim  Uebergang  Emmerichs  in  clevischen  Pfand- 
besitz, die  Befugniss  an  sich  gebracht  hat,  oder  aber,  ob  die 
geldernschen  Herren  sie  bereits  der  Stadt  Emmerich  genommen 
haben;  fest  steht  jedenfalls,  dass  die  Bürger  mit  ausser- 
ordentlicher Zähigkeit  den  Gedanken  festgehalten  haben, 
dass  ihnen  mit  Entziehung  der  Schöffenkur  bitteres  Unrecht 
geschehen  sei.1)  Wenn  irgend  die  Gelegenheit  sich  zu 
bieten  scheint,  suchten  sie  fortan  diese  Befugniss  wieder  zurück 
zn  gewinnen.  Ein  solcher  günstiger  Moment  scheint  gekommen, 
als  der  Jungherzog  Johann  in  der  Noth  der  Soester  Fehde  den 
Städten  insgemein  Anerbietungen  macht,  zu  denen  sich  sein 
Vater  jedenfalls  nicht  verstanden  hätte.  Die  Urkunde,  die 
hier  in  Betracht  fällt,  ist  vom  14.  Januar  1 446.  Man  er- 
sieht aus  ihr,  dass  die  Frage,  ob  die  Vorenthaltung  eines  so 
wichtigen  Rechtes  sich  mit  der  uneingeschränkten  Bestätigung 
der  Privilegien  vereinigen  lasse,  in  Emmerich  mit  Er- 
bitterung hin  und  her  erwogen  wurde.  Weil  nun  aber  in  der 
Erhebungsurkunde  stellt,  dass  die  Bürger  die  Schöffen  selbst 
kiesen  dürfen  und  ihnen  also  Unrecht  geschehen  sei,  verspricht 
der  Jungherzog  ihnen  bei  seinem  Regierungsantritt  die  Kur 
zurückzugeben.'2) 


')  Dass  gerade  Graf  Johann  grosses  Gewicht  daranf  legt,  auf  die 
Magistratswahl  seiner  Städto  Einfluss  zn  erlangen,  zeigt  vor  allem,  wie  ich 
schon  orwähnte,  die  Erhebnngsurkunde  von  Üdem,  die  gerade  aus  jener  Zeit 
ist  (1359);  in  ihr  behält  er  sich  die  Bestätigung  des  Bürgermeisters,  der 
Schöffen  und  Rathmaimen  vor.  Vergl.  oben  S.  184. 

*)  Hederich,  Annalen  der  Stadt  Emmerich,  Beil.  Nr.  38.  Völlig 
haltlos  ist  dieVermuthung  Dederichs  a.  a.  O.  S.  26t,  aus  dieser  Urkunde 
gehe  hervor,  dass  der  altersschwache  Vater  des  Juugherzogs  den  Versuch 
gemacht  habe,  den  Bürgern  die  Schöffenkur  zu  entziehen;  dadurch  sei 
Johann  genöthigt  worden  die  aufgeregten  Gemütlier  zu  beschwichtigen. 
Die  Stelle  der  Urkunde  lautet:  So  wy  dan  dieselve  Privilegien  na  dodo 
onses  lieven  heeren  und  vaders  . . . ock  belaven  ind  versebreven  sullen, 
ind  die  stadt  van  Emmerick  dan  in  oeren  Privilegien  heeft,  dat  sy  die 
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Trotz  dieser  bestimmten  Zusage  scheint  indessen  die  Stadt 
die  Schöffenkur  von  Johann  nur  vorübergehend  zurückerhalten 
zu  haben.  Zunächst  freilich  wird  der  Herzog  bei  seinem  Re- 
gierungsantritt nothgedrungen  sein  Versprechen  haben  erfüllen 
müssen.  Wäre  das  nämlich  in  der  That  nicht  geschehen,  so 
würde  bei  dem  grossen  Konflikt  im  Jahre  1449  zwischen  ihm 
und  der  Stadt  wegen  der  Verweigerung  seiner  Bedeforderung 
— bald  nach  seinem  Regierungsantritt  — diese  Thatsache 
zweifellos  zur  Sprache  gebracht  worden  sein.  Wie  erinnerlich 
unterziehen  die  Bürger  damals  in  einer  umfangreichen  Denk- 
schrift die  Politik  der  clevischen  Herren  ihrer  Stadt  gegenüber 
einer  ebenso  rücksichtslosen  wie  vollständigen  Kritik.1) 

Dass  aber  auf  der  anderen  Seite  die  Schöffenkur  in  den 
letzten  Jahrzehnten  des  Jahrhunderts  thatsächlich  von  dem 
Landesherren  ausgeübt  wurde,  ist  ganz  zweifellos : Gehört  es 
damals  doch  zu  den  dringendsten  Wünschen  der  Bürger,  das 
vielumstrittene  Recht  endlich  wieder  an  sich  zu  bringen.  Es 
fragt  sich,  wann  mag  nun  Johann  I.  die  Rathskur  an  sich  ge- 
nommen haben?  Die  Frage  ist  von  Wichtigkeit,  weil  der 
Augenblick,  in  dem  das  geschieht,  ohne  Zweifel  den  Höhepunkt 
der  Machtstellung  des  Herzogs  seinen  Städten  gegenüber  be- 
deutet. Eine  Antwort  gewährt  das  Emmericher  Privilegien- 
buch. Dort  sind  auch  die  Verleihungen  kopirt,  die  der  Jung- 
herzog der  Stadt  Emmerich  in  den  Jahren  1446  und  1447 
gewährt  hat.  Am  Rande  aber  findet  sich  von  einer  etwas 
jüngeren  Hand  der  Vermerk:  geloist  anno  62.8) 

Als  nun  aber  Johann  II.  am  Ausgang  des  15.  Jahrhunderts 
Emmerich  zur  Operationsbasis  seiner  geldernscheii  Feldzüge 


scepen  aldair  kiesen  moigen,  dat  oen  doch  wat  ingedraigen  gyn.  also  sy  ons 
dit  alles  getoont  hebben  ....  so  gclaven  wy  . . .,  dat  wy  omb  Sonderlinge 
gonste  ons  nu  van  oen  goschiet,  ons  daertoe  bewegende,  der  stadt  van  Em- 
merick  vurs.  dat  punet  van  oeren  Privilegien  van  den  schepenen  te  kiesen, 
wie  sy  in  oeren  Privilegien  in  van  onsen  beeren  ind  vader  vurscreven  ind 
synen  voirvaren  dat  confimiirt  hebben,  als  dan  oick  belaven  sullen,  dat  wy 
onse  erven  ind  nakomelingen  die  stadt  van  Emmerick  daerby  holden  ind 
laten  sullen  ind  willen,  dat  sy  liaer  schepenen  voirtaen  nae  inhalt  oerer 
Privilegien  vurgemelt  kiesen  ind  setten  moigen  sonder  eingerhandt  indracht. 
*)  Vergl.  oben  S.  378  ff 
s)  A.  a O.  Bl.  50. 
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macht  und  der  städtische  Heerbann  wiederholt  entscheidend  in  die 
kriegerischen  Ereignisse  eingreift,  schien  die  Stunde  des  ßückerwerbs 
gekommen  zu  sein.  Zudem  war  der  neue  Herzog,  seit  jener  Demüthi- 
gung  auf  dem  Büdericher  Landtage  im  Jahre  1489,  darauf  ange- 
wiesen, sich  mit  den  einzelnen  mächtigeren  Prinzipalstädten  gut 
zu  stellen.  Die  Urkunde,  die  das  Ergebniss  offenbar  langer 
Verhandlungen  zwischen  Johann  II.  und  den  Bürgern  von 
Emmerich  zusammenfasst,  ist  vom  14.  August  1490.')  Darin 
wird  dem  Platz  alles  mögliche  gewährt;  so  sehr  aber  gilt  den 
Bürgern  die  Wiedergewinnung  der  Schöffenkur  als  Hauptsache, 
dass  die  alte  Kopie  des  Diploms  die  Ueberschrift  hat:  Wie  die 
gemeyne  bürgere  van  unsen  gnedigsten  heren  geworven  hebn, 
dat  sie  oere  schepenen  kiesen. 

Es  verdient  nun  Beachtung,  dass  die  Emmericher  — wie 
man  aus  der  Urkunde  erfährt  — ihre  Bitte  um  Rückgabe  der 
Schöffenkur  mit  dem  Hinweis  darauf  begründen,  dass  in  anderen 
unsen  steden  uns  landtz  van  Cleve  der  Magistrat  ohne  Mit- 
wirkung des  Landesherrn  eingesetzt  werde.  Man  sieht  also, 
dass  sie  die  unrechtmässige  Entziehung  dieser  Befugniss  nicht 
allein  als  eine  Vergewaltigung,  sondern  auch  als  eine  Benach- 
theiligung  anderen  minder  bedeutenden  Städten  des  Territoriums 
gegenüber  empfinden.  Herzog  Johann  — stets  in  Geldnoth  — 
lässt  sich  nun  das  Privileg  für  700  rheinische  Gulden  ab- 
kaufen. Eine  so  bedeutende  Summe  ist  also  die  Wiederher- 
stellung der  alten  Schöffenkur  den  Bürgern  werth,  obwohl  die 
Verleihung  und  überhaupt  die  ganze  neue  Regimentsordnung 
nur  auf  10  Jahre  berechnet  ist.  Nach  Ablauf  dieser  Frist 
soll  wieder  Alles  beim  Alten  sein,  falls  der  Herzog  — was 
man  nicht  für  wahrscheinlich  gehalten  haben  wird  — das  Geld 
zurückgiebt.2) 

Es  fragt  sich  nun,  worin  besteht  denn  sonst  noch  die 
Reform  der  städtischen  Verfassung  vom  Jahre  1490?  Denn 
Hand  in  Hand  mit  der  Rückgabe  der  Schöffenkur  mussten 
Vorkehrungen  gehen  über  die  Art  und  Weise  der  Ausübung 


')  Doderich,  Annalen  der  Stadt  Emmerich.  Beil.  Nr.  60. 

2)  Soe  sali  dese  verleningen  van  der  koer  aff  wesen  ind  uns  dese  brieff 
tegen  dat  gelt  weder  avergelevert  warden. 
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dieser  Befugniss  vou  Seiten  der  Stadt.  Wenn  man  es  kurz 
sagen  will,  vor  allem  in  der  Einführung  des  in  den  clevischen 
Städten  längst  üblichen  Systems  der  indirekten  Wahlen. 

An  dem  Tage,  an  dem  stets  die  Magistratsumsetzung 
zu  geschehen  pflegte,  haben  sich  die  Bürger  zu  versammeln,  sie 
sollen  danu  nach  ihren  „Werken“  auf  sechs  Wahlkörper  oder 
deele  off  wairke  vertheilt  werden.  Ind  soe  sali  eyn  yegelick 
waerck  ind  deele  van  der  sessen  vurg.  uyt  oeren  hoipe  kiesen 
drie  guede  verstendele  . . . bürgere,  die  bequeme  syn  aldair 
schepenen  ind  rait  toe  kiesen.  Diese  achtzehn  koirgeuoten 
werden  von  den  Schöffen  des  verflossenen  Amtsjahres,  wie  üblich 
durch  Eid,  auf  die  Wahl  verpflichtet.  Sie  haben  daun  12  Schöffen 
und  6 Kathmannen  zu  kiesen.  Die  also  nominirten  Magistrats- 
mitglieder sollen  ferner  einen  aus  ihrer  Mitte  zum  Bürgermeister 
bestimmen.  Endlich  sind  es  abermals  die  Kurgenossen,  die 
freilich  by  consent  ind  medeweten  burgermeister,  schepenen 
ind  raid  aus  der  Reihe  der  Schöffen  und  Konsuln  zwei  zu 
Rentmeistern  bestellen.  Diese  Rentmeister  müssen  noch  vor 
Ablauf  ihres  Amtsjahres,  in  der  weke  neest  vur  den  koirdach, 
gute  bescheidene  Rechenschaft  vor  Bürgermeister,  Schöffen, 
Rathmannen  und  Kurgenossen  ablegen.  Uebrigens  weicht  die  erst- 
malige Wahl,  wie  sie  eben  beschrieben  ist,  in  einem  wichtigen 
Punkte  von  dem  Wahlmodus  ab,  wie  er  später  sein  soll.  Die 
Bürger  machen  diesmal  von  dem  ihnen  zugestandenen  Recht 
der  Schöffenkur  insofern  einen  ausgiebigeren  Gebrauch,  als  sie 
das  ganze  Kollegium  neu  wählen.  In  Zukunft  aber  sollen  jedes 
Mal  wie  sechs  Rathmannen  so  auch  nur  sechs  Schöffen  einge- 
setzt werden.  Der  Turnus  nämlich  beider  Aemter  ist  ein  zwei- 
jähriger: alsoe  dat  die  schepenen  ind  rait  altyt  twe  jair  na 
eyn  anderen  by  den  ampten  blyven  stillen. 

Es  fragt  sich  also,  inwieweit  schafft  die  Wahlordnung  vom 
Jahre  1 4'.»  1 neues  Recht?  Ein  Punkt  ist  nach  den  früheren 
Erörterungen  an  sich  klar:  an  die  Stelle  jenes  hier  und  da 
genannten  aber  nicht  fest  organisirten  Bürgerausschusses,  der  bald 
zwölf,  bald  vierundzwanzig  Mitglieder  zählt,  aber  nach  Stadt- 
vierteln gewählt  wird,  treten  im  Jahre  1490  die  18  Kurge- 
nossen. Ihre  Organisation  ist  sehr  viel  fester,  sie  sind  vor 
allem  eine  dauernde  Behörde,  deren  Mitglieder  Jahr  für  Jahr 
neu  eingesetzt  werden  und  dieses  ganze  Jahr  hindurch  amtiren. 
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Der  zweijährige  Turnus  hingegen,  zum  mindesten  des  Rath- 
amtes aber  gewiss  auch  des  Schüffenamtes,  ist  althergebracht. 
Das  geht  meiner  Meinung  nach  völlig  unzweideutig  aus  dem 
Wahlgesetz  vom  Jahre  1490  hervor.  Die  eine  Hälfte  der 
Rathmannen,  die  erst  ein  Jahr  diese  Würde  bekleidet,  lässt 
man  bei  der  erstmaligen  Neuwahl  ruhig  in  ihrer  Stellung.  Das 
ist  doch  wohl  nur  so  zu  erklären,  dass  in  diesem  Kollegium 
die  frühere  Organisation  durchaus  beibehalten  wurde.  Wer 
sich  dadurch  nicht  überzeugen  lassen  will,  den  verweise  ich 
auf  eine  Emmericher  Aufzeichnung  vom  lä.  Februar  1436.1) 
Da  wird  bestimmt,  dass  von  den  beiden  Rentmeisteru  der 
Stadt  jährlich  der  ausscheiden  soll,  der  im  zweiten  Jahre 
seines  Amtes  waltet.  Der  Turnus  des  Rentmeisteramtes,  das 
in  Emmerich  aus  den  Reihen  der  Schoflen  und  Rathmannen 
besetzt  wird,  ist  also,  wie  das  Magistratsamt  der  Wahlordnung 
von  1490  überhaupt,  ein  zweijähriger.  Einen  solchen  glaube 
ich  also  auch  für  die  Rathmannen  — hinsichtlich  der  Schöffen 
kann  man  zweifelhaft  sein  — zum  mindesten  in  der  Zeit 
von  1 43  fi  bis  1490  annehmen  zu  dürfen.-) 

Man  sieht,  es  bleibt  hinsichtlich  der  Organisation  des 
Magistrats  in  Emmerich  sozusagen  Alles  beim  Alten,  nur  dass 
an  Stelle  des  herzoglichen  Amtmanns  die  Gemeinde  die  Neu- 
wahl vornimmt. 

In  Bezug  auf  einen  Punkt  vermag  man  indessen,  wie  ich 
schon  erwähnte,  nicht  völlig  klar  zu  sehen,  ob  nämlich  auch 
von  den  Schütten  bereits  vor  1490  die  eine  Hälfte  jährlich  ausge- 
schieden ist.  Undenkbar  wäre  es  nach  Lage  der  Ueberlieferung 
immerhin  nicht,  dass  sich  bei  ihnen  die  Lebenslänglichkeit 
durchgesetzt  hätte,  die  dann  bei  der  Reform  dieses  Jahres  still- 
schweigend beseitigt  worden  wäre. 

Dass  mau  endlich  nun  auch  in  Emmerich  zu  dem  damals 

Dederich,  Annalen  etc.  S.  13«. 

0 Offenbar  nimmt  die  Urkunde  von  U'JO  auf  jene  Aufzeichnung  von 
1436  Bezug,  wenn  es  dort  lieiset:  Oick  snllon  die  aehtien  koirgenooten  vurg 
by  consent  ind  medeweten  burgermeister,  sebepeuen  ind  raid  up  oere  eede 
kiesen  uyt  den  schepenen  ind  raiden  off  bürgeren  twe  rentmeister  na 
vermoigen  eyns  brieffs  dairaff  wesende.  Also  auch  hier  kehrt  die 
demokratische  Satzung  des  Clever  Stadtrechtes  wieder,  welches  etwras  ab- 
weichend bestimmt,  dass  einer  der  beiden  Rentmeister  gemeiner  Bürger  sein  muss. 
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wohl  schon  fast  in  allen  clevischeu  Städten  längst  üblichen  System 
der  indirekten  Wahl  durch  besondere  Kurgenossen  überging, 
war  eigentlich  an  sich  selbstverständlich.  Für  die  gemeinen 
Bürger  vollends  lag  wohl  gerade  in  der  Constituirung  dieses 
neuen  Kollegs,  das  als  Bürgerausschnss  gerade  ihre  Interessen 
wirksamer  als  es  bisher  nach  Maassgabe  der  Verfassung  möglich 
gewesen  war,  wahrnahm,  der  mit  Freudeu  begrüsste  Fortschritt 
der  Wahl-  und  Verfassungsreform  des  Jahres  1490.1) 

Länger  als  zwei  Jahrzehnte  hindurch  erfährt  man  nichts 
näheres  über  die  Entwicklung  der  Dinge  in  Emmerich,  erst  zu 
Anfang  der  Regierung  Johanns  III.  kommt  es  zu  einer  erbitterten 
Auseinandersetzung.  Die  Ereignisse,  die  sich  damals  abspielen, 
lassen  indessen  den  Schluss  zu,  dass  thatsächlich  die  Schüffenkur 
unmittelbar  oder  bald  nach  Ablauf  jenes  in  Aussicht  genommenen 
Zeitraumes  von  10  Jahren  — also  etwa  um  1500  — an  den 
Herzog  zurückgefallen  ist.  Das  brauchte  ja  nun  an  und  lur 
sich  nur  von  geringem  Einfluss  auf  die  Weiterentwickelung  der 
Verfassung  zu  sein,  in  Wahrheit  aber  war  diese  Rückgabe  der 
Schöft'enkur  verhängnissvoll  wegen  der  sie  begleitenden  Um- 
stände. Rieht  allein,  dass  die  gemeinen  Bürger  die  Wahl- 
befugniss,  die  ihnen  doch  eigentlich  von  Rechts  wegen  zukam, 
nunmehr  mit  doppelter  Leidenschaft  zurückzugewinnen  bestrebt 
waren,  auch  in  der  Verfassung  der  Stadt  verschob  sich  das 
Gleichgewicht  der  Kräfte  abermals  zu  Gunsten  der  herrschenden 
Geschlechter.  Als  nämlich  die  Schüffenkur  an  den  Herzog 
zurückkam,  fiel  auch  das  neue  Kollegium  der  achtzehn  Kurge- 
nossen als  überflüssig  fort.  Da  aber  diese  Wahlbehörde  an 
Stelle  des  alten  Bürgerausschusses  getreten  war,  entbehrte 
fortan  die  Bürgerschaft  als  solche  jeder  Repräsentation,  während 
doch  in  fast  allen  Städten  und  Städtchen  des  Territoriums  eine 
solche  dritte  Behörde  den  Schöffen  und  Rathmannen  mitberathend 
und  kontrolirend  zur  Seite  stand. 

Es  war  also  Zündstoff  genug  aufgehäuft,  als  jener  Konflikt 


’)  Schwerlich  lässt  sich  übrigens  behaupten,  dass  die  Reform  sich  nach 
dem  besonderen  Vorbild  einer  bestimmten  clcvischen  Stadt  gerichtet  hat; 
möglich  ist  es  sogar,  dass  der  zweijährigoTurnus  derSchüffen,  der  147H  in  Rees 
durch  die  Wahlordnung  Johann  I.  eingeführt  wird,  auf  Nachahmung  der 
vorhin  uachgewiesenen  Emmerichcr  Magistrats  Verfassung  zurückgebt. 
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1522  endlich  ansbrach.  Und  diesmal  fliesseu  in  der  That  die 
Quellen  so  reichlich,  dass  man  den  ganzen  Verlauf  der  Sache  ver- 
folgen kann.  Dass  freilich  der  Streit  schon  1 522  und  nicht  erst  1 523 
begonnen  habe,  ist  neuerdings  in  Abrede  gestellt  worden.1)  Indessen 
liegt  auch  nicht  der  geringste  Grund  vor,  von  der  Meinung  der 
älteren  Chronisten,  die  jenen  Termin  nennen,  abzugehen.  Johann 
Dietrich  von  Steinen  in  seiner  Westfälischen  Geschichte,  dessen 
Darstellung  im  Wesentlichen  auf  der  unedirten  sogenannten 
Honselar' sehen  Chronik  beruht,  fügt  seiner  Erzählung  hinzu, 
die  Unruhen  seien  bald  nach  der  Huldigung  ausgebrochen.2)  Die 
fand  in  Emmerich  am  «.August  1522  statt,  nachdem  Johann  II. 
schon  am  15.  März  1521  gestorben  war.3)  Die  Ursachen  und 
den  Anfang  des  Zwistes  giebt  nun  Steinen  offenbar  unwesent- 
lichen zutreffend  an,  wenn  er  seinen  Bericht  folgendermassen  be- 
ginnt: „Weil  die  unruhigen  Bürger  von  ihren  Bürgermeistern  und 
Rath  gefordert  aus  eigenen  Mitteln  eine  grosse  Summe  Geldes, 
welche  in  vorigen  Zeiten  von  der  Stadt  Cöln  zu  verzinsen  auf- 
genommen war,  zu  bezahlen,  widrigenfalls  zu  gewärtigen,  dass 
sie  übel  solten  behandelt  werden;  dabey  mit  Gewalt  die  ver- 
schlossene alte  Privilegia  tliuen  abdrungen  und  aus  selbigen 
allerhand  Gelegenheit  zu  weitern  Unordnungen  nehmen ; sonder- 
lich dass  sie  in  ihrer  Gewalt  haben  wolten  jährlich  den  Rath 
zu  verändern;  und  dass  der  Landesherr  darinn  nicht  weiter  solte 
zu  sagen  haben  als  nur  einen  Balivum  zu  setzen,  welcher  die 
Neuerwehlten  examiniren,  in  Eid  und  Pflicht  nehmen  und  so- 
dann bestätigen  künte.  Nach  welchem  Vorurtheil  sie  denn  auch 
würklich  anfingen  etliche  Sclieffen  ab-  und  neue  an  ihrer  Stelle 
zu  setzt#.  Ja  als  die  Uebriggelasscnen  mit  den  Neuerwehlten 
nicht  zu  Käthe  gehen,  sondern  es  beym  vorigen  belasseu  haben 
wolten,  so  setzten  sie  auch  diese  ab  und  ordneten  alles  nach 
ihrem  Gutfinden.“ 

Die  gemeinen  Bürger  nehmen  also,  da  der  Magistrat  ihrer 


])  Dedericb  a.  a.  O.  S.  297. 

2)  von  Steinen,  Versuch  einer  wcstpfälischon  Geschichte,  besonders 
der  Grafschaft  Mark  (1749)  8.  435  ff. 

3)  Bouterwek,  Zeitschrift  des  berg.  Geschichtsvereius,  Band  2 
S.  127. 

Litacfanff,  MiederrheiniAcbM  Städtowesen  im  MittelAlter.  46 
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Forderung,  jene  Schuldsummen  aus  der  eigenen  Tasche  zu  zahlen, 
nicht  nachkommt,  dieKur  auf  eigeneFaust  vor.1)  Und  zwar  scheint 
man  sich  äusserlich  an  das  Wahlgesetz  von  1490  und  an  das 
alte  Herkommen  gehalten  zu  haben,  denn  nur  ein  Theil  der 
Schöffenstiihle,  also  vermuthlich  die  Hälfte,  wird  vorläufig  neu- 
besetzt. Die  anderen  Schöffen,  die  im  zweiten  Jahre  amtiren, 
werden  erst  beseitigt,  nachdem  sie  sich  geweigert  haben,  mit 
ihren  neuen  unrechtmässig  gewählten  Kollegen  zu  gemeinsamen 
Sitzungen  zusammenzutreten. 

Ausser  den  Nachrichten  bei  Steinen  und  den  sehr  viel 
kürzeren  Bemerkungen  bei  den  anderen  älteren  Autoren  ist  die 
Hauptquelle  für  alle  diese  Ereignisse  ein  Revers  der  Stadt 
Emmerich,  denDedericli  aufgefunden  und  mitgetheilt  hat.2)  Diesem 
Revers  ist  eine  Urkunde  des  Herzogs  eingefügt,  in  der  er  von 
seinem  Standpunkt  aus  den  ganzen  Hergang  im  Wesentlichen 
gewiss  wahrheitsgetreu  berichtet.  Eben  diese  Erzählung  er- 
kennen aber  auch  die  Bürger  in  dem  Revers  als  die  richtige 
an,  wobei  ja  freilich  zu  beachten  ist,  dass  sie  unter  einem  ge- 
wissen Zwang  stehen.  Da  sagt  nun  Johann  wohl  mit  einiger 
Uebertreibung,  dass  er  mündlich  und  schriftlich  von  den  ge- 
meinen Bürgern  zu  vielen  Zeiten  gebeten  sei,  sich  in  eigener 
Person  binnen  Embrick  to  lugen,  um  den  Streit  nae  befinden 
der  meesten  billigheit  guetlich  hunnen  to  legen.  Als  er  nun 
mit  einigen  Räthen  sich  dorthin  begeben  hatte  und  eben  bei 
dem  Verhör  war,  lassen  die  gemeinen  Bürger  ihre  Anklagen 
gegen  Bürgermeister,  Schöffen  und  Rathmannen  fahren  und 
wenden  allen  Zorn  gegen  ihn.:i)  Vielleicht  wird  man  hinzu- 
fügen dürfen  — worüber  die  Berichte  schweigen  — weil  sich 
bei  eben  dieser  Untersuchung  herausstellt,  dass,  wie  in  Rees, 


’)  Nähere  Ilittheilungen  über  die  Deckung  der  Schuldsumme,  wohl 
durch  einen  Schoss,  scheinen  in  Schünemakers  handschriftlicher  Geschichte 
der  Stadt  Emmerich  zu  stehen.  Vergl.  Dederich  a.  a.  0.  S.  298. 

2)  A.  a.  O.  S.  294.  Der  von  Dederich  nur  ungenau  angegebene 
Fundort  ist  Wüst  haus,  Beschreibung  von  (Jleve  und  Mark,  Band  1 
S.  308. 

3)  Unrichtig  ist  also  die  Angabe  bei  Steinen  a.  a.  0.  S.  436,  der 
Herzog  sei  .mit  nüthiger  Mannschaft  versehen“  nach  Emmerich  gekommen, 
um  die  Aufrührer  mit  Gewalt  zur  Ordnung  zu  bringen. 
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so  anch  in  Emmerich  die  Interessen  der  herrschenden  Ge- 
schlechter und  der  Landesherrn  anfangen  zusammenzufallen. 
Wie  dem  auch  sein  mag,  die  gemeinen  Bürger  machen  jetzt 
einen  Aufstand  und  unterfangen  sich,  wie  der  Herzog  sagt,  „den 
scliepenkoer  daselbst,  den  unse  elderen  lange  jahren  aver 
menschengedencke  in  besete  ind  gebruick  gehabt  ind  also  aen 
uns  verervet  ind  gekommen,  van  uns  an  sich  to  trecken  und 
uns  des  ind  anders  te  ontweldigen,  afhendig  to  maecken  ind  to 
splyren“.  Man  sieht,  die  Auffassung  des  Herzogs  von  der  Be- 
rechtigung zur  Schöffenkur  ist  eine  ganz  andere  als  die  der 
Bürger.  Rechtlich  schwerlich  haltbar,  entbehrt  seine  Ansicht 
jedenfalls  nicht  der  Bestätigung  durch  den  faktischen  Zustand 
der  letzten  anderthalbhundert  Jahre. 

Doch  um  auf  den  Gang  der  Ereignisse  zurückzukommen, 
so  rücksichtslos  verfahren  jetzt  die  gemeinen  Bürger  gegen  den 
Fürsten,  dass  sie  ihn  mit  Gewalt  zwingen,  die  Schöffenkur  ihnen 
zuzugestehen,  ehe  sie  ihn  aus  den  Händen  geben  und  aus  der 
Stadt  entweichen  lassen. 

Jetzt  mögen  in  Emmerich  die  Zustände  Platz  gegriffen 
haben,  die  Honselar  in  der  oben  angeführten  Darstellung  in 
Steinens  Westfälischer  Geschichte  schildert:  Die  gemeinen 
Bürger  vollziehen  die  Magistratswahl,  höchstens  dass  sich  die 
Neugekorenen  durch  den  Amtmann  in  Eid  und  Pflicht  nehmen 
lassen  wollen.1)  Bei  dem  Herzog  aber  sind  die  Emmericher 
fortan  in  Ungnade.  Worin  sich  diese  Ungnade  geäussert  hat, 
vermag  ich  nicht  anzugeben.  Der  Gedanke  liegt  nah,  dass  ihnen 
etwa  ihre  Zollberechtigungen  entzogen  oder  durch  Chicane 
verkümmert  wurden.  Wie  dem  auch  sein  mag,  die  Macht  selbst 
eines  so  schwachen  Landesherren  einer  einzelnen  Prinzipalstadt 
gegenüber  ist  damals  doch  so  gross, 'dass  des  Fürsten  U nguade  auf  die 
Dauer  für  die  Bürger  unerträglich  ist.  Freilich  erst  nach  einiger  Zeit 
(welche  Ungnade  eyne  tyt  lang  gestanden)  gelingt  es  der  Ver- 
mittlung der  Verwandten  und  Freunde,  Johann  umzustimmen. 


’)  InWirklicbkeit  dauert  der  Zwischenzustand,  wie  wir  wissen,  fast  zwei  Jahre. 
Der  Revers  ist  datirt  up  gudesdag(Dederich  hat  judasdag)  post  Remigii  1524, 
also  vom  5.  Oktober.  Die  Huldigung  Emmerichs  hatte  am  6.  Aug.  1522 
stattgefunden.  Vergl.  Bouterwek,  Zeitschrift  des  bergisch.  Oeschichts- 
vereins,  Band  2 S.  127. 

46* 
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Iu  Gegenwart  der  Räthe  der  vier  Länder  Cleve,  Jülich,  Berg 
und  Mark  empfängt  er  schliesslich  eine  Deputation  der  Stadt, 
die  im  Namen  der  gemeinen  Bürger  ihn  bittet,  smahe  und  holm, 
die  ihm  zugefügt  seien,  zu  vergessen.  Dazu  versteht  sich  der 
Herzog:  indessen  behält  er  sich  die  Bestrafung  der  Rädelsfülu-er 
vor.  Die  Honselar'sche  Chronik  weiss  denn  auch  zu  berichten, 
dass  einer  vou  ihnen  des  Namens  Wiseler  in  Haft  genommen 
und  ins  Gefängniss  geworfen  worden  ist.  Die  Hauptbedingung 
aber  der  Wiedererlangung  der  fürstlichen  Gnade  ist  die  an- 
standlose Rückgabe  der  Schöffen-  oder  Magistrats  wähl.  Man 
einigt  sich  dahin,  dat  bürgermeister,  schepen,  rath  und  gemeine 
bürgern  . . . ons  nu  denselben  rahtskoir  sonder  enig  middel 
wieder  an  die  Hand  stellen. 

Dabei  wird  aber  schon  jetzt  an  die  Möglichkeit  gedacht, 
dass  die  Bürger  wie  1490  so  auch  in  Zukunft  für  eine  gute 
Summe  Geldes  die  Schöffenkur  wieder  an  sich  bringen  dürfen. 
Der  Herzog  lässt  sich  demgemäss  das  Recht  zusprechen  bis 
der  tyt,  dat  sy  den  [rahtskoir]  van  ons,  unsern  erven  und 
naekomelingen  mit  recht,  als  sich  geboert,  afgewonnen  oder  mit 
gonsten  und  freundtschappen  afgewilligt  hatten.  Herzog  Jo- 
hanns III.  Verfahren  den  Städten  gegenüber  ist,  wie  ich  schon 
erwähnte,  im  Allgemeinen  eine  Restaurationspolitik,  deren  theil- 
weiser  Erfolg  freilich  mehr  das  Verdienst  der  Räthe  als  seines 
ist.1)  Dass  er  gleichwohl  nicht  der  Zuversicht  ist,  die  Rathskur 
in  Emmerich  wieder  dauernd  an  sich  genommen  zu  haben, 
zeigen  die  zuletzt  citirten  Worte,  die  andeuten,  dass  der  Fürst 
über  eine  Rückgabe  der  Befugniss  mit  sich  werde  reden  lassen. 

Die  gemeinen  Bürger  haben  also  durch  ihren  Aufstand  nicht 
das  Geringste  erreicht,  nach  wie  vor  entbehren  sie  der  Ver- 
tretung durch  einen  besonderen  Ausschuss:  Die  Geschlechter, 
nunmehr  durch  die  Macht  der  Verhältnisse  dem  Landesherren 
eng  verbunden,  sind  im  ausschliesslichen  Besitz  der  Magistrats- 
ämter geblieben.  Kein  Wunder,  dass  ihre  Widersacher  sich 
bei  diesem  Zustand  der  Dinge  nicht  beruhigen  wollen.  An 
kleineren  Reibereien  wird  es  von  Anfang  an  gewiss  nicht  ge- 


')  v.  Haeften,  Urkunden  und  Actenstiicke  etc.,  Band  5 S.  14  ff. 
Vergl.  oben  S.  694. 
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fehlt  haben,  abermals  wird  endlich  im  Jahre  1539  das  Eingreifen 
des  Landesherren  nothwendig.1)  Es  ist  aber  nicht  mehr  Jo- 
hann III.,  sondern  Herzog  Wilhelm  (1539 — 1592),  der  nach 
manchen  Weiterungen  einen  neuen  Rezess  zu  Stande  bringt. 
Der  Fürst  wird  sich  selbst  gesagt  haben,  dass  den  Wünschen 
der  gemeinen  Bürger,  die  sich  wiederum  in  hellem  Aufruhr  be- 
finden, wenigstens  in  etwas  entgegengekommen  werden  müsse. 
So  ist  die  Bestimmung  des  Schieds  aufzufassen,  durch  die  ihnen 
endlich  die  Herstellung  oder  richtiger  gesagt  Wiederherstellung 
eines  dritten  Kollegs  gestattet  wird,  das  an  Stelle  der  ehe- 
maligen Bürgerausschüsse  von  vorübergehender  Dauer  und  der 
späteren  achtzehn  Kurgenossen  treten  soll.2)  Die  Zahl  dieser 
tribuni  plebis,  mit  welchem  stolzen  Namen  sie  Wassenberg  in 
seiner  Geschichte  Emmerichs  nennt,  beläuft  sich,  wie  in  jener 
alten  Zeit,  in  der  zuerst  Deputirte  der  Gemeinde  erwähnt 
werden,  auf  zwölf. 

Aus  jedem  der  sechs  Stadtviertel,  die  hier  Wachen  ge- 
nannt werden,  sollen  zwei  genommen  werden ; denn  wie  schon 
hervorgehoben,  die  Wahl  nach  Stadtbezirken  ist  immer  das 
Ziel,  das  die  gemeinen  Bürger  erstreben.  Diese  Zwölfer  sollen 
dem  Bürgermeister,  den  Schöllen  und  den  Rathmannen  in  der 
stadt  saeken  byredig  sein.1)  Indessen  gehen  diese  Deputirten 
der  Gemeinde  nicht  mehr  aus  den  Wahlen  der  gemeinen  Bür- 


’)  Dedericli,  Annalen  der  Stadt  Emmerich,  Beil.  68  und  Wassen- 
berg a.  a.  O.  S.  137.  Unrichtig  ist  die  Angabe  dort  S.  138,  die  Schliffen 
seien  bis  dahin  ab  ip.sa  urbe  et  scabiiiis  gewählt  worden. 

s)  Ten  sechsten,  dacnuit  die  stadt  Etnbrick,  in  gueden  lyfflicben  regi- 
ment  ende  wesen  wedernmb  gestalt  und  gehalden  werde,  so  sulien  uyt  jeder 
wacck  twee  gueder  frommer  vorstendiger  burger  durch  . . . unseren  gne- 
digen  beeren  gestalt  und  geordnet  werden,  so  lange  syue  furstl.  gnaden 
gelieft;  die  burgemeister,  schepen  und  rhat  in  der  stat  waecken  byredig 
syn  sulien;  ende  wess  also  durch  burgemeister,  schepen  und  rhat  und  die 
twelff  gedeputirden  uytter  gemeinten  tot  der  stat  besten  voor  guet  angsien 
wirt,  daerin  sal  men  haer  geboirlich  gehoer  geven. 

a)  Wassenberg  a.  «.  0.  S.  136  sagt  von  den  Tribunen,  sie  seien 
da,  ut  consulibus  et  scabinis,  nec  in  dies  et  ordinarie,  sed  in  summi  tantum 
momenti  rebus,  provincialia  fere  comitia  (in  quibus  de  subsidiis  pecnniariis 
et  gravaminibus  civitatum  agi  solet)  respicientibus,  consilio  suo  adsint  et 
concurrant. 
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ger  hervor,  sondern  sie  werden  durch  hochgenanten  unseren 
gnedigen  heeren  gestalt  und  geordnet.  Selbst  das  in  Wirk- 
lichkeit doch  kümmerliche  Zugeständniss.  wird  nicht  einmal  für 
immer  verliehen,  sondern  nur,  so  lange  es  seiner  fürstlichen 
Gnade  beliebt. 

Und  auch  sonst  eröffnet  der  Schied  von  1539  einen  lehr- 
reichen Einblick  in  die  inneren  Zustände  der  Stadt  Emmerich. 
Wie  1522  scheint  der  unmittelbare  Anlass  des  Streits  eine  Frage 
der  Finanzverwaltung  gewesen  zu  sein.  Diesmal  ist  es  nicht 
der  Magistrat  und  sein  Anhang,  sondern'  das  Patriziat  ganz 
allgemein  oder  richtiger  gesagt  das  Patriziat,  soweit  es  sich 
mit  den  sogenannten  Beerbten  deckt,  gegen  das  sich  der  Zorn 
der  gemeinen  Bürger  wendet. 

Die  geerffden  haben  in  haer  besitt  ende  gebruyck  etliche 
broccken  und  weyden,  von  denen  die  gemeinen  Bürger  be- 
haupten, dass  sie  zur  Allmende  gehören.  Der  Herzog  unter- 
sucht nun  den  Streitfall  mit  peinlicher  Genauigkeit.  Um  seine 
Autorität  zu  verstärken  zieht  er  Verordnete  von  der  Ritter- 
schaft uud  von  den  fünf  anderen  Prinzipalstädten  hinzu.  Vor 
allem  schlägt  man,  um  ein  zuverlässiges  Urtheil  zu  erlangen, 
in  den  alten  Stadtrechnungen  nach,  deren  frühste,  wie  man  bei 
diesem  Anlass  erfährt,  vor  158  Jahren  angelegt  sind.1) 

Das  Ergebniss  ist,  dass  die  geerffden  samentlick  und  een 
jeder  besonder  uit  gebruyck  und  possessie  oerer  gueder,  der 
sy  ohn  erkentniss  des  rechtes  ontsath,  geheel  und  allgestalt 
gerestituirt  werden. 

Man  sieht,  wie  gewaltthätig  die  gemeinen  Bürger  auch 
diesmal  wieder  einem  Geschlechterregiment  gegenüber,  das  sich 
nur  durch  die  Gnade  des  Landesherrn  hält,  verfahren  sind. 
Da  mag  das  Gebot,  „und  sullen  richter,  burgermeister,  schepen 
und  rath  in  hare  vorige  gehoere  ehren  und  staut  ongekrenckt 
verblyven“,  sehr  nothwendig  gewesen  sein. 

Dass  es  übrigens  damals  schon  um  die  städtischen  Finanzen 
traurig  bestellt  war,  und  dass  dieses  Uebel  im  Laufe  der 
nächsten  Jahrzehnte  sich  noch  verschlimmerte,  dafür  will  ich 


')  Sie  reichen  also  etwa  so  weit  zurück  wie  ehemals  die  der  Stadt 
Kalkar. 
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nur  noch  einen  Beleg  beibringen.  Freilich  die  Stadtrechnungen, 
deren  Bestand  1530  also  noch  bis  weit  in  das  14.  Jahrhundert 
zurückreichte,  sind  jetzt  nicht  mehr  vorhanden.1)  Wohl  aber  ist 
noch  ein  ausserordentlich  wichtiger  Vertrag  vom  Jahre  1548 
da,  der  zwischen  dem  Kapitel  in  Emmerich  und  der  Stadt  ab- 
geschlossen wird.  Darin  bezeugen  Richter,  Bürgermeister, 
Schöffen  sampt  wy  twalft'  deputierde  frunde  van  der  gemeinte 
der  stadt  Embrick,  dass  die  bisherige  Finanz wirthsc halt  so 
nicht  weiter  geführt  werden  kann.  Die  Stadt  ist  in  onver- 
wintliehe  scholt  van  allerley  stueren,  schattingen  und  derge- 
lycken  beswerongh  gekommen.  Man  weiss  ganz  genau,  dass 
mit  einer  kleinen  Summe  (geringen  penningh)  der  Missstand 
nicht  beseitigt  werden  kann.  Anstatt  also  Leibrentenbriefe 
auszustellen  oder  Darlehen  aufzunehmen,  müssen  die  Einnahme- 
quellen vermehrt  werden.  Da  die  Einführung  etwa  eines 
jährlichen  Schosses  auf  unüberwindliche  Abneigung  stossen  würde, 
sucht  man  also  den  Ertrag  der  indirekten  Steuern  zu  heben.  Man 
stellt  dem  dortigen  Kapitel  eindringlich  vor,  dass  der  Finanz- 
noth  nur  abgeholfen  werden  könne,  wenn  die  Kapitelherren 
sechs  Jahre  hindurch  trotz  ihrer  Privilegien  zu  der  Mahlsteuer 
beitrügen.  Und  in  der  That,  so  eng  sind  die  Interessen  des 
geistlichen  Instituts  und  der  Bürger  im  Laufe  so  langer  Jahr- 
hunderte mit  einander  verwachsen,  dass  Dekan  und  Kapitel 
nach  einigen  Bedenken  den  Vorschlag  gutheissen.2) 

Ob  dieser  hochherzige  Beschluss  den  städtischen  Finanzen 
dauernd  Besserung  gebracht  hat,  muss  dahingestellt  bleiben, 
da  für  die  nächsten  100  Jahre  die  Quellen  für  die  Geschichte 
der  Stadt  äusserst  spärlich  fliessen.  Ausführliche  Nachrichten 
liegen  erst  wieder  aus  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  vor; 
und  sie  sind  doppelt  werthvoll,  weil  sie  erkennen  lassen,  dass 


>)  Dederich  a.  a.  O.  Beil.  Nr.  10. 

2)  Dairop  dau  berurte  dekeu  ind  capittel  mit  bedencken  und  vurge- 
hatten  raide  in  erwegungh  der  swarer  notturfft  und  vorderfflichen  anliggeu 
doser  »tat,  soe  dem  uiet  ernstlick  und  mit  den  werck  vurkomen  wurde, 
hebben  umb  fruntlicher  neigungh,  soe  sy  toe  desen  gemeynen  best  . - . 
alle  wege  gebat  und  noch  hebben  . . .,  sich  bierinne  fruntlicli  laten  ver- 
nemen und  eynhellich  mit  ons  ingewillicht  sampt  anderen  ingesettenen  iud 
bürgeren  in  alsnlcke  accise  van  dat  säet  gemael  sess  jair  langh. 
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die  Vorgänge  in  Rees,  die  ich  vorhin  beschrieben  habe,  in 
Emmerich  fast  in  derselben  Form  wiederkehren.  Höchstens, 
wird  man  sagen  dürfen,  ist  der  Widerstand,  den  die  gemeinen 
Bürger  in  Emmerich  den  Magistratspersonen  und  ihren  Be- 
strebungen entgegen  setzen,  nicht  ganz  so  nachhaltig  wie  dort. 
Wie  stets,  wo  sie  ihre  Herrschaft  befestigen  wollen,  begehren 
die  Emmericher  Patrizier,  aus  deren  Reihen  die  Stühle  der 
Schöffen  und  Konsuln  besetzt  werden,  die  Lebenslänglichkeit 
der  städtischen  Aemter.  Am  18.  April  1647  wird,  wie  ich 
schon  erwähnte,  ihnen  auch  thatsächlich  die  perennitas  von 
Seiten  des  grossen  Kurfürsten  zugestanden.  In  den  Landtags- 
rezess vom  9.  Oktober  1649  wird  eine  Bestimmung  dieses 
Inhalts  aufgenommen.1)  Ebenso  aber  wie  in  Rees  machte  sich 
auch  in  Emmerich  sehr  bald  eine  Reaktion  gegen  diese  ein- 
seitige und,  wie  sich  bald  herausstellt,  erschlichene  Begünstigung 
der  Patrizier  geltend.  Der  dem  Reeser  Rezess  vom  Jahre  1650 
entsprechende  Emmericher  Rezess  ist  vom  24.  Februar  1652. 
Aus  der  Urkunde  erfährt  man,  dass  in  der  Zwischenzeit  die 
gemeinen  Bürger  sich  klagend  an  den  Kurfürsten  gewandt 
haben.  So  wenig  wie  in  Rees  habe  in  Emmerich  die  „Gemeine 
und  Bürgerei“  den  Geschickten  der  Stadt  auf  den  Landtagen 
Auftrag  gegeben,  die  Erlangung  der  Perpetuität  des  Schöffen- 
amtes zu  betreiben.2)  Vielmehr  seien  die  gemeinen  Bürger 
durchaus  unzufrieden  mit  der  Neuerung  der  Jahre  1647  und 
1648:  viel  richtiger  sei  es,  wenn  „jedtwedem  die  Thüre  znm 
Ehrenstande  offen“  gehalten  werde.  Wenn  die  Möglichkeit 
vorliege,  dass  bei  der  Umsetzung  des  Magistrats  unfähige  Mit- 
glieder nicht  wieder  gewählt  würden,  so  w'ürden  die  Schöffen 
auch  in  desto  mehrcr  Sorge  für  die  Stadt  und  die  gemeinen 
Bürger  sein.  Eben  diesen  — gewiss  vollauf  berechtigten  — 
Gesichtspunkt  der  Klagen  macht  sich  der  Kurfürst  zu  eigen. 


')  Vergl.  vor  allem  über  die  Politik  des  Kurfürsten  Friedrich 
Wilhelm  Schmoller,  Das  Städtewesen  unter  Friedrich  Wilhelm  I.  (Artikel  1) 
Zeitschrift  für  preussische  Geschichte  Band  8 S.  645;  Haefton,  Urkunden 
und  Aktenstücke  etc.  Band  6 S.  367  und  Scotti,  Sammlung  der  Gesetze 
und  Verordnungen  in  Cleve-Mark  Bd.  1 S.  360. 

s)  Dederich,  Annalen  etc.  S.  300  und  Wüsthaus  a.  a.  0.  Band  1 
S.  312. 
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Er  weist  darauf  hin,  dass  er  sich  von  derselben  Erwägung  auch 
in  Rees  habe  leiten  lassen,  als  er  dort  einen  Rezess  zur  Be- 
ruhigung der  Bürger  und  zur  Beilegung  ihrer  Streitigkeiten 
verkündet  habe.  Um  aber  möglichst  sicher  zu  gehen  — erklärt 
Friedrich  Wilhelm  — habe  er  eine  Kommission  ernannt,  zu 
der  ausser  dem  Grafen-Statthalter  Johann  Moritz  eine  grosse 
Anzahl  von  kurfürstlichen  Käthen  gehört  hätten.  In  Emmerich 
habe  sich  die  Kommission  mit  dem  Bürgermeister,  den  Schöffen, 
Rathmannen  und  Hauptleuten  ins  Einvernehmen  gesetzt.  Dabei 
sei  der  — uns  bekannte  — Revers  in  Erinnerung  gebracht, 
den  die  Stadt  im  Jahre  1524  in  Bezug  auf  die  Rathskur  aus- 
gestellt habe.  In  Folge  dessen  hätten  am  21.  Februar  des 
Jahres  1652  auch  die  gegenwärtigen  Machthaber  sich  ent- 
schlossen, „dasjenige,  was  sie  ohne  der  Bürger  Wissen  und 
Willen  von  uns  bey  gemeltem  Landtagsabscheidt  erhalten“,  uns 
wieder  zu  unseren  Füssen  zu  legen.  Dergestalt  habe  er,  der 
Knrfürst,  das  Recht,  nach  seiner  freien  Kur  und  nach  seinem 
Willen  alle  Jahre  die  Magistratspersonen  ein-  und  abzusetzen. 
Auch  solle  die  Nichtwiederwahl  Niemanden  zu  „seinem  Un- 
glimpf“ gereichen.  Der  Rezess  schliesst  mit  Bestimmungen 
über  die  Reduktion  der  Gehälter  der  Schöffen  und  Rathmannen 
und  Stadtschreiber,  durch  die  die  Stadtkasse  allzusehr  belastet 
werde. 

Man  sieht,  dass  Friedrich  Wilhelm  einmal  sein  altes  Recht 
der  Rathskur  nicht  fahren  lassen  will,  und  dass  er  zweitens  den 
guten  Willen  hat,  mit  den  Missständen  der  Geschlechterwirth- 
schaft  aufzuräumen.  Noch  aber  mangelte  es  ihm  an  der  Mög- 
lichkeit, die  Massregeln,  die  er  als  heilsam  erkannt  hat,  auf- 
recht zu  erhalten.  Noch  schlagender  als  in  Rees  zeigt  sich 
das  in  Emmerich.  In  einer  Verordnung  vom  20.  Oktober  1653 
heisst  es:  „Ob  wir  zwar  am  24.  Februar  1652.  Jahrs  die  unsern 
Scheffen  und  Rathsverwandten  unser  Statt  Embrich  respective 
am  18.  Aprilis  1647  und  ein  Landtagsabscheid  vom  9.  Octobris 
1649  bestätigte  Perpetuitet  des  Scheffen-  und  Rathsdienstes 
aufgehoben,  dass  wir  dennoch  anitzo  auff  unterthänigst  An- 
suchen unser  getreuwen  Landständen  unsers  Fürstenthumbs 
Cleve  und  Grafschaft  Marek  die  Sache  wiederum  in  vorigen 
Stande  gesetzet  und  auss  Churfürstlichen  Gnaden  gewilliget, 
dass  die  nach  dem  9.  Octobris  1649ten  Jahrs  entlassene  Scheffen 
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also  fort  restituiret  werden.“  Und  auch  in  der  Besoldungsfrage 
erweist  jetzt  der  Kurfürst  den  Bürgermeistern,  Schöffen  und 
Rathmannen  weitgehendes  Entgegenkommen.  Mit  anderen 
Worten,  er  giebt  die  Reform,  zu  der  er  im  vorhergegangenen 
Jahre  einen  Anlauf  genommen  hatte,  nunmehr  auf.1) 


IV. 

Zur  Geschichte  der  Reform  der  Weseler  Stadt  Verfassung. 

Die  Kämpfe  zwischen  deu  Patriziern  in  Wesel,  die  ur- 
sprünglich die  Schöffen-  und  Rathsstühle  besetzen,  und  den  ge- 
meinen Bürgern  haben  wohl  nur  am  Anfänge  des  14.  Jahr- 
hunderts einen  wirklich  heftigen  Charakter  gehabt.  Die 
mannigfachen  Wandelungen,  die  nach  den  Schiedssprüchen  von 
1308  und  1311  die  Weseler  Verfassung  durchmacht,  bedeuten 
im  Allgemeinen  einen  Fortschritt  der  gemeinen  Bürger,  zu 
energischen  Auseinandersetzungen  ist  es  kaum  mehr  gekommen. 

Bis  zum  Wahlgesetz  Johanns  I.  vom  Jahre  1450  haben 
wir  diese  Entwicklung  verfolgt.2) 

Der  Bürgerausschuss  der  Zwölfer,  der  damals  — sei  es 
nun  ins  Leben  gerufen,  sei  es  reaktivirt  wird  — , übt  fortan 
unleugbar  einen  nicht  geringen  Einfluss  aus  auf  alle  oder  doch 
die  wichtigsten  Entscheidungen  des  Raths.  Wie  schon  erwähnt, 
diese  tribuni  plebis  (so  heissen  sie  wie  in  Emmerich,  so  auch  wohl 
in  Wesel)  werden  hier  wie  in  anderen  Städten  nach  Quartieren 
gewählt.  Jedes  der  vier  Viertel  stellt  drei  Mitglieder  zu  dem 
Collegium  der  „Gemeindefreunde“.  Nicht  allein  bei  der  Kon- 
trole  der  Finanzverwaltung  treten  diese  Zwölfer  hervor,  bei 
allen  nur  einigermassen  wichtigen  Beschlüssen  zieht  man  sie 
neben  dem  schon  bestehenden  Zwölferausschuss  hinzu.3) 


')  Yergl.  auch  die  (handschriftlichen)  Collectanea  der  Stadt  Em- 
merich etc.  im  St.  zu  D.  Bl.  408  ff. 

2)  Oben  S.  292  ff. 

s)  Reinhold,  Verfaasungsgeschichte  Wesels  S.  68.  ' 
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Die  weitere  Folge  dieser  Reform  ist  es  dann,  dass  jene 
allgemeinen  Versammlungen  der  Bürgerschaft  — unbeholfen 
und  wenig  geeignet  zur  schnellen  Erledigung  wichtiger  Ver- 
handlungen — gleichwohl  wieder  grössere  Bedeutung  erlangen. 
Freilich  die  Gesammtheit  der  gemeinen  Bürger  kommt  jetzt 
jedenfalls  nicht  mehr  an  derselben  Stätte  zusammen.  Wie  die 
Wahlmänner  von  den  Theilbezirken  ernannt  werden,  so  vereinigt 
man  sich  auch  nach  Theilbezirken  zur  Berathung  städtischer 
Angelegenheiten.  Gewiss  wächst  dadurch  die  Schwierigkeit, 
zu  einem  einmüthigen  Entschluss  zu  gelangen.  Die  Art  und 
Weise  nun,  in  der  in  den  Quartieren  berathen  und  dann  das 
Ergebniss  dem  Magistrat  übermittelt  wird,  tritt  vor  allem  in 
einer  Eintragung  des  sogenannten  über  plebiscitorum  (Bl.  113) 
vom  Jahre  1518  anschaulich  hervor.  Da  wird  erzählt,  dass 
bei  einer  wichtigen  Beschlussnahme,  die  vor  die  Gemeinde  ge- 
bracht wurde,  drei  der  Viertel  uit  hoeren  berait  gekommen  sein 
und  einen  Bürger  mit  Namen  Lorenz  Moenster  gebeten  hätten, 
ihnen  das  Wort  zu  halten,  damit  dem  Bürgermeister  auf  seine 
Anfrage  eine  einträchtige  Antwort  zu  theil  werde.  Nur  das 
vierte  Quartier  ist  bei  der  Berathung  in  der  Bürgerversammlung 
— es  wird  nicht  gesagt  um  welche  Angelegenheit  es  sich 
handelt  — zu  einem  abweichenden  Ergebniss  gelangt.  Auch 
dieses,  das  Viehthorviertel,  thut  seine  Meinung  durch  einen 
Worthalter,  einen  gewissen  Heinrich  Kramp,  kund.  Damit 
aber  die  ganze  Gemeinde  geschlossen  auftrete,  werden  nun 
noch  nachträglich  Verhandlungen  mit  den  Vypoirtz  vierdell  an- 
geknüplt.  Das  aber  bleibt  bei  dem  besonderen  Votum,  das  es 
durch  seinen  Worthalter  schon  abgegeben  habe. 

Dieser  wohlüberlegten  Organisation  der  gemeinen  Bürger 
in  einem  demokratischen  Zeitalter  vermögen  die  herrschenden 
Geschlechter  keinen  wirksamen  Widerstand  mehr  entgegenzu- 
setzen, sogar  die  noch  1450  verkündete  Schöffen  Wahlordnung, 
die  die  Lebenslänglichkeit  des  Schöffenamtes,  sei  es  nun  be- 
stätigt oder  wiederherstellt,  lässt  sich  nicht  fürder  behaupten. 
Noch  bevor  die  Verfassungsurkunde  von  1514  die  Niederlage 
der  Patrizier  offiziell  bescheinigt,  fügen  sich  die  Schöffenge- 
schlechter in  das  Unvermeidliche.  Zuerst  wohl  im  Jahre  1486 
machen  die  Gemeindefreunde  dem  Magistrat  den  Vorschlag,  es 
möchten  aus  dem  Kollegium  der  zwölf  Schöffen  jährlich  drei 
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Mitglieder  ausscheiden  und  drei  neueintreten,  damit  ein  ge- 
wisser Wechsel  stattfinde.  Alsdann  würden  weniger  Urtlieile 
liegen  bleiben,  indem  die  jeweilig  amtirenden  Schöffen,  die 
ihrem  bürgerlichen  Berufe  nur  auf  wenige  Jahre  entfremdet 
würden,  mehr  Zeit  auf  die  Erfüllung  ihrer  Pflicht  verwenden 
könnten.  Gewiss  ein  überaus  richtiger  und  maassvoller  Vor- 
schlag, der  allerdings  einen  völligen  Bruch  mit  der  bisherigen 
Lebenslänglichkeit  des  Schöffenamtes  in  sich  schloss.  Diesmal 
freilich  wird  das  Gesuch  noch  zurückgewiesen,  indessen  ist 
doch  aus  dem  ganzen  Verlauf  ersichtlich,  dass  man  sich  auf 
Seiten  der  gemeinen  Bürger  bereits  nicht  mehr  scheut,  die 
Schäden  des  bestehenden  Regiments  offen  und  freimüthig  zur 
Sprache  zu  bringen  und  Abhülfe  zu  fordern.1) 

Es  mag  dahingestellt  sein,  wann  man  den  nächsten  Ver- 
such zur  Reformirung  der  Magistratswahl  unternommen  hat. 
Auch  diesmal  haben  es  die  herrschenden  Geschlechter  nicht  an 
Widerstand  fehlen  lassen,  bis  sie  sahen,  dass  sie  sich  in  das 
Unvermeidliche  fügen  mussten. 

Darüber  giebt  ausser  den  Stadtrechnungen,  die  ich  für 
diese  Zeit  nicht  eingesehen  habe,  die  neuentdeckte  Duisburger 
Chronik,  wie  ich  schon  erwähnte  (oben  S.  C96),  zuverlässige 
Aufschlüsse. 

Wasseuberch  berichtet  von  dem  Konflikt  zwischen  der 
Stadt  oder,  man  wird  sagen  dürfen,  der  Patrizier,  mit  Herzog 
Johann  II.2)  Erst  nach  zwei  Jahren  wurde  der  Zwist  beige- 
legt. Ende  al  sacken,  die  gescheyt  waren,  solden  syn  — so 
lautet  dieses  Gewährsmanns  Erzählung  — vergeven  ende  ver- 
geten  then  ewigen  dagen. 

Sieht  man  sich  den  Inhalt  des  Reverses  an,  zu  dem  sich 
die  bis  dahin  herrschenden  Geschlechter  verstehen  mussten,  so 
findet  mau  ihren  Widerstand  begreiflich.  Der  Herzog  erringt 
seinen  Sieg  über  sie  nur  dadurch,  dass  er  den  gemeinen 
Bürgern,  die  für  ihn  und  seine  Väter  so  oft  zu  Felde  gezogen 
waren,  die  Einsetzung  des  Magistrats  durchaus  in  die  Hand 


')  Vergl.  Reinhold  a.  a.  0.  S.  62,  der  sich  wohl  irrthümlich  auf  die 
Rathsprotokolle  von  14S4  RI.  23  beruft. 

A.  a.  0.  S.  107. 
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giebt.  Am  17.  November  1514  wird  die  neue  Vetfassuugs- 
urkunde  ausgefertigt;  schon  am  Tage  zuvor  war  deren  Inhalt 
der  Bürgerversammlung  unterbreitet  und  von  ihr  angenommen 
worden.  Davon  berichtet  eine  Eintragung  im  über  plebiscitorum 
der  Stadt  Wesel.1)  In  der  neuen  Wahlordnung  wird  also  be- 
stimmt, dass  die  Bürger  Jahr  für  Jahr  in  jedem  Quartier  drei 
bescheiden  manne  bezeichnen  dürfen,  die  dann  im  Namen  der 
Bürgerschaft  die  Wahlen  zu  vollziehen  haben.  Zuerst  sollen 
diese  Wahlmänner  — und  gerade  das  ist  das  Hauptstück  der 
He  form  — zwölf  Schöffen  bestellen.-)  Diese  haben  dann,  nach- 
dem sie  vereidigt  sind,  aus  ihrer  Mitte  zwei  Bürgermeister  zu 
nominiren.-’)  Darauf  aber  theilen  sie  sich  mit  jenen  Zwölfen  in 
die  Besetzung  der  Rathsbank.  Jedes  der  beiden  Kollegien  er- 
nennt für  sich  sechs  Rathmannen.4)  Gleichwohl  überwiegt  in 
diesem  mehr  untergeordneten  Punkte  der  Einfluss  der  Schotten, 
denn  ihres  Amtes  ist  es  ausserdem  noch,  aus  den  neugewählten 
Rüthen  zwei  zu  Rentmeistern  zu  bestimmen.  Die  alten  Bur- 
meister sind  also  jetzt  einfach  Delegirte  der  Rathmannen,  aller, 
dings  für  die  ausserordentlich  wichtige  und  verantwortungsvolle 
Verwaltung  der  Finanzen.  Ist  einer  der  neuerkorenen  Schöffen 
aus  irgend  einem  Grunde  seines  Amtes  nicht  würdig,  so  soll 
darüber  an  den  Herzog  berichtet  werden.  Dem  bleibt  es  dann 
Vorbehalten,  unter  Umständen  ihn  zu  entsetzen.  Das  Wesen 
aber  dieser  ganzen  Reform  fasst  Johann  II.  sehr  richtig  in  den 
einen  Satz  zusammen:  ind  die  erffschependomb,  als  sy  busher 
gebruyekt  hebben,  salt  dairmede  nu  vortan  aff  ind  van 
nyet  syn. 

Bei  dieser  Reform  wie  bei  den  meisten,  die  bisher  in  den 
clevischen  Städten  nachgewiesen  wurden,  ist  es  schwer  zu 
sagen,  welches  Wahlgesetz  irgend  einer  anderen  Stadt  als 
Muster  Vorgelegen  hat.  Jedenfalls  sind  der  Urkunde  gewisse 
Bestimmungen  eigen,  die  sonst  nirgends  wiederkehren.  Dahiu 


')  Deutsche  Städtechroniken  Band  24  S.  240. 

2)  Reinhold  a.  a.  O.  S.  02  und  66. 

3)  Abgedr.  bei  Laeomblet,  Urkundenbuch  Band  4 Nr.  507. 

4)  Wie  schon  Ilgen  a.  a.  0 Band  24  S.  246  Anmerk.  2 hervorhebt,  irrt 
Was sen  bereit  in  seiner  Angabe,  dass  die  24  Schöffen  und  Uathuianueu 
gemeinsam  die  beiden  Bürgermeister  zu  ernennen  hätten. 
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rechne  ich  die  Mitwirkung  der  Schöffen  bei  der  Besetzung  der 
Rathsbank,  ohne  Zweifel  die  letzte  Erinnerung  an  die  ehemalige 
Vormachtstellung  eben  dieses  Kollegiums.1) 

Alles  in  Allem  genommen  wird  man  aber  behaupten  dürfen, 
dass  die  Reform  der  Verfassung  der  rechtsrheinischen  Städte, 
namentlich  der  von  Rees,  auf  Wesel  zurückgewirkt  hat.2)  Die 
Stellung,  die  dort  Bürgermeister  und  Rentmeister  als  Vor- 
sitzende des  Schöffen-  und  Rathmannenkollegs  einnehmen,  wird 
jetzt  auch  auf  Wesel  übertragen.  Freilich  sehr  viel  radikaler 
wie  in  Emmerich  und  Rees  wird  hier  in  Wesel  unter  dem 
Druck  der  Forderungen  der  gemeinen  Bürger  verfahren ; der 
conservative  Zug,  einen  Theil  der  Magistratspersonen  zwei 
Jahre  hintereinander  amtiren  zu  lassen,  fehlt  in  dem  Weseler 
Wahlgesetz.  Die  Gemeinheit  aber  war,  wie  sich  denken  lässt, 
durchaus  zufrieden  mit  einer  Reform,  die  den  Schwerpunkt 
in  die  Bürgerversammlungen  legte,  in  denen  die  Wahlmänner 
erkoren  werden.  Auch  war  die  Bürgerschaft  zahlreich  und 
mächtig  genug,  den  einmal  errungenen  Vortheil  zu  behaupten. 
Bei  der  hervorragenden  Rolle,  die  die  Stadt  das  ganze  16.  Jahr- 
hundert hindurch  in  der  politischen  und  religiösen  Geschichte 
des  Niederrheins  spielt,  wrar  gar  nicht  daran  zu  denken,  dass 
hier  Zustände  Platz  griffen,  wie  wir  sie  in  Emmerich  und  Rees 
kennen  gelernt  haben/1)  Mehr  wie  zw’ei  Jahrhunderte  hin- 
durch wurde  nach  der  Kurordnung  von  1514  Jahr  für  Jahr 
der  Magistrat  umgesetzt. 

An  Unordnungen  und  Missbrauchen  hat  es  während  dieser 
langen  Frist  freilich  in  Wesel  so  wenig  wie  in  anderen  Städten 
gefehlt.  Eben  solche  Misstände  bewogen  im  Jahre  1671  zu 
einer  gründlichen  Untersuchung  des  ganzen  Werkes,  wie  der 
Ausdruck  lautet. 

Das  Ergebniss  findet  man  niedergelegt  in  einem  umfäng- 
lichen Schriftstück:  „Einige  provisionale  Puucten  eines  Regle- 
ments, nach  deren  Anleitung  die  bevorstehende  Wahl  dieses 


1 ) Wie  ehedem  in  Kees.  Vergl.  oben  S.  325  ff. 

2)  Vergl.  oben  S.  698  ff. 

*)  Keller.  Die  Gegenreformation  in  Westfalen  und  am  Niederrheiu, 
liefert  dafür  zahllose  Belege.  Vergl.  ferner  vor  allem  Wolters,  Re- 
formationsgeschichte der  Stadt  Wesel  etc.  (1868)  S.  70  fl'. 
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Jahr  einzuiicliten“.1)  Die  Rechte  der  Stadt  und  des  Landes- 
herrn sollen  darin  wahrgenommen  und  die  Privilegien  und 
alten  Wahlordnungen  sollen  dadurch  konservirt  werden. 

Und  in  der  That.  sind  es  meist  unbedeutende  Zusätze,  die 
gemacht  werden.  Todtschläger,  Ehebrecher,  Wucherer  und 
sonstige  ehrlose  Leute  sollen  ihres  Kurrechtes  verlustig 
gehen.  Desgleichen  soll  die  Ausübung  dieses  Ehrenrechts  an  die 
Erreichung  des  Alters  von  zwanzig  Jahren  geknüpft  sein. 
Zudem  werden  die  Bürgersöhne,  „die  in  studiis  oder  ^sonst  in 
Erlernung  der  Kaufmannschaft  oder  eines  Handwerkes  begriffen, 
auch  welche  in  patria  potestate  bey  den  Eltern  unter  den 
25  Jahren  ihres  Alters  im  Hause  sein  und  ihre  eigene  Haus- 
haltung oder  ihren  eigenen  Handel  und  Nahrung  nicht  haben  noch 
führen“,  von  der  Ausübung  ausgeschlossen. 

Die  Vorschrift  ferner,  dass  Personen,  die  eng  mit  ein- 
ander verwandt  sind,  nicht  zusammen  im  Magistrat  sitzen 
dürfen,  wird  noch  verschärft  und  auf  einige  weitere  Grade 
ausgedehnt. 

Dann  werden  über  den  Inhalt  der  früheren  Wahlordnungen 
hinaus  Vorkehrungen  getroffen  für  die  sofortige  Wiederbesetzung 
der  Schöffenstühle,  die  während  eines  Amtsjahrs  erledigt  werden. 
Manche  andere  Punkte,  die  sich  als  nützlich  erweisen  würden, 
könnten  ja  später  noch,  das  wird  ausdrücklich  hervorgehoben, 
diesen  vorläufigen  Ergänzungsbestimmungen  hinzu  gefügt 
werden.2) 

Welcher  Art  die  Unordnungen  gewesen  sind,  die,  wie  eben 
erwähnt,  zu  einer  Untersuchung  Veranlassung  geboten  hatten, 
geht  aus  dem  Schriftstück  nicht  hervor. 

Obwohl  es  aber  dem  Magistrat  zur  Pflicht  gemacht  war, 
„zu  vigiliren,  dass  vorstehende  Verordnung  jährlich  gebührlich 
observirt  werde“,  scheinen  sich  in  den  nächsten  Jahren  die 
alten  Missbrauche  doch  wieder  eingefunden  zu  haben.3)  Das 
geht  aus  einem  kurfürstlichen  Rescript  vom  16.  April  1681 


')  Wüsthaus  a.  a.  0.  Band  1 S.  227  ff. 

3)  Dem  gutunterrichteten  Geschichtsschreiber  Wesels,  Gantesweiler, 
Chronik  etc.  (herausg.  Wesel  1881)  S.  174  ff.  ist  dieser  Vorgang  augen- 
scheinlich unbekannt  geblieben. 

s)  WUsthaus  a.  a.  O.  Baud  2 S.  233, 
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hervor,  in  dem  mancherlei  Unzuträglichkeiten  erwähnt  und  mit 
scharfen  Worten  gerügt  werden.1)  Es  bedürfte  eindringlicherer 
Untersuchungen,  als  sie  mir  für  diesen  Theil  der  Arbeit  möglich 
waren,  um  zu  beurtheilen,  ob  wirklich  solche  Klagen  in  vollem 
Umfang  berechtigt  waren.  Aus  den  Rathsprotokollen  der  Zeit 
gewinnt  man  den  Eindruck,  dass  es  auch  damals  der  Magistrat 
nicht  an  sich  hat  fehlen  lassen.  Wie  dem  nun  auch  sein  mag, 
vor  den  Augen  der  berühmten  Kommission,  die  König  Friedrich 
Wilhelip  I.  eingesetzt  hatte,  um  das  städtische  Wesen  zu 
untersuchen,  fand  auch  die  Weseler  Verwaltung  keine  Gnade.2) 

Allzu  arg  werden  die  Schäden  schwerlich  gewesen  sein ; 
jedenfalls  aber  ist  mit  der  Entziehung  der  Schöflenkur,  die 
damals  erfolgte,  ein  gutes  Stück  bürgerlicher  Tüchtigkeit  ver- 
loren gegangen. 

Der  folgende  König,  bekanntlich  darauf  bedacht,  die  Reste 
alter  autonomer  Verwaltungen  (wofern  sie  noch  einigermasseu 
lebenskräftig  wareu),  zu  conserviren,  scheint  jedenfalls  die  Ver- 
nichtung der  freien  Magistratskur  als  zu  weit  gehend  angesehen  zu 
haben.*;  „Unter  der  glorreichen  Regierung  König  Friedrichs  II. 
wurde  der  Stadt  ihr  freies  Wahlrecht  wiedereingeräumt;  jedoch 
so,  dass  nicht  die  Bürgerschaft,  sondern  das  Magistratskollegium 
selbst  mittelst  einer  unter  sieh  gehaltenen  Wahl  jetzt  die  er- 
ledigten sowohl  Bürgermeister-  als  Schöffen-,  Stadtsekretair-  und 
Rentmeister-Stellen  nebst  den  übrigen  Unterbedienungen  . . . 
wieder  besetzt,  jedoch  das  desfalls  abgehaltene  Wahlprotokoll 
zur  Bestätigung  einschicken  muss“.4) 

So  war  denn  in  der  That  im  Kreislauf  der  Entwicklung 
die  Weseler  Verfassung  so  ziemlich  wieder  an  dem  Punkte 
angclangt,  von  dem  sie  ausgegangen  war:  wie  in  der  Epoche 


')  Gantes  weiler,  Chronik  (1er  Stadt  Wesel  S.  175  Anmerk. 

2)  lieber  die  Kommission,  ihre  Zusammensetzung  und  Aufgabe,  vergl. 
Schmoller,  Das  Städtewesen  unter  Friedrich  Wilhelm  1.,  (Artikel  4), 
Zeitschrift  für  preussische  Geschichte  Heft  XI  S.  626  ff. 

3J  Ueber  die  Politik  Friedrichs  des  Grossen  in  der  Beziehung,  vergl. 
einen  Vortrag  von  Hintze  im  Verein  für  brandenburgische  Geschichte,  über 
den  in  Band  9 der  Forschungen  zur  Brandenburgischen  etc.  Geschichte  ein 
Referat  erscheinen  wird. 

*)  Gantes  weiler,  Chronik  der  Stadt  Wesel  S.  175. 
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vor  Beginn  der  grossen  Kämpfe  zwischen  den  Schöffenge- 
schlechtern uud  den  gemeinen  Bürgern,  ist  es  jetzt  wieder  der 
Magistrat,  der  den  ganzen  Rest  der  bürgerlichen  Autonomie, 
der  noch  übrig  geblieben  ist,  ausübt. 


V. 

Cleve  und  hulkar. 

In  der  zweiteu  Hälfte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts 
gewinnt,  wie  ich  gezeigt  habe,  die  demokratische  Strömung  in 
den  clevischen  Städten  an  Umfang  uud  Energie:  wo  bisher  sich 
eine  mehr  oder  weniger  aristokratische  Form  des  Regiments 
erhalten  hat,  wird  sie  nunmehr  fast  ausnahmslos  beseitigt, 
lieber  das  Ideal  einer  wirklich  freien  und  volksthümlichen  Ver- 
fassung gehen  damals  die  Ansichten  kaum  noch  auseinander. 
Man  verlangt  einmal  jährlichen  oder  allenfalls  zweijährigen 
Wechsel  im  Magistratsamt,  und  man  fordert  ferner,  dass  die 
Wahl  durch  Vertrauensmänner  der  gemeinen  Bürger  geschieht. 
Besonders  gern  sieht  man  es  übrigens,  dass  diese  Geschworenen 
oder  Kurgenossen  nach  Stadtvierteln  nominirt  werden,  in  denen 
jeder  Bürger  den  Mitbürger  genauer  kennt  und  also  über  seine 
Gewissenhaftigkeit  bei  der  Ausübung  der  Wahl  ein  zuverlässiges 
Urtheil  hat.  Endlich  begnügt  man  sich  nicht  mehr  mit  einer 
einfachen  Kontrole  der  Finanzverwaltung  und  mit  einer  weniger 
nachhaltigen  Einwirkung  auf  das  Stadtregiment,  wie  es  in  all- 
gemeinen Bürgerversammlungen  geübt  wird,  vielmehr  wird 
überall  da,  wo  ein  Kollegium  von  Gemeindefreunden  noch  nicht 
vorhanden  sein  sollte,  jetzt  zum  mindesten  ein  solches  ein- 
gerichtet. 

Ob  die  Herzoge  im  Allgemeinen,  wie  cs  früher  bisweilen 
geschehen,  diese  demokratischen  Bestrebungen  sonderlich  gefördert 
haben,  ist  mehr  wie  zweifelhaft.  Andererseits  stemmen  sie  sich 
auch  nicht  — w'as  übrigens  so  wie  so  aussichtslos  gewesen  sein 
würde  — den  also  geplanten  Neuerungen  mit  aller  Energie 

LiesegAnff,  Niederrhein inches  St&dteweson  im  Mittelalter.  47 
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entgegen.  Vielmehr  suchen  sie,  wenn  es  irgend  angeht,  zwischen 
beiden  Theilen  zu  vermitteln.  Gleichwohl  tritt  hier  und  da  die 
wahre  Meinung  Johanns  II.  oder  Johanns  III.  hervor:  Kein 
Zweifel,  beide  sind  im  Grunde  ihres  Herzens  für  ein  maassvolles 
Patrizierregiment,  das  bei  ihnen  und  ihren  Landdrosten  An- 
lehnung sucht.  Ist  nun  dieses  demokratische  Zeitalter  an  der 
Verfassung  der’Stadt,  welche  man  neben  Wesel  in  der  ersten  Hälfte 
des  15.  Jahrhunderts  als  den  Hanptsitz  der  aristokratischen 
Regierungsform  ansehen  darf,  ist  es  an  Cleve  völlig  wirkungslos 
vorübergegangen  ? 

Freilich,  wenn  man  den  zahlreichen  Handschriften  des 
clevischen  Stadtrechts  aus  dem  Ausgang  des  Mittelalters  oder 
aus  noch  jüngerer  Zeit  Glauben  schenken  wollte,  so  hätte  sich 
an  der  alten  Regimentsordnung  der  Residenzstadt  kaum  etwas 
geändert.  Wirft  man  hingegen  einen  Blick  in  das  sogenannte 
„Churbuch“  der  Stadt,  in  dom  die  Namen  der  Magistratspersonen 
Jahr  für  Jahr  verzeichnet  werden,  so  merkt  man,  dass  das 
alte  Wahlsystem  doch  auch  hier  im  Laufe  derZeit  nicht  unbe- 
deutenden Modifikationen  unterzogen  worden  ist.  Freilich 

beginnt  das  Churbuch  mit  seinen  Eintragungen  erst  1540; 
zweifellos  aber  hat  die  Reform,  die  darin  vorausgesetzt  wird, 
schon  sehr  viel  früher  stattgefunden. 

Worin  besteht  nun  aber  diese  Neuerung  jener  Wahlordnung 
gegenüber,  die  1423  und  1424  als  die  offizielle  hingestellt  und 
von  Herzog  Adolf  feierlich  approbirt  worden  war  (oben  S.  29*‘>ff.)? 

Wir  wissen,  dass  damals  der  Schwerpunkt  der  Magistrats- 
bestellung in  die  Hände  der  ausscheidenden  Schöffen  und  Rath- 
mannen gelegt  wurde,  denn  sie  und  nicht  die  Gemeindebürger 
hatten  die  ersten  sechs  von  den  achtzehn  Wahlmännern  zu  er- 
nennen. Ebensowenig  werden  die  weiteren  zwölf  Knappen  von 
den  gemeinen  Bürgern  nominirt,  vielmehr  sind  es  eben  jene 
sechs  Wahlmänner,  die  zunächst  vier  und  dann  gemeinsam  mit 
diesen  vier  Kurgenossen  nochmals  acht  Knappen  hinzuwählen. 

Demgegenüber  ist  nun  die  Reform,  die  zwischen  1424  und 
1540  erfolgt  sein  muss,  scheinbar  geringfügig.  Sie  läuft  darauf 
hinaus,  dass  wenigstens  die  vier  Knappen,  die  an  zweiter  Stelle 
bestellt  werden,  nicht  mehr  von  den  sechs  Wahlmännern,  also 
in  Wahrheit  nach  dem  Gutdünken  des  ausscheidenden  Magistrats, 
bestimmt  werden,  sondern  aus  den  direkten  Wahlen  der  vier 
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Stadtbezirke  hervorgehen. ')  Demgemäss  führen  sie  jetzt  den 
auszeichnenden  Titel  von  Viertelmeistern.  Als  alleinige  Re- 
präsentanten des  Willens  der  in  politischer  Hinsicht  nach 
Vierteln  gegliederten  Gesammtbürgerschaft  treten  sie  als  deren 
unerschrockene  Vorkämpfer  und  Worthalter  auf.  Freilich  haben 
die  vier  von  vornherein  nicht  die  Majorität,  die  sechs  ersten 
Knappen  können  die  acht  letzten  Knappen,  da  sie  nun  einmal 
über  die  Mehrheit  der  Stimmen  verfügen,  aus  ihren  Gesinnungs- 
genossen nehmen;  aber  dennoch  ist  durch  jene  Neuerung  viel 
gewonnen.  Es  gilt  nämlich  zu  verhindern,  dass  die  Kur- 
genossen die  Schoflen-  und  Rathsstühle  einfach  nach  dem  Be- 
lieben des  ausscheidenden  Magistrats  besetzen.  So  wenig  nun 
auch  die  Viertelmeister  bei  der  Kur  den  Ausschlag  geben, 
sie  sind  doch  in  den  meisten  Fällen  gewiss  im  Stande  zu  ver- 
hindern, dass  das  ganze  Wahl  verfahren  zum  Scheinmanöver 
hinabsinkt,  indem  schon  von  vornherein  die  Liste  der  Candi- 
daten  der  herrschenden  Geschlechter  feststeht.  Es  hat  also 
endlich  auch  in  Cleve  die  demokratische  Neuerung  der  Wahlen 
nach  Quartieren  Eingang  gefunden.  Wenn  dann  ferner  die 
Viertelmeister,  die  in  den  Versammlungen  der  Stadtviertel  er- 
nannt werden,  vorläufig  noch  nicht  die  Entscheidung  bei  der 
Kur  in  der  Hand  haben,  so  sind  sie  doch  offenbar  in  der  Lage, 
etwa  die  Wahl  oder  Wiederwahl  besonders  missliebiger  Per- 
sonen zu  hintertreiben. 

Die  Konsequenzen,  die  sich  aus  dieser  reformirten  Wahl- 
ordnung ergeben  mussten,  werden  ohne  Zweifel  bald  hervor- 
getreten sein;  freilich  bei  dem  völligen  Mangel  anderweitiger 
Nachrichten  liefert  erst  ein  Vorgang  ans  dem  Jahre  1674  den 
Beweis  für  die  eben  vorgebrachten  aus  der  Natur  der  Dinge 
abgeleiteten  allgemeinen  Erwägungen.  Eben  damals  stellt  sich 


*)  Vergl.  im  Allgemeinen  Schölten,  Die  Stadt  Cleve  S.  582  ff.  Ein 
Irrtlium  ist  es  übrigens,  wenn  dort  behauptet  wird,  es  habe  noch  eine  zweite 
Aenderung  der  Regimentsordnung  insofern  stattgefunden,  als  an  Stelle  von 
4 Käthen  und  2 Rentmeistern  (zum  mindesten  seit  1540)  nur  3 Käthe 
und  2 Rentmeister  gewählt  worden  seien.  Schölten  übersieht,  dass  einer 
von  den  beiden  Rentmeistern  von  jeher  zugleich  Rathmann  ist.  Dass 
dieser  später  nur  noch  als  Rentmeister  und  nicht  als  Rentmeister  und 
Rathmann  aufgeführt  wird,  bedeutet  also  keine  Verfassungsänderung. 

47  * 
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offenkundig  — ich  füge  hinzu  wieder  einmal  — heraus,  dass  der 
Missbrauch,  dem  durch  die  Reform  hatte  vorgebeugt  werden 
sollen,  doch  noch  nicht  völlig  ausgerottet  worden  ist.  Es  waren 
nämlich  noch  vor  der  Wahl  in  der  Stadt  Zettel  oder  vielleicht 
richtiger  Flugblätter  entdeckt  worden,  auf  denen  die  herrschen- 
den Magistratspersonen  die  Namen  der  zu  bestimmenden  ersten 
sechs  wie  der  letzten  acht  Kurgenossen  verzeichnet  hatten. 
Es  ist  ein  schlagender  Beweis  fiir  die  hohe  Meinung,  die  man 
damals  noch  von  der  Pflicht,  die  Kur  gewissenhaft  zu  üben,  hat,  dass 
diese  Unregelmässigkeit  die  Gemüther  leidenschaftlich  erregt.  So 
wohl  discipliuirt  ist  aber  damals  die  gemeine  Bürgerschaft  schon, 
dass  man  vorläufig  kein  Wesens  aus  dem  Funde  macht,  son- 
dern ruhig  abwartet,  ob  in  der  Tliat  nach  der  zu  ungesetzlicher 
Zeit  aufgestellten  und  also  illegalen  Candidatenliste  gewählt 
werden  würde.  Als  nun  aber  die  ersten  sechs  Kurgenossen, 
deren  Namen  die  Zettel  aufwiesen,  wirklich  aufgerufen  werden, 
sind  die  gemeinen  Bürger  ihrer  Sache  gewiss.  Schnell  zu 
Gegenmassregeln  entschlossen,  fordert  man  von  dem  Magistrat 
des  Vorjahres,  dass  die  Vereidigung  jener  sechs  Kurgenossen 
unterbleibe. 

In  den  Sitzen  des  demokratischen  Widerstandes,  in  den 
Quartieren,  ernennt  man  dann  sofort  einen  Ausschuss  von  je  vier 
Bürgern;  diese  sechzehn  erhalten  die  Weisung,  die  Interessen 
der  Gemeinde  dem  Magistrat  gegenüber  mit  voller  Energie  wahr- 
zunehmen. Da  die  sechs  Kurgenossen  dennoch  vereidigt  werden, 
versuchen  die  gemeinen  Bürger  eine  rechtsgültige  Wahl  da- 
durch zu  verhindern,  dass  sie  sich  weigern,  die  vier  Viertels- 
leute zu  bestimmen.  Ein  Theil  der  Bürger  verlässt  demgemäss 
voller  Groll  den  Baumgarten  des  Minoritenklosters.  Der 
Magistrat  aber  macht  wahr,  was  er  gedroht  hatte,  als  ihm  jener 
Beschluss  kundgegeben  wurde:  er  lässt  wie  in  der  alten  Zeit 
patrizischen  Uebergewichtes  die  Viertelleute  durch  die  sechs 
Kurgenossen  ernennen,  so  dass  scheinbar  der  Fortführung  des 
Wahlgeschäfts  nichts  mehr  im  Wege  steht.  Die  sechzehn 
Worthalter  aus  den  Quartieren  aber  protestiren  nunmehr  öffent- 
lich im  Namen  der  Bürgerschatt  bei  der  Regierung.  Der 
weitere  Verlauf  der  Angelegenheit  gehört  nicht  mehr  in  den 
Zusammenhang  der  Erörterungen,  die  ich  hier  geben  will;  ich 
deute  ihn  nur  in  aller  Kürze  an. 
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Obwohl  die  Rechtsfrage  gar  nicht  strittig  sein  kann,  be- 
stätigt die  clevische  Regierung  „ provisionaliter“  diesen  tumultuarisch 
gewählten  Magistrat.  Mit  Trommelschlag  wird  der  Bescheid 
kundgethan,  zugleich  sucht  man  die  Wortführer  durch  Ein- 
quartierung von  Fussknechten  mürbe  zu  machen. 

Ganz  anders  lautet  nun  aber  die  Antwort  des  Kurfürsten 
selbst,  an  den  man  gleichfalls  die  Beschwerde  gebracht  hatte. 
Auf  seinen  Befehl  hin  schreitet  man  alsbald  in  Gegenwart 
eines  kurfürstlichen  Kommissars  nochmals  zur  Wahl.  Die  vier 
Vierteile  ute  und  die  acht  Kurgenossen,  die  jetzt  nominirt  wer- 
den, stehen  freilich  nicht  auf  den  berüchtigten  Zetteln,  die  man 
gefunden  hatte,  dagegen  sind  sie  nach  dem  Sinne  der  grossen 
Majorität  der  Gemeinde.  Die  Bürgerschaft  aber  scheidet  nach 
glücklicher  Erledigung  des  Wahlgeschäfts  aus  dem  Baumgarten 
mit  Dankeserhebungen  gegen  den  Landesherrn,  der  sie  bei  ihrer 
freien  Wahl  erhalten  habe.  Als  nun  abends  der  neue  Magistrat 
aus  dem  Baumgarten  zum  Rathhaus  zieht,  da  ertönt  voller  Be- 
geisterung aus  den  Häusern  und  den  Strassen  wieder  der  Ruf 
„Vivat  Brandenburg“,  in  den  man  schon  eingestimmt  hatte,  sobald 
bei  der  Vornahme  der  Kur  die  Antwort  des  Kurfürsten  ver- 
lesen worden  war.1) 

Es  fragt  sich,  wann  etwa  ist  jene  demokratische  Reform 
bescheidenen  Umfangs  durchgeführt  wordeu?  Wie  schon  hervor- 
gehoben, so  ziemlich  den  einzigen  Anhalt  giebt  eine  Handschrift 
des  Clever  Stadtrechts,  die  zudem  undatirt  ist.  Indessen  weisen 
alle  möglichen  Anzeichen  darauf  hin,  dass  sie  ungefähr  um  das 
Jahr  1 480  entstunden  sein  wird.'2)  Der  Kodex,  auch  sonst 
schon  dadurch  wichtig,  dass  in  ihm  nicht  wenige  Kopien  clevi- 
scher  Privilegien  enthalten  sind,  begnügt  sich  nicht,  wie  fast 
alle  anderen  Handschriften,  mit  der  Reproduktion  der  einen  oder 
anderen  Version  des  Stadtrechts,  vielmehr  theilt  er  hier  und 
da  Zusätze  zum  bürgerlichen  Verwaltungsrecht  mit.  Zu 
diesem  Theile  seines  Bestandes  gehört  nun  auch  ein  Artikel, 
der  überschrieben  ist:  Van  den  eedt  des  conterbuecks.3)  Darin 

*)  Ueber  den  ganzen  Vorgang  liegen  im  Churbuch  ausserordentlich 
interessante  Angaben  vor.  Vergl.  übrigens  auch  Wüsthaus  a.  a.  O. 
Band  1 8.  181. 

J)  A 77  im  St.  z D. 

A.  a.  0.,  Bl.  126. 
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wird  erzählt,  dass  sonunigen  gemeynen  bürgeren  eyn  conter- 
bueek  gegeven  was  tho  lialden  van  allen  upboeren  ende  uyt- 
geven  der  stat  tot  allen  jaeren.  Zugleich  geht  aus  dem  Artikel 
hervor,  dass  die  Bürger,  denen  das  conterbueck  anvertraut  ist, 
im  Aufträge  der  gemeinen  Bürger  und  des  Bürgerausschusses, 
der  achtzehn  Kurgenosseu,  ihres  Amtes  warten.1)  Ohne  Frage 
bedeutet  also  diese  Einrichtung,  wenn  nicht  einen  Sieg,  so  doch 
einen  Fortschritt  der  demokratischen  Sache.  Ungefähr  in  eben 
jene  Zeit  (also  um  1480)  wird  man,  glaube  ich,  nun  auch  jene 
andere  Neuerung  setzen  dürfen,  dass  wenigstens  vier  der  acht- 
zehn Kurgenossen  von  den  gemeinen  Bürgern  nach  Stadtvierteln 
gewählt  werden.2)  Und  auch  äussere  Gründe  kommen  hinzu, 
diese  Annahme  zu  unterstützen.  Während  der  Regierungszeit 
Herzog  Johanns  I.  (1448  — 1481)  wird  in  den  meisten  clevischen 
Städten  (in  Xanten,  in  Rees,  in  Wesel  und  in  Büderich)  das 
Uebergewicht  der  Raths-  und  Schöffengeschlechter  gebrochen 
oder  «loch  eingeschränkt;  der  Schluss  liegt  also  schon  an  sich 
nah,  dass  auch  an  dem  clevischen  Patrizierregiment  diese  Periode 
nicht  spurlos  vorübergegangen  ist.  — 

Ich  werfe  zum  Schluss  noch  einen  Blick  auf  die 
inneren  Zustände  der  clevischen  Stadt,  deren  Entwicklung  an 
der  Hand  einer  ungewöhnlich  reichen  Ueberlieferung  bisher  am 
eingehendsten  dargelegt  werden  konnte.  An  der  Kalkarer  Ver- 
fassung ändert  sich  diese  ganze  Zeit  hindurch  nichts  oder  fast 


')  Die  Eidesformel  der  Bürger  lautet:  Dat  hie  voirtmeer  tot  den 
neesten  koerdach  toe  dat  conterbueck  van  der  atat  renthen,  asscysen  ende 
allen  toevalle  ende  upboeren  ind  dairtoe  van  allen  uytgeven  van  der  stat 
wogen,  as  bie  doir  dyt  allinge  jair  dairtoe  onthaelt  wurde,  by  den  rent- 
raeistero  ende  scbryver  up  sali  doen  schryven  ende  dat  conterbueck  na  sych 
nemen  ind  dat  to  hueden  ende  tu  waeren  dyt  jair  lanck  na  synen  beäten 
vyff  synnen  gelyck  oen  dat  van  der  gemeynten  ende  van  den  ach- 
tyenern  bevalen  is.  Dat  oen  got  soe  help  ende  die  heiligen. 

a)  Eine  zeitliche  Grenze  nach  der  unteren  Seite  hin  wird,  glanbe  ich, 
durch  die  bereits  (oben  S.  563)  ermittelte  Entstehungszeit  der  von  mir  als 
B bezeichneten  Handschrift  des  clevischen  Stadtrechts  gewonnen.  Diese  Stadt- 
rechtsaufzeichnung berücksichtigt  die  inneren  Verhältnisse  so  eingehend,  dass 
man  aus  dem  Eehlen  des  Artikels  über  das  conterbueck  mit  Sicherheit  den 
Schluss  ziehen  darf,  dass  eine  solche  Einrichtung  zur  Zeit  der  Abfassung 
(1445 — 1448)  noch  nicht  bestanden  hat. 


Digitized  by  Google 


743 


so  gut  wie  nichts.  Höchstens  insofern  kann  man  von  einem 
Fortschritt  sprechen,  als  zu  Anfang  des  lti.  Jahrhunderts  hier 
fast  allein  unter  den  clevischen  Stödten  die  Gilden  eine  gewisse 
Rolle  zu  spielen  anfangen. 

Sie  sind  es,  die  den  Bestrebungen  der  gemeinen  Bürger, 
wenn  es  wirklich  mal  zu  einer  Meinungsverschiedenheit  zwischen 
ihnen  und  dem  Magistrat  kommt,  kraft  ihrer  Organisation  einen 
Rückhalt  gewähren.  Zu  einer  Eintbeilung  der  Gesammtbiirger- 
schaft  in  politisch-berechtigte  Zünfte,  wie  wir  sie  in  den 
geldernschen  Stödten  kennen  gelernt  haben,  kommt  es  gleichwohl  in 
Kalkar  so  wenig  wie  in  fast  allen  anderem  altclevischen  Kommunen. 
Von  einer  derartigen  Auseinandersetzung  berichtet  ein  undatirtes 
Schriftstück,  das  in  den  Jahren  1502  bis  1504  entstanden  sein 
wird.  Diese  Aufzeichnung  ist  vielfach  dunkel  und  kaum  ver- 
ständlich, denn  es  werden  in  ihr  alle  möglichen  Dinge  als  be- 
kannt vorausgesetzt.  Vermuthlich  ist  der  Zusammenhang 
folgendermassen : Die  gemeinen  Burger  haben  der  Stadtverwaltung 
eine  Beschwerdeschrift  eingereicht,  in  der  sie  eine  Anzahl  von 
Maassnahmen  des  Magistrats  einer  scharfen  Kritik  unterziehen. 
Darauf  hat  der  Magistrat  ein  gereiztes  Antwortschreiben  an 
die  Beschwerdeführer  ergehen  lassen.  Zu  dieser  Kundgebung 
nehmen  nun  die  gemeinen  Bürger  und  die  Gilden  in  dem  vor- 
liegenden Schriftstück  Stellung.  Zunächst  hat  nun  die  Fort- 
führung einer  sehr  kostspieligen  Verstärkung  der  Stadtbefesti- 
gung, des  sogenannten  Bollwerks,  zu  allerhand  Beschwerden  Anlass 
gegeben.  Der  Bau  war  noch  vor  der  Vollendung,  wie  es  scheint, 
liegen  geblieben;  dann  hatten  Bürgermeister  und  Schöffen  den 
Rath  der  Gemeinde  eingeholt,  auf  welche  Art  und  Weise 
weitere  Mittel  aufgebracht  werden  könnten.  Die  scheinen  dann 
den  Magistrat  zur  Erhebung  eines  Schosses  ermächtigt  zu  haben. 
Dem  Bürgermeister  und  seinen  Gesellen  sei  es  aber  — so  klagen 
sie  jetzt  — gar  nicht  eingefallen,  von  dieser  Erlaubniss  Ge- 
brauch zu  machen.  Dair  in  sich  dy  gylden,  heisst  es  weiter, 
ind  dy  ghemeynde  borgeren  bevremden  ind  begeerden  den 
borgermeister  mytten  rayt  to  sprecken.  Was  nun  der  Magistrat 
damals  geantwortet  hat,  ist  nicht  recht  verständlich,  jedenfalls 
beschweren  sich  die  Bürger  in  der  vorliegenden  Schrift  darüber, 
dass  es  allgemeine  Versprechungen  gewesen  seien,  den  doch 
in  genen  punten  alsoe  nae  gegaen  en  is.  — Dann  hat  der 
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Magistrat  in  seiner  Gegenschrift  im  Hinblick  auf  die  Beschwerde- 
führer gemeint:  dat  nyemants  sych  setten  of  ’doen  dorre  tegen 
stede  recht.  Diesen  Vorwurf  weisen  die  Bürger  als  überaus 
befremdend  ab,  denn  sie  selbst  sowohl  wie  die  Magistratsmit- 
glieder hätten  die  Rechte  der  Stadt  beschworen.  Dann  scheinen 
hinsichtlich  eines  anderen  Klagepunktes  der  Bürgermeister 
und  der  Rath  die  Gemeinde  mit  der  Ungnade  des  gnädigen 
Herrn  bedroht  zu  haben.  Auf  die  Bürger  macht  der 
Hinweis  nicht  den  allergeringsten  Eindruck.  Sie  berufen  sich 
einfach  auf  die  Privilegien  und  bemerken  kurz  aber  bestimmt, 
dass  sie  nicht  erwartet  hätten,  dass  ihre  Ausstellungen  in  der 
ersten  Beschwerdeschrift  von  dem  Magistrat  so  böswillig  „glossirt“ 
werden  würden. 

Ein  letzter  Beschwerdepunkt  scheint  sich  auf  den  Wochen- 
markt bezogen  zu  haben.  Auch  hier  sind  die  gemeinen  Bürger 
wenig  erbaut  von  der  Antwort  des  Bürgermeisters,  der  ihnen 
Meinungen  unterschiebe,  die  sie  gar  nicht  vorgebracht  hätten. 

Wie  die  Sache  beglichen  ist,  und  ob  überhaupt  noch  weiter 
darüber  verhandelt  worden  ist,  muss,  wie  gesagt,  dahingestellt 
bleiben.  Jedenfalls  beweist  diese  Auseinandersetzung,  dass  die 
Bürger  um  jene  Zeit  noch  mit  Leib  und  Seele  an  der  Stadt- 
verwaltung Antheil  nehmen.  Eine  Noth wendigkeit,  die  Stadt- 
verfassung in  demokratischem'  Sinne  zu  ändern,  lag  nun  in 
Kalkar  ohne  Zweifel  durchaus  nicht  vor:  Die  Gemeinde  übte 
schon  so  wie  so  eine  scharfe  und  wirksame  Kontrole.  — Es 
dauert  wirklich  etwa  100  Jahre,  ehe  eine  Reform  vorgenommen  wird, 
die  nachgerade  unabweisbar  geworden  war.  Und  auch  diese 
Neuerung  bedeutet  keinen  Umsturz  der  Verfassung,  vielmehr 
ist  sie  durchaus  technischer  Art.  Darüber  erfährt  man  Näheres 
aus  einer  Verordnung  Johann  Wilhelms  vom  1.  Dezember  1601. 
Obwohl  seine  Vorgänger  bestimmt  hätten,  — gemeint  ist  die 
oben  eingehend  gewürdigte  Urkunde  vom  18.  März  1387  — 
dass  in  Kalkar  dem  zeitlichen  Bürgermeister  zwei  Rentmeister 
und  Räthe  beigegeben  würden,  „in  einboerung  und  berechnungh 
der  stat  renthen“,  sehe  er  sich  veranlasst,  diese  Institution  ab- 
zuändern.1) Denn  der  Stadt  Sachen  könnten  unmöglich  ge- 


*)  Vergl.  das  Hegest  bei  Wolff,  Geschichte  der  Stadt  Kalkar  S.  145 
Xr.  36  und  oben  S.  242. 
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fordert  werden,  wenn  jeder  der  beiden  Rentmeister  nur  ein 
halbes  Jahr  hindurch  amtire.  Ehe  sie  noch  mit  Reparaturen 
an  städtischen  Gebäuden  und  mit  anderen  langwierigen  Unter- 
nehmungen fertig  seien  oder  sich  auch  nur  Uber  ihre  Amts- 
tätigkeit gründlich  unterrichtet  hätten,  sei  das  halbe  Jahr  schier 
verlaufen,  ihr  ampt  „expirirt“  und  sie  also  an  der  Ausführung 
ihrer  Pläne  verhindert.  Die  Bürgerschaft  habe  die  Ueberzeugung 
erlangt,  dass  solchem  MissstAnde  nur  dadurch  vorgebeugt  werde, 
dass  der  Rentmeister  sein  Amt  ein  oder  mehrere  Jahre  hinter- 
einandei  versehe.  Den  geeigneten  Mann  vermöge  aber  der 
Magistrat  besser  ausfindig  zu  machen,  als  die  gemeine  Bürger- 
schaft. In  Folge  dessen  bestimmt  Johann  Wilhelm  jetzt,  dass 
alsolche  wähl  der  rentmeistern  langer  nit  bei  der  gemeinten, 
sonder  hinfurter  bei  burgermeistern,  scheffen  ind  gemeinen  rhait- 
frunden  sei.  Eben  die  haben  auch  darüber  zu  verfügen,  ob  der 
Rentmeister  nach  Ablauf  eines  Jahres  abtreten  oder  bleiben  soll. 

Es  verlohnt  sich  nun  einen  Blick  auf  die  Organisation  des 
Kalkarer  Magistrats  in  der  Zeit  zu  werfen,  in  der  das  Rent- 
meisteramt umgestaltet  wird.  Dabei  wird  sich  heraussteilen, 
dass  in  der  Zwischenzeit  auch  sonst  noch  kleine  Aenderungen 
vorgenommen  worden  sind.  Der  Schwerpunkt  der  Kalkarer 
Verfassung  beruhte,  wie  wir  uns  erinnern,  auf  dem  Bürger- 
meisteramt und  seiner  Weiterentwicklung.  Dem  Bürgermeister 
treten  vier  Räthe  oder  Gesellen  helfend  zur  Seite,  von  denen 
die  beiden,  die  Räthe  schlechtweg  genannt  werden,  sich  sehr 
bald  zu  Rentmeistern  auswachsen.  Jene  zwei  anderen  heissen 
Schöffenräthe,  da  sie  zugleich  Schöffen  sind  nnd  mit  den  fünf 
anderen  Schöffen  die  Siebenzahl  dieses  Kollegs  vollmachen. 

Nimmt  man  die  „Signaet  oder  Prothocolla  der  Schepen  to 
Calcker“  aus  dem  Ende  des  lß.  oder  dem  Anfang  des  17.  Jahr- 
hunderts zur  Hand,  so  ergiebt  sich  folgende  Organisation.1) 
An  erster  Stelle  werden  genannt  der  Richter  und  der  Bürger- 
meister; es  folgen  zwei  Magistratspersonen,  die  Schepen  und 
Raht  heissen;  dann  kommen  die  Schöffen  selbst,  sieben  an  der 
Zahl.  Den  Beschluss  machen  zwei  sog.  Schöppenmeister. 

Auf  den  ersten  Blick  glaubt  man,  es  habe  sich  kaum  etwas 
geändert;  vor  allem,  wenn  man  sich  vergegenwärtigt,  dass  die 


*)  Im  Kalkarer  Rathsarchiv  ohne  Signatur. 
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beiden  Schöffenräthe  jetzt  an  die  Stelle  der  beiden  Käthe  oder 
Rentmeister  getreten  sind.  Hinzn  käme  dann  etwa  noch  die  zweite 
Reform,  dass  nämlich  die  beiden  früheren  Schöffenräthe  jetzt 
durch  die  Schöffenmeister  ersetzt  werden. 

Das  entscheidende  Gewicht  liegt  nun  aber  darauf,  dass  die 
Schöffenräthe  des  17.  Jahrhunderts  sowohl  wie  die  neuen  Schöffen- 
meister jetzt  zugleich  Mitglieder  des  Schöffenkollegs  sind,  das 
trotzdem  nur  den  alten  Bestand  (7)  auf  weist.  Dieeigenthüm- 
liche  Organisation  der  Bürgermeistergesellen,  die  ehedem  ihre  Kraft 
aus  den  Schöffen  und  der  gemeinen  Bürgerschaft  nahm,  ist  also 
zu  einem  Zubehör  des  Schöffenkollegs  herabgesnnken.  auch  in 
Kalkar  hat  also  die  ehedem  reichgegliederte  Verfassung  nun- 
mehr eine  Rückbildung  erfahren. 

Doch  um  wieder  auf  die  Reform  des  Rentmeisteramtes  im 
Jahre  1601  zurückzukommen,  so  unterliegt  es  keinem  Zweifel, 
dass  sie  die  Wirkung  einer  Finanzlage  war,  die  im  Laufe  der 
Zeit  ausserordentlich  traurig  geworden  war.  Es  ist  hier  freilich 
nicht  der  Ort  im  Einzelnen  zu  zeigen,  dass  die  gute  Absicht, 
die  der  Maassnahme  zu  Grunde  lag,  durchaus  nicht  erreicht 
wurde.  Die  ehemalige  Musterstadt  des  ganzen  Territoriums  ist 
während  der  Zeit  der  brandenburgisch-preussischen  Herrschaft 
verrufen  wegen  des  trostlosen  Zustandes  ihrer  Finanzen.  Und 
je  kläglicher  diese  Wirthsehaft  ist,  um  so  mehr  sucht  man 
jeden  Eingriff  von  aussen  abzuwehren.  Die  Bürger  der  „kaiser- 
freien“ Stadt  Kalkar,  wie  man  sich  einem  Ausdruck  der  Stadt- 
rechte entsprechend  jetzt  mit  Vorliebe  nennt,  wissen  gleichwohl 
das  privilegium  liberae  electionis  judicis  et  magistratus  mit 
ausserordentlicher  Zähigkeit  zu  behaupten. 

Noch  vor  Beendigung  des  grossen  Krieges,  der  Kalkars 
Wohlstand  vernichtete,  zum  Jahre  1647,  setzen  die  gravamina 
der  Statt  Calcar  in  puncto  Catholicae  religionis  ein.1)  Denn 
wie  in  Rees,  das  neben  Kalkar  und  Goch  der  Hauptsitz  des 
Katholicismus  ist,  versucht  die  Regierung  hier  Protestanten  in  die 
Magistratsämter  zu  bringen.2)  Die  katholischen  Schöffen  und 


')  Vorgl.  auch  die  Verhandlungen  über  die  Wahl  des  Richters.  Orig. 
Perg  im  Stadtarchiv,  in  Wolffs  Report.  Nr.  435. 

2)  Für  Goch  vorgl.  die  interessanten  Angaben  bei  Schl iipers,  Stiftung 
und  Verwaltung  des  katholischen  Männerhauses  und  Frauenhauses  zu  Goch 
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Rathmannen  andererseits  — und  mit  ihnen  die  erdrückende 
Majorität  der  Bevölkerung  — wollen  womöglich  einen  Anders- 
gläubigen überhaupt  nicht  in  ihrem  Kollegium  dulden.1)  So 
verquickt  sich  die  Frage  der  Rathskur  mit  allgemeineren  reli- 
giösen und  politischen  Motiven. 

Und  während  es  in  Städten  wie  Goch,  wo  die  Rathswahl 
nicht  frei  ist,  sondern  dem  Landesherrn  zusteht,  thatsächlich 
der  Regierung  gelingt,  sich  in  den  Schölfen  und  Rathmannen 
einen  zuverlässigen  — zum  grossen  Theil  protestantischen  — 
Anhang  zu  verschaffen,  begegnen  alle  ähnlichen  Versuche  in 
Kalkar  einem  unüberwindlichen  Widerstand.  Der  Platz  be- 
hauptet zur  Zeit  des  grossen  Kurfürsten  seine  Autonomie  und 
seine  Rathskur  in  vollem  Umfang.  Eine  sachliche  Betrachtung 
der  Dinge  wird  aber  sagen  müssen,  zum  Unheil  des  Städtchens,  das 
immer  noch  unzufrieden  mit  der  Thatsache  des  brandenburgischen 
Regiments,  nun  auch  von  Seiten  der  Regierung  möglichst  links 
liegen  gelassen  wird.  Nachdem  vollends  der  Rheinlauf,  der 
von  jeher  den  Ort  mit  dem  Hauptstrom  und  dem  grossen 
Verkehr  in  Verbindung  setzte,  während  des  tfi.,  17.  und  18. 
Jahrhunderts  mehr  und  mehr  verlandet,  gleicht  das  ehemals 
so  reiche  Kalkar  mit  seiner  hochragenden  Kirche,  mit  seinem 
herrlichen  Rathhaus,  mit  seinen  stolzen  Thorburgen  und  mit 
seinem  weiten  Marktplatze  einem  grossen  Dorfe.  — 


(Goch  1894),  S.  12  ff.  Während  dort  unter  dem  Einfluss  der  Regierung 
die  Magistratsämter  in  grosser  Anzahl  mit  Protestanten  besetzt  werden, 
organisirt  sich  der  Widerstand  der  katholischen  Bevölkerung  in  der  Lieb- 
franen-Bmderschaft,  der  vor  allem  die  Mitglieder  des  Wiillenamtes  in  corpore 
angehören. 

*)  Ueber  diese  Ereignisse  liegt  ein  reiches  Material  vor:  1.  bei  Wils t- 
haus  a.  a.  O.  Band  1 S.  337.  2.  Im  Geh.  Staatsarchiv  Rep.  34  Nr.  43  a 
und  3.  Im  Kalkarer  Rathsarchiv. 


Digitized  by  Google 


748 


VI. 

Die  Verfassung:  vornehmlieh  der  kleineren  elevisehen  Städte 
iiu  16.  und  17.  Jahrhundert. 

Unter  den  kleineren  elevisehen  Städten  ist  es  abermals  nur 
Büderieh,  dessen  Quellen  auch  zu  Anfang  dieser  Zeit  einen  intimen 
Einblick  in  die  Ausgestaltung  der  Verfassung  ermöglichen.  Die 
Bedeutung,  die  in  der  früher  geschilderten  Periode  jener  Wahl- 
ordnung vom  Jahre  1473  zukommt,  beansprucht  in  der 
späteren  die  Verfassungsurkunde  von  1541.'; 

Wie  ich  schon  erwähnte,  beseitigte  Herzog  Johann  I. 
durch  jenes  ältere  Dokument  das  ErbschöfFenthum  in  Büderich. 
Von  den  Schöffen,  deren  Zahl  eben  damals  von  sieben  auf 
sechs  heruntergesetzt  wird,  scheiden  in  jedem  Jahre  die  drei 
aus,  die  zwei  Jahre  auf  der  Bank  gesessen  haben.  Neben  den 
Schöffen  amtiren  seit  Alters  sechs  Rathmannen  und  acht  soge- 
nannte Geschworene. 

Der  Zweck,  dem  das  Wahlgesetz  von  1473  dienen  sollte, 
ist  nun  ganz  gewiss  auf  die  Dauer  durchaus  nicht  erreicht 
worden.  Die  Verfässungsurkunde  von  1541  lässt  nämlich  er- 
kennen, dass  das  damals  beseitigte  ErbschöfFenthum  in  der 
Zwischenzeit  längst  wieder  in  Büderich  Platz  gegriffen  hat. 

Wie  sich  denken  lässt  werden  nun  aber  die  gemeinen 
Bürger,  die  in  jener  früheren  Periode  die  Reform  durchgesetzt 
hatten,  diese  Reaktion  nur  mit  Unwillen  geduldet  haben. 
Wenn  also  diesmal  die  Bevollmächtigten  des  Herzogs,  der 
Landdrost  und  der  Landschreiber  „deses  vorstendombs“  Cleve, 
geltend  machen,  dass  ihr  Herr  uit  beweglicken  oirsaicken  sich 
zur  Abschaffung  der  Lebenslänglichkeit  des  Schöffenamtes  ver- 
standen habe,  so  wird  man  annehmen  dürfen,  dass  dieser  Ent- 
schluss weniger  durch  die  Initiative  des  Fürsten  als  durch  die 


’)  Vergl.  oben  S.  332  Abschrift  in  A 272  (Statuta,  privilegia  etc. 
dess  Hertzogthumbs  Cleve  labore  Wilhelmi  ab  Aken)  S.  638  ff. 
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beweglichen  Bitten  der  benachtheiligten  Kreise  der  städtischen 
Bevölkerung  veranlasst  worden  ist. 

Uebrigens  verfährt  man  nunmehr  radikaler  als  bei  der 
Reform  des  Jahres  1473:  nicht  mehr  die  Hälfte  des  Schöffen- 
kollegs, sondern  dessen  Mitglieder  insgesammt  müssen  fortan 
jährlich  ausscheiden.  Infolge  dessen  liegt  jetzt  auch  nichts  mehr 
daran,  die  Zahl  der  Schöffenstühle,  die  damals  auf  sechs  gebracht 
worden  war,  für  die  Zukunft  beizubehalteu;  vielmehr  kehrt  man 
nunmehr  zu  dem  alten  Mitgliederbestand  von  siebeu  zurück. 
Weil  dergestalt  die  eine  Magistratsbank  verändert  wird,  mochte 
es  geboten  erscheinen,  die  Zahl  der  Konsuln  gleichfalls  von  sechs 
auf  sieben  zu  erhöhen.  Und  auch  sonst  hat  die  Verfassung 
des  Städtchens  seit  dem  Jahre  1473  manche  Wandelung  er- 
fahren. Wie  erinnerlich,  versehen  damals  die  acht  Geschworenen 
die  Pflichten  zugleich  von  Kurgenossen  und  eines  Bürgeraus- 
schusses. In  derZeit  vor  und  nach  1541  ist  eine  andere  Ord- 
nung erfolgt.  Die  Kurgenossen  heissen  jetzt  nicht  mehr  „Ge- 
schworene“, vielmehr  wählen  jetzt  die  Bürger  aus  ihrer  Mitte 
zwölf  sogenannte  „Personen“,  die  dann  ihrerseits  zunächst  die 
sieben  Schöffen  des  Jahres  ernennen.  Ist  das  geschehen,  so 
ist,  wie  es  scheint,  die  Kurbefugniss  der  Zwölfer  erloschen; 
vielmehr  sind  es  dann  „vier  deputirte  van  der  gemeint“,  von 
denen  mau  sonst  nichts  hört,  die  gemeinsam  mit  den  Schöffen 
einen  aus  ihrer  Reihe  zum  Bürgermeister  bestimmen. 
Ferner  nominiren  die  Schöffen  auf  eigene  Faust  die  sieben 
Konsuln.  Wie  der  Bürgermeister  als  Vorsitzender  des  Schöffen- 
kollegs gilt,  so  bestellen  endlich  sämmtliche  Magistratspersonen 
einen  Konsul  zum  Rentmeister  und  Vorsitzenden  der  Rath- 
mannenbank. 

Unter  allen  den  complizirten  Veranstaltungen  zur  Magistrats- 
wahl, die  in  den  clevischen  Städten  beliebt  worden  sind,  ist  dieses 
Büdericher  System  beinahe  das’gekünsteltste.  Man  vermag  übrigens 
nicht  nachzuweisen,  ob  und  in  welchem  Umfange  es  sich  ge- 
halten hat.  Fest  steht  indessen  jedenfalls,  dass  bis  in  die  neuere 
Zeit  hinein,  das  Erbschöffenthum  in  Büderich  nicht  wieder 
Eingang  gefunden  hat.  In  einer  durch  sorgfältige  Ermittelungen 
ausgezeichneten  Zusammenstellung  vom  29.  Juni  1748,  die  den 
Zustand  angeben  soll,  der  vor  der  Reform  des  Jahres  1713  be- 
standen habe,  heisst  es  von  Büderich:  „Daselbst  sind  alle 
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Magistratspei  soneu  jährlich,  der  Stadtsecretarius  aber  auf  seine 
Lebenszeit  erwälilet  und  haben  sie  darüber  keine  Confirmation 
einholen  dürfen“.1) 

Neben  den  Angaben  in  der  Beschreibung  des  Herzogthums 
Cleve  von  Wüsthaus2)  ist  die  eben  erwähnte  Tabelle : „Was  vor 
Magistrate  in  denen  Städten  des  Herzogthuinbs  Cleve  ...  das 
Wahlrecht  haben“,  die  Hauptquelle  für  die  wenigen  Mittheilungeu, 
die  ich  über  die  kleineren  clevisclien  Städte  hier  noch  machen 
werde.  Es  liegt  nun  aber  auf  der  Hand,  dass  es  im  Allge- 
meinen nicht  möglich  ist,  nachzuweisen,  wann  jeweilig  in  den 
einzelnen  Ortschaften  die  gleich  näher  zu  besprechenden  Wahl- 
ordnungen erlassen  worden  sind,  die  im  16.  und  17.  Jahrhundert 
in  Kraft  sind.  Darüber  aber  kann,  meine  ich,  nach  den  bis- 
herigen Erörterungen  kaum  noch  ein  Zweifel  sein,  dass  sie  fast 
durchweg  entweder  bis  zur  Mitte  des  fünfzehnten  oder  doch  bis 
in  die  ersten  Jahrzehnte  des  sechszehnten  Jahrhunderts  zurück- 
reichen. 

In  dem  grossen  Bericht  vom  29.  Juni  1748  heisst  es,  „dass 
die  mehreste  clevische  Städte,  ausgenommen  Gennep,  Cranen- 
burg,  Sonsbeck,  Rees,  Emmerich,  Goch  und  Uedem  vor  dem 
Jahre  1713  das  Wahlrecht,  jedoch  auf  verschiedene  Art  nach 
ihren  alten  Statutis  exerciret;  solche  Wahl  auch  bei  einigen 
Städten  vornehmlich  bei  denen  Bürgemeistern  jährlich,  bei  an- 
deren aber  auf  Lebenszeit  hergebracht  gewesen.“ 

Man  sieht,  trotz  aller  Gleichförmigkeit  der  Entwicklung 
entgeht  dem  Verfasser  des  Berichtes  nicht  die  bunte  Mannig- 
faltigkeit in  den  Einzelheiten  der  Wahlgesetze.  Es  gilt  hier 
auf  kurzem  Raume  wenigstens  ein  Bild  zn  geben  von  allen 
diesen  Wahlordnungen  und  ihren  Verschiedenheiten. 

Ich  beginne  mit  den  grösseren  clevischen  Städten,  soweit 
deren  Verhältnisse  hier  noch  nicht  ausführlicher  dargelegt 
worden  sind.  In  Xanten  scheint  es  nach  den  Mittheilungen 
von  Wüsthaus  das  sechszehnte  und  siebzehnte  Jahrhundert 
hindurch  bei  der  bereits  besprochenen  Wahlordnung  geblieben 


')  Geh.  St.,  General-Direkt.,  Cleve,  Tit.  XVI,  Sect.  1 Nr.  1. 
a)  Vergl.  oben  S.  741  und  sonst.  Nach  einem  dem  ersten  Bande  bei 
Wüsthaus  vorgehefteten  Briefe  vom  20./30.  August  1691  ist  dieser  Band 
in  jenem  Jahre  vollendet. 
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zu  sein,  die  Herzog  Johann  im  Jahre  1453  erlassen  hatte. 
Jedenfalls  den  jährlichen  Wechsel  hatte  man  behauptet,  in- 
dessen bedurfte  man  hier  keiner  landesherrlichen  Confirmation 
der  Gekorenen.') 

Tn  Dinslaken  ferner  ist  zwar  noch  immer  eine  Wahl- 
ordnung in  Kralt,  die  wir  aus  dem  dortigen  Bürgerbuch  kennen, 
in  der  Zwischenzeit  aber  ist  sie  jedenfalls  sehr  viel  complizizter 
geworden.'-)  Der  Wechsel  der  Mitglieder  des  Magistrats  ist 
jährlich.  Zunächst  ist  es  der  ausscheidende  Bürgermeister, 
der  einen  Kurgenossen,  einen  sog.  „Gemeinsmann“,  ernennt. 
Ihm  folgt  in  Ausübung  einer  ähnlichen  Berechtigung  der  älteste 
Schöffe.  Dieser  aber  hat  nur  das  Vorschlagsrecht;  der  von 
ihm  gewünschte  zweite  Gemeinsmann  kann  nöthigenfalls  von 
dem  Bürgermeister  und  den  übrigen  Schöffen  abgelehnt  werden. 
Geschieht  das,  so  erfolgt  eine  Neuwahl  nach  der  Majorität  der 
Schöffen.  Die  beiden  also  bestellten  Kurgeuossen  ergänzen 
sich  dann  zwei  mal  dadurch,  dass  sie  je  zwei  Gemeiusmänner 
zu  sich  nehmen,  die  sie  entweder  aus  den  Reihen  der  Bürger 
oder  aus  deu  Mitgliedern  des  ausscheidenden  Magistrats  wählen 
können.  „Doch  muss“,  wie  ausdrücklich  bemerkt  wird,  „die 
Paritet  der  Religionen“  bei  der  Zusammensetzung  des  Kolle- 
giums der  Kurgenossen  gewahrt  werden.3)  Es  ist  dann  ent- 
weder der  Landdrost  oder  der  Richter,  der  die  Gemeinsleute 
an  ihre  Pflichten  und  an  ihren  Eid  erinnert.  Die  Wahl  selbst 
findet  in  der  katholischen  Kirche,  als  in  der  Stadtkirche,  statt. 
Von  den  sieben  Schöffen  — eine  Rathsbehörde  scheint  am 
Ausgang  des  17.  Jahrhunderts  in  Dinslaken  nicht  mehr  vor- 
handen zu  sein  — sollen  womöglich  zwei  Lutheraner,  zwei 
Reformirte  und  drei  Katholiken  sein.  Welche  Rolle  nun  die 
Gemeinsleute  neben  dem  richterlichen  Kollegium  spielen,  geht 
aus  dem  Bericht  nicht  hervor.  Jedenfalls  liegt  der  Schwer- 
punkt bei  der  Wahl  in  den  Händen  der  ausscheidenden 


')  Bericht  vom  29.  Juui  1748  im  Geh.  St.,  General-Direkt.,  Cleve, 
Tit.  XVI,  Sect.  1 Nr.  l.  Vergl.  oben  S.  320. 

2)  Vergl.  oben  S.  337. 

a)  WnethauB  a.  a.  0.  Band  1 Bl.  258  ff. 
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Magistratspersonen,  die  die  beiden  ersten  Gemeinsmämier 
nominiren. 

Es  erscheint  nun  auf  den  ersten  Blick  merkwürdig,  dass 
in  einer  Stadt  von  Dinslakens  Bedeutung  die  Behörde  fehlt, 
die  man  in  den  Städten  im  Allgemeinen,  besonders  aber  in  den 
clevischen  Stadtgemeiuden  nur  ungern  entbehrt.  Wie  früher 
gezeigt,  gab  es  in  Dinslaken  sowohl  in  der  Altstadt  wie  auch  iu 
der  Neustadt  einen  Rath.  Der  in  der  Altstadt  ist  nun  offenbar 
in  der  Zwischenzeit  eiugegaugen,  während  der  in  der  Neustadt, 
die  niemals  wie  die  Altstadt  ein  besonderes  Schöffenkolleg  hatte, 
sich  bis  zum  Ausgang  des  17.  Jahrhunderts  behauptet  hat. 
Wie  Wüsthaus  nämlich  berichtet,  findet  in  Neu-Dinslaken 
jährlich  eine  „absonderliche  Wahl“  statt  von  einem  Bürger- 
meister, vier  Rathmännern  und  sechs  Gemeinleuten.  Diese 
haben  nun  zw’ar  „ihre  Polizey  und  Einkommen  ä part“,  werden 
aber  gleichwohl  bei  allen  allgemeinen  Berathschlagungen  und 
Maassnahmeu  vom  Magistrat  der  Altstadt  hinzugezogen.  Und 
auch  in  der  Beziehung  ist  damals  noch  jener  alte,  schon  er- 
wähnte Vertrag  in  Kraft,  nach  dem  an  etwaigen  Ueberschüssen 
der  Stadtkasse  die  Neustadt  mit  einem  Viertel  theilnimmt 
„Sonsten  in  bürgerlichen  Sachen“,  heisst  es  dann  zum  Schluss, 
„competiret  dem  Bürgermeistern  in  der  alten  Statt  allein  das 
Regiment  und  die  Entscheidung  der  Partheyen“. •) 

Sehr  viel  einiacher  liegt,  wie  sich  denken  lässt.  Alles  in 
dem  Dinslaken  benachbarten  altclevischen  Zoll-  und  Fischer- 
städtchen Orsoy.  Wie  fast  in  allen  clevischen  Stadtgemeinden 
findet  dort  ein  jährlicher  Turnus  des  Magistrats  statt.  Ebenso 
wechseln  von  Jahr  zu  Jahr  die  „Kurmeister“  oder  soge- 
nannten „Setzer“.  Kommt  der  Termin  der  Magistratsumsetzung,  so 
ernennen  sie  einen  Schöffen,  einen  Konsul  und  zwei  Bürger 
aus  der  Gemeinde  zu  Wahlmännern.  Ob  sie  selbst  sich  noch 
weiter  am  Wahlgeschäft  betheiligen  oder  sofort  zurücktreten, 
muss  dahingestellt  bleiben.  Die  Setzer  nominiren  dann  sieben 
Schöffen,  von  denen  einer  zugleich  Bürgermeister  ist,  sowie  vier 
Rathmänner.  Sie  alle  werden  im  Namen  des  Landesherrn  ver- 
eidigt und  bestätigt.  Interessant  ist  übrigens  die  Notiz,  dass 


’J  Wüntliaus  a.  a O.  Band  1 S.  260  und  oben  S 336. 
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bei  diesem  Anlass  wohl  der  eine  oder  der  andere,  „wan  auf 
dessen  Handel  undt  Wandel  was  zu  sagen  sein  möchte,  ver- 
ändert wird.“ 

Von  den  kleineren  Städten  ist  es  dann  namentlich  noch 
das  zur  Zeit  Herzog  Adolfs,  nach  Hopps  Angabe  um  1420,  mit 
Mauern  umgebene  Scherenbeck,  über  das  man  besonders  gut 
unterrichtet  ist.  Im  Jahre  1485  erneuert  nämlich  Herzog 
Johann  II.  die  alte  Handfeste,  die  kurz  vorher  bei 
einem  feindlichen  Ueberfall  auf  das  Städtchen  zu  Grunde  ge- 
gangen ist.  Wie  es  scheint,  wurde  bei  der  neuen  Redaktion 
nichts  geändert.  Namentlich  der  Artikel  über  die  Kur  macht 
diesen  Eindruck.  Ein  Wechsel  der  Magistratspersonen  findet  nun 
in  Scherenbeck  gleichfalls  statt;  indessen  ist  er  hier  anf  einen 
möglichst  geringen  Umfang  gebracht. 

Es  sind  in  dem  Städtchen  wie  ja  fast  überall  sieben  Schöffen 
vorhanden.  Einer  von  ihnen  wird  Jahr  für  Jahr  zum 
Bürgermeister  bestellt.  Jährlich  müssen  zwei  Mitglieder  aus 
dem  Schöffenkolleg  ausscheiden,  die  dann  am  Kurtage  (am 
2.  Januar)  durch  zwei  andere  ersetzt  werden.  In  wessen  Hand 
die  Wahl  liegt,  lassen  die  summarischen  Bestimmungen  der 
Urkunde  vom  Jahre  1485  nicht  erkennen.  Um  so  dankens- 
werther  sind  die  ausführlichen  Nachrichten,  die  Wüsthaus 
aufbewahrt.1) 

Darnach  sind  es  die  gemeinen  Bürger,  die  am  Wahltage 
vier  „Gemeinsleuthe“  aus  den  vier  Quartieren,  in  die  also 
auch  dieses  Städtchen  eingetheilt  ist,  ernennen.  Jene  Vierer 
ergänzen  sich  nun  ihrerseits  durch  vier  gemeine  Bürger.  Diese 
Achter  bestimmen  zunächst,  wer  von  den  Schöffen  im  kommen- 
den Jahre  des  Bürgermeisteramtes  walten  soll.  Ist  das  ge- 
schehen, so  entfernen  sie  zwei  der  bisherigen  Schöffen  ans  dem 
Kolleg  und  ersetzen  sie  durch  neue,  die  dann  von  dem  Richter 
in  Eid  und  Pflicht  genommen  werden.  Eine  Wahlordnung  für- 
wahr,  die  die  Vorzüge  zweier  Systeme  mit  einander  vereinigt. 
Einmal  wird  der  Gemeinde  das  Maass  an  Einfluss  gelassen, 
ohne  das  von  einer  regen  Beteiligung  an  den  kommunalen 
Angelegenheiten  dauernd  nicht  die  Rede  sein  kann.  Anderer- 


’)  A.  a.  0.  Band  1 S.  268. 
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seits  wird  hier  durch  eine  besondere  Vorschrift  dem  Misstand 
vorgebeugt,  der  nicht  selten  die  Begleiterscheinung  einer  autonomen 
Wahl  durch  die  gemeinen  Bürger  ist:  ein  Wechsel  des  ge- 
sammten  Magistratspersonals  mit  seiner  Geschäftsroutine  wird 
vermieden. 

Offenbar  nachgebildet  der  Clever  Wahlordnung  ist  die  für 
Hüssen,  die  gleichfalls  von  W üsthaus  mitgetheilt  wird.1)  Indessen 
ist  die  Vermuthung,  die  von  diesem  sachkundigen  Urtheiler  auf- 
gestellt wird,  bereits  durch  die  Handfeste  vom  Jahre  1348  sei 
dieses  Verfahren  eingeführt  worden,  zweifellos  unzutreffend. 
Es  ist  in  Hüssen  der  alte  Magistrat,  der  bei  seinem  Abgang 
vier  Kurgenossen  nominirt,  die  sich  dann  nach  ihrer  Vereidigung 
vier  Bürger  hinzufügen.  Erst  nachdem  jene  Achter  sich 
durch  Hinzuziehung  von  abermals  vier  Kurgenossen  auf  zwölf 
verstärkt  haben,  wählen  sie  einen  Bürgermeister,  sieben  Schöffen 
und  vier  Rathmannen. 

Am  Ende  dieser  Uebersicht  notire  ich  noch  einige  An- 
gaben über  die  kommunale  Verfassung  der  kleineren  Ortschaft 
Kervendunk,  die  jedenfalls  ihrem  Umläng  nach  eher  ein  Dorf 
als  eine  Stadt  ist.  Nach  dem  Bericht  des  Richters  dort,  auf 
den  sich  Wüsthaus  (a.  a.  0.  Band  1 S.  342)  berult,  hat  es 
Kervendunk  nicht  einmal  zu  einem  besonderen  richterlichen 
Kollegium  gebracht;  vielmehr  sind  es  die  Schöffen  des  Kirchspiels, 
aus  dem  die  Freiheit  ausgeschieden  ist,  die  praesente  judice  „das 
Gericht  bekleiden“.  Gleichwohl  aber  hat  die  gemeine  Bürger- 
schaft die  Befugniss,  jedes  Jahr  am  17.  Januar  den  Magistrat 
umzusetzen.  Es  geschieht  das  durch  die  vier  Kurleute,  die  in 
der  Bürgerversammlung  gewählt  werden.  Die  ernennen  zu- 
nächst einen  Bürgermeister,  zwei  Rathmannen,  zwei  sogenannte 
Ziessmeister  und  zwei  Kurmeister,  die  die  Bussen  beitreiben, 
die  von  Seiten  der  Bürger  verwirkt  werden.  — 

Alle  die  zahlreichen  grösseren  und  kleineren  Stadtgemeinden, 
deren  Verfassung  in  diesem  Kapitel  besprochen  wurde,  zeichnen 
sich  dadurch  aus,  dass  die  Raths-  und  Schöffenkur  — abgesehen 
höchstens  von  einer  mehr  formellen  Bestätigung  — frei  ist. 
Den  U ebergang  gewissermaassen  zu  den  Städten,  bei  denen  das 


*)  A.  a.  0.  Band  1 S.  211. 
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nicht  der  Fall  ist,  stellt  Gennep  dar.  Von  diesem  Orte  ge- 
hörte mehrere  Jahrzehnte  hindurch  bekanntlich  nur  die  Hälfte 
zu  Cleve;  und  eben  der  Umstand  scheint  nicht  ohne  Ein- 
wirkung geblieben  zu  sein  auf  die  Ausbildung  der  Hoheits- 
rechte der  clevisclien  Landesherren.  Es  hat  nämlich  in  Gennep 
im  fünfzehnten,  sechszehnten  und  siebzehnten  Jahrhundert  zwar 
der  Herzog  die  Befugniss  zur  jährlichen  Ernennung  der  sieben 
Schöffen  und  vier  Rathmannen;  wer  aber  von  den  Schöffen  zu- 
gleich Bürgermeister  sein  soll,  hat  er  nur  in  jedem  zweiten 
Jahre  zu  bestimmen  „das  ander  Jahr  alternis  viribus“  wird  der 
Bürgermeister  von  der  Gemeinde  angeordnet.1)  „Die  übrigen 
Glieder,  als  die  zwölf  Gemeinsleuthe,  werden  übrigens  von  der 
Stadt  oder  Gemeine  geweidet“. 

Von  den  Städten,  in  denen  nach  Maassgabe  jener  Tabelle 
vom  Jahre  1748  die  Landesherrschaft  die  Kur  übt,  sind  Rees, 
Emmerich  und  Goch  schon  mehr  oder  weniger  ausführlich  be- 
sprochen. Es  bleiben  also  nur  noch  einige  kleinere  Ort- 
schaften übrig. 

Von  Sonsbeck  steht,  wie  wir  wissen,  fest,  dass  nach 
Tescheumachers  glaubwürdigem  Bericht  (oben  S.  139)  die 
Rathswahl  früher  Sache  der  gemeinen  Bürger  gewesen  ist. 

In  einer  Urkunde  vom  Jahre  1499  sind  es  indessen  der 
Bürgermeister,  die  Schöffen,  die  Rathmannen  und  die  zwölf 
Geschworenen,  die  neben  der  Gemeinde  besonders  namhaft  ge- 
macht werden.  Sie  sind  es,  die  einen  wichtigen  Vertrag  mit 
dem  Beghinenkonvent  dort  abschliessen.2)  Diese  Gemeinde- 
leute, deren  Vorhandensein  stets  auf  eine  freie  Kur  hindeutet, 
waren  aber  damals  in  Sonsbeck  offenbar  noch  eine  verhältniss- 
mässig  junge  Behörde.  Jedenfalls  werden  in  den  Urkunden 
ähnlichen  Inhalts,  die  einige  Jahrzehnte  weiter  zurückliegen, 
nur  Schöffen  und  Rathmannen  genannt.  Uebrigens  hat  sich  das 
Städtchen  schwerlich  sehr  viel  länger  als  ein  halbes  Jahrhundert 
im  Besitz  der  Magistratskur  behauptet.  Der  eben  erwähnte  Ge- 
währsmann erzählt  in  seinen  Annalen,  unter  Herzog  Johann  HI. 

*)  W (i  8 1 1)  a u 8 a.  a.  0.  Band  1 S.  203  und  Bericht  vom  29. 
Juni  1748. 

21  Abschrift  im  Kopiar  des  Andreasklosters  zu  Sonsbeck  im  St.  z.  D.. 
B 127  Bl.  202. 
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(1521  — 1539)  hätte  die  Bürgerschaft  durch  ihre  Nachlässigkeit 
(sua  negligentia)  jene  Befugniss  eingebüsst.1) 

Und  Dithmar,  der  die  zweite  Auflage  des  Teschenmacher- 
schen  Annalenwerkes  besorgt  hat,  bemerkt  zu  dieser  Nachricht, 
das  sei  im  Jahre  [1538]  geschehen  und  zwar  „in  poenam  criminis 
commissi“.2)  Welcher  Art  nun  auch  die  Veranlassung  gewesen  sein 
mag,  jedenfalls  hat  der  Ort  die  Kur  niemals  wieder  zurück- 
erhalten. Wüsthaus  (a.  a.  0.  Bl.  340)  berichtet  dement- 
sprechend ganz  summarisch:  „Daselbst  hatt  der  Landtsfürst 
jährlich  auff  neuen  Jahrstag  den  gantzen  Magistrat  zu  bestellen, 
als  einen  Bürgermeister,  sieben  Schelfen,  zween  Rahtmänuer, 
einen  Rentmeistern,  zween  Churmeistere,  einen  Vehngrefen,  den 
Stadtschreibern,  einen  Portier  und  zween  Stadtbotten“. 

Von  i dem  habe  ich  bereits  bei  Besprechung  der  Er- 
hebungsurkunde der  für  die  damalige  Zeit  auffallenden  That- 
sache  gedacht,  dass  Graf  Johann  von  Cleve  sich  die  Bestätigung 
der  von  den  gemeinen  Bürgern  gewählten  Magistratsmitglieder 
vorbehält.  Egbert  Hopp,  der  in  seiner  Beschreibung  des  Landes 
Cleve  Üdems,  als  seiner  Vaterstadt,  besonders  ausführlich  ge- 
denkt, vermag  nicht  anzugebeH,  wann  der  Ort  das  Recht,  die 
Ratlunannen  und  Konsuln  wenigstens  vorzuschlagen,  verloren 
hat.  In  seinem  im  Jahre  1655  erschienenen  Büchlein  (S.  39) 
drückt  er  sich  folgendermaassen  aus:  „Üdems  Privi- 

legien sein  freyheit  von  Zollen,  Weg-geldt  etc.  haben  ihre  frey 
Magistraths-Wahl  gehabt,  jetzundt  aber  alss  ein  Fürstlich  regal 
wird  der  Rliats-Chur  von  Lands-Fürsten  den  2.  Januarii  ge- 
halten“. Und  auch  Wüsthaus  äussert  sich  kurz  und  bündig 
dahin:  „Der  Landesfürst  hat  jährlich  am  zweiten  Neujahrstage 
den  Stadtmagistrat  zu  bestellen,  als  einen  Bürgermeister,  sieben 
Schöffen  und  zwei  Rathmannen  und  einen  Rentmeister“. 


')  Tesehenmacher-Dithmar,  Aunales  etc.  (Ausg.  von  1721)  S.  183. 
a)  A.  a.  O.  S.  183  Anmerk.  2:  In  poenam  potius  criminis  commissi 
Johannen)  III.  Cliviae  dttcem  anno  1538  illud  privilegium  Sonsbeeensibus 
iterurn  abatulisse  atque  ab  illo  tempore,  quiequid  cives  nt  innocentiam 
suam  probareut,  sub  Wilhclmo  et  Johanne Wilhelmo  contenderint,  magistratum 
Sonsbecensem  a judicc  loci  vel  toparcha  principis  nomine  constitui,  me  legisse 
memini. 
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Wann  vollends  Kranenburg  die  Belugniss  der  Rathskur, 
die  ihm  zweifellos  ursprünglich  zugestauden  hat,  verloren  ge- 
gangen ist,  muss  dahingestellt  bleiben.  Späterhin  jedenfalls 
üben  die  Herzoge  diese  Belugniss  aus:  sie  sind  es  also,  die 

jährlich  einen  Bürgermeister,  sieben  Schöffen,  vier  Rath- 
männer, zwei  Polizeimeister,  einen  Feldgraf  und  zwei  Pförtner 
nominiren.  — 

Ich  bin  am  Schluss  meiner  Ausführungen  angelangt.  Drei 
Jahrhunderte  hindurch  haben  sich  die  Grundlagen,  auf  denen 
sich  das  Gemeindeleben  der  clevischen  Städte  erhebt,  als 
dauerhaft  erwiesen.  Wo  immer  im  kommunalen  Leben  sich 
ein  neues  Bedürfniss  geltend  gemacht  hatte,  war  dem  — manch- 
mal mit,  öfter  aber  ohne  Kampf  — Rechnung  getragen  worden. 
Neue  zweckentsprechende  Institutionen  hatten  im  Lanfe  der 
Zeit  die  primitiven  Einrichtungen  ergänzt  und  vervollständigt, 
mit  denen  man  sich  bei  der  Stadterhebung  meist  begnügt  hatte. 
Zeugnisse  dieser  Entwicklung,  bei  der  die  Landesherren,  wie 
ich  gezeigt  habe,  eine  nicht  geringe  Rolle  gespielt  haben,  sind 
die  zahlreichen  Rezesse  und  Schiedssprüche,  deren  Reigen 
durch  jene  Weseler  Urkunde  vom  Jahre  1308  eröffnet  wird. 

Mit  dem  Ausgang  des  Mittelalters  erlahmt  nun  aber 
zweifellos  die  neugestaltende  Kraft  innerhalb  der  Stadtgemeinden. 
Nicht  als  ob  das  Interesse  am  kommunalen  Leben  nunmehr 
plötzlich  aufgehört  hätte,  jedenfalls  aber  steht  es  nicht  mehr 
so  durchaus  im  Vordergrund  des  bürgerlichen  Daseins.  Neue 
Bedürfnisse  jedenfalls  in  der  Verwaltung,  die  etwa  eine  feinere 
und  mannigfaltigere  Ausbildung  des  Aemterwesens  hätten 
nach  sich  ziehen  müssen,  treten  in  einer  Periode,  in  der  für 
die  Städte  das  einzige  Heil  in  der  wirklichen  Einverleibung 
in  einen  kräftigen  Territorialstaat  liegt,  — kaum  mehr  hervor. 
Sogar  unter  einer  so  schwachen  Regierung,  wie  es  die  Herzog 
Wilhelms  ist,  wird,  wie  ich  gezeigt  habe,  die  Justizautonomie 
der  clevischen  Oberhöfe  zu  Gunsten  des  Hofgerichts  durch- 
brochen. Sollte  man  nun  ein  Urtheil  darüber  fällen,  wie  viel  von  der 
Tüchtigkeit  der  bürgerlichen  Verwaltung  der  früheren  Zeit  sich  bisin 
die  zweite  Hälfte  des  1 fi.  und  bis  in  das  1 7.  Jahrhundert  hinüber  ge- 
rettet hat,  so  dürfte  die  Antwort  nach  dem  jetzigen  Stand  der 
Forschung  nur  mit  Vorsicht  zu  geben  sein.  Jedenfalls  wäre  von  Fall 
zu  Fall  zu  unterscheiden:  in  Städten,  die  wie  Wesel  und  Cleve 
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mit  einem  leidlichen  Wohlstand  in  die  neuere  Zeit  hinüber- 
getreten sind,  hat  sich  wohl  sehr  viel  mehr  Gemeinsinn  er- 
halten als  etwa  in  Kalkar,  das  in  vollem  Niedergange  begriffen 
war,  oder  wie  in  Rees.  Goch  und  Emmerich,  die  sich  keiner 
freien  Rathskur  erfreuen  und  zudem  durch  religiösen  Hader  zer- 
spalten sind.  Dass  freilich  dieTheilnahme  der  Bürger,  wie  sie  sich 
namentlich  bei  der  freien  Magistratswahl  äussert,  das  allgemeine 
Interesse  an  der  kommunalen  Verwaltung  zum  mindesten  in 
dieser  Periode  noch  ungemein  belobte,  geht  aus  nicht  wenigen 
zeitgenössischen  Aeussernngen  unzweideutig  hervor.  Und 
schliesslich  ist  es  doch  vor  allem  der  Maassstab  jener  Zeit,  an 
dem  gemessen  werden  muss,  was  damals  in  stiller  Arbeit  in 
der  städtischen  Verwaltung  von  Bürgermeistern,  Rentmeistern. 
Schöffen,  Konsuln  und  Gemeindeleuten  noch  immer  geleistet  worden 
ist.  Da  ist  es  nun  geradeCleve  selbst,  dessen  Kanzleiwesen  noch  am 
Ende  des  17.  Jahrhunderts  von  einem  urtheilsfähigen  Beobachter 
ungemein  gepriesen  worden  ist.  Der  Lobredner  ist  Johannes 
Kayser  (geb.  1654),  der  königlichen  Haupt-  und  Residenzstadt 
Cleve  Pastor  primarius;  in  seinem  Parnassus  Clivensis  stehen 
nämlich  folgende  Verse: 

Dies  ist  der  schöne  Ort,  dies  ist  die  edle  Stadt, 

Davon  das  ganze  Land  den  Namen  Cleve  hat. 


Da  ist  verwunderungswerth  die  grosse  Canzelei, 

Der  kluge  Magistrat,  die  treue  Bürgerei. 

Wer  schöne  Häuser  will  und  schöne  Gärten  sehn, 
Sammt  Adel,  Tugend,  Ehr,  der  mag  nach  Cleve  gehn.1) 


l)  Ausgabe  von  löss,  Theii  2 S.  10. 
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Berichtigung. 


Die  Erhebungsurkunde  für  Dinslaken,  auf  die  übrigens 
schon  Frensdorff  (Neues  Archiv  f.  ä.  deutsche  Geschichtsf. 
Band  7 S.  17)  hingewiesen  hatte,  ist  inzwischen  von  Meister 
(Annalen  d.  histor.  Ver.  f.  d.  Niederrhein,  Heft  52  S.  Iß2) 
mitgctheilt.  Das  Diplom  ist  aber  nicht,  wie  ich  nach  einer 
alten  Abschrift  annahm,  vom  Jahre  1270  sondern  von  1273. 
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